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Dorwort zur eriten Auflage. 





Die ftete Fortentwickelung auf allen Gebieten ber Volfswirtfchaft in deu lebten 
Sahrzehnten Hat auch das preußifche Forſtweſen nicht unberührt gelaffen. Neben 
den KHortfchritten auf dem technifchen Gebiete haben in neuerer Beit die das Forſt⸗ 
weien unmittelbar und mittelbar betreffenden Geſetze, Verordnungen ufw. eine fait 
vollftändige Neubearbeitung bzw. eine beträchtliche Vermehrung erfahren, und Hat fich 
hinſichtlich dieſer der Kreis de3 an den preußifchen Förſter zu ftellenden Wiſſens 
bedeutend erweitert. 

Die gefamten, die Dienft- und perfönlichen Verhältniſſe betreffenden Geſetze 
auch nur fo weit, wie fie ihn angehen, annähernd zu beherrichen, war der Förſter 
in ben jfeltenften Fällen in der Lage, denn es mangelte ihm an dem nötigen Nach. 
Thlagebuche, an einem Ratgeber über die an ihn herantretenden Fragen. Standen 
ihm felbft die Geſetze zu Gebote, fo fehlten die die nicht leicht zu verſtehende Geſetzes⸗ 
fprahe näher auslegenden Verfügungen der oberften Bermwaltungsbehörden und 
Entjcheidungen der höchften Gerichtshöfe; es ſei denn, er ſetzte fich in den Befſitz 
der zum Teil fehr teuren Spezialwerfe. Das Bebürfnis nach einem allgemeinen 
Ratgeber für den Förſter ift ein mit der Zeit mehrendes geworden; der Fragekaſten 
der Fachzeitichriften bietet hierfür den beiten Beleg. 

Dieſem Bedürfnis Rechnung tragend, hat der Verfaſſer e8 verfucht, die zurzeit 
befteheude Lüde in der preußifchen Forft: und Jagdliteratur auszufüllen, und vor- 
liegende Handbuch zujammengeftellt. 

Die einzelnen Geſetze und Verordnungen haben darin nur fo weit Aufnahme 
gefunden, als fie den Forſtſchutzbeamten wirklich angehen. Die die einzelnen 
Paragraphen erläuternden Minifterialerlaffe, Gerichtsentfcheidungen ufw. find in 
Heinem Trud darunter geſetzt. 

Eine Ausnahme von diefer Urt der Darftellung ift bei den Arbeiterſchutzgeſetzen 
gemadt. Die ftüdweife Aufnahme dieſer Gefehe hätte nicht den denfelben inne- 
wohnenden Sinn gehörig zum Ausdruck gebracht und die ungelürzte Aufnahme den 
Umfang des Buche unverhältnismäßig vermehrt und dasſelbe verteuert; Verfaſſer 
bat daher an der Hand bewährter Kommentare, unter Berüdfichtigung der ergangenen 
Entfcheidungen und der dieſes Gebiet behandelnden fonjtigen Schriften, jedes dieſer 
Geſetze gedrängt dargeftellt und Durch Beifpiele leicht verftändfich zu machen geſucht 
und bofft, fo dem allgemeinen Zwecke am beiten gedient zu haben. Um Rande bes 
Tertes find die auf denfelben Bezug Habenden Paragraphen der Geſetze vermerkt. 

Ferner find dem Buche ausgefüllte Mufter zu fämtlichen Lohnzetteln, zu 
Liquidationen über Reiſekoſten und QTagegelder und Umzugskoſten, zu Sorftdiebitahls- 
verzeichnifien ufw., fowie eine Tabelle über die Höhe der Benfionen, Witwen- und 
Waiſengelder beigefügt. 

In eriter Linie für den Töniglichen Forftichugbeamten beftimmt, haben in dent 
vorliegenden Buche aber auch die den Kommunal» und Privatforftbeamten betreffenden 
Beitimmungen weiteſte Berädfichtigung gefunden, und gibt der Verfaſſer fich der 
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Hoffnung hin, dieſen ebenfalls einen begehrenswerten Ratgeber geſchaffen zu haben. 
Auch dürfte dem Privatforſtbeſitzer dasſelbe nicht unwilllommen fein, um daraus, 
neben anderem, Pflichten und Rechte der Forſtſchutzbeamten des Staates kennen zu 
lernen und einen Maßſtab für die Beurteilung der von ihm angeſtellten Forſtſchutz⸗ 
beamten zu gewinnen. 

Sollte es namentlich in bezug auf die eingehende Behandlung der perſönlichen 
und Dienſtverhältniſſe der Staatsbeamten auch bei den Herren Revierverwaltern und 
den Königlichen Regierungen beifällige Aufnahme finden, fo ſoll das dem Verfaſſer 
eine befonders freudige Genugtuung fein für fein Beitreben, zu Nutz und Frommen 
der grünen Farbe zu wirken. 

Aus der Reihe der Forſtſchutzbeamten hervorgegangen, glaubt der Verfaſſer das 
Bedürfnis gekannt und alle einfchlägigen Beftimmungen in den Kreis der Bearbeitung 
gezogen zu haben; follte dies nicht der Fall fein, oder follte fonjtwie ein Irrtum 
vorliegen, fo bittet derfelbe um gütige Belehrung und wohlmwollende Kritik. 

Alle Herren, weldye den Berfaffer durch Hergabe von Spezialwerfen und 
Beſtimmungen freundlichft unterftügten, den wärmiten Dank! 

Möge das Buch alljeitig eine freundliche Aufnahme finden, feinen Zweck er- 
füllen und das fein, was der Titel bejagt, ein „Handbuch“, ein Ratgeber für den 
„preußifhen Förſter“. 

Gollub, im Juni 1894. 

Der Berfafier. 
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Seit der lehten Neubearbeitung des Handbuchs find acht Jahre verflofien; eine 
lange Spanne in unjerer kulturfortſchreitenden und gefeßgebungsreichen Zeit. 

Eine Reubearbeitung war dringend erforderlich geworben. Winmal find Die 
Vorschriften über die Einkommens⸗ und Berforgungsverhältniffe der Staats⸗ 
forftbeamten faft jämtlich und die alle Forftbeamten betreffenden allgemeinen Geſetze 
vielfach abgeändert und ergänzt. Dann ift auch die Ausbildung der mittleren Forſt⸗ 
beamten vollftändig nen geregelt; Forſtlehrlingsſchulen, ſtaatliche wie private, find 
eingerichtet, und deren Beſuch ift für die Forftlehrlinge des Staates allgemein angeordnet. 

In den Horftlehrlingsfchulen ift das Handbuch als Leitfaden für den Unterricht 
in der Geſetzes- und Berwaltungstunde eingeführt, und dieſer Benutzung als Lehr: 
mittel Rechnung tragend, hat die vorliegende Auflage nad) mehreren Richtungen eine 
erweiterte Bearbeitung erfahren. Wuch ift der Stoff vielfach fyftematifcher geordnet, 
und den einzelnen Abſchnitten find gedrängte Einleitungen vorgejeht, um die Forſt⸗ 
fchüler in die einzelnen Gebiete der Geſetzgebung einzuführen und ihnen einen 
allgemeinen Überblid zu verfchaffen. 

Obwohl die Erweiterung des Stoffes — aus den urfprünglid) 8 Abjchnitten find 
jegt 15 geworden — den Umfang des Handbuchs erheblich vermehrt und zu- einer 
Preiserhöhung geführt Hat, hielt Verfafier fie doch für notwendig, namentlich mit 
Nüdfiht auf Die vielen felbftändigen &emeinde- und BPrivatforftbeamten, denen 
perfönliche Ratgeber, akademiſch gebildete Revierverwalter, nicht zur Seite ftehen. 
Ihnen fol das Handbuch in möglichft allen an fie herantretenden Fragen fichere und 
eingehende Auskunft geben. Aber auch den Revierverwaltern wird das Handbud) in 
der jegigen Anordnung mehr denn früher ein Führer Durch die fie berührende Geſetz⸗ 
gebung und Berwaltung, und allen Prüflingen ein brauchbares Lehrbuch bzw. 
Repetitorium fein. 

Der Umfang des Buches hätte ja wefentlich verringert und fein Preis verbilligt 
werden können, wenn alle Geſetze, unter Fortlafjung des eigentlichen Geſetzestertes, 
nur inhaltlich) kurz Ddargeftellt worden wären. Diejes Verfahren ift aber abfichtlid) 
nur bei den nebenfäcdjlichen oder gar zu umfangreichen Geſetzen angewandt, fonft tt 
von allen wichtigen Geſetzen oder ihren die Forſtbeamten interejfierenden Zeilen Der 
GSefegestert aufgenommen und erläutert. Beſtimmend für dieſe Urt der Darftellung 
war das Fehlen vollftändiger Geſetzſammlungen in den meiſten Forfthäufern. Und 
auch jeder, dem ſolche Sammlungen zu Gebote jtehen, wird erfreut fein, gleich im 
Handbuche den Text zu finden, denn dadurch erübrigt fich das zeitraubende Nach⸗ 
fchlagen in den Sammlungen. 

Bon den Hauptjächlichiten Neuerungen in dieſer Auflage find zu erwähnen: 
Beitimmungen über Vorbereitung und Unftellung im Königlichen Forſtſchutzdienſt 
vom 1.10. 1905; Einrichtung und Satungen der Staats⸗ und Brivat-Foritlehrlingd- 
ſchulen; Gehaltsvorſchriften, Gehaltsſätze, Dienftanfiwandsentfchädigung, Dienſt⸗ 
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Heidungszufchuß, Penfiong- und Hinterbliebenenverforgung, Unfallfürforge ufw. der 
Forſtbeamten des Staates und der Kommunalverwaltungen; Erweiterung des Kranken⸗ 
verficherungsgefeges, Unfallverficherungsgefeh für Land- und Forſtwirtſchaft, Unfall- 
fürforge für Strafarbeiter und Gefangene; Einkommen, Schul:, Kirchen, Kreis⸗ und 
Provinzialitenern; private® VBerficherungswefen — Lebens, Brand-, Unfall, Kur⸗ 
und Haftpflichtverficherung, Vieh- und Hagelverfiherung —; Begriff und Arten des 
Rechts; allgemeines Strafrecht — Strafgeſetzbuch, Strafprozeßordnung und Geſetz 
über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen —; Bürgerliches Recht — Bürgerliches 
Geſetzbuch nebft Einfährungsgefeh, ‚Befinderecht und Zivilprozeßordnung —; Forſt⸗ 
vecht, Wegerecht und Wegepolizei, Waflerrecht und Wafjerpolizei; Jagdrecht, Jagd⸗ 
polizei und die einheitliche Negelung der jagdlidhen Verhältniſſe Preußens 
durch Die neue Jagdordnung von 1907; Fiichereirecht; Schlachtoieh und Fleifch- 
befchau ujw. 

Die neueren Geſetze find nach den Geſetzesmaterialien (Entwürfe nebft Be⸗ 
gründungen und Berichte über die parlamentarifchen Verhandlungen) eingehend 
erläutert. 

Allen, welche den Berfaffer in liebenswürdiger und freundlicher Weiſe auf 
Mängel und Berbefjerungen bingewiejen haben, den verbindlichiten Dank! 

Möge auch diefe Auflage eine freundliche Aufnahme und gütige Nachficht finden. 

Suhl, im Februar 1908. Der Berfafler. 
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J. 
Erwerbung der Anſtellungsberechtigung 


für den 


Staats- und Rommunal-Forftfchubdienft. 





Beitimmungen über Dorbereitung 
und Anftellung im Königlichen Zorftichußdienft 
dom 1. Oktober 1905. 


I. Allgemeine Grundzüge. 


1. 1. Einen Anſpruch auf Unftellung als Förſter oder Beichäftigung als 
Horfthilfsauffeher im StaatSdienfte haben nur diejenigen Berfonen, die die Forſt⸗ 
anftellungsberehtigung gemäß den nachjtehenden Beitimmungen erlangt haben. 

2. Die gleiche Berechtigung ift erforderlich für ſolche Forſtbeamtenſtellen der 
Gemeinden und Unftalten, die ein Jahreseinkommen von mindeftens 750 Mk., ein- 
Schließlich des Wertes ſämtlicher Nebeneinnahmen, gewähren, aber eine höhere Be 
fähigung erfordern, wie die eines Königlichen Förfters. 

8. zu) die Königlichen Revierförfteritellen find vorzugsweiſe an geeignete Förfter 
zu vergeben. 
fen 4. ie für die UnftellungSberechtigung gilt der Forftverforgungsfchein 
(fiehe au ). 

5. Die AUnftellungSberechtigung wird eriworben: 

a) durch vongchetamaßis— forſttechniſche Ausbildung, 
b) durch volle Erfüllung der zu übernehmenden beſonderen Pflichten des Militär⸗ 

dienſtes im De (8 17). 

6. Die forfttechnifche Ausbildung erfolgt durch: 

a) Unterweifung während der praftifchen Lehrzeit (8 4), 
B) einjährigen Beſuch einer Stöniglichen Forſtlehrlingsſchule (8 9, 
1) Horftunterricht beim Jägerbataillon ($ 16), 
d) weitere forftliche Befchäftigung und Unterweifung während des Militär: 
Referveverhältnifjes 
und ift nachzuweifen durch das Beſtehen zweier Prüfungen (88 9, 10 und 23). 

1 Dem Torftdienft des Staates wird berjemi e im Bereiche der Hoffammer ber 
Königlichen Zamiltengüter gleichgeachtet. Es wird jedod) auf 8 19 des Geſetzes, betreffend 
die PBenfionterung der unmittelbaren Staatsheamten, vom 27. März 1872 (G. ©. ©. 268) 
aufmerfiam gemadjt. Was in diefen Beitimmungen bon den Regierungen gefagt ift, gilt 
auch für dte Hoflammer der Königlichen Familiengüter. 


IL. Die Jehrieit. 
Eintritt in die Lehre und ihre Dauer. 
‚872. 1. Die Saufbehn für den Forſtſchutzdienſt beginnt mit einer mindeſtens 
einjährigen praktifchen Lehrzeit” Der Eintritt in die Lehre darf nicht vor Beginn 
Nabtke, Handbuch. 4. Aufl. 1 
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des 16. Lebensjahres und muß fpäteftens am 1. Oktober des Kalenderjahres erfolgen, 
in dem der Bewerber das 18. oder, wenn er die Berechtigung zum einjährigefreiwilligen 
Militärdienit erworben hat, das 20. Lebensjahr vollendet.! 

2. Der Bewerber Hat fich drei Monate vor dem beabfihtigten Beginn der Forſt⸗ 
lehre bei dem Oberforftmeifter des Bezirks, in dem er fich aufhält, oder in dem er 
in die Lehre treten will, jchriftlih anzumelden und dabei vorzulegen: 

a) das Geburtäzeugnis, 

b) ein Unbefcholtenheitözeugnis der Polizeibehörde ſeines Wohnorts, 

c) ein Zeugnis eines Oberſtabs⸗ oder Stabgarzted, daß er frei von Förperlichen 
Gebrechen und wahrnehmbaren Anlagen zu chronifchen Krankheiten ift, ein ſcharfes 
Auge mit deutlichem Unterfcheidungsvermögen für fämtliche Farben, gutes Gehör, 
fehlerfreie Sprache hat und eine Körperbefchaffenheit befigt, die fein Bedenken 
gegen die künftige Tauglichkeit zum Militärdienft begründet,? 

d) Beugniffe der befuchten Schulanitalten oder der Xehrer über feine Schulbildung, 
insbeſondere darüber, daß er bis zur gegenwärtigen Meldung einen ftetigen 
Schulunterricht genofjen oder feit dem Abgang von der Schule feine Fort⸗ 
bildung ununterbrochen betrieben Hat, 

e) einen Feibftgeichriebenen Lebenslauf. 

3. Der Bewerber wird Hinfichtlich feiner Schulbildung zum Eintritt in die Lehre 
ohne weiteres als geeignet erachtet: 

a) wenn er das Zeugnis der wifjenfchaftlichen Befähigung für den einjährig- 
freiwilligen Militärdienft erworben, 

b) wenn er durch den Beſuch einer höheren Schule (Oymnafium, Progymnaſium, 
Realgymnaſium, Realprogumnafium, Ober-Realjchule, Realjchule, höhere Bürger- 
ſchule) die Reife für die Tertia (bzw. an höheren Bürgerjchulen für die dritte 
Klaſſe) erreicht hat. 

4. Genügt der Bewerber den Bedingungen zu a und b nicht, fo hat er ſich einer 
bejonderen Prüfung in den Schulfenntnifjen zu unterziehen. 

5. Sft eine Prüfung nicht erforderlich, jo benachrichtigt der Oberforftmeilter den 
Bewerber davon, daß er die Befähigung zum Eintritt in die Forjtlehre nad) Maß- 
gabe diefer Beitimmungen nachgewieſen hat. Wird eine Prüfung nötig, fo kann der 
Oberforjtmeilter einen Regierungs⸗ und Forftrat oder einen Oberförjter? des Bezirks 
mit deren Ausführung beauftragen. 

6. Die Prüfung fol feititellen, ob der Bewerber befähigt ift, Gebrudtes und 
Geſchriebenes geläufig richtig zu lefen, feine Gedanken über eine einfache Aufgabe in 
einem kurzen Aufſatze veritändlich und ohne erhebliche Fehler in der NRechtfchreibung 
mit gut leferlicder Handichrift niederzufchreiben und in den vier Spezies, jowie im 
der Wegeldetri mit benannten und unbenannten Zahlen, ferner mit einfachen und 
Dezimalbrüchen geläufig und richtig zu rechnen. 

7. Iſt das Ergebnis genügend, jo läßt der Oberforjtmeifter dem Bewerber die 
vorgedachte Benachrichtigung zugehen. 

8. Iſt das Ergebnis nicht genügend, jo bemerkt folches der Oberforftmeifter auf 
dem lebten Schulzeugnifje. Die Meldung zur Wiederholung der Prüfung kann nach 
Ablauf von neun Monaten erfolgen, wenn nach Maßgabe des Alters des Bewerbers 
die Zulafiung zur Forjtlehre dann nod) ftatthaft iſt. 

1 Bezüglich der Bewerber für den Königlichen un vergleiche S 6. 

2 A. Hinfitlich der für den Eintritt in die forſtliche Lehre erforderlichen Körper- 
befhaffenheit find nachſtehende Beitimmungen maßgebend: 

1. Als Minimalmaße für die Rörpergröhe und den Bruftumfang haben zu gelten: 


im Alter von: Örpergröße: Brujtumfang: 
15 Jahren 151 cm 70-76 cm 
16 153 „ 73—79 „ 


7, 156 „ 7681 „ 
2. Für die Beurteilung des Sehvermögens tft zu beachten, daß der Dienft des Forſt⸗ 
ußbeamten dad Tragen von Augengläfern nicht gejtattet, und daß die Sehlelitung 
ohne Berbeiferung etwaiger Brechungsfebler für jedes Auge feitzuftellen ift. 
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Wenn Tranfhafte Veränderungen der inneren Teile der Augen die Seb- 
leiftung beeinträchtigen, tft der Untragfteller als untauglich zu bezeichnen. Das 
rechte Auge muß vollkommen fehlerfrei fein (volle Sehlelftung, Teine Drehungs- 
fehler). Auf dem linken Auge darf die Sehleiftung nicht weniger als 8/, ber 
regelrechten betragen. Sturzfichtigkeit auf dem Tinten Auge, bei welcher der 
a aabjtand 70 cm oder weniger beträgt, fchließt vom Eintritt in die Forſt⸗ 
ehre aus. 

. Beide Ohren müſſen er Hörweite beſitzen. 

. Dte Sprache muß fehlerfrei ſein. 

. Die in der Anlage 1 A der Heerordnung vom 22. November 1888, Neudruck 1904, 
verzeichneten Fehler machen der ne Inah zur Aufnahme ungeeignet, wenn 
fie nicht jede unbedeutend find oder ſich noch heben laffen. 

* B. Bur Erlangung des militärärztlichen geugniffes haben ſich die Bewerber mit ihren 

Sefuchen rechtzeitig an das nächſte Bezirksfommando zu menden, weldjes bie Direkte 

Buftellung des Beugnifjes an ben Oberforftmeifter desjenigen Bezirks, in dem der Be- 

werber fih anmelden will, veranlaflen wird. 

Drilitürärgtliche Beugniffe dürfen nicht offen in die Hände der Unterfuchten gelangen, 
da nad der —Aã— zur Beurteilung der Mi —— — und zur Aus⸗ 
tellun pop nett en er Dom ei 2. ea ben Ante ucten vor den nhalte 

er er ſie ausgeſtellten Zeu e keine Kenn egeben werden darf. . L. v. 

27. 8. 1897, D. J. 29 ©. 184. ) Br 

3 Bu den. berförften” im Sinne diefer Beitimmungen gehören auch die den Titel 
„Forſtmeiſter“ führenden Revierverwalter. 

Um den zur Ausbildun Pi den Forftfchußdienft angenommenen Anwärtern eine 
berufsmäßige Befigung zu n ern und zu berhüten, dag zum Nachteil für den Dienſt, 
die Unmärter erjt mit einem fehr hohen durchfchnittlichen Lebensalter zur Anftellung als 
Hörfter gelangen, ift die Zahl der jährlich anzunehmenden Lehrlinge einer Befchränkung 
unterivorfen und für jeden Regierungsbezirk eine Höchſtzahl feſtgeſetzt. Erfolgt eine größere 
Bahl von Anmeldungen, fo find bet entfprechender Befähigung die Söhne von Forſt⸗ 
beamten borzugsweije zu berüdfichtigen. 

Die Zahl der hiernach au elafenen, fowie der zurüdgewiefenen Anmeldungen ift 
ea zum 15. Auguſt dem Minifterium anzuzeigen. 

Nachträgliche Bewerbungen können Teine Derüdfichtigung finden, da unbedingt daran 
Ieftgehatten werden muß, daß die Bahl der anzunehmenden Forft- und Sagdlehrlinge mit 

er Zahl ber jährlih zur Befegung kommenden Stellen des Forſtſchutzdienſtes im ent⸗ 
ſprechenden Verhältnis fteht. 

Die Unwärter der önritverwaltunglaufoahn kommen bei borftehenden Beftimmungen 
nit in Betradt. (M. 8. und K. M. v. 6. 7. 1889 und 30. 11. 1897, D. J. B. 21 
S. 141 und B. 30 ©. 33.) 

Die höchit auläffige Habt ber —8 anzunehmenden Forſtlehrlinge beträgt für die 

rke au 


SE 2 


einzelnen Regierungsbez weiteres: 
Königsberg. -. -. -. . 8 Breslau. . 6 Minden mit Münfter . 4 
Allenitein ...9 0 Xiegnig . 4 Umsbern ». ». ... 3 
Gumbinnen . 8 Oppeln . . . 6 Galler Dit . 7 
Danzig - -» - » » . 6 Magdeburg . . 5 Gaffel Welt. 8 
Marienwerdber . ° . . 11  Merfeburg . . 6 Wiesbaden . .5 
otsdam . ». »...9 Ef .. . 3  Coblenz . . . 5 
rankfurt a. O.. 9 Schleswig 3  Düffeldorf . .2 
tettin . . . . . 6 annover . . .4 Elm... . 2 
Köslin . . . 5 ildesheim . . 7 tler. . 7 
Stralfimd . 2 üneburg 5 Wachen 3 
ofen. . . . 6 e 22200. 1 De Tommer .. . 3 
omberg . 6 DOsnabrüd mit Aurih . 1 lſaß⸗Lothringen. . 15 


Zuſammen 200. 


5 Dur den Aufenthalt in dem in Ausſicht genommenen Lehrrevier vor Erteilung 
ber höheren Genehmigung zum Beginn der Lehrzeit (8 3) erwerben junge Leute, welche 
beabfichtigen, als Unmwärter für die Laufbahn der Königlihen Forſtſchutzbeamten in die 
* und Jagdlehre einzutreten, keinen Anſpruch auf irgend welche beſondere Berück⸗ 

tigung, falls wegen Überfüllung der Laufbahn ein Teil der ſich Anmeldenden zurück⸗ 
geivielen werden muß. 
ie Betreffenden empfinden biele Burüdweifung meift als eine unberechtigte Härte. 
Um dies zu vermeiden, iſt vor der Erteilung der vorfehriftsmäßigen Genehmigung zum 
1* 


4 I. Erwerb. d. Anftellungäberedt. f. d. Staat» u. Kommunal-⸗Forſtſchutzdienſt. 


Antritt der Lehrzeit ben Anwärtern der Aufenthalt in den Buch fie in Ausfiht genommenen 
Forftrevieren möglichjt nicht zu geftatten. Liegen befondere Gründe vor, von biefer Regel 
abzuweichen, fo tit dem Vater oder Bormunde des Anwärters fchriftlich zu eröffnen, daß 
bieler einftweilen auf bie Sulaffung ur Schupbeamten-Laufbahn wegen überfüllung Der- 
felden nicht zu rechnen babe, und ß e8 feinem Sintereffe nicht entfpreche, Zeit und Koſten 
auf eine borbereitende Lehrzeit zu verwenden, jolange feine Annahme als or und 
Sagblehrling nicht endgültig genehmigt fei. (M. 2. v. 8. 9. 1894, D. %. B. 26 ©. 207.) 


Wahl des Lehrherrn. 

83. 1. Die praftifche Lehrzeit kann, infoweit fie länger als ein Jahr dauert, 
bei jedem vom Regierungd und Forſtrat und Oberforftmeifter des Bezirks zur 
Annahme eines Lehrlingd ermächtigten, im praltifchen Forftdienite des Stanted, Der 
Gemeinden, Öffentlichen Anftalten oder Privaten angeftellten Forſtbeamten zurüdgelegt, 
muß aber während des letzten Jahres vor Eintritt in die Forftl rlingstchule ($ 8) 
bei einem Staat3:Oberförfter oder bei einem vom Regierungd- und Forſtrat und Ober 
forjtmeifter des Bezirks zur Ausbildung von Lehrlingen ermächtigten verwaltenden 
Beamten des Gemeinde, Unftalt3« oder Privatforftdienftes zugebracht werden. 

2. Jeder Yorftbeamte, der einen Lehrling annehmen will, hat die fchriftliche 
Unnahme-Genehmigung für jeden einzelnen Fall bei dem Negierungd- und Forſtrat 
und dem Oberforftmeifter des Bezirks einzuholen. Dem Antrage find die im $ 2, unter 
a bis e erwähnten Schtäftftüde und die im S 2 Abf. 5 und 7 vorgefchriebene 
Benachrichtigung eines Oberforſtmeiſters beizufügen. 

3. Im Berfagungsfalle ift die Berufung an den Oberlandforftmeifter ftatthaft, 
deſſen Entfcheidung endgültig if. Dieſer entfcheidet auch, wenn Regierungs⸗ und 
Forſtrat und Oberforjtmeifter über Genehmigung oder Verſagung ſich nicht einigen 


Tönnen. 
BZwed der praftifchen Lehrzeit. 

8 4. Zweck ber praktiſchen Lehrzeit ift, daß der Lehrling fich durch lebendige 
Anſchauung und praktiiche Übung mit dem Walde und den beim Forſtbetriebe vor- 
fommenden Arbeiten befannt macht, inSbefondere an den Foritkulturarbeiten, der Wald- 
pflege, den Ürbeiten in den Hofaichlägen, am —— und an der weidmänniſchen 
Ausübung der ya? fich fleißig beteiligt, die einheimifchen Bäume und die wichtigften 
Sträudher, die Lebensweiſe der Jagdtiere und der Ionftigen für den Wald wichtigen 
Tiere, namentlich auch der üblichen und fchädliden Bögel und Inſekten kennen 
lernt, in den fchriftliden und Rechnungsarbeiten im Bureau der Oberförfterei fich 
ausbildet, einfache Vermeſſungs⸗ und Nivellierungsarbeiten ausführen Hilft und mit 
den Gefegen und Verordnungen über Korftdiebftahl, Forſt- und Zagdpolizei und Hand- 
babung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes fich befannt macht. | 

1 Durch die Beauftragung mit ber Ausübung bed Jagd⸗ und Forſtſchutzes feitens des 
Oberförfterd in dem ihm unteritehenden ee Tann einem Forſtlehrling die Beamten- 
qualität nicht verliehen werden, da er foldye nur durch die Unftellung al Beamter erlangen 
‚ Tann, zur hen der dem Oberförfter nachgeordnieten Forſtſchutzbeamten aber nicht der 

Oberförfter, fondern die Regierung, Abteilung für Domänen und Forften, berufen ift. 

Der Oberförfter ift als Vertreter de8 Staates, als Waldeigentümer zur Beitallung 
eines Auffeherd im Sinne des St. G. B. 8 117 als befugt anzufehen. 

Hat der Foritlehrling al vom Waldeigentümer beftellter Uuffeher zu gelten, fo iſt 
die Anwendung bes St. ©. 3. 8 117 noch Davon abhängig, ob er bei feinem Vorgehen 

egen Forſt⸗ oder Jagdfrevler ſich in rechtmäßiger Nechtsausübung befunden hat, und dem 
revler dies bewußt war. (R. &. v. 17. 3. 1903, D. F. 3. 1904, ©. 630.) 


Pflichten Des Lehrherrn und des betreffenden Regierungs- und 
Forftrats. 

8 5. 1. Eine dem Zwecke der Lehrzeit entfprechende forgfältige und gründliche 
Unleitung, Unterweifung und Beſchäftigung der Lehrlinge gehört zu den wichtigften 
Dienftobliegenheiten der Forſtbeamten. Die Lehrzeit foll insbeſondere bag dienen, 
die fittliche Erziehung des Lehrlings, namentlich durch gutes Beifpiel des Lehrherrn, 
zu fördern, ihn an Gehorfam, Pünktlichkeit, Ausdauer und das Ertragen Törperlicher 
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Unftvengungen zu gewöhnen und Luft und Liebe für den Wald und für feinen 
fünftigen Beruf in ihm zu meden. 

2. Über die Ausbildung und Führung der von den untergebenen Forſtſchutz⸗ 
beamten angenonımenen Lehrlinge hat der Neviernerwalter befondere Aufſicht zu 
führen. Zu diefem Zwecke fteht es ihm zu, über die Art der Befchäftigung der in 
feinen Verwaltungsbezirk fich aufhaltenden Lehrlinge Beltimmung zu treffen und 
ihnen unmittelbar Unweijungen und WUufträge zu erteilen. 

3. Der Regierungs⸗ und Forſtrat ift verpflichtet, nicht nur von dem Gange Der 
Fortbildun jümtricher Lehrlinge feines Bezirts Kenntnis zu nehmen, fordern auch 
am Schluſſe der Lehrzeit erforderlichenfall3 durch eine Prüfung fi) über den Grad 
der Ausbildung, die der Lehrling erlangt Hat, ein Urteil zu verſchaffen; er kann zu 
diefen Zweden den Lehrling an einen geeignet gelegenen Prüfungsort berufen. 

4. Zeigt fich ein Lehrling wegen unfittlicher Führung, Ungehorfam, Unzuverläffigfeit 
oder nach feiner Törperlichen Bejchaffenheit oder aus fjonft einem Grunde ungeeignet 
für den Forſtdienſt, fo hat der Lehrherr ihn aus der Lehre zu entlajien. 

5. Auch gegen den Willen des Lehrherrn kann die Entlaffung ſowohl durch dei 
Regierung» und Forſtrat, ald auch durch den Oberforftmeifter angeordnet werden. 


Lehrzeit der Bewerber für den Forſtverwaltungsdienſt. 

8 6. Für Bewerber, die die Befähigung zur Anftellung ald Yoritverwaltungs- 
beamte erjtreben — Forſtbefliſſene — ſich zugleich aber die Anftellung im Forft- 
ſchutzdienſte offen Halten wollen, find an Stelle der vorftehenden 88 2 bis 5 Die 
88 1 big 8 und 34 der Beitimmungen über die Vorbereitung für den Königlichen 
"Forftverwaltungsdienft vom 25. Januar 1903 maßgebend. 


2 Kommandierung auf eine Forſtalademie. 


(Syußjäger.) 

1. uf une dienende aktive Jäger können bei Nachweis der erforberlicher 
wiſe chaftlichen Befähigung und tadelloſer Dienjtführung gleichzeitig Sie Anwartſchaft 
auf Anſtellung als —— ——— erwerben. Sie werden zu dieſem Zweck bon 
der Inſpektion für eine Sreiftelle auf den Yorftalademien zu Eberswalde (4 Stellen) ober 
Münden (10 Stellen) einberufen. 

2. Die Vorſchläge find der Inſpektion zum 1. 8. j. 58. einzureichen. 

3. Die vorzuſchlagenden Mannſchaften müffen zum Beitpunft der Kommanbdierung 
mindeftens eine ae Dienftzeit beendet, ſich über den nach den Beitimmungen für 
die Königlichen Forſtakademien zu Eberswalde und Münden vom 14. 3. 03 erforderlichen 
Grad der miflenfchaftliden Bildung ausgewiejen und dürfen das 25. Lebensjahr noch 
nicht überfchritten haben. Werden ausnahmsweiſe in der Reſerve befindliche Mannſchaften 
vorgeſchlagen, jo ift gleichzeitig ihre Wiedereinziehung zum aktiven Dienft zu bean- 
tragen. 

4. Den Borfchlägen find folgende Papiere, die den im 8 11 der borgenannten 
Beitimmungen borgeichriebenen eugnijfen entfprechen, beizufügen: 

Stammrollenauszug, 

das vorgeſchriebene Schulzeugnis der Reife, 

da8 Beugnis über die einjährige praftiihe PVorbereitungszeit oder eine vorläufige 
Beigeinigung barüber, 

die —2 gung, ber Eltern oder des Bormundes oder ein anderweitig genügend 
beglaubigter Nachweis über die zum Wufenthalt auf der Akademie exjorberlichen 
Unterbaltömittel, die Zeugniſſe über etwa fchon erledigte Uniperſitäts⸗ oder fonftige 
Stubien, über etwaigen Aufenthalt in Forſten außer der praftifchen Vorbereitungszeit. 

5. Die Betreffenden werden während der Dauer des Lehrkurfus auf der Forſtakabemie 
als „tommanbiert” und während eines na Beſuches einer Univerſität als 
„beurlaubt“ geführt und erhalten ſämtliche Garnijongebührniffe. 

6. Die betreffenden Jäger find in der Negel nor Beginn bes Kommandos zur Forit- 
afademie zu Oberjägern zu befördern. Ausnahmen find beſonders zu begründen. 

7. Das Berhalten der Kommandierten auf der Forſtakademie — nicht auf ber 
Untverfität — regelt die von der Königlichen Inſpektion der Jaͤger und Schüten am 
1. 4. 06 gegebene Borfchrift für die die Königlichen Forſtakademien zu Eberswalde und 
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Münden befuchenden Mitglieder des Fußjägerkorps. — Ausf.Beſt. d. Kgl. eft. 
d. Jager uns —2 —X 4. 06, Ei a p fBeſ gl. Inſp 


Anmeldung der Lehrlinge zur Forſtlehrlingsſchule. 


87. 1. Sn der Zeit vom 1. bis 5. Juni des Jahres, in welchem der Lehrling 
bis zum 1. Oktober feine ge ehrget vollendet haben wird, hat der Lehrherr 
das Nationale des Lehrling nach dem beiliegenden Muſter A an den Regierungs⸗ 

» und Forftrat des Bezirks einzureichen. In dem Nationale ift anpugeben, welcher 
>  Borftlehrlingzfchule der Lehrling in eriter Linie und, da die Berüdfichtigung dieſes 
Wunſches möglichermeile nicht ftattfinden kann, in zweiter Linie zugewiefen werden möchte. 

2. Der Negierungd- und Forftrat hat die bei ihm eingehenden Nationale mit der 
Beicheinigung zu verfehen, daß die vorjchriftgmäßige praktiſche Lehrzeit des Lehrlings 
bis zum 1. Oftobex d. 38. beendet fein wird, und bis fpäteftens 1. Juli jedes Jahres 
dem Minifter für Landwirtfchaft, Domänen und Forften einzureichen. Der Miniſter 
verteilt die Lehrlinge auf die De en vermerkt feine Entjcheidung auf 
dem Nationale, ſtellt diefe bis fpäteftend 1. Auguſt den Leitern der Forftlehrlings- 
ſchulen zu und gibt zugleich dem Regierungs⸗ und Forftrat befaunt, welcher Forſt⸗ 
Iehrlingöfchule der Lehrling überwiejen if. Der Regierungs⸗ und Forftrat fegt von 
der Entjcheidung des Minister den Lehrheren in Kenntnis, der für das rechtzeitige 
Eintreffen des Lehrlings auf der Forftlehrlingsfchule Sorge zu tragen hat. 

Die Regierungd- und Korfträte haben die Nationale der Sorftfehrlinge nicht 
mehr direft an den Minifter, fondern nach vorjchriftsmäßiger Befcheinigung an den 
OÖberforftmeifter weitergngeben. Diefer Hat fie zu fammeln und dem Minifter zum 
1. Juli vorzulegen. (M. 2. v. 27. 6. 1906 — 1437.) . 

3. Sin der Beit vom 1. biß 5. September desjelben Jahres hat fich der Lehrherr 
über die Leiftungen des Lehrlings während der ganzen praftifchen Lehrzeit zu äußern 
und diefe nad) dem Mufter B ausgeftellte Außerung nebft der Benachrichtigung über 

9%, die Befähigung zum Eintritt in Die Lehre (8 2), dem militärärztlichen HBeugnid (8 2 
Ubf. 2c) und der Annahmegenehmigung (8 3) dem Hegierungd- und Forſtrat des 
Bezirks einzureichen. Diefer hat die Äußerung auf Grund des von ihm über den 
Lehrling erlangten Urteils (8 5) mit einem Vermerk darüber zu verjfehen, ob der 
Lehrling die Lehrzeit fachgemäß angewendet und eine hinreichende praftifche Aus⸗ 
bildung erlangt Hat, um zu der Erwartung zu berechtigen, er werde die forftliche 
Ausbildung mit genügendem Erfolge fortiegen Tünnen. 

4. Bid zum 20. September hat der Regierungs⸗ und Forftrat die Außerung nebft 
Unlagen dem Leiter der Forftlehrlingsfchule zuzuftellen, der für jeden Lehrling Perfonal» 


aften anlegt. 
Aufnahme auf der Foritlehrlingsfchule. 
8 8. Die Uufnahme der Lehrlinge auf der Yorftlehrlingsfchule erfolgt am 
1. DOftober. Aufnahmefähig find nur ſolche Lehrlinge, die ſpäteſtens im Dftober des 
Uufnahmejahres das 17. Lebensjahr vollenden, andererjeitd it die Aufnahme nicht 
mehr zuläffig nach dem 1. Dftober des Jahres, in dem der Lehrling das 20., oder 
wenn er die Berechtigung zum einjährigsfreiwilligen Dienjt erworben hat, das 
21. Lebensjahr vollendet. e 
— ı Sahungen und Hausordnung für Forſtlehrlingsſchulen ſiehe Anlagen 11.2. Forſt⸗ 
gr rd lehrlingsſchulen beſtehen zurzeit in Margoninsdorf (Bez. Poſen), Steinbuſch (Neumark), 
y Hachenburg (Weiterwald) und Spangenberg (Bez. Caſſel). 
2 Bergünftigungen für den Beſuch der Forſtlehrlingsſchulen. 
Um die Derangiehung eines geeigneten Nachwuchſes für die Forſtſchutzbeamtenlauſbahn 
zu erleichtern, habe id) Im 8 11 der Sakungen für die Foritlehrlingsichulen die Bes 
|immungen getroffen, ie bon dem auf den Schulen in Höhe von jährlid) 72 ME. zu ae 
en Wohn- und Unterrichtägelde diejenigen Söhne von unbemittelten Söniglich preußiichen 
Forſtbeamten befreit find, welche fih dem preußiſchen Staatsforftdienfte widmen tollen. 


% Die Ausführungsbeftimmungen ber Infpeltion ber Jäger und Schützen vom 1. 4 06 zu ben 
Beitimmungen über Vorbereitung und Ainpelung im Königlichen Forſtſchutzdienft vom 1. 10. 08, worin auch 
die oben erwähnte Vorſchrift für bie Mitglieder des Fußidgerkorps enthalten ift, Tönnen von J. Neumanns 
Zerlag in Neudamm zum Preife von 80 Pf. bezogen werben. 
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Anträge find von ben Eltern ꝛc. an diejenige Regierung zu richten, in deren Bezirk 
fie ihren Wohnſitz haben, und von dieſer unter Mitteilung der wirtſchaftlichen Berbältniffe 
der Bittfteller weiterzugeben an die Regierung, ber die Goritieprlingsfehule re ift. 
Der legteren Regierung wird die Entideidung über die Befreiung bon dem Wo 
Unterrichtsgelde bis auf weiteres überlaffen. 

Dorauzfegun für diefe VBergünftigung ift, daß die Bittfteller ihren Berhältniffen nach 
zur Tragung der hsbildungstoften außerſtande find, daß der Lehrling zur preußifchen 
Stantsforft:Beamtenlaufdahn zugelaſſen und fein Vater aktiver oder benflonterter Königlich 

reußiſcher Forſtbeamter ift oder bis zu feinem Xode war. Söhne von Gemeinde ober 
rinatforftösamten find deher von vornherein abzuweiſen. Dagegen ſind insbeſondere 
berückſichtigen, wenn ſonſt die Ver ältmife dafür ſprechen, diejenigen Lehrlinge, deren 
ater gejtorben iſt, ſowie diejenigen, deren Eltern durch die Erziehung mehrerer und uns» 
berforgter Kinder oder durch Krankheiten in ber Familie finanziell ftark belaftet find. 
3 wird empfohlen, die Anträge zunädjft zu fammeln, um über fämtlicje gleichzeitig 

Entſcheidung treffen zu fünnen. Lebtere iſt den Bittjtellern direkt, fowie ber anderen 
Regierung zu übermitteln. In kommenden Jahren tit darauf zu halten, daß die Ent- 
ſcheidung vor dem 1. Oktober in den Händen der Bittiteller ift. 
" Beihilfen zu den Softgeldern fönnen bon den Regierungen, in deren Bezirk die 
Eltern 2c. der Lehrlinge wohnen, aus ben bei Kapitel 2 Titel 9, Yb, und Kapitel 4 Titel 3 
überwiefenen Fonds bewilligt werden. Diefe Beihilfen find in Form von einmaligen 
Unterftüßungen zu gewähren, deren Zahlung an die Ungehörigen, mo die angebracht 
ericheint, in zwölf Monatsbeträgen erfolgen Tann. 

Sür die Böglinge der Forſtlehrlingsſchule In Gr.Schönebeck forgt außerdem die 
ilhelmsitiftung durch; Gewährung don Unterftühungen.*) 

teijtellen find an feiner graMlehrlinge chule vorhanden. (M. X. v. 12. 10. 1905 
— II 12727 — M. BL f. &. ©. 302.) 


Unterricht auf der Forftlehrlingsfchule und Kägerprüfung. 

8 9. 1. Die Ausbildung der Lehrlinge auf der Forſtlehrlingsſchule dauert im 
allgemeinen ein Jahr. Zeigt fich ein Lehrling wegen unfittlicher Kührung, Ungehorfam, 
Unzuverläffigfeit oder nad) feiner Förperlichen Befchaffenheit oder aus ſonſt einem 
Grunde ungeeignet für den Forſtdienſt, jo ift er aus der Forſtlehre zu entlafjen. 

2. Im Monat September haben fi die Zöglinge der Forſtlehrlingsſchule der 
Jägerprüfung zu unterwerfen. 

2 Lehrplan für die Forſtlehrlingsſchnlen fiehe Anlage 2a. &, 

2 Feier des Gedantaged. Um Sedantage ift unter Ausfall des Unterrichts eine ent- IS 

“ ® 


n⸗ und 


ſprechende Schulfeier zu veranftalten. (MM. L. v. 5. 8. 1905, M. BL. f. 2. ©. 260.) 


\ Uusführung der Bräfung. 

10. 1. Die Prüfung fol feftftellen, welche allgemeine Bidung in Beziehung 
auf Leſen, Schreiben, Rechnen, Botanik, Zoologie, Naturlehre und A ſaſſun kurzer 
Aufſätze die Lehrlinge beſitzen, welchen Grad von Vorbildung in bezug auf Waldbau, 
Forſtſchutz, Forſtbenutzung, Jagd und welches Maß von enntniffen in Beziehung 
auf die Forſtdiebſtahls-⸗, Forftpoligeis und Jagdgeſetzgebung, ſoziale Geſetzgebung, 
fowie auf die Vorfchriiten der örfterbienftintruftion ‘e fi angeeignet haben. 

2. Für jede TForftlehrlingsichule wird vom Oberlandforftmeifter ein Prüfungs- 
audfchuß ernannt, der nach den beftehenden Prüfungsvorſchriften die Lehrlinge teils 
im Zimmer fchriftlih und mündlich, teils im Walde zu prüfen und das Ergebnis 
der Prüfung unter Benugung der Beurteilung: fehr gut — gut — genügend — 
feftzuftellen hat. über das Ergebnis der Prüfung find Beſcheide auszuitellen. 

3. Wiederholung der Prüfung ift nur einmal und nur unter der Vorausſetzung 
geftattet, daß der Prüfungsausfchuß fie befürwortet und zugleich der Lehrling nad) 
feinem Lebensalter ($ 14) zur Erdienung von Forſtverſorgungsanſprüchen im Jäger⸗ 
korps noch zugelaffen werden kann. Der Forftlehrling kann in diefem Fall mit Ge⸗ 
nehmigung des Kuratoriums der Forftlehrlingdichule ein zweites Jahr auf dieſer 
bleiben, oder er hat die praftifche Lehre beim bisherigen Lehrherrn fortzufegen, der 
die Meldung zu der nächſtjährigen Jägerprüfung bei dem Leiter derfelben Yorft- 


*) Seitdem bie Forſtlehrlingsſchule von Gr.⸗Schöonebed verlegt ift, bürften bie verfügbaren Mittel ber 
Eriftung ben Böglingen auberer Forſtlehrlingsſchulen zugute kommen. 
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Vehrlingzfchule bis zum 1. Juni des betreffenden Jahres unter Beifügung eines 
Führungszeugnifjes zu vermitteln hat. 

% 1 Borfäriften für die Jägerprüfung fiebe Unlage 3. 

\n 


nA Heltitellung des Geſamtergebniſſes der Brüfungen. 

8 11. 1. Bon dem Prüfungsausfhuß wird dem Oberlandforjtmeifter und der 
Snjpeftion der Jäger und Schüben bis zum 20. September ein Berzeichni eingereicht, 
und zwar: 

a) der Sl rlinge, die die Prüfung beftanden haben, 

b) der FForftlehrlinge, die fie nicht beitanden haben, 

c) der Forftlehrlinge, die fich ohne ihr Verfchulden der Prüfung nicht unter: 
ziehen konnten. 

2. Forftlehrlinge, die die Prüfung beftanden haben, find nach den Prüfungs- 
ergebnifjen und bei gleichen Prüfungsergebniffen nach dem Lebensalter einzuordnen. 

3. Der Oberlandforftmeiiter ftellt aus den Prüfungsverzeichniffen aller Forſt⸗ 
lehrlingsſchulen nad Maßgabe der erlangten Beurteilung eine Gejamtranglifte auf 
und übergibt diefe nebſt den Bejcheiden (8 10) bis fpäteftend 1. Januar der In⸗ 
fpeftion der yuger und Schützen. 

4. Die Bewerber für den Königlichen Forftverwaltungsdienft (8 6) find nach—⸗ 
träglih unter der Unnahme einer mit der Beurteilung „Sehr gut” abgeleifteten 
Prüfung von der Inſpeltion der Jäger und Schüben in die Gefamtranglifte des 
Sabrgange? einzuordnen, dem fie nad) aßgabe ihres Eintrittö beim Militär angehören. 

5. Ebenſo find die Lehrlinge, die die Jägerprüfung nad dem Eintritt in den 
Militärdienft abgelegt Haben ($ 12), nach dem PBrüfungsergebnis in die Geſamt— 
ranglifte ihres Sahrganges einzuordnen. 


Unmeldung der auf den Forſtlehrlingsſchulen befindlichen Lehrlinge 
zum Militärdienft und ihre ärztliche Unterfuhung. 

812, 1. Die Forftlehrlinge haben ihrer Militärpflicht im Jägerkorps gu ge: 
rügen. Zur Einftelung gelangen nur folche Forftlehrlinge, die die Kägerprüfung auf 
der Forftlehrlingsichule beitanden haben, jedoch können auch diejenigen Lehrlinge ein- 
gejtellt werden, die jich der Jägerprüfung infolge von Krankheit oder aus ähnlichen 
unverfchuldeten Anlaß nicht unterziegen konnten. Solche Lehrlinge ſind bis zum 
1. Juni des folgenden Jahres unter Beifügung der Perſonalakten von der Se en 
der Jäger und Schüben dem Oberlandforftmeifter zur Jägerprüfung nambaft zu 
machen, der der Inſpektion Zeit und Ort der Prüfung für die einzelnen Lehrlinge 
mitteilt. Die Lehrlinge find zur Ublegung der Jägerprüfung zu beurlauben, deren 
Ergebnis der Oberlandforftmeifter der Inſpektion der Jäger und Scüten mitteilt. 
Um die Einftellung herbeizuführen, hat der Leiter der a eek Stat die ihm 
vom Minifter für Landwirtichaft, Domänen und Forften zugeftellten Nationale der 
Lehrlinge mit den entfprechenden Zuſätzen zu verfehen und, gegebenenfall® mit dem 
Berechtigungsichein zum einjährig-freiwilligen Dienjte, bis ſpäteſtens zum 1. Februar 
jedes Jahres der Inſpektion der Jäger und Schüben zu Berlin einzureichen. Dieſe 
veranlaßt darauf Die Unterfuchung der Lehrlinge durch die Ober⸗-Erſatzkommiſſion. 
Außerdem Hat der Leiter der Forftlehrlingsfchufe den Lehrling in der Zeit vom 
15. Januar bis 1. Februar bei der Ortsbehörde behufs Herbeiführung der Unter: 
huung durch die Erſatz⸗-Kommiſſion anzumelden und feine Vorftellung bei Diefer 
nah Maßgabe der öffentlich bekannt gemachten Geftelungstermine ohne weitere Uuf- 
forderung zu veranlaffen. 

2. Forſtlehrlinge, die die Erfag-Sommiffion als „zu ſchwach“ bezeichnet, werben 
der Unterfuchung durch die Ober-Erjaglommiffion gleichwohl unterworfen. 

3. Bid zum 10. Oltober Bat der Leiter der Foritlehrlingsfchule die Perſonal⸗ 
often des Lehrlings (8 7 Ubf. 4) dem Säger-Bataillon zuzuftellen, in das ber 
Lehrling eintreten fol, und welches dem Leiter der Forſtlehrlingsſchule rechtzeitig 
von der Inſpektion der Jäger und Schüben bezeichnet werden wird. Iſt ber 
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Lehrling nicht für einftellungsfähig befunden, fo find die Berfonalaften dem Leiter 
der Forſtlehrlingsſchule zurüdzugeben. 

4. Wird der Lehrling vom Milttärdienft zurüdgeitellt, jo hat er nach Ablegung 
der Jägerprüfung die praktifche Lehre fortzufegen. Seine Perfonalakten find in dieſem 
Falle dem Lehrheren zu übergeben. Er kann von dem Negierungd- und Forftrat zwar 
zur Übernahme einer Befchäftigung im Forftdienite beurlaubt werden, verbleibt aber 
auch dann unter der Pr des bisherigen Lehrheren. Der Lehrherr hat das Nationale 
des zurüdgeftellten Lehrlings neu le die Äußerung mit den entfprechenden 
Zufägen zu verjehen und beide Schriftitüde in den nächlten Jahren jo lange dem 
Negierungs- und Forftrat einzureichen, bis der Lehrling entweder zur Einstellung beim 
Jägerkorps gelangt oder eine anderweitige endgültige Entjcheidung über fein Militär⸗ 
verhältnis erhält oder jeines Alters wegen ($ 14) zur Erdienung von Forftverforgungs- 
anfprüchen im Jägerkorps nicht mehr zugelaffen werden kann. 

5. Falls ein Lehrling feinen-Aufenthaltäort verändert, nachdem das Nationale 
aufgeftellt und bevor die Mufterung vor der Ober-Erjaglommiffion erfolgt ift, Hat 
der Lehrherr den Ort und Kreis des neuen Aufenthalts unverzüglich der Inſpektion 
der Jäger und Schügen anzuzeigen. 

2 Die Perfonalaften (88 7, und 42, der Beitimmungen) find Militärpapiere 
und dem betreffenden Jäger, auch bei Überführung zur Klaſſe B, nicht auszubändigen. 
Es bleibt den Bataillonen überlajjen, eine Abfchriftnahme von Teilen ber en zu 
eitatten. Die Perfonalaften der nichtpreußiſchen und nichtreichsländifhen Forſtlehrlinge 
—9 be deren Entlafjung aus dem aktiven Militärdienft an die betreffende orftbchörde 
zu fenden. 

2 Forſtlehrlinge, die aus irgend welden Gründen durch die OberErſatzkommiſſion 
von der Einftellung in das Jägerkorps zurüdgeftellt find, fi aber unmitteldar bei einem 
Bataillon zur Einitellung als Freiwillige melden, dürfen von ben Bataillonen nur mit 
befonderer Genehmigung der Inſpektion als Freiwillige angenommen werden. Ihre Ein- 
ftellung erfolgt zu den gleichen Beitpunften, wie die der übrigen Torjtlehrlinge. 

Haben fi Diele Leute ald Soldaten bewährt, jo können fie, fofern fie die SXäger- 
prüfung beftanden haben, von den Bataillonen unter Vorlage eine Stammrollenauszuges 
na lauf des erften Dienſtjahres zur Aufnahme in die Lifte der N 
gelernten Jäger bei der Inſpektion vorgefchlagen werden. (Ausf.-Beit. Ziff. 1 u. 4.) 


Unmelbung der Bewerber für den Forſtverwaltungsdienſt, fowie der in 
der praftiihen Lehrzeit ſtehenden Lehrlinge zum Militärdienft und 
ihre ärztliche Unterſuchung. 

13. Für die Anmeldung der Bewerber, die die Befähigung zur Unftellung 
als Forftverwaltungsbeamte erjtreben — Forſibefliſſene — (8 6), ſowie der Lehrlinge, 
die nach Wbleiftung der Jägerprüfung als nicht einftelungsfähig befunden find und 
demgemäß die praftifche Lehrzeit fortfeßen (8 12 Abſ. 4), zum Militärdienft gelten 
die Vorfchriften des 8 12 mit der Maßgabe, daß der Lehrherr in der Zeit vom 
1. biß 5. Januar das Nationale, in der Zeit vom 1. bis 5. Dftober die Außerung 
nebſt den übrigen PBerjonalpapieren dem Regierungs⸗ und Forſtrat einzureichen hat, 
im übrigen aber diejem bie Diticten, die im 8 12 der Leiter der Forftlehrlingsfchule 
Bat, zufallen, mit Ausnahme der Unmeldung des Lehrlings bei der Ort2behörde behufs 
Unterfuhung durch die Erjaglommiffion, für welche der Lehrherr zu forgen bat. 


III. Der Militardienf 
und bie forſtliche Fortbildung heim Bdgerkorps. 
Beitpunft der Einftellung in den Militärdienft. 

8 14. Die Einftellung der Lehrlinge in den Militärdienft des Jägerkorps erfolgt 
in der Regel im Oktober. Es dürfen nur folche Lehrlinge eingeftellt werden, Die 
ſpäleſtens im Oftober des —— — das 18. Lebensjahr vollenden. Anderer⸗ 
ſeits iſt die Einſtellung nicht mehr zuläſſig nach dem allgemeinen Einſtellungstermin 
des Kalenderjahres, in dem der Lehrling das 21., oder wenn er die Berechtigung 
zum einjährig-freiwilligen Militärdienft erworben hat, das 22. Lebensjahr vollendet. 


10 I. Erwerb. d. Anſtellungsberecht. f. d. Staats⸗ u. Kommunal-⸗Forſtſchutzdienſt. 


Für die im $ 6 bezeichneten Lehrlinge Tann der Eintritt bis zum 1. Oltober desjenigen 
Jahres hinausgeſchoben werde, in dem der Bewerber das 23. Lebensjahr vollendet. 


Einftellung in den Truppenteil. 


8 15. Die zur Einftellung in den Militärdienft als tauglich befundenen Forft- 
lebrlinge werden von der Inſpektion der Jäger und Schüben den Zäger-Bataillonen! 
zugeteilt und erhalten Geſtellungsbefehle, denen fie pünktlich Folge zu leiften haben. 

2 Bu den Sfägers-Bataillonen im Sinne biefer Beitimmungen gehört auch das Garbe- 
Schüßteg-Batalllon, nicht aber da8 Medlenburgifche Säger-Bataillon Nr. 14. 


2 Bezeichnung ber auf Forfiverforgung dienenden Yäger. 
Gene Anet auf Yorftverforgung dienenden Jäger und Schützen (Korpsjäger) werben 
ezeichnet: 
bis zur Verpflichtung als „borfhriftsmäßig gelernte Jäger“, nach ber Verpflichtung 
als „Jäger ber Klaſſe A*. 

Diele ezeichnungen find auch in den Militärpapieren und im amtlichen Verkehr 
anzuwenden. Wenn ein “Jäger auf die Erwerbung von Forftverforgungsanfprüchen ver⸗ 
ticket zur Verpflichtung nicht zugelaffen, oder wenn deren Aufhebung verfügt wird, fo 
tritt er zu den en der Klaſſe B* über. 

Die Horftlehrlinge ſind vor ihrer Einftellung in ein Säger-Bataillon_ nicht als 
„vorjchriftgmäßig gelernter Süger onden aß „Forſtlehrling“, nichtpreußifhe und 
Bribaforitiehrlinge als 3. B. Oldenburgiſcher Yoritlehrling“ und „Privatforitlehrling* 
zu Kezeichnen. (Ausf.⸗Beſt. Ziff. 8.) 

3 Die Verſetzung eines auf Forftverforgung dienenden Sügerd bon einem Bataillon 
zu einem anderen, welche nur in ganz bejonders begründeten Ausnahmefällen ftattfindet, 
Wi von ber Snfpektion der Jäger und Schüßen verfügt und iſt daher bei diefer zu 

eantragen. 

4 orttemäßig gelernte Jäger, welche infolge Reklamation, zeitiger Dienft- 
unbrauchbarkeit, Snvalidität oder zivil ericht licher Unterfuäung vom Bataillon entlaffen 
werden, Tönnen unter Umſtänden (die Enticheidung trifft die Snfpektion der Jäger 
und Schüßen) bei ihrer etwaigen Wiedereinftellung zum Dienft auf Forftverforgun 
zugelaffen werben. Hierbei iſt e8 von ber größten Idtigfeit, daß der Betreffende rn 
während feiner zeitweifen Entlafjung nah Möglichkeit dauernd berufsmäßig be- 
ſchäftigt und darüber amtlidy beglaubigte Atteſte beibringen kann. (Ausf.Beſt. Ziff. 6.) 

5 2 einer dreijährigen aktiven Dienftzeit bei den preußifchen SLägerbataillonen 
werden auch die oldenburgifhen, anhaltifden, Fürſtlich [aaumburg- 
lippefhen und die Fürſtlich Hohenzollernfhen Korftlehrlinge zugelaffen. Mit 
Genehmigung der Inſpektion der Jaͤger und Schüßen können zu einer gleichen Dienftzeit 
auch die Forſtlehrlinge der anderen außerpreußifchen Bundezftaaten, welche eine eigene 
Militärberwaltung nicht haben, zugelaflfen werben. 

Borausfezung bleibt jedoch, daß die FForftlehrlinge den Anforderungen ber Be- 
ftimmungen über Vorbereitung 2c. für die unteren Stellen des Forſtdienſtes genügt 
baben. (Bgl. Verf. d. Inſp. v. 29. 3. 05.) 


Sorftlider Unterricht beim Zäger- Bataillon. 
8 16. Die gemäß 8 15 eingeftellten Jäger Haben drei Jahre, die Einjährig- 
5 Sreimwilligen ein Jahr bei der Fahne zu dienen und werden aud) während des aftiven 
«FE Militärdienftes durch forftlichen Unterricht im Zimmer und Unterweifung im Walde 
fortgebildet. Die zu diefem Zwecke fir die Jäger-Bataillone erforderlichen forftlichen 
Lehrer und Lehrmittel werden von der Foritverwaltung beichafft, foweit nicht für die 
außerhalb Preußens ftehenden Zäger-Bataillone hierüber bejondere Vereinbarungen 
heitehen und nicht die Lehrkräfte durch Kommandierung von Offizieren des Reitenden 
Seldjäger-Korps zur Verfügung ftehen. 

Megen Unterweifung im Walde durch Unfchauungsunterricht bei Gelegenheit 
von forftlichen Ausflügen und Teilnahme an den Waldarbeiten wird das Erforder- 
liche zwifchen der Militär- und Forjtverwaltung vereinbart. 

2 Die Bataillone haben den Forftunterriht unausgeſetzt zu fördern; ihn in bie 
Abendſtunden zu legen, empfiehlt fi nit. An den Vor⸗- oder Nachmittagen, an denen 
Forſtunterricht ftattfindet, find die Jäger möglichit dienftfrei zu Taffen. 
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2 Die Unterweifung ber Jage über die Beſtimmungen vom 1. 10. 05 und über dag 
Berhalten- in der Reſerve, ſowie über die Berechtigung zum Tragen der für die preußifchen 
Forſtbeamten vorgefchriebenen Wbzeichen sup. erf. v. 5.2.03 — 31) wird den Bataillonen 
zur Pflicht gemacht. (Ausf.-Beit. Ziff. b. 

s Bo Sriftsmäßig gelernte Sfäger mit mangelhafter Schulbildung können zur Er- 
weiterung i ter Kennin ſſe an dem Sapitulanten-Unterrit teilnehmen. (M. L. v. 2. 2. 1882, 


4 Um etwaigen Zweifeln bezüglich Auslegung des 8 5 des neuen dichein es 
vom 31. Jull 1895 vorzubeugen, werden die Katarllone arauf aufmerton ae! FR 
fämtlide aktiven Oberjäger und Jäger der Klafie A, ſowie ſamtliche vorſchriftsmäßig 
gelernten Jäger von der Entrichtung der Jagd ſche maboabe befreit ſind und einen unent⸗ 
eltlichen Jagdſchein erhalten fönnen. Ein glei e8 gilt auch für die Foritverforgungs- 

erechtigten und für die Reſerve⸗Jäger der Klaſſe A. Ausgenommen natürlich Ele: en 
biefenigen, welche die Jagd auf eigenem oder gepaditetem Grundftüd oder auf foldden 
Grundfnden ausüben wollen, auf welchen fie bie Jagd gepachtet Haben und die außerhalb 
ihres Schußbezirfes Tiegen. (Inſpektion dv. 23. 11. 1895.) 


Berpflidhtung der Jäger zur Klaſſe A. 


17. 1. Um Schluffe jeder UnterrichtSperiode überzeugt fich der Oberforftmeifter 
des Bezirks in Gegenwart des Bataillonskommandeurs an einem mit dem Jäger⸗ 
Bataillon vereinbarten Tage von den Erfolgen des Unterricht und ftellt für jeden 
ber im britten Jahre, ſowie der als Einjährig- Freiwillige dienenden Jäger das 
Ergebnis feit, das in den Perſonalakten des Jägers vermerkt wird. 

2. Jäger, deren Führung oder Eifer im Unterricht als tadelnswert, oder deren 
Leiftungen al3 ımbefriebigend zu bezeichnen find, haben je nach dem Maß ihrer Ver- 
nadläfjigung entweder den Verluſt ihres auf Grund der Jägerprüfung erhaltenen 
Platzes in der Sefamtranglifte oder außerdem Zurückſtellung von der Verpflichtung 
zur Klaſſe A (vgl. Abſ. 4) oder Streichung in der Lite Der gelernten Jäger zu 

ewärtigen. Jäger, die ihren Platz in ber efamtranglifte verloren haben, find unter 
ch nah Maßgabe des Ausfalls der Jägerprüfung am Ende der Gefamtranglifte 
ihres Sahrganges neu zu ordnen. 

8. Dementiprechende Unträge find vom Oberforftmeifter dem Oberlandforftmeifter 
einzureichen, der die Ubänderung der Gefamtranglifte durch die SAnfpektion der Jäger 
und Schützen veranlaßt. 

4. Die gelernten Räger, mit Ausnahme der wegen Vernachläffigung im forftlichen 
Unterricht zurüdgeftellten, werden fodann, fofern fie fich fortgefegt befriedigend führen, 
in dritten, wenn fie al3 Einjährig- Freiwillige dienen, im erſten BDienftjahre auf 
ihren Untrag mittel einer Verhandlung nach Mufter O zu einer im ganzen zwölf. 
jährigen Dienftzeit im Jägerkorps verpflichtet. Dieſe Dienftzeit ift gewöhnlich in der 
Nejerve, jedoch mit der DBerpflichtung abzuleiften, bi8 zur Erlangung des Forſt⸗ 
verjorgungsfcheines auch im Frieden, und zwar bis zu einer im ganzen achtjährigen 
Anweſenheit bei der Fahne zur Verfügung zu ſtehen. Die zum Fortdienen als aktive 
Dberjäger in Ausſicht genommenen Jäger verpflichten fich zu neunjährigen aktiven 
Dienft. Gelernte Jäger können auch über die aktive Dienftzeit hinaus bei der Fahne 
an werden, ohne daß fie gemäß vorftehender Beitimmung verpflichtet find, 
oder daß eine Kapitulation mit ihnen ein egangen ift. 

5. Die Berpflichteten werden durch —* ziehung der Verhandlung in die Jäger⸗ 
klaſſe A aufgenommen und erlangen die Ausſicht, ſeinerzeit im Forſtſchutzdienſte 
angeftellt zu werden. 

6. Die derartig übernommene Verpflichtung kann nicht einfeitig Durch den Jäger, 
fondern nur unter Bujtinnmung der Inſpektion der Jäger und Schüßen wieder aufs 
gehoben werden. Sollte ein Jäger die Aufhebung wünſchen, fo hat er die nad 
anliegendem Mufter D der Kontrollftelle, oder wenn er fich noch bei der Truppe 
befindet, der Jäger⸗Ktompagnie zu Protofoll zu erklären. 

1 Gelernte Jäger Lönnen im Laufe des dritten Dienftjahres zu Oberjägern befordert 
werden. Der fruheſte Zeitpunkt zur Beförderung iſt der Tag, an welchem fie in das 
dritte Dienftjahr übertreten. (Inſpektion der Jäger und Schützen v. 17. 8. 1893.) 


N 
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2 Jäger der Klaſſe A, welche die dreijährige Dienſtzeit durch zeitweiſe Entlaſſung aus 
dem aftiven Dienst (dteklamation, Dienftuntauglichkeit, zeitiger De, zivilgerichtliche 
Unterſuchung ꝛc.) unterbrochen oder eine auf die aktive Dienſtzeit nicht in Anrechnung 
kommende SFreiheitsitrafe von mehr als ſechs Wochen verbüßt Haben, find erft zu dem 
Yeitpunti zu Ber ya welchem die erforderliche dreijährige Dienftzeit vollendet 
wird. usf.⸗Beſt. Ziff. 7. 

3 lmmunaın des KriegSminijters über apitulanten-Sebührniffe 
der in die Jägex-2c. Bataillone eingeitellten Forſtlehrlinge. Hinſichtlich der 
Zuftändigfeit der Kapitulanten-Gebührnifje gilt für die in die Jäger⸗ 2c. Bataillone einge» 
jtellten Forſtlehrlinge (gelernten Jäger) vom 1. 10. 1893 ab das Nachitehende: 

1. Diejenigen gelernten Jäger, welche erit nad) beitandener Jagtrprofung zur Be⸗ 
förderung zu Oberjägern in Ausſicht genommen werden, erfüllen die Bedingungen 
für den Anfprud auf Kapitulantenlöhnung und Kapitulations-Handgeld**) durd) 

ie von ihnen nach $ 17 der Beitimmungen über Ausbildung, Prüfung und Un» 
ftelung für die unteren Stellen des Forſidienſtes 2c. vom 1. 10. 1893 (jet 1. 10. 
1905) einzugehende Verpflichtung zu neunjährigem aktiven Dienft. Der Beginn bes 
Anſpruchs fällt auf den Tag der Berpflichtungs-Verhandlung. 

Wird von der Beförderung zum Oberjäger jpäter abgefehen, fo müffen die Be 
treffenden, jofern das Kapitulations -Handgeld gezahlt ift, gleichwohl insgefamt 
vier Jahre aktiv dienen. 

. Gelernte Jäger, welche bereit3 vor dem Abſchluß der vorbezeichneten Verpflichtungs- 
Berhandlung zur Beförderung zu Oberjägern in Ausfiht genommen werden, 
erlangen den Anſpruch auf die Kapitulanten-Gebührniffe dadurch, daß fie fich durch 
eine Nr Dierläbriger Gelamthien in der für andere Dannfchaften borgelehviebenen 
Form zu bierjähriger Gejamtdienftzeit verpflichten, und zwar vom Tage des Abſchluſſes 
diefer Verhandlung ab, jedoch früheſtens mit Beginn_de3 dritten Dienjtjahres. 

Bei Beförderung derartig verpflichteter Leute zu Oberjägern regelt fich der 

Löhnungsanfpruch nad 8 42 Abſ. 1 der Friedens-Beſoldungsvorſchrift. 
3. Werden gelernte Jäger, ohne Oberjäger zu die oder zu dieler Charge in Aust 
enommen au fein, über da3 dritte en r hinaus im aftiven Dienſt zurüdbebalten, 
ö ift zu unterſcheiden: a) Jegt die Urſache in der Wiederholung oder Nachholung 
er Sügerpräfung fo werden Sapitulanten-Gebührniffe nicht gewährt. Nur wenn 
bei dem Berfäumen der redhtzeitigen Ablegung der Sägerprüfung bem Betreffenden 
ein Verſchulden nicht zur Laft fällt, kann der Anſpruch auf diefe Gebührniife mit 
Beginn bes vierten Dienftjahres durch den Abſchluß einer Kapitulation wie voritehend 
zu 2 erivorben werden; ebenfo b) bei dem Zerbleiben im altiven Dienit aus 
Mangel an berufsmäßiger Beichäftigung oder aus anderen Urſachen. c) Bet ftrafe 
weifer Zurüdbehaltung find die apitulanten-Gebührniffe richt zuftändig. 
4. Jäger der Klaſſe A, die aus ber Reſerve eingezogen werben, empfangen feine 
apitulanten-Gebührniife. 
5. Wer nad) vorstehenden eine befondere Kapitulation eingegangen ift, um in ben Bezug 
der Kapitulanten⸗Gebührniſſe zu treten, muß, fofern das Kapitulations⸗Handgeld ge- 
zahlt tft, die übernommene Dientverpflichtung erfüllen, und zwar in dem alle oben 
au 2 jeldft dann, wenn bon ber Beförderung zum Oberjäger päter abgefehen worden tft. 
oritehende Feſtſetzungen gelten auch finngemäß für ſolche Jäger der KI. A, die 
als Einjährig-Treimillige engeren find, mit der Maßgabe, daß fie in allen Fällen 
erit mit Beginn des zweiten Dienftjahres in den Genuß der Kapitulanten-Gebübhrniffe 
treten. Letztere Di dürfen biefelben aber, fofern die Fälle zu 3a und 3 
für fie zutreffen, erit emp angen, wenn fie fich zu einer breijäbrigen efamtdienftzeit 
bei der Fahne durch Kapitulation verpflichtet haben. (Vom 8. 6. 1894, Urmee- 
Verordn.Bl. ©. 180.) 


to 


IV. Seurlaubung ur forſtlichen Beſchäftignug. Förſterprüfung. 
Beurlaubung zur Reſerve. Unmeldung bei einer Regierung. 

8 18. 1. Die Jäger der Klaffe A! werden bei bewährter Zuverläſſigkeit, 
fofern fie eine berufsmäßige Beichäftigung ($ 20) nachzumweifen vermögen, zur Rejerve 
beurlaubt. Die Beurlaubung erfolgt mit dem Ablauf des dritten, für die Einjährig- 
Freiwilligen des eriten Dienftjahres, foweit die Jäger nicht etwa zum Fortdienen 


*) Nach 8 10 ber Beft. wird jept die Kägerprüfung bereit$ vor der Binftellung zum Milttärbtenft abgelegt. 
**) Das Kanieuiations«Dandeeib beträgt 100 gr. 
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als aktive Oberjäger in WUusficht genommen find oder aus anderen Gründen bei der 
Sahne anendbenetten werden. 

2. Segen Ende ihres letzten aktiven Dienſtjahres? erhalten die Käger von ihrem 
Bataillon eine nah Mufter E auszuftellende Beicheinigung. Sie find verpflichtet, 
fh vor Ublauf dieſes Dienftjahres unter Beifügung jener Beicheinigung Da 
einer Regierung? zu forftlicher Beſchäftigung anzumelden. 

3. Jägern, die Ausſicht Haben, alsbald im Gemeinde», Anſtalts⸗ oder Privatdienſt 
eine berufsmäßige Befchäftigung zu erhalten und dieſe anzunehmen wünjchen, bleibt 
es unbenommen, dies bei ihrer eldung anzuzeigen. 

4. Die Regierung hat jeden fich rechtzeitig meldenden Jäger der Klaſſe A fofort 
zu notieren. 

5. Die notierten Jäger werden, foweit fich hierzu Gelegenheit bietet, im König: 
lichen Forftdienfte berufgmäßig (8 20) gegen Gewährung der zuläffigen Beſoldun 
nad) Maßgabe ihrer Befähigung und tunlichft fortdauernd befchäftigt. Unter glei 
geeigneten Jägern ift dem früher notierten der Sort zu geben, doch können 
diejenigen, die im Gemeinde, Anſtalts⸗ oder Privatdienſt eine berufsmäßige Be⸗ 
[häftigung anzunehmen wünjchen, übergangen werben. 

6. Die Regierung wird nad der Notierung unverzüglich den Jäger befcheiden, 
ob er fogleich nad) Feiner Beurlaubung aus dem Militärdienfte eine Befchäftigung 
im Königlichen Forftdienfte finden wird oder nicht. 

7. Unmittelbar nad ihrer Beurlaubung zur Reſerve haben die Jäger den 
Militärpaß und das Militärführungszeugnis der Regierung, bei der fie ſich an- 
gemeldet haben, einzureichen; dieſe bemerft auf dem Militärpaffe, daB und wann 
die Meldung bei ihr erfolgt tft, und ftellt den Jägern den Dilitärpaß und das 
Milttärführungszeugnis baldigft wieder zu. 

4 Unter ben Yägern und ernelägen der Klaife A find im naditehenden in ber 
Negel die Oberjäger (einſchließlich der Sergeanten, Bizefeldivebel und Feldwebel) ber 
Klaſſe A einbegriffen, fofern nicht für diefe befondere Beitimmungen getroffen find. 

3 Der Beitpuntt der Ausgabe dieſer Belgeinigung richtet 14 nad der Erledigung 
der Verpflichtungs Eingaben, Tiegt zwiſchen dem 20. uguft und 1. September und wird für 
alle Bataillone gleihmäßig —28 bon der Inſpektion der Jäger und Schützen feſtgeſetzt. 

3 Wunſcht ein Jager in Elſaß⸗Lothringen beſchäftigt zu werden, fo bat er die 
Meldung an eines der Bezirks⸗Präſidien dafelbft zu richten. 

* er, die im Laufe des letzten Dienſtjahres Mangel an — keit zeigten, 
ohne ihre Verpflichtung ausſchließender Bergehen hulbip gemacht zu baben, fönnen 
vorläufig im Dienſt zurüddebalten werden. In diefem Falle ift ein befonderer Bericht 
mit Strafuerzeihniß beigufügen Ein Antrag auf Beurlaubung zur Neferve ift dann in 
der Negel erit nach ſechs Monaten zu Stellen. 

Die Auswahl der Träger, die zur Verwendung als Oberjäger im aktiven Dienft 
zurüdbebalten werben, ift lediglich von den militärdienftliden Rückſichten abhängig zu 
maden. Private nl e müßen unberüdfictigt bleiben. (Musf.-Beit. Ziff. 7.) 

5 Daß Uusfheiden ber Oberjäger, welche nad) neunjähriger Dienftzeit in eine 
berufsmäßige Dell äftigung treten, auß dem aktiven Bam penfeiben, erfolgt nicht an dem 
allgemeinen Entlaffungstage der Neferven, fondern, damit denjelben der Anſpruch auf die 
Dienftauszeihnung nicht verloren geht, erit nad Ablauf voller neun „Jahre. Vom 
allgemeinen Kntlafjungstage bis Kr dem Iehtbegeihneten Beitpunfte Tönnen diejelben 
jedod beurlaubt werden. (Ausf.⸗Beſt. Ziff. 10.) 

© Die NRefervejäger haben nach $ 21 der Einberufung in den Staatsbienft unbedingt 

olge zu leiften. Bei der Beſchäftigung im Gemeinde» oder Privatforjtdienite können etwa 
eingegangene vertragsmäßige Friſten fie daran nicht hindern. Zur Vermeidung bon 
Unzuträglicleiten haben die Nefernejäger bei dem Eingehen von Dienftverträgen für 
Aufnabine einer dahingehenden Bedingung Sorge zu tragen, daß im Falle der Ein- 
derufung zum Staatsdienſt Pündigungs) * eingehalten werden brauchen. (M. L. 
v. 4. 3. 1902 — III 1939.) 


Beurlaubung der aktiven DOberjäger zur Verwendung im Forſtdienſte. 
Beeidigung auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz. 

19. 1. Die Oberjäger der Klaſſe A, die den Forſtverſorgungsanſpruch Durch 

Dientt bei der Fahne erwerben, Tünnen vom achten Dienftjahre an einmal zur Förderung 


riften ni 
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threr forftlichen Ausbildung unter Belafjung der Militärgebührnifle auf ja Monate 
behufs Verwendung im Forſtdienſte beurlaubt werden. Erfolgt die Beurlaubung nach 
Vollendung des achten Dienjtjahres, jo kann \nen die Ablegung der Förfterprüfung 
während diefer Zeit geftattet werden. Die Regierungen —*— Anträge auf Be⸗ 
urlaubung von Oberjägern möglichſt bis zum 20. Auguſt jedes Jahres an die 
Inſpeltion der Jäger und Schützen zu richten.a) 

2. Die zur forftliden Beichäftigung beurlaubten Dberjäger und Jäger der 
Klafje A (8 18) können auf Grund de Urlaubspafjes bzw. des Militärpafjes, nach 
Borjchrift des Geſetzes, betreffend den Forftdiebftahl, vom 15. April 1878 (G. ©. für 
1878 ©. 222 8 23 Biff. 1) gerichtlich beeidigt werdenb) und erlangen dadurch die 
Befugnig zum Waffengebrauh nad) Maßgabe des Geſetzes vom 31. März 1837 
(©. ©. für 1837 ©. 65), fofern fie im ftaatlidhen Dienite als al 
(Hilfgjäger oder Forftauffeher) befchäftigt werden. US ſolche gehören fie audy zu 
den zu Hilfbeamten der Staatanwaltichaft erklärten Perjonen (U. V. der Minifter 
des Innern und der Juſtiz vom 23. November 1881). Bei einer Beichäftigung im 
Kommunals oder Privatdienfte erlangen fie die Befugnis zum Waffengebraud nur 
dann, wenn ihnen außerdem von ihrem Bataillonskommandeur die in den Wllers 
höchſten Kabinettsorder® vom 21. Mai 1840 (©. ©. für 1840 ©. 129) und vom 
21. Auguſt 1855 (G. ©. für 1855 ©. 633) erwähnte Bejcheinigung über ihre Bu- 
verläfligfeit nach dem beigefügten Muſter F erteilt wird. 

” 3. Der Empfang oder Nichtempfang dieſer Beicheinigung, deren Belaffung oder 
Entziehung bei etwaigen Einbeorderungen wird zur Kenntnis der anftellenden Be 
drden durch den Bataillongfommandeur auf dem opagnie-Sührungögengriife unter 
eidrüdung des Bataillonsſtempels vermerkt. Hat die Entziehung der echte eines 
Forſtſchutzbeamten, insbefondere die Berechtigung zum Waffengebraud), feitend einer 

. Behörde ftattgefunden, fo ift dies bei jener Bejcheinigung zu vermerken. 


3) Erläuterungen, betreffend ben Forſturlaub der Oberjäger. 

2 Im Einverftändnis mit der Inſpektion der Säger und Schüben veranlaffe ich die 
Königliche Regierung, in Zukunft von Anträgen auf Übermweifung im aktiven Militärbient 
ftehender Oberjäger zur zeitweifen Berftärfung des orſtſchutzes abzufehen, fofern nicht 
ein Bedürfnis hierzu für ben Beitraum von fechd Monaten vorliegt. Als Beginn ber 
Verwendung folcher Anmärter iſt ftatt des 1. Oktober in Zukunft tunlichit die Mitte des 
Monats November in Ausficht zu nehmen. Sind nad obigem aktive Oberjäger nicht zu 
derwenden, fo muß dem Bedürfnis durch Fingiedung ur Beſchaſtigung vorgemerkter 
Reſervejäger genügt werden. (M. L. v. 16. 7. 1897, D. B. 29 ©. 183.) 

2 Der Forſturlaub erfolgt in der Regel nur für die Wintermonate. Ausnahmen 
bilden Oberjäger, bie aus dienſtlichen Nüdfichten während diefer Zeit zum Forſturlaub 
nicht herangezogen werden Fönnen. 

Die Zahl der zu beurlaubenden Oberjäger richtet ſich einerſeits nach den militäriſchen 
Räuckſichten, andererfeit nach den eingegangenen Anträgen der Behörden. 

Den Bataillonen zugegangene Anträge, auch folde bon rivat Sorfinermalhungen, 
fowie Anträge auf Verlängerung des Forſturlaubs find an die Inſpektion abzugeben. 

Hum 1. Auguft j. 38. haben die Bataillone der Inſpeltion Oberjäger für den Forſt⸗ 
urlaub — getrennt nah Winter und Sommerurlaub — durch ein namentlidhe8 Ver⸗ 
zeichnis unter Sefügung bon Strafverzeichniffen aus den beiden legten Dienitjahren 
vorzuſchlagen. Ein echt auf dieſe Vergünftigung Iteht feinem OÖberjäger zu, fie ift nur 
na Dtabgabe der Würdigfeit und fomweit e3 die dienftlichen Berhältnifie geſtatten, zuläffig. 

Die Oberjäger können fich, die Genehmigung der Inſpektion vorbehalten, eine berufs⸗ 
mäßige Beichäftigung felbft beichaffen. Ein Bermerk unter Angabe der betreffenden Stelle 
ift in das Verzeichnis aufzunehmen. 

über das Berhalten des UOberjäger8 während des a Fuer ift ein bon der 
Behörde beglaubigtes Zeugnis erforderlih, das den en orgungseingaben beigefügt 
wird. (Ausf.-Beit. Ziff. 9. — Vgl. Anm. zu $ 27 diejer Beitimmungen.) 

8 ur die im Staatsforftdienfte beſchaftigt geweſenen Forſturlauber erfolgt die Ers 
teilung des Führungszeugniffes feitens der Königlichen Regierung. Die Oberförfter find 
Aazu, wie überhaupt zur Augftellung bon dienftlihen Yührungszeugnifien für die Forſt⸗ 
KusDeamten und die Beamten der Nebenbetriebsanitalten nicht befugt. Liegt eine 

eranlaffung zur Ausſtellung von Qualifikations⸗ und Fuhrungsatteſten vor, fo find biefe 
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von ber betreffenden Königlichen Regierung nad) vorgängiger VBernehmung des Revier⸗ 
verwalters auszufertigen. (M. 2. v. 15. 10. 1900.) 

4 Die zur Verwendung im Forſtdienſte beurlaudten Oberjäger dürfen ohne vorherige 
Genehmigung des Bataillond bzw. der Inſpektion ihre Stellung nicht wechſeln, alfo 
3». nat ohne mweitere8 aus dem Staatsforftdienft in den PBrivatforftdienft übertreten. 

5 Die zur Verwendung im Staat3forftdienite zeitweis beurlaubten Oberjäger 
(einfchließlich der Syeldwebel) beziehen während des Urlaubs die für die Forſthilfsaufſeher, 
welde zu den Reſervejägern gehören, beiwilligten Diätenfäge nah Maßgabe ihrer 
Mititärbienftzeit. (Vgl. Befoldung der Yorfthilfsauffeber.) 

Eine Ausnahme hiervon hat nur bei beurlaudten gelöimebeln (nit auch 
Bizefeldwebeln) dann ftattzufinden, wenn diefen die Fortſetzung des Forſtdienſtes während 
de 7. und 8. Monats ihrer Beurlaubung geftattet wird. Dielelben beztehen in diefem 
gale dom Beginn des 7. Monats Ihrer Beichäftigung im Horftdienite ab 2 Mt. 30 Pf. 

iäten für den Tag, wofern ihnen nach ihrem Diönftalter al Forſthilfsaufſeher nicht ein 
höherer Sat auleht. (M. 2. v. 25. 7. 1895, D. %. 3. 27 ©. 172) 
Die im Befite des unbeſchränkten TForftverforgungsicheines ſich befindenden Fogt 
ilfsaufſeher, nur zeitweiſe vom Truppenteil beurlaubt find, find bezüglich der 
öhe ber Diäten den vom Truppenteil bereit ausgefchiedenen und zur dauernden Be— 
Inärisung angenommenen Soritverforgungsberechtigten gleichzuftellen. (M. L. v. 27.5. 1896, 


Bezüglich der Bahlungsmeife der Diäten, Korm der Duittungen 2c. vergleiche 
die hierfür maßgebenden Beltimmungen unter „Befoldung der Forſthilfsaufſeher“. 

Den Beurlaubten wird freies Yeuerungsmaterial in der für Soritpitfeauffeher 
anlagen. ande und unter denfelben Bedingungen gewährt. (%. M. vd. 20. 2. 1866, 


6 Bei Beurlaubungen in prinatangelegenheiten während der Verwendung 
im Forſtdienſte ift den Beurlaubten der Fortbezug der Befchäftigungsdiäten für die erften 
bier Zage zu gewähren. Derartige Beurlaubungen find indefjen tumlichjt zu beſchränken. 
(M. 2. v. 13. 3. 1885, D. J. B. 17 ©. 204.) 

7 Bu den Militärgebührniffen, weldhe ben Oberfägern auf 6 Monate belaffen 
werden, gehören: Löhnung, dag niedrige Belöitigungsgeld der Garniſon ihres Truppen- 
teils für Unteroffiziere, Brotge, Servis, Groß⸗ und Klein-Bekleidungsftüde bzw. bie Ent» 
ſchädigung bierfür nebit Bekleidungszufchuß. 

Die Tage der Reife zu dem Kommandoort und ber Nüdreife werben auf die 
Kommandozeit nicht ek Für diefe Tage erhalten die auf Sorftnerforgun 
dienenden Derjügen der Klaſſe A die beim XTruppenteil bezogene Löhnung, das Brotge 
und das niedrige Beköftigungsgeld, wenn fie nicht bereit für diefe Tage nach den bezüg- 
lichen Mitteilungen ber Unitellungsbehörden bon dieſen bejoldet werben. 6 58,, der 
Sriedens-Befoldungs-Borfchrift und S 19 Abſ. 2 der‘ Friedend-Verpflegungs-Borf Di 
j galt e Ih Zei etag auf den 31. eines Monats, fo werden dieſe Gebuͤhrniſſe au 

en 31. gewä 

—2 erhalten ſie zur Benutzung der Eiſenbahn einen Militärfahrſchein oder 
ſtatt deſſen die Bergütung bon 1 PL für 1 km Eifenbahn, bei Landwegen 10 Pf. Fuhr⸗ 
koſten für jeden Kilometer und zur Beſtreitung der Nebenkoften 1 Pf. für den Kilometer 
ber Gejamtentfernung. (Und. I zur Reifeorbnung für die Perſonen des Solbdatenftandes.) 

et Benutzung von Dampficdiffen ift, ſoweit nicht ein beſonderes Abkommen mit 
deren Direktion beſteht, das für den 2. Platz zu vergüten. (Ebenda.) 

s Bei Berechnung ber Reiſekoſtenvergütung erfolgt die Feſtſtellung der Entfernungen 
nad) dem amtlichen Reichskursbuche oder den amtliden Poſtkarten. Die hieraus nicht 
erfichtlichen tBentfernungen find feftzuftellen: 

a) in den Fällen, in denen der Anfangspunkt und ber Endpunkt der feitzuftellenden 

— in dem Amtsbezirke desſelben Kataſteramts liegen, durch das betreffende 
taſteramt, 

b) in den Fällen, in denen die Entfernung über den Bezirk eines Kataſteramts hinaus⸗ 
eht, durch das Katajterburenu der Königlichen Megierung ohne Mitwirkung der 
anbratsämter. 

Die Militärbehörden, welde Entfernungsbefcheinigungen als Rechnungsbelege zu 
den Zahlungen von agegelbern und Reifeloften bedürfen, haben die Erſuchen unmittelber 
an die Katafterämter dam. die Königl. Regierungen zu richten. (F. Mu M. 5. dv. 
22. 4. 1893 — M. BL ©. 127.) 

9 Die vor Beginn der Verwendung im Forftdienfte oder nach Beendigung berfelben 
auf Urlaub (in Privatangelegenheiten) gehenden Dberjäner baben zur treitung der 
Koſten ber Reife nach dem Verwendungsorte Bam. der Rückreiſe Anſpruch auf freie Eiſen⸗ 
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babnfahrt Bam. Neifeloftenvergütung in Höhe besjenigen Betrages, melden bie Militär- 
verwaltung hätte übernehmen müflen, wenn die Beurlaubten ſich direkt nad) dem Ver⸗ 
NEBEN a hätten bzw. in die Garniſon zurüdgelehrt wären. (Friedens⸗Ver⸗ 
pflegungs-Borfchrift. 

20 Wird ein Beurlaubter, welcher im Staatsforitdienfte verwendet wird, während der 
Berwendungszeit verſetzt, fo erhält er Reiſekoſten und Zagegelber nad) den Saͤtzen für 
die Br) Sauffeher. $: M. v. 20. 2. 1866, M. Bl. ©. 91.) 

21 Die den beurlaubten Oberjägern don feiten des Bataillons mitgegedenen Urlaubs- 
päffe berechtigen, falls Militärfahrfiheine nicht ausgegeben find, zur Löjung von Militär- 
fabrfarten für die Hin- und te zum bzw. bom Verwendungsorte. 

Ihre Tatigkeit während der foritlicden Beſchäftigung ift ebenfo wie bie ber zur 
informatorifhen Befchäftigung und der zur Probedienitleiftung im ao ale fomman- 
dierten oder beurlaubten Militäranwärger ald eine militärdienftlide anzufehen, und fie 
elten aB fommandiert (M. L. v. 4. 2. 1901, Jahrb. B. 33 ©. 110.) Da ferner die 

berjäger nad) der Militärtransportordnung Die greihen Reifevergünftigungen wie die 
Nilitäranmwärter haben, fo dürfte ihnen auch während der Urlaubszeit die Erhebung bon 
a en zu geftatten fein, wenn fie für jeden einzelnen al eine von der Bivil- 
behörde Sberföriter) ausgeftellte Urlaubsbefcheinigung bei fi führen. Einer Unter- 
Kempeiung diefer Beicheinigung feitens der Militärbehörde, wie fonft unerläßlih — 
. 8. M. dv. 7. 2. 1888, Urmee-Verorbnungs-Blatt S. 29 — bedarf es in diefen Fällen 
nicht. 8 * Ye v. 15. 4. 1891, Armee-Berordnungs-Blatt 1891 und Militär-Transport- 
ordnung . 

22 Im übrigen haben die Beurlaubten bie —— der Königl. B pettion 
der Jäger und Schübßen über das Verhalten im Neferbeverhältnts, fomweit dietelden für 
fie Maßgebenb find, namentli De der an die SJäger-Fompagnie zu eritattenden 
Meldungen, zu beachten und ich in forftdienftlicher Beziehung, bei ftattfindender Ver⸗ 
wendung im Staatsforjtbienfte, nach den Beitimmungen der Yörfterdienftinftruftion vom 
23. 10. 1868 (tgl. diefe) zu richten. 

13 Die Oberjäger unterliegen während der Beurlaubung zur Verwendung im 
Staats⸗ Kommunal⸗ oder Privatforftdienfte nicht der Verſicherungspflicht im Sinne des 

dalidenverfiherungsgefepes, denn ihre Tätigkeit während dieſer Zeit ift als eine 
milttärdienftlicde anzufehen. (Vgl. Min. Erl v. 19. 12. 1900, M. Bl. 1901 ©. 123.) 


14 Forſtſchugkommandos. 


Unter Forſtſchutzkommandos find im Gegenfat zu der im 8 19 behandelten Beurlaubung 
ber Oberjäger „Diejenigen rein militärifchen Kommandos zu berjtehen, die in außer 
ordentlichen ällen zur Unterftüßung bon Soritiägugbeamten 2c. gegeben werden, wenn 

olz⸗ oder iIddießttähle den Charakter geiwalttätiger, mit Peiberfegli feit berbundener 
ngriffe durch Frevlerrotten annehmen, und e8 darauf ankommt, Gewalt mit Gewalt zu 
vertreiben”. Diefe Kommandos jtehen bei Ausübung ihres Dienftes unter dem Befehl 
militärischer Dorgeiehter. 
us ur: Der affe ausgebildeten Mannjchaften können dazu verwandt erden. 
( Belt. Hilf. 8. 

Die gum ante nei Jäger find in jeder Hinfiht nur al Soldaten 
u behandeln, haben ihren Dienft, welcher von demjenigen der zur Dispofition des 

penteil3 in die Forſten beur laubten Sorpsjäger weſentlich verſchieden ift, in der 
Uniform ihres Truppenteils, find mit Korpsbüchſe zu verjehen und haben demnad auch) 
nur diejenige Berechtigung zum Waffengebraud, welche das Geſetz vom 20. März 1837 
bem Militär im allgemeinen zuſpricht und dies um fo mehr, als zu digen Kommandos 
keineswegs gelernte Jäger erforderlich find, dieſelben vielmehr ſchließlich ebenſogut von 
der Infanterie gegeben werden könnten. 

Dieſelben ſtehen ausſchließlich unter dem Befehl des dem Kommando beigegebenen 
militäriſchen worgejeiten, welcher ſtets wenigſtens ein Oberjäger fein wird, und 
welcher feinerfeit3 die erforderlihen Unmweifungen von der requirierenden Behörde refp. 
von derjenigen zu empfangen hat, welcher er übertwiefen wird. (a.a.D. Unlage 1. 

e durch die Entjendung von Militär-Kommandos im Intereſſe von Zivilbehörden 
ober Privaten gegen die Sarnifonverpflegung entftehenden Mehrkoſten werden bon ben 
Bivilbehörden oder Privaten getragen. (ß 30,5 der Friedens -Berpflegungs-Borjchrift.) 


b) Erläuterungen, betreffend bie Beribigung. 
1 Die Beeidigung erfolgt auf Antrag derjenigen Behörde, welche ben er im Forſt⸗ 
ſchutzdienſte befchäftigt. 9 ® See So 
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Darüber, ob die geſetzlichen Borausfeßungen ber Beeidigung (Fernhaltung jeder 
vingeigegebüht, Umtsqualität, perfönliche Befähigung und Vertragsverhältnis, Genchmigung 
ſeitens des Bezirks⸗Ausſchuſſes) vorliegen, entfcheidet das betreffende Amtsgericht. 

Beſchwerden über Entiheidungen, wodurch bie Beeidigun abgelehnt wird, finden 
ihre Erledigun im Aufchoweg und find zunächſt an den Brahdenten es Landgerichts, 
weiter an den präfibenten des Oberlandesgerichtö und atiehlich an den Juſtizminiſter zu 
richten. (Verfügung der Inſpektion der Jäger und Schutzen v. 21. 7. 1892.) 

2 Sofern Inhaber des Forſtverſorgungsſcheines noch nicht nach dem Foörſtdiebſtahls⸗ 
geſetz beeidigt fein follten, erfolgt ihre Beeidigung auf Grund des Forſi⸗Verſorgungsſcheines. 

8 Im übrigen vergleiche Die 88 23 bis 25 des Forſtdiebſtahls⸗Geſetzes vom 15. 4 1878 
und 8 1 des Geſetzes über den Saffengebraud ze. vom 31. 3. 1837 nebit den dazu 
gehörigen Erläuterungen; IX € 1 bzw. XI E dieſes Werkes. 


Allgemeine en über das Verhalten der Refervejäger der 
Klaſſe A. Berufsmäßige Beihäftigung. 

8 20. 1. Die Mefervejäger der Klaſſe A Haben fich genau nach ben Be- 
ſtimmungen zu richten, die für ihr Verhalten von der Inſpektion ber Jäger und 
Schützen erlafien find. Eine Bufammenftellung diefer Beitimmungen wird ihnen bei 
der Beurlaubung vom Truppenteil mitgegeben. 

2. Sie haben jede Veränderung ihres Aufenthaltsorts unter näherer Ungabe 
der ihnen übertragenen Beichäftigung der Käger-Fompagnie und, fall fie nicht im 
Staatsforſtdienſte befchäftigt werden, auch der Regierung, die fie notiert hat, ohne 
Berzug anzuzeigen. 

3. Hat ein Jäger Teine berufsmäßige Befchäftigung, fo hat er dies der Jäger⸗ 
Kompagnie fofort zu melden, damit feine Wiedereinziehung zum aftiven Dienft durd) 
das Jäger⸗Bataillon veranlapt wird. Bei Nachweis einer berufsmäßigen Beichäftigung 
it er von dem Bataillon wieder zu entlaffen.® 

4. Als Hauptpflicht gilt für die Reſervejäger der Grundſatz, fich ununterbrochen 
im Horftdienfte berufgmäßig zu bejchäftigen und fo ihre weitere forjtliche Ausbildung 
eifrig zu betreiben. 

5. Im allgemeinen ift al3 berufsmäßige VBeichäftigung nur die im praflifchen 
Forſtdienſte anzufehen. 

6. Hierher gehört auch die Beichäftigung im Fiſcherei-Aufſichtsdienſte des Staates, 
wenn fie nicht länger als zwei Sahre dauert; ferner die als Schreibgehilfe eines 
Oberförfterd. Die Bel äfigung mit Karten⸗ oder Schreibarbeiten bei einer Regierung 
oder dem Minifterium, die Befchäftigung als Forſtpolizei⸗Sergeant, Forſtkaſſenrendant 
oder Feldmeſſer ift nur dann als berufsmäßige zu betrachten, wenn fie nicht länger 
als fünf Jahre dauert oder aber mit gleichmäßiger Beichäftigung im praftifchen 
Forftdienfte nachweislich verbunden wird. Ber Bejuch einer Forftlehranftalt gilt als 
berufsmäßige Beichäftigung. 

7. Der Aufenthalt bei dem Water oder einem Verwandten, der im Forſtfache 
angeftellt ift, wird als berufsmäßige Beichäftigung nur dann anerkannt, wenn ed 
eine Befcheinigung des Königlichen Regierungs⸗ und Forſtrats bezeugt wird, daß fi 
biergegen nichts zu erinnern findet. 

8. Als unbedingt nicht berufsmäßige Beichäftigung gilt die Übernahme des Be: 
ſchuſſes von Gemeinde: oder Privatjagden ohne gleichzeitige AUnftellung für den Forſt⸗ 
ſchußg, der Betrieb von Handel mit Holz oder anderen Waldprobuften, ſowie Die 
Anftellung als Forft: und Feldpolizei-Sergeant im Kommunaldienſte. 

9. Wie weit verſuchsweiſe die Beichäftigung in einer golbanblung zugelafjen 
werden kann, ift Gegenſtand der Entjcheidung im einzelnen alle.‘ 

10. Der Dienft als Leibjäger wird mit Uusnahme desjenigen als Leib» und 
Bier en Königs oder der Königlichen Prinzen als berufsmäßige Beichäftigung 
nicht angelehen. 

11. Die Entfcheidung darüber, ob eine Beichäftigung ala berufgmäßige anzufehen 
ift oder nicht, Fa die Inſpeltion der Jäger und Schützen, die fi in zweifelhaften 
Fällen der Buftimmung des Minifterd für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten 
verjichert. . 

Nadtke, Handbuch. 4. Auf. | 2 
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12. Ausnahmsweiſe kann für den Fall, daß ein auf Forſtverſorgung dienender 
Jäger beabſichtigt, ſich für einen anderen, nicht forſtlichen Beruf vorzubereiten, zu 
dieſem Zwecke von der Inſpektion der Jäger und Schützen eine nach vorſtehendem 
nicht berufsmäßige Beſchäftigung widerruflich bis zur Dauer von zwei Jahren zu- 
gelaſſen werden. 

13. Die Anträge auf Beurlaubung zu dieſem Zwecke ſind an die Jäger-Kompagnie 
zu richten. Mit dem Antragſteller iſt eine Verhandlung nad Muſter G aufzunehmen, 
und zwar hinſichtlich der aktiven Jäger von der Jäger-Kompagnie und binfichtlich 
der Nejervejäger von der militärifchen Kontrollftelle, der ein Entwurf der Verhandlung 
von der Jäger⸗Kompagnie übermittelt wird. Die Verhandlung ift dem Jäger-Bataillon 
zuzuftellen, das fich, ſofern e3 ſich um einen Nefervejäger Handelt, zunädjit mit der 
beteiligten Regierung ind Einvernehmen feßt. 

14. Die” wegen Kontrolle der Jäger während diefer Zeit erforderlichen Un- 
ordnungen werden von der Inſpeltion getroffen? Die auf Grund diefer Beitimmung 
in einer nicht berufsmäßigen Beſchäftigung zugebrachte Urlaubszeit wird bei der 
Unerfennung zur Yorftverforgung auf die Dienftzeit voll in Anrechnung gebradht.® 


2 Beitimmungen über das Berhalten in der Reſerve fiche Unlage 5. 

2 Nach einem Schreiben de8 Herrn Srieggminifters bat die Inſpektion ber Jäger 
und Schüben Vorſorge getroffen, daß für die Bufunft den Wünjchen bezüglich einer 
zeitigen Auftellung der Geſtellungsbefehle an die zu militäriihen Übungen einzuberufenden 
Sorftlente nach Diöglichkeit entfprochen werde. Ob die Ditteilung der Beorderung immer 
6 bis 8 Wochen vor Beginn der Übung gefchehen Tann, glaubt die Inſpektion für jeden 
einzelnen Fall jedoch nicht gemährleiften zu können. (M. L. v. 21.11.1899, D. J. B. 32S. 2.) 

3 88 bleibt dem Ermeſſen der Bataillone überlaſſen, wieviel Zeit dem Jäger nad) 
feiner Entlafjung aus der früheren Beichäftigung zur Erlangung einer neuen berufs— 
mäßigen Beichäftigung zu gewähren ift. 

in folcher Beitraum darf aber in der Regel vier Wochen nicht überfchreiten. (Ausf.⸗ 
Beit. Ziff. 12B.) 


4 Verſuchsweiſe Beſchäftigung von Reſervejagern in Nutzholz⸗Geſchäften. 

Den Reſervejägern der Klaſſe A kann die Beſchäftigung in einzelnen beſonders 
geeigneten Holzgeſchäften auf die Dauer von höchſtens zwei Jahren als berufsmäßige an⸗ 
erkannt werden. 

Die geeigneten Mutzholz⸗) Geſchäfte ind von den Königlichen Regierungen namhaft 
gemacht und von der Inſpektion den Jäger⸗Bataillonen in einer Liſte bekannt gegeben. 

on den Bataillonen iſt daher vorläufig, wenn ein Reſervejäger Beſchäftigung in 
einem der in der Liſte aufgeführten Geſchäfte findet, worüber er eine Selgeinigun feiner 
Meldung an die Kompagnie beizufügen haben wird, nur in jet en Fällen die bejondere 
Genehmigung der er einzuholen, wo ein Mißbrauch der Erlaubnis zu befürchten 

Die Kontrolle hat fi darauf auszudehnen, daß die Beichäftigung nicht länger als 
zwei Sahre dauert; nad) diefer Zeit wird, wenn nicht andere berufsmäßige Beſchäftigung 
nachgeiviefen wird, bie Einziehung zum aktiven Dienft zu erfolgen haben. Endlich haben 
die Nefervejäger nah Schluß einer ſolchen Beihäftigung auch eine „Befcheinigung“ von 
dem betreffenden Gelchäftsinhaber über Zeit und Art ihrer Tätigkeit, fowie von der Orts⸗ 
Bolizeibehörde ein Führungsatteft der Kompagnie einzureichen. 

Die Jäger der Klaſſe A haben In jedem Fall bei ihrer Kompagnie dor Antritt einer 
Stelle unter Angabe der angebotenen Bedingungen anzufragen, ob die beabfichtigte Be- 
Kbäftigung gm dem Nubbolageichäft der Firma X. zu X. als berufsmäßige anerkannt 
werden wird. 

A Namhaftmachung fümtlicher geeigneten Geſchäfte an die Referbejäger hat nicht 
zu erfolgen. 

Zur Beurteilung des Zweckes diefe8 Verſuchs wird bemerkt, daß es ben Forſtbehörden 
im Intereſſe einer möglichjt vorteilhafter Aufarbeitung der Nutzhölzer erwünfcht tft, den 
Referbejägern Gelegenheit zu geben, duch Beichäftigung in geeigneten Holzgeichäften die 
zweckmäßigſte Verwendung jedes einzelnen Holzitüdes praftifch Tennen zu lernen. Sobann 
Kar es den een aBern durch diefen Berfuch auch erleichtert, eine berufsmäßige Be- 

äftigung zu finden. 

Eine unentgeltliche derartige Beihäftigung würde, da fle oft Feine beftimmte ernfte 
Tätigkeit bedingt, borausfichtlih nur dann dem Zweck des Verſuchs entfprechen, wenn 
fie vorübergehend oder als Probe bzw. Übergang zu einer entgeltlihen anzüſehen ift. 
(M. 2. v. 7. 12. 1897 und Inſpektion .der Zäger und Schübten v. 1. 12. 1897.) 
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5 Die Kontrolle des Jaägers bleibt Sache ber Kompagnie. Diefe N mindeſtens 
ahru⸗ einmal von dem Dienſtherrn und von der Ortspolizeibehörde Außerungen über 
ie Sürung und Leiftungen einzuholen. Gibt ein Jäger zu Tadel Veranlaffung, fo ift 
Bi 20 ung eined beitimmten Untrages ber Inſpektion zu berichten. us.» Belt. 
if. . ' 
6 Richt aber auch bei der Penflonierung. (Anlage 5 $ 4 Nr. 17.) 


7 Beſchaftigung bei der Anfiedelungstommilfion Für Weſtpreußen und Poſen. 
Es findet fein Bedenken, der Unfiedelungsfommiffion zur Handhabung bes Forſt⸗ 
betriebes und Schuges in den bon derfelden envorbenen Forſten KHorithilfsauffeher zur 
Serfügung zu ſtellen. Diefe können nad) Maßgabe ihrer Unciennität zu Königligen 
Höritern befördert werben und je nach Bebürfnis auch wieder in ben Staatebient zuruͤck⸗ 
treten. Sie werben in disziplinarer Beziehung aber ſtets einem beſtimmten Oberförfter 
u unterſtellen und ausdrücklich darauf aufmerkſam zu machen fein, Daß nach wie vor älle 
die Ziaanegieamten gültigen Vorſchriften auch auf fie Anwendung finden. Es wird 
ich jedoch empfehlen, —5 Dienſte bei der Anſiedelungskommiſſion nur ſolche Beamte 
au beitimmen, deren Wünfchen folches nicht entgegen tft. 
ie Bejoldung, welche möglichjt nach den Hi die Staatsforſtverwaltung beitehenden 
Grundfägen zu regeln fein wird, damit dem Rüdtritt in den Staatsbienft feine Schwierig» 
feiten entgegentreten, ift au8 Fonds ber Unftedelungstommiffion zu beftreiten. Sollte 
biefelbe die indeflen wünfchen, fo kann bie Hahlung — vorbehaltlich der endgültigen 
Tilgung dor dem Rechnunge ſchluß — aus Fonds der Forſtverwaltung vorſchußweiſe 
erfolgen. (M. L. v. 9. 4. 1889.) ' 


s Beihjäftigung von Forſtbeamten im Aolonialdienſt. 


Bedingungen für die Annahme von Forſtaufſichtsbeamten zum Dienſt 
in den Schutzgebieten. 
1. Fur Anwärter, welche die Börfterprüfin abgelegt Haben: Unfangsremuneration 
4200 ME. jährlid neben freier Wohnung im S — Anderthalb⸗ bis dreijährige 
Dienſtverpflichtung, je nach den klimatiſchen Verhältniſſen des Schutzgebietes. (Fur 
Deutſch⸗Oſtafrika betr die Dauer der Dienſtperiode zwei Jahre) Fur die Ausreiſe, 
fowie feinerzeit für die Heimreife nach beendetem DienftverhältniS Vergütung nach 
Maßgabe der beitebenden Beftimmungen. Wllgemeine Umzugskoften, insbefondere zu 
iweden der Ausrüftung, 400 ME. Nach Ablauf ber erften Dienftperiode bei rechtzeitiger 
erpflidtung zum längeren Berbleib im SKolontaldienft biermonatiger Heimatsurlaub 
unter eafung der vollen Remuneration und Bewilligung einer Reiſebeihilfe für bie 
Rüde un nat Ihe die Förſterprüfu ch nicht abgelegt haben, b bir 
. Tür Anwärter, melde die Förſterprüfung noch nicht abgelegt haben, beträgt bie 
Anfangsremuneration 3600 ME Am übrigen nd die Bedingungen die gleihen. Die 
Bewerber müfjen unverheiratet, Zörperlid tropenbienfttaugli In und dürfen daß 
32. eh nicht überfohritten Baben; fie haben einen Lebenslauf, bie in ihren Händen 
befindlichen eugniffe und Militärpapiere einzureichen. | 
3. Da die Kenntnis der Landesſprache für das auf den Verkehr mit ben Eingeborenen 
angewieſene Yoritperfonal von befonderer Bebeutun I mwerden einige Forſtbeamte dem 
Seminar für orientalifde Sprachen in Berlin zwecks ſprachlicher Borbildung überwiejen. 
Die Betreffenden erhalten für die Dauer bes Studlums eine ihren bisherigen Degügen 
entfprechende NRemuneratton, mindeiteng jedoch 1400 ME. jährlih, aus Mitteln Der 
* nialverwaltung. Sie haben dagegen die untenfolgende Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 
ewerbungsgeſuche zum Eintritt in den Kolonialdienſt ſind mit der Verpflichtungs⸗ 
erflärung durch die Königliche Regierung, welche die Perſonalakten und eine gutachtliche 
Außerung beizufügen bat, dem Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
vorzulegen. Der Bedarf an ForftauffichtSbeamten für den Kolonialdienſt wird in ber 
Negel den Korfthilfgauffehern durch die Königlichen Regierungen und die „Deutfche Forft- 
zeitung” in Neudamm bekannt gegeben. (M. 2. v. 12. 9. 1905 — III 11189.) 


Berpflidtungserklärung. 


5 2 bin bereit, da8 Orientalifde Seminar in ber Belt vom ...... zu ...... 

u beſuchen. 

s verpflichte mich, nach meiner Ausbildung einer Einberufung zum Kolonialdienſt 

jederzeit Folge zu leiſten und in dem Kolonialdienſt während min tens einer Dienft- 

Periode zu verbleiben. Ich verpflichte mich ferner, für den Hall, daß auf meinen Antrag 
27 
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oder infolge eigenen Verſchuldens von meiner Übernahme in ben Stolonialdien abgeleben 
wird, der Kolontalverwaltung die often meiner Ausbildung zu eritatten. Auch erfenne 
ih an, falls aus gleichen Gründen mein vorzeitiger Yustritt aus dem Solonialdienft 
erfolgt oder nötig wird, daß ich auf bie Koften meiner Ausbildung, ſowie die vereinbarten 
Bzw. üblichen Ausrüftungs-, Aus⸗ und Heimreifevergütungen nur in Höhe desjenigen 
Betrages Anſpruch habe, welcher dem Verhältnis der im Schußgebiete tatſächlich gie 
gelegten Kolonialdienftzeit zu der eingegangenen a eleifer Ak entipricht. Soweit 
ber diefen Anſpruch hinaus Zahlungen an mich bereits geleijtet find, berpflichte ich mic 
biermit ausdrüdlich zu beren, titattung. 19 | 
......... ... ‚dben........ 


9 Ausbildung und Prüfung ber Bewerber um SKKönigliche Borftlaffen-Rendantenftehen. 


Der Königlichen Regierung überfende ich anbei die Vorſchriften Über die Ausbildung 
und Prüfung ber Bewerber um Königliche Forftlaffen-Rendantenjtellen vom heutigen 
Tage mit bem Auftrage, beren Beröffentlidung durch das Amtsblatt zu veranlaffen. Die 
Vorſchriften treten fofort in Kraft. 

Die gemäß Hiffer 4 diefer Vorſchriften Bei der Königlichen Regierung eingehenden 
Anträge um Bulafjung zur —A—J nd alljährlich zum 1. Oktober geſammelt Hier 
vorzulegen. Dabei iſt ein Verzeichnis beizufügen, welches außer über Namen, Lebensalter, 
Wohnort, gegenwärtige Stellung und bisherige Laufbahn darüber Auskunft gibt, warın 
und wo die Ausbildung für eine Forftlaffen-Rendantenftelle jtattgefunden bat, und in 
dem guekig eine gutadhtlihe Außerung der Königlichen Regierung über die Befähigung 
bes Bewerber enthalten fein muß. — Die Dorlage bat pünklid zu dem angegebenen 
Termine zu erfolgen. Einer Fehlanzeige bedarf es nicht. — (M. L. v. 12. 2. 1904 — III 332.) 


Vorſchriften Über die Ausbildung und Brüfung der Bewerber um 
Königliche Forfitaffen-Rendantenftellen. 


1. Als etatsmäßige Königliche Forſtkaſſen⸗Rendanten werben in Zukunft nur 
joihe Bewerber angeitellt, welche, wenn fie nicht die für den Bureau» und Kaffendienft 
ei den Königlichen Regierungen (Oberpräfidien) oder die für die Königlichen Rentmeijter 
vorgefchriebene Prüfung beftanden haben, durch Ablegung einer befonderen Prüfung nad) 
Maßgabe der folgenden Beitimmungen ihre technifche Befähigung zur felbitändigen Ber- 
waltung einer söniglichen oritlaffe dartun. Hinfichtli der fonftigen Erforderniffe für 
Die Anietlung als Königlicher Forſtkaſſen⸗-Rendant wird Hierdurch nichts geändert. 

Einen Anſpruch aut nitellung gewährt da8 Beftehen der an nicht. 

2. Das Gefuh um Bulaffung zur Boritaffen-Renbantentaufba n Dat der Bewerber 
an den Minifter für Landiwirtfchaft, Domänen und Forften unter Beifügung feines 
Lebenslaufes und feiner Beugniffe zu richten. 

3. Zur Prüfung werden nur foldde Bewerber zugelafjen, die fid während mindeſtens 
eine vollen Sahres bei einer hauptamtlich verwalteten oder mit einer Königlichen 
Kreiskaffe verbundenen Königlichen Forſtkaſſe behufs ihrer Ausbildung beſchäftigt haben. 
A ‚gu ei A Hr ift die Genehmigung der der Kaſſe vorgeſetzten Königlichen 

egierung nachzuſuchen. 

Die Übermeifung des Bewerbers an eine Königliche Forſtkaſſe zum Zwecke feiner 
Ausbildung erfolgt nicht. Ä 

Eine Unterbrehung der Ausbildungsbefchäftigung innerhalb der borgefchriebenen 
Beit bedarf der Genehmigung der zuftändigen söniglichen Regierung, eine ausnahmsweiſe 
Ahkürzung der vorgefchriebenen Dauer der Ausbildungsbeſchäftigung der Genehmigung 
des Miniſters ia Landwirtfchaft, Domänen und Forften. 

4. Nach Abſchluß der Ausbildungsbefhäftigung wird dem Bewerber von dem 
goritfaflen-fendanten ein jtempelpflichtige8 Zeugnis ausgeſtellt, welches eine eingehende 

ußerung über die Teilnahme des Bewerbers an ben Kaflengefchäften, feinen bierbei 
betätigten Fleiß, feine Kenntniffe und feine Fähigkeiten enthalten, auch die Dauer der 
Beihäftigung angeben muß. 

Der Bewerber hat dad Beugnis binnen längjtens drei Monaten nach dem Empfang 
der dem Ausſteller vorgejegten Königlichen Regierung unter Beifügung bes Lebenslaufes 
und etwaiger fonitiger Zeugniffe über jeine Tätigkeit in früheren Stellungen mit dem 
Antrage einzureichen, die Zulaffung zur Prüfung für ihn zu erwirfen. 

Die Königliche Regierung prüft die Beunnifie nebjt Zubehör und legt die fämtlichen 
im Laufe eines Jahres bei ibr eingegangenen Anträge diefer Art zum 1. Oftober jedes 
Jahres mit einer gutadhtliden Außerung über die Bewerber dem Miniſter für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten zur Entſcheidung über die Zulafjung zur Prüfung bor. 
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Liegen gegen die Bun ung feine Bedenfen vor, fo Überweiſt der Miniiter bie 
Bewerber zur Üblegung der Prüfung einer Königliden Negierung. 

‚6. Die Prüfung wird durch eine aus drei Mitgliedern beftehende Kommiſſion, beren 
Tätigkeit ne in der Regel auf mehrere Regierungsbezirke erſtrecken wird, am Sike einer 
Königlichen Regierung, und zwar derjenigen Regierung abgehalten, welcher der Sorfigeibe 
oder deſſen Stellvertreter angehört. Vorfitzender ber Kommiffion ift in ber Regel ein 
Dberforjtmeiiter und bei deſſen Behinderung ein Regierungs⸗ und Forſtrat. Außerdem 
werden ein im Borttailen, und Rechnungsweſen erfahrener Rechnungsbeamter und ein 
Soritlaffendtenbant in die Kommiffion berufen. 

d D en "8 zu diefen Amtern behält fich ber Minifter für Landivirtfchaft, Domänen 
und Korften dor. 

er Borfigende Bat den Gang der Prüfung zu leiten und namentlih auch zu 
beftimmen, für welche Gegenftände yerer Graminator bie Prufun⸗ auszuführen bat. & 
und inwieweit er ſelbſt prüfen will, bleibt dem Borfikenden überlaffen. Ort und Zeit 
ber Prüfungen, die nidyt in regelmäßigen Zwifchenräumen, fondern nad; Bebarf abgehalten 
werden, f * der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten feſt. 

Die Dauer jeder Jrafung ſoll zwei Tage nicht überfchreiten. 

7. Die Prüfung wird tei rt , teils mündlich abgehalten. 
der fchriftlihen Prüfung hat der Prüfling einige Arbeiten’ — Dienſtſchreiben, 
Abſchlüſſe, Lieferzettel, Gintragungen in die Kaſſenbucher und dergleichen Aufgaben aus 
dem Gejchäftsbereiche der Forſtkaſſen — innerhalb der für jede Aufgabe zu beitimmenben 
Beit unter Auffiht eines Mitgliedes der Prüfungstommiffton zu fertigen. J 

Im allgemeinen tft die Prüfung darauf zu richten, ob rOffing die Fähigkeit 

beſitzt eine Königliche Geile I zu beriwalten. 

Insbeſondere bat Prüfling na fen: 

a) die Fähigkeit des Klaren mündlichen und ſchriftlichen Gedankenausdrucks, 

3 die liche Fertigkeit im Rechnen, . 

c) Bertrautbeit mit dem Zuſammenhange des Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens 
im allgemeinen und insbefondere mit der gefamten Einrichtung der Königlichen 

orftlaffen, mit den Beitimmungen der Saäftöanwe fung für die Königlichen 
oritfafjen-Rendanten, den einjchlägigen Deltimmungen der Geichäftsanmweifung für 
ie NRegierungs-Hauptlaffen und die Königlichen Oberförfter und mit den Vor⸗ 
en der Königlichen Oberrechnungsfammer über die Legung der Forſtgeld⸗ 
rechnungen, | 

d) Kenntnis der Beitinmungen des — — betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898, ſoweit fle für die Königlichen Forſtkaſſen in Betracht kommen, 

e) Kenntnis der Beitimmungen über da8 Berwaltungszivangsverfahren mit Einfluß 
der Geichäftsanmweifung für die Vollgiehungsbeamten, 

f) Kenntnis der fonftigen die Gorftafen- Benwaltung einschließlich der damit ver⸗ 
bundenen Nebenzahlungen betreffenden Borfchriften, insbeſondere auch derjenigen 
über die Zahlung ber Beamtengehälter zc. (Geſetz vom 6. Februar 1881 nebft 
den dazu ergangenen Berwaltungsbeitimmungen), der Penfionen, Witwen⸗ und 
Waifengelder und dergleichen Ausgaben, ſowie über die Zahlungen 2c. auf Grund 
der Arbeiterberficherungsgefehe. 


8. Die en des Urteil über den ale der — und der Zeugniſſe 
für biejerigen ee die die Prüfung beitanden haben, erfolgt na Stimmenmehrheit. 
Der Vorfitzende iſt jedoch befugt, einen Mebrbeitöbefchluß zu beanftanden und unter 
Borlegung der Prüfungsaften nebit den in diefem falle von den einzelnen ptgliebern 
der Kommiffion einzufordernden ee utachten die Enticheidung des Mimiſters 
für Landiwirtfchaft, Domänen und Forſten herbeizuführen. 

9. Die über die Prüfung und den Gang berfelben aufgunchmenbe bon fämtlichen 
Mitgliedem der Prüfungstommiffion unterfähriftlih zu vo giepende Berhandlung, bie 
ausgefertigten Beugniffe, welche ebenfall8 von fämtlichen Mitgliedern der Kommiſſion 
unterfchrieden werben, und bie fehriftlihen Prüfungsarbeiten find von dem Borfigenden 
an en her für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten zur weiteren Verfügung 

nzureichen. 

s 10. Pru Inge, welche die Prüfung nicht beftanden haben, erhalten bierüber vom 
Minifter für Zandiwirtfchaft, Domänen und Forſten einen Beicheid. Zur Wiederholung 
der Prüfung werben fie in der Megel nur einmal zugelafien. Brüflinge, bie fich der 
Brüfung dor deren Abſchluß ohne zwingenden &rund entziehen, gelten als ſolche, die 
nicht beitanden Haben. 
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11. Gebühren find von ben Prüflingen nich zu entrichten. Zu den Bengn! en find 
Stempel bon 1 ME. 50 Pf. zu verwenden, die Beicheide und fonitigen Cröffnungen 
über die Prüfung aber ftempelfrei auszufertigen. 


Verpflichtung zur Annahme einer angebotenen Beſchäftigung im 
Staatsforſtdienſte. 

8 21 1. Die Reſervejäger find verpflichtet, jede ihnen von der Regierung, bei 
der jte notiert find, angebotene Beichäftigung, einfchließlich des Dienjtes in den vom 
nehmen Stiſtsforſten, mit der für ihr Dienftalter beftimmten Bejoldung 
anzunehmen.l. 

2. Zur Beihäftigung im Staatsforſtdienſte gehört auch die als Schreibgehilfe 
eined Königlichen Oberförfters; Hierbei ift jedoch eine das Dienftalters Einkommen 
um 6 Mark monatlich überfteigende Bejoldung zu zahlen und dafür zu jorgen, daß 
die Jäger gleichzeitig im praktiſchen Forſtdienſte beichäftigt werden. 

3. Die freie Station, die von einem Königlichen Oberförfter dem von ihm als 
Schreibgehilfe befchäftigten Reſervejäger gewährt wird, Tommt mit 30 Mark auf die 
monatliche Bejoldung in Unrechnung.® 

4. Die im Staatsforftdienfte befchäftigten Jäger können jederzeit innerhalb des 
Bezirkes, in dem fie notiert find, verfegt werden. 

5. Werden die Yiaer im Staatsforftdienfte nicht bejchäftigt, fo haben fie das 
Recht, bis zu ihrer Einberufung eine Beichäftigung im Gemeinde⸗, Anſtalts⸗ oder 
Privatdienfte anzunehmen; zur Übernahme einer folchen können fie auf ihren Antrag 
aud) von der Regierung aus einer Beichäftigung im Staatäforftdienfte entlaffen werden. 


1 Die Befoldung für bie noch zu ben Meferbejägern gehörenden Forfthilfsauffeher, 
die eine Militärdienftzeit zurüdgelegt haben bon . 

a) 10 Jahren und darüber, beträgt täglich 2,40 ME, 

b) 7 bis 10 Jahren, beträgt täglich 2,20 Mt, 

c) unter 7 Jahren, beträgt täglich 2,00 ME. 

Bei außergemöhnlicher örtliher Teuerung Tönnen an einzelnen Orten die vorſtehend 
ehe Den Süße, fomweit es die Reglerung für unabweislich erachtet, um 10 ME. monatlich 
erhöht werden. 

Soweit beitimmungsmäßig Monatsfäge für die Beloldung von Forſthilfsaufſehern 
in Anwendung fommen, beträgt der een das Dreißigfache des Tagesſatzes. 

. — ber an tolbung erhalten die Forſthilfsaufſeher einen Dienſtkleidungszuſchuß 
von jähr . 

2 über die Be olbung dei Erkrankungen, Urlaub 2c. und die Gewährung bon 
Seuerungsmaterial fiehe Abſchnitt ee ” Diejes Werkes. 

8 Bur freien Station gehört: freie Wohnun il as und freie Bekoſtigung. 
Wird dem Schreidgehilfen freie Station nicht gewährt, jo hat der Oberförfter ihm eine 
bare Vergütung don 30 ME. monatlih aus feiner Dienftaufmandsentichädigung zu ge- 
währen. (M. X. v. 19. 2. 1887, D. Y B. 19 ©. 79 


Diefe 30 ME werden den Sgeeib Knie bon ben Soriktaffen unmtitteldar aus der 
DienftaufmandBentigjäbigung Des er ter gegen befondere Quittung gezahlt. (DBgl. 
M. 8. v. 9. 10. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 7.) 


4 Die im Staatöforitdienfte beichäftigten Nefervejäger (KHorithilfsauffeher) führen 
zunädft den Titel „Hilf3jäger“ und werben fpäter durch die Königliche Regierung zu 
„Horitauffehern* emannt. (F. M. v. 12. 4. 1874, D. J. B. 7 S. 

Bei Ernennung der Forſthilfsaufſeher zu Forſtaufſehern iſt nach folgenden 
Grundſätzen zu verfahren: 

Zu Forſtaufſehern find zu ernennen, ſofern nicht etwa mit Rückſicht auf die Führung 
ber Betreffenden Bedenken beitehen, alle diejenigen BER re eher welche fih im Be⸗ 
fige des unbefchränkten Foritverforgungsfcheines befinden, jonie niejenigen, welche bor ° 
Erlangung besfelben die Förſterprüfung beitanden haben, fobald fie im Staatsforftdienite 
Berwendung finden. Es liegt zwar in der Ubficht; die Forftauffeher tunlichſt ununter⸗ 
brochen zu bejichäfttgen, und nad Maßgabe ihrer Unciennitätsperhältniffe wird die auch 
mehrenteil8 möglich) fein. Eine Zufiherung in diefer Beziehung läßt ſich indeſſen nicht 
erteilen. Die vorausfichtliche Dauer der Beichäftigung an einem und demfelben Stationg- 
orte ift für die Frage, ob ein orftauffeber oder ein Hilfsjäger zu verwenden ift, nicht 
entſcheidend. Es muß hierfür Tediglich das Intereſſe des Dienſtes maßgebend fein. Soweit 
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letzteres dies geftattet, tft aber ein häufiger Wechfel des Stationsortes der Yorftauffeher 
zu vermeiden. (M. 2. v. 5. 3. 1887, D. J. 3. 19 ©. 80.) 

5 Die ältelten Yorftauffeher, 600 im ganzen Staat, werben zu Förftern ohne Revier 
ernannt und etatSmäßig mit den Gehaltsſätzen zc. der Förſter angeftellt. Siehe Ans 
merkung 3 au 8 30. 

6 Foör erung der praktiſchen Ausbildung. 

Den Föoͤrſtern ohne Revier und Soritpilfenuffehern find zur Förderung der praftiichen 
Ausbildung, ſoweit e8 angängig ericheint, Die Ausführung von Hauungen, Vurchforſtungen, 
Kulturen, Wegebauten ꝛc. zu übertragen, auch find von jedem der ftaatlidherfeitS den 
Revierverwaltern beigegebenen Schreidgehilfen alljährlich mindeftens ein Holzichlag und 
eine Kultur auszuführen. (M. 8. v. 10. 3 1902 — III 2282 

Zur Berbollitän igung ber roritteoänif en Ausbildung ift dahin zu Streben, daß jeder 
Toritberforgungäberechtigte nmwärter dor Übertragung einer Förſterſtelle until längere 

eit im Staatsforftdienfte, ſpäteſtens bei der Einberufung als Förfter ohne Revier, be- 
häftigt wird. (M. 8. v. 1. 4. 1903, Jahrb. ©. 163.) 


Übergang in einen anderen Bezirk. 


8 22. 1. Der Minifter für Landwirtichaft, Domänen und Forften Tann die 
Refervejäger, gleichviel, ob fie im Stantsforftdienfte befchäftigt find oder nicht, einem 
anderen Negierungsbezirfe zur Notierung und Beichäftigung überweijen. 

2. Auch haben die Rejervejäger die Befugnis, ſich bei der Regierung, bei ber 
fie notiert find, abzumelden und bei einer anderen Regierung notieren zu laffen. Bu 
einem derartigen Übergange bedürfen fie nur dann der Benehmigung der erftgenannten 
Behörde, went fie eine Beichäftigung im Staatsforjtdienite inne haben. oder ihnen 
eine folche angeboten worden it. Dieſe Behörde hat, wenn die Abmeldung zuläffig 
ift, auf dem Militärpaffe oder, wenn diefer noch nicht eingereicht ift, dem Militär: 
führungszeugnis (8 18 Abſ. 2) der Jäger die Abmeldung zu notieren, da vorher 
die Abmeldung von einer anderen Regierung nicht angenommen werden darf. 


Die Hörfterprüfung. 

8 23. 1. Die Refervejäger der Klaſſe A Haben im Bezirke der Regierung, bei 
der fie notiert find, nad) Vollendung des achten, aber vor Ablauf des elften Dienit- 
jahres die Förfterprüfung abzulegen. Wenn bejondere Umftände dies erwünfcht 
machen, Tann die Regierung die Yörfterprüfung fo weit hinausſchieben, daß die An⸗ 
ftellung als Förſter unmittelbar folgt. Sußerttenfolls kann die Prüfung mit einer 
Anftelung auf Probe verbunden werden. 

2. Ultive Oberjäger der Klaſſe A (8 26) brauchen fich der Förfterprüfung nicht 
por dem Ausscheiden aus dem Militärdienite zu unterwerfen. 

3. Korpsjäger, die auf Grund des 8 26,, a oder c den Soritoerforgungafchein 
erhalten, bevor fie die Förfterprüfung abgelegt Haben, find nachträglich zu Diefer 
Prüfung heranzuziehen. 

4. Bwed der Prüfung ift, feftzuftellen, ob die Jäger die. Eigenfchaften, Kennt: 
niffe und Sertigfeiten befiten, die von einem Förſter verlangt werden müſſen. 

5. Die Prüfung befteht in einer mindeftens fechdmonatigen, in die Hiebs⸗ und 
Rulturzeit zu legenden Beichäftigung als diNöauffeher und demnächit in einer münd- 
fichen und fchriftlihen Prüfung nad Maßgabe der darüber von dem Minifter für 
Zandwirtfchaft, Domänen und Forſten erlaffenen Bräfungsporjchriften.! 

6. Der Oberforftmeifter ift befugt, von der jechömonatigen pehzfigung als 
Hilfsauffeher den Prüfling zu entbinden, wenn diefer bereitö eine in jeder Beziehung 
vorzügliche Tüchtigkeit und Buverläffigfeit durch Leiftungen während längerer Be: 
ſchäftigung im Staats⸗, Gemeinde» oder Anftalts-Foritdienfte erwieſen hat. 

7. Die Prüfung ift in einer Königlichen Oberförſterei abzulegen. Der 
DOberforftmeifter Tann unter Umftänden auch genehmigen, daß fie in einer 
Semeinde- oder Anftaltsforftitelle abgehalten wird. Auch darf die Prüfung in einer 
geeigneten Privatforſtſtelle ftattfinden, fofern es möglich ift, die Prüflinge Bier 

ihrer Leiftungen und ihres gejamten Verhaltens gehöriger Aufſicht zu 
unterſtellen. 
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8. Wenn ein zur Prüfung beranftehender Süger bei einer anderen Regierung 
bejchäftigt ift oder fich im Bezirk einer anderen Regierung aufhält, als der, bei der 
er notiert tft, fo bleibt es der letzteren überlaffen, diefe Regierumg um Wusführung 
der Prüfung anzugehen. 

9. Ebenſo kann von der Einberufung forjtverforgungsberechtigter Unwärter, Die 
im Brivats und Konmunalforſtdienſte von Eljaß-Lothringen beichäftigt find, zur 
Ablegung der Förfterprüifung Ubftand genonımen werden, fofern fich die reichSländijche 
Foritverwaltung auf Erfuchen der Regierung, bei der die Notierung der Jäger ſtatt⸗ 
gefunden hat, bereit erklärt, deren Prüfung in ihren derzeitigen Dienitjtellungen abzuhalten. 

10. Der Oberforftimieifter wählt das PBrüfungsrevier aus und beſtimmt die Zeit 
ber Prüfung nad) Mafigabe der fich zur Beichäftigung ber Prüflinge bietenden 
Gelegenheit und der fonftigen Verhältniſſe. 

11. Der Aufforderung zur Ablegung der Prüfung bat der Prüfling pünktlich 
Folge zu leiten. 

12. Wird die Prüfung in einer Königlichen Oberföriterei erledigt, jo find dem 
Prüflinge ee der Pruͤfungszeit die feinem Dienftalter entfprecheuden Tagegelder 
und das zuläjfige Brennmaterial zu gewähren. Hin= und Rückreiſe werden nicht vergütet. 

13. Hat zwar die Prüfungsbejchäftigung, aber nicht die gefamte Prüfung ein 
genügendes Ergebnis gehabt, fo faun die mündliche und fchriftliche Prüfung einmal, 
aber nur binnen Jahresfriſt, wiederholt werden. 

14. Über Ausführung und Ergebnis der Förfterprüfung Hat die Regierung auf 
dem Militärpaffe bzw. dem Forſtverſorgungsſcheine (Abſ. 2 dieſes Paragraphen) 
einen kurzen Vermerk zu machen. 

1 Vorſchriften über die Förfterprüfung fiehe Anlage 6. 


2 Abhaltung der Förſterprüfung in Privatforſtrevieren. 

Mit Bezug auf die Vorfchriften im 8 23 Abſ. 7 und 8 beftimme ih, daß, ment 
einen Reſervejager geftattet worden tft, die Förſterprüfung in einer Privatforſtſtelle abzu⸗ 
legen, die mit der Wufficht über die Prüfıngsbeichäftigung beauftragten Regierungs⸗ 
foritbeamten bie Koften der in Erledigung biefed Auftrages unternommenen Dienſtreiſen 
nit auf bie ihnen zuftehende Dienjtaufwands-Entihädigung zu verrechnen, fondern 
beſonders zu Tiquidieren haben. 

bemerke hierzu aber, daß die Ablegung der Beeren ung in einer Privat- 
forſtſielle im allgemeinen nicht erwünfcht erfcheint, mweil fie ohne Zweifel aud) unter den 
ginftigften Berhältniffen ein geündliches Kennenlernen der Leiftungen und des gefamten 
erbaltens des Prüflings erſchwert. Sch mache es den Herren Oberforjtmeiltern deshalb 
zur befonderen Pflicht, die Genehmigung Hierzu nur in ſolchen Fällen zu erteilen, in 
denen es zweifellos niöglich erjcheint, eine ausreichende und zweckentſprechende Aufficht 
über den geüfting ohne allzu erhebliche Opfer an Zeit für den auffichtführenden Beamten 
eh geb dur ie Staatskaſſe durchzuführen. (M. L. v. 29. 8. 07 — III 9496, 


Entlajjung eines Jägers aus der Klaſſe A. 


8 24. 1. Meldet ſich ein Jäger der Klaſſe A nicht vor Ablauf feines letzten 
aktiven Dienftjahres bei einer Negierung (8 18), oder lehnt er es ab, eine ihm an- 
gebotene Bejchäftigung im Staat3forjtdienfte zu Übernehmen ($ 21), oder fcheidet er 
aus einer fulchen ohne Genehmigung der Regierung aus, oder kommt er der Wuf- 
forderung zur Ablegung der Förfterprüfung nicht nach (8 23), oder befteht er dieſe 
endgültig nicht, fo it er aus der Jägerklaſſe A zu entlajjen. 

2. Diefe Entlafjung kann ferner erfolgen, wenn der Jäger im aktiven Dienſt 
oder im Referveverhältnis in feinen Leiftungen nicht befriedigt oder durch feine 
Führung zu erheblichen Tadel Anlaß gibt. 

3. Erachtet die Regierung die Entlafjung eines Nefervejägerd für erforderlich, 
fo Hat fie unter Angabe der Gründe und Beifügung der Berfonafaften dem betreffenden 
SägersBataillon hiervon Mitteilung zu machen. 

4. Diefeß jendet die Alten an die Inſpeltion der Jäger und Schüben, die im 
Falle des Einverftändnifjed die Entlaffung des Jägers aus der Jägerklaſſe A verfügt, 
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died auf dem Militärpafle und Sührungsgeugnifle durch das zuftändige Bataillon 
tur; vermerlen und hiervon die Regierung benachrichtigen läßt. 

5. Erachtet die Snfpeltion der Jäger und Schügen die Entlaffung nicht für 
begründet, fo enticheiden der Kriegäminifter und der Minifter für Landwirtjchaft, 
Domänen und Forſten gemeinichaftlich. 

6. Wird ein Jäger der Klaſſe A dauernd feld» und garnifondienftunfähig oder 
auch nur dauernd felddienftunfähig, fo fcheidet er aus dem Militärverhältniffe aus und 
verliert, vorbehaltlich des etwaigen Anſpruchs auf Bivilverforgung, jeine Forſtverſorgungs⸗ 
anfprüche, falls ihm dieſe nicht in den im 8 26 angegebenen Fällen belafien werden. 


2 Einziehung zur Prüfung. 

Bei tadelnswerter Führung Tann dem Detveffenben unter Umftänden bie ausnahms- 
weife Bergünftigung zuteil werden, daß er zum Bataillon zur Prüfung eingezogen wird, 
um He gute Fuͤhrung und Eifer im Dienjt unter der fpeziellen Kontrolle feiner 
militärifchen Borgefebten den Beweis zu liefern, daß er nicht unwürdig iſt, auch ferner 
in der Zahl ber auf Forjtverforgung Dienenden belaſſen zu werden. 

Der red einer ſolchen Einziehung ſchließt e8 aus, daß von bornberein eine beitimmte 
zyeltdauer der Einziehung beantragt oder feftgefeßt wird. Wenn ein bollftändig ficheres 

rteil gewonnen fit, aber feüpeftens nad einem halben Jahre, iſt an die Inſpektion zu 
berichten. (Ausf.⸗Veſt. Siff. 12.) 


Lifte Der Refervejäger der Klaſſe A. 


R5. 1. Die Regierung hat über die von ihr notierten Nefervejäger der Klaſſe A 
eine Lifte nad Mufter H zu führen und diefe durch Eintragungen über Art mıd Ort 
der Beichäftigung, auch wenn fich der Jäger im Gemeinde, Anſtalts⸗ oder Privat 
forftdienft befindet, über Ablegung der Förſterprüfung, Abmeldung, Ausſcheiden aus 
der Klaſſe A wegen Ublebens, Entlaffung, endgültiger Anſtellung ($ 32) oder Empfang 
des FHoritverforgungsfcheines 2c. fortlaufend richtig zu halten. 

2. Aljährlic) zum 1. Januar find die eingetretenen Veränderungen Durch eine 
nah) Mufter-H aufzuftellende Nachweiſung des im verfloflenen Kalenderjahr ein- 
getretenen Ubganges und des Beftandes anı 1. Januar zur Kenntnis der Snfpeftion 
der Jäger und Schügen und des Minifter3 für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten 
zu bringen. Wegen der gleichzeitig zuzuftellenden Nachweiſung über Beränderungen 
bezüglich der Fyorftverforgungsberechtigten vergleiche 8 37. 





V. Die $orfiuerforgungsberehtigung. 
Anerkennung zur Korftnerforgungsberehtigung. 

8 36. 1. Den ZJägern der Klaſſe A wird nach Ablauf der zwölfjährigen Dienft- 
zeit oder, wem fie zum Oberjäger befördert worden find und eine mindeſtens fünf 
jährige Dienstzeit in dieſem Dienftgrade abgeleiitet haben, nach Ublauf einer neun 
jährigen aktiven Dienftzeit die Forftverforgungsberechtigung durch Wufnahme in Die 
Forftverforgungglifte und Erteilung des Forftverjorgungsicheined von der Inſpektion 
der Jäger und Schüben zuerlannt. (Einordnung |. 8 27.)! 

2. Forftverforgungsberechtigte Oberjäger und Jäger, welche die für die Er- 
werbung des Bivilverforgungsicheined beftehenden gejehlichen Beſtimmungen erfüllen, 
empfangen diefen neben dem Forftverjorgungsichein. 

3. Nach Erfüllung der übernommenen Mititärdienftverpflichtungen fcheiden die 
Jäger der Klaſſe A aus dem Jägerkorps aus und treten zur Landwehr 2. Aufgebot 
über (j. 8 38 der Heerordnung vom 22. November 1888, Neuabdrud von 1904). 
AS Ausweis über die im Jägerkorps abgeleiftete Dienftzeit gilt der Militärpaß. 
Die in einer der Kaiſerlich deutichen Schugtruppen verbrachte Dienftzeit wird ebenfo 
al3 aktive Dienftzeit wie die bei einem Jäger⸗Bataillon gerechnet. 

4. Scheidet ein Jäger bereit8 vor Ablauf der zur Erlangung des Forſtverſorgungs⸗ 
Scheine vorgejchriebenen Dienjtzeit aus den Militärdienfte aus, fo Können ihm in 
folgenden Fällen die Forftverforgungsanfprüche belaffen werben: 


® 
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a) Wird er im Militärdienfte feld- und garnifondienftunfähig, und ift gejeblich 
die Erteilung des Zivilverſorgungsſcheines vorgefchrieben, oder wird ihm ein 
Nentenanfpruch zugebilligt, fo fann ihm auf feinen Untrag al3bald der Forſt⸗ 
verjorgungsfchein gewährt werden, wenn gegen die Berwendbarleit des Jägers 
im Staatsforjtdienite von feiner Seite Bedenken beftehen. Der Anſpruch auf 
den Hivilverforgungsichein wird dadurch nicht berührt. 

b) Wird er im Militärdienft dauernd felddienitunfähig, und wird ihm ein Renten⸗ 
anſpruch zugebilligt, fo kann ihm mit Genehmigung des Kriegsminiſters Die 
Ausſicht belaffen werden, nad Ublauf von zwölf Jahren feit feinem Eintritt 
in den Militärdienft, falls er alsdann den Bedingungen für die Unerkennung 
der Forſtanſtellungsbefähigung genügt und ingbefondere auch die Föriterprüfung 
abgelegt bat, den Forſtverſorgungsſchein zu erhalten. | 

c) Wird er in Ausübung des Forſtſchutz⸗ oder Kagdpolizeidienftes Durch unmittelbare 
Beihädigung bei Ungriff oder Widerfeglicykeit von Holz» und Wildfrevlern 
dauernd feld» und garnifondienftunfähig, jo kann ihm auf jeinen Untrag mit 
Genehmigung des Kriegsminiſters alsbald der Forftverforgungsfchein erteilt 
werden, wenn gegen feine Verwendbarkeit im Staatsforftichugdienfte von feiner 
Seite Bedenken beftehen. 

d) Wird er in dem unter c angegebenen Falle nur dauernd felddienftunfähig, oder 
zieht er fich bei Ausübung des Forft- und Kagddienftes unverjchuldet durch die 
eigene Waffe, durch Sturz und fonftige Beichädigung dauernde Felddienft- 
unfähigfeit oder dauernde Feld» und Garniſondienſtunfähigkeit zu, fo qm ihm 
mit „enehmigung bes Kriegsminiſters dieſelbe Ausſicht wie zu b belafien 
werden. 


1 Die Beit einer Kreiheitsitrafe von mehr als 6 Wochen und die in ber Klaffe B 
verbrachte Zeit ift von ber zur eilung des Forſtverſorgungsſcheines berechtigenden 
Dienftzeit abzuziehen, und erhalten die Betreffenden den Yoritverforgungsfchein dem- 
entiprechend fpäter. (Husf.-Beit. Sit 13.) 

3 In den Fällen zu 4a find bie Jäger vom Bataillonsargt auf ihre Forſtdienſt⸗ 
Ir keit zu unterfuhen. In zweifelhaften Fällen bedarf e8 einer probeweifen Be- 
chafti ung im Staatsforftdienit, damit auch die Forftbehörde ein Urteil gewinnen Tann. 

en Füllen zu c und d wird der Grad der Invalidität durch die Ober-Erjah- 
kommiſſion reftgeftellt. Das Dienftbefchädigungsatteit ift von der Forſtbehörde ausguftellen, 
bemfelben find die zeugeneidlihen Ausfagen und eine Außerung bderfelben über die Ber- 
wendbarfeit des Betreffenden im Staatsforftdienfte beizufügen. 

Sn den Fällen zu b und d iſt zwecks Vorſchlags zur WUnerfennung zur Forſt⸗ 
verforgung (im 12. A ah der Nachweis der Forſtdienſtfähigkeit durch Beibringung 
eines ärztlichen Üttefteß zu führen. (Ausf.-Belt. Ziff. 13, 14.) 


27. 1. Die Refervejäger, bzw. in den Fällen zu 8 26b und d die bereits 
aus dem Militärdienfte auögejchiedenen Jäger, haben zur Erlangung des Forſt⸗ 
verforgungsfcheines bis zum 1. März bezjenigen Sahıed, in dem fie den Forſt⸗ 
verforgungsichein zu eriwarten haben, bei derjenigen Regierung, von der fie notiert 
nd, die weitere Veranlaſſung zur Wusftellung bes Forſtverſorgungsſcheines zu 
eantragen. Die in den Dienft einer anderen Staatöverwaltung oder des Reiches 
beurlaubten Nejervejäger ftellen dieſen Antrag durch Vermittelung ihrer Derzeitig 
vorgefegten Behörde, die zugleich anzugehen ift, eine Hußerung über die fittliche, 
körperliche und, falls der Refervejäger forftlich beichäftigt ift, auch forftliche Befähigung 
zur Verwendung im Staatsforftdienft beizufügen. 
2. Die Regierung fertigt die Bejcheinigung: „daß dem Jäger die fittliche, körper⸗ 
liche und foritliche Befähigung zur Verwendung im Staatsforſtdienſte beivohnt“, 
dem Bataillonslommandeur bis zum 15. Upril jedes Jahres zu oder teilt Diefem bie 
der Uugjtellung der Beicheinigung entgegenitehenden Gründe mit. Wuch tft die Me 
ierung befugt, die Befcheinigung zeitweile, jedoch nicht über die Dauer eines Jahres 
Knaus, vorzuenthalten, fofern hierzu Anlaß vorliegt. Dem Jäger Hat fie von der 
ewährung, zeitweifen Worenthaltung oder Berfagung ber Beicheinigung Kenntnis 
zu geben. Bezüglich der im aktiven Dienft befindlichen Oberjäger enticheibet die 
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Inſpektion der Jäger und Schutzen fiber die etwaige zeitweife Vorenthaltung ber 
Beicheinigung. Leib- und pohläger des König oder der Königlichen Prinzen können 
beim Ablauf der zwölfjährigen Dienftzeit auch ohne diefe Beicheinigung den Forſt⸗ 
verjorgungsschein erhalten. 

3. Bon dem Bataillonslommandeur wird die Erteilung der Forftverforgungs- 
jcheine bei der Inſpektion der Jäger und Schügen für die von den Negierungen 
hierfür m Vorſchlag gebrachten Reſervejäger, fowie für Oberjäger, die die Forft- 
verſorgungsberechtigung im altiven Dienft erworben haben, beantragt. 

4. Die Unwärter, denen die Foritverforgungsberechtigung zuerfannt wird, find 
von der Inſpektion der Jäger und Schützen in die Forſtverſorgungsliſte einzutragen. 
Je die Forftverforgungslike die am 1. Januar jedes Jahres mit einer neuen 

ummerfolge zu beginnen Bat, find der Reihe nach aufzunehmen: 

1. etwa außerterminlich Unzuerkennende, 

2. die aktiven Oberjäger, die im Herbit bes betreffenden Jahres eine neunjährige 
Dienftzeit vollenden — gleichgültig, ob fie Feldwebel, Vize⸗Feldwebel, Sergeant 
oder Vberjäger find, 

3. die der Rejewe angehörenden Unwärter, die im Herbite des betreffenden Jahres 
eine zwölfjährige Dienftzeit vollenden, gleichgültig, ob fie Oberjäger, Gefreite 
oder Jaͤger find. 

5. innerhalb diefer Abteilungen und für den Fall, daß die Anerkennung von 
mehreren außerterminlich Borgefchlagenen auf einen Tag fällt, entfcheidet die Dienft- 
zeit, bei gleicher Dienftzeit die neibenfolge in der Gefamtranglifte ($ 11). 

6. Hierauf fertigt die Inſpeltion der Jäger und Schützen, entjprechend der 
Anlage J, die Forftverforgungsfcheine aus, die die Nummer der Forftverforgungstifte 
erhalten, und ftellt fie den Unwärtern duch Vermittlung der Bataillone bzw. der NZ 
Bezirtslommandos zu. 

7. Die Forftverforgungslifte ift am 31. Dezember jedes Jahres abzufchließen, 
durch den Inſpekteur der Jäger und Schügen zu vollziehen und im Januar des 
folgenden Jahres dem Minifter für Landwirtihaft, Domänen und Forſten zur 
Abſchriftnahme auf kurze Beit zu Überlafjen. 

1 Bei den aus dem aftiven Dienjte ‚Borgufälagenben tritt an Stelle ber borftehend 
erwähnten Beicheinigung das Zeugnis über die gemäß 8 19 ebentuell ftattgehabte Be- 
fhäftigung im Forſtſchutzdienſte. Dieſes Zeugnis bedarf, wenn es nicht von einer unter 
antlicher Oberaufſicht jtehenden Foritbehörde ausgeftellt und bon einer Königlichen 

egierung beglaubigt ift, der Anerkennung durch den Streis-Landrat. (Ausf.Beſt. Bir. 18.) 


Unfprühe des Anhabers eines Forſtverſorgungsſcheines. 

8 28. 1. Der Horftverforgungsfchein gewährt dem Inhaber die Berechtigung, 
in Breußen oder in Elſaß⸗Lothringen als Sortthitfeauffeher beichäftigt und auf einer 
Förfterftelle im Staatsdienfte,t nach Maßgabe der Fähigkeiten auch auf einer Nevier- 
törfterftelle, angejtellt zu werden, wenn gegen feine Zörperliche, fittliche und forftliche 
Befähigung feine begründete Ausſtellung zu erheben ift. 

2. Die Inhaber des Forftverforgungsfcheines? haben ferner Unfpruch auf alle 
Gemeindes und Anſtalts⸗Forſtbeamtenſtellen, die einjchlieplich de Wertes etwaiger 
Nebeneinnahmen ein Sahreseintlommen von mindeftend 750 Marf gewähren, aber eine 
weitergehende Defähigung als die eines Förſters nicht erfordern (fiehe auch 8 1). 

3. Den Inhabern des Forſtverſorgungsſcheines können gegen Rückgabe dieſes 
Scheine? gemäb 8 10,, der Grundſätze für die Bejeung der Subalterns und Unter- 
beamtenftellen zc. vom Jahre 1882 auch die den Militäranmärtern im Reichs⸗ und 
Staat3dienft vorbehaltenen Stellen verliehen werden, fofern eine Reichsbehörde oder 
eine Behörde des betreffenden Staated von der Unftellung eines mit diefem Scheine 
Belichenen einen bejonderen Vorteil für den Reichs⸗ oder Staatsdienſt erwartet.% 4 

2 Der Forſtverſorgungsanſpruch ift dur die Emennung zum Förfter ohne Revier 
erfüllt. Bin > g har 8. & 140. 5 dum Forſter oh 
2 Einſchließlich der Inhaber des „beſchränkten Forſtverſorgungsſcheines“ (vgl. 
Regulativ vom 15. Februar 1879). 
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5 Sorfkverforgungsihein und Staatseiſenbahndieuſt. 

Der Miniſter der öffentlichen Urbeiten bat in einem Erlaſſe vom 29. Sue 1896 
(Eiſenbahn⸗Verordnungsblatt ©. 52) die Eifenbahnbehörden darauf hin ewieſen, daß für 
Forſtverſorgungsberechtigte, deren Anſtellung im ————— eabſichtigt werde, 
die vorherige Erwirkung des Zivilverſorgungsſcheines nicht erforderlich ſei; die Inhaber 
von Iorſtwerſorgunge ſcheinen önnten vielmehr, ſofern die Anſtellungsbehörde bon ihrer 
Unftelung einen befonderen Borteil für den Staatsbienft erwarte, nad) ben, für die 
Militäranmärter geltenden Borfchriften auch für den Staatseifenbahnbtienft ang ommen 
werden. In den Kreiſen der Beteiligten iſt hieraus gefolgert worden, daß nunmehr die 
Inhaber von Forſtverſorgungsſcheinen einen Anſpruch auf Anſtellung im Staatseiſenbahn⸗ 
dienſt erheben könnten. Dieſe Annahme iſt wich zutreffend. Der Forftverforgungsichein 
berechtigt nach den dafür geltenden bejonderen oririften nur aus Anſtellung im Forſt⸗ 
uodienſt während ein Recht auf Anee wung in den für Militäranwärter beſtimmten 

eamten hellen bes Eifenbahndienftes lediglich den Militäranmwärtern, d. h. den Inhabern 
des Bivilverforgungsfcheined, eingeräumt ift. Die Königliden Eifenbahndirektionen find 
zwar befugt, iR orftverforgungSberechtigte für eine folge Stelle anzunehmen, jedoch 
nur unter der Boraußfeung, daß fte don der Anjtellung des betreffenden 
einen befonderen Borteil für den Staat3dienft erwarten. Die Berüdfichtigung 
des Forſtverſorgungsberechtigten bei der Anitellung im Sitenbapnbienit tft hiernach grund⸗ 
hzeng auf vereinzelte Ausnahmefälle beſchränkt und kann, well fie von der pflichtmäͤßigen 

eurteilung des dienstlichen Intereſſes durch die Behörde abhängt, weder als Recht 
gefordert, noch durd) Geltendmachung perfänlicher Gründe erreicht twerden. 

Entfcheidet Ion eine Königliche Eifenbahndireftion im bienftlichen Intereſſe für die 
Annahme eines Forftverforgungsberechtigten, fo wird biefer bei der Einreihung unter die 
anderen Anwärter genau fo behandelt wie ein Militäranmwärter. Belanntli find für die 
Reihenfolge der Militäranmwärter zur etatSmäßigen Anſtellung zwei SKlaffen zu unters 
jcheiden: die bormaligen Unteroffiziere mit mindeſtens achtjähriger aktiver Militärdienft- 
gel (vorzugsberechtigte Antvärter) und die übrigen Militäranmwärter uicht borzugsberedhtigte 

nwärter). Ra —— werden, gleic) denjenigen Viilitäranwärtern, welche 
ben Bivilverforgungsfchein bei der preußifchen Gendarmerie oder bei einer preußifchen 
Shusmannfcatt erdient haben, nad) der Länge ihrer aktiven Militärdienftzeit der einen 
oder anderen Klaſſe zugerechnet und gelangen innerhalb der Klaſſe in der vorgefchriebenen 
MNeihenfolge zur etatSmäßigen Anſtellung. Bet der Bergleidung der Gefamtdienitzeit, welche 
für den Wettbewerb zwiſchen vorzu werechtgien und nicht vorzugsberechtigten Anwärtern 
maßgebend tft, wird ebenfalls (außer der Eiſenbahndienſtzeit) nur die altive Militär— 
dienftzeit in Betracht egopen, genau fo, wie e8 bei vormaligen Gendarmen und Schub 
männern eieieht, während die borangegangene Beichäftigung im Foritdienfte ebenfowenig 
wie die Dienftzeit als Gendarm oder Schumann zur Anrechnung fommt. (Auszug aus 
Nr. 114 des Blattes „Berliner Korrefpondenz” vom 12. 6. 1897, befannt gegeben durd) 
Erlaß M. 8. v. 17. 6. 1897, ©. J. 2. 29 ©. 115/116.) 


a Auftellung von Inhabern bei Forſtverſorgungsſcheines im Negterungd-Subalterndienft. 
Zu den Örundfägen für die Befehung der Subaltern- und Unterbeamten- 
ftellen bei den Reichs- und StaatSbehörden mit Militäranmwärtern 
vom Jahre 1882. 


Nach 8 10 Ubf. 4 der vorbezeichneten Grundfäge können den Inhabern des Forjt- 
verforgungsfcheines für den Fall, daß bon deren Suftellung ein befonderer Vorteil für den 
Dienft erivartet wird, gegen Rüdgabe dieſes Scheined die den Militäranmwärtern vor—⸗ 
behaltenen Stellen verliehen erden. 

zur die Neihenfolge der Einberufung der Stellenanmwärter, ſowie für deren etats- 
mäßige Anftellung find bejombers die 88 18 und 22 a. a. D. maßgebend. 

baefehen von Invaliditätsfällen wird der Sorftberforgungsidein 
1. nad) einer neunjährigen aktiven Militärdienftzeit, vorausgefcht, daß davon mindeſteus 
fünf Jahre im Unteroffizier-Dienftgrade abgeleiftet find, ober 
2. nad einer dreijährigen — bzw. einjährigen (Cinjährig@reiwillige) —  altiven 
Militärdienftzeit und einer neunjährigen — bzw. elfjährigen — Dienftzeit in der 
Reſerve, aljo nad einer zwölfjährigen Gefamtdienftzeit, verliehen. 

Die Anwärter zu 1 find binfichtlich der Einberufung und der etatsmäßigen Anftellung 
wie bie zivilverforgungSberedtigten Unteroffiziere mit mindeftens achtjähriger altiver 
Militärdienftzeit (vorzugsberechtigte Anwärter), die zu 2 wie die übrigen Militäranmwärter 
(nidyt vorzugsberechtigte Anwärter) zu behandeln. Bei Konkurrenz der zu 2 Genannten 
mit borzugsberedtigten Anwärtern ift, wenn e8 fih um das Aukrüden in etatSmäßige 
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Stellen handelt ($ 22 der Anitellungsgrundfäge), nur die aktive Milttärdienftzeit und bie 
Dienitzeit in dem betreffenden Dienitziveige, nicht aber die borangegangene Beſchäftigung 
im Forſtdienſt anzurechnen. 

Es wird jedoch, namentlich was die Einberufung und die fpätere etatSmäßige Anftellung 
der für ben Bureaubienft in den Forftahteilungen geeigneten, nicht borzugsberechtigten 
Inhaber des RT ae betrifft, darauf aufmerffam gemacht, daß nad dem 
Feen Sate des 8 18 Ziff. 3 und nad) dem eriten Satze des $ 22 Abſ. 1 ber An- 
tellungsgrundjüe in Ausnahmefällen, fomohl bei ber Einberufung wie bei der Befekung 
etatSmäßiger Stellen bon ber angegebenen egel zugunften diefer Anwärter abgeivichen 
werben dert, wenn eine folche bwwtichung durch ein dringendes dienſtliches Intereſſe 
bedingt wird. (K. M., M. L., F. M. u. M. J. v. 20. 5. 1902, Jahrb. B. 34 ©. 163.) 


Notierung der Forſtverſorgungsberechtigten. 

8 29. 1. Die Wahl des Bezirks, für den die Anwärter notiert zu werben 
wänjchen, ift im allgemeinen nicht befchränft. 

Um eine dem Bedürfniſſe entiprechende Verteilung der Anwärter auf die 
einzelnen Bezirke ficherguftellen, bleibt e3 jedoch dem Minifter für Landwirtfchaft, 
‘ Domänen und Forſten worbehalten, erforderlichenfall$ bei Überfüllung einzelner Bezirke 

für Dieje zeitweife weitere Notierungen dergeftalt auszuschließen, daß nur die Meldungen 
folder Jäger angenommen werden, die zur Zeit der Ausstellung des Forftverforgungs» 
ſcheines mindeftens zwei Jahre im Stantsforftdienfte jenes Bezirks beichäftigt find, 
und für die anderen Bezirke Anwärter nur nad) Maßgabe des Bedarfs zuzulaſſen. 
Die erjteren Bezirke werden alljährlich bis zum Monat März durch die Amisblätter 
zur Öffentlichen Kenntnis gebradit. 

3. Auf den Vorſchlag der Inſpektion der Jäger und Schügen wird jedoch der 
Minifter für Landwirtichaft, Domänen und Foriten den Oberjägern, die den Forſt⸗ 
verforgunggichein im aktiven Militärdienfte erhalten, auch für die gefchloffenen Bezirke 
Meldungen in der Zahl von einem Prozent der Förfterftellen geftatten. Die Inſpektion 
wird im allgemeinen von mehreren Bewerbern dem Minifter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten diejenigen zur Berüdjichtigung vorfchlagen, die die befte Jäger: 
prüfung abgelegt haben. 

4. Bid zum 15. Upril haben die Nefervejäger und aktiven Oberjäger, die vor: 
aualioilich zum Herbft desfelben Jahres den gocitoerjorgungöfihein empfangen werden, 
nah Muſter K dem Säger-Bataillon jämtliche Bezirke in der Reihenfolge ihrer 
Wahl anzugeben. Bei Nefervejägern, die zur Zeit der Ausftellung des Forſt- NS 
Verforgungafheines bereit3 zwei Jahre im Staat3forftdienft des Bezirkes, in dem fie 
nie zu werden wünfchen, befchäftigt fein merden, genügt Ungabe dieſes einen 

ezirks. 

* Forſtverſorgungsberechtigte, die ſich in einen offenen Bezirk umnotieren 
laſſen wollen, haben der Regierung, bei der ſie notiert ſind, das Umnotierungsgeſuch 
nach Muſter L bi8 zum 1. Juli einzureichen. Die Regierung reicht das Geſuch unter 
Beifügung des Forftverforgungsicheines bis ſpäteſtens zum 15. Juli dem Minifter für \X 
Randwirtichaft, Domänen und Forſten weiter. 

6. Auf rund der eingereichten Forſtverſorgungsſcheine und der von der Inſpektion 
der Jäger und Schüßen aufgeftellten und dem Minifter für Landwirtfchaft, Domänen 
und Forſten big Be 15. Juli übergebenen vorläufigen Forftverforgungstifte, 
der die Wünfche Für die Notierungen Ahr. 4) beizufügen jind, verteilt dieſer alle 
Anwärter unter möglichiter Berüdlichtigung der geäußerten Wünfche und ftellt den 
Regierungen uud der Königlichen Hoflammer ein Verzeichni der Anwärter, zutreffendeis 
falls unter Beifügung der Forftverforgungsfcheine (Abſ. 5), zu. Darauf wird die 
vorläufige Forftverforgungslifte mit einem Vermerk über die Verteilung der Anwärter 
verfehen und der Snfpeltion der Jäger und Schüben wieder zugejandt. 

7. Bu anderen Beitpunkten erfolgen Notierungen von Forſtverſorgungsberechtigten 
nicht. Eine Ausnahme findet nur ftatt für Anwärter, die feit dem legten allgemeinen 
Notierungszeitpuntt außerterminlich zur Forftverforgung anerkannt jind. _ Die 
Wünfche dieſer Forjtverforgungsberechtigten Hinfichtlich ihrer Notierung, die ebenfalls 
nach Vorſchrift des Abſatzes 4 anzugeben find, übermittelt die Inſpektion dem 
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Minifter für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten, der den Anwärter einem 
Bezirke zuteilt. 

8. Sit ein Anwärter von dem Minister im Intereſſe des Dienſtes einem anderen 
Bezirk überwiefen, fo ift er in jeinem Jahrgang nad) der Nummer feines Yorft- 
verforgungäfcheines einzuordnen. 

9. Seitend der Pegierungen ift den ihnen zugeteilten Anwärtern von der 
geichehenen Überweifung ſofort Nachricht zu geben und dabei denen, die noch nicht 
im Staatsforftdienfte des Bezirks befchäftigt find, zu eröffnen, ob und gegebencn- 
fall8 zu welchem Zeitpunfte ihre Einberufung vorausfichtlich erfolgen wird. Ent⸗ 
fprechend den Notierungen find ferner zwifchen den Regierungen die Perfonalalten 
auszutaufchen. 

10. Die überwiefenen Unmwärter, die noch nicht bei einer Regierung notiert 
waren, haben fofort nad) Empfang des Korftverforgungsfcheined diefen mit einem 
von ihnen felbit gefchriebenen Lebenslauf der Regierung, der fie zugeteilt find, 
einzureichen. Oberjäger, die nad) Empfang des Forftverforgungsfcheines im aftiven 
Dienft verbleiben, haben Hierbei ihren weiteren Verbleib im Militärdienft, forwie 
feinerzeit ihr WUugfcheiden aus dieſem anzuzeigen. Gegen ihren Willen dürfen fie bis 
au Ablauf einer zwölfjährigen Milttärdienftzeit nicht zum Forftdienft einberufen 
werben. 

11. Die Regierung bat die ihr überwiefenen Anwärter in der durch den Minifter 
- für Landwirtichaft, Domänen und Forſten feitgefegten Reihenfolge in die nach 8 37 

für den Bezirk zu führende Anmwärterlifte aufzunehmen, dies auf dem Forjtverforgungs- 
Schein zu vermerken und letzteren aufzubewahren. u 


Beihäftigung im Forftdienite. 

& 30. 1. Die notierten Borftoerforgumgäberechtigten werden, foweit fich Hierzu 
Gelegenheit bietet, im Königlichen Yorftdienfte gegen Gewährung der zuläfligen Ver: 
gütung nach Maßgabe ihrer Befähigung und tunlichft fortdauernd befchäftigt. Unter 
gleich geeigneten Forſtverſorgungsberechtigten iſt dem früher notierten der Vorzug zu 
geben, doch können Forfiverforgungsberechtigte, die im Gemeinde», Anſtalts⸗ oder 
Privatdienite eine berufsmäßige Beichäftigung anzunehmen oder eine angenommene 
beizubehalten wünfchen, übergangen werden. 

2. Bezüglih der Beichäftigung im Staatöforftdienfte, fowie im Gemeinde⸗-⸗, 
Anſtalts⸗ oder Privatforftdienfte gelten die Beitimmungen im 8 21. 

3. Die nionatliche Vergütung der Forftverforgungsberechtigten im Staatsforft- 
dienfte (8 21 Abſ. 1) beträgt jedoch mindeftend 78 Marf.? 

4. Forſtverſorgungsberechtigte Anwärter, die fih nah Empfang des Forit- 
verforgungsscheined auf Grund desfelben bei einer anderen Regierung als derjenigen, 
in deren Bezirk fie zur Zeit der Anmeldung bejchäftigt find, zur Beichäftigung und 
demnächftigen Anftelung im Staatzforjtdienite notieren lafjen, find bis zur Ein- 
berufung Bortbin in dem Bezirke, wo fie fi) zur Zeit der Unmeldung befinden, 
tunlichft weiter zu bejchäftigen. 

5. Die Forftverforgungsberecdhtigten find verpflichtet, jede Veränderung ihres 
Aufenthaltsortes der Inſpeltion der Jäger und Schügen und, falld fie nicht im 
Staatödienfte in dem Bezirke der Regierung, die fie notiert hat, bejchäftigt find, auch 
diefer unverzüglich anzuzeigeıt. 

6. Im Antertaffungsfalle haben die Unmwärter es fich felbft zuzufchreiben, wenn 
fie bei der Unftellung übergangen oder in der Forftverforgungslifte geitrichen werden. 
Der fchriftliche Verkehr der Forftverforgungsberechtigten mit der Inſpektion bat 
unmittelbar und nicht Durch die Vermittelung des Bezirkskommandos ftattzufinden. 
Auf allen Eingaben ift Jahrgang und Nummer des Forjtverforgungsicheines anzugeben. 

2 Den forftverforgungsberedtigten Anwärtern der Jägerklaſſe AI find Waldwärter- 
ftellen, fofern damit der VerforgungSanfpruch der Anwärter nicht erfüllt, bzw. der Ver- 
jorgungeicheln nicht eingezogen wird, nur Tommifjarifch zu übertragen. (M. 2. vd. 
3.2.1885, D. X. B. 17 ©. 50.) 

2 Für die TorftverforgungSberechtigten Unmärter beträgt die Vergütung 
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a) in den erften beiden Jahren nach Empfang bes Forftverforgungsfcheines 
mn er rn... 78 Mar 

b) bei mehr als zweijährigem Befihe des a en monatid 84 — 
c) bei mehr als vierjährigem Befite des Forſtverſorgungsſcheines monatlid MO — 
d) bei mehr als ſechsjährigem Beſite bes Forſtverſorgungsſcheines monatlid) 100 „ 

Bei außergewöhnlicher örtlicher Teuerung können biefe Säbe, foweit es die Re 
gierung für erforderli erachtet, um 10 Mark monatlich erhöht twerben. 

Den unter Bewilligung monatlicher feiter Bergütung angenommenen Korftauffehern 
find diefe QTagegelder im voraus zu zahlen. 

Außerdem erhalten fie einen Dienftfleidungszufhuß von jährlih 30 ME. fiber bie 
Befoldung bei Erkrankungen, Urlaub ꝛc. und die Gewährung von Brennholz ꝛc. fiehe den 
Abſchnitt „Befoldung* — IV C — dieſes Werkes. 


3 Einrichtung etatsmäßiger Stellen für Förſter ohne Revier. 


Für die älteften Tyorftverforgungsberechtigten des ambulanten Forſtdienſtes find, 
fomweit fie eine mindeftend fünfjährige Dienftzeit feit Erlangung bes Soritverjorgungs- 
ſcheines hinter fich haben, 600 Stellen für Förfter ohne Revier eingerichtet. Die von 
den Oberjägern nach Erlangung des orftoerfergungd] eines no im aktiven Dienjte 
zugebrachte Beit kommt auf dieje fünfjährige Dienftzeit au in Anrechnung. Die Förfter 
ohne Revier find mit den Gehaltsfäten von 1400 bis 2100 ME etatsmäßig angeftellt 
und erhalten freie Dienftwohnung oder, wo eine folche nicht überwiefen werben Tann, eine 
Mietsentihädigung in Höhe der wirklich zahlbaren Miete bis zu höchftens 300 ME. jährlich. 

Das Befoldungsdtenitalter für die FFörfter ohne Revier iſt nad) ben für die Körfter 
maßgebenden Grundſätzen feftzuftellen. " D 
3m übrigen beftcht ein Unterjhied zwiſchen ben Förftern mit und ohne Nebier 
in bezug auf Rang, Uniform, Anſprüche auf Gehalt und ſonſtige Gebührniſſe, 
wie Tagegelder, Neifekoften, Umzugskoſten, Freibrennholz u. dergl, abgejehen bon 
den durch den Staatshaushaltsetat nur für die Förſter mit Revier beiwilligten Dienft- 
aufwandsentihädigungen und befonderen Zulagen, nicht. 

Sn allen amtliden Schriftftüden find auch die Förfter ohne Revier einfach als 
„Königliche Förſter“ zu begeichnen, während in den Etat, Nachweiſungen, Liften 2c. diefe 
Beamien ald „Förſter o. N.” aufzuführen find. 

Die nit im Staatsforftdienfte bejchäftigten forftverforgungsberecdhtigten Anwärter 
find fpäteftens bet der Gmmennung zum Förſter 0. R. einzuberufen. Diejenigen Anwärter, 
welche der Einberufung behufs ihrer Emennung zum Förſter o. R. teine Folge leiſten, 
find auf rund des $ 33 der Beitimmungen vom I. 10. 1905 in der Foritverforgungs- 
lijte zu ftreichen, fowelit für die Unmärter vom Stande der Oberjäger nicht bejondere 
Ausnahmen zugelaffen find (vgl. 8 33 nebſt Erläuterung). 

Bon bietet Einberufung $ den in Brivatitellungen befindlien Anmwärtern möglichft 
lange vorher Nachricht zu geben, damit fie die etwa beftehenden Dienjtverträge rechtzeitig 
kündigen und ihre wirtfchaftlihen Verhältniffe regeln fönnen. Soweit bie Löfung d 
bisherigen Dienitverhältniffes oder die Regelung der wirtfchaftlidden erhal ce den eins 
zuberufenden Anmwärtern Schwierigkeiten bereitet, kann die wönipliche egierung ihnen 
bis zur Übernahme der angebotenen Beſchäftigung im Stantsforftdienfte auf Wunſch eine 
Friſt von höchſtens ſechs Monaten gewähren. Diele Unwärter find jedoch rechtzeitig darauf 
aufmerffam zu maden, daß nad dem lebten Abſatz zu Nr. 17 der I re chriften 

VCIId. W.) diejenige Zeit, um welche auf Wr] des Anwärter jeine endgültige 
Unftellung verzögert worden ift, auf die für die Seftitellung bes Befoldungsbienitalters 
maßgebende Diätarienzeit nicht in Anrechnung gebracht werden darf. 

Die für die Soritfaffentendonten Laufondn im Mintftertum vorgemerkten unb 
bereit3 al3 nebenamtliche Rendanten befhäftigten forſtverſorgungsberechtigten 
UAnmärter find, falls fie auf die Emennung zum fFörfter (ohne Revier) mit gleichzeitiger 
Dejaäftigung im praftifhen Staatöforftdienfte bis zur Unftellung al Nendant verzichten 
und es vorziehen, in ihren jetzigen Beichäftigungen zu verbleiben, gleichfalls in der Forſt⸗ 
derforgungslifte zu ftreichen. Diefen Anwaͤrtern bleibt aber die Anwartſchaft auf eine 
etatSmäßige Rendantenftelle erhalten. 

Die nicht für die Forſtkaſſenrendanten-Zaufbahn vorgemerkten, mit der kom⸗ 
miffarifhen Verwaltung etatSmäßiger oder nebenamtlicher Koritfaffen betrauten Anwärter 
find ebenfo von der Ernennung zum Förſter o. R. ausgeſchloſſen, wie die mit ber Tom» 
mifjarifhen Verwaltung etatSmäßiger Förſter⸗, Waldwärters und Nebenbetriebsbeamten- 
Stellen betrauten Anwärter. Ferner find ausgeſchloſſen die als Forftpolizeifergeanten zc. 
oder außerhalb des Staatsforitdienftes beichäftigten, fowie diejenigen Unmärter, ie 
die Foͤrſterprufung noch nicht beftanden baden oder deren Fuhrung nicht einwandsfrei fit. 
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Es Tönnen daher nur bie im praftifchen Staatsforftdienft tätigen Forſtaufſeher unb 
bie Schreibgehilfen der Revierverwalter, foweit fi nad deren Ernennung Gelegenheit 
zur Beichäftigung mit Foritbetriebsgefchäften Bietet, zu Yörftern o. R. ernannt werden. 
Die Befoldungstontrolle der Förſter o. R. wird im Minifterium jar Landwirtſchaft ꝛc. 
geführt. (Bgl. M. 8. v. 25. 3. 1907 — 3129, 22. 12. 1902 — III 14917, 1. 4. 1903 
— 1I 1320, 12. 1. 1904 — IOI 15180 ı. 14. 12. 1905 — II 15010.) 

fiber Gehalt 2c. der Förfter o. R. als EC chreidgehilfen fiehe IV C II a 2 diefes Werkes. 


Bewerbung um Gemeinde- und Unftaltsforitbeamtenftellen. 
Bekanntmachung der Stellen. 


8 31, 1. Xede Erledigung einer den Unwärtern des Jägerkorps zuftehenden 
Gemeindes oder Unftaltöforitbeamtenftelle (8 28 Abſ. 2) wird, fofern folche nicht 
einem Inhaber der im 8 28 Abſ. 1 und 2 bezeichneten Gtellen übertragen wird, 
im Amtsblatte und in den im Bezirke am meiſten gelefenen Blättern, mit Angabe 
des Dienſteinkommens und der Aufforderung zur Bewerbung binnen achtwöchiger 
Friſt, befannt gemadt. Eine Ubfchrift dieſer Bekanntmachung wird fowohl dem 
zuftändigen Regierungspräſidenten, als auch der Inſpektion der Jäger nnd Schützen 
von der die Belanntmachung erlafjenden Behörde mitgeteilt. 

2. Bei der Bewerbung find der Forftverforgungsichein oder der Militärpaß und 
die feit deijen Erteilung erlangten Dienſt- und Führungszeugniffe, die den ganzen, 
en verfloffenen Beitraum in unmterbrochener Folge belegen müſſen, einzu- 
reichen. 


2 Die Inſpektion veröffentlicht die Namen, das Einkommen zc. der erledigten Stellen 
in den an jedem Mittwoch erſcheinenden „VBalanzenlijten für Militäranmwärter*. Diefe 
Liſten find bei den Bezirkskommandos, den Bezirköfeldmwebeln und den Säger-Bataillonen 
einzufehen und können auch durch die Poſt bezogen werden. 


Unftellung der Unwärter. 


8 32. 1. Der anjtellenden Behörde fteht, unbefchadet des Erforderniſſes Der 
Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde nach Maßgabe der gefetlichen Beſtimmungen, 
bie freie Wahl zu unter den toritverforgungsberechtigten! und den Inhabern dev im 
8 28 Ubi. 1 und 2 bezeichneten Stellen. 

2. Melden fich Feine Bewerber diefer Urt, aber Rejervejäger der Kaffe A?, jo 
ift einem der lebteren die Stelle zu übertragen. 

3. Die Anſtellung der den oder üiejeroejüger darf aber 
nur dann erfolgen, wenn jie bie fchriftliche Exrklärung® abgeben, durch Die fejte 
Anftellung ihre Forjtverforgungsanfprüche als erfüllt zu betrachten. 

4. Die Unftellung kann feſt oder auf Probe erfolgen. In legterem alle find 
die Vorjchriften des 8 34 Abſ. 3 maßgebend. Bon Unwärtern, die die Förſter— 
prüfung nod) nicht abgelegt haben, kann von der auftellenden Behörde dag Beltehen 
diefer Beifung gefordert werden. 

5. Bon jeder Wahl hat die anftellende Behörde unverzüglid) unter Einreichung 
der Wahlverhandlung, des TForftverforgungsfcheined oder des Militärpafies des Ge. 
wählten und gegebenenfall$ der zu 3 bezeichneten Erklärung dem betreffenden 
Negierungspräfidenten Anzeige zu eritatten und dabei anzugeben, welche Anwärter 
fi überhaupt beworben haben. Auch ift anzuzeigen, ob bie WUnftellung feſt oder 
auf Probe erfolgen fol. 

6. Der Regierungspräfident beftätigt die Wahl, wenn Einwendungen hiergegen 
nicht zu erheben find. Andernfalls ordnet er eine nene Wahl an. 

7. Führt die dem Anwärter etwa auferlegte PBrobedienftzeit zu einer feiten 
Anftellung, fo ift dies ebenfallg dem Negierungspräfidenten anzuzeigen. 

8. Ergeben die Beugniffe oder fonftige Nachforfchungen begründete Bedenken 
gegen die Anſtellung fämtlicher Anwärter, die fi für eine Stelle gemeldet haben, 
oder erweift fich bei einer AUnftellung auf Probe, daß der Anwärter für die Stelle 
nicht geeignet ift, fo hat Die Behörde, der die Anftellung obliegt, hierüber ausführlich, 
unter Beifügung der erforderlichen Belegjtüde, an den Regierungdpräfidenten zu 
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beriten, der nach Prüfung der Sachlage entfcheidet, ob jene Anwärter für bie 
Stelle in Betracht kommen oder nicht. Eriorberfichentalls ift das Berfahren auf 
Entziehung der Unfprücde des Anwärters nach) Maßgabe der 88 24 oder 35 ber 
Beftimmungen zu eröffnen. 

9. Zit die feite Unftellung eines Anwärters erfolgt, fo find gegebenenfalls die 
von der Regierung nad) $ 25, bzw. 5 37 diefer Beitimmungen zu führenden Liften 
ber Reſervejaͤger der Klaſſe A, bzw. der Forſtverſorgungsberechtigten zu berichtigen.® 
Die Erklärung (Mbf. 3 dieſes Paragraphen) ift zu den Wlten der Regierung, der 
Forſtverſorgungsſchein zu den Alkten der anftellenden Behörde zu bringen. Wird 
ein Anwärter probeweife angeftellt, fo it dies auf dem Korftverforgungsicheine zu 
vermerken (8 34 Ubi. 4). Sit ein Reſervejäger der Klaſſe A® auf einer Gemeinde 
oder Anftaltöforftbeamtenftelle feft angeftellt worden, fo wird für ihn ein $orft- 
verforgungsjchein nicht audgeftellt. 

2 Einfchließlich der Inhaber bes „beichräntten Forſtverſorgun eines“. 

2 Ei! eg der Sue vorhandenen —e— ar e AU. (gl. das 
Regulativ vom 15. Februar 1879.) 

3 Die Inhaber des „beichränkten Horftverforgungsfcheines” und bie Nefervejäger der 
Klaſſe AII haben bieje Erklärung nicht abzugeben. 

“4 Durch Runderlaß des Miniſters des „nern, des ſetriegsminiſters und bes Minifters 
für Landiwirtfchaft, Domänen un iD ten dom 22. Sfanuar 1891 tit bis auf weiteres 
verjuchsmeife genehmigt worden, dab orftverforgungsberechtigte und Reſervejäger ber 
Klaſſe A im Gemeinde» und Anſtalts-Forſtſchutzdienſte auch über die Probedlenſtzeit 
—5 — ee angeftellt werden dürfen, ohne daB von benfelben ein Aufgeben ihrer 

em 

5 Bon allen Unftellungen Forſtverſorgungsberechtigter oder Jäger der alafle A Hat 
der Regierungaprä dent ber Inſpektion der Jaͤger und Schüben alsbald Mitteilung zu 
maden. Be —53 — des anderantten Forſtverſorgungsſcheines und Jagern der 
Klaſſe AI tft A tift der Berzichtleiftungserflärung beizufügen. 

s Mit Einfhluß von AI. 


Feſte AUnftellung im Staatsforftdienfte. 


8 33. 1. Den notierten Unwärtern find nad) Maßgabe ihrer Reihenfolge in 
der Anwärterlifte des Bezirk die erledigten etat3mäßigen FYörfteritellen der Staats- 
forftverwaltung anzubieten. 

2. Eine Abweichung von dieſer Heihenfolge ift nur dann und fo weit geitattet, 
als die Erforderniffe einer beftimmten, zu bejegenden Stelle im Vergleich zu ber 
Befähigung und den perfünlichen Berhältniffen der nach dem Dienftalter zunächft in 
Betracht kommenden Unwärter ein Übergehen einzelner rechtfertigen. Dergleichen 
Abweichungen find jedoch in den der Inſpektion der Jäger ımd Schügen und dem 
Minifter für Landwirtfchaft, Domänen und Forften zu überjendenden SJahresnach- 
weifungen ($ 37) jedesmal befonder8 zu begründen. 

3. Ablehnung der Stelle hat den Berluft der Forfiverforgungsberechtigung zur 
Folge. Nur den Unwärtern vom Stande der Oberjäger, die nach Empfang bes 
—— eines im Militärdienſte bleiben, iſt, während der aktiven Dienſtzeit, 
eine einmalige Ablehnung einer etatsmäßigen Fyöriterftelle geſtattet. Das zweite 
Ungebot einer ſolchen Stelle darf früheftend ein yehr nach der Ablehnung erfolgen.‘ 

4. Durch die feite Anftellung als Förſter find die Forftverforgungsaniprüche des 
Anwärter erfüllt, was auf dem Forftverforgungsicheine zu vermerken tft. 

5. Der Genehmigung des Minifters für Landwirtfchaft, Domänen und Forften 
bedarf ed, wenn die Regierung den Inhaber einer Foritftelle im Gemeinde» over 
Anftaltsdienft in den Königlichen Forftdienft Übernehmen will. 

a Forſtverſorgungsberechtigten des Oberjägerftandes, die fich bereit erklärten, bis zum 
Ablauf ihrer 12jährigen Dienftzeit beim Bataillon zu verbleiben und von dem Recht einer 
eriten Ablehnung bereits Gebrauch gemacht haben, tft als zweite Stelle eine ſolche anzu- 
—* beren ntritt erſt nach Ablauf ihrer aktiven zmölfjährigen Dienftzeit er» 

orderlich ift. 

2 I zum Förſter Ernannten wird hierüber von der Königliden Megierung eine 
Beſtallung erteilt. 


Radtke, Haudbuch. 4. Aufl. 3 


nitellung im Staatsdienite verlangt wird. 
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über dte Form ber Beſtallungen für mittlere, Kanzlei- und Unterbeamte beftimmt der 
laß d. M. f. 2. v. 7. 8. 1902, Jahrb ©. 185 folgendes: 
Zur perbeifübrung eines gleichmäßigen Verfahrens beftimme ich, daß — was jetzt 
ihon die Regel bildet — bei der Anjtellung bon mittleren und Kanzleibeamten, joioie 
den lebteren a oe Beamten durchweg die feierlichere Form der Beftallung 
gewählt und mithin für diefe Anftellungsurfunden ein Stempel bon je 1,50 ME. ver 
wendet wird. Sofern in einzelnen Dienjtzmeigen derartige Beamte zunächſt auf Kündigung 
angeftellt werben, ift für fie bei der eriten etatSmäßigen Anſtellung eine fempeipfüchige 
Beitallung auszufertigen und fpäter die vorbehaltene Kündigung durch ftempelfreie 
fügung zurüdzunehmen. 
a8 Muſter einer feierlicheren Beftallung iſt angefchrieben (a). 

Kür die Unterbeamten ift dagegen ohne Rückſicht darauf, ob biele auf Kündigung 
oder unfündbar angeftellt werden, überall von der Ausfertigung und alfo aud) von einer 
Stempelverwendung abzufehen. 
' Muſter a. 


(Für Förfter, nah M. L. v. 25. 3. 1907 — III 3129, M. BL. f. 2. ©. 142.) 
(Auf 11/, ME. Stempeldogen.) 
Der bisherige - - -. - 2-2 220-0 ne wird hierdurch zum Förſter ernannt. 
Es geichieht dies in dem Bertrauen, daß der —— Förſter........... 


er⸗ 


Seiner Majeſtät dem Könige und dem Königlichen Hauſe in unverbrüchlicher Treue 
ergeben bleiben und bie Pflichten des Ihm übertragenen Amtes in ihrem ganzen Umfange 
mit ftet8 regem Eifer erfüllen werde. 
rkundlich deſſen ift bieje Beitallung von mir erteilt und dollgogen worden. 
. ten 190 . 


er renn ‚den. ........... 
(Siegel.) 
Königlih Preußiſche Negierung. 
Beltallung u 
als Förfter für den bisherigen (Bor- und Zuname) ...... er errreerenenn 


, ' 3 ee Ernennung zum Förſter (auch ohne Revier) wird der Forſtverſorgungs⸗ 
antprud erfüllt. 
über die Einrichtung der Stelle für Förſter o. R. fiehe Erläuterung 3 zu 8 30. 


Unftellung der Anwärter auf Probe. 


8 34. 1. Die Anftellung bei der Staatsforftverwaltung erfolgt in der Regel 
leich feſt; es bleibt jedoch der Regierung unbenommen, wenn der Unwärter im 
Brivatdienite fteht oder zu Bedenken gegen feine Tüchtigfeit und Zuverläffigfeit 
Anlaß gegeben bat, auch eine Unftellung auf Probe eintreten zu Tafjen. 

2. Die vorgängige Anftellung auf Probe muß erfolgen bei Unwärtern, Die zur 
Unftellung beranftehen, ehe fie die Förjterprüfung abgelegt haben (8 23 Ubf. 1 und 2 
und 8 26 Abf. 4 Fall a und c). Die Prüfung ift alddann in der Probedienftzeit 
abzulegen, und die fefte Unftellung ift von ihrem Beſtehen abhängig. 

3. Eine Anſtellung auf Probe darf nicht länger als auf hoͤchſtens ein Jahr 
ausgedehnt werden. Längere Probedienſtzeit kann nur ganz ausnahmsweiſe mit 
Genehmigung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des 
Kriegsminiſters, die vor Ablauf des zehnten Monats der Probezeit von der Regierung 
nachzuſuchen iſt, zugelaſſen werden, wenn die Zweifel Über die Brauchbarkeit des 
Anwärters nicht durch ſein eigenes Verſchulden hervorgerufen worden ſind. 

4. Bei jeder Anſtellung auf Probe iſt der Beginn der Probedienſtzeit und der 
Name der dem Anwärter übertragenen Stelle auf dem Forſtverſorgungsſcheine von 
der Regierung zu notieren. 


Verluſt des Forſtverſorgungsanſpruchs. 
8 35. 1. Der Forſtverſorgungsberechtigte iſt von der Regierung feiner An⸗ 
ſprüche verluftig zu erflären, 
a) wenn er eine ihm angebotene Anftellung auf einer etatsmäßigen Yörfterftelle 
der Stantöforftverwaltung (mit Ausnahme des int 8 33 Abſ. 3 bezeichneten 


Beltimmung. d. 1. 10. 1905. — Sorftverforgungsberedhtigung. 35 


Falles), oder eine ihm angebotene Beichäftiguug im einer folhen Mel zu deren 
Annahme er verpflichtet ift (8 30), ablehnt, oder aus einer ſolchen Befchäftigung 
ohne Benehmigung der Regierung ausſcheidet, 

b) wem er fih im Königlichen oder tm Gemeinde⸗, Anſtalts⸗ oder Privatdienfte 
durch fein Verhalten in oder außer dem Dienfte, wegen Lörperlicher Bebrechen 
oder ungenügender foritlicher Befähigung zur Unftellung als Förſter nicht 
geeignet zeigt- 

2. Wenngleich) zu einer ſolchen Erklärung ein fürmliches Disziplinarverfahren 
nicht erforderlich ift, jo darf der Forſtverſorgungsberechtigte Doch nur nad) voll- 
ftändiger —— — auf Grund Iorgfältiger rwägung durch einen mit Gründen 
auszuſertigenden Beſchluß der beteiligten Regierung feiner Anſprüche verluftig er- 
Härt werden. 

Ein folder Beſchluß ift dem Anwärter in Originalausfertigung zuzuftellen. 

3. Hat die Regierung einem Sorfiverforgungsberechtigten die Unfprüche entzogen, 
fo teilt fie Died der Inſpeltion der Jäger und mas unter Beifügung des Be- 
fchluffes, der Perfonalaften und des Yorftverforgungsicheines zur Vernichtung des 
leßteren und zur Berichtigung der Forſtoerſorgungsliſte mit. 

4. Trägt die Inſpektion Bedenken gegen die Entziehung der Unfprüche, fo ift 
von ihr an den Kriegsminiſter zu berichten, der gemeinſchaftlich mit dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten entſcheidet. 


Beeidigung als Zivilſtaatsdiener. 
86. Erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Jägerkorps“ haben die Jäger, bie 
im Stantsvienite beichäftigt find oder in demſelben angeftellt werden, den allgemeinen 
Stantsdienereid zu leiften. Dies gilt auch für foldhe Dberjäger, die bereits vor 
ihrem Ausscheiden aus dem Jägerkorps feit angeftellt fein follten. 


2 d. i. nach dem Übertritt zur Landwehr II. Aufgebots. 
2 Die Eidbesformel für den allgemeinen Staatsdienereid iſt feftgefetzt durd) die Aller⸗ 
höchfte Verordnung dom 6. Mai 1867, welche lautet: 


8 1. Die Form des Dienfteides, welcher von den im unmittelbaren oder im mittelbaren 
Staatsdienfte jtehenden Beamten fortan zu leiften fit, wird dahin fejtgeftellt: „Ich 

N. N. (Bors und Buname) ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und iffenden, 

daß Sr. Königlichen Hr von Preußen, meinem Wllergnädigjten Herrn, id) 
untertänig, treu und gehorfam fein und alle mir vermöge meines Amtes ob- 
liegenden Pflichten nady meinem beiten Wiffen und Zewiſſen genau erfüllen, auch 

die Berfaffung gewiſſenhaft beobadhten will, fo wahr mir Gott Belfe 20.” Dem 
Schwöorenden bleibt. es überlaffen, ben vorftehend Figungsfom ideSmworten bie 







feinem religiöfen Bekenntniſſe entſprechende Bekräftigungsformel hinzuzufügen. 
(Beim evangelifhen Bekenntnis: „Dur Jeſum Chriftum zur Seligfeit. Umen“; 
beim Tat olfihen Belennini3: „und fein beilige8 Evangelium“”.) 

. Der im 8 1 gedadite Eid berpflichtet den Schwörenden nicht nur für die zur Beit 
der Eidesleiltung von ihm bekleideten, fondern auch für alle ihm etiva fpäter zu 
übertragenden Amter. 


8 Die Dienfteide werben bei den DVerwaltungsbehörden (den vorgeſetzten Dienft- 
behörden) ohne Bugiebung einer Gerichtsperſon abgenommen. — Der Dienfteid iſt bon 
bem Schwörenden bollitändig auszuſprechen. Über die Vereidigung iſt ein Protokoll ur 
gunejmen, welches der Beamte, der den Eid geleijtet, zu unterfchreifen Hat. (St. M. 

eihluß vom 12. 2. 1850, M. Bl. ©. 26.) 


m 
Se) 


Lifte der Forſtverſorgungsberechtigten. 

8 37. 1. Jede Regierung hat in der Lifte, die fie über die für ihren Bezirk 
notierten forftverjorgungsberechtigten Anwärter führt ($ 29,,,), über Urt und Ort der 
Beichäftigung, Probedienftleiftung, fefte Unftellung, Abmeldung, Verluſt des Forft- 
verſorgungsanſpruchs und BVerzichtleiftung auf die Forftverforgung fortlaufend die 
erforderlihen Eintragungen zu machen. 

3* 


86 IL Emerb. d. Anſtellungsberecht. f. d. Staat u. Kommunal⸗Forſtſchutzdienſt. 


2. Ulljährlih zum 1. Januar find die eingetretenen Veränderungen durch eine 

nach) Mufter M aufzuftellende Nachweifung des Abganges, im verflojjenen Salender- 

$/ jahre, und des Beitandes, am 1. Januar, der notierten forftverjorgungSberechtigten 

Unmwärter zur Kenntnis der Inſpektion der Käger und Schüßen und des Minifters 

für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten zu bringen, und zwar gemeinfchaftlich mit 
der Nachweifung der Veränderungen, die die Nefervejäger betreffen (8 25). 


VE Die Bägerklafle B. 

8 38. Die Jäger, die zwar die vorſchriftsmäßige Forftlehre erledigt haben, 
aber zur Klaſſe A nicht verpflichtet oder daraus entlafjen worden find, bilden, gleich 
den ausgehobenen Jägern, die nicht in der vorfchriftsmäßigen Forftlehre gejtanden 
haben, die Jägerklaſſe B. 


VIE. Beginn der Gültigkeit Der Beſtimmungen. 


8 39. Gegenwärtige Beitimmungen treten an Stelle der Beitimmungen vom 
1. Oftober 1897 zum 1. Oltober 1905 in Kraft. 


VII. Übergangsbefimmungen. 

8 40, Für Horftlehrlinge, die zunächſt noch ohne vorherigen Beſuch einer 
Forſtlehrlingsſchule zur Einftellung gelangen und die Sägerprüfung bei den 
men ablegen, gelten bis zu ihrer Verpflichtung noch die Beitimmungen vom 
1. Oktober 1897. 


IX. Belimmungen berüglich der Zäger der Klaſſe AL und 
uhaber des befchrankten Sorſtverſorgungsſcheines. 
41. Hinfichtli) der aus früherer Zeit noch vorhandenen Refervejäger der 


8 
Rlafle A II und der Inhaber des befchränkten Forftverforgungsfcheines bleiben bis auf 
weiteres noch die Beitimmungen im 8 38 des Regulativs vom 1. Oftober 1893 in Kraft. 


Berlin, den 1. Oktober 1905. 


Der Minifter für 
Landwirtichaft, Domänen und Forſten. Der Friegsminifter. 
v. Podbielski. v. Einem. 
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Muſter A bis M. 


A. 


(Bu 87.) 
Uationale 


des 
Forſtlehrlings Karl Schütz. | 
Ausgeftelit behufs feiner Anmeldung zum Eintritt in die Forſtlehrlingsſchule bzw. in bag 





Jagerkorps. 
B. F 
(Bu 87) Außerung 


über den Forftlehrling Karl Friedrich August Schütz. 


Geboren am 15. Mai 1887. 

Sohn des verstorbenen Gemeindeförsters Schütz zu Zanow. 

Hat als Forftlehrling in der Lehre geftanden: 

vom 1. Juli 1903 bis 30. Juni 1904 bei dem Privatförster Müller zu Bernstorfim 
Kreise Stolp, vom 1. Juli 1904 bis jetzt bei dem unterzeichneten Oberförster. 

Die fittliche Führung des Lehrlings hat in seinem ersten Lehrverhältnisse nicht ganz 

befriedigt, ist aber während seines hiesigen Aufenthalts gut gewesen. 

Sein Gehorfam war bei dem Unterzeichneten stets befriedigend. 

Pünktlichkeit und Yuverläffigfeit sind zu loben. 

Fleiß war befriedigend. 

Schulkenntniſſe im Leſen, Schreiben und Rechnen sind gut. 

Ausdauer im Ertragen Törperlicher Unftrengungen ist nur mässig. 

yterelte für den Wald und die Waldgefchäfte Aat er bekundet. 

Beim Gebrauch des Schießgewehrs und bei der Jagd hat er gute Anstelligkeit gezeigt. 

Bei der Teilnahme am Forſt⸗ und Jagdſchutze haben seine Leistungen befriedigt. 

Bei den Rulturen hatte er Gelegenheit, Saaten und Pflanzungen von Kiefern, Eichen 

und Buchen ausführen zu helfen, wobei er Eifer und Geschick bewiesen hat. 

In den Holzichlägen hat er den Hieb in Buchen- und Kiefern- Samenschlägen, 

in Kiefernkahlschlägen, in Buchen- und Kieferndurchforstungen, im Erlen- 
niederwalde, im Eichenschälwalde kennen gelernt und die dabei ihm über- 
tragenen Geschäfte befriedigend uusgeführt. | 

Die einheimischen Bäume und die wichtigften Sträucher sind ihm so weit bekannt, 

dass er sie richtig benennen und deren Samen unterscheiden kann. 

Bon der Lebensweife der Jagdtiere und der fonjtigen für den Wald wichtigen Tiere, 
namentlich auch der nüßlichen und fchädlichen Vögel und Inſekten, hat er 
befriedigende Kenntnisse sich erworben. J 

In den ſchriftlichen und Rechnungs⸗Arbeiten hat er eine gute Ausbildung erlangt. 

Mit den Gejegen und Verordnungen über Forſtdiebſtahl, Forft- und Jagd - Polizei 

ist er ausreichend bekannt. 

(Hier Fönnen dann weitere Außerungen über bie Verfönlichkeit bes Sebrlingß, 
über beſondere Neigung für einzelne Zweige des foritlihen Berufes, nantentlich 
ob er vielleicht mit der Gaͤrtnerei bekannt f und für die Arbeiten in Forſtgärten 
und Baumſchulen außergemöhnliches Geſchick gezeigt, im Meilen, Nivellteren 
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Des De ForflcehrlingE | Seinen Vaters | Seine Baters Des Lehrlings Die Lehrzeit 
lämttiche Geburtsort Wohnort " bet 
une & Name 
Buname (Ruf = Safe Tag im im Sand Wohnort | Kreis und Dienfftellung 
& Kreife Kreiſe des oder der 
meiden) Sehrherren 
Evgl. 1887 W “uni Sübben | Banow lawe Forſter im | Bern | Sto Müller 
8 8 es Gemeinde i torf » —— 7 auf dem Gute 
bienſt ernstorf für 1000 ha Wals 
orfl- | Arne» 
aus walbe agent Obertörfer 
eX®: 
Burg 


Iehrlingsichul 
ee 





und Beichnen befondere Sertigkeiten enivorben oder für den Bureaudienft Tich 
geeignet sruiefen hat, angeſchloſſen werden. 
iefe Außerung ift fireng der Wahrheit gemäß und ohne Rüdficht mit ftrengiter 
Unparteilichkeit abzugeben.) 
Die vorftehende Äußerung habe ich nach Pflicht und Geroifjen meiner Überzeugung 
emäß außgejtellt und berjelben die Benachrichtigung des Oberforſtmeiſters N. über 
Seätigung zum Eintritt in die Lehre, das militärärztliche Zeugnis (8 2 Nr. 2c 
der Beitimmungen vom 1. Oftober 1905), ſowie die Unnahmegenehmigung für den 
Förster Müller und für mich angeheftet. 
Hochzeit, den 1. September 1905. 


Hartung, Königlicher Oberförfter.*) 
Der ei hat die Lehrzeit sachgemäss angewendet, eine im ganzen gute 


praltiiche und wiſſenſchaftliche Ausbildung erlangt und berechtigt zu der Erwartung, 
er werde die forstliche Laufbahn mit genügendem Erfolge fortsetzen können. 
N., den 15. September 1905. 
N., Königlicher Regierungs- und Yorftrat. 

Da der pp. Schütz im vorigen Jahre als zu ſchwach auf ein Jahr zuchigeftelt 
worden ift, habe ich ihn mit Genehmigung des Herrn Regierungs- und Forstrats 
N. zu N. vom 1. Oktober 1905 ab nach N. im Kreise N. beurlaubt, wo er ım 
Forstdienste des N. bis jetzt beschäftigt worden ist. 

Seine Führung während dieser Zeit ist gui gewesen. 


Hochzeit, den 1. September 1906. 
Hartung, Königlicher Oberförfter. 
Geſehen und nichts zu bemerken. 
N. den 12. September 1906. 
N., Königlicher Regierung» und Forftrat. 


*, Bon den Lehrherren nicht mehr mit dem WUmtsfiegel zu verichen, da hierdurch der nicht l⸗ 
pflichtig⸗ Charakter ven amgen in ber Form beſſer —A gebracht wir ’ ‚ht fiempe 
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if aurädgelegt 





. Bemerkungen, 
Bünfcht Auf⸗ Wünjcht ein- in&befondere über 
wen in ber Beit nahme in welhe] Ent | utrein Dei Igugeruug des gegenwärtigen] Bebürftigfeit bes 
Wohnort be Sorfiichelings: Jiheibung| Bataillon? Sehrherrn über ſitiliche | Sehriingd, Angabe 
Lehrheren fhule? des | (Som Leiter Fuhrung, Fleiß und Tüchtigteit| Greifes, in welchem 
— 75— uom bis a) in 1. Sinie Miniflerajder Forſtlehr⸗ be Lehrlings ein aus ber Lehre 
im * Iimgsjchule beurlaubter Sehr 
Kreife b),2 „ auszufüllen) ling ſich aufhält 
Bern | Stolpf1. Zutii 80. Juni Gr.⸗Echdnebeck ü iemli , j 
* Ip gut f ge a) dr. Bührung ziemlich gut, Gehor 


fam, Puuttlichteit, Fleiß 
befriebigend. 5 


schzeit | Urne Hi. Eintritt in| b) Wargonins- | MR G i 
walbe a he ⸗ ) do ninaborf Ss —S un 
Ichrlingafchule ein guter Schäße. 
Hochzeit, ben 1. Juni 1908. 
gertang 
* se Oberförfter. 


Taß bie vorfähriftemäßige Lehrzeit ber Karl Shäg bis zum 1. Oktober db. 38. beendet fein wirb, beicheltigt 
N., den 15. Juni 1905 ' 
a 2 © . N., Königlicher Regierung und Forſtrat 
ar Is 11.08: Eintritt Garde⸗ ober Pefriebigender und on 
aindberf mar | tober en ben | d tes —** dien und 


Margoniusborf, ben 8. Januar 1906. 
Meier, Königlicher Oberförfter. 
l 





(Bu 8 17.) 
Berhbandelt .......... ‚bdben...tn....... 19.... 

3] ER rer 
geboren am -...- bel... 2.220. 18.... || BE 
im Krelle .....- 20000. des Negierungsbesirl8 ......... ........ 
eingeſtellt am....ten........ 10 .... in bie Kompagnie ded8 ...... 
Batailond -. 2m 0m rennen 
der die mit ihm im Monat... ..... 220 .. 19... . auf der Forſtlehrlings⸗ 
chule in X abgehaltene Kägerprüfung mit dem Brädifate „ ... . . . " beftanden 


at und die geiehliche aktive Dienftpflicht im ftehenden Heere demnächſt abgeleiftet 
aben wird, erllärt unter Zuftimmung feines Truppenteil3 und mit Genehmigung 
er Inſpektion der Jäger und Schützen, daB er fich durch den Dienft im Jägerkorps 

Hende auf eine Verſorgung im Forſtdienſte erwerben wolle und fi) zu dem 
Ende zu einer im ganzen zwölfjährigen Dienstzeit im Jägerkorps, mithin big zum 
........... 19... . verpflichte und bereit Pi dieſe Dienftzeit in der Reſerve, 
jedoch mit der Berpffichtung abguleiiten, bis zur Erlangung des Forſtverſorgungs⸗ 
[Beinen auch im Frieden, und zwar bi zu einer im ganzen achtjährigen Anweſenheit 
ei der Fahne zur Verfügung zu eben Sollte er zum Fortdienen als aktiver Ober: 
jäger in Ausſicht genommen Ein, o verpflichtet er fih zu einer im ganzen neun⸗ 
jährigen Dienftzeit bei der Fahne. 

Hierauf wurde dem ... 0... 200er 
eröffnet, daß er — in die Jägerklaſſe A aufgenommen ſei und damit die Aus⸗ 
ficht erlange, nad) Maßgabe der Beitimmungen vom 1. Oltober 1905 feinerzeit in 
Forftſchutzdienſte angejtellt zu werben. 

Bugleich wurde ihm bedeutet, 

daß die Inſpeltion der Jäger und Schügen, wenn er Die von ihm eingegangenen 
Verpflichtungen erfülle insbefondere die Vorfchriften der Beftimmungen vom 
1. Ottober 1905 pünktlich befolge, in den der Jägerklaſſe A gewährten Bor» 
zügen ihn jchügen und jeinergei die von ihm erworbenen Forſtverſorgungs⸗ 
anfprüche anerfennen werde, daß er dagegen, wenn er im aftiven Dienit oder 
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im Neferveverhältnis, in feinen Leitungen nicht befriedigen oder durch feine 
Führung zu erheblichem Tadel Anla geben oder den beitehenden Vorfchrifter: 
zuwider handeln follte, bie Entlafjung aus der Jägerklaſſe A nad) Maßgabe 
des 8 24 der bezeichneten Beſtimmungen ˖ zu gewärtigen habe. 

Ferner wurde ihm eröffnet, daß die von ihm eingegangenen Verpflichtungen 
nicht einfeitig von ihm, fondern nur unter Buftimmung der Inſpektion der Jäger 
und eben wieder aufge oben werden können. 

Endlich wurde ihm befannt gemacht, daß ihm, werm er zum Oberjäger beförbert 
werden und in diefem Dienitgrade eine mindeitend fünfjährige Dienftzeit ableiften 
follte, die Ausſicht gewährt jet, ‚bereits nach einer im ganzen neunjährigen altiven 
Dienftzeit den Forſtverſorgungsanſpruch zu erlangen. 

Wobfbebädtig ader... 2.2... biefe Verhandlung. nochmals felbft gelefen, 
ihren Inhalt überall als feiner beftimmten Erklärung entiprechend anerkannt und 
diefelbe ſodann eigenhändig unterfchrieben. 


oe 8 Vf 8 88 9 re 8 8 0 eo‘ 


Hauptmann und Kompagniechef. 





D. 
(Bu 8 17.) 
Verhandelt ......... ‚den ..ten....... 19... 
. Der (Dienftgrad, Vor⸗ und Zunamen) 
geboren am (Tag, Monat, Schr im Seile... . 2.2... des Regierungsbezirks 
nn ‚ eingeitellt am (Tag, Monat, Jahr) in die . . te Kompagnie des .. 


Jäger⸗Bataillons (ie wird zugleich das Erforderliche angegeben, wenn der Zäger 
bei mehr als einem ZTruppenteil gejtanden hat 2c.) 
zu einer im ganzen ap en Dienstzeit im Jägerkorps laut Verhandlung vom 
(Tag, Monat, Jahr) verp ichte, gegenwärtig zur Reſerve beurlaubt, und (Bes 
häftigung und Wufenthalt anzugeben) erklärt, daß er darauf Verzicht leiſte, fich 
nſpruͤche auf Forſtverſorgung zu erwerben, 

und trägt unter Ü gun eines Militärpaffes darauf au: 
ihn auf Grund diefer Erklärung ımter Aufhebung feiner Verpflichtung zur zwölf 
jährigen Dienftzeit aus der Jägerflaffe A zur Rejerve der Jägerklaſſe B zu entlaffen. 
Ihm wurde gleichzeitig befannt gemacht, daß, wenn fein jebiger Untrag von der 
Inſpektion der Jäger und Schügen genehmigt werden follte, er nicht berechtigt fei, 
die Wiederverleihung der von ihn freiwillig anfgegebenen Ausſichten zu beanfpruchen. 
Wo Dec hat der Jäger (Oberjäger) N. diefe Verhandlung felbft geleien, den 
Inhalt als feine beitimmte Erklärung anerkannt und dieſe fodann eigenhändig umterfchrieben. 

(Unterfchrift des Betreffenden.) 
v 


. w. D. 
(......... und Bezirks⸗Adjutant oder Bezirks⸗Feldwebel.) 
Anmerkung: Bei denen, bie Ad Bet der Berzichtleiftung im aktiven Dienſt be 
finden, wirb bie Berbanbfung bon dem ager-Rompagniecel vollzogen. Die für dieſen 
Fall notwendigen Wbänderungen des Wortlautes der Verhandlung ergeben fih von ſelbſt. 


—E_ 
(Bu $ 18.) 
Der zur Klaſſe A verpflichtete (Dienftgrad) 

(Bor- und Bunamen) 

wird bei dem en allgemeinen Enttaffungötermine zur Reſerve beurlaubt. 

Er hat ſich während feiner bisherigen Dienitzeit ... . . . . geführt. 

........... ‚den..tnm........19.. 

Namensunterschrift. 
Bat.Stempel.... .. und Bataillonskommandeur. 
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F. 
(Bu $ 19.) 

Inhaber diejes, Dem Jäger (Oberjäger zc.) der Klaſſe A 

(Bors und Zunamen) 

von der . . . ten Kompagnie DES... - - 22-0000. Bataillon wird Hierdurch 
beicheinigt, daß feine Dientiche ſowohl wie Aetfice duhrung die Vorausſetzung eines 
ſoichen vorzüglichen Grades von Zuverläſſigkeit begründet, der es geſtattet, ihm bei 
einer Verwendung im Forſt⸗ und Ja bbientte die Befugniſſe eines Staatsforſtſchutz⸗ 
eamten in Preußen, insbeſondere auch die gnis zum Waffengebrauch beigulegen. 





Diefe Befcheinigung bat nur Gültigkeit bis zum... --..- 2... 
ren. ‚den..tn........ 19... 
Ramendunte Ko eilt 
Bıt-Semel. ..... und Batatllonslommandeur. 
6. 
(3u 8 20.) 
VBerhandelt ......... ‚den. .teit....... 19 
Es ericheint der (Dienstgrad, Vor⸗ und Zunamen), geboren am (Tag, Monat, Jahr) 
| Be im Seile... .2. 222000 ... des Regierungs⸗ 
Br ..2.22 22... , eingeftellt am (Tag, Monat, Jahr) in die. . Kompagnie 
des .............. äger⸗Bataillons Nr.....-... , zu einer im ganzen 


ge Dienitzeit im Sägerforpß laut Verhandlung vom (Tag, Monat, Jahr) 
verpflichtet, gegenwärtig zur Reſerve beurlaubt —— und Aufenthalt an⸗ 
—5 — und erflärt, daß er wegen der jetzigen ungünftigen Anſtellungsausſichten im 
taat3forftdienfte beabfichtige, unter Umständen die forftliche Laufbahn aufzugeben. 
ur Einarbeitung in einen anderen Beruf, und zwar als (anzugeben, 3. B. Landwirt), 
itte er unter Überreihung feiner Waffengebrauchs-Befcheinigung für ihn einen zwei⸗ 
jährigen Urlaub bei der nfpeltion der Jäger und Schühen zu erwirken, indem er 
hinzufüge, daß er im Falle der Genehmigung diefes jederzeit widerruflichen Urlaubs 
wohin, Wohnort, Bezirkskommando, Meldeamt anzugeben) Wohnung nehmen würde. 
Es wurde ihm bekannt gemacht, daß er während des Urlaubs 

1. wie biöher neben der Kontrolle durch das Bezirkskommando (Hauptmeldeamt, 
Meldeamt, Bezirks⸗Feldwebel) auch der feiner Jäger⸗Kompagnie unterftehe 
und ſich daher genau nad den Beftimmungen über das Verhalten in ber 
Reſerve für die Jäger der Klafſe A vom 1. Dftober 1905 zu richten babe, 

2. weder berechtigt. jet, den Hirfchfänger noch die Wbzeichen der Koniglichen 
Forſtſchutzbeamten (den Wdler an der Kopfbededung, die Wappentnöpfe und die 
Achſelſchiure auf dem Node) zu tragen, 

3. daß er vor Ablauf des Urlaubs ſich au entfcheiden haben werde, ob er in 
den Forftdienft zurüdtreten oder freiwillig auf weitere Erdienung von Forft- 
Derjorgumd Anfpri en Verzicht leiten wolle, und daß er im eriteren alle 
mit der Meldung über die ganze Urlaubszeit Beugnifje der Ortspolizeibehdrde 
bzw. Behörden über feine Yührung der % er⸗Kompagnie einzureichen habe. 

germer wurde ihm eröffnet, daß nach den b chenden — die Dienſt⸗ 
eit, die in nicht berufsmäßiger Beſchäftigung zurückgelegt wird, dereinſt zwar für 
ie Anerkennung zur Forftverforgung, nicht aber bei der Benfionterung in Anrechnung 
gebracht werden würde. 
ohrbenächtig at der Jäger (Oberjäger) .. . . . diefe Verhandlung felbft ge 
kefen und deren Nichtigkeit dann durch feine eigenhändige Unterfchrift anerkannt. 


(Unterfchrift des Betreffenden.) 
v. w. o. 
(....... und Bezirks⸗Adjutant, oder Bezirks⸗Feldwebel.) 


Anmerkung. Bei den Jägern des aktiven Dienſtſtandes wird die Verhandlung vom 
Jager⸗Kompagniechef vollzogen. Der Wortlaut der Verhandlung iſt finngemäß zu Anbern. 
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H. 
(Bu 8 25.) 


Regierungsbezirk N. Sabre 1. Juni 1905/00. 


Nachweiſung A. des Abaanges, B. des Beitandes der notierten 
Refervejäger der Klafle A. 





⸗ War er vorher 
Can Sb on Tag bed Gingeng8 ber bei einer 
fen- Bor I Eintritt in anderen Re- 
be und Bunamen Tag | zu deilen ben Anmeldung gierung no- 
Sir. ber | nelerde ©€ | Mititärdienge ſut den biefi-| tiert, und Bei 
Seburti gehört gen Bezirk welcher? 
1 2 8 4 5 6 7 


A. Ubgang vom 1. Yunt 1905 bis letzten Mai 1906. 


a) Wegen Empfang des Forſtverſorgungsſcheines. 
1] Emanuel, Kobann | 1874 Jager Bat. 14. 10. 2. Juli 
Schwalbe 30. 4. .5 1893 1896 
b) Wegen Ubmelbung nad einem anderen Regierungsbezirk. 
| 


| l 
6) Wegen Vene! Unftellung in einer Gemeinde- oder Anſtaltsforſt. 
32 der Beitimmungen bon: 1. Oltober 1905. 
| 


| 
d) Wegen Entlaffung auß ber Klaſſe A. 
($ 24 ber Beitimmungen bom 1. Oftober 1905.) 


| | | 
e) Wegen ee auf ea des Nejerbejägers. 








21 Stegfrieb ale 








f) Wegen Ablebens. 
ur Bemertungen 


| | | | 
B. Beſtaud an Rejervejägern*) am 1. Juni 1906. 
. Sonitige Bemerkungen 
(aus über 
fen» | Urt, Zeit und Ort der Befchäftigungen, Wblegung| Angabe ber Gründe von 


Abſatz 6 ebendaſelbſt.) 
| | | | | 
1| Subig, @ Bertgol | 
dꝛe ber Forſterprufung und definitive Anſtellung. Entlafſungen 
8 





9 
1] Seit Oftober 1904 als Se aaufiener in Sarliber gungsichein vom 14.10. 
ben Oberf ber 308 I 167 | 


Örftereien A. und B,, 
Oberförfterei N. beichäftigt 
Sörfterprüfung 1903 int biefigen Bezirk „gut“ 
abgelegt 


jetzt i 


&) Rtefervejäger, bie in bem laufenden Jahre in den Beliß bes Forſto geiheineh gelangen unub bei 
deffen — min eftens zwei yalıe im Eiantbforfbienfie bet tee derdar are gt fein werben, find mit 
roter Tinte einzutragen. 
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I Berlin, den —A 19......... ⸗ 
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*), Wird auf geänem Papler ausgegeben. 
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Dieſer Schein verleiht dem Inhaber die Berechtigung, in Preußen 
oder Elſaß⸗Lothringen als Forſthilfsaufſeher beſchäftigt und auf einer 
Förſterſtelle im Staatsdienſte, nach Maßgabe ber Fähigkeiten auch auf 
einer Revierförſterſtelle, angeſtellt zu werden, wenn gegen feine körperliche, 
fittliche und forſtliche Befähigung keine begründete Ausſtellung zu erheben iſt. 

Die Inhaber des Forſtverſorgungsſcheines haben ferner Anſpruch 
auf alle diejenigen Gemeinde⸗ und Anſtalts⸗Forſtbeamtenſtellen, die, ein⸗ 
fchließlich des Wertes etwaiger Nebeneinnahmen, ein Jahreseinkommen 
von mindeſtens 750 ME. gewähren, aber eine weitergehende Befähigung 
als die eines Forſters nicht erfordern. 

Den Inhabern des Foritverforgungsicheines Tönnen ‚gemäß 8 10, 
Ubfa 4 der Grundfäge für die Belegung der Subaltern- und Unter- 
beamtenstellen sc. vom Jahre 1882 auch die den Militäranwärtern im 
Reichs⸗ und Staatsdienfte vorbehaltenen Stellen verliehen werden, ſofern 
eine Reichsbehörde oder eine Behörde des betreffenden Staates von ber 
Unftellung eines mit diefem Scheine Belichenen einen befonderen Vorteil 
für den Reichs⸗ oder Staatsdienſt erivartet. | 

Der Inhaber des Forftverforgungsfcheines ift verpflichtet, jede Ver⸗ 
änderung feines Uufenthalt3ortes der Inſpektion der Jäger und Schüßen 
und, falls er nicht im Staatödienfte in dem Bezirk der Regierung, die 
ihn notiert hat, befchäftigt ift, auch diejer unverzüglich anzuzeigen. Hier- 
bei ift Jahrgang und Nummer des Forftverforgungsicheines anzugeben. 

Im übrigen wird bezüglich des Verhaltens, der Verpflichtungen und 
der Unfprüche des Inhabers des Forftverjorgungsfcheined, ſowie des 
Verluftes des Forſtverſorgungsanſpruchs auf die 88 29 bis 36 der 
Beftimmungen vom 1. Oktober 1905 verwieſen. 
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K. 
(Bu 5 29 Ubf. 4.) 
Notierungsgejud). 
Wı:gabe, 


wie lange in dem Bezirk 

Tag beſchaftigt, falls ein Ne 
der fervejäger in demſelben 
Geburt | Bett auch als Forſt⸗ 
berjorgungsberechtigter 

notiert zu werben wunſcht 

6 


Ungabe 
ſaͤmtlicher Bezirke*) in 
der Neibenfolge ber 
Bevorzugung 









Seit 26. 6. 1904 im 3 
Begirk Danzig beihäftigt | oder 
oder ‚9 8,5,6,15, 16, 17, 


15, 13, 14, 4, 1,2, 33, 
10, 11, 18, 20, 19, 21, 
24, 25, 22, 23, 27, 26, 
34, 32, 30, 31, 20, 8 


Karthaus, den 5. April 1906. Ewald Kuhnt, Forſtaufſeher. 


*), Die Bezirke find mit Zahlen zu bezeichnen. Es bedeutet: 





1. Königsberg 10. Stralſund 19. Schleswig 26. Arnsberg 
2. Gumbinnen 11. Bofen 20. Hannover 27. Caſſel 
3. Wlienftein 12. Bromberg 21. Hildesheim 28. Wiesbaden 
4. Danzig 13. Breslau 22. eburg 29. Koblenz 
5. Marienwerder 14. Liegnitz 23. Stade 30. Dofeldrf 
6. Potsdam 15. Oppeln 24. Osnabrüd 31. &ö 
7. a. O. 16. Magdeburg (mit Aurich) 32. er 
8. Stettin 17. Merfeburg 25. Minden 33. Aachen 
9. Noslin 18. Erfurt (mit DMünfter) 34. Hoffammer 
_—ı 
(Bu 8 29 Abf. 5.) 
Ummotierungsgefud). 
















t 

Regierung, Datum | Die offenen Begirke*) 
bes in der Reihenfolge der 

treffende notiert ift nahe Beborzugung 






6 
15, 16, 17, 33, 4, 5 







NReinfeld, den 1. Juli 1906. Heinrich Kaul, Forſtaufſeher. 


% Die Bezirke find wit Zahlen zu bezeichnen. Es Bebeutet: (f. Mufter K.). 
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M. 

(Bu 8 37.) | 

Regierungsdegirt N. Sahr: 1. Juni 1905/06. 

Nachweiſung A. des Abganges, B. des Beftandes der notierten 
forftverforgungsberechtiaten Anwärter. 





Tag ber mmer | Tag bes | Ob, wann und 


Lau⸗ Ausſtellung Eingangs | in welchem Re 
fen- Bor Dienft-] Trup- des des der gierungsbezirk bie 
de und grad |pentein] Forſtver⸗ Forſtwer⸗ Anmeldungl Forſterprafung 
Nr./ Zunamen ſorgungs⸗ſorgungs⸗ fur den hie⸗ abgelegt worden 
ſcheinesſcheines ſigen Bezirk tft? 
1 2 8 4 & 6 7 8 


A. Abgang vom 1. Juni 1905 bia Ichkten Mai 1906. 


a) Wegen feiter Unftellung im Staats⸗, ®emeinde- oder Unftalts- 
Forſtdienſte. 
1 » 


b) Wegen Ubmeldung nad einen anderen Negierungsbegzirt. 


c) Wegen Berluft bes Sorfberforgun Sanfpruds. 
($ 35 der Beitimmungen dom 1. Ofltober 1905.) 





d) Wegen Berziätleiftung auf die Forftperforgung. 


e) Wegen UblebenS. 


B. Gegenwärtiger Beſtand ber Anwärter. 
















Bemerkungen Die fefte Unftellung ift erfolgt 
über Urt und Ort | —— —— — 
ber Beichäftigung 

und über 


Brobedienftleiftung 
9 


Bemerkungen 
(Sründe des Berluftes des 


zu 
v 
in der von wann Forſtverſorgungsanſpruchs) 


Ober⸗ 
förſterei ab 


1 









12 





18 
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Anlage 1. 


Saßungen für die Forftlehrlingsichulen.*) 


Bom 23. 8. 1906. 


8 1. Die Forftlehrlingsichulen follen Die Lehrlinge für Die unteren Stellen bes 
Königlich Preußiſchen Staats-Forſtdienſtes im zweiten Lehrjahr durch praftifche 
Unterwerfung mit ſyſtematiſchem forftlihen und jagdlichen Unterricht, fowie durch Be 
feitigung und Erweiterung der Schulfenntnifje u ihrem fpäteren Beruf vorbereiten 
und in ihnen Snterefje für den forftlichen Betrieb und für die weidmänniſche Hand: 
habung der Jagd weden und pflegen. 

8 2. Die Forſtlehrlin A ng gehören zu dem Reſſort des Dinifteriums für Land- 
wirtichaft, Domänen und 5 ten und find benjenigen Königlichen Regierungen, in 
deren Bezirk fie belegen find, unterftellt. Jede Anſtalt unterjteht einem Kuratorium, 
dent der re des Megierungsbezirt3 als Vorſitzender, der zuftändige 
Regierungs⸗ orſtrat und der Direktor der Anſtalt (in der Regel Revierverwalter 
derjenigen Königlichen Oberförſterei, in deren Derei die Schule liegt) als Mitglieder 
angehören. Leiter des Unterrichts und nächſter Borgejegter der Lehrer und Be- 
amten der Unftalt ift der Direktor, dem auch die Disziplinarbefuginffe ge enüber 
ben Schülern zuftehen. Die Kafjenverwaltung führt die Königliche Forſt ae der: 
jenigen Oberförfterei, in deren Bereich die Schule liegt, oder eine andere für Ddiefelbe 
beftellte Berjon gegen eine befondere Vergütung. 

8 3. Sede Schule, deren Schülerzahl ſich auf etwa 50 beläuft, gliedert ſich im 
allgemeinen in zwei Barallelklafien. Schüler, Die ln Safe länger als ein Jahr 
die Unftalt befuchen, wiederholen den Kurſus im zweiten Jahr. Außer praktiſchen 
Unterweifungen und Übungen im forftlichen Betriebe und in der Jagd, in der Obſt—⸗ 
baums, Fiſch⸗ und Bienenzucht, der Landwirtfchaft und dem Gartenbau findet ein 
iyftematifcher häuslicher Unterricht in den forjtlicyen und jagdlichen Lehrfächern, in 
ben für den Forſtſchutzbeamten wichtigen gejehlihen und Berwaltungsbeitimmungen, 
jowie im Deutjchen, Hechnen, Schreiben, nen und in den Unfangsgründen der 
Naturkunde und Naturgeichichte ftatt. Daran fchließt fich die körperliche Ausbildung 
im Tumen und Schwimmen, Übung im Schießen, jowie der Unterricht im Hornblafen 
und im Geſang. Der Unterricht regelt fich im einzelnen nach einem von dem Kuratorium 
feſtgeſetzten Sehrplan, welcher der Beftätigung bed Herrn Minifters für Landwirtichaft, 
Domänen und Forſten unterliegt. 

8 4. Das Schuljahr beginnt am 1. Oktober und endigt am 15. September. Un 
denfelben Tagen findet die Aufnahme und Entlafjung der he Statt. 

8 5. Hat der Forftlehrling während der legten vier Wochen vor feiner Aufnahme 
auf Die Schule einem Haudftande angehört, in welchem während dieſer Zeit eine an- 
ſteckende Krankheit — Cholera, Ruhr, — Röteln, Scharlach, Diphtherie, Pocken, 
Flecktyphus, Rückfallfieber, Unterleibstyphus, Tontagidfe Augenentzündung, Krätze, 
krampfartiger Keuchhuſten und Kopfgenickkrampf — herrſchte, iſt in derſelben geit 
bei ihm ſelbſt eine ſolche Krankheit ausgebrochen oder hat er mit derartig erkrankten 
Berfonen Dertehkt, jo darf er erft dann zum Schulbefuch zugelaflen werden, wenn 
durch ärztliche ddeinigung die Unftelungs- bzw. Übertragungsge mi für befeitigt 
erklärt iſt. Der Lehrling iſt verpflichtet, ſich dieſe Befcheinigung auf eigene Kojten 
zu beichaffen und fie fofort nach feinem Eintreffen auf der Schule dem Direktor un- 
aufgefordert vorzulegen. Er iſt alsdann mit den mitgebrachten Sachen zunächſt auf 


°), Eine Ausfertigung dieſer Segungen und ber Hausordnung iſt bem Vater, Vormund ober Pfiger 
des Tyoritiehrlings dor Beginn bes Schulbefuches zur Kenntnisnahme und Bollziehung untenftehender 
Hlärung vorzulegen, bei Meldung auf der Schule bem Direltor vorzuzeigen und alsdann von bem Behrling 
in Verwahrung zu nehmen. 

Bon den Sapuugen und ber Hausorbnung gie die Köntglih Preußiſchen Forftlehrlingsichufen Habe id 
Kenntnis genommen und verpfligte mich durch Namensunterichrift, für die Nachachtung Sorge gu tragen. 


(Unterſchrift bes Baters. Bormunbes ober Pflegers.) 


* 
a, 
N 


%_ dur die „Hausordnung und durch die von dem Direktor 
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der Krankenſtation unterzubringen, bis der dee zu benachrichtigende Anftaltsarzt 
weitere Entſcheidung getroffen hat. Muß ber Lehrling wegen vorliegender Anſteckungs⸗ 
gefahr oder eigener Erkrankung den Uufnahme-Termin ($ 4) verjäumen, fo Hat er 
ieſes Dem Direktor rechtzeitig vorher zu melden. Grund und Dauer der Berjäumnis 
ift — fofern bierüber nicht ſchon in der ürzttinen Beicheinigung (vgl. oben) Angaben 
enthalten find — von zuverläffiger Seite zu befcheinigen. Auch bei Nüdfehr von 
Urlaub find vorstehende Beſtimmungen finngemäß anzumenbeı. 

Sofort, fpäteftend innerhalb drei Tagen nach ihrer Aufnahme auf der Schule, 
find fämtliche Forftlehrlinge dem Unftalt3arzt durch den Direktor sorgujtelen. ne 
weite Vorſtellung erfolgt, wenn fich nicht jchon früher ein Bedürfnis dazu heraus⸗ 
heit, Bun vor dem Entlafjungstermin. 

Mindeſtens einmal in jedem Schuljahr (zweckmäßig im April oder Mai) Hat der 
Direktor eine Prüfung der hygieniſchen Ber arte der Schule durch den Unftalts- 
arzt zu veranlaffen und darüber eine Verhandlung mit Demfelben aufzunehmen, 
welche der Regierung vorzulegen ift. 

8 6. Die Forftlehrlinge müſſen fich für den Beſuch der Schule mit folgenden 
Kleidungd- und Ausrüftungs-Gegenftänden verfehen: 

1. mel Balduniformsanzügen (darunter ein Litewka⸗Anzug geftattet) aus dem für 
die atsforſtheamten vorgeſchriebenen Stoff mit Hornfnöpfen ohne weitere 
zeigen, 
2. zwei Urbeitdanzügen (je einem für Winter und Sommer); 
wei Paar Schuhzeug (davon mindeſtens ein Paar Revierſchuhe); 
eib> und Bettwäjche, und zwar: 
1/, Dubend Hemden, 
2 « Unterbeinkleider, 
/ 2 v Strümpfe, 
fe  .  SHanbtüder, 
„Taſchentücher, 
doppelter Bettwäſche; 
5. Betten (Kiſſen, Decken oder Federbett); 
6. Waſchſachen einſchließlich Glas zum Mundſpülen; 
7. Fe 
8. a gerät. 

Die Anſchaffung, Unterhaltung und Reinigung diefer Gegenftände haben die Lehr: 
finge auf ihre Koften zu bewirken. 

8 7. Während der Forftkulturgeit werden die ehrlinge unter befonderer Aufficht 
als Forſtkulturarbeiter etwa fünf bis ſechs Wochen hindurch aftigt In dieſer Zeit, 
ſowie zur Vornahme größerer Exkurſionen, vteiuging bei Jagden ꝛc. wird der häusliche 
Schulunterricht ausgeſetzt. Auf Urlaub haben die Lehrlinge keinen Anſpruch. Im 
Laufe eines" Schuljahres kann ihnen jedoch ein ſolcher bis zu 14 Tagen, und zwar 
in der Weihnachtözeit vom 23. Dezember bis 3. — ſowie zu den Oſter⸗ und 
een Tan en, vom Direktor ne werden. Hu anderen als den vorgenannten 


3. 
4. 


eiten kann der Direktor die Lehrlinge nur aus bejonderer dringender Beranlaflung 
is zu drei Tagen beurlauben. 
Im übrigen wird das Verhalten der Lehrlinge während des ehe der Anſtalt 
ierzu erlafjenen 
befonderen Vorfchriften, welche in ber Unftalt ausgehängt werden, geregelt. 
8 8. Die ın ber Anftalt untergebrachten Lehrlinge erhalten durch einen dem Direktor 
und deſſen Stellvertreter unterftellten Hausvater vollitändige Beköſtigung. Das Koft- 
ed beträgt monatlich bi8 36 Mk.,“) das Wohn: und Unterrichtögeld monatlich 6 ME. 
* den Monat September kommt von dem Koſtgeld nur die pi te mit 18 DRE.*) zur 
Erhebung. Das Wohn⸗ und Unterrichtägeld ift Dagegen voll zu entrichten. 
Den Lehrern 2c. der Unitalt kann vom Direktor die Teilnahme an den gemein- 
famen Mahlzeiten unter denjelben Bedingungen wie ben Lehrlingen geftattet werben. 


*) Feſtgeſetzt d. Min⸗Erl. v. 7.2 07 — IL 887. 
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Der Auffichtführende Hat bei den gemeinfamen Mahlzeiten ftet3 zugegen zu fein, für 
Teilnahme an denfelben jedoch gleichfalls das tarifmäßige Koftgeld zu zahlen. 

8 9. Das Koſt- und Wohn» ufw. Geld ift im voraus am erften jeden Monats 

- bei der anlitelte der Anſtalt durch den Bater, Bormund oder die fonft die Koften 

der Ausbildung des Lehrling tragende Perfon einzuzahlen. Die Zahlftelle über- 
mittelt dag eingezahlte Kaftgelb an den Hausvater gegen Empfangsbejcheinigung. 
Einzahlung für längere Beita jämitte ift nach näherer Vereinbarung mit dem Direktor 
geftattet. Erfolgt die Einzahlung durch die Poſt, fo ift auf dem Poftanweifungs: 
abjchnitt der Name des Lehrlinge, für welchen Zahlung geleiftet wird, anzugeben. 
Der Poſtſchein gilt in diefem Fall ald Quittung. 

Nicht rechtzeitig eingezahlte Beträge fünnen von dem Bahlungspflichtigen fofort, 
ohne weitere HH eingegangen werden. Bleibt der Betreffende länger als einen 
Monat mit der Zahlung im Rüditande, fo kann die Entlaffung des Lehrlings aus 
der Anftalt verfügt werden. 

8 10. Bei Beurlaubungen oder Verfäunmis infolge von Krankheit uſw. (vgl. 
8 5) ift, foweit hierdurch im einzelnen die Zeit von acht Tagen nicht überfchritten 
wird, 


a3 Koſtgeld weiter zu entrichten. 

Bei Abwefenheit von mehr als acht Tagen im Singelfalie fällt das Kojtgeld 
während der ganzen Beit derjelben (jedoch ausfchlieplich der —— mit täglich 
1/0 des monatlichen woligelbjapes, auf volle zehn Pfennig abgerundet, fort. Der in 
Fortfall gefommene Betrag wird auf den nädjitfolgenden Monat gutgefchrieben. Das 
Wohn: zc. Geld ift, fofern die Ubwefenheit des Lehrlings im Einzelfalle einen vollen 
Kalender⸗Monat nicht Überfteigt, unverfürzt weiter in —28— 

über den bewilligten Urlaub oder die ſonſtige Abweſenheit der Lehrlinge iſt vom 
Direktor eine Kontrolle zu führen und Hieraus fowohl dem Hausvater wie aud) 
der Sahlitelle wegen eventl. Fortfalls der Zahlungen das orderliche rechtzeitig 
mitzuteilen. 

J 11. Bon dem Wohn⸗ und Unterrichtsgeld können diejenigen Söhne von un: 
bemittelten Königlich Preußifchen Forſtbeamten befreit werden, welche ſich dem 
Preußiſchen Staatsforftdienfte widmen wollen. Anträge find an diejenige Regierung 
i Hana innerhalb deren der Vater, Vormund oder Pfleger des Lehrlings feinen 

ohnfig Hat. 

Den Waifen Königlich Preußifcher Forftbeamten können aus ſogtfetauſche 
Fonds Unterſtützungen für den Schulbeſuch gewährt werden. Anträge find an den 
Herrn Minifter für Landwirtfchaft, Domänen und Forjten zu richten. 

Mittellofen Königlich Preußifchen Forjtbeamten fünnen zu den Koſten der Unter:. 
gang ihrer Söhne auf den Forftlehrlingsfchulen monatliche Beihilfen aus den den 

egierungen zur Verfügung ftehenden Fonds bewilligt werden. 

8 12. Die Lehrlinge haben für die von ihnen im Intereſſe des Unterrichts aus: 
Dem Ürbeiten Teine Hahigung zu beanfpruchen. Sie können aber für ihre 

efchäftigung mit Kulturarbeiten — vgl. 8 7 — nad ihren Leiftungen und näherer 
Anweiſung des Direktors über die Höhe der Tage und Stücklohnſätze entjchädigt werden. 
Auch im Forſtſchutz und bei den Hauungen können die Lehrlinge nach dem Beinden des 
Direktors beichäftigt und dann ausnahmsweiſe für diefe Dienftleiftung. entjchädigt 
werden. 0 

8 13. Die Forftlehrlinge unterliegen während des Schulbefuchs, und zwar vom 
Tage der Aufnahme nn ber Berficherung gegen Unfälle im Unterrichtöbetriebe nad) 
Maßgabe des diejerhalb abgejchlofjenen Vertrages. 

Die artchadigung baragt 

für den Todesfall 1000 Mk., 

für den Invaliditätsfall 7500 Mk., 

für ben Fall vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 1,50 ME. tägliche Kurkoſten⸗ 

entihädigung vom eriten Tage an. 

Die Yahresprämie beträgt für jeden Zögling 1 ME. und ift von dieſem felbft 
aufzubringen. Die Zahlung erfolgt wie bei $ 9 in yebbiährigen Beträgen mit je 
0,50 ME. am 1. Oktober und 1. Upril an die Zahlftelle der Anftalt. 

Rabtke, Handbuch. 4. Aufl. 4 
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8 14. Die von dem eliens auf Grund vorjtehenber Beitimmungen in die Anftalt 
mitgebrachten eigenen Utenfilien find während des Schuljahres auf Staatskoften zu 
angemefjenen Pauſchalſätzen gegen Brandichaden verfichert. 

8 15. Lehrlinge, welche N für den eamigfic Preußiſchen Staatsforftdienft als 
ungeeignet erweijen, können jederzeit ohne Rüdgewähr des bereit3 gezahlten Kofts, 
Wohn: und Unterrichtsgeldes von der Schule entlafjen werden. 

Eine Entlafjung auf Antrag des Vaters oder Vormundes kann nur nach voran: 
gegangener vierwöchiger Kündigung zu Beginn eines jeden Monat? erfolgen. Bei 
nicht rechtzeitiger Kündigung iſt of Wohn: und Unterrichtögeld noch für den 
folgenden Monat unverfürzt zu entrichten. 


Anlage 2. . 
Hausordnung für die Sorſtlehrlingsſchulen. 


Bom 23. 8. 1906. 


Disziplin, Betragen in und außerhalb der Anitalt. 

8 1. Die Lehrlinge haben ih in und außerhalb der Unftalt eines ruhigen, 
anftändigen und gejitteten Betragend zu befleißigen und alles zu vermeiden, was bie 
Ehre des Berufes und der Schule ſchädigen könnte. Untereinander follen Die 
Lehrlinge gute Kameradjchaft Halten und Streitigkeiten vermeiden. Lebtere enticheidet 
erjorberlichenfale der auflichtführende Forftaufieher und in leßter Suftanz der Direktor. 
über den Beſuch von Wirtshäufern und über das Rauchen trifft der Direktor nähere 
Beitimmung. Unbedingt verboten ift der Beſuch von Birtöhäufern mit weiblicher 
Bedienung, fowie jede Art von Glüdsfpiel um Geld oder Geldeswert. 

Seinen Borgejegten und Lehrern ift der Forftlehrling Gehorfam und Achtung fchuldig. 
Forſtbeamte in Uniform hat er beim Begegnen — aud) auf Urlaub — zu grüßen, und 
zwar in Walduniform Durch Unlegen der rechten San an die Kopfbededung, im 
Arbeitsanzuge Durch ehrerbietiges Ubnehmen des Hutes und allgemein mit dem Worte 
„Weidmannsheil“. Auch untereinander haben ſich Die Lehrlinge dieſes Grußes zu bedienen. 

Das Tragen von Adlern oder anderen Abzeichen an der Kopfbededung iſt — 
auch auf Urlaub — verboten. - 

Weitere Anordnungen über das Verhalten der Lehrlinge in und außerhalb der 
Anftalt trifft der Direktor. 

Borgejehte und Lehrer. 

8 2. Die Vorgefegten der Lehrlinge find: der Direktor bzw. deſſen Stellvertreter, 
der die Aufſicht führende Forftbeamte, fämtliche an der Unjtalt wirkenden Lehrer und 
die Mitglieder des Kuratoriums. 

Lehrer der Anſtalt find: 

1. der Direktor, 

2. deſſen Vertreter, | 

8. jonfige mit dem Unterricht betraute Königliche Forftbeamte, 

4. die Lehrer, welche den Unterricht in den Elementarfächern erteilen, 

5. der die Aufficht führende Königliche Forftbeamte und die etwa für befondere 
Fächer herangezogenen Hilfskräfte. . 

Die Pflichten und Befugniffe des die Aufficht führenden Forftbeamten regelt eine 
von dem Direktor zu erlafjende Dienjtanmweifung. 


Bekleidung, Wäſche, Körperpflege und ärztliche Behandlung. 

8 3. Die notwendigen Befleidungs- und Ausrüſtungs-Gegenſtände bes Lehrling? 
find im 8 6 der Saßungen aufgeführt. Nähere Beitimmung über den Anzug trifft 
der Direktor, injonderheit auch darüber, ob und warn der Hirfchfänger anzulegen ift. 
Im allgemeinen wird derſelbe nicht getragen. 
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Die fämtlichen, den ungen gehörenden Gegenftände find mit Dem Namen der 
Beliger zu verfehen oder jo zu gie nen, daß Verwechſelungen auögefchloffen find. 
Die Bettwäſche wird alle vier Wochen, Leibwäſche und Handtud alle acht Tage 
ewechjelt. Die Reinigung der gebrauchten Wäfche ift Sache des Lehrlings. Sie 
ann von dem Hausvater gegen eine vom Direktor feitzufegende chaͤdigung über- 
nommen werden. Wenn e3 in dringenden Fällen, 3. B. zur Verhütung der Ein- 
fchleppung anftedender Krankheiten, notwendig erfcheint, jo Tann der Direktor wegen 
Reinigung der Wäſche befondere Anordnungen treffen, u. a. auch verbieten, daß Die 
Wäfche zur Reinigung nad) Haufe geiidt wird. 

Der regelmäßigen Reinigung des Körpers ift befondere Aufmerkſamkeit zu jchenten. 
Eine eingehende Kontrolle hierüber übt der Auffichtführende. 

In der Regel ift mindejtend alle acht Tage ein warmes Braufebad zu nehmen 
und nad diefem die Leibwäſche zu wechleln. Nähere Anordnungen über die Benupung 
der Badeanftalten trifft der Direltor. Wenn ein Lehrling fich krank Rip fo bat er 
dieſes ungefäumt dem Wuffichtführenden anzuzeigen. Ürztlihe Behandlung erfolgt 
fojtenfrei durch den Anftaltsarzt, deſſen Anordnungen Folge zu leiten if. Die Zu: 
ichung anderer Urzte dert, fofern fie nicht vom Anſtaltsarzt ausdrüdlich für 
nötig befunden wird, auf often des Lehrlingd. Die Koften der verordneten Heilmittel 
hat der Lehrling felbft zu tragen. Die etwa notwendige Desinfeltion von \ e 
und Sleidungsftüden 2c. erfolgt auf Staatskoſten. Sawer erkrankte Lehrlinge finden 
im Srankenzimmer Aufnahme. Die vorkommenden Serankheitsfälle und die Dauer 
derjelben hat der Direktor in das „Krankenbuch“ einzutragen. Ä 


Beköftigung, Haußpater. 
84 Die Serhitigung der Lehrlinge erfolgt durch den Hausvater. Es ift — 
eſtattet, ſich außerhalb der Anſtalt Er verpflegen. Wenn der Hauspater auch nicht 
Borgefebter der Lehrlinge ift, fo Haben fie fid) Doch nach feinen wirtichaftlichen Uns 
ordnungen zu richten. 
Die Mahlzeiten werden gemeinfchaftlich eingenommen und bejtehen in folgendem: 

1. en Frahſtüg: Milch oder Kakao ohne Zuder, Brot mit Butter oder 
Schmalz. 

2 gweited Frühftüd: Brot mit Butter oder Schmalz. Som und Feſttags 

elag von Wurft, Sped ıc. 

3. Mittagsmah! eit: Gelochtes oder gebratenes Fleifch, und zwar mindeſtens vier» 
mal in der Woche friſch, an Sonn» und Feittagen gebraten. Einmal wöchentlich 
ift Fiſch, desgleichen einmal Sped oder Wurſt an Stelle des Fleiſches geſtattet. Ge 
müſe und Kartoffeln nach Bedarf. Suppen (Erbs⸗, Bohnen-, Linfen- ze. Suppe 
dürfen nicht Öfter als zweimal wöchentlich verabreicht werden. Un Sonn= u 
Selttagen wird ein Teller Brüb-Suppe und ein einfaches Kompott verabreicht. 

4. Beiper: wie ad. 

5. Ubendmahlzeit: Mehl, Mil, Grieß-, Obftfuppe, eventuell faure Mil 
oder Bierkaltichale im Sommer (zweimal wöchentlid)) oder Kartoffeln (gebraten oder 
in der Schale gekocht) mit Hering, Sped und Ywiebeln ꝛc. Brot nad) Bedarf, 
Sonntags Brot mit Butter, dazu entweder Belag von Wurft zc. oder pro Kopf zivei 
frische Eier und ein Glas Milch. 

Pro Kopf und Tag ift ducchfchnittlich zu liefern: 

11/7, Bund Roggenbrot, an Sonn und Feittagen außerdem pro Kopf für 
5 Pfennig Semmel, 

08 Liter Milch oder Kakao, 


—* (im Winter zur Hälfte) \ zufamnmen !/, Pfund. 
Fleiſch: 


Ninds, Hammel» oder Kalbfleiſch.. 160 g 

Schweinefleflhb. - - - - -» . . 120 g { Gewicht des rohen Fleifches. 
Biden - » » > "2 nn. 210g . 
Sped oder Wurft -. . . ...120g 


4* 


⸗⸗ 
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Die Mittagsmahlzeit wird abends geliefert, wenn Die Lehrlinge verhindert find, 
mittag nad Haufe zu kommen. Sie erhalten an biefen Tagen ftatt des Wbend- 
effens außer Brot nach Bedarf die doppelte Bortion Butter oder Schmalz und 
120 g Sped oder Wurſt nad) näherer Anmweifung des Direktors. 

AS Feittag im Sinne dieſes Paragraphen gilt auch der Geburtötag Geiner 
Majeftät des Königs. 

Die Aufftelung von Wochen-Speifezetteln Tanıı vom Direktor angeordnet werden. 
Diefelben, fowie etwaige Ubänderungen unterliegen der Benchmigung des Direltors. 
Den gemeinfchaftlichen Mahlzeiten wohnt der auffichtführende Sof eamte bei, der 
die Güte und vorichriftsmäßige Menge der Speifen Eontrolliert, Die Lehrlinge bei 
den Mahlzeiten ü eh, etivaige DBejchwerden entgegennimmt und fofort prüft. 
Die Selgmerben und ittelungen trägt der Wuffichtführende in ein Buch ein, 
welche dem Direktor noch an demfelben Tage zur Entjcheidung und weiteren 
Veranlafjung vorgelegt wird. Erkrankt ein Lehrling, fo hat der Hausvater die vom 
Arzt vorgejchriebene Krankenkoſt ohne bejondere Vergütung zu liefern. Etwaige 
befondere rft gngemitel (Wein uſw.) muͤſſen jedoch vergütet werden. 

Bor dem Mittageſſen hat der Auffichtführende ein furzes Gebet zu fprechen. 


Inventar. 
8 5. Jeder Lehrling erhält zu feinem Gebrauch: 

1. eine —ã— Deatrape un Keilliſſen, q 
2. ae Stühle, von denen der eine im Eß⸗-, der andere im QTageszimmer bemubt 

wird, . 
3. einen verjchließbaren Schranf mit Fachabteilungen und Kleiderriegeln zum 
Unterbringen der $leider, der Wäfche, der furzen Wichzitiefel, Putzzeug uſw., 
4. —F — — Lade im Tiſche des Tageszimmers zur Unterbringung der 
ücher, Hefte uſw., 
5. einen eigenen oder einen Anteil an einem gemeinſchaftlichen Gewehrſtänder und 
Reden zur Unterbringung der Waffen, Sagdtafchen und Hörner. 
Die Betten find, wenn möglich, mit dem Sopfende gegen das Fenſter zu ftellen. 
Iſt vielen nicht angängig, fo je ein Dunkler Vorhang vor dem Fenfter anzubringen. 

Sämtliche Inventarienſtücke find numeriert. Die verjchließbaren ältniffe 
müſſen ſtets verſchloſſen fein, fobald fich der Lehrling davon entfernt. Bei längerer 
Ubwefenheit find die Schlüffel mitzunehmen. 
Somohl die vorftehend aufgeführten, zum Ipegielien Gebrauch jedes Einzelnen, 
als auch die übrigen zur gemeinfamen Benugung bejtimmten Inventarienſtücke find 
nıit größter Segratt vor außergewöhnlicher Abnußung und Befchädigung zu bewahren. 
Inſonderheit find die Kloſetts ſtets fauber zu Halten und ebenjo wie die Ausgußbeden 
an den Wafferleitungen nur fo zu benuben, daß Verftopfungen der Abflußröhren 
vermieden werden. 

über die Benubung der Bücherei hat der Direktor befondere Beftinnnungen zu treffen. 

Die fahrläffig oder abjichtlich zerftörten oder bejchädigten Inventarienſtücke Hat 
der Lehrling, abgejehen von der ihn etwa treffenden Disziplinarftrafe, auf feine 
Koften erneuern, bzw. wieder Heritellen zu laſſen. Dies gilt auch von Den bem 
Haußvater gehörigen Wirtſchaftsgeräten. 

6. Beim Ausbruch eines Brandes in der Anſtalt hat jeder Zögling genau 

nach der ihm erteilten Inſtruktion zu Handeln, unbekümmert um die Rettung feiner 
eigenen Sachen. Dieſe find auf Staatskoſten gegen Brandfchaden verfichert. 


Aufbewahrung der Saden. Ä | 
87. Sr den Zimmern und in den Schränfen und Schubladen haben die Lehrlinge 
auf Sauberkeit und Ordnung zu halten. Die Sachen find nach dem Gebraud) ftet3 
an den für fie beftimmten Ort zu bringen und dürfen nicht in den Zimmern umberliegen. 
Shießgewehre und Munition, welche die Lehrlinge mitbringen, find fauber 
gereinigt und geölt an den auffichtführenden Sorftauffeher abzugeben, welcher. fie an 
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ben dazu beftimmten Orten umter Verſchluß aufbewahrt und nur zum jebeömaligen 
Gebrauch nad) Unweifung des Direktor herausgibt. Wußer zum Zweck der 
Reinigung darf Fein Gewehr mit in das Zimmer genommen werden. Kein Gewehr 
darf innerhalb der Unftalt geladen fein. Die Verantwortung hierfür trägt 
der Auffichtführende, welcher I vor der Ubgabe der Öewehre ge überzeugen bat, 
daß fie entladen find. Das Entladen bat ftet3 außerhalb der Anftalt zu erfolgen. 
Zuwiderhandlungen haben bie OntgieQung der Erlaubnis zum Tragen des Gewehrs 
zur Folge, fofern nicht eine härtere Strafe am Platze ift. | 
m Schrante werden unten die Furzen Wichsitiefel, Schuhe uſw. darüber die 
Kleidungsftüge, in den Fächern die Wäfche aufbewahrt. Schmierftiefel und -ſchuhe 
dürfen in den Schränken nicht untergebracht, fondern müſſen nad) jedesmaliger 
Reinigung an dem dafür beitimmtern Orte aufbewahrt werden. 
er, Schriftftüde, Papiere und Schreibmaterial werden in den verfchließbaren 
Schubladen der Lehr: und Tagesräume untergebradit. 
Das Trodnen naſſer Kleidungsftüde in den Wohn- und Schlafräumen ijt, wenn 
hierzu ein anderer Raum zur Verfügung fteht, verboten. 


Beiteinteilung - 

8 8. Die Lehrlinge müfjen im Sommerhalbjahr um 5 Uhr, im Winterhalbjahr 
um 6 Uhr morgend aufitehen und in °/, Stunden mit der Förperlichen Reinigung und 
dem Ordnen ihres Unzuges und Bettes fertig fein. 

Die Reinigung der Schlaf: und Waſchräume und, Soweit deren Säuberung nicht dem 
ausvater übertragen Fi auch der Wohnräume, geſchieht nach bejonderer Unordnung Des 
treftor Durch die Lehrlinge, welche abwechfelnd einzeln oder zu mehreren den Tages» 

dienft haben. Die Tagesdienfthabenden find dafür verantwortlich. Sie haben namentlich 
auch für gehörige Lüftung der Räume und in der kalten Jahreszeit, wenn dev Direltor 
e3 anordnet, auch für Herbeifchaffen der Brennmaterialien und Heizung zu forgen. 

Die zum SHeranjchaffen des Brennmateriald® und zur Reinigung Der obigen 
Räume erforderlichen Geräte werden vom Hausvater geliefert. | 

Die agesbienjtnabenben werden nach einer beſtimmten Reihenfolge vom Wurf: 
fichtführenden von Woche zu Woche ernannt und verrichten ihren Dienft nad) einer 
bejonderen, vom Direktor zu erlaffenden Inſtruktion. Ihre Namen werden vom 
Auffichtführenden auf einer Zafel im Flur angejchrieben. Un derjelben Tafel werden 
auch jonjtige Verfügungen des Direktors, injonderheit der Tagesdienſt und Der 
Stundenplan, öffentlich befannt gegeben. Für richtigen Empfang jener Boftfendungen 
hat jeder Zögling ſelbſt zu jorgen. 

Von 5°), bi8 6 Uhr bzw. von 6°/, bis 7 Uhr wird das Frühftüd im Eßzimmer 
eingenommen. 

An Sonn- und Feittagen befuchen die Lehrlinge die Kirche, foweit fie nicht vum 
Direktor davon entbunden find. An diefen Tagen richtet fich dag zweite Frühftüd nad) 
der Sicchzeit. Das Mittageffen wird um 12 Uhr, das Veſper um 4 Uhr, das Abend- 
brot um 7 Uhr eingenommen. Anderungen dirg den Direktor bleiben vorbehalten. 

An allen übrigen Tagen richtet fich Die Zeit der ahlaeiten nad) dem Lehrplan oder der 
fonftigen jedesmaligen Beichäftigung, worüber der Direktor die weiteren Anordnungen trifft. 

- Um 9 Uhr abends haben fich die Lehrlinge zu Bett zu begeben. Zum Wufitehen 
und Schlafengehen, fowie zu fämtlichen Mahlzeiten wird von einem der Tage» 
dienfthabenden das Hornfignal gegeben. 

Nach 9 Uhr abends darf ſich niemand mehr aus der Anſtalt entfernen, auch 
werden alsdann die Lampen ih den Arbeits» und Schlafzimmern geldfcht. Auf eigene 
Koften Licht Ei brennen, ift den Lehrlingen nicht geſtattet. Das Rauchen im Bett 
a hiras de hat fich zu üb daß nad 9 Uhr alle Lehrli 

er Yu rende hat fich zu überzeugen, daß nad) r alle Lehrlinge zu 
Bett gegangen find. Die etwa nod) außerha der Beier angetroffenen hat er dem 
Direktor zu melden. . 

Er hat die Lehrlinge ftetS und in jeder Beziehung zu überwachen und trägt dem 

Diretor gegenüber die Verantwortung für ftrenge Befolgung der erlafjenen Vorjchriften. 
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Anderungen der vorſtehenden Tageseinteilung unterliegen der Genehmigung des 
Direktors. Inſonderheit kann derſelbe für die —5* — Sommermonate die Zeit des 
Schlafengehens bis 10 Uhr abends und an Sonn⸗ und Feſttagen das Aufſtehen um 
eine Stunde hinausfchieben. 


Buchführung. Perfönlide Einnahmen und Ausgaben. 

8 9. Über ihre Einnahmen und Ausgaben haben die Söglinge Buch zu führen 
und find verpflichtet, dem Direktor auf Eriordern jederzeit ihren Kafjenbeitand nach⸗ 
gutveif en. gen und Einkäufe find fpäteftens bis zum Schluß des Schuljahres 

ar zu bezahlen. . 

Screibmaterialien, Bücher und fonftige Lehrmittel, zu deren Anfchaffung die 
Lehrlinge verpflichtet find, ſowie Pubzeug, Wichfe, Stiefelf&miere ufw. werden in der 
Regel durch den Auffichtführenden gemeinjam nad) auboriger Unmeldun — und 
die Koſten anteilig von den Empfängern eingezogen. Bei größeren —* ionen in 
benachbarte Reviere oder dergleichen haben die Lehrlinge die ihnen erwachſenden 
Unkoſten ſelbſt zu beſtreiten. 

Urlaub. 

8 10. Wenn Lehrlinge auf Urlaub zu gehen wünſchen (vgl. 8 7 der Satzungen), 
To haben je diefen techtzeitig bei dem Direktor nachzuſuchen. 

Bei der Rückkehr vom Urlaub haben ſich Die ehrlinge bei dem Direktor und 
bei dem Auflichtführenden zurüdzumelden. Bei leterem 20 en fie fich auch vor dem 
Antritte des Urlaub3 abzumelden. Von jedem Urlaub Haben die Lehrlinge auch dem 
Hausvater rechtzeitig vorher Mitteilung zu machen. 


Strafen. 

8 11. Buwiderhandlungen gegen die Hausordnung, unpafjendes Benehmen gegen 
den Hausvater, Ungehorfam gegen die Vorgefehten, Faulheit, Nachläſſigkeit oder ſonſtige 
Verſchuldungen werden, wenn Ermahnungen fruchtlos bleiben, mit Disziplinarftrafen 
beftraft. Als folche kommen in Betracht: 

1. Tadel vor den verfammelten LZehrlingen, 

2. Stubenarreft bi zu drei Tagen, 

3. Einzelarreft von 1 bis 6 Stunden, 

4. Entziehung der Erlaubnis zum Tragen des Gemwehrs, 

5. Ausſchluß aus der Unftalt und damit aus der Forftlehre. 

Die Strafen ad 1 bis 4 Tann der Direktor felbjtändig verhängen. Über den 
Ausſchluß aus der Schule und damit aus der Forſtlehre entjcheidet der Oberforftmeifter; 
von den nach Nr. 2, 3 und 5 verhängten Strafen wird der Vater bzw. Vormund 
des Lehrlings fofort verftändigt. 


Anlage 2a. 
Lehrplan für die Sorſtlehrlingsſchulen. 


Erlaß M. 2. v. 24. 8. 07, TII 7052, an bie Königl. Regierungen zu Bromberg, 
Frankfurt a. D., Caſſel und Wiesbaden. 


Der Königlichen Regierung überſende ich beifolgend zwei Exemplare des nad 
den bisherigen Erfahrungen umgearbeiteten allgemeinen Lehrplanes für die Forft- 
lehrlingsſchulen als Richtſchnur für die fernere Geftaltung des Unterrichtß. 

Den Vorſitzenden des Prüfungsausfchuffes für Die Jägerprüfung habe ich gleichfalls 
ſechs Exemplare des Lehrplanes als allgemeinen Unhalt für die in der Jägerprüfung 
zu ftellenden Unforderungen überfandt. 

Bei den mannigfachen Vereinfachungen des Lehrplanes wird es gelingen, auch 
für Die praftifche Betätigung der Lehrlinge, auf deren hohe Bedeutung ich wiederholt 
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ne Beit in ausreichenden Maße zu gewinnen. Bon den wirtichaftlichen Neben- 
üchern ftehen für Obfts und Gartenbau, Landwirtfchaft und Fiſcherei bei allen 
Schulen praftifche Urbeitöfelder zur Verfügung. Nicht ift dieſes jedoch bezüglich der 
Bienenwirtichaft der Fall, deren Hohe Bedeutung gerade für die Kleinwirtfchaft des 
Förſters nicht verfannt werden darf. Der Königlichen Regierung empfehle ich 
dringend, ſich die Förderung u Wirtichaftszweiges gerade an der Forftlehrlings- 
ſchule nach Kräften angelegen fein zu laſſen, um den Böglingen wenigftens einiges 
Berftändnis und Anregungen für ihr fpäteres Leben zu geben. Es wird, wo noch 
feine Anſchauungsobjekte vorhanden find, in Srage fommen, einen oder den anderen 
Nevierbeamten oder auch den Elementarlehrer für die Anlage eines Bienenftandes und 
übernahme des UnterrichtS zu intereffieren. Sehr fürderlich würde zu diefem Zweck 
die Teilnahme des Betreffenden an einen bienenwirtjchaftlichen Lehrkurſus fein. Ich 
bin bereit, hierzu aus Staatsmitteln eine angemefjene Unterftüßung zu gewähren und 
fehe bezüglichen Unträgen bis fpäteftend zum 1. April 1908 entgegen. Der Königliche 
Förſter Bohm zu Finkenkrug (Oberföriterei Fe ält jährlich mit meiner Ge⸗ 
nehmigung bienenwirtfchaftliche Lehrkurſe ab. Auch empfehle id, fich wegen — 
ſolcher Kurſe an den bekannten Bienenzüchter, Pfarrer Gerſtung zu Oßmannſtedt in 
Thüringen, zu wenden. Sollte eine weitere Fortbildung der ehrer in der Fiſcherei 
erwünſcht ſein, ſo bertoeile 2 auf die alljährlich in Eberswalde, in der Negel im 
Monat Auguft, ftattfindenden — 

Endlich verdienen auch die Vogelſchutzbeſtrebungen die beſondere Aufmerkſamkeit 
der Forſtlehrlingsſchulen. Ich nehme in dieſer ginfich auf die der Königlichen Re— 
gierung mitteld meiner Verfügungen vom 8. März und 17. November 1904 — 

Bb. 1963, II 2331, III 3146 bzw. I Bb. 9292, IIT 14719 — mitgeteilten Schriften 
(„Anleitung zur Ausübung des Schußes der heimischen Vogelwelt“ und „Der gefamte 
Vogelſchutz“ von H. Schr. von Berlepfch) Bezug und empfehle dringend, das Un- 
bringen von Niftläften und Zuttereinrichtungen in der Umgebung der Foritlehrlings- 
ſchulen ins Auge zu faſſen, wo dieſes nicht bereit gefchehen fein ſollte. Die Mittel 
werden auf Antrag von mir zur Verfügung geftellt werden. Die Uufitellung und 
Bedienung der Geräte würde durch die Lehrlinge zu erfongen —* Wo ſich in der 
Umgebung der Schule die Gelegenheit gur Anlage von Vogelſchutzgehölzen nad) von 
Berlepſch'ſcher Methode bietet, find ſolche durch die Lehrlinge — und zu unter⸗ 
halten. Einige weitere Druckſchriften über den Schutz der heimiſchen Vogelwelt 
werden der Königlichen Regierung demnächſt noch gugehen. 

Was den Unterricht im allgemeinen, beſonders in den forftlichen Fächern, 
anbelangt, fo müſſen die Lehrer es fich immer von neuem zur Pflicht machen, denjelben 
lediglich auf die Ziele und Bedürfniffe der Schule auzufchneiden und ihn möglichit 
[Hulm äßig zu geftalten. Dazu gehört, daß willenfchaftliche Streitfragen, welche 

em Berftändnis der Lehrlinge fern liegen, unberührt bleiben, daß den Zög— 
lingen vielmehr nur das eingeprägt wird, was in Theorie und Praxis gewiſſer⸗ 
mayen als Dogma gilt. Auch ift ein Hauptgewicht darauf zu legen, daß 
neben dem freien Bortrag mindeftend die gleiche Zeit auch auf ragen und 
Antworten gelegt wird. Die Königliche Regierung beauftrage ich, den Unterricht 
nach dieſen Gefchtöpunften fontrollieren zu taffen. 


Ichrplan. 


I. Elementarfächer. 
1. Deutſch. 

Der Lehrling ift dahin zu bringen, daß er am Ende des Schuljahres vollitändig 
fließend lefen, gut und * raphiſch richtig (d. h. nach den amtlichen Regeln für 
die deutjche Rechtichreibung) ſchreiben und interpunktieren und feine Gedanken über 
ein gegebenes einfaches Thema logiſch richtig und Far, in verftändlicher, fließender 
Screibweije zu Papier bringen Tann. 
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Dem Unterricht iſt das Leſebuch zugrunde zu legen. Die Auswahl der Lefejtäde 
bleibt ‘dem Lehrer überlafien. Un der Hand der Leſeſtücke ift Wort- und Satzbildung 
und alles Grammatifalifche zu üben. Ein foftematijcher Unterricht in der Grammatik 
wird nicht erteilt. 

Ferner ift an den Lefeftüden die Einteilung eines gegebenen Themas 
(Dispofition) zu üben, und zwar in der Stunde und auch als Häusliche fchriftliche 
Arbeit. ft Hierin einige Fertigkeit vorhanden, fo find tunlichft in Anknüpfung an 
die Leſeſtücke fchriftliche Arbeiten (Uuffäge) zu fertigen. Hauptfächlich find jotoe 
Themata zu bearbeiten, die im Anſchauungskreiſe des LVehrlings liegen. Etwa alle 
Drei oe ift ein Aufſatz zu fertigen. 

Die Rechtichreibung und Zeichenjegung ift außer beim Lejeunterricht Durch Häufige 
Diktate zu üben (tunlichjt wöchentlih ein Diktat). Un Stelle eine Aufſatzes Tann 
auch die AUbfaffung eines Gejuches oder eines Berichtes (3. B. über einen Waldbrand, 
Forſtdiebſtahl ufw.) treten. 


2. Rechnen und Raumlehre. 

a) Das Maß», Gewicht: und Münz:-Spyitem. 

Im Anſchluß an die vier Grundrechnungsarten mit ganzen Zahlen, Dezimalzahlen 
und gemeinen Brüchen: Berechnung von Tagelöhnen bei Kulturarbeiten, Hauerlöhnen; 
Verwandlung von Raummetern in yeitmeter, von Hektolitern in Kilogramm zc., 
Berechnung der Samenmenge für eine beftimmte Fläche, der Koften für Anlage eines 
Saatlampes und dergleichen. 

n Einfahe und zufammengefegte Negeldetri in ihrer Anwendung auf 
praktiſche forjtliche Uufgaben. 

o) Die einfache Zinsrechnung und die Prozentrehnung mit Anwendung 
auf die forftliche Praxis. 

d) Die Broportion, Begriff und Anwendung, Geſellſchafts⸗ und Teilungsrechnung 
mit Unwendung auf bie prhige Praxis; 3. B. Verteilung des Lohnes an verjchtedene 
Arbeiter mit ungleichen Leiſtungen. 

e) Die Slägenberehnung neift Borbegriffen aus der allgemeinen Geometrie 
am ie Fläche, Körper, Winkel, Kreis ujw.). Eingehende Behandlung der 
Prlanzverbände. 

f) Die Körperberedhnung in angewandten praftifchen Aufgaben, Berechnung von 
Baumftämmen, Ballen, Sofgttöhen, Torf: und Kiesgruben, Grabenauswürfen, 
Wegeaufjchüttungen. 

3. Naturkunde. 

Einteilung der Naturförper und des Naturreiches. 

a) Zoologie: Ullgemeine Einteilung des Tierreichd. Das wichtigfte über bie 
Organe des Tierkörperd, über die Entwidelung der Tiere und ihre Beziehungen zur 
Umgebung (Schäblichkeit, Nützlichkeit). Spezielle Berüdfichtigung erfahren nur die 
für Forſtwirtſchaft, Jagd umd Fijcherei, Obft- und Bienenwiriſchaft wichtigen Tiere 
(ohne Kenntnis der lateinifchen Namen). 

Säugetiere: Fledermäuſe, Injektenfreffer, Nagetiere, Raubtiere, Paarzeher. 

‚ Vögel: Die jagdlich wichtigen Raubvdgel und Eulen, die Klettervögel, raben⸗ 
artige Vögel, Singoögel (Drofjeln, Meifen, Finken), Tauben, Wald- und Feldhühner, 
Schnepfen, Störche, Waſſervögel. Tunlichſt Übung im Beftimmen von Eiern. . 

Stiche: Forelle, Karpfen, Schleie, Hecht, Aal. 

Inſekten: Wllgemeines, Cinteilung, Kenntnis der forftlih wichtigften 
yulekien und ihrer Lebensweiſe. Unlegung von Inſektenſammlungen. Fleißige 

ung im Beftimmen im Haufe und draußen. 

b) Botanik: Kenntnis der Gliederung des Pflanzenkörpers in ihren Haupt 
en ber wichtigften Organe der Pflanze und ihrer hauptfächlichften Lebensvorgänge 
Entjtehung, Ernährung, Wachstum). Belanntichaft mit den Hauptgruppen des 
natürlichen Syſtems, fowie der Ben der Waldbäume und fträucher, der 
wichtigiten Forftunfräuter und der fonftigen charakteriftifchen Standortöflora zu den 
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natürlichen Familien des Pflangenreichd. Die Beherrſchung des einen oder anderen 
Syſtems nu hier, ebenfo wie in der Boologie, nicht erforderlih. Der Lehrling fol 
aber die ihn im Wald und Feld umgebende Flora einjchließlich der wichtigsten Gräfer 
und Bilge (giftige und eßbare) möglichit genau Tennen und mit ihren beutfchen 
Namen bezeichnen lernen, wozu hauptfählih im Sommer die botanifchen Exkurſionen 
zu benußen find. Der Beichreibung unferer Waldbäume ift befondere Sorgfalt 
zuzuwenden. 

) Ausgewählte, dem Auffafjungsvermögen der Zöglinge angepaßte Kapitel 
aus der Phyſik, insbefondere aus der Lehre von den allgemeinen Eigenfchaften 
der Körper aus der Mechanik und der Lehre von Wärme, Schall und Licht. 

Der Unterricht fol an allgemein bekannte —— nr ee und Erfahrungen 
des täglichen Lebens anknüpfen und ſich hauptſächlich auf einfache Verſuche und 
Demonttrationen unter Zuhilfenahme von WUpparaten und Werkzeugen ufw. bes 
täglichen Lebens ftüßen. 

um Gegenftand der Prüfung ift er nicht zu machen. 


4. Zeichnen. 
Beichnen der wichtigiten geometrifhen Figuren unter Buhilfenahme von 
Cineal und Birkel. Ant der Handzeichn 
nleitung zur Anfertigung einfacher Handzeichnungen und Terrainſtizzen unter 
" Anwendung ber gebräuchlichften Kartenfignaturen. Befähigte Schüler können im 
Planzeichnen weiter gefördert werben. 


II. Forſtliche und jagdliche Fächer. 
1. Standortslehre. 


.a) Lehre vom Boden: Kurze, dem Verſtändnis ber Schüler angepaßte Dar- 
tellung der Entftehung und Bufammenfegung des Bodens, der wichtigften 
rten des Grundgefteins, der Berwitterung und der bieraus bhervorgehenden 
Bodenarten. Humus, Rohhumus, DOrtftein, NRafeneifenftein, Torf: und Moorboden. 
Eigenfchaften des Bodens in phyfifalifcher und chemiſcher Hinficht. Bekanntſchaft mit 
den wichtigften Standortsgewächlen und praftifche Übungen im Unfprechen verjchiedener 
Bodenarten und Bodengüten. 
b) Lehre vom Klima: Definition und Wichtigftes über atmofphärifche Luft, 
Zuftwärme (Froft, Dürre, Uuffrieren ufw.), Luftfeuchtigkeit (Regen, Nebel, Tau, Reif, 
Schnee), Kuftdrud, Luftbewegung, Wetter und Klima. 


2. Waldbau. 


Einleitung: Berhalten der Waldbäume zum Standort, fowie gegen Licht und 
Wärme. Waldbauliche Grundbegriffe, Die Betriebsarten. 

Ratürliche Verjüngung der Beftände, Schlagitellung, Stockausſchlag ufw. 

Künftlihe Berjüngung dur Saat, Kenntnis der Sämereien, Keimproben, 
—— des Samens, Bodenvorbereitung und Ausſaat. Schuß der Saͤaten. 
Künſtliche Verjüngung durch Pflanzung: Kampbetrieb, Freipflanzung, Verband, 
verſchiedene Pflanzmethoden unter Beſchraͤnkung auf Diejenigen wichtigſten Methoden 
und Geräte, weile im praltifchen Betriebe tatfächlich angewandt werden und fich 


bewährt aben. 
eondere Kulturen, 3. B. auf Ortftein oder Flugſand (nicht Dünenkultur), 
können kurz erörtert werden. 
gefanbespflege: Läuterungen und Durchforftungen. Wftungen. 
Bodenpflege: Erhaltung des Humus, Schugmäntel, Streuabgabe, Waldweibde, 

umpfung, Entwäfjerungen. ° 

Gemiſchte Beftände. 

Waldbaulide Behandlung der wictigiten Holzarten. Der mündliche 
eo Ynterricht im Bimmer ijt durch kurze fchriftliche Uusarbeitungen über einfache wald» 
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bauliche Themata, Löfung von Kulturaufgaben, fowie bejonder8 durch praftifche Un- 
Shauung und Übungen im Freien zu ergänzen. 


3. Forſtſchutz. 

Allgemeines und Definition. 

Er: gegen die anorganifche Natur (Sturm, Froſt, Schneebrudd, Dürre, Feuer). 

Schuß gegen die organifche Natur: Forftunfräuter, die wichtigften durch Pilze 
hervor ee m een der Waldbäume. Beichädigungen durch Tiere (Säuge: 
tiere, Vögel, Inſekten). 

Es find nur die wichtigften Schädlinge (bei den Inſekten befonder8 Maifäfer, 
Baſt⸗ Borken» und Ruſſeuufer Kiefern⸗Spanner, «Spinner, Eule, Nonne, Blattweſpe), 
diefe aber genau in bezug auf Lebensweiſe, Schaden und die in der Praris ange 
wandten und bewährten Ubmwehrmittel zu behandeln. Der Unterricht im Bimmer it 
durch Exkurſionen, fleißige Anleitung zu Beobachtungen im Freien, Sammeln un 
Beftimmen von Fraßbeichädigungen uf. aller Urt zu ergänzen. Dabei kann natürlich) 
auch weniger Wichtige befprochen werden, ohne daß es zum Gegenitand fyftematifchen 
Unterrichtd und der Prüfung gemacht zu werden braudt. Schuß gegen Eingriffe 
des Menſchen. 

4. Forſtbenutzung. 

Erflärung und Einleitung, die technifchen Eigenfchaften der Hölzer, ihre Fehler 
und ihre Verwendung zu den einzelnen Zwecken, Inäbefondere Hochbau, Waffer- und 
Brüdenbau, Grubenbau, Tifchlerei, Stellmacherei, Böttcherei, find kurz und unter 
Beichränfung auf das Notwendigfte zu behandelt. Das Hauptgewicht iß auf die 
Holzfällung, Sortierung, Aufmeſſung und Aufarbeitung uſw., ſowie auf die Holzhauer⸗ 

eraͤte zu legen. Holztransport, das Wichtigſte über Bau und Inſtandhaltung der 

aldwege, Lehm und Kiesbahnen, Knüppel⸗- und Faſchinendaͤmme ujw., Neben⸗ 
nutzungen (vor allem Weide, Gras, Streu und Torf) und forſtliche Nebengewerbe, ſoweit 
fie von Bedeutung find, 3. B. Gewinnung der Holzjämereien Air den eigenen Bedarf. 


5. Forſtverwaltungs- und Gefehestunde. 


Einleitung: Hberblid über die Organifation der Forftverwaltung, haupfſächlich 
Kenntnis der Förjterdienftinitruktion und der Grundzüge der Beſtimmungen über 
Ausbildung und Prüfung. Die wichtigiten Beftimmungen aus dem Forſtdiebſtahls⸗ 
gejeß, Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz, Hausfuchung, Beichlagnahme, Pfändung, Waffen 
gebrauchsgeſetz, Jagd» und Fiſchereipolizei, Jagdſchongeſetz, ſowie aus ber Unfalls, 
Kranken», Alters⸗ und Snvalibitätsverfiherung und der Haftpflicht-Gefeggebung. 


6. Forſtvermeſſung und Forfteinrichtung. 


Praktiſche Übungen in der ganbhabung der für den Förfter wichtigfien Inſtrumente: 
Meßlette, Winkelſpiegel oder Winkeikreuz, ſowie eines einfachen Nivellierinſtrumentes 
Kreuzviſier, Roſeſcher Gefällmeſſer). Abſtecken und Aufmeſſen gerader Linien, auch 
in unüberſichtlichem Terrain, Aufnahme einer kleinen einfachen Fläche, z. B. Dienſt⸗ 
landsparzelle, Schlagfläche, Kultur uſw. mittels Standlinie und rechtwinkeliger Abſchläge, 
Berechnung derſeiben und Anfertigung einer einfachen Vantgeihnung. Abſtecken eines 
Grabens oder Weges mit einfachen Gefällverhältniffen. Begabtere Schüler Tünnen 
auch im Gebrauch der Bufjole, fowie in der Unfertigung und Darftellung eines 
Nivellement3 unterrichtet werden. 

In der Forfteinrihtung: Kurze Einleitung in die Grundbegriffe. 
Begrenzung und Einteilung ber Forſten, Generalvermeifungstabelle, die Forſtkarten. 
Maſſenermittelung (einfchlieglich Kenntnis der gebräuchlichften Inſtrumente für Höhen- 
und Stärfemefjung, In aitabere ung am liegenden und ftehenden Stamm, Übung 
Im —T von Stamm⸗ und Beſtandesmaſſen), Umtrieb, Haubarkeitsalter, Alters⸗ 

e, Periode. 
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7. Jagd. 

Die jagdbaren Tiere, ihre Lebensweife und Entwidelung, Geweihbilbung und 
Bahnwechjel bei Rot» und Rehwild. Sr ge, Fütterungen, Wildgatter uſw. 

Begriff Des —5 Die ifömittel zum Sagen (Tiere, SXagdgewehre, 
Munition, Verhalten beim Schießen, Fangapparate, Fangmethoden, Dohnenftieg, Jagd- 
hütten). Die agbmethoden im allgemeinen und nad) den verjchiedenen Wildarten, 
Kenntnis der Wildfährten, Loſungen ufw., Aufbrechen, Behandlung des erlegten Wildes 
und Verwertung. eidmanndiprache. 


II. Wiriſchaftliche Nebenfücher. 


1. Fifcheret. 
Die wichtigiten Teich, Bach» und Binnenfeefifche Nordd lands, ihre Natur- 
gefhichte und wirtfchaftliche Bedeutung. rutſch ’ 
nlage von Karpfen» und Forellenteichen. Beſetzen der Teiche, Beichaffung, 
Dumtität und Qualität des Befahmateriald, Tünftliche Ernährung der Filche, —* 
aufficht, Abfiſchen, Uberwintern, Verkauf, Transport, Rentabilität. anggeräte, Feinde. 


2. Obſtbaumzucht. 
Anlage und Pflege des Obſtgariens mit praktiſchen ungen en im Veredeln, Kenntnis 
der wichtigften Sorten, Feinde und Abwehrmittel, Behandlung und Konferbierung 


des Obſtes. 
3. Bienenwirtfdaft. 


Die Lebensweife und Behandlung der Biene, Krankheiten, die verfchiedenen Arten 
der Honiggewinnung nebft Gerätjchaften. 


4. Landwirtſchaft. 
Die Grundzüge, insbefondere des Taler Künftliche Düngung. Behandlung 
der haufighen iehkrankheiten Semüfesus zucht im Hausgarten. 

Soweit für die wirtichaftlichen Nebenfächer geeignete Lehrkräfte und Anſchauungs⸗ 
objefte zur Verfügung jtehen, ift ein kurzer, nur das Wichtigfte hervorhebender 
theoretifcher Unterricht zu erteilen. Das Hauptgewicht ift Da zu aut praktiſche Übungen, 
Anregung " Anſchauung im Freien zu legen, wozu jede ſich bietende Gelegenheit 
u benußen t 
u Sum Gegenjtand der Prüfung find die wirtjchaftlichen Nebenfächer nur infoweit 

u machen, als nad den Örtlichen Berhältniffen der Schule eine Unterweifung tn ihnen 
at ftattfinden Tönnen. 


Anlage 3. 
Dorjäriften für die Jägerprüfung. 


om 19. 5. 1906. 


(8 9—11 ber Beitimmungen über Vorbereitung und Ainftellung im Königliden Forft- 
ſchutzdienſt vom 1. Oftober 1905.) 


Bufammenfegung des Prüfungs-Ausſchuſſes. 

8 1. Die Mitglieder des für jede Forſtlehrlingsſchule zu beftellenden Prüfungs» 
use werden vom Öberlandforjtmeijter in Der Regel auf je Drei Jahre ernannt. 

Der Ausſchuß befteht Der Regel nad) 

1. au3 einem Öberforftmeifter als Borfigenden, 

2. aus einem Regierung» und Forftrat, welcher zugleich) Stellvertreter des 

Borfigenden ift, 
3. aus vier Korftmeiftern bzw. Oberförftern. 
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Die Mitglieder des Prüfungs-Ausfchuffes erhalten für die zum Zwecke der 
Prüfung auszuführenden Reifen und die Tage der bivejenheit von ihrem Wohnorte 
die gefeßlichen Tagegelder und Reiſekoſten auf ihre darüber dem Miniſter für Land» 
Halt, Domänen und Forften einzureichenden Berechnungen. 


Borfigender. | 

8 2. Der Vorfigende bat den Beginn der Prüfung nach der Darüber vom Ober» 
Lan foritmeifter alljährlich zu treffenden Anordnung anzuberaumen, den Gang ber 
Prüfung und die Beiteinteilung, fowie die zur Prüfung im Walde zu wählenden Forjten 
u beftimmen, den Fortgang der Prüfung zu leiten und für genaue Beachtung diefer 
Brüfungsvorichriften u forgen. Es bleibt ihm überlaffen, ob und wie weit er felbit 
prüfen will, und im übrigen zu beftimmen, für welche Gegenftände jedes Mitglied des 
Prüfungs-Ausfchuffes die Prüfung zu übernehmen hat. 


Ä Zwed der Brüfung. 
8 3. Durch die Jägerprüfung foll erforfcht werden, welche allgemeine Bildung der 


huge uf in bet ung auf Leſen, Schreiben, Nechnen, Naturkunde und Abfaſſung 
1 


wir 


furzer Aufſätze befigt, welchen Grad von Borbildung in Beziehung auf Waldbau, 
Forſtvermeſſung und Einrichtung, Forſtbenutzung, Forſtſchutz, Jagd, Fifcherei, Obſt⸗ 
bau ufw., und welches Maß von SKenntniffen in Beziehung auf die Yorftdiebftahls:, 
Forſtpolizei⸗ und Jagdgeſetzgebung fowie auf die Borichriften ber Förſterdienſt⸗ 
inftruftion er fich erworben Hat. Es ift ein foldhes Maß von Kenntniſſen und 
Fertigkeiten zu fordern, wie es von einem mit gewöhnlichen natürlichen Fähigkeiten 
und genügender Schulbildung (8 2 der Beitimmungen) ausgerüfteten [ungen anne 
bei fleißiger Benutzung einer zwedmäßig geleiteten Lehrzeit und des Unterricht3 auf 
der Foritlehrlingsfchule verlangt werden kann. 


Ausführung der Prüfung. 
8 4. Die Prüfung ift teil im Zimmer, teil im Walde abzuhalten und befteht 
in der fchriftlichen Löfung von Aufgaben, fowie in mündlicher Beantwortung von 
Fragen und Ausführung von Arbeiten im Walde. 


Überweifung der Prüflinge. 

85. Die —— ber zu prüfenden Forſtlehrlinge jeder Schule wird vom 
Leiter derfelben nad) Mufter A*) aufgeitellt und dem Vorfigenden des Kuratoriums 
der Schule bis zum 1. Juli jedes Jahres vorgelegt. 

In der Vorſchlagsliſte find getrennt aufzuführen: 

a) Diejenigen Forftlehrlinge, welche die Prüfung wiederholen, 
b) die zum erjtenmal zu prüfenden Foritlehrlinge. 

Der Borigende des Kuratoriums veranlaßt auf Grund der Vorfchlagslifte un- 
verzüglich Die Aufitelung und Vervielfältigung des VBerzeichniffes der zu prüfenden 
Sorftlehrlinge nah Mufter B,*) legt einen Abdrud dem Überlandforftmeifter 
vor und fertigt die übrigen? erforderliche Anzahl von Ubdrüden dem Vorſitzenden 
des Prü ng uaihufes zu. Diefer hat feinerfeitS bis fpäteftend zum 1. Auguſt 
jedem Mitgliede des Prüfungs-Ausfchuffes, ſowie dem Leiter der Schule einen Abdruck 


zuzuſtellen. 
Schriftliche Prüfung. 

8 6. Mindeſtens vier Wochen vor Abhaltung der mündlichen Prüfung werben an 
den vom Oberlandforſtmeiſter zu beſtimmenden, und zwar bei allen Schulen gleichen 
Tagen die ſchriftlichen Aufgaben gelöſt. Dieſe Aufgaben erteilt für alle Schulen 

leichlautend der Oberlandforftmeifter, mit Beſtimmung der zur Löſung jeder einzelnen 
ufgabe zu verftattenden Beil. Sie werden für jede Schule und jeden Tag in 
befonderer Ausfertigung mit der Uuffchrift „Aufgaben für die fchriftliche Prüfung der 


*) Bon dem Abbrud der Diufter A und B ift bier abgefehen. 
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Forftlehrlinge im Jahre 19 . . für bie SForftlehriingsfchule zu... .. . “ bem Xeiter 
der beireffenden Schule verfiegelt zugeſtellt. mruugefchule 3 

Diejer hat die weiteren Anordnungen für die Abhaltung der fchriftlichen Prüfung, ins⸗ 
befondere die Sicherftellung ber erforderlichen Aufficht, nach befonderer Borfchrift (Anlage C) 
zu treffen und über die Ausführung der fchriftlichen Prü i 
aufzunehmen. 


Weitere Behandlung und Beurteilung der ſchriftlichen Arbeiten. 
Perſonalakten. 

8 7. Die Ausarbeitungen jedes einzelnen Prüflings find zu den Perſonalakten 
des Forftlehrlings ( 7 Ubi. 4 der Belfinanungen vom 1. 10. 1905) zu bringen. 
Diefe müfjen a dem Umfchlag den Namen des Prüflingd und der Schule, fodann 
die Beugnifje über wehrzeit ($ 7 ber Beftimmungen, Mufter B) und Führung, die 
onftigen auf den Foritiehrling bezüglichen Schriftftüde, ferner den fchon vor der 

üfung ımter Wufficht vom Prüfling felbft verfaßten abgelieferten Lebenslauf 
und dann bie fchriftlichen Urbeiten in der gegebenen Neihenfolge enthalten. 

Der Schulleiter ift dafür berantivortfic, aß die ſämtlichen abgelteferten Urbeiten, 
ohne Pr Underungen, Zufäbe oder Vertaufchung, zu den betreffenden Akten 
gebracht werden. 

Diefe fämtlichen PBerfonalaften der Prüflinge überjendet der Schulleiter nebft 
der ——— erhandlung (8 6) nach Schluß der ſchriftlichen Prüfung unverzüglich 
an den Borlibenden des Prüfungs-Ausschuffes. 

Diejer jest fie, nachdem er fie durchgeſehen hat, bei den Mitgliedern des Aus— 


en in der Weife in Umlauf, daß die Arbeiten bis zum Beginn der mündlichen 
Prüfung von mindeftens zwei Mitgliedern eingehend geprüft und beurteilt find. Bu 


Beginn der mündlichen Prüfung find die Urbeiten auch den Übrigen Mitgliedern des 
Ausſchuſſes zur Einfiht und — beſonders bei Meinungsverfeiebenheiten — zur 
eventuellen Ergänzung der Beurteilung vorzulegen. Lebtere iſt nad) Vorſchrift des $ 11 

neben der Namenzunterfchrift des Prüfenden am Schluß jeder Aufgabe zu vermerken. 


Zufammentritt des Brüfungs-Ausfchuffes. 

8 8. Der Vorfibende beruft fämtliche Mitglieder des Prüfungs-Ausſchuſſes auf den 
dazu beſtimmten a (8 2) zur Abhaltung der weiteren Prüfung nad) dem Schulort 
und gibt zugleich dem Leiter der Schule und dem Borfigenden des Kuratoriums 
hiervon Nachricht. 

Mündliche Prüfung: a) im Zimmer. 

8 9. Die mündliche Prüfung wird teild Im immer, teild tm Walde ausgeführt. 
Bei der eng im Zimmer find an jeden Prüfling Fragen zu richten: | 
a) über Wald bau, einjchließlich Standortälehre, —— und Forſtvermeſſung, 
b) über Forſtbenutz ung mit den einſchlägigen Beſtimmungen ber Forſterdienſt⸗ 
inſtruktion, Landwirtſchaft, Obſtbau, Fiſcherei uſw., J 
ce) über Forſtſchutz, einſchließlich Forſtzoologie, ſowie über Forſtpolizei und Die 

einfchlägigen Beſtimmungen der Forſterdienſtinſtruktion, 
d) über Jagdweſen, Schonzeiten ufw., Die einjehtägigen Beitimmungen Der 
örfterdienftinftruftion und Die Mer er jagblich wichtigen Tiere. 

Die Prüfung im Bimmer ift fo einzurichten, daß die Gefamtzahl der Prüflinge 
in der Regel in fechd Gruppen zu je fieben bis neun Perfonen eingeteilt und in je 
wei Barallelgruppen nee geprüft wird. Im jeder Gruppe müſſen Drei 

aminatoren, einfchließlich des Vorfigenden, anweſend jein. Die Prüfung darf für 
eine Bahl von burn acht grüfingen zu a, b, c und d zufammen die Beit 
von fünf bis ſechs Stunden in der Regel nicht überfchreiten. 


b) im Walde. 
8 10. Die Prüfung im Walde, welche auch noch Gelegenheit bieten wird, Die vor⸗ 
herige Prüfung im Zimmer zu ergänzen, ift in ber Regel auf zwei Tage, beren einer 


ng eine kurze Verhandlung \ Oo 
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tunlichft in die Mitte der mündlichen Prüfung zu verlegen ift, zu verteilen. Sie ift 
in nahe liegenden Forften dahin zu richten, daß erforjcht wird, ob der Prüfling eine auf 
lebendiger Unfchauung und pra her Übung beruhende Belanntichaft mit den Wald- 
efchäften eines Förfters fi) erworben hat. Die rufgaben im Walde werden Daher 

auptſächlich ſo zu wählen fein, daß dem Prüflinge Gelegenheit gegeben wird, jeine 

Kenntnifje in Unterfcheidung und Benennung der einheimifchen Holzarten und ihrer 
Keimlinge und Sämereien, —* der ſi —— wichtigſten Forſtunkräuter, ſeine 
Fertigkeit im Säen und Pflanzen nebſt allen dabei auszuführenden Arbeiten und 
Handgriffen, eine Bekanntſchaft mit der Fällung, Aufarbeitung, Meffung und Klaſſen⸗ 
ildung des Holzes, feine Übung im Unfprechen der Länge, Stärke, des Dtaffengehaltes 

liegender und ftehender Stämme, fowie in der Handhabung der gebräuchlichiten Meß⸗ 
inftrumente darzulegen, ferner zu zeigen, daß er bei Handhabung des Forftichubes 
ſowohl gegen Menfchen, als auch in Beziehung auf Tiere und Naturereigniffe fachgemäß 
u handeln, daß er Wildfährten richtig anzufprechen verfteht und mit den wichtigften 

regen und Vorſchriften für die Ausübung der Jagd und des Jagdſchutzes bekannt ift. 
Die Prüfung im Walde ift in der Regel mit ſämtlichen Prüflingen zugleich 


auszuführen. 
Ubftufungen der Urteile. 
8 11. Die Urteile find in folgenden Ubjtufungen abzugeben: 
fehr gut = 1, 
gut = 2, 
genügend = 3, 
ungenügend = 4. 


Abſtimmung. 

8 12. Die Feſtſtellung der Urteile erfolgt durch Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 

gleichheit entfcheidet die Stimme des Borfigenden. Ein gleiches Verfahren ift aud) 
ei anderweiten Befchlüffen des Ausjchuffes maßgebend, fufern etwas anderes nicht 
ausdrüdlich beftinmt ift. 

Beurteilung. 

8 13. Nach den aus den fchriftlichen WUrbeiten, insbefondere den Rechnungs 
aufgaben, fich ergebenden Schulfenntnilfen und dem bei der weiteren Prüfung erlangten 
Urteile Hat der Ausſchuß den Grad der Schulbildung des Prüflings feſtzuſtellen. 

In der fchriftlichen Prüfung und der Beifung im Walde ift für jede Aufgabe. 
in der mündlichen Prüfung im immer für jedes der im $ 9 bezeichneten Fächer je 
ein Urteil abzugeben. Sodann wird fowohl für die fchriftliche als auch für die 
Waldprüfung de aloe der im 8 9 begeichneten Fächer eine Durchſchnittsurteils⸗ 
ziffer als rechneriſches Mittel der für Die etveffenben Einzelaufgaben abgegebenen 
Urteile bis auf eine Dezimale berechnet. Ein anderes Verfahren ift bei Einftimmigfeit 
der Dtitglieber des Prüfungs-Ausfchuffes nur zuläffig, wenn die einzelnen Aufgaben 
ihrer Bedeutung nach fehr veriäie en ind Gewicht fallen. 

Aus dem rechnerifchen Mittel der in den einzelnen Abteilungen der Ha 
nämlich der fchriftlichen Prüfung, der mündlichen Prüfung und der Prüfung im 
Walde, fich ergebenden Beurteilungen wird für ein jedes der im 8 9 bezeichneten 
Sächer eine Haupturteiläziffer, und zwar bis auf zwei Dezimalen, berechnet.*) 

Endlich hat der Ausſchuß aus den Fachurteilen die Gejamturteilsziffer bis auf 
drei Dezimalen zu berechnen, wobei das Haupturteil für das Jagdweſen einfach, Das 
für die Schulbildung, die gorjbenugung und den ar doppelt und das für den 
Waldbau dreifach in Anſatz kommt. Bon den auf dieje Weife rechnungsmäßig feft 
geftellten Gefamturteilöziffern gelten 
1,000 big 2,000 für fehr gut, 

2,001 „ 2,500 „ gut, 

2,501 „ 3,250 „ genügend, 

3,251 oder mehr „ ungenügend. 

*) Siehe Geite 68. 
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Wer hiernach 8,251 oder eine höhere Zahl als Gejamturteiläziffer erhält, Hat 
die Pufung nicht beſtanden. 

Von der Feſtſetzung des Endergebniſſes derſelben nach vorſtehendem darf 
ausnahmsweiſe nur dann abgewichen werden, wenn der aa or ale einstimmig 
der Anficht ift, daß heroorragende Leiftungen des Prüflingd oder erhebliche Mängel 
in feinem Wiffen in dem SELL DEmENIG ermittelten Gejamturteile nicht in angemeffener 
Weife zum Uusdrud gelangt find. In folchen Fällen find die Gründe für die Feſt⸗ 
jegung eines anderen Urteilögrades in der Prüfungsverhandlung ($ 18,,) anzugeben. 


Gefamturteil „ungenügend“. 

8 14. Abgeſehen von der in 8 nn —— Richtſchnur muß das Geſamturteil 
auf „ungenügend“ lauten, wenn die Schulbildung als ungenügend fich zeigt, d. h, wenn 
der Prüfling nicht imftande fein follte, Gedrudtes oder Gejchriebenes geläufig umd 
richtig Au lefen, feine Gedanken über eine einfache Aufgabe in einem Aufſatze 
verftändlih und ohne erhebliche Fehler in der Rechtſchreibung mit gut Ieferlicher 
Sn niederzujchreiben und in den vier Haupt⸗Rechnungsarten, fowie in Der 

egeldetri mit benannten und unbenannten Zahlen, ferner mit einfachen und Dezimal- 
— geläufig und richtig zu rechnen. 
t 


Sit das Gejamturteil — und der ungünftige Kal etwa durch augen» 
— le eit oder vorübergehende Zufälligkeiten herbeigeführt worden, fo 
ann der Wus 


uß befürworten, daß eine ee young Ber Peing geitattet 
werde. Die Wiederholung ift nur einmal, und zwar lediglich bei dem nächften 
Brüfungstermin, zuläffig. 


Nüdtritt bzw. Zurüdftellung von der Prüfung. 
8 15. Wenn ein Prüfling fi) unerlaubfer Hilfsmittel bedient, fo ift ihm 

Ben Sortjehung der Prüfung nicht zu geftatten. Diejelbe gilt dann als nicht 

anden. 

Berläßt ein Prüfling vor dem Schluffe der Prüfung Ddiefelbe, ohne den Nachweis 
u führen, daß Une ihn an Dune Erledigung der De Pen at, 
o wird dieſelbe ald ungenügend beftanden angeſehen. Auch in anfungsfällen 
kann der Ausſchuß befchließen, die Prüfung als ungenügend bejtanden anzurechnen, 
wenn er nach dem Ergebniſſe des bereit3 erledigten Teiles der Prüfung ent ift, 
daß das Gefamturteil auf ungenügend gelautet haben würde, wenn auch Der noch 
übrige Teil der Prüfung völlig befriedigend ausgefallen wäre. 


®) Beifpiel zur Feſtſtellung der Prüfungsergebuifie (zu Geite &): 
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Abſchluß des Verzeichniffes der zu prüfenden Forftlehrlinge. 

8 16. Die den fingen erteilten, konine fämtliche nach Vorfchrift des 8 13 
5 — Urteile ſin „Verzeichniſſe der zu prüfenden Forſtlehrlinge“ 
aufzu 

Sodann iſt die Reihenfolge derjenigen, welche die Prüfung beſtanden haben, 
nach den rechnungsmäßigen Geſamturteilen ei 13) für jede der im 8 5 bezeichneten 
wei Klafjen gefondert mit der Maßgabe feitzufegen, * bei gleichem Geſamturteil 

ie Anwärter nach dem Fachurteil im —— au, und wenn aud) diejes gleich ift, nach 
Maßgabe des Lebensalter einzuordnen find. 

n der entfprechenden Spalte bes Verzeichniſſes der zu prüfenden Forſtlehrlinge 
wird wech Neihenfolge durch eine für jede der zwei Klaſſen für ne Fortfaufende 
Nummerfolge angegeben. 

Prüfungs: Verzeichnis. 

8 17. Der Ausſchuß hat ferner die Ergebniffe der Prüfung in dem Vrüfunge⸗ 
Verzeichniſſe“ nach dem unter D anliegenden Muſter*) zuſammenzuſtellen, und zwar 
in —e— — Prüfung beſtanden hab ch d 

ejenigen, welche die ng beſtanden en, getrennt nach den zwei im 85 

angegebenen Klaſſen und in jeder Klaſſe nach Ger gemäß 8 16 °eigeftellten 

Reihenfolge, unter 

I. Diejenigen, melde die Prüfung nicht beitanden haben, und zwar diefe gefondert, 


je nachdem. ie 
a) Bula ung zur Wiederholung befürwortet oder 
b) die Geftattung nochmaliger nicht befürwortet wird, und endlid 
DI. diejenigen aufzuführen find, welche Fi ohne ihr Berjchulden der Brüfung nicht 


unterziehen konnten. 

Das Prüfungs-Verzeichnis ift von ſaͤmtlichen Mitgliedern des Ausſchuſſes zu 
vollziehen und von einem Mit igiee eig wi zu jchreiben, da es ımbebingt 
vermieden werben muß, die Ergebniffe der g vor ihrer Mitteilung durch den 
Borfigenden des Ausſchuſſes befannt werben. fe —7— etztere hat erſt nach voll⸗ 
ftändiger Vollziehung des Prüfungs⸗Verzeichniſſes zu erfolgen. enn der Prüfling 
für die Foritvermeflung und nenn bejondere Yähigfeiten und Neigung bekundet 
bat, worüber auch der Schulleiter zu = ift, fo ift Diefes in der Spalte 

„Bemerkungen“ anzugeben. 


Prüfungs-VBerhbandlung und Schluß der Prüfung. 
18. 1. Die über die Prüfung und den Gang derfelben aufzunehmende, von 
fürtfijen Mitgliedern des Ausſchuſſes zu vollzi nn ug, ferner 
2. die Verhandlung über die fchriftliche Re HR 
3. ein von einem Mitgliede des us es eigen ändig auszufüllender Abdruck 
des Verzeichriſe der zu prüfenden „San rlinge (& 16), 
üfungs⸗Ver ei nis ( 
at der Vorſitzende des nes chuſſes an den „unertanbforitmeiltee und eine 
ent Abſchrift des Prüfungs⸗Verzeichniſſes an die Inſpektion der Jäger und 
einzureichen, Die Berfonalaften Ger Geprüften (8 7) aber an den Leiter ber 
6 mp —* zuſenden. 


Ausfertigung der Beſcheide. Gefamt- „Rangliſte. 

8 19. Der Oberlandforſtmeiſter veranlaßt, daß für Diejenigen Goritlehrlinge, welche 
die Beüfung beftanden haben, Beſcheide n Mufter E, fir biejeni en, welche dief 
nicht beftanden haben, Beicheide nach) Mufter F ausgef ie Ausfertigungen 
bei den Mitgliedern des Ausſchuſſes zur olsiehung —— Namensunterſchrift (ohne 
7 Belfegung des Amtstitels) in — geſetzt werden. 

er Oberlandforſtmeiſter ſtellt ferner eine nach den an im 8 5 bezeichneten 


Klafien getrennte Gefamtranglifte derjenigen, welche bie fung beftanden haben, 


*) Bon dem Abdruck bes Mufters D if Bier abgefehen. 
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auf und übergibt diefe nebft den Beſcheiden bis jpäteitend zum 1. Januar der 
Infpektion der Jäger und Schützen, welche die Beicheide den Geprüften zufertigen 
läßt. In der Gefamtranglifte find a diejenigen Forſtlehrlinge, welche die 
Prüfung nicht beftanden en, gefondert nad) den zur en Ahle der Prüfung 
zugulafienden und den zur Biel nicht Auautehlenden, und ſchließlich Diejenigen 
—— aufzuführen, welche ſich ohne ihr Verſchulden der Prüfung nicht unter⸗ 
ziehen konnten. 

g 20. Soweit es notwendig wird, für den Zweck der Prüfung durch Anſchaffung 
von Holzjämereien, Unnahme von Wrbeitern zur Hilfeleiftung für die Waldprüfung 
und dergleichen bare Auslagen zu machen, And iejelben von einem Mitgliede des 
ri fungs Uuajchuffes vorzuftveden und, mit den erforderlichen Duittungen und Be: 


ſcheinigungen belegt, der Zagegelder: und Heifeloften-Berechnung desjelben zuzuſetzen. 
C. | 
Behtwumung Aber die Abhaltung der ſchriftlichen Zägerprüfung. 
Bom 19. 5. 1906. 


(G 6 der Borfchriften für die SYägerprüfung.) 


Die fchriftlihe Prüfung ſämtlicher Prüflinge einer Horftlehrlingsfchule findet 
unter uf t des Leiters der Schule ſtatt. Diefem werden die zu löfenden Aufgaben, 
für jeden Prüfungstag getrennt und verfiegelt, vom Dberlandforftmeifter unmittelbar 
zugeftellt. Steht ein hinreichend großes Zimmer zur Verfügung, fo findet die Prüfung 
in dieſem in einer Abteilung ftatt. Die Aufgaben werden in diefem Falle bis zum 
Beginn der Prüfung nicht entfiegelt. . 

Andernfalls Hat die Prüfung in mehreren, voneinander getrennten Wbteilungen, 
ftet3 aber gleichzeitig, zu erfolgen. In letzterem Falle find die Aufgaben am Morgen 
des für Die Prufung angeſetzten Tages von dem Schulleiter zu entſiegeln und unter 
ſeiner Aufſicht in Abſchrift zu nehmen, um demnächſt dem die Aufſicht führenden 
Beamten jeder Abteilung wiederum verſiegelt übergeben zu werden. Für ausreichende 
Benuffihtigung der Prüfung bat der Schulleiter Sorge zu tragen. Für jede Ub- 
teilung bzw. je 20 bis 25 Prüflinge ift von ihm mindeftens ein geeigneter Wufficht- 
führender zu beſtimmen. 

Für Die Sicherſte lung der allgemeinen Aufſichtsmaßregeln und für den 
 oigen erlauf der Prüfung ift der Leiter der Schule perfünlich ver 
antwortlich. 

Für das Vorhandenfein des erforderlichen Schreibgeräte tft Sorge zu tragen; 
das nötige Papier haben die Forſtlehrlinge ſelbſt zu beichaffen. 

Bor dem Beginn der Prüfung ift den zu prüfenden Korftlehrlingen durch den 
die Aufficht führenden Beamten ausdrücklich zu eröffnen, daß fie keine fremden Hilfg- 
mittel beugen und jich gegenjeitig in feiner Weife helfen bürfen, daß Buwiber- 
handeln unmadhlichtlich mit der Entfernung aus dem PBrüfungszimmer zu beftrafen ift, 
und daß in folhem alle der Betreffende als „nicht beftanden“ behandelt wird. 

Jede Aufgabe für ſich wird auf einem befonderen — gebrochenen — Bogen 
gearbeitet, welcher nach Ablauf der feitgejegten Zeit, gleichgültig, ob die Wrbeit 
vollendet ift oder nicht, abgenommen wird. Links des Bruches tit oben der Name 
des Forftlehrling® und darunter die Aufgabe nebit der zu ihrer Löfung gegebenen 
Zeit zu fchreiben; rechts und unter der Aufgabe beginnt Die Arbeit. 

Die ür die Aufgaben vorgejchriebene Heihenfolge ift mit der Maßgabe genau 
inne zu Halten, daß die folgende Aufgabe erft mitgeteilt werden darf, wenn die für 
die vorhergehende gegebene Beit verjtrihen if. Das die Aufgaben enthaltende 
Schreiben wird nicht cher geöffnet, ald bis bie Prüfung Wirt oeginnen ſoll, 
wobei der Aufſichtführende ſich zuvor davon zu überzeugen hat, daß das Siegel 
unverletzt iſt. 

— den einzelnen Arbeiten iſt eine angemeſſene Pauſe zu geftatten, ſobald 
jedoch das Niederſchreiben einer Aufgabe begonnen hat, darf bis zu deren Abnahme, 


Rabtke, Handbuch. 4. Aufl. 5 
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joivo I von den auffichtführenden Beamten, wie von den Prüflingen niemand mehr 
en Prüfungsraum verlafjen. 

Die Perfonalakten jede zu der Prüfung zugelaffenen Forſtlehrlings hat ber 
Schulleiter vor Beginn der fchriftlichen Prüfung gemäß 8 7 ber orſchriften für die 
Jägerprüfung in der Weiſe zu ergänzen, daß auf dem Umſchlag der Name des 
Forſtlehrlings und der Schule verzeichnet, ſodann die Zeugniſſe über Lehrzeiten und 
Führung ($ 7 der Beftimmungen vom 1. 10. 05, Mujter B), ſowie die fonjtigen auf 
den Geheling bezüglichen Schriftftüde und endlich der fchon vor der Prüfung unter 
Aufficht felbft verfaßte und abgelieferte Lebenslauf eingeheftet werden. 

In die fo vorgerichteten Berfonalakten werden im Laufe der Prüfung und in 
Gegenwart des Aufichtführenden die Urbeiten der betreffenden Forftlehrlinge nad 
ihrer Reihenfolge eingeheftet, wozu der Schulleiter die nötigen Sifaträfte heran» 
zuziehen bat. Der Schulleiter it dafür ——— daß in den abgelieferten 
Arbeiten nachträgliche Underungen, Zufäge ufw. nicht mehr gemacht werden, auch feine 
Bertaufchungen Natzfinben. hat daher die Perſonalakten mit den a SE Fra 
Urbeiten außerhalb der Prüfungsitunden in der Regel unter perjönlichem Verſchluß 
zu halten. Unmittelbar nad) Schluß an werden lümtlige Berfonalaften in 
einem Umfchlage verfiegelt und unter Beifügung einer kurzen, über den Verlauf der 
Prüfung aufzunehmenden und von dem Schulleiter zu vollziehenden Verhandlung 
an den Vorſitzenden des hen abgegeben. 

Sm der Verhandlung ift zu erwähnen, wenn ein ge Prüfung zugelafjener Forft- 
lehrling wegen Krankheit von der Prüfung ausgefallen ift oder wegen Benutzung 
fremder 2 Smittel uſw. von derſelben Hat ausgelätoffen werden müſſen; ferner iſt 
pflichtmäßig zu befcheinigen, daß Die einzelnen Arbeiten in der beftinmten geit un 
ohne Benugung fremder Hilfsmittel angefertigt worden find. 


E. 


Bei der mit Ihnen in der Zeit vom... ....... bis 
von und abgehaltenen Jägerprüfung haben Sie eine... ... Schulbildung gezeigt, 
im Waldbau .. ..... 
in der Sorlibenugung . ..... 
im Forſtſchutze und der Forſtpolizei...... 
im Sagdweien ..... . 
Kenntnifje und Fertigkeiten dargelegt, mithin 
die Jägerprüfung im ganzen... ... beftandeıt. 

E3 wird die Erwartung ausgefprochen, daß Sie in allen Verhältniffen unwandel⸗ 
bare Treue gegen Se. Majeftät den al und König und das Vaterland. mit 
tapferem und freudigem Mute bewähren, daß Sie durch Ber Gottesfurcht, pünktlichen 
Gehorfam, ftrengfte Redlichkeit und unverbrüchliche Zuverläſſigkeit fich überall Fr 
und Vertrauen erwerben, daß Sie mit Fleiß und Saga fih für den künftigen 
Beruf ald Förjter eifrig fortbilden, ſtets Luft und Liebe für den Wald und Die 
Waldgejchäfte betätigen und überhaupt in jeder Beziehung ſich immer fo verhalten 
und führen werden, wie e3 einem braven Forftmanne und Jäger gebührt. 


Un 
den Sorftlehrling ........ 
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F. 


Bei der mit Ahnen in der Zeit vom... 222220. |) 
von und abgehaltenen yügerprüfung Haben Sie bei einer ...... Schulbildung 
im Waldbau ...... 
in der Forftbenußgung . ..... . . 
im Forſtſchutze und der Foritpoligei .... .. 
im Sagdweien....... 
Kenntniſſe und Fertigkeiten dargelegt, mithin 
die Jägerprufung im ganzen ungenügend beitandert. 
Eine Wiederholung der Prüfung wird ...... 
(geftattet oder nicht geftattet). 


.. ....... „, den .. ten.....19... 
Der Prufungs⸗Ausſchuß. 


Unlage 4. 


Allgemeine Grundzüge für die forftliche 
Zortbildung der Jäger während des aktiven Mlilitärdienftes. 


om 1. 10. 1905. 


Um für die vorjchriftsmäßig gelernten Jäger bzw. Säge der Klaſſe A*) auch 
während ihres aktiven Militärdienftes eine ihrer Fünftigen Beſtimmung als Förfter 
entfprechende Fortbildung zu fichern, fol ihnen forftlicher Unterricht erteilt werden, 
welcher die Erhaltung, Ergänzung und Vertiefung ihres während der Forft- und 
Sagdlehre gewonnenen Biftens und Könnens für den Förfterberuf zum Biele bat. 

Für diefe Fortbildung haben ſich die Militär- und die Forftverwaltung über 
nadhftehende allgemeine Grundzüge geeinigt, durch deren Annahme nicht ausgefchloffen 
wird, daß für die einzelnen Bataillone, nach den obwaltenden örtlichen Verhältnifien, 
abweichende befondere Beftimmungen und Einrichtungen getroffen werben. 

1. Die Jäger des erften Jahrganges — ausschließlich jolcher, die die Jäger⸗ 
prüfung noch nicht abgelegt Haben — werden, da die militärifche Ausbildung ihre 
Beit faft ganz in Unfpruch nimmt, zu dem regelmäßigen forftlichen Unterrichte nicht 
herargezogen 

3 muß vorausgeſetzt werden, daB fie aus eigenem Antriebe beſtrebt fein werden, 
fh im erften Jahre durch Selbitunterricht und Wiederholungen fortzubilden. 

2. Bom zweiten Dienftjahre an haben die noch nicht zur Klaſſe A verpflichteten 
Jäger an dem regelmäßigen Forſtunterricht teilzunehmen. 

3. Die Oberjäger und Jäger, die bereits zur Klaſſe A verpflichtet find, find 
durch Wiederholungs-Unterricht im Zimmer und im Walde, ſowie durch felbittätige 
Teilnahme an den Kulturarbeiten für ihren Tünftigen Beruf weiter fortzubilden. 

4. Der de liche Unterricht im Bimmer, fowie die Unterweifung im Walde wird 
durch forftte Hr gebildete Lehrer erteilt. ” 

Die Beauffichtigung des Unterrichts und die Beftimmungen über die Zeiteinteilung 
und fonftigen Anordnungen erfolgen durch den Bataillonskommandeur und den Ober: 


*) Alle Anmärter für den unteren Staatsforftdienft anderer Bundesftaaten, foweit fie ben Unforberungen 
bes 23 Bis 5 der Beſtimmungen über Vorbereitung und Unfiellung im Königlichen Forſtſchußdienſt vom 
1. Dftober 1905 genügt haben, bürfen, obne daß fie dadurch Anſpruch auf Fo inerforgung m Staatsforſt⸗ 
bieuft Preußens erwerben, am Forſtunterricht teilnehmen. Privatforftlehrlinge find hiervon ausgeſchloſſen. 


5% 
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forftmeilter des Bezirks, die als Kuratoren der Einrichtung gemeinjchaftlich für eine 
erfprießliche und ohne Beeinträchtigung der militärifchen Intereſſen den forftlichen 
Zwecken möglichft fürderliche Geftaltung des Unterrichts zu forgen haben. 

5. Der Unterricht im Zimmer findet regelmäßig nur in ſechs Wintermonaten 
ftatt. Praktiſche Vorführungen und Unterweifungen im Walde, ſowie Befuche Der 
nen Gewerbe haben während diefer Zeit unter Leitung des forftlichen 

ehrerd möglichft Häufig ftattzufinden. 

Während der Sommermonate bejchränft fich die Unterweilung der Jäger auf 
Anſchauungsunterricht gi (fiehe Ziff. 9 bis 11), und find daher möglichit zahlreiche 
Ausflüge abzuhalten. Zur Leitung derjelben find die zu militärifchen Ubungen ein⸗ 
gezogenen höheren Forſtbeamten — Dffiziere des Beurlaubtenftandes und des 
Reitenden Feldjägerkorps — heranugiehen Auch ſind ſeitens der Oberforſtmeiſter 
den Bataillonen Hierzu. fofern in der Nachbarfchaft Königliche Oberföritereien vor: 
handen find, Königliche Oberförfter zur Verfügung zu ftellen. Andernfalls ift dafür 
au forgen, daß die Ausbildung der Jäger während der Kulturzeit und der Sommer: 
monate in geeigneten Gemeinde: uſw. Forſten gefichert wird. Es werden zwei 
Unterrichtöftufen gebildet: Stufe 1 auß den Oberjägern und Jägern des zweiten 
—A— und aͤlterer Jahrgänge, ſoweit ſie noch nicht verpflichtet ſind, aus den 

injährig⸗Freiwilligen und den Jägern, die Die Jägerprüfung noch nicht abgelegt 
haben. Stufe 2 aus den Oberjägern und Jägern der Klaſſe A. 

Für die Stufe 1 werden wöchentlich 2 bis 3, für die Stufe 2 wöchentlich 1 big 
2 Stunden beitimmt. | 

6. Dem Bwede des Unterrichts entſprechend, ift derjelbe nicht in der Form 
felbftändiger fyftematifcher Vorträge, fondern in der Weije zu erteilen, daß ein ge- 
eignetes Lehrbuch zugrunde gelegt, aus diefem den Jägern der in der nächſten 
Unterrichtöftunde durchzunehmende Abſchnitt zum Selbitunterricht bezeichnet und in 
der Lehrftunde dann, neben einer Erläuterung und Anſchaulichmachung, eine Prüfung 
über den behandennden Abſchnitt abgehalten wird. 

7. Für die Verteilung des geſamten Lehrſtoffes gilt als Regel, daß dem Waldbau, 
als dem wichtigſten Lehrgegenſtande, verhälinismäßig die meiſte Zeit zugewendet wird. 

Der Unterrichtsplan wird daher zweckmäßig in folgender Weiſe zu beſtimmen ſein: 


a) Stufe 1. 


a) Waldbau. Kenntnis der Holzarten, ihrer Sämereien und Keimlinge, des 
Standortes, der wichtigften Forſtunkräuter, der verichiedenen Betriebsarten und 
der natürlichen Verjüngung, Holzanbau durch Saat, Pflanzung ufw., Saat- und 
Pflanzkämpe, Waldpflege. 

b) Sorftfchug gegen Naturereigniffe und die dem Walde fchädlichen Tiere, 
einfchliegli Kenntnis der wichtigften Forftinfelten und der Vorbeugungs⸗ und 
Sertiigungdmahregeln, [onie der für den Wald nüblichen Tiere. 

ec) Forftfihug gegen Menſchen und Haustiere, einfchließlich der für ben 
Förſter erforderlichen Kenntnis der bezüglichen gefeglichen und Verwaltungs» 
vorfchriften (Forſtdiebſtahlsgeſetz, Feld» und Forſtpolizeigeſetz, Waffen⸗ 
gebrauchsgeſetz uſw.). | 

d) Jagdkunde, Kenntnis der jagdbaren Tiere, der Wildpflege, der üblichen Jagd⸗ 
und Fangarten, Erziehung, Übrichtung, Pflege der Hunde, Jagdſchutz, Jagd» 
polizei. , 

e) Forjtbenugung. Unterfcheidung der Holzarten, Kenntnis der technifchen 
Eigenſchaften der Hölzer und ihrer Hauptjächlichten gewerblichen Verwendung, 
Ausnugung in den Schlägen, Verwertung der Nebennutzungen, Waldivegeban. 

ſ) Geſchäftskunde für Förfter. Kenntnis der —— — Führung der 
Bücher, Aufſtellung der Lohnzettel, Ausführung der Grenzreviſionen, Yufs 
ftelung der Forftdiebftahlsverzeichniffe und der Anzeigen über Korftpolizei- 
vergehen, Kenntnis der wichtigften Gebiete der Betriebeinrichtung und foztalen 
Geſetzgebung. 
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») Stufe 2. 


In dem Unterridt für Stufe 2 find die wichtigsten Gegenftände der einzelnen 
Lehrfächer, insbeſondere aus dem Waldbau und der Geſchäftskunde für Förfter, von 
dem forftlichen Lehrer durchzunehmen. 

Im Übrigen wird den Oberjägern die Teilnahme an dem Unterrichte der Stufe 1, 
foweit e8 der Militärdienit geftattet, zu empfehlen fein. 

8. Die dem Unterricyte zugrunde zu legenden ee bat jeder Jäger ſich 
ſelbſt anzufchaffen. Die oritoerwalhung ftellt jedoch für jedes Bataillon eine an- 
gemefjene Zahl dieſer Lehrbücher zur leihweijen Benutzung für ganz unbemittelte 
Jäger und AUbdrüde der bezüglichen Geſetze und Inſtruktionen zur Verfügung. 

Außerdem follen dem forftlichen Lehrer für jedes Bataillon die erforderlichen 
Lehrmittel an Sammlungen ufw. von der Forftverwaltung geliefert werden. 

Die durch den Forſtunterricht entitandenen Koſten (einfchließlich eventuelle Er- 
mietung eined Raumes, Heizung unb Beleuchtung desfelben) find bei der Bezirks: 
regierung jährlich nachträglich anzufordern. — Neubeihhaffungen oder fonftige außer: 
gewöhnliche Ausgaben find nur mit vorheriger Buftimmung der Regierung, welche 
gegebenenfalls die ung des Miniſters einzuholen bat, ftatthaft. 

9. Die Unterweijung ım Walde foll fid) eritreden: 

a) auf praftiichen Anſchauuugsunterricht zur Unterftübung und Ergänzung 
des im Bimmer erteilten Unterrichts, 

b) auf felbfttätige Übung in den Waldarbeiten. 

Die Unterweifung und Übung im Walde wird verfchieden einzurichten fein, je 
nachdem. die dazu benußbaren Forften jo nahe liegen, daß die Jäger den Gang nad 
dem Walde und zurüd an demjelben Tage füglich zurücklegen können, oder fo entfernt 
find, daß Hinkommen und ad an demfelben Tage nicht oder doch nur mit 
Aufwendung von Fuhrkoſten tunlicy ift, welche weder den Sgägern zugemutet, noch 
von der Forftverwaltung bezahlt werden Fünnen. 

10. Wo die LXehrforften, in geringer Entfernung vom Standorte liegen, wird der 
pratiihe Unfhauungsunterriht im Wale auf eintägigen Wusflügen erteilt, 
über deren Unberaumung und Ausführung der Kommandeur im Einverneimen mit 
dem forftlicden Lehrer Anordnung trifft. 

Auf diefen Ausflügen find vorzunehmen: 

im Sommerhalbjahr: praftifche Unterweifungen zur Kenntwis der Holzarten, 
Sämereien und Keimlinge, über Auszeichnung von Befamungs-, Durchforſtungs⸗ 
und Lüäuterungshieben, fiber Beichädignngen durch Naturereigniffe, ſchädliche 
Tiere, namentlich Wild und Inſekten, über Vorbeugungs⸗ und Bertilgungs- 
maßregeln, ferner Unterweifungen über Feitftellung von Forſtdiebſtahlsfällen. 
Anleitung zum Uufmellen von Schlag» und Kulturflächen, Wbfteden von Saat: 
tämpen, Wegen, Gräben ufw.; 

im ®Winterhalbjahr: vorzugsweife Unterweifungen über Holzfällung und Auf- 
meffung, Übungen und Anſprechen von Dimenfionen und Mafjen einzelner 
Stämme, welche ſodann gleich gefällt und aufgemefien werben Fünnen. 

Die felbittätige Ubung in den Waldarbeiten, welche namentlich auf die 
Rulturarbeiten ſich erftreden fol, erfolgt in der Weile, Daß nad) der darüber zwiſchen 
dem Kommandeur und dem forftlichen Lehrer bzw. dem vom Oberforſtmeiſter 
beanftragten Oberförfter zu treffenden Verabredung, Abteilungen von höchſtens 
15 Mann, unter dem Kommando eines der Klaſſe A angehörenden Oberjägers, zu 
den Kulturftellen fommandiert werden, wo fie, aber gejondert von anderen Kultur- 
arbeitern, unter Anmweifung des Oberförjterd und Förſters, Kulturarbeiten ausführen. 
Die dazu erforderlichen Kulturgeräte werden von der Forjtverwaltung geliefert. Die 
Säger und der Kommandoführer erhalten aus der Forſtkaſſe diefelbe Bezahlung, wie 
andere Kulturarbeiter. 

Über die Ordnung diefer Beichäftigung und der zu leiftenden Bahlung wird 
von dem Kommandeur und dem Überforftmeifter bzw. Oberfürfter befondere Ber 
ſtimmung getroffen. 
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Auch haben derartige felbfttätige Übungen in den Forftgärten ber 
Bataillone ſtattzufinden. 

11. Liegen die Lehrforften fo entfernt, daß der Gang nach dem Walde und 
zurüd an demjelben Tage ohne zu erheblichen Beitverluft nicht ausgeführt werden 
fann, jo werden die Jäger in Abteilungen zu 10 bi? 15 Mann, unter Aufficht von 
DOberjägern, einmal im Frühjahre und einmal im Herbft, wie die militärifchen Ver⸗ 
gäftniffe es geitatten, auf je zwei Wochen in benachbarte Oberförftereien mit Löhnung 

mmandiert, um in der vorftehend bezeichneten Weife bei den Kulturen und anderen 
MWaldarbeiten felbittätig beichäftigt zu werden, zugleich aber auch von dei betreffenden 
Oberförftern denjenigen Unfchauungsunterricht zu erhalten, welcher vorftehend Ihon 
als Gegenſtand der Ausflüge bezeichnet if. Die Oberjäger und Jäger erhalten 
während dieſes Kommandos die Garnifongebührniffe einſchließlich des Brotgeldes 
und des niedrigen Belöftigungsgeldes. Militärfahrjcheine oder Militärfahrkarten bei 
Eifenbahnfahrten find nicht anwendbar. ALS Erfah für die Reiſe, ſowie die Duartier- 
und Beldftigungsausgaben gewährt die Forſtverwaltung für die Arbeiten Ddiefelbe 
Bezahlung aus den betreffenden Fonds, wie andere Wgldarbeiter erhalten, wobei die 
Oberjäger als Arbeitsaufſeher betrachtet werden. 

12. Innerhalb des Rahmens der vorftehenden Grundzüge werden die den 
befonderen Verhältniſſen der einzelnen Bataillone entjprechenden bejonderen Aus» 
führungs-Beitimmungen zwifchen dem Kommandeur und dem Oberforftmeifter, eventuell 
unter Zuziehung des betreffenden forftlichen Lehrers, vereinbart. 

Für die forftliche Fortbildung der Jäger, die eine Horftlehrlingsfchule nicht 
befucht haben und die Jägerprüfung vorläufig noch bei den Bataillonen ablegen, 
bleiben die „Allgemeinen Grundzüge für die forftliche Fortbildung der Jäger während 
des altiven Militärdienfte? vom 15. Mai 1895” in Kraft. 


Anlage 5. 
Beftimmungen 

über das Derbalten in der Referve für die Jäger der Küaſſe A.*) 
Bom 1. 4. 1906. 


(Bemäß 8 20 der Beitimmungen vom 1. Oftober 1905.) 


Allgemeiner Grundſatz. 

8 1. Die Verforgung im Forſtfach fol nach den Allerhöchſten Beitimmungen 
als eine Anerkennun und Belohnung A gute Leiftungen I Militärdienft be 
Jägerkorps folchen Storpsjägern gewährt werden, Die zugleich die entfprechende 
fürperliche, fittlicde und fachmännifche Befähigung für den Forſtdienſt befiten. 


Bejondere Pflichten der Korpsjäger. 

8 2. 1. Die Korpsjäger Stehen bis zur Erlangung des Forſtverſorgungsſcheines 
ihrer Verpflichtung entiprechend zum Dienft bei ihrem Truppenteil zur Verfügung. 
In der Beit, in der ihre Dienfte bei der Fahne nicht gefordert werden, haben fie 
ih ununterbrochen im Forſtdienſt berufsmäßig gu befchäftigen. 

2. Vorſtehende Beitimmung gilt auch für Die gleichzeitig die höhere Forftlauf- 
bahn verfolgenden Jäger der Klalie A big zu ihrer Entlaffung aus dem Jägerkorps. 


Borgefebte Militärbehörde der Korpsjäger. . 
tenftliche Meldungen und Geſuche. 
88. 1. Die “orpajäger unterjtehen bis zur Erlangung des Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheines den militärischen Vorgefegten. Nach ihrer Entlaffung zur Reſerve find fie 
Yu & DR i 
Oberläger Keinf —D— A — — m a alt — inpapech * 


fe nit befondere Yeftfegungen getroffen worden find und fie fih nicht im Beſitze bes Yorfiverforgungße 
eines befinden. 
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nicht nur der Kontrolle der Bezirkskommandos unterworfen, fondern bleiben auch in 
der bejonderen Kontrolle der Jäger⸗Kompagnie, von der fie entlaflen find. Diefer 
ift jede Veränderung des Wufenthaltsort3, der Stellung und Beichäftigung (unter 
gleichgeitigem Nachweis der neuen berufmäßigen Beihäftigung), ennung zum 
efreiten, Beförderung zum Oberjäger oder Vizefeldwebel innerhalb drei Tagen 
zu melden. 
2. Jede für die Kontrolle an die Jäger⸗Kompagnie zu erftattende Meldung 
muß enthalten: 
a yahrgen des Refervejügers; | 
b) Kreis Bezirkskommando des neuen Aufenthaltsorts; 
c) die nächſte Bojtanftalt; 
R Ungabe, warn die neue Stellung oder Seihäftigung angetreten iſt; 
e) ob bie Stelle dem Königlichen, Gemeinde-, Unftalt3- oder Privat-Forftdienft 


angehört 
ob die Anftellung vorläufig, auf Kündigung oder Lebenszeit ift; 

g) genaue Ungaben des Einkommens. 

Alle Namen find deutlich zu fchreiben. 

3. Das Führungszeugnis aus Der bisherigen Stellung tft beizufügen, wenn dieſe 
dem &emeinde-, Anſtalts⸗ oder —— angehörte. Die von Privatperſonen 
oder PrivatsForftverwaltungen ausgeftellten Yührungszeugniffe müffen von der Drt3- 
behörde beglaubigt fein. 

4. Falls Rejervejäger nicht im Staatsforftdienft befchäftigt werben, haben fie jebe 
Veränderung ihres Aufenthalt3orts, unter Ungabe der Beichäftigung, und jede Ber 
ändegung in ihren perfünlichen Verhältniffen, z. B. Verheiratung, aud) der Regierung 
zu melden, bei der fie notiert find ß 88 5 und 12). 

5. Wird die berufsmäßige Belchäftigung (8 4) eines Jägers aus irgend einem 
Grunde abgebrochen, und gelingt es ihm nicht, in unmittelbarem Anſchluß Daran 
eine andere beru smäbige eichäftigung zu finden, fo ift Dies der Jaͤger⸗Kompagnie 
ofort zu melden. Eine Befcheinigung der Ortsbehörde, daß er fich nicht in gerichtlicher 

terfuchung befindet, ift beizufügen. Die Wiedereinziehung zum altiven Militärdienſt 
wird dann veranlaßt. 

6. Da die Herausgabe der Perſonalakten nicht ftatthaft ift, find vor Einfendung 
der Driginalzeugnifie an die Kompagnie beglaubigte Wbjchriften zurüdzubehalten. 
Son De Säger-Sompagnie erbetene Abfchriften find mit 10 Pfennig für die Seite 
zu bezahlen. 

7. Bon einer jeden gegen fie eingeleiteten Unternhung und von jeder erlittenen 
Beitrafung — Geld» oder Freiheitsftrafe — haben die Mannfchaften der Klaſſe A 
der Jager⸗Kompagnie jofort Meldung zu eritatten. 

8. Dienftliche Meldungen oder Gejuche, die ſich auf das Verhältnis als Korps» 
jäger beziehen, find bei Vermeidung von Strafe immer an Die Käger-Kompagnie*) 
zu richten, nicht an das Bataillon, die Inſpektion der Jäger und Schügen oder eine 
andere Militärbehörde. Inmediatgeſuche an Seine Majejtät den Kaiſer und König 
oder Geſuche an das Kriegsminiftertum dürfen nur nach einer auf dem Dienftwege 
erteilten Erlaubnis vorgelegt werden. Zur Erlangung diefer Erlaubnis find Gefuche, 
die an bes Kaiſers und Königs Majeftät oder das Kriegsminifterium gerichtet werden 
follen, vorher in Ubfchrift der Kompagnie einzufenden.. — — 

9. Jedes Dienftichreiben iſt mit der Bezeichnung „Militaria“ zu verfehen, vor 
Abfendung von der Ortsbehörde zu ſtempeln und mit der Bemerkung: „Dienftliche 
Meldung bed Reſervejägers NN.“ zu verjehen. Im Wuslande befindliche Jäger 
haben Dienftbriefe frei zu machen. 

10. Alle Zeugniſſe und Beicheinigungen für Militärzwede find ftempelfrei, alle 
anderen amtlichen Zeugniſſe ftempelpflichtig. Lebtere gehen, wenn fie der Kompagnie 
eingereicht werden mußten, dem Abſender wieder zu. 


en 


9 Anträge auf Beurlaudung zur Borbereitung für einen anderen Beruf (8 413 iu 18) und Meldungen 
über Berziähtleiftungen (8 10) find zunädft an bie Kontrolifielle gu richten. 
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11. Bei Verluſt von Militärpapieren haben fich Die Jäger mit der Bitte um 
Neuausfertigungen an die vorgeſetzte Kontrollitelle zu wenden, Die das Weitere bei 
dem Käger-Bataillon veranlaflen wird. 


Berufsmäßige Bejhäftigung. 

8 4. 1. Die Entfcheidung darüber, ob eine Bejchäftigung als berufsmäßige an 
zuſehen ift oder wicht, ber die Inſpektion der Jäger und Schüken. 

2. Im allgemeinen ift als berufsmäßige Befchäftigung nur Die im praftijchen 
Forſtdienſte anzujehen. 

3. Hierher gehört auch die Beichäftigung im Fijcherei-Auflichtödienfte des Staates, 
wer fie richt länger al3 zwei Jahre dauert, ferner die als Schreibgehilfe eines Über: 
[öefters, Die Beihäftigung mit Karten» oder Schreibarbeiten bei einer Regierung oder 

em Minifterium, die Beichäftigung als Forftpolizei-Sergeant, Forſtkaſſenrendant oder 
Feldmeſſer ift nur dam als berufsmäßige zu betrachten, wenn fie nicht länger als 
fünf Jahre dauert oder aber mit gleichmäßiger Beichäftigung im praktischen Forjtdienfte 
” —5— verbunden wird. Der Beſuch einer Forſtlehranſtalt gilt als berufsmäßige 

iftigung. 

4. Der Aufenthalt bei dem Vater oder einem Verwandten, der im Forſtfache 
angeftellt ift, wird als berufsmäßige Beichäftigung nur anerkannt, wenn durch eine 
Beicheinigung des Königlichen Regierungs⸗ und Forſtrats bezeugt wird, dab ich 

iergegen nichts zu erinnern findet. Dies gilt aud) Ai Jäger, die fich bei einem im 

emeinde⸗, Unftalt3- oder Privat⸗Forſtdienſt angeftellten Verwandten aufbalteır. 

5. Als unbedingt nicht berufsmäßige Beichäftigung gilt Die Übernahne des 
Se von Gemeinde: oder Privatjagden opie gleichzeitige Anſtellung für, den 
Forſtſchutz, der Betrieb von Handel mit Holz oder anderen Bafdergeugnitie, ſowie 
die ung als Forſt⸗ und Feldpolizei-Sergeant im Kommunaldienſte. — 

6. Die Beſchäftigung in einzelnen beſonders geeigneten Holzgeſchäften auf Die 
Dauer von höchſtens zwei Jahren kann als berufämäßige anerkannt werden. Vor 
Untritt einer folchen Stelle ift jedoch bei der Kompagnie unter genauer Ungabe 
der betreffenden Firma und der angebotenen Bedingungen anzufragen, ob die Be: 
ge als berufsmäßige anerkannt wird. Die Kontrolle der Jäger während einer 
\olchen Se laäftigung ift diejelbe wie bei einem in Abſatz 13 bis 18 aufgeführten Urlaub. 

7. Rah Ablauf von zwei Jahren erfolgt, falls nicht eine andere berufsmäßige 
Beichäftigung nachgeiviejen wird, die Einziehung zum aftiven Dienft. Nach Beendigung 
der Beichäftigung in einem Holzgefchäft hat der Jäger eine Befcheinigung des Gefchäfts- 
inhabers über Zeit und Urt der Tätigkeit, fowie ein Führungszeugnis der Drt3polizel- 
bebörde der Kompagnie einzureichen. ' 

8. Der Dienft als Leibjäger iſt nicht als eine berufgmäßige Beichäftigung 
anzufehen, wenn gleichzeitige Verwendung im praftifchen Forjtdienfte nicht ausdrücklich 
vereinbart iſt. Der Nachweis ift in jedem einzelnen Falle zu führen. 

9. Die Leib» und ofläger Seiner Majeftät des Kaifer oder der Königlichen 
Prinzen nehmen eine bejondere Stellung ein und haben eine Beichäftigung im 
praftifchen Forſtdienſt nicht nachzuweifen. 

10. Die Erlaubnis zur Übernahme einer Leibjäger-Stelle erteilt Die Inſpektion. 

11. Da die Nefervejäger jederzeit der Negierung zur Verfügung ftehen, ift bei 
Eingehen von Dienftverträgen mit Gemeinden oder Privatperjonen für Aufnahme 
einer Dahingehenden Bedingung zu forgen, daß im Falle der Einberufung zum Staats: 
dienft Kündigungsfriften nicht innegehalten zu werden brauchen. 

‚12. Uusnahmsweife kann Refervejägern, die beabfichtigen, fich für einen anderen, 
nicht forftlichen Yan vorzubereiten, von der Inſpeklion eine nicht berufsmäßige 
vgaſtigung widerruflich bis zur Dauer von zwei Jahren geſtattet werden. Hierzu 
haben Die Jäger, wie im 8 3,, vorgeſchrieben, Urlaub zu erbitten. | 

13. Den Unträgen auf Beurlaubung zu diefem Zweck, die in Form einer Ver: 
handlung durch die Kontrollitele an das Jäger-Bataillon gelangen, ift die Waffen: 

ebrauchZbefcheinigung und ein Führungszeugnis aus der bisherigen Stelle beizufügen. 

ieſes Zeugnis iſt zu erbitten von den im Königlichen Forſtdienſt befchäftigten Jägern 
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bei dem Revierverwalter, von den im &emeinde-, Unftalt3- oder Privatdienſt ftehenden 
bei dem nächſten Dienftvorgefehten. Bon Brivatperfonen oder Privatverwaltungen 
auögeitellte Fuhrungszeugniſſe möflen bon Der Driebegbrbe beglaubigt fein. 

14. Während einer folchen Beurlaubung verbleiben Die Suger in der Klaſſe A 
und unterftehen der Kontrolle durch das Bezirkskommando, die Jaͤger⸗Kompagnie und 
die Regierung, bei der fie notiert find. 

15. Während des Urlaubs find die Jäger nicht berechtigt, den Hirfchfänger und 
die Abzeichen der Königlichen Foritichugbeamten (den Adler an der Kopfbededung, 
die Wappentnöpfe und Die ne nüre) zu tragen. 

16. Sechs Wochen vor Ablauf des Urlaubs Haben fich die Jäger zu enticheiden, 
ob fie in den Forſtdienſt zurücktreten oder auf weitere Erdienung von Forverforgun g⸗ 
anſprüchen verzichten wollen (ſ. 8 10). Im erſteren Falle hat der Jäger mit der 
Meldung über die ganze Urlaubszeit Beugniffe der Ortspolizeibehörde über ſeine 
Führung der Jäger⸗Kompagnie einzureichen. 

17. Die in nicht berufsmäßiger Veſchaftigun zurückgelegte Dienſtzeit gilt zwar 
für die Anerkennung zur —— wird aber bei der Penfionierung nicht in 


Anrecun ebracht. 

18. ährend bes Urlaubs haben die Jäger ſtets deſſen eingedent zu fein, daß 
fie Angehörige des Jägerkorps find und daher, wenn fie in ine Yührung oder 
fonftigen Berhalten zu erheblichen Tadel Beranlaffung goan, ihre jofortige Einziehung 
zum aktiven Dienft oder ftrafweife Überführung zur Klaſſe B zu gewärtigen haben. 


Notierung bei einer Regierung. 
‚..85. 1. Die Jäger der Klaſſe A müfjen vor Ablauf des letzten aftiven Dienft- 
jahres Ihre Notierung bei einer Regierung, einem Bezirkspräfibium oder der Hof: 
fammer bewirken. 

2. Unmittelbar nad) der Entlafjung aus den aktiven Milttärdienft hat der Jäger 
Militärpaß und Milttärführungszeugnis der Regierung, die ihn notiert hat, ein- 
zureichen. Dieje vermerkt auf dem Bo, warn die Meldung bei ihr erfolgt ift, und 
gibt die eingereichten Militärpapiere dem Jäger zurüd. _ 

3. Die notierten Säge werden, foweit ſich Bier u Gelegenheit bietet, im König⸗ 
lichen Yorftdienft gegen Gewährung zuläffigen Befoldung nad) Maßgabe ihrer 
Befähigung und tunlichft fortdauernd beichäftigt. Unter gleich geeigneten Jägern wird 
dem früher notierten der Vorzug gegeben; jedoch können die im Gemeinde, AUnftalts- 
oder PrivatsForftdienit Befchäftigten übergangen werden. 

4. Auf verheiratete Jäger kam feitend der Regierungen keinerlei Nüdficht 
genommen werden. Unter Umftänden kann Die Serheirahung — Veranlaſſung ſein, 

aß ein ſolcher Jäger im Staaisforſtdienſte zeitweiſe nicht beſchäftigt wird. 


Verpflichtung zur Annahme einer angebotenen Beſchäftigung. 

8 6. 1. Die Reſervejaäger Air verpflichtet, jede ihnen von der Regierung, bei 
der fie notiert find, angebotene Beichäftigung, einſchließlich des Dienftes in den vom 
un verwalteten Stiftsforften, mit der Hr ihr Dienftalter beftimmten Befoldung 
anzunehmen. 

" 2. Zur Beichäftigung im Staatsforftdienfte gehört auch die als Schreibgehilfe 
eines Königlichen Oberförfters; Hierbei ift jedoch eine das Dienftalterseinkommen um 
6 Mark monatlid) überfteigende Befoldung zu zahlen und dafür zu forgen, daß Die 
Jäger gleichzeitig im praltiſchen Sorfidientte beichäftigt werden. 

3. Die freie Station, die von einem Königlichen Oberförfter oder Forſtmeiſter 
dem von ihm als Schreibgehilfen befchäftigten Reſervejäger gewährt wird, kommt mit 
30 Mark auf die monatliche efoldung in Unrechnung. 

4. Werben die Jäger im Staatsforftdienft nicht befchäftigt, jo haben fie das 
Necht, bis gu ihrer Finberufung eine Beichäftigung im Gemeinde⸗, Anſtalts⸗ oder 
Brivatdienfte anzunehmen; zur Übernahme einer folder fönnen fie auf ihren Autrag 
auch von der Regierung aus einer Befchäftigung im Staatsforftdienfte entlafjen werden 


(. auch 84,11)- 


Übergang in einen anderen Bezirk. 

8 7. Die Nefervejäger find befugt, fich bei der Regierung, bei der fie notiert 
find, abzumelden und bei einer anderen notieren zu laſſen. — bedürfen ſie nur 
dann der Genehmigung der erſteren Regierung, wenn fie eine Bejchäftigung tm Staats⸗ 
dienst innehaben oder ihnen eine ſolche angeboten worden tft. u. und Wieder: 
anmeldung haben unter Einreichung des Militärpafjes und Milttärführungszeugniffes 
zu gefchehen. 
Die Förfterprüfung. 

8 8. 1. Die Refervejäger der Klaſſe A haben im Degirt der Regierung, bei 
der fie notiert find, nach Vollendung des achten, aber vor Ablauf des elften Dienft- 
jahres die Förfterprüfung abzulegen. Wenn befondere Umftände dies nen machen, 
kann die Regierung die Förfterprüfung jo weit hinausfchieben, daß die Anſtellung als 
Förſter unmittelbar folgt. WUußerftenfall3 Tann die Prüfung mit einer Unftellung 
auf Probe verbunden werden. 

2. Die Prüfung ift im allgemeinen in einer Königlichen Oberförfterei abzulegen. 
Die Ablegung der fung in einer Gemeinde», Unftalt3- oder Privatforftitelle Tann 
von dem Oberforftmeifter genehmigt werden. 

Sol 3. De am orberung zur Üblegung der Prüfung Bat der Prüfling pünktlich 
olge zu leilten. 

4. Hat zwar die Prüfungsbeichäftigung, aber nicht die gefamte Prüfung ein 
genügen e3 Ergebnis ee o Tann die mündliche und fchriftliche Prüfung einmal, 

er nur binnen Jahresfriſt, wiederholt werden. | 

5. über —— An Ergebnis der Förfterprüfung wird von der Regierung 
in dem Militärpaß ein Turger Vermerk gemacht. 

6. Aktive Oberjäger der Klaſſe A brauchen fich der Görterprüfung nicht vor dem 
Ausfcheiden aus dem Militärdienite zu unterwerfen. Das Ergebnis ihrer Prüfung 
wird auf dem Forftverforgungsichein Durch die Regierung vermerkt. 

7. Aorpsläge, die wegen Snvalidität aus dem aktiven Dienft ausfcheiden und 
im unmittelbaren Unfchluß hieran den Forftverforgungsichein erhalten, oder denen der 
Schein wegen eingetretener Feld» und Garnifondienftunfähigfeit bei Ausübung des 
Staats oriiienus- oder Sagdpolizeidienfte8® vor WUblegung der Förfterprüfung erteilt 
wird, haben die Prüfung erjt nach Dem fang des Forſtverſorgungsſcheines abzulegen. 


Entlaffung aus der Klaſſe A. 

8 9. 1. Meldet fi der Jäger der Klaſſe A nicht vor Ablauf feines letzten 
aktiven Dienftjahres bei einer Regierung, lehnt er eine ihm angebotene ee atrigung 
im Staatsforjtdienft ab, fcheidet er aus einer folchen ohne Genehmigung der Regierung 
aus, kommt er der Uufforderung zur Ublegung der Yörfterprüfung nicht nad, oder 
befteht er biele en: nicht, fo ift er aus der Jägerklaſſe A zu entlafien. 

2. Die Entlafjung kann ferner erfolgen, wenn der Jäger im aktiven Dienft oder 


im Neferveverhältnig in feinen Leiftungen nicht befriedigt oder durch feine Führung 


zu erheblichen Tadel Anlaß gibt. 
3. Auch die Nichtbefolgung diefer Beftimmungen kann die Entlaffung aus der 
Klaſſe A zur Folge haben. 


VBerzichtleiftung auf Forjtverforgung. 

8 10. 1. Die Erklärung der VBerzichtleiftung auf Forftverforgung muß bei der 
Kontrollitelle oder, wenn der Berzichtleiftende fich bei der Truppe befindet, von ber 
Jäger-⸗Kompagnie in Form einer Verhandlung aufgenommen werden. 

2. Korpsjäger, die fid) im Auslande befinden, haben die Erklärung eigenhändig 
ir fchreiben und von einer öffentlichen, zur Führung eines Dienftfiegel3 berechtigten 

ehörde befcheinigen zu laſſen. 

3. Die Aufhebung der eingegangenen Verpflichtung verfügt die Inſpektion der 
Jäger und Schüben. 
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4. Eine jolche Entfcheidung ift nicht rüdgängig zu machen. Der einmal Entlaffene 
Hr auf jpätere Wiederaufnahme in die Zahl der auf Forftverforgung dienenden Jäger 
nicht zu rechnen. 

5. Nach ergangenem Mobilmachungsbefehl oder Per bereit erteiltem Geftellungs- 
befehl zum aktiven Dienft werden Verzichtleiftungen nicht mehr angenommen. 

6. Die eingegangene Verpflichtung fchließt eine Nüdfichtnahme auf private Ber: 
ülkmife der Jäger der Klaſſe A und die Anwendung der allgemeinen gefeglichen 

eflamationsgründe aus. 

Den Korpsjägern wird daher empfohlen, die Aufhebung der Verpflichtung recht- 
zeitig zu beantragen, wenn dieſe ihnen bei geficherter Zukunft im Brivatdienite 
—— erſcheint, und bei der Annahme von Privatſtellen möglichſt auf eine 
lebenslängliche Anſtellung Bedacht zu nehmen. 


Auswanderung, Auslandsurlaub. 


8 11. 1. Den auf Forſtverſorgung dienenden Jägern darf die Auswanderungs⸗ 
erlaubnis nur erteilt werden, nachdem fie von der Inſpektion der Jäger und Schüßen 
zur Jagerklaſſe B übergeführt worden find. 

2. Auslandsurlaub über vier Monate ift bei der Kompagnie zu beantragen. 
Der Untrag k. an da3 Bataillon weiterzugeben, das die Entfcheidung der Infpeftion 
der Jaäger und Schützen herbeiführt. \ 

3. Die Unerlennung zur Forftverforgung erfolgt nur auf Grund des Schluß- 
geugrijles einer inländijchen Behörde (im Paatlihen Intereſſe erfolgte Beurlaubungen 
ind Ausland bilden eine Ausnahme). annfchaften, die zur Anerkennung ihrer 
Ansprüche heranftehen, können daher im allgemeinen Urlaub ins Ausland für längere 
Zeit nicht mehr erhalten, wenn fie nicht die Ausficht auf Forftverforgung aufgeben 
wollen. In legterem Falle haben fie mit dem Urlaubsantrage eine Verzichtleiltungg- 
verhandlung (f. 8 10) einzureichen. 

4. Wer ohne Beachtung diejer Vorfchriften fih ind Ausland begibt oder über 
den erteilten Urlaub dort verbleibt, verliert die Ausficht auf Forftverforgung. 


Berheiratung der Korpsjäger. 

8 12. 1. Die Korpsjäger werden vor dem Eingehen einer Ehe, folange fie eine 
eficherte Lebensſtellung noch nicht erworben haben, gewarnt. Die Berheiratung in 
Der Stellung als Hilfgauffeher muß, wenn genügende eigene Dlittel zur Bejtreitung, 
des Haushaltes nicht zur Verfügung ftehen, ald ein Leichtfinn angefehen werben. 

2. Bur Einholung einer Hetrat3erlaubnis find weder die im Staatsforjtdienft 
noch die anderweitig befchäftigten Reſervejäger verpflichtet. Sie haben indeilen 
fowohl von der beabfchtigten wie von der erfolgten Verheiratung der Regierung, bei 
der fie notiert find, jofort Meldung zu erfitatten (f. 88,, und $ 5,,). 


Befugnis zum Waffengebraud; Dienftlleidung und Dienftabzeidhen. 
13. 1. Wird ein Nefervejäger nad; Borfchrift des Forſtdiebſtahls-Geſetzes 
vom 15. April 1878 gericht beeiben fo erhält er Dadurch die Befugnis zum Waffen» 
ebrauch nach dem Geſetz vom 31. März 1837, fofern er im ftaatlichen Dienfte als 
—— — 343 wird. Bei einer Beſchäftigung im Kommunal⸗ und 
Brivatdiehfte erlangt er die Befugnis zum Waffengebrauh nur dann, wenn ihm 
außerdem von dem Kommandeur des Jäger-Bataillons das Befähigungszeugnis zum 
Waffengebrauc erteilt wird. 
2. Für Reſervejäger, bie 12 eines Mißbrauchs dieſes verantwortungspollen 
Rechtes Gubig machen, wird die Entlaſſung zur Klaſſe B unnachſichtig verfügt werden. 
3. Nach 5 2 des Geſetzes vom 31. März 1837 müſſen die Forſtbeamten, um 
fi der Waffen bedienen zu bürfen, in Uniform oder mit einem amtlichen Abzeichen 
(3. B. Adler an der vorfchriftgmäßigen Kopfbededung) verfehen fein.*) 


*) Dur) daß Uniformsreglement vom 9. Dezember 1868 (Beftimmung Bei D7) und 8 11 ber Forſter⸗ 
Dienhtinftruftion vom 23. Oftober 1868 iſt daß Tragen ber Uniform vorgefchrieben. 


76 I. Erwerb. d. Anſtellungsberecht. f. d. Staats⸗ u. Kommunal-⸗Forſtſchutzdienſt. 


4. Im Staatsforftdienit beichäftigte Aefervejäger der Klaſſe A, Foriturlauber 
und forftverforgungsberecdhtigte Anwärter find berechtigt, Die für Die Königlichen 
Forſtbeamten vorgefchriebene Uniform zu tragen. Dagegen bejigen diejenigen Jäger Der 
Klaſſe A, die, zu nicht berufsmäßiger Beichäftigung beurlaubt, im Kommunal» oder 
Brivatforftdienft berufsmäßig —28— ſind, nicht die Berechtigung, dieſe Uniform 
— auch nicht einzelne Abzeichen, z. B. den Königlichen Adler an der Kopfbedeckung — 
u tragen. Eine Ausnahme bilden nur Diejenigen der Genannten, welche in Kommunal: 
Seiten mit amtlichen Funktionen von feiten der Regierungen kommiſſariſch beauftragt find. 

5. Dienftbelleidung oder Wbzeichen der im Gemeinde oder Privatdienit 
beichäftigten, zum Waffengebrauch berechtigten Forftbeamten find von der anftellenden 
Behörde gemäß Snftruftion vom 21. November 1837, 88 7 und 8, zu beftimmen und 
müffen der zuftändigen Polizeibehörde (Landrat) mitgeteilt werden. 


Erteilung de3 Foritverforgungsscheines. 


8 14. 1. Die Erteilung des Forſtverſorgungsſcheines wird vom Bataillon bei 
der Inſpektion der Jäger und Schützen beantragt. 

2. Der Refervejäger hat bis zum 1. März des Sahres, in dem er den Forſt⸗ 
verſorgungsſchein zu erwarten hat, bei der Regierung, von der er notiert ift, Die 
Ausfertigung des für die Anerkennung zur —— erforderlichen Schluß: 
geugnälles zu beantragen. Die in den Dienjt einer anderen Staatöverwaltung oder 

es Neiche8 beurlaubten Ae]eroejäger ftellen bielen Antrag durch Bermittelung ihrer 
Derzeitig vorgefehten Behörde. Lebtere ift gi eich um elf ung einer &uberum 

über die fittliche, förperliche und, fall3 der Nefervejäger forft ih beihäftigt ift, aud) 
forftliche Sefäigung des Antragftellerd zur Verwendung im Staatsforftdienit zu bitten. 

3. Die Regierung gen t die Beicheinigung: "Dap dem Jager die fittliche, 
fürperliche und forftliche Befähigung zur Verwendung im Staatzforjtdienite beimohnt“, 
dem Bataillonslommandeur zu oder teilt dieſem die der Ausſtellung der Be— 
fcheinigung entgegenftehenden Gründe mit. Dem Jäger gibt die Regierung von Der 
Gewährung, zeitweilen VBorenthaltung oder Verſagung der Beicheinigung Kenntnis. 

4. Leib» und ofäger Geiner Majeftät des Kaiſers oder der Röninlichen Prinzen 
fönnen beim Ablauf der zwölfjährigen Dienftzeit auch ohne dieſe Bejcheinigung den 
Forftverforgungsichein erhalten. 

5. Iſt ein Refervejäger der Klaſſe A gegen die fchriftliche Erklärung, durch Die 
Unftellung feine Forſtverſorgungsanſprüche als erfüllt zu betrachten, auf einer 
Gemeinde: oder Unftaltöforftbeantenftelle feſt angeftellt, fo wird für ihn ein Forſt⸗ 
verforgungdfchein nicht ausgeftellt. 

6. Daß der Untrag auf Ausfertigung der Befcheinigung (f. Ubi. 2) geftellt 
ift, Bat der Jäger bi3 zum 15. April der Kompagnie zu melden un get 
nah Muſter 1*) jämtliche Bezirke Preußens (einfchl. Hoflammer) oder Elſaß— 
„othringend in der Reihenfolge feiner Wahl für die Notierung anzugeben. Cine gleid): 
zeitige Meldung zur Notierung in preußifchen und elfaß-lothringischen Bezirken ift 
nicht ftatthaft. Bei Nejervejägern, die zur Zeit dev Augftellung bes Forftverforgungs- 
fcheines bereit3 zwei Jahre im Staatsforjtdienft des Bezirks, in dem fie notiert zu 
werden wünſchen, befchäftigt fein werden, genügt Angabe biefes einen Bezirks. 

7. Die Einreihung der Notierungswünfche \ Abſ. ji und eines felbit: 
gefriebenen Lebenslaufs der in einer Schugtruppe dienenden Korpsjäger veranlaßt 
as Bataillon. Diefes reicht feinerzeit den Forſtverſorgungsſchein nebit Lebenslauf 
der Regierung ein und macht dem Betreffenden hiervon Mitteilung. 


Abrechnung erlittener Freiheitsſtrafen. 
8 15. Die Zeit einer Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Vothen kommt bei der 
amötährigen, zur Erwerbung von Forftverforgungsanfprüchen erforderlichen Dienftzeit 
im Jägerkorps nicht in Anrechnung. 





2) Das Mufter 1 entfprigt dem Mufter K zu den Beftimmungen vom 1. Oktober 1908; e dieſes. 
Die elſaß⸗lothringiſchen Bezirke find in dem Notierungsgefuh nicht mit Biffern, fondern mit Ss erelfahr, 
„Unterelfaß" oder Lothringen“ zu bezeichnen. 
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Ausfcheiden aus dem Jägerkorps. 

8 16. 1. Nach Erfüllung der übernonmnenen Dienftverpflichtungen fcheiden die 
Jäger der Klaſſe A aus dem Sagerforpa aus und treten zur Lan wehr 2. Aufgebots 
über. Als Ausweis über die im Jägerkorps abgeleitete Dienftzeit dient der Militärpaß. 

2. Rad) Empfang des Forftverjorgungsfcheines haben die Jäger jede Veränderung 
ihres Aufenthalt3ortes fofort der Inſpektion der Jäger und Schüben ummittelbar, 
nicht durch Vermittelumg des Bezirkskommandos, anzuzeigen. Auf allen Eingaben 
ift Kahrgang und Nummer des Forftverforgungsfcheined anzugeben. 


Schlußſatz, betreffend das gejamte Jägerkorps. 

8 17. 1. Da die Korpsjäger auch während des Reſerveverhältniſſes in naher 
Beziehung zu ihrer Waffe bleiben, haben fie Den Offizieren der Jägerwaffe wie den 
Oberjägern bei jedem Zuſammentreffen — aud in ZSivilkleidung — die erforderliche 
Achtung d erweifen. \ 

2. Es it P it jedes einzelnen, die Ehre und den guten Auf des Jägerkorps 
unter allen Umpftänden Hoch zu Hg fowohl durch eigene age Führung, durch 
ſparſamen, nüchternen, ſtreng —* en Lebenswandel, raftlojen Berufseifer, verbunden 
mit unerjchütterlicher Wahrheitsliebe, wie auch in dem Beitreben, den Kameraden 
mit Rat und Tat beizujtehen. 

3. Korpsjäger, Die diefen Pflichten genügen, können verfichert fein, Daß Die 
Inſpektion der Jäger und Schüten in Gemeinjchaft mit den Yäger-Bataillonen und 
⸗Kompagnien für ihr FZortlommen eintreten, die ihnen „erh ft in Ausficht geftellten 
Ynfprüde feinerzeit gewifjenhaft anerkennen und die zur orgung Anerkannten in 
ihrer Anſtellungsberechtigung nachdrüdlichit ſchützen wird. 

Gegen diejenigen aber, die fi) den Pflichten und dem artergebrarhten Geift 
des Jägerkorps nicht zu fügen verftehen, wird die Inſpektion zum Vorteil aller, die 
fich dienftlich und fittlich tadellos führen, mit Strenge vorgehen und ungeeignete Leute 
unnachſichtig aus dem Korps entfernen. 


— — — — — — — 


Auige 6. Dorichriften für die Sörſterprüfung. 
(8 23, der Beftimmungen über Vorbereitung und Anftellung im Königlichen 
Forſtſchutzdienſt vom 1. Uftober 1905.) 


Zwed der Prüfung. Maß der Anforderungen. 

8.1. Die Förfterpräfung foll die Befähigung zu künftiger Unftellung als Förſter 
feititellen. Zum Beftehen diejer Prüfung ift es erforderlich, daß der Prüfling die⸗ 
jenigen Eigenfchaften, Kenntniſſe und Fertigkeiten darlegt, die die Dienjtinftrultion 
für die Königlichen Förſter verlangt. 


Teile der Prüfung. 
2. Die Förfterprüfung beiteht: 9 
F in einer mindeſtens ſechsmonatigen Beſchäftigung als Forſthilfsaufſeher 
(Prüfungsbeichäftigung), 
b) in einer ſchri den und 
c) in einer mündlichen Prüfung. 


Beit und Drt der Ausführung. 
8 3. 1. Diejenige Regierung (Hoflammer), bei welcher der Jäger notiert ift, 
hat, fobald ſich nach Vollendung des achten Dienftjahres geeignete Gelegenheit zu der 
fungsbefchäftigung ermitteln läßt, tunlichit, aber ſpäteſſens gegen Ende des zehnten 
ienftjiahres, die Ausführung der Förſterprüfung von Amts wegen zu veranlaflen. 
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Für die Wahl des Prifungsorted find Die Sarihriften des 5 23 Abſ. 7 bis 10 
der Beſtimmungen vom 1. Oktober 1905 maßgebend. 

2. Der Beginn der Prüfungsbeſchäftigung tft tunlichit in die eriten Monate des 
Wirtfchaftsjahres zu legen. 


Prüfungsbefhäftigung als Hilfsaufjeher. 

8 4. 1. Der Oberforftmeifter Hat den Prüfling mindeſtens vier Wochen vor dem 
zum Beginn der Brüfungsbefchäftigung beftinmten Termin anzumweifen, wann und bei 
welchem Oberförfter er fich perfönlich zu melden Hat, und zugleid) diefen Dberförfter 
mit Unweifung zu FAR Leiftet der Jäger der Aufforderung nicht pünktlich Folge, 
fo bat der Oberförfter folches der Regierung anzuzeigen, welche dann nach Vorfchrift 
des 5 24 der Beſtimmungen vom 1. Oktober 1905 verfährt. 

2. Den rechtzeitig fich einfindenden Prüfling Hat der Oberförſter als Forſt⸗ 
hilfgauffeher zu bejchäftigen und ihm dabei die felbjtändige Wahrnehmung aller 
Hörftergefchäfte in mindeftens einem Holzfchlage von angemefjenem Umfange, fowie 
bei mindestens einer größeren Kultur, tunlichit aber bet verfchiedenen Kulturen (Saat 
und Pflanzung), zu übertragen, auch, wo ſich Gelegenheit dazu ermitteln läßt, die 
Ausführung von Durchforftungen, Läuterungshieben und Wegebauten aufzugeben. 


Kontrolle während der Beihäftigung Prüfungsakten. 

8 5. 1. Der Oberföriter hat die Leiftungen des — ſowohl beim Soritiänpe 
als auch bei den Hauungen und Sulturen, fowie deifen gelamtes Verhalten forgfältig 
zu beobadıten und jeine Wahrnehmungen und Urteile, jo oft fi dazu Veranlaſſung 
ergibt, jedenfall aber am Schluffe jeden Monats, und außerdem bei der Ubnahme 
der dem Prüfling überwiejenen Schläge und Kulturen oder fonftigen Wrbeiten in 
einem Wltenhefte zu verzeichnen, welches unter der Aufſchrift: „Prüfungßaften des 
Jägers N.” anzulegen und vom Oberförfter geheim unter eigenem Berufe zu halten 
ift.*) Die dem Prüfling zugeteilten Schläge, Kulturen und fonftigen Arbeiten jind 
darin nach Ort, Urt und Umfang befonder zu verzeichnen. So oft während der 
Prufungszeit ein höherer Sorgeichter im Revier anwefend ift, hat der Oberförfter 
dieſes Aktenheft demfelben zur Einficht und erforderlichenfalls Beifügung feiner eigenen 
Wahrnehmungen und Bemerkungen vorzulegen. 

2. Uuch dem Regierungs⸗ und Forſtrat und dem Oberforſtmeiſter liegt es ob, 
bei Unmefenheit auf dem Reviere von dem Verhalten nnd den Leiftungen des 
Prüfling! durch Revifion feiner Schläge, Kulturen und Bücher Kenntnis gu nehmen. 

3. Das Augenmerk tft hauptſächlich darauf zu richten, daß ein völlig begründetes 
Urteil über Die Zuverläffigfeit, die körperliche Rüftigkeit und Ausdauer und die forft- 
technifche Tüchtigfeit des Prüflings, fowie über feinen Fleiß und Dienfteifer und fein 
AR e für die Waldgejchäfte erlangt wird. Alle He Kehtider ufzeichnungen 

nd in den Prüfungsakten niederzulegen. Wenn fich zu erheblicheren Wusftellungen 
Veranlaffung ergeben follte, fo iſt dem Prüfling darüber protofollarifch Vorbalt zu 
machen und jede Derartige Verhandlung zu den Prüfungsalten zu bringen. 

4. Sollte der Oberförfter nach Ablauf der für die Prüfungsbefchäftigung feſt⸗ 
gejetten Zeit ein genügendes Urteil über den Prüfling nd Soc noch nicht er» 
langt Haben, fo hat er durch einen an den Megierungd und Forſtrat und Ober⸗ 
— gerichteten Bericht unter Angabe der Gründe eine Verlängerung der 

rüfungsbeſchäftigung zu beantragen. Eine hiernach vom Oberforſtmeiſter an⸗ 
uordnende Fortſetzung der Prüfungsbeſchäftigung iſt jedoch fo zu bemeſſen, daß die 
rüfungsbefchäftigung im ganzen nicht länger als 18 Monate dauert. 

Urteil über die Brüfungsbefhäftigung. 

86. 1. Nach Beendigung der Prufunasbeſchaftigung iſt vom Oberförſter zu 
den Prüfungsakten eine eingehende Beurteilung über: 


*), Wirb bie Prüfung in einer Gemeinde», Anftalts- oder Brivatforfiftelle abgehalten, fo finb bon ben 
Oberforſtbeamten wegen Fuhrung der Prüfungsatten im einzelnen Falle auch abweichend von ben Beftimmungen 
bes 8 5 folde Anordnungen zu treffen, welche mit dem zu erreihenden Zwecke im Ginflange fiehen. (M. 8. 
v. 12. 7. 1898, D. J. B. B ©. 185.) S 
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a) De \unbbeit und Körperbefchaffenheit, 

b) fittliche® Verhalten, 

c) Zuverläffigfeit und Pünktlichkeit im Dienft, 

d) Fleiß, Dienfteifer und Intereſſe für den Wald, 

e) Leiftungen beim Forſtſchutz, 

f) Leiitungen bei den Hauungen uſw., 

g) Leitungen bei den Sulturen, der Waldpflege uſw., 

h) Befähigung für das Jagdweſen 
und demnächſt ein Geſamturteil (8 11) über die Prüfungsbefchäftigung abzugeben. 

2. Diefer Außerung des Oberförfterd hat der Regierungs⸗ und Forſtrat auf 

Grund feiner eigenen Wahrnehmungen und namentlich auf Grund feiner Nevifion 
der von dem Prüfling ausgeführten Arbeiten bei den Hauungen und Kulturen und 
der von ihm geführten Nummerbücher, des Forſtrügenbuchs uf. fein eigened Urteil 
für jeden einzelnen Punkt zu a bi h, fowie ga Sefamturteil binzuzufügen. 
Schließlich hat auch der Dberforftmeifter Diejenigen Bemerkungen zuzufeben, zu denen 
er. Beranlaffung findet, fein Gefamturteil zu erteilen und ein Gefamtprädifat für 
die Brüfungsbeichäftigung nach Stimmenmehrheit der Eraminatoren feitzuitellen. 


Entbindung von der Prüfungsbeſchäftigung. 

8 7. 1. Die Prüfungsbefchäftigung als Forſthilfsaufſeher kann der Oberforſtmeiſter 
ausnahmsweiſe gang oder ienweile erlaffen, wenn der Prüfling bereit3 eine in jeder 
weaiehung vorzügliche ZTüchtigkeitt und Zuverläſſigkeit durch Leiftungen während 
längerer Bejchäftigung im Staats», Gemeindes oder Anſtalts⸗Forſtdienſte dergeftalt 
bewährt Hat, daß der Oberforitmeifter die Werantivortlichkeit für Beftattung einer 
jolden Uusnahme zu übernehmen -Lein Bedenken trägt. 

2. Wenn diefer Fall eintritt, I find die Brüfungsaften bei der Regierung anzulegen. 
Nie denjelben vermerkt der Oberforjtmeilter, während welcher Zeiten und in weldjen 

evieren die Befchäftigung, aut Grund deren die Prüfungsbejchäftigung erlaſſen ift, 
ftattgefunden Hat, und gibt außerdem eine fpezielle Äußerung Über jeden der Punkte 
a bis h des $ 6 ab. 


Schriftliche und mündliche Brüfung. 
8 8. 1. Die fehriftliche und mündliche Brüfung ift unter der Leitung des Ober» 
forftmeifterd vom Regierungs⸗ und Sorjtrat und dem betreffenden Oberförfter abzuhalten. 
2. Im Falle des 8 7 hat der Oberforftmeifter zu beftimmen, welcher Oberförfter 
u der Prüfung zugezogen, bzw. in welchem Reviere diejelbe abgehalten werden joll, 
er PBrüfungstermin wird vom Oberforftbeamten fo anberaumt, daß er die Prüfung 
tunlichft bei &elegenheit einer Mevierbereifung abhalten fann. Die Prüfung Tann 
fowohl während der Dauer der Prüfungsbeichäftigung, als aud) erit nach deren 
Beendigung abgehalten werden, letterenfall3 ift aber die Sclußprüfung, wenn 
irgend tunlich, binnen acht Wochen nad) dem Ende der Prüfungsbefchäftigumfg aus⸗ 
zuführen. Die Wörifehbe Brüfung Tann von der mündlichen getrennt zu einer anderen 
Beit als dieſe abgehalten werden. 


Die ſchriftliche Prüfung. 

8 9. 1. Mit Abhaltung der fchriftlichen Prüfung kann der Oberforjtmeifter den 
Regierungs⸗ und Forſtrat beauftragen. 

2. Diefe Prüfung befteht in der unter Wufficht des Oberförfter8 zu bewirkenden 
ſchriftlichen Löfung einiger innerhalb des Wirkungskreiſes eines Königlichen Förfters 
liegenden Aufgaben aus den Gebieten des Waldbanes, der Forſtbenutzung, des Forſt⸗ 
fchußes, des Jagdweſens und der praftifchen ne an einfchließlich des Rechnen. 

3. Die Unsarbeitungen des Prüfling find fofort zu deſſen Prüfungsalten zu 
heften, nachdem am Schluffe jeder einzelnen Aufgabe zuerjt der Oberförjter und dann 
der Regierungs⸗ und Forſtrat die Urteilsziffer (8 11) neben feiner Namensunterjchrift 
vermerkt hat, welche jeder für Die Arbeit als angemeffen erachtet. 
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4. Schließlich Hat jeder diefer beiden Eraminatoren feine Äußerung über das 
Geſamtergebnis der fchriftlichen Prüfung mit einem der im 8 11 vorgefchriebenen 
Prädifate in die PBrüfungsalten niedeszufchreiben, worauf der Oberforſtmeiſter fein 
Ürteil erteilt und ein Geſamtprädikat für die fchriftlihe Prüfung nad Stimmen⸗ 
mehrheit der Eraminatoren feftftellt. 


Die mündlide Prüfung. 

8 10. 1. Die mündliche Brüfung ift vom Oberforftmeifter, Negierungs- und Forit- 
rat und Oberförfter gemeinfchaftlich, und zwar Hauptfächlich im Walde, abzuhalten. 
Sie ift vorzugsweiſe dahin zu richten, daß erforfcht wird, ob der Prüfling eine auf 
praftifcher bung beruhente Belanntichaft mit den Waldgejchäften eines Foͤrſters fich 
erworben Hat. Die Fragen und Uufgaben werden daher fo zu wählen fein, daß Dem 
Prüfling Gelegenheit gegeben wird, feine Kenntniſſe in Unterfheidung und Benennung 
der einbeimif en Holzarten und ihrer Sämereien und Keimlinge, feine Fertigkeit im 
Sien und Pflanzen und in allen dabei auszuführenden Arbeiten und Handgriffen, 
jeine Befähigung zur Unlegung und WUnleitung der gl bauer und Sulturarbeiter, 
feine Bekanntſchaft mit der Füllung, Aufarbeitung, eng und Sortierung des 
Holzes, feine Übung im Berechnen und Anſprechen der Stärle, Ränge, des Maffen- 
und Sortimentsgehaltes einzelner liegender und itehender Stämme darzulegen, ferner 
zu zeigen, daß er bei Handhabung des Forftfchuges fachgemäß zu handeln, dab er 
Wildfährten richtig auzufprechen verfteht und mit den wichtigften Regeln und Vor⸗ 
Schriften für die Ausübung der Jagd und des Jagdſchutzes befannt ER 

2. Nach Beendigung der mündlichen Prüfung ift die Anſicht eines jeden 
Eraminatord über deren Gejamtergebnis in einer kurzen Verhandlung zu den Prüfungs⸗ 
alten zu vermerken und fchlieglich ein Gejamtprädikat für die ganze mündliche Brüfung 
nad Stimmenmehrheit der Examinatoren feitzuftellen. 

3. Wenn der Oberforjtmeiiter zugleich auch die Funktionen des Regierungs⸗ und 
Forſtrats in der betreffenden Oberförfterei wahrzunehmen Hat, und folchenfalld aljo 
nur zwei Eraminatoren vorhanden find, fo ift im Falle der Meinungsverjchiedenheit 
die Stimme des Oberforftmeiiterd Hier wie aud) bei dem Urteil über die Brüfungs- 
beſchäftigung und über die fchriftliche Prüfung die entjcheidende. 


Abſtufungen der Urteile. 
$ 11. Alle Urteile bei der Förſterprüfung find nur in folgenden Abſtufungen 
zu erteilen: 
1. vorzüglid), 
2. gut, 
3. genügend, 
4. nicht genügend. 


° Schluß der Prüfung Gejanturteil. 

8 12. 1. Wenn alle Teile der Förfterprüfung beendet find, hat zuerit der Ober- 
förjter nach dem Gefamtergebnis der ganzen Prüfung und nach dem Gejamteindrud 
feiner Wahrnehmungen über das Verhalten und die Kenninifje des Prüflings fich zu 
äußern, ob er denjelben zur fünftigen Anftellung al3 Königlichen Förfter vorzüglich, 
gut, genügend oder nicht genügend geeignet erachtet. Mit diefem Urteil geben die 
Prüfunggaften an den Regierungs- und Forftrat und werden von diefem, nach Bei- 
fügung feines Urteils, dem Oberforjtmeifter vorgelegt, welcher endlich gleichfalls fein 
Ürteil darin niederfchreibt und das Schlußergebnis feititellt. 

2. Das leßtere darf unbedingt nur mit einem der im 8 11 vorgefchriebenen 
Prädikate ausgefprochen werden. 

3. Die Frage, ob der Prüfling überhaupt beftanden (Urteil 1 bis 3 im $ 11) 
oder nicht beftanden (Urteil 4) Hat, wird nad) Stünmenmehrheit der Urteile der 
—— entſchieden, ſofern nicht auch hier nach dem Schlußſatze des 8 10 zu 
verfahren iſt. 
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4. Ob einem Prüfling, welcher hiernach die Brüfung beftanden bat, das fchließliche 
Gefamturteil vorzüglich, gut oder genügend zu erteilen ift, bleibt in jedem Falle der 
Enticheidung des Oberforſtmeiſters vorbehalten. 

5. Hat zwar die Prüfungsbeichäftigung, aber nicht die gefamte Prüfung ein 
genügendes Ergebnis gehabt, fo ift nach Stimmenmehrheit Ex entfcheiden, ob Die 
mündliche und fchriftliche Prüfung wiederholt werden darf. Die Wiederholung darf 
nur einmal, und zwar binnen Jahresfriſt, erfolgen. 

6. Eine Wiederholung der gefamten Prüfung ift unzuläffig. 


Geſamtprädikat „vorzäglid“. 

8 13. Das Gefamturteil A darf nur erteilt werden, wenn Der Prüfling, 
bei völlig tadellofem dienftlichen und außerdienftlichen Verhalten im allgemeinen, eine 
über dad Maß der gewöhnlichen Elementar-Schulfenntniffe Binausgehende allgemeine 
Bildung gezeigt, weiteliofe Zuverläffigleit, ausdauernden Fleiß und Tebendiges 
nterefie für den Wald und die Waldgeichäfte bewährt, durch feine Leiftungen beim 
gorftichuße, den Hauungen und Kulturen völlig befriedigt und in der mündlichen 
Prüfung das Gefamtprädilat „vorzüglich” erhalten Hat. 


Geſamtprädikat „nicht genügend”. 
8 14. Ohne für andere Fälle dem Beſchluſſe des Prüfungsausfchuffes vorzu- 
greifen, muß das Gejamturteil auf „nicht genügend“ Tauten: fungeaus] 

a) wenn nad) dem einftimmigen Urteile aller Eraminatoren der Prüfling nad) 
feiner Geſundheits⸗ und Körperbefchaffenheit den Unforderimgen des Forſtſchutz⸗ 
dienftes für einen Schugbezirt von mittlerem Umfange und gewöhnlichen Ver⸗ 
bältnifjen au genügen fich —A Sr zeigt; oder 

b) wenn der fling durch feine Führung zu jo erheblichem Tadel Anlaß gibt 
oder in feinen Leiftungen bei der Prüfungsbeichäftigung fo ungenügend jich 

eigt, daß die Regierung nad) 8 24 der Beitimmungen vom 1. Oftober 1905 
feine Entlaffung aus der ägerklaffe A zu befchliehen fi) veranlagt findet. 
In diefem Falle bedarf e3 der Wbhaltung der fchriftlichen und mündlichen 
rüfung, wenn folche nicht fchon beivirkt if, nicht mehr. 
Endlich ift das Prädifat „nicht genügend” zu erteilen: 

c) wenn das Geſamtergebnis der Förfterprüfung die Überzeugung begründet, daß 
der Prüfling den Wirkungskreis eines Königlichen Förſters, wie **— durch 
die Dienſtinſtruktion beſtimmt wird, nicht völlig genügend ausfüllen werde. 


Nüdtritt vor der Brüfung. 


8 15. Wenn ein Brüfling vor völlig beendeter Prüfung von derfelben zurüd» 
tritt, bzw. aus der Prüfungsbefchäftigung freiwillig ausfcheidet, jo ift die Prüfung 
als nicht genügend beftanden anzufehen. 


Mitteilung und Notierung des Prüfungsergebniffes. 


8 16. 1. Nach fchließlicher Feſtſtellung ift das Ergebnis der Prüfung dem 
Bräfling bekannt zu machen und in der Lifte der Nefernejäger (vgl. 8 25 der Be: 
flimmungen vom 1. Oltober 1905) zu notieren. Auf dem Militärpafje ift zu vermerken: 

Die Hörfterprüfung ift in der Beit vom .......... BB ..2.2. 22220. 
in ber el Öemeinber, Anftalts-) Oberförfterei . .. - -.... -. abgelegt und 

vorzüglich, gut, genügen 
er genügend \ ) beſtanden. 
......... ‚pen | ı BEER 


2. Iſt eine „ieberpolun der Prüfung geitattet worden (8 12), fo wird bier- 
über ein kurzer Vermerk in der Lifte der Refervejäger der Klaſſe A und auf bem 
Militärpaſſe angebradit. 


Nadtke, HSanbönd. 4. Aufl. 6 
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3. Wenn das Gefamtprädifat endgültig auf „nicht genügend” Tautet, hat Die 
Regierung nach) Maßgabe des 8 24 der Beſtimmungen vom 1. Oftober 1905 Die 
Entlaffung des Jägers aus der Klaſſe A zu veranlafien. 


Bewährung von Vergütungen für die Prüfungsbeichäftigung. 

8 17. 1. Wird die Prüfung in einer Königlichen Oberförfterei erledigt, fo find 
während der Prüfungszeit die dem Dienftalter entiprechenden Tagegelder und bas 
für Hilfgjäger zuläffige Brennmaterial gu gewähren. 

2. Für die Zureiſe und Rückreiſe Tann eine Vergütung nicht bewilligt werden, 


Sörfterprüfung für Forftverforgungsberecdhtigte. 

8 18. 1. Wenn die Förſterprüfung erſt nach Erlangung des Forftverforgimgs- 
ſcheines abgelegt wird, fo ift diefelbe nach den vorftehenden Borfchriften auszuführen 
und der Vermerk über das Ergebnis in den Forftverforgungsfchein und die Lifte ber 
Horftverforgungsberechtigten einzutragen. Die Beitinnmungen des 8 17 finden finn- 
gemäße Anwendung. Bei nicht genügendem Ausfalle der Prüfung hat Die Regierung 
nah Maßgabe des 8 35 Abſ. 1b der Beitimmungen vom 1. Dftober 1905 den 
Horitverforgungsberechtigten feiner Unfprüche für verluftig zu erklären. 

Degen der Verbindung der Yörfterprüfung mit der Probedienftzeit vergleiche 8 23 
Ubi. 1 der Beitimmungen vom 1. Dftober 1905. 


Berlin, den 1. Oktober 1905. 


Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forften. 
v. Podbielski. 


II. 
Dienftpflichten der Rorſtſchutzbeamten. 


— — — — 


Dienft-Inftruktion 


für die 
Königlich Preußiſchen Förfter 
vom 23. 10. 1868. 


IJ. Allgemeine Berpflidhtungen. 
Dienftpfliht im allgemeinen. 
81. Jeder FHorftbeamte Hat fi mit den Pflichten, welche ihm fein Umt auf» 
erlegt, genau befannt zu machen. Mit dem Eintritte in das Amt übernimmt er zu⸗ 
leich die volle Verantwortlichkeit für die pünktliche und vollftändige Erfüllung aller 
Feiner AUmtspflichten. Die Angabe, daß ihm irgend eine dieſer Pflichten nicht bekannt 
geweſen, kann die Folgen der Vernachläffigung oder Verlegung derjelben nicht ab» 
wenden. Insbeſondere wird aber die genaue Befolgung der nadftehenden Anitruftion 
zur Dienftpflicht gemacht. 

ı Ein jeder, dem ein Öffentliches Amt von ber betreffenden Behörde probtjorifch oder 
itiv anvertraut wird, übernimmt dadurch zugleich alle mit diefem Amt verbundenen 
ichten. Läßt er fih ein Amtsvergehen oder Amtöverbrechen zufchulden fommen, fo 
en bie darauf angeordneten Strafen ihre Anwendung, ohne Unterfchied, ob er einen 
miseid geleiftet hat oder nit. (A. E. O. v. 11.8.1832, ©. ©. ©. 204; Schl. I ©. 36.) 
2 Streitigfeiten über ben Umfang der Dienfto Ai tungen eines Beamten find von 
ber vorgeſetzten Dienftbehörbe des Beamten zu enticheiden und vom Rechtswege aus⸗ 

geichloffen. (Erf. &. 8. ®. v. 9. 3. 1877, Sl. I ©. 36.) 


Treue gegen Se. Majeftät den König und den Staat. 
© 1° Die oberſten Pflichten des Forſtbeamten find Treue und Gehorjam gegen 
e. 
hafte Beo 


sjetät den einig, ae gegen die Geſetze und Verordnungen, gewifjen- 
achtung der Verfaſſung und genaue Erfüllung aller Obliegenheiten feines 
Amtes mit Betätigung des Mutes, den fein Beruf erfordert. Er foll den Nutzen 
Sr. Majeftät des Königs und des Staates in allen Stüden fürdern, Schaden und 
Nachteil aber, foweit in feinen Kräften ſteht, verhindern. 


1 Die Beteiligung an öffentliden Demonftrationen und Wgitationen ge en die bes 
Itehende Regierung enthält eine Pflichtverlegung. (Erk O. Trib. v. 14. 9. 1863, Schl. I 
. 36.) Ä 


Ein Beamter verlettt feine Umtspflichten, wenn er eine Tätigkeit entwidelt, durch 
welche er fi mit den von der Staatsregierung vertretenen Anſchauungen und Auffafjungen 
in een fett, und welche darauf berechnet fit, im Publitum eine Mißſtimmung und 
ein Wiberftreben gegen die Durchführung jener Auffaffung hervorzurufen. (Erf. DO. Trib. 
b. 3. 10. 1864, SH. IS.) - u 

Ein Beamter. verjtößt gegen die Disziplin, wenn er bei der Öffentlichen Kundgebung 
feiner Anſichten Maßregeln der Staatsregierung hindernd entgegen tritt. (Erf. O. Trib. 
b. 6. 11. 1865, Schl. I ©. 36.) 
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Es ift neuerdings die Wahrnehmung gemacht worden, dag Staatöbeamte Petitionen 
unterzeichnet haben, welche darauf abzielen, die parlamentarifchen Körperfchaften zu einer 
ablehnenden Haltung gegenüber Regierungsporlagen oder zu einer wejentliden Abänderung 
derfelben zu beftimmen. 

Auch an Öffentlihen Berfammlungen, in denen ſolche Petitionen beraten worden 
find, Haben Staatsbeamte einen Anteil genommen, welder erkennen läßt, daß es ihnen 
nicht um eine Abwehr, fondern vielmehr um eine Förderung der gegen Regierungsporlagen 
unternommenen Agitation zu tun var. 

Ein folcdes Verhalten iſt unvereinbar mit den Pflichten eines Staatsbeamten, welche 
ihm gebieten, fich der Teilnahme an Beitrebungen zu enthalten, die darauf gerichtet find, 
der Durchführung der Regierungöpolitit Schwierigkeiten zu bereiten. 

Das Staatsminifterium hält e8 für angeseigt, bie Beamten fämtlicher Reſſorts hierauf 
mit dem Bemerken hinzuweiſen, daß die Regierung willens ijt, Diefer ihrer Auffaffung 
en unnachſichtlich Geltung zu verſchaffen. (Staat8-Dkinifterium, Beſchluß 
vb. 18. 4. 1896. 

3 In den Provinzen gemifcht-fprachlicder Bevölkerung und nationaler &egenfähe 
legt die Aufgabe der Inatöregierung, a8 beutiche National» und hreußlice taats⸗ 
bewußtfein .in der Bevölkerung zu ſtärken und lebendig zu erpalten, auch den Beamten 
des Staates und der Gemeinden, einſchließlich der Xehrer, befondere Pflichten 
auf. Neben der gleihmäßig gerechten Erfüllung ihrer Antopfichten gegenüber allen 
Bevölkerungsſchichten und der feiten Aufrechterhaltung gejeblicher un fattiher Ordnung 
und Autorität müjfen fie aud) durq ihr geſamtes außerdienſtliches und ſe bſt geſellſchaftliches 
Verhalten an der Erfüllung der einen Aufgabe mitarbeiten. Es liegt ihnen ob, 
durch ihre Borbild den vaterländifchen Geift zu fräftigen und die darauf 
gerihteten Beftrebungen ber deutfhen Bevölkerung zu unterftügen. Wo die 

elegenheit geboten ijt, fol unter Bermeidung Fühler Abſchließung eine rege, auch außer- 
dienftliche Mitwirkung bei allen berechtigten Anftrengungen zur Hebung der Wohlfahrt 
des Volkes, beutfcher Bildung und beutfcher Kultur ftattfinden. Das Staats-Minilterium - 
weit in biefer Richtung vorzugsweiſe bin auf die Begründung bon wirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften, die Bereitſtellung deutſcher, der Bevölkeruñg zugänglicher Bildungsmittel, 
die Gründung und Erhaltung patriotiſcher Vereine, die Scan efelliger ee erbegen 
puntte, die Unterftügung der in ihrer Eriftenz und deutſchen Nationalität gefährbeten 
Bevölferungsklaffen und einzelner, die Förderung von Hellanftalten und Stationen bon 
Stranfenpflegerinnen, die Yürforge für Kleinkinderſchulen und andere Erziehungs- und 
Bildungsanttalten. Dabei iſt jedes agreffive Vorgehen gegen die fremdſprachliche 
Bevölkerung zu vermeiden und den willigen Elementen ber ben die Teilnahme überall 
offen zu halten. Neben der entfchiedenen Abwehr beutichfeindlicher Beitrebungen muß ein 
verföhnlicher Geift, gerichtet auf die allmähliche Abſchleifung der beſtehenden Gegenſätze, 
dag Tun und Laflen der Beamten und Lehrer leiten. Das Staats-Minifterium weiß wohl, 
wie erfprießlich gen jet von denſelben in zahlreichen Fällen gewirkt wird, Hat aber doch 
noch einmal bei bem Ernſt der aße ausdrucklich in Erinnerung bringen wollen, welche 
beſonderen und ſchwierigen Aufgaben den Beamten und Lehrern in den bezeichneten 
Landesteilen biegen, und vertraut gern ihrer willigen und patriottichen Mitarbeit im 
Ben Ha allen ae und ftaatlih gefinnten Elementen. (Staat8-Minifterium, 

eſchluß v. 12. 4. . 

s 83 iſt die Aufgabe Meiner Minifter, Meine berfaflungömäßiigen Nechte durch 
Dewahrung gegen Er el und Berdunfelung zu vertreten, das gleiche erwarte ‚bon 
allen Beamten, welche Dir ben Amtseid geleiftet Haben. Mir liegt e8 fern, bie Freiheit 
ber Wahlen zu beeinträchtigen, aber für biejenigen Beamten, melde mit der Uusführung 
Meiner Regierungsalte betraut find und deshalb ihres Dienſtes nad dem Disziplinar: 
gelede enthoben werben Tönnen, eritredt fich die durch den Dienfteib beſchworene Pflicht 
auf Vertretung der Politik Meiner Negierung auch bei den Wahlen. Die treue Erfüllun 
biefer Pfliht werde ich mit Dank erfennen und von allen Beamten erivarten, daß fie fi 
im Hinblid auf ihren Eid der Treue non jeder Agitation gegen Meine Regierung auch 
bei den Wahlen fernhalten. (U. 8. DO. v. A. 1. 1882, Br. & U. Nr. 6. 

Einem Beſchluſſe des Staats-Minifteriums entfprechend erſuche ich, den Beamten 
meiner Derwaltung ie Ausübung des Wahlrechts am Tage der Reichstagswahl möglichit 
zu erleichtern. (M. 2. dv. 10. 6. 1808. 

Bei früheren Vahlen um Haufe er Abgeordneten ijt die Erfahrung gemacht worden, 
daß die Beteiligung der Staatsbeamten und der in ftaatlihen Betrieben beichäftigten 
Perſonen an den Wahlen eine auffallend geringe geweſen ift. Dies gibt ung Beranlafjung, 
u erſuchen, u eeignete Anordnungen dafür Sorge zu tragen, daß den Beamten bie 
Tusübung des rechtes bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaufe möglichft erleichtert 
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wird, und zu diefem Behufe nach Bedürfnis eine entjprechende Negelung des Dienftes 
ftattfindet. (5. M. u. M. J. v. 12. 10. 1898.) 


4 Beteiligung der Beamten an Bereinen. 


Alle Preußen haben das Recht, fih zu joldhen Sweden, weldde den Strafgefeßen 
nicht zumwiderlaufen, in Gefellihaften zu vereinigen. (Art. 30 der Verf. v. 31. 1. 1850.) 
— Do verſtößt e8 gegen die Pfliht der Treue gegen den König und die Dienftpflichten, 
wenn fi) Beamte an Vereinen beteiligen, welche ftatutenmäßig oder faktifch eine ber 
Staatsregierung feindfelige Tenden verfolgen und die verfafjungsmäßigen Buftände zu 
untergraben ſuchen. (M.d.%.u. F. M. v. 11. 5. 1850, Schi. IS. 37.) 

nige bon Beamten bes Reichs und Preußens gebildete Vereine haben eine 
Bedauerliche und bedenkliche Yaltung an enommen. So fern auch der Neichöregierung 
und der Preußiichen Regierung bie et liegt, den Beamten die Bildung bon Vereinen 
und Gefellfchaften zur Verbeſſerung ihrer wirtjchaftlichen Lage, zur Hebung der geiftigen 
und fittliden Ausbildung der Mitglieder und zur Förderung ierer tandesinterefjen zu 
berwehren oder fie in ihrem Petitionsrecht zu beichränfen, fo beitimmt muß doc von ben 
Kaiferlihien und Königlihen Beamten erivartet und verlangt werden, daß fie Dabei die- 
jenigen Schranken innehalten, welche für alle Beamten dürch ihren geleiftcken Eid und 
ihre amtliche Stellung gegeben find. 

Die Teilnahme an Bereinen, welche ermit in Widerſpruch ftehende ungen 
verfolgen und insbeſondere beabfihtigen, Durch den mafjenhaften Zuſammenſchluß von 
Bereinsmitgliedbern einen Drud behufs Sueiehung ihrer Forderungen auf die oberiten 
ee Staatsbehörden zu üben und Die Erreichung ihrer Forderungen nicht bon 
der Fürſorge des Reichs oder des Staates erwarten, fondern dieſelbe zu ertrogen unter- 
nehmen, deren offizielle Organe fich einer unzuläffigen und ungehörigen Sprache bedienen, 
die Unzufriedenheit fhüren, das Vertrauen zu den Vorgefegten untergraben und fogar 
durch eine fortgefeßte Herabfeßung ber Achtung vor den letteren die Disziplin gefährden, 
ift, wie die Beamten bei objektiver Prüfung feldft einfehen müfjen, für fie nicht ftatthaft. 

Die Kaiferliden und Königlichen Beamten werden, wie die Reichs- und Staats⸗ 
Regierung uverſichtlich vertrauen, aud ohne daß fie von den borgefegten Behörben auf 
die Unzu affigfeit eine folchen Verhalten? befonders aufmert am gemadt werden, ch 
bon derartigen Beftrebungen fern halten und, falls da8 Bewußtſein ihrer Beamtenpflicht 
fie vor der Teilnahme an denfelben bisher nicht ohnehin beivahrt hat, in Zukunft die 
bezeichneten Vereine meiden und die betreffenden Fachorgane nicht weiter durch ihre 
Beteiligung an denfelben fördern. 

Die Kaiferliden und Königliden Beamten mödten ihren alten Ruhm der Treue, 
der unentwegten Pflihterfüllung und der Disziplin forgfältig wahren und na hüten, 
dur unzulä ſige Agitationen auch nur den Schein zu erwecken, als wenn ſie ſelbſt 
unbewußt auf Wege gerieten, welche durch bie unausbleiblichen Folgen dem Staate und 
ihnen felbit nur zum fchwerften Schaden gereichen würben. 

Niemals mehr al8 In der gegenwärtigen Zeit, wo die Umfturzpartei an den Grund⸗ 
feiten unfere® Vaterlandes zu rütteln fucht, iſt dies eine der oberſten Pflichten aller 
öffentlichen Beamten. Sie müfjen e8 als eine Chrenpflicht erkennen, in diefer Richtung 
der Töntgstreuen Bevölkerung ein Vorbild zu fein. (Belanntmadung in Nr. 90 des 
Reichs⸗ und Staats⸗Anzeigers v. 17. 4. 1899. 

Ich darf von dem nelunden Sinne der Forſtbeamten erwarten, daß fie bon ben» 
jenigen Beitrebungen, gegen welche die obige Bekanntmachung gerichtet iſt, fern halten 
werden. Sollten wider rten gleichwohl Verftöße nach dieſer Richtung vorkommen, 
fo würde ich genötigt fein, biergegen mit ernſten Disziplinarifhen Maßregeln vorzugehen. 
Damit feiner der Forſibeamten einer Täufhung über die Verwerflichkeit der bezeichneten 
Beitredungen und über die disziplinariiche Beſtrafung, welche fte zur Folge haben, ſich 
bingibt, veranlaſſe n bie Königlihe Regierung im eigenſten Intereſſe der Beamten 
—29 durch jeden Oberfoͤrfter ſemtlichen ihm untergebenen öritern, Seit Banfjehern 
und Nebenbetriehsbeamten unter Ver unge der Belanntmadjung vom 17. April d. 38. 
das Erforderliche zu Protokoll eröffnen zu laſſen. (M. X. v. 26. 5. 1899.) 

egen Teilnahme an geheimen Berbindungen und folden Verbindungen, melde bie 
hr ein der Verwaltung oder bie Solgiebung bon Geſetzen duch tngelenliche Mittel 
zu bindern den Zweck haben, vgl. die SS 128, 129 des Str. G. B. XIA db. W. 

5 Bgl. ferner S 2 d. Gefehes dp. 21. 7. 1852, IV Dd. W. 


Gehorſam gegen Borgejegte. 
6 3. Seinen Surgelebten Hat der Forſtbeamte ſtets mit gebührender Achtung 
zu. begegnen und deren Verfügungen und Anordnungen pünktlich Folge zu leiften: 
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— 


2 Das einzige Rechtsmittel, da8 einem nachgeordneten Beamten gegenüber Weiſungen 
jeineg Dienitnorgejesten offen ſteht, pH die Beichwerde an die höhere Auffichtsinſtanz, nicht 
a3 Berwaltungsftreitverfahren (DO. 8. ©. v. 20. 2. 1903, D. F. 8. 1904 ©. 1103). 


Verhalten gegen das Publiknm. 


dr 1. Im dienftlicden Verkehr mit dem Bublitum Hat der Forſtbeamte mit 
dem Ernſte und der Strenge, welche der Dienſt erheijcht, ftet3 ein ruhiges und gefälliges 
Benehmen zu verbinden. Er darf ſich durch nicht? von der Erfüllung feiner Dienft- 
pflichten abhalten laſſen. Weder Eigennutz, Freundſchaft, Feindſchaft, Haß, Furcht 
und Rache, noch irgend welche andere Leidenfchaft darf feine dienftlichen Handlungen 
beeinfluffen. In bezug auf feine Dienftobliegenheiten darf er Geſchenke, Vergütungen 
oder irgend welche Borteile, auch für an ſich nicht pflichtwidrige Handlungen oder 
Unterlaffungen, weder jelbit fordern oder annehmen, noch buch eine Angehörigen 
fordern oder annehmen lafjen, unter welchen Borwande, und auf welche Art mau 
ihm oder feinen Angehörigen folche auch anbieten möge. Werden ihm zum Bivede 
der Beitechung Geſchenke angeboten, fo ift er verpflichtet, die Perfonen, welche dies 
wagen follten, fofort zur Unzeige zu bringen. | 
3. Belohnungen oder Vergütungen für nicht zu feinen Dienftobliegenheiten 
ehörende, aber feinem Berhältnifie als Forſtbeamter entjprin ende Dienftleiftungen 
iR dritte ch Fa (8 15) darf er nur mit Genehmigung der Regierung annehmen. 
Diefe Genehmigung ift jedoch nicht erforderlich zur Unnahme von Gebühren, welche 
von einer Berichtd- oder Gemeinheitsteilungs⸗Behorde angewiefen werbei. 


1 Dgl. die 88 331 His 333 Str. &. B, XI A db. ©. 


3 Pramien de Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutzvereins Für Forſtſchuzbeamte. 

Bisher find bon dem „Ullgemeinen Deutſchen Jagdſchutz⸗Verein⸗ gemd 5 2 ber 
Deveinslasungen denjenigen Königlichen Forſtſchutzbeamten, welche fich Hei der Ermittelu 
von Wilbdieben ufw. befonders hervorgetan haben, verſchiedentlich Prämien, teils in Geſta 
von Ehrengefchenten, teils in Geld, zugewendet worden. 

Der Verein erachtet e8 ferner für jehr ermünjht, den genannten Beamten für hervor⸗ 
ragende Leiftungen in der Raubzeugvertilgung Gel Prämien u geben, und bat ben Antrag 
ofen allgeme n auch in den erftbezeichneten Fällen die Gewährung bon @eldprämien 
zu geſtatten. 

Mit den borgetragenen Wünfchen erkläre ich mich im allgemeinen einverftanden und 
beftimme zunädit, daß in allen im 8 4 der Dienft-Snftruftion für die Königlich Preußiſchen 
Söriter bom 23, Oftober‘1868 vorgejehenen Fällen Zuwendungen [tens bes „Allgemeinen 

eutſchen Jagdſchutz⸗Vereins nad auboriger Genehmigung durch die Königliche Negierung 
angenommen werden dürfen. Der Verein wird fid) aber, wenn es fi um Anwendung 
der Beitimmungen des 5 2 ber Bereinsfagungen — lehꝛeitig auch mit der König 
lichen Regierung darüber ind Einvernehmen zu jeen haben, ob die Zuwendung eines 
Ehrengeſchenkes oder einer Geldprämie für angezeigt zu erachten ift. — Die Üibermittelung 

aller Prämien bat durch die Mevierverwalter zu erfolgen; Geldprämien dürfen ferner 
nit unter waneg Mark betragen. 

Vorſtehende Beſtimmungen find auch ſinngemäß zur Anwendung zu bringen, wenn 
Zum endungen ſeitens anderer Vereine uſw. in Frage kommen. (M. L. v. 11. 3. 1902, Jahrb. 


2 Die objektiv beleidigende Außerung eines Beamten über einen anderen — im 
Dienſte und zur Wahrnehmung berechtigter Inereſr geſchehen — mag bon ber bot 
nelebten Behörde gerügt, kann aber nicht vom Beleidigten zum Gegenftande einer Fa 
ihen Strafanflage ßemacht werden. (Erk. G. K. K. vo. 13. 10. 1877, Schl. I ©. 38.) 

Eine yejurient age kann gegen Beamte aus Handlungen oder Außerungen bei Aus⸗ 
übung he Bilde —E erben, — in den —— en we bene. 
eine zur ge ichen olgung geeignete Überfchreitung Der Amtsbefugniſſe zu finden iſt. 
(Erf. wie vor dv. 10. 3. 1858; dh. 3 S. 114, al I. 38.) 8 

“* Seihüßt wird der Beamte bei Ausübung der Amtshandlungen anderen Perfonen 
gegenüber durch die Strafvorfchriften des Str. &. 3. in den 88 113 bis 117, 185, 193, 194, 196 
und 200; ſiehe XI Ad. W. ' 

Umtsverfhwiegenbeit. 


8 5. Der Forſtbeamte ift zu ftrenger Autsverſchwiegenheit verpflichtet. Er darf 
insbefonbere anderen als durch ihre amtliche Stellung dazu berufenen Perfonen ohne 


Dienftinftruft. v. 23. 10. 1868. — Wllgemeine Verpflichtungen. 87 


befondere Ermächtigung feines Borgefehten die Einficht von Alten oder Dienftpapieren 
nicht geitatten. 

2 Bu den Handlungen der Beamten, die ohne Nachſicht gerügt werben follen, gebört 
au e verlegte Amtsverſchwiegenheit. arg Tein Beamter über das, was amtli 

di lebte A erſchwiegenhei ED 1m se über d he 
zu feiner Kenntnis fommt, an dritte Perfonen Mitteilung oder gar etwas Öffentlich befannt 
machen. Tut er dies, fo begeht er eine Pflichtverlegung, die nach der Größe derſelben 
mit berhältmigmäßiger Geldſtrafe oder mit Entfernung aus dem Dienfte im iegiplinar. 
wege geabubet werden fol. (U. 8. O. v. 31. 12. 1825, G. ©. 1826 ©. 6; Schl. J S. 39. 

er Berleger der Amtsverſchwiegenheit fol unnachſichtlich zur Verantwortung un 
Beſtrafung gegogen werden, event. opne Penfion aus dem Dienſte entlafien werben. 
(U. 8. D.v. 21. 11. 1835 ©. ©. ©. 237; Schl. I ©. 39. 

290 ide Beamte, Far wenn fie nicht mehr im Dienste find, dürfen über Um- 
jtände, auf welche fich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht, als Zeugen vor Gericht 
nur mit Genehmigung ihrer vorgefehten Dienftbehörbe ober ber ihnen zulebt vorgeſett 
—5 denwee vernommen werben. ($ 376 d. 8. Pr. O. v. 30. 1. 1877 in ber 

Die Dernehmung eines öffentlichen Beamten al Sachverftändiger findet nicht ftatt, 
wenn die vorgeſetzte Behörde des Beamten erklärt, daß bie Vernehmung dem bienftlichen 
Intereſſe Nachteil bereiten würbe. 


Unftändiger Lebenswandel. 


8 6. 1. Der Forſtbeamte muß ſtets einen anftändigen, fittlichen und nüchternen 

Lebenswandel führen, fich beſonders auch vor dem Lafter des Spieles und Trunfes 

üten und überhaupt durch fein Verhalten in und außer dem Amie der Achtung, des 
nſehens und des Bertrauens, die fein Beruf erfordert, fi) würdig zeigen. 

2. Wird einem Forſtbeamten nachgewiefen, daß er wiederholt im Buftande ber 
Trunfenheit fich befunden, fo muß ihm die Befugnis zum Waffengebrauch entzogen 
und das Verfahren auf Dienftentlaffung gegen ihn eingeleitet werben. ' 

1 Jeder Staatsbeamte, ber ſich bes Laſters der Trunkenheit ſchuldig macht, fol im 
Wege der Disziplinar⸗Unterſuchung feines Dienſtes ohne Penfion entlaſſen werden, wenn 
ein Vorgeſetzter besfelben und feine Mitarbeiter auf ihren ‘Dienfteid berfichern, daß er 
ih wiederholt betrunken im Dienft habe antreffen laſſen, fowie auch, wenn durch die 
Ausſage des Borgejeßten auf feine Amtspflicht oder durch die Verfiherung zweier under- 
werflicher Zeugen etan wird, daß der Beamte zu wiederholten Dialen auf der Straße 
oder in einem öffentlichen Orte im Zuſtande der Trunkenheit gefehen worden. (A. K. O. 
v. 24. 12. 1836, Schl. I ©. 39.) 


Schuldenmachen und fonftige Geldesverbindungen. 


87. 1. Der Forftbeamte Hat fich einer feinen Berhältnifien und feinem Dienft- 
einkommen entfprechenden einfachen ne Einrihtung zu befleißigen. Bor 
leihtfinnigem Schuldenmachen und Mißbrauch des Kredits muß er fich forgfältig 
hüten, insbefondere aber die Ausftellung von Wechſeln oder überhaupt die Über: 
nahme Iugend einer Wechfelverpflichtung vermeiden. 

2. Mit Berfonen, welche ihm untergeben find, oder zu der Verwaltung feines 
Reviers in Der Beziehung eines Rendanten, eines gewerbömäßigen Dolgtäuferd, ter 
nehmers oder Arbeiters ſtehen, darf der Forſtbeamte in Bürgfchafts-, Darlehns⸗ oder 
fonftige Seldesverbindungen fich nicht einlafjen. 

2 berjonen ollen nicht zur Ainftellung gelangen, welche mit Schulden belaftet find. 
G. M. M. J. v. 16. 12. 1842, Schl. IS. 40. 

3 Gegen Beamte, welche ben ihnen von ihren Gläubigen, insbeſondere bon Hand» 
werkern gegebenen Kredit mißbrauchen und ſich bei der Erefution durch das Privileglum 
der Abzugsfreiheit ihres Gehalte ſchutzen, foll mit aller Strenge vorgegangen werden unb 
nad) Bewandtnis ber Umftände die Entlaffung verfügt werden. (A. K. O. v. 12.5. 1841.) 

s fiber bie Pfändung ber Gehälter und genfipnen und fonjtigen Eigentums 

z Gläubiger ge die Beittimmungen ber 8. Pr. DO. in der vom 1. 1. 1900 an geltenden 

ung bom 5. 1898 (ft. ©. BL ©. 369) in ben 88 811 ff.; fiehe XI D db. W. 

4 Die Pfändung ber Fruchte ber Dienftländereien der Forſtbeamten erſcheint indeſſen 
überhaupt nur infomweit zuläffig, als der Ruhnieher bereit8 nad) be der Beitimmungen 
‘dom 11. 3. 1901 ein — an ben Feldfrüchten erworben hat und bei etwa 
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eintretenber dienftliher Auseinanderjeßung an dem Zeitpunkte der Pfändung die Nutzungen 
nicht dem Dienftnadjfolger zu überlajjen hat. Das Stroh der Ernte ift gänzli aus» 
eichloffen, da dies Überhaupt nicht dem Nutznießer, fondern nur der Stelle rejp. dem 
Fiskus zufällt. Vgl. Schi. IS. 40. 

5 Wenn ein Beamter, der die geſetzlichen Gehaltdabzüge erleidet, dienſtunfähig wird 
und ihm bis zu feiner Penflonierung die Kojten der Stellvertretung ganz oder teilweije 
auferlegt werden, fo follen diefe Koften nicht bon dem ganzen che t vorweg, fondern 
von dem abzugsfreien Teil des Gehaltes entnommen werden. (A. K. O. v. 21. 4. 1841.) 

Xagegelder bei auztvärtigen Gefchäften bleiben bei Anmeifung des abzugsfähigen 
Gehaltsteils unberüdfichtigt. (V. v. 6. 5. 1833.) 


Berfegung. 
8 8. Der Forſtbeamte muß fi) einer von der vorgejeßten Behörde im In⸗ 
terefie des Dienites für erforderlich erachteten und angeordneten Berjebung 
ummveigerlich fügen. 


1 AB Verfügung im Intereſſe des Dienſtes und nicht Gegenjtand eines Disziplinar- 
verfahrens ift die Verfekung in ein andere Amt von nicht geringerem Range und mit 
— en Dienfteinfommen, mit Bergütung der reglementSmäßigen Umzug? 
foften anzuſehen. 

AB eine Berfürzung im Einkommen ift c8 nicht anzufehen, wenn die Gelegenheit 
zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder die Beziehung der für die ‘Dienit- 
unkoſten ee auögejehten Einnahmen mit diefen Unkoften ſelbſt fortfällt. ($ 87 des 
Tiszipl.-Gef. v. 21. 7. 1852.) 

über Strafverfegung: vgl. 8 16.8. G. v. 21. 7. 1852, IV D d. W. 


2 Borzeitige Beſetzung einer Forſtdienſtſtelle, deren biöheriger Inhaber vor dem Eintritt 
der bereitö verfügten Benfionierung geſtorben ift. 


Wenn ein ee deifen Verſetzung in den Ruheſtand verfügt ift, vor dem 
Eintritt der Penſionierung ftirbt und infolgedefien Die kung an die Hinterbliebenen 
noch über den Benfionstermin hinaus a werden muß, fo tritt häufig der Fall ein, 
daß die Wiederbefegung ber erledigten Stelle und bie fi daran anfchliegenden Perjonal 
Verſchiebungen zu dem WPenftonstermine bereit3 angeordnet worden find. In foldem 
alle find die Perfonal-VBeränderungen nur binauszufchieben, wenn dies ohne Schädigung 
des Dienftes und der Beamten möglich iſt. 

Können biernad) die ‚Beränberingen nicht hinausgeſchoben werden, fo find für die 
Beit vom Penfionsdtermine bis zum Ende des Gnaden-Bierteljahres die bare Befoldung 
des Amtsnachfolgers des Verſtorbenen, fomwie die baren Vergütungen, die den Hinter 
bliebenen ftatt ber mit der Stelle etwa verbundenen, dem Amtsnachfolger einzuräumenden 
Dienftwohnung und freien Teuerung gewährt werden müſſen, Ar als außeretats⸗ 
mäßige Ausgaben zu behandeln, da fie bei Feſtſetzung bed Staatshaushaltsetats nicht 
porgejehen worden find. 

Da die Mittel zu außeretatsmäßigen Ausgaben von dem Herrn Finanzminiſter und 
mir beſonders überwieſen werden müſſen, fo ift in jedem Einzelfalle an mic) zu berichten. 
(M. 8. v. 13. 3. 1905 — II 1615 —, M. Bl. f. K. ©. 73.) ' 


3 Anbersumung ber libergabe-Termine bei Beſegzung won Oberförſter und Förſterſtellen. 

Bet der Neus und Wiederbejegung von Oberförfterftellen ift es erforderlich, daß die 
übergabe-Sommiffare fofort nad Bekanntgabe der Ernennungen miteinander direlt in 
Berbindung treten und unter tunlicder Ausgleichung der dabet in Betracht kommenden, 
gum Teil entgegen en Intereſſen die Übergabetermine derart anberaumen, daß für 

ie „an und ats enden Stelleninhaber die Notwendigkeit doppelter Reifen ver 
mieden wird. 

Die Söniglie Regierung wolle entjpredhende Anorbnungen in finngemäßer Welle 
aud für die Beſetzung der Förſterſtellen treffen. Sollten derartige Doppelteifen aus 
nahmsweiſe unvermeidlich geweſen fein, © Ih die Reiſekoſten⸗Anforderungen unter au% 
führlicher „ egrärdung zur diesjeitigen Enticheidung vorzulegen. (M. X. v. 18. 6. 1904 
— II 7131 J. B. 36 ©. 230.) 


4 Bekanntmachung erledigter Förſterſtellen. 


Um den Staatsförjtern Gelegenheit zu geben, ſich um frei werbende Stellen ihre 
Bezirks rechtzeitig zu bewerben, weite ich bie Königlichen Regierungen im Verfolg des 
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Erlaſſes vom 28. Juni 1898 — III 9809 — hierdurch an, alle zur Erledigung gelangenden 
Staatsförfterftellen, ſoweit die zur Wiederbefegung verfügbare Friſt dies irgend geltattet, 
in der zu Neudamm erfcheinenden „Deutichen KAHN bekannt zu machen und die 
Wieberbefegung früheftend 10 Tage nach dem Erjcheinen dieſer Bekanntmachung zu verfügen. 
Es tft ermünfcht, daß derfelden Zeitung, welche den Abdrud koſtenfrei bewirken wird, 
auch Nachrichten über die ieherbeiesung, und fonftige PerfonalsBermerke über Förſter 
und Forſthilfsaufſeher regelmäßig sugeite werden. 
en SKtönigliden Regierungen bleibt üderlaffen, die Stellenerledigungen neben der 
Belanntmadung in der „Deutichen Forſt⸗Zeitung“ noch in amberer, ortsüblich wirkfamer 
Weife koſtenfrei befannt zu machen. ' 
Sch empfehle bei diefer Gelegenheit, aud) bei Beſetzung bon Föoͤrſterſtellen in der 
Negel nur Berſetzungsgeſuche folder Beamten zu berüdjichtigen, welche ihre gerige Stelle 
bereit mindeſtens 5 Jahre inne haben. (M. L. v. 17. 11. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 4.) 


5 Übergang der Revierförfter und Zörfter 
aus den Bezirten Königsberg und Gumbinnen in den Bezirk Allenftein. 

Sm Berfolg meiner Verfügung vom 8. Mai d. J. — III 5812 — beftimme ich, daß bon 
den in den neuen Bezirk Allenftein übertretenden Förjtern diejenigen, welche nach der 
vorgelegten Lifte den Wunſch außgefprochen haben, wieder in den dortigen Bezirk zurüd- 
—28 zu werden, in denſelben auf Antrag bis zum 1. Januar 1916 übernommen 
werben, fofern fie fi für die in Syrage Tommenden Työrfteritellen eignen und ältere 
Bewerber des dortigen Bezirks nicht mitlonfurrieren follten. 

Um ben betreffenden Förftern die Möglichkeit einer rechtzeitigen Bewerbung um bie 
begehrten Stellen zu geben, find nach wie vor fämtliche frei werdenden Förſterſtellen 
duch die „Deutfche Forſt⸗Zeitung“ in Neudamm befannt zu an 

Bur PBermeidung einer Benadjteiligung der dortigen for toerforgungäberedhtigten 
Anwärter erkläre ich mich bereit, für jeden aus dem Allenfteiner Bezirk übernommenen 
Förster einen der dort notierten Anwärter auf Antrag nad) Ullenftein zu überweiſen und 
daſelbſt nach Mafnade feiner bisherigen Anctennität einrangieren zu laffen. 

egen der Nüdverjehung bon m aus dem aleniteinet Bezirk in die 
Bezirke Königsberg und Gumbinnen behalte t fall dte Entſcheidung 
vor. (M. 2. d. 2. 10. 1905 — III 10114.) 





mir für jeden Einze 


Beränderung des Wohnorts. 


89. Der Forfibeamte darf den ihm angewiefenen Wohnort nur mit Bes 
willigung de3 Oberforftmeifterß verändern. 


Urlaub. 


8 10. 1. Ohne Urlaub darf der Forftbeamte feinen Dienjtbezirk in Der Hegel 
nicht verlafien. Wird er ausnahmsweiſe durch nicht vorherzufehende Umſtände 
genötigt, feinen Dienftbezirf zu verlafien, jo Hat er noch vor der Entfernung aus 
demfelben feinem Vorgeſetzten die unvermeidliche Abweſenheit fchriftlich anzuzeigen 
und die Ruͤckkehr tunlichit zu beſchleunigen. 

2. Den etwa direkt ihm zugehenden Aufforderungen der Gerichts⸗ oder fonftigen 
Behörden zum Erfcheinen von auswärtigen Terminen hat der Förſter {mar Folge 
gu leiften, er muß aber ſogleich nad; Empfang der Vorladung feinem Borgejehten 

avon Anzeige machen. 

3. Urlaub bis zu 3 Tagen kann den Untergebenen der Oberförſter, bis zu 
5 Tagen der Regierungd- und Forftrat, für längere Zeit nur die Regierung erteilen. 

1 Längeren Urlaub zu erteilen find befugt: 

Der egierungäprä dent bis 6 Wochen innerhalb und A Wochen außerhalb des 
Deutihen Reiches; der Oberpräfident bis 8 Wochen innerhalb und 6 Wochen außerhalb 
bes Deutfchen Reiches; darüber hinaus der Minifter. (Gejchäftsanweifung für die Ne- 
gierungen v. 31. 12. 1825.) 

Urlaub nad Berlin, um Angelegenheiten bei den Miniſterien perfönlich zu betreiben, 
poll dem Unterbeamten verſagt werden, wenn bderfelbe nicht nachzumweijen vermag, daß 

eſſen Anweſenheit bort notivenbig iſt und er die Mittel befitt, die Koften der Reife und 
bes Aufenthalts in Berlin zu beftreiten. (9. v. 30. 10. 1839.) 

ſolgt uber e Erteilung längeren Urlaubs fpricht fi die C. V. v. 11. 7. 1851 wie 
olgt aus: 
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Bei Übernahme eine8 Amtes im Königlichen Dienste auf Lebenszeit geht ber Beamte 

die Pflicht ein, feine ganze Tätigkeit diefem Berufe zu widmen, unb nur wirkliche Krank⸗ 

eiten und unvermeidlicde Behinderungen können einen Anfprud) auf Entbindung vom 

ienfte begründen, während Beurlaubungen zur Erholung nur aus erheblichen Billigfeits- 

rüdfichten, fomwett daß In e des Dienftes entweder damit übereinftimmt oder wenigftens 
nicht entgegente t, zuläffig find. 

Königliche Offizianten, welche ein fremdes Bad beſuchen wollen, müflen durch ein 
mediziniſches Atteſt befcheinigen lage daß das fremde Bad zur Sieder herte uung Ihe: 
veſundhen notwendig, auch fein heimiſches ebenſo geſchickt dazu ſei. 61 hang 
z. 


2 Zu dem alle bier Jahre im Sommer in einer Stadt Mitteldeutſchlands ſtatt⸗ 
findenden Wettitreit deutfcher Männergefangbvereine um ben von Sr. Majeftät bem Kaifer 
und König durch U. C. DO. v. 27.1. 1895 geftifteten Wanderpreiß tft, ſoweit es irgendwie 
bie dienſtlichen Intereſſen — tatten, den daran beteiligten Beamten, Hilfsbeamten und 
Arbeitern ber landwirtſchaftlichen, Geſtut⸗ Domänen- und Forſwwerwaltung der erforderliche 
Urlaub zu beiilligen. 

Den Hilfsbeamten und den im Staat3bienft befindlichen Arbeitern ſind für die Beit 
diefer Beurlaubungen ihre Qohnbezüge zu belaffen. (M. 2. v. 10. 5. 1899 — III 6707.) 

3 Über die run des Gehaltes bei Beurlaubungen vgl. Wbfchnitt: „Bes 
foldung“, VCIAd. W. 

Uber Urlaubsüberſchreitungen vgl. 85 8 bis 13 des Geſetzes dv. 21. 7. 1852, VD d. W. 


Dienſtkleidung. 


11, Bor feinen Vorgeſetzten, zu dienſtlichen Gerichtsterminen, bei öffentlichen 
Dienithandlungen und bei feierlichen Dienftgelegenheiten muß der Forſtbeamte in ber 
vorgejchriebenen Dienſtkleidung erjcheinen, welche bei Ausuͤbung bes Dienites im 
Walde immer getragen werden muß. 

2 Bol. IV Bd. W. 


Berheiratung und fonftige Verwandtſchafts⸗Beziehungen. 

8 12, 1. Bon der erfolgten Berheiratung hat der Foritbeamte der Regierung durch 
feinen Borgefehten Anzeige zu erftatten. (M. L. v. 15. 12. 1896, D. 3.8.29 ©. 3.) 

2. —* hat er dieſem Anzeige zu machen, wenn er zu einem ſeiner Untergebenen 
oder Vorgeſetzten, u dem Sortrenbanten oder zu fonft einer mil der Berwaltung 
ſeines Reviers in Dauernder Berührung ftehenden Perſon in ein nahes verwandts 
oder ſchwägerſchaftliches Verhältnis tritt, oder wenn eine in ſolchem Verhältniſſe zu 
ihm bereit ftehende Perfon in dauernde Berührung mit feiner Verwaltung gelangt. 

1 Die Verrſitung zur Einholung des Ehekonſenſes für die Staatsbeamten iſt auf⸗ 
gehoben und durch die bloße Anzeige der Ttattgehabten Eheſchließung erjegt: 

Dit Rückſicht auf die Schwierigkeit, welche die Beichafftung geeignet belegener Miet 
ehnungen für verheiratete Beamte auf bem Lande vielfach findet, bleibt neben ber 

fliht zur Anzeige bon der ftattgehabten Eheſchließung auch bie borgängige 
nzeigepflidht Ar die noch nicht feſt angeftellten Forſtbeamten beftehen, damit recht⸗ 

eiti tegen angemefjener Verwendung berjelben Berfügung Bee werden kann und 
Bau e Berzüge, für welche Entfhädigungen nicht zu gewähren find, im yuterefie des 
Dies ud Bu Jetelligten Beamten vermieden werden. (M. 2. vom 8. 12. 1896, 

2 In den Anzeigen Über bie erfolgte Ehefchließung ift der Tag der € ließun 
der —* der rau fOiie der Wohnort her ak: uch ber Samen ihter Eltern per 
(FM. u. M. J. vom 7. 4. 1897, M. Bl. ©. 52.) 


Einkauf in die Witwenfaffe. 

Der S 13 tit infolge des Gefeße8 vom 20. 5. 1882, betr. Die Zürforge für die Witwen 
und Walfen der unmittelbaren Staatsbeamten (G. ©. ©. 298), außer Kraft gelommen. 
Zul. VI d. W. 

Erkrankung und Todesfall. 

8 14. Wird der Beamte durch Erkrankung oder ſonſtige Abhaltung verhindert, 

feinen Dienft gehörig wahrzunehmen, fo Hat er davon feinem orgefehten jofort 
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Unzeige zu machen oder durch feine Angehörigen machen zu laſſen. Unterläßt er 
die rechtzeitige Anzeige, jo ift er für allen daraus erivachtenden Schaden verant- 
wortlich und hat überdies disziplinarifche Strafe a gewärtigen. Er hat J Vor⸗ 
ſorge zu treffen, daß für den Fall feines Todes dem nächſten Vorgefetzten jogleic) 
Anzeige gemacht wird. 


Privataufträge und Nebenämter. 


& 15. Aufträge von anderen Behörden, Kommunen, Snftituten oder Privat 
perjonen, insbeſondere zur Abgabe forftlicher Gutachten ober Erledigung einzelner 
Geſchaäfte als Sachverftändiger, darf der Forftbeamte, fofern er nicht geſetzlich dazu 
verpflichtet ift, nur mit Genehmigung feines nächften Sorgefepten (vgl. 8 10) über; 
nehmen. Bur Annahme von Nebenämtern jeder Urt, namentlid) der Mitbeauflichtigung 
von Privat, Kommunal» uſw. Forſten ober Sagden ift Genehmigung der Regierung 
erforderlih. Hat der Forjtbeamte ein folches Nebenamt übernommen, oder ift ihm 
von Amts wegen zugleich dev Schub oder die Verwaltung von Kommunal⸗, Inſtituten⸗ 
und Privatforften übertragen, jo bat er für diefe alle Obliegenheiten mit gleichem 
Eifer und gleicher Treue zu erfüllen wie für Die Staatsforiten. Bur Übernahme 
einer —— zu welcher der Beamte nicht geſetzlich verpflichtet iſt, bedarf es 
der Genehmigung der Regierung. Von Übernahme einer Vormundſchaft oder eines 
Auftrages, zu welcher er gefeglich verpflichtet iſt, hat er dem nächſien Vorgeſetzten 
fofort ſchriftlich Anzeige zu machen. 

8 Sein Staatöbeamter darf ein Nebenamt ober eine Nebenbeihäftigung, mit welcher 

eine fortlaufende Remuneration verbunden ift, ohne borgängige ausdrüdliche Genehmigung 
berjeni en Bentralbehörden übernehmen, welchen das attpte und das Nebenamt unter- 
pe en find. Die Übertr g don Nebenämtern barf in der Negel nur auf Widerruf 
haktfinben. Die Merhödft genehmigten Emennungen &" Nebenämtern find jebod als 
bleibende zu betrachten. (U. K. O. v. 13. 7. 1839, &. ©. ©. 205.) 

Bei jeder Beränderung des Dienftverhältniffes der Sababer duch Verfehung in eine 
andere Dienftftelle, wobei jedoch das bloße Aufrüden in derſelben Dienftlategorie als eine 
Berfebung nicht anzufehen ift, bedarf ed einer anberweiten Anfrage und Genehmigun 
zur Beibehaltung des Nebenamtes. (C. 3. v. 25. 11. 1839 und 6. 4. 1840, M. BL ©. 699 

2 Um fi häufig wiederholenbe Berichterftattungen aus gleichen einläflen im Intereſſe 
ber Verminderung bed Schreibwerkes zu vermeiden, beftimme ich, daß die durch Kobinetts- 
Order vom 13. Juli 1839 geforberte Genehmigung der Zentralbehörde zur Übernahme 
eines Nebenamtes oder einer Nebenbefhäftigung mit welder eine fortlaufende Remune⸗ 
ration verbunden ift, gar die unmittelbaren Staatsforstbeamten Tünftighin mittels tabel- 
lariſcher Überfichten alljährlich nur einmal, und zwar zum 1. Auli, eingeholt wird. 

Die Königliche Regierung wird daher ermächtigt, in Fällen, melde zu Bieifeln 
feinen Anlaß bieten, die Gibernahme des Nebenamtes unter dem Borbehalt meiner 
Genehmigung und jeberzeitigen Biberrufß einftweilen felbftändig zu gejtatten. 

In zweifelhaften Sällen ift nach wie vor hierher zu berichten. 

ne weitere8 abzuweiſen find in der Negel Geſuche von Korfthilfsmuffehern zur 
übernahme der Uberwachung von Sulturarbeiten, da dieſelben dadurch während Der 
Kulturzeit dem Hauptamte entzogen und gerade dann die oritfeäugfräfte vorzugsweiſe 
in Anſpruch genommen werben, ſowie Anträge Kan ußbeamten zur Übernahme 
des Schußes der von einer Brivatperfon im eigenen utzbezirke angepacdhteten Jagd, ba 
der Beamte den Sagbpächter bezuguc der Einhaltung ber Pachtbedingungen zu kontrollieren 
bat und daher nicht in einem Abhängigkeitspeshältnis zu bem Pächter ftehern darf, ferner 
Anträge auf Übernahme von Agenturen für Erwerbsgeſellſchaften und ähnlichen Neben» 
—— oſtagenturen bon Oberfoörſtern nicht übernommen werben, da 
Diefe8 Neberamt mit den Dienitgejchäften eines Oberförfter nicht verträgt. Forſt- 
[hupbeomien darf die Genehmigung hierzu erteilt werben, wenn die Boftverwaltung fid) 
mit einveritanden erklärt, daß ber Forſtbeamte fich bauernd durch ein Familien⸗Mitglied 
ober eine andere geeignete Berfon ohne Einſchrankung in diefem Nebenamte vertreten 
en Tann. 

N erner ift zu prüfen, ob bei nebenamtlidher Übernahme bes Forſtſchutzes in Gemeinde⸗ 
bzw. Brivatforiten bie Staatsforftbeamten in erheblidher Weiſe in Anſpruch genommen 
werben, ober ob die Berftärlung des Forſtſchutzes in den fisfalifchen Sorften etwa zum 
Teil im Intereſſe ber zu ſchützenden Gemeindewälder erfo Butreffenden Falles muß 
dann die Vergütung für das Nebenamt zur Staatskaſſe fließen. 
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Endlich wird bemerkt, daß, entiprechend den Beltimmungen des Runderlaſſes vom 
18. Juli 1894 — III 10867 — nad wie vor in jedem einzelnen ‘alle Bericht zu 
erftatten ift, falls Königlichen Foritbeamten oder deren Ungehörigen ausnahmsweiſe eine 
bisher mit der Dienftftelle nicht verbunden geweſene Genehmigung gut Berabfolgung von 
Erfrifdungen erteilt werden fol. (M. L. v. 19. 10. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 7.) 

3 Der Genehmigung der vorgefjetten Dienitbehörden bedarf e8 ferner: 

a) zur Annahme der Wahl als &emeindebertreter; 

b) aut übernahme eines befoldeten und unbefoldeten Amtes in einer Gemeinbe-Ber: 
waltung; 

c) bei der Beitallung als Amtsvorfteher in einem zufammengefetten Amtsbezirk 
fowie al Standesbeanter oder Stellvertreter desjelben. (M. Beſchl. v. 2. 3. 1851, 
FM. v. 20. 3. 1874 und 5. 6. 1874, Schl. I ©. 57.) 

Sm Anſchuß an meinen Erlaß vom 7. Februar 1902 — III 1104 — ermächtige 
ich die Königliche Regierung, die Genehmigung zur Annahme des Nebenamtes ald Amtes: 
borjteher und Amtsvorjteher-Stellvertreter auch den Förſtern ohne Vorbehalt bes Widerrufs 

u erteilen. 
— Derartige Genehmigungen find ebenfalls in die durch den Erlaß vom 19. Oktober 1901 
— III 14984 — vorgefchriebene Nachweiſung, und zwar au dann aufzunehmen, wenn 
eine fortlaufende Vergütung für da8 betreffende Nebenamt nicht gewährt wird. (M. R. 
v. 5. 7. 1904, D. %. 8. 774) 

Die unmittelbaren Staatsbeamten find bereditigt, unbefoldete Amter in der Ber- 
waltung und der Bertretung der Gemeinden abzulehnen. ($ 65 der Landgemeinde: 
Ordnung für die fieben öſtlichen Provinzen v. 3. 7. 1891, G. ©. ©. 233, 

Einer Gemehmigung bedarf es nicht zur Übernahme des Alteften-Amtes im Gemeinde⸗ 
Kirchenrat. (8. dv. 15. 7. 1874, M. Bl. ©. 198.) 

2 Die Königlichen Forſtſchutzbeamten dürfen, foweit fie zu Hilfsbeamten der Staats- 
anwaltſchaft beitellt find, zu dem Amte eines Schöffen nicht berfifen werben und find von 
dei Gemeinde- und een in die Schöffen-Urliften nicht aufzunehmen. (M. L. 
und M. %. vd. 3. 6. 1883, D. %. B. 15 ©. 353.) Deögleichen find fie nicht wählbar 
als Gemeindeverordnete. (8 53 der Landgemeinde-Orönung für die ſieben dftlichen 
Provinzen v. 3. 7. 1891, G. ©. ©. 233. 

5 jiber den Bean an peu aus Nebenämtern vgl. 8 5 und 12 des Penſions⸗ 
geſetzes v. 27. 3. 1872, IV G d. ®. 

© Hinfichtlich der Übernahme von Vormundſchaften feitens eines Beamten fommen 


in Betradit: 
Preußiſches Ausführungsgeiek zum B. G. 3. 
Beamte und Geiftlide als Bormünbder. 


Artikel 72. Wer ein StaatSamt oder ein befoldetesg Amt in der Kommunal- 
oder Kirchenverwaltung bekleidet, bedarf zur Übernahme einer Bormundfchaft oder 
ur Sortjährun einer vor dem Eintritt in da8 Amt übernommenen Bormundidaft 
er Erlaubnis der zunädjit borgejegten Behörde. Das gleihe gilt für die über: 
Fi „ober die Fortführung des Amtes eines Gegenbormundes, Pflegerd oder 

eiſtandes. 

Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden. 


Bürgerliches Geſetzbuch (B. G. B.). 

8 1785. Jeder Deutſche bat die Vormundſchaft, für die er von dem Vormund⸗ 
[haftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen. 

8 1786. Die Übernahme der Bormundihaft kann ablehnen: 1. eine Frau; 
2. wer das 60. Lebensjahr vollendet hat; 3. wer meht al8 vier minderj Bige ehe: 
liche Kinder bat (ein von einem anderen an Kindes Statt angenommenes Sind wird 
nicht gerechnet); 4. wer durch Krankheit ober durch Gebrechen verhindert ift, die 
Vormundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 5. wer wegen Entfernung feines —** 
ſitzes von dem Site des Vormundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne 
beſondere Beläſtigung führen Tann; 6. wer nach 8 1844 bei der Bermögens⸗ 
verwaltung für die Mündel zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird; 7. wer mit 
einem anderen zur gemeinjchaftlichen Führung der VBormundfchaft beitellt werben 
fol; 8. wer mehr als eine Bormundfchaft oder Pflegichaft führt (die Bormundfchaft 
oder Pflegihaft Über mehrere Geſchwiſter gilt nur als eine); die Yührung bon zwei 
Gegenvormundichaften fteht der Fuͤhrung einer ——— En eich. 

Das Ablehnungsrecht erlifcht, wenn e8 nicht vor der Beitellung bei dem Bor» 
mundfchaftsgerichte geltend gemacht wird. 
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8 1787. Wer die Übernahme der Bormundidaft ohne Grund ablehnt, ift, 
wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den Schaden verantivortlich, der dem 
Mündel dadurch entiteht, daß fi) die Beitellung des Bormundes verzögert. Erflärt 
da8 Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für unbegründet, fo Hat der Ablehnende, 
unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechtsmittel, die Bormundfchaft auf Erfordern des 
Bormundfchaftsgericht3 vorläufig zu übernehmen. 

8 1788. Das Vormundſchaftsgericht Tann den zum Vormund Ausgemwählten 
dur Ordnungsitrafen zur Übernahme der Vormundſchaft anhalten. Die einzelne 
Strafe darf den Betrag von 300 ME. nicht überfteigen. Die Strafen dürfen mur 
in Simifchenräumen bon mindeſtens einer Woche verhängt werben. Mehr als drei 
Strafen dürfen nicht verhängt werben. . 


7 Beftellung von Waifenräten in forftfisfalifden Gutsbezirken. 

Ich erfläre mich damit einverjtanden, daß für diej nigen Forſtgutsbezirke, für melde 
die Beitelung von Waifenräten erforderlich wird, nach dem Ermeffen der dee 
Regierung an Stelle der Oberförfter auch Förſter zu dieſem Amte berufen werden, lehne 
es aber ab, den zu Watfenräten beftellten Forſtbeamten für ihre Teilnahme an den durch 
den Herrn Minifter des Innern angeordneten jährliden Bezirksperfammlungen der 
Waiſenräte eine Reifevergütung zu bewilligen. Wenn die betreffenden Forſtbeamten an 
den fra liden Berfammlungen, deren Bedeutung für die faft durchweg von Waifen freien 
fisfa iiden Forſtgutsbezirke eine nur geringfügige ift, teilnehmen, jo muß es ihnen über- 
laſſen bleiben, bie herdurq erwachſenden Unkoſten aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. 
(M. L. v. 16. 6. 1905 — 6914 —, M. Bl. f. L. ©. 211.) 


Nebengewerbe, namentlich Holzhandel, find verboten. 


8 16. 1. Der Forſtbeamte muß fich ganz dem Dienſte widmen und darf ohne 
Genehmigung der Regierung fein Nebengewerbe betreiben oder in irgend einer Art 
daran teilnehmen. Insbeſondere aber ift der Betrieb von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft 
und überhaupt jeder Handel3betrieb den Forſtbeamten, ſowie deren Ehefrauen, Kindern, 
Gefinde oder anderen in ihrer Wohnung fich aufhaltenden Perſonen ohne Erlaubnis 
der Regierung unterfagt. 

2. Unbedingt verboten find alle diejenigen Gewerbe, welche mit dem Walde oder 
deſſen Brodukten in naher Verbindung ftehen oder auf die Erfüllung der Dienftpflicht 
unmittelbar nachteilig einwirken können, wie namentlich der Handel mit Holz und 
irgend welchen anderen Waldproduften, oder auch nur eine mittelbare Beteiligung 
daran, fowie überhaupt jeder nicht zu den Dienitgefchäften gehörende Verlauf von 
Holz oder anderen Waldproduften für eigene oder fremde Rechnung, mit Ausnahme 
der Gegenftände einer geitatteten Jagdnutzung. 

4 Unmitteldare Stantsbeamte bürfen ohne Genehmigung des vorgeſetzten Reflort- 
minifter8 nicht Mitglieder des Vorftandes, AuffichtS- oder Berivaltungsrates von Aktien, 
Gelelldaften ein ergwerksgeſellſchaften fein und nicht in Komitees zur Gründung folder 

ellicya eintreten. 
ine ſolche Mitgliedfchaft ift gänzlich verboten, wenn dieſelbe mittelbar oder 
unmittelbar mit einer Remuneration oder mit einem anderen Bermögungsborteile ber: 
bunden tft. ($ 1 des @ef. v. 10. 6. 1874, G. ©. ©. 244.) 

2 In einem Bezirke haben Forſtſchutzbeamte, entgegen der Beitimmung in 8 16 der 
öefter-Dienftinftruftton, den Wiederverkauf des in den Töniglichen Forſten von Holz- 
ändlern angelauften Holzes vermittelt. Ein Förfter hat fi fogar verleiten Tafjen, 
ierbei fisfaliiches Holz zu beruntreuen. 

halte e8 für nötig, die Königlichen Regierungen auf dieſes Vorkommnis beſonders 
aufmerffam zu machen, und zwar um fo mehr, da infolge der durch die Verhältniffe be- 
bingten, erweiterten Ausdehnung des Holzverkaufes aus freier Hand die Kontrolle über 
die orbrnungsmäßige Holzverwertung bißweilen erſchwert bzw. die Ausführung von Unter- 
ſchleifen und Holgentwendungen dadurch erleichtert wird. 

Die Königlien Regierungen wollen e8 daher ftreng überwaden laffen, daß die 
oritbeamten fi in jeder Sink t von ber Beteiligung beim Holzbandel bzw. bon der 
ermittelung don Holzverfaufsgefchäften für andere fern halten, wollen anordnen, daß 

öfter fpezielle Nachzählungen under aufter Holzvorräte ftattfinden, wollen ſolche Rebiflonen 
auch durch ihre fnftenihen Mitglieder gelegentlich vornehmen laſſen und gegen Beamte, 
welche fi) in der Beziehung Pflichtverlegungen fehuldig madyen, unnachſichtlich vorgehen. 
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Diefe Kontrollen find aber um fo mehr zu verſchärfen, wenn die Äberſicht bezüglich 
der Holzabgaben noch durch den Umſtand erfchwert wird, daß ber Holzeinfchlag bei 
Gelegenheit von Kalamitäten nicht in abgeihlo enen Schlägen gerübrt werden Tann, 
fondern fich über größere Nevierflächen verbreitet (M.R. v. 8. 1. 1895, D. J. B. 27 ©. 38.) 

5 Die Gntjgelbung darüber, ob den Königlicden Forſtbeamten oder deren Angehörigen 
ausnahmsieife Die Genehmigung zur Berabreihung von Erfrifhungen gegen Entgelt 
bzw. zum Betriebe von Saft oder Schankwirtjchaften zu erteilen ſei, behält fih für jeden 
einzelnen gell der Herr Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und 5° ten ſelbſt vor. 
(M. 2. v. 18. 7. 1894, D. 5%. 3. 26 ©. 208 u. v. 19. 10. 1901, Bb. 34 ©. 7.) 


Berbot der Beteiligung bei Lizitationen von Holz ufm. 

8 17. Bei der Verfteigerung von Holz oder anderen Waldproduften oder 
Forftnugungen in den Königlichen Forſten dürfen Die Forſtbeamten in feiner Weife 
als Bieter auftreten, weder im Wuftrage anderer Perfonen noch für fih felbft. 
Ebenfowenig dürfen fie fich mittelbar durch ihre Ungehörigen oder dritte Perſonen 
dabei beteiligen, nod) ein von anderen Men at angefteigerted Los ganz oder teilweiſe 
ih oder ihren Ungehörigen abtreten laſſen (vgl. 8 22). 

2 Der leitende Beamte einer Lizitation macht fich ebenfalls ftrafbar, wenn er die 
Narr Beamten zuläßt. (Vgl 8 34 der Geſch⸗Anw. für die Oberförfter 
v. 4.6. . 


Berbot der Annahme oder Auszahlung von Kaffengeldern. 

8 18. Den Forftbeamten ift bei Strafe bis zur Dienftentlafjung unbedingt 
unterfagt, &elder, welche für Holz. oder andere Waldprodufte oder Nutzungen an 
die Staatskaſſe einzuzahlen find, zur Beförderung an die Kaffe felbit in Empfang 
zu nehmen oder durch ihre Angehörigen in Empfang nehmen zu laffen. Wuter 
feinen Umftänden dürfen fie weder ſelbſt noch Durch ihre Angehörigen mit der Aus⸗ 
ahlung von Löhnen an Waldarbeiter oder überhaupt von Geldern, welche die 
Serial A zahlen Hat, in folcher Weife fich befafien, daß das Geld Durch ihre 

ände gebt. 


Berbot der Beteiligung bei Holzanfuhren. 

& 19. Die Übernahme des Transported von Holze und anderen Waldproduften 
für andere oder die Teilnahme daran, insbefondere auch das Verleihen oder Ber: 
mieten des eigenen Geſpannes zu Didi Behufe, fei es unentgeltlich oder gegen 
Entgelt, ift den Forſtbeamten unterjagt, ſofern nicht ausnahmöweife zu einer des⸗ 
allfigen unentgeltlichen Dienftleiftung vorherige jchriftliche Genehmigung des nächiten 

orgeiegten erteilt worden iſt. Jede Teilnahme an einer Entreprife der Holzanfuhr 
oder des Wusrüdens von Holz aus den Schlägen ift den Forftbeamten unbedingt 
verboten. Auch dürfen fie nicht dulden, daß ihre Leute oder Angehörigen fich dabei 
beteiligen. Sollte in bejonderen Fällen, 3. B. bei drohender Balterd: oder Feuers⸗ 
gefahr, eine Uusnahme hiervon im Intereſſe des Dienftes notwendig werden, fo hat 
der Forſtbeamte jedoch nach beſtem Wiffen und Gewiſſen mit eigener BerautwortlichTeit 
zu handeln und davon dem nächften Vorgeſetzten unverzüglich Unzeige zu machen. 


Berbot der Übernahme von Waldarbeiten und Bauten. 


20. Den Forftbeamten ift verboten, die Ausführung von Kultur, Wegebau- 
und Jonftigen Urbeiten in den Königlichen Forſten, fei e8 gegen Tagelohn oder in 
Berding, für ihre Rechnung zu übernehmen. Ebenfowenig dürfen fie ihren Angehörigen 
oder Dienftleuten die Teilnahme an ſolchen Arbeiten gegen Entgelt geitatten. 

Ohne Genehmigung der Regierung darf der Forſtbeamte weder die Ausführung 
von Bauten an Forſtgebäuden oder anderen Gebäuden übernehmen, noch fi dabei 
durch Materialienlieferung oder Anfuhren gegen Entgelt irgendwie beteiligen. 

Bei in Entreprife audgegebenen Bauten an feinem eigenen Dienftetabliffement 
kann dem Forftbeamten jedoch der nächſte Vorgejegte geftatten, daß er wegen Leiftung 
von Baufuhren auch gegen Entgelt mit dem Entrepreneur fi) einigt. 
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Berbot der Beteiligung bei Bachtungen. 

8 21. Jede Beteiligung bei Pachtung von Grundſtücken, Schäfereien, Maft-, 
Waldweide⸗, Uder, Sarten-, Wieſen⸗ Grad, Streu» und allen fonftigen Nubungen, 
namentlich auch bei Benubung von Forſtgrundſtücken zur Vorkultur, ift den Forſt⸗ 
beamten ſowohl für fi als auch für ihre Ehefrauen und für ihre noch unter väter 
liher Gewalt ftehenden Kinder, gleichviel ob das Pachtobjekt der Königlichen Forft- 
verwaltung oder einer anderen Berwaltung oder Privaten gehört, ohne vorherige 
Genehmigung der Reglerung unterfagt. Die Anpachtung von Garten⸗, Acker⸗ oder 
Wiefenland bis zu einem Umfange von zuſammen böchitens 4 Morgen (1,021 ha), 
oder die einjährige Anpachtung einer auch noch größeren Wieſenfläche, oder der 
Anlauf der einjährigen Kreszenz von Acker⸗ oder Wiefenland kann jedoch, wenn die 
Flächen weder zum königlichen Forſtareale gehören noch an dasſelbe angrenzen, 
von dem nächiten Vorgeſetzten injoweit geftattet werden, als die Befriedigung des 
eigenen wirtfchaftliden Bedürfnifies des Forſtbeamten es erheiſcht. 

1 Kein Forſtbeamter foll neben feinen zur Nutzung überwiefenen Brundftüden noch 
andere Grundſtücke bewirtſchaften. (M. d. 8. H. v. 3. 3. 1841, Schl. I ©. 62.) 


Ankauf von Holz x. durch Forftbeamte. 


8 22. 1. Den Foritbeamten können die für den eigenen Wirtfchaftsbedarf er- 
forberlichen Nut» und Schirrhölger, fowie Lehm, Sand und Steine aus den Fönig- 
lichen Forſten freihändig gegen Bezahlung des Taxpreiſes überlafjen werden, wozu es 
der Genehmigung der Regierung nur bedarf, wenn im Laufe eines Jahres an einen 
Beamten für mehr als 10 Tr. (30 ME.) an Holz oder für mehr ala 5 Tir. (15 DIE.) 
an Lehen, Sand oder Steinen abgegeben werden fol. Der Wiederverfauf von Holz 
oder anderen Gegenftänden, welche den Forſtbeamten aus Töniglichen Forſten über. 
laſſen find, ift unbedingt verboten. 

2. Der Ankauf von Holz, Streu und anderen Waldproduften (außer Waldbeeren, 
Baldfrüchten und Pilzen) von dritten Perfonen ift ſowohl aus königlichen, als aus 
nicht königlichen Forften dem Forftbeamten, auch zum eigenen Bedarfe, nur unter 
der Bedingung geftattet, daß er hiervon in jedem Falle fofort unter Ungabe des 
angelauften Quantums und dafür bezahlten Preijes feinem nädjiten Vorgeſetzten 
fchriftlih Unzeige macht. Dasfelbe gilt bezüglich ſolcher Waldprodufte, die er in der 
Eigenschaft als Gemeindemitglied oder auf Grund einer Realberechtigung erhält. 

2 Wenn mehr als für 30 Mark an Holz mit Genehmigung der Regierung verab» 
folgt wird, fo teitt jr da8 Mehrquantum der Lizitationsdurcchichnittspreis ein. (F. M. 
v. 31. 1. 1879, Sl I ©. 63.) 

2 Duch €. B 5% M. v. 7. 7. 1868 (D. J. B. 1 ©. 201) find den Regierungen 
geioiife Befugniffe zur Überlaffung von Foritnebennutungsgegenjtänden an die Forſt⸗ 

eamten eingeräumt. Diefelben find ermächtigt: 

&) —— Schilf und Binfen von unnmitzbaren Brüdern und Fennen, Pfühlen 
und Xeichen, fowie Torferde gegen Bahlung bes Tarpreiſes, 

b) Nabdel«, Laub» und Moogitreu, —* Heide⸗ und Beerkraut, alles dieſes aber nur 
bon Geſtellen und Wegen, Farnkraut und Sandrohr — Arundo epigejos —, 
letzteres auch von Kulturen, 

egen Zahlung bes Tarpreiſes und der Werbungskoſten verabfolgen zu laſſen. Es dürfen 
Em Laufe eines Jahres zuſammen zu a und b aber nur erhalten: pp. Revierforſter, 
Hegemeilter und Forſter 20 cbm, Waldwärter und a 10 cbm. 

Das abzugedende Material if ordnungsmäßig kubiſ aufaufeßen, au numerieren, 
vom SFörfter und Oberförfter refp. Nevterförfter abzunehmen und zu buchen und alsdann 
nad Bezahlung zur Abfuhr zu überweilen. Das Material zu a kann gegen Selbſt⸗ 
werbung entnommen werden, das zu b muß aber dur Torttarbeiter gegen Tagelohn 
oder — 28*— geworben und auf die ——* verlohnt werden. 

— Nach dem Min. Erl. v. 20. 9. 1902 (Jahrb. 1903 ©. 15) iſt den Forſtbeamten 
egen Zahlung bes Tagpreiles aud) die Selbftwerbung ber unter b aufgeführten 
treumaterlalien unter pe tiger Kontrolle geitattet. — 

u Meliorationen der Dienftländereien darf Sand, Lehm unb Moorerbe, foweit 

ſolches Material ohne Nachteil entnommen werden Tann, unentgeltlich verabfolgt werden. 
Doch ift eine ſolche Abgabe nur in befonderen Fällen unentgeltlich ftatthaft, die Ubgahe 
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von Lehm, Sand und Steinen für ben eigenen Wirtſchaftsbedarf gegen Bezahlung des 
Tarpreijes ift als Regel zu betrachten (B. %. M. v. 14. 10. 1870 an Die Regierung zu Eaffel). 
Bon der Befugnis der Abgabe ift indeffen nur Gebrauch zu machen, wenn dag 
Bebürfnis an Streu uſw. vorhanden ift. 
5 Fre Torfitreu an die ahtbenmten zur Abgabe gelangt, fönnen 3 rm Torf. 
Iiren glei ee Raummeter Walditreu gerechnet werden. (M. 2. v. 10. 11. 1894 


Privat-Kagden. 

8 23. 1. Den Forſtbeamten ift ed ohne Genehmigung der Regierung nicht ges 
he in eine Jagd in Bacht zu nehmen, zu abminiftrieren oder für deren Inhaber 
zu beſchießen. 

2. Die Teilnahme an der Jagdausübung auf einem an königliches adminiftriertes 
Jagdterrain angrenzenden Privat- oder Gemeindejagbbezirt Tann Dem Förſter vom 
Borgefetten unterjagt werden. 

1 Die an bie Forſtbeamten verpachteten fisfalifchen Jagden dürfen nur von diefen 
ſelbſt benußt und ohne ausdrüdliche minifterlelle Genehmigung weder berafterpächtet nod) 
an andere Sagdliebhaber zum Beſchuß übertragen werben, vielmehr follen diefelben, wenn 
die betreffenden Forſtbeamten foldye nicht felbit beſchießen können oder wollen, fofort zu- 
trüdgenommen und anderweit verpachtet werden. Es tft hierauf mit aller Strenge zu 
halten, und nomentuch bei Uberlaſſung der Jagd an einen Dritten ſofort an den Miniſter 
zu berichten. (M. d. K. H. v. 18. 1. 1856, Schl. 1 ©. 63.) 


Erwerbung von Grundbeſitz. 

8 24. 1. Ohne vorherige Genehmigung der Regierung darf der Forſtbeamte 
ein Grundftüd oder irgend ein Nutzungsrecht an einem Grundſtücke, welches in den 
feiner Aufficht und Verwaltung anvertrauten Foriten odgr Revieren eine Berechtigung 
hat oder mit denjelben grenzt, weder für fich noch für feine Frau oder Finder Tauf- 
oder taufchweife oder fonft dur laftigen Bertrag erwerben. Gelangen ſolche Grund⸗ 
ftüde oder Nutzungsrechte in anderer Weiſe in feinen Befi, oder kommen dergleichen 
in den Beſitz feiner ger Kinder oder anderer Verwandten, fo ift ex verpflichtet, 
der Regierung davon fofort Anzeige zu machen. 

2. Grundſtücke oder Nutzungsrechte an Grundftüden, welche in der vorbezeichneten 
Beziehung zu Löniglichem Forſtareale nicht ftehen, Tann der Forſtbeamte erwerben, er 
mu aber von jeder ſolchen Erwerbung, auch wenn fie durch feine ee oder 
Kinder gejchieht, der Regierung fofort Unzeige machen, fofern das Grundftüd inner 
halb eine3 zweimeiligen Umfreifes von der Grenze feine Reviers belegen ift. 

3. Sn allen diefen Fällen bat der Forftbeamte fi) den Anordnungen der 
Regierung wegen etwaiger Selbftbewirtichaftung zu fügen oder feine Berjehung zu 
gewärtigen. 

4. Konzeilionen zur Gewinnung von Foffilien in Löniglichen Forſten ober einen 
Anteil an ſolchen Konzejfionen Darf der Forſtbeamte nur mit der Genehmigung der 
Regierung erwerben. 


Bejoldung und Emolumente.*) 
a) Am allgemeinen. 


8 25. 1. Uußer den dem Yorftbeamten neben feiner baren Befoldung durch 
fchriftliche Genehmigung etwa zugeitandenen Emolumenten und Forſtnutzungen darf 
derjelbe fein anderes Ulzidenz und keine andere Nubung, namentlich an Forſtländereien, 
Holz, Maft, Gras, Weide, Streu, Erde, Steinen oder Inden Waldnutzungs⸗ 
gegenſtänden, ſei der Wert auch noch ſo geringfügig, beziehen oder zu feinem Vor⸗ 
telle durch einen anderen verwenden laſſen, noch eine ihm als Forſtbeamten geftattete 
derartige Waldnutzung ganz oder teilweife, weder unentgeltlich noch Kaufhweile ober 
gegen Entgelt, abtreten. Die Überfchreitung der vorgefchriebenen Grenzen bei Aus- 
übung geftatteter Nugungen wird unbefugter Uneignung gleich geachtet. 






*) Vgl. die Abfchnitte „Befoldung” und „Emolumente“, IV b. W. 
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2. Eine bloß mündliche Genehmigung eine Vorgeſetzten in Beziehung auf Die 
Geftattung von dergleichen Nußungen kann den Foritbeamten von der Strafe 
unbefugter Aneignung nicht befreien. 

3. Waldbeeren, Pilze, Schwämme und nicht zu Biehfutter oder Streu beftimmte 
Kräuter Tann der Forftbeamte, foweit ihm folches von der Regierung nicht aus» 
drüdlich unterfagt wird, zum eigenen Wirtichaftsbedarfe unentgeltlich ſammeln laſſen. 


b) Freies Seuerungsmaterial. 

8 26. 1. Die Forftbeamten erhalten in der Negel zur Befriedigung ihres eigenen 
Bedürfniſſes Brennmaterial gegen Erftattung der darauf verwendeten Werbungskoſten 
unentgeltlih. Soweit Holz gewährt wird, darf das beftimmte Marimalquantum an 
Enüppeiholg nicht überfchritten und im übrigen nur Reiſer⸗ und Stodholz abgegeben 
werden. 

2. Es gehört zu den Dienftpflichten des Forftbeamten, beim Brennmaterialien- 
verbrauche die gehörige Sparſamkeit zu beobachten. 

3. Nach dem Ermeſſen der vorgefegten Behörde kann jederzeit an die Stelle der 
Drennmatertalienabgabe ganz oder teilweife eine Geldvergütung treten, deven Feit- 
jtellung dem Finanz⸗Miniſter (jet dem Minifter für Landwirtichaft, Domänen und 
Forſten) iſteht 

237. 1. Der Forſtbeamte hat ſich jedes Selbſteinſchlages von Holz zu feinem 
Feuerungsbedarfe durch eigene Leute gänzlich zu enthalten. Er darf aber auch von 
dem für Rechnung der Forſtkaſſe vorjchriftsmäßig aufgearbeiteten Brennmaterial 
feinen Bedarf nicht eigenmächtig, fondern nur auf Grund des vom Oberförfter vor⸗ 
her auözufertigenden Verabfolgezettels oder einer fpeziellen vorichriftgmäßigen 
Interimsanweiſung des Oberföriters, nachdem das Material vorher gehörig numeriert, 
verlohnt, vom Dberförfter abgenonmmen und in dem Nummerbuche des Förfterd und 
der Ubzählungstabelle des Oberförfterd eingetragen worden iſt, entnehmen. 

2. Die VBerabfolgung von unaufgearbeitetem Material zum Brennbedarf der Forit- 
beamten ift ausnahmsweife nur zuläffig, wenn es dem Intereſſe der Verwaltung 
entipricht, Dadurch einzelne umtherliegende, die Aufklafterung nicht Iohnende, geringe 
Brennhölzer der Entwendung zu entziehen. Solche Fälle können beifpieläweije bei 
abgehauenen Frevelftämmen oder Wipfeln von denfelben, bei den Holzdieben ab» 
genommenen geringen Hölzern und bei vereinzelten Windbrüchen vorkommen. Auch 
derartige Material darf der Forftbeamte erft zu feinem Brennbedarfe entnehmen und 
verwenden, nachdem ſolches vom Oberförfter der Quantität nad) gejchäßt, im Nummer» 
buche und der Abzählungstabelle gehörig gebucht, auch darüber ein Wbfuhrzettel oder 
eine Interims⸗Anweiſung ausgeſtellt ift. 

2 Bol. S 1 Anm 4 Wi. 2985.28, XCID. W. 

8 28. 1. Den Forjtbeamten ift unbedingt verboten, von dem ihnen verabreichten 
freien Brennmateriale, gleichviel, ob da3 Quantum fixiert ift oder nicht, etwas zu 
verfaufen oder an andere fchenfungs» oder taufchweife zu Aberlafjen. 

2. Ebenfowenig ift e3 geftattet, daS frei verabreichte Brennmaterial zu anderen 
Bweden ald zur Feuerung für den eigenen Wirtichaftöbedarf zu verwenden. Es 
darf daher auch für den eigenen Bedarf daraus Tein zubot entnommen werden. 
Nur eine zeitweife Verwendung des innerhalb des zuläffigen Maximums zum Brenn; 
bedarfe abgegebenen Materiald zu vorübergehender Bewährung von Dienftländereien 
oder zu Erbſen⸗ und Bohnenreifig auf bem Dienjtlande oder zu Tleinen, weniger 
als einen Heftoliter enthaltenden Scirrhölzgern für die eigene Wirtfchaft ift mit 
Genehmigung des nächſten Vorgeſetzten ftatihaft. 

3. Für Zuwiderhandlungen feiner Ungehörigen oder Dienftleute gegen die vors 
ftehenden Beitimmungen ift der Forftbeamte ebenfo verhaftet, als wenn fie von ihn: 
ſelbſt begangen wären. 


Grläuterungen zu ben 98 26 bis 28. 


2 Wegen des vom Dienftlande gemonnenen Holzes fiehe S$ 33 Abſ. 2 und 3 
diefer Inſtruktion. Wo etwa SPlengzapfen wegen Mangel3 an Abſatz als wertlos zu 
7 


Nabtte, Handbuch. 4. Aufl. 
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betrachten, ift auf Verwendung derfelben zu freiem Feuerungsbe der Forſtbeamten 
Bedacht zu nehmen. (%. M. v. 7. 12. 1865, Schi. I ©. 72.) darf Bor 


2 Das Brennholz foll erft nad) gehörigem Spalten und Uustrodnen zum Brennen 
verwendet werden. In Beziehung auf die zuläffigen Hödhftbeträge für das freie Brenn» 
holz der Forſtbeamten tft Eichen», nn Hainbuchen⸗, Ruſtern⸗, Ahorn⸗, Eſchen⸗ und 
So aumdolz zum harten Holz zu rechnen (8 30 d. Geſch-Anw. v. 4. 6. 1870). 

Das Birken-Snüppelholz ift bei der Abgabe des freien Brennbolzbebarfes zum 
Weichholz zu rechnen. (M. X. v. 3. 4. 1901, Jahrb. B. 33 ©. 180.) 

3 gu Bereinfahung des Geſchäftsganges ermädjtige ich die Königliche Negierung 
unter Aufhebung aller entgegenftehenden Beitimmungen, fünftighin das Freibrennholz 
der nachbenannten Goriibeamten bei der Neugründung bon Stellen oder bei eintretendem 
dringenden Bedürfnig zur Sinderung der zurzeit für die einzelnen Stellen’ feſtgeſetzten 
Hödjitbezüge gegen Srftattung der Werbungsfoften bis zu folgenden Hödhjitbeträgen*) in 
weichem Snüppelbolz felbjtändig jettaufeßen. 

Sofern hartes Brennholz oder Torf bezogen wird, find 2 rm hartes Stnüppelholz 
— 3 rm und 1,5 Taufend Soden Torf = 1 rm weiches Snüppelholz zu rechnen. 

Den Forfthilfsaufjehern ohne Familie im Sinne des Runderlaſſes vom 15. Auguſt 1881 
— 8714 — dürfen nur bis zu 2/; des Höchſtſatzes des freien Brennholzes für Forſt⸗ 
hilfsaufſeher augebilligt werden. R 

Neben dem Derbbrennholz Tann Stodholz und geringes Reifig, letzteres von der 
II. Stlaffe einfchließlicd abwärts, ebenfalls gegen Eritattung der vollen Werbungsfoften je 
nad) Bedarf abgegeben werden, auch dürfen jtatt je I rm weichen Knüppelholzes je 2 rm 
hartes oder weiches Reifig I. Klaſſe verabfolgt werben. 

chzeitig wird die Königliche Regierung ermächtigt, den genannten Forſtbeamten 
an Stelle des ihnen im Ein ellalle zugebilligten NaturalsHolzbezuges eine entjprechende 
Geldvergütung unter den oraußjegun en und unter genauer Einhaltung der Bes 
ftimmungen des Runderlaſſes vom 30. Horil 1869 — IIb 7620 — und ber denfelden 
bezüglich der Bahlungsart bzw. ber Verrechnung des Birkenholzes abändernden Ber 
fügungen vom 30. April 1875 — IIb 8396 — und vom 3. April 1901 — III 3376 — 
fünftighin ebenfalls jerbfeanbig zu bewilligen. 

uch darf die Königlihe Regierung neben der an Stelle des freien Brennholzes 

zugebilligten Geldentfhädigung geringes Reiſerholz von der II. Klaſſe einſchließlich abwärts 
und Stodholz in dem Umfange, wie e8 zum Baden und zum Anzünden der Kohlen 
erforderlich ift, 

für Oberförfter bis U - - - 2 2 2 30 rm 

» Revierförfter und Förfter Bi8 zu. . ». ». . 20 „ und 

» Waldwärter und Korfthilfsaufteher 2. ..10, 
ober entfprehende Reifig- Wellen gegen Crftattung der vollen Werbungsfoften Tünftig 
felbftändig verabfolgen. 

Dagegen iſt es nicht zuläffig, neben einer Geldvergütung einen Teil des Derbbrenns- 
holzes in natura abzugeben. 

Die der Röniglien Negierung durch diefe Verfügung einngeräumten Befugnifje 
beziehen ſich auch auf bie Beamten ber Nebenbetriebsanftalten mit der Maßgabe, 
dap die Meijter wie die Förſter, und die Wärter wie die Waldwärter behandelt 
werden dürfen. 

Sch fpreche ſchließlich die Erwartung aus, daß die Königliche Regierung im Gefühle 
ihrer vergrößerten Verantwwortlichkeit alle Anderungsanträge bezüglich des Freibrennholzes 
einer gersifienhaften und eingehenden Prüfung unterziehen wird. (M. 2. v. 28. 9. 1901 
— II 13767 — und v. 17. 6. 1905 — III 7043.) 

4 Ein Förster, der das dom Staat lediglich zum Verbrauch erhaltene Deputat- 
—* veräußert rejp. einem andern gi Berwendung überläßt, begeht eine Unter» 
hlagung. (8 246 Str. ©. B. — Erk. d. O. Tr. vd. 3. 3. 1869 und Erk. d. R. G. v. 
8. 5. 1880, d. X. B. 13 ©. 101.) 

5.Bei Dienftaußeinanderfegungen find für das zur Zeit der Auseinanderſetzun 
dem Abziehenden bereitS übertiefene und noch vorhandene Brennholz die dafür auf 
gewendeten Werbungss, Anfuhr⸗ und SBerkleinerungsfoften von dem Anziehenden zu 
eritatten. (Ziff. 11 der Borfchriften dv. 11. 3. 1901.) 

oe Im übrigen dgl. Abſchnitt „Emolumente*: „Freies Feuerungsmaterial“, 
IV C IVad. W. 


*) Die Höchſtbeträge find je nach ben Provinzen bzw. Negierungsbezirten verſchieben feftgefebt. 
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7 Breunholzbedarf ber Forfi-Untererbeber. 

Rah den eingegangenen Berichten der Königlichen Regierung befteht die Ubung, 
nit nur den Forſtkaſſen⸗Rendanten feldft, fondern auch den Torfts ntererhebern, fofern 
fie bied en, ihren Bedarf an Brennholz aus den fisfaliihen Forften zum Tarpreiſe 
gu berabfolgen. 

Unter entſprechender Abänderung der Verfügung vom 23. Dftober vd. X. — III 14675 — 
ermächtige ich die Königlichen Regierungen, hiernäch auch ferner zu verfahren und nur 
infoweit davon abzumeichen, als etwa einzelne LUntererheber dur) den Betrieb von 
Gaſt⸗ und Landwirtichaft uſw. einen über das gewöhnliche Maß hinausgehenden Bedarf 
an Brenmbolz haben. In diefen lehteren Fällen ift nad) der Verfügung vom 23. Of: 
tober v. 5%. zu verfahren. (M. 2. v. 13. 3. 1901.) . 

Die Verfügung vom 23. 10. 1900 lautet: 

Die Königliche Regierung wird ermäditigt, an — Brennholz zu 
Ihrem ——— gegen Zahlung des Lizitations⸗Durchſchnittspreiſes aus freier Hand 

erkaufen zu laſſen. 

Sn denjenigen Fällen, in welchen ber Lizitations⸗Durchſchnittspreis geringer tft als 
der Zarpreiß, tft die Zahlung des Taxpreiſes raufgjreiden p geringer if 


c) Dienſtgebäude. 


20. 1. Über die Benutzung und Unterhaltung der Forſtdienſtgebäude enthält 
dad Regulativ, welches ñig bei jeder Forſtbeamtenſtelle befindet, die näheren Bes 
ftimmungen. Die genaue Befolgung dieſer Borfchriften und die größte Vorſicht zur 
Berhätung von Senerjhäben wird zur befonderen Dienftpflicht gemacht. 

2. Die zur Yufbewahrung von Sämereien, Inventarien, Kulturgeräten und 
Pfandftüden erforderlichen Räume in den Dienftgebäuden hat der Forftbeamte, wenn 
ed verlangt wird, unentgeltlich zu überlaffen. Ingleichen tft er auf Verlangen ver- 
pflichtet, bei Dienftreifen der Vorgeſetzten denfelben ein Zimmer zur Benußung zu 
ftellen und, wenn eine Stellvertretung für ihn angeordne® wird, dem Stellvertreter 
den nötigen Wohnraum zu gewähren. 

8. Der Inhaber eined Forftdienftgebäudes ift verpflichtet, dasſelbe jederzeit 
gegen Gewährung einer vom Finanzminifter (jet Deinifter für Landwirtfchaft, 

omänen und Forften) zu beitimmenden Vergütung ganz oder teilweije zu räumen. 
Den Yorftbeamten wird empfohlen, ihr Mobiliar, fowie ihr gefamtes lebendes und 
totes Wirtfchafts-Inventarium nebft Wirtfchafts-Vorräten gegen Senerägefahrt u 
verſichern, da ſie im Falle eines Brandunglücks auf Unterſtützung aus der —*2 
nicht rechnen dürfen. 


1 Vorſchriften über die Benutzung und bauliche unterhaltung ber Dienſtgehöfte 
ber Staats⸗Forſtverwaltung. 


1. Die defaging des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 
31. 1. 1893 über Die mfübrung diefer Vorfchriften lautet: 

Anbei erfolgt eine Anzahl von Eremplaren (a) der Vorſchriften über die Benutzun 
und bauliche Unterhaltung der Dienftgehöfte der Stants-Goritoerwaltung mit dem Auf: 
trage, die darin enthaltenen Beitimmungen vom 1. Upril 1893 ab in Anwendung zu 
Bringen. Allen Forſtbeamten, welche fih im Genuffe einer Dienftwohnung befinden oder 
fpäter eine foldhe erhalten, iſt ein Eremplar ber orfriften zur Beachtung und Auf 
bewahrung al Inventarienſtuck auszuhändigen, welches nächſt bei einem etwaigen 
Stellenwechſel dem Dienſtnachfolger mit zu uͤbergeben iſt. 

einzelnen bemerke ich folgendes: 

ad 8 7g der Borfchriften ift es geftattet, daß auf Oberföritergehöften Tapezierungen 

und Sarbenanitrihde an Wänden und Deden auf Staatskoſten vorgenommen werden. Es 
tft diesſeits nicht Beabfichtigt, daß damit allgemein auf ſämtlichen Oberförftereien bor- 
gegangen werde. Bielmehr ift die auf Neubauten und auch hierbei auf ſolche Räume 
pn beichränfen, bei weldden ein Bedürfnis hierzu ungmeifelhaft vorliegt. Außerdem will 
& die Königliche Regierung ermädhtigen, auch beim Stellenwechfel und auf ſolchen Ober- 
förftereien, weldhe fon eine Reihe von Jahren bon demjelben Oberförfter bewohnt find, 
nad) Umftänden einzelne Räume tapezieren oder malen zu lafjen, wenn fie dieſes für 
erforderlich erachtet. Seldftverftändlich ift bei diefen Arbeiten auf Dauer und gute Aus⸗ 
fübeun zu ſehen, aber jeder unnötige Luxus au vermeiden. Ich beſtimme daher, daß 
ine E apeten zur Verwendung gelangen, deren Einfaufspreis bei Wohnzimmern bie 

7% 
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Summe von 85 Pf. und bei Schlafzimmern ne bon 45 Pf. pro Stüd (Mole) 
üderftelgt. Borten find bis zum Preife von 25 Pr tr den Dieter zuläffig. Hinfichtlich 
des arbenanftrihe mit Leimfarbe werden folgende Marimalpreife teitgelent: 

. ſur 1 qm Wandfläche (wobei die Tür⸗ und Fenſteröffnungen, ſowie die Flächen 

inter den Ofen nicht abgerechnet werden): 
8 in Wohnzimmern 68 Pf., 
b) in Schlafzimmern 40 Pf.; 
Do. für 1 gm Dedenfläde: 
a) in Wohnzimmern 85 Pf., 
b) in Schlafzimmern 45 Pf. 

Soweit ausnahnsweife bejondere &ründe borliegen gelten, Farbenanſtriche in 
Küchen, Speijelammern, Bängen oder Yluren vornehmen zu lajlen, werben dafür nach⸗ 
ftehende Marimaljäge für 1 qm Wand» oder Dedenfläche beſtimmt: 

a) in Küchen und Spelfefammern 25 Pf., 
b) in Gängen und Fluren 35 Pf. 

Berwaltende Nebenbetrieböbeamte der Forſtverwaltung find Hinfichtlih ihrer 

etwaigen Dienſtwohnung ebenſo zu behandeln wie die Oberförfter. 

ine Erhöhung de der Regierung zur felbftändigen Verwendung überwieſenen Forſt⸗ 
baufonds ift binfichtlich der vorſtehend erwähnten Anderung der Beitimmungen über die 
Unterhaltung der Gebäude nicht in Ausficht genommen. Es ift alfo die Ausführung von 
Tapezierungen, Deden» und Wandmalereien in den Oberförfterwohnhäufern nur dann 
ftatthaft, wenn der der Regierung zur Verfügung ftehende Foritbaufonds diefe Arbeiten 
geftattet, ohne daß dringlichere Bauarbeiten deswegen zurüdgejtellt werden müfjen. 

Für dasjenige Holz, welches nad) dem Schlußfate des 5 7 dem Nutznießer zu den 
obliegenden Ausbeflerungsarbeiten aus der Forſt unentgeltlich zu überlaflen iſt, bleibt 
ber dolle Tarwert (einjchlieglih der Nebenkoften) der Forſtkaſſe aus dem dortigen 
Baufonds zu eritatten. . 

u allen Forftbauten ift, foweit irgend tunlid), Do aus fiskalifhen Yoriten zu 
verwenden. Laſſen befondere Umftände den Ankauf von Holz geboten erjcheinen, Kane 
nur inländifches Holz zu ckſichtigen. In der. Regel wird der Anlauf auf die Fälle 
u befchränfen fein, in denen völlig ausgetrodnetes, brauchbares Holz aus den Staats» 
Sorften in angemefjener Entfernung nicht bezogen werden Tann. 

Sch erwarte, daß die Nubnießer, da ihnen burch die nunmehr in Kraft tretenden 
Beitimmungen mehrfade Erleichterungen verfchafft werben, ben ihnen obliegenden Ber» 

ichtungen mit um fo größerer Sorgfalt und Pünktlichkeit nahfommen werben. An ber 
erpfliätung der betreffenden Herren Vorgeſetzten, dies zu überwachen, wird nichts geändert. 


2. TZapezierung don Stuben in Dienftwohnungen der Forſtſchutzbeamten. 


Sm Anfchluß an meine Verfagung vom 31. Januar 1893 beſtimme ich hinſichtlich 

er Staatsforſtbeamten folgendes: 

a) Soweit die Forgtbaufon 3 der Regierungen es geſtatten, Zönnen in Zukunft auch 
in den Stuben der Forſtſchutzbeamten aut Staatskoſten die Wände mit Tapezterung 
und die Deden mit einem Unftrich verfehen werden. 

Dabei find folgende Bögjtfäge inne zu balten: 
Zapeten die Holle bis 40 Pf. 
Borten der Meter „ 15 „ 
Dedenanftrich der Quadratmeter bis 35 Pf. 
Nicht eindegriffen find hierbei die Koften für Bandftreifen, Unterlagspapier 
und dergleichen, welche in ben Preis für das Auffleben einzubeziehen find. 
Werden reichgeiti mehrere Stuben tapeziert, fo ift es gejtattet, den Preis 
der Tapete und Borte ar den einen oder anderen Raum zu erhöhen, wenn in 
anderen Näumen der Preis ermäßigt wird. Die Geſamtkoſten der Tapezierung 
dürfen aber nicht höher werben, al8 wern durchweg der geitattete Höchitpreis für 
Tapeten und Borten zur Berechnung käme, was in jedem Falle een ift. 
Hinfichtlih der Küchen, Flure, Kammern ufw. bleibt es bei den Bis 
Beſtimmungen. 

b) Bei allen Forſtneubauten find bie Koſten ber Tapezierungen und des Anſtrichs 
aus den Mitteln für den Neubau zu beftreiten, fofern die Befchaffenheit der 
Wände eine Xapezierung vor Abſchluß der Baurechnung ermöglidt. Feuchte 

. Bände dürfen nie tapeziert werden, weder in Neubauten, noch in alten Häufern. 

c) Alle auf Staatskoſten oder bei der Übernahine don Gebäuden ig die Staat$- 
verwaltung neu bergejtellten Tapezierungen und Anftriche dürfen früheftens nach 
acht Jahren auf Staatskoften erneuert werden. Um in der Ziwifchenzeit Aus» 


erigen 
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befferungen, deren Ausführungskoften den Nutznießern zur Laſt fallen, beivirken 
zu können, kann bei jeder Neutapezierung bon jeder Tapetenſorte eine Rolle über 
en Bedarf auf Stmatskoften befchafft werben. 
Gebotene Ausnahmen, 3.8. bei Stellenwechfel ufw., bedürfen eingehender Be- 
gründung auf der entjprechenden Nennung. Zu Desinfeltiongzweden erforderliche 
eutapezierungen und Anſtriche haben auf Koſten der Autmieber zu erfolgen. 
eh Kontrolle der ezierungszeiten find den Gebaͤude⸗Inventarien Tabellen 
nach bei jegenbem Muſter (e Rt und auf dem laufenden zu balten. 

d) Eine rũckwirkende Kraft bergeftalt, daß die Koſten von auf Rechnung der Nutznießer 
bereit8 ausgeführten Tapezierungen und Unjtriden nunmehr auf die Stantskafie 
übernommen werden Tönnen, ift diefer Verfügung nit beizumeſſen. 

BVorftehende Beitimmungen, ausfchlieglid) derjenigen unter a, gelten auch für 
Oberförjter-Dienftmwohnungen. (M. &. v. 16. 6. 1 . 386 ©. 232.) 
e) Mufter zur Kontrolle ber Tapezierungszeiten: 


DOberförfter-Dienftgeböft - -- - --.- 2 c 2200 n ee 
er 


tersDienstgeböft - .---- ou 20er ren 
—* Ob —2*— ..................... 


Nachweiſung der erfolgten Neutapezierungen. 


Bezeichnung der Stuben *) 





Stubea.... 220 eereen 1904 — 1912 — .....—....— 


Stubeb....: 222 eree00. it." V — .. . . 4 


a. 
Jorſchriſten über die genuhjung und bauliche Interhaltung der dienſtgehöfte 
der $Stants- Korfiuermaltung. 
om 31. 1. 1893. 


über die Benubung und bauliche Unterhaltung ber Sorftbtenftgebäube nebit Zubehör 
wird hierdurch nacdhitehendes feitgefeht: - 


Allgemeine Beitimmungen. 


. F 1. Diefe Vorſchriften finden Anwendung auf alle Dienftgehöfte der Staats- 
Koritverwaltung, mit Ausnahme der Sorjtalademiegebäude zu Eberswalde und Münden. 

8 2. Jedem Beamten liegt ob, die ihm zur Wohnung und zur Benubung über: 
wiefenen Gebäude und dahn gehorigen Gegenſtaͤnde nicht anders, als dem Zwecke ent» 
fprechend, zu „gebraugen, olche reinlich zu halten, vorſichtig zu behandeln und dahin zu 
jehen, daß alles dies auch von den Seinigen gehörig gefchebe. 

Bon jedem bauliden Mangel, defien Befeitigun ihm nicht ſelbſt obliegt und bis 
gur nächſten Bautenbefichtigung nicht ausgefeht werden kann, bat er feinem nächſten 

orgefegten ungejäumt Anzeige zu eritatten. 


Zuweiſung und Entziehung. 

8 3. Aus ber Zuweifung einer Dienftmohnung erwirbt der Beamte feinen Anſpruch 
auf dauernde Belaffung derfelden, vielmehr bat die Nüdgemähr auch dann, wenn letztere 
bei ber Üiberweifung nicht ausdrüdlich vorbehalten ift, auf Verlangen der borgejetten 
Behörde binnen einer von ber letzteren zu beftimmenden angemeffenen Räumungsfriſt zu 
erfolgen, ohne daß bem Beamten hierdurch ein Anfpruch auf befondere Entſchädigung erwächſt. 

8 4. Rein Beamter darf feine Dienitgebäude ohne Genehmigung der Königlichen 
Regierung, fet e8 ganz, ſei e8 —5— an einen anderen vermieten oder abtreten oder 
andere als zu ſeinem Hausſtande gehörige Perſonen ohne Genehmigung der Regierung 
länger als ſechs Monate bei ſich aufnehmen. 

8 5. Jebem anziehenden Beamten werden die Gebäude und dahin gehörigen Gegen- 
ftänbde nach Der Gebäudebeſchreibung übergeben. 


*) Die Bezeihnung muß mit berienigen im GebäudeInventartum übereinjtimment. 
Die Jahre, in denen Reutapezierungen ftattgefunden haben, find ohne fonftige Zufäge, nur durch 
Stride voneinander getrennt, einzutragen. 
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Der abziehende Nutznießer oder deffen Erben haben bei ihrem Abgange bie ihnen 
obliegenden Bauberbindlichkeiten, em fie etwa noch damit im Ruckſtande find, vollſtändig 
gu erfüllen oder Erfag der desfallfigen Koften gu leiten oder AH mit dem Nadjfolger 

rüber zu vereinigen, daß biefer das Mangelnde zur Ausführung übernimmt. Der die 
Übergabe leitende Beamte hat bie Pflicht, Dei ber Uuseinanderfeßung wilden dem an⸗ 
und abziehen ben Beamten die beftimmten Erklärungen, in welcdher Urt die vorgefundenen 
Mängel befeitigt werben follen, in bie Übergabeverhandlung aufzunehmen. 


Gebäudebeſchreibung. 


8 6. Über jedes Dienſtgehöft wird eine borfehriftämänig in drei Ausfertigungen 
anzulegende Gebaͤudebeſchreibung, und zwar je eine bei der Königlichen Regierung, dem 
Oberförfter und dem Kreisbaubeamten, geführt, welche neben einer kurzen Beſchreibung 
der Bauart und Beichaffenheit der zugehörigen Baulichkeiten einen Lageplan und bie 
Zeichnung von jedem Gebäude enthält. 

Dieſe Gebäudebefchreibung, weldhe nad) jeder in dem Beſtande eintretenden Ver⸗ 
änderung laufend berichtigt bzw. ergänzt wird, hat Nutznießer alsbald nad) ftattgehabter 
Übernahme des Behöftes und nach jeder Berichtigung auf ber Ausfertigung bed Ober 
förfter8 unterfchriftli anzuerkennen, fo daß dieſelbe ſtets den seitigen uftand des 
Sehöftes erkennen läßt und eine ausreichende Grundlage für die Räckgewähr bildet. 
Wegen Unlegung und Fortführung der Gebäubebefchreibung wird auf bie beitehenden 
befonderen Beitimmungen verwieſen. 


Unterbaltungspflit des Wohnungsinhaber?. 
8 7. Dem Nutznießer eines Dienftgehöftes Liegen — außer ber Fürſorge für die 

Reinigung und Lüftung*) — bie nadftebenden Zeiftungen ob: 

a bie en der Verglafung und Berfittung den Senftern, Slastüren und 
erlichten; 

b) da8 Segen ber Schornfteine und bie Reinigung ber Heizkörper und ihrer yeuerzüge 
bon Ruß, Aſche und Schladen; 

c) die Unterhaltung der Öfen, Kamine, Küchenherbe, Bratöfen und Keſſelfeuerungen 
bezüglich der durch den Gebrauch nötig gewordenen Ausbeſſerungen, in8befondere 
der Ergän ung einzelner Kacheln und Steine, fowie das Verzwiden und Beritreichen 
einzelner * hafter Stellen an ben inneren Flächen der Schornſteine und an dem 
Herbpflafter, dem Gewölbe und dem Lehmpilze der Badöfen;** 

d) die Unterhaltung der Beichläge und Schlöfler an den Toren, Türen, Fenſtern 
und Fenfterläden, fofern nur einzelne Teile in Betradyt Tommen und nidt eine 
Erneuerung des Gefamtbefchlages oder bes ganzen Satoiles erforderlich her 

e) der Anftrih ber inneren Türen und Senfter,}) einfchließlih der Doppelfeniter, 
der Panele, hölzernen VBerfchläge und Wandfchränke, fomweit einzelne durch ben 
Gebrauch abgenugte Stellen eine Wiederheritellung der Farbendecke erfordern 
und das in nid eines neuen Anſtrichs des gefamten Gegenftandes nicht anzu- 
erkennen iſt; 

ſ) die Unterhaltung und Erneuerung des Anſtrichs der dutzoeden und Fußleiſten; 

g) die Unterhaltung und Erneuerung des weißen Kalkanſtrichs an allen inneren 
elle oe und Deden, einfchlieplic) des erforderlichen Abteibens derfelden und 
ftellenweiter Ergänzungen des Kalkputzes, ſowie in a eonten bern en bie 
Unterhaltung und ftellenweife Erneuerung ber etwa auf Staatskoſten engere ten 
oder Dei der Übergabe als noch brauchbar übernommenen Taprezierungen, Vtalereien 
und Sarbenanftridde an inneren Wandflächen und Deden, einſchließlich des Abreibens 
ſchmutzig getvorbener Tapeten. 
€ „Bene ift bei ſämtlichen Soribienfigehöften, alfo auch denjenigen der Forſt⸗ 

u 


eamten, auf welch letteren Zapezierungen und Malereien, abgejehen bon 
em weiter unten erörterten Ausnahmefalle, auf Staatskoſten halle nicht 
bergeftellt werden, im Falle des Stellenwechfels der Nachfolger gehalten, bie 


®) Die ben Wohnungsinhabern obliegende Würforge für bie Reinigung und Aüftung ber Ihnen über 
wieſenen Dienfimohnungen erſtreckt ſich aud auf bie Neinigung berfelden — Ausführung der ſtaatlicherſeits 
vorgenommenen Unterhaltungs⸗ und Erneuerungsſsarbeiten. Aufwendungen aus Gtaatsmitteln für e 
Bwede dürfen nit flattfinden. (M. 2. v. 10. 11. 1898, 2.3.8.8 6. e) 
er, Die Koften für bie notwendige Erneuerung von SHauptbeftandteilen ber Beuerungen unb Heizungen, 
namentlih von türen, Raudröhren, Kochplatten und metallenen Einfägen ber Bratöfen, injofern bie 
Notwendigkeit der euerung nicht durch fahrläffigen Gebrauch veranlagt iſt, fallen ber Staatslaffe zur Daſt. 
“ee, Borhängefchlöffer werden auf Kofien ber Staatslaffe nicht beſchafft. 
© + Dei du ere und innere Anfırih ber Außentüren und äußeren Fenſter wird auf Koſten bes 
taates Dewir 
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Wohnräume tapeziert oder gemalt zu übernehmen, fofern nad Anſicht des die 
übergabe leitenden Beamten die etwa vorhandenen Tapeten oder Malereien noch 
re erhalten find. Einen Sinfpruc auf Entihädigung für dergleihen Herftellungen 
teht dem abziehenden Nubnieker nicht zu. Auch tft letzterer verpflichtet, etwa 
nicht mehr brauchbare Tapeten oder Dialereien auf Verlangen durd) Einen weißen 
Kalkanſtrich zu erfeßen. 

Entſteht Hei Bauten, welde auf SKoften der Staatskaſſe ausgeführt werben, 
eine Beſchaͤdigung ber vorhandenen Tapeten oder Malerei, fo trägt auch bei Dienit- 
gehöften von Forſtſchutzbeamten die Staatskaffe die Koften der Wiederherftellung. 

Seht werben auf Staatsloften auch bie Wohnungen ber Forſtſchugbeamten 
tapesiert, ſiehe Geite 100 unter 2 

h) das ftüdiwelfe Ausbeſſern ber Treppenftufen und Wangen, ber Dielen, Bohlen, ber 
in den Wi räumen etwa borhandenen Breiterregale, ferner ber Pflafterungen, 
Lehmſtriche und Scheunentennen; 

i) daß n erjiopfen der Stroh» und Rohrbädter; 

k) die Ausbeſſerung ber Krippen, Raufen, meine» und Waflertröge; 

I) die Reinigung der Brunnen, und bei Bump- und Röhrbrunnen bie Unterhaltung 
der Beichläge und der Verlederung der Ventile, bei offenen Brummen bie Unter- 

albıng des Eimer, der Bugftange und ber 8 Bläge, der Buglette oder des 
ugſeils, der Welle, Kurbel, Vorgelege uſw. ſowie des Geſchlinges oder Brunnen» 
chrankes, ferner das Ummideln der Pumpen und Waflerftöde zum Schuß gegen 
rofteiniwirfung und das Einfegen neuer Gummiſcheiben und VBerlederungen in die 
flerhähne, ſowie die Reinigung der auf dem Dienftgehöfte befindlichen Sammel- 
beden der Wafferleitungen; 

m) die Ausbefferung der Ummährungen,*) foweit diefelbe auf Erneuerung einzelner 

foften, Bretter, Stangen, Spriegel, Zatten oder Fache ſich erftredt, die Unter- 
altung ber Heden, Erdwälle, nid, Grenzmale und Grenzgräben innerhalb der 

ienftländereien und um diefelben, ſoweit es 1 bierbei nicht gleichzeitig um die 

kaliſche Eigentumsgrenze handelt, ferner die Unterhaltung der lediglich zur Ver⸗ 
indung mit ben jenttlänbereien dienenden Brüden und Durdläffe,**) ber 
Drainagen, Schleufen und fonftigen Meliorationsanlagen und die Räumung der 
auf den Dienftlänbereien zu deren Berbefferung angelegten Gräben; 

n) die Reinigung der Dung- und Wbtrittsgruben nebit HYubehör,***) ſowie der auf 
bem Dienjtgehöfte befindlichen Rinnfteine und Schlammfänge; 

0) die Unterba ng ber Feuerlöſchgeräte, einfchließlih der Heinen Handfeuerfprigen, 
fofern die Ausbefferungen nicht durch ben Gebrauch Beim Löſchen oder infolge 
eines Brandes nötig geworden find;r) 

p) die Wiederberitellung des früheren Buftandes im Falle von Befhäbdigungen, welche 
dur Mutivillen oder Fahrläjfigfeit des Inhabers feiner Angehörigen oder feines 
Geſindes veranlaßt find;t?) 

q) de —— und Unterhaltung von Gegenftänben bes Luxus, ber Neigung oder 

equemlichfeit; 

r) foweit das Trink und Wirtſchaftswaſſer aus gemeinfchaftliden Leitungen ent- 
nommen wird, hat der Nutznießer das dafür zu entrichtende Entgelt % gablen. 
Die für den Dean von Gas und eleltrifcher Fi u gemährende Entihädigung 
muß in allen Fällen von ihm geleiftet werben. Dasjelbe gilt von ber Miete für 
Baffer-, Gas⸗ und Giettrigitätömefler. Endlich liegt bem Nubnießer die Beichaffung 
und Erhaltung der im Unfchluß an die Leitungen zu benutenden beweglichen 
Gegenſtände, als Schläudhe, Sartenfprigen und berglei en, fowie der Beleuchtungs- 
förper und Brenner aller Urt od (M. 2. v. 16. 7. 1900, D. J. B. 32 ©. 293); 

s) liegen forftfistalifche Dienftgehöfte und Dienftländereien an Straßen und Gaſſen 
don Ortfchaften, für die durch ortSpolizellihe Vorſchriften das Schneefegen, 


Wi Koften der StaatBlaffe werden Ummwährungen, fofern nit nachbarliche Pflichten ober aus⸗ 
drũckliche Ditnifterial-Genehmigung eine eömeigung veätlerkign, nur für bie Höfe, Schweinebuchten und 
Saußgärten, nicht aber für Bet ärten und andere Dienftlänbereien a — 
N ee meiterung ber Dienftländereien zum Schutz gegen Wildſchaden fiehe Anmerk. 3 gu 8 80 
— But F uung bzw. Ernenerung don Brücken und Durchhäfſen auf Dienſtländereien können ben Nutz⸗ 
nießern fiatt des Holzes Zementröhren unentgeltlich ‚„gerteient werben. e Koſten bafür find bei Kap. 2 
un = —— * — ve — cher 2 eſchafft noch unt ten. 
au mpen werben au aatsloften a erha 
e neu Der riet eingelne Zelle an ben Beuerlöfchgeräten, wie Kolben, Ventile, Schläude uſw, erfolgt auf 
o er Staaıtaffe. 
Rah Maßgabe ber Bo ften bes bürgerliden Rechts. L. Algem. Berf. v. 20. & 1898, 
N) wengeien deñ ziezentger ieten Ge 
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Streuen uſw. vor den en angeordnet ift, fo haben die Nutznießer folde 
Obliegenheiten auf eigene Koften auszuführen. 

Die Königliche Regierung hat in gleichen Fällen Mietern und Pächtern forftfisfalifcher 
Grundftüde dieſelbe Verpflichtung bei dem Ubjchluffe der Verträge auferlegen zu laffen. 
(M. 8. v. 30. 5. 1904 — III 5751.) 

Der unter s aufgeführten Anordnung fteht bezügli der Beamten ein Erkenntnis 
de8 Kammergerichts entgegen. Hiernach Hd Staatsbeamte al8 Inhaber von Dienſt⸗ 
wohnungen nad 8 68 des Stommunalabgabengefeges von allen Naturaldieniten befreit 
und daher audy nicht verpflichtet, die Unterhaltung und Reinigung der Dürgeriteige bor 
ihren Dienftgebäuden, ſowie deren Betreuung mit abjtumpfendem Material bei Glatteiß 
zu übernehmen. (Vgl. D. F. 3. 1907 ©. 715.) 

- Bu allen hiernach ben Nutnießern zur Laft fallenden perftellungen wird an 
das erforberlihe Holz mit Genehmigung der Königliden Regierung unentgeltlih an- 
gewiefen. Wenn die Holzabgabe aus Königlichen Forſten nicht für angemefjen eradjtet 
wird, fo ift dem Nutznießer der Wert bed anderweitig beichafften Holzes, ausſchließlich 
ber Unfuhrkoften, zu erfeken. 


Unterhaltung durch den Staat. 


8 8. Someit nad) den vorftehenden Beltimmungen die Koften ber Unterhaltung der 
Dienftgebäude nicht dem Inhaber aufgelegt find, fallen biefelben der Staatskaſſe zur Lat. 

Insbeſondere treffen die lettere die Koften ber Befeitigung aller Schäden, melde 
infolge_von euer, Gewittern, Stürmen, Hagelſchlag, Hochwaſſer oder anderen Natur- 
ereigniffen notwendig geworben, oder welche nachweislich entitanden find aus Mängeln 
der eriten Anlage, oder aus Beränderungen in der technifchen Struktur des Gebäudes, 
mie Niffen und Löſungen der Mauern und Deden. 


Beftimmungen zur befferen Erhaltung ber Gebäude. 


— 9. Die Schornſteine dürfen niemals mit feuerfangenden Gegenſtänden, als Holz, 
Stroh, Heu, Flachs u. dergl. verpackt, ſondern müſſen von allen Seiten frei gehalten 
werden. Hölzerne Stangen in den Schormjteinen zum Aufhängen ber zu räuchernden 
ehe ſigt nicht zuläſſig. Die Aufbewahrung von Aſche auf den Böden iſt un. 
edingt unterjagt. 
ie Aufiteltung bon Wäfcherollen (Mangeln) auf den Böden iſt nicht jtatthaft. 
10. Die unmittelbar an den Gebäuden ftehenden Sträucher und Bäume müſſen 
mweggenommen werden, namentlich tft dafür zu forgen, baß die Zweige nicht den Dächern 
zu nahe kommen. Die Yundamente und die Wände find von Dünger, Unkraut und 
Kot frei, insbeſondere aber die Schwellen ſtets troden zu halten, weshalb auch eine den 
Gebäuden nadjteilige Anhäufung des Düngers in den Ställen nicht ftattfinden darf. 
Ebenfomwenig tft e8 geftattet, Düngerftellen unmittelbar an den Gebäuden, Brunnen und 
Bemährungen anzulegen oder unmittelbar davor Holz, Torf, Neifig, Stroh, Rohr und 
dergl. aufzuftapeln. Zur Anpflanzung von Spalierobjt und Beinftöden bedarf es der 
ausdrüdlichen Genehmigung ber Königlichen Regierung, welche die BZuläffigfeit in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen hat. Die Geländer —* Spalierobſt dürfen nicht an den Ge⸗ 
bäuden ſelbſt —2 werden. 
Die Penappanung von Schlinggewächſen an Gebäuden iſt unzuläſſig. Ob vor⸗ 

handene Anpflanzung dieſer Art, namentlich Efeuberankungen, beibehalten werden 
ürfen, Bleibt dem Ermeſſen ber Königlichen Regierung überlaſſen. Bon ben Dächern 
find dergleichen Pflanzen aber unter allen Umftänden zu entfernen. 


Umpflanzung von Forſtdienſtgebaͤnden mit Bäumen. 

88 if in Bufunft dei ber Umpflangung von Dertibtenfigebäuben mit Bäumen auf eine angemefiene 
Entfernung ber legteren von ben Gebäuden mehr Ktüdficht zu nehmen, alß dies in vielen Fallen bisher 
eiheben it. Der Abftanb iſt unter Berüdfichtigung bes Wadstums und der Ausbreitung ber Bäume in 
(päterer Beit fo groß zu wählen, baß eine Berbunfelung und ein Feuchtwerden ber dahinter gelegenen 

äumlichleiten nicht ftattfinden kann, und baß bie Üfte nicht das Dachwert berühren und durch ng 
bei nd — ne ben Eebe n ’ 
orhandene Bäume, wide den Gebäuden auf den Yorfibienftgehöften offendar zum Nachteile gereichen, 
find gu befeitigen. (M. 8. v. 25. 10. 1695, D. 2. Fi 28 F 23.) sen N i i 8 


Superinventarien auf Dienftgeböften. 


& 11. Neubaue oder Veränderungen in der Anordnung und baulichen Einrichtung der 
Dienitgebände dürfen ohne ſchriftliche Genehmigung der Königlichen Regierung nicht ftattfinden. 
8 12. Erhält auf feinen fchriftliden Untrag der Nutznießer die Genehmigung zur 
gertelung juperinventarifcher Gegenftände für feine Rechnung, fo erwirbt er damit 
Teinerlei Anfprud auf einen etiwaigen fpäteren Anlauf für Rechnung des Fiskus, über- 


= 
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nimmt vielmehr für fi und feine Erben die Verpflichtung, auf Erfordern ben früheren 
Buftand auf jeine Koften miederherzuftellen. 

8 13. Alle ohne eine ſolche fchriftlihe Genehmigung etwa beichafften baulichen 
Gegenſtaͤnde oder borgenommenen Baue und Veränderungen geben, falls nicht die Wieber- 
heritellung des vorigen Buftandes von der Königlichen Megierung verlangt wird, ohme 
weitere8 in das ausfchließlihe Eigentum bes Fiskus über, gleichviel, ob folche in der 
Gebäudebeſchreibung nachgewieſen find oder nicht. Demnad) ift der Ankauf von ber 
gleichen Begenftänden ſeitens des Fiskus oder eines Dienſtnachfolgers ausgeichloffen. 


Oberaufſicht. 

14. Die Königliche Regierung hat die Befolgung der den Inhabern obliegenden 
Berpflichtungen gu überwachen. Die vorgefegten Forſibeamten und die Baubeamten 
haben bei ihren Befichtigungsreifen von dem Buftande der Dienftwohnungen Kenntnis zu 
ae bei Wahrnehmung von Berfjtößen und Mängeln bie entjpredyende Abhilfe gu 

eranlaffen. 
Bezüglich ber periodifch vorzunehmenden Beftchtigungen der Dienftge behält es 
bei den beitehenben Beitimmungen fein —S gung ſtgehofte Dei 


Schlußbeſtimmungen. 


8 15. Die vorſtehenden Borfchri treten mit dem 1. April 1893 in Kraft. Mit 
demfelben Zeitpunkte wird das R v vom 13. Syanuar 1882 aufgehoben; dagegen 
behalten die in dem Unbange zu dem leßteren zufammengeitellten Beitimmungen über 
die zum Gebiete des Hochbaues gehörigen Bauten im Reſſort der Staatsforitverwaltung, 
infoweit fie nicht durch die Verfügung vom 9. Oktober 1889 a Dinfitlich 
ber Delhaftung der Zeichnungen für die @ebäubebefchreibungen abgeändert find, auch 
ernerhin Gültigkeit. — Siebe unter b. 

8 16. Entitehen durch Vernachläſſigung der den Beamten nad) den e 2,4, 7,9, 
10 und 11 obliegenden Verpflichtungen erweislich Nachteile oder Schäden, jo fallen bie 
ur Dejeitigung derſelben aufzumendenden Koften ohne Rüdfiht auf die Höhe dem 
—* en le zur Laſt. = 

widerhandlungen gegen dieſe Vorſchriften, namentlich gegen die borftehend begeich- 
neten Beftimmungen berjelben, werben überdies von der Königlichen Regierung nad) 
Befinden ber Umftände bisziplinarifch geahndet werden. 

8 17. Jeder mit einer Dienſtwohnung verfehere Beamte der ——— —S 
hat dieſe ihm en Boriäriften al Inventarium forgfältig aufzubewahren 
und mit den Beitimmungen berfelden vertraut zu machen. 





b. 


Aus dem im borftehenden 8 15 erwähnten Anhange zum Regulativ dom 
13. 1. 1882 find folgende Beftimmungen bemerkenswert: 


Überwadung der im Berding ausgegebenen Bauten. 


Bei ber Entle an ber meiften Bauftellen von dem Wohnorte der Kreisbaubeamten 
wird eine dftere Reviſion der Bauten durch biefelden gewöhnlich nicht tunlich fein, des⸗ 
bald tit eine [erafaltige übermwadung durd) bie Förfter und Oberförſter um fo 
notwendiger. it dabei namentlich darauf zu achten, daß bie zur Berwendung gelangendben 
Materialien, aß: Steine, Mörtel, Holz ne bon guter Bef@afenhe find, daß die unbe 
mente anfchlaggmäßig Dergeftellt, jedenfalls bis auf den feiten Baugrund reſp. bis zu 
froftfreter Tiefe hinabgeführt werden. Um eine angemefjene Kontrolle über die anſchlags⸗ 
mäßige Ausführung zu fihern, find die Koftenanjchläge und Zeichnungen zu Den 
tefp. Bauten bem zuftändigen Oberförfter für die Beit der Bauausführungen auszu- 
händigen, welcher diefelben nach Fertigitellung des Baues dem Streisbaubeamten wieder 
uzuftellen bat. Im übrigeu bleiben in biefer Hinficht die Beftimmungen der Birkular- 

erfügung vom 19. April 1877 — Ilb 768 — maßgebend, wonach bei gefundenen 
Mängeln, welche nicht fofort adgejtellt werben, Unzeige an den Kreisbaubeamten zu 


eritatten ift. 
Reviſion der Forftdienitgehöfte. 
Neviſionen der KHorftdienitgehöfte in baulicher Hinficht find vorzunehmen von dem 
Korftmeifter*) unter Mitwirkung des Kreisbaubeamten und des Oberförfterd. Diefelben 


*) Jetzt „Regierungs: und Yorftrat”. 
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haben ben baulichen YZuftand der Gebäube und die Reparaturen, welche eventuell 
daran borzunehmen find, feitzuftellen, da8 Gebäudeinventarium zu prüfen und nötigen- 
falls bie Berichtigung desſelben zu bewirken, ſowie zu Tontrollieren, ob der betreffende 
Nupnießer feinen Serpfliäkungen nah Maßgabe der Beitimmungen bed Regulativs, 
beizefiend in bauliche Unterhaltung der Dienitgehöfte der Stantsforftverwaltung, nach⸗ 
ekommen ift. 

8 über diefe Revifion ift eine bon dem Nutznießer anzuerkennende Verhandlung aufzu- 
nehmen, welde von ben vorgenannten drei Beamten zu bollziehen til. Da eine derartige 
ee Kontrolle der Forſtdienſtgehöfte nicht alljährlich erforderlich erfcheint, fo bat 
eine ſolche periodifh etwa alle vier Jahre ftattzufinden, dergeitalt, daß jährlidy eine 
beftimmte Zahl von Gehöften, in einer von ber Regierung ein für allemal feitzufegenden 
Neihenfolge, vom Forſtmeiſter,) Kreisbaubeamten und Oberföriter revidiert werben. 

Durch biefe periobif wiederkehrenden fpeziellen Reviſtonen tft felbftredend die fonftige 
—— F en Der ezüglich der ihnen obliegenden regulativmäßigen Verpflichtungen 
nicht a en. 

Bu Biefem Zweck bat der Foritmeifter*) jährlich in der Sommerzeit alle Oberförfter- 
gehäfte feiner Inſpektion (foweit ſolche n ei der periodifchen Hauptrevifion an der 

eihe find) einer befonderen und eingeben en Prüfung binfictlich der Gebäudeunter- 
haltung zu unter ler und darüber der Regierung eine nach einem beitimmten Schema 
aufzunehmende Berhandlung zur weiteren Veranlaffung einzureichen. 

Eine gleiche Verpflichtung bat ber Oberförfter bezüglid) der Börtter-, —— — 
Waldwärter- und fonftigen Gehoͤfte feines Reviers, und — mit der Maßgabe, daß auch 
er eine bezugliche Verhandlung aufzunehmen und ber esierung einzureichen Bat. 

Seibizehenb muß der Forſtmeiſters) außer ben — für die Oberförfter ſchon eine 
Kontrolle Bildenden — Hauptredifionen fi gelegentlich feiner Dienftreifen bie aderzengung 
verfchaffen, ob der Oberförfter feine Schuldigfeit getan hat. Ebenſo werden die Uber: 
foritmeifter und Negierungsbauräte auf bie fadhgemäße Ausführung obiger Anordnungen 
bei ihren Dienftreifen zu achten haben. 

Superindentarien. 


Bon der Befugnis des Fiskus, bei Abnahme und Übergabe eines Forſtdienſtgehöfts 
Superinventarien anzufaufen, tft nur in dringlicden Fällen Gebrauch zu machen, und darf 
biejelbe auf den Anlauf bon Zagentemifen auf örftergehöften und bdergleidhen für 
e \ifehe Rechnung grundfägli nicht zu befchaffenden Baulichkeiten felbitredend Feine 

nive 


3. —— Töpfe, Keſſel zum Kochen des Viehfutters, eben!» Bald: 
und Wafferkeffel dürfen nicht aus dem Forſtbaufonds angefchafft werben. Wenn jedoch 
bei Neubefhaffung von Kochmafchinen, namentlich fogenannten Sparherben, fi in den- 
Klon Wafferbehälter befinden, welche einen integrierenden Teil berfelben bilden, 
o erſcheint e8 mit Rückſicht darauf, daß der Wafferbehälter durch diefelbe Feuerung, wie 
der Herd feldit, erwärmt und dadurch eine Erſparnis an Brennmateria herbeigefü 
wird, geredjtfertigt, in ſolchen Fällen die fämtliden Koſten bes Herbes, alfo einſchließlich 
ber q a DE a dem Forſtbaufonds zu beftreiten. (M. 2. vd. 23. 12. 18867, 

Bei allen Neubauten bon Korftdienftgehöften ift die Anbringung von Bretter-> 
Negalen in ber Speifelammer und im Milchkeller, fowie der erforderliden Hafen in 
ber Räucherkammer und im Keller zum Aufhängen von Fleiſch und fonjtigen Waren für 
Rechnung des Forſtbaufonds geitattet. 

Die Unterhaltung diefer Gegenftände liegt jedoch dem Nutznießer ob. (M. 2. w. 
7. 2. 18%, D. J. B. 22 ©. 33. 

Auf den Sorftdienftgehöften Eönnen bei borliegendem Bedürfnis die Milchteller mit 
Den auf Staatskoften ausgeltattet werden. Diefe Ofen find in einfachfter Weife ber- 
duftellen. In der Regel wird es genügen, wenn dieſelben aus Biegeliteinen aufgemauert 
werben. (M. L. v. 23. 11. 1904, %. 3. 37 ©. 2.) 

4. Sadennlagen in Forſtdienſtwohnungen. 

Die Anlage fefter Badeeinrihtungen in den Wohnungen ber Oberförfter und Förfter 

it nk io ern fie fi) auf das unbedingt Notwendige befchränften und von jebem 
u ernbalten. 

Es wird für ſolche Fälle, in denen eine Drudwafierleitung nicht vorhanden ift, als 

genügend angefehen, wenn bie Badewanne mit einem banebenftehenden Waffergefäße 


“) Sept „Regierung und Forſtrat“. 


g finden. 
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durch zwei übereinander liegende Rohre verbunden wird, durch welche das Waſſer um- 
laufen kann, wenn eine. Feuerung dasſelbe erwärmt. 

Die Badeftuben müflen maſſiven Zußboden und ebenfoldhe Umfaſſungswände befigen 
unb bie gen po einfach und zwedmäßig wie möglich fein, um die Unterhaltungs- 
koſten, Ielche ediglih dem Nutznießer zur Laft fallen, gering halten zu Tönnen. 

Bei allen Entwürfen zu Wohnhausneubauten ift die Anlage einer feften Babes 
einrichtung — zu berü igen. Den Koniglichen Regierungen wird es überlafien, 
auf ſolchen onttbienftgeböften, im welchen eine einwandfreie Badeeinrichtung fi) nad; 
träglih ohne Um- und Ermeiterungshauten peritellen läßt, folde den NRukniekern zu 
gewähren. Die Koſten fallen dem Forſtbaufonds der Regierungen zur Lait. 

Pa Entwürfe zu folden Anlagen unterliegen bi8 auf weitere der Mmiſterial⸗ 
gen gung. 

Die Beſcha beweglicher Badegefäße bleibt Sache der Wohnungsinhaber. (M. L. 
as esel ch 9 8 9 


5. Zlaggruführung auf Forfidienfigebäuden. 

Im Anſchluſſe an meine Verfügung vom 18. Dezember 1894 — III 17669 — 
beitimme ich, daß meine Genehmigung Tünftig nur zur eriten ge von Flaggen 
und Flaggenſtangen nadaufuden if. Die Beſchaffung von era tüden koͤnnen bie 
Regierungen felbitändig anordnen, folange bie Gründe, welde für die Slaggenführung 
fprecden, eine Anderung nicht erfahren haben. 

Bei den Anordnungen bezügli der Aufitellung von SYlaggenftangen iſt ftetS bas 
bautechniſche Mitglied der Regierung zu beteiligen, damit die Anbringu N und Benutzun 
nicht in einer die Gebäude fhädigenden Weife erfolgt. vielen ji en wird es fe 

fehlen, die Biapgenftangen neben ben Gebäuden frei aufzujtellen. (M. X. v. 14. 2. 1902, 
Sabıb. B. 34 ©. 147 


Die Beſchaffun don Dien tflaggen für Foͤrſter e ift unzuläffig, denn e8 handelt 
nn bei biefen nicht Im eigentlläe —A ondern nur en —— 
(M. 8. v. 28. 10. 05 — III 12650. 


Staatägehünbe baben beim Ableben außerdeutſcher Souveräne und Fürſtlichkeiten 
Sek 6 © en Befehl Seiner Majeftät halbmaſt zu flaggen. (M. L. v. 16. 10. 1903, 

6. Die Koften für bie Einfertigung und das Aufhängen der Niklähen fe: Söhlen. 
brüter werden aus Staatsmitteln beitritten. (F. M. v. 5. 1. 1867, D. J. B. 1 S. 31.) 


3 Borbereitung ber Neubauten. 


1. Die in der algemeinen Oerfügung bom 30. Januar 1879 enthaltenen Beitimmungen, 
betr bie Feſtſte lung des Raumbedürfniſſes für in Ausficht genommene Neubauten 
der Staatsforftverwaltung, welche aud in den Anhang zum Regulativ, betreffend Die 
bauliche Unterhaltung der Dienftetabliffjements der Staatsforftverwaltung vom Sabre 1882 
und in bie Dienftanmweifung der Lolal-Baubeamten — vgl. y 130 — übernommen worden 
find, haben ſich nicht als ausreichend erwiefen und werden daher durch gjoigende ergängt: 
evor ber Auftrag zu tecmifchen Ausarbeitungen für geplante Bauausführungen 
gegeben wird, tft durch den zuftändigen Oberförfter unter Mitwirkung des LolalBau- 
eamten dag Raumbedürfnis zu ermitteln und eine geeignete Bauftelle audfindig zu machen. 
ür den Reubau bon Dienftwohnungen geben bie hier bearbeiteten Dtujterentiwürfe 
das Hochſtmaß der ge gewährenden Wohn» und Nebenräume an, und es iſt daber in 
jedem einzelnen alle zu erwägen, ob nicht nad) Lage der Berhältniffe weniger Räume 
—— mürben, was namentlich bei Wohnungen in Städten und größeren Ortfchaften 
anrängig fein wird. 

Kür bie Ermittelung ber Größe neuer Wirtichaftsgebäude, deren böchit zuläffige 
Größe ebenfalls durch die außgegebenen Mufterentwürfe feftgelegt wird, ift eine Berechnung 
bes Ertrages bes zur Stelle gehörigen Dienitlandbes und des zur Unterbringung ber Halm⸗ 
fruchte und des aubfutter® erforderliden Banfenraumes, fowie eine Nachweiſung des 

r —— er es Dienſtlandes erforderlichen Viehſtandes aufzuſtellen. Die 

nd mit beſonderer Sorgfalt anzuſtellen, und es iſt in keinem alle über 

das wirflide Bebürfnis binauszugehen. Sofern dem Stelleninhaber die Verpachtun 

eines Dienftlandes ausnnhmöweite geitattet ift, muß dies angegeben werben. Diete 

eitimmungen der allgemeinen Berfügung vom 30. uar 1879 werben nochmals in 
Erinnerung gebracht, weil fie nicht in allen Fällen gehörig beachtet morden find. 

Bei vorhandenen Gebäuden muß im allgemeinen daran feitgehalten werden, daß 
die Nutznießer mit ihrer Größe und Einrichtung abzufinden haben. Erweiterungs⸗ 
bauten find nur In ganz beſonders dringlichen und als ſolche ansführlich zu begründeten 
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Fallen in Ausſicht zu nehmen; der einfache Hinweis, daß die vorhandenen Räume Tleiner 
und von geringerer Zahl feien, al in den neueften Mufterentwürfen vorgefehen, kann 
als ftihhaltiger Grund zur Erweiterung nicht angejehen werden. 

Die NRaumbedarfg-Nachweifungen und bie —* en vorbereitenden Unterlagen find 
zu Ermweiterungsbauten ebenfo, wie für Neubauten aufzuitellen. 

Nachdem die Raumbedarf3-Nachmweilung bei der Regierung geprüft und feitgeftellt, 
auch die gewählte Bauftelle für zweckmäßig befunden worden iſt, wird erftere dem Lolal⸗ 
baubeamten mit dem Auftrage zur Aufitellung eines Vorentwurfes überfandt und bon 
diefem dem Erläuterungsberichte beigefügt. 

Sobald der Borentiwurf die minifteriele Genehmigung gefunden, bat der Lolal- 
baubeamte vor Aufitellung des auaiihrlihen Entwurfes mit Koſtenanſchlag mittels einer 
Nachweiſung bei dem zuftändigen Oberförfter anzufragen, ob und welche Bauſtoffe fi 
in der Nähe der Bauftelle auf fiskaliſchem Boden vorfinden und umentgeltlich abgegeben 
werden fünnen, fowie ob das erforderliche Bauholz in dem Staatswalde unweit ber 
ftelle vorhanden ift und zum Tarpreiie entnommen werden Tann. 

Diefe Anfrage bat der HOberförfter möglichſt ausführlid und mit tunlichite 
Bejäleunigung zu beantworten. Das Scriftitüd ift dem Koftenanfchlage einzuverleiben. 

Der Auftrag an den Revierverwalter zum Aushalten des Holzes erfolgt Teinergel 
feitend der Negierung unter gleichzeitiger Überfendung einer Abſchrift der Gotzlife 
geprüften Bauentiwurfes. 

m Anionfe ieran wirb darauf bingewviefen, daß es zwedmäßig ijt, wenn bie 
Ausübung des Dienſtes e3 gejtattet, die Soritdienftgehöfte im Anſchluſſe oder in ber ade 
einer — zu errichten. dieſen Fällen wird von der Überweifung bon Dienſt⸗ 
ländereien in der Regel abzuſehen ſein. 

Ferner find die Gehöfte möglichſt fo zu ſtellen, daß die Wohnräume nach der Sonne, 
die Küche und Speifefammer nad) Norden liegen. Wenn hiermit eine gefällige Lage der 
Gebäude und eine Ausfiht von den Wohnzimmern nach dem Sorfte, oder eine Fernſicht 
geroonnen werben Tann, fo ift dies nicht außer acht zu laſſen. (M. L. v. 4. 7. 02, Jahrb. 


2. Die Entſcheidung darüber, ob das zu Forfibanten erforderliche Banholz aus dem 
Staatswalde eliefert oder dom Holzbhändler oder Bauunternehmer 
bezogen werben HI, tit den Regierungen überlafjen. Die Grundfäte, nach welchen bie 
Entſcheidung zu treffen ift, find im M. BL. f. 2%. 1905 ©. 75 ff. aufgeführt. 

3. Bei jeder Neuanfiedelung bat vor Beginn der Bauarbeiten die Klärung ber 
Saflerfunge und Herſte lung der Waflerverforgungdanlage zu erfolgen. (M. L. v. 28. 4. 1902, 
Jahrb. Bd. 34 ©. 172.) 


u einer jeden, die Tiefe bon 20 m überjchreitenden Bohrung nad Waller bebufs 
Herftellung von XTiefbrunnen auf orgoigſtgehe ten iſt die Mintfterlals-Genehmigung ein- 
zubolen. (M. 2. v. 3. 12. 1896, 9. %. 3. 29 ©. 12.) 


5 Berwertung erübrigter Baumaterialien. 
1. Aufbewahrung nit verwendeter Biegelfteine. 


Es tft wiederholt vorgefommen, daß beim Neubau forftfisfalifcher Dienftgehöfte und 
Gebäude ZBiegelfteine über den wirklichen Bebarf hinaus beſchafft und nach beendeter 
Bauausführung wieder beräufert worden find. Infolge ber vergebliden Fuhren nad 
den entlegenen Bauftellen und wieder guräd find die Erlöfe beim Verkaufe hinter den 
Beſchaffungskoſten zurüdgeblieben. Dadurd) gehen Beträge verloren, weldye denjenigen 
Beamten zur Laſt gelegt werden müffen, durch deren Schuld die unnötigen Mengen von 
Biegelfteinen beſchafft worden find. 

AB Grund für das Übrigbleiben von Biegelfteinen iſt einerfeit8 angegeben worden, 
daß die Steine aus Tleinen Biegeleien der betreffenden Gegenden einen größeren Snbel 
hätten aß die im SKoftenanjchlage vorgefehenen Biegel des Normalformats, oder daß 
Irumme Teldbrandziegel zur Verwendung gelommen wären, welche größere Fugen ber 
urſacht hätten, andererfeit3 aber auch der Umftand angeführt worden, daß eine größere 
Menge von alten, aus Abbruchen und Brandreiten berrührenden Mauerziegeln hätte 
wieder vertvendet werden Tönnen, als im Koftenanjälage angenommen war. 

Solde Gründe können als ftihhaltig nicht anerfannt werben, und ich beranlaffe 
daher die Königliche Regierung, Vorjorge zu treffen, daß durch forgfältige itte lung 
des wirklichen Bedarfs — unter Berüdfichtigung ber Beſchaffenheit der ortsüblichen 
Ziegelſteine —, durch möglichſt genaue Feſtſtellung der Mengen ber auf der Bauſtelle 
etwa vorhandenen Bauftoffe, durch Aufnahme einer Beftimmung in den Werkverdingun 
Bertra daß die auf der Bauſtelle vorhandenen Bauſtoffe auf den —— 
ermittelten Bedarf in Anrechnung kommen und nur bie fehlende Menge angeliefert 
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werden folle, ober durch anbere zweckentſprechende Anordnungen dag Übrigbleiben bon 
Bauftoffen vermieden wird. 

Trotz aller Borficht etwa dennoch übrig gebliebene Biegelfteine find nicht unter dem 
Antaufspreife zu veräußern, fondern auf dem eher aufzubewahren, um fpäter auf 
demfelben oder einem benachbarten Gehöfte zu Ausbeſſerungen oder dei Bauausführungen 
verwendet zu werben. 

Die Hiegelfteine find in diefem falle mögliche unter Dirk zu bringen, in das 
Gebaude⸗Inventar des Gehdftes einzutragen und dort nah Maßgabe des Verbrauchs 
wieder in Abgang zu ftellen. 

Die Eintragung und der fpätere Verbrauch find auf den bezüglichen Rechnungen zu 
vermerken. (M. 2. v. 14. 1. 1902, Jahrb. B. 34 ©. 145.) 


2. Berfauf der Baumaterialien. 


Die bei den NReparaturbauten auf ben Sorftbienftge öften erüßrigten Bau⸗ 
materialien find aufzubewahren und für Rechnung ber Staatskaſſe zu verfaufen. 

Der Verlauf alter oder verfügbar gebliebener Bauftoffe, Geräte uſw. hat in ber Regel 
öffentlich an den Meiftbietendben zu erfolgen. 

Bis zu einem Werte von 30 Mark können bie Revierverwalter diefe felbitändig frei« 
handis veräußern. Unter der Verkaufsverhandlung iſt von ihnen zu beſcheinigen, daß 
ie verkauften Oegenftände einen höheren Wert al8 den bierfür erzielten Erlös nicht 
gehabt Haben. (Di. 2. v. 12. 8. 1906 — III 16147.) 

sin der Regel wirb ber Revierverwalter den Verkauf bewirken; follte derfelbe einen 
Soritigußbenmten damit beauftragen, jo fönnen die nachfolgenden Verhandlungen ufw. als 


Anbalt dienen. 
IL Beim meijtbietenden Bertauf. 


a) Verhandelt*) Z...... ‚ ben 29. September 1893. 
Ausweislih der borgehefteten Bekanntmachungsbeweiſe ftanb heute vorm. 10 Uhr 
Termin an zum Öffentlichen, meifthietenden Verkauf ber bei den Neparaturbauten auf dem 
Söritergehöft A erübrigten Baumaterialien, und zwar unter folgenden Bedingungen: 
1. Der Bufchlag erjolgt an ben Beftbietenden, fobald fein Gebot den abgejchäßten 
Bert erreiht oder überfteigt. 
2. &8 wird nur eine Steigerung berüdfichtigt, weldhe da8 vorhergehende Gebot um. 
minbeftens 10 Pf. übertteigt. 
3. Kür die Menge und Beichaffenheit der zur Berfteigerung kommenden Materialien 
wird Teine Gewähr geleiitet. 
4. Dur ben Zufchlag gebt die Gefahr der verfauften Materialien auf den Käufer 
über, und bie Yorftverwaltung haftet für diefelben nicht länger. 
5. Der nnelgetungöpreiß tft fofort bei der Korftlaffe u P..... einzuzahlen. 
6. Die Verabfolgung der erſtandenen Materialien erfolgt nur gegen Vorzeigung der 
Quittung des Forſtkaſſenrendanten. 
7. Die Abfuhr muß innerhalb . . . Tagen bewirkt werden. 
Nach erfolgter Borlefung ick Bedingungen wurde zum Wusgebot geichritten: 
a) alte Balken, Bretter und Bohlen, ca. 2 rm, abgejhätter Wert 3,00 Mk.; 
es bietet allein und erhält den Bujhlag der Einwohner S....... 


aus K..... mit....... ME. 
b) Späne bon verarbeiteten frifhen Bauholze, ca. 1 rm, abgejhätter 

Wert 1,00 ME; 

es bietet allein und erhält den Zufchlag der Gärtner E....... aus 

A..... mit ee... rn... 10, 


e) 1 Teerfaß, abgejhägter Wert 2,00 Mit. 
nach meiden — bleibt Beftbietenber und erhält den Zuſchlag 
ar mit.... en 


ber Einwohner F..... G..... .. . 350 „ 
Gefamterlös "7,50 DIE. 
Buchſtäblich: Sieben Mark so Pfennig. 


. u. 
(Unterfegrift ber Käufer.) 
g. w. o. 
Der FZorſter. 


*) Die Verhandlungen find auf gebrochenem Bogen gu ſchreiben. 
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b) Belanntmadung. . 
Die bei den Reparaturbauten auf dem Föritergehöft Z ...... erübrigten Bau⸗ 
materialien, beſtehend aus: 
etwa 2 rm altem Holz von Balken, Brettern und Bohlen, 
etwa 1 rm Spänen bon berarbeitetem frifhen Bauho und 
1 Teerfaß 
follen 
Montag, den 29. September 1893, vorm. 10 Uhr, 
an Ort und Stelle gegen bare Bezahlung öffentlich verfteigert werben. 
Z..... ‚ den 18. September 1893. 


Der Yöriter. 
N. 


U. R. Dem Herrn Gemeindeborfteher 


—A Bekanntmachung in der bortigen Gemeinde und Beicheinigung bierunter, 
ies geſchehen iſt. 
Der Forſter 


beſch Daß borftehende Belanntmadjung zur Nenntuis der Ortseingeſeſſenen gebracht iſt, 
ei nigt 
..... ‚den 25. September 1893. 
Der Gemeindevorfteher. 
B. 


(Siegel) 


II. Beim freihändigen Berfauf. 
Berbandelt, Z...... ‚ben 11. Auguſt 1899. 

Die infolge Erneuerung bon vier Stalltüren auf dem Giefigen Börftergehöft 
erübrigten Baureite, beitebend aus vier alten Türen, Schwarten und Brettabjchnitten, 
wurden heute an ben an: Gin A..... u8G..... für den abgejchägten 
Preis von 1,20 ME, budftäblid: Eine Mark 20 — veibänbi verkauft. 

Der Betrag ift innerhalb drei ungen oe der Forſtta esuG.... . einzugahlen. 


Unterfegeft "es Käufers.) 
g. w. o. 
Der Wörter. 


Daß die verkauften Gegenftände einen oberen Wert al den hierfür erzielten Erlös 
nicht gehabt Haben, beſcheinigt 
..... ‚den . . 0 
Der Oberförfter. 
N. 


4 Stergärten bei Forfidienfigeböften. 

Bur Berfhönerung ber Umgebung neu begründeter bzw. neu erbauter Forſtdienſt⸗ 
gehöfte Lönnen Biergärten für fiskaliſche Rechnüng angelegt werden. Die für bie erſt⸗ 
mali e Einrichtung diefer Siergärten (Unlage von Wegen und Rafenfläden, Beihaffung 

npflanzung von Bierfträuddern uf.) entftehenden Soften, bis zur Höhe von 200 Mt. 

fi ein Oberförftergehöft und bon 100 ME. für ein Förſter⸗ uſw. Gehört, find aus dem der 

nigliden Regierung zur Verfügung ftehenden — zu beſtreiten. Die Koſten 

fer eine weitergehende Aus uegeitalkung for fowie für bie eng FR Biergärten baden 
ie Nutnießer zu tragen. (? ‚1906, M. BL f. L. ©. 
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Bei der Bereifung von. Stantsforften ift bon mir und meinen Kommiffaren wieber- 
Holt darauf Hingewiefen worden, daß es wünſchenswert fei, die Umgebung der Forſt⸗ 
beamten-&eböfte durd) die Unpflanzung von Baumgruppen, namentlid unter Verwendun 
fremdländiſcher Holzarten, wie der Douglas⸗Fichte ufw., freundlicher zu geitalten. Be 
umfihtiger Behandlung können die hierfür aufzumenbdenden und aus dem Kulturfonds zu 
beitreitenden Koſten nur ganz erinafüaige fein. (M. L. v. 5.3.1898, D. J. B. 30 ©. 135.) 

5 Bon den Areislaten Ab ie Dienftmwohnungen und Dienftgrundftüde ber 
Königlichen Forftbeamten nad dem neuen Kreis» und Propinzialabgabengeleß v. 23. 4. 1906 
nicht mehr befreit. 


6 Heranziehung ber Dienfwohnungen zur Einquartierungslaſt. 
1. Geſetz, en die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht während des 
Fiedengzuſtandes. om 25. 6. 1868. Bundes⸗Geſetz-Blatt des Norddeutſchen Bundes 


8 4. Der Bund tft berechtigt, gegen Gewährung einer beſtimmten Entf äbimung Die 
In oralen der Duartierleiftungen zu verlangen und dazu alle benutzbaren Baulichfeiten 
in Anſpru = nehmen, foweit dadurch der Duartiergeber in ber Benutzung der für feine 
Wohnungs, Wirtſchafts⸗ und Gewerbebetriebs⸗Bedurfniſſe unentbehrlihen Räumlichkeiten 
nit ner wird. 

Befreit hiervon find nur: 

3. Diejenigen Gebäude und Gebäudeteile, welche * einem me: Dienft oder 
Gebrauch beftimmt find, ohne Rüdficht auf deren Eigentumsverhältniſſe; infonderbeit 
alfo die zum Gebrauch von Behörden beitimmten Gebäude und Gebäubeteile. 

2. Die Forſtdienſtgehöfte find als zu einem Öffentlichen Dienit ober Ge— 
brauch beftimmt nicht anzufehben und unterliegen der Heranziehung zur 
Einquartierungslaft. 

Auch Dien twohnungen, welche fih in Dienftgebäuden befinden, deren 
übrige Räumlichkeiten zu einem öffentlihen Gebrauche beftimmt find, dürfen zur Ein» 
quartierungslaft herangezogen werden. 

Es tft bei diefer Entiheidung maßgebend ee daß, wie aus ben bezüglichen 
Berhandlungen des Neichötages hervorgeht, bet der Faſſung des $ 4 Nr. 3 des — 
vom 25. Juni 1868 (Geſetz, betr. bie Quartierleiſtung für die bewaffnete Macht während 
des Friedenszuſtandes, Bd. G. Bl. S. 523) beabfichtigt geweſen tft, bei denjenigen ber in 
Rede ftebenden Dienftgebäude, bei denen ber Öffentliche Gebrauch überwiegend iſt, die zum 
Privaigebrauche beitimmten Räume einquartierungspflichtig zu machen, und daß bie bon 
den Beamten benutten Wohnungen zu diefen Räumen gerechnet werden müſſen. 
(F. M. v. 6. 8. 1875, M. Bl. ©. 289.) 

3. Rah dem oben bezeichneten Geſetz ift jeder Reiheungehdrige, ganz glei, ob 
Befizer, Nutznießer oder Mieter, zur Quartierleiftung verpflichtet. Die Einquartierungslaft 

ellt eine Reichs⸗, Teine Gemeindelaft dar. Die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
emeindefteuerbefreiungen finden feine Unmendung. - 

Die örtliche Verteilung der Quartierleiftung erfolgt oe die Gemeinden bzw. felb- 
ftändigen Gutsbezirke im ganzen. Die Unterberteilung geſchieht durch die Gemeinde⸗ 
dorftände bzw. bie Befiter der feldftändigen Gutsbezirke, welche für die Eee und 
zechtgeitige Erfüllung der Dunrtierleiftungen zu forgen haben. Die Grundjäße, na 
welchen die Verteilung der Duartierleiftungen in jedem Gemeindebezirke erfolgen jo 
werden durch Gemeindebeſchluß oder durch ein Ortsſtatut (Katafter) beftimmt, für deren 
Erlaß die für die Einführung von Gemeindefteuern vorgefchriebenen Formen maßgebend 
find. Diefe Gemeindebeihlüffe und Ortsitatuten bedürfen der Beftätigung des Kreis⸗ 
ausjaufies, in den Stäbten des Bezirksausſchuſſes. 

4. Nach dem Neichögeiete über die Naturalleiftungen für bie bewaffnete Macht im 
tieden vom 13. 2. 1875 in der Faſſung vom 24. 5. 1898 (R. G. Bl. ©. 361) find zur 
tellung von Boripann — Fuhrwerke, Gefpanne, Gejpannführer — alle Befiger von 

Bugtieren und Wagen verpflichtet. 

Befteit find: 

...... Beamte im Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommunaldienſte hinſichtlich der zur 
Ausübung ihres Dienftes oder Berufes notwendigen Pferbe. 

Ebenfo find alle Befiter von Furagebeſtänden zur Berabreifung der Furage ber- 

niaıet. Die borerwähnte Befreiung von der Borfpannteiitung findet auch binfichtlich 

* erpflichtung zur Verabreichung der Furage inſoweit Anwendung, als der vorhandene 

Furagebeſtand I ben Unterhalt derjenigen Pferde erforderlich if, auf welche ſich die 
efretung bezieht. 
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7 Übergabe ber Gebäude bei Dienftauseinanberjekungen. 

1. der Negel wird die Dienftübergabe einer Oberföriteritelle durch den Regierungs- 
und Koritrat, die Übergabe einer Forſtſchutzbeamtenſtelle durch den Oberförſter geleitet. 
Der Stellung ber Beteiligten entjprechend wird auch die Übergabe von Stellen ber 
Nebenbetrieb3anftalten geleitet. 

Bur Übergabe der Dienitgebäude ift der Kreisbaubeamte zuzuziehen, wenn e8 bie 
Regierung. für erforderlich hält. 

Diefe Übergabe erfolgt nad ben „Borichriften über die Benugung und bauliche 
Unterhaltung der Dienftgeböfte der Staatsforftverivaltung“. 

Das Ergebnis ift in der Übergabeverhandlung niederzulegen. 


s Berfiherung gegen Feuersgefahr. 

Um den Dr tbeamten eine bequeme, billige und zuberläffige Gelegenheit zur Ber- 
—— des Mobiliar⸗Vermögens gegen Brandſchaden zu bieten, iſt der Brandver— 
ſicherungsverein —— Forſtbeamten“, auf dem Prinzip der Gegenſeitigkeit 
beruhend, ins Leben gerufen. 


Die Satzungen des Vereins, vom 


aufgeführt. 

Die Bentralftelle (Hauptvorftand) wird von ben rorftteegnifchen Mitgliedern und 
dem Juſtitiarius des Miniſteriums für Landwirtihaft, Domähen und Forſten gebildet; bie 
Ügenturgefchäfte aber werden in Den Negierungsbezirken von ben Oberforftmeiftern und 
Negterungs- und KHorfträten (Vezirksvorſtand) beforgt, indem fie die Aufnahme der Mit- 

lieder und ber Berficherungen, fowie die Schadensermittelung bei vorkommenden 
ndfällen mit Hilfe der Oberförfter ausführen. Die Jahresprämie beträgt 3. 8. 1!/ıo 
pro Mille, das Eintrittsgeld I/, pro Mille. 

Dem Berein, deſſen Hauptborftand feinen Sig in Berlin W. 9, Keipaiger Platz 7 
(Landw. Miniftertum), hat, wurden durh U. K. O. vom 24. 5. 1830 die Rechte einer 
juriftiichen Perfon verliehen. (D. J. B. 12 ©, 193.) 

9 Vgl. ferner auch Abſchnitt „Emolumente*: „Dienftwohnung”, IV d. W. 


24, 5. 1880 


Dienftländereinußung. 

8 30.*, 1. Auf Dienftländereien hat Fein Forjtbeamter Anſpruch. Wo fie be- 
willigt werden, gejchieht dies lediglich in Rückſicht auf den Dienft. 

2. Dienitgrundftüde werden daher mit der Maßgabe überwiefen, daß dem 
Beamten daran kein Bachtrecht, fondern nur ein jederzeit widerrufliches Nutzungsrecht 
um eigenen Bedarfe eingeräumt wird, und daß dieſes Nubungsrecht Teinen Be⸗ 
—** des Dienſteinkommens bildet, auf deſſen Gewährung irgend ein Unfpruch ge 
macht werden Tann. 

3. Eine anderweite Verfügung Über die Dienftländereien, fei es deren gänzliche 
Enigiebung oder anderweite Regulierung, fei es eine Anderung des dafür zu ent 
richtenden Nubungsgeldes, jowie die Verſetzung des Beamten auf eine andere Stelle, 
mit welcher entweder gar Teine oder doc nur Dienftländereien von geringerem 
Umfange und Ertrage verbunden find, bleibt der Verwaltung zu jeder Zeit vor⸗ 
he ohne daß dem betreffenden Beamten deshalb irgend eine Entſchädigung 
zufteht. 

4. Mit Rüdficht auf den Zweck der Bewilligung von Dienftländereien follen die 
Sorftbeamten fie in der Regel felbit bewirtichaften. Eine Verpachtung des Dienft- 
landes ift deshalb nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Regierung zuläflig. 


1 Dienft- und Pachtland der Forſtbeamten. 
1. Die Königliche Regierung wird ermäditigt, die notwendig werdenden Regulierungen 
ber Dienftländereien der etatsmäßigen Forſtbeamten Tünftig bis zu einer Größe von 5 ha 
Bugang bzw. 5 ha Abgang an nußbarer Fläche einftweilen felbjtändig anzuordnen und 


*) In ber durch ben Herrn M. 8. vom 19. U. 1901 angeordneten Faſſung. 
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biesfeitige Genehmigung hiergu für das jeweilig laufende Etatsjahr nur einmal, und zwar 
zum 1. Februar jedes e8, mittels einer Zujammenftellung nachaufuchen, jofern es fi 
um forf rattjche Flächen Handelt, die zuläſſigen Hochnad⸗ von rund 46 ha nutzbaren 
Dienſtlandes bet Oberforſterſtellen bzw. bon rund 19 ha bei Nebierförfters, Foörſter⸗ und 
Waldwärterftellen nicht überfchritten werden, und endlich bie Dergrößerung des Diettft 
landes nicht etwa eine Erweiterung ber Wirtfchaftsgebäude zur % ge hat. 

Die Yufammenftellung tft, —— geprüft, in doppelter Ausfertigung vorzulegen. 
Als Nutzungsgeld ift in der Hegel der auf volle Mark nad oben abgerunbete Grund» 
fteuerreinertrag einzuftellen. 

Sollte ausnahmsweiſe eine vom Grundfteuerreinertrage abweichende geitfegung des 
Nutzungsgeldes angezeigt fein, fo wolle die Königliche Regierung auch dieſes vorbehältlich 
meiner Genehmigung nach eigenem pilihtmäßigen Ermefien bewirken, Ermäßigungen 
jedoch noch ausführlich in der leuten Spalte des Schemas begründen. 

Anderweit verpachtete Ländereien find so: nad Ablauf der Badıtperiobe als Dienft- 
land zu überweijen, damit für den Fall, daß ber Pachterlds den Grundfteuerreinertrag 
überiteigt, Kollifionen mit dem Etatsgeſetze vermieden werben. 

Sind ausnahmsweiſe Grundftüde eigens zu dem Zwecke angelauft, um als Dienft- 
land verwendet & werden, fo ii das Rutungagelb in der Regel auf 31/2 Yo des Kaufe 
preifes, deſſen Betrag in der lebten Spalte de8 Schemas dann ebenfalls angegeben 
werden muß, feitzufegen. 

Soweit bomänenfistalifche8 Gelände als Dienft- bzw. Padtland in Trage kommt, 
verbleibt e8 bei den bisherigen, in biefer Beziehung einzelnen Regierungen erteilten er- 
weiterten Frl en. Im übrigen ift Die Genehmigung für den Übergang von Domänen 
land auf den Forſtetat mittel8 befonderer Berichte einzuholen. 

Neu ndete Stellen Tönnen bis zu den gutäffi en Hoͤchſtſätzen vorbebaltli 
meiner Genehmigung ebenfalls felbftändig von der König den egierung mit Dienftlan 

werden. 

ie Königliche Regierung wolle jebo darauf Bedacht nehmen, baß eine Anzahl von 
Oberförkter- und — wo bie Verhältniſſe dies geſtatten, ohne Dienſtland 
bleibt, bzw. nur mit etwas Gartenland auögeitatiet wird, da überall ein Teil der Forſt⸗ 
beamten anf die Berfegung nach ſolchen Stellen Wert legt, die nicht mit Dienftlarnd aus» 

tattet ind. 

Bei Bei der Bulegun bon olpoobenflächen fünnen nad) Lage ber Verhältniffe His zu 
fünf Sreijahre in —28 geſtellt werden, wenn der Nutznießer die Urbarmachung auf 
eigene Koſten übernimmt. 

Soweit es id um auf Staatskoften zu meliorierende Dienftlandflächen Handelt, 
verbleibt e8 bei ben bisherigen Beitimmungen, a in allen Fällen biesfeitige 
Benehmigung unter nung der Zweckmaßigkeit einzuholen kr 

ndlid wird die Königliche Regierung ermädhtigt, au %o HilfBauffehern, wo ein 
dringende Bedürfnis hierfür. vorliegt, wie bisher, etwas Forſtlan zum Kartoffelbau 
und zur Grasgewinnung einſtweilen ſelbſtändig zu verpachten und die Genehmigung 
bierzu in ber erwähnten Bufammenjtellung nachzuſuchen; basfelbe gilt vom Paächtland, 
welches ausnahmsweiſe den Inhabern etatSmäßiger Stellen vorüber ehend neben ihrem 
Dienftland übermwiefen wird. Es dürfen in folchen Fällen jedoch Dienft- und Pachtland 
Sufammengenommen dte oben angeführten auläfligen öchitbeträge nicht überfteigen. 

Das Rubungsgelb für die Pachtländereien iſt nad) den für das Dienftland geltenden 
Grundſätzen zu ermitteln. Die Genehmigung zur Afterverpachtung berartiger Pacht⸗ 
ländereien darf den gorideumten jedoch grundfäglih nicht erteilt werden. (M. 2. d. 
13. 11. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 9. 

Bol Abſchnitt „Emolumente”: „Dienftländereinugung“, IV d. W. 

2. ulunft ift in den Unträgen auf Vermehrung der Dienftländereien der 
Forſtbeamten und der Pachtländereien der Walbarbeiter und fonjtigen Pächter ſtets zu 
erörtern, ob die vorhandenen Wirtfchaftsgebäude dem fünftigen Bebürfnis genügen 
werben. Iſt dies nicht ber Sal, dann it angugeben, welche Erweiterungsbauten 
notwendig, und melde Koſten der Staatskaſſe dadurch erwachſen werden. (M. 2. v. 
1. 10. 1900, Jahr, . 33 ©. 71.) 

3. Die Königliche Regierung wird unter Pinwels auf die allgemeine Berfügung 
vom 19. März v. 8. ( 3960) ermädtigt, den Forſtbeamten in geeigneten Källen 
bie Berpaddtung ber —A auch an mehrere el zu ge tatten, wenn Die 
ordnungsmäßige Bewirtfchaftung der Ländereien ßeſcher erſcheint und eine Ausſaugung 
derſelben nicht zu befürdten iſt. Es iſt aber bei der Verpachtung von Dienſtländereien 
al Regel feitzubalten, at die Verpachtung im ganzen an einen Pächter erfolgt. 
(M. 2. v. 14. 7. 1902 — II. 8555.) 


Nabtte, Handbud. 4 Hufl. 8 
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4. Jertrag (a) und Yertragsbedingungen (b) über die Jerpachtung der Bienftländereien.*) 


Dertrag über die Verpachtung don Dienftländereien 

















ber erg Ban ee 66666 
Dierfarlett. 2... Reg.BVegg.. 
Zwiſchen Koniglichen Forſter · een ea 
JJ ai als Verpächter und den 
RE er ea tele UND ................ &enoffen 
NER RR als Bächter wird vorbebaltlid 
ber Genehmigung der Königlichen Negierung, Abteilung für direkte Steuern, Domänen 
Und Foren, ZU au. nen een nachftehender 
Pachtvertrag geichloffen. 
81. Der Königliche Forſteerr! B 
verpachtet von den ihm überwiefenen N FANLHDEREIEN: 
ee lee ha Acker, 
ei „ Bielen und 
——— „Weiden 
ER hs im ganzen in den bierunter aufgeführten 
ofen und an die babei benannten Pächter auf Di NEE Dinteneitander 
folgenden ........ Sahre vom ............ 19... J. 18......... 
für ein jährliches Pachtgeld von -......... ME ........ Bf, in Bonlen: 
en | — —— — —— hr⸗ 
81 Der — Der Pächter ches 
SE nähere Bad Bemerkungen 
2] Bezeiänung | Betr Name | Wohnort — 





82. Pächter haben das Jahrespachtgeld 17" ae 
an ben Verpächter zu zablen. 


PHLETLIIITTEN TEUER RETELL ILL EEE RLEH ESEL ELLLET TELLER — ISIIIEI — — ZIP ECTS EITIEIII ET II IDEEN SEI ⸗ôÛ⏑ » II 20 


4 —— TEILT TEILTE IE TELEL TIL TEITE III IEIE SITES ITIRT TEILT IERTI — — ⏑ TECTIIIT IE 22 


5 8. Bei dieſer Verpachtung werden bie jeder Ausfertigung dieſes Wertrages 
beigehefteten Bedingungen von allen Vertragſchließenden als ein Zeil ec Ber 
trages anerfannt. Beide Teile verpflichten fich, diefe Bedingungen ebenjo zu on füllen, 
> wenn fie wörtlich in diefen Vertrag mit aufgenommen wären, weshalb dieſelben 

in Ausfertigungen ſowohl von dem Verpächter als von den Pächtern mit 
ollzogen fin 


BILL TELZISEZSSZ IE DES EZ ESEL ZZE ZELLEN I ZE SITZE SEI ZEIT EI DER TI EN EI — EEE EZ N I EN III 022 2 


% Formulare hierzu find in ber Seihäftsfielle ber „Deutſchen Forſtzeitung“ vorrätig. 
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84. Beide Teile unterwerfen fich ben vorftehenden Bebingungen, entfagen allen 
Dagegen zu machenden Einwendungen und haben zum Leichen der Anerkennung den 
doppelt ausgefertigten Vertrag unterfchriftlich vollzogen. 


Aunennnnsonenseuenaeneunensnennensenenenneemenennenen DEM onen . BD asaneunne 
Der Verpachter. die ie Pachter. 
Aöniglicer Söriter 
enehmigt. 
ununcnnnenenenuennnnnenssnnesnnenennenmensennennsenn » DEN 1I9..- 


Königliche Regierung, 
Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forften. 


Erläuterungen für bie riätige Ausfüllung bes Vertrages. 
Werden bie zur Verpa — kommenden Grundſtücke nur an einen verpachtet, fo 

ift das Mufter, welches die Berpachtung an mehrere vorfieht, entfprechend abzuändern. 
81. Aus ioietiehaftlichen Gründen ift e8 auecmä ig, da8 Pachtjahr vom 1. OB 


tober bis 30. September laufen zu lafien. Erfolgt bie erite — nicht zum 
1. Oktober, oder tft in dem bisheri erigen chtvertrage en ankeres face Ar 
embfießit ſich bei der Neu» bzw. Wiederverpachtung bie — Ir Fachtinh res 


1. Sfttober/30. September. Nimmt z. B. ein %5 zum 1. April bie erfte tung 
feiner Dienftländereien vor, fo würde bet einer echjährigen Nugungsbauer bes Pat 
berbältnifjes bie es tote folgt darzustellen In: 

die ſechs hintereinander folgenden armagungbjabre vom 1. April 1907 Bis 
90. September I 1912, wobei die ‚get bom 1. April Bis 30. September 1907 als ein volles 
was nk Ip de Ita u h mir Bahlungsart bes Pachtgeldes für das erft 
n em Falle iſt auch im e ungSar e r erſte 
Zugu ngsjahr beſonders fe — „Fuͤr db te Nutzungsjahr — 1. April bis 
eptember 1907 — iſt das a akadineib je zur —* e am 1. ei und 1. Juli 1907 
im berauß gr zahlen.” 
us Das eine ober das andere. Ye nad) ben ortlichen Gewohnheiten oder Ver⸗ 
haltniſſen kann die Zablung des Jebrezpachtgedee an einem zu beſtimmenden Tage in 
einer Summe ober | r piertel«- albjährlien Teilbeträgen im voraus bers 
einbart werden. ch vor en ällen zu fidern, find aber die Babltermine fo zu 
en ie die bolle — gezahlt fein muß, ehe die Pächter mit ber Nutzung ber 
te Degt nnen. 
di Bei 8 3 Tönnen befondere Bereinbarungen aufgenommen erben 
— ie — 8 der vom Verpächter bereits aufgewendeten Beſtellungs⸗ und dr 


4. Der Bertrag tft in zwei gleihhlautenden Ausfertigungen aufzuitellen. Die 
eine —— ertigung erhält ber Verpächter, die andere erhalten die Pächter. 


Bedingungen für die Verpasitung don Dienftländereien der 
Köntglihen Zoritbeamten. 
Allgemeine Bedingungen. 
Bachtzeit. 
8 1. Das Pachtjahr läuft vom 1. Oktober bis Ende September, wenn wicht 
im Xertrage ein anderer Beitraum verabredet ift. Der Pächter hat dem Verpächter 


oder feinem Pachtvorgänger bie Einerntung der Früchte zu geitatten, die in bemfelben 
Kalenderjahr erſt nach dem 1. Oltober zur Reife gelangen. 


Gewährleiftung. 
8 2. Pächter übernimmt die Pacht sgenftänbe in dem Buftande, in bem fie ſich 
zur Beit des Beginnes ber Pachtung befin 
dr die angegebene Große, bie Ertragsfähigteit, Tauglichkeit oder fonfti ige Be⸗ 
ſchaffenheit der Pachtgegenſtände wird ſeitens des verpachtenden Beamten feine Gewähr 
geleiltet. 
8* 
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Insbeſondere geichieht dies auch nicht bezüglich der auf den Pachtgegenftänden 
etwa haftenden Dienftbarleiten, deren Ausübung der Pächter ohne Anſpruch auf 
Entfehädigung zu dulden bat. 

Benubung. 

8 3. Der Pächter hat die Pachtgegenftände in gemeingewöhnlicher Weiſe den 
rechtlichen und wirtichaftliden Grundfägen gemäß zu benuben, insbefondere fie 
ordnungsmäßig zu beftellen und zu Düngen. 

Er darf bei Vermeidung des Schadenerfages und fofortiger Aufhebung des Pacht⸗ 
verhältniffes ohne Genehmigung der Königlichen Regierung Änderungen in der wirt 
f&haftlichen Beſtimmung ber Pachtgrundſtücke nicht vornehmen die auf bie Art der 
Bewirtſchaftung über die Pachtzeit hinaus von Einfluß find. 

Insbeſondere ift Pächter verpflichtet, alljährlich mindeſtens ein Drittel des Ader- 
landes mit gutem Stalldünger, und zwar nicht unter 40 zweilpännigen Pferde oder 
80 einjpännigen Pferde- oder zweifpännigen Kuhfudern auf 1 ha, zu büngen. Bei 
Nichterfüllung der Düngungsverpflihtung hat Pächter, abgefeben von ber dem Ber 
pächter nad) $ 18 zuftehenden Auflöjung des Pachtverhältniſſes, für jedes an ber feſt⸗ 
geſetzten Zahl fehlende Fuder Dünger eine Entjchädigung von 4 ME. bei ziweifpännigen 
und 3 ME. bei einfpännigen Pferdefudern an den Verpächter zu zahlen. 

Will Pächter den Stalldünger ganz ober zum Teil durch Kunſtdünger erjegen, 
fo unterliegen Art und Menge der Genehmigung der Königlichen Regierung. 

Meligrierte Dienftländereien, wie Moor⸗Danimkulturen, Runftwiefen uſw., müfjen 
jährlich orbnungsmäßig mit künſtlichem Dünger gebüngt werden, und zwar ber 
Megel nach im Herbite. Über die Art und Menge des zu verwendenben Fünftlichen 
Düngers find die von der Königl. Regierung je nad) dei Brtlichen uſw. Berhältnifien 
getroffenen Anordnungen zu befolgen. 

Torf, Moor» und Düngererde, Steine, Sand, Kies, Lehm, Mergel wir. dürfen 
dem Pachtſtück bei Vermeidung der auf Entwendung von dergleichen Stoffen jtehenden 
geſetzlichen Strafen nicht entnommen werden. 

Die vorhandenen DObft- und wilden Bäume find Eigentum der Forftverialtung 
und dürfen ohne Erlaubnis des Revierverwalters nicht befeitigt werden. 

Die Obftnubungen verbleiben, foweit in den bejonderen Bedingungen nicht 
etwas anderes vereinbart ijt, fämtlich) dem Verpächter. 

Die Nupung der Feldfrüchte darf vor vollitändiger Bezahlung des Pachtgeldes 
für das betreffende Pachtjahr nicht erfolgen. 


Unterhaltung der Gräben ufw. 

8 4. Die vorhandenen, zu den Pachtgrundftüden gehdrenden Gräben, Wege, 
Droinanlagen, Befriedigungen, Grenzmale uſw. find von dem Pächter auf feine alleinigen 
Koften in jchaumäßigen gehörigen Zuftand zu ſetzen, zu erhalten und bei Beendigung 
des Pachtverhältnifjes wieder zu übergeben. Etwaige Mängel und Vernachläſſigungen, 
welche fich der Pächter in diefer Beziehung follte zufchulden kommen lafjen, und 
welche er nicht jelbit auf erfolgte Aufforderung ungeſäumt befeitigt, werden auf feine 
Koſten abgeitellt, und eutſagt * hiermit ausdrücklich der Einrede, daß die vor⸗ 
gedachten Anlagen in einem ordnungsmäßigen Zuſtande ihm nicht überwieſen wurden. 
Pächter iſt verbunden, bezüglich der Art und Weiſe der Inſtandhaltung der vor⸗ 
gedachten Anlagen den Anweiſungen des Revierverwalters unbedingt Folge zu leiſten. 


Betreten der Pachtſtücke durch Forſtbeamte. 
8 5. Pächter muß den königlichen Forſtbeamten geftatten, die Pachtfläche zu 
jeder Zeit zu betreten und Revifionen darauf vorzunehmen. 


Abgaben, Laften und Vertragstoften. 

8 6. Bon allen dem Pachtſtücke obliegenden Bffentlichen Ubgaben und Leiftungen 
an die Provinzial-, Kreis, Amts⸗ Gemeinde⸗ Armen⸗, Kirchen» und Schulverbände 
ift Pächter befreit. 

Die Vertragskoſten hat Pächter zu tragen. 
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Kein Pachterlaß. 

8 7. Bächter entjagt allen Anſprüchen auf Pachterlaß, jelbft bei außergewöhnlichen 
Unglüdsfällen. 

Keine Entfhädigung für Verbefferungen. 

88. Pächter Hat feinen Anſpruch auf Entichädigung für Beftellung oder Düngung 
jowie für etwa ausgeführte Meliorationen, jelbft in dem Falle nicht, wenn bie 
Pachtung ohne fein Verſchulden vor dem Ablaufe der bedungenen Vachtzeit geräumt 
werden mußte. 

Afterverpachtung. 

8 9. Es ſteht dem Pächter nicht frei, das Pachtgrundftück ohne ſchriftliche 
Genehmigung des Verpächters und der Königlichen Regierung ganz oder geteilt 
anderweitig zu verpachten. 

Wildſchaden. 


ker Auf Entihädigung für Wildfhaden aus fisfalifchen Mitteln verzichtet 
er . 
Reine ſtiliſchweigende Verlängerung. 
8 11. Eine ſtillſchweigende Berlängerung der Pacht findet in keinem Falle ftatt. 


Andermeitige Berwendung bes Bacdhtgegenftandes. 


8 12. Sollte das verpachtete Grundftüd während der Pachtzeit anderweit zur 
Erfüllung fiakaliſcher Zwecke gebraucht werden, worüber allein die Königliche Re⸗ 
gierung zu befinden bat, jo fteht e8 dem Kerpäcter frei, das PBachtverhältnis zum 
Schluſſe jedes Pachtjahres nach vorhergehender dreimonatlicher Kündigung aufzuheben. 


Erldjhen der Baht bei Tod, Konkurs und Säumigkeit in Erfüllung 
der Bachtverbindlichkeiten. 


8 13. Wenn der Pächter während der Pachtzeit 

. mit Tode abgeht, 

. oder in Konkurs gerät, 

. oder das Pachtgeld nicht ſpäteſtens innerhalb vier Wochen nach dem Fälligkeits⸗ 

termin einzablt, 
. oder gegen die übrigen, ausbrüdlich übernommenen Bachtverbindlichleiten verftößt, 
5. wegen Forſt⸗ oder Wildfrevel rechtskräftig verurteilt wird, 

fo ift der Verpächter berechtigt, das Pachtverbältnis aufzuldfen, und zwar in ben zu 

1 und 2 bezeichneten Fällen mit dem Ablaufe desjenigen Pachtjahres, in welchem 

dieſe Greignifie eintreten, in den zu 8, 4 und 5 bezeichneten Fällen aber auch ſofort, 

ohne daß Pächter Era. ber gezahlten oder fällig gemordenen Bacht zu fordern hat. 
Dagegen find die Erben bes Pächter zur Aushaltung der Pacht verpflichtet. 
Endigt hiernach die Pacht im Laufe eines Bachtiahres, fo bat Verpächter die 

Koften, die dem Pächter nachweistich für die noch ftehenden Früchte entitanden find, 

infoweit zu erfegen, als fie einer orönungsmäßigen Wirtfchaft entjprechen und den 

Wert diefer Früchte nicht überfteigen. 


Erlbſchen des Nubungsrechtes des Berpäcter?. 

14. Das Nubungsrecht des Verpächters ift nach den Verwaltungsvorſchriften 
dem jeberzeitigen Widerruf der Königlichen Regierung unterworfen und erlifcht jeden» 
falls mit feiner Entfernung von der Stelle. In dieſem Falle ift der Dienitnachfolger 
verpflichtet, in das Pachtverhältnis einzutreten, aber berechtigt, es mit Schluß des 
laufenden Pachtjahres aufzuldfen. Pächter unterwirft fich Dielen Beſtimmungen. 
Der Königlichen Regierung bleibt es vorbehalten, jeberzeit dem Pachtvertrage beizu- 
treten und die Rechte eines Dienftnachfolgers zu übernehmen. 

8 15. Sollte der Pächter fchon vor Beendigung des Nubungsrechts bes Ber- 
terö diefem noch nicht fällige Pachtraten im voraus entrichtet haben, To bleibt er 

m gemäß 8 14 eintretenden Bechtsnachfolger des Werpächters gleichwohl zur 
Zahlung diejer künftigen Pachterträge verpflichtet. 


> co 8 
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Beſondere Bebingungen. 


Anerlannt. 
. MEI oonnanneneenenenmnenenenene nun LO... 


Der BVerpächter. 5 Sie Rächer. 


ò III R RT ô ô ae na r er 


5. Die Mehrzahl der Oberförfter- und Soriteritellen ift mit Dienftland ausgeftattet. Ein 
Teil von diefem bat in neuerer Zeit dur) Moordamm-Sulturen, Drainierung, Anwendung 
ünftliden Düngers ufw. wejentliche Berbefferungen erfahren, bie nicht ohne günitige vorbild⸗ 
lie Einwirkung auf die Bewirtſchaftung benachbarter bäuerlider Grundſtücke geblieben find. 

Es ift indeffen erwunſcht, diejer Einwi ng einen größeren Umfang zu geben und 
die Bewirtihaftung der hierzu geeigneten Sort eamten«Dienftländereierr fo zu geiftalten, 
dab fie nach den verſchie enften Richtungen a Dtufter dienen können. Dies gilt ind 
beſondere in betreff einer zweckmaͤßigen Sructfo ge, ber Berwendung vorteilhafter 
Düngungsarten (Gründüngung, Benutzüng berichte ener Arten Tünftlicden Düngers uf.), 
Verwendung befferen, auch für die lokalen Berhältniffe fich befonders eignenden Saatgut, 
der Steigerung ber Erträge aus ber VBiehhaltung (Geflügelzucht, Beihaffung bon Zucht⸗ 
ebern, Bullen ufw.), für Bienenzucht, für Obſtzucht, Gartenbau und ergleichen. Aud 
werden behufe lung der Frage über ben zwedmäßigften Betrieb Feiner Landwirt⸗ 
een die Dienftländereien mit Vorteil zur Ausführung von landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
uchen benußt werben Tönnen. 

Someit den Forſtbeamten hierdurch Busgaben erwachſen, welche nicht unmittelbar 
durch erhöhte Erträge Dedung finden, bin ich bereit, aus In der Iandiwirtfchaftli 
Berwaltung Beihilfen zu gewähren oder die aufgewendeten Koften zu erjegen, Tür 
befonder8 herborragende Leitungen auf dem bargelegten Gebiet audy die Gewährung von 
Prämten in Erwägung zu nehmen. Auch werde ich Sorge tragen, daß durch wirt⸗ 
ſchaftlich⸗ techniſch geſchulte Beamte eine oͤrtliche Unterweiſung der Forſibeamten und bie 
Erteilung von Ratſchlägen erfolgt. 

Ich bemerke noch, daß ich der vorliegenden frage nicht allein eine wirtſchaftliche, 
ondern auch eine fozialpolitiide Bedeutung beimeſſe. Ich erivarte von ber ß cklichen 

fung eine Steigerung des Anſehens der beteiligten Forſtbeamten, eine günitige Ein- 
wirhmg auf die ländliche Beböllerung nad) ben verſchiedenſten on en und Die Her 
ftellung engerer, dem Gemeinwohl fürberlicher See hungen wiſchen den Forſtbeamten 
und ben im landwirtſchaftlichen Betriebe beſchäftigten Bewohnern des platten Landes. 

Die Königlichen Regierungen wollen mir diejenigen Forſtbeamten bezeichnen, melde 
vorzugsweiſe geneigt und geeignet find, ihre Sienktänbereien in bem angegebenen Sinne. 
zu bewirtſchaften. (M. 2. v. 3. 1. 1898, D. X. B. 30 ©. 121.) 


6. Grundfähe für die künftige Yusflattung non @berförfterfiellen mit Yienftland, 
für die Zegulierung vorhandener Gberförfter-Bienflländereien und für die Bemeflung der deu 
Gberförftern in Zukunft zu gewährenden Bienflaufwandsentfhädigungen. 
J. Künftige WYusftattung von Oberförfterftellen mit Dienftland. 
1. Dienftländereien follen in Zukunft — abgefehen von Hausgärten und unbeſchadet 
der Beitimmung unter laufender Nummer 3 — den Oberförftern nur gewährt werden, 
weit ein unbedingtes wirtfchaftliches Bebürfnis dazu vorliegt. Für die Ausitattung mit 
tenftland kommen aljo fortan nur noch folde Stellen in Frage, auf denen die Unter 
haltung eines Hausftandes und die Beſchaffung des Futters für die Dienftpferde on 
en Betrieb einer eigenen Sanbroirkichaft mit befonderen Schwierigleiten verbunden fein 
oder den Stelleninhaber in eine dem bienftliden Intereſſe zumiberlaufende Abhängigkeit 
Bon der umwohnenden Bevölferung bringen mwürben. 

2. Auch der Umftand, daß das Dienftgefpann bes Stelleninhabers für ben Dienft 
nicht voll ausgenn t werden Tann, oder daß dem Stelleninhaber und deflen ilie 
durch den Betrieb einer Landwirtſchaft Gelegenheit zu gewinnbringender Nebenbefhäftigung 

eboten fein würde, kommt aB Grund für bie Gewährung von Dienftland, welches im 
brigen entbehrlich wäre, fernerbin nicht in Betracht. Ebenſowenig kann für folde Ge 
währung ber Umjtand ins Gewicht fallen, daß etwa bie zum Betriebe einer Landivirtfchaft 
erforberlihen Gebäude vorhanden find. 

3. Sit für eine Stelle die Notwendigkeit eines eigenen landwirtſchaftlichen Betriebes 
anzuerkennen, fo fol ihr in der Negel fo viel Dienitland überwiefen werden, daß das 
Perfonal und die Anfpannung, die ſchon für bie Yührung einer fih ftreng in ben 
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Grenzen be8 Bebürfniffes haltenden kleineren Wirtſchaft unbedingt erforderlich fein 
würden, voll ausgenubt werden Tönnen. 

4. Die Dienjtländereien find von den Stelleninhabern grundſätzlich ſelbſt au bes 
wirtfaften. Eine Befreiung von diefer Berpflihtung findet nur mit Genehmigung bes 
Miniſters in Fällen perfönlicher Verhinderung des Stelleninhaber8 ober feiner An⸗ 
gebörigen ausnahmsweiſe ftatt. Die en Beitimmung des 5 30 der Forſter⸗ 
tenftinftrultion vom 23. Oftober 1868, desgleichen der allgemeine Erlaß vom 14. Juli 1902 
— 8555 —, betreffend Ermächtigung der Regierungen zur Genehmigung der Ber 
padtung von Dienftland an mehrere Perſonen, werden, foweit reguliertes oder folches 
Dberföriterdienitland in Frage kommt, mit welddem Tünftig neu einzurichtende Ober- 
förfterjtellen ausgeftattet werden, aufgehoben. 

5. Das Nutungsgeld für reguliertes oder neuen Oberförfterftellen zu gemwährendes 
Dienftland, das, wie bier nochmals betont :wird, einem notwendigen wirtſchaftlichen 
Bedürfnis dienen fol, aber nicht den Biwed bat, dem Oberförfter ein Einkommen ab⸗ 
uiverjen oder einen Zufhuß zu den Aufwendungen für den Dienft zu gewähren, iſt im 
—* an die Pachtaufkommen 

a) in erſter Linie von "gleichwertigen und gleich bewirtſchafteten Grundſtücken ber 

Nachbarſchaft und 

b) in zweiter Linie von in ber Nähe gelegenen Königlichen Domänen 

feſtzuſetzen. 

enn bie Pachtaufkommen zu a und b wegen Ungleichartigkeit der Bedingungen, 
unter benen fe erzielt werden, eine geeignete Srundlage für die Bemeffung des Nutzungs⸗ 
geldes nicht Dieten, fo ijt diefe8 tm Anhalt an den Grundfteuerreinertrag, und zwar auf 
wenigftens 150 %, desjelben, feitzufegen. . 

eben dem Nubungsgelde iſt bon dem Stelleninhaber eine befondere Berzinfun 
aufgewenbdeter Meliorstionßfnpitalten nur noch zu fordern, wenn folde Aufwendung na 


der Regulierung taktge nden bat. 

6. In betreff des für nicht reguliertes Dienftland Ar zahlenden Mußungsgelbes und 
der dem Nutznießer folden Landes etwa auferlegten Meliorationszinſen verbleibt es bei 
den bisherigen Beltimmungen. 


IL Regulierung derjenigen Oberförfterdienftländereien, die nad Umfan 
oder Betrag es feftgefehte ugungsgeldes8 den Grundſätzen zu 
nit entjpreden. 

1. Soweit die Dienftländereien, mit benen die SÖberförfterftellen zurzeit aus 
geitattet find, nach Umfang ober Betrag des feitgefeßten Nutzungsgeldes den unter I 
aufgejtellten Brundfägen nicht entiprechen, find fie zu regulieren, und zwar 

a) für die enigen Stellen, bei deren letter Neubefegung ein hierauf bezüglicher aus⸗ 
rüdliher Vorbehalt gemacht worden ift, wenn file von bem Stelleninhaber ber 
pachtet wurben, am 1. Oftober 1907, 

b) übrigen bet ber nächiten er der Stelle, fofern nicht etwa ber derzeitige 
Stelleninhaber feldit den Wunſch nad einer früheren Regulerung, ausf riet. 
Letzterenfalls ift, abgefehen von einzelnen befonders zu begründenden Ausnahmen, 
omohl für das Etatsjahr 1907 als auch in Zukunft der 1. Oktober als feititehender 

usführungstermin zu betrachten. 

2. Die Regulierung erfolgt in jedem Falle auf Brund eines von der Regierung 
vorfchriftsmäßig aufzuftellenden und von dem Minifter zu genehmigenden Planes. 

3. Bei Einreichung des ‚Planes an ben Minifter iſt eingehend zu begründen: . 
a) der Umfang bes zu belafienden Dienitlandeg, 
b) bie Höhe des vorgefchlagenen Nutzungsgeldes, und außerdem zu erörtern, 
c) welhe Gebäude und Gebaudeteile des Oberförftergehöftes etwa in Zukunft ent- 
bebrlich fein werden, und wie biefe anderweit nugbar gemadt werben Tönnten, 
oder ob es ſich empfiehlt fie —— Gingiefung vorheſch 

4. leich ſind wegen feige armachung der zur Einziehung borgefchlagenen 
Dienftianhenien und ber vom Fiſskus etwa zu übernehmenden Erntenorräte uſw. Vor⸗ 
ſchlag⸗ as eben. 

. Die Uuseinanberfegung zwiſchen dem bisherigen Nutznießer der abzunehmenben 
Dienftländereien und dem So kus bzw. dem anziehenden Beamten bat nad ben 
Borfchriften vom 11. März 1901 tattaufinden. 

. Soll aber im Falle einer Neu ejegung das Stellenland ftark verringert ober gang 
eingezogen werden, und würden fih aus ber Durhführung der Beitimmungen aur 
[aufenben Nr. 13 jener Borſchri Härten für. ben anziehenden Beamten ergeben, fo 
fol die Regierung ermächtigt fein, auf Antrag des Iekteren ben von dem abgziehenden 
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Beamten zurüdzulafienden Teil der Ernte des laufenden Wirtfhaftsjahres bon den zur 
Einziehung fommenden Ländereien für Rechnung bes Fiskus zu übernehmen. 

7. In den Etats ift vor der Linie zu vermerken, ob das zu einer Sperförtteritene 
gehörige Dienftland im Jahre 1907 oder fpäter reguliert worden iſt oder nicht. ige, 
in den Etats fich bereitö horfindende Vermerke über frühere Regulierungen find in Die 
fünftig aufzuftellenden neuen Etats nicht mehr zu übernehmen. 

8. Die den Regierungen durch den allgemeinen Erlaß nom 13. Nobember 1901 — 
III 15860 — erteilte Ermädjtigung zur borläufigen felbjtändigen Ausſtattung neu ein- 
aurichtender oder aus andermeiten, reichlicheren Ausſtattung bejtehender Oberföriteritellen 
mit Dienftland wird zurüdgerogen, und zwar in letterer Beziehung auch foweit alte, 
nicht regulierte Stellen in Betracht kommen. Dagegen verbleibt ben Regierungen bie 
ebenbdort ihnen gegebene Befugnis zur einftweiligen Abnahme bon Oberförfterbienftland, 
fofern ee ge anderweite Feſtſetzung ber Dienftaufwandsentfchädigung nicht ber 

unden fein fo | 

IL...... (M. 2. v. 16. 3. 1907 — TI 350 —, M. BL f. 2. ©. 128.) 

Durch die Derfügungen, betreffend die Regulierung der Dienftaufivandsentfchädigungen 
und ber Dienftländereien ber einzelnen Oberförjterftellen nah Maßgabe der Grundfäße 
vom 16. März d. 8. wird bon mir nur dag Nutungsgeld für da8 dem Oberfoͤrſter 
berbleibende Dienftland feitgefegt werben. 

Dieſes neue Nutzungsgeld ift in allen Fällen fofort dom Regulierungstage und 
nicht erft vom nädjften 1. Juli ab zu entrichten. 

Die Berechnung und Feſtſetzung bdesjenigen Pubungsgelbes, da8 — abgefehen bon 
dem Wußsnahmefalle zu II 6 der Grundſaͤtze vom 16. März d. 8. — nad) Kr. 13 ber 
Auseinande a ae bom 11. März 1901 für den der Stelle abzunehmenden 
Zeil des Dienitlandes noch bis zum nächſten 1. Jull als entfprechender Xeilbetrag des 
fr das bisherige gefamte Dienftlarnd zu zahlen geweienen Nugungsgeldes zu entrichten 

leibt, überlaffe ich der Königlichen Regierung. 
ur Erläuterung von Nr. II 5 ber mehrermähnten Grundfäge vom 16. März d. 2. 
bemerke ich noch, daß bei Regulierungen ohne gleichzeitigen Perſoͤnalwechſel der Stellen: 
inhaber ftet3 die bolle Ernte der bisher don ihm genußten Dienjtländereien aus dem 
Ende Juni ablaufenben Wirtfhaftsjahre zu beziehen und daher eine Uuseinanderjegun 
wiſchen ihm und dem Fiskus nur. wegen der etwa für da8 abzunehmende Dienftlan 
on aufgewendeten Beſtellungskoſten ftattzufinden bat. 

Die Regulierungsanträge find einzeln einzureichen. Eines Begleitberichts wird es 

in der Regel nicht bedürfen. (M. 2. v. 24. 8. 07 — III 11286.) 


3 Meltoration ber Dienſtländereien. 


1. Bur Ausführung don Drainanlagen auf den Dienftländereien find den Forſt⸗ 
Beamten nicht ferner mie bisher nad) Maßgabe der C. V. M. 2. v. 19. 3. 1880 aus 
onds der Seehandlung Darlehrie zu gewähren, fondern die Drainanlage, fomeit deren 
mwedntäßigfeit und WMentabilität ungmweifelhaft nachgemiefen ift, tft für Nechnung ber 
taatskaſſe außgufübren. Dagegen fol das Nutungsgeld für ſolche drainierte Dienft- 
grundftüde um drei und ein halbes Prozent desjenigen Koftenbetrages, und zwar bom 
nädjften Monate nad) Beendigung der Drainage ab, auf volle Mark nach oben abgerundet, 
erhöht werden, welche die Drainierung erfordert Hat. 

Eintretenden Falles ift die Serfesung und Einziehung der 34, progentigen Zinſen 
des Meltorattonskapitals neben und mit dem bisherigen Dienftland-Nugungsgelde von 
der Königlichen Regierung au deranlaffen. 

Die Drainage muß N bftredend auf folde Brundftüde beſchränkt werben, von benen 
durch dieſelbe mit Sicherheit eine mwefentliche, und zwar eine folde Erhöhung Ihres Ertrages 
zu erwarten ft, die zu den aufzuwendenden Koſten inı angemeflenen erhälinis ſteht. 

Wunſcht ein Forſtbeamter Dienſtländereien zu drainieren, deren Koſten abſehbar an⸗ 
ſchlagsmäßig 500 Mark und mehr betragen werben, fo hat er ſich mit feinen desfallſigen 
Antrage durch feinen nächiten Vorgeſetzten an bie Königliche Regierung zu wenden. Dies 
jelbe at durch den Herrn Oberforitmeliter oder Regieruñgs⸗ und Sorjtent unter Zuziehung 
e3 Nutznießers der Dienftländercten, auch wenn dies ohne bejondere Koften gefchehen 
ann, eines fachberitändigen Landwirts, die Zweckmäßigkeit der Drainage durch Unter 
ſuchung der Bodenbeſchaffenheit bezüglich der mineraliſchen Beftanbteile und der größeren 
oder geringeren Durdjläfiigfeit des Bodens prüfen und begutachten zu laſſen, wobei das 
Borbandenfein ausreichender Vorflut zur Übleitung des Waffers nicht zu überſehen iſt. 

Halt diefe Unterſuchung augunften der Ausführung der Drainage aus, fo ift von 
einem Draintechnifer oder font einen mit der Drainage vertrauten Panne eim Koſten⸗ 
anſchlag mit Nivellement aufzuftellen, von dem Herrn Regierungsbaurat zu revibieren 
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und mit dem vorgedachten Gutachten bon ber Königlichen Regierung zur Entfeheibung 
dem Miniſterium einzureichen. 

Die Vorichrift, wonach Drainagen von exingeren! Umfange, deren often den Betrag 
bon 500 Mark nicht erreichen, von den Rutmiehern er Örunditüde lediglich auf eigene Koften 
auszuführen find, wird aufgehoben. Es iſt alfo für die Folge zuläffig. auch Kleinere Drain⸗ 
anlagen mit Diinifterial-Denemigung auf Koſten der Forſtverwaltung berftellen zu laſſen. 

Bezüglich der zu Drainanlagen auf Forftdienitgrundftüden aus Fonds der See 
und bereits gewährten Sapitalien muß es bei deren Berzinfung und Umortifation 
eitend der Nutznießer, mit 89%), bes Kapitals, verbleiben. (M.Q.v. 19. 3. 1880, 18. 6. 1887 
und 20. 12. 1895, D. 9. 8. 12 ©. 221, 8. 19 ©. 202 bzw. B. 28 ©. 12.) 

2. &3 Hat fich herausgeftellt, daß bie Beantten ber Meliorationd-Bauämter die Aus 
führung der Drainagen von Dienftländereien der Forſtbeamten wegen ber ungüntigen 
Lage biefer Yändereien nur felten fo eingehend Tontrollieren können, daß fie demnächſt das 
vorgeichriebene Abnahme⸗Atteſt auszuftellen in der Lage finb. ‚Dazu erfordern bie. zur 
Kontrolle und Abnahme der Arbeiten von ihnen auszuführenden Reiſen in ber Regel 
Koften, welche in feinem richtigen Verhältnis gu ber Fr e der Objekte ſtehen. Da die 

ernannten Benniten überdie8 noch mit Arbeiten der verſchiedenſten Arten überlaftet find, 
o ericheint es mir geboten, bon dem bisherigen —e— nach welchem die Meliorations⸗ 
Baubeamten ſämtliche Drainagen während der Ausführung zu kontrollieren und nach 
ihrer Vollendung abzunehmen haben, bezüglich der kleineren Drainageanlagen abzugehen. 

Ich beſtimme daher, daß die Kontrolle ſowohl als auch die Ausſtellung der Abnahme⸗ 
Atteſte für alle Drainagen bon Forſtbeamten⸗Dienſtländereien bis zur Größe bon 5 ha 
in der Regel den zuftändigen en übertragen wird. 

Bedenken gegen eine folge Anderung beitehen nicht, weil bie betreffenden Bart 
—— — en de tagen. er bie ne ee ehr ein achen 

ainageprojekte Für jo kleine Flaͤchen in ſachgemäßer Weiſe dur ten zu koͤnnen. 
(RM. 2. v. 10. 7. 1899, D. 3. B. 31 ©. 170. 

3. Das zu Drainageanlagen und fonitigen Meliorationsbauten auf ben Dienſtgrund⸗ 
jtüden der Forſtbeamten erforderliche Holz ift den betreffenden Nutznießern gegen Eritattung 
der Nebenkoſten abaugeben und ber olgwent desfelben bei dem Forſtbaufonds zu vers 
rechnen. (M. 2. d. 10. 9. 1885, D. J. 8. 17 ©. 427. 

4. Um ben Forſtbeamten Gelegenheit zu geben, Kainit, Thomasſchlacke und 
andere mineraliihe Düngungsmtittel, welche fie zur Berbeflerung ihrer Dienftgrund- 
ftüde auf eigene Rechnung bedürfen, preiswürdig und gut zu beſchaffen, ift es gejtattet, 
daß bie Negierung auf Wunjch der Beteiligten den beöfallfigen Bedarf bei der anı 1. Juni 
j. 28. zu erftattenden Anzeige über den Bebarf an Dungmitteln zu fifaliiden Zwecken 
mit beanragt In den Geſuchen iſt die Ablieferungszeit und die Eiſenbahnſtation, nach 
welcher die Lieferung erfolgen ſoll, anzugeben. 

Die Preiſe der Sommerlieferung, tellen fich niedriger als die ber Herbftlieferung. 
(M. 8. v. 18. 2. 1891, ©. 3. B. 23 ©. 61.) 

5. Burgelt werben die Düngungsmüttel an Forſtbeamte von ber Deutichen Land 
wirtſchafis⸗Geſellſchaft Dünger-Fainit-Abtellung, Berlin SW., Binmerftraße Nr. 8, geliefert. 
Die Geldbeträge der Rechnungen über die Dungmittel werden auf Anweifung der Oberförfter 
durch die Korftlaffen an die obige Gefellichaft abgeführt und bei der nächſten Gehalts⸗ 
zahlung ben betreffenden Beanıten in Anrechnung nebradit. Die durch dieſe Zahlungs» 
dermittelung den Forſtkaſſen erwachſenden Bortofoften find von den betreffenden Beamten zu 
erftatten. ¶ Im Regierungsbezirk Marienwerder belannt gegebene Beſtimmung vom 18.7.1891.) 

6. Wo auf ben Forftdienftländereien Meliorationen, wie Moordanım- 
tulturen, Herftellung von KRunſtwieſen ufm., aus Staatsfonds ausgeführt find, liegt den 
Nutznießern die Unterhaltungs IE berfelben nad en Beitimmungen ob: 

a) Die in Mede ftehenden Ylächen muſſen abet ordnungsmäßig mit Tünftlichen 
Dünger gebüngt werden, und zwar der Regel nach im Herbie. 

b) Über die Urt und bie Menge des Tünftlihen Dünger haben die Königlichen Re⸗ 

gierungen, je nach den drtlichen ufw. Berhältniffen, entiprechende Anordnungen zu treffen. 

m allgemeinen dürfte unter mittleren Verhaͤltniſſen, namentlich bei den haupt» 

I lich in Frage Tomnıenden Moorwieſen, etwa 8 Bir. Kainit und 4 Bir. Thomas⸗ 

lade pro Hektar als diejenige fünftlihe Düngung zu bezeichnen fein, weldye jährlich 

wird angewendet werben müjlen, um bie Produftionskraft des Bodens ungeſchwächt 

u erhalten. Zur Erzielung höherer Ernten wird in den meiften Fällen eine Der 

Harhung ber Stainitgabe auf etwa 16 Btr., ber Thomasichlade auf 6 Bir. pro Heltar 

wunſchenswert fein. 
Laufe der Beit bat fich ergeben, daß biefe Mengen im allgemeinen nicht 
ausreichend find. Nach den jebigen Erfahrungen entiprechen vielmehr als mittlere 
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Mooriviefendbüngung 16 Bir. Kainit und 4 bis 6 Bir. Thomasphosphat den Stoff: 
mengen, welche eine mittlere Ernte dem Boden entnimmt. Gehen bie Erträge über 
eine mittlere aber hinaus, fo muß ftärker gedüngt werben, wenn nicht eine fpäter ſchwer 
wieder gut zu machende Ausraubung des Bodens ftattfinden fol. (M. L. v. 3. 1. 1899.) 

Bei der fünitlihen Düngung forit- und domänenfiskaliſcher Meliorationswieſen, 
ſoweit fie vermaltungsjeitig erfolgt, iſt künftig zu prüfen, ob es ich nicht empfiehlt, 
tatt des Kainits das in letter Zeit in den Handel gelommene 40 prozentige Kali» 
alz zu verwenden. Letzteres berlangt nämlich weit geringere Transportkoſten, da 

em Saligehbalt nad) 1 Btr. diefe8 Salzes 31, Bir. Kainit entfprechen, und wird 
überall da den Vorzug verdienen, mo es fih um große Entfernungen vom Bezugs⸗ 
orte handelt, o6rmo beim Ankauf 1 kg Kali in dem fonzentrierten Salz fi etwas 
teurer ftellt als in Kainit. Nach einem Bericht der Dünger-Abteilung ber Deutichen 

Sanbroirtfgafes-Sefettichaft beträgt der Preis für 1 kg reines Kali in ben beiden 
Salzen bei lofer Berladung gleichmäßig 18 Pf., zwar erft auf ben 880 km bon 
Staßfurt entfernt liegenden Stationen; bei Berladung in Säden, wie file allermeift 
derlangt werden bürfe, £often dagegen bei der genannten Entfernung von Staßfurt 
100 Doppelzentner des Tonzentrierten Salzes 728 ME., die rüdfichtlich des Kali 
gehaltes gleichwertige Menge von 335 Doppelzentnern Kainit 816,40 ME, alfo 
88,40 ME. mehr. Über die im einzelnen Hall 6i8 zur Bahnitation erwachſenden 
Koſten bei Bezug des Kalt in Lonzentriertem Salz einerjeitS und in Kainit anderer 
feit8 tft von der Dunger⸗Abteilung der Deutfchen Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft Aus⸗ 
kunft zu erhalten. (Di. L. v. 13. 5. 1899.) 

c) Die Beihaffung der Düngungsmittel hat durch Wermittelung ber Königlichen 
Regierungen zu gefchehen. — Vgl. vorftehend Biff. 4, 5. — Nur wenn ein Stellen» 
inhaber den Nachweis führt, daß er bie erforderlichen Düngungamkte! in 
zweifellos guter Qualität fi) anderweitig unter günftigeren Bedingungen zu 

berjhaffen in der Lage ift, fo kann ihm ſolches geftattet werden. Derſelbe bat aber 

alsdann durch Vorlegung ber Duittungen zu erhärten, baß er daß in frage 
fonmende Quantum wirklich beichafft hat. | 

d) Auf jeder Stelle, zu der eine foldje Meltorationsfläcge gehört, ift ein Verzeichnis 
(Lagerbud) einzurichten und daſelbſt zu inventarifteren, in welchem alljährlich das 
derrvendete Quantum mineralifher Düngungsmittel nebſt den fonft noch etwa 
dortfeit3 für erforderlich erachteten näheren Angaben vermerkt wird. 

Die nädjften Vorgefepten des Stelleninhabers haben bas Verzeichnis, wie au 
die Meliorationsfläche jährlich mindeftens einmal zu rebibieren und in erjtereö 
darüber einen Vernierk einzutragen. 

e) Auf Wiefen ift von Beit zu Beit die erforderlich werbende Ergänzung ber Brad 
narbe durch Einfaat geeigneter Bräfer feltend des Nutnießer3 zu bemirken. 

Auch hierüber iſt eine entfprechende Eintragung in das Lagerbuch zu machen. 

f) Die meliorierten Ackerflächen find von den Nutnießern, außer mit ber Düngung 
au derfehen, ordnungsmäßig zu bemwirtichaften, damit eine allmählicdhe Serjälehterun 
der Meliorationsfläe unter allen Umſtänden vermieden wird. Insbeſondere iſt 
darauf zu halten, daß der Wafferftand fachgemäß reguliert wird, das Unkraut auf 
den Bänmen nicht Überhand nimmt und ein Bermifchen der aufgetragenen 
Sanddede mit dem barunter lagernden Moore, nanıentlich etwa durch zu 
tiefes Pflügen, vermieden wird. 

) Bei Neuanlage einer Dienftlandsmelioration werden bie Koften ber erftmaligen 
fünftliden Düngung und der Einfaat der zur Herftelung einer dauernden Gras 
narbe erforderlichen Oräfer aus den Meliorationskapital mit beitritten, nicht bagegen 
diejenige für die erſtmalige Einfaat von Getreide. 

h) Das Meltorationskapital hat ber Nutznießer mit 31) 
ſtehend öl 1. (M. 8. v. 4 2 1892, D. J. B. 
a. a. O. B. 3 ©. 12.) 


On zu verzinſen. Bol. vor 
MS. 141 u. db. 8. 1% 1901, 


s Eingatterung ber Yorfibeamten-Dienftländereien zur Berhütung von Wildſchaden. 
1. Es beſtehen vielfach Zweifel über die Zuläffigfelt der Beteiligung des Fiskus an 
ben Koften für die Heritellung von Wildgattern um orftbienftländerzien, eo 
Bur Beleitigung Diefer See und zur Herbeiführung eines gleichmäßigen Ber 
fahrens ermächtige ich die Königliche Regierung allgemein: 
a) diejenigen Dienftländereien, welche innerhalb vollftändig umfriedigter Oberförftereten 
oder Revierteile belegen find, auf Staatskoſten ſtandig rei und ort 
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b) den Nutznießern der innerhalb nicht bollftändig ober gar micht umfriedigter Ober 
förjtereien oder Mebierteile belegenen Dienftländereien auf Antrag das zur Her 
ſtellung der Gatter erforderliche Holz unentgeltli unter der Bedingung verabfolgen 
au lafien, daß bie Stelleninhaber die Kolten für die Aufftelung der Batter aus 
eigenen Mitteln beitreiten. 


Die Unterhaltung der Wildzäune zu 1 fällt den Nutznießern nach denfelben Grunde 
fägen zur Laft, weiche bezügli der Ummwährungen der Gärten und Hofräume befteben, 
während die Unterhaltung der Gatter zu 2 dem eigenen Ermeſſen der beteiligten Stellen» 
inhaber überlafien bleiben muß. Auch in letzterem alle iſt auf Untrag da zur Unter 
baltung erforderliche Holz unentgeltlich zu berabfolgen. 

Die Koften für Die Sufliellung der Gatter zu 1, fowie ber Taxwert, einicjließlich der 
Werbungskoſten, für die zur Der telung biefer und der Gatter zu 2 und zur Unterhaltung 
verwendeten Holamengen find bei dem bortigen Forſtbaufonds Kapitel 2 Titel 17 zu 
verausgaben. 

Ich vertraue, daß ſeitens der Königlichen Regierung ſowohl bei der Herſtellung der 
Gatter zu 1 als auch bei ben Unträgen zu 2 bie Bedurfnisfrage in jedem einzelnen Ball 
einer torgfältigen Arulung untergogen werden wird. Im alle einer ablehnenden Ent⸗ 
fheidung der Königliden Wegierung muß den Nutznießern, wenn fie dennoch ihre Dienft- 
länbdereien eingattern wollen, überlafien bleiben, das dazu erforderliche Material aus dem 
Deputatdrennholz oder aus dem ihnen nach 8 22 der Foͤrſter⸗Dienſtinſtruktion gegen 
Bahlung des Taxpreiſes zuftehbenden Nutz⸗ und Schircholg zu entnehmen. 

Den Dienftlänbereien im Sinne biefer Verfügung find die Forſtbeamten⸗Pachtländereien 
glei zu achten. (M. 2. v. 5. 3. 1903, yahıh. ©. 170.) 

2. Ober Gewährung von Wildfhaden-VBergütungen vgl. die Ausführung au X 
C35. W. — Jagdordn. $ 51 II Anmerk. 7. 


@ Gewährung won unverzinslichen ale an Forſtbeamte zur wirtichaftlichen 

nrichtung. 

1. Für die Unträge auf Gewährung von Vorſchuſſen an Forſtbeanite zur wirtſchaftlichen 
Einrichtung bei Übernahme einer Stelle (Kapitel 2 Titel 9c des Etat3 der Forſtverwaltung) 
iſt allgemein zu beachten, daß derartige VBorfchüfle den Betrag von 1500 ME. für Ober⸗ 
förfter unb von 900 ME. für Förfter nicht überfchreiten dürfen, und daß die Gehaltsahzüge 
zur Rüdzahlung bes Vorſchuſſes in der Regel im nädjitfolgenden Rechnungsjahre beginnen 
müffen und längftens auf fünf Jahre verteilt werben dürfen. 

Bei Begutachtung des Bertellungszeitraumes ift einerfeit8 auf die Einkommens⸗ 
verhältniffe des Beamten, andererſeits darauf zu rüdficgtigen, daß eine baldige Ruckzahlun 
alljährlid) größere Mittel zu Vorfhußbewilligungen zur Verfügung ftellt, da lektere na 
den Beitimmungen des Staatshaushalt3-Etatd den Betrag der Ruckzahlung desſelben 
Rechnungsjahres nicht überſchreiten dürfen. 

In jedem Antrage auf Bewährung folder Vorſchüſfſe find bie Bermögenzwerhältnifie 
des zu berhdfihtigenden Beaniten Harzuitellen. CH. X. v. 14. 12. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 13.) 

Beamte, welche zinstragende Kapitalien befigen, find von biefer Bergünftigung au 

Hlofien. Die Geſuche find zu befcheinigen, Daß der Benmte Fein Bermögen befitt. 
. 2. dv. 9. 11. 1905, M. BL. ‘ L. S. 314. 

2. Es iſt nicht angängig, den Förſtern ohne Revier, die in der Regel nach verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit ihre Ernennung zum Föorſter zu erwarten haben, Vorſchüſſe zur erſten 
wirtſchaftlichen Einrichtung auf ber ihnen verliehenen Yörfteritelle ohne Revier zu bewilligen. 
Die de Regierung wolle deshalb nach Möglichleit vermeiden, ſolche Sörfter obne 
Revier, welche in abſehbarer Zeit eine örfterftelle erhalten können, gelegent id) ihrer 
Ernennung zu Förftern ohne Revier auf Stellen zu berjehen, die den Betrieb einer mit 
erheblicheren Übernahmekoften verbundenen Landwirtſchaft bedingen. 

Die Beitimmung der allgemeinen Verfügung vom 22. Dezember 1902 — III 14917 —, 
nad) welcher die frei werdenden een ugen in der Hegel Tünftig an Förfter 
ohne Revier oder ältere Forſtaufſeher zu überweifen find, darf nicht dazu führen, dem 
Forſtern ohne Revier in raſcher Aufeinanderfolge die Übernahme und Wiederauflöfun 
eines landwirtſchaftlichen Betriebes zugumuten. (Bgl. M. 2. v. 26. 2.1904 — III 1823. 


8 31*) 1. Für die wirtſchaftliche Auseinanderfegung über die Dienftländerei- 
Nutzungen zwiſchen dem —A Beamten oder feinen Erben und dem neu ans 
iehenden Beamten oder dem- Fiskus find Die Vorſhriften vom 11. März 1901 und 
eren ſpätere Abänderungen und Ergänzungen maßgebend. Eine gütliche Einigung 


) Zu ber durch den Herrn M. 8. vom 19. 8. 1901 angeordneten Faſſung. 
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ohne Vermittelung des Leiters der Dienftäbergabe fteht zwar den Beteiligten frei, fie 
hat aber auf die Fünftige Uugeinanderjegung zwijchen dem angiehennen Beamten oder 
feinen Erben und feinem dereinftigen Dienftnachfolger Teinen Einfluß. 

2. Wenn mit Genehmigung der Regierung Dienftgrundftüde verpachtet find, fo 
ift beim Eintritt eines Beamtenwechſels während der Vertragszeit der Dienftnachfolger 
verbunden, in den beftehenden Vertrag einzutreten, aber berechtigt, das Pachtverhältnis 
vom nächſten Pachtjahre (M. 2. v. 1. 8. 1901) ab aufzulöfen. Ein Kündigungs- 
recht für diefen Fall ift in jedem Vertrage über Verpachtung von BDienftländereien 
ausdrüdlich vorzubehalten. 


1 Borjäriften Über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem anziehenden und dem abzichenden 
Sorfibeamten oder befien Erben bei den Dienftübergaben vom 11. 8. 1901. 
1. Geltung. 

Diefe Vorſchriften treten an die Stelle bes Regulativs zur Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem an⸗ und abziehenden Forſtbeaniten rejp. deſſen Erben bei den Dienftüber- 
ben vom 23. Kult 1840 und feiner fpäteren Ergänzungen und SE rungen. Sie gelten 
Fr alle Forſtbeamten und Beamten der Yorft-Nebenbetriebsanftalten der Staatsforft- 
verwaltung. 
2. Leiter der Dienftübergabe. 


n ber Regel wird die Dienftübergabe einer Oberförfteritelle Durch den Regierungs⸗ 
und oritent, bie Übergabe einer Forftidutbeantenftelle durch den Oberförfter geleitet. 
Der Stellung der Beteiligten entfprechend wird auch bie Übergabe von Stellen der Neben- 


betriebsanitalten geleitet. 
3. Übergabe der Gebäude. 
Zur Übergabe ber Dienftgebäude ift der Kreisbaubeanite zuguziehen, wenn es bie 
Regierung für erforderlich Hält. 
Diefe Übergabe erfolgt nad) den „Borfchriften über bie Benutzung und bauliche 
Unterhaltung der Dienfigehöfte der Staat3foritverwaltung”. 
Das Ergebnis tft in der Übergabeverhandlung niederzulegen. 


4, Übergabe ber Dienftländereien. 

Die bei der Stelle vorhandenen und zu belafienden Dienftländereien find den an- 
iehenden Beamten an Ort und Stelle und unter Bugrundelegung der etwa davon vor⸗ 
anbdenen Pläne zu überwelfen. Können fie nicht am Tage der Dienftübergabe örtlich 

überwiejen werben, fo lit dies innerhalb einer kurzen Friſt nachaubolen. 
Es bleibt ben Beteiligten zunächſt überlaffen, fich über die Auseinanderfegung bezüg- 
lich der Dienftlänbereten gütlich zu einigen. . 

Erfolgt die Einigung, fo hat der anziehende Beamte in der Übergabe-Berbandlung 
zu erklären, daß dieſe gütliche Einigung auf die Tünftige Auseinanderſetzung zwiſchen ihm 
oder ſeinen Erben und ſeinem Dienſinachfolger von keinem Einfluſſe ſein ſoll. 


5. Berteilung der Nutzungen und Koften. 
Verlangen die Betetligten die Auseinanderſetzung durch den Leiter ber Übergabe, fo 
nimmt diejer fie nad) folgenden: Srundjäten dor: 

a) Die Nutungen des laufenden Wirtjchaftsjahres, welches vom 1. Jull bes einen bis 
zun 30. uni des grautfagenden ahres gerechnet wird, werden zwiſchen dem 
abziehenden und dem anziehenden Beamten nach der Dauer ihres Beſitzes in 
dieſem Jahre geteilt. 

Da die Auseinanderſetzung in der Regel am erſten Tage eines Monats oder 
kurz border oder nachher erfolgt, find die Teilungseinhelten Zmölftel der Jahresnutzung. 

uden derTeilung unterivorfenen Nutzungen des laufenden Wirtfehaftsjahres gehört 

auch ſamtliches etwa Ichon vor feinem Beginne in demſelben Salenderfahre gewonnene 
Den bon Wiefen und mit Zutterfräutern angebauten Flächen, fomte Raps und Rübfen. 
asſelbe gilt von der durch Bewelbung oder als Grünfutter genubten Kreszenz 

Nah demfelden Berhältniffe, nach welchem die Nutungen verteilt werben, 
wird ber dem Abziehenden von dem Anziehenden zu erftattende Teil der wirtſchaftlich 
berivenbeten Beitellungs- und Gewinnungskoſten berechnet. 

Wie die Nutzungen des laufenden Wirtichaftsjahres und die darauf verwendeten 
Koften nach der Dauer des Befiges in dieſem Jahre zu verteilen find, veranſchaulicht 
die nachfolgende Überficht. 

Sit der auf den Unziehenden hiernach treffende Teil der Ernte ſchon verbraudt 
oder verkauft, fo daß er ihm in Wirklichkeit nicht Überwiefen werben Tann, fo wird 


Dienſtinſtrukt. v. 23. 10, 1868. — Dienftlänbereien. 125 





da8 daran Gebinde nad dem Marktpreiſe der nädjiten Marktftadt zum Zeit der 

Auseinanderfegung vom Abziehenden vergütet. 
Sind die Dienftländereien zur Beit der Übergabe verpachtet, fo tritt an die 

Stelle der Ernte das Pachtentgelt für das ganze betreffende irigattsiahe und 
wird nach denjelben Grundfähen verteilt. 

R Die Nutungen aus früheren Wirtſchaftsjahren verbleiben ſämtlich dem Abziehenden. 

c) Die Nutungen des Fünftigen Wirtſchaftsjahres erhält der Unziehende, ex muß aber 
dem Abziehenden die darauf verwendeten Beitellungstoften infoweit erftatten, als 
die Beitellung wirtſchaftlich angemeſſen ausgeführt tit. 


Der Anziehende 





Der Abziehende erhält 






von den bie ält von d 
Tag der Rupungen bes ewenbeten a aan — — — 
Auseinanderſetzung laufenben eftcHunge« Behtellungs- 
Wiriſchafta⸗ und unb 
ja Erntekoſten Erntekoſten 
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6. Ermittelung bes Ernteertrages und Berehnung ber Koften. 

Den Ernteertrag, fowie bie auf Erzeugung und Gewinnung ber Ernte verwendeten 
baren Ausgaben und Wrbeitsleiftungen des eigenen Geſindes und Gefpannes für dag 
laufende wie für das fünftige Wirtſchaftsjahr muß der Abziehende durg ſeine Wirtſchafts⸗ 
bücher nachweiſen, zu deren ordentlicher Fuhrung er verpflichtet iſt. Geben dieſe Bücher 
Anlaß zu Bedenken über ihre Vollftändigfeit und Nichtigkeit, fo find die erforderlichen 
Angaben nad bem Ermeffen des Übergabeleiter8, wenn nötig, durch Vernehmung bon 
Zeugen oder Sachverſtändigen feitzuftellen. 

Kür die Berechnung ber Koften gilt folgendes: 

a) Der Drei des Saatgutes wird nach dem Marktpreife der nächſten Marktftabt gur 
Beit der Einfaat berechnet. Yür angefauftes Saatgut ift der nachweislich bafkır 
gezahlte Preis anzurechnen. 

Für ausdauernde Yutterpflanzen, namentlich Klee und Gras, wird nur die 
jenige Ausfaat angerechnet, von welcher der Abziehende noch Leine Ernte gezogen hat. 

b) Yür Stroh und Dünger, die zur Zeit der Auseinanderfegung vorhanden und aus 

er Wirtfehaft gewonnen find, mögen fie fi in den Ställen, auf dem Hofe oder 
auf den Uder befinden und aus dem laufenden oder aus einem früheren Wirt⸗ 
ſchaftsjahre hberrühren, wird dem Abziehenden nicht3 gegehlt, Sollte ihm nacgeiviefen 
werden Tönnen, Stroh ober Stalldünger im letten Wirtfhaftsjahre ohne Erlaubnis 
und ohne vollmertigen Erſatz durch Fünitlihen Dünger verkauft zu haben, fo hat er deren 
anzen Wert nach den Ermeflen des Üibergabeleiter8 an ben Singiehenden au zablen. 

c) Den Dienftlande erweisiih und nad Wirtfchaftliden Grun Keen zugeführter 
kunſtlicher Dunger wird mit dem Pole bezahlten Preife und nein rlohn angerechnet, 
fofern er nicht aus dem Erldſe für verfauftes Stroh angelchafft war. Ebenſo 
werben bie Koſten einer Sründüngung angerechnet, wenn die Gründüngungs⸗ 
pflanzen nicht abgeerntet, fondern untergepflügt worden find. Hat der Ubziehende 
von dem kanſtlich oder grüngedüngten Felde fchon eine Ernte bezogen, fo werden bie 
Koſten bes darauf verwendeten Kunſtdüngers oder der Gründüngung nicht angerechnet. 

d) Für die aus ber Löniglicjen Borit angefauften Streumittel, die auf dem Hofe 
borhanden und noch nicht in den Buftand bes Düngers übergegangen find, bat 
der Anziehende die Anſchaffungskoſten und den Anſuhrlohn zu eritatten.*) 


*) Was bier von ben aus der Töniglien York angelauften Gtreumitteln gefagt, bärfte au für die 
von Privaten angelauften Streumittel gelten. 
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o) Beitellungs- und Erntearbeiten aller Urt, wie Pflugarten, Düngerfubren, Graben⸗ 
räumung, Gartenarbeiten ufw., werben mit den nachgewiefenen baren Koften, im 
übrigen mit den in ber Gegend üblichen Preifen angerechnet. 


7. Berfiderung gegen Hagel- und Feuerſchaden. 

Der Abziehende Tann von dem Anziehenden im alle ber Vernichtung der Ernte 
durch Hagel oder euer eine Erftattung der Beitellungs- und Erntekoften nicht verlangen. 
t bie zu verteilende Ernte durch Hagel oder Feuer nur befchäbigt, fo hat be 
Anziehende Anſpruch auf den unbefhädigt gebliebenen Reſt bis zur Höhe feines nad 
Alfter 5a berechneten Anteils an ber Ernte, welche erzielt worden märe, wenn bie Be 
Gad gune nicht ſtattgefunden hätte, und tft nur für den ihm wirklich Abergebenen Vorrat 
ur Eritattung eines entfprechenden Koſtenanteils verpflichtet. Für Deftellt übernommene 
Beiber, die burd dagel befhädigt find, bat er nur den im Verhältnis zum Schaden ge 
ürzten Betrag der Be en zu bergüten. Hatte der Abziehende bie Ernte gegen 
gege: ober Teuer verfichert, jo werben die Verficherungsbeiträge wie bie Koſten und bie 
ſchädigungsſummen wie ˖ die Nutzungen berteilt. 


. 8. Berteilung des Nutzungs- und Weidegeldes. 
Das für die Dienftländereinugung feſtgeſetzte Nutungsgeld zahlt bis zum Xage der 
Auseinanderſetzung ber Abziehende, von da ab ber Ansiebenbe. 3 
Das Weidegeld für bie dem Dienftinhaber etwa gejtattete Walbweide zahlt jeber Teil 
nach der Beit der Benutzung. 


9. Berbefferungen. 

Sur Berbeilerungen ber Dienftländereien wird dem Abziehenden von bem Anziehenden 
feine Vergütung geleiitet. Hat der Abziehende bernrtige Berbeflerungen mit Genehmigung 
der Regierung vorgenommen, und ift Ihm dafür eine Vergütung auf ben Fall zugefichert, 
daß er für ge e Aufwendungen burd) die bis zu feinem Abzuge von der Dienititelle davon 

ezogenen Nutungen noch nicht entichäbigt fein follte, ſo erfolgt bie Auseinanderjegung 
Derübe wifhen ihm und ber Koritverwaltung. Diefe enticyeidet, ob hiernach von dem 
nziehenden ein erhöhtes Nutungsgeld zu beanfprucen tft. 

Kür gute, gefunde Obftbäume und Weinftöde, die innerhalb ber Ietten fünf Jahre 
nach wirtſchaftlichen Grundfägen gepflanzt und über den feitgefeßten Beitand hinaus dor» 

anden find, bat der Anziehende dem Abziehenden die nachgemwiefenen Ankaufs⸗ und 
flanzungskoſten zu bergüten. Können biete Koften nicht nachgewieſen werben, fo fet 
der die Übergabe leitende Beamte nach eigenem Gutachten eine Entſchadigung feit. 

Kür wilde Bäume wird Feine Vergütung geleiftet. 


10. Rodungstoften. 

Sind einem Beamten Ränbereien zur Robung auf eigene Soften gegen ben Genuß 
bon Freijahren überlafjen, fo iſt er verpflichtet, jährlich den ſovielten Teil dieſer Ländereien 
su roden, als die Zahl ber reljohte beträgt. 

Bei der Übergabe ift eine Mehr⸗ oder Minderleiftung vom Ungiehenden ober vom 
Abziehenden zu dvergüten. 

11. Brennholz. 

Kür das zur Beit ber Auseinanderfegung dem Abziehenden bereitd überwiefene und 
noch vorhandene Brennholz find die dafür aufgemenbeten Werbungs-, Unfubr- und Ber 
kleinerungskoſten gu erftatten. 


12. Vieh, Wirtfhafts- und Hausgerät. 
Wegen ber Überlaffung von Vieh, Wirtfchafts- oder Hausgeräten, die dem abziehenden 
Beamten gehören, haben bie beteiligten Beamten fich allein außeinanderzufegen. 


13. Berminderung und Ubnahnıe der Dienftländereien. 

Werden im Laufe des Wirtfhaftsjahres die Dienftländereien einer Stelle gang oder 
teilmeife abgenommen, fo bezieht ber Stelleninhaber noch die Ernte biefes res, bat 
aber au da8 Nutzungsgeld bis zum Ende bes erehaftejabres zu entrihten. Tritt 
mwäbrend diefer Set ein Beamtenmwechfel ein, fo findet die N ußeinanberjegum obne 
Ruckſicht auf die Abzweigung ftatt, und der Anziehende tritt lediglich in die edite und 
Pflidten des Abziehenden ein. 


14. Huseinanderfegung mit ben Fiskus. 
Bieht Hei dem Abgange bes bisherigen Nutznießers ober feiner Erben ein neuer 
Beamter nicht an (3. B. bei a un einer Stelle oder bei Amtsenthebung eine Be 
amten), fo findet die Auseinanderſetzung nach den borfiehenden Beitimmungen zwiſchen 
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ben bisherigen Stellentnhaber und bem Fiskus ftatt. Dabei bleibt es der Regierun 
überlafien, ob fie her) Maßgabe der Biffer 5 oder der Biffer 13 mit dem Absiehenden 
auseinanderfegen wi 


15. Auseinanderſetzung durch die Negierung. 


Kann ber Üdergabeleiter zwifchen dem Unziehenden und ben Abziehenden, ober ben 
Erben oder Släubigern des verftorbenen Beaniten eine Einigung nicht herbeiführen, fo 
fegt die Megierung auf rund der Verhandlungen und etwa für nötig eracdhteten nach⸗ 
träglichen Ermittlungen einen Auseinanderſetzungsplan nad ben vorſtehenden Be 
ftimmungen feft. Fügen g9 bie Beteiligten auch dieſer Feſtſetzung nicht, fo bleibt es ihnen 
überlafien, ihre weiteren Anſpruche auf dem Rechtswege zu verfolgen. 





2 Sm ber Verfügung des eren Minifters für Landiwirtfhaft vom 11. März 1901, 
durch welche die unter 2 aufgeführten Vorfchriften eingeführt werden, wird zur Erläuterung 
biefer Bortchriften und zur Beachtung bei beren Anwendung folgenbes — 2 — 


Bu 4. 


In berfelden Beil wie die Dienftländereien find die an Stelle yon Dienitwiefen an 
Beamte bverpaditeten Meliorationswielen, deren Pflege und Düngung gegen Eritattu 
ber Koſten durch bie Pächter bie * eng 10 vorbehalten Hat, an Ort und Stelle 

übergeben. In jedem Falle, in dem folche Wiefen an Forſtbeamte verpachtet werden, 
It be Königliche Negierung in den Padtverkg bie Beitimmung aufzunehmen, daß bie 
ungen bei einem Beamtenmwechfel nach der Übergabe⸗Vorſchrift zu verteilen find. 


Bu 5a. 


Darüber, wie da8 Bachtentgelt zwiſchen dem anziehenden und dem abgiehenden 
Beamten zu verteilen ift, wenn der Abziehende bie Dienftländereien verpacdhtet hatte, 
ht anfheinend dei vielen Beamten Unflarbeit, die dadurch noch bergrößert wird, daß 
Aufig ein von dem Wirtichaftsjahre abweichendes Pachtjahr zugrunde gelegt wird. 
n Daher bie Königliche Regierung einen Forſtbeamten die enehmigun aur Ber 
pachtung feines Dienftlanbes erteilt, wirb fle ihn amedmäßig hierüber zu belehren haben. 
Scliekt 3. 3. ein Beamter über fein Dienitland, das er bis babin ſelbſt bemirtfchaftet 
det, bom 1. DOttober 1901 bis zum 30. September 1907 einen Verpachtungsvertrag ab, 
dem die Borausleiftung des PachtentgeltsS in vierteljährlichen Teilbeträgen gum 
1. Oktober, 1. Sanuar, 1. Upril und 1. Jull ausbedungen iſt, fo muß er ſich deſſen be- 
mußt fein, daß die Pacdhtbeträge, welche er von feinem Pächter am 1. Oktober 1901, anı 
1. Sanuar, 1. Upril und 1. Juli 1902 erhält, die Nugungen des Wirtfaftsjabres vom 
1. Juli 1902 bis zum 30. Juni 1903 barftellen, daß er aljo drei Vierteljahre früher in 
den Genuß biefer Nubungen tritt, als fie ihm zuſtehen. Das Rußungsgeld, das er bis 
um 30. S$uni 1902 an bie Forſtkaſſe zahlt, ift noch die Vergütung für die Ernte, bie er 
Sommer 1901 don feinem Dienftlande entnommen bat, und bie zur Yortführung ber 
Wirtfhaft bis zum 30. Juni 1902 beftimmt tft. 
Die unter a bis d folgenden Ausführungen, die das angezogene Beifpiel zur Bor- 
ausfeung haben, mögen erläutern, wie fich bie Uuseinanderfegung im einzelnen geitaltet. 

a) Verläbt der Beamte am 1. Zuli 1902 feine Stelle, fo muß er nad) Ziffer 5a der 
Borſchriften feinem Nachfolger die en Nutzungen bes beginnenden Wirtſchafts⸗ 
jahres gegen Eritattung ber darauf verwendeten Koſten zurüdlalen. Der Uns 
ziehende ift nach $ 31 der Dienftinftrultion verpflichtet, in den beitehenden Pacht 
vertrag einzutreten, aber berechtigt, ihn zum 1. Oktober 1902 zu Tündigen. Er 
erhält den ihm auftehenden pansen hreöbetrag der Rubungen zu 1/, von dem 
Pächter, zu %/, von dem Mbziehenden, der dieſe °/, im boraus bezogen bat. Da 
da8 Badhtentgelt den Neinertrag der Nutzung bazttelt, ift ein Stoftenbetrag dem 
Abziehenden nicht zu erftatten. Das Nutungsgeld zahlt vom 1. Juli 1902 ab 
der Anziehende an die Forſtkaſſe, und ex hat nicht etwa 3/, der Nutungsgelder bem 
Abziehenden gu eritatten. 

b) Berläßt der Beamte die Stelle anı 1. Oftober 1902, fo bat er aha 58 der 
Borfchriften feinem Nachfolger 3/, der Ernte des Iaufenden Wirtſchaftslahres zurüd 
zu laſſen. Dies gel ieht, indem er ibm 3/, bes N reöpalhtentgelte überläßt, auch 
wieder ohne eine gleichszahlung von Koſten un gungsgeld. Das eine Viertel 
des Pachtentgelts, das ber iehende am 1. Oktober 1902 vom Pächter erhält, tft 
ein Teil der Nugung bes mit bem 1. Jull 1903 beginnenden Wirtichaftsjahres. 
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c) Berläßt der Beamte die Stelle am 1. gannar 1903, fo Hat er nad Sie 5a ber 
Vorſchriften feinem Nachfolger 1/, der Ernte bes laufenden Wirtfchaftsjahres zurüd 
zu laſſen. tut dies, indem er 1/, bes Sjahrespachtentgelt3 zurückläßt. Da] er 
aber am 1. DOftober 1902 ſchon 1/, der Pa bed mit dent 1. Juli 1903 be⸗ 
ginnenden Wirtfchaftsjahres bezogen bat, muß er auch biefes aushändigen. Ex hat 
alfo auch in dieſem Falle Im ganzen ®/, des Sabrepalitentgeitö zurüd zu laflen, 
ohne eine Ausgleichdzahlung für Koften oder Nutzungsgeld fordern zu koͤnnen. 
Verläßt der Beamte die Stelle anı 1. April 1903, I bat er nad Biffer 5a der 
Borjegriften 4/, der Ernte des laufenden Wirtſchaftsjahres an feinen Nachfolger ab» 
zugeben. Dies tut er, indem er ihn: 1/, des Dahrespactentgeltes überliefert. Am 
1. Oftober 1902 und am 1. Januar 1903 bat er aber fon je 1/; der Nutung bed 
mit dem 1. Juli 1903 beginnenden Wirtfchaftsjahres durch Einziehung der Pacht⸗ 
beträge bezogen. Dieſe nıuß er alfo audy feinen Nachfolger überlaffen. Demnach 
überläßt er auch in diefem alle feinem Nachfolger im ganzen ®/, bes Jahres 
pachtentgelt$ ohne Unfpruch auf eine Ausgleichszahlung für Koſten und Nutzungsgeld. 
Die Durchführung der Nennung für die zwiſchenliegenden Monate unter Bei⸗ 
bebaltung des vorliegenden Beiſpiels ergibt, baß der Angiehende vom Tage der Auseinander⸗ 
fegung ad die auf die Zukunft entfallenden Padhtleiftungen don Pächter bes Dienftlandes 
und außerdem vom Übziehenden, gleichviel in welchem Monat bie Auseinanderſetzung 
ftattfinbet, drei Viertel des Jahrespachtentgelts ohne jeden Abzug zu fordern bat. 


Bu 6b. 


Der anziehende Beamte, der bon feinen norgünger Gelb für verfaufte® Stroh 
erhält, Abernimmt damit die Verpflichtung, für diefes Geld Dünger zu befhaffen und dem 
Dienftlande zuzuführen. (Bgl. 5 34 der Dienftinitruftion.) 


Bu 8. 

Bon einigen Regierungen ift vorgeſchlagen worden, in die Ausemanderſehungs⸗ 
porichrift eine Beftinnmung aufzunehmen, nach ber das Nutungsgeld zu behandeln jein 
fol wie die Beitellungstojten. 

Abgeſehen davon, daß eine ſolche Beitimmung in diefer allgemeinen gaflung zu un⸗ 
haltbaren Folgerungen führen würde, beruht ber gedachte Vorſchlag zu einem Teil auf 
irrigen Vorausſetzungen und ſtützt fich im übrigen auf einzelne Ausnahmefälle. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Tünftigen Auseinanberfegungsfälle muß voraus⸗ 
gelest werden, daß ſich der Abziehende mit feinen Borgänger nad S 5 des Übergabe: 

egulativ8 bon 23. Juli 1840 über das Nutungsgeld auseinandergefegt bat, und daß 
dem zu übergebenden Dienftlande während feiner Befitzeit Teine Flächen zugelegt worden 
find, für welche er Nubtungsgeld hätte zahlen müffen, bevor ihm eine Nutung dabon 
zuſtand. Unter diefer Borausjegung iſt der im 8 5 des alten Regulativs aufgeftellte und 
in. Ziffer 8 der neuen Borfehrliten aufrecht erhaltene Grundſatz über bie Zahlung des 
Nutungsgeldes der richtige. Wird biernach verfahren, fo zahlt ber Dienitlandsinhaber 
vom eriten bis zum letzten Tage feines Verweilens auf der Stelle nıonatli je da des 
für das Jahr feſtgeſetzten Nutzungsgeldes und hat Monat für Monat je Yıa bes Jahres⸗ 
ertrages ſeines Dienftlandes zu feiner Verfügung, Hat alfo bei feinem Abgange Teinerlet 
Unfprud auf Erftattung von Nutungsgeld. Durd die Faſſung ber Biffer 5a der neuen 
ee a en be ift Diefer Grundſatz noch fchärfer zum Ausdrud gebradit, 
als dies bisher ſchon der Fall war. 

Einzelne Uusnahmefälle find dadurch entitanden, daß bisher verpachtete Ländereien 
ur Ausſtattung neuer Forftbeanitenjtellen mit Dienftland oder zur Erweiterung des Um⸗ 
—** beſtehender Dienttlänbereien verwendet worden find. In dieſen Källen ift im all» 

emeinen von erfter Tage nach Ablauf des bisherigen Pachtvertrages die Zahlung des 
eitgefeßten Nutungsgeldes gefordert worden, und es konnte gejchehen, daß ein Beamter, 
dem am 1. Oktober eine abgeerntete Wieje als Dienftland übertviefen wurde, wenn er 
am 1. Juli des nädjten Jahres die Stelle verließ, %, Jahre lang das Nutzungsgeld 
bezahlt hatte, ohne dafür eine Nutung genoffer zu haben, unb ohne von feinem Nach⸗ 
folger Erſatz fordern zu können. 

Um die Schaffung berartiger Fälle für die Zukunft zu bermeiden, habe ich mit der 
Königlichen Oberrechnungskammer vereinbart, daß die Forftbeamten für die Dienftländereien 
das Nubungsgeldb auf bie Ben zahlen, für welche fie den Genuß der Nukung Haben, in 
ber Urt, bad Blernach die Bablung ſowohl bei Yulegung oder Neuauswelſung, als auf 
bei Abzweigung oder gänzlider Einziehung von Dienjtlänbereien geregelt wird. Der 
Doriioeante, deifen Dienftland am 1. DOftober 1901 durch Bulegung vermehrt ober durch 

baweigung vermindert wird, wird für das zugelegte Land, von melden die Ernte bed 


d 


Net 
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Jahres 1902 ganz dem Wirtichaftsjahre vom 1. Juli 1002/03 angehört, das Nutungsgeld 
erft vom 1. Juli 1902 ab, für daß adgezweigte Land, von dem ihm die Ernte des Jahres 1901 
ganz verbleibt, das Nubungsgeld noch bis Ende Juni 1902 zu entrichten haben. 

Sollten einzelne Fälle aus ber Zergangenhen bei Auseinanderſetzungen in der nächſten 
geit noch au bejonderen Härten für den Abziehenden führen, jo wird die Königliche 

gterung diefe Durch Gewährung bon Unterftügungen mildern können. 

Um die Übereinftimmung mit dem neuen Verfahren in allen Beziehungen berauftellen, 
ändere ich ben erſten Abſatz der Ullgemeinen Berfügung Nr. 15 vom 18. Juni 1887 — 
III 6984 — babin ab, daß das Nutzungsgeld für Dienitgrundfiüde, die für Rechnung ber 
Stantskafje brainiert worden find, von 1. Juli besjenigen Jahres, in dem fie nad Be- 
endigung der Drainage bie erſte Ernte liefern, um drei und einhalb vom Hunbert bes 
Koftenbetrages, den die Drainierung erfordert bat, auf volle Mark nad oben abgerundet 
erhöht werden foll 

u 10 


Bu 10. 
Die Erfah lehrt, baß unter den heutigen Lohnverhältniffen die Gewährung bon 
ahren in den Grenzen, bie durch Nüdficht auf den Dienft geboten find, in den meijten 
en nicht ausreicht, den Beamten die Urbarmahung bon Holzbodenflähen auf eigene 
ofen u ermöglichen, und daß die Freijahre häufig ablaufen, bevor das überwieſene Land 
vollftändig urbar gemadt if. Um biefem Übelftande zu begegnen, babe ich bisher in 
eingelnen Fällen angeordnet, daß Holzbodenflädhen, die zur Überiveifung als Dienftland 
Beitimmt waren, zunächft el fiskaliſche Koſten urbar gemacht und erft, wenn dies geichehen 
war, als Dienftland überwielen wurden. Das Nutungsgeld für derartig urbar gemachte 
Flachen fest fi in ber Negel zuſammen aus dem Grunpfteuersfleinertrage, zu bem fie 
als Holzungen beranlagt find, und 31/, vd. H. ber aufgeroenbeten Urbarmachungskoſten. 
Unter Ausſchluß der Holzwerbungskoſtengelder, die für die Werbung verwertbaren Stock⸗ 
holzes ausgegeben ſind, ſind das diejenigen Koſten, welche aufgewendet werden müſſen, 
um das Land in beſtellbaren AUderboden imzuwandeln, 3. B. auch für etwa erforderliche 
Raltung oder Mergelung ober um brauchbare Wieſen berzuftellen. (Rt. Abſ. 7 des 
Aunderlafjes Nr. 8 vom 4. Februar 1892 — III 1785; Anm. 26 zu S 30. 

Wenn es fih um größere Flächen handelt, fo werden fie allmählih in angemeſſenen 
Abſchnitten als Bachtland, unter Berechnung des Pachtzinſes nad len Grundjäßen, 
übertviefen, und die endgültige Seititelung bes Dienitlandes und des dafür zu entrichtenden 
Rutungsgeldes wird bi3 zur Überweifung des lebten Abſchnittes vorbehalten. 

Ich beabfichtige, das beichriebene Verfahren zukünftig Überall da zur Anwendung zu 
Bringen, wo es um Ausſtattung einer Forſtbeamtenſtelle mit Rodeland als Dienitland 
Bandelt, unter der Borausfegung, daß bie nr Regierung, im egebenen Falle es für 
—— hält, und daß der Stelleninhaber ſich den geſtellten Bedingungen bezüglich 

Berehnung bes ‚Rusungegelbes unterwirft. 

Deshalb beauftrage ich die Königliche Regierung, in jebem derartigen Yalle in ihrem 
Berichte wegen der Sehftellung des Dienjtlandes fih in diefer Richtung zu äußern und 
Die erforderlichen Angaben zu machen. 

Serner hat bei Dienftübergaben folder Stellen, deren Ländereien zur Nodung auf 
Koften des Stelleninhabers gegen den Genuß von Freijahren überwiefen find, wenn ein 
Teil ber Dienftländereien noch nit urbar gemacht fit, der Tibergabeleiter feitzuftellen, ob 
der anziebende Beamte die Urbarmadung auf fisfaliiche Koften wünfcht, und, wenn dies 
ber Fall iſt, bie erforderlihen Anträge zu ftellen. 

3 Beeren- und Sierfiräudier. über Beerenſträucher und Bierfträudger enthalten die 
Auseinanderfegungsporichriften keine befonderen Beitimmungen. Die nußbaren Beeren- 
ſträucher wird man bei ber Auseinanderſetzung praktifch etwa in gleicher Weife behandeln, 
wie die Obfthäume und Weinftöde (Biff. 9 der Vorichriften). Der nairhende bat bem 
Abziehenden bie Ankaufs⸗ und Pflanzungskoften der in ben legten fünf Jahren neu 

gelenten Beerenfträucher zu eriehen, Torveit diefe durch den bon dem Abziehenden aus 
en bisherigen Ernten bereit gezogenen Nuten nicht gededt find. Es laſſen fich bier 
allgemeine Srunbfäge Taum nufitellen. y nach der Urt bed Beerenobites, den örtlichen 
Berhältniffen und ber Koftipteligfeit der Anlage wird bier bon Fall zu Yall zu enticheiden 
fein. — 8.82. gfanat U. von feinen im Garten borhandenen Hinibeerausläufern 200 Stüd 
an „geeigneter telle, ohne weitere Bodenbearbeitung, an, fo Tann er durch die Ernte im 
aweiten Jahre bereit3 ben Erſatz fämtlicher Untoften verzeichnen. Rigolt er aber zu dieſer 
Neuanlage den Boden und beihafft yon auswärts bejonder8 gute Sorten zum Preiſe 
bon etwa 25 ME. pro Hundert, fo iſt nicht anzunehmen, daß er In zwei oder drei Jahren 
die entitandenen Unkoſſen durch die Ernten erjeht erhalten Tann. 

Bezüglich der Zierfträuder ift zu umterjcheiden zwiſchen folchen, die zu dauerndem, 
und foldhen, die zu borübergehendem Zwecke gepflanzt find. Die erjteren müffen in dem 
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Grundſtucke verbleiben, während bie letzteren dem Beſitzer — 2 — ber fie gepflanzt hat 
Am allgemeinen wird man annehmen Zönnen, Daß alle diejenigen Sträucher, die man 
pflanzt, um einen Garten in gewiffen Formen anzulegen, 3. D. ihm ein parlartigeres 
Ausſehen zu geben ufw., den Grundftüde zu bauerndem Bwede einverleibt find, wogegen 
edle Rofen, perennierende Staudengewächſe ufiv. nur zu borübergebendem Bwede gepflanzt 
werden. Xebtere bleiben aljo Eigentum des Pflanzers, und der Unziebende bat ſich mit 
dem Abziehenden über den Übernahnewert zu. einigen. Grfolgt eine Einigung nicht, fo 
ift der Abziehende zur Mitnahme der von ihm ge naten Roſen uf. berechtigt. 

4 Bertetlung der Obfterträge. Beſondere Vorſchri über bie Verteilung der Odft- 
erträge bei den Auseinanderſetzungen beitchen nicht. ift au unterfcheiden zwiſchen den 
Obfterträgen aus Hausgärten und folhen von Dienftländereien. Erſtere bilden 
nach allgemein üblichen Gebrauche Teinen Gegenftand ber Auseinanderſetzung. Jeder 
Stelleninhader Bat Anſpruch auf diejenigen Hrücte vom Beeren-, Stein- und Kernobfl, 
welche in der Beit reifen, in welcher er Nutznießer ber Stelle iſt. Anders verhält es fi 
mit den VObfterträgen von den Dienftländereien (Opftplantagen und fonflige Obft- 
pflanzungen an ben Wegen, Grenzen ufw.). Diefe unterliegen der Auseinanderſetzung nad 
den au —5— Vorſchriften. 

eiſpiel: 


Berechnung der wirtſchaftlichen Auseinanderſetzungskoſten zwiſchen dem abziehenden Forſter A 
und dem anziehenden Förſter B bezüglich der Dienſtländereien ber Zörfterkele C ber 
Oberförfterei D. 

Der Beitpuntt ber Uuseinanderfegung tft der 1. November 1892; es müffen alfo, 
nach borgängiger Sejtitelung ber @etreideniarktpreife und der Einheitöfäge ber Beitellungs- 
uſw. Koften, ermittelt werden: 

I. Für das Wirtfhaftsjahr 1. Juli 1892/93. 
a) die fämtlichen Beitellungs- und Erntekoſten — %/, hat ber Fyöriter B dem Föriter A 
zu eritatten — und 
b) der Ernteertrag — 4, bezieht ber Förfter A und ®/, der Foͤrſter B—. 


II. Für das Wirtfhaft3jahr 1. Yuli 1893/94. 
Die Winterfaat-Beitelungstoften und —F Fruhjahrsſaat 1893 bie vorgeleiſteten 


Beackerungskoſten — bat ber Forſter Bdem Förfter A ganz zu erſtatten —. 
Die bei der Auseinanderfegung in Betracht Tommende nutzbare Dienftlandsfläde 


beitebt nach dem @eldetnt aus: 
14,369 ha Ader und 


5,082 „ Wiejen 
zuſammen 19,451 ha. 
Teftftellung der Betreide-Markftpreife m Einbeitsfäte ber Beitellungs- uſw. 
often. 

Die Getreide» Dlarkipreife betrugen nad) Ausweis ber Belanntmadjungen ber 
Königlichen Regierung Ei M in ben Anitsblättern Nr. 43 für September 1891, Nr. 21 für 
April 1892, Nr. 25 für Mai 1892, Ar. 42 für Septeniber 1892 und Nr. 46 für Ottober 1892, 
für den nächſten Marftort S: 


1. Zur ®interfaat im September 1891 


für den Bentner Roggen —_— ) 


2. zur Sommerfaat im April, Mai 1892 
.. Ba nenne BAOHE 


ee See. 


".. Erbſen (Aprid .............. BO 
>... Kartoffeln Mai) I... 10 . 


—* In den amtlihen Bekanntmachungen tft der Durchſchnittapreis für je 100 kg Doppelzentner) au 





6,92 Mt, 





718 . 
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3. zur Winterfaat im Septender 1892 





für den Bentner Roggen i230 6,40 Mk., 
4. zur Zeit der Auseinanderſetzung, am 1. November 1892 
für ben Bentner Roggen (Oftober) an nn 6,70 ME. 


Un Beitellungs- ufm. Koſten werden bier ortSüblich gezahlt (die Beſpeiſung ber Leute, 
ohne welche Arbeiter nicht zu haben find, nılt eingerechnet) für: 


a) das einmalige Pflügen und Abeggen bes Aders für den Hektar . . 20,00 ME, 
db) das Laden, Sabren, Abladen und Auspreiten der Yuhre Dünger. . 0,80 — 
c) da8 Ausfäen und Sineggen der Saat und Auffuhren des Saatſtücks 

für den Heltar . > > 2 0 re rennen een. 380 5 
d) DE Mähen, Raffen, Binden und Auſſetzen des Getreides für den 8.00 

ekteerrr... ...... 800, 

e) —* Laden, Einfahren und Einbanſen des Getreides in den Scheunen⸗ 

raum für das Fuder & 10 8tr.. 1,20 ,. 


f) da8 Ausdreſchen des eingefahrenen Getreide-Strohes, Reinigen, Auf⸗ 
meſſen und Unterbringen des Getreides, Binden und Aufbanſen des 
Strohes, für das Kudterr - > 2: 2 2 2 rn er 2 er 0 0 0 300. 

g) da8 Mähen der Wiefen, Streuen und Bitere8 Wenden bed Graſes 
Bis zum Xrodenwerden und Auffegen bes Hrues in Haufen für den 


Geltar - or er . BO 
h) da8 Lauben, Einfahren und Unterbringen des Heues auf dem Heuboden 
für da8 Fuder & 10 Bir 1,20 _ 


i) da8 Markieren der Saatitellen auf dent vorbereiteten SKartoffelader, 
Legen der Kartoffeln, einmaliges Abeggen und zweimaliges Bebäufeln 
der Startoffeln für den Hear . - 2 2 2.2 ee een ne. 150 , 

k) da8 Ausnehnien, Sortieren, Einfahren und Einfellern der Kartoffeln 
für den Zentner ..... 00 





> me. | Pi. 


d llungs⸗ und Erntekoſte d 
A. gerechnung der Zeſte ungs zn Sen r n für das Wirtfhaftsjahr 


1 2,56 ha 3mal gleich 7,68 ha als Brache Im Mat 


Bis Auguft 1891 Bur 
4,4 „1, -» 434 „ nad Sonimerung im Winteraat 


Juli, Auguſt 1891 
153 „ 2. „ 306 „ im Herbit 1891 und April 1892 


zur Hoferfaat, 

1,04 „ 2. „» 208 „ im Herbſt 1891 und April 1892 
zur Geritenfaat, 

0,0 „2. „ 100 „ im Herbſt 1891 und April 1892 


zur Erbſenſaat, 
204 „2, „ 408 „ im Herbſt 1891 und Wpril 1892 
—— — ⸗ u Kartoffeln 


12,01 ha Summa . . 22,24 ha gepflügt ujw. & 20 DE. gleih . .I 444 | 80 
2,36 . find gebracht zur Winterfant 1892 und Tonnen bei ben 
Beſtellungskoſten für 1893/94 in Berechnung. 
Sa. 14,37 ha etatSmäßige Fläche. 
2 1 Un Dünger find geladen, gefahren und ausgebreitet: 
auf 2,56 ha vor ber 3. Furche zu Roggen 100 Fuder 
„» 1%.» » - % . Gerſte 40 . 
2. „ Erbſen 20 . 
2. o „Kartoffeln 0 . 


in ganzen 240 Luder 


” ® LG [2 


20 2» 


(2fpännig) & 0,80 ME. . . +4 192 | — 
Seite . .| 636 | 80 
9% 
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sp. | | ME. | Pf. 


Übertrag - . . | 636 | 80 
3 21 genmer Roggen auf 6,90 ha im September 1801 
m „ 1,53 „ „ Mpril 1892 
25 „ erſte, 104 „ „ Dat 1892 


16 _ Ei en „ 050 „ „ April 1892 


9,97 ha nad) dem Boreggen der Fläche 
— eingeeggt und die Fläche aufgeführt, & Heltar 3 ME. 29 | 91 
4 2,04 ha zur $artoffelfaat vorbereiteten Ader die Kurtoffelfantftellen 
aut reflert 40 Btr. Startoffeln gefett. vor dem Aufgehen der Kartoffeln 
abgeeggt und Darauf zweimal die Startoffeln behäufelt, & Heltar 15 Mt. 30 | 8 


51 21 Ztr. Winterroggen & 6,92 ME., gleich 145,32 Dir Septbr. 1891 
4, geier ä 8,50 „ » 34,00 ri 1892 
25 te a 7,18 „ „ 17,95 „ at 1892 
16 „ Erbſen & 8,50 W 13,60 „ (April 1892 
0 „ Ratfen 2120 „ „ _ 4800 „ (Mai 1892 
Summa Marktpreis bes Saatgetreidte8 258,87 VIE. . . 258 | 87 
6 | 9,97 ha Roggen, Hafer, Gerſte und Erbſen gemäß, gerafft, gebunden 
und aufgefeßt, & Deltar 8 Mk.. 79 | 76 
7 34 2 fpännige Buber Roggen 
6... afer 
„ erſte 
2. . -„ Erbien 
Sumni 46 2fpännige Fuder Getreide & 10 Er, aufgeladen, 
eingefahren und im Scheunenraum aufgebracht, & 1,20 ME. 55 | 20 


8 | 46 Fuder gedrofhen, da8 Getreide gereinigt, aufgemeffen, auf den 
Schütteboden gebracht, daS Stroh gebunden und im Scheunenraum 


eingepackt, & Fuder 3 ME. 138 | — 

9 | 5,08 ha einſchnittige Wieſe emäht, das Gras darauf außgeftreut, ge⸗ 
wendet und in Haufen gelebt, & Heltar 8 ME. 40 | 64 

10 | Das von biefen 5,08 ha geerntete Heu in 25 ‚Subern A10 Btr. geladen, 
gefahren und auf ben Heuboden gedradit, à Fuder 1,20 Mt. 30 | — 

11 | Bon ben mit Sartoffeln bepflanzten 2,04 ha 240 Bir. Rartoffeln aus⸗ 
gegraben, gereinigt, getrocknet und eingefellert, à Bentner 40 Pf.. .I 96 | — 

Sunma A Deitellungs- und Grntetoften ſur das Wirtſchaftslahr 
1. Julli 1892/93 78 
"1395,78.2 0 
Hterbon bat der Förſter B zu erftatten ®/., alfo 57 gleid . .I 930 | 52 





B. Ernte⸗IFrtrag für das Wirtfchaftsjahr 1. Yuli 1892/93, 
Roge | Safer | Berfte lErbfen| Far 






gen toffeln 

Bentner 
1 [08 ind gemet 0... [mslz fm] zw 
2 | Davon bat Förfter B zu erhalten 2/, 70 16 10 6 160 


3 | Bei ber uuselnanberfegung find 
vorhanden . . 


mann S Mehr. - 


5 | Diefe 4 Bir. Regſen ſind von dem Forſter. A dem Forſter B au erſtatten. 
4 Btr. & 6,70 (Oftober 1892) . 
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©. Hefleliungskoften für das Wirtfhaftsjahr 1. Juli 1898/94, 
1 2,36 ha 3 mal glei 7,08 ha als Brache Im Mai 
bi Auguft 1892 Wi Zur t 
302 1. . 302 . nach Sommerung im nierten 
Juli, Auguſt 1892 
410 „ 1_” »„ 410 aur Sommterung 1893 borgepflügt 
Sunıma 14,40 ha gepflügt uſw. à 20 M. .... 
2 190 2 [pännige Fuder Dünger auf 2,36 ha Brache gefahren, abgelaben 
und ausgebreitet, a 0,80 ME. - >: er. 
3 15,38 ha zur Winterung vorbereiteten Ader vorgeeggt, 16,5 Htr. Rogpen 
darauf ausgefät, eingeegpt und die Tläche auf efubrt, & Heltar 3 SE. 
4 | Marktpreis für 16,5 Bir. Roggen & 6,40 ME. (September 1892) 
Summa O Beftellungsfoften für das Wirtichaftsjahr 1. Juli 1893/94 
gut Foörſter B dem Forſter A ganz zu erftatten. 
ie Auseinanderſetzungskoſten ermitteln ſich demnach wie folgt: 
1 | Hörfter B hat an den Förſter A zu zahlen: 
a) laut Berehnung u A. . ». 2 2... 
b) v⸗ * v CC. oe ei 2.0. 
Bufammen 
2 | Dabon ab laut Berechnung zu B, Foͤrſter A an Sörfter B zu zahlen 
Mithin bleiben von dem Foͤrſter B zu eritatten en 
md . ... 





OÖ... „den 31. Oltober 1892. 
Der Yöriter. 
A. 


Die Koften bes Erntens werben, ba fidh biefelben wegen günftiger bzw. ungünftiger 
Witterung fehr verichieden und abweichend von ben allgemeinen Durchfchnittsfägen 
fiellen können, Häufig beſſer nad den wirklich verausgabten Tagelöhnen unter Hinzu» 
rechnung der in Anrechnung zu bringenden Löhne bes eigenen Gefinbes und bed Wertes 
der Berrihtungen bes eigenen Geſpannes in Anſatz zu bringen fein; 

3. B. Erntekoſten für die 4,10 ha große Kiebitzwiefe: 

Mähen: 8 Tage 150 ME. = 0 s 1200 Mt. 


Troanen ufm.: 6 „ Al0 . — 

4 . 210 2 = 140 „ = 230 „ 
Einfahren: 5 1,50 = 70 „ 

s 10. = . 


2 „ ein zwei⸗ 
ſpanniges Fuhrwerk 
(I0o Fuder) 5,60 Mt᷑. = 1250 „ = 35,0 „ 
Bufammen: 60,00 DU. 
In gleicher Weife Lönnen auch die Koften des Dreichens, des Kartoffel und Nüben- 
Sehens, Jätens und ⸗éTusnehmens ufw. in Anſatz gebracht werben. 


+8 32. Alle Dienftgrundftüde müſſen in Übereinftiimmung mit den Karten und . 
Nupungsanfchlägen, nach welchen folhe den Forſtbeamten bei der Übernahme durch 
den Vorgeſetzten fpeziell mit Begehung der Grenzen zu überweijen find, durch Hügel, 
Steine oder Pfähle uſw. dauerhaft abgegrenzt werden, infoweit fie nicht durch Gräben, 
Wege, Wälle oder Knicks ufw. unzweifelhaft bauernd begrenzt find. Die Yorjtbeamten 
find verpflichtet, diefe Begrenzungen, foweit fie nicht zugleich die fiskaliſche Eigentums⸗ 
grenze bezeichnen, aus eigenen Mitteln durch Hügel, unbehauene Steine oder Pfähle, 
zu denen das Holz unentgeltlich verabfolgt wird, oder durch Gräben, Erbwälle und 
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Knicks, zu denen die Pflanzen unentgeltlich abgegeben werden, fo herzuftellen und zu 
unterhalten, wie die Regierung ed anordnet. Im alle Grenzmale verloren gegangen 
oder die Grenzen fonjt verduntelt fein follten, ift davon dem Vorgeſetzten fofort 
Unzeige zu machen. Berdunfelungen oder Unkenntnis der Grenzen oder die Ausrede, 
daß die Dienftländereien und deren Grenzen nicht fpeziell überwieſen feien, können 
niemals al3 Entichuldigung für Überfchreitung der Dienftländereigrenzen gelten und 
die Einziehung der von der Regierung feitzuftellenden Nachzahlung des Nutzungs⸗ 
gerben „nie das Übermaßland, fowie die außerdem zu verhängende Disziplinarftrafe 
abwenden. 

33.*, 1. Der Forftbeamte darf die ihm übertwiefenen Ländereien nur wich 
ſchaftlich und unbefchadet ihrer Beftandteile benutzen. Die darauf vorhandenen Obft- 
oder wilden Bäume find Eigentum der Forftverwaltung, auch wenn fie vom Stellen. 
inhaber gepflanzt find. Er darf fie deshalb nur mit Genehmigung feines nächften 
Vorgeſetzten fortichaffen und ift verpflichtet, foweit der Vorgeſetzte es verlangt, bie 
weggenommenen Obftbäume durch neue zu erfeßen. 

2. Un dem gewonnenen Holze ſteht ihm kein Eigentumsrecht zu, es ift vielmehr 
wie alles Holz aus dem Einſchlage der Stantswaldungen für den Fiskus zu ver- 
rechnen und zu verwerten. 

8. Uuch die bei Rodung oder Verbefferung von Dienftland gewonnenen Hölzer, 
Stöde, Wurzeln, Steine ufw. darf der Forſtbeamte für eigene Rechnung nicht verkaufen 
oder jonft verwerten. Das dabei gewonnene Holz ift, wie im Wbfag 2 vorftehend 
angegeben, zu verwenden. Eignet es fich zur Wufarbeitung nicht, d kann mit Bus 
ſtimmung des Regierungs⸗ und Forſtrates ſinngemäß nad) 8 27 Abſ. 2, verfahren 
werden. 

8 34. 1. Der Forjtbeamte ift verpflichtet, die ihm überwiefenen Ländereien 
ordnungsmäßig zu beftellen; insbejondere find bei eintretendem Dienftwechfel er oder 
feine Erben verbunden, fie der Kahreszeit entiprechend gehörig beftellt zu übergeben, 
widrigenfalls Entichädigung zu leilten ift. Über die Koften der Bewirtichaftung und 
über die Erträge des Dienftlandes hat der Forſtbeamte ordnungsmäßig Buch zu führen. 

2. Verkauf oder Vertauſchung von auf dem Dienftlande geivonnenem Stroh oder 
Dünger ift nur ausnahmsweiſe mit fchriftlicher Genehmigung der Regierung, die in 
jedem einzelnen Falle bejonderd nachzuſuchen ift, zuläffig. Diefe Genehmigung darf 
nur für die am Ende eines Birtichattsiahres unverwendet gebliebenen Vorräte umd 
unter der Bedingung erteilt werden, daß für den ganzen Erlbs Tünftlicher Dünger 
angefchafft wird, beiten Verwendung auf dem Dienftlande nachzuweifen tft. 

3. Verlauf oder Berta jung von Gras oder Heu ift nur infoweit nach Ge 
nehmigung durch den nächſten Vorgeſetzten geftattet, als der Ertrag ber Dienft- 
ländereien an Futtermitteln einen Überjchuß über das eigene wirtfchaftliche Bedürfnis 
der Stelle gewährt. 

2 Die Vorgeſetzten, insbefondere auch bie Regierungs- und Forſträte Haben bie 
gebörige Düngung der Dienftländereien zu überwachen. Darüber, od e8 nötig iſt, bon 
den Nutznießern bon Dienftwiefen die Bufuhr von natürlicden oder Zünftlichen Dünge 
itoffen zu verlangen, oder ob e8 genügt, wenn für gehöriges Reinhalten, Eggen und bie 
Wafferregulierung geforgt wird, tft von Fall zu Fall zu enticheiden. 

Es ift gejtattet, vorübergehend einzelne Flächen anders zu benußen, als fie im 
Etat oder in der letzten regulierenden Verfügung aufgeführt find, fofern eine Derartige 
Anderung nad dem Ernieſſen des betreffenden Reglerungs⸗ und Forſtrats als nutzlich 
oder wenigſtens unfchäblih in betreff des SKulturzuftandes der Dienftländereien zu 
erachten fit. Zur dauernden Ummandlung bon Wiefen in Acker und umgelehrt Hedarf 
es aber der gelinmung ber Königlichen Regierung (M. 2. vom 9. 11. 1893, 
D.% 3. 26 ©. 37.) 

2 Bergl. Anmerkungen zu 8 31. 


8 35. 1. Wer ſich zu wirtfchaftlichen Verrichtungen der Dienftleiftungen anderer 
als der zu feinem Hausſtande gehörenden Perſonen bebient, hat ſolche, mögen die 


*) In ber dur ben Herrn M. f. 8. vom 18. 8. 1901 angeorbneten Faffung 
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Dienftleiftenden als Eingeforftete, Servitutberechtigte, Holzichläger oder Kulturarbeiter 

dem Beamten in Beziehung ftehen oder nicht, nach den vollen ortsüblichen Lohn- 
ägen zu entihädigen. Die nnentgeltliche Benukung oder geringere als volle orts⸗ 
üblihde Löhnung folder Wrbeiter bei Verwendung zu Brivatzweden, insbefondere 
auch * Arbeiten auf den Dienſtländereien, zum Heranſchaffen oder Kleinmachen 
von Brennmaterial, zum Biebhüten, zum Treiben oder zu ſonſtigen Dienſtleiſtungen 
bei der Sopd ufw. (außer bei polizeilich angeordneten Jagden auf Schwarzwild und 
Wölfe) wird auf das ftrengfte unterjagt. 

2. Un den Tagen, für welche beftinmmte Arbeiter fchon zu Tagelohnsarbeiten für 
bie Korftverwaltung angenommen find, dürfen diefe nämlichen Arbeiter von dem Forft- 
beamten zu Urbeiten in [einem eigenen Intereſſe überhaupt nicht, auch nicht in den Frei⸗ 
ftunden, verwendet werben. 


e) Waldweide. 


5 36. 1. ft dem Forſtbeamten die Benugung der Walbweide für fein Vieh 
gegen Entrichtung eined Weidegeldes geftattet, fo darf er biefelbe nur mit ihm 
eigentümlich gehörenden Vieh und nur mit der für das betreffende Jahr f Brit ⸗ 
lich genehmigten Zahl der geſtatteten Viehgattungen innerhalb der ihm zur Weide 
eingeräumten Forſtdiſtrilte, und zwar unter genauer Beobachtung aller forſtpolizei⸗ 
lichen Borfchriften, ausüben. 

2. Kann er fein Vieh nicht mit anderem berechtigten oder eingemieteten Vieh zu 
einer gemeinfchaftlichen Herde vereinigen, fo muß er dasfelbe durch einen eigenen 
wüchtigen Hirten hüten laflen, für deſſen Sontraventionen ex der Forftverwaltung 
perjönlich verantwortlich ift. 

3. Wiederholung von Kontraventionen zieht neben den übrigen Folgen und neben 
der Disziplinarftrafe den Verluft der Waldweidenutzung nach fidh. 


1 Die Erlaubnis der Waldweibenugung ift von den Berhältniffen abhängig zu 
machen, und ift zu bedingen, daß nur eigenes Bieh und ausſchließlich Rindvieh. mithin 
weder Pferde noch Schafe, und eritere8 nur bis zu der Anzahl, welche bet Beronihlagun 
der Dienftländereipacht annenommen oder gu durchwintern iſt, augelailen werben art 
Wo bie Forſtbeaniten ihr Vieh allein meiden Iaffen, follen buch den Forſtinſpektor ober 
befien Stellvertreter die Weidediſtrikte im Frühjahr angewiefen werden, auch folche in ber 
der Regierung einzureichenden Rahmeilung angegeben werden. Bu einer zu gemwährenden 
unentgeltlichen Weidenntzung fehlt die Allerh. WUutorifation. In den Etats fit die Stüd- 
gabl bes Biehes und das zu zahlende Weidegeld anzugeben, jebod nicht in bem Anftellungs- 
d (F. M. v. 23. 1. 1832 und 16. 7. 1832, Schl. L ©. 108.) 

2 In Beziehung auf die Benutzung der Waldweide durch die Forſtbeamten ſind die 
in den C. B. M. vo 23. 2. 1857, 18. 3. 1864, 25. 4. 1864, 9. 11. 1864, 25. 7. 1866 
und 24 5. 1867 ausgeſprochenen Srundfäte maßgebend. Hiernach darf bie Weidenutung 
nur mit Rindvieh (mobei Milch» und Betriebsvieh nicht zu treimen tft) und mit Schweinen 
ausgeübt werden. Der Forſt⸗Inſpektionsbeanite kann für etats mäßige Schutzbeamten⸗ 
ftellen bis 7 Stüd Allbieh und 3 Stüd Jungvieh (oder bis zu 81, Kuhweiden) und, 
ausſchließlich Zuzucht bis , jähriges Alter, bis 10 Stück Schweine; für Hilfsauffeher 
auſsnahmsweiſe 1 Kuh und 1 Stüd Jungvieh und bis gu 4 Stüd Schweine, zur Wald» 
weide geftatten, wenn betreffS des Rindviehes überhaupt für bie Stelle durch den Gtat 
oder burch befondere minifterielle Genehmigung die Benutzung der Waldweide Bereits 
als zuläifig bezeichnet ift. Bu einer größeren als etatSmähigen oder miniiteriell feit- 

feßten Biebzahl bedarf e8 der fchriftlihen Genehmigung der zuitändigen Behörde. Die 
RR terung kann geftatten, daß die durch Genehmigung des Forſtmeiſters (jet Reglerungs- 
und geriet) feitgefebten Säte vorübergehend und für ein einzelnes Jahr um einige 
Grad eine werden, bei wiederholtem Mebrauftriebe ift aber MiniftertalsGenehmigung 

orderli 
ei tr Schweine kann ber Eintrieb auch ohne mintiterielle Genehmigung in Nadelholz⸗ 
beftäuden geitattet werden, wenn ber Beamte für ben Uuitrieb derſelben einen bejonderen 
Hirten zu halten fich verpflichtet oder diejelben mit einer anderen Herde oder mit feinem 
eigenen Rindvieh zufammen zur Weide treiben läßt. (Schl. L S. 108.) 

3 Die Weidenelbfäte der Forſtbeamten werben im allgemeinen nach den gewöhn⸗ 
lichen, in dem betreffenten Revier don ben Einmietern zu zahlenden und nad) dem von 
den Megierungen in den Nebennutungstaren zu beitimmenden Sägen reguliert. Bei 
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den Mietsfägen für Rindvieh (2 Stüd Jungvieh = 1 Stüd Altvieh) find. die Säbe 
für die Sorftbeantten in der Regel 10 bis 129%, niedriger normiert oder auch nad) ben 
2ofalverhältniffen mit den gewöhnlichen Einmietjäten gleichgeftellt. Nad ber C. B. F. M. 
v. 5. 7. 1866 ift eine Abweichung bis zu 259%, geitattet. Fur Schweine, deren Eintrieb 
überhaupt tunlichft zu begünftigen ift, tft der auch für andere Einmieter moͤglichſt niedrige 
Weidemietſatz zu entrichten. . 

Die Genehmigung eine8 Zuganges während der Wetdezeit innerhalb ber zuläffigen 
Grenzen ift nicht ausgefchlofien, das Weidegeld ift nach der Dauer der Weidezeit bon dem 
Forſt In nnbenber zu beſtimmen. 

ad ſtattfindender vierteljähriger Voraus⸗Gehaltszahlung wird das Weidemietgeld 

der Forſtbeaniten am 1. Juli j. 58. miit dem vollen Betrage eingezogen. Bei interiniftifchen 

Bertretern, melde das Gehalt monatlich Beziehen, kann die Bezablung für die Monate 

yunl bis Oktober mit je 1/, des Betrages eingezogen werden. (M. %. db. 6. 5. 1881.) 
egen eines Abganges von Weidevieh während ber Wetdezeit kann in der R 

kein Erlaß bes Weidegeldes bewilligt werden. Sollten bejondere Unglüdsfälle oder 

andere Umſtände die Gewährung eines Erlaſſes erheifchen, fo ift hierzu die Negierung 


ermächtigt. j 

4 Sri Mißbrauch und Überfchreitung der ben Korftbeamten eingeräumten Weide 
befugniffe ift neben Itrenger bisziplinarifcher Ahndung Die Waldweide fofort zu entziehen 
und ohne minifterielle Genehmigung nicht wieder einzuräumen. $yür Weidefrebel ber 
Hirten, namentlich für das Hüten In Schonungen, find die Beanıten gleichfalls ber 
antwortlih und neben den gefeglichen Strafen wegen Weibefrevel noch mit Orbnungse 
ftrafen zu Belegen. (Schl. I. ©. 108.) 


5 Ympfftoff gegen Blutharnen der Rinder. 

n bem pathologiſchen Snftitute der tierärztlihen Hochſchule in Berlin und in ber 
Abteilung für Tierhygiene des Kaifer Wilhelms⸗Inſtituts Für Landwirtſchaft in Bromberg 
ift von jedem Frühjahr ab Impfſtoff zum Schutze gegen das Blutharnen (Weiderut) der 
Rinder erhältlih. (M. X. v. 18. 1. 1907, M. Bl. f. L. ©. 36.) 


II. BSeſondere Verpfllichtungen rüũckſichtlich Der Geſchãftsführnung. 
1. Geſchäftskreis im allgemeinen. 


537. 1. Der Förfter hat den ihm anvertrauten Schutzbezirk vor unrecht⸗ 
mäßiger Sennpung und gegen Entwendungen und Beichädigungen zu befchügen, in 
demfelben Die Befolgung der Forſt⸗ und Jagdpolizeigeſetze zu überwachen, Die Hauungen, 

Kulturen und ſonſtigen Waldgefchäfte nad) Anweiſung des Oberförfterd auszuführen 

und ausſchließlich alle abzugebenden Waldprodufte, jedoch nur auf fchriftliche Un- 

weifung, an die Empfänger zu verabfolgeıt. 
2. Den Forft- und Jagdſchutz hat er auch in anderen Eöniglichen, nicht zu feinem 

Tr gehörenden Waldungen nad) Maßgabe der Beitimmungen im $ 40, 

Abſ. 3, auszuüben. Bon den zu feiner Wahrnehmung oder Kenntnis gelangenden 

HZuwiderhandlungen gegen die Forſt- und „Sagdpolizeigefege in nicht Zöniglichen 

Forſt⸗ und Jagdbezirken bat er feinem vorgejegten Oberförfter Unzeige zu machen. 

2 Der zweite Abſatz in der durch Min.Erl. vd. 12. 1. 1900 (D. J. 3. 32 ©. 127) 
angeordneten Faſſung. 
2 Die Verfolgung bon Forſtfrevlern ift den Königlich Preußiſchen Forſtbeanten nad) 

8 37 Sat 1 ber Föriter-Dienftinftruftion vom 23. Oftober 1368 fchlechthin auch dann über 

tragen, wenn der Forſtdiebſtahl ſelbſt außerhalb ihres Schutzbezirkes begangen ift, und bie 

Frevler in diefen nur übertreten. Hierfür fpricht namentlich aud die Erwägung, 

daß es fich bei dem Betreffen der Forſtfrevler, die in der Fortſchaffung des Geſtohlenen 

bereit3 begriffen find, ven Intüig nicht ohne weitere erfennen lafie, ob der Diebftahl 
innerhalb oder außerhalb des Schutzbezirkes begangen iſt, und duß das jtrafrechtliche 

Schutzbedürfnis der Forſtſchutzveamten in beiden Fallen das nämliche ift. Zur Erfüllung 

des Tatbeſtandes im Sinne des St. &. 3. 8 117 — Widerſtand gegen Forſt⸗ und d» 

beantte — iſt e8 nicht erforderlich, daß ber Täter da8 Bewußtſein von der Nechtimäßigleü 

der AnıtSausübung bat; es genügt vielmehr, wenn er fit bewußt tit, daß der Beantte 

eine Amtshandlung vornimnit. (R. G. v. 30. 10. 1903, D. F. 3. 1904 ©. 1045.) 

8 Über die Ausübung der Jagdpolizei außerhalb der Töniglihen Waldungen fiehe 

Anmerkung 4 au 5 40. | 
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2. Dienfiverhältnis zum Neviervermwalter. 


8 38. 1. Der unmittelbare Borgejehte des Förfters ift der Oberförfter. Bon 
biefem erhält er zunächſt Unweifungen und Befehle, an ihn muß er fich in allen 
Dienftangelegenheiten zuerft wenden, auch alle Geſuche an höhere Vorgeſetzte oder 
Behörden an ihn zur Weiterbeförderung abgeben. Nur wenn der Oberjörfter feine 
Unzeigen oder Eingaben unberhet tigt lafjen, oder wenn der Förfter über ihn jelbft 
Beichwerde zu führen haben follte, ift es ihm geftattet, fich Direft an den höheren 
Vorgeſetzten oder die höhere Behörde zu wenden. Er ift hierzu verpflichtet, wenn 
das Intereſſe des Dienfted zur Abwendung von Nachteilen für die Verwaltung es 
erbeilcht oder er dazu von einem höheren Borgefehten aufgefordert wird. 

2. Wo zur Vertretung des Oberförfterd für einzelne Funktionen ein Oberförfter- 
fandidat (jet Forftafjefior) oder Forſtkandidat \ t Foritreferendar) als Aſſiſtent 
fungiert, oder ein Nevierförfter oder Hegemeifter beitellt ift, gaben die untergebenen 
Horitbeamten den Anordnungen dieſer ebenfall3 zu ihren Vorgeſetzten gehörenden 
Beamten gleiche Folge zu leiten, als wenn fie vom Oberförfter Feld erteilt wären. 

2 Formelle Beglüdiwünfhungen aus Anlaß des Jahreswechſels, wie fie bisher durch 
Beſuche oder Austaufch don Karten zwifchen Vorgefettten und Untergebenen, fowie zwiſchen 
Rullegen en waren, haben Zünftighin zu unterbleiden. (M. 2. v. 15. 1. 1891, 


2 ft bei Reifen des Kaifers und Königs der Befehl bes offiziellen Empfanges 
Aengen fo bat der Königliche Oberförſter an dem Punkte, wo Se. Majeſtät das bon 
terent verwaltete Forſtrevier zuerit berühren und auf einer längeren Strede al8 1/,, Meile 
0,75 km) zu Wagen oder zu Pierde paflieren, mit den ſämtlichen Forſtſchutzbeaniten der 
Oberförfterei die Ankunft Sr. Majeität zu erwarten, bei Ullerhöcften Cinireffen an ber 
Reviergrenze fich Air Pferde zu melden und alddann Se. Majeität bis zum nächſten Aus 
gange aus dem Revier, wo die Meldung zu wiederholen ift, zu begleiten, falls er nicht 
von dem @eleit entbunden wird. (S 18 des Negulativg v. 9. 8. 1870.) 


3. Belanntmadung mit feinem Schutzbezirke. 

8 39. Mit dem ihm überwiejenen Schutzbezirle hat ber Beamte fich genau 
befannt zu machen. Er muß fich bemühen, die zu demfelben gehörenden einzelnen 
Zeile und Parzellen nah Namen, Lage und Begrenzung, jowie nach den auf den 

olzdiebftahl und andere Forftfrevel mehr oder minder einwirkenden örtlichen Ver⸗ 
ältnifjen möglichft bald und vollftändig kennen zu lernen. Snabefonbere muß er 
auch über die obwaltenden Berechtigungen und Servituten, ſowie alle fonftigen auf 
den Forſtſchutz und die Waldarbeiten fich beziehenden Lokal⸗ und Berfonalverhältniffe 


ſich gründlich informieren. 
' 4. Forſtſchutz. 


e) Uusübung des Forft- und Jagdſchutzes im allgemeinen. 

8 40. 1. Die wirkſame Ausübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes iſt eine der 
wichtigften Pflichten des Forſters. Er darf die Außerften Anitrengungen nicht ſcheuen 
und muß die größte Aufmerkſamkeit und eigenes Nachdenken aufbieten, um Ent. 
wendungen und Kontraventionen von den Forſten abzuwenden oder, wenn fie vor 
gelommen, die Täter zu ermitteln und zur Beitrafung zu bringen. 

2. Treten Berhältniffe ein, wo der Förſter ungeachtet der Uufbietung aller feiner 
Kräfte den gehörigen Erfolg nicht zu erzielen vermag, jo hat er hiervon dem Ober- 
förfter unverzüglich Anzeige zu machen, da er für Herjtellung und Erhaltung eines 
befriedigenden Schußzuftandes unbedingt verantwortlich tft. Mit den über den Forſt⸗ 
und Jagdſchutz beftehenden und ergebenden Gejegen und Verordnungen bat der 
Förfter fich auf das genauefte befammt zu machen. Bei Unsübung des Forſiſchutzes 
muß er der Borfchriften der gedachten Geſetze und Anordnungen, ſowie der ihm 
etwa erteilten befonderen Unweifungen feiner Borgejeßten und des geleifteten Eides 
ftet3 eingedenf fein und fid) genau nach denfelben richten. Dabei muß er fic) ſtets 
ruhig, beſonnen und frei von jeder Leidenfchaftlichfeit benehmen, und darf fich weder 
duch Bitten, Verfprechungen oder Geſchenke, noch durch Drohungen abhalten laſſen, 
unparteiifch jede in feinem Schugbezirfe vorkommende unrechtmäßige Benutzung oder 
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Entwendung oder in ben Strafgejeken, Bolizeiverordnungen und durch fonftige 
Deftimmungen unterjagte Handlung ftreng der Wahrheit gemäß zur Unzeige zu 


gen. 

3. Die Verpflihtung zur Uusübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes erftredt fich 
übrigens nicht allein auf deu fpeziell überwiejenen Geſchäfts⸗ und Schugbezirk, fondern 
auch auf fämtliche angrenzenden Schußbezirke und alle diejenigen Töniglichen Forſten, 
welche er auf dem Wege von feiner a Ma nach feinem befonderen Geſchäfts⸗ 
bezirte oder auf dem Wege zum Oberförfter oder zum Forftgerichte berührt. Er 
bat alle T Forſte als feinem Schuge überwiejen zu betrachten und ift außerdem 
verpflichtet, feinen Umtsgenofjen aus angrenzenden Schugbezirken mit Rat und Tat 
beizuftehen und auch deren zeitweife Vertretung auf Anweiſung feines Vorgeſetzten 
zu übernehmen, fowie bei den vom Oberförfter angeordneten gemeinfchaftlichen Forſt 
und Jagdſchutz⸗Patrouillen in anderen Schugbezirlen mitzuwirken. 


2 Die für die Forſtſchutzbeamten wichtigen allgemeinen Geſetze und Verordnungen 
in bezug auf Forſt⸗ und Jagdſchutz, Fiſcherei⸗Aufſicht, Beitelung zu Hilfsheamten der 
Staatsanwalt aft uſw. find in den Abſchnitten IX, X und XI d. W. aufgeführt und 
erläutert. 

Die probinziellen und LolalPBolizeiverordnungen, mit benen der Forſtſchutzbeamte 
ſich auch bekannt zu machen hat, find der Mannigjaltigfeit wegen jedoch nicht aufgeführt. 

3 Dos Beireten ber Bahnanlagen der freien Strede ift ohne Erlaubnis geitattet: 

— — — — — den Beamten der Staatsanwaltſchaft, des Forſtſchutzes und der 
Polizet, wenn es zur Ausübung Ihres Dienſtes notwendig iſt. 

Die zum Betreten ber ahnanlagen ohne Erlaubnigfarte beredhtisten Perfonen 
haben fi, foweit fie nicht durch Ihre Uniform Tenntlich find, auf Erfordern durch eine 
Beicheinigung ihrer vorgeſetzten Behörde auszuweiſen. 

Die zum Betreten ber Bahnanlagen Berechtigten haben es zu vermeiden, fi Inner« 
bat be ee aufzuhalten. (Cifenbahnbau- und Betriebsordn. v. 4. 11. 1904 


Den ſtaatlichen S—— iſt das Überfchreiten der Ihren Schutzbezirk durch⸗ 
ſchneidenden Staatsbahnſtrecken außerhalb der öffentlichen Übergänge auch lediglich zum 
a erleichterter Erreichung anderer Teile des Bezirkes geftattet. Diefe Befugnis iſt den 

rſtſchutzbeamten a! nur für ihre Perſon gewährt und erftredt ſich lediglich auf bie 
außerhalb der Abſchlußſignale der Bahnhöfe belegene (freie) Strede mit Ausſchlußz bon 
Tunnels und Brüden. Auch ift das Überfchreiten der freien Strede nur infoweit geitattet, 
al3 geeignete bzw. ohne erhebliche Ummege zu erreichende öffentlihe Übergänge nicht 
vorhanden find. Das Überfchreiten felbit ift auf kürzeſien Wege unter Bermeibung bes 
Längsgehend und Stehenbleibens anf dem Bahnkörper zu bewirken. (M. f. d. U. 
v. 19. 10. 1893 u. M. 8. v. 6. 11. 1888.) 


3 Betreten ber Waldwege durch ber Wilbdieberei verbähtige Perfonen. 


Da dem Söniglien Oberförfter an fi) die auf den Jagdſchutz feines Bezirks 
geeigneten Maßnahmen zuftehen, fo kann er ba8 Betreten von Waldwegen, die zwar in 
r Regel dem Öffentlihen Verkehr überlaffen bleiben, aber Eigentun des Fiskus find, 
olchen Perſonen durd feine Hilfsbeamten verbieten laſſen, welche im Verdachte der Wild» 
iederei jtehen. Die Forſtſchutzbeamten, die dahingehende Anweiſungen des Oberförfters 
x Ausführung bringen, befinden fi) in der rechtmäßigen Ausübung ihres Unites. 
(Ct. D. ©. zu Cöln dv. 27. 12. 1904, D. 3. 3. 1905 ©. 124.) 


4 Ausübung ber Jagdpolizei außerhalb der königlichen Forflen. 


Die Töniglien Forſtbeamten find ohne meiteres nicht befugt, auch außerhalb ihrer 
Schutzbezirke und der königlichen Forſten Die Jagdpolizei auszuüben und Jagd⸗ 
fontraventionen zu verfolgen. 

— Außerhalb des feinem Schube überwiefenen Jagdbezirkes ift ein auf das 
Y D. ©. beeidigter Foͤrſter, ganz gleih, ob Söniglicher oder Privatförfter, nicht 
efugt, die norgeigung bes Tragdicheines zu verlangen. (Sl. ©. v. 22. 6. 1898 

u. 15. 3. 1900, ©. 3. 8. 33 ©. 80.) — 
Sollte in Einzelfällen da8 Überhandnehnen don Jagdkontraventionen außer 
halb der Zöniglihen Forften die Heranziehung der Töniglicyen a zu 
deren Crmittelung und Derfolgung befonder3 erwünfcht machen, jo kann ich ber 
Königliden Negierung nur das Auskunftsmittel empfehlen, daß derjenige Beanıte, 
welchem die Örtliche Polizei in dem des befonderen Schutzes bedürftigen Bezirke 
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aufteßt, veranlagt wird, feinerfeit3 und aus feinem Rechte einzelne namentlich zu 
bezeichnende Forftbeanite- unter —— der Koͤniglichen Regierung als Forſt⸗ 
aufſichtsbehörde mit der Hilfsleiſtung bei Handhabung des Forſijchutzes in feinem 
Umtöbeziife oder in gewillen Tellen beöfelben zu beauftragen. Ein foldjergeftalt 
einzelnen Forſtbeamten erteilter Auftrag würde aber auch in ben betreffenden 
Saite öffentlich belannt zu machen fein. (M. 2. v. 7. 1. 1885, D. J. B. 31 


Ein zum Hilfsbeamten der Stantsenwaltiaft beſtellter Forſt- und Jagdſchutzbeamter 
aberſchreitet feine Amtsbefugniffe aber nicht, wenn er bei Gefahr im Berzuge, d. h. 
wenn bie brtlich zuftändigen Organe nit zur Stelle find und ein ſofortiges 
polizeilides Einjchreiten geboten erfcheint, auch auf benachbarten, feinem Schütze 
nicht unterſielltem Sagdterrain eine Beſchlagnahme vornimmt, um dadurch ein Beweis- 
mittel bon Debeutung, ür die Unterfuhung fiherzuftellen; 3. B. ein während ber 
Schonzeit geſchoſſenes Reh. (DO. B. ©. v. 18. 5. 1897, %. B.29 ©. 306.) Bgl. ferner 
über Ausübung der Jagdpolizei ben Abſchnitt X D 2 d. W. 


b) Führung des Forſt-⸗Rügenbuches. 

8 41, 1. Der Förfter hat den Tatbeſtand jedes von ihm entbedten Forſt⸗ und 
Jagdvergehens, indem er den Täter, welchen er trifft, fogleich darüber zur Rebe 
ftellt, den nicht mehr anweſenden Täter aber verfolgt und nötigenfalls durch Haus» 
ſuchung mit Beobachtung der dazu vorgefchriebenen Formen zu ermitteln fich bemüht, 
aa a Rellen und fogleich in dem ſtets bei fich zu führenden Notizbuche zu 
verzeichnen. 

2. Dabei find alle für das Forſt⸗Rügenbuch behufs der zu machenden Unzeige 
erforderlichen Daten genau zu notieren, insbefondere Vor⸗ und Bunamen, Wlter, 
Gewerbe, Wohn- und Wufenthaltsort der Frevler und der baftbaren Berfonen 
(Eltern, Ehemann, BDienftherr), Bezeichnung des Frevels oder entwendeten Gegen⸗ 
ftande3 nah Duantität, Dualität und Geldwert, Beit, Ort und fonftige nähere 
Umftände, Beugen und Beweismittel, abgepfändete und in Beſchlag genommene 
Sachen. Der Yörfter ift verpflichtet, Die gu Begehung eines Diebftahl an Holz 
oder anderen Waldproduften gebrauchten Werkzeuge, da diefe der Konfisfation 
verfallen find, fobald er den Frevler bei der Tat oder gleich nach derjelben trifft, 
in Beihlag zu nehmen. 

8. Die Abnahme der Werkzeuge darf nur unterbleiben, wenn derjelben ein aftiver 
Widerftand entgegangefeht und zur ftrafrechtlichen Verfolgung amtlich angezeigt wird. 
Die abgenommenen Gegenftände find mit dem Namen deſſen, dem fie abgenommen, 
und dem Datum der Beichlagnahme deutlich und dauerhaft zu bezeichnen und zur 
weiteren Verfügung des Oberföriterd aufzubewahren. 

4. Die zur Wegichaffung des Entwendeten gebrauchten Wagen, Karren oder 
anderen Transportmittel, nötigenfalls auch die Dazu gebrauchten Tiere, find, ſoweit es 
ur Sicherung des Beweiſes oder der Strafzahlung angerneffen ift, zu pfänden. Mit 

en gepfändeten Transportmitteln iſt nach Vorfchrift des Geſetzes (Holzdiebftahlsgeieh 
8 23) zu verfahren.! 

5. Bei Pfändungen! und Beſchlagnahmen, welche gegen Forſtfrevler erfolgen, 
wider die auf Grund fpezieller Lolalgejege zu verfahren tft, Bat ſich der Beamte 
nach den Vorſchriften dieſer Spezialgefege zu richten, bezüglich deren er beim Dienft- 
antritte fich durch den Oberförfter informieren lafjen muß. 

6. Die felbft entdedten Fälle bat der Förfter binnen 24 Stunden in fein Forſt⸗ 
Nügenbuch, welches ihm vom Oberförfter eingerichtet, d. 5. mit einer mit dem Dienit- 
fiegel angefiegelten Schnur durchzogen und rüdjichtlih der Seitenzahl bejcheinigt, 
übergeben wird, einzutragen. | 

7. Ebenfo hat er darin bie ihm angezeigten Fülle fofort einzutragen oder, foweit 
ſolches duch Spezialgeſetze vorgefchrieben, eintragen zu laſſen. 

8. Im Forjt-Rügenbuche find ferner innerhalb 24 Stunden alle von dem Beamten 
wahrgenommenen erheblichen Entwendungen und Frevel, deren Täter nicht ſogleich 
ermittelt worden, mit der Bezeichnung „Täter nicht ermittelt“ unter Ungabe bes 
Sachverhaltes zu vermerken. 
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9. Die Stöde (Stubben, Studen) entwendeter Stämme find mit bem im Walde 
ftet3 mitzuführenden Reißhaken zu bezeichnen, und wird in Ermangelung folder 
Bezeichnung angenommen, daß die Entwendung unbemerkt geblieben ift. 

10. Bon allen wichtigeren Frevelfällen, namentlich aber von allen Diebftählen an 
aufgearbeitetem Holze, ſowie auch von den etwa entdedten Wilbdiebftählen und Jagd» 
fontraventionen und in den Fällen, wo gepfändete Transportmittel! dem nächſten 
Ortsvorſtande überliefert find, oder wo gefreveltes Holz von beträchtlicherem Werte 
abgenommen und baldigit zu verwerten ift, Hat der Foͤrſter neben der Eintragung 
in das Forſt⸗Rügenbuch dem Oberförfter unverzüglich entiweder fchriftlich oder mündlid 
Unzeige zu madıen. 

11. Den zur Aburteilung der angezeigten Frevelfälle angejehten Forſtgerichts⸗ 
terminen bat der Fürfter auf Anweiſung des Oberförfterd unter Mitnahme feine 
Nügenbuches pünktlih beizuwohnen, die dadurch notwendig werdende Abweſenheit 
aus feinem Schugbezirfe aber nach Möglichkeit abzufürzen. 

1 Die in biefem Paragraphen enthaltenen Vorſchriften haben Infolge des an bie Stelle 
des Holzdiebftahlögefeßes vom 2. 6. 1852 getretenen Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. 4. 1878 
burchgreifende Änderungen erfahren. Eine B änbung ber Tiere und Transportmittel ift 
nicht ſtatthaft; unter gewiſſen Borausfezungen dürfen diefe nur zur Sicherung ber Beweis⸗ 
mittel in Beſchlag genonimen erden. 

Die Pfändung als ſolche ift mit geringen Ausnahmen durch das B. G. 2. auf 
gehoben; fiehe XI F d. W. 

5 urk. jener aus: Soritbiebftahlögejeh, X C1; Str Br. DO. 85 94 ff, XT B und 
2 Die Auigaffung der Reißhaken tft Sache der Forſtbeamten. (%.M. v. 17. 3. 1869, 


DAB. 

3 über die Aufftellung und Cinreihung der Forſtdiebſtahlsverzeichniſſe vgl. 8 26 
und über da8 Erſcheinen der For ſchubbeamten zu ben Foritgerichtöterminen $ 27 bes 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes; IX C 1 0. W. 


c) Verhütung von Inſektenſchäden. 

8 42. 1. Der Förſter muß die Schonung und Pflege nützlicher Tiere, wie 
namentlich der Eulen, Buſſarde, Rüttelmeihen, Spechte, Stare, Kudud, Wiedehopf, 
Meifen und anderer inſektenfreſſenden Vögel, fowie der Igel, Wielel, Dachſe, 
Maulwürfe, Umeifen ufw. fi nach Möglichkeit angelegen fein laſſen und auf bie 
ſchädlichen Tiere, insbefondere auf Mäuſe und fchädliche Forftinfekten, und auf bie 
ihr Borhandenfein andeutenden Kennzeichen nicht allein innerhalb feines Schuß 
bezirf3, jondern aud für die angrenzenden Privat, Kommunal ufw. Walbungen ge 
hörige Aufmerkſamkeit verwenden. 

2. Bemerkt er, daß eine oder die andere Gattung von ſchädlichen Forſtinſelten 
Pb als nur in ganz vereinzelten Exemplaren vorkommt, jo hat er dem Über 
örſter davon fofort Unzeige zu machen. Die Probefammlungen nach ſchädlichen 
Forſtinſekten find durch den Foͤrſter nach der fpeziellen Unordnung des Oberföriterd 
mit der größten und der Wichtigkeit des Zweckes entiprechenden Gewiſſenhaftigkeit 
auszuführen. Werden Bertilgungsmaßregeln gegen ſchädliche Waldinſekten notwendig, 
ſo werden dieſelben vom —— ſpeziell angeordnet und unter Aufſicht des 
Förſters ausgeführt. BE 

3. Der letztere muß die ihm zu diefem Zwecke übertwiefenen Arbeiter nicht allein 
rüdfichtlich ihres Fleißes gehörig überwachen, fondern auch mit aller Strenge zut 
pünftlien und vollftändigen Ausführung der angeorbneten Maßregeln anhalten. 
Namentlich muß er, wenn die Urbeit in Stücklohn verdungen ift, befonders forge 
fältig darauf achten, daß Unterfchleife feitens der Wrbeiter durch, Ablieferung außer 
halb der beftimmten Forftorte oder gar außerhalb der Löniglichen Forſt geſammelter 
Inſekten nicht vorkommen. Er darf Deshalb die Urbeiter niemals ohne ftellvertretende 
Aufſicht verlaſſen. | 

4. Die Aufſtellung der Lohnzettel über die zur Vertilgung ſchädlicher Forſtinſelten 
erforderlich gewordenen Arbeiten erfolgt durch den Förſter auf Grund des von ihm 
zu führenden Wrbeiter-Notizbuches, wozu ihm die Formulare geliefert werden. 
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Mi De die Nichtigleit aller darin enthaltenen Aufzeichnungen ift er ver- 
antwortlich. 

6. In dieſem Rotizbuche hat der Zörfter an Ort und Stelle täglich morgens die 
Namen fämtlicher erjdjienenen Wrbeiter zu vergeiäänen und nach der in der Megel 
allabend ich zu bewirkenden Abnahme der den Tag über unter Aufſicht geſammelten 
Inſekten, Raupen, Puppen uſw. das von jedem Arbeiter abgelieferte Quantum nach 
der beſtimmten Maßeinheit zu notieren, um danach den Lohnzettel auf den dazu zu 
liefernden Formularen aufitellen und auf Pflicht und Gewiſſen dahin beſcheinigen zu 
fünnen, daB die verzeichneten Duantitäten wirklich in den zu bezeichnenden Sorte 
orten gefammelt worden find. 

7. Die Ubnahme ift nach der dazu vorgefchriebenen Maßeinheit (Stüdzahl, Maß, 
Gewicht ufw.) mit der größten Sorgfalt in Gegenwart der Arbeiter nach näherer 
Anweiſung des Oberförfterö zu bewirken. 

8. Die Vernichtung der abgenommenen Sinfelten darf nur in Gegenwart des Ober- 
förfters oder des won ihm zu feiner Gtellvertretung beftimmten Beamten, oder aber 
in Gegenwart der verfammelten Arbeiter jo erfolgen, wie der Oberförfter es anordnet, 
und es ift in der Beicheinigung auf dem Lohnzettel vom Förfter anzugeben, in weſſen 
Gegenwart und wie die Vernichtung bewirkt ift. 

2 Bol. das Sefe über den Schub von Bögeln von 22. 3. 1888, X F d. W. 

2 Bur Berminderung don Inſektenſchäden follen die Forſtſchutzbeamten auf 
Syonung und degung nüßliher Vögel Bedacht nehmen und namentlih Nijtkäften 
andringen, wofür benfeiben Gratififationen bewilligt werden können. (F. M. v. 7. 4. 1865.) 
Aus diefen Sratififationen haben aber die Sorftigugbeamten nicht etwa die Koften für 
die Niitläften zu beitreiten. (F. M. v. 5. 1. 1867, D 8.16. 31.) 

3 Wegen KYührung des Arbeiter⸗Notizbuches und ber Aufitellung der Inſekten⸗ 
tilgung8»Lohngettel dgl. die erläuterten Schemas am Schluſſe biefer Inſtruktion. 

4 über verwendete Hölzer zur Sinjeftenvertilgung vgl. 5 61 Nr. 1. 


5 Mitteilung bon bem Auftreten bisher nit beobadteter oder bekannter 
Schäden, Krankheiten und Schädlinge an land- und ortwirtigaftligen 
Kulturpflanzen ufw. an dag Ratferlide BefundheitSamt. 

Der Herr Reichskanzler wunſcht, daß dem Kaiferlichen Geſundheitsamte, nachdent bei 
benfelben eine biologifche Abteilung eingerichtet worden ift, Im Falle des Auftretens 
bisher nicht beobadhteter oder bei größerem Umifichgreifen bereits befannter Schäden, 
Krankheiten und Schädlinge an land» und forftwirtichaftlicden Kulturpflanzen Bam. Bienen, 
Slden und Serebfen mit tunlichiter Beichleunigung Mitteilung gemacht werde. Diefem 

unſche wollen die Landwirtichaftsfanımern, bie Tandwirtichaftlichen Bentral-Bereine uſw. 
entfprechen, babei jedoch beachten, daß fümtliche derartige Mitteilungen in meinem 
Minifterlum burchaulaufen baben. 

Sollte dag Geſundheitsamt Wert darauf legen, in befonderen Fällen feine Beamten 

pur Einziehung von Erkundigungen und zur Beihaffung von Unterfuhungsmaterial an 
n Ort der Schädigung uſw. zu entjenden, fo erfuche ich, den Vorhaben ber Betrefjenden 
tunlichft Vorſchub zu leiten. (M. L. v. 7. 12. 1898, D. J. B. 31 ©. 5.) 


d) Verhütung von Waldbränden. 

8 43. 1. Der Förfter hat mit den zum Schuhe des Waldes und der Moore 
egen Feuersgefahr ergangenen gejeglichen und polizeilichen Beftimmungen fich gehörig 
efannt zu machen und mit Strenge darauf zu jehen, daß diefelben überall, ganz 
beſonders ftreng aber in den Nadelholzwaldungen und auf den Mooren, genau befolgt 
werden. Bor allem tjt Das Feueranmachen ohne Erlaubnis, fowie das Tabakrauchen 
im Walde, foweit es poligeilich verboten ift, nicht zu dulden, vielmehr ftet3 zur Be⸗ 
ftrafung anzuzeigen. 

2. Insbeſondere ift auch darauf zu fehen, daß die Holzhauer und Kulturarbeiter 
und fonftigen Wrbeiter, namentlich, wenn ihnen etwa zur Speifebereitung da3 Uns 
machen von Feuer geftattet werden mußte, und ebenjo die etwa im Walde beichäftigten 
Köhler ftet3 die gehörige Vorficht beobachten, ferner, daß in der trodenen Jahreszeit 
nicht mit Flachs⸗ oder Wergpfropfen geichoffen wird, daß Die Geſtelle oder Diſtrikts⸗ 
Iinien und Grenzlinien ftet3 gehörig offen, und wo Eiſenbahnen den Wald durch⸗ 
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fehneiden, die gegen dieſelben angelegten Sicherheitsftreifen ftet3 wund und frei von 
allen brennbaren Stoffen erhalten werden. 

3. Entjteht ein Wald» oder Moorbrand, fo muß der Förfter fich fofort an Ort 
und Stelle begeben und fich bemühen, mit Heranziehung der zu erlangenden Wald 
arbeiter oder anderer Leute Das Teuer zu löfchen. 

4. det dasſelbe aber bereits um ſich gegriffen und droht gefährlich zu 
werden, jo muß der Förſter ſofort durch expreſſe Boten den Oberförſter benach⸗ 
ricätigen und die Ortsbehörde der nächften Ortjchaften auffordern laſſen, Sturm 
zu Käuten und die erforderlichen Mannjchaften mit den nötigen Werkzeugen herbei 
zu beordern. 

5. Bis zum Eintreffen des Oberfdriterd hat der Förfter ohne Aufſchub die wirl 
famften Löfchungsmaßregeln in Anwendung zu bringen. 

6. Nach Bewältigung des Feuers muß die Brandftelle fo lange bewacht werden, 
bis man fich überzeugt hat, daß das Teuer gänzlich getilgt worden tft. Hiernächſt 
hat der Förſter dem Oberförfter, wenn diefer nicht felbjt zugegen geweſen fein ik 
über den Borfall eine vollftändige Unzeige zu machen und die erforderlichen Rad 
forjchungen über Die Art der Entftehung des Feuers, und namentlich zur Entdedung 
dezjenigen, welcher das Feuer angelegt oder verurſacht hat, anzuitellen. 


1 Berhütung von Walbbränden. 


1. Zur Verhütung von Waldbränden iſt auf energifche Handhabung ber forftpolizei- 
lichen Beitinnmungen und auf die erforderliche Nührigkeit und Aufmerkfantkeit der bes 
treffenden Beamten zu halten. (M. L. dv. 27. 5. 1881, D. J. 3. 13 ©. 236.) 

2. Über die foritpolizeilichen Beftinnmungen bezüglich der Verhütung von Waldbränden 
vgl. die 88 32, 44 bis 46 des Feld⸗ und RR a Sr ar XC2d. B. 

3. Eine rechtzeitige Anzeige der militäriſchen Biwaks in fiskaliſchen Balbungen ſoll 
wegen entſprechender Vorkehrungen gegen Ben feiten8 der Militärbehörden, ſo⸗ 
weit die miilitärifchen Intereſſen es ermöglichen, ftattfinden. (KK. M. v. 5. 1. 1881 u. M. 
2. d. 23. 1. 1882, D. J. B. 14 ©. 101. 

4. Die zahlreichen, fehr ausgedehnten Brände, von welchen bie Waldungen in letzter 
Beit betroffen morben find, legen der Königlichen Negierung die Pflicht auf, forgfältig alle 
diejenigen Mafregeln in Anwendung zu bringen, welche geeignet find, die Entftchung und 
weitere Verbreitung von Waldbränden zu verhüten. Ich verweiſe in biefer Beziehung auf 
die Anordnungen in den Verfügungen vom 27. Mai 1881, 23. Januar 1882 und 8. Mat 1893. 
Ins beſondere wolle die Königliche Regierung dafür forgen, dat längs der Eifenbahnen die 
polizeilihen Sicherheitsmaßregeln gehörig beachtet, und daß ferner bei andauernder 
Dürre Feuerwachen eingerichtet werden, welche durch Patrouillengänge die befonders ge 
fährbeten Ärtlichkeiten fortgefetzt beobachten und entftehende Brände alsbald zu löſchen 
in der Lage find. Wo Feuerwachtürme vorhanden find, müſſen fie fortdauernd mit zu- 
derläjfigen Mannſchaften beſetzt gehalten werden. Auch iſt bei umfangreicheren Bränden 
durch Benugung bon Telephon⸗ und en telegraphifchen Anftalten alsbald für Heran⸗ 
tehung einer größeren Menge von Löſchmannſchaften, ber Feuerwehren und für militärifche 
Fi e zu forgen. Wo e8 beim Borhandenfein größerer Schonungstörper nötig erſcheint, 
wird die weitere Errichtung bon Feuerwachtürmen in Erwägung zu ziehen fein. Die grober 
Aufmerkſamkeit erfordern die Wufforftungsflähen ausgedehuter Sdländereien. Durch 
meine Kommiifjare ift wiederholt darauf au merfiam gemacht, daß bei dem forftlichen Anbau 
ſolcher Flächen etwa in Jagenbreite Sicherheitäftreifen unkultiviert bleiben müſſen, bis die 
benachbarten Schonungen der Feuersgefahr einigermaßen entwadien find. Es wird 
hierdurch die Möglichkeit gegeben, entſtehendes Wipfelfeuer in Lauffeuer überguführen, 
das mit Leichtigkeit geldicht werden Tann, während bein Wipfelfeuer die Einwirkung duch 
die Lörchmannfhaften ftetS nur geringe Hilfe bietet. Bei der nach vielen Duadrutmeılen 
sählenden Fläche von noch unlultivlerten Obland tft es unrichtig, die Auiforftung an 
einzelnen Stellen in ungetrenutem Bufanmenhange übermäßig zu fördern und dadurch 
Gefahren herbeizuführen, während ſich reichliche Gelegenheit bietet, die Kulturkoften an 
anderen Stellen nügli zu verwenden. 

Ich erwarte, dag die Königliche Regierung mit aller Tatkraft diejenigen Mittel ans 
wenden wird, welche geeignet find, den Unheil der Waldbrände en:gegenzutreten. 

bezieht ſich dies nicht nur auf die Staatswaldungen, fondern auch auf alle 
anderen Forſten, welche ihrer Einwirkung unterftellt find, insbefondere auch auf die mit 
Staatsbeihilfe aufzuforftenden Flächen. 
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Endlich wolle die Königliche Regierung darauf hinwirken, daß die Verficherung ber 
Gemeinde⸗ und Peibatna bungen gegen Feuersgefahr mehr und mehr an Umfang gewinnt. 
M. 2. dv. 9. 5. 1900, Jahrb B. 32 ©. 236.) 

5. Die Koniglichen Eifenbahndireftionen werden erneut auf die zur Sicherung ber 
Waldungen gegen Feuersgefahr erforderlichen Vorkehrungen bingemwiefen. Namentlich iſt 
auf da8 Wundbalten ber Schußitreifen und Schubgräben mit Nahdrud zu halten, in 
Staatsforiten wie in anderen Waldungen. In der Zeit der Dürre iſt in gefährdeten 
Waibftreden für eine vermehrte Stredenbewachung durch Einftelung von Brandwächtern 
gu forgen. Diefe Streden find, ſoweit e3 noch nicht gefcheben tit, dent Fahrperſonale 
urch deiondere Merkmale zu bezeichnen, die am zwedmäßigiten an ben Telegrapbenftangen, 
oweit erforderlich, niit Zuſtimmung der Meichstelegraphenverwaltung angebracht werden. 

uh find den Lofonmotivführern die Beftinmungen wegen rechtzeitiger Benutzung der 
Sicherungsvorrichtungen gegen Funkenauswurf erneut einzufchärfen. 

Die Herren Eifenbahnlommiffare werden erfucht, bei den ihrer Aufficht unterftellten 
Privatbahnverwaltungen auf den Erlaß gleicher Vorfchriften, gegebenenfall$ auf ihre Er- 
gänzung und Ginkhärtung inzuwirken. (M. f. 6. 4. v. 23. 3. 1901. 

Die Herren Revierverwalter find zu beauftragen, fortgefet, namentlich aber in ber 
gefährlichen Frũhjahrszeit. zu überwachen, ob die Eiſenbahnverwaltungen ihren Ber: 
pflicdtungen bezüglich der Wundhaltung der Sicherheitsftreifen ufw. und einer ausreichenden 
Stredendewahung nachkommen, erforderlichenfalld fie hierzu aufzufordern oder fchleunigit 
Anzeige zu erjtatten. Bon den Herren eher aber erwarte ich, daß lie 
ſich perfönlih von der gehörigen Ausfuhrung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln 
überzeugen. ı übrigen entpfehle ich der Königlichen Regierung unter Bezugnahnte auf 
die früher erlafjenen Berfügungen, namentlich dont 9. Mai vd. 38. — III 6773 — wiederholt, 
für eine fofteniatifche Überwachung dee am meiſten gefährdeten Orte, nanıentlic) an Sonn- 
und Feiertagen und während ber Schulferien, Sorge zu tragen und eine beichleunigıe 
—— don Loſchmannſchaften ſicherzuſtellen. — Üiber die Einrichtung bon ge 

rechanlagen in den gefährdetſten Revieren iſt beiondere Berfügung ergangen. (M. 2. 
v. 23. 3. 1901, Jahrb. B. 33 ©. 113.) 

Bur Erleihterung der Durdführung eines ordnungsmäßigen Buftandes von 
Sicherheitsitzeifen längs der Eiſenbdahnen kann auch in geeigneten len zunäaͤchſt 
verſuchsweiſe in Frage kommen, den Bodenüberzug durch ein bei günftigem Wetter anzu» 
günbenbes und forgfanm zu überwachendes euer zu Dejeitigen. Gegebenenfalls find die 
aeg Silenbannberwaltungen bierauf aufmerkſam zu machen. (M. 2. vd. 20. 3. 1902, 

.B. . 70.) 

6. Die Aufftellung von befonderen Feuerwachen und Beichäftigung von Waldarbeitern 
in abgelegenen und gefährdeten Waldteilen wird empfohlen. (F. M. v. 26. 5. 1842 und 
26. 6. 1857, Schl. I ©. 151.) 


7. Anlage von nabelholzfreien Trennungsftreifen in großen 
Aufforftungsfläden. 

Die namentlih in den Aufforftungsgebieten auf großen zuſammenhängenden Flächen 
berantvachfenden oder jchon herangewachjenen Stieferndidungen find der Gefahr, durch ein 
ale entlide8 Feuer wieder beruichtet zu werben, in fo hohem Grade ausgeſetzt, daß Feine 

abregel unterbleiben darf, die zur Verminderung diefer Sefahr beitragen kann. 

Kür hervorragend wichtig in dieſer Beziehung halte ich u. a. die Aufteilung aller 
bebeutendberen Wufforftungstonplere durch nabdelbolzfreie, etwa 100 bis 150 m breite 
Trennungsftreifen in einzelne Quartiere von angemeſſener Größe. 

Die Streifen dürfen ſelbſtwerſtändlich nicht ſchematiſch in feit beftimmten Breiten und 
Mbftänden, fondern nıäffen in tunlichfter Anlehnung an bereit$ vorhandene, trennende 
Terrainabichniite, wie breite Wege, Waſſerflächen, Wielen, Bruchfläden, Altholzbeſtände, 
Einſchnurungen des Sorftareals ujw., fo ausgelegt werden, daß der Ausfall an produftiver 
Hlädıe ein möglichit geringer iſt. Ein Anbau von Laubhölzern auf den Streifen in größerem 

mfange ober eine landwirtiaftlihe Nugung wird mit Nüdjicht auf Die geringe Boden- 
güte uſw. vielfach unterbleiden muſſen. 

Die Auslegung der Streifen Hat femer in ber Regel ber Aufforftung vorher 

eben, wird aber ausnahnisweiſe und insbefondere dann, wenn bie fon vorhandenen 

5 nzen noch verſetzbar find, oder die Dringlichkeit der Gefahr die Aufopferung von 

— nr ultur ratſam erjcheinen läßt, auch für bereit3 aufgeforftete Flächen noch aus» 
zuführen fein. 

Bulunft wolle die Königliche Regierung fi bei Vorlage der Einteilungspläne 

für neu erworbene Odflaͤchen jedesmal darüber äußern, ob bie Neuerwerbung zur Aus—⸗ 


144 IL Dienſtpflichten der Forſtſchutzbeamten. 


legung breiter Trennungsftreifen Anlaß gibt, und bejabenden Falles in dem Einteilungs⸗ 
vie die auszulegenden Streifen erſichtlich machen. 00 ‚ 

Allgemein möchte ich oa darauf binweifen, wie. namentlich” bei den Betriebs 
regulierungen durch geeignete Maßnahmen ein möglichiter Schu der Waldungen gegen 
Feuersgefahr anzuſtreben iſt. —5 — wird beſonders ein auch in anderer Beziehung 
erſtrebenswerter häufiger Wechſel der Altersklaſſen, bzw. die Vermeidung bes Zuſammen⸗ 
lagerns großer, gleichalter Flaͤchen zu rechnen ſein. Opfer, bie ſich aus der Durchführung 
dieſer Grundſaͤtze ergeben, muſſen als unvermeidlich und gerechtfertigt nit in den Kauf 
genommen werden. 

So kann z. B. bei dem Zuſammenlagern großer Altholzflächen die Verſchonung 
einzelner Jagen uſw. oder auch nur bon Streifen in ber nötigen Breite mit dem Hiebe 
in der erften Periode in Frage kommen, während bei zuſammenhängenden Stangenholz⸗ 
Bogen aryende Teile zum Hiebe zu bringen find. (M. 8. v. 3. 7. 1902, Zabıb 


2 Unlage und Behandlung ber Fenerſchutzſtreifen au ben Eifenbahnen innerhalb von 
Baldbefländen. 
a) 
Aus dem Erlaß M. 2. v. 26. 1. 1905 — II 947 — M. Bl. f. L. ©. 83 ff. 


3. Um feftzuftellen, inwieweit bie längs der Staatseifenbahnen innerhalb ber fiskaliſchen 
orften borhandenen Schuganlagen ben Borfchriften entfprechen oder nach Maßgabe der 
orichriften zu ergänzen bzw. wieberberauitellen find, ſoll alljährlich bi8 zum 15. März eine 
gemein chaftliche Bereifung der in Betracht kommenden Streden durch Beamte ber König- 

hen Eiſenbahn⸗ und ber Forftverwaltung erfolgen. Über den borgefundenen Buftand 
ber Anlagen und etwa notwendige Berbeferungen berfelben haben dieſe Beamten eine 
Berhandiuug aufzunehmen, die fie in je einer Ausfertigung alsbald ihrer vorgeſetzten Be 
Börde zur weiteren Verfügung einreichen. 

4. Als Vertreter ber Soriermaltung bat nad) Beftimmung der Königlichen Regierung 
entiweber ber Neviervermwalter allein ober ber zuitändige Bezirksforitrat und ber Reviere 
verwalter an ben jährlichen Beretfungen, zu benen ber SHörkter des betreffenden Schutz⸗ 
bezirfes in jedem Falle zuzuziehen tft, teilzunehmen. 

Wer als Vertreter der Eifenbahnverwaltung an ben Bereifungen teilzunehmen bat, 
wird die Böniglihe Eifenbahndireltion, mit ber die Königliche Nteglening fi wegen Aus⸗ 
Habrung ber Bereifung in Verbindung fegen wolle, feinerzeit ber Königlichen Regierung 
mitteilen. 

5. Wegen Ausführung und Bezahlung ber notwendigen Feuerſchutzanlagen verbleibt 
e8 im allgemeinen bei den beftehenden Borjchriften. Es finb demnach bie auf Den Schuß 
—5 notwendig werdenden Abtriebshauungen, Durchforſtungen und Trocknishiebe, die 
— des Abraums mg diefen Fällungsarbeiten, die Uufforftungen und Die Nach⸗ 

erungen biefer durch die Forſtverwaltung und auf beren Koſten auszuführen. Die 
Aufäftungen werden gleichfalls durch die Foritverwaltung ausgeführt, bie hierfür veraus⸗ 
abten Koften aber von ber Gifenbahnderwaltung erftattet. Alle übrigen Arbeiten an ben 
—— werden von der Koͤniglichen Eiſenbahnverwaltung und auf deren 
oſten ausgeführt. 

Bei der Herſtellung von Feuerſchutzſtreifen in fiskaliſchen Waldungen ſind die⸗ 
jenigen Koſten, die durch Entjernung des Bodenuberzuges auf den aufzuforftenden 
kahlen Schutzſtreifen und durch das fpätere Harken und Wundhalten diefer Streifen 
zwiſchen den neunngelegten Pflanzreiben erwachſen, von ber Eifenbahnverwaltung 
au tragen. (M. 2. v. 8. 3. 1906, M. BL f. L. S. 145.) 

Die Seriipermaltung bat auch auf den im Eigentun ber Eifenbahnverwaltung 
ſtehenden Schußftreifen die vorbezeichneten Arbeiten auf ihre Koften auszuführen, 
wogegen Ihr bie gefamte Bewirtfchaftung biefer aufgeforfteten oder noch aufzuforitenden 
Schutzſtreifen und alle Nußungen von ihnen ebenfo zuftehen, als wenn die Flächen 
[orfttistatifches Eigentum wären. (M. d. Urb.u.2. M. d. 20. 10. 1905 — III 13235 — 

. BL f. &. ©. 303.) 

6. Es ift mit allem Nahdrud babin zu wirken, daß bie ber Forſtverwaltung ob⸗ 
liegenden Urbeiten an den Feuerſchutzanlagen, insbeſondere alſo die erforderlichen Durch⸗ 
f ngen und Wufäftungen und die Befeitigung des Ubraumes von ben Schlag. und 
Aufäftungsfläden, [don bor ber ae ereilung auagefünrt und die bei ber Bereifung 

etwa nod als notwendig heraugitellenden Krgänzungsarbeiten mit größter Be 
ſchleunigung fertiggeitellt werden. 
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Wegen der Husführung folder Neuanlagen, die etwa in der Bereifungsverhbandlung 
als nemendig oder ertwünfeht bezeichnet werden, bat bie Königliche Regierung fi mit der 
“önigliden ifenbahndirektion al8bald nach Vorlage der Verhandlung zu beritändigen. 

7. Wegen Herbeiführung eines borfchriftsmäßigen Zuſtandes der Feuerſchutzanlagen 
längs ber BPrivateifenbahnen innerhald der fisfalifchen Forſten molle die Stönigliche 
Regierung nach Benehmen mit den Königlichen Eiſenbahnkommiſſar mit den betreffenden 
Bahnverwaltungen in Berbindung treten. Soweit früher vertragliche Abmachungen nicht 
entgegenftehen, mir eritellung ı g ber ubanlagen und die fort» 

tgegenftehen, wird die Heritellung und Unterhaltung der Schuganlagen und Di | t 
laufende Kontrolle über den Zuftand der Unlagen bier in gleicher oder doch möglichſt 
ähnlicher Weife zu regeln fein wie bei den Staatseifenbahnen. . 

8. In jeder mir Tünftig borzulegenden Einleitungs- oder Tarationsverhandlung zu 
einer Detrieößregelung ift zu erörtern, ob und eventuell welche bejonderen Betriebs⸗ 
maßnahmen erforderlich ericheinen, um einen befriedigenden Zuſtand der Feuerſchutz⸗ 
aan längs der das Revier burchfchneidenden Eifenbahnen zu erhalten oder berbeis 
zuführen. 

10. Wegen Behandlung der Yeuerichukanlagen längs der Eifenbahnen ne eilen 
bahnen und PBrivateifenbahnen) in nichtfisfaliihen Forſten wird fi die Königliche Eijen- 
bahndirektion bzw. der Königliche Eiſenbahnkommiſſar mit der Königlichen Regierung in 
Verbindung ſetzen. Diefe wolle einem etwaigen Der der Eifendahndverwaltung um 
die Mitwirkung königlicher Forſtbeamten bei der Unterſuchung ber Feuerſchutzanlagen in 
nichtfisfalifchen Forſten entfprechen. 

Die Koften, welche durch die Mitwirkung Töniglicher Forſtbeamten als Sach⸗ 
verftändige bei Feſtſtellung des Bedürfnifies nach Feuerſchutzanlagen in nicht 
fisfalifhen Yorften oder an Privateifenbahnen entitehen, werden auf Fonds 
der Eifenbahnverwaltung übernommen. (M. 2. v. 21. 8. 1905 — IH 9748 — und 
v. 27. 12. 1905 — III 16586.) 

11. Die Sicherung der Bealbungen gegen Brandgefahr wird es vorausſichtlich nicht 
nötig erfcheinen laſſen, längs der Kleinbahnen Feuerfchugftreifen in demfelben Umfange 
anzulegen, wie längs der Staats» und Pripateifenbahnen. 

Die Königliche Regierung wird jedoch innerhalb der geratihen Foriten den Buftond 
etwaiger Feuerſchutzanlagen längs der Kleinbahnen ebenfalls zu prüfen und im Benehmen 
nit den betreffenden Bahnverwaltungen feitzuftellen haben, in welcher Weife unter finngemäßer 
Beachtung ber anliegenden Vorfchriften ein ausreichender Schuß der Staatswaldungen gegen 
die don den Kleindahnen ausgehende Waldbrandgefahr noch herbeizuführen tft. iefe 
Kl haben, wie bei ben Hauptbahnen, alljährlih (M. X .v. 19. 12. 1905) im Bes 
ne ent mit den bei der Beauffihtigung mitwirkenden Königliden Eifenbahndirektionen 
au erfolgen. - 

— Die Koſten ber Schuganlagen an ben Mieinbahnen haben in der Regel die Klein⸗ 
bahn efeufaften zu tragen. (M. X. v. 19. 12. 1905, M. BI. f. 2. 1906 ©. 46.) — 

Sn ebiete des U. 2. AR. haften auch die Kleinbahnen ohne ein Verſchulden für den 
bei ihrem Betriebe dur Funkenauswurf verurfachten Schaden (Waldbrand). R. G. v. 
13. 1. 1905, Jahrb. der Entſchd. Bb. 3 &. 168. 


b. 
Berfäriften über die Anlage und Behandlung ber Feuerſchutzſtreifen an ben Haupt. und 
Rebenetienbahnen innerhalb ber Walbbeſtände. 
Bom 26. 1. 1905. 
Vorbemerkung. 

Die Borfchriften finden tm Preußiſchen Staatsgebiete allgemein Anwendung auf neu 
zu erbauende Haupt» und Nebeneifenbahnen; bei ben ſchon im Betriebe oder in ber Bau- 
borbereitung befindlichen Bahnen gleicher Art find die AuffidhtSbehörden berechtigt, ein« 
fhräntende Beitinnmungen zu treffen. 


I. gligemeines. 


Der einftweilen nicht genügend zu berhütende Auswurf glühender Kohlen aus den 
Lokomotiven unb ber bon * zu Jahr an Ausdehnung und Lebhaftigkeit gewinnende 
Betrieb der Eiſenbahnen laſſen einen ſorgfältigen Schutz der Forſten vor der ihnen von 
den Eiſenbahnen drohenden Feuersgefahr immer dringlicher erſcheinen. 
Die beſten Schutganlagen find mit Holz beſtandene Streifen von hinreichender Breite, 

—* melde die glühenden Kohlenfiüdchen nicht hindurch, über welche fie nicht hinweg⸗ 

egen Tlönnen. | 

— Der Boden dieſer Streifen iſt frei zu halten von brennbaren Stoffen, die bei ent⸗ 
ſtehendem Feuer — und ſolches entſteht im Walde immer im Bodenuüberzug — große 
j 0 
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gite und hoch auffchlagende Flamme erzeugen, wie Heide, Ider, hohes trodenes 
ras, Nohhunusmaflen, abgefallene trodene Zweige, trodenes Geſtrüpp uſw. (ine voll 
ftändige Bejeitigung des Bodenüberzuges auf den beftandenen Streifen ift nicht exforberli 
und im Intereſſe der Erhaltung der Bodenkraft auch nicht erwunſcht, dagegen find die Bäume 
bis gu einer Höhe von 1,5 m bon allen trodenen Aften und, fomweit grüne äſte bis tief 
auf den Boden binunterhängen, auch von diefen zu befreien. r die grünen üſte ber 
am babnfeitigen Rande der Schußjitreifen ftehenden Stämme find niemals zu befeitigen. 

Un: das Überlaufen der häufigen Balhungöfeuer in den Beftand bes Schußitreifeng 
u bindern, ift zwiſchen biefen und der Boͤſchung ein 1 m breiter Wunbftreifen dauernd 

ei von allen brennbaren Stoffen zu Ha 

Die Breite des beftandenen Streifens felbjt ift auf 12 bis 15 m au bemefien und 
von ber Hinter ibm liegenden, zu ſchuͤtzenden Bor duch einen dauernd und voll⸗ 
ftändig frei von brennbaren Stoffen zu baltenden Wundftreifen von 1,5 m Breite zu 
trennen. 

Die beiden Wundftreifen längs der Eiſenbahnboſchung und längs des zu fchügenden 
Waldes find, je nad) der Größe der Gefahr, in Abſtaͤnden von 20 bis 40 m durch 1m breite 
Wundftreifen miteinander au verbinden. 

Auf trodenen und armen Standorten, für welde die Gefahr befonders groß ift, 
werden Schutzſtreifen am beiten mit der Kiefer aufgeforitet, deren früh fich entmwidelnde 
Borke fie fen widerftandsfählg gegen Lauffeuer macht, während fie als immiergrüner 
Baum die Yunlen zu jeder 3 reszeit mit gleicher Sicherheit auffän Für Defiere 
Standorte kommt aud die Fichte in Betracht. Dasielbe gilt von Laubhölzern, die auf 
armen und trodenen Böden meiſt nur fümmerlich fich entiwideln und bier den gefährlichen 
Gras» und Heidewuchs weniger gut unterdrüden wie die Siefer. 


U. Yusführung. 
A. Neuanlage von Schupftreifen. 


Neuanlagen find nur auszuführen, inſoweit bie une Koften in einem 
richtigen Berges aur Größe der abzuwendenden Gefahr ftehen, und !önnen 3. ©. 
ae leinen Feldholzern, ausgeharktten Bauernforiten mäßigen Umfanges ufw. unter- 

eiben. 


Beim Neubau bon Bahnen tft der Beltand längs bed Bahnkörper nur fo Weil 
abautreiden, wie dies für die Überfichtlichkeit dee Strede und die Sicherheit des Er 
und Telegraphenbetriebes vor überfallenden Holz erforderlich ift. Je breiter die Bahn 

affe dur den Wald gelegt wird, deſto leichter und Weiter werben die glübenden Kohlen 
Feilmärts in den Beitand getrieben. 

Beiderjeit8 der Bahn wird der vorhandene Beitand in ber oben angegebenen WWeife 
zu einen: beftandenen Schutftreifen umgewanbelt. 

Die vorgeichriebenen Wundftreifen Lönnen durch befahrene Wege, vorbandene Waſſer⸗ 
grüben oder jährlih mit Serrabella anzufäende Streifen erfeßt werden. Wo trodener 

oor⸗ oder zorfooben fih findet, kommt Befandung der Wunbitreifen in Frage. 

Der beitandene Schutjtreifen Ift in der Regel nicht Breiter anzulegen, wie oben 
unter 1 angegeben. 

t der Beſtand noch nicht hoch genug, un die Funken aufzufangen, oder das 
Terrain den: Winde beſenders ausgeſetzt, fo die Anlage eines zweiten, eventuell dritten 
Parallelſchutzſtreifens hinter dem erſteren, nicht aber eine Verbreiterung dieſes erſten 
Streifens am Platze. | 

eftände, die an ber Außenſeite einer Kurve oder gegenüber von Blößen unb neben 
hoben Bahndbänmen Liegen, find bejonders gefährdet und können ebenfalls die Anlage 
eines zweiten Parallelſchutzſtreifens an der gefährdeten Bahnſeite erfordern. aa ber bon 
der Bahn durchſchnittene Beitand hoch und Iturmgefährbdet, fo wird mit Rückſicht auf bie 
Sicherheit des Bahn⸗ und Telegraphenbetriebes der Beftand, fo weit erforderlich, abgetrieben 
und die abgetriebene Tyläche bis an ben Wundftreifen längs ber Bahnbdſchung fofort 
wieber aufgeforftet. 


B. Behandlung fon vorhandener Schutzanlagen. 


Es ift forgfältig zu prüfen, ob bie vorhandenen ‚söntanlagen nad ihrer Art den 
beabfidätigten Zweck erfüllen Tünnen. Bejahendenfalls find fie, und zwar im erſten Srüb- 
jahre, unmittelbar nah Weggang des Schnees bzw. bis gu biefer Beit durch voll» 
ommenes Wundmachen ber borgeichriebenen Wundftreifen (oder Gräben), Befreien ber 
Stämme bon allen trodenen Üjten bis zu einer Höhe von 1,5 m und von allen zu tief 
berabhängenden grünen ten und Entfernung aller leicht brennbaren und tm Entzunbungs⸗ 
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falle bie Entwidelung einer hoch aufſchlagenden Flamme und ſtarker Hige ermöglicdenden 
Stoffe vom Boden des beitandenen Schutitreifens in guten Zuftand zu bringen. 

Ältere Laubholz⸗ und andere unfefährdete Beitände auf hinreichend friſchem Boden, 
in denen eine Zundung durch glühbende Kohlen nicht zu befürchten, werden unter 
Unftänden dur die Unterhaltung eines Wundftreifend längs der Bahnböſchung 


genügend geist. 

ie dur Anbau bon padirücken und grün zu gewinnenden Futterkräutern (nicht 

don Getreide) landwirtſchaſtlich genußten Streifen lönnen vorläufig unverändert bei- 

gehalten werden, wenn Hinter ihnen ein beitandener Schutzſtreifen von genügenbder 
reite liegt. " 

Siegen bor einem gefährdeten Beſtande nur Table Schußjtreifen, fo ift ber Waldrand 
in einen vorfhriftsmäßigen beſtandenen ee alsbald umzuwandeln. 

Ungenutte Table Schutftreifen find allmählich unter Belaffung eines Wunbftreifens 
längs der Eiſenbahnboſchung aufzuforften, und zwar in ber Regel durch die Kiefer mittels 
Bflanzung in der Bahn gle Hlanfenber Reihen. Mit einjährigen Kiefern wird in einem 
Berbande von 1,2:0,5 m mit verfähulten dreijährigen Kiefern mit Wildlingsballen in 
einen Verbande don 1,3:1,3 m gepflanzt. Der Boden gwiigen den Reihen wirb jährlich 
im Frũhjahr einmal durch Haden mund gemacht, bis die Pflanzen bie Höhe bon etwa 
1 m erreicht Haben. War die Kae vor der Aufforftung vollftändig ungepflügt, fo läßt 
ſich diefe Arbeit auch mit der Pferdehade ausführen. Im Bedarfsfalle ie das Haden im 
Laufe bes Sommers noch einntal zu wieberholen. 

Beginnt das Abſterben der unteren Afte, fo müſſen die trodenen und abfterbenden 
Aſte abgefchnitten und von der Fläche entfernt werden. 

Nah Abſchluß ber Nachbeflerungsperiode wirb in den Pflanzreihen durch Beſeitigung 
der etwa unerzähligen Stämniden ein Pflanzenabitand von durchſchnittlich 1 m hergeitellt. 
Kann der Boden bei eintretenden Schluß der Pilanzung nicht mehr gehadt werden, fo 
wird das borgefchriebene Wundftreifennet über die Fläche gelegt. (Siehe laufende Nr. 1.) 

Der Schußitreifen in dem hinter der Kultur Tiegenden älteren Beftande ift fo lange 
zu erhalten, bis ber vorliegende Aufforitungsstreifen die erforderliche Höhe erreicht Hat 
und feinerjeit3 als Schutitreifen wirken Tann. 

Sollen an Stelle ber Kiefern junge Laubhölzer gepflanzt werben, fo tft das Wind» 
maden des Bodens ebenfall3 notwendig. 


IL getrieb. 

Die Wunditreifen find bauernd wund zu halten und jährlich wenigftens einmal im 
Fruhling fofort nach Schneeabgang bzw. bis zu biefer geit bon Nadeln, Laub uf. gu 
reinigen (fomweit fie nicht gegrubbert und mit Serradella befät werden). 

Dasijelde gilt von den Hadftreifen zwiſchen den jungen Pflanzenkulturen auf den 
Schuhftreifen. Die Beitände ber Schusitreifen find Torgfättig von allen abgeitorbenen 
Alten bis zu 1,5 m anı Stamm herauf, beögleichen von tief auf den Boden herab» 

ängenden Üften, auch wenn fie noch grün find, zu befreien und häufig zu durchforften, 
oh muß fich bie vuragforitung meift auf Eninahnıe der trodenen Stämme beſchränken 
und dent Waldmantel jeder grüne Stamm und Zweig erhalten bleiben. 

Alle abgefallenen trodenen Biweige find vom Boden ber Schubftreifen zu entfernen, 
ebenjo ſich einftellender ftärferer Gras⸗ oder Heidewuchs ufm. 

Der Beitand auf den Schußitreifen tfl in einem 60» bis 80jährigen Umtriebe zu 
bewirtichaften. Muß ex verjüngt werben, jo darf das niemals pieiehaettig auf beiden 
Seiten, fondern nur einfeitig der Bahn und niemals gleichzeitig mit der Serjüngun des 
dahinter liegenden Beſtandes geichehen. Der Beitanb uf der zweiten Seite der Bahn 
darf erſt berjüngt werben, wenn die Anpflanzung auf der eriten verjüngten Seite genügende 
Höhe — Höhe des Lokomotivenſchornſteins — erreicht Hat. Die gleiche —* muß der 
hinter dem altbeſtandenen Schutzſtreifen angelegte junge Beſtand erreicht haben, ehe der 
Schutzſtreifen ſelbſt abgetrieben werden darf. 

is der ul dem Schußftreifen angelegte junge Beitand eine Höhe von eima 3 m 
erreicht Bat, iſt Hinter ihn ein beitandener Schußitreifen von etwa 12 bis 15 m Breite 
zu unterhalten. 

8 Berichterſtattung. 

1. Bel der Berichterftattung über Walbhrände bleibt in jedem einzelnen Galle dar⸗ 
zulegen, welche Verhütungsmaßregeln zur Unmendung gebracht worden find, aus melchen 
Gründen fie etwa feinen Erfol ee haben, fowie ob ein Verſchulden ber Beteiligten 
Beanten borliegt. Bu ftatiftiiden Zwecken find ferner in den Berichten nachſtehende An⸗ 
gaben in tabellarifcher Horn zu machen: 

10* 
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Die vorſtehenden Beſtimmungen finden finngemäß auf bie direkten Berichterſtattungen 
der Nebvierveriwalter über bedeutendere Waldbrände (8 105 der Gefchäfts-Anmweilung vom 
4. uni 1870) Unwendung (M. L. v. 20. 3. 1902, Jahrb. B. 34 S. 70. 

2. Beamte, denen ein grobes Berfehulden bei Durchführung der auf die Verhütung 
von Walddränden gerichteten Anordnungen nachgewiefen wird, find für ben daraus ent⸗ 
itehenden Schaden regreßpflichtig. (M. X. v. 30. 3. 1905 — III 4047.) 


4 WBaldbrand- Ausgaben. 


Den bei Lölhung von Waldbränden befondere Anerkennung dverbienenden Perfonen 
tönnen von der Negierung Belohnungen bis zum Geſamtbetrage von 100 DE. für jeden 
einzelnen Brandfall bewilligt werden. — Verbranntes Schuhwerk und beſchädigte andere 
Kleidungsitüde der Löihmannfchaften, besgleichen bejchädigte Werkzeuge können, wenn die 
Beichädigten ſolche Verluſte nicht zu tragen vermögen, erfegt bzw. billig entichädigt 
werben, um ben Eifer der Löſchmannſchaften nicht zu lähmen. Auch Tann denfelben, bei 
fange anhaltender Ürbeit, etwas Brot und Getränt verabreicht bzw. beſonders tätiger 
Gemeinden eine halbe oder ganze Tonne Bier nachträglich gejpendet werden. 

Die behufs der Köfchung etiva entftandenen Koſten für atlöhne, für Beſchaffung 
des zur Erquickung der Löfhmannfchaften notwendigen Betränfed uſw., oder für Tage- 
löhne bei ber Bewachung und Aufräumung ber Brandftelle hat der Oberförfter fofort auf 
die Forſtkaſſe zur vorſchußweiſen Bablung anzuweiſen und demnächſt bei der Regierung 
zu liquidieren. Die Regierung kann die Erftattung diefer Beträge in jeder Höhe ſelbſtändig 
verfügen; Minifterialgenehmigung ift hierzu nicht erforderlich. 

le fonftigen Vergütungen (Belohnungen für Löſchmannſchaften, Erfat der Kleider 
und Werkzeuge ufw.) müfjen erſt bei der Ütegierung beantragt werden. Die Regierung 
kann diefe bis zur Höhe von 30 ME., für jede Ausgabe einzeln genommen, anweiſen; bei 
einent Mehrbetrage iſt Dtinifterinlgenebniigung erforderlich. (8 99 der Oberf. Geſch⸗Anw. 
. and M. Erl. v. 9, 12. 6. 1861, 8. 5. 1893 — Jahrbuch B. 25 ©. 174 — 
17. 7. 1905 — HI 8640 — und 17. 8. 1906 — III 9893.) 
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5 Nachweis ber verbrannten eingefchlagenen Hölzer. 

Wenn eingelchlagene er verbrannt ober durch Hochwaſſer oder fonftige Unglüds- 
fälle verloren gegangen find, bat ber Oberfdrfter, foweit irgend tunlich, namentlich durch 
Aufſuchen und Nachmeſſen ber Brandfpuren ufm., ſich davon zu überzeugen, ob bie nady 
dem Nummer» und Unmeifebude des Foͤrſters noch im Beitanbe fein ſollenden Hölzer 
auch wirklid) vor dem Feuer ufw. noch richtig vorhanden waren, und hierüber, forte über 
Seititelung des Beſtandesſolls der fehlenden und ber noch vorhandenen Duantitäten 
eingeichlagenen Ha: mit dem betreffenden Förfter ein Protofoll aufzunehmen. (8 99 
d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 


e) Verhütung von Waſſerſchäden. 

844. Zur Verhütung von Wafjerfchäden müffen die Förfter die ihren Bezirk 
berührenden ent und Dämme, die Schleufen und dergleichen, befonders bei hohem 
Waſſerſtande, fleißig nachjehen und die bemerkten Mängel oder Beſchädigungen ihren 
Vorgeſetzten, oder wern Gefahr im Verzuge ift, der nächſten Ortsobrigkeit zur Ab⸗ 
hilfe fogleich anzeigen, inzwifchen auch die zur Abwendung der Sejape etwa Dienlichen 
Vorkehrungen fofort treffen. Die durch das Waſſer verurfachten Beſchädigungen an 
Kulturen, Schonungs- und Abzugsgräben, Brüden, Wegen, Stegen ujw. müſſen fie 
ebenfalls ihrem Vorgeſetzten fogleich melden. (gl. 8 46.) 

2 Pol. Nr. 5 zu 8 43. 
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$) Wind», Schnee-, Duft- und Eisbruch. 

845. 1. Wenn Wind-, Schnee, Duft» oder Eisbruch erfolgt, fo bat der 
Höriter dem Oberförſter davon fogleich Anzeige zu machen und defien weitere An- 
ordnungen abzuwarten. | 

2. Sollte jedoch auf einem öffentlichen Wege die Kommunikation mit Fuhrwerk 
— ſein, ſo iſt der Förſter verpflichtet, die Aufräumung derſelben ſofort bewirken 
zu laſſen. 

3. Iſt das gebrochene Holzquantum bedeutend und zu einer Zeit erfolgt, wo 
der enſcheg im Gange iſt, ſo muß der Förſter bis zum Eingange der unverzüglich 
einzuholenden mmungen des Qbhrſtere die Holzfällungen in den Schlaͤgen 
ſofort fiftieren und nur die bereits gefällten Stämme noch aufarbeiten laſſen. 


g) Verhütung von Gefahr auf den Wegen. 

846. Der Förfter hat fortdauernd feine Aufmerkſamkeit darauf zu richten, daß 
auf den Wegen und Brüden Teine eh und Stodung für den Straßenverkehr 
eintritt. Er bat, fobald ein Hindernis für Die efahrlote Benubung eines Weges 
bemerkbar wird, dasfelbe tunlichft im Entftehen fofort zu bejeitigen, und wenn dazu 
die Annahme von Werkleuten oder mehrtägige Verwendung von Hanbarbeitern 
erforderlich wird, jchleunigft die Weifung des Oberförfterd einzuholen, inzwifchen 
aber die erforderliche Borkehrung zur Ubwendung von Gefahr zu treffen, nötigenfalls 
aud) die Sperrung des Weges zu bewirken. 

2 Bol. XD d. W. — Wegeredt und Wegepoligei. 


h) Einhegung der Schonungen. 

8 47. Im Frühjahr vor Beginn der Weidezeit, und nachdem der Oberförfter 
darüber beftimmt Hat, weldhe Forſtorte von neuem in Schonung gelegt und welche 
der älteren Schonungen nunmehr der Weide geöffnet werden follen, muß der Föriter 
alle in Dege zu baltenden Forſtorte mit den vom Obexförfter zu beftimmenden Hege⸗ 
eichen Tenntlich verfehen legen und die Weideberechtigten, wie die Weidemieter 
zw. deren Hirten von den Grenzen derſelben, ſoweit es nötig, durch Örtliche Ans 
weifung in Kenntnis ſetzen. Die zur Weide nen aufgegebenen Schonungen muß der 
Förſter von Beit zu Beit genau befichtigen und fobald ih an ihnen Schaden durch 
das Weidevieh bemerklich macht, hiervon dem Überföriter fofort Anzeige erftatten. 


i) Revifion der Grenzen. 


8 48. 1. Auf die Erhaltung der Örenzzeichen hat der Förſter ftete Aufmerkſamkeit 
gu dichten, und von jeden beihädigten Grenzmale dem Oberförfter zur unverweilten 
iederberftellung, ebenfo Grenzveränderungen und Grenzüberjchreitungen ſeitens 
der Ungrenzer, ß obald er fie wahrnimmt, unverzüglich Unzeige zu machen. Bemerft 
er, daB eine Grenzmarke von ihrer Stelle entfernt ift, jo hat er, wenn der Grenz: 
punkt noch dentlich zu erkennen ift, dieſen fofort Durch einen einzufchlagenden Pfahl 
zu markieren. Außerdem Hat der Forſter regelmäßig In den Monaten Mat, uni 
oder Juli die äußeren und inneren Grenzen des Schugbezirfed von Grenzmal zu 
Grenzmal zu begehen, fich dabei davon zu überzeugen, ob alle Grenzzeichen noch 
vorhanden find, im 1a zu notieren, welche Grenzzeichen der Auffrifchung oder Er: 
neuerung, und welche Grenzlinien etwa einer Aufraͤumung bedürfen, oder wo etiva 
Srenzüberjchreitungen feitend der Ungrenzer ftattgefunden Haben. 
2. Der über den Grenzbefund zu erſtattende jchriftliche Bericht ift dem Dberförfter 
regelmäßig bis fpäteftens Ende Yuli! jeden Jahres zu übergeben. 
3. Um den Förfter in den Stand zu fegen, dieſe Grenzrevifionen ordnungsmäßig 
auszuführen, die Zahl der Grenzzeichen ftet3 Tontrollieren und den Ort, wo von ihn: 
Mängel bemerft worden find, bzw. bie en Grenzzeichen felbft einzeln nad) 
rer Nummer bezeichnen zu können, fol, wo jolches nicht on geichehen ift, darauf 
edacht genommen werden, ihm ein Ibegielies Berzeichnis aller in feinem Schutzbezirke 


vorhandenen Grenzmale oder eine Handzeichnung von den Grenzen zuzuftellen. 
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4. Wo die Forſten durch Erdwälle und Knicks begrenzt ſind, hat der Forſter 
zugleich darauf zu achten, daß — die Erdwälle als auch die auf ihnen vorhandenen 
Knicks ſtets ordnungsmäßig unterhalten werden. Er bat ſolche Grenzen jährlich 
einmal fpeziell zu begehen, fi) davon zu Überzeugen, ob Die angrenzenden Ber: 
pflichteten die erforderlichen Reparaturen ausgeführt haben, und hierüber bis Ende 
Kulit jeden Jahres dem Oberförfter fchriftlich Anzeige zu machen. 

1 Unter Mpäubderung der Vorfchriften im $ 48 der Dienftinftruftion für bie Königl. 
Preupifchen Fand bon 23. Oktober 1868 beſtimme ich, daß die Fyörfter in Zukunft regel- 
mäßig jährli) einnal, und zwar in den Monaten Mai, Juni oder Juli, alle äußeren und 
inneren Grenzen ihres Schutzbezirkes zu begehen und ben fchriftlidern Bericht über den 
Grenzbefund bis fpäteftend Ende Juli dent Revierverwalter vorzulegen haben. 

Die Revierverwalter haben für die Folge die gemäß 8 95 der Geſchäftsanweiſung 
für die Oberförfter der königl. preußiſchen Staatsforften vom 4. Juni 1870 orgelihriebenen 
jährliden Grenzbeſichtigungen nach näherer Anordnung der Regierung in ber Weiſe vor- 
zunehnen, daß fie innerhalb eines Zeitraumes von drei oder vier Jahren fämtlide 
äußeren und inneren Grenzen der Oberförjterei örtlich geprüft haben. 

Die in ber bisherigen Form nufzunehmenden Berhandlungen über den Grenzbefund find 
der Regierung mit dem Brenzfiherungsplane bis zum 1. September jeden Jahres vorzulegen. 

eiter halte ich es für ausreichend, wenn die Forſtinſpektionsbeamten jährlich die 
Grenzen eine Schutzbezirkes ihrer Inſpektion. und zwar jedesmal in einer anderen Ober⸗ 
drfterei, befichtigen, fo daß nad Ablauf eines nad) der Unzahl der Oberförftereien des 
nipeftionsbegirtes zu bemeffenden Zeitraumes in allen Oberfdrftereien Srengbefichtigungen 
jeitens der Forſtinſpektionsbeamten jtattgefunden haben. 

In denjenigen Oberforftnieifterbegirten, welche nur aus einer Oberförfterei beftehert, 
hat die jährliche Grenzreviſion jedesmal in einem anderen Schutzbezirk ftattzufinden. 

Bezüglich der Bertretung der Regierungsforitbeanten bei den Grengbefitigun en 
berbleibt e8 bei ben Beftimmungen de8 Runderlaffes vom 7. Wpril 1885 — 3711. 
(M. L. v. 18. 7. 1904 — III 9592 — Jahrb. B. 36 ©. 231. 

3 Bei ben von den Oberjörftern abzubaltenden Grenzreviſionen follen die Schutz⸗ 
beamten gegenwärtig en und Die protofollarifch niebergelegten Ergebniſſe der Reviſion 
mit vollziehen. (F. M. v. 26. 3. 1864, Schi. I S. 154.) 

3 di ben Örenzüberfchreitungen und anderen Beeinträdhtigungen, auf welde 
der Förſter vornehmlich zu achten hat, gehören: Überadern, Ubgraben, Tiberwerfen don 
Steinen, Yuflagern von Holz, Steinen oder anderen Material auf Forſtgrund, Einrichtung 
von Baulidhfetten, Heden, Kaunen ufw. in geringerer als efegmäßipet Entfernung bon 
ber Grenze. (8 95 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) VBgl. 8 475%. & P. GXC2b. W. 

4688 iſt Dienſtpflicht der Forſtſchutzbeamten, darüber zu wachen, daß weder eine 
Verrũckung noch Entfernung ber die trigonometrifhen Punkte ber Landestriangulation 
bezeichnenden Steine ftattfindet. Bei einen Perſonenwechſel follen fie @egenftand der 
Dienftübergabe fein. (F. M. v. 5. 5. 1865, Schl. IS. 154. 

5 Die Königliden Regierungen find allgemein ermädtigt, Grenz und Diltrikts⸗ 
Den Steine De Koften der Stantskaffe numerieren zu laſſen. (M. L. v. 15. 7. 1901, 


Bei Gelegenheit bon Berloppelungen feitens der Bufammenlegungsbehörbe Tönnen, 
ber Koftenerfparnis wegen, zur Begrenzung der fisfalticherfeits zu Eigentum erworbenen 
noegedüge innerhalb fremder Gemaͤrkungen Leine, ungefähr 50 cm lange und 15 cm 
ftarfe @renzjteine verwendet werben; die Verwendung großer Waldgrenziteine bon etwa 
1,25 m Länge und 0,30 ar Stärke ift nicht erforderlih. (M.L. v. 6. 7. 1905 — III 8572.) 

© Grenzgräden auf le Rechnung, gevöhnlid von etwa 1 m Borbbreite, 
0,6 m Tiefe und 0,3 m Sohlenbreite, find in der Regel ganz auf Forſtgrund, mit dem 
äußeren Rande gerabe in bie Örenzlinle zu legeıt. o an der Grenze Gebäude liegen, 
muß nad Vorſchrift (U. L. R. T. 1, Tit. 8, Hi 128) ein Wall vom Gebäude von 1 Berl- 
ſchuh (0,31 m) ftehen bleiben. Die Weideberechtigten dürfen aber dadurch nicht am Durch⸗ 
treiben gehindert werden, ebenfo muſſen nicht einfeitig aufzuhebende Wege frei Bleiben. 
In ber Regel find a Anfertigung foldyer Gräben Strafarbeiter zu benugen. (M. d. K. 9- 
v. 5. 8. 1847, M. Bl. ©. 268. 

Die vorjtehend angeführte Borfchrift des U. 2. R. Bleibt auch nach dem 1. 1. 1900 
neben den B. &. DB. beftehen. Art. 124 bes Einführ.-Gef. und 8 907 be B. G. 3. 

Die Grenzlinien follen auf fisfalifhen Grunde 3 Fuß (0,94 m) breit von dem 
aufwachfenden jungen Holge geräumt werden. (F. M. vd. 9. 2. 1834, Schi. I &. 154.) 

7 Über RNachbarrechte (Grenzzeichen, Grenzbäume ufw.) vgl. bie 88 906 bis 924 bed 
B. G. B., Abſchnitt XH A d. W. 
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5. Hauungen und Holzabgabe. 


a) Anweifung der Schläge durch den DOberföriter 
und Auszeichnung. 


8 49. 1. Bor dem Beginn der Hauungen wird dem Förfter ein Auszug aus 
bem genehmigten dauumgöplane vom Sberförfter übergeben. Die zu führenden 
Schläge werden ihm an Ort und Stelle von dem Oberförfter überwiefen und nad 
ihren Grenzen, ſoweit fich dieſe nicht ſchon durch die Lokalität unzweifelhaft dar: 
tellen oder aus der bereitö erfolgten Auszeichnung fich ergeben, an ftehen zu Laffenden 

äumen Tenntlich und dauerhaft bezeichnet. 

2. Dabei wird dem Förfter genaue Anweiſung über die Art und Weife der 
Ausführung der Hauung erteilt, welche er pünktlich zu befolgen hat. 

3. Soweit der Oberförſter die weitere Auszeichnung eines Schlages nad) einer 
von ihm bewirkten Probe⸗Auszeichnung dem Förſter überträgt, Hat diefer fie mit 
größter Sorgfalt Kan zu beforgen und darf fie nie dem Holzhauermeiſter oder den 
Holzhauern überlafjen, noch weniger dieſe zum Siebe einlegen, bevor die Auszeichnung 
gehörig bewirkt ift. 

4. Wo eine ſpezielle Auszeichnung, wie bei neilerbuchforftungen oder Schlagholz- 
bieben, nicht tunlich ift, muß der Förſter nach der ihm vom Lberfdrfter erteilten 
Anweifung den Holahauern genaue Örtliche Unleitung geben, was fie überzuhalten, 
bzw. was und wie fie zu hauen Baben, indem er dafür verantwortlich if, daß bie 
Holzhauer Feine Mißgriffe begehen. 


2 Soll Nutzholz vor dem Einfchlage verkauft werden, au defien Aufarbeitung die 
galung einzelner Stämme, 3. B. in Samenfdjlägen, brablichtigt wird, fo find diefe 
ei: yorbet andäugeiänen und FTeuntlih zu machen. (M. 8. v. 22. 12. 1894, 

3 Bur Bekämpfung des Kiefernbaumſchwammes find bei allen Durdjferftungen etwa 
vorhandene Schwammbaume forgfältig zu ermitteln und grundfäglich aus den Beitänden 
zu entfernen. Über Aushieb der befallenen Stämme in den anderen Beftänden und 
Schwanmvertilgungsmaßregeln fiehe Anm. 3 zu 8 69. 


b) Ausführung und Beauffihtigung der Schläge. 

8 50. Die ale: über die Schläge hat der Forſtſchutzbeamte in feinem Bezirk 
unter Leitung des Oberförfterd zu führen. Er muß deshalb die nach Maßgabe der 
Hauordnung anzunehmenden Holzhauer in jedem Schlage perfünlich anlegen und 
bei eigener Berantiwortlichkeit ftrenge darauf Halten, daß die Aufarbeitung und das 
Setzen des Nutz⸗ und Srennbolged und überhaupt die Handhabung der Ordnung in 
den Schlägen genau nach den Borjchriften der Hauordnung und den fpeziellen 
Anordnungen des Oberförfterd erfolgt. Au diefem Zwecke muß der Förſter täglich fo 
oft und fo lange in jedem Schlage fi aufhalten, al3 es notwendig ift, um eine gute 
Aufarbeitung und namentlich eine forgfältige Aushaltung des Nutzholzes zu fichern. 


2 In jüngfter Zeit bat bes fortwährend fteinende Verbrauch der Mineralkohle als 
Beiterungömaterial in Berbindung mit der ſtarken Einfuhr von Nutzholz aus dem Aus⸗ 
nde mehr und mehr auf eine intenſive Rusbolamirtinaft bingewiefen. Die 
Ausfonderung des Nutzholzes ift deshalb ſoweit ald tunlich zu fteigern und auf die Er» 
zielung eines woguign hohen Durhiemittzeriates pro Feſtmeter des Geſamteinſchlages 
hinzuarbeiten. (M. X. dv. 23. 12. 1881, D. J. B. 14 ©. 87.) 
3 Mufter zur Hansrbuung fiehe Anlage 1 und Mufter zum Dienfivertrag für Wald⸗ 
arbeiter Anlage 2. 


3 Koften der Maßnahmen zum Schuße don Neihs-Telegraphenleitungen 
gegen Fällungsbeſchädigungen. 

ch vermag mich der Auffaffung der Kaiſerlichen Oberpoftdirektion nur anzufchließen. 
Die Eigentümer der in ber Nähe von Meich8-XTelegraphenleitungen ftehenden Bäume 
find demgemäß als verpflichtet anzufehen, beim Fällen der Bäume Beichäbigungen ber 
Xelegraphenleitungen zu verhüten und, wenn zu dem Behufe die vorübergehende Nieber- 
egung Der Zeitungen don Ihnen nachgeſucht wird, alle Hierdurch entftehenden Koften zu 
übernehnten. 
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Die Königlichen Regierungen wollen biernad) verfahren und die etwa bon ben 
Kaiferliden Oberpoftdireltionen zur Geitattung liquidierten Beträge zahlen. (M. 8. 
v. 26. 2. 1904 — III 2274 — Sahrb. B. 36 ©. 92. 

4 Für die Aufarbeitung, Berrehnung uſw. des gehlagenen Holzes find 
in allgemeinen die burdh bie G. V. vom 30. 10. 1869, D. %. B. 2.©. 175; 1. 10. 1875, 
D 58.8.8 S. 341; 11. 6. 1878, D. J. 3. 10 ©. 356; 22. 1. 1889, D. J. B. 21 ©. 63 
und 28. 2. 1905, M. Bl. f. 2. ©. 79 feitgefegten Beftinmiungen niaßgebend, welde 
auszugsmeife wie folgt lauten: 

I. Die Rechnungseinheit bildet der Kubikmeter feiter — der geltmeter. 

U. Die ablürzende Bezeichnung für den Seftnieter ift: fm und für den ARaummmeter: rm. 
III. Sortimentsbildung. 


A. In bezug auf die Baumteile, 

l. Derbholz. — Die oberirhijae Holzmaſſe über 7 cm Durchmieſſer einfchl. 

Si een, ausfchl. des bei ber Fällung am Stode bleibenden 
aftHolzes. — 

2. Nicht⸗;Derbholz. — Die übrige Holzmaſſe, welche zefalt in: 
Reille — pie oberirdifche Holanıafie bis einfchl. 7 cm Durchmeſſer auf 
wart — un 
Stodholz. — Die unterirdiſche Holzmaffe und der bei der Fällung daran 
bleibende Fair des Schaftes. — v 6 


B. In besug auf bie Gebrauchßari. 
1. gau⸗ nnd Yukhelz. 
A. Langnutzholz. 
a) In Stämmen und Abſchnitten. 
Laubholz. 
a) Wahlhodlzer. 
negeſuchte Hölger zu beſonderen Gebrauchszwecken von vorzäglicher Be 
eit. 
Hefte Unterteilung in verſchiedene Stlaffen, fowie die Eintragung befonderer 
Zarfäte fallen fort. Om den Text ift aufzunehmen, daß die Tare nad der Güte 
und Seltenheit des po zes, wenigſtens aber zu 25%, über der Taxe für die A⸗Klaſſe 
des gleihen Mittendurchnieſſers anzufegen 8 


db) Sonſtige Runbhölzer. 
A. Ausgeſuchte, ajtfreie ober faft aftfreie, mit nur Kleinen, ben Gebrauchswert 
nicht beeinträdhtigenden Fehlern und Schäden bebaftete Stüde: 
I. Klaſſe 60 cm und mehr Mittendurchnieffer 
II. „ 50 biß 59 cm ” 
I „ 0,.%9_ 0 
IV. „ 30.8389 „ ” 
V. „ mtr 30 „ . 
B. Gewoͤhnliche, nicht mit erheblichen Fehlern behaftete Stüde. Klaſſen wie bei A. 
Die mit erheblichen Fehlern bebafteten Stüde find in gieiher WWelfe wie 
jeither die Anbruchhölzer innerhalb der einzelnen Klaſſen ber Mbtellung B zuzu⸗ 
wetien (d. 5. B mit dem Beiden }). 


c) Schiffs- und Kahnknie. 
Falls eine befondere Taxe für diefes Sortiment befteht, verbleibt e8 bei ber 
feitherigen Stlaffeneinteilung nah dem Feſtgehalt. 
Demnädft folgen, injowelt hierfür ein Bedürfnis beftebt, Die geringivertigeren 
Nutzholzer in Fürzeren Längen, wie Eifenbahnfchwellen, Orubenhölzer, B unbfähle uſw. 


Jadelholz. 
a) Wahlhölzer, 
Wie bei Laubholz unter a mit dem Unterſchiede, daß die Taxe nach ber Güte 
und Seltenheit des Holzes, wenigſtens aber zu 259%, über ber Tare für Schneide 
Hölzer des gleichen Feſtgehaltes, anzufeen iſt. 
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db) Schneibehölzer, 
glatte Abſchnitte mit mindeſtens 25 cm Zopfdurchmeſſer. 
Soweit dieſes Sortiment bereit8 eingeführt tft oder deſſen Einführung für 
zwedmäßig erachtet wird, hat die Unterteilung 1 in folgende Klaſſen zu erfolgen: 
Sügeblöde I. Kaffe, das Stüd über 2 
Sägeblöde II. Klafie, das Stüd über 1 bis einſchließlich 2 fm. 
Sägeblöde III, Klaſſe, das Stüd bis einschließlich 1 fm. 


c) Sewöhnlide Rundholzer. 
Es find [ot ende Klafien zu Bilden: 
Bau und Nubholzitänme I. Rafle, da8 Stüd über 2 fm. 
ſchu ae und Nußholzftänme IL. Klaſſe, das Stück von über 1 bis ein- 
e m 
fat ee und Nutzholzſtämme IEL Klafſe, das Stüd von über 0,5 bis ein- 
eßli 
Bau⸗ uns Nubholsftämme IV. Klaſſe, das Stüd bis ein chließlich 0,5 fm. 
Es folgen fodann die weiteren, etwa in Anmenbung 6 Anliegen Sortimente 
(tie — Schwellenhoͤlzer, nA Kahnknſie uſw. 
Im übrigen behält es bei der Meſſung aller Holzarten mit ide fein Bewenden. 
Ithen weit jedoch zur Ber ung bon Inſektenſchäͤden ober aus anderen Gründen 
Ibofsfämme auf fiskaliſche Rechnung geichält und entrindet zum Verkauf geitellt 
werben, bat auch die rn a m ent enteinbeien Buftande zu erfolgen. ea. L. 
v. 28. 2. 1905 — III 2618 — . 79.) 


b) In Stangen bis mit 14 cm Durcdimeffer, auf 1m vom Stammende 
ab gemeifen. 
zum Derbhots —— 


Staugen Y RL. 12-4 om 10-18 Bertaufßeint, St. fee Holzm. 37* fm 
.„ _ OE, 1-10 - B 6-1.» , W 
Starte BVuhnenpfaͤhle, ll u. 152 10 u, u v 100 „ 
Bum Reifergon se zren 
Stangen 18. RL 6-7 cm ft, mL, ertanfseinf 100 ©t. fefle Holgm. 200 fm 
- vi rn: . ver! 
Baum mpfäß 5--8,5 n ” 2—8 1] " w o " " n 1,09 _ 
Geringe Behnenase 5-7 u... 1-18, . un „ 010 „ 
© ifelere Blekirtnden, nu om ft, 85-45 m L, Bertaufßeinh. 100 Gt, fefte Holgm. 080 fm 
Mittlere ” u." 23-85 „ „ " n " ” ” 0 „ 
eg — — ) — 1-2 en " . " " " 0,10 * 
28 1,2—16 “m — n u — ” 0,10 " 
Bil — 5 Bunbimi Umf. ob. Dom, 18-26 „ u „mE, vn "„ 200 „ 
a} U} N w ” 09—1,6 nm u Ze Fe ” ” " 1,50 ”„ 
gi L} D 02718  .. “ ” „ee " ” 38 
en bas Wand 20cm fiat” 18 5. Dh 5100, 
Welfnadtsbäume 100 StÜd. - - - v0 rn n j 0,50 „ 


c) Schichtnutzholz. 
Nuticheitholg, in Schichtmaßen eingelegtes Holz von über 14 cm Durchmefler 
amt oberen Cie der Runditüde. —A rm, fefte Holzmaſſe 0,7 fm. I. und 
I. Kl. fehlerfreie, glatte, geradfpaltige Scheiten oder Rollen aus Stüden 
bon —E 25 cm Durchmeſſer. 
Nutz⸗Knüppelholz, in Schichtmaßen eingelegte Nutzholz von über 7 Bis 14 cm 
Durdmefe am oberen Ende ber Runbftüde. Berlaufseinhelt rm, feite Holz 


maſſe 0,7 fm. 
d) Nutzrinde. 

Nubrinde, Verkaufseinheit Bentner oder rm. Die Eichenrinde fit in Ult- und 
Sa hatt zu trennen. Sür bie übrigen Holgarten findet eine foldhe Trennung 
nicht Statt. 

Altrinde (Borke): h rm = 0,3 fm. 
1 Bentner = 2, rm=1/, fm. 
Sungrinde: 1 rm «= 0,2 fm 
tner = 1/, m = fm. 
(Beit. über 80 zung des tions bom 20. 3.1895, D. J. B. 27 ©. 121.) 
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2. grennholz. Berkaufseinheit rm. 
Scheit- oder Klobenbolz, ausgefpalten aus Rundftüden von über 14 cm 
Durchmeſſer am oberen Enbe; feite Holzmafle 0,7 fm. 
Knüppel⸗ und Aſtholz von über 7 bis 14 cm Durchmeſſer am oberen 
Ende; Mafje wie vor. 
Reiſerholz bis mit 7 cm Durchmeſſer am unteren Ende; 
I. Stlaffe, ohne Zweigſpitzen, gepußtes Neifig, Reiferfnüppel; feſte Holzmaſſe 0,4 fm. 
II. Klaſſe, Stammtreifig aus Mittel und Niederwald und Durkforftungen und 
wertvolleres Aſtreiſig; feite Holzmafje 0,2 fm. 
III. elafie gertuges Stammweifig und gewöhnliches Aſt⸗ und Bopfreifig; Maſſe 


Stodbotg: feite Maſſe 0,4 fm. I. und II. RL; IL. RI. geringes Wurzelholz 
und altes Stockholz. 
IV. Echichten ufw. des Schichtuntz⸗ und Brennheizes. 

1. Die Holzſtöße find, ſoweit fie nicht für Handelshölzer größer fein können, 
nach der Hrilichkeit in der Negel zu 4 ober 3 rm, nach Bedürfnis aber auch 
gu 3 und 1 rm zu feken. uchtelle von rm find beim Verkaufsholz zu 
dermeiben. Jeder Holaftoß, mag er mehr als vier oder nur 4, 3, 2 ober 
1 rm enthalten, erhält eine Nummer. ' 

2. Als Normalmaß der Slobenlänge vom Scheit- und Stnüppelholz ift -1 m 
feftzubalten. Die loben können jedoch, wo die Abſatzverhältniſſe e8 bedingen, 
oder ein beftimmter Gebrauchszweck eine beftinmte Länge erfordert, länger 
und Türzer als 1 m gemacht werden, wenn bie lobenlänge nur überhaupt 
dent Metermaße und ber aus benfelben zu bewirkenden Berechnung bes 
Naumgehaltes nach Raummietern angepaßt tit. 

3. Berfchiedene Holzarten find nicht in einen Stoß zu legen, ift es jebod 
unbermeidlich, fo iſt derfelbe nach derjenigen Holzart zu benennen, welche 
darin vorherrſchend tit. 

4. Bezüglidy des Tarpreifes werden: 

Eichen, Ahorn, Nüfter, Hainbuchen und Obitbaum wie Buchen, 
Linden, Bappeln, Weiden und andere Weichhölzer wie Alpen, 
Tannen wie Fichten und 

Lärchen wie liefern gerechnet. 

Fur Eichen, Birken und Erlen werben gefonderte Tarpreife feitgelett- 


c) Uufftellung der Hauerlohnzettel. 


6 51. 1. über alles von den Holzhauern aufgearbeitete Holz hat der Förfter 
Lohnzettel auf den ihm zugehenden Drudformularen nach der näheren Anweiſung 
des Oberförſters aufzuftellen und diefem durch den Holzhanermeifter ober Rotten- 
führer zu überfenden. 

2. Der Förfter ift für die Nichtigkeit der in den Lohnzetteln als — 
angegebenen Holzquantitäten und namentlich dafür verantwortlich, daß keinenfalls mehr 
verlohnt wird, als wirklich bereit aufgearbeitet ift. Der Förfter bat die richtige 
Auszahlung der Löhne feitens des mit ber Erhebung des Geldes bei der Kaffe be- 
auftragten Holzhauers zu überwachen und darauf zu achten, daß jener für feine 
Müherwaltungen Teine höhere al3 Die ihm gebührende Vergütung von dem Lohne für 
fi entnimmt, ſoweit nicht etwa kontraktlich die Feſtſetzung und Bahlung der Löhne 
an bie einzelnen Arbeiter fediglich einem Holzhauermeiſter als Unternehmer zuſteht. 

1 Neben ben Hauerlohn darf ein befonderer Nüderlohn, mo es erforderlich ift, 
nur dann gewährt werden, wen das Holz auf eine weitere Entfernung als durchſchnittlich 
etma 50 Schritt gerüdt werden muß. (8 10 der Geſch.⸗Anw. f. d. Oberf.) 

3 Bgl. ferner 8 69,, und bie erläuterten Schemas gu ben Lohnzetteln am Schluß 
diefer Inſtruktion. 


d) Bermeffung der Bau- und Nutzhblzer. 

8 52. 1. Das in Stämmen und Ubfchnitten auszuhaltende und kubiſch zu 
berechnende Bau» und Nutzholz hat der Förſter unter een der Horgpaner bzw. 
des Holzhauermeifters nach Länge und mittlerem Durchmeſſer einfchl. Rinde, wenn 
Dice nicht abgeborft worden und nicht auf Grund von Berechtigungen ein anderes 

erfahren ftattfinden nıuß, aufzumefien. Die Länge ift, abgejehen von ftarken Klötzen, 
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Mühlwellen und anderen dergleichen ftarfen und wertoollen Stüden, in ber Regel 
jo auszuhalten, daß fie mit einem vollen Fünftel-Stab abjchließt, und vom Säge 
ſchnitt nad Stäben (Metern) und vollen Fünftel-Stäben zu meſſen. Eine außer 
Berechnung bleibende Zugabe in der Länge tft in feinem Falle, auch nicht 
bei Schneidehölgern, N aufders 
‚ 2. Der Durchmefler iſt auf der örtlich zu bezeichnenden halben Länge des Stammes, 
mit der Kluppe (Schiebemap) nad Neuzollen (Zentimetern) zu meſſen. Ein über» 
ſchießender Bruchteil eines Neuzolles (dev angefangene, aber nicht volle letzte Neu- 
go) bleibt unberüdfichtigt. Bei breit gewachſenen Stämmen ijt der Durchmefjer 
teuzweife zu meſſen und aus beiden Mefjungen das Mittel zu nehmen. Befindet 
ih auf der halben Länge des zu mefjenden Stüdes ein hervorragender Aſt oder 
Wulſt, fo ift der Durchmeffer gleich weit ober- und unterhalb bes leihen zu meflen 
und aus beiden Meflungen das Mittel zu nehmen. Für das Mefien von Sie 
bölzern, Stangen und Gerten gelten die Vorſchriften der Holztaxe. 

3. Bei den Rundhölzern iſt das Aufmaß auf dem Stammendenfchnitte unter der 
Aummer des Stüdes (8 53) deutlid und Dauerhaft bdergeftalt zu verzeichnen, daß 
links die Längen und rechts Die Durchmeſſerzahl gefchrieben wird. Reicht der 
Raum bierzu nicht aus, fo kam das Aufſmaß auf einer —* über dem Stammende 
verzeichnet werben. . 


2 Bermefiung ufw. ber Bau- und Nutzhölzer. 

1. Ich geneimige hierdurch, daß für das in ben fogenannten Submtifionsfchlägen 
zur — gelangende Langnutzholz eine Yängenzugabe bis zu fünf Zentimetern als 
üÜbermaß gewährt werden darf, wenn die Stämme in einem Stüde bis zu der durch den 
Kaufvertrag feitgefeten Mimbdeft-Zopiftärte ausgehalten und vermeflen werben. (M. L. 
v. 12. 12. 1900, Jahrb. B. 33 ©. 62) 

3. Um für die Gewährung eines vollen Längenmaßes an ber Türzeiten Seite bes 
Stammies, felbft beim Berfchneiden in mehrere Abſchnitte, Sorge zu tragen, beitimnie ich 
junäct, daß in Bulunft in allen Källen die Meſſung des Langnutzholzes vom oberen 

ande des Sallterbes ab zu erfolgen Hat. Der Anfangs» fowie der Endpunlt ber Meflung 
find durch Sägefchnitte deutlich zu bezeichnen. 

Unter Aufrechterhaltung ber Beſtimmungen in ber allgemeinen Verfügung Nr. 23 
von: 12. Dezember 1900, Nr. III 15907 IL Ung., genehmige ich ferner, daß nud für das 
im Wege des Öffentlichen Meiftgebots ufw. zur Berwertung Tonımende Langnutzholz nad) 
den von der Königlichen Regierung zu treffenden näheren Beitinmungen eine Länger 
zugabe Bun 5 cm als Übermaß gegeben werden darf. (M. L. v. 8. 1. 1902, Jahrb. 
3. Der Nordweſtdeutſche Berein für Holzhandel und Holzinduſtrie hat angeregt, daß die 
Pauföptien, uptfächlich bei Buchen, feitens ber Soriivermaltung abgeihnitten werben. 

ift ein Erfahrungsſatz, daß durch die Splitter der Haufchärfe das Stoden ber Buche 
ungemein gefördert wird. Muß der Stäufer die Haufchärfen abfchneiden, jo entjtehen ihm 
mindeftens die boppelten often, al8 wenn die Korftverwaltung diefe Arbeit fofort beim 

en vornehmen läßt. Der Herr Minifter für Landwirtſchaft hat am 29. 1. 1900 an⸗ 
geordnet, daß dieſem Antrage entfprochen wird. (Jahrb. B. 32 ©. 134.) 

4. Bon Holzhändlern ift darüber geflagt morben, daß bei fchief geführten Sägelchnitt, 
weicher ſich oft nicht vermeiden läßt, anf den Bau- und Nubhölzern angegebeuc 
Längenmaß zwar für bie eine Seite ber Stänme regelmäßig zutreffend jet, für die 
entgegengefegte Seite ſich aber häufig ein Fehlbetrag von einigen Bentimetern borfinde, 
welcher das Holz zu manchem Berwendungszwecke untauglich mache, zu dem es geeignet 
fein würde, wenn beide Seiten des Stanımes das angegebene Maß unverkürzt enthielten. 
Un derartigen Bemängelungen jeden Grund zu entziehen, wird beſtimmt, daß unter allen 
Umftänden das volle Längenmaß, mit welden das Holz gun Verkauf geftellt wird, auch 
wirklich vorhanden fit, es mag die — auf der einen oder der anderen Seite des 
Stammes lgen. Bei gewiſſenhafter ahrung des fistaliſchen Imteereſſes iſt Jedos 
eine übermäßige Beinlichfeit zu bermeiden. (DM. 2. dv. 28. 12. 1886, . B. 19 
S. 9.) Bel nicht völlig ſenkrechtem Sägefchnitt müſſen die Nutzholzabſchnitte auf der 
2 Seite nod das angegebgne Längenmaß haben. (M. 2. v. 22, 12. 1894, 

. J. B. . 11. 

5. Die Koſten für die Beſchaffun g der Kluppen find aus fiskaliſchen Fonds zu 

beftreiten. (M. 2. v. 19. 7. 1881, Schl. I ©. 157.) 
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2 Aufbereitung bes zur Verwertung gelangenden Grubenholzes. 


1. Den: Käufer des als Schichtnutzholz zur Aufarbeitung und Verwertung gelangenden 
Grubenholzes tft das Aufſetzen desjelben in Meteritößen in der Hegel nicht ermünfct, 
weil dadurch das Austrodnen des Sulae erſchwert wird. — Der Säufer pflegt daher das 
dergeftalt aufgefeßte Grubenholz alsbald nad) der Übermwelfung aus ber feiten Lagerung 
u entfernen und in lojer, kreuzweiſer Schichtung übereinander aufzuftellen. Auch Mar die 
— erſcheint das mit Zeit⸗ und Koſtenaufwand verbundene Aufſetzen dieſes 

rubenholzes in der gewöhnlichen Art entbehrlich, wenn 


a) für das dor dem Einſchlage nad) Raummaß (rm) verkaufte Holz in den einzelnen 
Schlägen dur Wufftellen von Probe-Meterftößen ermittelt mird, wieviel Stüde 
des betreffenden, nad) Stärke und Länge beitimmten Grubenbolz.Sortimentes 
durhfchnittlich zu einem Raummeter gehören, und wenn 

b) [ar das im voraus nach Feitgebalt verfaufte Grubenholz mit Hilfe der Kubiktabelle 

er Feſtgehalt des einzelnen Stüdes für jedes Sortiment (auf zwel bis drei Dezintal: 
ftellen) feftgeftellt und alsdann berechnet wird, wieviel folder Stüde auf einen Feſt⸗ 
meter zu zählen find. — 


Sobald dieje Ermittelungen ftattgefunden haben, kann in beiden Fällen das Gruben- 
holz, den Wünfden des Käufers entſprechend, nad Sortimenten getrennt, kreuzweiſe ge 
Ichichtet, in Stößen von beltebiger Höhe aufanınıengelegt werden. — Der leichteren Kontrolle 
wegen würbe e8 fih enıpfehlen, je 5 oder 10 Stüd In eine Schicht zu legen. 

Auch kann alsdann das Grubenholz auf Wunſch des Käufers fogleich bei ber Huf 
arbeitung entrindet werben, wenn und infoweit dadurch Feine nachteilige Verzögerung 
wichtiger Betriebsgefchäfte, namentlich der Hauungen und Kulturen, verurſacht wird, und 
der Käufer fich in voraus verpflichtet, die der Forſtverwaltung durch das Schälen bes 
Holzes erwachſenen Koſten zu erjegen. 

Die Königlichen Regierungen haben die Anwendung ber im borftehenden erörterten 
Urten ber Aufarbeitung und Berabfolgung dieſes Sortimestes in ben ihr dazu geeignet 
ericheinenden Fällen in Erwägung zu hießen. Das oben unter b angegebene Berjahren 
wirb ſich nur für Grubenholz in der Stärke von mehr als 10 cm Derämefler am Zopfe 
eignen. | 

Das Grubenholz, weldes in Längen von mehr als 2,5 m ausgehalten wird, iſt in 
allen en als Langnutzholz zu behandeln und bengemäß zu verrechnen. 

8 ift mit Strenge darauf zu achten, daß nur folde Stämme bzw. Teile von 
Stänmen zu Grubenholz aufgenrbeitet werden, welche fi) in anderer Weile vorteilhafter 
nicht verwerten laffen. (M. L. v. 8.4. 1895, D. J. B. 27 ©. 115.) Die zur Beitinmung 
bed Inhalts von Mundhölzern in den Staatsforften zurzeit in Anwendung befindliche 
amtliche Kubiktabelle genügt den Anforderungen bei Beredhnung des Sn ber als 
Grubenhölzer abaugebenden Rundholz⸗UAbſchnitte nicht völlig. eshalb iſt auf meine 
Veranlaſſung eine befondere Grubenholz⸗Kubiktabelle ausgenrbeitet,*) aus ber der genaue 
Sinhalt der einzelnen Grubenholzſtucke innerhalb der Mitttendurchmeifer von 9 bis 24 cm 
und ber Längen bon 1 bi8 4 m, bei Möftufung der Ietteren von 1 zu 1 cm, ohne weitere? 
entnommen werden Tann. " 

Die Tabelle wird zur Inhaltsbeſtimmung in allen denjenigen Sällen zu benutzen 
fein, in denen Grubenhoͤlzer von den darin vorgefehenen Abmeſſungen nach dem Feſt⸗ 
gehalte zur Abgabe gelangen. Der Inhalt fämtlicher unter einer Holgnummer gebuchten 
Brubenholzftüde ift auf zwei Dezimalitellen abzurunden. 

Gleichzeitig will ih in Ergänzung der im borlegien Abſatze ber allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 8. 4. 1895 (III 2237) enthaltenen Vorſchrift, derzufolge febes einzelne 
Brubenholsftüd bon mehr als 2,5 m Länge als Langnutzhoiz behandelt werben foll eine 
Bereinfahung beim Uufbereiten und Buchen dahin zulafien, daß auch von folchen ftärkeren 
Grubenhölgern eine beliebige Bahl gleich langer Stüde in Stößen kreuzweiſe loder 
aufgefchichtet und mit nur einer Holanunmer verjehen werben darf. Um eine Kontrolle 
zu ermöglichen, muß aber der Mittendurchmefler eines jeden Stüdes auf einer ber beiden 
Schittflächen vermerkt, und es müflen die verjchiedenen, in jedem Stoße fich vorfindenden 
Mittendurchniefjer neöft ber dazu gehörigen Zahl der Stüde von Forſter im Nummer 
buche eingetragen werden. Es würde demnach 3. B. ein Stoß der 50 @rubenholzitüde 
von je 3,14 m Länge, und zivar 


*% Behm, Geh. erpebier. Eekr., Kalk. @.: Grubenholz⸗Kubſttabelle. Bierftellige Hilfstafel gur Beſtimmung 
des Rukitinhaltes einer Mehriaht von Rundbölzgern (insbefondere Grubenhd 9 ir Be und Länge 
innerhalb ber Diittendurchmeffer von 9 bis 4 cm und ber Qängen von 10 Hr 40 m. Gr. 8° (11 ©.) 
Berlin 1897 bei Zultus Springer (0,80 ME.). 
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I Stüd von 17 cm Mittendurchmefier 
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(M. 2. v. 13. 7. 1897, D. J. B. 29 ©. 192) 


2. Soweit der Berfauf der Grubenhölzer von 1 518 25 m Länge und 5 bis 82 cm 
Zopfſtärke nad) der Stückzahl ftattfindet, hat bie Dafjenezmitteling nah ber von ben 
Königlihen Forſtmeiſter Lehnpfuhl berechneten Maßtafel zu erfolgen. Die Maßtafel tft. 
int Bedarfsfalle den etat3mäßigen Forſtſchutzbeamten als Inventarienſtück zu übermeifen. 

Für die Aber 2,5 m langen Grubenholzjtüde verbleibt es bei den Beſtimmungen des 
Grlafles von 13. 7. 1897. (M. 2. v. 24. 12. 1904, M. Bl. f. 2. 1905 ©. 81.) 


e) Rumerierung des Holzes. 


853. 1. ft der ganze Schlag oder ein vom Oberförfter zur Abnahme beftimmter 
Teil desfelben beendigt, jo muß der Förfter unter Beihilfe des Holzhauermeifters, 
oder in deſſen Ermangelung eines anderen geeigneten Holzhauers, alles eingefchlagene 
Holz deutlich und dauerhaft nıtmerieren. 

2. Die Nummer ift bei Bau- und u olgftämmen auf dem Schnitt am Stamm: 
ende, bei Kloben⸗ Snüppel- und Stodholzllaftern auf ein in der Mitte der Vorder⸗ 
feite der Klafter um 10 Neuzoll (cm) vorzufchiebendes Klafterſtück, bei Reiſerholz oder 
Nugholzftangenhaufen auf die rechte Seitenftüge oder auf einen in oder neben dem. 
Haufen anzubringenden Pfahl aufzufchreiben. Wie Im übrigen bei der Numerterung 
zu verfahren ift, Darüber wird von der Regierung, den Lofalverhältniffen entjprechend, 
ipezielle Vorfchrift erteilt, welche der Förſter genau zu befolgen hat. 


1 Jeder Holzſtoß erbält, unabhängig bon der Anzaht der enthaltenden Rauni⸗ 
meter, eine Nummer. (F. M. v. 30. 10. 1869, D. J. B. U S. 178. 

2 Das fehlerhafte, anbrüchige, rindichälige und krumme Langnutzholz und das an— 
brũuchige Brennholz ift in Walde neben der Holznummer und ebenfo in Nummerbuche 
durch ein F Tenntlih zu machen. (Ebenda ©. 1) 

3 Über Numerierung bes Grubenholzes fiehe Anmerkungen zu 2 zu 8 52. 


4 Hplgverlauf und Numerierung ber Hölzer. 

Wie bereit8 in ben allgemeinen Verfügungen von 22. 12. 1894 — III 16467 — 
unb vom 8. 1. 1902 — III 17529 — hervorgehoben ft, verdient bie Berüdfihtigung der 
diesbezüglichen Wünfche der Holzhändler volle Beachtung, und es erfcheint im Hinblid 
auf die wunſchenswerie Steigerung der Nachfrage nad) Buchennußhola empfehlenswert, 
von dem frühzeitigen, tunlichit fon im Monat September zu bewirlenden Verkaufe bon 
Buchennubholz dor dem Einfchlage mehr als bisher Gebrauch zu machen. 

Daß auch dem Wunſche nach möglichft baldiger Überweifung einer, wenn auch zunächſt 
nur einen Menge des im Borberfaufe erftandenen Buchennußbolzes an den Käufer 
tunlichft Rechnung zu tragen ift, tft in dem borbezeichneten Erlaffe gleichfalls bereits erwähnt. 

8 ift ferner rider Klage geführt, daß die noch vielfach Übliche Urt der Numerierung- 
der Hölzer, im befonderen der Stänme, mit Bleiftift, Kreide oder au) mit Gummiftenpeln 
nicht felten Beranlaffung zu den unangenehniften Berwechfelungen und Weiterungen gebe,. 
nantentli dann, wenn die Stämme gefchleift worden find, oder wenn fie längere Beit 

elagert haben. Es liegt auf der Hand, daß bie burch Unteferlicfeit der Holanummern 
berporgerifenen Unzuträglichteiten im alljeitigen Intereſſe nad Möglichkeit zu ver⸗ 
nıeiden find. 
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Unter Bezugnahme auf den Erlaß bon 29. 1. 1900 — LIT 1154 — veranlaſſe id 
die Königliche Regierung, dafür Sorge zu tragen, daß derartigen Beſchwerden durch deutliche 
und dauerhafte Rumerierung der Hölzer vorgebeugt wird. Wenn auch die Erhebungen 
über bie zmedmäßigfte Urt und Weife bes Numerierens, bzw. das brauchbarfte Numerierungs⸗ 

erät, zurzeit nd nit abgeichloffen find, und ein böflig mangelfreie8 Werkzeug 
öniglicden Regierung nicht empfohlen werben Tann, fo iſt doch unter allen Umftänden 
au fordern, daß bie Solanummer und da8 Aufmaß in deutlid) lesbarer und dauerhafter 
eife angedbradit wird. Eine Nunterierung lediglih mit Bleiftift oder Kreide kann 
teinesfalls al8 ausreichend bezeichnet werden. 

Endlich tft noch darauf hingewieſen, daß, wenn auf den Bahnhöfen Holz aus ver⸗ 
fhiedenen Schutzbezirken nleichzeitig verladen werde, bei den Yehlen eines Untericheidungs- 
nıerfmales bezüglich der Schutzbezirke, aus welchen das Holz ftanınıt, Häufig unliebfame 
Berwechjelungen ftattfinden. 

Die Königliche Regierung wolle gegebenenfalls der Befeitigung auch diefes Übelftander 
ihre YUufmerkfantleit zuwenden. Cine Unterfheidung der aus verſchiedenen Schutzbezirken 
ftanımenden Hölzer twird fi unfchwer dadurch erzielen laſſen, baß die in frage kommenden 

ölzer entſprechend den Schutzbezirken, aus weichen fie ftanınıen, mit einen: neben der 
olznummer anzubringenden Buchftaben verſehen werden, oder daß die Numerierung in 
en bezügliden Schutzbezirken in verſchiedenen F ben, gegebenenfallß auch in verfchiedenen 
geblenve ben, erfolgt. (M. 2. vd. 14. 10. 1903 — 12718 — auf eine Eingabe des 
ordmweftdeutfchen Vereins für Holzhandel und Holzinduftrie, Jahrb. 36 ©. 18.) 


5 Anſchaffung von Werkzeugen zum Numerieren bes Holzes. 

Bun Numerieren des Dr tönnen Numerierfchlägel und »räber und dergleichen 
Werkzeuge don den Königlihen Negierungen aus Kapitel 2 Titel 31 der Ausgaben als 
Dien een angeihafft werden, ſoweit ein Bedürfnis borliegt. 

Die Göhlerfchen Numerierſchlägel und das Reißſce Numerierrad haben NK ſchon 
vielfach in der Praris bewährt. (M. L. v. 28.3. 07 — 32212 — MDR. ©. 144.) 


fh) Einritung des Nummer- und Anweiſebuches. 


8 54. Das numerierte Holz trägt der Förſter (vor der Abnahme desſelben 
durch den Oberförfter) in das von ihm zu führende Nummerbuch ein, welches dem- 
nächtt zugleich als Unweijebuch dient. Die Formulare dazu erhält er vom Ober: 
fürfter. Jeder mit einer bejonderen Nummer verfehene Holzpoften, mithin jeder 
Bau» oder Rutzholzſtamm, jeder Nutzholz⸗Sortimentshaufen und jeder felbftändig 
aufgeſetzte Safterftoß, ift im Nummerbuche einzeln auf einer befonderen Linie der 
Nummerfolge nach einzutragen. 


2 Das Numnierbuch ift nad den Pofitionen bes Hauungsplanes, don welchem dem 
arte: ein Auszug übergeben wird (8 49), anzulegen, und ift bei jeber Pofition ein dem 
edürfnis entiprechender Raum zu den Eintragungen offen zu laffen. 
2 Das mit Aufmendung von Werbungskoften gemonnene Holz ift mit ſchwarzer 
Tinte und das ohne Werbungskoften mit roter Tinte in die Nummerbucher einzutragen. 
(8 15 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 


3 Aufſtellung ber Abzählungstabellen. 
ur Erfparung entbehrliden Schreibwerks will ich genehmigen, daß Tünftig von 
der Aufſtellung der in 8 18 der Gefchäftanmweifung für die Oberförjier vom 4. uni 1870 
het Abzählungstabellen abgeſehen wird, foweit e8 fich um Borverfauj ganzer 
e handelt. 

An Cal der Abzählungstadelle tritt in ſolchen Fällen dad Nummerbuch des Förſters. 
Solange diefes etwa auf ber Oberförfteret unentbehrlich ift, bat der Förfter die notwendigen 
Eintragungen in der von ihm mit Sorgfalt zu führenden fogenannten Kladde“ zu machen. 
Es ift aber darauf zu Halten, daß da8 Nunmerbudh fobald als möglidy ben Belaufs⸗ 
Beamten zurüdgegeben wird. Die Rechnungs-Beicheinigungen der a en find 
im Bedarjsfall finngemäß au ändern. (DM. L. v. 8. 11. 1902, Jahrb. 1903 ©. 15.) 

Die in vorſtehender Verfügung ausgeſprochene Ermächtigung debne ich hierdurch aud) 
auf folde Schläge aus, in benen nur ein oder mehrere Sortimente bzw. lafjen ganz 
oder größtenteil® dor dem Einfchlag verkauft find. 

In dieſen Para ift da8 vor dem Einfchlag verkaufte Holz fortiments» bzw. taxklaſſen⸗ 
teile jummarifd in die für das übrige Holz zu fertigende Aogäylungstabelle zu über 
nehmen. (M. 2. v. 11. 12. 1902, Jahrb. 1903 ©. 73.) 


Bu 
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g) Abnahme des Schlages durch den Oberföriter. 


8 55. 1. Unter Bu ubefegung des von dem Forſtſchutzbeamten aufgeftellten 
Nummerbuches zählt ber Oberförfter in Gegenwart des Foͤrſters und in der Regel 
auch des Holzbauermeifterd oder eines anderen Holzhauerd den Schlag ab und läßt 
als Zeichen der erfolgten Ubnahme jeden einzelnen Holzpoſten neben der Holzuummer, 
foweit es irgend tunlich tit, mit dem Revierhammer anfchlagen. 

2. Iſt Das Nummerbuch bei der Abnahme des Schlages richtig befunden bzw. nach 
bem Befunde im Schlage berichtigt worden, fo wird der Abſchluß in den Summen 
zahlen für die einzelnen Holzgattungen feitgeftellt und mit dem Bemerken: 

„Übgenommen den... tl ........ 18..." 
vom Oberförfter und Forſter unterfchriftlich vollzogen. 

3. Sind Korrekturen in den Schlußzahlen, nachdem diefelben mit Tinte gejchrieben, 
unvermeidlich, fo ift in dem Abnahmevermerke die Stüd-, Schod- und Klafterzahl in 
Worten auszudrüden. 

4. Die über jede Ubzäbhlung auf Grund des geprüften und feftgeftellten Nummer: 
buches aufzuftellende Ubzählungstabelle des Dberförfterd hat der Yörfter gleichfalls 
durch feine Itamensunterjchrift als richtig anzuerkennen. 

5. Die bis zur Abnahme bei Schlages ausgefegte letzte Berlohnung der Holz 
Iöläger bat der Förfter nunmeht durch Wufftellung des Schlußhauerlohnzetteld zu 
veranlafien. ’ . 

6. Wegen ber Unwejenheit in den Holzverlaufsterminen und ber dabei von ihm 
zu beforgenden Geſchäfte, namentlich des Ausrufens der Gebote, wird der Förfter 
bom Oberförfter mit Anweiſung verfehen. 

2 Unterhalb des Abnahme⸗Vermerkes bei den Schlägen fit je nach ben befonderen 
Aniweljungen in, den Neglerungsßegirien noch au bemerken: 

r r 


Holzes. ... Jahre. 
Durchſchnittshöhe: ... m. Groͤße ber Schlagfläche: ... ha. 
Sclagergebnid: 
Hartlaubhoiz: ... fm Derbbolg, ... rm Stöcke, ... Reifig, 
darunter: .. . %, Nutzholz. 
Weichlaubholz: (wie bei Hartlaubholz) 


Nadelholz: E 
> An Schluſſe des Forſtwirtſchaftsjahres, welches bie Zeit vom 1. Oltober bes 
einen bi8 Ende September des anderen Jahres umfaßt, tit das Nunmerbuch pofitiond- 
weife und im ganzen abzufließen. Bei diefen Zufammenftellungen ift das mit und ohne 
Aufwendung von Werbungstoiten gewonnene Holz entiprechend dent 8 54, zu trennen. 


h) Holzabgabe. 
8 56. 1. Bor Beendigung der Hauungen in einem Schlage und Abzählung bes 
efamten angefälagenen Materials durch den Oberförfter darf aus demfelben fein 
—* abgege en werden. 

2. Sollten die Verhältniſſe vor vollftändiger Beendigung des Schlages eine dor 
abgabe aus demjelben dennoch ausnahmöweile unumgänglich notwendig machen, ſo 
muß das in demfelben ne hi a zuvor durch den Oberförfter vollftändig 
abgezählt, der Hieb aber, jolange die —* dauert, durchaus eingeſtellt werden. 
Von der Beſtimmung, daß Hieb und Abfuhr niemals zu gleicher Zeit in ein und 
bemfelben Schlage ftattfinden dürfen, ift nur dann eine Ausnahme zuläffig, wenn bei 

Ößeren lägen, deren Flaͤchenausdehnung ed zuläßt, Die Holzhauer, nachdem ein 

il des Schlages aufgearbeitet tft, in einem anderen, Durch den ftehenden Ort oder 
fonft gängtic bon erfterem getrennten Teile anderweitig angelegt werden, oder wenn 
die bejonderen Abſatzverhaͤltniſſe eines Revier eine Ubweichung unabweisbar machen, 
au deren Geitattung der Förfter vom Oberförfter jchriftlich ermächtigt wird. Auch in 
n diefem alle darf aber vor vollitändiger Beendigung und Abnahme des Schlages 
Einſchiag und Abfuhr desfelben Sortiments zu gleicher Zeit nicht geitattet werben. 

8. no müfjen Die Schläge, wo Berechtigte auf Raff⸗ und Lefeholz, Abraum ufw. 
oder Heidemieter vorhanden find, für dieſe big zur völligen Beendigung des Einſchlages 
geſchloſſen bleiben. 
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1 Die Überweifung der aufgearbeiteten Hölzer aus den im Vorausverkauf erftandenen 
Schlägen an bie Holzkäufer ift mit tunlichfter Beſchleunigung zu veranlaffen. Ob unter 
rung der Vorſchriften im 8 56 der Dienftinitruftion für die Königlich Preußiſchen 
Förſter vom 23. Oftober 1868 aus einem fertiggejtellten Teile eines Schlages eine Über- 
weifung und Abfuhr des Holzes als zuläffig erachtet werden kann, bebor der übrige Teil 
des Schlage8 aufgearbeitet und abgenommen ift, wird ber Oberförfter in jedem * 
pflichtgemaß zu erwägen und zu vertreten haben. — Uber auch hierbei wird moöglichſtes 
Entgegenkommen zu üben fein. (M. L. v. 22. 12. 1894, ©. J. B. 27 ©. 10.) 


i) Holzverabfolgezettel. 

8 57. 1. Bu jeder Holzabgabe erhält der Förfter Durch den Holgempfänger 
auf gedrudten Formular einen SHolzverabfolgezettel, welcher mit einer Ordnungs⸗ 
nummer verjehen ift und die genaue Bezeichnung des Wirtſchaftsjahres, des Schub: 
bezirkes, des Jagens, Diſtrikts oder Schlaged, ferner des Holzempfängers der 
Dolgnummer, ſowie der Qualität und Quantität der zu verabfolgenden Hölzer und 
endlih der Dafür zu leiltenden Geldzahlung enthält, und bis auf die nachftehend 
geftatteten Ausnahmefälle ftet3 mit der Quittung des Forftlafien-Rendanten, bzw. des 
Foritgelderheberd über den Empfang jener Geldzahlung, fowie in der Hegel auch 
mit der Unterfchrift des Oberförſters oder Revierförjterd verfehen fein muß. 


2. Die Unterſchrift des Oberfbrſters ober Revierförſters barf ohne Beeinträchtigung der wärtigteit des 
ettels für den Forſtſchutzbeamten nur fehlen auf Verabfolgezetteln über Sol} welges im Wege ber 
izitation verkauft ift, fogern bie Regterung bie Unordnung getroffen bat, daß der Oberförfter bie Bettel 

über Lizitationshölzer nicht mit gu vollziehen braucht. 


3. Die Quittung des Borjigelberheberd darf ohne Beeinträchtigung der Gültigfeit 
des Betteld für den Forſtſchutzbeamten nur fehlen, wenn für dad Holz gar feine 
Bahlung zu leiſten ift und der ÜOberförfter dies auf Dem Bettel ausdrücklich be- 
fcheinigt hat, oder wenn vom Mendanten oder dem ‚berfürfter auf dem Zettel 
befcheinigt worden, daß mit Genehmigung der Regierung die Werabfolgung des 
Holzes vor erfolgter Bezahlung zuläffig iſt. Holgverabfolgezettel, auf denen Zahlen 
durchftrichen oder Raſuren vorgenommen find, find ungültig und dürfen nicht an: 
genommen Werden. | 

4. Der Förfter hat jeden Dolgberab olgezettel rückſichtlich feiner Gültigkeit zu 
prüfen, jowie auch rüdfichtlich der Richtigkeit der Darauf verzeichneten Holznummern, 
Duantitäten, Sortimente und Geldbeträge mit den von ihm in der Lizitation 
gemachten Notizen oder fonft ihm zugegangenen Mitteilungen über die Holz 
empfänger zu vergleichen, um, wenn bei ber Bettelausftellung ein Verſehen unter 
Inufen fein jollte, defjen Berichtigung durch Anzeige an den Oberförfter rechtzeitig 
herbeizuführen. 

2 Die Beſtimmung biefes Paragraphen, Abſ. 2, bezügli der Mitvollziehung 
der olaberabfolgenätten be ltntionstoeife berfaufte ndtger durch die Onerförfter 
ift nicht mehr maßgebend; die Unterichrift bes Oberförfter8 oder Revierförſters darf auf 
feinen Holzverabfo geaeitel fehlen. ($ 37 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf. und M. 2. db. 
17. 8 ‚D&.8. 15 ©. 96.) 


k) Holzganweifung. 

58. 1. Die Holzanweifung an die Empfänger bat Far der Förſter 
zu bejorgen. Er darf nur gegen Empfangnahme des vorfchriftsmäßig ausgeftellten 
Bettel3 (8 57), und bei Abgaben an Berechtigte auch der Quittung der Empfänger 
über den Empfang de Materials, Holz verabfolgen und deſſen Abfuhr geftatten. 
Eine Ausnahme ift nur auf Grund jchriftlicher Unmweifung des Oberföriters, melde 
ur Begründung der Abweichung forgfältig aufzubewahren ift, zuläffig; der Forſter 
ht aber in folchem Falle auf baldmöglichite Herbeifchaffung des vorjchriftsmäßigen 

erabfolgezettel8 zu halten. " 

2. Berliert ein Holzempfänger genen Dolaverabfolgegelte, fo darf ihm das Holz 
nur gegen Beibringung eines vom Rendanten auszujtellenden Duplikats, auf welchem 
ausdrüdlich zu vermerken iſt, daß dadurch das Unikat außer Kraft gefeht wird, 
berabieigt werden. Zur Holzanmwetjung werden in der Regel beitimmte Anweiſetage 
vom Oberförfter feitgefeht werden. 
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3. Als Beichen der geichehenen Überweifung bleibt es dem Förſter Aberlafien, bie 

überwiejenen Holzpoften an geeigneter Stelle mit feinem Namenszuge in farbiger 
oder auf andere Weile zu bezeichnen. 

4. Die Yührum Tagen uimier Anweife-Hänmer jeitens der Sorftfchugbeamten ift 
dagegen ohne fpezielle Genehmigung der Regierung unterfagt. 

1 Die Duplikat⸗Holzverabfolgezettel find entfprehend der Abänderung bes 
8 57 nit dom Rendanten allein, jondern aud vom Oberförfter zu vollziehen. Es 
empfieblt ſich, Die Verlierer ber Bolgberabfolgegentet glei) an den Oberförfter zu meifen, 
denn biefer und nicht der Rendant tft im Belite des zur Austellung der Duplifate 
bendtigten Materials. 


h Berausgabung im Unweifebude. 

8 59. 1. Nach erfolgter Überweifung des Holzes oder, wenn folche für in der 
Zizitation verkaufte Hölzer nicht erforderlich ift, nad) Empfangnahme des Holz« 
verabfolgezettel3 find Kotort die betreffenden Nummern im Unweifebuch Ri bard 
ftreichen, und tft bei denjelben die Nummer des Holzverabfolgezetteld, der Name und 
Wohnort des Empfängers, joweit folches nicht bereit bei der Lizitation notiert ift, 
und der Tag ber Anweiſung einzutragen. 

2. Der Förfter ift aber verpflichtet, auch das verkaufte und überwiefene Holz, fo- 
lange es noch im Walde fich befindet, vor Entwendung zu fchüben. . 

8. Durch häufige Revifion der eingelihlngenen Hölzer nach jeinem Nummer» und 
Unweifebuche bat der Förfter fi davon zu überzeugen, ob bie 91 er, weldje danach 
vorhanden fein follen, auch richtig vorhanden find. Findet er, K Holz fehlt, über 
welches der Verabfolgezettel ihm noch nicht behändigt ift, jo Hat er davon dem 
Oberförfter fofort Unzeige zu machen, inzwifchen aber mit Umficht zu ermitteln, 
wohin das Holz gebracht ift, und event. dasselbe fo lange mit Beichlag zu belegen, 
bis weitere Enticheidung des Oberförfterd erfolgt. 

1 Bgl. die 85 38 und 39 des F. u. F. P. G. X C 25. W. 


m) Aufbewahrung und Ablieferung der Holzverabfolgezettel. 
60. Die eingegangenen Holzverfolgezettel und Abgabe⸗Anweiſungen Hat der 
rfter als Belege zu feinem Nummer- und Unmeifebuche, gehörig geordnet, forg- 
fältig aufzubewahren, um fich durch diefelben jederzeit bei Reviſionen der Schläge 
über die abgegebenen Hölzer gegen jeden feiner Vorgefebten ausweiſen zu können. 
Es muß entweder der Holzverabfolgezettel oder die Ubgabe-Unweifung in den 
Händen des Förfterd, oder das Holz noch im Walde vorhanden fein. Für etwa 
fehlende Holz hat der Förfter Erſatz zu leiften, bzw. Strafe zu gewärtigen, wenn 
das Fehlen von ihm nicht vechtzeitig entdedt und bem revidierenden Vorgeſetzten 
bereit3 vor der Revifion angezeigt worden ift, oder wenn ihn in Beziehung auf Die 
Entwendung der Vorwurf einer Vernadjläffigung des gehörigen Forſtſchutzes trifft. 
Die Holzverabfolgezeitel und Ubgabe-Anweifungen darf der Förſter nur dem Forſt—⸗ 
meifter*) oder Dberforftmeifter aushändigen oder verfiegelt überſenden, muß fie aber 
auch dem Oberförfter auf Erfordern jederzeit zur Einfict vorzeigen. Um Jahres» 
fchluffe Hat der Förſter feine fämtlichen Nunmers und Unweijebücher nebjt den 
ehörig geordneten Verabfolgezetteln in ein Paket zufammenzupaden und dieſes, mi: 
Finem rivatfiegel verſchloſſen, dem Oberförfter zur Einfendung an den Forft« 
meifter*) zu übergeben. Für jeden durch feine Schul verloren gegangenen Holz 
verabfolgezettel bat der Forſtſchutzbeamte eine Orbnungsftrafe von 50 Pf. zu ges 
wärtigen. 


n) Holzabgabe von nicht aufgearbeitetem Materiale. 
61. 1. Sollte ae der Verlauf oder die Abgabe von Holz auf 
dem Stamme genehmigt werden, jo ilt das Material vom Oberförfter in Semeintchaft 
mit dem Förster vorher fpeziell einzufchägen, worüber ein von beiden Beamten zu 


*) Sept Regierungs- und Forfirat. 
Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. il 
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pollziehendes Einſchatzungs⸗Regiſter aufgeftellt wird. Das Ergebnis der Einfchäbung 
get der Yöriter, gleich dem eingejchlagenen Material, in fein Nummer⸗ und ife 
1 einzutragen. Über das Verfahren beim Einfchlage und der Abfuhr wird für 
ſolche Fälle bejondere Unweifung erteilt werden. Wenn Stodholz zum Selbftroden 
verfauft wird, treten die Empfänger bzw. Roder rüdficdhtlich ihrer Kontrolle durch 
ben Förſter über die Aufarbeitung ganz in die Stelle der Holzhauer, und es muß 
das durch fie gehörig aufzufegende Material, wie alles übrige Holz numeriert, in 
das Nummerbuch eingetragen und vom Oberförfter abgenommen werden, auch bie 
Überweifung an die Empfänger zur Abfuhr nur gegen Empfangnahme des Holy 
verabſolgezenen⸗ geſchehen. 

2. Einzelne unbedeutende Bruch oder Frevelhölzer uſw, welche ihrer Bering- 
fügigfeit halber nicht aufzuarbeiten find, deren fchleunige Verwertung aber, um ber 
Entwendung vorzubeugen, notwendig ift, oder geringes zum Selbftroden überlaffenes 
Wurzelholz find auf Grund genauer Mefjung und Schägung in das NRummerbud 
einzutragen und nach der darüber vom Oberförfter zu erbittenden Kar itiien Ans 
weifung dem von demjelben beftimmten Empfänger, welcher zur baldigften Bei⸗ 
bringung des Holzverabfolgezettel3 anzuhalten ift, zu überweijen. 

1 Das zur Anfelten-Bertilgung benötigte Holz ift tunlichit in nächiter Nähe ° 
der Berwendungspläge einzufchlagen und zu Fangkloben zuzurichten, Iettere, wenn fie 
ihren Zived erfüllt haben, find bemnädjit zufamnıenzulegen, in Dieter aufzufegen und wie 
alles eingefchlagene Holz zu behandeln, alfo zu numterieren, au vereinnahmen und zum 
al zu len an daB Rummerbuch indeſſen als Holz ohne Werbungskoſten zu über⸗ 
nehmen. . 2. 

Die fänttfiden Koften für den Einfchlag ufw. des fraglichen golged find denmad bei 
den Snfeltenvertilgungstoften zu verrechnen. (M. 2. v. 5. 4. 1881, D. J. B. 16 ©. 135) 


6. Ubgabe von Waldbnebenprobuften. 
a) Im allgemeinen. 


8 62. 1. Gras, Waldſtreu, Pflänzlinge, Lehm, Sand, Steine, Torf und andere 
Waldprodufte, welche nad) einem beitimmten Maß im Wege des Meiſtgebots oder 
aus freier Hand verlauft werden, darf der Förfter nur gegen Wblieferung der vom 
Oberförfter ausgeftellten und vom Forſtkaſſen⸗-Rendanten bzw. dem Forſtgelderheber 
quittierten Verabfolgezettel überweifen, bzw. deren Entnahme geftatten. 

2. Sofern die Empfänger für dergleichen Nutzung zugleich Walbarbeit zu leiften 
Daben, wird dem Förfter dieferhalb die fpezielle Unweifung duch den Oberförſter 
erteilt. 

3. Die Abgaben von dergleichen Waldproduften hat der Förſter in ein dazu an⸗ 
zulegendes Unmeifebuch für Waldnebenprodulte in chronologifcher Reihenfolge ein 
zutragen. 

4. Die dazu gehörigen Bettel find forgfältig zu fammeln, nach ihrer Nummerfolge 
u ordnen und am Sahresfchluffe gleichzeitig mit den Solzverabfolgezetteln dem 
8 Grftmeifter (jet Regierungs⸗ und 32 zur Reviſion der Rechnungsbelege 
zuzuſtellen. 

1 Der mieiſtbietenden Aberlaffun von Nebennugungen auf nur ein Jahr oder bem 
meiftbietenden Verkaufe von Waldnebenprodutten ift, wenn dieſelben durch bie Käufer 
ſelbſt geworben werben jollen, insbeſondere alfo bein Verkaufe der einjährigen Kreszen 
don y% ufw. ober der Verpachtung gewiſſer Nutungen bon Korftgrundftüden au 
nur ein Jahr, eine Abfchägung zugrunde zu legen, welche ber Oberförfter in Gemeinſchaft 
nit dem A unter Berüdlichtigung bes bisherigen Ertrages, über den Wert bei 
Objekts aufzuftellen bat. 

Das ebnis dieſer Abſchätzung ift in befonderen Spalten ber aufzunehmenden 
et andlung einzutragen, und anı Schluffe fit unter biefen Spalten zu be 

einigen: 

„Borftehende Abſchätzung iſt von uns nad) deutlicher Abgrenzung und Bezeichnung 
der einzelnen Loſe vollzogen am. ............ LEN ......neennennenanssunanennennnennnne 18....... 

Der Operförfter. Der Föoͤrſter.“ 

(6 54 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 
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2 Bei den gegen Werbungskoften auf Rechnung der orliverwaltung geworbenen 
Borfinebenprobuften bat der Foͤrſter in ähnlicher Weile, wie für die Holanugung, über 
ie Werbungskoſten Qohnzettel aufzuftellen und ein Nunmer- und Anweiſebuch anzulegen, 
welches zur Ubzählung des Materials buch den Oberförfter und fpäter zur Eintragung 
der Berabfolgezettel dient. (8 60 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 


b) Heidemiete ufw. 

8 63. 1. Das Einfanmeln von Raff» und —— bzw. von Abraum, Lager⸗ 
holz uſw. darf der Förſter den Einmietern nur gegen Vorzeigung des vom Oberförfter, 
und wenn die Nutzung nicht unentgeltlich überlaſſen iſt, auch vom Forſtgelderheber 
vollzogenen Legitimationsſcheines bzw. dedentezetten unter genauer Beachtung der 
ihm vom Oberförfter bekannt zu machenden forſtpolizeilichen Beſchraͤnkungen geſtatten. 

2. Dasſelbe gilt, wenn andere Waldnebenprodulte, z. B. Streu, Heide, Gras, 
Waldfrüchte uſw. in ähnlicher Weiſe durch Ausgabe von Erlaubnisſcheinen zur Ge 
winnung bderfelben verwertet werden. 

3. Über die Vorfchriften, welche fir die zu Naff- und Leſeholz und zu fonftigen 
Holzes, Streus, Gras⸗ ufw. Nutzungen Berechtigten rüdfichtlich der Ausübung ihrer Be⸗ 
rechtigung beftehen, hat der Foörſter fi genau zu unterrichten und gehörig darüber 
u wachen, daß jenen Borfchriften nicht zuwider gehandelt wird, und daß unberechtigte 
Bertonen ſich nicht dergleichen Nutzungen anmaßen. 


c) Waldweide. 


$ 64. Der Eintrieb des berechtigten, wie des eingemieteten Weideviehes wird 
bon dem Förſter auf Grund des ihm vom Oberfpbrſter alljährli im Frühjahre zus 
quftellenben und im Laufe des — nach den etwa eintretenden Anderungen zu 
erichtigenden eibebudhe® und der für die Hirten etwa ausgefertigten Weidelcheine 
fontrolliert. In dem Weidebuch find ſowohl die Weideeinmieter und Pächter, eins 
fchlieglih der etwa zur Waldweidenugung veritatteten Forſtbeamten, mit der ein- 
gemieteten Viehgattung und Anzahl, ald auch die Weideberechtigten, mit der Angabe, 
ob und mit welchen Viehgattungen fie die Weide ausüben dürfen, ob und auf welche 
Biehzahl fie fixiert find, und welche außergewöhnlichen Befchränfungen in der Beit 
oder in fonftiger Degiehung Mr die Weidenugung etwa ftattfinden, zu verzeichnen. 
Sämtliche —2* er fixierten und unbeſtimmten Berechtigten ſind von dem 
Förſter zu verſchiedenen Malen während der Weidezeit nachzuzählen und die Reſultate 
der Zählung unter Ungabe des Datums in das Weidebuch einzittragen und unter 
ſchrifilich zu vollziehen, um danach Fontrollieren a können, ob und wieviel Vieh 
von den Berechtigten wirklich eingetrieben wird. Dasſelbe gilt von dem Vieh der 
Weidemieter. Das Weidebuch iſt am Jahresſchluſſe dem Forſtmeiſter (jet Regierungs⸗ 
und Forſtrat) gleichfalld zur Kontrollierung der Jahresrechnung einzureichen. 


7. Ausübung der Jagd. Schießbuch. 

8 65. 1. Für die abminiftrierten Sagden hat der Förfter den Abfchuß nur in⸗ 
foweit er ihm vom Oberförfter übertragen wird und nach deſſen fpezieller Anweiſung 
auszuüben. Er hat ein Schießbuch zu führen, in welches er alles in feinem Schutz—⸗ 
bezirte, fei e8 von ihm felbft oder einem andern erlegte, zur abminijtrierten Jagd 
gehörende Wild und auch das Fallwild nach Gattung, Geſchlecht und Stärke, unter 
Ungabe des Datums und Ortes der Erlegung, unverzüglich einzutragen hat. Für 
zur hohen und Mittel-Jagd gehörendes Wild ift auch der Name des Erlegers zu 
verzeichnen. Bu dieſem Behufe wird ihm der Oberföriter, wenn der Förſter bei ber 
Erlegung oder Auffindung nicht zugegen geweſen ift, jedesmal ſpäteſtens innerhalb 
ſechs Tagen die nötigen Notizen zuftellen. 

2. Dem Förfter gebührt für alle auf feinem Shugbegirt· erlegte Wild, welches 
zu der für Rechnung der Forſtkaſſe adminiſtrierten Jagd gehört, das taxmäßige 
Schießgeld, und zwar, ſoweit für einzelne Reviere wegen der Verteilung desſelben 
unter die Schutzbeamten nicht anderweitige Beftimmungen ſeitens des Miniſteriums an⸗ 
geordnet find oder werden, dergeſtalt, daß er für alles von ihm ſelbſt oder vom 

11* 
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Oberförfter, oder etwa einer dritten, nicht zum Forſtſchutzperſonale der Oberförfterei 
gehörigen Perfon erlegte Wild den vollen tarmäßigen Betrag, dagegen für alles von 
einem andern Forſtſchutzbeamten der Oberförfterei, oder von dem etwa vom Über: 
fürfter, befonders für den Abſchuß gehaltenen gelernten Jäger auf feinem Schub. 
bezirfe erlegte Wild nur die Hälfte des tarmäßigen Schießgeldes, der Erleger aber 
die andere Hälfte desfelben vom Oberfoörſter zu erhalten bat. Soweit ausnahms- 
weile die Adminiſtration auch auf die niedere Jagd fich erftredt, ift für Kleines Wild, 
welches auf vom Oberförfter mit eigener Aufwendung von Treiberlöhnen veranftalteten 
Treibjagden erlegt wird, nur die Hälfte des Schußgeldes, und zwar an ben Förſter 
des betreffenden Schußbezirkes, vom Oberförſter zu zahlen. 

Wird Schwarzwild auf der Treibjagd von einem Königlihen Zorftihup- 
beamten erlegt, der nicht der Förfter des betreffenden Schutbezirfes tft, fo hat der 
Erleger die —* des tarmäßigen Schußgeldes zu erhalten, gleichviel ob er zu dem 
Forſtſchugperſonale der Oberförfterei, in der die Jagd ftattfindet, gehört oder nicht. 

n den Königlichen Hofjagdrevieren verbleibt e3 bei den für die Verteilung der 
Schußgelder geltenden befonderen Vorſchriften. (M. L. v. 12. 5. 1906 — III 4972.) 

3. Dad Schießbuch Ift am Kahresichluffe dem Forftmeifter (jet Regierungs- und 
Horftrat) behufs Prüfung der Abſchuß⸗Nachweiſung eingureichen. 

4. Der Förſter iſt verbunden, den Oberföriter bei Ausübung der Jagd in feinem 
Schutzbezirke, auch wenn fie an den DOberförfter Derpagpiet tft, nach deſſen fpezieller 
Anweifung zu unterftügen und zur Erhaltung und Verbeſſerung der Wildbahn nad) 
Kräften mitzuwirken. 

Bemerkung: Es gehört zu den Dienftpflichten der Förfter, bei Dem 
Betriebe der adminiftrierten Jagd, auch außerhalb des ihnen fpeziell 
überwiejenen Schußbezirtes, in anderen benachbarten Schutzbezirken der» 
felben Oberfdrfterei, auf Anordnung und nach Anmeifung ihres Bor» 
gefesten Hilfe zu leiften. (C. 8. v. 27. 10. 1874.) 

5. Außer der Verhinderung der Jagdfrevel hat er daher, wenn ed nötig, das 
Austreten und das Abſchießen des Wildes an fremden Grenzen durch Däuflge 
Batrouillen auf den gefährdeten Streden zu verhindern, die Vertilgung ded Raub: 
zeuges fich angelegen fein zu laffen, die angeordneten Spurgänge auszuführen, bie 
Wildfütterungen nach Anweiſung des Oberförfterd zu beforgen und bei Herftellung 
der Salzleden behilflich zu fein. Auch für die verpachteten Jagden fteht dem Forſt⸗ 
ichugbeamten die Ausübung der Jagdpolizei zu, und tft er auch hier zur Verhinderung 
der Jagdfrevel verpflichtet. 

6. Auf den adminiftrierten oder dem Oberfürfter verpachteten Jagdrevieren fol 
es dem Förſter, wenn ihm die Führung der Schußwaffen oder die Ausführung ber 
Jagd nicht etwa Überhaupt unterfagt tft, für feinen Schutzbezirk und unbefchadet der 
gleichen Befugnis des Oberförfter8 und anderer Forftbeamten, geftattet fein, Füchſe, 
Marder, Fifchotter und fonftiges Kleines Raubzeug, ſowie Dachfe, Kaninchen, Waller 
hühner, Gänſe, Enten, Wachteln, Schnepfen, Belajlinen und Heine Brachvögel zu 
erlegen und nach Eintragung in fein Schießbuch, ohne dafür etwas zu zahlen, in 
feinem Nutzen di verwenden. 

7. Diefe Befugnis des Förſters unterliegt jedoch folgenden Einfchränkungen: 

1. Über alles vorftehend bezeichnete Wild, welches auf vom Oberforſier ver, 
anftalteten Treibjagden erlegt wird, fteht Die Dispofition dem Oberförfter allein 
zu. Der Förfter darf Treibjagden nur mit fpezieller fchriftlicher Genehmigung 
des Dberförfters anitellen. 

2. Füchſe darf der Forſter, ſoweit nicht deren Schonung zeitweiſe angeordnet wird, 
und dann das Schießen, Graben und Fangen derfelben ganz unterbleiben muß, 
zu jeber Beit Tchießen und fangen und mit Erlaubnis des Oberförfters auch 
graben. 

3. Dachfe darf der Förfter fo lange nicht fangen oder erlegen, als e3 ihm von 
Oberförfter etwa unterfagt wird. Das Dachögraben ijt nur mit jedeömaliger 
ipezieller Genehmigung bes Oberförfterd auläffg. Das nächtliche Heben des 
Dachſes und das Schießen auf dem Unftande am Bau ift gänzlich unterfagt. 
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4. Enten, Bänfe und Waldichnepfen ufw. darf der Förfter nur auf. dem Zuge, Ein» 
falle, Striche ſchießen. Die Suchjagd ift ihm nur weit fpezieller Genehmigung 
des Oberförfterd an den von diefem dazu bezeichneten Orten geftattet. 

5. Der Droffelfang ift nur in der hierzu frei gegebenen Beit und an den vom 
DOberförfter zur Unlegung eines DBohnenftriches geftatteten Orten zuläffig, kann 
aber von der Negierung auch ganz unterfagt werden. Soweit durch gejehliche 
Beitimmung oder polizeiliche Verordnung der Yang der Krammetsvögel ver- 
boten ift, haben fich jelbftverttändiic) auch die Forftbeamten biernach zu richten. 
Bogelberde dürfen nicht geftellt werden. 

6. Der Oberförfter ift befugt, für einzelne Nevierteile, in denen bie Jagd ihm 
verpachtet ift oder adminiftriert wird, zeitweife das Schießen ganz zu unter⸗ 
fügen. Für alle übrigen verpachteten Jagden entfcheiden feine Vorgeſetzten 
darüber, welche Befugnifje dem Förſter in betreff der Jagdausuübung nad 
Maßgabe des Pacht⸗Kontraktes zugeftanden werden Können. 

In einem Falle darf der Förſter zu irgend einer Art Jagd andere Teilnehmer 
ohne Erlaubnis des Oberförfters zuzichen. 


2 Jagdliche Befugniſſe der Forſtſchuzbeamten. 


1. Die Befugniſſe beadlic) der Jagd ftehen nur ben etatSmäßig angeitellten 
Borftfhugbeanten zu. Ob und wie weit fie auch ben Korftauffehern und ıtpjögern 
einzuräumen, bat ber Oberförjter im einzelnen alle zu beftimmen. ($ 71, f. 2.) 


2. Srammeispogelfang. 

Die Drofjeln (ranımetspögel) baden nad 8 39 der Jagdordnung (X C 3 d. W. 
eine Schonzeit vom 1. Januar bis einfchl. 20. Septeniber; nad 8 40 kann fie bur 
Beſchluß des Bezirksausſchufſes bis einſchl. 30. Septeniber binausgefchoben werben. 

Dadurch, daB noch lange Zeit nad Beendigung bes Krammetsvogelfanges bis in 
den Winter hinein die mit Beeren verfehenen Dohnen aufgeftellt bleiben, werben ein» 
Dar Singdvögel, welde nicht zu den Quavögeln gehören, in großer Babl gefangen. 

m Intereſſe be Dogellanges beftimme ich, daß von den Beamten der Staatsforit- 
verwaltung (vgl. $ 65 Abſ. 7 Mr. 5 d. Förſter⸗Dienſtinſtr.) die Dohnen nur während ber für 
den Drofielfang freigegebenen Zeit janeiih zu balten find. Nah Ablauf diefer Beit find 
— die Dohnen abzunehmen oder die Schlingen an denſelben auszuziehen oder ganz 
zu entfernen. 

In gugbpadhtberizäge, welche ben Pächter ausnahmswelfe zum Krammetsvogelfang 
wi einer tant5mahung berechtigen, ijt fortan eine gleichartige Vorfchrift aufzunehmen. 
(M. L. v. 13.7 

Die Verwendung ber insbeſondere ben kleinen Singvdgeln verderblichen Anterjejlingen 
— zu verbieten, erſcheint erfordberlih. Die Herren Regierungspräſidenten wollen 
daher diesbezügliche Apligeilihe Vorichriften herbeizuführen fuchen, auch bie Anordnungen 
der Berfügung vom 13. 7. 1898 (III 10630, I B 5235), betreffend das Ausziehen der 
Schlingen nah Schluß ber Fangzeit, in Erinnerung bringen. 

über die Uufftellung der Dohnen in ber Weile, daß ber untere Rand der Schlinge 
ih mindeftend 6 cm über ben unteren Bügel der Rute befindet, laſſen fi) polizeiliche 

orfehriften, gegen deren Verletzungen Strafen anzudrohen wären, nicht treffen, weil ihre 
Durchführung nicht zu ermöglichen iſt. gar erwünfcht halte ich e8 jedoch, daß bie Regierungen 
die Dohnenfteller in geeignet erfcheinender Weife auf eine richtige, d. h vornehmlich nicht 
zu tiefe Stellung ber Schlingen hinweifen und die im diefer Beziehung beim Dohnenfang 
beobadsteten Übelftände durch Belehrung zu beſſern bzw. zu bejeitigen fuchen. Babel 
dürfte der in der Nr. 50 (Jahrgang ) ber Beitfchrift „Der Weldniann” auf Seite 661 
enthaltene Artikel des Wildmeilterö Quther zu Bückow über Krammetsvogel⸗Abſchuß und 
fang” einen geeigneten Anhalt bieten. 

Die Königlichen Reglerungen haben die Staatsforfibeamten auf bie zwecdienliche 
Stellung der Schlingen aufmerkjan zu machen und dabei bie Beitimmungen ber Ber- 
fügung vom 13. 7. 1898 (III 10630, I B 5235) in Erinnerung zu bringen. (M. f. 2. 
v. 11. 2. 1901 — III 2033 —, 2. 5%. 8. 33 ©. 112.) 


3. Yussug aus den allgemeinen Sedingungen für die Jerpachtung forfifiskalifher Jagden. 
(M. 2. dv. 23. 5. 1906, M. BL. f. 2. ©. 247.) 


S 1. Die Jagd in dem verpachteten Revier muß pfleglih und weidmänniſch be» 
Handelt werden. & darf jedoch nur ein der Große und den befonderen Verbältniffen bes 
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Jagdrevieres entſprechender Wildftand, namentlich an Rst-, Dam» und Rehwild, gebalten 
werben. Die Königliche Regierung ift berechtigt, wenn das Wild fi) über die nad) ihrem 
Ermeſſen zuläffige Grenze vermehrt bat, eine Berminberung bes Wildftandes vom Pächter 
au fordern, und wenn biefe innerhalb ber hierfür beſtimmten Beit nicht vorgenommen 
wird, oder dom Pächter nicht erreicht werben Tann, ben Abſchuß einer von Ihr feitzufegenden 
Stüdzadl beſtimmter Wildarten durch Forſtbeamte bewirken zu laffen. a3 bon biefen 
erlegte Wild wird für Rechnung bed Pächters verwertet. 

Schwarzwild darf auf dem verpachteten Revier nicht gehegt werden, a vielmehr zu 
bertilgen. Die Koͤnigliche Regierung tft bereditigt, wenn fie e8 für erforderlih hält, 
Jagden zur Bertilgung des Schwarzwildes anzuordnen, Forſtbeamte mit feinem Abſchuß 
zu beauftragen, oder das ——— in Saufängen oder ⸗gruben zu fangen. Das 
erlegte Schwarzwild wird für Rechnung des Fiskus verwertet. 

— &n ben en, in benen gur Verminderung bes Wilbftanbes Forſtbeamte mit bem Abſchuß 


83 Bau 
von Wild beauftragt werben mäffen, rer ihnen nur An: daß erlegte Schwarzwild bas tarmäßige 
Echußgeld zu, nicht aber für das übrige Wild, daB für Rechnung des Jagdpächters verwertet wird. — 


8 2. Das Fangen und Töten ber Iand- unb föorſtwirtſchaftlich nützlichen, für die agb 
nicht überwiegend fchädlicden, nicht jagbberen Eäugetiere und Bögel wird dem Pächter 
unterfagt. Dies gilt indbefondere von Igeln, Sledermäufen, Eulen (mit Ausnahme des 
uhus Buſſarden, Turmfalken, Staren und Spechten. 

ie Adler (Stein⸗ Sees, Fiſch⸗, Schlangen⸗, Schreiadler), ſoweit fie im Jagdrevier 
orſten und dieſes nicht nur auf den Zuge berühren, ſowie bie —A Bögel ( Danzer 

tor, Kormoran um) deren Schub zur Erhaltung ber heimifchen Fauna bon ber 
Forſtverwaltung angeordnet wird, dürfen nicht erlegt werben. 

Der Königlichen Regierung fteht auch das Recht zu, wenn fie e8 zur Belämpfung 
oder Verhütung der den Walde durch Spnfelten oder Mäufe drohenden Gefahren für 
notwenbig erachtet, das Schießen und Fangen von Küchfen und Dachfen (etzterer aud) 
außerhalb ber gejeglihen Schonzeit) zeitweiſe ganz zu unterfagen. 

— Der 8 2 wird von ben Königlichen Regierungen nad ben befonbeven Berhältnifien eines 

jeben Bezirkes zu erweitern unb bie Zahl ber zu [onenben Tiere entfpreend gu ergänzen ein. 

Sn gleidem Umfange wie ben Jegppäßtern ift auch den Forſtbeamien das Fangen und Töten 

nüglier oder feltener Säugetiere und Vögel zu verbieten. 

mache beſonders darauf aufmerffam, ba nad) 8 I bes Wilbfchongefeges vom 14. Jult 1904 

gest 8 1 ber Jagdordnung) bie Wdler gu ben jagbbaren Tieren Ei ven, baß mithin bie ⸗ 

eamten fie ohne beſondere Erlaubnis nicht erlegen dürfen, und baß das Ausnehmen von Wien 

und Zungen dieſer Bögel verboten tft. Ich ſtelle es auch ber Königlichen Regierung frei, wo fie es 
für wünfdgenswert erachtet, das Erlegen von Ablern ganz gu verbieten. — 

8 3. Windhunde, forwie Tautjagende 3 dhunde oder Braden dürfen zur Jagd nur 
mit ausbrüdlidher Genehmigung der König Iden Megierung benugt werden. 

Alles Rot- und Dammild darf nur mit ber Kugel, niemals mit Poften oder Schrot 
geſchoſſen werben. Rehwild tft auf der Birfch ftetS mit der Kugel zu ſchießen. ur 
ausnahnısweife dürfen Rehe au Zreible den mit Schrot erlegt werden. 

Es find überhaupt nur weidmänniſche Fagbarten geftattet. Das Fangen bes Wildes 
I Reden, insbefondere da8 Anlegen und die Benugung don Entenfängen und Vogelherden, 

erboten. 

Der Krammetsvogelfang kann dur bie Königliche Regierung verboten werden. 
Mit dem Beginn bee Schonzelt jür die Droffeln bat Pächter in den Dohnenſtiegen ent- 
weder die Dohnen abgune men oder die Schlingen auszuziehen oder ganz zu entfernen. 

8 4. o bas verpachtete Revier an einen anderen fiskaliſchen Ne 
grenzt, darf die Anftandsjagd nur in einer Entfernung von mehr als 200 m bon deſſen 

renze ausgeübt werben. 

Wenn angefhoffene® Rot⸗ Dam, Schwarg oder Rehwild in einen angrenzenden 
fistalifhen Jagbbezirk übergeht, fo iſt Pächter verpflichtet, fobald er hiervon Kenntnis 
erhält, dem nächften Töniglicden Forſtbeamten möglichft fofort, ſpäteſtens aber binnen 
swölf Stunden Anzeige zu eritatten. 

10. Pächter kann bie Löniglichen Horftbeamten nicht hindern, ben ihm verpachteten 
Jagdbezirk zur agb auägerütet und ntit Hunden gu begeben, die jeboch, folange fie 
nit zur Ausubung ber der Königlichen Forſtverwaltung etwa vorbebaltenen oder den 
Forſtbeamten überlofenen Jagd gebraucht werden, auf Berlangen gekoppelt werben müſſen. 

Pächter bat nad den Beitimmungen ber hierunter rten „Boriäriften über 
bie Befugniſſe der Forſtbeamten zur Rukung des Raubzeuges uw.“ ben in diefen Bots 
Ihriften genannten Töniglichen Forſtbeamten die Ausübung der Jagd auf Raubzeug und 
die näher beftinnmten anderen Wildarten zu geftatten. 

ft der Paächter der Revierverwalter, jo beftimmen ſich bie Jagdbefugniſſe feiner 
Vorgelebten und ber Forſtſchutzbeamten nach den darüber erlaflenen Dienttoorfehriften 
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(insbeſondere nach 8 65 ber Geſchäftsanweifung ir die Dberförfter und nach 88 65 und 71 

der Förfterbienftinfteuftion), die aber, ohne daß dem Pächter deshalb ein Anfpruh auf 

tihädigung aufteht, während der Dauer bes Bachtvertrages jederzeit abgeändert werben 
nen. 


4. Yorfehriften über Die Yelngniffe der Korfibenmten zur Yukung des Zaubzenges 
und der kleinen Vildarten bei Jerpachtung Torfifiskalifcher Soden s 

8 1. Der Revierverwalter, die ihm borgefehten höheren Forſtbeamten und die etat8- 
mäßigen Schußbeamten innerhalb ihres Dienftbezirfes dürfen, folange das Fangen und 
Töten einzelner Tierarten von der Königlichen Regierung nicht ganz berboten ift, Fuchſe, 
Dachſe, Marder, Fiſchotter und fonitiges Kleines Raubzeug, ein Sehe der nicht jagd⸗ 
baren Raubvögel, ſowie Kaninchen, Gänfe, Enten, Wachteln, Brachvögel, Waldfchnepfen, 
Sumpfſchnepfen, bie nicht „jendöaren Sumpf. und Waſſervögel, wilde Tauben und 
Droſſeln erlegen und Er ezablung behalten. 
Beisein iefe den Forſtbeamten gegebenen Yagdbefugniffe werden aber wie folgt 

räntt: 


a) Füchſe darf der Forſtbeamte ſchießen oder fangen und nılt Erlaubnis des Revier⸗ 
verwalters auch graben. Xreidjagden auf Füchfe darf er jedoch nur mit aus⸗ 
drucklicher Erlaubnis des Pächter unternehmen. Die Verfügung über die Füchſe, 
welche auf dem vom Pächter auf defien Koſten veranftalteten Treibjagden gefchoffen 
find, fteht dem Pächter allein zu; 

db) Dachſe darf der Forſtbeamte fchießen und fangen. Das Graben derſelben barf nur 
in der Art ftattfinden, daß das Zeritören ber Hauptbaue vermieden wird. ift 
dazu jedesnial die bejondere Erlaubnis des Revierverwalters erforberlich. 

a8 nächtlide Heben bes Dachſes iſt gänzlich unterfagt. Ebenſo ift bas 
Schießen der Dachſe auf dem Unftande am Baue verboten; 

e) Enten barf ber Forſtbeamte auf dem Zuge ſchießen. Das Suden und bie agb 
auf junge Enten jowie auf Maujer-Enten ift demjelben jedoch nur mit ausdrüdlich 
dazu vorher eingeholter Genehmigung des Pächters geftattet; 

d) Waldſchnepfen auf dem Zuge zu jchießen ift dem kei geſtattet. Das 
Suchen nad Waldſchnepfen darf jedoch nur da, wo e8 ohne nachteilige Beunruhigung 
bes Wildftandes geicheben Tann, und alſo jedesmal nur nad) borber bon dem 
—** eingeholter Erlaubnis und an den bon demſelben geſtatteten Orten, ſtatt⸗ 

nden; 

e) Heine. Schnepfen und Belaffinen darf der Forſtbeamte fuchen und erlegen. Es 
ſteht indeſſen dem Pächter frei, diejenigen Orte, in welchen er dieſe Jagd für fidh 
borbebalten will, von der Mitbenugung der Forſtbeamten auszuſchließen, wobei 
jedoch darauf zu achten ift, daß dadurch den Iehteren nicht jede Gelegenheit zur 
Ausübung diefer Jagd entzogen werde. Entſteht über die Frage, in welchen: 
Umfange diefe Jagd den Horitbeamten zu belaſſen tft, Streit, fo enticheidet hierüber 
die Regierung; 

f) den Fang ber Droffeln darf der Forſtbeamte, folange die Nlönigliche Regierung 
ihn nicht verbietet, unter Beachtung der gefetlicden und poltzeiliden Vorſchriften 
und unter geböriger Schonung der jungen Holzbeftände bei Unlegung des Dohnen⸗ 
ftiegeS ausüben. 

Pitt dem Beginn der Schonzeit find entiveber die Dohnen abzunehmen oder 
die Schlingen an denfelben ausgugiehen oder ganz zu entfernen. ogelberde 
find verboten. 


8 3. Die Regierung bat das Recht, die im $ 1 und 2 erwähnten eu e auch 
auf andere Forſtbeamte, welche dienſtlich auf dem Pachtreviere befchäftigt find, auf Widerruf 
auszudehnen. 

Die Königliche Regierung wird von dem Recht, auch anderen auf dem Pachtrevier dienſtlich 

dieſelb blichen Beiugni ben, bie den im 81 » 

her Btenct Gebranh gu ninden ——— 
Beamte ausgeiählofien werben.“ 


2 Beteiligung an Jagden außerhalb bed Schutzbezirkes. 


Außerhalb ihrer Schutzbezirke tft bie Beteillgung ber Förſter an ben 
Abminiftrations » Jagden in weit entfernten Nebierteilen von den SOberförftern nur 
dann gu verlangen, wenn fie deren Hilfeleiſtung aut Erreichung des Zweckes ber KH 
namentlich au erfolgreicher Jagd auf Schwarzwild, als erforderlih erachten u ie 
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——— zu ſolchen Jagden unbeſchabdet anderer, wichtigerer Dienſtgeſchäfte ge 
ehen kann. 

Daß bie Mitwirkung ber Foͤrſter bei ben Adminiſtrations⸗Jagden außerhalb ihrer 
Schußbezirke nicht in unbilligem Maße, insbefondere nit in zu weit von ihrem Wohn- 
fite entfernten Revierteilen in en genommen wird, haben bie betreffenden Forſt⸗ 
et bie Königlichen Regierungen zu überwachen. (F. M. v. 27.10.1874, 


3 Anpachtung fremder Jagden burd die Revierverwalter. 


1. Durch den Runderlaß vom 15. April 1838 — 2777b — ift ben Koniglichen Re 
gierungen überlafjen worden, von Fall zu Fall darüber zu befinden, ob bie bon Revier⸗ 
beriwaltern beantragte Genehmigung zur Anpachtung der Jagden nad Lage ber 
Berhältniffe zu erteilen ober abaulehnen tft. Es bat fi) babei vielfach der Grunbfah 
eingebürgert, daß die Genehmigung zur Anpachtung fremder den ben Revierverwaltern 
nur erteilt wird, foweit fie fi) verpflichten, das in den Pachtjagden erlegte Wilb > geni er 
Wildarten, beſonders des Rot⸗, Schwarz⸗ und Rehwildes, auf ben Admmiſtrationsbeſchuß 
ihrer Staatswaldjagd zu verrechnen, daß unter dieſer Vorausſetzung aber fiskaliſche Bei⸗ 
träge zur Anpachtung berartiger Jagden in ftetS wachſendem Umfange bier beantragt 
werden. 

Sole fiskalifchen Jagdpachtbeiträge werben Tünftig nur noch ausnahnisweiſe in 
defonders gearteten Faͤllen diesſeits bewilligt werben. 8 ® 

Den Königlien Negierungen wird aber anbeihigegeben, in allen a em 
in denen fie nach ihren: pflichtmäßigen und verantwortlichen Ermeſſen eine t 
der Staatsjagdintereflen dadurch für ausgeichloffen erachten, denjenigen Revierverwa 
welche Staatsjagden verwalten, die Anpächtung fremder Jagden unter ben nachſtehenb 
zu 1 bis 3 aufgeführten Bedingungen zu geftatten: 


1. Gleichzeitig mit dem jährliden Beichußplan über die Wöminiftrattonsjagb —* 
beſonderer Beihußplan (auf demſelben Formular) einzureichen und feſtzuſtellen 
über ben auf Pachtjagden bes Revierverwalters beabſichtigten Abſchuß ber im 
Staatswald zur Möntiniftrationsfagb „gehörenden Wildarten. 

Dieſer Beſchußplan tft für den Revierverwalter in gleicher Weiſe maßgebend, 
wie ber Beſchußplan der abmıiniftrierten yagt. Fur die Forſtkaſſe find Einnahmen 
aus bem Abſchuß in Pachtjagden des Oberförfterß nicht zu verrechnen, abgeſehen 
bon den nachitehend zu 3 erdrterten Fällen. 

2. In den Beſchuß⸗Nachweiſungen und in den Sciekbüchern ber FFörfter tft ba in 
derartigen Pactjagden erlegte Wild, foweit es zu den im —e— dem 
Adminiſtrationsbeſchuß unterliegenden Wildarten gehört, am Schluſſe unter der 
überſchrift: „Abſchuß auf Pachtjagden des Revierverwalters“ nad ben für 
die verwaltete Jagd geltenden Vorſchriften mit der Maßgabe einzeln einzu⸗ 
— oh, die für die Beldeinnahme der Forſtkaſſe beftinmte Spalte 9 unaus- 
ge eibt. 

y" bie Beſchußrechnungen find dieſe Eintragungen nicht zu übernehmen. 

en Forſtſchutzbeamten ift Schußgeld für derartiges auf Radtjagben bes Revier 
beraten erlegtes Wild nach den für die Staatsjagden maßgebenden Beitimmungen 
au entrichten. 

Bei entitehenden Zweifeln entfcheidet die Königliche Re lerung darüber, welcher 
Drfter das auf Pachtſagden des Revierverwalters erlegte ſchußgeldpflichtige Wild in 
einem Schießbuch nachzumeifen bat. 

3. Die Königliche Regierung bat fih ausdrüdlih das Necht vorbehalten, bei eigen- 
mächtigen Überfigreitun en bs Pachtjagd⸗Beſchußplanes durch ben Pächter das in 
ber Pachtiagd erlegte Wild ganz oder teilweiſe der Staatsjagd⸗Beſchußrechnung zu 
aujehen, aljo die Vereinnahmung des entiprechenden Nettowertes zur Forktaffe 
anzuordnen. 

Ich bemerke ſchließlich ausdrücklich, daß die vorſtehenden Stnwungen (gu 
1 big 3) nur für die nad) Erlaß biefer Serfügung au genehmigenden Jagbpachten 
gelten, aljo auf bie laufenden Sagdpachtverträge feine Unmwendung finden. (M. L. 
v. 1. 5. 1901, Jahrb. 8. 33 ©. 207.) 


2. Unpadtungen von Jagden auf Forſtenklaven und bon anderen 
Hußjagden. 
Bur Verminderung des Schreibiwerfes beftinnme ich, daß es meiner —— 
zur Anpachtung der Jagd auf ſolchen Enklaven, welche keinen eigenen Jagdbegi 
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in Zukunft nicht bedarf, ſofern bie Königlichen Regierungen fon auf Grund ber SYagd- 

polizeigefete als Vertreter bes Korftfisfus in feiner Eigenichaft als Eigentümer des un 

liegenden Waldes zur Anpachtung befugt und auch ohnebies in ber Regel zum 
aß des Wildſchadens verpflichtet find: Kianb » 

Die hohe d, einſchließlich der Rehjagd, wird auf biefen Flächen in ber Hegel zu 
abminiffrieeen 5 Die Sticherjngb darf be — — gegen eine ihr an. 

emeflen ericheinende Patente gung an den Pächter des die Enklave umſchließenden 
R oritingbbeatztes ünftigbin felditändig in Afterpacht abgeben. 

Handelt es fi jedod um Anpachtung anderer, nit unter Enflaven im obigen 
Sinne fallender Schußjagbden, o ift nad) ben Beftimmungen des Aunderlafies vom 1. Mai 
db. Is. — DI 6479 — au verfahren, db. 5. e8 iſt bem Revierverwalter die Anpachtung 
je eigene Rechnung unter ber Bedingung ber Einhaltung eines Beſchußplanes ufw. zu 

eftatten. 
® Jedenfalls dürfen für Pachtjagden letzterer Art nur unter ganz beſonderen Berbält- 
niffen Aufwendungen aus forſtfislaliſchen Fonds gemacht werden, und behalte ich mir bie 
Genehmigung bierzu in jedem Einzelfalle vor. (M. C. v. 23. 10. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 31.) 


9. Sin den Staatswaldungen iſt fortan beim Ablauf der Verträge Über bie ben Ober⸗ 
förftern Überlafiene niebere Jagd in der Regel die Sapd auf Salanen, wo ſolche vorlomnıen, 
mit zu verpachten. (M. 2. v. 8. 8. 1898, D. 3. ©. 30 ©. 337.) 


4 Rotwildabſchuß. 
ao einer großen Bahl von Rotwildrevieren ift das Geſchlechtsverhältnis ein fehr 
ungünftiges. 

Es wird ben Herren Oberforftmeiftern baber zur Pflicht gemacht, unter Zuziehung 
der Herren Regierungd- und Bere darauf hinzuwirken, daß ein Verhältnis des männ- 
liden Rotwildes zum weiblidyen, ohne Einrechnung ber Kälber, von 1:2 bis böchitens 
1:3 in abfehbarer Zeit erreicht wird. 

Nach Lage der Berbältniffe wird zu dieſem Zwecke unter Beraeiatigung des Grenz⸗ 
— a Mutterwild zu vermindern, bzw. der Abſchuß bes männlichen Wildes zu 

eſchraͤnken fein. 

Dft wird biefes Biel nur dadurch erreicht werben Tönnen, baß neben gefteigerten: 
Mutterwildabfchuß, der Abſchuß von Spiekern und geringen Hirfchen, mit Ausnahme bon 
Kümmerern, für eine Reihe von Jahren gänzlich unterbleibt. 

Bet der Beurteilung der Frage, ob ein Hirſch als Kümmerer abgeſchoſſen werben 
muß, find in erfter Linie die Formen und Stärke des ſtoörpers maßgebend, weniger bie 
Geweihverhältnifie, ba den Geweihe eines ſehr jungen Hirjches feine Entwidelungsfähigkeit 
meift nicht angejehen werden Tann. 

Auch tft darauf zu achten, daß ber Abſchuß des Kahlwildes mehr als bisher auf bas 
Ihwädfte Stüd gerichtet wird. 

Zur befferen Kontrolle der Handhabung bes Abſchuſſes in biefem Sinne, fowie zur 
Bejeitigung don Härten iſt für das Rotwild die Einführung von Gewichtstaxen gu bean- 
tengen, wo ſolche noch nicht beſtehen. Bei biefen Taren müflen für auffallend ſchwache 
Kälber und Tiere — Taxklaſſe a — merklich niedrigere Sätze eingeführt werben, als für 
ſtarke Stüde besjelden Alters. 

Die Budung dat nad) der weibmännifchen bzw. Altersbezeichnung unter gleichzeitiger 
Angabe, ob das Stüd in die a» oder b⸗Klaſſe fällt, zu erfolgen. Umſtändliche Verfahren 
zur Gewichtsfeftftellung find zu vermeiden. 

Bon ber Eingatterung bon Nabelholzkulturen und größeren Wiefenflädden ift Tünftig 
möglichft abzufehen. Wo jeboch der Wild tand folhe Ausdehnung annimmt, da es diejer 
—ã— bedarf, hat ſofort energiſcher Abſchuß zur Verminderung des Beſtandes 
tattzufinden. 

Den Revierverwaltern darf bie Anlage von kleinen Fruchtäckern für das Wild als 
—— — Zwiſchennutzung auf Teilen von Abtriebsflachen auf eigene Koſten ge 
tattet werden. 

Sinngemäß tft aud) bein: Rehwild gu verfahren, und wird überall, wo das Geſchlechts⸗ 
verhältnis nicht durch ftrengere Winter oder ſtarken Grenzabſchuß geregelt wird, auch auf 
ftärteren Abſchuß von Niden hinzuwirken fein, um auch bier ein normales Geſchlechts⸗ 
verhältnis herbeizuführent. 

Diefe Beitimmungen beziehen ſich nicht auf bie ofingb- und Birfchgebege, in denen 
fon ohnedies eine rationelle Behandlung bes Wilditandes gewährleiftet wird. (M. L. 
v. 23. 10. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 20.) 
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5 Gewichts. und Schußgeld⸗Taxen. 
(Die Sewiätsgahlen bestehen ſich auf aufgebrodenes Bild.) 
1. Gewichistasen für Zetmwild.*) 


bie D 
orftlafie Scußgelb 
. suführen B 
Kälber (ohne Trennung der Geſchlechter) . . 2) bi x8 einſchl. > 
a) bi8 50 k 15 „ 3_ 
Sämaltire . 2.2.0002 h) Darin 82 3 7 
a) 19 „ I, 
—BV 305. 
" a) bi3 55 kg 18 „ 4. 
Spießer 2. b) darüber 2 _ 4, 
Weringe Hirfche bis 8 Enden einſchließlich . 8 DIE 80 ke 22 8: 
Bering jagdbare bis ftarke Hirſche vom 10er bis 100 kg 3 „ 10 . 
aufwät . . . . .. b) darüber 3 „ 10 


Anmerkung: Kälber und Schmaltiere werden als folche bis zum lebten März des 
auf die Geburt folgenden eriten bzw. zweiten Jahres verrechnet. 

Eine nennenswerte Vermehrung des Schreibiverkes tritt nicht ein, dba es genügt, 
wenn in den Beſchuß⸗Nachweiſen und Rechnungen in bie auszufüllenden Spalten ftatt 
„i” der Buchftabe „a” oder „b*, je nachdem es fih um ein Stüd ber niedrigeren ober 
höheren Tarklaſſe ber betreffenden Wildgattungen handelt, eingerüdt wird, und da bei ber 
Aufftellung der Beſchußplane die Unterteilung des Abſchuſſes nad den Tarflaffen a und b 
gvetmäBig unterbleibt und der Nettomwert, welcher für die ne u erwarten ift, der 

infachheit wegen grundfäglich nach der Tarklafie a, in der fi) der Abſchuß ohnedies in 
der Hauptjache beivegen wird, ermiitelt werden Tann. 


2. Gewidhtstaren für Jamwild. 


Die für Damwild an die Forſtkaſſe abzuführenden Rettowerte und bie nach der 
Forſter⸗Dienſtinſtruktion an die Sorftichugbeamten zu zahlenden Schußgelder find Bis auf 


weiteres —ã 
A. Fuͤr die Regierungsbezirke Königsberg, Gumbinnen, Danzig und Marienwerder. 


I. Für männliches Dammwild: 

Un bie 

orſtkaſſe Schußgelb: 
führen: 


abzu : 
a) im Gewicht bis zu 20 k 2.2... HME 2 ME. 
b) über 20 68 30 kg... . »...:..9, 2 „ 
2 »30 „0 - : : 2: 2.2... 1 2 „ 
2 -0 2 222.2... 4. 4%. 
eo) „ Okg.... 2... 18 „ 6. 


U. $ür weibliches Damwild, 
n 


die 
orfitafle Schußgeld: 
abafüßeen: Sub 
a) im Gewicht bis gu 20 kg . 5Mk. 2ME 
b) über 20 bis 30 kg. . . . 2... 8 „ 2 „ 
>» .- 00.40, : .......190_, 2 „ 
„» 0 .....2. 2.2.0.3. 4, 


B. für alle übrigen Regierungsbezirke. 
1. Fuͤr männlidhes Dammild: Bi 
n 


Korhfaffe Säußgelb: 


8 im Gewicht bis 15 kg. . . .». .. 6Mk. 2ME 
b) über 15 bis 2 kg. . . . 2... 9 „ 2 „ 
o  . 33. %.... 20.2... 12, 3 „ 
dd. 40 „ 5. 2.2.2 .20.0:...16 „ 4 „ 
eo) „ 55ER... . 2 2 2.200.200 „ 6. 


*, Die ——— in den Taxen koͤnnen für bie einzelnen RtegierungsDegixte nad Maßgabe ber 
Srtliden Gewidtsperhältniffe verſchieden ſein. Die Hier angegebenen Gewichtsgrenzen find die für bem 
Regierungsbezirk Merfeburg gültigen. 
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II. Fur weiblide8 Damwild: 
An bie 
orftlaffie Schußgelb: 
adzuführen: 
a) im Gewicht bis u Skg . . .. 5ME 2Mtk. 
b) über 15 bis 25 —— 8 „_ 2 ; 
Ei ET BT 6660 3, 
—666 4 „ 
Ausgenommen bierbon find die In ben Meglerungsbezirten Potsdam, Magbeburg 
und Hannover belegenen Hofjagdreviere. In diefen beivendet es bezüglich der Verrechnung 
des erlegten Damwildes bis auf weitere bei den beftehenden Beitimmungen. 
Sm einzelnen wird noch folgendes beftimnit: 
1. 3m Beſchußplan (Anlage R ber Gefchäftsanweifung) find die bisherigen Spalten 
je nad Bedürfnis beizubehalten (Starker Scaufler, Halbfchaufler, Geringer Hirſch, 
Spießer, Alttier, Schmaltier, Kalb); es find aber bie tarmäßigen Nettowerte auszumerfen 


für die Spalte: Shauft h 
aufler un 
Geringer Hirfch } nad 1d, 
— Ib, 
er un 
Scmaltier nad) Ilc, 
Kalb nad) Ma. 

2. der Beſchuß⸗Nachweiſung und ⸗ñechnung fowie in ben Schiekbücdern find die 
zu —— Stücke unter ben neuen (9) Gewichtsklaſſen einzutragen. 

Un aber ein niöglichft zutreffendes Bild darüber zu gewinnen, ob ber Abſchuß 
tationell und in finngemäßer Unmwendung meiner Verfügungen bon 23. Oktober 1901 
(III 14865) und vom 29. November 1904 (III 15 631)*) gehandhabt worden ift, muß in 
der Beſchuß⸗Nachweiſung bei jedem einzelnen Stüd erfichtlicy gemacht werben, wie e8 nad) 
den Spalten des Beſchußplanes weidmänniſch anzuiprechen war; im einzelnen hierüber 
Anordnungen zu treffen, bleibt der Königlichen Regierung überlaffen. Kälber und 
Schmaltiere gelten als folde bi zum 31. März des auf bie Beburt folgenden eriten bzw. 
zweiten rag 

3. Das Fallwild ift gutachtlid — alfo ohne genaue Gewichtsfeititellung — in die 
Gewichtsflaffen einzutragen. 

4 und 5. (ebenfo wie in dem (Hierunter folgenden) Erlaß vom 19. Februar 1904 
ar betreffend Zaren für Rehwild. (M. L. v. 3. 2. 05 — III 12631 —, M. BL f. 

. ©. %.) 


3. Gewichtetaren für Behmild. 
Bom 1. April 1904 ab find die Rehmwildtaren (die an die Forftlaffe abzuführenden 
Rettomwerte) bis auf meiteres Pa 5 
für bie Regierungsbezirke Königsberg Gumbinnen, Danzig Marienwerder, Köslin, 
Poſen und Bromberg 


für 
Re weibliches 
im Gewichte von ehwild 


a) unter 10 ke auf. ra 8Mk. 3 ME. 
b) 068 Ss kg auf - ». » 22202... 70, 5 
c) über 15 bis 19 kg auf. . . *" ...9, — 
dd „. Ikgauf. . . a 5 — 9, 


für die übrigen Negierungsbezirke: Potsdam, Frankfurt a. O. Stettin, Stralfund, 

Breslau, Liegnitz, Oppeln, Magdeburg, Merfeburg, Erfurt, Schleswig, Hannover, 

— üneburg, Stade, Osnabrüd, Minden, Arnsberg, Caſſel, Wiesbaden, 
oblenz, Düffeldorf, Coͤln, Trier, Machen 


a) unter 10 kgalf. -. . » 2 220... 4Mt. 3 Mt. 
b) 10 bis S5kg auf . . . 2222 T m 5 „ 
ec) über 13 bis 1 kg auf . . . -:.9, 7 
dd . Bkgeauf... ER 9 


Das Saußgel Deträgt durchweg 2 ME. für jedes Stüd. Die Auswerfung bon 
Lokalpreis und Verwaltungskoſten (8 68 der Geſchäftsanweiſung für die Oberförfter) 
kann unterbleiden. 


*) Diefer Erlaß betrifft Cinſchränkung des Abſchuſſes von Jungen geringen Hirſchen und von⸗Spießern. 


Sm einzelnen wirb dazu noch zeigendes beftimmt: 

1. Am Beſchußplan (Anlage er Geſchaftsanweiſung) find bie bisherigen vier 
Spalten (Rehbock, Ride, Spießbock, Schmalreh) beizubehalten, aber bie tarmäßigen 
Nettowerte nur unter Bugrunbelegung der neuen Klaſſen b und c auszuwerfen, d. b. Nr 
Rehbock und Ride Klaſſe c und für Spiekbod und Schmalreh Klaſſe b. 

2. In der Beſchuß⸗Nachweiſung und ⸗Rechnung fowie in ben Schießbüchern find bie 
geſchoſſenen Stüde unter ben neuen (8) Gewichtsklaſſen einzutragen. 

Den Megierungen bleibt es überlaffen, inwieweit fie daneben in ben Beſchu 
Nachweiſungen und Schießbuüchern nachrichtlich aud die Bezeichnung nach ben Beſchu 
plankategorien eintragen laſſen will. benfall3 ift aber in den Beſchuß⸗Nachweiſungen 
in geeigneter Weife erfichtlih zu machen, wieviel Kälber (613 31. März des auf die Geburt 
folgenden Jahres) in dem Abſchuß enthalten find. 

3. Das Fallwild iſt gutadhtlid — alfo ohne genaue Gewidtsfeftftellung — in die 
Gewichtsklaſſen einzutragen. 

4. Das Gewicht (des au gebrochenen Stüdes ohne Gehörn) ift in jeben Fall vor 
ber Verwertung (den: Verlauf) des Stüdes feitzuftellen und in ben Schiekbüdern und 
ben Beſchuß⸗Nachweiſungen nach den bem Foͤrſter fpäteitens nach ſechs Tagen mitzuteilenden 
Angaben de3 Revierverwalters einzutragen. 

5. Die Beicheinigung des Forſtrats zur Beihuß-ftenung Deivefjs ber Übereinftimmung 
mit den Schießbüdern Pole die Prüfung ber richtigen Eintragung in die Tarklaſſen 
In ic. Son der Beibringung von Wiegezeugniſſen wird abgeſehen. (M. L. v. 19. 2. 1904 — 

4. Gewichtstaren für Ichwarzwild. 


Die für Schwarzwild an die Forſtkaſſe abzuführenden Nettowerte und bie nach ber 
Hörfterbienftinftruftion an die Forftihugbeanten zu zahlenden Schußgelder find Dis auf 
weiteres wie folgt feſtzuſetzen: 


Un bie Bat 
Laffe abauf bren: Schußgeld: 


1. im Gewidt bis u kg -. . ». .... I1ME 3 ME. 
2. Mb... .. 1. 6_ 
3. u “ „ 3; . Dr 2.2.2, , 
4, . ” „9 - VW . .: 22.2.3, 15 „ 
5. „ „ Dig... .....686, 21 „ 


Ausgenonmen hiervon find die in den Regierungsbezirken Magdeburg, Hannover 
unb Lüneburg belegenen Hofjagdrebiere, ſowie im Regierungsbezirk Caſſel bie eingegattersten 
Teile der Reinhardswaldreviere. 

Im einzelnen wird noch folgendes beftinmt: 

1. Im Beſchußplan, ſowie in ber Beſchuß⸗Rachweiſung und -Nechnung tft das Schwarz- 
wild nah Gewichtsklaſſen ohne weidmännifche Bezeichnung aufzuführen. Lebtere Ber 
zeichnung iſt nad näberer Beſtimmung ber Königlichen Regierung nachrichtlid in den 
Ediekbühern und Beſchuß⸗Nachweiſungen anzugeben. 

2. Bei der Beitimmung im $ 72 der OberjdrftersBefchäftsanmweifung bewendet es 
nılt der Maßgabe, daß die VBerwaltungskoften mit dem Betrage anzufegen find, ber nad 
der Wildtare an die Forſtkaſſe abzuführen fein würde. 

3. bis 6. (ebenjo wie in der allgemeinen Berfügung bon 19. Februar 1904 — 
III 1305 —, betr. Taxen für Rehwild). 


Bufah für die Regierungen Magdeburg, Hannover, Lüneburg und Gaffel 
Es iſt erwünfct, auch für die Hofjagdreviere in der Leblinger Heide, Sauparl 
(Springe) und Göhrde in den Regierungsbezirken Magdeburg, Hannover bzw. Lüneburg 
[one für die im Gatter liegenden Teile der Reinhardswaldreviere im Regierungsbeziri 
affel die Schwarzwildtaren einheitlich zu geitalten. Als folche find in Borfälag gebradit: 


Yu bi ⸗ 
tale abe: Gäußgelb: 


1. im Gewicht bis zu 10 kg. . . . .. 2 Mt. 1,20 ME. 
2, „ „ Dberr 10 68 2 ks. ... 4 „ 2.0 „ 
3.» „ » 0 „ 40 „ . 40 „ 
4. ” „» 0% „ 0 „ 15 „ 5.00 „ 
I. " - 0.80, 20 „ 70 . 
6. _ P „» DOkg . » 9,00 „ 
(M. L. v. 25. 5. 1905 — II 3458 —, M. BL f. L. ©. 176.) 
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In denjenigen Revieren, in welchen zum Zwecke der Berfolgung bes Schwarzwilb:s 
eiten3 ber Horftvertvaltung Saufänge angelegt werben, find bie Schwarzwild⸗Ankirrungs⸗ 
often don den Mebierberwaltern zu tragen. (M. 2. v. 21. 2. 1884, D. 3.3.16 ©. 91.) 

Über Unterfuhung der Wildſchweine auf Trichinen fiehe unter Schlachtvieh⸗ um 


Fleiſchdeſchau Wbfcgnitt XV C d. W. 


5. Berwertung und Schußgeldfeflfekung bei Fallwild. 

Kür das aufgefundene Fallwild, db. 5. ſolches Wild, welches entweder infolge eines 
alten Schuffes oder aus einer anderen Urſache (Kälte, Hochwaffer ufw.) eingegangen it, 
gebühren dem Forſtſchutzbeamiten des Bezirkes, wenn es überhaupt noch verwertet werben 
fonnte, von bem Staufgelde 10 Prozent, ftatt bes Schußgelded. Diefer Betrag darf jedoch 
niemals ben äßigen Sat bes Schußgeldes Aberiteigen ; follte Dies der Sat jein, fo 
ift berfelbe auf den letzteren zu ermäßigen. Über ben Verkauf von Fallwild iſt mit dem 
Käufer eine Turze Verhandlung aufzunehmen. 

Sin gleiher Welfe ift auch zu derfahren, wenn berfümmertes Wilb erlegt wird, 
weidhes zu ben in ber WilbbretStare ausgebrachten Rofalpreiien nicht zu verwerten ift, 
jedoch mit dem Unterſchiede, daß über das 10 Prozent bes Erlöfes beiragende Schußgeld 
nad Maßgabe bes vorftehenden Paragraphen ber Yörfter-Dienftinftruftion zu verfügen 

. 5. unter Umftänden Verteilung an zwei Forſiſchutzbeamte), und daß unter ver 
aufsverhandlung das Gewicht bes Kümmerers anzugeben tft. 

Wird Fallwild, welches gar nicht mehr berwertbar fit, aufgefunden, fo hat der Ober- 
förfter darüber mit dem ter eine kurze Verhandlung, in welcher bie Wertlofigfeit zu 
befcheinigen ift, aufzunehmen. Geweihe von Fallwild und verfümmertem Wild, fowie 
gefundene Gehörne oder Stangen gebühren bem Oberförfter; er muß aber ben etwa gu 
er inderlohn bergugen (g 71 der Geſch⸗Anw. f. d. Oberf., ergänzt d. C. B. 

.Mv. 19. 11. 1877, D. J. 8.9 ©. 480.) 

Das auf bem Areal der Staatseifenbahnen, auf welchem bie Jagdausubung 
unzuläffi ie (M 8%. u. M. d. J. v. 1 8 1802 D. J. B. 3 S. 73) innerhalb 
forſtfiskaliſcher Jagdbezirke aufgefundene Fallwild iſt von ber Eifenbahnvermwaltung 
ber nächſtbelegenen Oberfoörſterei zur Verrechnung zu Überweiſen, event. unter Ber—⸗ 
mittelung eines näher wohnenden Boritichugbeamten. Die etwa aufgewenbeten Boten» 
und XTransportloften werden von Der Forſtverwaltung -eritattet. (M. f. dff. Arb. v. 
21. 4. 1879 u. M. 2. v. 30. 5. 1879, ©. J. B. 9 ©. 59; M. f. öff. Arb. v. 25. 4. 1895, 
D. J. B. 27 S. 161.) J 


6 Bertilgung ber wilden Kaninchen. 


1. Die lagen über Schäden, welche durch wilde Kaninchen an Feldfrüchten und in 
hingen Waldanlagen verurfadht werben, haben ſich in neuerer Zeit derartig gejteigert, daß 
es erforderlich erſcheint, Maßregeln zu ergreifen, um nah Möglichkeit Abhilfe au fchaffen. 
— Es liegt hierzu um fo mehr Anlaß vor, als die Erwartung fi) nicht errallt Bat, daß 
den wilden Kaninchen in größerem Umfange als bisher nachgeitellt werden würde, ſeitdem 
r durch das Zt bihehengeieh bom 11. Juli 1891 (Geſ.S. S. 307 His 310) im gangen 

ereihe der Monarchie dem freien Xierfange preisgegeben worden find. Der Erlaß 
zweckdienlicher polizeilicher ober auch gelesti er Zwangsmaßregeln wird fi vermutlich 
umgeben lafien, wenn fit die Grundbefiber, auf deren Grund und Boden ſich wilde 
Kaninchen in Bauen angefiedelt haben, freiwillig zu ihrer Vertilgung entjchließen und 
dazu nete Maßregeln beharrlich durchführen. _ 
m in dieſer Beziehung vorbildlich du wirken, beittmme ich, daß mit folden Maß—⸗ 
regeln, welche zunädift auf ben Abſchuß, den Yang in Xellereifen und das Frettieren zu 
beſchraͤnken jein werden, in ben Staatsforften, foweit fie felbjtändige Jagdbegirke bilden, 
in tatkräftigiter geile vorgegangen werde. 

Die Königliche Regierung wolle bau die een Grtol Unorbnungen een und über 
uf eranlaßte, ſowie über den erzielten Erfolg binnen Anbres riſt Anzeige 
t 


en. 
Da der Wert der erlegten oder gefangenen Kaninchen, weldhe die Forſtbeamten in 
ihrem Ruben verwenden können, bie Ausgaben für den Abſchuß oder ben add uſw. 
Aberſteigen wird, ſo werden ſich die Maßregeln ohne bejombere Koften für die Verwaltung . 
du fahren lofin. Der Königlichen Regerung überlaffe ich es jedoch, in Befonderen 
en erftüßungen aus ben ihr zur Berfügung ftehenden Fonds iu gewähren oder 
Ob ter und Förſter Remunerationen zu beantragen, wenn ſich Dazu durch hervor⸗ 
tragende Leitungen in biefer Yingelegen eit Veranlaſſung ergibt. 
yo beauftrage ferner die Königliche Regierung, die Domänenpächter Ihres Bezirkes 
zu gleidartigem Vorgehen gegen milde Kaninchen auf ben bon ihnen gepacdhteten 
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Domänen-Grunditüden, welche Iethftänbige göbezirte bilden, zu bewegen und mir 
weht ur ae ebenfalls binnen Jahresftiſt zu berichten. (M. L. v. 21.11.1899, 
2. Da die räumliche Verbreitung der wilden Kaninchen in neuerer Beit eeslig 
ugenommen bat, beauftrage ich die Königlichen Negierungen, auf die weitere Durch⸗ 
rung der BertilgungSmaßregeln mit allem Naddrud zu balten und, foweit es 
erforderlich erfcheint, dur nalehbung von Nachrichten über bie Zah! ber alljährlich in 
den Staatöforiten und auf ben Domänenfeldern erlegten Kaninchen fich über deren Ber 
minberung ober Vermehrung Gewißheit zu verſchaffen. 
bemerke noch, daß in einzelnen Fällen auch das Ausnehmen der jungen 
Kaninchen aus ben kurzen oberflächlichen Sehröhren gute Erfolge gehabt Hat. Eine 
enauere Beichreibung biefer Bertilgungsart findet fih in der „Deutfchen Korft-Zeitung“, 
and 15, Nr. 29, ©. 561. 

Nach Daßgabe der Verfügung vom 21. 11. 1899 bleibt es der Königlichen Regierung 
nad wie vor überlaffen, Forſtbeamten, welche die Ausrottung des wilden Kaninchens 
befonder8 eifrig und erfolgreich betrieben haben, Remunerationen zu gewähren oder für 
fie foldde hier gu beantragen. (M. 2%. v. 15. 3. 1901, 5%. 8. 33, ©. 174.) 


7 Berminderung bei jagdſchädlichen Raubzenges. 

In beiden Häufern des Landtages find wieberbolt Klagen darüber laut geworden, 
baß bie Revierverwalter, denen die niebere Jagd in den Staatöforften verpachtet Ift, für 
Die PEOHE N A des jagdfchädlicden Raubzeuges im allgemeinen nicht mit bem gehörigen 

achdruck forgten. 

Gerade In ben Staatsforften fände unter diefen Umftänden das Raubzeug häufig 
eine gefiherte Zufluchtftätte und Gelegenheit zu ftarler Vermehrung. 

ierburch würde die Hebung der Niederjagd auch in den an den Staatsforſtbeſitz 
angrenzenden Jagdbezirken erſchwert ober verhindert und den benachbarten Jagd⸗ 
berechtigten ein nicht unerheblider Schaden zugefügt. 
liegt nicht in meiner Abſicht, eine ſtewatiſch Vernichtung und rüdfichtslofe 
Ausrottung ſamtlicher Maubtiere anzuordnen. Im Intereſſe ber Erhaltung jeltener 
Raubbögel, befonders der Adler, bie gewöhnli nur bereinzelt borfommen und daher 
jagdlich nit in größerem Umfange gefährlid werden, erſcheint fogar eine gewiſſe 
Schonung wünjdhensmwert. 

Die Staatsforften dürfen aber nicht als dege- und Brutftätten Shädlicher Jagdrauber 
den benachbarten Jagdberechtigten begründeten Anlaß zu Klagen geben. 

Die Revierverwalter haben deshalb in Gegenden, in benen erhebliche Sintereffen ber 
Niederfagd duch Uberhandnehmen bes Raubwildes gefchädigt werben können, mit allen 
Nahdrud deffen Verminderung, befonders biejenige bed Fuchſes, anzuftzeben und bie ihnen 
unterftellten Forſtſchuzbeamten unter Hinweis auf $ 65, Ubf. 5 ber Förfter«Dienft- 
inftruftion zur Raudzeugbertilgung anzubalten. 

Revierverwalter, bie ein f geringes Intereſſe für die Pflege der ihnen berpachteten 
ftaatliden Niederjagd zeigen, daß fle die erforderliche Verminderung bes Raubzeuges ver⸗ 
nadjläfiigen und dadurch zu Klagen Anlaß geben, find mir namhaft zu machen. 

Da bie de beamten zur Vertilgung bed Raubzeuges verpflichtet find, kann 
ihnen eine bejondere Gebühr für Erfüllung diefer Dienftpflicht nicht zugeſichert werden. 

Ich würbe aber nichts dagegen einzuwenden finden, e8 vielmehr für wuͤnſchenswert 
alten, „nenn die Revierverwalter ben Schutbeamten bierfür beitimmte ämien 
zuwendeten. 

Auch ſtelle a der Königlichen Regierung anheim, denjenigen Schutbeamten, welde 
mit befonderem Eifer und olg die NRaubzeugvertilgung angelegen fen lafien, 
Nemunerationen aus den der Königlichen Regierung zur gafigun geitellten Fonds zu 
gewähren. (M. 2. v. 5. 7. 1904 — III 8761 —, 5%. * 36 ©. 244. 

uch nad) Erlaß der allgemeinen De ng vom 5. Juli 1904 — III 8761 — find 
wiederholt Klagen zu meiner Kenntnis gebracht, in welchen über die fortgefeßt unzulängliche 
Berttlgung bed Naubzeuges in ben fiskaliſchen Forſten und bie dadur 
Schädigungen der benachbarten Jagdbezirke Beſchwerde geführt wirb. 

Bei der großen nationalsölonomijchen Bedeutung, melche ber niederen Jagd beis 
zumeſſen ift, halte ich e8 für eine unabweisbare Verpflihtung der Staatsforftveriwaltung, 
überall dort, wo erhebliche Intereſſen der Niederfagd in Frage kommen, und auf ans 
grenzenden Privatiagbbegirken eine pflegliche Behandlung ber sag ftattfindet, dafür Sorge 
a tragen, daß auch innerhalb der fisfalifchen Waldungen bem Haubzeug im fyftematifcher 

eife und zu jeber Sabre eit, insbejondere auch während der Sommermonate, nad" 
geitellt werde. Um bier Oentereife der Forſtſchutzbeamten an der VBertilgung bes Ra 


berborgerufenen 
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äuber, des Fuchſes, ſoweit er im Sommer erlegt wird, und des Hühnerhabichts eine 
Dergükung erhalten, bie ihnen entiweder in Form von Prämien geitend der Revierverwalter 
dam. Jagoͤpächter oder durch Remunerationen aus den der Königlichen Negierung zur 
Verfügung ftehenden Fonds, und zwar im allgemeinen im Anhalt an die in benad) 
barten Jagbbe irken üblichen Prämien, zu gewähren ift. 

Wo die Erträge der niederen Jagd zu geringfügig find, um die Gewährung bon 
Prämien feitens ber Revierverwalter zu rechtfertigen, gleichwohl aber Schädigungen 
benachbarter, rationell gepflegter Jagdbezirke zu befürdten find, find ben > a 
deamten nad Maßgabe der Borgedndten Säte für erlegtes Raubzeug am Schluffe des 
Etatsjahres Remunerationen aus Kapitel 2 Titel 9 und Ya zu gewähren. 

iegen jedoch bie Berhältniffe bezüglich der Ergebniffe der niederen Jagd innerhalb 
der Oberförftereien günftiger, I muß ich bon ben Rebierberwaltern erwarten, daß fie fi 
freiwillig biefer Prämiengemwährung unterziehen. 

Andernfalls würde j wenn fie e8 an dem nötigen de für die Bertilgung 

g 


geuges wach halten, exjhelnt e8 notwendig, daß fie für Erlegung ber gefährlichiten 


des Raubzeuges fehlen laſſen, in Erwägung ziehen, die niedere an britte Pacht⸗ 
liehhaber, die genügende emänt für eine energiſche Vertilgung bes Raubzeuges bieten, 
u verpachten oder aber eine Erhöhung der Jagdpachtgelder um diejenigen Beträge in 
usfigt nehmen, welche den Forſtſchußbeamten in Geftalt von NRemunerationen für die 
Erlegung von Raubzeug aus der Staatsfaffe gezahlt werben. 
ndem ich e8 der Königlichen Regierung überlaffe, in welcher Form ſie ſich von der 
Unzahl des von den einzelnen Beamten erlegten Raubzeuges Kenntnis verichaffen will, 
beauftrage ich fie, die ihr unterftellten Forſtſchutzbeamten von neuem unter Hinweis auf 
8 65 Abſ. 5 der Förfter-Dienitinftruftion zur et igften Naubzeugvertilgung zu verpflichten 
und darüber zu wachen, daß Revierverwalter und Forſtſchutzbeamte ihren Verpflichtungen 
nad) diefer Richtung hin nachkommen. 
um Schluß bemerfe ic noch zur Vermeidung von Mißverftändnifien, daß durch 
den borftehenden Erlaß den Forſtſchützbeamten Teinesiwegs ein rechtlicher Anſpruch auf 
Empfang bon Prämien oder Nemunerationen für erlegte® Raubzeug beigelegt werben 
pl fowie baß bei der Berechnung ber letteren dasjenige Raubzeug, das auf bon den 
ebierberwaltern oder Jagdpächtern veranftalteten Treibjagden erlegt wird, außer Betracht 
zu bleiben bat. (M. 2. vd. 19. 6. 1907 — DI 7749 —, M. BL. f. 2. ©. 265.) 


8 Bertilgung bes fiſchereiſchüdlichen Naubzenges. 

Den Korftbeamten und Lehrlingen wird bie Bertilgung von Fiſchottern, Neifern 
und Kormoranen beſonders zur Pfliht gemadt. Für die Serftörung Deiester Horte bon 
Reihern und Kormoranen wird eine Prämie von 3 ME. und für die Erlegung von Reihern 
und Kormoranen, fowohl für erlegte junge wie alte Vögel und ohne Unterſchied, zu 
welcher Jahreszeit diefelben erlegt worden, ein Schußgeld von 50 Pf. für jedes Stüd 
gemäß (M. 2. dv. 29. 6. 1880, D.& B. 12 ©. 357 u. v. 25. 2. 1891, D. 3. B. 3 


Den in den Staatöforften etatSmäßig angeftellten Forſtſchutzbeamten find auch für 


foldde geiöteten Neiher und Kormorane Prämien zu gewähren, melde innerhalb ihrer 
Schutzbezirke nicht von ihnen felbft, fondern bon * Flegt wotden rk 
v. 5. ‚D& 


u den Forſt beamten oder den Lehrlingen gehören. (M. 
a hrlingen 8 


Da bie bisherigen Beitrebungen zur Verminderung der Fiſchreiher Teinen aus- 
reichenden Craig gehabt haben, wirb zu tatfräftigerem Vorgehen aufgefordert und 
up denen im Monat Mat, wenn die jungen Reiher etwa 14 Tage alt find, die Bäume, 
auf denen ſich die Reiherhorſte befinden, durch geübte, mit leichten Rohrſtocken aus⸗ 
geruſtete Kleiterer beſteigen zu laſſen und die jungen Reiher mit Hilfe der an den Stöcken 
angebrachten eifernen Enten herunter zu ftoßen. Bon unten ftehenden Schüken würden 
Bann gleichzeitig die kreiſenden, alten Reiher abzufchießen fein. Die Beritörung der Reiher⸗ 

orite fei nit ratfam, weil die Reit ih dann anderweitig anfiedeln, während fie 
onſt die alten Stände beibehalten. rämien für Beritörung von Neiherhorften zu 
bewilligen, wird fich biernadh nur in Uusnahmefällen empfehlen und demgemäß in erfter 
Reihe von den übrigen, in ber allgemeinen Verfügung vom 25. 2. 1891 (ehe vorſtehend) 
ausgelesten Prämien Öestaug zu machen fein. 
iſt anzunehmen, daß die Kletterer für ihre Mühewaltung und Arbeitsleiftung durch 
bie ihnen für die getöteten Reiher zu gemährenden Prämiengelder reichlich werden belohnt 
werden; follte indeſſen das anzumendende Verfahren noch bejondere Koſten verurfachen, 
fo Zönnen bie zu deren Beftreitung erforderlichen, vorausſichtlich nur geringfügigen Geld» 
mittel auf forftfisfaltiche Fonds (Kap. 2 Tit. 35) zur Zahlung angewiefen werden. 


* 
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Bei ben Gemeinden und Privaten, in deren Forſten Reiherſtaͤnde vorhanden find, iſt 
gegen Prämie tatfräftiges eben anzuregen, und die Beitimmungen über die aus⸗ 
ten Prämien nr n —2 find in Erinnerung zu bringen. (Dt. L. v. 6. 3. 1896, 


A — su S 45 des Fiſchereigeſetzes. 
(Bufer.) . Forderunge⸗Jachweis 


über Schußgeld für die im Schutzbezirk A der Oberförſterei B im Viertelja 
es baeld fa Apri eg 1800 erlegten Mei ae! jahr 









Des Erlegers 






Lfd. Nr. 


Stand | Wohnort 













1 K. Dberförfter B. 
2 L. Guts et M. 
3 N. C. 
4 B. oe ffeber D. 
5 N. tlebrling B. 
Bufammen 
C., den 30. Juni 1899. 
” N., Föriter. 


Unmerlung: 1. Mit bem Forberungs-Nadjtveis find die Stänber der erlegten Reihe 
der Ob Öriteret einzureihen. Der Oberförfter ftellt Die Forderungs⸗Nachweiſe de 
KHörfter sufammen und beicheinigt auf Grund ber abgelieferten Ständer: „Daß bie 
angegebenen .... . Reiher wirklich erlegt worden fin erner gibt er in Spalte 
Bemerkungen an, wer der Empfänger des Schußgeldes für bie" nit von Forſt⸗ 
jou beamten oder en ai ten Reiher ift, 3. B. im dorftehenden Forderungs⸗ 

a mei bei Nr. 1 und 2: chußgeld gebührt dem unter Rx. 3 aufgeführten 
ter au 

rg . Die Quittung über neiberigußgelb bat zu lauten: 


Ziablu : Fanf Mark Schußgeld für im Vierteljahr April / Juni 1899 erlegte 
be habe e a aus ber Staatstafje —F „erhalten. hr April / Zu 


Sorftaiffeßer, 
® Die 5 orftbeamten haben auch ihr Augenmerk auf bie Vertilgung ber ben Brieftauben 
seräheliden 3 anbvögel zu richten, nämlich: 
es Wanderfalfen, alco peregrinus, 
2 pediate, Astur palumbarıus, 
3 he aumfalfen, Hypotriorchis subbuteo, und 
4. des Sperber, Accipiter nisus. 

Bon der unter 4 genannten Bogelart ift beſonders das en ſchädlich. 

Je nach dem Ergebnis der Bertilgung werden Schußprämien in Geſtalt von 
Nemunerationen gewährt werden. Bu dem —* haben die Beamten alljährli 
Schluffe des Ralender ejabres, eine Nachweiſung der erlegten, den Brieftauben ‚don ders 
efährliden Raubvdgel einzureihen. Aus der Nachweifung muß berborgehen: Er- 
egerd Name, Stand, Wohnort und Kreis, dte Zahl der erlegten Vögel obiger Arten, im 
einzelnen und im ganzen, bie — der erlegten ſonſtigen Raubvögel und die Zahl der 
— 2 porite er ; Zibvo elarten mit Angabe der Eier und Jungen. 

Die —28 erfolgte früher jeitens des nuiegeminifterhumß, jet von bem Ber: 
Bande beutticher 19043 aubenliebhabersBereine. (Verb. d. Herrenh. über dag Wildſchon⸗ 
geſetz am 14. 

10 Fangen von Eulen. 


Bei ben zum Bivede ber Magenunterſuchungen eingelteferten Eulen konnte die Wahr- 
nebmung gemadjt werden, daß der bei weitem größte Teil berfelben in Eifen gefangen 
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wer, fo daß die Fänge biefer Vögel meift völlig zerfchmettert waren. Wie bereits aus 


Düheren Unterfuhungen und Beobadtungen hinreichend hervorgeht, und wie e8 auch die 
efultate der bier ausgeführten Unterfudjungen beftätigen, gehören die Eulen zu ben 
nüglicäften Waldbewohnern, deren Erhaltung im Intereſſe der Forſtwirtſchaft dringend 
u wunſchen ift. Es darf wohl auch als zutreffend bezeichnet werden, daß nur in feltenen 
brtlen eiteng der — — Eulen abſichtli ‚Fi en oder erlegt werden, daß vielmehr 
ie meiſten fich zufällig in den Eifen fangen, welche für Tagraubvögel aufgeftellt worben 
find und über Nacht fängifch ftehen bleiben, weil der betreffende Beamte entweder feine 
Be oder feine Neigung bat, diefelben abends abauftellen und früh wieder zum ange 
erzurichten. Durch dieſes Verfahren werden jährlih eine große Zahl von Eulen ver- 
nichtet, troßbem die heutige eh es längft dahin gebradjt Sat en zu konſtruieren, 
welche dieſen übelftand, nämlich die gefangenen Vögel in tierquälerifcher Weiſe zu ber- 
tümmeln, vermeiden. Diefe Yallen befiten an ben ——a— einen Überzug aus 
ummi, ber feft genug ijt, um ein Herausziehen des feitgebaltenen Gliedes zu verhindern, 
andererjeit8 aber die Kraft der Feder fo weit jr) wächt, daß ein Zerſchmettern des 
Knochens nicht die unmittelbare Folge des Fanges iſt. Werden jolge Hallen angewenbet, 
fo hat der Sänger e8 In der Hand, die unabfichtlih gefangenen Vögel, wenn fie unfchädlt 
oder per nuͤtzlich find, wieder in Freiheit zu ſetzen. Uber auch die ſchädlichen Arten wir 
‚ex bet diefer humaneren Urt des Fanges beffer verwerten können, als wenn fie durch die 
Berftümmelung zur Präparation und zum Uusftopfen unbrauchbar geworben find. 

Es fann nicht dringend genug empfohlen werden, nur folde Eifen zu benuten, welde 
die oben angegebene Schutzvorrichtung haben; durch ein derartiges Verfahren würde zur 
Erhaltung einer Gruppe von Vögeln beigetragen werben, die von beitem Einfluß für den 
Forſtbetrieb find. Daß e8 au in iher Beziehung nicht empfehlenswert ift, Tiere 
mittel Inſtrumenten zu fangen, weldye Diarterwerkzeuge find, fet nebenbei erwähnt. Die 
bisher meiſt benutzten Eiſen können für ben gedachten Bwed ohne meitere8 umgeänbert 
werben, wenn man einen Gummiſchlauch von paſſender Lange und Weite der Länge nach 
een, um die Bügel Tegt unb dann feitbindet; ja, e8 wird vielfach, namentlich bei 
Eiſen mit nicht y tarten Febern, genügen, die Bügel di mit Werg zu umivideln. 

Schließlich darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Erlegung bzw. der Fang von Eulen 
um Bivede der Magenunterfudung, aljo zur weiteren Klärung ber Frage nach der wirt- 
—— Bedeutung der einzelnen Arten, deshalb nicht notwendig 1 weil die Beob- 
achtung im Freien in Verbindung mit ber Unterſuchung der von den Eulen regelmäßig 
ausgeworfenen Gewoölle als genügend bezeichnet werben kann. Braucht man gu beitimmten 
Sweden gut erhaltene und vollftändige Eremplare, fo können diefe jederzeit leicht erle 
werden, ohne daß dadurch das Beitehen ber Art im geringften gefährdet wird. (Bericht 
des Kaiſerl. Gefundheitsamtes; %. B. 34 ©. 167.) 


8. Kulturen. 
a) Ausführung und Beauffihtigung der Kulturen, Wegebauten ufw. 

& 66. 1. Bei den Vorarbeiten zum Kultur- und Wegebauplane, z. B. der Vers 
meſſung der Kulturflächen, der Ermittelung des Umfanges der in älteren Kulturen 
erforderlihen Nachbefjerungen, dem Vermeſſen und Übfteden neu anzulegender Wege 
und Gräben ufw., hat der Förfter den Oberförjter nach Kräften zu unterftügen. Der 
Förſter erhält vom Oberföriter einen Auszug aus dem genehmigten Kulturplane für 
feinen Schugbezirk und genaue örtliche Unmweifung über die Urt und Weife der Aus⸗ 
— jeder einzelnen Kultur, insbeſondere auch über die Höhe der zu gewährenden 
Tagelöhne. 

2. Er bat nad) dieſer Anweiſung die Kultur, Wegebau⸗ und ſonſtigen Ver⸗ 
beſſerungsarbeiten auszuführen. 

3. Er muß deshalb für die einzelnen Kulturarbeiten, foweit fid) der Oberförfter 
die Auswahl der Kulturarbeiter nicht perfünlich vorbehält, vorzugsweiſe nur ſolche 
Arbeiter auswählen, bzw. durch den Kulturmeifter oder Vorarbeiter bejtellen laſſen, 
welche durch Übung ſchon einige Fertigkeit gerade für die vorliegende Wrbeit erlangt 
baben, auch dafür forgen, daß zu Ürbeiten, welche durch Frauen und Kinder ebeufo- 
gut und oft beſſer als durch Männer verrichtet werden können, 3. B. dad Umlegen 
und Einfegen Heiner Pflänzchen, Ausſäen des Samens, Reinigen der Saatlämpe ufw., 
dorzug3weife nur Frauen und Kinder, welche mit einen geringeren Lohnfage fich 
begnügen, verwendet werden. 

Rabtfe, Handbuch. 4. uf. 12 
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4. Die Anftellung der Arbeiter muß der Förfter für jede einzelne ihm zur Ans- 
führung übertragene Sulturarbeit felbft bejorgen und bei allen Wrbeiten - möglicit 
viel, bei den wichtigeren und den Qagelohnarbeiten, foweit es irgend tunlic, 
ſtets zigtpen und in der Regel jeden Tag der Erſte und der Letzte auf dem Kultur⸗ 

latze ſein. 
be Die zu den Kulturen zu verwendenden Sämereien erhält der Förſter durch den 
Oberförſter. Für deren richtige unverkürzte Verwendung iſt er verantwortlich. 

6. Die gute Ausführung der Kulturen, Wegebauten und ſonſtigen Verbeſſerungen, 
das Gedeihen der Pflanzungen und Saaten zu fördern, iſt Pflicht und Ehrenſache 
für den Förſter. Dabei begangene ee und Nadläffigkeiten hat er voll zu 
vertreten ımd nach Umständen die Hierdurch nutzlos verwendeten Koſten der Staats 
kaſſe zu erjehen. 


1 Es ift zu meiner Kenntnis gefommen, daß die Löhne der Holahauer und fonfigen 
Arbeiter in den Staatsforften nicht immer im Verhältnis zu den allgemein gejtiegenen 
Breifen der gefamten Lebenshaltung ftehen, vielmehr aus einer zwar anerfennenäwerten, 
aber doch zumeilen zu weit gehenden Rüdicht auf Einſchränkung ber Ausgaben in 
einzelnen fällen zu weit zurüdgeblieben, und hierdurch die Arbeiter veranlaßt morden 
find, ihre Kräfte dem Walde zu entziehen. und andere, lohnendere Arbeit aufzufucden. 

Die Königliche Regierung wird deshalb veranlaßt, diefe Verhältniffe Kr —** zu 
prüfen und, ſoweit die notwendige Feſſelung der Arbeiter an den Wald ſolches nötig 
ericheinen läßt, eine Erhöhung der Söhne borzunehmen. 

Dabei glaube ich als felditverftändlich vorausfegen zu dürfen, dag die mit einer 
derartigen Erhöhung verfnüpfte Vermehrung der Ausgaben für die Lofalforftbeamten 
durch Steigerung der für das Brennholz zu zahlenden Schlägerlöhne und der in ihren 
landivirtfchaftlihen Betrieben erwachſenden WUrbeitslöhne nicht die Beranlaffung bieten 
fann, von der oben gedachten Erhöhung etwa Abſtand zu nehmen. 

infichtlich der ol auerlöhne in&befondere wird es ſich auch empfehlen, Diefelben 

tunlichſt fo zu regeln, daß bei dem Einfchlage verfchiedener Sortimente nicht zu große, 

& bermeibende Nuterſchiede in dem Verdienſte der Arbeiter eintreten. (M. L. v. 5. 11. 1900, 
. B. . 61. 

3 Den Kulturborarbeiter, wo die Unnahme eines ſolchen zweckmäßig ift, beitellt 
der Oberförfter. Er kann demſelben einen Tagelohn bewilligen, welcher nötigenfalls bis 
au 30 %/, höher ift als der ortsübliche Mannstagelohn anderer Hulturarbeiter. — Yür dieſen 
em Sulturborarbeiter bei den Tagelohnarbeiten zugebilligten Höheren Lohn ift derfelbe zu 
verpflichten, den Forſtbeamten diejenigen Hilfeleiftungen unentgeltlich zu äbren, welche 
fie von ihm bei Abftedung, Abgrenzung und Aumeffung von Fu ächen — fomeit 
ſolches nicht bet der Ausführung der Tagelohnkulturarbeiten jeteft erfolgt —, fowie der 
in Derbing zu gebenben oder gegebenen Kultur-, Graben» und Wegearbeiten, bzw. bei 
Abnahme esfallfiger Urbeiten fordern. (8 80 der Geſch.Anw. für d. Oberf.) 


3 Meitergewährung bed Lohnes an en en) turzer Unterbrechungen ber Arbeit. 

Nach 8 616 des B. G. B. wird der durch Dienftvertrag zur Dienftleiftung Berpflichtete 
des Anſpruchs auf die vereinbarte Vergütung nicht dadürch verluftig, daß er für eine 
verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne 
, fein Berfhulden an der Dienttletitung verhindert wird. 

In Ausführung diefer Beitimmung wird für diejenigen Arbeiter der Landwirtſchaft⸗ 
lichen, Domänen- und Forſtverwaltung, die entiveber als ſtändige Arbeiter anzujeben 
find — das find ſolche, die ſtandig beſchäftigt werben oder doch ber Verwaltung ſtändig 
zur Verfügung ftehen, die alfo nur bei fehlender Arbeitsgelegenheit nicht beſchäftigt find — 
oder bei denen aus der Befchaffenheit oder dem Zivede der Dienfte auf ein 
länger währenbes Dienftver — eſchloſſen werden muß, — alſo unter 
—c der ausdrücklich nur zu vorübergehenden Zwecken angenommenen Gelegenheits⸗ 
arbeiter, — folgendes angeordnet: 

1. Arbeiter, die mindeſtens ein —* im ſtändigen Dienſtverhältnis der Verwaltung 
geſtanden haben, erhalten zwei Drittel des Lohnes, wenn ſie an der — der ihnen 
von der Verwaltung aufgegebenen Dienſtleiſtungen burc) eine milttärtfge Übung bon nicht 
mehr als vierzehn Tagen verhindert werden und zugleich verheiratet oder überwiegend 


* Ein „länger währendes Dienftverhältnis" Tann tcht wohl auf bei Arbeitern vortiedeh: 
bie Era: Winter N 8. B. nur in der Kulturzeit Im Walde Arbeit nehmen (M. 8. v. 11. 10.1 
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Ernährer von Familienangehörigen find. Bei länger als vierzehn Tage dauernden 
Be wird der bezeichnete Teilbetrag des Lohnes nur für die eriten vierzehn Tage 
gezahlt. 

2. Allen eingangs genannten Arbeitern, auf welche diefe Deifimmungen Anwendung 
finden, wird, wenn Be infolge von Teilnahme an Kontrollverfammlungen, Aus⸗ 
bedungen und Muſterungen, fowie infolge von Erfüllung ſtaatsbürgerlicher Pflichten 
(Schöffen-, Gejchworenendienft, Badrnehmung bon Terminen al Zeuge, 
Sadverftändiger, Bormund uw, Keuerlöjfhdtenit auf Grund öffentlich— 
rechtlicher Verpflichtung, Teilnahme an den Reiystags-, Landtags- und Kommunal: 
wahlen, Beteiligungen an den Sißungen ber Semeindevderfammlung, des 
Gemeinderats und der ftädtilhen Körperfchaften) an der Fortſetzung der ihnen 
bon der Berwaltung aufgegebenen Dienitleiftungen verhindert werben, ber Lohn für Die 
Dauer der notwendigen Abweſenheit weiter gewährt; die etwa für ben Zeitverluft anderweit 
gewährten Entſchädigungen find anzurechnen. 

3. In anderen Fällen, namentlich bei Arbeitsverſäumnis wegen dringender perfönlicher 
Angelegenheiten, bleibt e8 dem Ermeffen der Verwaltung überlaffen, den Zohn zu 
geroäbren ; dem Ürbeiter wird aber ein klagbarer Anſpruch bierauf nicht zugeſtanden. 

18 Berhinderungsfälle diefer Urt kommen bejonders in Frage: Wahrnehmung gericht: 
licher Termine in eigenen Ungelegenbeiten, Anzeigen beim Standesamte, 
Eheſchließungen des Arbeiter, Geburten un aufen in ber eigenen 
Familie, Xodesfälle oder gamere Erfranfungen der. nächſten Angehörigen. 

4. Im übrigen findet ein Anſpruch aus $ 616 B. G. B. auf Vergütung bei Unter- 
brechung der Arbeit nicht ftatt; au wird eine Unmendung diefer Geſetzesvorſchrift auf 
Erfrantungsfälle aüsgeſchloſſen; in letzterer Beziehung finden, Toimeit nidyt das 
Krankenberfi enungdgejeh ak greift, die Beitimmungen, betreffend die Krankenfürſorge 

r die in Betrieben oder in unmittelbarem Dienfte des Staates gegen Entgelt voll be- 
a IH aaelonen Anwendung (Bgl. Mllgemeine Berfügungen Nr. 31/1901 und 

. 77/1903. j 


Eine Abänderung diefer Erlafie dahin, daß die in ihmen angeordnete jtaatliche 
Krankenfürſorge auch of land- und torftipietjepaftliche Arbeiter auszudehnen fei, ift aber 
nicht vorgenommen. (M. 2. v. 4. 3. 1905 — 1203. 

5. Bei allen Lohnfo lungen, mit Einſchluß der den Ullordarbeitern zu 
ewährenben, ift allgemein der ber Jahreszeit entjpreihende ortsübliche Tagelohn, wie er 
rt Waldarbeit am Beichäftigungsort tatfächlich gebt wird oder nad) dem Urteil des 
evierverwalters Me tit, für die Zeit der Arbeitsverſaͤumnis zu bergüten. 

Ürbeiter, denen nad) Ziffer 1 während militärifcher Übungen ein Xeil ihres Lohnes 
weiter gezahlt wird, erhalten die Lohnbeträge unverkürzt neben den ihren ngehörigen 
auf Grund des Reichsgeſetzes vom 10. 5. 1892 etwa beivilligten geniienunter) 
die alſo nicht angerechnet werden bürfen. (M. L. v. 11. 10. 1906, Bl. f. %. 1907 ©. 50.) 

. Die Dienftverträge mit den Urbeitern find zufünftig nur unter Berückſichtigung 
ber borftehenden Beftimmungen abzufchließen, beftehende Haus und onftige Arbeits⸗ 
orhmungen, ‚„Dienftverträge oder allgemeine Verfügungen aber entfpreddend abzuändern 
zw. zu ergänzen. | 

Sn den Fällen, in denen das {nd nen der Arbeiter lediglich im Wege 


Bungen, 


münbdlicher Vereinbarung begründet wird, find ihnen die vorftehenden Beitimmungen in 
geeigneter Weife zur Kennini zu bringen, die gleichen Eröffnungen find den gegenwärtig 
m jenſt befindlichen Arbeitern zu made 

7. Die gleihen Grundſätze, bie für die im Dienfte der Staatsverwaltung en 
Arbeiter gelten, find auch auf folhe Hilfäträfte mit Beamteneigeniän t anzu⸗ 
— melde gegen nicht ſtändige Diäten oder gegen Stüdlohn (Schreiblohn) 
d t we R no: 

Auf Forſtaſſeſoren und Htlfsiäger findet diefe Beitimmung Feine Unwendung, da fie 
in einem öffentlich⸗rechtlichen Benmtenverhältnis ftehen, fondern nur auf Berfonen, Die 
207 Dienftverirag zu Dienftleiftungen verpflichtet find. (M. X. v. 4. 3. 1905 
— 1 

8. Soweit durch frühere dienſtpragmatiſche Beſtimmungen I die Arbeiter günftigere 

eftfegungen getroffen find, bleiben diele auch für die Zukunft ungefchmälert in Kraft. 
. 2. v. 23. 12. 1904, D. 5.8. 1905 ©. 122. 

Die in meiner allgemeinen Derfügun v. 23. 12. 1904 für gewiſſe ArbeitSunter- 
brechungen angeorbnete Lohnfortzahlung iſt Dei derjenigen Arbeit, mit melcher der Arbeiter 
bor Eintritt der Unterbrechung zuletzt beichäftigt war, zu berrecinen. Dabei hat im 
Arbeiternotizbuche des Förfters die Ermittelung Der —— — die Unterbrechungsgeit 
unter genauer Angabe ber für die Berechnung maßgebenden Merkmale zu erfolgen. Die 

12* 
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Unterbrechungszeit ſelbſt iſt im Arbeiternotizbuche zur deutlichen Scheidung von der 
Arbeitszeit in roter Tinte zu vermerken. 

Die Beſtimmung unter Hiffer 3 der allgemeinen Serfügung, welche die Lohn: 
gemährung bei Wrbeitsperfäumni wegen dringender perfönlicher Angelegenheiten dem 
Srmeijen er Verwaltung überläßt, ift für den Bereich der Staatsforftverwaltung dahin 
auszulegen, daß dem Revierverwalter die Entfcheidung im Einzelfalle zuſtehen fol. Ich 
erwarte jedoch, daß nur in wirklichen Dringlichkeitsfällen von diefer Befugnis Gebraud 
gemadit, im übrigen aber nad; Möglichkeit die Erledigung perfönlicher Angelegenheiten in 

ie arbeitäfreie Zeit verwiefen wird. (M. L. v. 8. 4. 05 — III 1706.) 


Seurlaubung von Waldarbeitern an Zaifersgeburtstag. 


Den in den Staatsforſten befhäftigten Arbeitern, die IH an Kaifersgeburtstag an 
öffentlichen oder von patriotifden Vereinen veranftalteten Feiern beteiligen wollen, ift der 
Lohn für eine hierdurch etiva notwendig werdende Arbeitsperfäumnis zu berglüten. 

Solche Arbeiter haben vorher bei dem Revierverwalter Urlaub zu erbitten, der ihnen 
bon diefem zur Teilnahme an ber eier nach billigem Ermeffen für den ganzen oder für 
den halben Tag zu gewähren ift. 

Der Lohn für die Zeit der Beurlaubung ift allgemein, alfo auch für Atfordarbeiter, 
nad) dem der Jahreszeit entfprechenden ortsüblichen Tagelohn für Waldarbeit, pom Revier⸗ 
verwalter feftzufegen. Die Buchung und Verrechnung des Lohne bat nad ben Be 
itimmungen im Abſatz 1 der WUllgemeinen Verfügung bom 8. 4. 05 — LII 1706 — zu 
erfolgen. (M. 2. v. 17. 1. 07 — III 16440.) 


4 Erbauung von Ehnkhütten. 


Et Rechnung des KHorftkulturgelderfonds Lönnen, wenn erforderlich, bei den Saat» 
und Pflanzkämpen Schußhütten einfachiter Art (Stöten) aus ol, Rinde, Moos und 
Dadypappe uſw. errichtet und unterhalten werden. Das Holz ift, gleich ben Kampgattern. 
ohne Berechnung bes Holzwertes abzugeben. Inventarifierung der Hütten iſt nicht 
erforderlich, wenn deren eiitefhingsfoften in jedem Einzelfalle den Betrag von 50 ME 
nicht überfteigen und die Genehmigung dur ben SKulturplan erfolgt fi. (M. 8. 
v. 31. 3. 1906 — III 3744.) 

Auch können bie Königl. Regierungen, foweit ein Bedürfnis dafür bejteht, Schutzzelte 
und Zeltöfen in ben Formen, wie fie für die jeweiligen Berhältniffe am beſien paſſen und 
fih als praftifch erweifen, anſchaffen. Die SKoften find, je nachdem bie Zelte mehr im 
Holzhauereibetriebe ober mehr bei den SKulturarbeiten Verwendung finden, aus pol 
werbungsktoftenfonds oder Kulturfonbs zu beftreiten. (Vgl. M. L. v. 22. 3. 1907 — 
III 2830 —, M. BL f. . ©. 138. 

5 Nachläſſigkeiten, welche ſich der Forſtſchutzbeamte bei Ausführung der Kulturen 
zuſchulden kommen läßt, find von dem Oberförfter, je nad) den Umftänden münblid 
oder zu Protofoll, zu rügen, gegebenenfalls ber Regierung zur Beitrafung anzuzeigen. 

‚ 6 Die Verwendungsbeſcheinigung in der am Schluffe des Kulturjahres, meides die 
Zeit vom 1. Oltober des einen bis ende September bes anderen Jahres umfaßt, von 
den Oberförfter aufzuftellenden Wertsberechnung über das zu Kulturzwecken verwendete 
Holz ist von dem Foͤrſier mit zu unterfchreiben. (F. M. v. 7.10.1873, D. J. B. 6 ©. 137.) 
Die bei den Torftarbeiten erübrigten alten Materialien, wie Samenfäde, Kilten, 
Körbe ufm., fönnen bet einem Werte bis zu 30 Mark von den Rebierverwaltern felbitändig 
freihändig veräußert werden. Unter der Verkaufsverhandlung tft bon ihnen zu 
befcheinigen, daß bie verkauften Gegenftände einen höheren Wert als ben hierfür erzielten 
Erlös nicht gehabt Haben. (M. L. v. 12. 8. 1906 — III 16147.) 


7 Berrehnung der Ankaufskoſten für Rupfervitriol und Kupferſoda. 

Die Ankaufskoſten für dag zum Befpriben der Kiefernkulturen erforderliche Material 
an Supferbitriol und ferfoda Können in ber Forftverwaltungsrechnung verrechnet 
werden, wenn ba8 betreffende Material für die Oberförjtereien des Bezirkes gemeinjam 
befhafft worden ft, und die Trennung der Einzelbeträge für jede Oberförfterei und die 
Dr y" den Forſtgeldrechnungen Schiwierigfeiterr- bereitet. (M. 2. v. 16. 7. 04, 


8 Keimproben des aus Enmenbandiungen bezogenen Eamens. 

In die Lieferungsperträge über Nadelholzſamen haben einige Landwirtſchaftskammern 
die Beftimmung aufgenommen, daß für einen Teil der Empfänger — höchſtens 20%, — 
auf Kojten ber Samenhandlung auszuführende Keimproben von der Waldfamenprüfung 
anſtalt Eberöwalde unter Bugrundelegung ber dortigen Beftimmungen horzunebmen 
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find, von deren Ausfall die endgültige Preisbemeflung der gejamten vertraggmäßigen 
Lieferung abhängt. 

Die Königliche Regierung wolle dieſes Verfahren, a fi bisher bewährt hat, 
in einer den fisfaliihen Berbältniffen angepaßten Form für den bortfeitS bewirkten 
Anlauf von Rabdelholzjämereten anwenden und bdementiprechende Bedingungen in die 
Lieferungsverträge zufünftig aufnehmen. Es kommt aljo im wefentliden nur Fichten: 
und Kiefernſamen In frage: Bon den Revierverwaltern, welche gemäß dortfeitiger An⸗ 
otduung Fichten⸗ und Kiefernſamen durch ein und dieſelbe —— Oelicfete beziehen, 
tft alljahrlich eine beſtimmte Anzahl (bis zu 200/0) anzumeilen, von jeder gelieferten Samen» 
gattung 200 g Samen der Prüfungsanitalt Eberswalde unter Bezeihnung der Handlung 
und des Lieferungsvertrages einzufchiden (vgl. S 2 und 5 der nadfoigenben eitimmungen). 
Die Prüfungsanjtalt ift dortſeits hiervon in Kenntnis zu fegen mit dem Erfuchen, das 
Ergebnis der Prüfung der Königlichen Regierung direkt mitzuteilen. 

Auf Grund diefed Ergebnifles ift die der Königlichen Menierung direft eingureichende 
Samenredhnung efnberligenfel u fürgen und, fomweit die Meldungen der Revier⸗ 
berwalter über Eingang uſw. des Samens zu Bedenken feine Veranlajjung geben, zur 
Zahlung auf die Regierungs-Hauptlaffe und zur Verrechnung in der Korjtverivaltungs- 
rechnung anzumelfen. Bom 1. Oktober 1904 ab erfolgt alſo die Verrechnung der Ankaufs⸗ 
koſten In * und Kiefernſamen nicht mehr durch die anne Bulle e8 muß 
daher ſeitens der Stöniglichen Regierung bei Verteilung der verfügbaren Kulturgelder ein 
entſprechender Betrag zurüdbehalten werben. 

Bezüglich der fung der Seimfäbigteit bes aus fiskaliſchen Darren gelieferten 
Samens verbleibt e8 bei den beftehenden Vorfchriften. 

Rd S 2 der Beftimmungen für bie Waldfamenprüfungsanftalt können dort in 
gleicher Weife auch Eicheln und Bucheln unterfucht werben. ftelle anbeim, fall8 dieje 
Sämereien einheitlich für den ganzen Bezirk bezogen werden, ein gleiches Verfahren, wie 
bei dem Nadelholzſamen, in Anwendung zu bringen. (M. L. v. 20. 4. 1904 — III 4112.) 


Beflimmungen für bie WBaldfamen-Prüfungsanflalt bei der Haupiflation des ſorſtlichen 
Derfuchswefens zu Eberswalde. 
Bom 9. 2. 1904. 


S F 1. Aufgabe der Prüfungsanftalt iſt die Unterſuchung der eingeſandten forſtlichen 
ämereien. 

8 2. Zum Zweck der Unterſuchung find der Regel nad) mindeſtens einzuſenden: 

50 -g von Birke, 

100 g von Ahorn, ie, Erle, Eſche, Hainbuche, Ande und von Nadelhölzernt, 
250 g von Eiche und Rotbuche, 

500 Stüd von Kaftanien, Juglans- und Carya-Xtten. 

Bon koſtbaren exoti gep Sämereien werden au geringere Quantitäten zur Unter- 
fudung angenommen, doch kann in diefem Fall nicht der größtmöglichite Genauigkeitsgrad 
in Ausſicht geitellt werden. - 

Die Cinfenbung muß in trodenen und feiten Behältern, am zweckmäßigſten in 
Benpihanteln oder in Büchfen erfolgen. Ungenügende Berpadung bat oft E erhebliche 

eihädigung der Proben bei der Berfendung zur golge, urch "welche da8 Prozent der 
Reinheit und des Gebrauchswertes herabgebrüdt wird. 

; 3. Die Proben müffen den Durafcnittß-Eharatter des Saatgutes darftellen; fie 
find demna ah unter Beobachtung der nadjftehenden Vorſchriften zu entnehmen 
und Ben elt portofrei einzufenden. 

Käfer 5 Gewinnung regelrechter Durchſchnittsproben laſſen fich folgende Wege 
einſchlagen: 

Iſt die Ware unverpackt gelagert (mie meiſt bei Samenproduzenten und ⸗händlern der 
Hal), jo miſche man gut dur, entnehme nun Proben an mindeftens zehn Stellen 
in berjälebenen dhenlagen, vermenge biefe zehn Proben gründlich und ziehe 
hieraus da8 Durchſchnittsmuſter. 

Wollen Käufer eine vom Samenbänbler gelieferte Ware prüfen laffen, Y fönnen fie 
bei der Mujterziebung entweder ebenfalls nach obiger Methode vorgehen, nachdem 
fie die Sämereien außgeleert haben, oder die Proben aus ben Berpadungen ent= 
nehmen, und zwar auf folgende Weije: 

Bei einer Lieferung in 1 bis 6 Verpadungen find aus jeder, bei einer Kieferung bon 
7 6i8 12 aus jeder zweiten, bei einer Xieferung bon 13 His 24 Berpadungen aus 
jeder vierten, bei einer Lieferung von 25 bis 50 aus jeder fünften, bei einer 
Lieferung von mehr als 50 Berpadungen aus jeder zehnten Tleine Proben, und 
zwar aus der Mitte, dem unteren und oberen Teile des Inhalte, zu entnehmen. 
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Nachdem diefe Proben gut gemifcht wurden, wird bieraus das Durchſchnittsmuſter 


gezogen. 
- Wenn tunli, follen die Proben mit dem Nobbe’fhen Keimprobenſtecher ent- 
nommen werden. 

8 4. Der Einfender bat dafür Sorge zu tragen, daß die der Brüfung zu unter 
Ba a Ware bor Seugen ordnungsmäßi gegogen it, um als wahres Durchſchnitts⸗ 
mu ra der gefauften re eine rechtliche rundlage für etwaige Erfatanfprüde 
zu bilden. 

8 5. E8 wird vorausgefeht, daß der Einfender eine gleich große, identifche, durch deu 
Zeugen verfiegelte Probe für eine etwaige Schiedsprüfung zurüdbehält und ordnungs⸗ 
mäßig in einem trodenen, ungebeigten, oftfreien Raum aufbewahrt. Die Prüfungs 
anftalt erklärt fich jedoch bereit, auf Wunfd) bie ſachgemäße Teilung eines richtig gezogenen 
Sefamtmufters von dem Doppelten der obigen Getwichtämengen ihrerfeit8 auszuführen 
und die nicht in Unterfuchung zu nehmende Hälfte ordnungsmäßig längftens ein Jahr 
hindurch aufzubewahren. Samenproben werben nicht zurüdgegeben. 

; 6. Der eingefandten Probe find für jeben Tal beizufügen: 

1. Name und genaue Adreſſe des Abdfenders; 

2. jene Bunte, auf welche fi die Unterſuchung erjtveden ſoll (8 8); 

3. wenn möglich Erntefjahr und Herkunft de Samens. 

Hat ber Einfender das Saatgut felbit geerntet, fo ift e8 erwünfdht, die Herkunft des 
Samens nad) Staat, Regierungsbezirk, Kreis (auch Oberföriterei), fowie eine ein⸗ 
gebenbe Beichreibung des Standortes, von weldyem der Same berrühtt, beizufügen. 

8 7. Die Unterfudung Tann fi erftreden auf a) Reinheit, b) abjolutes Gewicht 
(Gewicht von je 1000 Kömern), c) Keimkraft. u 

Die Unterfuhung einer zur Prüfung auf Keimkraft eingeſandten Brobe wird, falls 
nicht ausdrüdlich etwas anderes gewonſcht ſt, dahin aufgefaßt, daß zugleich die Ermittelung 
ber fremden Beſtandteile erfolgen ſoll, daß alfo der Gebrauchswert gemeint iſt. 

8 8. Die Unterſuchung der Reinheit und des abſoluten Gewichts werden in tunlichſt 
kurzer Friſt nad) der Einfendung durchgeführt, die Beitimmung des Keimprozentes erfordert 
jedoch 28 bis 56 Tage. Bei Beymouthstiefernfamen wird die Prüfung, falls nicht aus⸗ 
drücklich anders gewuͤnſcht wird, am 56. Tage abgeſchloſſen. Schnittproben werden nur 
auf befonderen Wunſch ausgeführt. 

8 9. Kür bie bei der Prüfung ermittelten Prozente der Reinheit, Keimkraft und bes 
Gebrauchswertes werden, entſprechend ben „Zehnifchen Borfchriften des Berbandes land» 
wirtfchaftlicder Berfudhd- Stationen im la Neihe für Samenprüfungen” vom 
16. September 1899, folgende Abweichungen (Ratitüden) vorbehalten: 

a) Keimfraft: 59%, bei Samen aller Gattungen, melde zu 90 und mehr Prozenten, 

dagegen 80 bei Samen, weldhe zu 50 bis 909), Teimen. 
b) Reinheit: 2%, bei Samen mit einer Reinheit von 90 und mehr Prozenten, 3% 
bei Samen mit einer Reinheit unter 90%,. 
. ec) Gebrauchswert: 6%/, bei Samen, deren Gebrauchswert (ans Reinheit und Keimkraft) 
' 90 und a Prozente beträgt, Dagegen 9%, bei einem gefundenen Gebrauchswert 
unter 0. . 

Der Minderwert Beginnt alfo 3. B. bei Vereinbarung eines Gebrauchswertes vou 
80 %/, erit, wenn bie betreffende Probe 71%0 oder weniger ergibt. 

Bei Beurteilung einer größeren Anzahl von Einzelproben, deren jebe nach der im 
8 3 gegebenen Wnleitung gezogen werden muß, tft der Gebrauchswert jeder folgen Probe 
für Fi zu beurteilen. 

8 10. Etwaige Differenzproben find verfiegelt zur weiteren Behandlung an die 
Perfuchsanftalt zu Xharand einzufenden. 

8 11. Die Koften der Unterfudhung betragen für: 

1. Prüfung der Reinheit bei 

N irten und Erlen 2,00 ME, 
b) allen anderen Polgarten 0,50 ME. ;- 

2. Prüfung der Keimfählgkeit 2,50 ME; 

3. Beitimmung des abfoluten Gewichts für 1000 Körner 1,00 Mt. 

hen auf Untrag der Behörden der preußiſchen Staatsforitverwaltung 
werden foftenfrei ausgeführt. 


b) Uufftellung der Kultur-Lohnzettel. 
867. 1. Der Höriter hat ſämtliche Kultur, Wegebau- und fouftige Ver—⸗ 
beiferungsarbeiten in feinem Arbeiter-Notizbuche (8 42) zu verzeichnen und auf Grund 
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diefer Notizen Die Lohnzettel andzuftellen, wozu ihm die Formulare vom Oberförfter 
geliefert werben. 

2. Auf einem Lohnzettel Dürfen mehrere Bofitionen des Kulturplanes nicht zuſammen⸗ 
gefaßt werden. 

3. Sind Arbeiten oder Lieferungen in Verding gegeben, jo Hat der Förſter, 
fobald fie ganz oder, wern mehrere Auslohnungen bzw. Ubfchlagszahlungen bedungenı, 
zu dem beitimmten Teile ausge a find, nachdem er fich von der guten und verding: 
mäßigen Ausführung gewifjenhaft überzeugt bat, den Lohnzettel für den Wrbeiter 
oder Lieferanten mit genauer Ungabe deſſen Namens und Wohnort? auszustellen 
und dem Dberförfter zu übermitteln. Bei Tagelohn- Arbeiten, welche von mehreren 
Arbeitern gemeinfchaftlich ausgeführt find, ift der Lohnzettel unter Ungabe der Zahl 
der beteiligten Urbeiter auf den Namen desjenigen Arbeiters auszuftellen und dieſem 
ur Beförderung an den Oberförfter zu übergeben, weicher zur Erhebung des Lohnes 

ei der Forſtkaſſe und zur Verteilung des Geldes an die einzelnen Lohnempfänger 
von feinen Mitarbeitern beſtimmt wird. Vorher bat aber der Forſter auf der Rüd- 
jeite ded Lohnzettels den Namen eines jeden Wrbeiter8 und den von ihm verdienten 
Lohnbetrag eintragen und jeden Wrbeiter hinter feinen: Namen durd) eigenhändige 
Unterzeichnung die Richtigkeit des für ihn berechneten Lohnes anerkennen zu lafjen. 

4 Die Quittung jedes einzelnen Arbeiters ijt nur inſoweit erforderlich, als der Lohn⸗ 
betrag des einzelnen etwa 150 Mk. und mehr beträgt. Für Fleinere Lohnbeträge genügt 
die Quittung eines Bevollmächtigten für alle. Im lebteren Falle Hat der Förker zu 
beicheinigen, daß die borjtehend verzeichneten Arbeiter fi) damit einverfitanden erklärt 
Beben daß ber Arbeiter N. aus N. die borliehend berechneten Löhne bei der Forſtkaſſe für 
ie erhebt und in ihrem Namen fiber diefelden zum Gejamtbetrage von... ME... Pr. 
auittiert. ( C. V. v. 7. 9. 1880 u. v. 12. 11. 1880, D. J. 3. 13 ©. 20.) 

Diefe Beitimmung bezieht ſich jedoch nur auf die Tagelöhne ber Waldarbeiter und 


nicht auch auf andere Bablungen, wie beiſpielsweiſe für ®efpannleiftungen. (Erinnerung 
d. Oberr.:Kammer. 


2 Pal. 8 69 N. 2 und die am Schluß diefer Inſtruktion erläuterten Mufter. 


c) Berwendung von Forft-Strafarbeitern. 


8 68. 1. Werden dem Förfter zur Verwendung bei den Forſt⸗, Kultur und 
Berbeilerungsarbeiten Forft-Strafarbeiter überwiefen, I gefchieht die ſeitens Des 
Dberförfterd mittel3 eines Verzeichnifjes, in welchem die Namen dev Strafarbeiter, 
die Zahl der von einem jeden derſelben zu leiftenden Wxbeitstage, die Arbeit, zu 
welcher diefelben verwendet werben, bzw. die Tagewerke angegeben fein müfjen, welche 
diefelben Ileiften follen. Der Foörſter muB die zur Wbleiftung der Strafarbeit er: 
ſchienenen Urbeiter gehörig anftellen, ihnen bie etwa au leiftenden Tagewerfe über- 
weifen und während der Ausführung der Urbeiten diefelben angemeſſen überwachen. 
232. Nach Mbleiftung der Urbeitszeit oder nach Vollendung und gehörig gejchehener 
Abnahme der aufgegebenen agewerie at der Förfter die in — Ver⸗ 
zeichniffe für die Beſcheinigung über die Verbüßung ber Strafe offen gelaſſene Spalte 
gehörig und dergeftalt auszufüllen,cdaß dadurch genau erſichtlich wird, welche Zahl 
von Strafarbeitstagen wirklich abgeleiitet ift. 

3. Die beſcheinigte Nachweiſung iſt dem Oberförfter zurüdzugeben. 

4. Ein gleiches Verfahren findet rüdfichtlich der Forjtdienftpflichtigen ftatt. 

a Strafarbeiter find hauptſächlich nur zu ſolchen Urbeiten zu beriwenden, welche 
leine — Geſ — —— Feinden verlangen und leicht zu Kontrollieren 
find, 3.83. ebeilerungen, Grabenarbeiten, Reinigung ber Geſtelle von Geiträuch und 
feuerfüngenber obenbede uſw. ($ 85 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 

2 iſt nicht zu billigen, wenn Revierverwalter den wegen Forſtfrevels ver⸗ 
urteilten Perfonen Teine Gelegenheit zur Forftarbeit geben. Es ift vielmehr wünjchens- 
wert, daß diejenigen verurteilten Forſtfrevler, für welche die Zuläſſigkeit von — 
an Stelle der Freiheitsſtrafe von ben Gerichten ausgeſprochen worden tft, ſoweit als 
möglid) auch im Walde beichäftigt werben, und iſt Befonderer Wert darauf zu legen, daß 
namentlich berurteilten jugendlihen Perſonen bie Berbüßung ihrer Strafe durch Forſt⸗ 
arbeit tunlichft immer ermöglidt wird. Kommen endliche Forſtfrevler der Wuf- 
forberung zur Ableiftung ber Wrbeit nicht nach, fo wird für fle Strafausſetzung mit Deu 
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Ausfiht auf fpätere Begnadigung auf Grund rer Erl. v. 23. 10. 1895 bon ben 
Auftizbehörben nicht beantragt, vielmehr die Freiheitäitrafe vollftredit werden. (M. V. v. 
22. 10. 1906 — III 12640.) 

3 Erleiden die Strafarbeiter bei der Tätigkeit im foritirtjpaftlichen oder fonft 
einem reichSgefeglich der —— IH; unterliegenden Betriebe einen Unfall, fo 
erfolgt die Entſchädigung nach dem Reichsgeſetze vom 30. 6. 1900 (Mt. G. Bl. ©. 53) 
betreifend die Unfallfürforge für Gefangene. gl. die Ausführungen unter XIII D d. W. 

4 In ben Lohnzetteln uſw. tft der Wert der verwendeten Strafarbeit in roter Tinte 
anzugeben. (M. %. v. 17. 5. 1905 — HI 6424.) 


9. Waldpflege. 

8 69. 1. Es gehört zu den Dienftobliegenheiten des Förſters, auch nach Aus: 
führung der Kulturen deren Gedeihen nach Kräften zu fördern und inZbefondere bie 
Waldpflege auch felbfttätig wahrzunehmen. Zu dieſem Behufe hat der Beamte bei 
manchen Arbeiten in den Saat» und Pflanzkämpen auch felbit mit De anzulegen 
und zur Förderung. des Wuchjes edler Holzarten, 3. B. der Eiche, Meſſer und Hirſch⸗ 
fänger, belonber? wo e3 zur Befeitigung verdänmender Wüchfe erforderlich ift, fleißig 
zu gebrauchen. Ä 

2. Bei den Gängen im Reviere muß der Förfter feine Aufmerkſamkeit ſtets mit 
darauf richten, was in dieſen Beziehungen zu tun ift, und Meine Übelftände fofort 
abftellen. Dies gilt namentlich auch in Beziehung auf die Waldwege, auf Wbleitung 
des Waſſers zur Verhinderung von Wafferriffen, Offenhaltung der Wbzugsgräben 
und dergleichen mehr. 

3. Das lebendige Intereſſe, welches jeder Forſtbeamte für die Verbeſſerung des 
Buftandes feines Revieres und für die Ordnung in demfelben zu beweifen hat, wird 
ihm an die Hand geben, in welcher Weife er für dieſe Zwecke eine nügliche Selbit- 
tätigfeit üben Tann. 


1 Sämtliche Koften, melde durch behufs der Beitandespflege auszuführende 
L:äuterungs- und Durdforjtungshiebe und durch das Ausapen älterer Stämme entſtehen, 
auch wenn der Erlös für das gewonnene Material die aufgewendeten Koſten nicht deckt, 
find mit ihrem ganzen Betrage allein bei den Holzwerbungsfoften zu verrechnen. 
(F. M. v. 9. 1. 1875, D. 3 B. 8 ©. 288.) 

2 Die Koften folder Läuterungen ufw., welde nur underwertbares und daher 
nit aufzuarbeitendes Material ergeben, wie da8 Ausbufchen wertlofer Stodausichläge 
aus been Eichen⸗Kernwuchs, Einftugen von Bufchholz neben Eichenheiftern u. dergl., 
find jedoch bei den Kulturfonds zu verrechnen. (F. M. v. 23. 3. 1875, D. J. B. 8 ©. 291.) 


3 Belämpfung des Kiefernbaumſchwammes. 


Für die Entfernung dieſes Schädlings, deſſen nadhteilige finanzielle Bedeutung bisher 
noch nicht alljeitig gebätig gewürdigt worden iſt, ift Sorge zu tragen, und zwar kommen 
hierfür ee ege in Betradit: . 

1. Aushieb der befallenen Stämme, ſoweit er, ohne die Beitände in Bedenklicher Weiſe 
gu durchlöchern, möglich iſt, 

2. Entfernen der Pilzkonſolen von den tefaten und beſonders auch von denjenigen 
Kiefern, welche vorläufig noch ſtehen bleiben müſſen. 

An Ichteren find die Anheftungsſtellen, von denen die Konſolen adgeftoßen worden 

find, forgfältig mit Raupenleim von Ermiſch zu beftreichen. 

ie abgeltobenen Konfolen find zu verbrennen oder ausreichend tief zu vergraben. 
Da nad) den Beobachtungen die Fruchtträger befonber in den Monaten September bis 
ee lich Januar Sporen entweichen —3— ſo empfiehlt es ſich, die Konſolen tunlichſt 
außerhalb dieſer Zeit zu entfernen. Die an ſchon gereinigten Stämmen eiwa neu aus⸗ 
brechenden Konfolen find ebenfalls baldmöglichſt abzuſtoßen und die Unhaftungsitellen 
jedesmal mit dem genannten Leim zu beftreihen. Die von dem Schwamme befallenen 
Kiefern find in dauernder und auf weitere Entfernung erfennbarer Weife zu bezeichnen. 
(M. L. dv. 22. 12. 1905 — III 16 207.) 

Bei allen in Betracht kommenden Durdiforftungen find ettva vorhandene Schmamm- 
bäume torgfältig zu ermitteln und grundjätlid an den Beſtänden zu entfernen. 

Die durch die obigen Befämpfungsmaßregeln und sverfuche erwachſenden Koften find, 
fomeit nicht bezüglich der Holzfällung und Aufarbeitung der Holzwerbungskoſtenfonds in 
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Anſpruch zu nehmen tft, bei Kapitel 2 Titel 32 des Koritetats in Ausgabe zu verrechnen. 
a 4 20. 5 04 — DI 15 326 —, M. BL f. F 1905 ©. 82.) 8 ; 


10. Dienftpapiere und Inventarienftüde. 


8 70. Sämtliche Verordnungen, Regulative und Ynftruftionen, welche dem 
Förfter übergeben werden, bat derjelbe in ein Aktenſtück zu Heften und mit feinen 
Nummerbücdern, WBerabfolgezetteln und jonftigen Dienitpapieren in einem wohl 
verfchloffenen Schrante aufgnbemahren, auch für die Erhaltung und Uufbewahrung 
aller ihm fonft noch übergebenen Inventarienſtücke, namentlich der Kulturinſtrumente, 
gehörig Sorge zu tragen. 

1 Fur jede Förfterftele muß ein Auszug aus dem Inventarien⸗Verzeichnis ber 
DOberföriterei, in welchem die für bie Beten inventariflerten Gegenitände nachgewieſen 
find, bei dem Stelleninhaber fih befinden. Die Inventarienſtücke felbft find, ſoweit es 
tunlid, mit den Nummern, unter welchen biefelden im Inventarien⸗Verzeichnis ein- 
getragen, u bezeichnen. 

ie Oberförfter haben die inventarifierten Gegenftände zu revidieren und fortdauernd 
darüber zu wachen, daß fie gut aufbewahrt und von den Inhabern nicht zu Privatzweden 
gebraucht werden. (8 108 u. 109 d. Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 

2 Bur Sereinfachung bes Geſchäftsbetriebes beitimme ih, daß die Oberföriter künftig 
diejenigen Dienftftüde, Bauabfäle und PBadmaterialien, bie eo ihrem pflicätmäßigen 
Ermefien für die Beritbermaltung nicht mehr von Nuben find, ſelbſtändig meiſtbietend 
veräußern bürfen, ohne daß es hierzu einer Einnahme⸗Anweiſung der Regierung bedarf. 
Aud find die Oberförjter zu ermächtigen, Kulturgeräte und andere Dienftftüde, bie durch 
den Gebraud) wertlos geworden find, ohne die bisher vorgefchriebene Genehmigung des 
Inſpektionsbeamten vom Inventarien⸗-Verzeichnis abzufegen. Hinfichtlih der Prüfung 
des Inventariums durch den yfpettiongoeamten und Belegung der Abgänge an Dienit- 
tüden verbleibt es edoch dei den bisherigen Beſtimmungen. (M. 8. v. 13. 3. 1902, 

hrb. B. 34 ©. 75.) — Über den freihändtgen Berlauf fiehe © Abſ. 2 zu 8 66. 


3 Bernidhtung von Rechnungsbelegen. . 
Die Verabfolgezettel find nad Ablauf von 3 Jahren, bie Nechnungsbelege nad 
Ablauf von 5 Jahren, das Werbungstoften- und das Holzmanual ſowie das Konzept- 
eremplar bes Kulturplanes und ber Rechnung nad Ablauf von 20 Jahren, das Soll⸗ 
Einnahmebuch und alle übrigen Natural⸗Rechnungsbücher, einfchließlih der Nummer: 
bücher der Förfter, und das Ausgabe-⸗Anweiſungs⸗-Journal nad Ablauf von 10 Jahren, 
und bie bei der Königlihen Regierung aufbewahrten NRechnungsausfertigungen nad) 
Ablauf von 30 Jahren feit Entlaftung des Rechnungsführers zur Vernichtung geeignet. 
(M. 8. v. 2. 2. 1903, Jahrb. ©. 75.) 


III. Allgemeine Behimmnuugen. 


1. Anwendung der Inſtruktion auf die Forſt⸗ 
ſchutzbeamten überhaupt. 

8 71 1. Die Beſtimmungen vorſtehender Dienſtinſtrultion find maßgebend 
auch für Revierförſter, degemeilte, Forſtaufſeher, De Waldwärter und über- 
haupt für alle Forſtſchutzbeamten in Beziehung auf ihr Dienftverhälinis im allgemeinen, 
fowie in Beziehung auf die ihnen obliegenden Funktionen für den Forſtſchutz und bie 
ihnen übertragenen fonjtigen örhergei yäfte. 

2. Die im 8 65 erwähnten Befugnifje bezüglich der Jagd ftehen jedoch nur den 
etat3mäßig angeftellten Forftfchugbeamten zu. Ob und inwieweit fie aud) den 
Forftaufiehern und Hilfsjägern einzuräumen, hat der Oberförfter im einzelnen Falle 
zu bejtimmen. 


2. Beftrafung der Dienftvergeben und Regreßpflicht. 

8 72. 1. Der Forftbeamte, welcher vorjtehender Inſtrultion zumwiderhandelt 
und feine Untspflicht verfäumt oder verlegt, hat außer den ihn nach den allgemeinen 
Strafgefeßen oder Verordnungen etwa treffenden Strafen disziplinarifche Beſtrafung 
zu gewärtigen, welche nad) Umftänden, insbeſondere auch ſchon nach ber eriten 
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Zuwiderhandlung gegen die 88 2, 16 bis 20, 27, 28, 35 dieſer Inſtruktion, in Dienſt⸗ 
entlafjung beftehen Tann. 

2. Außerdem hat der Beamte jedes bei der Führung feined Amtes begangene 
Berfehen, welches bei gehöriger Aufmerkſamkeit und nad) den Kenntniffen, die für 
die Verwaltung des Amtes erfordert werden, hätte vermieden werden können und 
follen, zu vertreten und den durch fein Verfchulden dem Staate erwachfenen Schaden 
u erjeßen. 

j FeeCergeſebte, welche durch vorfchriftämäßige Aufmerkſamkeit die Amtsvergehungen 
ihrer Untergebenen hätten hindern können, find für den aus Bemadläffigung dei 
entftehenden Schaden fubfidiarifch mit verhaftet. | 

1 Jeder Forſtſchutzbeamte ift, fobald er feine Schuldigfeit nicht tut, und die i 
‚unddiftosem FRE u rot fol zu entsilehben il ohne — bleiben, — 
und bevor erheblicherer Schaden durch ſeine Jahlaſfigten erwachſen iſt, der Regierung 
zur Veſgafung anzuzeigen. (8 93 der Geſch⸗Anw. f. d. Oberf.) 

> Bgl. den Abſchnitt „Disziplinar⸗-⸗Beſtrafung“. 
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Anlage 1. 
Hauorönung.”) 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
Annahme und Entlaffung der Holzbauer. 

8 1. Die Unnahme und Entlaffung der Holzhauer erfolgt durch den Dberförfter 
mit der Maßgabe, daß nur moralifch und körperlich tüchtige Leute, und nur [o viele 
Ürbeiter anzunehmen find, als einesteils zur rechtzeitigen Beendigung der Urbeiten, 
anderenteild zur Sicherung einer möglichft vollen Befchäftigung der Arbeiter während 
der Hiebszeit erforderlich werden. 


Verpflichtung der Holzbauer zur Befolgung der Hauordnung. | 
8 2. Jeder Holzhauer Hat fich den Beitimmungen der Hauordnung zu unier- 
werfen. Ständige Holzbauer müſſen dieſelbe protofollarifch anerfennen.! 


2 Dies wird für gewöhnlich in der Dienftvertragsverhandlung gefchehen. Siehe das 
vom Berfaffer entworfene Mufter in Anlage 2. 


Oberholzhauer. 

8 3. 1. Aus der Zahl der Holzhauer Hat der Oberförſter die von ihm im 
dienftlichen Intereſſee für erforderlich erachtete Unzahl von Oberholzhauern zu 
ernennen. 

2. Nur folche Perfonen find zu Oberholzhauern andgumählen, welche be 
in jeder Beziehung auvertäiig, mit dem Holzfällen befonders vertrant find und fich 
ganz der Holzarbeit widmen können und wollen. 

3. Der Oberholzhauer ift protofollarifch auf die Hauordnung zu verpflichten 
und erhält ein Exemplar derjelben zugefertigt. 

4. Der Dberjürher fanıı, wenn ed ihm aus irgend welchen Gründen notwendig 
erfcheint, einen Oberholzhauer feines Poſtens jederzeit wieder entheben. 


Treue und Pünktlichkeit der Holzhauer in Erfüllung ihrer Pflichten, 
Gehorfam gegen die Vorgeſetzten. 

4. 1. Die Oberbolzhauer und Holzhauer find verbunden, treu und pünktlid) 
ihre Verpflichtungen zu erfüllen, den Nuben Sr. Majeftät des Königs und des 
Staates —8 Kräften zu fördern, Schaden und Nachteile aber nach Möglichkeit 
abzuwenden. 


*) Nach der für die Königlichen Forſten des Regierungsbezirkes Erfurt gültigen Hauordnung. 
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2. Den Töniglichen Forftbeamten find fie Gehorfan fchuldig. 
3. Auch haben die Holzhauer den Anordnungen des ihnen vorgejeßten Ober⸗ 
hoſlzhauers unweigerlich Yolge zu geben. 


Recht der Holzhauer zur Beichtwerdeführung. 

85. 1. Glaubt ein Holzhauer, daß ihm von einem feiner Vorgejekten oder 
Mitarbeiter Unrecht geiehen ei, N o ift er befugt, Beſchwerde zu führen. 

2. Die Beſchwerde ift, falls fie gegen einen Forſtbeamten gerichtet ift, bei deſſen 
nächſtem Vorgeſetzten, falls fie gegen einen Oberholzhauer oder Mitarbeiter ſich 
wendet, bei dem betreffenden Korjtihugbeamten anzubringen, welcher diefelbe feiner: 
feits, wenn nötig, dem Oberföriter zur Entfcheidung vorzutragen hat. 


Fleiß und Ausdauer bei der Arbeit. 

56. 1. Jeder Holzhauer ift verpflichtet, die ihm übertragene Arbeit der "er 
haltenen Anweiſung gemäß mit Fleiß auszuführen, und darf nır mit Erlaubnis des 
betreffenden Forſtſchutzbeamten bzw. Oberförfters diefelbe unterbrechen oder gänzlich 
von veriebem — — Be d durch Krankh 

. Bei plößlicher Behinderung dur anfheit uſw. hat der Holzhauer fofort 
dem Oberholzhauer Anzeige machen zu laſſen. ’ 


Beſchaffung der Werkzeuge. 

8 7. 1. Die zur Ausführung der Fällungen nötigen Werkzeuge haben Die Holz⸗ 
bauer für ihre Rechnung zu befchaffen und zu unterhalten. Jedoch foll ihnen das 
zu Axthelmen, geilen, lägeln und fonftigem Arbeitögerät erforderliche Holz zur 
Tage verabfolgt werden. 

2. Jeder Oberholzhauer ift verpflichtet, ein richtiges Längenmaß von 2 m Länge, 
in Dezimeter und ein Dezimeter in Zentimeter geteilt, welches an beiden Enden mit 
Metall beichlagen ift, zu halten und mit demfelben die Mapftäbe der übrigen Holz. 
Hauer in &emeinjchaft mit den Forſtbeamten häufig zu Fontrollieren. 


Aneignen von Holz und anderen Waldproduften. 

8 S. Das eigenmäcdtige Aneignen von Holz und anderen Waldprodukten, ins⸗ 
befondere das Mitnehmen von fogenanntem Beierabendholz, ift unftatthaft und wird 
als Forfidiebftahl beſtraft. Soweit eine Berechtigung oder Bergünftigung Wr 
vo pe Dberförfter den Holzhauern das Mitnehmen von trodenem Raff⸗ und Leje 

olz geitatten. 


Anmachen von Feuern in Schlägen. Abhaltung von Trinfgelagen. 

8 9. 1. Das Anmachen von Feuern ift nur an den von den Forftbeamten 
dazu beflimmten PBläben, die auf mindeftens 11/, m um die Feuerftelle herum von 
allem Bodenüberzug zu- befreien find, zuläffig. 

2. Zu den Feuern ift nur geringes Abfallholz zu verwenden, und müſſen dies 
jefben vor der Entfernung der Holzhaner and den Schlägen vollitändig ausgelöſcht 
werden. . 

3. Das gemeinfchaftliche Anfchaffen und Genießen geiftiger Betränfe in den Holz- 
Schlägen und die Abhaltung von Trintgelagen bortjeibft ift den Holzhauern unterfagt. 


Verpflichtung der Holzhauer bezüglich des Forſt- und Jagdſchutzes. 

8 10. 1. Jeder Holzhauer ijt verpflichtet, mit Darauf zu fehen, daß feine 
Seicpadigungen am Walde, insbefondere keine Entwendungen von Holz und anderen 
Waldproduften, vorgenommen werden, ımd Hat derſelbe von allen Forſtdiebſtählen 
und Jagdübertretungen, welche zu feiner Kenntnis gelangen, dem betreffenden Förſter 
oder dem Oberförſter fofort Anzeige zu machen. 

2. Bei Ausbruch eines Waldbrandes Kat der Holzhauer denfelben fofort zu 
löfchen, oder aber, wenn feine Kräfte hierzn ht angreichen, den nächiten Forſt⸗ 
beamten des Revierd und die nächftiohnenden Arbeiter zu benachrichtigen, um dem⸗ 
nächft gemeinschaftlich das Feuer jo fehnell als möglich zu unterdrüden. 
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Verpflichtung der Oberholzhauer und Holzhauer zur Hilfeleiftung beim Auszeichnen, 
Numerieren, Abnehmen ufw. ber Schläge. 

8 11. 1. Die Oberholzhauer müfjen auf Erfordern bei jeder Anweifung, Aus—⸗ 
zeichnung, Numerierung und Abnahme der Schläge ohne befondere Vergütung zugegen 
und überhaupt bereit fein, den Forftbeamten in allen fich auf den Holzhieb beziehenden 
Geſchäften zur in zu gehen. 

2. Ebenſo find die einzelnen Holzhauer verbunden, beim Anweiſen, Auszeichnen, 
Numerieren und Abnehmen der Holzfchläge tn ihren Arbeitsbezirken unentgeltlich Hilfe 
du leiften, fobald fie von dem betreffenden Forftbeamten oder dem Oberholzhauer 

azu aufgefordert werden. 

3. Es ift jedoch darauf zu fehen, daß einzelne Holzhauer durch diefe Hiffelziftung 
nicht mehr, als nötig ift, beläftigt werden. 

+ 1 fiber Vergütung der Oberbolghauer und auch der Holzbauer bei länger mwährenden 
Hilfeleiftungen fiehe 8 27. 


Unmeifung der Schläge und Beginn ber Arbeit. 

8 12. 1. Wenn die Holzarbeit begiunen fol, verfammelt der Förfter die Holz- 
bauer auf dem Schlage und erteilt die befonderen, bei Uusführung derjelben zu be 
achtenden —*— 3. B. hinſichtlich der Schlaggrenzen, der überzuhaltenden 
Stämme, de3 Verfahren! beim Aushalten der Bau- und Nuthölzer ufw. dergeftalt, 
daß Mißverftändniffe in diefer Beziehung fpäter nicht vorlommen können. 

2. Finden fih im Laufe der Urbeit dennoch Anftände, fo find diefelben fofort 
durch den Oberbolzhauer zur Kenntnis und Entjcheidung des betreffenden Ep 
beamten zu bringen, der erforderlichenfalls die nötige Unweifung vom Oberforſter 
einzuholen hat. Kein Holzhauer darf fich in diefer Veziehung eine Eigenmächtigfeit 
zufchulden kommen lafjen. 


Einteilung der Holzhauer in Rotten. Feſtſtellung der Arbeitsloſe. 

13. 1. Sedes unter einem Oberholzhauer ftehende Holzhauerforpg wird von 
diefem bzw. dem betreffenden Forſtſchutzbeamten in Motten geteilt, wobei die Wünſche 
der Arbeiter möglichit zu berüdlichtigen find. Für gewöhnlich ift jeder Schlag in 
eine der Anzahl der Rotten entjprechende Unzahl von Arbeitsbezirken, welche durch 
fefte, deutliche Beichen (Schalme) abzugrenzen find, zu teilen und jeder Rotte ihr 
Arbeitsbezirk durch das Los zuzuweijen, nachdem der Foritbeamte zuvor für den 
Dberholzhauer einen möglichft lohnenden und fo gelegenen Arbeitsbezirk ausgewählt 
bat, daß von demjelben aus die Beauffichtigung der Holzhauer tunlichft erleichtert wird. 

2. Es jteht übrigen? den Forſtbeamten auch zu, zwei ober mehrere Rotten zu 
gemeinfamer Arbeit zu vereinigen, oder einen ganzen Schlag oder einen Teil desjelben 
durch die Holzhaner in Gemeinschaft ausführen zu laſſen, wenn dies nach den Ver⸗ 
bältniffen geboten erfcheint. 


Ürbeit der einzelnen Rotten. 

8 14. 1. Jede Motte übernimmt die Bearbeitung des ihr zugefallenen Loſes 
und bat dafür einzuftehen, daß dabei fowohl die für jeden einzelnen Holzſchlag be 
ſonders erteilten, als auch die für alle Holzfchläge allgemein gültigen Vorſchriften 
genau beachtet werden. Kann bei vorgelommenen Unordnungen die Schuld des 
einzelnen nicht feftgeftellt werden, fo ift die ganze Rotte dafür haftbar. 

2. Der Oberholzhauer Hat die einzelnen Wotten bei der Wrbeit häufig zu 
fontrollieren und ale Ordnungswidrigfeiten derjelben fofort dem vorgeſetzten Forſt⸗ 
ſchutzbeamten zur Unzeige zu bringen. 


Notierung des aufgearbeiteten Materials. 

8 15. Das von ihr aufgearbeitete Material hat jede Rotte und demnächſt auch 
der Oberholzhauer nad) den verjchiedenen Sortimenten genau zu notieren, um jeber- 
zeit bei eintretender Materinlaufnahme angeben zu können, welche Holzquantitäten fie 
aufgearbeitet Hat. 
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Tägliche Arbeitszeit. 

8 16. 1. Im Winter haben fich die Holzhauer, wenn die Arbeitsſtellen nicht 
weiter als eine Wegeftunde entfernt von den Wohnftätten oder Nachtquartieren der 
Arbeiter find, bei Tagesanbruch im Schlage einzufinden und denfelben bei eintretender 
Duntelheit, nachdem vom Oberholzhauer Feierabend geboten iſt, gemeinfchaftlich 
wieder zu verlaflen. 

2. Während der übrigen Jahreszeiten richtet fich der Beginn und das Ende der 
täglichen WUrbeitszeit nach der Tageslänge. Im Sommer find ausfchließlich der 
Ruhezeiten mindeſtens 10 Urbeitsftunden zu rechnen. 


II. Spezielle Vorſchriften für den Holzhauereibetrieb. 
Mbtrieb des Holzes im allgemeinen. 
817. 1. Die Urt und Weiſe, wie das Holz gefällt werben foll, ob durch 
Roden, — oder Abhauen, wird vom Oberfoörſter beſtimmt, und darf hiervon 


ohne deſer ächtigung in keinem Falle abgewichen werden. 
u Stöde find jo tief zu fehneiden, als es im gegebenen Fall überhaupt 
möglich ift. 


3. In ber Regel foll der Wbtrieb des Hochwaldes und des Oberbaumes im 
Mittelmalde mit der Säge gefchehen. Die Stämme dürfen nur auf der Seite, wohin 
fte fallen jolen und nur fo viel eingeferbt werden, als zur Verhütung des Aus—⸗ 
reißens uftv. notwendig ift. 

4. Die Ausführung der Durchforſtungen erfolgt ftet3 nach -befonderer Anweiſung 
ded Forſtbeamten. Die Anwendung der Urt ift Hierbei in der Regel nur dann zu—⸗ 
läffig, wenn fich die Hölzer mit zwei oder drei ſcharfen Hieben vom Stode trennen laſſen. 
Im übrigen ift auch hier Die Säge zu gebrauchen. 

5. Der Abtrieb des Niederwaldes und des Unterholzes im Mittelmalde ift nur 
mit fcharfen Werkzeugen zu bewirken, damit bie tterftöde möglichft gefchont, 
namentlich nicht zerjplittert ober von dev Rinde entblößt werben. 

6. Das in den Schlägen etwa vorkommende ımtaugliche Geſtrüpp haben bie 
Holzhauer auf Unordnung der Forftbeamten unentgeltlich mit wegzuräumen. 


Borficht beim Abtreiben, Aufarbeiten und Nüden des Holzes. 

8 18. 1. Beim Fällen, Uufarbeiten und Rüden des Holzes iſt aller Fleiß 
darauf zu verwenden, daß zunächſt keinerlei Gefahr für die Arbeiter bzw. Mitarbeiter 
entſteht, dann aber auch dafür zu ſorgen, daß ſowohl die zu fällenden als auch die 
fte 3 „ieibenben Stämme, fuwie der etiwva vorhandene junge Anwuchs möglichit wenig 

t werben. 

2. Sollten aller Vorſicht ungeachtet zum Stehenbleiben beitinmte Stämme um- 
eworfen, ftarf beichäbigt oder aus dem runde, weil ein gefällter Stamm in den⸗ 
Felben hängen geblieben ift, gefällt werben müſſen, jo hat der Oberholzhauer dem 
betreffenden Forſtſchutzbeamten hiervon fofort Auzeige zu machen, Damit in ber 
Anweiſung die nötigen Abänderungen getroffen werden. — Start beichädigte Jung- 
wüchfe find ohne bejondere Vergütung nach Unleitung der Horftbeanten mit einem 
ſcharfen grtonmente am Boden abzufchneiden oder abzubauen. 

3. Bei ſtarkem Froſte darf in den Verjüngungsichlägen, wenn der vorhandene 
Anwuchs nicht mit Schnee bededt ift, ohne ausdruckliche Genehmigung des Oberförfters 
feine Füllung vorgenommen werden. 





Sortierung de8 Holzes. 
8 19. 1. Das eingejchlagene Holz muß ſowohl nad; den verfchiedenen Holz. 
arten als auch nach den verjchiedenen Holzjo.timenten genau gejondert werben. 
2. Alles zu Baus und Nutzholz fi eignenbe Holz ift von dem Brennholze nach 
der den Holzhauern von den Forſtbeamten dieferhalb zu erteilenden Anweiſung und 
ebenjo das gejunde, von dem anbrüchigen Holze ftreng zu ſondern. Es iſt darauf 
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— 


zu halten, daß das aufgearbeitete Holz bald aufgefeht wird. Jedenfalls Darf über 
Sonntag und Feiertag unaufgeſetztes Holz, foweit dies irgend zu vermeiden ift, nicht 
im Sclage liegen bleiben. 


Ausäftung und Ausmefjung des Bau- und Nukholges in Stämmen und Abſchnitten. 

20. 1. Das in Stämmen und Abfchnitten auszuhaltende Baus und Nutzholz 
muß, fofern nicht Dieferhalb etwas anderes befonders angeordnet wird, feiner ganzen 
Länge nad dicht am Stamme, von allen Aften befreit, ſchadhafte Stellen, faule 
Afte uf. müſſen möglichft aufgededt werden. 

2. Die Länge ift vom Sägeabjchnitt zu meſſen, und — abgefehen von beſonders 
ſtarken und wertvollen Hölgern — in der Regel fo auszuhalten, daß fie, wenn nicht 
nit ganzen Metern, fo Do mit geraden Dezimetern (0,2 m, 0,4 m ujw.) abjchließt. 

3. Der Sägeabſchnitt muB jenfrecht zur Holzachfe erfolgen; follte bei ftarfen 
Stämmen dennoch ein fchräger Schnitt vorkommen, fo ift die Länge de Stammes 
auf der kürzeſten Längsſeite desfelben zu beftinmen. 

4. Auf den Stämmen und Abfchnitten ift die aufgemeljene Länge auf je 2 m 
zu bezeichnen. Beftcht über den Anfangspunft von welchen: gemeſſen ift, ein Zweifel, 
jo ift der für die Meffung angenommene Bunkt Tenntlih zu machen. Der Durd)- 
mefjer ift in der Mitte der Stämme, welche durch einen Schalen zu bezeichnen ift, 
mit der Kluppe nach Zentimetern, einfchließlich der Rinde, zu meſſen. Ein über- 
fchießender Bruchteil eined Zentimeterd (der angefangene, aber nicht volle Zentimeter) 
bleibt unberüdfichtigt. Bei neiigemachjfenen Stämmen ift der Durchmefler kreuzweiſe 
u meſſen, und aus beiden Mefjungen das Mittel zu nehmen. Befindet fich auf der 
han Länge des zu mefjenden Stüdes ein hervorragender Uft oder Wulft, To ift der 

urchmefjer gleich weit ober» und unterhalb zu mefjen und aus beiden Mefjungen 
das Mittel zu nehmen. | 

5. Das Aufmaß tft auf dem Stammende unter der Nummer des Stüdes ebenſo 
Deutlich und Dauerhaft wie die Nummer felbft dergeftalt zu verzeichnen, daß links bie 
Länge und recht? die Durchmeſſerzahl gejchrieben wird. 

6. Neicht der Raum bierzu nicht aus, fo kann das Aufmaß auf einer Platte 
über dem Stammende verzeichnet werden. 


Aufarbeitung der Stangen-Nußhölger. 

8 21. 1. Das Nußholz in Stangen ift nach den dafür in der Holztare auge: 
gebenen Dimenfionen, von welchen die DOberholzhauer durch die betreffenden Forſt⸗ 
ſchutzbeamten genau zu unterrichten find, zu fortieren. 

2. Der für die Sortierung maßgebende Durchmeſſer wird 1 m oberhalb des 
Stammabfchnittes gemeffen. 

3. Ob und in welcher Anzahl die Derbholsftangen zuſammenzulegen find, bes 
ftimmen die —— notigenfalls der Oberförfter für jeden Schlag. 

4. Alle Nutzholzſortimente, die Hundertweife verkauft werden, müflen in Haufen, 
deren Stüdzahl ur 10 teilbar tft, zufammengebracht werden. Die Stangenhaufen 
En I N naichten, aß je 10 Stangen eine durch Duerftangen begrenzte bejondere 

t bilden. 

5. Die Nummer. tft auf den rechten Seitenpfahl oder auf einen in oder neben 

dem Haufen befonders anzubringenden Pfahl zu jchreiben. 


Aufarbeitung ber Borke oder Rinde. 
8 22. Sollte die Gewinnung der Borke bzw. Rinde auf fisfaliiche Rechnung 
jtattfinden, fo ift daß dabei zu beachtende Verfahren von dem betreffenden Oberförfter 
jedesmal ſpeziell vorzufchreiben. 


Aufarbeitung des Schichtnutz⸗ und Brennholzes im allgemeinen. 
8 23. 1. Alles Schiehtnup- und Derbbrennholz muß mit der Säge gefürzt 
werden. In welchen Längen dies zu er und in welchen Dimenjionen die 
Aufſchichtung in Raummetern zu erfolgen hat, beftimmt der Oberförfter. 
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2. Auf Unordnung des leßteren Tann das friſch eingefchlagene Derbholz ein 
ser hi⸗ zu 0,04 (= 12/,), das Reiſerholz in Haufen bis zu 250/, der Stoß⸗ 
höhe erhalten. 

3. Stehen Holzitöße an Berghängen, jo wird deren Höhe nicht Iotrecht, fondern 
rechtwinklich zur Hanglinie gemeſſen. 

4. Zeder Stoß muß auf einem möglichit ebenen Plage und das Derbholz und 
Reiſerholz I. Klaſſe auf Unterlagen, wozu ſchwache Stangen oder gefpaltene Stamm- 
ftüde zu verwenden, aufgeſetzt werden. 

5. Bei der Schichtung müfjen alle Knoten und Mftftellen vor dem Einlegen glatt 
abgepugt werden und die Stirnfeiten und tunlichſt auch bie NMüdfeiten eine ebene 
Fläche bilder. 

6. Jeder Stoß ijt oben mit einen Scheiten bzw. Knüppeln möglichft aus» 
zugleihen. Unvermeidliche hohle Stellen find in feinem alle mit fürzeren 
Stüden auszulegen. 

7. Auf jeder Seite eines Stoßes find zwei been anzubringen und durch Ein- 
fegen von Bindeweiden oder Durch Streben fo zu befjeftigen, daß die Holzſtöße nicht 
auseinander gehen oder umfallen können. Die Stützen jollen die Höhe des Raunı- 
meterd haben. Stehende Bäume find zum Stüben nicht zu verwenden. 

8. Bei jedem für fich aufgeſetzten Holzitoße ift etwas über der Mitte desſelben 
ein möglichft großes ımd glatte Stüd Holz bereit3 bei der Schichtung um 10 cm 
an der Stirnwand herandzulegen, um die Nummer und den Waldhammer auf 
bemfelben anbringen zu können. 

9. Die Stöße müfjen tunlichſt in geraden Reihen, bie Stirnfeiten alle nad) einer 
Seite Hin, in größeren Partien zufammengefeßt werben. 

10. Unvorſchriftsmäßig gearbeitetes und geſetztes Holz müſſen die Holzhauer auf 
Erfordern umfegen, ohne dafiir eine Vergütung zu erhalten. 


Aufarbeitung des Nut- und Brenn, Sceit- und nüppelholzes. 

8 2%: 1. Das Schichtnutzholz ift nach der Beftimmung der Forftbeamten nach 
Maßgabe der Holztare auszuſpalten. 

2. Die nur zu Brennholz geeigneten Rundſtücke von über 14 cm Durchmefler 
am oberen (jchwächeren) Ende find zu —* aufzuarbeiten. 

3. Die einzelnen Scheite, welche ſtets auf den Kern hin zu ſpalten ſind, dürfen, 
ſofern ſeitens der Forftbeamten im einzelnen Falle nicht etwas anderes beſtinmt wird, 
von der äußeren Rückſeite au gemeſſen, nicht unter 12 und nicht über 20 cm halten. 

4. Zum Sfnüppelholze find alle Rundftüde von über 7 cm oberem (ſchwächerem) 
Eude Bis einfchl. 14 cm Durchmeſſer zu nehmen. 


Aufarbeitung des Brennreifigs. 

8 25. 1. Zum Neifig gehört alles fchwächere Holz bis einfchließlih 7 cm 
Durchmeſſer am unteren (jtärleren) Ende. 

2. Für die Aufarbeitung und Rumerierung des gepubten Reiſigs gelten Die 
über die Aufarbeitung des Schichtbrennholzes im allgemeinen erlafjienen Borjchriften. 

3. Im übrigen hat. die Uufarbeitung des Reiſigs nad) Anordnung des Ober: 
förſters In Haufen oder in Wellenbunden zu gejchehen. 

4. Die ren find jo feit wie möglich zu fchichten. 

5. Die Wellenbunde erhalten in der Regel 1,5 m Länge und 32 cm Durch 
mefjer, find Al feit als tunlich zufammenzubinden und in Haufen, deren Stüdzahl 
durch 10 teilbar tft, zufammenzulegen. . 

6. Die zum BZufammenbinden der Bunde erforderlichen Bindeweiden haben die 
Holzhauer an den ihnen bezeichneten Orten nach Unmweilung der Forſtbeamten ohne 
befondere Vergütung zu fchneiden, ſofern es nicht vorgezogen werben follte, dazu 
Draht zu verwenden. 

7. Die Nummer des Reiſigs in Haufen iſt auf den rechten Seitenpfahl, in 
a Anrede auf einen in oder neben dem Haufen befonders anzubringenden Pfahl 
zu Schreiben. 
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Aufarbeitung des Stodholzes. 

8 26. 1. Die Stöde müſſen möglichit tief und volljtändig gerodet, von Erde 
und Steinen befreit und jo Tlein gefpalten werden, daß die fchweriten Stüde von 
einem Manne aufgeladen werben können. Die Stocklöcher müllen mit Erde wieder 
ausgefüllt und eingeebnet werden. 

2. Die Schichtung hat in Raummtetern möglichit dicht zu gefchehen. 

3. Die Nummer ift auf einem fchon bei der Schichtung auszuwählenden und 
in die Mitte des Stoßes zu legenden, möglichft glatten Hirnftüd anzubringen. 


III. Beſtimmungen über die Verlohnung der Holzhauer. 


27. 1. Über die auf Grund der Holzwerbungdtagen den dolgbauern zu 

ewährenden Hauerlöhne wird vor Beginn der Hauumgen, über etwa zu bewilligende 

derlöhne bei Beginn jeden Schlages vom Oberförfter bzw. Forſtſchutzbeamten das 
Erforderliche mitgeteilt. 

2. Die Uuszahlung des verdienten Lohnes findet in der Regel alle 8 bis 14 Tage ftatt. 

3. Der Oberholzhauer beſorgt die Hebung der Gelder bei der Forſtkaſſe, wofür 
ihm, wie für feine fntige Mühewaltungen nad) $ 11, eine vom Oberföorſter feſt⸗ 
inlepende Entfhädigung bis zu 3°%/, von der Schlußfunme des Lohnzettel3 zuſteht. 

eitere, nur vorübergehend zur Hitfeleiftung verwendete Arbeiter erhalten Tagelohn 
nach dem Sabe von 3 Marl. 

4. Die Lohnverteilung an die einzelnen NRotten unter Berüdfichtigung der Abzüge 
für Die Krankenkaſſe und etwaiger Stra'geiber hat der Oberholzhauer, wenn erforderlich, 
unter Aufſicht des Soritjängnenmten zu bewirken. 

5. Die Verteilung des Verdienſtes unter ſich haben die einzelnen Rotten, wenn 
nötig unter Beihilfe des perhenzhauers ſelbſt zu beſorgen. 

6. Die Abführung der Beiträge für die Krankenverſicherung bat der Ober: 
— zu bewirken, dagegen liegt die Erhebung der Unterſtützungen bei der 

rankenkaſſe den Ungehörigen des Erkrankten oder Verunglückten ſelbſt ob. Der 
Oberholzhauer ift für Die intttiche und richtige Auszahlung des Lohnes an bie 
Rotten verantwortlid. Um bdiejelbe jederzeit nachweilen zu können, Hat er ein 
Lohnbuch nach dem der Hauordnung beigefügten Schema zu führen. 

2 In anderen Bezirken und nicht ftaatlihden Verwaltungen wirb dem Oberholahauer 
u te Dergütung für gene Mübewaltungen nad 8 11 dadurch gewährt, daß ihm 
durch Die Hauorönung das Recht zugeſprochen wird, „eine vom Oberförfter feſtzuſetzende 
Entiädigung von 1 518 3 PVfennige für jede volle Mark des fämtliden zu erhebenden 
Hauerlohnes vorweg einzubehalten.“ 

Diefe Vergütung wird dem Oberholzhauer aud) von allen anderen Verding-(Aftorb>j 
Löhnen gewährt, aber der Negel nad) nit auch von Tagelöhnen. Fur befondere Neben- 
arbeiten bei den Xagelobnarbeiten wird er im allgemeinen burch die Gewährung eines 
bis zu 309%, höheren Tagelohneinheitsſatzes entichädigt. 


IV. Strafbeſtimmungen. 
Strafen. 
8 238. Jeder yolabaner verpflichtet fi), den Vorfchriften der Hauordnungen 
nachzukommen, bei Bermeidung einer vom Oberförfter feftzufegenden Konventional⸗ 
ftrafe von 50 Pf. bis 3 ME. oder dauernder oder heitweifer 


Berwendung der Gelditrafen. 

239, 1. Die Selditrafen Hat ber Oberholzhauer auf desfallfige Anweifung bes 
Oberfoörſters bei der nächſten Verlohnung einzubehalten und für den al, daß eine 
Forſtbetriebs⸗Krankenkaſſe für das betreffende Holzhauerkorps befteht, in diefe ab» 
zuführen, andernfalld aber bei der Forſtkaſſe zu deponieren. 

2. Der Oberförfter Hat die feitgelegten Gelditrafen in ein Konto einzutragen 
und die Abführung zu der Kaffe zu kontrollieren. 

3. Falls Forſtbetriebs⸗Krankenkaſſen nicht beftehen, follen die Strafgelder dazu 
verwandt werden, tüchtigen Holzhauern, welche bei der Urbeit einen erheblichen 







ntlaffung aus der Urbeit. 
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Unfall erlitten oder durch ſchweres Krankenlager längere Zeit keinen Berbinft 
gehabt haben, eine Unterftüßung zu gewähren. . 

4. Bam und in welcher Höhe Unterftügungen zu gewähren find, entfcheidet Der 
Dberförfter nach Rückſprache mit dem betreffenden Sypritiehugbeamten und Ober: 
holzhauern, und erfolgt auch die WUuszahlung der Unterftügungsbeträge auf Uns 
weilung des Oberföriters. 

. 5. Sollte in einem Jahre Feine Gelegenheit zur Bewilligung von Unterſtützungen 
vorhanden geweſen fein, jo find Die Strafgelder auf das nächlte Jahr zu übertragen. 


V. Schlußbeſtimmungen. 
8 30. 1. Säamtliche Holzhauer find perpflichtet, allen weiteren auf deu 
. Fällungsbetrieb fih beziehenden Anordnungen der Forſtbeamten, auch wenn bezüglich 
berielben in ber vorliegenden Hauordnung nichts Peitimmt if, unmelgerlich nach» 
zukommen. 
2. Wie weit dieſelhen auch a find, fi bei den Kultur, Wegebau- 
ufw. Arbeiten im Umfange der Oberförfterei gegen hen üblichen Lohn zu beteiligen, 
faun der Oberförfter im allgemeinen bei der Annahme ber Holzhauer beftimmen. 
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Anlage 2. 
(Bu $ 2 ber Hauordnung, Anlage 1.) 


Dienftvertrag für Waldarbeiter. 


Berhandelt ...........eeen. ven... NM en een Dune 
Es erjcheinen die Arbeiter: 


(Bor und Bumame) aus (Wohnort) geboren am... las een 


sonen. aneımenon ge —— gg ee ne nennen nn . 


.p α gg snennnenmennenssnssnnn 


uud beantragen, als Forſtarbeiter in der Königlichen Oberförſtere 
angenommen zu werden. 

Die Annahme erfolgt durch den unterzeichneten Oberförſter, nachdem die Arbeiter 
die folgenden Vertragsbedingungen für ſich als bindend ausdrücklich anerkannt haben. 


1. Eine dauernde Sec in der Forſt Tann den Urbeitern nicht gewähr⸗ 
leiltet werden, na Öglichkeit ſoll fie jedoch erfolgen. Die Kündigungsfritt 
ift eine 14tägige. Jeder Wrbeiter, der die Wrbeit ohne Einhaltung der 
Kündigungsfriſt verläßt, verfällt in eine Vertragitrafe von 30 Mk, weldje 
bei Nichtzahlung im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden fann. 

2. Die Urbeiter können ohne weiteres entlaffen werden, wenn fie an fozial- 
demofratifche Kaffen Beiträge zahlen oder Mitglieder Tozialdemofratifcher Ber: 
einigungen werden. 

3. Die Arbeiter verpflichten ſich, der nee Krankenkaſſe zu 
nnennennnenenerennsanannnnennenaenessrssssnannnnnne als Mitglieder beiqutveten und ihr auch bei vorüber: 
gehender Erwerbötlofigkeit anzugehören. Ste willigen ein, daß die für die 
Zeiten ourübergehender Erwerbgslofigfeit von ihnen allein aufzubringenden 
Beiträge bei den Lohnzahlungen in Abzug gebracht werden. 

. Die Urbeiter unterwerfen fich unbedingt der beiteheuden Hauordnung. 

. Sie beauftragen und ermächtigen ein für allemal den jedesmaligen Oberholz⸗ 
bauer oder Vorarbeiter mit der Mbhebung des Lohnes und der Verrechnung 

der N rbeiteruerficherungsbeiträge, 

6. Für die Weitergewährung des Lohnes während Turzer Unterbrechungen der Arbeit 
($ 616 8. ©. 3.) gelten lediglich die von den vorgejehten Dienſtbehörden 
gegebenen oder noch zu gebenden Beftimmungen. *) 

V. g. u. 
G. w. o. 
Der Oberförfter. 


a 


Anlage 3. 
Derlohnung der Zorftarbeiten. 
Hierzu Mufter A bis G. 


1. Grundlage für bie Berlohnung. 
(Arbeiter -Rotigbud.) 

1. Die Grundlage ir alle Berlohnungen bildet das Arbeiter⸗Notizbuch. 
In diefes Notizöuch werden fämtliche in dem Schuhbezirfe gegen Tagelohn oder in 
Stücklohn zur Ausführung fommenden Hauungs⸗, Wegebaus, Kultur, Grenzjicherungs- 
und Inſektenvertilgungsarbeiten vom örfter eingetragen. 

2. Für jede diefer fünf UrbeitSarten wird, wenn fie vorkommen, ein befonderes Heft 
angelegt und für fih fortlaufend mit Seitenzahlen verfehen. Diefe Hefte werden am 
© tue des Wirtfchaftsjahres in einen Umſchlag vereinigt. 


*) ſ. 6.1785. W. 
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3. Der KHörfter foll diefe® Notizbuch, folange Foritarbeiten der bezeichneten Art 
ausgeführt werden, im Walde ftet3 bei fih führen um tüglic) beim Beginn des Urbeits- 
tages an Ort und Stelle die Namen ber Urbeiter, am. Abend oder na Beendigung der 
Arbeitszeit die Zahl der Arbeitstage mit Blei eintragen, auch tumnliit noch am Abend 
Desfelben Tages bie Bleifchrift mit Tinte nachziehen. Die Arbeitszeit ift in ganzen oder 
zehntel Arbeitstagen anzugeben. 

Im Kopf der Spalte „Urbeitstage* find die Sonntage vor Beginn der Eintragungen 
zu unterftreichen. 

4. Diefe Eintragungen bilden den Entwurf für die in einfacher Ausfertigung aus» 
auftellenden Lohnzettel, mit denen fie genau übereinftimmen müſſen. 

5. Für jebe befondere Nummer des Wegebau⸗ oder Rulturplanes wird ein befonderer 
Abſchnitt im Arbeiter⸗Notizbuche angelegt und zur Aufſtellung des Lohnzettels jedesmal 
aufammengezählt und abgeſchloſſen. Wenn zu einer Nummer mehrere Lohnzettel auf 
geitellt werben, alfo auch mehrere Abſchlüſſe im Notigbuche vorkommen, fo find nad) Be⸗ 

igung aller Arbeiten für d ee Nummer fämtliche zu derfelben gehörigen Abſchlüſſe unter 
bem lehten EUER zu wiederholen, fo daß fi) die Schlußfumme für die ganze Nummer ergibt. 

6. Rad) Aufitellung eines Lohnzettels ift Hinter dem in denſelben übertragenen 
Abſchluß zu vermerken: Rohnzettel vom . . . (Tage). 

7. Bet ber Sefeatign der Rulturen ufw. durch den Oberforjtmeilter oder Forſtrat 
muß der Förfter bieles ot ſtets zur Stelle mitbringen 

8. Nach Beendigung des Wirtſchaftsjahres ift das Notizbuch dem Oberförfter zur 
Aufbewahrung zu übergeben. 

9. Die in der allgemeinen Verfügung vom 23. 12. 1904 (Unmerkung 8 uu 8 66 ber 
Borſter · Dienſtinſtruktion) für gewiffe Urbeitsunterbredungen angeordnete Lohn— 
jortzahlung tft bei derjenigen Wrbeit, mit welcher der Arbeiter vor Eintritt der Unter: 

rechung zuletzt deihäftigt war, zu verrechnen. Im WUrbeiter-Notizbuche des —5 — iſt 
die Unterbrechungszeit unter Angabe des für die Berechnung maßgebenden Tagelohnſatzes 
anzugeben, und zwar iſt zur deutlichen Scheung von der Arbeitszeit die Unter⸗ 
brechungszeit in roter Tinte zu bermerfen., (M. %. v. 8. 4. 1905 und 11. 10. 1906; 
M. BL. f. 8. 1907 ©. 50.) 


Bemerkungen zur guwendung der Invaliden- und Frankenverſicherungsgeſetze. 
Invalidenverſicherung. 

1. Hat vorgängig eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung in einem anderen 
Betriebe innerhalb enigen Kalenderwoche ſtatt Fan b welcher die Beichäftigung 
in dem forjtfistfalifden Betriebe beginnt, fo jind die betreffenden Xage mit einer 
liegenden Slammer —— zu ‚verfehen. (gl. Puſter A, Beiſpiel 1 Nr. 1.) Von der Forſt⸗ 
verwaltung iſt für dieſe Woche keine Marke in die Quittungskarte einzukleben. Der 
Name des verpflichteten anderen Arbeitgebers iſt aber anmerkungsweiſe aufzuführen. 

2. Iſt in dieſer Kalenderwoche vorgän ip eine berfiherungspflichtige Beſchäftigung 
nicht in einem anderen Betriebe erfolgt, b FE Punkte in die Spalten für die betreffenden 
Tage zu Ichen. (Bgl. Beifpiel 1 Nr. 3.) Die Marke ift dann durch den Forftlaffenrendanten 
für dieſe Woche in die Duittungsfarte einzufleben. 

3. Ebenfo find Punkte in die betreffenden Spalten zu feben, wenn zwar forit- 
fisfalifche — ſtattgefunden hat, aber ſolche, die auf einem anderen Lohnzettel 
zum Nachweiſe kommt, da in dieſem Falle der dearſaſſentendant bei Auszahlung des Lohnes 
nach dem anderen Lohnzettel die Marke in die Quittungskarte einklebt. Die anderweite 
fiskaliſche Beſchäftigung iſt anmerkungsweiſe anzugeben. STR Beifpiel 1 Nr. 4.) 

4. Da Berfonen unter 16 Jahren nicht verficherungsfähig find, fo muß, wenn foldde 
ih bei der Arbeit beteiligt haben, unter „Srpalibenverfiderung“ angegeben werden: 
„Unter 16 Jahre alt“. (Vgl. Beijpiel 1 Nr. 2.) 


Krankenverſicherung. 


1. Eintrittsgelder ſind unter der Linie, auf welcher der betreffende Arbeiter vermerkt 
iſt, unter „Beitrag im ganzen” einzuſetzen. 

2. Sind ſatzungsgemaͤß Urlaubstage oder Tage der Betriebsruhe hinfichtlich der 
Beitragspflicht al8 WUrbeitstage anzufehen, fo ift dieß unter Bemerkungen anzugeben. 

3. Wo die SKranfenverticherungsbeiträge nach Wochen berechnet werden und die 
Arbeiter in Laufe der Woche bei der fißfalifchen Arbeit in ihrer Tätigkeit wechſeln, 
kommt ber Sranfenverfiherungsbeitrag wie der \VnIegrng aa Ho nase bei der 
Arbeit zur Verrechnung, bei we gr die erfte Befchäftigung in der Woche ſtattgefunden Hat. 
Mei der anderiveiten fißfalifchen Beſchäftigung it unter Bemerkungen darauf hinzuweiſen. 
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2. Berrefuung ber Invaliden⸗ und Sranlenverfigerungdbeiträge. 

Bom Etatsjahre 1908 und dem entfprechenden Forſtwirtſchaftsjahre 1. 10. 07/08 ad 
find bie Invaliden⸗ und Kranlenverficheringsbeiträge mit ben Lohnen aufammen bei den 
Lohnfonds zu verrechnen. Die Invaliden⸗ und nienverfiderungäbriträge find bon 
ben Lohnbeträgen her verfiderten Perſonen bei jeder Lohnzahlung vorweg in Abzug zu 
bringen und in den Lohnzetteln nadjgumeifen. 

Sür diejenigen Cberförftereien, deren Arbeiter auch gegen Rranteit berfichert find, 
find ie ma folgenden Muſter A ff. zu dem Wrbeiter-Notizbuche und den Lohnzeiteln 
angeordne 

Sn den Muftern ift für die Eintrittögelder in die Orts⸗ oder Betriebskrankenkaſſen 
feine beſondere Spalte vorgefehen. Da dieſe von den Berficherten allein zu tragen find, 
o find fie in bie Lohnzettel auf befonderen Linien am Schlufle unter „Beitrag der 

rbeiter· und „Beitrag im ganzen” aufzunehmen. 

In denjenigen Oberförftereien, beren Arbeiter nur gegen Snbalibität berfichert find, 
find die früheren Miſter zu den Lobnzetteln beizubehalten. Es find nur bie Spalten 
„Beitrag der geritvermaltung” und „im ganzen“ in Yortfall zu Bringen und dafür am 
Schluffe zur Summe der Beiträge der Wrbeiter der gleiche Beitrag der Forftnerivaltung 
Binzuzufegen und dieſe beiden zufammenzurechnen. Außerdem ift bie Wichtigkeit 
beſcheinigung und bie fangsbeicheinigung zu vereinfachen und in der Kaffenanmweifung 


binzuguf Br 
daß mit dem Lohne bon. ... ME... Pf. aud bie ftaatliche Beitragshälfte zur 
Invalidenverſicherung von....... 


zuſammen .... ME... Pf. in Iſtausgabe zu ſtellen iſt. 

Bruchteile von Pfennigen find bei der Berechnung des Krankenverlicherungsbeittages 
eines Arbeiters, wenn fie unten dev Hälfte eines Pfennigs bleiben, unberüdlichtigt zu 
iafen, im Betrage eines halben Pfennigs und darüber aber auf volle Pfennige nad) oben 
abzurunden. 

In den Bezirken, in denen die Krankenverſicherun beiträge nad Wochen dur De 
emung gezogen merden, ift, wenn die Arbeiter im Laufe der Woche bei ber fistalifchen 
Arbeit in ihrer Tätigkeit gemechielt haben und demgemäß ber Lohn bet verjchiedenen 
Titeln zur Verrechnung Fommt, ber Sfranfenverficherungsbeittag wie ber Invaliden⸗ 
verficherungsbeitrag bei ber Arbeit zu verrechnen, bei ber die erite Beichäftigung in der 
Woche ftattgefunden hat. Bei den übrigen Lohnzetteln derfelben Woche ift darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Beiträge bereitö erhoben und angerechnet find. 

Wenn in einer Oberföriterel bie Urbeiter verſchiedenen Krankenkaſſen angehören, ſo 
find auf jedem Lohnzettel die Ürbeiter, die bei derfelben Krankenkaffe verfichert find, 
—— — aufzuführen und die Krankenverſicherungsbeiträge der Arbeiter und die der 

orſtverwaltung für jede Kaffe beſonders aufzurechnen, ba bie Bet zur Bereits 
nahmung der Beiträge für die verſchiedenen Krankenkafſen angewieſen werben muß. 

Denjenigen foritfisfalifchen Wrbeitern, die bei der Beichäftigung im Walde freiwillig 
einer Krankenkaſſe beitreten oder in der Krankenkaffe verbleiben, der file auf Grund ander: 
weiter DS eltimmung „on Be it das nach der allgemeinen Berfügung bom 
23. März 1903 — 2734 — für die Arbeitsdauer im forftfisfalifchen Walde aus forft- 
fiskaliſchen Mitteln zu erftattende Urbeitgeberdrittel bei ber Sobngablung, bar auszuzahlen. 
Für jeden diefer Ärbeiter ift unter Lohnbetrag im ganzen” der Beitrag der Forft⸗ 
bervaltung befonders unter der Linie zuzuſetzen und unter Krankenverſicherüng“ nur die 
Spalten „Beitrag für Wochen ag), und „Sat für die Woche (den Tag)” auszufüllen 
und in den Spalten „Beitrag der Arbeiter” und „Beitrag im ganzen“ zu bermerfen: 

„Freiwillig verſichert.“ 

Der Förſter hat auf dem Lohnzettel zu beſcheinigen, daß die Zahlung des vollen 
Beitrages für die freiwillige Krankenverſicherung nachgewieſen tft. ird der Staat als 
Arbeitgeber nadjträglih von einer Krantenkaffe zu einem befonderen Zuſchuß heran⸗ 
geaogen, fo tft dieler unter den fonftigen Ausgaben, bei denen Löhne vorkommen, 

apitel 2, Titel 32 zu berrechnen. 

Werden Dienfteinfünfte für Befchäftigte zur fortlaufenden ne angeiviefen, fo 
ift in der Zahlungsanweiſung anzugeben, ob und in welcher Lohnklaſſe der Da I ai 
ber Snvalidenverficherungspflicht unterliegt, oder weshalb er von ihr befreit ift, ſowie ob 
und zu welchem Beitragsſatz für die Woche (den Tag) er ber Srankenverficherung unter. 
liegt, und an welche Krankenkaſſe die Belträge abauliefern find. Wird die Empfangs⸗ 
beicheinigung nicht auf Liften, fondern auf bejonderem Bogen abgegeben, fo ift hinter 
dem Betrage einzufügen, und zwar: 
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a) 1 ME... Pf. 
b) durch Anrechnung des Invalidenverſicherungsbeitrages in 
— rr.... Wochen. 4 
e) durch Anrechnung des Beitrages zur Krankenverſicherung 
für... . Wochen (Tage)... .... FO 
zuſammen ...... Me... Bf. 
In der Linken unteren Ede der Eimpfänpsbeicheinigung iſt zu vermerken: 
Ausgabbe. . ME. ... Pf. 
Staatlicher Invalidenverſicherungsbeittag.. nen 
Staatlidder Krankenb erungsbeitrag . De minus 
zuſammen ...... ME... BP. 


Da die Deitrngämarten jür bie Invalidenverſicherung had} der allgemeiner Verfiigung 
bom 22. Juni 1901 — III 8216 —, M. f. %.I 62071%.M. — bis zu ihrer Berwendun 
als barer Kaſſenbeſtand gelten und nunmehr die Beittagshälfte des Staates fofort be 
dem betreffenden Lohniltel verausgabt wird, kommt das nad) der allgemeinen Berfügun 
bom 21. Rovember 1890 — III 15174U — zu —8 orſchußmanual in Fortfa 
Der Forſtkaſſenrendant Und etwaige Untererheber haben aber zu jeder Rechnung folgende 
Beſcheinigung abzugeben: 


Ich beſcheinige, daß Id für die im Etatsjahte 10... (Horftiwirtfegaftsjahre 1. 10. 10) 


in ber Oberförfterel . .... . . . . (den Schutzbezirken............... bet Ober- 
förfterei ........ ) be Bäftipten Perſonen die auß ben Anweilungen I ergebenden 
Beitragsmarken gur Invalidenverſicherung tatjächlidh verwendet und voͤrſchrifismaͤßig ent» 


wertet habe...... .. ..... ...... 
(Dienſtbezeichnung.) 


Fur die Srantenberfijerung hat bie Korfitaffe für jede Krankenkaſſe ein befonderes 
Manual nad) dem Mufter des Manuals für beriöjiebene Nebenerhebungen (Aſſervate) zu 
führen und barin von jedem Lohnzettel die Beiträge ber Arbeiter und. der AR 
verwaltung gufammen in einer Summe zu buchen. Die Horitlafien haben fi aus ben 
Lohnzetteln bie zur Abrechnung mit ben Krankenkaſſen nötigen Aufzeichnungen zu machen. 
Mit den Krankenkaſſen ift, wenn irgend angängig, eine bietteljährliche Abrechnung aus- 
gubebingen. Die Manuale find mit den DQuittungen der Krankenlaſſen über die adgelieferten 

eiträge ben Forſtgeldrechnungen up: anzuhängen. Wo die —R nach dem Forſt⸗ 
wirtſchaftsjahrẽ verrechnet werden, find auch dieſe Manuale nad dem Forſtwirtſchafts⸗ 


jahre gu führen. 

Do Manual f bei der Rechnungsabnahme eine broßeelfen Vergleichung mit 
den Lohnzetteln in ſolchem Umfange gu unterziehen, daß bie Überzeugung von ber 
Nichtigkeit der Einträge gewonnen wird. Die hierüber bon bein Rechnungsbeamten 
Binter dem Abſchluß im Manual zu erteilende Beſcheinigung muß ergeben, welche 
— ber Einträge mit ben Lohnzetteln verglichen worden find. (M. 8. v. 22. 4 1907 — 

Die Krantenlaffenbeittäge find an bie Gemeindektankenberſicherung und bie Orts⸗ 
krankenkaſſen Hortoftet abzuführen. (F. M. v. 22. 2. 1901.) 


8. Unskellung der Lohnzettel. 
a) Ullgemeine Beltimmungen. 


1. Die Verrechnung ber Ausgaben für Titel des Forſtetats, Hei welchen Löhne vor⸗ 
kommen, erfolgt in der Regel für dag Wirtfchaftsjahr, d. h. für die Zeit vont 1. Oftober 
un — bis Be 08 temben bed anderen — * am & oftobet Be — 

ahr te Bezeichnung Der beiden ehrderjahte, 3. 9. das Wittſchaftsjahr 

vom 1. Beate: 1893 bis 30. Sentenber 1894 = 1. 10. Teure Ffir die Bene * 

der Ausgaben für diejenigen Titel, bei welchen keine Löhne vorkommen, iſt in der Megel 

da8 Etatsjahr mahgehend; dasſelbe umfaßt die Zeit vom 1. Ahril des einen bis zum 

31. Parz bes anderen Jahres und wird durch biejenige Jahreszahl bezeichnet, welche bei 

gröäten. eil de8 Etatsjahres umfaßt. Das Rech ungelabr bom d. April 1899 His Ende 
tz 1900 führt 3. 8. bie Bezelchnung: „Gratöjahr 99°. (Dt. 2. vom 24. 5. 1898.) 

Darüder, melde Ausgaben nah dem Wirtfhaftsjahr und melde nad 
bem Statsjabre berredhnet werben, gibt die Anlage 4 — Bezeichnung der 
Rapitel und Titel des Etat3 der Forſtverwaltung — Auffdluß. 
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Beſtimmungsgemäß iſt jede Ausgabe in dem Wirtſchafts⸗ bzw. Etatsjahre zu ver—⸗ 
rechnen, in welchem die Arbeits⸗ uſw. Leiſtung erfolgt. Die Verlohnungen Uber ausgeführte 
Holzwerbungs⸗, Kultur⸗ Wegebau⸗, Inſektentilgungs⸗ uſw. Arbeiten eines Wirtſchaftsjahres 
dürfen alſo nur Arbeiten bis einſchl. den 30. September, und über Bau⸗ uſw. Arbeiten eines 
Etatsjahres nur ſolche His einſchl. den 31. März umfaſſen. 

ieſes ſchließt aber die Ausſtellung und Anweiſung der Lohnzettel und die Zahlung der 
angewieſenen Beträge na en Beitpunften nicht aus. Die Beritfeffen fönnen Zahlungen 
für da8 am 31. März ablaufende Etatsjahr bis Ende April desſelben Jahres leiiten. 

2. Die Ausstellung der Lohnzettel erfolgt auf Grund der Eintragungen in dem 
Arbeiter-Notizbuche. 

Bu den Rohnzetteln find et u berwenbden, welde von dem Revier⸗Ober⸗ 
förfter zu erbitten find. Die Rohnzettel find fauber zu halten, die Eintragungen müffen 
mit deutlicher Schrift erfolgen und find Veränderungen zu vermeiden. Sind lehtere nidt 
zu umgehen, fo bat die Berbefjerung mittel Durchſtreichens und Darüderfchreibeng, aber 
nit dur Nafuren zu erfolgen. Veränderungen in der Quittung find am Rande durch 
ben Bollzieher derſelben anzuerkennen. 

3. Berfonen, die des Schreibens nicht mädtig oder fonft wegen Törperlicher Fehler 
zu ſchreiben verhindert find, müffen ihre Quittungen unter Zuziehung eines Zeugen mit 
Kreuzen oder ihrem ſonſt gewöhnlichen Handzeichen unterzeihnen. Daneben ijt zu feßen: 
„Handzgeichen des fchreibensuntundtgen (Name)“. 

Der Zeuge muß bei feiner Unterfchrift unter Angabe feines Standes befcheinigen, 
daß ber Sahlungönehmer diefe Beichen in feiner Gegenwart gemacht bat. L$ 177 
Mutter F über die freiw. Gerichtöbarkeit, R. &. B. 1898, ©. 805.) Siebe Beilpiel auf 

uſter F. 
Dergleiden Beglaubigungen dürfen von den bei ber Rechnungslegung beteiligten 

erfonen, wozu bie Forſtrendanten, Toner und übrigen Shutbeamien aber nicht die 

berförfter, zu rechnen find, nicht ausgeführt twerden. (M. Erl. vom 14. 3. 1892.) 

4. Bur Bereinfahung der Quittungsleifiung bei ftaatlichden Zahlungen hat bie —— 
lan O Ans anungöfanımer für den Bereih der geſamten Staatöverwaltung nad) 
gelaffen, da 


a) in allen Quittungen die Bezeichnung der Rechnung legenden Kaffe wegfallen kann 
und die Ungabe „aus der Staatskaſſe“ gerät, mie folche8 bereits bezüglich 
ben en über Binilpenfionen, Wartegelder, Witwen» und Waifengelder uf. 

eitimmt tt, 

b) det Quittungen, die unmittelbar unter der Rechnung oder der Anweiſung erteilt 
werden, die ausdrückliche Angabe des Betrages und der Kaffe wegfällt und nur 
mit den Worten „Betrag erhalten” quittiert wird, und da 

c) in den Rechnungen, zu welden Bordrude mit Längsſpalten verwendet werben, bei 
Anbringung einer Spalte Namensſchrift als Quittung” in diefer mit Nieder- 
fhrift des Namens ohne Vefugung der Worte „Betrag erhalten“ quittiert werden 
kann. (F. M. v. 28. 9. 1903 u. M. 2. dv. 10. 12. 1903; Jahıb. 36 ©. 20.) 


Dieje vereinfachte Quittungsform it ee nur ausreichend, wenn ber zu 
abhlende Betrag in der Rechnung oder der Unmeilung feine Anderung erfahren hat und 
—* Zweifel nicht entſtehen können, welcher Betra an geacblt it. Solche Zweifel 
fönnen namentlich dann entſtehen, wenn zu einer Anzahl von Rechnungen eine beſondere 
Unmelfung erteilt und die Quittung unter eine in ihrem Betrag abgeänderte Rechnung 
gefeßt wird, oder wenn in einer mit Längsſpalten verfehenen Rechnung, in welcher nur 
mit Niederjchrift des Namens quittiert wird, der zahlbare Betrag geändert ift. Alsdann 
würde es notivendig erjcheinen, daß der gezahlte Betrag, wenn auch nur in Siften, in 
der Quittung wiederholt wird. Entbehrlich ift dieß dagegen, wenn zwar in der Rechnung 
der Betrag geändert, in der unmittelbar folgenden Anweiſung aber der berichtigte Betrag 
in Worten ausgedrüdt ift und darunter quittiert wird. 

Sm übrigen ift darauf zu achten, daß bei Zahlungsanweifungen ber zu zahlende 
Betrag entiveder in der Anweiſung ſelbſt oder bei der rechnerifchen Feſtſtellung oder an 
anderer Stelle in ben Belegen nicht nur in Ziffern, fondern, ſoweit Markbeträge in Frage 
fommen, auch in Worten audgedrüdt wird, damit über feine Höhe Zweifel nicht en en 
ſonnen und. säljgungöberfugie tunlichjt erfchiwert werden. (M. L. v. 7. 4. 1905, M. BL 
5. Die bei der Berechnung don Löhnen ſich ergebenden Brucdhteile von Pfennigen 
find, wenn fie 0,5 und mehr betragen, mit einem bollen Pfennig in Anſatz zu bringen, 
2 le weniger gu 0,5 Pfennig betragen, fortzulafien. (F. M. vom 10. 7. 187% 
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6. Bei Abkürzungen des Wortes Mark“ iſt im ae Verkehr ein großes 

lateiniſches „a“ zu gebrauchen. In den Kaſſenbuchern uſw. find die Markpfennige in 

den für fie bejtimmten Rubriken ſtets al Dezimalen der Dark anzuführen, fo dab den 

gablen bon 1 bis 9 Markpfennigen eine O borantritt. (F. M. vom 30. 11.1874, 9. M. 
. ©. 355.) 

7. Eendung ber Wrbeiterlögne burd bie Daß. Biehen die Vorarbeiter (Ober- 
en ufw.) e8 bor, ftatt der Abholung der Löhne von der Forſtkaſſe ſich dieſe durch 
die Boft fenden zu laffen, jo haben fie die Portofoiten aus ihrem Mehrverdienſt (Höhere 
Zagelohnfähe, Prozente vom Gejamtverbienjt ber Ürbeiter bei der Berdingarbeit) zu be» 
ſtreiten. Ga gnwendung des Porto⸗Abloſungsvermerks iſt unſtatthaft. M. L. v. 29. 12. 1906 

l . 


b) Befondere Beftimmungen. 
1. Sauerlohnzettel. (& 51 der Föorſter⸗Dienſtinſtruktion.) 

In den Rohnzettelm ift der neben dem Hauerlohn etwa zu gemährende Müderlohn 
in der Regel nur mit feinen Einheitsfäten anuge en, in den Summen aber beides 
aulımmengufn en. (Beijpiei 1 auf Muſter 0 Wird Rüderlohn nur für einen Teil des 
aus einem lage erfolgenden Holzes gezahlt, ober iſt basfelbe von anderen Perfonen 
als denen, welche den Hauerlohn erhalten, verdient, fo ift der Nüderlohn getrennt vom 
Hauerlohne (Beilpiel 2 auf Mufter O), event. durch befondere Lohnzettel feftzuftellen. 
($ 13 db. Gelb Ann. f. d. Oberf.) 

Fur jede Pofition des Hauungsplanes müffen bie Lohnzettel gefondert aufgejtellt 
werden. In Lohnzetteln über Holzeinfchlag aus der Totalität, welche Material aus ber- 
ſchiedenen Beitandes-Abteilungen (Kontroll⸗Flächen) enthalten, ift das Material nach diefen 
Abteilungen gefondert aufzuführen. 

Die Schngektel über Holz in den regelmäßigen Schlägen find € lange als Mb [hlane- 
Lohnzettel (Mufter B) zu behandeln und zu bezeichnen, bis ber Schlag beendet ift und 
der Schlußlohnzettel ( jier C), d. 5. der Lohnzettel über da8 gefamte Material des 
beendeten S — einſchließlich des noch nicht verlohnten Reſtes, aufgefteltt wird. 

Diefer Schlußlohnzettel darf erſt auögeltellt werben, nachdem der Oberförfter bie 
Abnahme des Schlages bewirkt hat. In dem Schlußlohnzettel ift da8 gefamte Material 
des beendeten Schlages zu verlohnen und die darauf noch zu leijtende ahlung dadurch 
u berechnen, daß von ber Geſamtſumme des für den ganzen Schlag verdienten Lohnes 
ie angewiefenen Abſchlagszahlungen, unter Ungabe des Datums der Ubfchlagslohnzettel, 
abgerechnet werben. 

Die Quittung des Empfängers muß über den gefamten Lohnbetrag für den ganzen 
Schlag lauten. & 14 ebenda.) 


2. Sulturlohngettel. (S 67 der Foͤrſter⸗Dienſtinſtruktion.) 


Die Belohnung erfolgt auf Formularen nad dem Mufter D für Tagelohnarbeiten 
und nad dem fter E für Berdingarbeiten, geſondert für jede Pofition. erden bei 
längere Beit erfordernden Verdingarbeiten vun fclapsachlungen pewä rt, fo find die darüber 
auszuftellenden Lohnzettel ftetS mit der Überjchrift „Abſchlagszahlung“ zu verfehen. 
(8 82 der Gefch.-Anw. f. d. Oberf. 
ben vohngeiteln find die Art und Weife der Ausführung der Rulturarbeiten und 
alle Umftände, we % auf die Höhe der verbrauchten Koften von weſentlichem Einfluffe 
geweſen find, ganz fpeziell anzugeben, bejonders: 
Größe ber kultivierten Stane: Die Fläcdengrößen find auf drei Dezimalitellen 
anzugeben: (M. 2. v. 17. 5. 05 — DI 6424. ' 
et Nachbeſſerungen und bei Grgängungstulturen in Raturfhonungen wird bie 
gade der wirkli Dep lanzten Lüden nach der Zahl ber verwendeten Pflanzen und deren 
erbande berechnet. Beifpiel: Sind zur Ergänzung einer Naturfhonung 420 Eichen- 
Halbheifter im D-Berbande von 1,5 m verwendet, fo berechnet fi ie 5 che auf 18. 
1,5 . 420 = 0,0945, rund 0,095 ha. In gleicher ee wird auch die Größe der Fläche 
bei neuen Kulturen berechnet. Iſt jedoch die in den Kulturplan aufgenommene, neu zu 
fultivierende Fläche nicht bloß ſchätzungsweiſe, fondern durch Meffung genau ermittelt, 
fo ift eine etwaige Differenz zwiſchen diefer uud der nad) dem berbraudten Pflanzen» 
material berechneten Flaͤche zu erläutern. 
Beifpiel: Soll eine 1,400 ha große Fläche auf Plähen im Berbande von 1,5 zu 
1,2 m, b. 5. die Reihen 1,5 m und bie Pläße in den Reihen 1,2 m voneinander entfernt, 


i 14000 
mit Kiefern bepflanzt werden, fo würden (52 7777 rund 7780 Pläße nachzuweiſen 
fein. Kommen infolge von Wegen, Gräben ufw. aber nur 7400 Pläbe zur Unfertigung 
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und Bepflanzung, fo tft außer det wirklich bepflanzten Fläche — 1,3892 ha — atızuführen, 
daß „0,068 Ta auf Wege, Gräben uſw. entfallen“. Hier geringe Differenzen bebürfen 
Teiner Erläuterung; | | 
bei Saaten: Bodenbearbeitung, Tnterbringen be8 Samend, bie Entfernung ber 
Neihen oder Pläße, Samenmenge; . 
bei Pflanzungen: Zahl und Alter ober Grbhe ber Pflanzen, event. auch Boben- 
bearbeitung und Gtöße und Tiefe bet Pflanglöther, Verband, Ort und Entfernung, 
woher bie Pfianzen entnommen | 
bei Graben: Tiefe, obere und Sohlürelte und | 
bei verwenbeterh Holzimaterial: Augen und Abteilung, woher &8 en ift, 
Nummer, Menge, Sortiment und ob mit oder ohne Werbungskoſten gewonnen. 
Iſt wertloſes Holzmatertal, wie 3. 9. beim Nachbeſſern wenig ſchadhafter Flecht⸗ 
zäune,. verwendet, fo iſt es als ſolthes beſonders gu bezeichnen. 

Sind Materialien (alt Dradenholl, Späne uf.) erübrigt, jo tft dies auf dem 
Sohnzettel zu vermerken; find dieſelben veräußerungswert, fd f bie Menge anzugeben, 
andernfall$ finb fle als wertlos zu bezeichnen. . 

Bei Lieferungen für Sultut» und andere Zwecke bat der Foͤrſter auf det Rechnung 
bes Lieferanten die gilte Beſchaffenheit und die Verwendungsbeſtimmung * beſcheinigen. 
a RA plel: — Die Rechnung lautet über Lieferung kon 2 Zementebhren und beren 

nfuhr. — 

„Die vorhezeicineten zwei Bementröhren, welche zum Durchlaß auf dem 
Geftell Jagen beſtimmt find, wurbeh in guter Beſchaffenheit an Ort und 
Stelle arigeliefert. 


Dahshaus, ben 10. November 1899. 


Der Heorſter. 
Außerdem iſt un den oberen Rand ber Rechnung au ſetzen, 3. B.: 
D öchterei € l Wirtſchafts Ft 1899/1900 
erförfterei Eule. ir rt 1. 10. . 
Schutzbezirk Dachſshaus. Nr. 82 # Rulturplanes. 


3. Wegebau-kohnzettel und Kohnzettel für ſonſtige Werbefferungsarketten. 
ierfür gelten tm weſentlichen, mit Einfchluß der Forniular⸗Verwendung, die vor- 
jtehenden Ausführungen. 
In den Lohnzetteln über ausgeführte Gremgbeflerungen iſt, foweit dabei zu helfen 
bie Angrenzenden Berpflichtet find, anzugeben, ob biefelben biefet flicht nachgekommen 
find und ſich an den Arbeiten beteiligt haben. 


. 4. YufehtenvertiigungssKohnzettel. 
Bu den Lohnzetteln find Bormuldve ta dem. Muſter F A verwenden; in Er: 
&,  mangelung biefer, zu den Vertilgungsarbeiten auch folge nad Mufter D und E, unter 
SS entiprechendet Ahänbetung. 
Die often für die Inſektenvettilgung ſind getrennt nachzuweiſen: 
a) für Probeſuchen, | 
b) für Bertilgungs- bzw. Borbeugungsmtaßregein; \ 
leßtere wiederum für die einzelnen Inſenenatten und die verſchiedenen F wusfugrane 
ge! Kent Arbe ten. Dementſprechend ſind Für bie einzelnen Arbeiten befondere Lohn⸗ 
zettel aufzuftellen. | 
Auf allen Lohnzetteln find bie Yläden, au welde I die aus» 
gefühtten Probeſuchen bzw. Bettitguñgsmabrege tt erftiedt haben und 
te Ouantitäten det geſammeiten und bertiichteten Inſekten nah Zahl 
oder Maß angiigeben, | 
Bei Kohnzetteln Über Probeſammlungen iſt feriler außer der Bejamtgröße ber 
Probeflächen auch die Geſamtzahl und das Alter ber ebgeluchen tämme De ıfter F) 
anzugeben; gleichzeitig mit dem Lohnzettel iſt aud) eine Nachweiſung nach iter G dem 
&/ Oberförfter eirizureichen. " 
F ei Verlohnungen über Vertilgungs- bzw. Boibengungdmaßregeln find 
N nachzumweifen Bar: getrennt nachzumelfen: 
1. gegen Gastropacha pini (Große Fiefernraupe): 





a) bie Stoften bes Rdtens bet Stämme, 
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b) die Koften der Herftellung und_event. Muffeliung der Leim- uf. Ringe 
unter Ungabe be8 verbraudten Quantums an Leim uſw., 
c) der Kaufpreis der angelauften Kiebitoffe (Leim ufw.), 
d) Frachtgebuhren und fonftige Koften des Transports ber Klebftoffe bis zur. 
erwenbungsftelle, 
e) bie Koſten der Anſchaffung ben Pinfeln, Bürften und fonftigen Geräten; 
2. gegen Geometria piniaria (Kiefern«Spähner) und gegen Noctua pini- 


perda (fyorleüle): 
bie Ausgaben at Dirtentönneh und Peähien ufw. beim Eintrieb freindet 
Schweine unter Angabe ber Stüdgahl der Schweine und der Dauer des 
Eintriebes (nad) Tagen); 
3. gegen Hylobius abietis (Öroßer brauner Müffeltäfer): | 
a) die Koſten für Sanggräben einfchl. ber Fangloͤcher unter Angabe ber Länge 
ber zeu an efertigten und ber aufgeräumten alten Fanggräben, 
b) bi a Le H Anplatten und Übererdben der Stübben unter Angabe ber 
erfelhen 
e) die Kofteh für Auslegen und Wieberaufuehmen uſw. Bon Fangkloben und 
«Rinde ufw. unter Angabe der Stüdgahl. 
Eine Berrechnung des auSgelegten und mieder aufpetiomideneh Holzes 
bei dem Inſekten⸗Bertllgungsfonds nıdet nicht Statt; vgl. Anmerk. 1 zu 8 61 
ber Hörfter-Dienftinftruftion, 
d) die Koſten des Einfammielns und Vernichtens bon Käfern unter Angabe ber 
Menge derfelben nad) Stüd und Riter; 
4. gegen Pissodes notatus: 
bie Koſten für das Wusziehen unb Verbrennen der Franken Pflanzen Unter 
Ungabe ber Stüdgahl berfelben; 
5. gegen Melolontha vulgaris und hippocastani (Maifäfer) — bie auftretende 
rt tft anzugeben —: | 
die Koften für das Einſammeln und Bernichten der Käfer oder Engerlinge 
unter Angabe nad Stüd und Liter; 


6. geoen Bostrychus typogr. Hyles. piniperda unb fonftige Borken⸗ und 
ftfäfer: 


a) bie Koften bes Entrinden von Holz unter Angabe bes Duantums. Stämme 
und Stangen nad ber Stüdgahl und Schichtnutzholz und Dekbbreriithelz 


b) Die u für Herrichtung von Fangba d 
e en für ng don Yangbäumen und fonitige Vorbeugungs⸗ 
und Bertilgumgsmaßregelt, 8 ſonſtis gung 
7. gegen die Maulwurfsgrille (&ryliotalpa vulgäris): 
a) bie Koften für bdas Fangen und Bernidgten der Grillen unter Angabe der 
Menge nah Stüd und Liter, 
v) bie Koften für Ausheben ber Neſter unter Ungabe ber Zahl der aus- 
gehobenen eſter, 
c) die Koſten füt Vergiftung uſw. der Grillen. 


— — — nn ou — 
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Mufter A, 
Obderförfteret ... .. .. » | j Arbeiter 
für den Schutzbezick 
Beiſpiel 1. | geführt von dem 
Die Lüden in der Naturfhonung, 0,095 ha, mit 
Hagen oder Difteitt 1 Vere quung — —— —— 
a ein nfertig. der m in 
Abteilung * auluwlaner Tageohn⸗ * Oben n und „oenfe tie in Pflan Löcher, um 
Nummer 4 des a 3 —**— er Pflanzen a nzlanıp 
| Berbdingardeit ) im Sagen 2c auf etiva 500 m Entfernung. 

E Der Urbeiter nn Ürbeitstage im Monat April 
5 ame Wohnort 1231436 78301011112 13 14 18 16 


17|18| 19 all 22 > 24|25 22a 27|28 29 | 30 31 


alla. 
— —— 
———— 
uouſe Te | los el NT N 
BERNIE! alalılal 


+4 Wilhelm Müller » 


1] &ottlied Sachs | Mariendorf 


21 Karl Freitag E 


Summa: 











Beiſpiel 2. 

40 rm Kief.⸗Kloben art — OME. 

Jagen oder Diſtrikt 10 Bere onung v4 Heiler Ta2o 220. ” 222° . 

„ „ sReijer 

Abteilung c Tagelohn.  Küderlopn 210 20 
Nummer 6 des Hauungeplanes oder AAA n 
| Berdingarbeit ) J Abſchlag über 30 ME, zur Ahrundung 29,80 _ 
* Der Arbeiter Arbeitstage im Monat November 
Name Wohnort +|5|6|7|8|9|1ojııjı2]ıs]ıs]ıs] ıe 


ı7|ı8|10|j20|21|22|28|24|25|26|27|28|20] 30|31 


EIESEIFIETEIEIRGESEIRGTGER 

Alam ae | m Ill (I II III —— 
man — 5— 
2 ran - here tete rer 
IE DEE EEE HERE BER EEE EEE RE DER KR EEE BEER BEE HERE BEE 


Summe: | . JaJal2|2e|l2j2|2|2| 21202 


— 
Anmerkung: Nach erfolgter Abſchlagsverlohnung ſind die Arbeiter erneut aufzuführen. 
*) Mit Toter Tinte einzutragen. 
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Wirtſchaftsjahr 1. 10, 19. /.. 
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Bemerkungen 







Lobnfag fürl LAohnbetrag 8. | 
fa. PPie | ganzen 4 — 
men | er 81. mE iger 5 Br. 


12,5 Is 31 


. | 72] Unfengsbeijäftigung beim Bauern 
$. Bolle in Gootfelb. 


bei fistaliicden Wegebauarbeiten 
en 


2 |76 Sohnzettel v. 29. 4. OB. 


| 





Bemerkungen 


Um 4 11. vd. 14 bis 16 11. 
bei ben Sulturarbeiten (Bei. 4) 
beſchaftigt. 

. 00 besgleichen. Um 21. 11. Lohe 

—— ablung Kobesialis in 

N er wegen 


1 80] 8Sohnzettel v. 28. 11. 07. 
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Muſter B. 
(1. Seite.) 
Oberförfterei Gollub. wiriaeftsioh: 1. 10. 190778. 
Schutzbezirk Schöngrund. . 6 bes Hauungsplanes. 
Abjdlags-Tohnzettel 


auf Hauer» und Rüderlohn 
für den Holghauermeifter Babe aus Crans und Benofien. 

Ich befcheinige, daß in dem vorbezeichneten Schlage ein noch nicht verlohntes Holz- 
quantun bon foldem Betrage vorfchriftsmäßig gefällt, aufgearbeitet und bzw. gerüdt 
worden ift, daß bafür an Hauer und Nüderlohn mindeſtens 32 ME. verdient find. 

Schöngrund, ben 23. November 1907. 

Der Porſter 


Die Revierforſtkaſſe wolle An den vorſtehend genannten Holzhauer 
in orten Zweiunddreißig Mark, und zwar 


burch end der Srbalibenberficherun Beiträge 
durch Anrechnung der De un eiträge zahlen 


Mit dem Lohne von . . 
tft audh bie —58 e veitrags halfte zur Invalidenverficherung von... 
und das Staatliche Beitragsdrittel zur ſtrankenverſicherung von I, 90. 


aufemnien | 33 Mt. 33 Pf. 


ftausgabe zu ftellen. Die Beiträge zur Ktankenverſicherung find für die Krantentafie 
in asburg zu vereinnahmen. 

Golub, ben 24. November 1907. 
Holawerbungstoflenmanual Nr. .... Der Konigliche Oberförfter. 





33 Me — Bf. 
— » —A 












Empfangsbeſcheinigung. 


Betrag erhalten. 
Crans, ben 25. November 1907. 


Zournal-Rr. d. Forſtkaſf abe 
vurnals orftlafie .... . . 
(2. Seite.) 
Bei borftehender Hauung waren nad) bem Arbeiter-Notigbuche beteillgt: 
nbaliden e Krankenv 
Der Oolzhauer J verſicherung erſicherung 
Beitrag | Cap | für | Beitrde Briiros *. t Beitrag Beitrag 
ame Wohnort [gun | Weir | Mehr Immoden Kneugag Medi | sen 
ER; . |er. mt. 
Emil Rabe Eranz 3 24 . 136 90 
Franz Glück 6 24 . [36 90 
Zuſammen .172 
Dazu Beitrag bet Sorfte 
berwaltung . . . |. 172 
Summa | 8 E% 








Der Röniglihe Foͤrſter. 
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Muſter C. 


Oberförfterei Gollub. Rechnungs⸗Beleg Nr. .... 


Schutzbezirk Schöngrund. Wistihaftsiabr 1. 10. 1907/8. 
Nr. & des — 


Holzwerbungs⸗Lohnzettel 


für den Holzhauer Rabs aus Crans und Genoſſen. 











Stämme Reif z 1 Lohnbetrag 
und eiſerhola⸗ 

* ⸗ ro Einheit 
3 Derbholz- | ftangen ufw. en . Ä b I im 
5 ftangen meter |5olaart [Sortiment] & | 5 | gan 

= pur Feſt⸗ = E | 
= [5 |, | Seftm. nieter 5 | zen 
— 5131 g 8 = > | ẽ | 
218 |0 8 8 rg | 
feel Is Is | r 

Beif 
101 c 





— 
viel l: 
40 
20 
11 
40 „ In 
15 


Sunima Hauer und — 


Dazu Lohnfortzahlung an F. Glück für deu 
21. 11. 07 wegen ——— ae male 
1 Tag & 2,20 ME. ) 


—— 55/50 


Beifpiel 2: 






| 

| Summa Hauerlohn: 
Bon vorftehenden Material find gerüdt: 
! 














oa 45| Eichen Aloben a5 . 201 2. 
200) 1 Budjen . 151 30] . 

100 - Stnübpel | AN DI 151 . 
Sunma Rüderlobn: | Fi 44 54. 


Summa Hauer: und Hüderlohn: | . | — 








*) Selbſtwerbung if mit roter Tinte einzutragen. 
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Bunt Beifpiel 1. 
Bei borftehender Hauung waren nad dem Ürbeiter-Rotizbuche beteiligt: 







Invalidenverſicherung Krankenverſicherung 
Der Holzhaue 1413 Bebels |€ Bei ber 
5 & Beitrag saßlung | 8 _ Beitrag | Beitrag | Shluksahlung find 
» | * ber a nd) ER ber m noch Beiträge zu 
« = * Arz ater are Webeiter| gangen entrichten 
8 ten er 
Name Wohnort | & | ® “le E38 für | tm gangen 
Ä | & | gr. |ane |pr.| Boden 9 | gr. | mer. | Br. | er. | pr mr _|W. 
Emil Rabe Granz 5/24 60 21 5130| 1 2 Ieo 
| 
Franz Slüd . 5|24|.|600 2] 5!30| ı 2 : 60 
Bufammen 


Dazu Beitrag ber Forſi⸗ 
verwaltung . 2. 


Summa I10|. . . . . 1 \20 


Daß die vorſtehend aufgeführten Holzmengen vorſchriftsmäßig aufgearbeitet und 
gerndt — feiner geführten Holzmeng ſchriftsmaͤßig aufg 
N., ben 10ten Dezember 1907. 
Der Königlide Yörfter. 
N. 


Die Revierforſtkaſſe wolle an den vorftehend genannten Holzhauer 


dur Unrechnung ber Invalidenverſicherungsbeiträge 
durch Anrechnung ber Krankenverſicherungs⸗ 

beitraͤge zahlen. Mit dem Lohne von . . 55 Mk. 50 Pf. 
tft auch die ſtaatliche VBeitragshälfte zur Invalidenverſicherung von . 1_ P 
und das ftaatlide Beltragsdrittel zur Krantenverfiherung von 1 „.—_. 


zufammen | 57 ME. 70 Bf. 


in Iſtausgabe zu ftellen. Die Beiträge zur Krankenverſicherung find für die Krankenkaſſe 
in N. zu bereinnahmen. 


N., ben 11ten Dezember 1907. 


und 





Der Königliche Oberföriter. 
Holzwerbungsfojtenmanual Nr. 6. 


Empfangsbefheinigung. 
Betrag erhalten. 
N., ben 12ten Desgember 1907. 
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Kaffenanweifung bein Schlußlohnzettel. 


Invalidenverſicherung eErankenverſicherung 


Beitrag 





Auf vorſtehend berechnete Beträge von*) | 55 Tsd 2120. 2lacl 21 —— 


ſind bei Abſchlagszahlungen bereits 
angewieſen: 
am 24ten 11. 1907 laut bolzwerbungs | 
toften-Manual Nr. 6 . . . 72 1|44 1|20| . 60 1|80 
am...teun... 1 2 hat sum) 
werbungstoften-Manual Nr... . . 
am ‚ga... 19.. laut Holz 
merbungstoften-Manual Nr..... 


Bufammen [33 En so] 1 


Es find alfo nod) zu zahlen: [23|50| . |481 . . 80] . |40| 120 
in Worten Dreiundewansig Mt. 50 Bf. 


und aivar | 22 ME. 22 Pr bar, 
und — „ # durch Anrechnung der ya libenberfcherungsbelträge 
und „ 80 duch) Anrechnung der Stranfenverficherungsbeiträge 


Mit dem angeiiefenen 


ift noch ein ſtaatlicher Beitrag 
zur yoalibenbe icherung 


Lohne von 23 mr jr Pr 
zur ntenverficherung 


bon 
zuſammen 7 nr. = (22 m. 38 Pr. in Iſtausgabe zu ftellen. Die Beiträge zur Krankenverſicherung 


don 
find für die Krankenkaſſe in N. zu vereinnahmen. 
N., ben Z1ten Dezember 1907. 





Der Königliche Oberföriter. 
Kournal-Rr. der Horitlafle: ... . . . 


*) Diefe Abrechnung bat ber DOberförer zu m onen. Bur Erleichterung berfelden unb um zu vermeiben, 
daß sieteihe infolge außnahmsweifen ebens bei ber Oberförfterei eine geleiftete abihlags ahlung nicht 
in Ab ou — racht wird, empfiehlt es ſich, die Abrechnung mit Blei vorzubereiten. zum wer gften bie Tage 
und Geldbeträge ber einzelnen bſchlags zahlungen nad dem Lrbeiter⸗Notizbuch einzutragen. 





Muſter D. 


Beleg Nr....... 
Oberforſterei Gollub. Lohnzettel. Wirtichaftsjahr 1. 10. 1907/8. 


Schutzbezirk Schöngrund. Nr. 4 des Kulturplanes. 
Im Sagen (Difteilt) 1a haben die nachftehend verzeichneten Perfonen in der Zeit 
von: 6. bis 223. April 1908: unter meiner Aufficht gearbeitet und gut ausgeführt: 
Die Lüden in der Raturfchonung, 0,095 ha, 
mit 420 Eichen-Halbdbeiftern im 15m OD Ber 
Bezeichnung der ausgeführten Arbeiten und | bande bepflanzt, einſchl. Anfertigung der 
Ungabe ber verwendeter Sämereien und { 040 m im D großen und ebenfo tiefen 
Pflanzenzadl. Pflanzlöcher und Transport der Pflanzen 
aus dent Pflanzlanıp int Kagen 2 c auf 
ra. 500 m Entfernung. 


208 IL Dienſtpflichten der Forſtſchutzbeamten. 
(Zu Muſter D.) 


— — — Er | — —— — — — 


une Strantenverficherung 











Lohnbelrag 
3 Pr g 3 Bei der 
Der Arbeiter & £ En € 
S Betrag STILE |S vBeitr — 
A| sie .. dene ee — Beitrag] duhlumg"). 
ben 2 SsrP a2 im | träge zu 
| |üe| wpr £ äls — s& nr chien 
£ ; 8: ganzen 
* Eis ee 333 — im 
3 20 3336 BE | aan 
Ranıe Wohnort | © arlerimeler]” jenen — I —— 





Gottlieb Sad | MWariendorf II a R ? i 

Milhelm Müller > : j ; 1 !08 

Karl Freitag ” i . 24 

Augufte Mohr = 72 
Bufanımen 





2 |76| 2 


Dazu Beitrag der Forſt⸗ 
verwaltung -. . . . 








76] 


Sumnta [37,5] . | . | 7zlıol 


und zwar: 50| 60] . 
501 4/50 
20| 12160 


find wie oben. . . . . B75 77110 | 
Anmerkung: Die Arbeiter find in ber Reihenfolge ber Höhe ber Tagelohu-Einheitsfäge aufzuführen. 


: ee Ernst Schulze ift mit der Empfangnahme und Wuszahlung des Lohnes 
eauftragt. 
Schöngrund, ben 23. April 1908. Der wöniglice Foͤrſter. 


Der Lohnzettel iſt richtig. 

Die Revierforſtkaſſe wolle aus den ihr für 1908 zur Berfügung — 
eſtellten Kulturgeldern obigen Betrag vvon. .. .5. 5177 ME 10 BP. 
fi Worten) Siebenundsiebenzig Mark 10 Pf. und zwar bar 5 174 2 36. 
und durch Anrechnung der Sinvalidendverfiherungsbeiträde - - . - :I— -» 9. 
und der Sranfenverfiherungsbeittäte - - - - > 22 ne... HM. 
ablen. Mit dent Lohne von | 77 ME. 10 Bf. | ift auch die ftaatliche Beitragshälfte zur 
— von .I|— . 9% „ Jund 

.1—- .. 92 


das finatlige Beitragsbrittel zur 
ranfenverficherung von . 
78 Mt. 92 Bf. 








aufanınıen in Iſtausgabe zu ftellen. Die Beiträge 





zur Krantenverfiherung find für die Krankenkafſe in N...... zu bereinnahnten. 
Ne ‚den 28. April 1908. Der — Oberförfter. 
Ausgabe⸗Journ. Nr. ..... i 


Empfangsbeſcheinigung. 
Betrag erhalten. 
Mariendorf, ben 29. April 1908. 
Ernst Schulze. 
Journal⸗Nr. der Horftlafle.. . . . 


Kaſſenanweiſung bein Schlußlohuzettel.* 
1 (In —— Beite wie — von & 


*) 8. Anm. auf ©. 208. 
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Muſter E. 
Beleg Nr... 


Cohnzettel Wirtſchaftsjahr 1. 10. 1907/8. 


für Derdingarbeiten Nr. 12 des Wegebau-Planes. 
iherförfterei Gollub. - 
Schutzbezirk Biberthal. 
Der Maurer Barte aus Gollud und Gehilfen haben unter meiner Aufficht 


im en ne } die nachſtehend verzeichneten Arbeiten gut ausgeführt. 


——— Gegenſtand 


2 


15. bis 18. | Auf dem Berkehrswege G. —B. die im Jagen 110b befinbliche 
Juni 1908 alte Holzbrucke abgerifien, die Grabenſohle geräumt, mit 
3 Längd- und 24 Duerroften aus Schwarzerlenholz auf 
6 Ifd. m belegt und darauf 6 Bementrohre, je 1 m lang 
und 60 cm im Lichten weit — bezogen aus der Fabrik von 
U. aus B. — gelegt, denmnächſt den offenen Raum bis zur 
Weghöhe mit 20 cbm Sand, der auf 80 m Entfernung 
perangejhafft worden, ausgefüllt und die Böſchungen zu 
eiden Seiten planiert, mit Nafen belegt und nılt 6 Prell⸗ 
pfäblen auß Kiefernholz gefhügt. Laut Verding . — 
Berwendetes Holz (Selöftmerbung): 
Sagen 110c Nr. 305 = 1,5 rm Erlen⸗Knuppel 
» 306 =05 „ Siefern-Knüppel. 
Berwertbare Materialien find nicht erübrigt. 


Bei borftebender Arbeit find nad den Arbeiter-Rotigbuche beteiligt gewefen: 








































[ürbalibenverficherung Stranfenverficherung 
sl [sel | To 
Der Ürbeiter € 4 Echtu- [8 7 —— 
3 |® | Beitrag \sablung I | >| Beitrag | Beitrag | SHlubaablung‘) find 
IE | ger Mind mh” ES pe | 4) Moch Beiträge zu 
E | = 1... [Beiträge |5 — | entrichten 
— | Urbeiter| gu en» | 2) 5 | Arbeiter | ganzen 
m | 5 EFT | | 
) 5 riditen |3 5/5 | : 
Name Wohnort | € |® für JE | | für | im ganzen 
| u | a | Br mr. Pr Mit. Pf. Wochen | me | Bi. 









‚|| Br, Moden 





ı je 


Bart | Gollub Gelbftändbiger Unternehmer, nicht verfiherungspflichtig. 





| 
| | 
| | | | 





N:, den 20tm Juni 1908. 
Der One Foͤrſter. 


Die Richtigkeit8beſcheinigung Anweiſung an bie Forſtkaſſe, Empfangsbeſcheinigung uſw. 
wie im Muſter D. 


©, Unmerlung zu den Ruſtern D und R. 

E85 empfiehlt fi, die Formulare zu den Verding- und auch zu den Tagelshu-Bohnzetteln zur 

Berrediuung von Ubichlagslohnzahlungen, wie der geichehen, einzurichten. Daburch wird bie in Talpelitiicher 

nicht durchau⸗ anzuftrebende Aunehaltung feiter Lohzniage, 3. B. pünttlich jeden sweiten Sonnabend, begünſtigt, 

a ale baß eine unnötige Vermehrung ber ben Rechnungen beizufügenden Belege 

attfinbe 

u den Abſchlagsſlohnzetteln kann das Mufter B, unter entſprechender Ubänberung, ober es Tännen auch 

die Muſter D und E unter Borjegung des Wortes „Mbfchlags-”" vor Ja ttel in ber Überfchrift vermenbet werben. 

Die Kaffenanmweifung anf dem Schlußlo tel iſt in berfelben Weile anzufertigen wie beim Holz⸗ 
werbungs-Lohnzettel (Mufter O). 


Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 14 
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Oberförfterei Golub. Muſter F. Wirtſchaftsjahr 1. 10. 1907/8. 
Schutzbezitk Malken. Sagen 44a, 44c, 45b, 46a, 
49b, 5la, 52a und Ic. 


0,50 ha. 
340 Stämme 60s bis 120jäbrig. 
Sohnzettel 


über das Probeſamnieln von ſchaͤdlichen Balbinieften in der Woche 
Ä bom 21. bis 26. November 1907 


— — 





2 Invalidenverſicherung erankenverſicherung 
Der Arbeiter VLohnbetrag geicag] Geb | Meirog ſoccree, Cap | weite | mung 
ao ro im für für bie ber für Bode ber im 
Nanıe Wohnort | „ Ei ganzen Wochen /Woche Arbeiter Wochen p.xag)| Arbeiter | ganzen 
S | are. | pr. | ne. | er. er. | mer. er 9] Se | me IP) me ie 





Auß Zange | Nagen 
in 


— IT 








ıl Da _ - Anfongsbefhhäftigung bei Hauungen (Boi. 10). | 
Aldert Thal . I 1041 10 | 
M. Gebert „ Unter 16 Jahre alt. Richt v verfiherungapflichtig; aur für 


age angenommen. 
Summe:. (e[. "16160 


und zwar: 90015 |20 | | | | 
: . 2 1 40 | i 
fd wie oden oT .Tetel 3 I I en 


Gefunden ſind: Bu Sttefernraupe (Gastropacha 


143 Stüd, 
Gule ( oct, pinip) .. 67, 
Spanner — piniaria) . 15 


Schwaͤrmer inastri) . 21 
Großeru a 9— abietis - 
Nonne —* monach — 
Blattweſpe (Tenthr. pin 23 
Kleiner Ruſſelkafer (Pissodes notat. — 


Unbefannte Puppen . 
Sum ma er Stud. 


Daß in den vorſtehend bezeichneten Forſtorten wirklich 200 Stück Juſekten geſanmelt 
und dieſe in Gegenwart der verſammelten Arbeiter nad Unordnung des Oberforſters 
durch —A vernichtet worden find, fowie daß ber Wrbeiter August Lange mit 
der Empfangnahme und Auszahlung des Lohnes beauftragt iſt, beſcheinigt 


Malken, ben 26. November 1907. 
Der sönigliehe Förſter. 


22822 23 


Die Richtigkeit der Duen iut der geſammelten Inſekten, und daß die⸗ 
Das gi 1 felben in meiner Gegenwart vernichtet worden find, befcheinige Ich. 
utreffen Daß ich mich nach den von mir vorgenommenen Xofalrevifionen von ber 
hucchfreicen Annctigteit der -vorftehenden Beſcheinigung des Förſters überzeugt halte, be- 
einige 


ich. 
(Am. übrigen ift bie. NRichtigkettshefcheinigung und hie Kaſſenanweiſung des Ober⸗ 
förfterö wie bei Mufter D.) 


Empfangsbeſcheinigung. 
Betrag erhalten. ang sung 
Nagen, ben 1. Dezember 1907. 


+ r r Handgeichen des fchreibendunfundigen Arbeiters Auguſt Lange. 
Die Unterkreuzung durch p. Zange in meiner Gegenwart beſcheinigt 


Waldarbeiter. 
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Muſter G. 
Nachweiſung 
der Ergebniſſe der in den Tagen vom 23. bis 24. November 1907 am den 


Kiefer-Befländen des nachbenannten Reviers vorgenommenen Probefuche nach 
Ihädlichen Waldinfekten. 





A. Probe-Sammlungen 

















2 | Anzahl b benen Raupen, = 
Ele ee] 
38 nel 2 ı- 53 5 
Su 3E 3 “25.4 “Ep 82 * 
Schutz⸗ os 38 5 Gastro- — 3333333 25 2 £ 
& . » h . 8 
bezirk [#8 2&| 2 pacha pini 23 25 
EI 35 358 ig —33648 
| 83 |>31 8 |.gj&|. 5 | | 381% 
Sstz - un} 2 o . - 
a szss spass] | | | I® 1: 
“ [ha Jäoc.] Era] Japre| DIE) 
II Malken | | 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
Summe | . |500| 0) — * oiis a 281, is ſoo 
| Ä 


— — 
—— | 


— nn — — — 
ö— — ——— — = - 
— — — 7 


— — — — ⸗ — 
— 
. 

. 

. 

u 

= 

. . 

— — 

m 


— — — 
— 


— — — — 


| 
| 
| 
| 


Die Richtigkeit vorftehender Angaben verfichere ich auf meine Diem 
Forsthaus Malken, ben 26. November 1907. 
Der Königliche Foͤrſter. 


| 
nu 
| 
| 


| 


= — _ — — * — 
- — — — — 
— — nn 

. x 


— — — 
— 
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Anlage 4. 
Bezeichnung der Kapitel und Titel des Etats der m 


— nn nn —— m — 





Kapite Titel Bezeichnung der Titel Sr A 
nad bem Grati- 
jafte 1.4 bi⸗ 

83.8 BR 
Ginnahme. 
2. 1. oa . ... W 
2. ebennugungen En E 
4. Kor äberelen .. w 
11. 1 Berſchiedene andere Ginnahnıen, einſchließlich der zu er⸗ 


attenden Beſoldungen und ber Beſoldungsbeiträge für 
Kar bie lediglich im Intereſſe Dritter an« i 
tellt 2 
1la. Ru lan en auf die an Forſtbeamte (Oberförfter, Nevier 
foͤrſter, Forſter, Mei ter und Wärter) zur wirtfchaftlidhen 
Einrihtung bei Übernahme oder anderweiten Aus» 
ftattung einer Stelle gewährten Borſchafſſe (gl. Rap. 2 2 
Tit. 9c der Ausgabe) . . . „ 
12. I Forftlicde Rehranitalten . nn r 


Ausgabe. 
A. Dauernde Ausgaben. 
derwaltung und Betrieb, 
Befoldbungen. 


ee tmeifter, Regierungs⸗ und Forſtrate ... 


x 


Oberförtter 

Vollbeſ äftigte Forfttaffenrendanten .. 

Mebierföriter, Forſter, Yörfter ohne Revier und Waldtärter . 

Torfverwalter, Torfs, Wiefen-, Wege, Slößmeiter, Torf, 
Wieſen⸗ uw. Wärter . . 

Wohnungsgeldzuſchuſſe 


Andere perfönlide Ausgaben. 


Remunerierung bon Hilfßarbeitern int Forſtverwaltungs⸗ 
dienfte bei ben Re lerungen und bei den Oberförftern . - 

7. 1 Remunerierung von Yorfthilfsauffehern, einſchließlich für 

Stellvertretungen, Remunerierung von ncebenamtlidden 

le nb Bea Zenern gi —S ——— 

talten un t ng de orſtſchu erhaupt, 

einſchließlich der —— —— für die gemein⸗ 

„stehe Forſtſchutzbeamten im Regierungbegirt 
tc8baden . . m 

8. tung für bie Gelderhebung und Auszahlung. — 

Remuneration und Dienftaufwandsentfdädigung — ar 

nicht voll, Bam. nur nebenamtlich befchäftigte Yorftlaffen- 

vendanten unb an Iintererbeber, fomie Stellvertretungs- 


I 3 m 


J 


y 


 »opepe 


> 


koſten 
9. Außerordentliche NReniuneralionen und Unterftügungen fnr 

Unterbeante . . 
9a. I Außerordentliche Remunerationen ‚für mittlere Beanıte . . - 


9b. Außerordentliche Unterftügungen für mittlere und höhere 
Benmte . » 
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Kapitel] Titel 


2.) 


dc. 


10. 


12a. 
13. 


14. 


14a. 
15. 


16. 
17. 
18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


I 23. 


31. 


32. 


Bezeichnung der Titel 


Vorſchüſſe an Forſtbeanite (Oberförfter, Revierföriter, Foͤrſter, 
eifter und Wärter) zur wirtichaftlichen Einrichtung bei 
Übernahme ober anderweiter Ausftattung einer Stelle 
(vgl. Kap. 2 Tit. 11a der Einnahme) W 


Stellenzulagen, Dienſtaufwands⸗ und 
dietsentſchädigungen. 


Dienftaufmandsentfchädigungen für Oberforftmeifter, für 
Regierungs⸗ und Foriträte und Oberförfter und Stellen- 
zulagen für Obderförfter -. > 2 2 0 0 ne. 

Dienfteufoanbsentihäbigungen für die vollbeſchäftigten 
Forſtkaſſenrendanten. een 

Dienſtaufwandsentſchaͤdigungen, Stellenzulagen, Pferde⸗ 
haltungs⸗ und Kahnunterhaltungszulagen pr Nevdier- 
förjter und Förfter, Stellenzulage — *8 — faltun s⸗ 
—F e für den Dunenau [eher und Stellengu agen Hr 

aldwärter und Dienſtkleidungszuſchüſſe für den Dünen» 
aufjeher und die Waldwärter . >» 2 2 20 2. 
Dienitanfwandsentihädigungen für deu Torfverwalter und 
(ößereiverwalter und Stellenzulagen und Dienft- 
leidungsgufchüffe jür die Meifter und Wärter bei den 
Nebendetriedsanftalten . » - » ur 
Dienſtkleidungszuſchüſſe für ForftHilfsauffeher . . . . . 
Dietsentfgäbigungen für Oberförfter, für Revierforſter, 
örfter, Hörfter ohne Revier, Torfe, Wiefen-, Weges, 
löß⸗ ufm. Meilen . . > 2 0 


Sächliche Verwaltungs- und Betriehskoften. 


Werbung und Transport bon Holz und anderen Forſt⸗ 
prodũktenn. . .. 
Unterhaltung und Neubau der Gebäude, ſowie Beſchaffung 
fehlender Gebäude - > > 2 20 nn. 
Unterhaltung und Neubau der Öffentlichen Wege . 
un 
Beiträge zur Herftellung ſolcher Wege (innerhalb der Forſten). 
Beihilfen zu Chaufjee- und anderen Wege nud Brüden- 
Bauten und zur Anlegung von Kifenbahngüterhalte- 
ftellen ee der Forſten) welche von weſentlichem 
Bee e für die Yorftverwaltung find en 
Watlerbauten in den Forlten - - - > 2 > 2 2 nen 
Forſtkulturen, Erziehung von Pflanzen zum Berkauf, Ber- 
befferung ber Soritgrundftüde,. Bau und Unterhaltung der 
Holzabfuhrwege und Eifenbahngüterhalteftellen, welche 
inı Intereſſe der Onritbermaitung angelegt werden müflen, 
fowie Forſtvermeſſungen und Betrieböregulierungen 
Jagdverwaltungstoſten en 
au 


n 
Wildichaden-Erfatgelder . 
Torfgräbereien - © > 2200 nee 
Separationen und Regulierungen, Prozeßkoſten, Drudtoiten 
und andere vermiſchte Ausgaben, bei denen keine Löhne 
Dorlonınien > 2 22 
Begeihnung und Berichtigung ber Grenzen, Borflutkoften, 
oizverkaufs⸗ und Berpadhtungstoften, Botenlöhne und 
onftige Ausgaben, bet denen Löhne bortonment . 


Die Berrechnung 
erfolgt nach bem 
afts 


chafta⸗ 
jahre 1. 10. Bid 
80. 8. = W sher 
nad) bem . 
jahre 1. 4 bis 


B zu 2 


zu 


4 


W 


F 
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Kapitell Titel Bezeichnung der Titel 
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Pk 
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(2) | 34. 


Fri Zagegelder, Reifes und Umugdfoften . 


Bertilgung fehädliher Tiere 


Forſtwiſſenſchaſtliche und kehren. 
De oldungen. 
orftafadenien . . . ren E 
—— chulen en „ 
nase aufcüffe . rn . 


Undere perfönlide Ausgaben. 


Vergütungen für die Abhaltung von Fifchereilehrkurfen, für 
berförfter al8 Leiter von Korftlehrlingsfhulen. für 
ilfsträfte und für ben forftlicden Unterricht bei den 
äger-Batalllonen . . - 

Außerordentliche Remunerationen an nılttfere und Unter 

beante und außerordentliche Unterftüägungen an n höhere, 
niittlere und Unterbeante . . » 


Sonftige Ausgaben. 


Unterhaltung ber Gebäude. . . . ren ” 
Umtsunfoftenvergütungen uw. . . en ” 


Allgemeine Ausgaben, 


Reale und Kommmmallajten und Koften ber örtlichen 
Kommunal⸗ und Polizeiverwaltung in nfalifchen Guts⸗ 
und Amtsbeairken 
Abldſungsrenten und zeitweiſe Vergütungen an Stelle von 
Naturalabgaden . . „ 
Ausgaben auf Grund der Unfallverficjerungsgeiege und 
des Unfallfürforgegefetes, fowie Ausgaben für die Unfall: 
berficherung bei den Forſtakademien und Beiträge zum 
Penſionskaſſenverbande für Genieindeforitfchußbennite 
des Regierungsbezirks Wiesbaden . . . » 


>12) 


ua 


3. | Unterftüßungen für ausgefchiedene Beantte joie Penſionen 
und Unterftügungen für Witwen und Waiſen bon 
Beamten. . - 
4. I Koften der dem gietus auf Grund rechtlicher Verpflichtung 
obliegenden Urmenpflege . „ 


Unterftühungen aus Fonftiger Beranlaffung, einfchliehttä 
einmaliger Unterftütungen für Berfonen, melde, ohne 
die Eigenſchaft von Beantten zu haben, im Dienfte der 
Forſtverwaltung befchäftigt werben oder befchäftigt ge⸗ 
weſen find, fowie für Htuterblichene folder Perſonen 
Ankauf von Grundſtücken zu den Forſten .. 


— — —— — — — — 
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Anlage 5. 
(Zu 88 56 bis 60.) 


Allgemeine Bedingungen für die Derfteigerung 
eingeichlagenen Holzes. 
(M. 8. dv. 12. 6. 1899, D. J. B. 31 ©. 110.) 


1. Berjonen, welche nicht Ungebörige eines Deutfchen Bundesſtaates find ober welche 
innerhalb des Deutihen Reiches Teinen Wohnfig Haben, Tann der berfteigernde Beanite 
dom Mitbieten ausſchließen, folange fie nicht eine ausreichende Sicherheit in barem Gelde 
oder in zur bee Denen geeigneten Wertpapieren geleiftet haben, oder einen taug⸗ 
lien, innerhalb des Deutjchen Reiches wohnenden Bürgen jtellen. 

; 2. ‚Die Gebote find nicht für die Einheit, fondern für jedes Berfaufslos im ganzen 
abzugeben. 

3. Der ui gefdjient an ben Meiftbietenden durch den verfteigernden Beamten, 
wenn nach feinem effen das Gebot annehmbar If. Andernfalls bat der verfteigernde 
Beamte die Wahl, das Gebot gänzlich zurüdzumeiien oder den gulalng unter Borbebalt 
jöherer Genehmigung zu erteilen. Im letzteren Falle bleibt der Meiftbietendbe zwei Wochen 
ang an fein Gebot gebunden. 

Über Zweifel und Streitigfeiten binfichtlich des Meiftgebotes entfcheidet ausſchließlich 
und endgültig der berfteigernde Beamte. Er kanır in ſolchen Källen ein nochmaliges Aus⸗ 
gebot veranftalten. 

4. Dur) den Zuſchlag geht die Gefahr des Berluftes, des Unterganges und ber Ber» 
ſchlechterung des verkauften Golzes auf den Käufer über. 

5. für die bei den einzelnen Berkaufslofen angegebenen Mengen und Maße und für 
den mangelfreien ange des verkauften Holzes leſſtet Fiskus keine Gewähr. 

ud ift Käufer nicht berechtigt, den Vertrag wegen Irrtums über die Mengen, bie 
Make oder die Eigenjchaften des verkauften Holzes anzufechten. 

6. Die Zahlung des Kaufpreiſes muß, falls fie nicht ſchon im Verſteigerungstermin 
an den KHorftlaffenrendanten bewirkt wird, fpäteftens bis zunı . Ai .... . . .. .. an 
..... . . ......... zu .................. erfolgen. 

Wird die Bahlung verzögert, aber noch bis zum breißigiten Tage nad) dem Yälligfeits- 
termine geleiftet, fo follen Verzugszinſen nicht berechnet werden. Nüdftände unter 300 ME 
bleiden überhaupt zinsfrei. | 

Außerdem Ift der Fiskus bei nicht pünktlicher Zahlung des Kaufpreifes, ohne daß es 
einer weiteren Aufforderung, Androhung, Benachrichtigung oder Unzeige an den Käufer 
bedarf, nach feiner ihm au jeder Zeit zuftehenden Wahl befugt, entiweder vom Bertrage 
aurddautreten und über das verkaufte Holz anderweit beliebig zu verfügen ober den rüd- 
ftändigen Kaufpreis nebſt etwaigen Berzugszinien von dem Käufer im Berwaltunge- 
wangsverfabren oder im ordentliden Prozeßverfahren einzuziehen, ober endlich) das ver⸗ 
aufte Holz jederseit auf Gefahr und Koften des Käufers f: defien Rechnung durd) den 
Nevierverwalter andermweit öffentlich verfteigern zu laſſen und fich wegen feiner Forderungen 
aus dem Erlöfe diefer Verjteigerung zu befriedigen. Heicht diefer Erlös zur Dedung der 
fifalifchen Forderungen und ber Koſten der anderweiten Verfteigerung nicht aus, ‚a it 
der entitehende Ausfall bon dem urfprünglichen Käufer zu erfegen und binnen zwei Wochen 
nad erfolgter Seblungsaufforterung ren zu ..... ....... 
gu zahlen, widrigenfalls die Beitrelb 
m ordentliden Prozeßverfahren erfolgt. 

7. Nach Zahlung des Kaufpreiſes erhält der Käufer bon den Forftkaffenrendanten 
oder ⸗Untererheber einen Holzverabfolgezettel über das bezahlte Holz. 

8. Eine befondere Üibergabe des verkauften Holzes an den Käufer findet nicht ftatt. 
Diefelbe wird durch Aushändigung des Holzverabfolgezettel® an den Käufer als bewirkt 
angejeben. Käufer darf erft nach Aushändigung des Holzveradfolgezetteld das verkaufte 
go in Befig nehmen. Wuͤnſcht ein Käufer die örtliche Vorzeigung des verkauften Holzes, 
o muß er diefes fofort im Verfteigerungstermin erklären, fobald ihm von dem berfteigernden 
Beamten der Zuſchlag — ſei e8 mit oder ohne Vorbehalt — erteilt ift. Die Srtfice Vor⸗ 
zeigung erfolgt alsdann Binnen ....... 2.2.2.2... nad Erteilung des vorbehaltlofen 

ulhlones Bzw. nad) Abſendung der Benadjrichtigung an den Käufer über die höhere 

ene migung des mit Vorbehalt erteilten Zuſchlages. Meldet Käufer ſich Innerhalb diefer 
Friſt Hierzu Dei dent betreffenden Förſter nicht, fo verzichtet er damit anf die Örtliche Vor⸗ 
zeigung des Holzes. 
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9. Das Eigentum an dem berfauften Bor erwirbt Käufer in jeden: Falle erſt mit 
Pr ae in welchem der Kaufpreis bezahlt und ihm der Holzveradfolgezettel aus⸗ 
ebändigt fit. 
0 10. Das Aufladen und bie Abfuhr des verfauften Holzes darf nur nad) Rüdgabe 
des Holgverabfolgezetiel8 an den betreffenden Forſter bewirkt werden. Die Abfuhr darf 
nur auf ben dazu angewiefenen Wegen und nur an den Wocentagen .. ......... 
............ und niemals vor Aufgang oder nach Untergang der Sonne erfolgen. 
Zuwiderhandlungen werden nach $ 38 bes o- u. F. P. G. v. 1. 4. 1880 beftraft. 
Nimmt Käufer das verkaufte Holz eigenmäctig in Beſitz, bevor ihm der Holz: 
verabfolgezettel ausgehändigt ift, fo tritt außerdem die fofortige Yälligleit des Kaufpreifes ein. 
11. Die Abfuhr des verkauften Poker muß bis zum. ........... bewirkt 
fein. Die Möfuhrfrift Tann aus erhebliden Gründen von Revierverwalter verlängert 
werden. Erfolgt die Abfuhr nicht binnen der feitgeiehten Friſt, fo kann, fofern nicht 
dieferhald auf Grund beſtehender Polizeiverordnungen eine Beitrafung bes Käufers eintritt, 


Fiskus don legteren eine DVertragftrafe von ........ für jede... .. nicht rechtzeitig 
oder gar nicht abgefahrene .......... verlangen. Diefe Strafe Tann nad — 
maligem Ablauf von weiteren.... Wochen aufs neue verlangt werden, ſofern die Abfuhr 


nicht inzwilen erfolgt ift. Nußerdem Kr den Fiskus nach Ablauf der Abfuhrfrift das 
Recht zu, Das nicht abgefahrene Do auf Kofter des Käufers an die Beitelle und Wege 
oder an fonjtige Orte rüden zu laflen, wo es anne Nachteil für den Forſtbetrieb lagern Tann. 

Sit die Abfuhrfriſt verlängert worden, fo tft Fiskus befugt, auch por Ablauf ber 
bewilligten Nachfriſt das Rüden des Solaeß auf Koften des Käufers zu bewirken. 

Die derwirkten Bertragitrafen und Die von dem Käufer zu eritattenden Rüderlöhne 
werden don dem Revierverwalter feitgefegt und find binnen zwei Wochen nad erfolgter 
Bahlungdaufforberung an ............... zu............. zu zahlen. 

Sit die Abfuhr des Holzes nicht innerhalb.... Jahre .. nach Ablauf der Abfuhr⸗ 
[it erfolgt, fo Tann Fiskus, ohne daß e3 einer weiteren Wufforderung Androhung, 

enadhrichtigung oder Unzeige an den Käufer bedarf, das nicht abgefahrene Holz auf 
Gefahr und Koſten bes —*2— für deſſen Rechnung jederzeit durch den Revierverwalter 
anderweit Öffentlich verſteigern laſſen. 

12. Wenn der Käufer oder deſſen U an Stelle ber durch Holzberabfolgezettel 
augewiejenen Poften von Holz aus Fahrläſſigkeit andere als die auf dem Holzverabfolge⸗ 
zettel bezeichneten Poſten oder Teile derjelben fortichaffen, fo tritt Beftrafung nad $ 39 
des F. u. F. P. G. v. 1. 4. 1880 ein. 

13. Hat Käufer das von ihm gekaufte Holz an andere abgetreten, ſo muß er dieſes 
vor der Abfuhr des Holzes dem Revierverwalter anzeigen. Eine ſolche Abtretung beſreit 
ben Käufer jedoch nicht von der Erfüllung der von Ihm den Fiskus gegenüber über⸗ 
nommenen Verbindlichleiten. 

14. Der Bürge des Käufers übernimmt die Verpflichtung, für die Erfüllung ber Ber- 
bindlicykeiten desfelden ſelbſtſchuldneriſch einzuſtehen. An der von bem Käufer in baremı 
Gelde oder in Wertpapieren geleijteten Sicherheit, welche für alle Forderungen des Fiskus 
haftet, fteht dent leßteren das Pfandrecht zu. 

15. Roften fallen dem Käufer nicht zur Laſt. 

16. Käufer erfennen durch Abgabe igrer Gebote die Berfaufsbedingungen als bindend 
an. Auf Erfordern des berfteigernden Beamten haben die Meiftbietenden außerdent zur 
Anerlennung der Berlaufsbedingungen und ihrer Gebote dieje Verhandlung eigenhändi 
durch Namens unterſchrift oder, falls fie Ichreibena un tun Mb, durch ein ihre Unterfchrift 
erfegende8 und von einen Schreidzeugen zu beglaubigen andzeichen zu unterzeichnen. 
Die Bürgen baden zur Unerfennung der Übernahme der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgichaft 
diefe Verhandlung durch eigenbändige ranıenB unter [acift zu unterzeichnen, fofern nicht 
bereitS eine ak a —— Burgſchaftserk run, derjelben vorliegt, welche 
bon ihnen eigenhändig durch Namensunterfchrift oder mitteld gerichtlich oder notariell 
beglaubigten Handzeichens unterzeichnet iſt. 

Verweigerung der Unterzeichnung dieſer Verhandlung feitens des Meiftbietenden oder 
bes Oürgen bat die Ungültigleit des abgegebenen Gebotes und die Nusichließung dom 
weiteren Mitbieten zur Folge. 


IH. 
Schriftverkehr. 


Vorbemerkung. 


1. dur Vereinfachung des Geſchäftäganges und zur Berminderung bei Schreib- 
werled waren bereit im Sabre 1896 von den einzelnen Herren Miniftern für. ihre 
Verwaltungen Beftimmungen ergangen (F. M. und M. J. v. 20. 5. 1896 und M. 
2.0 19.6. 1896); im Jahre 1897 traten an deren Stelle die durch Runderlaß vom 12.8. 
belannt gegebenen, bier nadfolgenden Grundzüge des Königlichen Staatäminifteriums. 

Die Herren Minifter Tünnen für einzelne Dienftzweige bejondere Beſtimmungen 
exlafjen, im allgemeinen follen die Grundzüge jedoch Seltung Haben für den Verkehr 
der Behörden miteinander, auch mit Behörden anderer Dienitzweige, und für den 
Bertehr mit dem Publikum. 

. Einführung der neuen Rechtſchreibung im amtlichen Verkehr. 

Nachdem die verbündeten Regierungen die Einführung einer einheitlichen Recht⸗ 
jchreibung vereinbart haben, hat das Königliche Stantöminifterium dur Beichluß 
vom 23. 12. 1902 angeordnet, dab für die Schreibweife in Dem amtlichen Verkehre 
der Behörden die im Auftrage des Minifteriumg der geiftlichen, Unterricht: und 
Medizinal-iingelegenheiten herausgegebenen, in der Weidmannſchen Buchhandlung zu 
Berlin 1902 erfchienenen „Regeln für die deutſche Nechtfchreibung nebſt Wörter: 
verzeichnis“ vom 1. Januar 1903 ab maßgebend find. 

Die Anordnung erftredt fich nur auf die Reinſchriften und Beröffentlichungen. 
Es wird aber anheimgeftellt, auch in den für die Alten beſtimmten Entwürfen die 
neue Schreibweife anzuwenden. Der beftehende Vorrat an Formularen und Stempel 
(Drudplatten) kann aufgebraucht werden. 

Wegen des Gebrauches der in dem MWörterverzeichnis vorgejehenen Doppel: 
ichreibungen einzelner Wörter bleibt weitere Ser fügung vorbehalten. 

Sm Bereiche der Tandwirtfchaftlichen, Gejtüt, Domänen und Forſtverwaltung 
ift Hiernach ftreng zu verfahren. Den nachgeordneten Behörden und Beamten ift von 
diefer Verfügung unverzüglic, Kenntnis zu geben und wegen Beichaffung der „Regeln“ 
fofort ond Weitere zu veranlafien. Breis 15 Pi. (M. L. v. 1.1.1903, Jahrb. ©. 22.) 


— — —— — — — — 


A. Grundzüge 


zu 
Anordnungen über den Geſchäftsberkehr der preußiſchen 
Staats- und Kommunalbehörden. 


1. Amtsfil. 

Die Schreibweife der Behörden fol knapp und Mar fein, ihrer Stellung zu ein- 
ander und zum Publikum auch in der Form entfprechen und ſich der allgemein 
üblichen Sprache des Verkehrs anſchließen. Entbehrliche Fremdwörter, veraltete, 
Kanzleiausdrüde und überflüjfige Kurialien find zu vermeiden. 
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Der in engen Grenzen zu haltende Gebrauch von Höflichleitäwendungen muß 
weientlich dem Taktgefühl überlafjen bleiben. Sie können auf Ausdrücke „gehorjamft, 
ergebenft” oder „geneigteft, gefälligit” beſchränkt oder, jofern nur die erforderliche 
Höflichkeit der Ausdrudsweife im übrigen gewahrt wird, ganz weggetohien werben. 
Unter diefer Vorausſetzung kann, namentlich in dem Verkehr der Behörden unter: 
einander, von den Unreden „Hochgeboren“ und „Hochwohlgeboren” abgejehen werden; 
die Unrede „Wohlgeboren” ift allgemein zu befeitigen. Häufungen und Steigerungen, 
wie 3. B. „beehre mich ergebenft, jehr gehorſamſt, ganz ergebenit“, find zu vermeiden, 
desgleichen eine häufigere Anwendung der Unreden „Hochwohlgeboren, Hochgeboren, 
Erzellenz ufw.”, die im übrigen durch die einfagen Fuͤrwörter zu erfegen find. 

Für Berichte an den Landesherrn, Schreiben an fürftliche Perfonen und für 
ähnliche befondere Fälle behält es bei den biöherigen Formen fein Bewenden. 

Als Vorbild für die Sprachreinheit kann das Bürgerliche Geſetzbuch dienen, Die 
Schrift Rothes „Über den Kanzleiftil”*) gibt geeiguete Fingerzeige für eine richtige 
Uusdrudömelje. 

1 Vgl. die Nrn. 1 Bis 9 der nachfolgenden Erläuterungen. 


2. Yorm der Schriftflüde im allgemeinen. 

Alle Berichte, Schreiben und Verfügungen tragen auf der erften Seite des 
Schriftſtückes oben rechts die Orts- und Beitangabe, oben links die Amtsbezeichnung 
der fchreibenden Behörde, darunter die Geſchäftsnummer, bei längeren Schriftftüden 
eine furze Inhaltsangabe, fowie, wenn Unlagen beizufügen find, deren Zahl und 
nötigenfall8 deren kurze Bezeichnung, unten links die Adreſſe. 

In den Schriftftüden unterbleibt Die bisher übliche Eingangsformel, die Wieder 
holung des in ber angaltBangabe bereit3 Gefagten, der Ergebenheitzftrich und vor 
der Unterfchrift die Wiederholung der auf der eriten Seite bereitd angegebenen Amt 
bezeichnung ber fchreibenden Behörde. 

F chriftſtücke von mehr als vier Seiten find mit Blatt» oder Seitenzahlen zu 
verjehen. 

1 Bol. die Ren. 10 Bis 15 der nachfolgenden Erläuterungen. 

2 Bei allen Berichten, Schreiben und Verfügungen ber Behörden, Unftalten und 
onſtigen Gefchäftsftellen ift auf der erſten Seite des & riftſtückes in der rechten oberen 

de unter der Orts» und Beitangabe auch Straße und Hausnummer und in Berlin der 
Poſtbezirk, ſowie mögli enfall3 die Nummer der beftellenden Boftanjtalt anzugeben. 

Dementiprechend iſt ferner auf der Außenadreſſe aller abgehenben offfenbungen 
möglichft Straße und Hausnummer, bei denjenigen nach Berlin oder innerhalb Berlind 
auch der rolbgirt und die Nummer der beftellenden Poltanftalt (SW. 47 — W. 9) an⸗ 
zugeben. (M. L. v. 15. 2. 1900, D. %. B. 32 ©. 136.) 


3. Beifügung von Anlagen. 

Soweit e3 für die gejchäftliche —e— förderlich erſcheint, ſind die Anlagen 
zu Heften zu vereinigen, auf deren Umſchlag der Inhalt kurz zu bezeichnen iſt. Die 
loſen Anlagen und die Anlagehefte ſind nach Bedürfnis mit der Geſchäftsnummer des 
Schriftſtückes, zu dem fie gehören, mit einem Zeichen (z. B. I, IL, III oder A, B, CO) 
und nit Blatt» oder Seitenzahlen zu verfehen. 

Bei der Bezugnahme auf Anlagen genligt meift die Ungabe des Zeichens und 
des Blattes (der Seite), 3. B. „Nach Anlage B Blatt 9 iſt ...“ 


4. Form der Berichte. 

Berichte find in der Regel auf den erften drei Seiten in halber Breite, von ba 
ab in Dreiviertelbreite des Bogens zu fchreiben. 

Auf der linken Hälfte der erften Seite .ift außer den allgemein vorgefchriebenen 
Ungaben (Nr. 2) noch die veranlaffende Verfügung oder, daß ohne ſolche berichtet 
werde, zu vermerken, auch der Name des Berichterftatter8 anzugeben, foweit deſſen 
Benennung vorgefchrieben ift. 


%) Rothe, „Über ben Ranzleiftil". Funfte Auflage. (Karl Heymanns Berlag, Berlin.) 60 Pſf. Porto 5 Pf. 
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Der in dem Berichte etwa geftellte Antrag ift äußerlich Hervorzuheben; unter 
Umftänden kann es fich empfehlen, ihn an den Eingang des Berichtes zu ftellen. 
Handelt e8 ſich um Furze Unzeigen, fo kann die Form einer Meldung auf einem 
Biertelbogen gewählt werden, au welche die Vorfchriften der beiden erſten Abſätze 
feine Anwendung finden. Für Berichte an den Landesheren und ähnliche befondere 
Fälle behält es bei der bisherigen Form fein Bewenden. 
1 Dgl. die Nın. 16 bis 19 der nachfolgenden Erläuterungen. 


' 5. Form ber Eriwiderungen. 

Erwiderungen auf Schreiben gleichgeftellter umd auf Berichte nachgeorbneter 
Behörden find außer mit den allgemein vorgefchriebenen Angaben (Nr. 2) nod mit 
einem Hinweis auf das veranlaffende Schriftitüd zu verjehen, z. 8. „Auf das Schreiben 
(den Bericht) vom .. Nr. . .“ 


6. Einreichung von Berzeichnifien. 

Bei Einreihung von Berzeichnifien, Überfichten, Nachweifungen u. dgl. unter 
bleiben alle Begleitäberichte, fofern fie nicht einen felbftändigen an haben. Auf 
der erften Seite ift der Anhalt des Schriftitüdes und die veranlaflende Verfügung, 
nad) Bedürfnis auch die Amtsbezeichnung der abfendenden und der empfangenden 
Behörde anzugeben. 

1 Bol. die Nr. 20 der nachfolgenden Erläuterungen. 


7. Adrefle für Einzelbeamte. 

Bei Schriftftüden an Einzelbeamte, die eine Behörde vertreten, ift in der Innen⸗ 
und Außenadreſſe der Name des Beamten nur dann anzugeben, wenn ed fi) um 
perjönliche Angelegenheiten des Empfängers handelt, oder wenn bejondere Verhältniſſe 
die erfordern. 

Wird der Name nicht angegeben, fo find etwaige perfönliche Titel des Empfängers, 
3. B. „Wirklicher Geheimer Rat”, und dent Namen beizufünende Prädilate, 3. B. 
Exzellenz“, gleichfallß wegzulafien, alfo: „An den Herrn Dlinifter des Innern in 
Berlin“, „Un den Herrn Oberpräfidenten in Breslau” ufm.! 

Soll erlennbar gemacht werden, daß das Schriftftüd nur von dem Empfänger 
geöffnet werden darf, fo ift die perjünliche Adrefje mit dem Vermerk „Eigenhändig“ 
anzınvenden. 

2 Die Bezeichnung Kaiſerlich, Königlich” uſw. iſt alfo auch nicht anzumenden. 


8. Mündlicher Berlehr. 

Der Schriftliche Verkehr zwifchen Wbteilungen derfelben Behörde und je nad 
Lage der Berhältniffe auch zwifchen verjchiedenen Behörden, namentlich den an 
demjelben Drte befindlichen, ift ir vermeiden, foweit feine Erfegung durch mündliche 
Beiprehung tunlich erjcheint. Nötigenfalls ift ein kurzer Vermerk über die Unter 
redung zu den Alten zu bringen. 

1 gl. die Nr. 21 der nachfolgenden Erläuterungen. 


9. Telephon: und Telegraphenverlehr. 
Bon Telephons und Telegraphenverbindungen ift, fofern dies als zwedentfprechend 
geiten kann, ausgiebiger Gebrauch zu machen. 
Unter der Kürze des Telegrammftild darf die Deutlichkeit nicht leiden. 


10. Urſchriftlicher Verlehr. 

Soweit angängig, namentlich wenn der Inhalt abzuſendender Schriftſtücke für 
die Ulten entochelic ift oder die Zurüdbehaltung von Vermerken genügt, ift für 
Schreiben und Erlaſſe, für kurze Berichte und Beilchriften die urfchriftliche Form zu 
wählen, wobei die Niederjchrift je nad) Lage des Falles entweder auf Das veranlafjende 
Schriftſtück felbft oder auf einen darım zu legenden Bogen geſetzt wird. 
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Bei Anwendung der urſchriftlichen Form fallen die ſonſt vorgeſchriebenen Angaben 
(Nr. 2, 4 und 5), —* ſie entbehrlich ſind, weg. 

Bei der Genehmigung von Anträgen wird es oft genügen, den Antrag mit dem 
Vermerk „Genehmigt“ dem Berichterſtatier nötigenfalls unter Bedingung der Rückgabe 
und zur Entnahme von Unlagen zurüdzufenden. 

4 Bgl. die Nrn. 8, 22 bis 24 der nachfolgenden Erläuterungen. 


11. Poſtlarten. 
Die Benugung von Boftlarten ift zuläffig, foweit eine unverfchlofene Mitteilung 
in diejer Form unbedenklich ericheint. 


12. Abſchriften und Altenvermerke. 

Die Anfertigung von Abſchriften ſolcher Schriftftüde, die an andere Behörden 
oder zu anderen Akten abgegeben werden, ift in allen geeigneten Fällen durch einen 
kurzen Vermerk in den Alten oder in den Geſchäftsbüchern zu erfegen. Zur Vermeidung 
von Ubfchriften können Verfügungen durch Bermittelung der u eordnneten Behörden, 
für welche dann Die Entnahme eines Vermerkes zu ihren Alten oder Gefchäftsbüchern 
genügt, den Empfängern übermittelt werben. 


13. Formulare. 

Für häufig wiederkehrende Fälle find in möglichiter Ausdehnung, und zwar zu 
Entwürfen, Urksriften und Reinfchriften, Formulare zu verwenden. Formulare, Deren 
Ausfüllung einfach iſt, find, namentlich im urfchriftlichen Verkehre, tunlicäft von dem 
Bearbeiter (Meferenten, Dezernenten) unmittelbar auszufüllen. In geeigneten Fällen 
(3. B. bei Kaſſenverfügungen) verfügt der Bearbeiter die Benubung eines Formulars. 
welches dann, ohne Anfertigung eines Entwurfes, fogleich in Neinfchrift ausgefüllt 
zur Vollziehung vorgelegt wird (vgl. Nr. 12). 

2 DBgl. die Nr. 25 der nachfolgenden Erläuterungen. 


14. Mechaniſche Hilfsmittel. 

Von mechaniſchen Hilfsmitteln (Schreibmaſchinen, Stempeln, Kopierpreſſen, Per 
graphen u. dgl.) ift ausgiebiger Gebrauch zu machen. Namensſtempel ftatt Unterichrift 
dürfen nur mit Genehmigung der BZentralitelle verwendet werden. 

Bei ARunderlafien, deren Berdffentlichung in amtlichen Blättern nicht erfolgt oder 
nicht ausreicht, empfiehlt es fich, die für den Gebrauch der nachgeordneten Behörden 
erforderliche Ungahl von Abdrücken an der oberften Stelle fertigen und den Erlaſſen 
beifügen zu lafjen. 

15. Bureaueinrichtungen. 

Durch wiederholte Prüfungen und nötigenfall3 durch den Erlah von Burean- 
ordnungen, in denen über die Bejchäftsverteilung, Anlegung der Alten, Gefchäftsbücher, 
Berzeichniffe, Yormulare ufw. Beitimmung getroffen wird, ift auf möglichite Verein: 
fahung des Gejchäftsganges in den Bureaus hinzuwirken. | 

2 Bol. die Nr. 26 der nachfolgenden Erläuterungen. 


16. Bureauverfehr. 
Für einfache Rüdfragen kann ein unmittelbarer Verkehr zwijchen den Bureaus 
von Behörden desfelben Dienjtzweiges innerhalb beftimmter Grenzen und unter forg- 
fältiger Beauffichtigung nachgelafien werden. 


17. Koften. 


Bei dem geſamten Geſchäftsverkehr ift auf die möglichfte Vermeidung von Koften 
gebührend Bedacht zu nehmen. 
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B. Erläuterungen. 


1 Rothe fagt in feinem Schrifthen „über den Kanzleifttil” auf Seite 12: 

„Unftreitig tft ein Hauptvorzug der Sprache und ein Haupterforbernis der Gefchäftd- 
ſprache die Deutlichkeit. zu enden aber, die man —5 — werden zu Sehen Und 
unter den Fehlern des Kan —28 iſt einer der bäufigiten nicht, daß er zu undeutlich tft, 
fondern daß er zu deutlich Sem will. Er traut dem Xefer nicht bie Fähigkeit zu, die Be⸗ 
ziehungen, auf die e8 ankommt, aus bem Bufammenbange zu entnehmen. Er jagt nicht 
allein, wa8 zum Berftändnis notwendig ift, fondern auch was dazu bienen Zönnte, einem 
mangelnden Berftändnis aufzuhelfen. So gerät er in Weitſchweifigkeit und vergeht fich 
gegen die anbere Haupttugend ber Beichäftsfpradde, die Kürze. Dabei wiberfährr ihm, 
dar er durch Häufung von Worten und Beziehungen bie Durchſichtigkeit ber Rede ver⸗ 
dunkelt und das enteil von bem erreicht, was er beabhchtigt. 

Die ie) e Negierungsinftruftion von 1817, felbjt ein Mufter der Amtsſprache, 
ftellt die Regel auf: 


Berichte follen gründlid, Klar, beſtimmt und erihöpfend, aber 
auch möglichft kurz und gedrängt, obne unnüge Wortüberfüllung und 
Veitihmweifigteit abgefaht werben. 


Bon dem leuten Teil diefer Regel machen die Bivilverwaltungshehörben, für bie fie 
egeben tft, einen nad) meinen Erfahrungen nur mäßigen Gebrauch; bie Militärbehörben 
—* uns darin über.“ - 
Hlerauf führt er bie folgenden beiden Sätze aus ber Kanzleiſprache an und ver⸗ 
anſchaulicht daran in eingehender Weiſe die Fehler ber Überbeutlichkett und einige andere 
Liebhabereien des Kanzleiftils: 


„Em. Hochwohlgeboren haben wir die Ehre, in Erledigung des am Rande ver» 
merkten borhberehrlien Erlaſſes vom 28. Auguſt d. * zur Journalnummer 
DDI 7,5 d die Beichwerbe des X., ganz geborfamft zu berichten, daß 
mit Rückſicht darauf, daß Ew. Hochwohlgeboren ſchon mittel® bes auf unferen ehr- 
erbietigften Beriht vom 2. Mai d. 8. zur Journalnummer A 9734 ergangenen 
hoben Erlaſſes vom 10. Juni d. 8. Sournalnummer D III 10022 unfer beaüg- 
liches Borgeben gebilligt hatten, wir uns nicht glaubten veranlaßt fehen gu follen, 
dem von dem X. in ber borliegenden an Ew. Hochwohlgeboren gerichteten Eingabe 
vom 12. Yuguft d. * wiederholt geſtellten Antrag eine weitere Helge zu geben. 
dem wir nidyt verfehlen, Em. Hochwohlgeboren den nebenvermerlten verehrlichen 
laß vom 28. Auguſt d. 8. nebft den fämtlichen zugehdrigen Anlagen desſelben 
hierneben ganz gehorſamſt wieder vorzulegen, geitatten wir uns ebenmäßig, hierbei 
gieicheitig od zu bemerken, daß wir nach dollftändiger Erledigung der Mi lichen 
elegenheit nicht unterlaflen werben, Em. Hochmwohlgeboren weiteren Bericht zur 

Sache ebrerbietigft zu erſtatten.“ 


Ohne Schaden für Deutlichkeit und Höflichkeit faßt ex den weſentlichen Inhalt diefer 
159 Worte in die folgenden 47 Worte 3 amnınen: ſentlichen Inha 


Nachdem Em. — eboren ſchon durch Erlaß vom 10. Junli d. SW. unſer 
Vorgehen gebilligt hatten, ſahen mir keinen Anlaß, ber Beſchwerde des X. Folge 
zu geben. * vollſtandiger eriedigung ber Angelegenheit werben wir weiter 

u 


beriten. Der Randerlaß vom 28. Auguſt d. Is. wird nebft Anlagen gehorſamſt 
beigefügt.“ 


Nah ben heutigen Srundfäken mürben hiervon noch die Worte „Eiw. Hochwohl⸗ 
geboren” und „gehorfamft” fortzulaffen fein; an Stelle von „hatten“ müßte dann „wurde“ 
gefeßt werden. 

2 Bei Abfaſſung aller Schreiben iſt auf Anwendung Tlarer und kurzer Sätze 
Bedacht zu nehmen. Durd viele Einfhadtelungen (Perioden) und Kupeiehee UAnfügungen 
ee a And or icöwerfällige, vermidelte Säte, die ebenjo übellautend wie 

wer beritänbli . 

Alle Anzeigen ufw. find vorurteilsfrei, unparteilfh, genau den Tat— 
ſachen entipredend und ohne alle Schönfärberei abzufaſſen. Eigene Meinungen 
und Urteile fönnen nach Umftänden aufgenommen werden, fie müffen aber, möglichft in 
befonderen Säben, als ſolche aus dem Geſchriebenen herauslesbar fein. Auch find bie 
&rünbe, worauf fie fich jtügen, anzugeben. Hierbei übliche Redewendungen find: „Meines 
Erachtens”, „Meines allerdings unmaßgeblichen — Nach den (Gruͤnde) iſt 
die Möglichkeit vorhanden” ober „— nicht ganz ausgeſchloſſen“, „m Rückicht auf (Gründe), 
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ſcheint die Annahme berechtigt“ oder „— nicht ganz unberechtigt“ ufw. Die Anwendung 
beftimmter ober unbeſtimmter Ausdrücke wird erfolgen, je nachdem die Wahrſcheinlichkeit 
mehr oder weniger borliegt. 


3 In Berichten, welche als Unterlage für Immediatberichte dienen fellen, und in 
denen bie Drilitärberhältnifie bon Berfonen erwähnt werden, tft fünftig ſtets der Truppentell 
zu bezeichnen, bei dem der Militärdienft abgeleiftet worden tft, Feldzuge mitgemacht find uf. 
Allgemeine Bezeichnungen, wie 3. B. „beim Militär eingetreten, bei ber Reſerve oder 
bei der Landwehr befördert“, find zu bermeiden. Dieſe Beftimmung ift auch bei der 
auf teilung —F Prrſonalnachweiſungen allgemein zu beachten. (M. %. v. 17. 12. 1897, 


4 Die Grundzüge bezwecken, den Seihaftegeng zu vereinfachen und dag Schreib» 
werk zu vermindern. Die Derjelgung dieſes Zieles darf nicht Dazu führen, daß die Aus⸗ 
örudsmeife in dem Verkehr der Behörden untereinander, namentlich in den Berichten der 
na — 55 an die vorgeſetzten Behörden, ungehörig oder gegenüber dem Publikum 
unbd wird. . 

Die Kurialien „gehorfamit ufw.“ und die Anreden „Hoch⸗ und Hochwohlgeboren“ 
find im. Verkehr unter den Behörden wegzulaſſen; inwieweit fie im Verkehr mit dem 
Publikum wegzulaſſen find, muß dem Taltgefühl überlaffen bleiben. 

ür den Verkehr mit den Tirchliden Behörden und den Geiftlicden find die von dem 
Mintiter der get en Yingelegenpeiten zu beitimmenden Formen allgemein maßgebend. 
(Amtliche Erläuterung zu den Grundzügen.) 


5 In den Schreiben an vorgeſetzte oder vorgeordnete Behörden fpricht man bon; 
berichten, anzeigen, melden, bitten, vorlegen, überreichen, zurüdreidhen, 
der Erwägung anheimgeden uſw, an gleichgeitellte oder nebengeordnete von: mit» 
teilen, erwidern, benachrichtigen, Kenntnis geben, erfuden, überfenden, 
zurüdgeben ufw. 

Sn den erjteren Fällen würden, wo noch Höflichleitswendungen beliebt werben, 
„gebe amſt“ und „geneigteft*, in den letteren „ergebenft* und „gefälligft” zu gebrauchen 
fein. Bei den Beteuerungen bes Gehorfams und den Uusdrüden ber Ergebenbeit find die 
bon Jakob Grimm in feiner Rede Über das Pedantifche der beutfchen Sprache gebrauchten 
Ihönen Worte erwägens⸗ und beherzigenswert: „Viel ne tft, wenn es darauf antommt, 
wirklich ergeben zu fein und zu gehorchen, als bie Gefinnung imimer nur im Munde oder 
in der Feder zu führen.” 

„Zeilt* ein OerithitfBauffeber dem vorgeſetzten Oberförfter etwas „mit“, fo ijt dies 
ebenfo ungehörig al8 wenn ein Forſtbeamter der Negierung auf eine Verfügung etwas 
„erwtdert”:; er bat zu „berichten“, „anzuzeigen“ uſw. 

Die Schreiben der Minifterien und der Zutrabehorden bezeichnet man als „Erlafje* 
und bie der anderen borgejetten und vorgeordneten Behörben oder Beamten (Megierungen, 
Oberförſter, Landräte ıfio.) AB „Verfügungen“. 

© Someit, mie meift nur in rein perſönlichen Angelegenheiten die Unreden „Hoch⸗ 

eboren*, Hochwohlgeboren“ uſw. auch ferner beizubehalten find, gebrauche man fie nad 

olgenbden zunbfäßen. Es gebühren: 

Erzellenz: den fämtliden Stantsminiftern, ben Staatsfelretären ber Reichsämter 
und den Oberpräfidenten, folange fie fid) im Amte befinden, oder foweit ihnen die Belaſſung 
diefe8 Prädilats bei der VBerabichiedung Mine rhöchft ausgeſprochen wird; den „Wirflichen 
Geheimen Häten“, den Generalen vom Generalleutnant an aufwärts, ben Admiralen, 
Bizendmiralen und Bobidaftern. 

Hodgeboren: den Grafen, fomweit ihnen nicht als Häupter ber vormals reichs- 
unmittelbaren gräflichen Häufer die Anrede „Erlaudt” zulommt. 

. Hohmwohlgeboren: allen übrigen Perſonen des Übelftandes, es fei denn, daß ihre 
niedrige Stellung in der bürgerlichen Gefellfhaft hiervon eine Ausnahme begründet, ben 
aktiven Offizieren, den inaltiven und Neferveoffizieren vom Major an aufwärts und allen 
Zivilbeamten vom Range ber Näte IV. alafie an aufwärts. 

Nachdem die veraltete Anrede „Wohlgeboren* gänzlich in Fortfall gekommen und bie 
anderen Anreden in ber Hauptſache nur noch beim privatbienftliden und rein privaten 
(perſonlichen) Schriftverkehr angewandt werden, empfiehlt es fi, mie auch bereitß lange 
uͤblich, bei den Inaftiven und —— im Hauptmanns⸗ und Leutnantsrange und 
den Bivilbeamten der V. Rangklaſſe (vgl. Nangverhältniffe) die Anrede Hochwohlgeboren“ 
zu gebrauchen. . 

7 Bei den Schreiben an Ullerhödfte und Höchſte Herr Heften, Driniiter 
he Se pehteltte Perfonen bedient man ſich folgender Unreden uſwp. (Siebe 
nädjite Seite. 


uaganangatparı 




























































uogoba⸗ — | (uvjdugs) xubvid 
Le PN 8 unad | — 8 & ang) uaquuaugapocꝭ — | aa2ıulsh N — a4a0 
77 m | Tee 
a aqanaiſpo aayluagaßıa — | —* a, r un 
STE , und |a9ylurolaadaß poashunıgara uaganalpod aan | 2 ee uaquazumadnl 
178 uogayapod aaıy) je 18 LT: 
— — en - — u " Fr Fr zn * 
—— lapheg uaaag uag opuse) uagvug 
uaguug Erler un lluivſaoh a au ee Gogoto Jolie 
A 9 ie ten, * (qarug Aa) ang) nu 3 Jalpligeaz) uiqav 
— — — hg J | | i 5 I | 
—— — — El RS. 0 ee | aaa ke 
100, alı — utvlıod» | | | eipadı nor ud 
— und — ach ” uaaoqabioaipoq ung | tape, — —— —* re De 13404 
a — — —5 2 ug au — | j12ack qum Jung aaıldignum | TA 
rn waluag) ac aalumlaogaß aanuivo aoqab aaog gun wag er :jvı@ 
5) Mag u⸗aogabpoq aD um | maaogdpad aaıy | — M0g2Upog 0 | — ——— — — — 
“| Puagaig "0" unaoq 5 1b | : 706 
uaqız laafod) asıllpoh aayng x Autvſaohob löıunogasgun — “Bir ana ” aoauijoqoq aaſpiuug 
Er uauiaqoſ; alpzuag) aauvſaoqab Fınmatza) ang) — Mantia ung) ‚Fuspatig) any) | en a 
5 a ug F | | 
5) | — — ö— — —— — — — —— 
ER —— — > | BE | s 
8 vuaogd (uaauꝰ) bobaoq usg | 20a na wohlıgn um | langt) lan Bofıad 
a (am BEN) 100g una | — abpnvjtpng) go any | boliog afdnpnuging Al. ; X 
(ualvadauvz) Botuglae | | j 41 | I aa gun lvabquvg) ad wabquvg 
ug 190g Shan an od, aiat | Er. gun Bohaggeug ai | Tokiandonp 








— — — — — — 





— nn 


9030 „Inga “alles gun a@maalıvy“ yluol gun „Funaduorg” aqaaug ag m quiay uafınaduorny Mark 














j E Al | aıun 1940 ldızargaaaga Ubunaaun - gı anlbıanug | sand 
* A ae ua — ** — Br: gyuß — uaggalayguiped; ng 2a —— wpndtugsngfung 
auivuaog) uakurgk ug ug | Bumgsigaaagg) aapdoad ug | Maga apybrugg ang | — —ñ— — — 














1alBrumaayun noassipanlaga — Ibuvnazun jaaad qun Brugg 


u⸗ognoach uoa Hruay 5 av — Iloagınd bqypub. aalıvgs aarldiguußanng 






a aonv urlafoys valpıBru au — wmagplaarlipagı Buy | :aalı035 
gun aalın — Mg | dun voo Ih ang) (pi ur 9 RR — —J——— — — 
po lo v aa] 2) — aaaon u | oApijaoliv aanz) | Me Ve Eine dar de 
 pfradplimgg —X —S Beano euax u —E ga | 




















u⸗dbunaarnpjag a2q L 26 ng 


224 II. Schriftverfehr. 


s Nach ben im S 4 der Hörfter-Dienftinftruktion über das Verhalten gegen das 
Publikum gegebenen allgemeinen Grundfägen muß —* der Foͤrſter auch bei ſchrift⸗ 
lichen Verkeht richten. Er muß allen Pe onen, ganz gleich, ob Freund oder Feind, ob 
befannt oder unbekannt, welde über —8 —* ti De) en (Holz, Streu, 

anzen uf.) oder fonft welche Auskunft erbitten, umgehend höflichen s eib geben. 

jt er nicht in ber Lage, die erbetene Auskunft u erteilen, oder hält er fih dazu nicht 

für berechtigt, um etwaigen Ma nen und Anordnungen de Revierverwalters vor⸗ 

gugteifen, vo "Hat er diejem bie en mit ber Bitte zu überreichen, das Weitere zu 
veranlaffen; nad Umſtänden unter — attung eines kurzen Berichtes 

Er nimmt hierdurch nicht nur das Intereſſe des Publikums wahr und fördert fein 
Anfehen und feine Stellung, fondern er wirkt ganz befonders im ftaatliden Intereſſe, 
indem er durd fein mweitgehendes —— ufig ben Abſatz der Forſterzeugniſſe 

—55 und bei Holzverläufen ben Kreis der Abnehmer (Konkurrenten) erweitert und eine 

Erstun Fa di —— — — Ye Di ſchriftliche F Geht die Anfra f 

r Erledigung empfie ie ur e Forni. Ge e Anfrage auf einer 
Poſtkarte ein und muß ſie Im & Die uhr ur Beranlaffung übergeben werden, jo 
nimmt er einen Bogen weißes Papier, Tlebt oder ftedt obenan bie Karte und feht 
darunter das urſchriftliche Schreiben. 
Oberfoͤrſterei werden dieſe Briefe un ft It. Averſ. Ar. 21“, den Privat- 
perfonen unter „Portopflichtige Dienftfache” —* t. In beiden Fällen ift aber nicht 
zu bergeffen, auf den Briefumfchlag zu ſetzen 
In Ermangelung eines Dienftfiegels. 


N.N,, 
Königlicder Foͤrſter. 
Beifpiele 
Eing. 31. 3. 99. R., den 0. März 1890. 


örfter A. zu ©. 
Ich Sie ge —*— Mitteitung, ob ich 10000 Stüd einjährige Kiefernpflanzen be⸗ 
fommen Tann. 


Grgebenft 
Gutsbefitzer. 
eige den 31. März 1800. 
Urſchriftlich dem Herrn Oberförfter 
zu 


fr. It. Averſ. Ar. 21. IN DEBERLEENE 


mit der Bitte überreicht, das Weitere veranlaſſen zu wollen. 
Nah Beendigung meiner Kulturen und Abgabe von 150 Hunbert an den Schutz⸗ 
beairt M. werden aus bem Kamp im Sagen 84d noch etiva 220 Hunbert zum Verlauf 
eiben. 


Söriter 





Eing. 15. 7. 9. 8., den 15. lt 1899. 


Herrn Förfter L. zu ©. 
Sch möchte bas am 3. d. ats. getauft e Holz am Montag, den 20. d. Mts., ‚angersiefen 
haben. Wo und zu welcher Zeit fol ich mid) mit den Fuhrwerken einfinden? 


Biegeleibefi er. 
D., Im 16. Juli 1890. 
Urſchr. Un den 


Herrn Biegeleibefiter J. 
zu 


erfuche, pünktlich 5 früh um um 7 Uhr auf dem Schnittpunkt der Wege K.—L. und 
R—B. eingutreffen. 


gecler 
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8 Die richtige Wiedergabe entbehrlidder Srembwörter wird durch Wörterbücher wie 
da8 dom „Mllgemeinen beutfhen Sprachverein“ herausgegebene „Die Amtsſprache“*) 


erleicht 
Ya ber Amtsſprache lauten die deutſchen Bezeichnungen für die häufiger im Schrift- 


verkehr vorkommenden Fremdmörter 
a 


abnorm fiehe anormal. 
ta — Bezug, Beitellung; Bezugs⸗ 


—* = = durchaus, unbedingt, unbefchränft, 


en, Verhandlungen, Amtsſchriften, att 
AmtSpapiere. 

actum ut supra = gefhehen — verhandelt — 
wie oben, beglaubigt, geſchloſſen. 


a. u. s. — g. w. o.; v. w. o 
ad= zu, unter; z. DB. zu Nr. 6, "unter 10. 
eier = au den Uten, einzubeften, erledigt. 
= Angrenzer, Unlieger, (Feld⸗) 


bar, Gren ne Uferbefiker. 
Kai on — Berwaltu ng: 
Adminiſtrator = Berwalter, Verweſer. 
abminikrieren = NN berwaltent 


ad rem = zur Sa 
finger & d Empfongsbereehtigter; 


Udrefſat = 
were = fe, Briefoufl 
€ == 
ebreifieren — richten (an), a eeiben, mit 


Auffchrift verſehen. 
Ulterd na fommen, Gebdinge, Bertrag, 
Bergleih. — Berdinglung), Stüdlohn 


(sBertrag), Verdinglohn. — Pauſch und 


Bo 

———— — Stüdarbeit, Verdingarbeit. 

effordieren — ũbereinkommen, vereinbaren, 
verhandeln, ſich vergleichen. 

allegieren — anführen, anziehen, fich berufen, 
beifügen, beijchließen 

analeg = ähnlich, re ähnlich, gleichartig, 
ek entfpredent end, Kun nem B. 

Analphabet = Schriftunfundi 

—— — —Dienftalter, Umtsalter;(Dienft-) 
Wltersfolge, Altersran 

anni urgentia = = biefe8 Vahres, laufenden 

res 

à. c., a. er. ⸗ d. J, l. J.If. J. 

anni futurl = — Iommenden — kunftigen — 


näctten, — Se 


anni —J = d ongenen — vorigen — 
Jahres. 
a. pr. = 
anno, 0. bro 2 = n eich, das Jahr, ein Jahr, 
t da T. 
N a..=Dd v. J. jährl., t. J. 


non — —8 are, ohne Unter 
Schrift — Namen ungenannt, unbefannt. 

anormal = napelwibrig, unregelmäßig, außer: 
gewöhnlich 


*), Die Amts 
tn Berlin W. 80, opfrafe 78. 80 Pi, PB 


Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 


Areal ⸗Flache, Bodenflä a mglachenraum 
— Inhalt, (Flächen⸗ 
Menden = Vorfahr, U +2 Betmandi in 
auifiteigenber Linie — 
Atteſt eigeinigung, Shen, Beugnis; 
‚Befundberi 
Taube = el einigen, bezeugen, be⸗ 


* 
PA Pong: N erteigerung, le er Berlauf. 
Averſtonal = Abfindun Paula (3 8. 


Betrag), in Pau n, 3 2. 
—— auf er in nie und 
Bogen. 
Aderfum = Abfindung, Pauſch⸗Betrag — 
"Abgabe — ng- 5 


Salanciert = get au en no, gleicht fich aus. 
Blaukett = Bordrud, Vordruckblatt, Leer: 
vollmacht; Aus —5 — Vollmachtsblatt. 
brevi manu = echanb, furgweg, in 
Prſchrift ur 
br. m. = urfdr., Def, ? . H. 
Brevi manu- reiben ⸗ Kurzer anb- 


Schreiben, K. H.Schreiben; nd- 
ſchreiben. 
Brutto: Roh⸗, Geſamt⸗, Boll, Roh⸗ 


ertrag, Gefamteinkommen, —E 

Bureau = Amtsſtube; Dienſtzimmer, Ge⸗ 

ſchaftsraum, —— telle, Anit, 

Kanzlei, Schreibſtube, Dienſtſtelle; die 

Beamten. 
€, 


eirca— = Be ehoa, gegen, Ar rund. 


"= al — * 
citol = = eilig” "alt! Ya. eunigl dringlich! 
Ci 1 re Eilf ſchl 
to⸗Sache = Eilfacdhe, eunige — dring- 
lide — dringende — Sadıe 
confer, conteratur = vergleiche, 
gleichen, ſiehe. 
cf., cir. = vgl, 3 erg 1 
copia vidimata — 17 au te Abſchrift. 
Coupon = Abſchnitt, gane ein. 
Couponsbogen = Bindbogen. 


D. 
dato == heute, jetzt, von beute. 
dato, de = außgeitellt, aufgenommen, aus- 
geferti t, gegeben, ergangen (3. B. Berlin, 
en ufw.), vom Xage, dom, bon. 
de = von, vom fahre, dv. J. 
Decharge — Entlaftung. 


au ver—⸗ 


ı{bradie iſt zu bezie 2 vom Berluge bei gi gemeinen beutfden Sprachvereins ¶ J. Berggolb) 
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ll = endgültig, feit, dauernd, unwider⸗ 


Sefraudation = Hinterziehung, Entziehung, 

Fa ung, Unterfhlagung, Unter- 
ei 

befraubieren = binterziehen, entziehen, verun⸗ 
treuen, unterfchlagen. 

Denunziatton — Anzeige, Strafanzeige, An⸗ 
Mage, Anſchuldigungsſchrift. 

benunzieren — anzeigen, anlagen, besichtigen, 
anſchuld gen, beſchuldi len 

Deputat = Gedinge, Bebühr(nis), Anteil, 
Bezüge, Gefälle; — Koſtlohn. 

Deputation — Abordnung, Ausſchuß, Ab⸗ 
teilung, Amt. 

deſignieren — bezeichnen, beſtimmen, benennen, 
auserſehen, ansermählen, vorſchlagen. 
nachweiſen. 
Defignation = (auch) Nachweiſung. 

Defzendent = Nachkomme, blömmling, 


Nahlömmling. 
Tagesgebühren, 


Diäten — Tagegelbder, 
—— ‚Belt er. 
Differenz = Unterfhied, Verſchiedenheit, Ab⸗ 
weihung, Abſtand; Uneinigfeit. 
bifferieren — abweichen, auseinanbergeben. 
birelt = unmittelbar, gerade, geradezu, nächſt, 
durchgehend. 
distret = geheim, verſchwiegen, vertraulich). 
Disfretion = Verſ nie wiegenheit. 
Diſtrikt = Bezirk, Gebiet, Sprengel. 
Dihiplinarfrafe = = Dienitftrafe, Ordnungs⸗ 


ſtra 

Disziplinar-Unterfugang— Berfahren, Dienit» 
unterfuhung, Dienititrafverfahren. 

Disziplinieren = dienftlich beitafen, zur Unter» 
ſuchung ziehen, maßregeln 

dito, tt = bergleichen, deögleichen, wie 
oben, wie bon. 
bo. = dgl., w 

Duplifat - Doppel, * Doppelfehrift: 2. Aus» 
Tertigung, Rebenausferkigung. 

duplo, in = doppelt, zweimal, in 2 Stüden, 

in doppelter Ausfertigung. 


G. 

Emolumente = Bezüge, Dienftbezitge, Neben⸗ 
bezüge, Einkünfte. 

eodem = denfelden, am felb(ig)en — gleichen, 
nämliden — zage 
eod. = denf., 

Etablifiement = A Anlage, Ans 
talt, Anweſen, Betriebsitele, Wirt» 

t. 


daft 
Etat = Haushaltisplan), Wirtfchaftsplan, 
Voranſchlag, Jahresrechnung. 
Etatjahr = Haushaltsjahr, Rechnungsjahr. 
etatmäßig = (vor)anſchlagsmaßig, haushalis⸗ 
emäß, rechnungsgemäß, ordentlich, 
tändig, feſt angeſtellt. 
etc. = ujw. 
&uentualität — = Kal, Notfall, 


Moͤglichkeit, 
Umſtand, Zwang. 


II. Schrifwerkehr. 


— — 


erentuel — = oder, us, ‚walig), unter — je 
nad den — den; nach Befinden, 
kat teen falls, —— eintretenden⸗ 


ex ich 


wegen. 
expebieren = Sale; abjchreiben, ent- 


von Amts wegen, Amts 


werfen, abfalfen; abfenden, befördern, 
erledigen; we terfenden, weitergeben. 
Ertralt = Auszug. 


geſchehen. 


factum = erledigt, * ER geihehen. 
C 


facts ut supra = Fa I 


Ginslabihlub — hresabſchluß 
fistaliſch = fon, Sinai, taatseigen. 
foliieren = mit B — Seitenzahl — 
perjehent, bez een. heiten 

Folio = Blatt, Seite. 
tranco = frei, poftfret. 

Sranlatur = u man Boftgebühr. 
anfern — rei machen 


Generalatten = allgemeine Alten, Hauptaften, 
überfichtsakten. 


generalia, ad — Im emeinen, zur Perſon. 
ad gen. =!1. a., 3. 

generell = allgemein, unbefcräntt, grund» 
ätzlich. 


illegal = ungeſetzlich, ungefegmäßig, „geiet- 
widrig, in oe vorſchriftswi 

illoyal ⸗ übelgefinnt, pflichtwidrig, neh ich, 
unlauter. 

Immediatbericht = Kronbericht, Thronbericht. 

Immediatgeſuch = Krongeſuch, hrongeluc 

indireft =- mittelbar, durch jermitt! ung. 

informieren — unterrichten, belehren, auf 
Hären, unterweifen, anleiten, ausbilden; 
(fi) erkundigen, en ern. 

influfive = einfhlielih, mit — unter — 
Kinſchlußz eingeichle ſen. 
init, == einfchl., inſchl, u. Einſchl. 

intommunalifieren = — eingemeinben, einber- 
leiben, vereinigen. 

infompetent — unguftändig, nicht beredtigt, 
nicht befugt, nicht berufen. 


Inkompetenz — Unzuftändigfeit, Nicht⸗ 
berechtigung. 

inlerreit =- Sunzichtig, fehlerhaft, ungenau, 
vorjhriftörmibrig, unfadhgemäß. 

inferieren = einrüden, einjegen, anzeigcı, 
ankündigen, bekannt machen. 

Anferttondtoften = Einrüdungstoften, Ab⸗ 


drudstoften, Anzeigekoſten. 
Inſtanz — Inſtanz, Rechtsgang, Rechtszug, 
Rechtsweg. 
tm geordneten Inſtanzenwege —= im ge 
ordnneten Dienſtwege, Amtswege. 
Inſtruktion = (An)Weilung, Dienftanwveifung, 
(Dienſt⸗) Borfegrift, Unleitung, Ber 
haltungsregeln; Ordnung. 


III. Schriftverkehr. 


Interefle = Zeifnahme, Beadtung, Rüdficht, 
Wert, Vorteil, Nutzen. 
borläufig, einſtweilig, vor⸗ 
Abergehend 


Inventar = Sachverzeichnis Sgandelnne 
Beſtands⸗Nachweiſung; Beſtand, Wirt⸗ 
Ihaftzbeftand, Haußgerät, Dienftgerät. 

terifiegen — verzeichnen, aufnehmen, 
feftitellen (den Beftand), eintragen (in die 
Lifte), einbuchen. 


3 0). 
Journal — Tagebuch, Geſchäftsbuch, Kaſſen⸗ 
buch. — eg —* Bu 
jouruelifieren — buchen, eintragen. 
Jourual-Rummer = Buchnummer, Geſchäfts⸗ 
Rummer, Eingangs-Nummer, (einfach) 
Nummer (Rr.). 


— 
uni 
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Konzept-Bapier = Enttwurf-Bapier. 

Kopie = Abichrift. 

Topieren = adichreiben, abbruden, nachbilden. 
Korperation — Körperſchaft. 
korrekt = richtig, fe — 


—— ig je 

Rerzeipenben — tie Imedlel, Sariftwecfel, 
Zuſchrift, Briefe, Schriftftüde 

Korreipondenz- Journal = Echriftwerkehrbuch 

Rurtalten = Formlichkeiten, Außerlichkeiten, 
Sebührlichkeiten. 

Kurialftiil Amtsſtil, Ranzleiftil. 

Kunert = Briefumſchlag, Briefhülle, Gedeck. 


J. 
Latus — Seite, Seitenbetrag, zu über- 
tragen, z 


legal — geferüch geiegmäßin, rechtmaßig, 
ordnungsmäßig, rechtsgültig. 


regelrecht, vor» 


8. Liquidant — Torderungserheber — =be» 
Kabinett-Orber = Kronbefehl, füritlicher Er⸗ tehtigter; Gläubiger. 
laß, landesherrliche Berfügung, Wller- | Siguibatien — Auseinanderfeku An⸗ 
höchſte Verordnung. meldung gorberum ) 1 erungd« 
Kalamität — Übelitand, Mißſtand, Notſſtand). Nachweis, M ehmung: So nung. 
tallulaterii — eriſch, rechnungsmäßig. liquidieren = auseinanderfeben (fi); — an⸗ 
ter = infchtift-Bapter. melden, anfordern, bere nen, Derrechnen, 
Karenzzeit = Wartezeit, Ausfallzeit. in Rechnung ftellen. 
Sarriere = Laufbahn, Bern f, Fach. gittera = Buchſtabe. 
Taffieren = vemichten, für nichtig — ungültig— gilt. = B. Bit. 
erklären, aufheben, einziehen, ftreichen. | Sizitation — Berfteigerung (öffentliche), Aus⸗ 
Sollationieren = vergleichen, die UÜUberein⸗ bietung, Bietungsverfahren. 
ftimmung prüfen. laitieren = verſteigern (Öffentlich), ausbieten. 
Kommunal, Tsmmunal = dlich, Ges | Lolaltermin = Termin an Ort und Stelle; 
meinde⸗, Orts», Stadt⸗ ſtädtiſch, Kreis⸗ auswärtiger Termin. 
Remmune — Gemei Berba DB. Toyal = gefeßlich, gutgefinnt, ſtaatstreu, königs⸗ 


e, z. 
Kreisverband), Stadt, Bürgerfchaft. 


beruf ß —— ſtündi 
erufen; maßge achver , 
urteilsfäht i s 
— notdürftiger —— 6 

Denft 
einfünfte, Gebühren, Gebährniife. 

== genoffe, 
ab- 

machen, vereinbaren. 


fompetent = zuftänd berechtigt, 
PR Au tändigfeit, Befugnis, Be 

rechtigung, Amtsbereich, re 
Kompetenzen (Dienft)Bezüge, 

Kompetenz · Konflikt = ee na 
Iunfißzleren ⸗ — men, age 
Konir rtrags 

liehlendier, Berttapsheielligter. 
Sontrabieren ⸗ Bertrag (ab)ſchließen, 
Kentralt = Bertrag, Ublommen. 


Kontraltbruch — Vertragsbruch. 
Tate = = bertraglidy, vertragmäßig, laut 
ertrag. 
ontrolle = Prüfung, Nachprüfung, Aufſicht, 
Uberwachung, Probe, enbuch 
Kontrollieren = prüfen, fen, über- 


wachen, Pe Mc tigen. 


Konventioualfirafe — Bertra Itrafe, beduns 
—F Strafe, Verzugſtrafe, Verſäumnis⸗ 
are. 


Konzept — Entwurf, Unreines, Unreinſchrift, 
Kladde, Urſchrift. 


treu, reichſstreu, dienſttreun, pflichttreu. 
Loyalität = Ge etlichfeit, Ordnungsſinn, 
Königstreue, Dienſttreue. 
L. S. (loco sigilli) — (GSiegelftelle), Siegel, 
Siegelung, Sgl. 


Majsrität = = Neirhet, Stimmenmehrbeit. 
abfolute Majerität — z umbebingte — über 
hälftige — Mehrheit. 


relative Majorität — einfache Mehrheit. 

Manuel = Handbuch, Handlifte, Beibuch, 
Gegendud. 

Manuſtript — a A Schrift, Schrift» 
fat, Schriftftüd, 

Mare nal — marginal = Habe 3. B. Rand» 
fchreiben, Randverfügung. 

Material — Stoff, Beitandteile, Unterlagen, 
Bedarf (3. B. Schreibbebarf), Vorräte. 

Meltoration — Berbefferung, Berebelung, 


——— Minderbetrag Minder- 


Minus — Weniger, 
ertrag. 
minus=iveniger,vermindertum, abzüglid). 
Monitum = Erinnerung, Rüge, Bean: 
ftandung, Ausſtellung. 
Motive (eines Gefthen) 
Grind e. 


Begründung, 
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mundieren — ſchreiben, abichreiben, ins Meine | Bräfentatum 


ſchreiben. 
Mundum = Reinſchrift, Schrelbſta. 


3. 

natura, in — in Ratur, in a 

Netto — nette = Rein», rein, wirklich, 3. 
Neinertrag, Reinbetrag. 

Norm = Kia nur, Regel, Vorſchrift, Satz, 
Satzung, Beſtimmung; Maßſtab, Muſter. 

Notat = emerkung, nmerfung, Bermerk, 
Erinnerung (3. ber Oberrechnungs- 
kammer), eanftandung; Ausftellung. 

notoriſch — offenkundig, gerichtöfundig, amts⸗ 
kundig, allbefannt. 

re = nummen, 
äijjern. - 

Runere = ee Biffer, Nummer. 


numerieren, De 


G. 
Obiett = Sache, Gegenſtand, Str en⸗ 
ſtand, Sachwert, ——— eitges 
objettiv = fachlich, unbefangen, vorurteils⸗ 
frei, unparteiiſch. 

objektiver Tatbeſtand ⸗ äußerer Tatbeſtand, 
u atbeſtand; vgl. ſubjektiver Tat⸗ 
eſtan 

offiziell = amtlich, dienſtlich, behoͤrdlich, 
ordentli 

offiziös ⸗ albamtlich. 

Order — Erlaß, Befehl, Verfügung, An⸗ 
weiſung, N rorönung. 

Original = Urſchrift, rftüd, Urbild. 

eriginaliter = urſchriftlich, in Urſchrift. 


». 
Pagina = Seite. 


= ©. 
—** = "mit Seitenzahl verfehen, feiten, 
eziffern. 
veſon n Stelle, Satz, Teil, Punkt, Abſatz, 
nitt 
Benfion — Ruhegehalt, ee Je geld, 
Koftgeld, Pflegegeld; pie egeanital vs 
penflonieren — in (den) peanhlt (ver⸗) 
N Pan ur Ruhe Sehen. verabſchieden. 
penfionieren een) _ in (den) Ruhe⸗ 
penfioniert werden ftand treten. 
per = durd), mit, für. Bei Ortsangaben: 
bei, über; bei Beitangaben: zum, an, für. 
Periode = Abfhnitt, Beitabichnitt, Beittaum, 
Umgzeit, Beit (3. B. Betriebszeit). 
er se = für fid, von ſelbſt. 
Perional- Alten = perjönliche Alten, Perſonen⸗ 


Biere — Stüd, Scriftitüd, Bortrag, Aktenſtück 

Plus = Mehr, Überſchuß, Mehrbetrag; 
plus = mehr, und, zuzüglich. 

portofrei — poſtfrei. 

poftuumerando — nachträglich zahlbar. 

yränumerando — (im). boraus, vorauszahlbar. 

Bräjentationsvermert Gingangsvermerf. 


LI. Schriftverkehr. 


Eingengsbermerf, ein⸗ 
egangen, Eingangszeit, Empfangstag. 
präjentiert den — eingegangen, erhalten, 

empfangen: am. 
url. pr., de präf. == E., Eing,, ve „Erh. 
oro = für, auf, pro Tag = für b en Tag, 
auf den Tag, täglich. 
[pro | —— —= (der) Form halber, der Form 


Broich = = = Entwurf, Blan 

prolongieren = verlängern, friſten. 

proviſoriſch —= vorläufig, einſtweilig, vorũber⸗ 
gehend, widerrufli 


R. 
Rapport Bericht, Meldung; 
Nachweis. 

Rafur = Ausſchabung, Schabſtelle. 
Mel a gel — = dinglich, fachlich, wirklid, 
Reallaft = Grundlaſt, Reallaft. 
Realfieuer = Sacenfteuer. 
Recherchen = Nachforſchungen Ermittlungen. 
recherchieren ⸗nachforſchen, Nachforſchungen 

— Ermittlungen — anſtellen; erforſchen. 
Referat — Bericht, Streitberidht, Aktenbericht, 


Bortrag 

Referent = SS Beriösterftatter, Berichter, 1. R. 
= Haupt-Berichterftatter. 

referiern = = * berichten, bortragen | 

Nefleltant == DBemerber, Lie habe, Pacht⸗ 
luſtiger, Raufliebhaber, Bietungsluftiger. 

Regie = Verwaltung, Betrieb, Selbitbetrich. 

Regifiratur — Vermerk; — Wltenfammer; 
Niederfchrift, Uftenvermert; Altenlager, 
Ultenraum; Altenverwaltung, Schreib» 
ftube, Schriftenlagerbud). 

Reglement = (Dienft Bring Dienft{an)- 
weifung, — —— eſtimmungen. 

een — borfchriftgmäßig, vorge 

rieben 

Rentehpfliit - = Erſatzpflicht. 

Rekurs — Einiprud, Beſchwerde, Rechts⸗ 
mittel, Berufung. 

Relikten = Hinterbliebene. 

Remiifion = enden 

remittieren — aurüdienden, gzurüdveichen, 
zurüdgeben. 

Remuneration = Bergütung, Belohnung, 

Ontgelt, Beloldung. 
ventabe = eintägli, ertragsfähig, gewinn⸗ 


bringenb. 
Rentabilität Einträglicleit, Ertrag 
Renta binituts ⸗NRechnung — Ertrags-⸗Berech⸗ 


fähigkeit. 
ung. 
Reparatur —= Wusbefferung, Inſtandſetzung, 
Bieberheritellung. 
repartieren — verteilen, umlegen, aufteilen. 
reponieren = weglegen, zurüdlegen, ein legen, 
beilegen. 
reproduzieren = 
wieder einreichen; 


Anzeige, 


borle gen, wieder vorlegen, 
orlegung verfügen. 


LIT. Schriftverkehr. 


eg vorbehalten, zurüdbehalten, 


PIE Ira = laß, (bobe) Verfügung. 
reſpeltive — nee egiehentlich, 
oder, oder De pr 
reip. = d. Dal 
Refert == = Serenfes eis, Bienhtberei, Amts 
eglet, Buftändi feit. 
* — = zugehören, unterftehen, unter 


Refhttat == - Lust, Ergebnis, Erfolg. 
rewidieren —= prüfen, na brüfen, nachrechnen. 


Reviſion = Prüfung, ng, Nach⸗ 
rechnung; Oberberufung, Fr ) Pichtig- 
keitsbeſ werde. 

Rech Auseinanderfegung, Vergleich, 
Teilungsvertrag. 

rotunde = mund, „ehoo, ae lahr, annähernd. 
rot. = vb, ngf- ann. 

Rubrit — stein bſchnitt, Spalte. 
Aubrum — Kopf, Kopffchrift, Überichrift. 


3. 
©aifsnarbeiter — Beitenarbeiter. 

ESchema — Mufter, Vorbild, Vorbruck. 
ſekret = geheim, lach, BE beim aub halten. 
Servitut = Diem —5 — keit. 
Eszietãt = Genoſſ 58 — Ge⸗ 

meinſchaft, ne Bereini 
Epeziel-Alten = Einzelaften, on eraften, 
befondere Ulten, Nebenaften. 
fpegieh = einzeln, befonders, im einzelnen, 
befonderen 
Ketutariig = fagungsmäßig, ftiftungsmäßig. 
sub = unter, zu a . 
sub Rr. = — au — Nr. 
rubjettte ih. ertönt, einfeitig, umfachlich, 


2 Tatbeſtand = Täterfchaft, Urheber⸗ 


e remissionis — unter Bedin ng 
wi. — der Rudgabe, gegen nu dpabe. 
.r=uB8. g. 9 
Eahmiffen — = öffentliche user, dent» 

licher —ã ſ — Ausſchreibung; An⸗ 
leitungsverfahren ‚Bergebun — 
sub petito rem jonis— unter ttung, 
mi Knabe um Nüdgabe, gegen gefällige 
abe 
s.p.r=uNR,m B. u. R., g. gef. R. 
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Eumma = Summe, Gefamtbetrag, zufammen. 

Summa per se — Betrag — Summe — 
für fid. 

Summa Summarum = Geſamtbetrag, alles 
aujammen, Gau) ptbetrag. 

fumm aeren = aujammenredänen, zuſammen⸗ 


30h 
Euperinventar — überzühliger Beilaß, Über» 
beſtand. « 


Talon = Zinsſchein, Anweiſung, 
Ermeuerun ngsigein. 
Transport = efördberung, Überführung, 
Selen Ir 2 Übertrag, übertragen, 
orſe 


auf dem Zromaport — (auch) unterwegs. 
triplo, in = dreifach, dreimal, in 3 Stüden, 
in dreifacher Abfchrift — Ausfertigung. 


(3in3-) 


ultime — am legten, "Ende (4. B. 1892), 
Monatsſchluß. 

Unikat = erſte Ausfertigung, t(aus)⸗ 
fertigung, einzi ige run rſchrift. 

ut supra == wie 
uts.=Ww. o. 


salant = erledigt, „unbefet, offen, frei. 

Batany = Amtserled ‚ Stellenerledigunng, 
Diensterledigun ce werben; erledigte — 
unbeſetzte — ng bee freie — Stelle 

valat rate. frei, er fällt aus, nieht 


Beletineige = — Fehlanzeige, Fehlbeticht. 

vidi = gefeben, gelejen. 

vifieren = beglaubi ir „(pie Borlegung) be» 
ſcheinigen, beſichti 


Bilum =  Borgeigungß-)Wermerk, gefeben, 
Sichtvermerk, Be ange. 

Bolumen = Band, Altenband; — Naunı, 
In alt; Umfang. 


3. 
Stefuler = Umlauf, Umlaufſchreiben, Rund⸗ 
ſchreiben, Umſchreiben. 
Zirtularreſtript = Runderlaß. 
zirkulieren laſſen = in Umlauf ſetzen. 
sirtuliert! = in Umlaufl zum Umlaufl geht 
um! läuft um! (bei), geht berum. 


20 Berſchiedene nicht in unmittelbarer Beziehung ftehende Ungelegen- 
beiten bürfen nit in einem Beriht oder Schreiben zufammengefaft 
werben, fondern find je für fi In einem befonderen Bericht oder Schreiben 


zu behandeln. 
an Schreibmittel (Bapier, Tinte). 


Zur Berwendung im emttihen Schriftverkehr ſollen nur die ſogenannten Normal⸗ 
papiere in der Größe von 33 X 42 cm kommen. 


Die 


Normalpapiere find mit einem Waſſerzeichen verfehen, welches außer ber Be- 


zeichnung ber Fabrik das Wort „NRormal* und daneben die Verwendungsklaſſe (3.8. 3a) enthält. 


Aus ben unterm 28. 1. 1904 ( Gjenn. 
Vorſchriften ber die Lieferung um 
bezügli 


cd. * S. 63) vom Stantsmintftechum erlaffenen 
fung von Papier zu amtliden Zwecken find 
der Verwendung der einzelnen —A— für die Forſtbeamten beachtenswert: 
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O. Berwendungsklaſſen. 


— — —— — — — —— — — ——— — — — — — — — — — — — — — — — — 


Aktenpapier für länger als 10 Jahre aufzubewahrende Schriftſtücke. 
Klaſſe Fa für Kanzlei-⸗, Mundier⸗ uſw. Papier und 
„ 3b für Sonzeptpapier. 


Altenpapier für Schriftitüde von geringerer Bedeutung und fürzerer 
Aufbewahrungsfriſt. 
Klaſſe 4a für Kanzlei-⸗ Mundier⸗ uſw. Papier und 
» 4b für Konzeptpapier. 


Schreibpapier zu untergeordneten Zweden des tägliden Berbraudß. 
AKlaſſe 6. 


— 1 (rm di — — — — — — — — — — — —e —— —— — — —— ——— — — — — — 


Die Oberförſter und Forſttaſſenrendanten können ihren Papierbedarf — ſoweit 
es ſich um geringe Mengen handelt — aus den Beſtänden der Regierungen beden. 
Um ein befonderes Abzählen und Berpaden des Papiers zu vermeiden, ift diefes nur in 
halben Ries⸗Paketen von jeder Sorte abzugeben. Außerdem iſt Beim Verlauf ein Preis 
aufſchlag von 10%, für Unkoſten uſw. zu erheben. (M. 2. v. 13. 3. 05 — IH 2712) 

allgemeinen ift beim Schriftverkehr mit borgefeßten und vorgeordneten Behörden 
und Beamten und dem befieren Publikum Kanzlei⸗ (Weißes) Papier zu verwenden, und 
amar nur In ganzen Bogen. Halbe Bogen können zu Duittungen, Beicheinigungen 
und zum Umlegen bei einzureichenden Nachweiſungen uſw. (ogl. Nr. 20), und Biertel- 
bogen nur zu furzen Meldungen, Ungeigen uſw. (vgl. Rt. 19) verwendet werben. 

Bei allen ee Schreiben iſt nur ſchwarze Tinte zu gebrauden, es fei denn, 
baß für befondere Bivede andersfarbige Tinten borgefchrieben find. Wird zum Trodnen 
der Tinte Sand verwendet, fo ift diefer vor der Abjendung bon der Schrift ſämtlich 
zu entfernen. 

12 Bei allen Schreiben beginnt man erſt 2 bis 3 cm vom oberen Rande md hört 


in gleicher Entfernung vom unteren auf. 
Die Schrift muß fauber, regelmäßig und dei fein; ale, ein Beiden bon 
Trägheit, fol man ihre nicht anfeben. Je nach Größe der Schrift ift die Linienweite zu 


als der der Rr. 3 der allgemein gebräuchlichen Linienbogen zu wählen. Ausſchabungen, 
Verſchreibungen und Durchſtreichungen ſind namentlich in den reiben an Vorgeſetzte 
oder Höherftehende, zu vermeiden. Kommen in geößeren Arbeiten kleine Schreibmängel 
vor und fteht die dadurch bedingte geringe Abänderung in feinem Verhältnis zu dem 
nodymaligen Abſchreiben der ganzen Kingabe, oder iſt bei Urfchriften, bei denen die Er⸗ 
widerung auf dag veranlaſſende Schriftftüd gefeht wird, eine Anderung der Schreibweiſe 
Deabiiontigt, o tit das Unvichtige oder nicht Autrefende einfach zu durchſtreichen und das 
Richtge arüber oder daneben zu jeßen. 

inleitungSmworte und Borderfäte, wie 3. B. „Der Königliden ..... . — verfeble 
ic) nicht, in Erledigung der nebenbezeichneten Verfügung, betreffend ufw., nachſtehendes zu 
berichten; — erlaube E mir, anzuzeigen; — beebre ich mich, zu unterbreiten;” oder: Ich 
fann nicht umbin, noch hinzuzufügen, daß” u. dgl. m., find als überflüffig wegzulaſſen, 
es iſt vielmehr fofort mit der Erörterung des Gegenſtandes zu beginnen. 

Wird im Text auf bor ngige, am Nande nicht degeichnete erfügungen Bezug ge⸗ 
nommen, fo iſt der Tag und die Gefchäftsnummer derjelben genau anzugeben. 

Abkuͤrzungen find im allgemeinen nicht anzuwenden. 

18 Jeder Beamte hat feinen Namen fo zu fchreiben, daß er nicht allein entziffert, 
fondern auf den erften Blick geläufig gelefen werden Tann. Eine deutlide Unterfchrift it 
nicht allein aus den ichten des Amtes, fondern ſchon aus denen der Höflichkeit 
notwendig. (Ex. d. Fürften Bismard nv. 2. 12. 1881.) ' 

14 Zeit der Erledigung. 

Alle Eingänge find, abgefehen von beſonders zeitraubenden und umfengueichen 
Sadıen, grundiähl ch am Tage des Einganges, ſpäteſtens am folgenden Tage zu erledigen. 
Iſt in den Verfügungen don Behörden und Vorgefetten für die Erledigung eine Krift 

eitimmt, fo ift der mitgeteilte Tag als äußerſte Frijt anzufehen; kanm die Verfügung 
fhon vor dem Ablauf diefer Friſt erledigt werden, fo dies gu a 

Können Berfügungen mit Friſtangaben ausnahmsweife nicht innerhalb ber geftellten 
Se erledigt ober die allgemein reltgejeäten Friſten zur Einreich A von Berichten, Nach⸗ 
weifungen ıfw. nicht eingehalten merden, fo muB rechtzeitig vor Ablauf der Friſt unter 


en ‚Um die Überfichtlichleit nicht diesen Snlenöog tft nie ein engerer Linienſtand 
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Angabe der Hinderungsgründe eine Nachfriſt erbeten werden. Gemeinhin iſt bie Nachfrift 
als bewilligt anzufehen, wenn kein Beſcheid augeht 

Auf allen eingehenden Schriftſtücken ift ber Tag des Einganges zu vermerken, 3.8. 
„&ingang 1. 10. 1899.” 

15 Einhaltung des Dienfiwenes. 

Die Nebierföriter, Höriter, Forſtaufſeher ufw. Haben ſämtliche dienjtliden Eingaben 
dem borgefebten eviervertvalter einzureichen. Beſchwerden über den Revierverwalter 
find bei dem Regierungs⸗ und Forftrat anzubringen. 

Die Forſtſchutzbeamten eines Nevierförfterbezirtes laffen den Schriftverkehr durch die 
Hand bes Nebierförfters geben. 

26 Berichte auf Erlafſe, die don mehreren Miniftern ausgehen, find unter ber 
äußeren Abreffe des Miniſters abzufenden, deſſen Amtsbezeichnung fi auf der erften 
Seite bes Erlafſes oben linß befindet. 

17 Etwa in gleicher Höhe mit dem Schluſſe ber oben links gemachten Angaben 
Inhaltsangabe uſw.) Deginnt auf ber reiten Seite ber Bericht. Zwiſchen Orts» und 
Yeitangabe unb dem Beriht muß aber immer ein Raum bon etwa 8 cm frei bleiben, 
damit die empfangende Behörde Pla für die Eingangsvermerke hat. 


18 Mufter zu Berichten, Geſuchen uſw. 


DOberförfterei. I. ... , den 18. Auguſt 1898. 
Nr. 716. 
Betrifft: Yrfta ng des Biehſtalles auf 
dem % eigeböft Meißen. 
Zur Verfügung vom 14. März d. Is 
Nr. 1412 C1. 


Anlagen: 
1. ein Stoftenanichlag und Bei Ausführung der nach dem Forſtbau⸗ 
2. ein a R Herrn Kreisbau⸗ Eh bene — — be6 Bades 
Infpettors N. geiteit, daß auch vier Balken —— des 
eckenbelages verfault und der Erneuerung 
dringend bebürftig find. 
ie notwendigen, in der Anlage 1 näher 
an e 16, mic Diefen Betrag 
anjchlagt, und Bitte ich, mir biefen Betra 
die Königlide Regierung, Wbtellung III durch die Forſtkaſſe zu O. zur Verfügung Rt 
zu ftellen. 
irt. It. Averſ. Nr. 21. Königsberg. J. 





Anzeige G... . „den 17. Juli 1899. 
des Foörſters K. über einen Waldbrand. 
Ohne Berfugung. 


Heute früh 6 Uhr wurde bie Kiefern⸗ 
Konung im Sagen 790 innerhalb bes Wald« 
chutzſtreifens durch Funken einer borüber: 
ahrenden Lokomotive in Brand geſetzt. Die 
erade des Weges kommenden Wald⸗ und 
iſenbahnarbeiter aus W. haben das Feuer 
ausgemacht und mir Meldung erſtattet. 
te ich mich ſofort ſelbſt uͤberzeugt habe, 
Un _ iſt jede weitere Gefahr ausgeſchloſſen; es 
den Herrn Oberförfter haben ungefähr 50 qm ber Schonung burch 


u 
fr. N. Merl. Ar. 21. g. 8 Bodenfener gelitten. 
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Bitte Stendal, den 6. September 1898. 
des Sorftauffehers J. un 14 Tage Urlaub. 


Anı 1. Oktober d. Se. begeht mein Vater, 
ber Königliche Forſtrendant J. zu Ortelöburg, 
fein 50jähriges Dienftjubiläum Hierbei 
möäte ich gerne sugegen fein. 

- ie Königliche Regierung bitte ich daher 

gehorfamft,*) mit Ruckſicht auf die weite Reiſe 

An”) mir einen bierzehntägigen Urlaub, von 

die Königliche Regierung, Wbteilung III 24. d. Mis bis einfchließlich 7. £. Mts. 


u eneigteit währen zu wollen. 
Magdeburg, geneig 1) gewaͤh ö 





19 Muſter gu Turzen Unzeigen auf einem Biertelbogen.***) 

L., ben 9. Wpril 1899. 
gnzeige 
betreffend den Beſtand an einjährigen Riefernpflangen zum Verkauf. 
dur Verfügung vom 2. März d. 8. Nr. 312. 
Bun Berlauf find vorhanden: 
in Sagen 72a = 150 Hundert und 
84c = 105 . 


En im ganzen 255 Hundert. 

n 

den Herın Oberföriter B., 
zu Förfter. 


PELIITTIEIT TIERE TIER TED III IE ern 








| L., den 9. April 1899. 
Fehl⸗guzeige 
betreffend den Beſtand an einjährigen Kiefernpflanzen zum Verkauf. 
Bur Verfügung vom 2. März N 8. Nr. 312, 
| B., 
Foͤrſter. 








L., den 15. Juli 1899. 
Meldung. 


Um 14. d. Mt3. bin ich bon der 14tägigen Dienftleiftung beim Pommerſchen äger- 
Vatailen Nr. in Culm zurüdgelehrt und Bade nich heute bei dent Heren Rebierföriter 
. zu A. gemelbet. 


W., 
Hitfsjäger. 


e) Wo e8 üblih, auch in privatdienſtlichen Geſuchen, Berichten ufm. keine SöflihleitSiwenbungen zu 
gebrauden, Bleiben die Worte „gehorfamfi” und „ —** a vorne ss 
“*) Auch ein an bie Regierung gerichtetes Urlaubogeſuch ift, wie jede andere Eingabe. burd den vor 
gelegten Revierverwalter einzureihen. In ben meiften Fällen tft ein ſolbes Geſuch immer erft dann ein- 
zureihen, nachdem vorher dad Einverfiänbnis bes nächften Vorgeſetzten perfönlid eingeholt und bie Befitc- 
mortung erbeten worden tft. Hat fih dies nicht maden laffen, fo ift der Borgefegte mittels eines befonderen 
Schreibens. in Berihtform um bie Befürmortung zu Bitten. 
*s*), Ungeigen, Vicldungen auf einem Biertelbogen müffen fiet8 mittels eines befonberen Briefunfchlages 
zur Abſeudung kommen; ber Biertelbogen barf alſo nit auf der Rüdfeite mit ber Adreſſe verfehen werben. 
+) Die Udreffe Tann auch fortbleiben. 
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Smfolge plohlicher ſch Erkranku mer Frau 6 5 den —— 1800, 
olge icher ſchwerer ankung meiner Frau bitte um Befreiung von der 
Teilnahme an der heutigen Verſammlung der Forſter. A 8 


Körfter. 
8., den 10. Januar 1900. 





Meldung. 


Um 8. db. Mts. ift mir ein Sohn geboren, der die Vornamen Earl Albert ex- 
balten bat. 


G., 
Horftauffcher. 


»0 Alle Scriftftüde, welche von der Regierung einer vorgeſetzten Behörde, alfo 
namentlid dem Herrn Miniiter oder ber Stöniglichen ober-BtecmungSfammıer im 
Original vorzulegen find, gehören nicht zu denjenigen, welche von den Oberföritereien 
und Foxftlafjen ohne Anfchreiben oder Umſchlag der Negierung eingereicht werden können. 
ynaoejonbere trifft dies auf alle Rechnungen und Rechnungsbelege zu, auf denen bie 

ngaugs⸗ und Geſchaͤftsverkehrs⸗Vermerke füglich nicht gut angebradyt werden können. 
Dieſelben find vielmehr, wenn zu einem befonderen Überweifungsbericht keine Veranlaffung 
sorliegt, mit einem Untfchlage in der durch die Oberforſter⸗Geſchaftsanweiſung im 8 104 
Abſ. 6 vorgefchriebenen Weife zu verjehen. (Verf. der Königl Regierung zu Darien- 
werder dv. 4. 3. 1897. 

Der vorerwähnte Abſatz 6 bes 5 104 der Oberf⸗Geſch.⸗Anweiſ. lautet: 

Dei periodifh oder auf befonbere Beranlaffung einzureihenden tabellarifchen 
Scriftitäden, zu denen weitere Bemerkungen, Erläuterungen oder Unfragen nicht 
u niachen find, bedarf es befonderen überreichungsberichts oder Üüberſendungs⸗ 
* nicht, indem in ſolchen Faͤllen es genügt, wenn auf den Schriftitüde 
elbft oder auf einem In Quart umgefchlagenen halben Bogen, gegebenenfalls 
unter Anführung de8 Datums und der Nr. der veranlaffenden Verfügung, bes 
merkt wird: 

Borgelegt den .. ten...... 
N.... 


Der Oberförfter. 


22 Der bienftlihe Schriftivechfel bes Oberfoͤrſters fol mögtiit beſchraͤnkt und 
ntemal8 auf Geichäfte ausgebehnt werben, welche ebenfogut und dann jedeunfalls zweck⸗ 
mäßiger müundlich abgemacht werben können. Beſonders hat der Oberföriter den Schrift- 
wechſel mit feinen Untergebenen bis auf das unvermeidlich Notwendigite zu vermeiden 
unb benfelben die nötigen Eröffnungen und Befehle in der Regel mündlich, in wichtigeren 
Faällen aber zu Prototol mitzutellen. (5 104 der Be eſch⸗Anw. v. 4. 6. 1870.) 
22 ee Abkürzungen im urfiriftlihen Verkehr: 
„0., „Urſchr.“ = Uririftlid); j 
UN“, .UgR“, ,Ug gR* = Urdriftlih gegen Rüdgabe, — gegen 
gefällige Rüdgabe; 
„8. 9.” = Kurzer Hand; ® 
K. H. $ N.” — Kurzer Hand gegen Räckgabe. 
An im Range Höherftehende ift zu fehreiben, wenn das Schreiben zurüderbeten 
wird: „Urfchriftlich gegen Nüderbittung” oder „Urfchriftlich nıtt ber Bitte um Rüdgabe.“ 
23 Dei den ur urichriftliche Berfhgungen einer vorgeſetzten Behörde zu erftattenden 
Berichten ift jede Einleitung fortzulaffen und ohne weitered mit der ſachlichen Bericht⸗ 
erftattung zu beginnen (3.8. „Urichriftli den Herrn Oberförfter u... .--...... 
urüdzureihen.*). Kurze Berichte können auf die Vorlage felbit gejet werden, unmittel- 
—* an die vorhergehende Verfügung anſchließend. Syn dieſem Falle wird der Bogen 
nicht gebrochen, ſondern unter Freilaſſen des Randes don etwa einem Biertel der Blätt⸗ 
eite benutzt. 
t 2a Auf Verfügungen, die lediglich zur Kenntnisnahme oder zur Entnahme von Un. 
lagen zugehen, tft nur zu fegen: 
„Kenntni8 genommen” oder 
Zahl) Anlagen entnommen“. 
N. .... „, dein . . ten ..... 1899. 


N., 
Hörfter. 
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Umlauf⸗ (Zirkular⸗) Verfügungen ſind mit dem Ein- und Abgangsvermerk und dem 
Ramen zu verſehen; 

3. B. „Eing. u. meiter 16. 8. 1890. Birbe”. 

oder „Eing. 16., weiter 17. 8. 1899. Birbe*. 

Bol. ferner die Mufter zum urfchriftlichen Verkehr bei Ar. 8. 

25 Die Formulare zu den forftlicden Abrechnungen uf. werben den Forſtbeamten 
geliefert und find in Bedarföfalle von dem vorgefehten Revierverwalter zu erbitten. 

Formulare, welche einzelne Königliche Förſter in der Eigenihaft als ftell- 
vertretende fiskaliſche Gutsvorſteher gebrauchen, find bon ihren zu befchaffen. Die 
Ausgaben hierfür Lönnen gleih den Abonnements⸗ und Beſtellgebühren der Kreisblättet 
bei der Königlichen Regierung zur Critattung angefordert werben. Die Forderungs⸗ 
nachweiſe, belegt durch die quittierten Nechnungen ber Lieferanten, bzw. die Abonnements» 
auittungen ber Boftanftalten muſſen bor der Einreihung don den Landrat mit folgender 
Beſcheinigung verſehen werden: 

„Die Notwendigkeit der vorbezeichneten Ausgaben wird mit denm Bemerken beſcheinigt, 
daß dieſe dent Förſter N. zu N. in feiner Eigenſchaft als Gutsvorſteher erwachſen find.“ 

Bon den Formularen für Gutsvorſteher kommen namentlich in &t: Korınulare, 
Dedel und Mappen zu den Rekrutierungd-Stamnirollen, Steuerveranlagungen, Pferde 
mujterungen, Quittungen und Nachweiſungen über Unterftügungen an die Familien der 
zu mifitärtfchen Übungen eingegogenen Meferviften und Lanbwehrmänner uſw 

36 Anlegung von Alten und Ultenplan. 

Nah 8 70 der KHörfter-Dienftinftruktion ift der Körfter gehalten, ſaͤmtliche Verordnungen, 
Negulative und Inſtruktionen in ein Altenftüd zu beften. Fur den fonftigen Schriftwechſel, 
Entwürfe ber Berichte und Eingaben, Erinnerungen des Revierverwalters bei Reviſton der 
San uſw. find Aktenſtücke nicht borgefehen; er tft alfo auch nicht verpflichtet, dieſe 
Scriftftüde aufzuheben, viel weniger noch in einem geordneten YZuftande. 

a alfe Vorgänge für den zeitigen Stelleninhnber ein gewiſſes bleibendes Intereſſe 
nicht entbehren, namentlich aber bei eintretenden: Perſonenwechſel dem Nachfolger nad) 
vielen Seiten hin fehr Ichrreicy fein können, dürfte für $Förftereten bie Anlage von Alten 
nad folgenden Plane empfehlenswert erfcheinen.*) 


Hhtenplan. 


Nr. 1. Haupt⸗Akten, beireffend: Beitinmungen über Ausbildung, Verhalten, Dienft 
einkommen, Tagegelder uſw. der Forſtſchutzbeamten, Budführung, Regmungsiegung 
Arbeiterverfiherung, Schriftverkehr, Forſt- und Jagdſchutz, Berugung und Unter: 
haltung der Yorftdienftgebäude und »ländereien. 

Nr. 2 Neben-Akten, betreffend: Abgabe von Holz und Nebennutungen, Holz. und 
an Bötagen, Badıtftüde, deren Inhaber und Kontrolle der Düngungs- 
verpflichtung. 

Nr. 3. Neben⸗Akten, betreffend: Hauungen, Kulturen und Wegebanten. — Auszüge 
aus den Hauungs⸗, Kultur und Wegebauplänen, Unterlagen für die don den 
Nevierverwaltern aufzuftellenden Entwürfe zu biefen Plänen, Berlohnungen, Hauer: 
lohntarife, Kranken⸗ Ten und Invaliden⸗Verſicherung ber Arbeiter. — 

Nr. 4. Neben-Alten, betreffend: Jagd und en Forte, Jagd⸗ und Fiſchereiſchutz. 
— Walddrand, Windbruch, Waſſerſchaden, Inſektenfraß und «tilgung; Grenzberichte, 
sverlegungen und »befferungen; Sorte, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗bertretungen, Pfand» 
üde, Strafarbeiter; Abſchuß von Reihern, Raubvögeln, Ziſchottern ao. Schuß⸗ 
geld. — 

Kr. 5. Neben⸗Akten, betreffend: das Tienſtgehöft und die Dienſtländereien und ben 
Schutzbezirk in kommunaler Beziehung. — Forſtbauten, Eingemeindung, Guts⸗ 
vorſtehergeſchafte, Kreis⸗, Schuls u. dergl Abgaben, Beiträge bes Stelleninhäbers zur 
Unfallverficherung, Inventarien, Yuffindung von Leihen und deren Beftattung. — 

Das Ultenftüd Nr. 1 „Hanpt-Alten* enthält die Schkiftitüde von allgemeiner Be 
beutung und bauerudem Werte, es entſpricht bem bereits DIS jet nad 8 70 der Förſter⸗ 
Dienftinftruftion geführten. 

Aktenſtücke follen nicht ſtärker als etwa 8 cm fein, ift diefe Stärke erreicht, fo ift ein 
neuer Band anzulegen und als Bd. 2, Bd. 3 ufw. zu bezeichnen. Neue Bünde find in 
der Negel mit Beginn eines Rechnungs⸗ oder Wirtfchaftsjahres anzulegen. 

In den Aktenſtücken werden die Schriftftüde nach dem Tage ber Erledigung geordnet. 


*) Auch ben mehr oder weniger felbftändigen Kommunal: und Privatföärfiern wird hiermit ein Burger 
Anhalt bei Ordnung ihres Schriftwerks gegeben. 
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Un das Auffinden einzelner Beitimmungen in dem Aktenſtücke Haupt⸗Akten“ zu 
erleichtern, find die einzelnen Wftenblätter mit fortlaufender Nummer, mit Blel- oder 
Buntftift, zu verſehen, und dem Ultenitüde ift ein Inhaltsverzeichnis nach folgendem 
Diufter vorzuheften: 


Imbalisverzeiiänte 
ber „HaupbWlten“, Bd. 1, der Foͤrſterei Schubitten. 





Werden einzelne Sacher zeitweife oder dauernd herausgenommen, fo tft an deren 
Stelle ein Blatt mit Angabe über den Verbleib einzulegen oder einzuheften. Die für 
immer entnommenen Sachen find ach in dem Inhaltsverzeichnis zu durchftreichen. 

v er Aktenumſchlaͤge, aus dauerhaftem Papier gefertigt, find mit folgender Aufſchrift 
zu verſehen 


Br. 1. 
(2—5 bei den Neben⸗Alten⸗) 
Haupt. 


Neben⸗ 
der 
Foͤrſterei Schuditten, 
betreffend: 


— — — — — — — — — — — — — 


(Unten lints:) 

Band 1. 

Angelegt: 1. 1. 1000. 
Geſchloſſen: 31. 3. 1906. 

27 Berhandbiungen (Bretolelle). 

Berhandlungen werden auf gebrochenen: Bogen niebergefchrieden, oben recht wird 
peiett „Berhanbelt” und daneben die Orts» und Beitangabe, 3. DB. „Berhandelt: Gollub, 

en 8. Noveniber 1899. Die Verhandlung feibit beginnt mit der Feſtſtellung der PBerjon 

de3 zu Bernehmenden, dann ne befien Außerung zur Sache in direkter Rede. Sit der 
zu Bernehmende eine belannte PBerfon, fo genügt die Ungnbe des Tor» und Tzamilien- 
nanıeng, Standes und Wohnortes, 3. B.: 

„sm der —— aut ae wiber den Gutsbeſitzer K. zu S. ericheint der von 
Perſon befannte Büdner Kar iel aus Steinau und erklärt, mit bem Gegenftande ber 
Vernehmung befannt gemadjt:”; 
ift er nicht bekannt, To find Familienname, fäntlide Vornamen — Rufname unter: 
firihen —, Tag und Ort ber Geburt, Neligionsbelenntnis, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort anzugeben. 


286 II. Schriftverkehr. 


— — — 


geiſpiel: 
Verhandelt: Foͤrſterei Topp, 


| ben 16. Juli 1899. 
Es ericheint der von Perſon unbefannte 
Handelsmann Htrf und erflärt: 
u . 


u Fatih 

eiße Karl Elias Hirſch, bin am 
12. April 1874 in Lautenburg, Kreis Graudenz, 
Negierungsbezirt Marienwerder, geboren, 
. moſaiſcher Religion, ich Haufiere mit Galanterie⸗ 
waren und ohne in Schönfeld, Streis 
Landsberg, wofeldft andy meine Eltern, 
Kaufmann Mofes Hirſch und Rebekka ge 

borene Cohnreich, wohnten. 

ur Sadıe: 
uf der Reife von Karzen nach Ilo be» 
ndlid, ging ich etwas abjeitd vom Wege 
urch das eobe Kiefern-Stangenbolz, um 
einige Waldbeeren zu pflüden. Hierbei ftieß 
ih, etwa 200 Schritt von dem Waldarbeiter- 
gehöft Biel entfernt, auf eine ſtark in Ver⸗ 
weſung übergegangene, nur beruf be» 
Kleidete, unter einem Wacholderbuſch ver- 
ftedte Kindesleiche. 

Über die Herkunft vermag ich feine An⸗ 
gaben zu maden. Sich bin bereit, mitzugeben 

und die Stelle zu zeigen. 


v. g. u. 
Elias Hirſch. 
g. mw. o. 


Kanter, 
Koniglicher Forſter. 


Iſt die Verhandlung aufgenommen, ſo wird ſie dem Vernommenen vorgeleſen oder 
ihm zum Durchleſen übergeben, hat er noch etwas binaugu ügen, fo geſchieht Dies. Iſt 
er mit dem Inhalt einverjtanden, jo wird je dadurch geichloffen, daß darunter gefeht wird: 


nd. g. u. oder: ſ. g. g. u. 
en genehmigt, unterfchrieben), (feldft gelefen, genebntigt, unterfchrieben), 
ierauf unterfchreibt der Vernommene, 
dann: „g. w. 0.” 

(gejchehen wie oben), 
worauf der verhandelnde Beamte die Verhandlung mit feinem Nanıen unter Beifegung 
feiner Dienftjtelung vollzieht. 

Iſt der Vernommene ſchreibensunkundig, fo hat er drei Schriftzeichen (4 ober 0 
ufiv., Nee machen keine Kreuze) zu machen, und ein dritter bat als reibzeuge 
die a oe mit zu vollziehen. 

eifpiel: 


„d. g u. 
+ + + Handzgeichen des ſchreibensunkundigen Adani Kaſt. 
Schreibzeuge: Karl Bruns, Kätner.“ 


Var der zu Bernehmende nicht der deutſchen Eprade mädtig, und mußte jemand 
als Dolnetfcher zugezogen werden, fo tit dieſes gleich zu Beginn der Verhandlung unter 
Nennung des Dolmetfcher8 auszufprechen, und diefer bat die Verhandlung neben dem 
Ternommenen „als Dolntetfher* mit zu vollziehen. 

Die Schlußformel einer foldden Verhandlung bat zu lauten: 

„Dem (Name des Vernommenen) in (Bezeihhnung der Spradhe, 3. B. polnifcher) 
Spracde dur den Dolmeticher 

vorgeleſen, g. u.” 

Den Inhalt, d. h. den Sinn der Verhandlungen, abändernde Zufäte oder Streichungent 
find daneben am Rande von dent Bernommenen anzuerkennen. 

28 Rebenslauf. 

Der Lebenslauf wird auf gebrochenen Bogen gefcärleben und muß enthalten: ſänit⸗ 
lihe Vornamen, Rufname unterftrihen, den Familiennamen, Geburtstag und »urt, 
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Stand des Vaters, Konfeflion, Bang der Ausbildung unter Herborhebung dieſer etwa 
beſonders begünftigenden oder benachteiligenden Einflüſſe, MilitärverhältniS und 
ae auch Angaben über Verheiratung, Zahl der Kinder und Vermögens⸗ 
erhältniffe. 


NAuſter: 
Kranz, ben 21. Januar 1899. 


Ich Mar Ludwig Schmantig wurde am 


2. Oktober 1870 als teclter Sohn des König- 
lichen Forſters Friedrich Schniantig und feiner 
im Sabre 1873 verftorbenen Ehefrau Lina, 
eborene Natel, zu Schuditten, Kreis Fiſch⸗ 
aufen, Regierungsbezirk Königsberg, geboren 
und in der evangeliſchen Konfeffion getauft, 
erzogen und Tonftemet 
en eriten Schulunterricht, vom 6. bis 
8. Lebensjahre, erhielt ich im elterliden Haufe, 
dann befuchte ih bis zum 10. die Vollks⸗ 
fhulen in Schubitten und Kondehnen und 
bis zum 16. Lebensjahre bie Höhere Bürger- 
fhule im Löbenidht zu Königsberg. Diele 
verließ ih Michaeli 1886, nachdem ich ſämt⸗ 
liche Klaſſen durchgeniadht hatte. 

Deinen Wunſche, Bautechniker zu werben, 
Ionnten meine Eltern aus Geldmangel nicht 
willfahren, ich entichloß mich daher, mid) dem . 
Berufe meiner Vorfahren, dem niederen Forſt⸗ 
fache, zu widmen. 

Bom 1. Dftober 1886 bis dahin 1888 
lernte ich In der Koniglichen Oberförfterei 
Bripen und biente dom 12. Oftober 1888 

i8 30. September 1897 bein Garde⸗Jäger⸗ 

Bataillon in Potsdam, darunter bie letzten 
3 Jahre als Feldwebel. Die Kägerprüfung 
im Sabre 1890 beſtand ih nıit „gut“. 

In den Befitz bes Forftverforgungsfcheines 
gelangt, wurbe ih anı 1. Oftoder 1897 von 
der Stöninlihen Negierung zu Gumbinnen 
nach der Öberfdrfterei Kurwien zur Ablegung 
der Hörfter prüfung einberufen. Den praftifchen 
Zeil derfelben legte ih in dem Schußbezirke 
Niederwald ab; im ganzen beſtand ich Die 
Prüfung mit „genügend*. Im Anſchluß 
daran bin ich in berfelben Oberförfteret weiter 
befchäftigt und felt dem 1. Oftober 1898 
nebenanitlich mit den Fiſcherei⸗Aufſichtsdienſte 
auf dem Niederfee beauftragt worben. 

Seit dem 10. Sanuar 1898 mit ciner 
Tochter des Foörſters Kaak zu Weißuhnen 
verheiratet, bin ich Vater eines Knaben. 


Schmantig, 
Königlicder Forſtaufſeher. 
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C. Beftimmungen über Die 
geichäftliche Behandlung der Poftiendungen in 
Dienftangelegenheiten. 


1. In reinen Militärs Dienjtangelegenheiten werden Boftfendungen jeder 
Art portofrei befördert. Zur Anerkennung diefer Portofreiheit ift erforderlich, daß 
die Sendungen 

a) mit amtlichen: Siegel oder Stempel verjchloffen und 

b) mit dem Vermerk „Militaria“ verjehen find. j 

Bon dem Erfordernis des Verſchluſſes mittel3 eines amtlichen Siegels vder 
Stempel iſt nur dann abzufehen, wein der Abfender ein unmittelbarer Staat» oder 
Reichsbeamter oder eine altive Militärperfon ift, fich nicht im Beſitze eines amıtlichen 
Siegeld oder Stempels befindet und auf der Adreſſe unter dem Portofreiheitsvermerk 
„Die Ermangelung eines Dienftfiegel3” mit Unterfchrift de Namens und Beifehung 
des Amtscharakters bejcheinigt. (Gef. v. 5. 6. 1869, Bund. G. Bl. €. 141.) 

— Die Rejervejäger haben ihre an die Jägerkompaguie zu richtenden Dienjt- 
jchreiben unter „Militaria“ abzufenden und vor der Abjendung von der Ort3behörde 
ftempeln zu laſſen, auch außerdem mit der Bemerkung: „Dieuftlide Meldung des 
Refervejägerd N. N.” zu verfehen. Die im Auslande befindlichen Jäger Baden 
Dienftbriefe genügend frei zu machen, da folche nur im Deutſchen Reiche gebührenfrei 
find. (Beft. über das Verh. im Referveverhältuis für die Jägerklaſſe A v. 1.10. 1905.) — 

2. Mit der Reichspoſtverwaltung ift ein Ablummen dahin gefchlofien, dab von 
1. 4. 1894 ab an Stelle der Porto: und bzw. Gebührenbeträge für die einzeluch 
frankiert abzufchidenden portopflichtigen Sendungen der königlichen Behörden 
und der einzelnftehenden Eüniglichen Beanten eine Averſional⸗(Ablöſungs⸗) 
Summe au die Reichs⸗Poſtverwaltung gezahlt wird. 

In die Uverfionierung find mit einbezogen: 

a) die Porto» und Gebührenbeträge für Sendungen an Empfänger im Orts- oder 
Zandbeftellbezirte der Aufgabe-Boftanftalt; j 

b) die Nebengebühren für die von den Landbriefträgern eutgegengeuommenen, zur 
Weiterbeförderung mit der Poſt beftimmten Sendungen, jomeit die betreffenden 
Sendungen überhaupt einer Nebengebühr unterliegen und bi3 zum Beſtimmungs⸗ 
ort fraukiert werden follen uſw. 

Bon der Woerfionierung find jedoch ausgefchlojjen und daher and) ferner an die 
Poftverwaltung im einzelnen durch Beriwendung von Boitwertzeichen bzw. bar zu entrichten: 

a) das Porto für Eendungen nad) dem Auslande; 

b) da3 Porto für Sendungen, welche bei den Behörden unfrankiert eingehen; 

c) die Gebühr für die Beftellung der Briefe mit Wertangabe, Pakete mit oder 
ohne Wertangabe, Einfchreibpafete und Poſtanweiſungen nebft den Dazu ge 
hörigen &eldbeträgen; 

d) das Eilbeitellgeld; 

e) die Nebengebühr für die von dem LZandbriefträger eingejammelten, zur Weiter: 
jendung mit der Poſt beftinmten &egenftände, wenn die Sendung felbft, auf 
ae überhaupt diefe Gebühr Anwendung findet, unfrankiert abgefandt werden folt, 
ufiv. 

Diefe nicht averfionierten Porto- und Gebührenbeträge find, ebenjo wie die 
etiwaigen fonjtigen Frachtgebühren für dienitliche Sendungen und die Telegramm⸗ 
gebühren, von den betreffenden Dienftftellen der Forftverwaltung vorzufchießen und iu 
dei erften Tagen des Monat April jeden Jahres für das verfloffene Etatsjahr bei 
der Königlichen Regierung zur Erftattung anzumelden. Dem Forderungsnachweis 
ift die über diefe Ausgaben zu führende Kontrolle beizufügen. Aus diefer Kontrolle 
muß die Gefchäftsbuch-Nummer, da3 Datum der Uusgabe, der Adreſſat bzw. Abſender, 
der Inhalt der Sendung und das einzeln verauslagte Porto ufw. erfichtlich fein. 
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3. Bon den unter dem 7. 2. 1894 vom Königl. Breußifchen Staatsminifterium 
erlafienen Beſtimmungen über bie geſchäftliche Behandlung Boftiendungen in 
Stantsdienft-Angelegenheiten find bemerkenswert: 

8 1. Franliert abaufchiden find alle Poſtſendungen zwiſchen Töniglichen Behörben 
einfchl. der einzeinftehenden Löniglichen Beamten, ferner die Boftjendungen an andere 
Empfänger, welche nicht in Deren Intereſſe, Sondern ausſchließlich im Staatsinterefje erjolgeıt. 

Alle fonftigen von königlichen Behörden ausgehenden Boftfendungen find un⸗ 
franliert abzulaſſen; bei Poftanweifungen ift jedoch, da dieſe dem Franlierungszwange 
sunterliegen, der entfallende Frankobetrag durch den Abſender erforderlichenfalld von 
dem Gelbbetrage der Überweifung vorweg abzuziehen. 


2 Nach den Feilltellungen der Reichspoſtverwaltung wird feit der Mverfionierung 
der in preußifchen Staatsdienftangelegenheiten entftehenden Boftporto- und Gebühren» 
Beträge die Poſt von den Behörden und Benmten zur Beförderung von Sendungen tn 
weit erheblicherem Umfange als vorher in Anfprud) genommen. 

Daß dies nicht gefchehe, haben die Regierungen in geeinneter Weife zu Zontrollieren. 
Segen Bennite, welche gegen die bezüglihen Beitinimungen Verſtöße machen, ift unnach⸗ 
ſichtlich mit biösipfinariien Maßnahmen vorzugehen. Kerner find die beteiligten Beamten 
nod) beſonders darauf hinzuweiſen, daß 

1. der die unentgeltlide Beförderung bedingende Vernierk „frei lt. Averſ. Nr. 21° nur 
bei frankiert abzufhidenden Sendungen Anwendung finden darf, 

2. alle portopflichtigen Sendungen, weldye nicht zu frankieren find, nach wie dor unter 
der Bezeichnung „Portopflitige Dienftfache* abgelaffen werden nüffen, 

3. jederzeit auf tunlichite Beichränfung der Boftfendingen durch Bufammenlegen ber 
gleichzeitig an eine Adreſſe abzufendenden Briefe und durch Beförderung größerer” 
Palete als Frachtgut mit der Eifenbahn Bedacht zu nehmen fit, und as 

4. von dem Berfahren der Einichreibung und der Beihaffung von Boft-Zuftellungs- 
urkunden nur in wirklich nakinendigen Hallen Gebraud) gemach werden darf. 
(M. J. u. F. M. v. 25. 8. 189 u. M. Tv. 19. 9. 1894, 8. J. B. 26 ©. 213.) 

2 Die Zuſendung von Geldbeträgen an die Deutſche Landw fta⸗Geſellſchaft in 
Berlin für an die Staatsforitverwaltung gelieferte Fünftliche Dungemittel bat portofrei, unter 
Anwendung des Averſionierungsvermerkes, zu erfolgen. (M.X.v. 6. 2. 1904, III 16027.) 

3 Die Anwendung des BPorto-Ablöfungspernierfes bei Boftfendungen, 
welche den Schriftwechfel gwiichen den Verwaltungsbehörden und den: Brandverfiderungs- 
verein preußiſcher F ten betreffen, iſt unſtatthaft. Die an den Verein bzw. an 
ſeine Organe gerichteten Sendungen find vielmehr unfrankiert mit dem Vernierk „Porto> 
pflicätige Dienſtſacher aufzugeben. (DM. J. v. 4. 11. 1898. 

Auch die NRevierverwalter und Forſikaſſen haben die an den Bezirksvorſtand im 
Intereſſe des Vereins gerichteten Schreiben unfrankiert nit der Wuflchrift „Porto» 
pflitige Dienſtſacher abzuſenden. Die Portokoften werden bei den Königl. Regierungen 
vorſchußweiſe gezahlt und am Schluffe eines jeden Etatsjahres bein Hauptvorſtand zur 
Erftattung liquidiert. (Duuptunritand v. 19. 12. 1898, B. V. 1926. 

Die Berjiherten haben ihre Eingaben (Befuche, Anzeigen uſw.) ſelbſtredend gu fraufieren. 

* Die Anwendung des Porto-Ablöfungsperniertes bei Bujendung der Löhne an Arbeiter 
iſt nicht ſtatthaft. Das Porto hat ber Lohnenipfänger zutragen. (M. L. v. 29. 12.1906 — III 16258.) 

8 2. Die franfiert abzufchidenden Sendungen, joweit fie der Averſionierung 
unterliegen, find: - 

1. mit dem Vermerk „frei laut Averſum Nr. 21”, abgekürzt „freilt. Averſ. Nr. 21”, und 

2. mit der Bezeichnung der abjendenden Behörde zu verjehen. 

Der unter 1 bezeichnete Vermerk ift auf die Vorderfeite der Sendung, bzw. bei 
Paketen auf die Vorderſeite der PBaletadrefje, in die linle untere Ede und die Be 
zeichnung der abjendenden Behörde unmittelbar unterhalb dieſes Vermerkes zu ſetzen. 

Außerdem müſſen fich die Sendungen durch den Verſchluß mitteld des Dienft- 
jiegeld oder Dienftitempeld oder mittels Siegelmarken der abjendenden Behörde im 
einzelnen al3 zur unentgeltlichen Beförderung geeignet erweiſen. Sendungen, welche 
offen zur Einlieferung gelangen, 3. B. Poſtkarten und Poſtanweiſungen, müffen außer 
mit dem Vermerke: „frei It. Averſ. Nr. 21” und der Bezeichnung der Behörde 
ebenfalls mit dem Dienftfiegel oder Dienftftempel oder mit Siegelmarfen der ab- 
jendenden Behörde bedrudt werden. Bei Poſtkarten und Poftanweilungen hat dieſer 
Abdrud auf der Adreßſeite zu erfolgen. 
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Bon dem vorftehend bezeichneten Erfordernis eines Dienftfiegeld oder Dienſt⸗ 
ftempel3 oder von Segelmarten wird nur dann abgefehen, wenn der Ubfender fich 
nicht im Beſitze eines diefer Verjchlußmittel befindet und Dies auf der Adreſſe unter: 
halb des in Ubja 1 Ziffer 1 bezeichneten Bermerfes durch die Worte „In Ermangelung 
eined Dienſtſiegels“ mit Unterfchrift des Namens unter Beifegung der Amtseigenfchaft 
(3. B. Königlicher Yörfter) beicheinigt. 

8 3. Die Behörden einfchließlich der einzelnftehenden, eine Behörde reprä- 
fentierenden Beamten (Verwalter der Uberförftereien, Hevierförftereien, Forſt⸗ 
kaſſen uf.) haben fich zur Herftellung der im $ 2 Abſ. 1 unter 1 und 2 bezeichneten 
Bermerle eines Stempels zu bedienen, welcher der nachitehenden Form entfpricht: 


Frei lt. Avers. Nr. 21. 


Kgl. Pr. Forstkasse. 





Einzelnftehende, nicht im Befite eines Stempels befindliche Beamte (die übrigen 
Forftbeamten und Beamten der forftlichen Nebenbetriebsanftalten ufw.) haben den 
Vermerk „frei It. Averſ. Nr. 21” unter Beifegung ihrer Ramensunterfchrift und ihrer 
Umtseigenfchaft Handfchriftlich Herzuftellen. Führen diefelben Tein Dienftfiegel, fo ift 
nad der Vorjchrift im 8 2 Ubi. 4 zu verfahren. 

Beifpiel: Frei lt. Merl. Nr. 21. 

In Grmangelumg einen Dienitfiegels. 


Königlicher Förfter. 


1 Es ift unguläffg, daß preußiihe Stantsbehörben bei der Unterbringung bon 
Lieferungen und Leiftungen den Unternehmern, alfo Privatleiten, gu Benubung bei ben 
Antworten Briefumichläge zufenden, welche im voraus mit dem Averſionierungsvermerk 
verfeben find. (M. 2. v. 3. 10. 1900, ©. %. 3. 33 ©. 64.) 


2 Ortsienbungen im Porto⸗Abloſungsverfahren. 

Unter Aufhebung aller entgegenftehenden Beitimmungen erkenne ich allen Oberförfteret- 
Berwaltern und Foriiihugbeamien, jowie ben Torfverwalter in Earolinenhorft und ben 
Torf, Wiefen-, Weges, ae Dub und Ublage-Meiftern und -Wärtern der Forſtverwaltung 
bie Bereditigung zu, die Poſt im Ortsverlehr unter Anwendung des Porto-Nblöfungs- 
vermerkes zu benuten. 

Sämtlidye bienftliden Ortsfenbungen find der Poft zu übergeben, foweit nicht durch 
die Benugung der Boft für ben Abſender eine Erſchwerung ber Beförderung feiner Orts⸗ 
fendungen herbeigeführt wird. ‘ 

Den Forſtkaſſen kann ich das gleiche Recht nicht zuerkennen. Sie haben ihre Orts» 
fendungen der Bolt frankfiert zur Beförderung zu übergeben und bie entitehenden Koften 
aus ihrer Amtskoſtenvergutung zu beftreiten. (M. 2. v. 19. 5. 1903, Jahrb. ©. 180.) 

Als Ortsfendungen im Sinne des Porto-Ablöfungsabkonmtens find nur folcdhe 
Sendungen anzuſehen, welche innerhalb ber Brengen der politifchen Gemeinde berbleiben, 
in ber die abfendende Behörde ihren Sit bat. (M. L. v. 12. 2. 1903, Jahrb. ©. 74) 

8 Mitglieder und Beamte bon Behörden, welche auf Dienftreifen oder auch während 
eine8 etwaigen Urlaubs Dienftiachen abzuihiden haben, dürfen von dent bie portofreie 
Beförderung bedingenden Bermert „frei laut Averſ. Nr. 21° Gebrauch machen. Sie haben 
jedoch unter den handſchriftlich Herzuftellenden Uverfionierungs-Bermerk ihren Amtscharakter 
derart zu bzzeignen daß Fein Zweifel entſtehen kann, welcher Behoͤrde fie angehören. 
(F. M. u. M. J. v. 22. 6. 5, Bl. ©. 220. 

# Aderfionterung der von Forftaffefforen und Sorftreferendaren abzu- 
fendenden dienftlihen Meldungen. 

orſtaſſeſſoren und Torftreferendare haben fämtliche dienſtlichen Meldungen zunächit 
dem betreffenden Oberförſter vorzulegen, welcher biefelben als ber Uperfionierung unter- 
liegende Sendungen teiterzureihen bat. Meldungen, welche von Forſtaſſeſſoren oder 
De ohne Vermittelung der Oberförfter egrauret werden, ſind von den Ab⸗ 
endern zu frankieren. (M. L. v. 22. 1. 1896, D. J. B. 28 ©. 46.) 
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5 Bu ber portofreien Bufendung der Dienſteinkommensbezüge an Beamte, welche 
ihren anıtliden Wohnfitz nicht an den Orte der zahlenden Kaſſe haben, tft nicht zu rechnen: 
das Beitellgeld für das Abtragen ber mittelö Poftanwelfung Überfandten Beträge 
und das Borto für bie Bufendung von Duittungen ber fänger an bie zahlende Saft. 

Die Buftelung ber Quittung an bie zahlende Kaffe tft eine Pflicht, welche der 
ablungsempfänger bem Stante gegenüber gu erfüllen bat, und in ber er nicht durch Er» 
an der ihm entftehenden Koſten erleichtert werden Tann. 

Bon der Bablung bes Boftbeftellgeldes aber Tann ſich ber Empfänger dadurch be 
freien, baß er das Geld von der Poftanftalt abbolt und zu dem Zwecke der lekteren gegen- 

über gine debin, gehende Erklärung abgibt. (M. f. die geiftl, Unterrichts⸗ u. Medizinal- 
ngel. v. 15. 10. 

8 ® Die für Domänen. und ferfifistalifge Grundſtücke gu entrichtenden Sommunalabgaben 
And, inſoweit nicht berfömmlich deren Abholung oder Abtragung erfolgt, ben Gemeinde 
taffen mit der Poft unter dem Üverfionierungsvermerf auf Koſten ber Staatslaſſe zu über 
enden. (M. f. 2. u. F. M. v. 25. 2. 1905, M. BL f. L. ©. 72.) 

86. Die nad 8 1 unfrankiert abzulaſſenden portopflichtigen Sendungen find 
auf der Adreſſe ald „portopflichtige Dienftfache” zu bezeichnen und mit dem Dienft- 
fiegel der abjendenden Behörde zu verfehen. inzelnftehende Beamte, welche ein 
folches nicht führen, haben unter dem Vermerk „portopflichtige Dienftfache” die „Er- 
mangelung eines Dienftfiegels“ mit Unterfchrift bed Namens und Beiſetzung des 
Amtscharalters zu befcheinigen. | 

$ 7. Die Königlichen ‚Oehürben haben in ihrem Geſchäftsverkehr auf tunlichite 
Beſchraͤnkung ber Portvausgaben Bedacht zu nehmen und insbejondere folgende 
Beitimmungen | oupfältig an eachten: 

1. Sollten mehrere Briefe gleichzeitig an eine Adreſſe abgefandt werden, fo find 

o diejelben in ein gemeinfchaftliches Kuvert zu verjchließen. 

8. Zu den Neinfchriften der Verfügungen an Privatperfonen iſt Papier von folder 
ee u verwenden, daB das Gewicht desjelben einfchl. des Kuverts 
das zuläf ge FRorimalgewicht eines einfachen Briefes nicht überfteigt. 

8 8. Behörden und einzelnftehende Beamte, welche nicht mit einem eigenen, 
auch zur Beſtreitung der nicht averfionierten Borto» und Gebührenbeträge beftimmten 
Bureaubedürfnisfonds verjehen find, haben dieje Ausgaben zuſammen mit den etwaigen 
onftigen Seachtgehühren für Dienftlicde Sendungen und den Telegrammgebühren bei 
er vorgejehten Behörde zur Eritattung aus deren Bureaubedürfnisfonds zu liquidieren. 
Ausgenommen find die Speziallommifjare und —— an er landwirt- 
ſchaftlichen Verwaltung, welche die ihnen nach der Mverfionierung noch erwachienden 
—— fowie die Telegrammgebühren aus den Bureau» bzw. Amtskoſten⸗ 

hädigungen zu beitreiten haben. 

2 Einzelnftehende Beamte, welche eine Amtskoſten⸗Vergütung erhalten, haben aus 
diefer die Boftbeftellgelder zu beftreiten. Zu diefen find au rechnen bie Gebühr für 

ellung der Briefe mit Wertangabe, ferner die Gebühr für Beitellung ber Pakete mit 
oder ohne Wertangabe, ber Einichreibpafete und der Poftanweifungen nebſt zugehörigen 
Seldbeträgen. (M. 2. v. 28. 10. 1897 — III 13707.) 

4, ÖGebührenfreie Telegramme. Verordn. v. 2. 6. 1877 (MR. ©. Bl. ©.. 524). 
% M; 1. a fämtlichen Telegraphenlinien des Deutſchen Reiches genießen die 

ebũhren t: 

5. Telegramme von und an Militärbehörden des Deutſchen Reiches, mit Einſchluß 
der ſolche Behörden vertretenden einzelnen Dffiziere und Beamten, in reinen 
Militär-Dienftangelegenheiten. 

8 2. Stadttelegramme genießen die Gebührenfreiheit nicht. 

1 Die Neichstelegraphen-Berwaltung bat angeorbnet, daß die Qutttungen über 
gezahlte Fernſprechgebühren allgemein durch Aufdrud des Tagesſtempels der die Beträge 
einziebenden Dienftjtelle ftatt der Vollziehung durch Namensunterfchrift abgegeben werden. 

Diefe nur unterftempelten Duittungen über ge find daher algemein 
als Ausgabe⸗Nachweiſe anzufehen. (DM. J. u. F. M. vd. 24. 3. 1902, M. Bl. ©. 84.) 
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IV. 


Perſönliche, 


Dienſt- und Einkommens-Rerhältnifl 
königlichen Rorſtſchutzbeamten. 





A. Rangpverbältnifie. 


1. Un der Spibe eines jeden oberjten VBerwaltungs-Departements ſteht der Chef 
desfelben, welcher in der Regel den Titel „Minifter” führt. 

2. Die höchfte Klaffe der Staatsbeamten wird von den Berjonen gebildet, 
welche das Prädikat „Erzellenz” führen. Dieſes Prädikat wird von den Bivilbeamten 
dauernd erſt mit der Ernennung zum „Wirklichen Geheimen Rat“ erworben. 
Die Mitglieder des Staatsminifteriumd und die Oberpräfidenten führen dieſes Prädifat 
nur während der Dauer ihrer Stellung, ebenfo erjtere den Titel „Staatöminifter* 
nur fo lange, als fie wirklich Staatsmintfter find, es fei denn, daß ihnen bei ber 
Verabſchiedung diefe Titel Ullerhöchit dauernd verliehen werden. (Bgl. WR. O. v. 
19. 2. 1849 — M. Bl. ©. 39 — u. v. 5. 5. 1888.) 

3. Die Rangverhältniffe der auf die Staatsminifter und auf diejenigen Beamte, 
welchen das Prädikat Erzellenz beigelegt worden tft, folgenden Hivilbeamten find im 
allgemeinen durch die nachjtehende Verordnung vom 7. 2. 1817 (©. ©. ©. 61) geregelt. 

— Die Beanıten ber Forftverwaltung und ber fonftigen die Forſtbeamten intereffierenden 
Verwaltungen find, ſoweit fie in der Verordnung nicht befonder erwähnt, bei den einzelnen 
Kluffen, welden fie durch Spezial⸗Verordnungen uſw. zugeteilt find, in ( ) aufgeführt. — 

8 1. Die höheren Beamten der Minifterien werden in drei Klaſſen eingeteilt: 

L Klaſſe: Chefs und Direktoren einzelner Ubteilungen. (Der Oberlandforſtmeiſter, 
Mitdireftor der Wbteilung für Domänen und Forſten im Minifterium für Land: 
wirtichaft, Domänen und Forſten. Iſt dem Oberlandforftmeijter das Prädikat 
Erzelleng verliehen, fo gehört er in die höchſte Slaffe der Staatsbeaniten. Unter 
Inatafvfertäre, , eitihe Geheime Ober⸗Regierungs⸗ — Yinanzs, Zuftize, Kriegs⸗ 

erge — mate. 

IL fla — Vortragende Räte. (Die Landforſtmeiſter, Geheime Ober⸗Regierungs⸗ uf. 

äte. 
II. Klaſſe: Vortragende Räte. (Die Landforſtmeiſter (A. Erl. v. 28. 8. 1903), Ge⸗ 
heinie Regierungs⸗ uſw. Räte) 

8 2. In die Klaſſe der Räte I. Klaſſe gehören sugleid: 

Die Geheimen Sabinettsräte, der Chefpräfident der Ober-⸗Rechnungskammer, der 
Chefpräfident des Ober-Verwaltungsgerichts, die Oberpräfidenten. (Präfldent des 
evangeliſchen Oberfirchenrats, Präfident ber Seehandlung.) 

In die Klaſſe der Räte II. Klaſſe gehören: 

Die Wirklichen Regierungspräfidenten, die Präfidenten des Kammergerichts, die 
Präfidenten der Ober: anbeögerichte, die Direftoren der Ober⸗Rechnungskammer. 
(Oberberwaltungs-Gerichtsräte, Berghauptleute, Präfidenten ber Eifenbahn-Direktionen.) 


\ 
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Mit den Räten der IL. Klaſſe rangieren: | 

Der Seneral-Münzdirektor, die Direktoren der Seehandlung, die Bizepräfidenten und 
Direltoren bei den Provinziallollegien und die Vorſitzenden der Seneraflommiffionen. 

8 5. Die höheren Beamten der Provinziallollegien werden in fünf Klaſſen geteilt: 


I. Au: Oberpräfidenten. 
I. Klaſſe: Chefpräfidenten. 
IIL Klaſſe: Direktoren. (Oberpräfidialräte, Provinzialfteuerbireftoren, Bräfibenten ber 
Dberlandesgerichtgienate und Landgerichte, Oberſtaatsanwälte.) 

Die Sberforfimeifter und Bolizeipräfidenten in den größeren Städten 
rangieren nad den Direltoren der Provinziallollegien nnd vor den Räten 
derfelben. (Die Abteilungsbirigenten der Megierungstollegien mit dem amtlichen 
Charakter „Ober-Hegterungsrat” rangieren mit ben Oberforjtmeiftern.) 

IV. Klaſſe: Räte. 

Die NRegierungd-, Kammergericht3-, Oberlandesgerichts⸗ und Ober⸗Berg⸗ 
räte, die Ober-Medizinal- und Medizinalräte und die Ober-Sonfiftorial- und 
Ronfiftorialräte bei den Brovinzial-Kollegien, die Landräte, Landgerichtsdirektoren 
und Polizeidireftoren in größeren Städten. (Die Regierungs- und Forſträte und 
diejenigen Oberförfter, welchen ber Titel Forſimeiſter verliehen it — U. K. O. 
v. 14. 10. 1891, M. Bl. ©. 216 —, Landgerichts, Amtsgerichts⸗ und Staats. 
anmwaltichaitsräte, Erite Staatsanwälte.) 

Die Ernennung älterer Regierungs- und Landräte zu „Seheimen Regterungs- 
räten“ ift nur eine Xitelverleibung. (Graf Hue de Grais, Sandbud) ©. 81.) 

V. Klaſſe: Aſſeſſoren. 

Die Rechnungsräte der Provinzialkollegien, die Steuer⸗ und Polizeiräte ſtehen 
in der Kategorie der Aſſeſſoren. (Die Oberförſter und Forſtaſſeſſoren, Land» und 
Amtörichter, Staatsanwälte, Regierungs- und Gerichtsaſſeſſoren, Bauinfpektoren, 
Negierungsbaumeiiter, Juſtizhauptkaſſenrendanten.) 

8 6. A. Die Titularräte zerfallen in zwei Klaſſen: 

I. Stoffe: Legationsräte, Geheime Zuftizräte, Geheime Finanzräte, Geheime Kriegs: 
räte, Geheime PBolizeiräte, Geheime Regierungsräte, Geheime Rechnungsräte, 
Geheime Hofräte, Geheime Kommerzienräte, Geheime Kommiſſionsräte. 

H. Klaſſe: Juftizräte, Finanzräte, Rechnungsräte, Kriegsräte, Polizeiräte, Hofräte, 

merzienräte, Rommiffiondcäte, Amtsrãte. 

Die Mitglieder der I. Klaſſe rangieren, wenn fie bei den Miniſterialbehörden 
fungieren, zwifchen den Regierungsdireltoren und Wirflichen Negierungd- und Ober⸗ 
Iamdesgerichtöräten, font aber nur mit lebteren. Die Mitglieder der II. Klaſſe, des⸗ 
gleichen die Landrentmeifter, rangieren unmittelbar nach den Wirflichen Regierungs⸗ 
und Oberlandesgerichtsräten und vor den Aſſeſſoren. 

B. Die Subalternen zerfallen in vier Klafjen: 


IL Erpedierende Sefretäre, Journaliſten, Kalkulatoren, Regiftratoren, Reudanten, 
Kontrolleure und Kanzleivorfteher der Minifterten, fei ed, daß fie das Prädikat 
„Geheim“ haben oder nicht, vangieren mit den Aſſeſſoren der Regierungen ufiv. 

Nach diefen rangieren: 

II. Die Referendarien der Landeskolleglen. (Die Korfireferendarien, Regierungs⸗ 
und Gerichtöreferendarien, Neglerungsbauführer.) 

III. Die Subalternen der Landestollegien, wie fie in Klaſſe I bezeichnet find, und 
die Kanzlei-Sefretäre und San 8 der Miniſterien. (Die Forſtkaſſenrendanten. 
Regierungs⸗, Kreis⸗ und Oberlandesgerichtsſekretäre, Buchhalter bei den Regierungs⸗ 
Hauptkaſſen, Rechnungsreviſoren bei den Landgerichten, Eiſenbahnſekretäre, Stations⸗ 
vorſteher I. Klaſſe, Stationskaſſenrendanten, Materialienverwalter I. Klaſſe, Provinzial⸗ 
ſteuerſekretaͤre, Hauptſteueramtsrendanten, Oberreviſoren, Hauptzoll» und Haupt⸗ 
ſteueramtsrendanten, Hauptzoll⸗ und Hauptſteueramtskontrolleure, Obergrenz⸗ und 
Oberſteuerkontrolleure, Polizei⸗Diſtriktskonimiſſarien in der Provinz Poſen.) 

IV. Die Kanzleiſekretäre und Kanzliſten der Landeskollegien. 


4. Die Subalternbeamten der Kreis- und Lofalbehörden find in vor 
ftehender Rangordnung nicht erwähnt, und find weitere Beitimmungen über deren 
16* 
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Rangverhältnis zu den Subalternbeamten der Landeskollegien (Brovinzialbehörden) 
nicht ergangen. Ebenfo ift in den feltenften Fällen gefagt, weldde Kategorien ber 
I. bzw. II. Klaſſe ugıirechnen nd. Schlüffe lafien Be nır nach Der Höhe bes 
Gehaltes, der Tagegelder, Heifeloften und Umzugsfoften ziehen. 

Bu den Landesfollegien nach der Rangordnung find von den größeren Ber 
waltungen zu rechnen: Oberpräſidium, Begierungen, Generallommifjionen, Ober 
landesgerichte, Provinzialftenerdireltionen, Oberpoftdireltionen, Oberbergämter, Eiſen⸗ 
bahndirektionen, Evangeliſche Konfiftorien, Brovinzialichulfollegien ufw. 

Alle anderen Örden bzw. einzelnftehende Beamte diefer Verwaltungen ge 
hören der Kreis⸗ und Lolalverwaltung an. Der Charakter als Kreis» ober Lolal 
bebörde wird ihnen auch dadurch nicht genommen, daß ihre Beamten oder einzelne 
Kann elben (beifpielöweife: Landräte, Kreisfelretäre, Rentmeiſter, Oberförfter, Forſt⸗ 
fafjenrendanten, Land» und Amtsrichter, Oberfteuerfontrolleure ufw.) den Rang der 
Provinzialbeamten haben. Sie bleiben den vorgefehten Provinzialbehörben immer 
untergeordnet und die Beamten auch denen der lebteren nachgeoronet, und zwar in 
bezug auf die Subalternbeanten dergeftalt, daß die Subalternbeamten IL Klaffe eine 
höheren Behörde mit denjenigen L. Platte der nachgeordnieten Behörde gleichen Rang haben. 

Die De ung des 8 6 B der voraufgeführten Rangordnung |pricht für dieſe 
Annahme; die MinifterialsSanzleifefretäre bilden mit den Sefretären uſw. der Landes: 
follegien eine Klafje (III). Demgemäß würde von den Subalternbeanten ber Kreis⸗ 
und Lokalbehörden: 

die I Klaſſe mit den Sanzleifelretären und Kanzliften der Landesfollegien 
($ 6 B IV) eine Klaſſe bilden, und 

we in auf e dahinter als befondere und legte Klaſſe der Subalternbeanten rangieren. 
3 gehören zur 

I. Klaſſe: Land» und AUmtsgerichtsfefretäre, Bahnmeifter, Stationgvorfteher, 
II. Klaſſe, Sütererpedienten, Betriebsfetretäre, Hauptfteneramts-Setretäre und 
Uffiftenten, Steuereinnehmer I. Klaſſe uſw. 

II. Klaſſe: Revierförfter und laut U. 8. D. v. 28. 5. 1897 auch Hegemeifter, 
Förſter und Yörfter ohne Revier, Steuereinnehmer II. Klaſſe, Zoll» und Steuer: 
amtsaffiftenten, Gerichtsaſſiſtenten, Kanzliften bei den Land» und Amtögerichten 
und den Eifenbahnbetriebsämtern, Lolomotivführer ufw. 

5. Die Meifter der forftliden Nebenbetriebsanftalten ftehen im Range 
zwifchen dem der Subalternen und der Unterbeamten. Diefen Beamten ift nicht wie 
den Forſtern der Rang der Subalternen verliehen worden. (ÜHußerung des Regierungs- 
Kommiſſars in der Sigung des Haufes der Abgeorbneten am 14. 2. 1898.) 

6. Die Waldwärter und Yorfthilfsauffeher werden nach Höhe der gewährten 
Tagegelder und Reiſekoſten ufw. zu den Unterbeamten gerechnet. 


B. Uniformierung. 


Für die Beamten der Königlich Preußifchen Forjtverwaltung ift das Uniform?» 
Reglement vom 29. 12. 1868 maßgebend, dasjelbe lautet unter Berückſichtigung der 
jpäter ergangenen Beftimmungen wie folgt: 

A. Wals-Auiferm. 
L Waldwärter und Forftichupgehilfen, welche den 
Süger-Lehrbrief nicht befigen.*) 

Uniformsd-Rod: Überrod von grau und grün meliertem Tuche (hechtgran) 
mit zwei Bruftflappen, zwei Reihen je ſechs gen bronzierter Wappenknöpfe, Hinten 
mit joppenartigem Schnitt. Länge bis zu 6 bis 8 cm oberhalb des Knies. Steh: 


*) fiber bie Uniform der Forſtlehrlinge f. ©. 48, 8 6 ber Sapungen ber Yorfilehrlingsihulen. Gie find 
nit er tigt, en — am Rod unb Gen le an ber Ropfbebetung au tragen. er ba8 Tragen 
bes Hirſchfängers f. S. 50, 5 8 der Haußorbnung. 


fragen von jagdgrünem Tuche, gegen 5 cm breit, vorn abgerundet. Bruſtklappen 
im Innern von gleichem Tuche wie der Nod, Armelauff läge 18 cm breit, von 
gleichem Tuche wie der Rod, mit jagbgrünem Borftoß. e Tafchenklappen Hinten 
mit einer Schnebbe, ebenfalls grün pafjepoliert, mit je drei grün bronzierten Wappen- 
IMnöpfen. Der Burt Hinten von dem Tuche des Rockes mit grünem Borftoß zum 
Anknöpfen auf den oberiten Knöpfen. Auf der linken Seite Hirſchfänger⸗Taſche. 

Litewla: Aus graugrünem Wollftoff, joppenartig mit loſe anliegender Taille. 
Länge bis zu 24 cm oberhalb des Knies. Mberjchlagkragen von gleichem Stoff, 
verfchließbar durch zwei Hafen und Ofen aus ſchwarz ladiertem Metall. Der Über: 
ſchlag bedeckt die Kragennaht. | 

Das rechte Bruftftüd greift 9 om, das linke 4 cm über den Kragenſchluß 
herũber, rechts ſechs Wappenktnöpfe von 1,5 cm Durchmeſſer, links Knopflöcher auf 
einer unterhalb des Bruftftüdes angebrachten Stoffleifte, diefe mit dem Bruſtſtück 
durch ſechs Zwirnriegel verbunden. 

Auf beiden Seiten vorne je eine Schoßtafche mit 17 cm langem, wagerechten 
Eingriff und 7 cm breiter Überfallfiappe. Außerdem auf dem linken eine 

leihartige Tafche 28 cm unter der Kragennaht mit 6,5 cm breiter Überfallklappe. 
Im nnern rechts eine Brufttafche. 
ie Litewla Tann während des Sonmerbalbjahres im Dienft ftatt des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Wald⸗Uniforms⸗Rockes getragen werden. (M. 2. v. 4. 9. 1897.) 
ch —A Keine. 

Hirſchfänger: Hirſchfänger mit Meſſer, Griff von Hirſchhorn ohne Bügel mit gelbem 
Beſchlage ſchwarzer Scheide, gelber Zwinge, durch den Rock geſteckt, fo Daß nur der Griff 
über dem Node bleibt, am beliebigen unter dem Mode befindlichen Koppel. Ohne Troddel 
oder Portepee. Statt des Hirichfängers kann ein Kulturmeſſer getragen werden. 

Kopfbevedung: Graugrüner Filzhut von der Yarbe des Nodes, mit 7 cm 
breiter Krempe und 11 cm hohem, länglichrunden Kopfftüde, garniert mit einem 
2 cm breiten Bande von jagdgrünem Zuche, die Krempe ein Boch mit demfelben 
geinen Tuche. Auf der linken Seite um die Kolarde ein Gemsbart von Gems⸗ oder 

ehhaar mit 8 cm Durchmeſſer. Born der Tönigliche Adler von Meifing oder 
Tombak mit 5 cm Flügelfpannung und 3 cm Höhe. 

Während der ſechs Wintermonate Dftober bis einfat März, mit Ausſchluß jedoch 
dei Hofjagden, kann an Stelle be Filzhutes zur Wald-Uniform eine warm gefütterte 
a e a ee Untformtuße getragen werden. (F. M. vd. 31. 1. 1877, 


Beinkleider: Beinkleider von demſelben Tuche wie der Rod mit jagdgrünen 
Biefen. Fußbekleidung der Hrtlichkeit entiprechend. 


en bolinaben \ find die Sfnieftiefel über die Beinkleiber zu tragen. (M. L. v. 30.12. 1875, 


Beim Dienft zu Pferde beliebige Sporen. 


I. Waldwärter, welche den Jägerlehrbrief befigen, 
Hilfsjäger und Forſtaufſeher. 

Uniforms⸗Rock: Wie bei I. ' 

Litewka: Wie bei J. 

Achfel-Ubzeichen: Zwei Streifen gerade nebeneinander von 6 mm breiter, 
jagdgrüner, wollener Plattſchnur, unten am Armeleinfag eingelaffen, oben unter dem 
ragen an einem Heinen, grünen Wappenknopf befeitigt. 
wihfen er: ®ie bei L 
opfdebedung: Wie bei I. 

Beinktleider: Wie bei I. 


- IH. $örfter, Hegemeifter, Forft-Referendarien. 
Uniform3-Rod: Wie bei I, der Forft-Referendar mit einem Kragen von jagd- 


grünem Sammel. 
Litewfa: Wie bei I. 
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Achſel⸗Abzeichen: Drei Streifen gerade nebeneinander von bei II bezeichneter 
Schnur. Der Förfter mit einer Eichel in den Naturfarben (M. 2. v. 17. 7. 1909) 
nen a a meiiee mit einem goldenen Stern von 1 cm D auf der Mitte des 

elitüdes 

Hirfhfänger: Wie bei I. Be und mb Degemeifter ein ein gſpenes Portepee mit 
grüner Seide und dünnen Kantillen. v. 22. 8. 

Kopfbedeckung: Wie bei J. 

Beinkleider: Wie bei J. u 


IV. Revierförfter. 


Uniforms-Rod: wie bei I, aber mit grünen Sammetfragen. 

Litewka: Wie bei I 
Sch ad el⸗Abzeichen: Vier Streifen gerade nebeneinander von bei II bezeichneter 

nu 

Firſchfan er: Hirſchfaͤnger mit Meſſer, mit weißem Griff, mit vergoldeten 
Bügel, ber wie die Parierftange in einem Hirfchlauf endigt, vergoldeten Kuppen anf 
Griff und Meſſer, ſchwarzer Scheide mit vergoldeten Beichlägen und Zwinge. Durch 
den Rod geftedt. Goldenes Portepee mit jagdgrüner Seide und dünnen Kantillen 
Beim gewöhnlichen Dienft im Walde kann jedoch ein beliebiger anderer Hirfchfänger 
oder ein Kulturmeſſer ohne Bortepee getragen werden. 

Kopfbededung: Wie bei I 0 

Beinfleider: Wie bei I 


V. Horftrendanten, welche definitiv mit Penſionsberechtigung 
angeitellt find. 

Die Klaſſe ber Degierunge- und Korftreferendarien, welche in dem Uniforms⸗Reglement 
bon Sabre 1868 unter V brergeichnet war, gibt es Infolge Ernennung fämtlicher alpiranten 
des Forſtverwaltungsdienſtes zu „Korftre erendarien“ bzw. „orhafiejoren (A. 8. 

v. 9. 4. 1883) nicht mehr, und find Hier unter V die Forſtrendanten aufgeführt, 8 
nad den allgemeinen Beſtimmungen zum Reglement die Uniform der Reglerungs⸗ und 
Forſtreferendarlen zu tragen haben. 

Uniforms-Rock: Die bei IV. 

Litewka: Wie bei I 
64 Achſel⸗Abzeichen: Fünf Streifen gerade nebeneinander von vorbezeichneter 

nur. 

gieihfänger: 3 Degen, „godteper wie bei IV. 

opfbedeckung: Wie bei I 

Beinkleider: Wie bei I. 


VI. Oberförfter und Forft> ‚Afefforen. 

Uniforms-Rod: Wie bei IV, aber die Bruftllappen im Inneren von jagd- 
grünen Tuche. 

Litewfa: Wie bei Il. 

Achſel-Abzeichen: Fünf Streifen, die drei mittleren geflocdhten, von vor 
bezeichneter Scham. Die Ierſt uſſeſſoren wie bei V. 

gie räng F Wie bei I 

opf eded : Wie bei Y 
Beinkleiber: ie bei L 


VO. Oberförfter, welche den Zitel —A führen. 
(A. 8. O. v. 14. 10. 1891, M. Bl. ©. 2 
Uniform3-Rod: Die bei VI. 
Litewfa: Wie bei I 
‚Achſel⸗Abzeichen: Sieben Streifen yon vorbezeichneter grüner Schnur, ſämtlich 
in den Geflecht vereinigt, mit einem goldenen Sterne, 1 cm DJ, auf der Mitte des 
erlecht2. 
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girl Hräng er: Wie bei IV ‚ aber das Portepee mit ſtarken Kantillen. 
opfbeded ung: ®ie bei I 
Beinklleider: Wie bi L 


VIO. Regierungs⸗- und Foriträte. 
(U. R. O. v. 14. 10. 1891, M. BL ©. 216.) 
Uniforms:Rod: Wie bei VI. 
Litewka: Wie bei I. 
Achſel⸗Abzeichen: Wie bei VD, aber mit zwei goldenen Sternen übereinander. 
gieihfänger: Wie bei VII 
opibebedung! Wie bei T 
Beinkleider: Wie bei I. 


X. Oberforſtmeiſter. 

Einen Unterfdieb in den Abzeichen zwiſchen ben Oberforftmeiftern, 
weile Mitdirigenten ber Regierungs-WUbteilung find, und Denen, bie es 
nit find, gibt es nicht mehr. (A. K. O. v. 14. 11. 1890, M. Bl. & 203.) 

Uniforms-Rod: Wie bei VI. 

Litewka: Wie bei I. 

AchſelAbzeichen: Wie bei VII, aber mit brei gofdenen Sternen übereinander. 

Dirihfänger: Wie bei VII 

Kopfbededung: Wie bei L. 

Beintleider: Wie bei I 


XI. Landforftmeifter mit dem Range der Räte dritter Klaſſe. 


Uniforms-Rock: Wie beit VI. 
Litewka: Wie bei I. 
Achſ eubgeihen: Wie bei VII, aber mit einer kleinen filbernen Eichel auf 
der Mitte des Geflech 
gieihfänger er: Wie bet VII. 
opfhededn : Wie bei I. 
Beinkleider: die bei I. 


XII Landforftmeifter mit dem Range der Räte zweiter NKlaſſe. 


Uniforms-Rod: Bi bei VI. 
Litewla: Wie bei I 
Achſel⸗Abzeichen: Wie bei VIL, aber mit zwei Meinen filbernen Eicheln 
übereinander. 
giriafänger: er: Wie bei VII. 
opfbededu : Wie bei I. 
Beinkleider: Bie bei L 


XUL HOberlandforftmeifter und Minifterialdireftor. 


Uniforms⸗ Rod: Die bei VI. 
Litewka: Wie bei L 
Achfel-Abzeichen: Wie bei VII, aber mit drei Heinen filbernen Eicheln 
übereinander. 
giriäfänger er: ie bet VIL 
opf eded : Wie bei I. 
Beinkleider: ie bei I 


Als Überzieher dient ein Rod von gleihem Tuche und Schnitte wie der 
Wald⸗Uniforms⸗Rock, nur von größerer Länge und Weite und ohne Uchjel-Übzeichen. 
Es bleibt aber auch geftattet, einen gewöhnlichen Militär-Mantel oder Paletot von 
dunkelgrauem Tuche, mit Kragen von jag gbgri nem Tuche und glatten, gewölbten, 
gelben Metallfnöpfen zu tragen. Büdhchtti er Befugnis zum Tragen der Ehren» 
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troddel und des Offizierportepees für frühere Militärs find die Allerhbchſten 
Beftimmungen! auch ferner für die Forjtbeamten maßgebend. 

1 Bum Tragen bes filbernen (Offizier⸗ PBortepees und ber filbernen 
— Hutlordons zur Zivil⸗Uniform find nur diejenigen Beamten berechtigt, 
welche entmweber Sandivehr-Offigiete find, oder benen bei ihrer Verabſchiedung als Offiziere 
die Erlaubnis zum Tragen der Regiments⸗ oder UrmesUniform erteilt worden ill. 
Feldwebel, Wachtmeifter, Oberfeueriverfer uſw., welche als folche in der Landwehr bienen, 
oder denen das Forttragen ber Uniform ihres Grades geftattet tjt, haben daher zur Bibil- 
Uniform — fofern zu derfelden ein Seltengewehr gehört, — nit das filberne, ſondern 
da8 Bivtl-Portepee anzulegen. (8. v. 31. 1. 1854, M. BI. ©. 66.) 


B. Interims-Aniform. 


Den Forſtbeamten ift es geftattet, als Interims⸗Uniform zu tragen: 

Waffenrod: Von jagdgrünem Tuche ohne Vorſtoß mit Armelauffchlägen, 
welche oben in einer Schnebbe auslaufen, von demfelben Tuche, die Ärmel geſchlitzt 
mit je zwei Tuchtnöpfen am Schlig. (Uuf den Ürmelaufichlägen feine pfe.) 
Born eine Reihe von acht vergoldeten Wappenfnöpfen, hinten an jeder Seite Drei 
bergleihen Wappentnöpfe. Kragen von jagdgrünem Tuche oder Sammet, wie bei 
der Wald-Uniform vorgejchrieben tft. 

Achſel⸗Abzeichen: Wie bei der Wald-Uniform, jeboch von goldener Plattjchnur. 

giriäfänger: Wie bei der Wald-Uniform. 

opfbebedung: Tuchmühe von der Farbe des Nodes und der Form ber 

Milittärmügen mit Schirm, ohne Baflepoil,! oder Hut wie bei der Wald» bzw. 
Staat3-Uniform. 

Beinlleider: Bon militärgrauem Tuche mit grünen Bieſen. 


2 Bur Befeitigung der Nachteile für den Militärdienft, ba bie Mannſchaſt nicht immer 
Offiziere und untformierte Beamte mit Sicherheit zu untericheiben vermag, namentlich wenn 
lettere den Palckot tragen, ift durch Wllerb. Erl. v. 30. 11. 1853 (M. BL 1854 ©. 1. 

errf. S. 621) beftimmt worden, daß bie Beamten ber verſchiedenen Reſſorts auf den 
tenftmügen über der Heinen Kokarde eigen Unterfheidbungszeidgen zu tragen 
haben, welche nachſtehend fpeziell jeigeie t find: 
Die zun Waffengebraucd nicht befugten Yorftbeamten: 
ein ‚Heines Wappenſchild des ſchwarzen Udlers im weißen Felde mit ber Krone 
arüber; 
die zum Waffengebraud) bexehtigten Forſtbeamten: 
einen kleinen vergoldeten Adler mit ausgebreiteten Flügeln. 

Dieſe Beſtimmung bezieht & ‚ wie aus bem Min. Erl. dv. 20. 5. 1854 (M. Bl. 
S. 111) erfihtlih, nur auf die Staatsforftbeamten und nicht auch auf die zum Waffen- 
gebrauch berechtigten Kommunal und Privatforitbeamten. 


©. Staats-Iuiform. 


Stants-Uniform zu tragen find berechtigt, die zu „A. Wald-Uniform” sumter 
Nr. V bis XIII aufgeführten Beamten. Bon dem Ubdrud ber Vorfchriften über 
die Staats-Uniform ik abgejehen. 


D. Allgemeine Seſtimmungen. 


1. Die Beamten der Forit-Nebenbetriebs-Anftalten (bei den Flößereien, Torf 
gräbereien uſw.) han die Uniform der entiprechenden Klaſſe der Forftbeamten zu 
tragen, jedoch, forern fie nicht gelernte Jäger find, ohne den Hirfchfänger; die ver- 
waltenden Beamten ftatt des Hirfchfängers einen Degen. 

2. Die Foritrendanten, wenn fie als folche befnitin mit Penfionsberechtigung 
angeftellt find, können die Uniform, welche für Regierungs⸗ und Forft-Referendarien 
vorgefchrieben ift, tragen, jedoch ftatt des Hirfchfängerd mit dem Degen. 
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3. Wle Töniglichen Forſtbeamten find verpflichtet, bei dienstlichen Berrichtungen, 
namentlich aber bei Uusübung des Dienftes im Walde, die vorjchriftsmäßige Uniform 
zu tragen. Auf die höheren Forſtbeanmten, vom Forſtmeiſter (jetzt Regierungs⸗ und 
Horftrat) einfchlieglid ab aufwärts, findet Dies nur bei Dienftreifen Anwendung. 

4. Die Wald-Uniform ift die vorſchriftsmäßige Dienftlleidung bei der Beſorgung 
der Geſchäfte im Walde, insbeſondere für die Wahrnehmung des Forſtſchutzes. Bei 
Hofjagden müſſen fämtlihe Forſt- und Jagdbeamte ſtets in der Wald-Uniform 
erjcheinen. 

5. uſw. 

6. Die Interims-Uniform kann da getragen werden, wo die Staats» oder Wald- 
Uniform nicht beftimmt vorgefchrieben, aber das Erfcheinen in Uniform erforderlich 
(3. 3. bei Forftgerichtsterminen oder anderen dienftlichen Verhandlungen). oder dod) 
angemeffen ift, und der Beamte die Senupung der Interims⸗Uniform der Wald-Uniform 
vorzieht. Übrigens bleibt e8 den Forſtbeamten unbenommen, ift vielmehr erwünſcht, 
daß fie auch im Brivatverlehr die Wald- oder Interims⸗Uniform tragen. 

7. Die zum Waffengebrauche berechtigten Forſtbeamten dürfen ir der Waffe 
beim Forſt⸗ und Jagdſchutze nur bedienen, wenn fie mit dem Wald» oder Interims⸗ 
Rode befieidet und mit dem Dienftadler an der Kopfbedeckung verfehen find. 


x EN ee zu Art. 9 der Inſtruktion ufw. über d. Waffengebraud, Abſchnitt: 


Ferner find bezüglich der Uniformierung folgende Beſtimmungen uſw. 
bemerlenöwert: 


2 Die Forſtbeamten in Uniform baben ben Gruß burd) Anlegen ber Hand an bie 
Sopfbededung abzugeben. SG M. v. 9. 5. 1870, D. J. B. 3 85.2. 

2 Amt3uniformen Tönnen nur von denjenigen getragen werben, welche zu einen 
Ante nicht bloß Interinitftiih, fondern definitiv ernannt find. (Erl. v. 14. 3. 1825, 
dv. Kamptz Ann. B. IX ©. 24. . ©. 620.) 

Bis zur definitiven Unftellung haben alfo interimiftifche Revierforſter nur die Foͤrſter⸗ 
Uniform, und Forſter auf Probe, fofern fie nicht bereits zum Förfter ohne Revier ernannt 
find, nur die Sorftauffeher-Uniform zu tragen. 

s Wer unbefugt eine Uniform, eine Amtskleidung, ein Amtszeichen, einen Orden 
ober ein Ehren ihen trägt, wird mit Geldftrafe His zu einhundertfünfzig Marl oder mit 
Haft beitraft. (5 360 Nr. 8 Str. ©. 3.) 

Berſtoßt jeniand gegen dieſe Gefeesftelle, und will nıan hn zur Beitrafung bringen, 
o ift bie Anzeige bei bem Amtsanwalt des Gerichtsbezirkes, in welchem der Übertreter 
einen Wohnſitz bat, zu erſtatten. 

4 Unterbeamten bes erelutiven Dienftes, namentlich ber Bolizei-, Steuer- 
und ahnlichen Berwaltungen, foll nad ihrer Entlaffung aus den Dienfte das Tragen 
F Zwir untorm ihrer Stellen zur Bermeidung moͤglichen Mißbrauches nicht weiter ge⸗ 
tattet werden. 

Anderen Bipilbeamten, welde nad ihrer in Ehren erfolgten Entlaſſung aus 
dem Dienfte darum bitten möchten, behalten des Königs Majeftät Sich dor, bie Erlaubnis 
zum Tragen der Uniformen nach Befinden zu erteilen. (U. OD. v. 14. 8.1846; V. v. 16. 11. 
u. d. 14. 12. 1846, Herrf. ©. 620.) 

Wollen alfo Foͤrſter, Hegemeifter und Revierforſter nach dem Ausſcheiden aus ben: 
Dienfte ihre Uniform weiter tragen, fo müflen fie zubor bie Ullerhöcdjite Genehmigung auf 
dem borgefchriebenen Dienftwege (Regierung, Miniiterium) erbitten. 

5 die Forſtbeamten des Hof agbanıted (Forſter im Wildpark bei Potsdanı, Piqueure 
und Sagdaen jäger) tragen Achſel⸗Abzeichen, bei welchen fich in der Mitte der Wollplatt- 

nur female Goldſchnur befindet. 

© über die Uniform der Kommunalforfibeamten fiehe V B4 g d. ®. 
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C. Bejoldung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Gehaltsvorſchriften. 


Borfchriften für Die Bemeſſung der Behälter der etatSmäßigen unmittel- 
baren Staatsbeamten nad) Dienftaltersftufen. (M. BL. f.L. 1905 ©. 241.) 
Auszug.) 

Borbemerlung. 

Die nachftehenden Vorjchriften gelten für alle etat3mäßigen unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, deren Gehälter nad) Dienftalteröftufen geregelt find, mit Ausnahme der 
ol ven fowie der richterlichen Beamten und ber höheren Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, auf welche das Geſetz, betreffend die Regelung der Richtergehälter, 
vom 81. Mai 1897 (G. ©. ©. 157) und Die allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters 
vom 4. Juni 1897 (%. M. Bl. S. 124) Anwendung finden. 


| A. Allgemeines. 

1. Das Uufiteigen im Gehalt erjotgt bei befriedigendem bienftlichen und außer 
dienftlihen Verhalten nach dem Bejoldungsdienftalter (Biffer 9) in den Beträgen und 
Beitabfchnitten, welche in den den Wnftellungsbehörben mitgeteilten Gehaltsnach⸗ 
weifungen angegeben find. 

2. Ein Rechtsanſpruch u Gewährung von Gehaltszulagen ftcht Teinem Be 
amten zu. Wuch dürfen dem Beamten weder bei ber Anftellung noch anderweit 
irgend welche Buficherungen gemacht werden, auf die ein folder Anſpruch etwa ge 
gründet werden konnte. 

3. Hat das Verhalten eines Beamten dazu geführt, ihm ausnahmsweile eine 
der ge nach fällige Gehaltszulage einftweilen worzuenthalten, fo ift ihm der Grund 
der Richtbewilligung unter Feititellung zu den Perſonalakten von Amts wegen mit⸗ 
zuteilen. Nach Behebung der Unftände ift die vorenthaltene Bulage zu gewähren, 
und zwar, wenn die Bewilligungdverfügung an dem erften Tage eines Kalender 
vierteljahres ergeht, von diefem Tage, anderenfalls von dem erfter Tage des folgenden 
Kalendervierteljahres ab. Nur aus befonderen, aktenkundig zu machenden Gründen 
ift die Gewährung von einem früheren Beitpunft ab zuläſſig. Eine Nachgewährung 
für rüdliegende Ctatsjahre bedarf der Genehmigung des Verwaltungschefs. Ob und 
inwieweit die einftweilige Verfagung einer Bulage und die fpätere Bewilligung einer 
einftweilen vorenthaltenen Zulage in gewiſſen Fällen, insbejondere bei höheren Be⸗ 
amten, höherer Genehmigung bedarf oder höheren Orts anzuzeigen ift, bleibt der 
Beitimmung des Verwaltungschef3 vorbehalten. 

4. Die einftweilige Vorenthaltung einer Gehaltszulage hat für fich allein nicht 
die Wirkung, daß dadurch der Zeitpunkt für das Wuffteigen in die nächftfolgende 
Gehaltsſtufe hinanzgefcjoben wird. 

5. Gehaltsaufbeflerungen, die aus einer Abänderung des etatsmäßigen 
Gehalts oder der Gehaltsftufen der Beamtenklaſſe ergeben, follen nit mit Rückſicht 
auf das Verhalten des Beamten verfagt werben. 


B. Zahlung der Gehalitszulagen. 

6. Die Gehalts ulagen find vom erften Tage des Kalendervierteljahres ab ben- 
jenigen Beamten zu bewilligen, welche nach ihrem Befoldungkdienftalter (Biffer 9) an 
biefem Tage eine höhere Dienftalteröftufe erreichen oder während des letztverfloſſenen 
Ralendervierteljahres erreicht Haben. Künftig wegfallende Dienftbezüge —* bei der 
Bewilligung der Gehaltszulagen durch Anrechnung auf dieſe in Wegfall zu bringen. 

7. Sofern die rechtzeitige Anweiſung einer Gehaltszulage verſehentlich unter⸗ 
blieben iſt, oder erſt nachträglich Umftände befannt geworden find, die eine Borrüdun 
des Befoldungsdienftalter8 bedingen, kann die Nachzahlung verfügt werden, für zurüd- 
liegende Etatsjahre jedoch nur mit Genehmigung des Verwaltungschefs. 
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8. Die vor dem Ableben eines Beamten oder vor feinem Eintritt in den Ruhe⸗ 
ftand nach dem Bejoldungsdienftalter zur Bablung (vgl. Hitler 6) fällig gewordenen 
Bulagen find, wenn ihre rechtzeitige Anweiſung unterblieben tft, nachträglich zu bes 
willigen. In ſolchen Zällen ift daher der —— nachzuzahlen und der 
erhöhte Gehaltsſatz bei der Feſtſetzung der Penſion ſowie des Witwen⸗ und Wilien- 
geldes und bei der Anweiſung der Gnadenbezüge zugrunde zu legen. Soweit es ſich 
um eine Zahlung für zurückliegende Etatsjahre handelt, bedarf es der Genehmigung 
des Verwaltungschefs. Ausgeſchloſſen iſt eine ſolche nachträgliche Berüdfichtigung 
fällig gewordener Zulagen, wenn in den Verhalten des Beamten ein nachgewieſener 
Anlaß gegeben war, ihm am Fälligkeitstage die Zulage vorzuenthalten. Tritt ein 
Beamter mit Ende des Vierteljahres, nach defieu nf ihm eine Gehaltszulage hätte 
gewährt werben Tönnen, in den Ruheſtand, fo unterbleibt deren Bewilligung, und 
es wird bie Penſion nach dem bisherigen Gehalte berechnet. 


C. Srundfähe für die Feſtſezgung des Beſoldungsdienſtalters. 
Begriff des Befoldungspienftalters. 


9. Das Beloldungsdienftalter eines Beamten ift derjenige Beitpunft, von welchem 
ab die Beitabfchrtitte für das Verbleiben in der unteriten Gehaltsftufe und für Das 
Auffteigen in die höheren Gehaltäftufen zu rechnen find. Es beftimmt fich auf den 
Tag der Unftellung in der jeweiligen etatsmäßigen Stelle (Hiffer 12), foweit nicht 
bie en genden Beitimmungen Abweichungen durch Anrechnung früherer Dienftzeit 
zulafien. | 

10, Das Befoldungsbdienftalter tft in jedem Falle genan auf den Kalendertag, 
nicht auf den nächitfolgenden Vierteljahreserften feſtzuſetzen. Dienftzeiten, welche nicht 
volle Sahre, vom Tage des Dienftantritt3 an gerechnet, umfaſſen, find, unbeichadet 
der Bergünftigung gemäß Ziffer 22, nad) wagen, und zwar einſchließlich der 31. 
Monatötage, zu berechnen. Mehrere getrennte Dienftzeiten find rechnungsmäßig bes 
fonders zu behandeln. Bei der Bufammenrechnung werden je 365 Tage als ein 
Jahr angejegt, und zwar auch dann, wenn bei den einzelnen Dienftzeiten Schalttage 
zur Anrechnung gekommen find. | 

11. Das Befoldungsdienitalter kommt nur für die Negelung der Gehaltsbezüge 
in Betracht und Hat auf die fonftigen Verhältniffe des Beamten, insbefondere auf 
die Berechnung der Dienitpeit bei Benflonierungen, die Reihenfolge der Beförderungen, 
a ae für die Verleihung von Titeln, die NRangverbältniffe ufw., Teinen 

influ 


Beginn des etatsmäßigen Anſtellungsverhältniſſes. 


12. Als Zeitpunkt der etatsmäßigen Anſtellung gilt derjenige Tag, von welchem 
ab dem Beamten eine etatsmäßige Stelle dauernd — ſei es unwiderruflich, ſei es 
auf Widerruf oder Kündigung — mit dem damit verbundenen Dienſteinkommen ver- 
lieben worden ift. Die probeweife odex widerruflich übertragene Verwaltung einer 
etatsmäßigen Stelle bleibt auch dann außer Betracht, wenn der Beamte während 
diefer Zeit dag volle Stelleneinfommen bezogen bat. (Vgl. jedoch Ziffer 23.) 


1 Bei Neuanftellung von Förftern und WMeiftern ber foritlihen Nebentetriebs- 
anftalten ift unbedingt darauf zu achten, daß ein in der Unctennität noch zurüditehender 
Anwärter nicht früher zur definitiven Unftellung gelangt als feine Bordermänter. 

2 Bei Übernahme eines Förſters aus einem anderen Regierungsbegirke 
bleibt fein urfprünglich erivorbenes Dienjtalter für die Alterszulage maßgebend. 

s Wenn Förſter in Meifterftellen der forſtlichen Nebenbetriebsanftalten, und 
umgefchrt, Meilter diefer Anftalten in Yörfterjtellen verſetzt werben, fo ift ala Dienit- 
alter, bie Tapael von feiner erſten definitiven Anftellung ab zu reinen. (M. L. 
db. 18. 3. 1892. 


13. Hat fich die etatsmäßige Anftellung eines Beamten infolge eines verwaltungs⸗ 
feitigen Deriehend verzögert, fo kann die minifterielle Genehmigung zur Befeitigung 
eined Nachteild bei der Feſtſetzung des Bejoldungsdienftalterd nachgefucht werden. 
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Anrechnung von Militärdienftzeit bei Militäranwärtern. 

14, Militäranwärtern*) tft nach Ziffer 8 der Beſtimmungen, betreffend die 
Unrehnung der Militärdienftzeit auf das Dienftalter der Bivilbeamten, vom 
14. Dezember 1891 bei der eriten etatömäßigen Unftellung als mittlere Beamte, als 
Bei ner F im Kanzleidienſte die altive Dilitärdienftzeit bis zur Dauer eines Jahres 
mit anzurechnen. — — — — — — 

18. Die Unrechnung der aktiven Milttärdienitzeit bis zur Dauer eines Jahres 
auf das Beſoldungsdienſtalter findet andy ftatt, wenn eine etatsmäßige mittlere, Zeichner⸗ 
oder Sanzliftenftelle ober eine etatsmäßige Unterbeamtenftelle des Reichs⸗ oder Staats: 
dienftes oder Des Landesdienftes von EI a5 .Sothringen — mit Ausschluß Der Gendarmerie 
oder Schutzmannſchaft (vgl. Ziffer 46 Ubf. a) — ohne PBenfion aufgegeben ift, und 
demnächlt eine anderweite etat3mäßige Anftellung in einer Stelle des mittleren Dienftes 
oder des Zeichner» und Kanzleidienites auf Grund des Zivilverforgungsfcheines erfolgt. 


Unrehnung diätarifcher Dienitzeit bei den mittleren Beamten, 
den Zeichnern, fowie den Kanzlei» und Unterbeamten. 


16, Bei der Feitfehung des Bejoldungsdienftalters der mittleren Beamten, foweit 
ihr Anfangsgehalt nicht mehr als 1800 ME. beträgt, ferner der Zeichner und Kanzliften, 
fowie der unteren Beamten ift die der erften etatSmäßigen Unitellung vorangegangene 
Zeit diätarifcher Beichäftigung infoweit mit zu berüdfichtigen, als fie den Zeitraum 
von fünf Jahren überfteigt. (Vol. auch Ziffer 22.) Dies gilt auch für diejenige 
Dienftzeit, welche penfionierte oder freiwillig — ſei es aus dem Staatsdienſt über- 
aut, fei e8 nur aus ihrer Etatsſielle — ausgeſchiedene Beamte, einfchließlich der 

endarmen und Schugmänner, nach dem Wiebereintritt in den Staatsdienſt bzw. nad) 
bem — in einen anderen Dienſtzweig im diätariſchen Verhältniſſe zurüd⸗ 
gelegt haben. 

17. Eine Anrechnung diatariſcher Beſchäftigung kommt nur inſoweit in Frage, 
als die etatsmäßige Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch 
fonftige, von dem Butun des Beamten unabhängige Gründe verzögert worden ift. 
Demnach find auch Verzögerungen der etat3mäßigen Anftellung infolge des Vorrechts 
der vormaligen Untero —* mit mindeſtens antik hrige Militärdienſtzeit gegenüber 
den nicht varzugebz tigten Militäranwärtern (ß 22 Abſ. 1 und 2 der Anſtellungs⸗ 
grundfäge für Militäranwärter) zu berüdfichtigen. Eine Unrechnung ift dagegen aus 
geſchloſſen für Die Zeit, während welcher die ge Unftellung infolge unzureichender 
a nit aus anderen in der Perſon des Beamten beruhenden Urjachen aus. 
geſetzt worden ift. 

18. Diätariſche Beichäftigung in einem anderen nienfiaweige derjelben Berwaltung 
darf nur mit Genehmigung des VBerwaltungschefs, diätarifche Beichärtigung in Dienft- 
zweigen anderer Verwaltungen nur mit minifterieller Genehmigung angerechnet werden. 
Ihre Anrechnung ift eusgeichlofien, wenn ber Übertritt in die neue Anmwärterkiaffe 
für den Beamten mit Vorteilen im Gehaltsbezuge bei der etatsmäßigen Unftellung 
verbunden ift. Als Vorteil im Gehaltsbezug ift e3 auch anzufehen, wenn der Uns 
wärter bei der erften etatömäßigen Unftellung zwar kein höheres Gehalt erhält, als 
er in dem Dienftzweige, dem er früher angehörte, erhalten haben würde, wohl aber 
F Ausnich ah in kürzerer Beit im Gehalt aufzufteigen oder ein höheres Höchſt⸗ 
gehalt zu erreichen. 

19, Bei Militäranwärtern für den mittleren Dienft, ſowie für den Beichner- 
und Kanzleidienft erfolgt die Unrechnung der diätarifchen Dienitzeit neben der nad) 
Hiffer 14 vorzunehmenden Anrechnung von Militärdienftzeit. Hivilanwärtern wird 
bet Berechnung der nach Hiffer 16 zu berüdfichtigenden diätariſchen Dienftzeit auch 
diejenige Dienjtzeit biß zur Dauer eines Jahres angerechnet, um welche das Diätarien- 
dienftalter durch Anrednung von Milttärdienftzeit nach Hiffer 2 der Beitimmungen, 
betreffend die Unrechnung der Militärdienftzeit auf das Dienftalter der Bivilbeamten, 
vom 14. Dezember 1891 vorgerüdt worden tft. In gleicher Weife wird, wenn und 


*) Als Milltäranwärter ind nicht anzufehen uſw. bie Yoritverforgungsdereätigten. 


©. Befoldung. — I. Allgemeine Beitimmungen. 258 


infoweit der Anwärter der Militärpflicht erft nach Beginn ber biätarifchen Dienftzeit 
enügt hat, die Zeit des Militärdienftes bis zur Dauer eines Jahres in die diätarijche 
Tenftgeit eingerechnet. — — — — — — 

21. Bei der eriten etatsmäßigen Unftellung von Forſtverſorgungsberechtigten als 
Sörfter ohne Revier oder ala Förſter wird bei Berechnung bes Diätariat3 biejenige 
biätarifche Dienftzeit berüdfichtigt, welche fie nach Erlangung des Forftverforgungs- 
ſcheines im Stantsforftdienft oder im berufgmäkigen Semeindes, Anftalts- oder Privat 
foritdienfte zugebracht haben. 

2 Auf bie nflährige, in der Negel biätarifhe Dienftzeit, welche nach Biffer 16 bei 
der Berechnung des Befoldungsdienftalters unberüdfichtigt bleibt, ift den goritberter ungs⸗ 
berechtigten auch bie Zeit einer etwa unentgeltlichen Beſchaftigung im Staatsdienſte an⸗ 

rechnen, ſofern im übrigen die Vorausſetzungen der fer 17 für bie Anrechnungs⸗ 
—** ener Zeit vorliegen. (M. L. v. 18. 6. 1904, Jahrb. B. 36 ©. 233. 

2 Als Beginn der in Betracht kommenden diätariſchen Dienſtzeit iſt das Datum des 

o Wr und nicht das Datum des Einganges dev Meldung bei einer 

niglichen Negierun anzufeben, fofern — entſprechend ber Beitimmung im 8 26 ber 

Beitimmungen über Ausbildung uſw. dv. 1. 10. 1893 (jet v. 1. 10. 1905, fiehe Abſchnitt I) — 

die Unmeldung rechtzeitig ftattgefunden Bat. (M.L. dv. 29. 5.1894, D. J. B. 26 ©. 176.) 

Die Königlichen Regierungen find ermäditigt, für diejenigen Zörfter und Meifter der 
forſtlichen Nebenbetriebsanftalten, welche, als Reſervejaͤger des Jahrganges 1858 bereits im 
Herbſte 1870 zur Forſtverſorgung berechtigt, hätten anerkannt werden müfien, welche aber 
wegen bes Krieges 1870/71 erſt nad) deſſen Beendigung in ben Befit bes Forſtverſorgungs⸗ 
ſcheines gelangt find, bei ber Feſtſtellung bes für die Gehaltsbemeſſung nach Dienftalters- 
ftufen maßgebenden Dienftalterd als Beginn ber biätarifhen Dienftzeit, infoweit ſolche 
nach den Verfügungen vom 7. und 29. 5. 1894 in Betracht kommt, nicht das Datum des 

tzerſorgungeſchene⸗ — ben 31. 5. 1871 —, ſondern ben 1. 10. 1870 zu rechnen. 

Es iſt nicht auläffig, bei nerenung des Beloldungsdienftalter8 und der Alters» 
zulagen den Forſtſchutzbeamten die nad Erlangung des Foritverjorgungsicheines noch im 
aktiven Militärdienfte zugebrachte Dienitzeit mit anzurechnen, ebenfowenig wie eine ber- 
ortige Anrechnung bei anderen Bibifverfotgungöbere tigten erfolgt, welche nach Erlangung 
des erjorguingäfeines noch längere oder Fürzere Beit im aktiven Militärdienfte verbleiben. 
(M. 2. v. 12. 10. 1894 und 16. 2. 1899.) 

22. Wenn ein Beamter den Dienſt bei einer Behörde beabfichtigtermaßen mit 
dem Beginn eined Salendermonats antreten follte, ihn aber, weil der erfte oder auch 
noch der zweite Tag des Monats ein Sonn» oder Feſttag war, erft am darauf: 
— — erktag antreten konnte, ſo iſt der Beginn der diätariſchen Beſchäftigung 

D reitgeleben, al3 ob der Dienftantritt am erften Tage des Kalendermonats erfolgt wäre. 

. Eine etwaige Beichäftigung auf Probe, gegen Lohn oder Schreibgebühren, 
gilt nicht als diätariſche Beſchäftigung. Dagegen ift die Beit einer zunächit probes 
. weife oder unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgten Verwaltung einer etat3mäßigen 
Stelle durch einen Diätar als biätarifche Dienftzeit anzufehen. 

24. Inſoweit nad) Mahgabe der für einzelne Verwaltungszweige geltenden 
Beitimmungen etatömäßige Stellen des mittleren oder unteren Dienites mit Berjonen 
bejegt werden, welche nicht zu den Bivilfupernumeraren oder Bivilanwärtern der 

uftigverwaltung oder zu den Milittäranwärtern gehören, bleiben die Hinfichtlich der 
erechnung der diätariſchen Dienftzeit diefer Perſonen beftehenden bejonderen Vor: 
fchriften unberührt. 


D. Gehaltäbemefiung beim libertritte von Beamten and einer Beſoldungsklafſe in eine 
andere infolge Beförderung oder Berfekung aus dienſtlichen Rüdfichten. 
Vorrüdung des Befoldun ebienftalters zur Abwendung einer 
Gehaltse nbuße. 


25. Beim Übertritt der Beamten aus einer etatsmäßigen Klaſſe in eine andere 
infolge Beförderung oder infolge Verſetzung aus dienftlihen Nüdfichten — wozu auch 
Berfeßungen aus Anlaß von Berwaltungsänderungen, dagegen nicht die wegen 
tadelhaften Verhaltens erfolgten Verſetzungen zu rechnen find — tft das Beſoldungs⸗ 
dienftalter für die neue Rate — fofern nicht deren Unfangsgehalt Höher iſt als der 
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Gehaltsſatz, welchen der Beamte in ber alten Klaſſe zur Zeit bes Übertrittes bezieht 
oder beim nächften normalmäßigen Auffteigen erreidt haben würde — wie folgt felt- 
ufegen: Der Beamte tritt fogleich in die feinem Rormalgehalte (ogL Ziffer 31) in 
der früheren Slafje entfprechende Behaltöftufe ber neuen Slafle oder, wenn ein biejem 
Gehalt entiprechender Gehaltsſatz in der neuen Klaſſe nicht beiteht, in Die nächſt 
höhere Stufe ein. Er verbleibt in ihr die volle, für das weitere Auffleigen im Gehalt 
vorgefchriebene Zeit. Wäre er jedoch in der früheren Klaſſe bereitd vor Ablauf diefer 
Beit in die nächſt höhere Sehaltöftufe aufgeftiegen und damit in den Bezug eines 
nl gelangt, welches über das ihm in der neuen Fade ewährte hinausgeht, 

eigt er in leterer bereit3 zu derjenigen Zeit in die nächſt Böhere Stufe auf, zu 
welcher er in der früheren Slaffe aufgeftiegen fein würde. Dem Beamten bierliber 
hinaus für jeden fpäteren Zeitpunkt De Laufbahn in der neuen Stelle dasjenige 
er zu fihern, das er in der früheren Kaffe zu erwarten gehabt hätte, ift nicht 
cabfichtigt. 

26. DBezog der Beamte in der früheren Klaffe nach feinem Beſoldungsdienſt⸗ 
alter bereit3 das Höchftgehalt, jo hat er in der Stufe, in welde er nach Biffer 25 
einbuitt fiet3 die volle, für dag weitere Wuffteigen im Gehalte vorgefchriebene Zeit 

uzubringen. 

es 27. Bezog der Beamte in der früheren Safe ein höheres als das Normal» 
gehalt, und ift aus diefem Grunde das ſich nach Ziffer 25 ergebende Gehalt der 
neuen Stelle niedriger als fein bisheriges Gehalt, fo ift ihm Iebteres fo lange zu bes 
Iafien, bis er in eine gleich hohe oder höhere Gehaltsſtufe auffteigt. 

28. Hat zu einer im Intereſſe des Dienfted erfolgenden Berfegung eines 
Beamten defien tabelhaftes Verhalten Anlaß gegeben, und kommt bei der Gehalts⸗ 
bemeffung in der neuen Klaſſe die Anrechnung früherer Dienftzeit in Frage, fo tft die 
Entiachung des Verwaltungschef3 einzuholen. 

29. Beim Übertritt eined Beamten aus einer etatsmäßigen Stelle, deren Gehalt 
nit nad Dienftalterftufen geregelt ift, in eine folche mit Dienftaltersftufen, ift, 
fofern eine VBorrüdung des Befoldungspdienftalter3 in Frage fommt, die minifterielle 
Entfcheidung einzuholen. 

30. Ein höheres Gehalt ald das Höchftgehalt der neuen Klaſſe darf in feinen 
Falle bewilligt werden. 


Begriff des Normalgehalt3. 

31, Unter dem Normalgehalte der früheren Klaſſe ift dasjenige Gehalt zu ver- 
ftehen, welches dem Befoldungsdienftalter des Beamten an demjenigen Tage eniſpricht, 
zu weldem die Beförderung oder Verfegung erfolgt. ft die Beförderung oder 
Verfegung eines Beamten im Laufe eines Kalendervierteljahres und zu einer Zeit 
erfolgt, zu welcher er die für das weitere Uufiteigen im Gehalte vorgeichriebene 
Dienftzeit fchon zurüdgelegt Hatte, Ib gilt als Normalgehalt derjenige Gehaltsſatz. 
welcher vom eriten Tage des nächiten Kalendervierteljahres ab für ihn zahlbar zu 
nıachen gemwefen wäre. 

32, Der Wohnungsgeldzufhup fowie Funktions⸗- und andere Bulagen und 
if Nebenbezüge find, auch wenn fie penfionsfähig find, außer Berechnung 
zu laſſen. 

usgenommen find: 

a) die penfionsfähigen Zulagen der Oberregierungsräte, der Verwaltungsgerichts⸗ 
direftoren, der Oberforftmeifter ufw.; 

b) ber eaanafänige Geldwert der freien Teuerung der Oberförfter, Revierförſter 
un tfter. 


— — — — — — — — — — —— .—. —N — — — —— — — — — — — — — 


Sondervorſchriften. 
33. Beim Übertritte von Aſſeſſoren oder aus der Klaſſe der Aſſeſſoren hervor⸗ 
gegangenen etatsmäßigen Beamten einer anderen Staatsverwaltung in etatsmäßige 
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Hatsftellen der allgemeinen Berwaltung ift das Beloldungsdienftalter anf denjenigen 
Zeitpunkt feitzufegen, von welchen ab die gleichalterigen ae der allgemeinen 
Berwaltung in etatämäßige Ratöftellen der letzteren eiugerüdt find. 


E. Gehaltöbemeffung bei Berjegungen, welche lediglich anf Antrag des Beamten erfolgen. 

48. Etatsmäßige Beamte jollen bei der Staatäverwaltung in andere Beamten 
Uaffen grundfäglich nur übergeführt werben, wenn zugleich ein dienstliche Bedürfnis 
Dazu: vorliegt. Verſetzungen lediglich zu dem Bwede, dem Beamten Borteile im 
Behaltöbezuge zu gewähren, find unterſagt. Die Anerkennung eines dienftlichen Be⸗ 
dürfnifjes wird nicht dadurch ausgefchloffen, daß ein Beamter feine Aberführung in 
einen anderen Dienftziweig felbit beantragt bat. 

49. Sollte in einem Einzelfall eine Überführung lediglich auf Untrag des 
Beamten — ohne daß gleichzeitig Ddienftliche Rüdjichten vorliegen — in Erwägung 
genommen werden, fo ift eine Anrechnung früherer Dienftzeit bei der Bemeſſung des 
Gehalts der neuen Stelle nur mit minifterieller Genehmigung geftattet, die vor der 
Enticheidung über den VBerjegungsantrag einzuholen ift. 

50. Wird die Vorrüdung des Befoldungsdienftalters von den zuftändigen 
Miniftern nicht genehmigt, jo darf die Verfegung nur verfügt werden, nachdem der 
Beamte auf feinen durch die bisherige Unftellung begründeten Gehaltsanſpruch aus» 
drücklich verzichtet hat. 


F. Gehaltsbemeſſung bei der Wieberanftelung von zur Diepofition geftellten ober auf 
Wartegeld gejekten Beamten und von penflonierten Beamten. 

Zur Dispofition geftellte oder auf Wartegeld gefehte Beamte. 

51 Die Beitimmungen über die Feſtſetzung des Befoldungsdienftalterd beim 
Übertritt von Beamten in andere Klaſſen (Abjchnitt D) finden finngemäße Anwendung, 
wern einem zur Dispofition geftellten oder auf Wartegeld gejegten Beamten eine 
etatsmäßige Stelle des aftiven Dieuftftandes wieder verlichen wird. Dabei ift von 
der Zeit der Dispofitiongftellung oder von der Wartegeldzeit die Beit einer etwaigen 
Beichäftigung im Stantsdienft als aftive Dienstzeit in der früheren Stelle anzurechnen. 
Die übrige Bett feit dem Ausſcheiden aus dem aktiven Dienfte bleibt außer Betracht. 


Benfionierte Beamte. 


52. Die Beftimmungen über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters beim 
Übertritt von Beamten in andere Klaſſen (Abſchnitt D) finden firmgemäße Anwendung 
bei der etatsmäßigen Wiederanftellung von penfionierten Staatsbeamten. Die Zeit 
vom Ausfcheiden aus der etatsmäßigen Stelle bis zur etatsmäßigen Wiedereinjtellung 
bleibt außer Betracht, foweit fie nicht nach Ziffer 16 Sat 2 in Unrechnung zu bringen 
ift. Etwaiges tadelhaftes Verhalten des Beamten in der früheren Stelle ſchließt Die 
Anrechnung der in diejer zurüdgelegten Dienjtzeit nicht aus. 

53. Bei der Berechnung des Normalgehalts der früheren Stelle find ohne Rück⸗ 
ficht auf etwaige fpätere allgemeine Befoldungsaufbeilerungen diejenigen Gehaltsſätze 
zugrunde zu legen, welche zur Beit der Benfionierung des Beamten in Kraft waren. 
Iſt die Benfionierung erfolgt, bevor für die Beamtenklafje die Gehaltsbemeſſung nad) 
Dienftaltersftufen eingeführt war, fo find Die Gehaltsjäge zugrunde zu legen, Die bei 
der eriten Regelung der Gehälter diefer Beamtenklaſſe nach Dienftalteräftufen ein- 
geführt wurden. 

55. Hat ein Beamter den Wiedereintritt in den Staatsdienft durch eigene 
Schuld oder aus eigener Entichliegung erheblich verzögert, IN findet eine Anrechnung 
früherer Dienftzeit in der Negel nicht ftatt. Sollten ausnahmsweiſe Gründe für eine 
folde Anrechnung geltend zu machen jein, fo ijt die Entſcheidung des Verwaltungs⸗ 
chefs einzuholen. 
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G. Gehaltsbemeffung bei der Wieberanftellung son Beamten, 
welche freiwillig auögeichieben find, aber deren fräheres Beamtenverhältnis durch 
tenftentlaffung gelöſt worden if. 

56. ft ein Beamter aus einer etatSmäßigen Stelle des Stantsdienftes frei- 
willig ausgefchteden, oder tft fein früheres Beamtenverhältnis durch Dienitentlafjung 
geist worden, fo darf im Falle feiner Wiederanftellung bei ber Seftjehung des 

ejoldungsdienftalters und des &ehaltes der neuen Stelle auf das Dejoldun Sdienft- 
alter und das Gehalt der früheren Stelle Teine Rüdficht genommen werden. Beamte, 
die ine Stelle freiwillig aufgeben wollen, find hierauf ausdrüdlich hinzuweiſen. 
. Sollten im einzelnen Falle befondere Gründe dafür geltend zu machen fein, 
von dieſem allgemeinen Grundſatz ausnahmsweile abzumweichen, fo ift vor der Wieder 
anftellung des Beamten die minifterielle Entfcheidung einzuholen. 


H. Gehaltöbemefung beim übertritt von Beamten aus dem Neichäbienfte, 
dem Landesdienſte von Eljah-LZothringen und dem Dienfte in den Schußgebieten. 


58. Beim Übertritt von Beamten des Reichsdienſtes (ausfchließlich der Heeres» 
und Marineverwaltung), des Landesdienftes von Eljaß-Lothringen oder des Dienftes 
in den Schubgebieten in den preußifchen Staatsdienft finden Hiffer 25 bis 82 ent- 
Iprechende Unwendung. Sind indeflen die Gehälter der Klaſſe, aus welcher der Aus⸗ 
tritt erfolgt, im Reihe bzw. in Eljaß-Lothringen höher als die Gehälter der gleidy 
wertigen grenbilcgen Klaſſe, fo find bei der Feftitellung des Normalgehaltes Der 
früheren Stelle die niedrigeren Gehälter der letzteren (preußiſchen) Klaſſe zugrunde 
zu legen. Beim Übertritt in etatsmäßige Ratsftellen der allgemeinen Verwaltung 
wird nach Biffer 33 verfahren. Ä 

59, Den aus dem preußtfchen Staatsdienſt in den Reichsdienſt, in den Landes» 
dienft von Elſaß⸗Lothringen oder in den Dienft in den Schußgebieten übergetretenen 
Beamten ift beim Rüdtritt in den preußifchen Staatödienft, wenn fie in Dielem ſchon 
vorher etatsmäßig angeſtellt waren, ihr früheres Beſoldungsdienſtalter, andernfalls 
aber dasjenige Dienftalter beizulegen, welches fie erhalten haben würden, wenn fie 
anftatt des in der Anwartſchaft zur etatsmäßigen Anftelung ihnen unmittelbar 
folgenden Beamten berjelben Unmärterklafie angeftellt worden wären. Gind_ bie 
zurüdtretenden Beamten nach ihrer früheren Anwartſchaft zur etatsmäßigen Anftellung 
noch nicht an der Reihe, fo ift ihr Befoldungsdienftalter bei der fpäteren Unftellung jo 
feftzufegen, al wenn fie ununterbrochen im preußiichen Staatsdienfte verblieben wären. 
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J. Gehaltsbemeſſung bei Verſetzungen auf Grund eines Disziplinarurteilß. 

62. Gelangt eine Verſetzung auf Grund eines Disziplinarurteils in der Weile 
zur Aus führen daß der Beamte in eine Stelle derfelben Klaſſe oder in eine Stelle 
if anderen Klaſſe mit gleichen Sehaltsfägen und Dienſtaltersſtufen verjegt wird, 
o iſt, 
a) wenn auf Strafpverſetzung ohne Verminderung des Dienſteinkommens erkannt ift, 

dem Beamten fein Gehalt und Befoldungsdienftalter auch in der neuen Stelle 
unverfürzt zu —*8 
b) wenn auf Strafverjegung mit Verminderung des Dienſteinkommens erkannt iſt, 
dem Beamten das Bejoldungsalter zwar ebenfalld uwerkürzt zu belaflen, in 
jeder Sea aftufe aber das ihm Donac) zuftehende Gehalt um den Betrag ber 

in dem Disziplinarurteile feſtgeſetzten Einkommensverminderung zu kürzen. 

63. Kann die Strafverfegung nur in der Weife zur Ausführung gebracht werden, 
daß der Beamte in eine Klaſſe verjept wird, für die andere Sehaltsfähe oder Dienft- 
altersftufen beftehen, fo ift wegen der N des Bejoldungsdienftalters der neuen 
Klaffe die minifterielle Entſcheidung nachzufuchen. 

64. Ob und wann in den Fällen einer Strafverfegung mit Eintommensverminderung 
von der Kürzung des Gehalts, insbeſondere nad) Erreihung der höchſten Dienſtalters⸗ 
ftufe, ganz oder zum Teil wieder ahzufehen tft, bleibt in jedem einzelnen alle der 
Entjcheidung der Verwaltungschefs vorbehalten. 
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K. Widerruf unrichtiger Gehaltsbewilligungen. 

65. Iſt ein Befoldungsdienftalter vorjchriftswidrig feitgefeht oder ein Gehalts» 
ſatz vorzeitig bewilligt, fo Hat die Berichtigung des borgelommenen Veſehens zu 
erfolgen. Zu viel gezahlte gehaltsbetria find wieder einzuziehen. Über die vor⸗ 
genommenen Berichtigungen iſt dem Berwaltungschef unter Angabe der Berechnungs- 
weile und des wieder einzuziehenden Gehaltöbetrages Anzeige zu eritatten. 


Schluß. 

66. In Bällen, die durch die vorjtehenden Beitimmungen nicht geregelt find, 
ift wegen der Feſtſetzung des Bejoldungsdienitalter8 die minifterielle Enticheiduffg ein- 
ubolen. Ebenfo iſt zu verfahren, wenn bei der etatsmäßigen Anſtellung eines 

eamten, der vorher nicht im preußifchen Staatsdienft, im Reichgdienft, im Landes⸗ 
dienfte von Eifaß-Lothringen oder im Dienfte in den Schubgebieten geftanden hat, 
die ausnahmsweiſe Unrehnung eines vor der Anftellung liegenden Zeitraumes auf 
das Befoldungsdienftalter in Frage kommen follte und nicht über deſſen Anrechnung 
oder Nichtanrecinung im vorſtehenden bereits befondere Beitimmung getroffen tft. 

67. Wo in den vorjtehenden Beitimmungen die minijterielle Entjcheidung vor- 
behalten ift, ift bierunter die Entjcheidung des Verwaltungschef3 und des Finanz⸗ 
miniſters zu verftehen. 


2. Die Höhe der Beſoldung richtet fi im allgemeinen nad) ben Beſtimmungen bes 
Normal» Etat$ bzw. des für den betreffenden Berwaltungsziveig gefeßlich feitgelegten 
SpezialEtats. (5 19 b. Gel. v. 27. 3. 1872, G. ©. ©. 278.) 


3. Un die Beaniten bei deren anjteung Berfegung oder Dienſteinkommens⸗Ver⸗ 
beilerung nicht in Zweifel darüber zu lafien, ob und inwleweit ihnen eine penfions» 
fähige Befoldung bewilligt ift, ift e& notwendig, daß in ben für fie außsgufertigenden 
Beitallungen, nftellungSberfügungen uſw. ftetS ausgedrüdt wird, ob die bes 
willigte Befoldung, evantl. bis zu welchem Betrage, penfionsfähig oder nicht penſions⸗ 
fähig iſt. (EC. ©. dv. 14. 4. 1868, M. Bl. ©. 151.) 


4. Die Gehaltszahlung bei Beurlaubungen regelt fit nach folgenden Grundſätzen: 
a) Bei der Beurlaubung eines Beamten wird auf bie eriten 11/2 Monate des Urlaubs 
das Gehalt unverkürzt & ablt, für mweitere 41/, Monate tritt ein Gehaltsabzug zum 
Betrage der Hälfte des ehalte des betreffenden Beantten ein, während bet —— 
Urlaube Tein Gehalt zu gewähren iſt. 

b) Bet Beurlaubungen wegen Krankheit und zur Herjtellung der Sefundheit 
findet auch für die über 11/, Monate hinausgehende Zeit der unumgänglich not 
wendigen Abweſenheit bed Beaniten fein Abzug vom Gehalt ftatt. (U. E. v. 
15. 6. 1863, M. Bl. ©. 137, Herrf. ©. 642.) 


5. Die Beisldung ber Beamten bei Einziehungen zum Militärbienft im Mobil. 
machungsfalle wird nach den Beitinnmungen zur Musführung bes S 66 de Reichsmilltär⸗ 
geſetzes vom 2. 5. 1874 und 6. 5. 1880, genehmigt durch Berhluß bes Staatsminiſteriunis 
vont 1. 6. 1888, geregelt. Diefelben lauten im weſentlichen wie folgt: 


I. 

Hinfichtli derjenigen Staatsbeamten, welche infolge einer Mobilmahung in das 
eer oder den Landfturm einberufen werben oder, fofern fie in ihrer Bivilftellung ab» 
mmlich find, freiwillig eintreten, kommen folgende Beitimmungen zur Numenbung: 

1. Jedem etatsmäpig angeftellten Staatsbeamten bleibt während bes Kriegsdienſtes 

feine Bivilftelle gewahrt. 

2. Den etat3mäßig angejtellten oder ftänbig gegen Entgelt befchäftigten Staatsbeamten 
PA während ber Dauer des Kriegsdienſtes ihr perfönliches Dienſteinkommen unverlürzt 
ortgemährt. 

Bu dent perfönlicden Dienfteintonimen gehören Gehalt, firierte diätarifche Remuneration, 
Ort, Stellen-, Funktions⸗ und andere perfönlihe Zulagen, Wohnungsgeldaufhuß oder 
Mietsentfhäbigung, fofern nicht Dienftwohnung fortgewährt wird, penſſonsfähiges Ein- 
fonımen aus einen Nebenamte und der penfionsfähige Betrag folder Dienftenolumente, 
welche ihrer Natur nach fteigend und fallend find. 

Der letztere Betrag iſt für die Dauer des Kriegsdienſtes in monatlichen Raten am 
Eriten jeden Monats in voraus zu gewähren. 
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Bu dem perfönliden Dienfteinfommen werden Dienftaufmandsgelder nicht gerechnet. 

3. Erhält der Beanite die Befoldung eines Offiziers oder oberen Beaniten der Militär- 
verwaltung, jo wird der reine Betrag derſelben, als welcher fieben Zehntel der Kriegsbeſoldung 
angefehen werden, auf das Bivildienfteinfommen angerechnet. Das Dienſteinkonimen 
eines .Unteroffizier8 in einer valanten Leutnantsſtelle gilt nicht als Offiziersbefolbung. 

at ber Beamte Kamilienangehörtge, welchen er Im eigenen Hausftande Wohnung 
und Unterhalt auf Grund einer gefeglihen oder moraliſchen Unterftägungsverbindlichkeit 
ewährt, oder hat berjelbe bie Dewirtihaftung eines Dienſtlandes fortzuführen, fo findet 
ür bie Dauer feiner Abweſenheit aus dem Wohnorte die Anrechnung nur infowelt ftatt, 
als Bioildtenfteinfonnen und ?7/,, der Kriegsbeſoldung — den Betrag von 
3600 DIE. jährlich uͤberſteigen. Dienftwohnungen oder Mietsentfhädigungen werden Blerbei 
ftet8 zum tarifmäßigen Betrage des Wohnungsgeldzufchuffes angerechnet. Die Ein- 
ſchränkung ber Anrechnung tritt in Kraft mit dem Beginn derjenigen Monatshälfte, mit 
welcher das Striegsgebalt. zahldar wird, jedoch nicht dor Beginn des Monats, in welchem 
der Abgang aus dem Wohnorte erjolgt, und endet mit dem Schluß des Monats, in 
welchem die Rüdfehr in ben Wohnort Mattfindet. 

Unter Samilienangehörigen im Sinne des borjtehenden Abſatzes find Ehefrau, Rinder 
und Eltern, ſowie andere nahe Verwandte und Pflegelinder zu verftehen. 

Beamten, welche als obere Beante ber Militärverwaltung in immobtlen Stellen 
Berwendung finden, wird die mit %/, ober ®/,, des Friedens⸗Maximalgehalts zahlbare 
Bulage nicht angerechnet. 

4. Diefer Abſchnitt bezieht fih auf Penfionäre nnd Wartegeldempfänger, auf melde 
die unter 2 und 3 aufgeführten Beſtimmungen hinſichtlich ihrer Penfionen und Warte- 
gelder auch Anwendung finden. 

5. Den unentgeltliy oder zwar gegen Entgelt, aber nur vorübergehend beiepäftigten 
Staatsbeamten foll bei ihrem NRüdtritt in den Bivilblenft eine Beihäftigung moͤglichſt 
gegen Entgelt gewährt werden. 
ort 6. Den Staatöbeantten bleiben bie aus ihren Dienftalter fid ergebenden Rechte und 

ortelle gewahrt. 

Den im Forbereitungsbienfte befindlichen Staatsbeaniten ſoll die Zeit bes Kriegsdienſtes 
nach beitandener Prüfung bei Feſtſtellung ihres Dienftalter8 zagute gerechnet werden. 

War die Bulaffung zur Prüfung bereits verfügt, fo fol ihnen bie zur Ablegung ber 
Prüfung erforderliche Friſt, ſoweit die Milttärberhältniffe es geftatten, bewilligt werden. 

7. Um Scluffe jeder Quittung über dad während bes Kriegsdienſtes erhobene 
a one bat ber Beamte anzugeben, in welcher militärifchen Dienftitellung er 

ch befindet und, wenn er die Befoldung eines Offiziers oder oberen Beamten ber 
Milttärberwaltung bezieht, auf mie hoch fich feine Kriegsbeſoldung beläuft. 

— Im übrigen handelt biefer Abſchnitt von bem Verkehr der Militär und Zivil⸗ 
behörben zwecks Feſtſtellung der Befoldungsbezüge. — 

8. Auf diejenigen Staatspeamten, welche ihrer aktiven Dienjtpflicht genügen, finden 
lediglich die Beltimnungen unter 6, und zwar nur binfichtlich derjenigen Beit Unmwendung, 
während deren die Beamten über bie Dauer ihrer gefetlichen Friedensdienftpflicht hinaus 
im Militärdienfte zurüdbebalten werden. Auf Staatsbeamte, welche als Erſatz⸗Reſerviſten 
in den Krie dient eintreten, finden dagegen die Beftinnmungen unter Nr. 1 bi8 7 uns 
beſchraͤnkte Anwendung. 

II. 


Auf die Beamten ber Gemeinden und der kommunalen Verbände, welche infolge 
einer Vobilmachung in das Heer oder den Landiturm zum Kriegsdienſt einberufen werden 
ober freiwillig in den Landfturm eintreten, finden die vorſtehend unter I Rr. 1 bis 6 und 
8 aufgeführten Borfchriften finngemäße Anwendung. 

bſchnitt IV enthält Die beſonderen Beſtimmungen über die in bie Marine zum 
Milttärdienft einberufenen Beamten. 


6. Über die Beſchlagnahme der Gehälter uf. dgl. Erläuterungen zu $ 7 ber Förſter⸗ 
Dienftinfiruftion und über die Gehaltsbezüge der Iuspendierten Beamten den Abichnitt: 
„Disziplinarbeftrafung“. 


7. über die vermögensrechtlichen Anfprüde der Staatsbeamten aus ihrem Dienft- 
verhältniffe, insbefondere über Anſprüche auf Befoldung, Penflon und Wartegeld, findet 
ber Nechtäweg ftatt. Die Klage muß jedoch bei Berluft des Klagerechts innerhalb ſechs 
Monaten, nachdem die Enticheidbung des Verwaltungschefs oder die geitiehung der Ober 
rechnungskammer dem Beanıten befannt gemacht worden iſt, angebracht werden. Die 
Klage ift gegen bie betreffende Bezirksregierung zu richten, bei toelher bei Entjtehung des 
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ftreitigen Anſpruches der Bennite nach feinem dienſtlichen Wohnſitz feinen perfönlichen 
der giegend het (Geſetz v. 24. 5. 1861, G. ©. ©. 241; Verord. dv. 16. 9. 186 


Außerdem kann jeder Beamte, welcher ſich durch eine Feſtſetzung der Oberrechnungs- 
kammer in feinen rechtmaäßigen Dienjteintonmen bertürzt glaubt, diejerhalb 
zunächit die Bermittelung feiner oberftien Verwaltungsbehörde nachſuchen, welche fich je 
nad den Umjftänden nad erjolgter Prüfung der Reklamation mit der Oberrechnungskammer 
in Berbindung ſetzen wird. (A. K. O. v. 12. 4. 1835 und v. 7. 7. 1830. — Hertf. ©. 649.) 

Nüdftändige Penſionen und Befoldungen verjähren mit Ablauf bon bier 
Jahren. Die Verjährung fängt an mit dem auf den feitgefeßten Zablungstag folgenden 
legten Dezember. (88 197 u. 2018. © 2. 

Mit dem Tage des Ausſcheidens aus dem Staatsdienſte hört ber Anſpruch 
eines Beamten auf Zahlung bed Dienſteinkommens auf, und find die etwa im voraus 
über diefen Tag hinaus empfangenen Bezüge zurüdzugahlen. (KR. G. vd. 22. 12. 1881, 
M. BL 1888 ©. 148.) 


[4 


j S. Zahlungsweiſe der Beſoldung. 

a) Die unmittelbaren Staatsſsbeamten, welche eine etatsmäßige Stelle 
betleiden, erhalten ihre Befoldung aus ber Staatstaffe im voraus. ($ 1 
d. Bel. v. 6. 2. 1881, G. S. ©. 77. 

b) Gehaltszahlungen dürfen weder vor ben Erften eines Monats no an Sonn> 
und Feſttagen geleiftet werben. Fällt ber Erite eined Monats uf einen Sonns ober 
Yelttag, jo können die am Erſten fälligen Gehälter, Wohnungsgeldzuſchüfſe und fonftigen 
im voraus zahldaren firierten Kompetenzen bereit3 am letten Tage des Bormonats 
geae lt geben. 6 v. 30. 3. 1835, Herrf. S. 649, u. Erl. d. M. L. v. 26. 6. 1894, 


Zahlungstag für bie am Monatsoder Vierteljahres-Ende fällig werdenden 
Dienftbezgüge der Beamten. 


Die am Monats⸗ oder Bierteljahres-Ende falle werdenden Dienftbezüge der Beantten 
nd fortan allgemein, fobald der lette Tag des Monats auf einen Sonn» oder Feſttag 
alt, fhon am vorhergehenden Tage, und falls diefer gleihfall8 ein Sonn» oder 
eittag iſt, bereits am drittlettten Tage des Monats zu zahlen. Die zahlenden Kaſſen 
nd jedoch zu einer ausnahmsweiſen Verweigerung der verfrühten Bahlung befugt, wenn 

befondere Bründe einen Berluft beforgen laſſen. | 

Inſoweit die Bablung ber Beihäftsdiäten an ehe Hilfsarbeiter und Stell» 

vertreter bisher von ber Befcheinigung über die Dauer der erfolgten Beichäftigung oder 
über die beſondere Bewilligung zur Fortzahlung ber Diäten abhängig gemacht worden tft, 
kann fortan bon ber Beibringung derartiger Beicheinigungen abgejehen werden. Die 
Dehdr en. find aber verpflichtet, bei Befchäftigungen ohne Ungabe der Beitdauer, ſowie im 
ge der vorzeitigen Beendigung einer zeitlich begrenzten Hilfsarbeitertätigfeit die zahlende 

afje von der Beendigung der Beichäftigung behufs Einftelung der Zahlung der Diäten 
fofoxt in Kenntnis zu feßen. (F. M. v. 27. 8: 1903 u. M. X. dv, 22. 9. 1903 — III 11496.) 


c) Zahlung der Gehälter, Zenfionen uſw. durch BWermittelung der Jon. 


Die Borfchriften wegen Zahlung ber Bivilpenfionen und Wartegelder, qgamie der im 
voraus zahldaren Hinterbliebenendezüge und -ıunterftügungen bis zum Monatsbetrage 
von 800 ME. einichlieglich im Poſtanweiſungsverkehr ohne Erteilung bon Quittungen im 
Laufe des Gretäjahres und ohne jedesmalige Denadrichtigung des Empfaͤngers von ber 
Abſendung bes Geldes follen in Einverftändnis mit der Königlichen Oberrechnungslanımer 
unter bem Borbehalte des jederzeitigen Widerrufs auch auf die Dienſteinkommensbezüuge 
und die monatlih im voraus zablbaren feiten Amtskoſten⸗Entſchädigungen berienigen 
Beantten der Domänen» und Foritverwaltung Unmwendung finden, die nit am Site der 
äcblenten Kaffe ihren amtliden Wohnort baden und zufolge Unorönung der borgefehten 

ienftbebörde ihre Dienjtbezüge unmittelbar mit der Poft augefanmt erhalten (dgl. bie 
allgemeine Verfügung vom 2. Januar 1883 — III 13532). Ber Pofteinlieferungsichein 
wird als gültiger Rechnungsbeleg angefehen. 

Ausgenommen find Diejenigen Alle, in denen zu den Quittungen beftinmungsmäßig 
eine bejondere Bejcheinigung beizubringen ft. 

Un: an der neuen Einrichtung möglidjit viele Beamten teilnehmen zu laffen, wird 
beftimmt, daß in den Fällen, in welchen die jeweilig fälligen Dienftbezüge nad Hinzu⸗ 
rechnung der Amtskoſten⸗Entſchädigung den Beirag non 800 ME. überfteigen, bie Amts⸗ 
koſten⸗Entſchaͤdigung beſonders zur Abſendung au bringen ift. 
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Das Borte für bie fortlaufenden Bezüge der erwähnten Urt und für einntanlige 
Bahlungen an nienfigent rniffen, wie Tagegelder, Reiſe⸗ und Verſetzungskoſten, fällt in 
der feitberigen MWeife der Stantslaffe zur Laft, wogegen das Überfendungsporto für ein- 
malige Zuwendungen, wie Remunerationen und Unteritüßungen, auf welche bie borerwähnte 
Berfügung vom 2. Januar 1883 fid) nicht bezieht, von dem Enipfänger zu tragen ift. 

ie Bufendung erfolge nur auf jchriftliden Antrag des Berechtigten, welder 
enthalten niuß: 

1. die Erflärung, daß die Bufendung und Ausbändigung des Geldes auf Gefahr bes 
Enıpfängers geſchieht, 

2. den Verzicht auf eine befondere Benachrichtigung von der Abſendung bes Geldes, 
Jewel es fih um fortlaufende Bezüge handelt, 

3. die Verpflichtung, Daß ber Beamte bei ber Bahlung bes letzten Teilbetrages des 
Jahres dam. bei ben Übertritt in eine andere Stelle oder bei dem Wustcheiden 
aus ben Staatädienite über die fortlaufenden Bezüge vorſchriftsmäßige Jahres⸗ 
quittungen an bie zahlende Kaffe einreichen wird. 

Bon der Abſendung einmaliger Bezüge find die Beaniten dagegen feitens der gahlenden 

Kafſe gi benachrichtigen. - 
ie zahlende Kaffe hat auf den Abfchnitten der Boftanweifungen die Urt und ben 
Betrag der Bahlung zu bezeichnen und etwaige Abzüge mit den Einzelbeträgen erfichtlich 


zu maden. 
Damit die Enıpfänger rechtzeitig in den Beſitz des Geldes gelangen, find die Poſt⸗ 
anmweifungen bei der Boftanfialt an dem dem igleitötage borbergebenden Werktage 


einzuliefern. 

In bezug auf bie en der fraglichen Zahlung bei der zahlenden Kaffe tritt mit 
Ruckſicht auf bie vorausſichtlich nur geringfügige Unzahl der in Betracht kommenden 
Beträge in den feitherigen Verfahren eine Anderung nicht ein. (M. L. v. 30. 9. 1902, 
Sabrb. B. 34 ©. 194.) 


9. Regelung der Militärrenten- (Inpalibenpenfiond-) Zahlungen”) bei Der äftigung 
ber Militärperfonen der Unterklaſſen (ilnteroffigiere und Gemeine) im Zivildienſt. 
(Mannfchaftsverforgungsgefeg vom 31. 5. 1906, R. &. BL ©. 593.) 

5 36. Das Recht auf den Bezug der Militärrente! ruht: 

l. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

2. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

3. während einer Anſtellung oder Beſchäftigung im Zivildienſte nach Maßgabe 
folgender Vorſchriften: 

a) es ruhen alle unter 2/0 der Vollrente? zuerkannten Rententeile;* 
b) von Höheren Renten ruhen außerdem alle °%,., der Vollrente über⸗ 
fteigenden #ententeile;® 
c) m ebene Beitinnung für Kapitulanten mit einer Dienftzeit von mindeftens 
abren; — 

4. neben dem Begug, einer im Bivildienft erdienten Peuſion, ſoweit als Bivilpenfion 
und zuerkannte Rente zufammen den in der zuletzt befleideten Stelle erreichbaren 
Hödjitpenfiondbetrag oder, wenn es für den Benfionär günftiger ift, foweit als 
die tatfächlich erdiente Zivilpenfion und die nad Nr. 3b nicht ruhenden 
Rententeile zuſammen den Betrag von 2000 ME. überfteigen.! Der an den 
Benfionär nicht zu zahlende Rentenbetrag wird dem Bivilpenfionsfonds eritattet. 

Als Zivildienſt gilt jede Unftellung oder Beichäftigung als Beamter oder 
in der Eigenschaft eines Beamten im Reichs⸗, Staats oder Kommunaldienfte, 
bei ftänditchen oder ſolchen Snftituten, welche ganz oder zum Zeil aus Mitteln 
des Neiches, Staates und der Gemeinden unterhalten werden, wenn und folarge 
der Angeftellte oder Beichäftigte durch dieſen Dienft ein Einkommen bezieht. 


2 Berftümmelungszulage, Sriegszulage und Alterszulage ruhen nicht, fie werben neben 
dem Zivildienſteinkommen weiter gewährt. 


ante; ehäpenifle Für IR infolge Di bie Begel 
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2 Die Bollrente, d. t. die Rente bei völliger Erwerbsunfähigkeit, beträgt nach $ 9 für: 
2.2. 90 Mt. 


eldwehel . . . . 
ergeantet. - - - 2 .2..T7T0 „ 
Unteroffilere . - » - - »...600 „ 


Gemeine . . > 2 2 22.0 . 
ür den Anſpruch ift der Dleninee maßgebend, deſſen &ebührnijje der Verſorgungs⸗ 
erechtigte zuletzt bezogen bat. Vizefeldwebel gehören zum Dienitgrade ber Tyeldwebel. 
s Bon ber auf Brund von Erwerbsunfähigkeit zuerfannten Rente find nad) Ablauf 
der erften I Monate — dgl. $ 38 — der Anitellung oder Beſchaftigung alle Renten⸗ 
teile zu zahlen, welche über ben Betrag von ð/ der Vollrente, d. f 
über 15 ME. monatlich der Feldwebelrente, 


-„12_ » „ Sergeantenrente, 
»- 10 „. „ „ Unteroffizterrente, 
9, Gemeinenrente 


zuerkannt find und den Betrag bon ®/,. der Vollrente ng überfteigen. 
Der hiernach zu zahlende Hödjitbetrng beträgt demnach: 
30 ME. monatlich von ber Feldiwebelrente, 
24 „ » „»  „ GSergeantenrente, 
20 „ » „»  .- Ünteroffizierrente, 
18 „ ” »  „ ®emeinenrente. 

Beilptel: Gin Oberjäger, etatSmäßiger Sergeant, der als 30 von Hunbert erwerbs⸗ 
unfähig anerfannt worden tft und eine Rente bon el der Vollrente für Sergeanten 
von 720 ME. = 216 ME. jährlich oder 18 ME. monattlc, beivlfligt erhalten bat, wird tm 
Staats⸗, Gemeinde⸗ oder Anftaltsforftdienfte gegen Entgelt angeftellt. Er hat für die erſten 
ſechs Monate der Anftellung die Rente umverkürzt zu erhalten, während fie vom fiebenten 
Monat ab nur noch mit (30 bis 20) 30/0 der Bollrente = 72 ME. jährlih oder 6 Mt. 
nonatlih ohne Rüdfiht auf die Höhe de Dienſteinkommens weiter zu zahlen ift. 

Die Höhe des Dienfteinlommens Tommi nad) dem Gefeße von 31. 5. 06 nur Bei 
folgen Militärrentenenipfängern in Trage, welche eine Milttärdienftzeit von mindeftens 
18 Jahren zurücdgelegt haben. 

4 Yür die Zahlung ber zuerlannten Rente neben dem Bezug einer Binilpenfion 
6ildet in allen Fällen zunächſt der in der zuletzt befleibeten Stelle erreiäbare Höchſt⸗ 
benfionsdetzan die Grenze. Bleibt jedoch dieſer pöcitpenfionsbetre binter dent Bes 
trage don 2000 ME. zurũck fo dürfen die nad) Nr. 3b nicht ruhenden Rententeile fo weit 
gezahlt werden, als diefe mit der tatfächlih erdienten Zivilpenſion zuſammen den Betrag 
von 2000 ME. nicht üuberſteigen. 

Unter dem erreichbaren bödipenfiongbetrag iſt derjenige Benfiongbetrag zu verjtehen, der 
bein: Bezuge des Höchitgehalts ber Stelle und nach einer penfionsfähigen Dienftzeit bon 
40 Jahren zuitänbig tft, ſoweit bie Höchftpenfion nicht mit einer anderen Dienitzeit erreicht wird. 

Die erreihbare Höchftpenfion für Königliche Revierförſter beträgt zurzeit 2214 ME. 

nfofern die tatſächlich erdiente Penſion diefen Betrag nicht erreicht, Tann daneben etne 
iNttärrente fo weit gezahlt werben, bis fie mit der erdienten Bivilpenfion ben Betrag bon 
2214 ME. erreicht. (Beifpiel 1.) 

Die erreihdare Höchſtpenſton für Königliche Förſter beträgt zurzeit 1878 ME. Da 
diefe Hinter dent Betrage von 2000 ME. zurückbleibt, fo kann, je nachden was günftiger 
ift, neben der tatfähli erdienten Bivilpenfion eine Militärrente fo weit gezahlt werden, 
bis fie mit der erdienten Bivilpenfion den Betrag von 1878 ME. erreicht, oder neben der 
erdienten Bibilpenfion Tönnen die nad) 8 36, 3b nicht ruhenden Aententeile bis zum 
Höchfibetrage von 2000 DIE. gezahlt werben. (Beiſpiel 2 .. 

Bei den penflonierten Kommunalbesmten wird In gleicher Weile verfahren. Geiſpiel 3.) 


Beiſpiele: 


1. Wird der im Beiſpiel zu Anmerkung 8 bezeichnete Militaͤrrentenempfänger als Koönig⸗ 
licher Revierförſter mit einer Bivilpenfion bon 1988 ME. in den Ruheſtand verfetst, 5 
bezieht er neben dieſer noch die volle Militärrente mit 216 ME; denn beide Beträge 
1968 + 216 = 2184 Mt.) zuſammen genommen erreihen noch nicht den Höchſtpenſions⸗ 
etrag feiner Sielung (alt Mt.). 

3. Wird dieſer Militärrentenenpfänger als Söniglicher Förſter mit 1710 ME. Zivil 
penfion penfiontert, fo tft das günftigere für ihn, wenn er neben dieſer noch don feiner 
jährlichen Militärrente don 216 Di. — 168 ME. bezieht, um den Höhſtpenſionsbetrag 
von 1878 ME. zu erreichen. Wird er aber nılt 1857 Dit. penfiontert, fo it die Unmwendung 
der zweiten Beiinmung bes 8 36, 4, wonach er ben Betrag don 2000 ME. zu erreichen 
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ſucht, für ihn günſtiger. Er würde alfo neben der Zipilpenfion von 1857 DIE. noch bie 
nad 8 36, 3b nicht ruhende Nente don 72 ME. (Beifpiel zu Anm. 8) erhalten, denn mit 
dieſen (1857 + 72 = 1929) erreicht er noch nicht den Betrag don 2000 DIE. 

3. Diefer Militärrentenenipfänger tft im Gemeindebient angeitellt, und der erreichbare 
Höchſtbetrag feiner Stellung würde 1960 ME. betragen. Wird er mit 1800 ME. Bivil- 
enfion penfioniert, fo tft das günftigere für ihn, wenn er neben diefer noch von feiner 
ährlichen Militärrente bon 216 Mt. — 160 ME. bezieht, um den Hödjitpenfionsbetrag von 
1960 ME. zu erreihen. Wird er aber mit 1940 DIE. penfloniert, fo iit die Anwendung 
der zweiten Beitimmung des 8 36, 4, wonach er den Betrug don 2000 ME. zu erreichen 
fudt, für ihn günftiger. Er würde alfo neben ber Bivilpenfion von 1940 ME. noch jährlid 
60 Mt. aus der nad 8 36, 3b nicht ruhenden Rente don 72 ME. (Beifpiel zu Anm. 2) 
erhalten, denn bamit erreicht er erit den Betrag von 2000 ME. 

8 38. Tritt dag Erlöfchen oder das Ruhen bed Nechte auf den Bezug ber 
Berforgungsgebührniffe gemäß 8 36 Nr. 1, 2, 4 im Laufe eines Monat3 ein, fo 
wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeftellt; tritt e8 am erſten Tage 
eines Monats ein, fo hört die Zahlung mit dem Beginn bes Dionats auf. 

Das Ruhen des ehten auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe gemäß $ 36 
Nr. 3 beginnt mit dem Ublaufe von ſechs Monaten, vom eriten Tage de3 Monats 
der Unftellung oder Beichäftigung an gerechnet. | 

Lebt das Hecht ag den Bezug der werjorgungagebührmife nah dem 8 36 
wieder auf, jo hebt die Zahlung mit dem Beginne des Monats an. 


8 39. Anſpruch der Hinterbliebenen. 

Hinterläßt ein Rentenempfänger eine Witwe oder eheliche oder legitimierte Ab⸗ 
kömmlinge, fo werden für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate (Gnaden⸗ 
vierteljahr) noch diejenigen Verjorgungsgebührnifje gezahlt, welche dem Verſtorbenen 
nach dieſem Geſetze zu zahlen geweſen wären. Die Berforgungsgebührnijie werden 
im voraus in einer Summe gezahlt.‘ 

Die: Bahlung kann mit Benehmigung der anweiſenden Behörden? aud dann 
erfolgen, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufiteigenden Linie, Geſchwiſter, 
Geſchwiſterkinder oder Pflegelinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend gewejen 
ift, in Beblirftigkeit, oder wenn und foweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koften 
der lebten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 

2 Auf Grund des Abſatz 1 Ift Hei dem Tode eines im Zivildienſt angeitellten Invaliden 
oder Nentenempfängers den Hinterbliebenen neben dem aus ber Bivilftelle etwa zahlbaren 
Snadengebalte von der zuerfannten SInpaltdenpenfion oder Rente nur der nach 8 36 Nr. 3 
fich ergebende Betrag zu zahlen; ebenfo fteht den Hinterblichenen eines aus dem Zivil 
dienfte mit einer Bipilpenfion ausgefchiedenen Invaliden oder Nentenempfängerd neben 
der aus der Zivilſtelle etwa zahlbaren Gnadenpenfion nur ber nah 8 36 Nr. 4 fi 
ergebende Renten⸗bzw. Tinpalidenpenfionsbetrag zu. Dagegen ift den Hinterbliebenen 
für diejenigen Monate des Gnadendierteljahres, für welche Gnadengehalt oder Gnaden⸗ 
penfion au8 einer Binilftelle nicht gewährt wird, der volle Betrag ber zuerkannten Invaliden⸗ 
penfion oder Rente zu. zahlen (Begründung). 

2 Die Anweiſung der verforgungsgeoüheniffe für das Gnadendierteljahr erfolgt durch 
bie Penfionsregelungsbehörden (dtegierungen). 

8 40, — — — Die Verftümmelungszulage, die Kriegszulage und die Alters» 
Anlage bleiben bei der Beranlagung zu den Steuern und anderen öffentlichen 

bgaben jeder Art außer Anſatz. 

45, 47. Für die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus dem aftiven 
Militärdienft entlafjenen Perfonen bleiben bie bisherigen Geſetzesvorſchriften inſoweit 
in Kraft, als die ihnen hiernach zuftehende Verjorgung fich Hr fie günftiger ftellt. 

10, Oftmartenzulagen. 
a) Mittlere, Kanzlei- und Unterbeamte. 

Die Grundfähe, welche für die Gewährung der Zulagen maßgebend fein follen, 
find folgende: 

1. Etatsmäßig angeftellte mittlere, Kanzlei» und Unterbeante, welche in ber 
Provinz Pofen oder in der Provinz Weftpreugen, mit Ausichluß der Kreiſe Danzig 
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Stadt und Niederung, Elbing Stadt und Land und Marienburg, fünf Jahre Yang 
ununterbrochen dienſtlich tätig gemeen find, erhalten für die fernere Dauer ihrer 
amtlichen Tätigkeit in diefen Landesteilen eine widerrufliche, nicht penfionsfähige 
Bulage von 10 Prozent ihres jeweiligen Gehaltes (ausſchließlich des Wohnungsgeld- 
zuſchuſſes). Für die Kreis⸗ und Örenztierärzte beträgt die Zulage bis zur ander- 
weiten Gehaltsregulierung diefer Beamten jährlich 300 ME. 

2. Die unter 1 bezeichnete fünfjährige Wartezeit wird nog vollen Kalender⸗ 
quartalen berechnet, die —* vierteljährlich gezahlt. Auf die Wartezeit kommt die 
geit der diätarifchen Beichäftigung, nicht aber die Vorbereitungzeit, in Unrechnung. 

nterbrechungen der diätarifchen Beichäftigung in den mit der Zulage bedachten 
Zandesteilen, welche durch vorübergehende Beichäftigung in den von der Zulage aus⸗ 
geichlofjenen Teilen der Provinz Weftpreußen bis zur Dauer eines Jahres: herbei- 
geführt werden, fommen auf die Wartezeit zur Unrechnung. Im übrigen bleibt vor: 
ehalten, zur Vermeidung von Härten bei vorübergehenden Unterbrechungen der 
Dienftzeit in den mit der Zulage bedachten Landesteilen die vor der Unterbrechung 
zurückgelegte Dienftzeit in Unrechnung zu bringen. 

3. Die Zulage erhalten auch Beamte, die fich im Genuſſe einer Dienftwohnung 
befinden. (Begründung zum Etat für 1904.) | 

4. Die Bulage wird nur bei treuer Pflichterfüllung und völli bereich igenbem 
dienftlichen und außerdienftlichen Verhalten gewährt und bei Fortfall diefer Voraus⸗ 
fegungen entzogen. 

5. Diejenigen Beamten, welche zur Beit ihrer Verſetzung in den Ruheſtand fi 
im Genuſſe der Zulage befunden haben, oder für welche der Bezug der Zulage na 
der Beftimmung unter Nr. 3 gerubt bat, erhalten, folange fie ren Wohnſitz in den 
unter 1 befchriebenen Landesteilen nehmen, eine widerrufliche Bulage zur Benfion, 
welche jo berechnet wird, als ob die Sehaltäzulage einen Teil des penjiongfähigen 
Dienfteintommend gebildet Hätte. 

— Wenn und foweit der Bezug einer zu gewahrenden fortlaufenden, im voraus zahl 
baren Oftmurkenzulage da8 Ruhen einer Zivil» oder Militärpenfion zur Folge Hat, fällt 
die fortlaufende Zulage fort. &8 können aber an Stelle und in Höhe der fortgefallenen 
laufenden Bulage bei Erjüllung ber für ihre Gewährung fonft erforderlichen Voraus» 
fegungen aus demfelden Fonds einmalige, nachträglich nad Urt von Remunerationen 
anı Jahresſchluß zahlbare Zutas en gewährt werden. Die Bewilligung dieſer einmaligen 

ulagen wird bdenfelben Behörden übertragen, welchen die Anweiſung. der laufenden 
en obliegt. (Staatsmin.⸗Beſchl. Berl. Neueſte Nachr.) — 


b) Höhere Beamte. 


Den höheren Beamten werden feine Gehaltszulagen, Ionbern nur Erziehungs» 
beihilfen für die Erziehung der Kinder gewährt; namentlich in den Fällen, in welchen 
fie ihre Kinder auf auswärtige Schulen ſchicken müffen. 


HE. Sefoldung der etatsmäßigen Forftſchuzbeamten. 


a) Gehalt. 
1. Die Revierförfter und Förſter (mıit und ohne Revier) beziehen bom 1. 4. 1907 ab 
-ein Gehalt von japrtich 1400 bis 2100 ME., zahlbar vierteljährlich im voraus. 
Die Sehaltsgulagen find nur nach Maßgabe der Dienftalteräftufen zu gewähren, 
und zwar fo, daß fie mit dem Unfangsgehalt von jährlich 1400 ME. angejtellt werden, 
nad 3 jähriger Dienftzeit in ein Gehalt von jährlich 1500 Mk., 
nah 6jähriger Dienitzeit in ein Gehalt bon Hehe 1600 ME, 
nad) jähriger Dienstzeit In ein Gehalt von jährlich 1700 ME., 
nad) 12 jähriger Dienftzeit in ein —2 don jährlich 1800 Mk., 
nad) 15jähriger Dienſtzeit in ein Gehalt von jährlid 1900 ME, 
nad) 18jähriger Dienftzelt In ein Gehalt von jährlich 2000 Mf. und 
nach 21jähriger Dienftzeit in das Höchitgehalt von jährlich 2100 ME. einrüden. 


2. gu Sörftern ohne Nevier ernannten Schreibgebtifen iſt, ſoweit fie Feine freie Station 
erhalten, das etatsmäßige Gehalt und bie Mietsentfchädigung neben ent aus dur Dienſt⸗ 
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aufmandsentihäbigung des Revierverwalters zu zahlenden Betrage bon 6 ME. monatlich, 
— ſoweit fie dagegen freie Station erhalten, Teine Mietsentichäbigung, fondern nur das 
Gehalt zu zahlen und auf lebteres der auf bie freie Station entfallende Betrag von 24 ME. 
nıonatlich anzurechnen. 

Den Revbierverwaltern, welche ihren zum Förſter ohne Mebier ernannten Schreib: 
gehilfen feine freie Station gewähren, ift der Betrag von 30 ME. monatli an der Dienft- 
en zu Türzen; biervon find 24 ME. als erfpart zu berrechnen und 
6 ME. den Yörfter ohne Revier zu gabien. Den Revierverwaltern, mweldde ihrem zum 
Hörfter ohne Revier ernannten Schreidgehilfen freie Station gewähren, wirb ber Betrag 
von 24 Mt. moi an der Dienſtaufwandsentſchädigung gefürzt und als eripart 
verrechnet, der gleihe Betrag aber aus dem Förſtergehalt erftattet. 

Alle aus der Dienſtaufwandsentſchädigung des Revierverwalters dem Schreibgehilfen 
ebührenden Bablungen find ihm — der allgemeinen Berfügung vom 9. Oktober 1901 
r. 25 entſprechend — dur die Forſtkaſſe auszuzahlen. (Vgl M. L. v. 22. 12, 1902, 

Jahrb. B. 1903 ©. 59. 
3. Neben dem Bebalt (Ziff. I) beziehen penſionsfähige Zulagen: 
bie Aevierförher jährlich je 450 ME. und ber eine wirkliche Hegemeiſter jährlid) 


4. Die Meifter der Rebenbetriebsanftalten beziehen vom 1. 4. 1907 ab ein Gehalt von 
jährlich 1400 bi8 1800 ME, zahlbar vierteljährlih im voraus. Die Gehaltszulagen, nad) 
Maßgabe der Dienftaltersitufen geregelt, find fteigend bon 3 zu 3 Sahren: 1400 ME. 
(Dindeftgehalt) 1460, 1520, 1580, 1640, 1700, 1750 und 1800 ME. 

5. Die volldeihäftigten Waldwärter und Wärter der Nebenbetriebsanftalien erbalten 
jährlid) 700 bis 1000 Mt. Gehalt. innerhalb diefer Grenzen wird das Gehalt für jede 
Würterftele nad dem Untfange der Dienitgeihäfte und ber Tonftigen in Betracht 
kommenden Verhältniſſe feftgefegt. Eine Negelung bes Gehaltes nach Dienitalterzftufen 
findet nicht Statt. 

Die früheren nebenamtliden Walbmwärterfielen find als foldde mit dem 
1. 4. 1890 aufgelöft. Bon dieſem Zeitpunkte ab erhalten bie nebenamtlich beſchäftigten 
Waldwärter und Wärter der Nebenbetriebsanitalten an Stelle der früheren Be 
joldung (Gehalt und Stellenaulage) eine monatlich im boraus zahldare diätarifhe Re 
muneration aus den orftbilfsauffeherfonds. 

Die Höhe diefer Remuneration (36 bis 350 ME. jähelich richtet fi) nach dem Um⸗ 
fange der zu erledigenden Dienitgefchäfte und wird in jeven alle befonders Kt 

Die Waldwärter der früheren Jägerllaſſe A erhalten mit Rückſicht darauf, daß fie 
unter ber Ungunft der früheren Beſtimmungen feinerzeit in Staatsforftdienfte nur auf Wald» 
twärterjtellen angeftellt werden Tonnten, während fie vielleicht zu Förſterſtellen hätten 
gelangen fönnen, wenn damals die jegigen günjftigeren Vorfchriften maßgebend geivefen 
wären, bon 1. 4. 1399 ab ein Mindejteintommen von 1100 ME, und zwar 900 ME 
penfionsfähiges Gehalt und 200 ME. nicht penfionsfähige Stellenzulage. 

Bei Beförderungen biefer Beaniten in befjer befoldete Stellen (Meifterftellen bei den 
Nebenbetriebsanftalten ufm.) kommen diefe Nebenzulagen In Abgang. Bei etwaiger Ber- 
ſetzung auf andere Walbwärterjtellen dürfen diefe Beantten in ihren Gefanttbezüigen (Gehalt 
und Stellenzulage) nicht gekürzt werden. (M. L. v. 29. 5. 1899 — 7780. 


6. Berwenbung ber Etellenbezüge bei kommiſſariſcher Berwaltung erlebigter Forſtdienſtſtellen. 


Dur das Geſetz vom 11. 5. 1898, betreffend den Staatshaushalt (G. S. ©. 77), 
ift eine Anderung ber bezüglichen Beftimmungen nicht eh und kann den kommiſſariſchen 
Berwaltern erledigter FForftdienftitellen die Dienitwohnung der Stelle unentgeltlich 
überlaffen werden. 

Außer der freien Dienftwohnung gehören bie Mietsentfchäbigung, das freie Brenn 
material, die hierfür etwa gewährte Geldentichädigung und die GStellenzulage der Sort 
beanıten zu ben Bejoldungen und fonftigen Dieniteinkünften, die bei der Tommiffariichen 
Berwaltung einer Stelle nad $ 23 des erwähnten Geſetzes verwendet werben bürfen 
(vgl. Atunderlaß v. 10.1.1899, I A. 6655, II 66, III 18762, u. v. 15. 6. 1901, I Aa 3732, 
It 5641, III 9440 II). Es bürfen aber die Tommiflarifchen Verwalter erledigter Foͤrſter⸗ 
ftellen, deren Stellenzulage nad den Normalplan gekürt werden foll, nur den niedrigeren 
normalplanmäßigen Sat erhalten. Nr. 8 Abſ. 1 ber den Pörfterbefoldungsplänen 
bon! Jahre 1899 borgebefteten allgemeinen Beſtimmungen wird in diefer Beziehung 
ergänzt. 

Über die Verwendung der Befoldungserfparniffe bei Oberförfterftellen behalte ich mir 
die Beſtimmung vor. Bezüglich aller übrigen Stellen ber örtlichen Soritpermallung bleibt 
fie den Regierungen Aberlaffen. (M. L. v. 9. 8. 1904 — III 1034 — J. B. 36 ©. 234.) 
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b) Wohnungsgeldzuſchuß bzw. Mietsentſchaͤdigung. 


1. Revierförſter, Forſter, Forſter ohne Revier und Meiſter an den Neben— 
betriebsanſtalten erhalten freie Dienftmwohnung oder für fehlende Dienſtwohnung 
Bis zu 300 ME Mietsentfcehädigung und find daher nach 5 4 des Welches v. 12. 5. 1873, 
betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staat» 
beamten, von dem Bezuge des Wohnungsgeldzuſchuſſes ausgefchloffen. 


2. Bewilligung von Mieisentſchädigungen. 


Die Königlichen Regierungen Zönnen die MietSentfhädigungen Innerhalb der durch 

den Staatshaushaltsetat feitgejeuten Höchſtſätze bon gegenwärtig jährlich bis zu: 
1200 ME. für Oberförfter und 
30 „  „ RRevierförfter, Yörfter und Dkeifter 

ſelbſtändig bewilligen. 

Für (unberdeirutete) Hörfter ohne Revier, welche für Miete und Belöftigung einen 

fetten Geſamtentgelt zahlen, ift die Höhe des lebteren anzugeben und ber davon auf die 

iete zu rechnende Tell, bebufs entiprechenber eneffung er Mietsentihädigung, gut- 
achtlich zu veran ee Den als Schreidgehilfen der Revierverwalter tätigen Forſtern 
ohne Revier, welche freie Station erhalten, dürfen Mietsentfchädigungen nicht gezahlt 
werden. (Erlaß vd. 22. 12. 1902 — 14 917. 

Als Grundſatz ift feftzuhalten, daß die Mietsentfchäbigungen innerhalb der vor⸗ 
ftehenden Süße nur in Höhe der wirklich gezahlten Mietsbeträge iind bei Benutzung bon 
Wohnungen in eigenen en nad) den ortsübliden Mietswerten benieffen werden, 
forte dag denjenigen Forſtbeamten, welche keinen eigenen Hausftand führen, fondern für 
Bohne und Belöftigung einen teften Geſanitentgelt zahlen, nur in Höhe des auf die 
Wohnung entfallenden Teilbetrage8 Diefes Entgelt eine Mietsentſchädigung zu zahlen ift. 

Eine Mietsentihädigung darf nur für die MietSwohnung nebſt Zubehör (Stallung, 

olzſchuppen) gewährt werden, nicht aber auch für fonitige mit derjelben berbundene 
ugungen (wie beifpielsweife die Benugung von Garten, Uder, Wieje, don Gase, Waſſer⸗ 
und elektrifchen Zeitungen) und nit für abbvermietete Räume uſw. Sch miache der 
Koöniglichen Regierung daher zur Pflicht, vor der Anweiſung einer Mietsentſchädigung in 
gm Tale genau Felttteilen zu laſſen, daß in den zu entichädigenden Mietöpreifen Teine 
eträge für Derartige Nutzungen enthalten find. 

a ben Bewilligungsverfügungen ift jedesmal zum Wusdrud zu bringen, Daß die 
Bewilligung auf das nachgewieſene Mietsverhältnis ſich gründet und nur für bie Beit des 
unveränderten Fortbeſtehens desjelben gilt und zum Empfange der Mietsentjchädigung 
dereditigt. Dem Stelleninhaber ift demgemaß unter Bufertigung einer Abſchrift der Be⸗ 
boilligungeberfügung ur Pflicht zu machen, bon jeder Änderung bes Mietsverhältniffes 
feiner dorgejetten ehörbe ofort Anzeige zu eritatten. 

Es iſt felbftveritändlich, daß auch die direkten Vorgeſetzten bes Mietsentihädigungs- 
Empfängers verpflichtet find, von vorkommenden und zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Anderungen des DiietSverhältniffes der Königlihen Wegierung alsbald näeige zu 
machen, wenn ber Empfänger ber Entfhäbigung die Anzeige verjäunt haben follte. 

Bu ben Rechnungen ſind Beicheinigungen, welche für Oberförfter durch bie Ba 
infpektionsbeanten und für die Übrigen Forſtbeamten durch die Revierverwalter aufzuitellen 
find, darüber beizubringen, daß die gezahlten Mietdentjchädigungen bie dor der wirklich 
gegahlten Mohnungsmieten bzw. (bei Wohnungen in eigenen Häufern ulm.) die orts⸗ 

blichen Mietswerte nicht überiteigen. Un Stelle der Beicheinigung des Forſtinſpektions⸗ 
Deantten Tann bie fchriftliche Verficherung des Revlerverwalters treten, daß in dem Mietö- 
verhältniffe, welches ber Bewilligung der Mietsentfchädigung zugrunde gelegen bat, eine 
Anderung bis zum Schluffe des abgelaufenen Gtatsjahres oder bis gen Wegfall der 
Diietsentichädigung nicht eingetreten ift. (M. L. v. 7.2.1905 — III 1281 —, M. BL. f. X. ©. 70.) 

3. Raldwärter, weiche voll befoldet find, erhalten, falls ihnen eine Dienſtwohnun 
nicht gemährt wird, den Wohnungsgeldzuſchuß, und givar nad) den Säten der Abteilung 
des ai — „Unterbeamte” — 270 bis 108 ME. jährlich, je nach der Servisklaſſe. (E. 2. 
v. 20. 5. 1873. 

Die Rlaftififation der Orte nach ben verfchtedenen Servisklaſſen iſt feitgelett 
durch das Belek vom 6. 7. 1904. (R. &. Bl. ©. 272.) 

In ben meiften Fällen wird für die Walbwärter der Sat ber IV. Servisklaſſe — 
108 Mt. — welcher bie Orte des platten Landes unıfaßt, in Anwendung kommen. 

4. Bet Demeliung ber Benfton wird der Durchſchnittsſatz des WohnungS- 
geldaufchuffes für die Servistlaffen I His IV in Anrechnung gebracht. Diefer Sat gilt 
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auch für diejenigen Beamten, welche eine Dienftwohnung bzw. eine DiietSentjchädigun 
erhalten. (8 6 des Geſ. v. 12. 5. 1873, abgeänd. d. Gef. v. 15. 4. 1903, G. ©. ©. 121. 
Der penfionsfähige Durchſchnittsſatz berechnet fih bei den Revierförſtern, 
gegemeiltern und FZörftern auf 327 ME. und den Meiftern bei den forftlidhen 

ebenbetriedsanftalten und volldefhäftigten Waldwärtern auf 189 ME. 
5. Nietsentfchädigung und Wohnungsgeldzufguß find vierteljährlich im voraus zahlbar. 


c) Stellenzulage. 


1. Die Stellenzulagen werden im Intereſſe bes Dienftes zur Vermeidung ber Nady 
teile häufigen Perſonalwechſels und zur Ausgleihung für folde Hörfterftellen gewährt, 
welche ungünftigere Berbältniffe haben al3 die Mehrzahl der anderen Stellen be3felben 
Negierungsbezirtes. Es Tonnen hierbei befonders in Betracht: Beichaffenheit und Lage 
der Wohnung, namentlich in Beziehung auf den Schulunterricht der Finder, Befchaffung 
der gewöhnlichen Lebensbedürfniffe, Entfernung von Arzt und Apotheke, Unwirtſamkeit 
und Rauheit der Unigegend, bejondere Erſchwerung bei Beichaffung des Wafjerbedarfes, 
Deichaffenheit der Dienjtländereinugung, außergewöhnliche lofale Höhe der allgemeinen 
Preisverhältniffe für Brotkorn, Kartoffeln, Tages und Gefindelohn, die Schwierigfeit ber 
gertiausperbältuifie parzellierte Lage des Schutzbezirkes, Umfang und Schwierigkeit bes 

etriebes und große Wichtigleit eines Schutzbezirkes, wodurch außergewöhnliche Anftrengun 
borzügliche Antelligenz und bewährte Zuperläffigfeit des Stelleninhabers gefordert wird. 
(F. M. v. 16. 6. 1875, Schl. I ©. 140. 
Er Die Stellenzulagen find nicht penfionsfähig, fie werden gemährt in Höhe von 50 bis 


Den volldefchäftigten Waldwärtern können gleiche Beträge an Stellenzulagen gewährt 
werben wie den Foͤrſtern. 
8. Die Stellenzulage ift bierteljährlih im voraus zahlbar. 


d) Dienflaufwandsentihädigung. 
1. Die Nevdierförfter, Hegemeifter und Förſter mit Revier erhalten eine Dienſt⸗ 
aufwandsentfhädigung. 

Die Dienftaufwandsentfhädigung, welde jeder Stelle mit mindeſtens 50 ME. in 
Adftufungen von je 50 ME. bis zum Höchſtbetrage von 300 ME. — alfo in ſechs Stufen 
von 50, 100, 150, 200, 250 und 300 Mi. — gewährt werben foll, tft dazu beſtimmt, die 
genannten Beanten für dene Urt des Dienftaujwandes, insbeſondere auch für Ausrüftung 
und Abnukung der Waffen und Kleider uſw., foweit der Koftenaufmand nicht ſchon bisher 
gum Teil aus Nebeneinkünften der Stellen gededt werden konnte, ſchadlos zu Halten. 

ei der Aufitellung der Vorſchlags⸗Nachweiſung find daher die in meinen Erlafje dom 
10. März d. 38. (Ir. 3022) gegebenen Gelichtöpunfte.genau zu beachten. Soweit bie auf 
Grund dieſes Sriafies eingereichten Vorfchläge zu Bedenken Anlaß gegeben haben, wird 
dies am Schluffe diefer Verfügung zum Ausdrud gebracht werden; es bleibt aber nud) 
dent Ermeſſen der Königlichen dtegierung überlaffen, eine erneute Prüfung, gegebenenfalls 
Berichtigung der früheren Einzelvorſchlaͤge, eintreten zu laffen. Auch bedarf es Taum der 
ausdrüdlichen ee daß die ſechs Abſtufungen der rar area Fra 
nur für die ſehr berjhiebenartigen Berbältniffe der Geſamt⸗Monarchie gegeben find, da 
aber keineswegs In jedem Regierungbüegirte jede Stufe vertreten zu jein braucht. Es find 
alfo auch die Höchften und die niedrigiten Stufen nur für ſolche Stellen in Ausficht zu 
nehmen, deren Berhältniffe allgemein und nicht bloß im Vergleich mit anderen Stellen 
arg Regierungsbegirkes beſonders ſchwierig und ungünſtig oder beſonders leicht und 
günſtig ſind. 
ne lege in erfter Neihe Wert darauf, daß die Verteilung des verfügbaren Betrages 
überall nad) gleihmäßig gerechten Grundſätzen erfolgt, daß insbeſondere für benachbarte 
Dberfdritereien, auch wenn fie verfchiedenen Korttnipeftionäbegitfen angehören, eine 
gleichmäßige Beurteilung aller beteiligten Stellen Pla greift, damit Unterjchiede bei 
gleichwertigen Stellen, ſoweit folde nicht durch den Umfang der Dienitgefchäfte uſw. 
gerechtfertigt ericheinen, auf ale Fälle vermieden werden und die Beamten eines 
eviers fich nicht gegenüber den Beamten der angrenzenden Oberförftereien benach« 
teiligt fühlen können. 

Die Revierföriterr und Förſterſtellen find gleichmäßig zu behandeln; eine borgugd- 
weife Berädfihtigung der Revierförſter Hat alfo nicht jtattzufinden, da diefe für Die 
Beforgung der Hevierförftergefchäfte ſchon jetzt durch die peufionsfähigen Revierförſter⸗ 
zulagen entjhädigt werden. (M. 2. v. 31. 12. 1902 — III 14062.) 
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2. Bahlung ber Dienftaufwandsentihäbigung 
während be3 Gnadenquartals bei Vertretungen in Srankheitsfällen 
und während der Amtsſuspenſion. 


Kür die Entfcheldung der Frage, ob und inmwiemweit bei Todesfällen bon Revier⸗ 
förftern und Förſtern die Dienftaufwandsentihädigung an die Hinterbliebenen bes Vers 
ftorbenen oder an den bienftlihen Vertreter desfelben zu zahlen fft, ift die Beftinnmung 
zu Nr. 7 des Runderlaſſes vom 6. Mai 1881 maßgebend. 

Sn folden Fällen, in denen dem mit der Wahrnehmung bes Dienites mährend bes 
Gnadenquartals deauftragten Beamten aus diefem Anlafje nachweisbar befondere Unkoften 
entjteben und eine Eini ung zwiſchen den Hinterbliebenen und dem Stellvertreter nicht 
erzielt fein follte, hat die Stönigliche Regierung darüber Entfcheidung au treffen, welche 
Koften für dienftliche Aufwendungen dem Stellvertreter aus der BDienftaufwandbsent- 
ſchädigung zu eritatten find. 

ür den Sterbemonat ift bie Dienftaufwandsentfhäbigung in allen Fällen den 
Hinterbliebenen zu belafien ober, ri die Zahlung noch nicht fatigefunden bat, zu Baden 

Bei Vertretungen in Krankheusfällen finden bie vorftehenden Beftimmungen finn- 
gemäße Anwendung (M. L. v. 17. 6. 1903 — III 6875.) 

Der vorjtehende Erlaß bat auch bei vorläufigen Dienftentpebungen bon Nevierförftern 
und Föritern finngemäße Anwendung zu finden. (M. L. v. 16.1.1904 — III 291.) 


8. Bablung ber Dienftaufwandsentfgädigungen. 


Die en oa un en find in monatliden Raten im voraus zahlbar, 
und bat demgemäß in der Regel auch allmonatlich die Abhebung zu erfolgen. 
Die Pfennigbruchteile find in folgender Weife abzuheben: 


dei jährlichen: im 
Dienftaufmand I. I. IH. 
von ME Duartalömonat mit 

50 Mt 417 1 , 
100 „ 833 8,34 8,33 
150 „ 1250 12,50 12,50 
200 „ 16,67 16,66 16,67 
250 ”„ 20,83 20,84 20,83 
300 „ 25,00 25,00 25,00 


e) Andere Zulagen. 


Die Rebierföriter und Yörfter fönnen ee bi8 zu 180 ME. Pferdehaltungs⸗ unb 
bis zu 100 ME. Kahnunterhaltungszulagen erhalten, zahlbar in monatlichen Raten im 
voraus. (M. Erl. d 6. 5. 1881. 

Die Meifter und Wärter bei den Nebenbetrtedsanftalten und die vonDejhäftigten 
MWaldmärter erhalten jährlich einen Dienfilleidungszufhuß von 30 ME, aebibar n diertels 
jährlichen Haten von 7,50 ME. im voraus. (M. L. v. 25. 9. 1907 — 3691.) 

Diefe Zulagen find nicht penfionsfäbig. 

üver bie Oſtmarkenzulage fiehe L, 10 d. Abſchn. 


f) Form und Inhalt der Quittungen. 


1. Zwecks Abhebung fämtlicher an einent Tage fälligen baren Bezüge bedarf e8 ber 
Ausftelung nur einer Quittung. In berjelben find die Bezüge einzeln in ber Reihen» 
folge der Ausgabetitel aufzuführen. (F. M. v. 10. 11. 1873.) Bgl. Belfpiele 1 und 2. 

über bie Meibenfolge er in Betracht kommenden Ausgabetitel fiehe die Anlage 4 
u Abſch. TI d. W. 

⸗ 2" Anjährlich Hei Erhebung der letzten Rate ift eine Jahres (Haupt ulttun über die 
im Qaufe deas Rechnungs⸗Etats⸗Jahres erhobenen Beträge auszuſtellen. Vgl. Beifpiel 3. 

Hauptquittungen find ferner auszuftellen und an diejenige Kaffe abzugeben, von 
welcher die Bezüge bisher erhoben find, jobald in Laufe des Rechnungsjahres: 

eine Verſetzung nad) einer anderen Oberförjterei oder 
die Berfehung in den Ruheſtand erfolgt. Vgl. Beifpiel 4. 

3. Nachdem die Beit vom 1. Upril des einen bis 31. März des anderen Jahres 

jexton u demjenigen Jahre als Etatsjahr bezeichnet werden foll, in welches der größere 

cil der Periode fallt, find auch die Kahresquittungen dementſprechend auszuſtellen. So 

3. B. haben diefelden für das Jahr vom 1. April 1899 bis 31. März 1900 zu lauten auf das 
„Statsjahr 1899”. 
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pn geiger Weiſe ift bei vierteljährlider Abhebung ber Bezüge zu verfahren, wenn 
ftatt der Angabe der Monate Quartalsbezeichnung gewählt wird. 

Sn dieſem Falle iſt 3. DB. die Beit: 

dom 1. Oktober bis 31. Dezeniber 1899 als „3. Quartal” und 
»„ 1. Sanuar „ 31. März 1900 „ „4. ” 
des Etatsjahres 1899 zu bezeichnen. 
4. Rafuren machen die Quittung ungültig. Korrekturen find forgfältig zu vermeiden. 
eind folhe nicht zu umgehen gewefen, fo muß der Wusfteller diefelben ausdrücklich ans 
ennen. 
S. Bu den Qulttungen find nit Quartblätter, fondern halbe Bogen zu bertvenden. 
@röße 21/33 cm. 

6. Abzüge don ber Befoldung — Dienftlandsnubungsgeld, Brandverſicherungs beitrag 
eh, Behaltsporfguß-Erftattung ufw. — finden in Terte ber Quittung Teine Er 
wähnung. 

7. Wegen Bablung ber Dienfteinfommensbezüge durch die Volt, ohne Erteilung von 
Bierteljahress oder Monatsquittungen, fiehe I Bc d. Abfchn. 


‘ 


Beiſpiele: 
1. Gierteljahresquittung.) 
en Bf —* ſterzul Mr: | des Gtats 
„ . dtedierföritergulage, . ⸗ 
5 „ Stellenzulage, L Biertel jahres 
25 ,„ Dienſtaufwands⸗ \ Monat 1907 
entſchadigung April 


= 662 Mt. 50 Pf: 


buchſtaͤblich: Sechshundertzweiundſechzig Marl 50 Bf. Habe ih aus der Staatskaſſe 
gezahlt erhalten. 
Bruch, den 1. April 1907. 
Der Nevierföriter. 
Nikolai. 


2. (Jahresquittung gun 1. Marz zur Abhebung der letzten Hate der Dienſt— 
aufwandsentfhädigung.) 
1500 ME. Gehalt, 
200 „ nicht penfionsfähige Stellenzulage, 
150 „ Bienftaufmandsentichädigung, 
200 „ Mietsentichädigung, 
82 „ Bergütung für freies Brennholz 


= 2132 ME. 
Hucftäblich: Biweitaufendeinhundertzwelunddreißig Markt babe ich für das Etatsjahr 1906 
aus der Staatskaſſe gezahlt erhalten. his 9 je 
Gruͤtzow, den 1. März 1907. 
Der Kegemeiiter. 


achs. 
Daß die gezahlte Mietsentſchädigung bie Höhe der wirklich gezahlten Wohnungsmiete 
nicht Aberſteigt, beſcheinigt 
Brieg, den 1. März 1907. 
Der Oberförfter. 
Pint. 


3. Gauptquittung aus Anlaß einer Verſetzung ufw.) 
750 ME. Gehalt, 
31 „ Wohnungsgeldzuſchuß, 
22 „ 50 Pf. Dienſtkleldungszuſchuß 
= 853 ME. 50 Pf. 
buchſtäblich: Achthundertdreiundbfünfzig Mark 50 Pf. habe ich für daS J. II. und III. Viertel 
des KEtatsjahres 1907 aus der Staatskaffe gezahlt erhalten. 
Babu, den 25. Dezember 1907. 
Der Waldiwärter. 
Honto. 
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EEE. Seſoldung der Forſthilfsaufſeher. 

1. Normalſätze für die Gewährung ber Tagegelder an Forſthilfsaufſeher (M. 2. v. 

30. 3. 1895 — D. J. B. 27 ©. 106 8 13. 4. r 37. 5. 108 Ei J. iin 28 ©. 124/25 

— u. 6. 5. 1898 — D. J. B. 30 ©. 263 —): 

A. für die im Befige des unbeichräntten Forſtverſorgungsſcheines ſich befindenden 
Forſtaufſeher: 

a) während der erſten beiden Jahre nach Erlangung bes Forſtver⸗ 


forgungsicheines monatlich . 8 ME. 
R im 3. und 4. Sabre monat - - - - 2 2 2 m nn nn. 4 „, 
c im 5 und 6. fahre monat -. . - > 2 2 2 2 2 2 220 „m 
un 
d) nach ben 6. Sabre monatih . . . . .. 10 „ 


B. für bie noch zu ben Üteferbejägern gehörenden Korfthilfsauffeber, wel e eine 
litärdienftzett zurückgelegt ba = vorn 9 ſornhilſauffeh ® 


10 Sabren und darüber, monat . - - > 2 2 2 2 2.2... 72 M. 

b) 7 bis 10 Jahren. . ... 66, 
und 

e) unter 7 Jahren. 60 _ 


_.. Be außergemdhnligher örtlicher Teuerung koönnen an einzelnen Orten bie vorſtehenden 
Süße joweit es die Königlihen Regierungen für unabweislih erachten, un 10 ME. für 
den Monat erhöht werben. 

Soweit Tagesfäte Kir die Befoldung bon Forfihilfgauffehern in Unwenbung kommen, 
wird der Tagesſatz auf den 30. Teil bes Monatsfates beftimmt. 

Die Unwendung bed Befolbun naher zu Aa bat nicht erſt vom erften Tage des 
auf die Sintragung in die Anwärterliſte folgenden Monats, fondern vom Tage ber Er- 
itang des Forſtverſorgungsſcheines ab zu erfolgen. (M. L. v. 2. 6. 1894, 
D. J. B. 20 ©. 177. 


Der Tag der Ausſtellung des a RR iſt nicht nur I bie eritnialige 
Beioldungsfe Hiehung. jondern auch für alle folgenden Erhöhungen maßgebend. (M. %. 
v. 25. 4. 1904 — 796.) 

Die im Befige des unbeichräntten Horftverforgungsicheines fich befindenden Forſt⸗ 
UfSauffeher, we Se nur zeitweife dom Xruppenteil beurlaubt find, find beging! der 
öhe der Diäten den von Xruppenteil bereit3 ausgeſchiedenen und zur dauernden Be⸗ 

180, D. N 8.28 0.128 Forſtverſorgungsberechtigten gleichzuftellen. (M. 2. v. 27. 5. 


"Sänt iche For thilfgau! jeher erhalten außer den Tagegeldern einen Dienftlleidungs- 
zuſchuß von M\ Tu 30 Mt, zahlbar mit den Tagegeldern in monatlien Teilbeträgen 


von 2 Mt. (M. L. v. 25. 3. 1907 — HI 3691.) 
2. Zahlung ber Tagegelder an bie zugleich als Schreibgehilfen eines Oberförſters beſchäftigten 
Forſthilfsaufſeher. 


Die Schreibgehilfen erhalten eine das io un 6 ME. monatlich 
überfteigende Befolding. Seyalten fie beim Oberförfter freie Station, fo kommt diefe mit 
30 Mt. auf bie nionatlidde Befoldung in Anrechnung. Wird einen Schreidgebilfen freie 
Station nicht gewährt, jo bat ihm der Oberföriter an Stelle ber freien Station eine 
Barvergätung von 30 ME. „ge gewähren. Diefe 30 ME. find dem Schreibgebilfen 
aus ber Dienftaufwandsentfhädigung bes pezjöritere bon der Forſtkaſſe unmittelbar zur 
zahlen. (M. 2. v. 9. 10. 1901, Jahrb. B. 34 ©. 7.) Über diefe t. Hat der Schreib» 
gebilfe der Forſtkaſſe Quittung zu erteilen. Bu 

Snfommeit bei Erfrantungen die einen: oe für feine Xätigleit al? 
Schreidgehilfe zuftehende Vergütung bon dem Überförfter ni —— wird, ſind die 
Regierungen ermächtigt, dem Betreffenden während der Dauer feiner Erkrankung die ihm 
nad feinem BDienftalter zuſtehende diätariſche Remuneration in boller Höhe aus der 
Staatsfaffe zahlen zu lafien. 

Ebenſo ift der Witwe eines als Schreißgehilfe beichäftigten Forſtaufſehers für den 
Gnadenmonat die dolle, en Ehemanne nad feinem Dienitalter zugeſtandene Biätnrijche 
Nemuneration aus ber Staatskaſſe zu gewähren. 

Dagegen verbleibt e8 in Faͤllen der Beurlaubung in Brivatangelegenheiten ober der 
Einberufung zu einer militärifhen Dienftleitung bei dent feitberigen Verfahren, wonach 
den zugleich als Schreibgehilfen tätigen Forſtaufſehern und Hilfsjägern für bie erjten 


\ 
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14 Tage bzw. bier Tage aus der Staatskaſſe nur diejenige Teil-Remuneration zu zahlen 
ift, welche fie in ihrer Doppelftellung bi8 dahin aus derjelben bezogen haben. (M. 2. v. 
20. 4. 1900, Jahrb. B. 32 ©. 234.) 


Den nadifolgenden Ausführungen find, foweit ein anderes nicht vernterkt, zugrunde 
gelegt die Beltininfungen der Min.Erlaffe v. 12. 2. 1867 (D. J. B. 1S. 7), 4. 8. 1870 
(D. 2.8.3 ©. 144) 28. 2. 1871 (8. J. B. 4 ©. 10), 29. 10. 1871 (ebenda ©. 102), 
12. 4. 1874 (8.2.8.7 ©. 8), 7. 5. 1875 (8. 3.8.8 ©. 294), 19. 6. 1875 (ebenda 
S. 284), 2. 1. 1883 (D. J. B. 15 ©. 92), 15. 10. 1886 (©. J. 8. 19 ©. 3), 19. 2. 
1887 (ebenda S. 79), 1. 6. 1888 (D. %. B. 20 ©. 164), 5. 3. 1887 (D. J. 2. 19 
©. 0 u. 14. 11. 1897. 

. Die Korfthilfsauffeber zerfallen in die Heiden Klaſſen der Forſtaufſeher 
und der „Hilfsjäger“. 

Die Forftauffeher beziehen ihre Tagegelder nad Monatsfähen — Plonatsdiäten — 
monatlid im boraus und die Hilfsjäger nad) Tagesfähen — Tagesdiäten — monatlid) 
nadträglih. Über die Grundfähe bei Ernennung ber Horithilfsauffeher g 
Sorftauffehern vgl. $ 21 der Beſtimm. über Ausbildg. dv. 1. 10. 1905, Abſch. I d. W. 

4. Dei Erlranfungen konnen den Sorfthilfsauffehern die beiwilligten Diäten vom 
Beginn der Krankheit ab bis zuß ſechs Monate mit Genehmigung der Königl. Regierung 
gezahr werden. Erſcheint die Zahlung der Diäten noch auf längere Zeit gerechtfertigt, 

ei körperlichen Berlegungen durch Holze oder Wilbdiebe, fo tft bie enefmigun des 
Minifter einzuholen. Bel böchitens drei Wochen dauernden Stranfbeiten find die Ober⸗ 
[oriter ermächtigt, die Quittungen der Syorjthilfsauffeher zu vifleren, ohne zur Fortzahlung 
er Diäten die Genehmigung der König. Negierung borher einzuholen. 

Sit die Krankheit durch Leichtfinn oder unmoralifchen Lebenswanbel felbft verſchuldet, 
fo ift die „ne ngahlın der Diäten nicht geitattet. 

5. Bei Beurlaubungen zur Wiederberftellung ber Geſundheit können die Diäten 
mit Genehmigung der Königl. Regierung bis auf längfiens fech8 Monate fortgezahlt werben. 

6. Bei Beurlaubungen In Privatangelegenheiten und bei Einberufungen 
au furzen militärifhen Übungen find den Horftaufiehern mit Monatsdiäten für 

ie en 14 Tage und ben Hilfsjägern mit Tagesdiäten für die erften vier Tage ihrer 
i 





Abweſenheit die Diäten ungefürzt fortzuzahlen. 

usfälle, weldhe Forſiaufſeher oder Hilfgjäger aus Anlaß ihrer Einberufung zu 
militärifchen Übungen erleiden, können im — ſoweit als nötig durch bon 
der engl Neglerung zu gewährende Unterftügungen ausgeglichen werden. 

7. Bei Einziehungen der Forſthilfsaufſeher zum Militärbienft inı Mobilmedhungsfalle 
regelt fich die Weitergewährung des Bivildienfteintommens nach ben Beitinnmungen de3 
2. Hufe des Ftaatsminiſteriume dv. 1. 6.1888. (VBgl. Nr. 56 zu „Beſoldung, Allgemeine 

eſtimmungen“. 

Das Zwildienſteinkommen wird danach nur den Forſtaufſehern, welche im Genuſſe 
einer fixierten diätariſchen Remuneratlon find, weitergewährt und nicht ben Hilfsjägern 
mit en Den als Schreibgehilfen bei Königlichen Oberförftern fungierenden 
Forſtaufſehern wurde während des Alb uge8 1870/71 nur der Betrag als Bivildienft- 
einkoninien aus ber Staatstaffe —28 welchen ſie bei der Mobilmachung aus der 
Staatskaſſe bezogen hatten. 
ESoweit hiernach den Forſtaufſehern, welche zugleich als Oberförfter-Schreibgehilfen 
en hatten, während ihrer Einberufung zur Armee weniger zuteil wurde ald den 

orſtaufſehern gleichen Dienftalters, welche ausichließlich beim oclticngbienite beichäftigt 
waren, wurde den Königlichen Regierungen e8 überlaffen, in Fällen dringenden Bebürfniffes 
eine billige Uusgleihung durch Gewährung entfprehender Unterftühungen herbeizuführen. 
— Diefe Beitimmung dürfte wohl auch noch zurzeit zu Recht beitehen. — 

8, Für bie Tage, an welchen „Tagegelber und Meifekoften” gewährt werben, 
tritt eine Kürzung der Befchäftigungsdiäten nur bei den Hilfsjägern bezüglich ihrer Tages⸗ 
dläten ein und nicht bei ben Forſtaufſehern mit Monatsdiäten. 

Für die Tage der Wahrnehmung ber Korftgerichtstermine werben ben Hilfsjägern 
die Beichäftigungsdiäten tweiter gewährt. | 


9. Gewährung von Kommiffionsbtäten. | 


Den nit etatsmäßig angeftellten, aber dauernd befchäftigten Beamten der Forſt⸗ 
verimaltung, die zur Crledigung eines befonderen Auftrages den ihnen. zugewieſenen 
Amtsſitz vorübergehend verlafien müffen, ohne abends dahin zurüdfehren zu können, find, 
abgejehen von den Tagen der Hin» und Rüuckreiſe, an denen fie die gefeglichen Reiſekoſten 
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und Tagegelder erhalten, für die Dauer dieſes Auftrages neben der fixierten Remuneration 
Kommiſſionsdiäten zu gewähren. 

Die Höhe derfelben beträgt bei ben. ggorftauffehern in den erſten ſechs Wochen 3 ME, 
in der fpäteren Beit 2 ME. 50 Pf. (M. X. v. 19. 3. 1902.) 


10. Berwendung von Forſtſchugbeamten bei deu Betriebsrenelungsarbeiten 
und bie ihnen dabei zu gewährenden Bergütungen. 


Damit die Betriebsregelungsarbeiten einen raſcheren Gertgang nehmen und zugleich 
woblfeiler als bisher ausgeführt werden können, beftimmie ich, deß fortan nach Moglichten 
alle bei dieſen Arbeiten vorkommenden Verrichtungen überwiegend mechaniſcher Urt, wie 
bie Holgnıaffen-YHufnahmen und ⸗Berechnungen, das Abſtecken von Einteilungs⸗ Abteilungs⸗ 
und Wegelinien, einfachere Vermeſſungen, Kartierungen und Flächenberechnungen, Schreib⸗ 

und Rechenarbeiten, unter Leitung und Verantwortung des bie Betriebsregelung aus⸗ 
hrenden Oberfoͤrſters oder Fo tafeffors befonder8 zu beauftragenden geeigneten Forſt⸗ 
ilfSauffehern und Yörftern ohne Revier unter Mitwirkung ber Schutzbeamten bes Revleres, 
oweit dieſe abkomnilich find und die erforderlichen Fähigkeiten befiten, Übertragen werben. 

Den in diefer Weiſe bei den Betriebsregelungen Verwendung findenden Forſthilfs⸗ 
auffehern find Tolgende erhöhte Tage» bzw. Monatsgelder zu gewähren: 

3 ME täglich DIS zum vollendeten fiebenten Dienftjabre, Ä 

3 Ar 20 * täglich nach vollendetem ſiebenten bis zum vollendeten zehnten Dienſt⸗ 
ahre un 

100 ME. monatlich nach dem vollendeten zehnten Dienſtjahre. 

Soweit die mit Betriebsregelungsarbeiten beſchäftigten Forſtaufſeher zum Bezuge von 
Kommiſſionstagegeldern berechtigt find, verbleibt es bei ben hierfür geltenden Beſtimmungen. 

Mit denjenigen en ohne Revier, die bei Betriebsregelungsarbeiten bejchäftigt 
werden und Anſpruch auf Tagegelder neben dem Wehalt haben, find vor Erteilung eines 
Auftrages zu Vermeſſungs⸗ um. Urbeiten Tagegelber in Höhe ber Kommtifionstagegelder 
der KHorftauffeher zu vereinbaren. (M. 2. v. 31. 3. 1906, M. Bl. f. 2. ©. 144.) 


411. Zahlungsweile. Die Zahlung der Tagegelder erfolgt bei der Revierforſtkaſſe gegen 

Borlage von Duittungen, welche auf die „Staat3taffe* lauten. 

te Gebührniffe der Forftauffeher (Monatsdiäten, Dienffleibunghau fu Brennholz. 
entihäbigung) find monatlih im voraus und die Gebührniffe der — Iföjäger (Tagegelder, 
Dienſtkleldungszuſchuß, Brennholzentſchädigung) find monatlich nachträglich zahlbar. 

Die Quittungen der letzteren muͤſſen vom vorgeſetzten Oberfoͤrſter beſcheinigt werden, 
die der erſteren nicht. | 

Korfthilfsauffeher, welche ihren Wohnort nicht am Site ber Kaſſe Haben, erbalten 
die Tagegelder nach Gingeng der Qulttung poftfrei zugefandt. 

Bol. au I 8c d. Abſchn. 

Haben Horftauffeher mit Monatsdiäten diefe nur für einen Teil eines 
Monats zu beziehen, fo erfolgt die Dereämung nach dem Berhältnis der zu vergütigenden 
Bahl von Tagen zu der wirklichen Tageszahl des betreffenden Monats. 

Beiflpiele: Ein Forſtaufſeher, welcher 78 ME. Monatsdiäten bezieht, fcheidet mit dem 
16. Oktober aus feiner Stellung; er bat feine Befolbung bi8 einfchl. den 15. Oltober zu 


erheben. Yür die Zeit vom 1. bis 15. ftehen ihm dann zu: 2 don 78 Mi. — 37,74 ME. 


Ein Forftauffeher tritt mit dem 27. Oktober in ben Genuß von 90 Mi. Monatsdiäten 
an Stelle ber bisher bezogenen 84 ME., für die Zeit vom 27. 618 einfchl. 31. Oktober ge- 
bübren ihm aljo außer den am 1. Dftober bereit3 im voraus bezogenen Diäten bon 


84 Mi. noch & bon (0 — 84) 6 Mi. = 97 Pf. 
In gleicher Weiſe erfolgt auch bie Berechnung des Dienſtikleidungszuſchuſſes uſw. 
für Teile eine8 Monats. 


Bei Hilfsjägern berechnet fih ber Betrag für einen Zeil eine Monats einfady 
nad den gewährten Tagesfähen, 3. B. 15 Tage à 2 ME. = 30 Mt. 


12, Ausftelung ber Quittungen. Über die Form der Duittungen im allgemeinen 
dgl. die Ausführungen unter „Befoldung der etatsmäßigen SForftichugbeamten”. Haupt- 
Aitungen ſind von den Sorftbllfsauffehern auch bei der Beförderung zum Sörfter aus⸗ 
zuſtellen. 

Alle auf die Degrünbung der Zahlung Einfluß Habenden Umſtände, wie Beurlaubungen, 
Erkrankungen, militärifche Übungen ufw., find ſowohl im Texte der Quittung jelbft als 
auch in der acheinigung zu ermahnen. (Erinnerung d. 8. Ob.⸗Rechn.⸗Kamm. 3. Forſtverw.⸗ 
Nechn. des Reg.⸗Bez. Marienwerder.) 
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Beilpiele: 
1. Monats quittung für Forftauffeher.) 
ME — Pf. Monatsdiäten, 
10 „ — „ Teuerungszulage, 
2 „ 50 „ Dienitfleidungszufhuß, 
9 „ 10 „ Bergütung für freies Brennholz, 
= l1l ME. 60 Pf. 
huchſtäblich: Einhundertelf Mark 60 Pf. für den Monat Oktober 1907 babe ich für die 
—— bes Forte und Jagdſchutzes in der Oberförfterei Hagen aus ber Staatskaſſe 
gezahlt erhalten. 
Todenhagen, ben 1. Dftober 1007. 
Der Korftauffeher. 
eterß. 
2. (Monatsquittung für Htlfsjäger.) 
62 ME. 40 Pf. Tagegelder (zu 2,40 ME.) für bie Zeit vom 1. bis 26. Oftober 1907, 
und zwar: 


d 
bon 1. His 22. für bie Ausübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes in 
ber Oberförfteret Potsdam um 
vom 23. bis 26. für die erften 4 Tage einer militärifchen Übung, 
2 „ 50 „ Dienftlleldungszufchuß für den Monat Oktober 1907, 
= 64 Mi. © Pf. 
bucftäblih: Vierundſechzig Dart 90 Pf. babe ich aus der Staatslaffe gezahlt erhalten. 
Templin, den 1. November 1907. 
Der Hilisjäger. 
Friedrichsſohn. 

Daß der Hilfsjäger ae bom 1. bis 22. Dftober d. 8. in der Ober 
förjterei Potsdam den Fort und Jagdſchutz ausgeübt bat und bom 23. Oktober ab zu 
einer zwölftägigen militärifchen rung einberufen ift, beicheinigt 

otsdam, den 2. November 1907. 
De Oberförfter. 


3. Jahres quittung.) 
800 ME. 80 Bf. Diäten, und zwar: 
bon 1. April bis 31. Oftober 1907 = 214 Tage 
na denn Tagesfate zu 2,20 Me. = . . 470 ME 80 Pf. 
und vom 1. November 1907 His Ende März 1908 
Fr In Monate nad den Monntsfage zu 


— 


== 800 
0 „ — „ Dienſtkleidungszuſchuß, 
86. — „ Bergütung für freies Brennholz, 
— 917 ME 80 FT. 
buchſtaͤblich: Neunhundertſieb Tr Mart 80 Pf. babe ih für das Etatsjahr 1907 für 
die Ausubung des Forſt⸗ un gdoſchutzes in der Oberförfterei Fritzen aus der Staats 
faffe geaabtt erhalten. 
teinerfrug, den 1. März 1908. 
Der Forftaufleber. 
chwarz. 
Daß der Forſtaufſeher Schwarz im Etatsjahre 1907 Familie im Sinne ber allgemeinen 
Verfügung vom 17. April 1877 gehabt hat, beichetnigt*) 
Fritzen, den 1. März 1908. 
Der Obzerforſter. 


4. (Kür Schreibgehilfen.) 
37 ME. 20 Pf. Tagegelder (zu 1,20 ME), 
10 „ — „ Teuerungszulage, 
2 „ 9 „ Dienſtkleldungszuſchuß 
= 49 Mt. 70 Br. 


*) Bei Horltauffehern ohne Familie bedarf es keiner Beſcheinigung. 
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buchſtablich: Neunundblerzig Mark 70 Pf. für die Zeit vom 1. 6i8 31. Januar 1908 babe 
ih für die Ausubung bes Forſt⸗ und Jagdſchutzes, fowie für die Beichäftigung als Schreib⸗ 
gehilfe in der Oberförfterei Suhl aus Der Staatskaſſe gezahlt erhalten. 
Suhl, den 31. Jannar 1908. 
Der Hlifsjäger. 


Wegener. 


Daß der Hilfsjäger Wegener von 1. bis 31. Januar 1908 in der Oberförfterei wu 
ei Sorite und Jagdſchutz ausgeübt hat und als Schreibgehilfe befchäftigt geweſen t 
efcheinig 
Suhl, den 31. Yanuar 1908. | ) 
Der Sorjtmeifter. 


IV. Emolumente. 


a) Freies Feuerungsmaterial. 


Vgl. d. 88 26 bis 28 der Föoͤrſter⸗Dienſtinſtruktion, Abſchn. Und. W. 

1. Die Forſtbeamten erhalten: zur Befriedigung des eigenen Bedurfniſſes Brennholz 
gegen Erſtattung der darauf verwendeten Werbungsfoften unent eitlih. — Die Abgabe 
von Derbholz ift in weichem Knüppelholz firiert, die Höhe bed Fixums für bie 
ctatsmäßigen Förfterftellen ift nicht überall gleich, fie iſt durch atnral-Etat3 
feitgefegt und ſchwankt zwifchen etwa 40 bis 60 rm. Die Abgabe von Stods und Heifer- 
holz Y undeichränft. 

‚ Die Förfter obne Revier erhalten freies euerung Smiaterial nad Bedarf, welcher 
durch "en Umfang des Haushaltes bzw. der W rtſchaft ae wid, bis qu ı ben für bie 
orte Ieligele Belegen „eo ſtſätzen (ſ. oben Ziff. en 5. 3. 1907, Nr. 3129. 

er bezieben nach denfelben Scunbfägen Wie bie Förfter freies 
Seven — 


ie Forſtaufſeher und Hiffsjäger beziehen gleichfalls freies Brennholz gegen Er⸗ 

Hattung der Werbungstoften oder die Geldvergütung bafür 

Die von der hen feftzuftellenden Göcftfäge bürfen vi rm weiche Knüppel für 
einen Forſtaufſeher oder Hilisjäger mit Sanilie nicht üderfchreite 

Den Foritauffehern md en nr Familie dürfen * 2 Dies BaaftiageR 
bon 27 rın gewäßrt werden = 18 rm. . dv. 28. 9. 1901. — II 13 

Bon diefen Höcdjftfähen (27 bzw. 18 Ci entfallen auf jeden Bintermonit (Oftober 
bis einſchl. April) 2/5 und auf jeden Sommermonat (Mat 5i8 Septeniber) Y/,,. 

Sollte das Inalguantun: in einzelnen Fällen nicht für das Bedürfnis ausreichen, 
fo Tann ber Oberförfter ben — Zuſchuß in geringem Reiſig, mit Ausſchluß von 
Relfig I Kaffe, Foimie in Stodholz gewä 

Den zur Ableitung bei Brobebienfeh eingezogenen Neferpeiägern. it das. au. ver» 
abreichende Brennholzquantum nach beim vorausfichtlichen wirklichen Bedarf zu bemefien. 

Als Marimun für die fieben Wintermonate (1. Oktober bis 30. April) ift pro Monat 

1/5 Klafter (1,7 rm), für die übrigen fünf Monate e fa 4 Klafter (0,9 rm), zufammen für ein 

Jahr alſo 17 rm weiches Knuppelholz zu verabfolgen. Wenn ber verheiratete Reſerve⸗ 

ager mit der Yamilie ee u find diefe Süße bis zum ©efamtbetrage von 
Klafter (27 Rn auszudbehnen (FF. 7. 12. 1866, D. J. 8.1 ©. 3.) 

er er fir —E Somit dürfte. jetzt, ntfprejenb dem Min.-Erl. 
vom Fa auch 18 rm jährlich betragen. 

6. Koran feher und Hilfsjüger als Vertreter duch Todesfall erledigter 
dr fter- und Waldwärteritellen erhalten bis zur Beendigung des Gnadenquartafs 
—S nur dann, wenn ſie als Forſtaufſeher oder Hilfs ger neben ihrer Remuneration 

disher ſchon Freibrennholz bezogen baden, und. zwar als Marimun: die bisher bezogene 

Diuantität, welche nötigenfalls über das Maximum * für die —e Stelle feſtgeſetzten 

Zuantums an Derbholz und Reiſerholz I. Klaſſe hinaus zur Verrechnung gebracht werben 

kann. Bebingen bie Berhältniffe es, jo Tann m Deriveter ftatt des freien Brennbolzes 

bie Gebenhadigung gewährt iverden. (M. 2 . 5. 1881.) 

bilföauffehern, bie als —S — der NReblerberivalter beſchaftigt 
werben, it ibrennholz in gleicher Weife, wie den ausfchli eBlic) im Forſtſchutzdienſte 
befchäftigten Forſthilfsau eher zu beraßreichen, fofern von den Rebierverwultern an Stelle 

A ges Be vorgeſchriebene Barvergütung gewährt wird. en. L. v. 3. 10. 1896, 


RNabtke, Handbuch. 4 Aufl. 18 
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8. Den Zorkaflefisren, welche als Affiftenten der Oberförfter befchäftigt werben, 
darf Freidrennbolz gegen Erftattung der Werbungskoſten nicht verabfolgt werden, das 
nötige Brennholz kann ihnen aber gegen Zahlung des Xarwertes überlaffei werde. 
{M. 8. v. 27. 10. 1897, D. J. B. 0 ©. 35.) 

9. Geldvergüätung an Stelle bes freien Breunholzes. An Stelle des Natnuralholzes 
fann auch eine Geldvergütung gewährt werben. 
an a0 emährung des Naturalbezuges bleibt jederzeit vorbehalten. (F. M. v. 30.4. 1869, 
M. . ©. 1%. 

Während dad den Yorftbeanıten zuftehende Freibrennholz fo bemeflen wird, daß es 
den vollen Bebarf des Beamten bedt, ift die unter Umständen ftatt deflen zugebilligte 
Seldentfhädigung Häufig infolge der geringen Brennholzpreiſe jo niedrig daß fie zur 
Beichaffung der Erfagprennftoffe nicht annähernd genügt. 

Um diefen Mißſtand abzuſtellen, will ich don den Beitimmungen zu 1 und 2 der 
allgemeinen Berfügung vom 30. April 1869 — IIb 7620 —, wonad) die Beldvergütung 
buch die werbungskojtenfreie Tare des zugeſicherten Brennholzes unzweiſelhaft Wieder 
einkommen fol, abfehen und genehmigen, daß die Vergütungen ohne Rückficht auf bor- 
bezeichnete Einſchränkungen nadı den Stoften, welche den Beanıten dur Beſchaffung der 
Eriatbrennftoffe erwadhten, feitgeftellt werden. Bei Berechnung dieler Koften find die 
Breife der Erfatbrennitoffe auf der nädjiten Bahnjtation ober beim nächſtwohnenden 
pändter zugrunde zu legen und von dem aus ihnen ermittelten Betrage die Werbungs⸗ 
often, weldye der Beanıte bei Bezug des Freibrennholzes durchſchnittlich zu entrichten 
hätte, in Abzug zu bringen. 

Die Vergütungen dürfen jedoch folgende Hoͤchſtſätze nicht ũberſteigen: 

1. für Nevierberivalter jährlid 300 ME, 

2. für Oberfjörfter ohne Revier jährlich 200 ME., 
3. für Nevierförfter umd Söriter einfchlieglih der Sörler ohne Revier und für die 
eilter Hei den Nebenbetriebsanftalten jährlich 150 ME, 
4, für die Horfthilfsauffeher, Waldwärter und Wärter bei den Nebenbetrichtanftalter, 
wenn diefe Beamten Yamilie haben, jährlich 100 Mk., 
5. für die zu 4 genannten Beamten, folange fie underheiratet find, jährlich 70 ME. 


ft zurzeit eine höhere Geldvergütung bereit3 feitgefettt, als es nach voritehenden 
ſatzen suläffip ift, fo ift fie beim nächſten Berfonalwechjel neu zu regeln. 
Die Uniwandlung des Naturalbezuges in eine Geldvergütung barf fortan genebniigt 
werden, wenn fie den Wobnungseintidhtungen und Berhältniffen der Beamten entipricht 
und der Bezug des Brennbolzes für den Beamten entiweber mit Unzuträglichkeiten, z. 
nicht genügender Erwärmung der Wohnung, oder nıit Schwierigkeiten, 3. DB. teurer Au⸗ 
fuhr bei Diangel eigenen Fuhrwerks, verbunden ift. (M. Q. v. 14. 5. 1907 — III 4236.) 
Die gab nung ber Gelbvergütung erfolgt an bie etatSmäßigen Beamten gemwöhnlid 
— ih im voraus in der Weiſe, daß für jeden Wintermonat (Oktober bis ein⸗ 
ſchließlich April) / und für jeden Sommermonat (Mai bis September) 1/,, unter an⸗ 
gemeſſener Abrundung gewährt werden. Es ſind demnach 


“ıs des Jahresbetrages am 1. April, 
h 
6 


Gru 


10 „ 1. Juli, 
/ » w „ 1. Oktober und 
oa»: ” „ 1. Jannar 


fällig. (M. 8. v. 6. 5. 1881.) | 

Den Forſthilfsaufſehern ift die Geldvergütung in Monotsraten in der Weile zu 
zahlen, daß für jeden der Winternionate Oftober bis April—=%, und für — der 
Sommermonate Mat bis Septeniber —/ des Jahresbetrages mit angemeſſener Ab⸗ 
rundung gewährt wird. Füur Teile des Monats wird pro Tag!/ berechnet. 

.. Die Geldvergütung wird den unter Bewilligung monailicher firierter Diäten au⸗ 
genomnienen Fyorltauffehern monatlich im boraus und den Hilfsjägern, denen die Tage⸗ 
gelder nachträglich gezahlt werden, monatlich nachträglich gezahlt. 

Die allmonatlihe Viſierung bzw. Beicheinigung der Duitiungen der Forſtaufſeher 
duch die Oberförfter iſt nicht erforderlich Es genügt, wenn die zu den Geldrechnungen 
beizußringenden Hauptquittungen der Forftauffeber nit Famlie mit der Beicheinigung 
Deriehenstwerben, daß die Empfänger in den bezüglichen Zeitraume Familie im Stune der 
allgemeinen Verfügung vom 17. 4. 1877 gehabt haben. Danach find unter Familie 
nit nur die Ehefrau, Kinder, Eltern und Geſchwiſter eines Beamten, ſondern auch andere 
nahe Bertvandte und Pflegekinder du veritehen, foferı der Beamte denfelben in feinem 
Haueftande Wohnung und Unterhalt auf Grund einer gefeßlichen oder moralischen Unter 
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ftüßungsverbindlichleit gewährt. Die Quittungen der Hilfsjäger find allnionatlich zu be» 
fcheinigen. (M. 2. v. 12. 5. 1899.) 

Die Duittungen baden auf die Staatskaſſe zu lauten. 

10, Neben der zugebilligten Bu fann geringes Reiſerholz bon der 
U. Klaſſe einfchlieglih abwärts und Stodholz in den Umfange, wie e3 zunt Baden unb 
zum Unzünden der Sohlen erforderlich ift, 


für Oberförſter Bi8 u . . - > 2 2 02.0. 30 rm 
„ NRevierförfter und Foörſter bis u . . . ...2%0 ,. 
und „ Waldwärter und Horithilfgauffeher . . . 10 


ober entiprechende NReiftg- Wellen gegen Erſtattung ber vollen Werbungstoften gewährt 
verden. 

Dagegen iſt c8 nicht zuläffig, neben einer Geldbergütung einen Zeil des Derbdrenn- 
holges in natura zu beziehen. (M. 2. v. 28. 9. 1901 — 13767. 

11. Bei det Penfionierung wird den Nedierförftern, Hegemeiftern, Förſtern, Forſtern 
ohne Revier, vollbeihäftigten Waldwärtern und Wärtern der Nebenbetriebsanitalten mit 
inſqluß des Ihebers der Holzaufſeherſtelle in Brieg das freie Feuerungsmaterial mit 
N . angeremnet. 

12. Über das den Hinterbliebenen zu gemährende freie Feuerungsmaterial vgl. 
den Abfchnitt „nadenbezüge*. 


b) Dienfwohnung. 

3. Den etatsmäßigen Forſtſchutzbeamten und den boll beichäftigten Wald» 
wärtern wird freie Dienjtwohnung gewährt oder, in Ermangelung einer ſolchen, beit 
eriteren eine reis entinübigung bis zu 300 ME. und den lebteren der tarifniähige 
Wohnungsgeldzuſchuß. Vgl. „Wohnungsgeldzufhuß”. 

Rah dem Etat der Forftverwaltung für das Mechnungsjahr 1907 waren bon 4533 
Revierförſtern und Förſtern 3763 im Genuffe freier Dienitwohnung. 

2. Die Horftau jeher erhalten ausnahmsweise, foweit Wohnungen in fiskaliſchen 
Gebäuden vorhanden find und die Benutung derſelben im dienftlichen rail auge⸗ 
meſſen und vom Miniſter genehmigt iſt, freie nung. Den Forſtaufſehern liegt in 
dieſem Syalle die in S 7 der Vorſchriften über die Benugung und baulihe Unterhaltung 
der Dienftgehöfte der Staatsforftverwaltung (jet vom 31. 1. 1893; adgedrudt zu 8 29 
ber ee aayuftion) borgefchriebene Unterbaltungspflicht ob. (M. L. v. 30. 2. 1882, 

. J. 14 


8. In ürigen vgl. 8 29 der Foͤrſter⸗Dienſtinſiruktion, IE d. W. 


c) Dienkländereinugung. 


1. Auf Dienftländereien bat kein Forſtbeaniter Anſpruch. Wo dieſelben bewilligt 
werben, gefchieht ſolches lediglich in Intereſſe des Dienftes. Die Überweifung von. Dienit- 
grundftüden erfolgt daher nıit der Maßgabe, daß dem Beaniten kein Pachtrecht, ſondern 
nur ein jeberaeit wiederruflides Nutzungsrecht zum eigenen Bebdarfe eingeräumt: 
wird, und daß dieſes Nutzungsrecht keinen Beitandtcil des Dienfteinfommens bildet, auf 
deſſen Gewähuung irgend Anfpruch gem cht werden kann. ($ 30 ber Hörfter-Dienftinftruftton)- 

2 Die Sröße der Dienttländereien fol derart bemeſſen fein, daß ben Forſt⸗ 
heamten dadurch nur die Gelegenheit gegeben wird, das Rauhfutter für einige Stüd 
Milchdieh, das benötigte Stroh zum Einitreuen und den täglichen Bedarf an Gemuſe 
und Sartoffeln ſelbſt erbauen und fich in Betreff dieſer aus der Ferne Schwer anzukaufenden 
wirtfchaftlichen Bedürfniſſe von den eingeforjteten Sinfaffen unabhängig ftellen zu können.’ 
Auf Seldfterban. des vollen Bedarfes an Brot» und Futtergetreide fe nicht gerüiichtigt 
werden, well dies leicht angelauft werden Tann. (F. M. v. 26. 3. 1834, und M. d. K. H. 
dv. 12. 3. 1838 und 31. 12. 1840, Schi. 1©. WM) | 
8. 5 die gewährten Dienftländereien ift ein Nutungsgeld zu entrichten, dasſelbe 
wird nad) Maßgabe der Sehaltszahlung vierteljährlich Ham. monatlich Im voraus, durch 
Gehaltsabzuge eingezogen. (M. L. v. 6. 5. 1881.) 

Die Höhe des zu entrichtenden Nutzungsgeldes richtet ſich nad) den: Grundfteuer⸗ 
reinertrage der —— (M. L. v. 12. 3. 1881, D. J. B. 13, ©. 189). Die Feſt⸗ 
ſetzung erfolgt durch den Miniſter. 

4. Den Forſtaufſehern wird etwas Land zu Gemüſe- und Kartoffelbau, 
oder etwas tefengrumd genen entſprechende Pachtzahlung nur ausnahmsweiſe in 
Pacht gegeben, wenn die Lokalverhältniſſe dies rechtfertigen. Eine jederzeitige Aufhebung 
des Bactverhältnifies iſt vorzubehälten und dem Pächter die Bedingung zu machen, bein 

18* 
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Übergange der Pacht an einen Dienftnachfolger mit diefem nad Maßgabe der Vorſchriften 
über DienftländereisÜbergabe (jett v. 1 1901) fi auseinander zu ſetzen. (F. M. 
v. 18. 8. 1874, D. %. B. 7.©, 62.) 
Die Afterverpachtung folder Padtlänbereien ift verboten. Über bie Crmittelung tes 
Pachtgeldes u, dgl. ſ. M. L. v. 13. 11. 1901, ; 30 8 der Foͤrſter⸗Dienſtinſtruktion. 

B. Vgl. weiter die. 88 30 bis 34 der Yöriter-Dienftinitruftion, I d. 8. 


d) Waldweide. 


. Die Benugung der Waldweide ift nur vexeinzelt geftattet und erfolgt dann gegen 
Entrichtung eincs Weidegeldes. Bgl. 5 36 der Förfter-Dienftinftruftion, II d. W 


V. Auterkühungen und Bemuuuerationen. 


° 3, Bebürftigen Forſibeamten und Beamten der Horftnebenbetriebsanftalten können bon deu 
Königlichen Negierungen aus den hierfür Deftimmten Fonds bei eintretenden Bedürfnis Unter⸗ 
ſtutzungen und, wo dazu — fi ergibt, au) Rem unerationen bewilligt werden. 

- Hierbei dürfen nur berüdiichtigt werden: Wald⸗. Torf, Wiefen- und Holzhofs⸗ fm. 
Wärter, —28 — Forſtaufſeher, Torfs, Wielen-, Floß⸗, Garten⸗ und Ablage⸗ uſw. Meiſter, 

drſter, Hegemeiſter, Revierforſter, Torf, Wiefen-, Yloß-, Holzhofs⸗ und Ablage⸗ uſw. 

erwalter, ſowie Oberföriter, mithin ausſchließlich nur Perſonen, welche zu den exekutiven 
Forſt⸗ und Nebenbetriebsanſtalts-Beamten gehören und aus dem Fonds ber Forſt⸗ 
verwaltung als ——— oder Revierverwalter oder als Beamte bei den Neben⸗ 
betrieb8-Anftalten Beſoldung erhalten. 

Bei Prüfung des Bebürfnifjes find mit befonberer Umficht alle in Betracht fonınenden 
—I insbeſondere auch bie Wuͤrdigkeit und die Leiſtungen des Beanten, In Erwagung 
zu ziehen. 

Aus dieſem Fonds Tönnen auch Beihilfen für Brunnen» und Badekuren und 
Remunerationen an diejenigen Forſtbeamten gewährt werden, welche zugleidy bei Neben⸗ 
betriebsmnftalten Dienfte leliten. (M. 2. v. 18. 4. 1879, D. J. ©. 4. 

2. Die den. Königliyen Regierungen zur felbitändigen Bewilligung von außerordent⸗ 
Uchen Unterſtützungen aljährlih zur Berfügung geitellten Beträge werben vielfach nicht 
richtig verwendet. Die Fonds werden zu einem beftinmtten Beitpunfte, hauptſächlich zu 
Weihnachten, an faft färntliche beteiligten Beamten verteilt, ohne daß dabei die Hil 
bedürftigfeit des einzelnen beſonders berüdjichtigt wird. Dies Berfabren ftebt mit der 
ctatsmäßigen Beitinnrung der Ge in Widerjpruch unb Hat zur Folge, daß für große 
Notftände, mie fie im vorigen „Jahre in einigen Bezirken des Oſtens berrfchten, feine 
a de her RD igliden Regierun Pflich d inzelnen Yall forgfälti 

made der Königlichen Regierung zur Pflicht, jeden einzelnen Yall forgfältig zu 

Srüfen und. fortan NRemunerationen an Unterbeante nur nad Maßgabe ber Tüchtigkeit 
und der’ dienſtlichen Leiftungen, an mittlere Beamte nur für außergewöhnliche Dienjt- 
leiſtungen, und Unterftüßungen nur im alle eines außerorbentlihen Bebürfniffes zu 
gewähren. Es werden dann aud) ben unterftügungsbedürftigen Beamten größere Beträge 
gegeben werben Können, fo daß then eine wirkliche Hilfe zuteil wird. 

Wenn ich der Königlichen Regierung beftimnite Summen aut Verfügung ftelle, fo 
folgt daraus noch nicht, daß nunmehr auch bie ganzen Summen in den einzelnen fahren 
verbraucht werden müflen. Es iſt vielinehr nur ber Bedarf zu befriedigen, und bie, nicht 
verwendeten Beträge find ben Fonds ber General⸗Staatskaſſe wieder zuzuführen. (M. 
2, v. 30. 4. 1901, Jahrb. B. 33 ©. 182.) 


3, Auszahlung nicht abgehobener Unterftügungen an die Erben 
ber Bezugsserechtigten. 
Behufs Herbeifüh eines eirheitlichen Berfahrens beſtimme ich für den Bereich 
der onbwirtigeftlihen, Geftüts, Domänen und Forſtverwaltung, daß die für auß- 
eſchiedene Bennite, ſowie für Witwen ımd Waifen von Beamten angewiefenen, bis zum 
blieben der Bezugsberechtigten von diefen nicht abgehobenen Monatöbeträge don wider. 
ruflich beiwilligteu gen, ſowie die noch bei Lebzeiten beiwilligten, 
aber nicht abgehobenen einmaligen Unterftügungen au die Erben. ausgezahlt werben, wenn 
diefe unbemittelt find und der Begugsberechtigte die Nachricht von der Bewilligung der 
Unterjtügung vor feinen Ableben erhalten hat. (M. 2. v. 26. 6. 1901, Jahrb. B. 33 ©. 185.) 


. . “ 
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Gejeß, betreffend die Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten, 

die Derjegung derjelben auf eine andere Stelle oder in den Kuhe— 

ftand, vom 21. 7. 1852 (©. 5. S. 465); ausgedehnt auf die. neu 

erworbenen Landesteile durch Allerhöchſte Derordnung dom 
23. 9. 1867 (©. 5. S. 1613). 


5 1. Das Geſezt findet auf alle in unmitielbarem ober mittelbarem Staats⸗ 
dienfte ftehenden Beamten Anwendung, die nicht unter die Beitimmungen des Die 
Nichter betreffenden Geſetzes fallen. 


2 Als „mittelbaren” Staatsdienſt bezeichnet man ben Dienit bei einer dem Staate 
untergeordneten öffentlihen Korporation (Bropinz, Kreis, Gemeinde, Sozietät). 


Allgemeine Belimmungen Über Dienfinergehen 
| una Deren Befirafung. | 
5 2. Ein Beamter, welcher 
1. die Pflichten verlegt, die ihm fein Amt auferlegt, oder | 
2. fi durch fein Verhalten in und außer dem Umte der Achtung, des Unfehens 
und des Vertrauens, die fein Beruf erfordert, unwürdig zeigt, | 
unterliegt den Borjchriften des Geſetzes. | 


R Bezüglich der Verlegung der Anmts- und allgemeinen Pflichten vgl. bie 
85 1 6i8 7 und 72 der Yöriterdienftinftruftion nebft den Dazu gehörigen Erläuterungen. 

3 Wenn ein Beamter feine Amtsbefugnis nicht in Bewußtfein der Rechts⸗ 
wibrigteit feines Verfahrens, fondern aus Irrtum überſchreitet, um jemand wider 
rechtlich zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaffung zu nötigen, fo tft fein Verfahren 
nicht zur gerichtlichen Verfolgung, fondern nur zur airgiplinart hen Beitrafung geeignet. 
(8. 8. K. v. 12. 1. 1856, J. M. Bl. S. 90 — Herf. ©. 713.) 

3 Berfiherungen eines Beamten feinem Borgeſetzten gegenüber unter Berufung 
auf feinen Dienfteid, welche wiſſentlich oder aus Fahrlä fgtelt folkd, vögegeben werden, 
füllen nicht Unter den Gefichtspuntt des Meineides oder Falſcheides im Sinne bes Straf- 
geſetzbuches (85 153 bis 163). (DO. Tr. v. 30. 5. 1877, Herrf. ©. 715.) 

4 ee über die a unB bon Dienſtvergehen find im Diszipliunts 
geſetz nicht enthalten. Es Tann daher die don einen Beanıten begangene Straftat, 
deren ftrafrechtliche Verfolgung wegen ber inzmifchen eingetretenen Verjährung nicht mehr 
zutäffi ift, trotzdem disziplingriſch verfolgt werden. (O. V. ©. v. 28. 2. 1894, 

eutſche Yorjt-Big. 1894 ©. 410.) “ 


5 Recht der Vorgefehten, von den unterfiellten Beamten über ihre dienſtliche Tätigkeit 
und ihr außeramtliches Berhalten jederzeit Auskunft zu verlangen. . 

a) Das Gefe hat ein materielle Disziplinarrecht nicht aufgeftellt; ob eine Handlung 
oder Unterlaffung eine Beantten eine Pflichtverletzung enthält, kann nur nad) Lage des 
einzelnen Falles entfchieden werden. In den Begriffe der Unterorbnung liegt es von 
pornberein, baß jeder Vorgeſetzte von dem ihm oder feiner Aufſicht unterftellten Beamten 
über jeden Xeil feiner dienftlihen Zätigleit und über fein außeramtliches Verhalten, 
ſoweit das dienstliche Intereſſe es erfordert, jederzeit Auskunft zu verlangen berechtigt ift. 
Nur diefed Recht und die ihm entjprechende Pflicht zur Erteilung wahrheitsgetreuer Aut⸗ 
wort fchliegen die Gewähr dafür ein, daß jeder Benntte feiner Beſtimmung, die Sicherheit, 
die gute Orbnung und den Wohlitand des Stantes gu unterhalten und befördern zu 
helfen (8 1 Xit. 10 T. II A. L. a) je nad) der Bedeutung feines Amtes für das Stants- 
weſen gerecht wird. Alle für die Erhaltung eines tigen Beamtenſtandes unerläßlichen 
Sontrollen, Reviſionen, Nechenfchaftslegungen uſw. haben ihre Grundlage in der der 
Unterordnung entipringenden Bere gung, Auskunft zu verlangen, und der Verpflichtung 
jedes Beantten, Auskunft zu geben. abei kann es grundſätzlich keinen Unteiſchied 
machen, ob die Auskunft gefordert wird in der Annahme, der Beamte habe ſeiner Pflicht 
nicht genügt, ober ob es in der Erwartung geſchieht, die Antwort werde die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Handlungsweiſe des Beamten ergeben. Der Beamte, der die Pflichtmäßigkeit 
ſeines Tuns und Laſſens in Ante und außerhalb des Amtes dem Vorgeſetzten gegenüber 
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jeden Augenblick zu verantworten Hat, kann daraus, daß eine „verantwortlicher Ver⸗ 
nehmung an die Stelle der Uusfunftserteilung tritt, Teinen Grund Bun Verweigerung der 
Auskunft herleiten. Ebenſowenig darf in bie befprochenen Rechte und Pflichten eine Unter- 
ſcheidung nad) dent @egenftande, über den die Auskunft begehrt wird, bineingetragen 
werden. Die Aufrehterhaltung der Disziplin wäre undurhführbar, wenn den zur Ant⸗ 
wort (Berantivortung) aufgeforderten Beantten zuftehen folle, Die Abgabe einer Erflärung 
davon abhängig, zu nahen, ob ihn: feiner eigenen Meinung nad mit oder ohne Recht 
irgend welche Berfhuldung zur Laft gelegt werde. Die Disziplin it nur zu wahren, 
wenn Dienftvergehen berfolgt und geahndet werden; dba fid) diefe nad) 8 2 des Geſetzes 
bon 21. 7. 1852 teil als Verletzungen der durch das Unıt auferlegten Pflichten, teils als 
Zuwiderhandlungen gegen das dem Beamten zur Erhaltung der Achtung, bes Auſehens 
und des Vertrauens gebotene außerdienftlihe Verhalten darjtellen, müjjen die Dienfi- 
porgefeßten befugt fein, nach beiden Richtungen bin Auskunft von Beamten zu ver- 
langen. Hiernach ift anzuerkennen, daß der Beantte über alles, was unter den Begriff 
des Dienitvergebens er auf Erfordern bed Vorgeſetzten Rede und Antwort zu ftehen 
Lat. Bei ber Fornılo igfeit des Ermittelungsverfahrens bleibt e8 dem Ermeſſen des Dienit- 
vorgeſetzten anbeimgejtellt, in melcher Welfe er den Beamten zur Außerung beranlaffeı 
will, ob durch Aufforderung zur fchriftlichden oder mündliden Erllärung, 08 durch An⸗ 
deraumung eines Bernehmungstermins oder ſonſtwie. Allen Maßnahmen dieſer Art ift der 
Beamte in demſelben Umfange Folge zu leiſten berpflichtet, in welchem er Nberhaupt zum 
Gehorſam verbunden ift. 

b) Aud ein mittelberer Stantsbeamter muß allen Inhabern öÖffentlicger Anıter im 
Dienfte eine außer dem Dienfte rüdficht3volle Achtung zuteil werden laflen; dies folgt 
für alle Beamten aus dem Umſtande, daß fie infolge der Berufung zu Ihrem Anıte, die 
auf einen Auftrag des Landesherrn zurüdzuführen tft, durch das gemeinfchaftlide Band 
der Fiat zu bejonderer Treue und befonderem Gehorfan miteinander verbunden find. 
(0. 2. G. 6. 8. 7. 1902, ©. F. 8. 1905 ©. 520.) 

83. Sit eine der unter $ 2 fallenden Handlungen (Dienftvergehen) zugleich in 
den gemeinen Strafgejegen vorgefehen, fo können die durch dieſelben angedrohten 
Strafen nur auf Grund des gewöhnlichen Strafverfahrens von denjenigen Gerichten 
ausgeiprochen werden, welche für die gewöhnlichen Strafſachen zuftändig find. 

2 Den zur Sriminal-Unterfuhung gezogenen Staatsbeamten kann bor 
Beendigung ber Unterfuchhung ber freiwillige Austritt aus feinem Dienftverhältnis 

eftattet werben. (U. 8. DO. vd. 22. 3.:1856 u. Erl. dv. 3. 5. 1856, M. Bl. ©. 141 — 
erif. ©. 716.) ° 

8 4. 1. Im Laufe einer gerichtlichen Unterfuchung darf gegen den Angefchuldigten 

ein Bisziplinarverfahren wegen der nämlichen Tatſachen nicht eingeleitet werden. 
2. Wenn im Laufe eined Disziplinarverfahrens wegen der nämlichen Bar 
eine gerichtliche Unterjuchung gegefi den Ungeichuldigten eröffnet wird, fo muß das 
Disziplinarverfahren bis zur vechtsfräftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens 
ausgeſetzt werben. 

2 Die Einleitung einer geriätlihen oder Disziplinar⸗Unterſuchung bewirkt bis nad 
Beendigung des Verfahrens die Ausſetzung des Aufrückens in höhere Gehaltsftufen; bei 
erfolgender Freiſprechung erfolgt die Nachzahlung unter Zurücdeaiehung er Berleigung 
auf den früheren Beitpunft der Zuläffigfeit. (U. Erl. v. 12. 11. 1860 Nr. 2, G. ©. ©. 517, 
welcher durch Nr. 9 d. U. Erl. d. 20. 3. 1872, G. ©. ©. 264, auf Schleswig-Holitein, 
Heſſen⸗Caſſel, Heflen-Nafiau und Rheinland ausgedehnt worden tft.) Bgl. auch Biffer 1 
bis 5 der Behaltsporfchriften, IV GC d. W. 

85. 1. Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freiſprechung erkannt 
ift, fo findet wegen derjenigen Tatſachen, welche in der gerichtlichen Unterfuchung zur 
Erörterung gelommen find, ein Diöziplinarverfahren nur noch infofern ftatt, als 
diefelben an fi und ohne ihre Beziehung zu dem gefehlichen Tatbeitande der Über- 
tretung, des Vergehens oder des Verbrechens, welche den Gegenſtand der Unter: 
fuchung bildeten, ein Dienftvergehen enthalten. 

2. Sit in einer gerichtlichen Unterfuchung eine Verurteilung ergangen, welche den 
Berluft des Umtes nicht zur Folge gehabt hat, fo bleibt derjenigen Behörde, welche 
über die Einleitung des Disziplinarverfahrens zu verfügen hat, die Entjcheidung 
darüber vorbehalten, ob außerdem ein Disziplinarverfahren einzuleiten oder fort- 


zuſetzen fei. 
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9 6. Spricht das Geſetz bei Dienftvergehen, welche Gegenftand eines Disziplinar⸗ 
verfahrens werden, die Verpflichtung zur Wiedereritattung oder zum Schadenerfaße 
oder eine ſonſtige zivilrechtliche Verpflichtung aus, fo gehört die Klage der Beteiligten 
vor das HBivilgericht, jedod) vorbehaltlich der Beſtimmung des 8 100. 

7. von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von 
längerer als einjähriger Dauer, auf eine ——— Strafe, auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehre, anf zeitige Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, auf 
immerwährende oder zeitige Unfähigfeit zu Öffentlichen Ämtern oder auf Stellung 
unter Bolizeiauflicht erfanıt, fo zieht das Straferfenntnis den Berluft des Amtes 
von felbft nach fidh, ohne daß darauf befonders erfannt wird. 

8. Ein Beamter, welcher fich ohne den vorfchriftsmäßigen Urlaub von feinem 
Umte entfernt hält oder den erteilten Urlaub überfchreitet, ift, wenn ihm nicht 
befondere Entfchuldigungsgründe zur Seite ftehen, für die Zeit der unerlaubten Ent» 
fernung feines Dienſteinkommens verluftig. 

9. 1. Dauert die unerlaubte Entfernung läuger als acht Wochen, fo bat der 
Beamte die Dienftentlaffung verwirkt. 

2. Iſt der Beamte dienftlich aufgefordert worden, fein Amt anzutreten oder zu 
demfelben zurüdzufehren, fo tritt die Strafe der Dienftentlaffung ſchon nach Frucht: 
loſem Ablauf von vier Wochen jei der ergangenen Aufforderung ein. 

5 10. Die Entziehung des Dienfteinkommens (8 8) wird von derjenigen 
Behörde verfügt, welche den Urlaub zu erteilen bat. Im Falle des Widerjpruchs 
findet das förmliche Disziplinarverfahren ftatt. " 

Die Dienftentlafjung Tann nur im Wege des fürmlichen Disziplinar 
verfahrend außgefprochen werden. Sie wird nicht verhängt, wenn fich ergibt, ba 
der Beamte one feine Schuld von feinem Amte fern gewejen ift. 

12. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter Ent: 
fernung vom Amte und die Dienftentlaflung vor Ablauf der Friſten (8 9) ift nicht 
an Net wenn fie durch befonderd erjchwerende Umftände als gerechtfertigt 
erfcheint. 

8 13. Die in dem $ 9 erwähnte Aufforderung, jowie alle anderen Auf— 
forderungen, Mitteilungen, Buftellungen und Borladungen, weldhe nad) den Be- 
ftimmungen dieſes Geſetzes erfolgen, And gültig und bewirken ben Lauf der Friiten, 
wenn fie demjenigen, an den fte ergehen, unter Beobachtung der für gerichtliche 
Inſinuationen vorgejchriebenen Formen in Perſon zugeftellt, oder wenn fie in feiner 
legten Wohnung an dem Orte infinuiert werden, wo er feinen letzten Wohnfig in: 
Sinlande Hatte. 

g 14. Die Disziplinarftrafen beitehen in: 

Ordnungsſtrafen, 
Entfernung aus dem Amte. 


1 Die Amtsſuspenſion iſt in bezug auf alle nicht richterlichen Beamten als eine 
zuläſſige Strafart nicht zu betrachten. (D. Trib. vd. 12. 12. 1854, Herrf. ©. 719.) 


8 15. Ordnungsſtrafen find: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße, 

4. gegen untere Beamte auch Arreitftrafe auf die Dauer von höchſtens acht Tagen. 
gu diefer Beamternklaffe werden im allgemeinen nur gerechnet: Erekutoren, 

oten, Kaftellane, Diener und die zu ähnlichen, fowie die zu bloß mechanifchen 
Funktionen beſtimmten Beamten. 

8 16. Die Entfernung aus dem Umte Tann beftehen: 

1. In Berfegung in ein anderes Umt von gleihem Range, jedoch mit Verminde— 
rung des Dienſteinkommens und Verluft des Anſpruchs anf Umzugskoſten oder 
mit einem bon beiden Nachteilen. 

„ielt Strafe findet nur auf Beamte im unmittelbaren Staatsdienfte An⸗ 
wendung. 
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2. In Dienftentlaffung. 
Diefe Strafe zieht den Berluft des Titels und Penſionsanſpruches von 
felbft nach fi); es wird et nicht bejonders erfannt, es jei denn, daß vor 
Beendigung des Disziplinarverfahrens aus irgend einem von deſſen Ergebnis 
wnabhängigen Grunde das Amtsverhältnis bereit? aufgehört Hat und daher 
auf Dienftentlaffung nicht mehr zu erfennen if. Gehört der Angefchuldigte 
a den Beamten, welche einen Anfpruch auf Penjion haben, und laſſen bejondere 
Imftände eine mildere Beurteilung zu, fo ift die Disziplinarbehörde ermächtigt, 
in ihrer Entfcheidung zugleich feitzufeßen, daß dem Angejchuldigten ein Zeil 
des reglement3mäßigen Benfionsbetrages auf Lebenszeit oder auf gewifle Jahre 
als Unterftügung zu verabreichen ſei. 


1Die Höhe der Berminderung bes Dienfteintommens muß in ber 
mündliden Verhandlung von der Disziplinarbehörde feitgeftellt werden. (M. J. v. 
1. 3. 1981, M. Bl. ©. 46.) 

3 Bei einer Strafperfegung, deren Koften ber Beamte aus eigenen Mittel zu 
tragen bat, wird eine Miet3entfhädigung (S 4, 2. Ubf. d. Gef. über Umzugskoften) 
nit gewährt. (Erl. v. 4. 5. 1856, Bentr. BI. f. d. Abg. ©. 163, Herrf. S. 721.) 

s Zu ben befonderen Umjtänden, welde eine mildere Beurteilung zulaſſen 
und bie Bewilligung einer Unterftüßung geftatten, gehören weſentlich die perſoͤnlichen 
Berhältnifie a A Here ten, und zwar nicht allein feine Vermögensumſtände und 
eine durch fie, für ihn und feine Familie etwa gegebene Bebürftigkeit, ſondern aud die 
Rückſicht auf feine gelomie bisherige dienftliche mie außerdienitlihe Führung. (C. 2. 
v. 31. 7. 1874, M. Bl. ©. 215. 

. Die ausnahmsmeife Bewilligung einer Unterftügung ift ausgeſchloſſen, 
wenn ber Verurteilte durch bie ihm zur Xaft fallenden Vergebungen einen WRangel au 
ehrliebender Geſinnung an den Tag gelegt und ſich dadurch einer ſoichen ausnahmsweiſen 
Rückſichtnahme unmwürbdig gezeigt hat. (F. M. u. M. J. v. 23. 12. 1883, Herrf. ©. 721.) 

Die Disziplinarbehörden haben als befondere Umftände, welche eine mildere 
Beurteilung aulaffen, nur ſolche Umſtände anzufehen, welche innerhalb des Kreiſes der 
fir die Strafzumeffung in Betracht kommenden Montente des zu beurteilenden Falles 
iegen; dieſelben find aber nicht befugt aus Erwägungen — hohes Lebensalter, lange 
Dienftzeit, Familienverhältniſſe —, welche den zu beurteilenden Disziplinagrfall ſelbſt nicht 
berühren, den Ungefchuldigten einen Teil des Penſionsbetrages als Unterftüßung zu 
bemilligen. (F. M. u. M. J. v. 14. 4. 1889, M. BL. ©. 161.) 


Penfionsdewilligung. 

In einen bon den Staatsminifterium verhandelten Disziplinarfalle hat das Disziplinar- 
gericht erfter Inſtanz dem zur Dienftentlaffung verurtellten Beanten, obwohl er noch in 
niittleren Lebensjahren ftand, zwei Drittel der Penfion auf Lebenszeit als Unterftügung 
zugebilligt. Dieſes Derfahren fteht niit den durch bie allgemeine Berfügung bonı 
12. Dezember 1898 mitgeteilten Grundſätzen über die Anwendung der bezüglichen Geſetzes⸗ 
vorſchrift in Widerjprud). . 

Ich nehme daher Veranlaffung, diefe Grundſätze in Erinnerung zu bringen unb 
ordne zugleich für die mir unterjtellten Verwaltungen an, daß in Fällen 'gröberer Verſtöße 
egen dicjelben feitens des die Verrichtungen der Staatsanmwaltfhaft wahrnehmenden 
eanıten jtet3 das Rechtsmittel der Berufung eingelegt wird. (M. X. v. 24. 12. 1902, 
Jahrb. 1903 ©. 1) 
2 Bgl. C 11 J Gehaltsvorſchriften) d. Abſchnitts. 


Von dem Dissiplinaruerfahren. 


5 18. Jeder Dienſtvorgeſetzte iſt zu Warnungen und Verweiſen gegen feine 
Untergebenen befugt. 


2 Warnungen und Verweife werden in der Negel zu Protokoll erteilt, welches der 
Hetreffende Beamte au unterfchreiben Hat. Diefe Protofolle werden zu den Perſonalakten 
genommen. Echl. I ©. 112.) 

2 Die eriten Staatsanwälte dürfen von der nad 88 80 und 81 des Ausf.Geſ. v. 
24. 4. 1878 zum Deutfchen Ger. Verf. Gef. und nad) $ 16 des Gef. zur Abänderung der 
Beltinnmungen des Disziplinar-Gef. v. 9. 4. 1879 ihnen zuftehenden neingniß zur Feſt⸗ 
jegung von Ordnungzftrafen und Disziplinarftrafen gegen die Hilfsbeanten der 


t 
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Staatsanwaltſchaft erit bann Gebrauch machen, nachdem bie ben [ehteren in Hauptamte 
ee Behörden vergeblich um Abhilfe erfucht worden find. (Dt. J. dv. 15.10. 1879 
u. J. M. v. 7. 10. 1879, Schl. I ©. 111.) 
19. 1. In Beziehung auf die Verhängung von Geldbußen ift die Befugnis 

der ee begrenzt, wie folgt: 

2. Die Vorſteher derjenigen Behörden, welcher unter den Provinzialbehörden 
ftehen, lönnen gegen die ihnen jelbft untergebenen Beamten bis zu 9 Mark verfügen. 

8. Die Brovinzialbehörden find ermächtigt, die ihnen untergeordneten Beamten 
mit Geldbuße bis zu 90 Mark zu belegen, bejoldete Beamte jedoch nicht über den 
Betrag bes einmonatlichen Dienfteinfommens hinaus. 

4. Die Minifter Haben die Befugnis, allen ihnen unmittelbar untergebenen 
Beanten Geldbußen bis zum Betrage des monatlichen Dienfteintommens, unbeioldeten 
Beamten aber bis zur Summe von 90 Mark, aufzuerlegen. 


8 21. Segen die Verfügung von Ordnungsftrafen findet mur Beſchwerde im 
vorgeschriebenen Inſtanzenzuge ftatt. 

a SInftanzenzug. Die Behörden, welche überhaupt Ordnungsftrafen berhängen, 
fpredhen diefe nicht als Disziplinarbehörbe, fondern in ihrer Eigenichaft als vorgefehte 
Dienftbehörde des Beamten aus. Die Organifation der Berwaltung bringt e8 mit fich, 
daß bie altungs⸗Inſtanzen auch hier ınaßgebend bleiben, daß alto auf eine Befchiverde 

egen die Berfügung jeitend eines Benntten, ber unter der Regierung fteht, aber die 
efugni3 hat, Orbnungsftrafen zu verhängen, zunächſt die Regierung entjcheidet und, wenn 

der Angefchuldigte ſich dabei nicht berubigt, feine Beſchwerde bis an das Miniftertun: 

Bringen kann. (Sten. Ber. d. 2. Kammer 1850/51. Bd. 2 ©. 1070, Herrf. ©. 724.) 

8 22. Der Entfernung aus dem Umte muß ein fürmliches Disziplinarverfahren 
vorhergehen. Dasſelbe befteht iu der von einem Kommiſſar zu führenden fchriftlichen 
Unterfuchung und in einer mündlichen Verhandlung. 

a Bei dem Disziplinar-Strafvperfahren iſt das gewöhnliche Verfahren don 
ben förmlichen zu unterfcheiden. Erſteres findet gegen alle Beamten gleichzeitig Au⸗ 
wenbung, wenn e8 fi um VBerhängung einer Orbnungsftrafe (8 15) Handelt oder un 
Dienitentlaffung (88 83 bis 86) dei Beaniten, melde auf Probe, Kündigung, Widerruf 
angeftellt find, oder im Borbereitungsdienft ftehenden Perſonen, ſowie bei zu mechaniſchen 
Dienftleiftungen beftimmten Dienern. Das förnıliche a len dagegen findet 
nur Dei den Beantten ftatt, deren Entlaffung nicht ohne weiteres erfolgen Tann, und ift 
nur dann einzuleiten, wenn die vorläufigen Berbandlungen eine fichere Unterlage für dei 
Anteog uf Amtsenf| egung darbieten. (Schl. IS. 112, Verf. M. d. g. U. v. 8. 1. 1869, 

.Bl. ©. 72. 

5 23. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird verfügt und der Unter: 
fuchnige gommiſſar ernannt: 

1. uſw., 

2. von dem Vorſteher der Behörde, welche die entſcheidende Disziplinarbehörde 
bildet (8 24 Nr. 2), oder von dem vorgefepten Miniiter. 

8 24. Die entfcheidende Disziplinarbehörde eriter Inſtan iſt für die Forft« 
ſchutzbeamten die Regierung. (St. M. Beſchl. v. 23. 8. 1853, M. Bl. ©. 227.) — 





Die nächften Karagraphen handelt von der Zuſammenſetzung der Disziplinar- 
behörden und der Vorunterſuchung (8 32). 


5 33. 1. Der dem Angeſchuldigten vorgefegte Minifter iſt ernrächtigt, mit 
Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterfuchung das fernere Verfahren einzuftellen 
und geeignetenfals nur eine Ordnungsſtrafe zu verhängen. 

2. it eine fonftige Behörde, welche die Einleitung der Interfuchung verfügt hat, 
der Anficht, daß das fernere Verfahren einzuftellen fei, jo muß fie darüber an den 
Minifter zu deſſen Beichlußnahme berichten. . 

3. In beiden Fällen erhält der Ungefchuldigte Ausfertigung des darauf bezüg- 
lichen, mit Gründen zu unterftügenden Beſchluſſes. 

a Gegen eine dom Minifter unter Einftellung des Disziplinar-Verfahrend verhängte 
Ordrrumgsitrafe tft mit Rüdficht auf die SS 21 und 53 des Geſetzes die Berufung nicht 
zuläſſig. (B. v. 6. 12. 1870, Herrf. ©. 135.) 
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Die 88 34 bis 39 betreffen die mündliche Berhandlung und die Entjcheidung 
der Disziplinarbehörde. Bei der mündlichen Verhandlung kann fi) der Angeſchuldigte 
des Beiltandes eines Advokaten oder Rechtsanmwaltes ald Verteidiger bedienen (8 37). 

& 40. Das Rechtsmittel des Einſpruchs (Reftitution oder DOppofition) findet 
nicht Statt. 


41, Gegen die Entfcheidung fteht die Berufung an das Staatsminiſterium offen. 

42. 1. Die Anmeldung der Berufung gefchieht zu Protokoll oder fchriftlich 
bei der Behörde, welche die anzurgreifende Entfcheidung erlaflen bat. Won feiten des 
Ungejchuldigten kann fie auch durch einen Bevollmächtigten geichehen. 

2. Die Frift zu diefer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, welche mit Dem Ab—⸗ 
laufe des Taged, an welchem die Entjcheidung verfündigt worden ift, und für Den 
AUngefchuldigten, welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages 
beginnt, an welchem ihm die Enticheidung zugeftellt worden ift. 

. 1. Bur Ichriftlichen Rechtfertigung der Berufung fteht demjenigen, der 
diefelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 
8 Dieſe Friſt kann auf den Antrag bes Appellanten angemeſſen verlängert 
werden. 


Die 88 44 bis 47 handeln von dem weiteren Verfahren in zweiter Inftanz. 

Das Staatöminifterium, als zweite Inſtanz, darf erſt beichließen, nachdem 
das Gutachten des Disziplinarhofes eingeholt worden ift (8 45). Lautet das Gut- 
achten des Disgiptinachofe auf Freiſprechung des Angeſchuldigten oder nur auf 
Warnung oder Verweis, jo Tann das Staatsminifterium, wenn e3 ben Ungefchuldigten 
ftrafbar findet, nicht die Strafe der Dienftentlaffung, fondern nur eine geringere 
Disziplinarftrafe verhängen oder die einftweilige Verſetzung in den Ruheſtand mit 
Wartegeld verfügen. (8 46.) 


Borlänfige Dieuftenthebung. 

8 48. Die Suöpenfion eines Beamten vom Amte tritt Traft des Geſetzes ein: 
1. wenn in dem gewöhnlichen Strafverfahren feine Verhaftung befchloffen oder 
gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urteil erlaffen ift, welches 
auf den Verluſt Des Umtes lautet oder dieſen Traft des Geſetzes nach fich zieht; . 
2. wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rvechtöfräftige Entſcheidung er 

gangen ift, welche auf Dienftentlafjung lautet. 
8 Die Amtsſuspenſion des Beamten irktt Traft des Orjees bon ben Tage ab 
ein Fr auf 1 der StaatSanmwaltichaft feine Verhaftung erfolgte. (M. J. v. 6. 6. 1867, 
49. 1. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nr. 1 vorgefehenen 
Falle dauert die Suspenfion bis zum Wblauf des zehnten Tages nad) Wieder: 
aufhebung des Verhaftungsbeichluffes oder nach eingetretener Rechtskraft desjenigen 
Urteil$ höherer Inſtanz, durch welches der angejchuldigte Beamte zu einer anderen 

Strafe als der bezeichneten verurteilt wird. 

2. Lautet das rechtölräftige Urteil auf tFreiheitäftrafe, jo Dauert Die Suspenfion, 
bis das Urteil vollftredt ift. Wird die Vollftredung des Urteild, ohne Schuld bes 
Berurteilten, aufgehalten oder unterbrochen, fo tritt für Die Zeit des Aufenthaltes 
oder der Unterbrechung eine Gehaltöverfürzung (8 51) nidyt ein. Dasfelbe gilt für 
die im erjten Abſatze dieſes Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht 
vor Ablauf derjelben die Suspenſion vom Ante im Wege des Disziplinar: 
verfahren beſchloſſen wird. . 

3. Sn dem 8 48 unter Nr. 2 erwähnten Falle dauert die Suspenfion bis zur 
Rechtskraft der in der Disziplinarfache ergebenden Enifcheidung. 

8 50. Die zur Einleitung der Disziplinar-Unterſuchung ermächtigte Behörde 
kann die Suspenfion, fobald gegen den Beamten ein gerichtliche8 Strafverfahren ein- 
geleitet oder die Einleitung einer Disziplinar-Unterfuhung verfügt wird oder auch 
—5 im ganzen Laufe des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entſcheidung 
verfügen. 
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ı UÜB. Beitpuntt für den Eintritt der Suspenfton und ber Dienitent- 
laffung eine8 Beamten Hinfichtli der Gehaltszahlung ift der Tag ber Zuftellung ber 
Suspenfions-Berfügung bzw. die in leyter Inſtanz die Dienitentlaffjung ausfprechende 
Entfheidung anzufehen. (V. v. 20.11.1882, Benir. Bl. f. d. U. B. ©. 126. — Herrf. ©. 744.) 


8 51. 1. Der fuspendierte Beamte behält während der Suspenfion die Hälfte 
feines Dienfteinfommen?. " 

2. Auf die für Dienſtunkoſten bejonders angeſetzten Beträge ift bei Berechnung 
der Hälfte des Dienſteinkommens feine Nüdficht zu nehmen. 

3. Der innebehaltene Teil des Dienfteinfommens ift zu den Koften, welche Durd) 
dic Stellvertretung des singeichufbigten verurfacht werden, der etwaige Reſt zu den 
Unterfuchungsfoften zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungs⸗ 
foften zu leiften, ift der Beamte nicht verpflichtet. . 


2 Die ben fuspendierten Beamten gewährte Hälfte- des Dienfteinfonmens untertiegt 
nur ber Delälagnabing, foweit diefeibe den Betrag bon 1500 ME. überfteigt. (8 850 d. 
. Br. O. AL D d. ©.) | 


2 Berehdnung und Zahlung des dem, fuspendierten Beamten zu ge» 
währenden Dienfteintonmensteiles: 

a) Bei Berehnung des Dienfteinfonmieng der fuspendierten Forſtbeamten fommen 
in Betracht das bare Gehalt und die penfionsfähigen Anrechnungsbeträge für freie Be- 
nußung der Dienitwohnung und für freies Feuerungsmaterial; bei Forſtbeamten ohne 
Dienftwohnung die gewährte Mietsentfchädigung bzw. bei Waldwärtern ber Wohnungs» 
geldzuſchuß. Dienſtlandsnutzungen bleiben außer erehnung- 

Soweit nicht ganz bejondere Uniftände die gänzliche Entfernung bes fuspenbierten 
Forſtbeamten aus feinen Wirkungskreife auch In rein oͤrtlicher Beziehung als unvermeidlich 
geboten ericheinen läßt, wird mit Nüdficht auf die meiftenteild mit einer Dienftwohnung 
verbundene Dienftlandsnutung der fuspendierte Forſtbeamte ganz oder teiliveife im Genuffe 
der freien Dienitwohnung und des freien Brennmaterials be fen. Die nur teilmeife 
Belaſſung, bie Regel bildend, tritt ein, jobald der fuspendierte Beanite an feinen Stell- 
vertreter einen Teil ſowohl der Dienftwohnung als bes Feuerungsbedarfs abzutreten bat. 

Für die ganze ober teilmeife Benugung der borbezeichnieten Emolumente hat der 
fuspendierte Forſtbeamte eine Entſchädigung nicht zu entrichten, berfelbe muß fich jedoch 
ausdrüdtich verpflichten, die Dienftwohnung auf Verlangen jederzeit zu räumen. 

Die Entziehung der Dienſtwohnung bedingt zugleid Die Omtalebung des freien 
Brennholzes. In biefen Fällen wird den fuspendierten Beamten der halbe Geldwert der 
ihm entzogenen Emolumente bar veranligt: 

Den Waldwärtern iſt ſtets, fobald fie vom Une fuspendiert werden, bon erfolgter 
Suspenflon ab, die fernere Abgabe von freien Brennholze zu verſagen und nur der halbe 
Geldwert des ihnen Bis dahin bemwilligten Bezuges zu vergüten, von einer Ausgleichung 
bezüglich des bereits an fie abgegebenen Brennholzes aber überhaupt Abſtand zu nehmen. 
(FM. bzw. M. ©. v. 9. 7. 1877 und 19. 9. 1880, D. 3.8.1213 und MR. v. 

. 12. 1881, D. J. B. 14 ©. 62.) 

b) Der Beitpunft, von welden ab die Hälfte des Dienſteinkommens des 
fuspendierten Beamten einbehalten wird, tft, wenn die Suspenfion in Quufe eines 
Monats eintritt, auf ben eriten Tag des nächitfolgenden Monat3 zu beitinnten. pet der 
Benmte vor den Eintritt der Suspenfion bereit8 das volle Gehalt für die folgenden 
Monate erhoben, fo tft er zwar zur Erftattung des überhobenen Gehaltstelles verpflichtet, 
jedoch ift die Seiebereingiehung besfelben nicht durch Anrechnung auf die dem Beamten zu 
feinen notdürftigen Unterhalt ausgefetste Hälfte des @ehaltes zu bewirken, fondern uns 
abhängig davon zu betreiben. Hiernach ift auch dann zu berfahren, wenn die Suspenfion 
als Folge eines gegen ben Beamten ergangenen, noch nicht rechtskräftig gewordenen Urteils 
eingetreten ki welches auf den Berluft des Anıtes lautet oder diefen Traft des Geſetzes 
nad fich zieht. 

Auf die Bablung des dem fuspendierten Beamten zu feinem Unterhalte gewährten 
Gehaltsteiles hat berfelde, wenn demnächſt auf Verluſt des Amtes gegen ihn erfannt 
wird, Anſpruch bis zum Mblaufe desjenigen Monats, in welchem das Erkenntnis die 
Rechtskraft erlangt bzw. bie Publifation des Erkenntniſſes vorſchriftematzig erfolgt. 
(F. M. und M. v. 9. 8. 1853, M. Bl. ©. 229 und 4. 7. 1884, M. Bl. ©. 160. 

c) Mit Rüd ich auf die Beſtimmung im 8 1 des Geſetzes vom 6. 2. 1881 (G. ©. 
©. 17) wird den Beanten, welche eine etatsmäßige Stelle bekleiden, auch der ihnen 
während der Suspenfion vom Umte azuftehende Teil ihres Dienfteinfonmens in 
vierteljährliden Raten im voraus gezahlt. (M. J. v. 7. 5. 1883, M. BI. ©. 83.) 
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d) Der Wohnungsgeldzuſchuß iſt dem ſuspendierten Beamten zur Hälfte zu ge 
währen. Die von einem fuspendierten Beantten, welcher Dienftwohnung bon Staaie 
erhält, etwa zu entrihtende MietSpergütigung ift während ber Amtsfuspenfion nur um 
den halben Betrag des Wohnungsgeldzufchuffes zu Fürzen; der Reſt der Mietövergütigung 
ift au8 der den Beamten zuftehenden Gehaltshälfte zu Türzen. (C. B. v. 30. 12. 1873, 
M. Bl. 1874, ©. 48.) 

3 Die fuspendierten Beamten bleiben nad) wie bor der Dagipiinarifchen Aufſicht 
der vorgeſetzten Behörden unterworfen und dürfen ſich insbeſondere ohne Ge— 
nehmigung weder von ben bisherigen Amtsſitze entfernen, noch andere 
Stellen übernehmen. Geſchieht letzteres, jo berechtigt 5 8 des Disziplinargeſetzes auch, 
den fuspendierten Beanıten die ihm belafiene Hälite des Gehaltes zu entziehen. (C. 2. 
v. 19. 1. 1874, M. Bl. ©. 94.) | 

4 Die Stantd- und Kommunal⸗Abgaben find, als rein perſönliche Leiftungen des 
Beaniten, von ihm felbft aus der ihm während der Suspenfion berbleibenden Hälfte 
feines Dienſteinkommens zu berichtigen. (C. V. v. 12. 6. 1854, M. Bl. ©. 126 und 
b. 15. 2. 1855, M. Bl. ©. 65. — Herif. &. 749.) 

5 Soweit die Feſtſtellung des Dienftvergehens, deſſen der Angeklagte wirklich ſchuldig 
befunden wird, Koften verurſacht hat, fallen Hr dem Berurteilten zur Laſt. Es 
ift ganz gleichgültig, ob die Berurteilung dur förmliches Disgiplinarverfahren nad) 
mündlicher Verhandlung oder durch die Entſcheidung des borgefetten Minifterd (S 33) 
verhängt wird, oder ob die Strafe nur in Ordnungsſtrafen beſteht. Wenn bie Koſtenlaſt 
eine unverhäftnismäßige Beſchwernis mit fig führen würde, fo kann dem Verurteilten 
aus ben dazu geeigneten Kon erleihternd zu Hilfe gekommen werben. (M. %. u. 
GM. v. 26. 3. 1853, M. Bl. ©. 93. 

® Der 8 51 d. Gef. fett den Fall der Abbüßung einer Freiheitsſtrafe nicht 
voraus. Beamte, weldde ohne Dicnftentlaffung oder ohne daß die Anıtöfuspenfion aus» 
geſprochen ift, zu einer längeren als vierwödjigen zzreibeitsftrafe berurteilt werden, 
bekonimen ihr bisheriges Dienfteinlommen. Aus denfelben find jedoch die Stellvertretungs⸗ 
toften bis zur Hälfte des Dienfteintonmteng zu beden. Die Stellvertretungstoften 

nd bei ber Gehaltszahlung en und in einem etwaigen Rechtsſtreite im Wege 
er Aufrechnung oder, ſoweit dad Gehalt unpfändbar ift, daß Burn halkungeret genäß 
8 273 B. G. B. geltend zu maden. (Min.-Erl. v. 19. 10. 1903, M. Bl. 1904 ©. 141 
u. d. 10. 4. 1905, M. Bl. ©. 72. 

7 In den alle, in welchen: gegen einen Beamten mit Rüdfiht auf ein gerichtliche 
Strafverfahren die Amtsſuspenſion berfügt worden ift und in dem Strafverfahren cine 
Verurteilung erfolgt, welche dem Berluft des Anıtes nicht zur Folge bat, wird dem 
Beamten der innebehaltene Teil des Dienſteinkommens voll nachgezahlt, wenn nach der 
gerichtliden Berurteilung ein Disziplinarverfahren gegen ihn überhaupt nicht ein- 
geleitet wird. (M. %. v. 8. 8. 1895, M. DI. ©. 193.) 


8 52. 1. Der zu den Koften (8 51) wicht verwendete Zeil des Einkommens 
wird dem Beamten nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem 
Aınte zur Folge gehabt hat. 

2. Erinnerungen über Die Berwendung des Einkommens ftehen dem Beamten nicht zu; 
wohl aber ift ihm auf Verlangen eine Nachweifung über dieſe Verwendung zu erteileıt. 

ı Der Rechtsweg ift nicht ausgefchloffen, wenn bie Behauptung bes Beanıten dahin 

eht, daß zu Unrecht mehr als Die Säle des Dienfteinkonmens ihm entzogen worden 
Ri. (Geſetz vom 24. 5. 1861, &. ©. ©. 241.) 


$ 53. 1. Wird der Beanite freigefprochen, jo muß ihm der innebehaltene Teil 
des Dienfteintommend vollftändig nachgezahlt werben. 

2. Wird er nur mit einer Orbnungftrafe belegt, fo ift ihm der innebehaltene 
Teil, ohne Abzug der Stellvertretungsfoiten, nadjzuzahlen, foweit derfelbe nicht zur 
Dedung der Unterfuchungskoften und der Drdnungsftrafe erforderlich ift. 

1 Berftirbt der Beamte dor der Entfheidung über die von ihn: eingelegte 
Berufung gegen ein feine Dienftentlaffung ausfprechendes Disztplinar-Erlenntnis, fo fit 
feinen Erben die während der Sufpenfion von Umte einbehaltene Hälfte des Dienft- 
Freu für alle Fälle unverkürzt nachzuzahlen. (E. 8. v. 3. 5. 1876, M. Bi. 


54. 1. Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann einem Beauiten auch von ſolchen 
Vorgeſetzten, die ſeine Suspenſion zu verfügen nicht ermächtigt find, die Ausübung 
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der Amisverrichtungen vorläufig unterſagt werden; es iſt aber darüber fofort an Die 
höhere Behörde zu berichten. ’ 

2. Die 88 55 bis 77 enthalten befondere Beftimmungen in betreff der Beamten 
der Auftizperialtung. 


Beſondere Befimmnngen in betreff ber Gemeindebeanten. 


878. 1. In bezug auf foldhe Semeindebeamte, die weder von dem Sünige, 
nod von der Bezirköregierung oder deren Präfidenten ernannt oder beftätigt werden, 
gilt die nachftehende befondere Borichrift: 

2. Außer dem Präfidenten der Bezirksregierung kann auch diejenige Behörde, 
welcher die Ernennung oder Beftätigung der Beamten zufteht, wenn Veranlaffung zu 
einen fürmlichen Diöziplinarverfahren vorliegt, die Einleitung besfelben verfügen und 
den Unterfuchungstommifjar ernennen. 

3. Nach gejchlofjener Vorunterſuchung werden die Wlten dem Bräfidenten der 
Bezirksregierung überjandt. 


A Auszug aus den Geſetz über die YZuftändigkeit der VBerwaltungs- 
und Berwaltungsgerihts>sBehörben vom 1. 8. 1883. (&. ©. ©. 237.) 


Angelegenheiten der GStabigemeinben. 


$ 20. Bezüglich der Dienftvergehen der Bürgermeifter ufw. und fonftigen 
Gemeindebeanten kommen bie Beitimmungen bed Geſetzes vom 21. 7. 1852 mit 
folgenden Maßgaben zur Unwenbung: 

}. Gegen die Bürgemieifter uſw. ſowie gegen die fonftigen Gemeindebeamten kann an 
Stelle der Bezirköregierung und innerhalb be derfelden bisher auftehenden 
Ordnungsſtrafrechts der Negierungspräfident Ordnungsftrafen jeitießen, Gegen die 
Strafverfügungen bed Hegierungspräfidenten findet innerhalb zwei Wochen bie 
Beſchwerde an den Oberpräfldenten, gegen ben auf bie Beſchwerde ergehenden 
Beichluß des Oberpräfidenten findet Innerhalb zwei Wochen die Klage bei bem 
Oberverwaltungsgerichte jtatt. | 

2. Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeijterß findet innerhalb zwei Wochen bie 
Beichtverde an ben Üegierungspräfidenten und gegen ben auf die Befchwerbe 
ergebenden Beichluß bed Megierungspräfidenten innerhalb zwei Wochen die Stage 
dei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. 

3. Sr dent Berjahren auf Entfernung aus dem Anmie wird die Einleitung bes Ver⸗ 
ahrens bon dem egierungspräfidenten bzw. den Minifter des Innern verfügt und 
von demjelben der Unterfuhungstonmiffer ernannt; an bie Stelle der Bezirks⸗ 
Regierung bzw. des Disziplinarhofes tritt al3 entfcheidende Disziplinarbehörde erfter 
Inſtanz der Bezirksausſchuß, an die Stelle des Staatsminifterlums tritt das Ober- 
dertwaltungsgericht; den Vertreter der Staatsanwaltſchaft emennt bei dem Bezirks⸗ 
us alle der Regienuingspräfident, bei dem Obervermaltungsgerichte der Miniſter 

es Inneru. 
n dem vorſtehend bnglich der Entfernung aus dem Anite vorgeſehenen Verfahren 
iſt entſtehendenfalls auch über Die Tatſache der Dienſtunfähigkeit der Bürgermeiſter uſw. 
und ſonſtigen Gemeindebeamten Entſcheibung zu treffen. J — 


Angelegenheiten der Landgemeinden und der ſelbſtändigen Gutsbezirke. 


8 36. Bezüglich ber Dienſtvergehen der Gemeindevorſteher, Schöffen, Mitglieder bes 
Gemeindevorſtandes und fonitigen Gemeindebeamten, ſowie der Gutsvorſteher 
Eomimen die Beftimmungen des Geſetzes vom 21. 7. 1852 mit folgenden Maßgaben zur 

niwendung: 

1. Die Befugnis, &e en die Gemeindevorſteher (Umtmänner in Weitfalen, Bürger 
meijter in der Peinprobina) ufm. und fonftige @emteindebeamten, ſowie gegen 
Butsporfteher Ordnungsitrafen gu verhängen, fteht ben Landrate und im Umfange 
et „den Provinzialbehörden Beigelegten Ordnungsſtrafrechts dem Regierungs⸗ 
präfidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Landrats findet innerhalb zivei Wochen bie 
Beſchwerde an den Neglerungöpräfibenten. gegen die Strafperfügungen des 
Regierungspräfidenten innerhalb gleicher Friſt die: Beichwerde an den Ober⸗ 
präfidenten ftatt. 
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2. Gegen die bon dem Antmann in Weftfalen oder von dem Bürgermeifter in der 
Rheinprovinz auf rund des 8 83 der Weitfälifchen Landgemeinde Ordnung von 
19. 3. 1856 bzw. der 85 83 und 104 der Nheinifhen Genteinde-Ordnung vbonı 
23. 7. 1845 gegen Unterbeante ber Gemeinden, Ämter oder PYBürgernieiftireien 
erlafjenen Strafverfügungen findet innerhalb zwei Wochen die Beichwerde au ben 
Landrat und gegen den auf die Befchwerde ergebenden Beſchluß des Landrats 
innerhalb zwei Wochen die Beichwerde an den Negierungspräfidenten ftatt. 

3. Gegen den Sf die Befchwerden tn den Fällen zu 1 und 2 in letter Inſtanz 
ergehenden Beſchluß des Negierungspräfidenten bzw. des Oberpräfidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dent Oberberiwaltungsgerichte ftatt. 

4. In dem Verfahren auf Entfernung aus den Unıte wird die Einleitung des Ber- 
fahrens bon dem Landrate oder bon ben Regierungspräfidenten verfügt und don 
denjelben der Unter tu hungstommillar und der Bertreter der Staatsanwaltfchaft 
ernannt. Als entjcheidende Disziplinarbehörde erfter Inſtanz tritt an die Stelle 
der Bezirköregierung der Kreisausſchuß, an die Stelle des Staatsminiſteriums 
tritt da8 Oberverwaltungsgericht. Der Bertreter des Staatsanwalts bei den: Ober- 
verwaltungsgerichte wird von. den Minifter des Innern ernannt. 

Sn den borftehend zu 4 vorgeſehenen Berfahren ift entitehenben nie auch über 

ea lache ber Dienftunfähigfeit der ländlichen Gemeindebeaniten Entſcheidung zu 
treffen. 


Die 88 79 bis 82 enthalten beſondere Beſtimmungen in betreff der Beamten Dev 
Militärverwaltung. 


Beſondere Keltimmmngen in betreff der Entlaſſung von Keamten, 
weldge auf Widerruf angeftellt And. 


8 S3. Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung oder fonft auf Widerruf 
angeftellt find, können ohne ein förmliches Disziplinarverfahren von der Behörde, 
welche ihre Unftellung verfügt hat, entlaffen werden. 

Dem auf Grund der Kündigung entlaffenen Beamten ift in allen Fällen bis 
zum Wblaufe der Kündigung fein volles Dienfteintommen zu gewähren. 


2 Die Befugnis eines auf Probe, Kündigung oder fonft auf Widerruf angeftellten 
Beantten zur Dejmerbeführung über eine feine ten hun ausſprechende Verfügung der 
Anftellungsbehdr e bci den der letzteren borgeletten Inſtanzen iſt nicht ausgejchlofjen. 
Die erhobene Beſchwerde bedingt jedod, nicht die Belafiung des Beichwerbeführers in 
Dienftftelung und Gehalt bis nad) Austrag feiner Befchwerde. (%. M. und M. J. v. 
23. 2. 1861, M. Al. ©. 159.) 

2 Der Rechtsweg über die von der betreffenden Behörde an 
eines widerruflich angenommenen Beamten ift unzuläffig. (Erf. G. 
M. Bi. 1854 ©. 42 u. d. 30. 10. 1858, Juſt. M. BI. 1859 ©. 172.) 


geordneie Entlafſung 
. K. v. 17. 12. 1853, 


Verſügungen im Intereſſe des Dienſtes, welche nicht Gegenſtand 
eines Disziplinarnerfahrens find. 


37. Die nachbenannten Berfügungen, welche im Intereſſe des Dienftes 
jeteoffen werden können, find nicht Gegeuftand des Disziplinarverfahrend, vor: 
ehaltlich des im 8 46 vorgejehenen Falles: | 

1. Berfegung in ein anderes Umt von nicht geringerem Range und etatsmäßigem 
Dienfteinfommen, mit Vergütung der veglementsmäßigen Umzugskoſten. 

Us eine Verkürzung im Einkommen tft es nicht anzufehen, wenn die Gelegen⸗ 
Fi zur Verwaltung von Nebenäntern entzogen wird oder die Beziehung ver 
fur au Dienftunkoften befonders ausgefehten Einnahmen mit diefen Unkoſten ſelbſt 
ortfällt. 
2. Einſtweilige Verſetzuug in den Ruheſtand mit Gewährung von Warte— 
geld nad) Maßgabe der Vorſchriften der Verordnungen von 14. Juni und 
24. Oltober 1848. 
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Wartegeld-Empfänger follen bei Wiederbefegung erledigter Stellen, für welche 
fie fich eigiien, vorzugsweiſe berhtfichtigt werden. 

3. Bänzliche eſegung in den Ruheſtand, mit Gewährung der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Penſion, nach Maßgabe der 88 88 ff. dieſes Geſetzes. 

2 Bur Anordnung der Verſetzung find diejenigen Behörden uſw. befugt, welche 
das Aellungsreit für Lie — Stelle befiten. us. v. 26. 2. 1848, —V S. a 

3 Die unter Nr. 2 aufgeführten Verordnungen über die Gewährung von Warteneld 
ind nicht aufgenommen, da die Fülle, daß ein Forſtſchutzbeamter auf. Wartegeld geſetzt 
wird, ziemlich ausgeichloffen fein dürftent. 

Das Wartegeld beträgt bei einen Gehaltsſatze von 3600 Mark oder mihr die Hälfte 
und fteigt verhä entmäßig, je niedriger die Gehaltsfäge find. Die Nachweifung über bie 

e 


Döhe A zuartegelbes dei den verſchiedenen Gehaltsfäten tft abgedrudt in der Bel. Sanımt. 


8 88. Ein Beamter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein fonftiges 
törperliches Gebrechen oder wegen Schwäche feiner Türperlichen oder geiltigen Kräfte 
zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ft, fol in den Ruheſtand 
verſetzt werden. 


2 Bol. 8 30 des Gef. v. 27. 3. 1872, Abſchnitt: „Benflonierung”. 

2 Bet unfreimilliger Penfionierung der unter dent Borbehalt bes Widerrufes ober 
der Kündigung in etatSmäßigen Stellen angeftellten Beamten find dieſe Beltimmungen 
nicht in Aumwendung zu bringen, fondern die Dienitentlaffung bat lediglich im Wege der 
Kündigung bzw. des Widerrufes zu erfolgen. (St. M. Beil, d. 9. 4. 1874, Henrf. ©. 767.) 


8 89. Sucht der Beamte in einem jolchen alle feine Berjegung in den Ruhe⸗ 
jtand nicht nach, fo wird ihm oder feinem nötigenfalls hierzu befonders zu beftellenden 
Kurator von der vorgejehten Dienftbehörde unter Ungabe des zu gewährenden Penſions⸗ 
betrages und der Gründe der Benfionierung eröffnet, daß der Fall feiner Verfeßung 
in den Ruheſtand vorliege. 

90. 1. Innerhalb ſechs Wochen nach einer folchen Eröffnung ($ 89) kann ber 
Beamte feine Einwendungen bei der vorgefegten Dienftbehörde anbringen. ft dies 
gejchehen, jo werden die Verhandlungen ar den vorge ve Miniſter eingereicht, 
—5— ſofern nicht der Beamte von dem Könige ernannt iſt, über die Penſionierung 
entſcheidet. 

2. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Beamtender Rekurs an das Staatsminiſterium 
binnen einer Friſt von vier Wochen nach Empfang der Entſcheidung zu. 

3. Des Rekursrechtes ungeachtet kaun der Beamte von dem Miniſter ſofort der 
weiteren Amtsverwaltung vorläufig enthoben werden. 


2 Bol. 8 30 des Gef. v. 27. 3. 1872, Abſchnitt: Penſionierung“. 


5 91. Dem Beamten, deſſen Verſetzung in den Ruheſtand verfügt ift, wird 
das volle Gehalt noch bis zum Wblaufe desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches 
auf den Monat folgt, in dem ihm die fchließliche Verfügung über die erfolgte Ver» 
ſetzung in den Ruheſtand mitgeteilt worden ift. | 


1 Als ſchließliche Berfügung tft die Enticheidung des Miniſters, nicht ber Beichluß 
de3 Staatsminiſteriums auf dad Rekursgeſuch des Beamten anzujehen. (St. M. Beſchl. 
v. 3. 1. 1859, M. Bl. ©. 45.) 

2 Die Entſcheidung ift felbjt, dem ganzen Wortlaute nach, dent betreffenden Beaniten 
zuzuſtellen, es genügt nit die BZuftellung eirier dieſe Entjcheidung den Hauptiuhalle 
nach eröffnenden Mitteilung ber vorgeſetzten Dienitbehörde (M. L. v. 4. 4. 1900, 
D. 53.8. 32 ©. 235.) 


— 92. 1. Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung ($ 89) inner⸗ 
halb ſechs Wochen Teine Einmwendung erhoben Hat, jo wird in derſelben Weile verfügt, 
als wenn er feine Benfionierung felbft nachgejucht hätte. 
g 2. ie Bahlung des vollen Gehaltes dauert bis zu dem im 8 91 beſtimmten 
eitpunkte. 
93. 1. Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit welchem die Benfions- 
beredhtigung für ihn eingetreten fein würde, dienftunfähig geworden, fo kann er gegen 
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feinen Willen nur unter Beobachtung derjenigen Formen, weiche für die Disziplinar- 
Unterfuchung vorgefchrieben find, in den Ruheſtand verjegt werden. 

2. Wird es jedoch für angemeilen befunden, dem Beamten eine Peufion zu Dem 
Betrage zu bemwilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedachten Zeitpunktes 
zuftehen würde, fo Tann die Benfionierung desfelben nach den Vorſchriften Der 88 88 
bis 92 erfolgen. 

$ 94. Die voritehenden Beitimmungen über einftweilige und gänzliche Ber: 
ſetzung in den Ruheftand finden nur auf Beamte in unmittelbarem Staatsdienite 
Anwendung. 

8 95. 1. In bezug auf die wmittelbaren Staatsdiener bleiben Die wegen 
Benfionierung derjelben beftehenden Vorfchriften in Kraft. 

2. Wenn jedoch mittelbare Staatsdiener vor dem Zeitpunfte, mit welchem eine 
Penſionsberechtigung für fie eingetreten fein würde, dienftunfähig geworden, fo Lönnen 
auch fie gegen ihren Willen und unter den für Beamte im unmittelbaren Staatsdienſte 
vorgefchriebenen Formen ($ 93) in den Ruheſtand verfegt werden. 


Allgemeine Behimumugen. 


8 100. Alle dieſem Geſetze entgegenftehenden Beitimmungen find. aufgehoben. 
Dagegen wird durch dasſelbe in Dex Befugnis der Auffichtsbehörden, im Auffichtö- 
wege Beichwerden Abhilfe zu verfchaffen oder Beamte zur Erfüllung ihrer Pflichten 
in einzelnen Sachen anguhalten und Dabei alles zu tun, wozu fie nach den befteßenden 
Sejegen ermächtigt find, nichts geändert. Ä 


2 Geſetzlich guläffige Eretutinmittel gegen fäuntige Benannte in dienſtlichen 
Angelegenheiten find: portopflicätige Erinnerung,  Abfendung eines Boten und Leitung 
—A Handlung durch einen Dritten auf Koſten des Säumigen, Geldſtrafen und 

efangnisſtrafen. 

Eofein nit eine befondere Renitenz des Beamten: ein... jchärferes Sinfchreiten 
erfordert, find die Grenzen der einer Behörbe bzw. einen: Beanten mad dem Disziplinar- 
gefeg gegebenen Straibefugnis auch bebufs der durch Geld⸗ oder: Gefängnisſtrafe 
beabſichtigten Erzwingung des Gehorſams eines untergebenen Beamten inne zu halten. 
(FMuM.% 05. 7.1866, M. B.©. 13) . . wu 


— — — — — 


E. Tagegelder und Reiſekoſten. 

Geſetz, betreffend die Tagegelder und die Reifekoften der 
Staatsbeamten, dom 24. 3. 1873 (©. S. S. 122), abgeändert 
dur: Geſetz dom 28. 6. 1875 (G. 8. S. 870), Allerhöchſte 
Derorönung dom 15. 4. 4876 (©. 5. S. 107) und Geſetz dom 
21. 6. 1897 (©. S. S. 193). | 


1 und 4, Die Staatöbeamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelber und 
Reiſekoſten. 


1 In dieſen beiden Paragraphen find bie Tagegelder und Reifekoſten für die Beamten 
der einzelnen Rangklaſſen int allgemeinen feitgefekt. 

Die den Beamten der Koritverwaltung zu gewährenden Sähe find aus ber nad)» 
folgenden Zuſammenſtellung erfihtlih: . nn on Tim 
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Zufemmenftellung 
ber ben Beamten ber Serfiverwaltung bei Dienfireifen zu gewährenben Eäke an Tagegeldern 
und Reiſekoſten. 


(M. 2. v. 13. 1. 1898.) 





Tagegelder Reiſekoſten 
2 [Ed ET], 
4%“ —7 
—AA 
Beamtenklaſſe Si ass! de? r s38 SE 3 
Ä u |25 »Tö8 3293 58 
e i Pi Sg ss * 
ucae aet les la 
m. | me RM | m | mr | me 
1. Ober⸗Forſtmeiſter bei ben Regierungen, e | mu 
sung un De —— — Regie⸗ | 
rungs⸗ un te, Brofefloren an 
en Forſtakademien, Oberförfter, Forſt⸗ 
oren,*) ſowie die gleichzeitig als 
a tenten an den $orftafademien be» *®) 
Ihäftigten Privatdogenten . . . IV | 12,00 | 22,50 | 15,00] 0,09 | 0,60 | 3,00 
2. Berwaltenbe Beamte bei ben Neben 


betriebsanftalten, vollbeſchaäftigte Forſt⸗ 
kaſſen⸗,Rendanten und Forftreferendare | V 9,00 | 18,00 | 12,001 0,07 | 0,40 | 2,00 
- 3. Horftalademie Sekretär in Eberswalde, 
alademifher Gärtner in Münden, 
ee und Förfter . . vI 6,00 | 12,00 | 8,001 0,07 | 0,40 | 2,00 
eifter bei den Rebenbetziehanftaiten vu 4,50 9,00 | 6,001 0,05 | 0,30 | 1 
5 Koriauffee, ilfsjäger, Waldwärter, 
ebenbetriebsanitalten, 
owie Haußmeifter uns — e * 
emin . . voOI| 3,00 , 6,00 | 4,00| 0,05 | 0,30 | 1,00 


3 Bei ber — bon Beamten find, auch wenn bie Beſtallung oder Beförderungs- 
oil g rüddat t, bie höheren Bezüge an Reiſekoſten und Tagegeldern erit von 
e ab — ren, an — — — oder Befoͤrderungsverfügung dem 

ebändigt wird v 
8 a er Oberförfter ala Re — ee für bie a ber 
el bie e gerainen Neifekoften und Tagegelder. . 2. 1907 1852 —, 


4 den "Yöniglichen — — find für bie er ber au ben Betrich ber 
Staatseiſenbahnen eutſtandenen Waldbrandichäben nur bie geilen! ichen Tagegelder und Reiſe⸗ 
Toften zu gewähren. Sofern in Ausnahmefällen der Umfang es et — Schadens 
eine andere eehe ng ber gu gewährenden — — einen läßt, 
unter Darlegung der in Betracht —— — b zu berichten. (M. dff. 

20. 12. 06 u. .2.d. 12.1. 07,M. Bf. 2 


©) Die mit der Verwaltung von Forftlaffen CH — ——— — — Borftaffefforen er⸗ 
— nur die <i für Horftlaffen-Rendanten bzw. Nevterid 
Bezügli der bei ben Regierungen als Hilf eisen Eee äftigten orftafjefforen verbleißt e8 Dei ben 
Beftimmungen bes Herrn Binangminifters vom 12. 5. 1878 ( — Bol. Aum. 2 3u 8 B. 
Be ——— nach Waldtouren zu erſolgen bat, fo RG für eine auf bie Walbbereifung 


über 7 Stunden eine volle Walbtour, 
„ 5 biß 7 Stunden 08 Waldtouren, 


„8.85 w g " 


” is " 8 ” 0, ” 
su rechnen. Die volle Waldtour gelangt mit 18 Mark zum Unfape. 
Radtte, Handbuch. 4 Aufl. 19 
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5 Netfeentihädigungen ber bei dem Forſteinrichtungs⸗Vureau im Miniſterium 
für Bandwirtihaft, Domänen und Borken beihäftigten Bermellungsseamten, esmeter 
und Zeichner. (Verordnung vom 29. 8. 1904, &. ©. ©. 1905 ©. 7.) 
Artikel L 


Die im Korfteinrichtungs-Bureau des Miniftertung für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten beichäftigten Bermeffungsbeaniten, Korftgeometer und Beichner erhalten, went 
fie in Forſtvermeſſungs⸗ und Einrichtungsſachen Geichäfte außerhalb ihres Wohnortes in 
einer Entjernung bon nicht meniger als 2 Kilometer verrichten, für jeden Kalendertag, 
welchen fie behufs Erledigung der Geſchaäfte ganz oder teilweife auswärts zubringen möüffen, 
Meifes bzw. Feldzulagen nach den folgenden Sätzen: 

1. bei Abweſenheit von nicht weniger als eintägiger Dauer 
Vermefiungsbeante -. . . ». » . . 5 Mat, 
Korfigeometer und Beidhner ._. . . & — 
2. bei sign Abweſenheit und dadurch bedingter Übernadhtung außerhalb bes 
ohnorte 
Bernieffungsbeamte . . . - . . 750 Mark, 
Forſtgeometer und Beihner . . . 500 „ 
für jeden Tag, worin die Entſchädigung für die Zurücklegung des Weges zwiſchen Nacht⸗ 
quaıtier und Ürbeitsftelle mitenthalten ift. 


Artikel I 
Die Forſtgeometer und Zeichner des Forfteinrichtungs-WBureaus erhalten bei Dienft- 
reifen in Forſivermeſſungs- und Einrihtungsfahen, wenn bzw. ſoweit bie Reiſe 
nit auf Eijenbahnen, Kleinbahnen oder Danıpjiciffen zurüdgulegen iſt, an Reiſekoſten 
einfchließlich der Auslagen für Ehauflee-, Brücken⸗ und Fährgelder, ſowie für Kortfhaffung 
der Starten und Juſtrumente für den Kilometer 25 Pfennig. 


© Bewährung von Tagegeldern an Forſthilfsaufſeher, welche bie Forſtlaſſenrendauten 
auf deren Rüdfahrten von ben Holzwerlaufsterminen begleiten. 

Ten Sortifaffenrendanten kann, wenn nad den drtlichen Verhältniſſen Bam. wegen 
der borgerüdten Tageszeit und nah obwaltenden fonftigen Umftänden eine Gefährdung 
der Kaſſengelder auf der Rückreiſe von den Holzuerfaufsierminen mit Grund gu beforgen 
ift, ein Sorftauffeher oder Hilfsjäner beigengven werden. Dielelben erhalten, je nachdem 
die zurüdzulegende Tour bis zu einer Meile (7,5 km) oder mehr beträgt, bie Tagegelder 
für einen bzw. fücr zwei Reiſetage. 

Die Forderungsnachweiſe jind bon dem Oberförfter bezüglich der Notwendlgkeit ber 
Begleitung und der Richtigfeit der angegebenen Gurfernungen zu beicheinigen. (Erlaß 
b. g M. vom 19. 11. 1868 an die Königl. Regierung zu Marienwerder) 


7 Tagegelder und Neifekoften bei Verſetzungen. 


Über die Grundfäge der Gewährung von Tagegeldern und Reiſekoſten bei Ber 
feßungen vgl. Umzugskoſten 88 3, 4 und 6”. | 


© Gebühren für die Wahrnehmung von Terminen in gerichtlichen Angelegenheiten, 


fiebe Anlage 2. 
© Shanffeegeld-Freitarten. 

Diejenigen königlichen Beanıten, welche vermöge ihres Dienftberufes zu regelmäßigen 
oder periodiſch wiederfchrenden Reiſen innerh. Ib eines beftinnmten Geſchäfts⸗Bezirkes ver⸗ 
pflichtet find, find von der Chauſſeegeldentrichtung durch Musiertigung von Sreifarten zu 
entuinden. (Chaufieegeld» Tarif v. 28. 4. 1828, F. M. dv. 14 9. 1828.) Den Förltern 
kann cine Ehanfiergeldfreibeit erſt dann zuteil werden, nachdem ihnen ein Dienftpferd 
bewilligt iſt. (F. M. v. 7. 6. 1842, Sc. I. ©. 70.) 


10 Rechtsweg und WVerjährungsirik. 

Über die Anfprüce der Stantsbeamten auf Tagegelder und Meifekoften findet nad; dem 
Geſetze dom 24. 5. 1861 (G. S. ©. 233), nad) vorheriger Erfchöpfung des abnıiniftrativen 
Srftan enzugeß, der Rechtsweg ftatt. Derurtige Anſprüche verjäysen mit dem Wblauf 

on jren. 

83. 1. Etatsmäßig angeftellte Beamte, welche vorübergehend außerhalb ihres 
— bei einer Behörde beſchäftigt werden, erhalten für die Dauer dieſer Be⸗ 
ſchäftigung neben ihrer Beſoldung die im 8 1 feſtgeſetzten Tagegelder. 
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2. Nicht etatsmaͤßig angeftellte Beamte haben in gleichem Falle auf die im 8 ı 
feitgefeßten Tagegelder nur für die Dauer der Hin- und Rüdreife Anſpruch. Für 
die Dauer der enaftigung werden Die denfelben zu gevährenden Tagegelder Durch 
die vorgeſetzte Behörde beitimnt. 


2 Die Tagegelber find lediglich als eine Bergüätigung ber Mehrkoſten, welde 
der Aufenthalt außerhalb des Wohnortes verurfacht, zu betrachten. & 1 N.ID Nee. 
v. 28. 2. 1816, ©. ©. ©. 113; Erl. v. 12. 2. 1841, M. Bl. 1844 ©. 229 u. db. 16. 4. 
1850, M. BL ©. 92.) 

Die Tagegelder werben baber ebenfo bon den etatsmäßig angeftellten Beamten neben 
ihrem Gehalt, wie von ben nidjtelatgmäßlg angejtellten neben ber denſelben gewährten 
Rrierten Remuneration bezogen. (Herf. ©. 829.) 


2 Gewährung non Rommilfiensbiäten. 


Den nit etatSmäßig angeltellten, aber dauernd beichäftigten Beamten der Br 
verwaltung, die zur Crledigung eines beſonderen Auftrages ben ihnen zugewieſenen 
Anıtsfig vorübergehend verlafien müfjen, ohne abends dahin zuruckkehren au Zönnen, 
find, abgelehen von ben Tagen ber Hin⸗ und Rückreiſe, an denen fie bie geieglichen Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder erhalten, für die Dauer dieſes Auftrages neben der firierten 
Nentuneration Kommiſſionsdiäten zu gewähren. | 

Die Höhe ber letzteren wirb 

1. für bie Forſtaſſeſſoren unter Aufhebung ber entgegenftehenden Beſtimmung des 


Runderlaſſes vom 12. Mat 1873 (TE 8. M.) in den erften ſechs Wochen auf 


6 ME, in ber fpäteren Zeit auf 4 ME 50 Bf., 
2. für bie Soritauficher in den erften ſechs Wochen auf 3 ME, in ber fpäteren Beit 


au . . 
täglich — Für die anderen Beamtenklaſſen behalte ich mir die Entſcheidung in 
jedem Einzelfalle vor. 

Aus denſelben Fonds, denen die Kommiſſionsdiäten zur Laſt fallen, iſt auch für die 
Dauer des beſonderen Huitranes bie welter zu zahlende firierte Remuneration zu beftreiten. 
Beifpielöweife ift fie bei vorübergehender Verwaltung don Forſtkaſſen⸗Rendantenſtellen 
durch goritauficber auf den Fonds zur Bergütung für die Gelderhebung und Auszahlung 
(3. 8. Kapitel 2 Titel 8) anzumeifen, ſoweit nicht beftimmungsgemäß eimaige Gehalts: 
eriparnifje für die Dedung in Frage kommen. Bumeift, wie bei der Vertretung von 
Oberförjtern durch Forſtaſſeſſoren und von Körftern durch Korftauffeher, deden ſich die 
Hilisarbeiter- und Stellvertretungskfoftenfonbs, fo daß eine Umzenung nicht nötig iſt. 

Wenn die bei den Regierungen beſchäftigten Forſtaſſeſſoren aushilfsweife mit den 
Geſchärten eines Inſpeltionsbeaniten betraut werben, fo erhalten fie nad) wie vor bie 
bollen geleglichen Neije-Tagenelder und feine Kommiilfiond-Diäten. In biefer Beziehung 
wird an ben bisherigen Beſtinimungen nichts geändert. (M. 2. v. 19. 3. 1902.) 


Sertzahlung der Belhäftigungstagegelder während Kranfheit uſw. von Forſtaſſeſſoren. 

* ermachtige die Konigliche Regierung, die Tagegelder der in fhren Bezirke 
jHäftigten Forſtaſſeſſoren von laufenden Rechnungsjahre ab bei Beurlaubungen bis zu 
Wochen in jedem Sabre, bei Krankheiten und militäriſchen Dienitleiftuhgen bis zu 
8 Wochen in jedem Jahre fortzuzahlen, fofern die Dienitführung eine befriedigende iſt 
und Stellvertretungsfoften nicht entitehen. 

03 die Yortzahlung von Tagegeldern noch in anderen als den angegebenen Yüllen, 
oder für einen längeren Beitraum aus befonberen dringenden Gründen in Frage kommen 
follte, ift meine Entſcheidung einzuholen. 

— der Fortzahlung der feſtſtehenden Monatsvergütungen an Forſt⸗ 
aſſeſſoren bei Beurlaubungen, Krankheiten und militäriſchen Dienſtleiſtungen verbleibt es 
bei meiner Berfügung bon 23. Juni 1901 — III 9338 —. (M. L. v. 17.6. 07 — III 7640.) 


3 Zahlung beionberer Bergütungen an die Oberförkter ohne Nevier und Forſtaſſeſſoren 
bei Beigäftigung mit Betriebsregelungd- und ähnlichen Arbeilen. | 

Hinfiätlih der Bahlung befonderer Vergütungen an die mit Betriebsregefungs-, 
Waldwertrechnungs⸗ und ähnlichen Urbeiten beſchäſtigten Oberförfter ohne Rebdier und 
Forſtaſſeſſoren ift fünftig nach folgenden Srundfäten zu berfabren: 

1. Bet jeder Erteilung eines Beichäftigungsauftrages ſeitens ber Königlichen Regierung 
bat zugleich mit der Bumellung bes dienftlichen Wohnorts die Beſtimmung der regel- 
mäßigen Dienftftätte, d. i. des Vrbeitögebietes, innerhalb deſſen für die Arbeitsleiftung 
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beſondere Vergütungen neben ben Beſchäftigungsdiäten im allgemeinen nicht gewährt 
werden, unter dem Geſichtspunkt gu erfolgen, daß die Arbeit bei allabendlicher Rückkehr 
zum bienftlihen Wohnort eventuell unter Benußung vorhandener Beförderungmiittel 
ohne unmwirtichaftlihen Zeitaufwand für Hin» und Ruͤckweg erledigt werben kann. Bei 
im allgemeinen geſchloſſenen Revieren oder guten Bahnverbindungen bzw. anberen fid 
darbietenden regelmäßigen Be Drberunge gel enbeiten wird die regelmäßige Dienftftätte 
meiſt mit der Geſamtfläche der Oberförfterei zuſammenfallen. Bel ungünitigen len 
wird unter Umjtänden nur ein Teil der Oberförjterei als die zu dem dienftlicden Wohn⸗ 
orte gehörende tegelmäßige Dien Hatte angufeben fett. 

ie Entſcheidung hierüber bleibt der Königlichen Regierung überlaflen, und werben 
bie entgegenftehendben Beitimmungen der beiden lebten Sane de eriten Abſatzes unter Nr. 8 
meiner allgemeinen Berfü ung bom 26. Februar 1906 — 2537 — hiermit aufgehoben. 

Ordnet die Koni Tide egierung an, daß der Oberförfter bzw. Forſtafſſeſſor zur 
Beichleunigung die ſich darbietende regelmäßige Beförberungsgelegenbeit benutzt, fo find 
ihm die wirklich entftandenen Auslagen, deren Belegung nicht erforderlich ift, zu erftatten, 
wie biefes bereit3 unter A23 der Uusführungsbeitimmungen gu den Vorſchriften über die 
Tagegelder und Neifeloften der Beamten von 11. November 1903 (G. &. S. 231) vor 
geichrieben ift. Der Bollftändigleit wegen wird gleichzeitig auch noch Darauf bingeiviefen, 
daß nad) 8 6 des Geſetzes, betreffend Die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamiten, 
dom 24. März 1873 in der Kafjung der Verordnung vom 15. April 1876 die Auslagen 
zu erftatten find, wenn ber Beamte durch außergewöhnliche Umſtände genötigt war, lich 
eines Fuhrwerks zu bedienen ober fonjtige notwendige Unfoften, wie Brüden- - oder 
Bährgelber, aufzumenden waren. 

. Wird dem Beamten auf feinen Wunſch geitattet, an einem anderen als dent 
bienftliden Wohnort zu wohnen, fo ift bie regelmäßige Dienftftätte dennoch bom dienſt⸗ 
liden Wohnort aus zu beftimmen. 

3. Zu Beichäftigungen außerhalb ber regelmäßigen Dienftftätte tft ftet8 die befondere 
Unordnung der Pöniglicen Regierung erforderlich. 

4. Oderförftern ohne Revier fteht bei Beichäftigungen außerhalG der regelmäßigen 
Dienftitätte für die ganze Dauer ein Anfpruch auf die gefeglichen Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſten zu. Nach ben beitehenden Berwaltungsgrundfäten ift es jedoch bei Beichäftigungen 
bon längerer Dauer zuläflig, fofern bie gefestihen Tagegelder neben ber Beloldung eine 
verhältnismäßig zu Hohe Vergütung bilden würden, abgeſehen von den Tagen der Hin⸗ 
und Nüdrelje eine niedrigere Vergütung mit Einverjtändnis des betreffenden Beamten zu 
geroäßren, (Erlaß bes Sinai und de8 Min. des Innern vom 28. Auguſt 1873 M. 
DL. d. i. B. ©. 254.) Bon dieſer Befugnis wird die Königliche Regierung in der Megel 
Gebrauch zu maden haben. Es ift aber in jedem alle darauf zu halten, daß dem Be- 
amten mit der Aufforderung zur Übernahme des Wuftrages ber Betrag der von ihm zu 
beziehenden Vergütung mitgeteilt wird. Bu gewähren Ab in ſolchen Fällen Tagegelder 
in Pipe der den Yorftafjefjoren nach meiner allgemeinen Verfügung von 19. März 1902 
— III 2317 — gltebenden Konmtjfionsdiäten. Liegen befondere Umſtände bor, die eine 
Erhöhung dieſes Satzes angemefjen erfcheinen laſſen, fo tft meine Entfcheidung einzuholen. 

m üßrigen wird, fo oft eine länger dauernde Beſchäftigung außerhalb der regelmäßig.n 

ienjtftätte in Frage kommt, zu erivägen fein, ob fich nicht an Stelle der Bewährung einer 
ermäßigten befonderen Vergütung für die Tage folder ausmwärtigen Tätigfeit ein Wechfel 
des dienſtlichen Wohnortes empfiehlt. In folhem Kalle ftehen ben OÖberföritern ohne 
Revier bei VBorhandenfein der geſetzlichen und fonftigen allgeneinen Vorausſetzungen bie 
gejelichen Umzugskoſten zu. 

5. Werden gegen eine feite Monatsvergütung bauernd beſchäftigte Forſtaſſeſſoren 
außerhalb ihrer. regelmäßigen Dienititätte beichäftigt, fo find ihnen, abgejehen bon den 
Tagen der Hin» und Nüdreife, an denen ihnen die gefetlichen Tagegelder und Neifekoften 
aufichen, Kommiffionsbiäten zu zahlen (Ullgemeine Verfügung vom 19. März 1902 — 

2317 —). Bei Arbeiten von längerer Dauer iſt auch bier wie bei den Oberförttern-ohne 
Revier zu erwägen, ob nicht die Bumelhun eines neuen bienftlichen Wohnfiges zwecknißiger ift. 

6.. Gegen Tagegelder beichäftigte 8 orftaffefforen erhalten bei Beichäftigungen außer⸗ 
halb der regelmäßigen Dienftftätte nur für die Meifetage die geſetzlichen Tagegelder und 
Neileloften an Stelle der Beichäftigungstagegelder, für die übrige Zeit lediglid Be 
ſchäftigungstagegelder. (M. 2. v. 9. 2. 1907, M. BL f. L. ©. 52.) 

+ I und DI vgl. 8 1. 

| . Die Beitimmung darüber, unter welchen Umständen von den Beamten bei 
ihren Dienftreifen Sleinbahnen zu benuten und welche Reifeloftenvergütungen in 
folchen Fällen zu gewähren find, erfolgt durch das Staatäminifterium.! 
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Haben erweislich Dale Reiſekoſten als die unter I bis ILL feftgefeßten auf- 
gewendet werden müſſen, jo werden diefe erftattet.® Ä 

2 Anlage 1C. 

2 Die Erſtattung findet indeflen nur dann ftatt, wenn ber Mehraufwand fidh für 
die ganze Meije, nicht bloß für Teilftreden herausftellt. Hierbei fol in folden Fällen, 
wo die wirklichen Koſten der ganzen Reife durch Enıpfangsbeiceinigungen nicht nach 
gewiejen werden Tönen, ausnahmsweiſe die pflichtmäßige Deiderung de Neifenden für 
genügend angenommen werden. (B. V. v. 15. 8. 1854, M. Bl. ©. 175.) 

Artikel II des Geſetzes vom 21. 6. 1897: 

Soweit Beamte nad Maßgabe der für das betreffende Heer beftehenden Be⸗ 
Himmungen Dienftreifen mit unentgeltlich gejtellten Verkehrsmitteln ausführen, haben 

iefelben an Reifeloften nur Die beitimmungsmäßigen Entfchädigungen für Bus und 
Abgang zu beanfpruchen. 

Artikel III des Geſetzes vom 21. 6. 1897: 

Fiür Beamte, welche durch die Urt ihrer Dienftgeichäfte zu häufigen Dienftreifen 
innerhalb beftimmter Amtsbezirke oder zu regelmäßig wiederkehrenden Dienitreifen 
zwifcden bejtimmten Orten genötigt werden, können an Stelle der nach den 88 1 
und 4 dieſes Geſetzes zu berechnenden Vergütungen nach Beſtimmung des Ver⸗ 
waltungschef? und des Finanzminiſters Baufchvergätungen feftgefeht werden. 

Wrtilel IV des Geſetzes vom 21. 6. 1897: 

Für die Anfprüche der Beamten auf Grund der gefehlichen Beſtimmungen über 
die Meifeloften und Tagegelder der Staatsbenmten find die Ausführungsvorfchriften 
maßgebend, die vom Staatsminifterium oder, foweit gejeglich die Buftändigfeit der 
Verwaltungschef3 beziehungsweife des Finanzminiſters begründet ift, von dieſen ge- 
ttoffen werden. 

2 Ansführungsbeflimmungen vom 11. 11. 1908 fiehe Anlage 1. 


8 5. 1. Die Neifeloften werden für die Hin- und Rüdreife befonders berechnet. 

2. Hat jedoch ein Beamter Dienftgefchäfte an verfchiedenen Orten unmittelbar 
nacheinander ausgerichtet, fo ift der von Ort zu Ort wirklich zurüdgelegte Weg un: 
geteilt der Berechnung der Reiſekoſten zugrunde zu legen. 

6. Für Geſchäfte am Wohnorte des Beamten werden weder Tagegelder noch 
Neijetoften gezahlt; dasſelbe gilt von Gejchäften außerhalb des Wohnortes in geringerer 
Entfernung al® 2 km von demſelben. War der Beamte durch außergewöhnliche 
Umftände genötigt, fich eines Fuhrwerks zu bedienen, oder waren fonftige nottvendige 
en wie Brüden- oder Fährgeld, aufzuwenden, fo find die Auslagen zu 
eritatten. 

87. 1. Bei Berechnung der Entfernungen wird jeder angefangene Kilometer 
für einen vollen Kilometer gerechnet. 

2. Bei Reifen von nicht weniger ald 2 km, aber unter 8 km find die Fuhr⸗ 
koſten für 8 km zu gewähren. 

8. Beamte, welche zum Zwed von Reifen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben 
oder in ihrem Einkommen eine Paufchalfumme für Neifeloften oder Unterhaltung 
von Fuhrwerk oder Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Reifeloften nad) Maß- 
gabe dieſes Oelepe? nur dann, wenn fie Dienitgefchäfte außerhalb ihres Amtsbezirkes 
ausgeführt haben. Werden Beamte, welche eine ſolche Baufchalfumme beziehen, 
wegen Urlaubs⸗ oder fonjtiger Verhinderung vertreten, fo haben bdiejelben ihren 
Stellvertreter angemeſſen zu entjchädigen. Dieſe Entfchädigung und die unter be 
jonderen Umständen zuläffigen Ausnahmen bejtimmt die vorgeſetzte Behörde. 

2 Bei Neifen außerhalb bes Amtsbezirkes find Tagegelder und Reiſekoſten für die 
ganze und nicht für die außerhalb des Anitsbezirkes zurüdgelegte Wegeitrede zu 
ewähren. Sofern die Ausdehnung einer folden Reife über ben Amtsbezirk hinaus als 
m dienſtlichen Sintereffe notivendig anzuerkennen und von ber borgefchten Behörde als 
ſolche befcheinigt ijt, und dabei der Beanite von feinem Wohnorte aus mindeſtens 2 km 
zurüdgelegt hat, find grundfäglich dem Beamten nad) Maßgabe der Beſtimmungen diefes 
30) die gejetzlichen Tagegelder und Reiſekoſten für die ganze Wegeitrede von feinem 
ohnorte nach den: Neifeziel und zurüd zu bewilligen, ohne Rüchſicht barauf, ob bie 
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Ausdehnung ber Neife über ben Amtsbezirk hinaus bon bornherein in Husfiht genommen 
mar oder ſich erit bei Ausführung der bezügliden Dienftgeichäfte als notwenbig heraus⸗ 
gelte bat, und ohne Rüdficht auf bie Länge der außerhalb bes Amtsbezirkes zurüdgelegten 

elleftrede. Sn dem Falle, daß ein Beamter bei Gelegenheit einer folchen Reife andere 
Dienitgefhäfte innerhald feines Amtsbezirkes abmacht, ift die auf die Erledigung dieſer 
Geſchaͤfte verwendete Beit und ein zum Zwecke berielben etwa geniachter Ummweg bei der 
Seitfegung, ber borerwähnten Vergütung felbitverftändlih nicht anzurechnen. (M. 5. v. 
I1. 1. 1882, M. Bl. ©. 4.) Tagegelder und —— durfen nicht gewährt 
werden, wenn der Beamte, bei iedicung von Dienſtgeſchäften an der Grenze ſeines 
Amtsbezirkes, ohne zwingende Grunde bie Reiſe Über die Grenze ausdehnt ader 
leßtere nur bei dem Begehen bzw. Bereifen derjelden überfchreitet. (M. 5. v. 
24. 1. 1884, M. BL ©. 8. 

2 Den Oberförftern ftehen bei Reiſen in ihrer Eigenſchaft als Gutßvorſteher nur 
dann Neifekoften zu, wenn ihnen die ButSporftehergefchäfte für I Brundftüde über 
tragen morben find, welche nidyt zur Oberförfterei gehören, bzw. für Geſchäfte, welche bie 
Oberförfter vor Erlaß ber Kreisordnung nicht wahrzunehmen hatten, und wenn die Ober 
förfter genötigt werden, zu deren Erledigung Neifen zu unternehmen. Neifekoften können 
in biefen Fällen aud nur dann bewilligt werden, wenn das Neijeziel mehr wie 2 km 
von der Nebiergrenze entfernt liegt. (M. 2. v. 3. 7. 1896 und 13. 6. 1899.) 

89 Für Dienftreifen von Beamten, welche fih im BBorbereitungsdienft 
befinden, werden Tagegelder und Reifeloften dann nicht gewährt, wenn die Reifen 
(ediglich zum Zwecke der Pa dung diefer Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall 
ift, entfcheidet die vorgefehte Dienftbehörde. 

1 Diefer Baragraph findet Anwendung auf die Bureife und Rückreiſe der Referbejäger 
zur Ablegung ber Sörfterprüfung. (8 17 der Vorſchrift. f. d. FYörfterprüf. v. 1. 10. 1905.) 


— —— 


Anlage 1. 


Ausführungsbeftimmungen zu den Vorſchriften über die Tagegelder 
und Retjekoften der Staatsbeamten. 
Bom 11. 11. 1903 (G. ©. ©. 231). 


Gemäß Artikel IV des Geſetzes vom 21. 6. 1897 (G. S. ©. 198) beſtimmt das 
Staatsminiſterium unter Aufhebung der entgegenftehenden Vorſchriften folgendes: 


A. Begriff und Ausgangsort einer Dienftreife, 

1. Bei einer vom Wohnort angetretenen Dienftreife gilt als Ausgangsort der 
dienftliche Wohnort des Beamten. 

Iſt das Dienftgefhäft am tatfächlichen, vom dienftlichen verfchiebenen onmorte 
des Beamten oder in einer geringeren Entfernung als 2 km vom tatfächlichen Wohn⸗ 
ort auszuführen, fo bleibt der Dienftliche Bolnon außer Betracht. Nötigen dienstliche 
Gründe dazu, die Reife vom bdienftlichen Wohnort aus anzutreten, fo find die wirklich 
entftehenden Auslagen zu erftatten, deren Belegung nicht erforderlich ift. 

. Die Gänge eines Beamten zwiſchen feinem Wohnort und feiner vegelmzbigen 
Dienftflätte find auch dann nicht als Dienitreifen anzufehen, wenn die Dienftitätte 
2 km oder mehr von der Grenze des Wohnortes entfernt Liegt. 

Ordnet die vorgeſetzte Dienttbchörde an, daß der Beamte zur Befchleunigung die 
fi darbietenden regelmäßigen Befürderungsgelegenheiten benubt, fo find die ihm 
wirklich entftehenden Auslagen zu erftatten, deren Belegung nicht erforderlich iſt. 

3. Bei einer Dienftreife im Zuſammenhange mit einer Urlaubsreife! wird der 
Berechnung der Reiſekoſten nur die bienftlich zurüdgelegte Entfernung zugrunde gelegt. 
Als diemftlich zurüdgelegt gilt: . 

a) beim Anſchluß einer Urlaubsreife an eine Dienftreife die Entfernung vom 

Wohnorte zum Geſchäftsort und zurück; 

b) beim Unfetup einer Dienftreile an eine Urlaubsreije die Entfernung vom 

Urlaubsorte nach dem Gefchäftsorte und von dieſem nad dem Wohnorte, 
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inſoweit als fie diejenige Entfernung überftelgt, die der Beamte auch ohne das 
Dienftgefchäft zur Rücklehr vom Urlaub hätte zurüdiegen müſſen; 

c) beim Unterbrechen des Urlaubs durch eine Dienfireite die Entfernung vom 
Urlaubsorte zum Geſchäftsorte? und von diefem zu dem Orte, an welchem der 
Beamte feinen weiteren Urlanb verbringt, die letztere Entfernung jedoch nur 
infoweit, als fie nicht größer ift al3 die erftere; 

d) in den Fällen b und o, fofern der Auftrag zu dem Dienitgeichäfte ſchon vor 
Antritt der Urlaubsreife erteilt und die Urlaubsreife mit Nüdficht hierauf eins . 
gerichtet ift, die Entfernung vom Wohnorte zum Geichäftsorte und zurüd. 

Erfurdert die Erledigung des Dienftauftrages für den beurlaubten Beamten über- 
haupt feine Reife, wie 3. B. bei Vornahme des Dienftgefchäftes am Urlaubsorte felbft 
oder im einer geringeren Entfernung ald 2 km von ihm, fo hat der Beamte nur 
Anſpruch auf Zagegelder für die zur Erledigung des Auftrages erforderliche Zeit. 

2 Die Berbindung einer Dienftreife mit einer Urlaubsreife ift wie bisher nur mit 
Benehmigung der zuftändigen Dienftbehörbe zuläffig. 

2 Auch wenn dles der dienftlihe Wohnort iſt. — Tagegelder find über bie Reiſetage 
Binaus am Wohnorte nicht zu gewähren. 


B. Zahl ber Reiſetage. 

1. Dienfl- und Verſehungsreiſen müflen, fofern die Zahl der Neifetage dadurch) 
beeinflußt werden follte und nicht befondere dienſtliche — bei fpäterem Untritte ber 
Reiſe in dem Forderungsnadyweife Turz zu erlänternde — Umftände ein anderes 
bedingen, in den Monaten April bid September von 6 Uhr und in den Monaten 
Dftober bis März von 7 Uhr morgens ab angetreten werben.! 


1 Beit des Antrittes ber Dienftreifen, 

Benubtung ber wenige Minuten vor 6 bzw. 7 Uhr morgens 

abfahrenden Züge, Dampffchiffe ufm. 

Vom rechtlichen Standpunkt aus betrachtet, Hefteht eine unbebingte —* der 
Beantten zum Antritt einer Dienftreife vor 6 dam. 7 Uhr morgens nicht mehr, 
nachdem der in den früheren Grundſätzen über die Berechnung der Reiſekoſten 
gemachte Vorbehalt bezüglich des Untrittes ber Dienftreiien von 6 bzw. 7 Uhr 
morgens ab: „wenn nicht die fahrplanmäßige Abfahrtszeit der —— oder 
Damipfſchiffe ein anderes bebingie”, in die jetzt gültigen Ausführungspeitinimungen 
zu den Borichriften über die eifetoften dom 11. 11. 1903 nicht 
wieder aufgenonnten woıben ift. 

Es Liegt jedoch im bienftlichen Intereſſe, daß In befonberen fällen, wo es ſich 
um die Benutzung der wenige Minuten vor 6 bzw. 7 Uhr morgens abfahrenden 
Büge Handelt, ſeitens ber einzelnen Behörben auf einen früheren Antritt der Dienft- 
reifen hingewirkt wird. , 

Eine allgemeine Regel Tann jeboch hierüber nicht aufgeftellt werden, vielmehr 
muß es dem pflidtmäß gen Ermeſſen der Behörben üderlaffen Hleiben, in der 
angebeuteten Weife auf die ihnen unteritellten Beamten einzumirken, um eine zu 
weit gehende Belaftung ber Staatskaſſe nad) Möglichkeit zu vermeiden. 

le, in denen —* die Beamten weigern, eine Dienſtreiſe wenige Minuten 
vor 6 baw. 7 Uhr morgens anzutreten, find mir anzuzeigen. (M. L. v. 1. 6. 1904 
— IH 5851 —, 3. 3. 36 ©. 126.) 


2. Bei Reiſen, welche mit der Eifenbahn, der Poſt oder dem Schiffe begonnen 
oder beendigt werden, ift, vorbehaltlich der Beftimmung unter Ziffer 3 Ubf. 2, für 
die Berechnung. der Bahl der Neifetage die fahrplanmähige Abgangs⸗ und Ankunfts- 
eit an den Eiſenbahn- und Poftftationen oder Unlegeplägen maßgebend. Ver⸗ 
nätungen kommen nur infoweit in Betracht, als fie befonders nachgewielen werden. 

3. Bei Reifen, welche nicht mit der Eifenbahn, der Poſt oder dem Schiff aus 
geführt werben, gilt al3 Zeitpunkt für den Beginn oder die Beendigung die Stunde 
des Berlafiens oder des Wiederbetretend der Wohnung. 

Das gleiche gilt, wenn die Entfernung zwiſchen der Ortsgrenze des Wohn⸗ 
oriet und er zugehörigen Eifenbahnftation oder dem Unlegeplage 2 km oder mehr 
eträgt. 


gegelder und 
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4. Soweit die vorhandenen Verkehrsmittel es ermöglichen, find Dienftreifen ohne 
anbere als die zur Erledigung der BDienftgefchäfte erforderlichen Unterbrechungen 
zurückzulegen. 

Bir eine Unterbrechung durch ſtraukheit oder andere befondere Umftände not 
wendig, fo werden für die dadurch bedingten Liegetage Tagegelder gezahlt. Eine 
derartige Unterbrechung iſt dem nächften Dienitvorgefeßten ungefäumt zu melden 
ſowie in dem Forderungsnachweis erfichtlich zu machen und zu begründen. 

Bum Zwede des Tbernacdhtens find Unterbrechungen nur bei Reifen, Deren Zwed 
eine außergewöhnliche Beſchleunigung nicht bedingt, geitattet, und zwar: 

a) bei Benugung von Eiſenbahnen sder Schiffen, wenn trotz vorjchriftsmäßigen 
Antritts der Reiſe (Ziff. 1) nad) Lage der beitehenden Verbindungen das Reife 
ziel erft nach einer zwölfftündigen Reiſezeit erreicht werden Tann, bei Benutzung 

bon Sarlten außerdem nur unter der ferneren Borausjegung, daß an Bord 

feine Schlafeinrichtungen für Neifende vorhanden find und durch eine Au 
ſchiffung die Neifedauer Infolge ungünftiger weiterer Beförderuigsgelegenheit 
nicht wefentlich vergrößert wird; 

b) bei Benukung des Landweges nach Zurücklegung einer Strede von 75 km. 

Notwendig gewordene Übweichungen von den zu a und b gegebenen Regeln 
find in dem Forderungsnachweiſe zu erläutern. 

Dur Unterbrechungen der Dienftreiien aus privaten NRüdfichten dürfen ber 
Staatskaſſe Teinerlei Mehrkoften erwachien. 

ur Reiſe find, wenn dadurch Mehrkoften vermieden werden Tönnen, auch 
Sonn und Feiertage zu benugen. 

Wird die dienitliche Tätigfeit währen einer Dienftreife durch Som und Feier⸗ 
tage oder durch bejondere dienftliche Umstände unterbrochen, fo hat der Beamte auf 
die Tagegelder für die Uufenthaltstage oder auf die Reiſekoſten für die Rückkehr zum 
Wohnort und die nochmalige al zum Beftimmungsort Unfpruch, je nachdem die 
Berechnung fich für die Staatskaſſe vorteilhafter geitaltet. 

Das gleiche gilt, wenn bei einer mehrere Tage erjordernden bienftlichen Ber 
richtung die tägliche Rückkehr an den Wohnort durch dienſtliche Gründe oder nad 
Lage der beitehenden Verbindungen nicht ausgeſchloſſen tft. 

6. Ein Beamter, welcher für die auf der Eifenbahn zurüdzulegende Dienftreije 
an Neijekoften im Inlande 7 Pfennig oder mehr für den Kilometer zu beanfpruchen 
hat, tft zur Benutung von Schnell. und Durchgangt-(D-)Zügen verpflichtet, wer 
dadurch eine im dienftlichen Intereſſe liegende Abkürzung der gefamten Dauer ber 
Dienftreife ermöglicht oder eine Unterbrechung der Reife vermieden wird. 

Die gleiche Verpflichtung haben auch die übrigen Beamten, fofern jene Büge 
die dritte Wagenklaſſe führen. 

7. Die Weiter oder Nüdreife, namentlich bei Fürzeren Reifewegen, ift nach be 
endetem Dienftgejchäfte möglichit noch an demfelben Tage anzutreten, und zwar bon 
den Beamten, welche für Heilen auf Landwegen 60 Biennig für den Kilometer an 
—— erhalten, erforderlichenfalls unter Benutzung von Extrapoſt oder Lohn⸗ 

uhrwerk. 

Hat das Dienſtgeſchäft oder die Hinreiſe nebſt dem Dienſtgeſchäfte 7 Stunden 
und Darüber in Anſpruch genommen, fo werden unter Fürzeren Reiſewegen folche 
veritanden, welche in höchſtens 2 Stunden zurüdgelegt werden können. 
| Abweichungen von der Regel find in dem Forderungsnachweife zu begründen. 


C. Benutzung von Stleinbahnen. 

1. Als Kleinbahnen gelten die im Reichskursbuch als folche bezeichneten Verkehrs⸗ 
‚mittel. Sie werden in nebenbahnähnliche Kleinbahnen und in Straßenbahnen unter- 
fhieden. Ob eine Kleinbahn im Sinne der nachitehenden Beſtimmungen als neben- 
bahnähnliche oder als Straßenbahn anguichen ift, entfcheidet im Zweifelsfalle Die 
he im Kursbuche, nötigenfalls der Neffortchef in Gemeinfchaft mit dem Finanz- 
-minifter. 

2. Die Beamten find verpflichtet, bei ihren Dienftreifen Kleinbahnen zu benupen. 
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3. Sie erhalten bei Benugung von nebenbabnähnlichen Kleinbahnen biefelben 
Reiſekoſten einjchließlih Zu- und Abgangsgebühr, wie bei Benutzung der Eifenbahnen.! 
Bei Benutung von Straßenbahnen werden ihnen dagegen nur die wirklich veraus- 
lagten Beträge für bie Fahrt jowie bis zur Höhe dev gefegmäßigen Gebühr auch für 
Zus und Abgang eritatte. Cine Belegung tft nicht erforderlich. 

4. Iſt für eine Reiſe, die mit einer Kleinbahn hätte zurüdgelegt werden Tönnen, 
ein Fuhrwerk, eine Eijenbahn oder ein Schiff bemubt, fo ift die etiwa höhere Ent» 
fhädigung hierfür dann zu. gewähren, wenn bie Benußung der Kleinbahn im 
Intereſſe einer angemefjenen Erledigung der Reife ungeeignet gewefen fit. 

Als Fälle bieler Urt gelten: 

a) wenn durch die Benugung eines anderen Befdrderungdmitteld als der Klein⸗ 
bahn eine erhebliche, im dienſtlichen Intereſſe liegende Beiteriparnis erzielt 


wird; 

b) wenn dadurch eine zimedmäßigere Zeiteinteilung binfichtlich der zu erledigenden 
auswärtigen Dienftgeichäfte ermöglicht wird; 

c) er bie Zleinbahn ſich zur Beförderung notwendig mitzuführenden Gepäcks 
nicht eignet; 

d) wenn die Kleinbahn mit Rüdficht auf die dienftlicde Stellung des Beamten 
als ein angemeflenes Beförderungsmittel nicht zu erachten ift. Kleinbahnen, 
die mehrere Wagenklafien führen, find in Teinem Falle aus Gründen, welche 
die Tl Stellung des Reiſenden betreffen, als ungeeignet zur Benutzung 
anzufehen. . 

. Seitens des Beamten find in dem Forderungsnachweiſe bie Gründe der 
Nichtbenutzun der Kleinbahn anzugeben. Die Entſcheidung darüber, ob dieſe Gründe 
gerechtfertigt —* ſteht vorbehaltlich einer abweichenden Anordnung dem Reſſortchef 
in Bemeinthaft mit dem Finanzminifter zu. 

we In den Forderungsnachweiſen find benugte Straßenbahnen als folche erfichtlich 
zu machen. 

1 Wo biefe Aus —ãe— von Gijenbahnen oder Eiſenbahnſtationen 
fpredhen, find die nebendahnähnlichen Kleinbahnen oder deren Anhalteſtellen mit einbegriffen, 
fomweit ſich nicht etwa ein anderes aus ber betreffenden Vorfchrift ergibt. 


D. Borausfekung für die Gewährung von Neijeloften. 

1, Der Wohnort des Beamten und der Beitimmungsgort feiner Dienftreife gelten 
nur dann al3 mindeſtens 2 km voneinander entfernt, wenn ſowohl die Entfernung 
von der Örenze des Wohnortes big dur Mitte des Beitimmungsortes, als auch die 
Entfernung von der Drtögrenze des letzteren bis zur Mitte des erfteren mindeſtens 
2 km beträgt. 

Beträgt nur eine dieſer Entfernungen 2 km oder mehr, fo kann allein die 
Erftattung der wirklich verauslagten Beil und fonftigen Unkosten (Brüden-, Yähr- 
geld) in Frage kommen, und zwar auf Grund bejonderer Angaben, deren Belegung 
jedoch nicht erforderlich ift. 

Der Anſpruch auf Tagegelder und Neifeloften wird im Falle des eriten Sabes 
nicht Dadurch ausgefchloffen, daß die auf Eifenbahn, Kleinbahn oder Schiff zuräd- 
zulegende Reiſeſtrecke weniger als 2 km beträgt. 

2. a) Als Ort (Biff. 1) gilt der hauptſächlich von Gebäuden oder eingefriedigten 
Grundftüden eingenommene Teil eined Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirks, jo daß bie 
Drtögrenze ohne Rüdficht auf vereinzelte Ausbauten oder Unlagen durch die 
Außenlinie jenes Bezirksteils gebildet wird. Derartig räumlich zuſammen⸗ 
hängende, demfelben Gemeindes(Gut3-)Bezirte angehörende, von Gebäuden oder 
eingefriedigten Grundftüden eingenonmene Flächen gelten auch dann als ein 
einziger Ort, wenn etwa für einzelne Teile befondere Ortöbezeichnungen üblich find. 

b) Sind in einem Gemeinde-(Öut3-JBezirle mehrere getrennt voneinander liegende 
se ene Ditichaften vorhanden, I iſt dee — für ſich als ein Ort 
anzuſehen. Die durch Öffentliche Anlagen, Gewäſſer, Feſtungswerke und Rayon⸗ 

beichränfungen bedingten Unterbredjungen des baulichen BZufammenhanges 
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mehrerer Ortsteile bewirken für fich allein feine Trennung des Ortes in mehrere 
Ortſchaften im Sinne dieſer Vorſchrift. 

o) Hat der Beamte feinen dienſtlichen Wohnſitz außerhalb eines Ortes (a und b), 
fei e8, daß in dem Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirk, in welchem der Wohnfit fich be 
findet, ein durch die gefchloffene Lage der Wohnſtätten kenntlicher Drtsbering 
Aberhaupt nicht vorhanden ift, fet es, daß die dem Beamten angewieſene 
Wohnftätte außerhalb der Grenze des gefchloffenen Ortsberinges liegt, fo gilt 
das Wohnhaus des Beamten ald Unfangspuntt der Dienftreife. 

d) Handelt es ſich um Die Erledigung eines Dienftgefchäftes an einer beſtimmten Stelle 
außerhalb eines Ortes (a und b), fo gilt diefer Punkt ald Endpunkt der Dienftreife. 

6) In den Fällen zu o und d findet die Beftimmung unter 1 finngemäße Anmwendung.! 

3. Bur Seftftellung der hiernach maßgebenden Entfernungen find, falls Diefe 
Feſtſtellung nicht unter Benugung der zu F5 angegebenen Hilfsmittel erfolgen Tann, 
die Befcheinigungen ſachkundiger Behörden, und hinfichtlich der im Auslande gemachten 
Dienftreifen Beicheinigungen der Faijerlichen Gefandtichaften oder Konfulate beizu- 
bringen. Soweit für einen Bezirk durch die zuftändigen Negierungen amtliche Ent» 
fernungsfarten aufgeftellt find, treten diefe Hinfichtlich der aus ihnen bervorgehenden 
Entfernungen an die Stelle vorftehender Befcheinigungen. 

2 Siehe Anbang: Erläuterungen I, 1 bis 3. 


E. Berechnung der Tagegelber. 

1. Der Tag ber Übreife fowie der Tag der Ankunft werden als Reiſetage ge 
rechnet, unbeichadet der Verpflichtung des Beamten, die Reifetage tunlichft auch zur 
Erledigung der Dienftgefchäfte zu benupen. 

2. Tagegelder Tönnen für ein und denfelben Tag auch bei mehreren Reifen nur 
einmal gewährt werden und zwar, wenn mehrere Reifen an einem und bdemjelben 
Tage oder an zwei Tagen innerhalb 24 Stunden angetreten und beendet find, nad) 
den etwa dafür vorgefehenen ermäßigten Sätzen. 

3. Ein Beamter, der bei einer vorübergehenden Beichäftigung außerhalb feines 
Wohnortes die vollen Tagegelder bezieht, erhält Daneben bei weiteren Dienitreifen feine 
Tagegelber. 

ezieht er für eine derartige Beichäftigung Hinter den gefeß- oder verordnungs⸗ 
mäßigen zurüdbleibende Tagegelder oder eine Baufchvergütung, jo erhält er bei weiteren 
Dienitveiien Daneben die gejeß» oder verordnungsmäßigen Tagegelder unverfürzt. 

4. Bewegt die Dienitreiie eine Beamten, welchem für die Bett feines Aufent- 
baltes im Auslande höhere Tagegelder als für das Inland bewilligt find, ſich an 
einem Tage innerhalb und außerhalb des Neichgebietes, fo wird für den Tag des 
Überganges in das Ausland der höhere, für den Tag der Rückkehr in das Inland ber 
niedrigere Tagegelderjah gewährt. Erfolgt der Übergang in das Ausland und bie 
Rückkehr in das Inland an demjelben Tage, fo ift der höhere Tagegelderjag zu zahlen. 


F. Berechnung der Reiſeloſten. 

1. Sind nach D Reiſekoſten zu gewähren, fo ift für ihre Berechnung bei Eifen- 
Far oder Schiffswegen die Entfernung von Eifenbahnftation oder Unlegeplag zu 
Eifenbahnftation oder Anlegeplatz, bei Landwegen die Entfernung von Ortsmitte zu 
Ortsmitte maßgebend. 

Beftehen in einem Orte mehrere Eifenbabnftafionen oder Unlegepläbe, fo ift der 
legte diejer Punkte des Uusgangsortes und der erite des Endortes der Berechnung 
zugrumde zu legen. Nähere Beitimmungen für einzelne Orte bleiben vorbehalten. 


Bellimmungen für Berlin. 

— Bei Berechnung ber Neifekoften für Dienftreifen bon und nad) Berlin ift Tünftig« 
bin ber Grundſatz zu beachten, daß bei denjenigen Reifen, welche auf der Berliner Stabts 
bahn angetreten oder beendigt werden müfjen (d. b. von bzw. nady einen dem Weifeziel 
dam. den Abgangsorte näher gelegenen Berliner Bahnhofe nicht ausgeführt werden 
tönnen), und zwar bei Reifen nad) bzw. aus dem Weften der Bahnhof Friebrichftraße, 
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puntt der Reiſe gilt. (M. 2. v. 27. 2. 1891 
Bei Reifen don und nach Berlin auf der Stettiner und ber Nordbahn als Anfangs» 
oder Endpunkt der Neife hat allgemein der Stettiner oder der Nordbahnhof Fi ac der 


bei Reifen nad bzw. aus dem Dften ber Schleſiſche Bahnhof als Anfangs- bzw. End» 
1891, ©. 9. 8. 23 ©. 121.) 


Bahnhof Geſundbrunnen zu gelten. (M. 2. v. 6. 11. 1897, D. J. B. 30 


Für die Berechnung der Entfernung auf dem Landwege tritt in den Fällen 
v D2c und d an die Stelle der Ortsmitte das Wohnhaus des Beamten oder der 
dpunft der Dienitreife. 

2. Die Berehnung der Reifeloften erfolgt ohne Rüdfiht darauf, 
welchen Weg der Beamte tatfählid eingejälagen und weldes Be— 
förderungsmittel er benugt hat, nach demjenigen Wege, welcher fidh für 
die Staatskaſſe unter Mitberüdfihtigung Des Tagegelderbezuges als der 
mindeft Eoftjpielige darftellt und nach dem Bwede der Reife und den 
Umftänden des befonderen Falles auch von den Beamten wirklich Hat 
benugt werden können. 

Hat der Beamte auf Grund der Beftimmung zu B6 einen Schnells oder Durch⸗ 
angözug benugen müſſen, fo wird der infolgedeflen etwa zurüdgelegte weitere Weg 
x Entfernungsberechnung zugrunde gelegt. 

3. Sit nah dem Grundſatze zu 2 im Falle Di Abi. 3 dem Forderungsnachweife 
der Eiſenbahn⸗ oder Schiffsweg zugrunde zu legen, fo ift die Entfernung auf 2 km 
anzunehmen und nach den gefeblichen — abzurunden. 

4. Bei Reiſen, die teils auf der Eiſenbahn oder zu Schiff, teils auf dem Land⸗ 
wege zurückzulegen ſind, werden die Entfernungen für die auf Eifenbahn oder Schiff 
urüdgulegenben Streden einerfeits und die Vandwegſtrecken andererfeit3 beſonders 

erechnet und für fich abgerundet, ſoweit nicht die Vorfchriften zu H 1 und 2 entgegen- 

fiehen: Beträgt eine der nach vorfjtehendem gefondert g berechnenden Streden im 
ganzen weniger als 2 km, fo bleibt fie außer Anſet abei gelten Hin⸗ und Rück⸗ 
reiſen als verſchiedene Wellen; eine fogenannte Rundreife (8 5 des Gejehed vom 
24. März 1873) als eine Reife. 

5. Für bie SFeitftellung der Entfernungen find bei Reiſen auf Eifenbahnen die 
Ungaben des Meichölursbuches maßgebend. Bei Kleinbahnftreden, für welche bie 
Entfernungen aus dem Reichskursbuche nicht erfichtlich find, entjcheiden Die von den 
zeleinbanmunternehmmun en befannt gemachten Fahrpläne oder Entfernungstafeln, in 
deren angelung die amtlichen Entfernungslarten (D 3) oder die Auskunft der 
Genehmigungs⸗ und Auſſichtsbehörde (8S 3, 22 des Geſetzes vom 28. Juli 1892). 

Bei Reifen auf Schiffen werden ber Entfernungsberechnung die Angaben der 
Boft- und Eifenbahnlarte des Deutichen Reiches, und wenn die ernungen darauf 
nicht vergeichnet find, diejenigen des Reichskursbuches, bei Neifen auf Landwegen 
die Ungaben der Poſt⸗ und Eiſenbahnkarte zugrunde gelegt. 

Fehlen foldhe Ungaben, fo findet Die — zu D 3 Anwendung. 

6. Soweit Dienftreifen mit unentgeltlich geflellten Verlehrsmitteln ausgeführt 
werden, find an Heifeloften vorbehaltlich der Vorſchriften zu G 8 nur die beftimmung?- 
mäßigen Entihädigungen für Zu⸗ und Mbgang zu gewähren. 

nter unentgeltlich geltenten Verkehrsmitteln find ſolche zu veritehen, deren Koſten 
aus Öffentlichen Ba en beftritten werden, bei Reifen auf der Eilenbahn, Kleinbahn 
oder zu Schiff auch folche, welche dem Beamten mit Rüdficht auf den Zweck ber 
Dienftreife von dritter Seite zur unentgeltlichen Benutzung geſtellt worden find. fyreie 
Beförderung auf Grund befonderer perlünlicher Beziehungen zwifchen dem Beamten 
und einem Dritten kommen nicht in Betracht. 

Allerböchſte Anordnungen über die Vergütung für Reifen mit ben aus Kronfidei⸗ 
Tommißfonds bezahlten Verkehrsmitteln werden hierdurch nicht berührt. | 


1 Es dürfen bei ben von den Könige befohlenen, aus ben Kronftbeifommißfondbs 
bezahlten Ertrazügen Bivilbeamte, denen Allerhöchſt die Erlaubnis zur Zurüdlegung 
Ihe Dienfheifen auf diefen Bügen erteilt ift, neben den Tagegeldern auch die gefetzlichen 

eifekoften liquidieren. (UI. V. vd. 2. 5. 1861; Staats⸗Min.⸗eſchl. v. 29. 11. 1862; 
Erl. d. Gen.Dir. d. Steuern v. 6. 1. 1863, Schl. I, &. 69.) 
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G. Beiondere Beſtimmungen über Zu und Abgang. 

1. Ein Zus umd Abgang im Sinne des 8 41 des Geſetzes vom 21. Juni 1897 

kann nur bei Dienftreifen entftehen, welche auf Eifenbahnen oder Schiffen gemacht werben. 
Auch für die Bus und Abgangsgebühr gelten die Hin- und die Rückreiſe als 
bejondere Reifen. 

3. Die Gebühr enthält die Vergütung für den Zugang und für Den Wbgang; 
fie fommt daher, wenn nur ein Zugang oder nur ein Abgang ftattfindet, nur im 
halben Betrage zum in 

4. In der Regel entiteht ein Bir und Abgang nur bei der Hinreife und ein 
zweiter bei der Nüdreife. 

Ein Sugang entfteht je nicht, wenn die Hin- oder Rüdreife bei Eifenbahn- 
reifen vom almgebiete, ei Sciffgreifen vom VUnlege oder Liegeplate, vom Ufer 
oder von dem Gebiete der Strom» oder Hafenanlagen aus angetreten wird. 

Desgleichen entiteht Fein Ubgang, wenn am Endpunkte der Hin» oder der NRüd- 
reife die vorbezeichneten Gebiete nicht verlaffen werden müſſen. 

2 Kür den Übergang zwiſchen dem Berliner Potsdamer Hauptbahnhof und bem 
Potsdamer Bahnhof der Wannſee⸗ und NRingbahn, fowie zwiſchen dem Bahnhof Groß 
Börfchenitraße und dem Ringbahnhof Schöneberg tft die Zu- und Ubgangsgebähr 
nicht zu gewähren. 

5. Un Zwiſchenorten entjteht nur dann ein Zu⸗ und Ubgang, wenn dafelbft 
übernachtet oder ein Dienftgefchäft vorgenommen und zu Diefem Zwecke bei Eifen- 
bahnreifen das Bahngebiet, bei Schiffsreifen der Unleges ober Liegeplag, das Ufer 
oder das Gebiet der Strom- oder dajenanlagen verlaffen werden mu 

6. Wenn an Bwifchenorten, an denen wicht übernachtet und fein Dienftgeichäft 
vorgenommen wird, eine Eifenbahnftation, eine Anbalteftelle, ein Anlege⸗ oder Liege 
platz verlafien und die Reife von einer anderen Eifenbahnitation, einer anderen 
nbatteielle einem anderen Anlege⸗ oder Liegeplab aus fortgejeht werden muß oder 
wenn dafelbit ein Übergang von Eifenbahn oder Schiff zur Straßenbahn oder um⸗ 
gekehrt ftattfindet, fo werben für den Übergang, fofern er nicht mitteld durchgehender 
oder unmittelbar anjchließender Züge über eine VBerbindungsbahn erfolgen kann, die 
baren Wuslagen in den Grenzen der gejepmäßigen Gebühr für Zu» und Wbgang 
erftattet. Einer Belegung der Auslagen bedarf es nicht. | 

Ob an einem Orte mehrere Eifenbahnftationen oder Schiffsanlegepläbe fich befinden 
fowie darüber, ob zwifchen diefen Punkten für den Berfonenverfehr benugbare Ver⸗ 
bindungsbahnen vorhanden find, entjcheidet Die Ungabe im Reichskursbuche. 

7. Falls nad) den vorftehenden Beitimmungen unter 4 und 5 ein Zus oder 
Abgang ausnahmsweife nicht entfteht, fo können demjenigen Beamten, der für die 
Reife wegen unentgeltlicher Benutzung des Beförderungsmittels Kilometervergütung 
nicht zu beanjpruchen Hat, etwa entftandene bare Nebenkoften auf Grund befonderer 
Ungaben erftattet werden, deren Belegung nicht erforderlich ift. 

8. Die Gebühr für Bus und Abgang kann nur zur Hälfte beanfprucht werben, 
wenn die Beförderung des Beamten nach oder von der Eifenbahnftation, dem Unlege- 
oder Liegeplage durch unentgeltliche (ogl. F 6) Geitellung eines Befürderungsmittels 
erfolgt. Sie tft überhaupt nicht zahlbar, wenn eine derartige Beförderung ſowohl 
nach wie von der Eifenbahnftation, dem Unlege- oder Liegeplat ftattfindet. 


H. Straßenbahn- und Landwegftreden in Berbindung mit Zu- und Abgang. 

1, Die Gebühr für Zu» und Ubgang fchließt die Entjchädigung für die Benubung 
der Straßenbahn und die Reifefoften für Landweg in fidh, fofern die auf der Straßen: 
bahn oder dem Landwege zurüdzulegende Entfernung weniger al® 2 km beträgt. 

2. Neben der Gebühr oder der Eritattung der baren Uuslagen (C 3) für Bu- 
und Ubgang werden die Neifefoften für Landweg nur gewährt, fofern die auf diejem 
zurüdgulegende Entfernung mindeftend 2 km beträgt.! 

3. Die Entfcheidung darüber, ob die Vorausſetzung von 1 und 2 vorliegt, 
erfolgt nach den Grundſaͤtzen zu D. Butreffendenfalls erfolgt die Berechnung der für 
die Höhe der Neifeloften maßgebenden Entfernung nach den Vorichriften zu F. Bei 
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diefen Berechnungen tritt an die Stelle. des Anfangs» und Endpunktes der Dienftreife 
der — und Endpunkt der „anbweßltrede oder (Ziffer 1) der Straßenbahnfahrt.! 

4. Wenn nach Berlafien der Eifenbahn oder des Schiffes die Dienftreife Dienit- 
geichäfte halber oder zum Bwede des Übernachtend unterbrochen und demnächſt auf 
dem Landivege fortgefegt wird, fo wird die auf Iehtevem aurhdgelegte Entfernung 
bei Berechnung der Gefamtlandiwegftrede (F 4) ſelbſt dann mitgezählt, wenn fie 
weniger als 2 km beträgt. 

2 Siehe Anhang: Erläuterungen IL, 1 bis 4. 


J. Borſchußzahlung und Forderungsnachweiſe. 

1. Dem Beamten, der eine Dienſt⸗ ober Verſetzungsreiſe auszuführen Bat, 
fönnen auf feinen Untrag in Grenzen der Gebühren Vorſchüſſe gezahlt werben. 

2. Die Zahlung der Neifegebührntffe erfolgt auf © des Forderungs⸗ 
nachweiſes, durch deſſen Vollziehung der Beamte bie Verantwortung für die Richtigkeit 
der gemachten Angaben übernimmt. Notwendige Geläuteruingen über die Bahlbarkeit 
der Gebühren find in den Nachweis aufzunehmen. Ebenſo find entjtandene notwendige 
Auslagen erforderlichenfalls zu begründen und, fofern nach vorftehenden Beſtimmungen 
nicht Davon abgefehen werden darf, nachzuweiſen. Der Beginn und Die Beendigung der 
Dienfts oder Berfegungsreife muſſen, jofern die Höhe der Vergütung davon abhängt, 
nad) Tag und Stunde genau angegeben werden. Bei Erhebung eines Vorſchuſſes ift 
eine Angabe über feine Höhe und die Falle aus der er empfangen iſt, erforderlich). 

3. Der Forderungsnachweis tft von der auftändigen Dienftitelle mit der Be⸗ 
[Beinigung der Nichtigleit zu verjehen, welche das Anerkenntnis der Notwendigkeit 

er Reiſe, der gefchehenen Ausführung der Dienftgeichäfte fowie der oingemeffenbeit 
der zu den lebteren verwendeten Zeitdauer und der Nichtigkeit der angegebenen Dauer 
überhaupt in ſich begreift. 

4. Die Uufitellung des Forderungsnachweijes foll nach den beigegebenen Mufter 
erfolgen vorbehaltlich der durch befondere Verhältniffe gebotenen Änderungen. 








DOM 2» 2 2 2 ren . .. von dem Unterzeichneten ausgeführte Dienftreife 
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1) Wenn die Dienftreife an einen und demſelben Tage angetreten und beendet wird. 
2) Wenn eine Dienftreife fi auf 2 Tage eritredt und innerhalb 24 Stunden beendet wird. 
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Berechnung ber Tagegelber und Reiſekoſten. 


Geldbetrag 
Mari | Wi. 
A. egeider, volle, für... . uie.:.... Dat. . 2. 2 20. . 
u " ermäb ste, gar . zo Tage, je..... Ma 
„facdhe, für... . mal 24 Stunden, je..... art. 
B. Zeifekoften Na) (omeler Eifenbahn, nebenba nähe Beinbapn 
ober Schiff für jedes Kilometer... Pf. 
. Kilometer Landweg, für jebeß Milometer . BE. 
Bw "und Abgänge zum Sate von ...... Marl . 0. 
C. guslagen bei Benutzung ber Straßenbahn: 
a) für Hadıt. . . . . en 
b) beim Zu- und Abga 
D. Auslagen für Zus und Abgang beim Bahndojswediel, fo fowie beim Über 
gange zwiſchen Eifenbahn und Straßenda 
Bufanımen . 
Auf obigen Betrag habe ich einen Borſchuß von .... Marlaußsder......-. Kaffe erhalten. 


(Name und Dienfiftelung bes Korbernben.) 
Rad den Entfernungen, den Säten und rechnerifch richtig (berichtigt auf. .. . Mark... Pf.) 


Name und Dienfftelung bes Rechnungsbeamten.) 
Die Richtigten wird beſcheinigt. 
Die ..... Kaſſe wird angeisiefen, den boritebendben Betrag mıit . * Fen ... Di, 


im Worten...........7 nnn zu zahlen und bei Sap..... 
Etats u berrechnen 

„ 5 .... 

GBehoͤrbe, Uuterſchrift.) 
die ...... Kaſſe. 
Quittung. 
Being en erhalten. 
EERFESFREEEEE 
Anhang zu Anlage 1. 
Erlänternugen. 
L 8u D2e. 


Die Dienftreife wird von dem außerhalb eines Ortes Tiegenden Wohnhaus A 
des Beamten nach dem Drte B ausgeführt (2c); dann werden, da nach ben 
Grundſätzen zu Di, um den Anfprudy auf Tagegelder und Neifeloften zu be- 
gründen, aud) die Entfernung von der Grenze des Ortes B nad) A 2 Kilometer 

etragen muß, Tagegelder und Reiſeloſten nicht gemäht, wenn diefe Entfernung 
geringer ift ald 2 Kilometer, auch wenn die Mitte von B über 2 Kilometer 
von A entfernt if. 


Das gleiche gilt, wenn von dem Wohnorte 3 aus ein Dienitgeiihäft an 
der außerhalb eines Ortes Tiegenden Stelle A vorzunehmen iſt (2 d) 


Liegen fowohl das Wohnhaus des Beamten als auch die Stelle des Dienſt⸗ 
geichäfts außerhalb von Orten, fo entjcheidet bie Entfernung zwifchen biefen 
beiden Punkten. 


%) Begründung ber Nichtbenutzung ber Kleindahn. 
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IE. Zu H2 um 3. 
Disnbahn Landweg 


Der Unfangspunft der Landwegſtrecke (Bahnhof 3) und ber Endpunft C 
liegen innerhalb je eines Ortes. ' 

Reiſekoſten für die Landwegftrede werben gewährt, wenn ſowohl die Ent- 
[ernung von der Grenze des Ortes B nad der Mitte des Ortes C, als aud) 
iejenige von der Grenze des Ortes nad der Mitte des Ortes B 
2 Kilometer betragen (D 1). 

Die für die Höhe der Reijeloften — Entfernung wird, wenn dieſe 
Vorausſetzung zutrifft, von Mitte B nach Mitte O berechnet (P 1 Abſ. 1). 

Bisenbahn Landweg 

C — —— —⸗ 
4 C 

Der Anfangspunkt der Landwegftrede Bahnhof B) liegt innerhalb, der 
Endpunkt C außerhalb eines Ortes. _ 

Reiſekoſten für die Landwegftrede werden gewährt, wenn die Entfernung 
von der Grenze des Ortes B nach dem Punkt C 2 Kilometer beträgt (D2d, e). 

Die für die Höhe der Reiſekoſten maßgebende Entfernung wird zutreffenden- 
falls von Mitte B nad C_beredjnet @ 1 Abſ. 1 und 3). 


Kisenbahn 8 


24 Der Anfangepuntt der Sandwegftrede (8 ß 
er Anfangspunkt der Landwegſtrecke (Bahnhof B) liegt außerhalb eines 
Ortes, der Endpunkt C innerhalb eines folgen 9 9 

Reiſekoſten für die Landwegftrede werden gewährt, wenn bie Entfernung 
von nbof B nad) der Grenze von C 2 Kilometer beträgt, ohne daß es 
auf die Entfernung zwifchen Bahnhof und Ort B anfommt (D1, 2c, e). 

Butreffendenjall® wird die für die Höhe der Reiſekoſten maßgebende Ent- 
fernumg von Bahnhof B 6i8 zur Ortsmitte C berechnet (F1 Ubf. 1 und 3). 

Landweg 
Ziombahın — — — 
4 4A Bahnuof B B 16, 

Der Anfangspunkt der Landmegitrede (Bahnhof B) und die Stelle des 
Dienftgefchäfts (C) Tiegen außerhalb von Drten. 

Retiekoften für die Landwegftreden werden gewährt, wenn die Entfermun 
zwifchen Bahnhof B und Punkt C 2 Kilometer beträgt. Dieſe Entfernung wird 
auch der Koftenberechnung zugrunde gelegt (D1, 2c, d, e, F1 Abſ. 3). 

Sn gleicher Weite neftaltet fich die Unwendung der Grundſätze, wenn die 
Bandwegitrede der Eiſenbahn⸗ ufw. Fahrt vorhergeht, alfo zwijchen dem 
Abgang» und demjenigen Punkte Tiegt, an welchem ver Übergang auf die 
Bahn ufw. ftattfindet. Das gleiche gilt auch, werm die Landiwegitrede weder 
am Unfange noch am Ende einer Dienftreife liegt, fondern das Zwiſchenglied 
zweier Eiſenbahn⸗ uſw. Reifen bifdet. 





Aulage 2. 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 
Bom 20. 5. 1898 (R. G. BL ©. 689.) 
1. In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtöfachen, auf welche 
die leo. die Siafpropeßorduung oder Die A oufuröorbnung Hnmenbung 


—* erhalten die Zeugen und Sachverſtauͤndigen Gebühren nach Maßgabe der 
olgenden Beitimmungen. 
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8 2. Der Beuge erhält eine entihädigung für die erforderliche Beit- 
verjäummis im Betrage von 10 Br bi zu 1 ME. auf jede angefangene Stunde. 
Die Gädigung ift unter dfihfigung des von dem Beugen verfäumten 
Erwerbes zu bemeſſen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden zu 


gewähren. 

onen, welche burch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringeren 
Gewerbebetrieb ihren fuchen oder fich in eigen Berhältniffen wit folchen 
Perſonen befinden, erhalten die nad) dem gering en Satze zu bemefiende Entfchädigung 
auch dann, wenn die Berfäunmis eines erbes nicht ftattgefunden hat. 

1 Die Entfhäbigung des Beugen iſt im weientlicden nur eine Entſchädigung für 
einen durch Beitverfäumnis entgangenen b. en Beugen gebührt baber eine Ent 
[nadigung für Beitberfäummis nur dann, wenn mit ber Beitverfäumnts eine 

rwerbsverſäumnis verbunden tft, und nur ben Perſonen, welche durch gemeine 
andarbeit, Handwerksarbeit oder geringeren &ewerbebetrieb ihren Unterhalt fuchen oder 
& in gleihen Berhältniffen mit folchen Berfonen befinden, fteben Berfäumnisfoften felbit 
dann zu, wenn bie VBerfäummis eines Erwerbes nicht ftatigefunden bat. Gegen ſeſtes 
Gehalt ober Lohn angeitellte Beamte, alſo auch Tönigliche Forſtbeamte, wenn nicht ber 
8 14, 1 ueciit und Kommunal und Privatforftbeamte Haben nur Anſpruch auf Ber 
tretungsfoften, fall ihnen ſolche erwachſen find. 


8 3. Der Sacdverftändige erhält für feine Leiftungen eine Vergütung nad 
Maßgabe der erforderlichen Beitverfäummnis im Betrage bis zu 2 ME. auf jede an⸗ 
gefangene Stunde. 

e Vergütung ift unter Berüdfichtigung der Erwerböverhältnifie des Sad- 
berftänigen zu bemeflen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden zu 
gewähren. 

ußerdem find dem Sachverftändigen die auf die Vorbereitung des Br 
verwendeten Soften, jowie die für eine Unterfuhung verbrauchten Stoffe und Werhk⸗ 
zeuge zu vergüten. 
| 2 Die enti&äblgung wird dem Sadjverftänbigen (ohne Anterigjieb des Standes) 
für feine Leiftungen gewährt, ohne daß e8 darauf antommt, ob mit der De ind 
eine Erwerbsperjäummis verbunden tft oder nicht; bei der Feſtſetzung ber ütung find 
die erforderliche Zeitverſaumnis und die Erwerbsverhältniſſe maßgebend. 


ß 4. Bei jchwierigen Unterfuchungen und Sachprüfungen ift dem Sachverftändigen 
auf erlangen für die aufgetragene Leiſtung eine Vergütung nach dem üblichen 
Preiſe derjelben und für die außerdem ftattfindende Teilnahme an Terminen, die im 
8 3 beftimmte Vergütung zu gewähren. 

8 5. Als verfäumt gilt für den Zeugen oder Sachverftändigen auch bie Zeit, 
während welcher er feine gewöhnliche Beichäftigung nicht wieder aufnehmen Tann. 

8 6. Mußte der Zeuge oder Sadhverftändige außerhalb feines Aufenthalts⸗ 
ortes einen Weg bis zur Entfernung von mehr als 2 km zurüdlegen, fo ift ihm 
außer den nad) 85 2 bis 5 zu beftinnmenden Beträgen eine Entfhädigung für die 
Neife und für den durch die Abweſenheit von dem Aufenthaltsorte verurjachten 
Aufwand nad Maßgabe der folgenden Beftimmungen zu gewähren. 

8 7. Soweit nad den perfönlichen Werhältnifien des LBeugen oder Sad 
verftändigen oder nach Äußeren Umftänden die Benubung von Transportmitteln für 
angemefjen zu erachten ift, find als Reiſe⸗Entſchädigung die nach billigem Ermeſſen 
in dem einzelnen alle erforderlichen Koften zu gewähren. In anderen Yällen be 
trägt die Reiſe⸗Entſchädigung für jeden angelangenen Kilometer des Hinweges und 
des Rückweges 5 Pf. 


2 Fur die frage, ob bie Denugun von Transportmitteln für angenteffen zu erachten 
ift, find nicht Bloß die perfönlichen erealtniffe de3 Zeugen oder Sachverſtändigen, fondern 
alle Beet bes Falles, 3. B. die Länge bes Weges, die Jahreszeit, das Wetter, bie 
Gewohnheit ber Gegend und bie Urt der anmendbaren Transportmittel (Eifendabn, 
Poſt ufmw.), welche die Zuridlegung des Weges zu Fuß vielleicht teurer erfcheinen laſſen, 
in Betracht zu ziehen, und alle Diefelden Umjtände werden auch ben angemeſſenen Koften- 
betrag mit beftimmen. . 
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Benubtt ber Zeuge oder Sachverſtändige fein eigenes et fo ift der ortSübliche 
Preis desfelden zu vergüten. Haben mehrere Bee ujanımen fich eines Fuhrwerkes 
Debient, fo find allen Beteiligten nur die Koften dieſes Fuhrwerkes In ber nach den drtlichen 
Berhältniffen feſtzuſetzenden Höhe zu eritatten. 


88. Die Entihädigung für den durch Abweſenheit von dem Wufenthalts- 
orte verurſachten Aufwand ift nach den perfünlichen Berhältnifien des Zeugen oder 
Sadjverftändigen zu bemefien, joll jedoch den Betrag von 5 ME. für jeden B an 
welchem der Zeuge oder Sachverſtändige abwefend geweien iſt, und von 3 ME. für 
jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht überfchreiten. 

8 9. Mußte der Zeuge oder Sachverftändige innerhalb jeined Aufenthaltsortes 
einen Weg bis zu einer Entfernung von mehr ald 2 km zurüdiegen, fo ift ihm für 
en ganzen cidaelegten Weg eine Reiſe⸗Entſchädigung nach den Vorſchriften des 

zu gewähren. 

8 10. Konnte der Zeuge oder Sachverſtändige den erforderlichen Weg ohne 
Benugung von Transportmitteln nicht zurüdlegen, fo find die nach billigem Ermeſſen 
erforderlichen Koften auch außer den in den SS 6 und 9 beftimmten Fällen zu gewähren. 

Abgaben für die erforderliche Benutzung eines Weges find in jeden 
Falle zu erftatten. 
12, Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen eines 
Begleiter, jo find die beitimmten Entichädigungen für beide zu gewähren. 

8 13, Soweit für gewifje Urten von Sachverſtändigen befondere Tarvorfchriften 
beftehen, welche an dem Orte des Gericht, vor welchem die Ladung erfolgt, und an 
dem Aufenthaltsorte des Sachverftändigen gelten, kommen lediglich dieſe Vorſchriften 
in Unmwendung. Gelten folhe Tarvorjchriften nur an einem diefer Orte, oder gelten 
an demfelben verfchiedene Taxvorfchriften, fo Tann der Sachverftändige die Anwendung 
der F% günftigeren Beitimmungen verlangen. 

olmetfcher erhalten Entihädigung als Sachverftändige nach den Vorfchriften 
biejed Gejehed, fofern nicht ihre Leitungen zu den Pflichten eines von ihm verjehenen 
mies gehören. 

8 14. Offentliche Beamte erhalten Tagegelder und Erftattung von 
Neifetoften na) Maßgabe der für Dienftreifen geltenden Borfchriften, 
falls fie zugezogen werden: 

1. als Beugen über Umftände, von denen fie in Ausübung ihres Amtes Kenntnis 
erhalten haben; 

2. als Sachverftändige, wenn fie aus Beranlafiung ihres Amtes zugezogen werben 
und die Ausübung der Willenfchaften, der Kunft oder des Gewerbes, deren 
Kenntnis Vorausſetzung der Begutachtung tft, zu den Pflichten des von ihnen 
verjehenen Amtes gehört. 

Werden nach den Vorſchriften Diefes Paragraphen Tagegelder und Reiſekoſten 
et Aeit fo findet eine weitere Vergütung an den Zeugen oder Sachverſtändigen 
wi att. 


2 Die Borfehriften der Sn Bis 14 find auch entfprechend anzuwenden, wenn Perſonen 
gemäß 8 159 der Strafprozekorbnung bon der Staatsanmwaltichaft oder auf deren Ans 
ordnung von der PVolizeibebdrde als Beugen oder Sachverſtändige bernonmen werden. 
(AM. v. 11. 6. 1894, Deutiche Soritätg. . 902.) 

Der 8 159 der Strafprozeßordnung lautet: Zu bem im borftehenden Paragraphen (158) 
bezeichneten Zwecke (Grmittelungsverfabten) kann die Staatsanmwaltfchaft von allen öffent» 
lien Behörden Auskunft verlangen und Ermittelungen jeder Urt, mit Ausichluß eidlicher 
Bernehmungen, entiveder felbft vornehmen oder buch die Behörden und die Beantten des 
Bolizeis und Steherheitädienftes vornehmen lailen. Die Behörden und Beamten bes 
Polizei⸗ und Stcherheitsdienftes find verpflichtet, dem Erſuchen oder Auftrage der Staats⸗ 
anwaltſchaft zu genügen. 

2 Bei allen fonftigen polizeilihen Bernehmungen, auch bei den gemäß 8 161 ber 
Strafprogeßordnung von den Beamten des Polizeis und Sicherheitsdienſtes vorgenommenen, 
fönnen, foweit es fih um die Bahlung nidt erftattungspflidhtiger, fondern ber 
örtlichen Bolizeiveriwaltung zur Laſt fallender Zengengebühren handelt, folhe nicht 
gewährt werden; denn die Verpflichtung, fich den Bolizeibehörden zur Vernehmung zu 


Radtke, Handbuch. 4. Aufl. 20 
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geitellen, iſt eine allgemeine und muß zu een Pflichten gereeinet werden, denen fi 
die Untertanen bes Staates in: öffentlichen Intereſſe unentgeltlich zu unterziehen haben. 
Bezüglid; der Zahlung von Gebühren an Sadverftändige verbleibt es bei ben Beſtinimungen 
des Erlaffes dv. 15. 10. 1865. Hiernach find den Sachverftändigen aud bei polizei» 
lihen Bernehmungen Bebühren zu gewähren. 

Um die Beläfttgungen und Schädigungen, welche mit polizelliden Borladungen — 
insbefondere in ben ländlichen Bezirken — für die Betroffenen häufig verbunden find, 
tunlichft zu befeltigen oder wenigſtens zu mildern, find die VBorladungen, wie überhaupt 
die protokollariſchen Vernehnungen nach Möglichkeit einzufchränfen. In vielen Yällen 
wird e8 zur Klarſtellung des Sachverhaltes genügen, wenn die erforderlichen Erfundigungen 
in der Wohnung oder auf der Arbeitsftelle der Beteiligten durch die polizeilichen Organe 
eingezogen, oder wenn die betreffenden — was von ihrem Bildungsgrade abhängen 
wird, zu einer ſchriftlichen Außerung aufgefordert werben. (F. M. u. M. * v. 7. 12. 1899, 
M. Bl. 1900 ©. 57.) Der vorerwähnte 8 161 der Strafprozehordnung lautet: Die 
Behörden und Beamten des Polizei» und Sicherheitsdtenjte8 haben ftrafbare Handlungen 
u erforfden und alle feinen Aufſchub geftattenden Anordnungen zu treffen, un die Ber 

unfelung der Sache zu berhüten. 

3 Diefe Beitimmungen b. 7. 12. 1899 — vorftehend unter 2 — find auch bei Ber 
nehmungen aus Anlaß der Unfallunterfuhungen in Ausführung der Unfallverficherungs- 

efege anzumenden. Nur in beionderen Yällen, wo unıftändliche Erhebungen unvermeidlich 
(m und dadurch Koften entftehen, deren Tragung Beugen in bedrängter wiriſchaftlicher 
age nicht zugemutet werben kann, bleibt ben Polizeibehörden die Zahlung einer Ent: 
ihädigung nad) billigem Ermeffen überlaffen. (Din. Erl. vd. 31. 3. 1904, M. Bl. ©. 118.) 

4 Die Kommunalforftbeamten haben, fofern geſetzliche Borfchriften über Die 
ihnen bei Dienftretjen zuftehenden Vergütungen nicht beftehen, im alle ihrer Zuziehung 
als Zeugen oder Sacdveritändige In gerichtlichen Angelegenheiten nur bie gewöhnlichen 
Beugen- und Sadperjtändigen-Behühren gemäß 88 2 bis 12 der Gebührenordnung zu 

eanfpruchen. (M. L. u. M. J. v. 22. 1. 1881, M. BL ©. 133.) — Bol 8 6 de 
Kommunalbeamtengeſetzes bei Abſchn. V db. W. 

5 Die bei ber Königlichen Forftverwaltung zum Forſtſchutz aus dent Stande der 
Ürbeiter gegen Tagelohn angenommenen — chutzmanner find mit Hinſicht darauf, 
re Amen porigeitic m gunttionen übertragen find, als unmittelbare Staatsbeanite anzufehen. 

Es find aber nur ſolche Perfonen veritanden, welche kontraktlich gegen geogr als 
Forftihußbeante angenommen find. (J. M. dv. 16.8. 1884, Müller, Die Preup. Juſtiz⸗ 
derwaltung ©. 552.) 

15 ufw. 

16. Die Gebühren der Zeugen und Sacverftändigen werden nur auf Ber- 
langen derjelben gewährt. Der Anſpruch erlifcht, wenn das Verlangen binnen brei 
Monaten nad) Beendigung der BZuziehung oder Abgabe des Gutachtens bei dem 
zuftändigen Gerichte nicht angebracht wird. 

17. Die einem Beugen oder Sachverftändigen zu gewährenden Beträge 
—5* durch das Bericht oder den Richter, vor welchem die Verhandlung ſtattfindet, 

tgejeßt. 

ofern die Beträge aus der Staatskafſe gezahlt und diefer nicht erftattet find, 
kann die Feſtſetzung von dem Gericht oder dem Richter, durch welche fie erfolgt ift, 
fowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz von Amts wegen berichtigt werben. 

Segen die findet Befchwerde nach Maßgabe des $ 567 Ubf. 2 und der 
88 568 bis 575 der Bivi vogeBoronung und des 5 4 Abſ. 3 des Gerichtäfoftengefehes, 
in Strafſachen na) Maßgabe der SS 346 bis 352 der Strafprozeßordnnung ftatt.! 

1 Die Beichiverde iſt zu richten an das Gericht höherer Inſtanz, einzureichen 
aber bei dent Gericht, welches die Gebühren feſtgeſetzt hat. 

Handelt es fih 3. B. um Gebühren, die vom Amtsgericht feitgejegt find, fo tft die 
Befchwerde an dad Landgericht zu richten, bei dem Amtsgericht aber einzureichen. 


— —— — — — — — — 


F. Umzugskoſten. 807 


F. Umzugskoften. 


Geſetz, betreffend die Umzuaskoften der Staatsheamten, 
dom 24. 2. 1877. (©. S. S. 15.) 


eof 8 1. Die Stantöbeamten erhalten bei Berfegungen eine Vergütung für Umzugs- 
oſten. 


2 Die im Geſetze bei dieſem Paragraphen aufgeführten, für die einzelnen Rangklaſſen 
in: allgemeinen beitimmten Säße find durch bie 8. V. F. M. v. 17. 4. 1877 für bie 


Beaniten der Forſtverwaltung mie folgt feitgejeßt: 


Auf Trans⸗ 


a) ben Zperforſtern (8. 28. v. 9. 1. 1879, D. 3. 2. 10 
b) den Flößverwaltern, Torfverwaltern, den Tier 
garten erwalter zu Cleve und den Forftrendanten 
c) den Revierförftern, Hegemetftern und Förftern (M. 
2. v. 11.6 1897, D. J. B. 290 S. 115). . 2. 2 2 0. 
d) den Meiftern bei ſämtlichen Nebenbetriebsanftalten 
e) den Waldwärtern und den Wärtern der Nebenbetrieb3- 
anſtaltenn. 





3 Umzugskoſten find nur dann zu vergüten, wenn der Ort, von welchem, und ber 
Ort, nad) melden die VBerfegung ftattfindet, zu nerjegiebenen Gemeindebezirken gehören. 
(Srundfäße f. d. te gemäß Staatd-Min.-Befchl. v. 13. 5. 1884 auch auf db. preuß. 
Beantten anzum. M. Bl. ©. 107. 

s Ob in ben ee wo ein Beamier, ohne feinen Dienftbezixt und fein Amt zu 
ändern, feinen Wohnjig wechſelt, Umzugsfoften zu gewähren find, hängt von ben Umftänben 
des einzelnen Falles ab. 

Bur Berilligung von Umzugskoſten in aaa Fällen, namentlich auch, wenn ein 
—— — — nur aus dem Grunde ſeinen Wohnort verlegt, um eine für ſeine Stelle neu 

eſchaffte Dienftmohmung zu beziehen, find bei dem Borbanbenfein der gefetlichen und 
fonftigen allgemeinen orauefegungen die Königlichen Regierungen ermächtigt. (M. 2. 
v. 15. 2. 1906, M. Bl. f. 2. ©. 110.) 


4 Gewährung von Umzugskoſten bei der fihernahme von Beamten aus einer etatzmäßigen 
Stelle in eine nicht etatsmäßige Stelle. 

Bur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens und zur ocleltigung bon Biweifeln, 
die bei Ausführung des Erlaſſes vom 29. 5. und 17. 10. 1903 (M. Bl. f.d.1.23. ©. 229) 
über die gu e entftanden find, wie bei ber Übernahme don Beanten aus einer etats- 
mäßigen Stelle der einen Verwaltung in eine nicht etatSmiäßige Stelle der anderen Ber- 
ben tung binfichtli der Gewährung von Umzugskoſten zu verfahren ift, wird folgendes 
eſtimmt: 

1. Wenn ein Beamter aus der etatsmäßigen Stelle unmittelbar in eine diätariſche 
Stelle endgültig übernommen wird, fo ſtehen ihm die Umzugskoſten ſofort nach 
Antritt der diätarifchen Beichäftigung zu. 

2. Wird ein Beanıter zunächſt zur Probedienftleiftung einberufen, fo tft eine Zahlung 
don Umzugskoſten während der Beit der Probedienftleiftung auögeidhlo en. 

3. Wenn ein Beanıter nad) beendigter Probedienftleijtung endgültig diätarifch angejtellt 
oder in eine etatsmäßige Stellung übernommen wird, jo findet nunmehr eine 
Gewährung von Umzugskoſten jtatt, borausgejett, daß die Probebienitleiftung fich 
unniittelbar an bie Deimäftigung in dem bisherigen Ante anfchloß und ber Beamte 
bis zu ber nad) Abſchluß der Probedienſtleiſtung erfolgenden endgültigen Übernahme 
in fein neues Amt noch etatSmäßiger Beamter in feiner früheren Stellung ver⸗ 

eben war. 

4. Bei ber Berechnung der Umgugstoften zu 3 find die Familienverhältniſſe zur Zeit 
ber endgültigen Übernahme und, falls er während der Brobebienftleiitung noch den 

20* 
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. Ort gemwechfelt haben follte, der Umzug bon dem urfprüngliden Dienftorte nad 
dem Orte der endgültigen Anftellung zugrunde zu legen. 

5. Erfolgt die Penfionierung des Beamten in feiner bisherigen Stellung vor beenbdigter 
Probedtenftleiftung in der neuen Stelle, fo muß nad dem Grundfate, daß die 
Gewährung von Umzugsfoften an penfionierte oder ausgefchiedene Beamte unguläffig 
iſt, die Umzugskoſtenentſchädigung verſagt werden. 

6. Geſchieht die Übernahme eines etatsmäßigen Beamten in ber Form der Anſtellung 
auf Probe, fo kann, da dies nur als bedingte Berjegung erfcheint, die Gewährung 
bon Umzugskoften gleichfalls nur unter der Vorausſetzung, daß der Beamte bei ber 
neuen Berwaltung endgültig angeftellt wird, und erft mit letzterem Zeitpunkte 
erfolgen. Die Unzugsfojten berechnen ſich in dieſem alle aber nach den Ber 
hältniffen zur Beit der Übernahme auf Probe. Erfolgt die endgültige Anftellung 
nicht, jo dürfen auch für die Nüdreife Umgugskoften nicht vergütet werden. Den 
Beaniten iſt bei ihrer Übernahme auf Probe in jedem Falle zu eröffnen, daß ihnen 
eine Ungugsfoftenvergütung nur unter den borerwähnten Bedingungen zuſtehen 
werde. 

7. Sn Fällen, in denen ein dienftliches ntereife an der Übernahme eines Beamten 
völlig fehlt, insbefondere bei der Übernahme höherer und mittlerer Beanıten auf 
ihren ausdrucklichen Wunſch, greifen die borftehenden Beitimnungen nicht Plab, 
vielmehr bleibt vorbehalten, in ſolchem alle die Übernahme von der vorherigen 
DeraihtBer rung bes Beanıten auf Unizugstoften abhängig zu machen (F. M. 
v. 18. 6. 1907, M. 2. v. 19. 7. 1907, ©. %. 8. ©. 759.) 


8 2. Bei Berechnung der Entfernung ift die kürzeſte fahrbare Straßenver⸗ 
bindung zugrunde zu legen. Jede angefangene Strede von 10 km wird für volle 
10 km gerechnet. 


hen fürzefte fahrbare Straßenverbindung ift der Fürzefte fahrbare Landweg 
anzufehen. 
Wenn jedoch der Ort, von welchem, und der Ort, nach welchem die Verfegung des 
Beamten ftartfindet, durch ununterbrochenen Schienenweg oder durch eine ununterbrochene, 
gut Beförderung von Gütern benutzbare Wafferftraße in fürzerer Entfernung als Pr dent 
andwege verbunden find, fo gilt bie kürzeſte derartige Verbindung als Türzeite fahrbare 
Straßenverbinbung. 

Behufs Ermittelung der maßgebenden Türzeiten fahrbaren Straßenverbindung find 
Die 2 km oder mehr betragenden Entfernungen zwiichen ben: Unfangs- oder Endort des 
Umzugs und dem zugehörigen gleichnamigen Bahnhof als Schienenmweg, ſolche Teilitreden, 
auf welchen belabene Wagen mittels Schiffs, Trajelts, Fähre u. dergl. zu Wuffer befördert 
werben, als fahrbarer Landweg in Anrechnung zu bringen (Grundſ. f. d. Reichsb., 
gemäß an ae vd. 13. 5. 1884 auch auf bie Preuß. Beantten anzuwenden, 


» Die Berechnung der Entfernung zwiſchen den Orten, von welchen unb nach welchen 
die Verſetzungsreiſe ausgeführt wird, muß * die Bergütung der Umzugs koſten entweder 
ganz nad) den Landwege oder ganz nad) dem Schienenmwege uſw. erfolgen. (Erinn. d. 
Mn —8 — K. zur Forſtverwaltungsrechnung der Königl. Regierung zu Hildesheim 
ür . 

a die Feſtſtellung der Entfernungen bei Berechnung der Umzugskoſten iſt bie 
anıtlide Poſt- und Eifenbahnfarte maßgebend. Der vom Königl. Kriegsminiſterium 
heraudgegedene Kilometeranzeiger tft nur als ein gilfämittel — Rontrofintittel —, nicht 
Fi 8 queßgedende Unterlage anzufehen. (M. 2%. v. 1. 4. 1905 — III 3981 —, M. 

.f.8. ©. 107.) 

5 Bei Verſetzung von Beanıten uſw. wird die Transportloften-Bergütung nad) ben 
fürzeften Wege jeitgeftellt, auf welchen innerhalb be3 Landesgebiet der neue 
—— des Verſetzten ſich erreichen läßt. (Staats⸗Min.⸗Beſchl. vom 11. 2. 1870, 
Herrf. ©. 


5 3. Die nicht etatsmäßig angeftellten Beamten erhalten bei Berfeßungen nur 
Tagegelder und Reifekoften. 


2 Bu den etatSmäßig angeitellten Beanten find alle diejenigen zu rechnen, welche 
eine etatömräßige Stelle mit Gewährung eines en zur Zeit ihrer Verfeßung dergeſtalt 
bereit3 inne hatten, daß fie nicht Bloß kommiſſariſche Bertreter der Stelle, ſondern 
deren wirkliche dauernde, wenn auch auf Probe angejtellte Inhaber waren. Demgemäß 
find ſolchen Forjivderforgungsberechtigten oder Reſervejägern, welche nur zur vorüber: 
gehenden kommiſſariſchen Bertretung einer etatsmäßigen Stelle oder zur Verftärfung bes 
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Feortcure als Hilfsaufſeher interimiſtiſch gegen Bewilligung einer diäatariſchen 
emunerntion angenommen worden find, bei etwaiger Verſetzung Umzugskoſten nicht 
zu bergüten. 

3 Die Tagegelder und MWeifeloften find nad Maßgabe der bezüglicden gefetzlichen 
Beſtimmungen zu bemeijen. 

Den nicht etatsmaäßig angeftellten Beaniten der Forſtverwaltung find bei Berfegungen 
die Tagegelder und Reiſekoſten für ihre Berfon auch dann zu beivilligen, wenn ein 
folder Beamter in eine mit Diäten verbundene Belhäftigung oder in 
eine etatSmäßige Stelle zuerft berufen oder bon einer diätariſchen Stelle in eine 
etatsmaßige verſetzt wird. 

Dengenäß erhalten ealleher wenn fie als folche zuerit dauernd angejtellt oder 
wenn fie verſetzt oder auf Yörjteritellen befördert, und Forſtverſorgungsberechtigte, wenn 

e als Höriter angeftellt werden, für die deöfallfige Reiſe Tagegelder und Neifeloften nach 
en gejeßlichen Beitimmungen bzw. neben Gewährung von bereit8 bezogenen firlerten 
Diäten für die — en nur kommiſſariſch gegen Tagesdiäten befgäftinten Forſt⸗ 
beamten ee find für Reifen zum Antritt einer ſolchen kommiſſariſchen Beichäftigung 
ober zum Wechſel ihres Arbeitsortes die gejeglichen Tagegelder und Neifekuften zwar auch, 
jedoch nur unter Wegfall der etwa bereit bezogenen Beidäftigungsdiäten für die Reiſetage 
au dergüten. 

Für Neifen behufs Ablegung der Yörfterprüfung ift in keinem alle, auch wenn die 
nahen Anſtellung auf einer yörfteritelle damit verbunden märe, eine Bergütung zu 
gewähren. 

Ebenſo tft beim Aufhdren einer Beihäftigung als Forſtaufſeher oder Hilfsjäger für 
die Reife nach einem früheren Aufenthaltsort oder dent e bes früheren oder künftigen 
Domizil a zu dergüten. (F. M. v. 17. 4. 1877,82. J. B. 8 ©. 414.) 

5 Den foritverforgungsberecdhtigten Unmwärtern der Jaͤgerklaſſe A. I, melde Wald» 
wärterftellen innehaben, find Bei ihrer Anſtellung auf einer etat3mäßigen Förfterftelle 
nur Tagegelder und Reifekoften für den Antritt der Stellung zu gewähren. Die Berufung 
auf eine etatSmäßige Förſterſtelle ift Teine bloße Verſetzung, fondern eine Beförderung bzw 
erſte Anftellung in die dem Anwärter durch den VBerſorgungeſchein gewähntehtete, an fid) 
auch höhere Stellung. (M. 2. v. 3. 2. 1885 u. 4. 2. 1882, D. %. 3. 17 ©. 50.) 

nſoweit die Anwärter bereit zu Förſtern ohne Revier ernannt find, ftehen ihnen 
auch die gefeglichen Umzugstoften der Förfter zu. 

4 Den Forſthilfsaufſehern können bei Verfegungen innerhalb derjelben Ober- 
förfterei von der Regierung Tagegelber und Reiſekoſten gewährt werben, 3. B. auch bei 
der Bertretung eins erkrankten Forſters und dadurch bedingten Wohnortswechjel für die 
Hins und Rüdreife. 


8 4. 1. Die zu Umzugsfoften berechtigten Beamten erhalten außer denfelben 
für ihre Perſon Tagegelder und Bee toften. 

2. Auch ift dieſen Beamten der Mietzind zu vergüten, welchen dieſelben für ihre 
Wohnung an ihrem bisherigen Aufenthaltsort auf die Zeit von dem Verlaſſen Des 
legteren bis zu dem Beitpunkte haben aufwenden müfjen, mit welchem die Uuflöfung 
des Mietverhältnifjes möglich war. Diefe Vergütung darf längftens für einen neun⸗ 
monatlichen Beitraum gewährt werden. Hat der Beamte im eigenen Haufe gewohnt, 
fo Tann demjelben eine Entſchädigung bis höchftens zum halbjährigen Betrage des 
ortZüblichen Mietwert3 der innegehabten Wohnung gewährt werben. 


2 Wenn fih ein Beamter elle kommiſſariſcher Verwaltung einer Stelle bon 
ſeinem Stutiongort an ben Sig dieſer Stelle begeben und für die Reife die perjönlichen 
Reifeloften bezogen hat, ift derjelbe nicht berechtigt, Die perfönlichen Reiſekoſten nochmals 
in Anſpruch zu nehmen, fall3 Ihn bie kommiſſariſch verwaltete Stelle demnächſt dauernd 
übertragen wird, da er im Dienftintereffe die ſchon gemachte Reiſe bon feinen: früheren 
nach feinem neuen Stationsorte nicht abermals au machen hat. Dagegen kann er aller: 
dings nad) Umſtänden Umzugskoſten beanſpruchen. Erl. v. 31. 3. 1869, M. BL 
&. 132 


2 Bei Strafverfegung mit Berluft des Anſpruchs auf Umzugskoſten (8 16 des 
Geſetzes vom 21. 7. 1852 — fiehe „Disgiplinarbeiteofung“) find auch XTagegelder und 
Reifekoften nicht zu gewähren. (F. Dt. dv. 28. 3. 1867, Di. Bl. ©. 180.) 

8 Die Eritattung ber Miete, welche ber verießte, zu Umzugskoſten berechtigte 
Beamte für feine an dem bisherigen Uufentyaltsort innegehabte Wohnung bon Tape 
des Berlaffend berfelben ab noch zu entrichten verpflichtet geweſen fit, hat erſt nach voll⸗ 
ftändiger Auflöfung des Mietverhältnijjes zu erfolgen. Die Erftattung erfolgt unter ber 
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Borausfekung, daß der Beamte nad) bem Kontrakte bzw. nachweisbar zu einer früheren 
Vermietung nicht in der Lage war, das —— der Wohnung obrigkeitlich beſcheinigt 
und die Zahlung ber Miete glaubhaft nachgewieſen wird. 

War der Beamte durch die vorliegenden Umſtände gezwungen, feine Familie roch 
eine Beitlang in der früheren Wohnung zurückzulaſſen, fo kann ihm die Miefvergütung 
gleichwohl gewährt werden. (J. M. v. 17. 4. 1877, D. J. B. 9 ©. 414.) 

4 Das Belaffen der Familie in der früheren Wohnung iſt nur dann auaitg dam. bie 
gelestine Vergütung des Mietzinfes nur dann zu gewähren, wenn durch daß Berbleiben 
er Famille in der Wohnung die Auflöfung des Mietverhältniffes bzw. die andermeite 
Feretuus 202 unmöglih gemacht tworden ff. (M. J. u. F. M. v. 30. 10. 1882, 


5 Eine Entfhäbdigung für die im eigenen Haufe innegehabte Vohnung wird nur 
dann gewährt, wenn e8 dem Beamten nach pflichtmäßiger VBerfiherung aller angewandten 
Mühe ungeadtet nicht möglich geweſen Y dieſelbe anderweit zu vermieten. (Staat 
Min. Beihl. dv. 18. 4. 1867, Schi. I ©. 42, 

6 Der Bermieter, welcher die Wohnung eines verfegten Beanıten innerhalb der Zeit, 

jür welche ber letztere zur Bahlung der Miete, vorbehaltlich der Stellung eines geeigneten 

nterniieter8, verpflichtet ift, andermeit vermietet, hat die für jene Belt oder einen Teil 
derfelben von dent neuen Dieter erhaltene Miete auf den bon dem verſetzten Beamten 
zu zahlenden Mietzins in Anrechnung au Dingen oder, fall der Mietzins bereitS bezahlt 
ift, zu eritatten. &. M. v. 15. 5. 1855, M. BI. ©. 168. — Edi. I ©. 42.) 

7 Wird die Miete nicht nur für die Wohnung, fondern auch für einen damit ver⸗ 
bundenen nicht beſonders veranſchlagten Garten oder Acker uſw. entrichtet, fo fol der 
Mietwert des Iegteren angeichäigt und bon dent zu liquidierenden Mietbetrage abgeſetzt 
Ineiben. (Ben. Dir. d. Steucm v. 25. 11. 1840, M. BL. 1841 ©. 51. — Schl. I 
. 42. 


8 Den Forderungsnachweis über Mietentfchädigung ift beizufügen: der Dlietvertun, 
die Quittung bes Vermieters bzw. Beicheinigung des ortsüblihen Mietwert3 und die 
Beicheinigung der Drt8-Polizeivehörde, daß die betreffende Wohnung weder ganz noch 
teilmeife andermweit babe vernitetet werden Fönnen. 


Mufter zu einer Befcheinigung ber Orts-Bolizeibehörde 
über das geeritehen einer Wohnung. 


Beiheinigung. 
Daß bie von dem Königlichen Förſter ohne Revier R.R..... in dem Haufe de3 
Grundbelikerd X. .... hierſelbſt gemietete Wohnung in der Zeit vom 1. September bis 


31. Dezeniber 1905 weder ganz noch teilweiſe anderweitig vermietet geweſen iſt bzw. 
anderweitig vermietet werden konnte, ſondern leer und unbenutzt geſtanden hat, beſcheinigt 


K. ... ‚ben 2. Januar 1906. 
(Siegel, Der Amtvorſteher 


o Beſtimmungen ber B. G. B. über Miete, Kündigungsfriſten, QCündigungsrecht ber Beamten 
bei Verſetzungen, Aftermiete uſw. 


(Siehe Abſchnitt XII Ad. W., 88 564 ff.) 
8 5. Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der im 8 1 feſtgeſetzten 
Vergütung. 


2 Unter „Familie“ im Sinne diefe8 Paragraphen find nicht bloß Ehefrau, Kinder 
oder Eltern, fondern auch fonjtige nahe Verwandte und Pflegelinder zu verftehen, fofern 
der Beamte denfelben in feinem Hausſtande Wohnung und Unterhalt auf Grund einer 
geſetzlichen oder moralifchen Unterftütungs-Berbindlichkeit gewährt. Jedenfalls muß ein 
eigenen vansitand von ben Beamten geführt werden. &. M. v. 17. 4. 1877, D. 5%. 


„2 Die Gewährung des vollen Sates der Umzugskoſten hängt nicht dabon ab, daß 
die UÜberfiedelung tatfächlih mit Familie bewirkt worden, fondern daß ber Beamte zur 
Zeit des Umzuges Familie gehabt bat. 

Die Umzugskoſten⸗Forderungsnachweiſe der Beamten find daher zutreffendenfalls 
dahin zu befcheinigen, daß der Berreffende zur Beit des Umzuges Famille im Sinne der 
en Beſtimmung zu 1 gehabt habe. (M. J. un. F. M. v. 31. 7. 1881, M. BI. 
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8 6. Bon den Vergütungsjägen (8 1) kommt derjenige in Anwendung, welchen 
die Stellung bedingt, aus welcher — nicht in welche — der Beamte verjeht wird. 


2 Auf die zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten findet ber Grundſatz biefes 

Paragraphen, wonad diejenigen Säte zu bewilligen find, welche die Stellung bedingt, 

aus welcher — nit in weldde — der Beantte vderfett wird, keine Anwendung. Die 

perfönliden Xagegelder und Reiſekoſten können daher, wenn mit der Verſetzung eine 

Nangerhöhung verbunden ift, nad) den Sätzen Tiquidiert werden, welche da8 mit dem 

neuen Amte verbundene NRangverhältnis geftattet. (F. M. v. 17. A. 1877, D. J. B. 9 
. 414. 


2 Wenn mit der Berjehung eine Beförderung verbunden iſt, wenn alfo aus 
Beranlafjung der Berleihung einer höheren Stelle eine Rangerhöhung auch ſchon dor dem 
Verſetzungstermine eintritt, fo find die Unzugs- und Transportfoften doch nur nad der 
bisherigen Dienftftelung zu bemeifen. (3. 8. dv. 28. 3. 1867, M. Bl. ©. 180.) - 


8 7. Perfonen, welche ohne vorher im Staatsdienfte geftanden zu haben, 
in denjelben übernommen werden, Tann eine durch den Bervaltungsdhe? im Ein⸗ 
bernehmen mit dem Finanzminiſter feitzufegende Vergütung für Umzugskoſten gewährt 
werden. 


Im übrigen vergleiche bezüglich ber Höhe der perſönlichen Reiſe— 
toften und Zagegelder und der Berehnung der Entfernungen den 
Abſchnitt: „TZagegelder und Reiſekoſten“. 


Forderungsnachweis ber Umzugskoſten. 

1 Die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung von Station zu Station unter 
Angabe der Stitometerzgahl muß aus dem Forderungsnachweiſe oder einer Anlage desfelben 
hervorgehen. (Erl. v. 27. 5. 1840, M. Bl. ©. 133. — Herrf. ©. 899. 

2 &8 Tonınıt nicht darauf an, auf welchen Wege der Sacjhentransport erfolgt; es 
barf bei Berehnung der für denjelben zu gewährenden Entſchädigung ſtets nur 
bie Fürzefte Entfernung, bei Landwegen die nädjte Ertrapoftitraße, zugrunde 
gelegt werden. 

Für die Ertrapoftitraßen find diejenigen Entfernungen maßgebend, weldhe die in 
Kursbureau des Generalpoſtamts redigierte Poftfarte ausweiſt. Eventuell ift darüber 
he tier bon ber betreffenden Ober-Poftdirektion einzuholen. (B. dv. 15. 1. 1867, 


.) 
85 Für den Forderungsnachweis der Umzugskoſten ift da8 nachfolgende Mufter 
gebräudylich: 





Jorderungsuachmeis 
ber den Unterzeichneten für die Berfegung von U ..... nach F..... zuſtehenden 
Umzugskoſten. 
ahl 123 Kilo 1448 
er 1.” meer 6% 
Stunde: 
get | mi zog [E33 — 8 
uns = 8= S 
ber Hude | Dis |$ 18.1238 Reifemeg 3835| „ |85 
führung | Beendi- —J =: ab se R 5, 
Tall Pe A 
Reife FERN: 8 LER 3 * 
Monat | Tag a u *2* 454 
amul2|elıl. Von A. nach B.. .. ... 17,4 
| Bornt. Bon B. über E. 120,6 km, D. 
| 40,2 km, E. 36,8 km . . .|1976| . 1 
F | 31 b) 84 I 1|. Bon E. nach F.. .114,9 
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|. zuſammen 197,6 19231 1 
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— 
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Serehuung der Ymzugshoflenentihädigung. 


(Unm.: Es find die Sätze für einen Foͤrſter mit Familie an⸗ 
gewendet.) 


Transportkoſten, nad b der Türzeften fahrbaren Straßenverbindung 
218,6 km (ſiehe die beiliegende Berechnung) nach dem Sage bon 
6 ME für je 1 km . 


3 Allgemeine Koſten 


Summe a und b . 
c) Neifeloften für 198 km Sifenbahn, für jedes ailometer 7 P 
33 „ Zandbmeg „ . 40 
1 Bu und Abgang 
d) Zagegelder, volle, für 2 Xage, je 8 Me ... 
Summe ec und d 





Bufanınıen 
ee, den. rn 
Der Förfter. 
(Nanıe.) 
Daß der Förfter N. . zur Beit des Umzuges Familie in Sinne des Min.-Erl. 
von 17. 4. 1877 geben bat, Befhelnigt 
N. . ‚den ... 
Der Operförfter. 
terechnung 
der kürzeſten fahrbaren Straßenverbindung on A...... nach F...... 
(Anlage zum Forerungsnachweis über Umzigstoften) 
— — — — —— —— — — — — 
Kilometer 
5553 
Straßenverbindung 38 23 
“oo =) 
an 8 
S >| 
8 = 


aufanımen 





Der Foͤrſter. 
(Unterſchrift) 
Anm.: 1. Der Aufſtellung und Beifügung dorftehender Berechnung bedarf es nicht, 
[ebar der in dem Forderungsnächweis über die Umzugskoſten angegebene Reiſeweg zugleich 
ie Fürgelte, fahrbare Straßenverbindung ift. 

2. Die Berechnung der Entfernung für die Vergütung der Umzugskoſten Hat 
entweder gang nach dem Landwege oder ganz nad) dem Scienenmwege uſw. zu erfolgen. 
(Dgl. 35 2 und die Erläuterungen da 

3. Die perfönlichen Reifekoften Aubefoften) dürfen in den borftehenden Beifpiele nicht 
nad der fürzejiten Straßenverbindung berechnet werden, denn hiernach würden biefelben: 

219 km nad ben Landwege & 40 Pf. . . . . 87,60 ME. 
ober 58,54 ME. mehr betragen al3 die auf dent Forderungsnachweis unter c in Anſatz ge- 
brachten (29,06 ME.). 
Bgl. die hierfür maßgebenden Grundfäße bein Abſchnitt: „TZagegeldber und 
Reiſekoſten“. 


mm — — — — — — 
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G. Penflonierung. 


Ä Gejet, betreffend die Penflonierung 
der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 27. März 1872 
Geſetzſamml. S. 268) 


unter Berüdfihtigung der Abänderungen in den Geſetzen vom: 


31. März 1882 (Geſetzſamml. S. 133), 
30. April 1884 (Gefegfamml. 5. 126), 
20. März 1890 (Geſetzſamml. S. 43) und 
27. Mai 1907 (Geſetzſamml. 5. 95). 


81. 1. Jeder unmittelbare Staatsbeamte, welcher fein Dienfteinfommen aus der 
Stantslaffe bezieht, erhält aus derfelben eine Iebenslängliche Benfion, wenn er nad) 
einer Dienftzeit von wenigftend 10 Jahren infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche feiner Eörperlicden oder geiftigen Kräfte zu der Erfüllung feiner 
Amtspflichten dauernd unfähig ift und deshalb in den Ruheſtand verfegt wird. 

2. Iſt die Dienftunfähigteit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder fonftigen 
Beichädigung, welche der Beamte bei Ausübung des Dienftes oder aus Veranlaſſung 
desſelben ohne eigene Verſchuldung fich zugezogen hat, fo tritt Die Benfionsberechtigung 
auch bei fürzerer als zehnjähriger Dienftzeit ein. 

3. Bei Staatsminiftern, welche aus dem Staatödienfte ausfcheiden, ift eingetretene 
Dienftunfähigkeit nicht Sorbebingung des Anſpruchs auf Penfion. Dieſe Beitimmung 
findet gleichfalls Anwendung auf Diejenigen Beamten, welche das fünfundjechzigite 
Lebensjahr vollendet haben. 


2 M6f. 3 Say 2, durch Gef. v. 31. 3. 1882 eingefügt, findet inı allgemeinen feine Un- 
wendung auf Kommunalbeamte. 

2 Bgl. 8 88 d. Gef. v. 21. 7. 1852. Abſchnitt: „Disziplinarbeitrafung.” 

8 Auf Grund bes Abſatzes 2 tritt die VBenfionsberechtigung eines Beanıten bei Fürzerer 
als aehnjäbriger Dienftdauer nur dann ein, wenn derjelbe die Krankheit, Verwundung 
oder fonftige Beſchädigung, welche jeine Dienftunfähigkeit herbeigeführt hat, ſich bei Aus 
übung des „Preußiſchen Zivil⸗Staatsdienſtes“ oder aus Beranlafjung desfelben zugezogen 

Sit Dagegen 3. B. die Dienftunfähigfeit die nachträglich Herborgetretene Folge einer 
in Beranlaffung früheren Militärdienftes entitanbenen Krankheit, fo findet die Vorfchrift 
feine Anwendung (M. J. n. %. M. v. 29. 7. 1884 M. Bl. ©. 194.) 

4 Bezüglich der Frage, ob ein Stantsdiener wegen einer während ber Dienftzeit 
entitandenen dauernden Dienftunfähigkeit in den Nuheftand zu verfegen ſei, fit der Rechts⸗ 
weg ausgefchloffen. (Ger. 8. K. v. 10. 5. 1884, M. Bl. ©. 192.) 

5 Die Penfionierung darf erft dann ausgefproden werden, wenn feftiteht, 
daß der Beantte wegen Schwäde feiner geiftigen oder Lörperlichen Kräfte dauernd unfähig 
ift, nicht nur bie Pflichten des Ihm übertragenen Anites, fondern auch bie Pflichten eines 
anderen Amtes derfelben Verwaltung von nicht geringeren Range und Dienft- 
cinkommen au erfüllen. 

Iſt ud dent Gefunbbeitöguftanbe und dem Lebensalter eines Beaniten, ber für das 
von ihn: bekleidete Amt dauernd unfähig geuarben ift, Grund zu der Annahme vorhanden, 
daß er in einem anderen Amte noch mit Erfolg und nicht nur vorübergehend würde ber» 
wendet werben fönnen, IN iſt ihm ein folches Amt zu übertragen. Diefe Maßnahme wird 
insbefondere dann in Frage kommen, wenn ein bisher im Außendienſte beichäftigter 
Beamter zwar die mit diefen verbundenen Unftrengungen nicht nieht ertragen oder ohne 
Gefahr für feine Geſundheit den Unbilden der Witterung fi) nicht mehr ausferen Tann, 
-den Anforderungen bes Innendienſtes aber, für melden im allgemeinen eine geringere 
förperlihe Müftigfeit ausreicht, noch gewachſen erſcheint. 

Borausfegung für bie Überlieferung eines Beaniten in eine andere Stelle fit, daß 
er die Anftellungsbedingungen für diefe erfüllt. 

Bu beachten ift au, daß der Beamte nach S 87 des Disziplinargefeges ohne feinen 
Willen in ein anderes Anıt nur dann verſetzt werben darf, wenn biefes nicht mit geringeren: 
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Range und etatömäßigen Dienſteinkommen ald das bisher bekleidete ausgeftattet if. ALS 
eine Berfürzung im Einkommen tft es nicht anzufeben, wenn die Gelegenbeit zur Ber- 
mwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder der Bezug der für die Dienftunfoften 
befonder8 ausgefetten Einnahmen nit diefen Unfoften ſelbſt fortfällt. Ebenſowenig liegt 
eine unzuläffige Benachteiligung des Beamten vor, wenn diefer in dem früheren Amte 
eine höhere Gehaltsftufe Hätte erreichen Fönnen, als e3 in den neuen Amte möglich ift, 
dba den Beamten ein Rechtsanſpruch auf die Gewährung bon Gehaltszulagen nicht zuſteht. 
Es genügt vielmehr, wenn ihm dasjenige Dienfteinlonımen weiter gewährt wird, welches 
er im Beitpuntte feiner Überführung In das neue Amt tatfächlid) bezogen hat. (M. 2. 
vom 17. 6. 07 — III 7951 —, 2. 5, 8. ©. 648.) 

8 2. 1. Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeftellten 
Beantten haben einen Anspruch auf Penfion nad) Maßgabe diefes Geſetzes nur dann, 
wenn fie eine in den Bejoldungsetats aufgeführte Stelle befleiden. 

2. Es Tann ihnen jedoch, wenn fie eine jolche Stelle nicht befleiden, bei ihrer Ber: 
fegung in den Ruheſtand eine Penfion bis auf Höhe der durch Diejes Geſetz be- 
timmten Sätze bewilligt werben. Ä 


1 Den Hegemeiftern und Yörftern, melden bie Verwaltung bon Revier- 
förfterftellen nicht vorübergehend und vertretungsweiſe, fondern auf Probe bzw. 
interimiſtiſch unter Geräbrung er Kompetenzen diefer Stellen übertragen ift, fteht Don 
diefen Kompetenzen (Gehalt, Rebierförfterzulage, Durchſchnitts-Wohnungsgeldzuſchuß und 
Wert des freien Seuerungömnterlalß) eine Penfionsbereditigung zu. 

Ein gleiches Necht fteht den Forſtern auf Probe von den ihnen gewährten Hörfter- 
eintommen zu. (M. L. u F. M.v. 21. 6. 1884 u. 23. 5. 1885.) 

2 Ein unter bem Borbehalt des Widerrufs oder ber Kündigung angeftellter 
Staatsbeamter in Preußen, welcher eine im Befoldungsetat aufgeführte Stelle bekleidet 
und fomit ei einen dauernd angeftellten Staatsbeamten penfionsberechtigt iſt, verliert 
das Recht auf Benflon, wenn er von der borgejetten Behörde, die früher feine Anitellung 
verfügt bat, auch ohne ein förnliches Disziplinarverfahren wegen Unwürdigkeit entlaffen 
wird. (R. &. vd. 27. 5. 1881, DerT ©. 922.) 

3 Aus Anlaß eines Spezinlfalles wird beitimmt, daß Tünftig in den Anträgen auf 
Bewilligung don Benfionen in Gemäßheit des 5 2 Abſ. 2 und 5 7 des Penſions⸗Geſetzes 
tom 27. März 1872, ſowie in den Anträgen auf Erwirkung der Allerhöchſten Ermächtigung 
zur Berückſichtigung von an fi nicht anrehnungsfähiger Dienftzeit bei Penfionierungen 
G, 19 Re 3 D.) ſiets die Vermogensverhältniſſe der betreffenden Perſon eingehend zu 
erörtern find. 

Ullgemeine Bemerkungen über die Bedürftigfeit des Betreffenden find zur Begründun 
eines ber vorſtehenden Unträge nicht ausreichend. (M. X. v. 8. 11 1901, Jahrb. B. 34 ©. 14. 

8 5. 1. Beamte, deren Beit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Gefchäfte 
nur nebenbei in Unfpruch genonmmen, oder welche ausdrüdfich nur auf eine beftimmte 
Beit oder für ein feiner Natur nad) vorübergehendes Geſchäft angenommen werben, 
erwerben feinen Anſpruch auf Penſion nach den Beftimnungen diefes Geſetzes. 

2. Darüber, ob eine Dienſtſtellung eine ſolche iſt, daß ſie die Zeit und Kräfte eines 
Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entſcheidet mit Ausſchluß des Rechtsweges 
die dem Beamten vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

F 7. Wird außer dem Im zweiten Abſatz des 8 1 bezeichneten Falle ein Beamter 
vor Vollendung des äegnten Dienſtjahres ln und deshalb in den Nuheftand 
eh fo kann demfelben bei vorhandener Bedürftigfeit mit Königlicher Genehmigung 
eine Benfion entweder auf beftimmte Zeit oder lebenglänglich bewilligt werben. 

1 Bergl. Unm. 3 zu 8 2. | 

88. 1. Die Benfion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach voll 
enbetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienftjiahre eintritt, 2%/,, und fteigt 
mit jedem weiter zurüdgelegten Dienftjahre bis zum vollendeten dreißigiten en 
jahre um 1/,, und von da ab um 1/0 des in den 88 10 bis 12 beftimmten Dienſt⸗ 
einkommens. 

& 3 Über den Betrag von %/,, dieſes Einkommens hinaus findet eine Steigerung 
nicht ftatt. 
3. In dem im $ 1 Abſ. 2 erwähnten Falle beträgt die Penfion 2%,,, in dem 
Falle des 8 7 höchſtens 29/,, des vorbezeichneten Dienfteintommens. 
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2 Die penfionsfähige Dienstzeit ift nach dem M. Erl. v. 16. 2. 1901 (vgl. Anm. 1 zu 
8 15) nad) Jahren und Tagen zu berechnen; eine fchließlich verbleibende Bahl von Tagen 
darf nit auf dolle Jahre abgerundet werden, fondern iſt bei der Benfionsberehmung 
unberüädfichtigt zu laffen. (Berord. d. Oberrechn.-Stamımer von 26. 3. 1903, M. Bl. ©. 97.) 


b 8 * Bei jeder Penſion werden überſchießende Talerbrüche auf volle Taler 

abgerundet. 

8 10. Der Berechnung der Penſion wird das von dem Beamten zuletzt bezogene 
gefamte Dienfteinlommen, ſoweit es nicht zur Beftreitung von Repräfentationgs oder 
Dienftaufmandskoften gewährt wird, nad) Maßgabe der folgenden näheren Be- 
ftimmungen zugrunde gelegt: 

1. Feſtſtehende Dienftemolumente, namentlich freie Dienftwohnung, fowie die anftatt 
derjelben gewährte Mietsentſchädigung, Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmatertal, 
Naturalbezüge an Getreide, Winterfutter ufw., fowie der Ertrag von Dienſt⸗ 
grundftüden kommen nur infoweit zur Anrechnung, als deren Wert in den 

Beſoldungsetats auf Die Geldbejoldung des Beamten in Rechnung geftellt oder 

an einem beſtimmten Geldbetrage als anrechnungsfähig bezeichnet ift. 
tenftemolumente, welche ihrer Natur nach fteigend und fallend find, werben 

nad den in den Beloldungsetat3 oder fonft bei Verleihung des Rechts auf 

ale Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in Exrmangelung folcher 

Feſtſetzungen nad ihrem durchichnittlichen Betrage während der drei letzten 

Ctatsjahre vor dem Etatsjahre, in welchen die Penfion feitgefettt wird, zur 

Anrechnung gebradt. 

3. Bloß zufällige Dienfteinfünfte, wie widerrufliche Tantieme, Kommiſſions⸗ 
geichäfte, außerordentliche Remunerationen, Gratififationen u. dgl. kommen 
nicht zur Berechnung. 

4. Das gefamte zur Berechnung zu ziehende Dienfteinfommen einer Stelle darf 
den Betrag des höchſten Normalgehalts derjenigen Dienftlategorie, zu welcher 
die Stelle gehört, nicht überjteigen. 

Ohne diefe Beſchränlung Tonımen jedoch folche Gehaltsteile ober Beſoldungs⸗ 
ulagen, welche zur Wusgleihung eines von dem betreffenden Beamten in 

—** Stellung bezogenen Dienſteinkommens demſelben mit Penſionsberechtigung 

gewährt ſind, zur vollen Anrechnung. 


1 Bei Bemeſſung der Penſion wird der Durchſchnittsſatz des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes für die Servisklaſſen I bis IV in Anwendung gebracht. Dieſer Satz 
gilt auch für diejenigen Beamten, welche eine Dienftwohnung bat. eine MietSentichädigung 
erhalten. (8 6 des Geſetzes v. 12. 5. 1873, &. ©. ©. 209, abgeändert dur Geſetz 
v. 15. 4. 1903, G. ©. ©. 121.) 

Der Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldgufchuffes beträgt: 

für die Revierförfter, Hegemeifter, Förfter . - » . - 0.» 
für die Meifter an ben Nebenvetriebsanftalten und bollbefoldeten 
Walbmwärter . en » 

2 Das Emolument bes freien Seuerungsmaterials tft den Nebierförtern, 
ge emeiftern, Förſtern, Waldwärtern und den Meiltern und Wärtern an den forſtlichen 

ebenbetriebsanftalten bei der Benfionierung mit 75 ME. anzurechnen. (Ctat.) 

3 Reinen Benfionsanfpruc haben die Forſtſchutzbeaniten von ber Dienſtlands⸗ 
nußung, der Stellenzulage, der Zulage für Haltung eines Dienjtpferbes, 
der Rahnunterhaltungdgulage und der Dienftaufmandsentfehädigung. 

4 Die Nevierförfter- und HegemetjtersZulagen find ald zum Gehalte gehörig 
im allgemeinen penfionsfähig. Die Penfionsfähigkeit wird in der Anftellungs» bam. 
Sewährungs-Berfügung ausgeiprochen. 

8 11. Ein Beamter, welcher früher ein mit einem höheren Dienſteinkommen 
verbundenes Umt befteidet und dieſes Einkommen wenigjtend ein Jahr lang bezogen 
bat, erhält, fofern der Eintritt oder die Verfegung in ein Amt von geringerem Dienft- 
einfommen nicht lediglich auf feinen im eigenen Intereſſe geftellten Untrag erfolgt 


ME. 


“) Den Oberförftern werden 55 ME. Durchſchnittswohnungsgeldzuſchuß und 150 ME. für freies 
Seuerungsmaterial bei der Benfionterung angerehnet. 
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oder al3 Strafe auf Grund des 8 16 des Geſetzes, betreffend Die Dienftvergehen der 
nicht ricterlichen Beamten ufw., vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), oder 
des 8 1 des Geſetzes, betreffend einige Ubänderungen bes Geſetzes über die Dienft- 
vergehen der Nichter vom 7. Mai 1851 ufw., von 26. März 1856 (Geſetzſamml. 
©. 201), gegen ihn verhängt ift, bei feiner Serjebung In den Ruheſtand eine nad 
Maßgabe des früheren Löheren Dienfteinfommens unter Berüdfichtigung der gefamten 
Dienitzeit berechnete Penſion; jedoch fol die gefamte Benfion das lebte penfions- 
berechtigte Dienfteinlommen nicht überfteigen. 


1 Die Vorſchriften diefes Paragraphen finden Leine Anwendung auf Beanıte, 
welche vor ihrer Wiederanftellung definitiv aus den Staatsbienfte ausgeichteden waren. 
Am übrigen fann dierer Paragraph nur infofern und infoweit zur Anwendung gelangen, 
als daß Frühere Dienfteinlonmen bon den Beanıten mit Benfionsberedtigung 
bezogen ift. (M. %. u. F. M. v. 29. 7. 1884, M. Bl. ©. 194.) 

2 Diefer Paragraph dürfte wohl auch auf biejenigen Förfter zur Anwendung gelangen, 
welche mit der interimiftiiden Verwaltung einer Nevierföriteritelle beauftragt und ein 
Jahr das penfionsfähige Einfommen beziehen, dann aber zum Medterförfter definitiv nicht 
ernannt und wieder auf eine Yörfteritelle verfetst werden. 


8 12. Das mit Nebenämtern oder Nebengefchäften verbundene Einkommen be- 
rundet nur dann einen Unfpruch auf Benfion, wenn eine etatömäßige Stelle als 
ebenamt bleibend verliehen ift. 

8 13, Die Dienftzeit wird vom Tage der Ubleiftung des Dienfteides gerechnet. 
Kann jedoch ein Beamter nachweifen, daß feine Vereidigung erjt nach dem Beitpunfte 
eines Eintritt in den Staatödienft ftattgefunden bat, jo wird Die Dienftzeit von 
ieſem Beitpunft an gerechnet. 

8 14. Bei Berechnung der Dienftzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Beamter: 

1. unter Bezug von Wartegeld im einftweiligen Nubeftande nad) Maßgabe der 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852, 8 87 Nr. 2 Geſetzſamml. 
©. 465), der Erlaffe vom 14. uni 1848 (Öefebfamml. ©. 153) und 
24. Oltober 1848 (Geſetzſamml. S. 338) und der Verordnung vom 23. Sep- 
tember 1867 8 1 Nr. 4 (Geſetzſamml. S. 1619), oder 

2. ba Dienfte des Norddeutfchen Bundes oder bes Deutfchen Reichs fich befunden 

at, oder 

3. als anftellungsberechtigte ehemalige Militärperfon nur vorläufig oder auf Brobe 
im Bivildienite des Staates, des Norddeutfchen Bundes oder des Deutſchen 
Reichs beichäftigt worden ift, oder Ä 

4. eine praftifche Beſchäftigung außerhalb des Stantsdienftes ausübte, infofern 
und infoweit diefe Beichäftigung vor Erlangung der Unftellung in einem 
unmittelbaren StaatSamte behuf3 der technifchen Ausbildung in den PBrüfungs- 
vorſchriften ausdrücklich angeordnet ift. 


2 Motive. BDiefer Paragraph führt diejenigen Zeitabſchnitte auf, meldhe,. obgleich 
fie nicht im unmittelbaren, zur Penſion berechtigenden Dienfte des Staates zugebradit 
find, zur Anrechnung gelangen nıüffen, während der $ 19 bie Fälle bezeichnet, in benen 
fie angerechnet werden Tönnen. (Herf. ©. 931.) 


2 Anrehuungsfähige Dienfizeit ber Forſtbeamten. 

Unter Pegugnahne auf dag in ben Enticheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen, 
neue Folge, 1. Band, Seite 290 Bü abgedrudte Urteil von 6. Mai 1902 wird für bie 
Seftftellung ber anrehnungsfähigen Dienftzeit ber höheren Forſtbeamten bet ihrer Benfionierung 
unter Aufhebung aller entgegenftehenden Beitimmungen das Folgende beſtimmt. 

Jedem hierher einzureichenden Antrage auf Penfionterung eines Beamten tft eine 
bon der berichtenden Behörde zu vollziehende Darftellung feiner Dienftlaufbahn nad) dem 
anliegenden Mufter (Unlane 1) beizufügen. In diefe möglichjt kurz zu faffende Darftellung 
finb lediglic) die maßgebenden Tatfachen aufzunehmen; es find aljo hier alle Erörterungen 
über zweifckhafte ragen zu vermeiden. Soweit bie Beichäfttgung ausfchließlih in Staats⸗ 
dienfte ftattgefunden Hat, ift nur die erfte dienftliche Stellung anzugeben, und dabei zu 
bemerken, dag der Beamte ſeitdem ununterbroc)en Inı Staatsdlenſte geftanden bat; dagegen 
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find alle Beihäftigungen außerhalb bes ———— einzeln kenntlich zu machen, auch 
wenn während dieſer Zeit der Beamte nach Auffaſſung der berichtenden Behörde im 
Staatsbeamtenverhaͤltnis verblieben war. Zur Begründung 4 in der legten Spalte ber 
Darftelung auf die Nummer der Belege und, wo eine näbere Begründung erforderlich tft, 
anf den Bericht zu verweiſen. Abgeſehen von lebterem Sale ift in dem Berichte, wie in 
der Penfions⸗Vorſchlags⸗NRachweiſung von einer wiederholten Dartegung der für die 
Berechnung der Dienftzeit In Betracht fonımenden Tatiachen abzufehen. Wo die Beichaffung 
urkundlicher Belege über die zur Berechnung gelangende Dienitzeit nicht möglich it, bleibt 
es der berichtenden Behörde üÜberlafjen, eine eidesftattliche Verfiherung des Beamten dann 
zu erfordern, wenn dadurch ihre Überzeugung von der Nichtigkeit feiner tatfächlihen Uns 
gaben den Umiständen nad) begründet werden kann. 

übrigens entjtehen Schwierigkeiten in der Regel dadurch, daß die Beichaffung von 
urkundlichen Belegen über die frühere Dienjtzeit meiſtens erſt zur Zeit der eintretenden 
Benfionierung, aljo in der Regel eine Reihe von fahren nad) der endgültigen Anſtellung 
erfolgt. Es tft daher in Zukunft zur Sicherung demnädjiter Feſtſtellung biefer Dienitzeit 
bereit3 bei der eriten etatsmäßigen Unftellung von bem Beanten alsbald nach feiner 
Einführung eine Darftellung feiner bisherigen dienſtlichen Laufbahn, der die entjprechenden 
urkundlichen velege eizufügen find, einzuziehen und nad Auſklärung etwaiger Zweifels⸗ 
punkte nebſt ben Belegen (vder beglaubigten Abſchriften Davon) zu den Perſonalakten des 
Betreffenden zu nehmen. Für die bereits in etatSmäpigen Stellen eingerüdten böheren 
Forſtbeamten wird es entfprediend der erhöhten Bedeutung ber Bereidigung infolge der 
neuen Rechtſprechung hauptfählich auf den genauen Nachweis des Beitpunftes ber Ver⸗ 
eihigung anfonınıen. Im übrigen iſt der Beamte darauf aufnıerffam zu machen, daß e8 
feine Sache fei, die Tatfache jeiner Beichäftigung während berjenigen Beit, deren Ans 
rechnung er in Anſpruch ninmt, nachzuweiſen. daß e8 daher in feinem Intereſſe liege, 
alle erforderlichen Belege zu beichaffen, insbeſondere über niilitärifche Dienftleiftungen und 
Teilnahmen an kriegeriſchen Greigniffen. Wegen der Berehnung der Dienftzeit 
wird hier befonderS herborgehoben, daß fie in der Negel vom Tage ber 
Beeidigung als Forfireferendar (Forſtlandidat) gerechnet wird. 

Nach Maßgabe des S 14 Nr. 4 des Penfionsgefetges von 27. 3. 1872 gelangen außer- 
den zur Anrechnung: 


a) die nach den Beitinnmungen über die Vorbereitung zum Söniglicden Forſtverwaltungs⸗ 
dienft erforderliche einjährige bzw. nad) 8 4 der genannten Beltimmungen vun 
30. 6. 1874 fiebenmonatliche praftifche Borbereitungszeit im Walde, ſoweit fle nach 
dent Beginn des 18. Lebensjahres zurüdgelegt ift, und 

b) bei den nad) den Beitinnmungen von 30. 6. 1874 geprüften Beanıten auch bie für 
bie Feldmeſſerprüfung vorgeichriebene praktiſche Beichäftigungszeit, ſoweit fie nicht 
mit dem praktiſchen Lehrjahre oder den Studium auf ber Forſtakademie zuſammen⸗ 

fällt. (8 2 d. Prüf.⸗Vorſchr. v. 2. 3. 1871 — M. BL. f. d. inn. Berw. ©. 121 — 

u bs 9 u. 28 d. Prüf.» PVorfchr. dv. 4. 9. 1882 — M. Bl. f. d. inn. Verw. 


Den hierher einzureichenden Vorſchlags⸗Nachweiſungen über zu bewilligende Witwen⸗ 
und Waifengelder tft eine nach dem gleichen Muſter aufgeftellte Darjtelung der Dienft- 
laufbahn de3 verſtorbenen Beanıten beizufügen. Das Urteil bed Reichsgerichts vom 
6. 5. 1902 bezieht fich nad feiner Begründung zunächſt nur auf die im höheren Staats» 
dienfte beiäfigten Perſonen, darunter die Forſtverwaltungsbeaniten, fo daß für die 
übrigen Forſtbeamten dem Beitpuntte ber Vereidigung nicht ohne weitereß tie gleiche maß- 

ebende Bedeutung beizulegen iſt. Es Tann indeflen über dieſes Bedenken bezüglich der 
enwierförfter und Förſter hinweggeſehen werben, da deren Bereibigung als unmittelbare 
Staatsbeamte don jeher erit nah Erlangung des Forftverforgungatdieines und ers 
abfhiedung aus ber yagertruppe bei ihrer Einberufung in den Staatsdienft ſtattgefunden 
hat und eine Wiederdeurlaudung ſolcher vereidigten Forſiſchutzbeamten aus den Stants» 
diente nur ganz ausnahmsweiſe vorgefonmten fein wird. Un fo mebr ift aber in ſolchen 
Ausnahmefällen eingehend zu prüfen, ob die eingetretene Beurlaubung etwa als eine 
zeitweije Entlaffjung aus dem Staatsdienfte aufzufaflen fit. Zutreffendenfalls würde bie 
Beit der Beurlaubung auf die penfionsfähige Stantsbienftzeit nicht In Anrechnung gebracht 
werben bürfen. In burn ift die biesfeitige Entſcheidung einzuholen. Fuür die 
Bufunft find SForitverjorgungsberechtigte nach ihrer Vereidigung als unmittelbare Staats» 
eanıte zur Übernahne einer anderwelien Stellung längften® auf Jahresfriſt zu beurlau’ cır, 
bei weitergehenden Urlaubswünfchen bagegen au3 den Staatsdienſt zu entlaffen, foweit 
nicht don vornherein ihre Streihung in der Forftverforgungstifte verfügt wird. (M. 8. 
n. 5. M. v. 14. 6. 1904 — III 8157 — J. 8. 36 ©. 235.) 
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Anlage 1. 









Darftellung tenftaeit 
der Dienftlaufbahn des...... Dienitä 


ER Sabre 


Nr. der Belege 


3 Bei der Berehnung ber penfionsfähigen Dienjtzeit bejentigen Forſt⸗ 
beamten, welche aus ber Jägerklaſſe A hervorgegangen find und nach den Vorſchriften 
über die Ausbildung, Prüfung und AInſteluns für die unteren Stellen des Forſtdienſtes 
vom 1. 2. 1887 (jet bon 1. 10. 1905) den Forjiverforgungsichein und die Anftellung im 
Forſtdienſte erlangt haben, tft die Dienftzeit während ihrer Bugehörigfeit zur ver⸗ 
pflidhteten Reſerve des WügerforpB, foweit fie durch berufsmäßige Beichäftigung aus: 
efüllt worden tft, als Bivildienft anzurechnen. Grfolgte die berufsmäßige Be— 
häftigung außerhalb bes Staatsbienftes, fo kommt fie ebenfalls Dei der 
Bivildienftzeit in Anrechnung, fit jedoch als „berufsmäßige Wyſchaftigung außerhalb 
des Staatsdienſtes“ zu bezeichnen. (MM. L. v. 29. 4. 1891, D. J. B. 23 ©. 119.) 

Die Zeit der verpflichteten Neferve, tveldhe bis zum Ausfcheiden aus dem Jägerkorps 
— Überführung zur Landivehr II. Aufgebot? — währt, gilt alfo bei berufsmäßiger 
Beihäftigung in allen Fällen als penfionsfähige Dienftzeit; auch bei den Ober» 
jägern, die bereit mit neun aktiv gedienten Jahren den Koritverforgungsihein erhalten 
haben. ALS Ausweis, bis zu melden Tage die bei der Penfionierung anredinungsfähige 
Beit der verpflichteten Reſerve Läuft, gilt der Militärpaß und das darin aufgeführte Datunt 
der überführen zur Zandivehr II. Aufgebots ($ 26, 3 d. Beit. v. 1.10.1905, Abſchn. Id. W.). 

Nur die Beit der Beurlaubung zur Einarbeitung in andere Berufszweige fonımt bei 
der Penfionierung nicht in Anrechnung. (Vgl. $ 4 d. Belt. über d. Berh. 1. d. Rei., 
Abſchn. I Anl. 5 d. W.) 

4 Nach der Verabſchiedung aus dem Jägerkorps kommt die außerhalb des Staats» 
Bienitea zugebrachte Zeit bei der Benfionierung in der Regel nicht in Anrechnung. — Vgl. 

nt. 2. 

5 Die Beit, während welcher ein Beamter vom Une fuspendiert war, fanın nicht in 
die penſionsfähige Dienftzeit mit eingerechnet werben. —8* Herrf. ©. 931.) 

6 Einem im Disziplinarwege entlaflenen, demnächſt wieder angejtellten Beamten iſt 
die dor feiner Entlaffung liegende Zivildienſtzeit bei nachfolgender Penfionierung al? 
benfionsfäbige Dienftzeitt anzurechnen. (M. L. v. 11.5.1901, D. J. B. 33 ©. 183.) 

Dieje Vorſchrift findet aud) auf diejenigen unniittelbaren Staatsbeamten Sinwenbung, 
welche ihr früheres Anıt infolge eines ftrafgerihtlichen Urteils verloren Datten. (DE. 
L. d. 6. 8. 1901, ©. J. B. 33 S. 233.) 


8 15. Der Bivildienftzeit wird die Zeit des aktiven Militärdienftes Hinzu- 
gerechnet. 

1 Bereinung ber penfionsfähigen Dienfizeit. 

Bei Berehnung der penfionsfähigen Dienftzeit eines Beamten iſt bisher nicht ein» 
heitlich verfahren, indenı einerfeit8 jeder Monat, —— Teile desſelben in Betracht kommen, 
F qe o Tagen, andererſeits aber die wirkliche Zahl der einzelnen Tage in Rechnung 
geſtellt iſt. 

Zur Beſeitigung dieſer Ungleichheit beſtimme ich für den Bereich der nn 
lihen, Geſtüt⸗ Domänen» und Forſtverwaltung mit Nüdfiht darauf, daß das Penſions⸗ 
geſetz nur vollen Dienftjahren einen Einfluß auf die Höhe der Penſion einräumt und nad) 
& 191 des Bürgerlihen Geſetzbuches das nicht zufanntenhängende Jahr zu 365 Tagen 
gerechnet wird, folgendes: 

Bei der Benfionsfeitfegung ift bon einer Monatsrechnung in Zukunft überhaupt ab- 
aufehen, und e3 find vielmehr allgemein die einzelnen in Frage kommenden Dienitzeiten, 
jomweit fie nicht bolle Jahre, gerechnet dom Tage des DienitantrittS an, umfaſſen, nur 
nd Tagen, und zwar einjchlieglich der 31. Monatötage, und bei deren Zuſammenrechnung 
auch in Scaltjahren je 365 Tage als ein Jahr anzufegen. Mebrere getremite Dienft: 
zeiten werden hierbei rechnungsmäßig gejondert behandelt. Hat beijpielsweife ein Beaniter 





__G Penfioniemmg — 819 


Dienftzeiten bon 29. Oftober 1870 bis zum 8. Mai 1892 unb bon 16. Juli 1898 bis 
Ende März 1900 zurüdgelegt, fo ergibt fi folgende Berechnung: 


29. Dftober 1870 bis 28. Oktober 1801 . . . . . 2... 21 Jahre 

29. Oftober 1891 bis 8. Mai 1892 (einfchl. des Schalttages) 193 Tage 
16. Juli 1898 518 15. Juli 18099. . . 2 2 2 22 1 „ 

16. Juli 1899 bis 31. März 19000. . 2. 2 2 20. 259 „ 


Mithin zufanımen 22 Jahre 452 Tage 
oder 23 _ I. 


(M. 2. v. 16. 2. 1901.) 


8 16. 1. Die Dienftzeit, welche vor dem Beginn des achtzehnten Lebenzjahres 
liegt, bleibt außer Berechnung. 

2. Nur im Kriegsfalle wird die Militärdienftzeit vom Beginne des Krieges, beim 
Eintritt in den Militärdienft während des Strieged vom Tage des Eintrittö ab gerechnet. 

3. Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Beit vom Tage einer angeordneten 
Mobilmachung, 8 welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobilmachung. 

817. 1. Für jeden Krieg, an welchem ein Beamter im preußiſchen oder im 
Reichsheer oder in der preußifchen oder Kaiferlichen Marine oder bei den Kaiferlichen 
Schubtruppen teilgenommen: Ei wird demfelben zu der wirklichen Dauer der Dienftzeit 
ein Jahr zugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende Kriege die 
Aurechnung nur eines Kriegsjahres zuläjfig. 

2. Wer als Teilnehmer an einem Krieg anzufehen tft, unter welchen Vorausſetzungen 
bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kegejahre anzurechnen find, welche 
militärifche Unternehmung al3 ein Krieg im Sinne dieſes Geſetzes anzufehen und 
welche Beit als Sriegszeit zu vechnen tft, wenn feine Mobilmachung oder Demobil- 
machung ftattgefunden dat anach ift die nach $ 17 und $ 7 der —— vom 
31. Mai 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 565 und 593) in jedem Fall ergehende Beſtimmung 
des Kaiſers maßgebend. 

3. Für die Vergangenheit bemendet es bei den hierüber durch Königliche oder 
Kaiferlihe Erlaffe gegebenen Beftimmungen. 


1 Bur Doppelrehnung eines Kriegsjahres ift der befondere Nachweis ber 
Teilnahme des einzelnen Individuums an einem Gefecht a Srjorbernts nicht aufauftellen, 
e3 genügt vielmehr, wenn nachgewieſen wird, daß der betreffende Truppenteil am Kampfe 
beteiligt geivejen if. (Kr. M. dv. 20. 2. 1881, Herrf. ©. 940.) 

3 Nach den ergangenen Allerhöchſten Unordnungen ift der Dienftzeit der Beamten 
ein Kriegsjahr in folgenden Fällen hinzuzurechnen; 

a) Für die Teilnahme an dem Feldzuge des yohre 1864 gegen Danemark. 
ür die Beteiligung ift der ftatutenmäßige Beſitz der durch Königliche Order vom 
10. 11. 1864 geflifteten Kriegsdenkmünze maßgebend. 
b) Fur die Beteiligung an dem Feldzuge des Jahres 1866. 

Hür die Beteiligung ift der ftatutenmäßige Beſitz des durch Königliche Order vom 
20. 9. 1866 ot fteten Erinnerungstreuges maßgebend. 

Die Anrechnung diejes Feldzuges a Te fol auch für ee Offiziere, 
Beamten und Mannidaften der Truppen außerpreußifher deuticher Staaten er⸗ 
folgen, welche einer Preußen feindliden Armee angehört haben, (oiern dieſelben 
an einem Gefechte teilgenommen ober behufs Ausführung von Operationen zu 
a iidien weden die Grenzen ihrer damaligen Helmatsländer überfchritten 

aber. 

c) Zür den Feldzug gegen Frankreich in den Jahren 1870 und 1871. (UM. O. v. 

16. 5. 1871) nnd iM enden Srundfäben: 

a) Denjenigen Beteiligten, welche, in jedem ber beiden borbezeichneten Jahre 
an einer Schladht, an einem Gefecht bat. einer Belagerung teilgenommen, 
oder welche je zwei Monate aus dienftlicher Beranlafhıng in Frankreich zu⸗ 
gebracht * kommen zwei Lriegsjahre in Anrechnung. 

ß) Den enigen agegen, welche dieſe Bedingungen nur in einem der Jahre 1870 
oder 1871 erfüllt, ſowie denjenigen, welche ohne an einem Kampfe teilzu⸗ 
nehmen, nur in beiden Jahren zuſammen zwei Monate fortlaufender Zeit 
aus dienſtlicher Veranlafſung in Frankreich zugebracht haben, iſt nur ein 
Kriegsjahr in Anrechnung zu bringen. 
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Die Anrechnung des Jahres 1871 als Kriegelabr für diejenigen, welche in 
diefem Jahre nicht an einem Kampfe beteiligt geweſen, findet jeböch über- 
paupt nur in dem Falle ftatt, wenn die Betreffenden bis zum 2. März 

iejes jahres mindeftens zwei Monate aus dienſtlicher VBeranlaffung in 
Frankreich anweſend waren. 

Als Grenze Frankreichs im Sinne der Order iſt die Grenze zu verjiehen, 
wie fie vor Ausbruch des Krieges beitand. (M. J. u. F. v. 
10. 4. 1883, D. N B. 17 ©. 78. 

3 Berfonen bes Soldbatenftandes und Beamten bes Reichsheeres und der Kaiſerlichen 
Marine, welche, ohne zur Befagung eines Schiffes der Kaiferlihen Marine zu gehören, 
in den deutſchen Schußgebieten oder deren Hinterländern im Dienft des Reiches Ber- 
wendung gefunden haben, wird die bafeldft zugebrachte Dienstzeit bei ber Penfionierung 
boppelt in Anrechnung gebradt, fofern fie mindeftens ſechs Monate ohne Unterbrechung 
gedauert hat. Seereilen außerhalb der Oſt⸗ und Nordfee rechnen hierbei der Verwendung 
in den Schußgebieten gleich. 

Ausgenommen von diefer Doppelrechnung ift bie in ſolche Jahre fallende Dienftzeit, 
mel e Fe Kriegsjahr zu erhöhten Yntape fommt. (Urt: 17 des Gef. 22. 5. 1893, 

.G. 31. 171.) 


8 18. Die Beit 
a) eines Feſtungsarreſtes von einjähriger und längerer Dauer, ſowie 
b) der Kriegsgefangenſchaft 
fan nur unter befonderen Umftänden mit Königlicher Genehmigung angerechnet werben. 


1. Die Kab.-Order vom 18. 5. 1871 (M. BL. ©. 159) beftimmte für den Feldzug 
negen Srankreich, daß den in franzöfifche Kriegsgefangenfchaft geratenen Offizieren, 
Beamten und Mannſchaften, fofern ihnen in Gemnäkteit ver A. 8. OD. v. 11. 4. 1871 daß 
zuftändige Gehalt Dam. die chargenmäßige Löhnung für die Beit ber Gefangen {heit 
gezahlt it, auch bei —* — der Anſpruͤche auf das Dienſtauszeichnungskreuz und die 

ienſtauszeichnung, ſowie bei der Penſionierung die Zeit der Gefangenſchaft als 
Dienſtzeit angerechnet werden darf. 


8 19. 1. Mit Koniglicher Genehmigung kann zukünftig nach Maßgabe der 
‚Beftimmungen in den SS 13 bis 18 angerechnet werben: 

1. die Beit, während welcher ein Beamter 

a) fei es im In⸗ oder Auslande ald Sachwalter oder Rotar fungiert, im 
Gemeindes, Kirchen» oder Schuldienfte, im ftändifchen Dienfte oder im 
Dienite einer landeöherrlichen Haus- oder Dofverwaltung ſich befunden oder 

b) im Dienfte eines fremden Staates geftanden hat; 

2. die Zeit praftifcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienftes, infofern und 
infoweit dieſe Beichäftigung vor Erlangung der Anftellung in einem unmittel- 
baren Staatdamte herfömmlich war; 

3. die Zeit, während welcher ein Beamter vor feiner Unftellung ununterbrochen 
im privatrechtlichen Vertragsverhältnis eined Tienftverpflichteten dem Stante - 
gegen unmittelbare Pezahun aus der Staatskafſſe Dienſte geleiſtet hat, inſofern 
er mit Ausſicht auf dauernde Verwendung ſtändig und —* mit den 
Dien ſwerr htungen eines Beamten betraut geweſen ift und dieſe Beſchäftigung 
zu feiner Anſtellung geführt Hat.! 

2. Die Unrechnung der unter 1 erwähnten Befchäftigung muß erfolgen bei denjenigen 
Beamten, welche mit den im Jahre 1866 erworbenen Landesteilen in den unmittelbaren 
Staatsdienft übernommen worden find, fofern diefelben auf diefe Anrechnung nach den 
bis dahin für fie maßgebenden Penfionsporfchriften einen Rechtsanfpruch hatten. 


2 [3 Unftellung im Sinne biefer Vorſchrift gilt jede Übernahme in das Beamten- 
verhältnis. Diefe Beitimmun begiebt ih in erfter Linie auf die Hilfsfunftionäre der 
Talenbahnnermo tung, wie Hilf8-Helger, «Bremfer uſw. (Begründg. 3. Novelle vom Jahre 
1907 ©. 11, 12.) 

3 Bur Anrechnung in Gemäßheit des letzten Abſatzes dieſes Raragraphen gelangt: 

für die mit dem früheren Kurfürftertum Heffen in den unmittelbaren preußifchen 
Staatsdienit übernommenen Beamten die Zeit ihrer Bunftion im Hofbienite, 

für die mit dem vormaligen Königreich Hannover in den unmittelbaren preußifchen 
Stantsdienft übernommenen Beamten bie Beit ihres ettwaigen früheren Zivil⸗ oder 
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Militärdienftes in anderen Staaten, fowie einer in dem vormaligen SKönigreiche 
Hannover früher ausgeübten öffentlichen Funktion als Sachführer, Gemeindebeamter 
uſw., fofern nicht bei ihrer Anitellung im hannoverſchen Staatsdienfte ein anderes 
beftimmt ift. (M. J. und F. M. v. 10. 4. 1883, D. J. B. 17 ©. 8/9.) 


8 20. 1. Zum Erweife der Dienftunfähigkeit eine feine Verfegung in den Ruhe⸗ 
Hand nachſuchenden Beamten ift die Erklärung der demjelben unmittelbar vorgejeßten 
Dienftbehörde erforderlih, daß fie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den Beamten für 
unfähig halte, feine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

‚2. Inwieweit noch andere Beweismittel zu erfordern oder der Erklärung der 
unmittelbar vorgejebten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten find, hängt von 
dem Ermeſſen der über die Verfegung in den Nuheftand entfcheidenden Behörde ab. 


2 Ob ein Beamter al dienſtunfähi g anzuerfennen und deshald in den daue ruden 
Pr — na het er ae et re F a hat 
ih der Prozeßrichter mit diefer Frage n u befaffen. .K. K. v. 10.5. 1884; M. L. 
v. 5. 8. 1884, D. J. B. 16 ©. 127. d ſ 

2 Der Beibringung eines ‚PbufitatSatteftes über die Dienſtunfähigkeit edgy 
u em ein ſolches Atteſt beſonders erfordert wird. (F. M. v. 27. 7.1872, M. Bl. 

3 Die ben srueis Mebiginalbeamten bon den Staatsbehörden im dienftlichen yntereile 
aufgetragene Unterſuchung bed Gefundheitszuftandes Töniglicher Beamten, fowie die Aus⸗ 
f ung der Defunbatteite erfolgt foftenfre. (8. ®. vd. 16. 2. 1844, M. Bl. ©. 51; 
v. 8. 7. 1874, M. Bl. ©. 168 und v. 19. 2. 1875, M. BL ©. 68. — Henf. ©. 943)  - 


8 21 1. Die Beitimmung darüber, ob und zu welchem Beitpunkte dem Untrage 
eines Beamten auf Berfegung in den Ruheſtand ftattzugeben ift, erfolgt durch deu 
Departementschef. 0 

2. Bei denjenigen Beamten, welche durch den König zu ihren Ämtern ernannt 
—* urd ‚it die Genehmigung des Königs zur Verſetzung in den Ruheſiand 
erforderlich. . 

3. Für die Beamten derjenigen Kategorien, deren Anſtellung durch eine dem 
Departementschef nachgeordnete Behörde erfolgt, Tann der Departementschef letzterer 
oder der ihr vorgeſetzten Behörde die Beſtimmung über den Antrag auf Verſetzung 
in den Ruheſtand übertragen. 


2 Dem Antrage eines Beamten, welcher das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, auf Berfegung in den Ruheſtand unter Gewährung von Penfion darf nur dann 
entiproden werden, wenn berfelbe wegen Schwäde jeiner geiltigen oder Törperlichen 
Kräfte für dauernd unfähig erachtet wird, die Pflichten des ihm übertragenen, fowie eines 
anderen Amtes der allgemeinen Verwaltung bon nicht geringerem Range und Dienft- 
einlommen zu erfüllen, und der Beamte den Untrag bedingungslos geitellt hat. 

2 Während der Dauer einer gegen einen Beamten. eingeleiteten ſtrafrechtlichen oder 
- Disziplinar-Unterfudgung tft dem Untrage desjelben auf Penftonierung nicht Folge zu 
geben. (M. J. und F. M. v. 29. 7. 1884, M. Bl. ©. 194.) 


8 22. 1. Die Entſcheidung darüber, ob und welche Benfion einem Beamten bei 
feiner Verſetzung in den Ruheſtand zuiteht, erfolgt durch den Departementschef in 
Gemeinfchaft mit dem Sinangminifter. 

2. Diefelben können die Befugnis zu diefer Enticheidung derjenigen dem Departe- 
mentschef nachgeorbnieten Behörde übertragen, welcher die Beitimmung über bie 
Verfegung des Beamten in den Ruheſtand zufteht (8 21 Abf. 3). 


2 Infolge der Beitimmungen im 5 21 wi 3 und im $ 22 Abſatz 2 Hat fi 
ber Minifter für Landmwirtfchaft, Domänen und Foriten bei ber Forfiverwaltung bie Ent- 
ſcheidung darüber, ob und zu welchem Beitpuntte dem auf Berfegung in ben Ruheſtand 
erichteten Antrage eines Beamten ftatizugeben ift, fowie ob un elde Benfion ihm bei 
iner Berfegung in den Nubeftand gebührt, nur für die Stellen 
uf. 

ber Nevierföriter, . u 

ber berwaltenden Beamten bei den Nebenbetriebsanftalten GCorf— 
| nm erwalten, Flößverwalter und Tiergartenvermwalter) 

uf. 


Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 21 
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vorbehalten, wogegen diefe Entfcheidung für alle übrigen bei der Yoritverwaltung bor- 
bandenen Beamtenfategorten ( Epemeilter, Förſter, Waldwärter, Meifter bet den 
Nebenbetriebsanftalten) den Köntgliden Negierungen übertragen ift. 

Exachten die Königlichen Regierungen jedoch die Entieidung über die Benftonterung 
eines Beamten für zweifelhaft oder die Gewährung eines Ruhegehalts auf Grund des 
S 2 Abſ. 2 bzw. des 87 bes Penſionsgeſetzes oder die Anrechnung einer nicht bereits 
als pentiongfähi zuge icherten Dienſtzeit auf Grund der 88 18 und 19 Nr. 1 und 2 für 
angezeigt, oder find Bedingungen an einen auf Derjebung in den Ruheſtand gerichteten 
Antrag von dem Anttagſteler geknüpft, fo tft an den Dlinifter zu berichten, und wird 
dann die Penſion durch diefen feitgefekt. 

In gleicher Weife iſt zu verfahren, wenn eine ne in den Ruheſtand auf 
dem im 8 89 bes Dißziplinargef. v. 21. 7. 1852 (f. Abſchnitt „Disziplinarheitrafung”) 
vorgefchriebenen Wege eingeleitet und gemäß $ 92 a. a. DO. zu berfügen iſt. (M. 8. v. 
12. 11. 1884, D. X. 8. 17 ©. 2.) 

8 23. Die Beichreitung des Rechtsweges gesen die Entſcheiduug darüber, ob 
und welche Bent de einem Beamten bei feiner Verſetzung in den Fubeftanb zu ge 
währen ilt, jteht dem Beamten offen, Doch muß die Entjcheidung Des Departements 
chefs und des Finanzminijter der Slage vorhergehen, und lehtere ſodann bei Ber: 
Iuft des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem dem Beamten diefe Ent 
ſcheidung bekannt gemacht iſt, erhoben werden. Der Berluft ded Klagerechts tritt 
auch dann ein, wenn nicht von dem Beamten, über deſſen Unfpruch auf Benfion die 
dem Departementschef nachgeordnete Behörde Entfcheidung getroffen hat (8 22 Wbf. 2), 
gegen dieſe Entſcheidung binnen gleicher Friſt die Veichwerde an den Departements» 
chef und den Finanzminifter erhoben ift. 

8 24. Die Berfegung in den Ruheſtand tritt, foferm nicht auf den Antrag oder 
mit ausdrüdlicher Zuftimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feftgejekt wird, 
mit dem Ablauf des Vierteljahres ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem 
Beamten die Entjcheidung über feine Verfegung in den Ruheſtand und die Höhe der 
ihm etwa azuftehenden Penfion (8 22) befannt gemacht worden ift. 

1 Der Zeitpunkt für die Berfegung eine8 Beamten in den Ruheftand it, 
wenn nicht befondere dienitlicde Nüdfichten eine abweichende Anordnung erfordern, immer 
auf das Ende eines Monats zu beitimmen. Sofern dieſer Termin nicht mit dem 
Ende eines Stalenderquartald® zufammenfällt, ift zur Vermeidung fpäterer Gehalts⸗ 
erftattungen tunlichjt die Zuftimmung des Beamten dazu herbeizuführen, daß die legte 
ee an nur für den Beitraun bis zum Ausſcheiden des Beamten aus dem 
Dienfte erfolgt. (M. X. u. F. M. vom 29. 7. 1884, M. Bl. ©. 194.) 

8 235. Die Benfionen werben fir jedes Kalendervierteljahr im voraus in einer 
Summe gezahlt. 

1 Die dierteljährlide Borauszahlung der Penſion bezieht fich nicht auf die pen: 
jionierten Kommunalbeamten. Diefe beziehen die Benfion in monatlidden Raten 
im boraus. Ausnahmen (vierteljährlihe Zahlung) können durch Ortsftatut eingeführt 
werben. (Bgl. 8.B A. H. ©. 15, 16.) 

1a Solche Penfionen, deren Zahlung innerhalb eines Kalendervierteljahres beginnt, 
find. Fünftig 618 zum Schluffe bes betreffenden Kalendervierteljahre8 im voraus in einer 
ER und En de ao A in bierteljährliden Beträgen im voraus zu zahlen. 

. M. u M. J. v. 13. 6. 07. 

Die am Eriten jeden ee fälligen Benfionen können in ben Fällen, wenn 
her Erſte auf einen Sonn- bzw. Feſttag fällt, ſchon am lebten Tage des Vormonat? 
gezahlt werden. (%. M. dv. 20. 6. 1894.) 

2 Im Intereſſe der Empfänger habe ih) im Einverftändnis mit der Königlichen 
Ober-Rehnungstammer befchloflen, verfuchsmweife und unter Vorbehalt des Widerrufs die 
Zahlung der Sivilpenfion en und Wartegelder innerhalb des Deut] en Neiches bis 
zum Monat3betrage von 800 ME. unter Anwendung des StaatsminifterialsVefchluffes vom 
— 19% im Wege des Poſtanweiſungsverkehrs ohne Monats- ufw. 
Duittungen für die Fälle zuzulaſſen, in denen fange» und Bezugsberechtigte 
identifeh find, alfo nit an Stelle des Penfionärs oder Wartegeldempfängers ein dritter 
(Bormund, Pfleger, Benollmäditigter) die Bezüge zu erheben hat. 

Die Zufendung gefhieht nur auf fehriftliden Antrag ber Berechtigten, worin ent 
halten fein muß: 
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a) bie Erklärung, dat die Zufendung und Aushändigung des Geldes auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolgt; 

R ber Verzicht anf eine befondere Benachrichtigung don der Ahfendung des @eldes; 

c) bie Verpflichtung, der zahlenden Kaffe von jedem Wedhfel des Wohnfiges (bei Ber- 
meidung ber Aufhebung der Zufendung mittels Poftanweifung) rechtzeitig Anzeige 


u madıen; 

d) Sie Berpflihtung, im Monat Januar ufm. die mit Lebensatteft und Unterfchrifts- 
befcheinigung, fowie mit der Erklärung über ein etwaiges neues Dienfteintommen 
berjebene Sahresquittung an die zahlende Kafje einzureihen; andernfalld die Ad» 
jendung der nächſten Rate vorläufig unterbleibt. 

Gedrudte Formulare zu ſolchen Anträgen find bei ben beteiligten Kaffen vorrätig zu 
halten und den Empfängern auf Wunſch unentgeltlich zu verabfolgen. 

Die Beträge der einzelnen Poftanweifungen find in einer Nachweifung zufammen- 
zuſtellen, auf welcher bie Poſtanſtalt die Einlieferung befcheinigt. 

Die Sintieferung der Poftanmweifungen bei ber Poftanftalt hat am legten —— 
vor dem Tage ber Fälligkeit der Bezüge zu erfolgen, damit die Empfänger rechtzeitig In 

den Beſitz des Geldes gelangen. (Bgl. F. M. v. 2. 10. 1897 ımb 22. 4. 18099.) 


3 Muſter zu den Benfisns-Outsiungen. 
....... . Mk. .... Pf.“ 


buchſtablich: ................ . ..... ME ..... . Benfion babe ich 
für .... Biertel des Etatsjahres 19 . . aus der Staatskaſſe gest len, 
n 


verfichere, daß ich für den obigen Beittaum an Dienfteinfommen infolge einer 


Anſtellung oder aaftipun im Reichs⸗ oder Staatsdienfte [2) oder im Dienfte bei 
einem ganz aus Mitteln des Reichs oder Staates unterhaltenen nftitute DV... 
... ............. 2... bezogen oder zu beziehen habe. 
nn „den ..ten . .......... ... ...19 
Vor⸗ und Zuname:)............. 
Letzte Amtsſtellung:................. 
Beſcheinigung. 


Daß der penſioniertebh........ ........... noch 
lebt und vorſtehende Quittung ſelbſt unterſchriebens) hat, wird hiermit unter Beidrüdung 
des Dienjtfiegels beicheinigt. i i 19 

ren ‚der. HM. 222er nen na I.» 


2) Nur ber Marldeitag — in rn Haben au wieberhofen. _ n) Der einge. Zeit fan fort, wenn feine 
JInvalibenpenſion erdient ifl. — ) Unszufülien, unb swar von bem Benflonär jetöR, mit „nichts”, wenn bies zutrifft, 
fonft mit „nur“ unter kurzer Bezeichnung ber neuen Anftellung oder un ftigung, ſowie bes infolge derſ. bez. 
Eint. — *) Som Penfionär eigenhändig zu unterichreiben. — ®) Dette Umtöftelung, Bon und Zuname. — 9) Wenn 
wicht unterfchrieben, fonbern — andzeichen vollzogen, fo entſp. abzuänbern. -— 7) Siegel oder Stempel, Unter⸗ 
ſchrift und Umtsflellung bes beicheitigenden Beamten. 

4 Die Beicheintgung kann jeder mit einem öffentlichen Dienftfiegel verſehene Tönig- 
liche oder Kommunaldeamte ausstellen, fofern ihm ein ſolches u einem perfönlichen 
a lgaftäverteht zur Verfügung ſteht. (Staats-Min.-Beihl. v. 31. 5. 1854, 

. Bl. ©. 125. 

Anderungen oder Zufäße in ben Quittungen und Befcheinigungen bedürfen der 

bejonderen fähriklichen Anerkennung durch die Ausiteller. (O. R. K. v. 5. 12. 1898.) 


5 Vorſchriften ber Königl. Ober⸗Rechnungslammer vom 29. 10. 1885, betreffend bie 
Beigeinigung der Quittungen über bie aus prenkiihen Staatsfonds au beziebenden Penſionen, 
Bitwen- und Waiſengelder, fowie Unterflügungen und Erzichungsbeihilfen. 
1. Bon denjenigen Bezugsberedtigten, welche die ihnen zuftehenden Penſionen, 
Wartegelder oder Unterftügungen an ber SZahlungsitelle perfönlich erheben, ift zu ihren 
Speziale (Interims⸗) Quittungen über die einzelnen (monatlihen) Hebungen die Bei⸗ 
bringung von Beſcheinigungen darüber, daß fie nt 
die Duittungen eigenhändig unterfhrieben haben und nod am Leben 


find, 
nicht zu erfordern. ’ . Ä 
2. Wenn Penfionen, Wartegelder, Unterſtuͤtzungen oder Erziehungsbeihilfen nicht von 
den Bezugsberechtigten, fondern don anderen hiervon berichiedenen Empfan berechtigten 
bzw. von Bormündern oder Pflegern der Bezugsberechtigten an ber lungsſtelle 
n 21* 
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perfönlich gegen eigene Quittung erhoben werben, fo tft auch zu den Spezial= ( Interims⸗) 
Duittun en biefer Gmpfangsberechtigten bzw. der Vormunder oder Pfleger 

die Befheinigung der eigenhändigen Unterſchrift 
nicht erforderlich. 
| Dagegen ift in Fällen biefer Art glaubhaft nachauivel en, 

daß der nn saugeberetigte am Tage der Fälligkeit des im „Frage 
fommenden eäuges noch pelebt bat, 
wenn die dem zahlenden Beamten nicht befannt iſt. 

Ber den innerhalb bes Deutfchen Reiches Wohnenden genügt es für die Spezial- 

Duittungen, wenn der Bezugs- bzw. Empfangäberedhtigte die Quittung mit einer dahin 
ſautenden Verſicherung verfehen bat. (Oberr. Kamm. v. 11. 7. 1900.) 


3. Die vorftehenden Vorfchriften zu 1 und 2 finden entfprecdende Anwendung aud) 
auf bie Beihelnigungen zu den Quittungen über die nad) dem Gefege vom 20. 5. 1882, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waifen der unmittelbaren preußifchen Staat: 
Beamten zu zahlenden Witwen- und Waifengelbder. 
Bei Erhebung diefer Witwen⸗ und Wailengelder tjt in den zu 1 und 2 bezeidjneten 
Faͤllen ferner von Beibringung ber Beſqeinignns darüber, 
daß die bezu öberedtigte itwe nad dem Tode ihres Ehemannes, von melden 
fie ihr Recht auf Witwengeld herleitet, nicht wieder geheiratet hat, und dat 
die mehr als 16 Jahre alten Töchter unverbeiratet find, 
abaufehen, fofern dem zahlenden Beamten bie in Betracht kommenden Berbältniffe hin⸗ 
fängli bekannt find, fo daß Erhebungen zur Ungebühr nicht vorkommen können. 


4. Unter ber lebteren Vorausſetzun ft in den Fällen zu 1 und 2 auch deu 
Empfängerinnen von Unterftüßungen Die Bei ringung des 
tteſtes Aber ihren Witwen- bzw. ledigen Stand 
zu den Spezial- (Interims⸗) Quittungen zu erlaffen. 


5. Die Beibringung 
der Nebensatteite, 
fowie der Deiheinigungen über die nicht erfolgte Wiederverheiratung 
der Witwengeldberehtigten und über den Witwen» bzw. ledigen 
Stand der Empfängerinnen don Unterftühungen 
wird für die Spezial⸗ al Quittungen über die einzelnen N Hebungen 
ferner denjenigen Perſonen erlaſſen, welche die ihnen zulommenden Penſionen, Warte⸗ 
gelder, Witwengelder und Unterftügungen durd) andere auf Grund folder unbebenklichen 
und borfchriftsmäßigen Vollmadıten erheben laffen, aus welchem fich zweifellos ergibt, 
daß zur Beit der Fälligkeit der einzelnen Bezüge die dazu Berechtigten ſich nod am 
Leben bzw. im Witwen⸗ oder lebigen Stande befinden haben. - 


6. Dagegen iſt die Beſchaffung der Beicheinigungen über bie 
Gigenbändt [et der Unterfährift, das Geben bzw. den Witwen> oder 
edigen Stan . 
erforderlich zu den Spezial» Könterims-) Quittungen, wie auch zu den Sahres-Quittungen 
in allen vorſtehend nid ausgefchloffenen Fällen, insbefondere bei Zahlungen, welche an 
dritte Perfonen ohne Beibringung jchriftliher Vollmachten auf Grund der denfelben bon 
den Berechtigten andertrauten Dulttungen geleiftet werden. 

Für die Spezialquittungen bebarl es bei den innerhalb des Deutfchen Reiches 
Wohnenden in dieſen Fallen ber Beſcheinigung über den Witwen- und ledigen 
Stand der Bezugsberechtigten nicht, wenn der Bezugs⸗ bzw. Empfangsberechtigte bie 
Quittung mit einer dahin lautenden Berfiherung verjehen Hat; nur das Veben und 
die Gigenhänd! feit der Unterjchrift des Quittungsausſtellers muß befcdeinigt fein, 
ofen L em ge lenden Beamten diefe Tatſachen nicht befannt find. (OÖberr. Kamm. 
v. 11. 7, ) 

7. Beicheinigungen 

über den Beſitz bes deutſchen Indigenats 
Und nur von denjenigen Deaunöbet tigten, welche außerhalb des Deutfchen Reiches 
wohnen, von ſolchen aber fowohl zu den Spezial (finterimse), wie auch zu den Jahres⸗ 
Duittungen beizubringen. 

8. Bormünber und Pfleger ber Bezugsberechtigten Haben bei ihren einzelnen (monat- 

lichen) Hebungen für die lekteren dem zahlenden Beamten 
ihre Beftallung vorzuzetgen, 
au den Sahres-Dufktimgen dagegen eine Beicheinigung darüber beizubringen, 
daß fie zurzeit Bormünder oder Pfleger der Bezugsberedtigten find. 
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9. Beſcheinigungen über | 
Bebürftigfeit und Würdigfeit 
Der Empfänger don Unterjtüßungen find zu den Spezial» (Sinterims-) Duittungen nicht 
mehr, fondern nur zu ben General» Gahres Quittungen erforderlich. 

10. Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen angeordnete —— augelafiene Berein» 
—5 der Quittungs⸗Beſcheinigungen erſtreckt — nicht auf die Beſcheinigungen der den 

ahresrechnungen beizufügenden General⸗Quittungen. 

s Falls der Quittungsausſteller nur für einen Teil des Etatsjahres empfangen, 
oder — beim Wechfel der verrechnenden Kafjen — nur für den betreffenden Teil des 
Ctatsjahres gu quittieren hat, fo tft von ihm nicht die fpezielle Ungabe des in Betracht 
fommenden Zeitabſchnittes zu erfordern, e8 kann vielmehr auch Hier die Quittung „für 
das Etatsjahr 19..* Tauten. Dagegen ift andererſeits nicht8 dagegen zu erinnern, wenn 
in ſolchen Fällen der Empfänger die genauere Bezeichnung der Bezugszelt wählt. (Oberr. 
Kamm. dv. 11. 7. 1900, Jahrb. B. 33 ©. 19. 

v ve den Quittimgen werden die Yormulare don der zahlenden Kaffe unentgeltlich 
adgegebent. 


5 26. 1. Das Recht auf den Bezug der Penfion kann weder abgetreten noch 
verpfändet werden. | 

2. In Unfehung der Beichlagnahme der Peuſionen bleiben die beftehenden Be⸗ 
ſtimmungen in Kraft. Ä 


a über die Zuläffigkeit der Beichlagnahme der Penfionen vgl. S 850 d. Zin.-Broz.- 
Otbn., XIID d. gif ſchlagnah Penfi al. 5 Bio.-Proz 


8 27. 1. Das Recht auf den Bezug der Benfion ruht: 

1. wenn ein Benfionär das deutjche Andigenat verliert, bis zu etwaiger Wieder: 

erlangung desſelben; 

2. wenn und folange ein Penfionär im Reichs⸗ oder Staatsdienite ein Dienft- 
einfommen bezieht, infoweit als der Betrag dieſes neuen Dienfteinlommeng 
unter Hinzuvechnung der Penflon den Betrag des von dem Beamten vor der 
Penſionierung bezogenen Dienſteinkommens überfteigt. 

2. Als Reichs- oder Staatsdienft im Sinne dieſer Borjchrift gilt außer dem 
Militär- und Gendarmeriedienfte jede Anſtellung oder Beſchäftigung als Beamter 
oder in der Eigenfchaft eines Beamten im Dienfte des Deutfchen Reichs, eines 
Bundesftantes eines deutichen Kommmmalverbandes, der Verficherungsanftalten für bie 
Invalidenverfiherung und ftändifcher oder folcher Auftitute, welche gang oder zum 
Zeil aus Mitteln des Reichs, eines Bundesſtaates oder eines deutfchen Kommunal: 
verbandes unterhalten werden. 

3. Bei Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens find diejenigen 
Deträge, welche für die Beitreitung von Repräfentationd» oder Dienftaufwandstoiten 
jowie zur Entjchädigung für außergewöhnliche Teuerungsverhältniſſe gewährt werden, 
und die Ortszulagen der Wuslandsbeamten nicht in Unfah zu Bringen; Die 
Dienftwohnung ift mit dem penjionzfähigen oder fonft bierfür feitgejehten 
Werte, der Wogrungege bauch oder eine Dementjprechende Bulage mit dem 
penfionsfähigen Betrage oder, fofern er nicht a: ift, mit dem — 
Kamittsfah anzurechnen. Iſt jedoch bei dem neuen Dienfteintonmen dev wirkliche 

etrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes oder der Zulage geringer, fo ift nur biejer 
anzurechnen. | 


2 Fur das Nuben der Benfion und für die Penfionsregelung im Falle aberntaliger 
Berfegung in ben Ruheſtand find durch die VBorfchriften in $ 27 und 8 28 im dreifacher 
Hinfiht Änderungen bes bisherigen Rechtszuſtandes bemirkt: 

1. die Kürzungsbeſtimmungen find auch auf die Fälle der Wiederanftellung in Dienfte 
eines anderen Bunbesftantene, im Kommunal⸗ und Snftitutendienft ausgedehnt; 

2. für die Berechnung des früheren und des neuen Dienjteinfonmteng find in Anlehnung 
an 8 24 bes Offizierpenfionsgefetges befondere Vorſchriften getroffen, die eine Durch⸗ 
brechung des bisherigen Grundſatzes bedeuten, nad welchen das tatſächliche 
Dienfteintommen zu berüdjicätigen war; 

3. in $ 28 iſt vorgejehen, daß den Benftonär nicht nur feine vorher erdiente Penſion 
erhalten bleiben muß, fondern vielmehr eine fingierte Penfion, melche fich für bie 
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Geſamtdienſtzeit aus den der Feſtſetzung der alten Fenfion zugrunde gelegten 
Dienfteinlonmen ergibt. (J. M. u. M. & v. 13. 6. 07.) 

2 Die StaatSangehörigfeit geht verloren durch Entlaffung auf Antrag, durch Aus 
pruch der Zonıpetenten Behörde und du 2 senjäbrigen Aufenthalt im Auslande. ($ 13 
es Geſetzes von 1. 6. 1870, R. &. Bl. ©. 355.) 

8 Der Dienft bei den Kaiſerlichen Scyuttruppen gilt im Sinne des Benfionsgeiches 
als Militärdienft und der Landesdienſt in den Schußgebieten als Reichsdienſt. (Begrd. 
Novelle 1907 ©. 14.) 

4 Die Renneration, welche ein Benfionär als Standesheanier empfängt, iſt als 
Dienfteinfonmen im Sinne der Vorſchrift unter Nr. 2 diefe8 Paragraphen anzufehen. 
(M. J. u. F. M. v. 24. 5. 1885, M. Bl. ©. 165.) 

5 Während der VBerbüßung einer geabeitäfienfe verbleibt den Benflonären das Redi 
auf den Bezug ihrer Kompetenzen. (B. v. 2. 2. 1854, M. BL. ©. 66, Herrf. ©. 951.) 


828. 1. Ein Benfionär, welcher in eine an fich zur Penſion berechtigende Stellung 
des unmittelbaren Staatsdienftes wieder eingetreten ift (8 27 Nr. 2), erwirbt für 
den Fall des Zurüdtretend in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung einer 
nad) Maßgabe feiner nunmehrigen verlängerten Dienftzeit und des im Der mei 
Stellung bezogenen Dienfteintommens berechneten Benfion nur dann, wenn Die ne 
hinzutretende Dienstzeit wenigftend ein Jahr betragen bat. 

2. Neben einer hiernach neu berechneten Penſion ift die alte Benfion nur bis zur 
Erreichung desjenigen Penfionsbetrages zu zahlen, welcher fid, für die Geſamtdienſtzeit 
and dem der Feſtſetzung der alten Penfion zugrunde gelegten Dienfteiulommen ergibt. 

3. Dasfelbe gilt, wenn ein Benfionär außerhal des unmittelbaren preußiſchen 
Staatsdienſtes im Reichs» oder Staatsdienſt im Sinne der Vorſchrift in 8 27 Ubi. 2 
eine Penfion erdient. 


ı Die Höhe des Fortfalles der alten Penſion ift ftetS auf denjenigen Betrag zu 
befchränten, um ben die alte und die neue Penſion zufammen den Penfionsbetrag über: 
ſchreiten, en ih für die Gef amtbienfizeit aus dem ber alten Benfton zugrunde 
gelegten Dienjteintommen ergibt. (Begrd. ©. 15.) 

2 Bgl. Anm. 1 zu $ 27. 


8 29. 1. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion auf 
Grund der Beitimmungen in den 88 27 und 28 tritt mit dem Beginn Desjenigen 
Monats ein, weldjer auf daß eine jolhe Veränderung nad) fich ziehende Ereignis folgt. 

2. Im Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs⸗ oder im Staatsdienfte gegen 
Tagegelder oder eine anderweite Entichädigung wird die PBenfion für die eriten fechd 
Monate diefer Beichäftigung unverkürzt, dagegen. vom fiebenten Monate ab nur zu 
dem nad den vorjtehenden Beitimmungen zuläfligen Betrage gewährt. 

30. 1. Sudt ein nicht richterlicher Beamter, welder das fünfundzechzigite 
Lebensjahr vollendet Hat, feine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nad, fo fan 
diefe nad) Anhörung des Beamten unter Beobachtung der Vorfchriften der SS 20 ff. 
dieſes Gefehes in der nämlichen Weife verfügt werden, wie wenn der Beamte feine 
Benfionierung felbft beantragt hätte. 

2. Im übrigen behält e8 in Unfehung der unfreiwilligen Berfegung in den Ruhe⸗ 
ftand und des dabei ftattfindenden Verfahrens bei den Beltimmungen in den 88 56 
bis 64 des Geſetzes, betreffend die Dienitvergeben der Nichter und die unfreimillige 
Berfegung derfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 
(Geſetzſamml. S. 218) und in den 88 88 bis 93 des Geſetzes, betreffend die Dienit- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten, die Verjehung derfelben auf eine andere 
Stelle oder in den Auheftand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) fein 
Bewenden. 

3. Wird hiernach gemäß 8 90 des letzterwähnten Geſetzes von dem Rechtsmittel 
des Rekurſes an das Staatsminifterium Gebrauch gemacht, fo Läuft die ſechsſsmonat⸗ 
lie Friſt zur Unftellung der Klage wegen unrichtiger Feſtſetzung des Penſions⸗ 
betrage83 (8 2 des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, vom 
24. Mai 1861, Gefebfamml. ©. 241) erſt von dem Tage, an welchen dem Beamten 
die Entfcheidung des Staatsminifteriums bekannt gemacht ift. 
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1 Der erite Abſatz dieſes Baragraphen fehlte in dem Geſetz vom 27. 3. 1872, berfelbe 
findet feine Anwendung auf Rommunalbeamte; es fei denn, daß er durch Ortsſiatut 
eingeführt ift. 

3 Bgl. bezüglich des 2. und 3. Abſatzes den Abſchnitt „Disziplinarbeitrafung”. 


8 81. 1. Hinterläßt ein Penfionär eine Witwe oder eheliche oder legitimierte 
Nachkommen, jo wird Die Penſion noch für die auf den Sterbemonat folgenden drei 
Monate (Gnadenvierteljahr) unter ne des vor dem Tode des Benfionärs 
fällig gewordenen Betrages gezahlt. Die Bahlung erfolgt im voraus in einer Summe. 

2. An wen die Zahlung erfolgt, beftimmt die Provinzialbehörde, anf deren Etat 
die Benfion übernommen war. 

3. Die Bablung kann auf Verfügung diefer Behörde aud) dann ftattfinden, wenn 
der Berftorbene Verwandte der aufiteigenden Linie, Gefchwifter, Gefchwifterfinder oder 
Bflegelinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend geveien ift, in Bedürftigkeit 
hinterläßt, oder wenn und foweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der 
legten Krankheit und der Beerdigung zu deden. 


ı Der Abſatz 1 gilt nicht für die Hinterbliebenen der penfionierten Kommunalbeamten, 
diefe haben nach 5 4 des Kommunalbeamtengeſetzes (VB3d.8.) nur Anſpruch auf den 
®nadenmenat. 

3 Die Hinterbliebenen eines Beamten find berechtigt, ihren Anſpruch auf Bewilligung 
des Gnabenmonats, falls ihnen derfelbe beitritten wird, im Rechtswege geltend zu machen. 
(Erf. &er. f. 8. K. v. 14. 5. 1870, J. M. BL ©. 270 — Herrf. ©. 958.) 

8 Adoptivkinder find nicht den Hinterbliebenen ehelichen Bindern und Nachkommen, 
fondern den Alegelinbern eine veritorbenen Penfionärd gleichzuachten, für Adoptivkinder 
ift daher ein Rechtsanſpruch F Gnadenbeträge nicht anzuerkennen, ſondern die 
Gewährung ſolcher Beträge an dieſelben nur unter ben für derartige Bewilligungen an 
Pflegekinder beſtimmten Borausfezungen — fiehe oben Abſatz 3 — als zuläffig anzufehen. 

Gleiche Grundfäge elten auch bei Unmendung des Geſetzes vom 6. 2. 1881 (8. ©. 
S. 17) bzw. der —*2 — Order v. 15. 11. 1819, betreffend die Gewährung des 
Gnadenquartals an die Hinterbliebenen verſtorbener, unmittelbarer Staatsbeamten. 
(F. M. n. M. J. v. 1. 2. 189, D. J. B. 27 ©. 107.) 


4 Muſter zur Quittung über Gnadenpenſion. 
„313 DE.“ 
buchſtäblich: Dreihundertdreizgehn Mark Gnadenpenſion für die Monate Oftober und 
November 1907 habe ich als ältefte Tochter und Erbin meines am 2. Auguſt 1907 ver- 
forbenen Vaters, des Königlichen Hegemeifter8 a. D. Franz Lohſe zu Annaburg, aus 
cr Staatskaſſe gezahlt erhalten. 
Annaburg, den 20. Auguft 1907. 


Anna Schmantig, geb. Lohſe. 
Die eigenhändige Unterfchrift der Yyrau Unna Schmantig, geb. Lohſe, als empfangs- 
berechtigte Erbin des —— yegemeiſters a. D. Franz able beſcheinigt 
Annaburg, den 20. Auguſt 1907. 
(Siegel) Der Semeindevoriteher. 
gel. (Unterfchrift.) 
Anmerkung: Der Quittung liegt die Annahme Kgrunde, der Veritorbene bezog eine 
SSahrespenfion von 1878 ME. Die am 1. Juli 1907 fällige Bierteljahresrate mit 469,50 ME. 
gatte er abgehoben, am 2. Augıt ftarb er, das Gnabenvierteljahr umfaßte baher bie 
nate September, Oktober und November. Die Septemberrate war bereit3 am 1. Juli 
abgehoben, mithin famen an die Hinterbliebenen nod die Raten für Oktober und 
November 1907 mit 313 ME. zur Auszahlung. 
5 fiher Pfändung ber Gnabenpenfion fiehe unter „Bnadengebührniffe*, IV K d. W. 


5 34. Die Beit, lie welcher ein Beamter in den neu erworbenen Landes⸗ 

teilen oder ein mit einem jolchen Landesteile Übernommener Beamter auch in einem 

anderen Teile des Landes, welchem feine Helmat vor der Vereinigung mit Preußen 

angehört Bat, im unmittelbaren Dienfte der damaligen Landesherrfchaft geftanden 

hat, wird In allen Fällen bei der Penfionierung nad) Maßgabe des gegenwärtigen 
efeßes in Anrechnung gebradt. 
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Anhang. 
Artikel XI. des Gefehes vom 27. Mai 1907 (©. ©. ©. 95): 


1. Diefes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 

2. Die auf gejehlichen AUnfpruche beruhenden Benfionen ber bereitö zu oder vor 
dieſem Beitpunkt in den Ruheſtand getretenen Beamten find, fofern dieſe an einem 
der von beutfchen Staaten vor 1871 oder von dem Deutihen Weiche geführten 
Kriege teilgenommen haben, auf Grund des 8 8 mit Wirkung vom 1. April 1907 
anderweitig feitzufegen. Unter der gleichen Vorausjegung und in der gleichen Weiſe 
tönnen die auf Grund des 8 2 oder des 8 7 des Geſetzes vom 27. März 1872 be 
willigten Pensionen erhöht werden.! u 

3. Die Vorfchriften des 8 27 des Geſetzes vom 27. März 1872 in der an 
Faſſung finden auch auf die zu oder vor dem 1. Wpril 1907 in den Ruheſtand 
getretenen Beamten Anwendung; desgleichen die Vorſchriften des g 28 jenes Geſehtzes 
in der jebigen Faſſung, wenn die Beamten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſehe⸗ 
aus den neuen Stellen ausſcheiden. 

4. Der auf Grund dieſes Geſetzes den bereits penſionierten Beamten zu zahlende 
Benfionsbetrag darf nicht Hinter demjenigen zurüdbleiben, welcher ihnen nach deu 
bisherigen Borjchriften zuitebt. 

5. Die Vorfchriften des 8 31 finden auf die Hinterbliebenen aller Benfionäre 
Anwendung, deren Tod am 1. April 1907 oder fpäter eintritt. 

6. Die Vorfchrift des 8 25 gilt für alle nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
zahlbaren Penfionen. 


2 Nenfeftfekungen finden alfo nur bei ben Sriegsteilnehniern bon bor 1871 und bei 
den nl Grund bes 5 2 Abſ. 2 oder des 5 7 PVenfionierten ftatt, und auch nur danız, 
wenn fie als Sriegsteiluehmer ober auf Grund des 8 2 Abſ. 2 nicht bereits 
die Höchſtpenſion, d. f. B/ des ihnen zur Zeit der Benfionterung zuſtehenden penſions⸗ 
fähigen Dienfteinfonmens, beziehen. 

2 ſeriegsteilnehmer im Sinne dieſer gefetzlihen Vorſchrift ift nicht nur jeder, 
den ein Kriegsjahr bei der Penfionsfeftfegung angerechnet tft, fondern in entfpreddender 
Unmwenbung der Bundesratsverordnung vom 24. April 1905 (Bentralblatt für dad Deutfche 
Neid) S. 101) jeder, der in einem der von beutfchen Staaten vor 1871 oder bon dent 
Deutfhen Reiche geführten Striege zu Friegerifchen Zwecken bie feindliche Grenze überfchritten 
oder im eigenen bzw. verbündeten Lande an Triegerlichen Operationen oder Stänıpfen 
teilgenommen bat. 


3 Gewährung von Unterkügungen aus bem Fonds Kapitel 62 Titel 9 an Beamte, welde 
su oder vor dem 1. 4. 1907 in den Ruheſtand verfegt find, und an Witwen und Waiſen 
biefer Beamten und der vor diefem Zeitpunkte verfiorbenen Beamten. 

(M. 8. d. 17. 8. 07 — III 9938.) 

Füuͤr die Bewilligungen aus biefem Fonds, welche den genannten penfionierten 
Beamten und Hinterbliebenen von Beamten fortlaufend unter ala des jederzeitigen 
Widerrufs (ir bie Beamtenmwaijen bis zum bollendeten 18. Lebensjahre) zugleich mit de 
ihnen eieh ih auftehenden Bezügen gezahlt werben follen, find bie folgenden Grundſätze 
maßgebend. 

16 fol nit eine allgemeine Erhöhung der Bezüge aller bon den Novellen nicht 
betroffenen Penfionäre und Hinterbliebenen erfolgen, —*— es iſt in jedem Falle ab» 
zuwarten, inwieweit dieſe mit beanglichen Anträgen berbortreten. 

II. Der Kreis der zu bedenkenden Beamten und Hinterbliebenen ift entſprechend ben 
im Etatsdispoſitiv gegebenen Beftinmungen beſchränkt auf: 


1. diejenigen Benfionäre, welche zu oder vor dem 1. April d. * in den Ruheſtand 
geireten find, jedodh mit Ausnahme der ehemaligen Striegsteilnehmer, denen nad 
rtitel XI Abſ. 2 der Penfiond-Novelle ein gefetslicher Anſpruch auf Erhöhung 

ihrer Penfion zuftebt; 

2. die Hinterbliebenen: 
a) aller vor dem 1. April 1907 verjtorbenen aktiven Beamten und Benfionäre, 
b) derjenigen nad diefem Beitpunfte veritorbenen PVenfionäre, welche bereits 
vorher penftioniert waren. 
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Der Umjtand, daß den zu 2a Genannten bereit3 bisher eine Unterftükung aus 
Kapitel 62 Tit. 9 „gernä tt wurde, fchließt die Gewährung einer abermaligen Unterjtügung 
aus biefem Fonds nicht auß. | 

II. Die Bewilligung von Unterftügungen aus dem Fonds erfolgt in Fällen vor 
Bedürftigfeit und bei vorhandener Würdigkeit. 
| Eine Bedürftigkelt kann dann anerlannt werden, wenn bei den zu IE genannten 
Ka de Gejamtbezüge, einerlei, aus welchen Quellen fie ftammen, folgende Beträge 
nicht erreichen: 

Bu IL, 1: denjenigen PBenfionsbetrag, det ihnen bei Anwendung ber in Wrtifel II 
S 8) der Penfionsgeje- Novelle vorgefehenen Penſionsabſtufung zuftehen würde; bei der 

ereänung fit dasſelbe Dienfteinflommen und biefelbe ‘Dienftzeit mie in der Penſions⸗ 
feftfeßung gugrunbe zu legen; \ 
uw Il, 2a und b: diejenigen Hinterbliebenenbezüge, welche den Hinterbliebenen 
uftehen würden, wenn bie der Feitfeßung zugrunde liegende Penfion unter Anwendung 
es Artikels IL (5 8) der Penfionsgefeg-Novelle in ber erwähnten Weiſe berechnet worden 
wäre, und wenn die in Artikel IT (8 8) der Novelle zum Hinterbliebenen Fürforgegefeg 

“gegebenen Borfchriften bereits in Geltung geweſen wären. — 

In letterer Hinficht find vor allem bie erhöhten Mindeftheträge des Witwengeldes 
bon 300 ME. und des Waifengeldes von 60 Kam. 100 ME. für die einfache bzw. Doppel- 
waiſe in Betracht zu ziehen. | 

Demnad bet der anzuftellenden Berechnung die fonftigen Berbefferungen der 
Venftonsgeje-Rovelle nicht zu berüdfichtigen, inäbefondere auch nicht die Anrechnung 
der Dienitzeit vom Beginn des 18. Vebenslabres und bie Zuläffigleit der gnadenweiſen 
Anrechnung von bertragsmäßiger Dienftzeit. Andererſeits find außer dem bisherigen. 

enfionseinfommen alle fonftigen amtlichen oder privaten Einkünfte aus Erwerb, Rente, 
rmögen, ſowie aus Leiftungen bon unterhaltungspfliätigen Berwandten anzurechnen. 

Bei obnung oder jtändige Matuvalbegüge find nah freier — zu bewerten. 
u ee eigenen Einkommen ift da3 ber Ehefrau oder minderjähriger Kinder Hinzu» 

zurechnen. | 

IV. Die Höhe der Unterjtügungen iſt k zu bemefien, daß das gefamte Einkommen 
bei Anrechnung aller dem Betreifenden zuftehenden Einkünfte die zu III genannten 
Beträge nicht Überfchreitet. 

u iervon kann eine Ausnahme für die Hinterbliebenen derjenigen beritorbenen aktiven 
Beamten und Penfionäre zugelaffen werden, welche an einem der von ce Stanten 
bor 1871 oder von dem Deutfchen Neiche geführten Kriege teilgenommen hatten, fofern 

den dinterbtiebenen nach den bisherigen en Witwen⸗ und Waifengeld zuſtand und 

die Ehe ſchon zur Zeit des Krieges beſtanden hat In dieſen Faͤllen Tönnen Die 

Unterſtutzungen, ſofern zu deren Gewährung nach Lage der perſönlichen Verhältniſſe 

überhaupt ein Bebürfnis bortient, ohne Anrechnung des privaten Einkommens ſo hoch 

bemeſſen werden, daß die ‚a ihen Bezüge und die zu gewährenden Unterftüßungen 
zuſammen die oben unter I ‚2a und b genannten Beträge erreichen. 

allen anderen Fallen ift, fofern ausnahmsweiſe ein über bie vorſtehenden Grund- 
füge binausgehendes Unterftüßungsbebärfnis anzuerkennen fein follte, auf die fonjtigen 
zur Serügung ſtehenden Unterftüßungsfonds zurüdzugreifen. 

V. Die nad borftehenden Grundfäßen zu bemeſſenden Unterjtüßungen können mit 
Rückſicht auf die ben beiden Novellen beigelegte rückwirkende Kraft nachträglid) vom 
1. April d. 8. ab gewährt werden, jedoch nur jofern die Bewilligung der Unterjtügungen 
bereit im Laufe der nächften Monate erfolgt. Bei fpäteren Bewilligungen find, ent- 
ſprechend ber für Iaufende Unterftügungen allgemein beobadjteten Praxis, auch dieſe 
Hurvenbungen erft von bem auf die Bewilligungsverfügung folgenden Monat ab zahlbar 


zu machen. 

Y Den Unterftügten ift zur Pflicht zu machen, von einer Beilerung ihrer Ver⸗ 

galt! e, namentlich bon einer Anſtellung gegen Gehalt oder einer Beichäftigung gegen 
ntgelt, ungefäumt Anzeige zu erftatten, worauf eine erneute Prüfung vorzunehmen und 
gegebenen über eine Herabſetzung der Unterftügung zu berichten ift. _ 

Die dort eingehenden Anträge der PBenfionäre, Beamtenwitwen und Bormünder bon 
Beamtenwaifen find von derjenigen Behörde oder Anſtalt, welche die lebte 
vorgeſetzte Dienftbehörde bes penftonierten oder verſtorbenen Beamten 
gewefen ift, zu prüfen und unter Beachtung der borftehend mitgetenten Örundfähe 
mir unter Borlegung von Nachweiſungen nad) den beiliegenden Muſtern A oder 
. entiprechende Vorſchlaͤge zu maden. 

Es ift dahin zu ftreben, daß alle Anträge auf Bewilligungen aus dem eingangs 
genannten Fonds binnen Sahresfrift zur Prüfung und Erledigung gelangen. 








RN, 
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&e- 
der den Förſtern bei ber lüberführung 
fowie der den Hinterblichenen berielben gebüßrenden 
Gehaltaſtufen und Dienf- 
Es beitragen 
bei einem Gehalt von jährlih Mark j J 
F 1400 | 1500 
=H E v und einem penfionsfahigen Geſamteinkommen on Marrrtt 
75 J 1802 1902 
e S- h ! 
g5 «= o | Waifengelb für o | Balfengeld fir 
53 4 7 jebes Mind Penſion = jedes Kind 
ER & 5 | ı £ _ 
: |® — FREIE a2| 5 FEIFFE 
3 Ba” | k88 ce ja” | d88 
10] 32/eoo| 600,67 ! 603 | 300,00 | 60,00 | 100,005 634,00 | 636 | 300,00 | 60,00| 100,00 
ı11f 3/ol 630,70 | 633 | 300,00 | 60,00 | 100,001 665,70 | 668 | 300,00) 60,00 | 100,00 
121 @/ol 660,73 !| 663 | 300,00 | 60,00 | 100,005 697,40 | 699 | 300,00 | 60,00 | 100,00 
13] 2/0 690,77 | 693 | 300,00 60,00 | 100,00] 729,10 | 732 | 300,00 | 60,00 | 100,00 
141 Mol 720,80 | 723 | 300,00 | 60,00 | 100,001 760,80 | 762 | 304,80| 60,96 | 101,60 
15| S/ol 750,83 | 753 | 301,20 | 60,24 | 100,401 792,50 | 795 | 318,00| 63,60 | 106,00 
161 8/01 780,87 783 | 313,20 | 62,64 | 104,401 824,20 | 825 | 330,00 | 66,00 | 110,00 
171 7/o| 810,90 | 813 | 325,20 | 65,04 | 108,40] 855,90 | 858 | 343,20| 68,64 | 114,40 
181 &/ol 840,93 | 843 | 337,20, 67,44 | 112,405 887,60 | 888 | 355,20) 71,04 | 118,40 
19] el 870,97 | 873 | 349,20, 69,84 | 116,40] 919,30 | 921 | 368,40| 73,68| 122,80 
201 9/01 901,00 | 903 | 361 20. 72,24 | 120,401 951,00 | 951 | 380,40| 76,08 | 126, 
21j S/o| 931,03 ı 933 | 373, 20 | 74,64 | 124,401 982,70 | 984 | 393,60| 78,72 | 131,20 
22] ®/ol 961,07 | 963 | 385,20! 77,04 | 128,401 1014,40 | 1017 | 406,80| 81,36 | 135,60 
23| Sol 991,10 | 993 79,44 | 132,40| 1046,10 | 1047 | 418,80 | 83,76| 139,60 
24| %/o| 1021,13 | 1023 | 409,20 81,84 | 136,40] 1077,80 | 1080 | 432,00 | 86,40 144,00 
25] 8/0] 1051,17 | 1053 | 421,20 | 84,24 | 140,40] 1109,50 | 1110 | 444,00] 88,80 | 148,00 
261 %/eool 1081,20 | 1083 | 433,20 | 86,64 | 144,40] 1141,20 | 1143 | 457,20] 91,44 | 152,40 
271 el 1111,23 | 1113 | 445,20| 89,04 | 148,40] 1172,90 | 1173 | 469,20| 93,84 | 156,40 
281 8/oo| 1141,27 | 1148 | 457,20 | 91,44 | 152,40] 1204,60 | 1206 | 482,40| 96,48! 160,80 
29 8%/eool 1171,30 | 1173 | 469,20 | 93,84 | 156,40 I 1236,30 | 1239 | 495,60 | 99,12 | 165,20 
30] Yeol 1201,33 | 1203 | 481,20 | 96,24 ı 160,40) 1268,00 | 1269 | 507,60 | 101,52 | 169,20 
31 | 81,120 . 
32 18/120 ' 
33 | 88/120 | | | 
34 1 84/120 
35 8/ 120 | | 
36 | %/ı20 ' 
37 1 87/120 | | 
38 | 8/10 


elle 


G. Benflonierung. 


in den Ruheſtand zufiehenden Penfion, 
Witwen: und Waifengelder nad ben verſchiedenen 
jahren bieler Beamten. 





bei einer anrechnungsfählgen 
Dieniteinfommen 


___Tienftzeit von Jahren 
bie Benfion vom penfiondjähigen 


21 so 
2/0 
38/0 
A/eo 
S/ d 
36/00 
27/ 
s/ 
*/ 
30/go 
B1/gp 
82/0 
8/ 0 
S/go 
%/eo 
88/op 
87/60 
281 8/0 

89/0 

40, 
8l/ımn 
82/100 
8/10 
—R 
— 
86/120 
87/120 
88/120 
80/190 
90/100 


BU, 


1600 


— —— — — — — — — — 


Es betragen 
bel einem Gehalt von jährlich Mart 





1700 


und einem penfionsfähigen Gefamteinfommen von Mark 


1351,35 
1368,03 
1384,72 


| 
| 


2002 


— 
— 
—2— 
— 
= 
a 
8 
— 
= 


307,20 
320,40 
334,80 
348,00 
361,20 
374,40 
387,60 


414,00. 


427,20 
441,60 
454,80 
468,00 
481,20 
494,40 
507,60 
520,80 
534,00 
541,20 
548,40 
554,40 


| Waiſengelb für| 


ſedes Mind 


wenn bie 
Mutter 
leht 


wenn bie 


uicht Lebt 


Mutter 





910,87 

945,90 

980,93 
1015,97 
1051,00 
1086,03 
1121,07 
1156,10 
1191,13 
1226,17 
1261,20 
1296,23 
1331,27 
1366,30 
1401,33 
1418,85 
1436,37 
1453,88 
1471,40 
1488,92 
1506,43 





912 
948 
981 
1017 
1053 
1089 


1122 
1158 
1194 
1227 
1263 
1299 
1332 
1368 


1419 
1437 
1455 
1473 
1491 
1509 


2102 


MWitmengeld 


364,80 
379,20 
392,40 


421,20 
435,60 
448,80 
463,20 
477,60 
490,80 
505,20 
519,60 
532,80 
547,20 
561,60 
567,60 
574,80 
582,00 
589,20 
596,40 
603,80 


— — — — — — — — — —— —— nn — — — — 


wenn bie 
Mutter 


331 





Waiſengeld für 
jedes Sind 


lebt 
wenn bie 
Mutter 
nicht lebt 





121,60 
.126,40 
130,80 
135,60 
140,40 
145,20 
149,60 
154,40 
159,20 
163,60 
168,40 
173,20 
177,60 
182,40 
187,20 
189,20 
191,60 
194,00 
196,40 
198,80 
201,20 


72,96 
75,84 
78,48 
81,36 
84,24 
87,12 
89,76 
92,64 
95,52 
98,16 
101,04 
103,92 
106,56 
109,44 
112,32 
113,52 
114,96 
116,40 
117,84 
119,28 
120,72 


— — — — — — —— — — — — — — ——— — — — ——— 
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bei einer anrechnungsiähigen 
Dienftzeit von Jahren 
Dienfteinlommen 


3 
4 
& 
R 
> 
5 
= 
= 
2 
* 
2 






86/120 
86/120 
87/120 
88/120 
89/120 
O0 


1800 


E8 betragen 
bei einem Gehalt von jährlid Mark 


1900 


und einem penfionsfähigen Geſamteinkommen non Marf 
2202 


Benfion 


e 
8? 
E 


1064,30 
1101,00 
1137,70 
1174,40 
1211,10 
1247,80 
1284,50 
1321,20 
1357,90 
1394,60 
1431,30 
1468,00 
1486,35 
1504,70 
1523,05 
1541,40 
1559,75 
1578,10 
1596,45 
1614,80 
1633,15 
1651,50 


1065 
1101 
1140 
1176 
1212 
1248 
1287 
1323 
1359 
1395 
1434 
1470 
1488 
1506 
1524 
1542 
1560 
1581 
1599 
1617 
1635 
1653 






Witwengelb 


426,00 
440,40 
456,00 
470,40 
484,80 
499,20 
514,80 
529,20 
543,60 
558,00 
573,60 
588,00 
595,20 
602,40 
609,60 
616,80 
624,00 
632,40 
639,60 
646,80 
654,00 
661,20 


Waiſengeld für 


85,20 

88,08 

91,20 

94,08 

96,96 

99,84 
102,96 
105,84 
108,72 
111,60 
114,72 
117,60 
119,04 
120,48 
121,92 
123,36 
124,80 
126,48 
127,92 
129,36 
130,80 
132,24 





jedes Kind 
FE F 
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142,00 
146,80 
152,00 
156,80 
161,60 
166,40 
171,60 
176,40 
181,20 
186,00 
191,20 
196,00 
193,40 
200,80 
203,20 
205,60 
208,00 
210,80 
213,20 
215,60 
218,00 
220,40 


Benfion 


1227,73 
1266,10 
1304,47 
1342,83 
1381,20 
141957 
1457,93 
1496,30 
1534,67 
1553,85 
1573,03 
1592,22 
1611,40 
1630,58 
1649,77 
1668,95 
1688,13 
1707,32 
1726,50 


abge 
rundet 





1230 
1269 
1305 
1344 
1383 
1422 
1458 
1497 
1536 
1554 
1575 
1593 
1614 
1632 
1650 
1671 
1689 
1710 
1728 


— Mr en 


2302 


Witwengeld 


492,00 
507,60 
522,00 
537,60 
553,20 
568,80 
593,20 
598,80 
614,40 
621,60 
630,00 


637,20. 


645,60 
652,80 
660,00 
668,40 
675,60 
684,00 
691,20 


Waiſengeld für 


jedes Kind 
lu 
Sg. |Ze$ 
FE EB“ 
5 358 





98,40 | 
101,52 
104,40 
107,52 
110,64 
113,76 
116,64 
119,76 
122,88 
124,32 
126,00 
127,4 
129,12 
130,56 
132,00 
133,68 
135,12 


136,80 
138,24 








164,00 
169,20 
174,00 
179,%0 
184,40 
189,60 
194,40 
199,60 
204,80 
207,20 
210,00 
212,40 
215,20 
217,60 
220,00 
222,80 
225,20 
228,00 
230,40 
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bei einer anrechnungsfähigen 
Dienftzeit von Jahren 
bie Benfion vom penfionsfähigen 
Dienfteintommen 


D/go 
21/80 
22/60 
3/0 
2/0 
35/60 
38/90 
27/0 
8/0 
29 /g0 
80/80 
B1/eo 
2/60 
3/60 
Si/go 
35/80 
"m 
87/80 
38/60 
89/60 
40/80 
8l/ 100 
82/120 
88/130 
&/ 120 
88/120 
86/120 
87/120 
8/19 
89/10 
vo/ 120 


1401,17 
1441,20 
1481,23 
1521,27 
1561,30 
1601,33 
1621,35 
1641,37 
1661,38 
1681,40 
1701,42 
1721,43 
1741,45 
1761,47 


1781,48 


1801,50 


1404 
1443 
1482 
1524 
1563 
1602 
1623 
1644 
1662 
1683 
1704 
1722 
1743 
1764 
1782 
1803 


———— — — — — En — — — — — — 


2000 


2402 


Witwengeld 


561,60 
577,20 
592,80 
609,60 
625,20 
640,80 
649,20 
657,60 
664,80 
673,20 
681,60 
688,80 
697,20 
705,60 
712,80 
721,20 


— nn —— — — — — — 


Es betragen 


Waiſengeld für 
jedes Kind 


112,32 
115,44 
118,56 
121,92 
125,04 
128,16 
129,84 
131,52 
132,96 
134,64 
136,32 
137,76 
139,44 
141,12 
142,56 
144,24 





187,20 


192,40 
197,60 
203,20 
208,40 
213,60 
216,40 
219,20 
221,60 
224,40 
227,20 
229,60 
232,40 
235,20 
237,60 
240,40 





bei einem Gehalt von jährlih Mark 


Benfion 


1584,60 
1626,30 
1668,00 
1688,85 
1709,70 
1730,55 
1751,40 
1772,25 
1793,10 
1813,95 
1834,80 
1855,65 
1876,50 





abge» 
| rundet 


1587 
1629 
1668 
1689 
1710 
1731 
1752 
1773 
1794 
1815 
1836 
1857 
1878 


2100 


und einen: penfionsfähigen Geſamteinkommen von Mart 


2 


3 


Witwengelb 


634,80 
651,60 
667,20 
675,60 
684,00 
692,40 
700,80 
709,20 
717,60 
726,00 
734,40 
1742,80 
751,20 


— 


Waiſengeld für 
jedes Kind 


Bj 


ges 


126,96 
130,32 
133,44 
135,12 
136,80 
138,48 
140,16 
141,84 
143,52 
145,20 
146,88 
148,56 
150,24 


® _} * * = [3 * = * [3 2 m = = [3 = [7 
D 
Le En — — — — — — — — — — — — — 


wenn bie 
Mutter 
nicht lebt 


211,60 
217,20 
222,40 
225,20 
228,00 
230,80 
233,60 
236,40 
239,20 
242,00 
244,80 
247,60 
250,40 
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— 


Dereiuung . | 
der den Nevierförftern, Förftern und Walbwärtern bei der Überführnug in den Ruheſtand 
uftehenden Benfion, fowie ber ben Hinterbliebenen diefer Beamten gebührenden Beträge 
an geſetzlichem Witwen. und Watlengelb. 


I. Borbemerfungen: 

a) Die Benfton beträgt, wenn die VBerfekung in den Ruheſtand nach vollendeten 
zehnten, jedoch vor vollendetem elften, nad) 13 ff. anrehnungsfähigen Dienftjahre 
eintritt, &/., und fteigt von da ab mit jedem weiter zurüdgelegten Dienltjagre bis zum 
vollendeten 30. Dienftjahre um Y„ und vom 31. bis 40. Dienftjahre um 1/,0 bis zur 
Höchſtpenſion von Mn —=®/, des penfionsfähigen Dienfteintommens. 

b) Das penftonsfähige Dienfteinfommen fett fich zufammen auß: 

1. dem I und 
bei den Revierförftern aus: 
2. der Rebierföritergulage (450 ME.), . 
3. dem tarifmäßigen Wohnungsgeldzuſchuß (327,00 ME.) und 
4. ber Anrechnung für da freie Feuerungsmaterial (75 Mt.); 
bei ven Hörftern nähe Woh idzuſchuß (327 ME 5 
2. dem tarifmäßigen Wohnungsgeldzuſchuß (327 ) ım 
3. der Anrechnung für daS freie erungsmaterial (75 ME.); 
bei den Meiftern und Wärtern der Nebenbetriebsanftalten und den Waldwärtern aus: 
2. dem tarifmäßigen Wohnungsgelbzufhuß (189 ME.) und 
3. ber Anrechnung für das freie verungsmaterial (75 ME.). 

e) nei der Benfion werden die überſchießenden Talerbrüche auf volle Taler ab» 
gerundet. 

d) Das Witwengeld beſteht in vierzig vom Hundert (%,) derjenigen Benfion, zu 
welcher der Berjtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt gemwefen fein würde, wenn er 
am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Das Witmwengeld ſoll jedoch mindeſtens 300 Mk. betragen. 

e) Das Waifengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit bes Todes des Beamten zum Bezuge 
bon Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witwengeldes für jedes Kind; 
2. für Sinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes be Beamten 

In eg e pon Witwengeld nicht berechtigt war, ein Drittel des Witwengeldes 

r je ind. 

f) Witwen⸗ und Waifengelb dürfen weder einzeln noch zufammen den Betrag der 
Penſion überfteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen ift oder berechtigt ge- 
weſen jein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

. Die Penfionen der Förſter und die Wittven- und Waifengelder der Hinter- 
bliebenen berjelben nad den verſchiedenen Gehaltsftufen und Dienftjiahren find aus ber 
vorjeitigen Tabelle zu erfehen. 

Eine gleihe tabellariihe Zufammenjtellung der Penftonen der Revierförſter, Meifter 
bei den Nebenbetriebsanftalten, Waldmwärter und Wärter bei ben Nebenbetriebsanftalten 
ii nicht angefertigt, da die Zahl derfelben gering ift und auch die pobe des Gehalts der 

aldwärter nicht im allgemeinen feititehend, fondern für jebe Stelle beſonders feftgefett 
it. Die Berechnung diejer Penſionen uſw. ergibt ih aus folgenden Beifpielen: 

a) Ein Menierförfter, der 1800 ME. Gehalt und 450 ME Rebterförfterzulage bezieht 
und nach) einer anrehnungsfählgen Dienftzeit von 30 Jahren in den Ruheſtand verfetzt 
wird, erhält als Penſion %/ von (1800 und 450 und 327 [Wohnungsgeldzufch.] und 75 
(Antechn. f. freies Yeuerungsmaterialj]) 2652,00 ME. —= 1768,00 ME., auf volle 3 Dit. ab- 


gerundet ee = 1770,00 Mt. 

Hiervon beträgt das Witwengeld - -. - > 2 2 2 2 —65 7080 „ 
das Waifengeld, wenn die Dlutter lebt. . . . - 2 2 neo. = 141,60 „ 
” ” wenn die Mutter nicht lebt . = 23,00 „ 


Die Benfion der Revierförſter läßt fih auch mit Hilfe ber Tabelle für Förfter feſt⸗ 
tellen, indem man bie zutreffende nicht abgerundete FYörfterpenfion nimmt und den auf 
ie Prenierföniteraulnge entfallenden Penfionsteil berechnet und binzuzäblt. 

Die Einkommenſätze und Dienftjahre vorftehenden Beiſpiels annehmend, würde fid) 
die Penfion wie folgt zuſammenſetzen: 
Benfion nah der Tabelle . . . . . 

azu 4%/,, von 450 Mi... . .. . 


1468,00 ME. 
300,00 


zufammen 1768,00 FRE. 


abgerundet auf volle 3 ME, wie oben 1770 ME. 
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b) Ein Meifter der Nebenbetriebsauflalten, der 1800 ME. Gehalt und nach einer an» 
technungsfähigen Dienstzeit von 40 Jahren in den Ruheſtand verſetzt wird, erhält als 
Benfion 9), von (1800 u. 189 Wohnungsgeldzuſchußl u. 75 [Anrechn. T. freies —— 
material]) 3064 rn. = 158,00 ME 


auf dolle 3 ME abgerundet . . . 1 2 2 nn nenn. = 154800 . 
Hiervon beträgt dad Witmenged _ . . en — 61920 . 
das Watfengeld, wenn die Mutter lebt -. . . . 2. 2... = 1234 „ 
v ” wenn die Mutter nicht lebt . . . . . == 20640 „ 


c) Ein Walbwärter ober Wärter der Nebenbetriebsanftalten, der 1000 ME. Gehalt 
bezieht und nach einer anrechnungsfähigen Dienftzeit von 38 Jahren in den Ruheſtand 
verſetzt wird, erhält als Penfion &/,., von (1000 u. 189 [Rohnungsgeldzufhuß] und 75 
Anrechn. f. freies Senerungsmaterial]) 1264 ME. -. . . 2 202.2... — 926,93 
auf volle 3 ME. abgerundet. . . . . . 


il 


iervon betränt daß Witrenaeld - > — 370,80 j 
08 Watfengeld, wenn die Mutter lebt -. . . > > 2 2 2 nn. 74,16, 
» » wenn die Mutter nicht lebt . . ... — 130 5 


H. Unfallfürſorge für Beamte. 


Einleitung. 


Eine Unfallfürſorge beſteht nur für die reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung 
unterliegenden Betriebe: | 
a) Für die Neichäbeamten nach dem Reichsgeſetze vom 18. 6. 1901 (R. G. Bl. S. 211). 
Das unter b erwähnte und weiter unten zum Abdruck gelommene preußiiche 
a nn eBeneles jt dieſem Reichsgeſetz nad ebildet, und find die Beitimmungen 
beider Geſetze faft gleichlautend. Unter dieſes Reichsgeſetz fallen die kaiſerlichen 
Forftbeamten in den Neichslanden, Eljaß und Lothringen. 

Bis zum 1. Juli 1906 fielen auch die Berfonen des Solbatenftandes unter 
dieſes ct infoweit fie in reichsgeſetzlich der Unfallverficherung unterliegende 
Betriebe Tommandiert waren und dort Unfälle erlitten. Durch die beiden 

NReichögefehe vom 31. 5. 1906 — Offigters henfione geſer 877 (R. G. Bl. ©. 592) 
und Mannſchaftsverſorgungsgeſetz 5 76 (R. G. Bl. ©. 614) — iſt das Unfall⸗ 
I a ie N die Perfonen des Soldatenftandes und deren Hinterbliebene 
außer Kraft gejeßt. 

Die Anſprüche der Militärperjonen bei Ta welche 
infolge einer Dienftverrichtung oder durch einen Unfall während der Uusübung 
des Dienftes eingetreten oder durch die dem Militärdienft eigentünnkichen Ver⸗ 
haltniſſe verurſacht find, beſtimmen ſich jetzt lediglich nach den Geſetzen 
vom 81. 5. 1906, und die Verſorgung der Hinterbliebenen erfolgt nach deut 
Militär-Hinterbliebenengefeg vom 17. 5. 1907 (R. G. Bl. ©. 214). 

Als Dienftbefchädigungen gelten alle Geſundheitsſtörungen infolge der 

militärdienftliden Tätigkeit. Eine militärdienftliche Tätigkeit gilt auch) 
dann als vorliegend, wenn Militärperfonen zu Berrichtungen kommandiert 
werden, welche nicht zum eigentlichen Militärdienfte gehören, .fo z. B. bei 
Feners⸗ oder Waflergefahren, als Offizierburfche uſw. 


Als kommandiert gelten in diefem Sinne aud) bie a ſechs Monate 
zur Berwenbung im Gtaati-, Kommunal: oder Privatiorfidientte beurlaubten 
Dberjäger ($ 19 ber Belt. v. 1. 10. 1905, Ahſchnitt Id. 8.); denn ihre 
Tätigkeit ift ebenfo wie die der zur I AL Beichäftigung und Der 
dur Probedtenftleiftung im Bivildienite fommandierten oder beurlaubten 
Milltäranmwärter al3 eine militärbtenftlihe anzufehen. (Vgl. M. 8. v. 
4.2.1901, Jahrb. B. 33 S. 110.) 
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Verden Perſonen des Soldatenftande3 zu irgend welchen Berrichtungen, 
auch 3. B. in ihrem eigenen Intereſſe, aber nur beurlaubt, fo unterfallen fie 
bei etwa zug egogenen Gejundheitsftörungen nicht den Militärpenfionsgefegen. 
Erfolgen die Beurlaubungen zu Verrichtungen in der Unfallverfiherung unter 
liegenden Betrieben, und erleiden fie dabei Unfälle, fo unterfallen fie den betreffenden 
bürgerlichen anfotverficherungegeießen, wie.jede andere in dem betreffenden 
Betriebe bejchäftigte Perfon, 3. B. bei Beurlaubungen zur Aushilfe in der 
Ernte ‚unter das Unfallverſicherungsgeſetz jür Land» und Forſtwirtſchaft vom 
30. 1900. 

b) Für die preußiſchen Sinetöbeamten, anz gleich, ob fie mit ober ohne Gehalt 
und ae a Bean „angehelt And, nad dem preußifchen Landesgeſetze 
vom 2 2 ( 

9 Für die Kommunalbeamten nur dann, wenn durch ſtatutariſche Beſtimmung 
des Kommunalverbandes (Gemeinde, Kreis, Provinz uf.) eine Unfallfürfor 
bei Betriebgunfällen geichaffen if. Dies ift in Preußen aber nur (ehr 
vereingert geſchehen. 

ei eintretenden Betriebsunfällen ſind: 

die mit Gehalt⸗ und Penſions berechtigung (nicht bloß Penſions a nwart⸗ 
ſchaft) angeſtellten Kommunalbeamten, weil fie nicht unter die Unfall⸗ 
verficherungsgefete fallen, Lebiatic auf ihr Gehalt bezw. ihre Benfion 
angewiefen, deren Erhöhung die betreffenden Kommunalverbände fich 
unter Umftänden angelegen fein laſſen müflen; 

die bebanbeh Kommunalbeamten nach den Unfallverſicherungsgeſetzen zu 
ehandeln. 

Vergleiche auch die SS 10— 183 des nachfolgenden Geſetzes. 


Vrenßiſches Geſeßt, betreffend Die fürferge für Beamte infolge 
von getricboan len. 
Bom 2 —8 G. ©. ©. 153. 


tikel 1. 
Das wa beiteffent Die Sürlorge für Beamte infolge von „netrieböunfälten, 
von 18. 6. 1887 (G 282) erhält die nachftehende Faſſung:* 


L 1. Unmittelbar Stantsbeamte!, welche in eianelehlid der Unfall- 
verficherung unterliegenden Betrieben bejchäftigt® find, erhalten, wenn fie infolge 
eines im Dienjte® erlittenen Betriebsunfalles?! dauernd dienftunfähig werden, als 
Benfion ſechsundſechzigzweidrittel Beogent at jährlichen Dienfteinfommens. 

2. Perfonen der vorbezeichneten Urt erhalten, wenn fie infolge eines im Dienfte 
erlittenen Betrieb3unfalles nicht dauernd dienftunfähi geworden, aber in ihrer Erwerbs» 
ähigfeit beeinträchtigt worden find, bei ihrer Entlafjung aus dem Dienfte als Penfion: 


1. im Falle völliger Erwerböunfähigfeit für die Dauer berfelben den im erſten 
Abſatze bezeichneten Deirag: 

2. in Falle Sorehen Erwer Hr: keit für die Dauer derſelben denjenigen 
Teil der vorſtehend — — Wi welcher dem Maße der Dur den 
Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigfeit entſpricht. 


3. Iſt der Verletzte infolge des Unfalls nicht nur völlig dienft- oder 
erwerböunfähig, ſondern aud) derart Hilflos geworden, daß er ohne 
fremde Wartung und Pflege nicht beftehen Tann, fo ift für die Dauer 
diefer Hilflofigkeit Die Benfion bis zu hundert Prozent des Dienji> 
einkommens zu erhöhen.® 


® adte Neuerungen gegen das eſer vom 18. 6. 1887 ſind geſperrt gebrud 
n der Begründung zu biefem Ey) —** — viel nos auf de — gu dem meiſt 
— eich ejepe vom 18. mmen Sl Srläuterung and bie 
efegeßmaterialien , ariepes —— J FA —8 —8 uſw.) ——8 worben. Wo 
dies geſchehen, ift es vermer egrimdung 3. R 
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4. Solange der Berlegte aus Anlaß des Unfalles tatfählid und 
unvderjchuldet arbeitslos iſt, kann in den Fällen des Abfap 2 Ziff. 2 die 
Penſion bi zum vollen Betrage des Abſatz 1 vorübergehend eat werden. 

5. Steht dem Berlegten nad anderweiter geſetzlicher Borfchrift ein höherer 
Betrag — erhält er dieſen.“ 

6. Rah dem Wegfalle des Dienfteinfommens find dem Verletzten außerdem die 
noch erwachienden Soften des de werſahrens (8 9 Abſ. 1 Nr. 1 des Gewerbe— 
Unfallverſicherungsgeſetzes, R. ©. B. 1900 ©. 585) zu erfehen.? 


2 UB unmittelbare Stantsbeamte im Sinne biefes Geſetzes find auch bie bei 
der Verwaltung der Forſten einer von dem Staatsvermögen abgejonderten Stiftung (des 
hannoverſchen SKlofterfonds) befchäftigten königlichen Forſtbeamten anzuſehen, weil fie 
vom Staate angeftellt, befoldet und auf Ruhegehalt geſetzt werben. gleicher Lage 
dürften fich diejenigen koniglichen Forſtbeamten befinden, welche für die unter Staats- 
verwaltung fteßenden @emeindeforiten — 3. B. der Provinzen Hannover und Heſſen⸗ 
Rafau — afgehent find. (M. 2. v. 21. 11. 1888 und R. V. U. v. 15. 12. 1888. 

Für die Sntfcheidung bes Frage, ob ein „Kommunalverband* vorliegt, und ob es 

ch demnad um Kommunalbeamte“ handelt, iſt im greifelzfalie die Auffaffung der 
Landesbehörbe ausſchlaggebend. (M. B. U. v. 5. 2. 1890.) — Hanbdb. d. U. 8. ©. 144. 

Reine Privatbeamte eines Sanbeßheren (op. Someralbeamte), die mit dem 
Staatsdienjte als ſolchem nichts zu tun haben, 3. B. Bebienftete in Sorftbetrieben, die 
im Privatbeſitze eines Landesherrn ſtehen, allen nicht unter dieſes Geſetz, ſie ungerliegen 
den Unfall rungsgefeben. (MR. 8. U. v. 17. 6. 1889, Handb. d. U. B. ©. 538) 

3 Die land⸗ und ort: haftlihen Betriebe unterliegen der Unfallverficherung nach dem 
Unfallverfiherungsgefet für Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 30. 6.1900. (R. G. BL. &. 641.) 

Als „beihäftigt” find nach dem U⸗Furſorgegeſetze nicht Bloß die in den reichs⸗ 
geſetzlich der Unfallverficherung unterliegenden Betrieben angeftellten Betriebsbeamten 
anzufehen, fondern auch diejenigen Beamten ohne Berufslakt des Ranges, welche 
aus Anlaß der ſtaatlichen bzw. polizeilichen Beaufſichtigung ſolcher Betriebe 
darin tätig und ihren Ge ahren gleichfalls ausgefekt find, 3. B. die höheren Forſtbeamten 
bei der Bereifung der Stantsforiten und der der Staatsaufſicht unterliegenden 
Kommunal uſw. Forſten. Bei einem fi dabei in den Kommunalforften ereignenden 
Unfalle bat au der Staat mit der gefetlichen Fürſorge einzutreten und nicht bie 
Berufsgenofienfchaft, welcher ber Kommunalforitbetrieb angehört; denn ber Staat und 
nicht der ternehmer dieſes Betriebe8 (Kommunalverband) Bat den Beamten den 


Gefahren des Betriebes außgeicht. 

(Bol. R. G. v. 2. 3. 1905; Entf. Zivilſach. neue Folge 10 ©. 207.) 

5 Die unmittelbaren Staatsbeamten fallen nur bei tm Dienfte, alfo bei Ausübung 
ihrer Beamtentätigfelt, erlittenen Betriebsunfällen unter diefes Geſetz; infoweit fie ihre 
Tatigkeit den privaten Intereſſen verficherungspflichtiger, den Berufsgenoffenfhaften 
unterftebender Betriebe zumenden, fallen fie als Wrbeiter oder Betrieböbeamte unter 
die betreffenden Anfalberiherungägejeße. Auf dem Gebiete des —5 Forſt⸗ und 

iſchereiſchutzes iſt die Bereinigung der eamtentätigteit mit privaten Die 
ne nicht feltene Erfcheinung. (Dal. Handb. d. U. 3. ©. 16, 17.) J 

Staatsforſtbeamte, welche, nicht aus Anlaß ber ſtaatlichen bzw. polizeilichen Beauf- 
ſichtigung (vgl. Unm. 2), —— —— (die Ausübung der Jagd oder die Ausubung 
des Forſt⸗ und Jagdſchutzes) in Privat» oder ben nicht untır Staats verwaltung 
jtehenden Kommunalforiten (vgl. vorjtehend Unm. 1) übernehmen und bei biejer an. 
einen Betriebsunfall erleiden, haben nur Anſpruch auf Entſchädigung nad) dem Unfall» 
verfiierungsgefehe für Land» und Forſtwirtſchaft. 

Die Ausübung der Jagd und des Jagdſchutzes bildet überhaupt nur dann eine 
verfi erungspfligti e Tatigkeit, wenn fie im Uuftrage eines land» oder forft- 
wirtſchaftlichen Betrlebsunternehmers erfolgt und nicht im Auftrage eines Jagd⸗ 
pächters, der die Jagd aus Liebhaberei betreibt. Solche Pachtjagden bilden keine 
verſicherungspflichtigen Betriebe. 

4 Als Betriebsnufälle gelten insbeſondere auch Verletzungen der Forſtſchutzbeamten 
ſeitens verfolgter Wild» oder Holzdiebe, ſelbſt außerhalb der inett auch etwaige Er⸗ 
krankung infolge eines Inſektenſtichs im Walde iſt hierher zu rechnen. (A. N. des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes 1888 ©. 69 und 1890 ©. 154.) 

gl. au) Anm. 1 zu ‘ 3. 


nſtverrichtungen 


5 Die Erhöhung ber Penſion bis zu 100 Prozent des Dienfteinfommens ſoll nur 
dann eintreten, wenn bie Hilflofigfeit ebenfo wie die völlige Dienftunfähigkeit eine Yolge 
22 
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des Unfalls tft, und ie fol nur fo lange dauern, als die Hilflofigkelt Pla eift. Uber⸗ 
dies tft ein gewiffer Dauerzuftand der Sifiofigeeit Boraußfegung bes ruhe, und 
es genügt „ab ondere nicht, daß der Verletzte noch einem Heilverfahren unter 
worfen wird. 

Die Abftufung der Mehrleiftung zwifchen 66%/, und 100 Prozent des Dienfteintommens 
bleibt dem Crmeffen nad) —* —— —A 

Die „Fremde Wartung und Pflege“ kann auch von Samilienangehörigen oder 
anderen zum Hausſtande des Berlehten gehörenden Berfonen geleiftet wer dieſe 
Perſonen durch die Wartung und 5 einer anderen Tätigkeit entzogen werden, fo iſt 
e8 für den Anſpruch auf die Mebrleiitung glei, ob die Dienfte von ben bezeichneten 
Ber else a von einem befonberd angenommenen Wärter geleiftel werben. 

3. Reichsgeſ. 

6 Erleidet ein Beamter, welcher eine anrechnungsfählge Penſions⸗Dienſtzeit von 31 
und mehr Jahren binter fi Hat, einen Betriebsunfall, wird dadurch dauernd dien 
Pe und in den Nubeftand —58 ſo erfolgt, abgeſehen von den en ber Hilf 
Io pleit, die Feſtſetzung der Penfion nit nad) den Beitimmungen diefes Geſttzes 

ndern nad) dem Penfionsgefehe (vom 27. 3. 1872); denn nach legterem würbe berfelde 
bereit8 bei 31 Jahren eine um Ym bed Dienfteintommens höhere Penſion begiehen. 


(Abſ. 1.) 

2 Solange alfo der Beamte im Genuffe bed Dienſteinkommens (in jeebt ihm ein 

Beruf u hattung der Kurkoften nicht zu. Erſt nah erfolgter Penfion g bat eı 

arauf Anſpruch. 

ie hier angegogene Gejegesitelle lautet: 
„sm alle der Berlekung werden — — — nad Eintritt des Aufalles gewährt: 
der ärztliche Behandlung, Arznei und fjonftige Heilmittel, fowie bie zur 
Sicherung des Erfolges des Hetlverfahrens und zur Erleichterung der Folgen 
Deriehung erforderlichen Hilfsmittel (Krüden, Stügapparate u. dgl.).“ 
Auch die Koften einer zur Heilung notwendigen Badereiſe find dem Berleigten zu 

erjeken. (8. G.; D. %. 8. 1906 ©. 157.) 

8 2. 1. Die Hinterbliebenen folcher im 8 1 bezeichneten Perfonen, welche in, 
folge eines im Dienfte erlittenen Betriebsunfalles geitorben find, erhalten: 

1. als Sterbegeld, fofern ihnen nicht nach anderweiter Beftimmung Unfpruch auf 
Gnadenquartal oder Gnadenmonat zufteht, den Betrag des einmonatigen Dienft- 
einfommend oder der einmonatigen Benfion des Verftorbenen, jedoch mindeſtens 
fünfzig Marl; 

2. eine Rente. Diefe beträgt: 

a) für Die Witwe bis zu deren Tode oder Wiederverheiratung, ebenſo 
für jedes Kind! bis zum Ablaufe des Monats, in welchem das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet wird, oder bis zur etwaigen früheren 

Berbeiratung zwanzig Prozent des jährlichen Dienſteinkommens des 
Verftorbenen, jedoch für die Witwe nicht unter ne 
fehzehn Mark und nicht mehr ald dreitaufend Darf, für jedes Kind 
nicht unter einhundertundfehzig Mark und nicht mehr als 
eintaufendfehshundert Marf; 

b) für Verwandte der auffteigenden Linie, wenn ihr Lebens—⸗ 
unterhalt ganz oder Überwiegend durch den Berfiorbenen 
beftritten worden war, bis. zum Wegfalle der Bedürftigleit ins⸗ 
gelamt zwanzig Prozent des Dienfteinkommens des Verftorbenen, jedoch 
nicht unter einhundertundfechzig Mark und nicht mehr als eintaufend- 
fehshundert Mark; find mehrere Berechtigte dieſer Urt vorhanden, fo 
wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 

0) für elternlofe Entel, falls ihr Lebensunterhalt ganz oder 
überwiegend Durch den VBerftorbenen beitritten worden war, 
im Falle der Bedürftigleit bis zum AUblaufe des Monats, 
in welchem das adtzehnte Lebensjahr vollendet wird, ober 
bi3 zur etwaigen früheren Verheiratung indgejant zwanzig 
Prozent des Dienfteintommens des VBerftorbenen, jeboch nid 
unter einhundertundfehzig Markt und nicht mehr als ein- 
taufendfehshundert Mar. 
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2. Die Renten dürfen zufammen jechzig Prozent des Dienfteintommens nicht 
überfteigen. Ergibt fich ein höherer Betrag, fo haben die Verwandten der auf- 
fteigenden Linie nur infoweit einen Anſpruch, als durch die Nenten der Witwe 
und der Kinder der Höchjitbetrag der Renten nicht erreicht wird, die Entel nır 
fo weit, als der Höchſtbetrag der Renten nicht für Ehegatten, Kinder 
oder Verwandte der aufſteigenden Linie in Anſpruch genommen wird. 
Soweit die Renten der Witwe und Der Kinder den zuläffigen Höchſtbetrag über— 
fchreiten, werden die einzelnen Renten in gleichem Berbältniffe gekürzt. 

3. Steht nach anderweiter gejehlicder Vorſchriſt einem von den Hinter: 
bliebenen ein höherer Betrag zu, fo erhält er diefen.? 

4. Der Unfprud der Witwe ift auögefchloffen, wenn die Ehe erft nach den 
Unfalle gefchloffen worden ift. 


4 Unter gleihmäßiger Bemeflung der Waifenrente auf 20 rogent des Dienſt⸗ 
einkommens find die Waiſen, deren tter noch lebt, mit ben Vollwaifen gleichgeftellt. 

Dadurch, dab jedem Kinde ber volle Betrag ber Witwenrente mit 20 Prozent bes 
Dienfleintommens gewährt wird, wa8 zwar den Unfallverfiherungsgefeten, aber nicht den 
Beamtenbinterbliebenengefeßen entipricht, werden bie. nach dem obigen Geſetze zu ver- 
forgenden Waifen gegenüber allen anderen Deamtenwailen erheblid) bevorzugt, da die 
leteren fonft nur !/s oder als Bollwaifen 1s des Witlwengelbes (vgl. 5 8 des Ab⸗ 
ſchnittes Witwen⸗ und Waifenverforgung” d. W.) erhalten können. 

2 Rad der Beitimmung diefes Abſatzes bes früheren Geſetzes follten die Hinter- 
bliebenen, falls ihnen nad anberweiter ggehlicher Sonchritt ein höherer als der in 
Abſatz 1,2 botgeichene Betrag zuftand, diefen leteren erhalten. Nach biefer Beitimmung 
blieb e8 zweifelhaft, ob bei der zur Ermittelung des günftigeren Betrages anzuftellenden 
vergleichenden Berechnung die Witwen- und Waifenrente des Sürjorgegefeheß mit ihrem 
Seljamtbetrage dem Gefamtbetrage der Witwen» und Waifengelder nah den fonftigen 
Binterbliebenengejegen egenüberzujtellen, oder ob zu dieſem Bivede nur die Witwenrente 
mit Witwengeld und Waiſenrente mit waiſengeid zu verg a it. Das Ergebnis 
fonnte verfchieden fein. Zurch die Faſſung „einem von den Hinterbliebenen“ in dem 
gegenmärfi en Geſetze ijt die den Hinterbliebenen günftigere Aufteilung gum Ausdrud 
gebracht, jedem einzelnen Berechtigten iſt ein SSndividualrecht zuerkannt. (Vgl. Begründung 
3. Reichsgeſ.) Die Unmendung diefer Beitimmung ergibt fi) aus den Beifpielen der nad)- 
folgenden Wusführungsanmeifung. 


3 Uusführungsanwetiung über die Bereiinung ber Bezüge für die Hinterbliebenen 
son Staatsbeamten, bie im Dienfle einen Betriebäunfall erlitten haben. 


I. Stirbt ein aftiver, unmittelbarer Staatsbeamter infolge eines im 
Dienfte erlittienen Betriebsunfalles, und ftehen den Hinterbliebenen infolgebe en Anfprüdıe 
auf Grund des UnfallsFürforgegefehes vom 2. Juni 1902 zu (88 1, 2, 7 und 8 bajelbft), 
fo find diefe Anſprüche wie folgt zu berechnen: 

A. Wenn der Beamte eine etatamäßige Stelle bekleidete oder, ohne eine folche 
Stelle zu befleiden, ohne den Borbehalt des Widerrufes oder der ründigung angeitellt war 
(88 1 und 2 des Bivilpenfionägefe es), fo find gemäß 8 2 Abſ. 3 des Unfall-fFürforge- 
i ebes die Anſpruche auf Grund d ejes Gefehes mit denen auf Grund anderiveiter geſetz⸗ 
icher Borfäriften zu vergleichen, und zwar für Witwen und Waifen gefondert. 


1. Unfprud) der Witwe: 

Sie erhält entweder 20%, des Dienfteintommens bes Berftorbenen als „Witwen- 
rente* (8 2 Abſ. 1 Nr. 2a U. F. &.) oder 40%, ber Benfion, zu welcher der Verjtorbene 
berechtigt geweſen fein würde, wenn er am Tobedtage in den Ruheſtand verſett wäre, 
als „W men gelb” (68 7 und 8 9. F. ©.); diefe Penfion ift fo zu berechnen, als wenn 
der Unfall nit den Tod, fondern nur die dauernde ng fett de8 Beamten 
herbeigeführt — ſie beträgt daher in der Rege (vgl. aber $ 7 U. F. ©.) 66%/,0/, oder 
De des Dien teinfommeng ($ 1 Abf. 1 U. %. &.), oder wenn der Beamte 31 Dienttahre 
oder mehr zurüdgelegt hatte, je nach der Länge der Dienftzeit 4 0 bis NY (je) des 
Dienfteinlommens ($ 1 Ubf. 5 U. 5. G.; 88 8. P. ©) Da ſchon 409%), von 662/,%, 
des Dienfteinfommens (= 262/, des Dienfteinfommens) einen höperen etrag ergeben 
als die Witwenrente (20%, des Dienfteinfommens), fo tft in der Regel das Witmwengeld 
mit 409%, der Benfion in Anfat zu bringen; bei Witwen, die mehr als 15 Sapte jünger 
find als der Berftorbene, Tommt aber die Kürzung gemäß 8 12 9. %. ©. in Betracht. 

. 22* 
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2. Anſpruch ber Waifen: 


Ste haben nad 8 2 Abſ. 1 Nr. 2a U. F. ©. eine „Baifenrente” von je 20%, 
des Dienfteintommens* des Berftorbenen zu erhalten, während ihnen nach $ 9 6. F. ©. 
als aiſen geld nur /, oder 1/, des Witwengeldes zuſteht. Da als Waiſengeld 
höchſtens 1/, von 40%), von (a des Dienfteinfommens, d. 4 100%, des Dienfteinlommens, 
Nach: wer en tönnen, fo ift ſtets die höhere Waiſenrente mit 20%, des Dienſteinkommens 
in Anfaß zu bringen. | 
3. Yen Sefamidetrag ber Hinterbliebenenbezüge darf die geſetzlich vorgejehenen 

Höchftbeträge nicht überfchreiten (62 Abſ. 2 U. F. G.; 8 10H. %. ©) Someit ber 
Bee der nad Wr. 1 und 2 berechneten Witwentente und Waifenrenten einen 
höheren Betrag als 60%, bed Dienfteintommens ergibt, find die einzelnen Renten in 
gleihem Berhältniffe zu fürzen. Mit dem hiernach jedem einzelnen der Hinterbliebenen 
zustehenden Betrage ift der Betrag zu vergleichen, der ihm nah dem Hinterbliebenen- 
‚zürforgegejeß als Witwen⸗ bzw. affengel aujtebt; bei deffen Berechnung ift zu berüd: 
jihtigen, daß die Witmen- und Waijengelder zufammen den Betrag der Penfion nidt 
überjteigen dürfen, zu welcher der Beritorbene berechtigt gewefen fein würde, wenn ber 
Unfall nicht den Tod, fondern nur die dauernde Dienftunfähigteit herbeigeführt haben 
würde (8 109. 5%. ©., vgl. oben Nr. 1); gegebenenfalls find die Witwen- und Waiſen⸗ 
elder verhältnismäßig zu kürzen. Ergibt de biernadh, daß der Witwe — wegen be 
Waiſen fiche oben zu 2 Sab 2 — auf Grund des Hinterbliebenen-Fürforgegejegeß ein Höherer 
Betrag zuitebt, als nach dem Unfal-Sürforgegeie ‚ fo iſt der nad) letzterem berechnete 
Betrag jo weit zu erhöhen, als e8 die n$ 0 9. %. ©. borgelchene Höchſtgrenze zuläßt. 
Bei dem Ausfcheiden eines Bezugoberechtigten erhöhen ſich die 

8116. F. G. un 89 U. F. 

Beiſpiele: 


a) Das ‚penfiongfäbige Dienfteintommen bes Beamten betrug: Gehalt 1400 ME. und 


züge der übrigen gemäß 


Wohnungsgeldzufhuß 189 ME. Er hatte 12 Dienftiahre zurüdgelegt. Hinterbliedene: 
Witive und ſechs Kinder. Sie erhalten 
a) nad) dem U. F. ©.: 
Witwenrente: 20%, von 1588 ME . - 2 2 2 2 22200. . 317,80 ME. 
Baifenrente: 6X 20%, non 1589 ME . . > 2 2 2.2020 2.2..1906,80 „ 


2224,60 DH. 
Da ber Betrag von 60%/, von 1589 ME. oder 953,40 ME. nicht Überfehritten werden 
darf, fo können nur gewährt werben: 


Witwenrente: 317,80 X 95340 = . . .» 2 2 2 2 2202020... 136,20 ME. 
2224,60 
Baifenrente: 6X 13620 ME= .. . .. 2 0.0... 8720 „ 


v53,40 DE. 
3) nad) dem 9. F. © 


Die Penfion des BVerftorbenen würde 662/,%/, von 1589 ME. — 1062 ME. betragen 
( era 1059,33 ME., abgerundet nad g 98.8. G. und 89 Abſ. 1 U. F. ©.) 
etragen: 

das —— 40%, von 1000 ME. . » 2 2 2 424, 80 ME. 
das Waifengeld: je Y/, bon 424,80 ME. — 84,96 Dit. für ſechs Finder 

azuflammen . 2 2 ‚6 „ 
934,56 

Der der Witwe zu zahlende Betrag könnte mithin von 136,20 Mf. Bis zu 424,80 ME. 
erhöht werden. Da aber der Betrag der Benfton nicht überfchrittten werden darf, fo darf 
eine Erhöhung über 244,80 ME. nicht ftattfinden, fo daß tatſächlich anzumeifen find: 

Witivengeld . nn nn. 244,80 ME. 
Waifenienten . . -» . 817,220 „ 
1062, — DIE. 
. dur den Fall des Ausſcheidens eines Bezugsberechtigten iſt für die übrigen die vor⸗ 
jtehende Berechnung von neuem anzuftellen. 

b) Das penfionsfähige Dienfteinfommen de8 Beamten betrug: Gehalt 2550 ME. und 
Wohnungsgeldzuſchuß 327 Mt. Er Hatte 22 en zurü gelegt. Hinterbliebene: 
Witwe und ſechs Kinder, davon ein Kind aus einer früheren Che. ie erhalten: 

a) nad) dem U. F. ©.: 

Witwenrente: 20%, von 2877 ME.= . . . ... 0.20.2020. 0.57540 ME. 
Waifenrente: 6%X 20%, von 2877 ME. . . .. . 20202. 345240 „ 
4027,80 DIE. 
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Da der Betrag von 60%, von 2877 oder 1726,20 ME. nicht Überfchritten werben 
.  barf, fo können nur gewährt werben: 


Wirwenrente: 575,40 X 1728,20 = . . .» 2.2 0020. 2346,80 ME. 
"4027,80. 
Waifenrenten: 6X 246,60 MM... 220. ....14790 „ 


"zufamme en 1726,20 Mt. 
b) nad) dem 


Die Benfton 8 8 Berftorbenen würde 662/,%/, von 2877 ME. 1920. ME. betragen 
(genau 1918 Mk. abgerundet nad) 5 9 8.68 . und $ 9 Abſ. 1uU. F. G.). Es 
etragen: 
das Witiveng eld 40%, von 1920 = . 768,00 MiE. 
das Baifengelb für das Kind aus ber früheren Ehe 768,00 X 1a — 258,00 „ 
das Wai en eld für die anderen Finder 168,00 X "/s = 153,60, far 
fünf Kinder zufammen . . . . 768,00 „ 
uiommien 1792,00 Dit. 
. Der ber Zeile zu 1 gahlenbe Bet Betrag Tönnte mithin bon 246,80 ME. bis zu 768,00 ME, 
b. i. um 521,40 ME der an das Sind aus der früheren Ehe zu zahlende Betrag 
bon 246,80 ME. His zu 256,00 ME., das tft um 9,40 ME, erhöht werden. Da aber der 
Betrag det Benflon von 1920 Mt. nicht überfchritten werden darf, fo darf eine a 
des nach dem N. & G. für alle Beteiligte berechneten Gefamtbetrage8 von 1728,20 Mt 
nur bis zu 1920,00 ME., das tft um 198,80 Mtk. erfolgen. Bon biefer zuläffigen Ers 
böhung Im 18, 80 ME. "entfallen 


die Witwe 521,40 Teile . 00,37 ME. 
au das Kind aus der früheren. Ehe 9 ‚40 Teile . ut v 
193,80 
Demnad find tatſächlich anzuweiſen: 
Witwengeld 246,60 + 190,37 — 200. 436,97 ME. 
Waifengeld dem Sinde aus ber früheren Ehe 248 80 3,43 - =. 22.2. 35008 „ 
Waijenrenten den anderen fünf Kindern je 246,60 . 202. . 1233,00 


“7920,00 Mt. 
ür den Fall des Uusicheidens eines Bezugsberechtigten iſt für die übrigen die vor⸗ 
ftehende Berechnung von nenem anzuftellen. 

4. Berivandte der auffteigenden. Linie und elternlofe Enkel können neben der Witwe 
und den Waifen eine Rente nur inſoweit erhalten, als die Witwen- und Waifenrenten 
die Böhftprenge bon 60%;, des Dienfteinfommeng noch nicht erreihen ($ 2 Abſ. 1 Nr. 2b 

n 


und c und Abf. 2U. F. ©.) Erhält die Witwe ftatt der Rente einen höheren Beitrag 
nad) Daßge abe es Gitertiehenen ürforgegefetgeß, fo bleibt die Erhöhung far r die Ve⸗ 
re ei er Renten der Berwandten auffteigender Linie und der celternlofen Enkel 
außer Anf 


Ar der Beamte feinerzeit gemäß $ 23 9. %. ©. auf Witwen» und Waifengeld 
verzichte und den Berzicht auch nicht auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 28. 3. 1888 
(G. S. S. widerrufen, fo it bie Bergleichung nad Nr. 1, 2 und 3 nicht, anzuſtellen. Es 
Tommi lediglich) die Zahlung don Witwen⸗ und Waifen renten nad 8 2 3,8 G. in Sage. 

6. Dasſelbe wie zu Nr. 5 gilt in den Fällen ded 8 1 Abſ. 2 Nr. 1 

7. Wenn die Ehe erit nad) bem unjal e ‚gelte en, fo iſt der Anſpruch —* itwe 
auf Wimenrente ausgeichlofien ($ 2 Abſ. 4 U. F. ©.). 

B. Wenn der Beamte, ohne eine etatsmäß; e Stelle zu befleiden, unter dem Vor⸗ 
bebalt des Widerrufß oder der Kündigung, alfo be Penſionsberechtigu angeſwent war, 
fo haben die Hinterbliebenen keinen Anſpruch auf Witwwen⸗ und Wailengeld, da ein 
tolder Beamter zur Zeit feines Todes zur Entrihtung bon Witwen. und Waifengeld- 
beittägen — beim Fortbeſtehen der Ber tungen no 88 1bis 6 H. F. G. — nid 
—** tet geweſen fein würde (51 und 7 9.3.6). Es kommt ohne weiteres ledi iglic) 
die Zahlung von Witwen⸗ und aifententen nah 82 U. F. G. in Frage; bod) 
in befonderen Fällen nad Art. VI der Novelle zum 9. F. G. vom 27. Mat 1907 
(®. S. 99) die gnadenmweife Gewährung von Witwen⸗ und Waifengeld durch den 
Departementöchef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter erfolgen. 

DU. Hat ein unmittelbarer Staatsbeamter im Dienfte einen Betriebsunfall erlitten 
und ftirbt er demnächſt als aktiver Beamter, ohne daß fein Tod eine Folge bes Unfalles 
ift, fo kommt das Unfall-Fürforgegefe aiberhaupt nicht zur Anwendung. Ob unb welche 
Bezüge die Hinterbliebenen erhalten, beitimmt fich lediglich nad) dem Hinterbliebenen» 
Türforgegejet in Verbindung mit dem Bibilpenfionsgefeß. 
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III. Stirbt ein aus dem Staatsbienfte ausgefhiedener Beamter, der eine 
Benfion auf Grund des KB EA ober an deren Stelle die höhere, van ihm 
erdiente Penſion auf Grund des Sivilpenfionsgefeges (8 1 Abf. 5 U.%.&.) bezogen bat, 
fo ift bei der Feitfegung der Bezüge der Hinterbliebenen folgendes zu beachten: 

A. Bar der Tod eine Folge des Unfalles, fo können den Hinterbliebenen entweder 
die Nenten gemäß S 2 U. %. G. oder die etwa höheren Witwen- und Waifengelder nad 
dem 9. $. ©. zuſtehen. Ber Berechnung ber letiteren iſt die tatfächli von dem Ver⸗ 
jtorbenen bezogene Penſion zugrunde zu legen, mag biefe er 1 Abf. 1U.%. ©. oder 
nad dem Bibilpenfionsgejeh Teitgeleßt ein. Die Witwe erhält daher in der Regel 40% 
ber Penſion als Witwen geld und die Waifen je 20%. des Dienſteinkommens als Waifen- 
rente (gu vgl. das oben bei TA 1 und 2 Bemerlte); erforderlichenfalls find Die Beträge, 
wie oben bei IA 3 angegeben, zu Türzen. 

Dabei wird noch au pe! ende Punkte hingewieſen: 

1. Auch den Hinterbliebenen eines Penſionärs, der als Beamter unter bem Bor 
behalte bes Widerrufß oder der Kündigung angeftellt war und eine etatSmäßige Stelle 
nicht befleibet hatte, fteht ein Unfpru uf itwen- und Waifengeld zu, da der Verftorbene 
kraft gefeglicden Anſpruchs (8 1 U. F. ©.) lebenslänglide Penfion aus der Staatskaſſe 
bezog (85 1 und 79.8. G.). War ihm jedoch an Stelle der Anjapenfien eine nad 
Maßgabe feiner ‚Dienftäeit höhere Benfton gemäß $ 2 Abſ. 28.89. ©. Derviligt, fo Tann 
bei der Berechnung der Witwen» und Waifengelder ohne weiteres nur der Betrag dei 
Unfallpenfion (662/,0/, des Dienfteinlommens) zugrunde gelegt werben, da er den Mehr⸗ 
betrag nicht Traft geſetzlichen Anſpruchs bezogen bat; doch Tann in befonderen Fällen 
nad Artikel VI der Novelle zum 9. F. ©. vom 27. Mat 1907 Geſetzſamml. ©. 99) die 

nadenmweife Erhöhung ber Witwen- und Waifengelder unter Zugrundelegung der nad 
\ 2 Abſ. 2 3. P. ©. gewährten Penſion durch den Departementschef in Gemeinfchaft 
mit dem Sinanzminifter erfolgen. 

2. Die Erhöhung ber Unfallpenfion auf Grund bes $ 1 Abf. 3 U. F. ©. bleibt 
bei ber Berechnung ber Witwen» und Waifengelber unberückſichtigt, weil fie nur für_die 
Dauer der Hilflofigkeit und nicht Iebenslänglich zu gewähren find, ſelbſt wenn die Hilf- 
lofigkeit eine dauernde tft (5 19. F. ©.). 

3. Die Hinterbliebenen entlaffener Beamten haben auf Witwer» und WVaifen- 
gelder keinen Anſpruch, da biefe Beamten nit „in den Ruheſtand verfetzt” waren 
819.195... Doch kommt die Zahlung von Renten 2 5 2 U. F. ©. in Frage. 
b Pre Ferner gilt auch bier daS zu IA 4 bis 7 Bemerfte, a t813 9. 5%. G. zu 

eachten. 

B. Iſt der Tod des aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten nicht infolge des 
Betriebsunfalles, ſondern aus anderen Gründen eingetreten, fo ſtehen den Hinterbliebenen 
Anfprüde aus $ 2 U. F. ©. nicht zu; ob und melde Bezüge fie erhalten, beftimmt ſich 
nach dem Hinterbliebenen-Fürfor Hair Der Berechnung der Witwen- und Waifengelder 
ift die von dem VBerftorbenen tatſächlich bezogene Benfion zugrunde zu legen; babeı find 
dte borftehend zu IITA 1 Bis A für die Berechnung der Witwen- und Watfengelder 
gemachten Bemerkungen zu beachten. 

. sit ein Beamter ohne Unfallpenfion ſowie auch ohne ordentliche Penſion aus dem 
unmittelbaren Staat3dienft nusgejchieden und darauf infolge eines im Staatsdienſte 
uvor erlittenen Betriebsunfalles verftorben, fo fteht den Hinterbliebenen gleichwohl der 
nſpruch auf Nente gemäß 8 2 U. F. &., nicht aber auf Witwen» und Waifengeld nad) 
dem inter ebenen ürforgegee — f. 88 1 und 7 baf. — zu. (M. L. v. 10. 8. 1907 
— 1 . 


8 3. Die Fürforge erftredt fi auf die Folgen von Unfällen bei 
häuslichen und anderen Dienften, zu denen Berjonen der im 81 bezeich— 
neten Urt neben der Beihäftigung im Betriebe von ihren Vorgeſetzten 
herangezogen werden. 


1 Bei Heranziehung zu Verrichtungen durch einen Borgefehten würde ſich 
ad) diefem Paragraphen die Fürſorge 3. B. u auf Unfälle eritreden, die garttbeamte 
erleiden beim Zerwirken von Wild oder Streifen des NRaubzeuges, bei Wrbeiten im 
Hausgarten (Roſen- und Obftveredelungen, Obftabnehmen), bei Belterf ängen in Pridat- 
angelegenheiten oder bei Beauffichtigung des Iandwirtfchaftlichen Betriebes. 


84. 1. Erreicht das jäprtine Dienfteinfommen nicht den dreihundert- 
fachen Betrag des für den Beihäftigungsort feitgejegten ortsüblichen Tage- 
lohns gewöhnlicher erwachſener Tagearbeiter (8 8 des Krankenverſicherungs— 
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gefehes, Reichs⸗Geſetzbl. 1892 ©. 417), fo tft dDiefer Betrag der Berechmung 
zugrunde gu legen. 

2. Bleibt der nad Abſatz 1 zugrunde zu legende Betrag hinter dem 
Sabresarbeitsverdienft zueäd, welchen während bes epten Jahres vor 
dem Unfalle Berjonen bezogen haben, welche mit Urbeiten derjelben 
Art in demfelben Betrieb oder in benachbarten gleihhartigen Betrieben 
befhäftigt waren, fo ift diefer Jahresarbeitsverdienft der Berechnung 
der Rente zugrunde zu legen. 

3. Der eintaufendfünfhundert Mark überftetgende Betrag kommt nur 
zu einem Drittel zur Unrechnung. 

4. Bleibt bei den nicht mit Penfionsberechtigung angeftellten Beamten (8 1) die 
nach vorftehenden Beftimmungen der Berechnung zugrunde zu legende Summe ımter 
dem niedrigften Dienfteinlommen derjenigen Stellen, in "welchen folche Beamte nad) 
den beftehenden Grundſaͤtzen zuerit mit Penfionzberechtigung angeftellt werden können, 
fo ift der letztere Betrag der Berechnung zugrunde zu legen. 


1 Die Beitimmungen der eriten brei Abſätze kommen wohl nur bei nit voll 
ter, he ufw. Wärten in Betracht, inſoweit diefe überhaupt die Beamten- 
eigenfcha en. 
is 2 Der TWßabſat dieſes Paragraphen würde zutreffendenfalls auf Sifäläger und 

tanffeer anzuwenden fein. Der Dereinung der Venfion bzw. der Renten für die 

interbliebenen iſt das penfionsfähige Dienfteinfommen eines Forſters der niebrigften 
ebaltsftufe zugrunde zu legen. Dieſes beträgt zurzeit: 
a Drei itis·W 8geldzuſchuß 
„Durchſchn ohnungsgeldzuſchu 
und 75 „ Anrechnung für Fr Seuerungsmaterlal 
zufammen: 1802 ME. 


Bei dauernder Dienftunfäbigteit ($ 1) würden dem Betreffenden jabetich 662/,%/, 
von 1802 ME. = 1201,33 ME. als Benfion gewährt werben. Die Hinterbliebenen würden, 
falls ber le den Tod bes Betreffenben zur Selge, hatte, außer dem Sterbegeld 
8 2,1) eine Rente ($ 2, 2) von je 20° von 1802 ME. = 360,40 ME. erhalten, im Höchſt⸗ 

e jedoch zuſammen 60°), von 1802 ME. = 1081,20 ME. 


8 5. Iſt das ber Deregnung der Hinterbliebenenrente zugrunde 
zu legende Dienfteinfommen infolge eines früher erlitienen, nach den 
gefeglihden Beitimmungen über Untallverfigerung oder Unfallfürjorge 
entjhädigten Unfalls geringer, als der vor diefem Unfalle bezogene 
Lohn oder das vor diefem Unfalle bezogene Dienfteinfommen, fo ift die 
aus Unlaß des früheren Unfalls bei Lebzeiten bezogene Rente oder 
—8 dem Dienſteinkommen bis zur Höhe des der früheren Ent— 
hädigung zugrunde gelegten Jahresarbeitsverdienſtes oder Dienft: 
einfommens inanaure nen. 

6. 1. Der Bezug der Benfion beginnt mit dem Wegfalle des Dienfteinfommens, 
der Bezug der Hinterbliebenenrente mit dem WUblaufe des Gnadenquartals oder 
Gnadenmonats, oder, foweit folche nicht gewährt werden, mit dem Ublaufe ber» 
jenigen Beit, für welche nad) 8 2 Ubi. 1 Ziff. 1das Dienfteintommen oder 
bie Benfton weiter bezogen ift. | 

. Gehört der Verlehte auf Grund gefeglicher oder ftatutarifcher Verpflichtung 
einer Krankenkaſſe oder der Gemeinde-Fran enverlicherung an, fo wird bis zum 
Ublaufe der dreizehnten Woche nach dem Eintritte des Unfalls die Penfion und der 
Erfah der Koften des Heilverfahrens um den Betrag der von der Krankenkaſſe oder 
der Gemeinde - Krankenverficherung geleisteten Krankenunterſtützung gekürzt. Der 
Anſpruch auf das Sterbegeld und vom Deginne der vierzehnten Woche ab aud) der 
Anſpruch auf die Penſion fowie auf den Erfah der Koften des Heilverfahrens geht 
bi3 zum Betrage des von der Krankenkaſſe gezahlten Sterbegeldes baw. bis zum 
Betrage der von diefer gewährten weiteren Krankenunterſtützung auf die Krankenkaſſe 
über. Als Wert der freien ärztlihen Behandlung, der Arznei und der Heilmittel 
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($ 6 Abſ. 1 Ziff. 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes) gilt die Hälfte des gefeglichen 
Mindeitbetrages des Krankengeldes. 

3. Fällt das Recht auf den Benfiond- oder Rentenbezug im Laufe 
des Monats, für welden die Benfion oder Rente gezahlt war, fort, fv 
iſt von einer Rüdforderung abzufehen. Wenn für einen Teil des Monats 
die Benfton für den Berletten mit der Rente für die Hinterbliebenen 
rn Hr fo baden Die Hinterbliebenen den höheren Betrag zu 

eanfpruden. 

87. 1. Ein Unfpruch auf die in den 88 1 bis 3 bezeichneten Bezüge beftcht 
nicht, wenn der Verletzte den Unfall vorfäglic oder durch ein Verſchulden berbei- 
neführt hat, wegen deſſen auf Dienftentlaffung oder auf Verluſt des Titeld und 
Penſionsanſpruchs gegen ihn erkannt oder wegen deſſen Ihm die Fähigkeit zur 
Beichäftigung in einem öffentlichen Dienftzweig aberfannt worden ift. 

Der Anſpruch kann, aud A daß ein Urteil der bezeichneten 
Urt ergangen ift, ganz oder teilmweije abgelehnt werden, fall daß Ber- 
fahren wegen des Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden oder 
aus einem anderen in feiner Berfon liegenden Grunde nicht durchgeführt 
werden fann. 

8 8. 1. Anfprüde auf Grund dieſes Geſetzes find, joweit deren Feſtſtellung 
nicht von Amts wegen erfolgt, bei Vermeidung des usiotufied vor Ablauf 
von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfall3 bei der dem Berlegten 
unmittelbar vorgejehten Dienftbehörde anzumelden. Die Friſt gilt aud 
dann al3 gewahrt, wenn die Unmeldung bei der für den Bohnort Des 
Entfhädigungsberedtigten zauftändigen unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgt if. In foldem Falle ift die Unmeldung unverzüglid an 
bie zuftändige Stelle abzugeben und der Beteiligte davon zu benach⸗ 
richtigen. 

2. Nach Ablauf diefer Frift ift der Anmeldung nur danı Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft befcheinigt wird, daß eine den Anſpruch begründende 
Bolge des Unfalls erſt fpäter bemerfbar geworden, oder daß der Berechtigte von 
der Verfolgung feines Anſpruches durch außerhalb feines Willens liegende Verhältniſſe! 
abgehalten worden ift, und wenn die Anmeldung innerhalb Dreier Monate, 
nachdem eine Unfallfolge bemerfbar geworden oder das Hinderniß für 
die Anmeldung weggefallen, erfolgt ift. 

3. Jeder Unfall, welcher von Anmts wegen oder durch Anmeldung der Beteiligten 
einer vorgefehten Dienftbehörde bekannt wird, iſt fofort zu unterfuchen.2 Ren 
Beteiligten ift Gelegenheit zu geben, felbft oder durch Vertreter ihre Intereſſen bei 
der Unterfuchung zu wahren. 


1 Unterbrechung bes Verkehrs durch andauernde Überfhwemmung oder durch Krieg, 
längere fchwere Krankheit uſw. 

3 Jeder Unfall der irgendwelde art Nachteile für den Verletzten 
zur Kolge haben kann, iſt grundſätzlich ip ort der borgefegten Dienftbehörde anzuzeigen. 

Die Nitglieder des Brandverſicherungsvereins preußiſcher Forſtbeamten haben außer⸗ 
dem alle Unfälle (alfo au) Unfälle außerhalb des Betrieben) der Mannheimer Verſicherungs⸗ 
cieliaaft Ay ben vertraglich feitgefegten Friften anzuzeigen. Siehe das Nähere unter 


89. 1. Soweit vorftehend nichts anderes beftimmt ift, finden auf Die nad) 
88 1 big 3 zu gewährenden Bezüge die für die Beteiligten geltenden Beſtimmungen 
über die Penſion und über die Flirforge für Witwen und Waifen Anwendung. 
Auf die Bezüge von Verwandten der auffteigenden Linie und von 
Enfeln finden dieſe Beftimmungen entfprechende Anwendung. 

2. Die nach 88 1 bis 3 dieſes Geſetzes zu gewährenden Bezüge treten an 
die Stelle derjenigen Penfion oder derjenigen Witwen- und Waiſengelder, tvelche 
bei Beteiligten auf Grund anderweiter gejeglicher Vorſchrift Aufteben, foweit wicht 
die letzteren Beträge die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden Bezüge über 
fteigen (8 1 Ubj. 5 und $ 2 Wbf. 3). 


H. Unfallfürforge für Beamte. 345 


— — — 


2 SQL Anmest. 2, 3 au 8 2. 

2 Die Beamten find in bezug auf die Verfolgung ihrer Unfprücdge nach diefem Geſetze 

lediglich auf den Inſtanzenzug angewiefen, wie er für die übrigen Penſions⸗ ufw. Ber- 

gälmife maßgebend tft, alfo in erfter Linie a ie Bejchwerde bei ben borgefehten 
ehörden. Ste Tönnen fich bei der erfolgung ihrer Rechtsanſprüche nicht in ach ben 

Weiſe an unparteiliche Stellen (Schtebögerichte) wenden, wie diejenigen Perſonen, die 

von den Unfallverſiche rungs geſetzen betroffen werben. 

3 Nechtßsweg. en die Abweiſung des Anſpruchs auf Gewährung von Penſion 
Dam. Rente it der Rechtsweg zuläffig, nachdem gemäß 5 23 bes Penfionsgefehes vom 
27. 3. 1872 die dung des Departementschers und Hinanzminifterß bzw. gemäß 
5 20 bes Geſetzes über bie Witwen und Waifenverforgung vom 20. 5. 1882 die Ent- 
fcheidung bes Departementche vorher herbeigeführt if. Die Klage muß innerhalb 
ſechs Monaten, nachdem den Beteiligten bie a befannt gemaäit ift, erhoben 
werden, andernfalls gegen fle des Klagerechts verluſtig. (R. G. v. 9. 7. 1897, Entſcheidung 
in Bioiffadden Bd. 39 S. 354.) 

8 10, 1. Auf die Anfprüche, welche den in den SS 1 und 2 bezeid)- 
neten Berfonen wegen eines im Dienste erlittenen Betriebsunfall3 aus 
preußiihen Landesgeſetzen zuſtehen, finden die für winngeleulic 
Auſprüche geltenden VBorfchriften der 88 10 und 11 des Reichs⸗Unfall—⸗ 
fürforgegefeges für Beamte und Perſonen des Soldatenftandes, vom 
18. Juni 1901 (Reih83-Gefjehbl. ©. 211) entjprechende Anwendung! 

2. Das gleiche gilt Hinfichtlich der Unfprüce der Kommunalbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen, für welde durch ftatutarifege Feſtſetzung 
gegen die Folgen eines im Dienfte erlittenen Betrieb3unfalles eine den 
Vorſchriften der SS 1 bis 7 des genannten Reichsgeſetzes mindeftens 
gleihlummende Fürforge getroffen 1ft.2 

1 Die SS 10 und 11 des Reichsgeſetzes lauten: 


8 10. Die in den 88 1, 2 bezeichneten Perfonen fönnen, auch 
wenn fie einen Anſpruch auf Penfion oder Rente nicht haben, einen 
Anfpruh auf Erfag des durch den Unfall erlittenen Schadens gegen 
die Betriebsverwaltung, in deren Dienfte der Unfall ſich ereignet hat, 
überhaupt nicht, und gegen deren Betriebsleiter, Bevollmädhtigte oder 
Repräfentanten, Betriebs oder Arbeiterauffeher nur dann geltend 
machen, wenn durch ftrafgerichtliches Urteil feftgeftellt worden ift, daß 
der in Anfpruch Genommene den Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat. 

Der hiernach zuläffige Anfpruch ermäßigt ſich um denjenigen Betrag, 
welcher den Berechtigten nach dem gegenwärtigen Gefeße zufteht. 

& 11. Die in dem $ 10 bezeichneten Anfprüche können, auch ohne 
daß die dafelbft vorgefehene Seftftellung durch ftrafgerichtliches Urteil 
ftattgefunden hat, geltend gemacht werden, falls diefe Seftitellung wegen 
des Todes oder der Abwefenheit des Betreffenden oder aus einen 
anderen in feiner Perfon liegenden Grunde nicht erfolgen Fann. 

Anmert. Die fürforgeberechtigten Perfoncntreife haben durch das vorliegende 
—5— an Stelle der vom Nachweis eines Verſchuldens oder von anderen Vorbedingungen 
abhängigen, wenn auch im Einzelfall unter Umſtänden höheren — 

den in vielen Beziehungen weitergehenden Anſpruch auf Penſion oder Rente 
erhalten, der ihnen namentlich auch dann zuſteht, wenn die Schuld an dem Unfalle 
den Verletzten ſelbſt trifft. Mit Ruͤckſicht hierauf iſt die Geltendmachung von An— 
ſprüchen aus der Haftpflicht jenem Perſonenkreiſe; Witwen, Kindern, Aſzendenten 
im allgemeinen enge ten und nur für befondere Nusnahmefälle, bei vorjäglicher 

Herbeiführung des falle durch einen VBetriebßleiter uſw., vorbehalten. (Begründg. 

3. Reichögef.) ya: 

2 Wegen der Unfallfürforge für Kommunaldcamte vgl. Einleitung unter c. 

1. 1. Wenn gemäß den Beftinmungen der SS 10 und Il des ge- 
nannten Reichsgeſetzes ein Schadenserſatzanſpruch gegen Betriebsleiter, 
Bevollmäcdtigte oder Repräfentanten, Betriebs- oder AUrbeiteranffeher 
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zuläf ſig iſt, geht der pruch in Höhe der den —— auf 
Grund des gegenwärtigen Geſetzes oder anderweiter geſetzlicher Vorſchriften 681 
und 2) vom Staat zu zahlenden Beträge auf letzteren über. 

2. Auf die Anſprüche der im $ 10 Abf. 2 bezeichneten Berfonen findet 
diefe Beftimmung entjprehende Anwendung. . 

8 12. 1. Segen das Reich ftchen den in den SS 1, 2 und 10 Ubf. 2 be 
zeichneten Perſonen aus preußifchen Landesgejehen weitergehende Anſprüche als auf 
die gedachten —— nicht zu. 

2. Derſelben Beſchränkung unterliegen die Anſprüche dieſer Perfonen gegen 
andere Bundesftanten und gegen Sommunalverbände, fofern für deren Beamte durch 
Die Landesgefehgebung bzw. durch fatutarifche Feftfegung gegen die Folgen eines im 
Dienft erlittenen Betrieb3unfalles eine den Vorfchriften der 88 1 bis 7 mindeſtens 
gleichtonmende Fürſorge getroffen ift und Durch die Geſetzgebung des bezüglichen 

undesftantes weitergehende Unfprücde der Beamten und ihrer Hinterbliebenen aus 
den Landeögejehen gegenüber dem Heich, fowie den Bundesitaaten und Kommunal: 
verbänden ausgeſchloſſen find. 
13. Die in den 88 1 und 2 des Neich3-Unfallfürforgegefeges vom 
18. Juni 1901 aufgeführten Perſonen, desgleichen die Beamten anderer Bundes 
ftanten und der deutfchen Kommunalverbände, fowie deren Hinterbliebene, für welche 
durch die Landesgefeßgebung bzw. durch ftatutarifche Feſtſetzung gegen die Folgen 
eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalles eine den Borfchriften der 88 1 bis 7 
mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen ift, haben wegen eines Unfalles (8 1) 
aus preußiichen Landesgefehen einen Anſpruch auf Erfah des durch ben Unfall 
erlittenen Schadens nur in Höhe der ihnen danach zutommenden Bezüge ſowohl 
egen das Reich und den PBreußifchen Staat, wie gegen diejenigen preubiichen 
mmunalverbände, welche für ihre Beamten die Unfallfürforge in dem vorgedachten 
* Umfange getroffen haben. Derjelben Beſchränkung unterliegen die Unfprüche dieſer 
Perfonen gegen andere Bundesftaaten außer Preußen und die nicht preußiſchen 
Kommmalverbände unter der Borausfegung, daß nach den Landesgeſetzen des 
betreffenden Bundesſtaates den durch entiprechende Unfallfürforge fichergeftellten 
Neichd-, Staats⸗ und Sommunalbeamten, fowie deren Hinterbliebenen weitergehende 
Unfprüche gegen das Reich, die Bundesitaaten und Kommunalverbände nicht zuftehen. 


ur 


J. Witwen- und Waijenverjorgung,. 


Gejeg, betreffend die Fürforge für die Witwen und Waiſen der 
unmittelbaren Staatsbeamten, dom 20. Mat 1882 
(Geſetzſamml. 5. 298) 


unter Berädfihtigung der Abänderungen in den Geſetzen vom: 
1. Junt 1897 (Befeßfamml. S. 169) und 
27. Mat 1907 (Gefeßfamml. S. 99). 


Die 88 1 bis 6 Handeln von der Verpflichtung der unmittelbaren Staatsbeamten, 
Witwen⸗ und Waifengeldbeiträge zu zahlen. Durch das Geſetz vom 28. 3. 1888 
(8.8. ©. 48) find dieſe Beiträge erlafjen, und konnten die vorbezeichneten Baragrapben, 
als nicht wejentlich, bier fortgelafien werben. 

8 7 ergänzt duch den 1. Abſ. d. $ 1. Die Witwe und die Hinterbliebenen 
ehelichen oder legitimierten Kinder eined unmittelbaren Staatsbeamten, welcher 
Dienfteinfommen oder Wartegeld au ber Staatslaffe bezieht, und welchem beim 
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Eintritt der Vorausfegungen der Verſetzung in den Ruheſtand nach Erfüllung ber 
erforderlichen Dienſtzeit Penfion aus der Staatskaſſe gebühren würde, fowie eines 
in den Ruheſtand verfegten unmittelbaren Staatsbeamten, welcher Traft gefehlichen 
Auſpruchs oder auf Grund des 8 7 des Benfiondgefehes vom 27. 3. 1872 lebens» 
längliche Penfion aus der Staatskaſſe bezieht, erhalten aus der Staatskaſſe Witwen- 
und Waifengeld nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen. 


1 Iſt die Ehe eines Beamten durch Scheidung aufgelöit, fo tft bie vormalige Ehe- 
frau nad) dem Tode des Beamten ald Witwe nicht anzufe en und bat daher auch auf 
Witwengeld Zeinen Anſpruch. (Ausf.⸗eſt. v. 5. 6. 1882, M. BI. ©. 99.) 


88. 1. Das Witwengeld beiteht in vierzig vom Hundert derjenigen Penfion, zu 
welcher der Berftorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen fein würde, 
wenn er am Todestage in den Ruheſtand verfeht wäre. 

2. Das Witwengeld foll jedoch, vorbehaltlich der im 8 10 verordneten Befchräntung, 
mindeftens Ddreihundert Markt betragen und für Witwen der Staatsminifter und 
Beamten der erjten Rangklaſſe fünftaufend Mark und für Witwen der übrigen 
Beamten dreitaufendfünfhundert Mark nicht überſteigen. 

3. Über die Zugehörigkeit zu einer Rangflaffe entfcheiden die Beftimmungen des 
5 2 Übf. 1 bis 3 des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzufchäfien 
an die unmittelbaren StaatSbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſamml. S. 209). 


a In betreff ber Berehnung ber penſionsberechtigten Dienftzeit und des 
penfionsfähigen Dienfteinfommens ber unmittelbaren Staatsbeamten vgL bie 
85 10 bis 19 des Venfionsgefeges, Abfchnitt „Penfionierung“. 

2 über bie Berehnung der Degüge für die Hinterbliehdenen von Staat3- 
beamten, die im Dienfte einen Betriebsunfall erlitten haben, fiehe den 
Abſchnitt „Unfallfürforge, VHS 28. | 

s Eine Abrundung des Witiven- und Baliengelbes auf volle Mark findet in 
feinem alle ftatt. (Ausf. Beit. v. 5. 6. 1882, M. Bl. ©. 90.) 


8 9. Das Waifengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes ded Beamten zum 
ee von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witwengeldes für 
jedes Find; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt ober zur Zeit des Todes des 
Beamten zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, ein Drittel des 
Witwengeldes für jedes Find. 


1 Das Dee Waifengeld (zu Ws des Wittvengeldes für jedes Kind) ift auch in dem 
Galle zu gewähren, wenn eine zum Empfange von Witiwengeld berechtigte Stiefmutter 
vorhanden fein follte, welche die Kinder in Pflege und Erziehung bat. (O. R. K. v. 
7. 7. 1882, M. Bl. ©. 171.) 


10. 1. Witwen- und Waijengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag 
der Penfion überfteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen ift oder 
berechtigt geiwefen fein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

2. Bei Anwendung diefer Beſchränkung werden dad Witwen» und dad Waifen- 
geld verhältnismäßig gekürzt. 


1 Die angeordnete Beſchränkung wird, fofern das der Berechnung ber Witwen- und 
Waifengelder zugrunde liegende Ruhegehalt den Betrag von 540 ME. erreicht oder über: 
fchreitet, in der de el nur dann zur Anwendung kommen, wenn 

eine Witwe und mehr als 10 waiſengeldberechtigte Kinder oder mehr al3 9 waiſen⸗ 
gelöberechtigte Kinder ohne witwengeldberechtigte Mutter binterblieben find. 

Häufiger wird jedoch die berhältniömäßige Kürzung der Witwen» und Waifengelder 
eintreten müflen, wenn da8 der Berechnung diefer Bezüge zugrunde liegende Ruhegehalt 
hinter dem Betrage von 540 Mt. erheblich zurüdbleibt. 

Beif u Srläuterung bes in ſolchen Fällen zu befolgenden Verfahrens werden folgende 
eifpiele gegeben: 

Erites Beispiel: Ein Unterbeamter, deffen letztes Gehalt 900,— ME. betragen bat, 
ftirbt nach einer Bienitzeit von 10 Jahren 5 Monaten mit Hinterlaffung einer Witwe 
und von 6 waifengeldbereditigten Kindern. Es ergibt ſich dann folgende Berechnung: 
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Sl ee er nn OO, — M 
Durchſchnittsſatz des Vohnungsgeldaufhufies - - - - -» -.....189,— „ 
zufammen . . 21089, — Mt. 


Davon würde die Benflon zu eo betragen haben vdaruu F — ME. 


abgerundet . . — . 
Davon würde betragen das Wittvengeld, da 2/5 (40 %0) von 363,— THE. 
nur 145,20 ME. eraidt, - - > > 2 2 22 2 2 0 2.2 +. 300,— . 
Das Zealiengelb für jedes Kind 15 von 300,— Mt. = 0,— Mt. 
für 6 ernennen 3B60,— „ 
zufammen . . 660,— M 
Da dieſer Betrag das ermittelte Rubegebait um 297,— BE. überjchreiterr würde, 
fo tritt eine Kürzung der Witwen⸗ und Waiſengelder im Berhältnis von 660 : 297 
ein. Es find daher nur zu zahlen: 


Witwengeld . . D . . . 0 . oe e$[ »  . 2 0 ee 4 . . D 165,— IRE 
Waifengeld für jedes Kind 33,— Mi. =. ......2...2....198— . 
find 363,— Mt 


Zweites Beifpiel: Ein Unterbeamter, deffen letztes Gehalt jährlih 1000,— ME 
betragen bat, ftirbt nach einer Dienftzeit von 10 Jahren und 4 Monaten und binterlägt 
feine Witwe, aber 6 waifengeldberedtigte Sinder. Sein Ruhegehbalt würde, wenn er 


am Todestage in den Ruheſtand getreten wäre, 2 (1000,— DE. und 189,— ME. Wohnungs⸗ 


a 0 fonacdh 396,33 MT., abgerundet 399, — Mk. betragen haben. Da das Witwengeld 
mindeftens jährlich 300,— ME., mithin im vorliegenden Falle da8 Waifengeld für jebes Fittd 


mindeftens jährli 100,— (7) betragen foll, jo würden fich für 6 Stinder 600,— DIE 


ergeben. Es dürfen jedoch überhaupt nur 399,— ME., fonady für jedes Kind nur (7) = 


66,50,— ME. gezahlt werden. (O.R. 8. v. 7.7. 1882, M. BI. S. 171, abgeändert nad ben 
burch Gef. v. 27. 5. 1907 feftgefehten Mindeſtſätzen ufm.) 

11. Bei dem Wusfcheiden eines Witwen» und Wailengelpberechtigten erhöht 
fih das Witwen» oder Wailengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nädhjt- 
folgenden Monat an infoweit, als fie fi u nicht im vollen Genuß der ihnen 
nad) den 88 8 bis 10 gebührenden Beträge befinden. 

2 Angenommen, daß in dem eriten Beifpiele zu 8 10 fünf der ſechs mwaifengeld- 
beredhtigten Kinder fterben, fi) verheiraten oder das 18. Lebensjahr vollenden, fo ift das 
Witwengeld anderiweit auf den vollen Betrag von 300,— DIE und das Waifengeld für 
das —— —— verbleibende Kind ebenfalls auf den vollen Betrag von 6 ARE. 
feitzufegen, da die Beträge Bon 300,— und 60,— = 360,— ME. den zuläffigen Höchft- 
betrag von 363,— Mt. nicht mehr überfchreiten. 

Nach denſelben Grundſätzen find im alle des zweiten Beiſpiels zu 8 10 die Waifen- 
gelder feitzufegen, wenn fpäter nur noch drei berechtigte Kinder vorhanden find, auf je 
100,— ME. als den auläffigen Meiſtbetrag, da 3.100 ME. den Penfionshetrag von 399,— ME. 
nit mehr Überfchreiten. (Vgl Vorſchr. d. O. R. 8. v. 7. 7. 1882, M. BL. ©. 171.) 

812. 1. War die Witwe mehr ald 15 Jahre jünger als der Berftorbene, fo wird 
das nad) Maßgabe der 88 8 und 10 beredjnete Witwengeld für jedes angefangene 
Jahr des Altersunterſchiedes über 15 bis einfchließlid 25 Jahre um 1/,, gekürzt. 

2. Auf den nad) $ 9 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes And dieſe 
Kürzungen des Witwengeldes ohne Einfluß. 

3. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr ihrer 
weiteren Dauer dem gefürzten Betrage 1/, ded nad) Maßgabe der 88 8 und 10 zu 
a eoen Witwengelded fo Lange Hinzugefeht, biß der volle Betrag wieder er: 
reicht iſt. 

1 Bel Unmwendung diefes Paragraphen ift erforderlicdenfall3 das Witwengeld aud 
unter be Mindeftbetrag von 300,— ME. heradzufegen. (O. AR. 8. v. 7. 7.1882, M. Bl. 


2 Das Geſetz dom 20. Mat 1882 beitimmt im $ 10, daß Witwen und Beaifengeld 
weder einzeln noch zufammen ben Betrag der von dem dberftorbenen Beamten erdienten 
Penſion überfteigen dürfen, eintretendenfall® daher die Bezüge verhältnismäßig gekürzt 
werben. Nach 5 12 ebenda tft ferner, wenn bie Witwe über 15 Jahre jünger war als 
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ber Berftorbene, das Witwengeld für jedes angefangene Jahr des Allersunterſchiedes um 
» zu kürzen. 

Fi denjenigen Fällen nun, in welden auf ein und dieſelbe Feſtſetzung beide 
Bor! riften gemeinfam anzuwenden find, iſt die Erfahrung pemasst worden, daß eine 
ungleichmäßige Auslegung feiten® der ausführenden Behörden ftattfindet. Ein Keil 
nimmt zunädft die Kürzung des Wittvengeldes J 12 dor und kuͤrzt dann erſt bie 
jo gewonnene Summe gemäß 8 10. Ein anderer Teil mindert zunächſt Witwen- und 

ifengeld nad 5 10, Fürzt dann das Witwengeld nad) 5 12, ſetzt aber gleichzeitig den 

en Betrag dem Ballen eld bis zur Erreichung des vollen Betrages Dam. zur Höhe 
er Benfion wieder zu. os andere Behörden endlich ſetzen die Bezüge in gleicher 
Weife wie in dem zweiten Falle herab, ohne eine nachträgliche Erhöhung des Aen 
geldes eintreten zu laſſen, ſo daß die Reliktenbezüge die Höhe der Penſion nicht erreichen. 

Zur Beſeitigung dieſer Ungleichheiten beſtimme ich für den Bereich der diesſeitigen 
Berwaltung im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter und ber Oberrechnungs⸗ 
tammer, daß fortan in den fragliden Fällen zunädjft eine Minderung des Witwen- und 
Waifengeldes nah 8 10 des oben begeichneten Geſetzes vorgenommen und erft dann das 
Witwengeld gemäß 8 12 gekürzt wird. Der auf Brund des $ 12 von bem Witwengeld 
gefürgte Betrag wir —— wieder dem nach 8 10 geküurzten Waiſengelde bis zur 

rreichung des vollen Betrages bzw. der Höhe der von dem verſtorbenen Beamten 
erdienten Penfion ängelebt: 

Folgendes Beifpiel wird die Berechnungsmeife veranſchaulichen: 

Ein Beamter, weldder eine PBenfion von jährlich 357,— DIE. erbient bat, Hinterläßt 
außer der Witwe und brei Kindern aus Iehter Ehe noch drei Kinder aus einer früheren 
Ehe. Das Witwen- und Waifengeld muß Daher, da bie Mindeftbeträge 

bon 300,— ME. Witwengeld 
3x 100 = 300,— „ Waiſengeld 
3 x 60 = 180,— ” ” 
780, Me 
den Betrag der Penſion überfteigen, nach 8 10 verhältnismäßig gekürzt werben. Da 
fennier bie Asieme 20 bis 21 ühre jünger iſt als ber Verftorbenn, fie mit diefem aber 
5 bis 6 Se verheiratet war, fo erfordert h 12 eine Kürzung des Witwengeldes um d/ao: 


Bunädft find die Bezüge gemäß 8 10 folgendermaßen zu berechnen: 
Witwengeld = en 137,31 ME. 
Waifengeb 3X 45,77 =... ... . 13731 „ 

„ 3 27, =... 2 2 832,38, 
7357, DE 


fodann ift das Witwengeld nad) $ 12 um 5/20 zu ürzen, o baß verbleiben 
137, . 
— 3433 „ = 102,98 Mt. 


Waifengeld wie bor 137,31 
UND ee nr... BB „ 
Dem Woaifengelde tritt der von dem Witiwengelde 
gekürzte Betrag von -. - . : 2 2 2 non , j 
hinzu zur Erreihung der erdienten PBenfion von . — 
(Bgl. M. f. L. v. 7. 2. 1901.) 


8 12a. 1. Iſt der Verftorbene ald Benfionär im unmittelbaren preußifchen 
Staatsdienfte wiederangeftellt geweſen, fo ift bei der Berechnung des Witwen 
und alfengelbea neben der aus der neuen Stellung zuftändigen Penfion die alte 
Benfion bis zur Erreichung des im 8 28 Abſ. 2 des Benfionsgefeges vom 27. März 
1872 gedachten Penſionsbeitrages = berüdjichtigen.! 

2. In den übrigen Fällen der Wieberanitellung eined Benfionärs im Reichs⸗ oder 
Staat3dienft im Sinne der 88 27 und 28 jenes Geſetzes iſt das Witwen- und 
Waifengeld nach der aus Anlaß des Uusfcheidend des Verftorbenen aus dem uns 
mittelbaren preußifchen Staatsdienfte feitgejeßten Benfion zu berechnen; jedoch find 
auf die fo ermittelten Beträge die den Hinterbliebenen aus der neuen Stellung des 
Berftorbenen en Serforgungsanjpeäche anzurechnen, infoweit die Hinter- 
bliebenen ohne diefe Anrechnung mehr beziehen würden, als ihnen nach den Be⸗ 
ftimmungen dieſes Gejeßes bei Bugrundelegung des im Abſatz 1 gedachten Penfions- 
betrages zuftehen würde.? 
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1 Falls der Verftorbene als Stantspenfionär im unmittelbaren preußiſchen Staats⸗ 
dienste wieder angeſtellt geweſen war und eine neue Penfion gemäß $ 28 Abſ. 1 des 
Penſionsgeſetzes erdient hatte, find bie Hinterbliebenenbezüge von bemjenigen Betrage zu 
berechnen, welcher ſich aus der in der neuen Stellung erdienten Penflon und aus dent- 
jenigen Xeile der alten Penſion zufammenfett, der den Berftorbenen zur Zeit feines 
Todes nad 5 28 Abſ. 2 a. a. O. zu zahlen war oder im „alle feiner abermaligen 
Benfionierung hätte gezahlt werden magen 

2 Walls der Stantspenfionär im Reichs⸗ Bundesftaats-, Konınıunals ober Snftituten- 
dienft im Sinne des 5 27 des Penfionsgejees wieberangeftellt geweſen war, fo find 

1. die jeden Hinterbliebenen geſetzlich zuftehenden Bezüge von der vollen, früher 
erdienten preußifchen Staatspenfion zu berechnen; 

2. ift feitzuftellen, welche Bezüge den einzelnen Hinterbliebenen auf Grund der Wieder- 
anftellung des Verſtorbenen von feiten des Reiches uſw. zuſtehen; 

3. tft zu berechnen, welche Bezüge den einzelnen Hinterbliebenen zuſtehen würden, 
wenn der Verſtorbene auch die in feinem neuen Amt zugebradhte Dienftzeit in 
preußifchen Staatsdienite aurügelegt hätte und fodann unter Bugrundelegüung 
des für die Keitiegung der alten Staatspenfion maßgebend geweſenen BDienft- 
einfonımens als Staat3beamter penfioniert worden wäre. 

Inſoweit die Summe ber zu 1 und 2 gedachten Bezüge bei dem einzelnen Be- 
rechtinten den für ihn zu 3 ermittelten Betrag überfteigt, ift der für ihn zu 1 ermittelte, 
aus der Staatskaſſe zu zahlende Betrag zu Türzen. | 
Hals im Laufe der Bezugszeit in den Bezügen eines der Hinterbliebenen eine 
Anderung eintritt, ift die angegebene Berechnung borzunehnien. 

813. 1. Keinen Anfpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit Demi 
verftorbenen Beamten innerhalb dreier Monate vor feinem Ableben gefchloflen, und 
die Ehejchließung zu dem Bwede erfolgt ift, um der Witwe den Bezug ded Witwen- 
geldes zu verfchaffen. 

2. Keinen Anſpruch auf Witwen: und Waifengeld haben die Witwen und Die 
binterbliebenen Kinder eined penfionierten Beamten aus folcher Ehe, welche erſt nad 
der Verſetzung ded Beamten in den Ruheſtand gefchloffen ift. 

814. 1. Stirbt ein zur Suteihtung von Witwen» und Waifengelbbeiträgen ver: 

pflichteter Beamter, welchem, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verfegt wäre, auf 
Grund des 5 7 des Penfiondgejeges vom 27. März 1872 eine Benfion hätte bewilligt 
werben können, fo Tann der Witwe und den Waifen desjelben von dem Departementöchef 
in ®emeinjchaft mit dem Finanzminifter Witwen- und Waifengeld bewilligt werben. 

2. Stirbt ein zur Entridtung von Witwen und Waifengeldbeiträgen verpflichteter 
Beamter, welchem nad) den 88 18 und 19 des Benfionsgefebes vom 27. März 1872 
in alle feiner Verfegung in den Ruheſtand die Anrechnung gewiſſer Zeiten auf Die 
in Betracht Tommende Dienftzeit hätte bewilligt werden Tönnen, fo ift der 
Departementöchef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminifter befugt, eine ſolche An- 
rechnung auch bei Feitfegung des Witwen- und Waifengelded zuzulafien. 

1 Die Gewährung einer Penfion nad) 8 7 des Penſionsgeſetzes bzw. von Witwen- 
und Waifengeld nah 8 14 Abſ. 1 des Witwen- und Waiſenfuͤrſorge⸗Geſetzes erfolgt 
nur bei vorhandener Bebürftigkeit. 

Damit diejenigen Hinterbliebenen nicht leer auögehen, die lediglich aus Beſcheiden⸗ 
—* oder aus Unkenntnis der Verhältniſſe feine Unterſtuͤtzung beantragen, haben die Be- 

örden bie Unterjtüsungsbebn fig eit der Hinterbliebenen von Beamten ſtets von Amts 
wegen in allen benjenigen Fällen 
zehnten Dienftjahres ftirbt. 

Im allgemeinen iſt die Gewährung von Unterjtüßungen an ausgefchtedene Beamte 
und an Hinterbliebene don. Beamten erſt dann zu erwägen, wenn dieſen PVerfonen bei 
vorhandener Bedürftigfeit auf gefetlicher Beitimmung beruhende Zuwendungen nicht gc- 
macht werben fönnen. (DM. 2. v. 10. 7. 1901, D. J. 3. 33 ©. 230.) 

& 15. Die Bahlung des Witwen: und Waifengelbes beginnt mit dem Ablauf 
des Gnadenquartals. 

1 Die nad) dem Geſetze zu zahlenden Waiſengelder für dasjenige eheliche Kind eines 
Beamten, welches erſt nach dem Ablaufe des Gnadenquartals oder Gnadenmonats geboren 
ist, find nicht ſchon vom erften Tage bed Geburtsmonats, fondern erft vom Tage der 
Geburt an zu gewähren. (M. J. u. F. M. v. 5. 12. 1885, M. Bl. ©. 243.) 


zu prüfen, in denen ein Beamter vor Vollendung des 
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816. 1. Das Witwen- und ir eld wird monatlid) im voraus gezahlt. Un 
wen die Zahlung gültig zu Teiften tft, beftimmt der Departementschef, welcher die 
Befugnis zu folder Bektummung auf die Provinzialbehörde übertragen kann. 

2. Nicht abgehobene zeibeiräge des Witwen» und Waifengeldes verjähren binnen 
vier Jahren, vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vorteil der Staatskaffe.! 

1 Bgl. B. &. 3. SS 197 u. 201; XI A d. W. 

12 Die Bahlung ber gefehlichen Waifengelder für die nach dem Geſetze vom 2. Juli 
1900 von einem Kommunalverbande in Fürſorgeerziehung übernommenen Beamten⸗ 
waiſen kann auf Anordnung der zuftändigen Königlichen Regierung an ben betreffenden 
Kommunalverband und nit an die —* uſw. geleiſtet werden (F. M.u. M. J.v. 27. 3. 1902, 


M.B.S.M. 
Zahlung und Quittungsleiſtung. 


3 Die Witwen- und Waifengelder und die Witwen⸗ und Waifenrenten, fowie die im 
voraus zahlbaren Unterftügungen und Erziehungsbeihilfen, welde nicht im Wege bes 
Zoltanweiluingaberteßrs zur Sablung gelangen, Tönnen, wenn ber Dalligfeitstag ein 

onntag oder A Hi ſchon am leßtoorhergehenden Werktage gezahlt werden. 

Die zahlenden en find zur Beanftandung ber ae Bahlung befugt, wenn 
— 1 B. bei Erkrankung des Bezugsberechtigten — bie Gefahr eines Berluftes vorliegt. 
Sollte der Tall eintreten, daß ein equgeber tigter nach) Abhebung des Geldes vor Beginn 
des Falligkeitstages ftirbt, fo tft von der zahlenden Kaſſe für iebeveingiehung bes Betrages 
Sorge N tragen —* v. 30. 8. 1900 u. M. L. v. 9. 4. 1901; tb. 3. 33 S. 191/92.) 

itwengelber uſw. fönnen innerhalb ne Dahl ege bes Boftanweifungs- 
verkehrs ohne natSquittungen bezogen werben, fofern die Zahlung an den zum Bezuge des 
Witwenge uſw. Berechtigten feibt, nit an einen dritten (Bormund, Bieger, voll⸗ 
mädtigten) zu Igen bat. Als zum Beau e von Waifengeldern berechtigt gilt hierbei dic 
witwwengelöberechtigte Mutter der Sinder. Die Zufendung erfolgt nur auf heifslihen ntrag der 
Berechtigten. Formulare zu Anträgen werden bei den ahenben Kaſſen unentgeltlich berabol t. 
Rat Im 1. —* 1.28. tft aber eine vorſchriftsmäßige Jahresquittung an die zahlende 

e einzureichen. 

Darait bie Empfänger rechtzeitig in ben Befiy des Geldes gelangen, hat die Ein- 
I ri der Poſtanweiſung bei der Boftanftalt an dem dem Fälligkeitstage vorher⸗ 
gebenden Werktage zu erfolgen. 

4 Die Duittungen und die dazu gehörigen Attefte dürfen nit vor dem Yällig- 
keitstage ausgeftellt werden. Zu den Quittungen ift da8 nachſtehend aufgeführte Formular 
in Anwendung zu bringen. (O. R. 8. v. 5. 12. 1898 u. 11. 7. 1900. 

Die Lieferung von Yormularen zu diefen Quittungen an bie Empfangsberechtigten 
erfolgt unentgeltlich durch die zahlende Kaffe. 


Quittung. 
en Mark... Bf“ 
buchftäblich: (nur der Markbetrag tft Er Buftaben zu wiederholen) Mark 
2. Bfennig 








habe ich, und zwar: 





für den Monat... .. 19... |fürdas.. . Halbjahr 














für daß Etatsjahr 19 .. |d. Etatdjahred 19... 
itwen⸗ an Penfion der, . 
und Baitengelb me Bee dankte 
ung erpflegungsantftalt 
bzw. Rente Au Berlin 






a |, 


für mich, 
„ meine Finder: 


Kinder fommen 


) EN Vu. Bier nicht in 
0) ...... Don 
d) ufw. .... Betracht 


zuſammen 


852 IV. Berfönlicde, Dienft- u. Einkomm.⸗Verhältn. d. koönigl. Forſtſchugbeamten. 


als Witwe des (letzte Umtsftelung und Name des verftorbenen Chemannes) aus der 
Staatslafje gezahlt erhalten. 
ch verlichere, daß ich feit dem Tode meines vorgenannten Ehemannes nicht 

wieder geheiratet habe, fowie daß meine vorbezeichneten Kinder noch leben, und die 
unter ihnen befindlichen mehr al3 16 Fahre alten Töchter unverehelicht Find. 

rennen ‚den. .til..-222222022..19.. 

Er gebarene ........: 
(eigenhändige Unterfhrift ber Witwe, und Bor, Mannes: und Geburtsname.) 


Ba Beicheinigung. 

Daß die Witwe (Bor- und Mannesname) geborene (Geburtöname ber Witwe) noch 
lebt, nicht wieder geheiratet und vorjtehende Duittung felbjt unterfchrieben (wenn 
nicht unterfchrieben, fondern unterkreugt, fo entfprechend abzuändern) hat, ſowie daß die 
vorbezeichneten Kinder noch leben, und die unter ihnen befindlichen, mehr als 16 Jahre 
alten Töchter unverehelicht find, wird Hiermit unter Beidrüdung des Diesftfiegeld 


beicheinigt. 


. 7 08 8 2 8 Th ro 


5 Syn betreff der Beicheinigungen ufiv. der Quittungen bgl. bie Noten 4 bis 7 zum 
8 25 des Penflionsgefehes. —3288— „Penſionierung“. 
8 17. Das Witwen und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder 
abgetreten nog verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 
18. Das Recht auf den Bezug des Witwen» und Waifengeldes erliidt: 
1. ir gt Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er fich verheiratet 
oder jtirbt; 
2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


1 Kür die Berechnung des Lebensalters bei Gewährung von Walfengeld und 
Waiſenrente, jomie von Erziehungsbeihilfen und Unterftügungen — foweit bei biefen 
nicht etwa ein abweichender Wille erfennbar iſt —, hat feit Anfrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ſtets die Beitimmung bes 8 187 Abſ. 2 Sat 2 dafelbit, und zwar ohne 
Rüdficht darauf Anwendung zu finden, ob die Bewilligung ber Bezüge vor oder nad 
dem 1. Sfanuar 1900 erfolgt üt. 

Es t deshalb beiſpielsweiſe für ein am 1. Januar 1899 geborenes Kind das geſetz⸗ 
liche Waiſengeld gemäß 8 18 Nr. 2 des Geſetzes vom 20. Mat 1882 bereit8 mit dem 
31. Dezember 1916 in Abgang zu Stellen, da bie Vollendung des 18. Lebensjahres bereits 
mit Ablauf diefes Tages und nicht exit am 1. Sanuar 1917 eintritt. (M. X. v. 12. 6. 1901, 
Jahrb. B. 33 ©. 184.) 


8 19. Das Hecht auf den Bezug des Witwen» und Waijengeldes rubt, wenn 
best erechligte das deutfche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wiedererlangung 
esfelben. 


.. 2 fiber den Verluſt der Staatsangehörigkeit vgl. Note 2 zu 8 27 des Penſions⸗ 
geſetzes, Abſchnitt „Penflonierung“. 


. 8 20, 1. Mit den aus 8 14 fich ergebenden Maßgaben erfolgt die Beſtimmung 
darüber, ob und welches Witwen- und Waijengeld der Witwe und den Waifen eines 
Beamten zufteht, Durch der Departementöchef, welcher die Befugnis zu folcher 
Beitimmung Br die Provinzialbehörde übertragen Tann. 

2. Die Beichreibung ded Rechtsweges fteht den Beteiligten offen, doch muß die 
Enticheidung bed Departementächef3 der Klage vorhergehen und letztere ſodann bei 
Berluft des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem den Beteiligten Die 
Entjcheidung des Departementschef8 bekannt gemacht worden, erhoben werden. Der 
Berluft des Klagerecht3 tritt auch dann ein, wenn nicht von den Beteiligten, über 
deren Unfprud die Provinzialbehörde Entſcheidung etroffen Hat, gegen dieſe 
Entfcheidung binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an den Departementächef erhoben ift. 
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. 2 Uuf Grund der 88 16 und 20 tft ben Königlichen Regierungen die felb- 
ftändige Bewilligung der in diefem Gefete beitimmten Witwen» und Waifengelder 
an die Hinterbliebenen der ber Königlichen Regierung nachgeordneten, im aktiven 
Dienfte verftorbenen Beamten der Forſtverwaltung bom nen einſchließ⸗ 
lich abwärts Ahertragen, inſofern nicht unter Nr. 18 der Aus lührungs-Be timmungen vom 
5. 6. 1882 zu dem Gefege anderweite Unorönung getroffen iſt, oder die Bewilligung nad 
den Vorſchriften in dem 8 14 bes Geſetzes erfolgen foll. 

Die Nr. 18 der Ausführungs-Beitimmungen vom 5. 6. 1882 lautet: 

Die felbftändige Seltimmung der nad) den des Geſetzes eintretenden Erhöhungen 
Bereits bewilligter Witwen» und Waiſengelder wird derjenigen Bropinzialbehörde 
übertragen, welche ber diefe Kompetenzen verrechnenden Kaffe vorgelegt iſt. (M. &. 
v. 28. 5. 1885, M. Bl. ©. 137 u. dv. 13. 11. 1899, D. J. 8. 32 ©. 3. 

2 Die felbftändige Bewilligung ded Witwen» und Waifengeldes für die Fälle, 
in denen däsfelbe an Hinterbliedene penfionierter Beamten zu gewähren ift, wird 
derjenigen Provinzialbehörde übertragen, welche ber die letzte Sen ionsrate verrechnenden 
Kaſſe vorgeſetzt iſt. (Ausf.Beſt. v. 5. 6. 1882, M. Bl. ©. 99. 


Anhang. 
1. Artikel VI und VII des Geſetzes vom 27. Mai 1907 Geſetzſamml. ©. 99) 


lauten: 
Artikel VI. 

Der Witwe und den Waifen eines Beanıten, welcher unter dem Vorbehalte des 
Widerrufö oder der Kündigung angeftellt geweſen iſt, ohne eine in den Befoldungsetats 
aufgeführte Stelle bekleidet zu haben, kann von dem Departementschef in Semeinfchaft 
mit dem Yinanzminifter Witwen- und Waifengeld bis auf Höhe berjenigen Beträge 
bewilligt werden, welche Ihnen auftehen würden, wenn der Beamte eine in den Befoldungs- 
etats aufgeführte Stelle bekleidet hätte; der Witwe und den Waifen eines folchen in 
den Ruheſtan verjesten Beamten jedoch nur dann, wenn dDiefem auf rund des 8 2 
Abſ. 2 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 eine lebenstängliche Penſion 
bewilligt worden war. 

Ürtifel VII. 


Diejes Gefeg tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Krait. 


2. Bezüglich) der Höhe der den Hinterbliebenen verftorbener Forfifchugbeamten 
zuitehenden Witwen: und Waifengelder vergleiche die Berechnung und Tabelle am 
Scluffe des Abfchnittes: „PBenfionierung“, IV G d. W. 


— — 


3. Über die den ‚Hinterbliebenen der infolge eines Betriebbunfalls geftorbench 
Beamten zuftehenden Unfairenten ſiehe unter „Unfallfürjorge“, IV H d. W. 


— — — 


4. Ergänzende Beſtimmungen über Witwen⸗ und Waiſenverſorgung. 

I. Berfahren bei Überweifung der Zahlung von Witwen und Waifengelbern infolge 
von Wohnungsveränderungen der Empfiangsberentigten. 

Tritt ein Wechfel in dem Wohnorte der Empfangsheredhtigten ein, und wünſchen diefe 
das Witwen» und Waiſengeld aus einer anderen als der bisherigen Kaffe zu empfangen, 
fo tft der Hierauf gerichtete Untrag an die lettere zu ftellen; erfolgt der Wechfel nach 
außerhalb des bisherigen Regierungs-Haupfaffenbezirkes, fo kann der Antrag aud direkt 
an die für den Bezirk des bisherigen Wohnortes zuftändige Regie ungs⸗Hauptlaſſe oder 
die Regierung gerichtet werben. (M. L. v. 19. 9. 1882, D. J. B. 14 ©. 208.) 

I. Weiterzahlung von Waifengelb während des Wufenthaltes in militäriſchen 
Erziehungsanſtalten. 

Die Weiterzahlung von Waiſengeld für die waien een ten Kinder verſtorbener 
Beamten findet ſtatt bei Aufnahme derſelben in die Militär⸗Knabenerziehungsanſtalt zu 
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Annaburg oder in eine aus Reichsmitteln unterhaltene UnteroffigierVorſchule. (M J. 
p. 18. 9. 1885, M. Bl. ©. 202 u v. 2. 3. 1891, M. BL ©. 30.) 


. 11. Belfügung von Geburts: njw. Witeken bei Beantragung von Witwen⸗ und 
Waiſengeldern. 
1. Den Anträgen auf Bewilligung bon Witwen⸗ und Waiſengeldern find Beizufügen 
bie ſtandes⸗ oder pfarramtlihen Beiheinigungen über: 
a) die Geburt und den Tod des verftorbenen Beamten, 
b) die Eheſchließung und 
ec) die Geburt der Witwe und der waifengelöbereditigten Kinder. (Ausf.⸗Beſt. v. 
5. 6. 1883, M. Bl. ©. 9.) 

Der Geburtsurkunden der Eheleute bedarf e8 jedoch dann nicht, wenn bie Geburts: 
tage des Mannes Bam. der Da in der HeiratSurfunde angegeben find, oder wenn nad 
der Zeit der Eheichließung bzw. bed Todes des Ehemannes e3 feinem Zweifel, unterliegt, 
daß die Che über 14 jahre beftanden hat und fomit eine Kürzung des Witwengeldes 
wegen bed Altersunterſchiedes der Eheleute ($ 12 des Gef.) ansgeſchloſſen ift. Im 
legteren alle, ebenfo wenn bei einer Türzeren “Dauer der Ehe die Witwe nicht mehr a 
15 Sabre jünger war als der Beamte, bedarf e8 auch der Sterbeurkunde des Ehemann 
nit. (Oberred.-Stamm. dv. 26. 3. 1903, M. BL ©. 106.) 

Sn Angelegenbeiten der Hinterbliebenen-Fürforge können an Stelle der bisher vor 
geleziebenen gebührenpflihtigen Auszüge aus ben Standesamtsregiſtern Fünftig 

efheinigungen in abgefürzter Dom beigebracht werden, weldde unter Siegel und Unter: 
ſchrift des Standesbeamten Toftenfrei ausgeftellt werden, die enticheidenden Tatſachen 
gehen und | die maßgebenben Daten in Büchſtaben ausgefchrieben enthalten. (F. M. u. 

Sofern der Beritorbene eine Witwe nicht Hinterlafien bat, ift don den Standes- 
beamten in der Beſcheinigung ein Vermerk darüber aufaunehmen, ob minbderjährige 
Kinder des Beritorbenen vorhanden find. Einer Angabe des Namens und Alters der 
er Kinder ea MM. 3 v. 3.6. nk m. ya 120) * 

. en Anträgen iſt die Kaffe gu bezeichnen, aus welcher die ( angsberechtigten 
dns Witmen- und — zu beziehen wünjchen. 


&t I- Bewilligungen für Witwen und Waiſen ans dem Unterfkügunssfends Kapitel 62 

el 9. 

1. Bei den Borfchlägen wegen Bewilligungen aus dem im Staatshaushalts - Stat 
porgefehenen Unteritügungsfonds Kapitel 62, Titel 9 für Witwen und Waiſen bon 
unmittelbaren Staatbeamten, denen ein Anſpruch auf die in der Novelle vom 
1. Juni 1897 (G. ©. ©. 169) feitgefekten Wittven- und Waifengeldbeträge nicht zuftebt, 
find folgende Grundfäße zu beachten: 

. Der Kreis der zu bedenkenden Witwen und Waiſen beſchränkt fich nicht auf die 
unter das Reetengeieh, vom 20. Mai 1882 fallenden Hinterbliebenen, da die Unzuläng- 
lichteit der bisherigen Berforgung fich gerade bei den lediglich an Witwenkaſſen Beteiligten 

eltend macht. Undererfeits können aus biefem Fonds nur foldhe Witwen und en 
edacht werden, welche an den Borteilen bes ———— teilgenommen hätten, wenn 
ihre Ernährer den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes erlebt hätten. 

Es iſt nicht beabſichtigt, nunmehr die —— aller durch die Novelle vom 
1. Juni d. 8. nicht betroffenen Hinterbliebenen na aßgabe ber jebigen Beitimmmngen 
allgemein von Amts wegen zu erhöhen, ſondern e8 bleibt abzuwarten, inwieweit diefelben 
mit bezüglichen Anträgen herbortreten. Die Bewilligung bon eine aus dem 
neu eingeftellten Fonds erfolgt ferner nur in Fällen von Hilfsbebürftigfeit. Cine ſolche 
ift, adgefehen bon befonderen Ausnahmen, nur dann anzuerkennen, wenn bie Geſamt⸗ 
bezüge der Hinterbliebenen — einerlei, aus welchen Quellen fie ftammen — hinter dem 
veneee aurüdbleiben, der ihren nach den Beitimmungen der Novelle dom 1. uni d. 38. 
zuſtehen würde. 

Demgemäß Hat ſich die Höhe der Suivendung je nad) der Qage des einzelnen Falles 
zu richten, und ift hierbei zu beachten, daß zunächſt nicht über bie Höchitheträge hinaus- 
gegangen wird, welche ohne Ullerhöchite Genehmigung bewilligt werden können, nämlich: 


1. für Witwen höherer Staatsbeamten . . . . von 833 ME. jährlich 
2, etatsmäßiger Subalternbeamten. „ 6123 „ » 
3 Unterbeamten . . „ 216 „ ” 


Sedenfalls aber iſt als Höchftgrenze ber an im alfgemeinen ber unter 
Borausfegung der Anwendung bed neuen Örjegeß zuftändige Betrag derart zugrunde 
zu regen, dab diefer Betrag unter Unrehnung aller Bezüge der Hinterbliebenen, fei es 
aus Mitteln des Reiches, der Bundesitnaten und einer unter Öffentlider Wıurtorität 
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errichteten Be orgungdanftalt oder aus Privatvermögen und fonftigen Einnahmen aller 
Art nicht überichritten wird. 

Die gedachten Anträge find zur Serminberung des Schreibwerkes in Nachivei ungen 
aufm menu en und mit den betreffenden Unterit pungögehuchen von begjerti en chörbe 
und Anftelt zu prüfen und mir einaureichen, ivel pe sun vergefehte © ar Örde 
bes derjtorbenen Mannes geivefen ift. (M . J. 3. 3 

2. Aus dem Unterftühungsfonds des Rapitet 62 Kit. % ronnen ben Sinterbliedenen 
aller vor dem 1. April 1907 verftorbenen aktiven Beamten unb PBenflonäre, ſowie ben 
Hinterbliebenen ber —* dieſem Zeitpunkte verſtorbenen, aber bereits vorher penſionierten 
Beamten im Falle der Bebürftigkeit Unterftüßuungen no Maßgabe ber vorhandenen 
Mittel bis zu dem Betrage gewährt werden, um welden ihre Witwen- und Waiſengelder 
hinter denjenigen Bezügen zuridbleiben, welche Ihnen nach Maßgabe der Beltimmungen 
des — bom 27. 5. 1907, Setreffend die Abänderung des Witwen» und Waifen- 
I 0 Selten, 1 und A F 8 des jetzigen Penfionsgeſetzes zuftehen würden. (Begröp- 3- 


— alle de Betr feit würden hierbei ſolche Witwen und Waiſen in, Frage 
kommen, welche vorbehal der Beſchränkimg des 8 Br nicht ein nn des bon 
mindeſtens 300 ME. Degiehen, oder deren Männer noch nicht die Hö Iipenfion / 
penfonafäbigen Dienfteinfommens zur Zeit der —— bzw. Todes) 682 o 
haben oder zu deren Deanige berehtigt ge geive en find. —— vdeben auch die 
Koatfen zu „pradfätien fein. (Berg Erlaß M. 0,WVG Anhang 
&rläuterg. 3 

V. ei * m afw. von Unterflühungen für — und ainder verſtorbener Sorft- 
Keamien aus Kapitel 4 (Titel 3) des Forſtverwaltungdetat 

Die Gewährung fortlaufender Unterftügun gen und bie a ai bereite 
bewilligter Beträge, jowie der Kindererziehungsgelder darf nur mit 
des Miniſters Ertl en. Dagegen können die Negierungen die einmal Betoiligeen Bean 
nad bewirkter Feititellung der noch fortdauernden Hilfsbedürftigleit und Würdigfeit ben 

betreffenden Berfonen nad) Ablauf der Bemwilligungäfriften mit Vorbehalt des Widerrufes 
unter den Bedingungen der erften Bewilligung auf beitimmte Zeitdauer (3 618 5 Jahre) 
felbftändig weiter beiwilligen. 

Die Regierungen find ferner ermächtigt, Pe Bedarf einmalige Unterftügurngen 
an Forſtbeamten-⸗Witwen und »-Waifen ſowie an penflonterte Forſtbeamte 
tetftändig zu beiwilligen. 

Bet der Gewährung von nee en it folgendes zu beachten: 

Erwachſenen Kindern bet orbener % d da, wo die Mutter noch lebt, 
Unterfidbun en wicht N geivä hren, und * ieneen in Bedarfsfallen nur der letzteren, eine 
te ng zu beiwilligen fi 

Als Regel gilt, ba I ufe eines DA für die felbe Perſon zwei⸗ oder mehr- 
malige Unterftügungen, deögleichen an onen, welche reits eine fortlaufende Unter⸗ 
ſtũtzung an are außerordentliche Unt —A nicht zu bewilligen ſind. Ausnahmen 

ierbon nur unter ganz beſonderen Berbältniffen zuläffig, wen in Krankheits- oder 
jei Tonft Ken Unfällen vorüber Ion: eine giöhen | ilfsbedürftigkeit eingetreten fit, 

Grundſatz ift Feftzul alten, daß Unterfin ungen, ſowohl fortlaufende es ein⸗ 
maliee und Seinbererziehungögelder immer a erjentgen Regierung beantragt bzw. 
an nr en und berrechnet werden, in bereit Bezirk die Unterfiüägungsempfänger wohnen, 
un t „on n be Re sale, 7 re der verſtorbene Beamte zulett angehört hat. 
{ . 1881, 


.— — .— — — — 
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Geſetz vom 6. 2. 1881, betreffend die Zahlung der Beamtengehälter 
und Beitimmungen fiber das Gnadenquartal. 


81 und 2, Die Dinterbliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine 
etat3mäßige Stelle bekleiden und ihre Befoldung aus der Staatskaſſe vierteljährlich 
im voraus beziehen, erhalten für das auf den Sterbemonat folgende Dieteljahr noch 
die volle Beſoldung des Verſtorbenen (Gnadenquartal) nach Maßgabe der Kabinetts⸗ 


23* 
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order vom 15. 11. 1819 (G. ©. 1820 ©. 45), auch wenn derfelbe nicht im kollegia⸗ 
liſchen Verhältniſſen geftanden Hat. | 
1 &3 Tommt alfo nicht darauf an, ob die Hinterbliebene Witwe oder die ehelichen 


Rachkommen eines verftorbenen Beamten oder Benfionärs fich bei dem leßteren aufgehalten 
haben oder nit. (Vgl. M. Erl. v. 16. 1. 1855, M. BL €. 1.) 


8 3. Hat ein verftorbener Beamter (8 2) eine Witwe oder eheliche Nachkommen 
nicht hinterlaffen, fo fann mit Genehmigung des Berwaltungschef3 das Gnadenquartal 
außer den in der Kabinett3order vom 15. 11. 1819 erwähnten auch folchen "Ber: 
fonen, welche die Koften der legten Reanheit und der Beerdigung bejtritten Haben, 
für den Sal gewährt werden, daß der Nachlaß zu deren Dedung nicht ausreicht. 


— —— 


Die vorerwähnte Kabinettsorder vom 15. 11. 1819 jebt feft, daB nur dasjenige, 
was die Hinterbliebenen eines Beamten an Befoldung, außer dem GSterbe: 
quartal, erhalten, für diefelben Gnadenbewilligung if, — daß auf letztere 
Tein Gläubiger des Berftorbenen Anfpruch Hat — daß folche der Regel nad) 
nur der Witwe, den Kindern und Enteln, ohne Rüdficht, ob fie deſſen Erben 
find oder nicht, zufteht, daß aber den Miniftern als Departementschef3 freigelafjen 
ft, im Falle der Erblaſſer der Ernährer armer Eltern, Gefchwifter, Geſchwiſter⸗ 
Linder oder Pflegeeltern geweſen ift, ausnahmöweife denſelben das Gnadengehalt 
anzuweifen, und die Minifter jedenfalls befugt fein follen, die Verteilung desjelben 
unter die Hinterbliebenen zu regulieren und deſſen Verwendung zu beſtimmen. 
Zugleich wird genehmigt, daß Diele Beſtimmungen wegen des Gnabengehalts auch 
auf die Snadenpenfion, welche den Hinterbliebenen des Penſionärs außer dem 
Sterbemonat bewilligt ift, angewendet werben. 


ı Gnaben-Gebührniffe. 
Bu den Gnaden-Gebührniffen find zu rechnen (M. L. v. 6. 5. 1881): 

a) Das Gehalt. 

b) Das Berbleiben in der Dienſtwohnung oder, fall8 der VBerftorbene nicht im Benuffe 
einer folden gewefen tft, die Mietsentſchädigung der Förſter bzw. der Wohnungs 
gelbau chuß der volldefoldeten Waldwärter. } 

c) Die Nedierförfter- und Hegemeifter-Zulagen und die Stellenzulagen der Förſter 
und vollbefoldeten Waldwärter. 

d) Die zum Dienftaufwande zählenden Bezüge einzelner Fl zur Haltung eines 
Dienttpferdes oder Annahme von Sorftichutbilfe und von Kabnunterbaltungszulagen 
nur dann, wenn die Hinterbliebenen während des Gnadenquartals fämtliche dahin 
gehörige Koften tragen und ſich hierüuber mit dem Stellvertreter einigen. 

— Diefe Zeſtummung findet auch Anwendung auf die Dienſtaufwands⸗ 
Entſchaͤdigungen. In tzen Fällen, in denen dem mit der Wahrnehmung des 
Dienſtes während bes Gnadenquartals beauftragten Beamten aus diefem Anlaſſe 
nachweisbar befondere Unkoften entftehen, und eine Einigung auiien den Hinter- 
bliebenen und dem Stellvertreter nicht erzielt werden Site yat die Königl. Ne 

icrung darüber Entiheibung zu treffen, weiche Koften für dienftlide Aufwendungen 
dem Ötellvertreter aus der Dienftaufmands-Entfhädigung zu erftatten find. 

Für den Sterbemonat ift die Dienftaufmands-Entfhädigung in allen Fällen 
den Hinterbliebenen zu belaffen oder, falls die Zahlung noch nit ftattgefunden 
bat, zu zahlen. (M. 2. v. 17. 6. 1903 — III 6875.) — 

e) Das freie Feuerungsmaterial. Dasfelbe ift den Hinterbliebenen für den Sterbe⸗ 
monat und das Guadenquartal fortzugewähren. Demzufolge haben die Hinter: 
bliebenen, wo Geldentfhädigung ftatt des Freibrennholzbezuges gegeben wird, 
Anſpruch auf diefe Geldentfhädigung bis zum Schluſſe des Gnadenquartals, und 
zivar auf %,9 des Jahresbetrages Il eden der fichen Wintermonate Cftober bis 
einschl. Upril und auf !/,, des resbetrages für jeden der fünf Sommermonate 
Mai bis einfhl. Schtember. Dagegen liegt den Hinterbliebenen, insbeſondere, 
wenn fie ein Dienftetabliffement während des Gnadenquartals inne haben, die 
Pflicht od, die für den Dienst beftimmten Räume, wenn erforderlich, zu Heizen, 
mögen fie freies Feuerungsmaterial oder Geldentihädigung dafür beziehen. 

I) Die Nutzung des Dienftlandes gegen Zahlung des Nutungsgeldes bis zum Ablauf 
des Gnadenquartals. 
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(& d Begen der Dienſtwohnung beſtimmt die Kabinettsorder vum 27. 4. 1816 

.©. ©. 134): 

daß nah dem Abſterben eines Dffizgianten die Seſſions⸗ und WUrbeitsftube ohne 
Verzug geräumt, infofern bie legtere aber fo belegen tft, daß fie nicht füglich von 
der Familienwohnung abgefondert werden kann, eine andere Stube zum Arbeits⸗ 
zimmer eingeräumt werben fell, und daß die Familie des BVerftorbenen demmdchft 
auch für die Dauer ber Gnadenmonate in der Dienftwohnung bleiben darf. Sollte 
bei Ablauf des lebten Monats wegen des damit nicht übereintreffenden Miets- 
quartal3 das anderweite Unterlommen der Yamtlie Schwierigkeiten finden, fo fol 
folhe entweder mit dem früher eintretenden MietSquartal die Wohnung räumen 

. und durch den Dienftnachfolger für die Monate entſchädigt werben, für welche ihr 
agent die freie Wohnung noch zulommt, ober die Familie fol bis zum nächſt⸗ 
ß genden Mietsquartal darin belaften werden und nur verpflichtet fein, dem Nach⸗ 
olger im Dienft ein gewöhnlichen bſteigequartier für feine Berfon und einen oder 
mebrere Domeitifen einzuräumen. 


2 Blänbung der Gnaden⸗Gebührniſſe. ' 

a) Die Benfionen der Witwen und ned und die denjelden aus Witiven- und 
Waiſenkaſſen zufommenden Bezüge, bie Erziehungsgelder und Studienftipendien unter: 
liegen der Pfändung nicht 518 zum Betrage von 1500 Mk. Über diejen Beh iſt der 
dritte Tell des — der Pfändung unterworfen. ($ 850 d. 8.⸗Pr.O., XI D d. W. 

b) nad) der Snftruftion v. 26. 11. 1832 (Jahrb. 40 ©. 447) tft anzunehmen, ba 
das mit dem Tode bes Beamten fällige Gehalt in das Eigentum des Beamten 
übergegangen ſei, daß bie empfangene ober [altige Solbung zur Erbſchafts maſſe ge- 
höre, und daß die Erben, fomwie die Gläubiger des Verſtorbenen mit ihren Anſprüchen 

Hlofien werden können. 


barauf nicht ausgeſ 
b ene feinem Leben dur Selbitmord ein Ende gemadt, kann bierin 


der Beritor 
nichts ändern. (Y. M. Erl. v. 12. 8. 1853, Herif. ©. 815.) 


* Erg zur Nachlaßmaſſe des Berfisrbenen gehört bzw. als Gnadenbewilligung an- 
zuſehen iR. 

Stirbt ein Beamter, welcher da8 Gehalt 3. B. für das erjte Quartal de Kalender⸗ 
jahres in Empfang genommen bat oder hätte empfangen können, im Januar, fo gehören 
die Gehaltsbeträge von, den Monaten Januar, Februar und März (welche das Sterbe- 
quartal im Sinne d. 4. 8. ©. vom 15. 11. 1819 ausmachen) zur Nachlaßmaſſe des 
Berftorbenen, und dag Gehalt für den Monat April ift die Gnadenbewil gung 
für die Hinterbliebenen. Erfolgt der Todesfall im Februar, fo gehört das Geha 
von den Monaten Febrnar und März zum Nachlaſſe, und den pinterbtiebenen gebührt 
das Gehalt fiir die Monate April und Mai aß Gnadenbewill gung. 

Stirbt der Beamte aber Im März, fo fällt nur da8 Gehalt dieſes Monat der 
Nachlaßmaſſe äh, und das Gehalt für die Monate April, Mat und Juni madt das 
Se 8 für die Hinterbliebenen. (Erl. v. 2. 6. 1820 v. Kampk, Ann. S. 226. — 

errf. ©. 815. 


4 Uniprüde anf Gnabden-Gebühruifle in beſonderen Fällen. _ 

a) Den Hinterbliebenen eine8 fuspendterten Beamten fteht der Anfprud auf 
das Gehalt ded Sterbemonats oder Sterbequartal® und auf da8 Gnadengehalt in allen 
Fällen zu, wenn nicht der Berftorbene durch ein jdon während jeine? Lebens rechtsträftig 

ervorbenes Erkenntnis feines Amtes entfetzt worden war. Für den Sterbemonat erhalten 
ie nur basjenige Eintommen, weldes der Beritorbene während ber Suspenfion felbit be- 
zogen bat; für die außer dem Sterbemonat zuläffigen Gnadenmonate iſt ihnen jedoch, und 
zwar ohne Unterſchied, ob lettere mit dem Sterbequartal ganz ober teilweiſe zufammen- 
fallen oder nicht, das dolle Einfommen der Stelle, wie der Verſtorbene folches vor feiner 
Amtsfuspenfion bezogen hatte, aljo in bderfelben Urt wie ben Hinterbliebenen anderer 
Beamten gleicher Kategorie und ohne Abzug für etwaige Bertreiungskoften, zu gemähten. 
Erl. dv. 20. 3. 1839, v. Kamptz. Ann. ©. 3; v. 26. 5. und 28. 7. 1841, M. Bl. ©. 15% 
und 204. — Herif. ©. 810.) 

b) Den Erben eines Beamten, welder vor der. Entſcheidung über die von 
ihm eingelegte Berufung gegen ein feine Dienftentlaffung auälprerhenbes Dis zi⸗ 
plinar⸗Erkenntnis ftirbt, iſt die wahrend der Suspenſion des Erblaſſers vom Gehalt 
eingebaltene, pältte be8 Dienfteinfommens unverkürzt nachzuzahlen. (B. 2. v. 
3. 5. 1876, M. Bl. ©. 123.) 

e) Den Hinterbliebenen eined Beamten, deſſen Penfionterung bon einem 
beftimmten Beitpuntte ab bereit8 verfügt war, ber aber dor Eintritt des Beitpunftes ver- 
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en ijt, wird das Gnadengehalt ohne Rüdficht auf die fehon beſtimmte Benfionierung 
—* den für bie aktiven Beamten geltenden Grundſätzen gewährtt (M. J. und F. WM. 
v. 2. 6. 1883, M. BL ©. 144.) 

d) Die Bewilligung de Gnadengehalts iſt nicht davon abhängig, ob Der ver- 
ftorbene Beamte definitiv oder interimiftifeh oder auf Kündigung — in ber etat3- 
mäßigen one — angeftellt gewwefen it. (3. 8. v. 17. 2. 1860, M. DI. ©. 68. — 

e) Den Hinterbliebenen eines verſtorbenen Beamten, deflen Gehalt nach dem 
Syftem der Dienftalteräfiufen geregelt wird, fteht ein Anfprud auf das Gnadengehalt 
nach Höhe desjenigen Gehalts zu, welches ber Beamte bei feinem Ableben feinem Dienft- 
alter nad zu beziehen gehabt hätte, weungleid) die Bewilligung der entſprechenden 
Zulage bei Lehzelten nicht mehr erfolgt it. 

der die Snaden-Sebührnifie der Penſionäre vgl. 5 31 des PBenf.Bei- 
v. 27. 3. 1872, Abſchnitt: „Penfionierung”, IV Gb. W. 
) a monatsbetrage find auch von allen denjenigen Unterftügungen zu 
ewäbren, weldye: 
8 1. auf Grund des 5 16 Nr. 2 des Tisziplinargefehes dom 21.7. 1852 ben entlafjfencı 
Beamten, —55 — ob auf Lebenszeit oder nur auf gewiſſe Jahre zuerkannt worden 
find, weil diefe Unterftügungen im weſentlichen die Eigen chaft einer Benfion haben. 
Bon den nur auf Zeit beiwilligten Unterftüßungen der in ſtehenden Art ift 
indeffen eine Gnaden⸗Gebuhrnis nur dann zu beivilligen, wenn der Tod bes ent- 
lafſenen Beamten noch in die Beroilligungstrift fällt; 

2. im Gnadenwege al3 Ruhegehalt bzw. al Stiftspenflon — letztere aus bem Fonds 
ber Bertvaltung des Innern: „zu Penfionen und Unterftügungen für Witwen und 
verwaiſte Töchter von Staatsdeamten” — bewilligt werben. _ 

Bon fonftigen Unterffügungen, auf beren Gewährung ein Redhtsanfprud nicht beiteht, 
find ®naden-Webührniffe nicht zu gewähren. (M. 2. v. 10. 6. 1891 und F. M. v. 
Der —8 Genen ber fſehe Einſchluß der als chilf 

h) Den Hinterbliebenen der Forſtaufſeher, wit Cinſchluß der a ee en 
eines Oberen befchäftigten, ni AR solle diätarifche Remuneration für en Seide: 
und ben Gnadenmonat aus der StaatSlaffe gewährt. (U. 8. O. v. 18. 4. 1855, M. DI. 
©. 133 und M. 2. v. 20. 4. 1900, D. J. B. 32 ©. 234.) 

5 Die Bablung ber Gnaden-Gebährnifie erfolgt aus derſelhen ‚Kaffe, aus weicher 
der Berftorbene fein Einkommen empfing. 

Zum Biwede der Zahlung der Gnaden⸗Gebührniſſe ijt von den Sinberöliehenen ein 
Auszug aus dem Gterberegiiter bed Standedamts der vorgeſetzten Behörde des Ber- 
fiorbenen oder der zahlenden Kaffe einzureihen. Das Standesamt Hat den Auszug 
unentgeltlich auszuſtellen. 

© Die Bezüge des Guadenquartals ſind bei Veranlagung der Hinterbliebenen von 
Beamten und Benfionären zur Einkommenſteuer ganz außer Untechnung zu laſſen. 
(%. M. v. 26. 1. 1887, M. Bl. 1889 ©. 6.) 


— — — — — — — — 


L. Stiftungen für Zorſtbeamte und deren 
Hinterbliebene. 


1. Die u. Reuh⸗Inbilarſtiſftung (A. K. O. v. 12. 1. 1863 u. F. M. v. 21. 2. 1863, 
M. BL. ©. 106) nur Erziehung Hedürftiger Waiſen verdienter Tönigl. Forſtbeamten. 
Aus den Erträgen Stammtlapitals ift je eine $relitelle in der Waifenverforgungs- 
anftalt zu Klein-@lienide und im Potsdamer Bivil-Waifenhaufe errichtet. 

Die Stift nedftellen find zu verleihen an bedürftige und würdige Söhne folder 
nerftorbener dnigl. nen: welche fih du befriedigende Leiftungen bei Der 
Forſtwerwaltung (durch Beſcheinigungen des betr. Oberförfterd und Forſtinſpeltionsbeamten 
darautun), insbefonbere aud) durch erfolgreiche Kulturen und Walöpflege verdient gemacht 
gaben. Dabei haben aber die Bewerber den reglementsmäßigen Yufnahmebedingungen 

ex betreffenden Wnftalten zu genügen. Die Bewerbungen find an da3 Kuratorium, 
welches aus dem eriten tednifden Forktbenmten, dem Minifterial-Degernenten für das 


L. Stiftungen für Forſtbeamte und deren Hinterbliebene. 359 


te 32) Nechnungswefen und dem Juſtitiarius für Forſtſachen beiteht, zu richten. 
(Sci. . 54. 
2. Die Burfharbt-YJubiläum-Etiftung in Haunever (U. 8. O. v. 25. 1. 1880, Statut 
v. 19. 11. 1878, D. J. B. 13 ©. 6) zur Unterftübung bon unbemittelten Hinterbliebenen 
beutfcher Yorftbeamten im Staats, Kommunal» und Privatdienfte. Die Gewährung der 
Unterftügungen, in ber Regel der einzelne Sa nicht über 100 ME. jährlich, erfolgt im 
Laufe eines „Jahres zweimal, und zwar zum 1. April und 1. Oftober. Außergewöhnliche 
Unglüdsfälle, bei denen ſchuelle Hilfe not tut, Zönnen jederzeit Berüdfichtigung finden. 
Die Hälfte der zu Unterftü ung jäbrlih zu bertvendenden Summe foll an Hinterbliebene 
von Forſtbeamten in der Probinz Hannover verteilt werden. 

ntröge find an den „Verwaltungsrat der Burkhardt⸗Jubilaum⸗Stiftung in Hannover“ 


. Die Seybertä’ige Auguſt und Minchen⸗Stiftung (U. K. O. v. 16. 7. 1880, Statut 
vb. 24. 4. 1880, D. J. B. 13 ©. 115) zur Ausbildung von Kindern bon Forſtſchutzbeamten 
im Regterungsbezirt Wiesbaden. Die ftiftungsgemäße Geldunterftühung wird in ber 
Regel in der Form bon Stipendien auf ein oder mehrere Jahre im Betrage bon 60, 90, 
120, 150, 180 und 200 ME. den Waifen und Iegitimen Kindern von Witwen ber Forſt⸗ 
ſchntzbeamten im NegierungSbegirt Wiesbaden gewährt. Sind ſolche nit vorhanden ober 
ausreichend unterjtügt, fo fünnen ac olche Kinder, deren Vater noch lebt, Unterjtügung 
erhalten. Kinder, deren Väter Mitglieder der Stiftung find, baw. bis zu ihrem Tode 
waren, geniehen das Vorrecht. itglieh Tann jeder Forſtſchutzbeamte im Staats, 
Kommunal oder Privatdienſt innerhalb des Regierungsbezirks Wiesbaden werben, wenn 
er einen jährlichen Geldbeitrag von mindeltens 50 Prennig Ieiftet. Erfolgt ber Beitritt 
zur Stiftung nicht im Laufe des eriten Kane der definitiven Anſtellung als Forſter 
oder Waldwärter, fondern erft fpäter, fo iſt ein KintrittSgelb von 6 (von Verheirateten) 
bzw. von 3 ME. (von Unverheirateten) & aablen. 

Die Geſuche um Verleihung eines Stipendhums find an das Kuratorium, zu Händen 
des Oberforitmeilters in Wiesbaden, zu richten. 

4, Biibelm-Stiftung (M. 2. v. 14. 4. 1881, D. J. 8. 13 ©. 161), auß Ver⸗ 
anlafjung ber Feier der goldenen Hochzeit St. Majeftät des Kaifers und Königs Wilhelm 1. 
begründet, bezwedt die Gewährung von Unterftügungen bis zum jebesmaligen Jahres⸗ 
betrage von 350 ME. an vorzugsweiſe würdige und bedurftige Söhne verſtorbener Forſt⸗ 
I mten, welde im preußiſchen Staatd-, Kommunal und Brivatdienft angeſtellt 
baw. angejtelit geweſen Pi ‚ während des Beſuches ber Forſtſchule 8 Gr. dnebeck 
und für er de8 Eingebens derfelben eventuell während des uches ähnlicher 

ortbilbungsen talten des Preußifchen Staates. Der unterjtüßungsbedärftige Bewerber 
muß im bon 14 bis 19 Jahren ftehen. 
ln Unterftüßungen find an den Borfinenden des Kuratoriums, den jebes- 
maligen O tmeifter bei der Regierung in Potsdam, sichten. 

über Bergünftigungen für den Beſuch der Fort etzlingsſchulen ſiehe 
Anm. 2 zu 5 8 der mungen v. 1. 10. 1905, ha a 15. ®. 

5. Die Kronprinz Friedrich Wilhelm. und Arenprinzeifin Biltoria⸗Forſtwaiſen⸗Etiftung 
(A. N. DO. v. 17. 1. 1887, Statut v. 1. 12. 1886; D. N B. 19 ©. 75) aus Beranlaffung 
der Feier der filbernen Hochzeit Ihrer Kaiferliden und Königlichen Hoheiten des Kron⸗ 
prinzen Friedrich Wilhelm und der Frau Kronprinzeſſin Biktoria des Deutſchen Deich? 
und von Preußen begründet. Diefelbe bezwedt bie Unterbringung der Kinder veritorbener 
d er Forſtbeamten des Staat, Kommunal» ober Prinatbieniteß in_bereit3 beitehenden 
Baijenhäufern oder in peeigneien Hamilien. Für die Auswahl der Stinder iſt der Grad 
ah De 2 eit der Hinterbliebenen und die Würbigleit ber betreffenden Forſtbeamten 

ebend. 

De hiernach eintretende Fürſorge wird in der Regel bis nad) vollendeten ſechzehnten 
Vebensjahte des Kindes germährt. 

nträge find an bie Berwaltung der Stiftung, zu Händen des jedesmaligen Ober: 
landforſtmeiſters, zu richten. J 

Hat das Stiftungslapital durch Hinzurechnung eines Teils der jährlichen Zinſen 
und etwaiger weiterer Zuwendungen die Höhe von 300000 ME. erreicht, fo iſt die Be- 
gründung eines Forſtwaiſenhauſes in Ausſicht genommen. 

6 Ferkwei enverein. r am 1. Februar 1902 auf Anregung der Frau Oberland⸗ 
forjtmeifter Wefener gegründete Forjimaifenverein bat ſich die Yürforge für ganz oder 
teilweife verwaiſte oder föniglich preußifcher Forſtbeamten zur Aufgabe geitellt. 
Den Schwerpuntt feiner Tätigkeit verlegt er in die Zeit nach Griebigung der Schule und 
ift namentlid) bemüht, ben bermwaiften Töchtern bei der Ausbildung zu einer jelbftändigen 
Erwerbstätigkeit und zur Erlangung entiprechender Lebensſtellungen behilflich) zu ſein, 


zu 
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auch follen an ſolche Forſtwaiſen ausnahmsweife bare Geldunterftügungen auch zu 
anderen Biveden, insbefondere zur Linderung augenblidlider Rot, gewährt werden. Tyür 
Schulkinder werden nur ausnahmsweife Unterjtüßungen gewährt. 

Mitglied des Vereins Tann jede Frau oder fonftige Angehörige eines Töniglich 
preußiſchen Forftbeamten werben, welche ſich zu einem Ditglieberbeittag von 3 ME ver: 
pflichtet. Aber auch Fonſtbeamte ſelbſt und edeldenkende Freunde der grünen Farbe 
lonnen Mitglieder werden. 

Der Berein hat feinen Sig in Berlin. In jedem Regierungsbezirk führt eine der 
Frauen der Negierungsforftbeamten, in ber Pegel die Frau Oberforitnleifter, daß Amt 
einer Bertrauensdame. 

Den Bertrauenddamen liegt ob: die eingiehun von Erkundigungen über die ber 
Dürforge bedürftigen Forſtwaiſen ihres Bezirkes, die Auswahl der paffenhiten Berufsart, 

ie Drientierung über Aussildungsanftalten in ber Provinz, Ausfindigmadgen 
ceigneter ilien zur Unterbringung von Watfen, ferner die Stellenbermittelung und 
‚ar orge für den Schuß junger Mädchen, ſowie die Rorrelponbeng über die Wahl der 
Mittel zur Erreihung der Vereinszwecke mit den Berliner Vorſtandsmitgliedern, endlich 
das Einziehen und Abführen ber — und das Anwerben neuer —— ieher. 

Wer etwas von dem Forſtwalſenverein haben: will, wendet ſich daher zmedmäßig 
zunächſt an feine Bertrauensdame. 

Während der kurzen Zeit des Beſtehens hat der Verein bereits eine ſehr ſegensreiche 
Zätigfeit, namentlich aud für die Förfterwaifen, entfaltet. Der Beitritt kann daher 
dringend empfohlen werden; denn nur bei einer großen Mitgliederzahl bleibt der Berein 
dauermb in der Lage, den an ihn immer mehr herantretenden Forderungen gerecht zu 
werden. 

Anmeldungen find an die Frau des Revierverwalters oder unmittelbar an die 
Bertrauensdame des Bezirkes (Frau Oberforftmeifter) zu richten. 

7. Die König Wilbelm-Etiftung für erwahlene Beamtentöcdter, gegründet am 
22. 3. 1881, unter dem Proteftorate Str. Majeftät des Kaiſers und Königs jtehend, ver- 
folgt den Zweck, die Wohlfahrt der erwachſenen Töchter aller derjenigen beritorbenen 
preußifchen Staatsbeamten zu heben, welde im Bereiche ber Sivilverwaltung eine 
höhere oder eine Subalternftelle bekleidet Haben. Die Stiftung ſucht ihr Ziel zu erreichen, 
indem fie an I gebliebene, mindeſtens 17 Jahre alte Töchter folcher Beamten 
einmalige oder laufende Unterftügungen zur Berbeilerung ber wirtfchaftlidenr Lage 
bewilligt oder Stipendien zur Förderung der Ausbildung in einem wiſſenſchaftlichen. 
eünkteriichen oder techniichen Fache emähtt, Auch zur Aufnahme von Beamtentöchtern 
in Kranken⸗ und AlterSperjorgungs-Anftalten können Beihilfen bewilligt werden. 

Der Sit der Stiftung ie in Berlin. Die Verwaltung führt ein aus drei Mitgliedern 
beitehendes Kuratorium, welches von St. Majeſtät ernannt wird. Dem Kuratorium fteht 
in jeder Provinz, und zwar am Orte des Ober-Präafidiums, eine Provinzial⸗Kommiſſion 
zur Seite, deren Organe ald Vertrauensmänner fi) über die ganze Provinz verteilen. 

due find an das Kuratorium, Berlin C., Königl. Scloh, Am Luſtgarten Nr. 3, 
zu richten. 

„8. Regler-Etiftung zur Unterflüguug verwailter Töchter Königlich Preubiſcher Ober- 
förfter. Sit ber Stiftung it die Königl. Preußifche Forſtakademie Eberswalde. Die 
Verwaltung der Stiftung wird bon dem jebesmaligen Horftafabemiedirektor unter Aufficht 
des Herrn Miniſters Landwirtſchaft, Domänen und Forſten geführt. Zweck der 
Stiftung iſt die Unterſtützung verwaiſter und unverehelichter Töchter ſolcher Königlich 
Preußiſcher Oberförfter bürgerlichen Standes, welche bis zu ihrem Tode bzw. ihrer 
Benftonierung im Regierungsbezirk Pofen eine Königlich Preußifche Staat8-Oberförfterei 
verrvaltet haben. Der für die Gewä rung bon Unterftüßungen vorläufig verfügbare 
jährliche Betrag beträgt 60 ME. Derſelbe foll bis auf weiteres alljährlich zum 1. Oftober 
bergeben werden. Anträge auf Gewährung der genannten Unterftügung find unter Dar: 
legung der perfönlichen Verhä ee an die Forſtakadmie Eberswalde zu richten. 

. Das Militär-Stnaben-Erziehungs-Fnftitut zu Annaburg (Provinz Sachſen) gewährt 
ben Söhnen don Inhabern des Horftverforgungsfcheines bis zur erfolgten 
Konfirmation oder dis zum vollendeten 15. Lebensjahre unentgeltlih eine Derartige 
Orgiehung und fhulmiffenfchaftlicde Ausbildung, daß fie bei ihrem Ausjceiben aus ber 
Schule zum Eintritt in die Unteroffiziervorfchule bat. die Schiffsjungendidifion oder zur 
Ergreifung, eine8 bürgerlihen Lebensberufes befähigt find. 

Die Uufzunehmenden dürfen in der Regel nicht unter 11 und nicht über 12 Jahre 
alt fein. Die Unmeldung darf früheftens erfolgen, wenn der Knabe 10 Jahre alt 
getvorben ift. Die Einberufung findet nach den frei werdenden Stellen und dem Grade 

er Berechtigung ftatt. Es können nur Snaben aufgenommen werden, die frei find von 
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wefentlihen körperlichen Fehlern oder Anlagen zu chroniſchen Krankheiten. Während des 
Ran an in der Anftalt eintretende Krankheiten uſw. begründen feinen Anfpruch auf 
gung. 

Die katholiſchen Knaben find zurzeit in den Tatholtihen Watfenhäufern in Erfurt, 
Böhle in Weltfalen, Grunhof bet ‚Regenimalbe in Bommem und in Breslau untergebradit. 
Eine militärifche Erziehung, wie in Unnaburg, findet nicht Statt. Im übrigen gelten bie 
gleichen ann en wie für die Knaben der Anftalt in Annaburg. 

Aufnahmegeſuche find deshalb auch an bie Anftalt in Annaburg zu richten, welche 
Anmeldemufter und Einzelbeftimmungen auf Untrag koſtenfrei veraßlo gt. Die Haupt» 
ae erfolgt zu Oftern; doch müfjen die Anmeldungen bereit3 vor Weihnachten 

wirkt fein. 

Ob die Inhaber des Forſtverſorgungsſcheines im Staats⸗ Kommunal- oder Privat> 
dienſte befchäftigt find, tft ganz —— 

10. Freiſtellen bei ber Königlichen Taubſſummen⸗Anſtalt zu Berlin für Kinder von 
7 618 10 Fahren werben auf Antrag und Anmeldung bei dem ‚Probingla Hulkollegium 
au Berlin bis zum 1. Oftober j. Is. don dem Mintfter für geift ide Angelegenheit behufs 

teilung des Unterrichts verliehen. (M. g. U. v. 25. 5. 1882, Schl. I ©. 56.) 

11. Bon ber Königl. Breukiichen ——— — find in früherer Zeit mit Aller⸗ 
öchfter Ermächtigung einige Freiftellen für Hinterbliebene von goritbeantten aus ange- 
mmelten en bei dem Forſtbeamten⸗ Witwen- und Walfen-Unterjtüßungsfondg 
gegründet, n : 

a) 4 Freiſtellen bei dem Zivil⸗Waiſenhauſe zu Potsdam für Söhne verftorbener Forſt⸗ 
vermaltungs und Forſtkaſſenbeamten. Die unjtalt gewährt den Böglingen 
Symnafialbildung, und find nur vollſtändig gefunde Knaben im Wlter von 8 bis 
14 She aufnahmefähig. (M. 2. v. 23. 4. 1898, III 1164.) 

b) 8 Freiſtellen in ber Ienberforgung8-Vnftalt u Klein⸗Glienicke für Yörfterföhne. 
en erhalten eine über den gewöhnlichen Elementarunterricht etwas hinaus⸗ 
gehende ung. 

e) 4 Freiſtellen bei dem evangelifcgen Johannisſtift Ei Berlin (Plötenjee) für Förfter- 
öhne. Der Unterricht verfolgt das zu b engepe ene Biel. 

d) 2 Stiftsftellen bei dem Wilhelmsftift zu ˖ Eharlottenbur I Witwen und Töchter 
höherer Forſtbeamten. Die Eintretenden müffen ein Na rliches Einkommen von 
300 ME. nachweiſen. 

Diefe Stiftungen reffortieren vom Miniſterium für Landivirtfchaft, Domänen und 
— Anträge find zunächſt an die betreffende Königliche Regierung zu richten. 
(Forſt⸗ u. Je dfol. vd. Neumeiiter u. Behm.) 

12. Etiftung für Söhne von Sorfiihugbenmten in den vormald Fürſtlich Raflan- 
Searbräden’ihen Zandesteilen des Regierungsbezirted Trier, hervorgegangen aus ber bonı 
Bürften Ludwig zu Naffau-Saarbrüden begründeten Ludodicianifchen Jägerei⸗ 
Witwen⸗Kaſſe. Das betreffende Statut datiert don 28. 1. 1847. 

Bon den zurzeit mit 200 ME. verfügbaren Binfen wird eine Hälfte zur Unterſtützung 

eines Yoritlehrlings der Schußbeanitenlaufbahn, die andere Hälfte zur Unterftügung don 
Förſterſöhnen während des Beſuches eines Gymnaſiums, einer Neal oder Gewerbeichule 
verwendet. Die Berleihung erfolgt durch den Bräfidenten der Regierung zu Trier. 
Meumeiiter u. Behnt.) 

18. Die Bielau-Stiftung, verwaltet dom —— des Kreiſes Torgau, gewährt 
jungen Leuten, welche die niedere forftlicde Laufbahn eintchlagen wollen, Jahresſtipendien 
von 250 bis 300 ME. zum Eintritt in die Lehre bei einem höheren vermwaltenden Forſt⸗ 
beamten, bzw. zum Beſuch einer Korftlehrlingsfhule. Es werden jährlich, für die Beit 
vom 1. April bis 31. nlärk, fünf Stipendien ausgegeben, und zwar drei für Bewerber, 
welche fih dem Staatsforftdienfte widmen wollen, und zwei in erfter Linie für Anwärter 
des Kommunal» oder Privatforitdienites. , 

Borzugsweife find zu berüdfihtigen folche Bewerber, deren Bäter in den Kreiſen 
Wittenberg, Liebenwerda uud Torgau als Forſtſchutzbeamte angeitellt gemefen oder nod) 
angeitellt find. Demnädft find diejenigen Bewerber zu berüdfihtigen. deren Bäter al3 
Forſtſchutzbeamte in der Provinz Sachſen wohnen. Unmeldungen find an den Sreis- 
ausihuß des Kreifes Torgau zu richten. 

14. Beltimmungen über die Wohltaten bed Potsdam'ſchen graben Militär⸗Waiſenhauſes. 

IL. Die Stiftung gewährt den Kindern verſtorbener Soldaten *) nom Feldwebel abwärts 

1. Aufnahme in die Erziehungsanftalten Potsdam (Knaben), Pregih (Mädchen). 
Haus Nazareth zu Hörter (Entholifche Knaben und Mädchen), 


— — — 


2°) Audnahmsweiſe auch ben Kindern ehemaliger Soldaten, melde völlig erwerbsunſähig find. 
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2. ſoweit eine ſolche Aufnahme nicht finttfinden kann, Pflegegeld bon jährlich v0 ME. 
oder für Doppelvaifen 108 ME. 

II. Anſpruch auf diefe Wohltaten haben die Waiſen in Yalle der Bedürftigkeit, wenn 
der Bater im Preußifchen Heere zur Zeit ber Geburt des Kindes aktiv diente oder während 
dieſes Militärdienfte8 oder an den Folgen einer SriegSbeichädigung geltorden ft. Den 
Dienit int Preußifhen Heere ift zurzeit derjenige in der Kalſerlichen ine gleichgeitellt. 

II. Aufnahme in die Erziehungsanftalten Tann auch ſolchen Waiſen bewilligt werden, 
deren Vater einen Feldzug mitgemacht oder nad Erfüllung der gefeglihen Dienftpflicht 
längere Beit weiter gedient bat oder ald Invalide anerkannt ift. 

IV, Die Wohltaten werden bis zum 15. Lebensjahre des Kindes gewährt, und zwar 
da8 Pflegegeld vom Monat der Anmebunp an. Die Aufnahme in die Anftalten findet 
zwifchen dem 6. bis 12. Lebensjahre bes Kindes zu Dftern und Micdhaelld, in die Anſtalt 
zu Pretzſch nur zu Oftern ftatt. 

V. Die Aufnabme in die Anftalten hat bon 1. des ber Aufnahme folgenden Monats 
ab bis zum Ablauf bes nn smonats bie ng en Waiſen⸗ und 
des aus dem Reichs⸗Invaliden⸗Fonds und dem Kaiſerlichen Dispofitions-Fonds beiilligten 
Erztehungsgeldeß zur a onlfenhauztafe aur Folge. 

VI. Gewährung von Pflegegeld wird dur ifen- und Erziehungsgeld (V) aufs 

eſchloſſen. Neben dem auf Grund des —— vom 17. 5. 1007, betreffend bie 
‚zürforge für die Witwen und Waiſen der Berfonen des Solbatenftandes des Reichsheeres 
und der Kaiſerlichen Marine von Feldwebel abwärts, zuftändigen Waifengeld Tann DS 
cin at des flegegeldes bis zur Erreichung der Beträge von 90 und 108 ME 2) 
ewi werden. 

Beiſpiel: Ein verheirateter Oberjäger ftirbt und binterläßt die Frau und zwei 
Stinder unter 15 Sara Auf Grund des Geſetzes bon 17. 5. 1907 (K. G. BL ©. 214) 
erhält die Witwe für fich ein Witwengeld von 300 ME. jährlih und für jede Kind an 
Waiſengeld 60 ME. jährlid. Werden die Kinder nicht in ein Waifenbaus aufgenommen, 
fo erhält die Witwe außerdem nr jedes Kind einen Pflegegeld zuſchuß von (9060) 
30 ME. re aus der Haupt-Milttär-Waifenbausfaffe. 

VII. Die Bewerbung un die Wohltaten iſt an das Direktoriun des Potsdam'ſchen 
nroßen Militär-Waifenhaufes in Berlin (Wilhelniſtraße 82/85) zu richten. Dem Geſuche 
find Beigufügen: | 

1. die Militärzeugnilfe des Vaters; 

2. die Sterbeurkunde bes Bater8 und bei Doppelmwaifen aud) der Mutter, fowie bie 

Geburtsurkunde des Kindes; 

3. eine amtliche Beſcheinigung der Beduͤrftigkeit; 

4. ein amtlicher Ausweis über das zuftändige Waiſen⸗ — oder Erziehungs⸗ — Geld. 

15. Loeſchbrand'ſche Gtiitung zur Gewährnug von Erstehungsbeiätifen für ſchulpllichtige 
Kinder der Förfter der Stadt Gorlitz. Aus den Binfen eines Legats in Höhe von 25000 Mt. 
fönnen allen aktiven und penfionierten Förſtern — nicht au Hilfäföritern — welche 
ſchulpflichtige Kinder behufs Schulbeſuchs außerhalb ihres Wohnſitzes in Penſion unter- 
eine haben, Unterjtüßungen gewährt werben, wenn fie hierzu mwürbig und bedürftig 

einen. 

16. Watfenbänfer, in denen die Aufnahme von —— n nicht ausgeſchloſſen 
ein dürfte: Königliches Waiſenhaus in dorigsbers in Preußen; Breslau (Graf ee ae: 

unzlau; Berlin (Schindler’iches, Berlin C., Frledrichſsgracht Ar. 57); Kaſſel (refornnertes); 
Goldberg; Halle (Frandifhes); Hanau; Langendorf; Neuzelle (mit Schultehrerfentnar); 
Reichenbach (ftändiiches); Stargard i. Pomm.; Steele —— Zullichau; Waiſen⸗ 
inſtitut in Einbeck in Hannover; Rudolf Moſſe'ſche Erziehungsanſtalt für Knaben und 
Madchen im Grunewald bei Berlin (Geſuche zu richten an Herrn Rudolf Mof 


je. 
Berlin W., Leipaigerplag Nr. 15). — Buhrke, Rehnungsrat: Beſtimmungen über 


Derforgun uſw. der Hinterbliebenen don Angehörigen des Heichsheeres.*) 

re, Boipitarbeb au Ems. In dieſer aus GErträgniffen don at en und durch 
milde Beiträge des Kurpublikums unterhaltenen Unftalt finden alljä von Mat bis 
Ende Septeniber etwa 250 minderbemittelte Kranke Aufnahme. Die Aufenthaltsdauer ift 
in der Hegel auf vier Wochen beredinet. Wohnung, Bäder und ärztliche Behandlung find 
für die Kranken bollftändig frei. Bu ben Berpflegungstoften haben diefelben, fie fie 
nit zu Haufe Urmenunterftähung bestehen oder nachweislich gänzlich mittellos find, 
einen Beitrag bis zu 20 ME. zu entrichten. 


*) Sehr empfehlenöwertes Shrifthen. Es gibt Auffhluß über zahlreiche Stiftungen, Grsiehungd- 
anftalten, Yinterftügungs: Fonds uſw. Bi beziehen von @. ©. Diittler & Bokn, —A 8 
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Die Borlegung-eines Einberuſungsſcheines für das Hofpitalbab und eines Mittel- 
kofigkeitSatteiteß der Ortöbehörbe bzw. des zutreffenden nächften Borgejegten (Oberföriter) 
berechtigen auf fämtlichen preußiſchen Stantsbahnen zur ngung einer fir fünttliche 
IIL Klaſſe führende Züge gültigen Fahrpreisermäßigung (Militärfahrlarte) bei der Hin- 
und Rückfahrt. Zur Aufnahme von Krauken in die Anftalt find folgende Papiere an den 
dirigievenden Arzt des Hofpitalbades einzujenden: 

1. ärztliche Zeugnis; 

2, Pape eenachwein der Ortsbehörde bzw. des zutreffenden nächſten Vorgeſetzten 

| er); Ä 
3. Suıfnahmegei & des Kranken mit Ungabe de Monats, für welchen Aufnahme 


eſucht wird, 

4, Crrfärung des Kanten — wenn er nit eine Armenunterftügung bezieht ober 
nachweislich gänzlich mittellos iſt — daß er bereit ift, bein Gintritt in die Anftalt 
einen Beitrag zu den Berpflegungsfoiten zu Teiften, der 20 ME. (in der Regel für 
bier Wochen) nicht überfteigt. 

Die Einfendung der Baptere erfolgt anı beiten ſchon dor Beginn der Saifon. 


18. Waldheil. Berein zur Forderung der Intereſſen dentſcher Kork: und Jagbbeamten 
und zur Unterkübung ihrer Hinterbliebenen. Gegründet am 27. 5. 1894. 


Suszug aus hen Sakungen: 
.. 81. Ziwed des Vereins. 

Der Berein „Waldheil” Hat feinen Sig in Reudanım und berjolgt den Bived: 

a) den Stand ber deutſchen Forft und Jagdbeamten im Staats, Gemeinde und 
Privatdienite zu heben; 

b) deren wirtſchaftliche Rage zu beijern; 

ce) underfchuldet in Bebrängnis geratene Forſi⸗ und Jagdbeanite zu uuterftügen und 
ihnen Darlehen zu gewähren; 

d) Forſt- und Sagbbeamten Rat in Rechts⸗ und WBerficherungsangelegenheiten zu 
erteilen und Stellen zu vermitteln; 

e) bebürftige Hinterbliedene von Forſt⸗ und Jagdobeamten zu unterftügen. 

Nur Bereinsmitgliedern werben die Vorteile zu c und d gewährt. Auf Bewilligung 
don Darlehen Haben nur foldde Mitglieder Anſpruch, die mindeſtens ein Jahr dem Verein 
angehören. Unterftüßungsgefuche der Hinterbliebenen bon Yorft» und Jagdbeaniten, deren 
Grnährer nach dem 1. Sgebrunr 1899 verſtorben iſt, ohne Mitglied des Vereins „Waldheil” 
geweſen zu fein, werden nicht berüdfichtigt. 


82. Mitgliedfchaft. 
Mitglied des Bereins kann jede unbeſcholtene Perſon werden, welche die Satzungen 
ancrkennt und der Beitragspflicht genügt. 


83. Einkünfte. 
Die Einkünfte des Vereins beiteben: 
a) in den ordentlichen SJahresbeiträgen der Mitglieder; untere und mittlere Forſt⸗ 
und Yagdbeamte haben nindeftens 2 ME, alle übrigen Mitglieder mindeſtens 
5 ME. jährlich zu entrichten. 

Die Beiträge find bis fpätejtens 15. Upril unter Angabe bes Namens, Wohu⸗ 
ort8 und der Mitgliedsnunnier einzufenden, wibrigenfall fie auf Soften des 
Säumigen durch die Voft eingezogen werben. Bein Eintritt ift der volle Beitrag 
für das laufende Vereinsjahr zu entrichten. , 

+ Eine Nüdzahlung geleiiteter netane findet nicht ſtatt; 
b) in Bahlungen von mindeſtens 100 ME. zur Erwerbung der lebeuslänglichen 
) 4 —E b ſonſti Berordentlich wend 
c) in nfungen und ſonſtigen außerordentlichen endungen; N 
d) in Gebühren und fonftigen Einnahnien aus der Geelenperanttlefung 


8 4. Berwendung der Einfünfte. 
Bon den Einkünften zu 8 3a bis c werden nach Abzug der Bertonltungstoften 
berivendet: 
a) 50 vom Hundert auf den Unterftühungsfond3 zur Bewilligung von Unter- 
ſturungen an bebürftige Mitglieber und Hinterbliebene von Horfle und Jagd⸗ 
Beamten gemäß 5 1. | 
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b) 15 vom Hundert auf den Fonds zur Gewährung von Beihilfen zur 
Erziehung von Kindern bdeutfcher Forſt⸗ und Sagbbennten gemäß 8 1. 

ce) 10 vom Hundert auf den Darlehnsfonds zur Gewährung bon Darlehen an 
Mitglieder des Vereins. 

d) 25 vom Hundert auf den Stipendienfonds zur Bewilligung von Beihilfen für 
den Beſuch von forjtlichen Lehranitalten an Söhne lebender oder veritorbener Mit- 
glieder aus dem Stande der FForft« und Jagdbeamten. 

über die aus den Stipendienfonds zur Berteilung gelangenben Gelder wird all⸗ 
jährlih einmal Befchloffen, und zwar in einer Vorftandsfigung, welde in den Monaten 
Juni oder Juli ftattfindet. 

Geſuche um Stipendien für die Söhne lebender oder verſtorbener Mitglieder ſind 
von deren gejetlihen Bertretern (Bater, Mutter, Vormund) Ssuktixch unter Darlegung 
aller Berbaltniffe bis zum 1. Mai jeden Jahres zu ftellen. Die gefamten Angaben 
müjjen, wie alle fonftigen Geſuche an „Waldheil”, beglaubigt fein. 

Zur Berteilung gelangt ftet3 der Beitand aus dem abgelaufenen Rechnungsijahr. 
Die Auszahlung des Stipendiung erfolgt, nachdem ber Empfänger ausweidlid, den 
Beſuch der betreffenden Lebranftalt Begonnen bat, in zwei haldjährliden Raten im 
voraus. 

Der Stipendienfonds wird in drei Teile zerlegt, zu Beihilfen für Söhne bon 
Staatsforitbeantten, von Gemeindeforftbeanften und don Brivatforjtbeamten. Die 
Trennung des Fonds geichieht nach Verhältnis der Anzahl der Vereingmitglieder aus 
jeder Beamtenflaffe nad denn Stande des letten 31. Dezeniber. 

Die Höhe des Stipendium beträgt 100 ME. ird einer der drei Teile des 
Stipendienfonds nicht erichöpft, jo fließt der Reſt als Übertrag für das nächfte Jahr deni 
Geſamtſtipendienfonds zu. 

Bur Bildung eines Reſervefonds werden am Schluß eines jeden Rechnungsjahres 
die etwaigen ae aus der Stellenvermittelung und bis zu 9/, der Barbeftände des 
unter I Erziehungs» und Darlehnsfonds einbehalten und angefanmelt. 

pie e Gelder find mündelfiher und verzinslih nah Beitimmung des Boritandes 
anzulegen. 

Der Refervefonds dient zur etiva fidh notwendig machenden Ergänzung der übrigen 
Fonds, zur Dedung ganz befonderer unvorhergeſehener Ausgaben und zu Forſtſchulzwecken 
oder zur Errichtung eines Heims für Hinterbliebene von Forſt- und Jagobeamten. 


85. Geſchäftsjahr. 

Das Sejhafteinht beginnt mit den 1. Januar und Läuft His zum 31. Dezember 

besfelben Jahres. 
8 7. Bereind-Beitung 
it die in Neudamnı erfcheinende „Deutfhhe KHYorft- Zeitung‘. Sänitliche den Verein 
betreffenden Bekanntmachungen find unter deſſen Nimen in der „Deutichen Forit-Beitung” 
% veröffentlichen und gelten unter diefer Borausfegung al8 ordnungsmäßig erlajlen. Die 
ufnahme erfolgt in der „Deutichen gerit-öeltung“ koſtenlos. 

Mitgliedsanmeldungen, Geſuche, Anfragen uſw. find zu richten an: Verein „Walbheil” 

zu Neudamm. 


Aus den Mitteilungen des Vereins. 

Unterftügungen werden nur an folche Perſonen gegeben, welche fich in großer 
Not befinden; Darlehen erhalten nur Mitglieder, die unverfchuldet in Bedrängnis 
geraten, aber in der Lage find, nach Aufbeflerung ihrer Verhältniſſe voraussichtlich 
den geliehenen Betrag zurüdzuzahlen. Beiden Arten von Gefuchen find Papiere 
beizufügen, welche die Berechtigung der Geſuche nachweijen. 

Einem Unterftüßungsgefuch ift vom Gefuchitellev ein Nachweis feiner Bedürftig— 
feit und Würdigkeit beizufügen, der von der OrtSpolizeibehörde, einem mit den 
Berhältniffen betranten Korftbeninten oder einer anderen Bertrauensperjon, 3. B. dem 
Ortögeiftlichen, ausgeſtellt iſt. Wird die Beſcheinigung von einer Perſon gegebeı, 
welche fein Dienftfiegel führt, jo ijt die Unterfchrift zu beglaubigen. Den Darlehns- 
gefuchen ift gleichfall8 eine Beſcheinigung beizugeben, welche beftätigt, daß die unver: 
ichuldete vorübergehende Verlegenheit oder die berechtigte Forderung eines Darlchens 
vorhanden iſt. Den Gefuchjtellern wird geraten, ſich Darüber zu äußern, ob fie 
für die Zeit biß zur NRüdzahlung des Darlehens dem Verein irgend ein Wert: 
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—5— eine Rebensverficherungspolice oder dergl. al3 Sicherheit zu übergeben in der 
age find. 

g Der Verſuch der Stellenuvermittelung ſoll nur im Intereſſe von Mitgliedern 
unternommen werden. Dem Antrag auf Vermittelung einer Stelle ſind beglaubigte 
Abſchriften der Zeugniſſe, ein ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf, cin Leumundsatteft der 
Drtspolizeibehörde und 75 Bf. in deutſchen Briefmarken für entftehende Worto- 
foften ufw. beizufügen. 

Jedem Forit:und Kagdbeamten, Jagdfreunde, Brivatforftbejiger ujw. 
fann der Beitritt zu dieſem humanen Bereine und die größtmögliche 
Sörderung desſelben auf dag wärmfte empfohlen werden, ganz be- 
fonder3 aber den Forſt- und Jagdſchutzbeamten, denn der Verein tritt 
zunächſt helfend ein nur für jeine Mitglieder oder die Hinterbliebenen 
verftorbener Mitglieder und ſolche Bedürftige, deren VBerforger vor der 
Gründung des Vereins bereit verftorben war. 


nn nn. — 


M. Titel, Orden und Ehrenzeichen. 


Von den hierüber erlaſſenen Beſtimmungen ſind in bezug auf die 
Forſtſchutzbeamten nachfolgende von Intereſſe: 


I. Titel. 


1. An ältere Förſter wird in größeren Unmfange der Titel „Hegemeifter“ verliehen. 
Diefe Titelverleidung joll aber nach wie vor als eine Auszeichnung angejehen werden, 
und dengemäß muß für die Beurteilung der Frage über die Würdigkeit eines Förſters 
für eine Auszeichnung, neben vorzüglichen dienſtlichen Leiftungen auch das gefanıte Ver⸗ 
Hulten in und außer Dienft, nicht aber das Dienftalter maßgebend fein. 

Unter dieſer Vorausfegung bin ich damit einvderftanden, daß bie dorgedachte Aus⸗ 
zeichnung nicht ausſchließlich auf ältere Förſter beichräntt bleibt. . 

Dieſe Srundfäge find den Nedlerverwaltern zur genauen Beachtung bei ihren Xor- 
fchlägen mitzuteilen. QTerminmäßige Borihläge werden nicht verlangt, bie Anträge Tönen 
vielmehr jederzeit eingebracht werden. (M. & v. 3. 7. 1902, Jahrb. ©. 184.) 

. Den älteren und tüchtigeven Walbwärtern, welche aus ber Sägerflaffe A U 
hervorgegangen find, wird neuerdings der Titel „Förſter“ verliehen. 


IE. Orden und Ehrenzeichen. 


1. Nah Allerhoͤchſter Willensmeinung Ift .grundfäglich daran fejtzuhalten, daß für 
Beamte, bie in naher delt jubilleren oder vorausſichtlich in den Ruheſtand übertreten 
werden, nicht noch in den letzten voraufgehenden Jahren Allerhöchſte Auszeichnungen 
beantragt werden, damit nicht etwa zum Aubiläum bzw. zum Abſchluſſe der Dienſtlauf⸗ 
bahn die Erwirkung einer Allerhöchften Auszeichnung unterbleiben muß. 

iernach ift tan im Bereiche der diesſeitigen Verwaltung fireng zu berfahreır. 
(M. &. v. 28. 1. 1902, Jahrb. B. 34 ©. 58.) 

Der Rote Adlerorden IV. Kl. kann nur für folde Forſtſchutzbeamte beantragt 
werden, welche fih in früheren Milttärberhältniffen den Dffigiersrang erworben haben 
oder definitiv zum Revierförſter ernannt find oder nach Erlangung des Hegemteifter-Titels 
aus Peranlaffung der fünfzigjährigen Dienitjubelfeier noch zu einer weiteren usglanung 
dorzufchlagen find. Die auperbienitliche, tadellofe Yührung und das politifche Verhalten 
find hierbei neben ber ausgezeichneten Amtswirkſamkeit maßgebend. Mehr als ein Uu- 
erfenntnis darf bei dem fünfzigjährigen Dienjtjublläun gleichzeitig nicht gewährt werden. 
(HM. v. 17. 2. 1864, M. Bl. ©. 111.) 

Gegenwärtig twird für bie vorbezeichnete Beamtenkategorie, wie auch verdienten Törftern, 
meiſt der durch Urkunde vom 18. 1. 1861 geftiftete Kronenorden IV. SL. verlichen. 
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% Zum Allgemeinen Ehrenzeichen: follen nach Allerhochſter Beltimmung nur 
folhe Beamte vorgeſchlagen werden, welche ein Dienftalter" von mindeſtens zwanzig 
Jahren erreicht haben. (M. d. J. v. 7. 2. 1880, Schl. I ©. 123.) 

Die Königlichen Negierungen haben fi vor Einbringung von Anträgen auf Ber- 
leihung des Allgemeinen Ehrenzeichens an Sörler zu bergewiflern, ob diefe Auszeichrung 
den banıtt zu Begnadigenden erwunſcht iſt. (M. 2. v. 26. 10. 1897.) 

Des Königs Majeftät haben zu genehmigen gerubt, daß in geeigneten Fällen Nicht⸗ 
Beamte auch mit einer geringeren a Kunfatalährigen Dienftzeit in demſelben Dienfil- 
oder Urbeitsverhältniffe zur Verleihung des Allgemeinen Ehrenzeichens vorgeſchlagen 
werden dürfen. Es ift hierbei namentlih an Berfönlichleiten gedacht, welche, wie Werk⸗ 
meiſter, VBorarbeiter, Bögte, Statthalter in gewerblidden, Iandivirtihaftliden und anderes 
Beirieben eine Stellung haben, weldye ihnen einen gewiffen Einfluß auf eine Mehrzahl 
untergebener Berfonen fichert. Sofern diefe Perfönlichfeiten, von denen im Dienfte ber 
Forftverwaltung hauptſächiich die Oberholghauer in Betracht konmmen, fi durch ihr 

eſamtes Berhalten einer derartigen Auszei hung würdig erweiſen, würde ich bereit fein. 

ihre Begnadigung mit dem Allgemeinen Ehrenzeichen Allerhöchiten Orts zu Befürtvorten, 
wenn bie Borzujchlagenden ſich wenigſtens 30 Jahre in demſelben Dienft- oder Arbeits- 
verhältniffe befinden. 

Fuͤr gewöhnliche Arbeiter ufw. bleibt es bei dem bisherigen Brauch, wonach, ab⸗ 
geliehen don befonderen Anläſſen, nur eine fünfzigjährige Dienftzeit in demſelben Dienft- 
oder Wrbeitsperhältniffe den Antrag auf Erwirfung des yigenienen Ehrenzeichens au 
Nichtbeante rechtfertigen Tann. (M. L. dv. 3. 3. 1898, D. J. 8. 30 ©. 121. 

Bun Kreuz bes Allgemeinen Ehrenzeihens, geitiftet d. U. K. O. v. 1. 1. 1900, 
dürfen nur Beantte vorgefolagen werden, welche das Allgemeine Ehrenzeichen bereits 
befigen und eine Dienitzeit von 30 Jahren vollendet haben. 

Das Ullgemeine Ehrenzeichen wirb bei Verleihung bed Fre nicht abgelent J 

8. Wenn bei Geiegende des (Anfaislährigen Dienit-Aubiläuns Allerhödit 
ein Orden gewährt wird, fo ſoll die Dekoration mit der Baht 50 verfehen fein. (A. K. O. 
v. 29. 12. 1851, Schl. I ©. 123.) . 

4, Die im Knopfloche (an ber Schnalle) zu tragenden preuß. Orden, Ehren» 
zeihen und Denkmünzen rangieren in nachſtehender Reihenfolge: 


. os —— Kreuz ee * henzollernſchen Haus · Ord 
itterkreuz v. Konigl. Hohenzollernſchen Haus⸗Orden, mit Schwertern 
. der Rote Adler⸗Orden ; —* 4. Kl., bzw. am 
. ber Kronen-⸗Orden 3. oder 4. Kl., weißen Bande; 
. das MilitärsBerbienitfreu;, 
. das Militär-Ehrenzeichen 1. 81. 

2 


. die Rettungs-Meballle anı Banbe, 

—— 2, Zu. 4 aufgeführten Orden anı ſtatutenmäßigen Bande in der bezeichneten 
olge, 

10. da8 Kreuz des Allgemeinen Ehrengeichens, 

11. da8 Ullgeneine Ehrenzeichen, 

12. da8 25 jährige DienftanBaeiänungefren 

13. dag drftlie Hohenzollernſche Ehrentreug 2. u. 3. Kl. mit und ohne Schwerter, 

14. da8 Düppelfreuz, j 

15. das Alfenfreuz, j 

16. die Erinnerungs-Mebaille für 186), 

17. bie Kriegsdenkmünze für 1870/71, 

18. da8 Erinnerungsfreuz für 1866, 

19. die Kriegsdenkmünze für 1864, 

20. die Hollenzollernſche Denkmunze, 

21. bie Ponungö-Meballk, 
— (U. K. S. v. 4. 12. 1871, M. Bl. 1872 € 2) — 

22. die Kaiſer⸗Wiſhelm⸗Erinnerungs⸗Medaille. 


Die ausländifhen Orden und Ehrenzeichen reihen ſich den preußifchen nad) links an. 
—8 — a Iremben —— erden berliehenen Duden und a 
zeichen er Empfänger durd) den vorgeſetzten Departementäche em König n 
zuſuchen. (U. 2. OD. v. 24. 6. 1846, Sch. re 123. un 8 
6. Den dekorierten Perſonen fteht kein eigentumßrcdt an den verliehenent 
Drdenszeihen zu. Nach ben Ableben bes —* ers find bie Ordens⸗DInfignien und 
Ehrenzeichen (preußiſche wie frenide) mit Unzelge des Todestages an die @ereral- 
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Drdenstenmiiffion einzufenden, ausgenonmıen franzöfiiche Orden, fremde Berbienfimedatllen . 
und Ai „ureuätiche Landwehrdienſtauszeichnung. (Gen. -Ordenston. v. 20. 5. 1840, M. 


Der Ablieferung ıumterliegen auch die Eifernen Sfreuze. Die General-Drdenstommiffion 
fit jedoch don Allerhöchſter Stelle ermächtigt, den Hinterbliebenen das Kiferne Kreuz als 
Andenken in geeigneten Yällen zu belaflen, wenn diefe ein entfprechendes Geſuch an bie 
General⸗Ordenskommiſſion richten. 

7. Hinficätlih der in ben legten Kriegen ertvorbenen Ehrenzeichen wird benterkt, daß 
nach dem Xode der Inhaber: 

a) das Düppeler Sturm⸗Kreuz nach den Statut vom 18. 10. 1864 (G. ©. S. 605) 
bei dem Stirchfpiel, zu welchem der Befiter gehört Kat, aufbewahrt wird; 

b) die Kriegsdenkmunze von 1864 nach. dem Statut vom 10. 11. 1864 (G. S. ©. 641) 
int Beſitz der Familie bed Beſitzers bleibt; 

c) das Aljenkrenz nach ven Statut bon 7. 12. 1864 (G. ©. ©. 709), und 

d) das Fingerungstrens für den Feldzug bon 1866 nach dem Statut vom 20. 9. 1866 
(&. ©. ©. 556) wie das Düppeler Kreuz (zu a) behandelt werden; 

e) die Kriegsdenkmunze für die Feldzüge von 1870/71 (auch die nad dem Allerh. 
Erlaß dont 22. 5. 1871 an Richt-Stonibattanten berliehene) nach dent Statut bon: 
20. 5. 1871 — & ©. ©. 111 — den binterbliebenen Angehörigen verbleibt. 


8. Die Saljer-BBitpelm-Griimermnig8-SMebalite verbleißt nach dem Tode bes Inhabers 
den Hinterbliebenen. (U. K. O. v. 22. 3. 1897, G. ©. ©. 47.) 


9. Anlegung von Eihenblätiern aus weikem Metall zum Bande des Eifernen Kreuzes 
use 1830/71 und bie Anbringung von Epangen mit JInſchriften an dem Banbe der Kriegs 
dentmũnze von 1870/71. = 2 

Es ift für möglichft wette Verbreitung der bier folgenden Borfchriften unter den 
betreffenden Beanıten und: Bebienfteten der diesfeitigen Verwaltung zu — um den 
Unanuehmlichkeiten vorzubeugen, welche das Tragen don umvorſchriftsinäßigen Abzeichen 
und das Anlegen von Spangen, zu deren Tragung der Beſitzer der Kriegsdenkmüungze 
int eoedenen Jene nie berechtigt tft, im Gefolge haben würde. (M. X. v. 23. 9. 1895, 

. B. . 26.): 

ch will aus Anlaß der fünfundawanzigjährige Wiederkehr dev Sienebtage des 
Krieges von 1870/71 ben Beſitzern des Eifernen Kreuzes einen erneuten Beweis Meiner 
Königlihen Grade dadurch zu teil werden laflen, daß. ihnen die Berechtigung verleihe, 
nach der beiliegenden Probe auf deu Ordensbande drei Eichenblätter von weißen: Metall 
mit der Zahl 25 darauf zu tragen. (U. 8. D. v. 18. 8. 1895. 

Ich will aus Anlaß der fünfundzwanzigjähtigen Wiederkehr ber Siegestage bes Feld⸗ 
zuges von 1870/71 da8 in dieſem Kriege erworbene Verdienſt erneut dadurd anerkennen, 
a ich denjenigen Befigern der Sriegsbentnrünge, welche an einer der bier nachfolgend 
aufgeführten Schladjten uf. teilgenonimen haben, die Berechtigung verleihe, auf den Bande 
dieſer Dentmüngze für jede der von Ihnen mitgemachten Schlachten ufw. eine Spange mit 
ben entiprechenden- Schlacht» ufw. Namen zu tengen. (U. 8. O. v. 18. 8. 1895.) 


Schlacht | 12: bei Loigny⸗Poupry 
1. bei Spichern u 13. „ Orleans 
2. „ Wörth 14. „ Beaugench@rabant 
3... Stone Rouitiy 15. an ber Hallue 
4. „ Bionvile Mars Ia Tour 16. bet Bapaunie 
5. „ Gravelotte-St. Privat - 1. „ Le Mans 
6. „ Beaumont 18. an der Liſaine 
7. „ Noifjeville 19. bei St. Quentin 
8. „ Sedan 20. anı Mont Baloͤrien 
9. „ Amiens 21. Belagerung von Paris 
10. „ Benune la Rolande = 22. Belagerung don Straßburg 
11. „ Billiers 23. Belagerung von Belfert 


24. Treffen bei Weipenburg ' — 


10, Landwehr⸗Dienſtauszeichnung. 
8. 1. Einteilung der Landwehr⸗-Dienſtauszeichnung. 


1. Die Landimwehr-Dienftauszeichnung wird in zwei Klaſſen eingetetlt. 
2. Die erfte Mlaffe ber Auszeichnung befteht in einem ſilbernen Kreuz in der Fornt 
des Dienftauszeichnungstreuges für die Offiziere des aktiven Dienftftandes. Auf ber 
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Rorderfeite des Kreuzes befindet fi, und zwar in der Mitte der Königliche Namenszug 
„W. R. mit ber Krone“, auf der Rüdjeite die Zahl 20 in römiſchen Ziffern. Die Aus- 
zeichnung wird am kornblumblauen Bande auf der linken Bruſt getragen. 

3. Die zweite Klaſſe der Auszeichnung befteht in einen kornblumblauen Banbe, in 
welchem mit gelber Seide der Königliche Namendzug F. W. IV. eingewirkt tft, und wird 
in einer eifernen Einfaffung auf der linken Bruft, gleichwie die Dienftauszeihnung für bie 
Interoffiziere und Gemeinen de3 altiven Dienſtſtandes getragen. 
al Pi 6 er die erſte Klaſſe der Landmwehr-Dienftauszeichnung erhält, legt die zweite 
tlaſſe ad. 


82. Anfprud auf bie Landmwehr-Dienftauszgeihnung. 

1. Die erjte Klaſſe der Auszeihnung können nur Offiziere und Santtätsoffiztere bed 
Veurlaubtenſtandes erhalten, welche freiwillig eine zwanzigjährige Dienftpflidyt im ſtehenden 
Ad und in der Landwehr eriten Aufgebots übernommen und fid) durch reges Intereſſe 
ür den Dienft bervorgetan haben. 

Eine Doppelrehnung von Striegsjahren findet hierbei nicht ftatt, auch bleibt in der 
Landwehr zweiten Aufgebots abgeleitete Dienftzeit außer Berechnung. 

2. Auf die zweite Klaſſe der Landwehr⸗Dienſtauszeichnung haben nad vorwurfsfreit 
erfüllter geſetzlicher Dienftpflicht in der Reſerve und Landivehr erſten AufgebotS diejenigen 
Berfonen des Beurlaubtenjtandes Anſpruch, weldde einen Feldzug mitgemacht haben oder 
mindeſtens im ganzen drei Monate aus dem Beurlaubtenverhältnis zun aktiven Dienft 
einberuien geveien find oder nach abgeleifteter gefegliher altiver Dienftpflidht noch 
mindeitens drei Dionate gedient haben. 


1. Die Zäger ber Klaſſe A erwerben ben An auf die BanbwehrsDienftauszeihnung 2. Klaffe 
durch das —88* — da ſie die — atıle Dienſtpflicht mit ** —ã— 5 æ 67 


berufungen aus dem Beurlaubtenverhältnis brauchen fie weiter nicht nachzuweiſen. 


3. Der Anſpruch auf die Landwehr⸗-Dienſtauszeichnung geht jedoch 
verloren: | 
a) durch Berfegung in die zweite Kaffe des Soldatenftandes, ſowie durch jede Be- 
ftrafung wegen einer Handlung, welche mit Berluft der bü'gerliden Ehreurechte 
bedroht ift, jelbft wenn auf diefen Berluft nicht erfannt jein follte; 
b) durdy jede militärgerichtliche Beitrafung wegen begangener Verorechen oder Bergehen 
während der aktiven Dienftzeit oder im Beurlaubtenjtaude;*) 
ce) durd) jede Beitrafung wegen Nichtbefolgung eines Beftellungsbefehld oder wegen 
ungeredtfertigter Berjäunnis einer Kontrollverſammlung; 
d) durd) jede Beltrafung mit ftrengem Arreſt im Beurlaubtenftande. 


8 3. Berleihung der Landwehr-Dienftausgeihnung. 


1. Die Berkeihung der LandivehrsDienftauszeihinung an Offiziere und Sanitäls- 
offiziere erfolgt durch Seine Majeftät den Kaiſer und König an die übrigen Perſonen 
der Mejerve und Landwehr durch die Brigadelomniandeure bzw. Landwehrinſpekteure. 

5. Die Aushändigung der Auszeihnung erfolgt bei den Fruhlahrs⸗ bzw. Herbit- 
fontrollverfammlungen. 


—— — ——— diekmmemes  (deiuiiee  GEMmEED  GEMES eu GERN  dmmumam Gummi — — — — — — ———— — — — —— — — — — — — 


7. Die Landwehr⸗Dienſtauszeichnungen erſter Klaſſe werden beim Tode der Inhaber 
on das Korpsbekleidungsamt zurückgeliefert. 

— 8. Verloren gegangene Dienftauszeichnungen müſſen die Inhaber aus eigenen Mitteln 
erſetzen. 

11. Die Aberkennung ber bürgerlichen Ehranrechte bewirkt den dauernden 
Verluſt der öffentlichen Amter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen und ingleichen 
bie Unfähigkeit, während der in Urteile beſtimmten Zeit, öffentliche Unter, Würden, Titel, 
Orden und Ehrenzeichen zu erlangen. (88 33 u. 34 des Str. G. B. v. 26. 2. 18763 


— — — — — — — 


e) Die erſt nach Einſtellung in den aktiven Militärdienſt eingetretenen Veſtraſungen wegen vor dein 
Dienſteintritt begangener firafbarer Handlungen lommen hierbei nicht In Betracht. 
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N. Ehrenzulagen. 


1, 4 60 der Fried.Beſold. Vorſch. f. d. Preuß. Heer. 

Auf Lebenszeit erhalten an monatlichen Butogen die Inhaber des Milit.-Berdienit- 
freuzes 9 ME., des Milit.-Chrenzeichens 1. Kl. 3 DE, wenn fie diefe Auszeichnungen in 
einer Mannfchaftächarge erworben baden und folange fie nicht etwa zu einer den dauernden 
Berluft von Ehrenzeichen nad) fi) ziehenden Strafe gerichilich verurteilt find. 

2. Geſetig som 2. 6. 1878 (R. 6. Bl. S. M). 


5 1. Die Inhaber des Eiſernen Streuges 1. Klaffe, welche basfelbe im Kriege gegen 
Frankreich 1870/71 in den unteren Chargen bis zum Feldwebel einfchließlich ermorden 
haben, erhalten vom 1. 4. 1878 ab eine hrenauinge bon 3 ME. monatlid). 

8 2. Diefe Ehrenzulage erhalten von dentfelden Zeitpunfte ab unter ben im $ 1 
angegebenen Borausfegungen auch die Inhaber des Eifernen Kreuzes 2. Klaffe, wenn 
fie augleih das Preuß. Milit.Ehrenzeichen 2. RL. ober eine dieſem geic zu achtende 
nititärifche Dienſtauszeichnung befiten, welche entweder in einen der ſeit 1866 mit 
Preußen verbundenen Qandesteile vor ber Bereinigung oder in einem ber anderen 
Bundesitnaten vor bem Striege 1870/71 verliehen worden ift. 

8 3. Die Ehrenzulage wird auf Lebenszeit gemährt und unterliegt nicht der Befchlag- 
nahme. Das Anrecht auf die Ehrenzulage erlifcht mit dem Eintritt der Rechtskraft eines 
ftrafgerichtliden Erfenntniffes, welches den Berluft der Orden zur Folge Hat. 


3. Allerhöchſt. Eriak vom 19. 11. 1878 R. G. Bi. S. 361). 


Auf rund des 8 2 des vorſt. Geſ. werden In bezug auf die Berechtigung zum 
Empfange der Ehrenzulage ben Preuß. Milit.-Ehrenzeihen 2. Kl. die nachſtehenden 
milttäriihen Dienftauszeichnungen gleich geachtet: 


a) Uuszeihnungen, welde in einem der feit 1866 mit Preußen ver» 
Bundenen Landesteile dor der Bereinigung verliehen worden find: 


1. das im vormaligen Königreich Hannover verliehene Ullgemeine Ehrenzeichen 
mit der Snferitt: „Kriegerverdienft“, infofern dasfelbe für Tapferkeit im 
Kriege verliehen worden it; 

2. da8 im vormaligen Kurfürftentum Heſſen verliehene Milit.⸗Berdienſtkreuz 
(von Silber). 


b) Auszeihnungen, welde in einen der Bundesftaanten außer Preußen 
vor dem Kriege 1870/71 verliehen worden find: s 
3. das Königl. Bayheriſche Milit⸗Verdienſtkreuz; 
4. die Königl. Bayeriſche ſilberne und goldene Milit.⸗Verdienſtmedaille; 
5. die Königl. Sächſiſche ſilberne und goldene Milit.»Berdienftmedaille des 
Milit⸗St. Heinrichsordens; 
6. die Königl. Wurttenibergiſche ſilberne Milit⸗Verdienſtmedaille; 
7. Die Großherzogl. Badiſche Verdienſtmedaille anı Bande der Milit.Karl⸗ 
tiebrich- Berdienftniedatlle; 
8. bad —— Heſſiſche ſilberne Kreuz des Verdienſtordens Philipps des 
roßniutigen; 
9. die Großherzogl. Heſſiſche goldene Verdienſtmedaille des Ludwigsordens mit 
der Inſchrift: „Fuͤr Tapferkeit“; 

10. ba8 nit dem Großberzogl. Oldenburg. Haus⸗ und Beritienftorden des 
Herzogs Peter Friedrich Ludewig verbundene Allgemeine Ehrenzeichen mit 

efreuzten Schwertern; 

11. da8 mit dent Herzogl. Braunfchweig. Orben Heinrichs des Löwen geitiftete 
Verdienſtkreuz eriter und zweiter Klaſſe, infofern dasſelbe für Tapferkeit im 
Seriege verliehen ift; 

12. die dem Herzogl. Sachfen-Erneftinifchen Hausorden affiliierten Ehrenzeichen: 
das Berb enfiften und die Berdienſtmedaillen in Silder und Gold, injofern 
diefelben für Tapferfeit in Sriege verlieben find. 


4. Den int 8 1 bes Gef. v. 2. 6. 1878 bezeichneten Inhabern des Eifernen Kreuzes 
1. Kl., welche gleichzeitig dag Eiferne Kreuz 2. SL. und das Preuß. Miltt.-Ehrenzeichen 2. SI. 
oder eine dent legteren gleich zu achtende militärische Dienftauszelönung 1. unt. 3 aufgef. 
A. Erl.) befigen, ift die Ehrenzulage im Betrage von zuſammen . monatlih au 
gewähren. (Str. M. v. 17. 2. 1879.) 


Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 24 
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hinaus und wird daher für den Todesmonat tageweife berechnet. Die Zahlung erfo 
durch Berniittelung der Kaflen der Ortsbehörden bis einfhl. der Hauptkaſſen. (Fr. 
v. 3. 7. 1878.) — Bu 4 u. 5, Sielmann, Salend. f. Mil.-Beante. — 


5. Die Ehrenzulage ijt monatlid) nachträglich zahlbar, jeboch nicht über den Sterbetag 


O. Dienftjubiläum. 


1. Es wird amtlid) nur bon dem 50 und dem 6Ojährigen Dienftiubiläun Notiz 
genonmmen, aber nicht der Abſchnitt der 25jährigen Dienftzeit gefeiert. (U. 8. O.n 
3. 8. 1822, %. M. v. 22. 5. 1871 u. 28. 1. 1880.) 

2. Bei der Yeitftellung bes Zeitpunktes für das Dienitjubiläum eines Beamten 
ilt die gefamte alftive Militär- und Zivildienſtzeit desfelden in Betracht zu ziehen; 
die Militärdienftzeit auh dann, wenn dieſelbe vor dem 20. Lebensjahre geleitet ift. 
(F- M. v. 3. 6. 1870, M. Bl. ©. 264. 

3. Die Beit, wo ein Beamter auf Bariegeld eitanden oder nach dem Ausſcheiden 
aus dem Militär, auf Berforgung wartend, dienſtlos Eehracht bat, fomnıt nicht in 
Anrechnung (M. ah .M.v. 22.5. 1839, M. BL. 1849 ©. 218); aud) findet eine doppelte 
Anrechnung der SKriegsjahre nicht Statt. (M. J. v. 14. 2. 1849, M. Bl ©. 40.) 

. Edenfo ift die von den vormaligen Militärperfonen in Urlaubsverhältniſſe zu⸗ 
gebragte Beit, auch wenn diefelde als penfionsfähig in Anrechnung kommt, bei Berechnung 
er für die Feier don Dienftjubilden in Betradt kommenden Dienftzeit nit zu be= 
rüdjichtigen. (M. 8. U. v. 14. 1. 1885, Eifenb.»B. Bl. ©. 15.) Den Forſtſchutzbeamten 
wird alſo biejenige Zeit, während welcher fie s im Staatsdienſte befchäftigt waren, 
auch dann nicht angerechnet, wenn fie in den Zeitraum vor Crlangung bes Forſt⸗ 
verſorgungsſcheines fällt. 

5. Bgl. Ziff. A unter „Orden und Ehrenzeichen”, IV M II d. W. 


— — — — — — — — — — 


V. 
Rommunalforften und Kommunal- 
forftbeamte. 


— — 


A. Kommunalforiten.” 
J. Staatsauffidit. 


Die Kommunal» (Stadt, Genteindes, Genoſſenſchafts⸗ Unftalts-, Stifts⸗ Kirchen-) 
goriten unterliegen bezüglich ihrer Benutzung und Bewirtſchaftung der Wufficht des 
tante8. Ri Teilen der Provinz Hannover und in Heſſen⸗Naſſau ftehen fie fogar unter 
Haatticher sertoaltung, die Bewirtſchaftung erfolgt durch Staatsforftbeamte für die Ge⸗ 
mieinden ufiv. 


1. Geſetz vom 14. 8. 1876, betr. die Berwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten gehörigen Holzungen in ben Provinzen Oſtpreußen, Wehtpreuben, Brandenburg, 
Bommern, Poſen, Schlefien und Sadjen. (&. ©. ©. 373.) 

8 1. 1. Die Verwaltung der Holzungen der &emeinden, Kirchen, Pfarren, 
Küftereien, fonftigen geiftlichen Synftitute, Öffentlichen Schulen, höheren Unterricht: 
und Erziehungsanftalten, frommen und milden Stiftungen und Wohltätigkeitsanftalten 
unterliegt der DOberaufficht des Staates nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 

2. Holzungen, welche ſich in ftaatlicher Verwaltung befinden, werden von biejen 
Geſetze nicht berührt. 

2. 1. Die Benutung und Bewirtfchafting der in S 1 Abſ. 1 bezeichneten 
Holzungen muß ſich innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit bewegen. Insbeſondere 
darf die Erhaltung der ftandortsgemäßen Holz» und Betriebdarten nicht durch bie 
Nebennubungen gefährdet werden.! 

2. Ein Betrieb, der eine der im $ 2 des Wefehes vom 6. 7. 1875, betr. Schub: 
waldungen und ZBabgenoffenigaften (abgedrudt unter „Privatforften und Privat⸗ 
forftbeamte”), bezeichneten Gefahren herbeiführen könnte, ift unzuläffig. 

4 Bezüglich der Frage. ob durch die Ausübung ber Nebennutzungen die Erhaltung 
der ftandortsSgemäßen ol und Betriebsarten gefährher wird, ift nach der Ausführungs⸗ 
anweifung vom 21. 6. 1877 (M. Bl. ©. 259) als Regel feitzubalten: 

a) ARüdfichtlic) der Weide, dag alle Verjüngungs- und Schlagholzbeftände und alle 

Saaten und Pflanzungen fo lange mit Vieh nicht betrieben merden dürfen, bis das 

olz dem Maule des Viehes entwachſen ih und daß ftelle oder aus loſem Geroͤlle 

eitehende Hänge und Walborte, deren Boden zum Flüchtigwerden neigt, nicht 
behütet werden dürfen; 

b) rüdfihtlih der Steeuentnahnte, baß, mofern nicht die Entnahme der Streu (Laub, 
Nadeln, Gebe Beerkräuter) im Intereſſe der Waldkultur ftattfinden muß, dieſelbe 
in polste tänden an fteilen Hängen und auf armen, zum SFlüchtigmerden neigenden 
Boden gar nicht, in anderen Holzbeftänden nur, mo es deren wirtfchaftlidder Zu⸗ 
ſtand geftattet, alfo in Hochmwaldbeftänden nicht vor bollendetem Höhenmwuchfe, in 
Sclagholgbeftänden nicht vor Vollendung des zweiten DrittelS des Umtriebsalters, 
und aud dann nur in angemeffenen Biwifchenräumen ftattfinden, und daß bei 
der Gewinnung Tein Boden entnommen werden darf; 


©) Bgl. Forſtrecht IXB db. W. 
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c) rüdfichtlich der Daft daß die Berjüngungsichläge mit diefer Nutzung ſoweit verſchont 
werden müſſen, als bie zur Erzielung und Erhaltung einer vollftändigen An- 
fanıung erforderlich fit; 

a) rüdfidhtlih der Grasnutzung, daß diefelde in jungen Anſamungen, Pflanzungen und 
Schlagholzbeſtänden nicht mit fchneidenden Inſtrumenten ausgeübt werben darf, 
es fei denn, daß das Uusfchneiden bes Graſes im Intereſſe der Waldkultur oder 

unter Aufficht geſchieht. 

8 3. 1. Der Bewirtfchaftung der im 8 1 Abf. 1 bezeichneten Holgungen find 
Betriebspläne zugrunde zu Yegen, welche der Feſtſtellung durch den Regierungs- 
präfidenten bedäirfen. Hierbei nd ch binfichtlich der Hol s und Betriebsart, 
fowie der Umtriebszeit, die wirtfchaftlichen Bedürfniffe und die Wünſche der Wald⸗ 
eigentümer zu berüdfichtigen, — dies mit den Grundſätzen des 8 2 vereinbar ift. 

2. Die im Betrieböplan feitgejchte nachhaltige Holzabnugung (Abnutzungsſatz) ift 
für den jährlichen olzeinfchlag maßgebend. 

3. Wenn die &efamtfläche des BBaibbefige einer Gemeinde bzw. öffentlichen 
Unftalt jo gering ift, daß eine regelmäßige Bewirtfchaftung nur mit unverhältnis- 
mäßigen Opfern feitens des Eigentümers ftattfinden faun, oder wenn die Betriebs⸗ 
verhältnifie fo einfach find, daß eine fpezielle Nuyungsregulierung entbehrlich erfcheint, 
fo Tann von der Aufſtellung fürmlicher Wirtichaftspläne Abitand genommen werden. 
Ri folgen Fällen genügt eine Turze Darftellung der Standorts- und Betriebs 

erhältniffe, fowie die Ungabe über den Zeitpunkt des Ubtriebes und über die Art 
der Wiederkultur. 

8 4. 1. Ubweichungen von dem feitgeltellten Betriebsplane G 3) 

a) dur Hobungen, 

b) durch den Abtrieb von Holgbeitänden, fofern folcher bei Soawalbungen für 
die laufende 20 jährige Rugungsperiode, bei dem eingeteilten Mittel» und Rieder: 
walde für die nächften fünf Jahre im Betriebsplane nicht vorgefehen ift, 

c) durch Holzfällungen, welche den Yonugungäies bei Berüdfichtigung des jeit 
Feſtſetzung desfelben erfolgten Mehr: oder Mindereinſchlages um mehr als 
20 Prozent feines Betrages überfchreiten würden, 

d) Durch Überfchreitungen des Abnutzungsſatzes, welche innerhalb ber laufenden 
Nutungsperiode nicht wieder eingefpart werden können, 

bedürfen der Genehmigung des Negierungspräfidenten. 

2. Werden Ubweichungen der unter a bis d gedachten Urt ohne Genehmigung 
unternommen, fo kann der Hegierungspräfident eine entfprechende WUbänderung des 
Betrieböpfanea, insbefondere auch den Wiederanbau gerodeter Flächen mit Holz 
anordnen. 

6 5. Die Betrieböpläne find der Revifion und erneuten Feftfiellung zu unter: 
ziehen, twenn dies von dem Negierungspräfidenten für erforderlich erachtet oder von 
Bat Zoldrigentũmer beantragt wird. Mindeſtens alle zehn Jahre muß eine Reviſion 
tattfinden. 

8 6. Der Regierungspräſident kann den Zuſtand und die Bewirtſchaftung der 
in $ 1 Ab. 1 bezeichneten ng an Ort und Stelle unterfuchen Yaffen. Wenn 
die Unterfuchung ergibt, dag ber Betrieb den Grundfägen des 5 2 oder dem feft- 
gefteliten Betriebsplane nicht entfpricht, jo Tann der NRegierungspräfident, unbeichadet 

er ihm nad) 8 10 zuſtehenden Befugniſſe, die Einreichung jährlicher Fällungs⸗, 
Kultur und Nebennugungspläne anordnen. Diefeiben find nad) Maßgabe der 
88 2 und 3 feitzuftellen. 

. Die Eigentümer der im 8 1 Abſ. 1 bezeichneten Holzungen find ver- 
pflichtet, für den Schuß und die Bewirtſchaftung derjelben durch genügend befähigte 
Perfonen ausreichende Fürforge zu treffen. 

1 Hinfichtlih der Befähtgung eines Senteinbeforftverivalters Tann ber Re⸗ 
gierungspräfident mit Rüdfiht auf den Umfang der Waldungen und der mit ihrer Ber 
waltung verbundenen Geichäfte den Nachweis eines gewiffen Grades theoretifher Aus— 
bildung für den Gemeindeforftverwalter verlangen und, fall3 die Gemeinde dies der. 
weigert, einen mit ber Gemeindeforſtverwaltung zu beauftragenden Stonmiiijar beftellen. 
Dagegen ijt der Megierungspräfident zur Feſtſetzung der Dienſtbezuge des quali— 


| 
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ierten Forſtverwalters auf Grund bes Geſetzes von 14. Anguft 1876 nicht befugt, 
rı8befondere ift er nicht befugt, die Gemeinde, bie eine genügend befähigte und ausreichende 
Berfönlichkeit für geringere Hufwendungen gewinnen zu fünnen vermeint, bon vornherein 
au Ba ung höberer Dienftbezüge anzuhalten. (O. V. G. v. 10. 7.1894, D. J. B. 27, 
. 329. 


8 8. 1. Die Gemeinden find verpflichtet, da, wo ihre Kräfte es geftatten und 
ein dringendes Bedürfnis der Landeskultur dazu vorliegt, unfultivierte Grundftüde, 
welche nach ſachverſtändigem Öutachten zu dauernder landwirtfchaftlicher oder gewerb- 
licher Nutzung nicht geeignet, dagegen mit Nuten zur Holzzucht zu berivenden find, 
nit Holz anzubauen. Aue Erfüllung diefer Verpflichtung können die Gemeinden 
nad Unhörung ihrer Vertreter und des Kreisausfchuffes durch Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes angehalten werden. 

2. Segen den Beichluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb einer Präflufiofrift 
von zwei Wochen die Beichmerde an den PBrovinzialrat ftatt. Die Dedung und Auf— 
forftung der Meeresdünen Tann auf Grund Diefes Geſetzes nicht gefordert werben. 

u In den galten, in welchen die Kräfte der Gemeinden es nicht geſtatten, 
die im Intereſſe der Landeskultur vorzunehmenden Aufforftungen unfultivierter Grund⸗ 
ftüde aus eigenen Mitteln auszuführen, wird denfelben aus der Staatskaſſe nad) 
Maßgabe der im Staatshaushaltdetat angefeßten Mittel zu diefem Zwecke eine an— 
gemeſſene Beihilfe gewährt. In allen Fällen ift den Gemeinden, welche auf Grund 
der im 8 8 enthaltenen Verpflichtung Holzkulturen nad) forftwirtfchaftlichen Regeln 
ausführen, der zwanzigfache Betrag der auf den betreffenden Grundftüden ruhenden 
Dee Brunbfleuer zu den Koſten der eriten Anlage aus der Staatskaſſe zu über- 
weijen. 

8 10. Wenn ein Waldeigentümer einer ihm nach 88 2 bis 7 biefes Geſetzes 
obliegenden Verpflichtung troß gefchehener Aufforderung nicht nachkommt, fo ift der 
Regierungspräfident befugt, die zur Erfüllung der Verpflichtung erforderlichen 
Handlungen durch einen dritten ausführen zu laſſen, den Betrag der Koften vorläufig 
zu beftinnmen und im Wege der Exelution von dem Berpflichteten einzuziehen. 

8 11. Gegen die auf Brund der 88 2 bis 7 und 8 10 von dem Regierungs⸗ 
präfidenten erlaffenen Verfügungen findet innerhalb einer Präkluſivfriſt von zwei 
Wochen Beichwerde an den Oberpräfidenten und gegen den Beſcheid des Ober⸗ 
präfidenten die lage beim Obervertvaltungsgericht ftatt. Die Klage kaun nur darauf 
geſtützt werden: 

1. daß der angefochtene Beicheid auf der Nichtanwendung oder unrichtigen An- 
wendung des beftehenden Rechts, insbeſondere auch der von den Behörden 
innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Verordnungen berube; 

2. daß die tatfächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden feien, welche die Polizei: 
behörde zum Erlafie der Verfügung berechtigt haben würden; 

3. auf die Kehauptung, daB das Zwangsmittel nach Urt und Höhe nicht gerecht: 
fertigt oder nach Lage der Sache zur Erreichung des angeordneten Hivedes 
Überhaupt nicht erforderlich fei. 


8 12. Die im Staatsforitdienfte angeftellten Beamten find den in Ausführung 
dieſes Gefehes an fie ergebenden Uufträgen des Negierungspräfidenten, des Bezirks. 
ausfchufles und des Provinzialratd Bote zu leiften verpflichtet. 

14. Die aus der ftaatlichen DOberaufficht erwachjenden Koſten fallen der 
Staalskaſſe zur Laft. 

1 Die Koften der Aufftellung ber Betriebspläne gehören, wie die Materialien 
des Geſetzes ergeben, nicht zu den nad) $ 14 auf die Staatskaſſe zu übernehnenden Ober» 
aufſichtskoſten, hnden bleiben den Waldeigentümern zur Laſt. (Ausf⸗Anw. 
v. 21. 6. 1877, M. Bl. ©. 259.) | 

2 über Unfälle der Beaniten bei den örtlichen Nebifionen ſiehe S. 337 Anm. 2 d. W. 


8 15. Dieſes Gefeh tritt mit dem 1. Jannar 1877 in Kraft. Wlle demfelben 
Fa a Beitimmungen, insbefondere die Berordnung vom 24. Dezember 1816, 
foweit fie für die Provinz Sachfen gilt, find von dieſem Zeitpunkte ab aufgehoben. 
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2. Königliche Verordnung vom 24. 12. 1816, beir. die Berwaltung der den Gemeinden 
und öffentlichen Anftalten gehörigen Horften in der Provinz Wellfalen und ber 
Rheinprovinz (Kſtleve, Berg und Niederrhein). (G. ©. 1817 ©. 57.) 
Berwaltungsreht ber Gemeinden und öffentlichen Anftalten, Hinfidhtlid 

ihrer FHorftländereien. 

8 2. Den Gemeinden und öffentlichen Anftalten werden, kroſt dieſer Ber: 
ordnungen, ihre Forſtländereien zur eigenen Verwaltung überlaſſen. Sie find jedoch 
dabei ebenſo, als bei der Verwaltung der übrigen Gemeindegüter, in höherer Inſtanz 
der Oberaufſicht der Regierungspräſidenten unterworfen und müſſen ſich nach den 
Anweiſungen derſelben wegen eines regelmäßigen Betriebes und der vorteilhafteſten 
Benutzungsart genau richten. In der Regel * die Forftländereien auch fernerhin 
diefer Beitimmung zu widmen. Wenn die Gemeinden, Korporationen oder öffentlichen 
Unftalten aber die Berwandlung ihres Foritlandes in Uder und Wiefe für zuträglicder 
ala die Benutzung zur Holzerziehung halten, Al haben fie den deshalb nefafien 
Beichluß mit Darftellung der redhtfertigenden Gründe der vorgefehten Kreisbehörde 
befannt zu machen, weldye hierauf Die Beifung desselben vorzunehmen und die Ent 
[cheidung hierüber bei dem betreffenden Negierungspräfidenten zu veranlaffeı Bat. 


Nähere Beitimmungen über die Verwaltung feldft. 
8 3. Die Gemeinden und Öffentlichen Anftalten find verpflichtet, die in ihrem 
Befig befindlichen Yorftländereien: 
1. nach den von dem Negierungspräfidenten genehmigten Etat3 zu bewirtfchaften; 
2. ſolche Wälder und beträchtliche Dolaungen, bie nach ihrer Beſchaffenheit und 
Umfang zu einer forftmäßigen Bewirtichaftung geeignet find, durch gehörig 
audgebildete Forftbediente adminiftrieren zu laſſen, aud) können fie 
3. außerordentliche Holzfchläge, Rudungen und VBeräußerungen nur mit Genehmigung 
der Regierung vornehmen. 


Oberauffihtsredt ber Regierungen. 

85 4. Die Oberaufficht, welche die Negierungspräfidenten über dieſe Güter und 
beren Verwaltung zu führen Haben, bejchränft fich im wmefentlichen darauf, daß bie 
Forften, gleich jeder anderen Gattung des Gemeindes-Bermögend, den öffentlichen - 
Zwecken des Gemeinweſens erhalten und weder durch unwirtichaftliche Verwaltung 
zeritört oder fonft verfchleudert, noch mit Hintenanfegung des fortwährenden Beſten 
der Korporation und zum Vorteile einzelner Mitglieder oder Klaſſen derjelben ver 
wendet werden. Nach diefen Rüdfichten Haben fie daher auch die von den Gemeinden 
einzureichenden Yorftetat3 und deren Unträge auf außerordentliche Holzfchläge und 
Rodungen oder anderweitige Bra beren über die Subftanz felbft dur Sad): 
verftändige prüfen zu laſſen und nach deren Befinden darüber zu beftimmen. 


Unterfudung der Forſtbewirtſchaftung ſelbſt und Abſtellung zweckwidriger 
Verwaltung. | 
85. Bu gleichem Behufe ſteht denfelben auch zu die in den Forſten der 
Gemeinden und Öffentlichen Unftalten ftatthabende Bewirtfchaftung von Amts wegen 
oder auf fpezielle Veranlaffung unterfuchen und gegen forftwidrige Verwaltungen durch 
Unordnung einer fpeziellen Beauffichtigung oder fonft zwedmäßige Vorkehrungen 
treffen zu lafjen. 


Beftimmung, 06 zur zweckmäßigen Verwaltung bie Anstellung eigener 
8 orfibeblenten notwendig it. 

8 6. Ganz vorzüglic; aber werden fie, mit Hinficht auf Ortlichkeit und die 
individuelle Beichaffenbeit der Kommunal⸗ und Inſtituts-Waldungen, beitimmen, ob 
u deren dem im 8 4 angedeuteten Zwecke entiprechenden Bewirtfchaftung die Un: 
Hellung eines eigenen Forſtbedienten unumgänglich erforderlich fei, oder ob folche 
ebenfo gut und zwedmähig durc die Gemeindeglieder ausgeführt oder nach den 
Wünfchen der Gemeinden und Öffentlichen Unftalten gegen eine angemeſſene Remuneration 
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einem benachbarten Königlichen Forſtoffizianten übertragen werden könne. Wenn der 
Megierungspräfident die Unnahme eines eigenen, gehörig ausgebildeten Forfibedienten! 
nach den Umftänden notwendig findet, jo fteht den Gemeinden und öffentlichen An⸗ 
ftalten die Wahl eines qualifizierten Sachveritändigen zu. Sie haben aber dabei 
vorzugsweiſe auf die bisher don angeſtellt geweſenen Forſtbedienten, die zur Ver⸗ 
ſ orgung beitimmten Subjelte des Jägerkorps und die mit VBerforgungsaniprüchen 
entlafjenen freiwilligen Jäger, wenn ſolche übrigens die erforderlichen Eigenſchaften 
Dazu befigen, Rüdjicht zu nehmen. Die gewählten Subjelte find dem Negieruugs- 
präfidenten vorzuftellen, der ihre Prüfung durch Sachverſtändige zu veranlaffen und 
fie, wenn fie tüchtig und gejchidt befunden worden, als Kommunal oder Inſtituts⸗ 


beamte zu beftätigen hat, worauf folche in den ihnen übertragenen Poften eingeiviejen 
werden fünnen. 


1Auch Waldhüter (Forſtſchutzgehilfen) gehören zu den Forſtbedienten, deren 
Unftellung der NegierungSpräfident anordnen und deren Gehalt er feſtſetzen Tann. 

Die mit dem Forſiſchut in den Gemeindewaldungen betrauten „Forſtbedienten“ find 
bon den Gemeinden zu beſolden, in deren Forſten fie den Forſtſchutz ausuüͤben. (O. V. ©. 
v. 30. 10. 1903, D. % 8. 1905 ©. 570.) 

8 7. Den Gemeinden und öffentlichen Unftalten liegt im allgemeinen ob, Die 
gegenwärtig augsjchließlich bei ihren Waldungen angeftellten Offizianten anderweit zu 
verforgen oder zu penſionieren, infofern folche zu dem einen oder anderen individuell 
geeignet befunden werden. Dabingegen teilt fic) dieſe Verbindlichkeit pro rata zwiſchen 
dem Staate und den betreffenden Korporationen in Rüdjicht derjenigen Forſtbedienten, 
welche biöher für landesherrliche und Kommunalwaldungen zugleich angeftellt waren, 
vorausgeſetzt, daß ihre Tüchtigfeit zur Wiederanitellung oder ihre Berechtigung zum 
Penſionsgenuß nachgewielen und anerkannt worden. 

1. Die NRegierungspräfidenten Tönnen fi) zur WBeauffichtigung der 
Kommunal und Snftitutswaldungen, da, wo fie es notwendig finden, unjerer Ober- 
forftmeifter und der denfelben untergeordneten Forſtoffizianten bedienen. 

2. Wenn letztere bei ihren Forjtbereifungen in den Kommunalwaldungen Übel 
ftände bemerfen, jo daben fie folche ex officio den Regierungspräfidenten anzuzeigen, 
welche den nötigen Gebrauch davon machen werden. 

8 9. Die Ausführung dieſes Geſetzes Liegt den Miniftern für Landwirtichaft, 
Domänen und Forſten und des Innern ob. Diejes Geſetz joll nicht anwendbar fein 
auf die in Verbindung mit dem Staate befeffenen Kommunal» oder fogenannten 
Marken⸗Waldungen und »Gemeinheiten, indem diefe vielmehr nad) wie vor und big 
zu weiterer gelepticher Verfügung der allgemeinen Korftverwaltung von feiten des 
Staates, in der bisherigen Art, unterworfen bleiben foll. 


8. Gemeindeforigeieg ae Hohenuezuſqhen Lande. 


In den 8 1 bis 7 enthält dieſes Geſetz über die Benutzung und Bewirtſchaftung 
der Waldungen der Gemeinden und Öffentlichen Anſtalten (Kirchengemeinden, Pfarren, 
Schulen, Stiftungen uſw.), die der Aufficht des Staates unterfteben, im wefentlichen 
die gleichen Beftimmungen, wie da unter 1 aufgeführte et vom 14. 8. 1876. 

8. 1. Die forfttechnifche Verwaltung der unter dieſes Gejeh fallenden 
Waldungen wird durch ſtagtiche Oberförſter geführt. 

2. Zu den hierdurch der Staatskaſſe erwachſenden Koſten leiſten die Gemeinden 
einen an die Staatskaſſe zu zahlenden jährlichen Beitrag in Höhe von 60 Pf. für 
den Heltar. 

g Hinfichtlich des Beitrages der öffentlichen Unftalten bewendet ed bei dem 
bisherigen Sate von 1 ME. für den Heltar. 

8 9. Die Gemeinden und öffentlichen Unftalten find verpflichtet, für den Schuß 
ihrer Waldungen durch genügend befähigte Forſtſchutzbeamte (Waldbaumwarte) aus: 
reichende Fürſorge zu treffen. 

10, Diejenigen Gemeinden und Öffentlichen Anftalten, deren Waldungen zu 
Hein zur Unftellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten find, haben fich, foweit Die ört⸗ 
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li Berhäftnifje nicht entgegenſtehen, mit anderen waldbeſitzenden Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten zur gemeinjchaftlichen Unftellung eines Zorfihugbeamten zu 
vereinigen. Falls über die Bildung gemeinfchaftlicher Schupbezixte eine Berftändigung 
unter den Beteiligten nicht erzielt wird, enticheidet die Auffichtsbehörde nach Anhörung 
des Amtsausſchufſes, wenn mehrere Oberamtsbezirke oder eine Stabt beteiligt find. 
de3 Bezirlsausfchufie2. 
8 11. Die Bejegung der Stellen der Foritichugbeamten erfolgt: 
a) bei Gemeinden nach Borfchrift der 88 68 Abf. 4 Nr. 5 und 69 Abſ. 1 der 
ohenzollernſchen Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (G. S. S. 189," 
b) bei fentfichen Anftalten durdy deren verfafiungsmäßige Bertreiung. 
1 Die angezogenen Gejebesftellen ber Sabengollernjen Gemeindeordnung lauten: 
8 68 Abf. 4: Insbeſondere liegen dem Bürgermeifter folgende Geichäfte ob: 
Nr. 5 die Gemeindebeamten anzuftellen und zu beauffidtigen; über bie Reuerrichtum 
von Stellen beſchließt bie Gemeinbehefonmiung E pemeipepessrchung) ' 
69 Abſ. 1: Wo ein Tollegiali Gemeindevorfiand (Gemeindernt tebt 54 
Anf. h Bat biefer bie in bem $ 68 u. bis 4, den pi 92 und 9 —— — —* 
des Burgermeiſters wahrzunehmen und die Gemeindebeamten anzuſtellen ($ 68 Wr. 5). 


12. Die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und Öffentlichen Anſtalten bedürfen 
der igung durch die Aufſichtsbehörde und find nach vorwurfsfreier Ablegung 
einer einjährigen Probedienftzeit anzuſtellen. Sie find verpflichtet, deu dienſtlichen 
Anweifungen 8 —S „goige bie Be erhältrife ber Sorftfärufbeamsen d 

.1. Im en finden auf die Rechtöverhältniffe der hub ie 
Borfcyriften des 8 28 des Geiches, betreffend bie Anftellung und VBerforgung der 
Kommumnalbeamten, vom 30. Juli 1899 (G. ©. ©. 141) in Verbindung mit Den 
88 87 bis 91 der Hohenzo chen Gemeindeordnung! mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an Stelle des Amtsausfchuffes der Bezirksausſchuß befchließt, foweit bei Beteiligung 
mehrerer Oberamtöbezirte oder einer Stadtgemeinde eine Beſchlußfaſſung ftattfinden 
jo ,‚ und mit der weiteren Maßgabe, daß über die Frage, ob die Borausjehungen 

es 8 2 Abf. 2 des Geſetzes vom 30. Yuli 1899 vorliegen, mit Ausſchluß des ⸗ 
weges die Auffichtsbehörde nach Anhörung des Amtsausfchuffes, bei Beteiligung 
mehrerer Oberamtsbezirke oder einer Stadt, des Bezirlsausfchufles, entfcheidet. 
2. Iſt bei gemeinfchaftlicden Schugbezirten eine Stadtgemeinde mit mehr als ber 
Hälfte der Fläche beteiligt, fo finden die für ftädtiiche Beamte in jenen Geſetzen 
gegebenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


1 Die 88 87 bis 91 ber Hohenzollernſchen Gemeindeordnung lauten, ſoweit fie bier 
in Betracht kommen: 

8 87. Das er betreffend die Unftellung und Verforgung der Kommunalbeamten, 
bom 30. Syuli 1899 (8. ©. ©. 141) wird binfihtli der Beamten ber Stadt- und Land» 
emeinden (8 1) mit den aus ben folgenden Beitimmungen ſich ergebenden Maßgaben 
ngemäß eingeführt. 

8 88. Die Bejoldungen der ftäbtifhen Beamten werben vor ihrer Wahl oder An⸗ 
ftelung von ber &emeindevertretung feitgeleßt. 

Hinfihtlih der bejoldeten Bürgermeifter und der etwa ſonſt noch gegen Gehalt 
angeftellten Ditgfieber bes ftäbtifchen Gemeindevorſtandes unterliegt die Seitlekung der 
Beloldung in allen Fällen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Der Regierungs⸗ 
präfident kann verlangen, daß ihnen die zu einer gmedmäpigen Verwaltung angemefjenen 
Bejoldungsbeträge bewilligt werden. 

8 89. Hanbelt von der Benfionterung ber Bürgermeifter. 

8 90. Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht, wenn und folange ein Penfionär 
in Staat» oder Kommunaldienſt ein Dienſteinkommen oder eine neue PBenfion bezieht, 
infowelt als der Betrag des neuen Einkommens unter Hingurehnung der zuvor erdienten 
Benfion den Betrag des von dem Beantten bor der Penfionierung bezogenen Dienjt« 
einkommens ghergeigt 

8 91. Die Witwen und Waiſen der penſionsberechtigten Stadt-Bürgernieifter, der 
[ont en penfionsberechtigten Beaniten der Stadtg meinden und ber befoldeten Bürgermeiiter 
er Landgemeinden erhalten, falls nicht ein anderes mit Genehmigung des Begiks⸗ 
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ausfchufjes (Amtsonzichufies) feſtgeſetzt iſt, Witwen⸗ und Waifengeld nad den für bie 
Witwen und Watien der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Borfchriften unter 
Bugeundele ung de8 von dem Beanten im Yugenblide ded Todes erdienten PBenfions- 

etrages. Dabei tritt an die Stelle der für dad Witwengeld bei unmittelbaren Staat$- 
beamten borgeichriedenen Höchſtſätze ber Höchftfag bon 2000 ME. 


& 14. Die Befoldung der gemeinjchaftlichen Schugbeamten ift von den Walb- 
befigern mangels anderwmeiter Seitfebung nach Maßgabe der Fläche der beteiligten 
Waldungen, aufzubringen. In derjelben Weiſe erfolgt nötigenfalld3 die Aufbringung 
der Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbeträge. 

8 15. 1. Zur Beratung und Beichlußfaffung in allen die gemeinjchaftlichen 
Forſtſchutzbezirke betreffenden Fragen hat jede beteiligte Gemeinde und Anftalt durch 
die Semeindeverfammlung (Bemeindevertretung) beziehungsweiſe Unftalt3vertretung und 
aus deren Mitte einen oder mehrere Übgeordnete dergeftalt Rn wählen, daß Gemeinden 
und Anitalten mit einen Waldbefige bis 200 ha einen, über 200 bis 500 ha zwei, 
über 500 ha drei Abgeordnete wählen. 

2. Die Ubgeordneten verſammeln fich unter dem Borfik eines Kommiſſars der 
Auffichtsbehörde und beichliegen nad Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ent- 
fcheidet der Dorfigende, dem im übrigen ein Stimmrecht nicht zuſteht. . 

8. Kommt die Wahl der Abgeordneten der für einen gemeinjchaftlichen Forſt⸗ 
ſchutzbezirk in Nusficht genommenen Gemeinden und Öffentlichen Unftalten nicht 
zuftande, fo enticheidet binfichtlich der den Forſtſchutzbezirk betreffenden Angelegenheiten 
Die UuffichtSbehörde nach Anhörung des Amtsausſchuſſes, wenn mehrere Oberamts- 
bezirte oder eine Stadt beteiligt find, des Bezirksausſchuſſes, jo lange felbitändig, 
bi die Wahl erfolgt iſt. 

4. Das gleiche gilt, wenn die Abgeordneten der einen gemeinflhaftlichen Forſt⸗ 
ſchutzbezirk bildenden Gemeinden und öffentlichen Anftalten Die Beſchlu jung über 
einen ihnen nach diefem Geſetz oder von der Aufſichtsbehörde zugewiejenen Gegenftand 
verweigern. 

8 16. Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes ift der Regierungspräfident. 
Gegen die Verfügungen desſelben findet an zwei Wochen nach der Buftellung 
Die Beſchwerde an die Minifter für Landwirtichaft, Domänen und Forſten und Des 
Innern Statt. - 

8 17. Dieſes See tritt vom 1. Upril 1908 in Kraft. Gleichzeitig werben 
alle entgegenftehenden Beitimmungen aufgehoben. 


4. Berorbnung, beireffend die Organijation der Forſtverwaltung in ben 1866 nen 
erworbenen Gebietsteilen (Schleswig-Helftein, Hannover, Heflen-Raflan). 
Bom 4. 7. 1867. (©. ©. ©. 1129.) 
81. Die Refjortminifter find ermächtigt: 
über Verwaltung und Nutzbarmachung der dem Staate gehörenden Forſten 
und Sagden, über Ausbildung, Beifung, Anftellung, Beloldung, Funktionen 
und fonftige Dienftverhältnife fämtlicder Yorftbeamten, fowie über Abgrenzung 
der Inſpellions⸗ Verwaltungs» und Schußbezirfe für die Staats-, Gemeinde» 
und Inſtitutenforſten 


in demfelben Maße Anordnungen zu treffen, wie ihnen folches in ben älteren 
Provinzen der Monarchie hinſichtlich der Staatsforften und der Staatsforjtbeamten 
reſſortmäßig zufteht. 

82. 1. Beiden gefeblichen Beſtimmungen, welche die Rechte und Pflichten ber 
Semeinden und öffentlichen Anſtalten ben lich der Wahl und Befoldung der 
Forſtbeamten betreffen, behält e8 für jegt fein Beenden. 

2. Die binfichtlich der freund von Unmwärtern des Sägerforns im Forſtſchutz⸗ 
dienfte gie die älteren Provinzen maßgebenden Vorjchriften jollen jedoch aucd in den 
neuen Landesteilen für fämtliche Staats«, Gemeinde und Inſtitutenforſten zur Uns 
wendung kommen. 


+ 
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5. Geſetz vom 14. 3. 1881 über gemeinichaftliche Helzungen (8. S. S. 261). 

8 1. 1. Dieſes Gefeh findet Anwendung: 

a) auf Holzungen und die damit im örtlihen Zuſammenhange ſtehenden Wald: 
blößen, an welden bei dem Inkrafttreten besfelben da3 Eigentum mehreren 
Berfonen gemeinſchaftlich zufteht, fofern nicht nachgewieſen wird, Daß bie 
Gemeinfchaft durch ein beionderes privatrechtliches Berhäftnis entftanden itt, 
insbefondere auf die Holzungen der NRealgemeinden, Nutzungsgemeinden, 
ee lenlheiten, Sehöferfchaften, Erbgenofjenichaften und gleichartiger 

enofjenfchaften ; 

b) auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen Genoſſenſchaft oder welde 
einer Klaſſe von Mitgliedern oder von Einwohnern einer Gemeinde Durch eine 
Semeinheitsteilung oder Horftfervitutenablöfung als Gefamtabfindung über: 
wiejen werden oder bereit3 früher überwiejen worden und bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes gemeinjchaftliches Eigentum geblieben find. 

2. Abfindungen, welche den voritehend bezeichneten Berechtigten bei einer &emein- 
heitsteilung oder Forftfervitutenablöfung als Holzung zu gewähren find, dürfen nır 
ala Sefamtabfindung überwielen werden. 

Diefe Holzungen unterliegen, infoweit fie fich nach ihrer Befchaffenheit 
und ihrem Umfange zu einer foritmäßigen Bewirtichaftung eignen, hinſichtlich des 
Horftbetriebes und der Benugung der Aufſicht des Staates nach Maßgabe ber 
gejeglichen Beſtimmungen, welche in den einzelnen Landesteilen für die Holgungen 
der Gemeinden gelten. (Siehe die vorftehend unter 1 bis 4 aufgeführten &efeße.) 

Sm übrigen Handelt diefes Gefet, fowie die unter 6 bis 10 vermerkten Geſetze und 
der Abfchnitt III des unter „Privatforfien” erwähnten a bon 6. 7. 1875, betreffend 
Schutzwaldungen und Waldgenoffenfchaften, von Waldgensfieufchaften. 

Wo bie forftmäßige Benutung nebeneinander oder vermengt gelegener Waldgrund- 
jtüde, öder Flächen oder Hetdeländereien nur durch das Zuſammenwirken aller Beteiligten 
zu erreichen ift, Können zum Zwecke einer gemeinſchaftlichen Beſchützung oder aud einer 
gemeinjchaftlihen forftmägigen Bewirtfchaftung auf Antrag jedes einzelnen Beſitzers, 
de3 Kommunalverbandes oder der Yandespolizeibehörde die Eigentümer diefer Befigungen 
zu einer ualdgenof ſenſchaft vereinigt werden, wenn ein gewifler Teil der Intereſſenten 

uftinmt. 

zuf Die Bildung einer Waldgenoſſenſchaft erfolgt durch den Kreisausſchuß, welcher in dieſen 
Fällen die Bezeiänung „Waldſchutzgericht“ führt. Die Berwaltung erfolgt auf Grund eines 
von den Beteiligten angenoninienen und von dem Waldſchutzgericht beſtätigten Statut. 

Das Waldſchutzgericht übt aud die Staatauffiht in dem Umfange und mit den 
Befugniffen aus, welche gefetlid den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zufteben. 

Die Auffihtsbefugniffe gegenüber ben Gemeinden beftinnmen fi aber nad den 
unter 1 bis 4 aufgeführten Geſetzen. 

Gemeinſchaftliche Holzungen, die nad) den Inkrafttreten des Geſetzes vom 14. 3. 1881 
in das Alleineigentum eines einzelnen übergegangen find, unterjtehen nach wie bor biefem 
Gelee. (©. B. &. v. 22. 5. 05, D. %. 3. 1906 ©. 665.) 


6. Waldkulturgeſetz für den Kreis Wittgenftein vom 1. 6. 1854 (©. ©. ©. 329). 
7. Hanbergordnung für den ſtreis Siegen vom 17. 3. 1879 (G. S. ©. 228). 
6 & Yaubergorbuung für den Dilffreis und den Oberwefterwaldfreis vom 4. 6. 1887 
(G. ©. S. 289). 
9, Sanbergoruung für den Kreis Altenkirchen vom 9. 4. 1890 (8. ©. ©. 55). 
10. Geſetz, betreffend die Regelung ber Forſtverhältnifſe für das ehemalige Juftiz 
amt Dlpe im ſtreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnöberg, vom 3. 8. 1897 (& ©. ©. 285). 
11. Ferner gelten in den Provinzen: 
Schleswig-Holftein: 
die Forft- und Jagdordnung vom 2. 7. 1784 in bezug auf die Feſte⸗ und 
Bondenholzungen. 

Die Bondenholzungen haben jich früher im Staatsbefiy befunden und find 
ben Servitutsberechtigten als Abfindungen für die Forſtberechti ungen zum freien 
Eigentum überwiefen worden, jedoch mit der Einfchränfung, daß Hleb und Kultur 
der Auffiht der Staatsforftbeamten zu unterftellen war. 
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Hannover: 
die Berordnung vom 21. 10. 1815 für das frühere Fürftentum Hildesheim 
und das Geſetz vom 10. 7. 1859 nebſt Ausf.⸗Inſtr. vom 26. 7. 1859 für die 
früheren YFürftentümer Kalenberg, Göttingen und Grubenhagen, ausgedehnt 
auf Hohenftein durch Geſetz vom 30. 10. 1860. 

Heflen-Raflan: 
das Geſetz vom 29. 6. 1821 und Wusfchreiben vom 28. 8. 1824 für das ehe- 
malige Kurfürftentum Heffen. . 

Für den Regierungsbezirk Wiesbaden |. das unter 12. aufgeführte Geſetz. 


12. Gejeß, betreffend die worftichugbeamten der Gemeinden und öffentlichen Auftalten 

im Negierungäbezirt Wiesbaden mit Ausfchluß des vormals Landgräflich Heilen- . 

SHomburgifchen Gebiete und des Stadtkreiſes Frankfurt a. M.) vom 12. 10. 1897. 
(9. ©. ©. 411.) 


8 1. Die Gemeinden und öffentlichen Unftalten. find verpflichtet, für den Schub 
ihrer Waldungen durch genügend befähigte Berjonen ausreichende Fürſorge zu treffeit. 

8 2. 1. Diejenigen Gemeinden und Öffentlichen Anftalten, deren Waldungen zu 
ein zur Unftellung eines eigenen Forftfchugbeamten find, haben fich, foweit die örtlichen 
Verhältniſſe nicht entgegenftehen, mit anderen Wald befigenden Gemeinden und öffent- 
lichen Anſtalten zur gemeinfchaftlichen Unftellung eines Forſtſchutzbeamten zu vereinigen. 

2. Falls über die Bildung gemeinfchaftlicher Schußbezirfe eine Berftändigung, 
unter den Beteiligten nicht erzielt wird, entfcheidet der Negierungspräfident nad) 
Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn mehrere Kreife beteiligt find, der Kreisausfchüffe, 
fowie, wenn ein Stadtkreis beteiligt ift, des Bezirksausſchuſſes. 

3. Mit Zuftimmung der beteiligten Waldbefiger (Staat, Gemeinden und öffent- 
lichen Unftalten) können vereinzelt liegende Flächen von StaatSwald derartigen ge: 
meinfchaftlichen Schutzbezirken angefchloffen oder vereinzelt Tiegende &emeinde- oder 
Anitaltswaldungen fiskaliſchen Schubezirken angejchloffen werden. 

3. 1. Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 

a) bei Städten durch den Magiftrat oder, wo ein folcher nicht beiteht, durch beit 
Bürgermeifter nach Auhörung der Stadtverordnetenverfammlung; 

b) bei Landgemeinden mit follegialifchem Gemeindevorftand durch dieſen; 

c) bei den übrigen Landgemeinden durd) den Bürgermeifter nad) Anhörung der 
Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung) ; 

d) bei Öffentlichen —3 — durch deren verſaſſungsmäßige Vertretung. 

2. Wird bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken unter den Beteiligten über die Be- 

fegung der Stelle eine Verftändigung nicht erzielt, fo entfcheidet der Regierungspräfident. 

4. 1. Die Sorftfugbenmien der Gemeinden und Öffentlichen Unftalten be= 
dürfen der Beftätigung durch den Regierungspräfidenten und find nach vorwurfsfreier 
Ablegung einer einjährigen Probedienftzeit auf Lebenszeit anzuftellen. 

2. Ausgeſchloſſen von der Anftellung auf Lebenszeit bleiben diejenigen Beamten, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Gefchäfte nur nebenbei in An— 
fpruch genommen werden, oder welche nur für ein feiner Natur nach vorübergehendes 
Geſchäft angenommen worden find. 

3. Darüber, ob eine Forftfchugbeamtenftelle eine ſolche tft, daß fie Die Zeit und Kräfte 
eines Beamten nur nebenbei in Anspruch nimmt, entſcheidet mit Ausſchlußdes Rechtsweges 
der Regierungspräfident nad) Anhörung des Kreisausſ Gallen: wein mehrere Kreiſe beteiligt 
find, der Kreisausſchüſſe, ſowie, wenn ein Stadtkreis beteiligt ift, des Bezirksausſchuſſes. 

5. Im Staatd-, Bemeinde- oder Unftaltödienite bereit3 Tebenslänglich angeftellt 
geweſene Forſtſchutzbeamte können von den Gemeinden oder Öffentlichen Anftalten ohne 
Ablegung der fonft erforderlichen Probedienftzeit lebenslänglich angejtellt werben. 

*), An dem vormals Landgräflid gegen omburgiſchen Gebiete werben bereits fämtlihe Foxſtſchuzbeamte 
als unmittelbare Staat8beamte angejchen und auf Lebenszeit mit a in angeftellt. 

Der Stadtwald von frankfurt a. M. und die Waldungen ber beiden bortigen Stiftungen, be8 Heiligen 
Beit-elpitals ee" bes St. Katharinenklofters unterfiehen ber ftaatlihen Forſtaufſicht nicht (Geſetze vom 


at 
. ©. 8. 401] und 9. d. 1878 1G. ©. ©. 177]). Abgefehen hiervon find die betreffenden Schutz⸗ 
Beamten au bereit pentionsbereditigt. 
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6. 1. Die Feſtſetzung der Beſoldungen unterliegt in allen Fällen der Ge- 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes. 
2. Diefer entjcheidet auch, falls bei gemeinfchaftlichen Schugbezirfen über bie 
Feſtſetzung der Befoldungen eine Berftändigung unter den Beteiligten nicht erzielt wird. 
3. Der Regierungspräfident kann verlangen, daß angemeſſene Beſoldungsbeträge 
bewilligt werden, und im Falle der Weigerung die Eintragung des Betrages in den 
Haushalts⸗Etat verfügen. Gegen diefe Verfügung fteht den beteiligten &emeinden 
und Anftalten die Klage beim Oberverwaltungsgericht offen. 

4. Die Befoldung gemeinichaftlicher Beamten (8 2) ift von den Waldbefigeri mangels 
anderweiter Bereinbarungnad) Maßgabe der Fläche der beteiligten Waldungen aufzubringen. 

1 Ausdrücklich bemerkt wird, daß der Geſetzentwurf nicht darauf abzielt, an der 
beftehenden Schutzbezirkseinteilung und an den Befoldungsverhältnifien der Schußbeanıten 
Anderungen einzuführen, daß vielmehr die Abſicht lediglich darauf gerichtet ift, Den jt⸗ 
ſchutzbeamten der Gemeinden und Öffentlichen Anſtalten und den Hinterbliebenen derſelben 
die Wohltat der Penſion und des Witwen⸗ und Waiſengeldes zu verſchaffen (Begründung). 

ß 7. Die auf Lebenszeit angeftellten Forſtſchutzbeamten erhalten bei einntretender 
Dienſtunfähigkeit Benfion BI den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Srundfägen. Bei der Berechnung der Dienftzeit zweds Feſtſetzung der Benfion 
fommt auch die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu penfionierende Forſt⸗ 
ſchutzbeamte als folcher bei anderen Gemeinden oder öffentlichen Anſtalten innerhalb 
des Geltungsbereichs dieſes Geſetzes angeſtellt gewefen ift. 

8. Die Penſion fällt fort oder ruht infoweit als ber PBenfionierte durch 
anderweite Unftelung im Staatd-, Gemeindes oder Unftalt3dienjte ein Einkommen 
oder eine neue Benfion erwirbt, welche mit Zurechnung der erften Benfion fein 
früheres Einfommen überfteigen. 

9 Die Witwen und Waifen der auf Lebenzzeit angeftellten Forſtſchutz⸗ 
Deanten erhalten Witwen und Waifengeld nach den für die Witwen und Wailen 
der unmittelbaren Staatöbeamten geltenden Borjchriften unter Bugrundelegung des 
von dem Beamten im Uugenblide des Todes erdienten PBenfionsbetrages. 

8 10. 1. Über ftreitige Penfionsanfprüche der Forſtſchutzbeamten, fowie über 
ftreitige Anſprüche der Hinterbliebenen u Beamten beichließt, wenn Stadt 
gemeinden beteiligt find, der Bezirksausſchuß, in allen anderen Fällen der Kreis⸗ 
ausſchuß, und zwar foweit fich der Beichluß darauf erjtredt, welcher Teil des Dienſt⸗ 
einfommens bei eitjtellung der Benfionsanfprüche als Beloldung anzuſehen ift, 
vorbehaltlich der den Beteiligten gegeneinander zuitehenden lage im Verwaltungs» 
jtreitverfahren, im übrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 

2. Der Beſchluß ift vorläufig vollitredbar. 

11, Über die Tatjache der Dienftunfähigkeit ift entftehendenfalld in dem 
bezüglich der Entfernung aus dent Umte vorgejchriebenen Verfahren Entfcheidung zu 
treffen, und zwar, wenn Stadtgemeinden beteiligt find, gemäß 5 91 Ubf. 1 Nr. 2 
der Städteordnung für die Provinz Heffen-Nafiau v. 4. 8. 1897 (G. S. S. 254), 
in allen anderen Fällen gemäß 8 115 Nr. 3 der Landgemeindeordnung für Die 
Provinz Heffen-NRafjau v. 4. 8. 1897 (G. ©. ©. 301). 

1 Die hier angezogenern Gefebesftellen entiprechen genau dem Sinne ber 88 20 Ubf. 3 
und 36 Abſ. 4 des Zuftändigfeitsgefeged vom 1. 8. 1883, welche bei $ 78 des Di8ziplinar- 
geſetzes abgedruckt find, IV DD. 

8 12. 1. Sämtliche Gemeinden und öffentlichen Unftalten, welche für ihre 
Waldungen nad) den vorftehenden Beſtimmungen penfionsberedjtigte Schußbeanıte 
angejtellt haben, werden zu einem Kafjenverbande vereinigt, welchen es obliegt, den 
in Ruheſtand verjegten Forftichugbeamten und den Hinterbliebenen von Forſtſchutz⸗ 
beamten die ihnen zuftehenden PBenfionen und Witwen» und Waifengelder zu zahlen. 

2. Gehören zu einem gemeinjchaftlidhen Schutzbezirke fiskaliſche Waldgrundftüde, 
ſo bat der Forftfisfus für diefe Flächen dem Kafjenverbande beizutreten. 

3. Die zur Beitreitung der Bahlungen von PBenfionen und Witwen⸗ und Waifen- 
geldern erforderlichen Beiträge werden von den zum Berbande gehörigen Waldeigentümern 
nach Verhältnis des jeweiligen penfionsberechtigten Dienfteintommend aufgebracht. 
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4. Die Beiträge werden von dem Borftande bed Kaſſenverbandes feitgefeht. 

5. Gegen ben Feſtſtellungsbeſchluß findet innerhalb zweier Wochen die Be werde 
an den Bezirksausſchuß ſtatt. 

6. Im Übrigen werden die Berhältniffe der Kaſſe durch ein nach Anhörung des 
Kommunallandtages des Regierungsbezirkes Wiesbaden von dem Miniſter des Innern 
zu erlaflendes Regulativ geordnet. 

13. Bon der Errichtung des Kafjenverbandes ($ 12) kann abgefehen werben, 
folange die auf Grund des Beichluffes ded Kommunallandtages vom 18. 4. 1896 
und der landeöherrlichen Genehmigung vom 12. 7. 1896 begründeten Ruhegehaltskaſſe 
und Witwen und Waijenkafje für die Kommunalbeamten des Regierungsbezirkes Wies⸗ 
baden beftehen und die Zahlung der nach diefem Geſetze an Forftichugbeamte und beren 
Hinterbliebene zu gewährenden Benfionen und Witwen- und Waifengelder übernehmen. 

14, Denjenigen Gemeinden, welche anderweit ausreichend für die Benfionierung 
ihrer Forſtſchutzbeamten und die Verforgung von deren Witwen und Waifen geforgt 

aben, Tanıı von dem Hegierungäpräfidenten das Fernbleiben von dem Raffenver- 
ande oder der Wiederaudtritt aus demſelben geftattet werden, fofern dadurch die 
Intereſſen des Kafienverbandes nicht verlegt werden. 

15, Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits feit Länger als Jahresfrift 
in derjelben Stellung befindlichen Forftichugbeamten, deren Gefamtjahreseintommen 
fih einfchließlich der Rebeneinnahmen auf mindeftend 400 ME. beläuft, find, falls. 
fie nicht ausdrücklich darauf verzichten, als Yebenglänglich angeftellt anzufehen. 


1 Zweckmaßig wird aber den einzelnen Benmten der Verzicht auf die Wohltat biefes: 
Geſetzes offen zu alten fein, um im Einzelfalle Härten zu bermeiben. Jeder einzelne 
Beamte wird fich darüber ſchaſig zu machen haben, ob er nach Lebensalter und Dienſt⸗ 
zeit etwa größeren Nutzen bon der Fortdauer bes jehigen Verhältniffes, d. h. der Zu⸗ 
gehörigkelt zur Alters» und Invalidenverſicherung, oder von ber Ausfiht auf Penſion 
nad Maßgabe dieſes Geſetzes zu erwarten hat (Begründung). 


8 16. Diefed Geſetz tritt mit dem 1. 4. 1898 in Kraft. Gleichzeitig werben: 
die entgegenftehenden Beitimmungen aufgehoben. 





HE. Forſttechniſche Beratung feitens Ber Landwirtfchaftskammern. 


Die in den Provinzen bzw. Regierungsbezirken nach dem Geſetze vom 30. 6. 1894 
(G. ©. ©. 126) errichteten Landwirtſchaftskammern haben im Intereſſe der Forſt⸗ 
wirtfchaft teilweiſe eine Forftabteilung eingerichtet, die unter der Leitung eines bewährten: 
höheren FYorftbeamten nn 

Diele Einrichtung iſt von befonderem Borteil namentlich für die Gemeinden 
und Brivatwaldbejiger mit Waldungen von geringerem Umfange, denen, 
fi) die Anftellung des geeigneten forfttechnifchen Perſonals zu teuer ftellt. 

Über die Art der Mitwirkung diefer Forftabtellungen bei der Einrichtung und- 
Berwaltung der Waldungen, für welche fie in Unfpruch genommen werden, geben die 
nachfolgenden Mitteilungen Aufſchluß. 


Mitteilungen ber Forſtabteilung ber Landwirtſchaftskammer für bie Provinz Brandenburg: 


iu Berlin. 
(D. 5. 8. 1904 ©. 962 u. 1007 ©. 668.) 

Bei Inanſpruchnahme ber Forſtabteilung find für ihre Leitungen feite Gebührenfäge 
eingeführt worden, wodurch jeder Waldbeſitzer in der Zuge fit, die entitehenden Koſten 
vorher le zu können. Die Gebühren bleiben meift binter den Selbjtkojten wejentlich- 
zurüd. Sie find für bie entfernter wohnenden Waldbefiger nicht höher als für die näher: 
bei Berlin angefefjenen und belaufen fi für: 


L @inmalige geratung. 

Die einmalige driliche Beratung nuß jebesmat beantragt werben. Berechnet werden die 
Neifetage und die Tage an Ort und Stelle. Ungebrochene Tage (Kalendertage) gelten als voll. 
&) Sinmalige Beratung bäuerlier Einzelbefiger durch einen Forſtbeamten für einen 
(ER ne. . 


Pr 
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b) einmalige Beratung von Gütern und Gemeinden 
1. durch ben foritlihen Beirat oder Stellvertreter für einen Tag - . 30 Mt, 
2. durch HilfSarbeiter für einen Tao - - > > > 2 2 2 .2 M. 

Dauert die Reiſe eines Hilfsarbeiters Int Quiammenhan mehr al3 zwei Stalendertage, 

fo wird für den dritten Tag und die folgenden Tage nur ein Xagegeld von 10 ME. erhoben. 
U. Ständige geratung. 

Die ftändige Beratung umfaßt die (beratende und begutadgtende, aber nicht fontrollierende) 
Zeitung des Forſtbetriebes, d. 5. der laufenden Wirtfchaft. Sie befteht in der Anleitung 
gu Aufftelung der jährliden Hauungs- und Kulturpläne und in ihrer Prüfung, in ber 

nlettung für die Auszeichnung von Durdforftungen und von fonftigen ſtammweiſen 
Aushichen, in der Beratung bei ber Holzverwertung, Begutachtung von Holzverkaufs⸗ 
derträgen und «geboten, Anleitung in der Suchführung Überwadhung der Übereinftinnung 
der laufenden Wirtfchaft mit dent etwa vorhandenen Betriebsplan und der Weiterführung 
des Betriebswerkes (Karten und Hauptmerkbuch), Begutachtung der ausgeführten Kulturen, 
Durdforjtungen und fonftigen Wirtichaftsniaßregeln. 

Ausdradliih ausgefchloffen find: vollftändiges Auszeichnen von Durchforſtungen 
{fomweit es fidy nicht um befonders ſchwierige Fälle auf Feiner Fläche hanbdeit), Abſchluß 
von Holzverfäufen, Abnahme und Reviſion von Holzfchlägen und Holzbeftänden, Rebifion 
der Bud)» und Rechnungsführung, fowie alle außerhalb der laufenden Wirtfchaft vor⸗ 
foınmenden Arbeiten (Spezinlgutadhten, Werttaxen, Betriebsregelung ufw.). Diefe Arbeiten 
können beanſprucht werden, find aber nad) den beionderen Tarifen zu bezahlen. 

Die dauernde, weitergehende Inanſpruchnahme kann nicht verlangt werden, fondent 
unterliegt ber freien Vereinbarung. 

Welche Befugniffe der Waldbefiker den ftändigen Berater feinen Forſtbeamten gegen⸗ 
über einräumen will, unterliegt ganz feinem Ermeſſen. Ebenſo fteht es ibm völlig frei. 
den erteilten Rat zu befolgen oder nicht. Volliges, gegenfeitiges, von underantwortlichen 
anderen unbeeinflußtes Vertrauen ift aber Vorbedingung für guten Erfolg ber Beratung. 

Tarif für ftändine Beratung. 


Jährliche Gebühren 


Größe des Revieres a) Normaltarif b) Spezialtarif 


150 ha 100 Mk. 25 ME 
151— 200 120 90 
201— 300 150 110 
301 — 400 190 140 
401— 500 220 170 
501— 600 250 190 
601— 700 280 210 
701— 800 300 230 
801— 900 320 240 
901—1000 330 250 
1001—1100 340 260 
1101—1200 350 270 
1201-1300 360 2 
1301 —1400 370 290 
1401 - 1500 380 300 
1501— 1800 390 310 
1601—1700 400 320 
1701—1800 410 330 
1801—1900 420 340 
190 1— 2000 430 350 
2001—2200 440 ° 380 
2201— 2400 , 450 370 
2401—2600 460 380 
2601— 2800 470 390 
2801—-3000 480 400 
3001—3200 490 410 
3201—3400 500 420 
340 1—3600 510 430 
3601—3800 520 440 
3801-4000 530 450 


über 4000 nach bejonderer Vereinbarung. 
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Unter „Größe des Revieres“ ift die Geſanitfläche des Waldes einfchließlich der Nicht> 
bolabodenflächen (Wege, Gewäſſer, Waldwieſen, Wildäder uf.) zu verftehen. Bei größeren: 
Umfange ber Nichtholgbodenflädde kann ber Abzug eines Teiles vereinbart werden (3. B. 
ſehr umfangreicher, der foritlihen Beratung nicht unteritellter Stichgewäfler ufw.). 

Hür getrennt liegende Befigungen eines Beſitzers werben die Gebühren beſonders 
berechnet. Die Abmachung läuft auf ein Jahr vom 1. Juli zum 30. Juni und Tann nur 
anı 2. Januar zum 30. uni getündigt werden. 

Die Gebuhren find halbjaͤhrlich nachträglich am 2. denug und 1. Juli zu zahlen. 
Neu eintretende Reviere haben für das laufende Vierteljahr voll zu zahlen. 

Od der Speszialtarif gewährt wird, hängt von den befonderen Berhältniffen ab. Bis 
auf weiteres foll der Normaltarif nur ausnahmsweiſe angewendet werden. Die Lanb- 
wirtſchaftskammer behält fih das Recht vor, den Spezialtarif jederzeit mit Ablauf des 

laufenden Kalenderjahres aufzuheben. 


II. Forſteinrichtung. 

a) Neueinrihtung. Bel der Neuelnrichtung wird das Revier unter Benußung 
vorhandener Karten vermefien, eingeteilt, eine Spezialtarte und verbielfältigte Wirtfchafts- 
karte auögenrbeitet, ein Betriebsplan auf 10 oder 20 Jahre aufgeftellt und ein Haupt: 
merkbuch (Kontrollbuch) eingerichtet. 

Die Gebühren hierfür betragen bei Forſten bis 120 ha Größe 300 Mt. (250 Mk.), 

bon 121 bi3 200 ha Größe für 1 ha 2,50 ME. (2,00 ME.), mindeſtens aber 250 ME., 
höchſtens 450 Mt. (350 Mt.), 

bon zo Bi 300 ha Größe für 1 ha 2,25 ME. (1,75 ME), höchſtens aber 600 ME. 
( )r 

bon mehr al3 300 ha Größe für 1 ha2 Mt. (1,50 ME.) 


Bei befonders fchwierigen Berhältniffen werden bie Gebühren erhöht, andererfeits 
fönnen fie auch entfprechend erniedrigt werben. Für bie Übergangszeit, d. h. für alle Bis 
zum 1. Juli 1909 beantragten Neueinrichtungen bon Privatforiten können, falls nicht 
befondere Grunde entgegenitehen, bie Gebühren auf die in Klammern hinter die normalen 
eingefügten Sätze ermäpigt werden. 

2) Far fhon eingerichtete Waldungen werben bei ber neuen Betriebsregelung 
die Starten und Flächenverzeichniſſe berichtigt, ein neuer Betriebsplan wird aufgeflelß, feine 
Weiterführung vorbereitet und eine neue WirtichaftSfarte angefertigt. Die Gebühren bier- 
für detragen für Forſten 

bis 100 ha Größe 200 ME. (150 ME.), 
bon 101 bis 200 ha ®röße für 1 ha 1,50 ME. (1,25 ME.), mindeftens aber 200 ME. 
(150 ME.) und hödjltene 250 ME. (200 er 
von Dis 300 ha Größe für 1 ha 1,25 ME. (1,00 Mt.), höochſtens aber 300 ME. 
), 
don ntehr al8 300 ha Größe für 1 ha 1,00 Mt. (0,75 ME.). 
ür beſonders fchwierige ale wird ein Bufchlag bis zu 50%, erhoben. Die 
eingellammerten, Bahlen gelten für Privatwaldungen in der Übergangszeit bis zum 

1. Juli 1909. überfchlägliche Betriebspläne werden nad befonderer Vereinbarung 

unter Zugrundelegung des Tarifs für einmalige Beratung ausgeführt. 


IV. Gutachten und ſpezielle Wertsberechnungen 
werben für bie Befiber der betreffenden Waldungen nach den Tarif für einnialige Beratung 
angefertigt. Bon anderen Sntereffenten werden um 50%/, höhere Gebühren erhoben. 
V. Holzverkäufe 


werden eingeleitet und die Gebote begutachtet. Den Zuſchas ſelbſt erteilt der Verkäufer. 
Gebühr 1 vom Hundert des Erldſes, mindeſtens aber 50 ME. 





KEN. Aulage und Schandiung der Fenerſchutzſtreifen an den 
Eifenbahnen innerhalb von Waldbeſtänden. 
— Siehe ©. 145 ff. d. W. — 
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B. Kommunalforftbeamte. 


1. Laufbahn für den Gemeinde- und ZBrivat- 
Sorfiuerwaltungsdienft. 


Die Ausbildung der Unwärter für den Gemeinde und Privat⸗Forſtverwaltungs⸗ 
dienst, welchen diesjeit3 die Teilnahme an den für die Staat3laufbahn vorgejchriebenen 
geihungen geftattet ift, bat nach den Beltimmungen über die Vorbereitung für ben 

Öniglichen Forftverwaltungsdienft vom 25. Januar 1903 zu erfolgen. 

Bis zum Beftehen der erſten forftlichen Prüfung füßren diefe Anwärter die 
Bezeichnung en enen für den Gemeinde- und Brivat-Forft- 
verwaltungsdienit”, und nach dem Beſtehen diejer eriten Prüfung bzw. nach dei 
Beitehen der forſtlichen Staatsprüfung die Bezeichnung „Forſt- bzw. Oberförfter 
tandidat für den Bemeinde- und PBrivat-Forfitverwaltungsdienft“. Der 
Umstand, daß die Vereidigung diefer Anwärter ald Staatsdiener nicht erfolgen Tann, 
macht Abweichungen von der Handhabung der für die Ausbildung der Forftreferendare 
beftehenden Vorſchriften erforderlich. Die Forftlandidaten erlangen bei mangelnder 
Sereibigung lediglich durch das Beſtehen der ftaatlicden Prüfung die Eigenjget 
eines Stantsbeamten nicht. Daher find fie nicht befähigt, unter eigener Ber 
antwortlichleit Dienftgejchäfte zu erledigen. Bielmehr muß für ihre Dienft-Berrichtungen 
ftet3 der zuftändige Forjtbeamte, insbejondere während der vorgefchriebenen Zörfterzeit, 
der Belaufsbeamte die Verantwortung übernehmen. Dies gilt insbeſondere für alle 
Beicheinigungen auf den Lohnzetteln, in den Nummerbüchern ufm., die ſtets ber 
Beamte allein zu vollziehen bat. 

Gemäß 8 21 Abſatz 2 der Beitimmungen vom 25. Januar 1903 trägt bei der 
Wahrnehmung der Dberföriterbienfigeihäfte auch durch einen Borftlandidaten der 
Nevierverwalter in jedem alle die alleinige Verantivortung. Die Mitvollziehung 
von Dienſtſchriftſtücken feitens des Forſtkandidaten Hat fich zu befchränfen auf Die 
von ihm felbit gefertigten Berichte an die Königliche Regierung. 

Durch die aus dem Dlangel der Beamten-Eigenfchaft folgende Beſchränkung ber 
dienftlichen Stellung der Forſtkandidaten werden Schwierigleiten nicht erwachſen, 
wenn ne ein längerer als biermöchiger Aufenthalt — 8 18 Abſatz 2 a. a. D. — 
nur auf Revieren geitattet wird, deren Verwalter geeignet find, folchen Schwierigkeiten, 
ingbefondere den Schugbeamten gegenüber in angemeflener Weile vorzubeugen. 

Die Anwärter für den Gemeindes und Privat⸗Forſtverwaltungsdienſt find als 
ſolche nicht berechtigt, irgendwelche Uniformabzeichen der Staats⸗ oder Gemeinde: 
forftbeamten zu tragen, und es fteht ihnen, jo lange ihre Vereidigung auf das Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſetz gemäß 8 28 Nr. 2 dafelbft nicht zuläffig ift, auch ein Recht zum 
Waffengebrauch nicht zu. Sie gelten aber während ihrer Ddienftlichen Beichäftigung 
auf einer Oberförfterei als „beftellte Uuffeher“ im Sinne des $ 117 R. St ©. B. 
und genießen Dementiprechend den Schuß der 88 117 bis 119 daſelbſt. Mit dem 
Beftehen der forſtlichen Staatsprüfung fcyeiden die Anwärter aus der Kontrolle der 
Stantsforftverwaltung aus. 

Den Hevierverwaltern ift aufzugeben, daß fie allen im Bereiche ihrer Ober⸗ 
förfterei befindlichen Beteiligten von diefer Verfügung Kenntnis geben. (M. %. v. 
16. 6. 1908, Zahrb. Bd. 85 ©. 187.) 


3. Laufbahn für den Gemeinde⸗Forſtſchutzdienſt. 


Eine bejondere Laufbahn für den Forftfchußdienft der Gemeinden und Snftitute 
gibt es nicht. Auf alle beſſer befoldeten Stellen (bei einem Dienfteinfonmen von 
750 ME. ab), die eine höhere Dualififation als die eines Königlichen Förfterd nicht 
erfordern, Steht den Anwärtern für den Königlichen Forſtſchutzdienſt ein ausschließlicher 
Unfpruch zu. Melden fich für diefe Stellen feine Anwärter des Königlichen Forſt⸗ 
ſchutzdienſtes, ſo Tönnen fie gleich den minder befoldeten Stellen (Dienfteintommen 
von weniger als 750 ME.) durch zivilverforgungsberechtigte Militärperjonen oder fonft 
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eeignete Berfonen bejebt werben, welche namentlich auch die für bie betreffenden 
tellen notwendigen technifchen Fähigkeiten nachzuweisen imftande find. 

Soweit alfo nicht die Unmärter des Königlichen Forſtſchutzdienſtes zur Anſtellung 
fommen, werden vorzugsweiſe Perjonen aus der Privatforſtſchutzbeamten⸗Laufbahn in 
Frage Tommen. 

Über das Verfahren bei Bejegung der &emeinde- und Inſtitntenſtellen fiche 
unter B 4a dieſes Abjchnittes. 


8. Geſetz, betreffend Die Anftellung und Verſorgung 
Ber Rommmnalbeamiten, 
Bom 30. 7. 189. (©. ©. ©. 141.) 


Geltungsgebiet. 
Das Geſetz gilt, nachdem es aud in die Hohenzollernfchen Lande durch bie Gemeinde: 
ordnt. d. 2.7.1900 (8. ©. ©. 189) 88 87 bis 91 bam. die Amt?» und Landesordn. d. 9. 10. 1900 
(8. S. S. 324) 88 47 und 77 eingeführt ift, für den Umfang ber ganzen Monardfie. 


Allgemeine Beflimmungen. 
8 1 Als Kommunalbeamter im Sinne dieſes Geſetzes gilt, wer als Beamter 
für den Dienft eines Kommunalverbandes (88 8 bis 22) gegen Befoldung angeftellt 
ft. Die Anftellung erfolgt durch Aushändigung einer Unftellungsurkunde. 


1 UlS Beamte find bon ben Stonımunalverwaltungen nur diejenigen Perfonen anzu» 
ftellen, welche obıigfeitliche Funktionen auszuüben haben. 

2 Die Gemeindeforfieamten aller in biefenı Gefege erwähnten Verbände find 
Konmunalbeante im Sinne des 8 1. 

5 Bisher fehlte e8 an einer unzweideutigen Seftftellung des Begriffs, wer als 
Kommunalbeamter anzufehen ift, weil eine Hare Unterfheidung des pribatrechtlichen 
Tienftmietvertrage don ben Öffentlid) rechtlihen Beamtenkontrakt in der Praris vermißt 
wurde, insbeſondere auch weder bie Wbleiftung des Dienfteides noch die Art ber über- 
tragenen Geſchäfte ein weſentliches Moment für ben Beamtenbegriff lieferte. 

Als ſicherſtes Merlnial ber Anftellung als Beamter ordnet Daher dieſes Gefetz die 
Aushändigung einer Anftellungsurklunde an. (Begründung) Diefe Vorſchrift (8 1 Sab 2) 
kommt aber nur in Betracht für die Beurteilung der nah dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes anzuftcliendben Beamten, weil das Geſetz in bezug auf bie bereit$ borher an- 
eitellten Beamten ohne unguläffige Rüdwirkung einer Anderung in bezug auf Art und 
—* ihrer Anſtellung nicht herbeizuführen vermag. (Bericht der Komiſſ. d. Herrenhauſes.) 


8 2. 1. Die Rechtsverhältniffe der auf Probe, zu vorübergehenden Dienft- 
leiftungen oder zur Vorbereitung angeftellten Kommunalbeamten unterliegen den 
Beitimmungen dieſes Geſetzes nur infoweit, ald dies ausdrüdlich vorgejehen iſt. Die 
Anftellung auch diefer Beamten erfolgt nad) $ 1 Satz 2. 

2. Auf Berfonen, welche ein Kommunalamt nur als Nebenamt oder als Neben 
tätigleit ausüben oder ein Kommunalamt führen, das feiner Urt oder feinem Um— 
fange nach nur als eine Nebentätigkeit anzufehen tft, findet dieſes Geſetz Teine 
Anwendung. 


2 Die im 8 2 Abſ. 1 erwähnten Konımunalbeamten haben Fein Net auf Penfion, 
Hinterbliebenen, Derjorgung und Gnadenkompetenzen; ne Unftelung als Beamte bat 
indes bod) die Wirfung, daß die 88 6, 7 und 10 (Dienitreifen -Entihädigung, Regelung 
der Quftänbinfeiten für ftreitige bermögenöreähtliche Beanitenanfprüde, Regelung der 
Anftellungsbebingungen) auf fie anzuwenden find. 

2 ber Anſtenung er Anwärter des Koͤniglichen Forſtſchutzdienſtes als Kommunal⸗ 
forfibeamte auf Probe — ſiehe 8 32 der Beſt. v. 1. 10. 1905, 1d. W. 


8 3. Die Zahlung des Gehalts an Kommunalbeamte erfolgt in Ermangelung 
befonderer Feſtſetzungen vierteljährlich im voraus. 


a Monatlidie Zahlungen oder andere —— für alle ober einzelne Beamten⸗ 
Hoffen find ftattbaft, wenn hierüber bejondere Feſtſetzungen von ber Gemeinde getroffen 
find. (Bericht der Konımifl. d. Herrenhauſes.) 
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4. Die Hinterbliebenen eines Kommmnalbeamten erhalten für das auf deu 
Sterbemonat folgende Biertelj noh die volle Beſoſldung des Berftorbenen 
(Gnabenguartal); war der Berftorbene penjioniert, fo gebührt ihnen bie Penfion 
no für den auf den Sterbemonat folgenden Monat (& . Dabei finden 
die für bie unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beftimmungen! mit Der Maßgabe 
anwenbung, daß an Stelle der Genehmigung des Berw und der 
Brovinzialbehörde, auf deren Etat die Benfion übernommen war, Genehmigung 
der Kommunalverwaltungsbehoͤrde tritt. 

2 Geſetz dv. 6. 2. 1831 (IVK b. 9.) SS 2, 3 und Geſetz v. 27. 3. 1872 (VIG b. W 
8 31 Abſätze 2 und 3 in ber Faſſung ber Rovelle v. 37.5.1907. Der Abfag 1 bes $ 31, 
wonad den Hinterbliebenen ber Penfionäre bes Staates ein Gnobenbierteljat gewährt 
wird, findet auf bie Hinterbliebenen der penfionierten Kommunalbeamten Feine wendung. 

8 5. 1. Ju dem Genufle der von dem verftorbenen Beamten bewohnten Dienf- 
wohnung ift die Binterbliebene Familie in Ermangelung anderweiter Feftfegunge 
nad) Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate zu belafien. i 
der Beamte keine Zamilie, fo tft denjenigen, auf weldye fein Nachlaß übergeht, unit 
der gleichen Vorausſetzung eine vom Todestage an zu rechnende einmonatliche Frij 
zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

2. In jedem Falle müflen Arbeit. und Situngszimmer, fowie fonftige für den 
amtlichen Gebrauch beftimmte Räumlichkeiten fofort geräumt werden. 

8 6. Über die Art und Höhe der Neifeloftenenifchäbigung, welche Deu 
Kommunalbeamten, einfchließlih der im 8 2 Abſ. 1 erwähnten, bei Dienftreifen 


zugebilligt werben follen, fünnen die Sommunalverbände Vorſchriften erlaffen. 
Kommen folcde in Fällen, in welchen ein Bedürfnis der Regelung nicht zus 


ftande, fo Tann die Auffichtsbehörde* die erforderlichen Borfchriften erlaſſen, welche 
fo lange in Geltung bleiben, bis anderweite Beitimmungen feitens ber al- 
berbände getroffen find. 


2 Nah dem Sefeh-Entwurf war in bem eriten Satze dieſes Baragraphen allgentein 
feftgefeßt, daß Kommunalbeamte bei Dienftreifen außerhalb ihre® Amtsbezirkes Tagegelder 
und Reifeloften erhalten follen. SHiergegen wurden bei der Beratung in der Kommiſſion 
des Herrenhaufes von verſchiedenen Seiten Bedenken erhoben, weil ein genügenber Anlaß, 
die Gemeinden in allen Kälen von Dienftreifen zur Gewährung von XTagegeldern und 
Neifeloften zu verpflichten, nicht borliege. Dem erften Sat wurde baraufhin die obi 

fung — „Über Art und Höhe der Neifekoftenentigädigung uf.” — gegeben, um b 
emeinden in ben Stand zu ſetzen, auch PBaufchbeträge oder in gewiflen Fällen wohl 
Reiſekoſten, aber Feine Xagegelder zu gewähren, wie auch, wenn es fi) nur um 
reifen in nächſter Nähe bes Antsbenirtes Dandelt, die Gewährung einer Entfchädigung 
ganz auszuſchließen. er. d. Kommiſſ. d. Herrenh.) 

3 Sind in Gemäßheit des 8 6 Vorfchriften über Neifeloften und Tagegelder feitend 
de3 Kommunalverbandes oder ber Aufſichtsbehoörde erlaffen, jo find die darin feftgelegten 
Säte auch bei Bemefiung der Gebühren für Beugen- und Sachverſtändigen⸗Vernehmungen 
ber Kommunalbeamten in ben Szällen bes 8 14 ber Gebührenordnung vom 30. 6. 1878 
(R. &. BL S. 173) zugrunde zu legen. (Begründung.) Bgl. den 8 14 der Gebührenordnung 
und die Anmerkungen, IVE Unl. 2 db. ®. 

3 Bei ben Gerichtsbehdrden ift bie Beobachtung gemacht worden, daß die Kommunal⸗ 
verbände bei Ausführung der Beitimmungen de3 5 6 des Kommunalbeamtengeſetzes 
v. 30. 7. 1899 für die Dienftreifen ihrer Beamten mehrfach Reifeloften und Tagegelder in 
einer Urt und Höhe feitgeftellt haben, welche bie für die Dienftreifen der unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Ebigungstä unter Bugrundelegung einer anpemeitenen 
Rangvergleichung überfteigen. Cine foldhe Kiesung aus telder im Hinblid auf $ 14 
ber Gebührenordnung d. 30. 7. 1878 (MR. &. 31. ©. 173) eine übermäßige Belaftung bed 
Kane fih ergeben Tann, erfcheint unangemefjen unb wird, foweit ortsftatutarifche 

eitfeßungen erfolgen, durch Berjagung der Genehmigung, foweit aber bloße Regulative 
oder Bemeinbebeichlüfie erlaffen werben, durch entfprechende Einwirkung auf bie Kommunal 
verbände zu berbindern fein. 

Weiterhin tit beobachtet worden, daß trotz der Vorfchriften in Artikel II Nr. 3 der Aus 
[abenngsantmeifun zu bem genannten Geſetze einzelne Stonmunalverbände Re elungen 

ec Dienfeeentihtbigungen für ihre Beaniten vorgenommen haben, welche ausſchließlich 
für bie Serichtsgebühren Beltung haben follen ober für Iettere andere Süße als für 
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Dienftreifen in Tommumalen Angelegenheiten vorſehen. Derartigen Gemeinbdebefchlüffen 
wird wegen Geſetzwidrigkeit überall entgegengutreten fein. Die Landräte und die Bezirks⸗ 
ausſchüſſe find mit entiprechender Anweiſung au verſehen. (M. J.v. 27. 8. 1003, M. Bl. S. 192.) 
a Aufſichtsbehörde iſt für Städte der Regierungs⸗Präſident, für Landgemeinden der 
Landrat als Borſitzender des Kreisausſchuſſes. (8 24 d. Zuſt. Gef. v. 1. 8. 1883. 
5 Far bie erite Bureife zur Übernahme einer Stelle im Kommunalbienft ftehen den 


Kommunalbeamten Reiſekoſtenentſchädigungen ebenfowenig zu, als bei Übernahme einer 
anderen Kommunalſtelle Umzugs koſten. 


8 7. 1. Der Bezirksausſchuß beſchließt Aber ſtreitige vermögendrechtliche An- 
ſprũche der Kommunalbeamten einjchließlich der in 5 2 Abſ. 1 erwähnten Beaınten 
aus ihrem Dienftverhältnifie, insbejondere Über Unfprüche auf Beſoldung, Reiſekoſten⸗ 
entfchädigung, Penſion, fowie über ftreitige Unfprüche der Hinterbliebenen der 
Beamten auf Gnadenbezüge oder Witwen: und Waifengeld. Die Beichlußfaflung 
erfolgt, ſoweit fie 1 auf die Frage erftredt, welcher des Dienfteinfommens bei 
Feſtſtellung der Penſionsanſprüche ald Gehalt anzufehen ift, vorbehaltlich der den 
Beteiligten innerhalb zwei Wochen bei dem Bezirksausſchuſſe gegeneinander zu⸗ 
ſtehenden Klage im Verwaltungsſtreiwerfahren. Im übrigen findet gegen den in 
erfter oder auf Belchwerde in zweiter Anftanz ergangenen Beichluß binnen einer 
Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nad) Zuſtellung desfelben die Klage im ordentlichen 
Rechtswege Statt. Die Beichlüffe find vorläufig vollftredbar. 

2. Bei den in den 88 18 bis 20 erwähnten —2 Kommunalverbänden tritt an 
die Stelle des Bezirksausfchufies fowohl für das Beſchluß⸗ als auch für das Ver⸗ 
waltungsitreitverfahren der Kreisausſchuß. 


2 Der 5 7 bezieht fi nur auf vermögensrechtlidhe Anfprüche der Beanıten. Der 
Anſpruch auf Yushändigung einer Anftelungsurtunbe gehört Dagegen im Beſchwerdefall 
vor die kommunale Auffichtsbehörbe, welcher die Vollmacht nach 8 132 bes allgemeinen 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 zufteht. (Außerung des Megierungs- 
Kommifjars; Berhandhin d. Ubgeordnet.-Hauf. S. 2407.) 

2 Bei ftreitigen enfionsanf ruͤchen unterliegt der Streit alfo nur dann ber 
Entiheibung im Verwaliung Kelterfhren, went es ſich darum handelt, meldyer Zeil 
de8 Dienſteinkommens bei Seititellung der Penſionsanſprüche als Gehalt anaufehen it. 
In *— anderen Fragen dagegen ſind die Parteien auf den ordentlichen Rechtsweg 
angewieſen. 

Ein ſtreitiger Penſionsanſpruch iſt erſt dann gegeben, wenn die Penſionierung aus⸗ 
geſprochen iſt. Nicht aber find bie Verwaltungsgerichte dazu berufen, dergleichen Fragen, 
wie fie bei Eintritt der Peonlerung entftehen fönnen, oorwen und unabhängig bon 
diefer Borausfegung zu entihelden. (O. V. ©. v. 17. 2. 1903, D. %. 8. 1905 ©. 496.) 

Über Sragen letterer Urt find aber die ordentlichen Gerichte auch vor Eintritt der 
Benfionierung zu entfheiben befugt (fog. Feſtſtellungsklage). — (MR. ©. v. 15. 4. 04, 
Bioilf. neue Do e9 ©. 163.) 

3 Widerſpricht der Beanite der bon Magiftrat ujw. behaupteten Dienſtunfähigkeit 
und der beabfichtigten Berfeßung in den Rube tand, fo unterliegt dieſer Streit audy der 
Entſcheidung ini Berwaltungsftreitverfahren. (Bergl. die ” 20 und 36 des Buftänbdigfeits- 
geſetzes von 1. 8. 1883; abgebrudt bei 8 78 des Disziplinargefetes, IVD d. W. 


Beamte der Stadigemeinden. 


Die nachfolgenden 88 8 bis 10 haben einen Bezug auf bie Kommunalforft: 
beamten. Vergleiche das Nähere bei 8 23. 


88. 1. Die Anftellung der ſtädtiſchen Beaniten erfolgt, unbeſchadet der Vorjchriften 
in 58 9 und 10, auf Lebenszeit. 

2. Kür bie Beamten ber ftäbtifchen Betriebeberwaliungen [nde Ubfag 1 nur infoweit 
nimenbung, als die Stadtgemeinden dies beichließen. Welche Berivaltungsamweige zu den 
häbtifchen Betriebsvertvaltungen zu rechnen find, Tann durch Ortsitatut feitgefegt werden. 

8 9. 1. Abweichungen von dem Grundfage der Anftelung auf Lebenszeit (8 8 
Abſ. 1) können durch Ortsftatut oder in einzelnen Fällen nılt Genehmigung der Auſſichts⸗ 
bebörde deitgelest werden. 

- 2. Soweit biernad) eine Anftelung auf Kündigung zuläffig ift, darf die Kündigung 
nur auf Grund eines Beichluffes des kollegialiſchen Bemeindeboritandes (Magiſtrats) oder, 
wo ein foldyer nicht beiteht, eines aus dem Bürgermeifter und ben Beigeorbneten (Schöffen, 
Ratsmänner) gebildeten Kollegiung erfolgen. 


25* 
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8 10. 1. Der Anftelung kann cine Beſchäftigung auf Probe vorangehen. Diefelde 
darf in der Regel die Dauer von zwei Jahren nicht überſteigen. Eine Ausdehnung ber 
probeweiſen Beihäftigung ift nur mit Genchmigung der Auſſichtsbehörde zuläſſig. 

2. Im übrigen jet bei Beantten, welche probeweife oder zu vorübergehenden Dienſt⸗ 
leiſtungen oder zum Zwecke der Sorbereitung befchäftigt werden, bie Regelung der An» 
nahmebedingungen bor dent Untritt der Beichäfttgung zu erfolgen. 

3. Durch die borjtehenden Beitinnmungen wird 8 13 bes Geſetzes, Hetreffend die 
Beſetzung der Subaltern- und Unterbeanttenftellen der Kommunalverbände mit Militär 
anmwärtern, dv. 21. 7. 1892 (G. ©. ©. 214) nicht berüßrt. 


11. 1. Die Aufficht3behörde kann in Fällen eines auffälligen Mißverhält— 
niſſes awifchen der Befoldung und den amtlichen WUufgaben der Beamtenftelle ver- 
fangen, daB den ftädtifchen Beamten die zu einer zwedmäßigen Verwaltung ans 
gemeſſenen und der Leiftungsfähigkleit der Stadtgemeinde entfprechenden Bejoldungs- 
beträge bewilligt werden, infoweit nicht die Beſoldung der betreffenden Stelle durch 
Ortsſtatut feſtgeſetzt iſt. Im Falle des Widerfpruch® der Stadtgemeinde erfolgt die 
Heftitellung der Beſoldungsbeträge Durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes. 

2. Betreff der Polizeibeamten beendet e3 bei der Beftimmung im 8 4 Abſ. 1 
Sat 1 des Oeiepes über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850 (G. ©. ©. 265), 
8 4 Nbf. 1 der Verordnung v. 20. September 1867 (G. ©. ©. 1529), 8 5 Abſ. 1 
des Lauenburgiſchen Geſetzes v. 7. Januar 1870 (Dffizielled Wochenblatt ©. 13). 


1 Ein Eingreifen der Aufſichtsbehörde zum Zwecke der Erhöhung der Befolbung 
Hädtifher Beamten tft alfo nur ftatihaft, wenn ein auffälliges Mißverhältnis 
zwifchen der Bejoldung und den anıtlihen Uufgaben der Beantenitelle beftcht. 
und ferner bie Leiſtungsfähigkeit der Stadtgemeinde vorhanden ift. 

Hat eine Gemeinde die Befoldungen der Beanıten durch ein Ortsſtatut feitgefekt, 
welches die Genehmigung des —— erhalten bat, fo iſt ein Eingreifen der 
Aufſichtsbehörde zugunſten von Befoldungserhöhungen gänzlich ausgefchloffen. (Aus dem 
Ber. d. Kommiſſ. d. Herrenhaufes.) 

2 Das Net der KonımunalauffichtSbehörde, in Falle auffälligen Mißverhältniſſes 
wilden den Aufgaben einer ftädtifchen Beanıtenftelle und der Befoldung berfelben aus— 
reichende Gehaltsfeſiſtellung zu verlangen und diefelbe im Weigerungsfalle bei ben Bezirls⸗ 
ausſchuſſe zu verfolgen, bezieht ſich ebenſowohl auf die Zeit vor wie nad) Befekung der 
Stelle. (O. 2. ©. v. 24. 9. 11, M. Bl. ©. 252.) 


8 12. 1. Die ftäbtifchen Beamten erhalten bei eintretender Dienftunfähigleit — 
jofern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein anderes feitgejegt ift — 
Benfion nach den für die Benfionierung der ummittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Örundfäßen, wobei Wrtifel III des a v. 81. 3. 1882, betreffend die Abänderung 
des Penſionsgeſetzes, v. 27. 3. 1872 (G. ©. 1882 ©. 133), inſoweit er nicht durch 
das Geſetz v. 1. 3. 1891 (©. ©. S. 19) abgeändert ift, unberührt bleibt. 

2. Als benfionäfäige Dienjtzeit wird, unbefchadet der fiber die Anrechnung der 
Militärdienitzeit bei Militäranwärtern und forftverforgungsberechtigten Perſonen des 
Jägerkorps geltenden Beſtimmungen und in Ermangelung anderweiter Feſtſetzuugen 
mr pie Fi gerechnet, welche der Beamte in dem Dienfte der betreffenden Gemeinde 
zugebracht hat. 

3. Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend bie Ab— 
änderung des Penfionsgejehes vom 27. März 1872 (©. ©. 1882 ©. 133), in betreff 
der Beamten, welche das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet haben, können durch 
Ortsſtatut aud) für Kommunalbeamte in Kraft gefeßt werben. 


1 Die NRegelvorichrift des 8 12 bezieht fi) Ihrem Wortlaut nach nicht etwa Bloß auf 
die nach Sntrafttreten des Geſetzes zur Anſtellung kommenden, fondern auch auf die zu 
jenen Beitpunfte bereit3 im Anite befindlichen Beantten, foweit fie nicht dent Gemeinde— 
voritande angehören ($ 14). Wusf. Anm. dv. 12. 10. 1899. 

Die Borfchrift des 8 12, wonach bie ftädtifchen Beantten bei eintretender Dienſt⸗ 
fähigkeit, fofern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes etwas anderes ſeſtgeſetzt 
ift, Ruhegehalt nach den für bie Benfonterung der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Grumdfägen erhalten, findet aud) auf diejenigen Beamten Anwendung, beren Anftellung 
ſchon in der Beit vor ber Geltung dieſes Geſetzes erfolgt war, und zwar auch 
dann, wenn das Recht aufBezug von Nubegehalt, entfprechend ben damals 
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geltenden Geſetze dur Vertrag ausdrüdiih ausgeſchloſſen war. (R. ©. v. 
15. 11. 1904, Entf. Bivilf,, neue Folge 9 ©. 163.) 

» fiber bie Grundfähe, nad welchen die Benfionierung zu erfolgen hat, vergleiche das 
unter IV G d. W. aufgeführte Benni für die unmittelbaren Staatsbeaniten. 
Nicht In Anwendung konnen jedoch die 88 1 Abſ. 3, 30 Abſ. 1 und 31 Abſ. 1, betreffend 
die Penftonterung von Amts wegen ohne dienſtunfähig zu ſein, nach Vollendung des 
fünfundjechzigften Lebensjahres (Urt. III des Geſ. v. 31. 3. 1882 und Gef. v. 1. 3. 1891) 
und die Gewährung eines Onadenvierteljahres; es jet denn, daß dieſe Beſtimmungen 
durch Ortsſtatut für die betreffende Bemeinde angenommen find. 

Ebenfo haben die Benfionäre der SKommmunalverwaltungen Teinen geſetzmäßigen 
Anfpruch auf vierteljährlide Bahlung der Penjion. 

3 Das SKommunalbeamtengefeg feßt bei allen Berforgungsperbältniffen 
(PBenfionsgewährung, Hinterbliedenenfürforge ufw.) nur bie Mindeft- 
leiftungen feft. Den Gemeinden fteht e8 demnach frei, Aber dieſe hinauszugehen und 
ihre Beaniten günftiger, wenn auch beffer wie die unmittelbaren Staatsbeamten zu ftellen. 

4 Die Semeindeforjtdeamten, fomweit fie Anwärter and dem Jägerkorps, find in bezug 
auf die Anrechnung der Viilitärdienftzeit bei der Penſionierung nad) 8 107 des Militär- 
penfionsgejeße8 dom 22. 5. 1893 (R. ©. Bl. ©. 171) Ijeßt 8 23 des Mannichafts- 
bertorgungägeiehes vom 31. 5. 1906 (K. G. Bl. ©. 593)] ebenfo zu behandeln tie 
die aus den Jägerkorps Herborgegangenen ftaatlichen Tzorjtbeanten. Diefen wird die 
aktive Militärdienjtzeit und die in der verpflichteten Reſerve des Jagerkorps 
augebradte Beit als Dienftzeit angerechnet. Vorbehalten find dieſen Anwärtern aus 
dem Jägerkorps ebenfo wie im Staatsdienft auch in Gemeindedienſt diejenigen Forſt⸗ 
Iirdußbeanitenitellen, die ein Jahreseinkommen don nılndeftens 750 ME. einfchließlicd) des 
Wertes fänttlicher Nebeneinnahmen gewähren. (Erklärung des Regierungs-Kommiffars in 
der Konimiſſion des Herrenbaufes; Kommiſſions⸗Bericht & 19.) 

Die Zeit der verpflichteten Neferve des Jägerkorps rechnet nach 88 17 und 26 Upf. 3 
der Beitimmungen von 1. 10. 1905 (Abſchn. Ib. 2 bis zum Ausiheiden aus dem 
Jägerkorps, d. i. bis zur Überführung zur Landwehr IL. Aufgebot. Sie gilt bei 
berufamähiger Beichäftigung in allen Fällen al3 penfionsfähige Dienftzeit, alfo auch bei 
Dberjägern, bie bereits mit neun aktiv gedienten Jahren den Forſtverſorgungsſchein 
erhalten haben. 

Die nad) Ablauf der Zeit der verpflichteten Reſerve im unmittelbaren Staatsdienfte, 
int Privatdienfte oder im Dienfte einer anderen Gemeinde zugebradhte Dienftzeit Tommit 
bei den Gemeindeforftbeanten mit den hierunter folgenden Ausnabnten nicht in Anrechnung. 

Bei den Forfibeamten der Bandgemeinden in der Provinz Weltfalen und in der Ahein- 
prowinz findet eine Anrechnung derjenigen Belt Statt, während weldyer fie bei einer anderen 
Landgemeinde derſelben Provinz als Forſtbeanite angeftellt geweſen find ($ 23 Nr. 3). 
Dabei kommt der Umſtand nicht in Betracht, daß der zu Ppenfionierende Forftbeanite 
gleichzeitig im Dienfte einer Landgemeinde und einer Stadtgenteinbe fteht oder geitanden hat. 

Aud) kann diefen $yoritbeamten, wenn e3 mit dent betreffenden Beanten 
beſonders vereinbart ift, nach $ 25 Abſ. 3 die Beit in Anrechnung gebracht werden, welche 
er in? WMeichsdienfte, im Staatsdienfte oder im Dienfte eines deutfchen Kommunal— 
derbandes oder einer anderen Öffentlichen Sorporation verbracht hat. 

Ferner findet bei den Forſtſchußbeamten des Negierungsbezirts Wiesbaden eine An⸗ 
rechnung derjenigen Zeit ftatt, während Welcher der zu Benfionierende bei einer anderen 
Gemeinde (ganz gleich od Land» oder Stadtgenteinde) dieſes Bezirks als Forſtbeamter im 
Dienfte geſtanden hat (K 7 des Geſetzes unter A Nr. 12). 

5 Die anzurechnende penftonsjähige Dienitzeit beginnt, wie bei ben unmittelbaren 
Staatsbeaniten, niit Beginn bed 18. Lebensjahres. 

6 Denjenigen Gemeindeforftbeanten, die weder zu ben zivilverſorgungsberechtigten 
Militärperfonen noch zu ben forjtverforgungsberedtigten Perjonen des Jägerkorps, der 
Jägerklaſſe A (AI und AII nad) den früheren Beſtinimungen), gehören, ift die Militär. 
tienftzeit wie auch die etwaige Vorbereitungsgzeit nicht anzurechnen. 


$ 13. Das Recht auf den Bezug der Penfion (8 12) ruht, wenn und jolange 
ein Penſionär im Staats» oder Kommunaldienft ein Dienfteinfommen oder eine neue 
Benjion bezieht, infoweit als der Betrag des neuen Einkommens unter Hinzurechnung 
der zuvor erdienten Benfion den Betrag des von dem Beamten vor der Benfionierung 
bezogenen Dinſteinkommens überſteigt. 

8 14. 1. Betreffs der Anſtellung, Beſoldung und Penſionierung der Mitglieder 
des Tollegialifhen Gemeindevorſtandes (Magiſtrats), fowie in Städten ohne 
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follegiafifchen Gemeindevoritand der Bürgermeifter und deren Stellvertreter (zweite 
Bürgermeijter, Beigeordnete) bewendet e3 bei den beftehenden Beſtimmungen mit 
der Anderung daB die Benfion vom vollendeten 12. Dienſtjahre ab bis zum 
24. Dienſtjahre alljährlih um !/., + 

2. In der Provinz Hannover et, unter entjprechender Aufhebung der Bor: 
ichrift des 8 64 Abf. 2 der renidierten Stäbteordnung vom 24. Juni 1858 (Hanno. 
G. S. ©. 141), auch auf die im Abſatz 1 gedachten Beamten die Berechnung der 
Benfion nady Maßgabe des 8 8 des Geſetzes vom 31. März 1882, betreffend bie 
Abänderung des Penfionsgeſetzes vom 27. März 1872 (G. ©. 1882 S. 133), An⸗ 
wendung. 

8 15. 1. Die Bitwen und Waiſen der penfionsberechtigten Beamten Der Stadt 
gemeinden, einfchließli der im 8 14 aufgeführten Beamten, erhalten — ſofern 
nicht mit Genehmigung des Bezirlsausſchuſſes ein anderes feſtgeſetzt iſt — Witwer 
und Waifengeld nad den für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staat# 
beamten geienben Borfchriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten im 
Augenblid des Todes erdienten Benfionsbetrages; dabei tritt an die Stelle der für 
das WWitwengeld bei unmittelbaren Staatsbeamten vorgefchriebenen Höchftfähe de 
Hödjftfah von 2000 Mk. 

2. Auf das Witwen- und Waiſengeld Tommen Die Bezüge, welche von öffentlichen 
Witwen: und Waifenanftalten oder von PBrivatgefellihaften gezahlt werben, in dem⸗ 
felben Berhältniffe in Anrechnung, in weldhem die Stadtgemeinde fi an dem ver- 
traglichen Gegenleiſtungen beteiligt hat. Als Beteiligung ber Stadtgemeinde wird 
es auch, foweit die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes in Betracht kommt, 
angeſehen, wenn die Gegenleiſtung ſeitens des Beamten auf Grund ausdrücklicher, 
bei der Anſtellung übernommener Verpflichtung oder anderweiter Feſtſetzung erjolgt iſt. 

1 Die ortsſtatutariſche Einführung von Reliktenbeiträgen zu Laſten der Beamten iſt 
nicht zuläffig da im allgemeinen ee Feſtſetzungen, als das Geſetz fie vorſehe, 
nicht zugelaſſen werden Tönnen. (Uußerung des Regierungs⸗Ktonmifſars; Verhdlg. des 
Abgeordn.⸗Hauſes ©. 2407.) 

2 Iſt ein Kommunalbeamter dor Sntrafttreten des Kommunalbeamten-Geſetzes — alſo 
vor ben 1. April 1900 — aus dem Dienft geigieben, fo haben im Todesfalle des Penſionaͤrs 
bie Hinterbliebenen Leinen Anfpruch auf Witwen» und Waifengeld. (R. &. v. 17. 3. 1903, 
D. 5. 8. 1904 ©. 454.) 

$ 16. Stadtgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen Städte, welde 
nad) einer Städteordnung verwaltet werden, einfchließlich der im 8 1 Ubf. 2 der 
Städteordnung für die ſechs en Provinzen vom 30. Mat 1853 (G. ©. ©. 261) 
und der in den SS 94 ff. des Gefehes, betreffend die Verfaflung und Verwaltung 
der Städte und Flecken in der Provinz Schleöwig-Holftein, vom 14. April 1869 
(8. ©. ©. 589) erwähnten DOrtjchaften und Fleden. 

17. Die in den vorftehenden Beitimmungen vorgefehenen Ortsftatuten unter 
liegen au) in den Städten von Neuvorpommern und Rügen der Genehmigung des 
Bezirksausfchuffes. 


Beamte der Landgemeinden, der Landbürgermeiftereien, Amter, Swedverbände und 
Amtsbezirke. 
18. 1. Die Anſtellungs⸗, Beſoldungs und Penſionsverhältniſſe der Beamten 
der Sandgemeinden, jowie Die Anſprude er Hinterbliebenen dieſer Beamten auf 
Witwen⸗ und Waiſengeld können durch Ortsſtatut geregelt werden. Hierbei gelangt 
für die Rheinprovinz und die Provinz Weſtfalen 8 19 Nr. 2 zur Anwendung. 

2. Kommt ein derartige Statut in größeren Landgemeinden, für welche nad 
Ihren befonderen örtlichen Verhältniſſen ein Bedürfnis ortöftatutarifcher Regelung 
Abſ. 1) befteht, insbefondere ftädtifchen Vororten, Induftrieorten, Badeorten ufw., 
richt zuftande, fo kann auf Antrag der Auffichtsbehörde der Kreisausſchuß befchließen, 
ob und inwieweit die Beitimmungen der 5 big 10 und 12 bis 15 dieſes Geſetzes 
auf die Beamten oder einzelne Klaſſen der Beamten derfelben entfprechende Anwendung 
zu finden haben. Bei Unmwendung der vorgedachten Beſtimmungen tritt an die Stelle 
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des Bezirksausſchuſſes der Kreisausſchuß. Der Beſchluß bes Kreisausſchuſſes 
bleibt fo lange in Geltung, bis durch Ortsftatut (Ubf. 1) eine anderweite Regelung 


getroffen ift. 

3. Auf Antrag der Beteiligten oder der en befchließt ber Kreis⸗ 
—— Feſtſetzung der Beſoldungen und ſonſtigen Dienftbezüge der Land⸗ 
e 

4. Die borfichenden Beftimmungen gelten auch für die Beamten der Amtsbezirke 
und der auf Grund der 85 128 ff. der Landgemeinde⸗Ordnung für die fieben öftlichen 
Brovinzen vom 3. Juli 1891 (G. ©. ©. 233), 88 128 ff. der Landgemeinde-Ordbnung 
für die ‚Brobinz Schieswig-Holftein vom 4. Zuli 1892 (G. ©. S. 155), 88 100 fi. 
der Lan enemeinde -Drbmung für die Provinz Hefien-Nafjan vom 4. Auguft 1897 
(8. ©. ©. 301) gebildeten Bwedverbände. 

2 Bel Anmerkung 1 zu 8 15. 


19, Die Vorfchriften der 88 8 bis 15 dieſes Gefehes finden auf die Beamten 
ber Bürgermeiftereien in der Aheinprovinz und der Amter in der Provinz Weſtfalen, 
jowie im Umfange der SS 12 bis 15 auch auf bie Gemeindeeinnehmer in dieſen 
Provinzen mit folgenden Maßgaben finmentiprechende Anwendung: 

1. die Anſtellung der Bürgermeifter und Amtmänner, fowie die Feſtſetzung der 
Befoldung und Dienftunkoften - Entihädigung für Diefe Beamten und bie 
Gemeindeeinnehmer (Amtseinnehmer) erfotgt nach den biöherigen Vorjchriften; 

2. im Falle der Penfionierung kommt bei der Berechnung der Dienftzeit auch die 

eit in Anrechnung, während welcher der zu penfionierende Beamte bei anderen 
rgermeiftereien (Umtsverbänden) oder Landgemeinden innerhalb ber be- 
treffenden Provinz angeftellt gewejen ift; 

3. an Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt überall der Kreisaus chuß. 

8 20. Für die Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz und die Ämter in der 
Provinz Weftfalen kann die Unftellung befoldeter Beigeorbneter durch die Bürger: 
meiſterei⸗ oder Amtöverfammlungen bejchlofien werden. Die Art der Ernennung und 
bie Bedingungen der Unftellung regeln ſich nach den die Lanbbürgermeifter oder 
Amtmänner betreffenden Beitimmungen. 


Beamie der Kreiß- und Provinzial-Berbände. 

5 21 Auf die NRechtöverhältniffe der Kreistommunalbeamten finden die Vor⸗ 
ichriften in ben 88 8 bis 15 entfprechende Anwendung; an Stelle der ortöftatutarifchen 
N ehng tritt die der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unterliegende Beſchluß⸗ 
fan ed Kreistages. 

32. Hinfichtlih der Provinzialbeamten und der Beamten der Bezirtöverbände 

der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, jowie der Beamten des Lauenburgiſchen 
es⸗Kommunal⸗Verbandes beivendet es, unbejchadet der allgemeinen Beitimmungen 
dieſes Geſetzes, bei den beftchenden Borfchriften. 

2 Auf die von dem KommunalBerbande des Kreifes Lauenburg angeftellten Forſt⸗ 


beamten finden auch bie Beitimmungen dieſes Paragraphen und nicht die des 8 23 An⸗ 
wendung. 


Die Horftbeamten erhalten Benfion und bie Witwen und Waifen Hinterbliebenen 
verforgung nad den für die unmittelbaren Stantsbeamten gültigen Borjchriften. (Aus 
den Verhandlungen des Herrenhauſes am 9. 5. 1899.) 


Gemeindeforfibeante. 


8 23. Die Rechtsverhältnifle der Demeindeforibeamien unterliegen der Regelung 
durch das vorliegende Geſetz mit folgenden Maßgaben: 

1. die 88 8 bis 10 bleiben außer Anwendung; 

2. die Verordnung, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
Unftalten gehörigen Forſten in den Provinzen Weftfalen, Kleve Berg und 
Niederrhein vom 24. 12. 1816 (©. ©. 1817 ©. 57), 8 15 des Geſetzes vom 
14. 8. 1876 (©. ©. ©. 373), und das Geſetz, betreffend die Forſtſchutzbeamten 
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der Gemeinden und Öffentlichen Unftalten im Regierungsbezirk Wiesbaden ufw. 
v. 12. 10. 1897 (8. ©. ©. 411) bieiben unberührt; 

3. die Forftbeamten der Kandgemeinden in der Nheinprovinz und in ber Provinz 
Weſtfalen erhalten Penfion und deren Witwen und Waiſen Hinterblicbenen- 
verforgung nach den Vorfchriften der 88 12 bis 15; dabei tritt an Stelle des 
Bezirkdausfchuffes der Kreisausſchuß, und fommt im Falle der Penfionierung 
auch diejenige Beit in Unrechnung, während deren der Beamte bei einer 
anderen Landgemeinde innerhalb der betreffenden Provinz als Forſtbeamter 
angeftellt geweſen ift. 

1 Bol. die am Schluſſe dieſes Geſetzes unter 4 aufgeführten befonberen Befktummmugen 
über die Rechts⸗ ufw. Verhältniſſe ber Kommunal- (Bemeinde-) Forſtbeamten. 


Schluß. und Übergangsbeflimmungen. 

8 24. Sit die nad) Maßgabe dieſes Geſetzes zu bemeifende Penſion eines 
Beamten geringer als die Penfion, welche ihm hätte gewährt werden müſſen, wenn 
er am 31. 3. 1900 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penfioniat 
worden wäre, jo wird Dieje lebtere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt, jebod 
unbejchadet der Yeititellung des Witwen- und Waifengeldes nach Maßgabe Diefes 
Geſetzes, foweit nicht auch in dieſer Beziehung bereit3 erworbene Rechte beftehen. 

25. 1. Die dieſem Geſetze entgegenftehenden Beitimmungen treten außer Kraft. 

Insbeſondere gilt dieſes auch von den SS 41 Abf. 3 und 47 der Hannoverfchen 
Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Hannov. G. ©. ©. 141). 

2. Unberührt bleiben: 

1. 8 28 Nbf. 2 bis 5 der Kreisordnung für die Provinz Weftfalen v. 31. 7 1886 
(8. ©. ©. 217) und 8 27 Abſ. 2 bis 6 der Kreisordnung für die Rheim⸗ 
provinz d. 380. 5. 1887 (©. ©. ©. 209), jedoch mit der Maßgabe, daB die 
Zahlungspflicht der Kaſſenverbände ſich auch auf die den Beamten nad) 8 18 
zuftchenden Penſionen erftredt. 

Am übrigen kann in den beiden genannten Provinzen Durch Beſchluß des 
Provinziallandtages mit Genehmigung des Miniſters des Imern der Kaſſeun⸗ 
verband verpflichtet werden, 

a) auch diejenigen PBenfionen von Beamten der Amtsverbände (Bürger 
meiftereien) und Landgemeinden zu zahlen, welche diejen im Wege der 
Einzelvereinbarung unter Beachtung der in den 88 12 Ubf. 1, 19 Nr. 2, 
23 Kr. 3 oder 25 Ubf. 2 Nr. 1b feitgeftellien Grundfäße gewährt werden; 

b) bei Zahlung der Benfionen auch diejenigen Beträge zu übernehmen, 
welche fih aus einer Anrechnung der von den Beamten im Neichs«, 
insbefondere im Meilitärdienfte, im Staatsdienſte oder im Dienfte eine? 
deutichen Sommunalverbandes oder einer anderen öffentlichen Korporation 
verbrachten Beit ergeben. 

. 8$ 81 bis 87 der Landgemeindeordnung für Die Provinz Hefien-Naffau vom 
4. 8. 1897 (8. ©. S. 301), 8 84 indejjen mit der Änderung, daß die Benfion 
pom vollendeten 12. Dienſtjahre ab bis zum 24. Dienſtjahre alljährlich um 
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iteigt. 
26, Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. 4. 1900 in Sraft. 
27. Der Miniſter des Innern ift mit der Ausführung dieſes Gefees beauftragt. 


4. Belondere Beflimmungen über die Rechts⸗ uſw. Verhältniſſe 
Ber Bommmunal- (Gemeinde-) Forſtbeamten. 


Nach 5 23 Biffer 1 des unter A aufgeführten Geſetzes finden die 88 8 bis 10 
über Auſtellung ftädtifcher Beanten auf die ftädtifchen Forſtbeamten keine Ans 
wendung, auch fol ach der Begründung des Gejeges eine nach $ 18 Abf. 2 Herbei- 
*), Die Kommunalforfibeamten find glei den anderen Kommunal beamten mittelbare Etnatäbramten. 
Mittelbar heißen bielenigen Staatsbeamten, bie bei einer dem Gtaate untergeordueten, bei Gr 


fũllung der ftaatlihen Uufgaben mitwirkenden Körperfhaft (Provinz, Kreis, Gemeinde, Sozietät uſw.) in 
einem Beamtenverhältniffe angeftellt find. 
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führbare indirelte Geltung derjelben auf die FForftbeamten der Landgemeinden 
ausgefchlofjen fein. Bezüglih der Unftellung bleiben demnach für fämtliche 
©emeindeforftbeante die zurzeit, d. 5. die vor dem Inkrafttreten des unter 8 auf- 
geführten Konımunalbeamtengejeges, en Beitimmungen maßgebend. 

In beireff der Beſoldungsfeſtſetzung, Reiſekoſtenentſchädigung, Penfions- 
berechtigung und Hinterbliebenenfürjorge fallen die &emeindeforftbeamten unter 
diefes Geſetz, ſoweit be 8 23 die bereit3 beftehenden günftigeren Vorſchriften ihnen 
nicht auch weiter vorbehalten bleiben. Dieje Vorbehalte abgejehen, werden fie aljo 
dem übrigen Beamtenperfonal der betreffenden Kommune gleichgeftellt. 


a) Anftelung. 
a) Berfahren bei Befehung der Gemeinde» und Inſtituten— 
Yoritbeamtenftellen. 
(M. Erl. v. 9. 4. 1880, M. Bl. ©. 119.) 


I. Um Iontrollieren zu können, daß die Rechte der Forſtverſorgungs-Berechtigten 
bei allen dazu geeigneten Kommunal⸗ und Inſtituten⸗Forſtſtellen und in jedem ein- 
zelnen Erledigungsfalle gehörig berüdfichtigt werden, hat: 

a) die Königliche Regierung von allen Kommunal» und uftituten » Forftftellen 
ihres Bezirkes auf Grund der darüber von den Gemeinde» ufw. Behörden einzus 
fordernden Angaben eine Nachweifung aufftellen zu Iafjen, welche den Umfang 
des zu jeder Stelle gehörigen Forſiareals, die Funktionen des Stellen⸗Inhabers 
und fein gegenwärtiges, ſowie, fall Normal-Etats für die Bejolbungen aufs 
geftellt find, das hierdurd) beitimmte Normal-Dieniteinfommen der Stelle ein» 
jchlieglich etwaiger Emolumente und deren Geldwert erſichtlich macht. 

b) Die Kommunal⸗ uſw. Behörden haben fowohl von jeder Veränderung in deu 
Einkommen einer Forſtſtelle als von dem Eingehen oder der neuen Streierung 
einer folchen der vorgejegten Königlichen Regierung unaufgefordert und unge 
ſäumt Anzeige zu machen. 

c) Gleiche Anzeige iſt von jeder Perſonalveränderung bei den Kommunal⸗ und 
Suftihuten«Sorttftellen zu leiften, alſo ebenfjowohl von jeder eintretenden Vakanz 
als von der Wiederbefegung, und zwar von ber lebteren, unter Angabe des 
dem Fünftigen Stelleninhaber bewilligten Dienſteinkommens, nicht etwa erft 
dann, wenn der Neuberufene die Stelle angetreten hat, ſondern fofort, nachdem 
über die Berufung Beſchluß gefaßt iſt. 

d) Die Königlihe Regierung iſt ebenjo befugt als verpflichtet, folchen Ver⸗ 
änderungen des mit Kommunal» und mitituten-orftftellen verbundenen Ein- 
kommens, welche lediglich auf eine Umgehung der Vorfchriften sub II und II 
abzielen, entgegenzutreten. 

e) Übrigens aber find rüdfichtlich der Befugniſſe der Auffichtsbehörben in betreff 
der Befoldung der Kommunal» und Inſtituten⸗Forſtbeamten lediglich die 
allgemeinen gejeglichen und die etwa beitehenden ortsverfaſſungsmäßigen Vor—⸗ 

briſten maßgebend. 

. Bei der Beſetzung der Kommunal» und Inſtituten⸗Forſtſtellen find rückſichtlich 
der dazu zu wählenden Anwärter folgende Grundſätze zu beobachten: 

a) Huf diejenigen Stellen, weldye ein jährliches Dienfteinfommen von weniger als 
750 ME. einfchlieglich des Wertes etivaiger Emolumente gewähren, haben die 
Inhaber des Forftverforgungsfcheines Teinen ausſchließlichen Anſpruch. Gie 
können aber bei Beſetzung diejer Stellen mit den Inhabern des Zivilverſorgungs⸗ 
ſcheines konkurrieren und berüdfichtigt werden, wenn fie erklären, durch Ver⸗ 
leihung einer ſolchen Stelle ihre Anſprüche als erlofchen betrachten zu wollen. 

Sofern ich zu folchen Stellen qualifizierte Forjtverforgungs » Berechtigte 
oder Reſervejäger der Klaſſe A melden, empfiehlt es fich, auf diefe vorzugs⸗ 
weife Rüdnd zu Br da fie ohne weiteres die Befähigung befiten, auf 
dag Foritdiebftahlsgeje vereidigt zu werden und Die Befugnis zum Waffen- 
gebrauch zu erlangen. 


394 V. Kommunalforften und Kommunalforſtbeamte. 


b) Auf diejenigen Stellen, welche ein jährliches Dienſteinkommen von mindeſtens 
750 ME. einfchließlich des Wertes etwaiger Emolumente gewähren, aber eine 
höhere Dualififation als die eines Königlichen Förfters nicht erfordern, fteht 
den Sinhabern des Forftverjorgungsfcheined ein ausſchließlicher Anfprud zu 
(Bgl. 8 1 der Bet. über Vorbereitung ufw. v. 1. 10. 1905, Abſchn. I d. ©.) 

Wenn nach dem Anerkenntniſſe der Königlichen Regierung für eine ſolche 
Forſtſtelle eine hohere Qualifikation als die eines Königlichen Forſters er⸗ 
forderlich iſt, ſo Haben die Inhaber des Forſtverſorgungsſcheines nur dam 
einen vorzugsweiſen Anſpruch auf dieſelbe, wenn ſie die für die Stelle erforder⸗ 
liche Befaͤhigung in gleichem Maße beſitzen als die übrigen Bewerber um 
Höheren e Königliche Regierung hat, wie über die Rotwendigteit einer folden 
höheren Dualififation, fo im Bweifelsfalle über das Vorhandenſein berjelben 
u entfcheiden und darauf zu halten, daß dergleichen Stellen au wirklich mit 
—* qualifizierten Forſtbeamten beſetzt werden. 
Beſtimmungen für die Beſetzung der unter IIb bezeichneten, den Anwärtern 
des Jaͤgerkorps zuftehenden Stellen ” i seien 
iehe die jebt maßgebenden 88 31 und 32 der Beitimmungen über Vorbereitung 
und Anftellung vom 1. 10. 1905 (Ubfchnitt I dieſes Werkes). 


B) Lebenslängliche Anftellung. 


Nachdem in dem neuen Geſetz die Gewährung von Benfion und Hinterbliebenen- 
verforgung nicht von der lebenslänglichen Anſtellung, fondern von der 8 
als Beamter (58 1 u. 12) abhängig gemacht ift, Hat der in biefer Hinfiht früher 
jo bedeutjame Unterſchied zwifchen Iebenslänglichen und Tündbaren Beamten zu 

in en aufgehört. Der Unterfchied in bezug auf die Entlaßbarkeit iſt natürlich 

beiteben geblieben. nad ben bisher gültigen und auch ferner gültig bleibenden 

Beitinnmungen find die Gemeindeforftbeamten lebenslänglich angettell- 

in den Städten ber fieben dftlichen Provinzen (Oft: und Weſtpreußen, Branden- 
burg, Bommern, Polen, Schleſien und Sachſen), ausgenommen in Neuvor—⸗ 
pommern und Rügen, gemäb 8 56 Nr. 6 der Städteordnung vom 30. 5. 
1858, foweit es fich nicht nur um vorübergehende oder mechanifche Dienft- 
leiftungen handelt. Jede vom Magiftrat generell oder fpeziell der Anftellung 
beigefügte Einſchränkung, ingbefondere ein Kündigungsvorbehalt, iſt rechtlich 
unwirkſam (R. G. v. 25. 2. 1895, Selbſtverw. ©. 602); 

in den Städten und Landgemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprewin; 
I der Verordnung vom 24. 12. 1816 und im Negierungsbezirt Wiesbaden 
nad) 5 4 des unter A Biffer 12 aufgeführten Geſetzes vom 12. 10. 1897. 


In den Städten von Renporpommern und Rügen (Berf. d. Stäbte v. 31. 5. 1853), 
Haunover (Städteordnung v. 24. 6. 1858), Schleswig-Holftein (Berfaffung der Städte 
v. 14. 4. 1869), vom Streife Herzogtum Bauenburg (Berfaflung der Städte v. 16. 12. 1870), 
vom Regierungsbezirk Gafjel (Städteordnung für Heſſen⸗-Naſſau v. 4. 8. 1897) und 
in den Hohenzollernſchen Landen (Semeindeordn. v. 2. 7. 1900) beftehen feine Be 
ftimmungen für lebenslängliche Unftellung; Die ftelung ift vielmehr der orts⸗ 
ftatutariichen Regelung jeitens der Städte überlaſſen. enfowenig find in ben 
Bandgemeinden der fieben öſtlichen Provinzen, der Hohenzollern⸗Laude, von Hannover, 

Ichweig-dolftein und von dem Regierungsbezirk Eaffel Borfchriften über die An⸗ 
ftellung in bezug auf Lebendlänglichleit oder Kündigung ergangen. 


1 Ein auf Lebenszeit angeitellter Kommmnaldeamter gibt dadurch, baß er ſich bei ber 
Kommune un eine Dee befoldete Stelle bewirbt und fie auf Probezeit übertragen erhält, 
da8 von Ihm bisher bekleidete Amt nicht endgültig au. Wird ihm nah Ablauf der 
Probezeit die beſſer befoldete Stelle nicht verliehen, fo behält er ein Anrecht auf feine 
here Stelle bzw. auf das Einkommen aus derfelden. Denn ein auf Lebenszeit ber 
ebene8 Amt kann einem Sommunalbeamten obne feinen Willen nur entzogen werben 
infolge ftrafrechtlicher Berurteilung oder im Wege eines Disziplinarverfahrene. (R. ©. v. 
5. 1. 1904, D. 5. 3. 1905 ©. 472.) 
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D Unftellung zu vorübergehenden Dienftleiftungen. 
Mit den nur zu vorübergehenden Dienftleiftungen angenommenen Forfibeamten 
(8 2 Abſ. 1 des Kommunalbeamtengeſetzes) Tönnen die Kommunalverwaltungen Dienft- 
verträge abichließen. 
Als Unhalt Hierzu wird das von einer der größten Kommunalverwaltungen 
Deutfchlands angewandte Mufter nachfolgend zum Abdrud gebracht. 


Dienfivertrag für die Annahme zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen. 
Stempelfrel, wenn bie Gegenleiſtung nicht 
den Zahresdetrag von 1500 Mark überſteigt. 
Auf Grund des 5 611 und der diefem nachftehenden Paragraphen des Bürger: 
lichen Bejehbuces wird zwiſchen 
er 


tabtgemeinde ... .... . . bertveten durch den Magiftrat 
m 
kofgenber Verta — F qefſen: ........................ 
8 1. Die Stadtgemeinde ........ überträgt hiermit vorübergehend dem 
........ ..... vom....... .. . ... Die Dienſte eines 


............. verpflichtet N die ihm Abertragenen Dienite 
nad) den Anweiſungen zu leiſten, die ihm von dem Magiftrate felbit oder von einer 
dur dieſen dazu beauftragten PBerfon erteilt find. Nebenämter und Neben- 
befchäftigungen, die mit einer Vergütung verbunden find, können nur mit Genehmigung 
des DOberbürgermeifters übernommen werden. Der... cn 2 er . 2.75 
wurde ferner unterrichtet, daß er als Hilfsförfter für den Geſamtumfaug der Ober- 
Örfterei -.. ........ angenommen worden ſei, den Forſtſchutz in ſämtlichen 
Hevierteilen wahrzunehmen Habe, fich jeder vom Oberförfter im Intereſſe der Stadt- 
gemeinde angeordneten Beichäftigung unterziehen müfje und außerdem auch jederzeit 
au einer beliebigen Verwendung in Nevieren einer der anderen Oberförftereien m 
ereit zu Halten verpflichtet fei. 

8 3. Die Stadtgemeinde verpflichtet fi, als Gegenleiftung für die Dienfte 
neben der Gewährung freier Wohnung eine Vergütung von: 


a) bis zu dreijähriger Dienftzeit ..........- 900 Mark 
b) bis au fechsjähriger Dienftzeit ......- - . . 1000 , 
c) bis zu neunjähriger Dienftzeit ........... 1100 , 


d) alsdann, fowie nach Ublegung der Börfterprüfung 1200 „ 

Tagegelber für das Jahr, zahlbar in monatlichen Teilbeträgen, nachträglich zu gewähren. 

rhält der Hilfsförfter -.... - 20... während feiner Dienftzeit den Forſt⸗ 
verforgungsichein, jo rüdt er nach der erfolgten Ausstellung desfelben in die höchſte 
Stufe der Tagegelder von 1200 Mark. Das Uufrüden in die höheren Tagegelder- 
fiufen erfolgt, fall die Unftellung bzw. die Ausftellung des Forſtverſorgungsſcheines 
am erſten Tage eined Bierteljahres gejchehen ift, von dieſem Tage ab, ſonſt von dem 
erften Tage des darauffolgenden Vierteljahres. Die Tagegelder laufen bei Er- 
krankungen, Beurlaubungen und militärifchen Übungen fort. 

8 4. Jeder Bertragfchließende ift berechtigt, das Dienftverhältnis durch Kün⸗ 
bigung jederzeit aufzulöjen. Für die Stadtgemeinde wird eine Kündigungsfrift 
von drei Monaten, für den anderen VBertragfchließenden eine folche von gleichfalls 
drei Monaten feſtgeſevt *) 

ren , ben . 

Der Magiftrat. Der Hilfsförfter. 
b) Beſoldung. 

Soweit die Befoldung der Gemeindeforftbeamten nicht durch ein von ber betreffenden 
Gemeinde aufgeftelltes und vom Bezirks⸗(Kreis⸗)Ausſchuß genehmigtes Ortsftatut feit- 

*) Die Staatsanwärter (Hefervejäger, Forſtverſorgungsberechtigte) müflen iu allen Dienftverträgen 
noch bie Bedingung aufnehmen lafſen: 


m alle der Ei ufung sum Staatsdienſt Braucht ber Dienſmehmer irgendwelche Rünbigungs- 
friften nicht einzuhalten.“ Vgl M. 2. v. 4 B. 1908, Unm. 6 gu 5 18 ber Beil. vom L 10. 1905, I d. W. 
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geſetzt iſt, richtet fich Die Höhe der Befoldung mit Einfchluß der etwa zu gewährenden 
Emolumente nach den Feſtſezungen bzw. Vereinbarungen vor der Wahl der Beamter 

Im Gebiete der Verordnung vom 24. 12. 1816 — Provinz Weftfalen un 
Rheinprovinz — Tann der Negierungspräfident eine Erhöhung der Beſoldung ber 
Seneindeforitbeamten (mit Einſchluß der Waldhüter und Forſtſchutzgehilfen; D. 8. 6. 
v. 30. 10. 1903, Jahrb. d. Entf). Bd. 2 ©. 78) fowohl vor der Bejegung als and 
während der Dienftzeit eines Beamten zivangsweife verlangen. Auf Grund Diele 
Nechtes ift auch vor den Miniftern für Landwirtfchaft und des Innern Der weite 
unten folgende Normalbefoldungsplan für die Gemeindeforftichugbeamten Der Rhein 
provinz feitgejegt.! 

Eine gleiche Befugnis kann auch der en im Regierungsbezirk 
Wiesbaden ausüben. Vgl. 8 6 des unter A Nr. 13 aufgeführten Geſetzes. Diele 
gehimmungen bleiben gemäß $ 23 des Kommunalbeamtengeſetzes auch ferner in 

eltung. 

In allen übrigen Landesteilen kommen in Beziehung auf Befoldıngzfeftfegungen 
bzw. auf Bejoldungserhöhungen für die ftädtifchen Forſtbeamten die Worjchriften 
de3 8 11 und für die Foritbeamten der Landgemeinden die des S 18 de 
Stommunalbeanmtengefeges zur Anwendung. 


2 Normalbeſoldungsplau für die Gemeindeforftigugbeamten der Rheinprovinz. CM. 2 
u. M. J. v. 15. 6. 1897.) 

Für die forftverforgungsberechtigten Gemeindeforſtſchutzbeamten der Rheinprovinz 
wird allmählich eine Befoldung nach folgenden Normalbejoldungsplan durdzuführen 
fein, ſoweit die finanziellen Berhältniffe der Gemeinden und namentlich die Reiu⸗ 
einnahmen aus den Gemeindewaldungen dies im einzelnen gejtatten. 

a) Das Unfangsgehalt ift auf 1000 ME. zu bemeijen, nach den erften drei Jahren 
iſt eine Seyatnerböbung von 100 ME. und nach jeden weiteren drei Jahren eine 
Erhöhung von je 50 ME. zu gewähren, bis mit 27 Dienftjahren ein Höchitgehalt von 
1500 Mf. erreicht wird. 

b) Ob die Gemeinden neben dem Bargehalt noch freie Dienftmohnung oder 
Mietsentfchädigung, Brennholz in natura oder eine Brennholzentichädigung gewängen 
wollen, ift dem freien Ermeſſen der Gemeinden zu überlafien, jede behördliche Ein- 
wirkung zugunften der Forſtſchutzbeamten nach dieſer Richtung bin Hat eben zu 
unterbleiben. 

c) Soweit die fchlechte finanzielle Lage der Gemeinden und namentlich bie um» 

günftigen rtragöverhältniffe der Waldungen die Durchführung der Beſoldungs⸗ 
verhältnijfe zu a nicht geftatten, muß auf Durchführung derfelben ebenfo verzichtet 
werden, wie auf eine planmäßige Aufbeſſerung der nicht forftverforgung3berechtigten 
Forſtſchutzbeamten, da Staatszuſchüſſe zu dieſem Zwecke nicht in Ausſicht geftellt 
werden Lünen. 
Bei Erledigung der Stellen ift aber darauf Bedacht zu nehmen, foweit es die 
Drtlichkeit und die Beftandesverhältniffe irgend geftatten, felbftändige Schutzbezirke, 
die nicht —e— groß zur Anſtellung und angemeſſenen Beſoldung eines forſt⸗ 
verſorgungsberechtigten Schutzbeamten find, mehr und mehr aufzuheben und die be 
nachbarten Waldungen zu einem größeren a am zu vereinigen, fo daß bie 
Anftellung eines forftverforgungsberechtigten Schugbeamten und deifen Bejoldung 
nach den zu a eligeie ten Säben ermöglicht wird. Gelbitverftändlich ift bei Durch 
führung diefer ßnahme mit größter Vorficht zu verfahren und zunächſt auch ber 
Kreis⸗Landrat gutrechtlich zu Hören. 


c) Benfionierung. 

Bei eintretender Dienftunfähigkeit erhalten Penſion, jofern nicht mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes — bei den ftädtifchen Forſtbeamten — bzw. des Kreis 
ausſchuſſes — bei den Forftbeamten der Landgemeinden — ein anderes vereinbart ift: 

die ſtädtiſchen Forftbeamten des ganzen Stanted gemäß 8 12 des Kommunal⸗ 
beamtengeſetzes, 





tn 
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die Forſtbeamten der Landgemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz 
gemäß 8 23 Nr. 3 a. a. O., 
die Forſtbeamten der Landgemeinden des Regierungsbezirks Wiesbaden 
gemäß der SS 7, 8 des unter A Nr. 12 aufgeführten Geſetzes in Verbindung mit 
8 23 Nr. 2 und Des Regierungsbezirks Caſſel gemäß der 88 85, 86 der Land⸗ 
gemeindeordnung vom 4. 8. 1897 (G. ©. ©. 301) in Verbindung mit 8 25 Nr. 2 des 
Stonmmunalbeamtengefche3. 

Die Korftbeamten der Landgemeinden in den anderen Provinzen erhalten 
nur dann Penfion, wenn gemäß S 18 a. a. D. die Penfionsverhältniffe durch Orts⸗ 
Statut geregelt find. 

Über die Grundſätze, nach welchen die Benfionierung zu erfolgen bat, insbefondere 
über Anrechnung der Dienftzeit, penfionsfähiges Dienfteintommen, Berechnung der 
Penfion ufiv. dgl. 8 12 a. a. D. mit Unmerfungen und das Gefeh über die 
Benfionierung der unnittelbaren Stantsbeamten. 


d) Witwen. und Waijenverforgung. 

Die Gewährung von Witwen: umd Waifengeld an die Hinterbliebenen verftorbener 
Kommunalforitbeamten erfolgt nach denfelben Regeln, wie die Gewährung der Benfion. 
Wo nad den vorjtehenden Ausführungen zu e aljo die Beamten einen gefebmäßigen 
Anſpruch auf Benfion haben, haben ihre Hinterbliebenen auch einen Anspruch auf 
Witwen: und Waifengeld. 

Über Orundjäße, nad) welchen das zu gewährende Witwen: und Waifengeld feft: 
zuſetzen ift, vgl. den $ 15 des Kommunalbeamtengeſetzes und die Beitimmungen über 
Witwen- und Waifenverforgung der unmittelbaren Staatöbeamten, IV J d. W. 

Gnadengebührnifje find den Hinterbliebenen fäntlicher Konmunalforftbeamien 
gemäß 8 4 a. a. D. zu gewähren. Ben Hinterbliebenen der nah e Nr. 2 unter 
die Unfallverfiierung fallenden Beamten werden im Falle des Todes infolge eine 
Betriebsunfalles nad) Maßgabe des Unfallverficherungsgefeßes (f. „Unfallverficherung“) 
Beerdigungskoſten und Renten gewährt. 


e) Berhältniß zur Sfranlen-, Unfall. und Invalidenverſicherung. 
1. Krantenverficherung. 


Die Kommmnalforftbeamten unterliegen der Berfiherungspflicht, wenn Diefe: 

1. in der betreffenden Gcmeinde für die Land» und Forftwirtfchaft durch 
Statut eingeführt ift oder 

2. durch Statut der Gemeinde oder eined weiteren Kommunalverbandes auch auf 
ale in Kommunalbetrieben oder in Kommunaldienften beichäftigten 
Perſonen ausgedehnt ift, welche nach den fonftigen Beftimmungen des Kranken⸗ 
verjicherungsgefeges noch nicht verficherungspflichtig find. 

Unter diefe Beftimmungen fallen Die Beamten aber auch nur dann, wenn ihr jährliches 
Dienfteinfomnmen 2000 ME. nicht überfteigt. 

Unterliegen die Kommunalforſtbeamten der Berficherungspflicht nicht, fo find fie 
beredhtigt, der Gemeindefranlenverficherung der Gemeinde, in deren Bezirk fie be- 
ſchäftigt find, freiwillig beizutreten, ſoweit fie nicht mehr als 2000 ME. jährliches 
Dienfteintommen beziehen. 

Befreit von der VBerfiherungspflicht find die Koımmunalforftbeamten dann, 
wenn fie dem Sommunalverbande (Gemeinde) gegenüber in Kranfbeitsfällen Anſpruch 
auf Fortzahlung des Gehalts oder des Lohnes oder auf eine den Beitinnmungen 
des S 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes entipredyende Unterftügung mindeſtens für 
13 Wochen nach der Erkrankung und bei Sortdauer der Erlranfung für weitere 
13 Wochen auf diefe Unterftüßung oder auf Gehalt, Benfion, Wartegeld oder 
ähnliche Bezüge mindestens in anderthalbfachem Betrage des Sranfengelde3 Haben. 

Seder Kommune iſt es freigeftellt, ob und für welche Beamte fie die Voraus— 
feßungen, welche zur Befreiung führen, erfüllen will oder nidjt. 

Die Serantenberhcherumgoverhältniffe lönnen für die Kommumalforftbeamten ſehr 
verfchieden fein, und die Verfchiedenartigkeit wird noch dadurch erhöht, daß ſelbſt in 
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einer Gemeinde, die mehrere Forſtbeamte bat, jeder von diefen unter anderen Be 
dingungen angeftellt fein Tann. 

Seder Kommunalforftbeamte wird daher gut tun, fich bei der Wıirftellung über 
alles zu informieren, was für fein Verhältnis zur rankenverfiherung irgendwie von 
Bedeutung fein fann, namentlich inwieweit er innerhalb 26 Wochen nach der Er- 
krankung einen Unfpruch auf Bahlung des Gehalts ufw. oder auf Gewährung einer 
Krankenunterſtützung hat. 


2. Unfallverfiderung. 


Die gefehlichen Beitimmungen über die Unfallverficherung finden feine Anwendung 
auf bie mit feftem Gehalt und Penſionsberechtigung angeitellten, ſowie auf Diejenigen 
KRommunalforftibeamten, denen durch ftatutarische Beitimmung des betreffenden 
Kommunalverbandes eine gleiche Unfallfürforge zugefichert ift, wie den Staatsforft- 
beamten durch das Unfallfürſorgegeſetz. Alle anderen in den Kommunalforſten 
beichäftigten —2 ſofern Er Ssahresarbeitöverdienft 8000 ME. nicht überfteigt 
(3. B. Gemeinde Feld» und ⸗Forſthüter uſw.), fallen unter das Unfallverſicherungsgeſetz. 
Zur Befreiung der Kommunalforſtbeamten von der Unfallverficherung genügt aber 
nicht nur eine Benfionsanwartichaft wie bei der SInpalidenverficherung, fondern es ifl 
eine Penſionsberechtigung erforderlich. 

Die von der Unfallverficherung befreiten Kommunalforftbeamten find bei ein- 
tretender Dienftunfähigkeit infolge eines Betriebsunfalles auf ihr Gehalt oder 
ihre Penſion angewieſen. . 

In allen Fällen find aber bei Seftfegung der Penfion, bzw. bei erfolgter Tötung 
der SHinterbliebenenbezüge, die Be ungen des Unfallverficherungsgeiehes zu 
beachten; denn die darin feftgelegten a e über die Berechnung und Höhe der 
Unfallentichädigungen ftellen das Mindeſtmaß der von den Gemeinden zu gemährenden 
Unfoll-Benfionen und »Hinterbliebenenbezüge dar. 

Erleidet 3. 8. ein mit Benfionsberedhtigung angeftellter Kommunalforft- 
beamter nach Burüdlegung von 15 penfionsfähigen Dienftiahren einen Betriebsunfall, 
durch den er dauernd dienftunfähig — gänzlich erwerböunfähig im Sinne der Unfall- 
verficherung — wird, fo find ihm als Mindeitmaß nicht 2%/,, des Dienfteinkonmens 
nach dem Benfionägefeb, fondern entjprechend den Unfallverfiherungsbeftimmungen 
66?/, Prozent oder zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienſtes als Benfion zu gewähren. 

Inſoweit die von ber Unfallverficherung befreiten Sommunalforitbeamten neben 
der amtlichen Beichäftigung ihre Tätigkeit den privaten Intereſſen verſicherungs⸗ 
pflichtiger, den Berufsgenofjenjchaften unterftehender Betriebe zuwenden — Bewirt⸗ 
Ihaftung von Dienftländereien, Ausübung der Jagd uſw. —, fallen fie unter das 
Unfallverficherungsgefeb. 

Beziehen Kommunalforſtbeamte im Halle einer durch einen Betriebsunfall Herbei- 
geführten teilweifen Erwerbsunfähigkeit auf Grund des Unfallverficherungsgefches 
halt eine Zeilrente, jo Lönnen fie dieſe neben ihren fonftigen Dienftbezügen er- 

alten. 

Eine geſetzliche Unfallfürforge (Bei. v. 2. 6. 1902, ©. ©. ©. 153), wie für 
die preußifhen Staatsbeamten, beitent für die Kommunalforſtbeamten nicht; fie Kann 
nur, durch ftatutarifche Beſtimmung des betreffenden Kommunalverbandes eingeführt 
werden. 


3. Invalidenverſicherung. 

Der Berfiherungspflicht unterliegen die im Forſtdienſte - befchäftigten 
Kommunalforftbeamten nicht, foweit fie 1eviglic zur Ausbildung für ihren 
zulünftigen Beruf beichäftigt werden (was bei den Reſervejägern der Klaſſe A und An- 
wärtern des Königlichen Forſtſchutzdienſtes zutrifft), oder fofern ihnen eine Anwartichaft 
auf Penſion im Mindeftbetrage der Invalidenrente der eriten Lohnklaſſe (116 BE.) 
gewährleijtet wird. Beamte, bei denen diefe Vorausjehungen nicht zutreffen, ſowie 
Perjonen, welde die Beamteneigenfchaft nicht befigen, unterliegen der 
Suvalidenverfiderung nach den allgemeinen gejeblichen Beſtimmungen. 
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Als Kommunalbeamier wird derjenige angefehen werden können, der Traft 
der Semeinbeberfaffung zur Mitwirkung bei den im Intereſſe und unter Kontrolle 
bes Staates von den &emeindebehörden zu beforgenden öffentlichen Angelegenheiten 
beftellt ift. (Siehe $ 1 des Kommmunalbeamtengejehes.) 

Zur Befreiung von der Berficherungsptiich tft nicht ar ftonsberehtigung 
erforderlich, e3 genügt PBenfionsanwartichaft, d. h. die ſichere Aussicht, nach den 
gehenenben Berwaltungsgrundfäßen dereinſt in eine mit Ruhegehaltsrecht verbundene 
S einzurüden. 

DaB der Benfionsanfprucd der Kommunalbeamten gegen bie fie anftelleude 
Gemeinde gerichtet fein muß, um die Befreiung von der ———— zu 
begründen, tft nicht erforderlich, es genügt vielmehr, wenn die Anwartſchaft auf 
genfion gegen einen dritten, etwa gegen eine Kalle, fich richtet, zu welcher die 

eamten beizutreten verpflichtet find, und deren Leiftungen im Mindeftbetrage der 
geringften Invalidenrente ausreichend fichergejtellt erfcheinen. 





Sm übrigen fiehe unter: „Urbeiterverficherungsgefehe”, XIV d.W. 


f) Rang und Titel, 


1. Die beftehende Rangordnnung bezieht fi nur auf unmittelbare Staats- 
beamte. Berordnungen oder fonftige Borfchriften über den Rang der einzelnen 
Kommmnnalbeamten beftehen nicht. 

2. Dos Recht, Titel zu verleihen, gehört an fich zu den Hoheitörechten der 
Krone und Tann nur vom Landesheren oder in feinem Auftrage von Staatsbehörden 
geübt werden. Es bezieht fich dies jedoch nur auf Titel, die „von Staatd wegen“ 
verliehen werden, und mit denen eine Rangftellung oder ähnliche beſtimmte Vorrechte 
verbunden find. Daneben gibt es ald Titel im weiteren Sinne eine große Fülle 
von Bezeichnungen für wiftenfchaftliche oder gewerbliche Tätigfeiten oder nicht anıt» 
liche Stellungen, pn deren Annahme jeder einzelne befugt ift, und deren Verleihung 
demnach nicht zu den Vorrechten der Krone gehört. 

Es unterliegt daher keinem Bweifel, daß auch Brivatperjonen, 
Vereine und Korporationen, die in keinem Zufammenhange mit dem Staats» 
Organismus fteben, ihren Ungeftellten Titel im weiteiten Sinne beilegen 

nnen. 

Dies gilt auch von den Beamten derjenigen Storporationen, die in den Organismus 
des Staates eingreifen, den-jogenannten mittelbaren Staatädienern. In dem 
Rechte, über die Einrichtung eines Amtes zu beitimmen oder den betreffenden Beamten 
anzuftellen, ift die Befugnis mitenthalten, dem Ungeftellten eine feine Stellung aus- 
drüdende Benermung beizulegen. Wie das neu gejchaffene Amt felbft, Y bedarf auch 
der darin angeftellte Beamte einer Bezeichnung, und es ift eine jolche bei den mittel» 
baren Staatsdienern um fo weniger entbehrlich, als fie die Eigenfchaft wirklicher 
Beamten befiten und daher nicht bloß dem Publikum erforderlichenfallg mit Beamten- 
autorität gegenübertreten follen, fondern vor allem als Beamte nach außen Hin 
kenntlich fein müflen. Eine Einjhränfung dieſes Nechtes durch Abhängigmachung 
von einer Zuftimmung der Staatsbehörde müßte ausdrücklich vorgefchrieben Fein, was 
bezüglich der mittelbaren Staatsdiener allgemein nirgends Geichehen ift. 

Die Verleihung eines Titeld an einen Kreisbaubeamten durch den Sreis- 
ausſchuß würde alfo 3. B. nur dann eine Geſetzesverletzung oder Überfchreitung feiner 
Befugniffe enthalten, wenn der Titel mit einem wirklichen Titel, namentlich mit dem 
Titel eines der königlichen Baubenmten gleichbedeutend wäre. Dies trifft bei dem 
Titel „Kreisbauinspeltor” nicht zu, da zwifchen einem ſolchen Titel und dem Titel 
„Köntgliher Kreisbauinſpektor“ ein entſcheidender Unterfchied zu machen if. In 
ähnlicher Weife ift von dem DObertribunal die Unnahme des Titel! „Mufikdireltor” 
für ftraflos erflärt, da nur der Titel Königlicher Muſikdirektor“ als ehrenvolle 
Auszeichnung verliehen wird und der Gebrauch des Titels „Mufikdirelior" den 
letzteren nicht in fich ſchließt. (D. 8. G. v. 5. 4. 1880, Bd. 6 ©. 52.) 
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In dem Miniiterialerlag vom 7. 11. 1878 „M. AL 1879 5. 2) war angeordnet, daß ein 
Titel, welcher ein Staat3anıt bezeichnet, zur Zerleiygung an Beamte von Korporntionen uf. 
ñch nicht e:gne, und daß für dergleichen Beante Titel zu wählen find, welche mit ben 
Titeln der Staatsbeaniten möglichſt wenig übereinitimmen. Epeziel wurde es nidı 
sür ftatthaft erflärt, daß ein Kreisausfhuß dem von ibm angeftellten Sreisbaubeanit:n 
ren Zitel „Rreisbau'nfpeftor” beilegte. Tieje Aufiafjung hat das Cberwerwaltungsgerich 
nad) der boraufgeführten Entfcheidung aber nicht geteilt. 

3. Bur Berleihimg des Ratstitels („Magiſtratsrat“ an ältere Ajjefforen, „Kreis 

rechnungerat“ an Kreisausſchußſekretäre) iſt vorher die Iandesherrlide Genehmigung 
einzuholen, denn diefer Titel Tann nicht einfach als Beilegung einer Funktions— 
bezei — d. 5. als die an fi) zuläjjige Beilegung eines „Ziteld im weiteren 
Sinne etrachtet werden. (M. &. v. 17. 6. u. 23. 10. 1901, M. BL ©. 1% 
u. 256.) 
4. Die Befugnis der Stadtgemeinde, den Inhabern der von ihnen eingerichteten 
Amter eine deren Stellung ausdrüdende Bezeichnung beizulegen, gehört nicht zu der 
dem Magiftrat ausfchlieglich zugewiefenen Gemeindeangelegenheiten, fondern unterlieg 
der Beſchlußfafſung durch Die Etadtverordneten (a. a. D.). 


g) Uniform. 
1, Uniform der Forftbeamten der Kommunalverbände 
und Öffentliden Anftalten. 


Anbei überfenden wir zur weiteren Weranlafjung beglaubigte Abſchrift des 
en erajje? vom 11. Dftober d. Is. (Anl. a), mittelS deſſen de3 Königs 
Majeſtät über die Uniform der Forſtbeamten der Kommunalverbände ımd öffentlichen 
Anjtalten, deren Waldungen unter Staatsaufficht ftehen, allgemein gültige Bejtimmungen 
zu treffen geruht haben. 

As „Kommunalverbände” im Sinne dieſer Beitimmungen haben nicht nur bie 

Stadt» und Landgemeinden, die Kreife und Provinzen zu gelten, fondern auch die 
in den alten Provinzen noch beftehenden Tommunalftändijchen Verbände und bie 
fandfchaftlichen Verbände in der Provinz Hannover, die Bezirksverbände ber 
Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, der Hohenzollernfche und Lanenburgifche 
Sandestommunalverband, die Hohenzollernfhen Aıntsverbände, die Bürgermeijtereien 
in der Rheinprovinz und die Amter der Provinz Weftfalen. 
Das in dem Allerhöchften Erlaſſe erwähnte Mufter für die Knöpfe ift ein dunkel⸗ 
grüner, an der Oberfläche mäßig gemwölbter, fein geriffelter Hornfnopf von 2,5 cm 
Durchmeffer, mit metallener Oje an der Unterfläche (Me L. u. M. J. v. 2. 11. 1899, 
Jahrb. B. 32 ©. 125.) 


2. 

Auf den Bericht vom 18. September d. Is. bejtimme Ich, daß die Forftbeamten 
der Koınmunalverbände und öffentlichen Anftalten, deren Waldungen unter Staat3- 
aufficht ftehen, foweit fie 

a) auf Lebenszeit angeftellt find, 

b) zu den für den Forſtdienſt beftimmten oder mit dem Forſtverſorgungsſchein 
entlafjeren Unmärtern aus den Jägerkorps gehören, eine Walduniform nad) 
den Mufter der Staatöforftbeamten mit folgenden unterfcheidenden Merkmalen 
zu tragen haben: 

1. An dem Rode find Achſelſchnüre von grauem Kamelgarn, anflatt ber 
grünen der Staat3forjtbeaniten, und grüne Knöpfe nad) dem anbei zurüd- 
folgenden Mufter, auf den Uchlelftüden der Förfter die für die König: 
lichen Förſter vorgefchriebene Eichel (M. L. u. M. J. v. 2. 11. 1906), 

— Unter grauen Achſelſchnüren find folde von ber Doriariis mäßigen 


grau und grün melierten Farbe (hechtgrau) zu verftehen. (M. 2. u. M.3.v. 
11. 9. 1905, M. BL f. 2. S. 209.) — 8 


2. an der Kopfbededung (Hut oder Mühe) vorn fiber der Kofarde, anftatt 
des fliegenden Adlers der Königlichen Beamten, ein Wappenadler von 
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Mefling mit dem Königlichen Namenszuge (W) und der Srone, wie er 
für die ftädtifchen Polizeibeamten des Exekutivdienſtes vorgefchrieben ift, 
anzubringen. 

Sämtlichen zum Tragen diefer Uniform berechtigten Kommunal» und Anſtalts⸗ 
forſtbeamten ift auch das Tragen der Litewka, wie Ich fie für die Staatsforſtbeamten 
zugelaffen Habe, geftattet, jedoch mit der Maßgabe, daß auch bei der Litewfa an die 
Stelle der grünen Uchjelftüde und der Wappentnöpfe der Staatsforftbeamten graue 
Achſelſtücke und grüne Knöpfe treten. 

Den nicht zum Tragen der Uniform berechtigten Beamten, die aber nad) $ 23 
Ziff. 2 des Foritdiebftahlgefeges vom 15. Upril 1878 doch ein fir allemal gerichtlich 
beeidigt werden können, d. 5. ſolchen Perfonen, die Feine Unzeigegebühr erhalten und 
nach bejcheinigter dreijähriger tadellofer Korftdienftzeit auf mindeſtens drei Fahre 
mittel3 fchriftlichen Vertrages mit dem Waldſchutze betraut find, will Sch das Tragen 
der Litermla ohne Achſelſtücke und des Dienfthutes oder der Dienſtmütze geftatten. 

Im übrigen beftimme Ich, daß denjenigen Beamten, denen feither dad Tragen 

einer Uniform geftattet war, das Wuftragen der bisherigen Uniformen Hi Zeit⸗ 
befchränfung erlaubt bleibt, ſowie, daß denjenigen zurzeit im Dienſt befindlichen 
Beamten im Regierungsbezirt Wiesbaden, welchen nad dem Allerhöchſten Erlafie 
vom 21. Juli 1869 dag Necht verliehen worden ift, Die Walduniform der Töniglichen 
Forſtſchutzbeamten zu tragen, dies Necht bis auf weiteres zu belaſſen ift. 

Für die übrigen Beamten, indbefondere für Diejenigen, die auf Grund Des 
Geſetzes vom 12. Bftober 1897, betreffend die Forftichugbeamten der Gemeinden und 
Öffentlichen Unftalten im Regierungsbezirk Wiesbaden (G. ©. ©. 411), angeftellt 
werben, Haben die vorſtehenden allgemeinen Uniformvorſchriften ohne weiteres in 
Kraft zu treten. (U. K. O. v. 11. 10. 1899.) 


Die Gemeindeförjter find nach ben vorftehenden Grundſätzen befugt, auf den Achſel⸗ 
ftüden eine Eichel zu tragen. Hinfichtlich des Tragens bes goldenen Portepees behält es 
jedoch bei ben Sondervor riten des U. Erl. dv. 30. 7. 1902 fein Bewenden. (M. L. u. 
M. J. v. 29. 6. 07, M. Bl. 1. 2. ©. 262.) 


Verleihung des goldenen Bortepees an Kommunalforftbeamte. 


Die Minifter des Innern und für Landwirtfchaft, Domänen und Korften find er- 
hüchtigt, älteren verdienten Förftern der Kommunalverbände und öffentlichen Unftalten, 
deren Waldungen unter Staatdaufficht ftehen, foweit fie nach Draßgnbe der A. K. O. 
v. 11. 10. 1899 zum Tragen der Walduniform nach dem Muſter der Uniform der 
Königlichen Förfter mit den dafelbft vorgefchriebenen unterfcheidenden Merkmalen 
befugt find, das Recht zu verleihen, zur Uniform ein goldenes Portepee am Hirjch- 
fänger zu tragen, wie es von den Königlichen Förftern auf Grund der U.R.D.v. 
22. 3. 1902 getragen wird. 

Als Borbedingung der Auszeichnung iſt außer vormwurföfreier Yührung im 
allgemeinen eine 15jährige Dienftzeit zu fordern, vorbehaltlich einzelner Ausnahmen, 
wenn e3 ſich um die Unerkennung befonderer Verdienſte Handelt. Das PBortepee Hat 
fi) der betreffende Förfter, ebenfo wie dies Hinfichtlic) der Uniform im allgemeinen 
der Fall ift, auf eigene Koften zu beſchaffen. Dem SKommunalverbande oder ber 
Anftalt bleibt e8 unbenommen, ihm die Koften zu erfegen. (U. K. O. dv. 30. 7. 1902.) 

Die Unträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Tragen des goldenen Portepeed 
Ninb- durch die Regierungs- und Öberpräfidenten den vorgenannten Miniftern vor⸗ 
äulegen. 

Anmerkung Die U. N. O. v. 30. 7. 1902 fagt zwar nicht direkt, daß die als 
Borbedingung für die Verleihung des golbenen Portepees zu fordernde Dienjtzeit bon 
15 Jahren in der Stellung eines Forſters zurüdgelegt fein muß, ber ganze Wortlaut 
der U. K. O. läßt aber darauf ſchlleßen, daß biefe Annahme zutreffend fein fol. Denn 
das goldene Portepee fol einnial nur als Uuszeihnung und danı in der Regel nur 
on ältere verbiente Förſter verliehen werden. 


2. Feld⸗ ober Forſthüter der Gemeinden haben ein Dienftabzeichen bei ſich zu 


führen und bei Uugübung ihres Amtes auf Verlangen vorzuzeigen. — 88 62 big 65 
Nabtte, Handbuch. 4. Aufl. 26 
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Auen Des es Werles und über Reiſekoſtenentſchädigung * 5 6 des Kommunal⸗ 
beamten⸗ Geſetzes 
Das Betreten der Eiſenbahnen einſchließlich der en Bö en, Bänume, 

Gräben, Brüden und fonftigen Klagen ift den ————— — u ausüben, 

ihres Dienftes geftatiet, fofern ben Hilföbeanten der Staatsanwaltſchaft 
ober zu den en Forſtſchutz⸗ und Polizeibeamten g Die Bewegung, wi 
der Aufenthalt zwiſchen den Schienen eines jeden Gleiſes ift zu vermeiden. | 
haben, fofern fie nicht durch ihre Uniform kenntlich find, fich durch eine Befcheinigung 
ihrer vorgeſetzten Dienftbehörbe auf „ Torben en G 78 der Eifenb.-Bau- 
und Betriebzordn. v. 4. 11. 1904, R. &. Bl. S. 38 


it 





v1. | 
Rrivatforfien und Privatforfibsamte. 


A. Pridatforften.” 


Die Privatforften unterliegen irgend einer ftaatlichen Aufſicht nicht. Die früher durch 
dag Allg. Landredt und die Provinzial⸗Forſtordnungen eingeführten Einfhhräntungen in 
enugung der Privatforften ſind durch bie S 4bis 6 —* estulturEditts v. 14. 9. 1811 
(8. ©. ©. 300) wieder befeitigt worden. Der Eigentümer bat volle Freiheit in ber Bes 
wirtfhaftung, er kann die Forſt ntederlegen, urbar maden, teilen ufw., ihm find nur 
durch das nachfolgende Geſetz Beichränfungen auferlegt zur Abwendung von Gefahren für 
Nachbargrundſtücke. 

1. Gefeh vom 6. 7. 1875, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften. 
= ©. are 8 senoffenfehaft 
. J. Allgemeine Beſtimmung. | 

4 4. 1. Die Benubung und Bewirtichaftung von Waldgrundftüden unterliegt 
nur denjenigen Iandespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das gegenwärtige 
Geſetz vorgeſchrieben oder zugelafjen find. 

2. Die über die Beauffichtigung, Benutzung und Bewirtichaftung ber Staats», 
Gemeinde», Korporationd-, Genoſſenſchafts⸗ und & uftitutenforften, owie der ſchleswig⸗ 
a Ingenannten Bondenholzungen beftehenden befonderen Borfchriften bleiben 
jedoch in Kraft. 


D. Scyugmaßregeln zur Ubwendung von Gefahren. 

82. 1. In Fällen, in denen: | 
a) durch die Beichaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundſtücke, öffentliche 
Anlagen, natürliche oder Tünftliche Wafjerläufe der Gefahr der Verfandung, 
b) dueg das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Waſſerſtürzen 
in Hohen Freilagen, auf Bergeüden, Bergluppen und an Berghängen, die 
amterhalb gelegenen nutzbaren Grundſtücke, Straßen oder Gebäude der Gefahr 
einer Überjchüttung mit Erde oder Steingeröll oder der Überflutung, ingleichen 
ober z8 F ene Grundſtücke, öffentliche Anlagen oder Gebäude der Gefahr 

es Nachrutſchens, 

c) durch die Berftörung eines Waldbeſtandes an den Ufern von Kanälen oder 
natürlichen Wafferläufen Ufergrundfitüde der Gefahr des Wbbruches oder die 
im Schube der Waldungen gelegenen Gebäude oder üffentlichen Unlagen ber 

Gefahr des Eidganges, 

d) durch die Berftörung eines Waldbeftandes Flüffe der Gefahr einer Berminderu 

ihres Waflerftandeg, 

e) durch die Zeritörung eines Waldbeitandes in den Freilagen und in der Sce- 

gauhe  nachbarte Feldfluren und Ortfchaften den nachteillgen Einwirkungen 
er Winde 

in erheblichem Grade ausgeſetzt find, kann behufs Abwendung diefer Seiapren ſowohl 
die Art der Benutzung der gefahrbringenden Grundſtücke als auch die Ausführung 
von Waldlulturen oder ſonſtigen Schutzanlagen auf Antrag (8 3) angeordnet werden, 


* Bel: Forſtrecht, IX Bd. W. 
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wenn ber abzuwendende Schaden den aus der Einfchränfung für den Eigentümer ent— 
ftehenden Nachteil beträchtlich übertviegt. 

2. Die Dedung und Aufforftung der Dieeresdünen kaun auf Grund dieſes 
Geſete⸗ ‚iich gefordert werden. 

den 88 3 bis 22: 

Die Anlegung und angemefiene Benugung der Shugwaldungen kann ſowohl 
auf Antrag der gefährdeten Intereſſenten oder der Tommunalen Berbände als in 
landespolizeilidem Wuffichtäwege angeordnet werden. Zen buch Die Anordnung 
Betroffenen ift von den Antragftellern und fonftigen Beteiligten der etwaige Schade 
nach erhältnid der erwachfenden Vorteile zu vergüten. Die Zefiftellung und Ct: 
fheidung erfolgt durch den hier als Waldſchutzgericht bezeichneten Kreisausſchuß 

Über Raldgensfienfchaften fiche unter Kommunalforiten, V A 5 d. W. 


2. Ferner unterliegt die land» und forftwirtfchaftliche Nutzung von Grunbdftüde 
ber dem Bebirgd- und Hügelland angehörenden Duellgebiete der linksſeitigen Zuflift 
der Oder in der Provinz Schlefien den befonderen Beſtimmungen des 


Gejehes, betreffend eln im Quellgebiete ber Iinfäfeiti ber 
aeten Dee Oder Inder Prain) 64 tiefen, NT gunage 


Zu dieſem Geſetze find vom Herrn Minifter für —B—— unterm 6. 11. 1899 
Ausführungsbeftimmungen erlafien worden. (D. J. 8. 2 97.) 
3. 5 eRiemilce Beratung feitens ber Banheirticeftslammsen. Siehe unter 
a d Dehanbiun dlung d * streifen den Eifenbahnen inn 
age und Behandlung der n an den Eijenbahnen Ki 
halb von Balbbehänden. bung S. 145 ff 


B. Privatforſtbeamte. 


Einleitung. 


Ebenfowenig wie bie Brivatforften einer allgemeinen Staatsaufficht unterlicgen, 
mangelt es auch an befonderen gejetlichen Beſtimmungen, monad) die Berbältnifie der 
Privatforſtbeamten geregelt find; namentlich ift irgend welche ———— für bie die 
Bewaltung und Auſſicht in den Privatforften führenden Perfonen ftantliherfeits nicht 
vorgeſchrieben, der Pridatforftbefizer hat daher volljtändig freie Sand bei der Befekung 
etwaiger Stellen. Nur wenn er Beanıte anftellen, die er auf das —— 
vereidigen laſſen will (wovon die Erlangung der Berechtigung zum Waffengebrauche na 
Maßgabe des Geſetzes vom 31. 3. 1837 abhängi it), iſt er inſofern gebunden, als er 
ſeine Wahl auf allen richten muß, zu deren Beeldigung der Bezirksausſchuß bie im 
8 23 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. 4. 1878 (IX C 10. %.) vorgefehene Genehmigung 
zu en in der Lage iſt. 

il der Privatforftdefiger die von Ihn mit dem Forſtſchutze beauftragten Berfonen 

—— beſtellen laſſen jo Hat er die Vorſchrifſten der SS 62 Fi. des Feld⸗ und 

” tpolizeigefees vom 1. 4. 1880 (IX C 2 d. W.) zu beachten. 

Im Intereſſe der erhöhten wirtfchaftlichen Bedeutung der Privatforften und zur 
— und Förderung des Standes der Privatforſtbeamten ſind in neuerer Zeit die 
orftlichen Vereine der Ausbildungsfrage der Privatforfideanten näher getreten; fie 
haben gewiſſe Srundfäte für die Ausbildung und die Ablegung bon Prüfungen aufgejtellt. 





1. Laufbahn für den Brlvatforkbermatkungsbtenfi ®) 
Siehe unter Kommunalforjtbeamte, VB 1 d. W 


*) fiber bie von ben größeren Privatforftverwaltung en ober den Forſwereinen geftellten Sinforberungen 
in Bezichung auf Ausbilbung und Brüfung, namentlid dr ben rivatforftverivaltungsdtenft, gibt bas Werl: 
Linde, Ausbildung unb Prüfung von Grivatforfibeamten erlag: J Neumann in Reubdanım, weiteren una 
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2. Bräfungen der Anwärter des mittleren Forfidienftes für Private, Gemeinden, 
tiftungen uſw. 

Die Prüfungen veranlaßt, je nach Bedürfnis, der Deutſche Forſtwirtſchaftsrat.*) 
Bur Prüfung werden zugelafen: Angehörige de3 Deutfchen Reiches, welche die 
Berechtigung zum Ginjährig-greiwilligen bejigen und vier Semeſter lang eine der 
beutjchen forjtlichen Hochſchulen als außerordentliche oder ordentliche Hörer bejucht, 
die Brüfung dajelbit in mindeftens fünf forftlichen Fächern, worunter ſich Waldbau, 
Forftichuß, Foritbenugung und Forfteinrichtung befinden müſſen, und ferner in drei 
Hufsfähern Gaturwiſſenſchaften, Mathematik oder Vermeſſungslehre) mit Grfolg 
abgelegt haben und eine zweijährige praftifche Verwendung nad dem Abgange von 
der Hochfchule nachweilen. Außerdem Tönnen ausnahmöweife auf Antrag einer dem 
Deutichen Forjtverein**) angehörigen ee oder Gemeinde auch in deren 
Dienſt befindliche Forftbedienitete zugelaſſen werden, fofern fie mindeitens eine vierjährige 
praftifche Verwendung nachweiſen und eine genügende allgemeine Bildung beſitzen. 
Der Zeitpunkt für die Prüfung und die Einreichung der Geſuche um Bulaflung 

zur Prüfung wird von dem Borfibenden des Deutfchen Forſtvereins beſtimmt. Er 
ich duch die „Mitteilungen des Deutfchen Forſtvereins“***) und in forftlichen und 
jagdlichen LZeitichriften mindeftens fünf Monate vor der Prüf ng —— 
In der Regel finden die Prüfungen in der letzten Woche des Monats eptember ſtatt. 


3. 8 bie Anwärter bei d techni Dienſteß 
— der Privaten th en, nat nn ———— 


1. Im Jahre 1903 iſt der „Berein für Privatſorſtbeamte Deutſchlandz“ gegründet. 


Er bezweckt Wahrnehmung und Pflege der Intereſſen der Privatforitbeanten Deutſchlands, 
—— 


örderung ihrer Ausbildung und Yortbildung, 
erbeiführung geregelter Unftelungs- und Verſorgungsverhältniſſe, namentlich 
inſichtlich der Bruhegehalts« und interbliebenenferlonre, — — durch 
Bermittelung von Altiers⸗ und Invaliditätsverſicherung zu 
c) Rat und Hilfe in Standes⸗ und Rechtsfragen, 
d) Wahrung und Tyürderung bes Anſehens und der rechtliden Befugniſſe der Privat» 
forftbeanıten den ma een Landesbehörden gegenüber. 
Der Berein hat feinen in Reudamm, Bezirk —— a. O. Vereinszeitung iſt 
die da Kun! —— —8 e Forſft˖ Zeitung“. 
tg lied Tann jeder deutſche Berufsforftniann und jeder Walddefiter werden. 
Förderung der Ausbildung der Anwärter des Forſtſchutz⸗ und techniſchen Hilfs⸗ 
——— (ie richtet der Verein Forſtlehrlingbſchulen p) ein, und in Intereſſe und zur 
Debug Dei e8 Standes veranftaltet er von Beit zu a Sörkerprüfungen. 
den Bwed und die Einrichtungen e Sorftiehtingfe ulen geben der nach» 
folgende Auszug aus den Satungen und die Schul» und Hausor IN Aufſchluß. 
Fur die Foͤrſterprufung iſt die unter Ziffer 4 aufgeführte Prüfungsordnung maßgebend. 


2. Auszug aus ben Eakungen für die ha des 
„Vereins für Privaiforfibeamte Deutſchlauds 
I. Aufgaben der Sa 
S 1. Die Horitlehrlingsfchulen haben den 
bie Lehrlinge de unteren Privatforitdienites a forſtlichen und jagdlichen eier 
mit praftifchen Unterweifungen, ſowie durch Befeitigung und Eriveiterun — Schul⸗ 
kenntniſſe für ihre ſpätere Tätigkeit gut worzubilden. Außer dem 







raugsbedingungen, 


eilen bes 


©) Der „Deutidge Forſtwirtſchaftörat“ ift eine 1898 von dem Deutfchen Yorfiverein begründete Bereinigung, 
d aus Bertretern ber einzelnen Zandesteile, —— der Forſtvereine. der Waldbefikervereine 
Forftlehranftalten. EOr bat die Mufgabe, f N Fragen zu beraten und die Interefſen 


* i den ebend 1; 
BerRnirtfäafe ben 4 in" 1800 gear met: 8) e) Bahn Ba aaS Blcherung, ben beitjäen 


ab lien Birtfdaft » Ehen t, ittefung perfö Gebant 
5* — Sven Pa lügen Bleifäafe un unb NHL Bermelung der * Gr dat feinen 
n Char 
u a ie „Diittellungen des Deutſchen Forſtvereinſse erfdeinen im Berlage von Zulius Springer in 
— ven 8 ae Enten nd AhiehetimssfAuten; bie eine in Templin (Brovinz Brandenburg) und bie 
ur; 
dere in eelamin ee Hich ofen). i ; ” 
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Unterrichts gehört zu den widtigften Aufgaben ber Forftlehrlingsfchule, durch eine 
gute gehn der Schüler auf die Entwidelung nos —* vorteilhaft ein- 
zuwirken, fie zu einem ſittlichen Lebenswandel anzuhalten und an Fleiß, Auf 
merkſamkeit, Gehorfam, treue Pfliterfülung Ordnung, NReinlichleit - und Be 
fheidenheit zu gewöhnen, Gottesfurdt und Treue zum SKaifer und Landesfüriten 
in ihren Herzen zu ftärken, ihre Körperliche Geſundheit, ſowie Ausdauer im Ertragen 
törperlider Unftrengungen zu fördern. 


I. Redtlide garehie und Einridtung der Shulperwaltung. 

igentum der Schulen und Träger der Schüllaſten. 

5 2. Die vom „Verein für Privatforftbeamte Deutichlands” errichteten Forf- 
Iehrlingsfchulen mit allem Inventar und Lehrmitteln find entum des Bereins für 
Privatforſtbeamte Deutſchlands“, eingetragener Berein. 

Alle aus der Schulgründung und Schulunterhaltung herborgehbenden Laften trägt 
ber „Berein für Privatforitbeamte Deutichlands“. 

Die ein Nechtögefhäft begründenben ı jeriftlihen Abmachungen in Sculangeleg 
geiten bedürfen der unterfchriftlicden Anerkennung durch den Bereinsporftand, um 

ein gegenüber rechtSverbindlih zu werben. Verträge, welche wi rende "Ber 
pflichtungen für den Verein enthalten, müflen vom weiteren Vorſtande des Bereins 
beftätigt werben. 


IN. a mebedingungen ber Forſtlehrlingsſchulen. 
Die an die PBerjon des Schülers zu ftellenden Anforderungen. 
8 13. Zum Befud der Forſtlehrlingsſchulen wirb nur augelaffen, wer - 
1. gum Seginn des nächften Schuljahres (1. Juli) da8 15. Lebensjahr vollendet und 
19. ebensjoht noch nicht begonnen hat; 

2. durch ein Zeugnis eines beamteten Arztes (Kreisarztes) ober Militärargte nad 
weift, daß er frei bon Törperlichen Gebrechen und Anlagen zu chroniſchen Krank⸗ 
heiten ift, ein Pi; rfes Auge, gutes Gehör, fehlerfreies —— hat und 
eine Korperbeſchaffenheit Beh ‚ die Teine Bedenken gegen die Fünftige Tauglichkeit 
zum unteren Forſtdienſt begründet; 

3. eine folde Schulbildung befitt, baß er befähigt if, Sedrudtes und Geſchriebenes 
eläufig richtig zu lefen, feine nien & ne einfache Auf in einem 
rzen Aufſatze berftänd ie und ohne erhebliche Fehler in der Rechtichreibung, mit 

leſerlicher Handfchrift nieberaufehreiben und In den vier Spezles, ſowie in det 
egeldetri mit benannten und unbenannten Bablen, ferner mit einfachen und 
Dezimalbrühen geläufig und rishtig zu rechnen; 
4. aus einer achtbaren SYamilie+tammt, welche in geordneten Berhältniffen lebt. 


Bevorzugung don Söhnen ber Privatforftbeamten. 


8 14. Bei ber Bulaffung zum Befucd ber Schulen werben in nadjftehenber Reihen⸗ 
folge diejenigen bevorzugt: 
1. weldde Söhne von Forſtbeamten folder Waldbefiger find, die zur Unterhaltung der 
betreffenden Schule jährliche Beiträge zahlen und von biefen vorgeſchlagen erden; 
. Söhne von Privatforſtbeamten, we % itglieder des Bereing für Privatforitbeamte 
find und in bem Bereich wohnen, für welchen bie betreffende Schule errichtet ift; 
. Söhne bon Ge bes Vereins, welche außerhalb des Bereichs der 
betreffenden ule wohnen; 
. Söhne ne be und Kommunalforftbeamten, welche außerordentliche Mitglieder 
e8 Bereind find; 
. Junge Leute, welche, ohne Söhne von Forſtbeamten zu fein, von folden Wald⸗ 
en ve Koörperſchaften ufm. empfohlen werben, die Beiträge zur Schulunter 
altung zahlen. 


N > DM DD 


Unmeldung. 


8 15. Die Anmeldung muß an den Schulpfleger jpäteftens 6i8 zum 1. März jedes 
Jahres eingereicht werden. 
Der Unmeldung find beizufügen: 
. ein Gedurtszeugnis des fih um die Aufnahme in die Schule Beiwerbenden; 
. ein Unbeſcholtenheitszeugnis ber Volizeibehörde feines Wohnortes; 
. da3 im 8 13 Ziff. 2 borgejchriebene Sefundfeits eugnig; 
. Zeugniffe der beſuchten Schulanftalten und der Lehrer, welche etwa PBrivat- 
unterricht erteilt haben. Befindet fi der um Aufnahme Nachſuchende zur Leit 


* - 
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ber Meldung noch auf ber Schule, fo muß er ein borläufiges Zeugnis der Schule 
borlegen. t die Schule eine Elementarfääule, fo muß Das vorläufige Zeugnis 
bon dem Dusiaulinipefor mit unterfchrieben fein. Diefe8 Zeugnis hat fih nicht 
allein über die Schu ln en, fondern aud über bie fittlide — während 
des Schulbefuch8 auszuſprechen; 

5. ein vom Lehr⸗ ober Dien thertn außzuftellende8 Zeugnis über Leiftungen und 
fittlide Yührung, falls der Meldende ſich bereits in einer Lehre oder in einer 
Dienſtſte un befinden follte; 

6. eine [Hriftlihde Erklärung des Baters, bei Halbmwaifen der Mutter oder bes 
Bormundes, daß fie bereit und imftande find, vorgeſchriebene ul⸗ und 
Sgen zu zahlen und ben Schüler mit den nötigen Kleidungsitüden und der er⸗ 
fo erlichen — e auszuruſten. ein Waldbeſitzer oder fonft eine Verfönlichkeit 

en Knaben auf feine Koften die Schule befuchen laſſen will, ann die borgefchriebene 
ſchriftliche Erklärung bon biefem abgegeben werben; ' 

7. ein felbitgefchriebener Bebenslauf; 

8. ein Zeugnis der Ortsſbehörde über die Hamilienverbältniffe des Ungemelbeten. 


Nachweis der Schulkenntniſſe. 


5 16. Wlle Schüler, welche nicht die Reife für Tertia eines hen Symnafiums, 
Nealgymnaflums oder die entiprechende Stufe einer beutjegen Realſchule, Oberrealichule 
ober höheren Bürgerfcäule nachweiſen können, müflen einer Aufnahmeprüfung unter- 
ziehen. Die Aufforderung zur Teilnahme an diefer fung ergebt bom Sculp eget 
j nur an diejenigen Bewerber, welche allen anderen Anforderungen genügt baben 
und in ber Forſtlehrlingsſchule Platz finden Tönnen. Haben die Leiftungen bes Bewerber 
den in der Borprüfung zu ftellenden Anfprücdhen zwar nicht ganz genügt, aber doch bie 
überzeugung hervorgerufen, daß der Prüfling das Fehlende bis zum Beginn bes Schul- 
jahres (1. Julh nachzuholen vermag, fo kann dem Bewerber eine Aufnahme auf bie 
Forſtlehrlingsſchule unter ber —— zugeſagt werden, daß er eine zweite Bor; 
* durch Direktor am Orte ber Schule unmittelbar dor dem Beginn des Schul- 
abr 


eitebt. 
Wiederholung der Anmeldung. 


17. St eine Bewerbung wegen Überfüllung ber Forſtlehrlingsſchule zurückgewieſen, 
ſo ftebt e8 dem Betreffenden feat, na tm nädjiten ne zu melden, jedoch wird 
4 m nn aus Anlaß feiner vorjährigen Zurüdweifung feine befondere Berüdfichtigung 
au 


Beſcheib über Annahme oder Ablehnung des Aufnahmegeſuchs. 


8 18. Der Beicheld über Annahme oder Ablehnung bes Aufnahmegeſuchs tft dem 
Bewerber vor dem 1. April von dem Schulpfleger auguftellen. t Annahme des Bewerbers 
beſchloſſen, fo wird eine Abſchrift des Beſcheids und das Aufnahmegeſuch mit allen Anlagen 
dem Direktor behufs Anlegung einer Berjonalakte über ben Schüler zugejandt. Im anderen 

e geben mit dem Beicheid alle Unlagen des Geſuchs an ben Beiverber zurüd. Der 
Sculpfleger hat ein Anmeldebuch zu führen, in welches alle Unmeldungen der Beitfolge 
nad mit kurzen Notizen über Unnahme oder Ablehnung einzutragen find. 


Die Borlehre. 


8 19. Die zwiichen ber Annahme ber Yinmeldung zur Aufnahme auf die Forit- 
lehrlingsſchule und dem Beginn des Schuljahres Hiegen e Beit ift auf einem Forſtrevier 
zu verbringen, falls die Annahme nicht unter ber Bedingung der Wiederholung der Vor⸗ 
prüfung erfolgte, ober ber Bewerber nicht ſchon zur Zeit der Anmeldung in einer 
Forſtlehre befindet. Die Wahl des Revieres muß vom Schulpfleger genehmigt werben. 


Koſt⸗ und Lehrgeld. 
20. Dem Schulunterricht wird ein einjähriger Schulbefuch zugrunde gelegt. Für 
Ichen Sehher find die Schulkaſſe 500 ME. in bierteljährlichen Teilgahlungen im voraus 
au entrihten. Bei Beurlaubungen bon 14 Tagen und mehr wird ein a 
don 0,80 ME. für den Tag gewährt. Wohnung und Beköſtigung außerhalb ber Anitalt 
zu nehmen, tft nur austatmäieife geitattet. Bleibt die Zahlung länger als einen 
Monat im Ausſtande, kann bie Entlaffung des Schülers von der Anftalt verfügt werben. 


Ausftattung des Schüler2. 


8 21. Jeder Schüler muß mit einem beliebigen Wrbeitsanzuge, zwei Paar Schuh 
zeug (davon mindeftens ein Paar Revierſchuhe), einem Rudjad, der nötigen Leibwäſche, 
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einföhlieplih warmen Unterzeuges, Wafch- und Putzzeug (Seife, Kamm, Haarbürfte, Hand 
fpiegel, Zahnbürſte, Nagelſchere, Kleiderbürfte, Klopfp , putzzeug) verſehen fein 
Das Mubringen eines Gewehrs iſt nicht geſtattet. Für Übungen im Buüchſenſchießen 
werden bon ber Schule Gewehre, für den Unterricht im Signalblaſen Hörner gehalten. — 
Für jeden Schüler werden get nad) feinem Eintritt in die Anftalt eine graue Loden⸗ 
joppe, zwei graue Lobenbeinkleider, ein Hut, für den Winter eine gefütterte Kappe mit 
OhrenfYug, ein Sommeranzug aus Schilfleinwand mit buntelgrünem Strohhut und eine 
wel bare, geauleinene ade nad) Maß auf Koften bes Schüler8 bon der ulverwaltung 
eltefert. Dieſe Kleidungsſtücke find Eigentum Schülers, Auf Wunfch Tann die 
Bezahlung in zehn monatlien Raten gefheben. Hirfchfänger zu tragen ift nicht gejtattet 


Der Schule Leiftungen. 
8 22. Yür Zahlung des Koft-, Wohn- und Lehrgeldes wird von der Schule geleitet: 

1. Forſtlicher und Elementarunterricht, Hi ießlich Unterweifung im ießen 
und Signalhornblaſen. Wunſchen Schüler noch Privatunterricht zu erhalten, ⸗ 
möffen deſſen Koften aus eigenen Mitteln bezahlen. Lehrbücher und Sdırik 
materialien haben ſich die Schüler aus eigenen Mitteln anzuſchaffen. Die Heim 
für Erfurfionen werden bon der Unftalt getragen; 

2. volle Berpflegung, Wohnung, Licht und Heizung; 

3. freie ärztliche Behandlung dur den Anftaltsargt, folange nicht Unterbringung 
in einem Kraukenhauſe erforderlich wird. Mrzmeimiktel, Wein u. a. müffen bom 
Schüler begabit werben. enn der Schüler oder beffen Bater die Beratung eine 
—Aã ie des Anſtaltsarztes wünſcht, fo hat ber Schüler das ärztliche —2*— 
zu bezahlen. 

Ausbeſſerung und Reinigung der Kleider und der Leibwäſche, ſowie des Schuhwerks 
iſt Sache des Schüulers. Auf Wunſch wird das Waſchen und das Flicken der Leibwöſche 
gegen eine vom Direktor feſtzuſetzende Entſchädigung durch den Hausvater der Anſtalt 


vermittelt. 
Bezahlung der Schüler für Waldarbeiten. 


23. 3 ein Soder an der führung bon Waldarbeiten beteiligt, für welde 
vom Waldbefiger Tagelohn bezahlt wird, jo ift der Berbienft Eigentum des Schülers und 
wirb bem betreffenden Schüler utgefehrieben. 
ür die im Forftgarten der Forſtlehrlingsſchule von den Schülern geletitete Arbeit 
wird fein Lohn. gezahlt. x 


Entlaffung von der Schule und Kündigung des Schulbeſuchs. 


S 24. Andauernde Xrägbeit, Ungeborfom, Unebrerbietigfeit en Vorgeſetzte, 
unfittlide Handlungen, Diebftahl, wieberholtes Zügen, unerlaubter Befud) der Wirtabäu er, 
Wilddiebereien, wiederholter grober Unfug eine Scülerd und Berleitung eines 
— zu einem der vorgenannten Vergehen geben dem Schulbeirat jehergeit das Nett, 
es Sayller r ir Ruckgewähr des bereit egablten Koft-, Wohn und Lehrgeldes bon, det 
Schule zu entlaffen. 

Auch wegen andauernder Krankheit kann ein Schüler von der Anſtalt ohne NRüd- 
ewähr der bisherigen Zahlungen. entlaffen werden. Ordnet ber behandelnde Arzt einen 
ängeren Erholungsurlaub oder eine längere Entfernung bon der Unjtalt zur Bermeibung 

der Anſteckung an, fo hat der Schüler während dieſer Urlaubszeit fein Wohn», Koft- 
Rehrgeld zu zahlen. Eine Entlaffung des Schülers auf Antrag des Vater oder Bor- 
mundes Tann jederzeit erfolgen, jedon findet in der Regel Leine Kürzung am Wohns, 
Kofts und Lehrgeld für das laufende Vierteljahr ftatt. 


3. Ehul- und Hauserdbuung für die Forſtlehrlingsſchulen Des 
„Vereins für Brivatforibeamte Deutſchlands“. 
Gegenjtände des Unterricht3. 
8 1. Sn den SKorftlehrlingsichulen des „Vereins für Privatforſtbeamte Deutich 
lands“ wird in nad) Verben Fächern ein fuftematifher häuslicher Unterricht erteilt: 
1. Waldbau in Verbindung mit Forſtbotanik, Standortslehre und Witterungshunde, 
2, Soritenugung (in3bejondere Holzivarenftunde und Sägemüthlenbetrieb) und Wald- 
mwegebau 


3. orten in Verbindung mit Forſtzoologie, 

4. olameh unde, Vermeſſungskunde und Foͤrſtbetriebskunde, 
5. Jagd, einſchließlich Waffenkunde, 

6. Fiſchzucht, 
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7. Landwirtſchaft, Obſtbaumzucht, Bienenzucht, 
8. forftlicde Buchführung, 
9. Forſt⸗ und Jagdgeſetzgebun 
10. Berfiderungsgefeßgebung, Bolizeiverwaltun 
11. Fortbildungsunterricht in den Elementarfächern. 
Hieran fließen fih Törperlide Ausbildung im Turnen und Schwimnien, 
ungen im Schießen, ſowie Unterricht im Hornblafen und Ge ang. 
rattifhe Unterweifungen in der Eh andwirtichaft, Fiſchzucht, 
Dbitbaumzudgt und Dienenzucht werden auf Er nen erteilt. 
Während der Kulturzeit wird der Unterricht ausgeſetzt, und es werben die Schüler 
unter bejonderer Auffiht als Kulturarbeiter befchäftigt. 
Alle im Yorftgarten der Forftlehrlingsfchule vorkommenden Arbeiten find grundſätzlich 
von den Schülern auszuführen. " 
Dem Schulunterricht wird ein einjähriger Schulbefud zugrunde gelegt. 
Das Schuljahr Heginnt am 1. JZuli und endigt mit dem 15. uni Des nächten 
ajobres, Während der Heit vom 23. Dezember bis zum 2. Januar einfchließlich wird fein 
nterricht erteilt. Den Schülern Tann auf Wunſch während diefer Beit Urlaub gewährt 
werden. Bu anderen Beiten wird Urlaub nur an Sonn⸗ und Feſttagen und font nur 
in ganz dringenden Fällen gewährt. 


Beiteintetlumg. . Ä 


82. Die Schüler müflen vom 1. April bis 80. September um 5 Uhr, vom 1. Oftober 
bis 31. März um 6 Uhr morgens aufitehen umd in %, Stunden mit der Förperlichen 
Reinigung und dem Ordnen ihres Anzuges und Bettes fertig fen. Sonntags wird 
eine Stunde jpäter ii eitanden. 

der Bett zwi Sen 5%, und 6 Uhr bzw. zwiſchen 6°, und 7 Uhr wird das 
rühftüd, zwiſchen 12 unb 124, das Mittagefjen, zwiſchen 4 und 41/, Uhr das 
eiper, —538 — 7 und 71/, Uhr das Abendbrot eingenommen. Um 9 Uhr abends 
muſſen die Schüler ſchlafen gehen, doch kann in der Zeit vom 1. Mai bi zum 1. September 
diefer Zeitpunkt vom AnftaliSleiter auf 10 Uhr abends feitgefelzt werden. Nah 91/, Uhr 
darf der Regel nach fein Licht mehr brennen. Der Dienitfübrende hat fich jeden Abend 
davon zu überzeugen, daß jeder Schüler sechtgeitig Bett gegangen ift. 

Der Direktor ift befugt, die vor Pe ene Bekteintei ung für einzelne Tage ab» 
zuändernt. Jede Ubänderung tft den ülern bekannt zu geben. 

Das Zeichen zum AUufitehen und Schlafengehen, fowie zum Mittag: und Abendeſſen 
wird durch ein Homfignal gegeben. 

Die Zeiteinteilung für den Unterricht wird durch einen befonderen Stundenplan 
feftgefett. Der Stundenplan regelt die Zeit, welche ben Schülern für bie Beforgung 
eigener Aingelegenpeiten (Fliden, Briefſchreiben, Einfaufen u. a.) freigegeben wird, um 
welche der jertigun an oe Scularbeiten zu dienen hat. — An Sonn- und geil: 
tagen haben die 2 er den öffentliden Gottesdienst zu beſuchen. Der Direktor darf 
einzelne vom Beſuch des Gottesdienftes entbinden. 


Hilfeleiftung der Schäler bei wirtfchaftlihen Arbeiten im Schulgebäude. 


8 3. Jeder Schüler hat fi auf Anordnung des Direltord an ben wirtichaftlichen 
Arbeiten im Schulgebäude (Heinigen der Zimmer, Säubern der Lehrmittel, Herantragen 
bon ‚peigmaterin ten, Zerkleinern born vol, Heizen ber Ofen, —A ‚ Rollen, Ordnen 
des Mittagstifches und ä nligem) u eteitigen. ür die Ausführung derartiger Arbeiten, 
„gansbien, wird allmöchent id aus jedem Schlafſaal in einer feſten Reihenfolge bie 
erforderliche Anzahl von Schülern beftimmt. Zwei Schüler haben täglich gemeinfam bie 
Poſtſachen von der Poſt zu holen und zur Poſt zu tragen. 


Aufbewahrung der Saden. 


8 4. Bimmer, Schränke und Schubladen müfjen von den Schülern ſtets in größter 
Drdnung und Sauberkeit gehalten werden. Die Saden find nad dem Gebrauch ſtets 
an den Ahr fie beſtimmten Ort zu dringen und dürfen nicht in den Simmern umberliegen. 

ränke und Schubladen müffen ſtets verjchloffen gehalten merden, fobald fich der 
üler von ihnen entfernt. Der Schlüffel ift abzuziehen und mitzunehmen, wenn der 
Schüler längere Zeit abweſend ift. 

Wäfhe, Schuhwerk, Kleider und fonitige dem Schüler gehörende Gegenftände müſſen 
deutlich und dauerhaft mit dem Namen bed Schülers verjeben oder anderartig jo gezel net 
werden, daß eine Verwechſelung der Sachen völlig ausgeſchloſſen iſt. Schuhwerk, Kleider 
und Wäſche müffen im Schrank aufbewahrt werden. Ä 
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Körperreinigung. 
85. Die Schüler haben ihren Körper ftets zu reinigen. An jedem Morgen ik 
innen ber ganze Oberkörper zu wachen, der Mund gehörig zu reinigen, für fauber 
gel zu oegen. 
dchentlich mindeſtens zweimal ift der ganze Körper forgfältig zu reinigen. Für 
die nötigen Wajch- und Badeeinrichtungen — die Anſtalt. | 
Der Direktor und Wffiftent haben ſich häufig davon zu überzeugen, daß die Schü 
bezüglich der Reinhaltung des Körpers nichts verfänmen. 


Arztlide Unterfuhungen. 

5 6. Die Schüler find verpflichtet, fih unmittelbar nach dem Eintritt in bie Schule 
von dem Anſtaltsarzt unterfuchen zu laſſen. Die Unterfuhung ift vierteljähbrlid zu 
wiederholen. Der Befund der Unterfuchungen wird in den Perſonalalten vermerlt, des 
gleiden Körpergewicht, Größe, an ang u.a. m. 

Die Schäier müffen unmeigerlih alle Anordnungen des Arztes befolgen. Werbe 
dom Arzt beſondere Diätvorfchriften gegeben, fo wird bie erforderliche ffigung ber 
ber Anftalt ohne befondere Vergütung geliefert, auch wenn eine Erhöhung ber normakt 
Tagesportionen, 3.8. an Mil, Semmel, angeordnet tft. 


Beiragen ber Schüler in und außerhalb der Anftalt. 

8 7. Die Schüler haben fi) in und außerhalb ber Anftalt eines rubigen, anftändigen 
und beten B ens zu befleißigen und ae vermeiden, was bie Ehre des Berufs 
und der Schule ſchadigen Tönnte. > ; 

Untereinander follen die Schüler gute Kameradſchaft halten und Gtreitigkeiten 
vermeiden. gast fi ein Schüler burch einen anderen verlebt, fo fteht es ihm frei, den 
Direktor um Entſcheidung oder um Abſiellung der Befchwerbeurfache zu bitten. 

Der Befud don Wirtshäufern ift nur mit der für jeden Einzelfall einzuholenden 
Genehmigung des Direktors und in Begleitung emvadjfener Berfonen geitattet. Zum 
Wirtshausbeſuch bei Spagiergängen au erbalb bes Ortes können vom Direktor 
Safthäufer freigegeben werben. Das Rauchen in den Räumen ber Anftalt ift unbedingt 
verboten; desgleichen ift den Schülern nicht geftattet, auf Exrkurfionen, während ber Kultur 
arbeiten und beim Arbeiten tim Forſtgarten zu rauchen. 

Das Halten von geiftigen Setränten auf eigene Koften Sn Schülern ver 
boten. Kartenfpielen ift nicht geftattet. Das Iafen der Anſtalt ’ nur während 
der im Stundenplan ausdrüdli als Sreiftunden bezeichneten Zeit und nad) vorher 
gegangener Meldung beim Dienftführenden geftattet. Zum Verlaſſen bes Schulortes 
über einen bom Direktor feftzufegenden Umkreis ift jedesmal vorherige Erlaubnis des 
Direktors erforderlich. 

Die Borgefehten ber Schüler. | 

5 8. Die Borgejetten der Schüler find: der Borjikende des Vereins, der 
Scäulpfleger bzw. fein Stellvertreter, der Direktor, fowie die übrigen Lehrer 
und Beamten ber Anſtalt. 

Die Schüler haben allen Unordnungen der Vorgeſetzten unbedingt folge zu leijten 
und ihnen ſchuldige zn zu erweifen. Die Vorgeſetzien, alle Mitglieder bes Schul⸗ 
beirat8 und Uniform tragende Forſtbeamte werden auf der Straße durch Abnehmen der 
Kopfbebetung, in ben Räumen durd) Pieten der ag gegrüßt. Hat ein Schüler 
eine Beſchwerde über einen Lehrer, Beamten oder den Hausvater borzubringen, fo hat 
er fih damit an ben Direktor zu wenden. Beſchwerden über ben Direktor find dem 
Schulpfleger, über den Sculpfleger dem Borfitenden bes Ausſchuſſes für Unterridt# 
und PVrüfungsmwefen fchriftlich borzutragen. Leichtfertig unbegründete Beſchwerden ver— 
anlaffen Beſtrafung. 

Strafen. 

5 Dem Direktor ſteht das Recht zu, Schüler, welche gegen die Vorſchriften der 
Schul und Hausordnung beritoßen, mit folgenden Strafen zu belegen: 

1. Erteilung einer mündlichen Rüge, | 

2. Erteilung einer Rüge vor den verfammelten Schülern, 

3. dad gleiche mit Eintragung in die Perfonalafte, 

4. Entziehung ber Erlaubnis zum Ausgehen. In diefem Falle ift gleichzeitig für 
eine —— Beſchäftigung zu ſorgen. | 

Der Schulbeirat ift berechtigt, auf Antrag des Direktors eine Entlaſſung von der | 
KHorftlehrlingsichule als Strafe zu verfügen. 
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4. Prüfungssrbuung für die Anwärter des Forſtſchutz⸗ und techniſchen Hilfsdienſtes 
(Sörkter) der Privaten (Gemeinden, Stiftungen ufw.).*) vi r 
Allgemeine UÜberſicht. 

1. Förfterprüfungen, d. i. Prüfungen für Anwärter des Forſtſchutz⸗ und technifchen 
Sitfshien te8 (unteren Forſtdienſtes) der Privaten (Gemeinden un nen a nee 
anf Beſchluß des Boritandes des „Vereins für Privatforftbeamte Deutichlande“ nad 
Bedarf jährli oder in längeren Bmifchenräumen für größere oder kleinere Bezirke 
Staaten, Provinzen, BezirBgruppen) abgehalten. 


Zulaffung zur Prüfung. 
5 2 Zur Brüfung find nur foldde Anwärter zuzulaffen, welche mindeftens: 
1. a) eine ordbnungsmäßige zweijährige Lehrzeit durchgemacht und 
3) alsbann fhon drei Tante im praftifhden Dienste geftanden haben. 
2. Bel Unwärtern, welche eine Sn ebene oder eine ahnliche Anftalt lea 
gaben, genügt eine einjährige praftifche Lehrzeit und ein zmeijähriger praftifcher 


en| 
3. Ausnahmsweije lönnen vom Bereindporitande auch folche —5 orſtbeamte zur 
Prüfung zugelaſſen werden, welche keine orbnungsmäßige Lehrz in unellen 
vermögen, wenn fie Beugniffe über eine mindeſtens fünffährige praktifche Tätigkeit 
orlegen. 
ußerbem müflen die Unmwärter Mitglieder bes „Bereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands“ fein und das 25. Lebensjahr vollendet haben. 


BZulaffungsgefude. 

5 3. Die Geſuche um Zulaffung zur Prüfung find bis zu dem alljährlich bekannt 
zu gebenden Beitpunft an den Fall Des even einzureihen und —* mit: 

1. einem Geburtsſchein; 

2. Angabe der Mitgliedsnummer; 

3. einem verſchloſſenen Zeugnis über außerdienſtliches Berhalten, ausgeftellt 
von feiten jenes Borgefeßten oder Dienjtheren, Det welddem ber Geſuchſteller zur 
Dar der reichun feines Geſuches im Dienft fteht. Wenn ber Anwärter gur 

glichen Zeit einem dienſtlichen Berhältnis fteht, fo ift ein Zeugnis der 

Gemeinde⸗ oder Boligelbehörbe bes Aufenthaltsortes- über das Verhalten vorzulegen; 

. einem Aurägefe ten Xebenslauf; 

. den erforberlihen Nachweiſen über den Gang ber Ausbtldung nebit den etwaigen 
Lehr⸗ und Prüfungageugni fen im ital; 

den Originalzeugniffen über Die im 8 4 verlangte praktiſche Beihäftigung; 

. einer von dem Anwärter felbjt gefertigten kurzen S ilberung eines Reviers. 
auf dem er praftifch beichäfrigt war, mit bejonderer Berüdfichtigung ber forſtwirt⸗ 
[Barttigen und jagdlicden Berhältniffe, ſowie anderweitiger Borlommmniffe, die auf 

en Betrieb der lebten Jahre von Einfluß waren. 
Diefer Arbeit iſt von dem Gefuchiteller bie 
zufügen, baß er die Arbeit ſelbſt und ohne fremde 


Bnlaffungsgenehmigung. 
8 4. Der Borfigende des Vereins prüft die eingereichten uk nebit Beilagen, 
genehmigt bie 12 zur Prüfung und weiſt die Anwärter den ihren Verhältniſſen 


39 Qm 
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entſprechenden Prufungsausſchuſſen zu. Wünfchen, welche die Anwärter in dieſer 
Richtung ausgeſprochen haben, fo huntiäfe Rechnung getragen werden. - 

Die vorgefchriebene praktiſche Dienftzeit kann auch nach ber Einreichung des Geſuches 
um nn zur Prüfung beendigt werden, muß aber jedenfalls vor Beginn ber Prüfung 

eendet fein. 

Wenn Zweifel über die Erfüllung ber Bedingungen für die Zulaffung zur Prüfung 

entſtehen, fo entfcheidet ber engere Borftand. 
enn fi} weniger als ſechs geeignete Prüflinge melden, fo findet der Regel nad 

eine Prüfung nicht ftatt. 


Das Be chen einer von dem Verein für Privatforfibeamte verauftalteten Yörfterprüfung gewä 
fein Bent af nfellung im Gemeinde —X en —ãA denn bei Befegung vie & ln 
ind nad der yeuti en Gefepgebung in erfter Linie bie Unwärter bes Staatsforfibienfies au Berädfidtigen. 

l. hierüber bie & 81, immungen vom 1. 10. 1905 (I d. 3.) und bie Ausführungen unter 
Anfellung ber Kommunalforfiteamten (V B4 ab. B.). 
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Der Borfitende gibt den Gefuchftellern Nachricht, ob eine Prüfung ftattfindet, und 
ob fie zugelafien werden oder nidht. 
Bei der Abweiſung brauchen Gründe nicht angegeben zu werden. 


Prüfungsgebühren. 
5. Die zur Prüfung zugelaffenen Anwärter Deu F unssg bũhr ven 
20 Dir an bie Kaſſe des „Vereins für © insg der Wikeihn u schlen. * 
Gebühr ift innerhalb 14 Tagen der —E gr ie Anmeld 


nad 
angenommen tft, an bie Geichäftsitelle des Bereins in Neudamm pesthrer ei einzufenden 
Dine Ruückzahlung der Gebühr findet ausnahmsweiſe auf Anſuchen nur n ftatt, wenn 
FR Anwärter aus triftigen Gründen (8 B. nadgewielene Krankheit) verbinbert war, zur 
—2 zu erſcheinen. Die Rückzahlung der Gebühr wird a Antrag des Brüfungs: 
aus ufles dom Borfigenden des Vereins verfügt. 


Beitpunft der Prüfung. 

6. Der Borfi en des Vereins beftimmt den Beitpuntt der Einreihung der Gheiuk 
um Zulaſſung zur rung, beöglelihen en Ort und Beitpunft leßtere 
Einvernehmen mit ännern ber Prüfungsausichüffe Die fung findet der 
Regel nad {im Sommer ftatt. 

Die beitimmten Zeiten erben im Bereindorgane, fowie in fonft geeigneten forſtlichen, 
jagdlichen und Tageszeitungen bekannt gemacht. 

Prüfungsausſchuß. 

8 7. Die Prüfun rg e beſtehen aus drei foritlichen Mitgliedern und einem 

Bertieter des Me forftlicden Mitglieder follen fein: 
2) ein Angeh öriger wi ereinsporftandes als > bmann, 

etn Vertreter der betreffenden Bezirksgruppe und 

ein forftlicher Sadberitändiger der enjälägigen Landwirtſchaftslammer oder einer 

ähnlichen antfation der b em Gegend. 

Wenn die einfchlägige —— kammer oder die entſprechende Örtliche Bertretung 
ber Landwirtſchaft Teinen forftlichen be tänbigen befigt, jowie im Behindernngsfalle 
eines ber unter a bis c genannten Ausſchußmitglieder, fteht dem Kuh Borftund des 
Bereind das Recht zu, hierfür als Erfat ein anderes Vereinsmitglied zu wählen. 

Bei Wahl des Bertreter8 des Privativalddefiges find etwaige reiten ber wald- 
befitenden Wereinsmitglieder geäußerte Wünfche zu berüdfichtigen. Bertreter des 
Bribatioatbbefipes ist nicht berp Bf het, felbft zu prüfen, wohl aber berechtigt, bie 

nice Ditstich bee "Prüfungen geousſch ſſes müſſen Mitglieder des. „Vereins fü 

mtliche Mitglieder n u mũſſen tglieder erei t 
Privatforftbenmte Deutihlands* fein. 


Wahl des Prüfungsausfchuffes. 
B 8. Die Mitglieder der Prüfungsausfägüffe werden vom engeren Vorſtande 
gewählt, gleichzeitig beitimmt diefer je drei atzmänner, welche in ber vom Bereind- 
doritande feftgele es Reibenfolg e dann einzutreten haben, wenn eined der Mitglieder des 
betreffenden es berhin Bert ift, an der Prüfung teilzunehmen. 

Wird jedoch ein lied des Ausſchuſſes während der Prüfung ſelbſt durch Krankheit 
ober in anderer Weiſe an der Fortſetzung der Prüfung verhindert, fo wird die Prüfung 
von den übrigen Mitgliedern allein abgehalten. Lettere find aber auch berechtigt, ſelb⸗ 
ftändig einen Erſatzmann binzuzumählen. 


Obmann des Präfungsausſchuſſes. 


8 9. Der Obmann des Prü nes fie hat die ihm vom Vorfigenden des 
Bereind zu übergebenden Papiere der Prü —F bei den übrigen Mitgliedern des Aus- 
alter in Umlauf zu feßen und dieſe rechtzeitig zur Prüfung einzuberufen, en bei 

erbinderung eines Mitgliedes für Einberufung eines Erfagmannes So 

Der Obmann bena richtigt Si Prüflinge, an welddem Orte und in —— Gehe Gebäude 
die Prüfung ftattfindet, an welchem Tage und zu welder Stunde die Prü —F beginnt: 
er leitet dte Prüfung, hat alles Geſchaftliche zu beforgen, er beftellt bie 9 ume, 
bereitet die Prü Fefung gsakten vor, feßt im Einvernehmen mit ben übrigen I ern des 
ale ſes die Verteilung der Fächer feft, aus welchen jedes Ditglieb Des —e — zu 
prüfen 
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Umfang und Form der Prüfung. 
$ 10. Gegenſtände der Prüfung find: 
1. Waldhau nebft den Srundbegriffen der Stanbortslchre, 
en aung einſchließlich Wegebau, 


orſtſchutz, 
een Nechnen und ——— 
olzmeßkunde und Grundbegriffe der Forſtbetriebslehre, 


Senppm 


gokunde einfchl. Waffentunde, 
enntniß: 


a) der Gejege Über Unfallverfierung, Krankenverſicherung und Invaliden⸗ 
verfiderung in dem Umfang, wie De für den Betriebsheamten und Heinen 
Waldbeſitzer a enbig, find; 
b) der reichögefehlihen Beftimmungen über vorläufige Feſtnahme, Beſchlag⸗ 
nahme, Durchſuchung ufio.; 
c) der widhtigeren auf Forſt u d Jagd fich beziehenden —5 und Verordnungen 
8 —— ee an ber Bring Mag tet Ye u Unftellung 
u orſtſtrafgeſetz, Wildſchadengeſetz, Forſt⸗ un polizei); 
d) be — — (Inſtruktionen) für Bie Forſtiſchutzbeamten 
und Forſtarbeiter; 
8. die Fähigkeit zum Gebrauch der üblichen Forſtkarten und ber Generalſtabskarten 
— 

9. Anfertigung von einfachen Handzeichnungen für bie im gewöhnlichen Forſtbetrieb 
porflommenden Fülle (Uufmelfung von Schlagfläden und Wegelinten ufm.), 

10. Befähigung zur Mu fertigung | riftliher Arbeiten (Erftattung eines fchriftlichen 
Berichts, einer dienftliden Meldung und ähnliches). 

Die Prüfung ift eine münblidhe, die teiß im Wald, teiß im Bimmer 
abgehalten wird. Schriftlich wird geprüft: Forftlicdes Rechnen, Befähigung zur Ans 
fertigung fchriftlicder Arbeiten, Anfertigung einfader Handzeiänungen. Die Fragen 
haben unter angemeflener Beachtung ber Hilfsfäher vorwiegend die praktiſche Richtung 
feftzubalten und die Aufgaben eines foldden Beamten ind Auge zu affen, welchem im 
wefentliden nur der Vollzug und die Überwachung der Betriebsgefchäfte unter fad)- 
verftändiger Leitung obliegt. 

Mündlide Prüfung. 

8 11. In der münbliden Prüfung im Bimmer find die Prüflinge aus jeder der in 
S 10 aufgeführten Gruppen 1 A u prüfen. Es ift nit nöti daß bei jenen 
@ruppen, die mehrere Gegenftände umjafen, aus jedem einzelnen Gegenjtand geprüft 
wird. Werden ragen über mehrere Gegenftände einer Gruppe gejtellt, fo wird gleich“ 
wohl nur eine Rote für die betreffende Gruppe erteilt. 

Die Brüfungsdaner hat für jeden einzelnen Prüfling im Waldbau ungefähr zehn 
Minuten, für die Nörigen Fächer je ungefägt fieben Minuten zu betragen. Bet der 
Prüfung in den einzelnen Fächern kann, je nad den Ber altmiffen, bon der oben feit- 
peleten Brüfungsdauer abgewichen werden. “Die Ditgli er de Prüfungsausſchuſſes 
yaben den münblien Prüfungen in benjenigen Fächern, in welchen fie nicht ſelbſt prüfen, 
aß Zuhörer beigumohnen. —* zug des AifungBang chuſſes beivertet für fich 
die Leiftungen jedes Praflings in getem nzelfach. Nach dem Abtreten der zugleich vor⸗ 
gerufenen Vrüflinge teilt jed usſchußmitglied die von ihm gegebenen Noten dem 

bmann mit. Aus dieſen Noten wird }ofort fr jeden Prüfling ein Durhfchnitt berechnet 
und in eine Bufammenftellung (Mufter 1) eingetragen. 


Waldprüfung. 

$ 12. Die Prüfung im Wald hat an der vom Obmanı zu bejtimmenden Ortlichfeit 
ftattzufinden. 

Die nähere Zeiteinteilung und die Gruppierung der Prüflinge beftimmt ber 
Obwann im Einvernehmen mit dem Prüfungsausfchuffe. 

Die Prüfung im Walde hat namentlid die Kenntnis der Forſtgewächſe und ihrer 
Samen, bie Fähigkeiten, Kulturarbeiten auszuführen, die Bekanntſchaft mit den für den 
Wald wichtigen Tieren und den durd) Naturereignifie, Tiere oder Pilze hervorgerufenen 
Be äden und beren Öegenmaßrene n, bie Fertigkeit bei ber Auszeichnung bon Hieben, 
oweit fie in den zeirlungs eis derartiger Beamten fallen, namentlie folchde der Beftandes« 
pflege, Schätung ftehender Beitände und Bäume bezäglich Maſſe, Höhe, Wert, Ber» 
trauteit mit der Holgausnugung, Aufmeffung von S en, Kulturfläden, Abſtecken von 
Wegen uſw., Kenntnis der Jagdtiere, infelieplid; er Raubbögel, deren Lebenzweife, 
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ährten und Lofungen, bes Sjagdbetriebes und NRaubzeugfanges, ſowie bie. Fähigkeit, id 
Se lände nad einer Karte zu orientieren, zu —— 


über das Ergebnis der mündliden Prüfung im Walde en die Prüfungs | 


mitglieder im Walde ſelbſt ſchon für die einzelnen Prüflinge und ufgaben Borm 

zu machen. Alsbald nad) Beendigung ber Prüfung iſt aus den bei den einzelnen Auf, 
gaben erzielten Ergebniffen für jedes Ya, aus dem im Walde geprüft wurde, eine Rote 
zu bilden, die fodann in die Bufammenftellung (Diufter I) einzutragen ift. 


Schriftliche Prüfung. 

8 13. Die für die Bearbeitung der fchriftliden Aufgaben und Anfertigung der 
Zeichnung zu gejtattenbe SH wird vom Prüfungsausihuß eget 

Die vollſtaͤndige Bewahrung des Geheimniſſes über die ſchriftlichen Aufgaben 
wird dem Frufgcausſchut zur ſtrengſten Pflicht gemacht. 

Die Aufgaben find von den Prüflingen unter jortmährenber firenger Aufſicht 
eines Ausiguhmitgliedes ohne jede Benubung unerlaubter Hilfsmittel zu bearbeiten. 

v Jeder Prüfling hat die zum Schreiben und Zeichnen nötigen Hilfsmittel mi— 
zubringen. - 

Bor Beginn der Prüfung find die Prüflinge auf die Folgen aufmerkfam zu machen, 
welche die Entdedung des Gebrauches unerlaubter Hilfsmittel, ſowie gegenfeitiger 
mündlicher oder [ori licher Mitteilung nach ſich zieht. 

Nach Beendigung einer Arbeit N bieje fofort dem Auffichtsführenden abzuliefen. 

Kein Prüfling darf über bie feſtgeſetzte Zeit hinaus arbeiten, nach Ablauf der Beit 
find dom Auffichtsführenden auch die nicht vollendeten Wrbeiten einzufammeln. 

Die ſämtlichen zu ben einzelnen Arbeiten gehörigen Blätter müſſen bei ihrer Ein- 
lieferung lint® oben mit dem Namen des ing und ber Angabe ber Bahl der 
abgelieferten Bogen verjehen fein. Der Auffichtsführende fet am Ende eines jeden in 
Empfang genommenen Bogens und am Schluß der Arbeit feinen Namen bei, orömet die 
Urbeiten nach der Reihenfolge der Sibpläte und übergibt fie fobann dem Obmann. 

Wird die Benukung von Aufgdiinungen oder fonitigen verbotenen Hilfsmitteln oder 

embde Beihilfe durch das auffichtsführende Ausian mitglied zweifellos feitgeftellt, fo ift 
er betreffende Prüflin ir bon weiterer Teilnahme an ber Prüfung ansau ließen. 
Stellt erſt nachträglich bei Beurteilung der Arbeiten der begründete Berdadht eraus, 
daß fi) der Prüfling bei der Arbeit unerlaubter Hilfsmittel bedient hat, fo ift ihm auf 
Beſchluß des Prüfungsausschuffes im betreffenden Fach die Note zu erteilen. Je 
nad der Schwere des Falles kann aber ber betreffende Prüfling auch von der Weiteren 
Prüfung ganz zurüdgemiefen werden. 
14. Der Obmann verteilt die fehriftlihden Arbeiten und Zeichnungen zur Be 
urteilung. Jede Arbeit wird von allen Mitgliedern des Prufungsausſchuſſes bewertet. 

Bei der Bewertung der en Ürbeiten und Zeichnungen tit die erteilte Note 
nit auf der Ausarbeitung felbit, fondern in einer von jedem Ausſchußmitglied zu 
führenden Lifte, in welcher neben dem Namen ber Prüflinge Die Art ber Probearbeit ver⸗ 
zeichnet ge borzumerfen. 

Nach vollitändiger Beendigung ber Bewertungsarbeiten wird in einer Sitzung bie 
Note für jede Probearbeit PL 

ie Ergebniſſe der ſchriftlichen Prüfung find fofort nach Feſtſetzung des Urteils in 
der Zufammenftelung (Mufter I) zu verzeichnen. ' 


Beurteilung der Prüfungen. 
S 15. Für die Beurteilung aller Prüfungen find vier Noten in Anwendung zu 


bringen: 
I fehr gut, 
u gi, 
III Ddefriedigend, 
IV nicht befriedigend. 


Bei der Bewertung der Leiftungen in den Einzelfächern find auch Zwiſchennoten 


zuläffig. 

— Beendigung der Prüfung werden in einer Schlußſitzung für die einzelnen 
®ruppen ($ 10) Sefamtnoten erteilt, die fi aus dem Durchſchnitt der Einzelnoten 
er ndliden und der Waldprüfung bzw. auch aus der fchriftlihen Prüfung 
erechnen. 

ur Feſtſetzung der Geſamtnote der Prüfung find die Einzelnoten für Walbbau, 
Forftdenugung, Forſtſchutz dreifach, für Anfertigung fehriftlicder Arbeiten, forftliches 


| 
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Rennen, Jagdkunde zweifach, Holzmeßkunde, Geſetzeskunde, Sartenlefen, Zeichnen einfach 
rechnen. us der Summe der Einzelnoten 3 fih ſodann a akt din 
Eauptnote, bet welcher Zwiſchennoten ausgeſchloſſen find: 
Es tft zu erteilen: 
dei 19 bis 2 Noteneinheiten die Hauptnote 7 
. 42. 60 , W 
über 60 


Wenn für Waldbau die Note IV erteilt worden iſt, fo lautet das Geſamturteil 
Fe bann auf ungenügend, wenn die Geſamtſumme der Noteneinbeiten 60 nicht 
überjteigt. 

Zweifel über eine zu erteilende Note find dur Abftimmung zu entjcheiden. Bet 
Stimmengleichheit gibt bie Stimme des Obmanns ben Ausfchlag. 

St ein Prüfling durch Krankheit ufm. a fi der in Wutandis zu unter⸗ 
ziehen, fo entſcheidet der Prufungsausſchuß, ob und in welcher Weiſe die Prüfung 
berbollftändigt werden Tann. 

Wiederholung der Prüfung. 

8 16. Die Wiederholung der Prüfung ift Prüflingen, die nicht beſtanden haben 
oder eine’ beffere Note anitreben, nur einmal geftattet, und zwar unter ben yang 
gleichen Bedingungen wie das eritemal. Es iſt demnach auch die Prüfungsgebühr 
noch einmal ganz zu entrichten. 


u u Prüfungszeugnis. 

5 17. Für Brüflinge, welche die Prüfung beftanden haben, wird ein Beugnis nad 
anliegendem Mufter (Beilage ausgeſtellt. Das Zeugnis ift unter — des 
Stenipels des „Vereins für Privatforftbeamte Deutſchlands“ von ſamtlichen Mitgliedern N, 
des Beüfungsausciuffes zu unterzeichnen. | —S 

Bei Aushandigung der Zeugniſſe, welche durch den Obmann erfolgt, iſt der 
Br für den ftaatlihen Stempel oder für die Gebührenmarfe von den lingen zu 
entrichten. 

iefenigen Prüflinge, welche die Brüfung nicht beftanden oder nur teilmelfe abgelegt 
haben, Aalen einen einfachen fchriftlichen Beichelb, 


Aufbewahrung der Prüfungsakten. 


18. Mit dem Zeugnis oder Beſcheid werben den Prüflingen die Beilagen ihrer 

Geſuche mit Ausnahme der im 5 3 Ziff. 3, 4 und 7 erwähnten Scuiftftüde ausgehändigt. 

Diefe, ſowie die von den Prüflingen gelieferten Probearbeiten werden von dem Obmann 

nedit einer Bufammenftellung der Perfonalten nah Mufter I und dem Schlußprotofoll 

Mufter u dem Borfienden des „Bereins für Privatforftbeamte Deutſchlands“ über- Gay 

ndet, ber das Protofoll und die Zufammenftellung der Perfonalien (Mufter I und III) Ge 

= den Prüfungsakten zu nehmen und ftändig aufzubewahren hat. Wuc die übrigen X 
Kriftftüde (Probeardeiten) find mindeftens fünf Jahre lang aufzubewahren. \ 


Prüfungsprotokoll. 
8 19. fiber ben gefamten Prüfungsgang ift ein furzes Protokoll nach anliegenden 
Muſter ITI aufzunehmen, das au etwaige befondere —— e zu enthalten hat. 
Das Protokoll if bon fämtliden Mitgliedern des Prüfungsausfchu Ies zu unterzeichnen. 


Geſchäftliches. 

g 20. Zur Erledigung ber erforderlichen Schreibarbeiten, forte auch teilweiſe zur 
Beſorgung des —— kann der Obmann des Profungtaus quges eine geeignete 
—— gegen angemeſſene Bergütung annehmen. Die erforderlichen susgaben find 
dom Obmann in eine Bujammenftellung zuſginehnen und in der duen eiſe zur 
Beblung aus der Kaffe des „Vereins für Privatforftbeamte Deutſchlands“ anweiſen 
au laffen. 
ie Mitglieder des Prüfungsausfchuffes erhalten außer den Heifekoften und den 
Ablichen Tagegeldern für jeden Tag der eigentlichen Prüfungsdauer (Beginn der Prüfung 
bis zur Verteilung der Beugniffe) als befondere Ber anıng. 10 Mt. 

Die gefamten Koften werden aus der Kaſſe des „Bereind für Brivatforitbeamte 
Deutſchlands“ Heftritten, die Prüfungsgebühren fließen ebenfalls in die Bereinsfalfe. 
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Zuſammenſtellung der Perſonalien und Prüfungsergebniſſe für die einzelnen Prüflinge. 


Der Brüflinge 


Bor: und 
Buname 


aꝛmunqzg agmajnug 


Beilage 1. 
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* Noujog 

nNoeranqo; 








Beilage II; 
Drüfungszeugnis. 
OU nn AUB ....n.. nenn 


‚Kreis (R.-B.2e.).... 
Bundesfiank- Lnnennannnnnsnnnennenunnsunennesnn hat ng in ber 
Beit I VOM ...... LEN nn 57 
— 1 


jrte fung, 'welde vom „Berein £ 
rivatforftbeamte Deutfhlands” nad) der 
von ihm feit efehten PBrüfungsord 
ae ion! ft, untergogen und 5 abe 
kareennsenussenuhenn mit den —— 
der eignen Gingeinsten e 
Auf der Rüdfeite die in su 
a eüneen: zehn Fächer —* 
aufzufuͤhren. 
Notenfolge: Ichr gut, 


Befziebi end, 
nicht befriedigend. 
Dana folgen bie Unterfdriften des 
Prufungsausſchuſſes. 


Beilage N. 
Protokoll, 


aufgenommen am...... ten... 

beim Schluſſe der Beüfung de die inoadier 
des Forſtſchutzes und techniſ ilf8dienfteß. 
1. Sem r Prafungsausſchuß hat beſtanden aus: 


3338 dicanciana unb Pt Barmer q aß Obmann 
3. 

* al Vertreter. des Balbbefites. 

De 22) der Prüfung [A leannnunennnnsenennnsennenenennenn 


22 


eilgenommen haben Pruflinge. 
Hiervon, baden erhalten .............. die Nöte fehr 
gut, ..... ...... die Note gut, .. die Note be 
friedigend, .............. die Note nicht befriedigend. 

anansannen Prüflinge zurũuckgetreten. 

Die Beugniffe wurden anögeitellt am 
u EN nneenennennseneeneenene „ erteilt am ...... ten 
nnennnnansnssnannensenssenennn 19....... 

— , DEN „m... 


Kronen tan 
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— — em. 


Kündigung, Entlaſſung, Erkraukun 
regelt ſich ſeit dem 1. 1. 1900 nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches 
über „Dienfivertrag”. 

Während früher nach dem U. 2. R. die rechtliche Stellung der Privatforft- 
beamten verfchieden zu beurteilen war, je nachdem fie zum gemeinen Bejinde, zu 
den Haudoffizianten oder zu den felbftändigen Verwaltern gehörten, find 
im 8. ©. B. ſolche Unterfchiede nicht gemacht. Die Vorfchriften über Dienftvertrag 
in den 88 611 bis 680 gelten für „Dienfte jeder Art“ und find Danach zu beurteilen 
die Dienfte der Tagelöhner, Schneiderinnen, PBrivatbeamten (3. B. Forſtaufſeher, 
Förſter, Forftverwalter), Hauslehrer, Ärzte uſw. 

Nur foweit es fih um Privatforftbeamte handelt, welche zum Geſinde 
zu rechnen find, bleiben ferner in Kraft und gelten neben dem ® & 8. Die 
preußifchen landeögefeglichen Vorfchriften über Die Dienftverhältniffe des Gefindes. 

Zum „Gefinde“ tind die Privatforjtbeamten zu vechnen, wenn der 8 1 der 
Geſ.Ord., weldyer lautet: „Das Verhältnis zwiſchen Herrichaft und Gefinde gründet 

ch auf einem Bertrage, wodurch der eine Teil zur Leiftung gewiſſer häuslicher oder 
twirtfchaftlicher Dienste rn eine beftimmte Zeit, ſowie der andere zu einer Dafür zu 
gebenden beftimmten Belohnung fich verpflichtet”, auf fie anwendbar ift, und fie zur 
Berrichtung niederer häußlicher oder wirtfchajtlicher Dienfte gemietet, der häuslichen 
Semeinfchaft angehören und der Hausgewalt der Herrichaft untergeordnet find. — 
Wo feine Dägenofienihaft (3. 8. bei Altien-Gefellichaften, Korporationen ufw.), gibt 
e3 fein Geſinde. — Eined ſchriftlichen Bertrages bedarf es bei der Annahme 
er an Gefindes nicht, daſsſelbe muß aber mit einem Dienſtbuche ver- 
eben jein. 

Die Höhe der dem Brivatforjtbeamten zuſtehenden Beſoldung, wie weit dieſe 
in bar oder in Natur zu verabfolgen ift, fowie, ob und welche Penſion, Hinter- 
biiebenen-Berforgung, Reifeloften-Entjchädigung uſw. zu gewähren ift, ift lediglich Sache 
der Vereinbarung bei Abfchluß des Dienftvertraged. Daß diejer Vertrag 
in fchriftficher Form gefchlofien wird, ift nach dem B. ©. 3. nicht vorgelchrieben, 
wohl aber für beide XTelle, dem Dienftberechtigten und Dienftverpflichteten, 
empfehlenswert. 

Über das rechtliche Verhältnis derjenigen Privatforitbeamten, welde nicht zum 
Geſinde gehören, fiehe B. G. B. 8 611 bis 630 (Dienftvertrag), 320 biß 327 (gegen 
jeitiger Vertrag) und 145 bis 157 (allgemeine Vertragdbeitimmungen); XII A d. W. 
Das redjtliche Verhältnis der zum Geſinde gehörigen Brivatforftbeanten ift 
unter Gefinderedht, XII C d. W., dargeſtellt. 

Über Mufter zu Dienfiverträgen uſw. fiehe die Anlagen zu dieſem Abfchnitt. 
Bol. auch das Mufter eines Dienftvertrages für vorübergehend bejchäftigte Kommunal: 
forftbeamte auf Ceite 395. 


4. Das Berhältniß der Privatforfibeamien zu ihrer Zerherrſqaft in bezug auf 
g ufw. 


5. Berjährung der Anſprüche an Gehalt uſw. 

Die Unfprüche der im PBrivatdienfte ftehenden Berjonen (Privatbeanıte, Geſinde uſw.) 
wegen des Gehaltes, Lohnes oder anderer Dienftbezüge, mit Einfchluß der Auslagen, 
ſowie der Dienftberechtigten (Herrfchaft) wegen der auf ſolche Unfprüche geleiteten 
Vorſchüſſe, verjähren in zwei Jahren, und zwar beginnt die Verjährung mit dem 
Sat Fi „u alenderjahres, in welchem die zweijährige Friſt abläuft. (88 196 und 
201 9. ©. B. 

Eine am 1. 4. 1899 fällige Forderung an Lohn ufw. ift am 31. 12. 1901 
verjährt. . 


6. Berhältnis zur Aranlen-, Unfall: und Invalidenverſicherung. 

Die Privatforftbeamten unterliegen, ganz abgejehen davon, ob fie mit oder 
ohne Benfiondberehtigung angeftellt find, und ob eine Weitergewährung bes 
Dienfteinlommens in Krankheitsfällen ftattfindet, den Verficherungsgefeßen. 

Nadtke, Handbuch). 4. Aufl. 27 
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a) Krankenverſicherung. 

Soweit die in der Lande und Forftwirtichaft beichäftigten Perſonen durch 
ftatutarifche Beſtimmung der VBerficherungspflicht ce ne unterliegen dieſer 
auch die Brivatforftbeamten. Undernfalls find fie berechtigt, Der Gemeinde 
franfenverficherung der Gemeinde, in deren Bezirk fie beſchafuigt ſind, freiwillig 
beizutreten. Sn beiden Fällen find fie aber von der Krankenverſicherung aus 
ei Ioffen, wenn fie einen Jahresarbeitäverdienft von mehr al3 2000 Mt. 
aben | 


en. 
Befteht die Verficherungspflicht, fo Tünnen fie von dieſer auf den Antrag ihres 
Ürbeitgeber8 (Herrſchaft) befreit werden, wenn fie erweislih mindeftens für 
26 Wochen nad) der anfung dem Wrbeitgeber gegenüber einen Rechtsaufpruch 
auf eine den Beitimmungen des 8 6 des Krankenverſicherun önejebed ent ſprechende 
oder gleichwertige Unterſtützung haben, ſofern die Seiftungsfäbig des Arbeitgebers 
genügend gefichett ift. 

u ber „entfprehendben oder gleichwertigen” Unterftügung pebört nad ki 
Entſcheidung des Oberberwaltungsgerihts vom 27. März 1901 aud bie im S 7 bes 
Krankenverſicherungsgeſetzes bang ene Krankenhausbehandlung und bie Gewährung ber 
Ungebörigen-Unterftügung. Auf die „entiprechende oder gleichwertige” Unterftütung muß 
der Beanite einen Rechttänſpruch baben, d. 5. nach dem Erlaß des Miniſters für Sandel 
und Gewerbe vom 30. März 1901: der Wrbeitgeber muß nachweiſen, daß er ſich den 
Arbeitnehmern gegenüber zu dieſen Leiltungen in rechtsverbindlicher Form ber» 
pflichtet hat, und baß ic bon diefer Berpflichtung Kenntnis genommen haben. Die 
ie nie gegenüber der Gemeindekrankenverſicherung ober der Ortskrankenkaſſe allein 
reicht nicht aus. 


Die Befreiung gilt nur für Die Dauer des Dienftvertrages. 


Diefe Beitimmung Hat einer Entſcheidung des Sberberivaltungsgericht8 vom 
27. März 1903 zufolge nur die Bedeutung, daß während ber Dauer des Dien altniſſes 
eine Erneuerung des Antrages auf Befreiung des Arbeitnehmers von der Verſicherungs⸗ 
pflicht nicht ftattzufinden Hat, geſtattet aber nicht die Folgerung, daß mit dem Dienſt⸗ 
verhältniffe gleichzeitig auch bie Unterſtützungspflicht des Wrbeitgeberd aufhöre. Die 
Unterftügungspfligt währt in allen Fällen 26 Woden, aud wenn biefe Zeit über bie 
Dauer bes Dienftverhältnifies binausragt. 


b) Unfallverfiderung. 

Die in den Privatforften befchäftigten Perfonen unterliegen der Unfallverficherun 
nach abge der Ya — Beitimmungen. rſicherung 

Als Betriebsbeamte find fie verſicherungspflichtig bei einem yadrebarbeite: 
verdienft bis einfchließlich 3000 Mk., durch Genoſſenſcha töffatut kann die Berficherungs- 
pflicht auch auf Betriebsbeamte mit einem 3000 ME. überfteigenden Jahresarbeils⸗ 
verdient ausgedehnt werben. 

Als —*28 in fachlichen beſonderen Stellungen und als gewöhnliche Forſt⸗ 
arbeiter find fie verſicherungspflichtig ohne Begrenzung des Na ra eRrrraaler 

Die Privatforftbeamten können auch neben ihrer beruflichen Tätigfeit als 
Betriebsbeamte ufw. bei Bewirtichaftung von Dienft» oder eigenen Ländereien 
gleichzeitig Unternehmer eines felbftändigen, verficherungspflichtigen Betriebes fein. 


0) Invalidenverſicherung. 


Die in den Privatforften befchäftigten Beamten uſw. unterliegen der Invaliden⸗ 
verficherung nad) Maßgabe der gejeglichen Beftimmungen. et einem Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt bis einschließlich 2000 ME. find fie verlicherungspflichtig, und bei 
einem Sfahresarbeitöverdienft von mehr ald 2000 ME. bis einſchließlich 3000 RE. 
find fie berechtigt zur Selbftverfiherung. Die Seibitverfiderung Tann jedoch nur 
vor Vollendung des vierzigiten Lebensjahres begonnen werben. 





Im übrigen fiehe unter: „Arbeiterverſicherungsgeſetze“, XIV d. W. 
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7. Uniform. 

Für die Privatforftbeamten (Hüter, Jäger, Er ge Förſter uf) gibt es 
feine Borfchriften über Dienftfleidung und Abzeichen. Die Wahl derjelben ift dem 
Waldeigentümer oder dem Jagdberechtigten überlaffen. Die für die Königlichen und 
Kommunal⸗Forſtbeamten vorgefchriebenen Abzeichen (Knöpfe, Adler, Achſelſtücke uſw.) 
dürfen von ihnen aber nicht getragen werden. 

Nur foweit die Brivat-Foritichugbeamten: 

1. zum Waffengebrauch beredtigt find und diefes Recht ausüben tollen, 
Faden fie eine Dienftlleidung oder ein gogeisen zu tragen (ed genügt aljo 
das eine oder das andere); — 8 2 des Geſetzes vom 31. 3. 1837 imd die 
88 7 bis 10 der Inſtruktion vom 21. 11. 1837, fiehe unter Abſchnitt: „Waffen- 
gebrauch”, XI Ed. W.; 

2. zu Feld- oder Forſthütern beftellt und beitätigt find, haben fie ein Dienft- 
abzeihen bei fih zu führen und bei Uusühung ihres Amtes auf Verlangen 
borzuzeigen. — SS 62 bi8 65 des F. u. 9. P. 8, IX C 28.8. — Dies 
Dienftabzeichen kann entweder eine Uniform oder fonft ein amtliches Mbzeichen 
(Dienftmüge, Bruſtſchild ufw.) fein. 

In beiden Fällen fteht die Entjcheidung über die Zuläffigfeit bzw. Angemeſſenheit 
der getragenen Uniformen oder Dienitabzeichen den Königlichen Landräten zu. Das 
Tragen der von den Landräten zugelaflenen Uniformftüde ift als ein unerlaubtes 
nicht anzufehen. 

[ Kuertonbiet Tragen von Uniformftüden ift ftrafbar aus 8 860 Str. ©. B., 


8. Rechte und Pflichten bei Ausübung des Yorf- und Jagdſchutzes. 
In bezug auf die Rechte und Pflichten der Privatforftfchugbeanten bei Aus⸗ 
übung des Schußdienftes find zu unterjcheiden: 

a) Berfonen, welche auf den Forſtſchutz beeidigt find und das Recht zum Waffen- 
ebrauch haben (vgl. 8 23 des Forſtdiebſt.Geſ. und 5 1 des Waffengebr.-Gej.); 

b) Perfonen, welche nach dreijähriger tadellojer Dienftzeit auf mindeſtens weitere 
drei Jahre vom Waldbefiger mittels fchriftlichen Vertrages angeftellt und auf 
den Forſtſchutz beeidigt find; 

c) Feld» und Forſthüter, welche zwar als Polizeibeamte einen Amtseid geleitet 
haben, aber nicht auf den —2— beeidigt find; 

d) Perſonen, welche Teinen Eid geleiſtet haben und daher auch keine Beamten⸗ 
left befiten, 3. B. der von einem agdpächter angenommene Jagd⸗ 
anffeber. 

Die unter d a Perfonen Haben nur die Rechte wie der Grundbeſitzer 
oder Jagdberechtigte, fie können in ihrem Auffichtebezirte die geſetzlichen Zuwider⸗ 
Yantungen feitftellen und zur Unzeige bringen, die bei einem Forſtdiebſtahl gebrauchten 
erfzeuge in Beichlag nehmen (88 15 und 16 %. D. &.), wenn fie —— 
ausgeantwortet werden, Gewalt dürfen fie nicht anwenden, nach 8 77 des Feld⸗ und 
Horitpolizeigejebes Vieh pfänden, unbekannte Frevler vorläufig feitnehmen und Gegen: 
ftände, welde fie als Beweismittel für erforderlich erachten, wegnehmen, ohne 
jedoch Gewalt anzuwenden. Auch Tönnen fie dem bei der Jagdausübung betroffenen 
Jagdfrevler das Gewehr wegnehmen. Es ift dies eine Selbitverteidigungdmaßregel 
zum Schutze des Jagdrechts; hergeleitet aus $ 227 8. ©. B. XIT A d. ®. 
xı Sie genießen bei geleiftetem Widerftand den Schuß des 8 117 Str. ©. B., 
Die unter a bis c bezeichneten Perfonen haben im großen und ganzen bie 
gleichen Befugnifje bei Ausübung des Schubbienftes, nur die unter a und b aufs 
geführten können, foweit es fi) um öffentliche forftpolizeiliche Intereſſen handelt, 
auch außerhalb ihres Schupbezirkes dienftliche Handlungen vornehmen, und bie 
unter a aufgeführten können gebotenenfall3 von ihrer Waffe Gebrauch machen. Ber: 
gleihe das Nähere unter: 8 62 des F. und 5. P. ©., IX C 2; Ausübung der 
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Igedppt ei, X D 2; 88 94 ff. der Str. Pr. O. XI B; 88 113 und 117 Str. G. B., 
XI Pfändung Setbfthilfe und Selbftverteibigung, 88 227 big 231 B. ©. 8, 


über ba Betreten irember Srundftüde fiehe Anmerkung zu 8 10 des 
F. und FB. G. IX O2 d. W. 
Den Privatforftichutbeamten ift das Betreten bes Eiſenbahnlörperß geitattet: 
1. wenn diejelben auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz vereidet find, 
2. in Ausübung ihres Berufes fich befinden, und 
3. wenn der Beliber des Forſtes bei der Eifenbahnbehörde die Erklärung ab- 
gegeben bat, daß er für alle Unfälle, die möglichenfall3 feinen Sorftbeamten 
ei Begehung der Eifenbahnftrede zuftoßen lönnten, perfönlich hafte. 

Am Intereſſe der Privatforftbeliger, deren Sch: an Eifenbahnen grenzen 
oder von den Eifenbahnen durchquert werden, liegt es, dieſe Bedingungen genau zu 
beachten. (M. d. d. A., Dtſch. Forftztg. 1899 ©. 398. 

Die zum Betreten der Bahnanlagen ohne Eetaubniäfarte berechtigten Perſonen 
haben fi}, foweit fie nicht durch ihre Uniform Tenntlich find, auf Erfordern durd 
eine Bel eimigung Ihrer vor rgefeßten Behörde auszumeifen. 

Die zum Betreten d ahnanlagen Berechtigten haben es pu vermeiden, ſich 
innerhalb der Gleiſe aufuhalten. g8 78 der Eiſenbahnbau⸗ u Betriebsordinung 
v. 4. 11. 1904, R. ©. Bl. 

9. Das die Brivatforftbenmten. fonft Betreffende (Kebensverficherung, Braub⸗ 
veriherung njw.) juche nach dem alphabetifchen Sachregiiter auf. 

über Verleihung und Sübrung von Titeln fiehe Ziff. 2 zu „Rang und Titel“ 
der Rommunalforftbenmten, VB4AId. W. 


— — — — —— — — 


Anlage 1. 
Mufter zum Dienftdertrage für Privatforfibeamte. 


Ein für alle Privatforftbeamten anmwendbares Mufter Re Dienftveriräge läßt ſich 
nicht aufftellen, weil die Stellung derſelben K nad der Größe des Forſtbeſitzes und der 
Art ber Verwaltung eine zu verichiedene if. Das nachfolgende ut fol lediglich einen 
Anhalt bei Abfaſſung der Verträge bieten. 


Stempelkoſten: 1,50 ME 
Stenipelfret, wenn der YahreB- 
betrag der Begenleiitung 

1500 ME. nicht überfteigt. 


Dienftvertrag. 

5 Zwiſchen den Beſitzer der Herrſchaft (des Rittergutes uſp.).......... 
(2 37 ........... ........... ............... 
und 
dem Förſter (Forſtverwalter uſp.............. ..... 
geboren am .. ten............ 18.. | | 
im Kreiſe. ............... wird hietduͤrch nachſtehender Dienſtvertra g 

abgeſchloſſen. 

8 1. Der p. ........ wird hiermit in der Herrfchaft -.-......... 
auf drei Sahre,*) und zwar Kir die Beit VOM >»: 22m. 
|) FE als ... . ... für den Forſtbezirk.......... 
angeſtellt. 


*) Die Anftellung für minbeftend drei Sabre ift erforderli, um die Beamten zum Frorftichugeib zu⸗ 
Iafien ' fönnen Hat der Beamte dur eine vom Landrat Selen! te ahie tadelloje Forſidieuſtzeit 
noch nicht die hraiffitatton zum Yorftfhugeid erlangt, fo mu nad Ub der erfien breijäbßrigen 
Bertragsfrift, die barauffolgeude Bertragsbauer auch wieber — Sabre — und dann erſt kaun bie im 
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Falls ein Vierteljahr vor Ablau ‚net Bertragszeit eine Kündigung nicht erfolgt, 
gilt der zLettras ſtets auf ein Jahr ſtillſchweigend verlängert. 

8 2. Derp...... erlennt dieſe Bedingungen als für ihn vechtöverbindlich 
an und verpflichtet ji), die Dienftoblienenheiten feiner Stelle mit Treue, Eifer und 
Gewiſſenhaftigkeit zu erfüllen, feinem Dienſtherrn und den von ihm beitellten Vor⸗ 
Fa en gehorfam zu fein, auch allen für den Dienftbetrieb beitehenden und noch zu 
erlaffenden Borfchriften pünktlich Folge zu leiſten, fowie einen fittlichen, unanftößigen 
Lebenswandel zu führen. 

$ 3. Der Verſetzung auf eine andere gleichbejoldete Stelle derſelben Verwaltung 


hat nd b er p..... jederzeit zu fügen. Die entſtehenden Umzugskoſten werden 
vergũtet. 
8A Der p...... ift verpflichtet, Nebenbefchäftigungen, bie er ohne 


Beeinträchtigung „eines Hauptamte und ohne wefentlih höhere Inanſpruchnahme 

feiner Kräfte wahrnehmen kann, auf Verlangen des Dienftheren unentgeltlich zu über 

nehmen. — Yür Nebenbefchäftigungen, die einen wejentlichen Mehraufwand an Beit 

und Kraft erfordern, wird ihm dagegen entfprechende Vergütung zugefichert. Bei 

etwaigen Dienitreifen werden Im Neijeloften und Tagegelder nad) der Slajie . 

der Se immungen über Reiſekoſten und Tagegelder der Stantsbeamten sewährt 
85. An Gebührnifjen bezieht d ber .. .................... 

a) ein bares Gehalt von fteigend von... Jahren um 
je . ME. big nah von * Re. ; zahlbar in viertel⸗ 
jährlichen (monatli en) aten nachträglich; 

b) freie Dienftwohnung in dem .......... Gehöft ............ 

c) freies Feuerungsmaterial zum eigenen Bedarf bis zu ... . rm Knüppelholz und, 
falls dieſes nicht ausreicht, Reiſerholz von der II. Kaffe abwärts. Das 
Feuerungsmaterial wird frei angefahren, die Koſten der Zerfleinerung trägt der 
Forſtbeamte. Verlauf oder Berfchenfen des Feuerungsmaterials it verboten. 

d) Dienftland: 

. ha Uder, 


...„Wieſen, 
nm Garten, 


Das Dienſtland in ſelbſt zu hewirtſchaften. Verpachtung iſt nur mit 
Genehmigung des Dienſtherrn ſtatthaft. Bei Auseinanderſetzungen infolge 
Stellenwechſels iſt nach Maßgabe der Auseinanderſetzungsvorſchriften für die 
Koni id Preußiſchen Forſtbeamten vom 11. 3. 1901 ***) zu verfahren. 


c) Schußgeld 
für un Hirſch = 


86. Un Dienftlleidung bat er die für die Herrihaft -........ 222 .2..- 
vorgejthriebene a tragen. 

Der pP... .. ift verpflichtet, dev... . . . . Krankenkaſſe zu....... 
als Heglie belgufreten und die auf ihn als Arbeitnehmer entfallenden Beitrage⸗ 
anteile zu zahlen. Desgleichen bat er die gefelichen Beiträge zur Invaliden⸗ 
verfichderung zu tragen. 


N Bo Ih. 1 5 borgeiehene ne „Kufaweigenbe Verlängerung be8 Bertragch vereinbart werben. Bgl. 8 2. 
8 10 ei, 
5 wärter * —* — fönnen Bei vorübergehender Befhäftigung im Privatforftdienfte auch 
ohne we A hrige“ Unftellung beeidigt wer 

Die Staatsanwärter —8 erveläger, BerfncrfosgungsBerehtigtg müſſen in allen Dienfiverträgen die 
Bebin aufnehmen lafien: „Im alle der Einb BE un ee Braut ber Dt ehnicr 
irg el ündigungsfrifen nidt einzubelten“. 8. 19028, Anm. 6 zu 8 18 ber Be 


Die geiftung Ki BR SA bringt die Bergünſtigung zur Grteilung eines unentgeltlihen Jagd⸗ 
ſcheines EL iv d. 


"4) Beiden a die Serrißeft Nornialbefoldungsvorfäriften, fo genügt es, wenn bier im Vertrage nur 


barar m: * te 
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8 8. Für das Dienftverhältnis in bezug auf Beſtrafung dur Geldſtrafen und 
Dienftentlafjung find Die für die Königlich Preußifchen Forftbeamten gültigen Be 
ſtimmungen des Geſetzes vom 21. 7. 1852, betreffend die Dienſwwergehen Der nict 
richterliden Beamten,*) finngemäß maßg ebenb. 

Der Forftverwalter (Oberförfter) fan Orbnungsftrafen bis zu . . . IRE. verfügen, 

a defien etzung die Berufung an den Dienſtherrn zuläffig ift. Alle ai 
ebenben Rehm men auf Grund des genannten Geſetzes ſtehen nur dem Dien 

89. ch einen etwaigen Wechfel in der Perſon des Beſitzers Der —** 
ren Br diefer Bertrag nicht aufgehoben.**) 


Vorftehender Bertrag ift in zwei gleichlautenden Ausfertigungen ausgeftellt 
jeder der Bertvagichlichen en erhält ‚eine Ausfertigung. 
"R FH Rittergutöbefiger. 
N.N Förſter. 


u 


Anlage 2. 
Muſter zu einer 
Dienfteinweijungs-Derhandlung für Privatforftbeamte. 


Berhandelt ............ „ den . ....... 10.. 
1. Einleitung. 

Nachdem der Förſter Emil N. durch Vertrag .. als 
Betriebs- und Schukbeamter für den Gral SG. en Forfibe MR..... 
angenommen und ih am ..... . bei dem unterzeichneten evierverwalter 
zum Dienſtantritt gemelbet hatte, Hand am heutigen Tage Termin zur Dienf- 
einweijung des p. N. . m. 

Es waren erjienen: 

1. der Förfter DR... .... 

2. der Oberförſter U... ... 


2. Überweifung des Dienſtoezirte. 
Als Zetriebs. und Schutzbezirk wurden dem p. N.... die folgenden Teile ber 
Graͤflich S. .ſchen Beſitzungen überwieſen: 


. 80 0080 8 0 V—— 
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Er wurde feruer verpflichtet, den Mitfhu auf allen anderen angrenzenden 
Sräflihen Befigungen en und auf Erfordern vertretungsweife auch Die Ber 
triebsgefchäfte in dem Schutzbezirke J..... zu übernehmen. 

über fämtliche von ihm Wabrzunehmenben Betriebsgeichäfte — Hauungen, Kulturen, 
Wegebaus, Inſektentilgungs⸗ und dergl. Arbeiten — werden ihm von dem unterzeichneten 
Dberförfter die An weiſungen gegeben werben. 

Diefer wird dem p. . demnächft auch die Grenzen feines ihm über 
wiefenen Forſtbezirkes en 

Hinfichtlich der in feinem Bezirke vorliegenden Forſtſchutz⸗, Berechtigungs⸗ Jagd⸗ 
und Ionftigen Berhältniffe wurde der p. N.... eingehend belehrt. 

Unlangend die jagdlichen Befugniſſe wird p . befonders verpflichtet, 
die Vertilgung bed dem nußbaren Wilde —e Raubzeuges 43 angelegen fein 
zu lafjen. Den Abſchuß bes jagdbaren Nugmwildes Hat er nur auf Anweiſung aus: 


— — 


) IVD b. W. 
ee) Bol. Anm. zu 8 620 B. ©. DB, XI A d. W. 
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zuführen. Un Prämien für vertilgtes Raubzeug und Schußgeld für Nutzwild wurden 
Im äugefichert: 
Ungabe der Sä Sind diefe im Dienftvertrage bereits feit t, Dgt es, 
bier I Hagen: "Die a Dienftverbiige Teftgefekien Sühe: Ku feitgeſedt, ſo genagt 


3. Rechte und Pflichten bei Ausübung des Forſt- und Jagdſchutzes. 
(Hier iſt die Stellung des in ben Dienſt einzuweiſenden Privatforſtbeamten bei der 
Ausübung 8 7 und imebiäugen in offentlich⸗rechtlicher Beziehung klarzuſtellen. 
iſt feſtzuſtellen, ob er gehört 
a) zu ben Berfonen, welche auf den orſtſchutz beeidigt werden und das Recht zum 
—— nes) tönnen (5 23 des Sorftdiebftahlsgefeges und 8 1 bes 
enge 
b) zu erjonen, le: auf den Forſtſchutz beeidigt werben können ($ 23 des Yorft- 
he geſetzes); 
Feld⸗ unb Forſthutern, die zwar als Polizeibeamte einen Eid zu leiſten 
"daten 62 des Feld» und Forſtpolizeigeſetzes), aber nicht auf den Forſtſchutz 
eeidigt werben Tönnen; oder 
d) zu ben Berfonen, welche feinen &id zu leiften haben und daher auch feine Be⸗ 
inteneigenf aft befigen. 

t ber Betreffende bereits den Forſtſchutzeid oder als Forſthüter den Amtseid geleiſtet, 
und reist die Eidesleiſtung für ie jebt zu übertragende Dienjeflelung vehtägü tig, 
8 iſt in der Verhandlung feitzuftellen, wann, wo und vor welchem Gericht bzw. welcher 

ebörbe bie Beeibigung erfolgt ii t, und weiche Ausweiſe er darüber in Händen hat. 
Beſitzt er ſolche nicht, fo ift Ihm aufzugeben, fie in einer gewiffen Friſt zu beichaffen. 
Se nachdem, zu welcher der oben unter a—d aufgeführten Kategorien der in den 
Dienit Einzumeifenbe gebört, ift er auf bie ihm auftehenden — und obliegenden 
Pflichten hirzuweiſen Dies kann unter Bezugnahnie auf das Radtkeſche Handbuch für 
Hörfter in ber im folgenden Beiſpiele dargeftellten Weiſe geſchehen). 


Der p. N. ‚ bereits ſeit ſechs Jahren in den Gräflich S.... ſchen Forſten 
angeſtellt, gehört zu "ben nach 8 23 bes Borftbiebitahlägeiehes vom 15. Upril 1878 
auf den Forſtſchutz beeidigten Perfonen. Er hat nach Ausweis der vorgelegten be- 
glaubigten Abjchrift der Eidesverhandlung ben sorttiäupei am ...ten.... 190. 
vor dem Königlihen Amtsgericht in... . geleiftet. Er wurde an der Hand bes 
Radtkeſchen Handbuchs für Förſter, von weichem ihm ein Eremplar zum Dienft- 
gebrauch übergeben wurde, auf bie ihm zuftehenden Rechte und obliegenden Pflichten 
ganz befonders hingewieſen. 


4. Übergabe ber Nummerbücer, Derabfolgezettel und der eingeſchlagenen 
Holzbeitände. 

über die von bem Borgänger des p.N...., dem FörfterD.... ., ausgeführten 
Holzfchläge wurden dem p. die Nummerbücer und die nad) denjelben vor- 
hauden fein follenden Ho —— übergeben. Desgleichen wurden ihm die 
noch nicht verausgabten Materialbeſtände auf Grund der angeſchloſſenen, von dem 

orſter DO . . aufgeftellten Bujammenjtellung,*) deren Nichtigleit p. 

ausdrücklich anerlannte (Binnen acht Tagen durch ſchriftliche Anzeige hend, anzu. 
erkennen bat), überiwiejen. 


5. Übergabe ber Inventarienftüde, der Dienftpapiere ufw. 
Die bei der Stelle des Forſtbezirks R.... vorhandenen Inventarienſtücke 
wurden dem p. N.... auf Grund Des Snventarienverzeichniffes übergeben. 
Außerdem wurden ihm noch übergeben: 
1. ein Sorftrügenbucd, 
2. ein Urbeiternotizbuch, 
3. uſw. 


Die B ufammenfellung iſt auf Grund der Nummer, und re? Fein anzufertigen. Die eingelnen 
Sagen nd Hiebspoſitionen find darin nur mit ihren Summen aufzuführe 
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6. Deputatbrenndulz. 


An Deputatbreunholz bat p. N . von jeinem Vorgänger (nichts) über: 
nommen: (nähere Angaben bes Holzes)). er ernennen und Dent- 
jeiben die dafür gezahlten Anfuhr⸗ Ad Berkleinerungstoiten mit... . Marf erjitattet. 

7. Wohnung, Landnutzungen ufw. 
Als Wohnung wurde dem p. N... . das Forſthaus KR... . überwielen. Die 


Nutzung der babei befindlichen Garten» und Adergrundjtüde wird ihm gemäß ber 
vereinbarten Bedingungen des Dienftvertrages überlafien. 

Mit feinem Vorgänger hat er fich wegen der Beitellungs- ujw. Koflen aıı=- 
einandergejebt. 

Die Verficherung feines Mobiliar gegen Heuerfchaden wurde dem p. R. . 
anempfohlen, da er im Falle eines Brandſchadens auf eine Unterflügung ſeitens ber 
Gräflichen Verwaltung nicht zu rechnen bat. 

Der Beitritt zum Brandverficherungsverein Preußijcher Forjtbeamten wurde ihm 
beſonders nahe gelegt, weil er als Deitglied dieſes Vereins mit einen Drittel der Braud⸗ 
verficherungsfunme gleichzeitig gegen Unfall verfichert ift. 


8. Uniforn:. 
Der p. N... . Hat bei allen Dienftverrichtungen die bon der Gräflichen Ver— 
waltung vorgefchricbene Uniform zu tragen. 


9 Schluß. 

Nachdem dem p.R . Ichließlich noch eröffnet worden war, daß er den unter> 
zeichneten Oberförjter als feinen nächſten Vorgejegten zu betrachten habe, und nah: 
dem ihm eine treue und forgfame Dienftführung zur bejonderen Pflicht gemacht und 
dieſe dem unterzeichneten Oberförſter von dem p. N.... mittels Handſchlages an⸗ 
gelobt worden war, wurde die Verhandlung ‚gehhtofen. 


} , derſer 
Der Gräaflich —. ‚ice Oberföriter. 


Anmerkung. Wird mit der Dienkmeung de8 neuen Deanıten zugleich Die 
Dienitentlaffung des bisherigen Beamien verbunden, fo iſt der Verhandlung zuzuſetzen: 
Bei ver. inleitung 
(eich fand bie Entlaſſung des Förſters M.... aus feinen: bisherigen 
Dienftoer verht ſtatt.“ 
Förſter M.... iſt bei Aufzählung der Erſchienenen an zweiter und der 
Ober ler an dritter Stelle aufzuführen. 
An Schluffe: 
„Der p. M. wurde aus ſeinem Dienſtverhaltniſſe entlaſſen. 
der? örſter M. . bat dann neben den Förfter N. . die Berhandlung 
unterfchrift ih zu vollziehen. 


VII. 
Privates Verſicherungsweſen. 


A. Brandberficherung. 


atzungen 
Bes Brandverfiherungs-Bereins Preußiſcher Forſtbeamten 
vom *1880 
9. 6. 1904 


Um den Forftbeamten eine bequeme, billige und zuverläffige Gelegenheit zur 
Berfiherung de3 Mobiliarvermögens gegen Brandichaden zu bieten, ift unter der 
Firma „Brandverficherungs»Berein Preußiſcher Forjtbeanıten” ein Verein ins Leben 
gerufen, welcder, auf dem Prinzip der Gegenjeitigfeit beruhend, folgende Grund⸗ 
verfafjung bat. 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 
BZwed des Verein. 


8 1. Bwed des Vereins ift die Förderung der wirtfchaftlichen Intereſſen feiner 
Mitglieder durch gegenjeitigen Erſatz der Schäden, welche fie durch unverfchuldetes 
Brandunglüd, Blibichlag, Ausräumen, Einreißen, Entwendungen bei Feuersgefahr, 
Burchnäfung oder fonftige Befchädigung beim Löfchen an ihren beweglichen Sadjen 


(S 47) erleiden. 
Sit des Vereins. 
8 2. Der Berein hat feinen Sit in Berlin. 


Mitgliedichaft. 

83. 1. Bejähigt zur Aufnahme in den Verein find alle im Dienfte des Staates, 
der Gemeinden, öffentlichen Anſtalten und Privaten jtehenden Forſtbeamten der 
Preußiſchen Monarchie, die bei den Horjtalademien und Forſtlehrlingseſchulen an⸗ 
geitellten Lehrer und Beamten und die Königlichen Forftlafienrendanten. Die Mit- 
gliedfchaft beginnt mit dem Aufnahmebeichluß des Bezirksvorſtandes beziehungsweiſe 
Hauptvorftandes ($S 7 und 49). 

2. Forituntererheber des Staatsdienftes und die bei den Nebenbetrieblanftalten 
der Forjtverwaltung angejtellten oder befchäftigten Beamten lönnen von dem Haupt⸗ 
voritande zur Aufnahme in den Verein zugelafien werden, beögleichen die bei der 
ECtaat3forftverwaltung angeitellten Dünenbeamten. 

ı Bu den Forſtbeamten im Sinne des eriten Abſatzes dieſes Paragraphen find auch 
die Forſtaſſeſſoren, Forſtreferendare und a eher nicht aber Forſtbefliſſene und 
goriehetinge zu rechnen. Bon der Bulafjung des Eintritts der Waldarbeiter in unferen 

rein nıußte Abſtand genonimen werden. auptborit. v. 16. 6. 1904. 
Wegen Aufnahme der im zweiten Abſatze erwähnten Beanıten fiehe Unlage 1 Ziff. 3. 


Aufhören der Mitgliedfchaft durch freiwilligen Austritt. 
5 4. Der Uustritt aus dem Vereine fteht jedem Mitgliede zu jeder Beit frei. 
Die Austrittsertlärung muß jchriftlich mit Ungabe des Tages, an welchem der Austritt 
benbfichtigt wird, abgegeben werden. 
Der Wiedereintritt ift jederzeit ftatthaft. 
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Erlöfhen der Mitgliedfchaft. 
5. 1. Durch Verfegung in eine andere Forftdienftftellung, Übergang in den 
Dienſt eines anderen Soeben ger3, Beförderung oder Verſetzung in den Rubeftaud 
wird in den Rechten und Pflichten eines Mitgliedes nichts geändert. Freiwilliges 
Ausfcheiden aus dem Forſtdienſte kann den Verluft Der — zur Folge haben 
2. Übergang aus dem Forſtdienſte in eine andere Dienft- oder Prwatbeſchäftigung 
oder Verlegung des Wohnfites außerhalb des preußiſchen Staates muß das Erlöjchen 
der Mit —* zur Folge De u 
3. Stirbt ein Mitglied, To ift von den Hinterbliebenen oder dem Vorgeſetzten 
fofort Anzeige zu machen. Der Witwe und den unverheirateten Töchtern lann bie 
Fortſetzung der Berficherung geftattet werben. 


Ausſchließung aus dem Vereine 


6. Die Uusfchließung aus dem Vereine Tann erfolgen, wenn die Beiträge 
nicht rechtzeitig entrichtet werden, fie muß aber erfolgen, 

a) wenn die Wertsangaben eines Mitgliedes tiber feine bementicen Sachen bir 
wirklichen gemeinen Wert, den die Gegenstände zur Beit der Verſicherung haben, 
um ein Drittel oder mehr überfteigen, 

b) wenn ein Mitglied Handlungen oder Unterlafjungen ſich zujchulden kommen 
läßt, welche das Vereinsintereſſe erheblich gefährden, 

c) wenn es wegen eines Vergehens mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
wegen eines Verbrechens rechtskräftig verurteilt if. Die Folgen des Waffen- 
gebrauches im Amte werden hierzu nicht gerechnet. 


Entfheidung über Aufnahme und Aufhören. 


87. 1. über Free Austritt, Exrlöfchen befindet der Bezirksvorſtand 
($ 35), gegen deſſen Beichluß Berufung an den Hauptvorftand flatthaft ift, für 
Regierungd« und FForfträte und Döherftchende Beamte der Hauptuorftand ($ 32) durch 
ee eh. Angabe der Gründe für Ablehnung eines Aufnahmeantrages 
indet nicht . 

2. Über Ausſchließung entfcheidet der Hauptvoritand, gegen deſſen Beſchluß in 
den Fällen a) und b) des 8 6 Berufung an den Verwaltungsrat ftattbaft ift. Die 
in der Berufungsinftang ergangenen Entfcheidungen find endgültig. 


Pflichten der Mitglieder. 


8. Für alle Verbindlichleiten des Vereins haftet den Bereinsgläubigern nur 
das Vereinsvermögen. Eine Haftung der Mitglieder gegenüber den Gläubigern bes 
Bereing findet nicht ſtatt. 

8 9. 1. Jedes Mitglied iſt verpflichtet, feine fämtlichen verſicherungsfähigen 
beweglichen Sachen (8 47) zur Berfiherung zu bringen und dieſelben bei Feiner 
anderen Vei herungean ſtont gegen Brandſchaden zu Veen oder verfichert zu 
halten. Wenn ein Mitglied solche Begenftände, welche der Berein zur Verſicherung 
nicht annimmt, bei einer anderen Unjtalt verſichert hat, fo muß es hiervon unter 
Borzeigung des Verfiherungsicheined der fremden Unftalt dem Vereine GBezirks⸗ 
vorstand) Anzeige machen, bei Vermeidung einer vom Haupworſtande feſtzuſetzenden 
Bertragsitrafe bis zu 50 Marl. 

2. Jedes Mitglied ift verpflichtet, die Sahungen und Vorſchriften des Vereins 
zu befolgen, die Intereſſen des Vereins nach Kräften zu fürdbern und weder won 
anderen Mitgliedern, noch von Fremden ftillfchweigend etwas zu dulden, was bie 
Bereindintereffen fchädigt. 


Rechte der Mitglieder. 

510. Jedes Mitglied bat Anſpruch auf Entſchädigung des Berluftes, welcher ihm 
an dem gemeinen Werte der verlorenen oder beichädigten Sachen nachweisbar durch 
Eintreten der im 8 1 begeichneten Fälle erwachſen ift, ſowie auf Unterftüßungen, 
welche bei eintretendem Überjchuffe der Einnahmen über die Ausgaben des Vereins 
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nach Beſchluß der Mitgliederverfammlung den Bereingmitgliedern zuteil werben 
können. Auch können durch Beſchluß der Mitgliederverfammlung die Überfchüffe zu 
Bobhlfahrtseinrichtungen für die Vereinsmitglieder vertvendet werden. 


Staatsaufſicht. 

8 11. Die Staatsaufſicht über den Verein wird vom Miniſter des Innern 
ausgeübt. Derfelbe ift insbeſondere befugt, zur Wahrnehmung des Oberauffichtsrecht3 
für einzelne Fälle oder für die Dauer einen Vertreter zu ernennen, welcher berechtigt 
ift, die Verwaltungdorgane und die Diitgliederverfjammlung zuſammenzuberufen, 
an ihren Beratungen fich Fi beteiligen, ſowie jederzeit in die Geſchaͤfts- und Kaffen- 
verwaltung des Vereins Einficht zu nehmen. 


II. Berwaltung des Vereins. 
Organe des Vereins. 
8 12. Organe des Vereins find: 
1. die Mitgliederverfammlung, 
2. der Verwaltungsrat, 
3. der Rechnungsausſchuß, ° 
4. der Den, 
5. die Bezirksvorſtände. 


1. Mitgliederverfammlung. 
Teilnehmer. 
8 13. Zur Teilnahme an der Mitgliederverſammlung ift berechtigt: 
a) jeded Mitglied, 
b) der Regierungsvertreter und die Mitglieder der Bezirksvorſtände, ſowie des 
Hauptooritandes. | 
Stimmredt. 


8 14. Bu einer Stimme berechtigt die Verficherung von mindeſtens 1000 Mart. 


Stellvertretung. 
8 15. 1. Die Stimmen können durch bevollmächtigte Stellvertreter aus der Zahl 
der jtimmberechtigten Vereindmitglieder abgegeben werben. 
2. Die Vollmachten zur Beriretung müfjen von dem Uuftraggeber jerbit voll: 
ogen und die Unterjchriften durch einen zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten 
Beamten, unter Abdrud des Dienftfiegel3, beglaubigt fein. 


Nachweis der Mitgliedfcaft. 
8 16. Die Teilnehmer an der Mitgliederverfammlung Haben ihre Mitgliedichaft 
bei dem Hauͤptvorſtande nachzuweilen. 


Geſchäftskreis. 
817. Der Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung unterliegen: 


. die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats (8 25), 

. die Wahl des Rechnungsausſchuſſes (8 30), 

. die Seftftellung ded vom Hauptvorftande zu entwerfenden und vom Verwaltungs» 
rat zu begutachtenden Boranfchlages, 

. der vom Hauptoorftande zu eritattende Sahresbericht, 

. der Bericht des Verwaltungsrat? über den geprüften Abſchluß der Yahres- 
rechnung und bie Dean 

. die Erteilung der Entlaftung, 

. die Seftfegung etwaiger Nachſchußzahlungen (8 57), 
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8. Beijchwerden über Verwaltungsrat und den Hauptvoritand, 
9. Anträge über Anderung der Satzungen und Auflöfung des Vereins, 
10. Feftftellung und nötigenfalls Anderung der Borfchriften für die Gejchäjts:- 
führung des Berwaltungsrat3 (8 27). 
8 18. Die Mitgliederverſammlungen zerfallen in ordentliche und außerordeitlid):. 
Bor letztere gehört die Beichlußnahme über Auflöfung des Bereins und ſolche 
Anderungen der Sabungen, die der Iandesberrlichen Genehmigung bedürfen (S 73. 


Berufung. 

8 19. Die Berufung erfolgt durch den Hauptoorftand mittels ziweimaliger 
————— durch die im 8 36 bezeichneten Zeitſchriften. Die erſte Belannt⸗ 
machung muß vier, die zweite mindeſtens zwei Wochen vor dem zum Zujamımen- 
tritt beitimmten Tage erfolgen und für außerordentliche Berfammlungen die Beratung: 
gegenftände angeben. 

Drt und Beit. 


5 20. Die Mitgliederverfamnfungen werden zu Berlin abgehalten, und zivar: 
die ordentlichen alljährlich fpäteftens im Monat Juni, 
die außerordentlichen innerhalb einer Friit von acht Wochen, nachdem der Ber: 
treter der Staatsaufſichtsbehörde oder der Verwaltungsrat die Abhaltung jür 
erforderlicd; erflärt Hat, oder ein Hierauf gerichteter Antrag von mindeltens 
200 Stimmen eingebracht ift. Anträge für die ordentliche Mitgliederverſammſung 
nüffen bi zum 15. März dem Berwaltungsrat fchriftlich zugeftellt ſein. 
Anträge auf Anderung der Sabungen müfjen von mindeftens 50 jtimmfähigen 
Perſonen unterjtügt fein. 


Beſchlußfähigkeit. 
8 21. 1. Die ordentliche Mitgliederverſammlung iſt ohne Rückſicht auf Die Zahl 
der erichienenen Drütglieber beſchlußfähig. 
2. Eine außerordentliche Mitgliederverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 
50 Stimmen in derſelben vertreten find. Eine wegen Beſchlußunfähigleit der früheren 
anberaumten Mitgliederverfammlung unterliegt, ſoweit es fi um die auf die Tages» 
ordnung der früheren gefeten Gegenſtände Bandelt, diefer Beichränfung nicht. 


Geſchäftsführung. 

8 22. 1. Den Vorſitz in der Mitgliederverſammlung führt der Vorſitzende Des 
Verwaltungsrats. 

2. Er ernennt aus den anweſenden Stimmberechtigten zwei Stimmzähler. Die 
Beſchlüſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

3. Zu Satzungsänderungen und zum Beſchluß über Auflöſung des Vereins iſt 
Übereinſtimmung von zwei Drittel der anweſenden Stimmen erforderlich. 


Wahlen. 

8 23. Die Wahlen werden durch Stimmzettel vollzogen, ſofern nicht ſämtliche 
Teilnehmer an der Verſammlung fich über ein anderes Ubitimmungsverfahren einigen. 
Ergibt die erjte Abftimmung feine abfolute Stimmenmehrheit, jo werden diejenigen 
beiden Berfonen, welche die meilten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl gejtellt. 
Bei Stimmengleichheit entfcheidet dann das Los, welches der Vorſitzende zieht. 


Beurkundung. 
8 24. 1. Über die Beſchlüſſe der Mitgliederverfammlung wird eine Verhandlung 
aufgenommen, welche die Beſchlüſſe wörtlich enthalten muß. 
2. Die Verhandlung ift von dem Vorfigenden und mindeftend zivei nicht zum 
Berwaltingsrate und nicht zu den bejoldeten Beamten des Vereins gehörenden 
anweſenden Mitgliedern zu unterjchreiben. 





! 
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2. Verwaltungsrat. 
Bildung. 


8 25. 1. Ter Berwaltungsrat befteht aus neun Mitgliedern. Diefelben werden 
auf Die Dauer von drei Sahren aus der Zahl der Vereinsmitglieder gewählt. 
Sılljährlid fcheiden drei Mitglieder aus. Die Uusgefchiedenen find wieder wählbar. 

2. Mitglieder des Hauptvorftandes und etwaige bejoldete Beamte des Verein 
Tönmen nicht Mitglieder des Verwaltungsrates fein. 

3. Kommt in außergewöhnlicher Weiſe Die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungs⸗ 
rats zur Erledigung, fo kann diefelbe vorläufig bis zur nächſten Mitgliederverfammlung 
durch den Minifter des Innern befebt werden. 


Geſchäftskreis. 

8 26. Der Verwaltungsrat hat 

1. die Befolgung der Satzungen zu überwachen, nötigenfalls Sagungsänderungen 
u beraten und der Mitgliederverfammlung zu unterbreiten, 

. den Verein dem Hauptvorftande gegenüber zu vertreten, die Verwaltung des⸗ 
jelben zu überwachen, Beichwerden zu erledigen oder die Entſcheidung der 
Mitgliederverfammlung herbeizuführen, 

3. in Gemeinfchaft mit dem Hauptvorſtande die Borfchriften für die Bezirks⸗ 
vorftände und Schäger zur Beſchlußnahme der Mitgliederverfammlung vor: 
zubereiten und deren Befolgung zu überwachen, 

4. die Borfchriften für Die Geſchäftsführung des Hauptvorftandes zu erlaflen, 

5. den VBoranjchlag des Hauptvorftandes zu prüfen und mit feinem Gutachten 
der Mitgliederverfammlung vorzulegen, 

6. die Zahresrehnung und Bilanz mit dem Berichte des Rechnungsausſchuſſes 
der Mitgliederverfammlung vorzulegen und an dieſe Die wegen Augfchreibung 
etwaiger Nachſchußzahlungen oder Ermäßigung der Berficherungsabgabe er- 
forderlichen Anträge zu ftellen, 

7. den Kaflenführer zu wählen und deſſen Beſoldung zu beftimmen. 


Geſchäftsführung. 
827. 1. Die Geſchäftsführung des Verwaltungsrats wird durch die von der 
Mitgliederverfammlung feftzujtellenden Beſtimmungen geordnet. 
2. Der Verwaltungsrat zeichnet: 
„Berwaltungsrat des Brandverficherungs-Bereins Preußifcher Yorftbeanten“ 
mit Unterfchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters. 


V 


Verſammlung. 


8 28. 1. Der Verwaltungsrat muß zur ordentlichen Verſammlung jährlich 
einmal vor der ordentlichen Mitgliederverfammlung zufammentreten. Bur außer: 
ordentlihen Verſammlung tritt er zufammen, wenn mindeftend drei Mitglieder des» 
felben oder der Hauptvorftand beim Borfigenden darauf antragen. 

2. Die Einladungen ergehen unter Angabe des Zweckes durch den Vorſitzenden 
brieflid. 

I Die erfchienenen Mitglieder find befchlußfähig, wenn mindeftend Drei, ein- 
ſchließlich des Vorſitzenden, anweſend ſind. 

4. Der Berwaltungsrat wählt beim jedesmaligen Zuſammentritt ſeinen Vorſitzenden, 
deſſen Stellvertreter und einen Schriftführer aus den anweſenden Mitgliedern. 

5. Der Vorfitende führt als folcher die Geſchäfte bis zur nächſten VBerfammlung 

8 29. Die Mitglieder des Berwaltungsrats verwalten ihr Amt unentgeltlid). 


3. Rechnungsausſchuß. 
Wahl. 
30. 1. Der Rechnungsausſchuß befteht aus drei Vereinsmitgliedern und einem 
dem Vereine nicht angehörenden Rechnungsbeamten der Zentralforftverwaltung, welche, 
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nebſt einer gleichen Zahl von Stellvertretern, auf drei Jahre von der ordentlichen 
Mitgliederverfammlung gewäbt werben. 

2. Mitglieder des Berwaltungsrats, Hauptvorftandes oder der Bezirksvorſtände 
fünnen nicht Mitglieder des Rechnungsausſchuſſes oder Stellvertreter fein. 

8. Die Vereinsmitglieder verwalten Diefed Amt unentgeltlich, die dem Rechnungs 
beamten zu gewährende Beſoldung beftimmt der Verwaltungsrat. 


Geſchäftskreis. 
31. Der Rechnungsausſchuß, der feinen Vorſitzenden ſelbſt wählt, hat die 
% —*8* auf Grund des Voranſchlages, des —— und der 
Be x zu prüfen und über das Ergebnis bis fpäteftens 15. April jeden Jahres au 
den Verwaltungsrat zu berichten. 


4. Hauptvorftand. 
Bildung. 


32. Der Hauptvoritand befteht aus dem Oberlandforitmeifter, den forf- 
techniſchen Räten und dem Juſtitiarius der Bentralforftverwaltung, welche Das Ant 


unentgeltlich verwalten. 
Geſchäftskreis. 


8 33. 1. Der Haupworſtand führt die laufende Verwaltung, ſoweit fie nicht 
dem Berwaltungsrate vorbehalten ift. 

2. Er vertritt, mit der Befugnis der Bevollmäcdtigung, den Verein in allen 
Geſchäften und Rechtsangelegenheiten, einfchließlich derjenigen, welche nach den Geſetzen 
eine Sondervollmadht erfordern. 

3. Die Unterfchrift des Hauptvorftandes bei allen den Berein vermögensrechtlich 
verpflichtenden Schriftjtüden lautet: 

„Hauptoorftand des Brandverficherungs-VBereing Preußifcher Forſtbeamten“ 
und muß mit den Unterfchriften mindeſtens zweier Mitglieder verjehen fein. 

N 4. Die 2 Fr des Hauptvoritandes wird durch Beicheinigung des Minifters 
es Innern beichafft. 

34, Der geupfborftand führt die Verwaltung der örtlichen Geſchäfte durch 
Bermittelung der Bezirkövorftände und des Kaſſenführers ($ 26 Sag 7), ift aber 
auch befugt, mit Yuftimmung des Verwaltungsrats Die erforderlichen Burenubeamten 
anzuftellen oder nebenamtlich zu bejchäftigen und zu befolden, foweit der Umfang der 
Geſchäfte es erfordert. 





5. Bezirksvorſtände. 

8 35. 1. Der Bezirksvorſtand für jeden Regierungs⸗ (Hoflammer-) Bezirk 
befteht aus dem Oberforftbeamten und den Regierungs- und Foriträten des Bezirks. 
Iſt neben dem Oberforitbeamten ein Regierungd- und Forftrat nicht vorhanden, g if 
als zweites Mitglied des Bezirksvorſtandes ein Nevierverwalter des. Bezirks oder 
der Gefttechnifche gillBnrbeiter bei der Regierung vom Hauptvorftande zu beftimmen. 

2. Bei dem Bezirksvorſtande find Uufnahmegefuche, fowie Schadenanzeigen und 
Eutfchädigungsanträge oder fonftige Unzeigen und Unträge der Berficherten anzubringen. 
Er beichließt über Aufnahme in den Verein und Aufhören der Mitgliedichaft nad 5 7, 
übernimmt die Vermittelung mit dem Hauptvorjtande und führt, wo es nötig, deſſen 
Beſchlußnahme herbei. 

3. Die Mitglieder des Bezirksvorſtandes führen ihr Amt unentgeltlich. 


II. Bekanntmachung. 
8 36. 1. Die Beröffentlichungen bes Bereind erfolgen Durch: 
den Deutichen Reichs⸗ und Breusifchen Staatsanzeiger, 
die von den Direltoren der ah lH Forftalademien herausgegebenen Zeit. 
ſchriften, das Jahrbuch der Preußifchen Forſt- und Jagdgeſetzgebung und 
Verwaltung und 
die in Neudamm erſcheinende Deutſche Forft-Beitung. 
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2. In dieſen werden auch die Namen der Mitglieder des VBerwaltungsrat3 und 
Die Haupter eniffe der jährlichen Rechnung zur Öffentlichen Kenntnis gebracht. 

3. Im Falle es Eingehens eines der vorbezeichneten Blätter hat der Berwaltungs- 
rat über den Erſatz Beſtimmung zu treffen und darüber der nächften Mitglieder: 
verjaumlung Unzeige zu machen, fowie den Vereinsmitgliedern durch die fort- 
erfcheinenden anderen Blätter Kenntnis zu geben. 


IV. GStreitigleiten. 

8 37. 1. Über Streitigkeiten zwifchen dem Hauptvorftande und Vereinsmitgliederu 
entfcheidet der Verwaltungsrat unter Vorbehalt des Rechtsweges. 

2. Die Beſchwerde über eine Verfügung des Hauptvorftandes ift ausgeſchloſſen, 
wenn fie nicht binnen vier Wochen nach der Buftellung beim Besiekönorttande zur 
W Örderung an den Verwaltungsrat eingeht. Die Entſcheidung des Verwaltungs⸗ 
rats ift nicht mehr anfechtbar, wenn nicht binnen vier Wochen nach ihrer Zuſtellung 
die Klage bei dem zuftändigen Gerichte (K 2) angebracht ift. 


V. Berwaltung und Sicherfielung des Vermögens. 
Mittel des Verein. 
5 38. Die Mittel des Vereins beftehen: 
1. aus dem Eintrittögelde, welches jedes Mitglied mit einem Drittel vom Taufend 
feiner VBerfiherungsfumme zu entrichten hat, 
2. aus den eingezahlten Jahresbeiträgen feiner Mitglieder und etwaigen Rad; 


ſchüſſen, 
3. aus der Rücklage (Reſervefonds), 
4. aus ſonſtigen Erſparniſſen. 


Zinsbare Anlegung. 


8 39. 1. Die Gelder des Vereins müſſen, ſobald als möglich und ſoweit fie 
nicht zur DBeftreitung notwendiger Ausgaben verfügbar zu Halten find, verzinglid) 
ee folgt durch den H jtand nach Maßgabe d ſetzlich 

2. Die Belegung erfolgt durch den Hauptvorſtand na gabe der geſetzlichen 
Vorſchriften über die Anlegung von Mundelgeldern. 


Rüdlage (Mefervefonds). | 

8 40. 1. Die Rüdlage bat den Bived, die Verbindlichkeiten des Vereins zu 
deden, falls die laufenden Jahreseinnahmen dazu nicht ausreichen. 

2. Sie wird gebildet aus den Eintrittögeldern und aus den jährlichen Über- 
von en, foweit dieje nicht zur Dedung lanfender Bedürfniſſe bereit gehalten werden 
mũſſen. | 

3. Inſoweit die Rüdlage die Höhe der einjährigen Sahresbeiträge um mehr als 
45 000 überfteigt, kann jie bei einem etwaigen Dchrbetrage der Brandſchäden 
Rber die laufenden Jahresbeiträge zur Deckung des Mehrbetrages verwendet werben, 
ohne daß es einer Nachſchußzahlung der Vereinsmitglieder (8 57) bedarf. 


VI. Rechnungslegung und Jahresbilanz. 
Geſchäftsjahr. 
8 41. Das Geſchäftsjahr des Vereins iſt das Kalenderjahr. 


Bilanz. 
42. 1. Auf Grund der Bücher und der Rechnung iſt die Jahresbilanz 
aufzuſtellen, welche die Vermögensgegenſtände und die Schulden nachweiſen muß. 
2. Vermögensgegenftände find: 
1. die —— und Pfandforderungen, 
2. die rückſtaͤndigen Eintrittsgelder, Jahresbeiträge, Nachſchüſſe und ſonſtigen 
ausſtehenden Forderungen, 
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3. die Wertpapiere nach dem Kurswert am 31. Dezember an der Berliner Börſe, 
4. die Binfen der Hypotheken, Wertpapiere und Pfandforderungen bis zum 
31. Dezember berechnet, foweit fie bis dahin noch nicht eingegangen find, 
5. der bare Kafjenbeitand, . 
6. der Wert der Geräte nad den Anfchaffungskoften unter Abrechnung von 
jährlich mindeſtens 5 Prozent. 
Schulden find: 
1. die Rüdlage (Refervefonds), 
2. die noch nicht ausgezahlten, aber bereitd zur Zahlung angemeldeten Ent 
Thädigungsforderungen der Mitglieder, 
3. die etwa rüdjtändigen fonftigen Zahlungen aus der Vereiuskaſſe, rüdjtändige 
Zinſen und ſonſtige Schulden, 
4. die etwa über ben 31. Dezember hinaus bezahlten Jahresbeiträge oder fonfligen 
erit nad) dieſem Tage fälligen Leiftungen. 
8 43. Die Jahresrechnung und der Rechnungsabſchluß mit Bilanz müflen 
von dem Hauptvorftande in jedem Jahre fpäteftend bis Ende März dem Vorfitzenden 
des Rechnungsausſchuſſes vorgelegt werben. 


VII, Verſicherungs⸗Vorſchriften. 
Berfiherungsantrag. 


8 44. 1. Der Verficherungsantrag, welcher zugleich als Antrag zur Aufnahme 
in den Verein gilt, ift in drei gleichlautenden Ausfertigungen an den Bezirksporftand 
($ 35), zu Händen des Oberforitbeamten des Bezirks, zu richten. 

2. In dem m erlicherungBantenge muß nad) einem vom Hauptvorftande vorzu: 
fchreibenden Formular ein Verzeichnis der zu verfichernden Gegenftände mit Ungabe 
des Werte und ded Wufbewahrungsortes enthalten fein. Alle zur Zeit der Ber- 
fiherungsannahme vorhandenen, fowie nachträglid) hinzugekommenen beweglichen 
Segenftände derfelben Nummer der Verfiherungsurfunde fallen unter die für diele 
Nummer genommene Verſicherung, infoweit fie fi nicht ausdrücklich auf die nad 
S 47 einzeln aufzuführenden Gegenjtände bezieht. Unter dem Verzeichnis muß bei 
Staatöforitbeamten von dem nächiten Vorgefegten und einem Mitgliche des Vereins, 
das nicht ein Untergebener des Untragftellers in darf, bei anderen Perfonen von 
zwei Bcreinsmitgliedern befcheinigt fein, „daB die Nichtigkeit der Ungaben über 
Menge und Wert der verficherten Gegenftände nicht zu bezweifeln fei“. Die be 
jcheinigenden Vereinsmitglieder dürfen mit dem Untragfteller nicht verwandt oder 
verſchwägert fein. Kann eine dieſen Erforderniifen entiprechende Beſcheinigung nicht 
beigebradyt werden, fo jteht e8 dem Bezirksvorſtande frei, auf andere Weiſe bie 
Nichtigkeit der Angaben des Untragftellers feitzuftellen. 

3. Regierungd= und Forfträte und höher ftehende Forftbeamte richten den Ber 
ücherungsantrag ohne Beicheinigung dritter unmittelbar an den KHauptoorftand. 


Underweite Verſicherung unftatthaft. 


8 45. 1. In dem Verſicherungsantrage muß der Untragfteller angeben, ob er 
bereitö bei einer Anftalt feine beweglichen Sachen ganz oder teilweife verfichert hat. 
Zutreffendenfalls ift dem Antrag Ubfchrift des BVerficherungsfcheines und ein Ber 
zeichniß der Dadurch verficherten Gegenitände beizufügen. 

2. Xeder Antragiteller, welcher noch bei einer anderen Anftalt Berficherung hat, Tann 
in den Verein erft aufgenommen werden, wenn er nachweilt, daß er für alle bei bem 
Bereine verficherungsfähigen Sachen (8 47) die bisherige Verficherung gültig aufge hat. 

3. Zuwiderhandeln gegen diefe Verpflichtung Hat den Berluft aller Anſprüche 
an den Berein und Ausſchließung aus demfelben zur Folge. 


Änderungsantrag. 


8 46. 1. Jeder Antragfteller ift verpflichtet, feine gefamten verficherungsfähigen 
beweglichen Sachen zum vollen gemeinen Werte, den fie zur Beit der Verſicherung 
haben, zu verfichern. 
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2. Wenn eine Vermehrung oder Verminderung ſeiner beweglichen Sachen oder 
ihres Wertes eintritt, kann srhöbung oder Abminderung der Berficherungzfumme 
beantragt werden. Für folchen Nachtragsantrag gelten die vorftehenden Beftimmungen 


ebenfalls. 
Berficherungsfähige Saden. 

8 47. 1. Verficherungsfähig find die gefamten beweglichen Sachen, wozu aud) 
Da3 tote und lebende Wirtjchaftsinventarium, einschließlich ber Bienen, gehört, jofern 
fie in den zum Forſtgehöft oder zur Wohnung des Untragftellerd bzw. Vereins⸗ 
mitglieded gehörigen Wohn⸗ und Wirtfchaftsränmen oder Mieten, Feimen, Schobern 
aufbewahrt werden oder beim Umzuge auf dem Transporte fich befinden oder ihrer 
Zweckbeſtimmung entfprechend vorübergehend anderswo untergebradit find. (8 53 
Abſ. 1 u. 6.) Getreide und Heu gilt auch dann als verficherungsfähig, wenn es 
noch nicht eingeerntet auf dem Felde fich befindet. Verficherungsfähig find auch Die 
den Dienftboten gehörigen beweglichen Begenftände.! 

2. Die Gegenitände, welche in Mieten, Feimen und Schobern aufbewahrt werben, 
find nur dann verficherungsfähig, wenn diefe von den Gebäuden mindeftenz in Den 
für jeden Regierungsbezirk polizeilich vorgejchriebenen Entfernungen aufgeftellt find. 

3. Der Hauptvorftand ift ferner ermächtigt, auch dauernd oder auf längere Zeit 
anderswo untergebrachte Gegenftände zur Berficherung anzunehmen, falls diefelben 
abgefondert von Sachen dritter aufbewahrt werben. 

4. Dagegen find nicht verficherungsfähig Urkunden, Wertpapiere, Geld, Gold- 
und Silberbarren. 

5. Edelfteine, Perlen und folche Gegenftände, welche einen Kunſtwert Haben, 
find nur dann verfichert, wenn fie in der Verficherungsurkunde beſonders benannt find. 


% Die den Dienftboten gehörigen beweglichen Gegenftände, welche Lünftig gleichfalls 
verfierungsfähig find, Tönnen ohne —* auf den Dienſtbotenwechſel mit runden 
Beträgen in den Aufnahmeantrag unter Nr. 9 aufgenommen werden. Es findet auch 
feine Bedenfen, die beivegliden Sachen der zum Hausitande des Untragjtellerd gehörenden 
Berwandten — unter befonkerer Nummer — mitzuverſichern. (Hauptvorft. d. 16. 6. 1904.) 

Die, Verſicherung erlifcht ohne weiteres, fobald die betreffende Perſon nicht mehr 
zum Haushalte des Horftbeamten gehört. (Hauptvorft. v. 11. 9. 1880, D. J. B. 13 ©. 5.) 


Berfiherung der Erntevorräte. 


8 48. 1. Die Erzeugniffe der Landwirtfchaft an Getreide, Stroh, Heu, Früchten 
find mit dem gemeinen Werte einer folchen Menge zur Gejamtverficherung d bringen, 
welche nach Umfang und Beichaffenheit der Wirtfchaft als gewöhnlicher Vorrat nad) 
der Ernte anzunehmen ift. 

2. Wünfcht ein Mitglied hierüber hinaus außergewöhnliche Vorräte zeitweife zu 
verfichern, fo ift folches befonders zu beantragen, und gilt für dieſes Geſchäft alles, 
was bezüglich der Hauptverficherung maßgebend ift.! 

3. Für jolche auf kürzere Zeit, Tängftens anf neun Donate, abgejchlofienen Zeit: 
ungen ift drei Viertel des vollen Betrages eines Jahresbeitrages zu ent: 
richten. 


2 Außergewöhnliche Erntevorräte können Tünftig auf längftend neun Monate mit- 
verfichert werden. Die für derartige Berfiherungen zu zahlenden Berficherung3beiträge 
find fortan im Sol-Einnahmebuche, in welchem Fünftig die Spalte „Zufhußprämien für 
Umzugs» und Zeitverfiherungen” in Wegfall kommen wird, in berfelben Spalte zu buchen, 
it welcher bie SfahreSbeiträge (bisher laufende Prämien) zum Nachweiß gelangen. 
(Hauptvorft. v. 16. 6. 1904.) 


Beginn, Dauer der Verjicherung. 

8 49. 1. Die Verfiherung beginnt an demjenigen Tage mittagd 12 Uhr, an 
welchem der Bezirkövoritand und im Falle des Iehten Abſatzes des 5 44 der Haupt» 
vorftand die Genehmigung des Antrages bejchließt. 

2. Diefer Tag ift auf dem Antrage und in dem Verficherungsfcheine genau zu 
vermerten. 

Nabtke, Handbuch. 4 Aufl. 28 
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durch Ablauf der in dem Berficherungsfcheine feſtgeſetzten Zeit, . 
durch ausdrüdliche fchriftliche Erklärung des Verſicherten über feinen Austritt 
aus dem Verein, 
bur) Erlöfchen feiner Mitgliedfchaft, oder durch Ausſchließung (BS 4—7) 
beendet. 


3. Die Dauer der den Berhierunge 


Ende der Berfiherung. 

8 50. Im Falle freiwilligen Austrittes (8 4) erlifcht die Berfiherung an Dem 
Tage mittags 12 ube, welcher in der Uustrittserklärung als Termin des Ausſcheidens 
angegeben ift, in den Fällen der SS 5 und 6 an dem Tage mittagd 12 Uhr, on 
welchem dur) den zuftändigen Vorſtand (8 7) dem Berficherten die Ausſchließung 
aus dem Berein oder das Erlöfchen der Mitgliedfchaft mitgeteilt ift. 


Todesfall. 


8 51. 1. Stirbt ein Mitglied, fo ift dies ſeitens der Hinterbliebenen oder di 
Vorgeſetzten dem Bezirksvorſtande fofort anzuzeigen. 

2. In diefem Falle läuft die Verficherung bis zur tatfächlich vollzugenen Erb 
ſchaftsteilung, längſtens aber nur bis zu dem Beitpunfte, wo die werficherten 
Segenftände aus der Wohnung des Verftorbenen entfernt werden, bzw. Die Zahlung 
de3 Gnadengehalts aufhört. 

3. Erfolgt die Todesanzeige Durch die Erben nicht innerhalb vier Wochen vom 
Tage der erlangten Kenntnis des Erbfalls, fo erlifcht jeder Entjchädigungsanfprud. 

4. Der Witwe und den unverheirateten Töchtern Tann vom Hauptoorftande die 
Fortſetzung der Verficherung auf Grund eines neuen VBerficherungs-Untrages ohne 
Forderung neuen Eintrittsgeldes geftattet werben. 


8 52. Vorausbezahlte Berfiherungabeitväge werben bei Fortdauer Der Ber: 
fiherung in bisheriger Höhe und bei Erhöhung der ‚Derfigerungzfunme auf die 
nächftjährigen Jahresbeiträge angerechnet, aber in feinem Falle zurüdgezahlt. 
Umzug und fonftige Veränderung des AUufenthaltsortes verficherter 

Begenftände. 
8 53. 1. Beim Umzuge des Verficherten bleiben die verficherten &egenftände, 
[pmeil fie noch im Eigentum des Verficherten geblieben find, ohne Zahlung bejonderer 
eiträge verfichert, wenn vor Beginn des Umzuges dem Bezirksporitande des Abzugs⸗ 
ortes Anzeige erſtattet ift.! 

2. Binnen 14 Tagen nach dem Eintreffen der Sachen in der neuen Wohnung 
muß die Ankunft auf der neuen Stelle, unter Angabe etwaiger Veränderungen der 
beweglichen Begenitände, dem Bezirkövorftande des neuen Wohnortes angemeldet werben. 

3. Wird die Meldung nicht rechtzeitig bewirkt, jo verliert Dadurch der Ber: 
fiherte jeden Unfpruch an den Verein. 

4. Der Bezirksvorftand des neuen Wohnort3 bat fofort feitzuftellen, daß Die 
beweglichen Sachen in der verfiderten Menge und von dem verfiherten Werte 
richtig vorhanden find. | 

5. Werden, abgefehen von dem alle des Umzuges, verjicherte Gegenſtände an 
einen anderen als den in dem Berficherungsfcheine beſtimmten Ort der Aufbewahrung 
gebracht, fo hat der Verficherte dies binnen einer Woche nach bewirkter Veränderung 
des Aufbewahrungsortes dem Bezirksvorſtande des Iebteren anzuzeigen, widrigenfalls 
bi8 zum Eingange der Unzeige die Entfchädigungsverpflichtung des Vereins ruht. 

6. Einer folchen Anzeige bedarf es nicht, wenn es ſich um eine der Zweck⸗ 
beitimmung der verficherten Sachen entjprechende vorübergehende Veränderung ihres 
Aufbewahrungsortes handelt.? | 

1 Diefer Beſtimmung wird durch eine allgemein gehaltene Anzeige über den Beginn 


des Umzuges unter Bezeichnung des neuen Wohnortes genügt. Eine fpezielle Angabe 
der Umzugsdauer und bes zurüdzulegenden Weges kann unterbleiben, da die Verſicherungs⸗ 
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nehmer bierbei vielfach bon den Ermefjen des Spebiteurs abhängen. Umzugszufchuß- 
prämien gelangen nicht mehr zur Erhebung. 

2 Aus diefer Beſtimmung folgt ohne weiteres, daß die Verfiherung auch für das 
Neifegepäd auf Reiſen, für Getreide während bes Transports und der Aufbewahrung bei 
der Dreihmafdine, auf der Mühle uſw. für die Benutung der Kleidungsitüde außerhalb 
der Wohnung ufm. gilt. (Die Aufbewahrung der Erntevorräte In fremden Gebäuden 
fatlt Dagegen unter die Beſtimmung des vorletzten Abſatzes dieſes Paragraphen und des 
dritten Ahfahes des F 47.) — Hauptoorit. d. 16. 6. 1904. — 


Berficherungsfchein. 

8 54. 1. Der vom Hauptvorftande zu genehmigende Berficherungsfchein, welcher 
augleid, als Uufnahmefchein In den Verein gilt, muß enthalten: 

a) Kamen, Dienftcharafter, Bezeichnung der Amtsſtellung, Wohnort des Verficherten, 

b) Bezeichnung: der Gebäude bzw. Orte, in oder an welden die Verficherungs- 
gegenftände fich befinden, 

c) Angabe des lebteren und ihres Wertes nach Gattungen, 

d) die Gefamt-Berficherungsjumme und den zu zahlenden Sahresbeitrag, 

e) die Haupt-Berficherungs- und Entjcehädigungsbedingungen. 

2. Die erfolgte Verjicherung muß in der vom Hauptvorftande zu beftimmenden 
Weiſe an den außerhalb einer Stadt belegenen Wohngebäuden und an den Getreide 
und Heu⸗Feimen deutlich erfennbar gemacht werden. Wer den hierüber ergehenden 
Borfchriften des Hauptvorftandes nicht „ger Folge leiſtet, Hat eine von dieſem 
feftzufegende Vertragsſtrafe biß zu 50 Mark vermwirft. 


Höhe der Jahresbeiträge. 
8 55. Die Höhe des SJahresbeitrages wird auf Ein und ein Behntel vom 
Tauſend der verficherten Werte, im Mindeſtbetrage jedoch auf Eine Mark, feſtgeſetzt. 


Bahlung der Verfiherungsbeiträge. 

8 56. 1. Eintrittsgeld und Sahresbeitrag für das laufende Kalenderjahr find 
beim Beginn der Verfiherung binnen 14 Tagen nach Empfang des Verſicherungs⸗ 
ſcheines an die vom Bezirksvorſtande oder Hauptvorftande zu bezeichnende Empfangs» 
ftelle einzuzablen, wibrigenfa2 jeder Anſpruch an den Verein verloren geht. Erfolgt 
der Eintritt an einem anderen Tage ald am 1. Januar, fo ift für den Reſt des 
Kalenderjahres neben dem vollen Eintrittägelde der Zahresbeitrag nad, Verhältnis 
der Beit, jedoch fo zu beitimmen, daß für den Anfangsmonat eine volle Monatsrate 
berechnet wird. Beim Aufhören oder Erlöfchen der Verficherung, bei der Ausfchließung 
eines DVerficherten aus dem Vereine und bei einer Ermäßigung der Berficherungs- 
jumme iſt der ee für das Jahr, in welchem die Verlicherung außer Kraft 
tritt oder die Ver herung3fumme ermäßigt wird, voll zu zahlen. 

2. Für jedes folgende Jahr ift der Jahresbeitrag im voraus, bis zum 15. Januar, 
an die bezeichnete Empfangsftelle einzuzahlen. 

3. Unterbleibt die Zahlung, fo iſt der Verſicherte auf feine Koften durch die als 
Empfanggitelle bezeichnete Kaffe zur Zahlung fchriftlih aufzufordern. Erfolgt alddann 
die Zahlung nicht innerhalb zweier Wochen nad) Empfang der Aufforderung, fo ruht 
von da ab auf die Dauer des Verzuges die Entfchädigungsverpflichtung des Vereins. 


Nachſchüſſe. 

8 57. 1. Wenn die laufende Jahresbeitrags-Einnahme eines Jahres nicht 
ausreichen follte, die in demfelben Jahre zu vergütenden Brandfchäden zu deden, und 
die Rüdlage nach der Schlußbeitimmung des 8 40 nicht die Mittel bietet, den Mehr» 
bedarf zu beitreiten, werden Nachfchußzahlungen von den Mitgliedern in der zur 
—* des Fehlbetrages erforderlichen Höhe nach Verhältnis der Jahresbeitraͤge 
erhoben. 

2. Von den im Laufe des letzten Kalenderjahres neu eingetretenen Mitgliedern 
ſind Nachſchußzahlungen nur nach Verhältnis der Dauer ihrer Mitgliedſchaft, auf 
volle Monate abgerundet, zu leiſten. 
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3. Die Aufforderung zur Nachfchußzahlung erfolgt durch befondere Mitteilung 
an jede Mitglied unter Angabe der Zahlungsfrift und der Empfangsitelle. 

4. Nichteinhaltung der beftimmten Zahlungsfrift hat die Folge, daß das ſäumige 
- Mitglied jeden Anſpruch an den Verein von dem Tage, mittags 12 Uhr, verliert, 
welcher als jpätefter Zahlungstermin beſtimmt war. 


Berpflichtung ausgefdiedener Mitglieder. 

& 58. 1. Jedes ausgeſchiedene oder ausgefchlofiene Mitglied bleibt für Die 
jenigen Nachſchußzahlungen mit jeinem Vermögen verhaftet, welche für die im Kalender: 
jahre des Ausſcheidens erwachſenen Schäden im nächften Jahre auögefchrieben werben. 

2. Wird die Nachſchußzahlung von einem ausgefchiedenen Mitgliede oder deſſen 
Rechtönachfolgern bis zu dem in der Bahlungsaufforderung beftimmien Tage nicht 
geleitet, jo erfolgt gerichtliche Einflagung. 

3. Die aufzunehmenden Vereinsmitglieder Haben ſich in dem Verfiherungsantrase 
zur Zahlung der Nachſchußprämie zu verpflichten. 


Abrundung der Zahlungen. 


59. 1. Alle Eintrittögelder, Jahresbeiträge und Kr fowir 
alle Entjchädigungdzahlungen des Vereins find für jede Schlußzahl auf volle Zehner 
von Pfennigen nach oben abzurunden. 

. Mle Zahlungen der Mitglieder find koſtenfrei an der zu bezeichnenden 
Empfangsftelle zu leiften, alle Babhlungen des Vereins au Mitglieder erfolgen porto- 
frei biß zu der zu bezeichnenden Empfangzitelle. 


Feſtſetzung und Vergütung von Brandſchäden. 
8 60. Sobald ein Mitglied einen nach) 8 1 zu vergütenden Schaden erlitten 
hat muß es dem Bezirksvorſtande, zu Händen des Oberforitbeamten, oder, wenn ber 
efchädigte ein Forſtſchutzbeamter ift, feinem vorgefeßten oder dem nächften zum 
Bereine gehörenden NRevierverwalter fofort, längftend binnen 48 Stunden nach Be 
feitigung der fyeuersgefahr, Anzeige machen. Der Revierverivalter hat fofort, tunlichft 
unter Buziehung eines nächjtbenachbarten Bereinsmitgliedes, Urfache und Umftände 
des Brandfalles, fowie Umfang und Wert der Beichädigung zu ermitteln und das 
Ergebnis, unter Beifügung der Verhandlungen und etwaiger Beugenvernehnzungen, 
den Bezirksvorftande unverzüglich mitzuteilen. Der Beſchädigte Befbft muß aber auch 
feinerjeit8 binnen fünf Tagen nad dein Brande dem Bezirkävorftande, mit einem 
Berichte über Urfahe und Umftände des DBrandfalles, ein genaues Verzeichnis der 
zerjtörten, entwendeten oder bejchädigten Sachen, unter Angabe der Werte, den die 
verlorenen Sadjen zur Zeit des Brandes Hatten, und der Wertöverminderung der 
beichädigten Gegenftände, einjenden (Berluftverzeichnis). 
61. 1. Der Bezirfsvorftand veranlaßt unverzüglich eine Ermittelung des 
Schadens (Schätzung). 

2. Er beruft hierzu je nad) Art und Umfang des Schadens einen bis drei 
Schätzer, die tunlichjt auß der Zahl der Vereinsmitglieder, dem Schadensorte nahe 
wohnend, fo zu wählen find, daß einer womöglich der nächte Vorgefehte des Be 
ſchädigten, einer dem letzteren im Range gleichftehend und, in wichtigeren Fällen, der 
dritte der Regierungs- und Forſtrat bzw. Oberforitbeamte des Bezirkes ift. 

3. Die Schäber, die Vereindmitglieder find, erhalten für die Uusführung des 
Geſchäfts Teine Vergütung. Erſatz der baren Auslage wird auf Antrag gewährt. 

4. Wegen Ermittelung des Schadens für Negierungd- und Yorfträte und höhere 
Beamte wird vom Hauptvoritand das Erforderliche nach Maßgabe der Berhältnifie 
in jedem einzelnen Falle angeordnet. 

5. Die Schäßer dürfen zu dem Beſchädigten nicht in einem Verhältniſſe ftehen, 
das Diefelben nad; dem Geſetze unfähig macht, als Zeugen in dieſer ngelegenbei 
vernommen zu iverden. Auch darf feiner der Schäßer birelter Untergebener des 
Beichädigten fein. 
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6. Dem Beſchädigten ſteht vor Beginn der Schätzung das Recht zu, aus erheb⸗ 
Lichen Gründen die Schätzer abzulehnen. In dieſem Falle Hat der Haupworſtand 
andere Schäßer zu beftimmen. 


2 Die Borfchrift, daß den Schätern, welche Bereinsmitglieder find, auf Antrag Erfah 
Der baren Auslagen gewährt wird, tft in gleicher Weife auch auf die unferen Vereine nicht 
angehörenden Schäyer (Hevierbermalter ulm.) in Unmwendung zu bringen. Es empfiehlt 
ſich, legteren hiervon in dem Erſuchen un Vornahme don Brandſchadensabſchätzungen 
(8 61, zweiter Abſchnitt) ausdrüdlich Mitteilung zu machen. Bezüglich der Entichädigung 
Der Regierungs⸗ und Forſträte wird auf die Beitimmung zu Nr. 9 der Vorfchriften für 
Die Bezirksporjtände verwieſen. (Hauptborft. vd. 16. 6. 04.) 


8 62. 1. Die Ermittelung des Schadens ift im Unbalte an das Verluſt⸗ 
verzeichnis, unter Vergleichung desjelben mit dem Verſicherungsverzeichnis, zu bewirken. 
Für die Bemeſſung der Entfchädigung ift zur Richtſchnur zu nehmen, daß dieſe 
dem Berjicherten die Mittel gewähren fol, den Zuftand fo wiederherzuitellen, wie er 
vor dem Brande war. Die Berficherung jelbit begründet feinen Beweis für das 
Borhandenfein und den Wert der verficherten Gegenitände a Zeit des Brandes. 
Die Berjicherungsfumme bildet lediglich die Grenze für Die viagpficht des Vereins, 
und zwar für jede einzelne Nummer der Verſicherungsurkunde. Überfteigt der Wert 
der verficherten Gegenjtände zur Zeit des Brandes die darauf verficherte Summe, fo 
wird der Schaden pro rata vergütet. Haben fie einen geringeren Wert, als die 
Darauf verficherte Summe, fo wird der Schaden nur nad) dem geringeren Wert 
vergütet. 

2. Die Schadenermittelungsverhandlung, in der die Schätzer das Verluſt— 
verzeichnis feftzuftellen und, wenn fie fich über die Schadensihäbung nicht einigen, 
die abweichenden Schäßungen anzugeben haben, ift dem Bezirkövorftande einzureichen 
und von diefem mit berichtlicher Außerung dem Hauptvorftande borzufegen. 

3. Der Hauptvorſtand beftimmt nach Prüfung der Vorlagen die zu gewährende 
Enſchädigung und verfügt deren Zahlung fo fchleunig als möglih. Dem Beichädigtein 
ijt von der Zahlungsverfügung unverzüglich Mitteilung zu machen. 

63. 1. Dem Hauptoorftande fteht es vor der Feſtſetzung frei, andere von ' 
ihm zu beitimmende Schäßer aus der Zahl der Vereindmitglieder mit Nachprüfung 
Der Schäßung zu ‚beauftragen. 

2. Die hierzu berufenen Perfonen erhalten für die Reife nad) dem Schadensorte 
Die Tagegelder und Reiſekoſten nach den Sätzen der Staatzforjtbeamten aus 
Vereinsmitteln. 

3. Im Falle eine Schätzungsnachprüfung für notwendig befunden wird, kann 
der Hauptvorſtand dem Beſchädigten eine —— leiſten laſſen. 

64. Auch der Beſchädigte kann eine Nachprüfung der erſten Schätzung durch 
eine vom Hauptvorſtande zu ernennende Kommiſſion verlangen. Die Koſten der 
Schätzungsnachprüfung werden ihm aber von der Entſchädigungsſumme abgezogen, 
wenn dieſe ſchließlich im ganzen geringer feitgeftellt wird, als die erite Schäßung fie 
angegeben bat. 

65. Wird feine der beiden Schähungen vom Hauptvorftande und dem 
Beichädigten angenommen, fo kann mit beiderjeitigem Einverjtändnis der Landrat 
(Oberamtmanı) des Brandortes um eine jchiedsrichterliche Entfcheidung erſucht werden, 
und ift dann der Ausspruch des Landrat3 (Oberamtmanns) endgültig. Underenfalls 
fteht dem Befchädigten der Rechtsweg offen. 

66. Die feftgefebte Entfchädigungsfumme wird dem Beichädigten ausgezahlt, 
kaun aber auch, wenn Pfandrechte an dei zerjtörten Gegenftänden geltend gemacht 
werden oder fonftige Bahlungsanftände obwalten, bis zu deren Befeitigung in der 
Vereinöfaffe zurüdbehalten werden. 

67. Alle Anſprüche auf Schadenserfat, welche dem VBerficherten aus Anlaß 
des Brandes an verlicherten Gegenftänden gegen dritte Perſonen zuftehen, gehen bis 
zur Höhe der Entfehädigungsfumme an den Verein über. 

68. Unerhobene Entichädigungsgelder verfallen zwei Jahre nach der gemäß 
8 62 Abſ. 3 erfolgten Zuftelung der Bahlungsverfügung an den Beſchädigten oder, 
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wenn fie gemäß $ 66 am Schluffe zurüdbebalten waren, zwei Jahre nach Wegfall 
des Grundes der Zurüdhaltung der Nüdlage (Refervefonds). 
8 69. 1. Der Berluft des Entfchädigungsanfpruchs tritt ein: 


a) wenn der Befchädigte wegen worfäglicher oder fahrläffiger Branditiftung rechts 
fräftig verurteilt wird, 

b) wenn er beim Löſchen oder Retten abfichtlich die ihm zu Gebote ftehenden 
Mittel nicht anwendet oder die zur Wiedererlangung des Entwendeten dienenden 
Mapregeln unterläßt, 

c) wenn er während des Brandes den Anordnungen der zuftändigen Perſoner 
zuwiderhandelt, 

d) wenn er die betreffenden Gegenſtände Doppelt verfichert oder die vorgeſchriebenen 
Verzeichniſſe in betrügerifcher Ubficht falfch angefertigt hat, 

e) wenn er die ihm nad) 8 60 obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt Hat. 

2. In allen diefen Fällen muß gleichwohl die Schäbung des Schadens erfoke. 
Liegt der Verdacht vor, daß einer ber vorbezeichneten Fälle obwaltet, fo wird ik 
Entihädigung bis zur gerichtlichen Entfcheidung nicht zzehn 

3. Verzugszinſen können in dieſem Falle, ſowie im Falle der Zurückbehaltung 
nach 8 66 nicht beanſprucht werben. 

4. In den unter Buchſtaben e erwähnten Fällen kann vom Hauptvorſtande nad 
Lage der Verhältniffe ausnahmsweiſe eine Entfchädigung gewährt werden. Den 
Berficherten fteht indeffen ein rechtlicher Unfpruch auf eine folche nicht zu. 

70. 1. Bei vollftändigem Brandſchaden erlijcht die Verficherung und verlien 
der Verſicherungsſchein feine Gültigkeit. 

2. Bei teilmeilem Schaden gefchieht die nur für den zerftörten Anteil. Die 
verſchonten Gegenftände bleiben verfichert, auch wenn der Aufbemahrungsort fid 
ändert, müſſen jedoch fofort in einem Nachtragsverficherungsfchein angegeben und dem 
Aufbewahrungsorte nach bezeichnet werden. Nach, Wiederbefhaffung der zerftörten 
Gegenftände wird ein neuer Verficherungsfchein ausgefertigt. 

71. Der Hauptoorftand ift befugt, in einzelnen Fällen Belohnungen fit 
Auszeichnung an Rettungs» und Löfchmannfchaften bzw. Sprigeninhaber zu bewilligen. 


VID. Auflöfung des Bereins. 


72. 1. Die Auflöfung des Vereins kann erfolgen, wenn derfelbe feinen 
Bwed nicht erfüllt. 

2. Zur Beſchlußfaſſung über Auflöfung muß eine ausdrüdlich für diefen Ziwed 
einzuberufende außerordentliche Mitgliederverfammlung zufammentreien ($ 18). 

8. Wird die Auflöſung gültig befchlofien, jo bat der Sauptoorftand Dies im den 
im 8 36 genannten Blättern befannt zu geben und die Gläubiger des Vereins zur 
Anmeldung und Begründung ihrer Anſprüche aufzufordent. 

4. Nach Ablauf der Hierzu zu beftimmenden Friſt erfolgt die Uufftellung der 
Schlußbilanz und wird der Vermögenzftand an die Mitglieder nach Verhältnis ihre! 
Berficherungsfunme verteilt. 

5. Die zwifchen den Mitgliedern und dem Vereine beftehenden Verficherung? 
verhältniffe erlöfchen mit dem in dem Beichtuffe beftimmten Zeitpunkte, früheltens 
jedoch mit dem Ablaufe von vier Wochen, mit der Wirkung, daß die biß zu dieſem 
Zeitpuntte entftandenen Verficherungsanfprüche geltend gemacht, im übrigen aber mt 
die für künftige Verficherungspertoden vorausbezahlten Beiträge, abzüglich der Hierfür 
aufgewendeten Koften, zurüdgefordert werden können. 

«3. 1. Mitgliederverfammlungsbejchlüffe, welche die Auflöfung des Vereins 
oder eine Satungsänderung in Beziehung auf den Sitz, Zweck oder äußert 
Vertretung des Vereins zum Segenttande haben, bedürfen der landesherrlichen 
Genehmigung. 

2. Sonftige Sabungsänderungen find von der Genehmigung des Minifterd de} 
‘mern abhängig. 


| 


| 
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Anlage 1 zu den Satzungen dei Brandverficherungs-Bereins Brenkifcher Forſtbeamten. 


Vorſchriſten für die Berichsuorfände, 
(8 26 der Satungen.) 


Gefhäftsverkehr durch die Neviervermwalter. 


4, Der Bezirksvorſtand führt den Verkehr mit den Mitgliedern des Vereins 
in der Regel durch Vermittelung des Nevierverwalters. 


Gejhäftsgang 8 35. 
2. Der Bezirksvoritand ordnet den Gefchäftsgang bei ſich felbftändig. Den 
Vorſitz führt der Oberforitbeamte, in deſſen Abweſenheit fein Stellvertreter. 
über alle eingehenden und ausgehenden Sachen ift ein befonderes Geſchäfts— 
tagebuch in der Forftregiftratur zu führen. Bei diefer werben auch bie Alten geführt. 
Die Ausfertigungen brauchen in der Reinfchrift nur von einem Mitgliede des 
Bezirksvorſtandes vollzogen zu werben. 


Uufnahme-Anträge 8 7, 8 44. 

3. Der Bezirksvorſtand prüft die eingehenden, nach vorgefchriebenem Formular 
aufzuftellenden AufnahmesBerficherungsanträge, verfügt nötigenfall3 Berichtigung oder 
Vervollſtändigung und entfcheidet über die Aufnahme. 

Er fertigt den Verficherungsfchein nach dem vorgefchriebenen Formular aus, 
trägt diefen in fein Verficherungsverzeichnis (ogl. 10a) ein, nimmt den Entwurf mit 
einer Ausfertigung des Aufnahme-Antrages, nachdem darauf die durch das Formular 
vorgezeichneten Vermerke gemacht find, zu feinen Ulten und ſendet die Neinfchrift des 
Serliherungs heined mit der zweiten Ausfertigung des Uufnahme-Untrages, nachdem 
dieſe bezüglid) der Randvermerke ebenfall3 ergänzt ift, an den Hauptvorftand, uud 
zwar ohne weitere Beijchrift, wenn zu folcher feine befondere Veranlaffung vorliegt. 

Bu den eingegangenen Aufnahme⸗Anträgen der Forſtuntererheber des Staats» 
dienite, der Beamten der Nebenbetriebs»Anftalten der Forftverwaltung und der bei 
ihr angeftellten Dünenbeamten holt der Bezirksvorftand, falls feinerfeit gegen die 
Aufnahme der Untragjteller in den Verein Feine Bedenken beftehen, unter gleichzeitiger 
Borlage der eine ufw. die Genehmigung des Hauptvoritandes ein. 
Im abrigen iſt hier ebenſo zu verfahren, wie vorſtehend im zweiten Abſatze vor- 
gejchrieben. 

Nah Rüdenpfang des genehmigten Verſicherungsſcheines ergänzt der Bezirks⸗ 
voritand feinen Entwurf zu diefem Schein mit dem Datum der Genehmigung des 
Hauptvorftandes und deſſen Nummer des Verficherunggscheines, trägt die zu leiftenden 
Bahlungen in fein Soll-Einnahmebuch (10 c) ein, ergänzt die Randvermerke auf den 
Aufnahme⸗Antrage in feinen Wlten und überſendet den Verſicherungsſchein unter 
Unheftung der dritten, mit dem Gültigfeitövermerle am Schluffe verfehenen Aus» 
fertigung des Aufnahmeantrages an den Mevierverwalter zur Wushändigung und 
BZahlungsaufforderung an den Verſicherten. 

Die nad) 8 59 der Sabungen vorgefchriebene Abrundung der zu zahlenden 
Beträge ift jo zu bewirken, daß jede Klaſſe der Zahlung (Eintrittögeld, Jahres» 
beitrag ufw.) für fi auf volle 10 Pf. nad) oben abgerundet wird. 

Der Neviervemwalter trägt den ihm zugehenden Verſicherungsſchein in ein von 
ihm zu führendes Verficherungsverzeichnig, die darauf zu leitenden Zahlungen in ein 
von ihm darüber zu führendes Soll-Einnahmebuch (11) ein und überjendet gleichzeitig 
mit der Wbgabe des Verficherungsfcheines an den Werficherten der Forſtkaſſe die 
Erhebungsliſte (nach dem Formular e zu 11). 


Einzahblungsftellen. _ 
4. Den Empfang der von den Bereinsmitgliedern au leiltenden Bahlungen 
beforgt für den Bereich einer jeden DOberförfterei der Forftlaffenrendant auf Grund 
der ihm vom NRevierverwalter zugehenden Hebelilten. 
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Diefe Hebeliften werden, fobaldb eine Zahlung fällig ifl, vom Revierverwalter 
aufgeftellt und dem Rendanten übergeben. 

Bezüglich der am 1. SYamıar Hnigen Sahrezbeiträge find die gebeilten vom 
Revierverwalter auf Grund feines Verficherungsverzeichniffes Ende Dezember auf: 
uftellen und dem Rendanten vor Ablauf dieſes Monatd zu übergeben, damit Diefer 
Bei den Gehaltözahlungen zu Unfang Januar die fälligen Beträge einziehen Kann. 

Der Forſtkaſſenrendant führt die erhobenen Vereinsgelder bei der nächſten Ab⸗ 
rechnung mit der Negierungd-Hauptlaffe an die mittel3 befonderer Aufrechruung, 
unter Beifügung der vom Revierverwalter ausgeftellten Erhebungstifte, ab. 

Über die fälligen Bahlungen derjenigen Wereinämitgliever, welche bei der 
Regierung angeftellt find, wird vom Bezirksvorſtande die Erhebungdlifte aufgeftellt 
und der Hegierungd-Hauptlaffe übergeben. 

Bon der de werden die Gelder bei der nächiten Abrechnung 
mit der Generals Staatdlafje an diefe unter Beifügung einer rechneriſch beſcheinigten 
Zufammenftellung nah dem vom Hauptvorftande vorgefchriebenen Mufter abgeführt 
und mit dieſer Yufammenftelung von dem Kaflenführer des Hauptoorftandes bei ber 
Seneral-Staatölafje in Empfang genommen. Der Herr Finanzminister hat zu Diefem 
Berfahren feine Genehmigung erteilt. 


Anderungdanträge $ 46. 


5. Über Anderungsanträge entfcheidet der Bezirksvorſtand oder der Hanpt- 
vorstand wie bei neuen NAufnabmeanträgen. Tritt eine Anderung der Gefamt- 
Berficherungsfumme nicht ein, fondern nur eine Verjchiebung innerhalb der einzelnen 
Nunmern, dann genügt eine Ergänzung des Berficherungsfcheined durch einen vom 
Hauptvorftande zu genehmigenden Nachtrag. 

Wird die Verficherungsfumme ermäßigt, fo ift Die Anderung, wenn fie nicht fehr 
erheblich ift, durch einen Nachtrag auf dem Werficherungsfchein zu bewirken und die 
Genehmigung des Hauptvorftandes einzuholen. Iſt die Anderung aber erheblid,, 
dann muß der alte Verſicherungsſchein außer Gültigkeit gefegt und ein neuer unter 
neuer Nummer ausgefertigt, und dabei ganz fo wie bei der erſten Aufnahme ver- 
fahren werden. 

Tritt Dagegen eine Erhöhung der Verficherungsfumme ein, danı ift nach Wahl 
des PVerficherten entweder der alte Berficherungsfchein außer Gültigkeit zu ſetzen und 
über die ganze Verſicherungsſumme ein neuer oder aber unter Beibehaltung des alten 
Verſicherungsſcheines auf Grund eines vorfchriftsmäßigen Aufnahme -Untrages ein 
neuer (zweiter) Verficherunggfchein über den Mehrbetrag auszufertigen. In beiden 
Fauen nd Die ausgefertigten Verſicherungsſcheine dem Hauptvorſtande zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Der über den Dtehebeirng ausgefertigte zweite Zerſicherungsſchein welcher mit 
dem Vermerk: „Hierneben beſteht der Verſicherungsſchein Nr. . . . des Bezirkes %” 

u verjehen ift, darf aber nur noch auf die Gültigkeitsdauer des in Kraft ver: 
leibenden alten Berficherungsfcheines euögefertigt werden. 

Bei einer weiteren Erhöhung der Verficherung ift über die gefamte Verſicherungs⸗ 
ſumme, unter Aufhebung der beiden alten Verficherunggfcheine, ein neuer Berficherungs- 
Schein auszufertigen, da über ein und diejelbe Verficherung nicht mehr als zwei 
Berfiherungsfcheine beftehen dürfen. 

Eintrittögeld ift in allen dieſen Fällen nur von dem Mehrbetrage der Ber- 
fiherung3fumme zu erheben. 


Austritt, Erlöfhen, Ausſchließung 88 4, 5, 6, 7, 50.: 

6. Meldet ein Mitglied feinen Wustritt ans dem Vereine an, fo bat ver 
Bezirksvorſtand ihm darüber durch Die Hand des Revierverwalters eine Beicheinigung 
ae in welcher der Zeitpunkt des Endes der Berficherung genau anzu. 
geben ift. 

Dasfelbe gilt, wenn Unftände zur Kenntnis des Bezirksvorſtandes gelangen, 
weiche das Erlöfchen der Mitgliedfchaft zur Folge haben können oder müffen. Treten 
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Umftände ein, welche die Ausjchließung eines Mitgliedes veranlafjen Tünnen, fo bat 
der Bezirkövorftand hierüber zur Entjcheidung des Hauptvorftandes fchleunigft zu 
berichten. 

Todesfall 8 51. 


7. Auf die Anzeige vom Tode eines Mitgliedes ift vom Bezirksvorſtande das 
Erforderliche zu veranlafjen. Wird von der Witwe oder den unverheirateten Töchtern 
beabfidtigt, die Verficherung Ioetzujeßgen, jo find fie zur Einreichung eines neuen 
Verſicherungsantrages aufzufordern. Wenn nach defjen Prüfung und nad) Maßgabe 
aller obwaltenden Umftände der Bezirksvorſtand Fein Bedenken findet, die Fortfegung 
der Berfiherung zu geſtatten, jo ift der neue Verficherungsfchein auszufertigen ımd 
Dem Hauptoorftande zur Entjcheidung vorzulegen. 


Umzug und fonflige Beränderung des Uufbewahrungsortes 
verjidherter Gegenftände 8 53. 


8, L Auf die Unzeige von einem Umzuge bat der Bezirksvorſtand: 


a) wenn der Umzug innerhalb feines Bezirkes erfolgt, das Erforderliche zu 
veranlaffen, um feitzuftellen, daß die verficherten Gegenstände in der verficherten 
Menge und dem verficherten Werte an dem neuen Wohnorte richtig vorhanden 
find. Bleibt der Verficherte innerhalb derfelben Oberförfterei, fo genügt, wenn 
fih in dem Berficherungsfcheine nichts ändert, 

bei Beamten der Staatsforjtverwaltung und der Königlichen 

Hoflammer eine Angabe des Revierverwalters auf dem Verſicherungs⸗ 
heine, DaB der Berficherte feine verficherten Sachen von dem früheren 
ohnorte mit gleicher Menge und gleichem Werte übergeführt und den 
Umzug am (Datum) beendet Hat, 
bei den zu obigen Verwaltungen nicht gehörigen Beamten die 
gleiche Ungabe der Ortöpolizeibehörde und, im Falle fie Dies verfagt, 
e3 Reviervermalters. 

Es bedarf ſolchen Falles der Einfendung des Verficherungsfcheines an den 
Bezirksvorſtand nicht, fondern nur einer kurzen Anzeige bes Mevierverwalters 
an den Bezirkvoritand, auf Grund deren diefer die Wohnortsänderung in 
feinen Büchern vermerkt und dem Revierverwalter Mitteilung macht. 

Wenn aber der VBerficherungsichein einer Änderung bedarf, oder der Umzug 
in eine andere Oberförfterei erfolgt, fo muß der Verficherungsfchein von dent 
Revierverwalter des neuen Wohnortes (für Meviervermwalter vom Negierungs- 
und Forjtrat) mit einer ähnlich obiger Beitimmung vom Revierverwalter bzw. 
der Drapoligeibehhrbe auszuftellenden Ungabe über Menge und Wert der 
verficherten Gegenftände am neuen Wohnorte dem Bezirksvorſtande eingereicht 
werden. Der lettere hat dann das weiter Erforderliche wegen Berichtigung 

des Berficherungsicheines, Eintragung in feine Bücher und Erhebung der zu 
leiftenden Zahlungen zu veranlafien.! 

b) Wenn der Umzug in einen anderen Bezirk ee jo hat der Bezirksvoritand 
bes Abzugsortes den Berficherungdfchein in jeinen Büchern zu ftreichen und 
dem Bezirksporftande des Unzugsortes den Entwurf des Berficherungsfcheines 
nebſt zugehörigem Aufnahmeantrage zu überfenden. 


Der Bezirk3vorjtand des Anzugsortes hat dann das Erforderliche wegen Seit: 
ftelung von Menge und Wert der verficherten Gegenftände am neuen Wohnorte zu 
veranlafjen und, wenn die Verficherungsfumme unverändert geblieben tft, auf dem 
Berfiherungsfchein die Nummer und die Bezeichnung des Abzugsbezirkes zu ftreichen, 
alsdann diefen Schein mit einer neuen Nummer und der dezeichnung des Anzugs⸗ 
bezirkes zu verſehen und den fo abgeänderten Verſicherungsſchein dem Hauptvorſtande 
zur Berichtigung ſeiner Bücher vorzulegen. Eines förmlichen Vermerkes auf dem 
Verſicherungsſcheine, durch welchen letzterer von einem Bezirk auf den anderen über: 
tragen wird, bedarf es nicht. Hat dagegen bei dem Umzuge eine Änderung der 
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Berficherungsfumme jtattgefunden, dann ift im übrigen nach Maßgabe der unter Nr. 5 
gegebenen Beitimmungen zu verfahren. 

Beim Umzuge eined Regierungd- und Forſtrates oder höher ftehenden Beamten 
hat diefer fogleich nad) dem Eintreffen feiner verficherten Sachen am neuen Wohn- 
orte dem en e Anzeige zu machen. 

II. Geht eine Aingeige bon einer fonjtigen Veränderung des Uufbewahrungortes 
verjicherter Gegenftände bei dem Bezirksvorſtande ein, fo vermerft er die auf dem 
Entwurfe des Berficherungsicheines, jowie im Verficherungsverzeichnis und läßt, falls 
er e3 für notwendig erachtet, Die Richtigkeit der Veränderung feftftellen. 

2 Bei Hmgügen eines Vereinsmitgliedes bedarf es Tünftig nur ber Angabe (nidt 
Beicheinigung) des Revierverwalters auf dem Berfiherungsicheine, daß der Berficherte 
feine verfiherten Sachen von dem früheren Wohnorte mit gleicher Menge und gleichem 
Merte übergeführt und den Umzug am (Datum) beendet hat. Den Revierverwaltem 
bleibt überlaſſen, in welcher Weife $e fih die entiprechende Überzeugung verichaffen. 


Brandfall 8$ 60 bis 70. 


9. Wenn eine Brandanzeige eingeht, hat der Bezirksvorſtand wegen Feftftellung 
des Schaden? da Erforderliche fchleunigft zu veranlaſſen. ÜÜberfteigt der Schaden 
mutmaßlich den Betrag von 2000 ME., fo bat der zuftändige Regierung» ımd 
Forftrat, wenn es ihm irgend möglich ift, fich bei der Schadenzfeititellung an Ort 
und Stelle zu beteiligen. Die Reifen find in die Nachweijung über Dienftaufiwand 
veriwendung aufzunehmen, fofern die Feſtſetzung der Brandentfchädigung gelegentlid) 
einer Dienjtreife in forftfisfalifchen Ungelegenheiten vorgenommen werden Tann, was 
meiftenteild ausführbar fein wird. 

Walten Umftände ob, weldje es notwendig erachten laffen, zur Feſtſtellimg des 
Tatbeftandes einen AQuftizbeamten zuguziehen, fo hat der Bezirksvorſtand oder 
Regierungs⸗ und Forſtrat oder Nevierveriwalter das desfallfige Erſuchen an den 
zuftändigen Juftizbeamten zu richten. | 

Die Schadenermittelungsverhandlung ift vom Bezirksvorſtande IY ichleunig aß 
möglich dem Hauptvorjtande mit berichtlicher Äußerung vorzulegen. Xebtere nur ſich 
in3befondere auch darauf eritreden, ob einer der in den 88 66, 67 und 69 der 
Satzungen gedachten Fälle vorlegt. 

Demnächſt ift wegen Wufftellung eines neuen Verficherungzjcheined nad) 8 70 
das Erforderliche vom Bezirksvorſtande zu veranlaffen. 


Buchführung der Hevierverwalter. 

11. Jeder Revierverwalter führt ein Verzeichnis der in feinem Bereiche 
wohnenden PVereinsmitglieder und als Anhang zu dem nad) $ A der Geſchäfts— 
anweilung für Die Oberförfter vom 4. Juni 1870 zu führenden Soll-Einnahmebuche 
eine Nachweifung aller von Mitgliedern feines Bereiche zu erhebenden und ber 
Forſtkaſſe zur Einziehung überwiefenen Geldbeträge. (Vgl. vorftehend unter 4.) 


Verſicherungsſchilder 8 54. 

Die nach 8 54 der Satzungen an den außerhalb einer Stadt belegenen Gehöften, 
Feimen uſw. zum Zeichen der Verſicherung anzubringenden Schilder werden vom 
Hauptworſtande gebührenfrei überſandt werden, wenn ein bezüglicher Antrag an 

„den Hauptvorftand des F. B.V.Vereins 
Berlin W., Leipziger Platz 7, landwirtſchaftl. Miniſterium“ 
gebührenfrei mit Einfendung von 60 Pf. für jedes Schild (nötigenfalld in Poft: 
wertzeichen) gerichtet wird. _ 

Die Mitglieder des Bezirksvorſtandes wollen fi davon überzeugen, daB ber 
Borfchrift im 8 54 pünktlich nachgefommen, nötigenfalls die Verſäumnis gehörig 
beitraft wird. 

Schriftverkehr. 


Die Anwendung des Portoaverſionlerungsvermerkes (fr. It. Avers. 21) bei Poſi⸗ 
fendungen, welche den Schriftwechfel zwifchen den Verwaltungsbehörden und dem Brand» 
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verfierungsperein betreffen, iſt unftatthaft. Die an den Verein bzw. an feine Organe 
Dee Sendungen find vielmehr unfrantiert mit dem Vermerk „Bortopflichtige Dienfte 
ache” aufzugeben. (M. J. v. 4. 11. 1898.) 

Auc die Revierverwalter und Forſtkaſſen haben die an den Bezirksvorſtand gerichteten 
Screiben unfrankıert mit der Aufſchriſt „PBortopflicätige Dienftfache* abzufenden. Die 
Portokoſten werden bei den Königlichen Regierungen vorſchußweiſe gezahlt und am Schlufie 
eincs jeden Ctatsjahres bein: Hauptvorftand zur Eritattung liquidiert. (Hauptboritand 
oonı 19. 12. 1898, B. 3. 1926. 

j „ae Berfiderten haben ihre Eingaben (Geſuche, Anzeigen ufmw.) feldftredend zu 
xantlieren. 

Den Gebrauch der Abfürzung „B.B.B. P. %.* ftatt der Worte „Brandverfiherungs- 
verein Preußifcher —— — im Schriftwechſel ſtehen keine Bedenken entgegen. Auf 
Briiefumſchläaͤgen und Paketadreſſen find dieſe Abkürzungen zur Vermeidung don Srrtümern 
aber nit zur Unmwendung zu bringen. (Hauptvoritand vom 16. 6. 1904.) 


B. Unfall-, Kurkoften- und Haftpflichtverficherung 
der 
Mitglieder des Brandberficherungsbereins Preußiſcher Forftbeamten. 


Der Hauptvorftand des Brandverſicherungsvereins hat zugunften feiner Mit- 
glteder mit der Mannheimer Berficherungsgefellfhaft zu Mannheim a. Ab. für die 
Zeit vom 1. 7. 1906 bis 31. 12. 1912 vertragsmäßig günftige Bedingungen für bie 
Anfall, Kurloften und Haftpflichtverficherung vereinbart. Bei der Unfallverficherung 
trägt fogar der Verein die Prämien bis zu einer gewiffen Höhe der Verſicherungs⸗ 
fumme jelbit. 


1. Anfallverſichernug. 


Nach dem vereinbarten Bertrage ift die Mannheimer War 
verpflichtet, den Mitgliedern des Brandverſicherungsvereins während ber ſechs⸗ 
einhalbjährigen Dauer vom 1. Juli 1906 bis zum 831. Dezember 1912 in Höhe 
eines Drittels ihres Brandverjicherungsbetrages bi8 zu einer Höchftfumme von 
DIE. 8000 unter den unten folgenden Bedingungen Berficherungstchug gegen körper⸗ 
liche Unfälle in und außer Dienft, und zwar: 

a) auf den Todesfall und | 

b) auf den Fall der ganz oder teilmweife bleibenden Invalidität 
zu gewähren. 

Die Unfallverficherungsfumme wird für jedes Vereinsmitglied in der Weile auf 
volle Hunderte von Mark abgerundet, daß Beträge bi zu 50 ME. außer — 
bleiben, über 50 bis 99 ME. aber für volle 100 ME. gerechnet werden. Hierna 
beträgt diejelbe z. B. bei einer Brandverjicherung 

von ME. 4650 1/, abgerundet ME. 1500 und 
von ME. 4700 !/, abgerundet ME. 1600. 

Die fi) nad) diefer Abrundung ergebende Unfallverficherungsfunme wird inr 
alle des Todes des Verficherten durch Unfall an feine Hinterbliebenen oder Rechts⸗ 
nachfolger bar ausgezahlt, im Falle des Eintrittö der bleibenden Invalidität infolge 
eines Unfalleg der Berechnung einer auf Lebenszeit zu gewährenden jährlichen Rente 
zugrunde gelegt. ine foldhe je nach dem Grade der Invalidität zu bemefjende 
Sahresrente ift ſowohl neben einer ftantlichen oder anderen Penfton, als auch 
bei nur teifweifer Erwerbsunfähigkeit folchen Beanıten zu zahlen, die nad) dem 
erlittenen Unfalle nod) weiter im Dienfte bleiben. An Stelle der Jahresrente Tann 
nad) Vereinbarung mit der Verficherungsgefellichaft aber auch eine einmalige Kapital» 
abfindung gezahlt werden (vgl. 8 5 der Verficherungd- Bedingungen). 
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Die Zahlung der Prämien für die vorgedachte Unfallverfiherung, 85 Pf. für 
je 1000 Mt. Aula nerficherungSfumme, erfolgt aus den Einnahmesüberfchüflen des 
Bereind, ohne daß eine höhung der fahungsmäßigen Brandverficherungs- 
beiträge ftattfindet. 

Die von einzelnen Bereinsmitgliedern etwa bereits anderweit abgefchloffenen 
Unfalle und fonftige Verſicherungen werden durch die vorftehende Verficherung in 
feiner Weife berührt. 

Für den Fall, daß die vertragsmäßige Unfallverficherungsfumme von 1/, der Brand: 
verficherung, im Höchſtbetrage aber 8000 ME., einzelnen Vereinsmitgliedern etwa nict 

enligen follte, ift Die Verficherungögefellichaft vertraglich verpflichtet, den männlichen 
ereinsmitgliedern — ausſ hliehlich jedoch der Benfionäre — auf deren Untrag und Koſten 
anter denfelben Bedingungen und zu dem gleichen Prämtenfage von jährlih 85 Bf. für je 
1000 ME. Verſicherungsſumme noch eine befondere Unfallverficherung auf den Todesfall 
und den Fall der ganz oder teilweife bleibenden Juvalidität zu gewähren. Hierdurd 
ift diefen Vereinsmitgliedern Gelegenheit geboten, die von feiten des Vereins für fie 
ee nhlperficherung unter gleich vorteilhaften Bedingungen nach eigenem 
rmeſſen zu erhöhen. 

Die Amelgefciken find für Todesfälle auf 96 Stunden und für fonflige 
Unfälle auf 10 Tage feftgelet worden (8 4 der Verfiherungsbedingungen). 
Im Intereſſe der Beteiligten empfehlen wir dringend, beim Eintritt 
von Unfällen rechtzeitig Unzeige zu erftatten und auch Sr Vorkehr zu 
treffen, Daß bei vorkommenden Todegsfällen Die Anzeigefrift innegehalten 
wird. Wir raten daher, die hierauf bezüglichen Schriftitüde fo bereit 
zu legen, daß fie bei einem Unfalle fofort zur Hand find, insbefondere 
beim Eintritt eines Todesfalles des VBerficherten von den Hinterbliebenen 
leicht aufgefunden werden fönnen. (Haupworſt. d. B. V. V. P. F. v. 22. 5. 1906.) 


Berfiherungsbedingungen für die Uufalverfiderung der Mitglieder des 
Brandverficherungs-Bereins Preußiſcher Forſtbeamten. 


81 Grundlagen der Verſicherung. 
Die Grundlage der Verſicherung bildet die Mitgliedſchaft des Brandverſicherungs⸗ 
Vereins Preußiſcher Forſtbeamten. 


8 2. Gegenſtand und Umfang der Verſicherung. 

Die Geſellſchaft verfichert gegen die Folgen von Verlebungen, welche der Ber: 
ficherte durch ein plölich, unabhängig von feinem Willen, von außen gewaltfam auf 
ihn einwirkendes Ereignis erleidet, infofern Die Berlegungen den Tod des Verficherten 
F en Einbuße an feiner Erwerbsfähigfeit binnen längftens Jahresfriſi zur 

olge haben. 

Die Verficherung erftredt ſich auf alle Unfälle, welche der Verſicherte innerhalb 
der Grenzen Europas oder ald Dampferpafiagier auf einer Seereife zwiſchen 
europäiſchen Häfen oder zwiſchen ſolchen und afritaniichen oder aflatiichen Häfen 
des Mittelländifchen oder des Schwarzen Meeres erleidet. 

Eingefchloffen in die Verſicherung find: 

Unfälle, welche der Verficherte bei Rettung von Perfonen und Eigentum erleidet: 

Musfelzerrungen, Kreuzverrenkungen, Verhebungen, Blutvergiftungen, insbefondere 
Blutvergiftungen infolge äußerer Verlegungen; 

Erftiden durch ausftrömende Safe, ſowie Unfälle durch Verbrennen, Blitzſchlag 
oder eleftriiche Schläge; 

Unfälle beim Baden und Schwimmen, wenn ber Unfall nicht den Tod zur Folge 
gehabt oder durch eine äußere Verlegung des Körpers erkennbar ift; 

Unfälle bei Waflerfahrten im Dienft ohne Begleitung, fonft nur danır, wenn biefe 
in Begleitung einer zweiten erwachfenen Berfon gemacht werden; 

Unfälle beim Radfahren in und außer Dienft. 
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Ausgefchloften von der Verficherung find: 

Unfälle, welche der VBerficherte infolge von Beiftesftörung, Epilepfie oder offenbarer 
Trunkenheit, bei Begehen eines Verbrechens oder Vergehens, durd) Zweilampf 
oder bei Vornahme atrobatifcher oder equilibriftiicher Übungen oder durch Teil- 
nahme an Wettfahrten zu Waffer und zu Lande, Wettrennen und Wettlämpfen 
aller Urt oder an Luftballonfahrten und Gletjchertouren erleidet; ferner Unfälle, 
in denen der Tod des Verficherten durch denjenigen herbeigeführt wird, der 
aus der Verficherung Anſpruch erhebt. 

Krankheiten, Schlag, SKranıpf, Schwindel: und Ohnmachtsanfälle und deren 
Folgen, Sonnenftich, Bisfhlag und fonftige Folgen von Witterungd- und 
Temperatureinflüffen, Unterleibsbrüche, Folgen von Operationen, welche der 
Berficherte an fich vornimmt, fowie Beichädigungen, welche durch Genuß von 
Speife und Tranf, Medizin oder Knaben Etoffen entftehen. 

Bei weiblichen Berfonen tritt die Berficherung während der Schwangerfchaft 
und für die Dauer von ſechs Wochen nach der Entbindung außer Sraft. 


8 3. Dauer der VBerficherung. 
Die Wirkſamkeit des Verficherungsvertrages befteht während der Dauer der Zu— 
gehörigkeit des Verficherten zum Brandverſicherungs-Verein Preußiſcher Forftbeamten. 
Neferve- und Landwehrübungen gelten ohne weiteres in die WVerficherung ein— 
gefchloffen. 
8 4 Pflichten des Verſicherten im Schadenfalle. . 


Hat der Verficherte einen Unfall erlitten, fo ift derfelbe verpflichtet, fobald als 
möglich in die Behandlung eines approbierten Arztes zu treten und bis zur Erledigung 
des Falles in ärztlicher Behandlung zu bleiben. Außerdem ift der Verficherte bzw. 
deſſen Rechtsnachfolger verpflichtet, der Subdireltivn der Mannheimer Verficherungs- 
gefellfchaft zu Berlin S., Gitfchinerftraße Nr. 79, fobald als möglich, fpäteftens aber 
binnen zehn Tagen durd) eingefchriebeneu Brief und bei fchweren Verlegungen, die 
den Tod zur Folge Haben oder mit Lebensgefahr verbunden find, auf teregraphil ent 
Wege, auch noch der Zentral⸗Direktion der Mannheimer Berficherungs-Gefellichaft 
zu Mannheim über den Unfall Anzeige zu eritatten. 

Die Gefellihaft kann die Entfchädigung ablehnen, wern der Berlehte nicht 
binnen 24 Stunden, nachdem die Folgen des Unfalld erkennbar geworden find, in 
ärztliche Behandlung getreten ift, oder wenn bei Todesfällen innerhalb 96 Stunden 
nach eingetretenem &obe bzw. nad) erlangter Kenntnis von demjelben und in anderen 
Fällen binnen zehn Tagen nach dem ftattgehabten Unfall troß gegebener Möglichkeit 
Die Anzeige an die Geſellſchaft nicht eritattet worden ift (f. $ 8, 2. Abſ.). 

Der Verſicherte ift verpflichtet, der Gejellichaft nach beitem Wiſſen jede gewünſchte 
Auskunft über den Unfall und deſſen Folgen zu erteilen, das von ihr nad) jeder 
Schadenmeldung ihm zuazuftellende Schaden-Unmeldungsformular binnen Drei Tagen 
der Subpireftion zu Berlin vorjchriftsmäßig ausgefüllt zurüdzuftellen und ß 
jederzeit durch den von derſelben beauftragten Arzt unterſuchen zu laſſen. Die 
—*— Anordnungen ſind gewiſſenhaft zu befolgen. 

Desgleichen ſind die Rechtsnachfolger des Bericherten verpflichtet, der Geſellſchaft 
jegliche Auskunft über den Unfall und defien Folgen zu erteilen, jowie auf Berlangeır 
der Geſellſchaft in die Obduktion des Verftorbenen einzumilligen. 

Die ärztlichen Zeugniffe über den Verlauf und die Beendigung der Heilung zieht 
die Gefellfchaft in der Regel felbit vom behandelnden Urzte, und zwar auf eigene Koſten, 
ein. Sollte jedoch die Gefellichaft in irgend einem alle den erfiherten auffordern, 
für Beichaffung eines ärztlichen Zeugnifjes oder fonftigen etwa nötigen Nachweijes Sorge 
zu tragen, fo ift diefem Verlangen der Gefellichaft feitend des Berficherten binnen 
acht Tagen nachzulommen. Die Kojten träg! auch in diefem Falle die Gejellichaft. 

Iſt der Verficherte als Invalide in den Genuß einer Rente getreten, jo iſt derſelbe 
verpflichtet, fich auf Verlangen und Koſten der Seien joeit auch fpäterhin ſachdienlichen 
Unierſuchungen durch den Vertrauensarzt der Geſellſchaft zu unterwerfen. 
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8 5. Höhe der Entſchädigung. 

Die Feb or vergütet je nach Art der abgefchlofienen Verſicherung für bie 
längftens innerhalb Jahresfriſt nach dem Unfalle eingetretenen Folgen der erlittenen 
Verlegung: 

a) Im Todesfalle: die volle Berfiherungsiumme. 

b) Im Znvalivitätsfalle, d. i. bei voraussichtlich Dauerndem Verluſt der Erwerbs» 
fähigkeit: die volle Rente für den vollitändigen Verluft oder einen enilprechenden 
Teil der Rente für den teilweifen Verluft der Erwerbsfähigkeit. Die Rente 
berechnet fich nach der am Schluſſe dieſer Bedingungen abgedrudten Tabelle. 
Un Stelle der Rente kann eine einmalige Kapitalzahlung auf Grund bejonderer 
Vereinbarung beider Parteien treten. 

Bei wieder eintretender erhöhter oder vollftändiger Erwerbsfähigfeit wind 
die Rente entjprechend herabgejegt bzw. aufgehoben. Tritt als Folge des 
Unfalle8 eine weitere Verminderung der Erwerbsfähigkeit ein, fo wird Die 
Mente entjprechend erhöht. 

Erfolgt wegen Todesfalles die Auszahlung der Verſicherungsſumme, iv 
fommen etwa bezahlte Entichädigungen von derjelben nicht in Abzug. 

c)*) Im alle vorübergehender Erwerbsunfähigleit: vom eriten Tage ab nad 
Beginn der ärztlichen Behandlung bis längitens zum 200. Tage nad) dem 
Unfalle als Erſatz für Kurkoften und Erwerböverluft während der Kurzeit, je 
nach dem Grade der Erwerbsunfähigfeit, den vollen pro Tag verficderten Betrag 
(Sturquote) oder einen entſprechenden Teil besfelben. 

Wenn die ärztliche Behandlung und die Erwerbsunfähigkeit länger al 
200 vage ra jo wird vom 201. Tage ab die Invaliditätsrente nad 

it. b gezahlt. 

Hat der Unfall gar keine Erwerbsunfähigkeit zur Folge gehabt, jo vergütet 
die Gejellichaft die erforderlich geweienen Koften für Arzt und Apothele bis 
zur Höhe der pro Tag verlicherten Kurquote. 

Die Frage, ob der Tod oder die Invalidität als Folge des Unfalle eingetreten, 
ob und in welchem Grade der Verletzte eriverbsunfähig oder fpäter wieder erwerbs⸗ 
fähig oder in höherem Grade erwerbsunfähig geworden ift, entjcheidet Die Bentral- 
Direktion auf Grund ärztlicher Gutachten. 

Der Berluft der Erwerbsfähigfeit wird ohne weiteres und in allen Fällen feit- 
:ftehend angenommen mit: 

100 Prozent, wenn der Befchädigte beide Uugen, beide Urme oder Hände, beide 
Beine oder Füße, je einen Urm oder eine Hand und ein Bein oder einen Fuß 
verloren bat oder infolge des Unfalles in unbeilbare Geiſteskrankheit verfallen 
tft; ferner mit: 

60 Prozent, wenn er den rechten Urm oder die rechte Hand, 
50 Prozent, wenn er den linken Arm oder die linfe Hand, ein Bein oder einen Fuß, 
33 Prozent, wenn er ein Auge, 

25 Prozent, wenn er den Daumen der rechten Hand, 

18 Prozent, wenn er dem Zeigefinger der rechten oder den Daumen ber linfen Hand, 
14 Brozent, wenn er den Kleinen Finger der rechten Hand, 

10 Prozent, wenn er den Zeigefinger der linfen Hand, 

6 Prozent, wenn er einen anderen, im vorjtehenden nicht angeführten Firger, 
15 Prozent, wenn er das Gehör auf einem Ohre und 

60 Prozent, wenn er das Gehör auf beiden Ohren 

"verloren hat. 

Beim, Verluft mehrerer Finger durch einen und denſelben Unfall wird der 
Invaliditätsgrad durch Summierung der auf die einzelnen verlorenen Finger nad) 
vorſtehendem entfallenden Prozente feitgeitellt, wobei jedoch für jede Hand der oben 
für den Verluft einer Hand angegebene Prozentſatz als Höchitentfhädigung gilt. 


*) Diefe Ruvtonen Entfäbigung wird ader nur gewährt, wenn eine befonbere Kurkoſten⸗Ber—⸗ 
ſicherung mit ber VBerfiherungsgefelllhaft abgefchlofien tft. 
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Die gänzliche Gebrauchdunfähigkeit der bezeichneten Gliedmaßen wird dem Verluſte 
Derjelben gleich erachtet. 

Bei nur teilweifen Verluſt diefer Gliedmaßen bzw. der Gebrauchsfähigfeit der- 
ſelben wird ein entjprechend geringerer Grad von Erwerb3unfähigfeit angenommen. 

Abgeſehen von diefen Fällen hängt die Beurteilung und SFeitftellung des In⸗ 
validitätsgrade® davon ab, ob und inwieweit die Erwerbsfähigfeit des Werficherten 
unter Berüdfichtigung feines Berufes, feiner Lebensſtellung, Bildung, Kenntniffe und 
Fähigkeiten durch den Unfall dauernd beeinträchtigt worden ift. 

Sind Körperteile bereit vor dem Unfall ganz oder teilmweife verloren, verfrüppelt, 
verftümmelt oder gebrauchsunfähig geweſen, jo wird bei der Feititellung des durch 
den Unfall bedingten Invaliditätsgrades der jchon vorhandene, nad) obigen Grund: 
Jägen zu berechnende Invaliditätsgrad in Ubzug gebradıt. 


86. Streitigkeiten über die Höhe der Entfhädigung. 

Falls der Verficherte bzw. deſſen Rechtsnachfolger fich durch die Feſtſtellung der 
Bentral-Direltion in feinen Arfpünen nicht befriedigt findet und eine Einigung nicht 
erzielt wird, erfolgt die endgültige Entfcheidung durch eine befondere, innerhalb vier 
Wochen zu berufende Kommiſſion. 

Diefelbe jebt fi) aus drei Mitgliedern zufammen, von denen je eines von ber 
Geſellſchaft und dem Verſicherten bzw. deffen Rechtänachfolger gewählt wird, während 
als drittes Mitglied der Gerichts, Bezirks⸗, Kreisarzt oder eine medizinijche Autorität 
einer öffentlichen Heilanftalt oder Univerfität Hinzutritt. 

Die Wahl des vom VBerficherten bzw. deſſen Rechtsnachfolger zu ernennenden 
Mitgliedes ift binmen vierzehn Tagen nach ergangener Aufforderung mitteld ein- 
geiriebenen Briefed der Zentral⸗Direktion anzuzeigen, widrigenfalld die endgültige 

rnennung auch dieſes Mitgliedes durch die Gejellichaft erfolgt. 

Der Ausipruh der Kommiffion, welcher nur Grad und Dauer der Eriwerb3- 
unfähigfeit bzw. Invalidität ieftäuftellen Hat und fchriftlih zu begründen ift, hat 
feinen Einftuß auf die Frage, ob überhaupt eine Entjchädigungsverpflichtung vorliegt; 
die Entjcheidung bieler Frage fällt im Streitfale den ordentlichen Gerichten anheim. 

Die durch die Entfcheidung der Kommiſſion erwachſenen Koften werben, fall die 
Entſchädigung nach der Kommiſ onsentjeheibung den von der Sejeliaaft angebotenen 
Betrag überfteigt, von diefer, ſonſt aber von dem Verficherten oder deſſen Rechts⸗ 
nnachfolgern, indefjen nicht fiber den Betrag von 50 Mark hinaus, getragen. 


87. Bahlung der Entſchädigungen. 

Die der Geſellſchaft obliegenden Zahlungen erfolgen gegen Quittung Toftenfrei 
bei der Kaſſe der Gejellfhaft in Mannheim oder auf Koiten des Empfangsberechtigien 
Durch Barfendung. 

Im Todesfalle erfolgt die Zahlung der Verficherungsfumme fpäteftens innerhalb 
abeier Wochen, nachdem die Bahlungspflicht feitgeftellt ift, an den Empfangsberechtigten. 

is zu diefem Beitpunfte können Binfen nicht beansprucht werden. Die Gejellichaft 
iſt rderehtist. aber nicht verpflichtet, den Nachweis der Empfangsberechtigung zu 
verlangen. 

Die Invaliditätsrente wird nach Feſtſtellung des Invaliditätsgrades und der 
Bahlungsverpflichtung der Gefellfchaft bis zum nächjten Quartalserſten ſofort, von da 
ab vierteljährlich pränumerando gezahlt. 


88. Regreß; Erlöfchen der Anſprüche; Gerichtsſtand. 

Die Regreß-Ansprüche, welche der Verficherte oder deifen Rechtsnachfolger wegen 
des erlittenen Unfalles gegen dritte Perfonen zu erheben berechtigt ift, gehen auf die 
Geſellſchaft nicht über. 

Die Geſellſchaft kann die Entfchädigung ablehnen, wenn der DVerficherte bzw. 
feine Nechtsnachfolger eine der im 8 4 auferlegten Pflichten nicht erfüllen, es ſei denn, 
daß dem Verficherten bzw. feinen Nechtönachfolgern weder Vorſatz — grob fahr- 
läffiges Verfchulden zur Laft fällt. Jeder Anſpruch an die Geſellſchaft aus einem 
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Unfalle iſt verjährt, falls er nicht innerhalb drei Monaten nad) dem ablehnenden 
Beicheide der Gefellichaft mitttels ordentlicher Klage bei dem zuftändigen Gerichte 
geltend gemacht wird. 

Alle Streitigkeiten aus diefem Vertrage gehören nach Wahl des klagenden Teiles 
vor das ordentliche Gericht am Domizil des Verficherten oder am Gefellichaftöfige. 
Befindet fih der Wohnort des Beichädigten oder feiner Rechtsnachfolger außerhalb 
Deutſchlands, jo gilt ftetS der Gerichtöftand der Gejellichaft. 


89. Erlöſchen der Verſicherung. 

Am alle des Todes oder des Ausfcheidens eines Mitgliedes aus dem Brand⸗ 
verſicherungs⸗Verein Breußifcher Forftbeamten een die Verficherung ohne weiteres; 
eine NRüdvergütung der nicht verdienten Prämie findet nur ftatt, wenn feine Ent: 
ſchädigung gezahlt ift. 

Renten Tabelle. 


Jährliche Invaliditätsrente für 1000 Matt Berfiherungsfunmte. 


Zur Beſtimmung des Rentenjates ift da8 vom Rentenberechtigten bein Beginn 
der Nente zuletzt vollendete Lebensjahr maßgebend. 








Alter bei - | Betrag der Alter bei Betrag der Alter bei Betrag der 
Beginn Rente Beginn Nente Beginn | Rente 
der Rente 404 der Rente 4 der Rente I | 

20 Sabre 54 | 17 36 Jahre 51 Jahre 81 | 21 
— 54 55 z Jat 6 2, vah 82 86 
2 , 54 95 R „ 53 „ &4 | 59 
23 „ 55 36 „ 54 , 86 42 
24 _ 55 80 „ 5 „ 88 48 
235 „ 56 27 ” 56 . 90 36 
26 „ 56 77 . 597 „ 92 51 
27. 57 31 „ 8 , 94 79 
28 „ 97 88 r 59 „— 97 23 
2 „ 58 49 v 60 —„ 9 86 
0. 59 14 „ 61 . 102 66 
31 _ 59 83 » 62 „ 105 69 
32 „ 60 56 w 68 „ 108 91 
3 „ 61 30 „ 64 , 112 38 
34 „ 62 08 „ 65 „ 116 12 
35 5 62 | 89 N 





2. Burkoftenverficherung. 


Der vielfad) zum Ausdrud gebrachte Wunſch auf Einführung einer allgemeinen 
Kurkoftenverficherung für vorübergehende Dienftunfähigleit infolge eines körper⸗ 
lichen Unfalles konnte nicht erfüllt werden, da dem Verein hierzu die erforderlichen 
Geldmittel fehlen. Die Verſicherungsgeſellſchaft bat fid) aber vertraglich verpflichtet, 
den männlichen Bereinsmitgliedern — ausfchließlic) der Penfionäre — eine foldhe 
Kurkoftenverficherung nad ihren allgemeinen Kurkoften-Berficherungsbedingungen für 
die mäßige Jahresprämie von 1,25 Mk. für je 1 ME. täglicher Kurkoſtenentſchädigung 
bis auf die Dauer von 200 Tagen in jedem Einzelfalle zu gewähren, und zwar bis 
in 3 ME. täglihder Entſchädigung, ohne Rüdiiet auf die Höhe der 

nfallverfieru "ga umme. Höhere tägliche Kurkoſtenentſchädigungen können 
unter den gleichen Bedingungen nur bis gu Höhe von ?/, ME. für je 1000 RE. 
Unfallverficherung abgejchloffen werden. ünfcht 3. B. ein Vereinsmitglied eine 
Kurkoftenentfhädigung von täglich 4 ME. abzufchließen, dann ift hierzu eine 
Unfallverfiherungsfumme von 12000 ME. erforderlih. In Diefem Yale muB 
alfo, wenn die Brandverficherungsfumme geringer ald 36000 ME. ift, noch eine 
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bejondere Unfallverlierung in Pr e des Differenzbetrages zwiſchen jenen 
12000 ME. und der vertraglichen Unfa verficperung abgeichtoffen werden. 

Diefer Differenzbetrag würde fomit bei einer Brandverficherung von 21000 ME. 
und. folglich „einer Unfa cherungsfumme von 7000 Mk. betragen 12000 Mk. 
— 7000 = . 


8. Saftpflichtuerficherung.*) 

Die Mannheimer Verficherungsgefellichaft hat fich vertraglich verpflichtet, den 
Mitgliedern des Brandverficherungsvereind Preußiſcher Forſtbeamten hatptit 
verſicherungen unter den hierunter aufgeführten allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen 
zu folgenden Sätzen zu gewähren, nämlich: 


a) für die Haftbarkeit aus Verſchulden bei Hande ohne mit 
Fe der Schießwaffen in und außer dem Dienfte, Sachbeſchaãdigung 
owie als Hundebeſitzer zu einer Jahresprämie von 10,— Mk., 13,— Mk., 

b) für die Haftbarkeit aus einem landwirtſchaftlichen 


Betriebe zu einer Jahresprämie von . 2,50 Mf, 4,— Mt. 


*) Allgemeines über Haftpfliät. 

1 inter peitmitiot beriteht man die gefeßmäßige Pflicht, einem anderen den 
durch ein zufälliges Ereignis verurſachten wirtſchaftlichen Schaden zu erfehen. 

2 Diefe gefegmäßige Pflicht befteht im engeren Sinne nad) dem Neihshaft- 
pflichtgeſetz dom 7. 6. 1871 (abgeändert durch Artikel 42 des Einführ.Geſ. z. B. G. 2.) 
für die Unternehmer bon eilenbabnen, Dampficiffen, Bergwerken, Fabriken uſw. und im 
weiteren Sinne nach dem B. G. B. 

s Das B. ©. B. unterſcheidet bie Haftpflicht für eigene Handlungen und bie Seit 
pflicht für kembe Handlungen (Handlungen ber ÜUngeftellten, des Beindes ufm.), Tiere 
(gehaltene Tiere, insbeſondere Haustiere) und Sachen (Gebäude oder ähnliche Werte, 
welde dur Einftürzen ufm. einem anderen Schaden verurſachen). 

4 Die hauptiſächlichſten Beſtimmungen bes 3. 8. 3. find entbalten in Den SS 823, 
831 bis 840, 842 bis 845 und 847; fiehe XII A d. ®. 


5 Haftpflicht und Unfallverfiherung. 

Die geſetzlichen Haftpflichtbeſtimmungen haben eine Einfchräntung erfahren burch bie 
Arbeiterverſicherungsgeſetze, inſonderheit dur die Unfallverſicherungsgeſetze. Die nad 
biejen Geſetzen bereiten Perſonen und deren Hinterbliebene Tönnen einen gefeblicdhen 
privatrechtliden Anſpruch auf Erſatz des durch einen Unfall erlittenen Schadens, alfo auch 
einen Anfpruch aus den gefetlichen Beftimmungen über Haftpflicht, nur gegen diejenigen 
Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten, Betriebs» oder WÜrbeiterauffeher geltend machen, 
gegen welche ftrafgerichtlich feftgeftellt worden ift, daß fie den Unku borjäglich herbeigeführt 
haben. In diefem Kalle beichräntt ſich der Anſpruch auf den Betrag, um welchen die ben 
Berechtigten —— — gebührende Entſchaͤdigung diejenige überſteigt, auf welche fie 
nach den Unfallverſicherungsgeſetzen Anſpruch haben. 

Die Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten, Betriebs⸗ oder Arbeiteraufſeher, gegen 
welche durch ſtrafgerichtliches Urteil jeitgeitelt iit, daß fie ben vajet boriäßlich oder Durch 

hrläſſigkeit mit Außerachtlaffung der Aufmerkſamkeit, zu ber fie vermöge ihres Amtes, 

erufes oder Gewerbes befonders verpflichtet find, Derbeigeführt baben, haften für alle 
Aufwendungen, welche infolge eines Unfalles auf Grund ber. Anfallnerficherungsgeiche 
ober des Krantenverfiherungsgefege8 von ben Krankenkaſſen, Benieinden und Armen⸗ 
verbänden gemacht worden find. Der Berufsgenofienfchaft haften fie aber au ohne 
ftrafgerichtlicdes Urteil. 

Hanbelt 3. B. ein Förfter in feinem landwirtfchaftlichen Betriebe dadurch fahrläffig, 
daß er nicht darauf hält, nen bei Benußung der landmirtichnftliden Maſchinen die Schuß: 
vorrichtungen in der vorgeichriebenen Weile angewandt werden, fo haftet er bei einen 
dadurch veranlaßten Unfall der Berufsgenofjenichuft, der Krankenkaſſe, der Gemeinde oder 
dem Ortsarmenverbande für alle dafür gemachten Aufwendungen. 

Die wirtfchaftlihen Nachteile, welche ſich für jeden aus der gefehlichen Haftpflicht 
ergeben können, find alſo mannigfacher Art. Sich hiergegen zu fihern durch Eingehen 
einer Haftpflichtverſicherung, ift daher nur zu empfehlen. 
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c) für die Haftbarkeit: 

. ald Forſtbeamter, 

. 08 Privatmann, 

. 018 Familienvorſtand, 

. al8 Gefindeherr, 

. ald Beliger eines landwirtfchaftlichen Betriebes, 
. al3 Jäger und Schütze, 

. al3 Sun 


ohne mit 
Sadhbefhäbigung 


. al8 Hundebefiter, 
. al3 Radfahrer, 

und zwar für alle diefe 9 Fälle zu einer 

Sahresprämie von - - - > 2 222..18— M, 18— NM 
Bon gen weſentlichem Vorteil ift die Einbeziehung der Haftbarkeit als York 
beamter (Berufshaftpflicht) in die Verficherung, und bietet feine andere &efellidef 
eine geld günftige Haftpflichtverficherung. 

it Rückſicht darauf, daB viele Forſtbeamte weder Privatfuhrwerksbeſitzer, ned 

Hundebeliter und Radfahrer find und auch feinen Iandwirtfchaftlichen Betrieb Haben, 
hat fich die Mannheimer Berficherungsgefellichaft bereit erflärt, bei der unter c anf 
geführten Generalhaftpflicht zutreffendenfallß dieſe einzelnen Kategorien ausfcheiden 
zu laſſen. Die dafür fortfallenden Prämien bat die Gefellfchaft wie folgt feitgefekt: 


Berfonen- Sad). Bufauımea 
verfiherung beipkbigung Rt 


SB Ba m to — 


1. Als Forſtbeamter, Jäger und Chüte. . . . 6,— 1,50 7,50 
2. Für den Iandwirtfchaftlichen Betrieb. . . . 2,50 0,50 3,— 
3. Für Brivatfuhrwerte . . » 2 220... 2,50 1,— 3,50 
4. Befiger eine® Hunde? - - - > 2 1,— 0,50 1,50 
5. Radfahrer . . .. 2—- 0,50 2,50 


Für Hortfall der Verficherung als Privatmanı, Yamiliennorftand und Geſindeherr 
kann feine Prämienermäßigung gewährt werden. Die nach Abzug diefer Einzel⸗ 
prämien übrig bleibende Prämie muß mindeftend noch 3 ME. betragen. Bei Stellung 
der Anträge wollen die Mitglieder die nicht gewünfchten Kategorien auf dem 
Formulare ftreichen und ar der Prämie die oben genannten Sätze nad) Maßgabe 
vorftehender Ausführungen abjegen. 

Diejes weitere Entgegenkommen der Mannheimer Verfiherungsgejellichaft macht 
e3 denjenigen Bereinsmitgliedern, welche eine Vaftpfliähtverfiherung jegt oder fpäter 
abzuſchließen beabfichtigen, zur Pflicht, folche der obengenannten Geſellſchaft zuzuwenden 


Allgemeine Bedingungen für Haftpflicht-Berfiderungen von Mitgliedern des 
Branbverficherungs-Bereins Preußiſcher Forſtbeamten. 
8 1. Grundlagen der Verſicherung. 

Die vom Berficherungsnehmer im Untrage abgegebenen Erflärungen bilden die 
Srundlage des Verficherungsvertrages, deſſen Inhalt Tediglich durch die Police beur- 
tundet wird. Für feine Angaben iſt der Verficherungsnehmer allein verantwortlich, 
auch wenn er fie nicht felbit, ſondern ein dritter oder der Agent gefchrieben Bat. 
Wiſſentlich falfche Ungaben oder Verſchweigungen desjelben über wejentliche Bunte 
entheben die Geſellſchaft ihrer Verbindlichleiten aus dem Vertrage. 

Durch Aunahme der Police und Zahlung der Prämie wird das Einverjtändnis 
Br Serhrperungönehmerd mit den fämtlichen darin enthaltenen Vertragsbeſtimmungen 
eſtgeſtellt. 

82. Gegenſtand und Umfang der Verſicherung. 

Die Gefellfehaft übernimmt die Verſicherung gegen die Yolgen der gefehlichen 

Haftpflicht bis zu der in der Bolice beftimmten Höhe*) für alle Entſchädigungs— 


*) 4000 ME. für jede einzelne Perfon und Bis höchſtens 80000 VIE für ein mchrere Perfonen 
betreffendes Ereignis und Sachſchaden⸗Berſicherung Dis zu 5000 DIE 
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anſprüche, welche gegen den Verſicherungsnehmer in ſeiner in der Police bezeichneten 
Eigenſchaft auf Grund der reichd- und landesgeſetzlichen Haftpflichtbeſtimmungen 
wegen Tötung, Verletzung oder Geſundheitsbeſchädigung von Perſonen erhoben werben. 

Anſprüche aus vorjäglih vom Verſicherungsnehmer herbeigeführten Unfällen, 
towie Zahlungen auf Grund von Sefindeordnungen fallen nicht unter die Verficherung. 


8 3. Prämienzablung; Beränderungen während der Dauer der 
Berficherung und Fortſetzung derfelben. 

Die Verpflichtung der Geſellſchaft tritt erft in Seraft, nachdem die erfte Prämie 
mit den Nebenkosten gegen Aushändigung der Police bezahlt worden iſt. 

Für die Zahlung der weiteren Prämien wird eine Frift von 30 Tagen nad) 
Fälligkeit eingeräumt. Iſt die Prämie bis zum Ablauf diefer Friſt nicht entrichtet 
worden, fo ruht die Verpflichtung der Gefellichaft aus dem Berficherungsvertrage, 
und es fteht derjelben frei, den Vertrag zu löſen oder die Prämie beizutreiben; die 
Berpflichtung dev Gefellichaft tritt im letzteren Falle erft mit Annahme der Zahlung 
und nur für die Zukunft wieder in Kraft. 

Wenn im Laufe der Verficherung fich Änderungen ergeben, fo daß die im 
Antrage gemachten Angaben nicht mehr zutreffen, fo ift Hiervon der Geſellſchaft 
Anzeige zu eritatten, und find die entjprechenden Prämienzahlungen zu leiften. 

Erfolgt jpäteitens drei Monate vor Ablauf des Vertrages von feinem Vertrags- 
teile eine Kündigung mittels eingefchriebenen Briefes, jo gilt die Verficherung auf 
je ein weitere3 Sahı ala ſtillſchweigend verlängert. Die Kündigung feiteng des 
Berficherungsnehmerd muß durd eingeschriebenen Brief an die Subdireltion der 
Geſellſchaft in Berlin S., Gitjchinerftraße 79, erfolgen. 


8 4. Berfahren im Schadenfalle. 


Werden gegen den Berficherungsnehmer Entfchädigungsanfprüche erhoben, fo ijt 
derfelbe verpflichtet, innerhalb 10 Tagen mittel3 eingefchriebenen Briefes der Gefellichaft 
ausführliche Unzeige zu eritatten, fowie alle ihm zugehenden, auf den Schadenfall 
bezüglichen Schriftjtüde und Nachweifungen einzufenden. 

Die Entfcheidung, ob die Anſprüche abzulchnen find, oder ob eine Einigung 
versucht werden ſoll, ſteht allein der Zentral-Direltion, nicht dem Verſicherungsnehmer zu. 

Falls eine Einigung nicht erzielt wird, übernimmt die Gejellfchaft die Führnng 
des Nechtsitreites auf den Namen des Verficherungsnehmers und trägt die hieraus 
entftandenen Koſten einfchlichlich der gelehtichen Anwaltsgebühren ohne Anrechnung 
auf die Verſicherungsſumme. Der Verſicherungsnehmer Hat dem ihm von der 
Geſellſchaft bezeichneten Rechtsanwalt Prozeßvollmacht zu erteilen und diefen im 
Rechtsſtreite möglichſt zu unterjtühen. 

Nichtbeachtung der in dieſem en dem Berficherungsuehmer auferlegten 
Bflichten berechtigt die Geſellſchaft, Erfaganfprüche abzulehnen. 

Nach Feſtſtellung der Erſatzverp flichtung der Geſellſchaft erfolgt Zahlung koſten⸗ 
frei bei der Kaſſe der Gejellichaft in Mannheim oder auf Kojten und Gefahr des 
Empfangsberechtigten durch Barfendung. 

Iſt der Derjicheruugäuehmer zur Zohlung einer Rente verpflichtet, ſo wird nach 
der umſtehenden Nententabelle der Kapitalwert derſelben ermittelt. Üüberſteigt der 
letztere die Verſicherungsſumme, ſo vermindert ſich dementſprechend die von der 
Geſellſchaft zu erſetzende Rente. 


85. Regreß; Verjährung; Gerichtsſtand. 

Die dem Verſicherungénehmer gegen dritte Perſonen zuſtehenden Regrebanfbrüche 
gehen bi3 zur pübe der von der Geſellſchaft geleifteten Entjchädigung auf diefelbe 
ohne bejondere Abtretung über. 

In gleicher Weiſe geht die Berechtigung des Verficherungsnehmers, bei vers 
änderten Berhältnifjen der Hentenempfänger eine Verminderung oder Aufhebung der 
Rente herbeizuführen, auf die Geſellſchaft über. 

29* 


452 VII. Privates Verſicherungsweſen. 


Ulle Anfprüche, welche nicht binnen zwei Jahren nach dem Schadenereignifie 
oder binnen ſechs Monaten nah Empfang eines ablehnenden Befcheides feitens der 
Geſellſchaft vom Berficherungsnehmer vor dem zuftändigen Gerichte geltend gemacht 
werden, find erlofchen. 

Für alle Streitigleiten aus dem Verſicherungsvertrage unterwirft fich die 
Geſellſchaft, ſofern nicht gefehliche oder Konzeſſionsbeſtimmungen entgegenftehen, dem 
für den Wohnfi des Verfiherungsnehmers zuftändigen ordentlichen Gerichte. 


586. Fortdauer der Verfiherung im Schadenfalle. 

Nach jedem Schadenfalle, aus welchem Entfhädigungsanfprüche erhoben werden 
fteht es der Gefellichaft frei, binnen vier Wochen nach Zahlung der Cutfchädigung 
oder Ablehnung der Erjagpflicht mittel3 eingejchriebenen Briefe die Werficherung 
mit vierwöchentlicher Kündigungsfrift aufzuheben. 

In dieſem Halle wird die bezahlte Prämie, abzüglich 25 Prozent einer Jahre: 
prämie an Berwaltungstoften, anteilig zurüderftattet. 


Nenten-Tabelle. 
ndaliditätsrente für 1400 Mark Berfiderungsfumme. 
















Alter ahred» Alter | yabrei- Alter | Nr 
bei Beginn Benz bei Beginn | Betrag bei Beginn Sehen 


der Rente 





der Rente M 







der Rente ber Rente 
" ME. | BE. der Rente | 









— 
3) Jahre 34 3313 Jabre | 

2 _” 54 | 95 4 „63 | 43 0.139 86 
23. 5sI sl 2 . !elael ec . Kıo2 66 
Mo _ 55 | 80 3 . 1701 51 62 .-.r10 6 
>, 56 | 27 4 ,»„ an | 6 68 ,. 108 d 
u „> 58 77 53 ,„ 12|1|18 646 „ 112 38 
27 „1357| 31 6“. 17 | 08 6 . | 116 12 
PT 57 | 88 7 0.20.75 | 38 66.180 j1 
2 „ 58 | 49 8 „ 76 | 74 607. .,1%4 38 
0. | 1 49 > 7 | 9 8. 123 95 
3 _ 9 | 83 Tu 9 | 686 98 „ „133 67 
32. 60 | 56 | 51 . sı | 2ı I 70 . 1390| 
3 _ 61 | 30 92, 2 | 86 10.0114 53 
34 , 62 08 53 „+84 59 2. 150 08 
353 , 62 | 87 4 o„ 88 | 42 3 _ | 156 37 
ET 8 | 7 55 188 | 48 4. 163 29 
37. 64 | 58 6», 90 | 36 5.» 170 86 
33 „ 5 | 4 7. Jo | 5 Ä 





Anmerkung: Yür Bemeſſung der Rente ift dasjenige Vebensalter des Rentners 
maßjebend, welches derfelbe an den Tage, mit welchen ber Rentenbezug begimmt, 
vollendet batte. 


Bejondere Bedingungen für den Einfluß der Haftpflidht aus 
Sachbeſchädigung. 

Haftpflichtanſprüche, die gegen den Verſicherungsnehmer infolge der Beſchädigung 
fremder Sachen geſetzlich geltend gemacht werden, find bis zur Höhe von 5000 Bar! 
in Die Verficherung eingejchloffen. Die Verficherung erftredt fi weder auf bie 
Beichädigung der Sachen, die dem VBerfiherungsnehmer in Gewahrfam, zur Bearbeitung, 
Beförderung oder zur Benutzung übergeben worden find, noch auf Wafjerleitungss, 
Flur⸗ und Feuerfchäden. - 

Im übrigen gelten die „Allgemeinen Bedingungen“ für die Sachſchadenverſicherung. 
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C. Diehderficherung. 


Auf Veranlaffung und unter Mitwirkung des Hauptvorftandes des Brand: 
verſicherungsvereins Preußifcher Forſtbeamten iſt anlehıend an die weit verbreitete 
Perleberger VBiehverfiherungsgefellichaft ein 

‚Die jverficperungäberein der Forſtbeamten auf Gegenfeitigleit zu Perleberg 
gegründet. 

Tiefer Verein erſtreckt fich nicht nur auf die SForftbeanten der preußischen 
Monarchie, fondern auch auf die Staaten, welche dem ehemaligen Norddeutichen 
Bunde angehört habeır. 

Auch ftändige Waldarbeiter können auf Befürwortung des Gruppenleiter zur 
Mitgliedſchaft zugelaffen werden. 

Als Vorprämien werden zurzeit, bei 80%, Entihädigung, von dem Vieh— 
verſicherungsverein der Forjtbeamten erhoben: 

2/, für Pferde und Rinder, wenn nur gegen Tod und notwendig gewordenes 
Töten verſichert ift, 
21/,0/, wenn auch 
a) bei Pferden dauernder Minderwert eingeichtoffen fein fol, welcher 
während der VBerficherungsdauer durch Huf> oder Beinleiden entiteht, und 
duch die das Tier zu der im Berficherungsantrage angegebenen Be: 
fhäftigung nicht mehr brauchbar ift, 
b) bei Rindern die Berfufte, welche für als Schlachtvieh amtlich verworfene 
Ziere entftehen und der Verficherte zum Erfa verpflichtet ift, mit in vie 
Berficherung eingefchlofien fein follen, 
4/9, für Schweine und Biegen und nur 
31/,%, für Schweine, welche gegen Rotlauf geimpft find. 


Erforderlichenfalls fünnen zur Dedung der entftandenen Schäden und Verwaltungs» 
koſten Nachſchußprämien erhoben werden. Dieſe haben fich aber nach den bisherigen 
Grfahrungen in ganz engen Grenzen gehalten, denn der Verein hat bisher für Pferde 
and Rinder nur 2,21°/,, für geimpfte Schweine 3,71%, und für Biegen und uns 
geimpfie Schweine 4,71), Geſamtprämie durchfchnittlich gebraucht. 

Bei einer größeren Beteiligung der Forſtbeamten an der Viehverficherung ift 
aber zu erwarten, daß fich die notwendigen Prämienfäge noch günftiger geftalten 
werden. &8 liegt daher im Einzel» wie im Gefamtintereffe, wenn jeder Forſt— 
beamte diefem auf dem Grundſatz der Gegenfeitigfeit gegründeten Viehverficherungs» 
verein beitritt. 

Sabungen und allgemeine Berficherungsbedingungen Tünnen jederzeit koftenfrei 
von dem Borftand des VBiehverficherungsvereind der Forftbeamten auf 
Begenfeitigfeit zu Rerieberg bezogen werden. 

Ans Anlaß eines Speztalfalles empfiehlt der Aufficht3rat in einem Schreiben 
vom 13. 10. 1902 den Bereindmitgliedern, zur Vermeidung von Einbußen bei der 
Schadensregulierung ihre Viehbeitände an Rindern, Schweinen und Ziegen zum vollen 
Jahresdurchſchnittswerte zu verfichern, da eine Entfhädigung beftimmungsmäßig nur 
sach Maßgabe der Berfiherungsfumme gewährt werden kann. Einer genaueren 
Beichreibung der einzelnen Rinder, Schweine und Biegen bedarf es nidjt. Die 
Angabe des Signalements ift vielmehr nur bei den Pferden erforderlih. Zum 
Berftändnis für den Vorzug, welchen die Verficherung zum vollen Jahresdurchſchnitts⸗ 
werte bat, dient folgendes Beifpiel: 

Ungenommen, von einem aus 6 Kühen und 5 Stüd Jungvieh beftehenden und 
mit 2100 ME. verficherten Rindviehbeitande fällt die beite Kuh im Werte von 300 Mk., 
dann würde diefer Betrag der Entichädigungsberechnung zugrunde gelegt werden, 
wenn die übrigen Stüd Vieh an denselben Tage, an welchem die Kuh gefallen ift, 
zufammen einen Wert von höchſtens 1800 ME. gehabt haben. War dagegen ber 
übrig gebliebene Viehbeſtand am Tage des Unfalls mehr wert, aljo der Geſamtwert 
der verficherten Rinder einfchl. der gefallenen Kuh größer und fomit ein höherer als 
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die Berficherungsfumme, dann ermäßigt ſich anteilig auch der für die Entſchädigungs⸗ 
berechnung maßgebende Betrag für die gefallene Kuh. 

Die Doppelverfiherung der Schladhitiere auf den Schlachthöfen innerhalb des 
preußifchen Staatsgebietes ift verboten. Es dürfen daher die von den Viehbefigern 
gegen Schlachtverlufte bereits verficherten Tiere nicht noch einmal auf den Schlacht: 
Höfen verlichert werden. Da die von dem Viehverficherungsverein der Forſtbeamten 
für die Schlachtviehverficherung zur Erhebung kommenden Prämien erheblich niedriger 
find als diejenigen, weldje von den Händlern auf den Schladthöfen gezahlt werden 
müffen, fo ift zu empfehlen, in allen Fällen von der Schlachtviehverfiherung des 
Vereins Gebraud) zu machen, dann aber auch die Zahlung der von den Händlern 
ettva geforderten Beiträge zur abermaligen on icherung zu verweigern. 

Die zur Kenntlichmachung dieſer Verſicherung erforderlichen Ohrmarken ſind 
gegen Zahlung der vertraglich feitgefeßten Beträge von dem Biehverficherungäveren 
der Forſtbeamten zu Perleberg im Negierungsbezirt Potsdam zu beziehen. 


D. Hagelverfihherung. 


1, Um den preubtichen Forſtbeamten Gelegenheit zu bieten, fich im billiger, 
ficherer und möglichft zwedmäßiger Weife bei einer foliden Geſellſchaft gegen Dr 
Schaden zu verfichern, hat der Hauptvorftand des Brandverficherungsvereing Preußiſcher 
Forftbeamten mit der Norddeutichen Hagelverficderungd-Gejelfchajt auf Gegeufeitigfeit 
zu Berlin®) nachſtehenden Vertrag vereinbart und geſchloſſen: 


Vertrag vom 4. 4. 1902. 

81. Die Norddeutfche Hagelverficherungd-Gefellfchaft auf egenfeitigfeit zu 
Berlin räumt fämtliden Mitgliedern des Brandverficherungsvereing Preußiſcher 
Forftbeanten, fowie den übrigen Forftbeamten der preußischen Monarchie und den 
Waldarbeitern, welche die auf ihren Dienft- bzw. Pachtländereien erbauten Feld: 
früchte — mit Ausschluß von Gartenfrüchten und Obft — bei ihr gegen Hageljchaden 
verfichern, die Rechte des nachftehenden Vertrages ein. 

2. Der Herpwogtan des Brandverſicherungsvereins wird nach Kräften 
dahin wirken, daß die preußiſchen Forſtbeamten, ohne Beſchränkung ihrer freien 
—— 7 und unbeſchadet der zurzeit noch beſtehenden Verpflichtungen gegen 
andere Geſellſchaften, ihre Feldfrüchte künftig bei der Norddeulfchen Hagelverficherungs- 
Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit zu Berlin in Deckung gegen Hagelſchaden geben. 

8 3. Die Geſellſchaft verſpricht, bei dieſen Verſicherungen nach Möglichkeit das 
Syſtem der Gemeinde⸗Verſicherungen in Anwendung zu bringen, und zwar dergeſtalt. 
daß der Regel nach für jeden Oberförſterei-Bezirk, in welchem mindeſtens drei Forſt⸗ 
beamte als Mitglieder eintreten, eine Gemeinde-Verficherung gebildet wird. 

8 4. für jede fo gebildete Forſt-Gemeinde⸗Verſicherung wird ein Vertraucusmann 
gemäß der Beitimmungen in 8 6 beftellt, der die Gefchäfte ehrenamtlicdy führt und 
direft mit der betreffenden General-Agentur verlehrt. In weit ausgedehnten Ober⸗ 
fürftereisBezirken können in Vereinbarung mit dem Vertrauensmann zwei oder mehr 
Forit-Gemeinde-Berficherungen abgefchloffen werden. 

. Der Vertrauensmann bat die Uufgabe, die Gemeinde-Berficherung recht 
zeitig aufzunehmen, abzufchließen und an die betreffende General⸗Agentur einzureichen, 
die Brämien und Ergänzungsraten — Nachſchüſſe — einzuziehen und an die General 
Agentur abzuführen, bie Bolice aufzubewahren, die Schaden-Unzeigen zu erftatten 
und bei formellen und Obmanns⸗Taxen die Rechte der Verficherten auszuüben. 


.m— 


*) Tireltion: Berlin S\WV., Wilhelmftraße 42a. 
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8 6. Das Unt des Vertrauensmannes wird in jedem Falle zunächſt dem 
zuftändigen Oberförfter — Forſtmeiſter — angeboten. Wenn diefer die Annahme 
Des Umtes ablehnt, fo wird der Vertrauengmann von den Verficherten gewählt und 
der GBefellfchaft bezeichnet. In diefem alle fol er der Regel nad) aus der Reihe 
Der verficherten Forftbeamten entnommen werben. 

7. Der Bertrauensmann hat zur Betreitung der Bureaufoften und baren 
Auslagen, fowie zur Remunerierung des Bureaugehilfen alljährlich von jedem ver: 
ficherten Forftbeamten für Aufnahme des Untrages 25 Pf. und für Porto 40 Pf. zu 
erheben. Bon dem erhobenen Borto fallen ihm zwei Drittel und der’ zuftändigen 
General⸗Agentur ein Drittel zu. 

Herner werden dem Vertrauensmann zur Beltreitung der Bureaufoften bzw. 
Berwendung eined Bureaugehilfen, von der Gejellichaft für Einfaffieren und Abführung 
der Vorpramie alljährlich) eine Inkaſſo⸗Gebühr von 10 Pf. für je 1000 ME. Ver⸗ 
fiherungdfumme und in Nachfchußjahren für Die Einziehung und Abführun der 
Nachſchußprämie eine Inkaſſo-⸗Gebühr von 10 Pf. für jeden Verſicherten des Korfts 
Gemeinde⸗Bezirks gewährt Endlich werden dem Forft-Semeinde-Bezirt von der Ge⸗ 
ſellſchaft für je 1000 ME. Verficherungsfumme 40 Bi. als Äquivalent für erfparte 
Agenturkoften alljährlich überwieſen, die den einzelnen Mitgliedern der Forſt-⸗Gemeinde⸗ 
Berfiherung nad) Maßgabe ihrer Verficherungsjumme zugute fommen und fofort von 
der Prämie gekürzt werden. 

8 8. Die betreffende General-Agentur überjendet dem Vertranendmann all 
jährlich im Seibting die nötigen Formulare für die Verficherungsanträge. Diefer 
jorgt für ihre Ausfüllung, unterfchreibt am Schluffe des Gemeinde-Verficherungd» 
antrages die vorgedrudte Befcheinigung, alle Angaben nad) beſtem Gewifjen gemacht 
zu baben, nimmt die Sabung nebſt Den Berficherungsbedingungen entgegen, 
befcheinigt deren Empfang und jendet den vollgogenen Antrag in zwei Exemplaren 
fpäteftens am 1. Juni an die zuftändige General-Agentur ab. 

a fönnen nur nad) 8 2 der allgemeinen Verficherungs> 
bedingungen (von 6%/, Entichädigung ab) abgeſchloſſen werden. 

. Die Direktion der Norddeutfchen Hagel» Verlicherungs » Gefellichaft auf 
Begenfeitigfeit zu Berlin wird darauf Bedacht nehmen, womöglich für jeden räumlich) 
nicht zu weit audgebehnter Sorft-Verficherungss Bezirk eine feiner durchſchnittlichen 
Hagelgefahr entfprechende einheitliche Normalprämie durch den Verwaltungsrat feit- 
ftellen zu lafien, und zwar foll diefelbe fo angewandt werden, dab jeder 10 Jahre 
hindurch fchadenfrei gebliebene Verficherte mit 10 Pf. unter diefer Normalvorprämie 
tarifiert wird, während jeder in den lebten 5 Jahren zweimal Verhagelte einen 
Zuſchlag von 5 Pf., jeder dreimal Verhagelte von 20 Pf. und jeder viermal Vers 
Angelte von 50 Bf. zu derjelben zu zahlen hat. Dabei fommen Schäden, welche Die 

orprämie nicht erreichen, nicht in Anſatz. während Schäden, welche den zwanzig— 
fachen Betrag der Borprämie überfteigen, doppelt gerechnet werden. 

10. Die Abſchätzung der Schäden erfolgt der Regel nach durch einfaches 
Tarverfahren. Wird formelle Verfahren erforderlich, fo Ent der Bertrauendmann 
den Vertreter der Verficherten zu bezeichnen. Diefer darf nicht perfünlid) von Hagel: 
Schaden betroffen fein. — Auch beim Obmannsverfahren hat der Vertrauensmann, 
ofern fich die Schäßer nicht über die Perfon des Obmanns zu einigen vermögen, 
te —— aus den von der Geſellſchaft vorzuſchlagenden drei Geſellſchaftsmitgliedern 
zu treffen. 

F 11. Dem Vertrauensmann wird es anheimgeſtellt, dafür zu ſorgen, daß in 
den Bezirksverfammlungen der Gefellichaft eine genügende Anzahl von fachverjtändigen 
Forſtbeamten feines Forſtbeamten⸗Gemeinde⸗Verſicherungsbezirks zu Bezirkstaxatoren 
gewählt wird, von denen die Geſellſchaft im einfachen Taxverfahren womöglich 
einen als Schätzer zuziehen wird. 

12. Vieſer Vertrag wird auf die Dauer von vorläufig drei Jahren ges 
fchloffen, und kann in den Monaten Oltober bis einfchließlich Dezember für den 
1. April des nächften Jahres gefündigt werben, widrigenfall3 er von Jahr zu Jahr 
weiter läuft. 
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Sm übrigen finden die Satungen und die Verficherungs-Bebingungen Der 
Hoch beutfihen Hagel⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft auf Gegenfeitigfeit” zu Berlin auf Die 
Borftbeamten-Semeinde-Hagel-Berficherung Anwendung. 


— 


2. Die von Landwirten gegründete und verwaltete Serobent| che Hagelverficherung 
Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit — Direktion: Berlin SW., Wilhelmftraße 42a — if 
die größte aller Hagelverſicherungs⸗Geſellſchaften Deutfchlauds. 

Bon ihren Einrichtungen Find bemerlenöwert: 


1. Schadenvergütung. Bon 6°/, an (8 2 Verſ.⸗Bed.). 

2. Rabatte. 

a) Der Rabatt für Schadenfreiheit beginnt nach vier fchadenfreien Jahren 
mit 5°/,, fteigt bis zur Höhe von 10%, um jährlih 1%, und won be 
ab um ſihnn 20/0, Neue Mitglieder erhalten für. vier als ſchadenfrei 
nachgewieſene Jahre 5°/, Rabatt, für jedes weitere 1°/, mehr, bis zu 20%, 
— 6G 32 Berj.-Bed.). 

b) Für Berzicht auf Schäden unter 12°/, werben 20°, Rabatt gewährt - 
($ 34 Verſ.⸗Bed.). 

c) Für fünfjährige Berfierung werden 5°/, Rabatt gewährt (533 Berj.-Beb.). 

Die Nabatte unter a und b dürfen zufammen 50°/, nicht überfteigen. 

3. Zarifierung. Die Höhe der Burprämien wird vom Berwaltungsrate auf Grund 
der ftatiftiich ermittelten Hagelgefahr feitgefegt. — Jeder in der Borprämie 
Erhöhte erhält rechtzeitig Nachricht und hat das Necht, den Vertrag bis zum 
1. Mai zu fündigen. 

4. Ermäßigung der im Untrage enthaltenen Wertfäge Tann für Olfrüchte bis 
15. Mai, für Winterung bis 1. Juni und für Sommerung bis zum 20. Sımi 

von Verficherten beantragt werden. 

Richtreduktion. Eine Reduktion der vom Berficherten gewählten ı und von ber 
Geſellſchaft genehmigten Verſicherungsſätze findet im Schadenfalle nicht ftatt. 

6. Regulierung. Zur Schadenſchätzung werden die von den Berficherten in den 
Bezirlöverfammlungen gewählten Schäßer verwandt. 

7. Entſchädigung auf Grund vorjähriger Police wird für nichtgefünbigte Ber 
Da nach Maßgabe der Berficherungsbedingungen bi 1. bzw. 20. Juni 
gewährt 

8. Gemeindeverfiherungen, in weitem Umfange verbreitet, erleichtern den Tleinen 
Landwirten die Berficherungsnahme und gewähren den Beteiligten erhebliche 
Eriparniffe an Nebenkoften. 

9. Bezirföverfammlungen. Das gefamte Ge häftögebiet ift in Bezirke eingeteilt. 
Für jeden Bezirk iſt ein Bezirksverein gebildet, der die Scha Ins eines Ber- 
einigungspunktes für Die Mitglieder zur Förderung der Bejellichaftsinterefien 
bezwedt und bad Recht Hat, in —— ſtattfindenden Verſammlungen Schäßer 
ſowie einen Vertreter zur Genera er jemmlung zu wählen, defien Reiſekoſten 
die Geſellſchaft vergütet (Titel VI der Sagung). Diefe bei feiner anderen 
Geielichaft beitehende Einrichtung bietet den Mitgliedern die Sicherheit, daß 

e Intereſſen jowohl bei Abſchätzung der Schäden, ald aud in ber 
Seneralverfammlung in jeder Beziehung gewahrt und vertreten werben. 
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E. Lebensverſicherung für Deutſche Sorſtbeamte“ 


(eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht) 


in München. 
Geſchäftsbetrieb in Pafing bei Münden. 


Allgemeine. 


Die Lebensverficherung für Deutiche Forftbeamte ift an das Gele über die 
privaten Verficherungdunternehmungen vom 12. 5. 1901 gebunden und dem Kaiferl. 
Auffichtsamt für Privatverfierung in Berlin unterftellt. Die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes über den Nachweis des Prämienrefervefonde und über die Unlage des 
Bermögend der Berficherungsgefellichaften garantieren jedem Verſicherten die” volle 
a a, felbft wenn der Zugang an Ditgliedern plötzlich ganz auf- 

ren jollte. 

Die Lebensverficherung für Deutjche Forſtbeamte dient ausschließlich der forftlichen 
Berufstätigkeit und verfichert Forit- und Jagdbeamte ohne Unterjchied des Titels und 
der Rangftufe, gleichgültig, ob im Staats», Körperſchafts⸗ oder Privatdienfte, mit 
SKapitalien von 1000 bis 12000 ME. auf Todesfall (Tarif D oder auf Zeit und 
Todesfall (Tarif II. Sie ift die einzige Geſellſchaft, welche die forſtliche Unter⸗ 
fterblichleit „gugunken ber Bernfögenofjen verwertet, in welcher aljo die Forftbeamten 
nicht für Verſicherte mit ungleich höherer Sterblichleit mitzuzahlen haben. Sie 
hat deshalb auch die niedrigften Beiträge von allen Berficherungsgefellichaften. Der 
weiter unten ftehende Vergleich mit dem Preußifchen Beamtenverein zu Hannover und 
einigen anderen belannten Berficherungsgejellichaften bezeugt Dies. Aus Dem 
Bergleih geht auch hervor, day die Lebendverficherung für Deutſche Yorfibeamte 
günfligere Prämienſätze hat alö der Preußiſche Beamtenverein zu Hannover. Sie 
ift die einzige Geſellſchaft mit vierteljährlicher Zahlung der Beiträge ohne 
Zinszuſchlag. Ihr gebührt das Verdienſt, für die zumeift nicht in glänzenden 
Einfemmensverbältiffen ftehenden Forſtbeamten den Schatz geben zu haben, welcher 
in der Iorhlihen Unterfterblichfeit zu finden if. Die Beobachtung des täglichen 
Lebens daß der foritliche Beruf einerfeit3 gejunde Beamte fordert (die meiften 
Mitglieder der Lebensverficherung für Deutfche Forſtbeamte haben der Militärpflicht 
genügt), andererfeitö die Lebensdauer erhöht, ift durch eine Weihe ftatiftifcher Unter» 
fuchungen zur unanfechtbaren Tatjache geworden. Auch die nunmehr faft 20jährigen 
Erfahrungen der Lebensverficherung (früher Sterbelafie) beftätigen vollauf, daß Die 
Forſtbeamten ſich einer weſentlich höheren mittleren Lebensdauer erfreuen al3 andere 
Menichenlinder. Die Verwertung diefer forftlichen Unterfterblichfeit bat zur Folge 
verhältnismäßig niedrige Prämienfäbe, zu denen die Lebensverficherung für Deutfche 
Forftbeamte um fo mehr berechtigt ift, al3 die ganze Verwaltung im Ehrenamt 
gefchieht. Nur der erite Vorſitzende (ausfchlieglich tätig für Die Senofjenfchaft) erhält 
jährlich 3000 ME., der zweite Borfigende 500 ME. Vergütung. 

Die Lebensverficherung für Deutſche Forftbeamte genieht als eingetragene 
Genoſſenſchaft mit bejchränfter — nicht nur die vollen Rechte der juriſtiſchen 
Perſon, ſondern es vollzieht ſich auch ihre ganze Geſchäftsverwaltung, Ein» und 
Austritt, Wechjel im Vorſtand, Änderungen der Sahungen und dergleichen unter den 
Augen des zuftändigen Genoſſenſchaftsrichters. 

Die Führung der Lifte der Genoſſen, Veröffentlichungen uſw. werden vom Königl. 
Amtsgericht unentgeltlich beforgt. Die Einrichtungen der Genoffenfchaft und ihre 
Geſchaͤftsführung in allen Zweigen der Berwaltung werden alljährlich (nad) dem 
Senaffenihaftägeieh, mindeftens alle zwei Sabre) durch einen der Genoſſenſchaft nicht 
angehörigen, von Bericht beſtellten, Reviſor der Prüfung unterworfen. Darin liegt 
eine Sicherheit für den einzelnen Genoſſen, wie fie außer dieſer Lebensverſicherung 
feine andere Geſellſchaft bietet. Bei der amtlichen Reviſion wird ftet3 noch ein 








* Krüber Sterbelaffe für das Deutſche Yorfiperfonal in Tübingen. 
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Mitglied des Aufſichtsrates zugezogen. Hierbei ift die bei der Lebensverſicherung 
jür Deutſche Forſtbeamte gewählte beſchränkte Haftpflicht Die mildefte Form ber 
Haftbarkeit, welche bei Gegenjeitigfeitögefellfchaften möglich ift. Die paltbarfeit ik, 
auf den Betrag von 30 ME. für den Unteilfchein & 1000 ME. beſchränkt, und es ift, 
da die Genoſſen bei der Lebensverlicherung für Deutfche Forſtbeamte Gläubiger und 
Schuldner in einer Perfon find, überhaupt nicht denkbar, daB dieſe beichräntte 
Haftbarkeit je einmal in Anwendung kommen ſollte. 

Die Lebendverficherung für Deutſche Forftbeamte, als Sterbefaffe gegründet im 
Jahre 1888, ift in allen deutſchen Bundesftaaten zum Betriebe zugelafjen und zähl 
faft 5000 Mitglieder. Am 31. Dezember 1906, dem Schluß des 19. Geſchäftsjahres, 
hatte fie 4808 Genofjen mit 15 185000 ME. Verficherungsfumme und einer Brämien- 
referve von 2362711,98 ME, das ift 15,6%, der Verſicherungsſumme. Das 
Sefamtvermögen betrug nad dem Nennwert 2456000 ME. und ift zu In in 
Staatöpnpieren, ftädtifchen WUnleihen und erften Hypotheken, und zu 1/,, im Jochen 
auf den Inhaber Iautenden Pfandbriefen deutjcher Hypothefen-Afktien-Banfen angelegt, 
weiche die Reichsbank in Klaſſe I beleiht (f. 8 59 des Geſetzes über die privaten 
Berfiherungsunternehmungen). 

Bis zum gleichen Termine find 616 unferer Genoſſen geftorben, und dank deren 
—5 — für ihre Familien erhielten Die Hinterbliebenen insgeſamt 1374000 Mk 
ausgezahlt. 

Jeder deuifche Forſt- oder Jagdbeamte wolle die Einrichtung der Leben‘ 
verficherung für Deutjche Forftbeamte prüfen und kennen lernen. Jeder der unten 
genannten Landesvorſtände ift für die in feinem Bezirke wohnenden Forſt und Jagd 

eamten bereit, auf Anſuchen die Satzungen nud Anmeldebogen unentgeltlich zu 
berjenbei, auch fonft jede gewünſchte Auskunft über alle Verbältniffe 
zu geben. 

Kein Forſt- und Jagdbeamter aber, der in der Lage if, fein Leben neu ober 
höher zu verfichern, follte zögern, der LZchensverfiherung für Dentiche Forſtbeamte, 
d. 5. einem Verein beizutreten, in welchen ein Berufögenofie dem andern die Pine 
reicht zu gegenjeitiger Bürgichaft für größte Billigkeit und Sicherheit, wie folde 
von einer anderen, aus den verfchiedenften Berufsklaſſen zufammen- 
gefegten Berfiherungsgefellfchaft niemald geboten werden Fönnen. 
Jeder Genoſſe aber foll e8 im eigenen Interefie als feine ernfie Pflicht betrachten, 
feine Kollegen auf die Lebenäverfiherung für Deutliche Forſtbeamie aufmerffam zu 
machen und fie zum Beitritt zu veranlafien. Er Tann dies mit gutem Gewillen tun 
zum Gegen feiner Berufsgenofien. Die Stärkung der Genoſſenſchaft durd 
zahlreichen Zugang kommt den Mitgliedern durch hohe Dividende zugute. 

Die neu eintretenden haben vor den alten Genoſſen den Vorteil, in eine wohl⸗ 
geordnele und organifierte Genoſſenſchaft eintreten zu können, deren bisher erworbenes 
Vermögen einen Binsertrag abwirjt, welcher die Verwaltungskoſten und ungefähr die 
Hälfte des jährlichen Aufwandes für Sterbefälle deckt. 

Der günftige Verlauf der Sterblichkeit in den Jahren 1903/04 ermöglichte mit 
Öenehmigung des Kaiſerl. Auffichtsamtes für Privatverfierung in Berlin die 
Berteilung einer Dividende von 15°/, und 20%, der alten Beiträge aus Dem 
Sterblichfeitögemwinn, während aus dem Reingewinn vom Gef aäftöjahre 1905 
20°/, der feit 1. Januar 1904 eingeführten, wejentlich höheren Beiträge 
als Dividende gewährt werden Tonnten. 

Borübergehende Schwankungen im Vermögensſtand durch Kursrückgang der 
Wertpapiere, der den Ertrag ded Vermögens zwar nicht ändert, aber nad) beitehender 
Vorſchrift in der Bilanz Berüdfichtigung finden muß, oder eine ausnahmsweiſe 
große Sterblichkeit, die ſich durch erhöhte Unterfterblichleit in folgenden Jahren 
ebenjo wie der Kursverluſt wieber ausgleichen, können vorübergehend zwingen, Die 
Dividende zu ermäßigen. Nach dem Öutachten de3 Berficherungstechnilerd wird 
aber in wenigen Jahren die Lebensverfiherung noch höhere Dividendenfähe 
gewähren können. 
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Auszug aus den Satungen der Lebensverficherung für Deutiche Forſtbeamte, 
eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, in München: 
Name und Zwed. 


$ 1. Der im Jahre 1888 als Sterbefafje errichtete Verein (Genoffenfchaft) 
führt die Bezeichnung (Firma): „Xebensverficherung für Deutfche Forftbeamte, 
eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht”. Die Verſicherung 
ertet FH dem Grundfage der Gegenfeitigleit. Die Genoffenfchaft hat ihren Sit 
in nchei. 

d 8 2. Gegenſtand des Unternehmens iſt der Abſchluß von Kapitalverſicherung, 

und zwar: 

1. von Verſicherungen, bei denen das Kapital mit dem Tode des Verſicherten 
fällig wird (einfache Lebensverſicherung); 

2. von Verſicherungen, bei denen das Kapital bei Vollendung eines im voraus 
feſtgeſetzten Lebensjahres des Verſicherten (teilbar durch 5) oder, falls der 
Berficherte vor Vollendung dieſes Lebensjahres fterben follte, mit dem Tode 
des Berlicherten fällig wird (abgekürzte Verficherung). 


Haftpflicht und Haftfumme. 
8 3. Die Genofjen unterliegen der befchränften Haftpflicht nach Maßgabe des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes und der Satzungen. 
Die Haftfumme der einzelnen Genoſſen ift auf 30 ME. für jeden erworbenen 
Geſchäftsanteil beſtimmt. 
Geſchäftsanteil. 


8 4. Der Geſchäftsanteil wird für je 1000 Mk. Verſicherungsſumme auf 
2 ME. feſtgeſetzt, iſt nach Zuſtellung des Verſicherungsſcheines zu zahlen und nicht 
übertragbar. (88 6, 10, 17 und 21.) 

Die Beteiligung eines Genoſſen auf mehrere, höchſtens aber auf zwölf Geſchäfts⸗ 
anteile ift zuläffig. (Vgl. 8 17.) 
Mitgliedſchaft. 


8 5. Die Mitgliedſchaft kann erwerben das von deutſchen Waldbeſitzern inner⸗ 
halb und außerhalb des Deutſchen Reiches, jedoch nicht außerhalb Europas, und 
ebenſo das von Ausländern innerhalb Deutſchlands angeſtellte oder im Vorbereitungs⸗ 
dienste befindliche Forſt- und Jagdperſonal, ohne Unterſchied, ob der Eintretende bein 
Staat, bei Körperfchaften, Staudesherrfchaiten oder Privaten in Dienjten jteht und 
ohne Rüdficht auf die Rangftufe und Die Befchäftigungsart. 

Vorausſetzung ift: Geſundheit, Dienfttauglichkeit und ein Lebensalter von nicht 
unter 20 und nicht über 60 Jahren. 

Unter derfelben Borausfegung werden forſtwiſſenſchaftliche Lehrer an Univerfitäten 
und an den Forftlehranftalten, Waldbaufchulen ufw., fowie Beamte der foritiichen 
Berfuchsanftalten und Wugeftellte des Vereins aufgenommen. 

Während einer Mobilmahung können Wehrpflichtige nicht aufgenommen werden. 

Zum Erwerb der Mitgliedjchaft bedarf es: 
1. einer von dem Beitretenden zu unterzeichnenden unbedingten Erklärung des 
Beitritt? und des Erwerbs von mindeftens 1 Gefchäftsanteil (Verficherung 8 17); 
2. eines Nachweiſes über perfünliche Verhältniffe, Geſundheit und Dienfttauglichkeit, 
fowie des Zeugniſſes eined vom Landesvorſtand oder vom gejchäftsführenden 
an zu beftimmenden Wrztes, fobald die Verſicherungsſumme 3000 ME. 
überfteigt; 
8. un Anfnahmebefchluffes des gejchäftsführenden Vorſtandes und des Landes» 
voritandes. 
Wird die Aufnahme abgelehnt, jo kann der Abgewiejene Berufung an den 
Geſamtvorſtand ergreifen, welcher endgültig entfcheidet. 
Das Anfnahmeverfahren iſt außer den allenfalls in Unmwendung kommenden 
ee und Staatögebühren, welche der VBerficherungsnehmer zu tragen bat, 
ojtenfrei. . 
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7. Die Mitgliedſchaft entſteht durch die Eintragung in die gerichtliche Liſte 
der Genoſſen und endigt durch den Tod durch die Löſchung in dieſer Liſte mit 
Schluß des betreffenden Geſchäftsjahres nach Maßgabe des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
und der Sabungen. 
Berfiherungsfumme. 

817. Die in 8 2 erwähnte Verficherung gefchieht auf Die Summe von 1000 RE. oder 
ein Vielfaches davon bis zum Höchtbetrag von 12000 ME. (8 10 Biff. 4 und $ 4.) 

Jedem Genoſſen fteht es frei, hernach die Erhöhung ſeiner anfänglichen 
Verſicherungsſumme bis zum Höchſtbetrag zu beantragen. 

Dafür iſt das nämliche Verfahren und find dieſelben Vorausſetzungen maß- 
gebend, wie bei der Aufnahme. 

In derſelben Weiſe ſteht es den Genoſſen frei, eine Herabſetzung ihrer 
Verſicherungsſumme, jedoch nur vom Beginn eines neuen Geſchäftsjahres, zu bean⸗ 
tragen. Bezüglich der Abgangsvergütung wird in letzterem Fall nad) 8 23 verfahren. 


Beiträge. " 

8 21. Für die Feſtſetzung der Beiträge ift das Lebensalter des Eintretenden 
am Tage der Auselung des Verſicherungsſcheines Durch den Landesvorftand maß⸗ 
aebend; find an diefem Tage bereit# 6 Monate des angefangenen Lebensjahres ver: 
floſſen, fo wird el als voll angejehen und der Feſtſetzung der Beiträge zugrunde 
gelegt. — Die Berjicherung beginnt mit der Mitgliedfchaft (8 7), d. i. mit dem Tage 
der Eintragung in die gerichtliche Lifte der Genoſſen. 

Die Verpflichtung zur Bezahlung der Beiträge beginnt mit dem eriten desjenigen 
Monats, in welchen der Eintrag in die gerichtliche Mitgliederlifte erfolgte Au 
den nachverzeichneten Beiträgen ift einmal bei der Wufnahme für je 1000 Mk. 
Verſicherungsſumme der Gefchäftsanteil (8 4) mit 2 ME. zu entrichten, und zwar 
fofort mit der eriten Beitragszahlung. 

Für die Verficherungsfumme von je 1000 DE. find jährlich zu entrichten: 

a) bei der einfachen mebendvercherung (82 Abf. ı Ziff. 1) nach Tarif I bis zum 
Schluſſe des Gefchäftsjahres, in welchem ein Genoſſe ftirbt oder in anderer Weife 
aus der Genofjenfchaft ausfcheidet; Zaritı 

- arif I. 


Lebensalter | Jährlicher Beitrag für eine] Lebensalter | Jährlicher Beitrag für eine 
beim Verſicherungsſumme von je beim Verſicherungsſumme von je 
Eintritt | 1000 ME. im nebigen Alter 1000 ME. im nebigen Alter 






0 | 16,12 41 30,64 
21 16,52 2 31,72 
22 16,96 43 32,92 
23 17.40 44 34,16 
24 17.88 45 35,48 
25 18.36 46 36.84 
26 18.88 47 39,32 
27 19,44 48 39,84 
28 20,04 49 41.48 
29 20,64 50 43.20 
30 21.28 51 5— 
31 2,— 52 46,96 
32 22.68 53 49,08 
33 23.44 54 51,32 
34 24.20 55 53,72 
35 25, 56 56,28 
36 25.84 57 59,— 
37 26,72 58 61,92 
38 27.64 59 65.04 
39 28.60 60 68,32 
40 29,60 
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b) bei der abgekürzten Verſicherung (8 2 Abſ. 1 Ziff. 2) nach Tarif II bis 
um Schluſſe des Gejchäftsjahres, welches im Verficherungsfcheine bezeichnet ift, 
zw. fall8 der Verſicherte Schon früher ftirbt oder in anderer Beie aus der 
Genoſſenſchaft ausfcheidet, bis zum Schluffe des beir. Geſchäftsjahres. 


Tarif I. 








Für 1000 Mi. verfichertes Kapital, zahlbar bein Tode, jpäteftens bei Vollendung 
der nachbezeichneten Lebensjahre: 
>| Is | oo | 5 |o| 5 | © 


Debensalter 
eim Eintritt 


find an Beiträgen in voraus zu zahlen 


= 2 
20 56,64 41,16 32,28 26,72 23,08 20,68 19,04 18,04 
21 61,24 43,68 33,88 27,80 23,88 21,28 19,60 18,52 
22 66,52 46,44 35,60 29, — 24,76 21,96 20,12 19,— 
23 72,72 49,60 37,48 30,24 25,68 22,68 20,72 19,52 
25 80,04 53,12 39,56 31,60 28,64 23,44 21,36 20,08 


88.84 | 5712 | 4180 | 3308 | 27.72 | 242 | 22— | 20,64 
261 9964 | 61,72 | 4436 | 3472 | 2884 | 2508 | 22,72 | 21,24 
27 | 113,16 | 6704 | azı6 | 3748 | 3008 | 26— | 234 | 21.88 
28| 13056 | 7328 | 50,36 | 3840 | 3140 | 27,— | 2424 | 22,60 
29 | 15380 | 80,64 | 53,92 | 4056 | 32,80 | 28,08 | 25,08 | 23,32 
30| 186,36 | 8952 | 58-— | 4288 | 34,36 | 29,20 | 26,— | 24,08 
31 100.36 | 62,88 | 45,48 | 36,08 | 30,40 | 26,96 | 24,88 
32 11396 | 68,08 | 48,40 | 37,92 | 31,72 | 27,06 | 25,76 
33 13140 | 74,36 | 5164 | 39,92 | 33,12 | 29,04 | 26,64 
34 154,68 | 81,80 | 5528 | 42.08 | 3460 | 30,16 | 27,60 
35 18728 | 90,8 | 59,36 | 4448 | 36,20 | 31,36 | 28,56 
36 10156 | 6408 | 4712 | 37,06 | 32,64 | 29,60 
37 115,16 | 6948 | 50,04 | 39,84 | 34— | 30,2 
38 132,60 | 7576 | 5332 | 4188 | 3548 | 31,88 
39 155,83 | 83,20 | 56,96 | 4408 | 37,04 | 33,12 
40 188,40 | 92,08 | 61,08 | 46,2 | 38,68 | 34,40 
4 102,92 | 65,76 | 49,16 | 4048 | 35,76 
42 116.48 | 7116 | 52,16 | 424 | 3724 
43 13302 | 7748 | 55,60 | 44,56 | 38,84 
4 157.16 | 84.96 | 59,20 | 46,92 | 40,56 
45 189,72 | 9392 | 6340 | 4948 | 42,40 
48 104,54 | 68,20 | 52,28 | 44,36 
17 118,48 | 73,72 | 55,36 | 46,52 
48 135,96 | 80,08 ! 58,80 | 48,80 
49 159,20 | 87,60 | 62,64 | 51,32 
50 191,64 | 96,60 | 66,96 | 54,04 
51 107,56 | 71,88 | 57,08 
52 121,20 | 77,56 | 60,40 
53 138,76 | 8392 | 64,12 
54 162,08 | 91,84 | 68,24 
55 194,60 | 101,08 | 72,92 
56 112,28 | 78,40 
57 126,16 | 84,20 
58 14392 | 91.16 
59 16740 | 99,24 
60 200,08 | 108,80 


Die Beiträge, welche nach Belieben ganzjährig, halb» oder vierteljährlich entrichtet 
werben können, find bei Beginn eines Gefchäftzjahres, Halb» oder Vierteljahres fällig 
und ftet3 im voraus zu bezahlen, und zwar portofrei. 

Monatliche Bezahlung der Beiträge kann nur geftattet werden, wenn die Beiträge 
von der Befoldungskaffe durch Gehaltsabzug Toftenfrei erhoben werden. 

Erfolgt die Zahlung durd) Boftanweifung, fo gilt der Poſtſchein als Duittung. 


462 VIE. Privates Berfiderungsmegen. 


Wuszahlung der Berfiderungsfumme. 

8 24. Die Verſicherungsſumme ($ 17) wird beim Wblchen des Genofjen bzw. 
bet Vollendung des im Berficherungsfchein [eitgelehten Lebensjahres (abgefürzte 
Verſicherung) fällig mıd ift nach Maßgabe der Beichäftsanweifung auszuzahlen. 
Die Auszahlung erfolgt an jene Berfon, welche den Verſicherungsſchein vor« 
gelegt bat, fofern nicht bei Übergabe des Echeines ausdrüdlich eine andere Perſon 
als Bahlungsempfängerin genannt worden if. Die Auszahlung erfolgt um: 
a ekanb gug dann, wenn der Genoſſe infolge eines vaterlaͤndiſchen Krieges den 

od gefunden hat. 

Die Berficherungsfumme wird aber in diefem Falle erft 3 Monate nach dem 
Friedensſchluß ausbezahlt. 

Das Gejchäftsguthaben, auf welches jeder Genoſſe beim Ausscheiden Anſpruch 
hat, iſt in der BVerficherungsfunme inbegriffen. Mitglieder, deren Berficherung 
erlofchen ift ($ 18), —* feinen Anſpruch auf die Verſicherungsſumme. 

Etirbt der Verficherte durch Seibfttötung oder infolge verfuchter Selbittötung, 
jo befteht der Rechtsanſpruch auf die ganze Verficherungsfumme, wenn die Berficherung 
volle 5 Jahre in Kraft war. Bei kürzerer Dauer gewährt die Genoſſenſchaft Die 
volle Praͤmienreſerve oder wenn der Gelamtvorftand die Überzeugung gewinnt, dab 
die Gelbfttötung oder deren Verfuch auf eine nach dem Abfchluß der Verficherung 
entitandene Geiftesfranfheit oder auf fchwere Törperliche Leiden zurädzuführen if, 
die volle Verficherungsfumme. 

Durch wiljentlich falſche Beantworhing der in dem Anmelde oder Fragebogen 
geftellten tragen in wefentlichen Dingen, welche die betrügerifche Wbficht (Arglift) 
erfennen läßt, geht dem Berficherungsnehmer jeder Anſpruch aus der Berficherung 
verloren. 

Dem Geſamtvorſtand fteht vorbehaltlich des Rechtswegs die Enticheidung hierüber zu. 

Die Anſprüche aus der Verficherung erlöfchen, wenn fie nicht innerhalb 2 Jahren 
vom Tage ab, an dem der Verficherte geftorben oder gerichtlich für tot erklärt worden 
ift, oder falls die Verficherung früher beendet wird (abgelürzte Verfiherung), nicht 
innerhalb 2 Jahren von dieſem früheren Termine ab gegenüber dem Landesvorſtand 
oder dem Borjtandsvorfigenden geltend gemacht worden ift. 


Dividende und Dividendenreferve. 


8 29. Der nad) der Ergänzung des Sicherheitsfonds verbleibende Reit des 
Neingewinns, bzw. falls der Sicherheilsfonds die vorgefchriebene Höhe erreicht hat, 
der ganze Reingewinn, ſteht zur Verteilung von Dividende und Anſammlung einer 
Dividendenreferve zur Verfügung. 

Der Ausſchlag der Dividende auf die einzelnen Genoſſen erfolgt in Prozenten 
der Sahresbeiträge Normal-Prämien). Der Prozentfag wird durch Die Haupt» 
verſammlung bejtinmt. _ 

Dividende erhalten diejenigen Genofjen, deren Verficherung fünf volle Geſchäfts⸗ 
jahre beftcht, vom Beginn des fechften Jahres ab. Dies gilt auch für Rad. 
verficherungen. Die Verteilung der Dividende erfolgt durd) Abzug an den nächſt⸗ 
jährigen Beiträgen. 

it dem Ausſcheiden aus der Genofjenfchaft Hört der Dividendenanſpruch auf. 
Werden die Beiträge nicht jährlid, fordern in Teilzahlungen (vierteljährlich uſſ.) 
entrichtet, jo wird die Dividende in gleichen Teilbeträgen in Abzug gebradit. 





Zeitige Organe der Genoſſenſchaft. 
(Sommer 1907.) 
I. Geſchäftsführender Borftand: 
Erjter Borfigender: Oberförfter a. D. W. Glaſer, Bafing. 
Zweiter „ Minifteriafforftbuchhatter Heid, München. 


— — — — — — — — — — — — — 


E. Lebensverſicherung. | 468 


® 
U. Landesvorjtände und Sammelftellen für Preußen (H): 














‚ Provinz Landesvorſtand Sammelftelle 


Weitfalen Oberförfter Nolte in Brilon | Förfter Kaltwafier in Moos⸗ 


felde bei Neheim 


















II} Sadjen Forſtmeiſter v. Wetadt in Revierförſter Köppeni in Stein⸗ 
Diesdorf, Kr. Salzwedel | badj bei Unterneubrunn 
IIL | Hannover Oberförfter Bräuer in üslar Hegemeifter Sauerwald in 
t. Hann. Wennigſen a. Deiiter 
IV | Pommern OberjörfterSiewertindalfter | Revierförfter Riſtow in Char- 
Iottenhof bet Groß⸗Boſchpol 
V vrdenzollernſche Forſtrat v. Werner in Gig: | Oberförfter Eberhard in Sig⸗ 
Rande maringen maringen 
VIGHeſſen⸗Naſſau Forſtmeiſter Fenner in Wolf⸗Forſtmeiſter Wittig in Bieber, 
gang bei Hanau Kr. Gelnhauſen 
VIIRheinprovinz Forſtmeiſter Paulus in Neu⸗ Repierforſter Mayer in Tier⸗ 
Dia bei Stromberg (Huns⸗ len 0 . Ürgenthal (Bez. 
oblenz) 
VIII] Brandenburg &orftmeifter Haſſenpflug in | „Waldheil” in Neudamm 
Hohenwalde i. d. Neumark 
IX | Oft» und Weite | Forftmeilter Zacher in Meb- | Förfter Weigel in Seebad» 
preußen laufen, Bez. ‚gümigöberg Förfterei bei Memel 
x | Schleswig-Holftein| Foritmeilter:!WidelinBordess | Forftauffeher Wehding in 
mit Lauenburg holm bei Siel Ladendorfb. Booſtedt, Holft. 
XI] Bofen DOberforjtmeifter Freſe in | Revierförfter Krug in Blotnick 
Pofen I, Luijenftr. 11 bei Leiperode 
XII | Schlefien Forftmeifter Richtſteig in | Föriter Wagner in Maifrip- 
Camenz, Dberidlefien dorf bei Neichenftein 


Bergleihung der Prämien einiger befannter Berficherungsanftalten. 
A. Für die Lebensverſicherung auf Todesfall, 





Prämte für 1000 DE. Berfiherungsfumnte mit Angabe der Differenz 
gegen die Lebensverficherung für Deutfche Forſtbeamte 
















Ranıe der Anitalt Beitrittsalter 
25 30 35 40 45 | 50 55 
if. |Pröm. Diff. Pram. Diff. Präm. | Diff. Präm. | Dit Pram. Tif. 



















Lebensverſicherung für 
Deutſche Forſibeanite, 
inß tige. . . 
1/, jährige Bahlung 

reuß. Beamtenverein, 


21,28] — 125,00) — 29,60) — 135,45] — 143,20} — 153,72] — 
4,59| — ı 5,32] — | 6,251 — || 7,40| — || 8,87] — 110,80| — 113,43] — 


einjährige . . . f19,46|1,10'22,48| 1, 16|26,20!1,20130,84|1,24136,76|1,28144,52| 1,32155,09|1,37 
1/stährige Bahlung . | 5.202,44 5,96!2,56| 6,9312,72] 8,13|2,92| 9,66,3,16111,6813,52114,4514,08 
Gothaer . . 123,605,2426,3015,02129,70|4,70133,90'4,30139,60)4, 12j47,30|4, 0157,40 3,68 
Leipziger 3,60|5,24126,20|4,92)29,60)4,60133,80'4,20139,60|4,12147,20|4,00157,40:3,63 







22,303,9424.603,32 
23,4015,04126,60|5,32 
23,00]4,64126,0014,72 


2-B.ud EB. Stuttgart 
Germania 
Biltoria . 


28,1013,10!33.503.90140,40|4,92149,80|6,60162 ‚4018, 68 
30,6015,60135,80 6,20142,50|7,02151 ‚50/8,30/63,40 9,63 
29,904,90134,90'5,30|41,30|5,82149/80'6,60j61,0017.28 
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B. Für bie ſog. abgetärste Lebensverſichernug. 


Prämie für 1000 ME. Verſicherungsſumme mit Angabe der 
Differenz gegen die Lebensverfiherung für Deutiche Forſtbeanite 


BeitrittSalter 
35 40 45 50 
m.| Diff. | Präm. | Diff. | Pröm. | Bit. 














Name der Anſtalt 


Lebensverſicherungfur Deutſche 









Forſtbeamte. jahrliche . 127,72] — 134,36| — —* — 61,00, — 1 9392| — I — | — 
/stährlige Zahlung 8,591 — |11,12: — 115,27) — 12348 — I — — 
Prenß. Beamten-Berein, jährl. ‚0610,70745,31/0,83162,08| 1,00 95,18] 1,261 — , — 

Yjährlige Zahlung . . | 7,4211,96] 9,15[2,24111,76/2,56'16,03| 3,041 24,47] 3,96| — | — 
Bothaer. - 2 22.2.0. ‚60/6,24}51,10:8,62|68,30 1,22lıo3, 101 9,18 — | — 
Leipziger . . 133,40|5,68]40,40|6,0450,80.6,32)68,00 6.92]102,30| 881 — | — 
Leb.-%. u. &-B. Stuttgart . 32,60|4,88139,50]5,14150,7016,22]70,60| 9,52j110,00118,08| — | -- 
Germania . . , 133,5015,78140,70!6.34151,9017.42170,60| 9,52] — — — 
Biktorla-. - = = =. . B4,00l6,28141,10l6,74152,3017. 8171,20 1011| — | — I — ; - 





Lebensverſicherung f. Deutfche 


poritbeamte, jährlide . . [24,24 — 129,20| — 136,20) — 146,52] — 
/sjäbrlihde Zahlung . . 1 6,06) — I 7,30) — I 9,05] — 111,63] — 
Breuß. Beamten-Berein, jahrl. 124,67|0,43|29,73|0,53|36.8710,67,47,32| 0,80 
1/,jägrlihe Bablung. . . 6, 5111,80 7,80 2, 9,6212,23 12,29 2,64 
Gothaer. - - - > 2... 129,7015,46134,80[5,60142,0015,80152,70| 6,18 
Leipziger 29, 60 5, 36 34, 60|5, 40 41,80/5,60152,40| 5,88 
Leb.V. u. GB. Stuttgart . 28, 40 4, 1 33, 20,4, ‚00 +0,7014,5053,10 6, 58 
Germania . - . . 120,50|5.26134.80|5.6042/40|6, 2054,00 7,48 
Biktorla- - > - >... 130,00l5,zelss,30|6 ‚10142, 80/6,60154,50| 7,98 








co) Yerfiherungen, deren Bapital gezahlt werben foll beim Yode, fpätefiens jedoch beim giier 65. 
Lebensverficherung f. Deutfche h 


Forſtbeamte, jaährliche. [22,00] — 26,00 — 31,360 — 38,68 — 14048 — 166,90 — 
jahrliche Zahlung . . 5,50 — 6,50 — 7.84 — | 9,67 — 112,37] — [16,74| — 
Preuß. Beamten-Berein, jahrl. [22,33|0,33|26,40|0,40131,8810,52.39,32| 0,64 | 50,23 | 0,75 | 67,90 | 0,9% 
‚lehrte Bahlung. . . 5,92|1,68] 6,9611,84| 8,3812,08110,26| 2,36 | 13,06 | 2.76 | 17,59 | 3,40 
Gothaer... . . . . . 127,10|5,10131,20|5,20136,60|5,24144,C0| 5,32 | 55,40 | 5,92 1 74,30 | 7,34 
Leipziger . 27.0015, 31,0015,00136,4015,0443,80| 5,12 | 55,20 | 5,72 1 74,00 | 7,04 
Leb.-B. u. EB. Stuttgart . 25,7013,70129,30[3,30 34,90 3,54143,60| 4,92 | 56.60 | 7,12 | 78,00 |11.04 
5,44/45,00 6,32 | 57,20 | 7,72 | 77,30 |1034 


Germania .. 26,90 4, 90131,1015, ‚10136, ‚80 


Biltoria. ... . 2.187, ‚08, ‚0131,50 9,50) 37,30 5, y4 #5, 10! 6,62 1 57,60 8, 12 78,40 11,4 





F. Hinterbliebenen- und Penfionsberficherungs- 
Anitalt des Derbandes Deuticher Beamtendereine. 


Der von dem verftorbenen Herrn Staatsminiſter D. Dr. Boſſe begründete, unter 
damaliger Leitung des verftorbenen Herrn Präfidenten des Auffichtsamts für Privat: 
verficherung Dr. v. Woedtfe ftehende Verband Teutſcher Beanttenvereine — jebiger 
Borfigender: Herr Unterſtaatsſekretär im Reichsamt des Innern Wermuth — bat 
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im Jahre 1894 auf einmütigen Beſchluß feiner Hauptverſammlung eine Verſicherungs⸗ 
anſtalt ins Leben gerufen, die den Zweck verfolgt, den Beamten im weiteſten Sinne 
gegen billige Prämien die Möglichkeit zu bieten, ſich der ſteten Sorge um die 
Sicherſtellung ihres Alters und ihrer Hinterbliebenen gegen wirt— 
ſchaftliche Notfälle durch Abſchluß einer Verſicherung tunlichſt entheben zu können. 
Die hödjiten Reichs⸗ und Staatsbehörden haben ihr beſonderes Intereſſe für die 
Anſtalt bekundet und durch befondere Erlaſſe zum Ausdruck gebracht. 


I. Berwaltungßorgane. 


Die Verwaltung der Anftalt liegt neben den aus Anſtaltsmitgliedern beftehendent, 
über das ganze Deutfche Reich verteilten DOrt3ausfchüffen dem Verwaltungsrat und 
der Direktion ob. Ä 
Der Verwaltungsrat beiteht aus 15 Mitgliedern; den Borfig führen die 
Herren: 

Präfident des Neichöverfiherungsamt3 Dr. Kaufmann, 

Direktor im Reichsamt ded Innern Caspar. 
Die Direktion befteht aus den Herren: 

Dr. Bedmann, Geh. Reg.:Rat und vortragender Rat im Reichsamt des Innern, 

Geitel, Geh. Regierunggrat im Kaiferlihen Patentamt. 
Ein aus drei Mitgliedern beftehender Rechnungsausfchuß, dem aud) ftaatliche 
Berficherungsmathematiter angehören, hat die gefamte Rechnungsführung der Direktion 
alljährlich zu prüfen. 

II. Berfiderungsarten. 

Es können een werben: 

1. Dienfiunfähigleitöverficherungen und Stapitalverficderungen für den Fall ber 
Erreichung beſtimmter Wlterdjahre. 

Es können verſichert werden: 

a) Kapitalien, welche beim Tode des verſicherten Mitgliedes, ſpäteſtens je 
nach Wahl des Beitragstarifs bei Vollendung des 50., 55., 60., 65. und 
70. Lebensjahres zahlbar find. Zritt vor dem Fälligleitstermin der ver: 
ficherten Kapitalten Dienftunfähigfeit im Sinne des 5 61 des Reihe: 
beamtengejeßes vom 31. März 1873 ein, jo wird gemäß 8 8 Ubf. 4 der 
Satzung für die Dauer der Dienftunfähigkeit, längſtens bis zum Fälligkeits⸗ 
termin der Kapitalien, je nach Wahl des Tarif eine Rente von 2 bis 
10°/, der verficherten Kapitalien gewährt. 

Die Beiträge find bis zur Fälligkeit der Kapitalien zu zahlen. 

b) Kapitalien, welche beim Tode des Mitgliedes, ſpäteſtens je nach Wahl 
des Beitragstarifs bei Vollendung des 50., 55., 60., 65., 70. Lebens⸗ 
jahres zahlbar find, wobei es dem Verſicherten jederzeit freifteht, unter 
Berzichtleiftung auf die Kapitalzahlung und unter Wegfall der Beitrags⸗ 
leiftung eine lebenslängliche Rente zu wählen, deren Hide fich berechnet 
aus der um 5°%/, ermäßigten Brämienreferve feiner Verſicherung, dividiert 
durch die den Rechnungsgrundlagen des Tarif3 entjprechende einmalige 
Nettoprämie für Die Jahresrente „1“ desjenigen Alters, das der Ver: 
ficherte zur Zeit des Rentenbeginns erreicht hat. 

Dem Mitgliede fteht es auch frei, auf einen Teil des verficherten 
Kapitald Verzicht zu Teiften und hierfür die Rente au fordern. 
Fiür die beibehaltene Kapitalverficherung ift bis zur Fälligkeit des 
Kapital eine der aufgegebenen SKapitalverficherung entiprechend ver: 
nıinderte Prämie zu zahlen. 

2. Hinterbliebenenpenfionen, lebenslänglich zahlbar an Witwen, Töchter, Gefchwifter 
oder fonftige zu dem Verficherungsnehmer in Beziehung ftehende Perfonen mit 
und ohne Rüdgewähr der Beiträge für den Fall, daß das Mitglied früher 
als die verficherte Perſon ftirbt. Die Beiträge find bis zum Tode der zuerit 
fterbenden Perſon zu zahlen. 
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3. Sterbegeldverfiherungen. Das Sterbegeld wird für eine einzelne Pefon oder 
für ein Baar (Mann und Frau, Vater und Kind ufw.) verfihert; die Beitrags- 
leiftung Hört auf, fobald eine Berfon von dem nn ftirbt. 

Die Verfiherung für Paare kann abgefchloffen werden, _ 

a) entweder jo, daß das Sterbegelb zur Hälfte beim Tode der zuerit 

Beton or We] on und zur zweiten Hälfte beim Tode der zulegt fterbenden 
erfon gezahlt wird, 

b) oder fo, daß das Sterbegeld nur einmal beim Tode der zuerft jterbenden 

Perſon fällig wird. 

4. Stubiengeld-, Erziehungs-, Außftener-, Militärbienfirenten-Berfich en. Die 
Berjicherung erfolgt gleichfalls für ein Paar (Vater und Sohn ujw.), bie 
Beitzagögahlung hört auf mit dem Bierteljahre, in dem das mitverficherte Kind 
in den Rentengenuß tritt. 

Die verficherten Renten werden gezahlt entweder vom vollendeten 18. b# 
26. Altersjahre (achtjährige Renten) oder vom vollendeten 20. bis 26. Alters⸗ 
jahre N: Renten); ftirbt das Mitglied vor dem Beginn des Reuten⸗ 
bezuges, jo find die Nenten auch außer für die acht- bzw. ſechsjährige Renten⸗ 
dauer fchon von dem Beginn des auf den Todestag bes Mitgliedes folgenden 
Monats ab bis zum vollendeten 26. Lebensjahre des Rentenempfaͤngers zu zahlen 

5. Beibrentenverfiherungen aller Urt, welche gegen Einzahlung eine3 beftimmten 
Kapitals fofort beginnen und Iebenslänglid in vierteljährlichen Raten gezahlt 
werden. Auch Tönnen 

6. Alterßrenten mit und ohne Rüdgewähr der Prämien für den Fall des vor- 

zeitigen Todes verfichert werden. Diejelben beginnen je nach Wahl vom Alter 

von 45, 50, 55, 60 und 65 Jahren. Tritt vorzeitig Invalidität ein, fo Tann 
die angejannmelte Reſerve in eine fofort beginnende Tebenslängliche Rente 
umgewandelt werden. 

Ein ärztliches Zeugnis iſt für die Verficherungen umter 1 bis 4 erforderlich, 
wenn deren Belrag 60 ME. Penſion oder Rente oder 600 ME. Kapital überfteigt- 
Soll die Verfiherung unter Fortfall jeder Sarenzzeit abgefchlofjen werden, fo ift ein 
grobe ärztliche8 Zeugnis einzureichen. Für die Keinen Werficherungen Tann der 

eſundheitsnachweis durch die Unterfchrift zweier KHaffenmitglieder erfegt werden: au 
Stelle diefer Unterſchriften kann auch eine einfache ärztliche Befcheinigung, ohue ein- 
gehende Unterfuchung, treten. Für die Mentenverficherungen unter 5 und 6 ift ein 
ärztliches Zeugnis überhaupt nicht erforderlich. 

Neben einem einmaligen Eintrittögeld find für die Verjicherungen fortlaufende 
Beiträge zu entrichten, die fich nach dem Aufnahmealter der zu verfichernden Perſonen 
richten und unter Beachtung der verficherungstechnifchen Grundfähe jergtälfig feſt⸗ 
geſtellt ſind. Das Einirittsgeld beträgt für Sterbegelde und ſtapitalverſicherungen 
von zuſammen 200 ME. 1 ME. und erhöht ſich für je weitere 100 RE. Verſficherungs⸗ 
fumme um 50 Pf. bis zu dem für Penſions⸗ und Nentenverficherungen gültigen Satze 
von 3 ME. nerfiherungänehmer, welche bereit3 Penfionen oder Renten bei der 
Anftalt verfichert haben, find von der Zahlung des Eintrittögeldes befreit. 


III. Beſondere Borzüge. 


Die beionderen Borzüge, welche der Abſchluß von Verſicherungen bei der Anjtalt 
bietet, find folgende: 

1. Sicherung der Fürſorge. Für Beamte bieten Benfionsverficherungen die Gewähr 
einer bejonder3 wirkſamen Fürſorge; dern Beamtenfrauen find Daran gewöhnt, 
mit festen, wenn auch mäßigen Monats» oder VBierteljahresraten Lk 
wirtfchaften, während der Wert eines verficherten Kapitals, namentlich bei 
Hinterlaffung von verhältnismäßig jungen Berfonen, gewö ni überfchägt und 
daher der Verbrauch, von den nicht feltenen Fällen faljcher Spekulation und 
ſchlechter Ratchiage ganz abgeſehen, nicht planmäßig eingerichtet wird. Die 
feſte Penſion bleibt von unrichtigem Wirtſchaften und fremden 
Einflüſſen frei. 
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Dasjelbe gilt von der Verſicherung zeitlich begrenzter Renten für Stubien- 
ujw. Zwede. Zwar wird von vielen Verficherungsanftalten Gelegenheit geboten, 
den Söhnen ufw. durch Verficherung einer aufgejchobenen Leibrente Mittel für 
Fortfegung und Beendigung ihrer Studien zu fichern; dieſe Verjicherungen 
verjagen aber, wenn der Tod des Ernährers vor dem Jabre eintritt, in dem 
der Üentenbezug vertragsmäßig beginnen fol. In der Hegel können dann die 
Beiträge bi zum Rentenbeginnsjahre nicht — — werden, auch fehlt 
jede Fürſorge für die Zeit vom Tode des Ernährers bis zu dem Zeitpunkt 
des vertragsmäßigen Rentenbeginnd. Die Hinterbliebenen- ufw. Anftalt fichert 
den Ungehörigen aber Renten, die Jofort vom Todestage des Er- 
nährers ab unter Yortfall der Beitragsleiftung bis zu Dem ver- 
tragsmäßig als Endtermin bezeichneten Lebensjahre gezahlt werden. 

Die Anftalt eg deshalb, wie keine andere Anſtalt, beſonderen Wert auf 
die Penfions⸗ und Aentenverfiherung. Der wiriſchaftliche Vorteil dieſer Ver⸗ 
ſicherungen geht aus ben Tabellen hervor. Durch einen Beitrag von 17,80 Mk., 
welchen ein Beamter vom 30. Lebensjahre ab jährlich erfpart, werden z. B. 
für jeine fünf Jahre jüngere Ehefrau im Balle feines Todes Iebenslängliche 
Penſionen gewährt von: 

60,00 Mk., wenn die Rüdgewähr der Beiträge für den Fall, daß die Frau 
früher als der Mann ftirbt, erfolgen foll, und 
77,40 Mt. ohne diefe Rüdgewähr. 

Die Anſtalt bietet hierneben auch die Möglichkeit, die Ausfälle an Gehalt 
bei Benfionierung von Beamten duch Dienitunfähigkeits-Werficherungen und 
KapitalsBerfiherungen auf den Erlebensfall zu bejeitigen, ſowie die 
Dedung der für den Todesfall des Ernährers oder eines Familiengliedes er- 
wachfenden größeren Ausgaben der Familie durch Abſchluß einer wechfelfeitigen 
Sterbegeib-Berficherung cherzuſtellen. Es Tann fo verfichert werden, daß 
das Sterbegeld entweder nur beim Tode der zuerft jterbenden Perſon oder je 
zur Hälfte beim Zode der zuerit Det die und der zuletzt fterbenden Perſon 
fällig wird. In beiden Fällen hört die Beitragszahlung beim Tode 
der zuerft fterbenden Berfon auf. Man kann fomit nicht mır für fort- 
dauernd feite Bezüge, fordern auch für einmalige erhöhtere Auf— 
wendungen der Familie Vorſorge treffen. 


. Billigleit der Verficherung. Die Unftalt ſchließt ihre Verſicherungen ohne 
bezahlte Ugenten ab; ihre Verwaltung wird unter Mitwirlung beſonderer 
Ortsausſchüſſe (8 12 der Satzungen), Bertrauendmänner und der zum Ver: 
bande Deuticher Beamtenvereine gehörenden Beamtenvereine im wejentlicherr 
hrenantlid geführt; die Kaffe part ſomit die fämtlihen Koften für 
bſchluß⸗ und Sntaffo-Brovifionen, fowie die Gehälter und 
fonftigen Koften für Außenbeamte Hierzu kommt, daB die Lebensdauer 
der Beamten bei der Emfachheit und Regelmäßigkeit ihrer Lebensweiſe durch⸗ 
Tchnittlich länger ift als in anderen Berufsklafien, fo daß den Rechnungs⸗ 
ndlagen gegenüber (Sterbetafel der 17 englifchen Sefellichaften) eine erhebliche 
inderfierbfichfeit (nach den über Beamteniterblichkeit gemachten Erfahrungen 
non durchfchnittlich 40%/,) zu erwarten ift. Aus diefen Gründen müfjen erhebliche 
Überſchüſſe erzielt werde, die den Mitgliedern in Form von Gewinnanteilen 
(Dividenden) wieder gutgebracht werden müſſen. (8 23 der Satungen.) 

Aber jelbft ohne Anrechnung der Gewinnanteile auf die Beiträge ſind 
dieſe niebriger al3 fie von: anderen Kaſſen und Berficherungsanitalten erhoben 
werden. Dan verlange die Drudjachen und überzeuge fich. 

. Borteilhafte Gewinnverteillung. Der Überfchuß wird den Verſicherten nicht 

nad) der Söbe der Jahresprämie gutgebracht, fondern nad) der Summe der 

feit dem Kintritt in die Anftalt bis zum Schluffe des Jahres, für welches 

der Überfchuß verteilt wird, überhaupt in Unrechnung kommenden Prämien. 

Die feit langen Jahren Verficherten erhalten deshalb nicht bloß dasfelbe, wie 
30* 
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‚ Aufrechterhaltung 
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die erſt lürzlich in Die Anftalt "eingetretenen Mitglieder, fondern infolge der 
viel größeren Einzahlungen entjpredyend höhere Beträge wie die lebteren. 
Für das Rechmmgeiahr 1905 wurden den Berficherten an Dividenden 
2,65 °/, der eingezahlten Beiträge überwiefen. Es erhielten fomit 
die 1 Jahr Verficherten 2,65 olo ihrer Jahresprämie 
5,3 B 


n 2 " r ’ 0 „ 
” 3 " ” 7,85 oh 74 ” 
5 " ” 1 3,25 0 0 "n ” 
" 1 "” ” 1 8,55 ° 0 „ "n 
die am längiten 11?/, „ „ 31,14° 


Würde Hiernad) ein Beamter mit dem ter 35 eine Rapitalverficherung 
von 1000 ME. auf den Todesfall abgefchloffen haben, für welche er eine Jahres⸗ 
prämie von 26,15 Mk. zu zahlen —* fo würde dieſe Prämie bei dem vor⸗ 
ftehenden Gewinnprozentſatz fich im 12. Berficherungsjahre um 11. 26,15 Br 
— 7,62 Mf. ermäßigen. Würde die Gewinnverteilung nicht nach der Summe 
der eingezahlten Beiträge, fondern, wie das bei verfchiedenen Geſellſchaften ge⸗ 
fchieht, nad der am Schluſſe des 11. Zahres angefammelten Brämien- 
referve erfolgen, fo würde der vorjtehende Betrag einen Gewinnſatz 

9 
von en 100 = 4,8°/, der PBrämienreferve ausmachen. 
Diele ftetig fteigenden Gewinne können entweder zu einer 


. apitalaufammlung, welche die Anſtalt mit 3%/,0/, jährlich verzinft, verwendet 


werden oder behufs Erleichterung der fpäteren Prämienzahlungen von den 
fällig werdenden Prämien in Abzug gebracht werden. 


. Steine Verpflichmug zur Anfrechterhaltung der Berficherung, da die Hinter- 


bliebenen⸗Kaſſe ibre itglieder nicht zu verpflichten braucht, die Verficherung 
behuf3 Wiedereinbringung hoher ee — — wenigſtens einige Jahre 
aufrecht zu erhalten. Es lönnen deshalb auch Klagen wegen rücſtändiger 
Prämien nicht vorkommen. Jedem Mitgliede ſteht es frei, wenn feine Ver⸗ 
mögensverhältniſſe eine Fortſetzung der Brämienzahlung nicht geftatten, 


. die Berfiherung unter günfligen dlanfäbebin en aufzugeben oder 


Etundung der Prämien zu beantragen oder die Verficherung in eine pramien- 
freie umzuwandeln. 


. Steine Ituig bei Auszahlung der verſicherten Beträge, da nach dem Tode der 


Mitglieder ſowohl bei jaͤhrlicher als bei vierteljährlicher Prämienzahlung kein 
Prämienbetrag mehr fällig wird, auch Proviſionen bei Auszahlung der Beträge 
nicht zur —— J— kommen. 

er Verſicherung unter den alten Bedingungen auch beim 
Berufswechſel. 


Sicherheit der Leiſtungsfähigkeit. Das geſamte Vermögen muß wie Mündel⸗ 


gelder belegt und verwaltet werben, fo daß eine ſichere Bewähr dafür gegeben 
ift, daß den nad) berficherungötechnifcjen Grundſätzen rechnungsmäßig erforder: 
lichen Reſerven, ſowie den beſonderen Reſerven bei Aufſtellung der Bilanzen 
ſtets das Vermögen der Kaſſe nach ſeinem realiſierbaren Werte gegenüber: 
geſtellt wird. 


Die Direltion, die Ortsausſchüſſe, ſowie die Verbandsvereine teilen jedem 


Intereſſenten die Druckſachen auf Verlangen jederzeit portofrei mit. Zu Aufnahme⸗ 
anträgen dienen Formulare, die von den vorbezeichneten Stellen gleichfalld portofrei 
bezogen werden können. Zuſchriften an die eritere find zu richten an die Direktion 
der Hinterbliebenen: und Benfions-Berfiherungsanfialt dei Berbandes Denticher 
Deamtenvereine in Wilmersdorf-Berlin, Sigmaringenftrake 7. 


VIII. 


Reichs⸗VPerfaſſung, 
Staats-Verfaſſung, Organiſation oͤer 
Verwaltungs⸗, Verwaltungsgerichts⸗ 


A. Verfaſſung des Deutſchen Reichs. 


(Verfaſſungsurkunde von 16. 4 1871.) 


1. Das Dentjche Reich bildet einen Bundesstaat, der von dei deutſchen Fürſten 
und deu Senaten der freien Städte begründet ift als „eiviger Bund zum Schuße des 
Bundesgebietes und de3 innerhalb desfelben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege der 
Wohlfahrt des deutfchen Volkes“. | 

Das Bundesgebiet umfaßt vier Königreiche Preußen,“) Bayern, Sachſen, 
Württemberg), ſechs Großherzogtümer en Medlenburg- Schwerin, Sachſen⸗ 
Weimar, Medienburg-Strelig, Oldenburg), fünf Herzogtümer (Braunfchweig, Sachſen⸗ 
Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachjen-Koburg- ler Anhalt), ſieben Füritentüner 
(Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershaufen, Walde, Reuß ältere Linie, 
Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe) und drei Freie Städte (Lübed, 
Bremen, Hanıburg). oo 

Das mit dem Dentjchen Reiche vereinigte Neich8land Elſaß⸗Lothringen bildet 
feinen jelbftändigen Bundesstaat, fondern eine Provinz des Reichs. Die beutfchen 
Schubgebiete (Stolonien) — Deutſch⸗Oſtafrika, Deutih-Südweitafrifa, Kamerun, Togo, 
Deutfch Neuguinea, die Karolinen-, Marianen, Marfchall:, Brown⸗ und Providence- 
Snfeln und Kiautſchou — gehören nicht zum Reichsgebiet, find aber der Oberhoheit 
des Reichs unterftellt. " 

Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, welcher den 
Namen Denticher Kaiſer führt: Der Kaifer Hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, 
im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu fchließen, Biindnifje und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen. dur Erklärung des Krieges ift 
die Zuftimmung des Bundesrats erforderlich, es fei denn, daß ein Angriff auf das 
Bundesgebiet oder deren Küften erfolgt. _ | 

Dem Kaijer fteht ferner zu der Oberbefehl über Heer und Marine, die Ernennung 
und Entlaffung der Reichsbeamten, die Berufung und Schließung des Bundesrats 
und des Reichstags, Die Ausfertigung und Verkündigung der Rei Saeicht, die Über: 
wachung der Ausführung derfelben und in gewiſſen Fallen das Begiradigungsrecht. 
Im Reichslande Elfad- Lothringen übt der Railer die Stantögewalt und in den 
Schußgebieten (Kolonien) die Schuggewalt im Namen des Neichd aus. 


2) Mit Einfluß von Lauenburg und Helgoland. 
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2. Die Neichägefehgebung wird durch den Bundeßrat und den Neichäiag 
ausgeübt. Die Übereinftiimmung der Mebrheitsbeichlüffe beider Verfammlungen iſi 
au einem Reichsgeſetze erforderlich und ausreichend. Die Reichsgeſetze gehen den 

andesgejegen por,*) fie erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung 
im NReichögefegblatt und, fofern ein anderer Unfangstermin in ben Geſetzen 
nicht beftimmt, mit dem vierzehuten Tage nach dem Molaufe desjenigen Tages, an 
weldyem das betreffende Stüd des Reichs⸗Geſetzblatts in Berlin ausgegeben worden ift. 

Der Beaufjihtigung feitens des Reichs und der Reihögefehgebung 
unterliegen die folgenden Angelegenheiten: 

1. die mmungen über reizügigleit, Heimats⸗ und Riebertaffungs-Berhäituife 
Staatöbürgerrecht, - Paßweſen und Fremdenpolizei, Handel, Gewerbebetrieb, 
einfchließlich bes Verſicherungsweſens Banfıvefen, Maß⸗, Gewichts» und Münz- 
weſen und Erfindungspatente; 


2. die — — insbeſondere Die Zölle und Reichsſsſteuern und die Ausgabe 
von fichergeitelltem und nicht fichergeitelltem Papiergelde; 

3. die auswärtigen Ungelegenheiten nebit dem Schuge des Handels im Auslande 
und der Schiffahrt zur See; 

4. das Militärweſen und Die Kriegsmarine; 

5. die gemeinfame Geſetzgebung über das gefamte bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren; 

6. der Schub des gelligen Eigentums; 

7. Maßregeln der Medizinal⸗ und Beterinärpolizei; 

8. das Eilenbahnwefen, die Herftellung der im Intereſſe der Landesverteidigung 


und Des erfebre erforderlichen Land» und Waflerftraßen, Flößerei und 
eat auf gemeinfamen Waſſerſtraßen, Seefchiffahrtszeichen, Fluß⸗ 
und Waflerzölle: 

9. das Poſt⸗ und Selegraphenmelen, jedoch mit Berüdfichtigung der Bayern und 
Württemberg gewährleifteten Vorrechte. Diefe beiden Staaten haben eigene 
Boft- und Telegraphen-Berwaltungen. 

IJ. Der Bunbeßrat beiteht aus den Bertreteru der Mitglieder des Bundes. Im 
Bundesrate führen Preußen 17, Bayern 6, Sachſen und Württemberg je 4, Baden 
und Hefien je 3, Medlenburg- Schwerin und Braunfchweig je 2 Stimmen, die übrigen 
Staaten je 1 Stimme. Jedes Mitglied des Bundes Tann fo viel Bevollmächtigte zum 
Bundesrat ernennen, als es Stimmen Hat. Eifaß-Lothringen ift im Bundesrate 
nicht vertreten. 

Der Bundesrat befchließt: 

1. über die dem Reichdtag zu machenden Borlagen und die von Demfelben 
gefaßten Beſchlüſſe; 

2. über Die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen Ver—⸗ 
waltungs-Borfchriften und Einrichtungen, fofern nicht durch Reichsgeſetz etwas 
anderes beitimmt ilt; 

3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Neichögejehe oder der vorſtehend 
erwähnten Vorſchriften oder Einrichtungen hervortreten. 

Der Bundesrat beichließt ferner: 

über die Erflärung des Krieges im Namen des Reichs, ed jei denn, daß ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften erfolgt; über die Exelution, 
wenn Bundesglieder ihre verjaflung&mäßigen Bundespflichten nicht erfüllen; 
über die Auflöfung Des Reichsſstags; über die Feſtſtellung der von der Kaffe 
jede Bundesſtaats der Neichslaffe fchuldigen Beträge an Höllen und Ber- 
brauchdabgaben; über die Entlaftung der Rechnungen von der Verwendung 
aller Einnahnien des Reichs; über Streitigkeiten Awitchen verjchiedenen Bundes⸗ 
ftaaten, fofern diefelben nicht privatrechtlicher Natur und Daher von den 
fompetenten Gerichtsbehörden zu entjcheiden find; über Verfaſſungsſtreitigkeiten 
in ſolchen Bundesſtaaten, in deren Berfaffung nicht eine Behörde zur Ent- 


*) Rgl. IX A db. W. 
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ſcheidung folcher Streitigleiten a ift; über Beſchwerden wegen ver: 
weigerter oder gehemmter Rechtspflege. 

: Fa Vorſitz im Bundesrat und die Leitung der Geichäfte fteht dem Reichs⸗ 
anzler zu. 
4. Der Reiätag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer Ab⸗ 
flimmmmg hervor. Der Reichstag beiteht aus 397 Abgeordneten, wovon im Künig- 
reich Preußen 236 gewählt werden. Der Neichdtag übt mit dem Bundesrat Die 
Reichsgeſetzgebung aus. Die Legislaturperiode (Geſetzgebungsperiode) Des Reichstags 
dauert fünf Jahre. Bur Uuflöfung des Reichstags während berfelben ift ein Beſchluß 
des Bundesratd3 unter Zuſtimmung des Kaiſers erforderlih. Wähler für den 
Reichstag ift jeder Deutjche, welcher das 25. Lebensjahr zurüdgelegt dat, fih im 
Bollgenuß der bürgerlichen Ehrenrechte*) befindet, nicht unter VBormundfchaft oder 
Kuratel oder im Konkurſe fteht und feine öffentlide WUrmenunterftügung fängt. 

Für Militärperfonen ruht die Berechtigung zum Wählen fo lange, als jie ſich 
bei der Fahne befinden. 

Wählbar ift jeder Wahlberechtigte, der einem Bundesftante feit mindefteng einem 
Jahre angehört bat. 

Die Wahl iſt direkt, fie erfolgt durch die von den Wählern in eine Wahlurne 
niederzulegenden Stimmzettel. 

Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier, ohne äußere Kennzeichen und nur 
mit dem Namen des Kandidaten, welchem der. Wähler feine Stimme geben will, 
verjehen fein. 


— — — — — — — 


B. Reihsbehörden. 


1. Der Reichtkanzler hat im Namen des Kaiſers die Ausführung der Reichs— 
geſetze zu überwachen, Die en und Beauffichtigung der Angelegenheiten zu 
leiten, welche dem Reich durch die Verfaſſung zugewiefen find. Er hat alle An- 
ordnungen und Verfügungen des Kaifers gegenzuzeichnen und übernimmt Dadurch Die 
Berantwortlichkeit für dieſe. Für Diefe egenzeichnun fowie für die jonftigen dem 
Reichskanzler übertragenen Obliegenheiten fünnen die Borftände der dem Reichs— 
tanzler untergeordneten oberſten Reichsbehörden vom Kaiſer mit der Stell- 
vertretung desſelben beauftragt werden. 

Der Reichälanzler ranıt den Vorſitz im Bundesrat und leitet deſſen Geſchäfte. 
Die Chefs der einzelnen Neichgämter find ihm unterftellt.**) 

Die Reichsſkanzlei Hat als LZentral-Bureau des Reichskanzlers des amtlichen 
Bertehr desſelben mit den Chefs der einzelnen Amter zu vermitteln. 

. Das Auswärtige Amt zerfällt in drei Abteilungen, nämlich in Die politiiche, Die 
andelspolitifche und die Necht3abteilung (für die Ungelegenheiten völferrechtlicher, 
taats⸗ und privatrechtliher Natur ufw.). 

Dem Auswärtigen Amte unterftehen die Kaiſerlichen Miffionen (Botfchaften, 
Gefaudtichaften, Minikter-Nefidenturen) und Konſulate in Auslande. Die Borfteher 
der Miffionen find die Vertreter des Reichs in allen internationalen er 
Die Konfuln haben das Intereſſe des Reichs und feiner Angehörigen an außer: 
deutfchen Handeisplägen, namentlich in bezug auf Handel, Schiffahrt und Verkehr, 
zu jchühen und pr fördern. Man unterjcheidet Berufs-Sonfulate und Wahl⸗ſonſulate; 
erftere, in den wichtigeren Handelsplätzen, werden durch Beanite bejegt, letztere geeigneten 
Privatperſonen, meiſt Kaufleuten, übertragen. 

3. Das Reihdamt des Innern. Zum Geſchäftskreiſe desfelben gehören alle 
diejenigen Reichdangelegenheiten, deren Bearbeitung nicht anderen Behörden übertragen 


#) fiber Entziehung berfelben vgl. 88 82 biß 87 u. 45 Str. ©. 3. 
ei a k Die Eh 8 der nadfolgend unter 2 bis 6, 10 und 15 aufgeführten Reichſsämter führen ben Titel 
„Staatsie . 
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iſt, insbeſondere die Angelegenheiten des Bundesrats, des Reichſstags und der Reichs— 

behörden, die Staatsangehörigkeitsſachen, das Handelö-, Gewerbe⸗ und Schiffahrts-, 

Polizei-⸗, Militär- und Marineweſen, die Furſorge für Die arbeitenden Klaſſen 

(Arbeiterſchutzgeſetze), das Verſicherungsweſen, das Medizinal- und Veterinärweſen ufw. 
Dem Reichsamt des Innern unterſtehen: 


. Die ide — — für das Auswanderungsweſen. 

. Die Reichs⸗Schnulkommiſſion. 

. Die techniſche Kommiffion für Seeſchiffahrt. 

ee une Prufungs-Inſpeltoren über die Prüfung der Ser: 
er ufw. 

. Die Kommiffion für Urbeiterjtatiftif. 

. Der Börfenausfhuß und die Berufungskammer in Börjen-Ehren: 

gi! achen. 

as Schiffsvermeſſungsamt. 

. Die Disziplinarbehörden des Reichs. 

. Die Behörden für die Unterfudhung von Seeunfällen. 
10. Das Statiftifche Umt. 

11. Die Rormal-Eihungstonmiffion. 

12. Das Gefundheitsamt. 

13. Das Patentamt. 

14. Das Bundesamt für das Heimatiweien. 

Es ift für das Neichdgebiet mit Ausnahme von Bayern und Effab- 
Lothringen die endgültig entjcheidende Berufungsinitanz in Streitigfeiten zwiſchen 
Armenverbänden über die öffentliche Unterftügung Hilfsbedürftiger, fofern die 
jtreitenden Armenverbände verfchiedenen Bundesitanten angehören, und foweit 
nicht die Organifation vder Örtliche Abgrenzinig der Arnıenverbände Gegenftand 
des Streites iſt. 

Durch die anbeögelebgebung ift dem Bundesamte auch die Entjcheidung 
letzter Inſtanz in Streitigkeiten derſelben Art zwijchen den Armenverbänden 
in Preußen übertragen. 

15. Das Reichsverſicherungsſamt. 

Es Hat nad) Maßgabe der Unfallverficherungsgejeße die Organifation der 
Berufägenofienfchaften durchzuführen und die Uufjicht über dieſe, ſowie über 
die auf rund des Snbalibenerticherungsgejeßes errichteten Verſicherungs— 
anftalten auszuüben. Es entjcheidet über die Rekurſe und Reviſionen gegen 
die Entfcheidungen der Schiedägerichte bei Streitigkeiten über Entſchädiguüngs— 
anfprüche aus der Unfall- und der Invalidenverſicherung. 

Das NReichsverfiherungsamt beiteht aus jtändigen und nichtftändigen 
Mitgliedern, lehtere werden teil von Borftänden der Berufsgenoffenschaften, 
teil3 von den Vertretern Der verjicherten Urbeiter aus ihrer Mitte gewählt. 

Aus der Zahl der in land- und forjtwirtichaftliden Betrieben 
beichäftigten Perjonen beruft der Bundesrat zivei von den nichtftändigen Mit 
gliedern und je zehn Stellvertreter derſelben. 

16. Die Phyſikaliſch-Techniſche Reihsanftalt in Charlottenburg. 
17. Das Kanalamt in Kiel. 


4. Dad Reichs⸗Marineamt ift die oberfte Reichsbehörde für die Verwaltung 
der Kaiſerlichen Marine. 

Der Geſchäftskreis des Reichs⸗Marineamts umfaßt ohne Ausnahme alle An» 
gelegenheiten, welche die Einrichtung, Erhaltung und Entwidelung der Marine 
betreffen. Es ift die lebe Rekursinſtanz in Invalidenangelegenheiten ehemaliger 
Marineangehöriger und Minifterialinftanz in Marines, Erſatz- und Entlaſſungs⸗ 
angelegenbheiten. 

Den Reich3marineamt ift das Gouvernement von Kiautfchou unterftellt. 

5. Das Reichs⸗Juſtizamt bearbeitet die in das Gebiet der Rechtspflege ein: 
ſchlagenden Angelegenheiten. Ihm Tiegt die das Reichsgericht betreffende Syuftiz« 
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verwaltung ob. Es wirkt bei den — der übrigen Reichsämter mit, inſoweit 
Diefelben das Gebiet der Rechtspflege berühren. 

Zum Reſſort des Reichs⸗Juſtizamts gehört das Neichägericht in Leipzig. 

"Das Nähere über das Reichsgericht Tiehe weiter Hinten unter Organijation der 
Gerichtsbehörden. 

6. Das Reihsihakamt iſt die oberſte Reichs⸗Finanzverwaltungsbehörde. Zum 
Geſchäftskreis desſelben gehören insbeſondere das Etats-, Kafjen- und Rechnungs⸗ 
weſen, die Münz⸗, Reichspapiergeld⸗ und Reichsſchuiden⸗Angelegenheiten, die Ver: 
waltung des Reihövermögens, foweit diefelbe nicht von anderen Reſſorts geführt 
wird, und die Bearbeitung der Zoll» und Steuerſachen. 

Dem Reichsſchatzamt unterftehen: 

1. die Aeihehanpitafie. 

Die Zentral⸗Kaſſengeſchäfte des Heiches werden von der Reichsbank wahr: 
genommen. (Eine bejondere Geſchäfts⸗Abteilung bei der Reichsbank⸗Hauptkaſſe 
Po 44 Zentral⸗Kaſſenſtelle des Reiches und führt die Bezeichnung „Reichs⸗ 

auptkaſſe“; 

2. die Berwaltung des Reichſskriegsſchatzes, welcher in Höhe von 
120 Millionen ME. auf Grund des Gel. v. 11. 11. 1871 für die Zwecke der 
Mobilmachung gebildet ift; 

. die Reichs evollmächtigten und Stationdfontrollenre für Die 
Kontrolle der Zölle und Verbraucdhsftenern; 

. das Müngmetall-Depot des Reiches; 

. die Reichs⸗ apon-Rommillion; 

. die Reichsſchulden-Verwaltung. 

Die Verwaltung der Neichöfchulden ift der Köni gie Preußiſch er Haupt—⸗ 

Senpaluug der Staatsſchulden unter der Benennung „ 10, Bee, dam 

itdertragen 

Die Reichsſchulden⸗Verwaltung ift unter die fortlaufende Aufſicht der „Reichs: 
ſchulden on geſtellt. 

7. Das ReichsEiſenbahnamt hat innerhalb der durch die Verfaſſung beſtimmten 
YZuftändigfeit de3 Reiches 

1. das Aufſichtsrecht über das Eiſenbahnweſen wahrzunehmen ; 

2. für Die —— der in der Reichsverfaſſung enthaltenen Beſtimmungen, 

ſowie der ſonſtigen auf das Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze und ver⸗ 
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faſſungsmäßigen Vorſchriften Sorge zu tragen 
3. u die Abftellung der in Hinfiht auf das "Sifenbapumefen hervortretenden 
Mängel und Mißſtände hinzuwirken. 


8 Der Rechnungshof des Deuiſchen Reiches zu otsdam. 

Die Kontrolle des geſamten Haushaltes des Deutſchen Reiches und des Landes⸗ 
Haushaltes von Elſaß⸗Lothringen, ſowie des Dauchalies der Schubgebiete wird von 
‚einer Abteilung der Königlich Preußiſchen Ober-Rechnungsfammmer: unter der De: 
nennung „Rechnungshof des Deutichen Reiches“ geführt. 

: Dem Rechnungshof ift auch die Nevifion und Feitftellung der Rechnungen des 
Anvalidenfonds übertragen. Desgleichen unterliegen die Nechnungen der Reichsbank 
der Revifion durch den Rechnungshof. 

9, Die Berwaltung ded Neichd-FInvalidenfonds. 

Fr Das Reichs⸗Poſtamt verwaltet das gejamte Poſt- und Telegraphenweien 
des Heiches. 

Die Verwaltung des Bolt: und Telegraphenweiend in den einzelnen Bezirken 
wird von „Ober⸗Poſtdireltionen“ geführt, denen die Poſtämter, Telegraphenänter 
und Poſt enturen untergeordnet ſind. 

—— ⸗Poſtamt iſt die Reichsdruckerei unterſtellt. Sie iſt zu unmittelbaren 
gwearn des Reiches und der Bundesſtaaten beſtimmt und hat zugleich die 
Ermächtigung, Arbeiten von Kommunalbehörden und von Korporationen, ſowie u unter 
gewiſſen Vorausſetzungen auch von Privatperſonen zu übernehmen. 
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MM, Des für die Verwaltung der Reidhteifenbahnen. Dem Reidz- 
amt unterfteht die Verwaltung und der Betrieb der dem Deutichen Reiche gehörigen 
Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen. 

12. Die Neihöbent, ein unter Beteiligung de R betriebene Altien⸗ 
unternehmen, Bat die Uufgabe, den Geldumlauf im gefamten Reichsgebiete zu regeln, 
die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern umd für die Nutzbarmachung verfügbaren 
Kapital zu forgen. Gie Dat ihren auptfib in Berlin und Bweignieberlaffungen 
an allen bedeutenderen Handelsplatzen Reiches. Die Reichsbank wird unter der 
Leitung des Reichskanzlers von dem Reich3bant- Direktorium verwaltet. 

Die Reichsbank hat das Recht, zur Erleichterung des Geldverkehrs Noten 
(Reichibantnsten) auszugeben, jedoch ftet3 nur in der Höhe, dab !/, des Sefamt- 
ausgabebetrages in furBfähigem Gelde oder Golde in Barren und 2/, in dislontierten 
Wechſeln gededt iſt. Diefe Banknoten werden in Stüden (Scheinen) zu 20, 50, 100, 
500 und 1000 RE. ausgegeben und bilden das fogenannte fichergefiellte tergelb, 
im Gegenſatz zu dem nicht fichergeftellten PBapiergelde, den von dem Reiche E 
Erleichterung des Geldverkehrs auögegebenen Reidgslaffenicheinen zu 5 und 10 Mt. 

13. Die Reichsſchulden Kommiſſion führt: 


1. die Aufficht über die Reichsfchulden-Berwaltung; 
2. die Kontrolle über die Verwaltung des Reichs⸗Kriegsſchatzes; 
3. die Kontrolle über die Verwaltung des Reichs⸗Imvaliden ; 
4. Die Kontrolle über die An» und Wusfertigung, Einziehung und Vernichtung 
der Banknoten der Reichsbant. 
14. Das Reiht-Militärgericht ift Der oberfte Gerichtshof in wilitärgerichtfigen 
An siegenheiten für die gefamte bewaffnete Macht des Reiches. Es hat feinen Sit 
in Berlin. 
15. Das Reihs-Stolonialamt. Ihm unterftehen die Kolonien (Schußgebiete) 
und bie bort befindlichen Echuttruppen. Als fachverftändiger Beirat ftebt en der 
Kolonialrat zur Seite. 


C. Derfaflung des Preußiichen Staats. 


(Berfafjungsurfunde vom 31. 1. 1850.) . 


1. Preußen ift eine Fonftitutionelle Monardie,*) d. h. ein Staat, an deſſen 
Spik e ein ‚perriäher (Monarch) fteht, in weldyem aber dem Wolle durch feine Vertreter 
ein Mitwirkungsrecht bei Den wichtigeren Negierungshandlungen, namentlich bei der 
Gefengebung, durch die Serfallung (Konftitution) eingeräumt ift. 

taat3oberhaupt ift der König, der zugleich Deutfcher Kaifer ift. Die Preußifche 
Königskrone ift erblih in dem Mannesitamme des Haufes Hohenzollern nach dem 
Hechte der Erftgeburt. Der eritgeborene Sohn ift der Thronfolger. Stirbt defien 
Mannesſtamm aus, fo geht die Krone auf den Mannesitamm des zweitgeborenen 
Sohnes über. Der König ift mit Vollendung des 18. Lebensjahres volljährig. 

Die Perfon des Königs ift unverletzlich, d. h. er kann ftrafrechtlih für feine 
Handlungen nicht verantwortlich gemacht werden, dagegen werden Beleidigungen 
gegen feine Perfon als Majeftätsbeleidigung und Hochverrat ſchwer beftraft. 

Der König ernennt und entläßt die Minifter, bejeht alle Stellen im Heere, 
fowie in ben übrigen Zweigen des Staatsdienftes, fofern nicht das Geſetz ein anderes 


*) Gegenſatß zur Lonftitutionellen Monarchie bie abjolute (unumfchränfte) Monarchie (3. 8. Türkei), in 
welcher le Senat in ber Berfon bes —ã vereinigt ft. (unumſch ) bie (3 ) 
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verordnet. Er Hat das Recht der Verleihung von Orden und anderen Auszeichnungen, 
fowie der ve gradigung und Strafmilderung. 

2. Die Minifter des Königs find verantwortlich. Alle Regierungsakte des Königs 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Segengeichnung eined Minifters, welcher Dadurch die 
Berantwortlichleit übernimmt. Dem König fieht allein die vollziehende Gewalt zu. 
Er befiehlt die Verkündigung der Geſetze und erläßt die zu deren Ausführung 
nötigen Verordnungen. Der König hat das Recht, die beiden Häufer des Landtags 
zu berufen und zu fchließen, wie aud) aufzulöfen. 

Zur Verwaltung der perfönlichen Angelegenheiten des Königs und der Mitglieder 
de3 Königl. Haufes, der Standes» und Bermögendangelegenheiten der Krone und 
des Königl. Haufes beftebt das Minifterium des ſtönigl. Hauſes. 

Diefem jind untergeorbnet da Heroldsamt, dad Königl. Haubarchiv und Die 
Deflammer der Königl. Familiengüter, Iebtere in der Stellung einer Provinzial: 

egierung. | | 

Der Hofkammer find die zum SFamilienbefib und zum Beſitz der Krone des 
Königl. Baufes h drigen Forſten unterftellt. ' 

Das Königlige Hof⸗Jagdamt gehört zum Hofſtaat des Königs. 

3. Die Gelehgebung in Preußen wird ausgeübt durch den König und Die beiden 
Häufer des Landtags, von denen das erfte „Dad Herrenhaus“ und das zweite 
„Dad Haus der Abgeordneten“ genannt wird. Die Übereinftimmung des Königs 
und beider Häufer des Landtags iſt zu jedem Geſetze erforderlih. Finanzgefch- 
entwürfe und Staatshaushaltsetats werden zuerſt dem Haus der Abgeordneten vor- 
gelegt; die Etat? können von dem Herrenhaus une im ganzen angenommen oder 
abgelehnt werden. 

Die Geſetze find in der Preußiſchen Geſetzſammlung zu verfünden. Über den 
Zeitpunft des Inkrafttretens eines Geſetzes gelten Die gleichen Beftimmungen wie 
bei den Reichsgeſetzen (fee dort). 

4. Das Herrenhaus beiteht aus den Bee en Prinzen ded Königlichen Haufes 
und den - mit erblicher Berechtigung oder auf Lebenszeit vom . Könige berufenen 
Mitgliedern. Unter Iehteren namentlich auch die Inhaber der großen Hofämter und 
die Vertreter altadliger, anfäffiger Gefchlechter, der. Verbände: des alten und be⸗ 
feitigten ®rundbefites, der Univerfitäten und der Städte. 

5. Das Hans der Abgeorbueten beiteht aus 443 Mitgliedern, welche durch eine 
indirekte, öffentliche Wahl für eine Gefeßgebungsperiode von fünf Jahren gewählt 
werben. 

der jelbftändige Preuße (d. 5. verfügungsfähige, alſo kein Wahnfinniger 
und Berjchwender, bzw. der nicht gefangen oder im Konkurfe ift), welcher Das 24. Dee: 
jahr vollendet hat und in der Gemeinde feit 12 Monaten Wohnſitz oder Aufenthalt 
Bat, fi im Bei der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und feine Urmenunteritübung 
erhält, iſt ftimmberecdhtigter Urwähler. Für die zum aktiven Heere gehörigen Militär- 
perjonen ruht das Recht zum Wählen. 

Die Urwähler wählen Wahlmänner und diefe die Abgeordneten. Die Wahlen 
erfolgen durch Stimmabgabe zu Protokoll. Die Urwahl in jedem Wahlbezirk erfolgt 
in drei Abteilungen. Dieſe werden nad Maßgabe der von den Urwählern zu ent- 
richtenden direkten Staats⸗ Gemeinde⸗, Kreis⸗ Bezirks: und Provinzialſteuern derart 
gebildet, daß auf jede Wbteilung !/, der Geſamtſumme der Steuerbeträge aller 
—**— entfällt. Jede Abteilung wählt beſonders, und zwar !/, ber zu wählenden 

ahlmänner. 

Wählbar ald Wahlmann ift jeder Urwähler, als Abgeordneter jeder Preuße, 
welcher das 30. Lebensjahr vollendet bat, im Beſitz der — Ehrenrechte ſich 
befindet und dem preußiſchen Staatsverbande ein Jahr lang angehört hat. 
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D. Drganijation der Behörden, in Preußen. 


Gberſte Stantsbehärden. 


1. Der Staatöret hat Geſetze und Berordnungen zu begutachten Er tritt jep: 
nur noch felten zuſammen. 

Der Staatsrat befteht aus: 

1. den Prinzen des Königlichen Hauſes, weldye Das 18. Lebensjahr erreicht Haben; 

2. Staatödienern, welche duch ihr Amt zu Mitgliedern berufen find, insbeſoudere 

die Chefs der oberſten Zivil und Militärbehörden (Winifter, Oberpräjidenten, 
Feldmarfchälle, fommandierende Senerale ujw.); 

3. Staatsdienern, welche durch bejonderes Königliches Vertrauen berufen find. 

2. Das Staatsminiſterium beiteht aus dem Minifterpräfidenten, defien Stell: 

vertreter und den Staatsminiftern. Das Staatsminiſterium hat die Einheit in Der 
Berwaltung berzuftellen und zu erhalten. Zu feinen Gefchäften gehören inäbejondere: 

1. Die Beratung der Geſetzentwürfe ufw. von allgemeinem Synterefie, Pläne und 

ats; 

2. die Entiheidung von Meinungsverjchiedenheiten zwiichen den Miniſtern; 

3. die Borfchläge wegen Anftellung der Ober- und NRegierungspräfidenten, Ober: 

forftmeifter ufw.; 

4. die Befugnis zur Einleitung einer Regentſchaft; 

5. die leßtinftanzliche Entjcheidung in Disziplinarſachen uſw. 

3. Unmittelbar unter dem Staat3minifterinm ftehen: 

1. bus Bentral-Tireltorium der Bermeffungen im Preußiſchen 

taate: 

2. der Gerichtshof zur Entiheibung der Kompetenzkonflikte zwilden den Ge 
richten und den Berwaltungsbebörden. Verordnung vom 1. 8. 1879 (&. €. 
©. 573) und Geſetz vom 22. 5. 1902 (G. ©. ©. 145). Ver Gerichtöhof be 
fteht aus 11 Mitgliedern, von denen ſechs dem Oberlandesgericht (Kammer: 
gericht) zu Berlin angehören müſſen. Die anderen fünf Mitglieder müſſen für 
den höheren Berwaltungsdienit oder zum Richteramt befähigt fein. 

Der Gerichtshof entfcheidet dann, wenn ſich in einer Sache (3. B. Wege 
treit) [too T die Inſtiz als auch die Berwaltungsbehörde für zuftändig erachtet: 
er Disziplinarhof für nicht richterliche Beamte; 
das Oberserwaltungdgerit. Ihm liegt die Entfcheidung über Streitfachen 
aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts ob. Es entjcheidet auch über Konflikte bei 
gerichtlichen Berfslgungen gegen Beamte wegen Amts und Dienftbandlungen. 

gl. Gef. v. 13. 2. 1854, XIESTDW.; 

5. die Anfledelungs-Fommilflen für Weftpreußen und Poſen. Sie Hat die 

Deutfchen Anfiedelungen in dieſen Provinzen zu fürdern; 

6. der Deutſche Reichs- und Königlich Preußifche EStaatsanzeiger, die Hedaltion 

der Bejey- Sammlung uſw. 

Unter dem Präfidenten des Stantsminifteriums ftehen: die General- 

Ordenskommiſſion und die Staat3ardive. 


ne 


Minifterien und andere Zeutral- Behörden. 


4. Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. Die Gejchäfte find 
auf dad Wuswärtige Ant des Deutjchen Reiches übergegangen; nur die Gefandten bei 
den deutjchen Bundesjtaaten und dem päpftlichen Stuhle unterftehen dem preußifchen 
Ministerium. 

5. Das Yinanzminifterium. Demjelben liegt das Etats» und Kaſſenweſen und 
die Verwaltung der direkten und indirekten Steuern, der Zölle und der General. 
ftaatölaffe ob. Ihm unteritehen: Die General-Rotterie- Direktion, die Münzanflalten, 
die Seehandlung (ein jelbftändiges Geld- und Handeld-Xuftitut Des Staates) mit dem 
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Stönigl. Leihamt, die Hauptverwaltung ber Staatsſchulden, die Preußiſche Yentral- 
Senofienfhafts-Kafle (eine Zentral» Anftalt zur Förderung des genoflenfchaftlichen 
Perſonalkredits) uſw. 

Dem Finanz⸗ und dem landwiriſchaftlichen Miniſterium gemeinſam unterſtellt 
find die Rentenbanlen. Dieſe haben den Zweck, die Ablöſung der auf Grund und 
Boden haftenden Abgaben und Dienfte (Reallaften) zu befördern und die Gründung 
von Rentengütern zu vermitteln. . 

6. Dad WRinifterinm ber geiftlichen, Unterrichts˖ und anehiginal "Angelegenheiten 
(Kultusminiſterinm). Dasfelbe verwaltet das gefamte Schulwejen‘ mit Hirn: 
der Univerfitäten und technifchen Hochfchulen, das Geſundheitsweſen mit Ausſchluß 
des Kriegsmilitär⸗ und Veterinärweſens, die Töniglichen Mufeen und ftaatlichen 
Kunſt⸗ Inſtitute und die Rechte des Staates den —*— Religionsgeſellſchaften 
gegenüber. 

7. Das Miniſterium für Handel uud Gewerbe iſt zuſtäudig für alle Angelegen⸗ 
heiten de3 Handels und Gewerbes und des Berg-, Hütten: und Salinen- 
wejens. Bu feiner Zuftändigfeit gehören namentlich auch die mit Handel und 
Gewerbe in Verbindung ftehenden Angelegenheiten der Schiffahrt, der PBrivat- 
Bantinftitute, der Storporationen und Sozietäten für Handel, Gewerbe und 
Induſtrie, des Maß⸗ und Gewichtsweſens, die Navigationsichulen, die gewerblichen 
und Tunjtgewerblichen Fachſchulen, die Berwaltung der PRorzellanmanufaltur, fowie 
das Fortbildungsſchulweſen. 

Zur Unterftügung des Minifters für Handel und Gewerbe in der Verwaltung 
de3 gewerblichen Unterrichtsweſens und der Gewerbeförderung find durch Aller. 
Berordnung vom 20. 8. 1905 (G. ©. ©. 178) ein Landeögewerbeamt und ein 
ftändiger Beirat errichtet. 

8. Das Minifterium des Innern. Zum Gefchäftskreife desjelben gehören bie 
Angelegenheiten der Polizei, der Gemeinden, Kreife und Provinzen, das 
Privatverfiherungswejen, die Armen», Heimats:, Ein» und Uuswanderungsfachen, 
milde Stiftungen, Standesamtsſachen, die Verwaltung der Zuchthäufer und 
die arlitäcangefegenbeiten, foweit jie eine Mitwirkung der Zivilverwaltung erfordern 
(Mobilmahung, Erfagweien, Einquartierung). | 

Dem Minifterium des Innern find unterftellt das Statiftifche Bureau, das 
BolizeisBräfidium zu Berlin und das Domkapitel zu Brandenburg. Ferner 
ift ihm in Anſehung ihrer Wirkfamkeit und Dienftleiftung die Landgenbarmerie 
untergeordnet. Fu Ruckſicht auf Olonomie, Disziplin und übrige innere Verfaffung 
ift dieſelbe militärisch orgenifient und unterfteht, unter dem Oberbefehl des Chefs der 
Sanbgenbarmerie, dem Kriegsminiſter. 

. Daß Juſtizminiſterium bildet die oberfte Auftizverwaltungsbehörde und Hat 
demgemäß die Oberanfficht über die Gerichte und die Staatsanwaltichaft, das 
———— ra ufw. Eine Einwirkung auf die Nechtiprechung der Gerichte fteht 
ihm nicht zu. 

10. Das Kriegäminifterium führt die Verwaltung über die Angelegenheiten 
des Preußiſchen Heeres und der mit Preuken in einem Militärverbande jtehenden 
Etaaten, mit Einfchluß des Militär-Bildungsweſens, des Militär» Medizinal- und 
Militär⸗Veterinärweſens, der militärifchen Inſtitute uſp. In Organifationds, Ver: 
faffungs» ufw. Angelegenheiten liegt ihm auch die Geichäftsführung für das Deutfche 
Neih ob. Unter dem Kriegsminifterium fteht auch die General-Militärkaffe. 

Die fpeziellen Dienft-Ungelegenheiten der gelernten Jäger und Schützen 
werden von der Inſpeltion der Jäger und Schützen in Berlin bearbeitet, welche 
dem Kriegdminifterium — U. (Infanterie⸗) Abteilung ded Allgemeinen Kriegs⸗ 
departements — unterfteht. 

11. Das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zerfällt in 
3 Abteilungen. . 

I. Abteilung für Verwaltung der landmwirtfchaftlichen und Geftüt-Angelegenheiten, 
- II. Abteilung für Verwaltung der Domänen, 
III. Abteilung für Verwaltung der Staaisferften. 
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Zum Geſchäftskreis der I. Abteilung gehören: 
1. das Bandei-Delonsmie-ftolegtum (Beirat des Minifters in der Förderung der 
Land» und Yorftwirtichaft und dient den Landwirtfchaftsfanmern für Die 

Bearbeitung gemein ac tlicher Angelegenheiten als Geichäftäftelle) ; 

2. die Landwirtſchaftskammern in den Provinzen. Sie beitehben aus von Den 

Kreistagen gewählten Anisglicbern und haben die Sefamtinterefien der Land⸗ 

und Forftwirtichaft ihres Bezirke wahrzunehmen; 

. die technifche Deputation für das Beterinärweſen; 

. die Zentral⸗Moor ſtommiſſion. Ihr Liegt als beratende Organ des Minifters 
die Förderung der Moorlultur und der befieren Kultur des leichten Sandbodens ob; 

5. das Ober-Landeskulturgeriht. Ein NWerwaltungsgerichtähof zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten in Uuseinanderjegungs Angelegenheiten. Es ift zuftändig 
für die Berufung und das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
der General-Kommiffionen; 

6. die General-fommilfionen in den Provinzen. Sie find Auseinanderſetzungs⸗ 
behörben, welche mit Hilfe ihrer Organe, der Speziallommifjarien, Die Gemein⸗ 
heitsteilungen, Bufammenlegung von Grundftüden, Peſung von Reallaſten 
und Begründung von. Rentengütern zu vermitteln haben. Bei Streitigkeiten 
in diefen Angelegenheiten haben fie in erfter Inſtanz zu entfcheiden; 

7. die landwirtſchaftlichen Kredit, Anftitute, die höheren landwirtfchaftlichen 
Lehranftalten, die tierärztlicden Hochichulen, die Anftitute zur Beförderung des 
Bartenbaues, die Haupt: und Landgeftüte. 

Über Rentenbanken fiehe unter „Finanzminifterium‘“. 

Direktor der Ubteilung III für die Verwaltung der Staatsforften 
iſt der Oberlanbforfimeifter, der höchite technifche Beamte der Staatsforftverwaltung. 
pm zur Seite ftehen als vortragende Räte vier Band . Berner find 

egierungs⸗ und Forſträte, Oberförfter bzw. Boritafjefloxen als Hilfsarbeiter befchäftigt. 

Das Forſteinrichtungsburean, unter einem Regierungd: und Forſtrat ftehend, 
leitet die Foritvermeilungen und Sartierungen, fammelt die Originalfarten und Ab⸗ 
ſchätzungswerke und vervielfältigt die Karten für den Bedarf der Lofalverwaltungen. 

Die Organifation der Forſtverwaltung ift im übrigen folgende: 

Bei den Regierungen erfolgt die Verwaltung der Forſten des Regierungsbezirks 
duch die Abteilung III für direfte Steuern, Domänen und Yorften*) unter ber 
technifchen Leitung des Oberformeifterd, der Mitdirigent diefer Abteilung ift, und der 
Regierungs- und Forſträte. Jedem Regierungs⸗ und Forſtrat ift zur fpeziellen Kontrolle 
ein Forſtratsbezirk (Forſtinſpektion), wozu mehrere Oberföritereien dem, übertwiefen. 

Die Lofalverwaltung wird von den Oberförftern in den Oberförſtereien aus⸗ 
geübt. Ahnen find die Nevierförfter und Förſter denen zur Ausführung der Betriebe- 
arbeiten und zur Ausübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes ein Schuhbezirk fe. wei 


* 9 


ift, und die Forfihilfsauffeher unterſtellt. Die Revierförſter find für gewiſſe, weit 
vom Sige der Oberförfterei entfernt gelegene Revierteile angeftellt, ihnen fin 
einzelne verwaltende Geſchäfte der Oberförfter übertragen. 
Die Kaffengefchäfte werden durch die Forſtkaſſen geführt. Die Forſtkaſſen rechnen 
nit der Regierungs⸗Hauptkaſſe und diefe mit der General⸗Staatskaſſe ab. 
Der Forftabteilung des Minifteriums find unterftellt: 
die Forft-Ober-Eraminationd-Kommifflon und 
bie Foritalademien zu Eberswalde und Münden. 
Die Yorftlehrlingsfchulen unterftehenden denjenigen Königlichen Regierungen, in 
deren Bezirk fie belegen find, und zwar: 
die Schule zu Margoninddorf der Königl. Regierung zu Poſen, 


darin 


" „ y Steinbuſch [77 ” n ” Frankfurt, 
„on gadendurg B „ R „ Wiesbaden, 
’ „»  » Spangnberg " w „Caſſel. 


*; Die Forſten des Regierungsbezirlg Aurich werben durch bie Regierung zu Osnabrück wit perwaltet, web 
bei den Regierungen zu Folen Suntbinnen, Marienwerber und — * Berwaltung für ticelte Stexern 
einerfetts und bie Verwaltung ber Domänen und Forſten anbererieits beionbere Wbtellungen. 
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12. Das Riniſterinm der öffentlichen Arbeiten unifaßt die Angelegenheiten des 
öffentlichen Verkehrs, insbeſondere die Staatsaufficht über die Land-- und Wafler- 
bauten, Straßen, Kanäle und Eifenbahnen, jowie die Oberleitung der Staatk- 
Eifenbahnen. Dem Minifterium find untergeordnet: 

1. die Akademie des Bauweſens; 

2. die Eiſenbahndirektionen, denen die Betrieb3-, Verkehrs, Mafchinens uſw. 
Inſpektionen unteritellt find; 

3. der Bandes-Eifenbahnrat, als ſachkundiger Beirat zur Begutachtung von Eifen> 
babnangelegenbeiten. n gleicher Eigenschaft beitehen bei den Eifenbahn- 
direltionen die Bezird-Eifenbahnräte. 

13. Der Evangeliihe Oberkirchenrat ift die oberfte SKirchenbehörde für die 
evangelifche Landesfirche der älteren Provinzen. Ihm find die Konfifierien in den 
Provinzen unterjtellt. 

14, Die Ob nungslammer in Polsdam führt die Kontrolle des gefamten 
Staatshaushalts dur Prüfung und Feſtſtellung der Rechnungen über Einnahme 
und Ausgabe von Staatsgeldern, Über Zugang und Abgang von Staatdeigentum 
und über die Verwaltung der Staatsfchulden. 

15. Die StantsihnldenKommilflen führt die Kontrolle über die Haupt: 
verwaltung der Staatsfchulden. 





E. Organifation der allgemeinen 
Tandesderwaltung. 


— Geſetz v. 30. 7. 1883. (©. ©. ©. 591.) — 


Bum Zwede der Berwaltung ijt das preußliche Staatsgebiet in Provinzen (12), 
Megierungsbezirte (36) und Kreiſe eingeteilt. e Stadt Berlin gehört nicht zur 
Provinz Brandenburg, fondern bildet für fich einen Verwaltungsbezirk unter dem 
SIberpräfidenten der Brovinz Brandenburg. Die -Beichäfte der allgemeinen Bandes: 
verwaltung werden duch flaatlide Verwaltungsbehörden und durch Gelbft- 
verwaltungsbehörden —5— 

Staatliche Berwaltungsbehörden find: in den Provinzen die Oberpräfidenten, 
in den Negierungsbezirkten die Negierungßpräfidenten und die Regierungen, in den 
Kreiſen die Kandräte. 

Selbfiverwaltungsbehörden find: in den Broingen der Provinzialrat, in den 
Regierungsbezirken der Bezirlſsausſchuß, in den Kreifen der ſtreiſsausſchuß, in Städten, 
welche einen eigenen Stadtkreis bilden, der Stadtausſchuß. 

Unter GSelbfiverwaltung (Laienverwaltung) verfteht man die Teilnahme der 
zumeift vom Wolfe ‚gewählten Untertanen an der Verwaltung öffentlicher Gemeinweſen 
unter oder neben den von oben ernannten Berufsbeamtert. 

Die Beröffentlihung der Verordnungen der ftaatlichen und Selbitverwaltungs- 
behörden der Brovinzen und der Regierungsbezirke erfolgt durch das Amtsblatt 
der Königlichen Negierungen und die der Behörden des Kreiſes durch das Kreisblatt. 


Wirkung der Bekanntmachung polizeilicder Bersrbnungen und Berfügungen im Amtsblatte. 
Die in einem Amtsblatt abgebrudte polizeiliche Verordnung oder Derfügung gilt 
als gehörig bekannt gemacht mit dem Beginn des achten Tages vom Datum bed Amts⸗ 
blatts an. Diejes Datum iſt mitzuzäblen. 
Bom Beginn jenes achten Tages an befteht die geſetzliche und unmiderlegbare Ver⸗ 
nıutung, daß jedermann die Verordnung. oder Verfügung kennt. (8. &. v. 8.6. 1905, 
D. F. B. 1906 S. 819.) 


— 
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F. Deriwaltungsbehörden. 


1. Breninzialbehörden. 


An der Epite der Berwaltung der Provinz fteht der Oberpräfideni. Ihm ift 
ein Oberpräfidialrat beigegeben, der ihn auch in Behinderungsfällen zu vertreten Hat. 
Der Brovinzialrat beitcht aus dem Oberpräfidenten, einem höheren Berwaltungs- 
beamten und fünf vom Provinzalausſchuß (in Heffen-Naffau vom Provinziallandtage) 
gewählten Mitgliedern. 

Der Leitung bzw. oberen Aufſicht des Oberpräfidenten unteritehen 
außer den weiter unten aufgeführten Bezirkshörden: 

Das Brovinzial-Schulfollegiun ; das Medizinaltollegium; die Generalkommiſſion 
und die Direltion der Rentenbaut (foweit jolche in der betr. Provinz 
beftehen); die Provinzial⸗Steuerdirektion; die Landwirtfhaftslanı mer: 
die Ianbichalttichen Kreditinftitute;, die Provinzialsgerer-Sozietäten; Der 
PBrovinzialverband. 

Der Brovinzialverband ift ein Kommunalverband zur Gelbitverwaltung der 
Angelegenheiten der Provinz (Landarmemvefen, Irren⸗ Taubitummen- und Blinden 
wejen, Beförderung von Landesıneliorationen, Bau von Chanfjeen, Unterftüßung 
milder Stiftungen, Verwaltung der land⸗ und forftwirtfchaftliden Berufs— 
genoſſenſchaft ujw.). 

Drgane des Provinzialverbandes find der Provinziallandtag und der grevingial- 
ausſchuß. Der Brovinziallandtag beitcht aus Wbgeordneten der Land⸗ und 
Stabdtkreife, er wählt die Mitglieder des Provin inlausf ufles und den Landes⸗ 
direftor. Der Provinzialausſchuß hat die Beſchlüſſe des Provinziallandtages 
vorzubereiten und auszuführen und die Mitglieder des Provinzialrates nud des 
Bezirksausſchuſſes zu wählen. 

Der Landesbireltor (Qaudeshauptinann) bat die laufenden Verwaltungs» 
gefchäfte wahrzunehmen und vertritt den Verband nach außen. 

PBrovinzialbehörden find ferner die Konfiftorien, DOberbergämter, 
Eifenbahndireftionen, Oberlandesgerichte und Invalidenverſicherungs⸗ 
anftalten, diefe unterftehen aber nicht dem Oberpräfidenten. 


2, Fezirksbehörden. 


Un, der Spite der Regierung ſteht der Negierungspräfident. Er wird in Be 
hinderungsfällen durch einen ihm beigegebenen Oberregierungsrat vertreten. Die 
Regierung zerfällt in drei Abteilungen. Die I. (Bräfidial) Ubteilung unter der 
direkten Verwaltung des Regierungspräfidenten (Qandratsämter, Beteibchtee uſw.). 
Die II. Abteilung für Kirchen- und Schulweſen. Die IH. Abteilung für direkte 
Steuern, Domänen und Forſien. Dirigenten der II. und III Abteilung find 
Dberregierungsräte und bei der ILL. der Oberforftmeifter. Dem Regierungspräfidenten 
fteht ald Organ der Berwaltuug der Bezirksausſchuß zur Seite. Derjelbe befteht 
aus dem Regierungspräfidenten ald PVorfigenden und ſechs Mitgliedern, wovon zwei 
vom Könige ernannt und vier vom Provinzialausfchuß gewählt werden. Ber Stell: 
vertreter im Vorfit eines der ernannten Mitglieder führt den Titel „Verwaltungs: 
direktor“. Über die Eigenfchaft des Bezirksausſchuſſes als Bezirksverwaltungsgericht 
fiehe weiter Hinten unter Verwaltungsgerichtsbehörden. 


3. Areisbehörden. 


Un der Spite der Berwaltung des Kreifes fteht der Landrat. 

Der Kreis bildet einen Kommummalverband zur Selbitverwaltung feiner Angelegen⸗ 
heiten mit den echten einer Korporation. Die Kreisforporation wird durch den 
Kreistag und den Kreisausſchuß vertreten. Der Landrat vertritt den Kreisausſchuß 
bzw. den Kreistag nad) außen. Die Mitglieder des Kreistages werden durch die 
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größeren ländlichen Befiter, Die Landgemeinden bzw. die Städte gewählt. Der 
Ereisausſchuß beiteht aus dem Landrat und fechs vom Kreistage gewählten Mitgliedern. 
Er hat außer der Kreislommunalverwaltung bei der allgemeinen Landesverwaltung 
mitzuwirken und die Verwaltungsgerichtäbarfeit auszuüben (f. hierüber unter G.). 
In Stadtkreifen tritt au die Stelle des Kreisausfchuffes der Stadtausſchuß unter 
dem Vorſitz des Bürgermeifters. 

Größere Städte bilden Stadtkreife neben den Yandfreifen. Städte, die mit Aus⸗ 
Tchluß der aftiven Militärperfonen mehr als 25000 (in Weftfalen 30000, in der 
Rheinprovinz 40000) Einwohner haben, können aus dem Landfreis-VBerbande aus⸗ 
Tcheiden und einen Stadtlreis bilden. 


4. Ortshehärden. 


Ten eigentlichen Grundſtein der ganzen Berwaltungsorganifation des Staates 
bilden die Gemeinden; diefelben zerfallen in Stabtgemeinden, Randgemeinden und 
Gutsbezirke. Stadtgemeinden und Landgemeinden find öffentliche Körperfchaften, 
ocnen das Recht der Selbftverwaltung ihrer Ungelegenheiten unter Aufficht der Staats⸗ 
behörden zufteht. An der Spite der Verwaltung der Stadigemeinden fteht der 
Bürgermeiſter. Organe der Stadtverwaltung find der Magiftrat und die Stadt. 
verorbnetenverfammlung. Die Stadtverordnneten werden von den Stadteingejellenen, 
die Mitglieder des Magiſtrats und der Bürgermeifter durch die Stadtverordneten- 
verjammlung gemäht. . 

An der Epite der Verwaltung der Landgemeinden fteht der Gemeindevorfteher, 
‚dem zwei oder mehr Schöffen zur Seite ftehen. Der Gemeindeworfteher ift die 
Obrigkeit der Gemeinde. Die Kontrolle über die Gemeindeverwaltung, die Beichluß- 
fajjung über gewiffe Gemeindeangelegenheiten und die Wahl der E emeinhevorfieher 
und Schöffen erfolgt durch die Gemeindeverfammlung, die ftinmiberechtigten Gemeinde- 
mitglieder, bzw. bei größeren Gemeinden durch die von den ſtimmberechtigten Gemeinde- 
mitgliedern gewählte Gemeindevertretung. Die gewählten Gemeinbenorfteher und 
Schöffen bedürfen der Beftätigung durch den Landrat. In den Gutsbezirken tritt 
an die Stelle des Gemeindevorfteherd der Gutsvorſteher, der die Verwaltung allein, 
ohne weitere Organe, zu führen hat. Iſt der Eigentümer des Gutsbezirks nicht in 
der Lage, diejen oder Teile desfelben Jelbft zu verwalten, jo Hat er Stellvertreter 
(ftellvertretende Guisvorſteher) zu beitellen. Der Fiskus beitellt 3. B. für die Forft- 
gutsbezirke (Oberförftereien) oder deren Teile (Schugbezirte) die Oberförjter bzw. 
Föorſter zu ftellvertretenden Gutsvorſtehern. 

Die Pflicht, jedem Hilfsbebürftigen zu feiner Unterftügung Obdach, den unent- 
behrlichen Lebensunterhalt, die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im alle 
feines Ablebens ein angemejjenes Begräbni3 zu gewähren, liegt in eriter Linie den 
Gemeinden und Gutsbezirken in ihrer Eigenfchaft als Ortdarmenverband ob, und 
zwar bat vorläufig derjenige Ortsarmenverband einzutreten, in deſſen Bezirk fich der 
Unterftüßungsbedirftige bei dem Eintritt der Hilfäbebürftigkeit befindet. Hat der 
Hilfsbedürftige feinen Unterſtützungswohnſitz, oder iſt der Ortsarmenverband unvermögend, 
jo tritt der Kandarmenverband ein, der in der Regel mit dem Provinzialverbande 
zufammenfällt. Der Unterſtützungswohnſitz wird nad) vollendetem 18. Lebensjahre 
im allgemeinen durch den unumterbrochenen zweijährigen Uufenthalt in einer Gemeinde 
oder einem Gutsbezirke erlangt, fofern während diefer Zeit eine Unterftügung aus 
öffentlichen Mitteln nicht gewährt worden ilt. 

Zur Beurkundung des Verfonenftandes (Geburten, Heiraten und Sterbefälle) find 
für ein oder mehrere Gemeinden uſw. umfaffende Bezirke Standesämter eingerichtet, 
deren Verwaltung die dazu beitellten Standesbeamten führen. 


5, Ortspoligeibehsrden. 


Behufs Berwaltung der Polizei und Wahrnehmung anderer öffentlicher 
Angelegenheiten ift jeder Kreis, mit Ausſchluß der Städte, in Amtsbezirke geteilt, zu 
31 


NRabdtte, Handbuch. d. Aufl. 
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denen eine oder mehrere Landgemeinden und Gutsbezirke gehören. Organe der Anıt3: 
verwaltung find der Amtsvorſteher, der auf Vorſchlag des Kreisſtags vom Ober: 
präfidenten ernannt wird, und der Amtsausſchuß, Der aus Vertretern der zum Amts- 
bezirfe gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke beiteht. 

Insbeſ ondere verwaltet der Amtsvorſteher die Sicherheits:, Ordnungs⸗, Sitten, 
Geſundheits⸗, Gefindes, AUrmen-, Wege⸗, Wafler-, Feld⸗ Forſt⸗ Filcherei, Gewerbe. 
Bars, Feuerpolizei, foweit fie nicht Durch bejondere Gefehe dem Landrat oder anberen 
Beamten übertragen if. Die Strom, Schiffahrts- und Hafenpolizei gehört abe 
nicht zu feiner Verwaltung. 

Ausführende Organe des Amtsvorftehers in polizeilichen Angelegenheiten yınd 
Gemeindes und Gutsvorſteher und die Zandgendarmen. 

Die Gemeinde: und Gutsvorſteher haben vermöge deſſen dad Recht und bie 
Pflicht, da, wo die Erhaltung der Öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit a 
fofortiged polizeiliches Einfchreiten notvendig macht, das dazu Grforberliche vorläm 
anzuordnen und ausführen zu laſſen. 

Amtsvorfteher, Gemeinde und Gutsvorſteher, jowie deren Stellvertreter, find 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltichaft. 

An Stelle der Amtsbezirke und Amtsvorſteher beftehen: 

in der Provinz * eſtfaͤlen Ämnter und Amtmänner ($ 29 der Kreisordnung 
v. 81. 7. ), 

in der Rheinprovinz Bürgermeiſtereien und Bürgermeiſter, denen außerden 
uch ewifle &emeinde-Berwaltungsangelegenheiten der &emeinde- und Guts⸗ 
voriteher übertragen find (8 28 der Kreisordnung dv. 30. 5. 1887), und 

in der Provinz Heſſen⸗Raſſau Bürgermeiftereien und Bürgermeifter (8 27 der 
Kreisordnung dv. 7. 6. 1885) bis auf einige dem Landrate vorbehaltenen und 
von bdiefem wahrzunehmenden Zweige der Bolizeiverwaltung ($ 28 a. a. D.). 

In der Provinz Hannover übt der Landrat die Ortspolizei aus; Die Ein⸗ 
richtung der Amtsbezirke, Ämter oder Bürgernteiftereien befteht dort nicht. 

In der Provinz Bofen werden die polizeilichen ufw. Befugniſſe Durch die 
Diſtriktkommiſſarien ausgeübt. | 

Ortspolizeibehörde in den Städten ift der Bürgermeifter, fofern darın 
— nee königliche Polizetbehörden (Bolizeis PBräfidien, Polizei» Direktionen 
beftellt find. 

Die Kreispolizei wird von den Landräten, die Landespolizei von den Regierung?: 
präfidenten bzw. in einzelnen Fällen von den Oberpräfidenten wahrgenonmten. 

Zentralbehörde für das Polizeiweſen ift dev Miniſter des Innern. Einzelne 
beſondere Gebiete des Polizeiweſens (Oben et Wege⸗, Baus, Eiſenbahn⸗, Berg: 
Gewerbe⸗, Forſt⸗, Jagd⸗, Fiſcherei- und Viehſenchen⸗Polizei) find jedoch den anderen 
Miniſtern, zu deren Geſchäftskreis fie gehören, unterſtellt. 


G. Derwaltungsgerichtsbarkeit 
und Derwaltungsgerichtsbehörden. 


Gejehe vom 30. 7. 1883 (G. ©. ©. 591) und vom 1. 8. 1883 (G. ©. ©. 237). 


Der Berwaltungsgerichtäbarleit unterliegen die Unfprüche und Verbindlichkeiten 
aus dem Öffentlichen echte, 3. B. Verbindlichkeit zur Entrichtung von Steuern, 
polizeiliche Verfügungen, Bwangsmaßregeln der Berwaltungsbehörden, Abgrenzung 
der Jagdbezirke, Frage der Öffentlichen Wege, Anwendung des Waldſchutzgeſetzes uſw. 

Die Verwaltungsgerichtäbarkeit wird ausgeübt durch das Beſchlußverfahren vor 
aan atubbebörben und das VBerwaltungsftreitverfahren vor den Verwaltungs: 
gerichten. 
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Beſchlußbehörden find: Kreis- Stadt Uusichuß, Bezirtsausfhuß und 
Brovinzialrat. 

Berwaltungsgerichte find: Kreis-(StadtJUusfhuß, Bezirksausſchuß und 
Dberverwaltungsgeridt. 

Das ne hohe tritt in allen Angelegenheiten ein, in denen die 
Geſetze von der Entfcheidung in jtreitigen Verwaltungsſachen oder von der Erledigung 
Der Angelegenheit im Streitverfahren oder durch Endurteil oder von der Klage bei 

dem Kreisausſchuſſe, dem Bezirksausſchuſſe oder einem Berwaltungsgerichte fprechen, 
“ und wo fonft dieſes Berfahren geſetzlich vorgefchrieben tft. 

Sn allen anderen Ungelegenheiten ijt das Verfahren des Streid-(Stadt-)Aus- 
ſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes das Beſchlußverfahren. 

Den Parteien }teht in ftreitigen Berwaltungsfachen gegen die ergangenen End⸗ 
urteile bzw. Beſcheide der Kreisaugfchüffe die Berufung au den Bezirksausſchuß und 
gegen die in erfter Inſtanz ergangenen Endurteile bzw. Befcheide der Bezirksausſchüſſe 
die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zu. 

Die Berufung ift innerhalb zwei Wochen bei dem Gericht, gegen deſſen Ent: 
Scheidung dieſelbe gerichtet ift, anzumelden und zu rechtfertigen. 

Gegen die von den Bezirkdausichüffen in zweiter Inſtanz erlaffenen Endurteile 
jteht den Parteien das Rechtsmittel der Nevifion an das Oberverwaltungsgericht zu. 


— — — — 


H. Gerichtsverfaſſung. 


Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Geſetze unterworfene 
Staatsgerichte ausgeübt. 

Die ordentliche ſtreitige und die freiwillige Gerichtsbarkeit wird durch 
Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte und Durch das Neichögericht ausgeübt. 
Das Reichsgericht iſt eine Einrichtung des Deutfchen Neiches, während die Einridjtung 
und Belebung ufw. der anderen Gerichte den einzelnen Bundesftaaten obliegt. 

Bor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Rectsftreitigfeiten 
und Straffadhen, für die nicht die Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte 
ans Ab reichögefelich bejondere Gerichte (Gewerbegerichte uſw.) beftellt oder 
zugelayjen find. 

Die nichtitreitige oder freiwillige Gerichtsbarkeit umfakt das Grundbuch— 
und Hypothekenweſen, das Bormundfchaftswefen, die Stiftungs» und Lehnsjachen, das 
Verlaſſenſchaftsweſen (Erbaugeinanderjegungen uſw.), Beurlundung von Nedt3: 
Handlungen ufw. Eine bejondere, für die freimillige Gerichtsbarkeit beftehende Ein: 
richtung bildet das Notariat. Die Notare find zuftändig für alle Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche nicht den Gerichten oder befonderen Behörden 
vorbenatten find. 

ei jedem Gerichte beiteht eine Staatbanwaltſchaft. 


J. Serichtsbehörden. 


1. Amtsgerichte. 

Den Untögerichten ſtehen Einzelrichter vor. In bürgerliden Rechtsſtreitig— 
feiten find die Amtsgerichte guländig: Br g 

1. für Streitigkeiten über Vermögensanſprüche bis zu 300 Mk.; 

2. ohne —26 auf den Wert des Streitgegenſtandes: 
a) für alle Streitigkeiten, die fi) auf ein Miets⸗, Geſinde⸗ oder Arbeits— 
verhältnis, auf das Verhältnis Reifender zu Wirten, Fuhrleuten, Schiffern 
31* 
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und Handwerkern, auf Viehmängel, Wildfchäden und Anfprüche aus einem 
außerehelichen Beifchlafe beziehen; 
b) für das Aufgebotöverfahren, Konkursverfahren le 

Für die Verhandlungen und Entjcheidungen in Strafjadhen werden bei den 
a aaen Schöffengerichte gebildet, die aus dem Amtsrichter und zwei Schöffen 
eſtehen. 

Die Schöffengerichte ſind zuſtändig: 

für Übertretungen, für Bergehen,*) die mit höchſtens drei Monaten Gefängnis 
oder 600 Mk. Gelditrafe bedroht find, für einfache Beleidigungen und Körper⸗ 
verlegungen und für die ergehen des Diebitahls, der Unterfchlagung, des 
Betrugs, der Sachbefchädigung, der Begünftigung und der Hehlerei, joweit es 
fih um Werte big einjchlieglid) 150 ME. handelt. 

Das Amt der Schöffen ift ein Ehrenamt. Die Schöffen werden durch ei 
bejondere Kommiſſion aus den unbefcholtenen, mehr denn 30 Jahre alten und dafür 
geeigneten Perjonen des Amtsgerichtsbezirks gewählt. 

Bon den Umtsgerichten werden ferner in der größeren Hauptſache die Geſchäfte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit erledigt. ’ 


2. Landgerichte. 


Die Landgerichte find mit einem Präfidenten und der erforderlichen Anzahl von 
Direltoren und Mitgliedern beſetzt. Bei den Landgerichten werden Zivil- und 
Straflfammern und nad Bedürfnis au Kammern für Handelsſachen gebildet. 
Den Borfig in den Kammern führen der Präfident und die Direktoren. 

Die Zivilkammern find zuftändig in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten: 

in erfter Inſtanz für alle Sachen, welche nicht vor die Amtsgerichte gehören; 

im befonderen ohne Rückſicht auf dert Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich: 

a) Neal Unfprühe der Staatsbeanten gegen den Fiskus aus ihrem Dienſt⸗ 
verhältnis; 

b) für die Unfprüche gegen den Fiskus wegen Verſchuldung von Staatsbeamten; 

c) für die Anfprüche gegen öffentliche Beamte wegen Überfchreitung ihrer amtlichen 
Befugniffe oder wegen pflichtwidriger Unterlaffung von Amtshandlungen; 
in zweiter Juſtanz für die vor den Umtsgerichten verhandelten Sachen. 
Die Straflammern find zuftändig in Strafſachen: 

in erfter Inſtanz für die Enticheidungen im Borverfahren, für die Vergeben, 
welche nicht vor die Schöffengerichte gehören, und für Verbrechen, welche nıit 
höchſtens 5 Jahren Zuchthaus bedroht find; 

in zweiter Inſtanz für Die Berufungen gegen die Urteile der Schöffengerichte. 

Die Straffammern können auf Antrag des Staatdanwalt3 einzelne mit höherer 
Strafe bedrohte Vergehen ujw., welche zu ihrer Zuftändigfeit gehören, den Schöffen- 
gerihten zur Verhandlung und Enticheidung überweifen, wenn nach Umjtänden des 
Falles anzunehmen ift, daß wegen des Vergehens auf feine höhere Strafe als 
6 Monate Gefängnis oder 1500 ME. Geldſtrafe zu erkennen fein werde. 


8. Schwurgerichte. 


Für die Verhandlung und Entfcheidung von Strafſachen treten bet Dei Land⸗ 
gerichten periodifch Schwurgerichte zufammen. Sie find auländig für die Berbreden, 
welche nicht zur Buftändigfeit der Strafkammern oder des Reichsgerichts gehören. 

Die Schwurgerichte beftehen aus drei richterlichen Mitgliedern und aus zwölf 
nur zur Entfeheidung der Schuldfragen berufenen Gefchivorenen. Das Amt der 
Geſchworenen ift ein Ehrenamt; die Auswahl erfolgt nach denſelben Grundjägen 
wie bei den Schöffen. 


*) Darüber, was Übertretungen, Bergegen und Berbredien find, fiehe 8 1 Etr. © B, XIA b. W. 
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4. Gberlaudesgeridte. 


Die Bezirke der Dberlandesgerichte fallen im wejentlichen mit denen der 
Provinzen ufämmen. 

Die Oberlandesgerichte find mit einem Präfidenten und der erforderlichen Anzahl 
von Senatspräfidenten und Räten beſetzt. Bei denfelben werden Biviljenate für 
bürgerliche Nechtsftreitigfeiten und Straffenate für Straffachen gebildet. 

Die Oberlandesgerichte find zuftändig: 

in bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten für die Berufung gegen die Endurteile 
und die Befchwerde gegen Enticheidungen der Landgerichte; 

in Straffahen für die Revifion gegen Urteile der Straflanmern in der 
Berufungsinftang und, fofern Die Reviſion angfchliegli auf Die Verlegung 
einer in den Landesgeſetzen enthaltenen Rechtsnorm gejtügt wird, in eriter 
Inſtanz; für die Befchwerde gegen ftrafrichterliche Entſcheidungen erfter Inſtanz, 
foweit nicht die Zuftändigfeit der Straflammer begründet ift, und gegen Ent— 
ſcheidungen der Straffammern in der Beichwerde- und Berufungsinitanz. 

Das DOberlandesgericht in Berlin für Berlin und die Provinz Brandenburg 
führt die Bezeichnung Kammergericht, und es ijt als folches für den ganzen 
Umfang des Preußiſchen Staates für alle Nevifionen in fchöffengerichtlichen 
Sachen, fofern eine nach den preußifchen Landesgeſetzen (Landesrecht)! ftrafbäre 
Handlung den Gegenftand der Unterſuchung bildet. 


ı Siehe IX Ad. W. 


5. Reichs gericht. 

Das Reichsgericht hat ſeinen Sitz in Leipzig und iſt mit einem Präſidenten und 
der erforderlichen Anzahl von Senatspräſidenten und Räten beſetzt. Bei dem Reichs⸗ 
geriht werden Bivils und Strafjenate gebildet. 

Das Reichsgericht ift zuftändig: 

in bürgerlichen Rechtsſtreitfragen für die Reviſion gegen die Endurteile und 
die Beichwerde gegen Entfcheidungen der Oberlandesgerichte; 
in Straffadhen: 

a) für die Unterfuchung und Entfcheidung in erfter und letzter Inſtanz 
in den Fällen des gegen den Kaiſer oder das Reich gerichteten Hoch- 
verrats und des Landesverrats; 

b) für die Revifion gegen Urteile der Straffammer in erjter Inftanz, inſ oweit 
nicht die Oberlandesgerichte zuſtändig ſind, und gegen die Urteile der 
Schwurgerichte. 


6. Staatsauwaltſchaft. 


Das Amt der bei jedem Gerichte beſtehenden Staatsanwaltſchaft wird ausgeübt: 
bei dem Reichsgericht durch den Oberreichsanwalt und die Reichsanwälte, bei dem 
Dberlandesgericht durch den Oberftaatsanwalt und Staatsanwälte, bei den Land: 
gerichten duch den Erften Staatsanwalt und Staatsanwälte und bei den Amts: 
gerichten durch Amtsanwälte. 

Die Staatsanwaltſchaft hat den Sachverhalt aller zu ihrer Kenntnis kommenden 
ſraſperen Handlungen zu erforſchen und erforderlichen Falles die öffentliche Klage 

u erheben. 

die Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienſtes find Hilfsbeamte der Staat?- 
anwaltſchaft und find verpflichtet, den Unordnungen der Staatsanwälte ihres Land» 
gerichtSbezirtes Folge zu leiften. Zu diefen Beamten find zu rechnen: die Polizei» 
infpeltoren und Bolizeilommifjarien in den Städten, die Umtsvorfteher und deren 
weit die Korffiubheamte und, —— und — —— q Bela hehe 
weit die Fo utzbeamten zu den Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft gehören, ſiehe 
Abſchnitt XI Dd. W. 8 
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4. Rechtsauwãlte. 


Die Rechtsanwälte find befugt, in den Sachen des Strafprozefles, des Zivil⸗ 
prozeiles und der Konkursordnung vor jedem Gerichte Berteidigungen zu führen, als 
Beiltand aufzutreten und die Vertretung zu übernehmen. Bor den Landgerichten 
und allen höheren Gerichten müfjen ſich die Parteien bei bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten 
(Bioilprogeß) durch Rechtsanwälte vertreten laſſen. In Strafſachen (Strafprozeß) ift 
die Verteidigung durch einen Rechtsanwalt erjorberlic in den Sachen, welche vor 
dem Heichögericht in erjter Inſtanz oder vor dem Schwurgerichte oder wegen eines 
Verbrechen vor dem Landgerichte in erfter Inſtanz zu verhandeln find. 


8. Schieasmännuer. 


Die Schiedgmänner werden für gewiffe Bezirke von den Gemeinde⸗ bezw. Kreis: 
vertretungen gewählt; fie verwalten ihr Amt ald Ehrenamt. 

Der Schiedsmann ift bei den nur auf Antrag zu verfolgenden Beleidigungen und 
Körperverlegungen die zum Zwecke der Sühneverhandlung zuftändige Vergleichsbehoörde; 
nu ift ihm die gütige Schlichtung bürgerlicher Rechtsftreitigleiten über vermögen: 
rechtliche Anſprüche übertragen, foweit folche von den Parteien beantragt wird. 


— m —— — — — ns 


- IX. 


Forftredit, Horft- und Reloͤſchutz, 
Wegerecht, Wegepolizei, Waſſerrecht und 
—— Waſſerpolizei. 


— — — —— 


A. Einleitung 
zu den Abſchnitten IX, X, XI und XII. 


Grundbegrif über Recht und Arten Des Rechts. 


1. Im allgemeinen verfteht man unter Recht den — von Regeln (Normen), 
die, von den Staaten auf Grund ihrer Verfaſſungen feſtgeſetzt, für das äußere Ber: 
halten der Menjchen zueinander maßgebend find. 

Died das Recht im objektiven Sinne. Die Befugnis oder Beredhtigung des 
Menschen, auf Grund des Rechts im objeltiven Sinne ein ihm gitehendes Recht 
ſelbſt auszuüben, iſt Recht im fubjeltiven Sinne (Einzelrecht). 3. B. auf Grund des 
Jagdrechts — Recht im objektiven Sinne — habe ich die Befugnis, auf meinen über 
75 ba großen Örundftüd die Jagd auszuüben — Recht im jubjeltiven Simme —.“ 

Da die rechtliche Stellung eines Menſchen verfchieden fein kann, je nachdem es 
fid um das ne deöfelben zu einem anderen Mitmenjchen oder zu der Ge⸗ 
Tamtheit handelt, ſo unterfcheidet man: 

Privatrecht, auch Fivil- oder bürgerliches Recht genannt, und 
öffentliches Recht. 

2. Das bürgerliche Recht ift dementsprechend der Inbegriff derjenigen Normen, 
welche Die den Berfonen als Brivatperjonen zukommende rechtliche Stellung 
und die Berhältniffe, in welchen die Perſonen als PBrivatperfonen untereinander 
ftehen, zu regeln beftimmt find. 

Hffentliches Necht ift der Inbegriff derjenigen Normen, welche fid) auf bie 
Stellung des einzelnen zur ftaatlichen Gefamtheit beziehen. 

Zum bürgerlichen Recht gehören das Vermögensrecht und das Perſonenrecht. 

Das Vermögensreht umfaßt das Recht aller geldwerter Güter, und zwar 
Schuldverhältniffe, Sachenrechte und Erbredit. 

Bun Perſonenrecht gehören Perfönlichkeitsrechte (Leben, Körper, Freiheit, Ge⸗ 
fundheit, Ehre, Namen», Urheber:, Erfinder: uſw. Rechte), Familienrechte (Beziehungen 
zwifchen Ehemann und Ehefrau, Eitern und Kindern und zwifchen Verwandten) und 
Rormundfchaftsrecht. 

Das bürgerliche Necht Deutſchlands ift durch das am 1.1. 1900 eingeführte „Bürger: 
liche Geſetzbuch“ (B. ©. 3.) neu und einheitlich geregelt. Bis dahin beftanden in Preußen 
drei verfchiedene Rechte, und zwar: 

das Preußiſche allgemeine Landrecht (U. L. R.), 

dag gemeine Recht und 
da8 Pranaöfifce echt, (Code civil). 
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Die Vorſchriften diefer Rechte find faft gänzlich aufgehoben. In Geltung 
geblieben find fie nur ee als fie ſich auf Öffentliches Recht beziehen, wie vielfach beinı 
. L. R., oder foweit ſie Nechtögegehrftände betreffen, welche nach dem he SR 
zum B. ©. 8. den Sanbestecit vorbehalten find (Berg und Waflerrecht, Jagd. 
Fiſcherei uſwp.). — Vgl. XI B d. W. 
ne Fechtsgeblete der alten Rechte ſind: J 


Provinzen: Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen, Brandenburg, Schleſien, Sachſen und 
Weſtfalen, Regierungsbezirke Köslin und Stettin der Provinz Pomniern, rheiniſche Kreiſe 
Rees, Eſſen⸗Stadt, 5 Duisburg und Mülheim und in der Provinz Hannover 
der Negierungsbezirt Aurich (Oftfriesland) und die Kreiſe Lingen und Duderftadt. 

Gemeines Net. 

Provinzen: Schleswig-Holftein, Hannover mit Ausnahne des Negierungbezirts Aurid 

Kottfeieälond) und der Seife Lingen und Duderitadt, Heffen-Najjau, Peihen grife 


ande, Neuborponmtern und Mügen (Reg.-Bez. Stralfund) und die rheiniichen Kreiſe 


Wetzlar, Neuwied, Altenkirchen un 
Code civil. 

Rheinprovinz links dom Rhein und recht vom Rhein mit Ausnahme der Kreiſe 
Rees, Eſſen⸗Stadt, Eſſen⸗Land, Mülheim und Duisburg (Gebiet des U. L. AR.) und 
Wetzlar, Neuwied, Altenkirchen und Meiſenheim (Gebiet des Gem. Rechts). 

Die Teile der Rheinprovinz, in denen der Code civil gilt, bilden den Bezirk tes 
Oberlandesgerichts Cöln. 


Das öffentliche Recht umfaßt, abgefehen von dem Böllerrecht, welches das Recht 
der Staaten untereinander regelt, dad Staatäreht, Verwaltungsrecht, Polizeirrdt, 
Strafrecht, Brozeh- (Straf- und Zivilprozeß-) Recht und Kirchenrecht. 

Der Strafprozeß ift der Inbegriff der gerichtlichen Handlungen und Vorgänge, durch 
welche da8 Strafredht zur Anwendung und Durchführung. gelangt. Zurzeit gilt die 
Strafprogekordnung dom I. 2. 1877. 

Der Zivilprozeß regelt die allgemeinen Grundlagen des bürgerlichen Rechtsſtreites 
und das dabei zu beachtende Verfahren. Burzeit git die Zivilprozeßordnung vom 
30. 1. 1877 in der Bekanntniachung von: 20. 5. 1898 (Rt. G. Bl. ©. 410). 

3. Die Normen (Regeln) des Rechts werden durch Geſetze und Berordnungen 
„beitimmt. Die Gefehgebung erfolgte in Preußen früher durch den König. Seit Ein: 
führung der Verfaffung im Jahre 1848 wird fie aber ausgeübt durch den König 
und die beiden Häufer des Landtags. 

Diefe ſogenannte Landesgefehgebung, auch Landesrecht genannt, ift mit der 
Gründung des Deutſchen Reiches weſentlich eingefchränkt, denn ve die Neich?- 
verfaffung vom 16. 4. 1871 find viele Rechtangelegenheiten*) der Geſetzgebung des 
Neiches Geichsgeſetzgebung oder Reichsrecht) vorbehalten. 

Die Neichögejebgebung wird ausgelibt durch den Bundesrat und den Reichstag. 
Dem Kaifer fteht nur die Ausfertigung und Verkündung der Reichsgeſetze zu. 

Neben den Gefegen können in gewillen Fällen aud) ohne Mitwirkung der Volks» 
vertretungen (Meichdtag bzw. Landtag) vechtögüiltige Normen im Neihe vom Saifer 
und den Meichsbehörden bzw. in Preußen vom König und ben Staatöbehörden er» 
laſſen werden, dieſe heißen Berordnnungen. 


Meifenheim. 


Derhältnis Der Reichsſsgeſetze zu Den Landesgefchen. 

4. Die Neichögeieke gehen den Landesgeſetzen vor. (Artikel 2 der Reichs⸗ 
verfaſſung.) Es get Angelegenheiten, die entweder ausſchließlich der Reichsgeſetz⸗ 
gebung oder der Landesgeſetzgebung vorbehalten ſind. Bei einzelnen Rechtsgebieten 
konkurrieren aber auch Reichs⸗- und Landesgeſetzgebung (3.B. Geſinderecht, Erbrecht uſw.). 

5. Ob oder inwieweit durch Reichsgeſetze die beſtehenden Landesgeſetze auf⸗ 
gehoben werden, wird bei Erlaß der Reichsgeſetze durch die ſogenannten Eiu⸗ 
führungsgeſetze beitimnit. 


*) Siehe VIII A 25.8. 
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| 6. So beitimmt in bezug auf dad Strafrecht der 8 2 des Einführungsgefebes 
zum Strafgeſetzbuch für das Deutfche Reich: 

„Mit dem 1. Januar 1872 tritt das Landesftrafrecht, infomweit dasſelbe Materien 
betrifft, welche Gegenſtand des Strafgefeßbuch für das Deutfche Reich find, außer Kraft. 

In Kraft bleiben! die befonderen VBorfchriften des Landesftrafrechts, namentlich 
iiber ftrafbare Dertehungen der — — — — — Fiſcherei- Jagd, Forfl- und eld- 
polizeigefeße, über Mißbrauch des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts und über den 
Forſtdiebftahl.“ 


1 Mit „In Kraft bleiben” iſt nicht nur zum Ausdruck gebracht, daß bie zur Zeit 
des Erlaſſes des Strafgeſetzbuchs über diefe Materien ergangenen Landesgeſetze 
beſtehen bleiben ſollen, ſondern daß die Landesgeſetzgebung dis auf weiteres auch 
fernerhin auf dieſen Gebieten zuſtändig bleibt, alſo nach ihrem Ermeſſen die bisherigen 
Geſfetze abändern oder neue Geſetze erlaſſen kann. Die Zuſtändigkeit der a at 
gebung darf fi aber niemals auf Materien erftreden, die bereit8 Gegenitand bes Straf» 
geſetzbuchs für das Deutfche Reich find. So kann 3. B. bie Landesgeſetzgebung Fiſcherei⸗ 
ımd gegdgeiehe erlaffen; Strafvorſchriften üder das unberedtigte Fangen 
und Aneignen von Fiſchen und von jagbbaren Tieren dürfen dieſe Gefehe 
aber nicht enthalten, denn beide Gegenftände behandelt bereit3 das Strafgeſetzbuch; 
das unberedtigte lichen in den 88 296 und 370 Nr. 4, das unberedtigte Sagen in den 
58 292 bis 295 und 368 Nr. 10. 


Werden durch ein und Diefelbe Handlung Reichs- und Landes⸗Strafgeſetze verliebt, 
jo kommt nach 8 73 des Strafgefegbuchd nur dasjenige Gefeh, welches die ſchwerſte 
Strafe, und bei ungleichen Strafarten dasjenige Gejeß, welches die ſchwerſte Strafs 
art androht, zur Anwendung. S$n folchen Fällen kommt alfo lediglich das Neengere 
Geſetz, ganz gleich, ob Reichs- oder Landesgejeg, zur Anwendung; in der Regel 
wird Dies das Neichögefeh fein. 83.38. jemand jagt unbefugt und ohne Jagdſchein. 
Er verlegt den 8 292 des Steaigetegbudt (Meichögefeg) und den 8 73 der Jagd⸗ 
vrdnung (Landesgeſetz). Der 8 292 Str. &. B. droht eine jchwerere Strafe an, er 
wird alfo hieraus ehrt. 

7. In bezug auf das bürgerliche Recht hat das Einführungsgefeb zum B. G. 2. 
zahlreiche Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetzgebung gemacht. 

Bgl. den Abſchnitt XIIB d. W. 

8, Die Reichögefege werden in dem „Reichsgeſetzblatt“ und die preußifchen 
Zandesgefege in der „Preußiſchen Geſetz Sammlung“ veröffentlicht. 

Als Abkürzungen werden in diefem Werke gebraudt: 

für das Neichögefeßblatt = R. &. BI. und für die Preußifche Geje-Sammlung 
=6. S. oder Prß. G. S.*) Geſetze mit dem Veröffentlichungshinweis 
R. G. Bl. werden alſo in allen Fällen he und folche mit dem Hin: 
wei? G. ©. oder Prh. G. ©. preußiſche Landesgeſetze fein. 


B. Zorſtrecht. 


1. Das Forftreht umfaßt in der Hauptfache die Vorfchriften über das 
Eigentum an den Wäldern, -über die Mitbenugung der Wälder durch Berechtigte 
(Semwitut oder Örumdgerechtigfeit) und, mit A auf die Bedeutung des Waldes 
für die Landeökultur und das Gemeinwohl, die Vorfchriften über die Wirtfchaftd- 
führung zum Bwede der Erhaltung des Waldes. 


*) Bis 1. 1. 1907 füßrte die „ ifüe & s ’ itel „ . 
für Die Rönig den a ee le mBreuß ſche Gefeg-Sammlung” den Titel „Geſez Sammlung 
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Geſchichtliches. 
2. Eigentums. und Rukungsreidie au Wäldern. 


Ws die Germanen fih in Deutſchland anfievelten, nahmen die einzelnen 
Abteilungen ein größeres Gebiet in Seht. Diefed Unfiedelungsgebiet hieß art. 
Tas Uderland, die Yelbmark, wurde geteilt und ging mit den die Dorflage bildenden 
Haus- und Hofftätten in den Privatbefig der einzelnen Familien über, während 
Wald, Weide, Heide, Moor, Gewäſſer uſw., die „gemeine Marl” oder Almende 
bildend, im gemeinfamen Beſitz der ganzen Markgenofienfchaft blieb. jeder Befiger 
von wi gr Hof, Markgenoſſe oder Märker, hatte alfo ein Nutzungsrecht au 
dem Walde uf. 

Jede Mark Stand unter einem Obermärfer, auch Holzgraf, oberfter Bogt ufw. 
genannt, der urfprünglich von den Märlern gewählt wurde; fpäter war dieſes Amt 
aber auch vielfach erblid. Dieſe Obermärker oder Holzgraſen übten auch die 
Gerichtsbarkeit aus. 

Außer den gemeinen Marken gab es noch „große Marken“, weldhe im Beſitz ber 
Hundertfchaften, bzw. weiterer Verbände, der Gaugenoffenfchaften uſw. waren.*) 

Im Laufe der Zeiten traten Wandlungen in betreff der Eigentumsverhältnifſe 
an den gemeinfamen Marken ein. Sie fanden zum Teil ihre Begründung in den 
veränderten Rechtsgrundſätzen. 

Die gemeinen Marten — Markenwälder ufw. — gingen in das Eigentum einzelner 
(Srundberren über, d.h. fie wurden grundherrlich; fei ed, daß in den Marken einzeine 
Genoſſen fich durch Erwerb uſw. in den Befig aller Rechte fetten, fei es, daß gewiſſe 
beporrechtete Perfonen, namentlich) die Obermärker (Holzgrafen) größere Gebietsteile, 
zum Zeil allerdings durch Eroberung, in ihren PBrivatbefig brachten. Daraus 
entftanden die erften Privaiwaldnngen. 

Einzelne Marlemwälder find aber dauernd im Eigentum der Marfgenoifenfchaften 
geblieben, wie 3. B. die Gehöferjchaften im Renierungabegict Trier und die Hau- 
berge im Weſterwald. Andere gingen in das Eigentum der politiichen Gemeinden 
über und bilden einen Zeil der heutigen @emeindeforften. 

Die großen Marken (Wälder, Domänen uſw.) wurden entjprechend dem fich 
gebildeten Nechtsfage, daB das ganze Land im DObereigentum des Landesherrn ftehe, 
landesherrlih. Die Erträge daraus erhielt der Landesherr (Kaifer, König, Fürft). 

In Preußen gingen die Iandesherrlichen Örundftüde im Jahre 1820 auf den 
Staat über. Der Landesherr (König) ald Staatsoberhaupt ck dafür aus den 
Erträgen der nunmehrigen Staatöforften**, und Domänen jährlich 21/, Millionen 
Taler. Die übrigen Einnahmen wurden zur Beltreitung der allgemeinen Staats- 
bedürfniffe, insbefondere zur Verzinfung und Tilgung der Staatsſchulden verivendet. 

Waren nun auch die ehemaligen Markgenofjen ihres Eigentum au den gemein: 
jamen Marfenwäldern in der Regel verluftig gegangen, jo war ihnen das Rutzungs⸗ 
recht an den Wäldern aber Doc geblieben. Sie waren aljo nad) wie vor 
berechtigt, dem Walde Holz, Streu ufw. zu entnehmen und dort ihr Vieh zu weiden. 

Diefe —A (Servituten) hinderten in neuerer Zeit aber ſehr die 
intenſive Bewirtſchaftung der Forſten, erſchwerten außerdem den Forſtſchutz und 
gefährdeten durch die Streuentnahme die Erhaltung des Waldes. Sich ihrer zu 
entledigen, mußte der Wunſch aller Forſtverwaltungen ſein. Die im Laufe des 
vorigen Jahrhunderts erlaſſenen &emeinheitsteilungs: und Wblöjungsordnungen 
(von 7. 6. 1821, ergänzt am 2. 3. 1850 und andere) gaben den Forjtverwaltungen 
die Handhabe, die Servitutberechtigten gegen Gewährung einer Euntſchädigung ab- 
zulöfen. Bis auf Raff⸗ und Lefeholzberedhtigungen in einzelnen kleineren Bezirken 


“) Bei ben alten Germanen bildeten die ſtaatsrechtliche Einheit bie Böllerfhaften Diefe 
zerfielen in Saue, unb legtere wieder in Hundertſchaften, welde fih aus einem Berband von etwa 
100 Bamilien gufammenfegten. 

**) Zu den Staatsjorften find nicht zu rechnen bie unter Berwaltung ber Hoffammer ber Königlichen 
amitiengüter Achenden Stronfibeilommii- und Hausfideilsmmibforften, fowie die Hausfhagforft Bapenzien, bie 
orſten des Thronlehns Äqæls und die Forſten der Königligen Beinglicen Derrihaften DOpatom, late, 
rojanle, Rameng, Geitenberg und Schnallenftein; deun biefe gehören dem Bandesherrn und felner Familie 


. eigentiimlidh. 
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und die Berechtigung zum Viehhüten in den Gebirgswaldungn mit armer 
Bevdlferung find jetzt auch die meiſten Servituten abgeldit. 

Sind als Entſchädigung bei der Ablöfung von Forftfervituten den Berechtigten 
Holzungen gewährt, fo follen diefe nach dem Geſetze vom 14. 3. 1881 über gemein 
chaftliche ——28 unter die Berechtigten in der Regel nicht in Natur geteilt, 
ſondern ihnen als Geſamtabfindung überwieſen werden. Jeder Berechtigte (Intereſſent) 
bat dann an den Erträgniſſen dieſer Holzungen mır einen ideellen Anteil, das heißt 
einen Anteil, welcher dem Berhältniffe des Kapitalwertes feiner abgelöften Berechtigungen 
zum Sapitalwerte der Gefamtabfindung entipricht. 

Dieje als Landabfindung gegebenen Holzungen unterliegen, infoweit fie ſich nach 
ihrer Beichaffenheit und ihrem Umfange zu einer foritmäßigen Bewirtichaftung 
eignen, derjelben Staatsaufficht wie die Semeindeforften. 


3. Beſchränkungen in der Berufung und der Bewirtiaftung ber Wälder. 

Der Wert des Waldes befteht nicht allein in den unmittelbaren Erträgen an 
Holz uſw., fondern wefentlich auch in dem Nuten, den er mittelbar durch feinen Einfluß 
auf Klima, Witterung, Schug gegen mancherlei Gefahren, Bodenerhaltung uſw. der 
Landesfultur bringt. Der Wald bat Bedeutung nicht für die Gegentvart und nicht 
für den Eigentümer allein, er bat Bedeutung auch für die Zukunft und für die 
Sejamtheit der Bevölkerung. (v. HagensDamer: „D. forftl. Verh. Preußens“, ©. 79.) 

Diefe Bedeutung der Wälder für Landeskultur und Gemeinwohl erfennend, 
haben bereit3 im Mittelalter die Landesherren die Oberaufficht über alle Wälder, 
obne PR Lad der Eigentumsdverhältnifie, als ein Recht der Landeshoheit für fich 
un Auſpruch genommen. Zahlreiche Holz: und Forjtordnungen aus dem 16., 17. 
und 18. Jahrhundert regelten die Benutzung und die Bewirtichaftung fäntlicher Wälder. 

Während nun in Preußen in fpäterer und neuerer Beit das Oberauffichtärecht 
des Staates fiber Gemeinde⸗, Genoſſenſchafts⸗, Anſtalts⸗, Stifts- und Kirchenwaldungen 
durch Spezialgejehe ergalten blieb, wurden durch das Landeskulturedikt vom 
14.9.1811 Yintie, die Benutzung der Brivatwaldungen einjchränfenden Beftimmungen 
aufgehoben und bei diefen das Aufſichtsrecht des Staates bejeitigt. Jeder Privat: 
waldeigentümer bat daher volle Freiheit in der Bewirtfchaftung, er kann die Forſt 
niederlegen, urbar machen, teilen ufjw. Nur foweit aus der Benutzung und Bewirt: 
ſchaftung Gefahren für Nachbargrundftüde (Verſandung, Überflutung, Abbruch der 
Ufergrundftüde, Verminderung des Wafleritandes, nachteilige Einwirfung der Winde) 
entjtehen, find für alle Waldgrundftüde, aljo auch für die im Privatbefige befindlichen, 
dur das Geſetz vom 6. 7. 1875, betr. Schußwaldungen und Wald-Genofjenfchaften, 
landespolizeiliche Befchränfungen vorgefchrieben. Siehe hierüber Abfchnitt VI d. W. 
unter „Privatforften“. 

Die Speztalgefeße, durch welche in den einzelnen Landesteilen die Gemeinde⸗ uf. 
Waldungen der Aufficht des Staates unterftehen, find bei Abfchnitt V d. W. unter 
„Kommunalforjten” aufgeführt. 


C. Zorft- und Zeldſchutz. 
1. Geſetz, betreffend den Forftdiebftahl. 


Vom 15. 4. 1878. (G. ©. ©. 222.) 


Girafbeftimmungen. 
81. 1. Forſtdiebſtahl! im Sinne diefes Geſetzes tft der in einem Korte 
oder auf einem anderen, bauptfähli zur Holznutzung beſtimmten Grund- 
ftüde? verübte Diebftahl:? 


i üb : und feld ü über ‘ 
gern. unı Shadiäug nad ben ailgemelnen Gtrafseiepen fm. ehe kbfämttt A DW. > 
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. an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden getrennt iſt; 

. an Holz, weldyes durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und mit Dejten 
Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift;* 

3. ar Spänen, Abraum oder Borke, ſofern diefelben noch nicht in einer um 

nen Holzablage ſich befinden oder noch nicht geworben oder eingefammelt 


IN me 


4. an anderen Walderzengniſſen, insbejondere Holzpflanzen, Gras, Heide, Blaggen, 
Moos, Laub,® Streuwerl, Nadelholzzapfen, Waldjämereien, Baumfaft und Harz, 
fofern diefelben noch nicht geworben oder eingefammelt find.? 

2. Das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen ımterliegt fortt- 
polizeilichen Beitimmungen.8 9 


1 Der Horftdiebftahl wird nad) uraltgermanifcher Redtsanfhauung milder beſtrait 
als der FR Diebitahl ($ 242 Str. &. B.), weil bei ihm der Eingriff in die Eigentums⸗ 
(Bat *9 aa ao os er erſcheint als bei Diebftählen in Haus» und Hofitätten. 

e orſtre 
2 Entwendung bon Baumen mo, bon Srundftüden, welche nit bauptfädhlich zur 
Dolanugung geltimmt find, ift ſtrafbar nad) ben SS 18 bis 23 0.8 Feld⸗ und Forftpolizei- 


—— liegt nur vor, wenn der Täter in Biest her Abſicht gehandelt 
‚bat, d. h in den Bewußtſein ber rechtswibrigen Suei Als Forſtdiedſtahl if es 
daher (nah Oelſchlägeru. Bernhardt, F. D. G. m. — —————— wenn jemand 
ein Waldproduft, bon dem er den Umftänden nad) annahm, daß der Waldeigentümer c& 
preisgebe, aufgeſucht und fi) augeeignet hat; ingleichen nicht. wenn jemand zur Befeitigung 
eines augenblidlihen Notftandes (deifpielswelfe ber Fuhrmann zur Aufrichtung feines 
umgeworfenen Wagens) einen Holzſtamm abgefhlagen und in vorübergehenden Gebrauch 
genonmten ba 

Das Abhauen ftehender Bäume in Walde ift, wenn e8 nicht in der Abficht rechts 
VDE Bucignung, fondern aus Nahe oder Bosheit eibieht,, als y beſchadigung 
($ 303 © ee (R. &. v. 22. 2. 1881, D. J. B. 13 ©. 234.) 

4 Soritbiebfte Lim Sinne der Nr. 1 und 2 liegt alſo nur vor, ſobald an den Holze 
feine Handlung bon Menſchen vorgenommen worden iſt. Hatte eine ſolche Handlung 
ftattgefunden, jo liegt Diebjtahl (gemeiner) vor. Hierbei macht es Teinen Unterjchied, ob 
die Trennung oder Zubereitung bes Holzes feiten8 des Berechtigten (Waldbefiters, Käufers) 
bzw. in deffen Uuftrage ober ſeitens eines Holzdiebes vorgenomnien worden ift. 

Der Förſter, melcher in dem feiner Obhut anvertrauten Forſte einen bon Frevlern 
gejäliten Fr gurüdigelaflenen Baum ſich zueignet, begeht einen Diebftahl. (D. Tr. 

18 

Ebenſo it es Diebftahl, went „jemand in der Abſicht, einen TYorftdichitahl zu 
begeben, Holz gefällt, dasſelbe aber, weil er feine Abſicht aufgab, im Walde zurüdgelaffen 
und et „röger ie Abſicht rechtswidriger Zueignung abgeholt bat. (DO. Tr. v. 

Das Abhauen und Gnimenden bon üſten bereit gefällter Bäume im Walde, mit 
deren Zubereitung noch nicht begonnen worden &* ai gemeiner Diebftahl und kein Forſt⸗ 
diebſtahl. (NR. G. v. 1. 6. 1894, D. J. B. 2 

Holzdiebe, welche ſich Holz mittels — zugeeignet haben und ſich dieſes 
Holz, nachdem es ihnen don: Förſter abgenommen iſt, nochmals rechtswidrig anei nen, 
begehen einen neuen, eishandig ftrafbaren gemeinen Diebftahl. (R. 

20. 10. 1885, D. 140. 

Wenn H botziätäger Holz, weidhes ne felbft geichlagen Haben, fi aneignen, fo 
richtet fich die Entfcheidung der Frage, ob Dieb —38 oder Forſtdiebſtahl vorliege, 
danach, in welchem Zeitpunkt bi biebifche Abſicht zuerft auftrat. Geſchah dies vor dem 
Einſchlagen des Holzes, fo liegt Horftdiedftahl, geihah es nah bemt Einſchlagen. 
Diebſtahl vor. (O. Tr. v. 4. 12. 1867 u. 11. 12. 1867, O. u. B. S 

Als durch Zufall aßgebroßen oder umgeworfen it das Bin und Schnee⸗ 
bruchholz, Zagerholz u. db. nı. anzufehen. Eine Zurichtung diefes Holzes iſt als erfolgt 
au betraddten, wenn ber ag dasfelbe mit einer Nummer verſehen bat. (D. Tr. 

. 22. 12. 1869, DO. u 

Als Baldprodutte ind nidt anzuſehen Steine, Lehm, Humuserde ulm. Die An⸗ 
eignung dieſer Gegenſtände tft ftrafhar nad) 8 370 Str. &. B, XIAd 

5 Unter Abraum im Sinne bes —— ——— find orale geringen Wertes 
zu verftehen, melde in abgeholzten Schlägen oder überhaupt beim Schlagen don Holz 
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in Walde zurüdgelafien feiern, welche der Walbeigentümer noch nicht als bereit gewonnene 
s>bjekte feiner Nutzungsberechtigung betrachtet, zunı DBerarbeiten oder zur Verwertung, 
eingefanmelt, aufanımengebunden, zufanımengeichichtet habe; daß nur ee bon 
geringfügigen Werte, und zwar von der Natur ber „Abfälle“, in Frage kämen, 
ergebe fid) namentlid aus der Zuſammenſtellung mit Spänen und Borke. (M. ©. v. 
7. 2. 1902, Jahrb. Bd. 34 ©. 202.) 

6 Sind mit dent Laub aud) Zweige, die als Holz zu betrachten find, entwendet 
worden, fo ift 8 1,1 anzumenden. Veſchränkt fid) die Entwendung auf Laub (3. B. grünes 
Eichenlaub don jtehenden Bärnmen), fo ift $ 1,4 anzumenden. Die Unmwendung des 8 3,4 ift 
in diefen Falle ausgeſchloſſen. (8. G. v. 11. 6. 1906, Jahrb. Entſch. Bd. 3 ©. 215.) 

7 Sind die Holzabfälle und anderen Walderzeugniffe — Nr. 3 und 4 — bereits: 

emworben oder eingelantnielt gewefen, fo handelt es fih um einen Diebftahl, ftrafbar nad) 
8 242 Str. ©. B. (XL Ad. 3.) und nit um einen Forſtdiebſtahl. 

s Unter Sräntern find nur folhe Waldprodufte zu verſtehen, die der Nahrung oder 
den Genuffe von Menſchen diewen. 

Das Farnkraut rechnet nicht hierzu. Seine En wendung fällt, gleich wie die von 
Sud und Streu, unter das TForjtdiebit..Wei. 51 Ziff... (8. &. v. 12. 1. 1905, 2.5.2. 

>. 1121.) 

9 Wegen des Sanmıelnd von Beeren uſw. fiehe Nr. Ib zu $ 97 de8 F. u. F. P. &: 

vd. 1. 4. 1880, X C 25. W. 


82. Der Zoritdiebftahl wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem fünffachen 
Werte des Entwendeten gleichlommt und niemals unter einer Marf betragen darf. 

8 3. Die Strafe ſoll gleich dem zehnfachen Werte des Entwendeten und. 
niemals unter zwei Mark fein: 

1. wenn der oritdiebftahl an einem Sonn⸗ oder Feſttage oder in der Zeit von 
Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 

2. wenn der Täter Mittel angewendet hat, um fich unkenntlich zu machen; 

3. wenn der Täter dem Beſtohlenen vder der mit dem Forſtſchutz betrauten 
Perſon feinen Namen oder Wohnort anzugeben fich geweigert Hat, oder falſche 
Angaben über feinen oder feiner Gehilfen Namen oder Wohnort gemacht, oder 
auf Anrufen des Beftohlenen oder der mit den Forſtſchutz betrauten Perſon, 
ftehen zu bleiben, die Flucht ergriffen oder fortgejeßt hat;! 

4. wenn der Täter in den Fällen Nummer 1 bi$ 3, 8 1, zur Begehung des: 
Forſtdiebſtahls fich eines fchneidenden Werkzeuge, ingbefondere der Säge, der. 
Schere oder des Meſſers bedient Hat;? 

. wenn der Täter die Uusantwortung der zum Forſtdiebſtahl beftimmten Werk: 
zeuge verweigert;® 

. wenn zum Zwecke des Forſtdiebſtahls ein beſpanntes Fuhrwerk, ein Kahn oder 
Laſttier mitgebracht ift;* 

. wenn der Gegenftand der Entwendung in Holzpflanzen beiteht; 

. wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt-(Mittel-)Triebe vor 
ftehenden Bäumen entwendet end: 

. wenn der Forſtdiebſtahl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten oder Saat» 
kampe begangen ift. 

1 Die Weigerung des Täters, den Namen und Wohnort der Gehilfen anzugeben 

gilt nicht als Strafſchär ungögrund, fondern nur bie falfde Angabe darüber. 

Als Straffhärfungsgrund ift e8 fchon anzufehen, wenn der Täter bei fonit gichtger 
Angabe bes Faniliennanens feinen Bornamen falſch angibt. (Vgl. R. G. v. 17. 9. 1897, 
Entih. B. 30 ©. 230. 

3 Den Gegenfag zu ben fhneidendben Werkzeugen bilden die hauenden (At, 
Bel u. dergl.), deren Gebrauch eine Straffhärfung nit nad fich zieht. (K. ©. v. 
16. 2. 1882, D. X. B. 18 ©. 134.) 

3 Es betrifft die Nr. 5 nur bie bloße Weigerung, den Ungeborjan, die Werf- 

euge abzugeben oder hiebergulegeit, handelt es fih un einen buch Gewalt oder Burd)- 
Bedrohung mit Gewalt geleiteten Widerftand, fo finden die SS 117 bis 119 
St. G. B. Anwendung. (Berh, d. Deren.) 

4 Nur das zum Zwecke des Forſtdiebſtahls mitgebrachte Fuhrwerk uſw. 
begrundet eine Strafſchaͤrfung, nicht die gelegentliche Benutzung eines folden. (Kom. 
Ber. d. Herrenh.) 
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8 4. Der Verſuch! des Forſtdiebſtahls und die Teilnahme (Mittäterſchaft, 
Anftiftung, Beihilfe)? an einem Forftdiebftahle oder an einem Verſuche desſelben 
werden mit den vollen Strafen des Forftdiebitahls beftraft. 


188 43 und 46 Str. ©. B., XIAd. W. 
2 88 47 bis 49 Str. ©. B. XI A d. W. 


85. 1. Wer ſich in Beziehung auf einen Forftdiebitahl der Begünjtigung ober 
der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem fünffachen 
Werte des Entwendeten gleichlomnt und niemals unter einer Mark betragen darf. 

2. Die Beitimmungen des $ 257 Ab. 2 u. 3 des R. St. G. finden Anwendumg.! 


1 Bol. SS 257 bis 260 Str. &. B., XI Ad. W. 


8 6. Neben der Geldftrafe kann auf Gefängnisſtrafe bis zu ſechs Monaten 
erkannt werden: . 

1. wenn der Forftdiebftahl von Drei oder mehr Perfonen in gemeinjchaftlicher 
Ausführung begangen iſt; 

2. wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der Veräußerung des Entwendeten oder 
daraus hergeſtellter Gegenſtände begangen ift;! 

3. wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitSmäßig betrieben worden. ift. 

1 Zur Seitftellung des Tatbeitandes, daß der Forftdiehftahl zum Zwecke der Ber- 
äußerung bed Entwendeten erfolgt ift, iſt der Nachweis erforderlich, daß der Täter bereits 
bei Begehung der Tat die Abſicht der Veräußerung hatte. a G. v. 9. 1. 190, 
Dtſch. Forſtztg. S. 1067.) 


8 7. Der, nachdem er wegen Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines folchen, oder 
wegen Teilnahme (8 4), Begünftigung oder Hehlerei in Beziehung auf einen Forſt⸗ 
diebjtahl von einem preußifchen Gerichte rechtskräftig verurteilt! worden ift, innerhalb 
der nächſten zwei Jahre abermals eine diefer Handlungen begeht, befindet fich im 
Nüdfalle und wird mit einer Geldſtrafe beftraft, welche dem zehnfachen Werte des 
Entwendeten gleichlommt und niemals unter zwei Mark betragen darf. 

ı Ein Urteil der eriten Inſtanz wird rechtskräftig, wenn binnen einer Woche nad 
feiner Verkündung Tein Rechtsmittel eingelegt wird, oder wenn auf ein Rechtsmittel über 
haupt verzichtet wird. Gegen Urteile höchſter Inſtanz gibt es Teine Nechtsmittel; fie find 
nit ihren: Erlaß rechtskräftig. Vgl. 88 338 ff. Str. Pr. O. XIBd. W. 


8 8. Neben der Geldſtrafe ift auf Gefängnis bis zu zwei Jahren zu erkennen, 
wenn der Täter fich im dritten oder ferneren Nüdfalle befindet! Beträgt die Geld- 
ftrafe weniger als gehn Mark, fo kann ftatt der Gefängnisftrafe auf cine Zufaßftraje 
bis zu einhundert ark erkannt iwerden.? 

1 Ein dritter Rückfall Liegt dann vor, wenn die abzuurtetlende Tat inner— 
bald eines Zeitraumes von 2 Jahren ſeit der letzten Verurteilung liegt. 

Borausfegung für den dritten Rüdfall ift hiernach: 

1. rechtökräftige Verurteilung wegen Forſtdiebſtahls, 

2. barauffolgende Tat und rechtSträftiige Verurteilung wegen — Tat, 

3. darauffolgende Tat und rechtskräftige Verurteilung wegen dieſer Tat, 

4. darauffolgende Tat innerhalb der nächſten 2 Jahre. 

(K. ©. v. 27. 4. 1896, D. J. B. 31 ©, 289.) 

2 Die Bufakftrafe beträgt mindeſtens drei Marl. 8 27 St. &. 2. 


82. 1. In allen Fällen ift neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen 
um Erſatze des Wertes des Entwendeten an den Beitohlenen auszufprechen. Der 
Erfab des außer dem Werte des Entwendeten verurfachten Schadens Tann nur im 
Wege des Bivilprozefied geltend gemacht werden.! 

2. Der Wert des Entwendeten wird fowohl Hinfichtlich der Geldftrafe als Hin- 
ſichtlich des Erfabes, wenn die Entwendung in einem föniglichen Forſte verübt 
worden, nach der für das betreffende Forftrevier beftehenden Forſttaxe, in anderen 
Fällen nach den örtlichen Preiſen abgefchägt. 

a Neben ber Strafe ift die Verpflichtung des Schuldigen zum Erſatze des Wertes 
des Entmwenbeten an den Beſtohlenen auch dann auszufprechen, wenn der entwendete 
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Gegenſtand ganz oder teilweiſe dem Eigentümer verblieben iſt. (R. G. v. 24. 4. 1885, 
D. J. B. 17 ©. 218.) 


Handelt es ſich u mehrere Mittäter, fo iſt nicht jeder von ihnen zum Werterſatze 
zu verurtellen, vielmehr werden nur alle gemeinſchaftlich, aber unter ſolidariſcher Haftung 
zum einmaligen Erfah des Wertes verurteilt. (Stobomw. 8. &. 5 ©. 531.) 


8 10. Die im 8 57 des Strafgefeßbuchs bei der Verurteilung von Perſonen, 
welche zur Beit dev Begehung der Tat das zwölfte, aber nicht das 18. Lebensjahr 
vollendet Hatten, vorgejehene Strafermäßigung findet bei Zumiderhandlungen gegen 
diefed Geſetz Feine Anwendung. 

81. 1. Für die Geldftrafe, den Werterfag und die Koſten, zu denen FA 
verurteilt worden, welche unter der Gewalt, der Wufficht oder im Dienfte eines 
anderen ftehen und zu deſſen Hausgenofjenfchaft gehören, ift Ießterer im alle des 
Unvermögend der Verurteilten für haftbar u erklären, und zwar unabhängig von 
der etwaigen Strafe, j welcher er jelbit au Grund dieſes Geſetzes oder des 8 361 
Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs! verurteilt wird.⸗ | 

2. Wird feitgeftellt, daß die Tat nicht mit feinem Willen verübt ift, oder daß 
er fie nicht verhindern konnte, jo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 


ı XIAd 8. 
3 Der Ehemann ijt für die Selditrafe, den Werterfag und die Koften, zu benen 
feine Ehefran auf Grund des F. D. G. verurteilt wird, nit haftbar. 


812. 1. Hat der Täter noch nicht Das zwölfte Lebensjahr vollendet, jo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des 8 11 haftet, zur Bahlung der Geldftrafe, des 
Werterſatzes und der Koften als unmittelbar haftbar verurteilt.‘ 

2. Dasfelbe gilt, wenn der Täter zwar das zwölfte, aber noch nicht das 
18. Lebensjahr vollendet hatte und wegen Maugels der zur Erfenntnis der Straf: 
barkeit feiner Tat Eee Einficht freizufprechen ift, oder wenn derjelbe wegen 
eines feine freie Willengbeftimmung ausfchließenden Auftandes ftraffrei bleibt. 


2 Berfonen, welche bei Begehung einer ftrafbaren Handlung das 12. Lebensjahr 
nicht vollendet haben, koͤnnen wegen berjeiben ftrafrehtlich nicht betont werden; die⸗ 
felben Tönnen nur auf Anordnung des Bormundiaftsgerichts in einer Erziehungs» oder 
Beſſerungsanſtalt untergebracht werben. ($ 55 Str. &. 2.) 


8 13. 1. Un die Stelle einer Seldftrafe, welche wegen Unvermögend des Ver: 
urteilten und des für haftbar Erflärten nicht beigetrieben werden kann, tritt Gefängnis⸗ 
Strafe Dieſelbe kann vollitredt werden, ohne daß der Verſuch einer Beitreibung der 
Geldſtrafe gegen den fir haftbar Erklärten gemacht ift, fofern deſſen Zahlungsunfähig: 
keit gerichtslundig iſt. 

2. Der Betrag von einer bis zu fünf Mark iſt einer eintägigen Gefängniſsſtrafe 
gleich zu achten. 

3. Der Mindeitbetrag der an die Stelle der Geldſtrafe tretenden Sefängnisitrafe 
ift ein Tag, ihr Höchftbetrag find fechd Monate. Kann nur ein Teil der Geldftrafe 
beigetrieben werden, jo tritt für den Neft derfelben nach dem in dem Urteile feit- 
geſetzten Verhältniffe die Gefängnisftrafe ein. 

4. Gegen die in Gemäßheit der SS 11 und 12 als haftbar Erklärten tritt an 
Die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnisstrafe nicht ein. 

14. 1. Statt der in dem 8 13 vorgejehenen Sefängnisitrafe kann während 
Der für diefelbe beftimmten Dauer der Berurteilte, auch ohne in einer Gefangen» 
anftalt eingefötoffen zu werden, zu Forſt⸗- oder &emeindearbeiten, welche feinen 
Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeſſen find, angehalten werben. ! 

2. Die näheren Beltinmungen wegen der zu leiftenden Arbeiten werden mit 
Rückſicht auf die vorwaltenden Lohn» und örtlichen Serhäfinille von dem Regierungs⸗ 
präfidenten in Gemeinfchaft mit dem Erſten Staatsanwalt beim Oberlandesgerichte 
erlafien. Dieſelben find ermächtigt, gewiſſe Tagewerke dergeftalt zu beftimmen, daß 
die Verurteilten, wenn fie durch angejtrengte Tätigkeit mit dev ihnen zugewieſenen 
Arbeit früher zuftande kommen, auch früher entlaffen werden. 
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2 Forſt⸗ und Gemeindearbeit ift arjo nur zuläffig jtatt der Gefängnisſtrafe, welche 
an die Stelle einer nicht beitreidbaren Geldftrafe tritt, und nicht ftatt der Gefängnizitrafe, 
auf melche nach den 8 6 und 8 neben der Geldſtrafe erkannt worden iſt. 

2 über Unfallfürſorge für Strafarbeiter ſiehe XIV Dd. W. 


8 15. 1. Ärte, Sägen, Meſſer und andere zur Begehung des Forſtdiebſtahls 
geeignete Werkzeuge, welche der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt Hat, 
find einzuziehen, ohne Unterfchied, ob fie dem Saulbigen gehören oder nicht. ! 

2. Die Tiere und andere zur Wegichaffung des Entwendeten dienenden Gegen⸗ 
ftände, welche der Täter bei ſich führt, unterliegen nicht der Einziehung. 


1 Der Einziehung unterliegen alfo nit nur die bei Begehung eines Forſidiebſtahls 
von dem Xäter wirtlid gebraudten Werkzeuge, fondern alle zur Begehung eines 
pet bot geeigneten Werkzeuge, welche der Täter bei der Zumiderhandlung bei fid 
geführt Hat. 

5 16. Wird der Täter bei Uusführung eines Forftdiebftahls oder gleich nad) 
derjelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des Forſtdiebſtahls ge- 
eigneten Werkzeuge, welche er bei fich führt ($ 15), in Befchlag zu nehmen.! 


1 Diefe Werkzeuge kann aud) ein Nichtbeanter, mithin jede niit der Ausübung de 
Forſtſchutzes beauftragte Berfon in Beichlag nehnen. 
p a ie Aueſa rungen unter „Beſchlagnahme und Durchſuchung“; 88 94 ff. Str. 

r. O. . W. 

2 Der Wald iſt zwar das örtliche Gebiet für die Schutzausübung des Forſtſchutz⸗ 
beamten, aber nicht die Schranke für die Verfolgung der darin begangenen Forſtfrevel 

Der Begriff der frifhen Tat unfaßt auc die an die Musführung des Frevels jid 
unmittelbar anfchliegende Berjchleppung der Beute oder Flucht ufw. 

Ob zur Beurfundung eines Forſtfrevels die Wegnahme des Dann verwendeten Werl⸗ 
euges erforderlich ift, hängt vom Ermeſſen des Beamten ab. (R. G. v. 22. 9. 188, 
Sadın. B. 33 ©. 210.) 


5 Behandlung der in Forftſtrafſachen eingezogenen Gegenſtände. 

I Bei ftrnfbaren Handlungen, welde in Staatsforften oder in anderen 
unter Stautenermaltung ftehenden Yorften begangen find. 

Die Oberförfter haben die Gegenftände zur Verfügung des Gerichts aufzubewahren 
und über diefe Gegenftände ein Verzeichnis zu führen, worin unter A bie wertvolleren 
Segenftänbe und foldhe, deren Verkauf und Rückkehr in den Gebrauch ohne überwiegenbe 
Nachteile für aulaftig zu erachten iſt, und unter B die wertlofen Gegenftände und folche, 
deren Verkauf und de in den Gebrauch aus polizellihen Gründen nicht angenieffen, 
deren Bernichtung vielmehr ratſam tft, zu verzeichnen find. 

Die Gegenftände unter A find vierteljährlih an das Gericht gegen Bezahlung der 
Zransportloften abzuliefern. Die Gegenftände unter B find, um zu verhindern, daß durch 
deren Berlauf dem Diebitahl an Holz oder anderen Waldproduften Vorſchub geleiftet 
werden würde, nach borheriger Einholung bes Kinverftändniffes de8 Gerichts, zu ver⸗ 
nichten. Die Vernichtung ift vom Oberförfter unter Zuziehung bes Drtorltandeß in 
angemefjener Weife zu beforgen, bei Sägen, Arten, Meſſern uſw. durch in ihrer Gegeumart 
gegen Überlaffung des Materials zu bewirfendes Bufanmenfchlagen in einer Schmiede. 

OD. Bei ftrafbaren Handlungen, welde In anderen als den unter I auf» 
geführten Forſten begangen find. 

a3 Gericht Hat erforderlichen Falles, nad) Einholung des Gutachtens eines Sadh 
verftändigen, 

a) bie Vernichtung der Gegenjtände anzuorbnen, fall diefelben einen den Verkauf 
Iohnenden Wert nicht haben oder es im Intereſſe des Forſtſchutzes bedenklich 
erſcheint, diefelben wieder in den Verkehr zu bringen; 

b) ben Derfanf der Gegenftände zu veranlaſſen, falls die Vorausſetzungen zu a nicht 
vorliegen. 

(F. M. v. 1. 9. u. J. M. v. 6. 10. 1853, J. M. Bl. ©. 370; J. M. v. 28. 2. 1860, 
. M. Bl. ©. 94 u. J. M. v. 18. 11. 1884.) 


8 17. Wird in dem Gewahrſam eines innerhalb der letzten zwei Jahre wegen 
einer Zuwiderhandlung gegen diefes Selet rechtäfräftig Berurteilten friſch gefälltes, 
nicht forjtmäßig zugerichtetes Holz gefunden, fo ift gegen ben Inhaber auf Einziehung 
de3 gefundenen Holzes zu erkennen, fofern er fich über den redlichen Erwerb des 
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Holzes nicht ausweiſen Tann. Die Einziehung erfolgt zugunften ber Armenkaſſe 
des Wohnortes des Verurteilten. 

2 Auch diefe Hülle find in das Forſtdiebſtahlsverzeichnis aufzunehmen. 

8 18. Die Strafverfolgung von Buwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz ver- 
jährt, fofern nicht einer der Sale der 55 6 und 8 vorliegt, In ſechs Monaten. 

1 Die Strafverfol bon Butwiderbandlungen gegen bie SS 6 und 8 verjährt erit 
in fünf Jahren. Er eh. ®. Er ’ gen geg se 1 


Strafverfahren. 

8 19, 1. Für die Buwiderhandlungen gegen dieſes Geſet find die Umtsgerichte 
zuftändig. Diefelben verhandeln und entjcheiden, fofern nicht einer der Fälle der 
88 6 und 8 vorliegt, ohne die Zuziehung von Schöffen. 

2. Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forſtbeamten übertragen werden. 

3. Für die Verhandlung und Entfcheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
find die Straflammern zuftändig; biejelben entjcheiden in der Bejegung mit drei 
Mitgliedern, einfchlieglich des Borfigenden. 

2 Den ausnahmsweiſe zu TorftanıtSanmwälten ernannten verwaltenden Privatforit« 
beamten find weder eine Remuneration, noch Reiſekoſten und Tagegelder zu gewähren 
da ihre Ernennung im Intereſſe ber Waldbefiter erfolgt. (J. M. v. 7.5.1883, Müller, 
Preuß. Juſtizverw. ©. 174.) 

8 20. Für das Verfahren gelten, foweit nicht in diefem &ejege abändernde 
Beftimmungen getroffen find, die Vorſchriften der Strafprogekordnung über das Ber: 
fahren vor den Schöffengerichten. 

8 21. 1. Der —* tand iſt nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in 
deſſen Bezirk die Zuwiderhandlung begangen iſt. 

2. Iſt der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, oder iſt die 
Zuwiderhandlung außerhalb des preußiſchen Staatögebiet3 begangen, fo beſtimmt 
der Gerichtsſtand ſich nach den Vorſchriften der Strafprogekordnung.! 

3. Im Falle des 8 17 ift der Gerichtsſtand bei demjenigen Amtsgerichte begründet, 
in deſſen Bezirk das Holz gefunden worden ift. 

2 Bel 8 8 b. Str. Proz. O. XIB d. W. 

8 22. In dem Verfahren vor dem Amtsgericht werden fämtliche Suftelungen 
dur den Amtsrichter unmittelbar veranlaßt. Die Formen für den Nachweid der 
BZuftellungen werden durch die Juſtizverwaltung beitimmt. 


‚  Yorftichugeib. 

s 23. 1. Berfonen, weldye mit dem Forſtſchutze betraut find, können, fofern 
diefelben eine Anzeigegebühr! nicht empfangen, ein für allemal gerichtlich beeidigt 
werden, wenn fie 

1. önigliche Beamte find,? oder 

2. vom Walbeigentümer auf Lebenszeit oder nach einer vom Landrat (Ober: 
amtınann) befcheinigten dreijährigen tadellofen Forſtdienſtzeit auf mindeſtens 
drei Jahre mittels Jchriftlichen Vertrages angeftellt find,® oder 

3. zu den für den Foritdienft beftimmten oder mit Forſtoerſorgungsſchein ent- 
lafienen Militärperjonen gehören.* 

2. In den Fällen ber Nr. 2 und 3 iſt die Genehmigung des Bezirksausfchufjes 
erforderlich.’ 

1 Die Unzeigegebühr bezieht nur auf Forſtdiebſtähle, nicht auch auf Jagd⸗ 
Rontraventionen —* —— — beneh Prämien Ki das Abfafſen von Ne 
dieben ufw. ugent ert find, Tönnen aljo, wenn fie den Unforderungen des 8 23 fonit 

enügen, auf as % D. or: beeidigt werben. (Berhölg. d. Ubgeordn. Hauf. über d. 

83 Beinge). D. J. B. 27 ©. 237. 

2 Mit dem Forſtſchutze beauftragte königliche Beamte find: 

a) Die Inhaber der etatSmäßigen Oberförtterftellen, foweit fie verpflichtet find, fich bei 
der Ausübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes perfönlich zu beteiligen. (8 91 d. Oberf. 
Geſch. Anw. d. 4 6. 1870.) 
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b) Forſtaſſeſſoren und Forſtreferendare, ſobald fie ſich nach irgend einer Richtung in 
der Ausübung ihres Dienites befinden und die Wahrnehmung bed Forſtſchutzes 
geicheben kann, ohne den Hauptzived ihrer Tätigkeit zu beeinträchtigen. (M. 7. 
v. 28. 9. 1886.) ' 

Desgleihen die Offiztere des Reitenden Yeldjäger-Forps während ihrer zeit- 
weifen Beſchaͤftigung im itantlihen Forſtdienſte, insbejondere während der Abſol⸗ 
bierung des ſechsmonailichen praftiihen Fd fterfurfus Innerhald des Bienniunis 
M. L. v. 23. 3. 1896, D. J. B. 28 ©. ir) , 

c) Die Inhaber der etatsmäßigen Foörſter- und Waldmwärterftellen (Revierförfter, Hege⸗ 

. meifter, Förſter und Wuldwärter). (Foͤrſier⸗Dienſtinſtr. 88 37 und 71.) 

- d) Dte forjtverforgungsberechtigten Anwärter und die Reſervejäger der Stlajie A, 
injomweit Diefelben im rniglinen Horftdienft befhäftigt werden. (M. 2. 
v. 28. 2. 1803. D. J. B. 25 ©. 135. 

e) Die vom Truppenteil zur Ausübung des Staats forſtſchutzes auf längere Zelt 
abfonmandierten Oberjäger (die jogenannten Konimandojäger) während ber Dauer 
biefer Funktion. (M. L. v. 15. 1. 1896, D. J. 3. 28 ©. 170.) 

Anmerk.: Als „Löuiglide Beamte” find nit nur die unmittelbaren Staats 
beaniten, fondern auch die Beanıten der Haus⸗ und Hoiverwaltung Sr. Majeſtät des 
Königs an;uiehen. (MR. &. v 9. 10. 1885, D. J. B. 18 ©. 139) - 

3 Die Borausfegungen des S 23 Ziff. 2 liegen vor, wenn bie anfdlung eines 
Privatforſtbeamten zunächſt auf drei Jahre erfolgt üt, und diefelbe fih nach dem Bertrage 
don felbjt um ein weitered Jahr verlängert, wenn feine Kündtıung eintritt. Die Anfidit 
eined Amtsgerichts, dap die Anſtellung im Foiſtdienſte bertvagsntäßig ftet8 auf drei 
weitere Jahre verlängert werden mühe, un dem $ 23 Ziff. 2 zu genügen, findet im 
Geſetze Feine Stüße. Sie wide auch in ihrer äußerften Stonfequenz zu der offenbar 
irrigen Annahme jühren, daß die ein für allemal erfolgte Beeidigung don Forſtſchutz⸗ 
beamten, deren Anſtellung fih auf einen längeren als dreijährigen —** eritredt, 
in dem Wugenblide hinfällig würde, in welchem die Neftbauer der Anſtellung unter 
ben getraum bon drei Jahren herabgeht. (M. L. u. J. M. v. 20. 7. 1800, M. SI. 

. 118. 


4 Kür ben Forſtdienſt Deftimmte Militärperfonen find: 
a) die Mitglieder des Neitenden Feldjäger⸗Korps und 
b) bie forftveriorgungsberedhtigten Anwarter und die Meiervejäger der Klaſſe A, fofem 
diefelden nicht im koniglichen Forſtdienſt befchäftigt werden. 
5 Bgl. 8 19 der Beitinnmungen vom 1. 10. 1905 (Abfchn. I db. W.). 


8 24. 1. Die Beeidigung erfolgt bei dem Umtögerichte, in deſſen Bezirk der 

zu Beeidigende feinen Wohnfig Hat, dahin: 
daß er die Zumwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche den feinem Schuße 
gegenwärtig anvertrauten oder Künftig anzuvertrauenden Bezirk betreffen, 
gewifjenhaft anzeigen, bei feinen gerichtlichen Bernehmungen über dieſelben 
nach beitem Willen Die reine Wahrheit jagen, nichts verſchweigen und nichts 
ai ujegen, aud die ihm obliegenden Schägungen unparteiiſch und nach beftem 

jlien und Gewiſſen bewirken werde. 
2. Eine Uusfertigung des Beeidigungsprotofoll3 wird deu Amtögerichten mit 
geteilt, in deren Bezirke der dem Schuge des Beeidigten anvertraute Bezirk liegt. 


1 Durh die Bereidigung erlangen bie Töniglihen Forſtbeamten und die 
Kommunal» und Privatforftbeamten, ſoweit bei ihnen die Vorausſetzungen des Gejetzes 
vom 31. 3. 1837 vorliegen. da8 Recht des Waffengebrauchs. (Bergl ei. über b. 
Waffengebraud, XI Ed. W.) 

2 Vgl. 8 19 der Beitinnmungen vom 1. 10. 1905. 


5 25. 1. Zt eine in Gemäßbeit der vorftehenden Beſtimmungen oder nad) 
den bisherigen gejeglichen Vorfchriften zur Ermittelung von Forſtdiebſtählen beeidigte 
Berfon als Zeuge oder Sadjverftändiger zu vernehmen, jo wird es der Eidegleiftung 
gel geachtet, wenn der zu DBernehmende die Richtigleit feiner Ausfage unter ' 
erufung auf den ein für allemal geleifteten Eid verfichert. 

2. Dieje wiruug der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nad ſich ziehende Verurteilung 
ergeht oder die in Gemäßheit des 8 23 erteilte Genchmigung zurüdgezogen wird. 
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Anzeige der Buwiderhandlungen. 
8 26. 1. Die mit dem Forſtſchutze beiranten Perſonen erftatten ihre Unzeigen 
an den Umtsanwalt ſchriftlich und periodifh. Sie haben zu diefem Zwecke Ver⸗ 
zeichniffe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle unter fortlaufenden Nummern 


"zufammenzuftellen find. Die Berzeichnife werden dem Amtsanwalt in zwei Aus 


fertigungen eingereicht. In Diefe Verzeichniſſe können von dem Amtsanwalt auch 
die anderwärts eingehenden Unzeigen eingetragen werden. 

2. Die näheren Borfchriften über die Aufftellung und die Einreichung der Ber: 
zeichnilfe werden von der Juſtizverwaltung erlafien. 


2 Die näheren Vorſchriften über die Aufftellung und Cinreihung der Forft- 
biebftahl8-Verzeichniffe find durch die allgemeine Verfügung des Juſtiznuniſters vom 
29. 7. 1879 (D. J. 3. 9 ©. 167) gegeben. 

Der weſentliche Inhalt diefer Verfügung lautet: 


I. Aufſtellung ber Berzeichniffe. 

1. Die mit dem Forſtſchutz betrauten Berfonen Haben bie Berzeichniſſe nach 
be loigentben Mutter einzurichten. Nur die Spalten 2, 3, 5 und 6 find von ihnen 
auszuführen. 

2. In Spalte 3 werben alle biejenigen Berfonen, und zwar einzeln Bintereinander, 
unter Borjegung eines Buchſtabens, a, b, c ufw., für jede Perfon, In Spalte 2 nad 
Bunamen, ornamen, Stand, Wohn- oder Aufenthaltsort und Wlter, eingetragen, welche 

et einem und demſelben Straffalle, ſei e8 als Täter, jet es als Mittäter, Teilnehmer, 
Begünftiger, Hehler, unberechtigte Beſitzer bon og oder als Haftbare beteiligt find, 
gleichviel, ob tie wegen dieſer ihrer Beteiligung mit Strafe belegt oder zum Wertserſatze 
verurteilt werden follen, oder ob nur eine Einziehung gegen fie ausgeſprochen werden foll, 
ebenſo gleichviel, ob fie wegen einener Tat oder wegen der Tat eines anderen als haft⸗ 
bar für diefelbe angeklagt werden follen. . 

Beiondere Sorgfalt ift Hierbei auf die genaue und richtige Bezeichnung ber Berjonen, 
nad) Bor- und Bunamen ufw., anzuwenden, ba Sfrrtümer oder Ungenauigkeiten in Diefer 
Beziehung chen öfter dazu geführt Baden, daß unfchuldige Perſonen verinteilt worden 
find, denen dann im Gnadenwege die Strafe erlaffen werden mußte, inzwiſchen aber der 
wahre Täter durch Berührung er weiteren Verfolgung entzogen war. " 

In den Fällen bes 8 17 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes iſt der Inhaber bes einzuziebenden 
Holzes in die Spalten 2 und 3 aufzunehmen. 

Die Angabe des Alters muß befonders erkennen laffen, ob ber Angeſchuldigte älter 
als 12 Jahre, jeboch noch nicht 18 Jahre alt, oder Alter als 18 Jahre iſt. 

Perſonen, welche noch nicht 12 Jahre alt find, werden überhaupt nicht als Beichuldigte 
in die Spalten 2 und 3 eingetragen. Un ihrer Stelle find als Beichuldigte diejenigen 
Perſonen einzutengen, welche nad) ben SS 11 und 12 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes unntittelbar 
für fie. haftbar find. 

Auf Srund des Tetten Abſatzes bes 5 26 bes oriteiedftahlägeiehe vom 15. 4. 1878 
wird beitimmt, daß bei ſolchen Beichulbigten, welche erft unlängit das 12. Lebensjahr 
vollendet haben, feitens der mit dem Forſiſchutze betrauten Berfonen in Spalte 3 der aufe 
uftellenden Forſtdiebſtahls⸗Verzeichniſſe Jahr und Tag ber Geburt anzugeben tft, ſoweit 
NS ohne gelondere Weiterungen ermöglichen läßt. (M. L. u. J. M.v. 11. 9. 1895, 

. J. B. 3 


3. In Spalte 5 find bie zur Beurteilung be3 Falles erheblichen Tatfachen derart 

ne hab fie nach den unter I bis IV der überſchrift angegebenen Geſichtspunkten 
on werben. 

8 Bezüglich der Nr. I erfordern nicht allein die die Strafbarkeit ber Tat erhöhenden, 

fondern auch die fie nıilbernden Umftände aufmerkſame Zeraf gugung in welcher Be⸗ 

iehung einerſeits auf die 88 3, 6, 7, 8, andererſeits anf die 88 11 Abſ. 2, und 12 des 
orſtdſebſtahlsgeſetzes bange eſen wird. 

Es iſt ferner unter Sr. I in Anſehung derjenigen Perſonen, welche als unmittelbar 
baftdar für eine einer PBerfon unter 12 Jahren zur Laſt fallende Tat in Aniprud 
genommen werden und beswegen in Spalte 3 aufzuführen find, der Name bes eigentlichen, 
aber wegen mangelnder Strafmündigteit nicht verfolgbaren Täters anzugeben. 

— Nach der Berfügung bed Zultigmintiter® vom 31. 12. 1894 ift beftimmt worden, 
daß bei Buwiderhandlungen gegen bas NR fofern nicht die fälle ber 
85 6 und 8 besfelben vorliegen, auch gegen jugendliche VBelchuldigte nach Artikel 87 ber 

32* 
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(Beifpiele.) I. Diebftahl in gemeinfhaft- j2,W 
licher Ausführung an 
4 nungen ee als 
| * am 25. ober 1893, nacht 
a Rohde, Friedrich, Urbeiter 11 Ubr, mittel8 Säge, Schuß 
zu Dtalten, 35 Sabre alt. Bezirk Malfen 
j elbit, 44 Sabre alt, Spur verfolgt: bie Tat ift zur 
c Zell, Auguſte. Dienſtmagd geitanden. 86; d 
daſelbſt, 17 “Jahre alt.*) IH. Di bei dem Diebftahl benußte 
äge. 
IV. Konigl. Forſtfiskus. 
d Stahn. Jakob, Tifchler da— I. Haftbar für feine Dienftmagd 
felbjt, 44 Jahre alt. ugufte Xrull, da fie zu feiner 
Hausgenofjenfchaft gehört. 
a | Galle, Emil, Maurer zu | I. Diebftahlsverfud, in Gemein 12,0 
Gollub, 22 Sabre alt. ui ſchaft mit dem 11jähr. Adolf 
Menzelaus Solluban 1 Eichen» 
ftange I. Fl. mittel® Säge, 
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| 10 Uhr, Schutzbezirk Malfen. 
II. $örfter N. N. zu Malten, bei 
er Tat. 
III. Die Bet den: Diebftahl benutzte 
Säge. 
IV. Königl. Forſtfiskus. 
b Menzel, Karl, Einwohner zu | J. — Sohn 
Gollub, elwa 45 Fahre alt. 14 en wegen des mit Galle ge 


chaftl. verübt. Diebſtahls. 


.Gewahrſam von 0,5 rm Erlen 
Kloben, welche friſch gefällt und 
forſtmäßig nicht zugerichtet 
waren; über den redliden Er⸗ 
werd konnte ſich p. Fiſcher nicht 
ausweifen. Am 29. Oktob. 1893, 
nachm. 4 Uhr, in ſeiner Werk⸗ 
ſtatt — 

örſter N. N. zu Malken und 
utsvorſtand Luſe zu Bober; 


Hausſuchung. 


Malken, den 2. November 1893. 
Der Bone Foͤrſter. 


| mein 
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Fifcher, Franz, Bantofiel: 1,0 
— zu Bober, 60 Jahre 
t. 
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alb IV ein folder Vermerk aufzunehmen; 3. B. „a befigt (ober „beiigt nicht") die volle Einſicht ber Gtrafbarkeit 


einer (ihrer) Handlung“ 
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Geſchaftsanwelſung für bie Amtsanmwälte vom 28. 8. 1879 die Erhebung ber öffentlichen 
Klage durch Untrag auf Erlaß eines richterlichen Strafbefehls zu erfolgen bat. 

n weiterer Ausführung bdiefer Anordnung wird auf Grund bes letzten Abſatzes bes 
i 26 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes beſtimmt, daß bei Strafanzeigen gegen jugendliche Forſt⸗ 
revler (das find folche, welche zur Zeit ber Tat das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben), welche nicht die FFälle der SS 6 und 8 des Gorftbiebftahlge etzes betreffen. 
die mit dem Forſtſchutze betrauten Perſonen in Spalte 5 der aufzuſtellenden Forſtdieb⸗ 
ſtahls⸗Verzeichniſſe einen ausdrücklichen Vermerk aufzunehmen haben, ſowohl über das 
Verhandenſen der zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Einſicht, als auch Tiber 
at FE aus welchen dasfelbe zu folgern iſt. (M. 2. u. J. M. nv. 10. 2. 1895. 

. J. B. . 89.) 

Das PVorhandenfein der erwähnten Einfiht wird bei der Natur der Forſtdiebſtahls⸗ 

Inden in den meiſten Fällen an fich den fein. Vielfach wird es durch erlittene 
oritrafen wegen gleicher oder ähnlicher Zumiderhandlungen dargetan werden. (%. M. 
v. 31. 12. 1894. D. J. 3. 27 ©. 90. — 

4. In Spalte 6 tft der Wert des entwendeten Gegenſtandes gemäß S 9 Abf. 2 des 
F. D. G. nad) der Forſttaxe oder nach dem örtlichen Preife einzutragen, je nachdem die 

twendung in einem Löniglichen oder in einem Privatforſte verübt ült. 

5. Seder einzelne mit dee laufenden Nummer verſehene Straffall ift von dem nädjit 
folgenden Straffalle durch einen Strich zu fondern. Dieſer Stridy ift unter die den legt 
aufgeführten Beteiligten des Straffalle betreffenden Eintragungen durch die ganze Tinte 
Blattjeite — Spalten 1 bis 6 — zu ziehen. 

6. Jeder Eintragung in bie Spalten 1, 4, 7 bis 11 hat ber Forſtſchutzbeanite ſich zu 
enthalten. Die Spalte 4 ift zu Eintragungen des Forſtrevierbeamten vder des Amts⸗ 
anmwalts, die Spalten 1 und 7 find zu Eintragungen des Amtsanwalts und die Spalten 
8 bis 11 zu Eintragungen des Gericht3 beſtimnit. 

7. Die erſte (dußere) Seite des Verzeichniſſes darf von dem a chen weder 
zu Eintragungen oder Vernierken benutzt, noch durchſtrichen oder ſonſt beſchrieben werben. 

8. Die Verzeichniſſe ſind als a weseihuile in der Urt zu führen, daß alle m 
bem betreffenden Forſtſchutzbezirke verübten, im Laufe eines Slalendermonat8 zur Senntuis 
der Forſtſchutzbeamten gelangten Bumiderhandlungen in ein Verzeichnis zufanımengelapt 
werben, weldes nad Ablauf des Monats don dem Forſtſchutzbeamten durch Namens 
unterfchrift, unter Beifügung von Ort und Datunı, abzuſchließen ift. 


II. Einreihung ber Berzeichnifie. 


9. Das abgeſchloſſene Monatsverzeihnis tft von dem Korftihußbeaniten, fofern der⸗ 
felbe einen Forſtrevierbeamten unterftellt ift, an diefen in einer Ausfertigung bis zum 5, 
andernfalls an den Amtsanwalt in zwei Ausfertigungen bis zum 15. bes folgenden 
Monat einzureichen. 

.. Die Einreichung gejchieht lediglich unter Umfchlag (Kuvert), falls nicht eine perfönliche 
Übergabe ftattfindet. 

10. In den eingereichten Verzeichnifien find ſeitens des Korftrebierbeanten die Ein- 
tragungen der Spalte 6 zu prüfen und nötigenfall3 zu berichtigen; die Richtigkeit ift dem⸗ 
nächſt von ihm zu beicheinigen. 

Die Spalte 4 iſt dur den Forſtrevierbeaniten auszufüllen, ſoweit ihm dieſes auf 
Grund feiner Liften (Berzeichniffe) möglich iſt. 

11. Der Forſtrevierbeanite bat Dadurch, daß er die Bei ihn: eingereichten Verzeichnifie 
einfach ineinander und einen Xitelbogen darum legt, ein Geſamtverzeichnis herzuſtellen. 

Bon biefem &efanitverzeihnis iſt don Forſtrevierbeamten durch Abſchrift der zu 
fanımengelegten Einzelverzeichniſſe eine zweite Husfertigung zu bilden. 

Falls der aan nicht zum Amtsanwalt beitellt ift, hat er beide Aus⸗ 
fertigungen des Geſamtverzeichniſſes dem Anıtsanwalt ohne Verzug einzureichen. 

12. Das Geſamtverzelchnis der innerhalb eines UmtgerichtSbezirfed angezeigten Zus 
widerhandlungen gegen das Forſtdiebſtahlsgeſetz vom 15. April 1878 ift nach der al 
Berf. d. 29. Juli 1879 in bee Weife aufzuſtellen, daß die ſämtlichen Einzelvergeichniffe 
ineinander gelegt werden. Da e8 ſomit alle während eines Monats in einer Oberföriterei 
vorgekommenen Zumwiderbandlungen untfaßt, und da für alle diefe Fälle ein Termin zur 
Erhebung des Einſpruchs und zur Hauptverhandlung beſtimmt wird, fo geſchieht es 
nicht felten, baß die fämtlichen Forſtſchutzbeaniten des Reviers als Beweiszeugen vor das 
Amtsgericht geladen werben, und daß infolgedeijen der Wald gerade an einen folchen 
Terninstag völlig fyutlo$ einer ausgedehnten Beraubung preiägegeben wird. 

Um biefen Übelſtand zu befeitigen, beſtimme ich in Ergänzung der allg. Verf. v. 
29. Zuli 1879, daß den Forſtrevierbeamten geftattet fein ſoll, entweder: 


O1. Forſtdiebſtahlsgeſetz v. 15. 4. 1878. 5083 


a) die Anzeigen aus einem Monat in zwei, nad den Schutbeanien gefonderte 
Geſamtverzeichniſſe zu bringen, auf deren jedes dann der Amtsanwalt befondere 
Anklagen zu erheben bat, und ber Unttörichter befondere Termine anberaunıen kann; 

b) die Ungeige aus dem Zeitraum zweier Donate, und zwar in bem einen Monate 
bon bem einen Teile der Schußbeamten, in dem anderen Monate von den anderen 
ie Derieiben zu einem Gefanttverzeichniffe zu vereinigen. (J. M. v. 7. 4. 1880, 

. 8. ©. 159. 

13. Es tft erwünicht, daß denjenigen verwaltenden Forſtbeamten, welche nicht zu 
den Amtsanwälten beftellt worden find, Gelegenheit gegeben wird, im foritlichen Skntereffe 
die auf Grund des Forſtdiebſtahlsgeſetzes erfolgten Beitrafungen zu erfahren. Zu diefem 
Behufe find folgende Anordnungen ergangen: 

a) Die Amtsanwälte haben, fobald fämtliche in einem ee lomeoe techn fe (Allg. Berf. 
v. 29. Juli 1879) enthaltenen Straffälle durd) Strafbeiehl oder Urteil erledigt find, 
ihr volljtändig ausgefülltes — des Berzeichniſſes dem verwaltenden Forſi⸗ 
revierbeaniten zur Kenntnisnahme zuzuſenden und einige Zeit zu belaſſen. 

Bor Zuſendung dieſes Verzeichniſſes iſt in der Spalte Bemerkungen“ auch ber 
Tag ber Rechtöfraft des Strafbefehls oder Urteils anzu eben. (J. M. v. 7. 4. 1880, 
M. Bl. S. 160, u. v. 12. 9. 1881, J. M. Bl. ©. 1 23 

b) Um einem mehrfach hervorgetretenen Bebürfnis abzuhelfen, beſtimme ich, daß dieſe 
Mitteilungen ſeitens der Amtsanmälte und Koritanıtsanwälte auch an die ver⸗ 
waltenden Forſtbeamten prößerer Privatforſten zu machen find, fojern in 
den leeren eine der ftaatlihen Forſtverwaltung ähnliche geregelte 
Berwaltung et ift und Die in denſelben vorkommenden Straffälle in 
Semäßheit der angeführten allg. Verf. vom 29. Kult 1879 durch regelmäßige Ein» 
reihung bon Berzeichniffen zur Anzeige gebracht werden. Diefe Berzeihnifie 
find von den bezeichneten Privatforfiverwaliungen künftige ſtatt im zwei, in brei 
Exemplaren einzureichen, von benen da3 dritte dazu beſtimmt Fit, nach erfolgter 
WUusfüllung den Korjtverwalter mit der Nachricht über den Ausfall der Sache 
gurüd egeben au werden. Wenn diefe Bedingung nicht erfüllt wird, fo findet die 

nad tigung nicht ftatt. 

Die Juſtizbehörden haben Beitimmung zu treffen, welche Privatforſtverwaltungen 
den oben angegebenen Vorausſetzungen entfprechen und daher von biefer Verfügung be⸗ 
troffen werben. (J. M. v. 15. 10. 1889.) 


11. Sonſtige EStrafanzeigen. 

In bie Forſtdiebſtahls⸗Verzeichniſſe find nur die unter die Strafbeftimmungen des 

. D. ©. fallenden Vergehen und Übertretungen aufzunehmen. Die fonftinen von den 
oritigußbeamten wahrgenonmenen bzw. feitgeitellten, den allgemeinen Strafbeftinmungen 
unterliegenden ftrafbaren Handlungen (Diebitahl an zugerichtetem Holz, Wegnahme von 
Lchm, Sand, e, Steinen und Mergel, Jagdvergehen und Übertretungen, geleifteter 
Widerftand uſw.) find, infofern fie einen Nevierbenmten unterftellt find, biefem, andern⸗ 
falls bei Vergehen dem Ämtsanwalt und bei Übertretungen der Ortspolizei— 
be hörde fhriftlich anzuzeigen. 

Diefe Anzeigen müfen im wefentlidden die in den Spalten 3, 5 und 6 ber Forſt⸗ 
diebſtahls⸗Verzeichniſſe näher bezeichneten Angaben enthalten. 

Darüber, wad ein Berbreden, ein Vergeben bzw. eine Übertretung ft, 
beftimnt das Str. &. 3. im 8 1 wie folgt: Eine mit dem Tode, mit Buchthaus oder 
mit Feſtungshaft bon mehr als hin Jahren bedrohte Handlung fit ein Verbrechen. 

ine mit Feſtungſhaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe 
bon mehr als einhundertfünfaig Markt bedrohte — iſt ein Bergehen. 

Eine mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark bedrohte 
Banane Augen —* iderhandl das Feld- und Forſt⸗Pollzei⸗Geſetz 

er Anzeigen bei Zuwiderhandlungen gegen da eld- un orſt⸗Polizei⸗Ge 
vgl. daſelbſt 91a au $ 97. 0 8 

8 27. 1. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, indem er bei Über⸗ 
reichung einer Uusfertigung bes Verzeichniffes (8 26) den Antrag auf Erlaß eines 
richterlichen Strafbefehld ftellt und die beantragten Strafen nebjt Werterfag neben 
den einzelnen Nummern des Verzeichniffes vermerft. 

2. Der Strafbefehl muß die Eröffnung endhalten, daß er vollfiredbar werde, 
wenn der Beichuldigte nicht in einem, jogleich in dem Strafbefehle anzuberammenden, 
eintvetendenfalls zugleich zur Hauptverhandlung beftimmten Ternine vor dem Amts⸗ 
richter erfcheine und Einfpruch erhebe. 
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3. Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung iſt von dem Amtsrichter neben 
jeder Nummer des ——— es einaulragen und dem Ungellagten mit einem Aus⸗ 
zuge wi dem Verzeichni ee en. 

4. Die mit dem Aus betrauten Perſonen, welche nad ben Anzeigen als 
Beweiszeugen auftreten fo ji en, find durch ihre Vorgeſetzten zu veranlafien, in Dem 
anberaunten Termine zu erjcheinen. Die fonft erforderlichen Beugen zu bem- 
felben zu laden. 

2 Die Vorgeſetzten (Obertöriter) haben das Erſcheinen ber Forſtſchutzbeamten als 
Beugen in ben nad j 27 anberaumten Xerninen erſt bann gu vderanlafien, wenn bas 
—— iſ—— Me enen Einſpruchs bes Ungellagten das Erſcheinen des Beugen 
ausdru 

Unter Um —* tiann es dagegen im Intereſſe der A notmwendi deinen, 
die Zeugen ſchon im en Ein —— efäcne, weil die Erheb ebung be bei —— 
vorauszuſehen iſt. n Falle das Erſcheinen vom Fade 
ift der betreffende — m ein su geftellen; dem Vorgeſetzten 7 se 
Befugnis, den Forſtſchutzbeamten in dem Einfpruchstermin geitellen, jed Ti 
wenn — Rund FE — —— gi: ff” —— half 
orliegen, welche ebun nſpruchs in hoben @rade wa m 
(M. 25.8 1881, D.%®. 13 "y35) 

8 28. 1. Uuf den —*8* Bann vor dem Termin verzichtet werben. 

2. Auf die Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die Verfäumung des 
Termins finden die 58 44, 45 Abſ. 1, 46 und 47 der Strafprozeßordnun 
fprechende Anwendung. Wird dem Sefuche ftattgegeben, fo ift ein neuer Str — 
unter Aufhebung des früheren zu a I 

29. 1. über alle Einfkrüce, owie über alle Unträge, welche der Amtsrichter 
unter Ablehnung des Strafbefehls zur Hauptverhandlung gebracht hat, Tann in einer 
Hauptverhandlung verhandelt und entichieden werden. Das Protokoll über biefelbe 
wird nach den Nummern des Dergeichniien geführt. 

2. Bon einem auf VBerwerfung des Einſpruchs Iautenden Urteile wird dem Ver⸗ 
urteilten nur die Urteilgformel zugeftellt. 

8 30. In den Fällen der 88 6 und 8 findet ber — eines Strafbefehls 
nicht ſtatt. Der Amtsanwalt erhebt die Öffentliche Klage durch Einreichung einer 
Auklageſchrift, welcher ein Auszug aus dem. Verzeichniife (8 26) beizufügen ik Die 
Hauptverhandlung kann ohne Unmwejenheit des Ungellagten erfolgen. 

8 31 Wird gegen ein von bem —— ohne die Zuziehung von Schöffen 
erlafienres Urteil die Berufung ein * o ſind zum Zwecke der Bildung beſonderer 
ne dur den @erichtsfchreiber be en gte Auszüge aus den Wlten eriter ans 
zu fer 

ß 52. Die Revifion gegen die in der Berufungsinftang enen Urteile findet 
nur Statt, wenn eine der in den SS 6 und 8 vorgefehenen ftrafbaren Handlungen 
den Gegen ftand der Unterfuchung bildet. 

3. Die Vollitredung der Strafbefehte und der Urteile erfolgt durch Den 


Amis 
Eine auf Grund dieſes Geſetzes ausgeſprochene und eingezogene 

Selb bene, fe Meht den Bei we 1 su. Diefe Beftimmung bezieht fich nicht auf eine 
im alle De 96 anne Du —I 

2. Weift der Beſchädigte im Falle der Nichteinziehbarkeit der Geldſtrafe Arbeiten, 
welche ben Erforderniſſen des 8 14 entfprechen, der Behörde nach, fo Yr der Ber» 
urteilte zu deren Leiftung angehalten werden. Diefe Racwellung ift nicht mehr zu 
berückſichtigen, ſobald mit der anderweiten Vollſtreckung der Strafe begonnen iſt.* 


1 Die Beſchädigten find: Bei Staatsforſten der Fiskus, bei Gemeindeforſten die betr. 
Gemeindeverwaltung und bei Privatforſten der Privateigentumer. Ebenſo erhalten bie 
Beſchädigten die —S elder ( 9). 

Die der Staatskaſſe —æ Geldſtrafen und eertrſaaelder werden bei den 
Gerichtslaſen bereinnahmt und wie fonftige Strafen verrechnet. 

3 Der Miniſter für Landmwirtfchaft ift burch die U. K. O. v. 15. 12. 1880 ermädhtigt, 
in allen Sorftfontrabentionsfällen, einfchließlich ber Soritdiebftähle das Beguabigungsreht 
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suöquüben und Geldftrafen bis zu 30 ME. ganz ober teilwelfe zu erlaffen. Nach der 
U. 8. O. v. 23. 10. 1895 darf auch den zu Sreiheitsftrafen berurteilten Perſonen, für 
welche bei längerer guter Sührung eine Begnadigung in Ausficht Kerommen werden Tann, 
die Ausſetzung der Strafvollitredung bewilligt werden. Dies foll jedoch vornehmlich nur 
zugunften eritmalig verurteilte Perſonen unter 18 Jahren, gegen welche nicht auf eine 
längere als ſechsmonatliche Strafe erkannt ift, gefchehen. 

8 Stellen fih jugendliche Frevler aber nicht zur angebotenen Strafarbeit, fo ift eine 
folde Steafausfegung mit Ausſicht auf fpätere Deonebigung ausgefchloffen, vielmehr tft 
die Freiheitsſtrafe zu vollftreden. (M. L. v. 22. 10. 1906, D. F. B &. 903.) 

8 35. Der Amtsrichter ift befugt, wenn der Verurteilte zu der Gemeinde gehört, 
welcher die erkannte Entichädigung und Geldftrafe zufällt, die Beitreibung dieſer 
Entihädigung und Geldftrafe nebit den Koften der Semeindebehörbe in der Urt auf- 
zutragen, bob fie Die Einziehung auf diefelbe Weife zu bewirken bat, wie die Ein- 
Fa der Semeindegefälle. Es dürfen jedoch dem Verurteilten eine Mehrkoſten 
erwachſen. 

8 36. Steht mit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz ein nach 8 361 
Nr. 9: des Strafgeſetzbuchs! ftrafbares Nichtabhalten von der Begehung von Forſt⸗ 
diebftählen im Zufammenhange, fo findet auch auf diefe Übertretung das in biefem 
Geſetze vorgefchriebene Verfahren Unwendung. 

2 xIAbd. W. 


— — — 


2. Zeld- und Forftpolizeigefeß. 


Bom I. 4. 1880. (G. &. ©. 230.) 
Eriter Titel. 
Strafbeſtimmungen. 


1. Die in diefem Geſetze mit Strafe bedrohten Handlungen unterliegen, ſo⸗ 
Veh ua oe nicht abweichende Vorfchriften enthält, den Beitimmungen des Straf: 
geſetzbuchs. 
82. Für die Strafzumeſſung wegen Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
fommen ald Schärfungsgründe in Betracht: 
1. wenn die Buwiderhandlung an einem Sonn» oder Feſttage oder in der Zeit 
von Sonnemuntergang bi8 Sonnenaufgang begangen iſth 
2. wenn der Zuwiderhandelnde Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich zu 


machen; 

3. wenn der Zuwiderhandelnde dem Feld⸗ oder int oder einem anderen 
auftänbigen Beamten, dem Beichädigten oder dem Pfändungsberechtigten feinen 

amen oder Wohnort anzugeben ni geweigert oder falſche Angaben über 

feinen oder jeiner Sehilfen Namen oder Wohnort gemacht oder auf Anrufen 
* ee ba genannten Perſonen, ftehen zu bleiben, Die Flucht ergriffen oder 

- fortgejeßt Hat; 

4. wenn der Täter die Aushändigung der zu der Buwiderhandlung beftimmten 
Werkzeuge oder der mitgeführten Waffen verweigert hat;! 

5. wenn die Zuwiderhandlung von drei oder mehr Perjonen in gemeinfchaftlicher 
Ausfühnın began en iſt; Ä | 

6. wenn die Zuwiderhandlung im Nüdfalle begangen ift. 

2 68 genügt ber bloße Ungehorfam des BZumiderhandelnden gegenüber der Auf: 
forderung des Forfte und Feldpolizeibeamten oder des Berechtigten. 

Die Zuläffigkeit und die VBorausfegungen einer Beſchlagnahme ber Werkzeuge ir 
gegen den Willen ber Perfon, welche diejelben in ihrem Gewahrfan bat, beitimmen ſich 
ah ben allgemeinen Grundſätzen ber Strafprogeßordnung. Bgl. XI B d. W. 85 94 ff. 
(BU. u. St. F. u. F. P. G. S. 6,7.) 


506 IX. Forſtrecht, Forſt⸗ u. Feldſchutz, Wegerecht, Wafferrecht uſw. 


8 3. 1. Im Rüdfalle & 2 Nr. 6) befindet 1% wer, nachdem er ı Grumd 
diefes Geſetzes wegen einer in demjelben mit Strafe bedrohten Handlung inı König⸗ 
reich Preußen vom Gericht oder durch polizeilihe Strafverfügung rechtäfräftig" ver- 
urteilt worden ift, innerhalb der nächiten zwei Jahre diejelbe oder eine gleihartige 
ftrafbare Handlung, fei es mit oder ohne erfchwerende Umftände, begeht. 

2. Als gleichartig gelten: 

1. die in deinfelben Paragraphen oder, falls ein Baragraph mehrere ftrafbare Hand⸗ 
lungen betrifft, in derſelben Baragrapheı-Nummer,?2 vorgejehenen Handlungen; 

2. die Entwendung, der Verſuch einer ſolchen und die Teilnahme (Mittäterjchaft, 
Anftiftung, Beihilfe), die Begünftigung und die Hehlerei in Beziehung auf 
eine Entwendung. 

2 über Rechtskraft eines gerichtliden Urteils fiehe Anm. 1 zu 875. % D. ©. 
Bolizeilide Strafperfügungen werden rechtskräftig, wenn nicht Binnen einer Woche 
auf gerichtliche Entſcheidung angetragen wird. 

2» d. h. Nummer ber einzelnen Abſuͤtze. 


8 4. Die im 8 57 Nr. 8 des Strafgefehbuchs bei der Verurteilung von 
BVerfonen, welche zur Beit der Begehung der Tat das zwölite aber nicht das 
18. Lebensjahr vollendet hatten, vorgejehene Strafermäkigung findet bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſes Gejeh Feine Unmwendung. 

5. 1. Für die Gelditrafe, den Werterfah (8 68) und die Koften, zu denen 
Berfonen verurteilt werden, welche unter der Gewalt, der Aufſicht oder im Dienite 
eines anderen ftehen und zu deſſen en et gehören, ift letzterer im Falle 
des Unvermögend der Berurteilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig 
von der etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des 
8 861 Nr. 9 des Strafgejebuchs! verurteilt wird. Wird Ile daß die Tat 
nicht mit feinem Willen verübt ift, oder daß er fie nicht verhindern Tonnte, fo wird 
die Haftbarfeit nicht ausgeſprochen. 

2. Hat der Täter noch nicht das 12. Lebensjahr vollendet, fo wird derjenige, 
welcher in Gemäßheit der vorftehenden Beftimmung haftet, zur Bablung der Geld: 
ftrafe, des Werterfages und der Koften als unmittelbar haftbar verurteil. Dasſelbe 
it, wenn der Täter zwar das zwölfte, aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
atte und wegen Mangels der zur Erkenntnis der Strafbarkeit feiner Tat erforder- 
lichen Einficht freizufprechen ift, oder wenn derjelbe wegen eines feine freie Willens⸗ 
beitimmung ausſchließenden Buftandes ftraffrei bleibt. 

3. Gegen die in Semäßheit der vorjtehenden Beftimmungen als haftbar Erflärten 
tritt an die Stelle der Geldftrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


ı XIAdW. 
8 Bol. bie Anm. zu 88 11 und 125.9. D. G. v. 15. 4. 1878, X C1 d. W. 


8 6. Entwendungen, Begünftigung und-Hehlerei in Beziehung auf ſolche, ſowie 
ve ig und vorfählich begangene WBeichädigungen (8 303 des Strafgejeß- 
buche)! und Begünitigung in Beziehung auf toi e unterliegen den Beitimmungen 
dieſes Gejehes nur dann, wenn der Wert de3 Entwendeten oder der angerichtete 
Schaden 10 ME. nicht überfteigt. 

ı XI A db. W. 

2 Das Feld⸗ und Sorft olizeigeſetz geht, ſoweit e8 Materien betrifft, die im Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuche geordnet find, alfo auch betreff8 der Sachbeſchädigung (Beihärigung bon 
Feldfruͤchten) dem Reichsſtrafgeſetzbuche por. (St G. v. 26. 2. 1903, D. F. 3. 1904 ©. 1075.) 

8 Fur die Anwendung ber SS 6 und 18 dieſes Geſetzes ift bei Entwendungen 
nur der Wert bes Entmwendeten, nicht aber auch der durch die Entwendung angerichtete 
Schaden enticheidend. (K. &. v. 26. 10. 1893, Johow Bd. 14 S. 343, 

* Si Beziehung auf andere Zeldfrevel, Störungen, Gefährdungen, au fahrläffige 
Beſchädigungen (8 30) Hat der 8 6 eine Grenze nicht gezogen, fie find daher nad dieſem 
Geſetz auch dann zu ftrafen, wenn der Wert bes Schadens 10 ME. überfteigt. (Bül. 
u. &t. ©. 13 und Rotering ©. 10.) 


8 7. Die Beihilfe zu einer nach dieſem Geſetze ftrafbaren Entwendung ober 
vorfäglichen Beihädigung wird mit der vollen Strafe ber Buwiderhandlung beftraft. 
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8, 1. Der Berfuch! der Entwendung, die Begünftigung? und Hehlereid in 

Beziehung auf eine Entwendung, fowie die Begünftigung in Beziehung auf eine 

nach dieſem Geſetze firafbare vorfägliche Beſchädigung werden mit der vollen Strafe 

der Entwendung bzw. borfäglichen Beichädigung beitraft. 

2 2. Die Behimmungen es 8 257 Ubf. 2 und 3 des Strafgefegbuchs? finden 
mvendung. 


1.88 43 u. 46 Str. ©. 8. 
2 8 257 „=. ıXAdM. 
2 55 258,259 ,„ „ „ 


89. Mit Gelditrafe bis zu 10 ME. oder mit Haft bis zu drei Tagen wird 
bejtraft, wer, abgejehen von den Fällen des 8 123 des Strafg etzbuchs! von einem 
Srundftüd, auf dem er ohne Befugnis fich befindet, auf die Aufforderung des Be— 
rechtigten? fich nicht entfernt. Die Verfolgung tritt nur auf Untrag® ein. 

ı XLAd. W. 

2 Betreten des Waldes. 

Das Betreten eined Waldes, auch außerhalb der Wege und Stege, ift in ber Regel 
jedermann geftattet. Der Walbdeigentünter iſt nicht berechtigt, das Betreten feines Waldes 
allgemein zu verbieten; auch dahingehende Polizeiverordnungen find zur dann rechtsgültig, 
wenn bejondere polizetlih zu fchüßende Intereſſen in Frage ftehen. Gegen das an ſich 
erlaubte Betreten kann fich der Waldeigentünmer nur fchügen, ivenn er: 

goritgrunditüde nit einer Einfriedigung verfieht, 

Honungen mit einer Einfriedigung verfieht ober deren Betreten burh Warnungs⸗ 

zeichen verbietet und 
nicht öffentliche Waldwege (Privatwege) durch Warnungszeichen ſchließt. Bgl. 
5 36 F. u. F. RP. G. und $ 368 Biff. 9 Str. G. B. XIA db. W. 

&infriedigungen ganzer Waldteile fchügen aber nur dann gegen das Betreten, wenn 
fie den Wald auch gegen alle Öffentlichen Wege abichließen; d. 5b. Öffentlide Wege 
welche durch eingeiriebigte Waldteile gehen, müſſen auch feitlich gegen den Wald dur 
Einfrtedigungen abgelchloffen fein; benn andernfalls kann jedermann von biefen Wegen 
aus feitlich den Wald durchitreifen. 

Die Befucher des Waldes haben aber nit ein unbebingteß Recht, im Walde 
allerorten Zu verweilen. Der Waldeigentümer kann, ebenfo wie feine rechtlichen 
Bertreter (rau, Kinder, Beanıte, Beauftragte), alle im Walde außerhalb der öffentlichen 
Wege ohne befondere Befugnis fich aufhaltenden Perſonen ausweiſen und erforderlichen 
falls mit Gewalt entfernen. Berfonen, welche biejer Aufforderung nit nachkommen, 
machen fih ſtrafbar aus 59%. u. F. P. G. bzw. $ 123 Str. G. 2. 

— Aud) der von einen Waldeigentümer beitellte Privatförfter ift befugt, einen auf 
friiher Tat betroffenen Torftfrepler zur Entfernung aus dem Soriie aufzufordern (8 9 
de F. u. F. P. G.) und bei ientöeiolgung dieſer Anordnung ie Entfernung zwangs⸗ 
weife auszuführen. (MR. ©. dv. 1. 3. 1805, 8. %. 9. 27 ©. 326.) — 

3 In fiskaliſchen Forſten durch den Oberförfter. 

Der Untrag muß binnen drei Monaten gejtellt werden. 8 61 Str. G. 8. 


8 10. 1. Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen 
wird beitraft, wer, abgefehen von den Fällen des 8 368 Nr. 9 des Strafgejehbuchg,! 
unbefugt über Srundftüde reitet, karrt, führt, Vieh treibt, Holz fchleift, den Pflug 
wendet oder über Ader, deren Beftellung vorbereitet oder in Angriff genommen ift, 
geht. 23 Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

2. Der —S bleibt ſtraflos, wenn er durch die ſchlechte Beſchaffenheit 
eines an dem Grundſtücke vorüberführenden und zum gemeinen Gebrauche beſtimmten 
Weges oder durch ein anderes auf dem Wege befindliches Hindernis zu der Über⸗ 
tretung genötigt worden iſt. 

ı XLAd. W. 

3 Das Jagdrecht gibt nur das Recht, zu Jagdzwecken über ein Grundſtück zu geben, 
nicht beifpiel3weije ausſchließlich zur Berfolgung eines nicht jagdbaren Tieres, falls es 
fi nicht auch um den Jagdſchutz Handelt, wie 3. B. die Tötung eines frei umberlaufenden 
Hundes. (Motering ©. 15) 

Auch der Kagpächter darf die Dänıme ber Klärteiche eines Bergwerks nicht betreten, 
wenn deren Betreten eine BollzeisBerorbnung ganz allgemein verbietet. 1(8..®. v. 
19. 11. 1894, D. J. B. 29 ©. 328.) 


» 
508 IX. Forſtrecht, Forſt⸗ u. Felbſchuh, Wegerecht, Waflerreht ufm. 


8 Lokal⸗Polizeibeamte (beeidigte Forſtſchutzbeamte, Yeld- und Forſthuter — 8 62 
dief. Geſ. —, Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamte) find berechtigt, in rechtmäßiger Ausübung ihres 
Unıtes (3. 8. bei Verfolgung eines ÖreblerS) fremde Grunbftüde, Wiefen und Hefiellte Ader 
zu betreten. (D. B. ©. v. 28. 11. 1885, ©. 5%. 8. 25 ©. 213.) 

g 11. 1. Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen 
wird beitraft, wer außerhalb eingefriedigter Srundftüde fein Vieh ohne gehörige 
Aufficht oder ohne genügende Sicherung läßt. 

2. Diele Beitimmung Tann durch Polizeiverordnung abgeändert werden. ine 
höhere als die vorſtehend feftgefeßte Strafe darf jedoch nicht angedroht werben. 

3. Die Beftrafung tritt nicht ein, wenn nach den Umftänden die Gefahr einer 
Beſchadigung dritter nicht anzunehmen iſt. 

. Mit Geldſtrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei en 
wird der Hirt beſtraft, welcher das ihm zur Beaufſichtigung auvertraute Vieh ohne 
Aufſicht oder unter der Aufficht einer hierzu untüchtigen Perſon läßt. 

13. Die Ausübung der Nachtweide, des Einzelhütens, fowie der Weide Durch 
Gemeinde» und Fr N ae wird d Polizeiverordnung geregelt. 

8 14. 1. Mit Selditrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beitraft, wer unbefugt auf einem Grundſtücke Vieh weidel. 

2. Die Strafe ift verwirkt, jobald das Vieh die Grenzen des Grundftücks, auf 
welchem es nicht geweidet werden darf, überfchritten hat, fofern nicht feitgeftellt wird, 
daß der Übertritt von der für die Beauffichtigung des Viehes verantwortlichen 
Perſon nicht verhindert werden konnte. 

3. Die Beftimmung bed —— 2 findet, wo eine Verpflichtung * Einfriedigung 
von Grundſtücken beſteht, oder wo die Einfriedigung landesüblich iſt, keine Anwendung 


1 fiber bi icht des Dienſtherrn oder Baters 5, über Grfatggelb oder 
Scabenerfat en a enſtherrn oder Ba fiehe $ er Erſatzge 


8 15. Geldſtrafe von fünf bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft tritt ein, 
wenn ber Weidefrevel (8 14) begangen wirb: 

1. auf Örundftüden, deren Betreten durch Warnungszeichen verboten ift; 

2. auf eingefriedigten Grundſtücken, fofern nicht eine Verpflichtung zur Ein- 
friedigung der Örundftüde befteht, oder die Einfriedigung der Grundftüde 
landesüblich ift; 

3. auf folhen Dämmen und Deichen, welche von dem Befiger felbft noch mit der 
Hütung: verfchont werden; 

4. auf beftellten Adern ober auf Wiefen, in Gärten, Baumfchulen, Weinbergen, 
auf mit Rohr bewachfenen Flächen, auf Weidenhegern, Dünen, Buhnen, Ded⸗ 
werten, gededten Sandfläcden, Gräben oder Kanalböfchungen, in Forftkulturen,! 
Schonungen? oder Saatlämpen;? 

5. auf Foritgrundftüden mit Pferden oder Biegen. 

2 Forſtkulturen im Sinne bes Geſetzes find: durch natürlie Befamung, Saat, 
Pflanzung, Stedlinge entitandene Jungwüchſe von fo geringem Alter, daß ſchon das bloße 
Betreten geeignet ift, Beichäbigungen herbeizuführen (vgl. $ 36 Nr. 4). 

2 Schonungen im Sinne bed Gejetes find Jungwüchſe, in welchen nicht mehr bas 
bloße Betreten, wohl aber das Behüten geeignet iſt, Beſchadigungen herbeizuführen. Iſt 
dies nicht ohne weiteres erfenndar, jo wird der Walbdeigentüner, um dem betr. Grund 
jtüde den Schub ber nung des 8 15 zu verfchaffen, da8 Betreten durch 
Warnungszeichen gu verbieten baben. 

s Saatfämpe find Unlagen, welche ausfchließli zur Erziehung von Holgpflanzen 
durch Saat bienen, und zwar behufs Verpflanzung auf zu Tultivierenden Flächen oder in 
Pflanzlämpen (Baumſchulen). reifaaten, welche dazu beſtimmt find, neben ber Be 
gründung eines Beitandes überfhäüffiges Pflangmaterial zu liefern, find nicht als Saat- 
kämpe, fondern als Forſtkulturen zu betrachten. 


8 16. Ein wegen Weidefrevels rechtskräftig verurteilter Hirt kann von der 
Dienſiherrſchaft innerhalb vierzehn Tagen, von der vechtökräftigen Verurteilung an 
gerechitet, entlafjen werden. | 


C2. Feld⸗ und Forftpoligeigefeg v. 1. 4. 1880. 509 


beſt 8 17. Mit Geldftrafe big zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird 
eitraft: 

1. wer eine rechtmäßige Pfändung ($ 77) vereitelt oder zu vereiteln verfucht; 

2. wer, abgejehen von ben Fällen der 8$ 113 und 117 des Strafgeſetzbuchs, 
dem Pfändenden in der rechtmäßigen Ausübung feines Rechts (8 77) durch Gewalt 
oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand leitet oder den PBfändenden 
während der rechtmäßigen Ausübung feines Rechts tätlich angreift ;! 

3. wer, abgejehen von den Fällen der 88 137 und 289 des Gtrafgefehbuchs,? 
Sachen, weldye rechtmäßig in Pfand genommen find ($ 77), dem Pfändenden 
in vechtöwidriger Ubficht wegnimmt; 

4. wer vorfäglich eine unrechtmäßige Pfändung (8 77) bewirkt. 

2 Die SS 113 und 117 find unter XI A 5. W. abgedrudt. Eine Vergleichung ber 
in biefen beiden Pargraphen des Str. &. B. enthaltenen Beitimmungen mit der Nr. 2 
des 5 17 ergibt, daß die letztere Borjchrift nur dann Anwendung findet, wenn der 
Pfändende, welden: in der rechtmäßigen Ausübung feines Rechts buch Gewalt oder 
duch Bebrobung mit Gewalt Widerftand geleiftet wird, nicht zu den in den 8 113, 117 
Str. ®. x. pegelöneten Perjonen (Beamten, Berechtigten ufw.) gehört. (Bül. u. St. ©. 27.) 






8 18. 1. Mit Seldftrafe bis zu einhunberkund Fünf Mark oder mit Haft wird 
beftraft, wer Gartenfrüchte, yeldfrüchte oder andere Bodenerzeugniffe aus Garten⸗ 
anlagen aller Urt, Weinbergen, Obftanlagen, Baumfchulen, Saatlämpen, von Adern, 
Wiefen, Weiden, Pläben, Gewäflern, Wegen oder Gräben entwendet. | 

2. Liegen die Vorausfegungen des 8 370 Nr. 5 des Strafgefehbuchs* vor, fo 
tritt die Verfolgung nur auf Untrag ein. 

1 Entwerdung bon Et und anderen Walderzeugnifien aus einem Forſt oder von 
einem anderen bauptfählih zur Holanugung bejtimmten Grundſtäck iſt Forſt⸗ 
diebſtahl und Segenftand des Forſtdiebſtahls⸗Geſetzes vom 15. 4. 1878. Die SS 18 bis 23 
dieſes Geſetzes dagegen behandeln die Feldentiwendung. 

2 Bol. Anmerkungen au 8 6. 

Die Entwendung bon ulhtoert in Werte unter zehn Mark, weldyes auf einen: Felde 
gewadjjen und niedergehauen dort lagert, fällt nicht unter 8 242 Str. G. B., fondern ift 
Maar gen! oe u. 8. Bol. Gef. zu beitrafen. (R. ©. v. 1. 6. 1881; Dalde, Straf 
recht ©. 79. 

8 Torf Fällt nicht unter den Begriff der en geugnife im Sinne biefe8 Baragraphen. 
Die Entwendung ungeftochenen Xorfes ift ftrafbar nach 5 370 Nr. 2 Str. G. B., bie 
Entwendung gejtochenen Torfes fällt unter die Beltinmungen des Str. &. B. über Dieb- 
ftahl. (R. ©. vd. 27. 6. 1890, D. 9. 3. 23 ©. 87. 

Pflanzen, welche nur für eine gewiſſe Zeit in die Erde gel@lagen werden, um fie 
alsbald zu verkaufen oder anderweit zu verwenden, ſind nicht Bodenerzeugniſſe im Sinne 
des S 18 Abſ. 1. Eine Entwendung ſolcher langen it aus 8 232 Str. G. B. zu 
beftrafen. IR. N 16. 1. 1902, Jahrb. d. Entſch. Bd. 1 ©. 41.) 


& 19. Gelditrafe von fünf bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft tritt 
ein, wenn die nach 8 18 ftrafbare Entwendung begangen wird: 
1. unter Anwendung eines zur Fortſchaffung größerer Mengen geeigneten Gerätes, 
Fahrzeuges oder Lafttieres; 
. unter Benubung von Ärzten, Sägen, Mefjern, Spaten oder ähnlichen Werk⸗ 
eugen; 
—* einem umfchlofjenen Raume mittel Einfteigens; 
. gegen die Dienjtherrfchaft oder den Urbeitgeber; | 
. an Kien, — Saft, Wurzeln, Rinde oder Mittel-(Haupt-)Trieben ftehender 
Bäume, fotern die Entwendung nicht als Forftdiebitahl ftrafbar ift. 
2 als Forſtdiebſtahl iſt die Entwendung ber unter Nr. 5 genannten Gegenftänbe 
ftrafbar, wenn fie in einem Forſt oder auf einem anderen, bauptfjählic zur Holanutung 
beftinniten Grundftüde verübt wird. (Bül. u. St. S. 31.) - | 
820. 1. Öefüngnisfteafe bis zu drei Monaten tritt ein, wertn die nach 8 18 
ftrafbare Entwendung begangen wird: 


mw Bo 
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1. unter Mitführung von Waffen 
2. aus einem umſchloſſenen ame mittels Einbruchs; 
3. an daB zur Eröffnung der Zugänge eines unıfchloffenen Naumes faljche 
Schlüfjel oder andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beftimmte Werk⸗ 
geuge angewendet werden; 
uch Wegnahıne ftehender Däume, Bruch oder Bierfträudger, fofern Die Eut⸗ 
wendung nicht als ‚Borftdiebftahl ftrafbar if; 
5. von dem Aufſeher in dem feiner Aufficht unterftellten Grundſtücke. 

2. Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo kann auf Geldſtrafe von fünf bis zu 
dreihundert Mark erfannt werden. 

8 21. Auf Sefängnisftrafe vom einer Woche bis zu einem Jahre ift zu erkennen: 

1. wenn im Falle einer Entwendung der Schuldige fich im dritien oder ferneren 
Nüdfalle befindet ;1 
2. wenn Die Hehlerei gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßig begangen iſt. 

2 2gl. 8 8 Anm. 108%. D.C, X C15.®. 

22. Bei Entwendungen (88 18 bi 21) finden bie Beitimmungen des 8 247 
des Strafgeſetzbuchs entfprechende Anwendung.! 

ı XI A » W. 

8 23. 1. In den Fällen der 88 18 bis 21 find neben der Geldſtrafe oder der 
Freiheitäfteafe die Waffen ($ 20), welche der Täter bei der ‚Huwiderbanblung bei fich 
gerührt at, einzuziehen, ohne Unterjchied, ob fie dem an digen gehören oder nicht. 

n denjelben Fällen können die au Begehung der ftrafbaren ee, 
geeigneten Werkzeuge, welche der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt Hat, 
eingezogen werden, ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht. Vie 
Tiere und andere zur Wegichaffung des Entwendeten dienenden Begenftände, welche 
der Täter bei 19 führt, unterliegen nicht der Ein ichung. 

24. 1. Mit Geldſtrafe bis zu gehn Mark oder mit Haft bis zu brei Tagen 
wird beitvaft, ber, abgeiehen von ben Fällen der SS 18 und 30, unbefugt 

1. das auf oder an Öreuzrainen, Wegen, Triften oder an ober i in Gräben wadhfenbe 

„ Dra8 oder fonftige Viehfutter abjchneidet oder abrupft;! 
. von Bäumen, Sträuchern oder peden Laub abpflüdt oder Bweige abbridht, 
= Aifbfern dadurd ein Schaden entiteht.? 

2. Die Verfolgung tritt nur auf Untrag ein. 

2 Diefe Beitimmung findet Unmendung, —— was die Zueignung angeht, die 
Vorausſetzungen bes 8 18 nicht vorliegen, d. h. das Gras oder Viehfutter nicht nıit dem 
Bewußtſein rechtswidriger Bueignung weggenommen wird. Das Strafbare liegt nicht in 
der Zueignung, fondern in ber igenmädhtigfeit, Das Gele ftraft eben der — 
Ordnung wenen. 

Die Beltimmung zu Nr. 2 ift anmenddar, wenn $ 30 nit zutriffl. Der S 
Nr. 5 beitraft die Beihyädinung von Bäumen, Sträuchern oder Pflanzen, erfordert So, 
daß der Vorſatz auf das Entftehen bes oe gerichtet ift oder derielbe (Babetäffi keit) 
vorausſehbar und vermeidbar war. Der 5 24 erfordert nur daB borfä is unbehigte 
Abbrechen oder aopfiüden, ohne das Bewußtſein eines entitehenden Schaden®. 
(Rotering S. #3, 44.) 

525. Mit Öelbitrafe bis zu dreißig Mark oder mit Haft biß gu einer Woche 
wird beſtraft, wer unbefugt 

1. —A— — von ädern, Wiefen, Weiden, Gärten, Obftanlagen oder Weinbergen 
aufſammelt; 

2. Knochen rabt oder ſammelt; 

8. Nachleſe hält.! 

1 Nachleſe iſt das unbefugte Aufſammeln von Feldfrüchten nach völlig beendeter Ernte. 
Steht das Getreide noch in Stiegen anf dem Felde, fo fällt das Ährenleſen unter 8 18. 
8 26. Mit Seldftrafe bis zu fünfzig Marl oder mit Haft bis gu 14 Tagen 
wird beftraft, wer unbefugt: 

1. abgejehen von den Fällen des 8 866 Nr. 7 des Strafgefehbuchs,t * 
Scherhen Schutt oder Unrat auf Grundſtücke wirft oder in dieſelben bringt 


4. 






C2. Feld⸗ und Forftpoligeigefey v. 1. 4. 1880. 511 





2. Leinwand, Wäfche oder ähnliche Begenftände zum Bleichen, Trocknen oder 
zu anderen derartigen Bweden ausbreitet oder niederlegt; 

3. tote Tiere Tiegen läßt, vergräbt oder niederlegt; 

4. Bienenftöde aufftellt.? 


a über 00 DR ht Halt Bi 91 BIS 964 B. G. B 
über echt zum Halten von Blenen uſw. ſiehe . G. B., 
AU Ab. W. ⸗ uſw. ſiehe 85 
8 27. Mit Geldſtrafe bis zu fünfzig Mark ober mit Haft bis zu 14 Tagen 
wird beitraft, wer unbefugt: 
1. abgefehen von den Fällen des 8 50 Nr. 7: des Fiſcherei⸗Geſetzes von 
30. Mai 1874, Flachs oder Hanf rötet; 
. in Gewäflern Zelle aufweicht oder reinigt oder Schafe wäſcht; 
. abgefehen von den Fällen des 8 366 Nr. 10 des Stenfgefepöudge, Gewäſſer 
verunreinigt oder ihre Benutzung in anderer Weiſe erſchwert oder verhindert. 


m 


2 XLAd. W. 

3 Der 8 27 Nr. 3 bedroht nicht jedwede Verunreinigung bon Gewäſſern mit Strafe, 
fondern nur die wnbefngte. Für die eantwortung der Frage, ob die Verunreinigung als 
eine befugte oder unbelugte anquichen tft, find Die —— ogß des fonft geltenden 
Mechts mabgebent (del. O. 8. &. Bd. 29 ©. 287). Siehe unter Waſſerrecht und Waſſer⸗ 
polizei X Ed. ®. 

8 28. Dit Gelditrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
suird beftraft, wer unbefugt: 

1. fremde, auf dem Felde zurückgelaſſene Udergeräte gebraucht; 

2. Die zur Sperrung von Wegen oder Eingängen in eingefriedigte Grundſtücke 
dienenden Vorrichtungen öffnet oder offen ftehen läßt; 

3. Gruben auf fremden Grundftüden anlegt. 

8 29. Mit Gelditrafe bis zu ein hun er tun fünfzig Mark oder mit mb wird 
beftrajt, wer, abgejehen von den Fällen des 8 367 Nr. 12 des Strafgejegbuchg, ! 
den Anordnungen der Behörden zuwider e3 unterläßt: 

1. Steinbrüche, Lehm, Sands, Kies⸗ Mergels, Kalle oder Tongruben, Bergwerks⸗ 
ſchachte, Schürflöcher oder die durch Stodroden entftandenen Löcher, zu Deren 
Einfriedigung oder Zumwerfung ex verpflichtet iſt, einzufriedigen oder zuzuwerfen; 

2. Öffnungen, welche er in Eisflächen gemacht bat, durch deutliche Beichen zur 
Warnung vor Unnäherung zu verwahren. 

ı XLAd. W. 


.. 830. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird 

beftraft, wer unbefugt: 

1. abgejehen von den Fällen des 8 305 des Strafgefegbuchg,! fremde Privat: 
wege oder deren Bubehörungen befchädigt oder verunreinigt oder ihre Benutzuug 
in anderer Weife erjchwert; 

2. auf ausgebauten öffentlichen oder Privatwegen die Bankette befährt, ohne dazu 
genötigt zu fein (8 10 Abſ. 2), oder die zur Bezeichnung der Fahrbahn gelegten 
Steine, Fafchinen oder fonftigen Zeichen entfernt oder in Unordnung bringt; 
abgefehen von den Fällen des 8 274 Nr. 2 des Strafgefegbuchs,? Steine, 
Pfaͤhle, Tafeln, Stroh» oder Hegewiſ * Hügel, Gräben oder ähnliche zur 
Abgrenzung, Wbfperrung oder erm ung von Grundftüden oder Wegen 
dienende Merl: oder Barnungfzeichen, desgleichen Merkmale, bie zur Be⸗ 
zeichnung eines Waſſerſtandes bejtimmt find, fowie Wegweiſer fortnimnıt, 
vernichtet, umwirft, pe\chäbigt oder. unfenntlich macht; 

4. Einfriedigungen, Geländer oder die zur Sperrung von Wegen ober Ein⸗ 
an in eingefriedigte Grundſtücke dienenden Borrichtungen befchädigt oder 
vernichtet; 

5. abgejeben von den Fällen des 5 304 des Strafgeſetzbuchs,“ ſtehende Bäume, 
Sträuder, Pflanzen oder Feldfrüchte, Die zum Schuge non Bäumen dienenden 
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le od V tungen beſchaͤdigt. Sind ehende Bäume, 

Faulat ober "Bicchäume ober Sefetue kefjäbigt, Io bürf Die Genf 
nicht unter zehn Marl betragen 

ı XI Ad... 


: XLAd. W. 
3 Die Cutwendung ber Stücke einer gprorogenen Ginfriebigung (eines Baunes) it 
als ‚gemeiner Diebſtahl na 8 242 Str. ©. u beftrafen und n De nach 5 30 Rr. 4 de 
u. F. P. G. denn unter biefe ef eitefe ogen nur bie Beſchädigungen oder Br 
wißtungen. ms v. 11. 1. 1895, D. J. B. 2 155.) 


5 Bgl. Anmerkung zu 5 24. 

8 31. Mit Geldſtrafe bis einhundertundfünfzig Mark. oder mit Haft wird 
beftraft, wer, abgeeden von den Fillen der 88 321 und 326 des Straf gelehöun 
unbefugt das zur Bewäſſerung von Grundftüden dienende u ableitet oder 
Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab⸗ und Zuleitung des ſſers dienende 
Anlagen herſtellt, verändert, beſchädigt oder beſeitigt. 

1XLAd. W. 


82. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird 


beftraft, wer, abgejehen von den Fällen des 8 308 des Strafgeſetzbuchs,! eigen 
Korfmoore, eidefraut oder VBülten? im freien ohne vorgängige Anzeige bei ber 
Ortspolizeibehörde oder bei dem Ortsvorſiande in Brand feht oder die bezäglid 
dieſes Brennens polizeilich angeordneten BorfichtSmaßregeln außer acht läßt. 
ı xI Ad. W. 
» Kine außbehnenbe Anwendung auf Queden, Kartoffelkraut uſw. ift nicht Rattheft 
(Dalde, Strafrecht &. 80 
2 Das borjäßliche Uingänben eines im Walde ftehenden —* ober be 
Graſes daſelbſt fallt unter 8 308 bes Str. * B., wenn etzor heſteht. da das Feun 
ben Holzbeſtande mitteilt. (M. G. dv. 19. . 1881, D. J. B 
8 383. 1. Mit Geldſtrafe bis zu "hreißin Mart ober mi ger bis zu eine 
Woche wird beitraft, wer, abgefehen von den Fällen des 8 368 11 des Straß⸗ 
gejeßbuchs,t auf fremden Grundſtücken unbefugt nicht —* Bögel ehe Sprenlel 
oder ähnliche Vorrichtungen zum Fangen von Singvögeln aufſte Bogelnefter 
geritärd oder Eier oder Junge von Vögeln ausnimmt. 
. Die Senke oder ähnliche Vorrichtungen find einzuziehen. 
* 
Sr. * — — 5— Fangen jagdbarer Vögel iſt ſtrafbar aus ben g8 292 bis 28 
8 Bol. ferner 8 42 der Iagborbnung, X C d das Geſetz über ben Schutz von 
Vögeln Bet 8. 1888, XH vi g S und bad Geſer über ber 
34. Mit Geldftrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Sn! 
beftraft, wer, abgefehen von den Fällen des 8 368 Nr. 2 bes Gtrafge An 
den zum Schube nützlicher oder zur Vernichtung ſchädlicher Tiere ober —* 
erlaſſenen Polizeiverordnungen zuwiderhandelt. 
ı XI Ab. W. 
8 35. Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
wird beitraft, wer unbefugt: 
1. an ftehenden Bäumen, an Salaghölien, an gelähien Stämmen, an au 
geichichteten Stößen von Torf, Holz oder anderen Walderzeugniſſen das ‚D eide 
des Waldhammers oder Ri ers, die Stamm» oder Stoßnunmer oder d 
nummer vernichtet, unkenntlich macht, nachahmt oder verändert;! 
. 2 gefale Stämme oder aufgeichichtete Stöße von Holz, Torf ober Lohrinde 
eichädigt, umſtößt oder der Stüßen beraubt. 
a Unter dieſe Strafporfchrift fällt die Beränderung der Stamm: R w. Nummes, 
wenn fie ver dem Berlaufe des Holzes erfolgt, denn die Nummer zum Berfauft 
nur die Bebeutung eines bloßen Unterfcheibungszeichens. Grfolgt bie — 





aber ned dem Berlaufe, dann Tiegt Urkundenfälfhung, ftrafbar aus 8 267 Str. G. B., 
vor, denn mit dem abgeichlofienen Verkaufe bat die Nummer bie Bedeutung eines 
urkundliden Beweismittel. (N. ©. dv. 10. 1. 1905, Jahrb. d. Entſch. 1905. ©. 167.) 

Ebenfo gilt der Waldhammeranſchlag als Urkunde, wenn dadurch Beſitz⸗ 
übertragung bzw. Eigentumsübergang des angeſchlagenen Holzes bekundet werden foll. 
(R. ©. v. 12. 4. 1894, Entf. B. XXV ©. 244.) ' 


8 36. ı. Mit Gelditrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beftraft, wer unbefugt auf Forſtgrundſtücken: 
1. außerhalb der öffentlichen oder folcher Wege, zu deren Benutzung er berechtigt 
ift, mit einem Werkzeuge, welches zum Fällen von Holz, oder mit einem 
Geräte, welches zum Sammeln oder Wegfchaffen von Holz, Gras, Streu oder 
arz feiner Befchaffenheit nach beftimmt erjcheint, fich aufhält; 
olz ablagert, bearbeitet, beichlägt oder bewaldrechtet;! 
infriedigungen überiteigt; 

. Forſtkulturen betritt Fi 

. folde Schläge betritt, in welchen die Holzhauer mit dem Einjete en oder 
Aufarbeiten der Hölzer bejchäftigt, oder welche zur Entnahme des Abraums 
nicht freigegeben ind. | 

2. In den Fällen der Nr. 1 können neben der Gelditrafe oder ber Haft die 
Werkzeuge eingezogen werden, ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen gehören 
oder nicht. 

1 Die and findet auf een Ben welder angelauftes Holz über ben 
beſtimmten Abfahrtstermin in der Forſt liegen läßt, Teine Anwendung (8. ©. vd. 
9. 5. 1881, D. J. B. 15 ©. 119.) 

2 Pol. Nr. 1 zu 8 15. 

8 Die obige Seftinmun bes Geſetzes Täht nur bie Einziehung der Werkzeuge, nicht 
auch die der Geräte zu (ebento S 40 vorletter Abſatz). 


8 37. Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
wird beftraft, wer unbefugt auf Forſtgrundſtücken: 
1. zum Wiederausſchlagen beitimmte Laubholzftöde aushaut, abjpänt oder zur 
Verhinderung des Lodentriebes (Stodausichlages) mit Steinen belegt; 
2. Umeifen oder deren Buppen (MUmeifeneier) einjanmelt oder Ameiſenhaufen 
- zeritört oder zeritreut. j 
38. 1. Mit Seldftrafe bis zu fünfzig Mark wird beftraft, wer aus einem 
fremden Walde Hola, welches er erworben a oder zu deſſen Bezuge in beftimmten 
Maßen er berechtigt ift, unbefugt ohne Genehmigung des Grundeigentümers! vor 
Rüdgabe des VBerabfolgezettel, oder an anderen als den beftimmten Tagen oder 
Zageözeiten, oder auf anderen als den beitimmten Wegen fortichafft. 
2. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


ı In fiskaliſchen Forſten des Oberförfters. 


8 39. 1. Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier 
Wochen wird beftraft, wer aus einem fremden Torfmoore oder Walde an Stelle der 
ihm vom Eigentümer durch Berabfolgezettel zugewiejenen Poſten von Torf, Dot oder 
anderen Walderzeugnifien aus gaheläl j igfeit andere als die auf dem Verabfolge⸗ 
zettel begeichneien often oder Teile derſelben fortfchafft. 

2. Die Verfolgung tritt nur auf Untrag ein. 

2 Nur die aus Fahrläſſigkeit begangene Ordnungswidrigkeit ift in dieſem Paragraphen 
mit Strafe bedroht. Wer einen ihm nicht zugewieſenen fremden Poſten von Torf, Holz ufw. 
in der Abſicht rechtswidriger Zueiguung fortfchafft, macht ſich des Diebftahls ſchuldig. 
(Bil. u. St. ©. 50.) 

8 40. 1. Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier 
Wochen wird beftraft, wer auf Forftgrundftüden oder Torfmooren als Dienftbarleitd» 
oder Aupumgäberechtigter oder als Pächter: oo 

1. unbefugt feine Berechtigung in nicht geöffneten Diftrikten oder in einer Jahres- 
zeit, in welcher die Berechtigung auszuüben nicht, geftattet ift, oder an anderen 
Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 33 


gm 
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als den beſtimmten Tagen oder Tageszeiten ausübt, oder ſich anderer als ber 
geftatteten Werbungswerkzeuge oder Fortſchaffungsgeräte bedient; 

2. den gejehlihen Borfchriften oder Polizeiverordnungen, oder dem Herkommen 
oder dem Inhalt der Berechtigung utoiber obne Legitimationgfchein oder ohne 
Überweifung von feiten der Forſtbehörde oder des Grundeigentümers die 
Segenftände der Berechtigung na aneignet; 

3. die zur Wufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit bei Ausübung von 
Berechtigungen erlafienen Geſetze oder Bon eiverordnungen Übertritt. 

2. In den Fällen der Nr. 1 können neben der Geldftrafe oder der Haft die 
Werbungswerkzenge eingezogen werden, ohne Unterfchied, ob fie dem Sculdigen 
gehören oder nicht. 

3. Die Derinnaung tritt nur auf Antrag ein. 

841 1. Geldſtrafe bis zu gem Markt oder mit Haft bis zu drei Tagen 
wird beftraft, wer auf Foritgrumditüden bei Ausübung einer Waldnutzung 
Legitimationgfchein, den er nach den gefehlichen VBorfchriften oder Boltzeiverordnungen, 
— Herkommen oder nach dem Inhalt der Berechtigung löſen muß, nicht bei 

tt. 

2. Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

2 Das Nichtbeifichführen der Beerenzettel fällt nicht unter dieſe Strafporfchrift, dean 
ba3 ein bon en Beeren un Ft ist bh das F. p AH upt 
—F geregelt, dies Tann nur durch befondere Bolizeiverordnungen —*2* Siehe Anm. 
zu 

842. Mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Baer 
wird beftraft, wer als Dienftbarleit3. oder Nutzungsberechtigter Walderzengnifie, 
er, ohne auf ein beſtimmtes Maß bejchränft zu fein, Tebigli zum eigenen za 
entnehmen an ift, veräußert. 

8 43. 1. Mit Geldftrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beftraft, wer den Geſetzen oder Bolizeiverordnungen über den Transport 
von Brennholz oder unverarbeitetem Baus oder Nutzholz zumiderhandelt, oder ben 
Tui oder Bolizeiverordnungen zuwider Brennholz oder unverarbeitetes Bau oder 








Nugholg in Ortſchaften einbringt. Dies gilt insbefondere auch von Bandſtdden 
(Reifſtäben) jeder Holzart, birkenen Reiſern, Korbruten, Faſchinen und jungen 
Nadelhölzern. 

2. Das Holz iſt einzuziehen, wenn nicht der rechtmäßige Erwerb desſelben nad 
gewieſen wird. | 

1 Bgl. bie Verordnung d. 30. 6. 1839, Anm. 3 zu 8 96. 

g 44. Mit Geldftrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
wird beftraft, wer: 

1. mit unverwahrtem Feuer oder Licht den Wald betritt oder fich demſelben In 

gefahr bringenber Weife nähert ;! 

2. im Walde brennende oder glimmende Gegenftände fallen läßt, fortwirft oder 

unvorfichtig Handhabt;? 

3. abgefehen von den Fällen des 8 368 Nr. 6 des Str. ©. B., im Walde ober 
in gefäheticher Nähe desfelben im SFreien ohne Erlaubnis des Ortsvorſtehers 
in deſſen Bezirk der Wald liegt, in Königlichen Forſten ohne Erlaubnis bed 
uftändigen Forftbeamten Feuer anzündet oder das geftattetermaßen angezündete 

uer gehörig zu beauffichtigen oder auszulbſchen unterläßt;® 
4. abgefehen von den Fällen des 8 360 Nr. 10 des Str. ©. B.“ bei Wald⸗ 
bränden von der Polizeibehörde, dem Ortöborfteher ober deren Stellvertteter 
oder dem Boritbeiper oder Forftbeamten zur pi fe aufgefordert, keine Folge 
leiftet, obgleich er ebliche eigene Nachteile genügen 
fonnte.d 
2 Das Maß ber Sen ergefährlichteit entfcheidet, e8 Kommt auf die vorliegenden Berhäl‘ 
niffe, insbeſondere bie Windrichtung, die Dach etwaige Dürre, den Beitand oder bie 
Bodenbededung ded Waldes an. 5 tft zu beurteilen bas Rauchen nit unbebedier 


er Aufforderung ohne erh 


erna 
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Bieife. „Underwahrt”, der Gegenſatz 3 fo gut verwahrt, daß eine bernünftige Beforgnis 
erregende Gefahr entfällt. (Motering S. 62. — 

2 Hier iſt aber das zallenlaffen, Fortwerfen des Feuers (3. B. Bündhölgchen, 
Bigarren) unbebingt unterfagt, ob ein unborfichtiges Handhaben Statkfindet, entfcheidet: fich 
—F 2 . pn Das vorſichtige Niederlegen an ungefährlicher Stelle fällt nicht unter das 

efeh (a. a. O.). | 
R ji a „Dit Geldſtrafe bis zu fechzig Mark oder mit Haft bis zu vlerzehn Tagen 
wird beitraft: 
6. wer an en Stellen in Wäldern oder Heiden — — Feuer anzündet.* 

Es beftraft diejer rggraph des Str. G. B. das Feueranzunden an gefährlichen 
Stellen im Walde, — die Ar. 3 8 44 beſtraft mit der Tendenz des erhöhten Eigentums⸗ 
fdyuges das Feueranzünden im Walde überhaupt oder in gefährlicher Nähe. besfelden ohne 
Griaubuis ben Drtsvoritehers ober Oberförterd, Forſters. (Rotering ©. .62.) | 


5 Das Feld⸗ und Sariinoltgeigeie enthält Teine ausdrückliche Beſtinimung, welche 
ji die Hilfeleiftung bei Loſchung von Waldbränden eine Vergütung zubillint, diejelbe bat 
omit unentgeltlich au erfolgen, und fteht den nach Nr. 4 diejes azagrap en zur Loſch⸗ 
Hilfe augegogenen Berfonen ein rechtlicher Anſpruch auf Bezahlung ber geleifteten Arbeiten 
nicht a (M. 8. v. 8. 5. 1893, D. J. B. 25 ©. 174. u 

ber Belohnungen für die bei Löfhung von Waldbränden in Staatsforften beſondere 
Ancrlennung verbienenden Perfonen, über Erſatz beſchädigter Kleidungsſtücke uf. vgl. 
Arm. zu 8 43 der Hörfter-Dienftinftruftion. 
845. Mit Geldftrafe bis zu einbunbertunbfünfgig Dark oder. mit Haft wird 
beftraft, wer im Walde oder in gefährlicher Rähe desſelben: Ä | 
1. ohne Erlaubnis des Ortsvo ee, in deffen Bezirk der Wald Liegt, in 
röuiglichen Pa ohne Erlaubnis des zuftändigen Foritbeamten Kohlen- 
meiler tet; | . 
2. Kohlenmeiler anzündet, ohne dem Ortsvorſteher oder in Föniglicden Forſten 
dem Forftbeamten Anzeige gemacht zu haben; 
3. brennende Kohlenmeiler zu beauffichtigen unterläßt, . 0 
4. aus Meilern Kohlen auszieht oder abführt, ohne diefelben geich zu haben. 

8 416. Mit Geldſtrafe von zehn bis zu einhundertundfünfgig Mark ‚oder mit 
Haft wird beftraft, wer den über das Brennen einer Waldfläche, das Abbrennen von 
liegenden oder zufammengebrachten Bodendeden md das Sengen von Rotiheden er: 
faffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. Ä ' J 

47. Wer in der Umgebung einer Waldung, welche mehr als 100 ha. in 
räumlichem Snfammenhange umfaßt innerhalb einer Ontfernung von 75 m eine Feuer⸗ 
ftelle! errichten will, bedarf einer Genehmigung berjenigen. ehörbe, welche für die 
Erteilung der Denedmigung zur Errichtung von Feuerſtellen zujländig ift.? Vor der 
Ausbändigung der Genehmigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werben. 
1 Was eine Feuerſtelle ſei, ii in jeden einzelnen alle zu beurteilen. Es Tann eine 
folche in der Aufitelung einer Lokomobile, Anlegung eines Teerofens uſw. gefunden 
werden. Daß mit ber Feuerſtelle eine Unfiedbelung (Wohngebäude) verbinden ſel, ift 
nicht notwendig. (Buͤl. u. St. ©. 60.) 

2 Die Genehmigung erteilt die OrtSpolizeibehörde —— — 

Iſt mit der Feuerſtelle die Errichtung eines Wohnhauſes oder die Einrichtung eines 
vorhandenen Gebäudes zum Wohnhauſe verbunden, fo iſt für die Erteilung der Anſiedelungs⸗ 
genchmigung ber Kreisausſchuß, in Siadtkraiſen die Ortspolizeibehörde zuftändig. (8 13 des 

nfiedelungsgefehes in ber ge ung v. 10. 8. 1904, &. S. ©. 227.) Bgl. Unlage 2. 

3 Bei Feſiſtellung der Entfernung einer Feuerſtelle von Walde tft nicht die Stelle 
maßgebend, wo gerade bie Feuerſtelle im Haufe errichtet wird, fordern bie Entfernung 
bis zum Haufe überhaupt tft nıaßgebend, das Hr kommt als Einheit in Betracht. Na 
der anderen Seite ift die rechtliche, wie wirtſchaftliche Grenze bed Waldes maßgebend, 
wobei es ganz gleichgültig it, ob der Boden an der in Betracht kommenden Stelle nıit 
Bäumen befet oder etwa nur mit Heibefraut bewachfen fei. (©. V. ©. v. 20. 4. 1895, 
D. J. B. 28 ©. 99.) 


8 48. 1. Die Genehmigung der Behörde ($ 47) darf verfagt oder an Be- 
dingungen, welche die Verhütung von Feuersgefahr bezweden, gefnüpft werben, wenn 
aus der Errichtung der Feüerſtelle eine Feuersgefahr für die Waldung zu bejorgen ift. 

33* 
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2. Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Feuerſtelle innerhalb 
einer im Zuſammenhange gebauten —** oder vom Waldeigentümer, oder in der 
Ausführung eines Enteignungsrechtes errichtet werden ſoll; jedoch darf die Genehmigung 
an diygungen genäpt werden, welche die Verhütung von Feuersgefahr bezweden. 

49. 1. Der Untrag auf Erteilung der Genehmigung ift dem Waldeigentüner, 
falls diefer nicht der Bauherr ift, mit dem Bemerlen bekannt zu machen, daß er 
innerhalb einer Frift von 21 Tagen bei der Behörde (8 47) Einfpruch ergeben Tonne. 

2. Der erhobene Einfprud) iſt von der Behörde (8 47), geeignetenfalld nad An⸗ 
görung des Untragfteller® und des Walbeigentümers, jowie nach Aufnahme de 

ewaſes AU prüfen. 

8 50. 1. Die Verfagung der Genehmigung, die Erteilung Der Genehmigung 
unter Bedingungen, fowie Die Burhweifung e3 erhobenen Einfpruchs erfolgt durch 
einen Befcheid der Behörde, welcher mit Gründen zu verfehen und dem Antragſteller 
fuwie dem Waldeigentümer zu eröffnen ift. 

2. Gegen den Beicheid fteht dem Untragfteller fowie dem Waldeigentümer inner 
halb einer Friſt von zwei Wochen ($ 158 2. V. 8.) die Klage im Berwaltungsftreit: 
verfahren offen. Buftändig ift: 

a) der Kreisausſchuß, wenn der Befcheib von der Ortspolizeibehörde eines Land- 
kreiſes erteilt worden ift; 

b) der Bezirksausfchuß, wenn der Beſcheid vom Landrat (Oberamtmann) oder 
von der Ort2polizeibehörbe eines Stadtfreifed, in der Provinz Hannover von 
der Polizeibehörde einer felbitändigen Stadt erteilt worden ift. 

51. Ber vor Erteilung ber: vorgefchriebenen Genehmigung mit bet E⸗ 
richtung einer Feuerſtelle beginnt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünßzig 
Mark oder mit Haft beftraft. Auch kann die Behörde (8 47) die Weiterführung der 
Anlage verhindern und die Wegichaffung der errichteten. Anlage anordnen. 

52. 1. Die Beitimmungen des Geſetzes vom 25. Auguft 1876% 8 betreffend die 
Berteilung der Öffentlichen Laften bei Grundftüdsteilungen und die Gründung neue 
Anfiedelungen ufw. (G. S. ©. 405), werden durch daß gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

iR in dem 
en ET DE BR I me Te Led 
Geſetzes mit dem Berfahren nad den 88 18 bis 17 des Geſetzes vom 2%. Auguft 1876 zu verbinden.) 

1 Der 2. Abſatz ift nad) Artikel IT de Geſetzes vom 10. 8. 1904 (&. ©. ©. 21) 
auigehopden. . 

g fir die Genehmigung zur Errichtung einer Feuerſtelle ift die Orxtöpoligeibehörbe zu⸗ 
ftändig, und lag dieſer nad) bem Geſetze bon 1878 auch die Erteilung der Unfiedelungs 
genehmigung od. Nach dem Geſetze von 1904 iſt jetzt aber zur Erteilung der Anfiedelung® 
genehmigung in Landfreifen ber Kreisausſchuß zuftändig; die früher zweckmaͤßige Ver⸗ 
binbung ber beiden Verfahren Hat daher aufgehoben werden mülfen. 

3 Abſchnitt II — Gründung neuer Anſiedelungen — des Geſetzes v. 25. 8. 1876 
ift abgeändert bzw. neu geiabt durch die Geſetze vom 16. 9. 1899 (&. ©. ©. 497) und 
10. 8. 1904 (®. ©. ©. 227.) , 

3 Siehe Anlage 2, „Borfhriften über die Gründung neuer Anfiebelungel- 


Zweiter Titel. 


Strafserfahren.. 
8 583. 1. Für die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz find die Schöffen: 
gerichte zuftändig. | 
2.. Die gefegliche Befugnis der Ortöpoligeibehörden zur vorläufigen Straffeltiegtng 
bzw. zur Berhängumg einer etwa verwirkten Einziehung wird hierdurch nicht berührt. 
3. Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forftbeamten übertragen werde. 


2 Die Befugnis ber OrtSpolizeibehdrden zur vorläufigen Straffeftfehung 
tft Durch das Geſetz vom 23. 4. 18383 (&. ©. ©. 65) geregelt; XI C d. W. 

2 Diejenige Srisbehörde, welche bie Strafe feftzufeben hat, ift auch zuftändig für di 
Entſcheidungen über ee (8 75) und über Pfanduͤng (8 82). Erft in dem Höheren 
Inſtanzen unterjcheidet ſich das Verfahren, indem der gegen bie Strafverfügung gerichtete 
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Antrag auf gerichtliche Entſcheidung die Sache an bie ordentlichen Gerichte, die Klage gegen 
den Beſcheid über ee und Pfändung die Sache an die Berwaltungsgerichte bringt. 

Mit Rucſicht auf diefe Verſchiedenheit find von vornherein die auf die Straffeftfegung 
bezüglihen Schriftitüde von benjenigen getrennt zu halten, welche 1 auf das Erſatzgeld 
und die Planbung beziehen, damit das weitere Verfahren in beiden Richtungen durch die 
Bereinigung ber Alten nicht aufgehalten werde. 

D ejenigen Königlichen Oberförfter, welche die Ort3polizei verwalten, haben außerdem 
die Alten über das die Forſten betreffende Verfahren wegen Erſatzgeld und Pfändung 
von den Akten getrennt zu halten, weiche die Forſten nicht betreffen. — L. v. 12. 5. 1880.) 

8 54. Die an die Stelle einer nicht beizutreibenden Geldſtrafe eintretende Haft 
kanu vollftredt werden, ohne daß der Verfuch der Beitreibung der Geldftrafe gegen 
den für haftbar Erflärten gemacht worden iſt, fofern die Zahlungsunfähigleit des» 
ſelben gerichtäfundig ift. ' 

& 55. Für das gerichtliche Verfahren gelten, foweit nicht in diefem Geſetze 
abändernde Beftimmungen getroffen find, die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
über das Verfahren vor den Schöffengerichteit. | 

56. Mehrere Strafiachen Tönnen, auch wenn ein Zufammenhang (SS 3 
und 236 der Strafprogeßordnung) nicht vorhanden ift, zum Zwecke gleichzeitiger Ber: 
Handlung und Entjcheidung verbunden werden. | 

57. Die Hauptverhandlung kann auch in den Fällen der SS 20 und 21 
dieſes Geſetzes ohne Anweſenheit des Ungellagten erfolgen. 

$ 58. Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung find die Straffammern zuſtändig; Ddiefelben entfcheiden in der Belegung mit 
drei Mitgliedern einfchlieglich des Vorſitzenden. | 

59. Die Revifion gegen die in der Berufungsinftanz erlafjenen Urteile findet 
nur ftatt, wenn eine der durch die SS 20 und 21 biejes —2 vorgeſehenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 

60. Auf Zuwiderhandlungen gegen die im Intereſſe des Feld- und Forſt⸗ 
ſchutzes erlaffenen Bolizeiverordnungen findet das in dieſem Geſetze vorgejchriebene 
Berfahren Anwendung. 

teht mit einer dev vorbezeichneten Buwiderhandlungen oder mit einer Buwider- 
handlung gegen dieſes Geſetz ein nach $ 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs! ftrafbares 
Nichtabhalten von der —5 — ſtrafbarer Verletzungen der Geſetze zum Schutze der 
Feldfrüchte und Forſten im Zuſammenhange, ſo findet auch auf dieſe übertretung das 
in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 

LXI Ad. MW. 


5 61. Au Fällen, wo nad) dieſem Geſetze die Verfolgung nur auf Antrag ein⸗ 
tritt, iſt die Zurücknahme des Antrages zuläſſig. 


Dritter Titel. 
Feld und Forfihüter. 


8 62. 1. Feldhüter (Forfthüter) im Sinne dieſes Geſetzes find Die von einer 
Stadtgemeinde, von einer Landgemeinde oder von einem Grundbefiger für den Feld⸗ 
ſchutz (Forſtſchutz) angeftellten Perſonen. 

2. Die Anſtellung der Feldhüter (Forſthüter) bedarf der Beſtätigung nach den 
für Polizeibeamte gegebenen Borjchriften und, foweit fulche nicht beitehen, der Be: 
ftätigung des Landrats (Oberamtmanng). 

1 Die Held» und Forſthüter find erft ns der ſtaatlichen Verleihung dieſes 
Charakters Polizeibeanite, ihre Funktion poltzeilicher Natur. Sie haben als Polizeibeanite 
den Amtseid zu leiften. Sie können Amtsverbrechen begehen. Sie müſſen den Aufträgen 
der Staatsanwaltfchaft und des Unterfuhungsrihterd nachkommen und find in dieſer 
Hinfiht auch zur Vornahme von Unterfuhungen, Ermittelungen, vorläufiger Feſtnahme 
einer Berfon, fie find nach S 77 dieſes Gefeged außerdem zur ‚Piändung berechtigt. Ste 
genießen den Schuß des 8 113, als Forſthuter auch des 8 117 Str. G. B. Sie haben 
die Anzeigepflicht in betreff der entdedten ftrafbaren Handlungen, fie müffen die Konfiskate 
and die zum Beweife dienenden Sachen, wenn fie nicht verweigert werden, in Verwahrung 
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ee — 71 u. Bil u. St 
Die Betätigung der ee und Forſt ten ber © Pa dtgemeinden erfolgt durch m 
Regierungspräfidenten, in Abrigen durch ben Landrat. 


8 63. Die für den Feldſchutz (Forſtſchutz) im nigligen Dienft angeftellten 
Perfonen haben Die Befugniſſe der KFeldhüter (Forfthüter) 

1 Nach SS 62, 63 bedürfen die von einer Stadt» ober Sand einde oder an einem 
Grundbeſitzer angeftellten ed (ö0 orſthuter) der obrigfeitliden Beltätl 
baben die im königlichen Dienit en — Serieihuß) 0 angeitellten ae Atem 
weiteres die Befugniffe ber Krbhater (Forith "Eöniglider 
Dienſt“ ift nicht allein der Staatsdienſt, —2* Rich Ye Dienft Bei ben —* Miniſterium 
* te De es aoriglicien Haus» und Hofverwaltung zu beritehen. 
3 Die im Weinberge —E ſtehenden etatsmaͤßigen Beamten (BBeinbergevägt 
und Soeinbergoberbögte e) gelten gleichzeitig als im Sinne bes 8 63 bes F. u. F. P. &. für 
den Yeld Fa an geite de und baden I ben Bereich der ihnen unterjtellten Weinberge bie 
bieraus ſich erge Benben feld — n Befugnl e und Obliegenbeiten. In bezug auf 
den Woaffengebraud finden für die Weinbergsau ann bie für die ausübenden 
Polizeibeaniten beſtehenden entfprechenden Vorſchriften nngemäße nwenbung. Diele 
Beamten find verpflichtet, bet dienſtlichen Berri lungen die durch die U. Ds v. 12. 2, 1902 
dorgefchriebene * eibung au tragen. (M. L. v. 22. 2. 1902, M. BL. 60.) 

8 64, Ten Gemeinden fteht es frei, aus der Zahl ihrer —88 Ehren⸗ 
feldhuter (m wi len. 

2. Die Wahl bedarf in den Landgemeinden der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde 

8. Fi Ehrenfeldhüter find zu allen bienftlichen Berrichtungen der Feldhuter befugt 

8 65 Ihhüter, ejeenjelnhüter oder Forfthüter müflen ein Dienftabzeichen ki 
ich führen. und bei Ausübung ihres Amtes auf Verlangen vorzeigen. 

2 Das Dienſtabzeichen Tann entweber eine Uniform ober fonft ein amtliches Ib 
zeichen —— ruſtſchild mit Adler uſw.) ſein. Haben die betreffenden Beamten 
als ſolche Im Dienſt überhaupt eine Uniform au tragen, wie 3. B. bie (sorftbeanıten, ſo 
ift diefe Uniform das Dienftabzeichen, und es brauchen bie Beamten nicht noch ein 
beſonderes Dienſtabzeichen bei fi) zu führen. 

8 66. Feldhüter, Ehrenfeldhüter oder Forſthüter Können für fämtliche in einer 
Gerichtsſitzung zu verhandelnden Zeld- und Fo oligeifadhen, in welchen fie al 
Beuge vernommen werden -follen, in biefer Sitzung durch einmalige Leiftung be 
Zeugeneides im voraus beeidigt werben. 


Olegnabmen ı und CU teren —F nicht au; A - Hogan 


Bierter Titel. 


Schabeunserfak uud Brandung. 


8 67, Der Anſpruch auf Erftattung des durch eine Suviberganbkung gegen 
dieſes — entftanbenen Schadens ift im de des Btoilprogeifes etenb 1 u machen. 
1. Erfolgt bei Enten ungen die Entſcheidun je den Hicter auf 
Grm ber Hauptverhandiung, To hat at der Nichter auf den Antrag des Beſchädigten 
neben der Strafe die Berpfli tung ed Schuldigen zum Eu bei nach den örtlichen 
Preijen abzujchägenden Wertes des Entwendeten an den Beichädigten außzufpreijen 
2. Für den Untrag kommen die Vorfchriften der Strafprogehorbmung über deu 
Antrag auf Zuerkennung einer Buße (88 443 bis 445) zur entſprechenden Anwenden, 
3. Durch den Antrag Pr Wertöerfa wird ber weitergehende Anſpruch auf 
Säabenserfa u ausgeſchloſſen. 
En (8 14) und, fofern es fich um Übertritt von Tieren 
ganbell, Ge Buwiderhandlungen gegen ben 8 10 diefes Geſetes und gegen den $ 968 
9 des Strafgeſetzbuchs Hat der Beſchädigte die Wahl, die Exrftattung des nach⸗ 
weisbaren Schadens oder die Zahlung eines Erſatzgeldes zu fordern. 
2. Der Anſpruch auf Erſatzgeld if unabhängig von dem Nachweis eines Schabend 
3. Mit der Geltendmachung des Unfpruchs auf Erſatzgeld erlifcht das Recht auf 
Schadenderftattung. Iſt aber der Anſpruch auf Schabenserftattung erhoben, jo kam 
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bis zur Verkündung des Endurteild erſter Inſtanz ftatt der. Schadenserftattung das 
7 gefordert werden. 
70. 1. Der Anſpruch auf Erfahgeld verjährt in vier Ben 
Hat ehe a ung beginnt mit dem Tage, an welchem der Ü ertritt der Tiere 
attgefunden ha 
3. Die Verjährung wird Dr durch Erhebung der Klage auf Schadenserſa 
8 71. Das Erſatzgeld betr s 
1. wenn die Tiere betroffen erben auf beftellten Adern vor beendeter Ernte, 
fünftlichen oder auf —8 Wieſen oder mit Futterkräutern beſaäten Weiden 
welche der Beſitzer ſelbſt noch der Hütung verſchont oder die derſelbe ein⸗ 
st bat, in Särten, Baumfchulen, Beinbergen, auf mit Rohr bewachfenen 
auf Weidenhegern, Dünen, Dämmen, Deichen, Buhnen, Dedwerken, 
gan Sandflächen, Graben⸗ ober Kanalböſchungen, in Forftkulturen, 
chonungen oder aatfämpen: 


a) für ein Pferd, einen y oder ein Stüd Findvieh ... 2,00 Mk. 
b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaf. . 2. 10 „ 
c) für eine Gans ern... 080 5 
d) für ein Stüd anderes Federvieh nn... 0820 5 
2. in allen anderen Fällen: 

a) ir ein Pferd, einen Eſel oder ein Stüd Rindbieh  .050 „ 

b) für ein Schwein, eine Liege ober ein Sad . 2.080 „ 
c) für ein Stüd Federvieh 0,02 „ 


8 72. Sit gleichzeitig eine Mehrza l von Tieren überg etreten, fo darf der 
Belemihetrag u nach dem L 71 zu entrichtenden Erſatzgelder: g 
in ben Fällen des 5 71 Nr.1 | 
ür eferde, ce, — Schweine, Biegen und Schafe. . 60 Mt. 
r Federvieh. . 15 
2. in den Fällen des 1 Rr. 2 | 
e Pierbe, A, indie, Schweine, Siegen und Safe. . 125 „ 
Kür Federvieh. . 2 „ 
nicht übgfteis en. 
8 74. 1. Der Anſpruch auf Erfabgelb kann in allen Fällen gegen den Befiger 
der ie unmittelbar geltend gemacht werden. 
2. Mehrere Befiter von Vieh, welches eine gemeinfeftige Herde bildet, haften 
für das * ange dem Beichädigten gegenüber re 
5 75. 1. Der Anſpruch auf Erjabgeld ift im Falle des 8 69 Abi. 3 im 
Big Kr verfolgen. 
en anderen Fällen ift der Unfpruch bei ber Ortspolizeibehörde! an⸗ 
— * Dieſe erteilt nach Anhörung der Beteiligten und Anſtellung der erforder⸗ 
ittelungen einen Beſcheid. Werden dem Anſpruche auf Erſatzgeld gegenüber 
—*— —**— ehe aus welchen ein den Anſpruch ausſchließendes Recht 
hervorgeht, jo iſt dem 8 
Zivilprozeſſes zu verfolgen. 
1 Amtsvorſteher, in ber Provinz Pofen der Diſtriktkommiſſarius. In der Provinz 
Sannover find die Gemeindevorſteher zuftändig. 
8 76. Der Beſcheid der Ort3polizeibehörde ($ 75) ift den Beteiligten zu er- 
Öffnen. Innerhalb einer Friſt von as Wochen (8 51 db. Landes⸗Verw.Geſ. nad) 
der Eröffnung fteht jedem Teile die Klage bei Dem "Rreisausichuffe, in Stadtfreifen 
und in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als zehntaufend Ein- 
wohnern bei dem Bezirksausſchuß zu. Auch Hier findet bie Vorſchrift des legten 
Satzes in 8 75 Ubf. 2 Unwendung. Die Entjcheidungen des Kreisausſchufſes und 
des Bezirksausſchuſſes ſind endgültig. 
a Der Beſcheid, welchen die Ortspolizeibehdrde nad 8 75 Ubi. 2 a erteilen bat, ift 
nicht eine polizeilihe Verfügung, fondern ein Alt admintftrativer —A 
Die Klage nad 8 76 iſt alſo nicht gegen bie Ortspolizeibehoͤrde zu richten, vielmehr bat 


" 


eichädigten zu überlaffen, feinen Anſpruch im Wege des 
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derjenige, dem gegenüber die Pfändung erfolgt und zu deilen Ungunften von der Orts⸗ 
polizeibehörde entichieden worden ift, gegen den zu klagen, der gepfändet und zu 
dei ? en Gunſten die Ortöpolizeibehörde entichieben bat. Die Ortöpolizeibehörde tft nicht 
als Partei beteiligt. (DO. 3. &. v. 23. 1. 1902, Kunze u. Kautz. 1903 ©. 247.) 

877. 1. Wird Vieh auf einem Grumdftüde betroffen, auf welchen es nidjt 
geweidet werden darf, fo kann dasſelbe auf der Stelle oder in unmittelbarer Ver⸗ 
folgung ſowohl von dem Feld⸗ oder Forfthüter, als auch von dem Beichädigten oder 
von ſolchen Perfonen gepfändet werden, welche die Aufficht über da3 Grundftüd 
führen oder zur Familie, zu den Dienftleuten oder zu den auf dem Grumdftüde 
beichäftigten Wrbeitsleuten des Beichädigten gehören. 

2. In gleicher Weife ift bei Zuwiderhandlungen gegen den 8 10 dieſes Geſetzes 
und bei Buwiderhandlungen gegen den 5 368 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs Die 
Pfändung der Reit» oder Bugtiere oder Des Viehes zuläffig. 

78. 1. Die gepfändeten Tiere haften für den entitandenen Schaden oder Die 
Ma ng und für alle durch die Pfändung und die Schadenzfeftftellung ver- 
urſachten Koſten. 

2. Die gepfändeten Tiere müſſen jofoxt freigegeben werden, wenn bei Dem 
auftändigen Gemeinde⸗ oder Gutsvorſtande ein Geldbetrag oder ein anderer Pfand- 
gegenftand BHinterlegt wird, welcher den Forderungen des Beſchädigten entjpricht. 

79. 1. Die Koften für die Einftelung, Wartımg und Fütterung Der 
gepfändeten Tiere werden von der Ortspolizeibehörde Teitgeient: 

2. Durch Peſchiuß bes Bezirksausſchuſſes Lönnen für die Kreiſe des Bezirks 
mit Zuſtimmung der Kreisvertretungen, in den Hohenzollernſchen Landen mit Zu⸗ 
ſtimmung der Amtsvertretungen, allgemeine Wertſätze für die Einftellung, Wartung 
und Fütterung Der gepfändeten Tiere feftgefebt werden. Der Beichluß des Bezirk: 
ausſchuſeʒ iſt endgültig. 

8 SO. 1. Der Pfändende bat von der gejchehenen Pfändung binnen vierund⸗ 
awanzig Stunden dem Gemeinde, Gutsvorſteher oder der Ort3polizeibehörde, in Städten 
der Ortöpolizeibehörde Anzeige zu hen 
2. Der Gemeinde: oder Gutsvorſteher oder die Polizeibehörde beſtimmt über die 

vorläufige Verwahrung der gepfändeten Tiere. 

3. Der Gemeinde» oder Gutsvorſteher hat von der erfolgten Pfändung fofort 
der Örtspulizeibehörde Unzeige zu machen. 

81. it die Anzeige ($ 80 Abſ. 1) unterlaffen, fo kann der Gepfändete 
die Pfandftücde zurüdverlangen. Der Piändende bat in diefem Falle feinen Unjpruch 
auf den Erfag der dur die Pfändung entftandenen SKoften. 

82. 1. Wird der Ortöpolizeibehörde eine Pfändung angezeigt, fo erteilt 
diejelbe fogleich oder nach einer jchleunigit anzuftellenden Ermittelung, unter Berüd- 
fihtigung der Höhe des Schadens, des Erfabgeldes und der Kojten, einen Beſcheid 
darliber, ob die Pfändung ganz oder teilweife aufrecht zu erhalten oder aufzuheben. 
oder ob ein anderweit angebotened Bfand anzımehmen ift. In dem Beicheide iſt 
über die Art der ferneren Berwahrung der gepfändeten oder in Pfand gegebenen 
Gegenftände Beltimmung zu treffen. 

2. zit die Pfändung nur teilmeife aufrecht erhalten, fo find Die freigegebenen 
Pfandftüde dem Gepfändeten auf feine Koften fofort zuritdzugeben. 

83. 1. Macht der Gepfändete Tatfachen glaubhaft, aus welchen die Unrecht- 
mäßigfeit der Pfändung bervorgeht, fo iſt dem Befchädigten zu überlaſſen, feinen 
Anſpruch im Wege des Bivilprozefjes zu verfolgen. 

2. In diefem Falle Hat die Polizeibehörde über die Verwahrung der gepfändeten 
Tiere oder über die Annahme und Verwahrung eines anderen geeigneten Pfandes 
de Seltfegung zu treffen. Gegen dieſe Feitfehung ift ein Rechtsmittel nicht 
zuläſſig. 

84. Der Beſcheid der Ort3polizeibehörde (8 82) iſt dem Beteiligten zu 
eröffnen. Innerhalb einer Frift von zwei Wochen (5 51 d. Landes⸗Verw.⸗Geſ.) nach 
der Eröffnung fteht jedem Zeile die lage bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen 
und in dem zu einem Landfreife gehörigen Städten mit mehr als zebntaufend Ein- 
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— bei dem Vezirigaugſcuß zu. Auch Hier findet die Vorſchrift des 8 83 
Abt. 1 nmenbung. Die Enticheidungen des Sreisausfchuffes und des Bezirks- 
ausſchuſſes find endgültig. 

85. 1. Iſt durch eine rechtskräftige Entfcheidung die Pfändung aufrecht 
erhalten, jo läßt die Ortöpolizeibehörde die gepfändeten oder in Pfand gegebenen 
Segenjtände nad) ortsüblicher Bekanntmachung Öffentlich verjteigern. 

2. Bis zum Bufchlage kann der Gepfändete gegen Bahlung eines von ber 
Drtöpolizeibehörde feitzufeßenden Geldbetrages, fowie der Verſteigerungskoſten die 
gepfändeten oder in Pfand gegebenen Gegenitände einlöfen. 

86. 1. Der Erlös aus der Verfteigerung oder die eingezahlte Summe dient 
zur Dedung aller entſtandenen Koften, ſowie der Erſatzgelder. 

2. Zur Dedung des Schadenerjages dient der Erlös oder die eingezahlte Sunme 
nur, Fig der Anfpruch darauf innerhalb dreier Donate nach der Pfändung geltend 
gema . 

3. Der nad) Dedung der zu zahlenden Beträge fich ergebende Reſt wird dem 
Gepfändeten zurüdgegeben. Sit diejer feiner Perſon oder feinem Wufenthalte „nad 
unbefannt, fo wird der Heft Der Armenlafie des Ortes, in welchen die Pfändung 
ejchehen ift, ausgezahlt. Innerhalb dreier Monate nad) der Auszahlung kann der 

epfändete den Reſt zurüdverlangen. 

$ 87. Fordert der Beichädigte im Falle der Pfändung Erjabgeld, fo ift über 
end &orberung und die Pfändung in demjelben Verfahren zu verhandeln und zu 

enticheiden. 
- 8 88. Die in 88 49, 50, 76, 80, 84 erwähnten Friften find präkluſiviſch. 

2 Dieje Beſtimmung bedeutet, daß nach Ablauf der vorgefchriebenen Friſt eine Klage 
wicht mebe erhoben werden kann; der Beicheid der betreffenden Behörde iſt vollſtreckbar 
geworden. 










Fünfter Titel. 


Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
88 89 bis 95 ff. 
. 1. Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden gefeßlichen Be— 

ftimmungen treten außer Kraft. 

2. Im befonderen treten außer Kraft alle Strafbeftimmungen der Feld⸗ und 
Foritpolizeigefeße. ! 

In Sraft bleiben: 

1. die geſetzlichen Beſtimmungen über dem Bezug der verhängten Geldftrafen; 


2. die gefeglichen Beſtimmungen über Pfändungen, foweit fie nicht durch die Bor- 
ſchriften dieſes Geſetzes betroffen werden; 

— Dieſer Abſatz iſt nicht mehr ea Un Stelle der Beitimmungen 
über Pfändungen find vom 1. 1. 1900 ab die Beltimmungen des B. &. B. über 
Selbſthilfe (88 229 fi.) maßgebend. — 

3. alle das Nechtsverhältnis der Nubungsberechtigten zu den Waldeigentüntern 
betreffenden Geſetze, ausschließlich der darin enthaltenen Strafbeſtimmungen 
und Vorfchriften Über das Strafverfahren. Die vorläufige Verordnung vom 
5. März 1843 über die Ausübung der Waldftreuberechtigung (G. ©. ©. 105)? 
behält ihre Wirkfamfeit mit der Maßgabe, daß an die Stelle dev darin an 

edrohten Strafen und des Verfahrens die bezüglichen Vorſchriften dieſes 

eſetzes treten; deögleichen bleibt die Verordnung, betreffend die Kontrolle der 

golgen, welche unverarbeitet transportiert werden, vom 30. Juni 1839 (G. ©. 

- en mit den im 8 43 Diele Geſetzes enthaltenen Abänderungen fort« 

eſtehen. 

Bis zur Verkündung der nach 8 13 zu erlaſſenden Polizeiverordnungen behalten 

die bisherigen Vorfchriften über die Ausübung der Nachtweide, * des Einzelhütens, 
fowie der Weide dev Gemeinde» und Genoffenichaftäherden Beltung. 
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a Durch dieſes G nicht nur bie Strafbeſtimmmgen ber Feld⸗ und 
poligeigefete Ar een auch bie al Hollseiterorbnoupen PA ei 
neboben zu erachten — enigegen den Ausführungen in ber allg. Berf. M. f. 2. v. 12. 5. 18%, 
D. 3.2.12 ©. 280. — (8. G. v. 5. 6. 1882, D. J. 8. 18 ©. 135.) Bgl. die am 
Ende dieſes Geſetzes aufgeführten, iept gültigen Poligeiverordnungen. 

Boligeiverordnungen, d weldje dad Betreten ber außerhalb erlaubter 
Wege mit Strafen bedroht ift, bürfen nicht mehr erlafien werden (8. ©.) All 
ja d 8 o as glichen Beſtimnungen find dagegen in Kraft geblieben. (Dalde, Straf 
re . 819. 

2 Die noch geltenden Borfiriften der Bersrbuung vom 5. März 1848, weile aut für 
—— und Weſtyreuzen, Brandenburg. Pommern, Schhleſen, Poſen und Gechſen 
erlaflen iR, find folgende: 


1. Die Walbfiren - Bereistigung befteht in der Befugnis, efallene® Laub und 
Nabel, fowie dürres Moos zum Unterftreuen unter das Bieh, ehe der Bereitung bei 
Düngers, in dent Walde eines anderen einzufammeln. 

8 2 Wo ber Umfang und die Art der Ausübung diefer Bereditigung durch Ber 
leihung, Vertrag, richterlide Entſcheidung ober bereild vollendete Berjährung beitimmt 
feftgeftellt worben ift, behält es bierbel Fein Bewenden. Zn Grmangelung folder auf 
—— dtechtstiteln beruhenden Verhältnifſe dienen die nachſtehenden Borfdriften al 
ur. 


23. Die Beredhtigten müflen ih, wenn fie die Wald int Der näcften 
Beriode (8 4b) ausüben wollen, fpäteftens bis zum 15. Auguſt eines jeden Jahres bei 
benz Waldbeſitzer oder deſſen verwaltenden Beanıten melden, worauf ihnen ein foftenid 
außgefertigter Zettel zu ihrer Legitimation erteilt wird. Diefer Zettel ift nur für den 
Zeitraum, für Revier und für die Perfon gültig, auf welche berfelbe lautet. 

Die Stueuberechtigten oder bie bon ihnen mit Einfanımlung der Waldftreu bean 
tragten Leute müfjen dieſe Bettel, wenn fie Streu in Walde einfammeln, ſtets bei 16 
führen und beim Ablauf der zur Streufammlung beftinnmten Leit wieber abliefem. 

8 4. Die Bereditigung darf nur: 

a) in dem vom Waldeigentümer nach Maßgabe einer zweckmaßigen Bemirticaftung 
des Forſtes geöffneten Diftrikten, 

b) in den ſechs Wintermonaten vom 1. Oktober bis zum 1. April, 

c) an beitimmten, von Walbeigentüner mit Ru auf bie Hisherige Obferban 
feftzufegenden, jedoch auf höchitens zwei Tage in der Woche zu Beichräntenden und 
bon den Raff⸗ und Lefeholz.Tagen verſchiedenen Wochentagen 

ausgeübt werden. Befteht aber nach den Herkommen ber Gebrauch, daß bie Einjammlumg 
der Streu gleich bein Beginn des Oltobers an mehreren nacheinander rg Tagen 
von allen ehtigten gleichzeitig unter Auffigt des Walbeigentümers ge ieht, und bier 
mit das Einfamnieln für das ganze Jahr gefchlofien ift, fo behält e8 hierbei fein Beenden. 

Die Berechtigung darf auch nur 

d) niit den in ben Setteln bezeichneten, nad) ber bisherigen Obſervanz zu beftimmenden 
Transportmitteln, und 

e) nicht mit eifernen, fondern nur mit hölzernen, unbeichlagenen Rechen oder Den 
beren Binten ebenfall3 nur von Holz fein bürfen und mindeftens 21/, Zoll vom 
einander abjtehen muſſen, 

ausgeübt werden. 

8 5. Gntftehen über die trage: 

welde Diftrikte zum Streufanmeln zu öffnen find, 
swifhen dent Waldeigentüner und ben Berechtigten Streitigleiten, fo werden olche 
von dem Kreisausſchuß unter Zuziehung eines von dieſem gu wählenden, hierbei 
unbeteiligten Forſtbeamten und eines Skonomieverſtändigen, unter Vorbehalt des 
Mekurfes an den Bezirksausſchuß, entfchieden. Über Streitigkeiten in 
Transportmittel, fowie über die mit Berüdfichtigung der bisherigen Obſervanz zum 
Streubholen zu beſtimmende Zahl der Tage (8 4 Litt. c) findet dagegen das ordenl⸗ 
liche Rechtsverfahren ſtatt. 

8 6. Die Waldſtreu kann zwar vorübergehend auch gu anderen totetfehaftlce" 
Sweden ($ 1), 3. B. zur Berfegung der Wände der Wohngebäude, zur Bebedung 

artoffelgruben uſw., benutzt, darf aber in ihrer Endbeftinmung nur zum Unterftreuen 
unter bad Vieh verbraucht, auch weder verkauft, noch fonft an andere überlafen werden 


— — 
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87. 
Die Geldſtraſen fallen dem Waldeigentümer anheinmi. 
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8 8. Bei Betretung bes Frevlers auf eine der in den 88 3 und 4 bezei en 
SKontraventionen tritt Pfändung ein, und der Waldeigentüner ift das abgenommene Pfand 
wur gegen Erlegung der auf die Kontravention gefeßten Strafe auszuantworten verpflichtet. 

Die jet zur Anwendung kommenden Strafborfchriften find in den 88 38, 40, 41 
und 42, die Berfahrungsporfchriften in den 88 53 bis 61 enthalten. . 

3 Die Berorbnung vom 30. Zuni 1839 gilt für die Provinzen Gadien, 
Weſtfalen und bie Rheinprovinz. Un die Stelle der barin angedrohten Strafen treten 
jedod bie des 8 43. Die Verorbnung lautet: 

8 1. Wer Brennholz ober unberarbeitetes Bau⸗ ober Nutzholz in eine Stadt ober 
ein Do einbringt oder fonft verfährt, muß mit einer fchriftlichen plaub aften Beſcheinigung 
Der Polizeibehörde feines Wohnort oder bes Eigentümers oder Wuffehers desjenigen 
Waldes, aus welchen, feiner Angabe nad, das Holz gebracht wird, verfehen fein und 
ſolche auf Exrfordern den Korftbeamten, Gendbarmen, Polizei» und Steuerbeanten vor⸗ 
zeigen, wibrigenfalls das Holz in Beſchlag genommen und Eonfisziert werben fol. 

8 2. Auch Holzberechtigte müflen, bei Vermeidung gleiher Folgen ($ 1), wenn fie 
das bon ihnen aus der verpflichteten Forſt geholte Holz wegichaffen, mit einer Beſcheinigung 
ihres Holzungsrechts verfehen fein, in welcher die Holzfortimente, worauf die Berechtigung 
Lautet, und die Tage, an welchen die Berechtigung und bie Transportmittel, mit welchen 
fie ausgeübt werben darf, ausgebrüdt fein müflen. Befindet ſich unter dem Br noch 
anderes Holz, als worauf die Beſcheinigung lautet, oder transportieren ſie ſolches an 
anderen als den zur Ausübung beſtimmten Tagen oder mit größeren als den beſtimmten 
Transportmitteln, Am ben vechtmäßigen Erwerb biefe® Holzes befonder8 auf bie 5 1 
bemerkte Art nachweiſen gu Tönnen, ift dasſelbe gleichergeftalt der Konfiskation untertvorfen. 

5 3. Wird bei der näheren polizeilichen Unterſuchung ermittelt, daß das in Beſchlag 
genommene Holz geftohlen worden ijt, fo tritt noch außer der Konfislation gegen den 

ngehaltenen EA Unterfuhung und, nad) Bewandtnis ber Uniftände, entweder die 
geiehlihe Strate des Holzdiebſtahls, mindenens aber eine bem Taxwerte des Eonfisgierten Holges 
gi mende Geldbuße aber verhältnismäßige Gefängnisſtraſe ein. 

8 4. Diefe Berorbnung foll nicht im ganzen Bereihe ber Provinzen Sachen, Weſt⸗ 
falen und der deinproning, fondern nnr in denjenigen Gegenden und Sreifen derfelben 
in Kraft treten, wo der Ho gienfteht überband genommen bat. 

Bir ermächtigen unjer Staatsminiftertum, dieſe Verordnung überall da in Anwendung 
dringen zu lafien, wo bie Überhandnahme bes Forjtdiebftahls das Bedürfnis der dagegen 
erlafienen Beitimmung zum Schub der Waldungen hervorruft. 

4 Selbpolizeinerorbunung vom 1. 11. 1347 (©. S. ©. 376). Gültig für die Uflichen 
Provinzen und Wehfalen. 

8 33. Tritt Vieh zur NRachtzeit auf fremde, dem Hütungsrechte nicht unterliegende 
an ade —* fo iſt außer der nach 8 32 eintretenden Strafe das Pfandgeld doppelt 

afür zu entrichten. 

di find alle diejenigen, welche an den nächtlichen Hüten teilnehnıen, für Pfand- 
geld und Schadenerfat dem Beichädigten ſolidariſch verhaftet; unter ſich aber tragen fie 
dazu nad) Verhältnis des von einem jeden unter ihnen nächtlich gebüteten Biehes bei. 


97. Der Minifter für Zandwirtichaft, Domänen und Forſten ift mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

1 Aus ben Serfügungen des Minifters für let: ufw. von 12. und 
28.5.1880, betreffend die Ausführung bes Feld» und Forſtpolizei⸗Geſetzes, iſt bemerkenswert: 

a) Die Unzeigen über Ratigebabte — tere gegen biejes Geſetz haben die 
Feld⸗ und Forſthüter, ſowie die jonftigen Sicherheitsbeamten —— Polizei⸗ 
diener uſw.) nicht dem Amtsanwalte, ſondern der Ortspoligeibehörde zu machen, 
in fiskallſchen Forſten die betreffenden Schutbeamten dem Oberfoͤrſter. 

Bei allen Übertretungen, bei welchen die Forderung von Erfabgeld in frage 
kommen Tann, find bie Anzeigen alsbald nad Konftatierung derfelben zu erftatten, 
damit e8 möglich ift, ben Anſpruch auf Erfatzgeld, der in vier Wochen verjährt 
S 70), rechtzeitig geltend zu machen. 

b) Da das obige Geſetz das nah $ 1%. D. &. von 15. 4. 1878 forftpolizeilichen 
Beitinnmungen unterliegende Sammeln von SKräntern, Beeren und Pilzen einer 
Regelung nicht unterzogen bat, fo kann das unbefugte Sanımeln diefer Wald- 
erzeugnijje nur nach den in ben einzelnen Probingen bzw. Regierungsbezirken etwa 
ergangenen Polizeiverordnungen beftraft werben. 

ber ba8 Recht zur Wegnahme der wiberrechtlich Flammelten Beeren und 
Pilze dgl. Anmerk. zu B. G. B. 88 858, 859 XI A d. W. 
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Anlage 1. 


Zum Yeld- und Gerfipaligeigciet find unter Aufhebung der bezüglichen älteren 
Verordnungen folgende, hier in Betracht kommende 


Polizei-Derorönungen 


I. Provinz Oftpreuken. 
1. Regierungsbezirk Königsberg: 
a) vom 21. 2. 1883 (Amtsbl. S. 70), 
b) „ 2 4 1898( „ „ 1069). 


2. Regierungsbezirt Gumbinnen: 
a) vom 21. 2. 1883 (Amtsbl. S. 90), 
bb „ 2.41898( „ „ 123). 


11. Provinz Weftpreuken. 
1. Regierungsbezirt Danzig: 
a) vom 3. 6. 1881 (Amtsbl. S. 145), 
b) „ 23. 3. 1894 ( „ „88, 
c) 89. 8. 18880 ul). 


2. Regierungsbezirk Marienwerder: 
a) vom 23. 3. 1884 (Extrabeilage zum Amtsbl. Nr. 15), 
b) „ 9. 8. 1888 (Amtsbl. Nr. 36), 
) „ 23.1891( „ ©. 85). 


III. Provinz Brandenburg. 
1. Regierungsbezirk Potsdam: 
Bom 9. 11. 1885 (Amtsbl. ©. 451), abgeändert (88 6, 7 und 11) durch die Ber 
orönungen vom 15. 1. 1889 (Umtsbl. ©. 28), 2. 1. 1893 (Amtöbl. ©. 2) 
und 9. 7. 1901 (Amtsbl. ©. 335). 


2. Regierungsbezirk Frankfurt a. D.: 
a) vom 5. 1. 1886 (Außerordentl. Beilage zum Amtsbl. Nr. 2), 
h) " 12. 4. 1889 ( n „7 „ /j ” 18), 
c) „ 13. 1. 1892 (Amtsbl. ©. 13). 


erlaſſen:*) 


IV. Provinz Pommern. 
1. Regierungsbezirk Stralſund: 
Bon 18. 9. 1882 (Anisbl. ©. 133). 


2. Regierungsbezirk Stettin: 


Vom 23. 1. 1883 (Amtsbl. ©. 28), abgeändert ($ 4) durch Verordnung von 
13. 3. 18986 (Amtsbl. ©. 67). 


3. Regierungsbezirk Köslin: 
a) vom 26. 3. 1885 (Amtsbl. S. 79), 
b) „ 88.1898 ( „ „ 283), 
) u» 5. 7. 1334 50 2). 


*) Bon dem Ubdrud bzw. der Inhalsangabe der einzelnen Boligei-Berordnungen bat hier, der Raum- 
eriparnis wegen, abgejehen werben müſſen, denn gumeift efteben für jeden RegierungBbegirt befonbere. 

Mit Slife ber bier gemachten Mingoben über den Abdruck wird es für jeben leicht fein, die Berordnunngen 
in den von den Oberförſtereien bzw. Drtsbehörden gehaltenen Regierungs-Umtsblättern anfzufinden und 
durch abiheiftnahme ber bemerfenswerten Beftimmungen bie in diefem Buche aufgeführten yorft- uſw. Geſete 
zu ergänzen. 
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02. Unl. 1. Poligeiverorönungen. 





V. Provinz Poſen. 
1. Regierungsbezirk Poſen: 
1883 (Amtsbl. S. 30), 
1893( „ 189 ©. 5). 


2. Regierungsbezirk Bromberg: 


8. 1833 (Ertrabeilage zum Amtsbl. Nr. 35), 
7. 1891 (Amtsbl. ©. 259). 


VL Provinz Schleſien. 
1. Regierungsbezirk Breslau: 


. 1882 (Umt3bl. ©. 203), 
1884 ( 


” " 156), 
1889 ( „ 223), 


‚1890 0( „ „ 180), 
‚1894 ( „  „ 182), 
.101( „ „ 18), 


1901L( „ 408). 
2. Regierungsbezirk Liegnitz: 


. 1882 (Amtsbl. S. 291), 
1892 ( „u 4), 
.1898( „ „163, 
. 1900 ( Beilage zu Nr. 21), 
.1001( „ S. 335). 


3. Regierungsbezirt Oppeln: 


. 1882 (Umtsbl. ©. 120), 
. 1887 (0 „ Beilage zu Wr. 13), 
.1887( „ ©. 121), 
. 1890 ( „ Beilage zu Ar. 30). 


VII. Provinz Sachſen. 
1. Regierungsbezirt Erfurt: 


. 1883 (Amtsbl. ©. 105), 
1856 ( „u 207), 
. 1899 ( „ „ 161), 
‚100 „u 35). 


2. Negierungsbezirt Magdeburg: 


. 1883 (Umtsbl. ©. 336), 
1886 


” ” 37/38), 
18866 ( „  „ 166), 
1886 ( „ „ 244), 


1808 ( „ u 353). 


3. Regierungsbezirk Merjeburg: 


. 1884 (Umtsbl. ©. 191), 
1884 ( „u 467), 
BEE l 5 m 235). 


VIII. $rosinz Hannover. 
1. Regierungsbezirt Hanuover. 


11. 4. 1882 (Amtsbl. für Hannover ©. 467), 
8. 3.1887 ( „ ©. 160), 
13.8. 16T (05 4). 
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2. Regierungsbezirk Hildesheim: 


a) vom 4. 10. 1882 (Umtsbl. für Hannover ©. 1080), 
b) „ 27. 5.1886( „ ©. 298). 


3. Negierungsbezirt Süneburg: 
a) vom 20. 4. 1882 (Umtsbl für Hannover ©. 544), abgeändert bezw. ergänzt 
durch die Verordnungen vom 15. 10. 1882 (Umtsbl. für Hannover S. 1065) 
und 30. 1. 1883 (Amtsbl. für Hannover ©. 114), 
b) vom 28. 6. 1890 (Amtsbl. ©. 226). 


4. Regierungsbezirk Stade: 
Bom 27. 6. 1882 (Amtsbl. f. Hannover ©. 763). 


5. Regierungsbezirk Osnabrück: 
a) vom 19. 5. 1882 (Umtsbl. für Hannover S. 676), 
b) “a 1. . 1882 ( ” 4 a 986), 
>). 1.3.1880 „ ©. al). 


6. Regierungsbezirk Aurich: 
a) vom 29. 5. 1885 (Amtsbl. für Hannover ©. 1089), 
b) „ 28. 10.1898 ( „ ©. 416), 
o) „ 1. 41885 ( „  „ 106). 


IX. Provinz Weltfalen. 
1. Regierungsbezirt Münſter: 
2) vom 6. 5. 1882 (Amtsbl. S. 89), 
-b) „ 24 6. 18855 ( „ „ 125). 


2. Regierungsbezirk Minden: 
a) vom 24. 4. 1882 ſamtsbl. S. 75), 
db) „ LT.18B8( „u 204), 
co. 1%. 1001 ( j „ 07). 


3, Regierungsbegirt Wrnsberg: 


a) vom 20. 4. 1882 (Mmtsbl. S. 127), 

b) " 11. 8. 1886 ( u „ 299), 

co) „ 12.8. 1891 "nv. 216), 

4) „ 2.7.1890 ( „ 450), 
.7 


‚189 ( „ „659. 


X. Provinz Heſſen⸗Rafſau. 
1. Regierungsbezirk Caſſel: 
Vom 22. 4. 1892 (Amtsbl. S. 109). 


2. Regierungsbezirk Wiesbaden: 


a) vom 6. 5. 1882 (AmtBDI. ©. 152), 
b) „ 14. 5. 1887 „ „ 278), 
c) „ 15. 6. 1887 „ „ 322), 
d) „ 43.1889( 79, 
e) „ 18. 6. 1892 ( „ ’ 20 


XI. Rheinprovinz. 
1. Regierungsbezirk Eoblenz: 
a) vom 11. 4. 1882 (Amtsbl. S. 83), abgeändert durd die Verordnung dom 
Sabre 1886 (Umtsbl. ©. 262), 
b) von 13. 4. 1893 (Mmtsbl. ©. 99), 
) „ 2.11.1900( „ „ 32l). 
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| 2. Regierungsbezirk Düffeldorf: 
a) vom 11. 5. 1882 (Amtsbl. S. 164), 
b) „ 26. 10.1889” ( „ 440), 
) „ 19. 2.1807 ( „u 


3. Regierungsbezirk Edln: 
-a) vom 19. 4. 1882 (Umtsbl. S. 86), abgeändert durch Verordnung vom 
22. 10. 1896 (Umtsbl. S. 423), 
b) vom 17. 2. 1894 (Mmt3bl. ©. 52). 


4. Regierungsbezirk Trier: 
.) zwei vom 11. 5. 1882 (Umtsbl. S. 152 u. 154), 
b) vom _ 2. 5. 1888 (Amtsbl. S. 149), 
ec) „ 23.2.1001 ( „  „ 68). 


5. Regierungsbezirk Wachen: 
a) vom 18. 7. 1883 Amtsbl. S. 828), 
b) „ 16.3.1899 ( „ „ 
 „ 1.5.1011 ( „ 166. 


XII. Hohenzellernidhe Dande. 
Hegierungsbezirt Sigmaringen: 
a) vom 5. 5. 1888 (Umtsbl. ©. 61), 
b) „ 3.3.186( „ „. 68), 
0) , 14.1.1887 ( „ „ WM). 


Su der Brovinz Schleswig.Holfteis find zur Ergänzung des Feld⸗ und Forſt⸗ 
poltzei⸗Geſetzes —* — an. | 






— — — — — — — 


Muiage 2. — Bu 85 47 bis 52 5.0. 8: 2. ©. 


Dori chriften über die Gründung neuer Anfiedelungen. 


a) Für die Provinzen Oſtpreußen, Weſtpren smumern, Poſen, Brandenburg, 
Shlefien, Sachſen un alen. | 
— Geſetz v. 10. 8. 1904 (©. 5 ©. 227). — 


813. 1. Wer außerhalb einer im Bulammenhange ebauten ‚Drtihaft ein 
Wohnhaus errichten oder ein vorhandenes Gebäude zum obıhaus einrichten will, 
bedarf einer vom Kreisausſchuß, in Stadtlreifen von ber — ei⸗ 
behörde zu erteilenden Unfiedelungdgenehmigung. Bor deren Aushändigung Darf 
die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

2. Die Unfiedelum egenchmigung tft nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die in 
den Grenzen eines nad) dem Geſetze, betreffend Die Unlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen hr Stäbten und ländlichen Drtichal aften, vom 2. Juli 1875 
(8. S Go 561) een Bebauungsplanes oder die auf einem bereits bebauten 
Sembid Ko im Zuſammenhange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet 
werden follen. 


1 Bei snfiebelun ngen, bie durch ng: rt ehe unter Bermittelung der General 

fommiffion na 1, Gejeg, betre end die Beförderung ber Errihtung von Aentengütern, 

vom 7. Juli 189 ) eniehen, N Die enehmigungsbehorde die General⸗ 
—2 — u —8 def siegen b 

ur Errichtung von Ge den, bie —* t | auß —8 bedarf es 

feiner nftebelungsgenehmigung. (O.8. &. d. 6. 10. 1908, A| . 1904 ©. 176.) 
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3 Um eine neue Anſiedelung oder Kolonie handelt es ſich nicht nur dann, wenn 
menfhlide Wohnſtätten an einer Stelle, wo folge bisher noch niemals beitanden haben, 
errichtet werden, fondern auch bann, wenn bie Bebauung des Srundftüdes, die an die Stelle 
eines früheren Gebäudes tritt, unter fo mefentlidy anderen Umftänden erfolgt, daß fie fi 
als eine felbftändige, andermeitige Befiedelung darftelt. (©. 8. G. v. 13. 7. 1908, 
Jahrb. f. Entſch. 1904, ©. 180.) 

4 In Fällen, bie Leinen Aufſchub zulafien, oder in weldden das Sach⸗ und Rechts⸗ 
verhältnis Tlar liegt, ift nad) 8 117 des Gejehes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (&. ©. ©. 195) der Landrat als Vorfibender des Kreisausſchufſes 
befugt, in deflen Namen die Anfiedelungsgenehmigung zu erteilen oder zu berfagen. 
Intereſſe eines moͤglichſt befchleunigten und bereinfadten Gefhhäftsganges wird es 
empfehlen, von biefer Befugnis einen tunlihft ausgedehnten Gebrauch ze maden. 
(Ausf. Anw. dv. 28. 12. 1904.) 

138. Die Unfiedelungsgenehmigung ift ferner erforderlich, wenn infolge oder 
zum Bwede der Ummvandelung! eines Landgutes? oder eined Teiles eines ſolchen iu 
mehrere ländliche Stellen? innerhalb einer im Zufammenhange gebauten Ortſchaft 
oder in den Fällen des 8 13 Ubf. 2 ein Wohnhaus errichtet oder ein vor⸗ 
handenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden fol. 

a Mit der Bezeihnung „Ummandelung”, anftatt — „Aufteilung“, ſoll zum 
Ausdrud gebracht werden, dab nicht nur Die Genehmigung erforder 2 if, wenn Die 
einzelnen Parzellen zu Eigentum übertragen, fondern auch dann, wenn fie in Pacht auf- 
gegeben werben. (Komm. Ber. d. Herrh. ©. 19.) 

2 Zu „Landgütern” im Sinne diefer VBorfchrift gehörten nicht nur Güter im engeren 
Sinne (Gutsbezirke, Rittergüter ufrv.), fondern auch bäuerliche, Heinbäuerlie und ähnliche 
Befitungen. AB „ländlide Stellen“ find nicht anzufehen Wohnitellen für Induſtrie⸗ 
arbeiter, auch wenn fie mit etwas Land außgeitattet find. (Musf.-Unmw. v. 28. 12. 1904.) 

Der 8 136 enthält im Intereſſe der Förderung des Deutfchtums (eich 
v. 26. 4. 1886, ©. ©. ©. 131) in den Provinzen Weftpreußen und Poſen und den 
gemifchtfprachigen Teilen der Provinzen Oftpreußen ımd Schlefien und den Regierungd- 
bezirten Frankfurt, Stettin und Köslin die Beftimmung, daß zu den Anfiedelungen eine 
Beicheinigung des Regierungspräfidenten erforderlich ift, aus Der A ende muß, 
daß die zu gründende Anfiedelung nicht mit den Zielen der ftaatlichen Anſiedelungs⸗ 
politit im Widerfprude fteht. 

14. 1. Die Unfiedelungs enedmt ung ift zu verfagen, wenn nicht nachgewieſen 
ift, daß der Plab, u) weichem bie nfebehung gegründet werden foll, Durch einen 
jederzeit offenen, ſahrbaren Weg! zugänglich, oder daß die Beichaffung eines folchen 
Weges gefichert iſt. Kann nur der leßtere Nachweis erbracht werden, fo ift bei Er⸗ 
teilung der Anfiedelumgsgenehmigung für die Beichaffung des Weges eine Frift zu 
beitimmen, nad) deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche ae nche eintritt. 

2. Bon der Bedingung der Fahrbarkeit des Weges Tann unter befonderen Um⸗ 
ftänden abgejehen mwerden.® 

3. Auch zur Erhaltung der ununterbroddenen Zugänglichkeit der Anfiedelung ift 
die Anwendung des polizetlihen Zwangsverfahrens zuläffig. 

4. In Moorgegenden tft die Anfiedelungdgenehmigung zu verfagen, folange bie 
Entwäflerumg des Bodens, auf dem die Anfiedelung gegründet werden fol, nicht 
‚geregelt iſt.“ 

ı Eine Schiffahrtsftraße gilt auch als ein ofen fahrbarer Weg. 

2 Das polizeiliche Zwangsverfahren hat nah Maßgabe ber SS 132 ff. des Geſetzes 
über die allgemeine Zandesverwaltung dom 30. 7. 1883 zu erfolgen. Die erteilte An⸗ 
fiedelungsgene migung ewährt dem Untragfteller noch fein Recht auf die Benutzung bes 
Weges; fie wird un ethader aller Privatrechte, insbefondere des Eigentums an dem 
Wegeförper, gegeben. 

2 Ko in gebirgigen Gegenben. 

4 Dem öffentlichen Interefſſe wird es regelmäßig genügen, wenn die Entwäſſerung 
für das Grundſtück, auf welchem bie neue Wohnftätte errichtet werben ſoll — aljo für 
den Baugrund —, fichergeftellt wird. (Bar. ©. 23.) 

& 15. Die Unfievelungsgenehmigung kann verfagt werben, went gegen die An- 
fiedelung von dem Eigentümer, dem Nutzungs⸗ oder Gebrauchäberechtigten oder dem 
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Pächter eined benachbarten Örundftüds oder von dem Vorfteher des Gemeinde- 
(Guts⸗)Bezirkes, zu welchem das zu bejiedelnde Grundftüd gehört, oder von einen 
der Borfteher derjenigen Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirke, an die ed grenzt, Einſpruch 
erhoben und der Einſpruch durch Tatfachen begründet wird, welche die Annahme 
rechtfertigen, daß die Unfievelung den Schub der Nubungen benachbarter Grundſtücke 
aus der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, aus dem Gartenbau, der Jagd? oder der Fiſcherei 
gefährden werde. 


2 Unter benachbarten Grundftüden im Sinne der SS 15, 16 find nicht nur die zunächſt 
und unmittelbar angrenzenden, ſondern alle diejenigen in ber Nähe liegenden Grund⸗ 
tüde zu verſtehen, deren Nutzungen einer Beeinträchtigung ausgeſetzt find. Aber nad) 

15 zum Einſpruch berechtigt find nicht die VBorfteher ber benachbarten Gemeinde» und 

ut8bezirfe, fondern außer dem Vorſteher des Gemeinde-(Guts-)Bezirkes, zu welchem 
das au befiedelnde Srundftüd gehört, nur die Vorfteher derjenigen Bezirke, an welche 
dasſelbe — nämlich das zu bejiedelnde Grundftüd — greuzt. 

Bu den beteiligten &emeinde-(Gut3-)Vorftehern, die nach 8 16 vor Erteilung 
der Unfiedelungsgenehmigung von dem Antrag in Kenntnis au feßen find, gehören die- 
jenigen nicht, zu deren Bezirken nur benachbarte Srundftüde gehören. Es wird zwar 
oft zmedmäßig fein, wenn das Borhaben aud in den letterwähnten Bezirken befannt 
gemacht wird, allein die Anterlafftung der Sanntmagung in derartigen Bezirken jtellt 
feinen Berftoß gegen 8 16 dar, und ihre Vorſteher haben fein Einſpruchsrecht nach 8 15. 
(D. 8. @. v. 17. 11. 1902, Jahrb. f. Entſch. 1904 ©. 36.) 

2 Die Königlien Oberförfter find hefutt im Intereſſe der bon ihnen ber- 
walteten Forſtbezirke namens des Forſtfiskus ohne Bollmadt ber Regierung, Wbteilung 
für direkte Steuern, Domänen und Forſten gegen Die Erteilung er Anfſiedelungs⸗ 
genehmi ung Br zu erheben, weil es ſich bierbei nicht um Eingehung rechtlicher 

erbindlichkeiten handelt (a. a. O.). Ä 

3 Als eine Gefährdung bes Schußes der Nutungen aus der Jagd Tanıı nicht die 
etmalge Störung der Nuhe des Wildes durd) eine neue Anfiedelung angejehen werden. 
(D. V. G. v. 7. 7. 1902, Jahrb. { Entſch. 1904 ©. 35.) 

4 Die Errihtung eines Wohnhaufes Tann im Intereſſe des benachbarten Waldes 
auch dann unterfagt werben, wenn der Bauende der Straftaten, bon denen er freigefprochen 
worden, nad) Ausſpruch der Strafgerichte dringend verdächtig gemwefen if. (©. 2. ©. 
v. 21. 9. 1905, a. a. DO. 1907 ©. 89.) 


8 15a enthält Sonderbeftimmungen für Anfiedelungen, unter deren Grundftüden 
ſich Bergwerfe befinden. 

16. 1. Bor Erteilung der Anfiedelungsgenehmigung find Die beteiligten 
&emeinde-(Gut3-)VBorfteher ($ 15) von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Diefe 
haben zu prüfen, ob für fie Anlaß vorliegt, Einfpruch gemäß 8 15 zu erheben, 
wofür die im nächſten Sage vorgefehene Ausfchlußfrift gilt. Sie haben ferner dei 
Antrag alsbald innerhalb ihrer Gemeinden (Gut3bezirke) auf ortsübliche Art mit 
dem Bemerken befannt zu madjen,? daß gegen den Untrag von den Eigentüniern, 
Nutzungs-, Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten Grundftüde innerhalb 
einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen bei der befonders zu bezeichnenden Genehmigungs⸗ 
behörde Einjpruch erhoben werden könne, wenn der Einſpruch fi durch Zatjachen 
der im $ 15 bezeichneten Urt begründen laffe. 

2. Geht Bergbau unter dem zu befiedelnden Grundftüd oder in defjen Nähe 
um, fo ift von dem Untrag aud) der zuftändige DBergrevierbeante in Kenntnis zu 
fegen. Diefer hat den beteiligten Bergwerlsbefigern eine Mitteilung von dem Untrage 
zuzuftellen, unter Hinweis auf die Befugnis, innerhalb einer Zrift von 21 Tagen 
vom Tage der Zujtellung ab Einfpruch auf Grund des 8 15 a bei der befonders zu 
bezeichnenden Genehmigungsbehörde zu erheben. 

3. Die Einfprüche And von der Genehmigungsbehörde, geeiguetenfall3 nad) 
Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einfprudy erhoben haben, ſowie 
nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 

1 Bol. Anm. 1 gu 8 15. 

2 Die Koften der am an fallen nicht dem Antragſteller, fondern als Auf» 
wendung für eine im öffentlichen Intereſſe gefetlich vorgefchrichene Amtshandlung der 
Gemeindefaffe (dem Gutsbeſitzer) zur Laſt. (Ausf. Anw. v. 28. 12. 1904.) 

Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 34 
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Die SS 17, 174, 17b enthalten Beſtimmungen über beſondere Leiſtungen 
für die Gemeinden,t Kirchen und Schulen, fobald infolge der Anſiedelung eine 
Änderung oder Neuordnung der Verhältniſſe derfelben zu erivarten ift. 

1 3. B. nicgung von Wegen und Entwäſſerungsgräben, die Auslegung bon Kies- 
Sande, Lehmgruben, der Bau von Brunnen, Wafferleitungen u. dergl. m. (Ausf. Anw. 
v. 28. 12. 1904.) 

18 betrifft das Verfahren bei Anfechtung der Entjcheibungen der Genehmigung?- 
behörde. Bei den wejentlichiten Maßnahmen ijt ftatt des langwierigen und ſchwierigeren 
„Berwaltungsftreitverfahrens" der Weg der „Beſchwerde“ vorgefehen. 

20. Ber vor Erteilung der Anfiedelungsgenehmigung mit einer Anſiedelung 
beginnt, wird mit Geldſtrafe bi einhunderhundfüntsig Mark oder Haft beitraft. And 
kann die OrtSpolizeibehörde die Weiterführung der Anfiedelung verhindern und die 
Wegſchaffung der errichteten Anlagen anordnen. 


b) Für die Provinz Hannover Geſetz vom 4. 7. 1887 (8. S. ©. 324), Die Previn; 
—— — Geſetz vom 13. 6. 1888 (G. S. S. 243) und bie Provinz Heſſen 
Raffan Geſetz vom 11. 6. 1890 (8. ©. ©. 173). Diefe drei Geſetze find ergänj 
durch das Geſetz vom 16. 9. 1899 (8. ©. ©. 497). 
Sn wejentlichen enthalten dieje Geſetze die gleichen Vorſchriften wie Das unter 
a aufgeführte Geſetz vom 10. 8.1904, es beiteht nur, wie auch früher in Dem Geſeß 
für die alten Provinzen vom 25.8. 1876, ein Unterfchied in bezug auf zu gründende 
Einzelanfiedelungen und Kolonien. Genehmigungsbehörde ift: 
in Hannover und Schlegwig-Holftein bei einzelnen Unfiedelungen die Drii 
—— und bei Kolonien der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen Die Orte⸗ 
polizeibehbrde; 
in Heifen-Naff au bei einzelnen Anſiedelungen und Kolonien der Landrat, in 
Stadikreifen die Ortspolizeibehörde. 
o) Für den Kreis Herzogtum Lauenburg Geſetz vom 4. 11. 1874 (Offizielle 
Wochenblatt ©. 291). | 
d) In der Rheinprovinz und den Hohenzollernichen Landen find außer dei 
Beitimmungen über die Erteilung der polizeilichen Bauerlaubnis feine Borfchriften 
über die Gründung neuer Unfiedelungen erlaſſen. 


D. Wegerecht und Wegepolizei. 
I. Megerecht. 


Einleitung. | 
1. Das Wegerecht ift nicht ein einheitliches für den ganzen preußifchen Staat. 
Nur einige Beitimmungen über Sunftftraßen (Chauffeen), den Beutehr und Die Hand: 
habung der Polizei gelten für den größten Teil des Stantögebiete2. Im übrigen 
gilt Provinzialrecht, d. 5. jede Brovinz hat ihre eigenen Wegegefege und ⸗ordnungen. 
Da viele diefer Beltimmungen noch aus der zweiten Hälfte des 18. bzw. aus der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts herrühren, und Das Wegerecht in den einzelnen 
Provinzen jelbit noch der Einbettlichleit entbehrt, ift in neuerer Zeit mit der Ein 
führung neuer ProvinzialsWegeordnungen begonnen worden. Solche neuen Wege 
ordnungen find erläffen: 
für die Provinz Sachſen. . am 11. 7. 1891 (G. ©. ©. 316), 
Pa „ Weftpreußen „ 27. 9. 1905 (, „ u 351) und 
un „ oien . . „ 15. 7. 1907 (, un. 243). 
Die in diefen Wegeordnungen feltgelegten allgemeinen Grundſätze, Die auch in 
den nachfolgenden Ausführungen Berückſichtigung gefunden haben, follen auch für 
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die Regelung des Wegerecht3 in den übrigen Provinzen maßgebend fein; fie follen 
nur Anderungen erfahren, inſowen die beſonderen Bedürfniſſe und Wünfche der 
einzelnen Provinzen dies erforderlich machen. 


Arten ber Wege. 


j 2. Abgeſehen von der Bauart, wonach ed Kunftftraßen (Chauffeen) und 
gewöhnliche Landwege gibt, unterfcheidet man nad) dem Recht zur Benutzung: 
öffentliche Wege und PBrivatwege. 

Die Öffentliden Wege können wieder, je nach den Trägern der Wegebanlaft,- 
Provinzial⸗, Kreid- oder Bemeindewege fein. 

Während die Öffentliden Wege in das Gebiet des öffentlichen Rechts 
fallen, und Streitigfeiten über fie im VBerwaltungsftreitverfahren erledigt 
werden (f. unter Wegepoligei), unterftehen die Brivatwege dem Privatrecht, und 
Streitigfeiten darliber gehören vor die ordentlichen Gerichte. 


Öffentliche Wege. 
Im allgemeinen. 

3. Offentliche Wege find folche, welche mit Bffentlichsrechtlicher Wirkſamkeit 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet find. Sie heißen, wenn ihr Verkehr ein 
weitgehender ift, von einer Grenze des Landes zur anderen oder von einer Stadt 
zur andern, Land⸗ oder Heerfiraßen, wenn er nur die Verbindung benachbarter Orte 
vermittelt, Kommmnilationd oder Bizinalwege. Beichränfungen des allgemeinen 
Gebrauch! nach der Cigenjehoft der Wege als Fahr⸗, Reit⸗ Radfahr- oder Fußwege 
oder nad ihrer bejonderen Beſtimmung als Mühlen», Kirchen, Schul, Waldzufuhr- 
wege u. dgl. heben Ihre Eigenſchaft als öffentliche Wege nicht auf. 

Undererfeit3 genügt e8 nicht, einen Weg, bloß weil er tatfächlich für den allgemeinen 
Verkehr benugt wird, zum öffentlichen Wege zu machen. Er muß vielmehr dem all: 
gemeinen Gebrauche dienen in dem Sinne, dag er ihm unter Buftimmung der recht- 
lih Beteiligten (Ligentümer des Wegelörperd, Wegemnterhaltungspflichtiger und 
Wenevoligeibehörbe) gewidmet, daß er dafür beftimmt ih 

4. Dadurch, daB Wege als Koppel-, Feld⸗, Holzwege u. dergl. einer 
Mehrheit (Genofienfchaft, Intereſſentenſchaft ufw.) zuftehen oder der felbflur- 
oder forftpolizeilichen Aufſicht unterliegen, wird für fie die Eigenfchaft als öffentliche 
Wege nicht begründet. 

1 Bei mterefientenwegen Tann polizeilich nur verlangt werden, den Weg fo zu halten, 
daß fih das auf ihn angewiefene Publikum nicht einer polizeiwidrigen Ge Ad aus⸗ 
jest üdficdten auf die Leichtigkeit des Verkehrs fcheiden aus. Die Polizei kann bie 

mwanbelung eines Intereſſentenweges in einen öffentlichen Weg verlangen, ſobald weitere 
Salın, Em en im Intereſſe des Verkehrs geitellt werben müflen. (DO. 2. v. 2. 2. 1905, 
Jahrb. Entſch. Bd. 2 ©. 212 u. v. 2. 11. 1905, a. a. DO. Bb. 4 ©. 141.) 

5. Fahrwege dürfen von jedermann zum Gehen, Weiten, Radfahren, Fahren 
und zum Viehtreiben, Radfahrwege nur zum Radfahren, Fußwege, unbeichadet privat: 
rechtlicher Befugnifle zu einer anderweiten Benutung, nur zum Gehen benutzt werben. 

Danernde Beichränkungen der Benutung der Wege Tünnen im Intereſſe der 
Sicherheit des Verkehrs auf den Wegen und ihrer baulichen Unterhaltung durch Polizei- 
verordnnung angeordnet werden. Sie [ud durch eine hinreichende Anzahl von Warnungs⸗ 
tafeln zur Öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

6. Als Beitandteile der Wege gelten alle zur Vollftändigfeit, zum Schub und 
zur Sicherheit der Wegeanlage und ihrer Benugung nötigen Anflalten un) Bor- 
richtungen, namentlich Brüden und Fähren über die nicht fchiffbaren Teile von 
Gewäflern, Furten, Durchläffe, Gräben, Entwäfjerungsanftalten, Böfchungen, Baum⸗ 
pilenzungen, Schubgeländer, Wegweiſer, Warnungstafeln u. dergl., fomwie alle zur 

erhütung oder Beleitigung nachteiliger Folgen der Wegeanlage erforderlichen Vor⸗ 
richtungen (3. B. Futtermauern zur Verhütung des Nutfchend anliegender Grund 
ftüde, ne zur unjchädlichen Ableitung des auf den Wegen fich ſammelnden 
Waſſers uſw.). 
34* 


532 IX. Forſtrecht, Forſt⸗ u. Yeldihug, Wegerecht, Waſſerrecht uw. 


1 Brüden über Brivatflüffe und Gräben find in der Regel Teile des Wegez , in 
dem fie liegen; Brüden über öffentlide Flüſſe jedoch niemaß. Sie find onbere 
Rommunilationdmittel, deren peritelung nit dem Wegebaupflichtigen obliegt- (Bgl 
O. 82. G. v. 3. 12. 1901, Jahrb. d. Entſch. Bd. 2 ©. 19.) 

2 Die Bepflanzung der öffentlichen Wege bildet für die Regel einen Teil der Wege 
baulaft. Sie kann aber auch getrennt von diefer auf Grund befonderer gefetzlicher 
timmungen, Geſet, Chferdanz, Ortzftatut) begründet fein. (8.&.0.4 1. 1904, aa 

3 Tie Pflicht des Megebaupflichtigen zur Anbringung von Geländern, wo ſolche aus 


. irgend welden Gründen erforderlich werden, folgt daraus, daß er für die Sicherheit des 


Verkehrs auf der betreffenden öffentliden Wegeftrede zu forgen hat. (O. B. G. v. 21.5. 1906, 
Jahrb. Entſch. Bd. 4 ©. 134.) 

4 Die an äffentlihen Wegen ſtehenden Wegweifer find, wie die öffentlidden Wege 
ſelbſt, polizeilihe Einrichtungen. Sie unterftehen ſowohl hinfichtlih der Stellen, an denen 
fie zu errichten find, wie hinſichtlich ihrer Belhaftenbeit und ihrer Aufichriften lediglich 
den Anordnungen der Wegepolizeibehörde. Die Auffchriften find als Grflärungen und 
Befanntmadhungen der Wegepolizeibehörde in ihrem amtlichen Gefchäftskreife anzujehen 
und fallen daher unter die Beitimmung in 8 1 des Geſetzes vom 28. Yugujt 1876, 
betreftend die Gefchäftsiprache der Behörden. Da nad diefer Beitimmung für alle Be 
hörden in Preußen die deutſche Sprache die ausſchließliche Geſchäftsſprache fein ſoll, Dürfen 
die Auffchriften in Preußen überall nur in deutſcher Sprache abgefaht fein. (DO. B. ©. 
v. 27. 11. 1902, M. Bl. 1903 ©. 42.) 

7. Der Wegebaupflichtige hat die Ausführung und die Veränderung der von 
den zuftändigen Behörden feftgeitellten Bahnübergänge, Brüden, Durchläſſe und 
Drainagen innerhalb des Wegegebiet3 zu geitatten. Bor Feititellung de Plans Bat 
die Anhörung der Wegepolizeibehörde und des Wegebaupflichtigen zu erfolgen. 

Die Wegebaupolizeibehörde kann im Falle des Öffentlichen Intereſſes genehmigen, 
daß die Ausführung derartiger Anlagen durd die Feitfegung der Eutſchädigung nidyt 
aufgehalten werde. Eine Entfchädigung ift in allen Fällen nur fo weit zu gewähren, 
als duch die Unlagen eine Erfchwerung der Wegebaulaft oder eine Beeinträchtigung 
der Aupungen veranlaßt wird. 

8. Über die Benubung der öffentlichen Verkehrswege durch die Reichttelegraphen: 
verwaltung beſtimmt das Telegraphenmwegegejet vom 18. 12. 1899 (R. ©. 3. 
5. 705) u. a. folgendes: 

Die Telegraphenverwaltung ift befugt, die Verkehrswege für ihre zu öffentlichen 
Zweden dienenden Zelegraphenlinien Ei benußen, foweit nicht dadurch der Gemein: 
gebrauch der Verkehrswege dauernd bejchränft wird. Als Verkehrswege im Einne 
dieſes Gejeßes gelten, mit Einfchluß des Luftraumes und des Erdförpers, die öffent: 
lichen Wege, Pläße, Brüden und die öffentlichen Gewäſſer nebjt deren dem Bffentlichen 
Gebrauche dienenden Ufern. 

Unter Zelegraphenlinien find die Ferniprechlinien mitbegriffen. 

Bei der Benußung der ertehräwege ift eine Erfchwerung ihrer Unterhaltung 
und eine vorlibergehende Beichränlung ihres Gemeingebrauchs nah Möglichkeit zu 
vermeiden. 

Wird die Unterhaltung erichwert, jo bat Die Telegraphenverwaltung dem lnter: 
haltungspflichtigen Die aus der Erſchwerung erwachjenden Koſten zu erſetzen. 

Soweit ein Verkehrsweg eingezogen wird, erliicht die Befugnis Der Telegraphen: 
verwaltung zu feiner Benutzung. 

In diefem alle hat die Telegraphenverivaltung die gebotenen Anderungen an 
der ZTelegraphenlinie auf ihre Koften zu bewirken. 

Die Baumpflanzungen auf und an den Verkehrswegen find nad) Möglichkeit zu 
ichonen, auf das Wachstum der Bäume ift tunlichit Rüdjicht zu nehmen. Ausäftungen 
fönnen nur infoweit verlangt werden, als fie zur Heritellung der Telegraphenlinten 
oder zur Verhütung von Betriebsftörungen erforderlich find; fie find auf das unbedingt 
notwendige Maß zu befchränfen. 

Die — De A hat dem Beſitzer der Baumpflanzungen eine aus 
gemeſſene Friſt zu jeben, inmerhalb welcher er die Ausäſtungen jelbft vornehmen Tann. 
Sind bie Husäktungen innerhalb der Friſt nicht oder nicht genügend vorgenommen, 
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Jo bewirkt die Telegraphenverwaltung die Ausäftungen. Dazu ift fie auch berechtigt, 
wenn es ſich um die dringliche Verhütung oder Befeitigung einer Störung handelt. 
Die Telegraphenverwaltung erjebt den an den Baumpflanzungen verurfachten 
Schaden und die Koften der auf ihr Verlangen vorgenommenen Ausäftungen. 
über Koften der Maßnahmen zum Schuß von NReichstelegraphenleitungen gegen 
Fällungsbeſchädigungen fiehe Anm. 3 zu 8 50 der Förſterdienſtinſtruktion, I d. W. 
9 Aus Gründen des öffentlichen Wohles kann auch bei der Geradelegung oder 
Erweiterung öffentlicher Wege, fowie bei der Umwandelung von Privatwegen in öffent: 
liche Wege eine Enteignung des Brundeigentums, d. 6. gegen vollftändige Entfchädigung, 
ftattfinden. Soweit es ſich hierbei um Grumdeigentum Handelt, da3 außerhalb der 
Städte und Dörfer belegen und nicht mit Gebäuden befeht ift, bedarf es nicht, wie 
ſonſt vorgefchrieben, einer Föniglichen Verordnung, — nur der Anordnung des 
Venisusſchuſſes (Geſ. v. 11. 6. 1874 über die Enteignung von Grundeigentum, 
. ©. 221.) 


Die bei der Regulierung oder Verlegung von Wegen entbehrlich werdenden Teile 
der alten Wege fallen, joweit nicht einem dritten Eigentums- oder Nutzungsrechte 
Daran zuitehen, oder der alte Weg den einzigen Zufuhrweg zu den angrenzenden 
Grundſtücken bildet, demjenigen als Eigentum zu, auf deſſen Koſten die neue Wege- 
anlage ausgeführt wird. Sie follen, joweit fie nicht zu Zwecken des Wegebaues 
gebraucht werden, den Eigentümern der angrenzenden Grundſtücke zur Übernahme für 
den Tarwert angeboten werben. 


Nutzungen ber Bäume, 
(U. 2. R. IT 15, 88 9, 10) 
10. Die Nubungen der an den Landftraßen gepflanzten Bäume kommen in der 
Negel demjenigen zugute, welcher die Bäume gepflanzt hat. 
Muß ein anderer als der, welcher die Pflanzung zuerſt angelegt hat, diefelbe 
unterhalten, fo kommt diefem die Nutung der Bäume zu. 


Wegebaulaſt. 
11. Die Wegebaulaſt begreift die öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeit im ſich: 
1. die Wege anzulegen, zu verlegen und einzuziehen; . 


2. die Wege dem Verkehrsbedürfnis entiprechend zu unterhalten, zu verbreitern 
und zu verbeffern; 

3. Verkehrshinderniſſe auf den Wegen zu befeitigen; 

4. die durch Anlegung, Verbreiterung, Verbefferung, Verlegung und Einziehung 
von Wegen, fowie durd) Ummwandelung von Brivatiwegen in öffentliche, gejehlid) 
begründete Entfehädigung zu gewähren. 

Die Wegebaulaft erftredt Nic in gleicher Weife auf die Unitalten und 
Borrichtungen der Wege (Biff. 6). 

12. Die Wegebaulaft begreift nicht in fich: 

die Beleuchtung der Wege; 

innerhalb der Städte und Ländlichen Ortfchaften die Schneeräumung und Die 
Reinigung der Straßen und Plätze. 

— Wem dieſe Pflicht obliegt (Unlteger, Gemeinde ufw.), entjcheidet fi nach der Orts⸗ 
verfaffung bzw. dem Gewohnheitsrecht (Obferbanz). 

Die Verpflichtung zur Wegräumung des Schnee von den Öffentlichen Straßen 
hatt der Städte und Yändlichen Ortfchaften bildet aber einen Zeil der Wege: 
unterhaltungspflicht. 

13. ft die Befeitigung oder Verhütung zeitweiliger Unterbredung des 
Verkehrs infolge von Schneefall, Eisgang, Überſchwemmung oder Ionftigen Ereignifien 
nicht durch Lohnarbeiter möglich, fo find die Einwohner der Gemeinden, innerhalb 
deren Bezirk folche Ereignifje eingetreten find, ſowie der benachbarten Ortjchaften zur 
Leiſtung von Naturaldienften verpflichtet. Über Erfagleiftung, Befreiung ufw. von diefen 

Naturaldienften findet der S 68 des Kommunalabgaben-Geſetzes vom 14. 7. 1895 
entfprechende Anwendung. 
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Für die Leiftung diefer Dienfte hat der Wegebaupflichtige Entſchädigung nach 
ortsüblichen Sätzen zu gewähren. 


Entnahme von Wegebaumaterialien. 

14, Die zum Bau und zur Unterhaltung öffentlicher Wege erforderlichen Feld⸗ 
und Bruchfteine, Kies, Rofen, Sand, Lehm und andere Erde ift, foweit der Wegebau⸗ 
pflichtige nicht dieſe Materialien in brauchbarer Beichaffenheit und angemeſſener Nähe 
auf eigenen Grundſtücken fürdern Tann, und der Eigentümer fie nicht jelbft gebraucht, 
ein jeder verpflichtet, nad) Anordnung der Behörde von feinen landwirtfchaftlichen 
und En tüden, feinem Unlande oder aus feinen Gewäſſern entnehmen und 
dag Aufſuchen derjelben durch Schürfen, Bohren uſw. daſelbſt unter Kontrolle des 
Eigentümers fich gefallen zu lafjen. 

Der Wegebaupflichtige get dem Eigentümer den Wert der entnommenen Materialien 
ohne Berüdfichtigung des Mehrwertes, welchen fie durch den Wegebau erhalten, zu 
erjegen. (Enteignungsgejeg v. 11. 6. 1874, 88 50, 51.) 

15. Sn Unfehung der Wegebaulaft find die öffentlichen Wege in der Hegel 
entweder PBrovinzialwege oder Streißwege oder Gemeindewege. 

Die früher dem Staate obliegende Verpflichtung zur Unterhaltung gewiſſer 
Landſtraßen und Landwege (Staat3-Chauffeen, Land» und Heerftraßen) ift, weil nicht 
mehr zeitgemäß und ihrer Natur nach ebenfo unwirtfchaftiih für den Staat, wie 
ungeeignet für die Intereſſen des Verkehrs, gegen Gewährung angemefjener Ent- 
Ihädigungen auf die fommunalen Verbände der Hrovingen zw. Kreife übergegangen. 

Die Träger der Wegebaulaft bei den Provinzialmegen iſt der Provinzialverband, 
bei den Kreiöwegen der Kreisverband und bei den &emeindeiwegen Die Gemeinde 
(im Gutsbezirk der Deiiper des Gutes). 

16. Jede Gemeinde (Gutsbezirk) Hat die Wegebaulaft für die Durch ihren 
Bezirk führenden Gemeindewege zu tragen. Zu den Koften der Ummandelung eines 
gewöhnlichen Kommunilationsweges in eine Ehauffee beizutragen, ift die Gemeinde 
(der Gutsbeſitzer) nicht verpflichtet. | 

Bur Teilnahme an der Wegebaulaft Hinfichtlich außerhalb ihres Gemeindebezirtes 
belegener Gemeindewege können Gemeinden nur dann herangezogen werden, wenn 
diefe Wege überwiegend ihrem Berfehrsintereffe dienen. 

Die Heranziehung der Gemeindeangehörigen erfolgt nach den für Kommunal» 
abgaben maßgebenden Beitimmungen. 

Überfteigt die Erfüllung der Wegebaulaft in einzelnen Fällen die Kräfte der 
Berpflichteten, fo kann der Kreis Beihilfen gewähren. 

ı In Weftfalen und der Rheinprovinz hat der Forſtfiskus alle innerhalb der 
Staatswaldungen belegenen Wegeftreden der öffentlichen Wege nad dem Regulativ vom 
17. 11. 1841 (8. ©. ©. 405) allein zu unterhalten, während die Gemeinde für die im 
Neite des Gemeindebezirkes belegenen Wegeftreden die Wegebaulait zu tragen hat. Rück⸗ 
fihtlih der Wegebaulaft tft die Zönigliche Forſt hier alfo aus dem Gemeindeverbande 
ausgeichteden und fteht gleich den Ki tfistalifchen Gutsbegirken der öſtlichen Provinzen 
neben der Gemeinde als wegebaupflichtig da. (O. V. G. v. 28. 2. 1902, te u. 
Kautz 1903, ©. 63.) 

Bon den Umlagen für die a und der Öffentlichen Wege außerhalb der Staats» 
waldungen ift der Forſtfiskus alfo frei zu laffen. (O. 2. ©. v. 18. 10. 1904, Jahrb. 
Entf. Bd. 3 ©. 19.) 

17. Soweit ein Gemeindeweg die Grenze zwijchen verjchiedenen &emeinden 
bildet, liegt die Wegebaulaft dieſen gemeinſchaftlich zu gleichen Teilen ob, falls nicht 
nachweislich die Grenze längs der einen Seite des Weges hinläuft. Dasſelbe gilt 
in Anfehung der Brüden und Durchläſſe, welche auf der Grenze liegen. 

18. Gemeinden und Gutsbezirke können mit nachbarlic) belegenen Gemeinden 
und Gutöbezirken zur gemeinfamen Erfüllung der Wegebaulaft zu Wegeverbänden 
verbunden werden. 

19. Anberordentlide Beiträge zu den SKoften der Unterhaltung oder des 
Neubaues eines öffentlichen Weges zu leiften find verpflichtet die Unternehmer von 
Fabriken, Bergwerfen, Steinbrücden, Biegeleien u. dergl. im Falle dauernder 
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und erheblicher Abnutzung des Weges durch ihren Betrieb. Die Höhe wird erforder- 
ee im Berwalhimgöftreitoerlahten feſtgeſtellt. (Geſ. v. 11. 7. 1891, ©. ©. 
. 329 uſw.) 

20. Wenn die an einem Fahrwege belegenen Srundftüde mit Bäumen ober 
Heden Deich! find, müfjen die überhängenden Alte und Zweige, foweit zur ordnungs⸗ 
mäßigen Wegeunterhaltung (Unstrodnung des Weges uf.) erforderlich, auf Ver⸗ 
langen der Wegepolizeibehörde von den Eigentümern der Grundftüde weggefchafft 
werden. Ein Unfpruch auf Entjchädigung wird dadurch nicht begründet. 


Privatwege. 

21. Privatwege find jolche, welche jedem allgemeinen Gebrauche Fraft Privat- 
recht3 entzogen werden können. 

Bu den Privatwegen gehören auch die Intereſſentenwege, d. f. diejenigen 
Wege, welche ald Koppel-, Feld⸗ Holz uſw. Wege und für einen beftimmten Intereſſenten⸗ 
Treis angelegt oder beftimmt find (vgl. Biffer 4). 

Sind die (privattwege nicht durch bejondere Warnungszeichen als ſolche bezeichnet 
und für den allgemeinen Gebrauch gejchloffen, jo können fie von jedem benußt werden. 
Auf offenen Feldern kann fi) auch ein jeder gebahnter Fußſteige bedienen, ſoweit 
der Eigentüner deren Gebrauch nicht durch Gräben, Kreuze, 5, goäume oder andere 
dergleichen Merkmale unterjagt Hat. (U. 2. R. I 22, 88 63ff.) 

Bei den Privatwegen beſchränkt ſich die polizeiliche Einwirkung nur auf das» 
jenige, was zur Vermeidung von Unglüdsfällen erforderlich ift. 

Privatiwege, infonderheit Grenzwege und Wichtivege, werden häufig von Uns 
mwohnern dauernd benutzt, um jchneller und beſſer nach ihren entfernt Tiegenden 
Grundſtücken zu gelangen. Damit fi) aus diefer Benutung im Laufe der Zeit fein 
dem Befiger des Privatweges läſtiges Gewohnheitsrecht bilden Tann, empfiehlt es 
fih, von den Benutzern des Weges fich ein fchriftliches Anerkenntnis und eine jähr- 
liche, wenn auch geringe Unerfennungsgebühr geben zu Lafjen. 


Mufter zum Anerlenninis über die Benukung eines Privatweges. 
Anerkenntnis. 


Ich erlenne hierdurch an, daß mir von dem Geſitzer des Privatweges) die 
jederzeii widerrufliche Erlaubnis erteilt worden iſt, von Ausfertigung dieſes Uns 
erkenntniſſes ab den Privatweg des Geſitzers), welcher (nähere Bezeichnung des 
Weges) hinführt, den zu benugen ich nicht berechtigt bin, als Zugangs(Richt⸗ weg 
n meinen Orundftüden zu benugen.. Ich verpflidhte mich, ald Unertenntnis Der 
Pederzeitigen Widerruflichkeit diefer Erlaubnis aljährlid am (Hahltag), eritmalig 
fofort, eine Anerkennungsgebühr von (Betrag in Zahlen und Buchſtaben, z. B. 50 Bi. 
— Fünfzig Pfennig —) an den (Befiter — die Kaſſe der Forſtverwaltung des 
Beligers uw.) in... ... oder wohin es fonft verlangt werden follte, porto⸗ und 
beftellgeldfrei zu zahlen. 

Ich bin gleichzeitig damit einverftanden, daß bei einem Verzicht meinerjeitd auf 
die Benugung des Weges oder bei Widerruf der Erlaubnis eine Rüdzahlung ber 
bereits gezahlten Anerkennungsgebühr nicht ftattfindet. 

N..... „ den .... 5. 190 . 

(Vor⸗ und Zuname und Stand des fi) Verpflichtenden.) 

22. Zu den Brivatwegen gehört auch der jogen. Rotweg. 

Über das Recht, einen Notweg zu verlangen, fiehe 88 917, 918 des B. ©. B., 
Abſchn. XII A d. W. 

Etrafbefimmungen. 

23. Wer unbefugt ve einem durch Warnungszeichen gejchlofjenen Privatwege 
eht, fährt, reitet oder Vieh treibt, wird nad) 8 368,, des Str. G. 8., und wer 
rivativege und deren Bubehörungen unbefugt beichädigt, verunreinigt ufw., wird nad) 

8 30 des F. u. 5. B. ©. oder den 88 305, 821, 326, 370 des Str. &. B. beftraft. 

Siehe diefe Gefegesitellen tn diefem Werke. 
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IE. Megepoligei. 
Zuſtändigkeit. 

— 88 55ff. des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. 8. 1883 (G. S ©. 237). — 

24. Die Wegepolizei wird ausgeübt auf den Gemeindewegen durch die 
Drtspolizeibehörden! (Amtsvorſteher ufw.) und auf den Provinzial» und 
Kreiswegen bezüglich der baupolizeilihen Anordnungen durch den Negierungs- 
präfidenten und Hinfichtlich des verfehröpolizeilichen Schußes durch den Landrat. 
Die Bentralinitanz bildet der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


1 In dringenden Fällen, wo die Erhaltung ber öffentlichen Ordnung und Si te 
ein fofortiges poligelline Einjchreiten notwendig macht, ift auch der Gemeindeborjieher 


als Organ des misborfiehers für die Polizeiderwaltung berechtigt und verpflichtet, 
wegepnligeilice Unordnungen zu treffen und ausführen zu laffen. (890 d. Land» 
gemeindeord. dv. 3. 7. 1891.) 


25. Die Wegepslizei hat zu forgen: 
a) für die ordnungsmäßige Herftellung und Unterhaltung Der Öffentlichen Wege 
und ihrer Zubehdrungen Durch die Pflichtigen, 
b) für den Schuß der Wege und 
c) für den geordneten Verkehr auf den Wegen. 


Sind dazu Leiftungen erforderlich, jo hat die Wegepolizeibehörde den Pflichtigen 
zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit binnen einer argemefienen Friſt aufaufordern 
und, wenn die Verbindlichkeit nicht beftritten wird, erforderlichenfall3 mit den geſetz⸗ 
lichen Zwangsmitteln anzuhalten. Auch ift die zuftändige Wegepolizeibehörde befugt, 
das zur Erhaltung des gefährdeten oder zur Widerheritellung des unterbrodenen 
Bertchrs Notwendige auch ohne vorgängige Aufforderung des DVerpflichteten für 
Rechnung desfelben in Ausführung bringen zu laffen, wenn dergeitalt Gefahr im 
Berzuge tft, Daß die Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten 
nicht abgewartet werden fann. 

. Begen die Unordnungen der Wegepolizeibehörde, welche den Bau und die 
Unterhaltung der öffentlichen Wege oder die WUufbringung und Verteilung der dazu 
erforderlichen Koften oder die Snanfpruchnahme von Wegen für den Öffentlichen Ber: 
fehr betreffen, findet als Nechtsmittel innerhalb zwei Wochen der Einſpruch an die 
MWegepolizeibehörde Itatt. 

« Über den Einfpruch hat die Wegepolizeibehörde zu befchließen. Gegen den 
Beſchluß findet die Sage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Auch im übrigen unterliegen Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wen von 
ihnen die Bffentlichsrechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung eines 
Öffentlichen Weges obliegt, der Entſcheidung im Berwaltungsftreitverfahren. 

27. In dem Verwaltungsftreitverfahren ift entftehenden Falles auch darüber 
zu entjcheiden, ob der Weg, bezüglich deſſen es ftreitig ift, ob er Privatweg oder 
öffentlich ijt, für einen öffentlichen zu erachten ift. 

Wird ein Weg im Verwaltungsftreitverfahren für einen öffentlichen erflärt, }o 
bleibt demjenigen, welcher privatrechtliche Anfprüche auf den Weg geltend macht, der 
Antrag auf Entſchädigung gegen den Wegebauverpflichteten im ordentlichen Recht3- 
wege nad) Maßgabe des S 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (©. ©. ©. 192) 
vorbehalten. 

Wird Durch das ordentliche Gerichtöverfahren der Weg für einen Privat: 
weg erklärt, fo kann er, wie überhaupt jeder Privatweg, die Eigenfchaft eines 
Öffentlichen Weges nur durch das Enteignungsverfahren erhalten. 

28. Über Einziehung oder Verlegung öffentlichen Wege befchließt Die Wege: 
polizeibehörde (in Schleswig-Holftein und Hannover der Kreisausſchuß bzw. in Stadts 
freifen und den felbjtändigen Städten in Hannover der Bezirksausſchuß), nachdem 
das Vorhaben mit der Aufforderung, Einfprüche binnen vier Wochen zur Vermeidung 
des Ausſchluſſes geltend zu machen, in ortsüblicher Weile, fowie Durch das Kreis- 
blatt und das Amtsblatt veröffentlicht worden iſt. Gegen den Beſchluß der 


| 
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Wegepolizeibehörde fteht den mit dem Einfpruche Zurüdgewiefenen innerhalb zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsftreitverfahren zu. 

Wird die beantragte Verlegung oder Einziehung eines öffentlichen Weges von 
der Wegepolizeibehörde von vornherein oder nad) dem Einſpruchs⸗(Ausſchließungs⸗) 
Fr abgelehnt, fo ift dem Untragfteller nur das Anrufen der Auffichtsbehörbe 
geitattet. 


2 Die Königlichen Oberförfter find als folche legitimiert, im Intereſſe der ihrer Ver⸗ 
waltung — Forſt din — De gegen die Einziefing oder 
erlegun entlicher Wege Einſpruch zu erheben. . V. ©. d. 14. 1. 1892, Entſch. 
xx & 179.) i P j ſch 


29. Wie bereits unter Ziffer 21 erwähnt, beſchränkt ſich auf den Privat— 
wegen die polizeiliche Einwirkung nur auf dasjenige, was zur Vermeidung von 
Unglüdsfällen erforderlich ift. 


Bertehr auf den öffentlichen Wegen. 

30. Neben den gejeglichen Beitimmungen über den Schuß der Runftftraßen 
und anderen Öffentliden Wege, fowie über den Verkehr darauf, beftehen aud) 
eine Anzahl von Boltzeiverordnungen. 

Bemerkenswert find daran: 


a) Suhewerfe müſſen einen Radſtand (Spurweite) von 4 Fuß 4 Boll = 1,36 m 


aben. 
b) Bei Benubkung der Ehaufjeen: 
muß der Beichlag der NRadfelgen der Laſt⸗ und Frachtfuhrwerke, welche cin: 
fchließlich der Ladung 20 Bir. wiegen, mindeitend 5 cm breit fein. Für 
höhere Ladungsgewichte müſſen Die Felgenbeſchläge sntfprechend breiter fein; 
dürfen die Hufeifenftollen nicht zu lang und die Wagenladungen nicht zu 
breit (9 Fuß) fein, mehr als zwei Wagen dürfen nicht aneinander ge: 
bunden werden; | 
darf Holz nicht geichleppt, Pflüge, Eggen und ähnliche Begenftände dürfen 
nur auf Schleifen oder Wagen fortgefchafft werden ufmw. 
c) Fuhrwerke, welche nicht vorzugsweife der Perſonenbeförderung dienen, find 
mit Namen und Wohnort des Eigentümers zu bezeichnen. 
d) Beleuchtung der Fuhrwerke während der Dunkelheit ufw. 


In den einzelnen Polizeiverordnungen wird in ber Megel über die Beleuchtung 
der Fuhrwerke beitimmt, daß alle Zuhrmerfe, welche fich innerhalb der eriten Stunde 
por Sonnenuntergang und der lebten Stunde vor Sonnenaufgang auf öffentlichen 
Straßen und Wegen befinden, mit einer hell brennenden, dem Entgegenlommenden fidt- 
baren Laterne verſehen fein müſſen. 

— Eine Polizeiverordnung, welde zum Schuße und zur Erhaltung von 
FRommunalmwegen die Fahrerlaubnis für gewiſſe Fuhrwerke von befonderen Bedingungen 
abhängig madıt, ijt rechtsgültig. Es kann 3. B. das Befahren öffentliher Wege 
während der naffen Sahreszeit durch Fuhrwerke, welde Baus und Grubenholz 
geladen haben, unterfagt oder von einer bejonderen Erlaubnis abhängig, gemacht werden, 
um einem erfahren der Wege, wodurch Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs gefährdet 
werden, borzubengen. (9. &. v. 15. 6. 05, Sabın. d. Entih. Bd. 3 ©. 243.) -- 


Ausweichen auf den Wegen. 
ML. R. U 15, 88 25 ff, und Bolizeiverordiungen.) 

81. Den einem jeden freiftehenden Gebrauch der öffentlichen Wege muß ein 
jeder fo ausüben, daß der andere an dem gleichmäßigen Gebrauche des Weges nicht 
gehindert wird. 

. Ledigliche oder blog mit Perfonen befegte Wagen und Kutjchen müſſen 
allen mit Sachen und Effekten beladenen Wagen, wohin auch Kutfchen, die Koffer 
oder fonftige Bagage führen, zu vechnen find, ausweichen. 

. VBegegnen fich zwei beladene oder zwei lediglihe Wagen, jo müffen beide 
auf der rechten Seite zur Hälfte ausweichen. , 
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34. Kann einer rechter Hand nicht ausweichen, fo muß dieſes von dem anderen 
ganz geichehen. 

Fehlt es auch dazu am Raume, fo muß in dem falle der Ziffer 32 derjenige, 
welcher zum Ausweichen verbunden ift, forwie in dem Falle der Hiffer 33 der, welcher 
den anderen zuerft gewahr wird, an einem fchidlicden Orte fo lange ftillhalten, bis 
der andere Wagen vorüber ift. 

Kommt ein Wagen von einem Berge oder von einer fteilen Anhöhe herunter, 
und eineanderer Wagen fährt hinauß fo iſt der letztere jederzeit zum Ausweichen 
verbunden, er mag ſchwerer beladen fein oder nicht. 

35. Bei hohlen Wegen oder anderen engen Päſſen muß jeder zuvor ftill- 
halten und nach gegebenem deutlichen Leichen mit dem Horne, mit der Peitſche 
oder auf andere Urt, fo lange warten, bis er verfichert ift, daß fein anderer Wagen 
fich ſchon darin befindet. 

ft der hohle Weg oder enge Paß von folcher Länge, daß die gegebenen Zeichen 
von einem Ende bis zum anderen nicht deutlich gehört oder wahrgenonmen werden 
fönnen, jo muß an folchen Plägen, wo Raum zum Ausweichen ift, auf neue ge- 
wartet und das Zeichen wiederholt werden. 

36. Jedes Fuhrwerk muß den ordentliden Poſten, jowie Exrtrapoften, 
Kurieren und Eiftafetten auf das üblide Signal ausweidhen Bei Buwider- 
handlungen ift eine Geldftrafe von 1 ME. bis 60 ME. verwirkt. (8 19 des Poſtgeſ. 
v. 28. 10. 1871, R. ©. BL. ©. 347.) 

37. Außer den Poften muß jeder vorfahrende Wagen dem hinten folgenden 
und fchneller fahrenden, wenn diejer nicht anders vorbeifommen Tann und der Kaum 
e3 erlaubt, auf ein gegebened Zeichen jo weit ausweichen, ald es nötig ift, damit 
Ießterer feinen Weg fortfegen könne. 

38. Nach dem Min.-Erlab vom 28. 6. 1905 (M. Bl. ©. 109) ift für den Fahr 
verkehr auf öffentlichen Wegen in ganz Preußen durch Polizeiverordnungen einheitlich 
vorgefchrieben, recht? auszuweichen und links zu überholen. Die Führer der Pferde⸗ 
fuhrwerke haben diefe Beitimmungen, namentlih auch mit Rüdlicht auf die zw 
nehmende Bedeutung der Kraftfahrzeuge als militärtfches Verkehrs- und Nachrichten 
mittel, genau zu beachten. Werden fe von anderen Fahrzeugen, indbejondere von 
Kraftwagen, überholt, jo haben fie auf dad vom Führer des überholenden Wagens 
gegebene Beichen nicht je nach dem Zuftande Der Straße auf der einen oder auf 
der anderen Seite, fondern immer links zum Vorbeifahren Pla zu machen. 

39. Strafbeftimmungen find gegeben: 

a) zum Schuße der Wege: 

in den 88 304, 305, 321, 326 und 370 des Strafgefehbucdhd und 
in den 88 18, 24 und 30 des Feld⸗ und —— — 
b) zum Schutze des Verkehrs: 
in den 88 366 und 367 des Strafgeſetzbuchs und in dem 8 28 des Feld- 
und Forſtpolizeigeſetzes. | 
Siehe diefe Geſetzesſtellen in Abſchnitt XT A und IX C 2 d. W. 


E. Wafferrecht und Wafjerpolizei. 
I. Waſſerrecht. 


Im allgemeinen. 

1. Das Balereit, bet Artikel 65 des Einführungsgefege zum B. ©. 8. 
der Sanbeögeiehge ung vorbehalten, umfaßt diejenigen Vorſchriften, welche bie 
Nutzbar⸗ und die Unſchädlichmachung des Balters bezweden, insbeſondere die 
Benutzung der Öffentlichen und der üffe mit Einſchluß des Mühlenrechts, 
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Des Flötzrechts und des Flößereirechts, und die Beförderungen der Bewäflerung und 
die Entwäflerung (Borflut) der Grundftüde. 

Ferner gehören zum Wafjerrecht die Borjchriften über Anlandungen, ent» 
ftehende Anjeln und verlajjene Flußbetten. 

Das Waſſerrecht in Preußen ift nicht ein einheitliches; es ift zum großen Teil 
Brocingialtedit, namentlich in den neueren Brovinzen. Ein mehr einheitlicheres Recht 

efteht in dem Gebiete des U. 2. R.,*) und ift dieſes bei den nachfolgenden Aus⸗ 

führungen beſonders berüdfichtigt worden. 

Die iſcherti gehört nicht zum Waſſerrecht, Tondern bildet ein befonderes Recht 


für id. X 
Öffentliche Flüffe. 


— A. L. R. II 15, 88 38 His 80; Gefeh v. 20. 8. 1883, betr. die Defugniie der 
Strombauverwaltung gegenüber ben Üferbefigern an öffentlichen Strömen. (G. S. S. 333.) — 


2. Offentliche Flüffe find die von Natur fchiffbaren Flüſſe ohne Rückſicht 
darauf, ob die Schiffahrt auf dem Fluſſe tatfächlich ausgeübt wird oder nicht. Di 
öffentlichen Flüſſe, Die Meeresufer und die Häfen find Eigentum des Staates. 

Im allgemeinen, öffentlichen Intereſſe kann der Staat auch Privatflüffe ſchiffbar 
machen, er muß dem bisherigen Eigentümer aber für die verlorenen Nutungen und 
etwa vermehrten Laften Entjchädigung gewähren. 

3. Der Gebrauch des Flußwaſſers aus öffentlichen Flüffen durch Schöpfen, 
Baden und Tränken ift jedermanı geftattet. Doch muß jebe, weldher Zieh aus 
einem Fluſſe tränfen will, der dazu bereitd vorhandenen Zränfftätte ich bedienen. 

Dhne Erlaubnis des Staates dürfen aus öffentlichen Flüſſen Feine Waflerleitungen 
geführt, noch Waſch- und Badehäufer daran angelegt und Brüden darüber gebaut 
werden. Überhaupt darf darin niemand ohne Genehmigung der Landespolizei- 
behörde (Megierungspräfident) etwas vornehmen, was über dem @&emeingebrauch 
hinausgeht, 3. B. nicht Schleufen, Wehre, Dämme und dergleichen Anlagen fertigen, 
die den auf des Fluſſes hemmen, einfchränlen oder verändern können. 

Die Eisentnahme aus Öffentlichen Flüſſen ift auch nicht jedermann geitattet. 

4. Die Ufer der öffentlichen Flüffe gehören der Regel nad den Eigentümern 
der unmittelbar daran ftoßenden Grundſtuͤcke. Auch die Verbreiterung des Ufers 
en allmähfiche Anfpülen fremder Erdteile Anlandung) wächſt dem Eigentümer 

e3 Ufers zu. 

Die Befignahme und das — — ſolcher Anlandungen, welche infolge 
von Regulierungen öffentlicher Flüſſe entſtanden ſind, unterliegen gewiſſen Be⸗ 
|oräntungen; 85 des Geſetzes vom 20. 8. 1883, betreffend die Befugnifje der Strom⸗ 

auverwaltung. Das Jagdretcht auf” diejen fteht dem Uferbefiter zu; die Ausübung 
desfelben unterliegt jedoch der Beſchränkung, daß die Strombauverwaltung Das 
Betreten der Unlandung zu verbieten berechtigt ift. 

5. Die Eigentümer der Ufer der öffentlichen Flüſſe dürfen den Schiffahrenden 
nicht verwehren, fi) des am Ufer befindlichen Leinpfades zu bedienen, daran zu 
Landen, die Schiffe zu befeftigen und im Notfalle Die Ladung an dag Ufer auszufehen. 
Für dadurch entitehende Beihädigungen oder Beeinträchtigungen der Nubung des 
Ufers hat der Urheber des Schadens dem Eigentümer entihäbigung zu gewähren. 

6. Auf das Bett des öffentlichen Siuijes bat der Eigentümer des Ufers aber 
feinen Anfpruch; denn jedes dauernd fließende Gewäſſer beiteht aus drei weſentlichen 
Beitandteilen: dem fließenden Waſſer, dem Bette, worin dasſelbe ſich bewegt, 
und den Ufern. Diefe Beitandteile bilden ein untrennbares, je nach der Größe 
„Strom“ oder „Fluß“ oder „Bach“ genanntes Ganzes. Die in einem Geſetze 
dem Ganzen, dem Strome, Fluſſe oder Bache, beigelegte rechtliche Eigenfchaft 
umfaßt daher auch alle Beitandteile desfelben, infoweit nicht das Geſetz über die 
rechtlichen Verhältniſſe eines einzelnen Beſtandteiles eine bejondere Vorſchrift enthält. 
Bei einem öffentlichen Fluffe ift daher, mangels befonderer Beftimmung, das rechiliche 


©) üder das Geltungsgeblet des A. C. M. fiehe IX A 2 d. W. 
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Verhältnis des Bettes das gleiche wie das des fließenden Waſſers. (R. G. v. 
23. 9. 1880, Jahrbuch d. Entſchd. Bd. 2 ©. 4. 

Anfpruch auf die von dem Waller verlaffenen Flußbette der öffentlichen Flüſſe 
und auf die fich in den Gelee bildenden Inſeln haben, je nach den befonderen Be- 
ftimmungen der Provinzialgejege, Der Staat oder die Üferbefiger. 

7. Die Unterhaltung und Regulierung der öffentlichen Flüſſe liegt dem 
Staate ob. 

8, Über die Verhütung der Verunreinigung der ſchiff- und flößbaren Flüfie 
und Kanäle gelten noch in den alten Provinzen (Oſt- und Weftpreugen, Branden⸗ 
burg, Bommern, Poſen, Schlefien, Weftfalen und Rheinprovinz): 

a) Die U. K. 9. 24. 2. 1816 (G. ©. ©. 108): 

Ich ſetze zur Verhütung der Verunreinigung der ſchiff- und Flößbaren 
Flüffe und Kanäle hierdurch feit: daB Fein Beſitzer von Schneidemühlen Säge- 
fpäne oder Borke und Hiberhaupt niemand, der eines Fluſſes fi zu feinem 
Gewerbe bedient, Abgänge in folhen Mengen in den Fluß werfen darf, daß 
derjelbe dadurch, nad) dem Urteile der Brovinzialbehörde, erheblich verunreinigt 
werden kann, und daß jeder, der dawider handelt, nicht nur die Wegräumung 
der den Waflerlauf hemmenden Gegenftände auf feine often vornehmen laſſen 
muß, jonbern auch außerdem eine Wolizeiftrafe von 10 big 50 Talern 
verwirft hat. 

b) Im GeltungSbereiche des rheinifchen Rechts der Urtifel 42 der Ordonnance 

sur le fait des caux et for&ts. 

Er bezieht fih nur auf ſchiff- und flößbare Flüffe, unterfagt aber 
deren Berunreinigung allgentein. 

Bezüglich der Privatflüffe fiehe die 8$ 3 und 6 des nachfolgenden Gefeges n. 
28. 2. 1843 (Ziffer 10) und orte Ber Keinbaltung der Ham Biffer 20 am. 1. 


Privaiflüſſe. 
9, Alle nicht öffentlichen Flüſſe gelten als Privatflüſſe, ganz gleich, ob ñe 
einem oder einer Mehrheit von Beteiligten gehören. 


10. Benutzung der Privatflüſſe. 

— Geſetz v. 28. 2. 1843 über Die Benutzung der Privatflüſſe. (G. ©. S. 41) — 

8 1, 13, 14. 1. Jeder Uferbeſitzer an Privatflüſſen Quellen, Bächen oder 
Fließen ſowie Seen, welche einen Abfluß Haben) iſt, ſofern nicht jemand das aus» 
fchließliche Eigentum des Fluffes hat, oder Provinzialgefeße, Lofalftatuten und fpezielle 
Nechtstitel eine Ausnahme begründen, berechtigt, das an feinem Grundftüd vorüber: 
fließende Wafler zu feinem bejonderen Vorteile zu benuben. Die Benutzung zu Bes 
wäfjerungsanlagen iſt aber nur dann geftattet, wenn 

1. fein Rückſtau über die Grenzen des eigenen Grundftüdes Hinaus und feine 
UÜberſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grundftüde erfolgt, und 

2. das abgeleitete Waller in das urjprüngliche Bett des Fluſſes zurückgeleitet 
wird, bevor Diefer daS Ufer eines fremden Grundftüdes berührt. 

2. Sind mehrere aneinander grenzende Uferbeſitzer über eine Anlage einverftanden, 
jo werden die Grundftüde derjelben bei Anwendung diefer Beichränfungen, als ein 
einziges Grundftüd angejehen. 

3. Gehören die gegenüberliegenden Ufer verichiedenen Beſitzern, fo hat ein jeder 
von beiden ein Hecht auf die Benutzung der Hälfte des Waflers. 

4. Bei Benuhung des Waſſers zu Mühlen und anderen Triebwerken, fowie 
auch in Anſehung der FFilchereiberechtigung und der Vorflut find Die befonderen 
gefeglichen Beſtimmungen zu beachten. 

2. Wo öffentliche Plätze oder Wege das Ufer, eines Privatflufjes bilden, ift 
der Gebrauch) des Waſſers zum Trinfen und Schöpfen ſowie zum Tränken des Viehes 
einem jeden geitattet, fofern es, nach Entjcheidung der Ort3polizeibehörde, ohne Ge⸗ 
fahr für die Befchädigung Des Ufers geſchehen Tann. 
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83. 1. Das zum Betriebe von Färbereien, Gerbereien, Walken und ahnlicpen 
Anlagen benugte Waller darf einem Fluſſe zugeleitet werden, wenn dadurch der 
Bedarf der Umgegend an reinem Wafjer beeinträchtigt oder eine erhebliche Beläftigung 
des Publikums verurfacht wird. 

2. Die Entfcheidung hierüber fteht der Polizeibehörde zu. 

8 4. Des Einwerfend und Einmwälzend von lofen Steinen, Erde und anderen 
Materialien in Flüſſe muß ein jeder fich enthalten. Eine Ausnahme hiervon findet 
ftatt, wenn jolche zum Bere einer Anlage am Ufer notwendig ift und daraus nad) 
dem Urteile der Polizeibehörde kein Hindernis für den freien Abfluß des Waſſers 
und feiner der im 8 3 bezeichneten Übeljtände entiteht. 

5. Das Einkarren und Einfchiwenmen von Sand und Erde zur Anlage von 
Wieſen (da3 fogenannte Wiefenbrechen) ift nur in den Fällen geftattet, wo folches für 
die Vorflut, für die Sciffbarkeit öffentlicher Flüffe und fir Die unterhalb liegenden 
Uferbefiger unschädlich ift. 

Die Anlegung von Flachs⸗ und Hanfröten kann von der Bolizeibehörde 
unterjagt werden, wenn folche die Heilfamfeit der Luft beeinträchtigt oder zu den im 
8 4 erwähnten Nachteilen Anlaß gibt. 


2 Sl die ſchärferen Beftimmungen im 8 44 bes Fiſcherei eſetzes. 

2 Die Rechte der Uferbeſitzer ſind nicht Gegenſtände der Vaſeeigkeit der Polizei⸗ 
behoͤrde, fie können nur durch geriähttiche Klage geftügt oder angegriffen werben. 

8 über Kontrolle der Reinhaltung der Gewäſſer fiehe Ziffer 20 Anm. 1. 


1, Borflut. 
Bei der Vorflut ift zu unterjcheiden zwifchen: 
a) dem außerhalb der Ylüffe, Kanäle und Gräben wild ablaufenden Waffer und 


b) dem in Wafferläufen fließenden und dem auf den Ländereien ftehenden oder 
im Boden ftedenden Waſſer (Entwäſſerung). | 


a) Borflut bei wild abfließendem Wafler. 
— WR.R.18, 88 102 ff. — 
8 102. Gegen das außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben wild ab- 
Yaufende Waffer tft ein jeder Eigentüner feine Grundflüde zu deden wohl befugt. 


ı Streitigkeiten, welche fich aus diefer Beſtimmung ergeben, werden im ordentlichen 
Nechtöverfahren erledigt, während die fonftigen Streitigkeiten über Vorflut bor die Ver— 
waltungsgerichte (Kreis⸗ bzw. Bezirksausſchuß) gehören; vgl. unter „Wafferpolizei“. 


8 103. Kann jedoch der oberhalb Tiegende Beſitzer dergleichen Waffer durch 
die auf feinem Grund und Boden zu machenden Veranftaltungen nicht abführen, fo 
ift der unterhalb liegende Nachbar jelbiges anzunehmen und aljo dem oberen die 
Vorflut zu geftatten verbunden. 

104. Die unterhalb Tiegenden Befiter find aber dazu nicht verpflichtet, 
fobald es einem unter ihnen durch natürliche Hinderniffe unmöglich wird, das ſolcher⸗ 
gejtalt anzunehmende Waſſer weiter abzuleiten. 

105. Dod kann aucd in diefem Falle der Staat die unterhalb liegenden 
Nachbarn zu Geftattung der Vorflut anhalten, wenn die Vorteile des oberhalb gc- 
legenen Beligerd den Schaden der unteren beträchtlich überwiegen, und erjterer den 
leßteren diefen ganzen Schaden vollftändig zu vergüten bereit und vermögend find. 

Kt zur Verichaffung der Vorflut die Ziehung eines neuen Grabens 
notwendig, jo müfjen diejenigen, welche Nuten davoı Haben, nach Verhältnis des⸗ 
jelben zu den Koſten gemeinfchaftlic) beitragen. 

8 107. Hat der, auf deſſen Grund und Boden der Graben gezogen wird, 
davon feinen Vorteil, fo ift er zur Unlegung fo wenig als zur Unterhaltung desfelben 
etwas beizutragen verbunden. 

Vielmehe muß ihm der dadurch erlittiene Schaden, mit Inbegriff der 
durd) Biehung des neuen Grabens verloren gehenden Erdfläche, nad) der Würdigung 
vereideter Sachverftändiger erjegt werden. . 
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8 100. Auch die neuen Brüden, welche über dergleichen Gräben angelegt und 
unterhalten werden müſſen, fallen denjenigen zur Laft, zu deren Belten der Graben 
gezogen worden. 

110. Dod muß der Eigentümer, wenn er auch zur Mitunterhaltung des 
Grabens oder der Brüden nicht felbft verpflichtet ift, Die daran fich ereignenden Be 
fhädigungen, fobald er fie wahrnimmt, den Intereſſenten anzeigen. 

enn nach gejchehener Unzeige die Intereſſenten bie erforderliche 
Reparatur nicht zeitig genug bejorgen können oder wollen, jo ift der Eigentümer 
diejelbe, zur Abwendung des für ihn zu beforgenden Schadens, auf ihre Koften zu 
veranftalten wohl befugt. 

g u. Dagegen fol aber auch der Eigentünier, welcher dergleichen Gräben 
oder Brüden durch fich felbft oder Durch die Seinigen vorfählich oder aus grober 
Unnoriehtigfeit befchädigt, zum vollitändigen Schadenerfaß angehalten werben. 

113. Sit zur Berfchaffung der Borflut nicht die Biehung eines neuen, 
fondern nur die Verbreitung oder Bertiefimg eines fchon vorhandenen Grabens er- 
forderlich, fo finden wegen der Koſten dieſer Unlage bie SS 106 bis 109 gegebenen 
Borfchriften Anwendung. 

114. Die Unterhaltung des verbreiteten Grabens aber liegt demjenigen ob, 
welcher den alten Graben zu m hatte. 

115. Doch muß bei Beitinmung der nach 8 108 dem Eigentümer zu 
leiftenden Entihädigung auch auf die mehreren ihm in der Folge zur Laft fallenden 
0. Ds billige Rüdficht genommen werden. 





Was von der Verbreitung eines Grabens verordnet ift, gilt aud von 
der Berlängerung der darüber gelegten Brüden. 


b) Borfint für das in Wallerläufen fließende und auf ben Ländereien ſtehende ober im 
Boden fiedende Wafler (Entwäflerung). 
— (Gefet dv. 15.11. 1811 wegen des Wafferftaues Hei Mühlen und Verſchaffung von Borflut.) — 
88 1 bis 9, Im Intereſſe der Borflut find bei allen Mühlen und jonftigen 
Stauanlagen —3— Schleuſen uſw.) Merkpfähle geſetzt, an denen — für den 
höchſt zuläffigen Waſſerſtand augebracht find. Über die durch den Merkpfahl feſt⸗ 
geſetzte Höhe darf niemand das Waſſer aufſtauen. Sonſt macht er ſich bar 
(60 bis 150 ME.) und bat außerdem den Schaden zu erſetzen, den das zu hoch 
geftaute Waſſer verurjacht Bi 
1. Die Mühlenbe [4 und alle, welche fonft den Abfluß eines Gewäſſers 
anzuhalten berechtigt find, jollen verpflichtet fein, den freien Lauf desjelben, nad 
Betimmung des Kreid-(Stadt-)Uusichuffes, ganz oder zum Teil wieder herzuftellen, 
fobald daraus ein offenbar überwiegender Borteil für Die Bodenkultur oder Schiffahrt 
—7 und Diejenigen, welche für ihre Kultur oder Schiffahrtsanlagen des Waſſer⸗ 
abflu 168 bebärfen, ihnen eine vollitändige Entjchädigung herzugeben bereit und ver- 
mögend fin 








8 13. Auch da, wo keine künſtlichen Hinderniſſe des Abfluſſes vorhanden find, 
fann jeder Grumdbefiger verlangen, daß ihm Abwäſſerungsgräben durch fremden 
‚Boden zu sichen geitattet werde, fobald die vorerwähnten Bedingungen ftattfinden. 

14. Selbſt zur Wblaffung von Teichen und ftehenden Seen kann unter 
gedachten Bedingungen (8 11) die Geſtattung der Vorflut erfordert werden. 
15, 1. Befiher von Grundſtücken, welche fid; des auf ihren Ländereien 
Jegenden Waflers entledigen wollen! und deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung 
rechtigten oder anderen Grundbefigern einigen können, müfjen von ihren Borhaben 
Dem Man De Ban Unzeige machen, nachweifen, welchen Vorteil fie vor 


dem Ablaſſen des Waflerd erwarten, und dartım, daß fie bereite Mittel haben, die 
den durch die Entwäflerung Benachteiligten (Grundbeſitzer, Fifchereiberechtigte uſw.) 
aufommende Entſchädigung ohne Verzug zu bezahlen. 

2. Ob und in welcher Höhe den durd) Die a 
Schädigungen zu zahlen find, wird Durch ein befonderes ſch 
feitgeitelt. (Vgl. 88 16 ff. diefes Geſetzes.) 


rung egngter Ent⸗ 
iedsgerichtliches Verfahren 
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1 3. 3. dur Drainage. 

2 Berechtigt, den Antrag auf VBerfchaffung von Vorflut Fi jtelen, find nur Grund⸗ 
beſitzer, weldye fid wegen überwiegender Borteile für die Bodenkultur des auf ihren 
Ländereien ftehenden Waſſers entlebigen wollen, diefen Zwed aber durch Beranftaltungen 
auf eigenem Grund und Boden nic au erreichen vermögen. 

ur Erreihung don Biveden, die außerhalb der Intereſſen der Bodenkultur liegen, 
namentlich zur WAbführung von industriellen, von Haus» und Straßenabwäffern, Tann die 
FH don Borflut nicht erzwungen werden. (DO. 2. G. v. 16. 6. 1904, Jahrb. 
Entſch. Bd. 3 ©. 116.) 

3 Die Herftelung eines Grabens auf eigenem Grund und Boden, au bi zur 
Grenze desjelben, ift an filh nicht verboten. Der Grundeigentümer bat jedod nicht das 
Net, Fünftlih) und alfo dur Anſchluß eines neu angelegten Graben einem fremden 
Graben Waffer zuzuführen, wenn er es nicht befonderg gi oder in einem erfahren 
nach 8 68 de Zuſt.⸗Geſetzes erworben hat. (DO. V. ©. dv. 5. 2. 1906, Jahrb. Entſch. 
3b. 3 ©. 250.) 

Raumungspflicht zur Unterhaltung ber Borfiut. 
Bei Gräben und Waflerabzägen. 

12. Jeder ift verbunden, die über fein Eigentum gehenden Gräben und Kanäle, 
wodurch dad Waſſer feinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf hat, zu unterhalten. 
Sind es Scheidegräben, fo muß in der Regel die Unterhaltung von ben beiderfeitigen 
Nachbarn bis zur Mitte des Grabens geſchehen. (U. 2. R. I 8, 88 100, 101.) 


Erf Ar Pit zur Räumung beſchränkt fi auf das zur Verfchaffung der Vorflut 
rforderliche. 

Der Räumungspflichtige kann einen bisher offenen Graben zudeden oder in eine 
Drainleitung verwandeln, wenn und fomweit e8 ohne Beeinträchtigung der Vorflut gefchieht. 
(DO. 3. &. v. 19. 3. 1906, Jahrb. Entich. 1907 ©. 275.) 

2 Im Gebiete der Provinz Hannover, wo das A. L. R. nicht gilt, befteht für Gräben 
keine Räumungspfliht. (O. 3. &. v. 16. 10. 1902, Kuntze u. Kraut 1904 S. 166.) 


13. Wen die Unterhaltung eines Graben? oder Waflerabzuges obliegt, der 
kann zu defien Auskrautung oder Räumung polizeilich angehalten werden, jobald aus 
ber Bernachläffigung derfelben oder aus Mangel an der erforderlichen Tiefe, Nachteil 
für die Befiter anderer Grundftüde oder nußbarer Unlagen, oder aud) für die Ge⸗ 
ſundheit für die Anwohner entfteht. Die Beitimmung, wann und wie die Ausfrautung 
oder Räumung bewirkt werden joll, fteht den PBolizeibehörden zu, und jeder Unter: 
Haltungspflichtige muß fich derfelben unbedingt unterwerfen. (K 10 d. Vorflutgeſ. 
v. 15. 11. 1811.) . 


1 fiber Rechtsmittel fiehe unter „Wafjerpolizei”, Biff. 22. 

2 Auf Sräben und Kanäle, die ausſchließlich innerhald ber erejhaftsfphäre eines 
und desfelden Grundbefigers liegen, finden diefe Seitimmungen feine Anwendung Die 
Räumung und Auskrautung foldyer Gräben kann daher die Polizei nicht fordern. (O. V. ©. 
v. 21. 5. 1899, Jahrb. Ent) d. 2 ©. 20.) 

3 Die Verpflichtung zur Räumung eines Grabens geht nicht über die Herftellung 
desienigen Maßes von Borflut hinaus, da8 der Graben nad) Dlaßgabe feiner Anlage 
und bisherigen Geftaltung überhaupt zu gewähren imftande tft. 

Eine eiterung feines Profi kann nur im Wege des auf Verfhaffung von 
Borflut gerichteten Verfahrens (Zuſt. Gef. 5 68), nicht aber im Wege ber Räumungs- 
anorbnung (8 66 a. a. D.) erzimungen werden. (©. V. ©. v. 5. 5. 1904, Jahrb. Entſch. 
Bb. 3 ©. 119.) 

4 Bol. Anm. 4 zu Ziff. 14. 


Bei Privatflüfien. 

14, Die Uferbefiger find, wo nicht Provinzialgejege, Lofalitatuten, ununter- 
brochene Gewohnheiten oder fpezielle Nechtötitel ein anderes beftimmen, zur Räumung 
des Fluſſes injoweit verpflichtet, als es zur Beichaffung der Porſut notwendig iſt. 

Die Polizeibehörde iſt ermächtigt, diejenigen, welchen die Räumung obliegt, 
hierzu anzuhalten. Entſteht über dieſe Verpflichtung Streit unter den Beteiligten, 
ſo iſt die Räumung einſtweilen, unter Vorbehalt der Entſcheidung im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren (Biff. 22), nach Maßgabe des Beſitzſtandes, und wenn auch dieſer 
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nicht beſte 
28. 2. 1843.) 


1 Steht jemandem das ausſchließliche Eigentum an einem Privatfluffe zu, fo lieg 
ihm in den Grenzen feines Eigentums die gefetliche Pia zur Räumung bes Fluffes 
auch da ob, wo er nicht — Uferbeſitzer iſt. (O. V. ©. v. 24. 6. 1886 u. 17. 11. 1892, 
Jahrb. d. Entf. Bd. 2 ©. 20.) 

® Die bei Privatflüffen mit dem Uferbefige verbundene, durch Privatverträge nid 
zu befeitigende öffentlich-⸗rechtliche Raumungspflicht trifft denjenigen, weldem das Eigen: 
tum, nicht benjenigen, welchem das Nutzungsrecht an den Ufergrundftüden zuiteht 
I Bhr Rumung nes Sufea hört begrifflich nicht bloß die Entf deff 

ur Räumung eines Fluſſes gehört begrifflih nicht Hloß die Entfernung en, 
was bereitS in den Wafferlauf Be it und den Abflug hemmt, jonbern aud die 


Befeftigung und Snftandfekung der Ufer, fomweit dieſe Befeftigung und Inſtandſetzung 
notwendig ift, damit die Borflut ermöglicht werde. elche en im ingelfaik zur 
rmwägung. 


Ausführung einer Räumung zu treifen find, iſt Frage der tatläcdhlichen 
O. 3. ©. d. 26. 6. 1897, Jahrb. d. Entſch. Bd. 2 & 21. tſachuch 
4 Eine Befeſtigung der Ufer im Intereſſe angrengenber Grundftüde oder öffentlicher 
Wege go“ nit zur Räumungspflidt. (O. V. G. dv. 4. 5. 1905, Jahrb. Entſch. Bd. 3 
S. 118. 


Ableitung und Aufnahme der Induſtrie- und Grubenwäller. 

15. Bei PBrivatfläffen muß der unterhalb Tiegende Uferbefiber fich diejenigen 
Zuleitungen, mögen fie in einer bloßen Vermehrung des WWaflervorrates oder in 
der Beimengung fremder Stoffe beitehen, gefallen Iafien, welche das Maß des 
Regelmäßigen, Gemeinüblidhen nicht überfchreiten, felbft wenn dadurch 
die abſolute Verwendbarkeit des ihm zufließenden Waſſers zu jeden beliebigen 
Gebrang irgendwie beeinträchtigt wird. (N. ©. v. 2. 6. 1886, Jahrb. d. Enhſh. 

.2 ©. 21.) 

16. Ein Privatfluß ift innerhalb feines Zuflußgebietes als der von der Natur 

gegebene Nezipient anzufehen, und zwar nicht bloß für das natürliche, aus dem 

oden und von deſſen Oberfläche von felbit ablaufende Wafler, fondern auch für 
dasjenige Waller, welches künſtlich fortgefchafft werden muß, nachdem es infolge 
menschlicher Tätigkeit und industrieller Bodenansnugung auf Grundftüden, die im 
Flußgebiete Liegen, fich angefammelt hat. 

Diefer Grundſatz findet bei Anwendung von Gräben und Kanälen, alfo auf 
künſtlich geichaffene Waflerläufe, feine Begrenzung darin, daß der Unterlieger ein 
ſolches Einfliegenlaffen fünftlich gewworbenen Waflers, insbeſondere alfo die Ableitung 
von Induſtriewäſſern und Grubenwaffer, nur dann zu dulden hat, wenn Die Ableitung 
das Maß des NRegelmäßigen und Gemeinüblichen nicht überfteigt. (MR. ©. v. 12. 3. 1904, 
Jahrb. d. Eutſch. Bd. 2 ©. 102.) 

Vgl. ferner oben unter Ziff. 11b 8 15 die Anm. 2. 


Wafiergenofienichaften. 
Geſetz dv. 1. 4. 1879, betreffend die Bildung don Waſſergenoſſenſchaften. (G. ©. ©. 297.) 
17. Zur Benugung oder Unterhaltung von Gewäſſern, zur Cut: oder Be 
wäfferung von Grundſtücken, zum Schuße der Ufer, zur Unlegung, Benutzung ober 
Unterhatung von Waflerläufen oder Sammelbeden, zur Herftelung und Verbeiferung 
von Waſſerſtraßen (Flößereien) und anderen Schiffahrtsanlagen können die Beteiligten 
zu Genoſſenſchaften vereinigt werden. 


Deichweien. 
18. Die Vorfchriften über das Deichwefen find in dem Geſetze vom 28. 1. 1848 
(&. ©. ©. 54) gegeben. Es ift mit einigen Vorbehalten auch in Schleswig-Holftein 
und Hannover eingeführt. (Gef. v. 11. 4. 1872, G. ©. ©. 377.) 
it „Deiche” bezeichnet man die Dämme oder ähnliche Erhöhungen der Erd» 
en welche die Ausbreitung der zeitweile aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer 
beichränfen. 


| 
bt, von den Uferbefibern zu bewirken. ($ 7 der Privatfluß⸗Geſ. v. 
3 
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IL. Maflerpelizei. 
— 88 65 bis 96 des Buft.-Gefees dv. 1. 8. 18383 (G. &. ©. 237). — 


Im Allgemeinen. 


19. Die Wafferpolizei Bat den um an und auf den Waflerftraßen zu regeln, 
die Unterhaltung der Walter äufe zu beauffichtigen und bei Waflersgefahren vor der 
zerftörenden Kraft des Waſſers zu ſchützen. 

Bu leßterem Bwede können auch militärifche Kommandos zur SHilfeleiftung 
erbeten werden. Die Unträge find an die Regierungspräfidenten, in Fällen dringender 
Gefahr auch unmittelbar an das nächitgelegene Truppenlommando zu richten. Die 
Tragung der Koften der militärifchen Hilfe liegt der nachjuchenden Behörde ob. 
CM. El. v. 7. 4 1891, M. Bl. ©. 50.) 

Außerdem bat bei eintretender Waſſersnot jedermann ber Wufforderung der 
Volizeibehörde zur Hilfeleiftung Folge zu leiften, andernfalls macht er fich ftrafbar 
aus 8 860,10 des Str. ©. 2. 

20. Die Waſſerpolizei wird audgeübt von der Ortspolizeibehörde (Amtsvorſteher), 
mit Ausnahme der Schiffahrt!-, Hafen und Strompolizei, welche die Landespolizei- 
behörde (Regierungspräfident) wahrzunehmen bat. 


a Die Bolizeidehörden müffen, um rechtzeitig die erforderliden Maßnahmen zur 
Reinbeltung der Bewäfler treffen zu können, über den tatfädhlicden BZuftand ber Geioäfer 
ihres Bezirkes genau unterrichtet Fein und fi} von allen für die Wbmwäfferungsperhältniffe 
weſentlichen Veränderungen Kenntnis verichaffen. 

Die polizeilichen Exekutivbeamten (dendarmen, Ortspolizei⸗ Strompolizei⸗, Fiſcherei⸗— 
beamten) haben von allen Gewäſſerverunreinigungen, die fie gelegentli wahrnehmen, 
tunlichft unter Ungabe der Urfprungsftelle und der Häufigkeit der Wiederholungen der 
Imen borgejegten Bolizeibehörde unvergügfie) ſchriftliche Anzeige zu ertatten. (Bol. 
an 2 v. 20. 2. 1901, betr. Yürforge für die Reinhaltung der Gewäfler, M. Bl. ©. 91 
100 


16% Berbote der Verunreinigung der Gewäffer fiehe oben Hilf. 8 und 10 SS 3 bis 6. 


Räumung von Gräben, Bächen und Waflerläufen. 

21. Über den Erlaß von Reglements (Megulativen) wegen Räumung bon 
Gräben, Bächen und Wafjerläufen beichließt der Kreis-(Stadt-)Ausichuß. 

. Gegen die Anordnungen der für die Wahmehmung der Waſſerpolizei zu- 
ftändigen Behörde wegen Räumung von Gräben, Bächen und Waflerläufen beziehungs- 
weije wegen Aufbringung oder erteilung der dazu erforderlichen Koften findet ala 
Nechtsinittel innerhalb zwei Wochen der Einfpruch an Die re ſtatt. 

über den Einſpruch hat die Waſſerpolizeibehörde zu beſchließen. Gegen den 
Beſchluß der Behörde findet Die Klage im Berwaltungsftreitverfahren ftatt. Dieſelbe 
ift, joweit der Inanſpruchgenommene zu der ihm angejonnenen Leiſtung aus Gründen 
des Öffentlichen Rechts ftatt feiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich 
gegen dieſen zu richten. 

Auch im übrigen unterliegen Streitigleiten der Beteiligten darlber, wem von 
ihnen die öffentlichsrechtliche Verbindlichkeit ge Räumung von Gräben und fonftigen 

aflerläufen obliegt, der Entfcheidung im Berwaltungsitreitverfahren. 

Die Klage ift in den Fällen des zweiten Abſatzes innerhalb zwei Wochen ans» 
zubringen. Die zuftändige Behörde kann zur Vervollitändiaung der Klage eine 
angemeſſene Nachfrift gewähren. Durch den Ablauf diefer Friften wird jedoch Die 
Klage im Berwaltungsftreitverfahren auf Erftattung des Geleiſteten gegen einen aus 
Sründen des dffentlicden Rechts Verpflichteten nicht ausgefchlofjen. 

Buftändig im Verwaltungzftreitverfahren ijt in erfter Inſtanz der 
Breißausihus, in Stadtkreiſen, und wenn die Klage gegen Beſchlüſſe 
des Landrats gerichtet ift, fowie in Städten mit mehr al3 10000 Ein» 
wohnern der Bezirksausſchuß. 

Auf Gräben, Bäche und Wafferläufe im Bezirke eines Deichverbandes finden 
die vorjtehenden Beitimmungen feine Anwendung (6 66 Zuſtänd.⸗Geſ.). 

Nadtke, Handind- 4 Aufl 35 
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1 Biveds Abwehr der vielfach Übertriebenen Anforderungen, welde an den Domaͤnen⸗ 
und Forſtfiskus in bezug auf die Räumung von Gräben und Nubertisen WBaflerläuien 
gefte werben, erhalten die Königlichen Regierungen beigehend eine Abfchrift des bie 
Räumung des Inſterfluſſes betreffenden Erkenntniſſes des Königlichen Oberverwaltungs⸗ 
erih® vom 27. September 1 zur Tr und geeigneten Beritändigung der iu 
Betracht kommenden Lokalbeamten, namentlich auch der Meliorationsbeamten. (M. %. v. 
3. 7. 1907 — III 8772.) 


Auszug aus dem Erkenntnis. 


Gründe: Der Reviſion des Hagenden Fiskus gegen da3 die Klage im weſentlichen 
abweifende Urteil des Bezirksausſchuſſes zu Gumbinnen vom 28, Oftober 1904 kann der 
Erfolg miait derfagt werden. 

en Gegenftand des Stlageangriffes bildet der die Berfügung vom 26. März 1 
aufrecht erpaltende Beichluß des beffagten Amtsvorſtehers dom 23. April 1900. 

Aus dem Anhalt der Verfügung gebt mit völliger Sicherheit hervor, daß es fih 
bei ihr ausschließlich um eine auf Grund des 5 66 des Zuftändigkeitögefeges vom 1. Auquit 
1883 erlafiene Räumungsanordnung handelt, und daß andere polizeiliche Sntereffen auker 
demjenigen Der na dabei nicht in Frage kommen. Danad) ift Die Serfüguung dei 
Amtsvorſtehers unhaltbar, wenn fie als Räumungsanordnung Teinen Beftand baben 
fann. WS Räumungsanordnung aber iſt fie in der Tat nicht aufrecht zu erhalten. 

Das Oberverwaltungsgericht hat fi) über den Begriff Der ung und den Um 
fang ber Räummugspfligt wiederholt ausgeſprochen. Dabei ift underändert daran fe 
gehalten worden, dab mit einer Näumungsanordnung nit bie Remberitelliutg des 
witnfchenswerten Zuftandes eines Waſſerlaufes; fondern nur die Wiederberitellung des 
bereit8 vorhanden gewvefenen, und zwar des bi8 in die neuefte Zeit Hineinreidenden 
Zuftandes verlangt werden kann. In diefem Sinne iſt in den „ntfcheidungen dcs 

berberwaltungsgericht8", Bd. TI S. 280, von der „Wiederheritellung des Zuſtandes, wie 
er bisher beftand“, Bd. XXXXVI ©. 319, von der „Wieberheritellung der normalen 
Sohle des Waflerlaufs“, Bd. VIII S. 237, von der Wiederheritellung der urjprünglichen 
Breite und wiege und der Befeitigung der Veränderungen des normalen Bettes, Bd. V 
S. 253, Bd. ©. 259 und Bd. XXL ©. 311 don der Erhaltung des Bettes und der 
Ufer in normalem Zuftande die Rede. Anlaugend insbefondere den Zeitpuntt, na 
welchem ſich die Teititellung de3 normalen Zuſtandes beitimmt, fo ift Bd. II ©. 210 
a. 0. D. ausgeſprochen, daß Die Uiederheritellung einer früher zwar vorhanden geweſenen, 
aber ſchon längit nicht mehr beſtehenden nioge über den Begriff der polizeilich erzwing- 
baren Räumung binausgeht. Bd. XXXV ©. 302 heißt e8, daß bei ber Enticheibung, 
was zurzeit Ufer und was Flußbett fet, auf unvordenkliche Beiträume nicht zurüdgegrifti 
werden dürfe, und daß e8 überhaupt nicht Darauf ankomme, wie in früherer Zeit bie 
Srenzlinie zwifchen Ufer und Fluß verlaufen fei, fondern nur darauf, was gegenwärtig 
als Ufer und was al Flußbett angefchen werben müffe.. Endlich findet fi in dem im 
Preußifchen Verwaltungsblatt Jahrg. XXV S. 253/54 abgedrudten Urteile des Senats 
vom 9. juli 1903 folgende Musführung: 

„Der Borderrichter be fichtigt indes auch nicht, day Fluſſe und Seen im Yaulfe 
der Zeit infolge der Einwirkungen des Waſſers oder anderer natürlicher Ereigniffe immer 
Veränderungen unterliegen. Wollte man den Kintritt derartiger Seränberungen rund 
ijäglih und für da8 Maß der zuläffigen polizeilichen Anforderungen rüdfichtlich der Borflut 
insbeſondere als unweſentlich erachten, fo käme dies ſchließlich darauf hinaus, daß der 
Urzuſtand ausſchließlich als der normale in Betracht käme. Dies führte nicht allein zu 
meiftens unmöglichen Feſtſtellungen— ſondern auch dazu, daß die Grundſätze burger⸗ 
lichen Rechts über den Erwerb entſtehender Anlandungen, Inſeln uſw. im weſentlichen 
gegenſtandslos wären. Ein derartiger Rechtsſatz beſteht nicht. Als der normale Zuſtand 
fommt jeweilig derjenige in Betracht, in dem ſich Flüſſe und Seen zu ber Zeit, in der 
hierüber zu entjcheiden iſt, tatfächlich Teit einer längeren Zeit befinden. Die Möglichkeit, 
daß ſich eine für die Polizeibehörde maßgebende Veränderung der Ylüffe und Seen und 
der Höhenlage ihres Bettes aud) deshalb ausbildet, weil die feinerzeit erzwingbar getveiene 
Forträummig don Anwuchs, Anlandungen uſw. nicht rechtzeitig angeordnet worden ift, 
muß danach anerkannt werden.“ 


Stau, Entwäflerungs!: und Bewäflerungsaulagen ſowie Berichaffung der Vorſlut. 


23. Streitigkeiten über Die döde de2 Wafjeritandes bei Stanwerfei 
unterliegen dev Entſcheidung im Berwaltungsftreitverfahren. 


ıraw.. 


E. Waſſerrecht und Waſſerpolizei. 547 
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Verſchaffung von Vorſlut. 
24. Der Kreis⸗(Stadt⸗)Ausſchuß beſchließt: 
1. über Auträge auf Verſchaffung von Vorflut, und zwar nach einer vorgängigen, 
von ihn anzuordnenden örtlichen Unterſuchung; 
2. über Anträge auf Mitbenutzung einer daſſerungsanlage ud auf Ab— 
änderungen eines Entwäſſerungsplanes. 
Gegen den Beichluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf indtige 


Verhandlung im Verwaltungsftreitverfahren jtatt (K G8 Zuſt. Gej.). 


Be: und Entwäferungkanlagen. 

25. Der Bezirksausſchuß befchließt über die Beichränkung der Ableitung des 
Waſſers, wem at eine Bewäflerungsanlage das Öffentliche Intereſſe gerät oder 
der notwendige Waflerbedarf den unterhalb liegenden Einwohnern entzogen. wird. 

. Zur Ausführung von Bewäſſerungs⸗ (Ziffer 10) und ntwäflerungs- 
aufagen (Ziffer 11) bedarf es der polizeilihen Benehmigung nicht. Zur Sicherung 
gegen privatrechtliche BWiderfpruchärechte oder Entjchädigungsanfprüche kann der Unter 
nehmer aber durch Vermittelung der Volizei ein Fürmliches Aufgebots- und Ausſchluß—⸗ 
(PBräklufiond-)Berjahren herbeiführen. 

Wer von dieſer Beſugnis Gebrauch machen will, muß eine öffentliche Belanut» 
machung (in dem Auits- und Kreisblatte und in den beteiligten &emeinden) über bie 
Bewaͤſſerungs⸗ bzw. Entwäſſerungsanlage unter Einreichung eines Situationsplanes 
und der etwa erforderlichen Nivellements bei dem Kreid:(Stadt-Uusfchuß beantrageıt. 

Widerſpruchsrechte und Entfhädigungsanfprüche find binnen drei Monaten beim 


Kreis: ⸗GStadt⸗) Ausſchuß anzubringen. Gegen den von biefem erteilten Beſcheid findet 


die Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


Maſſerſchußn. 
27. Strafbeſtimmungen zum Schutze der Gewäſſer uud Bgzſſerantagen 1 ſi nd 
gegeben in dei 88 321, 326, 366 und 3668 d. Str. G. B. — XILAd. W. — den 55 27 


und 31 d. Feld⸗ und Foritpoligei Geſetzes — IX 122%. — und dem 8 14 des 
Strombaugeſetzes v. 20. 8. 1883. 


X 
Tisrfang, Jagd, Vogelſchutz und Niſcherei. 


A. Einleitung zu Tierfang und Jagdrecht. 


1. Ju Preußen beftand früher die Jagd als Wegal, d. h. Die Jagd durfte von 
Geinaipekionen nur mit finatlicher 3 ausgeübt erben, I das Bag 
vom 31. 10. 1848 wurde das Sjagdregal aufgehoben unb das jeden 
Grundſtũclseigen tũmer auf Grund und Boden zuerlaunt (vgl 8 2 der nachj. 
Yagdordnung). Da gleichzeitig andy alle Schen- und Hegezeiten des Wildes auf 
gehoben waren, führte diefe ſchrankenloſe Ausübung der Jagd, von jedem Grund⸗ 
füdseigentümer und zu jeder Zeit, faft zu völliger Bernichtung der Wilpftände umd 
r ae Beeinträchtigungen der öffentlichen Sicherheit und des Schußes ber 

e 


Thfrlichte. 
Der Erloß einfhränlender jagdpolizeilicher Belkimmungen (Jagdpolĩizeigeſet 
v. 7. 8. 1850 u. a.) wurde daher notwendig; neben dem eigentlihen Jagdrecht 
wurde ein bejonbered agdansübungsrecht eingeführt Sm Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und zur Erhaltung eines angemeſſenen Wildftandes mußte die Bildung 
allzu Kleiner — irke 





vermieden werden. Der Grundſatz, daß jeder auf feinem 
®rund und 08 Jagdrecht babe, blieb zwar beftehen, zu deſſen Ausübung 
—— eine Mindeſtgröße des zuſam ngenden Grundbeſitzes von 75 ba 
(300 gen) verlangt. War diefe Mindeftgröße nicht vorhanden, fo trat hinſichtlich 
der Ausübung des Sagbreiite an Stelle des Grundbeſitzers die Allgemeinheit, die 
Gemeinde, die in Der Hegel eine Verpachtung der Jagd vornahm, das Jagdpachtgeld 
aber dem Brundbefiger nach der Größe feines Grundbeſitzes anteilig ablieferte. 
Im weſentlichen find dieſe Srundfäge dann in alle preußifchen Jagdgefege über: 
gegangen und bilden auch heute noch die Srundlage des Jagdrechts. 
2. Unbeſchadet der Vorſchrift des 8 958 Abf. 28. B., 
wonach b B. der Wilderer ein Eigentum an den rechtswidrig angeeignelen 
Wilde nicht erwirbt, diefes vielmehr Eigentum des Jagdberechtigten bleibt, 
und der VBorfchriften des B. G. B. über den Erfat des Wildſchadens gelten 
3. 86 —28 ber Jagd und Fiſcherei die Landesgeſeige. (Art. 69 d. Einf. 
etzes 3.8.8.2. 
3. Gegenfland des Jagdrechts find nur die jagdbaren Tiere ($ 1 d. Zagdord.). 
Nicht jagdbare wilde Tiere find ein Gegenftand des freien Tierfanges. 


Daraus folgt aber nicht, wie unter B 2 audgeführt wird, daß fie jedermann auffuchen 
und Jagd darauf anftellen Tann, fondern nur, dab der Jagdberechtigte Fein ausfhlienliches 
Aneignungsrecht daran bat, und unbereditigtes Jagen nicht unter die 85 292 ff. Str. G. B, 
ſondern allenfalls unter $ 368 Ar. 10 Str. G. 2. fällt. (R. G. Straff. 5 ©. 87.) 


Gegenſtand des Jagdrechts find nicht nur die lebenden jagdbaren Tiere, ſondern 
auch die toten Tiere oder Teile derfelben (Falwild), und zwar ſowohl die natürlic 
verendeten, als aud) bie erfegten. Gleichgültig iſt es, ob das verendete jagdbare 
Tier noch zum Genuſſe für Menſchen geeignet oder wertlos ift; nur der bereits in 
Berwefung übergegangene Kadaver kann nicht mehr Gegenſtand des Jagdrechts fein, 
und beffen Aneignung ift nicht ftrafbar. (R. G. v. 14. 3. 1895, Selbſtverw. ©. 652.) 


B. Freier Tierfang. 549 


Geweihe und Gehörne bilden dann einen Gegenſtand des Jagdrechts, wenn fie 
noch einen zugehörigen Teil des gefallenen Stüdes bilden. Dagegen bilden die nach 
dem Geſetze der Natur abgeworfenen Stangen feinen Beftanbteil des Wildes mehr, 
und fie gehören nur infofern zum Gegenftande des Jagdrechts, als dies gejehliche 
Vorſchriften beftimmen. 

Nach den älteren Provinzial» Jagdorbnungen bzw. den neuerdings erlaffenen 
Polizeiverordnungen find abgewsrfene Hirſchſtangen ein Begenftand des Jagdrecht? in: 

Dftpreußen (mr in den fisfaliichen Revieren) Pommern, Bojen nur im 
Reg.» Bez. Bofen und vom Reg.-Bez. Bromberg in den ehemaligen Revier— 
förſtereien Gneſen, Bowik und Wrongrowitz, Brandenburg, Sadfen 
mit Ausſchluß Der ehemals Iigtic ſächſiſchen Landesteile und 
Bellen: affau nur in den ehemals großherzoglich heſſiſchen Landes" 

eilen. 

Abgeworfene Rebflangen find nirgends dem Jagdrecht unterworfen. 

Für die Forft- und Jagdſchutzbeamten ift es ganz beſonders wichtig, den Gegen⸗ 
ftand des Jagdrechts zu kennen, denn davon hängt die Entſcheidung ab, ob Die 


unbefugte Nachſtellung oder Aneignung eines wilden Tieres ufw. ein Jagdvergehen, 
ftrafbar aus den 88 292 bis 295 Str. &. B. darftellt oder nicht. 


— — — — — — 


B. Zreier Tierfang. 


1. Das Recht des freien Tierfanges beſtimmt fich nad) dem B. G. B. 85 958 
bis 960, und nach den durch das Einf.-Gef. zum . &. 8. und dem Preuß. Uusf.- 
en 


ei. zum B. G. 8. aufrecht erhaltenen Borf des U. 2. R. und der fonftigen 
Berordnnungen. 
a) B. G. B. 
Siehe Abſchnitt XII A d. W., 88 958 bis 960. 
EN 


Das U. L. R. gilt in den Probinzen: Oftpreußen, Weftprenßen, Pofen, Branden⸗ 
Burg, Schlefien, Sadjfen und Weitfalen, ferner in den pommerichen Regierungsbezirken 
Köslin und Stettin, in ben rheinifchen Streifen Rees, Eſſen (Stadt), Eſſen (Land), Duis- 
Burg und Mülheim und in einen Teile der Provinz Hannobder, nämlih im Regierung 
bezirt Aurich (Oftfriestand) und in den Kreiſen Lingen und Dubderftadt. 


19. i 
8 117. Bogeleier und junge Bögel find, foweit es die Polizeigefege nicht 
ausdrüdtich verbieten, ein Segenftand des freien Tierfanges. 
1 Beſchränkende Borfchriften beftehen in: aan le v. 22. 3. 1888, 8 1 — 
.— 1 U. F. 


X Hd. W. — Sagdorönung 8 422 — XC3D. B.8.533 — IX C2 
d. W. — und Str. G. B. 8 363 Nr. 11 — XIA5. ®. 


8 152. Wo fih Wölfe aufhalten, mag jeder Grunbbefiger an abgelegenen 
Orten Wolfögruben anlegen. 

8 153. Damit aber niemand dadurch Schaden leide, müfjen dergleichen Gruben 
gegen Menfchen und Vieh tüchtig umrüdt werden. 

8 155. Wird jemand von wilden Tieren ange, o find ihm Er Ver⸗ 
teidigung feines Lebens und feiner Geſundheit alle Mittel, dieſelben von ſich abzu⸗ 
halten oder zu töten, erlaubt. 

Wilde oder andere reißende Tiere bleiben demjenigen, welcher ſie bei 
ſolcher Gelegenheit gefangen oder getötet hat, zu eigen. 


350 X. Tierfang, Jagd, Bogelſchutz und Fiſcherei. 


$ 157, Sind aber Hirfche, Schweine oder anderes dergleichen Wild bei ſolchen 
Selegenheiten gefangen und getötet worden, fo müflen fie dem Jagdberechtigten, gegen 
Erfah des Schußgeldes, ausgeliefert werden. 


IE 16. 
. 8 33. Andere wilde Tiere! find in der Regel ein Gegenftand des freien 
Tierfange?. | 
1 Alſo nicht jagdbare Tiere. 
a. 8 34. Dahin gehören auch Wölfe, Bären und andere dergleichen fchädlidıe 
aubtiere. 
$ 35, Dod dürfen dergleichen Ziere (55 33, 34) in Wäldern und Jagd— 
tevieren von denjenigen, denen daſelbſt feine Jagdgerechtigkeit zufommt, 
nicht aufgefucdht, noch weniger Jagden! darauf angeſtellt werden. 
1 iiber Jagden fiehe hierunter die Erläuterung zu 2b. 


2. Beingnis zur Ausübung (Ansübuugsrecht) des freien Tierſanges. Daraus. 
daß Tiere dem freien Tierfange unterliegen, folgt noch nicht, daß ihnen jedermann 
nachitellen, fie fangen und dazu fremden Grund und Boden betreten darf. Dies iſt 
nur geftattet, foweit gefegliche Vorfchriften dem nicht entgegenftehen. Solche Bor: 
chriften beftehen zum Schuge des Grundeigentums und des Jagdrechts in den SS 9 
und 10 F. u. F. P. G., Teil II 16, 8 35 A. L. R. und 8 368 Nr. 9 u. 10 Str. G. B. 

Auch können, foweit in diefen Gefehen der Gegenftand des unbefugten Betreten: 
fremder Grundſtücke nicht erſchöpfend geregelt it, weitere Befchränfungen durch 
Bolizeiverordiungen angeordnet fein. Dies ift namentlich in bezug auf den Fang 
wilder Kaninchen mehrfach eelhchen. 

Im allgemeinen ift die Rechislage jür die Befugnis zur Ausübung des freien 
Tierfanges folgende: | 
: a) Der Jagdberechtigte, ganz gleich, ob als Eigentümer im Eigenjagbbezirt oder 

als Jagdpächter auf fremden Grund und Boden, darf den freien Tierfaug 
auf jede erlaubte Art ausüben. 

b) Der’ nicht jagbberechtigte Srumdbefiger darf auf feinem Grund und Boden die 
dem freien Tierfange unterliegenden Tiere fangen und töten, er darf aber in 
dem verpachteten Jagdreviere darauf Teine Jagden anitellen. | 

Unter Jagd im weiteren Sinne veriteht man nicht nur Die 
Berfolgung und Aneignung jagdbarer, ſondern auch anderer 
wilder ‚ wenn fie von Jaͤgern wie bei jagdbaren Tieren nad) 
weibmänniidden Regeln erfolgt; 3. B. eine Treibjagd auf wilde (ıridt 

jagdbare) Kaninchen. (Bol. Didel S. 489.) 

Des Schießgewehres oder anderer zur Jagd geeigneter Werkzeuge 
darf er fih mır mit Genehmigung des Jagdberedhtigten oder mit Erlaubnis: 
der Jagdpolizeibehörde (85 61 und 66 der Jagoordn) bedienen, andernfalls 
macht er ſich I ar aus 8 368 Nr. 10 Str. ©. 2. 

Eine Ausnahme befteht nur für Hannover nach der hannoverſchen Aagd: 
ordunmg von 11. 3. 1859 (X C 4 d. W.). Die dort dem Grundeigentümer 
auf feinen Gruudſtücken zuftehenden jagdlichen Befugniffe find im $ 3 bezeichnet. 

c) Berfonen, die weder zu den Sagbberechtigten noch zu ben nicht jagbberedhtigien 
Grundbefitern gehören, dürfen den freien Tierfang nur mit Erlaubnis des 
Grundbeſitzers und, foweit da8 Jagdrecht nach dem zu b Gefagten irgend: 
wie berührt wird, mit Genehmigung des Kagdberedhtigten ausüben. 

Bol. die Erläuterungen zu 8 61 d. Jagdordnung — XC 3 — und zu 
8 368 Biff. 10 Str. G. B. — XIAd.®. 

Über das Hecht der SFifchereiberechtigten zum Fange und zur Erlegung der der 
Fischerei ſchädlichen Tiere fiehe 8 67 der Jagdordunng und 8 45 des Fiſchereigeſetzes. 


— — — — mu — — 





C. Jagdrecht. 551 


C. Jagdredit.” 


| 1, Einleitung. 

1. folge der Neuerwerbiutg von Gebietöteilen und den in dieſen vielfach in 
Geltung gebliebenen Geſetzen ermangelte die SSagdgefehgebung Preußens der 
wünſchenswerten Einheitlichfeit. Cinzelne Gebiete der Jagdgejehgebung waren zwar in 
neuerer Zeit einer einheitlichen Regelung untergogen, eine endgültige die elung erfolgte 
aber eit im Sahre 1907 duch die vom Abgeordnetenhauſe bei Beratung des 
Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Ausuübung des Jagdrechts, in Vorſchlag 
gebradte und zum Geſetz erhobene Jagdordnung. 

I befteht für ganz Preußen, mit Ausnahme der Provinz Hannover, 
der Hohenzollernfhen Lande und der Inſel Helgoland, in der Hauptſache 
eine einheitliche Jagdgeſetzgebung. 

2. In Hannover gilt die ſich dort gut bewährte Jagdordnung von 11. 3. 1859. 
(Nr. 4 d. Abfchn.) 

Die Verpachtung der gemeinfchaftlihen Jagdbezirke ift dort reine Intereſſenten⸗ 
ſache; fie erfolgt durch Die von der Gefamtheit der Grundeigentümer (Jagdgenoſſen) 
erwählten Jagdvorſtände ohne Zutun der öffentlichen Organe (Gemeindevorſſeher ufiw.), 
wie im Gebiete der Jagdordnung von 1907 (8 16). 

Der Wildſchadenerſatz regelt jich nach den 88 23 und 25 der vorerwähnten Jagdordnung 
und nad) dem Wildfchadengefege von 21.7.1848. (Vgl. Anlage? zur. Hann Jagdorduung.) 

3. In den Hohenzollernſchen Banden gilt die Jagdordnung vom 10. 3. 1902 
1G. ©. ©. 33). Im weſentlichen enthält dieſe, namentlich auch in bezug auf Die 
Größe der Eigenjagdbezirke, die gleichen Grundſätze wie die preußifche Jagdordnung 
von 1907. Über die Urt der Nutzbarmachung der gemeinfchaftlihen Jagd — 
Nuhenlaffen, Beſchießen durch einen angeltellten Jäger oder öxffentlich 
meiftbietende Berjteigerung — beichließt der Gemeindevoritand. Vie Erträge aus 
der Sagbiurgung find unter die beteiligten Grundſtückseigentümer zu verteilen, können 
aber auch, fall durch Gemeindebefchluß beftimmt, der Gemeindekaſſe verbleiben. 
Diefer Beihluß bedarf der Genehmigung des Amtsausſchuſſes, falls Dagegen auch 
nur von einem beteiligten Grundftüdseigentümer Einſpruch erhoben wird. Die 
Jagdpachtverträge bedürfen fäntlichit der Genehmigung des Amtgsausſchuſſes. 

Eine Anderung oder die Aufhebung der Hohenzollernfchen Jagdordnung empfahl 
fh nad) fo kurzer Zeit des Beſtehens nicht, zumal auch einige darin enthaltene 
Beſtimmungen wegen der Enflaven den Örtlichen Verhältniſſen angepaßt find. 

4. Auf der Infel Helgoland beiteht eine vollftändig abweichende Segelung des Jagd⸗ 
rechte. Dort fteht die Jagd jeden: frei, der die Jagd⸗ und Gewehricheinitener zahlt. 
Kur die Schonvorfchriften Preußens haben dort namentlich wegen Schnepfen und 
Droſſeln Bedeutung, und gilt das frühere Wildfchongejeb von 14. 7. 1904 dort weiter. 

5. Inwieweit einzelne Teile des Jagdſcheingeſetzes vom 31. 7.1895 (©. S. 304) und 
des Wildfchongefeßes von 14. 7. 1904 (G. ©. ©. 159), die jegt in Die Jagdordnung 
anfgenomuien Kind, in Hannover, den Hohenzollernfchen Landen und auf Helgoland 
gültig geblieben find, ift bei den einzelnen Paragraphen der Jagdordnung vermerft. 

6. Einer einheitlichen Regelung entbehrt nur noch das Recht, wildernde Hunde und 
Katen zu töten und abgeworfene Geweihflangen ſich anzneignen. Hierüber gelten 
noch zum größten Teil die provinzialvechtlichen Beſtimmungen der Forſt⸗, Jagd-, 
und Holzorduungen der vergangenen Jahrhunderte. Sie find in den Abjchnitten X E 
und FD. W. und bezüglich der Geweihftangen auf S. 549 dargeſtellt. 


2. Zagdliche Vorſchriften ans Dem A. £. R.**) 
I 9 


8 128. Die Befſitznehmung durch die Jagd iſt erſt alsdann für vollendet zu 
achten, wenn das Tier tot oder lebendig in Die Gewalt des Jagenden gekommen iſt. 


— — — 


*) Bol. ©. 548. 
”») über bag Geltungbgebiet des A. I. R. fiche S. 549. 





553 X. Tierfang, Jagd, Bogelihut und Fiſcherei. 


5 129. (Ein Tier, welches bloß angejchoffen worden oder aus dem Rebe ent- 
kommen ift, befindet ſich noch in feiner natürlichen Freiheit. 

8 189. Iſt angefhoffenes Wilb entkommen, oder bat fouft bie n fıattgefunben, fo if 
TEE DE WERTE 
ei \ 120. Doch verſteht fi biefes nur vom angefchoffenen hohen Wilde, unb bie Anzeige geichteht 
auf Koſten des Berechtigten. 

Zu 86 189, 140. Das Recht der Jagdfolge, d. h. das Recht, angeſchoſſenes Wild 
auf fremdes dgebiet zu verfolgen, iſt durch 5 4 Abſ. 2 des Gel. v. 31. 10. 1848 
befeitigt, und ur haben diefe beiden Paragraphen ihre Öffentlicerechtliche Wirkung 
verloren. (8. ©. v. 26. 7. 1905, D. F. 8. 1906 ©. 842.) 

8 174. Inſofern jedoch jagdbare Bugvögel, außer der Hegezeit, mit Fiſcher⸗ 
negen unter dem Wafjer gefangen werden Tönnen, iſt folches dem Fiſcherei⸗ 
berechtigten erlaubt. 

175. Alle anderen Waflertiere und Amphibien, welche mit Fiſchernetzen, 
Angeln oder mit der Hand im Wafler gefangen werben, gehören dem Fiſcherei⸗ 
berechtigten. 

2 Syifchereigefeg S 45, X I d. W. 

II 16. 

30. Das Recht, jagbbare wilde Tiere aufzufuchen und fich zuzueignen, wird 
die Sa tigfeit genannt (T. I Tit. 9, SS 107 ee) ſich zuzueis 

37. Zur hoben Jagd werden gewöhnlich nur Hirſche, wilde Schweine, Auer: 
ochfen, Elentiere, Faſanen, Uuerhähne und shennen gerechnet. 

38. Wo die Provinzialgefege feine mittlere Jagd beftimmen, gehört alles 
übrige Wild zur niederen Jagd. 

8 44. Soweit als jemand zur Jagd berechtigt ift, kann er feine Befugnis, auf 
alle an fich erlaubte Arten das Wild zu jagen oder zu fangen, ausüben. 

8 58. Auch ein Jagdberechtigter darf Fein Selbftgeichoß legen. 

1 g 367 Nr. 8 Str. ©. B., XI A db. ®. 

59. Fuchseiſen oder Schlingen dürfen nur an abgelegenen Ortern uud mit 
folcher Vorficht, daß dadurch weder Menfchen und Vieh, ohne eigenes grobes Ber: 
jehen der erfteren, zu Schaden lommen Türmen, gelegt werden. (X. I Tit. 9, 88 152, 153.) 

1 Das Aufitellen von Schlingen, in denen fich jagdbare Tiere oder Kaninchen fangen 
tönnen, tit nach 8 41 ber Jagdordnung ganz allgemein verboten. Nur die Musübung 


bes Dohnenftiegs mittel8 hochhängender Dohnen it noch geitattet. 
Strafdeftimmungen: Jagdordnung S 77 und Str. G. B. 8 299. 


3. Zagdordunung. 
Bom 15. 7. 1907. (Prß. G. ©. 207.) 


Geltungsbereich. i 

Die Jagdordnung gilt für den Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß de 

Provinz Hannover, der Hohenzollernfchen Lande und der Inſel Helgoland, — Bol. 
die Einleitung zu dieſem Abſchnitt unter C 1 und die Ausführungsanmweifung zur 
Jagdordnung, Anlage 1. 
Eriter Abſchnitt. 
Umfang de Jagdrechts. 
8 1! Zagbbare Tiere find: 

a) Eich, Note, Dam, Reh⸗ und Schwarzwild, Hafen, Biber, Otter,‘ Dachie, 
Füchſe, wilde Katzen, Edelmarder ; 

b) Uuers, Birke und Hafelwild, Schnee, Reb⸗ und ſchottiſche Moorhühner, 
Wachteln, Faſanen, wilde Tauben, Drofjeln GKrammetsvögel), Schnepfen, 
Trappen, Brachvögel, Wachtellönige, Kraniche, Adler (Stein, See, Fiſch⸗, 
Schlangen, Schreiadler), wilde Schwäne, wilde Gänfe, wilde Enten, alle 
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anderen Sunpf- und Waflervögel mit Uusnahme der grauen Neiher, der 
Störche, der Taucher, der Säger, der Kormorane und der Bläßhühner.? 


R her 8 1 bes Wildfchongefetes; gilt als folcher in Haunover und Helgoland. 

2 Biffern 1, 2 der Ausführ.»Unm., Aninge 1. 

3 In den Hohenzollernſchen Lauben find nach der Jagdordnung v. 10. 3. 1902 
&. S. ©. 33) jagdbar: Rot, Dam, Schwarz. und Rehwild, Hafen, Dachſe, Nebhühner, 

afelhüähner, jchottifche Moorhühner, Wachteln, Faſanen, Wildenten, Wildtauben, Schnepfen, 
Bekaſſinen, Uuer und Birtwild. 

4 Durh die Jagdbarerklärung der Fiſchotter wird die Beitinnmung bes 8 45 des 
Fiſchereigeſetzes, wonaͤch es dem —— geſtattet iſt, Fiſchotter ohne Ans 
wendung von Schußwaffen zu töten oder zu fangen und für ſich zu behalten, nicht berührt. 
5 Enus-(Gtein-)Maıber und Iltis gehören nicht zu den jagdbaren Tieren. 

s Waldſchnepfe, Pfuhlſchnepfe und Bekaſſinen. 

7 8 den jagdbaren Xieren würden Niernad unter anderen zu rechnen fein ala 
„Sumpfs und ervögel” der Kiebig und die Möwe; beibe Bögel der Sonbgefebgebung 
au unteritellen, bietet den Vorteil, daß durch biefe gu ihrer Erhaltung ein Schub aus⸗ 
geipraden werden Tann, welcher deshalb erwuͤnſcht iſt, weil beide Vögel als Inſektentilger 
und Gierleger zu den nügliden zu rechnen find. Auch die Drofieln allgemein als Jesb- 
bare Tiere zu erflären, enıpfiehlt fi, weil dann bie Erhaltung biefer Tierart im Wege 
der Jagdgeſetzgebung geregelt werden Tann, ohne daß der Yang, welcher für viele Berfonen 
eine nicht unerhebliche Einnahme darbietet, ganz verhindert wird. ' 

Allgemein ausfcheiden aus der Klaffe der en Tiere ſoll das früher noch in 
der Provinz Hannover und dem ehemaligen Kurfürſtentum Heffen jngöbare Kaninchen. 

Ausdrucklich muß hierbei hervorgehoben werden, daß durch vorſtehende Regelung der 
Zegbbarkelt der wilden Tiere nichts an den beitehenden Beitimmungen hinſichtlich dei 

echte an jagdbaren Tieren geändert wirb. 
dr Hannover 3. B., wo der Krammetsvogel fon bisher jagdbar war, würbe die 
Borſchrift desg 3 Abſ. 2 zu 1 der Hannoverſchen Jagdordnung vom 11. März 1859 (Hannoverfche 
weich anımlung I ©. 159) aufrecht erhalten bleiben, nach der jedem Grundeigentümer 
die Befugnis auftebt, auf feinen Srundjtüden den Bogelfang, aljo auch ben Krammets⸗ 
vogelfang, in hochhäͤngenden Dohnen auszuüben. (Begründ. 3. Wildfchongef. S. 13.) 


Bo 82: 1. Das Jagdrecht ſteht jedem Eigentümer auf feinem Grund und 
oden zu. 

2. Eine Trennung des Jagdrechts von Grund und Boden kann als dingliches 
Recht künftig nicht ftattfinden. 

2 Srüher S 2 und $ 3 Abſ. 1 Say 1 bes Geſetzes, betreffend bie Aufhebung bes 
Jagdrechts auf Fremden: Grund und Boden, vom 31. 10. 1848. fr 

Bol. Biffer 3 der Ausjühr.-inweifg., Anlage 1. 

3 Das den Srundeigentümer verliehbene Jagdrecht unterliegt in betreff des Nechts 
zur Uusübung der Jagd aber ben Seicränfungen biefer Jagdordnung. 

5 In Schleswig ⸗Holſtein iſt Die Jagd am Meeresſtrande frei, denn der Meeresitrand 
gehört dort nach gemeinrechtlichem Grundſatze dem Könige und iſt dadurch dem Privat» 


verfehr und dem ausfchlieglichen Privatbefig und Nugungsrert entzogen. 
(Ob. Appell. v. 14. 9. 172) ' 8 


8 3. Das Jagdrecht darf nur außgeübt werben auf Jagdbezirken (Eigenjagd- 
bezirken und gemeinfchaftlichen Jagdbezirken) und auf Orundflächen, die Eigenjagd- 
bezirlen angefchloffen oder gemeinjchaftlichen Jagdbezirken zugelegt find. 

2 Biffer 4 der Ausfuühr.⸗Anweiſ., Unlage 1. 


Zweiter Abſchnitt. 
Jagdbezirke. 


8 4. 1. Eigenjagdbezirke können gebildet werden aus ſolchen, demſelben 
@igentimer,'* beim Miteigentum denſelben Miteigentümern gehörigen Grundflächen, 


welche 
dauernd und vollſtändig gegen den Einlauf von Wild eingefriedigt 
ſinds oder 


2. in einem oder mehreren Gemeinde⸗-Guts⸗)Bezirken einen lands oder forft- 
wirtſchaftlich benutzbaren Flächenraum von wenigſtens 75 ha ein⸗ 
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nehmen und in ihrem Zujammenhange durch kein fremdes Grundſtück unter: 
brochen werden. Die Trennung, welche Gewäfler und Deiche, ebenſo Wege.’ 
Kanäle und Eifenbahnen mit Zubehörflächen (Scuäftreifen, Ausfchadhtung::. 
Anſchüttungs⸗Flächen, Bahnhöfe und ähnliches) bilden, wird als eine Unter: 
brechung des Zuſammenhanges nicht angeſehen. Dieſe Flächen werden Den: 
angrenzenden Eigenjagdbezirk angeſchloſſen,“ falls nicht der Inhaber den 
Rn: ablehnt; liegen fie zwiſchen verichiedenen Jagdbezirken, fo erfolgt der 
Anſchluß bis zur Mitte. Befindet der Grenzweg fid) aber im Eigentum dee 

Inhabers eines angrenzenden Eigenjagdbezirkes, fo ka dieſem das Jagdrecht 

auf dem ganzen Wege zu. Lehnt der Inhaber den Anſchluß nicht ab, fo kanu 

der Eigentümer der Fläche eine Pachtentichädigung verlangen; kommt eine 

Einigung über die Höhe der Pachtentſchädigung nicht zuftande, fo findet da: 

Verfahren nach 8 19 Anwenduvg 

in Eigenjagdbezirk kann allein ans Wegen, Deichen und Flüſſen,“ ſowie 

aus ſolchen längs Wegen, Kanälen und Eiſenbahnen een Zubehörftreifen,* 

die wegen ihrer geringen Breite eine ordnungsmäßige Ausübung der Jagd 

nicht geitatten,? nic gebildet werden. Derartige Flächen ftellen auch den 

nn F zur Bildung eines Eigenjagdbezirkes für getrennt liegende Grund⸗ 
en nicht ber. 

2. Uuf Eigeniagbbezirten, wide aus dauernd und vollitändig gegen den Einlauf 
von Wild eingefriebigten Grundflädden gebildet find,® ohne dem Griordernig der 
Biffer 2 Abf. 1 zu entfprechen,? darf die Jagd auf Flugwild nur mit Genehmigung 
der Sagdpolizeibehördeld. 11 ausgeübt werden. Das erlegte oder — Flugwiſd 
muß, wenn es in benachbarten Jooddeziten heimiſch ift,?? an Die Inhaber Der letzteren 
gegen Zahlung vor Schußgeld abgeliefert werden? Bei Erteilung der Ge— 
nehmigun ift darüber Beitimmung zu treffen, welche Ylugwildarten erlegt werben 
dürfen, ob und an wen die Ablieferung des Flugwildes zu erfolgen Hat, und weldes 
Schußgeld dafür zu entrichten ift. | 

3. Darüber, ob eine Grundfläche dauernd und vollftändig gegeu den Einlanf 
von Wild eingefriedigt tit, ob und unter welchen Bedingungen bier Die Jagd aut 
Flugwild ausgeübt werden darf, vder ob die unter Biffer 2 Abf. 2 aufgeführten 
Grundflächen zur Bildung eines Eigenjagbbezirfes oder zur Herftellung des Zuſammen⸗ 
hanges geeignet find, entfcheidet auf Antrag eines Beteiligten die Jagdpolizeibehörhe.' 

egen deren Entſcheidung findet innerhalb zwei Boden die Beichwerde an den 
Bezirksausſchuß ftatt. Der Beſchluß des Bezirksansſchuſſes ift endgültig. 

4. Die Bildung eines Eigenjagbbezirkes ift auch dann zuläffig, wenn die dafür 
in Betracht kommenden Grundflüde in mehreren Landesteilen liegen, tn Denen die 
gefeglichen VBorichriften über die Bildung eines Eigenjagdbezirkes voneinander 
abweichen. In diefem Falle Tommen die für den größeren Teil der Grundftüde 
geltenden gefeglichen Borfchriften zur Anwendung. Bei gleicher Größe ijt dasjenige 
Geſetz maßgebend, welches den größeren Flächeninhalt für die Bildung eines Gigen: 
jagdbezirkes erfordert.!* 

a Biffern 5, 6 der Ausf⸗Anweiſ. Unlage 1. 

1@ Nur der Eigentümer ift zur Bildung eines Eigenjagdbezirtes berechtigt, nicht auch 
derjenige, der zwar zuſammen 75 ha befigt, von denen ihm aber nur 3. B. 40 ha zu 
Eigentum gehören, während die Übrigen von ihn nur gepachtet find. (St. B. A. 9. &.5115.) 

2 Der S 4 Tennt zwei Arten bon Eigenjagdbegirken: 

a) 1nabhängig non dev Größe, gegen Einlauf von Wild ceingejriedigte Grund⸗ 

fläden, um 

b) zufammenbhängende, land- und forſtwirtſchaſtlich beuugbare Srundflächen bon 
mindeſtens 75 ha Größe. 

Zu a. Flugwild kann durch gewöhnliche Einfriedigungen nicht abgehalten werden. 
tiber die Tötungehefugnis von zlugwild in diejen cingefricdigten Eigeujagd⸗ 
bezirten enthält der Abſatz 2 Sondervorſchriften. 

Zub. Die Flähen müffen benugbar fein, d. h. es kommt nicht auf dic tatlächliche 
Nutzung zu land» und forftwirtfchaftliden Zwecken an, fondern darauf, daß bie 
Flächen zu dieſer Nutzung überhaupt geeignet find, oder daß fie der Ermöglidung 
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land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Zwecle ihres Eigentümers dienen. Chauſſeen, Eiſen⸗ 
bahnen, Kanäle, öffentliche Plätze können daher trotz ihrer entiprecdhenden Größe 
niemals Eigenjagdbezirken erklärt werden. Andererfeits können z. B. Milttär- 
übungspläge, die zwar einer land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Nutzung nicht dienen, 
hierzu aber verwendbar ſind, Eigenjagdbezirke darſtellen. | 

Zu den land» und foritwirtichaftlich benußbaren Flächeuraume gehören aud) 
Wafferflächen, infoweit fie eine landwirtichaftlide Nutzung (Fiſcherei, Erzeugung 
von Gras, Binfen, Schilf, Rohr, Tränken von Bieh, Halten von Geflügel zum 
Nuten der Landiwirtichaft des Gewäſſer⸗Beſitzers) gewähren. 

> Kreis und Provinzial⸗Chauſſeen, öffentlide Wege, Triften. 

* Diefe Flächen find alſo Eraft Gefeges jeden angrenzenden Eigenjagd- 
bezirk ohne weitere3 angeſchloſſen, und der Inhaber des Jagdbezirles kann Darauf 
jagen, ohne erſt den Eigentümer der Wege, Gewäſſer, Eiſenbahnen ufiv. un: die Erlaubnis 
anzugehen. Die Eigentümer ne Flächen find aber bevechtigt, eine Pachtenſchädigung 
zu verlangen. — Der Eifenbahnfisfus hat auf diefes Recht unaieh ein gleiches ſteht bon 
den Brobinzen und Kreifen bezüglich der Provinzial» und Streischauffeen zu erwarten. — 
Wird bei dem ve des Eigenjagdbezirked der Antrag u Padıtetihäbigung geſtellt, 
und geht er auf die Entſchädigung ein, fo findet, falls eine Einigung über bie Höhe nicht 
zuftande Tommi, das Berfahren nad 8 19 ftatt. Lehnt ev aber die Pachtentſchaͤdigung 
ganz ab, dann fcheiden die Flächen aus feinem Eigenjagddezirt aus, fie gehören dann zum 
genteinfchaftlicden Jagdbezirke de3 Gemeinde⸗Guts⸗)Bezirkes (8 7), oder es ift mit Ihnen 
nad) Maßgabe der 85 8 bis 10 zu rn Haie oder die Jagd ruht darauf. In letzterem 
Falle ift jede Jagdausuübung darauf ftrafbar aus 8 292 Str. G. 2. 

Ein Recht, diefe Flaͤchen don bomberein von den Eigenjagdbezirken auszuschließen, 
fteht nur den Unternehmern von Schiffahrtsfanälen nah 8 13 Abi. 2 zu. 

Die Ausübung der Jagd auf aU diefen angefchloffenen Flächen iſt felbftredend nur 
zuläjftg. ſoweit polizeiliche Borfchriften dies nicht verbieten, wie die Eiſenbahnbetriebs⸗ 
ordnung bezüglich des Eiſenbahnplanums, oder 8 367 Ziff. 8 Str. G. B., betreffend 
Schießen an von Menſchen beſuchten Orten, 3. 2. öffenttiggen Wegen. 

Daß auf diefen Flächen gefundene wild, 3. B. das durch Anſliegen an die 
Telephondrähte getötete Flugwild, das durch einen Gieenbahn ug getötete Wild, gebbrt 
Dem Sagdberechtigten desjenigen Jagdbezirkes, dent fie angefchloften jind. Sind eng ächen 
infolge Ablehnung der angrenzenden Eigenjagdbeſitzer einen Jagdbezirk nicht angeſchloſſen, 
und rubt die „Jagd darauf, fo gehört das Yallwild dem Eigentüner biefer Flächen (Bahn: 
fiskus, Privateiſenbahngeſellſchaft, Kreis bei Kreischauſſeen un) 

Über Verwertung des innerhalb forftfistaliicher Fagdbezirke auf fiskalifchen 
ah arnofkngen gefundenen Fallwildes dgl. 8 65 Arınt. 4 der Föriter-Dienjtinftruftion. 
Abſchn. . W. 

| g" ben gemeinfchaftlichen Jagobezirken werden diefe Flächen mitverpachtet, und bie 
daran entfallenden PBachtbeträge fließen der Gemeindekaſſe zu, ſoweit die Eigentümer der 
zztläden darauf verzichten. ür die Gemeindewege jtehen der Gemeinde immer die 
anteiligen PBachtbeträge zu. ® B. H. 6 bis 9) 

s Fluſſe Tonnen auch dann keinen Eigenjagdbezirk bilden, wenn fie als Privat- 
ſtüſſe im Eigentum einer beſtimmten Perſon ſiehen oder in land und forſtwirtſchaftlicher 
Art genutzt werden. (ſt. B. U. H. ©. 13.) Das gleiche trifft bei Kanälen zu. 
(A. a. O. ©. 16.) 

“3.8. die längs des Nordoſiſeekanals belegenen Streifen. 

7 Die Jagd erfolgt vielmehr immer auf Roften der Angrenzer. 

s Der Grundeigentümer ift zur Jagdausubung auf felnen eingefriedigten Grund- 
ftüden erſt nach erfolgter Entſcheidung des Landrats darüber, day bie Einfriedigung 
jür dauernd und volljtändig zu erachten fei, befugt; jede frühere Jagdausuübung fällt als 
eine Auıberedhtigte unter $ 292 Sir. G. B. (MR. G. v. 14. 5. 188, D. J. B. 21 
S. 1 


.) 

Ob und inwieweit in einem eingefriedigten Grunbflüd die Jagd überhaupt ausgeübt 
werden kann, ift eine Frage des bürgerlichen Rechts, da eine Jagd auf Stüdwild, welches 
jchon im Eigentum und vollſtändigen Befitz fteht, nicht mehr möglich ift. So handelt e8 
ch nicht um „Jagd“, wenn 3. B. ein Reh, weldyes in einem engen Raum, mie einen 
Zoologiſchen Garten, eingehegt tft, getötet werden foll; fein Eigentümer ift jederzeit befugt, 
die Tötung vorzunehmen, ohne an die Jagdgeſetze gebunden zu fein. Wenn die Jagd 
möglich ift, dann fällt ihre Regelung unter das Sapond tz. 

Der letzte Abſatz des 8 39 (früher 8 2 des Wildſchongeſetzes) beſagt auch, daß in 
eingefriedigten Wildgärten die Tötung don Wild zur Jagd gerechnet werben kann, obgleich 
die Schonzeiten feine Anwendung finden. Man kann alfo in folcden eingefriedigten 
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36 Tieſer Abiay it in Bercck gi zieer, wenn Gigerisgbäezirte mit au 
Teiln ber Beovin, Sannober geb:itet merken Teten, bie Gröge der Cigenjgbkejirte ım 
Sonnsver fellt Eh auf 78,630 ha (5 2 d. Hennor. Zegdordn) 

8 5. 1. Die Bildung bet Eigenjagbbezirtes erfolgt Durd; den Gigenrumer, der 

auf ihm Ausſibuug des Jagdrechts befugt iit.! 
62 far er, für alle oder einzelne Grundflächen auf die Bilbung eines Ei;ecz- 
jagdbezirles zu i 29 fo eriolgt die Jagdbezirksbiſding aus den frei a 
Srundflähen nah Maßgabe der $5 7 bis 10. Ter Berzidit if, wenn die Jagd 
ausäbung auf ben Grundflächen verpachtet wird, für die Bauer der Padjverträge 
bindend und gilt als fortbeftchend, wenn er nicht ſpäteſtens ſechs Monate vor Deren 
Ablauf genommen wird; er bindet auch den Rechtsnachfolger.“ 

8, an den, einen —— bildenden Grundflãchen ein erbliches 
oder ein zeitlich ni Aränttes Nutzungsrechtꝰ oder ein Nießbrauch, jo tritt am die 
Stelle des Eigentümers der Rupung2bereditigte.& 7 


— — * 15 18 irentümers 8* Ausübung de Jagdrechts | das Ned. 
er gentümers zur 8 iegt 
Die agb felbft oder durch Angeftellte auszuüben, fie ruben zu laflen oder zu 
Kiel fugnis bebarf einer näheren Regelung bezüglich der Jagdausübung durd) angeitelite 
Jager und buch mehrere Miteigentüner (8 6). — Begrd. ©. 13. 

2 Ohne dieſe ausdrucklich vom Befiter abgegebene Erklärung kann ein Eigenjagd- 
bezirk niemals einem genreinfhaftlichen Sagdbezirke zugelegt werden. (8. B. U. S. 17.) 

s Bum Anflug | Slalifhen Eigenjagdbrzirkes ift die Geneh ng des 
Miniſters erforderlih. (M. %. v. 28. 12. 1892.) 

© Dadurch, daß der Verzicht nicht beliebig zurüdgezogen werden kann, ſondern für 
längere Belt auch für den Bra rg Ha bindend ift, kann bei der Nugung des gemein» 
a — da dbezirkes durch Berpachtung mit feiten Perhältniffen gerechnet werben. 

egrd. ©. 14. 

5 * B. beim Fideikommiß. 

® Auf einem Grundſtück, welches einen Eigenjagdbezirk bildet, ſoll nur ein d⸗ 
berechtigter vorhanden fein, entweder der Eigentümer oder ber Nießbraucher. Die Be 
ſtinimung im Abſatz 3 will nicht für das ganze Geſetz ben Nießbraucher ufm. dem Gigen- 
tünter gleichftellen, fondern nur für den all, daß ein Eigenjagdbezirk bereits vorhanden 
iſt, Indem beftimnit wird, daß In bdiefen der Nießbraucher ufw. an Stelle be Eigentümers 
gritt, jeboh nur dann, wenn der Nießbraud fich auf ben geſamten Eigenjagdbegirf 
bezieht. Sofern an Brundftüden, bie einem Eigentümer gehören, nur zun Xeil ein Nieß⸗ 
brauch oder ein IN es Nutungsrecht beſteht, muß die age, wer jagdberedhtigt ijt, von 
Fall gu Hall behandelt werden. Un ſich tft jagbberedhtigt der Kigentünter, wenn diejer 
einen Guterkompler befigt, der ben Unforderungen des Geſetzes entſpricht; er iſt jagd- 
aan au wenn bon einen Tell der Grundftüde ein britter einen Nießbrauch bat. 


A. H. ©. 17, 18.) 
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7 Nutzungsberechtigte im Sinne diefer Setimung find nicht bie Forſt— 
beamten als Nubnieher der Dienſtländereien. Vgl. B. ©. B. 8 1030 nebit Er⸗ 
läuterungen; XU A d. W. 

8 6. 1. Steht ein Eigenjagbbezirk im Miteigentum von mehr als drei Perfonen, 
fo Bart die Ausübung des Jagdrechts nur von höchitens dreien der Miteigentümer 
erfolgen. 

2. Juriſtiſche Perfonen, u ee ften, Kommanditgefellfchaften auf Aktien, 
eingetragene Genoſſenſchaften und Gejellichaften mit befchränkter Haftung dürfen das 
Jagdrecht auf Eigenjagdbezirten nur durch Verpachtung oder durch höchitens drei 
angeitellte Jäger! ausüben, oder fie müſſen es ruhen laſſen. 

3. Im ehemaligen Furfürftentum Helfen find die Jagden in allen Halbegebrauchs⸗, 
Märterichaftße, Intereſſenten⸗ u. dergl, Waldungen öffentlich meiftbietend zu ver: 
padıten. 

2 Bol. 8 27. 

® d. |. Waldungen innerhalb eines Gemeindebezirkes, die nicht der Gemeinde, jondern 
gewiſſen Gemeindenitgliedern gehören. 

8 Diefe dem 5 18 des Kurbeflifhen Jagdgeſetzes entiprechende Beitimmung ift, um 
dem mit Recht gefürchteten Cliquenweſen vorzubeugen, im Intereſſe der Eigentümer zweck⸗ 
mäßig aufrecht erhalten. (8.3. U. H. ©. 18.) Bgl. Ziffer 8 der Ausf.-Anm., Unlage 1. 

87. 1. Alle Grundflächen eines Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirkes, welche nicht zu 
einen Eigenjagdbezirfe gehören und im Qufanmenhange wentgfteng 75 ha um⸗ 
fafjen, bilden den gemeinfchaftlichen Fagbbezirk.! 

2. Mit Genehmigung des —— und wenn eine Stadtgemeinde beteiligt 
iſt, des Bezirksausſchuſſes, können jedoch aus ihnen auch mehrere ſelbſtändige, 
gemeinſchaftliche Jagdbezirke gebildet werden, von denen in der Regel aber 
keiner weniger als 250 ha im Zuſammenhang umfaſſen darf. Ausnahmsweiſe kann 
im Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft eine Herabſetzung bis zu 75 ha ſtattfinden. 

3. Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, und wenn eine Stadtgemeinde beteiligt 
ift, des Bezirksausſchuſſes, Tönnen die zur Bildung eines gemeinjchaftlichen Jagd⸗ 
bezirkes geeigneten Grundflächen eines Gemeinde⸗Guts⸗)Bezirkes oder Teile von 
ihnen mit gleichartigen, im räumlichen FR mit Innen ftehenden 
Srundflächen eines oder mehrerer anderer Gemeindes(Gut2-) Bezirke oder den Zeilen 
folcher zu gemeinfchaftlichen, im Zuſammenhang wenigftend 75 ha umfafjenden Jagd» 
bezirken vereinigt werden.? 

4. Die Berlegung eines Gemeinde⸗Guts⸗Bezirkes in mehrere ge- 
meinfchaftliche Saghdegirte, die Bildung gemeinfchaftlicher Jagdbezirke aus 
mehreren ganzen Gemeindes(Butd-)Bezirken oder aus Teilen folcher darf auf feinen 
fürzeren Zeitraum als auf ſechs Jahre erfolgen und gilt, wenn eine Berpachtung der 
Jagd in dem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke ftattfindet, wenigftens für die Dauer des 
Stagdpachtvertrages. 

5. Diejenigen Grundflächen, welche von einem über 750 ha im Zufammenhange 
großen Walde, der eine einzige Beligung bildet, zu mindeitend 90 %/, begrenzt werden, 
mühen dem Eigenjagdbezirt, zu dem diefer Wald gehört, auf Verlangen feines In⸗ 
habers angefchloffen werden. Diefes Verlangen ift ſpäteſtens bis zum Ablauf der 
Auslegungsfriſt der Wachtbedingungen (8 21) beim Jagdvorſteher anzumelden. Bor» 
ftehende Beftimmung findet Feine Anwendung, wenn die umſchloſſenen Flächen wenigitens 
75 ha im Bufammenhange groß find, oder wenn nach ihrer Abtrennung die übrig 
bleibenden Flächen des Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirkes 75 ha nicht mehr umfaſſen würden. 

2 Ziffer 9 ber Ausf.Anweiſ. Anlage 1. 

Es werben alfo nur gemeinfchaftliche Sanbbegirte zugelaffen, weldje im Bufanmen« 
bange die Mindeftgröße von 75 ha haben (Ausnahmen f. 88 9, 10), Heincre Trennſtücke 
aber anderen Jagdbezirken zugelegt. 

2 Diefe Ausnahme wird dann begründet fein, wenn gewiſſe Teile des gemeinfchajt- 
lihen Sagdbezirkes, anı Walde belegen, in hohen Maße unter Schaden bon Rot» und 
Schwarzwild zu leiden haben. Biwar fichere bie Möglichkeit, Not» und Schwarzwild zu 
erlegen, in der Regel eine hohe Jagdpacht. Infolge gleihmäßiger Verteilung des 
Bactgeldes auf alle Srundeigentünter bes Jagdbezirkes haben bie Gigentüner dieſer am 


X. Tierfang, Jagd, Bogelſchutz und Fiſcherei. 


>58 








Walde belegenen Grundſtũcke aber nicht den ihnen berhäfltuismäßig zuftehenden Rorteil 
während ihmen andererjeitS der Wildichaden ganz verbleibt. Wenn leßterer au wwehl 
von dem Jagdpächter voll zu entichädigen iſt, To bereitet das hierzu erjorderliche Berfahren 
doch meiſt viel Berdrup, jo dag diefe Ausnahme in gewiſſen Fällen bereditigt fein m!:d. 

3 Diefer Abſatz betrifft diejenigen Eufleven, welche zungenartig in eine über 750 ba 

oßen Wald, der zu einen Eigenjagdbezirkt gehört, hineinragen, alfo nur an irgend einer 

einen Stelle mit dem Hauptjagdbezirk zujanımenhängen. Steht die BerbindungSlin:e 
zur umfaſſenden Srenzlinie der Enklave in Berhäftnis von 1 zu 9, dam mu eine ſolche 
Enklave, vordehaltlih der im Schlußfate gegebenen Ausnahmen. dem Waldbeſitzer air 
jeinen Wunſch angefdjloffen werden. Die Pachtentfchädigung regelt ſich nach S 19. 

8 8. 1. Diejenigen Grundflächen eines Gemeinde-(Guts-)Bezirkes, welche nad 
SS 4 und 7 zu einem Jagdbezirke nicht gehören,? werden angrenzenden gemeiu- 
ichaftlichen Jagdbezirken zugelegt oder angrenzenden Eigenjagdbezirkn angetchlojten, 
vder e3 kann aus ihnen zufammen mit angrenzenden Grundflächen eines anderen 
Gemeindes(&ut3-JBezirkes ein beſonderer gemeinfchaftlicher, im Zufarnmenhang wenigſtens 
75 ha umfafjender — gebildet werden. 

2. Werden fie ganz oder größtenteilss von demſelben Jagdbezirk umfchlofjen, fo 
find fie zunächſt deſſen Inhaber oder Bertreter zum Anſchluß anzubieten.* 

» Biffer 10 der Ausf.-Anmwelf., Anlage 1. 

2 Es find dieß ganze Feldmarken oder die in auderen Jagdbezirlen enklaviert 
belegenen Treunftäde, welche nicht 75 ha groß find. Auch die einzeln gelegenen forit: 
und domänenfistalifhen Parzellen fallen unter diefe Beitimmung; fie find deu augrengenten 

dbezirten anzufchliegen. Das Jagdausũbungsrtecht fteht darauf dem Fiskus und feinen 

eamten uſw. aljo nicht mehr zu. Infolge dieſer Beſtimmmg Tonmen zum Anſchluß 
an andere Jagdbezirke ſiskaliſche Parzellen im Unifange von 33000 ha. 

3 d. 5. von mehr als der Hälfte. (Begrd. ©. 19. 

2 Die Zulegung einer ſolchen Enklave an einen Jagdbezirk bedarf nicht in jedem 
einzelnen Falle der Beftätiguing durch den Kreisausſchuß, fondern nur, wenu eine Einigung 
der beteiligten Jagdvorſteher nicht zuftande kommt (8 18). Ebenſo liegt die Ermittelums 
de3 Pachtpreiſes nur dann dem Kreisausſchuß ob, wenn eine Einigung über den Padı- 
prei3 zwiſchen den Befigern der Enklave und den Inhabern des umſchließenden Jagd⸗ 
bezirkes nicht jtattfindet (5 19). 

9 1. Wenn für den Fall, daß ein gemeinfchaftlicher Jagdbezirk nicht 
angrenzt, der AUnfchluß an einen angrenzenden Eigenjagdbezirk nicht möglidy iſt oder 
nicht zuftande kommt? und auch die Bildung eines bejonderen gemeinfchaftliches, im 
Zufanımenhange wenigftens 75 ha umfajjenden Sagdbezirfes nicht erfolgt, fo find die 
Grundflächen einem getrennt liegenden Jagdbezirk anzufchliegen oder zuzulegen. Zu 
diefem Zwed find fie, wenn fie nur einem Eigentümer gehören oder im Miteigertume 
mehrerer ftehen, und der Eigentümer (Miteigentüimer) zugleich Inhaber eines geirenut 
liegenden Eigenjagdbezirkes ift, auf Wunſch diefem zu überlajlen, unter der Voraus— 
jegung, daß fie mit den Grundflächen des Cigenjagdbezirtes eine land⸗ oder forit- 
wirtfchaftliche Einheit bilden.? 

2. Auch kann aus ihnen — allein oder in Verbindung mit gleichartigen Grund: 
flächen eines anderen Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirkes — ein felbitändiger, nicht 75 ha im 
Zufammenhang umfafjender gemieinfchaftlicher Jagdbezirk und, wenn fie nur einem 
Eigentümer gehören oder im Miteigentum mehrerer jtchen, Eigenjagdbezirk 
gebildet werden.‘ 

ı Biffer 10 der Ausf.Auweiſ. Anlage 1. 

2 i B. wegen zu hoher PBachtforderungen. 

3 (Sin derartiger Anfpruch des Eigenjagdbejigers rechtfertigt fid) allerdings nicht nıchr, 
wenn Enklave und Cigenjagdbezirt räumlich fo weit getrennt liegen, daß fie als ein 
twirtiehajt iches Ganzes nicht mehr angefehen werden können. (8. B. U. H. ©. 24.) 

4 Abſatz 2 bezieht fi) auch auf die von nicht peeuhiiden Staaten oder bon 
Meere umſchloſſenen Ländereien. (Bet. S. 19 u. K. B. A. H. S. 24) Er kann auch 
dann zur Geliung kommen, wenn der Anſchluß ſolcher Grundflächen von allen Angrenzern 
abgelehnt wird. 

8 10. Werben im Falle des 8 8 Abſ. 2 die Grundflächen von einen über 
750 ha im Bufammenhange großen Walde, der eine einzige Befikung bildet, ganz 
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oder größtenteils? uniſchloſſen, und lehnt der Inhaber des Eigenjagdbezirtes, zu dem 
Der Wald gehört, den Anſchluß ab, fo kann aus ihnen, wenn die im $ 8 Abj. 1 und 
S 9 Abf. 1 vorgefehenen Maßnahmen nicht zuftande kommen, an Stelle der im $ 8 
Abſ. 1 und 8 9 Abſ. 1 vorgefehenen Maßnahmen ein jelbitändiger, nicht 75 ha im 
Zufammenhang umfafjender gemeinjchaftlicher Yagdbezirk, und wenn die Grundflächen 
ur einem Eigentümer gehören oder im Miteigentum mehrerer jtehen, ein Eigen: 
jagdbezirt gebildet werden.“ 


2 Ziffer 10. der Ausführ.⸗Auweiſ., Anlage 1. 

2 d. h. von mehr al3 der Hälfte. 

3 Diefe Beſtimmung über Waldenklaven tritt aljo nur in Kraft, wenn der Befiger des 
umifchließeriden Waldes die Anpachtung der Jagd auf der Enklave auch nach Feitiegung 
des Padıtpreifes durch den Kreisausſchuß abgelehnt Hat, und wenn die Berfuche, für die 
Entlave einen Anſchluß an einen anderen Jagdbezirk zu finden, geicheitert find. 

Durch die Ablehnung der Anpachtung kann fich der Waldbefiger nicht von der Läftigen 
Pflicht des Wildſchadenerſatzes befreien. Er bleibt auch ſelbſt dann wildjchadenerfahpflichtig, 
wenn aus der Enklave ein felbjtändiger Eigenjagbbezirt gebildet wird (S 53 Ab). 2). Das 
einzige Mittel, ſich des Wildſchadenerſatzes % entziehen, beiteht dann nur in der Eins 
atterung des Woldes, un dent Wilde Das Wustreten unmöglich zu machen. 


$ 11. 1. Die nach SS 8 und 9 getroffenen Maßnahmen bleiben in Kraft, bis 
eine anderweite Regelung erfolgt; vor Ablauf von 6 Sahren darf die Neuregelung 
— ımbefchadet der Beitimmung im 8 14 — nicht erfolgen. Dasſelbe gilt von der 
Anpachtung dev im 8 4 Abſ. 1 Ziff. 2 Sag 2 bezeichneten Flächen durch den Sn» 
haber des angrenzenden Eigenjagdbezirkes. 

2. Wenn im alle des 5 10 ein Jagdbezirk gebildet ijt, ift der Inhaber des 
umſchließenden Jagdbezirkes jederzeit! befugt, den pachtweifen Unfchluß der umſchloſſenen 
Flächen zu verlangen, und zwar auch dann, wenn der Jagdbezirk verpachtet iſt. 


2 d.h. wenn er wolle, aljo aud) unmittelbar nachdem ein anderer die Jagd auf 
der Enklave erpacdhtet hat. Hierdurch fol die Härte ausgeglichen werben, die darin liegt. 
daß der Inhaber des umliegenden „sagbbegirkes in allen Fällen den Wildfchaden auf dei 
Entlave zu tragen hat — 8 53 Abi. 2. (8.8.9.9. ©. 17.) 


8 12. 1. Werden Grundflächen einen gemeinschaftlichen Jagdbezirke zugelegt, 
jo gelten fie al3 deſſen Teile.! 

2. Der Anſchluß an einen Eigenjagdbezirt erfolgt pachtweije nad) den Werte 
der Jagdnutzung. Der Wert iſt nad den Grundſätzen einer pfleglichen Be⸗ 
handlung der Jagd zu ermitteln. Der Breißermittelung Ki, abgefehen von alle 
des 5 4 Ubl. 1 Ziff. 2 Abſ. 1, miindeitend die Pachtpreiſe benachbarter Yagdbezirke: 
unter Berädfichtigung der bejonderen jagdlichen Verhältniſſes der zu verpachtenden 
Grundflächen zugrumde zu legen. 


2 Dur die Beſtimmung, daß Grundflächen, die einem gemieinfchaftlichen Jagdbezirke 
zugelegt find, als dejien Teile gelten, foll zum Ausdruck gebracht werden, daß es fich Hier 
nicht wie bei dem Anſchluß an Eigenjagdbezirke um Bachtverbältntife handelt, fondern daß 
die zugelegten Grundflächen mit den anderen Grundflächen des geimeinichaftlicen agd⸗ 
bezirkes eine rechtliche Gemeinſchaft hinſichtlich der Verwaltung und Vertretung, der Rechte 
Hagdvertrage) und Pflichten (Wildſchadenerſatzz der Jagdgenoſſen uſw. bilden. (Begr. 
S. 20.) Bol. Ziffer 11 der Ausf⸗Anweiſ. Anlage 1. 

2 Den Enklavenbeſitzer ijt die Pachtentſchädigung nicht nur lediglich nach den Jagd⸗ 
ertrage zu bemelien, ſondern durch diefe Faſſuns ſoll ausgedrüdt werden, daß bei der 
Feſtſezung auch die Liebhaberpreiſe, die in Der Gegend unter gleichen jagdlicden Ber: 
haltniſſen gezahlt werben, zu berüdfichtigen find und dem Gufiabenbe iger zugute kommen. 
Diefe Liebhaberpreiſe find ader felbitredend nicht auch auf die inı 8 4 Abſ. 1 Ziff. 2 Abſ. 1 
aufgeführten Wege, Kanäle, Eilenbahnen uf. anzuwenden. (St. B. U. 9. ©. 5445.) 

5 Die befonderen jagdlidhen Berhältnijfe find zu berüdfihtigen Sit 
z. B. auf einer Enklave bislang die Jagd in dev Weife erfolgt, daß durd Fütterung das 
Wild mit Abſicht herübergezogen und dann ohne Schonung ein Abſchuß Desjelben vor— 
genommen ift, fo wird unter Jolchen Umſtaänden es nicht als gerechtfertigt bezeichnet werden 
unen, die Zahl des erlegten Wildes der Ermittelung des Preiſes zugrunde zu legen. 
(ft. ©. 26.) 


. A. H. S. 


560 X. Xierfang, Jagd, Bogelſchutz und Ziicherei. 


8 13. 1. Die Eigentümer find befugt, zur Fiſcherei dienende Gern unb 
die zur Bildung von Eigenjagdbezirken nicht geeignet find, einichließlich Der in ihmen 
liegenden Inſeln, foweit diefe ganz ihnen gehören, von dem gemeinfchaftlichen Jagd⸗ 
bezirk auszufchließen.!. 2 

2. Durch die Sfagdpolizeibehörde kann das gleihe Recht den Unternehmern 
von Schiffahriäfenälen für beftimmte Grundflädhen 3 eftanden werden,® fofern Tat⸗ 
fachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, R: die Ausübung der Jagd mit 
den Rüdfichten der Betrieböficderheit unvereinbar ift. 

3. Gegen die Berfügung der Sagdpolizeibehörde ift die Klage im Berwaltungs- 
ftreitverfahren zuläffig. 

4. Auf den außgefchlsfienen Grundfläden muB während der Dauer bes Aus 
fchluffes die Ausübung des Jagdrechts ruhen. 

5. Spätejtens bi3 zum Ablauf der Auslegefriſt der Pachtbedingungen (8 21) 
ift der Ausſchluß beim Jagdvorfteher anzumelden. 

6. Die ausgefchlofjenen Flächen werden bei Feitftellung der Mindeftgrüöße der 
gemeinjchaftlichen Jagdbezirke (88 7 bis 9) angercchnet.* 

2 Das früher beftehende Necht, auf weniger al3 75 ha großen Seen und zur 

ifherei eingerichteten Teihen ben Gigentümern die Jadausũbung gu geitatten, 

ilt aufgehoben. Der ber Fiſcherei gu gewährende Ehuk ift aber erweitert: nnmeal find 
bie Eigentünter der zur zyifcherei dienenden Seen und Teiche befugt, fie nach diefem 
Baragraphen aus dem genieinſchaftlichen Jagdbezirk auszuſchlieken, um fich gegen daS bie 
Fiſcherei ftörende Bejagen zu ſchützen. Dann find die Eigentümer und Pächter nad) & 67 
aud befugt, mit Genehmigung der Sagdpolizeibehörde der Fiſcherei ıchädliche Tiere, wenn 
ein Schaden feitgeftellt ift, zu fangen und mit Anwendung von Schußwaffen zu 
erlegen. 
Durch die neue Jagdordnung ift den Befitern ifoliert gelegener Höfe das bisherige 
Recht des Ruhenlaſſens der Jagd auf ihrem Grundbeſitz genommien worden, denn e3 bat 
zu Nachteilen der umſchließenden Jagdbegzirke geführt; die Beſitzer haben fih auch hä 
nur günftige Gelegenheit zum Wilddieben verfchaffen wollen. (Vgl. K B. A. H. S. 7 u. 28) 

3 Ein gleiches Recht iſt den Unternehmern von Eiſenbahnen nicht zuerkannt 
Die Eiſenbahnflächen ſind alſo den Jagdbezirken anzuſchließen, falls bie Indatc der 
Jagdbezirke den Anſchluß nicht ablehnen (vgl. 8 4). 

4 Dadurch wird vermieden, daß ein Gebiet, welches bifher die Mindefigröße — 
75 ha — gehabt hat, nad Ausſchluß der Flächen die Eigenfchaft als gemeinfchaftlidher 
Jagdbezirk verliert. (Begrd. ©. 22.) 


14. 1. Wenn Grundflähen, die zu einem verpachteten gemeinichaftlichen 
Jagdbezirk gehören, dauernd und vollftändig gegen den Einlauf von Wild eingefriedigt 
84 Ubf. 1 Hiff. 1) oder mit anderen Grundflächen zu einer zuſammen⸗ 
hängenden Fläche von 75 ha im Sinne des 8 4 Ubi. 1 Biff. 2 vereinigt werben, 
fteht die eigene Musübung des Jagdrechtes auf ihnen dem Eigentümer mit Ablauf 
eines jeden Pachtjahres zu, fofern er den Vertreter und den Pächter des gemein 
[hellen Jagdbezirkes Pech Monate vorher von der Ubficht in Kenntnis gelegt hat, 
aß er von der ihm zuftehenden Befugnis Gebrauch machen will. In dieſem Fall 
erhält der Jagdpächter die Berechtigung, zum gleichen Beitpunfte von dem Jagdpacht⸗ 
vertrag zurüdzutreten, wenn er den Bertrag fünf Monate vorher auflündigt.! 

2. Berfiesen die Grundflächen die Eigenſchaft eines Einenjagbbezirkes, fo fallen 
fie beim Vorliegen der Vorausfegungen des 8 7 Abſ. 1 dem gemeinfchaftlichen Jagd⸗ 
bezirt ihres Gemeinde⸗(Guts⸗Bezirkes von felbjt zu, andernfalls ift über fie nad 
Maßgabe der Vorfchriften in den 88 7 bis 10 zu beftimmen, ſoweit nicht der Eigen⸗ 
tümer fie nach 8 13 vom gemeinfchaftlichen Jagdbezirk ausſchließt. Werden fie hierbei 
einem verpachteten gemeinfchaftlichen Jagdbezirke zugelegt, fu erhöht ſich der zu zahlende 

achtpreis in Berbälmi des neuen räumlichen Umfanges zum bieherigen Umfang des 

agdbezirkes. Der Pächter ift jedoch befugt, von dem Pachtvertage zurückzutreten, 
wenn der neue räumliche Umfang den bisherigen Umfang des Jagdbezirkes um mehr 
als ein Zehntel überſteigt. 

1 Durch dieſe Beſtinimung werben die Rechte der Grundbeſitzer, der Jagbpächter und 
ber Gemeinden gleihmäßig gewahrt. Der Grundbefiger tritt baltigft in den Genuß des 
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Jagdrechts auf den von ihm erworbenen Grundflächen, dem Jagdpächter wird das Recht 
ewährt, beim Ausſcheiden von Grundflächen aus dent von Ihm gepachteten gemeinſchaft⸗ 
ichen Jagdbezirke den Pachtvertrag zu kündigen, und bie Gemeinde wird durch bie in 

ir Pehuchteit einer rechtzeſtigen Neuverpachtung vor Schaden geſchützt. (K. B. 


8 15. Die Vorſchrift in den 88 5 und 6 des Kurheſſiſchen Geſetzes,? das 
Zenreit und deſſen Ausübung betreffend, vom 7. 9. 1865 Ru. Geſetzſamml. 
. 571), daß erſt nach Erſtattung des für ein Grundſtück gezahlten U U nastapitale 
in die Jagdausübung eingetreten werden darf, bleibt beftehen mit der Maßgabe, daß 
an Stelle des dort zugrunde gelegten Umfanges des Grundbeſitzes von 100 Caſſeler 
Morgen ein foldjer von 75 ha tritt, und daß Die Jagdgenofjenichaft an Stelle der 
Gemeinde tritt, foweit die Erträge der Kagd nicht mehr der Gemeindekaſſe zufommten.® 


1 In Kurheſſen (Reg.Bez. sone) beitand früher die Jagd auch als Regal (vgl. 
Einleitung unter A dieſes Abſchn.). Die Gemeinden erhielten erit bie dberechtigung, 
nachdem fie an die früheren Jagdberechtigten ein Abldfungskapital don dgr. für den 
Caſſeler Ader zahlten. Dafür flofien dann aud) fämtliche Jagdpachtgelder der Gemeinde⸗ 
kaſſe = und nicht den einzelnen Srundbefitern. 

genjagdbeliger mußten dann zur Grlangung des Jagdrechts für die zu ihrem 
igenjagbbrgir gehörigen Ylächen bie Abloſungskapitalien der Gemeinde wieder erjegen. 

2 Diefe Paragraphen lauten: 

8 5. Derjenige, welcher in einer Gemarfung, in der die Gemeinde die Jagd- 
berechtigung abgelöft hat, ein zufammenhängendes Grundeigentum von mindeßens 
100 Eafjeler Adern befizt oder nachträglich erwirbt, ift zur Ausübung auf dem- 
felben erſt nach Erftattung des auf jein Brundeigentum entfallenden Betrages des 
von der Gemeinde gezahlten Ablöfungsfapitals und erft nach Ablauf der beftehenden 
Jagdpachtverträge beredhtigt. ug 

8 6. Sobald durch Teilung oder Deräußerung ein Grundbefi, auf welchem 
dem Eigentümer felbft nad $ 4 die Sagdausäbung zuftand, Peiner als 100 Caſſeler 
Ader wird, hat die Gemeinde, vorausgefett, daß ihr die Sagdansübung in ihrer 
Gemarkung zufteht, gegen Erftattung des auf das fragliche Grundftüd entfallenden 
Abldfungsfapitals in die Sagdausübung einzutreten. 

Diefe Beitimmungen find aufrecht erhalten, mit ben durch bie geranfiegung der 
Mindeitgröße der Angdbegirte don 100 Eaffeler Adler auf 75 ha bedingten 
Änderungen. Das Recht bes Eigentümers ober ber Gemeinde, die agb auszuüben, 
wird entweder erſt wirkſam, wenn der Srundbefig im Zuſammenhange 75 ha erreicht 
oder unter biefen Unifang ſinkt, ebenfo entfteht er in dieſem Uugenblid die wechfeljeitige 
Erſtattungspflicht hinfichtlich bes ettva gezahlten Ublöfungstapitald. Ein Brundeigentünter, 
der bisher auf einem zufammenliegenden Beſitz von beiſpielsweiſe 125 Caſſeler Morgen 
Aigenjagtber tigt war, bat Iegt diejes Necht verloren, er hat aber Unfprud auf Erftattung 
des für den Grunbbefi zur Erlangung der Jagdberechtigung etwa gesab ten Abloſunge⸗ 
kapitals. Über die frage, ob und welches WUblöfungstapital zurfdzuzahlen tft, iſt im 
Be. aaa siinerfahren nad 8 105 des Zuſt⸗Geſ. v. 1. 8. 1883 zu entichelden. 

egrd. ©. 25. 

Bol Biffer 12 der Ausf.-Anmeif., Anlage 1. 

8 Die Jagdpachterldſe fließen ht in die Kaſſe der Jagdgenoſſenſchaft und kommen 
nad $ 25 zur Verteilung an die Grundeigentümer. 

4 Vgl. Übergangsvorfärift $ 84. 

8 16. 1. Die Eigentümer der Grundftüde eines gemeinjchaftlichen Sagdbezirtes® 
bilden eine Jagdgenoſſenſchaft, die Rechtsfähigkeit beſitzt. 

2. Die Berwaltung ber Angelegenheiten der agbgenn enichaft, fowie ihre 
gerichtliche und außergerichtliche Vertretung gefchieht durch den Jagdvorſteher. Jagd⸗ 
vorfteher ift der Voriteher der Gemeinde (Bürgermeifter, Semeindeworfteher, Guts⸗ 
borfteher, in der Rheinprovinz der Gemeindevoriteher). 

3. Sind die Grundſtücke eines gemeinschaftlichen Jagdbezirkes in mehreren 
Gemeinde-(But3-)Bezirken belegen, fo beftimmt die Jagdaufſichtsbehörde (8 70) den 
aufländigen Sagdvoriteher. 

4. Der gefehfiche Stellvertreter des Worfteherd der Gemeinde (de8 Gemeinde. 
en in der Rheinprovinz) vertritt ihn in Behinderungsfällen auch in feiner 
Eigenſchaft als Jagdvorſteher. 

Nabtke, Handiud- 4 Aufl 36 
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5. In Stadtfreifen ift der Bürgermeifter befugt, die Wahrnehmung der Obliegen- 
heiten des Jagdvorſtehers und des Stellvertreters anderen WMagiftratsperjonen zu 
agen. 


1 Krü 1 des Jagdverwaltungs . 
: bie 13 der —— a 


‚8172 1. Uber die Bildung mehrerer felbiänbiger gemeinſchaftlicher as 
bez aus einem Gemeinde-(Buts-)Bezirte, die Bereinigung mehrerer ganzer 
Gemeinde-(&ut3-)Bezirke oder einzelner Teile eines folchen mit einem anderen Gemeinde⸗ 
(Hut3-)Bezirk oder Zeilen eines folcden zu einem gemeinfchaftlichen Jagdbezirk (& : 
Abſ. 2 und 3), fowie über den Anschluß der nicht zu einem Jagdbezirk gehörigen 
Grundflächen an einen Eigenjagdbezirt, deren Zulegung zu einem gemeinjchaftlicyen 
Jagdbezirke, oder die Bildung eines felbftändigen Eigen» oder gemeinthaftlichen Jagd⸗ 
bezirkes aus ihnen ($ 7 Abſ. 5; 88 8 bis 10) beſchliehen die Jagbvorſteher. 

2. Ihnen liegt auch die Vereinbarung der Pachtentfchädigung nad $ 7 Ubi. > 
und SS 8 und 9 ob.? 

3. Die Beichlüffe und die Vereinbarung der Bachtentichädigung find zwei Wochen 
lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung find in ortSüblicher Weife 
befannt zu machen. 

4. Während der Auslegungsfrift kann jeder beteiligte Srundbefiher beim Kreis 
ausſchuß, und wenn ein Stadtkreis beteiligt ift, beim Bezirksausſchuſſe gegen he 
Einfpruch erheben. 

5. Wenn im Falle des 8 7 Abf. 2 und 3 iujprug eingelegt ift, darf über die 
Genehmigung erft mach rechtskräftiger Erledigung des inſpruchsverfahrens, anderufalls 
erft nach Ablauf der Einſpruchsfriſt beſchloſſen werden. 

1 gifier 14 der Ausf.⸗Anweiſ. Anlaf 1. 

2 Die Bereinbarung ber Entfhädigung liegt alfo nit den Eigentümern der 
angeſchloſſenen einzelnen Grundftüäde ob, fondern den zur Zertretung aller Jagdintereſſen 
De en ne em Jagdvorſteher. Dem Eigentümer fteht nur nach Abſatz 4 das Recht 

es Einfpru u. 

8 ar bie Teilung ufw. von &cmeindejagdbezirfen iſt nah 5 7 * 2 und 3 die 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes erforderlich, in derſelben Sache iſt nach $ 17 Abſ.4 
aber auch den Intereſſenten das Beſchwerderecht gegeben, alſo ſind in ein und derſelben 
Angelegenheit nebeneinander zwei Verfahren gegeben, da8 Genehmigungsverfahren und 
das Beſchwerdeverfahren. Um nun der Möglicyleit vorzubeugen, daß der Kreisausſchuß 
in die fatale Lage Tonıme, eine bereit3 auögefprochene Genehmigung infolge fpäter 
erfolgenden Einſpruchs zurüdzunebmen, ift beſtimmt, daß der ausichuß feine 
ee erit ausſprechen darf, nachdem bie Einfpruchsfrift abgelaufen if. (8. B. 


8 18. Wen bei Beteiligung der Grundflächen aus zwei oder mehreren 
Bemeinde-(Butö-)Bezirken eine Einigung zwifchen den Jagdvorftehern 6 17 
Abſ. 1) nicht zuftande kommt, befchließt in den Fällen der SS 8 und 9 der 
Kreisausſchuß und, wenn ein Stadtkreis beteiligt ift, der Bezirksausſchuß. 

19. Wenn im alle des 8 7 Ubf. 5, $ 8 Abſ. 2 uud 8 11 Abſ. 2 der 
Anbaber des umfchließenden Eigenjagdbezirfes zur Anpachtung bereit iit, 
eine Einigung über die Höhe der Pachtentſchädigung aber nicht erzielt: 
wird, fo beichließt darüber der Kreisausſchuß, und wenn ein Stadtkreis beteiligt ift, 
der Bezirksausſchuß. 

2 Durch die Preiöfeitiekung der tentfhäbigung durch den Kreis» Dam. Bezirks 
ausſchuß fo verbinden Re ap — ee ungereätfergt Breisforberang bie An⸗ 
—— rulch Jagd don dem Beſitzer des umſchließenden Jagdbezirkes unmöglich 
enia ird. 

B 3 Werden einzelne Grundftüde gemeinfhaftligen Jagdbezirken zugelegt, fo 
Se N bie Höbe der Pachtentfhädigung nad) den Pachterlöß des gemeinfoaftlichen 
gbbegirfes. 

8 20. 1. Die Rutzung der Jagd in einem gemeinjchaftlichen Jagdbezirk erfolgt 
in der Regel durch Verpachtung (8 21). 
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2. Mit Genehmigung des Streisausfchuffes, in Stadtkreifen des Bezirksausſchuſſes, 
kann der Jagdvorſteher jedoch die Jagd auch gänzlich ruhen oder auf Rechnung 
Der Yagdgenoffenfcaft durch höchftend drei angeftellte Jäger” ausüben Lafien. 

3. Die Genehmigung ift jederzeit widerruffich. 

4. In gemeinfchaftlichen Jagdbezirken, in denen Wildſchäden vorkommen, darf 
Die Jagd nicht ruhen, wenn ein Sagdgenoffe dagegen Einfpruch erhebt. Der Ein- 
ſpruch ift jederzeit zulälfig und beim Iegbvorlicher anzubringen. Gegen deflen 
Beſcheid findet —— zwei Wochen die Beſchwerde beim Kreisausſchuß, in Stadt⸗ 
Treifen beim Bezirksausſchuſſe, ftatt. 

1 rüber 8 3 des Jagdverwaltungsgeſ. Ziff. 15 der Ausf⸗Anweiſ. Unlage 1. 

2 Bol. 8 27 Ubf. 2. 

8 21. 1. Die Verpachtung ift durch den Jagdvorſteher vorzunehmen. 

2. Für die Art der Verpachtung tft das Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft maßgebend. 

3. Der Jagdvorſteher Hat die von ihm beabfichtigte Art der Verpachtung in 
ortsüblicher Weiſe befannt zu machen. Die von ihm in Aussicht genommenen Pacht: 
bedingungen find zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Beit der Aus⸗ 
legung find in der Belanntmachung über die Art der Berpachtung anzugeben. 

4. Jeder Jagdgenoſſe kann gegen die Urt der Verpachtung und gegen Die 
Pachtbedingungen während der Auslegungsfriſt Einſpruch beim Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuß, erheben. 

5. Ort und Zeit der Verpachtung, ſofern fie öffentlich meiſtbietend erfolgen ſoll, 
find mindeftens zwei Wochen vorher in ort3üblicher Weife und durch das von ber 
Jagdaufſichtsbehörde beftimmte Blatt befammt zu machen. 

1 Sin 8 4 des Jagdverwaltungsgeſ. 

2 Biff. 16 der Ausführ.Anw., Unlage 1. 

8 iſt nicht Abſicht dieſer Beſtimmungen, bie bei der Berpadhtung in Betracht 
kommenden Rechtsſaͤtze erjchöpfend zu regeln. Somelt bie 88 4 5 (jet 88 21 u. 22) 
feine Beitinnmungen enthalten, kommen bie allgemeinen VBorfchriften fiber Verpachtungen 
insbeſondere diejenigen des Bürgerliden Geſetzbuchs, in Betracht. (Begründung zum, 
Jagdverwaltungsgeſ.) 

8 22. Für die Verpachtung gelten im übrigen folgende Beſtimmungen: 

1. die Badhtverträge find fig abzuschließen ; 

2. Die Verpachtung der Jagd auf demfelben Jagdbezirke foll in der Regel nicht 
an mehr als drei Berfonen gemeinfchaftlich erfolgen, jeduch kann dieſelbe mit 
Genehmigung des Kreisausfchuffes, in Stadtkreifen des Bezirksausſchuſſes, im 
Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft auch an mehr als drei Jagdpächter oder an 
eine Jagdgeſellſchaft (Verein, Genoſſenſchaft) von nicht beſchränkter Mitglieder- 
ahl vorgenommen werden; 

3. Weiterverpadhtungen bevürfen der BZuftimmung des Verpächters und Der 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stabtlreifen des Bezirksausſchuſſes; 

4. Die Bachizeit fol In der Regel auf mindeitens ſechs und höchitens auf zwölf 
Jahre ſeftzeſent werden, jedoch kann dieſelbe mit Genehmigung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, In Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes, im Intereſſe der Jagd⸗ 
BEN Were bis auf drei Jahre herabgefegt oder bis auf achtzehn Sabre 
erhöht werben; 

5. die erpachtung der Jagd an Berfonen, welche nicht Ungehörige des Deutfchen 
Reiches find, bedarf der Genehmigung der Jagdaufſichtsbehörde. 

1 Früher S 5 des Jagdverwaltungsgeſ. 

> Biffer 17 der Ausf.Anweiſ. Anlage 1. 

3 Jagdpachtvertrage find als Bachtverträge über unbewegliche Sachen nad) Biffer 48 a 
bes Stempeltarifs zu verſteuern. — Abſchnitt XII G db. W. 

4 Iſt in einem Jagoͤpachwertrage nusdrüdlich vereinbart, daß Fein Pächter oder mit 
Genehmigung bed Verpaͤchters zugelaffener Diitpächter fein Jagdrecht ohne Buftinnum 
be3 Berpächter8 an eine andere Perſon abtreten oder durch Afterverpachtung nutzen darf, 
andernfalls Verpächter den Vertrag aufheben darf, fo iſt es nicht ftatthaft, daß die Pächter 
mit anderen Perfonen gegen Entgelt einen @ejellfchaftsvertrag zun Zmwede der Jagd⸗ 

36* 
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ausübun ließen. Tun fie e8, fo ift ber äcter zur Auflöfung des Bertrages 
berechtigt, I € v. 11. 5. ie 107 &’ 103.) floſuns 3 

8 13. 1. Der Jagdvorſteher Hat den Pachtvertrag zwei Wochen lang 
Öffentlich auszulegen. rt und Zeit der Auslegung find in ortsüblicher Weiſe 
befaunt zu machen. 

2. Feder Zagdgenofje Tann während der Auslegungsfriſt beim Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe, gegen den Pachtvertrag Einfpruch erheben. Dieſer 
darf fich jedoch gegen die Urt der Verpachtung und gegen die Bachtbedingungen 
infoweit nicht richten, als Diefelben Durch das im 8 21 vorgejchriebene Verjahren 
feitgeftellt find. 

1 Krüher 8 6 des Jagdverwaltungsgeſ. 

2 a 18 der u weit, a 1. 

Ä ß 8 Pr 1. Badhiverträge, die gegen die vorftehenden Vorſchriften verftoßen, 
ind nichtig. 

2. Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit ziifchen dem Jagdvorſteher und 
dem Jagdpächter unterliegen der Entfcheidung im Verwaltungsftreitverfahren. 

8. Buftänd! zur Entjcheidung ift in erſter Inftanz der Kreisausſchuß, in Stadt: 
kreiſen der Bezirksausſchuß. 

4. Die Jagdauffichtsbehörde iſt befugt, dem Pächter für Die Dauer eines über 
die frage der Nichtigleit eingeleiteten Berwaltungsitreitverfahrens die Ausübung der 
Jagd zu unterfagen und wegen der anderweitigen Nutzung der Jagd Die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. Gegen die Unterfagung und die Anordnungen fteht dem 
Pächter die Beſchwerde nach näherer Maßgabe des 8 70 zu. 

1 rag S 7 des Jagdverwaltungsgeſ. 
2 Biffer 19 der Ausf⸗Anweiſ., Anlage 1. 

8 25.1 1. Der Jagdvorſteher erhebt die Bachtgelder und ande Einnahmen aus 
ber Jagbuugung und verteilt fie nad) vayug der der Genoſſenſchaft zur Laft fallenden 
Unsgaben unter Die Kagdgenoffen des Bezirkes nad) dem Verhältniffe des Flächen⸗ 
inhalt3 der beteiligten Grundſtücke. 

2. Der Berteilungsplan, welcher eine Berechnung der Einnahmen und Ausgaben 
enthalten muß, ift zur Einficht der Jagdgenoſſen zwei Wochen lang öffentlich aus: 
zulegen. Ort und Beit der Auslegung find vorher vom Jagdvorſteher in ortsüblicher 
Brite befannt zu machen. 

3. Gegen den PVerteilungsplan ift binnen zwei Wochen nach Beendigung der 
Auslegung Einfpruch bei dem Jagdvorſteher zuläffig. 

4. Gegen deſſen Beicheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage beim Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreifen beim Bezirksausſchuſſe, ftatt. 

5. Vorftehende Beſtimmungen gelten auch beim Unfchluffe von Grundflächen an 
einen &igenjagdbezirt (8 4 Ubi. 1 Ziff. 2 Ubf. 1; S 7 Abſ. 5; 8 8, 5 9) mit der 
Maßgabe, daß die zu zahlende Enticyädigung nad) Abzug der Ausgaben nur unter 
die Eigentümer der angejchloffenen Grundflächen zu verteilen ift. . 

6. Sind die Erträge der Jagd biöher herkömmlich für gemeinnüßige Zwecke 
verwendet worden, kann es hierbei verbleiben; e3 iſt aber jeder Grundeigentümer 
befugt, die Uuszahlung feines Anteild zu verlangen. 

7. Die Kaſſengeſchäfte der Jagdgenoſſenſchaft find durch Die Gemeindelaffe zu 
führen; hierfür Tann eine vom Sreisausfchuß, in Stadtkreifen vom Bezirksausſchuſſe, 
feitzufegende angemejlene Vergütung gewährt werden. 

ı Die Abſaßze 1 bis 4 und 6, 7 früher 8 8 des Jagdverwaltungsgeſ. 

2 Biffer 20 der Ausf.-Unweil., Unlage 1. 

26.1 Der Beſchluß in ben Fällen des 8 17 Ubf. 4, 5; 88 18, 19, 20 Ubf. 2, 4; 
8 21 Ubf. 4; 8 22 Biff. 2, 8, 4; 8 23, 8 25 Ubf. 7; 8 52 Abi. 2 ift endgültig, jeboch 
fteht dem Jagdvorſteher und beim Anſchluß an einen Eigenjagbbezirt (SS 8 und 9) 
auch den Eigentümern der anzufchliegenden Grundflächen innerhalb zweier Wochen 
gegen ben Beichluß des Kreisausſchuſſes die Beichwerde an den Bezirksausſchuß, 
gegen den in exiter Inſtanz ergebenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes die Beſchwerde 
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an den Provinzialrat, ferner in gleicher Friſt, ſoweit es ſich um die Höhe der Pacht- 
entjchädigung handelt ($ 17 Ubf. 2 und 5 19),2 dem Jagdvorſteher und den Eigen- 
tümern der anzufchliegenden Grundflächen und im falle des 8 19 auch dem Inhaber 
des Kigenjagdbezirfes der Untrag auf mündliche Verhandlung im VBerwaltungsitreit- 
verfahren zu. Wenn der Antrag auf mündliche Verhandlung von mehreren hierzu 
Berechtigten geftellt wird, iſt das Verfahren zu verbinden. Die ergehende Entſcheidung 
bat Geltung für alle Beteiligten. 

1 Biffer 21 der Ausf.»-Anmelf., Unlage 1. j 

2 Falls eine Enklave ſich im Befie mehrerer befindet und nur einer Einfpruch erhebt, 
fol die Entſcheidung für alle Miteigentümer getroffen werben. (8. B. U. 9. ©. 37.) 

27. 1. Sowohl den Pächtern gemeinfchaftlicher Jagdbezirke als auch den 
Se ern von Eigenjagdbezirten ift die Anftelung von Jägern für ihre Reviere 
geitattet. 

2. Als Jäger dürfen im Fall des 5 6 Abſ. 2 und des 8 20 Abſ. 2 nur folche 
großjährigen Männer angeftellt werden, gegen welche keine Tatfachen vorliegen, bie 
nach den SS 34 und 85 die Verfagung des Sfagdfcheines rechtfertigen. 

1 Biffer 22 der Ausf.-Anweif., Unlage 1. 


8 23. 1. In allen Feſtungswerken ijt allein die Militärverwaltung befugt, die 
Jagd durch beſonders ermächtigte Perfonen ausüben zu laſſen. 

2. Auberbalb diefer Werke, Desgleichen um die Pulvdermagazine und ähnliche 
Anftalten werden auf SKoften der Militärverwaltung Umkreiſe oder Rayons von 
zufammenbängender Fläche gebildet und bezeichnet, innerhalb welcher die Jagd mit 
Seuergemehrn, nicht ausgeübt werden darf, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 
15 biö 6 . 

3. Die weitefte Entfernung der Uußenlinie von den ausſpringenden Winkeln des 
Slacid, der Pulvermagazine und ähnlicher Unftalten wird auf dreihundert Schritte 
feftgefegt. Die Abgrenzung erfolgt gemeinfchaftlich von der Feftungsbehörde, einem 
Deputierten des Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſtandes und einem der Kreisverwaltung. 

ı Biffer 23 der Ausf.⸗Anweiſ., Anlage 1. 


Dritter Ubfchnitt. 


Jagdſcheine. 

8 29.1 1. Wer die Jagd ausübt, 26 muß einen auf feinen Namen lautenden 
Jagdſchein bei fi führen. Zuſtändi jür die Erteilung des Jagdſcheines iſt Der 
Landrat, in Stadtkreifen die Ort3polizeibehörde Desjenigen Kreiſes, in welchem der 
ben en Nachſuchende einen Wohnjig Hat oder zur Ausübung der Jagd 

erechtigt iſt. 

2. Perfonen, welche weder Angehörige eines deutichen Bundesftaates find, noch 
in Preußen einen Wohnfig haben, kann der Jagdſchein gegen die Bürgfchaft einer 
Verfon, welche in Preußen einen Wohnſitz Hat, erteilt werden. Die Erteilung erfolgt 
dur die für den Bürgen gemäß Abſatz 1 zuftändige Behörde. Der Bürge haftet für 
die Geldftrafen, welche auf Grund Diejes ein oder wegen Übertreting fjonftiger 
jagdpolizeilicher Vorjchriften gegen den Sgagdfcheinempfänger verhängt werden, fowie 
für die Unterfuchungstoften. 


rüber $ 1 des Jagdſcheingeſetzes; gi als folder in Hannover und Hohenzollern. 
i nlage 1. 


1 
.® Biffern 24, 25 der Ausf.Anweiſ., g 
3 Wer die Jagd ausübt, muß einen für ſich gültigen FH dei fi führen. Bon 
Jagd in allgemeinen kann uur die Rede fein, wenn e3 ſich um Erlegung und Verfolgung 
von Wild, d. h. don jagdbaren Tieren (vgl. $ 1 d. yagberdn) handelt. yaod liegt 
nit dor, wenn man lediglich Krähen, Sperlinge, Ratten, wilde Kaninchen erlegen will, 
und bedarf es Hierzu keines Jagdſcheines. N G. v. 16. 4. 1899, D. %. 3. 33 ©. 79.) 
4 Die Ausübung der Jagd wird begrifflich erfüllt ſchon durch die bloße Nachitellung, 
d. } jede Handlung, welche — unmittelbar oder mittelbar @. B. durch Legen eines Eiſens 
auf jngdbares Raubzeug) — auf Erlangung des Wildes, lebend oder tot, gerichtet ift, 
nleihgültig, 05 fie zum Biele führt oder nicht, namentlich alfo auch durch das bloße 
Aufſuchen und Verfolgen des Wildes — insbefondere das Durchſtreifen des Forſtes mit 
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ſchußfertigeni Gewehr in jener Abſicht —, gleichgültig, ob unter Sagbausrüftung mit 
Gewehr, Hunden ufw. oder ohne ſolche. 

Bol. Anmerkungen zu 8 292 Str. &. B., XI Ad. W. 

5 Auch derjenige, welcher bei einer Treibjagd, wern au ohne Gewehr, als Flügel 
nıann bei der Schüßenlette tätig ift und ſich von feinen Hunde einen geſchoſſenen fen, 
in ber Abſicht, dieſes Wild fich anzueignen, apportieren läßt, übt die Jagd aus und bedarf 
eines Jagdſcheines. (K. &. v. 7. 7. 1800, D. J B. 24 ©. 221. 

Desgleihen ift derjenige bei der Zagdausübung beteiligt und bedarf eine Yagb- 
fcheineß, der fi, wenn au nur mit ungeladenen: Gewehre, bei einer Treibjagd in der 
Shügenlinie aufftelt und feine Nachbarn auf das kommende Wild aufmerffam macht 
(8. G vd. 18. 10. 1888, D. 3. 3. 22 ©. 135.) 

Ein Jagdpächter, nicht im Befige eines Jagdſcheines, begleitet einen Freund auf deu 
Anftand, um biefem dort Geſellſchaft zu leiften. Dieferhalb wegen Üibertretung des Jagd⸗ 
ſcheingeſetzes angefingt, wird er Teeigejpronhen. Das Hanınıer t tritt diefen: Erfenntiis 
in feinem Urteil von 12. 4. 1897 bei, indem e8 ausführt: Wenn ber Berufsrichter darim, 
daß der Angeklagte, ohne zur agb ausgerüftet zu fein, lediglich den sgegb freunde, welcher 
auf den Anjtan end die Jagd ausübte, Geſellſchaft leiſtete und ei fi jeder auf 
Berfolgung und Okkupation bes Wildes gerichteten Tätigkeit enthielt, keine Yusübung 
der Jagd erblidt bat, fo kann dies nicht für rechtsirrtünilich erachtet werden. 

Daß der Angellagte etwa dadurd), daß er dent Jagdfreunde einen paflenden Stand» 
ort nachwies ober ihn auf austretendes Wild aufmerlfam machte unb d irgendwelche 
Tätigkeit bei der Ausübung der Jagd mitwirlkte, ift nicht ee 

Das Nahhaufeihaffen der Jagdbeute außerhalb des Jagdgebiets 
gepört nit mehr zur Ausübung der Jagd; deshalb kann keiner auf biejem 

ege wegen Nichtbeifihführens des Jagdſcheines beitraft werden. 

Aus den Gründen: 

Die Yes? übt nur berjenige aus, welcher jagbdaren Xieren nadjftellt, um fie tat 
ober lebendig in Befit zu nehmen. Wenn aber ein Jagdberechtigter, naddem er auf 
feinen Sandgebiete die Jagd ausgeübt Hat, dasfelbe verläßt und außerhalb besfelben 
noch mit Gewehr und Sagdgerätichaften verfehen und feine Jagdbeute tragend ſich auf 
dem Heinmwege befindet, jo übt er die ae nicht mehr aus; denn er ftellt nicht mehr 
jagbbaren Tieren nad. Wird man auch das Wegichaffen der Tyagdbeute, folange es nod) 
auf dem Jagdgebiete des Jägers vor fich gebt, als In die Dffupation des Wildes fallend, 
für einen Alt der Jagdausubung anfehen, fo gehört doch das Hi der Jogd⸗ 
beute außerhalb des yagbgebiets nit mehr zur Ausübung der Jagd. Inſoweit läßt 
fi) das Urteil von 12. 6. 1893 nicht aufrecht erhalten. Allerdings war der Gendarm als 
Polizeibeamter zur Ermittelung, ob Angeklagter unbefugt die Jagd ausgeübt habe, be 
redhtigt, ihn zur Vorzeigung des Jagdſcheines aufzufordern. Wugeflagter war aber, indem 
er dieſer Hufforderung nicht nachlam, nicht au beitrafen, denn er befand fi nicht mehr 
auf der Yusübung der Jagd. (R. ©. v. 13. 5. 1897, Gelbftverv. 1898 ©. 347.) 

7 Uuf dem offenen Meere fteht dem Staate ein ausſchließliches Eigentumsrecht 
nicht zus; dieſes ift vielmehr frei, und jeder Hat auf demſelben das DOfktupationsredit; dem⸗ 
nad) bedarf man zur Okkupation en Tiere anf offenen Meere auch feines Jagd⸗ 
ſcheines. Nur die Meeresufer, „toweit das Waſſer da8 angrenzende Band öhnlich 
befpült“, ftehen im Eigentun des Staates. (OÖ. X. v. 28. 11. 1866.) In Schleswig 
gehört der Meeresitrand dem Könige; damit ift nur der gemeinrechtliche Grundſatz an- 
erfannt, daß der Meeresſtrand dem Privatberfehr und dem ausſchießlichen Brivathefit 
und Nutzungsrecht entzogen ſei. Daher iſt auch die Jagd am Meeresſtrande frei. (Ob. 
Appell. Ser. v. 14. 9. 1872, von Seherr⸗Thoß ©. 40. 

s Der Arammeisvogel gehört nah 8 1 in allen Teilen der Monardie, alio 
auch in ber Provinz Hannover, zu den jagdbaren Tieren. Es bedarf daher jeder, ber den 
Sttammetöbogelfang elbftändig betreiben will, eines Jagdſcheines. 

Wegen der Perſonen, die hierbei Hilfsdienfte leiften, dgl. 8 30 Unm. 4. 

Auch bie Grundeigentüimer im &ebiete der Hannoverſchen Jagdordnung v. 11. 3. 1850 

bedürfen zu der Ausubung bes ihnen zuftehenden Rechts des Dopnenftride eines Jagd⸗ 
ſcheines. (8. G. dv. 22. 4. 1897 u. 28. 2. 1898, Selbitverw. 1898 ©. 346 u. 601.) 

® Auch die Befiger der eingefriedigten Grundſtücke 6 4 Abſ. 1 Ziff. 1) möflen, 
um darin ein jagdbares Tier zu erlegen, einen Jagdſchein haben, andernfalls machen fie 
ſich ftrafbar aus 5 72. (Bgl. 8. G. v. 3. 1. 1898, D. J. B. 31 ©, 290. 

10 Der Sagdfchein gewährt fein materielled Sjagdrecht, fondern nur die poligeili 
Erlaubnis zum en. (bon on ©. 41.) fol einerfeit3 zur Kontrolle 
über die Perfon, an een] mittel8 ber Jagd eleingeoäht zur Beſchränkung der Zahl der 
Jäger dienen. (Begründung zum Jagdſcheingeſ.) 
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Auch der eingeladene dgaft ift zu den zur Ausübung der d Beredtigten 
zu —8— (Berhölg. d. PR N —9 — über das obigen Bis 

8 30. Eines Jagdſcheines bedarf e& nicht: 

1. zum Ausnehmen von Kiebitze und Mömeneiern, - 

2. zu Treiber: und ähnlichen bei der Jagdausübung gefeifteten Hilfsdienften,? 

3. zur Ausübung der Jagd im Auftrage oder auf Ermächtigung der Jagdpolizei⸗ 

behörde in den gefeglich vorgefehenen Fällen! Der Auftrag oder die Er 
mächtigung vertritt die Stelle des Jagdſcheines. 

2 früher 5 2 des Kagdfcheingefehes; gilt als folcher in Hannover und Hohenzollern. 

2 En uönchmen ber Fi Ei jagobarem —— gebört an Mr au zur 
Jagdausubung, ift aber ohne meiteres ftrafbar. 8 42 biefer Jag 
mit 8 368 iK 11 Str. ©. 2. 

Ss Treiber» und ähnliche pilfebienite bei der Jagdausũbung werden nicht ber Aus⸗ 
adung der Jagd im Sinne des 8 29 dieſes Geſetzes pleichgerechnet. Bu den „ähnlichen 
Hilfsdienften“ wird 3. B. aud) daß Stellen von > ngen für Srammetsbögel und das 
Ausnehmen der gefangenen Krammetsvögel aus den Schlingen im Auftrage des Jagd⸗ 
ander Er“ nen fein; ferner die Hilfe beim Dachsgraben ufw. (Begründung 
zum Geſ. 

Ya Auftrag gebende Jagdberechtigte muß aber einen Jagdſchein befiten bzw. 


bei fi dipen. 

a Geſetzlich vorgeſehene Fälle, in denen die Jagd „im Auftrage oder auf Ermädjtigung 
ber ge polebeg e“ en wird, find in ben $$ Bl, 63, d6, 67 enthalten. Dazıı 
gehören auch die fogenannten Polizeijagden N 64 Sof: 4). 

Unter dem den Jagdſchein vertretenden Auftrage tft felbftverftändlich der ſchriftliche 
Auftrag zu verftehen. ‘Der Inhaber muß diefen, ebenjo wie die fchriftlicde Ermächtigung, 
bei Ausübung der Jagd, den VBorfchriften des 8 29 entjprechend, natürlid) „bei fich fi ten”. 

5 Grundbeſitzer oder Nu ungäberedhiigte, welche von dem ihnen nad) 8 64 (Abſatz 2 
und 3) zuftehenden Rechte, hmargmm! innerhalb ihrer Grundftüde zu fangen, zu 
töten uſw. Gebrauch machen tollen, bedürfen nad) wie dor eines Jagdſcheines, ba hierzu 
weder ein „Auftrag“ nod eine „Ermädtigung” ber AuffihtSbehörde gegeben wird. 

8 31 Der Zagdfchein gilt für den ganzen Umfang der Monarchie. Er wird 
in der Regel auf ein Jahr nusgeitellt (Jahresjagdſchein). Perfonen, weiche die Kagd 
nur vorübergehend ausüben wollen, Tann jedoch ein auf drei aufeinander folgende 
Tage gültiger Jagdſchein (Tagesjagdichein) ausgeftellt werden. 

. Äine 8 3 des Jagdſchein eſyeß gilt als ſolcher in Hannover und Hohenzollern. 

8 


— — — 


ordrrung in Verbindung 


iffer 26 der Ausf.-Anmeit., Anlage 1. 


er Sahresjagdfchein wird auf ein Jahr ausgeitellt, d. h. auf den Beitraum eines 
Jahres vom Tage der Löfung an gerechnet. (M. 2. v. 11. 1885, ©. J. g 27 ©. 94.) 


8 32. 1. Für den Sahresjagdichein ift eine Ubgabe von 15 ME, für deu 
Tagesjagdfchein von 3 ME. zu entrichten. Perſonen, welche weder Angehörige eines 
deutichen Bundesftantes find, noch in Preußen einen Wohnfig oder einen Grundbeſitz 
mit einem &rundftenerreinertrag von 150 Mf. Haben, müflen eine erhöhte Abgabe 
für den Jahresjagdſchein von 100 ME, für den Tagesjagdichein von 20 ME. 
entrichten.* 

2. Neben der Jagdſcheinabgabe werden Ausfertigungs⸗- oder Stempelgebühren 
nicht erhoben.“® 

3. Gegen Entrihtung von 1 ME. kann eine Doppelausfertigung des Jagdſcheines 
gewährt werden. 

4. Die Zagdicheinabgabe fließt zur Kreisfommumnallafje, in den Stabtkreifen zur 
®emeindelaffe. Über die Verwendung der eingegangenen Beträge hat die Vertretung 
des betreffenden Kommunalverbandes zu befchließen. 

1 Früher 8 4 des Sagbicheingefeges bis auf Sa 2 Abſ. 1, der eine Anderung 
erfahren bat. 

2 Gilt bis anf Ca 2 Wi. 1 auch in Hannover und Hohenzollern. Die 
agdfheinabgabe für Ausländer ift durch die Jagdordnung erhöht. Diefe Er- 
öhung gilt aber nicht für Hannover und Hohenzollern, weil diefe Landesteile nicht zum 

Beltungsgebiet der Jagdordnung gehören. Dort gilt der Sat 2 Abſ. 1 des 8 4 des 
Sagdfcheingefetes vom 31. 7. 1895 (G. ©. ©. 304) weiter; er lautet: | 
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s weder i eines Bundesfantes , q 


red 
Peer en nn ol mu m 
en 
Siffer 251 al der Ausf.-Antveif., An Poft vgl 


e an fi find —— die zum Zwecke ber eines 

* — —— Dr. Orts⸗ bʒw. Polizei Weibchörben auf —— des bes ben wi —— 
—— — — Atteſte — als 

anzuſehen und I it Mr). RR. —* u Oro v. 10. 1 100) 

Die —— ift , von den Rad) 
ein ſolches Atteft zu Derlangen; Ay‘ t die Möglichkeit, daß gögrände 
(85_34, 35) vorliegen, fo —X fie * im Geſchaftswege die Ir! i 
Außerung der Ortöpolizeibehörde zu befhaffen. Denn bie SJagdpolizeibehörde har 
bei Berjagun Bes agd heines das gefeglide Hindernis zu behaupten 
und zu beweijen; nicht aber hat der den Jagdſchein NRachſuchende den Be- 
weiß g" fen, daß gegen ihn ein gefepgl liches ginbernis Do nat 


(Bat 2 1903, ch. d. Entf. Bd. 1 ©. 243.) 
leichfalls find bie füibernahme von Dürgieaften für Ausländer 
—— — (M. Erl. dv. 6. 5. 1852, M. Bl. Par — ee 
eherr⸗ 
a ur Boa den Eingefefleuen von Dftfeiehland behufs Ausübung 


erv g vengso 13 der Hanno 11. 3 1859 
Bin. 9 ber —— —— — — im Bär ’ 

eingebühr von der zufti Behörb teilw werde 
Ion nie ia neh u Re Bei De —88*— anzufchen (Berbödlg. eje — —*— u N 


A zu 
u or onte 8 8 ber agborbnung für Oftfriesland vom 31. 7. 1838, 
me eb vom 26. 7.1897 — ©. ©. ©. 253 —, ift abgedbrudt ımter X C4, 
13 d. W. 


5 33. 1. Bon der Entrichtung ber Jagdſcheinabgabe ſind befreit: 

Die auf Grund bes g 23 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April 1878 (Preußiſche 
Gef mmi. ©. 222) beeidigten fowie diejenigen Perſonen, welche fich im 
der für den Staatsforftdienft vorgefchriebenen Ausbildung befinden. Der m 

entgeltlich erteilte Jagdſchein genügt nicht, um die Jagd auf eigenem oder 
gepachtetem Grund und Boden oder auf fo (chen Srundftüden auszuüben, anf 
elchen von dem Jagdſcheininhaber außerhalb feines Dienftbezirfes die Soc 
gepachtet worden ift. 
> Die Unentgeltlichleit tft auf dem Jagdſcheine zu vermerken. 
rüber 8 5 beB Sagbiepeingefeheh: gilt als folder in Haunsver und Hohenzollern. 
2 Kelnsih de erdig aa erfonen, bo ide in lichen Jagdſch 
ez * gten“ onen, welde einen unentgeltli ein em 
galten fönnen, vgl. 3 des F. D. ©. v. 15. 4. 1878 und % Dazu a en Un- 
a KCı — 
en Berfonen, welche fi „in ber für den Staatdforſtdienſt vorgeſchriebenen Aus- 
budnd —— ‚ gehoͤren: 
I. bie auf Grund der Beſtimmungen über Ausbildung und Prüfung für den König- 
lichen Forftverwaltungsdienft vom 25. 1. 1903 fi} vorbereitenden Anwärter b 
pe eren ——— bis ‚gem abgelegten TYorftaffeffor-Eramen, d. 5. bie Sorft- 
iffenen und Forſtreferendare; 

U. die auf Grund der Beitimmung en über Ausbildung und Unitellung für die unteren 
Stellen des Forſtdienſtes ur vom 1. 10. 1905 vorbereitenden Unmwärter ber 
nieberen Forſtlaufbahn bis Dur r Ablegung ber Förfterprüfung, d. h. 

1. Forſt⸗ und Sagdlehrling 

2. boririftsmäßpi gelernte altive Jager (bis zur Jaͤgerprufung), 

—* Eule der ber Alalıe * bis zur Abl der Forſterprufun 

ervejäger u e u e er 
—— — te bis zur i⸗ n —* Fun & 
4 Die Befugnis zur Führung eines unent: — keines erliſcht, ſobald bie 

Borausfehung, auf Grund welcher diefe Bergünitigung gewährt worden, aufhört. 
alfo ein beeidigter Staats⸗ und Brivatforftbeamter in nt ge Penfionierung oder im Diäge 


eK Bu 7 rn U Br 
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plinarwege aus feiner Dienftitellung entlaffen wirb, fo bat er feinen Anfprud men auf 
einen unentgeltliden Jagdſchein und ift zur Wblieferung des etwa noch in jeinem eſitze 
befindlichen Scheines verpflichtet; ebenſo wenn ein — die ſtaatliche Prüfung 
beſtanden hat, ſofern und jolange er nicht den Eid auf Grund des 8 23 F. D. G. geleiftet 
und damit aus einem anderen Grunde die Anwartſchaft auf einen unentgeltlichen Zagb- 
fchein fi erworben bat. 

Dagegen bleiben Perfonen, melde auf Grund bes 8 23 %. D. ©. beeibdigt find, auch 
wenn fie in eine höhere Dientſte tung als diejenige eines Forſtſchutzbeamten oder Ober⸗ 
Kader gelangen, im ih der erecjtigun auf Erlangung eines unentgeltlichen 

agdſcheines. Ein gleiches trifft zu, wenn ein beeidigter Gemeinde ober Privatforftbeamter, 
der bei einem anderen Waldeigentümer is ein Dienftverhältnis tritt, das ihn griafeik 
zur Ablegung des Eides befähigt. (M. 2. v. 19. 10. 1895 u. v. 5. 2. 1896, ©. J. 8. 28 
©. 26 dam. 173; von Seherr⸗Thoß ©. 66 bis 68.) 

5 Der unentgeltliche % dſchein berechtigt den Inhaber zur Ausübung ber Jagd 
nicht nur, wie bisber, innerhalb ſeines Schugbezirkes, fondern Aberall, it 3 2. auch 
dann, wenn er von einem fremden Jagdherrn zur Jagd eingeladen oder um Unterftügung 
feines Jagdperſonals gebeten worden iſt. 

Dieſe weitgehende Befugnis findet nur in dem Falle eine Einſchränkung, wenn der 
ſonſt zur Führung eines unentgeltlichen Jagdſcheines Berechtigte ſelbſt Gutsbeſitzer, Guts⸗ 

ächter oder Pächter einer außerhalb ſeines Dienſtbezirkes gelegenen Jagd iſt und auf 
einem eigenen Grund und Boden oder auf dem von ihm gepadhteten Gute oder bem 
von ihm gepachteten gökerrain die Ei ausüben will. Denn in biefem Falle betreibt 
er die Jagd nicht mehr In Ausübung ſeines Dienftes ober in feiner Eigenjchaft als Gorite 
beamter, fondern wie jeder andere Privatmann zu feinem Vergnügen ober feiner Eh ung. 

Es kann nicht "Sache der einge Jagdpolizeibehörden fein, bereitS bei Aus» 

erfigung des unentgeltlichen Jagdſcheines ermitteln zu wollen, in weldhem Umfange ber 
änger von ihm Gebrauch zu machen beabſichtigt. Es genügt vielmehr feitzuitellen, 
ob für den Untragfteller die VBorausfegungen biefes Paragraphen vorliegen, während bie 
etwaige mi bräuct he Benubung eines en erit bei der Kontrolle der Jagd⸗ 
ausüdung durch die Organe ber SJagdpolizeibehörben feftgeftellt werden kann. (M. 2. v. 
17. 10. 1895, ©. J. B. 28 ©. 25.) 

6 Bum Dienſtbezirke des betreffenden Revierverwalters im Sinne dieſes Bara- 

graphen nd nicht zu rechnen die den Königlichen Oberförftereien angefchloffenen Gemeinbes, 
enoffenfchafts« und Iſttutemadurgen oder das Areal der von demſelben auf nicht 
forſtfiska ſchen &runditücden angepadteten gden, bei welden die Nutzungen aus der 
bo en F taatskaſſe fließen. (M. L. v. 15. 10. 1803, D. J. B. 
2 . 24. 
7 Für die Beurteilung der Frage, ob ein Gemeindeforfifeamter zur Ausübung ber 
gd auf den von Ihm angepachteten, nicht zu den Waldungen gehörigen Feldjagdbezirken 
ch feines unentgeltlichen Jagoſcheines bedienen darf, kommt es lediglich darauf an, was 
unter ſeinem „Biene zu verftehen hi Eine allgemeine Entſcheidung darüber, 
was unter den Begriffe „Dienftbezirk” zu veriteben ift, Laßt fich jedoch nicht geben, fondern 
nur nach der Belegenheit bes einzelnen Falles. ebenfalls wird immer nur der An⸗ 
eng des a nee mit Sicherheit erfennen laffen können, was zu 
einem Dienftbezirk gehört, insbeſondere, ob er ſich auch auf die innerhalb der betreffenden 
Gemeindebezirke belegenen Feldmarken eritredt. Beitehen darüber Zweifel, fo wird nur 
übrig bleiben, den einzelnen Anſtellungsvertrag entjprechend zu ergänzen, wogegen Be- 
denfen faum zu erheben fein dürften. (M. %. v. 6. 6. 1899.) 
8 34.1 Der Jagdichein muß verfagt werben: 
1. Berfonen, von denen eine unvorfichtige Führung des Schießgewehres oder eine 
Gefährdung der Öffentlichen Sicherheit zu beforgen iſt; — 
2. Berfonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
oder welche unter polizeilicher WUufficht ftehen; ‚ 
3. Berfonen, welche in den legten 10 Jahren 
a) wegen Diebitahls, Unterfchlagung oder Heblerei wiederholt oder 
b) wegen Zuwiderhandlung gegen die 88 117 bis 119 und 294 des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs mit mindeitend 3 Monaten Gefängnis beitraft find.® 

1 Fruher 8 6 des Jagdſcheingeſetzes; gilt als folder in Hannover und Hohenzollern. 

2 Kine 25 V der —A— —* 1. 

s Der 5 34 handelt von den Fällen, in welchen bie Erteilung bes Jagdſcheines 
derfagt werben muß, während der 5 35 die Fälle aufführt, in denen die Erteilung verſagt 


mittleren Jagd zur 
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werben lau, d. h. die Erteilung bzw. Berfagung ganz dem Ermeilen ber —— 
behörbe überläßt. 
der der drei Berfagungsgründe er 5 3 ift bon bem anderen 
* einer Beſtrafung, wegen der 10 Jahre hindurch der dſchein verſ —— 
muß, Tann auch noch Fa Dem Ablauie Mer 10 Yo aus ber Stra a bie o 


einer Gefährdung der öffentlichen en —* tt werden. — dan die er Bur 
um jemand, ber im Sekre 1882 einem eher 


ſcheidung handelte es 
unbefugten Jagen betro u rechte Auge ausgeſchoſſen hatte und bieferhalb — 


4 Jahren 2 Monaten Fichthaus beſtraft worden war. 1899 fam Betreffenbe um 
Eitei a gines Zagbiüeines ein, wurde aber abgewiefen. (D. 8. G. v. 21. 2 1900, 


4.) 
Spie Borausfegung für die Berfagung (88 34, &) ift fchon dann vorhanden, wenn 
nur aus einer einzelnen Handlun bes Schüten der Schluß gezogen werben 
*8 es dieſem an der für den Gebrauch des Shiekgewehres erforderliden Borſich 
Fehl 8. G. d. 17. 1. 07, Jahrb. f. Entſch. ©. 241.) 
s er Begriff der öffentlichen Sicherheit umfaßt im Sinne des Geſetzes „alles, mas 
der Spa e8 gewöhnlichen Lebens und der Geſetze fonft darunter tanden wird, 
ins efondere aljo das Gefichertfein der Untertanen des Staates vor gewaltſamen und 
widerrechtlichen augeilen in Yniehung Den Berfon, ihrer Ehre, ihrer Rechte und ihres 
Bermögend. — eſetz bat nicht bloß einer von der Unerfahrenheit oder dem Leicht⸗ 
fine zu befürdhtenden Gefährdung ber öffentliden Sicherheit vorbeugen, Mose: bor 
allem diejenigen von der Sagdaugübung und bon der berechtigten Juh 
gewehres ausfchließen wollen und augejchloften, bon denen eine ie * 
eordneten Rechtszuſtandes, eine Kränkung der unter dem Schutze der öffentlichen Did jerheir 
Rebenben Nechte anderer — insbefondere auch auf dem Gebiete des gedend, der G 
oder des Eigentum — zu beſorgen iſt. O. ®. &. v. 18. 9. 1884.) rnit 
bat jedod nicht jede Berlegung irgend welcher jtaatöbürgerlien Pflichten, jeder, fei es 
ji ter, fei e8 nicht Ihrafbaret Deritoß gegen die Öffentliche nung auf irgend Kine 
—5— ebiete der offen ie Fr let m em 55 unket en 5 
erährbung Der en en erheit im Sinne etzes gebracht —* 
ſollen. (O. B 10. 1889; von Seherr⸗Thoß 8 
6 Einer Bere — wiederholt im trunkenen dat ftande entlichen 
leidigungen bat hinreißen laſſen, kann deshalb die Erteilung eines agb eines Belag 
werden, weil die neläbrbung ber der Öffentligen Sicherheit zu beforgen il. (O. 2. &. 
v. Be ng 1896, * Mai *F 8 7 nt © horigket, 8 Idmer 
er Aa n ift Ivegen Me tiger Beſchränkt eit wer ungen 
[aligteit) be Nach enden zu berfagen. (O. 3 . 1901, Jahrb. d. Entſcheib 


8 Die $$ 117 bis 119 Str. ©. 8. hondein von dem Widerſtande gegen Forſt⸗ und 
Sagbbeamte ufm., und ve 8 294 Str. & B. handelt von dem gewerbömäßigen, un- 
berechti ten Fagen. XLAd. W. 


erſonen, gegen welche Tatſachen vorliegen, die nach den 8834, 35 Die 
des Sag df eines re er bürfen nicht als Jäger zur Kagdausübung ange: 
ftellt Derben (8 277 U 
Eine gleiche Beftmmung enthält auch der S 11 der enzollernichen ‚ne gborbrung 
In Hohenzollern dürfen folde Perjonen auch nicht zum — utze angeſtellt werben. 
8 35. 1. Der Jagdſchein Tann verſagt werden: 
1. Berfonen, welche in den lebten 5 Sahren 
a) wegen Diebftahls, Unterſchlagung oder Hehlerei einmal, oder 
b) wegen Buwiderhandlung gegen bie 88 117 bis 119 bes Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs mit weniger als 3 Monaten Gefängnis beſtraft find;‘ 

2. Berfonen, welche in den legten 5 Jahren wegen eines Forſidi ſtahls⸗ wegen 
eines Jagdvergehens, wegen einer Zuwiderhandlung gegen den 8 113 des 
Reichsſtrafgeſeßbuchs, wegen der Übertretung einer jagdpolizeilichen Vorſchrift⸗ 
oder wegen unbefugten Schießens (88 367 Nr. 8 und 368 Nr. 7 des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs) beftraft find.* 

ht rüber 8 7 bes dicheingefeßes; gilt als folcher in Hannoser und Hohenzellern. 
> Kine M; V der —A— Eh Inge 1. ſolch ® u 


gl. Anm. 4 zu 8 34. 
s Die bier angegogenen Baragraphen des Str. G. 8. find unter XI Ad. W. abgedrudt. 


Bon ben SS 367 Nr. 8 und 368 Nr. 7 Tommt bier jedoch nur das unbefugte Schießen, 
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na auch das Legen von Schlageifen ufw. und das Abbrennen von Feuerwerkskörpern 
rı Frage. 
5 Über Forſtdiebſtahl je F. D. G. F I,RXCId. W. 
s Als agdvergehen und Übertretung einer jagdpolizeilichen Vor— 
——e— iſt jedwedes Zuwiderhandeln gegen eine in Sziehung auf die Jagd und 
eren Ausübun gegebene Vorſchrift anzufeben. Zu den degepoligei ichen Vorſchriften“, 
welche nicht näher ne find, gehört auch 5 368 Nr. 10 Str. &. B, wonach beſtraft 
soird, wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten und ohne fonftige Befugnis auf einem 
Seemden Sagdrevier außerhalb des Dffentlichen, zum gemeinen Gebrauche beitimmten 
eges zur Jagd ausgerüftet betroffen wird”. (O. B. ©. dv. 2. 5. 1901, Jahrb. Bd. 34 
&. 201.) Es fallen herunter auch da3 Sagen von Wild während der Schonzeit, die Bes 
günftigung des Wilddiehftahls, das gan en bon wilden Kaninchen in Schlingen, ſowie 
ie Bumiderhandlung gegen die auf die Perderung der Sonntagsheiligung abzielende Be- 
ſchränkung der Jagdausuͤbung (O. B. G. v. 25. 9. 1879, D. J. Bd. 12 ©. 187) u. dgl. 
Nicht hierunter fallen Zuwiderhandlungen gegen die Vorfchriften der 85 43, 44 (vgl. 
2. ©. dv. 3, 11. 1890) und 8 46. 


8 36. 1. Wenn Tatjachen, welche die Verſagung des Zagdicheines rechtfertigen, 
exit nad) Erteilung des Jagdſcheines eintreten oder zur Kenntnis der Behörde ge- 
Iangen, fo muß in den Fällen des 8 34 und Tann in den Fällen des 8 35 der 
Zagdihein von der für die Erteilung zuftändigen Behörde für ungültig erflärt und 
Den Empfänger wieder abgenommen werben. 


2. Eine NRüdvergütung der Jagdſcheinabgabe oder eines Teilbetrages findet 
nicht Statt. i 


1 Site $ 8 des a ſerz gilt als folder in Hannover und Hohenzollern. 
2 Biffer 2 1. 


i V der Ausf.Anweiſ. Anlage 

3 Auch ohne daß die Fälle der SS 34 und 35 vorliegen, kann ein Sagbidein für 
ungültig erklärt und abgenommen werden, wenn 3. B. bei einem unentgeltlichen Jagd⸗ 
de n die Vorausfegungen, unter denen er erteilt worden war, Anfälle geworben find, 
ei es, baß der beeidigte Beamte nicht mehr im Amte ift, oder ber FForitbefliffene jeine 

bildung beendigt bat (vgl. Unm. 4 zu Er 
4 Der Jagdſchein kann wegen eines bfeebelß nicht Fi entangen werben, als 
—— ee rechtskräftige Entieldung ergangen it. (O. V. G. v. 8. 6. 1896, 
elditverw. ©. 425. 
. Die rechtliche Wirkung eines auf Grund ordnungsmäßiger Prüfung erteilten Jagd⸗ 
fcheines kann für den Jagd Beininhaber nicht aus Gründen, welche bei der Erteilung 
berüdfiätigt werden Tonnten, nachträglich gejchmälert merden. Der einmal er 
teilte Jagdfchein darf alfo nicht wegen der bereit8 bei der Erteilung der Jagdpolizeibehörbe 
belannt geinefenen Derfagungs ründe wieder zurüdgenommen werden. (DO. V. ©. v. 
11. 3. 1899, D. 3. Bb. 32 ©. 322 u. v. 3. 3. 1900, D. J. Bd. 33 ©. 245.) 

6 Bur Sntgiebung (Abnahme) des Jagdſchenes iſt nur diejenige Behörde befugt, Die 
ihn erteilt Hat. (O. V. G. dv. 2. 2. 1901, D. F. B- 1903 ©. 629.) 


8 37.1 Gegen Verfügungen, durch welche der Jagdſchein verfagt oder entzogen 
wird, finden Diejenigen Rechtsmittel ftatt, welche in den 88 127 bis 129 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195) gegen 
polizeiliche Verfügungen gegeben ſind. 


1 Fruher $ 9 des Jagdſcheingeſetzes; gilt als ſolcher in Hannover und Hohenzollern. 
2 Das Bedvaltun —* ndet nicht bloß bei der gänatiogen Verſagung 
eines — ſonbern auch dann ſtatt, wenn die Erteilung an die Bedingung der 
a 


Burgſchaftsſtellung oder der Zahlung einer erhöhten Jagdſcheinabgabe geknüpft, oder die 
2 ——— Jagdͤſcheines abgelehnt Ka (D. 8. & v. 26. 1. 1898, 
. J. 80. 31 ©. 1 


2 Die angezogenen g8 127 bis 129 find abgedrudt in der Anlage 2 zu XICdW. 


38.1 Wer die Jagd innerhalb der adgeftedten Feftungsrayens? (85 8, 24 
des Reichs⸗Rayon⸗Geſetzes vom 31. Dezember 1871, Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) ausüben 
will, muß vorher Denen Kagdichein von der Feſtungsbehörde mit einem Einſichts⸗ 
vermerk verfehen laſſen. 


Be 810 bes Jagdſcheingeſetzes; gilt al3 folder in Hannover und Hohemollern. 
gl. . 
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Bierter Abfchnitt. 
Schonvorſchriften. 
39.1 1. Mit der Jagd zu verſchonen find: 
. männliches Elchwild vom 1. Oltober bis 31. Anguſt, 
. weibliches Elchwild und Lichlälber das ganze Jahr hindurch, 
. männliche3 Rot» und Damwild vom 1. März bis 31. Juli, 
weibliches Rotwild, weibliche Damwild, fowie Kälber von Rot- und Danneih 
vom 1. Februar bis 15. Dftober, 
. Rehböcke vom 1. Januar bis 15. Mai, 
. weibliche Rehwild und Rehkälber vom 1. Januar bis 31. DOftober, 
. Race vom 1. Yanuar bis 31. Wuguft, 
. Biber vom 1. Dezember bis 30. September, 
polen bom 16. Januar bis 30. September, 
erkenne vom 1. Juni bis 30. November, 
11. Uuerhennen vom 1. Februar bis 30. November, 
12. Birks, Sr und Fafanenhähne vom 1. Juni bis 15. September, 
13. Birk, Hajel- und Faſanenhennen vom 1. Februar biß 15. September, 
14. Rebhühner, Wachteln und fchottifche Moorhühner vom 1. Dezember bis 31. Auguß, 
15. wilde Enten vom 1. März bis 30. Juni, 
.16. Schnepfen vom 16. April bis 30. Juni, 
17. Trappen vom 1. April bis 31. Auguft, 
18. wilde Schwäne, Kraniche, Brachvögel, Wachtellönige und alle anderen jagb- 
baren HN und WVaffervögel, mit Ausnahme der wilden Bänfe,? vom 1. Mai 
is 30. Juni, 
19. Drofjeln (Krammetspögel) vom 1. Januar bis 30. September. 
2. Die im vorftehenden als Anfangs» oder Endtermine der Schonzeiten bezeichneten 


Tage gehören zur Schongzeit. 
3. Beim Elch⸗, E 


SOON MaN- 
ur 


.B ots, Dam- und Nehwild gilt das Jungwild als Kalb bis ei 
ſchließlich zum legten Tage des auf die Geburt folgenden Yebrnar.* 

4. Vorſtehende Borjchriften über Schonzeiten finden auf das Fangen ober 
Erlegen von Wild in eingefriedigten Wildgärten Feine Anwendung.’ 


1 prüber S 2 des Wildſchongeſetzes; gilt als folder in Hannover und Helgslan. 

Für pe goland find die Schonzeiten für Schnepfen und Droffeln von Bedeutung. 
Sifter 27 der Ausf.⸗ niveil, Unlage 1. 

ch 2 Die widen Ganſe haben alſo feine Schonzeit und können das ganze Jahr hindurch 
efchoffen werben. 

ß I Die Verlängerung der Beit, in der das Jungwild al Kalb zu gelten bat, tft von 

Bedentung vornehmlich für das Not» und Damtild, indem das derartige, in einem Jahr 
eſetzte Jungwild allgemein bereit8 vom 1. Februar des nächiten & res ab Schongzeit 

jaben wird, während nach den bisher geltenden Beitimmungen die Schonzelt für das im 

orjabr geſetzte männlihe Wild erit am 1. März begann. (Begründ. zum Wilbfehongef. 


5 Del. Anm. 8 zu S A. 


40. 1. Aus NRüdfichten der Landestultur oder der Jagdpflege kann ber 
Minister für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten den Abſchuß weiblichen Eid. 
wildes für die Zeit vom 16. bis 30. September geftatten. 

2. Aus denjelben Gründen können duch Beichluß des Bezirksausſchuſſes:? 

a) der Anfang und der Schluß der Schonzeiten für die in $ 39 unter 12 bis 14 
genannten Wildarten und der Schluß der Schonzeit re Nehböde anderweit, 
ne nicht über 14 Tage vor oder nach den dort beſtimmten Zeitpunkten, 
eſtgeſetzt, 

b) MR Ende der Schonzelt für Drofjeln (Krammetsvögel) bis 30. September 
einschließlich Hinausgejchoben,* 

c) die Schonzeiten für Dachſe und wilde Enten eingefchränkt oder gänzlich auf 
gehoben, nie für Rehkaͤlber und Biber verlängert oder auf da3 ganze Jahr 
ausgedehnt werden. 


— 
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3. Die hiernach zuläffige Abänderung oder Aufhebung der Schonzeit darf für 
Den ganzen Umfang oder nur für einzelne Teile des Regierungsbezirkes, die Ab⸗ 
—— für die einzelnen Teile desſelben Regierungsbezirkes in verſchiedener Weiſe 
olgen. 
4. Der Beſchluß zu a kann nur für die Dauer eines Jahres gefaßt werden. 


3 —— 3 a a ind gilt als folder in Hannover und Helgoland. 
iffer er „Univeil., Anlage 1. 

a Die A— des en Bee werden rechtswirkſam mit dem Beginn des 
—e hr ehım bes ben Bela en a en an. Diefed Datum 
ift mitzuzählen. (8. ©. v. 8. 6. 1905, D. F. 8. . 819. 

4 Der Beginn der für die Erlegung und den Fang freigegebenen Beit ift möglichit 
In, zu legen, daß die anderen Qugbögel, welche gefchont werden müffen, \ on burchgezogen 

„ ehe die Uneignung ber Vroſſeln geftattet tft. (Begründ. zum Wildfchongef. ©. 16.) 


8 41: 1. Das Aufftellen von Schlingen, in denen ſich jagdbare Tiere oder 
Kaninchen fangen können, ift verboten. 

2. Unter dieſes Verbot fällt nicht die Ausübung des Dohnenſtiegs mittels 
Bohbüngenber Dohnen. Die Art der Ausübung des Dohnenſtiegs kann durch den 

egierung3präfidenten im Wege der Bolizeiverordnung geregelt werden. 

1 Fruher 5 4 des Wildfehongefehes; gilt als folder in Hannover und Helgoland. 

2 Kine 29 der Ausf.- —8 Anlage 1. 

3 Bol. Anm. 8 zu ; 29. 

* Am WUbgeordnetenhaufe war zu 5 4 des Wildfchongejehes ein Antrag eingebracht: 

„Die Ausübung des Dohnenftiegs dur Schullinder iſt verboten.” 

Mit Rüdfiht auf die Erflärung bes Negierungstommilfars, daß der Krammetsvogel 
durch dieſes Geſetz allgemein zum jagdbaren Tier erklärt iſt, zur Ausübung der Jagd 
auf ihn der Beſitz eines Jagdſcheines erforderlich iſt, der —2— aber Kindern nicht 
erteilt werden kann, wurde der Antrag fallen he affen. 

5 Daß Gefeh verbietet allgemein das Stellen von Solingen, in denen fich jagdbare 
Xiere fangen können, um ber Einrede zu begegnen, daß die Schlinge, mit der ein Stüd 
Wild verbotSwidrig gefangen ift, nicht auf diefe Wildart oder Überhaupt auf Wild geftellt 
war. Das Berbot gilt für jagdberedhtigte und für andere Perfonen; foweit letztere das 
Scälingenjtellen bei Gelegenheit unberedtigter Jagdausũubun betreiben, bewendet es bei 
der Strafvorfchrift der 88 292 und 293 Str. G. B. Syn eaug auf das Tangen in 
Schlingen iſt das Kaninchen dem jagdbaren Wild gleichgeftellt, obwohl es in Zukunft 
nirgends mehr jagbbar fein fol. Krammetsvögel mitteld hochhängender Dohnen zu fangen, 
pl nicht verboten fein. Die Urt, in welcher der Dohnenſtrich ausgeübt wird, iſt Biel 

Wege der Polizeiverordnung geregelt, um unnübter Xierquälerei vorzubeugen. Der 
lebte Sat diejes Paragraphen tft notwendig, um bem Einwand borgubeugen, daß ber 
Weg der Polizeiverorbnung ungucäifg. lei, nachdem über biefe Urt der Jagdausuͤbung 
um Geleh Beitimmung getroffen ift. ‘Die Selugniß zur Regelung des Dohnenftiegs im 
Wege der Polizeiverordnung wird auch dem Negierungspräfidenten der Provinz Hannover 
äuftehen. (Begründ. zum Wildfhongef. ©. 168 


42.2 1. Kiebik- und Möweneier dürfen nur bis 30. April einfchließlich 
eingelammelt werden. 

2. Durch Beichluß des Bezirksausſchuſſes Tann diefer Termin bis zum 10. April 
einihlieglich zurüdverlegt oder für Möweneier bis zum 15. uni einjchließlich ver- 
längert werden. 

3. Das Sammeln der Kiebitz⸗ und Möweneler darf von anderen Perjonen als 
dem Jagdberechtigten nur in deſſen Begleitung oder mit deſſen jchriftlich erteilter 
Erlaubnis, welche der Sammelnde bei fidy zu führen hat, vorgenommen werden.? 

4. Eier oder unge von anderem jagdbaren Federwild auszunehmen, ift auch 
der ah chiieie nicht befugt, mit Ausnahme derjenigen Eier, welche ausgebrütet 
werben follen. 

5. Zum Ausnehmen von Eiern, welche zu wiljenjchaftlichen oder zu Lehrzweden 
benußt werden follen, bedarf e3 der Genehmigung der Jagdpolizeibehörde. 


1 rüber $ 5 des Wildſchongeſetzes; gilt al folder in Hannover und Helgoland. 
2 a so der Ausf.⸗ ——— 1. — 
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8 Strafborfchriften in: 8 368 Nr. 11 Str. G. B., $ 33 de8 Feld» und Forftpoligeigel- 
und Vogelſchutzgeſ. dv. 22. 3. 1888. 

8 43. 1. Bom Beginn des fünfzehnten Tages der für eine Wildart feſtgeſetzten 
Schonzeit bis zu deren Ablauf ift e8 verboten, derartige Wild in angen Etüden 
oder zerlegt, aber nicht zum Genuſſe fertig gubereitet, in demjenigen Bezirk, für 
welchen die Schongeit gilt, zu werfenden, zum Verlauf herumzutragen oder auszuſtellen 
oder feizubieten, zu verfaufen, anzufaufen oder den Berlanf von ſolchem Wild zu 
permitteln.4 5 

2. Borftehenden Beſchränkungen unterliegt nicht der Vertrieb einzelner Arten 
von Wild aus Kühlhänfern, wenn er unter Kontrolle nad; Maßgabe der von ben 
auftändigen Mintftern zu erlafienden Beftimmungen ftattfindet. Die Koften der 

ontrolle fallen den Snbabern der Küblhäufer zur Laft und können in Form einer 
Gebühr nach Tarifen erhoben werben.® 

3. Serner dürfen Ausnahmen, wenn es fich um die Berjendung, den Berlauf, 
den Anlauf und die Verkaufsvermittelung von Tebendem Wild zum Bwede der Biut- 
auffrifhung oder Einführung einer Wildart handelt, Durch den für den Empfangsort 
zuftändigen Regierungspräfidenten geftattet werden. 

4. Die Beitimmungen des erften Abſatzes finden auf ſtiebitz und Möweneier 
entjprechende Anwendung.’ 

1 Früher 8 6 des Wildfchongefches; gilt als folder in Hannover und Helsslaub. 
2 Kine 31, 32 der Ausf Une, Unlage 1. v 

8 Der Verlauf von Wild „zum Genuff fertig zubereitet” fit, um unnüben 
Schikanen borzubeugen, und um ben Gaftwirten die Berivertung des innerhalb der zu 
läffigen Seit ertvorbenen WildbretS zu ermöglichen, endlich auch um nit den Pertrieb 
des zu ſtonſerven verarbeiteten Wildes zu erſchweren und vielleicht zu gefährden, während 
der gungen Schonzeit geftattet. (Begründ. 3. Wildſchongeſ. S. 18.) 

4 Das Wildſchongeſetz von 1870 verbietet nur ba8 Anbieten zum Kauf unb bie 
Berkaufspermittelung von Wild. Es Hat fih aber mit NRüdficht auf die paugtsit des 
—— als notwendig herausgeſtellt, allgemein den Verkauf wie auch den Ankauf 
unter Strafe au ftellen.. Die Unbequemlichkeiten, welche hiermit —A— — für das 
faufende Publitum verbunden find, müffen mit Rüdfiht auf den zu erreidenden Zwedc 
ertragen werben; benn ber Wilddiebſtahl, welcher in ben meiften Fällen des Erwerbes 
wegen betrieben wird, und der mit der Erſchwerung bes Verlaufs feinen hauptſächlichen 
Anreiz verliert, bedeutet eine ftete —— für bie mit dem Forſt⸗ und Jagdſchutz 
betrauten Perfonen. Auch ift zu erwägen, daß bie Konfumenten Wild, befonders das in 
der Schonzeit erlegte, welches überwiegend von Wilbbiehftählen herzurühren pflegt, mur 
felten aus der erften Hand, bielmehr meiftend von Händlern und Gaſtwirten bezieben. 
Werben aber dieſe Mittelsperfonen wirkſamer als bisher an dem Bertriebe geſetzwidrig 
erlegten Wildes behindert, fo wird auch das Tonfumierende Publikum um fo weniger in 
— e en) der Beltrafung auf Grund des Verbot auszufehen. (Begründ. 3. 

ongef. ©. 18. 

5 Der Anlauf von Iebendem Wild vor Ablauf der Schonzeit tft auch ftrafbar, fofern 
sticht die Ausnahme des Abſatz 3 vorliegt. (8. G. v. 18.5. 1905, rb. d. Ente): ©. 184.) 

Auch die Verfendung don Wild zu Geſchenkzwecken während der Schongelt iſt jtrafbar. 
(8. ®. v. 27. 9. 06, a. a. ©. 07 ©. 244.) 

6 über den Bertrieb von Wild aus Kühlhäufern fiehe Unlage 1, Ziff. 31. 

7 Es iſt alfo verboten ber An» und Verkauf, fowie die Verfauföpermittelung uſw. 
binfichtlid) folder Eier mit Beginn bes fünfzehnten Tages nad Ublauf berjenigen Beit, 
in welcher das Sammeln ber Eier geitattet, Ifem es fih nicht um Eter handelt, die zum 
Genuſſe fertig zubereitet find. (Begründ. 3. Wildſchongeſ. ©. 18.) 

5 44. Bom Beginne des fünfzehnten Tages der für das weiblidde Elch⸗, 
Rot, Dam: und Rehwild feitgefehten Schonzeiten bis zu deren Ablauf ift es ver- 
boten, ungzerlegtes Eich, Rot, Dam und NRehwild, bei welchem Das Geſchlecht nicht 
mehr mit Sicherheit zu erkennen ift, zu verjenden, zum Verlaufe herumzutragen oder 
andzuftellen oder feilzubieten, zu verlaufen, anzufanfen oder den Verkauf von ſolchem 
Wilde zu vermitteln. 

1 Fruher $ 7 des Wildſchongeſetzes; gilt als folcher in Hannswer und Helgslenb. 

3 Se 32 der Ausf.⸗ nivelt, nie 1. 


aa th 
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3 Durch diefe Beſtimmung fol verhindert werden, daß während der für weibliches 
Elche, Rot, Dam⸗ oder Rehwild angeordneten Schonzelt ſolches Wild der gefchlechtlichen 
Erfennungsmerkmale beraubt und als männliches in den Handel gebracht wird. 


8 45. 1. Die BVBorfchriften der 88 43 und 44 finden auf Wild Feine An- 
wendung, welches im Strafverfahren in Beſchlag genommen oder eingezogen, oder 
welches mit Genehmigung oder auf Unordnung der zuftändigen Behörde oder in 
Fällen erlegt ift, in denen bejondere gejetliche Vorfchriften es geftatten. 

2. Wer jeboc ſolches Wild in gangen Stüden oder zerlegt verfendet, zum Ber: 
fauf herumtraͤgt oder ausftellt oder feilbietet, verkauft oder den Verkauf von ſolchem 
Wild vermittelt, muß mit einer befrifteten® WBejcheinigung der Ortspolizeibehörde 
oder des von ihr mit Genehmigung des Landrat? zur Ausſtellung einer folchen er: 
mädhtigten Gemeinde(Butd Boriehers veriehen fein. 

3. Der Käufer muB ſich die Beicheinigung vorzeigen laſſen. 

2 rüber H 8 des Wildſchongeſetzes; gilt als folder in Hannsver und Helgoland. 

3 Biffer 32 der Ausf.- niveil, Anlage 1. 

3 iiber die Verwertung bes in ben adminiſtrierten fiskaliſchen Sagdbezirken von Wild» 
Dieben angefchoffenen oder erlegten und denfelben abgenommenen Wildes bzw. noch brauch: - 
baren Fallwildes beftimmt der F. M. Erl vom 15. 7. 1870 (8. %. Bd. 3 ©. 172), daß 
der mit der Verwaltung ber Jagd betraute Oberförfter das mährend der Schonzeit zur 
Nutzung gelangende Wild zwar in gleicher Weife wie da8 außer der Schongeit erleyte 
gegen den feititehenden Tarfat zu übernehmen befugt, fi jedoch der Bedingung zu unter« 
werfen gebalten fein fol, diefe8 Wild nicht anderweit, durch Berlauf, zu verwerten. Yür 
den Fall, daß der Oherförfter unter diefer Bedingung ein während ber Schonzeit zu 
nugenbee Stück Wild ſelbſt zu behalten nicht willens ih, bat er basjelbe an eine in der 
Nähe befindliche fisfaliiche oder fonftige mohltätige Anftalt unentgeltlich abzugeben. Die 
Anftalten find von den Regierungen ein für allemal befannt zu geben. 

4 Nah dem Erl. M. f. 2. v. 2. 12. 1905 — III 14737 — fol ein Verſenden ſolchen 
Fallwildes an mohltätige Unftalten vom Beginn des 15. Tages der für die in Trage 
tommenden Wildart feitgefegten Schonzeit ab ( 44) nicht ftattfinden. Das Wild ift ent- 
weder von dem betreffenden Revierverwalter oder einem Beauftragten desfelben unmittel- 
bar dem —— — uſw. zu übergeben oder durch einen Beauftragten der wohltätigen 
Anſtalt auf Erſuchen ber Revierverwaltung von der Oberfoörſterei uſw. abauhoten. 

A. d. 8. Gefehmäßig fteht jeßt nad 5 45 dem Verkaufe dieſes Wildes mit der 
obrigfeitliden Beſcheinigung nichts im Wege. Fur die Stantöforften bleibt der Berfauf 
aber auch fernerbin verboten. 

5 d. h. mit einer Delheintigung, bie nur für eine gewiſſe Zeit außgeftellt werden 
darf. Dadurch fol vermieden werben, daß bie sjheinigung nit auch als Legitimation 
für fpäter, und zwar widerrechtlich erlegtes Wild Verwendung finden kann. (Komm. Ber. 
3. Wildſchongeſ. ©. 7.) 

8 46. 1. Die Berfendung von Wild darf nur unter Beifügung eines Urſprungs⸗ 
jcheineß erfolgen. ' 

2. Die näheren Vorfchriften werden bon dem Oberpräfidenten oder dem Ne- 
gierungspräfidenten im Wege der Polizeiverordnung erlafjen;** Hierbei können von 
dem Erforderniſſe des Urfprungsfcheines bezüglich einzelner Keiner Wildarten Aus» 
nahmen gejtattet werden. 

a Früher S 9 bes Wildſchongeſetzes; gilt als folcher in Hannsver und Helgoland. 

2 Kine 32 ber us unse nl 1. 

3 Bpl. Anlage 2. — Polizeiverordnung über den Verkehr mit Wild. — 

4 Boligeiverordbnungen über die Wildlegitimationskontrolle, die vor dem Wildſchon⸗ 
geiege bom 14. 7.04 rechtögültig erlaſſen waren, find durch dieſes u nicht aufgehoben. 

ie8 gilt auch für Strafverbote gegen ben Transport von Wild ohne Urſprungsſchein 
(8. ©. v. 22. 6. 05, Jahrb. f. Ent) . 3b. 3 ©. 227). 

47. Die Vorfchriften der 88 43 bis 46 finden auch auf Wild, welches in 
iedigten Wildgärten erlegt oder gefangen ift, Anwendung. 

2 Fruher 8 10 des Wildfchongefetes; gilt als folder in Hannover. 

$ 48. Der Bezirksausſchuß ift befugt, für den Umfang bed ganzen Regierungs- 
bezirkes oder einzelne Zeile des letzteren diejenigen nicht jagbbaren Vögel zu bezeichnen, 
anf welche die Uusnahmebeftimmung des 8 5 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes, betreffend 






eing 
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den Schug von Vögeln, vom 22. März 1888 (K. &. Bl. ©. 111) dauernd ober 
vorübergehend Anwendung finden darf. 
2 rüber 8 11 des abfüongeedes: gilt als foldher in Hannover und Helgeland. 
2 Biffer 33 der Ausf.-Unweif., Anlage 1. 
r ü B hr Pen FR Re higen der Jagd fchädlichen Vögel bezeichnet, welche 
er Bezirksausfchuß n ejenigen ber Ja en Vögel beze 
unter Die Auöna mebeftimmung bes { 5a. 1 bes Bogelfhubgefepes fallen, fo bürten 
ſolche, 3. B. auch der ſchwarze und der weiße Stotg in der Zeit vom 1. ra bis 
15. September nicht erlegt werben ($ 3 a. a. O.). — Begrund. zum Wildſchongeſ. S. 20. 
8 49. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ift in den Fällen der 55 40, 42 
und 48 endgültig. 
2 Srüher 8 12 bes Wildſchongeſetzes; gilt als ſolcher in never und land. 
3 hr — entſp ve 107 De Suftand Get 2. 1883 (G. ©. S. 2371 
8 50. Bei Einführung oder Einwanderung bisher nicht einheimifcher Wıl- 
arten kann durch Königliche Verordnung Beſtimmung getroffen werben über ihre 
Jagdbarkeit, die Feſtſetzung von Schonzeiten für fie und die Androhung von Strafez 
bei Verlegung der feſtgeſetzten Schonzeiten. 
1 Bee 8 14 des Kandfüongefedes; gilt als foldder in Hannover und Selgslane. 
» Biffer 34 der Ausf.⸗Anweiſ. Unlage 1. 


Fünfter Ubjchnitt. 
Wildichadenerfak. 
51, > 8586.38. nden, bur ., Ret, 
El ⸗ Dam ⸗ Fe 23. durch Faſanen —— eI. een folgende 
en. 


Erläuterungen. 


I. Berbältuis des B. G. B. zu ben Lanbesgeſetzen. 

ı Der Wildſchaden tit nad ben Beitimmungen des B. ©. B. zu erfeßen, und zwar 
tft, abgefehen von ben bierunter in ben Artikeln 71 und 72 den Landesgeſetzen vor 
bebaltenen Kragen, nad dem B. &. B. zu entfcheiden, sb und wann Wildſchaden zu 
erjegen iſt, und wer erſatzpflichtig ift, während ſich das Berfahren ufw. nur nach ben 
Sand oögeleben beitimmt. Bal. Biffer 35 d. Ausf⸗Anweiſ., Anlage 1. 

2 über das Berhältnis de8 B. G. B. zu ben Landesgefehen beſtimmt ba3 


Einfübrungsgeie zu eriterem folgende: 

Artikel 69. Underührt bleiben bie mbesgelesliähen Borſchri über ya d und 
Fiſcherei, unbeichadet der Vorſchrift des $ 958 Abſ. 2*) des Bürgerliden Geſetzbuchs umb 
der Vorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erfa des Wildſchadens. 

Artikel 70. Unberübtt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften über die Srundfäte, 
nad welchen der Wildfchaden feitzuftellen ift, ſowie die landesgeſetzlichen Borfchriften, nach 
welchen der Anſpruch auf Erfah des Wilbfehabens innerhalb einer beftimmten Friſt bei 
ber zuftändigen Behörde geltenb gemacht werden muß. 

Artikel 71. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. bie Verpflichtung um Erjate des Wildſchadens auch dann eintritt, wenn ber 
Schaden durch jagdbare Tiere anderer ald ber im $ 835 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs begeleineten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildf , der durch ein aus einem ‚öchege auögetretenes jagdbares Tier 
angerichtet wird, der Eigentümer oder ber ber des Geheges verantwortlich ift; 

3. der Eigentümer eines Grunditüds, wenn das Sfagdrecht auf einem anderen Grund 
gade nur ae em mit dem yuadıedt auf feinem Srundftüd ausgeübt werben 

rf, für den auf dem anderen Srundftüd angerichteten Wilbfhaden auch dann 
ftet, wenn er die ibm angebotene Pachtung ber agb abgelehnt hat; 

4. der Wildfchaden, ber an Gärten, Obftgärten, Weinbergen, Baumfcdulen und einzel- 
ftehenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erjegen tft, wenn bie Herftellung 
von Schutzvorrichtungen unterblieben tft, bie unter gewöhnlichen Umitänden zur 
Abwendung des Schadens ausreichen; 


"8968, ſiehe XII A D. B. 
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5. bie Verpflichtung zum Schadenerſatz im Falle des 8 835 Abſ. 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs — beſtimmt wird; 

6. die Gemeinde an Stelle der Sigentümer der zu einem Jagdbezirke vereinigten 
Srunditüde zum Erſatze des Wi Gaden⸗ verpflichtet und zum Rückgriff auf die 
Eigentümer berechtigt iſt oder an Stelle der Eigentümer oder des Berbandes ber 
Eigentümer oder der Gemeinde oder neben ihnen der Jagdpächter zum Erſatze bes 
Schadens verpflichtet ift; 

7. der zum Erfate des Wildſchadens PVerpflichtete Erftattung des geleijteten Erſatzes 
von a ie kann, welcher in einem anderen Bezirke zur Ausubung 

er erechtigt ift. 

Artike 2. Beiteht in Unfehung eines Grundſtücks ein zeitlid nicht begrenztes 

Nukungsrect, fo finden bie Vorfchrifter des $ 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 

zerhfüi tung zum Erſatze des Wildfchadens mit der Maßgabe Unmendbung, daß an bie 

Stelle d Eigentümers der NRußungsberechtigte tritt. 

3 Hiernach bleibt alfo der nad den 

MWildfchadenerfat beitehen. 


H. Beftimmungen des Bürgerlihen Geſetzbuchs über den Erſatz von Wilbdſchaden. 

8 855. Wird duh Schwarz, Rot: El, Dam: ober Rehwild 
oder durch Fafanen! ein Grundſtück befchädigt, an weldhem dem Eigen 
tümer das Jagdrecht nicht zufteht,? fo ift der Jagdberechtigte verpflichtet, 
dem Derlegten den Schaden*‘ zu erfegen. Die Erfagpflicht erftredt fid) auf 
den Schaden, den die Tiere an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten 
Erzeugniffen des Grundftüds anrichten.’ 

ft dem Eigentümer die Ausübung des ihm zuftehenden Jagdrechts durch 
das Geſetz entzogen, fo hat derjenige den Schaden zu erfegen, welcher zur 
Ausübung des Jagdrechts nach dem Gefetze berechtigt if. Hat der Kigen- 
tümer eines Grundftüds, auf dem das „Jagdrecht wegen der Lage des Grund⸗ 
ftüds nur gemeinfchaftlicy mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundftüd 
ausgeübt werden darf, das Jagdrecht dem Eigentümer diefes Grundftüds 
verpadhtet, fo ift der Ießtere für den Schaden verantwortlich. *? 

Sind die Eigentümer der Grundftüde eines Bezirkes zum Zwede der 
gemeinfhaftlihen Ausübung des Jagdrechts durch das Gefeß zu einem Der- 
bande vereinigt, der nicht als foldyer haftet, fo find fie nad) dem Derhältniffe 
der Größe ihrer Grundftüde erſatzpflichtig.“ 

a Nur der durch die hier aufgeführten Wildarten angerichtete Schaben ift zu erfegen, 
nicht auch der durch Hafen angerichtete. 

Edenfo finden dieſe Beitimmungen feine Anwendung auf Schäden, welche von nicht 
jagöbaren Tieren Kaninchen) angerichtet werden. 

2 —— 3 bis 14 der Jagborönung: 

8 Uber die Grundſätze, nach denen Schaden zu erſetzen ift, befttimmt das B. &. 8. 

8 249. Wer zum Schadenerfage verpflichtet ifl, hat den Zuſtand herzuftellen, 
der beftehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtete Umftand nicht eingetreten 
wäre. Iſt wegen Derlegung einer Perfon oder wegen Befchädigung einer Sache 
Schadenerſatz zu leiften, fo kann der Gläubiger ftatt der Herftellung den dazu 
erforderlihen Geldbetrag verlangen. 

8 251. Soweit die Herftellung nicht möglich oder zur Entfhädigung des 
—— nicht genügend iſt, hat der Erſatzpfüchtige den Gläubiger in Geld zu 
entihädigen. 

Der Erfahpflichtige fann den Släubiger in Geld entfchädigen, wenn die Ber- 
ftellung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ift. 

$ 252. Der zu erjegende Schaden umfaßt auch den entgangenen Geminn. 
Als entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder 
nach bejonderen Umftänden, insbefondere nach den getroffenen Anftalten und Dor- 
fehrungen, mit Wahrfcheinlichfeit erwartet werden konnte. 

4 In der Regel wird der Schaden in dem Werte der beſchädigten Früchte bzw. in 
den Soiten beftehen, die die Wieberherjtellung der befchädigten Sache erforbert. Inter 


Radite, Handbuch. 4. Aufl. 37 
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dem Werte der Früchte iſt aber nur der Reinertra au deritehen, welcher ji nad Abzug 
der Unkoſten der Aberntung ergiht, denn die Gntjg tigung kann nur in ber Muögleidhimg 
des Intereſſes, in der Herttehung de8 Buftandes, der ohne das —— Ereignis ein⸗ 
gefveten wäre ($ 249 B. G. B.), nicht auch in einer Bereicherung des Beihäbigten befteben. 

eshalb find die Koften der Aberntung, die Dreſch⸗ und Abſatzkoſten abzurechnen, abe. 
nur eiejenigen Koften, welche der Verlegte tatfächlich erfpart. Abzurechnen ift auch der 
Borteil, welchen der Beichädigte dadurch erwirbt, daß das Feld, deſſen Frucht zerftört 
nad den Regeln einer orditungsmäßigen Wirtichaft anderweitig befitellt werben kaun 

Iſt der Schaden entitanden, fo iſt e8 unerheblich, ob demnädift ein Breignte eintrir.. 

elches, auch wenn der Schaden nicht entitanden wäre, zur Vernichtung oder Beichädigıraz 
der Frucht geführt haben würde. Deshalb bleibt der Anfpruch wegen der Beihädigung 
eines Teiles der Früchte eines Grundſtücks auch dann beitehen, wenn nach der Beſchädi 
der übrige Teil der Frucht durch Hagel zeritört toird und angenommen werden muß, bat 
auch die beichädigte Frucht, wenn fie nicht befchädigt wäre, durch den Hagel mit vernichtrt 
fein würde. (Nad) boltgteven, 4. Aufl, ©. 112. 

über die Tyeititellung des Schadens fiehe 8 56 der Jagdordnung. 

5 AB eingeerntet find bereits Ddiejen gen Früchte anzufehen, welde auf = 
Grundftüd in ortsüblider Weile in Diemen, Mieten, Peimen u. dgl. zufammengehradk: 
find. (Komm. Beridt ©. 109.) 

6 Vgl. 8 53 der Jagdordnung nebit Anmerkungen. 

7 In den Eigenjagbbezirien (55 4 bis 6 der Sag ordn.) beiteht Fein eeildjpabenerieg 
— Einen Anſpruch auf Wildſchaden gegen den jagbbereihtigten Eigentümer baden 
daher auch nit Die Pächter bzw. Nutznießer der zu dem Eigenjagdbezirt gehzrigen ®rund- 
— 4 ac Forſtbeamten als Nugnieher der Dienfiländereien und Die Pächter forft: 

aliſcher en. 
ie Nutznießer dev Forſtdienſtländereien haben tur dann einen le auf Art 
des Wildfehadens, wenn das Dienftland zu einem gemeinfhaftliden gbbegi IR: 
bi8 14 der Jagdordn.) gehört, oder wenn e8 eine Enklave (85 8 bis 10 a. a. OD.) . 
Im a Lachen Kagdbezicte regelt fi der Erfaganiprud en ER 52 und bei Enkladen 
nad 8 53 der ordnung. (Vgl. M. L. vo. 3. 1. 1893, D. %. Bd. 25, ©. 4.) 
s 8 52 der Sagborbning. 


Il. In Preußen befiehende Rechtsgebiete in bezug auf ben Wildichabeneriak. 

Während darüber, ob, wann und dur) wen der Wildichaben zu erfeen ti: 
abgejehen von den nach I mögliden Ausnahmen, nit nur für veußen, fondern aud 
für Deutichland im weſentlichen die unter I aufgefü rte Beitimmung des B. &. B. map; 

ebend.tft, beftehen über dad Verfahren, die Wildfdadenverhütung ufw. in Preußen 
N gende Nechtögebiete: 

a) Preußen einſchl. Hohenzollern mit Ausnahme der zu b und c aufgeführten Gebiete. 
— Hier gelten die 88 51 ff. der % dorönung. 

b) Provinz Hannover. — Hier regelt der Erſatz des Wildſchadens nach dem Gefeke., 
betreffend den Wildfchaden, vom 21. 7. 1848 und den SS 23 und 25 der Hannoverſchen 
Jeadorinung vom 11. 3. 1859. Bgl. XCAd. W. nebſt Anlage 2. 

c) Bormaliges Kurfürftentum Heffen. — Regierungsbezirk Cafſſel. — An Stelle 
der 88 51 bis 66 der Jagdordnung gelten die Vorfchriften des kurheſſiſchen Wild- 

Khadengejeßes vom 26. 1. 1854 und die 88 26, 28, 34 biß 37, 40 des kurheſſiſchen 
Be Sodeie bom 7. 9. 1865. Vgl. 8 81 der Jagdordnung und die Darftellung 
iejer Geſetze in Anlage 3. 

52. 1. Erjagpflichtig find in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
die Orundbefiger des Jagdbezirkes nad) Verhältnis der Größe der beteiligten Fläche. 
Diefelben werden durch den Jagdvorſteher“ vertreten. 

2. Hat bei Verpachtung der Jagd in gemeinfchaftlichen Jagdbezirken dev Jagd⸗ 
vorfteher die volljtändige Wiedereritattung der zu zahlenden Wildfchadenbeträge durch 
den Jagdpächter nicht ausbedungen, fo müſſen folche Kagdpachtverträge nach orte» 
üblicher Belanntmachung zwei Wochen öffentlid) ausgelegt werden (8 23). Sie bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Kreisausfchufles, in Stadtkreifen des Bezirks: 
ausfchuffes,? wenn ſeitens auch nur eines Nutzungsberechtigten während der Auslegungs⸗ 
frift Einfpruch erhoben wird. 

1 Früher 8 2 des Wildfchadengefetzes; gilt als folcher in Hohenzollern. 

3 Wi 38 der Ausfall — 1. ſolch dobens 


— — — 


OC. Jagdrecht. 3. Jagdordnung v. 15. 7. 07; Wildſchadenerſatz. 579 

3 Eine Wiedererſtattung der von ihnen zu tragenden Wildſchadenerſatzgelder ſeitens 
der Weßoaguen erfolgt nach Maßgabe der Jagdpachtverträge. 

Sn Hohenzollern liegt die Erſatzpflicht nicht den Grundbeſitzern, ſondern der Gemeinde 
ob, wenn ie die Syagderträge empfängt. (8 22 der Jagdordn. v. 10. 3. 1902; G. S. ©. 33.) 


5 Der Beſchluß ift endgültig; jedoch fteht dem Jagdvorſteher innerhalb zwei 
Wochen die 3 werde zit. Dal 8 26. das ſteh 9 ⸗ 

853. 1. Für nere ift bei Grundflächen, die einem Eigenjagdbezirk 
angefchloffen find (S 4 Abi. 1 Biff. 2 Abf. 1, $ 7 Ubf. 5; 5 8, 8 9) der Inhaber 
des letzteren als Pächter erſatzpflichtig. 

2. Erſatzpflichtig iſt im Falle des 8 10 der Inhaber des umſchließenden Eigen: 
jagdbezirkes auch dann, wenn er den engebokenen Anſchluß ab eiehnt hat und ein 
felbftändiger Jagdbezirk gebildet ift. Anf das Verfahren finden die Vorfchriften über 
Wildſchadenerſatz Anwendung. 

2 zuler 37 der Ausf.Anweiſ., Anlage 1. 

2 Während nach dem bisher gültigen 8 3 des Wildſchadengeſetzes nur die Sujabfrage 
für Waldenklaven geregelt war, ijt jetzt bei allen (atjo auch Feld») Enklaven im Falle 

e3 padıtweifen Anſchluſſes an einen Eigenjagdbezirt der Inhaber der lebteren für den 
Wildfchaden erjabprlichig. Bei Waldenliaven (5 10, d. h. in einem über 750 ha großen 
Walde belegen) bleibt er felbft auch dann erſatzpflichtig, wenn er ben an- 

ebotenen Anſchluß abgelehnt bat und aus der Waldenklave ein felb- 
Mandiger Jagdbegzirk F ildet de Bei anderen Enllaven fällt die Haftung bei Ab- 
lehnung der Pacht fort. erden dieje einem anderen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zu⸗ 
geient oder zu einem befonderen gemeinfchaftlicden Jagdbezirke vereinigt, haften nad) 8 52 

df. 1, falls nicht der Jagdpächter nad) S 52 Abſ. 2 die Haftung übernimmt, die fämt- 
lichen Srunbbefiger des Jogobegrtes wird aber ein Eigenjagdbezirk daraus gebildet, ſo 
bat deſſen Jupa er feinen Scha enerfaganfpruch gegen dritte. 
s Der Waldbefiker Tann ſich gegen den Wildfchadenerfakanfpruch nur durch eine 
Einzäunung fhüßen. 


Der rünere & 4 des Wildſchadengeſetzes vom 11. 7. 1801: 

„ein Erſatz für Wildfehaden findet nicht jtatt, wenn Die Umjtände ergeben, 
daß die Bodenerzeugniffe in der Abſicht ge gen oder erheblich über Die gewöhnliche 
Erntezeit hinaus auf dem Felde belafjen En „ um Schabenerfat zu erzielen.“ 

ijt aufgehoben, an feine Stelle treten die nachfolgenden Beitimmungen de8 B. G. B. über 
mitwirtendes Verſchulden des Beſchädigten. 


B. G. B. 8254. Bat bei der Entftehung des Schadens ein Der: 
fchulden des Befchädigten mitgewirft, fo hängt die Derpflichtung zum 
Erfaße, fowie der Umfang des zu leiftenden Erfaßes von den Umftänden, 
insbefondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem 
einen oder dem anderen Teile verurfacht worden ift. 

Dies gilt auch dann, wenn ſich das Derfchulden des Befhädigten 
darauf befchränft, daß er unterlaffen hat, den Schuldner auf die Gefahr 
eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerffjam zu machen, die der 
Schuldner weder fannte noch kennen mußte, oder daß er unterlafien hat, 
den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Die Dorfchrift des 8 278 
findet entfprechende Anwendung. 

& 278. Der Schuldner hat ein Derfchulden feines gefeßlichen Der: 
treters und der Derfonen, deren er ſich zur Erfüllung feiner Derbindlichfeit 
bedient, in gleichem Umfange zu vertreten, wie eigenes Derfchulden. Die 
Dorfchrift des 8 276 Abf. 2 findet Feine Anwendung. 


1 Der frühere 8 4 fchließt eine Ent ſchadiging dann aus, wenn derjenige, der 
Anſprüche macht, dolos gehandelt hat. 8 254 B. G. B. ſchützt den Jagdberechtigten 
in noch weiterem Umfange, denn er regt nit nur ein dolojes Verhalten voraus, 
jondern cr kann dem Liquidanten des Wildfchadenerfages gegenüber bereit8 dann 


37% 


580 | X. Tierfang, Jagd, Vogelfhug und Fiſcherei. 


angewendet werben, wenn er auch nur fahrläffig gehandelt bat. (Bgl. K. B. H 

zur Jagdordn. ©. 30.) Dal. Hiffer 35 der Aust. nmeif., Unlage 1. 

2 Die reichsgeſetzliche Regelung des Wildfchadenerfakes (B. &. B. 5 835 un: 

Einf.Geſ. Art. 71 Nr. 4) ergibt, daß mit einer allgemein begründeten Pflicht zur Her⸗ 

tellung von Schutzvorrichtungen behufs Verhütung von Wildſchaden bei Anlagen. 
ie nidyt unter die Gärten, Chitgärten, Weinberge, Baumjchulen ufiw. fallen, über 
haupt nicht und bei Gärten ufw. jo lange nicht zu he itt, al8 ein entiprechenbes 
Landesgeſetz nicht ergangen ift (in Preußen ijt ein folches nicht ergangen). Sei 
leichwohl im Sinne des 8 254 B. ©. B. auf die unterlaffene Herftcllung von 
chutzvorrichtungen ein Verſchulden des Erſatzberechtigten bei Entitehung bei 
Wildſchadens gegründet werden, fo Tann fid) die doch nur unter der Boraus 
fegung rechtfertigen, daß die a des Erſatzanſpruchs troß unterlafiene 
erite ung von Schußborrichtungen nad) den bejonderen Umftänden des einzelnen 
alles wider Treu und Glauben verftoßen würde. Das ne zu, fobald die Unter 
affung von Schutzvorrichtungen auf die Abficht, Schadenerſatz zu erzielen, zuräd: 
zuführen ift, wie dies im 8 4 bes ne Wildſchad. Gef. v. 11. 7.1891 vorgeſehen 
war, und e8 mag zutreffen, wenn ohne eine ſolche Abſicht befonders mertbal: 
Hölzer gezogen werden, obſchon fie dem Wildſchaden ausgefekt find, und tnchi 
au in anderen Fällen, namentlid dann, wenn der Erſatzberechtigte die von ber 
Orjagberpflichteten angebotene SHerjtelung von Schubtborridtungen ablehm 
(DO. 2. ©. dv. 17. 11. 1902, Jahrb. f. Entſch. Bd. 1 ©. 75.) 

54.7 Sofern Bodenerzeugnifje, deren voller Wert fich erft zur Zeit der Errte 
bemeijen läßt, wor diefem Zeitpunlte befchädigt werden (8 51), fo tft der Schaden in 
demjenigen Umfange zu erjtatten, in welchem er ſich zur Zeit der Ernte darfielt. 

1 rüber 8 5 des Wildfchadengefetes; gilt als ſolcher in Hohenzollern. 

2 In Unfebung der Beihädigung bon Holzbeitänden Eh nad der Entfcheidung des 
O. 8. ©. v. 3. 12. 1896 gemäß dem früheren gemeinrechtlichen, jett im $ 249 3.6.8 
ausgeſprochenen nr der Schabengfeitftellung „nicht der Wert der beijchädigten Wald 
beitände zur Beit der Beihädigung, fondern der bei dem Eintritt der normalen Abtrieb- 
zeit erzielbare Wert“, jeboc) nur in —5 — Höhe zu beitimmen, „daß der DBejchädigte 
unter Hinzurechnung der bis zum Eintritt der normalen Abtriebözeit zu erhebenden 
Binfen fo viel erhält, al er ohne die Beihädigung aus dem Waldbeitande bei Eintritt 
der normalen Abtriebszeit zu erzielen dermöchte”. (Holtgreven ©. 137.) 

55.1 Der Beichädigte, welcher auf Grund der 88 51 bis 53 Erfaß für 
Wildichaden fordern will, hat dieſen Anfpruch bei der für dag gefchädigte Grundſtück 
uftändigen Ortspolizeibehörde? binnen drei Tagen, nachdem er von Der Be 
— Hädigung Kenntnis erhalten Hat, fchriftlih oder zu Protokoll anzumelden! Bei 
Verfäumung diefer Unmeldung findet ein Erſatzanſpruch nicht ftatt.d 

1 Früher 5 6 des Wildfchadengefetes; gilt als folder in Hohenzollern. 

2 über „Ort3polizeibehörden” , & 481 d. W. ’ 

Sit der Amtsvorſteher ufiw. als Jagbbereditipter, Srunditüdgeigentümer oder aus einem 
fonjtigen Grunde bei dem Verfahren perfönlich ereitigt, fo tritt fein Stellvertreter an feine 
Stelle; im Geltungsgebiete der Kreißordnung vom 7. März 1881 hat jedoch in dieſem alle 
Her Kreisausihuß den Stellvertreter oder einen ber benachbarten Amtsvorſteher bam. 
Bürgermeifter mit der Dertrekung beſonders zu betrauen. (8 52 Abſ. 5 der Kreisordnung.) 

8 Der Tag der erhaltenen Kenntnis wird in die dreltagige Seite nicht mit eingerechnet. 
B. G. B. 88 187, 188. Die Frift ift nach der Entſch. O. 3. ©. v. 6. 1. 1900 gewaährt, 
wenn ber die Unmeldung enthaltende Brief am legten Tage der Friſt in der Poſtanſtalt 
des Ankunftsortes der Boligeibehörbe zur Verfügung ftand, auch wenn die Tetztere ihn 
an diefem Tage nicht hat abholen laſſen. 

4 Aus der Anmeldung muß hervorgehen, daß ein Erfat für geilblihaben gefordert 
wird, e8 genügt nicht bloß die Anmeldung eines ftattgehabten Wildfchadens. Der Angabe 
der Höhe der geforderten Entfhädigungsfumme bedarf e8 jedod) nicht. (Holtgreven ©. 141.) 

5 Es iſt zuläffig, den Erfakanfprud auf den in der Zeit zwiſchen der Anmeldung 
und der Ortsbefichtigung ($ 56) zugefügten neuen Wildfehaden auszudehnen. Dasfelbe 

ilt auch für diejenigen Schäden, die in der Beit zwiſchen dem erften und dem zweiten 

Käkungstermin ($ 57) entitanden find. Ihre Berndichtigung ift nur fo weit ausgeſchloſſen, 
als feitens der erſatzpflichtigen Jagdgenoſſenſchaft dargetan wird, daß fie dem Beichädigten 
mebr als drei Tage bor der Ortöbe tigung befannt geworden. 

Die Beweispflicht für die Nechtzeitigfeit der Anmeldung des Schadens bei der Orts 
polizeibehörde Liegt alfo nicht dem Befchädigten ob; es ift vielmehr der den Erſatzanſpruch 
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wegen Verfäumung der Friit ablehnende Erjaßpflichtige für die Friſtverſäumnis beweis⸗ 
pflichtig. Wollte man da8 Gegenteil annehmen und Die Crbringung der erforberichen 
Nachweiſe von den Erfatberechtigten verlangen, fo würde man diefen, was nicht in der 
Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben Tann, bei der Schwierigkeit der in Betracht 
fommenden Beweißführung Die erfolgreiche Geltendmadjung ihrer Anfprüde Häufig 
geradezu unmöglich maden. (DO. B. ©. v. 25. 3. 07, Jahrb. f. Entf. ©. 252.) 


8 56. Nach rechtzeitig erfolgter Anmeldung hat die Oxtspolizeibehörde zur 
Ermittelung und Schätzung des behaupteten Schaden: und zur Herbeiführung einer 
gütlichen Einigung unverzüglich einen Termin an Ort und Stelle anzuberaumen und 
au demjelben die Beteiligten? unter der Verwarnung zu laden, dab im Falle des 

Spterigeinen? mit der itilung und Schäßung des Schadens dennoch vorgegangen 
wird. Der Yagdpächter? iſt zu diefem Termine zu laden. 

2 Früher 8 7 des Wildſchadengeſetzes; gilt als folcher in Hohenzollern. 

2 Sie Belsiligten And: der Be ie der —— MA Nutreffendenfalis der 
Inhaber des die Enklave umfchließenden Jagdbezirkes ($ 53). 

5 Der Jagdpächter gehört nicht zu den Beteiligten. Seine Ladung tft aus Bived- 
mäßigfeitSgründen angeordnet. Das Dernaltungöverfahren findet auf ihn feine Unmendung. 
über jeine etwaige Verpflihtung zum Wildfchadenerjat tft von den ordentliden Gerichten 
auf Grund des gone tvertrage8 zu entſcheiden. (Handb. d. Geſetzgebung dv. Graf Hue 
de Grais XIV 5 ©. 112.) 


8 57.1 Jedem Beteiligten? fteht das Necht zu, in dem Termine zu beantragen, 
daß die Schätung des Schadens erft in einem zweiten, kurz vor der Ernte ab» 
zubaltenden Termin erfolge. Dieſem Antrage muß ftattgegeben werden. 


1 Brüder 8 8 des Wildfchadengefetes; gilt als jolcher in Hohenzollern. 
> Der Jagdpächter gehört nicht zu den Beteiligten. (Vgl. Anmerk. zu 8 56.) 


8 58. 1. Auf Grund des Ergebnifjes dev Vorverhandlungen hat die Ortspolizei⸗ 
behörde einen Vorbeſcheide— über den Schadenerfaganfpruch und die entitandenen 
Koftend zu le und den Beteiligten in jchriftlicher Ausfertigung zuzuftellen. 

2. Die Zuſtellung erfolgt nad) Maßgabe der für Zuftellungen des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes geltenden Beſtimmungen. 


2 gender 8 9 des Wildfchadengejetes; gilt als joleper in Hohenzollern. 

3 Die Ver richtung der Ortspoli eibehörde, einen Vorbeſcheid zu erlaffen, fällt fort, 
wenn die PBarteten auf den Erlaß destelden Derzichten, bamw. wenn fie den Streit durd) 
Vergleich beenden. 


Der Vorbeſcheid ift Teine polizetlihe Verfügung im Sinne des IV. Xitel® Des 
Landesverw.⸗Geſ., fondern ein Alt ber Rechtſprechung. Er Tann beshalb von der Polizei: 
behörde weder zurüdgenommen noch geändert werden. Wuch findet gegen denſelben nicht, 
wie gegen eine polizeiliche Verfügung gemäß 88 127 ff. des Landesverw.⸗Geſ., neben der 
Klage die Befchwerde und gegen den in lebter Inſtanz ergangenen Beſcheid die Klage 
ie © 50) G. Statt. (Holtgreven ©. 151 u. O. V. ©. v. 14. 2. 07, Jahrb. f. 

. S. .) 

3 Ein Vorbefcheld, der dem nicht zu den Zeteiuigten (ſiehe Anm. 8 gu 8 56) gehörenden 
Jagdpächter den ad don Wildſchaden aufgibt und Koften auferlegt, ift dagegen als 
eine ae Verfügung anzufehen und als folche vom Jagdpächter mit den in den 
5 127 fi. des Landesverw.⸗Geſ. bezeichneten Rechtsbehelfen anzufechten, nicht aber mit 
F Kin e LS ee Wildſchadengeſetzes (jet S 59). O. 3. G. v. 9. 10. 1902, 

rb. f. . 240. 

4 Hat der Amtsvorſteher bie Anberaumung eines Termins an Ort und Stelle zur 
Ermittelung und Schätung des Wildſchadens unterlaſſen und einen Vorbeſcheid nicht 
erlaffen, fo wird dadurch das ganze weitere Verfahren nad) diefem Geſetze nicht unmöglich 
pemadbt. In folhem Kalle ijt die Suffichtsnehöre, alfo zunächſt der Landrat, befugt, auf 

ie Beſchwerde des Beichädigten bin den Amtsvorſteher zu veranlaffen, einen dem Bor- 
befheide gleichftehenden Beſcheid zu erteilen. Diefer nachträglich erteilte Beſcheid wird ja 
naturgemäß nur lauten fönnen, daß der Amtsvorſteher nicht mehr in der Lage ſei, den 
Schaden feſtzuſtellen. Dadurch wird dem Beichiverdeführer die Möglichkeit gegeben, fein 
Recht weiter zu verfolgen, und e8 bleibt ihm, wenn er in letter Inſtanz endgültig ab⸗ 
—— iſt, immer oc der weitere Weg offen, den Amtsvorſteher wegen Pflihtverfäumnts 
regt ſozng u machen. (M. L. v. 12. 6. 1893.) 

5 Die Koſten bat der zu tragen, ber als ber unterliegende Teil anzuſehen tft. 
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59.1 1. Gegen den VBorbefcheid findet innerhalb zwei Wochen die Plage”? ba 
dem Kreisausſchuß, in Stadtlreifen bei dem Bezirksausſchuſſe ftatt. 

2. Die Entiheidungen des Sreisausfchuffes und des Bezirksausſchufſes in 
vorläufig vollitredbar. | 

3. Wird innerhalb der geei Wochen die Klage nicht erhoben, fo wird be 
Vorbefcheid endgültig und vollitredbar. 

1 grüber 8 10 des Wildfchadengefehes; gilt als ee in Hohenzollern. 

2 Die Klage ift von einem Beteiligten gegen den Erfahpflichtigen und nicht gegen 
die Ortspolizeibehörde zu richten. — Nur der Dagdborfteber, nicht auch ein einzelner 
Grundbeſitzer des gemein haftlichen Jagdbezirkes oder die Gemeinde felbit, ift zur Klege 
a (Bl. O. 8. ®. dv. 6. 1. 1900, Sue be Grais Handb. d. Geſetzgeb. XIV 5 
D. . 


8 60. Als Koften des Senn kommen nur bare Auslagen, insbejonder 
Reifetoften und Gebühren der Sachverftändigen, Botenlöhne und Bortofoften? iz 
Anſatz. Die Koften des VBorverfahrens werden als Teil der Koften des Berwaltung:- 


ſtreitverfahrens behandelt. 

1 yruber 8 11 bes Wildfehadengejeges; gilt als folder in Hohenzollern. 

2 Seit Einführung der Portoaverfionierung haben die hierzu berechtigten Behörder 
auch die Voftfendungen an die Partei portofrei abgehen zu lafjen, aber aB Bare Au 
fagen von der unterliegenden Bartci fo viel Portobeträge einzuziehen, aß zur VBerwendung 
fommen müßten, wenn der Staat nicht gegen Bahlung eines Averſums Portofreibei 
genöffe. (F. M. u. M. J. v. 20. 4. 1897, M. Bl. ©. 90.) 


Sechſter Abſchnitt. 
Wildſchadenverhũtung. 

5 61. 1. Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche 
Zeile eines gemeinichaftlicden Jagdbezirkes bilden, oder Tale Waldenflaven, anf 
welchen die Jagdausübung dem Eigentümer des fie umschließenden Waldes überlafien 
ift (8 7 Ubf. 5; 88 8 und 10), er Wildſchäden durch das aus ber For 
übertretende Wild ausgejett find, jo ift Die SJagdpolizeibehörde befugt, auf Antrag 
der geſchädigten Grundbeſitzer nach vorhergegangener Prüfung des Bedürfnifſes und 
für die Dauer defelben den Jagdpächter felbft während der Schonzeit zum Abſchuſſe 
des Wildes aufzufordern. Schütt der Jagdpächter, diefer Aufforderung ungendhtet, 
die beihädigten Grundftüde nicht genügend, 1 kann die SXagdpolizeibehörde den 
Grunbdbefigern jelbjt Die a on erteilen, Das auf diefe Grundftüde übertretende 
Wild auf jede erlaubte Weife? zu fangen, namentlih auch mit Anwendung de} 
Schießgewehrs zu töten. 

2. Das nämliche gilt rückſichtlich der Befiter folcher Grundftüde, auf melden 
jich die Kaninchen? big zu einer der Feld» und Sartenkultur fchädlichen Menge ver- 
ER in betreff diefer Tiergattung. Wird gegen die Verfügung der Kagdpolizei- 
behörde die Befchwerde eingelegt,‘ jo bleibt erſtere bis zur eingehenden höheren 
Entſcheidung einftweilen giitig. 

. Dad von den Grumdbejigern infolge einer folchen Genehmigung der’ Jagd— 
polizeibehörde erlegte oder gefangene Wild muB aber gegen Bezahlung des in der 
Gegend üblichen Schußgeldes dem Sagdpächter überlaffen und Die desfallfige Anzeige 
binnen 24 Stunden erftattet werden. 

2 Ziffer 38, 39 der Ausf.Anweiſ., Anlage 1. 8 61 bezieht fi nicht auf Eigens 


jagdbezirke. 

2 Unter „auf jede erlaubte Weiſe“ iſt nur diejenige Urt und Weiſe des ee 
und Erlegens zu verftehen, wie fie auch der KT audzuüben befugt tft. Tie 
mit der behördlichen Genehmigung verfehenen Grimdbefiter haben aljo in jedem Falle 
die allgemeinen polizetliden und ftrafrecgtlichen Borfchriften zu beachten. Die bon ber 
„sagdpolizeibehörde erteilte Genehmigung vertritt die Stelle des Jagdſcheines ($ 30). 





3 Net zur Aneignung wilder Kantinen. 


1. Wilde Kaninchen gehören nah 8 1 nicht zu den jagdbaren Tieren; fie 
unterliegen daher dem freien Tierfange, mit Aush des Fangens mit Schlingen 
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(8 41). Daraus folgt aber noch nit, daß jedermann, der den Kaninchen nad- 
jtellen will, ohne meiteres fremde Srundftüde und insbeſondere fremde yagdgebiete 
mit einer Ausrüftung zur Jagd betreten darf; denn ein Betreten fremder Grund» 
jtüde ift zunächſt nur geftattet, ſoweit nicht gefetzliche Borfchriften dem entgegen 
itehen. Solche Vorſchriften beitehen zum S un des Grundeigentums und bes 
Jagdrechts in den Ö und 10 de8 F. u. F. P. & (X C 2 2. ®.) und $ 368 
Sr. 9 und 10 Str. ©. B. (XI A d. W.). Da in den Gefegen der Gegenftand des 
unbefugten Betretens fremder Grundftüde nicht erichünfend geregelt % jo tft e8 
zuläffig, weitere Beichränfungen im Wege der De igeiverordnung einzuführen. 
(8. &. v. 22. 4. 1897 u.R. ©. v. 3. 12. 1894, Jahrb. B. 27 ©. 93.) 

2. Das Recht zur Aneignung wilder Kaninchen iſt verfchieden, je nach» 

dem diefe stolpt durch: 
a) den Jagdberechtigten, 
b) den nicht jagdberechtigten Grundeigentümer oder ußıungäberechtigten und 
c) andere Perfonen, die weder zu den Jagdberechtigten noch zu den nicht jagd- 
berechtigten Grundeigentümern gehören. 

Zu a. Der Jagbberechtigte und feine Beauftragten dürfen fih in —*— 
polizeilich erlaubten Weiſe, insbeſondere auch mit Anwendung von Schießgewehren, 
der Kaninchen bemächtigen. 

Zu b. Der nicht jagdberechtigte Grundeigentümer oder Nutzungsberechtigte bat 
die Beitimmungen über den freien Tierfang zu beachten; der Gebrauch des 
Scießgewehres ift nur mit befonderer Genehmigung feitend des Jagdberechtigten 
bzw. der Jagdpolizeibehörde zuläfiig. 

— Eine Ausnahme beiteht für Hannover nad) 8 3 ber Jagberbmung bom 
11.3.1859. Hiernach ift jeder Grundeigentümer berechtigt, in den mit feinen Wohn» 
gebäuben zuſammenhängenden Höfen und Gärten die Kaninchen bei Tage mittels 

er Schußwaffe, unter Beobachtung der polizeilichen Vorſchriften, zu erlegen. — 

Dem freien Tierfange unterliegende Tiere dürfen in Wäldern und Jagd⸗ 
revieren bon demjenigen, dem daſe or feine Jagdberechtigung zukommt, 
nicht aufge] ucht, noch weniger dürfen Jagden darauf angeltellt erden 
(AL. R. II 16 $ 35); und nad) S 368 Nr. 10 Str. G. B. wirb derjenige beftzaft, 
der ohne Genehmigung bes Jagdberechtigten oder ohne fonjtige Befugnis 
auf einem fremden Zagdgebiet au erbalb des öfentti en, zum gemeinen 
Gebrauche beftimmten Weges, wenn auch nicht jagend, bod zur Yagd aus— 
gerüftet varoe wird. 

Hieraus folgt, daß der Grundkigentümer, ſobald er nicht zugleich agb» 
berechtigter auf jeinem Grundbeiig iſt, das Aufſuchen, Nachftellen und Fangen 
bzw. da8 Erlegen der Kaninchen mit einem en nur mit Genehmigung 
des Jagdberechtigten ausführen darf. Nach S 368 Nr. 10 madt er fi ſchon 
itrafbar, wenn er ohne Qenenmigung auf feinem Grundbefite mit einem zur Jagd⸗ 
ausübung geeigneten Werkzeuge, 3. B. einer Wildfalle, betroffen wird. 

aben fidy die Kaninden auf einem Grundftüde BIS zu einer der Feld— 
und Sartenkultur ſchädlichen Menge vermehrt, fo Ni im Geltungsbereiche 
der Jagdordnung die Jagdpolizeibehörde (8 69) befugt, auf Antrag der befhäbigten 
(Srundbdefiger, nach borhergegangener Prüfung des Bedürfniffes und für die Dauer 
desjelben, den Jagdpächter zum Abſchuſſe der Kaninchen aufzufordern. Schütt 
der Sagdpächter, diefer Wufforderung ungeachtet, die bejchädigten Grundjtüde nicht 
genügend, fo fanı die Sogbbeligeißejörbe den Srundbefigern felbit die Genehmigung 
erteilen, die auf diefen Grundftüden vorhandenen oder auf diefe übertretenden 
Kaninchen auf jede erlaubte Weife zu fangen, namentlich audy mit Anwendung des 
Sciefgetvehrs zu töten. Verweigert abo bei 1päbligher Bermehrung der Kaninchen 
der Jagdberechtigte (Tagdpächter) dem betreffenden Grundbefiger die Genehmigung 
zum Fangen bam. Schießen der Stanindhen, fo Tann diefe auf Antrag I eine 
tolde der SJagdpolizeibehörde erfeht werden. (DO. V. ©. dv. 25. 1. 04, Jahrb. d. 
Entſch. Bd. 1, S. 237.) Der Orimbeigentümer fann fein Recht zur Bert lgung der 
een auch auf einen anderen übertragen, für diefen trifft danıı das unter c 
Yefagte zu. 

Zur Bernidtung der Kaninchen in den Bauen, 3. B. durch Anwendun giftiger 
Safe (Schwefeltohlenftoff), tit jeder Grunddefiger auf feinem Grund un oden 
auch ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder der Auffichtsbehörde befugt; es 
ift diefeg ein Akt des Selbſtſchutzes. 

Zu c. BVerfonen, die weder zu den Yagbberchtigten eh den 
nit jagbberedtigten Grundbefigern gehörten, dürfen daß Nadhitellen bzw. 
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ngen der Stanindhen nur mit ber Genehmigung des Nagdberehtigten zu 
e8 Eigentümers oder Nutznießers ausführen, fa er Eigentümer 2 
Grundftüds und der Jagdberechtigte bei dem Fange nicht felbft zugegen . 

Diefe ſchriftlichen Genehmigungen hat der Betreffende bei fi zu führe 
Die Genehmigung des Eigentümers oder Nutznießers nad) den ergünzenber 
Bolizeiverordnungen auf eine beftimmte Leit zu lauten; in einzelnen Bezgirke 
müffen fie amtlich beglaubigt fein. 


Zangen mit Schlingen. 

3. Da8 Fangen der Kaninchen mit Schlingen ift nach $ 41 verboten und i 
ftrafbar aus 8 77. 

Grgänzende Joligeiverordunngen. 

4. Zür die Provinz Sachſen befteht, ben Kanindenfang betreffend, Die Polize- 
berordnung d. 17. 10. 1892 (Umtsbl für Merfeburg S. 400), ergänzt ar 
29. 4. 19%04 (a. a. O. ©. 195). 

BEER” Das Fangen wilder Kaninchen mit Gchlingen if verboten. (Exfebt durch SS 41, 77 ber Sapı- 
8 2. Wer fremde Grundftüde zum Zwecke bes Fangens von wilden Kanincher 
betritt, bedarf außer der Buftimmung des Jagdberechtigten (8 17 bes dpolizei- 
eſetzes v. 7. März 1850; Gef. Samml. ©. 108)7) einer fchriftlid auf beftinzte 
eit ir erteitenden Erlaubnis des Eigentümers oder Nutnießerd der betreffenden 
run e. 

Der J dberechtigte bedarf diefer Erlaubnis nicht. 

Die Zuſtimmung bes Segbberetigten kann nad deſſen Anhörung anf U: 

trag durch den Landrat, in Stabtkreifen durch die Ortspolizeibehörde ergänzt erben. 

(Der 8. Abſatz ift auf Grund d. Pol.⸗Verorbn. v. 29. 4 1904 hinzugekommen.) 

5 3. Wer bon der ihm erteilten Erlaubnis ($ 2) Gebrauch macht, hat ben 
Erlaubnisſchein bet ſich führen. ® 

F 4. Zuwiderhandlung gegen bie Soriäriften diejer Polizeiverordnung werben 
mit Geldftrafe 518 zu 60 DIE. event. Haft beitraft. 


5. Ahnliche Poligeiverorbnungen beftehen auch für bie meiften anderen 
Probinzen, Regierungsbezirke bzw. Kreiſe. Inſoweit dieſe Verordnungen Straf 
beſtimmungen für das Fangen der Kaninchen mit Schlingen enthalten, find fie anf- 
gehoben und erjeßt durch den 8 77 der Sjagborbnung. 

6. Wenn die Übertretung einer ‚Poligeinerorönung, betr. da8 Verbot des Ein⸗ 
fangens milder Kaninchen auf fremden Grundftüden, den Gegenftand der Unter- 
ſuchung bildet, fo ift die Reviſion gegen ein in der Berufungsinftanz erlaffenes 
Urteil unguläffig. (8. G. v. 28. 9. 1899, Jahrb. B. 33 ©. 77.) 

4869. 

8 62.1 Iſt während des Kalenderjahres wiederholt durch Rot⸗, Elch aber 
Dammild verurſachter Wildſchaden durch die Ortspolizeibehörde feſtgefiellt worden, 
jo muß auf Untrag des Erfagpflichtigen oder der Kagdberechtigten bie Sagdpolizei- 
behorde ſowohl für den betroffenen, als auch nach Bedürfnis für benachbarte Jagd⸗ 
bezirte die Schonzeit der fchädigenden Wildgattung für einen beftimmten Beltraum® 
aufheben und die Jagdberechtigten zum Abſchuß auffordern und anhalten. 


1 tsrüher 8 12 des Wildſchadengeſetzes; gilt als folcher in Hohenzollern. 
2 Affe 40 der Husf.-Antelf., Unlage 1. 
3 Es genügt die wiederholte Seftitellung des eingetretenen Wildſchadens durch 
die Ortöho igeibehörde; die Erteilung von Borbefcheiden bam. die jtattgehabte Bablung 
bon Wildfchadenerfatgelbern bilden nicht die Jorbedngung für die Anwendung biejed 
aragraphen. Iſt der Wildfhaden wiederholt reitgefte t, jo muß auf Antrag der 
rſatzpflichtigen oder ber SSagbberechtigten (auch der der benachbarten Jagdbezirkej bie 
yagapoligeibehörbe (8 69, in Hohenzollern der Oberamtmann) für ben betroffenen ZJagd⸗ 
ezirk Die Schonzeit der fhHädigenden Wildgattung aufheben. 
4 Segen die auf Brund der 88 62, 63 ergangenen Anordnungen der Jagdpolizei⸗ 
behörde kann nad 8 69 Abf. 2 binnen zwei Wochen bie Befchwerbe beim Bezirkgausfguß 


angebracht werben, deſſen Entfchetdung endgültig tt. 


*) Zetzt 8 75 ber Jagborbnung. 
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5 Zur Duchführung der don der Auffichtsbehörde getroffenen Anordnungen kann 
Diefe die in den 88 132 ff. d. Gef. üb. d. allg. Landesverw. v. 30. 7. 1883 (G. ©. ©. 591) 
feftgefettten Bmangsmittel anwenden. 

Kommen die Jagdberechtigten den Aufforderungen der Aufficht3behörde nicht nach, 
So haften fie außerdem im Falle des Verſchuldens für den Erja des dadurch ent⸗ 
ftehenden Schadens nad dem B. G. B. 8 823 XIADd.W.). 

Nach diefem Paragraphen würde auch derjenige SSagbberechtigte zum Schadenserfate 
verpflichtet werben Zönnen, ber, um den Abſchuß zu verhindern, felbjt oder duch 
jene Leute da8 aus feinem, vom $ 62 betroffenen Jagdbezirke bereits ausgetretene 

ild in feinen Bezirk zurüdicheudgt. Mach Holigreven ©. 45.) 

Die Abſchußerlaubnis für eine beitimmte Stüdzahl Wild zu erteilen, ift 
nicht attbatt Dur die Abſchußerlaubnis ift die Schonzeit lediglich für einen 
Talendermäßtg, alfo nad Tagen, Wochen, Monaten ufw. beitimmten Beitraum 
aufzuheben. Mit der Abſchußerlaubnis Pr er Jagdberechtigte alfo in der Lage, in der 
feftgefettten Zeit eine beliebige Stüdzahl Wild auf jebe erlaubte Urt und Reife, alfo 
Kuc durch gemeinfchaftlide und Xreibjagden, zu erlegen. (©. 2. G. v. 8. 10. 1906, 
M. BI. f. L. 1907 ©. 148.) 


8 63. Genügen dieſe Maßregeln ($ 62) nicht, jo Hat Die Jagdpolizei— 
behörde den Grundbefikern und fonftigen Nutungsberechtigten felbit nach Maßgabe 
Des 5 61 die Genehmigung zu erteilen, das auf ihre Grundſtücke übertretende Eich-, 
Not: und Damwild auf jede erlaubte Weile zu fangen, namentlich auch mit Un- 
wendung des Scießgewehres zu erlegen. 

2 Früher $ 13 des Wildſchadengeſetzes; gilt als folder in Hohenzollern. 

2 Kine 40 der Ausf.-Unmeif., Unlage 1. v 
3 Bevor bie nad S 63 zuläfiigen weiteren Maßnahmen angeorönet werden dürfen, 
Sen zunächſt die abregeln es 8 62 erihöpft fein. Es tft daher unitatthaft, den 
Abſchuß des Rote, Dams oder Elchwildes auf dem von Wildfehaden betroffenen Sagb- 
bezirke zu geitatten und zugleich mit Übdergehung der Aufhebung ber Schonzeit für Die 
benachbarten Jagdbezirke den Grundbeſitzern und fonftigen Nutungsberechtigten die im 
5 63 gedachte Genehmigung zu erteilen. mäch! muß aud für die benachbarten Jagd⸗ 
ezirke die Schonzeit des Rot⸗, Dam⸗ oder Elchiwildes aufgehoben und müflen die Zwangs⸗ 
maßregeln gegen bie Jagdberechtigten angewandt fein. 

Fallt dem Sfagbberechtigten, welcher bie ihm auferlegten Maßregeln nicht oder nicht 
genügend befolgt, ein Berfchulden zur Laft, fo haftet er nach jetzigem Recht für den Erſatz 

es dadurch entitandenen Schaden?. 

Wenn aber bie im 8 62 gedachten Maßregeln nicht genügen, um die Wiederholung 
von Wildſchaden durch Rot⸗, Elch⸗ oder Dammild auszufchließen, dann bat bie Jagd⸗ 
polizeibehörde die Verpflichtung, den Grundbeſitzern und den fonftigen Nutungsheredtigten 
(dem Pächter, Nießbraucher ulm.) die Genehmigung zu erteilen, da8 übertretende Wild 
ſelbſt zu fangen refp. zu erlegen. In ber Statuierung diefer Verpflichtung liegt eine 
bewußte Verſchärfung des $ 61. (Holtgreven ©. 167. 

4 Die don ver & 
fcheines (8 30, 3). 


8 64. 1. Schwarzwild darf nur in ſolchen Einfriedigungen Ka werden, aus 
denen es nicht ausbrechen kann. Der Jagdberechtigte, aus deſſen Gehege Schwarzwild 
austritt, Haftet für den durch das ausgetretene Schwarzwild verurfachten Schaben.® 

2. Uußer dem Jagdberechtigten darf jeder Grundbeſitzer oder Nutungsberechtigte 
innerhalb feiner Grundſtücke Schwarzmwild auf jede erlaubte Art fangen, töten und behalten.S 

8. Die Sagbpoligeibehörbe fann die Benutzung von Scießwaffen für eine 
beftimmte Seit geftatten. 

4. Die Yagdpolizeibehörde Hat außerdem zur Vertilgung uneingefriedigten 
Schwarzwildes alles Erforderliche anzuordnen, fei e8 durch Polizeijagden,® ſei es durch 
andere geeignete Maßregeln oder Uuflagen an die Sagdberechtigten des Bezirkes und 
der Nachbarforſten. 

1 Kine $ 14 des Wildſchadengeſetzes; gilt als folcher in Hohenzollern. 

3 Biffer 40 der Ausf.⸗Anweiſ., Unlage 1. 

s Der Schaden be8 5 64 ift Fein Bildfaden im ‚eigen Hichen Sinne, fondern ein 
duch das Verſchulden bes 2 fir ab, ten verurſachter Schaden. Über den Anſpruch 


auf den Slot des Schadens für aus dem Gehege ausgetretenes Schmarzwild tft nach 
dem 58238. G. 3. zu entfchelden, und die Entfcheibung erfolgt im ordentlichen Berichts» 


) 
agdpoligeibehörde erteilte Genehmigung vertritt die Stelle des Jagd⸗ 
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verfahren und nicht durch die Berwaltungägerichte. Die Borjchriften der SS 55 Bis 60 - 
Berfahren zur © benfeitellurg — finden bierbei Teine Anwendung. 

Der 8 823 B. G. B. — XII Ad. MW. — febt zu feiner Anwe ung cin Beridyule 
des das Schwarzwild hegenden Jagdberechtigten voraus. Ein Berfgulden würbe 3 7 
dann vorliegen, wenn er die ihm zur Pflidht gemachte Eingatterung nicht Dauernb ın 
einem ſolchen Buftande erhält, daß das Ausbrechen des Echiwarzwildes verhindert wir: 
Ein Verſchulden würde nicht zutreffen wenn die Eingatterung durch ein elementare 
Ereignis (Windbruch, Waldbrand uſw.) beſchädigt und das Ausbrechen des Schwarzwildes 
erfolgt, bevor eine „Bieberperftellung bes Gatters angängig geweſen ift. 

St das Schwarzwild aber in Tiergärten oder in ähnlicher Weife der Herrſchaft des 
Eigentümers ober Beſitzers derart unterworfen, daß e3 ſich nicht mehr in freier Wildbote 
befindet (88 960 Abf. 1 Sat 2, 854 Ubf. 1 B. G. 3, XUA dB. fo „Hält“ be 
Eigentümer oder Befiter das Tier und haftet baher nad) $ 833 B. G. B. ohne Nüd: 
9 auf In Zeßſpulden für jeden durch dasſelbe entſtandenen Schaden. (Re: 
Holtgreven ©. . 

4 Nach 8 835 DB. ©. B. bzw. nad) den Wildſchadenerſatzbeſtimmungen biefer yag: 
ordnung Tann ein Yagbbereitigter für den durd) Schwarzwild gemadten Schaden dam 
haftbar gemacht werden, wenn es fi um ungehegtes, bolljtändig in freier Wildbahn bar: 
fommendes Schwarzwilb handelt. In diefem Falle kommen für das Verfahren bei Fer: 
ftellung des Schadens die 88 55 bis 60 zur Anwendung. 

5 Die Betreffenden bedürfen bierzu eines yagdiheines: vgl. S 30 Anm. 6. 

6 Die Teilnehmer an den Bolizeijagden bedürfen keines Jagoſcheines; vgL.5 30 Anm >. 


8 65. Durch Klappern, aufgeltellte Schredbilder, fowie durch Zäune Am 
ein jeder das Wild von feinen Befikungen abhalten, auch wenn er auf Diem u: 
Ausübung des Jagdrechts nicht befugt if. Zur Abwehr des Rot, Dam: mt 
Schwarzwildes Tann er fich auch Heiner oder gemeiner Haushunde bedienen. 


1 Ziffer 40 der Ausf.⸗Anweiſ., Anlage 1. 

2 Der Inhaber eines Jagdreviers als Jagdberechtigter ift befugt, die in feinem Reviere 
at ns jagdbaren Tiere am Austritt aus demfelben zu verhindern. Dieſe Befugnis 
erfolgt aus dem Jagdrechte, welches in dem ausſchließlichen Okkupationsrechte bezüglich 
der im Jagdreviere efindlichen jagdbaren Tiere befteht, zu deſſen Schutze der Jagdinhaber 
wohl beredtigt ift, die erforderlichen Maßregeln zur Berhütung des Austrittd de Wildes 
zu ireffen. (8. ©. v. 19. 6. 1904, Jahrb. d. Entſch. Bd. 2 ©. 12.) 

ie Anwendung bon Scheuhungsmittein, um bereit ausgetretene® Wild wieder in 
den Jagdbezirk zurddgutreiben bzw. dem Berechtigten des Nachbarreviers die gege 
übung zu vereiteln, iſt nicht ſtatthaft. Dies verſtößt gegen die guten Sitten (K826 B. G. B.) 
und gegen den, der die Scheuchungsmittel anwendet, kann die Klage wegen Beſitzſtörung 
erhoben werden. 

Vgl. auch Anm. 5 zu 8 62. 

8 66. 1. Die Sagdpolizeibehörde? kan die Befigert von Obſt⸗s, Gemüſe- 
Blumen- und Baumfchulanlagen ermäcdhtigen, VBögel® und Wild?, welde 
in den genannten Anlagen Schaden anrichten, zu jeder Zeit mittel Schußwaffen zu 
erlegen. Der Jagdberechtigte kann verlangen, daß ihm die erlegten Tiere, joweit 
fie feinen Jagdrechte unterliegen, gegen das übliche Schußgeld überlaffen werben. 

2. Die Ermächtigung darf Perſonen, welchen der Jagdſchein verjagt werden 
muß,> nicht erteilt werden und ift widerruflich. 

1 Früher 8 16 des Wildſchadengeſetzes; gilt alS folder in Hohenzollern. 

2 Siffer 40 der Ausf.Anweiſ., Anlage 1. 

3 d. i. der Landrat, in Stadtkreifen die OrtSpolizeibehörde, in Hohenzollern der 
a Ben find auch die Nutzungsberech ieh Es iſt zuläffig, d 

efiger find au ie Nutzungsberechtigten anzuſehen. Es ift zu ie 
Grmäctigung m Abſchuſſe dem Beſitzer des m Pen Grundftüds mit ber ah 
zu erteilen, a5 er den Abſchuß durch feinen perſönlich geeigneten Bertreter ($ 66 
Abſ. 2) ausüben laffen darf. (M. L. v. 24. 7. 1899.) | 

5 Als Obſtanlage it nur ein mit Obftbäumen bepflangtes Grundſtück zu verſtehen, 
welches fi) ſchon äußerlich als eine in ſich abgeſchloſſene Anlage daritellt und in der 
Hegel au wird eingefriedigt fein müſſen. Ein Sartoffelader wird z. B. dadurch, daß 
auf ihm einige Obftbäume Beben, noch nicht zu einer Obftanlage im Sinne des $ 66. 
Dazu pebört, daß die Anlage zum Schutze der wertvollen Obitbäume dauerhaft. ein⸗ 
gefriedigt ift. (M. 2. v. 6.4.1808 u. 31. 8.1901.) Eine jeden Wildwechjel ausſchließende 


— — — — 
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Ummährung erfordert ber Begriff der Anlage jedoch, nicht, da fonft der Schub bes 5 66- 
überhaupt nidht nötig fein würde, der S 4 of 1 Biff. 1 der Kagdorbnung würde dann 


in Frage fommen. (Bgl. M. L. v. 24. 7. 1899.) Bu den Obitanlagen gehören auch 
Tleinere — nicht aber Weinberge. (Holtgreven S. 178.) 


s Nicht nur jagdbares Federwild, fondern aud) foldde nützlichen Vögel, welche den. 
Schub des Vogel Aungeiedes genießen. (M. L. v. 10. 2. 1893.) Es —X jedoch die 
SS 2 bis 5 und 8 des Vogelſchutzgeſetzes vom 22. 3. 1888 zu beachten. 

7 Unter „Wild“ find nur jagdbare Tiere zu berftehen, nicht auch wilde Kaninchen. 
Aus 8 66 kann daher Feine Abſchußermächtigung für diefe erteilt werden. (M. L. v.- 
6. 4. 1838 Vgl. wegen der Kaninchen den N 61 Anm. 3. 

8 Bgl. 8 34. 

8 67. 1. Die Jagdpolizeibehörde kann die Eigentümer und Pächter folcher zur 
Fiſcherei dienender Seen und Teiche,? die nicht zu einem Cigenjagbbezirk gehören 
(S 13 Abſ. 1), felbft wenn die Jagd auf ihnen ruht, ermächtigen, jogbbare und 
nichtjagdbare Tiere, welche der Fiſcherei Schaden zufügen, zu jeder Zeit auf jede 
erlaubte Weife zu fangen, namentlih aud mit Anwendung von Schußwaffen zu. 
erlegen. Mit Zuſtimmung der Ragdpolizeibehörde kann dieſe Ermächtigung auf 
beitimmt au bezeichnende Beauftragte des Eigentümers oder Pächters übertragcır 
werden? Der Sagdberechtigte Tann verlangen, daß ihm die erlegten Tiere, foweit 
fie feinem Jagdrecht unterliegen, gegen das übliche Schußgeld nalen werden. 

_ 2. Die Ermächtigung darf Perſonen, welchen der Jagdſchein verſagt werden 
muß, nicht erteilt werden und ift widerruflid. In ihr find die Tierarten, zu derem 
Erlegung Die Befugnis erteilt wird, beſtimmt zu bezeichnen. 

’ Ba ; ie weitergehenden Beſtimmungen der Fiſchereigeſetze werden hierdurch nicht: 
erührt. 


2 Ziffer 41 der Ausf.Anweiſ. Anlage 1. Vgl. Anm. 1 zu 8 13. 

2 8 67 bezieht gch nur auf diejenigen Seen und Teiche, welche zur Bildung von 
Eigenjagdbezirken nad er Jagdordnung ungeeignet und bon dem gemeinjchaftlichen Jagd⸗ 
bezirk ausgeſchloſſen find. 

Unter Seen und Teiche iſt nur die Waſſerfläche zu verſtehen. Die Genehmigung 
hat ſich nur auf dieſe und nicht auch auf die Umgebung zu erſtrecken. (K. B. H. H. ©. 20. 
s es m Salle der Berfagung ftehen den Fifhereiiokıtereifenten die Rechtsmittel des 

zu Gebote. 

4 Der 8 45 des Fiſchereigeſetzes (X I d. W.) legt den Fiſchereiberechtigten das Recht 
bei, die ber Fiſcherei Ra; iere (Fiſchottern, Taucher, — Reiher, Kormorane 
und Fiſchaare), allerdings ohne Anwendung der Schußwaffe, zu töten oder zu fangen 
Dies Hecht Degleht Ad ſowohl auf dffentiche als auch auf geſchlofene Gewaäf 

ies Recht bezieht fi) ſowohl au entlihe al& aud auf geſchloſſene Gewäſſer 
(3. B. Kunſtteiche). — K. B. A. H. © 7 — 

8 68. Gegen die Anordnung oder Verſagung obiger Maßregeln (88 66 und 67) 
feitens der Kagdpolizeibehörde ift nur die Beichwerde? an den Bezirksausſchuß, 
und gegen deſſen Enticheidung die Beſchwerde zuläffig, weldhe an den Minifter des 
Innern und den Minifter für Landwirtfchaft, Domänen und Forſten geht. 

1 Früher 8 17 Abſ. 1 des Wildfchadengefekes. Für Hohenzollern gilt diefer Paragraph 
nur Infomelk al8 er auf 8 66 Bezug nimmt. 8 67 gilt dort nit. Die Berner e tit 
dort an den Regierungspräfibenten zu richten. 

2 Biffer 42 der Ausf.Anweiſ., Anlage 1. 

3 Zur Erhebung von Befchwerden find befugt, außer dem Eigentümer und Pächter 
der Seen und weine, auch ber Jagdberechtigte, das ift der Inhaber eines umliegenden 
oder angrenzenden igenjagbbegirted oder ber Pächter eines gemeinfchaftlien Sagdbezirkes, 
und der Sagdvorfteher. (8. B. 9. 9. ©. 20.) 


Siebenter Abſchnitt. 
Behörden. 


8 69. Jagdpolizeibehörde ift der Landrat, in Stadtfreifen die Orts— 
polizeibehörde. 

Gegen Beſchlüſſe der Jagdpolizeibehbdrde, durch welche Anordnungen wegen 
Abminderung des Wildſtandes getroffen oder Anträge auf Anordnung oder Geſtattung 
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folder Abminderung abgelehnt werben,? findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an ben Bezirksausſchuß ftatt; ber —5 des Bezirksausſchuſſes ift endgültig. 


1 Biffer 43 der Ausf.Anweiſ. Unlage 1 
$ 69 zutſprict dem 8 103 des Buftändigfeitsgefebes. 


: Bol. ferner über Zagbpolizei und deren Ansübung, X D d. W. 


8 70. 1. Tie Aufficht über die Verwaltung der Angelegenheiter der gemeim- 
ſchaftlichen Jagdbezirke wird, ſoweit in dieſem Geſetze nicht etwas anderes beitimurr 
it, in Landfreifen von dem Landrat, in höherer und legter Inſtanz bon dem 
Regierungspräfidenten, in Stadtlreifen von dem Regierungspräfidenten, in Höberer 
und letter Inſtanz von dem Oberpräfidenten geübt. 

2. Beichwerden bei den Auffichtsbehörden find in allen Inſtanzen innerba!5 
zweier Wochen anzubringen. 

rüber 8 10 des dverwaltungsgeſetzes. 
> line Mi der A ent y —5 ee \ ® 
ie auf Grund des Aufſichtsrech 3 an den eher gerichtete Unordnung 
wegen Neuverpachtung der or ift * polizeiliche ng, ſondern Lebigtich Mar- 
ee der Iuffi tsbehörde. Eine Klage g gegen diefelbe Mr 8 127 ff. d. LandeSsperm.-Er‘. 
30. 7. 1883 tft daher unzuläffig. (O. B. G. v. 13. 12. 1906, Jahrb. Entf. 1907 ©. 238.1 


8 71! 1. Streitigleiten ber Beteiligten Über ihre in den Öffentlichen Kecdter 
begründeten Berechtigungen und Verpflichtungen Hinfichtlich der Ausübung Der Jagd 
unterliegen, joweit dieſes Geſetz nicht etwas anderes beftimmt, Der Ext. 
ſcheidung im Verwattun ſtreweria een 

Zuſtändig erwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz Der Kreis: 
ost in Stehtfreifen der Bezirlsausfchuß. 

a Entſpricht dem 8 105 des Buftänbigfeitsge 

2 an Bennaltunnstereißerfahten vol Ye Gb W. 


Uchter Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 


8 72. Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig ME. wird beſtraft: 
1. wer bei Ausübung der Jagd feinen Jagdſchein oder Die e nad) 8 30 Nr. 3 ar 
deſſen Stelle tretende Beicheinigung nicht bei ſich Führt,s— 
2. wer die SB innerhalb der abgejtedten Feſtungsrayons ausübt, ohne einen 
von der Feitungsbehörde mit dem Einſichtsvermerke verfehenen Xagbchein bei 
„is zu führen ($ 38). 
rüber 8 11 des yogd dicheinge 33 gilt als folder in Hannover und Hohenzolſlern. 
iffer der Ausf.⸗ Untoeif, lage 
uch be denige verwirkt bie Strafe Biefes Paragraphen, der im Beſitze eineß Jagd⸗ 
ſcheinrs bieten 6 em bie Kontrolle ausübenden Beamten zivar borzeigt, fi) aber meigert, 
den Schein fo hinzuhalten, daß der Beamte prüfen kann, ob der borgegeigte ein 
wirklich der Schein des Iagenden ift, und Fr der Schein 3 für die in Betradt 
tommenbe en ültig ausge pen iſt. v. 1. 9. 1892 Arch 26 ©. 273.1 
4 Dem arg an ren en fe gleich N — 8 er Vorz 3 (R. G. v 
19. 6. 1894, En 429.) Ein fpäter geführter Beweis, bo er -äter —*8*— 
einen —— be * — 28* bie Strafbarkeit nicht aus. J. M. BI. 1866 ©. 235.) 
liche Horitbeamte haben auch im eigenen girte dem rebibierenden Gendarmen 
ihren —— boraugeigen, ſobald fie die Sr ausü 
Nur der, welcher die Jagd wirfli ausübt nu einen Jagdſchein bei fich führen 
und einem zur Kontrolle bereditigten Beamten Dorzeigen; wer erſt zur Jagd gebt, ober 
wer fon bon ihr heimkehrt, Grau den Jagdſchein mit bei ih zu hen, daber aud 
nicht potzugeis en. (K. G. v. 1902, S.7 
nd el el Aber die Behufnis eines Korft Gugscamten m agbpoligeißeamien), bie 
PN göfcheines zu ee D no oe die Borzeigung 
7 Su Schriftliche Ermadtigung zum Revidieren ber ET 753 ud ber Beamte 


eines u bermeigern. 
nicht bet ſich au fine (8. G . 3. 1904, D. F 
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8 73. 1. Mit Seldftrafe von fünfzehn bis urder Mk. wird beſtraft: 
wer ohne den vorgeſchriebenen Jagdſchein zu beſitzen, die Jagd ausübt, oder wer 
von einem gemäß 8 86 für ungültig erklärten Jagdſcheine Gebrauch madht.® 
2. ft der Täter in den lebten fünf Jahren wegen der gleichen Übertretung 
vorbejtraft, fo Tönen neben der Beldftrafe die Jagdgeräte, forwie die Hunde, welche 
er bei der Zuwiderhandlung bei fich geführt hat, eingezogen werden, ohne Unterfchied, 
ob der Schuldige Eigentümer ift oder nicht.#5 
1 Früher 8 12 bes dſcheingeſetzes; gilt als folder in Hannover und Hohenzollern. 
3 Eine 45 der Aus nweif, —* el. ſolch v v 
3 Der Jager, der feinen für ungültig erklärten Jagdſchein bei der Jagbausäbun 
lediglich bet ich führt, Tann deswegen nicht beitraft werden. Die Strafbarteit tritt erit 
dann ein, wenn er von dem Scheine Gebraud macht, d. h. wenn er ihn jur Einſicht 
vorlegt; denn der Je dſchein iſt eine Urkunde, und von einer ſolchen wird Gebrauch 
gemadt a R fie einem anderen zur Einficht vorgelegt wird. (8. ©. vd. 
6. 6. 1905, Jahrb. d. Entf. Bd. 3 ©. 226.) ' 
4 Die Einziehung der Jagdgeräte uſw. muß nit, fondern fie Tann eintreten. 
Die her it, außer anf Jagdgeräte, auch auf Hunde erftredt worden, weil bei 
Ausübung gewilfer Jagden, wie Dachsgraben ufw., Habjagden, Jagbaauehte nicht mit⸗ 
eführt zu werden brauchen, und es alödann, wenn man bon ben beim Graben benukten 
erfzeugen abfieht, an einem Jagdgerät fehlen würde, welches eingezogen werden könnte. 
(Begründung zum gbjcheingel) 
5 über die Behandlung der ein 
au 8 295 Str. © B. unter XI A d. 


874. Die Friften im 8 34 Ziff. 3, 8 35 Ziff. 1 und 2, 8 73 Ubf. 2 beginnen mit den: 
Ablaufe desjenigen Tages, an weldem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaffen ift. 


2 früher 8 13 des Jagdſcheingeſetzes; gilt als folder in Hannover und Hohenzollern. 
2 Be 45 der Aus Unweil. — l. v 


egogenen Sagdgeräte und Hunde fiehe Unmerkungen 


$ 75. Wer zwar mit einem Jagdſcheine verjehen, aber ohne Begleitung Des 
Jagdberechtigten oder ohne deſſen fchriftlih erteilte Erlaubnis bei fich zu führen, 
Die Jagd auf fremdem Kagdbezirfe ausübt, wird mit einer Strafe von ſechs bis 
fünfzehn Mark belegt. 


2 Biffer 45 der Ausf.Anweiſ., Unlage 1. 

2 Nur in Begleitung des Eigentümers oder Pächters einer Jagd, nicht auch eines 
Angeftellten besfelben, ift bie Ausübung der Jagd auf frembem Revier ohne fchriftliche 
Erlaubnis geftattet. — Der Sohn eine PrivatsÖberförfters, ein Primaner, hatte die 
Sagd in Begleitung eines mit dem Jagdſchutz beauftragten Törfter8 ohne befondere 
ihriftlide Erlaubnis des Eigentümers ausgeübt. Dieferhalb angeflagt, iſt er beitraft 
worden. Das Sammergericht führt aus, daß unter dem Sagdberedhtigten im Sinne diefes 
Paragraphen nur der Eigentümer oder ber Pächter ber d zu berftehen fe. Es babe 
mithin nicht genügt, wenn der Ungellagte ſich in der Beg eitung eine8 Hörfterß bei der 
Yag) befunden, fondern er hätte, wenn nicht in Begleitung des Eigentümers, nur unter 
Mitführung befien fohriftlicher Genehmigung jagen dürfen. — (8. G. v. 29. 8. 1895, 
Selbſtverw. 1896 ©. 235. 

3 Auch ein mit Generalvollmacht verjehener Gutsverwalter macht fidh ftrafbar, wenn 
er auf dem bon ihm verwalteten Gut ohne Begleitung des jagdberechtigten Eigentümers. 
und Vollmachtgebers die Sag ausübt und nit eine Ey e Erlaubnis des Jagd⸗ 
berechtigten bei fi führt. (K. G. v. 22. 9. 1890, D. J. B. 24 ©. 220.) 

4 Sind mehrere Perſonen jagdberedtigt, fo ann die Erlaubnis zur Jagdausubung 
nur von fämtlihen Berechtigten rechtswirkſam erteilt werden. Die Erlaubnisſcheine mäjfen 
alfo von fämtlichen Berechtigten vollzogen fein. (. ©. v. 26. 4. 1888, D.%. B. 21 ©. 120.) 


8 76. 1. Mit den nachitehenden Geldfirafen wird beftraft, wer während ber 
Sconzeit erlegt oder einfängt: 


1. ein Stüd Elchwidd. 21330. Mk., 
2. ein Stüd Rotwild - - > 2m mn. 150, 
3. ein Stüd Damwid - : : > 2: mr m m 2 2 rn ern. 10 „ 
4. einen Biber > > ee... 100 5, 
5. ein Stüd Rebwid - - : : 2 nennen. 60, 
6. ein Stüd Auerwild, eine Trappe, einen Schwan . . » ». 80 „ 
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7. einen Dachs, einen kr ein Stüd Birk» oder Hafelwild, eine 

Schnepfe oder einen Faſaaaaaa.. 10 Mt 

8. ein Rebhuhn, ein fchottifches Moorhuhn, eine Wachtel, eine wilde 

Ente, einen Kranich, einen Brachvogel, einen Wachtelflünig oder 

einen fonftigen jagdbaren Sumpf: oder Waflervogel . W 

9. eine Droſſel (Krammetsvogel).......... 

2. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Geldſtrafe in den Fäller 

ı bis 4 bis auf fünfzehn Mk., 5 und 6 bis auf fünf Mk., in den Fällen 7 bis 
bis auf eine ME. für jedes Stüd ermäßigt werben. 

1 üifer S 13 des Wildfhongefees: gilt als folder in Hannover und Delgslem. 


vo 


—⸗ 


3 Ziffer 45 der Ausf.Anweiſ. Anlage I. 

3 Die Befugnis zum Erlaß polizeilider Strafverfügungen wegen Übertretung de 
Bidſchon eſetzes iſt in den Stadtkreiſen von den Ortspolizeibehörden, in den Landkreſen 
von den Landräten auszuüben. Sie find jedoch nur zuſtändig, inſoweit es ſich um u- 
wiberhenblungen handelt, die mit einer 30 ME. nicht überjteigenden Strafe (Gel. r. 
A ee 10) 65) als genügend geahndet erſcheinen. (M. Erl.v. 21. 4. 159%, 
Jahrb. 21 ©. 119. 

4 Diefer Paragrapl) beitraft das erjfolgreihe Jagen während der Schongzeit. do⸗ 
“betreffende Tier muß „erlegt“ oder „eingefangen“ fein. Das Sagen ohne Erfolg mır: 
aus S 77 beftraft. 

5 Bur Strafbarfeit aus dietem Paragraphen genügt, wenu der Täterde: 
wußt das getan oder unterlaffen hat, was den Tod bes Wildes herbeigefübrt 
bat. — Der Angeklagte hatte feine beiden Windhunde Hinter feinem Pferde unangebunden 
berlau en lafien. Die Hunde haben, ohne daß der Ungelagte c8 wollte oder m 
bemerkte, ein Rehkalb gegriffen und totgebilien.! (K. G. v. 19. 11. 1892, D. J. B. 26 2.24) 

8 Das Töten kranken Wildes während der Schonzeit aus Mitleid Hart nicht unte 
allen Umftänden unter die Strafoorfchrift des 8 13 des Wildſchongeſetzes von 1904 (jet 
S 76 der Jagdordnung); denn nit das Töten, fondern das Erliegen und Cinfangen 
von Wild ift unter Strafe geftellt. Der Ausdrud Erlegen bedeutet aber: Wild zur 
Strede und in einen Sultan) bringen, in dem es liegt. In diefen Zuftand kann 
.ein Stüd, daß infolge von Krankheit bereit liegt oder deſſen Aufkommen ausgeſchloſſen 
ift, nicht mehr verfeßt werden. Wer alfo ein infolge bon Srankheit oder Verletzungen 
bereit3 baniederliegendes Stud Wild totſchießt oderdem nit mehr lebensfähigen 
Stüd auf andere Reife ein Ende madt, tötet zwar das Wild, erlegt es abeı 
nicht. Die Frage, wann ein Stüd Wild ſich in einem foldden kranken, feine Leben: 
fähigfeit ausſchließenden Zuſtande befindet, iſt eine tatfächliche, von Fall zu Fall zu ent: 
icheidende. (8. ©. v. 21. 3. 07, D. %. 8. ©. 649.) 

7 Das Einfangen von Wild zur gejeßlichen Schonzeit ift nur ftrafhar, wenn es in 
der Abſicht geichieht, dasſelbe Für de oder andere in Befi zu nehmen. 

Das Einfangen kranken Wildes in der Abficht, dasſelbe zu heilen und demnädjt in 
den Wald zuüdgubeingen iſt ftraflog. (NR. ©. v. 22. 4. 1894, Johow Bd. 15 S. 33.) 

s Wild, das kurz dor Eintritt der Schonzeit angeiäof en und infolgebeilen verender, 
kann auch noch nad) Eintritt dev Schongzeit vom en berechtigten okkupiert, db. h. in Be: 
fig genommen iverden. Cine Übertretung des Wildſchongeſetzes iſt darin nicht zu finden; 
denn tote Tiere brauchen nicht gefchont zu twerden, und es Tann dem Sjagdberedtigten 
“ nicht zugemutet werden, Wild im Walde liegen zu laffen, welches kurz vor Cintritt der 
Schonzeit geſchoſſen tft. (8. &. v. 9. 11. 1903, D. %. 3. 1904 ©. 942.) 

8 Zur Anwendung diefe8 Paragraphen genügt in allen N ahrläſſigkeit de 
Täters; Vorſatz ift nicht notwendig. (K. G. v. 22, 10. 06, Jahrb. d. Entf. 1907 ©. 119.) 

877. 1. Mit Gelbftrafe bis zu Hundertundfünfzig Mark wird beftraft, wer: 

1. innerhalb der Schonzeit auf die durch diefe geſchützten Tiere die Jagd ausübt, 

ohne fie zu erlegen oder einzufangen; 

2. den Borfchriften des 8 41 zuwider Schlingen ftellt, in denen jagdbare Tiere 

oder Kaninchen fich fangen können. 

2. Iſt in den Schlingen Wild gefangen worden, für welches eine Schonzeit vor: 
geſchrieben ift, fo darf eine niedrigere Strafe, als wie fie nach 88 50 und 76 angedroht 
ift, nicht verhän t werden. Das gleiche findet Anwendung auf Wild, für welches die 
Schonzeiten deshalb nicht gelten, weil e3 fich in eingefriedigten Wildgärten befindet. 

3. Bei einer Zuwiderhandlung gegen den 841 iſt neben der Geldftrafe Die Einziehung 
der Schlingen auszufprechen, ohne Unterſchied, ob fie dem Schufdigen gehören oder nicht. 
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1 ad 8 15 des Keilbichengelebes; gilt als folder in Hannover und Helgsland. 
3 Biffer 45 der Ausf.Anweiſ. Unlage 1. | 

8 78! 1. Mit Geldftrafe bis zu Hundertundfünfzig Mark wird beftraft: wer den 
Vorſchriften der 88 43, 44 und 45 zuwider Wild oder Hiebik- oder Möwen- 
eier verjendet, zum Verkauf herumträgt oder ausftellt oder feilbietet, ver: 
tauft, ankauft oder den Berfauf von foldem Wild (Eiern) vermittelt? 

2. Hat der Täter gewerbs- oder gewohnheitmäßig gehandelt, fo ift eine Geld- 
ftrafe von nicht unter dreißig Mark zu verhängen. 

3. Neben der Geldftrafe ift das dem Gegenftand der Zuwiderhandlung bildende 
Wild (die Hiebit- und Möweneier) einzuziehen ohne Unterjihied, ob der Schuldige 
Eigentümer ift oder nicht; von der Einziehung kann abgefehen werden, wenn der Yı- 
kauf nur zum eigenen Verbrauch gefchehen iſt.“ 


4 Früher 8 16 des Wildichongefeßes; gilt als foldher in Hannover und Helgoland. 
2 Biffer 45 der Ausf.⸗Anweiſ. Anlage 1. 
3 Der Berfauf erlegten Wildes während ber gefeglichen Schonzelt fällt unter diefen 
Paragraphen aud) dann, wenn das Wild auß einem außerpreußiſchen Rande bezogen 
tft. iR . v. 25. 2. 1895, Johow Bd. 16 ©. 410.) 

nter die gleihe Strafvorſchrift fällt auch das Feilhalten lebenden Wildes 
während ber geſetzlichen Schonzeit, felbft wenn e8 nicht zum Schlachten und Verzehren 
beftimmt tft. (8. G. v. 14. 3. 1895, a. a. DO. ©. 408. 

4 Die Einziehung darf nur danı erfolgen, wenn gleich eitig auf Geldſtrafe erkannt 
wird. Eine Einziehung ohne ſolche Strafe unzuläffig. Et. ©. v. 8. 10.06, Jahrb. f. 
Entf. 07 ©. 246.) | 

8 79! Un die Stelle einer nach Maßgabe der vorfiehenden Beitimmungen zu 
verhängenden, nicht beitreibbaren Gelditrafe tritt Haftftrafe nach Maßgabe der 88 28 
und 29 des Neichöftrafgefehbuchs.? 


2 Früher S 17 des Wildfchongefetes; gilt al8 folder in Hannover und Helgoland. 
ER ſchongeſetzes; g ch 9 9 


# 30. 1. Für die Gelbfirafe ud die Koften, zu denen Perſonen ver» 
urteilt werden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienfte eines 
anderen ftehen und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören,! ift letzterer im 
Ball des Unvermögens der VBerurteilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig 
von der etwaigen Strafe, zu welcher er felbit auf Grund dieſes Geleper oder des 
8 361 zu 9 des Strafgeſetzbuchs verurteilt wird. Wird feitgeftellt, Daß die Tat 
nicht mit feinem Wiffen verlibt ift, oder daß er fie nicht verhindern Konnte, fo wird 
die Haftbarfeit nicht ausgeſprochen. 

2. Hat der Täter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, fo wird derjenige, 
welcher in Gemäßheit der vorftehenden Beitimmungen haftet, zur Zahlung der Geld- 
ftrafe und der Koſten als unmittelbar haftbar verurteilt. Dasſelbe gilt, wenn ber 
Täter zwar das zwölfte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet Hatte 
und wegen Mangels der zur Kenntnis der Strafbarfeit feiner Tat erforderlichen 
Einſicht freizufprechen ift, oder wenn derfelbe wegen eines feine freie Willensbeſtimmung 
ausschließenden Zuſtandes ftraffrei bleibt. 

3. Gegen bie in Gemäßheit der vorftehenden Beitimmungen al3 haftbar Erklärten 
titt an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 

1 Früher 8 18 des Wildfchongefees bzw. 5 14 des Jagdſcheingeſetzes; gelten als 
foldde in und Helgoland bzw. in Hohenzollern. 

iffer 45 der Ausf.Anweiſ. YUnlage 1. 


2 

3 de 8 361 Nr.9 Str. G. B. unter XTA und die 88 11 u. 12 d. Forſldiebſt⸗Geſ. 
unter IX C1 d. ©. 

% Die Haftbarmachung ift nicht allein darauf zu begründen, daß der Kontravenient 
unler der Gewalt oder WAufficht oder in Dienfte des für haftbar zu Erflärenden ftehen 
müfle, fondern daß außerdem noch die Hausgenoffenfhaft mit diefen: Hinzutveten 
müſſe. (Berb. d. Abgeordnetenh.) 

5 Die Haftdarkeit eritredt fih nur auf die Geldftrafe und bie Koften, nicht alſo 
a as) eine etwaige Entziehung oder Verſagung des Jagdſcheines. (vd. Seherr⸗Thoß 


592 x. Zierfang, Jagd, Bogelſchutz und Fifgeri. 


, Neunter Abfchnitt. 
Ubergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 

A; SL Un Stelle der SS 51 bis 66 gelten im ehemaligen Surfürkentum Hefi 
die Borfchriften des Kurheſſiſchen Wildſchadengeſetzes vom 26. Januar 1854 (Kurhe 
Geſetzſamml. ©. 9) und die 88 26, 28, 34 bis 87, 40 des Kurheifiichen SZagdgefrz: 
vom 7. September 1865 (Aurheſſ. Geſetzſamml. S. 571). 

1 Die für das ehenialige Kurfüritentum Heſſen gültigen Beſtimmungen über be 
Wildfehadenerfag find in der Anlage 3 dargeftellt. 

8 82. Der Bezirksausſchuß beichließt über die Erneuerung der auf ba 
Schleßwigſchen Weſtſee⸗Inſeln beitehenden Konzeflionen zur Errichtung won Bag 
lojen, * über die Erteilung neuer Konzeſſionen (K 6 des Geſetzes vom 1. Mär 
1873, Geſetzſamml. ©. 27).% 3 
1 Entfpridt dent 8 108 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. 


3 Diele Geſetzesſtelle lautet: 
6. Die zum Schube der auf den Schleswigihen Weſtſee⸗Inſeln laude⸗ 


Genie Tonzeflionierten Bogelfojen zu treffenden Maßregeln, die Erneuerung de 
beitebenden und die Grteilung neuer Konzelfionen bleiben der Berordnung der 
Bezirksregierung vorbehalten.“ 

Un Stelle ber Bezirkäregierung hat aljo jetzt der Bezirksausſchuß zu beichließen. 

3 Die Vogelkojen find Einrichtungen, mit denen bie Befier die inı Herbft in umher 
Schwärnen von fernen Anfeln und Küften berüberfomneenden wilden Enten ix gez 
Mailen einfangen. Da fie für die dortige Gegend von großer Bedeutung find, erkäwm de 
Erhaltung baw. die Neuanlage derfelben gerechtfertigt. (Begrdg. zu $ 6 d. Gef. 2. 1.3.153\ 

6 S3.! An denjenigen Qandesteilen, in denen das Recht, Kiebit- und Miwes 
eier einzufammeln, anderen Perfonen als den Sagdberechtigten vor dem S$nfraftıreen 
des Wildfchongefege8 vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 159) zuftand, blak: 
dieſes Necht bis zum Ablauf der Zagdpachtverträge, die bei dem Inkrafttreten te 
legteren Geſetzes beitanden haben, unberührt. 
dei Fiſher S 19 Abſ. 3 des Wildſchongeſetzes; gilt als ſolcher auch für Haunsber un 

elgolaud. 
2 Ziffer 30 der Ausf.Anweiſ., Anlage 1. 

8 84. 1. Die vor dem 1. Mat 1907 abgeſchloſſenen Verträge über die Ber: 
pachtung eines Jagdbezirkes bleiben bis zu ihrem Ablauf in Kraft. Im Regierunge⸗ 
bezirt Caſſel follen die nach) dem 1. Mai 1907 bis zum Inkrafttreten diefes Gefekes 
abgefchlofjenen Verträge nicht über den 1. Upril 1914 Hinaus Gültigkeit haben.? 

. Während der Dauer diefer Pachtverträge können die in dem betreffenden 
Gemeinde⸗(Guts⸗Bezirke belegenen, nach den bisher geltenden Borjchriften zu Recht 
gebildeten Eigenjagdbezirfe auch dann beftehen bleiben, wenn fie nicht einen Iand- 
und forſtwirtſchaftlich benutzten Flächenraum von wenigſtens 75 ha einnehmen. 
Während der gleichen Beit kann aus Grundflächen, die zwar den Erfordernifien de 
8 4 Biff. 2° genügen, nicht aber einen nach den bisher geltenden Borfchriften zur 
Bildung eines Eigenjagdbezirkes erforderlichen Flächenraum umfafjen, ein Eigenjagd⸗ 
bezirk nicht gebildet werben. 

3. Liegen folche Grundflächen in verjchiedenen Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirken, für die 
mehrere Pachtverträge in Betracht kommen, jo gilt als Zeitpunkt, bis zu dem bie 
bisherigen Eigenjagdbezirke fortbeftehen, oder von dem ab Eigenjagdbezirke gebildet 
werden Türmen it. 2), der Ablauf des zuerft beendeten Pachtvertrages. 

2 Biffer 46 der Uusf.-Unmeif., Anlage 1. 

2 d. h. entiprechen biefe Verträge bereitö den Borfchriften der Jagdordnung dan ifl 
ihre Gültigkeit auch über den 1. 4. 1914 hinaus nicht anzuzweifeln. ie 3.9.9. ©. 27.) 

3 Des Abſatzes 1. 

8 85. Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeftellten Jagdſcheine 
behalten ihre Gültigkeit für die Beit, auf welche fie ausgeſtellt find. 

2 Es kommen nur in der Übergangszeit ausgeftellte Jagdſcheine für Ausländer in 
Betracht. Bergl. 8 32 nebft Anm. 
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5 86. Die nachftehend aufgeführten Geſetze werden, — ſie nicht bereits ander⸗ 
weit aufgehoben find, für den Geltungsbereich dieſes Geſetzes! hierdurch aufgehoben: 
1. Das Geſetz, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und 
Boden und die Ausübung der Jagd, vom 31. Oltober 1848 (G. ©. ©. 343). 
- Das Sagdpolizeigefeg vom 7. März 1850 (G. ©. ©. 165). 
. Das Wildfchadengefeg vom 11. Juli 1891 (G. ©. ©. 807). 
. Das Yagdicheingefeg vom 31. Juli 1895 (G. ©. ©. 304). 
Das Geſetz, betreffend die Ergänzung einiger jagdrechtlicder Beftimmungen, 
vom 29. Upril 1897 (G. ©. ©. 117). 
. Das Geſetz, betreffend Ergänzung der gefehlichen Vorſchriften über die Aus⸗ 

übung der Kagd auf eigenem Grundbefig, vom 7. Auguſt 1899 (G. ©. ©. 151). 

. Das Wildfchongefeg vom 14. Juli 1904 (©. ©. ©. 159). 

. Daß SJegbverwaltungägeieg vom 4. Juli 1905 (©. ©. ©. 271). 

. Die Verordnung, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im ehemaligen 

. Herzogtum Naffau, vom 30. März 1867 (G. ©. ©. 426). 

10. ®ie 88 1 bis 5, 7 und 8 des Geſetzes, betreffend Die vuufhebung bes Jagd⸗ 
recht3 auf fremdem Grund und Boden In den vormals Kurfürftlich Heffiichen 

und Großherzoglich Heffifchen Landesteilen und in der Provinz Schleswig⸗ 

golfein, vom 1. März 1873 (8. ©. ©. 27). 

11. Das Geſetz, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im Herzogtum Lauen- 

Burg, gm 17. Juli 1872 Offigielles Wochenblatt für das Herzogtum Lauen- 

urg ©. 215). 

12. Das Kurheffiiche Geſetz, betreffend die Aufhebung der yagbgereätiane und bie 
Berhütung des Wildſchadens, vom 1. Juli 1848 (Kurheſſ. G. S. ©. 47). 

18. Die 88 1 bis 4, 8 bis 25, 27, 29, 30 Biff. 1 bis 5; 81, 33, 38, 39 bes 
Rurpeiiigen Geſetzes, das Jagdrecht und deſſen Wusübung betreffend, vom 
7. September 1865 (Kurheſſ. G. S. ©. 571); die 88 5 bis 7 desfelben Geſetzes, 
foweit fie nicht durch das vorliegende Geſetz aufrecht erhalten werben. 

14. Das Frankfurter Geſetz, die Ausübung der Jagd betreffend, vom 20. Auguſt 
1850 (Geſetz⸗ und Statutenfammtl. der Freien Stadt Frankfurt, 10. Bd. ©. 323). 

15. Die Urtifel 1 biß 16 des Großherzoglich Hefliichen Geſetzes, die Ausübung der 
Jagd und der Fifcherei in den Provinzen Starfenburg und, Oberheſſen betreffend, 
vom 26. Juli 1848 (Regierungsblatt S. 209). 

16. Das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Jagdberechtigungen in den Provinzen 
Starfenburg und Oberbeffen betreffend, vom 2. Auguſt 1858 (Regierungsblatt ©. 257). 

17. DaB groß erzoglich Heſſiſche Sagditrafgefeg vom 19. Juli 1858 (Megierungs- 

att ©. 345). 

18. Die Artikel 1 bis 18 des en Geſetzes, Die Kagd und Filcherei 
im Umte Homburg betreffend, vom 8. Oltober 1849 nebft Verordnung, die 
Verpachtung der Bemeindejagden im Amte Homburg betreffend, vom 8. Oltober 
1849 (Regierungsblatt vom 14. Oltober 1849, Nr. 8). 

19. Das Bayerifche Geſetz, die Ausübung der Jagd betreffend, vom 30. März 1850 
(Bayerifches Gejegblatt ©. 117). 

20. Die 88 1 bis 16, 18 bis 21 der Bayerifchen Verordnung, polizeiliche Vor⸗ 
ichriften über Ausübung und Behandlung der Jagden betreffend, vom 5. Oftober 
1863 GBayeriſches Regierungsblatt ©. 1657). 

21. Die 88 104, 105 Abſ. 1 Ziff. 2 und 8, 106 des Geſetzes über die Zuftändigkeit Der 
Berwaltungs- und BerwaltungsgerichtSbehörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237). 

1 Geltungsbereich der Jagdordnung fit ganz Preußen mit Ausſchluß der Provinz 
Hannover, der Hohenzollernſchen Lande und ber. Inſel Helgoland. Inſoweit 
die Pu 8 86 aufgehobenen Geſetze in diefen drei Qandesteilen aber Geltung gehabt haben, 
bleiben fie dort auch ferner gültig. Diefe dort in Geltung bleibenden —— ſind 
auch F das übrige Preußen in Geltung geblieben und in die Jagdordnung übernommen. 


Es ift Hei jedem Paragraphen der Jagdordnung vermerkt, wenn fein Inhalt auch für 
einen oder mehrere ber drei Zandesteile gilt. 
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Anlage 1. Anlagen zur Jagdordnung. 


Aumweifung sur Ausführung Der Zagdordunug won 15. Iuli 1. 
| (Erlaß des preußiſchen Staat3minifteriums vom 29. Juli 1907.) 


Die Jagdordnung enthält ein für ben ganzen Umfang der Monardie mit Aue: 
der Brobing nnoder, der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgoland einfeit.s 
Jagoͤrecht. Ste gibt im weſentlichen das Recht wieder, welches im Geltungsbered 
Geletes vom 31. Oktober 1848 (Gefeg-Samml. ©. 343) bisher gegolten hat, und: 
fomit eine Kodifitation dieſes Rechts dar. Faſt wörtlid übernommen find bie im: 
unter Biffer 3, 4, 6 bis 8 und 21 bezeichneten @efehe, während dieſes bei ben m 
3% ı und 2 aufgeführten Gefegen nur infoweit der Yall ift, als fie nicht mit Rüf- 
auf die ee Geſetze als aufgehoben oder veraltet anzujehen waren. Gänzlih ır 
oder weſentlich verändert find in der Jagdordnung nur die Vorſchriften, betrefiend & 
Ausübung bes Sagbreiits, nämlich bie 85 3 bis 15, 17 bis 19, 25 bis 27, 33,61, 
Bon den Fonftigen orfchriften des geltenden Rechts hat nur $ 32 eine materielle And. 
erfahren; Die fonft vorgenommenen Anderungen find formaler Natur und zu dem Fee 
borgenommen, die Unjtimmigfeiten zwiſchen den einzelnen bisher geltenden Set 
zu bejeitigen oder eine gleiche Ausdrudsweife, in&befondere in Der Benemm 
Behörden, herbeizuführen. Diefes fo geftaltete Necht ‘ aud), ſoweit es richt dort Ihm 
gegolten hat, auf die Provinzen Schleswig-Holftein und Heffen-Naffau ausgedehnt, er Ar 

usnahme, daß für erftere Provinz im $ 82 eine Spezialbeftimmung binfid & 
Bogelkojen aufrecht erhalten ift, und daß nad) $ 81 im ehemaligen Surfürftenun {es 
die Dort geltenden Wildfchadenbeitimmungen in Kraft bleiben. \ 

Die Jagdordnung it für ihren Geltungsbereich die fait ausſchließliche Lu: 
Jagdrechts. Abgeſehen bavon, daß nach der ausdrüdlichen Beſtimmung bes $ $ % 
dort aufgeführten Geſetzesvorſchriften aufgehoben werden, kommen neben der Zagdeum; 
nämlid nur noch die einfchlägigen Beltimmungen de3 Bürgerliden Geſetzbuches Fr 
befondere über den aeildfhahen und das geltende Recht über die Befugnis zum IM 
von Hunden und Kaben In Jagdrevieren, in Betradit. 

tit der förmlichen Aufhebung der im 8 86 benannten Gefege kommen auf DER 
ihnen erlafjenen Ausführungsanmeifungen für den @eltungshereich der ——— 
Wegfall. r Inhalt ift, foweit er mit Bezug auf die Eodifizierten Vorſchri mad 
nod) bon ebeutung ift, in die nachfolgende Ausführungsanweiſung übernmat 
worden, fo daß aud) diefer in eg ausſchließliche Bedeutung zukommt. Der leichter 
UÜberſicht halber wird bei jedem Paragraphen ber Jagdorbnung bemerft, melden 
der früheren Geſetze er entnommen: ijt. 


Erſter Abſchnitt. 
1. Der erſte Abſchnitt begrenzt den Umfang des Jagdrechts ſowohl nach der objeftt 
Seite (welche Tiere dem Joßdrecht unterliegen, 8 1), wie nach der fuͤbjektiven Seite (mt 


jagdberechtigt ii $ 2 und 3). —RF 
2. 3u$1. $ entfpricht wörtlich dem 8 1 des Wildſchongeſetzes vom 14. Juli | 
in 





$ 
und beftimmt erbindung mit Ießterer Gefehesvorſchrift einheitlich für dem gan! 
Staat (ausſchließlich Hohenzollern), welche Tiere Jagbbar find. 198 

3. Zu 32. 82 gibt die Beitimmungen der SS 1 bis 4 des Geſetzes dom 31. Oftober n 
wieder, foweit fie jeßt noch von Bebeutung find, unter Bortla ung derjenigen Borihrhnt 
welche nur noch rechtsgeſchichtlichen Wert haben (Aufhebung des ——— auf frem 
Grund und Boden und des Rechts der Jagdfolge, $ 1 und S 4 Abſ. 2), oder * 
heute feloftverftänbdlich find (8 3 Wbf. 1 Sat 2) oder endlich, welche in ber Jagdordun 
elbft eine anderweitige Regelung gefunden haben (8 3 Abf. 2 und 8 4 Abſ. 1 de Sei 
vom 31. Oktober 1848). 

4. zn 8 3.8 3 regelt die Ausübung des jedem GCigentümer zuftehenben se 
rechts dahin, daß dieſe nur auf Sagdbezirken erfolgen darf und auf Grund 7 
welde mit ſolchen vereinigt find. Die ereinigung wird bei Eigenjagdbezirken „uni eh 
und bei gemeinfchaftlichen N enirien „Bulegung”“ genannt, mit dem aus 81 
ergebenden fachlichen Unterſchlſed. 


| — 


Zweiter Abſchnitt. 
5. Diejer Abſchnitt regelt forwohl die Bildung der Jagdbezirke wie bie Bereit 
gemeinfchaftlicher Jagdbezirke und enthält in eriterer Hinficht neue, von dem disher gelten 
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Recht weſentlich abweichende Beſtimmungen, während er bezüglich des letzteren Gegenſtandes 
te Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, vom 
4. Juli 1905 wiedergibt. 

6. Zus 4, Abſ. 1 bis 3. Die Beſtimmungen über die Bildung der Eigenjagdbezirke 
veichen vielfach von den Vorſchriften des 8 2 des Sendpoli eigejebes ab, jo hinſichtlich 
der Arten ber Eigenjagdbezirke, der Einfchränkung der Flugmwildjagd auf Ei enjagdbe irken 
unter 75 ha Umfang, bes Verbots, aus gewiſſen fchmalen Qanditreifen belon ere Eiger 
jagdbezirfe zu Bilden oder fie zur Herſtellung des en angs für Flächen, bie 
fonft getrennt fiegen würden, zu benugen, ſowie endlich der Regelung des Jagdrechts auf 
Wegen. Hierbei tft bei wichtigen ragen der Jagdpollzeibehörde die Entfcheidung überlaffen 
«Abſ. 3), die häufig fehmwierig fein und eine pflichtmäßige Prüfung aller in Betracht 
tommenden Berhältnifje erfordern wird; e8 wird zu berüdfichtigen fein, daß der Zweck 
ber Beitimmungen darin befteht, die Bildung von Jagdbezirken au verbindern, die zum 
ordnungsmäßigen Betrieb der d ungeelgnet find, ohne daß andererfeits hierbei weiter 
gegangen werden darf, als es diejer Zweck unbedingt erfordert. Bei der in Abſ. 2 

etroffenen Einihränfung der Jagd auf Flugwild auf folchen eingefriedigten Grundflächen, 

ie nicht 75 ha im Zuſammenhan unfalfen, ift von folgenden Sehhtspunften aus» 
gegangen: bie Zulaffung derartiger Heiner Eigenjagdbegirke ift nur für ſolche Wildarten zu 
Beh ertigen, die durch die Einfriedigung derartig abgefperrt werden, daß ein Herüber:- 
wechſeln von Wild von und nad dem eingefriedigten Jagdbezirke nicht erfolgen kann, 
daß alfo ber per bon Wild in legterem auf den Wildbeitand in den benachbarten 
Sagbegitfen ohne Einfluß bleibt. Diefes trifft bei Flugwild nicht zu; im allgemeinen 
wird es daher nicht gerechtfertigt fein, den Inhabern derartiger Sagdbezixke ie Jagd 
auf dieſes Wild zu geftatten. Ausnahmen find nur dann gerechtfertigt, wenn Flugwild 
in ben eingefriedigten &rundflächen —8 ſich ſtändig aufhält 3. B. wenn Dort eitte 
galanerie angelegt ift), wenn auf ihnen dur Flugwild aus ben benachbarten Jagd⸗ 
ezirfen Wildſchaden angerichtet wird, oder wenn es fih um buzchgiebenbed Wild handelt, 
welches aud in den benachbarten Jagdbezirken fich nicht dauernd Sn yält (z. B. Schnepfen, 
Sttammetsbögel um) Auf jeden Zal muß verhindert werden, daß folche eingefriedigten 
Jagdbezirke als Wildfallen benugt werden, um das Flugwild aus benadhbarten Jagd⸗ 
Bezirken durch Futter anzuloden und e8 dann abzufchießen. Bei Erteilung ber Genehmigung 
wird auch zu berüdfichtigen fein, daß nad) 8 39 letzter Abſatz die Schongeten nicht für 
Bild in eingefriedigten Wildgärten gelten. Wenn es ſich alfo um Wildgärten Handelt, zu 
denen übrigens nid jedes eingefriedigte Stüd Land, auf dem ih Wild aufhält, jonbern 
nur folde Gehege zu rechnen End, die der Wildhege zu dienen beitimmt find, wird regel- 
mäßig zu erwägen fein, ob nicht die Genehmigung auf die Schießzeiten zu beſchränken ift. 
ine neue Regelung bat im Abſ. ı Ziff. 2 die Juenbun der Jagd auf Wegen ufin., 
die in oder an Eigenjagöbezirfen liegen, erfahren. Es handelt ſich hierbei nur um folche 
Wege ufw., die nicht im Eigentum des Inhabers des Eigenjagdbezirks ftehen, da fie 
anderenfalld zum Eigenjagdbezirt an ſich ſchon gehören würden, wie im Satz 4 Biff. ? 
bezüglid) dev Grenzivege, um Zweifel auszufchliegen, noch beſonders hervorgehoben: it. 
Diefe Wege ufw. gehören Fraft Gefeges zum Eigenjagdbezirke, falls der Inhaber bes 
Eigenjagddezirtd nicht auf die Bugehörigfeit verzichtet, jedoch Tann der Eigentümer des 
Wege uſw. eine Pachtentichädigung verlangen. Der Sap: „Diefe Flächen werden ben 
angrenzenden Sigenjagdbegirte angefchlofjen* bedeutet nicht, daß eg zum Anfchluß eines 
befonderen Altes bedarf; er ſoll zum Ausdrud bringen, daß die fonit im Gefeb an den 
Anſchluß von Ylähen an Eigenjagdbezirke lenken Holgen auch bier zutreffen ($ 12 
Abi. 2: der Anſchluß erfolgt pachtweiſe; 8 26: Zula ſuigten des Verwaltungsſtreitverfahrens 
bei Streit über die Höhe des Pachtgeldes; 8 53: Wildſchadenerſatz). Eine weitere Folge 
des gejelihen Anſchluſſes befteht darin, daß nicht der Sfagdborfteher wie fonft zur 
Bertretung der Grundftüde bei der Deitiegung der Pachtentſchädigung befugt ift, fondern 
daß ber —** — des Eigenjagdbezirks unmittelbar mit dem Eigentümer der Wege in 
Verbindung zu treten hat. Falls eine Einigung über die Paächtentſchädigung nicht 
erzielt wird, entſcheidet nach 5 19 der Kreisausſchuß, gegen deffen Entfcheidung nad) 
26 das Berwaltungsftreitverfahren ftattfindet. ünfcht der Nee des Eigenjagd- 
ezirß den Unfchlup der Wege ufw. nicht, fo gehören diefe kraft Geſetzes zum 
gemein hafelihen Jagdbezirk des Gemeinde Yuts-)Bezirts (8 7), oder es ift mit ihnen 
nad Maßgabe der SS 8 His 10 zu verfahren. 

Abſ. 4 findet nur Anwendunß auf ſolche Flächen, die teils in der Provinz 
Hannover, teils im Geltungsbereich der Jagdordnung liegen, und entſpricht dem Geſetz 
vom 7. Auguſt 1899 (Geſetzſamml. ©. 151). 

7. Zu $5. Die im Abſ. 1 vorgejehene Silbung des Sigeniogbbegivts durch deit 
Eigentümer verlangt feine nach außen erfennbare Handlung des Eigentümers, inshefondere 
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nicht eine bem Ja bborfteher oder der Sr olizeibehörde gegenüber abzugebernnde Erflän 
fondern erfolgt allein durch den Entichluß, ben göbegitt zu bilden. Dagegen it 
das Berfahren nah Abſ. 2 Vorausfegung, daß eine ärung egenüber dem Si 
porfteher ausdrüdlid) abgegeben wird. Durch den Relativfag im 9 1 wird dem Sehe 
des Eigenjagdbezirfd die Befugnis beigelegt, in dem bon ihm gebildeten 
nunmehr die Jagd auszuüben, mit Der ſtillſchweigenden Borausfegung, bag t- 
innerhalb ber ge gesoaenen Schranken geichiebt; infofern entjprecher: Diefe Ba 
dem zweiten Sat im Abſ. 1 des 8 3 des Seleges tom 31. Oftober 1848. 

8. Zu 8 6. Abſ. 3 entfpricht dem 8 19 des Kurheſſiſchen Jagdgeſetzes vom 7. Se 

tember 1665. Eine beitimmte Form für die Bornahme der Berpaddtung iſt nicht vorgeſchriche 

9. Zu 87. Abſ. 1 beitimmt, daß alle nicht zu einem Eigenjagbbezirf örige 
Grundfläden eines Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirks den gemeinidaftliden "g ogebe irk bibe 
wenn fie menigltend 75 ha im Bufammenhang umfaffen, und zwar fraft ehe, '. 
daß eine befondere Bildung des Jagdbezirks durch den Jagdvorſteher nicht erforder: 
iit. Bu dieſem unmittelbar dur das Gefe gebildeten Jagdbezirt gehören, mem! 
Derhmart aus mehreren boneinander getrennt liegenden Xeilen beftebt, alle diejen 
Teile, die für fih im Bufammenhang wenigftens 75 ha umfaflen. Daß die Srumdhide 
des gemeinſchaftlichen Jagdbezirks land» oder forfteotetjhafelich benubbar fein müflen, 
diejenigen, die allein zur Bildung eines Gigenjogd ezirks tauglid find, ift nicht ber 
gefchrieben, e8 werden baher bei Berechnung der Dlindeitgröße auch alle Übrigen Fache 
mitgegi It, wie Wege, alle Wafferftüde, Eifenbahnen, Bauftellen, Hofräume, 8* 
öffentliche Pläbe, Friedhöfe Fir feldft wenn fie für die Wusübung der Sagd ui 5 
Betracht kommen. ULB Grundflächen, die nicht zu einem Eigenjagbbezirk gehören, iz) cus 
diefenigen anzuſehen, die an fich zur Bildung eines Eigenjagdbezirtd geeignet. aber wir 
hierzu verwandt find, entiveder weil der Gigentämer auf jie verzichtet ($ 5 Adi. ?) der 
weil er ben Anfchluß ablehnt (Wege $ 4 Adf. 1 Fiff. 2). 

Abſ. 2 behandelt die Zerlegung eine gemeinſchaftlichen Gemeinde⸗Jagdbezuß tı 
mehrere feldjtändige Jagdbezirke, die vom Geſetz mit befonderen Sicherungen 
ift. Einmal ift die Genehmigung bes Kreis⸗GBezirks⸗)Ausſchuſſes vor — f 
iit eine Mindeftgröße von 250 für jeden einzelnen Jagdbezirk Te tgefeßt, bie mc 
ausnahmsweiſe, wenn ein befondere8 Intereſſe der yagbgenofieniacn: e3 verlangt, bi 
auf 75 ha herabgeſetzt werden barf. Das Erfordernis der DVlindeitgröße bon 250 hai 
nicht dahin zu verſtehen, daß der Kreisausſchuß in jedem Kal, wenn diefe vorhanden it 
die Genehmigung erteilen muß, fondern audy in diefem Ban hängt es von feinem pfüd« 
mäßigen rmeffen ab, ob er der Teilung zuſtimmen will oder nicht. 

bſ. 5 behandelt diejenigen von Wald umſchloſſenen Grundflächen der Gemeinde 
feldmarf, welche mit dem aus ber Gemeindefeldmark gebildeten gemeinfchaftlicher Jagdbezitl 
im Bufammenhang ftehen, während 8 10 in Berbindung mit 5 8 Abſ. 2 fich auf folde 
bon Wald umſchloſſenen Flächen bezieht, die von der Feldmark durch andere Gemeinte 
(Guts⸗Feldmarken oder Kigenjagdbezirte abgefchnitten werden, aljo Trennftüde da 
&cmeinde bilden. Der Walöbeliger kann unter den im Gefeß vorgefehenen Bedingungen 
die Anpachtung derjenigen Grundfläden verlangen, melde zu mindeitens 90°), vem 
Walde begrenzt werden, während höchſtens 10%, der Grenzlinie nicht den Wald berühren. 
"Innerhalb diefer Grenzen Tann er fi) die anzupachtenden Grundflächen beliebig heraus 
ichneiden, ohne Rückſicht darauf, ob die fo geichaffenen Grenzen biefer Flächen mit den 
Kataftergrenzen ber einzeln beteiligten —X e zuſammenfallen. 

10. zu 4 8 bis 10. 8 8 behandelt im Bufammenbang mit $ 9 und 10 fomehl 
diejenigen Xrennftüde der Feldmarken, die im Bufammenhang sn 75 ha umfaſſen. 
als auch ganze Feldmarken, die diefen Umfang nicht erreichen. Es iſt im : 8 beitimmt. 
daß biefe * wenn es irgend tunlich zur Bildung von Sa gobeg Ten, ie wenigften: 
75 ha umfaffen, verwandt werden. Bu diefem Zweck werden brei gichteiten vorgeſehen: 

1. Qule ung zu einem angrenzenden gemeinfchaftlichen Jagdbezirk, 

2. n[dtuß an einen angrenzenden Eigenjagdbezirk, 

3. Bildung eines wenigſtens 75 ha umfaſſenden gemeinfchaftliden Jagdbezirks mit 
angrenzenden Grundflächen eines anderen Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirks, fei e8, daß & 
fih bei legterem aud) um Glächen handelt, die für ſich allein nicht zur Bildung 
eines gemein 5a tlihen Jagdbezirks geeignet find, fei eg, daß bon dem zur Bildung 
eines gemeinſcha nen agdbezirks geeigneten Flächen des angrenzenden Gemeinde 
(Guts-⸗Bezirks Teile abgetrennt werden. Bu diefer Regelung tft übrigens die 

en des Kreisausſchuſſes nicht erforderlih, da 7 Abſ. 3 dieſe 
Genehmigung nur für den Fall verlangt, daß bon zwei oder mehreren Felb- 
marfen, bon benen jede nad) 8 7 Abſ. 1 Traft Geſetzes einen gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirk bildet, Teile abgeldſt werden follen. 


} 


‚, über 750 ha a Wald bie beir 
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"Die Negelung nah 2 und 3 tft fakultativ; zu 3 nach dem Wortlaut bes Geſetzes, 
au 2, weil der Eigenjagdbefiger nicht zum Anſchluß gezwungen werden kann. Wenn daher 
sıicht nach Maßgabe von 2 und 3 verfahren wird, muß die Zulegung, wenn ein oder 
zniehrere gemeinjchaftlicde Jagdbezirke angrenzen, an einen von biejen erfolgen. Kommt 
eine Einiming den verſchiedenen Jagdvorſtehern nicht zuſiande, fo befchließt an 
ihrer Stelle nad 5 18 der Kreisausſchuß. 

89 trifft Beitimmung für den Fall, daß die zu 2 und 3 beiprochene Negelung nicht 
zuftande fommt und zugleich ein gemeinfchaftlicder Jagdbezirk, an den der Zwangsanſchluß 
erfolgen Tönnte, nid: angrenzt; bier iſt bie Bulegung zu einem getrennt liegenden 

göbezirt oder bie Bildung eines felbftändigen, nicht 75 ha tm Zuſammenhang großen 
agdbezirks zugelaffen. 


| : 10 endlich geftattet in Erweiterung ber Beitimmungen des $ 9 die Bildung eines 
Beſonderen, nicht 75 ha umfafjenden Jagdbezirks aud) dann, wenn ein im Bufammenbang 


enden Grundflächen umfchließt, defien Inhaber die 


Anpachtung ablehnt und die font in 5 8 und 9 vorgejehenen Möglichkeiten nicht im Wege‘ 


- getrennt liegenden gemeinfhaftlichen Jagdbezirk, 


Der Vereinbarung mit ben Vertretern der ß 


emeinfchaftlichen Jagobezirke oder ben Sfnhabern 
der Eigenjagdbezirke Burchgeführt werden ( 3: 08 an 


a8 find: Miegung zu einem angrenzenden oder 
ſchlu 


ß an einen angrenzenden oder 
getrennt liegenden genigßdbeztt Bildung eines wenigſtens 75 ha umfaſſenden gemein⸗ 
——c — 


» 
» 


mit Xeilen einer anderen Gemeinde). 

Die Befonderheit diefer Beitimmung beftebt darin, daß aud dann, wenn ein 
gemeinſchaftlicher Jagdbezirk angrenzt, dieſer nicht gegen feinen Willen gemäß 8 18 
gezwungen werden foll, die Slähen fh gu legen zu laſſen, fondern daß, wenn ber Jaßgd 
vorſteher bie Zuegung nicht wunſcht und die ſonſtigen Moͤglichkeiten erſchöpft ſind, der 
PBeſondere Jagbobezirk zugelaſſen iſt. Der Grund für eh usnahmebeftimmung befteht 
Darin, daß der angrenzende gemehuihaftliche Ti dbezirk nicht gezivungen werden foll, Grund⸗ 
flächen, auf denen bielleiht ein erheblicher ueeinden au geroärtigen tft, zu Übernehmen. 

11. Zu $ 12. Der aan in der iimmung des Ubf. 1 und des Abf. 2 
Sab 1 beiten darin, daß im Fall des Abſ. 1 die zugelegten Grundflächen vollwertige 
DBeitandteile des gemeinjchaftlihen Jagdbezirlks und ihre Eigentümer Jagdgenoſſen des 
Ietteren mit ben gleiden Rechten und Bilichten ber fonftigen — werden, 
während beim Anſchluß an einen Eigenjagdbezirk es ſich nur um ein Pächtverhältnis handelt. 

12. Zu $ 15. Die Befitimmung des Kurheſſiſchen Jagdgeſetzes vom 7. Sep⸗ 
tember 1865, nad) der 

a) bei Neubildung unb 

b) bei Aufhebung 
eines Eigenjagdbezirks zu a ber Subaber des Eigenjagdbezirks und zu b die Gemeinde 
—— erſt dann in die gbaueübung eintreten darf, wenn bon ihnen bie 
etwa zu a bon der Gemeinde (Jagdgenoſſenſchaft), zu b vom Eigenjagdberechtigten gegen Iten 
orhjungsfapitatien zurüderftattet find, i ft a 

e 


t aufrecht erhalten mit ber Maßgabe, an 
Stelle von 100 Eafjeler Morgen 75 ha treten. Diefe Beitimmu 


ug ift von bejonderer 
Bobmubung, weil für das ehemalige Kurhefien die Größe der Eigenjagdbezirke von 
100 Cafigler Morgen nl 75 ha erhöht it; wenn alfg in Zukunft die Gemeinde (Jagd⸗ 
gerailen Go) bei Eigenjagdbezirken, die leßterem Erfordernis nicht entfprechen, die Jagd 
ausüben will, muß fie zunädft die etwa gezahlten Ublöfungsfapitalien durüderhatten, 
Das Te it, wenn ein Eigentümer von feinem Rechte, einen Kigenjagdbezirt 
nad) gi Abt. 1 Ziff. 1 durch Einfriebigung zu bilden, Gebrauch mad. 
ie weitere Beitimmung des 8 5 des Kurh. Geſetzes vom 7. September 1865, 
daß erft nach Ablauf der beftehenden Sagdpachtverträge bon dem Recht, in die Jagd⸗ 
ausübung einzutreten, Gebrau emadıt werden Tann, tft in die Jagdordnung nicht 
übernommen; ber Zeitpunlt, ie em bie Jagd ausgeübt werden dar beitimmt ſich 
vielmehr auch für das ehemalige Kurheſſen fortan nach 14. Fur die Übergangszeit 
nad Inkrafttreten der Jagdordnung kommt übrigens noch 8 84 in Betradit. 
13. Zu 816 ( 1, Geſetz, betreffend bie Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, 
vom 4. Juli 1005). 


Abſ. 1. Im Abſ. 1 wird der leitende Grundſatz ausgeſprochen, daß es ſich bei der 
Verwaltung ber Angelegenheiten eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirks um Intereſſenten⸗ 
Angelegenheiten handelt. Was unter dem gemeinſchaftlichen Wbenet zu verſtehen 
iſt, —2*— ſich nach den vorhergehenden Beſtimmungen. 

Abſ. 2 und 3. Die Verwaltung der Angelegenheiten der Jagdgenoſſenſchaft und 
ihre Vertretung erfolgt allein durch eine Einzelperſon, ben Vorſteher der Gemeinde 
(öntgermeifter n ben Städten, fowie in ben Landgemeinden der Provinz Heſſen⸗Nafſau, 

emeindeborfteher in den fonitigen Landgemeinden, Gutsvorſteher in den Gutsbezirken, 
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in der Rheinprovinz durch den Bürgermeifter in ben ber Städteorbnung vom 15. Mai 185: 
1G. ©. ©. 406] unterworfenen Gemeinden, im übrigen durch den Gemeinbevorftebert. 
und zwar kraft des ihm durch biefes Gefeh erteilten Auftrages. Die nad) bem Sa: 

polizeigefeg bom 7. März 1850 und bem ihm nachgebildeten Sauenburgiichen 'e+ 
vom 17. Juli 1872 vorgefchriebene Verwaltung oder Mitwirkung in einzelnen Fälle 
durch den Magiftrat in den Städten, die Schöffen in den Landgemeinden, den Wımtmanz 
in Weftfalen, den Bürgermeijter in den nicht der Stäbteordnung vom 15. Mai 185%: 
unterworfenen Bemeinden der Rheinprovinz, ferner die Bertvaltung durch ben Gemeinden: 
nad) der Verordnung für daß ehemalige Dergoghum a ie bom 30. März 1867 m 
ar pie Bemeinbeorgane in ben übrigen Zellen der Provinz Heffen-Rafau, iR in 

ortfall gelommen. 

Die nad; dem Segbboligeigeich und der Naffauifhen Verordnung pom 30. März 186; 
freicre Stellung der Gemeindebehörde al Berwalterin der Angelegenheiten be 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirks tft nach folgenden Richtungen eingeſchränkt: 

1. Fur die wichtigeren Befchlüffe des gdvorſtehers ift die Genehmigung de 
erwalkungebeii tußbehörden ee en. 
2. Das Geſetz ftellt beftimmte Grundjäge auf, bie von den Jagdvorſtehern bei ber 
Verwaltung ber sagbangele enbeiten zu beachten find. 
3. Den Saptgene en iſt buch Einräumung eines formellen Beſchwerderechts 
Be I! eihlüfle des Jagdvorſtehers ein weitgehender Einfluß auf bie Bermaltung 
efichert. 
4. b3 ift eine beſondere Jagdauffichtsbehörde gefchaffen worden, an melde ciz 
| allgemeine Beſchwerderecht binnen gewiſſer Yrift gegeben tft. 
dauffichtSbehörde ift ber zuftändige Landrat (Megierungspräfident). ex der 
Ja Ru in berfchiedenen Land-Stadt⸗)Xreiſen, fo wird bie Grtänbiofekt duch die 
nädjit höhere, gemeinfam borgefetzte Behörde beftimmt. 

Obwohl der Wortlaut des 8 16 mit dem bes $ 1 bes ee vom 4. Juli 15 
wörtlich übereinftimmt, ift die Bebeutung des Sabes 2 im Abſ. 2 doch jeht eine etwas 
andere. Nach dem früheren Recht bildeten alle Grundftüde eines Gemeindebezirks, die 
nit zu einem Eigenjagbbezirt gehörten, den gemeinſchaftlichen Jagobezirk. Als agb: 
horitcher wirkte ber im Sat 2 des Abſ. 2 bezeichnete Beamte. Nach der Jagdordnung 
nehören gewiffe Grundflächen ($ 8 bis 10) nicht Fraft Geſetzes zu einem gemein fdjaftlichen 
Jagdbezirk, fondern müffen erſt einem Jagdbezirk angeglicdert werden (f. auch $ 7 Abſ. 5); 
re Bertretung liegt zunädjit, bis die Vereinigung durchgeführt ift, oder, wenn ein Anfchlur 
an einen Eigenjagdbezirk erfolgt, auch fpäter noch in einem gewiſſen Umfange (5 25 Abi. 5; 
dem Jagdvorſteher nah 8 17 AUbf. 1 und 2 0b. Auch diefe Obliegenbeiten hat ber Vorſtehet 
ber Gemeinde, in der bie Grundflächen liegen, als Jap borfteher wahrzunehmen, fo bat 
er alfo wie nad) dem früheren Recht alle Grundflächen der Bemeinde-(ButssıTyelbmarf, bie 
nicht zu einem Eigenjagdbezirk gehören, zu berfreten hat, mit Ausnahme von zwei Fällen: 

1. Wenn Grundflächen nad) 8 8 ıhd 9 einem anderen gemeinfdaftliden SYagbbezirt 

zugelegt werden, fo werben fie Teile von dieſem, fo daß fie von deſſen Jagbvorſteher 
mitverwaltet werden. 

2. Wenn gemeinfchaftlie Jagobezirke aus Teilen mehrerer Gemeinden gebildet find 

8 7 Abſ. 3; 85 8, 9, 10), beitimmt die SagbauffichtSbehörde den zuftändigen 
gövorfteher ($ 16, Abf. 3). 

Abſ. 5. Magiftratsperfonen find die Mitglieder des Magiſtrats, wo ein Tollegialifcher 
Gemeindevorſtand nicht beitcht, die Beigeordneten. 

14. Zn 4 17. 17 gibt ben Anhalt bes 8 2 des Geſetzes vom 4. Juli 1905, 
jedod mit wejentlichen Erweiterungen und Veränderungen, wieder. Zur Grundlage für 
die Beichlüffe der Jagdvorſteher find nicht mehr, wie im letzteren Geſetz, bie bei defien 
Erlaß beitehenden Geſetze gemacht, fondern bie Jagdordnun ſelbſt. Die Jagdvorſte 

aben nicht nur über die Bildung der yepobealr e zu befichließen, ai auch über die 
Höbe ber Pachtentfhäbigung (Abſ. 2). Endlich ift da8 Verfahren injofern abgeändert, als 
a8 Benehmigungsperfahren nur in beihvänttem Umfange beibehalten ($ 7 Abſ. 2 und 3) 
und an deffen Stelle oder neben ihm Das Einſpruchsve de wie es das Geſetz dom 
4. Juli 1905 fon für bie Berpaditung der gemeinichaftlidden Jagdbezirke im S 4 und 6 
vorgefehen Hatte, für alle in Betracht Tommenden Beſchlufſe der Jagdvorſteher eingeführt 
ift. Kollifionen zwifchen beiden Verfahren follen durch bie Beltimmung bed Abſ. 5 ver 
mieden werben. 
ur Bildung eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirks aus Teilen mehrerer Gemeinden 
EM bf. 3) bedarf es der * der ſaͤmtlichen beteiligten Sagbborfteber. Fur die 
enehmigung be8 Beſchluſſes biefer Jagdvorſteher ift nur erforderlich die Zuſtimmung 
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eines KreisBezirla⸗)Ausſchuſſes, deſſen Zuſtandigren erforderlichenfalls nach 8 58 bes 
Geſetzes Aber die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 feſtzuſtellen iſt. 

15. Zu 8 20 (8 3, Geſetz vom 4. Juli 1905). 

Die elinmun en entfprecden im allgemeinen dem ſchon durch das Jagdpolizeigeſetz 
geſchaffenen Recht. Sie bedeuten eine weſentliche Neuerung nur für die ehemals tucheift en 
Gebieisteile, wo die Jagd allein durch Verpachtung, und zwar durch öffentlich-meiftbietende, 
genußt werden durfte. 

Der aus dem Abſ. 2 des 8 3 des Geſetzes vom 4. Juli 1905 fortgelaffene lebte 
Sat findet fih im 8 27 Abſ. 2. 

16. Zu 8 21 (S 4, Geſetz vom 4. Juli 1905). 

Abſ. Lund 2. Die Urt der Berpadhtung (freihändig, öffentlich, meijthietend in einem 
vorher beichräntten Kreis von Bietern) iſt zwar dem Ermefjen des Jagdvorſtehers anheim- 
geitellt, jedoch foll für fie das Intereſſe der Jagbgenn enfchaft maßgebend jein. Im 
allgemeinen wird diefes Yale am beiten durch die ö entlich meijtbietende Verpachtung 
gewahrt werden, da dieſe am wirkſamſten die Willkür des Jagdvorſtehers ausſchließt 
und den höchſten Ertrag ſichert. doch erſchöpft vor allem das letztere Moment nicht 
immer das Intereſſe der Jagd nad enſchaft und der einzelnen Jagdgenoſſen, da neben ber 
Erzielung eines — tzinſes die Schonung der Feldfruͤchte und die pflegliche 
Ausübung der Jagd ur Erhaltung der Nachhaltigkeit der Jagdnutzung in Betracht 
fommen und den —2 für die freihändige Verpachtung oder die Verpachtung mit 
beſchränkter Konkurrenz geben können. 

Abſ. 3 bis 5. Da die Jagdgenoſſen ſowohl gegen die Art der Verpachtung und bie 
Badtbedingungen, wie gegen den Pachtvertrag felbit Einfpruch erheben dürfen, wird das 
Verfahren in mandjen Selten längere Zeit in Anfprud nehmen. Die Aufſichtsbehörde 
wird deshalb darauf hinzumirken haben, daß die Vorbereitungen gur Verpachtung fo 
rechtzeitig betrieben werden, daß zwiſchen Ublauf des alten Pacdıtvertrages und Beginn 
des neuen Vertrages keine pachtfreie Zeit eintritt. Auch wird es zur Vereinfachung und 
Beſchleunigung beitragen, wenn die Aufſichtsbehörde im Einvernehmen mit der Beichluß- 
behörde Normalpadhtverträge entwirft, deren Inhalt den örtlichen Verhältniſſen ent|pricht, 
und die der Verpachtung zugrunde gelegt werben, joweit nicht die Verhältniſſe des einzelnen 
Falles eine Abweichung geitatten. 

Der Jagdvorſteher wird fich rechtzeitig über bie Urt ber Berpadtung und die Pacht: 
bedingungen fchlüffig zu machen haben; er bat ſodann in ortSüblicher Weife eine 
Belanntmachung zu erlaflen, aus der die von ihm beabfichtigte Art der Verpachtung und 
Cr und Beit der Auslegung der Bacıtbebingungen u eriehen find. 

Wenn bie Jagbberpadjkung öffentlich-meiftbietend erfolgen ſoll, Tann die ortsühliche 
un des Termin Der erpachtung, (BOT 5) augleid mit der erften öffentlichen 
Bekanntmachung der Art der Verpachtung (Mbf. 3) verbunden werden. Falls Diefer 
Termin wegen des etwa eingeleiteten Einſpruchsverfahrens nicht eingehalten werden kann, 
wurde eine neue Öffentliche Bekanntmachung erforderlich fein. 

Die Belanntmahung des PVerfteigerungstermind in einem Blatt hat den Zweck, 
Dieter auf den Termin aufmerlfam zu madhen. Die Jagdaufſichtsbehörde wirb Daher 
ein ſolches Blatt auszumählen haben, welches größere Verbreitung in den reifen von 
Jägern bat. Es iſt nicht erforderlich, daß in jedem einzelnen alle das Blatt beftimmt 
wird, fondern es genügt, wenn für den Kreis ein für allemal bis auf weitereß ein 
Blatt bezeichnet wird. Es ift dem Jagdvorſteher unbenommen, auch) noch in anderen 
als dem von der Auffihtsbehörde beitimmten Blatte den Termin befannt zu machen. 

17. gu 8 2 (8 5, Geſetz vom 4. Juli 1905). 

® 22 enthält Vorfchriften, welche bei der Verpachtung beachtet werden müſſen, wenn 
der Bertrag nicht nichtig fein IE Ob die etwaige, in den Ziffern 2 und 4 vorgefehene 
Genehmigung der Beichlußbehörden gleich nad) Auslegung der Pachtbedingungen (S 21) 
oder erſt nad) Auslegung des adgefchloffenen Vertrages und Ablauf der Einjpruchsfrift 
($ 23) einzuholen ift, wird von ber Beſ en des einzelnen Falles abhängen. 

Die gemäß Si 1 ſchriftlich abzufaſſenden Sagdpactverträge find dem Stempel 
von In v. H. des bedungenen Pachtzinjes nach der Xarifitelle 48a de8 Stempelſteuer⸗ 
nefees vom 31. Juli 1895 unterworfen, wenn ber nad der Dauer eine Jahres zu 
bereinende Pachtzing mehr als 300 ME. beträgt. Die Jagdvorſteher find hiernach ver⸗ 
pflichtet, die ftempelpflichtigen Verträge in das durch die Belanntmadung, betreffend die 
Ausführung des Stempelfteuergefehes, vom 13. Februar 1896 in ber Faſſung des 
Nahtrages I vorgefchriebene Pachtverzeichnis (vgl. LBentralblatt der Abgaben» uſw. 
Geſetzgebung und Verwaltung für 1900, Beilage zum 19. Stüd, S. 432 bis 485) 
einzutragen und das Verzeichnis bei demjenigen Duuptomi oder Steueramt bzw. Neben- 
zollamt, in deſſen Geſchäftsbezirk Die verpachteten Grundſtücke belegen find, ober Dei einem 
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benachbarten Stempelverteiler ſpäteſtens im Januar jeden Jahres zu verſteuern. Str 
die Verſteuerung durch die Steuerbehörden vornehmen zu laſſen, keit es ben Jagt- 
vorſtehern als Behörden nad) Abſatz 4 der Stempeltarifitelle 483 auch frei, Die Berſteuerung 
der von ihnen zu führenden Berzeichniffe jeioit zu bewirken. 

m Intereſſe der gleihmäßigen Beachtung diefer Beftimmungen wird es fi 
empfehlen, hierauf befonder8 aufmerffam zu machen, ud die Normalpacdhtverträge 
(; u. 16 au 8 21 Abi. 3 bis 5) mit einem Bufag über Die Stempelpflichtigfeit ber 

erträge und bie Art ihrer Verfteuerung verſehen zu laſſen. 

Unter ber Weiterverpachtung aus Biff. 3 ift nicht die Verlängerung des abgefchlofjenen 
Bertrages mit demjelden Pächter, fondern bie Übertragung eines Pactverirages w 25 
feiner Dauer auf einen anderen Pächter zu een (&s 549, 581 Abſ. 23.8. Pı 

Die Beſtimmung ber Ziff. 5 foll unerwünjdte Ausländer an der Pedtung pc= 
Jagden Hindern. Die weitergehenden Befugniffe der Behörden gegenüber lärıderz 
werden durch biefe Vorfchrift nicht berührt. Die felt Erlaß des Geſetzes vom 4. Juli 1905 
gemachten Erfahrungen ı jeigen, baß immer noch aus ben Sfagdberpachtungen an Uuslärzber 
Mipftände manderlei Art, und zwar ſowohl auf jegdlien wie auf anderen Gebieten. 
entitanden find. Es tit daher dringend notwendig, bei Erteilung der Genchmigumg 
nah 8 22 Biff. 5 befondere Borficht walten zu laſſen und in jedem Falle eingeh au 
prüfen, ob bie PVerfönlichkeit des Ausländers die erforderliche Gewähr gibt. 

. 18. Zu 6 23 ($ 6 des Geſetzes vom 4. Juli 1905). 

Der nad Abſ. 2 zuläffige Einfprudh fol ſich nur gegen diejenigen Xeile bed 
Pachtvertrages richten dürfen, die noch nicht in dem Verfahren des $ 21 und 22 fei 1 
nd, damit nicht Über dieſelbe Un elegenheit ein doppelte erfahren ſtattfindet 

ie Urt der Verpachtung und die Badibe ingungen tjt daher ein Einſpruch nicht mehr zuläi 
foweit file dem erften Verfahren zugrunde gelegen haben, fei e8, daß fie gegenüber der 
Belanntgabe bes Jagdvorſtehers underänbert geblieben, oder daß fie im Cinipmä- 
verfahren abgeändert worden find. Soweit bei der ſchließlichen Verpachtung Don ihnen 
abgewichen tit, würde der Einfpruh aus 8 23, Abſ. 2 nicht ausgeſchloſſen fein. N 
allgemeinen wird fih der bier zugelaffene Einſpruch nur richten können gegen bie 

des Pachtzinſes und die Perfon des Jagdpächters. 

19. iin 8 24 (8 7 des Geſetzes dom 4. Juli 1905). 

Die ee über die Nichtigkeit der Jagdpachtverträge ift in den angegebenen 
Hüllen zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtſprechung den Verwaltungsgerichten über 
iwiefen, weil dieſe Gerichte mit den inhaltlich gleichartigen Entfcheidungen befaßt ſiud, 
wenn bie agbpolizeibehörbe e8 für angezeigt erachtet, die Ausübung der & d auf Grund 
eines nichtigen Vertrages im polizeilichen Intereſſe zu verbieten. Diefe Befugnis der 
Sagdpolizeibehörde zum Sinföreiten gegen nichtige Verträge wird durch die neugejchaffene 
ähnliche Befugnis der Jagdaufſichtsbehörde nicht berührt; inhaltlich unterjcheidet fi 
legtere Befugnis von ber erjteren dadurd, daß fie unter Beachtung ber geſetzlichen 
Borausferungen lediglih von dem pflihtmäßigen Ermeſſen der Jagdaufſichtsbehörde 
abhängig iſt und nit an bdiefelben Vorausſetzungen gefnüpft ift, wie foldde für ein 
polizeiliches Einfchreiten beftehen. 

Das Recht der Jagdauflichtshehördbe, für die Dauer eines Verwaltungsſtreitverfahrens 
wegen der Nutung ber Jagd die erforderliden Anordnungen zu treffen, wenn bem 
Pächter die Ausübung der Jagd unterfagt ft entipriht dem praktiſchen Bedürfnis, dag 
die „sagdgenoffen während eines folchen, oft langwierigen Verfahrens nicht der ägnifie 
der Jagdnutzung berluftig geben. Welche Unorbnungen zu treffen find, hängt von bem 
Srmeifen der Behörde ab. (Zwiſchenverpachtung bis zur endgültigen Entjcheidung, 
Abſchießen durch Jäger, um Erträge zu erzielen und Wildſchaden zu verhindern ufin.) 

20. Zu g 25. 8 25 enthält den 8 8 des Geſetzes von: 4. Juli 1905, neu ift der Mb}. 5. 

Auf die Pachtgelder und fonftigen Einnahmen der Jagdnutzung haben diejenigen 
Perſonen Anfprud, melde bei ihrem Falligwerden Jagdgenoſſen, b. ß Eigentümer oder 
Nießbraucher der Srunditüde des gemeinfchaftlichen Jagdbezirks find. 

Die Verteilung ber Pachtgelder an die Unteilsberechtigten erfolgt durch den Jagd⸗ 
vorſteher in der bisher ortsüblichen Weife. 

Ob die Jagdeinkunfte, wenn fie herkommlich für gemeinnüßtge Zwecke verwendet 
worden find, Imersin dieſem Zwecke gemibmet werden follen, oder ob fie fortan unter 
die Jagdgenoſſen zu verteilen find, beſtimmt Der yagdboriteher: Daß die bisher zu 
gemeinnüßigen Zwecken verwendeten Erträge nun immer denſelben Zwecken erhalten 
bleiben, ift nicht erforderlih. E8 kommt nur darauf an, daß ber Zived ein gemeinnüßiger 
ift, wenn er nud) auf einem anderen als dem bisherigen Verwendungsgebiet liegt. Auch 
&emeindezivede gehören hierher. Bon Bedeutung ift dieſe Beitinnmung bauptiädhlich für 
diejenigen Teile der Provinz Heſſen⸗Naſſau, auf die die Vorſchriften des Geſetzes vom 
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4. Juli 1905 nunmehr ausgedehnt worden find, und mo bisher Yraft geiebliher Beitimmung 
oder herkommlich die Sogderträge in die Gemeindekaſſe geflojien und zu Gemeindezwecken 
verwandt worden find. fteht nicht3 entgegen, daß es hierbei verbleibt, allerdings mit 
der „ainfhränfung, daß jeder Grundeigentümer befugt ift, die Auszahlung feines Unteils 
zu berlangen. 

Der Ubf. 5 beſtimmt, daß ber Vorſteher der Gemeinde als Sagbborfteher au bann 
die Nechnungsgefchäfte führen fol, wenn Grundflähen des Gemeinde⸗(Guts⸗)Bezirks 
einem Eigenjagdbezirt angeichlofien find und nicht zum gemeinjhaftlihen Jagdbezirk gehören. 

Die Vorſchrift des Abſ. 6 gilt Übrigens aud für die Tyülle des Abſ. 5, ba die im 
letzteren beiprochenen &rundflächen früher in der Hegel zum gemeinfchaftlichen Jagdbezirk 
der Gemeinde gehörten und — behandelt wurden wie deren übrige Flächen. 

Wenn der gemeinſchaftliche Jagdbezirk aus mehreren Gemeinden oder Teilen mehrerer 
Gemeinden beſteht, ir bie Raflen eihäfte von derjenigen Gemeindelafje zu führen, die 
dem zum Re er beftellten Gemeindevorſteher (5 16 Abſ. X unterfteht. 

21. 3n826. 8 26 enthält die Beitimmungen des 8 9 des Geſetzes vom 4. Juli 1905, 
— mit den Erweiterungen, die durch die neu hinzugekommenen Vorſchriften der 
agdordnung (5 17 Abſ. 4 und 5; 818; 8 19; 8 52 Abſ. veranlaßt ſind. 

Die Vorſchrift, daß der Beſchluß in gewiſſen Fällen endgültig fein ſoll, jedoch bon 
dem Jagdvorſteher angefodten werden bad bedeutet eine Ausnahme von der Negel, daß 
die Beichlüffe der Beſchlußbehörden entweder mit einem Rechtsmittel bon feiten aller 
Neteiligten anjechtbar oder aber — in Wusnahmefällen — endgültig find. Diele 
Yudnahme hat den Zweck, den Sfagbgenofien, denen die unmittelbare Berivaltung der 
SSagdangelegenheiten nicht übertragen worden tft, durch bie Perſon ihres gejetlichen 
Vertreters, bed Jagdvorſtehers, ein weiteres Einwirkungsrecht auf biefe Bermwaltwiug 
einzuräumen. Es entjpricht dent Zwecke biefer Beitimmung, daß ber Jagdvorſteher nur in 
dringenden Fällen von dem Nechtsmittel Gebrauch macht. 

22. Zu $ 27. Abſ. 1 gibt den 8 13 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 
wieder. Abſ. 2 enthält den zweiten Sat bes Abſ. 2 5 3 bes Geſetzes vom 4. Julli 1905, 
während fein übriger inhalt neu ift. 

23. gu 8 28. 8 28 entipriht dem S 5 bes Geſetzes vom 31. Oftober 1848 mit 
eringer Abmeichung, fomweit er noch gilt Für die Verwandlung ber Gelbditrafe in 
reiheitsftrafe (Abſ. 2) kommt jet das R. St. G. B. in Betracht (st auch) 8 79 ber 
agdordnung); in Abſ. 3 ift ftatt „Stadtporftand” gefeht: Gemeinde Guts⸗)Vorſtand“, 

weil Feſtungswerke jetzt auch in Landgenieinden oder Gutsbezirken vorkommen. 


Dritter Abſchnitt. 


24. Der dritte Abſchnitt (SS 29 His 38) gibt den Inhalt der SS 1 Bis 10 des Jagd⸗ 
fheingejeßes vom 31. Juli 1905 undberändert wieder, mit der im 8 32 der —A— 
vorgenommenen Anderung des 8 4 des Jagdſcheingeſetzes über die Höhe der Ausländer⸗ 
jagdfcheine, fowie mit der formalen Anderung im 8 30 Ziff. 3, mo entfprechend ber 
Faſſung des fechften Abſchnitts Die Erteilung der Ermäditigung zur Ausübung der agb 
nur ber Sagdpolizeibehörde, nicht mehr der AuffichtShehörde vorbehalten if. Die 88 11 
bis 13 finden fi unverändert als SS 72 His 74, 8 14 als S 80 In erweiterter Form im 
achten Abſchnitt, während $ 15 als 5 85 im neunten Mbfchnitt fteht. 

25. Zu 3 29 (8 1 des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895). 


I. YWusfertigung der Jagdſcheine. 


ur Wusftellung ber Jagdſcheine find die folgenden fünf verfchiedenen Formulare 
nnd Maßgabe der beiliegenden Mufter zu benuben:*) 
a) für den Jahresjagdſchein gelbe Farbe, 
b I den Tagesjagdichein rote Farbe, 
c) für den Jahresjagdſchein für Ausländer gelbe Srundfarbe mit ſchräg aufgedrudtem 
grünen Sereug, ngabe des Bürgen mit Name und Wohnort und dem feitlichen 
ufdrude: „Zr Ausländer“, 
d) für den Tagesjagdfchein für Ausländer vote Grundfarbe mit fchräg aufgebrudtem 
grünen Kreud und gleichfal8 mit Ungabe des Bürgen und dem Aufdrucke: „Für 
usländer“, 
e) für ben unentgeltlich zu erteilenden Sagdfchein weiße Farbe (mie bisher) mit dem 
Aufdrude „unentgeltlich gemäg $ 33 der Jagdordnung vom 15. Juli 1907”. 


*) Es iſt nur eincd der Mufier in Schwargbrud zum Ubbrud gebracht (Anlage I. Tert und Farbe 
der anderen Muiter ändern ſich ſinngemäß nach den Beſtimmungen unter a bis e. 
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Unlage 1. Farbe gelb. 
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Anlage II. 


Weib: Jagbzeit. Schwarz: — 





ſMannche⸗ — — 
| Weiblies Eicwild un Ciccatber 
Männliche Rot und Dammid 
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Kehböde 
Weiblicyes Rehwild, Repkälher - 
Dachfe 3 
Biber 
Hafen 
Nuerbähne 
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Birk, Hafele, Fafanen sähe — 
Birk, Hafel-, Faſanen⸗Hennen 
Nebhähner, Wachteln, fchottilche Moorhühnr 
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Schnepfen 
Trappen 
Wilde Grüne, Rranide, *8* —— ar un 
















WBefkernägel, ausyen. wild: Bänf \ 
Droſſeln Femmelevegc 





©. Jagdrecht. 3. Jagdordnung v. 15. 7.07. Anl. 1. Ausf.⸗Anw. v. 29. 7.07. 603 


Die Nüdfeite hat das in der Anlage IL miitgeteilte Muſter zu enthalten. Die Wahl 
des Material? (3. B. feiter Pappdedel oder Leinwand) bleibt den außftellenden Behörden 
überlaffen. Auch enıpfiehlt es fi, um Unglüdsfällen vorzubeugen, auf einem Anhange 
zum Jagdſcheinformulare die für dns Berhalten der Schüken auf Xreibjagden zu 
beobadtenden Hauptregeln zum Abdrucke zu bringen, wie dieſes fchon in einzelnen 
Negierungsbegirken (3. B. Trier) geichiebt. 

eder Jagdſchein muß neben der Bezeihnung und Unterfchrift der ausſtellenden 
Behörde, welche auch durch Aufdruck mit einen Falſimileſtempel geleiftet werben fann, 
deren Untsfiegel, die Nummer, unter welcher der Jagdſchein in der Jahreskontrolliſte 
eingetragen ijt, und die Yngade ber dafür entrichteten Abgabe enthalten. 

Ausfertigungsgebübren dürfen für den ausgeftellten Jagdſchein nach $ 32 Abſ. 2 nicht 
erhoben werben; die Anſchaffungskoſten find bon denjenigen Kommunalkaſſen au deden, 
in weldhe En, 32 Abſ. 4 die Ubgaben fließen, die Stoften für die unentgeltlich zu 
erteilenden Jagdſcheine aus dem Dispofitionsfonds der Aegierungen für polizeiliche Zwecke 
(vgl. M.E. von: 14. März 1850, M.⸗Bl. ©. 107), fofern nicht auch dieſe ' 
den Konmunalkaſſen Beitritten werden. 

Doppelausfertigungen (Duplifate) find gegen Entridtung bon 1 ME. nad) 8 32 
Abſ. 3 zuläjfig, und zwar fowohl für abhanden gekommene, verbriannte, berlorene 
Eremplare, wie ur noch vorhandene; ſie ſind jedoch mit dem ausdrücklichen und deutlichen 
Bermerke „Doppelausfertigung“ zu verſehen. 

Bei Erneuerung eines Jagdſcheines iſt tunlichſt der abgelaufene, früher bezogene 
einzuziehen und zu vernichten. War der frühere Jagdſchein in doppelter Ausfertigung 
ausgeſtellt, fo find, foweit angängig, beide Eremplare einzuziehen und zu vernichten. 

Der Tag der Löfung des Jagdſcheines braucht nicht mit den Tage der Ausfertigung 
zufanmenzufallen. Es jteht aljo nichts im Wege, daß ein Jagdſchein fchon einige Tage, 
ehe feine Gültigkeitsdauer beginnen fol, ausgeftellt und dem Nachſuchenden gugefertigt tvird. 

Wird die Zufendung der ausgefertigten Jagdſcheine durch die Bott gewünscht, fo 
bat fie bei unentgeltlichen Jagdſcheinen für Staatsforſtbeanite portofrei zu erfolgen; bei 
allen übrigen trägt die Portokoſten der Empfangsberechtigte. 


1I. Kontrolltiten. 


Über fäntlihe, im Laufe eines Rechnungsjahres ausgeftellten Jagdſcheine ift von 
ben Landräten (Ort5polizeibehörden) eine ontrollifte nach Maßgabe des in der Anlage III 
deigegebenen Mufterd zu führen”) 

n dieſe Lifte find fämtliche Kagbicheine nach der Reihenfolge der Ausftellungen unter 
laufender Nummer für das Rechnungsjahr von: 1. April bis 31. März einzutragen. 

Die im Laufe eines Monats ausgegebenen Jagdſcheine find, namentlich in dei 
Landkreifen, almonatlih in den Kreißblatte oder dem für bie amtliden Publikationen 
beitimmten Organe zu berdffentlichen. 

Nah Schluß eines jeden Redmungejahred find die einzelnen Solonnen 7 bis 13 
aufzurechnen und das fo gewonnene Rejultat in einer Überfiht an bie Negierungs- 
pi denten einzureichen, welche das Geſamtergebnis für ihren Regierungsbezirk, cbenfo wie 
er Poligeiprälident von Berlin für feinen Bezirk, bis Tpätelteng zum 1. Mai jeden 
Jahres dem Minifter für Landwirſchaft, Domänen und Forſten vorzulegen haben. 


IIL Unentgeltlide Jagdſcheine. 


Unentgeltlihe Jagdſcheine find gemäß 8 33 nur an die auf Grund des 8 23 des 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April 1878 beeidigten, ſowie an Diejenigen Perfonen zu 
berabfolgen, welche fich in der für den Stantöforftdienft vorgeſchriebenen Ausbildung 
befinden. Bor der Ausftellung Hat fich die hp zu vergewillern, ob eine 
biefer Borausfehungen vorliegt. Zu den Perſonen, bie Anſpruch auf einen unentgeltlichen 
Jagdſchein haben, gehören aud die Ungehörigen ber Klaſſe A eines Jägerbataillons. 
Selbſwerſtandlich erliiht die Befugnis zur Führung eines unentgeltlihen Jagdſcheines, 
fobald biefe Vorausſetzungen aufhören. Für die Königlichen Oberjörfter und die ihnen 
untergebenen Forſtſchützbeamten empfichlt es fich, bie Befchaffung der uncntgeltlichen 
Yugd heine in der Weiſe zu beivirfen, daß ber Oberförfter für die Beanıten feines 

eviers gemelnfan die Ausfertigung ber unentgeltlihen Jagdſcheine bei der zujtändigen 
Behörde beantragt und diefe fie dem Oberförfter zuſtellt. 

Es wird zweckmäßig fein, die Verfahren in analoger Weife auch für die Gemeinde» 
und Privatforftverwaltungen einzuführen, dergejtalt, daß die betreffende Gemeindebehoörde 
oder der PBrivatforfibefiger für feine fäntlihen zu berüdfichtigenden Beanıten gemeinfam 
die Austellung der unentgeltlihen Jagdſcheine beantragt. 


%) Bon der Aufnahme biefes Mufters iſt hier abgefehen. 


reimwillig aus 
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IV. Auslaänder⸗Jagdſcheine. 


Ausländern, d. h. Perfonen, welche nicht einen beutichen Bundesftante oder ben 
Reichslanden Eljaß-Rothringen angehören, Tann dann, wenn fie in Preußen einen Wohnfitz 
oder einen Srundbefig mit einem Brundfteuerreinertrag von 150 ME. haben, ein en 
zu denfelben Säben berabfolgt werden wie ben Inländern; in diefem Falle tft Dazu 
auch nicht daß de Ausländer vorgefchriebene, fondern daß gewöhnliche Formular zu verwenden. 

da e dagegen Teinen Wohnſitz oder Grundbeſitz in Preußen, fo lönnen fie 
nad 8 32 einen Jahres⸗ oder Tagesjagdſchein nur zu dem erhöhten Sate von 100 Di. 
oder 20 ME. erhalten. Außerdem darf ihnen dann, wenn fie in Preußen keinen Wohnſitz 
haben, felbjt wenn fie bafelbft &rundeigentum befien, ein Jagdſchein nur gen Die 
Stellung eines Bürgen, der gemäß 8 29 Abſ. 2 haftbar ift, erteilt werden. Die Jagd» 
polizeibehörden Haben Hierbei die BZuverläffigleit und Sicherheit des Bürgen ganz 
befonder8 forgfältig zu prüfen, und wenn fie ihnen nicht ausgiebig genug erwieſen tft, 
die Verabfolgung des Jagdſcheines zu verweigern. Ob der Name bed Bürgen auf bem 
Jagdſchein mit anzugeben tft, bleibt im einzelnen Falle dem Ermeſſen der augjtellenden 
Behörde überlafien. 


V. Buftändigfeit und Verfahren. 


Hinfidtlih der BZuftändigkeit für Grteilung der Jagdſcheine it nit allein ber 
Wohnſitz des Nachſuchenden maßgebend, fondern es genügt au die Tatſache, daß er 
zur Ausubung der Jagd berechtigt ift. Dies wird 3. B. überall da der Fall fein, wo 
jemand einen zur felbftändigen Ausübung der Jagd berechtigenden Grundbeſitz, ober wo 
er eine Jagd gepadjtet bat, oder wo er auch nur zur Ausübung ber Jagd dur eiren 
Erlaubnisfgein oder eine Einladung in Begleitung des Jagdinhabers ermächtigt * 
Vielfach wird dies alſo auch in Kreiſen ſtattfinden, in denen der Betreffende keinen Wohn 
hat. anach kann es ſich häufig ereignen, daß der Landrat (oder die im 8 29 als 
zuſtändig bezeichnete Jagdpolizeibehörde) um Ausſtellung eines Jagdfcheines von Perſonen 
angegangen wird, die ihn, da fie nicht zu feinen Sreisinjaffen gehören, gänzlich fremd find. 

Sn diefen alle ift er um fo mehr verpflichtet, zu prüfen und fe abon zu über- 
zeugen, ob gegen den Untragiteller Zeinerlet Xatfachen vorliegen, melde nad 88 34 
und 35 die Xerfagung eines Jagdſcheines bedingen oder rechtfertigen würden. Dies 
wird fih unfdiwer dur Erkundigungen Bei der Jagd⸗ ober Ortspolizeibehörde des 
Wohnort des Betreffenden feftitellen laſſen, die fich Insbefondere auch darauf zu erftreden 
haben, ob ihm etwa im reife feines Wohnorts die Erteilung eines Se bereit® 
verfagt oder der erteilte Schein wieder entzogen worden ift, und ob er deshalb den Verſuch 

emacht bat, den Jagdſchein in einem anderen Seife zu erhalten. Im Übrigen wird ben 

fr bie Erteilung ‚zuftändigen Behörden feldft überlaffen werden können, auf welche Weife 
ie fi bie Überzeugung davon verſchaffen wollen, ob gegen den einen Jagdſchein Rad 
fuchenden feiner ber gefetzlichen Berfagungsgründe vorliegt. 

Wünfcht der ben Jagdſchein Nactucen e im Sntereite einer fchnellen Erlangung ber 
Starte den durch die Nachforfhungen über feine Perſönlichkeit bedingten Zeitaufwand zu 
vermeiden, fo ift e8 ihm unbenommen, dem Geſuche um Wusftellung bes Jagdſcheines 

leich ein Wtteit der Jagd⸗ oder Ortöpollgeibcöörbe feine8 Wohnortes beizufügen, welches 

ha über die Buläffigfeit feines Antrages ausſpricht. Es wird jedoch a ingewiefen, 
ap ein ſolches Atteſt den BZeugnisitempel von 1,50 ME. nad) der ZTarifitelle 77 des 
Stempelfteuergefeed dom 31. Juli 1895 erfordert. 

Fur die Entziehung des Jagdſcheines (8 36) ift nicht jede SSagdpolizeibehörde zuftändig, 
die nad) 8 29 zur Erteilung befugt geweſen wäre, fonder nur biejenige, welche tatfächlich 
ben zu entziehenden Jagdſchein ausgeſtellt bat. In allen Fällen, in denen nicht bie Jagd⸗ 
polizeibehörde am Wohnfig des Jagdſcheininhabers den Jagdſchein erteilt oder entzogen 
Hat, ift bie letztere fowohl von der Erteilung al3 auch bon der Entztehung jedes Jahres⸗ 
Jagdſcheins in Kenntnis zu fehen. 


VI. Kontrolle der Jagdausübung. 


Bei der Verſchiedenartigkeit der einzelnen yagdigeinfotten und der Höhe der Abgabe 
ift eine forgfältige überwachung der & dausfn ung dabin geboten, ob die Jagenden, 
insbefondere die Ausländer, mit einem richtigen, für ihre Perfon ausgeftellten Jagdſchein 
verfehen find. 

1 Die Gendarnen haben bis auf meileres in jedem alle, wo fie Berfonen bei 
Ausübung der Jagd betreffen, die Jagenden nach dem Befite eines vorſchriftsmäßigen 
yagdiheines zu fragen und ohne kin der Berfon Kontraventionsfälle zur Anzeige zu 

tingen. Wir bemerken hierbei, daß mit ausdrücklicher Genehmigung Sr. Majettät des 
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Kaifers und Königs auch die auf Hofingben oder als Jagdgäſte in Begleitung Sr. Majeftät 
befindlichen Allerhoͤchſten und fonfttgen Perfonen mit einer Reviſion der Jagdſcheine nicht 
verfhont werben follen. Selbitveritändlih wird borausgefeht, daß es die revidierenden 
Sendarmen hierbei an bem nötigen Takte nicht fehlen en werden. Ein bejonderes 
Augenmerk haben fie aber auch darauf zu richten, ob Perfonen die Jagd ausüben, von 
denen fie bon bornherein willen oder vermuten Tönnen, daß fie nod) feinen Sagbidein 
gerät haben. Diefe Kenntnis werden fie unfchwer gewinnen koͤnnen, da nad Nr. II Biff. 3 
er Uusführungsverfügung vom 2. Auguſt 1895 bie ausgegebenen Jagdſcheine allmonatlich 
in dem den Gendarmen leicht zugan ichen Kreisblatte zu veröffentlichen ſind. 
Bon den Verlaufe und den Ergebniſſe ber Jagdſchein⸗Reviſionen auf Jagden. an 

welchen Se. Majeſtät teilnimmt, iſt ung alsbald Anzeige zu erſtatten. (M. J. u. M. L. 
v. 1. 11. 1895, D. J. B. 28 ©. 172.) 


2 Inwieweit die Forſtſchuzbeamten zur Ausubung der Jagdͤpolizei und der Jagdſchein 
Tontrolle befugt find, fiehe X D 2 diefes Werkes. 


VO. Befhlagnahme ber Jagdgeräte und Hunde. 


Hinfihtlih der Ablieferung und Berwertung bzw. Vernichtung der beichlagnahmten 
Sagbgerätichaften und Hunde verbleibt e8 bei den beftehenden Vorichriften. 

6. Su 8 81. Die int Gebiet der Jagdordnung ausgeſtellten Jagdſcheine gelten 
auch in der Provinz Hannover und den obenzollernfchen anden und umgelehrt. Es 
ergibt fi das Kar einmal aus ben: Wortlaut des 8 31 der Jagdordnung und aus dem 
nicht abgeänderten Wortlaut de3 8 3 des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895, fowie aus 
dem Umſtande, daß mit der Herübernahme ber Beſtimmungen des Jagdſcheingeſetzes in 
Die Jagdordnung der Geſetzgeber nicht beabfichtigt hat, das beitehende Hecdhtsmateriell zu 
ändern. Die formelle Aufhebung des Suadiheingeiehes für den Geltungsbereich der 
Jagdorbdnung bat nur den Bmed, das Nebeneinanderbeitehen gleichlautender Geſetzes⸗ 
vorſchriften zu verhindern; für bie Führung, Ausftellung ufw. der Jagdſcheine gilt bier 
bie Jagdordnung, dort das Jagdſcheingeſetz; bie nach dem einen oder dem anderen Geſetz 
außgeftellten Jagdſcheine gelten aber für ben ganzen Umfang der Monardie. Dieſes 
bezieht ſich auch auf die Auslander⸗Jagdſcheine, werngleich für fie Heide Geſetze verſchieden 
hohe Abgaben borfchreiben. 


Bierter Abſchnitt. 


27. Der vierte Abſchnitt (SS 39 bis 50) gibt unverändert bie SS 2 bis 12 und 14 des 
Wildfhongefetge8 von 14. Juli 1904 wieder. 8 1 letteren Geſetzes tft $ 1 der Jagd⸗ 
—A ie 88 13, 15, 16, 17, 18 find unverändert als 88 76, 77, 78, 79, 80 in den 
achten Abſchnitt Übernommen, während 8 19, foweit er noch Bedeutung bat, fich als 8 83 im 
neunten Abjſchnitt findet. _ 

28. Zu 8 40 (8 3, Wildſchongeſetz). | 

1. Die im Herbft vom Norden nad dem Süden burcalehenben Droffeln erfcheinen in 
den einzelnen Gegenden zu berichiedenen Zeiten. Abſ. 2 zu b fol die Möglichkeit 
eben, den Stranımet3pogelfang dann erft beginnen zu {af 

roffeln bereits fortgezogen find. 

2. Die gänzlihe Aufhebung der Schonzeit für milde Enten wird fi nur dann 
rechtfertigen Iafjen, wenn diefe Vögel durch miafjenhaftes Auftreten der Fifcherei 
ernſtlich ſchädlich werden. 

3. Der Beſchluß Abſ. 2 zu a hat nur Gültigkeit für die Dauer der jährlichen Jagd⸗ 
periode; bie Beichlüffe zu b und c können gefaßt werden für eine näher beſtimmte 
Neihe von Jahren oder auf unbeftimnite Zeit bis zu ihrer Wiederaufhebung. 

4. Abſ. 2 zu c gibt die Möglichkeit, die Schonzeit für Rehkälber zu verlängern oder 
auf das ganze vr auszudehnen. Wenn e8 nun aud) richtig dit, Hiervon in allen 
Fallen Gebrauch zu machen, in denen ohne Ubänderung der Schonzeit ein über- 
mäßiger Abſchuß der Nehfälber zu erwarten ift, fo hieße e8 doch die Abſicht dicfer 
Borfchrift verfennen, wenn ohne Unterfchied für ganze Regierungsbezirke die 
Schonzeit auf da3 ganze Jahr ausgedehnt wird. Abſ. 3 des S 40 geftattet aus⸗ 
drücklich eine berfchiedene Behandlung der einzelnen Teile bes Regierungsbezirks. 
Da ber ordnun sgentaB borgenonmiene Abſchuß don Rehkälbern ein vorzügliches 
Mittel ift, bu ejeitigung überzähliger und ſchwacher Stüde einen numerifdt 
richtigen und Träftig entwidelten Beitand an Rehwild zu erzielen, würde e8 verfehlt 
fein, die Abſchußmöglichkeit dann zu Befeitigen, wenn eine mweibmännifche Hand⸗ 
habung des Abjchuffes gewährleiftet if. Es entfpricht deshalb durchaus der Abſicht 
des Gejetes, auch dann, wenn int allgemeinen im Bezirk bie Werbältniffe Die 
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Berlängerung oder Ausdehnung der Schongzeit auf das ganze Jahr notwendig 
machen, hiervon für einzelne Jagdbezirke, insbejondere größere Waldlomplicxre, 
abzufehen und e8 bei der Beitimmung des 8 39 zu 6 zu belaſſen. 

29. Zu 8 41 (S 4, Wildſchongeſetz). 

Da die Drofjeln (Krammetsvögel) zu den jagdbaren Tieren gehören, fiellt die 
Ausübung des Dohnenftieged eine Jagdausübung dar. Wer diefe Jagd ausübt, muß 
einen auf feinen Nanıen lautenben Sagdfchein bei ſich ofageen. Der Erlaß don Bolizc:- 
verordnungen Toll der überflüffigen Xterquälerei bet Ausübung des Dohnenftiege8 vor⸗ 
beugen (vgl. Runderlaß des Landwirtſchaftsminiſters an die Regierungen vonı 
11. Sebruar 1891 IB 1250/III 2033). 

Kaninchen gehören, da fie im 8 1 nicht aufgeführt find, nicht zu den jagdbaren Tieren. 

30. Zu 8 42 (8 5, Wildfchongefeh). Kiebike ıınd Mömen gehören als Sumpf« und 
Waffervögel zu den jagdbaren Tieren. Das Sanmmeln der Eier biefer Vögel ftellt ei:te 
Jagdausuͤbung dar, zu der es aber nach 8 30 der Löſung eines Jagdſcheines nicht bedarf. 
8 83 Hat den Bived, in enjarigen Zandesteilen, in deinen die SKiebike und Möwen bis 
zum Inkrafttreten des Wildſchongeſetzes vom 14. Juli 1904 nicht jagdbar waren, ihre 
Gier mithin don anderen Perfonen als den Jagdberechtigten gejfanımelt werden durften, 
diefe Befugnis bis zum Ablauf der zur damaligen Zeit beftehenden Jagdpachtverträge 
au erhalten. Erſt beine Abſchluß neuer Jagdpachtverträge fteht auch bier das Redht, 

ie Eier zu fanımeln, den Sagdbereditigten allein zu. 

Damit, daß die Kiebize und Möwen allgemein zu jagdbaren Tieren erllärt worden 
find, follte diefen für die Landwirtſchaft nütlicden Vogelarten ein Schuß genen ihre Aus⸗ 
rottung gegeben werden. Dieſes würde, befonders bezüglich der Kiebite, vereitelt werten, 
wenn das Eierſammeln ftet8 Bis zum 30. April geitattet fein follte, da in einige: 
Gegenden ber Kiebitz, feltener die Möwe, fo zeitig im Sabre anfängt Eier zu legen, dab 
Bei der ausnahmslofen Freigabe des Eierſammeins bis zum 30. April auch die letzten 
Belege in Gefahr kämen, fortgenonmen zu werden. In ſolchen Fällen ift es angezeigt, 
die Reit des Eierſammelns einzufchränten. 

Andererſeits begimmt in manchen Gegenden, beſonders im Often, die Möwe cerit im 
Anfang Mal emit dem Eierlegen, bier kann die Frift unbedenklich verlängert werden. 

3l. Zu 8 43 Abſ. 2 (8 6 Aof. 2, Wildſchongeſetz). Für ben Vertrieb von Wild aus 
Kühlhäufern gelten folgende Beftimmungen: 


Sl. 

Der Bertried don Wild aus Kühlhäufern wird in der Zeit vom Peginn des 
ünfzehnten Tages ber für die betreffende Wildart Ieligefegten chonzeit bis zu deren 
Ablauf für folgende Wildarten, nämlich für Eldy-, Not-, Dam⸗ und Rehwild ſowie für 
Hafen, zugelaſſen. 82 


Das Wild, welches in der angegebenen Beit aus den Kühlhäufern vertrieben werden 
fol, um verjendet, zum Verkauf herungetragen oder ausgeftellt oder feilgeboten oder 
verfauft zu werben, ift feitens ber OrtSpolizeibehörde am rechten Gehör mit einer Obrınarfe 
zu berjehen, die auf der einen Seite, dem Knopf, den preußifchen Wappenadler, umgeben 
von der Bezeichnung des Ortes, an dem bie Ohrmarke ausgegeben und angebradt it, 
3. B. „Berlin“, und dem Worte „Kühlhaus“, auf der anderen Seite, einer flachen Platte, 
eine fortlaufende Nummer zu enthalten hat. Der Ubler Yr erhaben zu prägen. Die Ohrmarke 
ift fo einzurichten und zu befeftigen, daß fie von dent Gehör nicht entfernt werden kann, ohne 
Daß der Knopf zerftört wird. 83 

Der Beauitragte der Polizetbehörde hat die Ohrmarke ſelbſt an dem Wild anzubringen. 
Die Polizeibehörde Hat in einer LXifte zu vermerken, tveldhe Nummern fie für jedes 
Kühlhaus verwendet Hat. Die Inhaber der Kühlyäufer müſſen darüber nn hren, 
wann und an welchen Abnehmier fie das betreffende Stück Wild aus den Kuhlhäuſern 
abgegeben haben, und welche Nummer an diefen angegeben war. Bei Hafen Tann nit 
Genehmigung der Yandespolizeibehörde davon abgefcehen werden, daß auf den Ohrmarken 
Nummern angebracht werden, und daß über die Abgabe des Wildes aus dent KFühlhaus 
Buch geführt wird. 

84. 


Das aus den Kühlhäufern in der im 8 1 angegebenen Zeit vertriebene Wild darf nur 
mit der Ohrmarke verſehen und nur im unzerlegten und unadgehäuteten Zuftmnde, wenn 
auch ausgenommen, verſendet, zum Verkauf herumgetragen oder ausgeſtellt oder fıül- 
geboten, verkauft oder angelauft werden. 
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85. 

Die Landräte, in Städten nılt mehr al8 10000 Einwohnern die Ortspolizetbehörben, 
find ermädhtigt, für den Vertrieb von Wild in ber im 8 1 angegebenen Beit aus folchen 
FKüHlhäufern, deren Einrihtungen einen orbnungsmäßigen Betrieb gewährleiften, die nach: 
folgenden Grleichterungen, einzeln oder indgefant, auf Widerruf zuzugeſtehen, wenn ber 
Beririeb der befonderen Kontrolle der ogeibehörben unterftellt, namentlich ben Beauftragten: 
der Polizei jederzeit freier Zutritt zu den der Aufbewahrung des Wildes dienenden Räumen 
zugeſichert wird: 


1. Flugwild darf vertrieben werden, wenn es mit einer Plombe nefennzeichnet tif. 
ie Plombe ift durd) die Nafenlöcher anzubringen. Es tft zuläflig, mit derfelben: 
Plombe zugleich mehrere Stüd Flugwild zu kennzeichnen. 
2. Hafen können durch Anbringung einer Plombe an der Heefe des rechten Hinterlaufs 
anftatt der Ohrnmarke gefennzeichnet werben. Die fo bezeichneten Hafen bürfen 
auch im abgehäuteten, im Übrigen aber unzerlegten Buftande bertrieben erben. 
Das mit der Ohrmarke verfehene Elche, Rot, Danı- und Rehwild (8 2) darf in 
zerlegtem Zuſtande vertrieben werden, wenn bie einzelnen Teile, welche berfendet, 
zum Verlauf herumgetragen oder ausgeitellt, feilgeboten, verkauft oder angekauft 
werden follen, mit einer Blonıde gelennzeichnet find, bevor fie das Kühlhaus verlaſſen. 
4. Für Wild oder Wildteile, welde mit einer Plombe vertrieben werden, ift die 
Anbringung einer Nummer und die Buchführung über die erfolgte Abgabe 5 3) 
nicht erforderlich; jedoch ift die Abgabe von Elch“, Rot⸗, Dams und Nehwi d int 
zerlegten Zuſtande in dent Buche bei der betreffenden Nummer zu vermerken. 


86. 

Die amtlihen Plomben (& 5) find mittels einer Schlinge p au befeitigen, daß fie 
nicht entfernt werden können, ohne daß bie Schlinge zerjtört wird. 

Die Plonibe trägt auf der Borderjeite den preußiſchen Wappenabdler, auf der Nüdfeite 
da8 Wort „Ktühlhaus“ und den Namen des Ortes, an dem fie angebradjt ift, 3. 3. 
„Berlin“, ferner an Orten, in denen für mehrere Kühlhäufer die vorftehenden Eileichterunge:: 
zugeltanden worden find, zur Bezeichnung des einzelnen Kühlhaufes einen Buchitaben, 
welchen die Behörde bejtininit. 

Die Anbringung der Plomben erfolgt durch Beauftragte der Ortspolizei oder in ihrer 
Begenwart und unter ihrer Verantwortlichleit durch Angeſtellte des Kühlhaufes. Die 
Plombenzange Bleibt im Gewahrſam der Polizeibehörde. 


87. 

Die durd) die Ausführung vorſtehender Beitimmungen entitebenden Koſten find von 
den Inhabern der Kühlhäufer zu tragen. Sie find als Gebühren bei der Anbringung 
der Ohrmarken zu erheben, welche von ben Landespolizeibehörden dur eine Gebülnen: 
ordnung feitzufegen find. Die Gebühren find fo in bemeilen, daß fie die Koſten ihrer 
Erhebung einjchlieglich einer Entihädigung für die Mühemwaltung ber mit der Anbringung 
der Marken betrauten Polizeibeamten, der Anbringung und Beſchaffung der Ohrmarken 
und der Liltenführung über die ausgegebenen Nunimern nicht überfteigen. 

Für die Feſtſetzung der Gebührenordnung gilt 618 auf weiteres unfer, des Miniſters 
des gemern und des Finanzminiſters Erlaß vom 23. Dezeniber 1904, M. d. J. IV. b. 2531, 
F. M. I. 20466, 8 
8 8. 


Die Landespolizeibehörden haben die weiter noch erforderlihen Ausführungs- 
beſtinimungen für ihre Verwaltungsbezirke zu erlaffen. 

32. Zu 48 48 bis 46 (SS 6 bis 9 des Wildfchongefetes). 

Das Wildichongefeh bon 14. Juli 1904 Hatte es ſich zur Aufgabe geitellt, durch 
— der Beſtimmung über die Kontrolle des Verkehrs mit Wild den Wilddieb— 
ftayl zu erichweren. Diefe Aufgabe kann nur erfüllt werden, wenn die in den 6 bis 9 
dieſes Welches — jettt SS 43 bi8 46 der Jagdordnung — gegebenen Handhaben voll 
ausgenußt werden. 8 43 Stellt zunächſt das in einzelnen Gerichtsenticheidungen 
angezweifelte Recht der Beriwaltungsbehörden, im Wege der SPoligeiverordnung den 
Berkehr mit Wild zu regeln, außer Sn e und fchreist eine ſolche Regelung vor. Solche 
Bolizeiverordnungen find nunmehr faft für ſämtliche Provinzen erlafjen worden; es wird 
zunädft abzumarten fein, ob ihre Beitinnmungen ſich in ber Praxis bewähren, oder ob 
eine Änderung erforderlich ift. Wenn letterer Fall erledigt, tft davon auszugehen, dafs int 
Intereſſe der Einheitlichkeit es bei Provinzialderordnungen für den gejamten Umfang 
der Provinzen verbleibt, und daß nur ba, wo innerhalb der Provinz fo verichiedenautige 


> 
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Berhältniffe ſich berausftellen follten, baß ihre Berichtigung erforderlich ift, Negterungs- 
bezirfSverordnungen zu erlaffen find. Bu prüfen ift inSbefondere, ob der Urfprungsfchein 
ir alle Wildarten borgeichrteben werden muß, ober ob Uusnahmen für einzelne Zleinere 

ildarten augelafien werden koͤnnen. Bejondere Aufmerkſamkeit ift der Frage zuzuwenden, 
wie es verhindert werben lann, daß ein Mißbrauch der ausgeſtellten Beſcheinigungen 
durch nochnalige Verwendung ſtattfindet. Als ein Mißſtand iſt es in einzelnen Gegenden 
empfunden worden, daß in den erlaſſenen Polizeiverordnungen die Befugnis zur Aus⸗ 
jtellung ber durch 8 46 vorgeſchriebenen Uriprungsfcheine allgenıein den Gemeindevorſtehern 
augeftanden ift; e8 find Fälle vorgekommen. wo letztere den Jagdpächtern Schon bon ihnen 
unterfchriebene, aber fonjt unausgefülte Blantoformulare in größerer Anzahl überlaffen 
haben, und wo hiermit erheblicher ißbrauc) getrieben worden iſt. 8 46 enthält allerdings 
feine Beitimmung darüber, wer bie Uriprungsicheine ausguftellen bat. Aus Abſ. 2 des 
8 45 ift aber zu folgern, daß e8 der Abſicht des Gefetzes entipricht, wenn die Gemeinde- 
(Guts⸗)Vorſteher der Regel nah nur dann im einzelnen Hall mit dieſer Obliegenbeit zu 
betrauen find, wenn nah Prüfung fi ihre Buverläffigfeit ergibt. Als ein wirkſames 
Mittel, bie Sdentität bed mittel Urſprungsſcheins verfandten Wildes feftzuftellen, Hat 
ih bei dem größeren Wilde bie Borfchrift exriviefen, daß in dem Scheine das Gewicht 
des Stüdes Wild angegeben toirb. 

Die Polizeivnerordnungen müffen regeln die Verfendung bes Wildes, d. h. den Verkehr 
bon Ort zu Ort; fie Tönnen auch Beitimmungen treffen über ben Handel mit Wild, 
d. 5. den Berfehr an einen und demſelben Orte. Endlich bedarf e8 der Erwägung, ob 
die Austellung der Beſcheinigung nach 8 45 Abſ. 2 ber en in ben Berordnungen 
näher zu regeln tft, anderentalle empfiehlt e8 fi, im Auffichtömege für den Verwaltungs» 
bezirk eine einheitliche Friſt boraufchreiben, für welche dieſe Beicheinigung auszuſtellen ift, 
und mit deren Ablauf fie ihre Gültigkeit verliert. 

Die Landräte find darauf Hinzumeifen, daß bei der Auswahl der Bemeinde((GBut2-) 
Vorſteher, welche mit der Ausstellung der Beicheinigungen nach $ 45 Abſ. 2 oder auf Grund 
der Re N * erlaſſenen Polizeiverordnungen betraut werden, mit der äußerſten Vorſicht 
zu verfahren iſt. 

Nach Erlaß der Verordnungen iſt von ihnen den Eiſenbahn⸗ und Oberpoſtdirektionen 
Kenntnis zu geben (vgl. Birkularverfügungen vom 9. Auguſt 1873 und 30. Auguſt 1873, 
Minifterialblatt für die innere Verwaltung ©. 274). 

33. Zu 8 48 ($ 11, Wilbfchongefeh). 

48 will die bisher en Iandesgefeglihe Beitinnmung, weldje die Borausfekung 
für die Erlaubnis aus 8 5 des Reeichsvogelſchutzgeſetzes vom 22. März 1888 bildet, 
ihaffen und wird dor allen: für Stördhe, die an fidh unter den Squʒ dieſes Geſetzes 
fallen, in Frage kommen. Es iſt aber darauf zu halten, daß die neue Beſtimmung nicht 
zur allgemeinen Ausrottung des Storches ausgenutzt wird, ſondern nur dann zur Anwendung 
gelangt, wenn und folange der Storch wirklich eine ernſte Gefahr für das jagdbare Feder⸗ 
und Haarwild bedeutet. 

34. Zu 8 50 (S 14, Wildfchongefeh). 

ter kommt vor allem das Steppenbuhn in Frage, wenn biefe8 wieberum nad 
Preußen einmwanbern follte. 


Fünfter Abſchnitt. 

85. Der net Abſchnitt ift dem Wildfcehadengefeg vom 11. Juli 1891 entnommen und 
entfpricht deſſen 88 1 bis 11. Das materielle Hecht Über die Verpflichtung zum Erfah des 
Wildſchadens findet fich jet im F 835 B. &. B.; deshalb wird im 5 51 hierauf verwieſen. 
Die in den folgenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen regeln nur das formelle 
Verfahren zur Verfolgung von Wildfhadenerfaganfprüden. 5 1 bes Wildſchadengeſetzes ift 
durch 8 51 erjeht; 5 4 des Wildfchadengefeges iſt ganz fortgelafien, mit Rückſicht barauf, 
bag fein Inhalt dur $ 254 B. &. B. aufgehoben iſt, ber Übrigens bie Jagdberechtigten 
in weiterem Umfang als der aufgehobene — 4 ſchutzt, dba bieler ein doloſes erhalten 
borausfeßte, während 8 254 fchon benjenigen Beichädigten fchlechter ftellt, ber auch nur 
fahrläffig gehandelt Hat. Die SS 54 bis 60 entiprechen wörtlih ben SS 5 bis 11 des 
wudihadengeiched. 

. Zu 852. 852 gibt ben — 2 bes Wildſchadengeſetzes wieder mit der Abänderung, 
daß die erfatpflichtigen @rundbefiger nicht durch die Gemeindebehörde, fondern durch 
den Jagdvorſteher vertreten werden, und baß bie Friſt zur Auslegung der Verträge (Abſ. 2) 
in Übereinftimmung mit ber Friſt des 8 23 auf zwei Wochen feitgefett ft. 

37. Zu 8 53. 853 entipridt dem 8 3 bes Wildfchadengefeges, ift aber entſprechend 
der anderen Behandlung der Enklaven anders gefaßt. 
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Sechſter Aſchnitt. 
38. Der ſechſte Abſchnitt gibt bie SS 21 und 23 des dpolizeigeſetzes, bie 
bis 14, 16 und 17 bes Wildichadengeleges wieder und oh im net —* 
Sofern die exfteren Geſetze vom „Landrat” oder der „Uuflichtsbehörde* fprechen, find 
diefe Bezeichnungen durch das Wort „Cu » bpoligeibehätde die hiermit en war, erjeßt 
worden. 15 des Wildfchndengefeges Sn rc 88 1 und 41 Abſ. 1 eest 
39. Yu 8 61. $ 61 entipricht dem 5 23 des Jagdpolizeigeſetzes. Die im Abſ. 1 zur 
näheren Bezeichnung der Wa benklauen in Klammern beigefügten „88 8 und 10” gehörten 
zulamnıen. & 10 behandelt zwar den all, daß bie agb auf Waldenklaven nit vom 
Ibdefiger übernommen ift; diefer 8 10 ift aber bier angezogen, weil ſonſt von ber- 
art en Waldenklaven in u gdordnung nicht geſprochen iſt. find gemeint Enklaven 
inne des RN 8 Abſ. 2, die von einen: im 3 10 beiprochenen, 750 ha großen Walde 


umeofen find 

Bu rm 62 bis 66. 55 62 bis 64 und 66 entiprecdden den 88 12 bis 14 und 16 bes 
Biiabengeikih, S 65 dem 8 21 des Jagdpolizeigeſetzes. 

Zu 8 67. Die Beitinmung dieſes Paragraphen iſt dem 8 66 nadhgebildet und 
ſoll 8 Eigentumer und Pächter bon Hildereifeen und Teihen an Stelle des ihnen 
entzogenen Cigenjogbredis in die Lage bringen, ſich der fehäbigenden Tiere zu erwehren. 
Ale 3 hat den 5 45 des Stihezeigeienes von: 30. Mai 1874/30. März 1880 im Auge, 
nach dem es ben Ssilchereiberechtigten auch ohne Ermädtigung ber Jagdpolizeibehörde 
geitattet ift, bie dort —— iere (Fiſchotter, Taucher, Ciſsvögel. Reiher, Kormorane 
und Fiſchaare) ohne Anwendung von Schußwaffen zu töten oder gu fangen und für fich 


au b ee 
8 68 gibt ben 8 17 des Wildſchadengeſetzes wieder und ift zugleich 
auf ven sn de: 8 R ausgedehnt. ſchadengeſer in 


Siebenter Abſchnitt. 


43. Dieſer Abſchnitt gibt das geltende Recht wieder. 8 69 entſpricht dem Inhalt 
dem 8 103 bes end greitzgeſcor⸗ vom 1. Auguſt 1883, ebenſo 8 71 dem bes 
5 105 ei — — nur daß bier bie Aufzählung der einzelnen Beifpiels- 
denen das Berwalt —8 göftreitverfahren zur Anwendung komnien ſoll, weggefallen 
en ſtimmt wörtlid überein mit ee 10 des Geſetzes Über die Berwaltung gemeinſchafilicher 
ng Degitte bom 4. Juli 1908. 
44. Bu 8 70 (8 10, Geſet vom 4. Zuli 1905). 

Der mjang, hie euuffihtößefugnife it im im dein nicht näher umgrenzt; ex folgt 
mithin aus dem & —33 und ben ü ber gebörigen geſetzlichen Beitimmungen. 
Aufgabe ber Auffichtsbehoͤrde ijt es, dafür au Aaron, daß die Beſtimmungen bes Geſetzes, 
* fie nicht jagd eh Charakters End, beadstet werden; insbeſondere liegt ihr 
sb, barüber zu wa bie Borſchriften über die Verwaltung der Angelegenheiten 
er gemeinfchaftlicden Sup —X be werden und die ve coſtefaru hierbei dem 

eiehe gem m: oe und in geordnetem Gange gehalten wird die 

I be ou % im wefentlichen zwingende Borfähriften gibt, wirb bie Aufficht darau 

tönnen, deren Befolgung zu übertvadden und erforderlidenfalld zu erzwingen. 
len den em en Fällen, in denen bie Jagdordnung eine Rückſichtnahme auf das Sie r efe 
der Jagdgenoſſenſchaft verlangt. wird bie Jagdauffichtsb ehörbe nicht minder die Aufg 
haben, darüber zu machen, * dieſes e gewahrt wird 

Die Mittel, den Jagdvorſteher zur Kung feiner Pflicht anzubalten, find im S 132 
bes Geſetzes über die allgemeine Landesperwaltung bom 30. Zuli 1883 pegeben. Unberübrt 
And bie Vehtehenden Borfchriften über die Dienftvergeben ber &emeindeboriteher, Bürger- 

und @emeindebeamten (8 20 und 36 des Zuftändigkeitögefeges bon: 1. Auguſt 1883) 
er eben, nad) benen bie Dienftpergehen auch dann zu abnden fein werben, wenn der 
emeindeborfteher ufw. ſich ihrer als Jagdvorſteher ſchuldig madit. 


dordnun 


Achter Abſchnitt. 


45. Der achte Abſchnitt faßt die bisher in den verſchiedenen Geſetzen (Jagdpolizei⸗ 

gejeh, Jagdſcheingeſetz und Wildſchongeſetz) enthaltenen Strajvorſchriften zuſammen und 

t fie im meienttipen unpcränbdert wieder. Gmtnommen find: aus dem Jagdpolizeigeſetz 

8 17 Abſ. 1) der 8 75; aus dem Jaobieingeleh (5 (88 11 bis 2.9) bie 88 72 bis 74; aus 

bem Wildſchongeſetz (88 13, 15 bis 17) SS 76 5i8 79. 8 80 gibt ben $ 18 bes Wild» 

Schongefege8 unverändert wieder und erfegt in biefer Faſſung augieich ben 8 19 des Jagd⸗ 
polizeigejees und ben 5 14 des Sjagdicheingefees 
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Neunter Abſchnitt. 

46. Zu 9 34. Abſatz 1. Die vor dem 1. Mai 1907 abgeichloffenen Berträge fiber 
die Verpachtung bleiben allgemein bis zu ihrem Ablaufe in Kraft. Fyür die fpäter bis 
um Snfrafttreten der Jagdordnung geichlofjenen Berträge wird unterfchieden zwiſchen 
ent ierungsbegirt Eaffel und dem übrigen Geltungsbereich ber SSagborbnnung. Tim 
eriteren behalten fie nicht über ben 1. April 1914 hinaus Gültigkeit; wenn ihre Veriragszeit 
doch länger läuft, enden fie boch zu biefem Zeitpunkt. Im fonftigen Geltungsbereich der 
Yepborbnung nd bie zwiſchen dem 1. Mat 1907 und bem Xage bes Inkrafttretens des 

elebes asp loffenen Berträge nur dann gültig, wenn bie Jagdbezirke, bie verpachte 
find, den Unforberungen ber Jagdordnung entiprechendb gebildet find. Wenn diejes nicht 
der ar tft, find die So boorfteher verpflichtet, ohne Rüdficht auf die beſtehenden 
zur Bildung ber Jagdbezirke zu fchreiten und dann bie Neuberpachtung borzunehmen. 
Unter den Jagdbezirken, um die es fih im Abſatz 1 Handelt, find ſowohl Eigen- wie 
emeinfchaftlicde Jagdbezirke zu verftehen, erftere aber nur dann, wenn ber dbezirk ol 
olcher berpachtet fit, nicht nur ber Abſchuß einer gewiffen Anzahl von Wild. fag 2 halt 
während der Dauer der Bachtverträge einmal diejenigen Eigenjagdbezirke aufrecht, die nich 
fo groß find, wie 8 4 Abſ. 1 Biff. 2 es erforbert (d. h. vornehmlich alle aaa in 
Kurheſſen von wenigiten 100 Taſſeler Morgen, aber unter 75 ha Umfang), andererſeit 
verbietet er, daß in Diefer Zeit aus Flächen, die wohl nach ber Zagdordnung, aber nidt 
nach dem bisherigen Hecht zur Bildung eines Eigenjagdbezirks ausreichen, ein folder 
ebildet wird (d. |. alle Flaͤchen, bie zwiſchen 75 ha unb 300 preußifchen Morgen im 

uſammenhang umfaflen). 

47. Su 8. 85 ift wichtig für die Ausländerjagbicheine, für bie die Abgabe 
nad) der Jagdordnung erhöht tft. 


Anlage 23 zur Jagdordnung. 


Bon den im Sinne des 8 46 der Jagdordnung (früher 5 9 des Wilbiden 
geſetzes) erlaffenen, im wejentlichen für alle Provinzen gleichlautenden Polizei 
verordnungen iſt bier die für die Provinz Sachſen aufgenommen. 


Boltzeiverorbuung für bie Provinz Sachſen, betreffend den Berkehr mit Wild. 
Bom 14. 1. 1906, Amtsbl. f. Merjeburg ©. 43. 


g 1. El, Rote, Dam, Reh⸗ und Schwarzwild«, Biber, Auer, Birk⸗ und Hafelwild, 
Schneehühner und Trappen muſſen mit einer Beicheinigung über den rechtmäßigen 
(Urſprungsſchein) verfehen fein, wenn fie in ganzen Stüden ober serlegt verjendel, 
befördert, zum Verlaufe herumgetragen oder ausgeftellt, feilgeboten oder verkauft werden. 

2. Der Sinhaber ber Jagd, auf welcher das Wild erlegt oder gefunden worden I, 
oder deſſen berechtigter Vertreter (SXagbberwalter, Jagdaufſeher ufw.) hat unter Angabe 
diefer Eigenſchaft ben Urfprungsichein für jedes Stüd Wild einzeln außzuftellen. 

Die Unterfchrift des Ausſtellers muß durch bie Drispoligeibehörbe ober burd den ven 
ihr mit Genehmigung bes Landrats zu einer derartigen Anitshandlung ermäctiglel 
Gemeinde⸗Guts⸗Vorſteher unter Beidrüdung des Dienftjiegels beglaubigt fein. 

Die Beglaubigung tft nicht erforderlich, wenn ber Ausfteller ald Beamter zur a 
eine8 Dienfttiegels berechtigt ift, und dieſes feiner Namensunterfchrift beigebrüdt 

Bei gerlegtem Wilde genügt eine amtlich beglaubigte Abſchrift des für dad gan 
Stud Wild ausgeitellten Urſprungsſcheines. M 

5 3. Jeder Urfprungsicein muß nad dem nachitehenden Fornmular deutlih Mi 
Tinte ausgefüllt unb unterfchrieben fein und enthalten: 

. die Wildgattung, 

. da8 Geſchlecht, 

. den Tag ber Erlegung oder Yuffindung, 

. den Namen bes Jagdbezirkes, 

. den Tag bes Verkaufs oder der Berſendung, 
. ben Namen bes Jagdbberechtigten, 

. Ort und Tag der Außftellung des Urfprungsicheines, 
. die Unterfchrift des Ausſtellers, 

. den Beglaubigungsvermert ($ 2), 

. die Gulligkeitsdauer (8 4), 

. den etwaigen Berlängerungsvermert ($ 4). 
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Der Tag und Monat der Erlegung Dam. Auffindung darf nidt in Ziffern 
eingetragen, fondern muß vollftändig ausgeſchrieben werden. 

Urtprungöfcheine, welche den vorjtehenden ſowie den im 8 2 angegebenen Anforderungen 
nicht entfprechen, find ungültig. 


Yefprungsfcein. 
Jahr 19— 
(Sültig 14 Tage von bem bier unten angegebenen Tage, an melden das Wild erlegt 
oder gefunden iſt.) 


Bd 22:20 nn Sefhleht -- >: 2222er 
Srlegt oder gefunden am .............5. 9 ...................... 
goͤbezie.......... 
erkauft 2:22 20er 
oder 
Belandt am 22:0 more. 
rer ern ne Aue EERSEEEEEEEE 
nterſchr 
Beglaubigt durch............. 
(Dienſtſiegel) 
Gültigkeitsdauer bis zZum...... .... ........ ................. 
Berlaͤngert am..... bis 
11 .. durch.......... .............. 


84* Die Gultigkeitsdauer eines Urſprungsſcheines beträgt 14 Tage von dem auf 
dem Scheine angegebenen Tage ber Grlegung oder Auffindung bes Wildes ab gerechnet. 

Diefe Friſt kann auf Untrag des Inhabers des Wildes von der Ortspolizeibehörde 
Desjenigen Ortes, an welchen: das Wild fich bei Ablauf der Friſt befindet, auf höchſtens 
im ganzen 4 Wochen verlängert werben. 

g> Iſt das Wild nachweisbar außerhalb Preußens exlegt, fo genügt an Stelle 
des Urſprungsſcheines ein Bots, Fracht» oder fonitiger Berfenbungsfcein, welcher den 
—— Er „urefprung bes Wildes angibt, ober eine entiprechende Beichelnigung ber 

renzzollbehörde. 

6. Ein Uujprungsfchein ift nicht erforderlich: 

a) für alle übrigen Arten jagdbaren Wildes, 

b) für Wild, weiches ber berechtigte Fe er auf ber Jagd oder auf der Rückklehr von 
der Jagd Bei fih führt oder dur eauftragte von der Schupftelle nad) feinen 
Wohnorte bringen läßt, 

c) für auf Grund eigener Nogbbere tigung erlegtes Wild, bei befien Beförderung der 
Sjagdberechtigte ſelbſt, fein berechtigter Vertreter, Sagbverwalter oder Jagdaufſeher 
zugegen ift und fi als folder auf Erfordern ausmweilen kann, 

d) für Wild, welches von ber zuftändigen Behörde beſchlagnahmt worden ift, 

e) für Wild, welches nachweislich aus anderen Provinzen eingebracht fit, in denen 

eiprungsfcheine der bier in Betracht kommenden Art nicht vorgeſchrieben find, 

f) für Teile zerlegten Wildes, welche innerhalb derſelben Ortſchaft von der Berkaufs- 
oder Aufbewahrungsftelle nad) der Wohnung des Käufers: ober einen fonjtigen 
Beftimmungsorte befördert werden, 

8 für Teile serlegten Wildes, welche bereit3 zum Genuſſe zubereitet find, 

h) für Wild aus Kühlhäufern, welches während der Schonzeit an einem und bemfelben 
Orte vertrieben wird. 

7. Den Jagdberechtigten fowie den Ionftigen in 8 2 bezeichneten Perſonen iſt e8 
unterfagt, Urfprungsfcheine, welche noch nicht vollftändig ausgefüllt find, an nicht jagd- 
berechtigte Perſonen ausauhänbigen. 

8 Wird Wild aus Kühlhäufern während ber Schonzeit nach außerhalb verfandt, 
fo muß ber beigufügende Urfprungsichein durch den Kühlhausinhaber oder deſſen bevoll⸗ 
nächtigten Vertreter ausgeftellt fein. BDiefer Urfprungsicein, der deutlich mit Tinte aus⸗ 
zufüllen ift, muß nur enthalten: 

a) die Bezeihuung bes Kuhlhauſes, 

b) bei Berfendung von Wild mit numerierier Obrmarle die Rummer der Marke, 
bei Berfendung von Wild mit unnumerterter Ohrmarke oder Blonıbe die Bezeichnung 
ber — gen Plombe nad Uriprungsort und, wenn angegeben, Buchitaben 

e aufeß, 

ce) bie Angabe der Wilbgattung, 

d) Ort und Zeit der Ausſtellung ſowie die Unterſchrift bed Wusftellers. 
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Uriprungsjepetne, welche den borftehenden Anforderungen nicht entipredden, find 
ungültig. 

89. Der Urſprungsſchein iſt auf feiten, dauerhaften Bapter oder auf Bappe au?- 
zufertigen und an dem zugehörigen Stüd Wild mit Schnur und Siegel untrennbar derart 
zu befeitigen, daß die Enden der Schnur anf dem Scheine feitgefiegelt find. 

$ 10. Die gemäß 8 8 Abſ. 2 des Wildfchongefege® vom 14. Zuli 1904*) burch bie 
Ortspolizeibehörbe ober durch den von ihr mit Genehmigung des Landrats ermächtigten 
Geneinbe(Gut8-)Borfteber auszuftellende Beicheinigung muß enthalten: 

a) den Namen des Kreie8 . -» . x. 2... ) in denen das Wild erlegt oder 

b) den Namen des Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirkes eingezogen ift, 

c) die Wildgattung, 

d) das Geſchlecht, 

e) die Angabe, ob das Wild im Strafverfahren in Beſchlag genommen ober ein⸗ 
ezogen, oder ob ed mit Genehmigung oder auf Unordnung der zuftändigen 
ehörde oder In Yällen erlegt iſt, in denen befondere geſetzliche Vorſchriften es 

geitatten. Die wegen des Wildes erlaffenen Anordnungen ber Behörden ober bie 
angewandten befonderen geſetzlichen Vorſchriften find Eurz, aber genau anzugeben. 

f) ben Tag der Erlegung, falls es ih nit um ſtrafrechtlich beſchlagnahmtes ober 

eingezogenes Wild handelt, 

g) den Tag der Außitellung der Beicheinigung, 

h) die SültigkeitSdauer der Beicheinigung, 

i) die Unterichrl der ausftellenden Behörde nebſt Abdruck des amtliden Siegels 

oder Stempel. 

Die Galtigkeitsdauer der Beicheinigung beträgt 14 Tage, vom Tage ber Ausſtellung 
ab gerechnet. Bei Teilen zerlegten Wildes genügt eine amtlich beglaubigte Abſchrift ber 
für das ganze Wild ausgeitellten Bejcheinigung. 

p Die eng der Beſcheinigung bat auf feiten, bauerhaften Papier oder auf 
appe zu erfolgen. 
hi. Seder Beanıte ber Polizei im Staats» ober Kommunaldienft, jeder Töniglide 
Forſtbeamte in feinem Verwaltungs» oder Schutzbezirke und jeder vereidigte SIagbichub- 
beamte in den Bezirke, für welchen er angeftellt ift, ift berechtigt, fich davon zu Überzeugen, 
ob die Beltinmungen diefer Verordnung befolgt find. 

8 12. Wer Wild, das den Beitimmungen biefer Verordnung zuwider nicht mit einem 
Urſprungsſchein verjehen ift, verfendet, befördert, zum Verkaufe beruniträgt oder außftelt, 
oder feildietet oder verkauft, oder wer fonft ben Vorſchriften diefer Verordnung zuwider⸗ 
handelt, wird, foweit nicht nach dem gefetzlichen Beſtimmungen auf eine höhere Strafe 
erfannt werden muß, mit einer Gelditrafe von 3 bis 60 ME, an beren Stelle im 
Unvermögensfalle entfprechende Hnftitrafe tritt, beftraft. 

Gleicher Strafe verfällt, wer bei der Befdrderung, Berfendung oder ben Berfaufe von 
Wild einen Urſprungsſchein Benutzt, der nicht für das betreffende Stüd Wild ausgeſtellt ijt 


— — — —— — — — — — 


Anlage 3 zur Jagdordnung. 


Wildſchadenerſatz in dem ehemaligen Surfürkentem Helen. 
— 81 d i dordnung. — verglei 51 derſ. Jagdord 
Su 5 “oe dor — III ae —A— Jagborbnung 


I. Aurheffiſches Geſetz beneſen 3 F bes WBilniebens, vom 26. 1. 1854. 


1. Für die von Wild oder von wilden ſtaninchen? an ausgeitellten Feldern, 
an Wiejen, an den in Gärten oder Weinbergen gebauten Gewächſen, beögleichen an 
Dbftbäumen, fowie an den in Waldungen auf die Holzanzucht bezüglichen Anlagen 
verurſachten Beichädigungen if (infofern ſolche auf einem Srunbftüde einen wirklichen 
Berluft von mindeftens 3 Mark zur Folge haben und bie beſchäbigten Grundſtücke 
nicht Eigentum bes ——— ſind) von dem Jagdberechtigten bzw. Jagdpaͤchter 
dem Beſchädigten? Erſatz zu leiſten. 


*, Jetzt 8 45 der Jagdordnung. 
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a Soweit dieſer Paragraph nicht nur alle Wildarten elle auch Hafen), jondern aud) 
das jett zu den jagbbaren Tieren nicht mehr gehörende wilde Kaninchen aB Schaden» 
wild berüdfichtigt, bleibt er nach Artikel 71 Nr. 1 des Einf.-Gef. zum B. G. 2. in Kraft. 
3 Diefer eingeklammerte Teil tft durch ; 34 Abſ. 1 des unter II aufgeführten Ge⸗ 
ſetzes und, foweit er die Erfabpflidt nur auf den an beſtimmten Arten von Grunditüden 
verurſachten Schaben beichräntt, durch S 835 B. &. B. außer Geltung gejekt. 


3 Vgl. aber 8 2 wegen der bon dem Beichädigten auszuführenden Wildichaden- 
verbütungsniaßregeln. 


& 2. 1. Hinficätlich der erwähnten Beihädigungen in Gärten und Weinbergen, 
in Baumſchulen und den zur Erziehung von Waldpflanzen beftimmten Kümpen findet 
der Anſpruch auf Schadenerfak nur dann flatt, wenn die erwähnten Grundſtücke und 
—— dr ſechs Fuß hoben, dichtgebundenen Heden oder Zäunen überall be» 

riedigt find. 

2. Hinfichtlich der auf nicht befriedigten Srundftüden befindlichen Obftbäume ift 
Bedingung des Erfaganfpruchs, daß diefelben bis an die unteriten Kite verwahrt find. 

4 3. Mehrere, welchen eine Jagd gemeinjchaftlich zufteht, ſowie im Zalle einer 
Verpachtung berfelben der Sagdberechtigte und Pächter, bei einer Verpachtung an 
mehrere Berjonen diefe ſämtlich, find wegen des Erfages des Wildſchadens ſolidariſch 
verpflichtet, e3 werden jedoch durch die Erhebung einer Klage t 8 5) gegen einen 
die übrigen, vorbehalttich des Regreſſes, von der Klageforderung befreit. " 


2 Der 8 3 bleibt, ſoweit er die Haftung des Pächters oder der Jagdberechtigten be 
a gemäß Artikel 71 Nr. 6 des Einf.»Wef. in Kraft, während er int übrigen durch den 


: ſ. 18. ©. 3, welder die allgemeinen Borfchriften über die Haftung mehrerer 
als Geſamtſchuldner enthält, erjetst wird. 


8.4. Ein jedes auf Erfah des Wildfchadens gerichtete Verfahren ſetzt voraus, 
daß die Beſchädigung durch Augenſchein feitgeftellt werden kann. 

-— 85. 1. Der Anſpruch auf Erſatz von Wildfehaden ift unter Ungabe des zum 
Erſat Verpflichteten dem Ortsvorſtande des Bezirkes, in dem der Schaden gejchehen 
ift, anzuzeigen. 

2. Innerhalb der auf dieſe Anzeige folgenden 48 Stunden bat der Ortsvorſtand 
entweder ſelbſt oder durch ein zu beauftragendes Mitglied der Ortöbehörde, nad) 
Befinden auch unter Hinzuziehung eines Sacdverftändigen, einen Augenſchein eins 
zunehmen, zu welchem beide Teile, der Erfabpflichtige jedoch nur, wenn derfelbe oder 
ein dem Ort3vorftande befannt gemachter Vertreter nicht über 1!/, Meilen vom Wohn» 
orte des eriteren entfernt wohnt, zu laden find. 

3. In diefem Verfahren ift der Tatheſtand nebit den in Betracht kommenden 
örtlichen Verhältniſſen möglichft vollitändig mit Ungabe der vorhandenen Spuren 
und der von beiden Parteien etwa vorgeitellten Einreden zu Protokoll zu bringen, 
über das Vorhandenſein eines Wildſchadens, namentlih mit Rückſicht auf Die 
Gattung des Wildes, fich gutachtlid zu Außern und von dem betreibenden Zeile 
eine beſtimmte Forderung zu fielen. 

4. Der Ortövorftand ift verbunden, eine gütliche Vereinigung unter den Parteien 
zu vermitteln oder doch dahin zu wirken, daB dieſelben wenigiteng über die demnächſt 
etwa abzuhörenden Schäber und Sadjverftändigen, wobei fie e3 überall auf den 
Ausſpruch einer Perſon Tönnen aufommen lafjen, fich einigen. 

5. Das Protokoll ift binnen 24 Stunden bem Beichädigten gegen Zahlung 
der entitandenen Gebühren auszuhändigen oder von dem Ortövorftande zurüdzubalten, 
wenn von dem Jagdberechtigten die Beichädigung (durch die im 8 1 angeführten 
Wildgattungen) anerkannt, jedoch verlangt ift, daß eine nochmalige Beſichtigung zur 
Beit der Erute vorgenommen werden folle. 

6. In dieſem Falle Hat der Beläbigte zur Beit der Uberntung das vorbemerfte 
Verfahren nochmals einzuleiten, und hat der Ortsporitand hierbei die gütliche Ber: 
einigung der Barteien An nerjuchen und ſodann dad nerbollftändigte Protokoll binnen 


+ bunden gegen Bahlung der entitandenen Gebühren den Beichädigten einzu⸗ 
ändigen. 


614 X. Zierfang, Jagd, Vogelſchutz und Fifcherel. 


7. Ein von beiden Teilen und dem Ortsvorſtande unterzeichneter Vergleich ift 
vor Bericht (8 6) alsbald vollftredbar, wenn er bei demjelben innerhalb Jahresfriſt 
nach feiner Aufnahme überreicht wird. 

2 Bgl. die 88 35 und 36 des unter II aufgeführten Geſetzes. 


8 6. Die gerichtliche Verfolgung bed Slagennfpruch® wegen einer auf Die im 
vorhergehenden Baragraphen begeichnete Weile ermittelten Beſchädigung ift bei Strafe 
des Verluftes binnen 14 Tagen! nad) Uushändigung des Protokolls (8 5) bei dem⸗ 
jenigen Untergerichte, in deſſen Bezirk die Beichädigung fich ereignet hat, unter Borlage 
des erwähnten Protofols und Borftellung des zur SMlagebegründung etwa weiter 
Erforderlichen, geltend zu machen. 

1 Urfprünglich war eine breitägige Friſt feftgefeht; abgeändert durch 8 37 des unter II 
aufgeführten Gelches, Die Verfolgung des Wildfchadenerfaganiprudhs erfolgt im ordentlichen 
Gerichtsverfahren und nicht, wie im Gebiete der preußifchen Sagdordnung (K 59), im 
Berwaltungsitreitverfahren. 

15. 1. Der Verklagte hat in dem Falle, wo bie Ernte eined Grundftüds 
von Wild befhädigt worden tft, die Befugnis, ftatt Leiftung des Schadenerfages 
(8 1) die betreffende Ernte gegen Bezahlung des vermutlichen, durch Abſchätzung feft- 
— *** vollen Ernteertrages nach den zur Erntezeit beſtehenden Preiſen zu 
übernehmen. 

2. Die Geltendmachung dieſes Rechtes iſt Dadurch bedingt, daß der Verklagte 
während der Berhandlung über die Abſchätzung des Schadens davon Gebrauch machen 
zu — erklärt und Die hiernach erforderliche Taxation durch die zugezogenen Schäger 
veranlaßt. 

8 16. Das Amt eines Schätzers oder Sachverftändigen in dieſem Verfahren 
ech ohne gebebliche, vom Gericht zu beurteilende Entfchuldigungdgründe nicht ab- 
gelehnt werden. . 

917. Un Gebühren für die nicht zum Gerichtsperfonale gehörenden Berfonen 
find zufäffig | 


A. in dem Vorverfahren (8 5): 
1. für Aufnahme des 8 5 erwähnten Brotofoll3 an Ort und Stelle durch den 


Ortsvorſtand oder deſſen Stellvertreter 
in Städten. 2 00. . 1Mk. 50 Pf. 
in Landgemeinden - - - 2 2 2 22... ll, —, 
2. für die Mitwirkung bei dem im 8 5 erwähnten Gefchäfte Durch einen befonderen 
Sadjverftändigen 1 ME. 50 Pf. 
Diefe letztere Gebühr kann vom Gericht bis auf 6 ME. auf Verlangen 
erhöht werben, ! 
3. die üblichen Beitellgebühren für den Ortsdiener, 
4. etwaige Auslagen Air Boten. 


1 Abgeändert durch 8 40 des unter II aufgeführten Geſetzes. 


II. ſurheſſiſches Geſetz, betreffend das Jagdrecht uſw. vom 7. 9. 1865. (ſturh. G. ©. 577.) 

8 26. Jedes übermäßige Hegen von Wild ift unterfagt, und ift demgemäß 
jeder beteiligte Örundeigentümer berechtigt, zu verlangen, daß das Wild in ben 
betreffenden Jagdrevieren nicht in höherem Grade gefchont werde, als folches zur 
Erhaltung der Jagd erforderlich erfcheint. 

1 Das Berlangen gur Verminderung bes Wildes ift an die SJagdbpolizeibehörbe zu 
ftellen. (8 69 ber Jagdordnung.) 

5 28. 1. Schwarz und NRot-(Edel- und Dam⸗)Wild darf nur in Parks oder 
ſolchen Revieren unterhalten werden, welche dergeſtalt eingefriedigt find, daß das 
Wild weder ausbrechen, noch an fremdem Eigentum irgend Schaden anrichten Tann. 

2. Die Yagdberechtigten haben Meder die Verbindlichkeit, ſolches Wild in der- 
gleichen eingefriedigte Reviere einzufchließen oder abzujchteßen, widrigenfalls letzteres 


J 
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anf Requifition der OrtSpuligeibehörbe durch den zunächſt wohnenden Staatörevier- 
fürfter alsbald bewirkt wird. 

ı Hiernach find die Jagdberechtigten verpflichtet, Schwarz und Rot⸗(Edel⸗ und 
Dam⸗)Wild nur in Parken und fidher eingefriedigten Revieren zu unterhalten oder das» 
ſelbe ohne Rückſicht auf Schonzeit abzufchießen. (K. G. v. 27. 5. 1886, D. J. B. 20 ©. 64.) 

8 34. 1. Die in dem See vom 26. Sanuar 1854,1 den Wehe des Wild- 
ſchadens betreffend, angeordneten Bejchränfungen, wonad eine Erfakleiftung wegen 
Wildſchadens nur dann eintreten fol, wenn die desfallfigen Beichädigungen durch die 
dafelbft bezeichneten Battungen von Wild verurjacht find, fowie wenn biejelben auf 
—— Frundſtua einen Verluſt von mindeſtens 3 Mark zur Folge haben, werden 
aufgehoben. 

2. In denjenigen Fällen, in welchen ein Jagdpächter (vertragsmäßig) die Ber: 
biihtimg zum Erſatz des Wildfchadend nach den gejeglichen Vorichriften auch bin» 
fichtlich der dem verpachtenden Eigentümer bzw. der verpachtenden Gemeinde und 
deren Bewohnern zugehdrigen Srundftüde übernommen hat, follen die Vorfchriften 
des Geſetzes vom 26. Januar 1854 über das Verfahren behufs Feititellung des zu 
etfegenden Betrages, ſowie überhaupt über die Verfolgung der deöhalbigen Anſprüche 
ebenwohl Geltung haben. 

2 Unter I biefer Anlage aufgeführt. 

2 Wildfaden kann in jeder noch fo geringen Höhe beanfprucht werden. 

8 35. 1. Das Protokol, welches nach 8 5 des vorerwähnten Geſetzes der Orts⸗ 
vorftand aufzunehmen bat, ift dem Beichädigten auf deſſen Verlangen behuf3 als- 
baldiger Einleitung des gerichtlichen Verfahrens in jedem falle, auch wenn eine noch- 
malige Befichtigung zur Beit der Ernte bereit3 beantragt ift, alöbald audgubänbigen, 
—F jedoch dem Jagdberechtigten auf deſſen Verlangen oder, wenn derſelbe im 

ermin nicht vertreten war, in Abſchrift zuzuſenden. 

2. Die in dem gedachten 8 5 enthaltenen Vorſchriften wegen Einnahme eines 
zweiten Uugenfcheind durch den DOrtsvoritand finden in den Fällen Feine Anwendung, 
in ya ‚bereit vor der Zeit der Ernte das gerichtliche Verfahren eingeleitet 
worden tft. 

8 36. 1. Den Beteiligten bleibt es nach der Augenſcheinseinnahme zunächit 
überlafien, fi in Güte a vergleichen, insbeſondere auch fich über Sachverftändige 
en oo en, auf deren Ausspruch, ohne Mitwirkung des Berichts, fie ed ankommen 
aſſen wollen. 

2. Die Ort3vorftände haben auf Angehen des einen oder anderen Teils die 
Herbeiführung gätlicher Einigung fich angelegen fein zu laffen, eintretendenfall3 auch 
die Vereinbarung, fowie den Ausſpruch der Sachverſtändigen, auf welchen fie ver: 
glichen worden, zu Protokoll zu nehmen. 

3. Auf ein folches Protokoll, welches von beiden Teilen zu unterzeichnen tft, ſoll 
der Schlubfe des 8 5 des vorhbergedachten Geſetzes anwendbar fein. Wuch bedürfen 
die in dem obengedachten Baragraphen erwähnten Vertreter der Jagdberechtigten zum 
Abſchluß von Vereinbarungen der hier in Rede ftehenden Urt Feiner ar Vollmacht. 

8 37. Die gerichtliche Derfelgung eined Anſpruchs auf ab eines Wild» 
[haben an Erntegegenftänden darf jtetö bis zu der Beit ausgeſetzt werden, in welcher 

a8 Ernteergebnis und fomit der Betrag des entftandenen Schadens fich fchlieglich 
feftftellen läßt. Im übrigen tritt an die Stelle der in 8 6 des mehrgebachten Geſetzes 
feſtgeſezten Friſt von drei Tagen eine viergehntägige Friſt. | 

40. Die in 8 17 bes Geſetzes vom 26. Januar 1854 unter A 1 und 2 
beftimmten Gebühren find in den Fällen, wo es fi) um Entfchädigungsbeträge von 
weniger ald 3 Mark für den einzelnen Srundbefiter handelt, nur in der Hälfte des 
dafelbft beftimmten Betrages zuläflig, wenn bei dem Ortsvorſtande gleicggeitig Unfprüche 
auf Erfa von Wildfchaden wegen in derfelben Feldlage gelegener Grundſtücke von 
verfchledenen Örundeigentümern zur Unzeige gebracht find. 


— — — — — — — 


616 X. Tierfang, Jagd, Bogelſchutz und Fiſcherei. 


Dannoverſche Zagdorduung. Vom 11. März 1859.*) 
(Hannov. G. S. I ©. 159.) 


.—- — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

2. 1. Der Grundeigentümer, welcher eine zujammenhängende Fläche von 
mindeftend 300 hannoverſchen Morgen? befigt, ift auf derjelben zur Ausübung der 
Jagd berechtigt. Die Trennung, welche Wege oder Gewaͤſſer bilden, ift als eine 
Unterbredung des Bufammenhanges einer folchen Jagdfläche nicht anzufehen. 

— Bu den Wegen im vorftehenden Sinne find auch Schienenwege und Eifenbahn- 
förper zu rechnen. (Gef. v. 29. 4. 1897, G. ©. ©. 117.) — 

2. Mehrere Mileigentümer einer ſolchen Fläche müſſen fich über einen einigen, 
der die Jagd üben fol, falls fie jelbige nicht gemeinfam entweder verpachten oder 
font einem dritten zur Ausübung überlafien oder durch eigene Jäger nupen. 
Beſteht eine ſolche Fläche aus einer ungeteilten Gemeinhelt, fo ift dieſelbe, wenn 
fie einer Gemeinde angehört und mit dem Feldmarksjagdbezirke diefer Gemeinde 
zufammenhängt, als Zeil dieſes Jagdbezirles, fonft aber, fofern fie nicht mit 
angrenzenden Jagdbezirken verbunden wird, als eigene Feldmark nad) den Regeln 
der SS 4, 5 ff. zu behandeln. An der Beſchlußfaſſung über folche Verbindung, ſowie 
über die Verwaltung der Jagd und an der Verteilung der Jagdaufkünfte nehmen 
in Beziehung auf dieſe &emeinheiten die Intereſſenten nach Verhältnis ihrer 
Nutzungsrechte teil. j 

3. Wenn ein Örundeigentümer das ihm hiernach zuftehende Jagdrecht durch 
Verpachtung nußt, jo kommen hierbei die im 8 6, vorlegter und letter Abſatz, und 
8 7 enthaltenen Vorfchriften analog zur Amvendung. 

4. Die Bildung eined eigenen Jagdbezirkes iſt auch dann zuläffig, wenn bie 
dafür in Betracht kommenden Grunditüde in mehreren LZandesteilen liegen, in denen 
die gefeglichen Vorjchriften über die Bildung eines eigenen Jagdbezirkes voneinander 
abweichen. In diefem Falle kommen die für den größeren Teil der Grundſtücke 
neltenden gefeglichen Vorjchriften zur Unmwendung. Bei gleicher Größe ilt dasjenige 
Geſetz maßgebend, welches den größeren Flächeninhalt für die Bildung eines eigenen 
Jagdbezirkes erfordert. (Gef. v. 7. 8. 1899, &. ©. ©. 151.) 

ı Anlage 181. 

2 — 78,630 ha. — Eine ausfdlieglih land» und forftwirtihaftli benugbare 
Fläche, wie im GeltungSbereiche der preuß. Jagdordn. v. 15. 7. 07 (8 4), braudit e3 nick 
zu fein; auch Waflerflächen find dazu zu rechnen. 

8 3. 1. Inſofern die Ausübung der Jagd nad) den vorftehenden Beſtimmungen 
nicht den einzelnen Orundeigentümern zufteht, wird fie, vorbebaltlich der im 8 4 
beitimmien Ausnahmen, von der Geſamtheit der beteiligten Orundeigentümer jeder 
Feldmark (Feldmarksgenoſſen) verwaltet. 

2. Jedoch ſoll jedem Grundeigentümer die Befugnis zuſtehen:28 

1. auf ſeinen Grundſtücken den ogelfang in —— Dohnen (den Dohnen⸗ 
ſtrich, Dohnenſtieg) auszuüben; 

2. in den mit feinen Wohngebäuden zuſammenhängenden Höfen und Gärten 
Naubtiere, Kaninchen, eisböengen und Bögel — mit Ausnahme folgender 
jagdbarer Vögel:“ Feld- und Birfhühner, Faſanen, Enten, Schnepfen und 
Wachteln — bei Tage vermitteljt der Schußwaffe, unter Beobachtung der 
polizeilichen Vorfchriften, zu erlegen. Dieje Höfe und Gärten werben im 
übrigen der Feldmarksjagd angefchloffen, falls nicht der Eigentümer erklärt, 
die Jagd in denfelben ruhen laſſen zu wollen. Diefe Erklärung kann ſowohl 
vor als nach der Verpachtung wirkfan erfolgen; 

3.5 feine fonftigen, mit einer Dauer oder mit einer anderen hochftehenden, wehrbaren 
Befriedigung umgebenen und mit verfchließbaren Türen verjehenen Grumditüde 
von Der gemeinfamen Jagdausübung auszunehmen und die Jagd daran) 
beruhen zu laffen, vorbehaltlich jedoch des Rechtes der Erlegung nicht jagdbarer 


» 





— 


=) Bgl. bie Sinleltung zu dbiefem Abſchnitt (C 1). 
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Bögel® bei Tage. Als wehrbar find nur folche hochſtehende Befriedigungen 
anzufehen, welche einen anderen Zugang al3 den vermittelit der verfchließbaren 
Türen nicht geftatten. Ex hat feine Abficht, die Jagd auf ſolchen Grundſtücken 
ruhen zu laffen, der Obrigkeit (Umt bzw. Magiſtrat der felbftändigen Städte) 
anzuzeigen, bevor die Gejamtheit der Feldmarksgenoſſen über die Verwaltung 
der Jagd befchlofien Hat; 

4. in feinen Gebäuden und Höfen Raubtiere in Fallen zu fangen. 


ı YUnlage 18 3. 

Nach Hannoveribem Jagdrechte fallen die Grenzen des gemeinichaftlichen Jagd⸗ 
bezirtes mit den jeweiligen Srenzen des Gemeindebezirkes zufanımen. 

ift weder eine Bereinigung mehrerer gemeinfchaftliher SSagdbezirke, noch der 

Anſchluß ein» oder ausfpringender Grundftüde durch Aufnahnme der Kigentüner in ben 
Verband der Feldmarksgenoſſen einer frenıden Feldmark zuläffig. 

— O. B. G. v. 20. 4. 1898, D. J. B. 31 ©. 135. — 

3 Die Örunbdeigentümer bedürfen zur Ausübung der ihnen vorbebaltenen Sfagbarten, 
ſoweit es um jagdbare Tiere handelt, eines ſcheines. 

5 Deine Ziere jagdbar find, beftimmt der 8 1 der preuß. Jagdordnung, 


4 Sn verpachteten Jagdbezirken der PBrobinz Hannover hat der Jagdpächter neben 
dem Grunbdeigentümer da3 Recht zum Stranınıetspogelfang. Das Recht bes einen fchließt 
das Recht de anderen nicht aus. (8. B. v. 4. 7. 1906, D. F. 8. ©. 606. 

Dem Grundeigentüner fteht dieſes Mecht aber nur für ſeine Perfon zu, er darf 
e3 nicht auf dritte, etwa durch befondere Verpachtung, übertragen. übt der britte mit 
Bewilligung des Grundeigentümers dieſes Recht auß, 8 liegt darin eine unberechtigte 
Jagdausubung. (t. G. vd. 30. 3. 1905, Jahrb. Entſch. Bd. 3 S. 90. 

Die nach dem Wildſchongeſetz v. 14. 7. 1904 feſtgeſetzte Schonzeit vom 1. Januar 
bis 20. September iſt in jedem Falle zu beachten. 

5 Anlage 182 


84. 1. Wenn 1. Feldmarken an und für fich oder nach Ausſcheidung der darin 
befegenen Einzeljagdbezirke (F 2) und ausgenommenen Grundftüde ($ 3 Nr. 3), oder 
2. einzelne —— , welche von den: Jagdbezirk (Einzeljagdbezirke, S 2, oder 
Feldmarksbezirke, 8 3) getrennt find, oder 3. Grundftüde, welche einer Feldmark 
nicht angehören, eine sujammenhängenbe Fläche von 300 Morgen (fiehe 8 2) nicht 
bilden, fo find dieſelben den fie umjchliegenden oder begrenzenden Jagdbezirken gegen 
einen entfprechenden Pachtpreis anzufchließen und nur, wenn von dem ‚Eigentümer 
oder Suterefjenten der letzteren der Anſchluß abgelehnt wird, als felbitändige Jagd» 
— af im Falle der vorftehenden Ziffer 2 als Zubehörungen der Feldmarks⸗ 
jagd auzulaflen. 

2. Der vorerwähnte Pachtpreis wird in Ermangelung der Vereinbarung durch 
die Obrigkeit nach Vernehmung beider Teile feftgeftelt. Es fteht jedoch jedem 
Beteiligten zu, gegen die Feititellung auf Ermittelung des Pachtpreijes durch Schätzung 
zu provozieren. Die Koften der legteren trägt der PBrovolant, wenn das Ergebnis 
sicht mindeftend 4 Prozent günftiger als die obrigfeitliche Feſtſtellung für ihn aus» 
fällt. Iſt der Jagdbezirk, mit welchem die unter 1 bis 3 erwähnten Grundftüde 
verbunden werden follen, eine Feldmarksjagd (8 3), jo können Die Eigentümer der erſteren 
itatt pachtweiſer Entjchädigung auch verlangen, in den Verband der Feldmarkögenofjen 
diejer Feldmark hinfi tlich der Jagd aufgenommen zu werden. 

3. Werden Die unter 1 big 3 bezeichneten Örundftüde von verfchiedenen Jagd⸗ 
bezirfen begrenzt, und find die Eigentümer oder Sntereljenten von mehr ald einem 
diefer Jagdbezirke zur Übernahme bereit, jo fteht den Eigentümern folder Grundſtücke 
die Wahl zu. Beſteht die anzufchließende Fläche aus örtlich zufammenhängenden 
Srundftüden mehrerer Eigentümer, fo Fri diefe nach Stimmenmehrheit, die Stimmen 
nach der Größe der Grundftüde berechnet, über die Wahl zu beichließen. Wird von 
dem Wahlrechte binnen zu beftimmender Friſt fein Gebrauch gemacht, jo verfügt die 
DObrigfeit über den Anſchluß. 

85. 1. Die Gefamtheit der beteiligten Grundeigentümer der Feldmark Hat 
fiber die Verwaltung der Feldmarksjagd zu beſchließen, und zivar dahin, daß jelbige 
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entweder verpachtet oder für Redmung der Feldmarlögenofien durch Jäger beſchofſen 
werden oder beruhen bleiben fol. 

2. Der Beichluß erjolgt durch Etimmenmehrheit, die Stimmen nad) Größe bei 
Orımdbefiges berechnet. Jedoch lann die Berwaltung der Feldmarksjagd durch Jäger 
nur durch Stimmeneinhelligleit beſchloſſen werden. 

3. Zur gültigen Befchlußfaffung ift erforderlich, daß fämtliche beteiligten Grund⸗ 
befiger vorgeladen find. Srunbbei ‚ welche nicht in der Gemeinde mwohren, zu 
deren Bezirk die Feldmark gehört, en zur Entgegennahme der Ladungen einen 
Bevollmädtigten in der Gemeinde zu beftellen. 

4. Der Beichluß der Erfchtenenen bindet die Ausbleibenden. 

5. Die Obrigteit ift befugt, wenn die Aufrechterhaltung der Ordnung es erfordert, 
die Verhandlung an Ort und Stelle foftenfrei zu leiten. 

1 Anlage 1 88 3, 4. 

8 6. 1. Die Verpachtung der Zeldmarksjagd geichieht auf die Dauer von 
mindeitens 6 und höchften? 18 fahren. 

2. Berfonen, len ein Sagbidehn nicht erteilt werden darf (fiehe 8 18),° find 
als Pächter und bei Öffentlichen Berpacdhtungen al3 Bieter nicht zuzulaffen. 

3. Ufterverpachtungen ohne Zuftimmung der Verpächter find ungültig. 

4. Stirbt der Pächter innerhalb der Fachtrit fo fol in Ermangelung ander⸗ 
weiter Bertragsbeftimmung der Pachtkontrakt dem Ablaufe des Padtjahres, in 
welchem der Todesfall eingetreten iſt, erlöfchen. Während der zwiſchen dem Vibleben 
des Pächters und dem Ablaufe des Pachtjahres Tiegenden Leit Tann die Jagd durd) 
eine von den Erben des Pächter zu bejtellende, den Berpächtern zu denominierende 
dritte Perfon ausgelibt werden. 

1 Jetzt Jagdſcheingeſ. $ 6 — 34 ber preuß. Jagdordn. 

87. 1. Die Feldmarksjagd darf nur ungeteilt und an einen Bächter verpadhte 
werden. Jedoch Tönnen einzelne Grundftüde der Feldmark, die in einen 
Sagdbezirk eingreifen, dem Inhaber dieſes Bentried, ſowie Kleinere Forftteile dem im 
angrenzenden Hauptforftorte Jagdberechtigten beſonders verpadhtet werben. 

2. Ausnahmsweiſe können 1. für eine im ganzen verpachtete Feldmarksjagd bie 

u drei Pächtern zugelafien werden, wenn auf jeden mindeftend 1000 Morgen Fläche 
allen, oder es kann 2. mit obrigfeitlicher Genehmigung die Feldmarksjagd im zwei 
oder drei, jedoch nicht unter 1000 Morgen! Haltende Bezirke eingeteill werben, der 
jeder einem Pächter überlafjen werden darf. 


1 — 262,10 ha. 


8 8. 1. Die Form der Verpachtung (Öffentlich meiftbietende Verpachtung oder 
Verpachtung unter der Hand), fowie die fonftigen Modalitäten derfelben werden durch 
Stimmenmehrheitsbefchluß der Feldmarksgenoſſen nach den Regeln des 8 5 beftimmt. 

2. Die Pachtkontrakte, bzw. bei öffentlichen Verpachtungen die PBachtbedingungen, 
müflen, bei Strafe der ichtigleit, ſchriftlich abgefaßt fein. 

3. Die Pachtkontrakte ſind der Obrigkeit mitzuteilen. 

O. 1. Wenn die Feldmarksgenoſſen die Verwaltung der Jagd durch Jäger 
beſchließen Mehr 8 5), fo ift der fallfige Vertrag ebenfalls, bei Strafe ber Nichtigkeit, 
ſchriftlich abzufaſſen. Es muß darin dem Jäger ein beftimmter Lohn ausgeſetzt fein. 

2. Das im 5 7 über die Zahl ber zuzulaffenden Pächter Beftimmte gilt auch 
rudfigtug der zur Adminiſtration der Feldmarksjagd angenommenen Jäger. 

10, Die Auffünfte aus der Benutzung der Feldmarksjagd werden nad 
Verhältnis des Stimmrechts geteilt (8 5). Underweite Berabredungen der Feldmarks⸗ 
genoflen m nicht ausgefchloffen, binden jedoch die Nichtzuftimmenden für ihren 

nteil nicht. 

11. Die Ordnung und Aufrechterhaltung der Sagdverhältniffe nach dei 
vorftehenden 88 5, 7, 8 und 9 ift Sache der Berwaltung.! 


ı Buftändigfeitsgef. 88 103 ff, XD 1 db. W. 
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& 12. Ausnahmsweiſe ift eine andere Benugung der Feldmarksiagd als durch 
Verpachtung oder eigene Jaͤger geitattet: 

1. den Städten auf den innerhalb der ftäbtifchen Feldmark belegenen Grundftüden 
der Stadt, der Bürger und flädtifchen Einwohner, infoweit auf folchen das 
ftädtifche SXagdrecht bisher durch die Bürger ausgeübt ift, wenn Magiſtrat und 
Bürgervorfteber die Foridauer dieſes — beſchließen. Die Eigentümer 
anderer in der ſtädtiſchen Feldmark belegener Grundſtücke, welche nicht mindeſtens 
300 Morgen im Zuſanmenhange halten, konnen in dieſem Falle verlangen, 
daß diefe Grundftüde gegen eine nach 8 4 feitzuftellende Pacht in den Bürger: 
en aufgenommen werden. Ber desfalljige Unfpruch ift gegen die Stadt 
zu richten; 

2. in den Feldmarken, in welchen vor Erlaß des Sagbgeiehes vom 29. Juli 1850 
die Jagd völlig frei war, oder das Jagdreqt allen Grundeigentümern oder 
doc gewiſſen Klaſſen derſelben zuftand.! Das bisherige Verhältnis bleibt 
bier bejtehen, kann jedoch Tür jede einzelne Feldmark durch Stimmenmehrheit 
(8 2 in einer den Vorſchriften dieſes Geſetzes entiprechenden Weiſe geändert 
werden. 


2 Das Recht der freien ah dausübung biſtebt noch in ſämtlichen Gemeinden des 
Fa en un Marf iffriftes in reife Lebe. (Sten. Berichte bes Abgeordn.⸗ 
uf. ) 
Nach Schultz und Frh. v. Seherr⸗Thoß: „Die Jagd“, anfcheinend auch noch in den 
Feldmarken Döhren, Wülfel und Laatzen bed Anites Hannover. 


8 13. Un der Befugnis zur N auf Waffervögel, wie fie in Oſtfriesland 
be t (8 3 der Sagdordnung für Oftfriesland vom 81. Juli 1838),1 wird nichts 
geändert. 


1 Der durch Geſetz dv. 26. 7. 1897 (&. S. ©. 253) abgeänderte Fi 3 diefer Jagd⸗ 
ordnung lautet: Wildenten, Bänfe und Ehwäne und fonftige wilbe Waſſervögel darf jeder 
auch zur Jagd wicht berechtigte Eingefeflene der Provinz ſchießen und fangen, jedoch nur: 
1. anı Strande der See, an den Ufern ber Ströme und Leda, fowie auf und 
an bem Großen Meere, ber Hiewe und bem Lopperfumer Meere; doch dürfen 
behuf3 Ausübung der Jagd Überall fremde Brundftüde nicht betreten werben, 
oweit ſolches nady anderen Geſetzen verboten if. Ferner muß 
. ber Schüße auf dem Gange nad) den vorſtehend unter 1 bezeichneten Orten, ſowie 
aurüd, fich ber nächſten gebahnten Wege, jo weit biefe führen, bedienen und barf, 
3. bis er auf feinem Stand angelangt iſt, nur die ungeladene Flinte, deren Schloß 
mit einem Tuche ummunden fein jo0, führen, einen Windhund oder Baltard- 
Windhund nicht bei fi haben, und wenn er einen Hund anderer Art mit fih 
ſohtt dieſem das Ablaufen vom Wege oder bon ſeiner Seite nicht geitatten; er 
oll biefen vielmehr ſtets an feiner Seite behalten. 


8 14. Die zur eigenen Jagdausübung berechtigten Grundeigentümer (8 2), 
wenn fie die Jagd nicht verpachtet haben, dürfen dritten erlauben, in ihrer Begleitung 
oder allein in ihrer Jagd zu jagen.t Xagbpächter, der bebrotete Jäger und Jäger 
der Feldmarksgenoſſenſchaft können Begleiter mit fich nehmen, nicht aber dritte 
ermächtigen, in den betreffenden Bezirken allein zu jagen. Jedoch dürfen Jagd⸗ 
pächter den zu ihrer Familie gehörigen Hausgenoſſen,“ fowie ihren bebroteten Jägern 
dad Alleinjagen geftatten. 


1 Eines fchriftliden Erlaubnisicheines bedarf es nicht. 

2 Der jagöbereihtigte Grundbefiger Tann dritten erlauben, tm ihrer Begleitung ober 
allein in feinen Jagdbezirke zu gegen; dem Yagbpäditer ift e8 nur erlaubt, einen dritten 
al Begleiter mitzunehmen. (K. &. v. 1. 12. 1890, D. J. 8. 24 ©. 221.) 

Der Begleiter des Jagdberechtigten ift auch dann zu jegen berechtigt, wenn letterer 
— Entziehung des Jagdſcheines die Jagd nicht ausübt. (K. G. v. 6.4. 1800, D. J. B. 33 
. 14 


3 Der Stieffohn gehört nicht zu ben Yamtliengliedern, weldden ber Sagbberechtigte 
das Alleinjagen geftatten kann, denn nad dem in Hannover geltenden gemeinen Recht 
Familie nur die Blutsverwandten. (N. G. v. 22. 2, 1892, D. J. B. 26 
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4 Zum Sanımeln der Kiebik- und Möweneier ijt, wenn es nicht im Beifein Des 
Jagdberechtigten erfolgt, eine fchriftlide Erlaubnis erforderlih. Bgl. 5 42 Abſ. 3 ber 
preuß. Jagdordnung, X 3 d. W. 

$ 15. Die Beitinmungen der vorjtehenden Paragraphen beziehen fich mid 
auf die Ausübung der nad 5 2 des Jagdgeſetzes vom 29. Juli 18501 beftchen 
bleibenden Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden. 

2 Der 5 2 des Geſetzes dv. 29. 7. 1850 Tautet: 

Das Jagdrecht, welches ermweislih durch einen nıit dem Eigentümer des belafteten 
Grundſtücks abgeſchloſſenen läftigen Bertrag erworben it, kann jedoch nur durch Abloſung 
nah den Beitinnmungen des 8 17 aufgehoben werben. 

Da3 bei Übertragung bed Grundeigentum vorbebaltene Jagdrecht fällt nicht unter 
diefe Beſtimmung. 

8 16. Zur Ausübung der Jagd ift unzuläffig, wer wegen eines nach der 
öffentlichen Meinung entehrenden Verbrechens eine Strafe oder wegen gewaltjamer 
Widerfehung wider die Obrigkeit, Aufruhrs, Gewalttätigfeiten, Rörperverlegung, Er: 
preffung oder Wilddiebftahls mindeſtens die Strafe der Überweijung an Die Landes: 
polizeibehörde erduldet oder fich des lebtgenannten Vergehens unter erjchwerenden 
Umständen ſchuldig gemacht hat. 

SS 17 bis 22, den Jagdſchein betreffend, find durch Jagdſcheingeſetz v. 31. 7. 1895 
erſetzt. Vgl. die 88 29 bis 38, 72 bis 74 und 85 der preuß. Jagdordn, X C a d. W. 

822. ..... ‚ wer ohne Berlegung fremder Jagdrechte die Jagd unbefugt 
ausübt ag! 3.8.83 Nr. 2 und 3, $ 14 a. E.), verwirkt Strafe von 3 bis 30 Mt. 

23. Für den innerhalb eines Jagdbezirkes vorfallenden Wildſchaden haften 
in Gemäßheit der Beitimmungen des Wildſchadengeſetzes bei verpachteten Jagden bie 
Pächter — fofern im Pachtkontrakte nicht ein anderes verabredet ift — und aushif- 
weife die Verpächter,; bei Feldmarksjagdbezirken, in denen die Jagd beruht ober 
durch Jäger verwaltet wird, die Befamtheit der Feldmarkögenoffen nach dem in 8 10 
angegebenen Berhältnifie. 

1 Bol. über Wildfchadenerjag die Anlage 2. 

8 24. Jagdfolge findet nicht ferner ftatt; das Wild gehört demjenigen, in 
deffen Jagdbezirke es ergriffen wird. 

835 1. Das Schwarzwild auberalb gefchlofjener Wildgärten ift auszurotten. 
Der Jagdberechtigte ift erforderlichenfall3 im Verwaltungswege hierzu anzubalten. 

2. Die Negierung ift befugt, eine Beſchränkung dieſes Gebotes bei größeren 
Forsten des Harzes in den Fällen eintreten zu lafjen, wo die Beibehaltung oder 
Wiedereinführung von Schwarzwild fi) mit Rüdficht auf den Forſt ala nützlich und 
in Beziehung auf Grundftüde dritter Berfonen als unfchädlich darftellt. 

3. Der durch Schwarzwild verurſachte Schaden tft von demjenigen zu erfeken, 
aus deſſen Wildftande dasſelbe ausgetreten tft. 

1 Bgl. über Wildfehadenerfag die Anlage 2. 

Die 85 26 bis 30, betreffend die Set» und Hegezeit, find durch das Wilbfchongefe 
v. 14. 7. 1904 erjeßt. Bgl. die de 1, 38 bis 50, 76 bis 80 und 83 der preuß. agb 
ordnung (X C 3 d. W.), in welche das Wildfehongefeg übernommen worden ij. Gültig 
geblieben ift nur die nachfolgende Beſtimmung des 8 27. 

8 27. Schwarzwild und in Feldmarken zu Schaden gehendes Rot- 
wild kann auch während der Schonzeit gejchofjen werde. 

Die Worte „zu Schaden gebendes Wild" find von einer Straflanrmer wie 
folgt ausgelegt: &8 fei zwar nicht erforderlich, daß das Rotwild beveitd an den Feldkulturen 
wirklich Schaben angerichtet habe, es fei aber wohl notwendig, daß nad) beritändiger 
Würdigung aller Umstände in bezug auf das in Feldmarken gehende Rotwild die höchſte 
Doabrideinticheit beitehe, dasjelbe werde fofort Schaden anrichten, ſei es durch Bertreien 
der Kulturen, fei e8 durch Hfen; die Schadenszufügung müſſe alfo unmittelbar bevorftehen. 

Diefer Auslegung iſt das SEanımergericht in feinem Erf. v. 15. 10. 1896 beigetreten 
und hat die Reviſion eines Angeklagten, der einen Spießer in den Augenblicke geichofien, 
als er eben aus den Wald auf den unbehauten Streifen Landes (Weg) vor dem Roggen⸗ 
felde berausgetreten, witterte, äugte und ficherte, zurüdgemiefen; denn eine Schadens 
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aufügung ſeitens des Spießers ftand noch nicht unmittelbar bevor. Der Spießer habe 
nur gefihert und fei noch nicht im Begriffe des Afens geweien; die ——— fet 
hiernach zwar möglich, aber bis zum Schuife des Angellagten noch nicht höchſtwahrſcheinlich 
gewefen. (Jahrb. 31, S. 291.) 

Rotwild darf al „zu Schaden gehendes Wild“ nur erlegt werden bon dent 
Augendlid an, mo das umniitteldare Eintreten der Schabenszufügung Beftinmt zu 
erwarten ft, bis unmittelbar nach der Schabenszufügung; nicht aber auch dann noch, 
wenn die JMäbigende Tätigkeit ſchon eine Beitiang beendigt war. Bloße Beranftaltungen 
für das Erlegen während der „oatigenden Tätigkeit ehkfertigen da8 fpätere Erlegen 
nit. Der Irrtum über den Begriff „zu: Schaben gehendes WII" ſchließt die Siraf- 
barkeit nicht aus. 

Die Angeklagten hatten in diefem alle Früh morgens mehrere Stüd Rotwild erlegt, 
melde int Laufe der Nacht auf einen Ader eines der Mitangellagten geäft Hatten, und 
zwar in der Urt, daß die Tiere, während fie noch äften, alfo Schaben nridteten, eingelappt 
wurden, die Jagd dagegen erjt eine halbe Stunde fpäter —I nachdem ſich das Wild 
von den Acker in einen nahe gelegenen Wald zurückgezogen hatte. Die Angeklagten find 
verurteilt. (8. &. dv. 1. 2. 1900, Jahrb. 33, ©. 78.) 

8 31. (Aufgegeben duch 8 19 d. Wildfchongef.) 


8 32. 1. Es ift bei einer im Wiederbolungsfalle zu verboppelnden Strafe von 
3 Mark verboten, Hunde in einem Jagdrevier herrenlos erlaufen zu lafjen.! 

2. Katzen, welche in einem agdrevier in einer Eutjernung von mindeltens 
500 Schritten vom nächſtbewohnten Haufe getroffen werben, kann der Jagdberechtigte 
oder deſſen Vertreter im erften Betretungsfalle töten. 

8. Auf Schweißhunde, Saufinder, ne Windhunde und Tedel, welche 
während der Jagdzeit überjagen, findet diefe Beitimmung feine Anwendung (vgl. 8 35). 

ı Als ein berrenlos in einem Jagdrevier umherlaufender Hund im Sinne des 8 32 
Abſ. 1 iſt jeder Hund anzufeben, welder ſich bon feinen Herrn fo weit entjermt hat, 
daß er fih außer Seh⸗ und Mufweite desſelben befindet.- (R. ©. vd. 26. 9. 1895, 
Johow Bd. 17 ©. 409. 


33. 1. Die Jagd mit Windhunden ift nur vom 1. Oftober, diejenige mit 
Sagdhunden (Braden) nur vom 15. September oder, falls die betreffende Obrigfeit 
ſolches verfügt, vom 1. Oftober an bis zum Jagdſchluſſe geitattet. Die Jagd mit 
Jagdhunden darf nur von demjenigen, welcher auf einer Fläche von wenigſtens 
10000 Morgen? im Bufammenhange zur Jagdausübung berechtigt ift, auf folcher 
Fläche ausgeübt werden. Die Übertretung diefer Worfchriften wird mit einer Strafe 
von 80 Mark belegt. 

2. MWindhunde und Jagdhunde (Braden),! die während ber für dieſe Jagd⸗ 
ausäbung gefchloffenen Zeit in einem fremden Jagdreviere jagend betroffen werden, 
Tann der Jagdberechtigte oder deifen Vertreter töten. Während der für dieſe Jagd⸗ 
ausübung offenen Beit ift ihm nur das Uuffangen (Roppeln) der Hunde geftattet, und 
hat der Eigentümer derfelben für jeden überjagenden Hund eine Strafe von 3 Marf 
— im Koppelungsfalle außerdem noch ein Bfandgeld von je 3 Mark demjenigen, der 
den Hund gekoppelt hat — zu entrichten. 

2 Als Jagdhunde find Bier nur wirkliche Braden und folde Hunde zu redjnen, 
welche die den Braden eigentümlichen Eigenfchaften des felbftändigen, ausdauernden, lauten 
Jagens, wodurd fie das Wild beunrubigen und demfelben gefährlich werden Tönen, ſich 
angeeignet baden ober fie von Natur befiten. — (8. &. v. 21. 6. 1897, Selbitverm. 
1898 ©. 378.) Tedel, Teckelbaſtarde und Huhnerhunde gehören nicht zu den Sagdhunden 
(Braden). Fer © vd. 22. 6. 1891, Johow Bd. 9 ©. 287. 

= ‚ &. 


8 34. Die Hirten follen das Mblaufen ihrer Hunde vom ber derbe und das 
Umherſtreifen derfelben in den Hölzern, Feldern ujw. bei einer im Wiederholungsfalle 
zu verdoppelnden Strafe von 1,50 Mark verhindern. 

85. 1. Auf gleiche Weiſe ſoll es in Anjehung der während der Jagdzeit fiber» 
jagenden Schweißhunde, Sanfinder, Hühnerhunde, Windhunde und Tedel ſowie ber: 
jenigen Hunde gehalten werden, welche jemand auf Reifen oder ſonſtigen Wegen mit 
fi) genommen Bat. 
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2. Wer nad) vorgängiger Warnung, weldde auf Anrufung des Sagbberedhtigten 
oder Jagdpächters von dem &emeindevorficher vorzunehmen ijt, einen Hund bei ber 
Feldarbeit mit fich führt, verwirkt Strafe von 50 Pf. Die befondere Strafe bes 
Umberftreifensd (8 34) ift Dadurch nicht ausgefchlofien. 

5 39, Die in diefem Geſetze angedrohten Belditrafen find Polizeiftrafen. 


Anlage 1 zur haunsverſchen Jagdordunng. 


Ausführungsbelliumungen vom 11. 8. 1850. 
(Hann. G. ©. ©. 171.) 

1. Bu den 85 2 bis 4 ber Jagdordnung: Die Feftftelung der Jagdbezirke 
nad B Vorſchriften der SS 1 bis 3 des Geſetzes ift Obliegenbeit der Obrigfeit.*) 

2. Zu 83 Nr 3 der Jagdordnung: Die Befugnis des Grundeig 
die im $ 3 Nr. 3 ber Jagborbnung ezeichneten @runditüde bon ber dausübung auß- 
zuſchließen, rubet, wenn die besfallfige Abficht nicht vor der Beichlußfaflung der Felbdmarks⸗ 
genofjen über die Berwaltung der ch d der Obrigkeit angezeigt fit, für die ganze Dauer 
der Periode, welche der Beichluß der Feldmarksgenoſſen umfaßt. — Die Erklärung eines 
Srundeigentümers, die Jagd auf den mit feinen Wohngebäuden aufammenbängenben 
Höfen und Gärten beruhen lafien zu wollen (8 3 Rx. 2 bes Gejehes), ift an ben Borftand 
er Feldmarksgenoſſenſchaft zu richten. 

3. Bu den 58 3,5 und olgenden der Jagdordnung: Jede Fyelbmarls- 
genoſſenſchaft Hat in Beziehung auf die Verwaltung ber Felbmortsjagb 

1, zur Bertretung ber Genoſſenſchaft bei der Obrigfeit, 
2. zur Leitung der Beihhlußfaflungen ber Feldmarksgenoſſen und 
3. zur Erhebung ber Verteilung der Jagdauflünfte (8 10 der Jagdordnung) eimen 
orfland aus ihrer Mitte zu beftellen. Derfelbe Tann aus einer ober mehren, 
jedoch höchftens ſechs Perfonen befteben. Im lebteren alle fteht dem bon bem 
Borftande zu erwählenden Borfigenden die Leitung der Be Suubleflungen (Rr. 2) zu 
ur Erhebung und Berteilung der Sagdauflünfte kann auch die Beitellung eine: 
befonderen Nechnungsführers don der Genoſſenſchaft befchloffen werden. 

Der Borftand wirb don ber Geſamtheit der Feldniarksgenoſſen durch Stimmenmehrheit 
nach den Megeln des 8 5 ber Yolemmenbs ermwählt. 

Den Borftanbde fteht die Bufammenberufung der Genofſenſchaft behufs der Beratung 
über die Verwaltung ber Feldniarkslagd zu. Behufs ber Labung der einzelnen Gen bat 
bie Obrigfeit ihre Dlitiwirkung zu gewähren, wenn folche vom Borftande beantragt wird 

Beſchwerden gegen ben Vorſtand wegen verweigerter Bufanımenderufung find bon 
der Obrigkeit zu enticheiden. 

Die Befugnis der Obrigkeit in dem 8 5 ber Jagdordnung erwähnten Falle, fowie 
in den fonftigen Fällen, in welchen die Aufrechterhaltung der Ordnung ſolche erforbert, 
in Beziehung auf bie Berhandlungen der Feldmarksgenoſſen ſelbſt eingufchreiten, wird 
durch vorſtehende Beitimmungen nicht geändert. 

4. Bu 85 der Jagdordnung: Die nit in ber Gemeinde, zu deren Bezirke 
die Feldmark gehört, wohnenden Yelbmarksgenoffen, welche ber Pflicht zur Beftellung 
eines Bevollmächtigten in der Gemeinde behufs Entgegennahme der Ladungen binnen ber 
bon ber Obrigkeit Ar beitimmenben Friſt nicht ‚genügen, verlieren, folange dies nicht 
geſchehen tft, den Anſpruch darauf, zu den Beratungen ber Feldmarksgenoſſenſchaft über 
die Feldmarksjagd geladen zu werben. 


Anlage 2 zur hannoverichen Jagdordnung. 


Wildſchadenerſatrz in Der Vrovinz Hannover. 
Einleitung. 


der Probing Hannover regelt fi) der Erſatz des Wildfchadens nach dem Geier: 
betreffend den Wilbfchaben, vom 21. 7. 1848 (Hann. G. ©. 215) und ben 88 23 und 25 
der Jagdordnung vom 11. 3. 1859 (Hann. G. ©. 159). 


©) Giche Zuſt Geſ. 8 108; X Di b. W. 


O. Jagdrecht. 4. Harın.Sfagdord.v.11.3.1859. Anl.2. Wildſch⸗Geſ. v. 21. 7. 1348. 628 


Bom Gefſetz bleibt der — die Erſatzpflicht auf den durch de dbares Wild 
jeder Art verurſachten Schaden ausſpricht, na Artikel 71 Nr. 1 d. —8 in Kraft. 
An bie Stelle 85 2 und 3 tritt der 5 835 B. ©. 3. unb bes S 6 der fett über- 
einitimmende 5 840 Abſ. 1 B. &. B., welcher bie allgemeinen Borfchriften über bie 
Haftung mebrerer als I — enthält. Die übrigen Paragraphen werben, foweit fle 
moch gelten, teils wegen ihres Öffentlich rechtlichen Sinhalts, teil nach den Artikeln 69 His 71 
des Einf⸗.Geſ., durch das B. ©. B. nicht berührt. 

Bon ber yesborbnung bleiben der Abſatz 1 des S 23 und vom —* der sieh 2 
Say 2 ferner in Geltung. (Begründung zu dem Ausführ⸗Geſ. zum B. &. B. ©. 29.) 


Wildſchadengeſetg vom 21. 7. 1848.*) 
(Hannov. G. ©. 215.) 


1. Seder an Grundſtücken und deren Erzeugnifien durch jagbbares Wild 
verurſachte Schaden iſt nach den folgenden Beitimmungen zu erfehen. 

2 Feder durch jagbbares Wild verurſachte Schaden ift in Hannover zu erfeßen, alfo 
auch der durch Hafen verurfachte. Kaninchenfchaben tft aber nicht zu berüdfichtigen, weil 
da8 wilde Kaninchen nicht mehr zu den jagdbaren Tieren gehört. 

üder Schwarzwild vergl. 8 25 ber —E 
ſeiner Fe * ntſchadigungsanſpruch ſteht jedem Nutzungsberechtigten tn bem Umfange ber Beein trächtigung 
— 

Un die Stelle der 88 2, 3 tritt der 8 835 B. G. B. Bgl. zu g 5311II der 
preußifchen Jagborbuung. X C3 d. W. 

4. Iſt der Schaden durd) Wild verurfacht, welches nicht in dem Jagdbezirke 
des WEntjchädigungspflichtigen feinen regelmäßigen Aufenthalt Hat (Streif- und 
Wechſelwild), ve i# diefer berechtigt, Erſatz von demjenigen zu verlangen, aus beijen 
Wildſtande dasfelbe ausgetreten ift (Standwild). 

2 Wegen Erſatz des dur Schwarzwild verurfachten Schadens vgl. S 25 der 
hannov. Jagdordnung. 

8 5. 1. Bei verpachteten Jagden ift der Pächter der Verpflichtete. 
2. Der Sagbberechtigte ift verpflichtet, bei den von Ri verpachteten Jagden in 
subsidium zu haften, falls fich der Befchädigte an dem Pächter nicht erholen kann. 

4 Vgl 5 23 ber hannov. Jagdordnung. 

An die Stelle des 8 6 tritt der 8 840 Abſ. 18. G. B. (XIL A d. W.); vgl. 
Einleitung. 

8 9. 1. Der Jagdinhaber bat jedem Gerichte, auf defien Bezirk fich feine 
Jagd erftredt, fofern er nicht felbjt darin wohnt, einen dort wohnhaften ftändigen 
Bevollmächtigten zu feiner Vertretung gegen Klagen der Beichädigten nambaft 


machen. 

2. Fehlt bei Erhebung der Klage diefer Bevollmächtigte, fo Hat das Gericht 
unter Benachrichtigung bes Bellagten einftweilen einen folchen zu ernennen. 

3. Handlungen oder Verſäumniſſe diefer Bevollmächtigten werden ausnahmslos 
denen der Partei gleich beurteilt. 

1 le ni ütlider Einigung erfolgt bie ebung des Wildſchadens im 
Wege gr ůue m eg und ht ee innßgebiet« der preuß. 
Jagdordnung ($ 59) im VBerwaltungsitreitverfabren. 2, andig find in allen Fällen die 
Anıtögerichte, ohne Ruckicht auf die Höhe des Anſpruchs. 

11. 1. Bor Unftellung der Klage hat der Beihäbi te dem Jagd⸗ 
inhaber oder defjen Bevollmächtigten die ftattgefundene Deichäbigung nad) 
ungefährer Schägung anzuzeigen und feine Forderung zu ftellen, worauf der 
Jagd ereihtigte erforderlihenfall3 ungejäumt einen Augenſchein ein— 
zunehmen und eine [chriftlidhe Erklärung fofort darüber abzugeben hat, 
»b er den Schaden ald durch Wild verurſacht anerkennt, und eventuell 
welchen Erjaß er dafür zu leiften bereit .ift. 


baß . 
23 pr A 3 a en re Brozehverfaßren betrafen und bur die Zivilprozeß 
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2. Wird hierdurch die Sade nicht erledigt, fo foll auf Antrag des 
einen oder anderen Teiles eine Befihtiguug und ein Güteverſuch durch 
den Schied3richter oder Dur den Borftand der Gemeinde, worin Da? 
an Grundftäd belegen, beide Male uuter Zuziehung eines Feld— 
geihworenen oder eines Sachverſtändigen, ftattfinden; über dad Ergebuis 
der Befihtigung und des Büteverjuhs bat der Schiedsrichter oder 
Drtsvorftand ein fhriftliches Zeugnis auszuftellen. 

8. Wählt der Jagdinhaber dieien Sühneverfud, fo hat er Diefes dem 
Beihädigten zugleih mit der Erklärung auf deffen Forderung an: 
zuzeigen und Die-Bornahme desjelben ungejäumt zn veranlafjen. 

12. In der Klage bat der Kläger den Erfolg der fattgefundenen 
Benahridhtigung an den FJagdinhaber und das Ergebnis bes etwa ftatt- 
gefundenen oniimo unter Beilegung des erteilten Zeugniifed an- 
zugeben und die von ibm vorzuſchlagenden Sachverſtändigen zubenennen, 
widrigenjalls die Plage zurüdzumeifen if. - 

. 15. 1. Jede Bartei ift in dem eriten Termine berechtigt, den Auffchub der 
Schägung des Schadens an Früchten bis kurz vor deren Erute zu verlangen. 

2. Dadurch wird jedoch die fofortige Feitftellung folcher Verhältniſſe, welche einen 
Einfluß auf die demmächftige Schäßung äußern können, nicht ausgeſchlofſen. 

8 16. 1. Bei Beichädigungen von Früchten ift der b in der 
Weiſe zu ermitteln, daß feſtgeſtellt wird, welche größere Menge derſelben ohne den 
Eintritt des ſchädlichen Ereigniſſes geerntet ſein würde. 

2. Von dem fo ermittelten Betrage iſt jedoch ein entſprechender Abſat zu machen, 
ſoweit der Schaden durch Wiederbeſtellung ausgeglichen 14 

8. Daneben ift zu ermitteln, um wieviel die Einerntungsfloften vermindert adeı 
vermehrt, und wie hoch die Koften der etwaigen Wiederbeftellung zu berechnen ind. 

17. 1. Bei der Berurteilung des Beklagten tft der Betrag der zu erftattenden 
Früchte und der in Abſatz zu bringenden Koften auszufprechen. Ä 

2. Jedoch bat der Beklagte nicht die Früchte, fondern deren Geldwert zu bezahlen. 

3. Diefer ift zu berechnen nad) dem Durchſchnitte der Fruchtpreiſe, weiche 
durch die Landdroftei für den betreffenden Preisbezixt von dem Monat DOftober 
des Jahres der Ernte der bejchädigten Früchte befannt gemacht werden. Fruchtarten. 
deren Brei von der Landdroftei nicht befannt gemacht werden, find nach dem zur 
Beit der Ernte Derjelben ortsüblichen Preiſe zu berechnen. 

4. Bollitredung des Urteils Tann erft beantragt werden, wenn die hiernach zu- 
grunde zu legeuden Breife feitftehen. 

5. Die gerichtliche Ermittelung des Geldwertes der Früchte findet nur zum 
Bwede der Exekution oder auf befonderen Antrag ftatt. 

4 18. Schaden an Baumpflanzungen, Waldnugen njw. iſt von Sachver⸗ 
ftändigen nah forftwirtfchaftliden Srundfägen zu ſchähen und fef- 
zuftellen; eine wie lange Zeit für die Feitiellung des Schadens wadı- 
zulaffen ift, haben die Sachverſtändigen ebenfalls zu ermefjen. 


D. Jaadpolizei. 


1, Gele Über Die Zukäudigkeit der Berwaltungs- au» 
Berwaltungsgerictsbehörden som 1. 8. 1888, (6. $. 5. 237.) 
— Fünfgebuter Titel. —*) 
2103. 1. dpolizei beſchließt, foweit di l n 
beſte Ende Rechte Yen —E — —— ber va — 
Beſtimmungen, der Landrat, in Siadikreiſen die Ort3pelizeibehörbe.? 


*%) Die Beflmmung —2 Zei es über dpol t 8 
Nr. 21 —* Sanborbnung a bung a ah an 184 A 
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2. Gegen Beichlüffe diefer Behörden, Durch welche Unoronungen wegen Ab- 
minderung des Wildftandes getroffen, oder Anträge auf Unordnung oder Geftattung 
ſolcher Abminderung abgelehnt werden, findet —* er allgemeinen Rechtsmittel 
innerhalb zwei Boden die Beichwerde an den Bezirksausſchuß ftatt. Der Beichluß 
des Bezirksausſchuſſes ift endgültig.® 

4 Entſpricht dem 8 69 ber Jagdordnuug. 

2 Segen polizeilidde Verfügungen der Jagdpolizeibehörde finden die allgeneinen 
Rechtsmittel nad) den 88 127 ff. d Landesveriw. Gef. ftatt. — Beſchwerde oder Klage im 
Berwaltungsftreitverfahren. — Vgl. Unlage 2 zu XIC 5. W. 

8 Ausnahme im 8 68 der Jagdordnung, wonad die Beſchwerde an die Mintiter des 
Innern und für Landwirtichaft zuläffie ift. 

8 105.! 1. Streitigfeiten der Beteiligten über ihre in dem Öffentlichen Rechte be 

ündeten Berechtigungen und Verpflichtungen hinfichtlich der Ausübung der Jagd, ins» 
efondere über Beſchränkungen in der Ausübung des Jagdrechts auf eigenem 
Grund und Boden unterliegen der Entjcheidung im VBerwaltungäftreitverfahren. 

2. Zuftändig im St Aa ift in erſter Inſtanz der Kreid- 
ausſchuß, in Stadtlreifen der Bezirksausſchuß. | 

4 Entipricht bem 8 71 der Jagdordnung. 

3 Solange ein bierauf bezuglicher Streit ber Beteiligten nicht zum Austrage gebracht 
tft, Hat die Jagdpolizeibehörde im öffentlichen Yntereie der durch Jagdgeſetz 
Beitimnien Rechtsordnung durch polizeiliche nn eltung zu verſchaffen und zur 
Erhaltung der jagdlichen Ordnung einzufchreiten. (O. B. G. v. 21.4. 1900, Entſch. 37 &. 208.) 
107. Der Bezirksausſchuß befchließt über die Verlängerung, Verfürzung 
oder Aufhebung der gefetlichen Schonzeit, ſoweit darüber nach beftehendem Nechte 
im Berwaltungdwege — getroffen werden kann. Der Beſchluß ift endgiltig. 

2 Bol. 5 40 der Jagdordnung. 

Der 8 108, als 5 82 in die Jagdordnung übernommen, enthält nur 
Schleswigſches Sonberredt. 


2. Ausübung der Yagdpalizei. 

1. über die Ausübung der Jagdpolizei enthält die neue Jagdordnung vom 
15. 7. 07 keine und die dazu ergangene Ausführungsanweiſung vom 29. 7. 07 auch 
nur unter Hifer 25 VI Beitimmungen über die Jagdſcheinkontrolle. 

Formel find nach Abfa 3 der Ausführungsanweiſung vom 29. 7. 07 aud) alle 
früheren Ausführungsanweifungen aufgehoben, inngemäß dürfte aber der einergel 
zur Ausführung des Jagdpolizeigefehes vom 7. 3. 1850 ergangene Erlaß des Minifterd 
d. 3. vom 14. 8. 1850 (M. Bl. ©. 107) auch Heute noch anzuwenden fein. 

Hiernach find bie Lokalbehörden zu veranlaſſen, alle Aufſichts beamten mit Einfchluß 
der Forfibedienten, Gendarmen und eldhüter zur Überwachung der Jagdkontraventionen 
jeder Art, befonders der Berlegungen der Hege⸗ und Schongeiten, ſowie der Übertretungent 

er jagdpolizeilicden Vorſchriften, anzuweiſen und zur ſchleunigen Anzeige der entbedten 
Bergehen mit Ernſt angubalten. 
Bu den Auffichtsbeamten im Sinne diefer Verfügung gehören and): 
Staats» und Gemeindeforftbeamte, 
Feld» und Forſthüter und Privatforftbeamte aber nur, foweit ihnen die Eigenfchaft 
Öffentlicher Beamten beimohnt. 

Diefe Eigenfchaft erlangen die Feld» und Forfthüter durch Die ftantliche Ber- 
Teipung dieſes Charakters und Leiftung des Amtseides (8 62 F. u. F. P. ©.) 
und die in Brivatdieniten ftehenden Forſtbeamten (Förfter, Forftauffeher ufw.) durch 
ihre Vereidigung auf das Forftdiebitahlsgefeh (8 28 3. D. G.). 

x fer über Beaniteneigenfchaft im allgemeinen fiehe 83 359 und 113 Str. G. B., 

2. Die Uuffichtsbenmten find zur Ausübung der Jagdpolizei aber nur inner- 
Balb der ihnen überwiefenen Schugbezirke zuftändig. 


erſcheint aber geboten, weil fie er weiterhin in denjenigen Zandesteilen er Bleiben, bie zum @eltungß- 
gebiete ber neuen Jagbordnung nicht gehören (Hannover, Hohenzollern, Helgoland). 


Nabtre, Handbuch. 4 Aufl. 40 
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Angerhalb de3 feinem Schute übermwiejenen Jagbbezirkes iſt aud 
ein auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz beeidigter Korftbeamter, ganz gleid 
ob königlicher, Kommmunals oder Privat-Forjtbeanter, niht befugt 
ur Yusübung des Jagdſchutzes, insbefoudere die Borzeigung Des 
Neapfgeines zu verlangen. (E. G. v. 22. 6. 1898 u. 15. 3. 1900, Kae, 

.3 . 80. 


Außerhalb ihrer Schutzbezirke erlangen die Forſtbeamten die Befugnis zur 
Ausübung jagdpolizeilicher Funktionen nur dann, „wenn fie ihnen von der Fagd 
polizeibehörde nacdı Maßgabe des nachfolgenden Min.Erl. vom 24. 2. 1900 GJahrb. 
B. 32 ©. 275) befonders verliehen wird. 

„E83 bat fi in einigen Gegenden das Bedurfnis fühlbar gemadt, um eine twoirfjame 
Handhabung des Jagdſchutzes zu erreichen und bem überband nehmenden W:lderertuns 
nahhaltig entgegen zu treten, bie Forſibeamten zur Mitwirkung bei der Ausübung Des 
Jagdſchutzes auch außerhalb ihrer Schutzbezirke, namentlich auf den an ihre Nepiere am 
grenzenden Jagdbezirken heranzuziehen. 

Die Frage, inwieweit und ob überhaupt die Töniglichen Forſtſchutzbeamten Trait 
ihrer eigenen Befugniffe zur Überwachung und Verfolgung von Jagdvergehen unb agb 
bolizeiübertretungen, weiche außerhalb ihrer Schutzbezirke begangen werden, berechtigt find, 
{ft in früberer Zeit bon den Gerichten verichiedenartig beunteilt, neuerdings aber von dem 
Königlichen Kammnıernericht in Übereinftinnmung mit der ſchon vorher in der Miniiterial- 
inſtanz bertretenen su fiafjung in derneinenden Sinne entfchieden worden. Dies hat dem 
Herrn Minifter für Landiwirtfchaft, Domänen und Korften Veranlafjung gegeben. die 
Töniglichen Forſtverwaltungsbehörden mit entfprechender Anweiſung zu verſehen und ihmen 

u enipiehlen, fomweit ein Bedürfnis vorliegt, ſich an die geſetzlich mit der Wabrnehmung 
er Jagdpolizei betrauten Behörden ($ 103 des Zuftänbigfeitsgejege8)*) mit einer Anregung 
des Inhalts zu wenden, diß dieſe für ihren Amtsbezirk oder beitimmte Teile desſelben 
einzelnen geeigneten königlichen Toritfhutbeanten unter Buftimnung ber borıeiekten 
Negierung die aushilfsweije Mitwirkng bei der Ausübung ber Sandpolizet übertragen 
und diefe Aufträse unter namentlicher Bezeichnung der mit ihnen betrauten orfebeamten 
in ihren WUmtsbezirken öffentlich bekannt machen möchten. ı 

finde nicht dage,en zu erinnern, wenn die mit Wahrnehmung ber Tor 
betrauten Behörden unter geeigneten Umjtänden aud) gleichartigen Anträgen der Gemeinden 
oder privater Forſt⸗ und Jagdbeſitzer Folge geben oder aus eigener Entſchließung in 
diefer Weife vorgehen. E83 erfcieint ferner zulaffig, die Übertragung ſolcher Hilfe 
leiftungen bei Ausübung der Jagdpolizei nicht auf königliche a eomie zu Beichränden, 
fondern, infoweit es obne Koiten für die Staatölajje geſchehen kann, aud auf folde 
im Gemeinde⸗ oder Privatdienite ftehenden Yöriier und Schugbeanten mit Genehmigung 
ihrer Tienſtherrſchaften auszudehnen, welde für ben Jagd- und Forſtſchutz vereidigt 
nit der Berechtigung zum Waffengebrauche ausgeftattet find, und an deren Zuverläſſigkeit 
feine Zweifel beitchen. 

3 veriteht fi von feldft, daß die beauftragten Beantten bei Ausübung ber Jagd⸗ 
poligei lediglich) al8 Organe ber Zagdpolizeibehörde aufzutreten und zu handeln haben 
werden.” 

3. Die zu Hilfsbeamten der Staattanwaltichaft beitellten Forſt⸗ und Jagdſchutz⸗ 
beamten (AI D d. W.) können bei Gefahr im Berzuge, d. h. wenn bie örtlich 

uftändigen Organe nidyt zur Stelle find und ein fofortiges polizeiliches 

Einfhreiten geboten iſt, um Beweismittel von Bedeutung zur Feititellung des 
Tatbeitandes bzw. zur Überrührung des Täters zu erlangen, auch auf benahbartem, 
ihrem Schuge nicht unterftelltem Jagdgebiete Beichlagnahmen vornehmen; z. B. ein 
während der Schonzeit gejchofjenes Reh. (©. V. G. v. 18. 5. 1897, D. J. 8. 29 
©. 306.) 


4. Erlaß polizeilicher Strafverfügungen bei Fagbpolizei-lisertretungen, 
Jagdpolizeibehörden find in den Stabdilreifen die Ortspelizeibehörden, in den 
Landfreifen die Landräte. Diefe find, und nicht etwa auf dem platten Lande die 
Amtsvorfteher, zum Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen jagdpolizeilicher 
Übertretungen befugt. Sie find jedoch nur zuftändig, inſoweit es fi um Zuwider⸗ 


*) Landrat, in den Stabtkreiſen bie Ortspoligeibehörbe. 


E. Fangen und Töten fremder Hunbe. 627 


bandlungen handelt, die mit einer 30 Mark nicht überfteigenden Strafe (Gef. v. 
23. 4. 1883, Cd. W.) ald genügend geahndet erjcheinen. (M. Erl. v. 21. 4. 1889, 
D. J. 8. 21 ©. 119.) 

Gegen polizeiliche Verfügungen der Jagd oltzeibehörbe findet die Beſchwerde oder 
Klage im Berwaltungsperfahren jtatt. ($ 127 ff. des Gef. über d. allg. Landesverwaltung 
v. 30. 7. 1883.) — Bgl. Anlage 2 zu XI Cd. W. 

Bon allen Straffeitiegungen ift derjenigen SJagdpolizeibehörde, in deren Bezirk 
ber Übertreter feinen Wohnfig hat, Mitteilung zu machen, damit diefe ihre weiteren Maß—⸗ 
nahmen, 3. DB. Entziehung des Jagdſcheines, treffen kann. 


E. Recht zum Zangen und Töten der in fremden. 
Jagdrevieren berumlaufenden Hunde. 


Einleitung, 

Für das Necht zum Fangen und Töten der in fremden Jagdrevieren frei 
umberlaufenden Hunde kommen zuerft die Provinzialgelehe (a) und, foweit dieſe 
ee nicht enthalten, die Borfchriften des A. S. R, II 16, 88 64 bis 67 (b) 
n Betracht. 

Auch kann diefer Gegenftand der Geſetzgebung durch Polizei: Berorbunngen - 
geregelt werden. 

Eine für einen Amtsbezirk nach Unbörung dee Untsvertretung erlaſſene 
ollgeineror nung, welche beitimmt, daß Hunde auf frenden Jagdrevieren nicht 
aufen gelafien werden dürfen, wenn fie nicht mit einen Knuppel verjehen find, 
der fie an der Aufſuchung und Verfolgung des Wildes hindert, iſt rechtsgültig, 
weil fie zur geung es Wildftandes und Förderung ber Jagd und fomit zum 
Schitze bes entums (& 6 b. ef. v. 11. 3. 1850 über bie Polizeiverwaltung 
— ©. ©. S. 265 —) erlajjen ift. (8. G. v. 29. 4. 1895, Selbitverm. ©. 628.) 

Unter ganz gewiffen Borausjegungen ift das Töten der Hunde auch nad) 
dem B. ©. 9. ald Ausfluß des Privatrecht3 zum Selbftfchug gegen Tiere zuläflig. 
(Legen von Gift, X G d. ©.) 


a) Brovinzialgefcehlidhe Belimmungen. 
Die unter b zu 865 A. L. R. gegebenen Erläuterungen find auch bei den probinzials 
geieslihen Beſtimmungen, fofern Diele entgegenftehende Vorſchriften nicht enthalten, zu 


erüdlichtigen. 
1. Oftpreußen. 

Jagdberechtigte und Forſt- und Jagdſchutzbeamte können berumlaufende 
ungelnüppelte Hunde, ganz gleich, ob Jagd, Wind- oder gemeine Hunde, totſchießen, 
und der Eigentümer hat 3 DE. Schußgeld zu geben. pirtendunde und Hunde zum 
Ublehren des Wildes von den Feldern müſſen gefnüppelt fein. (Forſtordn. v. 
3. 12. 1775.) 

Die SS 66 und 67 U. 2. R. finden feine Anwendung. 


2. Weſtpreußen. 

Jagdberechtigte, FZorft-und Jagdbeamte Tönnen herumlaufende ungelnüppelte 
gemeine Hunde totichießen. Die Eigentümer der Hunde haben 3 ME. Scußgeld 
zu zahlen. (Forſtordn. v. 8. 10. 1805.) Bezüglich der Jagdhunde gelten die Be⸗ 
ftimmungen des U. L. N. 

8. Poſen. 


Im Regierungsbezirk Bojen und in dem vormals ſüdpreußiſchen Anteile des 
Bromberger Regierungsbezirkes, nämlich in den Nevierförftereien Gneſen, Powitz und 
40* 
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Bongrowig — SKreife © nd W it — (Bublikand. v. 4. 3. 1823), 
fiche Oftpreußen, in dem Abrigen Zeile bes Segierumgsbegirtes Bromberg, fiebe 
Beftpreupen. 


4. Bommern. 

Fagdberedhtigte und Forft- und Jagdbeamte lönnen berumlaufende sn» 
gefnüppelte Hunde, ohne Unterjdjied, ob Jagd: und Wind» oder gemeine Hunde, tot- 
ſchießen. Der Eigentümer hat 3 Mi. Schußgeld an den Erleger, in Renporponımern 
und Rügen aber an Stelle des Schußgeldes an die Staatslaſſe eine Strafe vs= 
6 ME. zu zahlen. (Forſtordn. v. 24. 12. 1777 und Berordn. v. 22. 6. 1800 bzm. 
Patent v. 13. 7.1729.) Im Streife Lauenburg gelten die Beitimmungen des U L.R 

Für Die urfprünglich neumärlifhen Kreife Schlawe, Stolp, Schievelbein 
und Dramburg, mit Ausnahme der früher weitpreußifchen Ortfchaften Gieſen mit 
EHriftiansberg, Louiſenthal, Neuer Krug und Heideichäferei, gelten die Borjchriften 
der märfifchen Jagdordnung dv. 20. 5. 1720; fiehe Brandenburg. 


5. Schleſten. 

In den Täniglichen Forſten find die Töniglichen Forſt- und Sagbbeamiten zum 
Totſchießen der herumlaufenden ungelnüppelten Hunbe nach vorheriger Berroarnung 
des Beſitzers der Hunde berechtigt, infofern nicht Har erweislid, daß die Hande 
wider den Willen des Beſitzers und ohne feine Schuld losgekommen find. 

Hunde, welche Schäfer und Bauern im Jagdreviere bei fid) führen, fönnen, wenn 

e nicht gelnüppelt oder am Stride geführt werden, auch ohne vorhergegaugem 
erwarnung totgefchoflen werden. (Maft- und Jagdordnung b. 19. 4. 1756.) 

n Den atjagbrevieren und für die Privatiagdbeamten, fowie in Den ehemals 
Fächfiichen Landesteilen der Oberlaufig gelten die Beitinmmungen des U. 2. N. 


6. Brandenburg. 

In den königlichen Forſten können bie Töniglichen Forft- und Sagbbeamten 
umberlaufende ungelniippelte Hunde totfchießen. (Märkifche Holz⸗ Maft- und Jagd⸗ 
ordnung dv. 20. 5. 1720. 

Für Privatjagdreviere gilt das U. 2. R. (R. ©. v. 14. 3. 1893, D. J. B. 26 
©. 46), deögleidhen in den ehemals ſächſiſchen Landesteilen. Im reife Schwiebus 
gelten die Borjchriften für Schlefien. 


7. Sachſen. 

In den ehemals Töniglich ſächſiſchen Landesteilen gilt das U. 2. R.; in der 
Altmark die märkifche Holz, Mafte und Jagdordnung vom 20. 5. 1720 und in 
den übrigen Teilen die mit dieſer gleichlautende Holz, Maft- und Jagdordn. 
v. 3. 10. 1743 (vergl. alfo Brandenburg). 

Im NRegierungsbezirt Magdeburg ift auch die Verordnung vom 19. 1. 1830 
noch rechtsgültig, wonach derjenige, welcher in einem fremden Jagdrevier Hunde, 
mit Einichluß der Jagdhunde, ohne Knüppel und ohne diefelben an der Leine zu 
führen, herumlaufen läßt, in Strafe genommen wird. (Vgl. 8. G. v. 6. 11. 1893, 


Johow, Bd. 14 ©. 338.) 
j 8. Weſtfalen. 


Die Forſt⸗ und Kagdbeanıten find berechtigt, umherlaufende ungefnüppelte Hunde 
totzufchießen. (Holzes, Forſt⸗, Jagd» u. Grenzordn. v. 4. 3. 1738, kurf. cöln. Jagd⸗, 
Buſch⸗ u. ae am v. 9. 7. 1759, cöln. Verordn. weg. d. Jagd v. 10. 2. 1792.) 
In der Grafſchaft Mark, der Stadt und der Grafſchaft Dortmund gilt das U. L. R. 


9. Rheinprovim. 
Am Gebiete der Verordnung des Gen.⸗Gouvern. v. Nieder und Mittelrhein 
v. 18. 8. 1814 find zum Zotfchießeit der umherlaufenden ungelnüppelten Kunde 
beredtigt: die Forjtbeamten (Forſtſchutzbeamte des Staates, der Gemeinden, öffentlichen 
Anstalten und Verbände, fowie die auf den Forftfchug vereideten Brivatfürfter; Ober 
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landesger. Eöln v. 28.9.1887 — Bauer, Recht zum Töten von Hunden ufw. ©. 54), 
nicht auch die Zagdberechtigten (R. ©. v. 17. 6. 1901, Strafl. Band 34 ©. 295), 
ohne Unterfchied, ob Bauern» oder Kagdhund. 

Gleiche Beſtimmungen beftehen im &eltungsbereiche der Jagd⸗, Bufch- und 
Fiſchereiordnung des Eraftift3 und Kurfürſtentums Cöln v. 9. 7. 1759. 

In den Kreifen Eſſen⸗Stadt und Land, Mülheim a. Ruhr, Duisburg-Stabt, 
Ruhrort, Rees, Lleve, Geldern, Mörd und Krefeld (Stadt) gilt das U. L. R. 

Ein Tötungsrecht gegenüber revierenden Hunden befteht nicht in dem Geltungs= 
bereiche der Berordnung des öfterreichifch-bayeriichen Souvernements v. 21. 9. 1815 — 
bie linksrheiniſchen zwifchen Nhein, fel, Saar und den Reichslanden gelegenen 
Landesteile ausjchl. der Kreiſe Kreuznach und Meifenheim —, und dem Geltungs- 
bereiche der jülich«bergifchen Jagd» und Forſtſatzungen v. 8. 5. 1761 — die rechts⸗ 
rheinischen Teile des Regierungsbezirkes Düfjeldorf, foweit das xheintfche Recht gilt, 
und des Regierungsbezirkes Coln, ausgenommen den Amtsgerichtsbezirk Königswinter, 
die Gemeinden Kembahn, Geislar, Bilich, Vilich-Rheindorf und Schwarz⸗-Rheindorf 
und den Stadtbezirk Deutz. 

Die gegen das Umbherlaufen von Hunden und das Mitführen unangebundener 
Hunde auf fremden Jagdgebiete gerichteten Steafbeftimmungen in Abfa 14 Sektion B 
der neuen verbeſſerten proviforiichen Brüchtenordnung für das Herzogtum Berg vom 
2. 11. 1802 und in den SS 9 und 11 der jülich-bergifchen Jagd⸗ und Forſtſatzungen 
vom 8. 5. 1761, fowie in den 88 28 bis 30 der Jagd⸗, Buſch⸗ und Fiſchereiordnung 
des Erzitift3 und Kurfürſtentums Cöln vom 9. 7. 1759 und in ber beftätigenben 
kurfürſtlich cölniſchen Verordnung v. 3. 7. 1765 werden aufgehoben. (eich v. 
24. 5. 189 . S. 106.) Durch dieſes Geſetz ſind die veralteten Straf⸗ 
beſtimmungen aufgehoben, nicht aber die Verbotsbeſtimmungen über das Herumlaufen- 
laſſen ungelnüppelter Hunde. Die Strafbeftimmungen find jetzt durch Polizei⸗ 
verordnungen zu regeln. 
10. Hannover. 

Siehe Jagdordnung vom 11. 3. 1859, 88 32 bis 35; X04 d. W. 


11. Heflen-Raflan. 
In Sagdrevieren herrenlos umbherjtreifende Hunde können töten: im ehemaligen 
Kurfürſtentum Heſſen die Kagdberedhtigten und die Forſt- und Jagdbeamten are 
eſſiſches Geſetz v. 7. 9. 1865), jedoch nur dann, wenn die Hunde feinen Eigentümer 
aben, oder wenn die Eigentümer unbelannt find (8. G. v. 3. 4. 1905, Jahrb. 
d.3 ©. 94), im Umt Homburg die Kagdberechtigten (Verordn. v. 8. 9. 1841), und in 
den vormals bayerifchen Landesteilen die Jagdberechtigten und Jagdaufſeher (Werordn. 
v. 5. 10. 1863) ohne Unterjchied, ob Jagd⸗ oder gemeiner Hund. 

In den ehemals naffauischen und großherzoglich heſſiſchen Gebietstellen ift das 
Zöten der Hunde nicht geftattet. R% ditrafgef. v. 6. 1. 1860 bzw. v. 19. 7. 1858.) 

Sn den früheren Herzogtum aflan find die Beſitzer der in einem fremden 
Bezirle jagenden Hunde nad) den 88 29 Nr. 2 und 43 des naljauifchen Geſetzes 
vom 6. 1. 1860 au beitrafen. 

Der 5 29,, lautet: 

„Wegen Sagdpolizeivergehend wird beitraft: Der Beſitzer eines — — 
der in einem fremden Jagdbezirke (unter Ausſchluß der darin befindlichen 
Zanditraßen, Vizinalwege, Wege, welche zur Verbindung zwijchen Orten und diefe 
verbindenden Wizinalmegen und Straßen dienen, und des Ortsberings) jagt, 
d. 5. jagdbare Tiere verfolgt, Strafe... .. dreißig Kreuzer.” 

Das Kammergericht führt in feiner Entjcheidung vom 28. 2. 1901 aus, Daß 
dieſe Beitimmung dur $ 292 Str. G. 2. (Fagdvergegen) nicht aufgehoben iſt, denn 
8 292 betrifft dad Jagen der Menfchen, etwa mit Hilfe von Hunden, 8 29 betrifft 
aber den Fall, daß ein Hund de t, und bedroht mit Strafe den Beſitzer dieſes 
Hundes. Dagegen erklärt dasjelbe die Beftimmung des 8 13 der Negierungs-Bolizei- 
berordnung vom 19. 2. 1878, wonach die Beliger frei umherlaufender Hunde, 
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auch wenn dieſe nicht jagen, mit 3 bis 30 Mark in Strafe genommen werden fünnen, 
für ungültig. (D. 3. B. 38 ©. 208.) 


12. Schleswig. Holftein. 

Ein Tötungsret haben die Forft- und Jagdbeamten bezüglich der außerhalb 
des Hofplates betroffenen Haud- und Kettenhunde Wind⸗ Jagd⸗ und Borftehhunde 
find von den Forſt⸗ und Jagdbeamten aufzugreifen und als ihr Eigentum zu behalten, 
und, wenn dies nicht möglich, auf der Stelle zu erfchießen. (Forſt-⸗ u. Jagdordn v. 

. 7. 1784.) 

‘m Herzogtum Lauenburg find die Sagdinhaber und ihre Vertreter befugt, 
Hunde, die, ohne ihren Herrn zu begleiten, ungelnüppelt umberftreifen, fofort zu töten, 
ausgenommen find jedoch überjagende Jagd- und Deeutehunde. Wenn Hunde, Die 
ihren Heren begleiten, jagend betroffen werden, fo ift der Eigentümer das erftemal zu 
verwarnen, Tann auch in eine Buße von 3 Mark genommen werden. Das zweitemal 
Tann, vorausgefeht, daß eine vorangegangene Beitrafung desfelben Eigentümers mit 
Bezug auf basjelbe Jogdoebiet erfolgt ift, der Hund ohne weiteres getötet werden. 

) 


WVerordn. v. 8. 9. 
18. Hohenzollernſche Lande. 

Ein Totungsrecht beſteht nicht. Nach der Polizeiverordn. v. 17. 8. 1003 (U B 
Sigmaringen ©. 76) iſt es bei Geldſtrafe bis 80 Mark, im Unvermögensfalle bei en⸗ 
fprechender Haft, verboten, Hunde und Raben außerhalb der gefchlojienen Ortslage, 
bei einzeln belegenen Gehöften außerhafb eines Umkreiſes von 200 Metern während 
der Zeit vom 1. 3. bis 15. 9. frei umberlaufen zu laflen. 


14. Zum Wildkehren benutzte Hunde unterliegen nicht der Tatung. 
Sagbordnung X C 35. ®.) 8 65. 

Bur Ubwehr von Rot-, Dam- und Schwarzwild von feinen Befigungen kam 
ein jeder fich auch Heiner oder gemeiner Haushunde bedienen. 

Die Snüppelung biefer Hunde ift ni o ben, a 
berechtigte biefelben in —S ir a lerie en, und darf baber ber Zap 

Eine gleiche Beſtimmung enthält der 8 18 der hohenzollernichen Jagdordnung 
vom 10. 3. 1902. 


») Jaundreqſhtliche Seſtimmungen. 
UL. R. II 16. 


8 64. Niemand darf auf fremden Jagdrevieren Hunde laufen laſſen, die nich 
mit einem Snüppel, welcher fie an der Aufſuchung und Verfolgung des Wildes 
hindert, verfehen find. 

2 Der 8 64 bezieht fi auf Hunde jeder Art, alfo auch auf Sagbhunde; die 88 65 
Bis 68 machen nur infofern einen Unterfchied zwiſchen Jaghhunden und gemeinen Hunden, 
als der Inhaber der Jagd letztere erſchießen art, tere dagegen nicht. (8... 6. 11. 1893.) 

8 65. Ungeknüppelte gemeine Hunde, ingleihen Katzen, die auf Jagdrevieren 
KT Tann jeder SJagdberechtigte töten, und der Eigentümer muß Scuß- 
geld zahlen. 

2 Die Befugnis, die Hunde zu töten, eritredit fi nur auf den Jagdberechtigten und 
nicht auf die Teilnehmer an einer Jagd, welde von dem Berechtigten zu ber letteren 
eingeladen find. (R. ©. dv. 12. 1. 1880, Dalde, Preuß. Sagdr. ©. 111.) 

Über die Frage, 06 nur dem Jagdberechtigten oder od demjenigen, ben der Jagd⸗ 
berechtigte ermächtige, die Befugni zur Tötung der Hunde zuftebe, und ob in der 
Ermädtigung zur agb eine Gewährung jener Befugnis zur Tötung der Hunde zu erbiiden 
Iel, er Pe eichägericht in dem Erkenntnis bon 22. 10. 1894 (D. 3.8. 27 

. wie folgt: 

„Der Jagdberechtigte dürfe nicht bloß in eigener Perſon das Recht aus S 65 aus⸗ 
üben, er dürfe die Befugnis durch befondere Erflärung auch durch andere ausüben 
laſſen. — Das Recht zur Tötung ungelnüppelter Hunde, die auf bem Sagdgebiet auf 
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ſichtslos herumlaufen, fei dent Jagdberechtigten zum Schutze feines Jagdrechts gegen bie 
Gefährdung des Wildftandes verlichen; diefer Schug würde ein höchſt unvollkommener 
fein, wenn die Befugnis zur Tötung den Jagdberechtigten nur für feine Perſon zuftehen 
jollte, und Ihre Ausüpung auf andere nicht Übertragen werden fönnte. Someit der Jagd⸗ 
bereditigte die Erlaubnis zur Ausübung der Sand erteilen dürfe, Tönne ihm auch das 
Recht nicht verfagt werden, andere Perfonen zur Tötung der für die Ausübung der Jagd 
nadjleiligen Hunde nah Maßgabe der Beſtimmungen des U. L. N. gi ermächtigen. 
Solche tigung aber liege offenbar nicht ohne weitere in der Erlaubnis zum 
Sagen oder in der Einladung zur Teilnahme an einer Jagd, bebürfe vielmehr einer 
bejonderen Erklärung bes Jagdberechtigten.“ 

2 Wer ohne Berechtigung und Borjäglic einen fremden Hund tötet, macht ſich ber 
Sachtelwadigune ſchuldig. (F 303 Str. G. B. 

2 Die Befugnis eiſtreckt ſich nicht auf frei umherlaufende Hunde, die ſich unter der 
unmitte (baren Auflicht eines Menfchen Befinden. (R. G. vd. 17. 12. 1881, D. J. 83. 15 

‚1 


#4 Diefelbe dauert auch nur fo lange, als bie Hunde frei im Revier umberlaufen, 
und fie hört auf, fobald fi die Hunde außerhalb bed Reviers befinden oder ihrer 
Freiheit beraubt find. (O6. Trib. vd. 3. 2. 1865, Dalde ©. 111.) 

5 Ein Tötungsredht beſteht nur bei den berumlaufend betroffenen ungelnüppelten 
Hunden. Tötungsart: Erſchießen — Bersgiiten. " 

Die Ausübung der Tötungsbefugnis des Jagdberechtigten hat, um unter dem Schuße 
des Geſetzes zu ſtehen und ſtraflos zu erjcheinen, zur notwendigen Borausfegung, da 
Umpftände vorliegen, welche es den Jagdberechtigten erfennbar maden, da 
er einen unbeauffidhtigt berumlaufenden Hund vor fih bat. Eine perfönliche 
Kontrolle des Jagdberechtigten oder deſſen Steflvertreter8 in bezug auf das Borhandenfein 
der Borausfegungen der ihn gefetlich eingeräunten Totungsbefugnis kann aber im ein⸗ 
gelnen Halle nur dann ausgebt werben, wenn ber au tötende Hund bei bem Herunt- 

aufen angetroffen wird. 

Dafür, daß bei Schaffung bed 8 65 U. 2. R. II 16 von dieſem Geſichtspunkte aus⸗ 

egangen wurde, fpridht auch der Stand der fonitigen ml ebung auf dem ®ebiete des 
—*8 wie er damals bereits in verſchiedenen ſetzt preu * ebietsteilen vorhanden 
war und zum größten Teil auch jet noch vorhanden iſt. 

Es gibt in Preußen in Bezug auf da8 Recht zur Tötung bon Hunden auf fremden 
Dee eine ganze Reihe noch jeßt in Geltung befindliche provinzialrechtlicder Bor- 
Hriften, welche mit nur wenigen Ausnahmen ihren klaren Wortlaute nach als Urt ber 
Tötung don Hunden, die fih ungefnüppelt oder ohne Wufficht auf Jagdrevieren frei 

erumtreiden und infolgedefien dem Wildftande gefährlich werden Tönnen, nur das 

chießen aulaffen; diefes kann aber natürlih nur ftattfinden, wenn der au tötendbe 
pund von dem Tötungsbderechtigten unter Umſtänden betroffen wird, welche außer Zweifel 
affen, daß nıan es mit einen —* herumlaufenden Hunde zu tun hat. 

Einzelne biefer Provinzialrechte ſprechen fih fogar mit direften Worten dahin aus, 
daß die Tötung der Hunde in derartigen m nur fol ftattfinden dürfen, wenn fie 
ungefnüppelt und umbeauffidtigt an Berl en werben. 

Daß man bei Erlaß des 5 65 U. 2. R. II 16 abweichend bierbon don wefentlich 
anderen Geſichtspunkten ausgegangen wäre und bem te in bezug auf bie 
Tötung bon Hunden erheblich weitergehende Befugnifie habe zugeſtehen wollen, bafür . 
fehlt e8 an allen Anhaltspunkten. 

Kür die Annahme, daß dies nicht der Fall gewefen iſt und nicht geweſen fein Tann, 
ſpricht auch) noch ein anderer, mehr allgemeiner Srund. Der dberechtigte hat e8, wenn 
er zun Zweck der Fünftigen Tötung von Hunden für den Fall ihres freien Herumlaufens 
bereit3 im voraus (durch Legen von Gift) geeignete, rn berechnete Sorfehrungen 
trifft, regelmäßig nicht in der Hand, die Wirkſamkeit diejer Vorkehrungen nur auf folche 
Hunde zu beichränten, binfichtlich deren ihn: ein gefetzliche8 Totungsrecht zur Seite ftebt. 

amentlich bei den Auslegen vergifteter Wurftftüde wird es der Sagdberedhtigte penönlich 
nicht verhindern können, daß biefelben, wenn fie namentlih in Menge und in auss 
edehnten räumlichen Unifange bis in die unmittelbare Nähe menſchlicher Wohnungen, 
owie auf und neben den allgeniein begangenen Wegen niedergelegt werden, auch von 
anderen Hunden, bezüglich deren dem Jagdberechtigten Fein Zötungsrecht zukommit, 
insbeſondere Jagd- und Windhunden, gefunden und gefreffen werden, und diefe hierdur 
zugrunde gehen. Selbſt andere Tiere, ja, unter Umſtänden ſelbſt Menſchen, nanıentli 
Kinder, Fönnen durch derartige uneingefchräntte und untontrollierbare Vorkehrungen des 
Sagdbereditigten, ohne daß diefer e8 zu verhüten vermag, ſchweren Schaden an ihrer 
Gelundbeit und ſelbſt an ihren Leben erleiden. Ä 
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Gerade mit Rüdfiht hierauf muß es al8 ausgeſchloſſen gelten, daß es im Willen 
des Gefetsgebers gelegen haben follte, duch 5 65 Lediglich im Intereſſe und zum Schutze 
ber Jagdpflege Vorkehrungen und Maßnahmen zuzulaffen, welche weit über Dielen Zweck 
hinaus geeignet find, in der einfchneidenditen Weife in fremdes Eigentum einzugreifen und 
Geſundheit wie Leben bon Tieren und Menfchen auf das ſchwerſte au gefährden. (R. &. 
v. 30. 4. 1903, Entf. i. Strafl. Bd. 36 ©. 230.) Diefem Erlenntnis lag die Anflage 

egen den Pächter einer Bemeindejagd wegen Saapeihädigung (8 903 Str. G. 3.) zugrunde, 
der auf feinen SJagdgebiete bis in die unmittelbare Rähe Der innerhalb desſelben belegenen 
bäuerlichen Höfe, vie auf und an den fein Jagdgebiet durchſchneidenden Wegen zahl» 
reihe mit Strychnin präparierte Wurftbroden ausgelegt batte, un alle in dem Jagd⸗ 
sediere fih aufbhaltenden Hunde, tnsbefondere aud) die den dort wohnhaften Yard» 
wirten gehörigen Hunde, von denen hauptfädlich eine Beläftigung und Beeinträchtigung der 
Jagd befürchtet wurbe, zu töten. Mehrere, zum Teil wertvolle Hunde hatten nieiſt in 
unmittelbarer Nähe der Gehöfte, zu denen fie gehörten, die dort ausgelegten Broden 
genommen und waren infolgedeſſen eingegangen. Der Jagdpächter wurde berutteilt. 

5 66. Wenn Jagb« und Windhunde während der von einem Jagd⸗ 
berechtigten auf feinem Revier angefangenen Jagd bloß überlaufen, fo Tünnen fie 
nicht getötet, fie müſſen aber fofort zurüdgerufen werben. 

2 Der Jagdberechtigte kann auch Jagdhunde töten, wenn diefelben innerhalb feines 
Reviers auf IdtB108 und ungelnüppelt unıberftreifen, und fofern nicht die Ausnahmen 
der SS 66 und 67 vorliegen. (R. 8. v. 9. 6. 1881, D. J. 3.15 ©. 78. 

2 Als „auffiht3los umherſtreifender Hunde, deren Tötung erlaubt ift, find 
nur folge Hunde zu veritehen, welche fih ber Beobadtung und Einwirkung ihrer 

erren bauernb oder zeitweife gänzli entzogen haben. (R. &. v. 29. 6. 1893, 
taatsanz. Nr. 270.) 

8 67. Wenn Jagdhunde nicht mit Vorſatz an der Grenze gelöit worden, 
fondern nur von ungefähr über die Grenze gelaufen find, Tönnen Fr eufgefangen 
und müſſen dem Eigentümer gegen Entrichtung eines Pfandgeldes von acht Groſchen 
für das Stüd zurüdgegeben werben. 

1 Das U. L. R. macht hiernach aljo einen Unterfchied, ob der Jagdhund auf ber 
yeod übergetreten ift, oder ob er nur ohne Führer frei und ungeknuppelt unıberfchweiit. 

r in legten Kalle darf ex, fofern nicht Pprovinzielle Vorfchriften entgegenftehen, bon 
dem S$agbberechtigten getötet werden. (Dalde ©. 112.) 


— — — — — — — — — 


F. Recht zum Löten don Katzen. 


Es ſind zu unterſcheiden die Wildkatze und die Hauskatze. 

I. Die Wildkatze (folis catus); fie gehört nach dent Wildſchongeſetz vom 14. Juli 1904*) 
zu den jagdbaren Tieren (8 1a), ift alfo dem ausſchließlichen Okkupationsrecht des 
Jagdberechtigten vorbehalten. Sie ift zu erkennen an dem Sohlenfleden, Bau des 
Schädeld, Färbung und Form der Aute (kurz, bujchig, mit Schwarzer Spike). 

II. Die Hauskatze (felis domestica). 

1. Die verwilderte Hauskatze, d. 5. eine Hauskatze, die die Gewohnheit ablegt, 
an den ihr beftimmten Ort zurüdzufehren (B. &. B., 8 960 Ubi. 3); fie ift herrenlos 
und darf von jedermann getötet werden. 

2. Die revierende Hauskatze, d. h. die Hauskatze, die fi auf fremden Jagd⸗ 
revieren aufhält, wo ein anderer als ihr Eigentümer jagdberedtigt ift. 

A. Nach 8 228 B. G. B. Handelt nicht mwiderredhtlich, wer eine fremde Sache 
befchädigt oder zerftört, um eine durch fie drohende Gefahr von fich oder einem 
anderen abzuwenden, wenn die Beichädigung oder gerkdrung zur Ubwendung der 
Gefahr erforderlich ift, und der Schaden nicht außer Verhältnis zu der Gefahr fteht. 
ging darf der Jagdberechtigte revierende Katzen töten, wenn durch fie der Jagd 
efahr droht, und die Tötung zur Abwendung der Gefahr erforderlich iſt. 


*) Yept 8 1 ber Sagborbnnung dv. 15. 7. 07. 
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B. Einzelne Jagdgeſetze geben dem Sagdberechtigten ein weitergehendes, von 
Diejem Nachweife (A) nicht ae Tötungsredt. (Urt. 69 des Einf.⸗Geſ. 
zum B. ©. 8. läßt die Iandesgejeglichen Vorfchriften über Jagd — abgefjehen von 
wenigen, hier nicht interefjierenden Bunfter — unberührt.) 

a) Das Ullgemeine Landrecht beftimmt im $ 65 IL 16: 

„Ungelnüttelte gemeine Hunde, ingleichen Haben, die auf Sfagdrevieren herum⸗ 
oe kann jede Jagdberechtigte töten, und der Eigentümer muß das Schußgeld 

ezahlen.“ 

Obwohl dieſe Beſtimmungen des A. L. R. nur ſubſidiärer Natur ſind, gilt 
obige Vorſchrift doch faſt allgemein, da nur wenige Provinzialgeſetze die Materie 
beſonders geregelt haben; zu letzteren gehören folgende: 

a) Die „Neue, revidierte und vermehrte Holz⸗, Maſt⸗ und Jagdordnung für das 

jouperäne Gebhergogtum Schleſien und die Grafſchaft Glatz von 19. Upril 1756 
eſtimmt im Tit. 8 2: 

„Weil auch die ind Feld auslaufenden Haben dem Kleinen Wildbret viel 
Schaden zufügen, jo verorbnen Wir, daß ein jeder diefe jchädlichen Tiere ab- 
Schaffen fol. Würde aber demmoc eine Kate von Unjeren orjtbedienten im 
Felde angelroffen, fo fol felbige totgefchoffen und von demjenigen, dem jelbige 
zuftändig, 2 Ggr. dem Forftbedienten auf Pulver und Blei gegeben werden.” 

vie Beitimmung bezieht fi nur auf ftaatliche Forftbediente, man nimmt 
an, daß für jonftige Sagdberechtigte die Borfchrift des 8 65 16 U. L. R. gilt. 

B) 8 10 Tit. 3 Der Forft- und Jagdordnung für Weftpreußen und den Nebediftrikt 

vom 8. Dftober 1805 beftimmt: " 

..... jomie auch) Katzen, die auf SFagdrevieren herumlaufen, Tünnen 
—7 — —— edienten, Waldaufſehern oder Jägern der Jagdberechtigten tot⸗ 
geſchoſſen werden.” 

) 8 32 der kurfürſtlich cölniſchen Jagd⸗, Buſch⸗ und Fiſchereiordnung vom 

9. Juli 1759 (gültig im Herzogtum Weitfalen und in der Sraffchaft Reckling⸗ 

haufen) beftimmt: 

„Nachdem es die tägliche Erfahrnüß gi, was maßen durch das beftändige 
Auslaufen der Kaben in Feldern und Wiefen die junge Faſanen, Feldhühuer 
und Hafen zu nicht geringem Verderb der Jagd von ſelbigen weggefangen 
werden, jo wollen Wir zu deſſen Vorbeugung, daß eben in ee Erzitift, 
bei Unferen Untertanen ohne Ausnahme der Perjon befindliche Kaben die 
Ohren, und zwar glatt am Kopf bei Straf eined Goldguldend abgejchnitten 
werden follen, damit diefelbe beim Tau» oder Hegenwetter in die Felder und 
Wieſen nicht mehr laufen, denen Faſanen und fonftigen kleineren Wildbret auf 
pafjen und felbiges wegfreſſen.“ | 

h) Die Verordnung des Generalgouvernement3 vom Nieder und Mittelrhein 
über Ausübung der Jagden vom 18. Auguft 1814 (gilt für das linksrheiniſche Gebiet 
Fe der Moſel, ſowie für die Stadt Coblenz, einjchließlich der ehemaligen Herzog- 
tümer Kleve und Geldern) fchreibt im $ 9 zu 3 vor: 

„Es ift ferner verboten, daß die Landbewohner die Hunde mit aus den Dörfern 
nehmen und gar frei, BR Unhängung eines Smütteld, in denen Feldern und 
Holzungen herumlaufen laſſen. 

In bielem alle find die Förſter autorifiert, die Hunde, Haben uſw. totzufchießen 
und haben die Einwohner außerdem noch eine Strafe von 5 Franken zu entrichten.” 

erechtigt find Hiernach zum Töten nur die Förſter, d. h. Forftichugbeamte des 
Staats, der Gemeinden, Öffentlichen Unftalten und Verbände. 

6) Die Verordnung vom 8. September 1866, betreffend die Beltrafung der 
Wilddieberei und der Sagdfrevel für da3 Herzogtum Lauenburg beftimmt in 89: 

„Umberftreifende Hunde und Katzen. Die Kagdinhaber und ihre Vertreter find 
befugt, Hunde ujw. ... . . . Kater, bie im Jagdgebiet umherlaufen, Tönnen ohne 
weitere3 getötet werden.“ 

d) Geſetz vom 11. März 1859, die Sagdordnung für Hannover betreffend, 
beitimmt im 8 32 Abſ. 2: | 
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„Kagen, weldhe in einem Jagdrevier in einer Entfernung von mindeſtens 
500 Schritt vom nächftbewohnten Haufe betroffen werden, Tann der Jagdberechtigte 
oder defien Vertreter im erften Betretungsfalle töten.“ 

8. Undere Perfonen ald Jagdberechtigte (3. B. Render von Bärten) haben Da? 
Necht zum Töten der Katzen wohl nır aus 8 228 B. G. B. (vgl. oben = 2A). u 
fd —* der Schutz der Vögel dem Gartenbeſitzer nad) $ 228 B. ©. B. zu, jedoch 

arf nicht jede Habe, die fi in fremden Gärten zeigt, ohne weitere8 vernichtet 

werden, jondern es muß nachgewieſen werden, daß die Bernichtung geboten war mü 

Rückſicht auf eine vorliegende drohende Gefahr für einen Vogel oder ein Keft, und 

bop der Schaden nicht außer Verhältnis zu der Gefahr ſteht. (M. BL f. 2. 1905 
. 100.) 


G. Legen don Gift. 


1. In Frage kommt bier für den Forftbeamten und den Sagdbereihtigten das 
Legen von Gift zur Vernichtung des Raubzeuges (Füchſe ufw.) und zur Wb- 
wendung von Befahren, welche dem Jagdrechte durch wildernde Humdbe 
und Katzen drohen. 

Berboten ift das Legen von Gift in Hannover. Das darauf Bezug habende 
Erkenntnis 8. ©. v. 8. 5. 1893 (Johow Bd. 14 ©. 45) lautet: „Das Strafverbot der 
Belanntmachung des hannoverfchen Minifteriums des Innern v. 2. 7. 1862, rfeni! 
und Strychnin zur Bertilgung der Feldmäuſe oder fonftigen Ungeziefers auszulegen, 
bezieht fi auf das Auslegen von Gift zur Vertilgung aller fchädlichen Tiere, mb 
bejondere auch der Füchſe.“ 

In den übrigen Landesteilen wird, fofern gleiche oder ähnliche Berorbmmgen 
wie in Hannover nicht beitehen, Gift gelegt werden können; die Rechte anderer 
Dürfen nur nicht verlegt werden. Dazu berechtigt find der Jagdberechtigte 
und feine Beauftragten, und nur foweit es ih um nidhtjagdbare Tiere handelt, 
auch jeder Beliger auf feinem Grund und Boden. Jeder Grundbefiter iſt z. 8. 
re die Kaninchen in den Bauen duch Anwendung giftiger AR (Schwefel 
kohlenſtoff) zu vernichten. 

2. Das Bergiften der Füchſe iſt, da der Fuchs zu den jagbbaren 
Tieren gehört, ein Ausfluß des Jagdrechts und fteht nur den Sagdberechtigten, 
wozu auch die Forftichugbeamten zu rechnen find, infoweit ihnen, wie den Töniglichen 
nach 8 65 der KFörfterdienftinftruftion, Das Erlegen der Füchſe geftattet ift, zu. Ein 
Nichtjagdberechtigter darf dies auch felbft auf eigenem Grund und Boden nicht tun 
oder zu tun verjucchen, andernfalld macht er ich eines Jagdvergehens fchuldig, jtrafbar 
aus 8 292 Str. ©. 8. 

In gleicher Weife macht fi) nad) dem Erkenntnis R. ©. v. 23. 9. 1886 (D. J. B. 
19 ©. 29) auch der ftrafbar, welcher auf feinem Grund und Boden Gift in der 
Abſicht leg um das übertretende Wild zu töten, um dadurch Wildſchaden abzuwenden. 

3. Ein Recht zum Legen von Gift uſw., um wildernde Hunde zu töten, läßt 
fih nur privatrechtlidh aus 8 228 8. G. B. über den Selbftjhub gegen Tiere 
und andere Sachen herleiten. 

Der 8 228 B. ©. B. lautet: 

„Wer eine fremde Sache*, beſchädigt oder zerftört, um eine durch 
fie drohende Befahr von fich oder einem anderen abzuwenden, handelt 
nit widerrechtlich, wenn die VBeichädigung oder die Berftörung zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich ift, und der Schaden nit außer Verhältnis zu der 


“) Sachen im Sinne biefes Paragraphen können fein: Wildernde oder wütende Hunde Rapen. 
ſchwärmende Bienen, den Santen ſchädliche Tauben, ein dem Abſturz brohender und badburd bie Bord 
gehenden gefährbender Gebäudeteil uſw. 


-— — —— 
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Gefahr fteht. Hat der Handelnde die Gefahr verfchuldet, fo ift er zum Schadens⸗ 
erfage verpflichtet.“ 

Wird zum Beifpiel ein y drevier fortgefeht von mildernden Hunden heim» 
gejucht, die das Wild ftören, daB es nach anderen Sagdrevieren fortiwechjelt, oder 
greifen und zerreißen, fo erfcheint ber Sagbbereitigte oder fein Beauftragter, 
abgejehen von den Ton gültigen Beltimmungen über daß Töten ufw. von Hunden 
auf fremden Jagbrevieren (fiche X E d. W.), befugt, um diefe drohende Gefahr 
abzuwenden, die Hunde zu befchädigen oder zu töten, ſei e8 durch Schießen, gangen uſw. 
oder durch Gift, indem er beiſpielsweiſe in ein friſch geriſſenes Stück Wild Gift legt, 
in der Vorausſetzung, daß die Hunde nach dieſem in fürzefter Friſt wiederkommen 
werden, um weiter zu ludern. 

Diefe Handlung ift feine widerrechtliche, mern eben der Schaden, der Dem 
Beliger der Hunde durch deren Töten zugefügt wird, nicht außer Verhältnis 
au der Gefahr fteht, die dem Jagdberechtigten droht. Der Jagdberechtigte braucht 
alſo nicht Söabanere zu leiften und kaum auch nicht wegen Sachbefchädigung nad) 
8 303 Str. ©. B. beitraft werden. Diefer Selbſtſchutz wird aber jofort wider» 
rechtlich und begründet die Schadenerfahpflicht, wenn die von Hunden drohende 
Gefahr auf andere Weife vermieden werden kann, und wenn das gefährliche 
Tier a niömäbig wertvoller ift als das bedrohte Necht. 

eifpiele: 

a) Der Hund eines Spaziergängers ftreift in der Nähe des von dieſem benutzten 
Öffentlichen Weges durch das Jagdgebiet. Ein Recht zum Beſchädigen oder Töten 
des Hundes nach 8 228 Tiegt nicht vor, denn die Abwendung der drohenden ee] r 
läßt ſich Leicht dadurch herbeiführen, daB man den Spaziergänger auffordert, feinen 
Hund kurz zu halten. 

b) Semand fährt fchnell durch ein fremdes Jagdgebiet, und ein Jagd⸗ oder 
fonft edler, wertvoller Hund (Dogge, Bernhardiner ufw.) läuft entfernt vom Wege 

er und bedroht dadurch das Jagdrecht. Auch in diefem Falle würde die Tötung des 

undes widerrechtlich fein, weil ber dadurch dem Beſitzer des Hundes zugefügte 

baden außer Verhältnis zu der drohenden Gefahr fteht. Anders aber, wenn 
diefe Urt der Bedrohung fich häufig wiederholt, der Hund Hafen oder ſonſtiges Wild 
et und reißt, und der Befiter, obgleich darauf aufmerkſam gemacht, den Hund 
dieſes auch ferner gewähren läßt und nicht Mittel anwendet, um es zu verhindern. 
Dann würde die Gefahr fchließlich größer fein als der Schaden durch Töten des 
Hundes, und dieſes wäre nicht widerrechtlich. 

4. Das Legen von Öift zum Bwede der Tötung aller in einem Jagd⸗ 
gebiete fich aufhaltenden oder herumlaufenden Hunde ift rehtswidrig 
N. ©. v. 30. 4. 1908, XEbd. W., Anmerk. 5 zu 8 65 U. 2. R.) und ebenfo 
ftraffällig wie das Legen von Gift an leicht zugänglichen Drten. 

Werden durch das Gift, welches für Fuͤchſe in rechimäßiger Unsübung des 
Jagdrechts und gegen wildernde Hunde in redhtmäßiger Ausübung des Selbft- 
ſchutzes iegt worden iſt, ohne ein Der] hulden des Biftlegerd (ein Verſchulden 
würde 3. B. vorliegen, wenn das Gift an leicht zugänglichen Orten gelegt ift) andere 
Tiere, 3. B. im erfiteren Falle auch Hunde, getötet, fo kann weder eine Beitrafung 
nach $ 308 Str. ©. 8. wegen Sachbeichädigung erfolgen, noch nad) 8 823 8.0.8. 
der Erfah des Schadens beanjprucht werden, denn beide Baragraphen dürfen nur zur 
Anwendung Tommen, wenn „Widerrechtlichleit” bzw. „ein Verſchulden“ vorliegt. 

Diefe Paragraphen lauten: 

8 303 Str. &. 8. 

Wer vorf anti oder rechtswidrig eine fremde Sache beichädigt oder zerftört, 
u ig Geldſtrafe bis zu eintaufend Mark oder mit Gefängnis bis zu zivei Jahren 

eſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Iſt das Vergeben gegen einen Ungehörigen verübt, To ift die Zurücknahme des 
Antrages zuläflig. 
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8 8238.68. 8. 

Ber vorſätzlich oder fahrläffig das Leben, den Körper, die Geſund— 
heit, die Freiheit, das Eigentum oder ein fonftiges Recht eines andeım 

— verletzt, iſt dem anderen zum Erſatz des daraus entſtehenden Schadens 
verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schuß 
eines anderen bezwedendes Geſetz verſtößt. Iſt nah dem Zuhalte bes 
Geſetzes ein Verftoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, fo tritt die Erſatz⸗ 
pflicht nur im alle des Verſchuldens ein. 

5. Beim Legen von Gift find aber in jedem Falle die allgemeinen Sieperheiti- 

maßregeln nicht außer acht zu laffen. Gift darf nicht in der Nähe von öffentlichen 
Wegen, Plägen und —2 gelegt werden. Außerdem hat der Jagdberechtigte. 
welcher nicht zugleich Beſitzer des Grund und Bodens ift (Jagdpächter) ſich erji mit 
dem Beſitzer des Grundſtücks, auf welches er das Gift legen will, ins Ein 
u fegen, denn es findet eine Störung des Beſitzers in feinem Befige ſtatt. Da zu 
eforgen ift, daß Hüte und andere Hunde oder fonftige Haustiere, welche der 
Befiger auf feinem Befite jederzeit weilen zu lafjen berechtigt if, die Giftbroden 
aufnehmen und daran eingehen. 

o durch bejondere Verordnungen die Anmeldung des Giftlegens bei ber 
Volizeiverwaltung zum Bwede der öffentlichen Belanntgabe vorgefchrieben ift, iſt Dies 
nicht zu verfäumen; denn eine Polizeiverordnnung, welche vorfchreibt, daß zum Gift: 
legen voligeiliche Genehmigung erforderlich ift, tft gültig. Sie will vor den Sefahren 
fügen, welche dem Leben und der Geſundheit von Menjchen durch Auslegen gewiller 
vergifteter Gegenftände an zugänglichen Orten drohen. Die Bolizeiverordnung bindet 
auh den Kagdberedtigten. (©. 3. G. v. 13. 11. 1902, Kunze u. Kautz 1904 
©. 169.) Vergl. auch 8 367, 5 Str. G. B., XIAd. ®. 

6. Das Fangen von Vögeln mit Anwendung von Körnern oder anderen Futter⸗ 
ftoffen, denen betäubende oder giftige Beitandteile beigemifcht find, ift verboten. 
(8 2c des Geſetzes, betr. den Schuß von Vögeln; X H d. ®.) 

Auf welche Vögel diefe Beſtimmung fich nicht bezieht, vergl. $ 8 a. a. D. 
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Geſetz, betreffend den Schub ven Bögeln. 
Bom 22. 3. 1888. (R. G. BI. ©. 111.) 


8 1. 1. Das Berftören und das Uusheben von Neftern oder Brutftätten der 
Vögel, das Herftören und WAusnehmen von Eiern, das Uusnehmen und Töten von 
Zungen, das Feilbieten und der Verkauf der gegen dieſes Verbot erlangten Reiter, 
Eier und ungen ift unterfagt. 

2. Dem Eigentümer und dem Nutzungsberechtigten und deren Beauftragten fteht 
— frei, Neſter, welche ſich an oder in Gebäuden oder in Hofräumen befinden, zu 

eſeitigen. 

3. Auch findet das Verbot keine Anwendung auf das Einſammeln, Feilbieten und 
den Verkauf der Eier von Strandvögeln, Seeſchwalben, Möwen und Kiebitzen, jedoch 
lann durch Landesgeſetz oder Dur) landezpolizeiuiche Anordnung das Einſammeln der 
Eier dieſer Vögel für beſtimmte Orte oder für beſtimmte Zeiten unterſagt werden. 

2 Bgl. 8 42 ber Jagdordnung, $ 368 Nr. 11 Str. © DB. und 8 33 des F. u 
F. P. G. v. 1. 4. 1880. 

8 2. Verboten iſt ferner: 

a) das Fangen und die Erlegung von Vögeln zur Nachtzeit mittels Leimes, 
Schlingen, Neben oder Waffen; ald Nachtzeit gilt der Beitraum, welcher eine 
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Stunde nah Sonnenuntergang beginnt und eine Stunde vor Sonnen⸗ 
aufgang endet; 

b) jebe Art des Sangen? bon Vögeln, folange der Boden mit Schnee bebedt ift; 

c) da3 Fangen von Vögeln mit Unwendung von Körnern oder anderen Futter⸗ 
ftoffen, denen betäubende oder giftige Bekanbteife beigemifcht find, oder unter 
Unvendung geblendeter Lockvögel; 

d) das Fangen von Bögeln mittel Fallkäfigen und Yallläften, Reuſen, großer 
Schlag. und BZugnebe, fowie mittel$ beiveglicher und tragbarer, auf dem Boden 
*F quer über das Feld, das Niederholz, das Rohr oder den Weg geſpannter 

ee. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

8 3. In der Zeit vom 1. März bis 15. September iſt das Fangen und die 
rlegung von Vögeln, fowie das Teilbieten und der Verkauf toter Vögel überhaupt 
unterlag. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

4. Dem Fangen im Sinne dieſes Geſetzes wird jedes Nachſtellen zum Zwecke 
des Fangens oder Tötens von Vögeln, insbeſondere das Aufſtellen von Neben, 
Schlingen, Leimruten oder anderen Fangvorrichtungen, gleichgeachtet. 

5. 1. Vögel, welche dem jagdbaren Feder⸗ und Haarwilde und deſſen Brut 
und Jungen, ſowie Fiſchen und deren Brut nachſtellen, dürfen nach Maßgabe der 
landesgeſetzlichen Beſtinmungen über Jagd und Fiſcherei von den Jagd» oder Fifcherel 
berechtigten und Deren Beauftragten getötet werden.! 

2. Wenn Vögel in Weinbergen, Gärten, beftellten Feldern, Baumpflanzungen, 
Santlämpen und Schonungen Schaden anrichten, Tönnen die von den Landes- 
regierungen bezeichneten Behörden? den Eigentümern und Nutzungsberechtigten der 
Grundftüde und deren Beauftragten oder öffentlichen Schugbeamten (Forſt⸗ und Feld- 
bütern, Flurſchützen ufw.), fomweit dies zur Abwendung diejes Schadens notwendig ift, 
das Töten folcher Vögel innerhalb der betroffenen Ortlichleiten auch während der im 
8 3 Abſ. 1 bezeichneten Frift geftatten. Das Feilbieten und der Verlauf der auf 
Grund folcher Erlaubnis erlegten Vögel ift unzuläffig. 

3. Ebenfo Tönnen die im Abſatz 2 bezeichneten Behörden einzelne Ausnahmen 
von den Beſtimmungen in den 58 1 bis 3 dieſes Geſetzes zu wiſſenſchaftlichen oder 
Lehrziweden, fowie zum Fang von Stubenvögeln für eine beſtimmte Zeit und für 
beftimmte Ortlichkeiten bewilligen. — — — — — — — — — — — —— 

1 Bgl. 8 48 der dordnung und 8 45 des Fiſchereigeſetzes. 

2 —2 (M. J g 23. 115 1888, SR. BL ee ſeb 

8 6. 1. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes oder gegen 
die von dem Bundesrat auf Grund derſelben erlaſſenen Anordnungen werden mit 
Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 

2. Der en Strafe unterliegt, wer es unterläßt, Kinder oder andere unter 
feiner &ewalt ftehende Perſonen, welche feiner Mufficht untergeben find und zu feiner 
Hausgenofienfchaft gehören, von der Übertretung diefer Borfchriften abzuhalten. 

& 7. 1. Neben der Geldftrafe oder der Haft Tann auf die Einziehung der ver- 
botswidrig in Beſitz genommenen, feilgebotenen oder verkauften Vögel, Neiter, Eier, 
fowie auf Einziehung der Werkzeuge erfannt werden, welche zum Fangen oder Tüten 
der Vögel, zum Zerſtören oder Ausheben der Nefter, Brutitätten oder Eier gebraudjt 
oder — 2— waren, ohne Unterſchied, ob die einzuziehenden Gegenſtände dem Ver—⸗ 
urteilten gehören oder nicht. 

2. Sit die Verfolgung oder Verurteilung einer beftimmten Perfon nicht aus» 
führbar, fo können die im vorftehenden Abſatze bezeichneten Maßnahmen jelbitändig 
erfannt werben. 

88. 1. Die Beitimmungen dieſes al finden feine Anwendung: 

a) auf das im Privateigentum befindliche Federvieh; 

b) auf die nach Maßgabe der Landesgeſetze jagdbaren Vögel; 

ec) auf die in nachftehendem Verzeichnis aufgeführten Bogelarten: 

1. agrauboögel mit Ausnahme der Turmfalken, 
2. Uhus, 
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3. Bürger (Reuntöter), 

4. Krenzſchnäbel, 

5- Sperlinge (Haus⸗ und Feldfperlinge), 

7. Rabenartige Bögel (Kolftaben, Raben Nebelfraähen, Santkräher, 
Kohlen, Eiftern, Eichelhäher, Nuß⸗ oder enhäher),! 

8. Wildtanben (Ringeltauben, Hohltauben, Zurteltauben), 


9. Waſſerhühner (Rohr⸗ und Bläphühner), 
10. Reiher (eigentliche Reiher, Radıtreiher oder Rohrdommeln), 
11. Säger (Sägetaucher, Taucdhergänfe), 
alle nicht im Binnenlande brütenden Möwen, 
13. Sormorane, 


14. Taucher (Eidtaucher und Haubentandher). 

2. Auch wird der in der bisher üblichen Weife betriebene Krammetspsgeliang, 
jedoch nur in der Beit vom 21. September bis 31. Dezember je einfchließlich, durch 

ie Borfchriften dieſes Geſetzes nicht berüßrt.? ? 

8. Die Berechtigten, weldde in Ausübung des Krammetsvogelfanges außer ben 
eigentlichen Krammetsoögeln auch andere, nad) dieſem Geſetze geihugte Bögel m⸗ 
beabfihtigt mitfangen, bleiben ſtraflos. 

1 Bur Anftellung von praktiſchen Berſuchen über ben Bogelzug bat bie Bogelmarte 
in Roftitten folgenden, die Srähen betreffenden Aufruf exlaflen. 

m ft und im Yrühjahr jedes Jahres werden auf ber Kuriſchen Rebrung 
Zaufende von Krähen in Netzen zu Speifezweden bon ber Bevölferung gefangen Xu 
den gefangenen Bögeln fol nun rich eine große Anzahl durch einen um ten Fu 

elcgten Metallring mit Jahreszahl gezeichnet und wieder in Freiheit gefetst mwerdrm. 
ierdurch werden Auffchlüfle über die Verbreitung und das Alter unferer Siräten gemomen 
werden können. Es wird nun die Bitte —— falls ſolche gezeichneten Aben 
erbeutet werden, den mit dem Ring verſehenen Fuß im Ferſengelenk abzutrennen und 
unter Mitteilung don Ort, Tag und Stunde der Erlegung nad Roffitten einzutenden. 
Auslagen werben erjegt. Auch die vergifteten Krähen bittet man daraufhin anſeben zu 
wollen. Die grzeichneien Bögel werden hauptſächlich Nebeiftähen, daneben auch Saarkrähen, 
fein. ( —*2 tliches Zentralblatt 1904 ©. 249.) 

2 Diefer Adfat Hat für Preußen, wo der Krammelsvogel jebt allgentein zu den jagd⸗ 
baren Tieren gehört, und wo für ihn eine Schongeit feftgefett iſt, Feine Bedeutung. (Bgl 
88 1 u. 39 der Jandordnung.) 

3 Bielfach bleiben noch lanne nach Deenbigun des Krammetsvogelfanges bi 
in den inter binein die mit Beeren verſehenen oehen aufgeftellt, fo daß auf diefe Reiie 
einheimifche Singvdgel, weiche nicht zu den Zugvögeln gehören, in ER Zahl gefangen 
werden. Im Inte eſſe des Bogelſchutzes wird den Berechtigten aufgegeben, die Dohnen 
nur während der für den Droficlfang freigegedenen Zeit tangii zu halten. Nach Ablauf 
dieſer Zeit find emmmeber bie Dohnen abzunehmen oder die Schlingen an denfelden aus⸗ 
zuziehen oder ganz zu entfernen. (M. L. v. 13. 7. 1898.) 

9. 1. Die Iandesrechtlichen Beftimmungen, welche zum Schutze der Vögel 
weitergehende Verbote enthalten, bleiben unberührt 

. Die auf Grund derfelben zu erfennenden Strafen dürfen jedoch den Höchſt 
betrag der in Diefem Geſetze angedrohten Strafen nicht überfteigen. 


J. Ziichereirecht und Siſchereipolizei. 


Einleitung. 

Das Fiſchereirecht, nad) Urtifel 69 des Einf.⸗Geſ. z. B. G. B. der Landesgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten, war geregelt durch das U.2. R. (I 9, 88 170 bis 192, u. LI 15, 
88 783 bi 78), Durch eine Anzahl provinzieller Bifchereiordnungen und durch Fischerei 
privilegien. Fiſchereirecht und namentlich Fiichereipolizei find dann im wefentlichen 
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neu geordnet durch das für den ganzen Staat erlajjene Tifchereigejeh vom 30. 5. 1874, 
abgeändert am 30. 3. 1880, und die Dazu für die einzelnen Brovingen ergangenen 
Ausführungsverordnungen. Dadurch find: Tyifchereiberechtigungen befchränft, der freie 
Fiſchfang, die jogenannte wilde Fiſcherei, bejeitigt, die Bildung von Genofjenjchaften 
angeordnet und die filchereipoligeilichen VBorjchriften, namentlich durch Die Ausführung» 
erorh nungen, neu geitaltet. 

Bon den älteren Beitimmungen find die über das Eigentum an den Gewäſſern 
und die Filchereiberechtigung und ihre Grenzen in Kraft geblieben (materielles 
Fiſchereirecht). 


I. Roc gültige ältere, ſiſchereigeſetzliche Beſtimmungen. 
-A. L. R. 19,88 170 bis 192, u. UI 15, 88 73 His 78.) — 

1, In den öffentlichen Strömen gehürt die Fifcherei dem Staate Nur in 
Weitpreußen und den ehemals weitpreußiichen Teilen der Provinz Pommern (Kreiſe 
Lauenburg und Bütow und einzelne Ortfchaften der Sreife Belgard, Dramburg und 
Meuftettin) bildet der Filchfang in den Bffentlichen Gewäſſern kein Vorbehalt des 
Staates (Gef. v. 4. 8. 1865). In den Brivatflüffen fteht die Fiſcherei als Ausfluß 
des Eigentumsrechts den Uferbefigern je bis zur Hälfte zu. 

In Weitfalen, der Rheinprovinz und Qannner ift das Recht der Ufereigentümer 
zur Fiſcherei in den Privatflüffen durch die Geſetze v. 30. 6. 1894, 25. 6. 1895 
Daw. 26. 6. 1897 beſonders geregelt. 

Meiſtens ift jedoch die Fiſcherei in den Bffentlichen Gewäflern und zum Teil 
aud) in den Privatflüffen feit alten Zeiten an befondere Fiſchereiberechtigte (Innungen, 
Benofenfcichten, Gemeinden uſw.) vom Staate verliehen worden. | 

em die Fiſchereigerechtigket ohne Beſtimmung gewiſſer Grenzen verliehen 
worden, der kann diejelbe nur to weit ausüben, als fein Beſitz am Ufer fich erftredt; 
wem bie Fiſcherei bloß zum häuslichen Gebrauche verliehen ih der kann fie weder 
verpacdhten, noch mit den Fiichen Handel treiben. 

2. Fiſche in Teichen, Seen und anderen gejchlofienen Privatgewäflern (vgl. S 4 
—8 gehören dem Eigentümer des Grundſtücks ( 960 B. G. B.). Die 
Fiſcherei darin iſt nicht den ſonſtigen Beſchränkungen unterworfen, vgl. $ 25 des 
Fiſchereigeſ. Nechtäwidrige Uneignung von Filchen daraus ift gemeiner Diebftahl 
($ 242 Str. &. B.). Treten Fiſche, die in ſolchen gejchloffenen Gewäſſern gehegt 
werden, bei großem Waffer oder bei einem Durchbruche des Dammes aus, fo Fünnen 
fie von dem Eigentümer auch auf fremdem Grunde wieder eingefangen werden. 

Bis in Flüſſe oder Ströme Hingegen oder in andere Gewäljer, worin ein dritter 
das Recht zu filchen bat, findet die Verfolgung nur infoweit ftatt, als der Eigentümer 
ſichere Merkmale anzugeben vermag, wodurch ſige ausgetretenen Fiſche von denjenigen, 
die in dem andern Gewäſſer befindlich find, ſich hinlaͤnglich unterſcheiden. 

3. Wenn Flüſſe, Bäche oder andere uneingeichloffene Gewäſſer audtreten, To 
kann der, welcher darin zu filchen berechtigt iſt, Die außsgetretenen Fiſche in der 
Regel nicht verfolgen. 
ſteh Bielmehe gehören diefe demjenigen, auf defjen Grunde das ausgetretene Waſſer 
tehen bteibt. 

Bleiben die Fiſche, nach abgelaufenem Waſſer, in — zurüd, die jemand zu 
befiichen das Recht Hat, jo kann diefer auch folche Fiſche ſich zueignen. ? 

Es darf aber niemand die Fiſche duch Nebe, Zäune, Dämme oder andere 
Wehrungen an der Rüdfehr in den Strom verhindern. 


1 Weder der Fiſchereiberechtigte, noch der Grundbeſitzer als folder oder fonit jemand, 
der in den Rachen zu fiichen berechtigt fit, darf in dem außgetretenen Waller bie Fiſcherei 
ausüben; den Grundbeſitzer und dem in den Lachen Frifchereiderechtigten dielnchr 
nur die nad dent Ablaufen des Waſſers zurüdgebliebenen Fiſche. (Vgl. R. &. vd. 
9. 6. 03, Bivilf. n. Folge 5 ©. 94.) 


°, Über daB Geltungsgebiet bes A. 8. R. fiche unter IX A b. B. 
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4. Auf öffentlichen Gewäflern ſoll niemand zum Nachteile der Fifchereiberechtigten 
Enten halten. 

—8 welche die Beſitzer der an Privatflüffe und Teiche ſtoßenden Grundſtücke 
ohne ausdrüdliche Erlaubnis des Fifchereiberechtigten halten, ift diefer, wenn fie auf 
dem Waſſer betroffen werben, * pfänden oder zu töten wohl befugt. 

-5. Gegen Ent⸗ und Bewäflerungsanlagen hat der gifchereibereihtigte fein 
Widerfpruchsrecht, bei Benachteiligung hat er nſyruch auf Entſchädigung. Geſ. v. 
28. 2. 1843, 8 18, Edikt v. 15. 11. 1811, 88 

6. über öffentliche. und Privatgemäfler, Ei und Bewäflerungsanlagen fiche 
unter Waſſerrecht. 

7. Das Ned, in Einem inf bie Fiſcherei auszuüben, ſchließt ohne weitere? 
nicht auch das Recht in fich, die aiergrundftüde zu Ameden der Zifchereiausübung 

betreten und zu benuben. Die Benugung ber Uiergrundftüde zur Fiidereianbübung 
iſt nur dann zuläffig, wenn in jedem Falle der Erwerb des Nehied in der Richtung 
auf das betreffende Grundſtück nachgewieſen werden kann. Ein Unterfchied zwiſchen 
Öffentlichen und Privatftäflen be ehe nach Ddiefer Richtung Hin nit. (R. ©. vo. 
17. 11. 05, Jahr 

ic 8, ; Die Aufftellung von Sifdredien ift an eine gewerbepolizeiliche Genehmigung 
nicht gebunden. 

du in Brivatflüffen, worin mehrere die Fi Stfehereigerechtigleit baben, darf 
niemand, der nicht ein befonderes Recht dazu erworben bat, durch Berjehung bei bei 
Fluſſes ober» oder unterhalb ben freien Gang ber Fiſche —X — 

8 187 — Es darf daher nur dere e den —* verſetzen, der in um allein * 
—— hat oder hierzu € ein befonbere3 Recht erworben hat. DD. V. G. v. 

hrb. Bd. 3 ©. 100.) 


II. Fiſchereigeſet. 
Bon 30. 5. 1874 (®. ©. ©. 197), abgeändert durch Geſetz vom 30.3. 1850 (®. &. S. 228). 
Geltungsbereich ufm. 

2. 1. Bu dem Fifchfange im Sinne dieſes Geſetzes gehört auch der Fang 
von Krebſen, Auſtern, Due und anderen nugbaren Waflertieren, ſoweit fie nid 
Gegenftand be Jagdrechts find 

. Wo in diefem Geſetze der Ausbrud „Fiſche“ gebraucht ift, find darin die vor⸗ 
bezei —* Tiere mit begriffen. 

4. 1. Geſchloſſene Gewäſſer im Sinne dieſes Geſetzes find: 

1. alle Tünftlid) angelegten Sumteiche, mögen biejelben mit einem natürlichen 
Gewäſſer in Verbindung ftehen oder nicht, 
2. alle folche Gewäfler, denen es an einer für den Wechfel der Zifche geeigneten 
Verbindung fehlt, 
wenn in bene lben (Nr. 1 u. 2) der Fiſchfang einem Berechtigten zuſteht. 
2. Streitigkeiten über die frage, ob ein Gewäfler im Sinne dieſer Vorſchrift 
als ein geichloflenes anzufehen ift, werden mit Ausſchluß des Rechtsweges im Ver⸗ 
waltungäftreitverfahren durch den Bezirksausſchuß entjchieden. 


2 Wenn zwiſchen zwei Seen eine Verbindung (Graben) ee welde zwar Unter 
brechungen erleidet, aber doch regelmäßig (im Frühjahr und nach fehr großen Fr en Allen) 
wieberfehrt, fo ‚Hanbeit es ſich nicht un gefchloffene Sewäfler im Sinne de 

geſetzes. Es iſt insbefondere nicht erforderlich, daß ein fogenannter —X Ki liche 
—8 iſt. (RM. G. v. 11. 6. 1892, D. J. B. 26 ©. 275.) 


87. Das Hecht zur Ausübung der Binnenfifcherei in ſolchen Gewäſſern, 
welche bisher dem freien Fiſchfange unterlagen, foll den politiſchen @emeinden in 
den innerhalb ihrer Gemarkung belegerren Gewäflern zuftehen. — — — — — — 

. 1. Gemeinden Tönnen die ihnen zuftehende Binnenfifcherei nur durch 
befonders angeftellte Fifcher oder durch Verpachtung nupen. 

2. Das Freigeben bed Fiſchfanges tft verboten. — — — — — — — — — 
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2 Bol. die Geſetze, betreffend: 


a) die Sifcherei der Ufereigentüner in ben Brivatflüffen der Provinz Weftfalen von 
30. 6. 189 (9. ©. ©. 135); ir 

BR desgleichen in ber Rheinprovinz bon: 25. 6. 1895 (®. ©. ©. 267); | 

c) bie Fiſcherei der Ufereigentümer und bie Koppelfifcherei in der Probinz Hannover 
bom 26. 6. 1897 (&. ©. 


©. 196 
85 9 u. 10 Handeln von der Diwung der Fiſchereigenoſſenſchaften. 


Erlaubnisſcheine. 


8 11. Wer die Fiſcherei in den Revieren anderer Berechtigter oder über die 
Grenzen der eigenen Berechtigung bzw. bes freien Fiſchfanges hinaus betreiben will, 
muß mit einem nach Vorſchrift der folgenden Paragraphen nusgeftellten und 
beglaubigten Erlaubnisjcheine verjehen De welchen ex bei Ausübung ber Fiſcherei zu 
feiner Legitimation ſtets mit fich zu führen und auf Verlangen des Auffichtsperfonals 
und der Lolalpolizeibeamten borzuzeigen bat. 

2 Der Fiſcher braucht den Erlaubnisſchein nur beim Fiſchen, nicht auf dem Hin- und 
RNuckwege bei ſich zu führen, er auch nicht vorzuzeigen. (K. &. dv. 21. 1. 1904, rb. 
D. Entie. Br & Ireh deh nu ar sen. ( 3a) 

I 12. 1. Zur Wusftellung eines Erlaubnisfcheines find nur der Fiſcherei⸗ 
berechtigte und der Fifchereipächter innerhalb der Grenzen ihrer Dereligung befugt. 

2. Soweit in genofjenfchaftlichen Revieren eine gemeinichaftliche Bewirtſchaftung 
und Nutzung der Filchwafler ftattfindet, tritt Der Vorſtand der Genoſſenſchaft an die 
Stelle der einzelnen Berechtigten. 

3. Der Erlaubnisfchein muß auf die Berfon, auf ein oder mehrere beftimmt 
bezeichnete Gewäſſer und auf beitimmte Beit, welche den Beitraum dreier Jahre nicht 
überfchreiten darf, lauten. kann Beichräntungen in Beziehung auf die Urt und 
Die Zahl der Fanggeräte und die Zahl der beim Fiſchfange zu vertwendenden Fahr⸗ 
zeuge entbaltn. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

13. 1. Fiſcherei⸗Erlaubnisſcheine bedürfen der Beglaubigung, und zwar: 

1. für den $Fifcheretbetrieb in den Ki genofjenfchaftlicden Revieren gehörigen Ge⸗ 

Keen —— den zur Handhabung der Fiſchereiaufſicht berufenen Genoſſen⸗ 
aftsvorſtand; 

2. für den Sifgpereibetrie in den übrigen Gewäſſern Durch diejenige Ort3polizei- 

behörde, in deren Bezirk der Uusfteller wohnt. 

2. Ausgenommen von diefer Borihrift find, foweit nicht für genofien] aftliche 
Heviere durch das Statut etwas anderes beitimmt wird, diejenigen Fiſcherei⸗Erlaub⸗ 
nisfcheine, welche von einer Öffentlichen Behörde, von einem Öffentlichen Beamten 
innerhalb jene Umtsbefugniffe, einem Gemeindevorftande oder dem zur Beglaubigung 
der Erlaubnisfcheine berufenen Vorſtande einer Fifchereigenoflenfchaft ausgeitellt find. 

2 Die Beitimmungen ber 11 bis 14 finden auch auf geichloffene Gewäfler (8 4 
Anwendung. 5 G. 27. 2. — D. J. < 26 ©. 20) t getiaton 1 69 

8 16. Wer die Fijcherei aus eigenem Nechte oder als Pächter in nicht ge- 
| Ioflenen Gewäſſern (8 4) betreiben will, Hat Davon der Aufſichtsbehörde, in genoflen- 

yoftlichen Nevieren dem Vorſtande derfelben vorher Unzeige zu machen, enthält 
des ke nen Pr ftempelfrei eine Beicheinigung und hat Ddiejelbe beim Yifchen 
et3 bei ren. 
817. das bei dem Fiſchen in Gegenwart des Fiſchereiberechtigten, des 
Bilhereipächters oder des Inhabers eines Erlaubnisfcheines beichäftigte Hilfsperſonal 
bedarf Feiner Legitimation. 

1 Das Wort „Hilfsperſonal“ iſt dahin auszulegen, das es alle dent yifchereiberechtigten, 
dem Fiſchereipächter oder dem Erlaubntöfcheininhaber Hei dem Fiſchen behilflichen Perſonen 
unfaßt, ohne NRüdficht darauf, od fie von ihm (ſei es rechtlich, fet es wirtſchaftlich) ab⸗ 
hängig find oder nicht, ob fie für ihn aufotge einer übernommenen Verpflichtung oder aus 
freien Stüden (infolge Einladung) tätig find, und ob ihre Tun gegen Entgelt erfolgt 
oder nicht. Erforderlich ift — das folgt aus dent Begriff Helfen — freilich, daß fle für 
ihn, d. 5. in feinen Namen, zufolge feines Wuftrages oder feiner Erlaubnis und für feine 

Radtke, Handbuch. 4. Aufl. 41 
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N täti und einen Anord Diet 
kr au Dei beufmisen au dee all GaR ham —— leer Beim Hüften —— 
An ee ah Be 260.) 


Dezeihuung der zum Fiſchfange ausliegenden Zifherzeuge 
8 19. Di Beifein des 3 anliegenden FZiicdherzengr 
nie mit einem Genupeiden vet Sen fin — die Berfon * Fiſchers⸗ 
ermittelt werden lann. liber bi ® Ari der Keunzeichuung find die näheren Berfchrif:ez 
für genofienfchaftliche Reviere bur das enfchaftäftatut, für andere Reviere im 
Wege der PBolizeiverordnung zu erlafien. 


Befeitigung ber Hinderniffe für den Wechſel der Fiſche 

20. 1. Die Breite der Gewäfler da um Beide bus 

ändere Sifchereivorrichtungen niemals Ne — als die Hälfte der Waflerfläche, bei 
re öhnlichen niedrigen Waflerftande vom Ufer aus gemeilen, für den Wechſel ber 
iſche verfperrt werden. Solche Vorrichtungen dürfen nicht fo nahe ameinamder 
angebradht fein, daß der Zug der Fiſche dadurch behindert wird. — — — — — 

Dieſes Berbot bezi eine Sperrung, welche d 

— Beimirtt worden It. <a folche dem Hefe fans ra ri 
De eine eines Siapafiet der Wechſel der Fiſche ermöglicht Ka wu 6. 10. 189, 


2. Die bereits belehenben fländigen Fiſchereivorrichtungen unterliegem biefen 
Vorſchriften nicht, wenn mit denfelben eine auf dieſes befondere Fangwmittel * 
Fiſchereiberechtigung verbunden ift. — — — — — — — — — — — — — — 


Verbot ſchädlicher Fangmittel. 
8 21 Beim Fiſchfange iſt die Anwendung ſchädlicher ober —— Stoffe 
(giftiger Köder oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Sprung 
“ Patronen oder anderer Sprengmittel ufw.) verboten. 


Fiſchereipolizeiliche Vorſchriften. 
dn Wege landesherrlicher Verordnung wird nad Anhorung ber 
den Prov —— vorgeſchrieben: 
—* Siſche mit Rückſicht auf ihr Maß oder Gewicht nicht gefangen werden 


2. arhethhen Tages⸗ und Jahreszeiten die Fiſcherei überhaupt oder in gewiſſen 
DE der Gewäſſer oder bezüglich gewifler Fangarten oder Fiſch⸗ 
gattungen verboten fein fol; 

3. welche Fangarten und melde e Ürten von Fanggeräten beim Fiſchfange wicht an- 
gewendet werben dürfen. Berechtigungen auf die Benubung ftändiger Fiſcherei⸗ 
vorrichtungen (88 5 u. 20) können buch diefe Borfchriften nicht getroffen werben; 
ebenfowenig unterliegen denfelben Berechtigungen auf den randı anderer 
beftimmter Fangmittel wenn der Berechtigte nur mit dieſem Fangmittel die 
Fiſcherei ausüben darf 

4. von welcher Befhaffenkeit die erlaubten Sanggeräte fein nüffen, und mit welchen 
Beichränfungen die legteren zum Fiſchfange gebraucht werben können; 

. weldje Ordnung von den Sem nr Vermeidung SH Störun gen, 
ferner im Intereſſe des Öffentlichen Verkehrs und der Schiffe — * 
en vr Auffid;tsbeamten und zur Erleichterung der Yu 

eobachten ift; 
6. in weichen Fahreszeiten und an welchen Orten die Werbung der Ba 
verboten fein fol. 
2. Für Übertretungen kann eine Geldſtrafe bis zu einhundertunbfünfzig Marl 

Reichsmünze oder Haft und die Einziehung der bei der Ausübung ber Fiſcherei ver- 

wandten unerlaubten Yanggeräte angedroht werden. 





betr 
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an 
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3. Bis zum Erlaſſe der in dieſem Baragraphen vorgefehenen landesherrlichen 
Verordnungen bleiben die bezüglichen, zutzeit beſtehenden, auf Geſetz oder Ver⸗ 
ordnung beruhenden Vorſchriften in Kraf 


— Zur Ausführung des Fiſchereigeſetzes find folgende Verordnungen 
erlaſſen:*) 
I. Oftpreußen vom 8. 8. 1887 (G. S 2 27): 
II. ®Weftpreußen von 8. 8. 1887 (8: © ©. 348), abgeändert durch Verordnung 
bon: 10. 5. 1893 (G. S SS 87). 
II. Brandenburg von 8. 8. 1887 (G. ©. ©. 37). 
IV. Bonmern vom 8. 8. 1887 (G. < S. 360 
V. Bofen vom 12. 5. 1888 (©. ©. ©. 105). 
VL Schleſien bon 8. 8. 1887 (G. © S. ©. 4086). 
VII. Sadfen von: 8. 8. 1887 (G. ©. 5 8 
VIII. Hannover vom 5. 8. 1887 (G. © 3.0. 4. 4. 1894 (©. ©. ©. r% 
IX. Schles wig⸗Holſtein bom .8. sr @. ©. 376) u. 4. 4. 1894 (8. ©. ©. 29). 
X. Weitfalen vom 8. 8. 188 87 (©. ©. © 
XL FREI. bon 3. 5.1897 (©. Ss. S 107). 
XU. geiien- Nail au: 
egierungsbezirk Caſſel vom 8. 8. 1087 (8. S 3 
ie sbaben vom 23. 7. 1886 @ ©. 197). 
XI. Hohenzollern bon 8. 8. 1887 (G. S ©. 6. 433). 


Bart über Schonzeiten und den Schuß der jungen Fiſche. 


8 23. — — — — --- Die Fifcherei foll in denjenigen Streden der Ge⸗ 
wäller, wo bie Rückſicht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geftattet, außer an 
ir Sonn» und Feittagen, höchſtens an drei Tagen in der Woche unterjagt werben 
ürfen. 

2. Der Yang einzelner Zifhgattungen und der Gebrauch beitimmter Fang: 
mie! kann auch in dieſem Yalle für die ganze Dauer der Schonzeit verboten 
werden. 

8 24. Gelangen Fiſche, deren Yang zurzeit oder mit Rüdficht auf ihr Map 
oder Gewicht überhaupt verboten ift, lebend in Die Gewalt des Fiſchers, fo find 
diejelben piot wieder in das Waller zu Tepen. 

25. Die Vorfchriften der 88 19 bis 24 finden auf gefchloffene Gewäſſer 
($ 4) feine Unmwendung. 

26. Iſt der Fang bon Fiſchen unter einem beſtimmten Maße oder Gewichte 
verboten, fo dürfen folche Fiſche im Geltungsbereiche des Verbots unter dieſem Maße 
oder Gerichte weder feilgeboten, noch verkauft, noch verfandt werden. 

27. 1. Auf die in den Filchzucht-Anftalten vorhandene junge Fischbrut finden 

zorläriften der 85 24 bis 26 eine Anwendung. 

Auch kann die Aufſichtsbehörde im Suterefie wiſſenſchaftlicher Unterjuchungen 
oder —— Verſuche und für Zwecke der künſtlichen Fiſchzucht, ſoweit er⸗ 
forderlich, unter geeigneten Kontrollmaßregeln Ausnahmen von den Vorſchriften der 
88 24 und 26 geſtatten. 

3. Den Belitern gefchlofjener Gewäfler (8 4) ift der Verlauf und Verſand von 
jungen Seblingen zu Buchtzweden gejtattet. 

28. 1. Während der Dauer der Schonzeiten müſſen die durch diefes Geſetz 
nicht bejeitigten ftändigen Fifchereivorrichtungen (8S 5 und 20) in nicht gejchlofjenen 
Scwäfiern Dinweggeräumt oder abgeitelt fein. 

2. Die Befiger derielben find dazu erforderlihenfall® im Verwaltungswege 
anzuhalten Soweit die Rüdficht auf Erhaltung bes Fiſchbeſtandes es geitattet, kann 
der m uierungapräftbent Ausnahmen von der im erften Ubfag getroffenen Beitimmung 
zulaſſen 


*), Bon dem Abdruck der umfangreichen, für jede Provinz beſonders erlaſſenen Berorbnungen bat bier, 
der Haumerfvarnis wegen, abgefehen werden müflen. Wer mit Ausübung ber Bifcherei-Bolizei zu tun bat, 
fann a: f der Oberröriterei bzw. der Ort8polizeibehörbe die Gefeg- Sammlungen an ben oben näher bezeich⸗ 
ncen Ziellen einichen und fiy mit dem Inhalte der Berordnnungen befaunt machen. 
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Schouteviere. 
232 — — — — — — Die Feſtſtellung der Schonreviere (Laich- und 
Sifchichonreviere) erfolgt nad; Anhörung der beteiligten Fifchereiberedjtigten ufw. durch 
3 des Minifterd für die landwirtfchaftlichen Ungelegeuhei 
. Sn Schonrevieren ift jede Urt des Fiſchfangs unterfagt, welche wid 
für Zwecke der Schonung oder andere gemeinnäßige oder wirtichaftliche Zwede ven 
der Auffihtsbehörde angeordnet oder gejtattet wird. 

1 In Schonrevieren unterliegt der Szifchereiberechtigte audy dann ber Beſchrãnkung 
der Sifgereinusübung wenn ba3 betr. Fiſchwaſſer in feinem Privateigentun: fteht. (2. © 
v. 18. 6. 1906, Jahrb. Entſch 1907 ©. 124.) 

5 31. In Laichſchonrevieren muß die Räumung, das Mähen von Schilf uud 

Gras, die Ausführung von Sand, Steinen, Schlamm ufw. und jede anderweil, 
die Fortpflanzung der Fifche gefährdende Störung während der Laichzeit Der vor 
errſchenden Fiſchgattungen unterbleiben, foweit es die Intereſſen der Borflut um 
er Landeskultur geftatten. Das Nähere bieräber, über die Beauffichtigung um) 
den Schub der Schonreviere ift erforderlichenfalls durch ein vom Bezirk3ausichuß z 
erlaſſendes Regulativ feftzuitellen. 


Verunreinigung der Fifchwaffer. 

5 43. Es ift verboten, in die Gewäſſer aus Iandwirtfchaftlichen oder gewert- 
lichen Betrieben Stoffe von ſolcher Befchaffenheit und in folchen Mengen einzumerfen, 
einzuleiten oder einfließen zu laflen, daB dadurch fremde Fiſchereirechte geſchdigt 
werden innen. — — — — — — — — — — — — — — — — — —— 
a 81. 1. Das Nöten von Flachs und Hanf in nicht gefchlojienen Gewähr 
it verboten. 

2. Ausnahmen von biefem Verbote kann der Bezirksausſchuß, jedoch immer ur 
widerruflich, für ſolche Gemeindebezirke vder größere Gebietsteile zulajjen, wo die 
rtlichkeit für Die Anlage zweckdienlicher Rötegruben nicht geeignet iſt, und Die Be 
wußung nicht gejchloffener Gewäſſer zur Flachs⸗ und Hanfbereitung zurzeit midt 
entbehrt werden Tann. 

2 fiber bie Berunreinigung ber Gewäſſer im allgemeinen und deren Strafbar; 
Teit vgl. den 5 27 des 5. u. F. 5. &., IXC2, und unter „Wafferredit“, IKE b. ®. 


Berehtigung zum Töten und Fangen [häblicher Tiere. 

8 45. 1. Dem Fifchereiberechtigten ift geftattet, Fiſchottern, Taucher, Eispögd, 
Mi Kormorane und Fiſchaare ohne Unwendung von Schußwaffen zu töten oder 
zu fangen und für fich zu behalten. 

2. Wenn in einzelnen Landesteilen Durch die beitehende Geſetzgebung den Fifcherei- 
berechtigten der Fang jagdbarer, der Fiſcherei fchädlicher Tiere in weiterem Umfange 
geftattet ift, behält e8 dabei fein Bewenden. 

2 Kür das Erlegen von Fiſchottern und Filchreihern werden Brämien gegeben, unb 
find biete bei den Fiſchereiverein zu beantragen. 

Für die Provinz Pofen ift Aber die Beantragung durd) Verfügung v. 5. 5. 1897 
folgendes bejtinmt: 

Anträge auf Pränien-Sewährung für erlegte Sildottern ind unter Vorlegung einer 
Beicheinigung ber Ortsbehörbe über Zeit und Ort der Erlegung, fowie unter Beifügung 
ber Otternafe in getrodnetem und geruchlofen Qultanbe an den betreffenden Diftrifts« 
Konmmiffarius zu richten, welcher —— ie Auszahlung der Prämien bei dem 
Aare »Berein beantragt. Anträge auf Gewährung einer Prämie für erlente Fiſchreiher 

nd lediglich unter Vorlegung der Meiberftänder an den Diſtrikts⸗Kommiſſarius direlt zu 
richten. Die Prämie it Ar einen Fiſchotter auf 5 ME, für einen Fifchreiber, ob jung 
oder alt, auf 50 Bf. feſtgeſetzt, auch dverabfolgt der Verein denjenigen Perjonen, welde in 
einem NRechnungsjahre minbeftens fünf Silchottern erlegt haben, ein Fiſchottereiſen. 
Vgl. Nr. 8 zu 8 65 der Foͤrſterdienſtinſtruktion, Abſchnitt I. und den & 67 der 
— (X C 8), welcher den Zifrhereituterefienten ein weitergehenbes Net, als ber 
5 45, einräumt. 
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Beauffichtigung der Fiſcherei. 

8 46. 1. Die Beauffichtigung der Birmenftfcheret, der Schonreviere und der 
Fiſchpäſſe kam durch bejondere vom Staate beftellte Beamte ausgeübt werben. Die 
von Fitchereiberechtigten, Fiſchereigenoſſenſchaften oder Gemeinden beftellten le 
find verpflichtet, den Anordnungen dieſer Beamten innerhalb der Vorfchriften dieſes 
Geſetzes nachzukommen. 

2. In genofienfchaftlichen Revieren liegt die unmittelbare Beaufſichtigung der 
Fiſcherei dem Vorſtande der Genoſſenſchaft, in allen nicht genoſſenſchaftlichen 
Binnenfifcherei-Revieren der Gemeinde innerhalb threr Gemarkung 
neben den ftaatlihen Sicherheits» und Lolalpolizeibeamten ob. 

3. Fifchereiauffeher, welche von Fijchereiberechtigten, Fiſchereigenofſſenſchaften oder 
von Gemeinden beitellt werden, find auf deren Antrag amtlich zu verpflichten, falls 
gegen ihre Zuverläſſigkeit Tein Unftand obwaltet. 


1 Dem Forſtiſchutzbeamten Tiegt die Beauffichtigung der Fiſcherei in feinem Schuß- 
Bezirke nad) Abſatz 2 des dorftehenden Baragraphen ohne Gene ob, iniofern er die Eigen- 
ſchaft eine Lokalpolizeibeaniten befitt. 

Die Nejervejäger der Klaſſe A können zeitweife, bis zur Dauer bon zwei aan im 
bomänenfisfalifchen Fifchereiaujfichtsdienfte verwendet werden, und gilt diefe Beſchaͤftigung 
als eine berufsmäßige. (8 20 ber Beftinnmungen v. 1. 10. 1905.) 

Ferner können Löniglihe Forſtſchutzbeamte nebenamtlih zu Fiſchereiaufſichtsbeamten 
innerhalb beftimniter, an ihre ordentlichen Dienſtbezirke nicht gebundener Diitrikte beſtellt 
werden, wenn bie Intereſſen der Fiſcherei dies erfordern und bie forſtdienſtlichen Intereſſen 
e3 geitatten. Bei Bollziehung der ihnen bierbei odliegenden amtlichen Berrichtungen 
werden fie jedoch nicht durch die Autorität gebedt, welche Ihnen in Unfehung ber zu ihrem 
Agentuigen zeufe gehörigen Amtshandlungen beiwohnt. (M. J. u. M. L. v. 22.9. 18:9, 

. J. B. 1 . 99. 


Den Forſtſchutzbeamten fteht alfo bei Ausübung ber Fifchereipolizei da8 Recht zum 
Waffengebraud) nicht zu und bei geleiftetem Widerſtand nur der Schuß des 8 113 und 
nicht der des $ 117 Str. G. B. 

An der Eigenfchaft als Hilfsbeamte ber Staatsanwaltſchaft ändert ſich Bei den hierzu 
bejtellten Sorfthubbenmten nichts. (Bgl. Anm. 2 u. M. B. v. 23. 7. 1883 Ubf. 1, 
abgedrudt zu „Beitellung der Forſtſchutzbeamten zu Hilfsb. d. Staatsanw.“.) 

and Anftellung eines ftaatliden Fiſcherei⸗Aufſehers ift der Negierungspräfident 
aujtändig. " 

Der Auffict eines für die innerhalb feines Forftbezirke8 Tiegenden Gewäſſerſtrecken 
als Fiſcherei⸗Aufſeher angeftellten Forftbeamten find ohne weiteres auch diejenigen Waſſer⸗ 
ftreden in ihrer ganzen Breite unterworfen, welche feinen erorietenubegirt begrenzen, 
und er ift befugt, den widerrechtlichen Fiſchfang am jenfettigen Ufer durd) Betreten des 
u feinem Ele nicht gebürigen enjeitigen Ufer zu inhidieren und event. den 

äter fejtzunehmen. Der hierbei erfolgte Widerftand gegen ihn ift aus 8 113 Str. G. 2. 
zu Deitrajen, auch wenn er bei feiner Amtsausübung die für Fiſcherei⸗Aufſeher vor⸗ 
geſchriebenen Abzeichen nicht trägt; der Täter muß nur wiſſen, daß er der ptandlung 
eines auftändigen Beanten gegenüberjtebt. (MR. G. v. 13. 2. 1894, D. J. B. 2 


3 Bon den Fönigliden Fiſchereibeamten find Er welche: 
a) die Stellen als Fiſchmeiſter, SFifcherei-Auffeher, Schonrevier-WHuffeber, Fiſchpaß⸗ 
Aufſeher gegen Gehalt oder firlerte Remuneration als Hauptamt verwalten ober 
b) die Fiſcherei⸗Aufſicht zwar nur im Nebenamte führen, aber in ihrer Hauptitellung 
ein etatSmäßiges @ehult beziehen, 
binfihtlid der in ihren Nevieren vorkommenden Syifchereivergehen oder F 
übertretungen zu pilsbeonten der Staatsanwaltſchaft ernannt. (M. J. u. & 
27. 2. 1886, M. Bl. ©. 49.) 


N 47. 1. Die amtlich verpflichteten Auffichtsbeamten haben bei der Ermittelung 
und Verfolgung von Übertreiungen gegen die deſtimmungen dieſes Geſetzes und die 
ſonſt beſtehenden fiſchereipolizeilichen Vorſchriften innerhalb ihres Aufſichtsbezirkes die 
Befugniſſe und Verpflichtungen der Lokalpolizeibeamten; insbeſondere ſind dieſelben 
zu jeder Zeit befugt, die beim Fiſchfange im Gebrauch befindlichen Fanggeräte, ſowie 
die ai Sticerfahrgeugen vorhandenen Fanggeräte und Zifche einer Unterfuchung zu 
unterziehen. 


ifchereis 
M. v. 
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2. Auch Eönnen von denfelben Fiſchbehälter, welche in wicht geſchloſſenen Se 
wäfiern auögelegt find, jederzeit durchſucht werden. 

2 Kifcherel-Auffichtsbeamte find als Lolalpolizeibeamte in redhtmäßiger AuSübumg 
Ihees mte8 berechtigt, frende Grunditüde, Wiefen und beftellte der gu bBetreien 
(©. 8. &. v. 28. 11. 1885, ©. I. 8. 25 ©. 213.) 

8 48. 1. Wird jemand bei einer Übertretung oder gleich nad derfelben betreffen 
oder verfolgt, fo find Die der Einziehung unterliegenden Gegenſtäͤnde. welche er be 
fi führt, in Befchlag zu nehmen. In den nämlichen Fällen fönnen die bei Der Über: 
tretung gebraudhten Fiſchergeräͤte und Fahrzeuge gepfändet werden. 

2. Diefe der Sinziehung nicht unterliegeuden Segenftände find dem nächften Ort: 
vorftande auf Gefahr ımd Koften des Eigentümers zur Aufbewahrung zu überliejem, 
jedoch gegen Niederlegung einer der Höhe nach vom Drt3vorftande zu beftimmenbe 
baren Summe, welche dem &eldbetrage der etwa erfolgenden Berurteilung nebit den 
Koften der Aufbewahrung oder dem Werte des Pfandſtũcks gleichlommt, zurüdzugeben. 
Die Riederlegung kann bei dem Ortsvorſtande oder gerichtlich erfolgen. Geichieht 
die Niederlegung nicht innerhalb acht Tagen, jo kann der gepfändete Gegenftaud azi 
Verfügung des zuftändigen Richters öffentlich verfteigert werden. 

2 Bgl. die Beſtimmungen über die Beſchlagnahme ufw. der Fanggeräte an Eu 


dieſes Geſetzes. 
Strafbeſtimmungen. 
$ 49. 1. Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark Reichsmünze oder mit Haft be 
zu einer Woche wird beftraft: 

1. wer in den Fällen des 8 11 bei Ausübung der Fiſcherei ohne einen nad &- 
fchrift der 88 12 und 13 ausgeftellten und beglaubigten Erlaubnisſchein, oc 
ohne die im 8 16 vorgejchriebene Befcheinigung oder im Geltungsbereiche der 
Fiſchereiordnungen für die in der Provinz Pommern belegenen Xeile ber 
Dder, das Haff und deſſen Ausflüſſe v. 2. 7. 1859 und für den Regierung 
bezirt Stralſund v. 80. 8. 1865 ohne einen vorfchrifismäßig ausgefl us) 
befcheinigten Legitimationgichein (Willzettel, Fiſchzettel) betroffen wird; 

2. wer den Borfchriften im 8 19 zuwider Fiſcherzeuge ohne die vorgeſchriebene 
Kennzeichnung audlegt. 

ı Das unberedtigte Fiſchen wird nad dem Str. &. B. beitraft, und zwar: 
8 370. Mit Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird beitraft: 


4. Wer unberedtigt filcht ober krebſt. 
5 296. Wer zur Nachtzeit, bei Tadelliht oder unter Anwendung jchüdlicher oder 


erplodierender Stoffe unberedtigt fiſcht oder Trebit, wird mit Geldftrafe bis zu ſechſshundert 

Mark oder nıit Sejängnis Bis zu ſechs Monaten beitraft. 

g 50. Wit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Marl Reichsmünze oder mit 

Haft wird beftraft: 

1. wer als Pächter einer Gemeindefiſcherei die von der Aufſichtsbehörde feftgejtellte 
Zahl der zulälfigen Fanggeräte überfchreitet; 

. wer „einen Erlaubnis- oder Legitimationsjchein unberedhtigt ausjtellt und aus 

änden gibt; 

* bei Ausübung der Fiſcherei in nicht geſchloſſenen Gewäſſern die im $ 21 
verbotenen Mittel anwendet; 

4. wer den Borfchriften in 8 28 zuwider ftändige Kifchereivorrichtungen nicht 
rechtzeitig wegräumt oder abftellt oder denjelben vorfchriftgwidrig eine größere 
als die nach 8 20 zuläflige Ausdehnung gibt, 

. wer in Schonrevieren verbotäwidrig die Fiicherei ausübt ($ 30) oder den zum 

Schutze derſelben erlaſſenen reglementariſchen Borjchriften zumiderhandelt (& 31); 

6. wer in den für den freien Durchzug der Fiſche angelegten Filchpäflen, fowie 
in den oberhalb und unterhalb derjelben gelegenen, dem Fiſchfange entzogenen 
Teilen der Gewäſſer irgendeine Urt des Filchfanges ausübt; 

. wer den Vorfchriften bes 8 43 oder den zur Ausführung desfelben getroffenen 
Anordnungen zuwider den Gewäſſern fchädliche, die Fiſcherei gefährdende 


> mM 


N 
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Stoffe zuführt oder verbotswidrig Hanf und Flachs in nicht geſchloſſenen 
ðewaſſern xötet (8 44). 5 danf und Flach cht geſchloſf 


8 51 1. Mit Geldſtrafe bis zu neunzig Mark Reichsmünze oder mit Haft bis 

au vier Wochen werben beitraft: 
alle Buwiderhandlungen gegen die Vorfchriften der 88 24 und 26 biefes Geſetzes. 
2. Neben der Strafe tft auf Einziehung aller verbot3widrig feilgebotenen, ver- 


Zauften oder verjandten Fifche zu ertennen, ohne Unterfchied, ob fie dem Verurteilten 
gehören oder nid. 


8 52. Wer zur Begehung einer durch diefes Geſetz mit Strafe bedrohten Über: 
tretung fich feiner Angehörigen, Dienftboten, Lehrlinge oder Arbeiter als Teilnehmer 
bedient, haftet, wenn diefe nicht zahlungsfähig find, neben der von ihm felbit ver- 
wirkten Strafe für die vom denjelben zu erlegenden Belditrafen. 


Schlußbeſtimmungen. 
5 53. Alle früher erlaſſenen, den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegen⸗ 
ſtehenden Borieriften werden — g ſet g 


Der Minifter für die landwirtſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit ber 
Ausführung diefes Geſetzes beauftragt. 


2 Die Unzeigen über ſtattgehabte Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz find der 
DOrt8polizeibehörde, wo eiwa zur Verwaltung der Sifchereipolizei ein Staatsbeaniter 
beſonders beitellt tft, biefem und in fisfaliichen orftrepieren von den Schugbeamten dem 
Dberförfter gu machen. (M. J. u. M. L. v. 28. 2. 1886, M. BL. ©. 47. 

3 Die Zufändigleit der Berwaltungd- und Verwaltungsgerichtsbehörden in filcherei- 
t glizeige ga, Ta behandeln bie 88 98 bis 102 des Yuftändigteitägef. v. 1. 8. 1883 


IN. Berfabren bei ber Beihlagnahme und Einziehung von Fanggeräten, welde zu Fiſcherei⸗ 
Bergehen und -fibertreiungen benugt worden find, feitens der mit Handhabung der Fijcherei⸗ 
Bolizei beauftragten SOberfiihmeifter und Ortspolizeibehörden. 


1 Die bei dem Vergehen wider 5 296 Str. &. B. — abgedrudt vorftehend zu 
8 49 — gebraudten Fanggeräte find einzuziehen, au wenn fie an fid Auläffig 
gearrene "allen pri Fällen v iderhandl fiſcherei⸗polizeiliche B 

n allen gen en von Buwiderbandlungen gegen ereispolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften find die zur Begehung derfelden benubten Geräte unter Beachtung der nadı- 
ſtehenden Beitinmungen nur einzuziehen, wenn fie ben beftehenden Beitimmungen über 
die zuläffige Mafchenmweite ufw. nicht entfprechen. 

Bon der Einziehung find Insbefondere int Falle der einfachen Übertretung bes 

8 3704 Str. &. B. — abgebrudt voritehend zu $ 49 — bie an fi) zuläſſig gearbeiteten, 
zum unberedtigten Fiſchfang gebrauchten Fanggeräte auszunehmen. 

w 


uſw. 
#4 Der Regel nad wird eine Einziehung der Nee wegen Verſtoßes gegen die Vor» 
Ichriften über die zuläffige Mafchenweite nur vorzunehmen fein, wenn nad) der ganzen 
Beichaffenheit bes Netzes anzunehnien ift, daß dasfelbe von bornherein enger gearbeitet 
iſt ai zuläffig war, daß alfo eine abſichtliche Übertretung der betreffenden Vorſchriften 
vorliegt. 

5 In allen anderen Sällen, namentlich wenn da8 Gerät nur geringe, anfcheinend 
nicht beabſichtigte Abweichungen von ber zuläffigen Maſchenweite aufweiſt, werden bie 
Fiſcher —5 auf die Mängel aufmerkſam zu machen und zur Abſtellung derſelben 
binnen beſtimmter, angemeffener Friſt aufzufordern fein. Grit wenn ber gemwarnte Fiſcher 
nah Ablauf diefer Friſt wieder bei Anwendung besfelben unvorjchriftsmäßigen Gerätes 
betroffen werden follte, oder wenn bie Mafchenweite des Netzes durch beſondere Maß—⸗ 
nahmen (ſtarkes Teeren, Schleifen peteerter und noch nicht vollitändig trodener Netze 
an (dreiter Di nachträglich abſichtlich verengert fit, wird ‚zur Beſchlagnahme desfelben 
zu Ichreiten fein. 

6 Sifchereigeräte, welche awar an fich erlaubt, aber zur beſtimmten F nicht ange⸗ 
wendet werden Dürfen, find u beſchlagnahmen, können aber — wenn bejondere Gründe 
nicht entgegenftehen — dem Biden zurüdgegeben werden, fobald die Beit verſtrichen iſt, 
Innerhalb welcher bie Anwendung der Netze verboten ift. 
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7 Die ein nen, an 9 ffig eurbeiteten fanpgeräte find im Selle der Ar. 1 
forgfam aufzuße ren und, fobald Air —— ù — rechtstraftig geworben iſt. von Ze 
zu eit fentu⸗ meiftbietend au beriteigern. 
eingezogenen, unzuläffig gearbeiteten Sanggeräte And, fobald bie —— 
—8*8 geworden iſt, zu zerſchneiden, die unvorſchriftsmäßig gearbeiteten Teile 
Netzwerkes find zu zerflören, diejenigen Teile des Gezeuges aber welche noch zur S 
ſtellung ee auläffiger Fanggerate verwendet twerden Tönnen, wie Taue unb Deinem | 
Sinme, Schwinmer, Bleiftüde u dgl, find dem Gigentünter zur Abholung biumen | 
beitimmmter Friſt wieder zur Verfügung zu ftellen 
® Die von dem Eigentümer innerhalb der eitellten Frijt nicht abgeholten Materinlirz 
und die bei ber Berftörung verbotener Beräte o Nekteile gewonnenen Materialien fürs, 
bietend — a anderweit verivertbar erſcheinen von Zeit zu Zeit öffentlich me | 
i zu em. 
10 Das eingezogene Dtaterial, welches nicht weiter berivertbar erfdheint, oder weiches 
bei dem erften Berſuch der Beriteigerung feine Käufer gefunden bat, iſt zu vernichten 
2 Shäblide oder erplodierende ß 8 21 De ), femer Dlittel zu 
Bertvunbung der Fiſche, als: allen mit Sen ben, Ga Aalharken, Speere, Ste 
eiſen, Stangen, ußwaffen ufw., welche im Beſitze von Fi —* angetroffen werden, 
find ftet3 einzuziehen und, fobald die Einziehung red ftig geworden ift, mit ber 
erjorberlichen Dorf unſchädlich zu machen und zu vernich 
die Einziehung und die weiteren en nit ben eingezogeneu Gegen 
Händen uber ſogleich kurze Vernerke zu den Alten zu bringen, aus denen jeberzeit der 
Verbleib des einzelnen Gegenſtandes zu erſehen iſt. 
— M. L. v. 18. 12. 1893, M. BL 1894 ©. 23. — 


XI. 
Aus dem Btirafrecht. 


Allgemeine Geſetze und Veroroͤnungen, welche in 
Beziehung zum Horft: und Jagoͤſchutze ſtehen. 


A. Strafgejegbud) für das Deutiche Reid). 


Dom 15. 5. 1871 in der Zaffung dom 26. 2. 1876. 
(R. 6. BL 1876 5. 40.) 


— Auszug. — 
Borbemerfung. 


Das frühere Neichd- (Bundes⸗) und Landes⸗Strafrecht iſt nur beftehen 
geblieben, infoweit dasſelbe Materien betrifft, welche nicht Gegenſtand des Straf: 
gejeblucen für das Deutfche Reich find.‘ 

Unberührt find geblieben die befonderen Borfchriften des Heichd- (Bunded-) und 
Landes⸗Strafrechts, namentlich über ftrafbare Verletzungen der vebnoligel, Fair 
Steuer, Zoll, Filcherei-, Jagd, Yorft- und Feldpolizei⸗Geſetze, über Mißbrauch des 
Bereind- und Verſammlungsrechts und über den Holz Forſt⸗) Diebſtahl. 

Wenn in Landesgejegen anftatt der Gefängnis» oder Geldftrafe Forſt⸗ oder 
Semeindearbeit angedroht oder nachgelafien iſt, jo behält es Hierbei fein Bewenden. 

(88 2 u. 6 des Einführungsgef. 3. Strafgefegbuch.) 

1 In Sraft geblieben ift der 5 270 bes preußifchen Strafgeſetzbuchs vom 14. 4. 1851, 
welcher das Abhalten vom Mitbieten oder Welterbieten bei öffentlichen Berfteigerungen mit 
Strafe bedroht. (NR. ©. v. 18. 3. 1895, Jahrb. Bd. 27 ©. 327.) 

Diejer Paragraph lautet: 

„er andere vom Mitbieten oder Weiterbieten bei den von dffentliden Behörden 
oder Beantten vorgenommenen Berfteigerungen, diefelben mögen Berkäufe, Berpacdhtungen, 
Lieferungen, Unternehmungen oder Geſchäfte irgend einer Art betreffen, durch Gewalt oder 
Drohung oder dur Yufiderung oder Gewährung eines Vorteils abhält, wird mit Geld⸗ 
buße bis zu 600 ME. oder niit Gefängnis bis zu 6 Monaten beftraft.” 

Diefer Paragraph verlangt Feine ausdrüdliche oder ftillfchweigende Verabredung, nicht 
weiterzubieten. genügt, daB der Vorteil in der Abſicht augefihert wird, dom Welterbieten 
abzuhalten, und daß bdiefe Abſicht erreicht wird. Als Borteil tft auch Erſatz eines 
bei der Zerfteigerung au bejorgenden Berluſtes anzuſehen. (8. G. v. 6. 11. 1902, 
D. %. 8. 1%4 ©. 630. 

Ein Abhalten im Sinne dieſes Paragraphen Itegt auch dor, wenn ſich jemand bereit 
erklärt, gegen eine Entihädigung auf die Abgabe eines Gebots (3. B. Offerte bei zu ver⸗ 
pebenben ielerungen) zu verzichten, und hierauf eingegangen wird. (8. G. v. 17. 9. 1906, 

. 8: 8. 1907 ©. 815.) 


Was find Verbrechen, Bergehen und Übertretungen? 


81. 1. Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Feitungshaft von mehr 
als fünf Jahren bedrohte Handlung ift ein Verbrechen. 
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2. Eine mit Feftungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis oder mit &elb 
ftrafe von mehr als einhundertfünfzig Mark bedrohte Handlung iſt ein Bergeher 

3. Eine mit Hoft oder mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzgig Mark bedrohte 
Handlung ift eine Übertretung. 


Etrafen. 
13. Die Todesſtrafe ift durch Enthauptung zu vollftreden. 
14. 1. Die Zuchthausſtrafe ift eine lebenslängliche oder eine zeitige- 
betr 2. ea der zeitigen Zuchthausſtrafe iſt fünfzehn Jahre, ihr Mindei 
etrag ein r. 
15. Die Vollſtreckung der Zuchthausſtrafe erfolgt in einer Strafanftalt. — 
16. 1. Der Höchſtbetrag der Gefängnißftrafe ift fünf Jahre, ihr Mirsdeftbetrag 


n Tag. 
84 2 Die Vollſtreckung der Gefängnisſtrafe erfolgt in einer Sefangenenanflak 
( ngnig). — — — 
8 17. 1. Die Feſtungshaft ift eine lebenslängliche oder eine zeitige. 
5 2. De Höchſtbetrag der zeitigen Feſtungshaft tft fünfzehn Jahre, ihr Mindef- 
etrag ein Tag. — — — 
18. Der Höchftbetrag der Haft iſt ſechs Wochen, ihr Mindeftbetrag ein Tag. 
27. 1. trafe Der 5 beſteht in einfacher Freiheitsentziehung. 

2. Der Mindeftbetrag der Geldftrafe ift bei Verbrechen und Vergehen drei Mark 
bei Übertretung eine Mark. 

1 Eine Gelditrafe von weniger als einer Mark, welde nad einzelnen Geſetzen 
zuläffig iſt, kann nicht in Freibeitsftrafe ungemandelt werben. Erf. v. 9. 6. 87, Zelde, 
Strafredt ©. 289. 

& 28. Cine nicht beizutreibende Geldſtrafe ift in Gefängnis und, wenn fe 
wegen einer Übertretung erfannt worden ft, in Haft umzuwandeln. — — — 

. 1. Bei Umwandlung einer wegen eined Verbrechens oder Vergehens 
erfannten Geldſtrafe je der Betrag von drei big zu rünfaehn Mart, bei Umwandlung 
einer wegen einer Übertretung erfaunten Geldftrafe der Betrag von einer bis zu 
fünfzehn Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichzuachten. 

2. Der Mindeftbetrag der au Stelle einer Geldftrafe tretenden Freiheitsſtrafe ik 
ein Tag, ihr göaiibetrag bei Haft ſechs Wochen, bei Gefängnis ein iR — —— 

8 32. Neben der Todesſtrafe, der Zuchthausſtrafe und ber Gefängnisſtrafe 

fann auf den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werben. 
\ 3. Die Uberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt den dauernden 
Berluft der aus Öffentlichen Wahlen für den Verurteilten Dermorgegangenen Rechte, 
in mai den dauernden Verluft der öffentlichen Ämter, Würden, Titel, Orden und 
renzeichen. 
6 35. „1. Neben einer Gefängnisftrafe kann auf die Unfähigfeit zur Belleidung 
öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erfannt werden 
2. Die Aberkennung der Fähigkeit zur VBelleivung öffentlicher Ämter bat den 
dauernden Verluſt der befleideten ÄAmter von Rechts wegen zur Folge. 

5 38. Neben einer Sreiheitsitrafe Tann in den durch das Geſetz vorgefehenen 

Fällen auf die Buläffigkeit von Polizeiaufjiht erfannt werden. — — — 









Einziehung gebrauchter Werkzenge njw. 

8 40. 1. Gegenstände, welche durch ein vorfähliches Verbrechen oder Vergehen 
hervorgebracht, oder welche zur Begehung eines vorjäßlichen Verbrechens oder Ber: 
ne gebraucht oder beftimmt find, fünnen, fofern fie den Täter oder einen Teil 
nehmer gehören, eingezogen werden. 

2. Die Einziehung ift im Urteil auszuſprechen. 

8 412. yi in den Sällen der 88 40 und 41 die Verfolgung oder die Ber: 
urteilung einer beftimmten Perſon nicht ausführbar, fo lönnen die daſelbſt vorgeschriebenen 
Maßnahmen jelbjtändig erfannt werben. 


A. Strafgefegbud. Strafen, Verſuch, Teilnahme, Notwehr. 651 


| Berſuch. 

85 43. 1. Wer den Entſchluß, ein Verbrechen oder Vergehen gu verüben, durch 
Dandlungen, welche einen Unfang der Ausführung dieſes Verbrechens oder Vergehens 
ertthalten, betätigt Hat, ift, wenn das beabjichtigte Verbrechen oder Vergehen nicht 
zırr Vollendung gelommen ift, wegen Verſuchs zu beftrafen. 

2. Der Verfuch eines Vergehend wird jedoch nur in den Fällen beftraft, in welchen 
Das Geſeztz died ausdrädiich beitimmt. 

2 Bei Übertretungen gibt e8 Teinen ftrafbaren Verſuch. 

8 46. Der Verſuch als jelder bleibt ftraflos, wenn der Täter 

1. die Ausführung der beabfichtigten Handlung aufgegeben hat, de daß er an 
diefer Ausführung durch Umftände gehindert worden tft, welche von feinem 
Willen unabhängig waren, oder 

2. zu einer Beit, zu welcher die Handlung noch nicht entdedt war, den Eintritt 
des zur Vollendung des Verbrechens oder Vergehens gehörigen Erfolges durch 
eigene Tätigleit abgewendet hat. 


Teilnahme. 


8 47. Wenn mehrere eine ftrafbare Handlung gemeinfhaftlih ausführen, jo 
wird jeder ald Täter beitraft. 
2 Die Mittäterfchaft fegt voraus, da jr Mittäter. die Tat als feine eigene unter- 
at und zur Bollendung bringen hilft, daß alfo bezüglich eines jeden eine auf die Aus⸗ 
—5— der ſtrafbaren Handlung gerichtete Tätigkeit vorliegt; aber es iſt nicht notwendig, 
aß jeder Täter bei der Ausführung der eigentlichen Tat ſelbſt phyſiſch mitwirkt, es genügt 
3- B. auch, die Vornahme einer bloßen Vorbereitungshandlung. Mittäterfchaft liegt imme 
nur fo weit dor, als das Einverjtändnis der Täter reicht (Dalde, Strafrecht ©. 297). 
8 48. 1. Als Anftifter wird beftrait, wer einen anderen zu der von demſelben 
begangenen ftrafbaren Handlung durch Geſchenke oder Verjprechen, duch Drohung, 
duch Mißbrauch des Unfehens oder der Gewalt, durch abfichtliche Herbeiführung 
oder Beförderung eines Irrtums oder durd) andere Mittel vorfäglich beſtimmt Hat. 
2. Die Strafe des Anſtifters iſt nach demjenigen Geſetze feitzufegen, welches auf 
die Handlung Unwendung findet, zu welcher er wifjentlich angeftiftet hat. 
49. 1. Als Gehilfe wird beftraft, wer dem Täter zur Begehung des Vers 
brechen oder Vergehens durch Rat oder Tat wiſſentlich Hilfe geleiitet hat. 
2. Die Strafe des ler ift nach) demjenigen Geſetze feitzufehen, welches auf 
die Handlung Unmwendung findet, zu welcher er wifjentlich Hilfe geleiftet hat, jedoch 
nach den über die Beitrafung des Verſuchs aufgeftellten Grundjähen zu ermäßigen. 


Strafausſchließungs und Strafmildernngsgründe. 


8 51, Eine ftrafbare Handlung tft nicht vorhanden, wenn der Täter zur Beit 
der Begehung der Handlung fi in einem Buftande von Bewußtloſigkeit oder krauf: 
bafter Störung der Öeiftestätigfeit befand, Durch welchen feine freie Willensbeſtimmung 
ausgeſchloſſen war. 

8 52. 1. Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Täter durch 
unmiderftehliche Gewalt oder durch eine Drohung, welche mit einer gegenwärtigen, 
auf andere Weife nicht abwendbaren eh für Leib oder Leben feiner felbft oder 
eined Ungehörigen verbunden war, zu der Handlung genötigt worden ift. 

2. US Ungehörige im Sinne dieſes Strafgefeges find anzufehen Verwandte und 
Verſchwägerte aufs und abjteigender Linie, Adoptiv» und Pflege-Eitern und »Sinder, 
Ehegatten, Geſchwiſter und deren Ehegatten, und Berlobte. 


Notwehr. 
8 53. 1. Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn die Handlung 
durch Notwehr geboten war. 
2. Notwehr ift diejenige Verteidigung, welche erforderlich ift, um einen gegen 
wärtigen, vechtSwidrigen Ungriff von fh oder einem anderen abzuwenden. 
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3. Die Überjchreitung der Notwehr ift nicht firafbar, wen der Täter in & 
ftürzung, Furcht oder Schreden über die Grenzen der Berteidigung hinausgegaugen = 

ı Erläuterungen hierzu, nad „Dppenhoff: Strafgeſetzbuche. 

Die an fi) zur Abwehr erforderliche Notwehr darf nur fo weit geübt werden, aß i 
im Einzelfalle „geboten“ ift, d. h. als e8 ihrer zu jener Abwehr bedurfte. Eine Überfchreäug 
biefer Srenge iſt da Dr infoweit dem Täter nicht Abſatz 3 entfcyuldigend zur Seite fr 

Di otwehr jet einen Angriff voraus, d. b. einen von einem anderen aus 
gegangenen Eingriff in die eigenen Rechte oder in bie eincs dritten; daß Diefer biiı 
a ee geweſen fei, oder daß er die Hilfe bes Berteidiger8 nachgeſucht Babe, wii 
nicht erfordert. 

Notwehr darf nit nur zum Schuhe des Lebens ober Leibes, fordere auch zua 
Schuhe ber Ehre, eines Yamilien- oder Vermögensrechts ufw. geübt werben, ins beſondes 
aud) zum Schutze eines gefchütten Beſitzes. ' 

Notwehr (weil Berteidigung) muß gegen den Angreifenben oder die ihn Un 
ftügenden geübt werden; oe kann — auch dann eintreten, wenn der En: 
gegriffene beim AZutreffen der Vorausſetzungen der Notwehr biefe aus Srrtum gegen de 
unrichtige Perfon übte. 

Mit der Befiegung des Angreifer oder mit dem vollitändigen Berlufte bed 

egriffenen Rechts hört der Zuſtand der Notwehr auf, ba fie nur al Berteidigung Asd | 
jyaft if. Der Zuſtand der Notwehr ſchließt es nicht aus, daß jemand bie Grenze 
derfelden aus Fahrläſſigkeit Überfchreite; ein in diefer Weile begangenes Yahrläffigless 
vergehen bleibt ebenfalls ftrgflos, wenn jene Überfchreitung nur die Folge der Be 
ſrarzung ul. war. 

3 Auch ad dem B. G. D. ift die Notwehr nicht unerlaudt. Der bezügliche Paragımpf 
desſelben lautet: \ 

227. Eine dur Notwehr gebotene Handlung tft nicht widerredhtlich. 
otwehr ift diejenige Verteidigung, welche erforderlich ift, un einen gegenimäigen 

rechtswidrigen Angriff von fich oder einem anderen abzuwenden. 

8 Wird bie Herausgabe der Art, welde zur Ausführung bes Frevels 
beitimmt war, nur verweigert, fo ijt der Beamte zum Gebraude der Sdup 
—* —— —— aan durch Fr IE gine Beiatr Decbt, Fe das urn 
egen ſowohl auf Grun affengebrauchsgeſetzes als aud des Notwehrparagrup 
— 1857, J. 9. Bl. m 





ordert werden. (8. K. K. v. 18. 4. ©. 381.) — VBgl. $ 3 2 dei 
D. G, IX C 1, und $ 41 der Foͤrſterdienſtinſtruktion, I d. W. 

4 über bie berechtigte Notwehr der Forſt und Jagdſchugbeamten uf. gegen Bildern 
dgl. Unm. 2 zu S 2 des Waffengebrauchögefeges, XI E db. W. 

5 Der $ 53 ift auf bie Abwehr von Angriffen buch Tiere nicht anwendbar. Fir 
biefe Fälle iſt der 5 228 8. G. 3. (XI A d. W.) in Betracht zu ziehen. 

$ 55. Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht vollende 

at, Tann wegen derfelben nicht ftrafrechtlich verfolgt werden. Gegen denfelben könne 
jedoch nach Maßgabe der Iandesgejeglichen Vorſchriften die zur Beſſerung und Benny 
fichtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie 
Ersiehungßanftent oder Beilerungsanftalt kann nur erfolgen, nachdem durch Beſchluß 
des Vormundfchaftsgerichtes die Begehung der Handlung feitgeftellt und die Unter 
bringung für zuläffig erklärt ift. 

8 56. Ein Ungefchuldigter, welcher zu einer Zeit, als er dad zwölfte, aber nicht 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine ftrafbare Handlung begangen bat, ik 
freizufprechen, wenn er bei Begehung bderjelben die zur Erkenntnis ihrer Strafbarket 
erforderliche Einficht nicht beſaß. — Er kann aber in eine Erziehungs oder 
Beilerungsanftalt „gebrait werden. 

8 59. 1. Wenn jemand bei Begehung einer ftrafbaren Handlung das Bor 
handenſein von Tatumftänden nicht kannte, welche zum gejeglichen Tatbeftande gehören 
oder die Strafbarkeit erhöhen, jo find ihm diefe Umstände nicht zuzurechnen. 

2. Bei der Beitrafung mh; begangener Handlungen gilt dieje Beftimmumg 
nur infoweit, al3 die Unkenntnis ſelbſt nicht durch Fahrläſſigkeit verfchufdet ift. 

2 Diefer Paragraph handelt von dem fog. Dolus. 

betreff der fubjektiven Erjorderniffe der Strafdarkeit macht das St. &. B. Teinen 
Unterſchied zwifchen Vergehen und Übertretungen. Der Mangel bes Bewußtſeins der 
Rechtswidrigkeit bewirkt Teine Straflofigfeit, wenn er auf einem Irrtum über die Be 
deutung des Strafgefeges beruht. Daher findet der 8 59 ganz allgeinein bei allen ira 
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Baren Handlungen Anwendung. Untenntmis des Taters über das BVerbotienfein ber 
— Handlung entſchuldigt nicht. 

Nur Irrtum über Tatſachen entſchuldigt, aber nicht Nechtsirrtum. Irrtum über 
AZivilrechtliche Fragen ſteht dent yetn über Tatſachen glei und kann den Dolus aus⸗ 
- ließen. (Dalde, Strafredht S. 307.) 


Girafverfolgung anf Antrag. 

8 61. Eine Handlung, deren Verfolgung mir auf Antrag eintritt, iſt nicht zu 

verfolgen, wenn der zum Untrage Berechtigte es unterläßt, den Antrag binnen brei 

Mionaten zu ftellen. Diefe Frift beginnt mit dem Tage, feit welchem der zum Antrage 

Berechtigte von der Handlung und von ber Perſon des Täters Kenntnis gejabt bat. 

63. Der Antrag Tann nicht geteilt werden. Das gerichtliche Verfahren 

findet gegen fämtliche an der Handlung Beteiligte (Täter und Ba A fowte 

gegen den Begünftiger ftatt, auch wenn nur gegen eine diefer Berfonen auf Beitrafung 
angetragen worden ilt. 

. 1. Die Zurücknahme des Antrages ift nur in den gejeplich beſonders vor⸗ 

-  gefehenen Fällen und nur bis zur Verfündung eines auf Strafe lautenden Urteils zuläflig. 

2. Die rechtzeitige BZurlidnahme des Vntraged gegen eine der een 

Perfonen Hat die Einftellung des Verfahrens auch gegen die anderen zur Folge. 


Berjährung. 
8 66. Durch Verjährung wird die Strafverfolgung und die Strafvollitreding 
ausgeichlofien. 
; 8 67. 1. Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt: 
. wenn fie mit dem Tode oder mit Tebenslänglichem Zuchthaus bedroht find, in 
zwanzig Jahren; 
wenn fie im Höchftbetrage mit einer Freiheitsſtrafe von einer längeren als zehn⸗ 
jährigen Dauer bedroht find, in fünfzehn Kahren; 
. wenn fie mit einer geringeren reiheitsftrafe bedroht find, in zehn Jahren; 
" die Strafverfofgung bon —* die im Höchſtbetrage mit einer laͤngeren als 
) 
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dreimonatlichen Gefängnisſtrafe bedroht find, verjährt in fünf Jahren; 
von anderen Vergehen in drei Jahren. 
2. Die Strafverfolgung von Übertretungen verjährt in drei Monaten. 
| 3. Die erjäbeung beginnt mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen 
ist, ohne Rüdficht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 
68. 1. Jede Handlung des Richters, welche wegen der begangenen Tat 
gegen den Täter gerichtet ift, unterbricht die Verjährung. 
2. Die Unterbrechung findet nur rüdfichtlich) desjenigen ftatt, auf welchen die 
danblung ſich bezieht. 
8. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


Zuſammentreffen mehrerer firafbarer Handlungen. 
8 73. Wenn eine und biefelbe — mehrere Strafgeſetze verletzt, ſo 
fommt nur dasjenige Geſetz, welches die ſchwerſte Strafe, und bei ungleichen- Straf: 
arten dasjenige Geleh, welches die ſchwerſte Strafart androbt, zur Unmwendung. 


1 Diefer Paragraph) Betrifft die fog. ideale Konkurrenz. 
Es liegt 3. B. idenle Konkurrenz vor, wenn jemand unbefugt jagt (8 292 Str. &. 9.) 
und dabet Teinen Jagdſchein bat (8 73 der Jagdordn.). 
2 Im Urteil ift das Schuldig wegen aller ideal konkurrierenden Vergehen auszu⸗ 
peehen, wenn die Verurteilung auch nur aus einen: &efege erfolgt. (Mt. ©. v. 17. 5. 1881, 
alde, Strafrecht ©. 316.) 


Widerftand gegen die Staatögewalt. 

5 113. 1. Wer einem Beamten, welcher zur Vollſtreckung von Geſetzen, von 
Betehlen und Anordnungen der Berwaltungsbehörben oder von Urteilen und Ber- 
fügungen der Gerichte berufen ift, in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes durch 
Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerjtand leiſtet, oder wer einen folchen 
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Veamten während der rechtmäßigen Wusübung ſeines Amtes tätlich angreift, win 
mit Gefängnis von vierzehn Tagen bis zu zwei Jahren beftraft. 

2. Eind nildernde Umftände vorhanden, fo tritt eine Gefängnisitrafe Bbis u 
einem Jahre oder Geldftrafe bis zu eintaufend Dark ein. 

3. Tiefelben Strafvorfchriften treten ein, wenn die Handlung gegen WBertene, 
welche zur Unterftügung deö Beamten zugezogen waren, oder gegen Mannſchafien 
der bewaffneten Macht, oder gegen DMannjchaften einer Geneinde, Schutz⸗ obe 
Bürgerwehr in Ausübung des Dienftes begangen wird. 


1 Der Begriff der Beamten ift im $ 359 Str. &. B. gegeben. 
Die im Brivatdienfte Sr. Moajeftät bes Königs für den Felde und Korkikiui 
anot en onen find Beamte in Sinne des 8 359. (NR. G. v. 9. 10. 185 


Den auf das F. D. G. beeidigten PBrivatforftbeamten muß der Charafter = 
Tienfte des Staats ftelender Öffentlicher Yeanıten inſoweit beigelegt werden, als es fi 
um den ihnen anvertrauten tr handelt. Ihnen ftehben daher in bezug auf di 
ihnen übertragenen amtlichen Funktionen biejentgen gefeßlichen Beltinmungen zur Sere 
welche zum Schuße bes Amtes gegeben find; andererfeits unterliegen ihıe AnıtShanblunge 
auch den in betreff der Amtsverbrechen und Unıtsvergehen beitehenden Straigeirter 
(Ob. Te. v. 15. 6. i1871. 3. B. 4 ©. 81. 

Es üderfonmen in Preußen bie von Privatwalbeigentümern beftellten Auf- 
feher erft durch ihre Bereidigung auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz forſtpolizeiliche Zunktionee 
und inſoweit die Eigenſchaft öffentlicher Beamten, vermöge deren fie auch außer⸗ 
halb, tie Schutzbezirkes amtlich einfchreiten künnen. (MR. G. dv. 24. 6. 1887, 5% 9.20 
©. 64. 


Bu ben Beanten, bie den Schutz des 8 113 genießen, gehören auch die Yeldhüter, 
die in den Öftlihen Provinzen angeftellten fog. Amtsbiener und die von Regienmgs 
präfidenten ernannten Hifcherelauffeher. 

3 Zur Ausübung ber Jagdpolizei außerhalb ihres Schutzbezirkes find die Forſt beamten 
nur dann befugt, wenn fie hierzu von der Jagdpolizeibehörde befonderd bejtellt find. 
Siehe XD 205.8. Sind fie hierzu beftellt, fo fit der ihnen dabei geleiftete Wideritin 
ftrafdar aus $ 113. (Vgl R. ©. v. 19. 2. u. 27. 6. 1884, %. 3.16 ©. 118 u. 174) 

5 Der einem Forſtbeamten bei Leitung und Beauffidtigung bon KForf- 
tulturarbeiten von einem dritten (Nichtarbeiter) geleiftete Wideritand fällt mid 
unter die Strafbeitimmungen des $ 117 Str. G. B. kann aber wohl aus 5 113 desſelbes 
ftrafbar fein. (R. G. v. 25. 10. 1888, J. B. 21 ©. 64.) 

Im vorliegenden Falle forberte der Forſtbeamte (ein Revierförſter) einen — nid 
arbeitenden — dritten ohne Erfolg a & von der Arbeitäftelle zu entfernen; als ar 
ihn dann mit Gewalt von dort wegführen wollte, leiftete der britte dadurch Widerſtand, 
daß er den Forſtbeamten anı Kopfe ergriff und mit erhobener Hude zu ſchlagen drohte 

4 Das Ausholen zum Salape gegen den Beamten bildet nicht einen ftraflofen 
Verſuch, fondern das vollendete Vergehen des tätlid.en Angriffs im Sinne des $ 113 
Str. 8. B. (MR. G. v. 18. 11. 1882, % 2. 15 ©. 116.) Die Uusführung befugt, 5.5 
ein „tätlider Ungriff* fi nicht befchränfe auf ein Anfaflen und wirkliches Beein 
rrächtigen des Körpers eines anderen, insbeſondere nicht gleichbedeutend fei mit einer 
förperlihen Mißhandlung ober Verletzung, fondern jede in feindfeliger Willensrichtung 
unmittelbar auf den Körper eines andern zielende Einwirkung umfaſſe, und zwar ohne 
Nüdficht auf den Erfolg derfelben. — 

Ein bloß paflivdes Verhalten genügt nicht, un ben 8 113 anwenden zu können, wenn 
beifpieläimeiie bor dem Beanıten die Tür verfchlojfen und nicht geöffuiet wird. (NR. @. vn. 
5. 2. 1881, D. F 8. ©. 429.) 

In der Drohung, einen Hund auf den Beamten heben zu wollen, Tann eine Be- 
drohung mit Gewalt gefunden werden. (R. ©. v. 21. 1. 1889.) 

5 Der Irrtum besjenigen, welcher einen Beantten Wiberftand geleiftet hat, darüber, 
daß derfelde nicht in rechtmäßiger Ausübung feine Anites begriffen geweſen fei, ent 
chuldigt denfelben nicht, fondern nur das objektive Vorliegen der nicht rechtmäßigen 

usübung. (R. G. dv. 30. 10. u. 5. 11. 1880, %. B. 13 ©. 146.) 

Bol. aud die Erläuterungen zu 88 117 bis 119. 

8 114. 1. Wer e3 unternimmt, durch Gewalt oder Drohung eine Behörde! 
oder einen Beamten zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung zu nötigen, 


wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beitraft. 
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2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe bis zu zwei 
Jahren ein. ' ' 

2 Behörde ift jedes Organ der Staatöregierung, welches berufen iſt, unmittelbar ober 
mittelbar unter Öffentlicher Autorität für Herbeiführung ber Zwecke bes Staates tätig 


zu fein. 
3 Der zum Schutze der Willensfreiheit bes Beamten dienende $ 114 trifft bie 
Fedtigung zur Unterlaffung don Umtshandlungen, die noch nicht begonnen find. Dagegen 
find die 88 113, 117 fi. anwendbar, wenn den dort bezeichneten Beamten in ber recht» 
miärigen Ausübung ihre Amtes nah Beginn der Amtshandlung durch Gewalt ober 
durch Bedrohung mit Gewalt Wideritand geleiftet wird. (R. G. v. 23. 5. 05, Jahrb. 
Entſch. Bd. 3 ©. 51.) 


8 117. 1. Wer einem Forfl- oder Jagobeamten, einem Waldeigentümer, Forſt⸗ 
over Jagdbereihtigten oder einem von diefen beftellten Aufſeher in der rechtmäßigen 
Ausübung jeined Amtes oder Rechtes durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
Gewalt Widerftand leijtet, oder wer eine dieſer Perſonen während der Ausübung 
ihres Amtes oder Rechtes tätlich angreift, wird mit Gefängnis von vierzehn Tagen 
bis zu drei Jahren beitraft. 

2. ft der Widerftand oder der Ungriff unter Drohung mit Schießgewehr, Arten 
oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt oder mit Gewalt an der Perfon 
begangen, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter drei Monaten ein. 

3. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt in den Fällen des Abſatz 1 
Gefängnißfteafe bis zu einem Sabre, in den Fällen des Abſatz 2 Gefängnisſtrafe nicht 
unter einem Monat ein. | 

8 118. 1. Iſt durch den Widerftand oder den Angriff eine Körperverlegun 
deſſen, gegen welchen die Handlung begangen ift, verurſacht worden, fo ift auf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 

119. Wenn eine der in den SS 117 und 118 bezeichneten Handlungen von 
mehreren gemeinfchaftlich begangen worden tft, jo Tann die Strafe bis um die Hälfte 
des angedrohten Höchftbetrages, die Gefängnisſtrafe jedoch nicht über fünf Jahre 
erhöht werden. 

Erläuterungen au ben 8$ 117 Bis 119. 


1 Der Widerftand muß bei der Ausũbung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes geleiftet fein. 
Der bei Ausübung des Forſt⸗ oder Jagdrechtes geleiftete Widerttand fällt nicht unter 

117; 3. B. der Eigentümer fett dem Jagdpächter als Jagdberechtigten auf feinem 

rund und Boden bei Ausübung der Jagd Widerftand entgegen, er verhindert das Betreten 
feines Grundſtückes 
2 fiber Beamteneigenfchaft fiehe F 359 und $ 113 Unm. 1. 

» 3 als „beitellte Auffeher“ im Sinne des 8 117 gelten die Anwärter für den 
Gemeinde» und BPrivatforitverwaltungsdienft während ihrer dienitlihen Ber 
ſchafuugung auf einer Oberförfterei. — (M. L. v. 16. 6. 1903 ©. 241 d. W.) 

uch die Beauftragung mit der Ausübung bes Jagd⸗ und Forſtſchutzes 
jeitens des berlörfters in dem ihm unterftehenden Forſtrevier kann einem Forſtlehrling 
ie Beanntenqualttät nicht verlieben werden, da er folde nur dur die Anitellung als Bes 
amter erlangen kann, zur Unftellung der dem SOberförfter nachgeorbneten Forſtſchutz⸗ 
beanten aber nicht der Oberförſter, fondern bie Regierung, Abteilung für Domänen und 
Forſten, berufen ift. 

Teer Oberförfter ift als Vertreter des Staates, als Waldeigentümer zur Beitellung 
eines Aufſehers im Sinne des Str. &. B., 8 117, als befugt anzujchen. 

Hat ber Forſtlehrling al8 vom Walbeigentümer beitellter Aufſeher zu gelten, fo ift 
die Anvenbung des Str. &.B., $ 117, noch davon abhängig, ob er bei feinem Borgeben 
enen Forſt⸗ oder Jagdfrevler in vechtmäßiger Recht8ausubung befunden bat und dem 

revler dies bewußt war (K. ©. v. 17. 3 1903, D. F. 8. 1904 ©. 6%. 

m Bereihe der preußiihen Staatsvermwaltung kann bon einem get 
ſchuzbeamten ein Auffeher nit mit der Wirfung beitellt werden, baß auf 
einen bem legteren geleiiteten Widerftandb der 8 117 Str. G. B. Anwendung 
findet. — Ein koniglicher Forſter hatte feinen Sohn, einen Sergeanten, ber bei ibm 
auf Urlaub war, mit ber Reviſion de3 Revier beauftragt und forderte biefen und einen 
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mitanwefenden Felbwebel fpäter auf, bei ber Seltnabnıe bon drei Wilddieben, bie üke 
ihre Namen und Wohnungen unrichtige Angaben gemacht hatten, behilflich Find Du 
Wilddiebe leifteten Widerjtand. Da ber Söriter t beredhtigt war, einen ste 
Aufſeher für den ihm vermöge feined Anites obliegenden ge ug zu beide, 
gelämel e denn eine beſtimmte Perſon hierzu auszumählen (dieſes fteht nur ta 
önigliden Regierungen u jo Tonnte ber Widerftanb gegen den Sergeanten und kt 
löwebel nur aus 5 113 Abſ. 3 beftraft werben, weil beide nur al8 Perſonen in Bein 
onmen, welche bon dem örfter, einem Bollitredungsbeamten, zu feiner Untertüguz 
bei Seltmaime Der Angeklagten zugezogen waren. (R. @.v.15.1.1897, Entid. i Exmi 
Der Widerſtand gegen einen zur Unterſtützung ber Forſtbeamten bei Wusükz 
des Jagdſchutzes zugezogenen Holzhauer iſt nicht ſtrafbar nad $ 117; denn Palm 
welche nur zur Unterftüßung bon Beamten zugezogen merben ($ 113 Str. &. B.) ak 
nit den Charakter von beitellten Aufſehern im Sinne des $ 117. Die Stellung & 
Sl iegt Tr eine gewiſſe felbjtändige Tätigkeit voraus. (MM. G. v. 22. 1. I. 
4 Der 5 117 umfaßt alle Fälle des Widerftanbes gegen bie darin gemenm 
Kategorien von Perfonen in Uusabung des Zorft- und Jagbfchuges; baß e 
Umtshandlung, gegen welche Widerftand geleitet wird, innerhalb der Syorit borgenommn 
wurde oder in unmittelbarem en har de mit der Verfolgung eines in der Kork er 
friſcher Tat entdedten Frevels ſieht, iſt nicht erforderlih. Die Umtshbandblung mn mr 
innerhalb ber drtliden und ſachlichen Quftändigfeit der einzelmen Kategorie 
von Berfonen liegen. (NR. G. v. 15. 5. 1880, 21.2. u. 4. 10. 1881, 20. 5. 1886 u 5. 4. 1 
D. J. B. 13 ©. 102, 234, 14 ©. 52, 18 ©. 288 u. 21 ©. 145.) 
Ein von einem Jagdberechtigten für fein Mevier angeftellter Auffe her it ih 
gum Sinföreiien gegen einen Zagdlontravenienten außerhalb feines Nevieres 
efu er iverkand gegen ben einfchreitenden Aufſeher dt in dieſem wicht 
ſtrafbar. inwieweit Forſt⸗ und Yagbbeamte außerhalb ihrer Schugbezirfe zur. orzchmt 
Ken ja bpoligeilichen © utöhandlungen befugt find, und welden Schub fie dabei gem, 
iehe Anm. 2 zu . 
Ein Privatforftbeaniter ift aud befugt, wenn er eine Perjon bei 3 a he 
—— ufw. in dem ihm unterftellten Bezirk auf friſcher Tat antrifft, dieſer em 
enachbarte Reviere, welche feinem Schute nicht unterftellt find, zwecks Syeitftellung fe 
Berfönlichkeit zu folgen und, falls die Zeitftellung nicht möglich ift (BBeigerung beb &e 
troffenen zur Angabe des Namens und Wohnorts), dieſelbe bor aufge 
($ 127 Str. Pr. DO.) und der Polizei zuzuführen. Wird dieſer Feſtnahme Widerſtand en 
geoenadlent, [0 ge t der Beamte den Schuß bes 8 117 Str. GB. (MR. G. v. 19. 6.19. 


Preußiſche Privatförfter find befugt, bei Perfonen, welche fie in ihrem Schutserrtt 
bei Berubung eines Forſidiebſtahls betreffen, die zum Begehung des Diebftahls geeignet 
Werkzeuge, welche die Perfonen bei fich führen, in Befchlag zu nehmen. N 

Der diefer Regel entgegengebrachte gewaltſame Widerſtand iſt ſtrafbar nach $ il 
Str. G. B. (R. G. v. 2. 11. 1884, D. 2. B. 17 ©. 125.) 

5 Der Widerftand gegen Privatwalbeigentünter, Ragdberechtigte und da 
von dieſen beftellten Auffehern, denen nicht die obrigfeitlich-polizeilichen Fyunktionen 
übertragen find, ift nur ftrafbar, wenn fle fid) mit ihren bienftlichen Handlungen I 
innerhalb ber objektiven renzen ber Rechtmäßigkeit gehalten haben; fie befinden fid mi ar 
in der rechtmäßigen Ausübung ihres Rechtes oder Anıtes, wenn fie ſich in den Hr 
fegungen ihres Einfchreiteng geirrt haben. (R. G. v. 4. 10. 1881, 23. 6, 1882 u. 23. 5. 1 
2.3.8. 14 ©. 53, 215 u. 15 ©. 360.) . 

Die Ausführung befagt: d 

Es wird hier unterfchieden —2 den ſtaatlich angeſtellten oder Ga a . 1 
auf das Forſtdiebſtahls⸗Geſetz beeideten Forſtbeamten und den Privat orf-üul 
ſehern. ei den letzteren wird unbedingt eine objektive Rechtmaßigkeit der Din 
ausübung erfordert, bei ben erfteren nicht. Für den Beamten foll e8 genügen, weit” 
in nn in welchen er berufen ift, unter getvilfen, feiner Prüfung anheimfallenden ben 
ausſetzungen einzufchreiten, bei —— vorgenonimener Pruͤfung nad) den Uwtanne 
des Falles eine genügend tatſächliche Beranlaflung zum Einjchreiten annehmen tonnte, } den 
ec fich auch bei der Annahme jener Borausfegungen in einem tatſächlichen Irrtum befunden 

ben. Der Unterfchied wird begründet mit der ftaatsrechtlihen Stellung der Beamten. 1 
eien nicht allein ftrafrechtlich, fondern auch disziplinariſch für ihre Handlungen perankvert it 

Rur wenn die Privatforftauffeher ftaatlih in Eid und Pflicht genommen umd den 
befähigt feien, forſtpolizeiliche Funktionen auch im Intereſſe des Stantes wahrzunehmwen. 
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fei die Nechtmäßigfeit ihrer AUmtshandlungen nad) bdenfelden Srundfägen wie bei den 
eigentlichen Beamten zu beurteilen. 

Zur u ber retmähigen Ansühung eined Amtes teilt die, Juriſtiſche Wochenfchrift” 
folgenden mit: Der Toritauffeher ©. hatte den Arbeiter U. beim Stellen von Schlingen 
in Revier betroffen. Er wollte den auf der Tat Ertappten veranlafien, ihm bie ander» 
weitigen Schlingen, die er geftellt babe, zu zeigen. U. weigerte ſich deſſen aber und fette 
dem Forſtaufſeher Widerftand entgegen, als biejer ihn am Arme mitziehen wollte. Der 
N hielt dann tıı der Wohnung bed U. eine Hausſuchung ab, bie Tein Ergebnis 

atte. Als U. darauf aufgefordert wurde, mit zum Amtsvorſteher zu Tonınıen, weigerte 
er fich wiederum. Sin biefem Verhalten bes U. Hatte die Straflammer in zwei Yällen 
einen Widerjtand gegen die Staatsgewalt erblidt. Das Neihenericht hob in betreff diefer 
beiden Punkte bad berurteilende Erfenntnis auf. Nach der Annahme ber Straflamnier 
olle fich der Forſtaufſeher bei ber Begegnung im Walde deshalb in ber rechtmäßigen 
usübung feine Amtes befunden haben, weil e8 feine Pflicht als Forſtbeamter geivelen 
fei, die Eingichung der zu dem unberechtigten Sagen beſtimmten @egenflände borzubereiten 
und ficherguitelen. Daraus laſſe fi) abeg feine Verpflichtung für den Ungeflagten her- 
leiten, ſelbſt für feine Äberführung im ftrafrechtlichen Verfahren tätig zu werden und burch 
eigenes DVorzeigen noch weiterer von ihm gelegter Schlingen Belaltungsntaterial für die 
gegen ihn zu führende Unterfudung herbeizuſchaffen. Wenn alfo der ST orftheamte durch 
körperliche Gewalt, das Mitbhinziehen am Urme, ben Angeklagten zwingen wollte, ihm die 
ündrigen Schlingen zu zeigen, b befand er ſich nicht mehr in der bereditigten Ausübung 
feines Umtes, und ein feinem Vorgehen entgegengelebter Widerftand kann deninad nicht 
aus $ 117 des Str. G. 2. ftrafbar jeln. Ahnlich verhält es ſich mit der an ben Angeklagten 
gerichteten Aufforderung, ben Beamten zum Amtsborfteber zu begleiten. Es werde in 
dem Urteil nit angenonmen, daß der Ungellagte vorläufig habe feitgenonmen werden 
follen. Das Tonnte auch nad) den Umftänden des Falles nicht wohl gefchehen. Dann 
aber ftand dem AR zur Siitierung des Angeklagten überhaupt feine Befugnis 
zu. Er befand fi aud in biefem Falle nicht in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes, 
und fomit lönne auch feitens des Angellagten ein Widerltand gegen bie Staatögewalt 
nicht vorliegen. (Aus ben „Berliner Neueſten Nachrichten”. 
© Auch in dem Unternehmen ber Einfperrung eines Forſtbeamten während 

ber rechtmäßigen Ausübung desſelben kann ein gegen biefen gericheter taͤtlicher Angriff 
im Sinne deö 8 117 Str. ©. B. gefunden werben. Aus der Begründung: Wollte nıan 
mit Ruckſicht auf die engfte Bedeutung des Worte „Ungriff” nur ſolche Handlungen 
als „tätlihen Angriff” qualifizieren, die auf ein Anfaflen, ein Berühren bes Körpers 
eines anderen abzielen, jo würde das weder mit dem Sprachgebrauche harnıonieren, 


“no mit dent Zwecke des Geſetzes vereinbar fein; denn es iſt Har, daß ein Beaniter 


fein muß, die darauf hinausgehen, ihn feiner perfönlicden freiheit zu berauben, als gegen 
ſolche, die auf körperliche Mißhandlungen abzielen. (M. G. v. 29. 11. 1895, Entſch. in 
Strafl. Bd. 28 ©. 32.) — In dent vorliegenden Falle verfuchte der Angeklagte, während 
der Förfter einen Stall durchſuchte, bie Stalltür von außen zugumadjen. — 

Auch durch Schießen In ber Richtung, in welcher fi der Forſtbeanite befindet, kann 
ein tätlider Ungriff verübt werden. ne Törperlide Berührung ift nicht notwendig. 
NR. G. v. 26. 9. 1890, Dalde, Strafredht &. 339.) 

7 Auf rund des 8 117 fr nit jtrafbar: 

der einen Privatforſtau | eher geleitete Widerftand, wenn ber Widerftandleiftende 
nicht wußte, daß ber Aufjeher als folcher für den Det, in weldyen: ex den Forſt⸗ 
(hut ausübte, beftellt war. (M. ©. v. 27. 9. 1887, B. J. B. 20 ©. 65); 
der den Forſt- oder Jagdberechtigten bei Ausübung ihres Nechtes (3. DB. ber 
—* geleiſtete Widerſtand, welcher nur zum Zwecke hat, dieſe Ausübung zu ver⸗ 
n 


während der rechtmaäͤßigen Ausuͤbung feines Amtes fo gut F Unternehmungen geſchutzt 


ern. — Dur den 8 117 wird nicht die Ausübung des Jagdrechts geſchützt, 
ondern nur ben in dem Paragraph enannten Beredtigten Schug gewährt gegen 
Angriffe, welche fie bei ber ornaßme bon Handlungen zur Wahrung ihres 
Rechtes gegen unbefugte Eingriffe dritter oder in Ausübung polizeiliher Bes 
fugniffe erfahren. — (MR. ©. v. 29. 5. 1880 u. 21. 1. 1884, D. J. 83. 13 ©. 102 
u. 17 ©. 128. 
b * —AX B ch Gewalt Widerſtand leiſtet, iſt nicht ſtrafb 
eber gegenuberſtehenden Beamten durch Gewa erſtand leiſtet, iſt nicht ſtrafbar aus 
117. dve G. v. 1. 11. 1881, ©. J. B. 18 ©. 241.) 
Im vorliegenden alle hatte der Forſtbeamte bei Beauffichtigung mehrerer von ihn 
angenommiener Arbeiter einen bderfelben aufgefordert, die Arbeit und den Wald zu ver⸗ 
lafjen und dabei Widerftand durch Bedrohung mit einer Art erfahren. 


Radtke, Handbuch. 4. Aufl. 42 


orftbenntten gemietete Waldarbeiter, welcher dem ihm als Arbeit⸗ 
I 
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s Die Drohung nit Schießgewehr Dei Widerftand gegen einen Forſt⸗ oder 

yugbbenntten (8 117 Abſ. 2) ift nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das zur Drohung benutte 

ervehr ungeladen war, fofern nur der Bedrohte es für geladen Halten konnte. (BR. G. 
v. 25. 10. 1883, D. J. 3. 16 ©. 50.) 

9 Die bei einem bon mehreren Perfonen verübten Widerftande gegen Forſt⸗ und 
Jagdbeamte zugefügte Körperverlegung ift als erichwerender Umstand allen Teilnehmern 
äuzurechnen, wenn fie auch nur von einen Teilnehmer ausgegangen tft. (Ob. Tr. 
dv. 1. 12. 1876. — Müde ©. 68.) 

20 Bgl. femer: Nr. 6 zu „Beichlagnahne”, Nr. 5 zu „Durchſuchung“, Nr. 2 zu 
„Verhaftung und vorläufige — (XI Bb. W.) und Nr. 4 zu 8 113 Str. G. B. 

an Den erhöbten Set des 8 117 genießen die zu den Hilfsbeamten der Staats- 
anwaltſchaft gehörenden Forſtbeamten dann nicht, wenn ihre Tätigkeit ohne allen Zu—⸗ 
ſammenhang mit forjtamtlider Tätigkeit fich vollzieht, fo bei der Ergreifung ftedbrieflich 
verfolgter oder fonftiger Verbrecher, denen fein Holzfrevel zur en fällt. felde muß 
dann gelten, wenn der Fall der Durchſuchung zwar duch Wahrnehmungen in Forſte ber- 
anlaßt wird, aber bie Tätigkeit des amtlichen» Eingreifens nicht im Forſte beginnt; Die 
Unterſuchung bildet dann einen für ſich beftehenden Berfolgungsaft eines HilSbeamten 
der Staatsanwaltſchaft. Der gelelitete Wilderftand iſt ſtrafbar aus S$ 113 Str. G. 2. 

Wird dem Beaniten dabei eine Beleidigung äugefügt, fo tft der vorgelchte HoriDeamte 
zur Stellung bed Strafantrages berechtigt. (M. &. v. 13. 12.1892, D. 5%. 8.25 ©. 184.) 


Berbrechen und Bergehen wider die öffentliche Orbnung. 


Hanßsfriedensbrud. 


8 123. 1. Wer in die Wohnung, in die Gefhäftsräume ober in Das 
befriedete Befigtum eines anderen, oder in abgejchlofjene Räume, welche zum dffent- 
lichen Dienfte beſtimmt find, widerrechtlich eindringt, oder wer, wenn er ohne 
Befugnis darin verweilt, auf die Auufforberung des Berechtigten fich nicht entfernt, 
wird wegen Hausfriedensbruchs mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld⸗ 
ftrafe bis zu dreihundert Mark beſtraft. 

2. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

83. Iſt die Handlung von einer mit Baffen verjehenen Perſon oder von mehreren 
gemeinschaftlich begangen worden, fo tritt Gefängnidftrafe von einer Woche bis zu 
einem fahre eitt. 

4 Eine einntalige Aufforderung genügt. 

2 Berechtigter iſt, wem bie Verfügung über die Näumlichfeiten zuftebt, in der Hegel 

das Yamilienoberhaupt, bei mehreren Mietinhabern der Wohnung jeder einzelne (R. G. 

v. 3. 11. 1879), auch Dienftboten, denen beitinnmte Räume überwiefen find. Bel Ab 

weſenheit des Bereditigten unzweifelhaft deſſen Stellvertreter, Ehefrau, Kinder, Pro- 

kuriſten ufw. (Dalde, Strafredt ©. 342.) Berechtigter ift 3. B. auch der Leiter einer 

ar ein Baftwirt einen Raum für bie Abhaltung ber Verfteigerung zur 
erfügung geitellt hat. 

ddr egriff „Waffen” umfaßt hier alle gefährlichen Werkzeuge. (MR. &. v. 18.1. 1883.) 


Beiſeiteſchaffung beichlagnahmter Saden. 


8 137. Wer Sachen, welcde buch die zuftändigen Behörden oder Beamten 
gepfändet! oder in Beichlag genommen? worden find, vorfäßlich® beiſeite ſchafft. 
zerſtört oder in anderer Weiſe der Verſtrickung ganz oder teilweiſe entzieht,“ wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre beftraft. 

1 Die gepfändeten Sachen müfjen in Befig genommen werben. Eine bloße Erfläru 
des Beamten, daß die Sachen gepfändet feien, genügt nicht. die Pfändung muß, nanıentli 
wenn die Sachen im Beſitze de3 Schuldners bleiben, äußerlich erfennbar gemadt fein. 

2 Die Beihlagnakme von Überführungsftüden erfordert außer der Unordnung noch 
einen Ausſuͤhrungsakt, der in einem bloßen amtliden Verbot beitehen kann. Einer 
Befipergreifung bebarf e8 hierbei nicht. 

5 En den 8 137 find die allgemeinen Grundſätze über den Dolus (8 52) maßgebend. 
Das Bewußtſein des Täters muß ſich deshalb auch auf die Zuſtändigkeit des die Pfändung 
oder Beſchlagnahme bewirkenden Beamten (Behörde) und auf die ge estiche Stattyaftigfeit 
der Pfändung ſelbſt eritreden. Bloße Zweifel an der Zuftändigfeit des Beamten und ber 
Nechtmäßigkelt der Pfändung fchließen aber die Strafbarkett nicht aus. 
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4 Auch eine bloße Veränderung des Aufbemahrungsorts bes beichlagnahmten 
Gegenſtandes kann unter dieſe Beftinmung fallen. Ste enthält dann Feine ftrafbare 
Beiſeiteſcha ng: wenn bie Sache troß biefer Veränderung der Dispofition ber zuftändigen 
Behörden oder Beamten vorbehalten bleibt. (Nach ben Erk. R. &.; Dalcke, Strafrecht ©. 350. 

5 Wer fih durch die Pfändung oder Beichlagnahme verlegt fühlt, darf den Arreſt 
nicht eigenmädhtig brechen, fondern hat die bon der Obrigkeit getroffene Maßregel in dem 
gejeglihen Berfahren anzufechten. (Mt. G. b. 14.12. 1894, D.%. 8. Bd. X ©. 389.) 


Richterſcheinen der Zeugen ufw. vor Gericht. 

$ 138. 1. Wer, als Zeuge, Geſchworener oder Schöffe berufen, eine unwahre 

ra als Entſchuldigung vorfchüßt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Monaten 
eitraft. 

Fr gilt von einem Sachverjtändigen, welcher zum Erjcheinen gefehlich 
verpflichtet iſt. 

8. Die auf das Richterjcheinen gefehten Ordnungsſtrafen werden durch vorftehende 
Strafbefimmungen nicht ausgeſchloſſen. 


Falſche Anſchuldigung. | oo. 

8 164. 1. Wer bei einer Behörde eine Unzeige macht, durch welche er jemand 
tiber befieres Wifien der Begehung einer ftrafbaren Handlung oder der Verlegung 
einer Umtspflicht beichufdigt, wird mit Gefängnis nicht unter einem Monat beftraft; 
auch Tann gegen denfelben auf Verluft der bürgerlichen Chrenrechte erkannt werden. 

2. Solange ein. infolge der gemachten Anzeige eingeleitete Verfahren anhängig 
ift, fol mit dem Verfahren und mit der Entjcheidung über die faliche Anfchuldigung 
innegehalten werden. 

2 Behörden find ber Amtsvorſteher, der Königliche Oberförfter uſw., nicht aber 
Gendarmen, Forſtſchutzbeamte, Foͤrſter, Brivatoberförfter ufm. 

3 165. 1. Wird wegen faljcher Anſchuldigung auf Strafe erkannt, fo ift 
zugleich dem Verletzten die Befugnis zugufprechen, die Berurteilung auf Koften des 
Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die Art der Belanntmachung, fowie die 





Friſt zu derfelben tft in dem Urteile zu beſtimmen. 


2. Dem Berlehten ift auf Koſten des Schuldigen eine Ausfertigung des Urteils: 
zu erteilen. 
Beleidigung. 


185. Die »eleibigung wird mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark oder 
mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, wenn die Beleidigung mittels 
einer Tätlichleit begangen wird, mit Geldſtrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren beftraft. 

2 Beleidigung tit jede vorſaätzliche und rechtswidrige Willenserklärung, mag biefelbe 
in einer mündliden oder fchriftlihden Erklärung ober in einer Handlung beſtehen, durch 
welche jemand einem anderen jeine Geringihätung oder Mibahtung ausbrüdt. 

Ob eine ſolche Beleidigung Im borliegenden alle anzunehmen, tft wejentlich Tatfrage, 
ba biefelbe Außerung unter gewiſſen Verhältniffen eine ſchwere Beleidigun fein Tann, 
während fie unter anderen Umftänden durchaus nichts Beleidigendes enthält. Dabei Ift 
feftzubalten, daß, jo wenig eine bloße Abſicht au beleidigen ohne einen objektiv ehr⸗ 
verlegenden lt ben Tatbeltand der Beleidigung daritellt, ebenſowenig auch eine opjekib 
beieinigende Kundgebung genügt, wenn jede bdfe Abficht fehlt. Als Dolus bei ber 
Beleidigung genügt aber allein daS Bewußtjein bes Täters, daß feine Außerung (Handlung) 
objektiv geeignet tft, die Ehre eines anderen zu kranken. Deshalb kann felbjt dann, wenn 
feititeht, daß der Täter gar nicht die ausbrüdlicdhe Abſicht zu beleidigen gehabt bat, 3. 2. 
wenn er im Scherze gehandelt, boch eine Beitrafung wegen Beleidigung eintreten, wenn 
die Äußerung an ſich eine ehrenträntende war, und ber Xäter ſich dieſes Umſtandes wohl 
bewußt war. (Nach den Erk. R. &., Dalde, Strafe. S. 383.) 

5 198. Topdelnde Urteile über wilfenfchaftliche, künſtleriſche oder gewerbliche 
Leiſtungen, ingleichen Außerungen, welche zur Wusführung oder Verteidigung von 
Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht werden, fowie Bor: 
haltungen und en der Bergefehten gegen ihre Untergebenen, bienftliche Anzeigen 
oder Urteile von feiten eines Beamten und ähnliche Fälle find nur inſofern ftraf- 
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bar, als das Borhandenfein einer Beleidigung aus der Form der Außerung oder 
aus den Umftänden, unter welchen fie gefchah, hervorgeht. 

194. Die Verfolgung einer Beleid/nung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurü nehme de3 Untrages (88 185 bis 193) ift zuläffig. 

196. Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 
Neligionsdiener oder ein Mitglied der bewaffneten Macht, während fie in der Aus⸗ 
übung ihres Berufes begriffen find, oder in Begiehung auf ihren Beruf begangen ift, 
fo haben außer den unmittelbar Beteiligten auch deren amtliche Borgejegte das 
Recht, den Strafantrag zu ftellen. 

4 Der Oberförfter kann auch für den in feiner Eigenſchaft als Hilfsbeaniter der 
Staatsanwaltſchaft beleidigten Forſibeamten ben Sirafantrag ftellen. (R. &. v. 13. 12. 1892, 
Dalde, Strafrecht ©. 393.) 

200 Abf. 1. Wird wegen einer Öffentlich oder durch Verbrei vor 
Schriften, Darftellungen oder Wbbildungen begangenen Beleidigung auf Strafe 
erkannt, fo tft zug! ich dem Beleidigten die Befugnis zuzuſprechen, die Verurteilung 
auf Koften des Schuldigen Öffentlich befannt au maden. Die Art der Belanntmachung 
ſowie die Frift zu derjelben ift in dem Urteile zu beftimmen. 


Berbrechen und Vergehen wider daß Leben. 
3 211. Ber vorjäglich einen Menſchen tötet, wird, wenn er bie Tötung mit 
ü Deren anagefüpret at, wegen Mordes mit dem Tode beftraft. 

212. Wer vorfäglich einen Menſchen tötet, wird, wenn er die Tötung nicht 
Sasn en, ausgeführt Hat, wegen Totfchlages mit Zuchthaus nicht unter fünf 

abren beitraft. 

218. War der Totjchläger ohne eigene Schulb durch eine ihm oder einem 
Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung von dem Getdtelen zum 
Borne gereizt und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingeriſſen worden, oder find andere 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnis —* nicht unter ſechs Monaten ein. 

8 214. Wer bei Unternehmung einer ſtrafbaren Pan um ein der Aus⸗ 
führung derſelben entgegentretendes Hindernis zu bejeitigen, oder um fich der 
Ergreifung id frifcher Tat zu entziehen, vorfäglich einen Menfchen tötet, wird mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Zahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft. 

1 Die ftrafbare Handlung kann aud) in einer Übertretung ($ 1 Abſ. 3) beftehen. 


ſörperverletzung. 

8 223. 1. Wer — einen anderen körperlich mißhandelt oder an der 
Geſundheit beſchädigt, wird wegen Körperverletzung mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark beſtraft. 

2. Iſt die Haudlung gegen Verwandie aufſteigender Linie begangen, fo iſt auf 
Gefängnis nicht unter einem Monat zu erkennen. 

1 Mißhandlung ift nicht nur dann vorhanden, wenn bem Berlehten durch eine 
Tätigkeit ein körperlicher Schmerz bereitet wird, fondern e8 liegt eine foldye ſchon in jeder 
borfäglien und rechtswidrigen Einwirkung auf den Körper eine anderen, durch welche 
eine törung des Törperlicden Wohlbefindens hervorgerufen wird. (M. &. d. 18. 5. 1888 
u. 16. 4. 1889, Dalde, Strafr. ©. 404.) 


8 23238. it die Körperverlegung mittel einer Waffe, insbejondere eimes 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werlzeuges, oder mittels eines Hinterliftigen 
Überfalls, oder von mehreren gemeinfchaftlich, oder mittels einer Da Leben gefährdenden 
Behandlung begangen, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter zwei Monaten ein. 


4 Bei einer Körperberlegung mittel8 einer Waffe wird der Borfay nicht Dadurch aus⸗ 
eichloffen, daß der Täter fich verfehentlich einer gefährlicderen Waffe, als er beabſichtigt 
atte, bedient. (R. G. v. 24. 9. 1894, D. %. 3. 1895 ©. 118. 

2 Die Gefährlichleit bes Werkzeuges iſt hauptſächlich nach feiner objektiven Beſchaffenheit 
zu beurteilen, die Unkenntnis bezüglihd der Dualifitation bed Werkzeuges iſt aber 
unerheblich. Es muß nad) feiner Befchaffenbeit und Art feiner Benutzung geeignet fein, 
erheblichere Körperverlegungen herbeizuführen. Ein gehegter Hund gehört nicht hierher. 
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wohl aber kann in dem Hetzen eines Hundes und in dadurch herbeigeführten Verletzungen 
eine das Leben gefährbende Behandlung gefunden werden. 

3 Wird eine gemeinſchaftliche Mißhandlung feitgeitellt, fo ift jeder einzelne Mittäter 
im ganzen ftrafrechtlich verantwortlich, und wird gegen einen Wittäter feftgeftellt, daß cr 
einen Schlag geführt Hat, der eine ſchwere Körperverlegung zur Folge gehabt, fo find, 
falls nidyt die oioerere Tat im Erzeh verübt worden, auch die übrigen Täter wegen der 
Ichweren Körperverleßung zu bdeitrafen. Die Annahme einer gemeinfchaftlidhen Störper: 
verletung bedingt nicht notwendig die Anwendung beöieiben Strafgefeges, es kann vielmehr 
der eine Täter aus $ 2238, der andere aus F 224 beitraft werden. — Bu 2 und 3 nad 
den Erk. R. G., Dalde, Straft. ©. 405. 

4 Das Leben gefährdende Handlungen können fein: Anbinden an einen Baum im 
Walde, Hineinwerfen in ein tiefes Gewäller uſw. 


Schwere Körperverletzung. 

5 224. Hat die Körperverlegung zur Folge, daß der Verletzte ein wichtiges 
Glied des Körpers, dad Sehvermögen auf einen oder beiden Augen, das Gehör, 
die Sprache oder die Zeugungsfähigfeit verliert, oder in erheblicher Weife dauernd 
entftellt wird, oder in Siechtum, Lähmung oder Beiftestrankheit verfällt, fo ift auf 
Zuchthaus bis zu fünf Fahren oder Gefängnis nicht unter einem Jahre zu erkennen. 

1 Bgl. Anmi. 3 gu 5 2238. 

225. War eine der vorbezeichneten Folgen beabfichtigt und eingetreten, fo 
iſt auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn fahren zu erkennen. 

. St duch die Körperverlebung der Tod des Verletzten verurfacht 
tvorden, jo ift auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren oder Gefängnis nicht tier 
Drei Jahren zu erkennen. 

8 227. 1. Iſt durch eine Schlägerei oder duch einen von mehreren gemachten 
Angriff der Tod eines Menfchen oder eine fchwere Sörperverlegung ($ 224) vers 
arjacht worden, fo ift jeder, welcher ſich an der Schlägerei oder dem Ungriffe beteiligt 
Hat, fehon wegen diefer Beteiligung mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu beftrafen, 
falls er nicht ohne fein Verſchulden hineingezogen worden ift. 

2. Iſt eine der hen Folgen mehreren Verletzungen zuzuſchreiben, 
welche vdiefelbe nicht einzeln, ſondern nur durch ihr Bufammentreffen haus 
yabeı, fo ift jeder, welchem eine diefer Verletzungen zur Laft fällt, mit Bucht 

is zu fünf Jahren zu beftrafen. 

U Zum Angriff gehören XTätlichkeiten gesen die Perfon eines anderen. Ein Schuß 
in die Quft genügt nicht zum Tatbeſtande. (dt. &. v. 21. 9. 1888, Dalde, Strafredht S. 407.) 

5 228. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo ift in den Fällen des 
8 223 Ubf. 2 und des 8 223a auf Gefängnis bis zu drei Jahren oder Geldſtrafe 
bi3 zu eintaufend Mark, ineden Fällen der 85 224 und 227 Wbf. 2 auf Gefängnis 
nicht unter einem Monat, und im Falle des 8 226 auf Gefängnis nicht unter 
drei Monaten zu erkennen. 

» 8 2330, 1. Wer durch Fahrläſſigkeit Die Körperverlehung eined anderen ver: 
urſacht, wird mit Geldftrafe bis zu neunhundert Mark oder mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren beftraft. 

2. War der Täter zu der Aufmerkſamleit, welche er aus den Augen jebte, 
vermöge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes bejonders verpflichtet, fo Tann die 
Strafe auf drei Jahre Gefängnis erhöht werden. 

2 Der Begriff des Umtes im Sinne dieſes Paragraphen fett nicht ein orbnungs- 
"mäßig übertragenes Dffentliches Unıt 0,359) voraus. Es Hit darunter aud) eine Pribat- 
dedlenung zu verſtehen, fofern mit ihr Gefchäfte, die int gewöhnlichen Leben als anıtlidhe 
bezeichnet werben, verbunden find. Wuc Lehrlinge können die Berufspflicht verlegen. 
R. @. vd. 26. 2. u. 27. 9. 1892, Müde ©. 107.) 

231. 1. In allen Fällen der Körperverlegung kann auf Berlangen des 
Berlegten neben der Strafe auf eine an denfelben zu erlegende Buße bis zum Betrage 
von fechstaufend Mark erkannt werden. 

2. Eine erfannte Buße fchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs aus. 
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8. Für diefe Buße haften die zu derfelben Berurteilten als Geſamtſchuldner 
232. 1. Die Verfolgung leichter vorfählicher, fowie aller durch Sahrläffigteit 
veruriachter Körperverlebungen (85 223, 230) tritt nur auf Antrag ein, infofern nicht 
die Körperverlegung mit Übertretung einer Amts⸗ Berufs. oder Gewerbspflidt 
begangen worden iſt. 

2. Iſt das Vergehen gegen einen Ungehörigen verübt, fo ift die Burädnahme 
des Antrages zuläflig. 

3. Die in den 88 195, 196 und 198 enthaltenen Vorjchriften finden auch bier 
Anwendung. 

8 233. Wenn leichte! Körperverlegungen mit joldden, Beleidigungen mit leichten 
Körperverlegungen oder lehtere mit erfteren auf der Stelle erwidert werden, fo Tann 
der Nichter für beide Ungelchuldigte oder für einen derfelben eine der Art oder dem 
Maße nad) mildere oder überhaupt Teine Strafe eintreten laſſen. 

1 Das find nur die im 8 223 gedachten. 


Verbrechen und Bergehen wider bie perjönliche Freiheit. 
Freiheits⸗Beraubung. 

5 259. 1. Wer vorſätzlich und widerrechtlich einen Menſchen einſperrt ober 
auf andere Weife des Gebrauches der perfünlichen Freiheit beraubt, wird mit 
Gefängnis beitraft. 

2. Wenn die Sreiheitdentziehung über eine Woche gedauert hat, oder wenn eine 
ſchwere dorperreedng des der Freiheit Beraubten durch die Freiheitsentziehung 
oder die ihm während derſelben widerfahrene Behandlung verurſacht worden ift, fo 
ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. Sind mildernde Umftände vor- 
handen, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter einem Monat ein. 

3. Iſt der Tod des der Freiheit Beraubten durch die Freiheitdentziehung oder 
die ihm während derfelben widerfahrene Behandlung verurfacht worden, fo ift auf 
Zuchthaus nicht unter Drei Jahren zu erkennen. Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter drei Monaten ein, 

2 Dgl. Anmerkung 6 zu 8 119. 


Nötigung. 

8 240. 1. Wer einen anderen wiberrechtlich durch Gewalt oder durch Be 
brohung mit einem Verbrechen oder Vergehen zu einer Handlung, Duldung oder Unter⸗ 
laſſung nötigt, wird mit Sefängnis bis zu einem Jahre oder mit Gelditrafe bis zu 
ſechshundert Mark beitraft. 

2. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

a Die Drohung mit einer Rörperberiehun Durch eine Schußwaffe erfüllt den Tat⸗ 
on et ber Mt — dann, nenn ber chende F ——————— 
von ſeiten edrohten zu erzwingen, aber n e Schußwaffe zu gebrauchen berech 
war. (R. ©. v. 21. 10. 1879, n . 12, ©. 187. quhwaffe zu 8 

5 241. Wer einen anderen mit ber Begehung eines Verbrechens bedkoht, 
wird mit Gefängnis bis zu fechd Monaten oder mit Geldftrafe bis zu dreihundert 


Mark beftraft. 
Diebftahl. 


Einfacher Diebſtahl. 

8 242. 1. Wer eine fremde, beweglicdde Sache einem anderen in der Abſicht 
wegnimmt, dieſelbe fich rechtswidrig zuzneignen, wird wegen BDiebftahls mit 
Gefängnis beftraft. 

2. Der Verſuch ift ftrafbar. 

1 Zum Tatbeftande bes Diebftahls gehört aljo: eine fremde, bewegliche Sache (Lürper 
lider Gegenſtand), die aus dem Gewahriam eine anderen weggenommen wird (um bie 
: Berfügungsgewalt zu erlangen). Und zwar muß die Wegnahme in der Abſicht rechts 
widriger Zueignung geläeben. 

Eine biebifche Abſicht (Abſicht rechtswidriger Zueignung) liegt nicht vor, wenn die 
Wegnahme erfolgte: 
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Nur zum Bivede des eigen Gebrauchs, ohne die Verfügung über die Sache dem 
Eigentümer zu entziehen, 3. B. Wegnahme einer Zaunftange um ben ungeworfenen 
Wagen wieder aufrichten zu können; 

un die Sache zu bernichten; 

un die Sache al8 Pfand big zur ‚Deieiebigung wegen einer Korderung surüdäubehalten. 

Eine verlorene Sue befindet fich niddt in dem Gewahrfam eines anderen. Die Aneignung 
einer gefundenen Sace, der f Iop- Sundbiebftahl, iſt aus S 246 zu beitrafen. 

Tauben auf bem Felde, welche die Gewohnheit ber Nüdtehr haben, können — 
des Diebnahis ſein, doch muß der Täter fi) bewußt fein, daß die Tauben dieſe Eigenſchaft 
Hatten. (M. & 11. 6. 1885 u. 28. 2. 1890, Dalde, Strafredt ©. 41 ” 

Dieb tabs Pin artiefenen Bewäfern "gi 4 des Fiſchereigeſ.) koönnen Gegenftand bes 
iebita ein. 

Auch ift DieoHäpt bie die Entwendung bon eingeernteten Feldfrüchten, welche einjtweilen 
auf dem Felde lagen. (R. ©. v. 12. 1. 1898 — a. a. O. 

3 Handelt e8 fih um die Entwendung von ungeeruteten, mit Dem Boden nod 
verbundenen Feldfrüchten, Bodenerzeugniffen, Walderzeugnifien ufw., fo Tonımen, aud) 
wenn bie tatjäcdhlichen Soranziegungen bes Diebſtahls vorliegen, für "bie Beitrafung die 
befonderen Borfchriften des S 37 5 Str. G. B. und der Spezialgefeße (Forſtdiebſtahls⸗ 

eſetz, Feld» und Forſtpolizeigeſetz uſw.) in Betradht. Über den Begriff des Forſtdiebſtahls 

che 1 nebſt Anmerkungen des Horftdiebftahlsgejeges und über Felddiebſtahl Die 
58 18 bis 23 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes. 

ie landesgejetlichen orfehriften werden durch das Strafgeſetzbuch nicht berührt; 
dgl. die Einleitung zum Abſchnitt IX d. W. 

5 Die Entwendung von Sachen, "be die der Eigentümer die tatſächliche Herrichaft 
auszuüben nicht in der Lage ift, die der Eigentünner ltd nit in feinem Gewahrſam 
bat — Wild in den Jagdrevieren, abgeworfene Hirſchſtangen, Fiſche in öffentlichen 
—— — alt u unter diefen Paragraphen, fondern unter die beſonderen Vor⸗ 

ften dieſes Geſetze 

über das un ereigte a en n (na Duergebe en, „tbbiepfta T) fiehe bie 88 292 His 295 
und über bag unberechtigte e 8 Hi 4 und 296. inwieweit bie Entwendung 
von Wild aus emen Wi wa unter den 8 242 fallen fann, fiehe Anmerkung 8 zu 8 292. 


Schwerer Diebftahl. 

5 243. 1. Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren ift zu erkennen, wenn: 

2. aus einem Gebäude oder umfchloffenen Raume mittels Einbruchs, Einfteigens 
oder Erbrechens von Behältnifjen geit oblen wird; 

3. der Diebftahl dadurch bewirkt wird, daß zur Eröffnung eined Gebäudes oder 
der Zugänge eines amfehlo enen Raumes, oder zur Eröffnung der im Innern 
befindlichen Türen od ältnifie falfche Schlüſſel oder andere zur ordnungs⸗ 
mäßigen Eröffnung nicht beftimmte Werkzeuge angewendet werden; 

5. der Dieb oder ein der Teilnehmer am Diebftahle bei Begehung der Tat 
zu Dem Biebfagie mep eten, welche ſich zur fortgefepten Begeb 

6. zu dem Diebitahle mehrere mitwirken, welche fich zur fortgejehten Begehung 
von Raub oder Diebftahl verbunden haben; ’ i 

2. Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt &efängniäftrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 

a Die Beltrafung aus S 243 Nr. 5 ſetzt voraus, daß fi) ber Dieb bei Ausführun 
der Tat bewußt war, daß er Waffen bei ſich 6 hre. (N. ©. v. 24. 2. 1885.) e tit 
hier nicht im technifchen Sinne zu verſtehen. (M. ®. v. 1. 10. 1883 — Dalde ©. 422.) 

242. 1. Wer im Snlande als Dieb, "Häuber oder gleich einem Räuber oder 
als Hebler beftraft worden hi Darauf abermals eine diefer Handlungen begangen hat 
und wegen derfelben beſtraft worden ift, wird, wenn er einen einfachen Diebftaht 
($ 242) begeht, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, wenn er einen fchweren Die 
ftahl (8 243) begeht, mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beitraft. 

2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt beim enfaden Diebſtahl 
Gefaͤngnisſtrafe nicht unter drei Monaten, beim ſchweren Diebſtahl Gefängnisſtrafe 
nicht unter einem Jahr ein. 
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8 245. Die Beitimmungen des 8 244 finden Anwendung, au wenn Die 
früheren Strafen nur teilweife verbüßt oder ganz oder teilweife erlaffen find, bleiben 
jedoch ausgefchloffen, wenn feit der Verbüßung oder dem Erlafje der legten Strafe 
bis zur Begehung des neuen Diebſtahls zehn Jahre verfloflen find. 


Unterſchlagung. 

8 246. 1. Wer eine fremde bewegliche Sache, die er in Beſitz oder 
Gewahrſam hat, fih rechtswidrig zueignet, wird wegen Unterfchlagung mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren, und wenn Die Sacdje ihm anvertraut ift, mit Gefängnis 
bis zu fünf Jahren beftraft. 

2. Sind mildernde Umstände vorhanden, fo kann auf Beldftrafe bis zu neun 
hundert Mark erkannt werden. 

3. Der Verſuch ift ftrafbar. 

ı Ein Förſter, welcher das von Staat ihm lediglich gu deigung feiner Dienſtwohnung 
gelieiente Deputatholz verfauft oder einem anderen zur Verwendung überläßt, begeht eine 

nterfhlagung. (MR. G. v. 8. 5. 1880, J. 8. 13 ©. 101.) 


247. 1. Wer einen Diebftahl vder eine Unterfchlagung gegen Angehörige, 
Bormünder oder Erzieher begeht, oder wer einer Perſon, zu der er im Lehrlings⸗ 
verhältniffe fteht, oder in deren häuslicher Gemeinſchaft er als Geſinde fich befindet, 
Saden von unbedeutendem Werte ftiehlt oder unterfchlägt, ijt nur auf Antrag zu 
verfolgen. Die Zurüdnahme des Antrags ift zuläffig. 

2. Ein Diebftahl oder eine Anterfeglogung, weiche von Verwandten aufiteigender 
Linie gegen Berwandte enteigenbet inie oder von einem Ehegatten gegen Den 
anderen be ange worden ift, bleibt ſtraflos. 

3. Diele Beitimmungen finden auf Teilnehmer oder Begünftiger, welche nit in 
einem ber vorbezeichneten perjönlichen VBerhältniffe ftehen, Teine Anwendung. 


Rand, 


8 249. 1. Wer mit Gewalt gegen eine Perjon oder unter Unwendung von 
Drohungen mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine freinde bewegliche 
Sache einem anderen in der Abſicht wegnimmt, fich Diefelbe rechtswidrig zuzueignen, 
‚wird tegen Raubes mit Zuchthaus beftraft. 
an 2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter ſechs 

onaten ein. 

8 252. Wer bei einem Diebfiahle auf frifcher Tat betroffen, gegen eine 
Deren Gewalt verübt oder Drohungen mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder 

eben anwendet, um fich tm Befite des geftohlenen Gutes zu erhalten, ift gleich einem 
Räuber zu beitrafen. 
. Begliuftigung. 

8 757. 1. Wer nach Begehung eines Verbrechens oder Bergebens! dem Täter 
oder Teilnehmer wiſſentlich Beiftand Teiftet, um denfelben der Beſtrafung zu entziehen, 
oder um ihm die Vorteile des Verbrechens oder Vergehens zu fichern, ift wegen 
Begünftigung mit Geldftrafe bis zu fechöhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und, wenn er diefen Beiftand feines Vorteils wegen leijtet, mit Gefängnis 
zu beftrafen. Die Strafe darf jedoch, der Urt oder dem Maße nach, Feine ſchwerere 
fein, als die auf die Handlung felbft angedrohte. 

2. Die Begünftigung ift —2* wenn dieſelbe dem Täter oder Teilnehmer von 
einem Angehörigen (8 52) gewährt worden iſt, um ihn der Beſtrafung zu entziehen. 

3. Die Begünftiaung iſt als Beihilfe zu beitrafen, wenn fie vor Begehung der 
Tat zugefagt worden ift. Dieje Beltimmung leidet auch auf Angehörige Anwendung. 

1 Nicht auch einer Übertretung. 

2 Nach 8 59 Str. &. B. dürfen dem Täter bei ftrafbaren Handlungen, bie nur bor- 
Tatlih begangen werben Zönnen, nur ſolche Tatumſtände zugerechnet werden, die ihm zur 
Beit der Tat befannt waren. Wenn jemand einen Dieb begünftigt und zur Zeit ber Tat 
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nur Zatumftände kennt, aus denen fich ein Forſtdiebſtahl ergibt, fo Lanıı er nur wegen 
Begünftigung eines Tyoritdiebes beitraft werden, wenngleich der Dieb einen gemeinen 
Diedftahl begangen hat. Der Dieb wird in folddem Falle nach $ 242 Str. &. B., der 
——— nur „a6 dem Forftdiebftahlsgefete beitraft. (MR. G. v. 21. 10. 1898, D. F. 8. 

3 Die Degünkigung oder Beer bei Forfidieblählen wird nad) 5 5 des Forſt⸗ 
diebftahlsgefetes und bei Felddiebſtählen nach S 8 des Feld⸗ und Korftpolizeigefeßes, und 
zwar verhältnismäßig nıilder, beftraft. 

4 Eine Begunſeguns kann auch in unwahren Angaben gegenüber dem zuſtandigen 
Beamten über den erb einer Sade ſeitens des Täters gefunden werden. (R. ©. d. 
9. 6. 1885, Dalde ©. 435.) Ä 

Hehlerei. 


258. 1. Wer feines Vorteils wegen fich einer Begünftigung ſchuldig macht, 
wird als Hehler beftraft, wenn der Beglinftigte 
1. einen einfachen Diebftahl oder eine Unterfchlagung begangen hat, mit Gefängnis, 
2. einen ſchweren Diebtahl, einen Raub oder ein dem Haube gleich zu beitrafendes 
Berbrechen begangen bat, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 
gr 2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisitrafe nicht unter Drei 
onaten ein. 
- 8, Diefe Strafporfchriften finden auch dann Anwendung, wenn der Hehler ein 
Angehöriger üt. 

259. Wer feines Borteild wegen Sachen, von Denen er weiß oder den 
Umſtänden nad annehmen muß, dab fie mittel3 einer ftrafbaren Handlung erlangt 
find, Petr ankauft, zum Pfande nimmt oder font an ſich bringt oder zu 
deren Ab ade bei anderen mitwirkt, wird als Hehler mit Gefängnis beitraft. 

8 . Wer die Hehlerei gewerbs⸗ oder gewohnbeitmäßig betreibt, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 


Erläuterung zu den $8 258 bis 260. 

1 Die Begünftigung des Diebftahls iſt Heblerei, wenn fie des eigenen Borteils 
wegen geichiebt. Der 8 258 handelt von der Hehlerei in bezug auf Berfonen, und der 
S 259 in bezug auf Suchen, der fogenannten Partiererel. 

3 Unbefugte Aneignung von Wild (Jagdvergehen) fällt nicht unter den 8 258. 
(R. ©. v. 21. 12. 1881, Dalde, Strafrecht ©. 436.) 

8 Dahin (8 259) gehören auch Übertretungen. setolic des mit der Berleung 
jagdpolizeilicher Borfchriften erlegten Wildes gibt es Teine Heblerei. 

n dem Ankaufe des von Jagdberechtigten feldit, wenngleih mit Berlegung 
jagdpolizetlicher Vorfchriften G B. in der Schongeit), erlegten Wildes Tann eine Hehlerei 
nicht geianden werden. (MR. G. v. 22. 6. 1882, J. B. ©. 215.) - 

4 Die Hehlerei nad) 8 259 und 260 befteht aber Hinfichtlich foldden Wildes, von dem 
ber Käufer weiß oder den Umftänden nad) annehmen muß, daß es unrechtmäßig (durch 
Jagdvergehen ufw.) erlangt worden ft. 


Nrkundenfälfchung. 

5 267. Wer in rechtswidriger Abſicht eine inländtfche oder ausländiſche 
öffentliche Urkunde oder eine foldde Brivaturkunde, welde zum Beweiſe von 
Rechten oder Nechtsverhältniffen von Erheblichkeit ift, bertäjet oder faͤlſchlich 
anfertigt und von derjelben zum Zwecke einer Täufchung Gebrauch macht, wird 
wegen Urkundenfälſchung mit Gefängnis beitraft. 

2 Bol. Anm. 13535 F. u. F. P. G. IXC2 d. W. 

5 274. Mit Gefängnis, neben welchem auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark 
erfaunt werden fann, wird beftraft, wer | 

2. einen Grenzftein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze oder eines 

Waſſerſtandes beftimmtes Merkmal in der Mbficht, einen anderen Nachteil 
zuzufügen, wegnimmt, vernichtet, unfenntlich macht, verrüdt oder fälfchlich ſetzt. 

a Darunter find alle definitiven oder auch probtforlichen Brenzgeihen au verſtehen, 
weiche beitimmt find, das Kigentun oder dinglide Rechte an Grund und Boden 
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abzugrenzen; dagegen gehören Merkzeichen, durch welche nur perſonliche Rechte äußerlich 
erkenndar gemad)t werden, nicht hierher. (K. ©. v. 16. 4. 1883.) 

Es gehören ferner nur foldye Grenzzeichen bierber, welche entweder von alter8 ber 
als ſolche beſtehen oder von den Intereſſenten anerkannt oder von der zuftändigen Behörde 
jeitgeftellt find. (MR. &. vd. 25. 1. 1884. 

Hat bei einem Berfahren behufs Berhütung der Berbunfelung der Grenzen unter 
richterlicher Mitwirkung eine Degeichnung er Grenze burg Degen von Steinen ftatt- 
gefunden, aber einer der Intereſſenten twiderfprochen, jo fällt eine Befeitigung dieſer Steine 
nicht unter diefen Paragraphen. (R. G. v. 18. 10. 1892. 

Ebenfo gehören Grenzraine hierher, und wird ein folder durch Abpflügen uſw. 
feiner Beſtimmung al3 Grenze entzogen, fo liegt Idealkonkurrenz ($ 73) mit 
8 370 Nr. 1 vor. (Erf. 29. 12. 1891. — Dalde, Strafe. ©. 462. 

2 Bgl. 5 370 Nr. 1 Str. 8. Bund 8 30 Nr. 3 F. u. F. P. G., XC2d. W. 


Strafbarer Eigennutßz 

8 289, 1. Wer feine eigene bewegliche Sache oder eine fremde bewegliche Sache 
zugunjten des Eigentümers derjelben dem Nutznießer, Pfandgläubiger oder demjenigen, 
welchem an der Sade ein Gebrauchs⸗ oder Burüdbehaltungsrecht zufteht, in rechts⸗ 
widriger AUbficht wegnimmt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geld⸗ 
ftrafe bi3 zu neunhundert Mark beitrafi. 

2. Neben der Gefängnisftrafe Tann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden. 

3. Der Verſuch iſt ftrafbar. 

4. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

5. Die Beflimmungen des 8 247 Ubf. 2 und 3 finden auch bier Anwendung. 


Unberechtigte Ausübung der Jagd (Jagbvergehen). 

— Nur dad unberechtigte Auffuchen, Verfolgen, Fangen, Schießen ufw. jegbbarer 
Tiere fant unter die Strafdeitimmmungen der nadfolgenden 88 292 bis 295. Jagdbar 
find Diejenigen Tiere, melde in den 8 1 ber Sagdorbnung dv. 15. 7.07 X C32d ®.) 
aufgeführt find. — 

5 292. 1. Wer an Orten, an denen er nicht zu jagen berechtigt ift, die Jagd 
ausübt, wird mit @eldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten beitraft. 

2. Iſt der Täter ein Ungehöriger des Sagdberechtigten, fo tritt die Verfolgung 
nur auf Untrag ein. Die Zurüdnahme des Untrages iſt zuläffig. 


2 Die „Ausübung der Jagd“ wird begrifflich erfüllt einerfeits fchon durch die bloße 
—— d. h. jede Handlung. welche — unmittelbar oder mittelbar (z. B. durch Auf⸗ 
tellung von Schlingen) — auf Erlangung des Wildes gerichtet iſt, geicaang fie 
zum Biele führt oder nicht, namentlich alſo auch durch das bloße Auffuchen und folgen 
der jagdbaren Tiere — insbeſondere das Durdjtreifen des Forſtes mit ſchußfertigem 
Gewehr — in jener Abficht, gleichgültig, ob unter Bapbausräftung mit Gewehr, Hunden ufw. 
oder ohne folche, andererfeit nach Umftänden leb ee: durch die Beni abnıe, wie 3. B. 
beim Fallwild. (Olshaufen Str. G. 8. Anmerkung 7 3.8 292; vgLauh D. J. B. 17 ©. 216.) 

18 Ausübung der Jagd ift anzuſehen das Stehen * Anſtand, und bedarf es 
hierbei nicht der Seitftellung, daß das von den Betroffenen geführte Gewehr geladen 
geweſen fei. (R. ©. v. 24. 10. 1889, D. J. B. 22 ©. 84. 

Fur den XTatbeitand des F 292 ift das Nichtbeilihführen eines Gewehres uſw. 
unmejentlid, wenn demand ein Stüd Wild, welches von einem anderen angefchoflen, aber 
noch nicht in feine Gewalt gebracht ift, in der Abſicht, es ſich anzueignen, verfoigt. (R. 
&. v. 9. 10. 1906, Jahrh. 1907 ©. 231. 

Die Geweihſtangen eines Hirſches bilden, folange fie fih In ihrer natürlichen 
Berbindung nılt ber Hirnſchale befinden, Beftanbteile des Körpers des Tieres. Wirb in 
der Abſicht, diefe Beitandtelle des Tieres zu erlangen, dem Wilde nachgeftellt, fo genügt 
auch diefe Ubficht zur Annahme einer Jagbausübung. Wer aljo an Orten, an denen er 
zu jagen nicht beredhtigt ift, Hirfche zu dem Zwecke aufſucht und aufſcheucht, um ein vor⸗ 

eitiges Abſtoßen der Geweihſtangen durch die Hirfche herbeizuführen, macht fich eines 
gdvergehens fchuldig. (MR. &. v. 14. 2. 1907, Jahrb. d. Entſch. ©. 230. 

3 Un welden Orten jemand gu jagen berechtigt ift, enticheidet fi nad) ben 

Landesgeſetzen. (Bgl. Sagborbnung, X C 3 d. W.) 
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Der Grundeigentumer zur ee feinem eingefriedigten Grundſtück 
(vgl. 5 4 Abſ. 1 Biff. 1 d. Jagdordn. X erſt nah erfolgter Entfcheidung 
des Landrats onen daß bie Einfriedigung für en und bollftändig zu enchten dei, 
befugt; ‚ge Er De ung Fade als eine unberedhtigte unter 8 292. (9. & 


Bewußtſein ber objektiv unbefugten Jagdandübung. 


Dieſem Erforderniſſe iſt genügt, wenn der Betreffende die Jagd an einem Orte aus⸗ 
übt, bezüglich defien er begründete Zweifel begen mußte, ob er dort jagdberechtigt fei; 
denn er bat die Möglichkeit, an einem Orte zu 1 jeaen, an dem ihn ein — nicht 
zuſtand, mit in ſeinen ilfen aufgenommen. Die Annahnıe, daß ber Ungellagte folche 
—5— hegen mußte, iſt gerechtfertigt, wenn er ſich nicht vollſtändig in ſein erpachtetes 

agdgebiet einweiſen ließ, ſondern mit mündlichen Auseinanderſetzungen ſich begnügte, 
—8 das Hereinragen eines fremden Jagdgebietes ausdrücklich erwähnt wurde, 
wenn er wußte, daß letzteres dort der * war, wo er jagte. Wer auf die Gefahr bin, 
ſtrafbar zu werden, handelt, genießt den Schuß des 8 59 nicht mehr. Es iſt dolus 
eventualis gegeben. Die Verurteilung erfolgt alsdann nicht, weil fahrläffig frenıdes Jagd⸗ 
ebiet beitreten und auf demſelben fabhrläffig auf ein jagbbares Tier geſchoſſen vourde, 
Fondern weil der Ungellagte undefünmert um fein Jagdrecht bieß getan und bamit die 
oben erwähnte —2 — in ee Pigen mit aufgenommen bat. Gahyeriſch. Oberl⸗Get. 
3. München v. 24.5. . 83 ©. 210. 
ri Sul Eines unbeichtiugn. nach diefen: Paragraphen zu beſtrafenden Jagens macht 
uldig 
wer unge an ee bierfüßigen Tieren ausnimmt (aus dem Lager) oder aufgreift 
(Oppenbo &. B. Anm. 13 3. $ 292); derjenige, welcher nur aus Freude 
an der Jagd das Wild erlegt und ſodann liegen läßt, und derjenige, welcher Wild 
tötet oder zu töten fucht, um Wildſchaden abzuwenden; geisiet t Diefed durch Legen 
eh. o erfolgt die Beitrafung nad S 203 (R. &. v . 1886, D. J. 8. 
wer fi auf feinen —e—— aufftellt und durch einen % n ihm angenommenen 
Treiber oder du einen Hund da8 benachbarte fremde Jagdgebiet abfudhen und 
bon hart das u 1 autreiden läßt, um es dann auf feinen: eigenen SJagdgebiete 
zu ei erlegen (R. & . 6. 1886 und d. 28. 11. 1889, D. 5%. B. 18 ©. 279 unb 


89); 
derjenige (Treiber), melde, wie im borftehenden e, das Wild aufiheucht und zu⸗ 
treibt (M. G. v. 25. 4. 1888, D. J. B. 20 ©. 311), fehlt ihn jeboch dag Bewußt⸗ 
fein bon der Widerreistlichteit der Jagdausũbung, A iſt er nur wegen Beihilfe 
a en wenn or die Gil . B. 18 S. 2 
‚wer als daufjeher, wenn er die Erlau nis bat, pr 1 Sage feines Dienjtberrn 
für Dielen en die Jagd auszuüben, für fich jagt. (R. ©. v. 19. 1. 1884, D. J. B. 


Auch die fogenannte Barforcejagd ift eine Art ber und ftrafdar, 
Ag fe ambejugt au fremden Jagdrevier ausgeübt wir 20. 11. 1894, 


Grenze zwifhen Jagdfrevel und Unterfhlagung. 


für den Jagdpächter mit deffen Einwilligung die Jagd ausübt, macht ſich Teines 
Gingeifes K frenıdes Okkupationsrecht ſchuldig, wenn er einen Hafen für eriteren olfupient. 
Wenn er fodann aber über dieſen Hajen ‚guauniten eines dritten rechtswidrig verfügt, 
macht er fich einer Unterjehlagung ns go 246 © B. Ichuldig. (Bayer. Oberl.-@er. 
3. Münden v. 4. 7. 1899, 
4 Kerner macht fid) derjenige 38 8 2 ſtrafbar, der aus dem eigenen Jagdrevier 
über die a ande nad) einen: in einen anderen Reviere fich befindenden Wilde fchießt. 
Es iſt aber feine unDerecht die Ausübung der Jagd (fondern unter Umftänden 
nur nad) g Sao) ftrafbar) wenn fich jemand in einem frenıden Revier aufitellt, un bon 
dort aus daB auf fein eigenes benachbarte Revier übertretende Wild zu erlegen, oder 
wenn er, um ein auf feinem Revier & ehendes Wild zu een dasſelbe anichleicht und 
hierbei fremdes Jagdgebiet paifiert. (Oppenhoff, Str. Annı. 3 zu 8 292.) — In 
biefen nz Bot bie Einziehung Bl gögeräted nicht zu erfolgen, wohl aber ift unter 
gewiften VBorausfegungen eine Be Hlaͤgnahme bzw. Wegnahme desſelben ſiatt⸗ 
—* (Bol. Snmerkung 18 zu 8 
5 Das Ergreifen toͤdlich angelofenen Er des auf fremdem Jagdgebiete fällt unter dieſen 
Paragraphen. Der 8 292 madjt keine Husnahnıe für die Jagbfelge und ift fein Grund, ſolches 
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Fallwild auszunehnen, welches durch einen Schuß verendet war, welchen der dasſelbe 
auf fremden: Sagdgebiet Wufhebende auf eigenen Sagdgrunde auf dasſelbe abgegeben 
Hatte. (R. ©. v. 22, 11. 1888, D. %. B. 21 ©. 64.) 


Aneignung eine vom Jagbberechtigten im Eifen gefangenen Fuchſeß. 

Hat fi der Fuchs fo feft gefangen, dat er ſich felbft nicht mehr befreien Tonnte, jo 
it er eine in Eigentume des Sagdberechtigten befindliche Sache, und mit der rechts⸗ 
widrigen Aneignung wird ein gemeiner Diedftahl (8 242) begangen; andernfalls liegt 
ein Jagdvergehen vor. (Nah Didel ©. 497 u. 498.) 


6 Darf ein Jagdberechtigter Wild durch künſtliche Lockrufe in feinen Jagdbezirl laden, und 
barf er Die Jagd ohne Nüdficht anf die AIntereflen feiner Jagdnachbarn ausüben? 


Das Reichsgericht bejaht diefe gr en. Es erklärt: Ganz unbeaditlich fei e8, wenn, 
wie die Kläger geltend machen, ber Bellngte durdy Fünftliche Hervorbringung bon Tönen, 
die dem Loden bes Rebhahnes glihen, die Nebhühner anlodte, un fie abzuſchießen: 
ebenfo unbeachtlich fei e8, wenn er fo viel Wild abſchöſſe, daß er Hafen und Hühner häufig 
nah Dußenden an Wiederverfäufer abgeben könnte; nach 8 4 bes Geſetzes bom 31. Ditober 
1848 ſei die Ausübung der Jagd — don ber Einhaltung der Schonzeit abgefehen — nur 
durch die allgemeinen und bejonderen Tan ya 0 Borfchriften, welche den Schuß ber 
Offentlihen Sicherheit und die Schonung der Yeldfrüchte bezweckten, beſchränkt; Die 

enutzung bon Todrufen zur Unlodung von Wild fei nicht verboten und vielfach üblich; 
aus den Wefen der Jagdberechtigung könne — ſelbſt wenn man aus berfelden ein 
gewiſſes Necht des Jagdberechtigten an dem in an Jagdbezirke befindlichen Wildftande 
ableite — jedenfalls nicht gefolgert werben, daß durch die Benutzung folder Lockmittel 
ſeitens eines Jagdberechtigten in das Recht bes Beadangrengerö mid tlich eingegriffen 
würde; feloftdertändlic geihähe dies auch nicht dadurd), daß der Jagdberechtigte in 
jeinen Sagbgebiche fo viel Wild abſchieße oder abfchießen laſſe, daß er Größere Mengen an 

ritte derfaufen könne; eine ISitandfe Ausubung fei natürlich niemals geftattet. (M. ©. 
v. 4. 5. 1899, J. 3. 33 ©. 82.) 

7 Aneignung ve Umwilb und Geweihen (Hirſchſtangen). Die unbefugte Aneignung 
von totem Wild (Falſwild), und zwar ſowohl des natürlich verendeten, als des erlegten. 
und ganz gleichgültig, ob fi) die Aneignung auf dad ganze Stüd oder nur auf Teile Des» 
felden erjtredt, iſt al8 ein Sagdvergehen ftrafbar nad 8 292 zu eraditen. Gleichgültig iſt 
es hierbei auch, ob das berendete Jagbbare Tier noch zum Genuſſe für Menfchen geeignet 
oder wertloß iſt; nur der bereit in Bermefung übergegangene Kadaver kann nidht 
nieht als Fallwild, und defien Aneignung nicht als unbefugte Jagdausubung angefehben 
werden. 

Die Aneignung folder in Verweſung übergegangener Kadaver ift überhaupt nicht 
ſtrafbar. (M. & v1. 3. 1895, Fr ©. 63. 

Durd) die Aneignung ber Geiveihe von Fallwild, infoweit dieſelben noch einen 
integrierenden Xeil des Stüdes bilden, wird gleichfalls ein dvergehen ($ 292) begangen. 

Dagegen macht ſich derjenige, welcher ein nach dent eich der Natur abgeworfenes 
Beweis (Stangen) findet und aneignet, weder der unbefugten Jagdausubung, noch einer 
Unterfhlagung uldig (Bol. 8 958 B. G. B. XII Ad. W.). Eine Beſtrafung iſt nur 

uläffig auf Grund der älteren Forſt- und Jagdordnungen bzw. neuerer Polizeil⸗ 

erordönungen, foweit dieſelben Strafbeitinnmungen hterfür enthalten. (DO. Zrib. dv. 
Sabre 1875, D. J. B. 8 ©. 425 und R. ©. v. 13. 1. 1881, 26. 9. 1882, 16. 2. 1883, 
19. 11. 1885 und 16. 9. 1886, D. J. 3. 13 ©. 146, 15 ©. 78 u. 321, 18 ©. 141 u. 
19 ©. 27.) Nach den älteren Provinzial-Jagdordnungen bzw. ben neuerdings erlafjenen 
PolizelsBerordnungen ift die unbefugte Ancignung von Burahangen ſtrafbar in: Oft- 
preußen (nur in den fisfaliichen Ntevieren), Bonimern, Pofen nur im Regierungs- 
bezirt Pofen und vom Negierungebegirt Bromberg in den ehemaligen Revier— 
förftereten A Powitz und ongrowitz, Brandenburg, Sachſen mit 
Ausschluß der ehemals königlich fähfifhen Kandesteile und Heffen-Naffau 
nur in den ehemals großberzoglid heſſiſchen Landesteilen. 

Die Aneignung von Rebftangen iſt nirgends, auch nicht in den älteren Jagdordnungen, 
unter Strafe geftellt. 

s Die Enticheidung ber Frage, ob Jagdwild in einem Wildpark Gegenftand eines 
Diebitahl N 242 Str. ©. B.) oder nur eines Jagdvergehens (8 2 fein Tann, bängı 
davon ab, od an dem Wilde bereit eine Ofkupation Kattgefunden at oder nicht; es 
fommt alfo darauf an, ob der Berechtigte bereits Beſig von dem Wilde ergriffen bat. Rum 
kann unzweifelhaft an Wild dadurch Beſitz und alfo Eigentum erworben werden, daß der 
Jagdberechtigte „Durch eine generelle Maßregel bie Freiheit des Entweihens dem Wilde 
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entzieht”. Für die Sroge aber, ob ſolches geſchehen, iſt nicht ausfchlieglih der Unftand 
enticheidend, daß das Wild fi in elnem eingezäunten Wildgarten befindet, vielmehr ift 
dabei „bie Geſamtheit der die Einfhließung betrefienden, beſonderen Ber» 
hältniſſe gu berückſichtigen“. Als foldhe beſonderen Verhältnifie find namentlich die 
An a und Befchaffenheit der Bade des Tiergartens — insbeſondere bie Bewachung 
derjelden — in Betracht gu ziehen, un danach zu ermeifen, inwiefern und in welchen 
er bem eine der Austritt aus den Gehege offen fteht oder nicht. (MR. G. v. 9. 11.1894, 


9 über Verwertung des innerhalb forftfistalifcher Sagbbegizte auf fiskaliſchem Eifen- 
bahnareal gefundenen Fallwildes ſiehe Anm. 5, zu: 5 65 der Köriterdienftinftruftion. 

20 Das durch ein Jagdvergehen erlangte Wild og. das Fell diefes Wildes unter- 
liegen nicht ber Einziehung aus 8 40 d. Str. ©. 3. (Einziehung der bei Begehung eines 
Berbrechens uſw. gebrauchten Gegenſtände). 

Der Täter erlangt aber auch daran Fein Eigentum, und er & das gefangene ober 
eriegie Wild bzw. bie no vorhandenen Teile besfelben den Jagdberechtigten unent⸗ 
eltlich auszullefern. (Bgl. R. G. v. 10. 6. 1891 in Müde, der Preuß. Forſt⸗ und 
—— und $ 958 Abſ. 2 des B. G. B. XI Ad. W.) 


8 2393. Die Strafe kann auf Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark oder auf 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten erhöht werben, wenn dem Wilde nicht mit Schieß- 
gewehr oder Hunden, jondern mit Schlingen, Neben, Fallen oder anderen 
Borrihtungen nachgeftellt oder, wenn das Vergehen während der gefehlichen 
Schonzeit, in Wäldern, zur Nachtzeit oder gemeinfchaftlich von mehreren: 
begangen wird. 


1 ALS Rachtztit im Sinne dieſes Paragraphen ift die Zeit der Dunkelheit zu beritehen.. 
Die Nachtzeit beginnt alfo nicht fofort nad) dem Untergange ber Sonne, jondern erit mit 
dem Eintritt ber Duntelheit und emdet nicht mit dem Sonnenaufgange, fondern fon mit 
dem Eintritt der Morgendänmerung. (R.&. v. 5. 2. 1881 und 27.1. 1885, D. 5%. B. 13- 
&. 232 und 17 ©, 216.) 

3 Unter Scthlingen find auch alle diejenigen Fangvorrichtungen zu berftehen, welche 
\alingenartig wirten und durch Zuziehen das bineingeratene Wild fangen (z. B. Säcke) 
— Konım.Bericht über das Wildfchongel. S. 5. — 

Die unbefugte Jagdausubung duch Rachſtellen mit Schlingen kann ſchon barin. 
gefunden werden, daB der Jagdfrevler, mit aubereiteten Schlingen ausgerüftet, die zur 
Xegung derfelben geeigneten Stellen auf penben Sagbgebiet —28 (R. G. v. 24. 5. 1886, 
D. J. B. 18 ©. 278.) Die Straftat iſt mit ber erfolgten Aufſtellung der Schlinge voll⸗ 
endet. (MR. ©. v. 14. 1. 1907, Jahrb. d. Entf. ©. 232. 

8 Auch derjenige, der für jeine Berfon vom Sjagbbereihtigten die Erlaubnis zum 
Sagen erhalten hat, madt fi) als Mittäter nach 5 293 ftrafdar, wenn er die Jagd mit. 
einem Unberedhtigten ausübt. (Mt. ©. v. 23. 9. 1886, D. Horlt-Btg. Bd. 1 ©. 3083.) 

4 Kür die Anwendung des 8 293 in bezug auf bie unbefugte Jagd in Wäldern ift 
es gleichgültig, ob das Wild oder ob der Jaͤger fi in Walde befinde. Ob das Wild Im: 
Walde oder außerhalb desſelben erlegt werde, könne nur infofern von Bedeutung fein, 
als einerfeit8 ber unberechtigte Süger, wenn er int Walde die d ausübe, fich leichter 
der Entdedung entziehen Tönne, und andererjeitS das im Walde erlegte Wild leichter ver⸗ 
borgen werden könne (MN. &. vd. 8. 2. 1894, D. J. B. 26 ©. 276. 

Unter Wald ift nicht jedes zur Holanußung beftimmte Grundftüd, 3. B. nicht das⸗ 
jenige, deſſen Waldbeitand abgeholzt iſt, und da8 wieder aufgeforftet werden fol, dor der 
Auflocitung zu berftehben. Bielmehr bildet „Wald“ den Gegenfat zu überfichtlichen 
@elände, Feldern mit niedrigen Gebüfch, 3. B. Wacholder, ſowie ftellenwetje bewachſenen. 
Flächen. (Oberl. &. Celle v. 15. 12. 1902, D. Forft-Btg. 1905 ©. 147.) 

Eine Jagdausubung im Walde liegt auch dann vor, wenn fie auf einer baunıfreien: 
Einduchtung innerhalb einer mit Holz beitandenen Fläche ftattgefunden bat. (MR. G. v. 
23. 10. 1906, Jahrb. d. Entſch. 1907 ©. 232.) 


8 294. Wer unberehtigtes Jagen gewerbömäkig betreibt, wird mit Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten beftraft; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte, fowie auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 

ı Gewerbsmaäßigkeit erfordert als wefentliches Merknal bie Abficht des Täters, 


eine fortgeſetzte, auf Erwerb gerichtete Tätiglelt auszuüben und ben ſich eine Erwerbs⸗ 
quelle zu verichaffen. (MR. &. v. 24. 8. 1906, Jahrd. d. Entf. 1907 ©. 233.) 
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2 Sewerbsmäßige — kann auch dann angenommen werden, wenn 
der unbefugt Ifende den fortgefegten Gewinn dadurch zu erlangen ſucht, daß er einen 
beträchtlichen Teil des Unterhalts feiner Familie durch die SYagbbeute deckt. (NR. ©. d. 
24. 1. 1887, ©. Hort. B. 2 ©. 93.) 


8 295. Neben der durd) das Jagdvergehen verwirkten Strafe ift auf Einziehung 
des Gewehrs, des Jagdgeräts und der Hunde, welche der Täter bei dem unbevesstigten 
Sagen bei ſich geführt hat, ingleichen der Schlingen, Nebe, Fallen und anderen Bor» 
richtungen zu erfennen, ohne Unterfchied, ob fie dem Berurteilten gehören oder nicht. 


1 Der Täter muB die Begenftände in dem Augenblide „bei fig geführt haben“, wo 
er ſich des Jagdvergehens fchuldig machte; daher bleibt der Paragraph außer An» 
wendung, wenn jemand da3 bei Aushbung der verbotenen Zagdfolge auf den eigenen 
Sagdreviere zurüdgelafiene und erſt nad) enden $ des erlegten Wildes au Bas 
eigene Revier wieder ergriffene Gewehr beim Fortſchaffen des Wildes bei fih führt (MR. ©. 
vd. 15. 10. 1887, D. %. 3. 20 ©. 66), oder wenn er ein angeſchoſſenes, in ein fremdes 
Jagdrevier übergetretenes Wild durch feinen Hund verfolgen läßt, während er felbft im 
eigenen Jagdrevier bleibt (in diefem Falle tft nur der Hund einzuzichen). Dagegen Ift 
c8 nicht unerläßlih, daß das Gewehr ufw. in das fremde Jagdrevier gend fei; 
z. B. wenn da8 Kagbvergehen In der Weiſe verübt wurde, baß ber Täter aus jeinem 
* dreviere nach einem im fremden Nachbarreviere ſich befindenden Wilde ſchoß. Oppen⸗ 

of, Str. & B. Anm. 3 zu 8 298. 

Sagdgerätfchaften, bezüglidy welcher Iebiglich feftftent daß fie bemnägft zu 
Sagdvergehen würden benutst werden, können auch nicht auf Brund bes 5 40 Etr 8.2. 
eingezogen werben, denn die Einziehung ift eine Strafe, und es muß, im Falle nicht 
in Spezialgefegen eine anderweite Vorſchrift erteilt worden iſt, daran feitgehalten 
werden, dag die Abſicht nur dann beftraft werden Tann, wenn fie äußerlich in ent- 
fpredenden Handlungen unzweifelhaft betätigt worden tft. (R. G. v. 20.5.1895, 
Entf. Bb. 27 ©. 243.) 

Die in der Wohnung eines Wildererd beichlagnahmten Gewehre unterliegen nur 
— Ein lehung als ſie nachweislich beim unberechtigten Jagen gebraucht oder 

och mitgeführt ſind. 

2 Die Einziehung der Transportmittel (Pferde oder andere lebende Tiere, Schlitten) 
iſt Hr auläffig, weil biefelben im allgemeinen nicht al8 „Serät zur Kagd” anzufeben 
find; Handelt es fi —* um ein Transportmittel, welches [ebiatıch zur & agbausndung 
benutzt wird, wie beifptelsweife un einen Yagdfchlitten, jo muß Die Einziehung erfolgen. 
(MR. G. v. 22. 5. 1891, ©. J. 9. 24 ©. 120. 

3 Bol. Anm. Nr. 3 zu „Beichlagnahme* und Arm. 4 und 5 zu 5 368 Nr. 10. 

Der Einziehung kann aud ein zur Jagdausubung benutztes Fernglas unterliegen. 
(R. &. v. 21. 2, 1905, Jahrb. d. Entſch. S. 169.) Desgleihen auch ein Rudfad, wenn 
cr bei der Tat, 3. B. zur Aufnahme von Patronen benutt fit. Iſt er nur als Transport» 
mittel zur Jorzgſchaffuns des erlegten Wildes ben, dann umterliegt er nicht der Ein- 
ziehung. (8. G. v. 7. 1. 1907, Jahrb. d. Entſch. ©. 99.) 


4 Behandinng ber wegeu unbefugter Ausübung ber Jagd Tonfiszierien Gewehre 
und Jagdaerätihaften. 
1. Die Tonfiszierten Gewehre uſw. find 
a) falls da8 Vergehen auf einem Zönigl. Jagdreviere ftattgefunden bat, ben betreffenden 
Revier-Oberförfter, 
b) fal8 dasfelbe auf einem Gemeindes oder Privatrebiere verübt worden ft, dem 
betreffenden Landrat 
u überfenden. (J. M. v. 6. 7. 1854, J. M. Bl. ©. 294, v. 8. 8. 1868, D. J. B. 2 
. 137 und v. 21. 4. 1883, D. J. 8. 15 ©. 327.) 

2. Die fernere Verfügung über die Konfiskate fteht ben Königl. Regierungen nad 
Maßgabe geigender Verf. M. J. v. 26. 6. 1854 (M. BL. 146) zu: 

Die Königliche Negierung iſt ernrächtigt, nad) ihren: eigenen beiten Ermefjen über die 
Tonfiszierten Gewehre zu verfügen, un fie danach entweder auß freier Hand gegen eine 
Tare an fichere Leute zu verlaufen oder an verdiente —— als Belohnung 
oder auch als Erſatz der ihnen von widerſetzlichen Forſtfrebvlern zerſchlagenen Gewehre 
abzugeben oder endlich im Falle völliger Wertloſigkeit und alleiniger Brauchbarkeit für 
Kontravenienten vernichten und als altes Eifen veräußern zu (afen. Der Erlös aus den 
Konfiskaten endlid tft in jeden Falle bei der Negierungs-Hauptlafje zu verrechnen. 

An ähnlicher Weife iſt über andermeitige agdgerätichaften zu bisponieren. Ins⸗ 
beſondere ift darauf zu achten, daß in Zukunft konfiszierte Hafenichlingen, die nur don 
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Wilddiehen, niemals aber von einem Sagbeigentütinier oder Seabliedhaber gebraucht werben, 
vielmehr als ausschließliche Diebesinftrunente anzufehen find, nicht mehr Öffentlich verkauft, 
fondern ſtets vernichtet werden. 

3. Unter den verdienten Forſtbeamten find nicht nur die Zöniglichen, fondern 
auch die Kommunal» und Privatforftfgugbeamten zu verftehen; unter fonft gleichen 
Borausfegungen bat jedoch der Privatforftihutbeante den Mitbewerbern nachzuftehen. 
(M. J. vd. 16. 7. 1895, don —A— ©. 88.) 

4. Wenn bie befjeren Gewehre verkauft oder an verdiente Förſter abgegeben werben, 
fo ift darin ein „in den Verkehr bringen” biefer Gewehre im Sinne bes | 1 d. R. G., 
betreffend die Prüfung der Läufe und Verſchluſſe der Handfeuerwaffen, von 19. 5. 1801 
(R. ©. Bl. ©. 109) zu erbliden. Sie müſſen daher den Erforbdernifien dieſes Geſetzes 
entfprechen, nötigenfalls noch nachträglich einer Beſchußprobe unterzogen und mit bem 
vorgefchriebenen Prufungszeichen verfehen werden. Die Koften der Beſchußprobe hat der- 
jenige zu tragen, in deſſen Eigentum das Gewehr übergeben fol; findet fi dazu niemand 
bereit, jo iſt es zu vernichten und als altes Eifen zu verkaufen. (M. J. u. M. 8. 
vd. 24. 8. 1893, von —— S. 88.) 

5. Die wegen unbefugter Ausübung ber Jagd konfiszierten Hunde find nicht den 
Nebier-Oberförftern bam. den Landräten zur Verfügung zu ftellen, fonbdern von ber mit 
der Urteilsvollſtreckung befaßten gericht lichen Behörde zum Öffentlichen Verkaufe zu 
ftellen und, wenn auf biefelben Tein angemeſſenes Gebot erfolgt, totzuſchießen. (M. J. 
u. M. V. v. 6. 9. 1876, M. Bl. ©. 123.) 


Unberechtigtes Fiſchen. | 
5 296, Ber zur Ragtzei bei Fackellicht oder unter Anwendung ſchädlicher 
oder explodierender Stoffe unberechtigt fiſcht oder krebſt, wird mit Geldſtrafe bis 
zu ſechshundert Mark oder mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


2 Nachtzeit iſt die Zeit der Dunkelheit, vgl. Anm. 1 zu 293. 

2 Ein Fiſchen zur Nachtzeit liegt auch dann vor, wenn jemand bie Netze über Nacht 
zum Fiſchfange in dem Gewäſſer belüßt, während das Einlegen und geraußnehnen der 
Depe Del zn e erfolgt. R- G. v. 15. 4. 1904, Zahrb. b. Entſch. Bd. 2 ©. 89.) 

. r. 4. 


“de ® von Fi 8 gefcjloffenen Gewa 4 de8 Fiſchereigeſ. 
iſt Diebftahl —X "Str. gen aus geiöhloffenen Gewäflern (8 4 des Bligereigef.) 


8 3083 ätzlich —— de Sache beſchädigt od 
. 1. Wer vorfätzlich un 18 g eine fremde Sache befchädigt oder 

zerftört, wird mit Geldſtrafe bis zu eintanfend Mark oder mit Gefängnis bis zu 
zwei Jehren beſtraft. 

2. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

3. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

4. Iſt das Vergehen gegen einen Ungehörigen verübt, fo iſt die Zurücknahme 
des Antrages zuläffig. 


1 Das Abhauen ſtehender Bäume im Walde iſt, wenn es nicht in der Abſicht rechts⸗ 
widriger Qudgnung, fondern aus Rache oder Bosheit gefchieht, als Sachbeichädigung 
fteafbar. (K. ©. v. 22. 2. 1881, Jahrb. Bd. 13 S. 234.) 

2 Geringere rechtäwidrige und vorfägliche Zeld: und Forſtbeſchädigungen (BIS zu 10 ME.) 
unterliegen den Beitimmungen bes 5 u. F. P. G. (F. u. F. P. ©. 8 6.) 

8 Nach den SS 64 bis 67 U. L. R. II.16 beſchränkt ſich bie Befugnis des Jagd⸗ 
berechtigten nur auf bie Tötung folder Hunde, welhe er unbeauffihtigt in feinen 
Yagbörzirke herumlaufend betroffen bat. Das Wuslegen von Giftbroden, um da⸗ 

urch alle im Su drebiere ſich aufhaltenden, möglichermeife der Jagd ſchaͤdlichen Hunde zu 
töten, iſt unzuläflig und, wenn Hunde dadurd eingehen, als Ibeſchad gung ſtrafbar. 
(R. ©. dv. 30. 4. 1903.) gl. bie Ausführungen unter XEb 8 65, d. ®. 

Das Töten eines gefangen im Eifen figenden Hundes ift ohne weitere auch nicht 
ftattbaft. Nur, wenn der Befier des De em Raubzeugfänger, der das Eifen 
gelegt bat, unbekannt, und der Hund ſich ohne Bejaht nicht befreien läßt, fan das Xöten 

es Hundes unter Umſtänden gerechtfertigt fein. Denn ber Jäger muß wieder in bei 
Beſitz feines Eifens gelangen, der Gefahr des Gebiſſenwerdens braucht er ſich nber nicht 
auszufegen. Das Töten Bleibt dann rechtswidrig, wenn ber Beflber des beißenden 
Hundes dem Jäger befannt und biefem erreichbar ift, fo daß er die Befreiung vornehmen 
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kaun, oder wenn der Hund ohne Gefahr aus dem Eiſen gelöſt werden lann, 3. B. ber 
Hund hat fih fo gefangen, daß er nicht beißen kann. (D. F. 3 1907 ©. 307.) 

4 Sahbefhädigung erfolgt auch durch dns Einfchneiden von Namen in Nubebänfe 
(Dalde, Strafr. ©. 488.) 

8 304. 1. Wer vorfählich und rechtswidrig Gegenftände, — — — weldje zum 
öffentlichen Nuben, oder zur Berjchönerung öffentlicher Wege, Pläke oder Anlagen 
dienen, beſchädigt oder zeritört, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit 
Geihitrafe bis zu eintaufendfünfgundert Mark beitraft. 

2. Neben der Befängnisftrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. 

3. Der Verſuch ift ftrafbar. | 

305. 1. Wer vorfählih und rechtswidrig ein Gebäude, ein iff, eine 
Brüde, einen Damm, eine gebaute Strafe, eine Eifenbahn oder ein anderes Bauwerk, 
welche fremdes Eigentum find, ganz oder teilweife zerjtört, wird mit Gefängnis nicht 
unter einem Monat beitraft. 

2. Der Verſuch iſt ftrafbar. 

2 Die Berftörung einer Brüde Tann auch darin gefunden werben, daß biefelbe 
& 8. VE a grahme einer Bohle ungangbar wird. (R. G. v. 31. 3. 1800, Dalcke, 

afr. ©. 489. 


Gemeingejährliche Verbrechen und Vergehen. Brandftiftung. 
8 a Wegen Brandftiftung wird mit Buchthaus beftraft, wer vorfäglich in 
rand ſetzt: 

1. ein & gottesdienftlichen Verſammlungen beftimmtes Gebäude, j 

2. ein ebäube, ein Schiff oder eine Hätte, welche zur Wohnung von Menſchen 

ienen, oder 
3. eine Raͤumlichkeit, welche zeitweife zum Aufenthalt von Menfchen dient, und 
zwar zu einer Seit, während welcher Menſchen in derſelben fich aufzuhalten 
pflegen. 

08, 1. Wegen Brandſtiftung wird mit Zuchthaus bis zu gehn Sahren 
beitraft, wer vorfählich @ebäube, Schiffe, Hätten, Bergwerke, Magazine, Warenvorräte, 
welche auf dazu beitimmten öffentlichen Plähen lagern, Vorräte von Ianbwirtichaftlichen 
Grzeugnifien oder von Ban⸗ oder Brennmaterialien, Früchte auf dem Felde,“ 
Walbuugen? oder Torfmoore in Brand jest, wenn diefe Begenftänbe entweder 
frembed Eigentum find, oder zwar dem ndftifter eigentümlich gehören, jedoch 
Ihrer BeichaffenHeit und Lage nach geeignet find, das Feuer einer der im 8 306 

r. 1 bis 3 bezeichneten Räumlichkeiten oder einem der vorftehend bezeichneten 
fremden Gegenftände mitzuteilen. 
2. Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt ®efängnisftrafe nicht unter 
ſechs Monaten ein. 


u Wiejenftoppeln find au „Früchte auf ven Felde”. (M. G. v. 30. 6. 1905, Jahrb. 
tſch. 8. 3 S 33) n qh „Beate auf ö 


3 Unter Waldung ift nur eine umfangreichere, mit Holz bewachſene Grundfläche zu 
beritchen. (R. G. v. 8. 2. 1882. 

a8 vorfätliche Unzünden eines in Walde ftehenden Dornbuſches ober de Graſces 
daſelbſt fallt unter diefen Jerggrayhen, wenn Gefahr beſteht, daß ſich das Feuer dem 
Holzbeſtande mitteilt. (K. G. dv. 19. 2. 1881, J. B. 13, ©. 233.) 
2 Dg.8 32 d. F. u. F. P. G. X C 2 d. W. 


g 309. Wer durch Fahrläſſigkeit einen Brand der in den 88 306 und 308 
bezeichneten Urt herbeiführt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit 
Geldftrafe. bis zu neunhundert Mark und, wenn durch den Brand der Tod eines 
Menſchen verurfacht worden ift, mit Gefängnis von einen Monat bis zu drei Jahren 


beitraft. 

310. Hat der Täter den Brand, bevor derfelbe entdedt, und ein weiterer 
al® der durch die bloße Inbrandſetzung bewirkte Schaden entftanden war, wieder 
gelöfcht, fo tritt Straflofigkeit ein. | 
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6 321 1. Ver vorfählich Waflerleitungen, Schleufen, Wehre, Deiche, Dämme 
oder andere Waflerbauten, oder Bräden, Führen, Wege oder Schutzwehre, oder dem 
Bergwerfäbetriebe dienende Vorrichtungen zur Waflerhaltung, zur Weiterführung oder 
zum Ein» und Ausfahren der Wrbeiter zerftört oder beichädigt, oder in Kchifbaren 
Strömen, Flüſſen oder Kanälen das Fahrwaſſer ftört und durch eine diefer Handlungen 
Gefahr für das Leben oder die Geſundheit anderer heibeiführt, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten beitraft. 

2. St durch eine dieſer Handlungen eine ſchwere Körperverlehung verurjacht 
worden, jo tritt Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren, und wenn der Tod eines 
Menſchen verurfacdht worden ift, Zuchthausſtrafe nicht unter fünf Jahren ein. 

326. Sit eine der in den 88 321 bis 324 bezeichneten Handlungen aus 
Fahrläffigleit begangen worden, fo ift, wenn durch die Handlung ein Schaden 
verurſacht worden ift, auf Gefängnis Dis zu einem Jahre, und wenn ber Tod eines 
Menfchen verurfacht worden fit, auf Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren 
zu erlennen. | 

ı Zu $ 321 und 326. 

Vol gsi o. F. u. F. P. GXC 2 b. W. 


Berbrechen und Vergehen im Amte.) 


8 331, Ein Beamter! welcher für eine in fein Amt einſchlagende, an ſich 
wit pflihtwidrige Handlung? Geſchenke oder andere Borteile annimmt, fordert 
oder ſich verfprechen läßt, wird mit Beldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 
Sefängnis bis zu ſechs Monaten beftraft. 

» fiber den Begriff „Beamter“ fiehe 5 359. 

2 Sowohl bei dem Beaniten wie bei dem Geber muß ba8 Bewußtfein obwalten, 
daß das Weichen? für einen amtlichen Akt gegeben wird, bie Anwendung tft aljo aus⸗ 
gefchloffen, wenn das Geſchenk ohne jede Rüdficht auf eine beftimmte amtliche Tätigfeit 
gegeben ift. (R. G. v. 9. 11. 1879, Dalde, Strafe. ©. 504.) 

8 Hierher gehören nicht bloß Bermögensporteile, ſondern auch finnlidhe Genüfje (wie 
Bollziehung des Beifchlafs). (MR. ©. v. 5. 11. 1888 u. 20. 11. 1882, a. a. D. 

* Der Geber tft ftraffrei und macht fih auch nicht einer Teilnahme ſchuldig. (R. &. 
v. 17. 12. 1885, a, a. ©.) 

5 Siehe au II $ 4 5. W. | 

8 332. 1. Ein Beamter, welcher für eine Handlung, die eine Verlegung einer 
Umtt- oder Dienſtpflicht enthält, Geſchenke oder andere Vorteile annimmt, fordert 
gap ch frechen läßt, wird wegen Beitehung mit Zuchthaus bis zu fünf 

ren beitra | 

2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe ein. 

2 Über Ant und Dienftpflichten Ber Forſtbeamten des Staats fiehe Abſchnitt II d. W. 


5 338. 1. Wer einem Beamten! ober einem Mitgliede der bewaffneten 
MRadıt Geſchenke oder andere Vorteile anbietet,? verjpricht oder gewährt, um ihn 
n einer Handlung,? Die eine Berlekung einer Amts oder Dienftpflicht enthält, zu 

timmen, wird wegen Beltechung mit Gefängnis beitraft; auch kann auf Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

2. Sind mildernde Umftände. vorhanden, fo kann auf Geldſtrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Dark erkannt werden. 

. 1 Oder auch einem Angehörigen bed Beamten. (MR. ©. dv. 30. 3. 1881.) Doch muß 
ber Beamte davon Kenntnis haben. . G. v. 8. 3. 1886.) 

3 UAuch das Unbieten, eine Fla % Wein mit dem Beamten zu trinken, genügt. 
(R. &. d. 9. 10. 1893, Dalde, Straft. &. 505.) | 

8 Einer genauen Bezeichnung der bienftwibrigen Handlung bebarf e8 nit. (M. ©. 
v. 22. 6. 1885.) Es kommt nur barauf an, baß der Beamte beitimmt merben foll, 
feine Tätigkeit im einer beſtimmten pflichtwidrigen Richtung auszuüben. Die Erhebung 
eines Untrages auf Beltrafung wegen Umt£beleidbigung gehört nicht gu den Amtspflichten 
bed Beamten. (R. &. v. 2. 6. 1890, a. a. DO.) 

*, Über das Berbältnis bes ordentlichen Strafverfahrens zum Disstplinar-Stra erfabren bei Dienſt⸗ 
vergeben der nicht richterlichen Beamten fiche Abſchnitt „Disziplinarbeftrafung” 88 2 7, IVD b. W. 

Naditke, Hanbbuch. 4. Aufl. . 48 
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8 339. 1. Ein Beamter, welcher durch Mißbrauch feiner Amtsgewalt 
oder durch Androhung eines beitimmten Mißbrauchs derfelben jemand zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlaffung widerrechtlich nötigt, wird mit Gefängnis beitraft. 

2. Der Verſuch tft ftrafbar. 

1 Die Drohung niit einer Körperverletzung durch eine Schußwaffe erfüllt den Tat» 
beftand der Nötigung auch dann, wenn der Drohende zwar die Handlung oder Unter» 
laffung von feiten des Bedrohten zu erzivingen, aber nicht die Schußwaffe zu gebrauchen 
berechtigt war. (N. G. v. 21. 10. 1879, J. B. 12 ©. 187.) 

8 340. 1. Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in Veranlaffung der 
Ausübung feines Amtes vorfäglich eine Körperverlegung begeht oder begehen 
läßt, wird mit Gefängnis nidyt unter drei Monaten beſtraft. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, fo Tann die Strafe bis auf einen Tag Gefängnis ermäßigt 
oder auf Gelditrafe bis zu neunhundert Mark erkannt werden. 

2. Sit die Körperverlegung eine ſchwere, fo ift auf Zuchthaus nicht unter zwei 
Sahren zu erkennen. Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Sefängnizitrafe 
nicht unter drei Monaten ein. 0 

1 Ein im Beſitze des Waffengebrauchs ftehender Forſtſchutzbeamter macht ſich einer 
ũberſchreitung feiner Anitsbefugniſſe ſchuldig, wenn er einen Holzdieb, welcher ſeiner Er⸗ 

eiſung oder Abſuhrung behufs Feſtſtellung feiner Perſon Widerftand entgegenſetzt, zur Be⸗ 
eitigung dieſes Widerſtandes durch Schläge mißhandelt. (O. V. G. 8.9.1888, Müde S. 130.) 
8341. Ein Beamter, welcher vorſätzlich, ohne hierzu berechtigt au fein, 
eine Verhaftung oder vorläufige Ergreifung und Feſtnahme oder Zwangsgeſtellung 
vornimmt oder vornehmen läßt, oder die Dauer einer Freiheitdentziehung verlängert, 
wird nah Vorſchrift des 8 239, jedoch mindeftend? mit Gefängnis von drei 
Monaten beitraft. | | 
2. Ein Beamter, der in Ausübung oder in Veranlaſſung der Auzübung 
feines. Amtes einen Haugfriedensbruch (8 123) begeht, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark beftraft. 
3. Ein Beamter, welcher in einer Unterfuchung Zwangsmittel anwendet 
oder anwenden läßt, um Gejtändniffe oder Ausfagen zu erprefien, wird mit Zuchthaus 
bis zu fünf Saheen beitraft. — 

344. Ein Beamter, welcher vorſätzlich zum Nachteile einer Perſon, deren 
Unſchuld ihm bekannt iſt, die Eröffnung oder Feſtſetzung einer Unterſuchung beantragt 
pder beſchließt, wird mit Zuchthaus beſtraft. 

346. 1. Ein Beamter, welcher vermöge feines Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt oder bei Bollitredung der Strafe mitzuwirken hat, wird mit Zuchthaus 
bi3 zu fünf Jahren beftraft, wenn er in der Abſicht, jemand der. gefeglichen Strafe 
rechtswidrig zu entziehen, die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung unter- 
läßt! oder eine Handlung begeht, welche geeignet tft, eine Freiſprechung oder eine 
dem Gefege nicht entfprechende Beitrafung zu bewirken, oder die Vollitredung der 
ausgeſprochenen Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere als die erlannte Strafe zur 
Bollitredung bringt. 

2. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter 
einem Monat ein. 

’ 2 Auch die Unterlaflung ber Ungeige eines Polizeibeamten gehört hierher. (R. G. v. 
30. 4. 1880 Dalde, Strair. S. 510). 8 weis gehort hierh 

8 347. 1. Ein Beamter, welcher einen Gefangenen, deſſen Beaufſichtigung, 
Begleitung oder Bewachung ihm anvertraut ift, vorſätzlich entweichen läßt ober 
deſſen Berreiung porfäglich bewirkt oder befördert, wird mit Buchthaus bis zu 
fünf Jahren beitraft. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gejängnisftrafe 
nicht unter einem Monat ein. 

2. Iſt die Entweichung durch Fahrläſſigkeit befördert oder erleichtert worden, fo 
et „Selängniöftrafe big zu jechd Monaten oder Geldftrafe bis zu fechshundert 

ark ein. 
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8 348. 1. Ein Beamter, welcher, zur Aufnahme dffentliher Urkunden! 
befugt, innerhalb feiner Buftändigfeit vorfäglih eine rechtlich erhebliche Tatſache 
falſch beurfundet oder in öffentliche Regiiter oder Bücher falſch einträgt, wird 
mit Gefängnis nicht unter einem Monat beftraft.? 

2. Diefelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher eine ihm amtlich anvertraute 
* gangliche Urkunde vorſätzlich vernichtet, beiſeite ſchafft, beſchädigt oder 
verfälſcht. 

1 Wildbretslegitimationen find öffentliche Urkunden. (R. ©. v. 15. 4. 1890.) 

2 Der Abſatz 1 trifft ſolche Beamte, welche zur Mufnahme öffentlicher Urkunden 
befugt find (Gemeindeborfteher, Anitsvorſteher, Standesveamte, Fleiſchbeſchauer, Gerichts⸗ 
vollzieher uſw.), der Abſatz 2 dagegen alle Beamte, und die darin genannten Urkunden 
brauchen weder Öffentliche, noch auch zum Beweiſe rechtlich erheblicher Tatjachen geeignet 
zu fein. (Nah d. Erf. R. ©. in Dalde, Strafr. ©. 514.) 


8 349. Wird eine der im 8 348 bezeichneten Handlungen in der Ubficht be- 
gangen, fich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verfchaffen oder einem 
anderen Schaden zuzufügen, fo ift auf Zuchthaus big zu acht Jahren und zugleich 
auf Geldſtrafe von einbeinber fünfzig bis zu breitaufend Mark zu erkennen. 

& 350. 1. Ein Beamter, welcher Gelder oder andere Sachen, die er in amtlicher 
Eigenjchaft empfangen oder in Gewahrfam hat, unterfchlägt, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten beftraft; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. | 

2. Der Verſug iſt ſtrafbar. 

357. 1. Ein Amtsvorgeſetzter, welcher ſeine Untergebenen zu einer 
ftrafbaren Handlung im Amte — verleitet oder zu verleiten unternimmt, oder 
eine ſolche ſtrafbare Handlung ſeiner Untergebenen wiſſentlich geſchehen läßt, hat die 
auf dieſe ſtrafbare Handlung angedrohte Strafe verwirkt. 

2. Dieſelbe Beſtimmung findet auf einen Beamten Anwendung, welchem eine 
Aufſicht oder Kontrolle über die Amtsgeſchäfte eines anderen Beamten übertragen iſt, 
ſofern die von dieſem letzteren Beamten begangene ſtrafbare Handlung die zur Auf—⸗ 
ſicht oder Kontrolle gehörenden Geſchäfte betrifft. 

8 358. Neben der nach Vorſchrift der 85 831, 339 big 341, 352 bis 355 
ud 357 erkannten Gefängnizitrafe kann auf Verluft der Fähigkeit zur Bekleidung 
bffeutlicher Amter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren erlannt werden. 

59, Unter Beamten im Sinne diefes Strafgejeßes find zu verftehen alle im 
Dientte des Reichs oder in unmittelbarem und mittelbarem! Dienfte eined Bundes» 
ftaates auf Yebenzzeit, auf Zeit oder nur vorläufig angeftellte Berfonen, 
ohne Unterfchied, ob fie einen Dienfteid geleiftet Haben oder nicht, in— 
gleichen Notare, nicht aber Advokaten und Unwälte. 


1 Bu ben fog. mittelbaren Staat3beaniten find zu reinen die Beanten der Gemeinden 
(auch Gemeindediener), Kreife, Deichverbände uſw. Wuch bie auf das F. D. ©. beeidigten 
Privatforſtbeaniten find hierher zu rechnen; ſiehe Anm. zu $ 113. 


Übertretungen. 

Diefer Abſchnitt behandelt vorwiegend polizeiliche Strafverbote. Es beſteht bei An- 
wendung veiner polizeilicher Strafverbote Tein Unterichied, od die ftrafhare Handlung mit 
Borfat oder aus Kahrläffigkeit begangen tft, fie erfordert zum fubjeltiven Xatbeitande aber 
immer eine Schuld. Der 8 59 Fiolus) ndet auch hier Anwendung. Unkenntnis des 
Geſetzes Schütt jedoch nid. 

Der VBerjuc einer Ubertretung ift ftrafbar (8 43). 

Die Strafverfolgung ber Übertretungen verjährt in drei Monaten ($ 67). 

8 360. Mit Seldftrafe bis zu einhundertfünfzig Marl oder mit Haft wird 
beftraft: 

8. wer unbeingt eine Uniform, eine Umtslleidung, ein Amtszeichen, einen Orden 
oder ein Ehrenzeichen trägt oder Titel, Würden oder Udelsprädifate annimmt, 
43* 
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ingleichen wer fi) eines ihm nicht zukommenden Namens einem zuftändigen 
Beamten gegenüber bedient ;? 

10. wer bei Unglüdsfällen oder gemeiner Gefahr oder Rot, von der Polizeibehörde 
sder deren Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert, feine Folge leiftet, obgleich er 
der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen Tönnte;4- 

11. —F ungebührligerweife ruheftörenden Lärm erregt, oder wer groben 

nfug verübt; 

13. wer Öffentlich oder in Ärgernis erregender Weife Tiere boshaft quält 
oder roh mißhandelt.® 

Zu Nr. 8. 


2 Wer zum Tragen bon Uniformen, Anıtözeichen uſw. befugt tft, ergibt HH aus ben 
für jede Beamtenfategorie erlafjenen, der Genehntigung Sr. Majeftät des Königs unter- 
liegenden Befleidungsporjchriften. 

3 Unterbeamten des exekutiven Dienftes, nanıentlich der PBolizel-, Steuer und ähn- 
lichen Berwaltungen, foll nad ihrer Entlajfung aus dem Dienfte das Tragen ber Zivil⸗ 
uniform ihrer Stellen zur Bernieldung möglichen Mißbraucha nicht weiter geitattet werden. 
(A. DO. v. 14. 8. 1846 u. 8. d. 16. 11. u. 14. 12. 1846.) 

3 Das Tragen eined einzelnen Uniformftüdes, 3. B. einer Dienftmüße, Tann als 
Tragen eines Anitszeichens ſich darftellen. 


Zu Re. 10. 

4 Der Aufforderung der Polizei hat ein jeder, ganz glei, ob er Einwohner bes 
Detroffenen Bezirkes iſt oder nicht, Folge zu leliten. Die Richtbefolgung, auch nur bei 
einmaliger Aufforderung, verwirkt die Beitrafung. 

5 üiber Hilfeleiftung bei Waldbränden fiehe auh 8 4 F. u. F. P. 8, N C25.8. 


© Befugnis ber Balizeibehörben zum Erlaſſe von Polizeiverorbuungen über die Berpfliähtung 
zur Hilfeleitung bei Bränden. 
(Geſetz v. 21. 12. 1904, ©. ©. ©. 291.) 

Soweit das Feuerldſchweſen nicht durch Ortsitatut geregelt iſt, DBnnen Poltlzel⸗ 
verorbnungen über die Verpflihdtung ber Einwohner zur perſoͤnlichen Hilfeleiftung bei 
Bränden, Insbefondere zum Eintritt in eine Pflichtfeuermehr, über die Regelung ber hiermit 
verbundenen perlönliden Dienftpflichten, über tie Seftellung ber erforderlichen Geſpanne 
und über die Verpflichtung zur Hilfeleiftung bei Bränden in der Umgegend, erlafien werden. 

Solche Boligeivderordnungen gehören im Sinne des 8 143 des Geſetzes über die all- 
PH ganbeöberwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. ©. 195) nicht zum Gebiete ber 

icherbeit8polizel. 

Sie treten außer Kraft, ſoweit das Feuerlöfchiwefen durch ein DOrtsftatut geregelt wird. 

Das DOrtsftatut ift an die Beitimmungen des 8 68 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (8. ©. ©. 152) nicht gebunden. 


Zu Rr. 11. 

7 — Lärm Tann auch in dem fortgeſetzten Dulden des Bellens eines 
u efunden werden, namentlich, wenn eine polizeilihe Verwarnung borausgegangen 
It (Dalde, Strafr. ©. 525.) 
gu Rr, 18. 


8 Die Unterlaffung fofortiger Tötung (3. B. durch Erteilung des Sengiäufiee) 

eined an eiselienen, unter beftigen Qualen Ki mindenden Hundes Tann den Xaibeitan 

einer roben Mißhandlung daritellen. (O. L. G. Cöln v. 7. 7. 1906, ©. F. 8 ©. 642.) 
8 361. 1. Mit Haft wird beftraft: 

9. wer Finder oder andere unter feiner Gewalt ftebende Perſonen, welche feiner 
Aufficht untergeben find und zu feiner Hausgenofjenjchaft gehören, von der 
Begehung von Diebftählen, ſowie von der Begehung firafbarer Verletzungen 
der Zoll» oder Steuergefeße, oder der Geſetze zum Schuke der Forſten, 
ber Feldfrüchte, der Jagd oder der Fiſcherei abzuhalten unterläkt. Die Bor- 
fchriften dieſer Geſetze über die Haftbarfeit für die deu Täter treffenden Geld⸗ 
itrafen oder anderen Geldleiftungen werden hierdurch nicht berühtt. 
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2. In den Fällen der Nr. 9 Tann ftatt der Haft auf &eldftrafe bis zu ein- 
hundertfünfzig Dark erfannt werden. 
1 Sihe F. D. G. F 11, XCI, F. u. F. P. 8.585, X C2, und dorduung 
g 8 F. u. F. P. G. 8 nd Jag g 
8 366. Mit Geldſtrafe bis zu ſechzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beftraft: 
1. wer den gegen die Störung ber Feier der Sonn- und Feſttage erlaffenen An⸗ 
ordnungen zuwiderhandelt 1-5 
2. wer in Städten oder Dörfern übermäßig fchnell fährt oder reitet oder auf 
Öffentlichen Straßen oder Plägen der Städte oder Dörfer mit gemeiner Gefahr 
Pferde einfährt oder zureitet; | 
3. wer auf Öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Waflerftraßen das Vorbei⸗ 
fahren anderer mutwillig verhindert; 
4. en in re mit Schlitten ohne feite Deichſel oder ohne Seläute oder 
elle faͤhrt; 
5. wer Tiere in Städten oder Dörfern, auf öffentlichen Vegen Straßen oder 
Plaätzen oder an anderen Orten, wo fie durg Ausreißen, Schlagen oder auf 
andere Weiſe Schaden anrichten können, mit Vernachlaͤſſigung der erforderlichen 
Sicherheitömaßregeln ftehen läßt oder führt; | 
. wer Hunde auf Dienfchen bebt; | 
. wer Steine oder andere Qarke Körper oder Unrat el Menſchen, auf Pferde 
oder andere Zug⸗ oder XLafttiere, gegen fremde Hänfer, Gebäude oder Ein⸗ 
fchließungen, oder in Gärten oder eingefchlofjene Räume wirft;® 
9. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Waſſerſtraßen Gegenftände, 
durch welche der freie Verkehr gehindert wird, aufftellt, hinlegt oder liegen läßt; 
10. wer die zur Erhaltung der nen Bequemlichkeit, Neinlichkeit und Ruhe 
auf den öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Wafleritraßen erlafjenen 
Pollzeiverordnungen übertritt.? - 


Su Ar. 1. 
Uusübung der Jagd an Sonn⸗ und Feſttagen. .' 


2 Das Str. G. B. fetzt das Beitehen von Anordnungen, welche gegen bie Störung 
der Sonntagsfeier erlaffen find, voraus. Sole Anordnungen — Polizei-Berordnungen 
— find für die einzelnen Provinzen bzw. 4 u Bun erlafjen. 


10 


Die Polizei⸗Verordnungen dürfen jeboh nur Zuwiderhandlungen gegen bie äußere 
Beilighaltung ber Sonn» und A e unter Strafe ftellen. (U. 8. O. dv. 7. 2. 1837 u. 
ef. d. 9. 5. 1892 — &. ©. ©. 107. | 
Bolizeis-Berorbnungen, welche die Ausübung der Jagd an Sonntagen bor bes 
endigten Nahmittansgottedbienft bei Strafe verbieten, find gültig. (8. G. v.. 
11. 6. 1891, D. J. 3. 25 ©. 185.) 
Bolizeiverordnungen, welde Hetz⸗ und Zreibiegden an Sonn» und Feiertagen 
allgemein verbieten, find gültig, und zwar auch für die Fälle, daß foldje hen feine 


J 


beſonders ſtörenden Geräuſche verurſachen. Als Treibjagd anzuſehen iſt daher 

ſchon das Umſtellen einer Schonung mit Schützen und das Durchgehen der Treiber durch 

dieſes Gehölz, ohne beſonders zu lärmen, nur durch gegenſeitiges Zurufen und durch Ab⸗ 

knicken trockener Zweige ſich untereinander zuſammenhaltend und ausrichtend, um das 

vo efndulehe oa aufzujagen und e8 ben Schüßen zugutreiben. (Kt. G. v. 24. 6. 1901. 
. J. B. . 36 

2 Nach ben Erk. K. ©. v. 20. 6. 1898 (D. J. B. 30 S. 302) find dagegen PolizeisBer- 
ordnungen im Bereiche der A. K. O. v. 7. 2.1837 (die älteren preukiichen Provinzen), welche 
ba8 Jagen an Sonntagen ganz allgemein und ohne Rüdfiht darauf, ob dadurch 
eine Störung ber Sonntagsfeler herbeigeführt werben Lönne, unter Strafe ftellt, ungültig. 

Aus den Gründen: 

Wenn auch gewiffe Arten der Kagdausübung mit Nüdiicht auf das damit verbundene 
Geräuſch, die Art und den Ort ber Ausübung geeignet find, eine Störung ber Sonntags⸗ 
feier herbeizuführen, 3. B. Treib⸗ Hek- und Klapperjagden und Jagben während der Stunden 
des Gottesdienfleß, denen auch durch Minifterialerlaffe vom 10. 3. 1818 und 
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12. 7. 1852 entgegengetreten ift, fo gibt e8 doch cine ganze Anzahl bon Arten der 
Sogdausübung, melde nicht geeignet find, die Sonntagsfeier im allgemeinen zu ftören 
und das religiöfe Gefühl zu verlegen, 3. B. bie Jagd auf Anſtand, die Einzeljagd in 
größerer Entfernung bon bewohnten Orten, der Va NH bie Schnepfenfudhe in großen 
Waldungen uſw. ne gänzliche Unterfagung ber Jagd, unter welche auch die Ausübung 
der fog. Stillen Jagd fallen würbe, erſcheint über die Unftcht des Geſetzgebers hinaus⸗ 
ehend und als eine Befchräntung der perfönlichen Kor des einzelnen veditSungültig. 

enn in den Berordnungen für Hannover, Gaflel und Frankfurt a. M. auch bie 
Sonntagsjagd verboten Ift, fo beruhen dieſe Verbote auf Sondergefeßen, welche im 
nnd And der für bie älteren Provinzen erlaffenen U. 8. DO. v. 7. 2. 1837 nicht 
maßgebend find. 

In den Hohbenzollernihen Kanden fit an den Sonntagen und benjeni en Feiertagen. 
welche den Borfchriften über die Sonntagsheiligung unterworfen find, die Abhaltung bon 
Kreivjagden verboten; in den Vornittagsſtunden zwiſchen 8 bis 12 Uhr darf die Jagd 
an Sonntagen und an den bezeichneten Feiertagen Überhaupt nicht ausgeübt werden. 
Bumiderbandlungen werden bis zu 150 ME. beitraft. (88 13 u. 26 der Jagdordnung für 
Die Sachen ollernſchen Lande v. 10. 3. 1902, &. ©. ©. 33. 

Die PBolizeiverorbnung de3 Wegierungspräfidenten zu Gaflel vom 31. 12. 1896, 
weldje die uenbung der Jagd an Sonn⸗ und Feiertagen allgemein verbietet, tft nur in⸗ 
bear galtig 7a) ie äußere Heilighaltung ber Feſttage ſchũtzen will. (KR. ©. v. 24. 9. 1900, 


Nach 13 der Polizeiverordnung für die Provinz Brandenburg vom 4. 7. 1898 find 
Hetz⸗ und Treibjagden an Sonn» und Feiertagen unbedingt unterfagt. 

3 Der Ausdrud „Treibjagd“ in Polizelverorbnungen, welche auf Grund ber Aller⸗ 
bödjiten SKabinetsorder dom 7. 2. 1837 zur äußeren Heilighaltung der Sonn- und Feſt⸗ 
tage len find, ift von diefem Geſichtspunkte aus und nicht im jagbtechnifchen Sinne 
zu beritehen. 

Es ift zwar richtig, daß unter Jagd ala Ausübung des Jagdrechtes gemößnlig bie 
Berfolgung und Offupation jagdbarer Tiere beritanden wird, allein hierdurch ift wicht 
ausgeichlo en, daß auch das Yagen und Berfolgen von wilben Tieren, welde nidt dem 
Jagbrecht unterworfen, ſondern Begenjtand bes freien Tierfanges find, unter den Ausdrücken 

agen” und „XTreibjagd” zu begreifen find. Dies ergibt fich unbedenklich aus dem 

ortlaut des 8 35 U. L. R. II 16, welcher verbietet, auf Xiere, welche Gegenitand des 
freien Xierfanges find, ſeitens der Nichtjagdberechtigten in Wäldern und Jagdrevieren 
Jagden anzuftellen. Deshalb iſt e8 nicht vechtsiertümlich, wenn der Verufungsrichter in 
dent Butreiben der wilden Kaninchen durch fieden Schulkinder und den Sorjtauffeher eine 
Treibjagb gelunden bat. (8. &. v. 24. 5. 1897, Selbftverw. S. 683.) 

4 Das Berbot, während des Gottesdienſtes gu fangen, beziebt fih nur auf Die 
wirkliche Ausuübung der Jagd während diefer Beit, nicht auch auf Berbereitungshanblungen 
zur Jagd (3. B. Aufbruch zur Jagd nach einen entjernt gelegenen Verſamnilungsorte). 
(8. G. v. 3. 11. 1897, D. Sr DB. 20 ©. 169.) 

Den Verbot der Königlichen Verordnung für Schleswig und Holiteln bon: 10. 3. 1840, 
während des fonntäglichen Bottesdienftes zu jagen, tft nur dann entgegen ebandelt, wenn 
jentand dem Wilde nadjitellt, dasſelbe auffucht, verfolgt ober offupiert. Der bloße Auf 
enthalt eines zur agb Ausgerüfteten in feinen Jagdbezirke fällt nicht unter dieſes Verbot. 
8. ®. v. 3. 12. 1891, D. & 3. 25 ©. 186. 

5 Bu den len find zu rechnen: zwei Weihnachtäfeiertage, Reujahrstag, Oſter⸗ 
montag, Himmelfahrt, Pfingſtmontag, Bußtag, Karfreitag und Fronleichnamstag. 


gu Rr. 7. 
sSiche EA. FF PB, NC2 b. W. 


Zu Re. 10. 
7 Siehe $ 27 8.15% 8%. ®, X C25.%. 
8 367. 1. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft 
wird beftraft: 
1. wer ohne Vorwiſſen der Behörde einen Leichnam beerdigt ober beifeite 
[Seft, oder wer unbefugt einen Teil einer Leiche aus dem Gewahrſam der 
azu berechtigten Berjonen wegnimmt;! | 
2. wer «den polizeilichen Unsrdnungen über vorzeitige Beerdigung entgegenbandelt;? 
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5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Bejörderung von Giftwaren,? Schieß- 
pulver oder Feuerwerlen, oder bei der Aufbewahrung, Beförderung, Veraus⸗ 
gabung oder Verwendung von Sprengftoffen oder anderen explodierenden 
Stoffen die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 

7. wer verfälfchte oder verdorbene Getränke oder Eßwaren, insbefondere trichinen- 
haltiges Fleiſch, feilhält oder verkauft; 

8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis an bewohnten oder von Menichen befuchten 
Orten Selbſtgeſchoſſe, Schlageifen* oder Fußangeln legt, oder an folchen Orten 
mit deuergewehr oder anderem Schießwerkzeuge fchieht? oder Feuerwerkskörper 
abbrennt; 

9. wer einem gefeglichen Verbot zuwider Stoß-, Hieb- oder Schußwaffen, welche 
in Stöden oder Röhren oder in ähnlicher Weile verborgen find, feilhält oder 
mit ſich führt; -10 

11. wer ohne polizellihe Erlaubnis gefährliche wilde Tiere Hält oder wilde oder 
bösartige Tiere frei umherlaufen läßt, oder in Unfehung ihrer die erforderlichen 
Borfichtömaßregeln zur Verhütung von Beichädigungen unterläßt; 12 

12. wer auf Öffentlichen Straßen, Wegen oder Bläben, auf Höfen, in Häufern und 
überhaupt an Orten, an welchen Menfchen verlehren, Brunnen, Keller, Gruben, 
Öffnungen oder Abhänge dergeftalt unverdedt oder unverwahrt läßt, daB daran 
Gefahr für andere entjtehen Tann; 18 

2. In den Fällen der Nr. 7 bis 9 kann neben der Geldſtrafe oder der Haft 
auf die Einziehung der verfälfchten oder verborbenen Getränke oder Eßwaren, ins 
gleichen der Selbſtgeſchoſſe, Schlageifen oder Fußangeln fowie der verbotenen Waffen 
erfannt werden, ohne Unterichted, ob fie dem Verurteilten gehören oder nicht. | 


Zu Nr. 1. 
8 Siehe 8 157 Str. P. O., XIBd. ®. 
Zu Nr. 2. 
2 Die Beerdigung fol nicht dor Ablauf von brei Tagen geſchehen. Verf. v. 2. 3. 1827. 
Die frühere Beerdigung kann die Ortspolizeibehörde genehmigen. 


gu Rr. 5. 


8 Über bie Verwendung von Gift auf Jagdrevieren zur Vernichtung bes Raubzeuges 
(Fuchſe ufw.) und zur Abwendung von Gefahren, die durch wildernde Hunde und Sahen 
drohen, fiehe X G d. W. Su Ar. 8 | 

u Nr. 8. 


Unbefugtes Schießen ufw. an bewohnten sder beſuchten Orten. 

2 Unter Sclageifen find hier wohl aud die Fangeifen (Schwanenhals, Tellereifen) 
zu beritehen, welche den Menjchen in Berührungsfalle Schaden zufügen können. 

5 Eine Polizeivorfchrift, welche das Scheibenſchießen nur nad) vorheriger fchriftlicher 
Erlaubnis geftatiet, Fonımt gegen einen Forſtbeamten, welcher. in nuehbung feines Berufes 
nach der Scheibe fchießt, nie zur Anwendung. — Ein Oberförfter batte Innerhalb feines 
Reviers auf einem Sceibenitande ein Gewehr eingejchofjen und feinen Lehrling in dem 
Gebrauch desſelben unterwiefen. Dieſerhalb mar er wegen Übertretung einer Polizei⸗ 
verordnung, wonad fein Vogel» oder Scheivenfchießen ohne vorherige fchriftliche Erlaubnis 
der Polizeivenvaltung abgehalten werden darf, angeklagt. — 

Unter von Menfhen befuhten Orten im Sinne des S 367 Nr. 8 Str. &. 2. 
find ſolche Orte zu verftehen, an denen Menihen zu verfehren pflegen, und melde in der 
räumlichen Ausdehnung fo weit zu fafjen find, als die gejährlihe Wirkung 
der Geſchoſſe der Regel nad) reiht. (K. G. v. 18.4.1895, Johow Bd. 16 ©. 485.) 

Siehe $ 368 Nr. 7. 

Zu Nr. 9. 


Recht zum Führen und Feilhalten von Waffen. 


6 Biernad, ift aljo nur das Feilhalten und Mitfihführen verborgener, heimlicher 
Waffen unter Strafe geftellt, und die auch nur, infofern befondere geſetzliche Verbote 
beitehen. Ein foldjes noch als gültig anerfanntes Verbot des Feilhaliens und Mitfich- 
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führens verdborgener Waffen tft im 8 345 Nr. 7 des früheren preuß. Str. &. B. für 
ganz Breußen enthalten. 
Andere (alio nit heimliche, verborgene) Ballen zu tragen Hat jeder ein RAecht. 
Durch Polizeiverordnungen kann jedod: 
a) dns Mitfihführen von Schußwaffen von dem Loſen und Beifihführen eines 
Waffenſcheines abhängig gemacht werben (8. G. v. 7. 2.1889, Entſch. Bd.9 S. 291); 
b) in allen Fällen, in denen e8 zur Erhaltung der Öffentliden Sicherheit und zur 
Abwendbung einer dem Bublilum oder einzelnen Witgliedern deſsſelben bebor- 
ehenden nötig erfcheint, da8 Tragen ober Berlaufen von Waffen 
entiveder ganz verboten oder nur erlaubt werden, wenn ber Träger oder Küu 
einen % Ba iein gelöft bat und Bei fih führt. (KR. ©. v. 5. 10. 1903, 


7 Im ehemaligen KNurbeien find noch die beiden Verordnungen bon 1. 6. 1822 
und 18. 8. 1827 gültig, wonach jeder, auch der Jagdberechtigte, welcher Schießwerkzeuge 
jühren will, einen von ber Polizeibehörbe ausgeftellten Grlaubnisfchein bei fi zu tragen 
hat. (OD. 8. G. v. 14. 6. 1894, D. 5.8 ©. re) 

s Ein Feilhalten im Sinne bes 8 367 Ar. 9 iſt fon darin zu finden, wenn jemanb 
in Beitungen Gtedflinten anpreift und gleichzeitig darauf bi ba Bıeiß- 
lijten unentgeltlich ımb frei gu beziehen feien. (8. ©. v. 7. 10. 1897, 3. 3. 31 ©. 294.) 

9 linter „Züßrung von tft nicht der einfache Transport, das bloße 
——— eines Gewehrs, ſondern nur das Tragen zum Zwecke des Gebrauchs 
zu verjtehen. 

Der Dienſtbote, welcher ein Gewehr zum Büchſenmacher trägt, führt alfo ebenſo⸗ 
wenig ein Gewehr, wie der Lehrling eines Gewehrhändlers, welcher das Gewehr zu 
einem Kunden, ſei es zur Anſicht oder zur Ablieferung, trägt. 

In demſelben Sinne tft das Wort „Hührung” des Gewehrs in 8 6 des Jagdſchein⸗ 
geſetzes vom 31. 7. 1895 (jet 8 34 ber Jagdordn, X C3 db. W.) zu verftehen. (8. &. 
». 3. 12. 1900, Jahrb. Bd. 33 ©. 211.) 

20 Rad) dem Bereinsgejeh vom 11. 3. 1850, 8 7, darf niemand in einer Berf 
bewaffnet ericheinen, mit Ausnahme ber im Dienfte befinhlichen Polizeibeamten. 
fommt bier aber im wefentlihen auf ben Zweck an, meld) ie Waffen dienen follen. 

12 Handfeuertwaffen jeder Art dürfen nur dann feilgehalten oder in den Berkehr 
gebracht werden, wenn ihre Läufe und Verſchluſſe nach den Borichriften des Geſetzes bon: 
19. 5. 1891 (R. &. BL. ©. 109) in amtliden Prüfungsanftalten geprüft und mit Prüfungs- 
zeichen oder bei dem Inkrafttreten bes Geſetzes mit einem Borratözeichen verjehen find. 


Zu Rr. 11. 
13 Das Freinmberlaufenlsfien von biffigen (bösartigen) Hunden ift biernach zu be 
hraler alle " eivaiger Berle a 8 8 an iſt außerdem Schade 
mi e er etzungen oder Be ungen ift außerdem n 
nad 88 833 unb 8348. G. —* zu Teiften. Bat XIA 3 W. ein 
Zu Rr. 12. 
8 Siehe 8 9%. u. F. P. G. XC2 dD. ®. 
8368. Mi Geldſtrafe bis zu ſechzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tage wird beftraft: 

2. wer Dad Durch gejebliche oder polizeiliche Unsrbuungen gebotene Raupen 
unterläßt;i—® 

3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feunerſtätte errichtet ober eine 
bereit3 vorhandene an einen anderen Ort verlegt;45 

4. wer ed unterläßt, Dafür zu forgen, daß die Yeuerftätten in feinem Haufe in 
baulidem und brandficherem Zuſtande unterhalten, oder daß die Schornfteine 
zur rechten Zeit gereinigt werden; 

5. wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Räume, weldhe zur Aufbewahrung 
feuerfangender Sachen dienen, mit unverwahrten Feuer oder Licht betritt oder 
fi) denjelben mit unverwahrtem Feuer oder Licht nähert; 

6. wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Heiden s oder in gefährlicher 

Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer anzündet; 
. wer in gefährlider Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit 
Fenergewehr ſchießt oder Feuerwerke abbrennt;? 
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8. wer die polizeilich vorgejchriebenen Feuerlöſchgerätſchaften überhaupt nicht oder 
nicht ber brauchbarem Buftande hält oder andere feuerpolizeiliche Unordrrungen 
nicht befolgt; 

9. wer unbefugt über Gärten oder Weinberge, oder vor beendeter Ernte 
über Wiefen und befiellte Adler, oder über folce Kder, Wieſen, Weiden oder 
Schonnngen, welche mit einer Einfriedigung verjehen find, oder deren Betreten 
durch Warnungszeichen unterfagt ift, oder auf einem durch Warnungsdgeichen 
geichloffenen Privatwege geht, fährt, reitet oder Vieh freibt,s-U 

-20. wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne fonflige Befugnis auf 
einem fremden Jagdgebiete außerhalb bes öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche 
beftimmten Age, wenn auch nicht jagend, Doch zur Jagd ausgerüftet, 

wir 312- 20 
11. wer unbefugt Eier oder Junge von jagdbarem Federwild (oder von 
Singvögeln?!) auſsnimmt. 


Zu Nr. 2. 
| | Abraupen. 

2 Der 8 368 Re. 2 findet au dann Anwendung, wenn die Voltzei innerhald ber 
ihr zuſtehenden Befugnifje Iediglich eine Anwendung getroffen und befannt bat; 
* oligeiverorönung im Sinne des preußifchen Geſetzes vom 11. März 1850 tft nicht 
erforderlich. 

3 Das linksrheiniſche Gele von: 16. März 1796 08. ventose IV), welches das 
Ahraupen der Bäume anorbnet, findet auf alle Bäume Anwendung; deshalb find aud 
die in Waldungen ftehenden Bäume ndzuraupen. (8. G. v. 1.11. 1900, J. B. 33 ©. 114.) 

3 Siehe 8 34 F. u. F. P. G. XC2 d. W. 


Zu Nr. 3. 
4 Die Derläbrung (3 Monate) beginnt mit der Errichtung oder Berlegung ber 
Fenerſtätte. (NR. ©. v. 29. 3. 1892.) 
5 fiber chtung von Beuerlätten in ber Räbe von Waldungen fiebe 8 47 
F. 1. F. P. &. mit Unmerkungen, IX C 2 d. W. 


| Su Nr. 6. 
08545816 F. u. F. P. G, XC 2 d. W. 


Bu Nr. 7. 


7 Diefe Beſtimmung Bat ben Zweck. das Eigentum dor Feuersgefahr zu fügen, 
während der $ 367 Nr. 8 den Schuß der Perfonen bezwedt. gefahr 5 & 


Zu Ar. 9. 
‘ Betreten fremder Grundſtücke. . 

8889,10,36 F. u. F. P. &., vgl. befonders Unm. uS9y%.uF-P.&, IXC2 d. W. 

Das Jagdrecht gibt nur das Hecht, zu Jagdzwecken über ein Grundſtück zu gehen, 
nicht beifpieläweife ausichließlich zur Verfolgung eines nicht jagbbaren Tieres, falls es 
ſich nit auch um den Jagdſchutz Banbelt, wie 3. B. die Tötung eines frei umberlaufenden 
Hundes. (Rotering ©. 15. 

Auch der Jagoͤpaͤchter 3 die Dämme ber Klärteiche eines Bergwerks nicht betreten, 
wenn beren Betreten eine Polizei» Berordnung ganz allgemein verbietet. (8. &. v. 
19. 11. 1894, D. I. B. 29 ©. 328. | 

® Lolal-Bolizeibeamte — — orſtſchutzbeanite, Feld- und Forſthüuter — 8 62 
ß u. F. P. G. —, Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamte) find berechtigt, in rechtmäßiger Ausubung 

res Amtes (3. B. bei Verfolgung eines Frevlers) frenıde Grundſtücke, Wieſen und beſtellte 
Acker zu betreten. (O. B. G. v. 28. 11. 1885, D. J. B. 25 ©. 213.) 

20 Polizeiverordnungen, welche das Betreten don Koriten außerhalb ber Wege mit 
Strafe bedrohen, find nur rechtögültig, wo beſondere polizeilih zu fchüßende Intereſſen 
in Trage ftehen. (DO. 3. G. dv. 25. 5. 1881.) 

22 Das Berbot des Gehens auf einen durh Warnungszeichen gefhloffenen 
„Brivatwege” bezwedt nit nur den Schug bed Privateigentums, fonbern auch den 
Schuß bes fiskaliſchen Eigentums an ben Forſten. u aus 8 368, macht ſich aljo 
auch derjenige, der in einer fiskaliſchen Hort einen durch Warnungszeichen geichlofjenen 
Privatweg begeht. (KR. G. dv. 30. 5. 1905 u. M. 2. d. 11. 8. 1905, M. BL f. L. ©. 268.) 
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Zu Rr. 10. 
Unbefngtes Betreten eines fremden JagbgebieteN. 

22 Die Borſchrift des 8 368,,, verfolgt, wie 8 292, zunächft den Bwed, das aus⸗ 
chließliche Aneignungsrecht des Sagbberechtigten an jagdbaren Tieren gegen Eingriffe 
Inbejugter zu fügen. 

Sie will aber auch überhaupt Zäger und andere Perfonen, die durch ihre Ausrüftung 
mit Sagdgeräten jeden Uugenbiid in der Lage find, Wild zu erlegen (oder ihm in anderer 

Weiſe nachzuftellen), von frenidem Jagbgeblete fernhalten. Dieſe Norm gilt audy dem 
fahrläffigen Täter gegenüber. (R. G. v. 18. 5. 1905, D. 3. 8. 1906 ©. 641.) 

18 Die Forſt- und Jagdſchutzbeamten haben die Befugnis, zur Jagd ausgerüftet 
ein fremdes Jagdrevier zu beitreten, wenn fie fih in Ausübung ihrer Dienftfunktiorren 
befinden, 3. B. bei der Verfolgung eines Forſt⸗ oder genleuinh, bei der Ausübung ber 
Sr ufm. (Bel. G. K. K. v. 12. 6. 1875, 3.8.8 6©. 424; R. G. v. 1. 10. 1880, 

. B. 13 ©. 145, DO. Verw. G. v. 25. 10. 1890, J. B. 23 ©. 89.) 

4 Ein Jäger ift zur Jagd ausgerüftet, wenn er ein zur Sjagdausübung geeignetes 
Werkzeug, insbeſondere ein Schleßgewehr, in einem ſolchen Zuſtande mit fi Abe, ba 
von deniſelben bei fich darbietender Gelegenheit fofort zum Zwecke der Ausübung Gebrauch 

emadjt werden kann; daß das Gewehr (Hinterlader) entladen und am Scylofje mit einem 
aſchentuch unıbunden ift, ändert daran nichts. (N. G. v. 7. 1. 1884, 5.3.16 ©. 116 
u. b. 4. 11. 1837, J. B. 20 ©. 147.) 

Derjenige, welcher fein Gewehr durch einen britten fo tragen läßt, daß er ſich desſelben 

jederzeit bemächtigen kann, felbft aber die Munition trägt, ift in Sinne des S 368,,, Str. 

. DB. zur Jagd ausgeruſtet. Denn er bat bie —— über das Bewehr 
Behalten und fih die Möglichkeit fofortiger Schußbereitfchaft gewahrt, auch dad Be 
wußtjein, ſich jederzeit fchußbereit machen zu Tünnen. (Bayr. Oberl.-Ger. 3. Münden 
v. 14. 3. 1899, Satırb. Bd. 33 ©. 210.) 

25 Derjenige Grunbbefiger oder Nukungsberetigte, der auf feinem Grund und 
Boden nidht augleid Jagdberechtigter Ift, hat das Recht, die darauf befindlichen 
ſchädlichen, durch das Vogelſchutzgeſetz (X H d. WW.) nicht geſchützten Bögel (Kräben, 
Sperlinge uſw.) auf jede erlaubte Urt zu fangen und zu töten. Bel Benußung des 
Schießgewehrs ift ex aber an ben 5 368 Nr. 10 gebunden, wonach er ſich ftrafbar macht, 
wenn er ohne Benchmigung des Sagbbereditigten oder ohne fonftige Befugnis auf 

remdem Jagdgebiete zur Jagd ausgerüftet betroffen wird. Unter „fonitige 
efugnis* if, abgeſehen von den Beitinmungen des 8 16 des Wildſchadengeſetzes 
147 8 66 der Sagdordn.), die Erlaubnis ber Polizeibehörde zum Abſchießen 
chädlicher Bögel zu bverftehen. Bun Erlafje einer derartigen polizeiliden Berfügung 
iſt die Polizeibehörde auf Grund U. 2. R. II 17 F 10 befugt. (M. 2. v. 10. 2. 1895.) 

16 Bol. Anm. 4 Ubf. 2 zu 8 292 Str. G. 2. 

17 Unbefugtes Betreten einer Forſt mit Neben und Frettchen zum gen von 
Kaninden verwirkt in Preußen nur eine Beſgafang nach $ 368 Nr. 10 und nicht nad 
& 292, es bildet alfo nur eine Übertretung und fein Bergeben. (Urt. Straflamnı. Land⸗ 
ger. II Berlin v. 9. 7. 1892, ©. % B. 25 ©. 60.) Über das Recht zun Fangen von 
Raninden ufm. vgl. 8 61 der Jagbordn, X C3 db. ©. 

Ebenſo kann derjenige aus 8 368,,, beſtraft werden, ber Schwarzwild mit Schieß⸗ 
a auf einem freniden Sagdrevier, un Wildfchaden zu berbüten, jagt. (Dalde, 
Strafr. S. 542.) 

38 Eine einiehung bes Gewehrs oder ber fonftigen Jagdgerätſchaften 
findet bei den Üdertretungen im Sinne bes 8 368 Nr. 10 nicht ftatt, wohl 
aber ift, wenn die gefetlichen Borausjetungen — Erlangung bon Beweismitteln und, 
wenn ber Täter unbelannt tit uſw, vgl. Str. Pr. O. 8 94 und die Anm. 3 dazu, XIB 
b. W., fowie unter „Seibjtverteidigung” 8 227 B. G. B., XIT Ad. W. — dorliegen, feitens 
der zu Hilfsbeaniten der Stantsanmwaltfchaft beftellten Forſtſchutzbeaniten eine Beſchlag⸗ 
nahnıe und feiteng der anderen FYorft- und Jagdſchutzbeamten und ber Sagbbereiitl ten 
eine Wegnahme des Gewehrs zuläffig (vgl. au R. ©. v. 31. 5. 1881 nebjt den Aus⸗ 
führungen dazu, D. J B. 13 ©. 3) 

Das Recht ber Wegnahnıe (früher Pfändung) feitens eines Jagdpolizeibeamten 
cd. i. eines auf das F. D. ©. beeidigten Benniten) ift auch wie folgt hergeleitet: Trifft 

ein Forſt⸗ und agdpolizeibeamter eine PBerfon zur Jagd ausgerültet bein Durchichreiten 
einer Forſt außerhalb eines Öffentlichen Weges, fei e8 mitten in Beftande oder auf einen: 
durch eine Warnungstafel „Verbotener Weg” uf. geſchloſſenen Geftellmege, fo ift der 
Beamte befugt, das Gewehr wegzunehmen, wenn er nur dadurch bie Tyortfegung ber 
fidertretung (8 10 II 17, W. 8. 9.) d. h. daß ber Betroffene mit den Gewehr, zur 


12 | 


A. Strafgeſetzbuch. Übertretungen. Betreten fremden Jagdgeb. 683 


Jagd — ich bie oo Jernerhin burchfchreitet, gu verhüten vermag. (R. G. v. 4. 11. 


1887, D 
9» Seitengzäben eines Öffentlichen Weges bilden Teinen Wegeteil, welcher int 
Sinne des $ 368 Nr. 10 zum gemeinen Gebrauch beftimmt if. Dieje Seitengräben 
bürfen daher auf zemdent Mn unbefugt in Ausruſtung zur Sagd nicht betreten 
werben. (Kohlt, Pr. Jagd 2.) 
0 Der Irrtum bes 2 le über die Öffentlichkeit des Weges ſchließt die Strafbarkeit 


aus. —8 Strafr. S 
Zu Ar. 11. 


21 In Detzelf DE der Singbvögel tft die Steaborjärit, aufgehoben, auf dieſe findet jetzt 
das Gele über den Schu von Vögeln dv. XH db. W. — Anwendung. 
22 Diefer Paragraph penbeit bon dem Hudnchmen (aus Neftern) der €ier und Zungen, 
das Fangen ingbbarer ögel ift jtrafbar nad) den 88 292 His 295. Siehe 8 42 der 
Jagdordn., X C 3 
8 370. 1. it Geldſtrafe bis zu einbundertfünfzsig Markt oder mit Haft 
wird beitraft: 

1. wer unbefugt ein fremdes Grundſtück, einen öffentlichen ober Brivatweg oder 
einen Grenzrain durch Ubgraben oder Ubpflügen verringert;! 

2. wer unbefugt von Dffentligen oder PBrivatwegen Erbe, Steine oder 
Rafen, oder ans Grundſtücken, welche einem anderen gehören, Erde, Lehm, 

and, Brand oder Mergel gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rafen, Steine, 

Mineralien, zu_beren Gewinnung ed einer Verleihung, Konzeſſion oder einer 

Erlaubnis der Behörde nicht bedarf, oder Ähnliche Gegenftände wegnimmt;?? 

3. wer von einem zum Dienftitande A nf Unteroffizier oder Gemeinen des 
Heered oder der Marine ohne chriftliche Erlaubnis des vorgefehten 

Kommandeurs Montierungds oder —— kauft oder zum Pfande nimmt; 
.wer unberechtigt ſiſcht oder Trebft;‘ 
. wer RNahrungs oder Genugmittel von unbebentendeım Werte oder in geringer 
Dienge zum alsbaldigen Verbrauche entwendet, 

Eine Entwendung, welche von Verwandten auffteigender Linie gegen 
Berwandte abfteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen den anderen 
begangen worden ift, bleibt ftraflog; 

6. wer Getreide oder andere zur Filtterung des Viehes beftimmte oder geeignete 
‚u fit. wider Willen des Eigentümers wegnimmt, um defjen Vieh damit 
zu füttern 

2. In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. 
Die Burüdnahme des Antrages ift zuläffig. 


Zu Nr. 1. 

a Siehe 8 274 Nr. 2. — Im Falle des 8370 Nr. 1 wird über bie Grenzen hinaus⸗ 
gegangen, ohne Berrüdung eines Grenzzeichens; die für bie Grenzen wejentlichen Beweis» 
mitiel bleiben alfo unberührt, während ini 8 274 Nr. 2 denn Nachbar ber urkundliche 
Beweis für die Geltendmachung feines Belikftandes entzogen wird. (Dlshaufen ©. 90.) 


Zu Ar. 2. 
> Die Entwendung um eltochenen FJetfes fallt hierunter; die Entwendung geſtochenen 
Torfes fällt unter $ 242. (n.® N. 6. 1890, 3.3. 23 ©. 78.) &benjo würde bie 
Beftafen fen. geworbener, ⸗ ————— — — Steine als Diebſtahl aus 8 242 zu 
eitrafen fein 
ish 8 Wegnahme bon Eis aus Privatgewäſſern wird auch hierher gehören (nach 
aufen 
Zu Rr. 4. 


beſ 4 Siebe aud) 5 296, wonach das unberechtigte Fiſchen unter erſchwerenden Unftänden 
eftraft wir 
Ar das Recht zum Fiſchen fiehe X I d. W. 


Or 
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B. Strafprozeßorönung. 
Dom 1. 2. 1877, R. ©. BL S. 258. 


Gerichtsſtand. 
87. Der Gerichtsſtand iſt bei demjenigen Gerichte begründet, in deſſen 
> Her Berichtöfland IR and) bei demjenigen Gerichte Begräubet, in Def 
. Der and i enigen in eu 
Bit der Angeſchuldigte zur Zeit der Erhebung ber Slage feinen Wohnfitz hat 


Zeugen. 
8 51. Bur Berweigerung des Beugnifies find berechtigt: 

1. der Berlobte des en 

2. der Ehegatte Des uldigten, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 

3. diejenigen, welde mit dem Beiduldigten is gerader Linie verwandt, ver- 
fhwägert oder durch Wdoption verbunden oder in der Geitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verfhwägert find, and 
wenn die Ehe, durch welche die Schwägerfchaft begründet ift, nicht mehr befteht. 

8 53. 1. Öffentlide Beamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienſte find, 
Dürfen über Umftände, auf welche fih ihre Pfliht zur Amtsverſchwiegenheit 
bezieht, al3 Zeugen nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde 
oder der ihnen zuletzt vorgeſetzt geweſenen tenfibehörde bernonmen werden. 

2. Die Genehmigung darf nur verfagt werden, wenn die Wblegung des 
geugriſſʒ dem Wohle des Reiches oder eines Bundesſtaates Nachteil bereiten würde. 
854. Jeder Beuge kann die Auskunft auf folche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihm felbit oder einem der im $ 51 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Angehörigen die Gefahr firafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. 

70. Jeder von dem Richter oder der Staatdanwaltichaft geladene Zeuge 
hat ua Maßgabe der Gebührenordnung Unfpruc auf Entjhädigung aus der 
Staatskaſſe für Zeitverfäumnis und, wenn fein Erjcheinen eine Reife erforderlid 
madht, auf Erftattung der Koften, welche durch die Reife und den Aufenthalt am 
Drte der Vernehmung verurfacht werden. 


Sadverfländige. 
72. Auf Sachverftändige finden die Vorſchriften des fechiten Abſchnittes 
über Zeugen entfprechende Anwendung, infoweit nicht in den nachfolgenden Baragrapben 
abweichende Beitimmungen getroffen find. 

8 76, 1. Diefelben Gründe, weldhe einen Bengen berechtigen, das Zeugnis 
u verweigern, berechtigen einen Sachverſtändigen zur Verweigerung bed Gutachtens. 

uch aus anderen Gründen Tann ein Sacwverftändiger von der Verpflichtung zur 
Erftattung des Gutachtens entbunden werden. 

2. Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten als Sachverſtändiger findet nicht 
ftatt, wenn die vorgefehte Behörde des Beamten erklärt, daß die Vernehmung 
den bienftlichen Intereſſen Nachteil bereiten würde. 

84. Der Sadıverftändige hat nach Maßgabe der Gebührenordnung Anſpruch 
auf Entfehädigung für Zeitverfäumnis, auf Erftattung der ihm verurfachten Koften 
und außerdem auf angemeifene Vergütung für feine Mühewaltung. 


Beſchlagnahme und Durchſuchung.) 
Beſchlagnahme. 
8 94. 1. Gegenſtände, welche als Beweiſmittel für die Unterſuchung von 
Bedeutung fein können oder der einziehung unterliegen, find in Verwahrung zu 
nehmen oder in anderer Weile ficherzuftellen. 


*, Beihlagnahme und Durdfuhung find auch im BDisziplinarverfahren gegen Beamte zuläfiig. 
(R. G. u 18. 6. —* Dalde, Strafr. ©. 4 
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2. Befinden fich ®egenftände in dem Gewahrfam einer Perſon, und werden 
diefelben nicht freiwillig herausgegeben, fo bedarf es der Beichlagnahme. 

8 95. 1. Wer einen Gegenitand der vorbezeichneten Urt in Gewahrſam Hat, 
ift verpflichtet, denfelben auf Erfordern vorzulegen und auszuliefern. 

2. Er Tann im Falle der Weigerung durch die im 8 69 bejtimmten Zwangs⸗ 
mittel hierzu angehalten werden.t Gegen Berfonen, welche zur Vertveigerung des 
Zeugniſſes berechtigt find (88 51 bis 54), finden diefe Zwangsmittel Feine Unwendung. 
Bur Unwendung diefer Zwangsmittel ift nur der Nichter befugt. 

2 Nach 8 69 kann das Amtsgericht den Betreffenden in bie durch die Weigerung 
verurſachten Koften ſowie zu Gelditrafen bis zu dreihundert Mark bzw. Haft bis zu 
ſechs Wochen verurteilen. 

98. 1. Die Anordnung von Beſchlagnahmen fleht dem Richter, bei Gefahr 
im Berzug auch der Staatdanwaltichaft und denjenigen. Polizei- und Sicherheits. 
beamten zu, welche als Hilfsbeamte der Staatsanwaltichaft den Anordnungen derjelben 
Folge zu leiften haben. 

2. zit die Beichlagnahme ohne richterliche Anordnung erfolgt, fo ſoll der Beamte, 
welcher die Beichlagnahme angeordnet Hat, binnen drei Tagen Die richterliche Bes 
ftätigung nachſuchen, wenn bei der Beichlagnahme weder der davon Betroffene noch ein 


„errvachfener Angehöriger anwefend war, oder wenn der Betroffene und im Falle feiner 


Abweſenheit ein erwachſener Angehöriger desſelben gegen bie Beichlagnahme ausprüdlichen 
Widerſpruch erhoben hat. Der Betroffene kann jederzeit bie richterliche Entſcheidung 
nachfuchen. Solange die Öffentliche Klage noch nicht erhoben ift, erfolgt die Entſcheidung 
durch den Amtsrichter, in deſſen Bezirk die Beichlagnahme ftattgefunden hat. 

3. Iſt nach erhobener öffentlicher Klage die Beſchlagnahme durch die Staats- 
anwaltſchaft oder einen Polizei» oder Sicherheitäbeamten erfolgt, fo ift binnen brei 
Tagen dem Richter von der Beſchlagnahme Unzeige zu machen, und find demfelben 
die in Beichlag genommenen Gegenftände zur Verfügung zu ftellen. 

4. Beichlagnahmen in militärifchen Dienftgebäuden erfolgen durch Erfuchen der 
Milttärbehörde und auf Verlangen der Livilbehörde (Richter, Staatsanwaltſchaft) 
unter deren Mitwirtung. Des Erfuchens der Militärbehörde bedarf es jedoch nicht, 
wenn die Befchlagnahme in Räumen vorzunehmen ift, welche in militärifchen Dienſt⸗ 
gebäuden ausſchließlich von Zivilperfonen bewohnt werden. 


2 Unter Beſchlagnahme ift die ausdrüdliche, in ber Negel nur dem Richter zuftehende 
Anordnung, daß ein Gegenitand, welcher freimillig nicht berausgegeben wird, In 
amtliche Berwahrung zu nehmen tft oder fonft ficherzuftellen fet, zu verſtehen. Die Beichlag- 
nahme iſt auch in der Urt ftatthaft und rechtlich wirffam, daß der betreffende Gegenitand 
in ben Gewahrfam des Inhabers belafien, dent lettteren jeboch jede Verfügung (Vers 
äußerung, Berftörung) über ihn unterfagt wird. (Löwe, Konıntent. 3. Str. P. DO.) 

Nur bei Gefahr im Berzuge (S 98) ſteht die Anordnung ber Beliplagnaßme au der 
Staatsanwaltichaft und ben Hilfäbenmten ber Staatsanwaltſchaft zu. (Vgl. „Beitellg. der 
Forſtſchutzb. 3. Hilfsbeamten d. Staatsanw.“, XI D d. W.) 

Eine „Befahrinı Beräu ge“ waltet od, wenn zu beforgen tft, daß der durch die Ungehun 
bes Richters bedingte Beitverluft die Ausführung der Maßregel vereiteln könnte. (Nach Löwe. 

2 63 Tiegt eine Beihlagnahme im Sinne des S 94 nicht vor, und es bedarf einer 
richterlihen Unordnung bzw. VBeftätigung nach $ 98 nicht: wenn am Orte ber Tat zu 
deren Berübung gebrauchte Werkzeuge oder fonft zurüdgelaflene Begenftände (Transport⸗ 
mittel) gefunden werden, deren Eigentümer unbekannt, und deren Hersausgabe niemand 
beanſprucht — dieſe Segenftände kann auch ein Beantter, der nicht Hillsbeamter der 
Staatsanwaltichaft tt, in Verwahrung nehmen —; ober wenn ber Inhaber bes Gegen- 
ſtandes benfelben freiwillig herausgibt. 

Der im 8 98 Abſ. 2 vorgefchriebenen Verpflichtung zur derbeiführung der richters 
lien Beftätigung ift aud dann genügt, wenn die Unzeige über die erfolgte Beichlag- 
nahme direkt oder durch Bermittelung bes Dienftvorgefeßten (3. B. des Föniglichen 
Iberfdriterd) der Staatsanwaltichaft gemadt wird. (DO. 3. &. dv. 29. 5. 1903, D. F. 8. 
1904 ©. 1046.) Bei Derehmung der breitägigen Friſt wirb der Tag nicht nıitnerechnet, 
auf welden ber Zeitpunkt oder das Ereignis fällt, nach welchen der Anfang der Friſt 
ſich richten foll ($ 42). Erfolgte 3. B. die Beichlagnahme am 8. November, fo enbigt bie 
dreitägige Friſt mit Ablauf des 11. November. 
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3 Die Beihlagnahme Tann erfolgen auf: 

Gegenſtände, welche als Beweismittel zur Feititellung des Zaideftanded bzw. zur 
Überführung des Täters In A und 
Begenitände, welche der Einziehung unterliegen (5 94). 

Mit Bezug auf die Beweismittel würde es demnach unter befonderen Um- 
ftänden auch jtatthaft fein. die bei einem Forſftdiebſtahl verwendeten Transportmittel, 
entgegen bem 8 15 F. D. G. in Beſchlag zu nehmen. 

Der Einziehung unterliegen nad) den Str. &. B.: 8 40, die bei Begehung eines 
Verbrechens oder Vergehens gebrauchten Gegenftände; 8 205, die Jagdgeräte ufw. bei 
unbefugter Zagdausübung; 8 367, bie unbefugt gelegten Selbſtgeſchoſſe, Schlageiſen uſw 

Die Einziehung kann aber aud), wie dies im 8 5 des Einführ.-Bef. zum Str. &. 2. 
vorgeſehen iſt, durd) die Landesgeſetze angeordnet werden. yn Breußen ift von Dieter 
Befugnis im Intereſſe des Farſt⸗, Feld⸗ Fiſcherei- und Jagdſchutzes Gebrauch gemacht. 
Bgl. Forſtd.G. 88 15 Bis 17; Feld⸗ und orftpolizeis&ef. 88 18 bis 21, 23, 33, 36, 40 
Fr 33; ZiſcherebGeſ. 8 48; Geſ. betr. den Schutz von Vögeln 8 7 und Jagdordnung 

73, u. 78. 

4 GShbenfo ift bezüglich der zur Beſchlagnahme befugten Perſonen im preußiſchen Seork- 
biebflablsgeleg eine Ausnahme ſtatuiert. Während nad 8 98 ber Str. P. D. die 
Anordnung der Beſchlagnahme grundfäglicdh dem Richter und nur bei Gefahr im Berzuge 
daneben der Staatsanwaltſchaft und den Hilfsbeaniten berfelben zugewieſen ift, tft nad 
S 16 bes Forſtdiebſt⸗Geſ. jede zum Forſtſchutz berechtigte Perfon (allo auch Wald- 
eigentimer und Privatforjtbeamte) vberpflichtet und denigemäß auch bereditigt, die zur 
Begehung des a ee geeigneten Werkzeuge, welche der bei Ausübung des Dieb- 
ftahl8 oder glei) nad) derfelben betroffene oder verfolgte Täter bei fi führt, in Beſchlag 
zu nehmen. Dies fchließt jedod) nicht die Befugnis in fi, nad biefen Werkzeugen eine 
Hausfuhung zu halten. (MR. ©. v. 29. 1. 1886, D. X. B. 18 ©. 245. 

Die Üderzeugung des Forſtbeamten, daß eine mit Holz außerhalb feines Schußbegirles 
betroffene Perſon dasſelbe in demfelben entwendet habe, bewahrt feinem Einfcreiten den 
Charakter der redhtmägigen Ausübung des Amtes. Der PBrivatforfitauffeher tamı in 
Preußen außerhalb feines Schutbezirtes die zur Begehung des Foritdiebftahls geeigneten 
Werkzeuge nur dann in Beſchlag nehmen, wenn er unter ftaatlicher Autorität zur 
Yusübung forſtpolizeilicher Zunktionen beitellt, d. h. auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz 
beeidigt if. (MR. ©. v. 13. 10. 1881, D. J. B. 14 ©. 53.) 

5 Das Feld» und Forſtpolizeigeſeg räun ein befonderes Necht zur Beichlagnahme 
den zum Feld⸗ und Foiſtſchutz beftellten Perfonen nicht ein. Bei Eutwiderhanshunnen 
gegen basfelbe kommen die Beitimmungen der Str. P. O. zur Anwendung; Beidlag- 
nahmen dürfen nur die zu HilfSbeaniten der Staatsanwaltſchaft beitellten Forſtſchutzbeaniten 
bornebmen. Undere Beaniten müffen der Einziehung unterliegende Sachen, wenn jie nicht 
berieigert werben, in Verwahrung nehnıen. 

6 Das Recht, eine Selm vorläufig feitzunehmen, fchließt das Recht in ſich, aud 
die Sachen, welche der Feſtzunehmende bei fih führt, mit der Perſon oder, wenn ſich 
diefelbe der Feſtnahme entzieht, auch allein in Verwahrung zu nehmen Der bicrbei 
einem Oberförlter geleijtete gewalıfame Widerjtand ift ftrafbar aus $ 117 Str. G. 8. 
(R. &. v. 20. 3. 1883, D. 5%. 3. 15 ©. 324.) 


Durchſuchnng. 

8 102. Bei demjenigen, welcher als Täter oder Teilnehmer einer ſtrafbaren 
Handlung oder als Begänftiger oder Hehler verdächtig ift, kann eine Durchfuchung 
der Wohnung und anderer Räume, fowie feiner Perſon und der ihm gehörigen 
Sachen ſowohl zum Bwede feiner Ergreifung, als aud) dann vorgenonmen werden, 
PA zu bermuten ift, daß die Durchſuchung zur Anffindung von Beweismitteln 
ühren werde. 

103. 1. Bei anderen Berfonen find Durchfuchungen nur behuf3 der Er: 
greifung des Beichuldigter oder behufs der Verfolgung von Spuren einer ftrafbareı 
Handlung oder behufs der Beſchlagnahme beftimmter Gegenftände und nur dann 
zuläffig, wenn Tatfachen vorliegen, aus denen zu fchließen ift, daß Die gejuchte Perſon, 
Spur oder Sache ſich in den zu durchfuchenden Räumen befinde. 

2. Diefe Beichränfung findel Feine Unwendung auf Die Räume, in welchen ber 
Beichuldigte ergriffen worden ift, oder welche er während der Berfolgung betreten 
hat, oder in welchen eine unter Bolizeiaufficht ftehende Berfon wohnt oder ſich aufhält. 
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104. 1. Bur Nachtzeit dürfen die Wohnung, die Gefchäftsräume und das 
befriedete Befibtum nur bei Verfolgung auf frifcher Tat oder bei Gefahr im Verzug 
oder dann durchſucht werden, wenn es fich um die Wiederergreifung eines entwichernen 
Öefangenen handelt. 

2. Diele Beſchränkung findet Feine Anwendung auf Wohnungen von Perſonen, 
welche unter Polizeiaufficht ftehen, fowie auf Räume, welche zur Kachtzeit jedermann 
zugänglich, oder welche der Polizei ald Herbergen oder Verſammlungsorte beftrafter 
Berfonen, als Niederlagen von Sachen, welche mittels ftrafbarer Handlungen erlangt 
find, oder als Schlupfwinfel des Gtüdsfpield oder gewerbömäßiger Unzucht bekannt find. 
B. Die Nachtzeit umfaßt in dem Beitraume vom 1. April bis 30. September Die 
Stunden von 9 Uhr abends bis A Uhr morgend und in den Beitraume vom 
1. DOltober bi8 31. März die Stunden von 9 Uhr abends bis 6 Uhr morgen?. 

05. 1. Die Anordnung von Durchſuchungen ſteht dem Richter, bei Gefahr 
im Berzug auch der Staatßanwaltſchaft und denjenigen Polizei- und Sicherheit?- 
beamten zu, welche als Hilfäbeamte ber Stantsanwaltichaft den Anordnungen derſelben 
Folge zu leiften haben. 

2. Wenn eine Durqhſuchung der Wohnung, der Jeſchaftoruum⸗ oder des befriedeten 
Beſitztums ohne Beiſein des Richters oder des Staatsanwalts ſtattfindet, ſo 
find, wenn dies möglich, ein Gemeindebeamter oder zwei Mitglieder der 
Bemeinde, in deren Bezirk Die Durchfuchung erfolgt, zuguziehen. Die ald Gemeinde: 
Beate rei zugezogenen PBerjonen dürfen nicht Polizei: oder Sicherheits— 

'eamte fein. 

3. Die in den vorfjtehenden Abſätzen angeordneten Beichränkungen finden feine 
Unmwendung auf die im 8 104 Abſ. 2 bezeichneten Wohnungen und Räume. 

4. Durchſuchungen in militäriihen Dienftgebäuden erfolgen durch Erſuchen der 
Militärbehörde und auf Verlangen der Hivilbehörde (Richter, Staatdanwaltichaft) 
unter deren Mitwirkung. Des Erſuchens der Militärbehörde bedarf es jedoch nicht, 
wenn die Durchfuhung von Räumen vorzunehmen ift, welche in militärifchen Dienft- 
gebäuden ausſchließlich von Hivilperfonen bewohnt werden. 

106, 1. Der Inhaber der zu Durchfuchenden Räume oder Gegenftände darf 
der Durchſuchung beimohnen. Iſt er abweſend, fo ift, wenn died möglich, jein 
Vertreter oder ein erwachjener Ungehöriger, Hausgenofie oder Nachbar zuguziehen. 

2. Dem Inhaber oder der in deiien u lenhei zugezogenen Perſon iſt in den 
Fällen des 8 103 Ubf. 1 der Zweck der Durchtuchung vor deren Beginn befannt zu 
machen. Dieſe Vorfchrift findet Teine Unwendung auf die Inhaber der in 8 104 
Ubf. 2 bezeichneten Räume. | 

107. Dem von der Durchſuchung Betroffenen ift nach deren Beendigung 
auf erlangen: eine fchriftliche Mitteilung zu machen, welche den Grund der Durch) 
ſuchung (88 102, 103), fowie im alle des $ 102 die ftrafbare Handlung bezeichnen 
muß. Auch ift demfelben auf Verlangen ein Verzeichnis der in Verwahrung oder 
in Beichlag genommenen &egenftände, falls aber nichts Werdächtiges gefunden wird, 
eine Befcheinigung hierüber zu geben. 

108. Werden bei Gelegenheit einer Durchfuchung Gegenftände gefunden, 
welche zwar in feiner Beziehung zu der Unterfuchung ftehen, aber auf die erfolgte 
Verübung einer anderen —— Handlung hindeuten, ſo ſind dieſelben einſtweilen 
in Beſchlag zu nehmen. Der Staatsanwaltſchaft iſt hiervon Kenntnis zu geben. 

8 109. Die in Verwahrung oder in Befchlag genommenen Gegenftände find 
genau zu verzeichnen und zur Verhütung von Verwechjelungen durch amtliche Siegel 
oder in fonft geeigneter Weife Tenntlich zu machen. 

.8 110. Eine Durchſicht der Bapiere des von der Durchſuchung Betroffenen 
ſteht nur dem Richter zn. 


2 Die 88 102 bis 110 handeln von der Durdhf uhung. Ger enſtand einer foldden 
önnen Räume, Soden und Berfonen, wer derfelben Tann die Auffindung von Beweis: 
Rüden oder Gingiehungsftäden (8 94), bei einer Durchfuchung von Räumen oder Sachen 
aud) die Ergreifung einer Perſon fein. Die wichtigite und am bäufigften vorkonimende 
Urt der Durchſuchung iſt die Haubſuchung. 
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2 Eine Beftagung ber von ber Durchſuchung beireffenen Perſon, ob fie ben gefuchten 
Gegenftand ujw. in ihrem Gewahrfam habe, und eine Aufforderung zur Herausgabe iii 
r gefetlid) nicht vorgeſchrieben, gleihwohl gehört eine folhe Befragung und Mur» 
deren ‚ fall8 die gedachte Perfon oder ein Stellvertreter berfelben angıtroffen wird, 
den Obltegenbeiten des die Durchſuchung ausführenden Beamten, ba dem bon diefer 
Mafregei Betroffenen Gelegenheit gegeben werden muß, durch freiwillige Herausgabe des 
eſuchten Gegenſtandes oder durch Widerlegung der die Durchſuchung veranlaflenden 
Annahme die Bollziehung biefer Mapregel abzuwenden. (Löwe, Komment. 3. Str. P. O) 
3 Die Befugnis zur Unsrbuung einer Durchſuchung ift bier im wefentlichen in 
berfelben Weife geregelt wie in 8 98 Abf. 1 die Befugnis zur Anordnung einer Befchlag- 
nahme: fie ift grundfäglich Dem Richter vorbehalten und fteht nur bei Gefehr im Berms 
auch der Gtaatdauwaltihait und beren Hilfsbeamten zu. (Bgl. bie nachfolgenden Be» 
jtimmungen über Bejtellg. der Forſtſchutzb. z. Hilf&dramten db. Staatsanw.) Lande 
eſetzliche Sonderbeitimmungen beftehen bei Durchſuchungen, wie bei Beſchlagnahmen 
Bezüglich der Werkzeuge nad 8 16 F. D. &., nicht. 

Ein beeidigter Privatforftauffeher befindet fih nicht in der rechtmäßigen Ausubung 
feine® Aintes ober editeb, Dann 3 eine —— der —— des Forſtdiebes 
vorninimt, um die zur Begehung orſtdiebſta geei euge in Beſchlag 
zu nehmen. (R. G. v. 29. 1. 1886, 2.8 2.18 ©. — 

4 Bon der Unordnung der Beſchlagnahnme und Durchſuchung iſt die Vornahme der 
Beſchlagnahme und Durchſuchung zu untericheiben. 

Wer zur Anordnung von Be Ölagnabmen und Duräfuäungen bereditigt 
it, kann die Bornahme derſelben auch anderen Polizeis unb Sicherheits» 
beamten als den zu Hilf8beamten der Staatsanwaltſchaft beftellten auf 
tragen. (Geſchäftsanw. f. Amtsanwälte v. 28. 8. 1879 Urt. 26.) 

Auch die nicht zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltfchaft beitellten Forſtſchutzbeamten 
tönnen Durchſuchungen und Beihlagnahmen, deren Gegenftand fi) nicht auf die zur 
Begehung des Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge beichräntt, vornehmen, fie find jedoch 
dazu nur beredtigt, wenn ber auftänbige Beamte fie damit beſonders beauftragt bat. 
(M. 2. v. 19. 5. 1880, D. J. B. 12 ©. 289.) 

Ein Anitsdiener, welcher im Wuftrage des Amtsvorſtehers eine Haus ſuchung vor 
nimnıt, ohne daß ein Richter, ein Beamter der gerichtlichen Polizei ober ber Amts» bzo. 
Gemeindevorſteher mitwirkt, befindet fi nicht in vehtmäßiger Ausübung feines WUnıtes 
(R. &. v. 5. 12. 1879; Müde, „Der preuß. Forſt⸗ u. Sagdichugbeamte”, ©. 22.) 

Wollen aljo bie nicht zu Hilfbeamten der Staatsanwaltſchaft beſtellten Forſtſchutz⸗ 
beamten und bie KHorfthüter eine Beihlagnahme oder Durchſuchung vornehmen, jo müſen 
fie fih an ben nädjiten Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft wenden; das wird in der 
Regel der Anitsvorſteher, Gemeinde⸗ oder Gutsporfieher fein. Nur unter Mitwirkung 
und nah Anorbnung besjelben find diefe Beanıten zur Bornahnıe der Durchfuchung 
baw. „elhlagnahme befugt. Gendarme find nicht Hilfsbeante der Staatdanwaltidyaft. 

5 Das Recht der Dürchſuchung fteht den Forſtbeamten nur zu, wenn fie gualeid 
Hilfsbeamte der Staatdaniwaltichaft find, und and bann nur, wenn es fih un Geſetz⸗ 
wibrigfeiten Handelt, welcde in den ihnen im Hauptamte zugewieſenen Schugbegirfe 

egangen werden. 

8 Ein als Hilfsbeamter der Staatsanmwaltichaft beitellter Forſtbeamter, welcher lediglich 
im Privetauftrage ohne Genchmigung ber zuflänbigen Bebhörbe einen Koritihug für 
einen dritten ausübt, befindet fih nicht in rechtmäßiger Ausübung feines Anıtes, und 
ein ihm entgegengeiester Iderftand genießt deshalb auch nicht den Schu bes & 117 
Str. 8. B. (R. ©. v. 16. 9. 1895, Selbitverw. 1896 S. 442.) 

Eine Durchſuchung der außerhalb der Wege angetroffenen Perſenen nad bel 

ch führenden Werkzeugen, verftedten Gewehren — YZumwiberhandlungen genen das 

[d» und Forſtpolizei⸗Geſetz und 8 368,,, Str. &. B. — ſteht nur ben zu $i fsbeamten 
er Staatsanwaltſchaft beſtellien Forſtſchützbeamten zu. Die hierzu nicht beitellten Forſi⸗ 
ſchutzbeamten und die Forſthüter (5 62 %. u. F. y G.) muſſen ſich in ſolchen —* 
nur auf das Recht der vorläufigen Feſinahme (58 127, 128 Str. P. O) und Vorfuhrung 
bei der maligeioehörbe befchränten. (Verh. über da8 %. u. % P. ©. 

ALS Befangener ($ 104) ift au) ein vorläufig Feſtgenommener ($8$ 127, 128 
angufehen. Der bon einer Privatperſon Zeitgenommene erlangt die Eigenjchaft eines 
Gedangenen aber erft dann, wenn er dem Beamten abgeliefert ift. (R. ©. v. 1. 5. 1885 
u. 10. 1. 1886, Dalde, Streafr. ©. 97.) 

7 Nach 8 105 Abi. 2 müſſen auch die zu Hilfsbeanten der Staatsanwaltſchaſt 
beftellten Forſtſchutzbeaniten zu einer Hausſuchung, wenn bie mögli, einen Gemeinde 
beamten oder zwei Mitglieder der Gemeinde, in deren Bezirk die Hausfuchung erfolgt, zugichen. 
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Ein Hilfsbeaniter der Staatsanwaltichaft, der bei pflihtmäßiger Erwägung ber 
Umftände irrtünlich die Zuziehung eines Gemeindebeamten oder zweier Gemeindemitglieder 
für nicht ausführbar hält und deshalb von der Buziehung Abitand nimmt, befindet fih 
nit in unrehtmäßiger Ausübung feines Amtes. (MR. ©. dv. 24. 5. 1884, Fridolin, 

. D. G. ©. 71, und dv. 29. 9. 1885, D. J. B. 18 ©. 140.) 

Eine unreihtmäßige Amtsausübung liegt aber vor, und der etwa gegen den 
Beaniten erfolgte Widerftand ift nicht ftrafbar nah 8 113 Str. G. B., wenn für die 
gebadhte Zuziehung Gelegenheit und 5 genügend gegeben war, und der Beamte dieſe 

orfchrift nur aus Unkenntnis unbefolgt helafen oder ji) willfürlich darüber hinweg⸗ 
gefeßt hat. R. &. vd. 5. 1. 1894, D. Reichs⸗ u. Staatdanz. Nr. 77.) 

Sit eine Hausfuchung felbftändig, ohne Buziehung von Gemeindebeamten ufw. vor⸗ 
enonmen, fo bat der Forſtſchutzbeamte balbmöglicit der Ortspolizeibehörde ee 
Inzeige zu miadhen. (DBgl. Nr. 2 d. Verf. v. 23. 7. 1883 unter „Beitellung d. Forſtſchutz⸗ 
beantten 3. Hilfsbeamten d. Staatsanwaliſchaft“, XI D db. W.) 


Verhaftung und vorläufige Feſtnahme. 
Berhaftung. | 
& 112, 1. Der Ungefchuldigte darf nur dann in Unterfuchungshaft genommen 
werden, wenn dringende — — — gegen ihn vorhanden find, a neben 
er der Flucht verdächtig ift, oder Tatſahen vorliegen, aus denen zu ſchließen iſt, daß 
er Spuren der Tat vernichten, oder daß er Zeugen oder Mitſchuldige zu einer falſchen 
Ausſage oder Zeugen dazu verleiten werde, ſich der Zeugnispflicht zu entziehen. 
Diefe Tatfachen find aktenkundig zu machen. 
2. Der Verdacht der Flucht bedarf keiner weiteren Begründung: 
1. wenn ein Berbredden den Gegenftand der Unterjuchung bildet, 
2. wenn der Angeſchuldigte ein Heimatlofer oder Bandftreiiger oder nicht imftande 
ift, fich über —* Perſon een, 
3. wenn der Ungejchuldigte ein Ausländer ift und begrünbeier Zweifel beiteht, 
daß er fi auf Ladung vor Gericht ftellen und dem Urteile Folge leiften werde. 
8 113. Sit die Tat nur mit Haft oder mit Geldftrafe bedroht, fo darf die 
Unterfuhungshaft nur wegen Verdachts der Flucht und nur dann verhängt werden, 
wenn der Ungefchuldigte zu den im 8 112 Nr. 2 oder 3 bezeichneten Perfonen 
gehört, oder wenn derfelbe unter Polizeiaufficht fteht, oder wenn es fich um eine Über- 
Irebung Handelt, wegen deren die Überweifung an die Landespolizeibehörde erkannt 
werden Tann. 
114. Die Berhbaftung erfolgt auf Grund eines fchriftlichen Haftbefehls 


bed Richters. 
Borläufige Feſtnahme. 


8 127, 1. Wird jemand auf friiher Tat betroffen oder verfolgt, fo ift, wenn 
er der Flucht verdächtig fit, oder feine Berfönlichleit nicht fofort feitgeitellt werben 
fann, jedermann befugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl vorläufig feitzunehmen. 

2. Die Staatsanwaltſchaft und die Polizei- und Sicherheitsbenmien find auch 
dann zur vorläufigen Feſtnahme befugt, wenn die Vorausſetzungen eines Haft» 
befehls (88 112, 113) vorliegen, und Gefahr im Verzug obwaltet. 

3. Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, ift 
die vorläufige Feſtnahme von der Stellung eines jolchen Antrages nicht abhängig. 

128, Der Feltgenommene ift unverzüglich, fofern er nicht wieder in Freiheit 
gejeht wird, dem Amisrichter des Bezirkes, in welchem die Feitnahme erfolgt ift, 
vorzuführen. 

1 Darin, bag ein Beamter den völlig unbeicheinigten Ungaben eines Syeitgenommenen 
bezüglich feiner Perjönlichkeit nicht Glauben fchenkt und zur Haft bringt, liegt Teine Pflicht- 
verlegung. (M. ©. vd. 2. 5. 1895, Entſch. in Straff. B. 27 ©. 198.) Anders, wenn der 
Feſtgenommene ſich zu legitiimieren bereit ift, ber Beamte aber die Prüfung der Legitimation 
ablehnt. (R. ©. v. 5. 4. 1895, a. a. O. ©. 153.) . 

In ber Befugnis zur Feſtnahme einer auf friiher Tat betroffenen Perſon (8 127, 
Abſ. 1) Iiegt auch die Berechtigung, ftatt der ER behufs Feſtſtellung der Berfönlichkeit 
ihr einen Gegenftand, ben fie bei ſich führt, wegzunehmen. (MR. G. v. 29. 5. 

D. F. 8. 1904 ©. 1075.) 
Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 44 
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3 Ein zum Jagdſchutz beftellter Privatauffeher befindet ſich in ber reditmäßigen Mus- 
üdung feines Rechtes, wenn er den in feinem Schugbegirte betroffenen, perſonlich 
nit belannten Jagdfrevler vorläufig eſtnimmt und ber Behörde vorführt. Auch ber 
außerhalb des Schutzbezirkes währen des Transportes gelelitete gewattianne Widerftand 
ift ſtrafbar na $ 117 Str. G. B. (fr, G. v. 29. 1. 1886, D. 5%. 8. 18 ©. 244.) 

Bol. au Nr. 4 Abſ. 3 3.5 117 Str. G. 2. 

3 Der Begriff der „Berfelgung“ (8 127 Abſ. I) iſt nicht auf ein unmittelbares 
Folgen befchräntt, er unfaßt vielmehr alle bilejenigen Maßnahmen, welde auf bie Er- 

eifung ber als Täter ins Auge enien — abzielen und ihrer Natur nach geeignet 
ind, dieſe zu erniöglichen, zu erleichtern, zu ſichern. biefem Sinne Tünnen beifpield- 
weiſe das Beſetzen der Wege (auch außerhalb der Korit), deren Paſſieren ſeitens des zu 
Ergreifenden als möglich vorausgeſetzt wird, ſowie Borauseilen an einen h dei der 
für die Ergreifung bejonders günf Fb für ein Entweichen befonder8 ungün ge Bor 
bebingungen bietet, unbedenklich als erfoigungShandlungen angefehen werden. (RR. G. v. 
13. 12. 1897, Entſch. in Straff. B. 30 ©. 386.) 
4 Ein preußiſcher Forſtſchutzbeamter ift nach 8 168 des beutichen @eritsperfaffungs- 
peiebes befugt, die wegen Verubung eines Jagd⸗ oder Forſtfrevels auf friiher Tat ver⸗ 
ächtigen Perſonen über bie Grenze in das fremde Bundesgebiet (Gebiet eines anderen 
deutſchen Staates) zu berfolgen und daſeibſi behufs Feſtſtellung ihrer Perſoönlichkeit zu 
ergreifen. (K. G. v. 9. 12. 1886, D. J. B. 19 ©. 101. 

te find aber nicht befugt, dafelbit Beihlagnahnten, 3. B. der bei einem Die l 

henutzten Werkzeuge, vorzunehmen. Ein bierbei geleiſteter Widerſtand bleibt ſtraffrei. w 
der Beamte ſich nicht in Der rechtmäßigen AusAbung feines Amtes befindet. (R. G. 
v. 19. 11. 1894, D. J. B. 27 ©. 89.) 

Der borerwähnte $ 168 lautet: 

„Die Sicherheitsbeantten eines Bundesftaates find ermächtigt, die Verfolgung 
‚eines Ylüchtigen auf das Gebiet eines anderen Bundesstaates fortzufegen und den 
Ylüchtigen daſelbſt zu ergreifen. 

er Ergriffene ift unverzüglich an das nächſte Bericht ober die nächfte Polizei⸗ 
bebörbe bes Bunbegftaates, in welchen er ergriffen wurde, abauführen.” 

5 Bu ben Polizei» und Sicherheitsbeantten (8 127 Abſ. 2) ge dren auch die bereibeten 
Privatforftbeantten. (Mt. ©. v. 24. 6. 1887, D. 53. 3. 20 ©. 64. 

* Die Vorführun G 128) bat nicht unmittelbar vor ben Amtsrichter zu erfolgen. 
Die feitgenommnienen 8 onen ſind bielmept in der Regel zunädft vor die Bolizei- 
behörde des ao meorte8 zu führen, Diefe bat alsdann das weiter Grforberliche zu 
veranlafien. (Verf. M. J. v. 11. 7. 1881, J. M. Bl. ©. 245.) 


« 


Hffentliche Mage. 

8 151 Die Eröffnung einer gerichtlichen Unterfuchung tft durch die Erhebung 
einer Klage bedingt. 

b *— 152. Zur Erhebung der öffentlichen Klage iſt die Staatsanwaltſchaft 
erufen. 

Dieſelbe iſt, ſoweit nicht geſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, verpflichtet, wegen 
aller gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Handlungen einzuſchreiten, ſofern zu⸗ 
reichende tatſäͤchliche Anhaltspunkte vorliegen. 

155. Im Sinne Diefes Geſetzes ift: 
Angeichufdigter der Beſchuldigte, gegen welchen die Öffentliche en — ik, 
Angellagter- der Dejpnibigte oder Angefchuldigte, gegen welchen die Eröffnung bes 
Hauptverfahrens befchloffen ift. 

2 Beſchuldigter iſt ber, gegen den ein Alt des Strafverfahrens fich richtet, ober 

den auch * die —2 eine ftrafdaren Handlung nen iſt. ich richtet. ober gegen 







Vorbereitung der öffentlichen Stine. 
Anzeigen ſtrafbarer Handlungen. 

"8156. 1. Anzeigen ſtrafbarer Handlungen oder Anträge auf Strafverfolgun 
fönnen bei der Staatsanwaltichaft, den Behörden und Beamten bed Polizei- um 
Sicherheitödienfted und den Amtsgerichten mündlich ober fchriftlich angebracht werden. 
Die mündliche Unzeige ift zu beurkumden. 
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2. Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung nur auf Untrag eintritt, muß 
der Untrag bei einem Gerichte oder der Stantsanwalttaft chriftlich oder zu Protokoll, 
bei einer anderen Behörde fchriftlich angebracht werden. . 


1 Bei den Gerichten und ber Staatsanwaltſchaft Tarın die Anzeige (der Intraß 
mundlich geſtellt werden, und die Beurkundung erfolgt ſchon dadurch, daß darüber ein 
ſchriftlicher Vermerk (eine Regiſtratur) aufgenommen wird. 

Bei anderen Behörden und Beaniten muß bie Anzeige [Beiitti eingereicht werden, 
ober bei mündlicher Unzelge iſt biefe von einem Beamten niederaufchreiben, und der Ans 
geigende hat die Niederjchrift gi unterfchreiben. Die Beurkundung kann in biefem Se 
auch durch Aufnahme einer Verhandlung erfolgen. Vorausfegung ift immer, daß bie 
Anzeige (der Untrag) von dem Anzeigenden (dem Untragiteller) unterfchrieben tft. 

ur Schriftlichleit gent t, daß ein von einem Beaniten bei feiner vorgeſetzten Dienit- 
beHörde fchriftlich gefte ter Antrag von biefer ber Staatsanwaltfchaft nur In Abſchrift 
eingereiht wird. (MR. G. dv. 3. 7. 1890.) 

Die Hilfsbeantten ber StantBanmaltichaft ſtehen biefer ſelbſt nicht gleich, der Antra 

muß jchriftlih angebracht werden. (M. G. d. 23. 11. 1880. — Dalde, Strafr. S. 114. 


157. 1. Sind Anbaltäpuntte dafür vorhanden, daB jemand eines nicht 
natürlichen Todes geftorben ift, oder wird der Leichnam eine Unbekannten gefunden, 
fo find die Polizei» und Gemeindebehörden zur fefortigen Anzeige an die 
Staatdanwaltfchaft oder an den Amtsrichter verpflichtet. 

2. Die Beerdigung darf nur auf Grund einer ſchriftlichen Genehmigung der 
Staatsanwaltfchaft oder des Amtörichters erfolgen. 


1 Die zur Anzeige verpflichtete Behörde hat auch ferner die Pflicht, ben Leichnant 
bis auf weiteres ficherzuitellen und dafür zu forgen, daß mit ihm keine Veränderungen 
borgenommen werden. (Xdwe, Komm. 3. Str. P. DO.) 

3 Die Anzeige muß ſchon bann erattet werden, wenn Anhaltspunkte“ dafür 
vorhanden find, daß jemand eines nit natürlichen Todes geftorben fei, alfo in$befondere 
auch In den Falle, wenn mutmaßlich ein Selbſtmord vorliegt. (a. a. O. 

8 Bleichfall3 ift die Anzeige zu eritatten bei Todesfällen, welche die Folge von 
Betrieböunfällen geweien find. 

4 Die Anzeige ift an bie Staatsanwaltſchaft oder an ben Amtsrichter des 
Begirkes, in welchen: fi der Leichnam befindet, zu eritatten, je nachdem die eine ober bie 
andere Behörde die fchneller erreichbare ift. Haben beide Behörden benfelben Sitz, fo iſt 
die Anzeige an die Staatsanwaltichaft zu richten (mad) Xöme). 

5 Kür bie Aufbewahrung und Bewachung eines Leichnams bis zur unter Uniſtänden 
erforderlichen richterlicden Leichenſchau hat die Örtliche Poligeibehörde Sorge zu tragen, und 
fallen die Koften hierfür auch der Polizeiverwaltung zur Laft. Iſt eine Obduktion erforderlich, 
jo Hat die Drt3poligeibehörbe auf Erfuchen der Suftigbenmien einen zur Reichenöffnung 
geeigneten Raum zu beichaffen. Die Koften Bierfür find aber aus Juſtizfonds zu beſtreiten. 
(M. %. v. 23. 11. 1890 u. J. M. v. 12. 12. 1890. 

’ de gefundenen Leichname haben die Gemeinde» baw. Gutsvorſtände beerdigen 
zu laſſen. 

Die Koſten ſind, ſoweit ſie nicht aus dem Nachlaß des Gefundenen (Geld, Wert⸗ 

egenftände) gedeckt werden koͤnnen, aus der Ortsarmenkaſſe zu verauslagen und bon dem⸗ 
Be en Urmenverbande (Orts⸗- Op. Landarmenverbande) zu eritatten, aus ven Mitteln 
die Verpflegung uſw. des Sefundenen, wenn er anı Leben geblieben und hilfsbedürftig 
germefen wäre, bätte beitritten werben müflen. Der Erftattungsanfprudh ift binnen 
Dionaten bei dem vermeintlich verpflichteten Armenverbande anzumelden. (Gel. v. 
8. 3. 1871, G. ©. ©. 130.) 

Der Martmalfag für die Beerdigung eines erwachſenen verſtorbenen Armen beträgt 
9 ME, für die Beitattung eines unter 14 fahren verftorbenen armen Kindes 6 ME. Sit 
we er za ygewenbet, fo wird nur biefer Betrag erftattel. (M. J. v. 15. 7. 1863, M. 

7 Die Koften für bie Wegſchaffung hilfloſer, wicht toter Menſchen von ben Gtraken, 
die durch ben Transport von Berfonen nad dem WBolizeigefängnis ober nach einem 
Krankenhaus oder nach Ihrer Wohnung nr en, die auf der Straße duch Trunkenheit, 
Krankheit oder einen Unglüdsfatl Hilflos geworden find, ſowie bie Koften der 
vorläufigen Interbringung an einen jener Orte, nicht aber auch Koften, die durch ihren 
weiteren Aufenthalt dafeldft, namentlich durch Kur und Berpflegung entitehen, find 
unmittelbare Koften ber Polizelverwaltung. (DO. V. G. vd. 10. 10. 1902, Kuntze u. 
Kautz 1904 ©. 19.) 
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8 158. 1. Eobald die Staatdanwaltichaft durch eine Anzeige oder auf anderen: 
Wege von dem Verdacht einer ftrafbaren Handlung Kenntnis erhält, hat fie behufs 
—F Egchuiehung darüber, ob die öffentliche Klage zu erheben ſei, den Sachverhalt 
u erforſchen. 

⸗ 2. Die Staatsanwaltſchaft hat nicht bloß die zur Belaſtung, ſondern auch die 
ur Entlaſtung dienenden Umftände zu ermitteln und für die Erhebung derjenigen 
Beiweife Sorge zu tragen, deren Berluft zu beforgen ſteht. 

159. Bu dem im vorftehenden Paragraphen bezeichneten Zwede Tann die 
Staatsanwaltfchaft von allen öffentlichen Behörden Auskunft verlangen und Er- 
mittelungen jeder Art, mit Ausſchluß eidlidher Bernehmungen, entweder ſelbſt vor⸗ 
nehmen oder durch die Behörden und Beamten des Polizei⸗ und —— 
vornehmen laſſen. Die Behörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes 
find verpflichtet, dem uchen oder Auftrage der Staatsanwaltſchaft zu genügen. 

161, 1. Die Behörden und Beamten des PBolizeis und GSicherheitädienites 
haben ftrafbare Handlungen zu erforichen und alle feinen Aufſchub geftattenden An» 
orönungen zu treffen, um die Verdunfelung der Sache zu verhüten. 

2. Ste überjenden ihre Verhandlungen ohne Berzug der Staatsanwaltſchaft. 

Erfcheint die fchleunige Bornahme richterlicher Unterfuchungshandlungen erjorderlic, 
fo kann die Überfendung unmittelbar an den Amtsrichter erfolgen. 
8 162. Bei Amtshandlungen an Ort und Stelle ift der Beamte, welcher die: 
jelben leitet, befugt, Perſonen, welche feine amtliche Tätigleit vorfäglich ftören oder 
fi) den von ihm innerhalb feiner Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen widerjegen, 
feftuehmen und bis zur Beendigung feiner Umtsverrichtungen, jedoch nicht über ben 
nächftfolgenden Zag hinaus, feftpalten zu laſſen. 

63. Wenn Gefahr in Verzug obwaltet, Hat der Amtörichter die erforderlichen 
Unterjuchungshandlungen von Amts wegen vorzunehmen. 

168. 1. Bieten die angeftellten Ermittelungen genügenden Anlaß zur Er: 
hebung der Öffentlichen Klage, fo erhebt die Staatsanwaltfchaft diefelbe entweder durch 
einen Untrag auf gerichtlide Vorunterſuchung oder durch Einreichung einer Anklage: 
fchrift bei dem @erichte. 

2. Andernfalls verfügt die Staatsanwaltichaft die Einftellung de Berfahrens 
und feht Hiervon den Beichuldigten in Kenntnis, wenn er als folder von Rider 
vernommen oder ein Haftbefehl gegen ihn erlaffen war. 


Enticheidung über Die Eröffnung des Haupwerfahrens. 

8 196. 1. Hat eine Vorunterfuchung ftattgefunden, fo entjcheidet das Gericht, 
ob das ahnen zu eröffnen oder der Ungefchuldigte außer Berfolgung zu 
feßen oder dad Verfahren vorläufig einzuftellen fei. 

2. Die Staatsanwaltichaft legt zu diefem Zwecke die Alten mit ihrem Antrage 
den Gerichte vor. Der Untrag auf Eröffnung des Hauptverfahrend erfolgt durch 
Eimahung einer Anklageſchrift. 

198, Die Unklagefchrift hat die dem Angelehufbigten zur Lait gelegte Tat 
unter Hervorhebung ihrer gelestichen Merkmale und des anzumenbenden Strafgejeßes 
zu bezeichnen, fowie Die Beweismittel und das Gericht, vor welchem die Haupt: 
verhandlung ftattfinden fol, anzugebeıt. 








Haupiverhandlung. 

. 259. 1. Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Erlaffung des Urteils. Das 
Urteil kann nur auf Freifprechung, Verurteilung oder inftellung des Verfahrens 
lauten. 

2. Die Einftellung des Verfahrens ift auszufprechen, wenn bei einer nur auf 
Untrag zu verfolgenden ftrafbaren Handlung fich ergibt, daß der erforderliche Antrag 
nicht vorliegt, oder wenn der Untrag rechtzeitig zurüdgenommen: ift. 

60, Tiber das Ergebnis der Beweisaufnahme entfcheivet das Gericht nad) 
feiner freien aus dem Inbegriffe der Verhandlung gefchöpften Überzeugung. 


B. Strafprozeßordnung. Hauptverhandlung. Rechtsmittel. 698 


Rechtömittel. 
5 338. 1. Die zuläfjigen Rechtsmittel gegen gerichtliche Entfcheidungen ftehen 
ſowohl der Staatsanwaltfchaft ala dem Befhuldigten zu. ii 
2. Die Staatsanwaltichaft Tann von denfelben auch zugunften des Bejchuldigten 
Gebrauch machen. >. 
Beſchwerde. 


8 346. 1. Die Beſchwerde iſt gegen alle von den Gerichten in erſter Inſtanz 
oder in der Berufungsinftang erlaffenen Beſchlüſſe und gegen die Verfügungen des 
Borfigenden, des Unterfuchungsrichters, des Umtsrichters und eines beauftragten oder 
nn Richters zuläffig, ſoweit das Geſetz diefelben nicht ausdrüdlich einer An- 
echtung entzieht. 

2. Auch Zeugen, zacveritänbige und andere Berjonen können „gegen Beichlüffe 
und Verfügungen, durch welche fie betroffen werben, Beſchwerde erheben. 

3. Segen Beichlüffe und Verfügungen der Dberlandesgerichte und des Meichs- 
gericht3 findet eine Beſchwerde nicht Statt. 

8 348, Die Beichwerde wird‘ bet demjenigen Gerichte, von welchem oder von 
defjen VBorfigenden die angefochtene Entjcheidung erlaffen iſt, zu Protokoll des Gerichts- 
\chreiberd oder fchriftlich eingelegt. Sie kann in dringenden Fällen auch bei dent 
Beſchwerdegericht eingelegt werden. 


Berufung. 
354. Die Berufung findet ftatt gegen die Urteile der Schöffengerichte. 
355. 1. Die Berufung muß bei dem Gerichte erfter Inſtanz binnen einer 
Woche nad) Verkündung des Urteild zu Protokoll des Serichtsfchreibers oder fchriftlich 
eingelegt werden. 
2. Hat die Verkündung des Urteild nicht in Unwefenheit des Ungeflagten ftatt- 
gefunden, fo beginnt für diefen die Friſt mit der Zuftellung. 
357. Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird die Rechtskraft des 
Urteils, foweit dasfelbe angefochten ift, gehemmt. 


Reviſion. 
8374. Die Reviſion findet ſtatt gegen Urteile der Landgerichte und der 


Schwurgeriäte, | 
8 376. 1. Die Revifion kann nur darauf geftübt werden, daß das Urteil auf 
einer Verlegung des Geſetzes beruhe. 

2. Das Geſetz ift verlegt, wenn eine Nechtsnorm nicht oder nicht richtig an- 
gewendet worden ilt. 
1. Die Revifion muß bei dem Gerichte, defjen Urteil angefochten wird, 
binnen einer Woche nach Verkündung des Urteil zu Proiokoll des Gerichtöjchreibers 
oder fchriftlich eingelegt werden. 

2. Hat die Verlündung des Urteils nicht in Anmelenbeit des Angeklagten ftatt- 
gefunden, ſo beginnt für dieſen die Friſt mit der Zuſtellung. 

383. Durch rechtzeitige Einlegung der Reviſion wird die Rechtskraft des 

Urteils, ſoweit dasſelbe angefochten iſt, gehemmt. 


Beteiligung des Verletzten bei dem Verfahren. Privatklage. 

8 414. 1. Beleidigungen und Körperverletzungen können, ſoweit die Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, von dem Verletzten im Wege ber Pripamage verfolgt werden, 
ohne daß es einer vorgängigen Aurufung der Staatsanwaltſchaft bedarf. 

2. Die gleiche Befugnis fteht demjenigen zu, welchem in den Strafgejeben das 
Necht, felbftändig auf Beitrafung anzutragen, beigelegt ift. 

8 415. 1. Sind wegen derjelben ftrafbaren Handlung mehrere Perſonen zur 
—e— berechtigt, fo iſt bei Ausübung dieſes Rechtes ein jeder von dem anderen 
ımabhängig. 
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2. Hat jedoch einer der Berechtigten die Privatklage erhoben, fo fteht den übrigen 
nur der Beitritt zu dem eingeleiteten Verfahren, und zwar in der Lage zu, in 
welcher fich dasfelbe zur Zeit der Beitritt3erflärung befindet. 

8. Jede in der Sache jelbjt ergangene Enticheidung äußert zugunjter Des 
Beichuldigten hre Wirkung auc gegenüber ſolchen Berechtigten, weldye die Privat- 
Hage nicht erhoben haben. 

416. Die öffentliche Klage wird wegen der im $ 414 bezeichneten ftrafbaren 
erefieet von der Staatdanwaltichaft nur dann erhoben, wenn Dies im Öffentlichen 
nterefje liegt. 


a Hat die Staatsanwaltſchaft einntal die Cerfolgung übernommen, fo kann fie fpäter 
diefelbe nicht wieder ablehnen. (R. G. v. 2. 10. 1884, Dalcke, Strafr. ©. 228.) 


8 420. 1. Wegen Beleidigungen ift, infofern nicht einer der in $ 196 des 
Strafgefegbuch8 bezeichneten Fälle vorliegt, die Erhebung der Klage erit zuläffig, 
nachdem von einer durch die Landesjuftizverwaltung zu bezeichnenden Vergleichs— 
behörde! die Sühne erfolglos verfucht worden ift. Der Kläger hat die Beicheinigung 
hierüber mit der Klage einzureichen. j 

2. Diefe Beitimmung findet feine Anwendung, wenn die Parteien nicht in Dem- 
ſelben Gemeindebezirte wohnen. 

1 Der Schiedsmann ift die zum Zwecke der Sühneverbandblung zuftändige Berglei 
behödrbe. as der —S— v. 20. 5 I ®. ©. < Sen 8 u 
| 8 421, Die Erhebung der Klage gefchieht zu Protokoll des Gerichtäfchreibers 

oder Durch Einreichung einer Unflagefcheift oe Klage muß den im 8 198 Wbf. 1? 
bezeichneten Erforderniſſen entfprechen. Mit der Anklageſchrift find zwei Abſchriften 
derfelben einzureichen. 

1 Siehe 8 198 Abſ. 1. 

Rebentlage. 

& 435. Wer nad Maßgabe der Beitimmung des 8 414 als Privatkläger 
aufzutreten berechtigt ift, Tann ſich Der erhobenen öffentlichen lage in jeder Lage des 
Verfahrens als Nebenkläger anjchließen. Der Anſchluß kann behufs Einlegung von 
Nechtömitteln auch nad) ergangenem Urteile gefchehen. — — — 

8 436. Die Unjchlußerflärung ift bei dem Gerichte fchriftlich einzureichen. — 


Beiondere Arten des Verfahrens. 
Berfahren bei amtörichterlichen Strafbefehlen. 
8 447. Au den zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehörigen Sachen, mit 
Ausnahme der im 8 27 Nr. 3 bis 8 des Gerichtöverfaffungsgejehes bezeichneten Ber: 
ehen,i Tann durg ſchriftlichen Strafbefehl des Amtsrichters ohne vorgängige 
Verhandlung eine Strafe feſtgeſetzt werden, wenn die Staatsanwaltſchaft ſchriftlich 
hierauf anträgt. 


1 Dies Verfahren iſt alſo nur zuläffig bei Übertretungen und geringeren Vergeben. 


8 449. 1. Der Strafbefehl muß außer ber Feitfegung der Strafe die ftrafbare 
gung, das angewendete Sheafeelet und die Beweismittel bezeichnen, auch die 
Öffnung enthalten, daß er vollitredbar werde, wenn der Beichuldigte nicht binnen 
einer Woche nach der Buftellung bei dem Amtsgerichte fchriftlih oder zu Protofoll 
des Gerichtsſchreibers Einſpruch erhebe. 
2. Auf den Einfpruch kann vor Ablauf der Frift verzichtet werden. 
450. Ein Strafbefehl, gegen welchen nicht rechtzeitig Einjpruch erhoben 
worden ift, erlangt die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils. 
451. Bei rechtzeitigem Einſpruche wird zur Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengerichte gefchritten, fofern nicht biß zum Beginn derſelben die Staats⸗ 
anwaltfchaft die Klage fallen läßt oder der Einfpruch zurüdgenonmen wird. 


gg 209. ABU num) DEN SOCTHIMIMUNGEN DET Tunbesageſeyte, DIE TPULIZELDEHDTDEN 
befugt find, eine in den Strafgefegen angedrohte Strafe durch Verfügung feftzufeßen, 
eritredt ſich dieſe Befugnis nur auf Übertretungen. 

2 Für Preußen tit das unter C diefes Abſchnittes aufgeführte Gefet, betreffend ben 
Erlaß polizeilicher Strafverfügungen megen Übertretungen, bon 23. 4. 1883 (G. ©. 
©. 65) erlafjen. 

454. 1. Der Untrag auf gerichtliche — kann bei der Polizei⸗ 
behörde ſchriftlich oder mündlich, bei dem Amtsgerichte ſchriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers angebracht werden. 

2. Die Polizeibehörde überſendet, falls fie nicht die Strafverfügung zurücknimmt, 
die Ulten an die zuftändige Staatsanwaltfchaft, welche fie dem Amätsrichter vorlegt. 

1 Binnen einer Woche anzubringen. 

8 456. 1. Iſt der Antrag rechtzeitig angebracht, jo wird zur Hauptverhandlung 
vor dem Schöffengerichte gefchritten. 

= Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Antrag zurüdgenommen 
werden. 


— — — — — —— 


C. Geſetz, betreffend den Erlaß polizeilicher 
Strafverfügungen wegen Übertretungen.” 


Vom 23. 4. 1883 (G. S. ©. 65), abgeändert durch Geſetz vom 22, 6. 1907 (8. ©. ©. 145). 


81 1. Wer die Polizeiverwaltung in einem beftimmten Bezirke aus⸗ 
ze bat, ift befugt, wegen der in diefem Bezirke verübten, in feinen Berwaltungs- 
ereich fallenden Übertretungen die Strafe durch Verfügungen feltzufegen, fowie 
eine etwa verwirkte Einziehung zu verhängen. Die polizeiliche Strafverfügung ift 
auch gegen. Beichuldigte im Alter von 12 bis 18 Jahren zuläf 1 

2. Wird Geldftrafe feitgefeht, jo ift zugleich die für den Fall des Unvermögens 
an die Stelle der Geldſtrafe tretende Haft zu beſtimmen. 

3. Die IeNanlegenbe Geldſtrafe darf den Betrag von dreißig Marl, die Haft, 
auch wenn fie an die Stelle einer nicht beizutreibenden Gelditrafe tritt, die Dauer 
von drei Tagen nicht überjchreiten. Erachtet der Polizeiverwalter eine höhere 
Strafe für gerechtfertigt, fo muß die Verfolgung dem Amtsanwalte überlaffen werden. 

2 Ausf.Anw. 88 1, 2, 6, 8, 9, 13; Anlage 1. 

8 2. Die Feftfegung einer Strafe durch die Polizeibehörde findet nicht ftatt: 

1. bei Übertretungen, für deren Wburteilung die Rheinfchiffahrtsgerichte, Die 

Eibzollgerichte oder die Gewerbegerichte zuſtändig find, 

2. ee der Vorfchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben oder 
efälle, 
3. bei Übertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften. 

3. Der Beichuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen einer Woche 
nad) der Belanntmadung in Gemäßheit der Strafprogepordnung auf gerichtliche 
Enticheidung antragen. 

Iſt gegen einen Belchuldigten im Alter von 12 bis 18 Jahren eine Straf: 
verfügung erlaffen, fo kann binnen der für den Beichuldigten laufenden Friſt auch) 
der gefebliche Vertreter desfelben auf gerichtliche Entjcheidung antragen. 

2 Ausf.Anw. 88 11, 13; Anlage 1. 

2 Siehe 8 454 Str. P. DO. XIBd. W 


*) Über pollzeiliche Verfügungen fiche die Anlage 2 zu dieſem Abſchnitt. 
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8 4. 1. Die Strafverfügung muß außer der Feſtſetzung der Strafe Die ftrafbare 
Handlung, Zeit und Ort Derfelben, die angewendete Strafoorjchrift und Die Beweis⸗ 
mittel fowie die Kaffe bezeichnen, an welche die Geldftrafe zu zahlen ift. 

2. Sie muß die ——A—J enthalten: 

a) daB der Beichuldigte binnen einer Woche nah der Belanntmacdhung auf 
gerichtliche Enticheidung antragen Tünne; 

b) daß der Untrag entweder bei der Bolizeibehörde, welche die Strafperfügung 
erlafien bat, oder bei dem zuftändigen Amtsgerichte anzubringen fei; 

c) daß die Strafverfügung, fall3 innerhalb der beitimmten Frift ein Antrag auf 
gerichtliche Entfcheidung nicht erfolge, vollſtreckbar werde. 

2 Ausf.Anw. 8 14; Unlage 1. 

85. Die polizeiliche Strafverfügung iſt nach Maßgabe der zu erlaffenden 
Ausführungsbeftimmungen ($ 13) dem Beicyuldigten durch einen öffentlichen 
Beamten zu behändigen. 

1 Ausf.-Unm. 8 10; Unlage 1. 

8 6. Für diefes Verfahren (85 1 bis 5) find weder Stempel no Gebühren 
anzufegen, die baren Uuslagen aber fallen dem Beichuldigten nach näherer Maßgabe 
der zu erlaffenden Ausführungsbeitimmungen (8 13) in allen Fällen zur Laft, in 
welchen eine Strafe endgültig gegen nn feftgefebt tft. 

87T. 1. Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes endgültig feitgefeßten Geldſtrafen 
fowie die eingezogenen Gegenftände fallen demjenigen zu, welcher die fächlichen Koſten 
der Polizeiverwaltung zu tragen Hat. 

2. Der letztere ift Dagegen verpflichtet, die durch Feſtſetzung und Vollſtreckung 
der Strafen entitehenden, von dem Bejchuldigten nicht beizutreibenden Koften zu tragen. 

3. Inſoweit befondere Vorſchriften beftehen, nach welchen Gelditrafen oder ein: 
gezogene Gegenstände einem anderen Berechtigten zufallen, findet die Vorſchrift des 
erften ll feine Anwendung. Desgleichen bleiben vertraggmäßige Beſtimmungen 
unberührt. 

2 Ausf.-Unm. 88 15, 16, 17, 18, 20, 21; Unlage 1. 

85 Iſt der Amtsanwalt a bevor die polizeiliche Strafverfügung 
dem einufbigten behändigt worden, fo ift die letztere wirkungslos. 

. Wird bei dem Umtsgericht auf gerichtliche Entfcheidung angetragen, fo ift 
dem Untragfteller eine Bejcheinigung hierüber koſtenfrei zu erteilen. 

8 10. 1. Sit die polizeiliche Strafverfügung —A— geworden, ſo findet 
wegen derſelben Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht ſtatt, es ſei denn, daß 
die Handlung keine Übertretung, — ein Vergehen oder Verbrechen darſtellt und 
daher die Polizeibehörde ihre Zuſtändigkeit überſchritten hat. 

2. In dieſem Falle iſt während des gerichtlichen Verfahrens die Vollſtreckung 
der Strafverfügung einzuſtellen; erfolgt eine rechtskräftige Verurteilung wegen eines 
Vergehens oder Verbrechens, fo tritt die Strafverfügung außer Kraft. 

8 11. Gegen Militärperfonen dürfen die Polizeibehörden Strafen nur wegen 
folcher Übertretungen feftfegen, zu deren Mburteilung im gerichtlichen Verfahren die 
ordentlichen Gerichte zuftändig find. 

3. Die Minifter des Innern und der Yuftiz Haben die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erforderlichen reglementarifchen Beitimmungen zu erlarfen. 


Anlage 1. 

Auszug aus der Anwetfung des Mintfters bes Innern und des Yufttzminifters v. 8. Juni 1883 
zur Ausführung bed Geſetzes v. 23. April 1883, — betr. den Erlaß polizeilicher Straf: 
verfügungen wegen Übertretungen. 

81. Die Befugnis zum Erlaffe der polizeilichen Strafberfügung ſteht derjenigen 
Perſon oder derjenigen Behörde, welche die Polizetverwaltung in einem beftimmten Bezirt 
auszuüben hat, wegen der in diefen Bezirk innerhalb ihres Berwaltungsbereichs begangenen 
UÜbertretungen zu. 
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Behörde des Orts, ſondern einer bejonderen Behörde übertragen, fo gebührt nur biefer die 
Befugnis zur polizeilichen Strafverfügung wegen der innerhalb ihres Bezirkes begangenen 
Übertretungen derjenigen Strafvorfchriften, welche die ihr übertragene De] euere Bolizei- 
verwaltung betreffen. Der Erlaß einer polizeilichen —— findet ferner nicht 
ſtatt bei Zuwiderhandlungen gegen das Forſtdiebſtahlsgeſetz vom 15. April 1878 (G. ©. 
S. 221), da die in dieſem angedrohte Freiheitsſtrafe, auch wenn ſie nur an die Stelle 
einer Sole tritt, nit in Haft, jondern in Gefängnis beſteht. — — — — — — 


— —— — — — GE — — — — — —— — — — — — — — — — — mu 


es Crlafjes einer polizeilichen Strafverfügung Hat der Polizeiverwalter ſich zu 
enthalten, wenn er ein perfönliches Intereſſe an dem Menge der Sache bnt. 
Berechtigt ift der Polizeiverwalter, von den: Erlaffe einer polizeilichen Strafverfügung 
abazufehen und die Verfolgung dem Amtsanwalt zu überlaffen, wenn er e3 wegen ber 
Bweifelhaftigfeit des Falles in betreff der Feſtſtellung des Tatbeitandes oder der Aus⸗ 
legung der Strafporſchrift, oder aus einem fonftigen befonderen Grunde im Einzelfalle 
für angemeſſen erachtet. 


Zur eidblihen Vernehmung von Zeugen ift er nicht berechtigt. BZeugendernehmungen, 
durch welche Koften erwachſen, find zu unterlaffen. 

8. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

ie polizeiliche Safverrügung gegen Beihuldigte int Alter von 12 bis 18 Jahren 

G 1 Abſ. 1 des Geſetzes) ift gegen den Beſchuldigten felbft und nicht gegen den gefehlichen 

ertreter desfelben zu richten, welcher lettere indes nach 5 3 des Geſetzes ebenfall3 inner: 

bald der für den Beichuldigten laufenden Frift zum Antrage auf gerichtliche Entfcheidung 

befugt ift. | 

9 


ird eine Geldftrafe feitgefetst, fo darf fie nicht weniger als eine Mark beiragen, 
fofern die zur Unmwendung kommende Strafporichrift nicht ausdrüdlich eine geringere 
Strafe zulägt. Die für den Fall des Unvermögens des Beſchuldigten ftatt der Geldftrafe 
— ſogleich feſtzuſezende Haft aber iſt ſo zu beſtimmen, daß nach dem Ermeſſen des 
olizeiverwalters der Betrag von einer b —28 Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe 
gleichzuachten iſt (8 27, 28 des Strafgeſetzbuchs). 
10. Die ausgefertigte Strafverfügung iſt den Beſchuldigten duch einen ber- 
eideten Öffentliden Beamten zuzuitelen. — — — — — — — — — — — — — 

Der zuftellende Beanite bat auf der — der Strafverfügung unter Bei⸗ 

fügung ſeines Namens den Tag der Zuſtellung, 3. B.: 
Zugeſtellt am 20. Oktober 1883. 
Müller, Amtsbote. 
u vermerken und auf dent ihn mit der — zu übergebenden Aktenbogen unter 
Pr. 4 über die Zuftelung unter Angabe des Tages derjelben zu berichten. 

Die Zuftelung kann aud) durch die Poft erfolgen. Die Poftgebühren hat die Polizei⸗ 
Dehörde zu entrichten, vorbehaltlich der etwaigen Einziehung berfelben von dem Beſchuldigten 
im alle des S 20 dieſer Anweiſung. 

8 11. Gegen die polizeiliche Strafverfügung findet nur der Untrag auf gerichtliche 
Entſcheidung ftatt. Der Weg der Beichiverde bei der vorgeſetzten Behörde tit außgefchloffen. 

Stellt der Beſchuldigte bis zum Ablaufe einer Woche nach dent Tage der Zuſtellung 
der Strafverfügung, diefen nicht mit eingerechnet, hei den Polizeiverwalter, welcher die 
letztere erlafjen bat, mündlich den Antrag auf gerichtliche Enticheidung, fo iſt darüber eine 
Berhandlung aufzunehmen und diefe neben den Wftenbogen und den etwa zur Sache 
Sonst vorhandenen Schriftitüden, welche zu dent —— zu ſammeln und ebenfalls 
mit der Nummer der Strafliſte zu verſehen ſind, ohne daß es einer weiteren Beiſchrift 
bedarf, an den Amtsanwalt abzuſenden, die Abſendung aber in der Strafliſte zu verzeichnen. 

In gleicher Weife ift die Sache an den Amtsanwalt abzugeben, wenn der Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung fchriftlich bei den Polizeiverwalter eingereicht wird, oder wenn 
er bei den Amtsgericht angebracht morden tt. 

8 13. Hat der Beichuldigte gegen die polizeiliche Strafverfügung den Antrag auf 
gerichtliche Entjcheidung angebracht, jo hat nach $ 454 der Strafprozeßordnung der Polizeis 
veriwalter die Befugnis, anftatt der Überfendung der Berhandlungen (8 1 diefer Anweiſung) 
an den Amtsanwalt, die Strafverfügung zurüdgunehmen. Bon dieſer Befugnis ift in 
denjenigen Fällen Gebrauch zu machen, in welchen die polizeilicde Strafverfügung auf 
einen Irrtum beruht. 
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Die Bolizeibehörben Tdnnen in ben d eeigneten Yällen von ber ugnis ber Burüduehme der ° 
Strafoesfägungen * dann noch Gebrauch modern Wenn — in e eines & 8 


utrageß des Beichnidigten 
auf 7 che Entſcheidung bereit an ben Amtſsanwalt abgegeben ſind. Denn es fein Grund vor, 
in Faͤllen. in benen die Poltzeibehörbe felbft die Beſtrafung nicht mehr für gerechtfertigt halt, ein gerichtliches 


Berjahren herbeizuführen, welcheß in den meiiten Yällen wit yr Breifpreung der Beiduldigten enden wirk. 

a anbdererfeit® der Amtſsanwalt, nachdem er burd berfendung ber Alten von dem Gachverkalt 
Kenntnis erlangt hat, troß ber Burüdnahme ber Strafverfügung burch die PBolizeibehörbe befugt ift, wegen 
berjelben Beihuldigung bie Öffentliche Klage zu erheben, wenn er bie Beitrafung bes Beiyulbigten, entgegen 
ber Anfiht der Bolie ehörbe, für geredtfertigt eradtet, fo Hat bie Boltzeibehörbe in ſolchen Yällen 
der Burüdnahme ber Gtrafverfügung fih erfi der Zuſtimmung der Staatsanmwaltihaft gu vergewiſſera ee& 
bei deren Widerfprud von ber Eu name abaufehen. Bu Tiefen wede ift daß bie Brüdnchme au 
ſprechende Schreiben an den Umtsanwealt zu richten. (DM. J. v. 6. 5. 1002, Ila 8238.) 

8 14. Iſt innerhalb der Friſt einer Woche ein Antrag auf geritliche Entfſcheidung 
bet ber Bollahendrbe nie peitent, auch dieſer Behörde eine Beicheinigung des Amt 
gerichts über die erfolgte Einlegung der Berufung nicht vorgelegt worden, fo ift bie Steaf 
derfü ung zu bollitreden. 

ji . War eine Geldftrafe deigeieht, fo ift der Aktenbogen unter Beifügung ber 
zur Sache fonft noch gehörigen Scriftftüde ohne weitere Beijchrift derjenigen Kaffe au 
überfenden, zu welder nad) der hierüber ergebenden befonderen Beſtinimung die Gelb 
ftrafen einzuziehen find, und die Abfendung in der Straflifte zu vermerken. — — — — 
. Die zur Unnahme der Gelditrafe beitimmte Kaſſe zieht die Geldſtrafe ein. 
it legtere nicht beizutreiben, fo vermerkt bie Kaffe dies auf den Uftenbogen und fendet 
ihn dem, welcher die Strafverfügung erlaffen bat, zurüd, worauf von biefen nad, ber 
Vorſchrift des 8 17 bie oe au Holifireden ift. 
17. Sit Teine Geldftrafe, fondern nur part feitgefett, fo wird diefelde von ben, 
welcher bie Strafperfügung erlaffen Ye im Polizeigefängniſſe vollftredt. — — — — — 
18, Sit eine Einziehung feſtgeſetzt und die Berjügung vollitredbar geworben, 
fo ift der einzugiehende Gegenſtand, wo dies noch nicht geichehen fein follte, in Befchlag 
u nehmen und demnädjft demjenigen zu übergeben, welchem bergleihen eingezogene 
egenitände auftehen. 

Sit der Polizeiverwalter zweifelhaft darüber, mem das Konfisfat zufällt, jo bat er 
hierüber von ber borgefeten ehörde weiteren Befcheid einzuholen. 

8 20. Als bare Auslagen des Berfahrens (8 6 des Geſetzes) dürfen bon bem 
Beihuldigten nur eingezogen \verden: 

1. Poftgebühren, 

2. die Kojten der Beitreibung der Gelditrafen nad Maßgabe des Gebüuhrentarifs vom 
15. 11. 1809 (G. ©. ©. 545), 

3. die Haft» und Transportloften, welche durch Vollſtreckung der Haft entfteben. 

‚Sie utllandenen Auslagen find in der Straflifte und auf dem Altenbogen (Rr. 7) 
zu berzeichnen. 

8 21. Sind die in dem Steaffeftfegungsverfabren entitandenen Wuslagen nid 
beizutreiden, fo fallen fie als Koſten der Ortspolizeiverwaltung demjenigen zur Laſt 
weicher die letztgedachten Koſten Überhaupt zu tragen bat. Sit aber die Strafperfügung 
bon einer anderen Behörde ald ber OrtSpolizeibehörde erlafien, jo find die nicht beizu- 
treibenden Auslagen al8 Berwaltungskoften jener Behörde zu tragen. 


Anlage 2. 
VPVolizeiliche Berfügnugen. 
1. Allgemeines. 

Die Poligeibehörden find nicht nur befugt, polizeiliche Strafverfügungen 

K erlafjen, jondern auch polizeiliche Verfügungen. Während die Strafverfügung die 
erlegung eines Strafgeſetzes oder einer Koligeiverordnung durch Berhängung einer 

Strafe fühnt, bezwedt die polizeiliche Verfügung, irgend welchen Wechtöverlegungen 

vorzubeugen, indem fie eine beftimmte Handlung oder Unterlaffung anordnet. 

Zur Durchführung diefer obrigfeitlichen Anordnungen ftehen den betreffenden 
Behörden (Meglerungspräfident, Landrat, Drtspolizeibehörde, Gemeindevoriteher, Guts⸗ 
boritehen) Zwangsbefnugniſſe zu. 

ach 8 132 des Gejeßes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. 7. 1883 
(8. ©. ©. 591) find zulälfige Zwangsmittel: 


v 


EINEN DTM QAUSTUHTEN zu lajjen UND ven DoTiaung zu DEITIIMIMENDEN STOJTEN- 
betrag im Zwangswege von den Verpflichteten einzuziehen. 

2. Kann die zu erzwingende Handlung nicht Durch einen dritten geleiftet werden, — 
oder ſteht es feit, daB der Verpflichtete nicht imftande ft, die aus der Aus⸗ 
führung durch einen Dritten entjtehenden Soften zu tragen, — oder foll eine 
Unterlaffung erzwungen werden, jo find die Behörden berechtigt, Geldſtrafen, 
und für den Fall des Unvermögens an Stelle der Beldftrafen Haftitrafen anzu⸗ 
drohen und ieftaufeßen, und zwar: 

a) die Gemeinde-(Butd-VBorfteher bis zur Höhe von 5 ME. bzw. 1 Tag. 


Haft 
b) die Örtöpolizeibehörben und die ftädtifchen Gemeindevorfteher(vorjtände)- 
in einem Landfreife biß zur Höhe von 60 ME. bzw. 1 Woche Haft; 
c) die Landräte fowie die Bolizeibehörden und ee — 
in einem Stadtfreife bi$ zur Höhe von 150 ME. baw. 2 Wochen Kr y 
d) der Regierungspräfident bis zur Höhe von 300 ME. bzw. 4 Wochen Haft. 
Der Ausführung durch einen dritten (Nr. 1), fowie der Feitjegung einer 
Strafe (Nr. 2) muß immer eine fchriftliche —— vorhergehen; in dieſer 
iſt, ſofern eine Handlung erzwungen werden ſoll, die Friſt zu beſtimmen, 
innerhalb welcher die Ausführung gefordert wird. 
3. Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die Anordnung ohne 
einen ſolchen unausführbar iſt. 

Segen die Androhung eines Zwangsmittels finden nach 8 133 a. a. O. dieſelben 
Rechtsmittel ftatt, wie gegen die Unordnungen, um deren Durchjegung es fich handelt. 
(Bgl. die nachfolgenden SS 127 ff.) Die Rechtsmittel erftreden fich zugleich auf diefe 
Anordnungen, fofern diefelben nicht bereit3 &egenftand eines bejonderen Beſchwerde⸗ 
oder Verwaltungsitreitverfahrend geworden find. 

Segen die Feitiegung und Ausführung eines un findet in allen 
Fällen nur die Beſchwerde im Auffichtswege innerhalb zwei Wochen ftatt. 

Haftitrafen, welche an Stelle einer Geldftrafe als Zwangsmittel feitgefeht find, 
dürfen vor ergangener endgültiger Beichlußfafjung oder rechtsfräftiger Enticheidung 
auf das eingelegte Rechtsmittel bzw. vor Wblauf der zur Einlegung desjelben 
beitimmten Friſt nicht vollitredt werden. 


2. Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen. 

Beichwerden über polizeifiche Verfügungen jeder Urt, fie mögen die Geſetz⸗ 
mäßigfeit, Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit derjelben betreffen, gehören zunächit 
vor die nächſte WuffichtSbehörde, bzw. vor die Verwaltungsgerichtöbehörben. 

Der Rechtsweg im ordentlichen Gerichtsverfahren (vor den Umtsgerichten ufw.) 
ift in Beziehung auf folche Verfügungen nur dann zuläffig, wenn die Verlegung 
eined zum PBrivateigentum gehörenden Hecht behauptet wird. Die näheren 
Beitimmungen über die Kuläffigleit des Nechtsweges im ordentlichen Gerichtsverfahren 
in Besichung auf polizeiliche Verfügungen find in dem Geſetz vom 11. 5. 1842 
(G. ©. ©. 192) gegebeı. 

Die in erfter Tinie in Betracht kommenden Nechtömittel gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen find in den nachfolgenden Paragraphen des Geſetzes über die allgemeine 
Zandesverwaltung vom 80. 7. 1883 (G. ©. ©. 591) enthalten. 

127. Gegen polizeiliche — der Orts⸗ und Sreißpolizeibehörden 
— ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich anderes beſtimmt, die Beſchwerde ſtatt, 
und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu 

einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 10000 Ein- 


' 


— beträgt, an den Landrat, und gegen deſſen Beſcheid an den Regierungs⸗ 
prälidenten; 

b) gegen bie Verfügungen der Ortspolizeibehörden eines Stadtfreifes, mit Aus⸗ 
nahme von Berlin, einer zu einem Landlreife gehörigen Stadt mit mehr als 
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10000 Einwohnern, oder des Landrat an den NRegierungspräftdenten, und 
gegen deſſen Beſcheid an den Oberpräfidenten; 
c) gegen ortspolizeiliche Verfügungen in Berlin an den Oberpräfidenten. 
Gegen ben in legter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Megierungspräfidenten 
bzw. des Oberpräfidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. 
Die Klage kann nur darauf gejtüßt werden: 
1. daß der angefochtene Bejcheid durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung 
des beitehenden Rechts, inäbefondere auch der von den Behörden innerhalb 
ihrer Buftändigfeit erlaflenen Verordnungen den Kläger in feinen Rechten 


verieße; 

2. daß die tatfächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden jeien, welche die Polizei⸗ 
behörde zum Erlafje der Verfügung berechtigt haben würden. 

Die Prüfung der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen polizetlichen Verfügung 
erftredt fi) auch auf diejenigen Fälle, in welchen bisher nach 8 2 des Geſetzes vom 
11. Mai 1842 (G. S. S. 192)! der ordentliche Rechtsweg zuläffig war. 

Die Entſcheidung tft endgültig, unbefchadet aller privatrechtlichen Berhältnifie. 

2 Der angezogene 8 2 lautet: 

Wenn derjenige, welchen durch eine polizeiliche Berfügung eine Verpflichtung auf- 
erlegt wird, die Befreiung bon berfelben auf den @rund einer befonderen gejetzlichen 
Vorſchrift oder eines fpeziillen Nechtötiteld behauptet, fo iſt die richterliche Enticheidung 
fowohl über das Recht zu diefer Befreiung als auch über deffen Wirkungen zuläffig. 

8 128. Un Stelle der Befchwerde in allen Fällen des 8 127 findet die lage 
jtatt, und zwar: 

a) gegen Die Serfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu 
einem Landfreife gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 10000 Ein- 
wohnern beträgt, bei dem Kreisausſchuſſe; 

b) gegen die Verfügungen des Landrat3 oder der Ortöpolizeibehörden eines Stadt⸗ 
kreiſes oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit mehr als 
10000 Einwohnern bei dem Bezirksausfchufie. 

Die lage Tann nur auf die gleichen Behauptungen geftüßt werden, wie Die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ($ 127 Abi. 3 und 4). 

8 129. Die Bejchwerde im alle des 8 127 Ubf. 1 und die Klage im Falle 
des & y „ind bei derjenigen Behörde anzubringen, gegen deren Verfügung fie 
gerichtet find. 

Die Behörde, bei welcher die Beſchwerde oder Klage angebracht ift, hat dieſelbe 
an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu befchliegen oder zu entjcheiden 
bat. Der Befchwerdeführer bzw. Kläger ift hiervon in Kenntnis zu feßen. 

Die Frift zur Einlegung der Befchwerde und zur Unbringung der lage gegen 
die polizeiliche Verfügung, fowie gegen den auf Beichwerde ergangenen Beſcheid 
beträgt zwei Wochen. 

Die Anbringung des einen Nechtsmittel3 fchließt dad andere aus. Iſt Die 
Schrift, mittel3 deren das Rechtsmittel angebradht wird, nicht als Klage bezeichnet, 
oder enthält diefelbe nicht ausdrüdiich den Untrag auf Entjcheidung im Verwaltungs: 
ftreitverfabren, fo gilt dieſelbe als Beſchwerde. Bei gleichzeitiger Unbringung beider 
Rechtsmittel ift nur der Beſchwerde Fortgang zu geben. Das hiernach unzulälfiger: 
weile angebrachte Rechtsmittel ift durch Verfügung der im Abſatz 1 bezeichneten 
Behörde zurüdzumeifen. Gegen die zurüdweilende Verfügung findet innerhalb zwei 
Wochen die Beichwerde an die zur Enticheidung auf die Klage berufene Behörde ftatt. 

Wird die Beſchwerde oder Klage der Lorichrift des eriten Abſatzes zumider 
innerhalb der geſetzlichen Frift bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur 
Beſchlußfaſſung oder Entfcheidung darüber zuftändig tit, fo gilt die Frift als gewahrt. 
Die Beichwerde oder Klage ift in folchen Fällen von der angerufenen Behörde 
in aa alling an diejenige Behörde abzugeben, gegen deren Beſchluß 
fte gerichtet ift. 

8 130. Gegen polizeiliche Berfügungen des Regierungspräfidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Befchwerde an den Oberpräfidenten und gegen ben vom 
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Oberpräſidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die 
Lelage bei dem Oberverwaltungsgerichte nad) Maßgabe der Beſtimmungen des 8 127 
Abſ 3 und 4 ftatt. 

Segen polizeiliche Berfügungen des NRegierungspräfidenten in Sigmaringen 
et innehalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. 

131, Der 8 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (G. ©. ©. 192)! findet 
auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Berfügung im Berwaltungsftreitverfahren 
Durch rechtsfräftiges Endurteil aufgehoben worden iſt. 


1 Der angezogene $ 6 lautet: 

Wird eine polizeiliche Verfügung im Wege der Beichwerdbe als geſetzwidrig ober 
unzuläffig aufgehoben, fo bleiben dent Beteiligten feine Gerechtſame nach den allgemeinen 
gefeglichen Beltimmungen über die Vertretungsperbindlichfeit der Beamteu borbehaltent. 


— 


D. Beitellung der Forftichugbeamten zu Hilfs- 
Deamten der Staatsanwaltichaft. 


I. Zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltichaft find beftellt worden: 
1. Bon den Töniglichen Forſtſchutzbeamten: 

a) NRevierföriter, Hegemeifter, Förſter, Forftauffeher und Forfthilfsjäger — 
auch während der zeitweiligen Verwendung als KForjtpolizeilergeanten in 
den Städten —, fowie diejenigen Waldwärter, welche auf Forſtanſtellungs⸗ 
beredjtigung nach den Beitimmungen über Ausbildung, Brüfung und 
Anitellung für Die unteren Stellen des orfidienfted dienen. Bu den 
Soritbilielägern find die Jäger der Klaſſe A, als auch die Dberläger 
der Klaſſe A (die fogenannten Kommandojäger) zu rechnen. (M. J. 
u. J. M. v. 23. 11. 1881, 3. 1. 1883 u. 16. 3. 19086. 

b) Meifter und Wärter der forftlicden Nebenbetriebsanftalten, wenn fie 
aus der Klaſſe der auf Forftverforgung dienenden Jäger hervorgegangen 
find; jedoch nur infoweit und folange fie zur Ausübung des Forftichußes 
herangezogen werden. (JIJ. M., M. L. u. M. J. v. 25. 4. 1898.) 

2. Diejenigen Gemeinde Forftichukbeamten, welche aus dem Jägerkorps als forit- 
verjorgungsberechtigt hervorgegangen find oder nod) auf Forjtverforgung dienen, 
foweit fie als wirklihe Kommunalbeamte die Eigenſchaft mittelbarer,*) 
dem BDisziplinargefeb v. 21. 7. 1852 unterftehender Beamten befigen und 
gemäß 8 23 Bit 3 des Forſtdiebſt.Geſ. v. 15. 4. 1878 ein für allemal 
gerichtlich beeidigt werden können. (M. J. u. J. M. v. 8. 11. 1891 u. 
3. 1. 1899.) 

II. über die diefen Beamten in ihrer Eigenfchaft als Hilfsbeamte der Staats: 
anwaltfchaft zuftehenden befonderen Befugniſſe ift Durch Min.⸗Verf. v. 23. 7. 1888 
(D. %. 8. 15 ©. 369) folgendes beftimmt: 

1, Nach 8 153 des Gerichtöverfaffungsgefehes**) haben die Hilfsbeamten der 
GStaatsanwaltichaft den Unordnungen der Staatsanwälte bei dem Landgerichte ihres 
Bezirkes und der diefen vorgefehten Beamten Folge zu leiften. Danchen find fie aber 


*) Mittelbar heißen biejenigen Staatsbeamten, bie dei einer bem Staate untergeorbnneten öffentlichen 
Korporation (Provinz Kreis, Gemeinde, Gosletät) angeftelt find. 

*“) 8 1658 bes Gerichtsverfaffungsgefepe® lautet: Die Beamten bes Boligels und Sichecheltßdienfies find 
Hilfsbeamte der StaatSanwaltihaft ud find in biefer Eigenfchaft verpflichtet, den Anorbnungen der Staats⸗ 
auwälte bei bem Qandgerichte ihres Bezirkes und der diejen vorgeſetzten Beamten Folge au leiften. 

Die nähere Bezeichnung derjenigen Beamtenklafſen, auf welche diefe Beltimmung Anwendung findet, 
erfolgt durch Die Yandesregierungen. 
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unter Umftänden zu jelbitändigem Handel befugt und verpflichtet, inSbefondere find 
fie nad) 88 98 und 105 der Strafprozeßordnung bei Gefahr im Berzuge zu Be: 
{ale nahmen und zur Anordnung von Durhfuhungen (ſowohl zum Zwece 

er Ergreifung der wegen ftrafbarer Sandlungen Berfolgten, als zur Aufſuchung von 
. Beweismitteln) ermächtigt. 

Die Beitelung der Yorftfchugbeamten zu Hilfsbeamten der StaatSantwaltidhaft 
‚hat nun, was den fahlihen Umfang der ihnen übertragenen Funktion angeht, 
‚zunächit die Bwede des Boritihuped im Auge, und foweit e8 auf felbftändiges 
Handeln in jener Eigenschaft anfommt, haben deshalb jene Beamten ihre Zätigfen 
zu beichränfen auf die Werfolgung folder Geſetzwidrigkeiten, welche in Dem ihnen 
am Hauptamte zugewiefenen Schugbezirfe begangen werden und in irgend einer Be 
ziehung zu ihrer Eaupfamttichen Tätigkeit ftehen, wohin vornehmlich Die Verletzungen 
der Forſt⸗, Jagd⸗, Feld⸗, Fiſcherei⸗ uf. Geſetze zu rechnen find. Auch Die Staat“ 
anmwälte werben bie Tätigkeit der Forſtſchutzbeamten ber Regel nach zum wegen 
ftrafbarer Handlungen diejer Urt in Unfpruch nehmen, doch bleibt es Deren Ermehen 
überlaffen, auch in anderen Fällen, wo ihnen [oides aus bejonderen Gründen 
erwünſcht fcheint, der Korftichußbeamten neben den ihnen fonit zur WBerfü 
Kae en Hilfsheamten, oder anftatt diefer, fi) zu bedienen, und auch auf folde 
Fälle eritredt fich die Verpflichtung der Forftichugbeamten, den Anordnungen ber 
Staatsanwälte Folge zu geben. 

2. Unlangend die örtliche Zuſtändigkeit der Foritichugbeamten als Hilfsbeamte 
der Staatsanwaltfchaft, fo verfteht es fich, daß dieſelben durch einen Auftrag bei 
Staat3anwalts die Befugnis erlangen, auch außerhalb ihres eigenen Schub: 
bezirkes tätig zu werden. Dagegen befchränft fich bie Befugnis zu ſelbſtändigem 
Handeln in der Regel auf den Schußbezirk des einzelnen Beamten. ine Aus: 
nahme von diefer Hegel ergibt fich aus dem echte der Nacheile und aus analoger 
Anwendung des 8 167 des Gerichtö-Berfaflungsgefeßes, wonach ein Gericht Amts: 
Handlungen außerhalb feines DBezirfes ohne Bufkimmung bed Amtsgerichts des Ortes 
nur vornehmen darf, wenn Gefahr im Verzug obwaltet, in welchen Falle dem 
"Amtsgerichte des Ortes Unzeige zu machen if. In entjprechendem Sinne ift anzu 
nehmen, daß die in Rede ftehenden Beamten, fofern es fi um Zuwiderhandlungen 
-gegen die Strafgefege handelt, gegen welche fie nach dem zu 1 Geſagten ſelbſtändig 
einzujchreiten haben, auch außerhalb ihres Dienſtbezirkes Beichlagnahmen und Durd» 

uhungen felb}tändig vornehmen fünnen, jedoch nur dann, wenn fie in Der Berfolgung 
des Täters (unmittelbar oder nag feinen Spuren) begriffen ſind, und wenn zugleich 
die bei einer Verzögerung der Maßregel obwaltende Gefahr der Erfolglofigfert fo 
dringlich tft, Daß nicht nur ein Antrag bei dem zuftändigen Richter, fondern 
‚eine vorherige Berftändigung mit der Ortspolizeibehörde nicht angängig iſt. 

in einem folchen Falle ijt aber, und zwar baldmöglichft, der Ortspolizeibehörde 
Anzeig zu machen. 
ie Befugnis zur Vornahme von Amtshandlungen im Gebiete eines anderen 

Bundesftaates befchränft fich übrigens auf die nach S 168 des Gerichts-Ber- 
fafſungsgeſetzes ftatthafte Serfolgung und Srgreifung Flüchtiger. Insbeſondere haben 
bie Forſtſchutzbeamten durch ihre Beftellung zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltichaft 
nicht die Befugnis zur Vornahme von Hausſuchungen im Gebiete anderer Bundes 
Staaten erlangt, müfjen hierzu vielmehr nach wie vor die Dort zuftändigen Behörden 
in Anfpruch nehmen. 

2 Ein zum Hilfsbennten ber Staatsanwaltfchaft Heftellter Yorft« und d 
-beanıter üb ! cher feine Anitsbefugniſſe nicht, a Ah bei & br im —E 
d. h. wenn die örtlich zuſtändigen Organe nicht zur Stelle find, und ein 
am ei polizeilihes Einfchreiten geboten ericheint, au auf benachbarten, 

einem Schube nicht unterftellten Sagdterrain eine Beichlagnahme vornimmt, um daburd 
«in Bemwelsniittel von Bedeutung ji die Unterſuchung fiber uftellen; & 3. ein wäbrenb 
der Schonzeit geſchoſſenes Reh. (DO. 2. ©. v. 18. 5. 1897, & 3. 29 ©. 306.) 

2 But Vornahme don Beihlagnahmen und Durchſuchungen außerhalb feines 
Sch ezirkes iſt der Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft bei Gefahr im Berzuge aud 
in den llen zuftändig, in denen er ben Täter einer in feinem Schutzbezirke begangenen 


* durch einen britten bon der Bumiderhandlung in Kenntnis gefeßt wird. 
Seine Örtlihe Buftändigfeit deckt fich dabei aber, bon beſonderen Ausnahmen abgefehen, 
niit den Umfange bed Landgerichtsbezirtes, in welhem er zum Hllfäbeamten ber 
Stantsanmwaltihat beſtellt iſt. (MR. G. dv. 18. 12. 1903, Jahrb. b. Entſch. Bd. 2 ©. 73.) 
3. Der Herr Auftizminifter hat fich bereit erflärt, die Stantsanwälte dahin ans» 
zuweifen, daB dieſe ihre Uufträge an die Forſtſchutzbeamten der Regel nad) unter der 
Adreſſe der betreffenden Oberföriter, und nur aus bejonderen Gründen, wie namentlich 
in ſolchen Fällen befonderer Dringlichkeit unmittelbar an die Forſtſchutzbeamten erlaffen, 
in welchen zu beforgen, daß der Umweg durch die Hand des Oberförſters den Auftrag 
an den Forſtſchutzbeamten wirkungslos machen könnte. In letzterem Falle Hat der 
Forſtſchuzzbeamte felbft dem Oberförfter von dem ihm gewordenen Auftrage — 
als möglich Anzeige zu machen. Die Oberförfter haben die unter ihrer Adreſſe ein⸗ 
gehenden Aufträge der Staatsanwälte den beauftragten Forſtſchutzbeamten ungefäumt 
zuzuftellen. Glaubt ein Oberförfter, daB durch einen Auftrag des Staatsanwalts an 
die Forftichugbeamten das Intereſſe des Forftdienftes gefchädigt werde, jo hat er der 
vorgefehten Regierung zu berichten. Die Uusführung des vom Staatsanwalt einmal 
erteilten Auftrages darf jedoch aus diefen Grunde in Teinem alle verweigert oder 
verzbgert werden. . 

. Die Forſtſchutzbeamten Haben bei Erledigung von Wufträgen der Staats» 
anwälte die Liquidation der etwa zu beanfpruchenden Zagegelder und Reiſekoſten dem 
auftraggebenden Staatsanwalt zur — einzureichen. Doch dürfen bei 
Ausrichtung folcher Uufträge innerhalb des eigenen Schupbezirtes Tagegelder 
und Reiſekoſten in Teinen Falle verlangt werden. Soweit ein Forſtſchutzbeamter als 
Silepeamier der Staatdanwaltfchaft jelbftändig tätig wird, ift dies als eine 

ätigfeit in feinem Hauptamte anzufehen, wofür Tagegelder ufw. grundfählich nicht 
gewährt werden. 

ı Ein Unfpru auf Reiſekoſten und Tagegelder fteht ihnen nur dann zu, wenn fie 
auf Grund eine Auftrages ber tantdanwalticaft außerhalb ihres Schutbezirtes 
wegen einer firafbaren Handlung tätig werden, welche in Feiner Beziehung zu ihrem Haupt» 
amte fteht. (J. M. v. 20. 10. 1883.) 

5. Die Konigliche Regierung wolle die vorftehenden Beitimmungen zur Kenntnis 
aller beteiligten Foritbeamten bringen. Es darf vorausgefeht werden, daß die Forft- 
fhugbeamten fi mit den die SHilfsbeamten der Staatsanwaltfchaft bejonders be» 
rührenden geleplichen Vorfchriften, insbefondere mit den Vorfchriften der Strafprozeß⸗ 
ordnung über Beichlagnahme, Durchſuchung und vorläufige Feſtnahme, gend end 
vertraut machen, und daß die Serzen Sorft,änfpettionsbeamten ſich davon, daß dies 
der Fall, in geeigneter Weife Überzeugung verfchaffen. 

1 Bol. im een bie Erläuterungen zu Beichlagnahme und zu Durchſuchung — 
85 9 ff. d. Str. B. DO. XI B 5. W., und zu 8 40 der Forſterdienſtinſtruktion, II d. W. 

III. Außer den vorichend aufgeführten Befugnifien ſteht den zu Hilfäbeamten 
der Staatsanwaltichaft ernannten Forſtbeamten das Necht zu, auch ohne unmittelbaren 
Auftrag der Staatsamva oft ftedbrieflih — 3. B. wegen Tötung oder Körper: 
verlegung eines Forſt- und Jagdbeamten, wegen Wiberftand gegen einen folchen uf. — 
verfolgte Perfonen feitzunehmen und an die nächite Polizeiverwaltung oder in das 
nächfte Serichtögefängnis abauliefern. 

Als Hilfsbeamte der Staatsanmwaltfchaft find die betreffenden Forſtbeamten 
Beamte des Polizeis und Sieperheitsbienfted, und das Recht zur Feſtnahme ergibt 
fih für fie auß der von der Staatsanwaltihaft in den Stedbdriefen allgemein 
erlafienen Unordnung: 


„Alle Behörden und Beamten des Polizei» und Sicherheitsbienftes werden aufs 
gefordert, den N. N. feſtzunehmen und an die nächte Polizeiverwaltung oder 
in da8 nächfte Gerichtsgefängnis abzuliefern.” 
Es macht keinen Unterſchied, ob der Stedbrief zur Berhängung einer Unter⸗ 
a ee oder zur Vollſtredung einer bereit rechtskräftig gewordenen Freiheits⸗ 
afe erlafjen worden tft. 
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— — — — nn — — — — — — 


Für den Transport der Feſtgenommenen bis zum nächſten Gerichtsgefängnis find 
grundſätzlich die Verwaltungsbehörden zuſtändig. Dieſe haben in erſter Linie über 
die Art und Weiſe der von ihnen zu bewirkenden Transporte zu befinden und Dafür 
die Verantwortlichkeit zu tragen. (J. M. v. 11. 12. 1902.) 

über die Koften des Transports der von den Behörden und Beamten des Polizei: 
und Sicherheit3dienites verhafteten und in die Gerichtsgefängniffe einzuliefernden 
Perſonen beftimmt der Minifterial-Erlaß vom 12. 9. 1859 (%. M. Bl. ©. 298), 
daß, nur wenn die Verhaftung auf Anordnung des Gerichts oder der Staatsanwalt: 
Schaft erfolgt ift, die Transportfoften von dem Beitpunfte der Verhaftung an auf Die 
Juſtizkaſſe zu übernehmen find, wobei es Teinen Unterjchied macht, ob die Unordnung 
ipeziell an die Bolizeibehörde oder in einem Stedbriefe enthalten if. Dagegen müſſen 
die Koften des Transports der von den Polizeibehörden auf eigene Beranlafjung, 
ohne vorhergegangene Unordnung oder ftebrieffiche Verfolgung feitens der Gerichte 
und Beamten der Stantdanwaltichaft, verhafteten Verdächtigen nad) dem Drte Des 
Gericht? von den Polizeiobrigkeiten bzw. den Gemeinden getragen werben. 

ach diejer Beitimmung würde alfo auch) ein Förfter als Hilfsbeamter der Staats- 
anwaltichaft, entgegen der Beſtimmung unter Ziffer 4 der obigen allgem. Bert. 
v. 23. 7. 1883, Anfpruch auf Transportloften haben, wenn er einen ftedbrieflicd 
Berfolgten in feinem Schutzbezirke feitnimmt und ihn der nächiten PBolizeiverwaltung 
oder in das näclie Gerichtsgefängnis abliefert. Die Feitfeyung der Koften hat durch 
die Staatsanwaltichaft zu erfolgen, welche den Stedbrief erlafien hat. (Vgl. Amts- 
gerichtärat Berger in d. D. 5. 8. 1905, ©. 842.) 


— — — — — — 


E. Waffengebrauch der Sorſt- und Jagdbeamten. 


Ein Unterſchied in bezug auf das Recht zum Tragen von Waffen zwiſchen 
Beamten und Nichtbeamten, bzw. bei den Forſtſchutzbeamten zwiſchen königlichen und 
Kommunal⸗ und PBrivatbeamten, oder zum Waffengebrauch berechtigten und dazu nicht 
berechtigten Beamten, befteht nicht. 

Bol. über das Recht zum Führen und Feilhalten von Waffen 8 367 Nr. 9 
Str. ©. B. XIAd. W. 


Geſetz Über den MWaffengebrand der Sorft- und Yagbbramten. 
Zom 31. 3. 1837. (&. ©. ©. 65.)*) 


8 1. 1. Unfere Forſt⸗ und agbbeamien, fowie die im Stommunal- vder “Privat: 
dienfte ftehenden, wenn jie auf Lebenszeit angeftellt find oder die Rechte der auf 
Lebenszeit Angeſtellten haben, no Vorſchrift des Geſetzes vom 7. 6. 1821 8 20, 
vereidigt und mit ihrem Dienſteinkommen nicht auf Pfandgelder, Denunziantenanteil 
oder Strafgelder angewiejen find, haben die Befugnis, in ihrem Dienfte zum Schuge 
der Forſten und Jagden gegen dl und Wilddiebe, gegen Yorft- und Jagd—⸗ 
fontravenienten, von ihren Waffen Gebrauch zu machen: 

1. wenn ein Angriff auf ihre Perſon erfolgt, oder wenn fie mit einem folchen 
Ungriffe bedroht werden; 

2. wenn Diejenigen, welche bei einen doßz, oder Wilddiebſtahl, bei einer Forſt⸗ 
oder Jagdkontravention auf der Tat betroffen oder als der Verübung oder 
der Abſicht zur Verübung eines ſolchen Vergehens verdächtig, in dem Forſte 
oder dem Jagdreviere gefunden werden, ſich der Auhaltung, Pfändung oder 


*) Dies Geſetz iſt durch die Verordnung von 18. 5. 1889 in Neuvorpommern und Rügen, durch die 
Berordn. vom 6. 1867 in den 1866 neu erworbenen Qandesteilen und burd) Berorbn. vom 24. 12. 1869 aud 
im Kreife Qauendurg eingeführt. 
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Abführung zu der Forſt⸗ oder Polizeibehörde, oder der Ergreifung bei verfuchter 

Flucht tätlich oder durch gefährliche Drohungen widerfehen. rung ruch 
2. Der Gebrauch der Waffen darf aber nicht weiter ausgedehnt werden, als es 
zur Abwehrung des Angriffs und zur Überwindung des Widerſtandes notwendig iſt. 
3. Der Gebrauch des Schießgewehrs als Schußwaffe ift nur dann erlaubt, wenn 
der Angriff oder die Widerfeglichkeit mit Waffen, Arten, Knütteln oder anderen ge 
fährlichen Werkzeugen, oder von einer Mehrheit, welche ftärker ift als die Zahl der 
ur Stelle anweſenden Forft« oder Jagdbeamten, unternommen oder angebroht wird. 
er Androhung eines folchen Angriffs wird es gleichgeachtet, wenn der Betroffene 
Die Waffen oder Werkzeuge nach erfolgter Uufforderung nicht fofort ablegt oder fie 

wieder aufnimmt. 


2 Un die Stelle der Borfchrift v. 7. 6. 1821 find inzwiſchen die 88 23 bis 25 bes 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes v. 15. 4. 1878 getreten; dgl. diefes, IX C 1 db. W. 

8 Außer den in dent vorjtehendben 8 1 erwähnten Forſt⸗ und Jagdbeamten find zunı 
Waffengebraudye nah Maßgabe biefes Geſetzes noch berechtigt: 

a) Laut Ullerh. Kab.O. v. 6. Oltober 1837 und dv. 19. Wpril 1838 (G. ©. v. 1838 
©. 257, 258) die zum zwanzigjährigen Militärdienfte verpflichteten Korpsjäger, welche, 
nachdem fie zur Reſerve oder als Halbinvalide beurlaubt, interimiſtiſch als Forſt⸗ 
fhußbeamte angeftellt und als ſolche vorſchriftsmäßig vereidet worden find. 

b) Laut Kab.O. v. 21. Mat 1840 (G. ©. ©. 129) diejenigen Korpsjäger, welche in: 
Konımunal und Pripatdienfte zwar nicht auf Lebenszeit angeltellt, aber borfchrifts- 
mäßig vereidet find und non dem Kommandeur der betreffenden Jäger⸗Abteilung 
das Qualifikations⸗Atteſt über die Befugnis zum Waffengebrauch im Forſt⸗ und 
Jagddienſte erhalten haben. 

c) Laut Kab.O. v. 19. Februar 1842 (8. ©. ©. 111) diejenigen Rorpäjüger, welche 
bon Töniglichen Forſtbeamten zur Verſtärkung des Forſt- und Jagdſchutzes an- 
genon men und VorfchriftSmäßig vereidet worden find. 

d) Zaut Allerh. Erl. v. 21. April 1855 (8. S. S. 633) diejenigen auf Horftverforgung 
dienenden Sgäger, welche nad) dreifähriger Dienftzeit während der ſechs Wintermonate 
oder zur Dispofition ihres Truppenteils beurlaubt werden und bon ben Kommandeur 
des betreffenden Jäger⸗Bataillons das Qualifikations⸗Atteſt zum Waffengebraud 
im Forſtſchutzdienſte erlangt haben. Gezieht fi) jetzt nur noch auf Oberjäger.) 

8 Die unter 2 aufgeführten Verordnungen beziehen ſich nach ben zurzeit gültigen 
Beitinnmungen über die Erwerbung der Forſtanſtellungsberechtigung ausſchließlich auf die 
Nejervejäger der Klaſſe A; diefelden befagen, daß unter ben Vorausſetzungen 
des 8 1 (Fernhaltung jeder Anzeigegebühr ufw.) die Befugnis zum Waffengebrauch erft 
erlangt wird: 

a) bei den in Staatsforftdienfte Beichäftigten 

durch die Vereidigung auf da8 F. D. &., 
b) bei den im Rommunal⸗ und Privatdienfte Beichäftigten 
durch die Vereidigung auf das F. D. &. und 
Erteilung des Qualifikationsatteſtes zum Waffengebraud) feitens ded Komman⸗ 
deurs des Jäger⸗Bataillons (S 19 d. Beit. v. 1. 10. 1905, 15. W.). 

Ohne dieſe Grundbedingungen haben die Rejerbejäger nicht das Recht zum Waffen 
gebraudy, fie dürfen in vorkommenden Fällen aljo nur in den Grenzen ber Notwehr don 
den Waffen Gebrauch maden. 

Es ergibt ſich hieraus, daß Meferbejäger, welche im Staatsdienite beichäftigt, auf 
das %. D. ©. vereibigt und font dort zum Waffengebrauch bereditigt find, bei einent 
Übertritt in den Gemeinde⸗ oder Privatdienft nur von der Waffe Gebrauch machen dürfen, 
wenn fie bereit? das Qualifikations⸗Atteſt zum Waffengebrauch befigen oder, wenn dies 
nit ber Fall iit, exit von den Zeitpunkte ab, an welchem das auf ihren Untrag bei der 
ee vom Bataillons⸗tommandeur erteilte Attejt in ihren Beſitz gelangt. 

er. d. Inſp. d. Jag. und Schüß. dv. 10. 3. 1890.) 

4 Den Forſt⸗ und Jagdbeaniten fteht ber Waffengebraud nur Bei Ausübung ihrer 
dienftlihen Funktionen (Forſt- und Jagdſchutz gegen Holz. und Wilddiebe, Forſt⸗ und 
Yeodfontrabenienten) und unter den fonjtigen gefeglichen Beſtimmungen nur innerhalb der 

venzen derjenigen Forfte und Jagdbezirke zu, in welchen fie mit der amtlichen Yunktion 
bes Forſt⸗ und Sagdfchuges betraut find. Die Übertragung diefer Funktionen und bie 
eltiegung ihres Umfanges ift jedoch lediglih Sache ber Dienftbehörde. (F. M. v. 
9. 6. 1856, M. BL ©. 176.) 

Radtie, Handbuch. 4 Aufl 45 


706 XI Aus dem Strafrecht. 





Königliche Forſichutzbeanite, denen gleichzeitig ber Schuß in einer anderen (&emteinde-) 
Waldung. wenn auch nur interimiftifch, überizagen worden, haben auch in diefen 
die Berechtigung zum Daengebraude, falls fie dieſelbe im Stantsbienfte beſitzen Ei 
v. 17. 6. 1845, M. BL ©. 193.) 

5 Bei Ausübung ber Kifcherei-Poligel, welche einzelnen koniglichen Forſtbeamten für 
deftimmte, an ihre ordentliden Dienftbezirke nicht gebundene Diftrilte übertragen ift, werden 
biefelden nicht durch die Autorität gededt, welche ihnen im Anfejung ber zu ihrem eigent- 
lichen Def gräggen Amtsbandlungen beivohnt. (M. %. u. 2. v9. 22. 9. 1879, 

. J. B. 1 


% Der Waffengebrauch feitens eines eanıten, gegen welchen ein perjönlicer 
Angriff erfolgt, oder welcher mit einem folgen bebroht wird, ift al bereditigt anzuſehen 
Hat der Forſibeamte in einem foldhen Falle von feinen Waffen Gebrauch gemacht, umd 
wird er wegen Mißhandlung angeklagt, jo Tann ihm eine zur gerichtlichen Berfolgung ge 
eignete überfchreitung feiner Amtsbefugnifle nicht gut Laft gelegt werden, und die Fer 
folgung des Rechtsweges ift ausgelälofen. (8.8.8. v. 8. 1. 1876,82 J. B. 8 S. 421) 

7 Das Waffengebrauchsrecht der Forſt⸗ und meet ift aber nicht auf bie Forũ 
oder das Jagdrevier beichräntt, fondern findet au außerhalb der Forſt und i 
aud dann ftatt, wenn ein innerhalb der Forſt uf. betroffener Frebler ſich bei feiner 
Verfolgung erft außerhalb derfelben tätlich widerfeßt. 

4 Dei Bausfucungen fteht ihnen aber das Waffengebrauchsrecht nad Ziffer 2 des 5 1 
nicht zu. 


8 Wirb bie Herausgabe der Art, melde zur Ausführung bes Frevels 
beſtimmt war, nur verweigert, fo ift der Beamte zun Bebraude der Schuß—⸗ 
waffe wicht berestist. Sobald aber durch die Urt eine Gefahr droht, Tan das Niederlegen 
ſowohl ir rund des Wa ngebrancheseer· als auch des Notwehrparagraphen gefordert 
werben. (G. K. K. vom 18. 4. 1857, J. M. BI. ©. 381.) — Bgl.$ 3 Nr. 3 des En. G. 
und $ 41 der Förfterdienftinftruftion (Abſchnitt II). — 

d Es dürfen Waffen jeder Art gebraucht werben, vgl. Urt. 3 der nachfolgenden 
Snitruftion vom 17. 4. 1837. . 

2. Die Beamten müfjen, um fich der Waffen bedienen zu dürfen, in Uniform 

ober mit einem amtlichen Abzeichen verſehen fein. 


2 Pal hierzu Urt. 9 der nachfolgenden Suftruftion vom 17. 4. 1837 mit dem dazu 
gehörigen Bemerkungen, 8 10 der Snftruftion vom 21. 11. 1837 und Nr. 1 gu „B. Interim⸗ 

niform*, Abſchnitt „Uniformierung*, IV Bb. W. 

2 Sänitlihe Forſtbeamten, namentlich aud) die goritveferendnre und Forjtaflefforen, 
baden im Walde ſtets in Uniform zu erfcheinen. (M. L. d. 4. 9. 1907,M. BL. f. 2. ©. 379.) 

Beranlaffung zu diefem Erlafje gab die Klage eines Wilderers gegen einen Königlichen 
Forſtreferendar auf Schadenerfag wegen Koͤrperverletzung. 

Der KHorftreferendar, nur mit einen Jagdzivilanzuge befleibet und ohne 
mit eınen amtliden Abzeichen verjfehen, verfolgte den fliehenden, eine D 
auffuchenden Wilderer, der mit einer Flinte bewaffnet war, und ftredte ihn durch einen 
Kugelſchuß in das Kniegelenk bes rechten Beines zu Boden. Der Wilderer begründete die 
Klage Damit, daß ber Heferendar bei den Vorfall nicht die Walduniform oder ein ſonſtiges 
Abzeichen getragen, das ihn als Zöniglichen Forſtſchutzbeamten kenntlich gemadt, und er 
ſomit feine amtliden Befugniffe überfchritten hätte. Bor der mündlichen @eridit!- 
berhanblung erhob die zuftändige Königliche Regierung den Konflikt. 

Das Oberverwaltungsgericht eradjtete in feiner Entiheidung vom 14. 6. 07 den 
Konflikt für begründet, was die Einftellung bes gerichtlichen Berfahrens zur Folge Hatte. 

Aus den Gründen ift bemerkenswert: 

Der Ungellagte (Forſtreferendar) bat, obwohl er fih noch im Borbereitungsdienit 
befindet, Beamteneigenſchaft, da er den allgemeinen Staatsdienereid bereits geleiitet hat. 
Trotzdem er die Beamteneigenfchaft befaß, tvar er ald Beamter ohne weiteres nicht befugt, 
von feiner Waffe Gebrauch zu machen, denn nach 5 2 des Geſetzes über den Waffengebraud 
vom 31. 3. 1837 und feiner Entjtehungsgefchichte it nur einem mit der Uniform 
befleideten oder mit einem amtlichen Abzeichen verfehenen Forſt- und Jagdſchutzbeamten 
ber Waffengebraud nad Maßgabe bed 5 1 des Geſetzes geftattet. 

Ohne Untform ober Abzeichen Tein Recht zum Waffengebraud auf Grund bes Waften: 
gebrauchsſsgeſetges. Das Urteil des Gerichtshofes zur Enticheidbung der Kompetenzkonflikte 
bom 9. 6. 1866, wonach der Beamte, auch ohne mit einem amtlichen Abzeichen verfeben 
zu fein, zum Waffengebrauch berechtigt iſt, fofern den Frevler ber Schutzbeamte als folder 
befannt tft, ift nicht als rechtsgültig anzuerkennen und Tann ebenjowenig an obigem 
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Grundſatze etwas ändern als die jpäteren Uniformborfchriften. (Ber. & M. v. ©. 8. 1809, 
Unm. 8 zu Art. 9 ber nachfolgenden In tion ». 17. 4. ) 


Konnte das Geſetz vom 91. 3. 1837 für den Bellagten, ber dem 8 2 nicht genügt 
hatte, niemals als Grundlage ber Feſtſtellung bienen, baß er fich Innerhalb der Grenzen 
einer Ymeabefugniffe gehalten oder einer Amtsüderfchreitung nicht fhuldig gemacht habe, 
o ericheint der Konflift doc aus anderen Grwägungen begründet. Aus ber Unanwend⸗ 

arfeit des Geſetzes, welches ben eaffengebrnug er ori und Jagdſchutzbeamten jr 

| diejenigen Yälle regelt, wenn fie fih in Uniform befinden oder mit Abzeichen berieben 

find, folgt noch nicht, daß ber Deaffengebraug eines Forſt⸗ und Nesbiäugbenmten in allen 
anderen Fällen rechtswidrig iſt. Vielmehr muß vom Konfliktsrichter auch geprüft werben, 
ob bie Handlung, wegen beren Begehung oder Unterlaffung ein Beamter gerichtlich 
verfolgt wird, wenngleich fie durch ein Spezialgeſetz für bie Beamten nicht gerechtfertigt 
wird, dennod) nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen erlaubt geweſen lit. Denn wenn ein 
Beamter in Beranlaffung der Ausübung feines Amtes bie Gerechtſame eines Privaten 

wahrnimmt, fo tft das Vorhandenſein biefer Gerechtfame die Bedingung ber Nicht- - 
übderfchreitung dev Amtsbefugniſſe (vgl. Urt. v. 7. 5. 1897, Entid. d.O.%.&. Bd. XXXII 
©. 450/451). In diefer edlehung mmt im vorliegenden Falle in Frage, ob der Schuß 
auf ben Klaͤger für ben Beflagten durch Notwehr geboten war; trifft dies zu, fo fehlt dent 
Borgeben bes Beklagten bie Widerreihtlichkeit (5 227 B. &. B.). Für die Beurteilung, 
ob der Beklagte auf den Kläger fchießen mußte, um einen gegenwärtigen rechtSwidrinen 
Ungriff von fich abzuwenden, tft Die Sachlage hinreichend durch den vorgetragenen inhalt 
der Strafalten gegen den Stläger geklärt, und bie von letzterem beantragte weitere Beweis⸗ 
aufnahme nicht erfordberlih. Unmittelbar nach dem unberechtigten Jagen auf einen Hafen 
wurde der Stläger verfolgt; er erseit nach eigener Angabe die Flucht, un der Feſtſtellung 
jeiner Perſonlichkeit zu entgehen. Auch ohne Rüdficht auf feine Beamteneigenichaft mar 
er Bellagte unter den obwaltenden Umpftänden nad) 8 127 der Strafprogeordnung wie 

edermann befugt, den Wilderer vorläufig feitzunehmen und zu diefem Zwecke zu verfolgen. 

ie ber Beflagte als Beuge im Strafverfahren gegen ben Stläger glaubhaft bezeugt bet 

wendete fich ber Kläger, fein Gewehr in den Händen baltend, auf der Flucht wiederholt 

gegen feinen Verfolger und jtrebte einer Stelle int Walde zu, bon der auß er Gelegenheit 

get hätte, ſelbſt gededt auf ben ungededten Beklagten zu ſchießen. Es bedarf nicht 

in der Rundverfügung des Minifters für Sanbroketichaft, Domänen und TYorften bom 

14. 7. 1897 (vgl Urt. 4 ber nachfolgenden Inſtruktion) niedergelegten Grundſätze — die außer 

Minwenbung bleiben müffen, weil das Geſetz vom 31. 3. 1837 nicht in Betracht kommt —, 

um auch bie Tatjae zu berüdfichtigen, daß der Kläger nach ber beftätigten mehrmaligen 

Aufforderung zum Ablegen feiner Flinte dennoch feine Schußwaffe bebielt, und daß ſich 

dieſe Ipäter als auf beiden Laͤufen geladen und geipannt erwies. Dies gefamte Verhalten 

des Klaͤgers ließ nur die eine Deutung zu, daß er auf den Beklagten (dießen wollte, um 

ihn bon der weiteren Verfolgung abzuhalten. Mit der Unnäherung an bie Dedung 

äbrende Stelle mußte ber Beklagte die Verwirklichung diefes Vorhabens als unmittelbar 

eooritehenb anfehen und durfte fi bemnad als gegertuärtig in feinem Leben bedroht 

erachten. Kraft bes Rechts ber Selbitverteidigung ftand ihm zu, ben gegenwärtigen recht3- 

paigen Angriff des Klägers abzuwenden, und er wählte hierzu das geeignete Mittel, 

den Kläger gum Schießen unfähig zu machen, indem er ihn durch einen auf die Beine 

gezielten Schuß in das Knie zu all brachte. Hielt fi) ber Beklagte danach in ben 

erlaubten Grenzen der Selbitverteidigung, wie fie ohne Rüdfiht auf feine Beaniten- 

eigenfchaft gezogen werden müflen, jo kann ihm auch nicht zur Laſt gelegt werben, daß er 

die Grenzen eine amtlichen Befugnifle überfchritten habe. Hätte ber Beklagte in der 

Beurteilung tatfähhliden Berbältniffe geirrt, wie ber Kläger behauptet, indem er 

verſichert, ex babe nicht auf den Beklagten —* wollen, ſo ſteht dies nicht entgegen, 

weil nach feſtſtehender Rechtſprechung des Gerichtshofes der tatlächlide Irrtum eines 

Beamten Teine —— — darſtellt. 

Hiernach ſteht feſt, daß der Beklagte ſich durch den Schuß auf den Kläger einer über⸗ 
[Breitung feiner Amtsbefugniffe nicht —* emacht hat, was die endgültige Einſtellung 
es gerichtlichen Berfahrens gegen ihn zur Folge hat. 

8 3. 1. Der Forſt⸗ oder Jagdbeamte, der hiernach von feinen Waffen Gebrauch 
emacht und jemand badurch verliebt Hat, ift verpflichtet, fomweit e3 ohne Gefahr für 
—* erſon geſchehen kann, dem Verletzten Beiſtand zu leiſten, und wenn er auf 
jemand geſchoſſen hat, nachzuforſchen, ob derſelbe dadurch verletzt ſei. Iſt es er⸗ 
forderlich, ſo muß der Beamte dafür ſorgen, daß der le zum nächiten Orte 
ebracht werde, wo die Bolizeibehörde für die ärztliche Hilfe und für die nötige 
ewachung Sorge zu tragen Ent. 

45* 





708 XL Aus dem Strafredit. 


2. Die Rurtoften find erforberlichenfalls, und zwar — Unferer Foren 
und Sfagden, von ber Sort und Sjagdverwaltung, binfichtlic der andern Forften 
und Jagden aber von den Forſt⸗ und Yagdbereditigten vorzufchießen, welche bes 
Erfah von dem Berlegten und den Teilnehmern bes Frevels, oder von den senken, 
je nachdem die Anwendung der Waffen gerechtfertigt befunden worden ift oder nich, 
verlangen Tünnen. 

2 Siebe bie Artilel 10 und 11 der nachfolgenden Juſtruktion v. 17. 4. 1837 unb bie 
SS 12 und 13 ber Inſtruktion dv. 21. 11. 183 


—F 4. uf bi bie Unzeige, daß jemanb von ‚einem Te Bars, ber Jenkpeanıten ($ 1) im Diese bu 
Unwenbung ber WBaflen verlegt wo worden, bat 5 tdes 8, ie Berl iR, mit 
usichung 8 Ines Dbeufgorfibeamten, ben — ellen und $ zu ermitteln, ein Mißbrauch ber 
affen ftattgefunden a Das 'S t if —* ü auf bie Anträge Rüdficht zu uchnıen, weiche ber 
Dber: orkbennıte zur ‚uufeläzun g ber © u maden für notwen tet. 


in Anfehung ober 
fan 


ns 

Ja — der mi nit gu Unſern Beamten gehört, bie 

im $ 4 vorgeichriebenen Ermittlungen ı orderlich. fo binfaelig ber Ranbesherrlihen ten ſtau 
m $ 4 erwähnten DOber⸗Forſtbeamten ber des ide O ame für bie Beil ober in &> 

bereun 5 in jebem alle ber 


angelun eines jolden der Rreiß-Banbeat, Kar aller au sıRbeamten aber 
Rreil-Ban var! bei ber Srmittelung ngugi 
Je ch beenbigter vori ent uhung bie Arten ten an das betreffende SGericht einzufenben, 
melde bie Berjenbtung en, „jobals fie als —ã orben, ber Regierung zur Grllärung über 
bie 17. ses ber am ——* mitt 
ach 


tieht das Gericht über bie 9 der Tinterfudumg. 
a t unb ben —— — Regierung beſchlo uf bie Sache nad ben 
te zwiſchen den Gerichten und Berwalt erteilten Berjchrifter 


vi weit bort bie fran beſteht. werben bie Ber 
—* — an ben D —æ— page enden Ba * eim 
gefandt und durch biefen ber Ratstammer desfelben witgereiit, weide a auf den cht bes 
ghters, nad) Anhörung ber Staatsbehörde, bie im $ 6 erwähnte Prüfung vornimmt und ben im & 7 son 


en Bl a ieh: 
er Berhaftung eines bed Baffenmißbrauchs beſchuldigten Froril- ober bbeamtes barj 
nur BR ren werben, wenn bie erueiehte Dienfibehörde barauf anträgt, oder wenn a ber 
it 


tt Nut itiv 
gerich 1. uterfudung u. ——— — mten, welcher angeklagt if, feine Befugnis gum 


Baffen uberfegritten u haben, können bie een bes Berlegten, der Teilnehmer an bem 
— an der er Bert ober Zagblontravention und folder Berfonen, die ber een bo en Wib DET 


orfte oder Kagbbeamte oder wegen Wilddiebſtahls zu einer Gtrafe m beipiehkasle 
utravention zu einer Krımt — verurteilt worben ſind, inte Ab nt keinen gur Anwen 


Straje hinreihenben Beweis begrü 

1 Die 4 bis 10 enthalten nur ſtrafprozeßrechtliche Vorſchriften — 
durch die Vorſchriften der Str. BP O. (8 151 Um. 163 63 uſw.), us) 5 d. W. und, ie 
fi um die Erhebung des Kouflilts (8 7) handelt, buch das 


Gefe betreffend Die Konflikte bei gerichtlichen Berfolgungen wegen Amts- uud Dienſthandlunges. 
Bom 13. 2. 1854. (G. ©. ©. 86.) 


Wird IR gegen bie Un 
über bie —— 
eriebigt werben. 


8 1. Wenn gegen einen Sivil- oder Militärbeamten wegen einer in As 
übung oder in Deranlafjung der Ausübung feines Umtes vorgenommenen Handlung 
oder wegen Unterlaſſung einer Amtshandlung eine gerichtliche Derfolgung im Wege 
des Fivil⸗ oder Strafprogefles eingeleitet worden ift, fo fteht der vorgejegten Propinzial- 
oder Sentralbehörde des Beamten, falls fie glaubt, daß demfelben eine zur gericht 
lichen Derfolgung geeignete Überjchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder Unterlaffung 
einer ihm obli egenden Amtshandlung nicht zur Laſt fällt, die Befugnis zu, den 
Konflift zu erheben. — — — — — — — — — — — — — — — — — —— 

8 3. Befindet der Gerichtshof, daß dem Beamten eine zur gerichtlichen Der. 
folgung geeignete Überfchreitung feiner Ämtsbefugniſſe oder Unterlafung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung nicht zur Laft fällt, fo entfcheidet er, daf der Kechtsweg 
gegen den Beamten unzuläffig ſei, im entgegengefegten Salle aber, daß derfelbe 
zuläffig fei. Ein Urteil der legteren Art präjudiziert weder dem Beamten in feiner 
weiteren Derteidigung vor dem Gerichte, noch dem Gerichte in feiner rechtlichen 
—— der Sache. 

2 Der entſcheidende Gerichtshof über Konflikte iſt ſeit dem Inkrafttreten ber neuen 
Juſtizgeſetze für Preußen das nes B che Oberverwaltungsgericht zu Berlin. 

3 Bon der Verhaftung eines rn ift der Dieunftbehörde Mitteilung zu machen. 
(SM. v. 21. 8. 1879, I. M. 3 

5 11 In Unfehung der Strafe ber Forſt⸗ und Jagdbeamten, weldhe des Miß⸗ 
brauchs der Waffen ſchuldig befunden worden, behält es bei den beſtehenden Vor⸗ 
fchriften der Beide fein Bewenden. 

1 Str. G. 3. 88 339, 340; XI A b. W. 


.—. von WM 77 ‚su... 
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8 12. Für die Eigentümer, Befiter und Inhaber von Forſten oder Jagd⸗ 
geveihtigkeiten, fowie für die Förfter, Waldwärter und Jäger, welche die im $ 1 
ezeichneten Eigenfchaften nicht beſitzen, wird durch dieſes Geſetz an den beftehenden 
Vorſchriften Über die Selbfthilfe und Notwehr nichts abgeändert. 
1 Siehe 853 Str. G. B. — XIAB.W. — und B. G. B. 88 227, 230 — XII Ab. W. 
— und bie dazu gehörigen Erläuterungen. . 


Iufirnktien für Die Königlichen Forſt und Zagdbeamten 
über den Maffengebraud, 
Bon 17. 4. 1837. 


Damit die in dem Geſetze vom 31. 3. 1837 enthaltenen Beitimmungen dem be- 
abfichtigten Bwede gemäß zur Ausführung gebracht und etwaigen Erzeilen beim 
Gebrauch der Waffen vorgebeugt werde, werden für die Töniglichen Forſten und 
Jagden nachftehende Unweifungen erteilt, welche gleich den in dem Geſetze felbit ent- 
baltenen Beitimmungen ein jeder Tüniglicher Forft- und Jagdbeamter ſich genau 
einzuprägen, ftet3 zu vergegenwärtigen und jtreng zu befolgen hat. 


Üllgemeine Beitimmungen. 


Art. L Unter den Forft und Jagdbeamten verfteht das 393 nicht bloß die 
zur Verwaltung und zum Schub ber Forſten und Jagden angeſtellten Oberfürfter 
und Forſter, fondern auch die zur Verſtärlung des Forſt-⸗ und Jagdſchutzes an⸗ 
enommenen Hilfsauffeher und Korpsjäger, jobald fie mit den im 8 1 des Gefehes 
timmten Erforderniſſen verfehen und namentlich gehörig vereidigt find. 
a Bgl. Nr. 2 6i8 4 zu 8 1 de8 voraufgeführten Geſetzes. 


Urt. 2, Die vorbemerktien Forſt- und Zagdbeamten find überhaupt nur dann, 
wenn fie ſich in den ihnen zur Verwaltung und zum Schutze Üiberwiefenen Forſt⸗ 
und Jagdbezirken befinden, fich der Waffen zu bedienen befugt. 

2 Bol. 8 40 der Inſtruktion für die Koöniglich Preußiſchen Zörfter v. 23. 10. 1868 
über die Verpflichtung, den Forſt⸗ und Jagdſchutz nicht nur in dem fpeziell überwieſenen 
Schutzbezirke, fondern auch in ben angrenzenden Schutbezirfen auszuüben. 


— rt. 83, Un Waffen bürfen fie nur den Hirfhfänger, die Flinte oder Büchſe führen. Die Schuß- 
waffe ift nur mit Schrot oder der Kugel zu laden. er fih anderer Waffen bedient oder diejenigen Schuß⸗ 
waren, welche geführt werben bürfen, anders als vorgeſchrieben abet, bat jedenfalls Disziplinarfirafe verwirkt 
und bleibt außerdem für allen Nachteil, der daraus entfieht, verantwortlich. 


Der Artikel 3, welcher Einfhränktungen Hinfichtlid der Urt ber augela enen Waffen 
enthält, tft aufgehoben, um badurh den Forſt- und Sagbbeaniten bie Möglichleit zu 
ewähren, auch von dem Nevolver Bebraudy zu machen (M. 2. v. 14. 7. 1697, D. J. 
. 29 ©. 295.) = 

Urt. 4. — In der Saflung vom 14. 7. 1897. — | 

Beim Gebrauch der Waffen müſſen die Forſt⸗- und Jagdbeamten fich ſtets ver: 
gegenwärtigen, daß folcher nur foweit ftattfinden darf, als die Erfüllung des 
beitimmten Zwedes, die Holz. oder Wilddiebe oder die Forſt- und Jagdkontravenienten 
bei tätlichem Widerftande oder gefährlichen Drohungen unfchädlich zu machen, es 
unerläßlich erfordert. In der Regel find daher die Waffen nicht gegen“ 
fliehbende Frevler zu gebrauchen. Legt indeſſen ein auf der Flucht befindlicher 
Frevler auf erfolgte Aufforderung die Schußwaffe nicht ſofort ab, oder nimmi er Dies 
felbe wieder auf, und ift außerdem nach den bejonderen Umftänden des einzelnen 
Falles in dem Richtablegen oder Wiederaufnehmen der Schußwaffe eine gegenwärtige, 
drohende Gefahr für Leib oder Leben des Fort: oder Jagdbeamten zu erbliden, jo 
it leßterer auch gegen den Fliehenden zum Gebrauch feiner Waffen berechtigt. In 
jedem Falle find die Waffen nur jo zu gebrauchen, daß lebenögefährliche Verwundungen 
je viel al3 möglich vermieden werden. Deshalb ift beim Gebrauch der Schußwafle 
er Schuß möglichit nach den Beinen zu richten und beim Gebrauch des Hirſchfängers 
der Hieb nad den Urmen des Gegners zu führen. Übrigens muß beim Gebrauch 
der Schußwaffe die größte Vorficht angewendet werben, damit durch das Schießen 
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nicht dritte Perſonen verletzt werden, welche ohne Teilnahme an einer Kontravention 
ſich zufällig in der Schußlinie oder in deren e befinden. In dieſer Hinficht iſt 
beſonders dann Aufmerkſamkeit nötig, wenn nach einer Richtung re wird, in 
der fich eine Landftraße oder ein bewohntes Gebäude befindet. Auch ift der Gebrauch 
der Schußwaffe überhaupt in der Nähe von Gebäuden zur Verhütung von Feuers⸗ 
gefahr möglichft zu vermeiden. 

1 (Begründung.) Mehrfach vorgekommene Yälle, in benen fliehende Frebler während 
der ht ee he ——— on die fie eroberten An und * 
beamten wendend, von ihren Schußwaffen Gebrauch gemacht und dieſe getötet ober ſchwer 
verletzt haben, ſowie die foxtneichrittene Technik in der Konſtruktion der Schußwaffen, 
welche e3 den Frevlern ermöglicht, auch während eiliger Flucht ein bereits abgefchofjenes 
Gewehr mit Leichtigkeit wicher ichußfertig zu maden, laffen e8 nicht angängig — 
er rg — des Gebrauches der Waffen gegen flieh Frevler weiter 
aufrecht zu erhalten. 

2 Das O. V. G. erachtet nach einer Entſcheidung vom 5. 4. 1898 bie Nichtablegung 
der Waffe auf geichehene Aufforderung der Beamten ber Undrohung eines Angriffs nur 
dann gleidh, wenn, wie im obigen Artikel 4 gefagt, „nad den befonderen Umftänden 
im Nichtablegen ber Schußwaffe eine — OTODEN De Gefahr für 
Leib oder Leben des Beanten zu erbliden ift“. D. 8. G. verlangt alfo 
außer der Nicdhtablegung der Waffe auf — — Aufforderung noch etwas weiteres: 
es ſollen noch beſondere Umſtände der Gefahr hinzukommen. 

— Das Geſetz über den Waffengebrauch ſagt in dem letzten Sat bes S ı nichts 
bon einer folden weiteren Vorausſetzung. — (Ausführung bed Amtsrihters Didel in 
J. 8. 31 ©. 30.) 

Art. 5. Der pflichtmäßigen Erwägung und — der Regierungen bleibt 
es überlaſſen, denjenigen Forſt- oder Jagdbeamten, von deren Perſoönlichkeit ein 
Mißbrauch der Waffen zu beſorgen iſt, den Gebrauch der Waffen überhaupt, oder 
der Schußwaffen, nach ihrem Ermeſſen zu unterſagen. Eine gleiche Befugnis wird 
ben Oberförſtern, in betreff der ihnen untergebenen Forſtſchutz- und Jagdbeamten, 
erteilt. Sie muſſen aber gteichgeitig der betreffenden Regierung Hiervon Anzeige 
machen, ihr Verfahren gehörig begründen und deren weitere Beitimmmung über die 
Dauer diefer Maßregel einholen. 


Befondere Beftimmungen. 


83 4338 Urt. 6. Bum Zwed ber Abwehrung eines Angriff und ber Überwindung eines 
eieded. tätlichen Wideritandes findet der Gebrauch der Waffen ftatt ohne Unterfchied, ob der 
Vorfall bei Tage oder zur Rachtzeit fich ereignet. 
Art. 7. enn, wegen Bedrohung mit einem Angriff, von den Waffen Gebrauch 
emacht werden Ka: fo ınuß die Bedrohung von der Urt und von ſolchen Umftänden 
le fein, daß an ihrer Ausführung zu zweifeln kein befonderer Grund obiwaltet, 
und von der Schußiwaffe darf überhaupt nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn 
der Ungriff oder die Widerjeglichfeit mit Waffen, Arten, Knütteln oder anderen 
efährlichen Werkzeugen, oder aber von einer Mehrheit, welche ftärler if, als die 
ahl der zur Stelle anwejenden Forſt- und Jagdbeamten, unternommen oder an- 
gedroht wird. 


1 gIn einer Fachzeitſchrift wurde die Anſicht von einem Forſtbeamten ausgeſprochen, 
daß 3. D. drei Förſter, welche auf zwei mit Gewehren bewaffnete Wilderer treffen, von 
ihren Schußwaffen nicht Gebrauch machen durfen, weil fie ſich den Wilderern gegenüber 
in der Mehrheit befinden. 
Dies ſpricht aber der vorſtehende Artikel 7 nicht aus, denn dann müßte es beißen 
„ . . .. gefährlichen Werkzeugen, und von einer Mehrheit....“, es heißt jedoch ... 
Werkzeugen, oder aber von einer....“. Bon der Schußwaffe können die Forſt⸗ oder 
Jagdbeamten alſo Gebrauh machen: 
a) beim Angriff mit Waffen uf. in jedem Halle, ganz gleich, od die Wilderer uſw. in 
der Mehrheit find oder nicht, 
b) bein Angriff ohne Waffen nur dann, wenn bie Wilderer in der Mehrheit find. 
Nach der oden erwähnten Unficht dürfte beiſpielsweiſe ein Forſte oder Jagdbeaniter 
feine Schußwaffe nicht gebrauchen, wenn bier Frevler, ohne im Befige von Naffen, 
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Stöden uſw. zu fein, auf ihm in der Abſicht eindringen, ihn in ein nahes, tiefes Gewäſſer 
zu werfen, während er dazu Doch voll berechtigt erfcheint. 

Urt. S. Beleidigungen ohne tätliche Widerjehlichleit oder ohne gefährliche 
Drohungen berechtigen nicht zum Waffengebrauch. Beamte, welche durch ungebührliches 
Betragen zu Widerfehlichkeiten ſelbſt Anlaß gegeben, und infolge hiewon ſich der 
Waffen bedienen, en nach Maßgabe des Grades ihrer Verſchuldung und ihrer 
Folgen gefehliche Ahndung nach den Vorfchriften des Ullgemeinen Landrechts, Teil II 
Tit. 20 88 797, 800, 806, 815 und 816, zu gewärtigen. 

1 An Stelle diefer Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts kommen jet in Betracht 
die SS 212, 213, 223 bis 228, 231 des Str. ©. B, XII Ad. W. 


Art. 9. Die Forft- und Jagbbeamten müflen, um ſich der Waffen bebienen zu Bw 


können, entweder in Uniform, wenigftens in Uniforms⸗Oberrock mit Dienftlndpfen, 
gefleidet, oder doch mit dem Hirfchfänger an Dem vorgejchriebenen Koppel verjehen ſein. 

2 Durch das Zirk.Reſkr. des Minifterlums des Königlichen Hauſes, zweite Abteilung, 
bom 18. Juni 1837 iſt bie Berbaditung der im Artikel 9 diefer Anftruftion gegebenen Bor» 
ſchriften nachgelafien und beſtimmt, daß das in Ermangelung der Uniform oder des 
Dienftoberrod8 anzulegende amtliche Abzeichen in der vorgefchriebenen Dienftmüge niit 
einem born über den Schirm anzubringenden Töniglicden Adler von Meſſing oder Tombak 
in einer Höhe von 11/, Zoll (3,9 cm) und einer Breite don 21/, Zoll (6,5 cm), ſowie 
einem an einem beliebigen Koppel zu tragenden Hirfchfänger beftehen fol. 

2 Die weitergehende Beftinmung im 8 11 der Dienftinftrultion für die Königlich 
Freußijen öriter dom 23. Ditober 1868, wonach der Forſtbeamte bei Ausubung des 

ienftes im Walde ftets in ber vorgefchriebenen Dienjtkleidung erfcheinen foll, fomie die 
Beitimmung unter D 7 des Uniformi⸗Reglements für bie Königlich Preußiſchen Forſtbeamten 
vom Jahre 1868, wonad die zum affengebrauc) berechtigten Forſtbeamten fich der 
Waffen beim Forft« und Jagdſchutze nur bedienen follen, wenn fie mit dem Wald» oder 
PA befleidet und mit den: Dienftadler ander Kopfbededung verſehen 
ind, Tann bei Entfcheidung der Frage: ob vorlonmendenfall8 der Vorſchrift des 8 2 des 
Geſetzes vom 31. 3. 1837 genügt ift, nicht in Betracht kommen; vielmehr kann die Nichts 
Deadhtung der borftehenden Beſtimmungen der öriterbienftinftrultion und des Uniform 
Reglements nur cine disziplinarifche Mbndung zur Folge haben. (F. M. v. 25. 3. 1869, 
25.83.26. 83) | 

Art. 10. Die Fort: und Jagdbeamten Haben, fo oft fie von den Waffen Gebrauch) 
gemacht haben, ſelbſt dann, wenn eine Berlehung unzweifelhaft nicht erfolgt ift, Dies 
ihrem unmittelbaren Borgefehten, und zwar der Oberföriter dem betreffenden Forſt⸗ 
Inſpektor oder deffen Stellvertreter, die Unterbeamten dagegen dem betreffenden Ober» 
förfter fofort fchriftlic oder zu Protofoll anzuzeigen, amit diefer in den Stand 
get t werde, geeignetenfall8 zu unterfuchen, ob Beranlafiung zum Gebrauch der 

affen vorhanden geweien, und die Borjchriften der gegenwärtigen Inſtruktion gehörig 
beachtet worden find. 

Urt. IL. Die Verbindlichkeit der FYorit: und Jagdbeamten, dem Berlebten Bei⸗ 
ftand zu leiften, eritredt fi) auf alle Fälle ohne Unterfchied, ob die Derlehhn durch 
Anwendung der Schußwaffe oder auf andere Urt zugefügt worden ift. Bis dahin, 
daB die fogleich zu benachrichtigende Polizeibehörde die Sorge für den Verletten über» 
nommen bat, müffen die Forſt- und Jagdbeamten denfelben verpflegen und bewachen. 

Hat ein einzelner Forſt⸗ oder Jagdbeamter Gebrauch von den Waffen machen 
müflen und dabei den Gegner verwundet, jo muß er den lebteren, foweit es ohne 
Sefahr für feine Berjon gefchehen kann, dahin geleiten, wo er Gen und Bewachung 
findet, oder hierzu Hilfe Herbeiholen, die Polizeibehörde aber, fobald für den Ver— 
wundeten gejorgt it, demnächſt ohne den geringiten Verzug von dem Borfalle 
Meldung veadh und feiner vorgefehten Behörde die Durch den Artikel 10 vurgefchriebene 

eldung machen. 

Urt. I2. Unter den im 8 4 des Geſetzes beregten Oberforftbeamten ift der 
wählte Vorgejehte des betreffenden Forſt- und Jagdbeamten zu verftehen, und es Hat 
fih daher, fofern die Verwundung durch einen Schußbeamten gejchehen, der Ober» 
förfter, wenn es durch den DOberförfter gefchehen, der Forſtinſpektor, und Iofern etwa 
dieſer in die Notwendigkeit gekommen ſein ſollte, von ſeinen Waffen Gebrauch zu 


vr 
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machen, dev Oberforftbeamte der Regierung der Teilnahme an Feſtſtellung des Tat- 
beftandes zu unterziehen. 

Urt. 13. Findet der betreffende Borgefehte bei der nach Wrtifel 10 dieſer 
Inſtruktion zu veranlaffenden Unterfucdung, daß von den Waffen zu Ungebühr 
Gebrauch gemacht worden, fo bat er nach Befinden der Umftände den Täter zu ver- 
haften und an die nächſte Gerichtsbehörde abzuliefern. 

2 Bgl. jetzt die Beftinnmungen ber Str. P. D. v. 1. 2. 1877, 68 112 bis 132, XIB 6. W. 

Urt. 14. Die Forft- und Sagdbeamten müfjen bei Anwendung der Waffen ebenfo 
ſehr mit Bejonnenheit und Umficht, als mit Kraft und Unerfrndendei handeln. — 
Diejenigen, welche hierdurch in Ichtpierigen Fällen das in fie gefehte Vertrauen recht» 
fertigen, können auf den Schuß der Geſetze und der Fürſorge ihrer Borgefepten 
rechnen, dagegen werden diejenigen, welche beim Waffengebrauch ihre Befugnifje über⸗ 
(reiten, ohne Nachficht zur Unterfuchung gezogen und nach den im Artikel 8 allegierten 

orfchriften beitraft werben. 
iefe Inſtruktion, ſowie das Geſetz, find forgfältig aufzubewahren und zu 
inventarifieren. 

Aus ben: Erlaß d. Minift. d. Königl. Hauf. vom 18. 4. 1837 über die Einführung 
bed Geſetzes und der Juſtruktion über ben engebraud iſt folgendes bemerfenswert: 

Nach ben Geſetz ſowohl als auch nad) der Inſtruktion bedarf es zur Konftatierung 
der Grforberniffe eines zuläffigen Waffengebrauchs feines weiteren Beugen, und es kann 
daher der einzelne Forſt- und Jagdbeamte fi in den gefelich zuläffigen Fällen der 
Waffen bedienen; indeffen wird die Königliche Regierung veranlakt, In denjenigen Bezirken, 
wo bisher befonders zahlreiche Forſt⸗ und Jagdfrevel verübt worden, und wo bie Frevler 
ſchon Neigung zu Widerfeglichfeiten gezeigt haben, einftweilig, ſoweit dies irgend tunlich. 
die Forſt⸗ und Jagdſchutzreviere —X zwei Schutzbeanie vereint begehen zu laſſen, oder 
zu vermitteln, w; der einzelne Schugbeamte durch einen, wenn auch Feine anıtliche 
Qualität habenden Jäger oder anderen zuverläffigen, wenn auch bewaffneten, doch nicht 
mit gleicher Gebrauchsbefugnis verfehenen Mann begleitet wird, un dadurch die Ber: 
aulaſſung zu Widerfelichfeiten und der daraus herburgehenden Anwendung der Waffen 
zu befeitigen. (D. %. B. 29 ©. 297.) 


äufkruktion wegen des Waffengebraudis der Bemmanal- 
nud Brivat-Lorfi- und Ynaad-Offiianten. 
Bom 21. 11. 1837. 


Damit die in dem Geſetze vom 31: März 1837 über den Waffengebraudh der 
Forſt- und Jagdbeamten enthaltenen Vorſchriflen auch Ju Schutze der Kommunal⸗ 
und Privatforſten und ⸗jagden richtig angewandt und Mißbräuche möglichſt verhütet 
werden, erteile ich über die Ausführung dieſes Geſetzes, ſowohl zur Inſtruktion der 
Polizeibehörden, als zur Belehrung der Forſt- und Jagdbeſitzer und des betreffenden 
Dienftperjonald derfelben, nachſtehende nähere Anweiſung. 

. Die Beitimmungen des 8 1 des Geſetzes finden auch auf die zur Vers 
ſtärkung des Korftichug-Perfonal® angenommenen Hilfsauffeher Unwendung, wenn 
die im Eingange des angeführten Paragraphen feitgejegten Erfordernifje bei ihnen 
vorhanden und fie bei Ausübung ihrer Funktionen mit Dienftlleidung oder einem 
Abzeichen verjehen find. 

2. Die Kommunal: und PBrivatforft- und Jagd-Offizianten dürfen fich ihrer 
Waffe nur bedienen, wenn fie fich innerhalb des ihnen zur Verwaltung oder zum 
Schub überwiefenen Forft- und Jagdreviers befinden. 

8 3. Aufgehoben durch Berf. M. J. v. 1. 9. 1897; vgl. Erläuterungen zu rt. 3 
b. Inſtr. v. 17. 4. 1837, fiehe oben. 

4. Hat gemäß Verf. M. 3. v. 1. 9. 1897, betreffend die Erweiterung 
der Befugnis zum Waffengebraud) der Koınınunals und Brivatforft- und 
Jagdbeamten, folgende Faſſung erhalten: 

Beim Gebrauch der Waffen müſſen die Forft- und Jagdbeamten fich ftetö ver- 
gegenwärtigen, daß folcher nur foweit ftattfinden darf, als die Erfüllung des be- 


ber tätlihem Widerſtande oder geſahruchen Wroyungen unſchaduch zu machen, es 
unerläßlic erfordert. In der Kegel find daher die Waffen nicht gegen 
fliedende Frevler zu gebrauchen. Legt indejjen ein auf der Flucht befindlicher 
Frevler auf erfolgte Aufforderung die Schußwaffe nicht fofort ab, oder nimmt er die⸗ 
felbe wieder auf, und ift außerdem nach den befonderen Umftänden des einzelnen 
Falles in dem re oder Wiederaufnehmen der Schußwaffe eine gegenwärtige, 
drohende Gefahr für Leib oder Leben des Forſt- oder Jagdbeamten zu erbliden, jo 
ift letzterer aud) gegen den Fliehenden zum Gebrauch ne Waffen berechtigt. In 
jedem Falle find die Waffen nur jo zu gebrauchen, daß le ae Berwundungen 
fo viel al3 möglich vermieden werden. Deshalb ift beim Gebrauch der Schußwaffe 
der Schuß möglichft nach den Beinen zu richten, und beim Gebrauch des Hirſchfängers 
der 2.) nach den Arnieen des Gegnerd zu führen. Übrigens muß beim Gebrauch 
der Schußwaffe die größte Vorficht angewendet werden, damit durch das Schießen 
nicht dritte Perſonen verlegt werden, welche ohne Teilnahme an einer Kontravention 
fich zufällig in der’ Schußlinie oder deren Nähe befinden. Sn diefer Hinficht ift 
befonder8 dann Aufmerkſamkeit nötig, wenn nach einer Richtung gefchoffen wird, in 
der fich eine Landftraße oder ein bewohntes Gebäude befindet. Auch ift der Gebrauch) 
der Schußwaffe überhaupt in der Nähe von Gebäuden zur Verhütung von Feuers⸗ 
gefahr möglichft zu vermeiden. 

1 Bgl. d. Unmerkungen zu Urt. 4 der Inſtruktion f. d. Lönigl. Forſtbeamten. 

2 Die Regierungspräfdenten baben dafür Sorge zu tragen, daß den Polizeibehörben 
die erforderlichen Weifungen wegen der Ausübung einer geeigneten Kontrolle erteilt 
werden. (M. J. v. 1. 9. 1897.) 

8 5. Es begründet feinen Unterfchied, ob der Vorfall, der zum Gebraud) der 
Waffen Veranlaffung gibt, fich bei Tage oder zur Nadhtzeit ereignet. 

86. Da nad) em Geſetz von der de nur dann Gebrauch gemacht 
werden darf, wenn der Angriff mit Waffen, Arten, Knitteln oder anderen gefährlichen 
Werkzeugen, oder von einer Mehrzahl; welche ftärker ift al3 die zur Stelle anweſenden 
Forſt⸗ und Fagdoffizianten, unternommen wird, fo berechtigen Drohungen, welche nicht 
von der Art find, daß fie fofort ausgeführt werden Tönnen, und bloß wörtliche 
Beleidigungen zum Waffengebrauch nicht. 

1 Bol. die Anmerkungen zu Artikel 7 der Snftruftion für die königlichen Forſt— 
beaniten. 

7. Da es für die Bolizeiverwaltung von Intereſſe ift, wem die Durch den 8 1 
des Geſetzes zugeitandene wichtige Befugnis anvertraut wird, und da überdies der 
8 3 des Geſetzes den MWaldbefigern und Jagdberechtigten felbft Koftenvertretungen 
auferlegt: fo haben Diejenigen Kommunen und Privatperfonen, welche ihren Forſt⸗ 
und Jagdoffizianten Die Befugnis, fich in den betreffenden Fällen der Waffen zu 
bedienen, beigelegt willen und he zu dem Ende mit einer Dienftlleidung oder einen: 
—— verſehen wollen, hiervon zuvor der kompetenten Polizeibehoͤrde Anzeige 
zu machen. 

1 Die kompetente (zujtändige) Polizeibehörde nach 8 7 der Inſtruktion iſt der Landrat, 
der nad 8 9 die Dualifilation und nad $ 11 bie Bwedmäßigleit der gewählten Abzeichen 
zu beurteilen hat. (M. J. dv. 30. 3. 1841, M. BL ©. 95. 

2 Mit der Anzeige von ber gewah ten Dienftfleidung find den Landrat vorzulegen: 

a) ale des * über die nad) $ 23 des Forſtdiebſtahls⸗Geſetzes erfolgte 

ereidigung, um 

b) von Referdejägern der Klaſſe A die Beſcheinigung des Bataillons-Konımandeurs 

über die Befugnis zum Waffengebrauch ($ 19 der Beitimmung über Ausbildung ufw. 

vd. 1. 10. 1905), Bzw. von ben fonitigen, nicht zur Jägerklaſſe A —3 — 

Kommunal⸗ und Privatforſtſchutzbeamten der Dienſtvertrag. 

F 8. Mit dieſer Erklärung iſt zugleich die Benennung der Perſonen, welchen 
die Verwaltung oder der Schuß der gleichfalls genau zu bezeichnenden Forſt⸗ oder 
Jagdreviere übertragen ift, und ebenſo die Befchreibung der gewählten Dienftlleidungen 
oder Abzeichen zu verbinden. 





714 XI. Uus- dem Strafrecht. 


892. Sofern gegen bie in Diefer Urt benannten Berfonen fich in irgeud einer 
Urt erhebliche Bedenken berausftellen, ift die Bolizeibehörde befugt, denſelben den 
Gebrauch der Waffen zu unterfagen. 

10. Die Kommunale und PBrivat-Forft- und Sagd-Offizianten müſſen in dem 
Uugenblid, wo fie fih der Waffen bedienen, entweder mit einer Dienftfleidung, Die 
ihre Beitimmung binlänglich erfennen läßt, oder mit einem Abzeichen verfehen feiz, 
welches legtere nur in einem wmetallenen Schüde von wenigftend 3 Bol Breite und 
göbe mit einer in oben erwähnter Urt der Bolizeibehörde nambaft zu machenden 

ezeichnung beftehen und entweder an der Kopfbedeckung, auf der Bruft oder dem 
Oberarm, oder auch an der Sloppel des Hirfchfängerd getragen werden kann. 


1 Bgl. 8 2 des Geſetzes nebſt den dazu gehörigen Bemerkungen. 
2 Die Kommunal und Privatforftbeamten find nicht.befugt, ben Adler ber königlichen 
ne Free Kopfbebedung zu tragen. (M. 2. v. 12. 9. 1889, „Diich. Forfi⸗ 
tg.” Bd. 


8 11. Crinnerungen der Polizeibehörde gegen die Zuläffigfeit oder Zwedmäßig- 
feit der gewählten Dienftfleivungen oder Ubzeichen haben die Waldeigentümer und 
Sagbberecht tem au berückſichtigen. Findet fich bei denfelben nichts zu erinnern, fo 
it deren Beichreibung in denjenigen Bolizeibezirfen, wo die betreifenden Forſt⸗ oder 
Jagdreviere belegen, von der Ortöpolizeibehörde öffentlich bekannt zu machen. 

8 12. So oft ein Forſt⸗ oder Jagd⸗Offiziant von den Waffen Gebrauch gemacht 
bat, auch werm eine Verlegung unzweifelhaft nicht erfolgte, ift derjelbe verpflichtet, 
nbergüglich der Ortöpolizeibehörde und demnächft feiner Dienftherrfchaft, ſofern aber 
der Sig der eriteren von dem Orte, wo der Vorfall fich ereignet, entfernter fein 
jollte als die Wohnung der er zuerſt dieſer davon Anzeige zu machen. Die 
Ortspolizeibehörde hat hierauf ſofort dem Landrat des Kreiſes Bericht zu erſtatten, 
damit derſelbe dasjenige, was ihm nach SS 4 und 5 des Geſetzes obliegt, wahr⸗ 
nehmen Tann. 

8 13. Wenn eine Verlegung vorgefallen ift, jo find die Forſt- ober Jagd⸗ 
Dffizianten, e3 mögen nun ihrer mehrere oder ein einzelner zur Stelle fein, fchuldig, 
den Verwundeten dahin zu geleiten, wo er ärztliche Hilfe, Pflege und Bewachung 
findet, und wenn fie hierzu allein nicht imftande find, oder folches für fie mit 
großer Gefahr verknüpft fein würde, dazu Hilfe berbeizuholen, demnächſt aber ohne 
allen Verzug der Ort3polizeibehörde davon Anzeige zu machen. 

Bis dahin, daß die DOrtSpolizeibehörde die Sorge für den Verwundeten über- 
nommen bat, liegt biefelbe dem betreffenden Forfts oder Kagd-Offizianten und 
beziehungsweife deſſen Dienftherrichaft ob. 


F. Pfändung, Selbftverteidigung und Selbithilfe. 


1. Pfändung. 

Das früher im Geltungsbereihe de U. 2. R. und des Gemeinen Rechts 
beftehende Hecht zur Pfändung ift Durch das B. ©. 3. befeitigt. 

Nach Artikel 89 des Einführungsgefepes zum B. G. B. find nur die landes- 
gejeglichen Vorfchriften über die zum Safe der Grundftüde und der Erzeugnifie 
von Örundftüden geftattete Pfändung von Sachen, mit Einfchluß der Borfchriften 
über die Entrichtung von Pfandgeld oder Erfabgeld unberührt geblieben. 

Ein Pfändungsredht beiteht demnach noch in Breußen nah $ 77 F. u. F. 8. ©. 
für den Fall eines durch Übertreten von ieh eit⸗ und Zugtieren entſtandenen 
Schadens, nach 8 48 des Fiſchereigeſetzes bezüglich der bei einer Übertretung 


F. Pfändung, Selbitberteibigung und Selbithilfe. 


gebrauchten Fiſchergeräte und »fahrzeuge, nach 5 8 der Walditreu-Beror 
5. 3. 1843 bei unrechtmäßiger Ausübung dev Waldſtreu⸗Berechtigung ur 
Beitimmmg über Pfandgeld im 8 33 der Felbpolizeiordnung vom 1. 
foweit fie nach 8 96 Abſ. 4 des Feld⸗ und Forſtpolizei⸗Geſetzes noch in 
(Bgl. die bezüglichen Geſetzesſtellen; die Waldftreu-Verordnung und der 
Verordn. vd. 1. 11. 1847 find am Schlufie des Feld- und Forftpoli 
aufgeführt.) 

1 Das R ändung zum Schuhe se drechts ift durch das 
befeitigt. (M. 15. ir 1901 1. Gntid. d ⸗* —X ae 514) 
die Beitimmungen bes * G.BB. über hie "Ceibfinerteivienng (Notwehr) bei 2 
bes Jagdrechts Anwendung finden Tönnen, bgl. Anm. 3 zu 8 2288. G. B 


u 


2. Selbfiverteidigung und Selbſthilfe; e 88 227 bis 231, ie 
B. &. B. XITA N 5 ai ne) 





XII. 
Hus dem Bürgerlicien Redit. 


— — — 


A. Bürgerliches Geſetzbuch. 
Dom 18. 8. 1896. (R. ©. BI. S. 195.) 


Erftes Bud). 
Allgemeiner Teil. 


I Abſchnitt. — Jerſonen. 
1. Titel. — Ratürliche Perjonen. 
H 1. Die Rechtsfähigkeit des Menſchen beginnt mit der Vollendung ber Geburt. 
Jah 2 Die Beljährigkeit tritt mit der Vollendung des einundzwanzigfien Lebens» 
jahres 


⁊ Mit der Volljährigkeit tritt bie bolle Geſchaͤftsfaͤhigkeit und bie Beendi ber 
elterlihen Gewalt bzw. Vormundſchaft ein ſtsfahis gung 


87. 1. Wer ſich an einem Orte felöRändig niederläßt,! begründet an dieſem 
Drte feinen —* 

2. Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen. 

3. Der Wohnſitz wird aufgehoben, wenn die Niederlaſſung mit dem Willen auf⸗ 
gehoben wird, fie aufzugeben. 


a Alſo nicht Bloß vorübergehend Wohnung nehmen, fondern ftändig niederlaffen. 
Wohnort iſt da bar r nicht gleichbedeutend mit Fi ohnfik. 


2. Titel. — Juriſtiſche Perſonen. 
(Bereine, ng n, juriftifche Perſonen des Öffentlichen Recht? — Fislus,*) 
Kdrperichaften, emeinden, Unftalten —.) 


II. Abſchnitt. — Sachen. 


90. Sachen im Sinne des Geſetzes find nur fürperlicde Gegenftände. 
91. Bertretbare Sachen im Sinne des Geſetzes find bewegliche Sachen, die 
im Rextehr nad Zahl, Maß oder Gewicht beftimmt zu werben pflegen. 
8 92. 1. Berbrauchbare Sachen im Sinne des Geſetzes find —* Sachen, 
ch umungemäßiger Gebrauch in dem Berbraucdh! oder in der Veräußerung 
t 


2) Fiskuß iſt ber Staat ald Träger von Bermögensrehten (Didel © Dex Bear beh 
it einheitlih, jeder Staat bildet nur Fa Lus ( je des Sau Reich —8 NReichſsfistus, 
den preußiſchen Landesfistus), bo pflegt Ir ars > veridiebenen Berwa * 
als beſonderen Fiſlus zu bezeichnen, 1 orfifisfuß, Stenerf ertreter be8 ar a 
Berwaltungsbebörben, oberfter Bertreter in jedem ee — er betreffende Minifter. 


A. Buͤrgerliches Geſetzbuch. Berfonen, Saden. 717 


— —— 


2. Als verbrauchbar gelten auch bewegliche Sachen, die zu einem Warenlager 
oder zu einem ſonſtigen Suinbegriffe gehören, defien beitimmungsmäßiger Gebrauch 
in der Veräußerung der einzelnen Sache beftebt. 

1 3. B. Lebensmittel, Brennmatertalien. 

2 & B. Geld, Banknoten. 

8 Bon braktijcher Bebeutung ift der Begriff ber verbrauchbaren Sachen insbeſondere 
in ſolchen Fällen, in welden Eigentum und Nutungsrecht dverfchiedenen Perjonen au» 
fieben.” Die dem Aubungsberehtigien regelmäßig obliegende Berpflichtun ie feiner 
Nutzung unterliegende Sache nach Beendigung feines Rechtes zurüdgugewwähren, iſt bei 
verbrauchbaren Sachen unmögli. Hier muß alfo ein Surrogat geſchaffen werden, welches 
regelmäßig darin gefunden wird, dag an bie Stelle der Verpflichtung zur Rückgewähr bie 
ng zum Erſatz in Geld tritt, fo 3. B. beim Nießbrauche — 8 1067 —. (Bland I 


« 

8 93. Beſtandteile einer Sache, die voneinander nicht getrennt werden Können, 
ohne daß der eine oder der andere zerftört oder in feinem Weſen verändert wird 
(wefentliche Beitandteile), können nicht Gegenſtand befonderer echte fein. 

94. Bu den wefentlicden Beftandteilen eines Grundſtückß gehören die mit 
dem Grund und Boden feft verbundenen Sachen, insbeſondere Gebäude, ſowie die 
Erzeugniffe des Grundſtücks, folange fie mit dem Boden zufammenhängen. Samen 
wird mit dem Wusjäen, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen wefentlicher Beſtand⸗ 
teil des Grundſtücks. 

Bu den wefentlihen Beitandteilen eines Gebäudes gehören bie zur Heritellung 
des Gebaͤudes eingefügten Sathen. 

2 Ausnahmen $ 95. 

8 95. 1. Bu den had On eines Grundftids gehören folche Sachen nicht, 
bie nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden find. 
Das gleiche gilt von einem Gebäude oder anderen Werke, das in Ausubung eines 
Nechted an einem fremden Srundftüde von dem Berechtigten mit dem Brundftüde 
verbunden worden ift. 

2. Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Bwede in ein Gebäude eingefügt 
find, gehören nicht zu den Beftandteilen des Gebäudes. 

4 Unter die Vorſchrift des S 95 Abſ. 1 fallen 3. B. die von einen: @ärtner ein- 
gebflangten, zum Verkaufe beſtimmten Pflanzen, fowie bie zum Berkaufe beitimmten 

äume einer Bauniſchule. Das Einpflanzen erfolgt bier nur zu dem vorübergehenden 
mwede, bie Pflanzen oder Bäume bis zu deren benbfichtigtem Verkaufe zu Tonferbieren. 
tigt unter die Borfchrift bes 8 95 Say 1 fällt dagegen bie bon dem Pächter eines 
Grundſtucks gemachte Ausſaat; fie fol überhaupt nicht wieder von dem Grund und Boden 
getrennt werden. Ob die von dem Mieter oder Pächter eines Grundftüds mit dem Grund 
und Boden verbundenen Saden nur für den perjünlihden Gebrauch des Mieters oder 
Pächters, alfo nur zu dem vorübergehenden Bivede, für bie Dauer feiner Miete oder Pacht 
von ihm benutzt zu werden, mit dem Grunditüde verbunden find, oder ob eine bauernde 
Berbindung — iſt, für welche dann ber Mieter oder ber Pächter unter Umſtänden 
Erfah von bem Vermieter oder dem Berpächter fordern Tann, ift eine Frage, deren Ent» 
[deittung bon den Umftänben bes einzelnen Falles abhängt, und für welche fich allgemeine 

egeln nicht aufitellen laffen. (Pland ©. 132.) | 

Was bier von Pächter und Mieter gejagt ift, gilt auch für ben Nießbraucher. 

8 96. Rechte, die mit dem Eigentum an einem &rundftüde verbunden find, 
gelten als Beftandteile des Grundſtücks. 


2 5 3. Grunddienſtbarkeiten (5 1018). 


8 97. 1. Zubehör find bemegfigge Sachen, die, ohne Beſtandteile der Daupt- 
fache zu fein, dem wirtfchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen beftimmt find und 
zu ihr in einem diefer Beſtimmung entfprechenden räumlichen Verhältniſſe jtehen. 
Eine Sache ift nicht Zubehör, wenn fie im Verkehre nicht ala Zubehör angejehen wird. 

2. Die vorübergehende Benubung einer Sache für den wirtfchaftlichen Zweck 
einer anderen begründet nicht die Bubehöreigenfihaft. Die vorübergehende Trennung 

. eines Zubehörftüds von der Hauptjache hebt bie Bubeböreigenjchaft nicht auf. 








718 XII Aus dem Bürgerliden Recht. 


2 Nur beweglide Sachen .Tönnen Bubehdr fein; unbeweglicdhe, wie 3. B. Haus, 
Hof, arten, find Beitandteile eines Grundſtucks. 


8 98. Dem wirtfchaftlicden Bwede der Hauptſache find zu dienen beſtimmt: 

1. bei einem Gebaͤude, das für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet 
tft, insbefondere bei einer Mühle, einer Schmiede, einem Brauhaus, einer 
Fabrik, Die zu dem Betriebe beftimmten Mafchinen und fonftigen Gerätfchaften; 

2. bei einem Landgutel das zum Wirtichaftsbetriebe beitimmte Gerät und Vieh, 
die Iandiwirtfchaftlichen Erzeugnifie, ſoweit fie zur Fortführung der Wirtfchaft 
bi3 zu der Beit erforderlich find, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugnifie 
vorausfichtlih gewonnen werben, Sowie der vorhandene, auf dem Gute ge- 
wonnene Dünger.? 


1 inter Bandgut iſt ein zum felbftändigen Betriebe der Landwirtſchaft eingerichteter, 
alfo mit den erforderlichen Baulichkeiten verſehenes Grundſtück zu verſtehen. Auf bie 
Groͤße kommt es nicht an, auch ein Heiner Bauernhof tft ein Landgut im Sinne des B. G. B. 
Es ändert auch nicht8 daran, wenn er aus mehreren Srundftüden befteht; fie müflen mur 
eine wirtſchaftliche Einheit bilden. 

Ein einzelnes landwirtſchaftliches Grundftüd, 3. B. ein Uder- oder Wiefenftüd, ift 
fein Landgut. Der Unterfchied, ben das 3. &. 2. geotihen einem he ar le acı 
Srundftüd und einem Landgut madt, geht aus ben Vorjchriften über bie Pacht 591 
bis 593 hervor. 88 591, 592 betreffen bie Pacht eines landwiriſchaftlichen Grundftüds 
und 8 593 die Pacht eines Landgutes. 

2 Der auf dem Gute gewonnene Dünger, nicht auch der gelaufte natüddihe (Stall-) 
oder Tünftlide Dünger. 

8 99. 1. Früchte einer Sache find die Erzeugniffe der Sache und die fonflige 
Ausbeute, welche aus der Sache ihrer Beitimmung gemäß gewonnen wird.! 

2. Srüchte eines Rechtes find die Erträge, welche das Hecht feiner Beitiunmung 
gemäb gewährt, insbefondere bei einem Rechte auf Gewinnung von Bodenbefitandteilen 

ie gewonnenen Beltandteile. 

3. Früchte find auch die Erträge, welche eine Sache oder ein Recht vermöge eines 
Nechtsverhältniſſes gewährt.? 

4 Früchte find auch die wegen eines Windbruchs ober eines Raupeufraßes gefällten 
Bäume eined Waldes. 

2 3. B. Pacht⸗ und Mietserträge. 

8 100. Rutzungen find bie grade einer Sache oder eines Rechtes forwie die 
Vorteile, welche der Gebrauch der Sache oder des Nechtes gewährt. 

8 101. Sit jemand berechtigt, die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 
bis zu einer beitimmten Zeit oder von einer beftimmten Zeit an zu beziehen, fo 
gebühren ihm, fofern nicht ein anderes beftimmt iſt: 

1. die im 8 99 Abſ. 1 bezeichneten Erzeugnifie und Beftandteile, auch wenn er 

als Früchte eined Nechtes zu beziehen bat, injoweit, als fie während ber 
auer der Berechtigung von der Sache getrennt werden; 

. 2. andere Früchte infoweit, als fie während der Dauer der Berechtigung fällig 
werden; beftehen jedoch die Krüchte in der Vergütung für die Überlaffung des 
Gebrauchs oder des Fruchtgenufjes, in Binfen, Gewinnanteilen oder auderen 
regelmäßig wiederfehrenden Erträgen, fo gebührt dem Berechtigten ein ber 

Dauer ſeiner Berechtigung entjprechender Teil. 

8 102. Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſt, kann Erfah der auf 
die Gewinnung der Früchte verwendeten Koſten infoweit verlangen, ala fie einer 
ordnungsmäßigen Wirtichaft entiprechen und den Wert der Früchte nicht Überfteigen. 

8 103. Wer verpflichtet iſt, Die Laſten einer Sache oder eines Rechtes bis zu 
einer beftimmten Zeit oder von einer beitimmten Beit an zu tragen, dat, jafern nicht 
ein anderes beitimmt ift, die regelmäßig wiederkehrenden Laften! nach dem Berhältuifie 
der Dauer feiner Verpflichtung, andere Laften infoweit zu tragen, als fie während 
der Dauer feiner Verpflichtung zu emtrichten find. 


2 3. B. Grundfteuern, TFeuerkaffenbeiträge, Hypotbelenzinfen. 
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III. Abſchnitt. — Rechtsgeſchäfte. 
J 1. Titel. — Geſchäftsfähigkeit. 

8 104. Geſchäftsuufähig ift: 
1. wer nicht daß fiebente Lebensjahr vollendet Hat; 
2. wer fich in einem bie freie Willensbeſtimmung ausfchließenden Buftande krank⸗ 

Aufter Störung der Geijtestätigfeit befindet, ſofern nicht der Zuſtand feiner 

atur nach ein vorübergehender ift; 

3. wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt if. - 

8 107. Der Minderjährige bedarf zu einer Willenderflärung, durch die er nicht 
lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung feines gejeßlichen Vertreters. 
8 108. 1. Schließt der Minderjährige einen Vertrag ohne die erforderliche 
Einwilligung des gejeglichen Vertreters,! fo hängt Die Wirkjamleit des Vertrages von 
der Genehmigung des Vertreter ab. 

2. Fordert der andere Teil den Vertreter zur Erklärung Über die Genehmigung 
auf, fo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Uufforderung 
bem Minderjährigen gegenüber erllärte Genehmigung oder Derweigerung ber 
Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung Tann nur bis zum Wblaufe von 
zwei Wochen nad dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird fie nicht 
erklärt, fo gilt fie als verweigert. 


2 Bater bzw. Mutter, Bormund. 


8 113. 1. Ermäctigt der gefegliche Vertreter den Minderjährigen, 
in Dienst oder in Arbeit zu treten, fo ift der Minderjährige —78— Rechts: 
gehöäfte unbeichräntt geichäftsfähig, welche die Eingefung oder Aufhebung eines 

- enſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes der geftatteten Urt oder die Erfüllung der N aus 
einem folchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen. Ausgenommen find 
Berträge, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts bedarf. 

2. Die Ermädtigung Tann von dem Vertreter zurüdgenommen oder ein- 
gefchräuft werden. 

3. Iſt der gefehliche Vertreter ein Vormund, jo kann Die Genbhtigung, wenn 
fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Diinderjährigen durch Das Wormundjchafts- 
gericht erfegt werden. Das Bormundfchaftsgericht hat die Ermächtigung zu erjeßen, 
wenn fie im Intereſſe des Mündels liegt. 

4. Die_für einen einzelnen Fall erteilte Ermächtigung gilt im Bweifel als 
allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von Verhältnifien derjelben Urt. 


2. Titel. — Willenderllärung. 

8 125. Ein Nechtögefchäft, welches der durch Geſetz vorgeichriebenen Form 
ermangelt, ift nichtig. Der Mangel der durch Rechtsgeſchäft beitimmten Form hat 
im Zweifel gleichfalld Nichtigkeit zur Folge. 

4 Regel ift, daß ein Rechtsgeichäft einer befonderen Form nicht bedarf. Nur foweit 
eine Form durch Geſetz vorgefchrieben ift, Ift fie gu beachten. Das B. G. B. Tennt in der 
Hauptſache ee Formen: 

einfache jchriftlihe Errichtung des Nechtsgefchäfts (SS 126, 127), 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung ( 120) und 
öffentliche Beglaubigung der Unterfhrift ($ 129). 

8 126. 1. Sit durd) Seieh ſchriftliche Form vorgefchrieben, fo muß die Urkunde 
von dem Ausfteller eigenhändig durch Ramensunterjchrift oder mittels gerichtlich oder 
notariell beglaubigten KA AH unterzeichnet werden. 

2. Bei einem Bertrage muß die Unterzeichnung der Barteien auf derfelben Urkunde 
erfolgen. Werden über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, fo 

gt es, wenn jede Bartet die für die andere Partei beitimmte Urkunde unterzeichnet. 

Die Schriftliche Form wird durch Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung erfebt. 

2 Die geſetzliche Borfchrift der ſchriftlichen Form für Verträge bat neben der Sicherung 
bes DBeweifes ben Zweck, eine Garantie dafür zu gewinnen, daß die Verhandlungen 
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wirklich zum Abſchluſſe des Vertrages gejübr: baden, und diejenigen Punkte feitzuftellen, 
über welche eine Vereinbarung erreicht ift. — Zweck wird durch Briefe zwiſchen den 
Parteien nicht vollſtändig erreicht; ber $ 126 Abſ. 2 ſchreibt deshalb bie Unterzeichnung der⸗ 
ſelben Urkunde durch beide Parteien vor. Die nach Satz 2 augelaffene Unterzeichnung 
mehrerer gleichlautender Urkunden trägt einem im Verkehr üblichen Verfahren Rechnung. 
Bei einfeitigen Willenserflärungen wird ber fchriftlicden Form felbftverftändlich durch einen 
nad Maßgabe bes eriten Abſatzes unterzeichneten Brief auch dann genügt, wenn der Brief 
daneben noch andere Mitteilungen enthält. (Pland I ©. 177.) 

8 127. Die Vorſchriften des 8 126 gelten im Bmweifel auch für bie durch 
Rechtsgeſchäft beſtimmte Korjelice Form. Zur Wahrung der Form genügt jeboch, 
ſoweit nicht ein anderer Wille anzunehmen it, telegrapbifche Übermittelung und bei 
einen Vertrage Briefwechfel; wird eine ſolche Form gewählt, jo Tann nachträglich 
eine dem 8 126 entjprechende Beurkundung verlangt werben. 

8 128. Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notariele Beurkundung eines Vertrages 
vorgefchrieben, fo genügt ed, wenn zunächſt der Antrag und fodann die Annahme 
des Antrages von einem Gericht oder einem Notar beurfundet wird. 

1 Der Abſchluß eines Vertrages wird in der Regel am beiten dadurch herbei⸗ 
eführt werden, daß die Parteien bei gleichzeitiger Unmwejenbheit vor dem Gerichte oder 

otar ihren Vertragswillen erklären und beurkunden laſſen. 

8 129. 1. Iſt duch Geſetz für eine Erklärung öffentlihe Beglaubigung vor- 
gefchrieben, fo muß die Erklärung fchriftlich abgefaßt und die Unterjchrift des 
Erklärenden von der zuftändigen Behörde oder einem zuftändigen Beamten! oder 
Notar beglaubigt werden. Wird die Erklärung von dem Ausſteller mittel Hand⸗ 
zeichens unterzeichnet, fo ift die im 8 126 Abſ. 1 vorgejchriebene Beglaubigung Des 
Handzeichens erforderlich und genügend. 

2. Die öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtlide oder wotarielle 
Beurkundung der Erklärung erjeßt. 

1 In Preußen find die Polizeibehörben zuftänbig. 

$ 130. 1. Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ift,? 
wird, wenn fie in deſſen Abweſenheit abgegeben wird, in dem Beitpunfte wirkſam, 
in welchem fie ihm zugeht. Sie wird nicht wirkfam, wenn dem anderen vorher oder 
gleichzeitig ein Widerruf zugeht. \ 

2. Auf die Wirkfamteit der Willenserklärung ift es ohne Einfluß, wenn ber 
Erflärende u der Abgabe ftirbt oder geſchäftsunfähig wird. 

3. Diefe Borfchriften finden aud) dann Unwendung, wenn die Willenserklärung 
einer Behörde gegenüber abzugeben ift. 

ı Kündigung, Mahnung, Vertragserklärung. 

8 131. 1. Wird die Willenserklärung einen Bejchäftunfähigen! gegenüber 
abgegeben, fo wird fie nicht wirkſam, bevor fie dem geſetzlichen Wertreter zugeht. 

2. Das gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Geichäftzfähigkeit 
befchräntten Perſon gegenüber abgegeben wird. Bringt die Erklärung jedoch der in 
ber Geſchäftsfähigkeit beſchränlten Perſon lediglich einen rechtlichen Vorteil, oder hat 
der geſetzliche Vertreter feine Einwilligung erteilt, jo wird die Erklärung in dem 
Zeitpunkte wirkſam, in welchem fie ihr zugeht. 

1.8 104. 

8 133. Bel der Auslegung einer Willenserklärung ift der wirkliche Wille zu 
erforichen und nicht an dem buchitäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften. 

8 134, Ein Rechtsgeſchäft, daS gegen ein gefegliches Verbot verftößt, iſt nichtig, 
wenn fich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt. 

8 138. 1. Ein Nedtögeichäft, das gegen die guten Sitten verftößt, ift wichtig. 

2. Nichtig ift indbefondere ein Mechtögefchäft, Durch das jemand unter Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtfinnd oder der Unerfahrenheit eines anderen fich oder einem 
dritten für eine weiftung VBermögensvorteile veriprechen oder gewähren läßt, welche 
den Wert der Leiftung dergeftalt überfteigen, daß den Umftänden nach die Vermögen?» 
vorteile in auffälligem Mißverhältniſſe zu der Leiltung ftehen. 


A. Bürgerliches Geſetzbuch. Beurkundung, Beglaubigung, Vertrag. 721 


& 139. Sit ein Teil eines Nechtsgefchäfts nichtig, fo ift das ganze Rechts⸗ 
geichäft nichtig, wenn nicht anzunehmen ift, daß es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen ſein würde. 

8. Titel. — Bertrag. 


8 145. Wer einem anderen die Schliegung eines Vertrages anträgt, iſt au 
ben Antrag gebunden, e3 fei denn, daß er die Gebundenheit ausgefchloffen hat. 

146. Der Untrag erlifcht, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt, oder 
wenn er nicht dieſem gegenüber nad) den 88 147 big 149 rechtzeitig angenommen wird. 

147. 1. Der einem Anweſenden gemachte Antrag Tann nur fofort 
angenommen werden. Died gilt auch von einem mittel Fernſprechers von Berfon 
zu Perfon gemachten Antrage. 

2. Der einem Abweſenden gemachte Untrag kann nur bis zu dem Beitpunft an- 
genommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der Untivort unter regel: 
mäßigen Umftänden erwarten darf. 

8 148. Hat der Untragende für die Unnahme des Untrags eine Frift beftimmt, 
fo Tann die Unnahme nur innerhalb der Frift erfolgen. 

149, Iſt eine dem Untragenden verfpätet zugegangene Unnahmeerflärung 
bergejtalt abgefendet worden, daß fie bei regelmäßiger Veförderung ihm rechtzeitig 
zuaegangen fein würde, und mußte der Untragende dies erfennen, jo hat er die Ver⸗ 
ſpätung dem Annehmenden unverzüglich nach dem Empfange der Erklärung anzuzeigeıt, 
jofern es nicht ſchon vorher gefchehen iſt. Verzögert er die Abſendung der Anzeige, 
fo gilt die Annahme als nicht verjpätet. 

8 150, 1. Die verfpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag. 

2. Eine Annahme unter Erweiterungen, Einfchränfungen oder fonftigen An— 
derungen gilt als Ablehnung, verbunden mit einem neuen Untrage. 

8 151. Der Vertrag kommt durch die Annahme des Antrags zuftande, ohne 
daß die Annahme dem AUntragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, wenn eine 
na Erflärung nach der Verlehrzfitte nicht zu erwarten ift oder der Untragende auf 
ie verzichtet hat. Der Zeitpunkt, in welchem der Untrag erlifcht, beitimmt fich nad) 
dem aus dem Untrag oder den Umftänden zu entnehmenden Willen des Antragenden. 

152. Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurfundet, ohne daß beide 
Teile gleichzeitig anweſend find, fo kommt der Vertrag mit der nad 8 128 erfolgten 
Beurkundung der Annahme zuftande, wenn nicht ein anderes beftimmt if. Die Vor: 
ſchrift des $ 151 Satz 2 findet Anwendung. 

153. Das Zuftandefommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, daß 
der Untragende vor der Annahme ftirbt oder gefchäftsunfähig wird, es fei denn, daB 
ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen ift. 

154. 1. Solange nicht die Parteien fich über alle Punkte eines Vertrags 
geeinigt haben, über die nach der Erklärung aud) nur einer Partei eine Bereinbarung 
getroffen werden foll, ift im Zweifel der Bertrag nicht gejchloffen. Die Berftändigung über 
einzelne Punkte ift auch danı nicht bindend, wenn eine Aufzeichnung ftattgefunden hat. 

2. Sit eine Beurkundung des beabfichtigten Vertrag! verabredet worden, fo tft 
im Bweifel der Vertrag nicht geichloffen, bis die Beurkundung erfolgt ift. 

8 155. Haben fi) die Parteien bei einem Vertrage, den fie als gejchlofjen 
anfehen, über einen Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen werden follte, in 
Wirklichkeit nicht geeinigt, fo gilt das Vereinbarte, fofern anzunehmen ift, daß der 
Bertrag auch ohne eine Beftimmung über diefen Punkt gefchlofien fein würde. 

$ 156. Bei einer Verſteigerung! kommt der Vertrag erit durch den Zuſchlag 
zuftande. Ein Gebot erlifcht, wenn ein Übergebot abgegeben oder die Verfteigerung 
ohne Erteilung des Zuſchlags geichloffen wird. 

1 Ganz gleich, ob an den Meiftbietenden oder Mindeftforbernden. 

2 Bis zum Bufchlag ift der Veriteigerer nicht gebunden, wohl aber ber Bieter. Der 
int Gebote liegende Untrag erlifcht, abweichend von der Vorſchrift des F 146, auch durch ein - 
fibergebot forte dadurch, daß die Verfteigerung ohne Erteilung des Zuſchlags gefchloflen wird. 
Durch das übergebot erlifcdyt der Antrag, auch wenn dag Tibergebot nicht angenommen wird. 

Nadtke, Handbuch. 4. Aufl. 46 
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Es ſteht aber auch dem Berfteigerer frei, das Rechtsverhältnis bei ber Berfteigerung 
dahin zu beitimmen, daß der Zufchlag unbedingt den Weiftbietenden erteilt wird, ober 
daß er fih den Zuſchlag an ein frühere geringeres Gebot vorbehalte. Im Ichten Falle 
wird dann ber Bieter durch ein Ubergebot nicht frei. 

x a Sie som Miibieien bei Berfteigerungen ik ſtrafbar. (Bgl. Vorbemerkung zu 


8 157. Berträge find fo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Nüudficht 
auf die Verkehrsſitte e8 erfordern. 


5. Titel. — Bertretung. Bollmacht. 

5 164. 1. Eine Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zuſtehenden 
Bertreiungsmadht im Namen des Bertretenen abgibt, wirkt unmittelbar für und gegen den 
Bertretenen. Es macht feinen Unterfchied, ob die Erflärung ausdrüdliich im Namen des 
Vertretenen erfolgt, oder ob die Umftände ergeben, daß fie in deffen Namen erfolgen joll. 

2. Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erfenmbar hervor, fo 
fonımt der Dangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht. 

3. Die Borfchriften des Abfah 1 finden entfprechende Anwendung, wenn eine gegen: 
über einem anderen abzugebende Willenserklärung deſſen Vertreter gegenüber erfolgt. 


1 linter Bertretung wird nur die Vertretung im Willen verftanden, bloße Dtittels- 
perfonen oder Boten find Feine Bertreter. 

Die Vertretungsmacht Tann erteilt fein durch Geſetz: geſetzliche Bertretcer” 
(Vater bzw. Mutter, Bormund, Pfleger) oder durch Nechtsgeihäft: „Vollmacht“. 


$ 166. 1. Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willens- 
mängel oder durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiller Umſtände beeinflußt 
werden, kommt nicht die Berfon des Vertretenen, fondern die des Vertreters in Betracht. 
2. Hat im Falle einer durch Nechtögefchäft erteilten Vertretungsmacdht (Volmacht) 
der Vertreter nad) beſtimmten Weifungen des VBollmachtgebers gehandelt, fo Tann ji 
diefer in Anſehung folcher Umftände, die er felbft kannte, nicht auf die Uufenntnis 
des Vertreter berufen. Dasfelbe gilt von Umftänden, die der Bollmachtgeber kennen 
mußte, fofern dad Kennenmüſſen der Kenntnis gleichfteht. 
8 167. 1. Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
zu Bevollmädjtigenden oder dem dritten, dem gegenüber die Vertretung ftattfinden ſoll. 
2. Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Nechtögefchäft beftimmt 
ift, auf das ſich die Vollmacht bezieht. 
$ 168. Das Erlöſchen der Vollmacht beitimmt fich nach den ihrer Erteilung 
zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Die Vollmacht ift auch bei dem Fortbeſtehen 
des Rechtsverhältniſſes widerruflich, fofern fi nicht aus diefem ein anderes ergibt. 
auf bie Erklärung des Widerrufs findet die Vorfchrift des $ 167 Abſ. 1 entfprechenve 
nwendung. 
8 172. 1. Der bejonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch Den 
Vollmachtgeber fteht es gleich, wenn dieſer dem Vertreter eine Bolmachtsurkfunde 
ausgehändigt Hat, und der Vertreter fie dem dritten vorlegt. 
2. Die Bertretungsmacht bleibt beſtehen bis die Vollmachtsurkunde dem Vollmacht⸗ 
geber zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird. 
175. Nah dem Erlöfchen der Vollmacht Hat der Bevollmächtigte die 
be dem Vollmachtgeber zurüdzugeben; ein Zurückbehaltungsrecht fteht 
ihm nicht zu. 


IV. Abſchnitt. — Friſten. Termine. 


8 186. Für die in — gerichtlichen Verfügungen und Rechtsgeſchäften 
enthaltenen Friſt- und Terminsbeitimmungen gelten die Auslegungsvorſchriften der 
88 187 bis 193. 

8 187. 1. ft für den Anfang einer Friſt ein Ereignis oder ein in den Lauf 
eine Tages fallender Beitpunkt maßgebend, fo wird bei der Berechnung der Frift 
ber Tag nicht mitgerechnet, in welchen dag Ereignis oder der Beitpunkt fällt. 


Beitpunlt, fo wird diefer Tag bei der Berechnung der Friſt mitgerechnet. Das 
gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters. 

188, 1. Eine nad) Tagen beitimmte Friſt endigt mit den Ublaufe des letzten 
Tages der Frift. 

2. Eine Frift, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einen mehrere Monate 
umfafjenden Beitraume — Jahr, halbes Fahr, Vierteljahr — beitimmt ift, endigt 
im Falle des 8 187 Abf. 1 mit dem Ablaufe Desjenigen Tages der lebten Tode 
oder des lebten Monats, welcher durch feine Benennung oder N Bahl dem Tage 
entfpricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, im Falle des 8 187 Abf. 2 
mit dem Wblaufe desjenigen Tages der legten Woche oder des lebten Monats, 
welcher dem Tage vorhergeht, der durch feine Benennung oder feine Zahl den Anfangs» 
tage der Frift entjpricht. u 

3. Fehlt bei einer nach Monaten beſtimmten Friſt in dem legten Monate der 
für ihren Ablauf maßgebende Tag, jo endigt die Frift mit dem Wblaufe des Tebten 
Tages dieſes Monat. 

189. 1. Unter einem halben Jahre wird eine Friſt von ſechs Meonaten, 
unter einem Bierteljahre eine Friſt von drei Monaten, unter einem halben Monat 
eine Frift von fünfzehn Tagen verjtanden. 

2. » eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halber Monat 
geftellt, jo find die fünfzehn Tage zuletzt zu zählen. 

190. Im Falle der Verlängerung einer Friſt wird die neue Friſt von dem 
Ublaufe der vorigen Frift an berechnet. 

8 191. Iſt ein Beitraum nah Monaten oder nad) Zahren in dem Sinne 
beftimmt, daß er nicht zufanmenhängend zu verlaufen braucht, jo wird der Monat 
zu dreißig, das Jahr zu dreifunderttünfundfechzig Tagen gerechnet. 

192. Unter Anfang des Monat3 wird der erite, unter Mitte des Monats 
der anfpehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag des Monats verſtanden. 

8 193. Iſt an einem beftinmten Tage oder innerhalb einer Frift eine Willens: 
erflärung abzugeben oder eine Leitung zu bewirken, und fällt der beſtimmte Tag 
oder der lebte Tag der Frift auf einen Sonntag oder einen am Erflärungd= oder 
Reiftungsorte ftaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, fo tritt an die Stelle des 
Sonntags oder des Feiertags der nächitfolgende Werktag. 


V. Abſchnitt. — Verjährung. 


8 194. 1. Das Recht, von einem anderen ein Tun oder ein Unterlaffen zu 
verlangen (Unfpruch), unterliegt der Verjährung. 

2. Der Unfpruch aus einen familienrechtlichen Verhältnis unterliegt der Ver: 
jährung nicht, foweit er auf die Herjtelung de3 dem Verhältnis entfprechenden 
Buftandes für die Zukunft gerichtet iſt. 

8 195. Die regelmäßige Verjährungsfriit beträgt dreißig Jahre. 


1 d. h. foweit nicht Fürzere Berjährungsfriften feitgefett find. 
8 196. 1. In zwei Jahren verjähren die Ansprüche: 


1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche ein Sunfts 
— betreiben, für Lieferung von Waren, Ausführung von Arbeiten und 
eſorgung fremder Geſchäfte, mit Einſchluß der Auslagen, es ſei denn, daß 
die Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt; | 
2. derjenigen, welche Land» oder Foritwirtichaft betreiben, für Lieferung von 
land⸗ oder foritwirtichaftlichen Erzeugniſſen, jofern die Lieferung zur Verwendung 
im Haushalte des Schuldners erfolgt; ! 
3. der Eifenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, Lohnlutſcher und 
Boten wegen des Fahrgeldes, der Fradıt, bes Fuhr- und Botenlohns, mit 
Kinichluß der Auslagen; Ä 
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der Gaſtwirte und derjenigen, welche Speijen oder Getränfe gewerb3mäßig 

verabreichen, für Gewährung von Wohnung und Belöftigung, fowie für andere 

den Gäſten zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe gewährte Leiftungen, mit 

Einfluß der Auslagen; 

. derjenigen, welche Lotterieloje vertreiben, aus dem Vertriebe der Lofe, es fei 

denn, daß die Loſe zum Weitervertriebe geliefert werden; 

. — 5 — ‚welche beweglide Sacden gewerbsmäßig vermieten, wegen des 
ietzinfes; 

7. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten Perſonen zu gehören, 
die Bejorgung fremder Gefchäfte oder die Leiftung von Dienſten gewerb3- 
mäßig betreiben, wegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe gebührenden Ber: 
gütungen, mit Einjchluß der Auslagen; 

8. derjenigen, welche im Privatdienfte ftehen, ? wegen des Gehalts, Lohne? oder 
anderer Dienjtbezüge, mit Einfchluß der Auslagen, jowie der Dienftberechtigten 
wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

9. der geiverhlichen Arbeiter — Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Fabrilarbeiter —, 
der Tagelöhner und Handarbeiter wegen des Lohnes und anderer an Etelle 
oder als Zeil des Lohnes vereinbarter Leiflungen, mit Einfluß der Aus— 
Be fowie der Ürbeitgeber wegen der auf folche Anſprüche gewährten Bor: 
ſchüſſe, 

10. der Lehrherren und Lehrmeiſter wegen des Lehrgeldes und anderer im Lehr⸗ 
oertrage vereinbarten Leiftungen, fowie wegen der für Die Lehrlinge beitrittenen 

uslagen; 

13. der Öffentlichen Unftalten, welche dem Unterrichte, der Erziehung, Verpflegung 
oder Heilung dienen, fowie der Inhaber von PBrivatanftalten jolher Urt für 
Bewährung von Unterricht, Verpflegung oder Heilung und für die Damit 
zufammenhängenden Aufwendungen; 

12. derjenigen, welche Perfonen zur Verpflegung oder zur Erziehung aufnehmen, 
für Leiftungen und Aufwendungen der in Nr. 11 bezeichneten Art; 

13. der öffentliden Lehrer und der WPrivatlehrer wegen ihrer Honorare, die 
Unfprüche der öffentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn fie auf Grund befonderer 
Einrichtungen gejtundet find; 

14. der Ärzte, indbefondere aud) der Wundärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und 
zierätzte, fowie der Hebammen für ihre Dienftleiftungen, mit Einfchluß der 
Auslagen; 

15. der Rechtsanwälte, Notare und Gerichtövollzieher, fowie aller Berfonen, die 
zur Beſorgung gewiſſer Gejchäfte Öffentlich beftellt- oder zugelafjen find, wegen 
ihrer Gebühren und Auslagen, joweit nicht diefe zur Staatskaſſe fließen; 

16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleifteten Vorſchüſſe; 

17. der Beugen und Sachverftändigen wegen ihrer Gebühren und Auslagen. 


2. Soweit die im Abfah 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten Unfprüche nicht der Berjährung 
von zwei Jahren unterliegen, verjähren fie in vier Jahren. 


2 ft bie Lieferung nicht für den Haushalt erfolgt, jo tritt vierjährige Verjährung 
ein (Tettter Abſatz dieſes Paragraphen). 

2 Bei nicht gewerbsmaßiger Vernietung kommt 8 197 in Betradit. 

3 3. B. Privatforftbeante, Gefinde ufiv. 


8 197. In vier Jahren verjähren die Anſprüche auf Rüditände von Binfen, 
mit Einfluß der als Zufchlag zu den Zinſen zum Bivede almählicher Tilgung des 
Kapitals zu entrichtenden Beträge, die Ansprüche auf Rüditände von Miet⸗ und 
Pachtzinſen, foweit fie nicht unter die Vorfchrift des $ 196 Abi. 1 Nr. 6 fallen, und 
die Anſprüche auf Rüdftände von Nenten, Uuszugsleiftungen, Befoldungen, Warte 
geldern, Ruhegehalten, Unterhalt3beiträgen und allen anderen regelmäßig twieder- 
Iehrenden Leijtungen. 

98. Die Berjährung beginnt mit der Entftehung des Anſpruchs. Geht 
der Unfpruch auf ein Unterlafjen, ſo beginnt die Verjährung mit. der Zuwiderhandlung. 


* 


a 


je 


pflichteten gekündigt hat, fo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunfte, von welchem 
an die Kündigung zuläffig tft. Hat der Verpflichtete die Leiftung erit zu bewirken, 
wenn feit der Kündigung eine beftimmte Frift verftrichen ift, jo wird der Beginn der 
Verjährung um die Dauer der Frift Hinausgefchoben. 

Hängt die Entftehung eines Anſpruchs davon ab, daß der Berechtigte 
von einem ihm zuftehenden Unfechtungsrechte Gebrauch macht, fo beginnt die Ver: 
jährung mit dem Zeitpunfte, von welchem an die Unfechtung zuläffig ift. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn die Anfechtung fich auf ein familienrrechtliche3 Verhältnis bezieht. 

201. Die Berjährung der in den 66 196, 197 bezeichneten Anfprüche 
beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der nad) den 8 198 big 200 
maßgebende Zeitpunkt eintritt. Kann die Leiftung erft nach dem Ablauf einer über 
diefen Zeitpunkt hinausreichenden Friſt verlangt werden, fo beginnt die Verjährung 
mit dem Schluffe des Jahres, in welchem die Friſt abläuft. 

202, 1. Die Berjährung if gehemmt, folange die Leitung geftundet oder 
der Berpflichtete aus einem anderen Grunde vorübergehend zur Verweigerung der 
Leiltung berechtigt ift. 

2. Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung auf die Einrede des Zurück— 
behaltungsrechtd, des nicht erfüllten Vertrages, der mangelnden Sicherheitsleiſtung, 
der Vorausklage, ſowie auf die nach $ 770 dem Bürgen und nad) den 88 2014, 2015 
dem Erben zujtehenden Einreden. 

203. 1. Die Verjährung ift gehemmt, folange der Berechtigte durch Stillftand 
der Üechtöpflege innerhalb der letzten ſechs Monate der Berjährungsfrift an der 
Nechtsverfolgung verhindert iſt. 

2. Das gleiche gilt, wenn eine folche Verhinderung in anderer Weiſe durch höhere 
Gewalt herbeigeführt wird. 

208. Die Berjährung wird unterbrochen, wenn ber Berpflichtete dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber den Anfpruch durch Ubichlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheits: 
leiftung oder in anderer Weile anerkennt. 

209. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Be- 
friedigung oder auf Feſtſiellung des Anſpruchs, auf Erteilung der Bollitredungs: 
Haufel oder auf Erlaſſung des Bollftredungsurteild Klage erhebt. 


VI. Abſchnitt. 
Ausübung Der Rechte, Selbſtverteidigung, Zelbfähilfe. 


8 226. Die Ansübung eines Nechtes ift unzuläffig, wenn fie nur den Zweck 
haben fann, einem anderen Schaden zuzufügen. 


2 Diefer Paragraph enthält das fog. Schikaneverbot. 


Selbſtverteidigung. 


8 227. 1. Eine durch Notwehr gebotene Handlung iſt nicht widerrechtlich. 
2. Notwehr ift diejenige Verteidigung, welche erforderlich ift, um einen gegen» 
wärtigen recht3widrigen Angriff von jich oder einem anderen abzuwenden. '-? 

228. Wer eine fremde Sache? befhädigt oder zerftört, um 
eine durch fie drohende Gefahr von ſich oder einem anderen ab- 
zuwenden, handelt nicht widerrehtlih, wenn die Beſchädigung oder Die 
Berftörung zur Abwendung der Gefahr erforderlich ift, und der Schaden nidt 
außer Berbältnis zu der Gefahr fteht. Hat der Handelnde die Gefahr verfchufdet,° 
To ift er zum Schadenerfage verpflichtet. 


Zu 88 227 und 228. 
ı Der & 227 handelt von der Eelbftverteidigung (Notwehr) negen Meufchen und be: 
Ss 228 von bem Selbitihug negen Tiere und andere Sacıen. 
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2 Die im 8 227 enthaltene Begriffsbeftimmung der Notwehr deckt fi niit der im 8 53 
des Str. &. DB. negebenen. Bgl. hierüber die Ausführungen zu 8 53 Str. G. B, XIA d. W. 

3 Tie Beitimmungen de3 5 227 find bon befonberer Bedeutung für den Schuß bes 
Jagdrechts. Das R. ©. leitet hieraus die dem Kagbberedhtigten oder dem von ibm 
beftellten Aufſeher zuftehende Befugnis Der. dem bei der unberedtigten 
Kagdausübung auf feinem Kagdgediete Betroffenen das Gewehr weg— 
zunehmen. 

die Wegnahme des Gewehrs ift eine erlaubte Berteidigungsmaßregel gegen den 
Cin rt in das eigene Jagdrecht, der darin beiteht, daß jemand ji ohne Genehmigung 
des Jagdberechtigten und jonft undefugt, zur Jagd ausgerüftet, auf fremden: Sugbgebiete 
außerhalb des öffentliden, zum geninen Gebrauche beitimmten Weges befindet. ieſen 
die ausſchließliche und ungeſtoͤrte Ausubung eines Rodreht ebenfalls gefährdenden und 
fo feine Bermögensrechte beeinträditigenden Ungriff abzuwehren ift den Jagdinhaber 
geftattet. Und zwar erjcheint zur zweddienlichen Abwehr als Berteldigungsmaßregel aud) 
eine Angriffshbandlung, die Wegnahme des gegneriihen Ungriffsnittels, des Gewehrs, 
deſſen Beh die Gefährdung vornehmlich verurſacht, geeignet wie erforderlid. Der hierbei 
geleiftete Widerſtand ift ftrafbar aus 8 117 Str. G. B. (R. G. v. 14. 10. 1902.) 

über die berechtigte Notwehr der Forſt- und Jagdſchutzbeamten, Jagbberesitigten uf. 
gegen Wilderer vgl. Anm. 2 zu 8 2 des Waffengebrauchsgefetes. XIE d. W. 

4 Saden im Sinne des 8 228 Lönnen fein: wildernde oder wütende Hunde, Katzen, 
ſchwärmende Bienen, den Saaten fhädlihe Tauben, ein dem Abſturz drohender und da⸗ 
durch die Vorübergehenden gefährdender Gebäudeteil ufv. Vgl. die eingehenden Aus⸗ 
welche unter den Abſchnitt „Legen don Gift" zu dem 8 228 gemadht find. 

5 8 B. durch Reizen des Tieres. 

6 Vgl. S 904. 


) 
8 
Selbſthilfe. 

u 720. Wer zum Zwecke der Selbfthilfe eine Sache wegnimmt, zerjtört 
oder befchädigt, oder wer zum Biwede der Selbithilfe einen Berpflichteten, welcher 
der Flucht verdächtigt ift, feftnimmt oder den Widerftand des Verpflichteten 
gegen eine Handlung, die dieſer zu dulden verpflichtet ift, befeitigt, Handelt nicht 
widerrehtlih, wenn obrigfeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen 
ift und ohne fofortiged Eingreifen die Gefahr befteht, daB die Ver— 
wirklihung des Anſpruchs vereitelt oder wesentlich erjchwert werde. 

230. 1. Die Selbfthilfe darf nicht weiter gehen, ald zur Ubwendung 
der Öefahr erforderlid ift. 

2. Im Falle der Wegnahme von Sachen? ift, fofern nicht Ywangsvollitredung 
verwirft wird, ber Dingliche Arreft zu beantragen. Im alle der Feſtnahme bes 
Berpflichteten ift, fofern er nicht wieder in freiheit gefegt wird, der perjönliche 
Sicherheitäarreft bei dem Umtsgerichte zu beantragen, in deifen Bezirk die Feſtnahme 
erfolgt ift; der Verpflichtete ift unverzüglich dem Gerichte vorzuführen. 

3. Wird der Arreftantrag verzögert oder abgelehnt, jo hat die Rüdgabe der weg: 
genommenen Sachen und die Sreileffung bes Feſtgenommenen unverzüglich zu erfolgen. 

Wer eine der in 5 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Un- 
nahme vornimmt, daß die für den Ausschluß der Widerrechtlichfeit erforderlichen 
Vorausſetzungen vorhanden feien, ift dem anderen Teile zum Schadenerjage verpflichtet, 
aud) wenn der Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit beruht. 

1 Die Selbfthilfe ſetzt eine ftattgehabte Beſchädigung oder einen zuftehenden Redhts- 
anſpruch voraus und ift nur geftattet, wenn: 

x obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ift, 

b) ohne fofortiges Eingreifen die. Gefahr beiteht, die Verwirklichung bed Anſpruchs 
werde durch Fortſchaffung der Sache, auf die der Anfprud) geht, durch Flucht des 
erpfilchteten uf. entweder ganz vereitelt oder wenigſtens weſentlich erſchwert 
werden. . 

Mittel ber Selshilfe find nad) 8 229: 

die Wegnahme, Befhädigung oder Zerjtörung einer Sache, 
die Feſtnahme des BVerpflichteten. 

2 Der 8 229 gewährt dem SXagbberechtigten oder feinen Aufſeher nat die Befugnis, 
dem auf feinen: Zagdgebiete bei der unberedtigten Ausübung der Jagd Betroffenen das 


III WE WIYOWSV suunws5° ee m. un. su... vg u. un 3 LU 02 | er LCAT Ye Yo 
14. 10. 1902, auszugsweiſe borftehend al8 Anm. 3 zu 8 227 aufgenommen.) 

3 Bol. ferner die 88 858 bis 860. 

#4 Dur die Wegnahme einer Sahe auf Grund des 8 229 erlangt ber Berechtigte 
an derſelben weder ein Pfandrecht nod, ein Zurüdbehaltungsredit.e Um ſich die Sache 
zu fichern, muß er die Zwangsvollſtreckung oder den dinglichen Urreft bewirken. Die Vor⸗ 
Ichrift, daß der Feitgenomniene den Gericht unverzüglich vorzuführen ift, fchließt fich dem 
8 128 der Str. Pr. DO. an. 

Erfüllt der Berechtigte, welcher zunı Bivede der Selbithilfe eine Sache weggenommen 
oder eine Berfon feftgenommten hat, die nad) $ 230 Abf. 2, 3 ihm obliegende Verpflichtung, 
den dinglichen bzw. ben perjönlichen Sicherheitsarreft zu beantragen und den Feſt⸗ 
genommenen den Gerichte unverzüglich vorzuführen, nicht, fo handelt er miderrechtlich 
und ift daher, wenn ihn ein Verfchulden zur Laſt fällt, zum Schadenerſatze verpflichtet. 
Ohne NRüdficht auf fein Verfchulden hat, wenn der Untrag m den Urreft verzögert wird, 
die Rückgabe der weggenommenen Saden bzw. die Freilaſſung des Feſtgenonimenen 
unverzüglich zu erfolgen. Auch bei Nichterfüllung diefer Verpflichtung ift der Beichädigte 
Schadenerfag zu fordern berechtigt. Er kann aber auch die gerichtliche Hilfe anrufen, unt 
den anderen Teil zur Erfüllung feiner Verpflihtung anzuhalten, und it, wenn die Vor⸗ 
augsfeßungen des 8 229 vorliegen, zur Selbjthilfe berechtigt. Wird der Urreftantrag bon 
dent Gericht abgelehnt, fo hat bietes zugleich die Nüdgabe der weggenommtenen Sache 
ba. die Freilaſſung des Feſtgenommenen anzuordnen. (Pland ©. 285.) 


Zweites Bud). 
Recht der Schulöderhältnifie.” 


I. Abſchnitt. — Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


1. Titel. — Verpflichtung zur Leiftung. 
8 241. Sraft des Schuldverhältniffes ift der Gläubiger berechtigt, von dem 
Fa eine Leiſtung zu fordern. Die Leiftung Tann auch in einem Unterlafjen 
eitehen. 


h 
Bar Der Schuldner ift verpflichtet, die Leiftung fo zu bewirken, wie Treu 
und Glanben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte es erfordern. 
8 246. Sit eine Schuld nad) Geſetz oder Rechtsgeichäft zu verzinfen, fo find 
vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, fofern nicht ein anderes bejtimmt ift. 
8 249. Wer zum Schadenerfate verpflichtet ift, hat den Zuftand Herzujtellen, 
der beftehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umstand nicht eingetreten 
wäre. Iſt wegen Verlegung einer Perjon oder wegen Beichädigung einer Sache 
Schadenerſatz zu leilten, fo Tann der Gläubiger ftatt der Heritellung den dazu 
erforderlichen Geldbetrag verlangen. 


1 Bei Sadıen iſt nicht bloß der penieine Berfaufsmwert zu erfehen, ſondern ber Wert, 
ben fie für den Gläubiger nach deſſen Defonderen Berhältniffen hatten, nicht aber der Wert 
der befonderen Vorliebe (Liebhaberwert). 


8 250. Der Gläubiger kann dem Erjabpflichtigen zur Herftellung eine an⸗ 
gemeſſene Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er Die peritehung nach dem Ablaufe 
der Friſt ablehne. Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger den Erſatz in 
Geld verlangen, wenn nicht die Herjtellung rechtzeitig erfolgt; der Anſpruch auf die 
ver ung ift ausgejchlofjen. 

8 251. 1. Soweit die Herftellung nicht möglich oder au Entſchädigung des 
an nicht genügend ift, hat der Erfaßpflichtige den Gläubiger in Geld zu 
entihädigen. 

2. der Erfaßpflichtige Tann den Gläubiger in Geld entjchädigen, wenn die Her- 
ftellung nur mit unverhältnismäßigen WUufwendungen möglich ift. 





', Dad Schulbverhältmis enthält Tebiglid; perfönlidhe Nechtöbegichungen. Zur Entftelung find begrifflich 
wei Berfonen, ber Gläubiger und der Echulbaer, erfordberlid. Die hauptſüchlſchſſen Ednulbverhältwiffe find 


auf, Tauſch, Schenfum 


na, Wiete, Pacht, Lelhe, Tarlehen, Dieuſt- ufw. Bertrag, Schulbverfhreibung uf 
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8 252. Der zu erjegende Schaden umfaßt auch den entgangenen Gewinn. Als 
entgangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder 
nad) den befonderen Umjtänden, insbeſondere nad) den getroffenen Anftalten und Bor: 
fehrungen, mit Wahrfcheinlichleit erwartet werden Tonnte. 

253. Wegen eined Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, Tann Ent: 
Ihädigung in Geld nur in den Durch das Geſetz beftimmten Fällen gefordert werden 

254. 1. Hat bei der Entftehung des Schaden? ein Berfchulden bei Ge 
ſchädigten mitgewirkt, fo hängt die Verpflichtung zum Erſatze, ſowie Der Umfang des 
zu leitenden Erſatzes von den Umständen, insbejondere davon ab, inwieweit de 
Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurfacht worden ill 

2. Dies gilt auch dann, wenn fi das Verfchulden des Befchädigten darauj 
befchräntt, daß er unterlafien bat, den Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlid 
hohen Schaden? aufmerljam zu machen, die der Schuldner weder kannte noch Tennen 
mußte, oder daß er unterlaffern Hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Tie 
Vorſchriften des 8 278 finden entiprechende Anwendung. 

276. 1. Der Schuldner hat, fofern nicht ein anderes beftimmt ift, Berka 
und Fahrläffigkeit zu vertreten. Fahrläſſig handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer acht läßt. Die Vorfjchriften der SS 827, 828 finden Anwendung. 

* Die Haftung wegen Vorſatzes kann dem Schuldner nicht im voraus erlaſſen 
werden. 

1 Vorſatz und Fahrlaͤſſigkeit werden zuſammengefaßt unter dem Ausdruck Berſchulden. 


8 277. Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen Hat, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt, ift von der Haftung wegen grober Fahrläſſileit 
nicht befreit. 

2 Man unterfcheibet grobe und leichte Fahrläſſigkeit. Grobe Fahrläſſigkeit Liegt der, 
wenn die Sorgfalt eine‘ ordentlichen —e in Sefonders” laſis Weiſe Dir 
nachläſſigt wird. 
| F 278. Der Schuldner hat ein Verſchulden feines geſetzlichen Vertreters und 
der Perſonen, deren er fich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient,? in gleichen 
Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Die Borfchrift des 8 276 Abſ.? 
findet feine Anwendung. 

1 3. B. Bater, Mutter, Vormund, Pfleger. 

2 Dienftboten, Gehilfen uſw. 





U. Abſchnitt. — Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 


1. Titel. — Begründung. Inhalt des Vertrags. | 
8 305. Zur Begründung eines Schuldverhältniffes durch Nechtögefchäft, ſowie 
zur Anderung des Inhalts eines Schuldverhältniffes ift ein Wertrag! zwifcen den 
Beteiligten erforderlich, ſoweit nicht”da8 Geſetz ein anderes vorfchreibt. 
18 145 ff. 
306. Ein auf eine unmögliche Leiftung gerichteter Vertrag ift nichtig. _ 
807. 1. Wer bei der Schließung eines Bertungs, der auf Ei unmdglich 
Leiſtung gerichtet iſt, die Vnmdalichteii der Leiſtung kennt oder kennen muß, iſt zun 
Erſatze des Schadens verpflichtet, den der andere Teil dadurch erleidet, daß er anf 
die Gültigfeit des Vertrags vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Intereſſe⸗ 
hinaus, welches der andere Teil an der Gültigkeit des Vertrags hat. Die er 
pflicht tritt nicht ein, wenn der andere Teil die Unmöglichkeit kennt oder kennen MUB 
2. Diefe Vorschriften finden entfprechende Unwendung, wenn die Leitung MM 
teilweife unmdglih, und der Vertrag in Unfehung des möglichen Teiles gültig iſt 
oder wenn eine von mehreren, wahlweiſe verſprochenen Leiſtungen unmöglich iſt. j 
8 308. 1. Die Unmöglichfeit der Leiftung fteht der Gültigkeit des Vertrng 
nicht entgegen, wenn die Unmöglichfeit gehoben werben Tann, und der Vertrag Mt 
den Fall gefchloffen ift, daß die Leiftung möglich wird. 














oder unter Beſtimmung eines Unfangstermind verfprochen, fo ift der Vertrag 
gültig, — die Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder des Termins 
gehoben wird. 

8 309. Berftößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Verbot, jo finden die 
88 307, 308 entjprechende Unwendung. 

8310, Ein Vertrag, durch den fich der eine Zeil verpflichtet, fein Fünftiges 
Vermögen oder einen Bruchteil feines Tünftigen Vermögen! zu übertragen oder mit 
einem Nießbrauche zu belaiten, iſt nichtig. 

8 311. Ein Vertrag, durch den fich der eine Teil verpflichtet, fein gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil feines gegenwärtigen Vermögend zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaften, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

2 gl. 88 125 u. 128. 


B 313. Ein Vertrag, durch den 19 der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem Grundſtücke zu übertragen, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urtundung! Ein on Beachtung diefer Form gejchloffener Vertrag wird feinen 
ganzen Inhalte nad) gültig, wenn die Wuflafjung und die Eintragung in das 
Grundbuch erfolgen. 

2 Bgl. 88 125 u. 128. 

3 Uber die einfache Urt ber Beurkundung von Srundfiüdsperäußerungen, wenn ciner 
der Bertragfchltegenden durd) eine öffentliche Behörde vertreten wird, fiehe Artikel 142 des 
Einführungsgefeges, XII B d. W. 

& 314. Berpflichtet fich jemand zur Veräußerung oder Belaftung einer Sache, 
jo eritredt fich die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache. 

1897 fi. 

2. Titel. — Gegenjeitiger Bertrag. 

320. 1. Wer aus einem gegenfeitigen Vertrage verpflichtet ift, kann die ihm 
obliegende Leiftung bis zur Bewirkung der Gegenleiftung verweigern, es fei denn, 
daß er vorzuleiften verpflichtet if. Hat die Leiftung an mehrere zu erfolgen, fo 
kann dem einzelnen der ihm —— Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegen⸗ 
leiſtung verweigert werden. Die Vorſchrift des 8 273 Abſ. 3 findet keine Anwendung. 

2. Iſt von der einen Seite ee: geleiftet worden, jo kann die Gegenleiftung 
infoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umftänden, ind- 
bejondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rüdftändigen Teiles, gegen 
Treu und Glauben verftoßen würde. 

3 Wer aus einem gegenfeitigen Bertrage vorzuleiiten verpflichtet ift, Tann, 
wenn nach dem Abſchluſſe des Vertrags in den Vermögensverhältnifien des anderen 
Teiles eine wefentliche Verſchlechterung eintritt, Durch die der Anſpruch auf Die Gegen⸗ 
feiftung gefährdet wird, die ihm obliegende Leiftung verweigern, big die Gegenleiftung 
bewirkt oder Sicherheit für fie geleiftet wird. 

. 1. Erhebt aus einem gegenfeitigen — der eine Teil Klage auf 
die ihm geſchuldete Leiſtung, ſo hat die Gelten — es dem anderen Zeile zu» 
ftehenden Rechtes, die Leiftung bis zur Bewirtung der Gegenleiftung zu verweigern, 
nur die Wirkung, daß der andere Teil zur Erfüllung Zug um Bug zu verurteilen ift. 

2. Hat der Hagende Teil vorzuleiiten, fo kann er, wenn der andere Teil im 
Berzuge der Unnahme ift, auf Leiftung nach Empfang der Gegenleiftung Hagen. 

3. Auf die Zwangsvollitredung findet die Vorſchrift des 8 274 Abſ. 2 Anwendung. 

323. 1. Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem einen Teile 
obliegende Leiftung infolge eines Umftandes unmöglich, den weder er noch der andere 
Teil zu vertreten bat, fo verliert er den Anſpruch auf die Gegenleiftung; bei teil- 
weifer Unmöglichkeit mindert fich Die Gegenleiftung nach) Maßgabe der 88 472, 473. 

2. Verlangt der andere Teil nach $ 281 Herausgabe des für den gefchuldeten 
Gegenftand erlangten 5 oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, ſo bleibt er zur 
Gegenleiſtung verpflichtet; dieſe mindert ſich jedoch nach Maßgabe der 88 472, 473 
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inſoweit, als der Wert des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs hinter dem Werte der 
geſchuldeten Leiſtung zurüdbleibt. 

3. Soweit die nach dieſen Vorſchriften nicht geſchuldete Gegenleiſtung bewirlt 
iſt, kann das Geleiſtete nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
ſertigten Bereicherung zurückgefordert werden. 

324. 1. Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile 
obliegende Leiſtung infolge eines Umſtandes, den der andere Teil zu vertreten Hat, 
unmöglich, fo behält er den Anſpruch auf die Segenleiftung. Er muß fidh jedod) 
dasjenige anrechnen laffen, was er infolge der Befreiung von der Leiſtung erjpart 
oder durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 

2. Das gleiche gilt, wenn die dem einen Zeile obliegende Leiftung infolge eines 
von ihm nicht zu vertretenden Umftandes zu einer Zeit unmöglich wird, zu welcher 
der andere Teil im Verzuge der Annahme ift. 

. 1. ®ird die aus einem gegenfeitigen PBertrage dem einen Zeile 
obliegende Leiftung infolge eines Umftandes, den er zu vertreten hat, unmöglich, fo 
fann der andere Teil Schadenerfag wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem 
Bertrage zurüdtreten. Bei teilweifer Unmöglichkeit ift er, wenn die teilweife Erfüllung 
de3 Vertrags Fein Intereſſe Hat, berechtigt, Schadenerfag wegen Nichterfüllung der 
ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe des 8 280 Abf. 2 zu verlangen oder von Dem 
ganzen Vertrage zurüdzutreten. Statt des Anſpruchs auf Schadenerfag und bes 
Rüdtrittsrecht3 Tarın er aud) die für den Fall des 8 323 beftlimmten Rechte 
geltend machen. 

2. Das gleiche gilt in dem Falle des 8 283, wenn nicht die Leiflung bis zum 
Ablaufe der Friſt bewirkt wird, oder wenn fie zu dieſer Beit teilweife nicht bewirkt ift. 

326. 1. ft bei einem gegenfeitigen Vertrage der eine Zeil mit Der ihm 
obliegenden Leiftung im Berzuge, jo Tann ihm der andere Teil zur Berwirlung der 
Reiftung eine angentefjene Friſt mit der Erflärung beftimmen, daß er die Annahme 
der Leiftung nad) dem Ablaufe der Frift ablehne. Nach dem Ablaufe der Zrüt it 
er berechtigt, Schadenerfag wegen Nichterfüllung zu verlangen oder von dem Ber- 
trage zurüdzutreten, wenn nicht die Leiftung rechtzeitig erfolgt ift; der Anſpruch auf 
Erfüllung ift ausgefchloffen. Wird die Seiftung bis zum Ablaufe der Frift teilweiſe 
nicht bewirkt, fo findet die Vorfchrift des 8 325 Abſ. 1 Satz 2 entfprechende Anwendung. 

2. Hat die Erfüllung des Vertrags infolge des Verzug für den anderen Zeil 
fein Intereſſe, fo ftehen ihm die im Abſatz 1 bezeichneten Hechte zu, ohne daß es der 
Petinmng, einer Friſt bedarf. 

3237. Auf das in den SS 325, 326 beftimmte Rüdtritttörecht finden die für 
das vertragsmäßige Nüdtrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 "346 bis 356 ent- 
fprechende Anwendung. Erfolgt der Rüdtritt wegen eines Umftandes, den der andere 
Teil nicht zu vertreten hat, m haftet dieſer nur nach den Borfchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. ! 

1 8 812 ff. 

4. Titel. — Draufgabe. Bertragäfirafe. 

$ 336, 1. Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas ald Draufgabe! 
gegeben, fo gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrags. 

2. Die Draufgabe gilt im Bweifel nicht als Reugeld.? 

ı Daitgelb, Ungeld, Handgeld, Mietötaler. 

2 8 359. Der Geber iſt alfo nicht berechtigt, gegen Verzicht auf die Zurüdgabe von: 
Vertrage zurüdzutreten. 

8 337. 1. Die Draufgabe ift im Zweifel auf die von dem Geber gefchulbete 
Leiftung anzurechnen oder, wenn dies nicht gefchehen Tann, bei der Erfüllung des 
Bertrags giwüldzugeben. 

2. Wird der Vertrag wieder aufgehoben, fo ift die Draufgabe zurüdzugeben. 

1 Die Draufgabe gilt im Zweifel, d. 5. ſoweit nicht ein anderes vereinbart 
ift, oder nicht eine abweichende Ortsſitte Hefteht, nicht als eine Zugabe zu ber 


dent Geber obliegenden Leiftung, fondern als Borſchuß. Hat 3. B. bei dent Gefindebertrage 
der Dienftverpflichtete Geld als Draufgabe erhalten, fo muß er ſich dasfelbe, wenn fein 
Lohn in Geld beſtimmt ift, hierauf anrechnen laffen; hat der Dienſtberechtigte die Drauf- 
gabe erhalten, ſo muß er fie neben den Lohne zurüdgeben. (Pland, IL ©. 117.) 


8 338. Wird die von dem Geber gefchuldete Leiftung infolge eines Umftandes, 
den er zu vertreten hat, unmöglich, oder verjchuldet der Geber die Wiederaufhebung 
des Vertrags, fo ift der Empfänger berechtigt, die zu behalten. Verlangt 
der Empfänger Schadenerfat wegen Nichterfüllung, fo ift die Draufgabe im Bweifel 
anzurechnen oder, wenn dies nicht gefchehen Tann, bei der Leiftung des Schaden: 
erſatzes —— —* 

5 339. Verſpricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, daß er feine 
Berbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe erfüllt, die Zahlung einer Geld- 
ſumme als Strafe,! jo ift die Strafe verwirkt, wenn er in Verzug kommt. Beiteht 
die gejchuldete Leiftung in einem Unterlaffen, fo tritt die Verwirfung mit der 
Zuwiderhandlung ein. 


1 Die Bertragd-(Kondentional-)Strafe hat den er als Bwangsmittel gegen den 
Schuldner zu dienen und dem Gläubiger die ntereffenforderung zu eleiotern und zu fichern. 


340. 1. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verjprochen, dab er 
feine Berbindlichfeit nicht erfüllt, jo kann der Gläubiger die verwirkte Strafe ftatt 
der Erfüllung verlangen. Erklärt der Gläubiger dem Schuldner, daß er die Strafe 
verlange, fo ift der Unfpruch auf Erfüllung ausgefchloffen. 

2. Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenerfag wegen Nichterfüllung 
zu, jo fann er die verwirfte Strafe ald Mindeftbetrag des Schadens verlangen. Die 
— UN eine3 weiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 

8 . 1. Hat der Schuldner die Strafe Di den Fall verfprocdhen, daß er 
feine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weife, insbefondere nicht zu der beſtimmten 
Beit, erfüllt, fo fan der Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung verlangen. 

2. Steht dem Gläubiger ein Anfprud) auf aan wegen der nicht 
gehörigen Erfüllung zu, fo finden die Vorfchriften des 8 340 Abſ. 2 Anwendung. 

3. Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, fo kann er die Strafe nur verlangen, 
wenn er fich das Recht dazu bei der Annahme vorbehält. 

342. Wird ald Strafe eine andere Leiſtung als die Zahlung einer Geld- 
ſumme verfprochen, fo finden die Vorjchriften der 88 339 bis 341 Anwendung; der 
Anſpruch auf Schadenerfat ift ausgeſchloſſen, wenn der Gläubiger die Strafe verlangt. 

343. 1. Iſt eine verwirkte Strafe unverhältuismäßig Hoch, ’ kann fie auf 
Antrag des Schuldners durch Urteil auf den angemeſſenen Betrag hera Beet werden. 
Bei der Beurteilung der Ungemefjenheit ift jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers, 
nicht bloß das Vermögensintereſſe, in Betracht zu ziehen. Nach der Entricytung der 
Strafe tft Die Herabjegung ausgeſchloſſen. 

2. Das gleiche gilt aud) außer den Fällen der 88 339, 342, wenn jemand eine 
Strafe für den Fall verfpricht, daß er eine Handlung vornimmt oder unterläßt. 

344. Erklärt das Geſetz das Verſprechen einer Leiftung für unwirkjam, fo 
ift auch die für den Fall der Nichterfüllung des Verſprechens getroffene Vereinbarung 
de hab unwirkſam, ſelbſt wenn die Barteien die Unwirkfamfeit des Verfprechens 

ekannt haben. 

> 8 345. Beitreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, weil er feine 
Verbindlichkeit erfüllt habe, fo hat er die Erfüllung zu beweifen, ſofern nicht Die ge- 
ſchuldete Leiftung in einem Unterlafjen beitebt. 


5. Titel. — Nüdtritt. 
346. Hat fih in einem Vertrag ein Teil den Rüdtritt vorbehalten, fo find 
die Barteien, wenn der Rücktritt erfolgt, verpflichtet, einander die empfangenen 
Leiftungen zurüdzugewähren. Für geleiftete Dienfte, fowie für die Überlafjung der 
Benugung einer Sache ift der Wert zu vergüten oder, falls in dem Vertrag eine 
Gegenleiftung in Geld beftimmt ift, diefe zu entrichten. 
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8.347. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Verſchlechterung, Untergangs 
oder einer and einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe 
beftimmt ſich im alle des Rüdtritts von dem Empfange der Leiftung an nach den 
Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwifchen dem Eigentümer und dem Befiter 
von dem Eintritte der Nechtöhängigkeit des Eigentumsanſpruchs an gelten. Das 
gleiche gilt von dem Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung von Rutuugen und 
von dem Anſpruch auf Erfag von Verwendungen. Eine Geldfumme ift von Der 
Beit des Empfanges an zu verzinfen. 

348. Die fi) aus dem Nüdteitt ergebenden Verpflichtungen der Parteien 
find Bug um Zug zu erfüllen. Die BVorfchriften der 88 320, 322 finden ent- 
Iprechende Anwendung. 

349. Der KRüdtritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile 

350. Der Rüdtritt wird nicht dadurch ausgeichlofien, daß der Gegenitand, 
welchen der Berechtigte empfangen hat, durch Zufall untergegangen ift. 

5 351 Der Rüdtritt ift ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte eine wefentliche 
Verſchlechterung, den Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe 
des empfangenen Gegenſtandes verichuldet Hat. Der Untergang eines erheblichen 
Zeile3 fteht einer wejentlichen Verſchlechterung des Gegenſtandes, da3 von den 
Berechtigten nach $ 278 zu vertretende Verfchulden eines anderen jteht Dem eigenen 
Verſchulden des Berechtigten gleich. 

352, Der Nüdtritt ift ausgefchlofien, wenn der Berechtigte die empfangene 
Sade durch Verarbeitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art umgeftaltet hat. 

253. 1. Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenftand oder einen erheb- 
lichen Zeil des Gegenftandes veräußert oder mit dem Nechte eined dritten belajtet, 
jo ift der Rüdtritt auögefchloflen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegenftand 
infolge der Verfügung erlangt hat, die Vorausfegungen des 8 351 oder des 8 352 
eingetreten find. 

2. Einer Verfügung des Berechtigten fteht eine Verfügung gleich, Die im Wege 
der Zwangdvollftredung oder der Arreftvollziehung oder durch den Konkursverwalter 


erfolgt. 

854. Kommt der Berechtigte mit der Rüdgewähr des empfangenen Gegen— 
ftandes oder eines erheblichen Teiles des Gegenstandes in Verzug, fo kann ihm der 
andere Teil eine angemeſſene Frift mit der Erflärung beftimmen, daß er die Annahme 
nad) dem Ablaufe der Frift ablehne Der Rüdtritt wird unwirkſam, wenn nicht die 
Nüdgewähr.vor dem Wblaufe der Friſt erfolgt. 

355. Iſt für die Ausübung des Nüdtrittsrechts eine Friſt nicht vereinbart, 
fo Tann dem Berechtigten von dem anderen Teile für die Ausübung eine angemefjene 
Friſt beftinmt werden. Das Nüdtrittsrecht erlifcht, werın nicht der Rüdtritt vor 
dem Ablaufe der Frift erklärt wird. 

56. Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen Seite mehrere 
beteiligt, fo fann das Nüdtrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt werden. 
Seile das Nüdtrittsrecht für einen der Berechtigten, fo erlifcht es auch für die 
übrigen. 
357. Hat fich der eine Teil den Rüdtritt für den Fall vorbehalten, daß 
der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, fo tft der Nüdtritt unwirkſam, 
wenn der andere Teil fich von der Verbindlichkeit Durch Wufrechnung befreien Fonnte 
und unverzüglich nach dem Nüdtritte die Aufrechnung erflärt. 

8 358. Hat fich der eine Teil den Rücktritt für den Fall vorbehalten, dab 
der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und beftreitet dieſer Die Zuläſſigleit 
des erklärten Rücktritts, weil er erfüllt habe, fo hat er die Erfüllung zu beweijen, 
ſofern nicht die gefchufdete Leiftung in einem Unterlafjen beftebt. 

359. Iſt der Nüdtritt gegen Bahlung eines Reugeldes vorbehalten, fo iſt 
der Rücktritt unwirkſam, wenn das Reugeld nicht vor oder bei der Erklärung ent: 
richtet wird, und der andere Teil aus diefem Grunde die Erklärung unverzüglic 
zurücdweift. Die Erklärung ift jedoch wirkſam, wenn das Neugeld unverzüglich nad 
der Zurüdweifung entrichtet wird. 
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8 360. it ein Vertrag mit dem Vorbehalte gefchloffen, daß der Schuldner 
feiner Rechte aus dem Bertrage verluftig fein fol, wenn er jeine Verbindlichkeit nicht 
erfüllt, jo tft der Gläubiger bei dem Eintritte dieſes Falles zum Rüdtritt von dem 
Bertrage berechtigt. . 

361. Iſt in einen gegenfeitigen Vertrage vereinbart, daß die Leiftung des 
einen Teiled genau zu einer fejt beitimmten Zeit oder innerhalb einer feit beitimmten 
Friſt bewirkt werden fol, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der andere Teil zum 
Nüdtritte berechtigt fein foll, wenn die Leiftung nicht zu der beſtimmten Zeit oder 
innerhalb der beitimmten Friſt erfolgt. 


IV. Abſchnitt. — Übertragung Ber Fordernung. 


8 411. Tritt eine Militärperfon, ein Beamter, ein Geiftlicher oder ein Lehrer 
an einer Öffentlichen Unterrichtsanftalt den übertragbaren Teil des Dienfteintommens, 
des Wartegeldes oder des Ruhegehalts ab,* fo ift die auszahlende Kafje durch Aus» 
händigung einer von dem bisherigen Gläubiger auögeftellten, öffentlich beglaubigten 
Urkunde von der Abtretung zu benachrichtigen. Bi zur Benachrichtigung gilt die 
Abtretung als der Kaffe nicht befannt. 


1 8 850 d. 3. Br. ©, XII D d. W. 


VII. Abfchnitt. — Einzelne Schnldverhältniſſe. 


1. Titel. — Kauf. Tauſch.“) 
1. Allgemeine Vorſchriften. 

8 433. 1. Durd den Kaufvertrag! wird der Berläufer einer Sache? ver: 
pflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum? an der Sache zu 
— Der Verkäufer eines Rechtes iſt verpflichtet, dem Käufer das Recht zu 
verfhaifen und, wenn das Recht zum Beſitz! einer Sache berechtigt, die Sache zu 
übergeben. 

5 Der Käufer iſt verpflichtet, dem Verläufer den vereinbarten KHaufpreisd zu 


zahlen und die gekaufte Sache abzunehnien. 


2 Gegenfeitiger Vertrag, $ 320 ff. 

2 über Sache, Beltandteile, Zubehör ufw. vgl. 8 90 ff. 

8 88 455 u. 903 ff. 

#5 854. 

5 68 453, 473. 

s Der Nutznießer eined Waldes, der gefälltes Holz mit der Maßgabe verkauft Hat, 
daß der Käufer felbit die Abfuhr aus dem Walde zu bejorgen habe, iſt vertraglich ver⸗ 
pflichtet, den Käufer in den Stand zu fegen, das Abfahren ohne Gefahr für Leben und 
Gefundheit zu bewirken (8 242). 

Wenn der Verkäufer fahrläffigerimeife ler —*— nicht nachkomnit, und daraus für 
den Käufer Schaden erwädjlt, ift der Verkäufer abeneriabpftichtig (SS 276, 278). Die 
Frage, od Verſchulden, Fahrläſſigkeit er ift eine Rechtsfrage, die in jeden Fall nur 
auf Grund der getroffenen tatfächlichen Yeititellungen beantwortet werden Tann. (MR. G. 
v. 16. 10. 06, Jahrb. f. Eitſch. 1907 ©. 193.) 

8 434. Der Berläufer ift verpflichtet, dem Käufer den verkauften Gegenftand 
frei von Rechten! zu verichaffen, die von dritten gegen den Käufer geltend gemacht 
werden fünnen. 

1 Und zwar [rei von den dingliden (Saden) Rechten (Dienftbarkeiten, Reallaften, 
ypotheken, Grundſchulden, Nentenfchulden, Pfandrechten, Verkaufsrecht — fiehe drittes 
ud)), als au) von den Mietrechten nah Maßgabe ber SS 571 bis 579. 

Beim Grundſtücksverkauf muß der Verkäufer die eingetragenen Nechte auf eigene 

Koften zur Löſchung bringen, 8 435. 

8 435. 1. Der Berfäufer eines Grumbflüds oder eines Nechtes an einen 

Grundſtück ift verpflichtet, im Grundbuch eingetragene Rechte, die nicht beitehen, auf 


*) Beim Tauf wird Sache gegen Sache und beim Rauf Sache gegen Selb umgefept. 





feine Koften zur Löſchung zu bringen, wenn fie im Yalle ihres Beitehen3 das Dem 


Käufer zu verichaffende Hecht beeinträchtigen würden. 
2. Das gleiche gilt bei dem Berfauf eined Schiffes oder eines Rechte an einem 
Schiffe für die im Sciffsregifter eingetragenen Rechte. 

436. Der Berfäufer eines Grundſtücks haftet nicht für die Freiheit dei 
Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und von anderen Sffentlidden Laften, Die zur 
Eintragung in das Grundbuch nicht geeignet find. 

1 Für Nüdftände folder Zaften haftet aber ber Berfäufer. 

437. 1. Der Verkäufer einer Forderung oder eines fonftigen Rechtes haftet 
für den rechtlichen Beitand der Forderung oder des Rechtes. 

2. Der Verkäufer eines Wertpapierd haftet auch dafür, daß es nicht zum Zwecke 
der Kraftloserklärung aufgeboten ift. 

438. Übernimmt der Verkäufer einer Forderung die Haftung für die Zahlungs⸗ 
fähigteit des Schuldners, fo ift die Haftung im Zweifel nur auf die Zahlungs: 
fähigkeit zur Zeit der Abttetung zu beziehen. 

& 439. 1. Der DBerläufer det einen Mangel im Rechte nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes Tennt. 

2. Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder ein Pfandrecht hat 
der Verkäufer zu befeitigen,! auch wenn der Käufer die Belaſtung fennt. Das gleiche 
gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des Unfpruch® auf Beitellung eines 
diefer Rechte. 

2 d. h. fomweit nichts anderes vereinbart ift, 3. B. daß die Hhpothelen ujw. auf dem 
gekauften Grundftüde verbleiben und dom Käufer übernommen werden. 

8 440. 1. Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den 88 433 bis 437, 439 of: 
liegenden Verpflichtungen nicht, fo bejtimmen fich die Rechte des Käufers nach den 
VBorfchriften der 88 320 bis 327. 

2. Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum Zwecke der Eigentums: 
übertragung übergeben worden, fo Tann der Käufer wegen des Rechtes eines dritten, 
das zum Beſitze der Sache berechtigt, Schadenerfaß wegen Nichterfüllung nur ver: 
langen, wenn er die Sache dem dritten mit Rüdficht auf deſſen Necht herausgegeben 
hat oder fie dem Verkäufer zurüdgewährt, oder wenn die Sache untergegangen iſt. 

3. Der Herausgabe der Sache an den dritten jteht es gi), wenn der britte 
den Käufer oder dieſer den dritten beerbt, oder wenn der Käufer das Recht des 
Dritten erwirbt oder den dritten abfindet. 

4. Steht dem Käufer ein Aufprud auf Herausgabe gegen einen anderen zu, fo 
genügt an Stelle der Rüdgewähr die Abtretung des Anſpruchs. 

441, Die Borfchriften des 8 440 Abſ. 2 bis 4 gelten auch dann, wenn 


ein Recht an einer beweglichen Sache verfauft ift, das zum Beſitze der Sache beredstigt. 
442, Beſtreitet der Verläufer den vom Käufer geltend gemachten Mangel 
im Rechte, fo hat der Käufer den Maugel zu bewveifen. 

443. Eine Bereinbarung, durch welche die nad den 88 433 bis 437, 
439 bis 442 wegen eine? Mangeld im Rechte dem Verkäufer obliegende Verpflichtung 
ur Gewährleiftung erlafjen oder bejchräntt wird, ift nichtig, wenn der Verkäufer den 

angel orgliftig verſchweigt. 

444, Der Berläufer iſt verpflichtet, dem Käufer über die den verkauften 
Gegenſtand betreffenden rechtlichen Berhältnifle, insbefondere im Falle des Verkaufes 
eines Grumdftüds über die Grenzen, Gerechtſame und Laſten, die nötige Auskunft zu 
erteilen und ihm Die zum Beweiſe des Rechtes dienenden Urkunden, foweit fie ſich 
in feinem Befige befinden, auszuliefern. Erftredt fich der inhalt einer folchen Urkunde 
auch auf andere Angelegenheiten, fo ift der Verkäufer nur zur Erteilung eines öffentlich 
beglaltbigten Auszugs verpflichtet. 

5. Die Borfchriften der 88 433 bis 444 finden auf andere Verträge, die 
auf Veräußerung oder Belaftung eines Gegenſtandes gegen Entgelt gerichtet find, 
entſprechende Anwendung. | 








5 446. 1. Mit der Übergabe der verlauften Sache geht die Gefahr des zu- 
fälligen Unterganges ımd einer zufälligen Berfchlechterung auf den Käufer über. Bon 
Der Übergabe an gebühren dem Känfer die Nutzungen und trägt er die Laften der Sache! 

2. Wird der Käufer eines Grumdftüds vor der Übergabe als Eigentümer in das 
Grundbuch eingetragen, fo treten diefe Wirkungen mit der Eintragung ein. 


2 88 100 bis 103. 


8 447. 1. Berjendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufer die verkaufte 
Sade nad einem anderen Orte ald dem Erfüllungsorte, jo geht die Gefahr auf den 
Käufer über, fobald der Verkäufer die Sache den Spediteur, dem Frachtführer oder 
ber Ian zur Ausführung der Verfendung beitimmten Perſon oder Anſtalt aus» 
geliefert hat. 

2. Hat der Käufer eine befondere Anweiſung fiber die Urt der Verſendung erteilt, 
und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Unweifung ab, fo ift der 
Verkäufer dem Käufer für den daraus entftehenden Schaden verantwortlich. 

6 448. 1. Die Roften der Übergabe der verkauften Sache, insbejondere die 
Koften des Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, die Koften der Abnahme und 
der Verfendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte fallen 
dem Käufer zur Laſt. 

2. Iſt ein Recht verkauft, jo fallen die Koften der Begründung oder Übertragung 
des Nechtes dem  Riule zur Laft. 

449. Der Käufer eines Grundftücks hat die Koſten der Auflaffung und ber 
Eintragung, der Käufer eines Rechtes an einen Grundftüde Hat die Koften der zur 
Begründung oder Übertragung des Rechtes nötigen Eintragung in dad Grundbuch, 
mit Einſchluß der Koften der zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen, zu tragen. 
Dem. Käufer fallen in beiden Fällen auch die Koften der Beurlundung des Kaufes 

ur Laſt. . 

— 8 450. 1. Iſt vor der Übergabe der verkauften Sache die Gefahr auf den 
Käufer übergegangen, und macht der Verkäufer vor der Übergabe Verwendungen auf 
die Sache, die nach dem Übergange der Gefahr notwendig getvorben find, fo famı er 
von dem Käufer Erſatz verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit der Verwaltung 
der Sache beauftragt hätte. 

2. Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze fonftiger Verwendungen beſtimmt 
fi nach den Vorfchriften über die Geichäftsführung ohne Wuftrag. 

451. Sit ein Necht an einer Sache verkauft, das zum Beſitze der Sadıe 
berechtigt, jo finden die Vorfchriften der SS 446 bis 450 entfprechende Unwendung. 

8 452. Der Käufer ift verpflichtet, den Kanfpreiß von dem Beitpunft an zu 
verzinfen, von welchem an die Nugungen des gefauften Gegenftandes ihm gebühren, 
fofern nicht der Kaufpreis geftundet ift. 

8 453. Sit als Kaufpreis der Marktpreis beftinmt, fo gilt im Zweifel der 
für den Erfüllungsort zur Sepültnngageit maßgebende Marktpreis als vereinbart. 

454, Hat der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geftundet, 
fo fteht ihm das im 8 325 Abſ. 2 und im S 326 bejtimmte Nüdktrittsrecht nicht zu. 

455. dat fi der Berfäufer einer beweglichen Sade das Eigentum bis 
zur Zahlung des Kaufpreifes vorbehalten, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß 
die Übertragung des Eigentums unter der aufjchiebenden Sebinguing vollftändiger 
Bahlung des Saufpreifes erfolgt, und dab der Verkäufer zum Rücktritt von dem 
Bertrage berechtigt ift, wenn der Käufer mit der Zahlung in Verzug kommt. 

456. Bei einen Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung dürfen der mit 
der Vornahme oder Leitung des Verlaufs Beauftragte und die von ihm zugezogenent 
Gehilfen, mit Einfchluß des Protofollführers, den zum Verkaufe gejtellten Gegenſtand 
weder für fi) perfünlich oder durch einen anderen, noch als Vertreter eines 
anderen Faufen. 

8 457. Die Borfchrift des 8 456 gilt auch bei einem Verkauf —* der 
Zwangsvollftreckung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer geſetzlichen 
Vorſchrift erteilt worden iſt, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenſtand für 





Rechnung eines anderen verlaufen zu laſſen, insbefondere in den Fällen des Pfand- 
verfaufs und des in den 88 383, 385 zugelaffenen Verkaufs, fowie bei einem Verkaufe 
durch den Konkursverwalter. 

458. 1. Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der 88 456, 457 zuwider 
erfolgten Kaufes und der Übertragung bed gekauften Gegenſtandes hängt von der 
Buftimmung der bei dem Verkauf ald Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger Beteiligten 
ab. Fordert der Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über die Genehmigung auf, 
fo finden die Vorjchriften des 8 177 Abſ. 2 entjprechende Anwendung. 

2. Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Berfauf vor- 
genommen, fo bat der frühere Käufer für die Koften des neuen Verkaufs fowie für 
einen Mindererlds aufzufonmen. 


II. Gewährleikung wegen Mängel ber Sache. 

8 459. 1. Der Berläufer einer Sache haftet dem Käufer dafür, DaB fie zu 
der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht,! nicht mit Fehlern bebaftet 
ift, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Ber; 
trage vorausgejetten Gebrauch aufheben oder mindern.? Eine unerhebliche Mindermg 
des Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht in Betracht. 

2. Der Verkäufer haftet auch dafür, daB die Sache zur Zeit des Überganges ber 
Gefahr die zugefiherten Eigenfchaften hat. 

1.88 446, 447. 

2 Mängel bein Viehkauf. 8 481 fi 

3 Die YZufiderung muß ernitlich fein. Allgemeine Unpreifungen, wie fie im Verkcht 
üblich find, enthalten Feine Zufiherung; nur eine Haftung wegen Betrugs kann bier unter 
Uniftänden in Frage kommen. Der "ufigerun einer Gigerfchaft fteht die Zuſicherung 
ber Abweſenheit eines Fehlers gleih. (Pland ©. 247.) 

8 460. Der Berfäufer hat einen Mangel der verlauften Sache nicht zu ver 
treten, wenn der Sfäufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt. Iſt dem 
Käufer ein Mangel der im S 459 Abſ. 1 bezeichneten Urt infolge grober Fahr⸗ 
läffigfeit! unbekannt geblieben, jo haftet der Verfänfer, fofern er nicht Die Abweſenheit 
des Fehlers zugefichert Hat, mır, wenn er den Fehler argliftig verfchwiegen hat. 

18 276 ff. 

8 461. Der Berläufer bat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu ver: 
treten, wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechtes in Öffentlicher Berfteigerung 
unter der Bezeichnung ald Pfand verkauft wird. | 

462. Wegen eine Mangels, den der VBerfäufer nad) den Borfchriften der 
88 459, 460 zu vertreten bat, Tann der Käufer Rüdgängigmahung des Kaufes 
(Mandehung) oder Herabjegung des Kaufpreifes (Minderung) verlangen. 

463. Fehlt der verfauften Sache zur Zeit des Kaufes eine zugeſicherte 
Eigenichaft, jo Tann der Käufer ftatt der Wondelung oder der Minderung Schaben- 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Das gleiche gilt, wenn der Berläufer einen 
Fehler argliitig verfchwiegen hat. 

8 . Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, objchon er den Mangel 
kennt, fo ftehen ihm die in den 88 462, 463 beitimmten Anfprüche nur zu, wenn er 
fich feine Rechte wegen des Mangels bei der Unnahme vorbehält. 

8 465. Die Bandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn fi) der Ber: 
käufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverftanden erklärt. 

Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen Mangel der 
Sade, jo kann der Berfäufer ihn unter dem Erbieten zur Wandelung und unter 
Beitimnung einer angemefjenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern, ob er 
WBandelung verlange. Die Wandelung Tann in diefen Falle nur bis zum Ablaufe 
der Friſt verlangt werden. 

467. Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Borfchriften der 88 846 bis 848, 850 bis 354, 856 entfprechende Ans 
wendung; im Falle des 8 352 ift jedoch die Wandelung nicht ansgeichloffen, wenn 


Der Mangel fi erſt bei der Umgeftaltung der Sache gezeigt hat. Der Berkäufer 
Hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erſetzen. 

468. Sichert der Berläufer eines Grundſtücks dem Käufer eine beitimmte 
Größe de Grundſtücks zu, jo Fa er für die Größe wie für eine zugeficherte Eigen 
Tchaft. Der Käufer kann jedoch wegen Mangels der zugeficherten Größe Wandelung 
nur verlangen, wenn der Mangel jo erheblich ift, daß die Erfüllung des Vertrags 
für den Käufer fein Intereſſe hat. 

8 469. Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft, fo 
kann nur in Anfehung diefer Wandelung verlangt werden, auch wenn ein Geſamt⸗ 
preis für alle Sachen Teftgefeht tft. Sind jedoch die Sachen als zufanımengehörend 
verkauft, fo kann jeder Teil verlangen, daß die Wandelung auf alle Sachen erftredt 
wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil für ihn von den übrigen 
getrennt werden Tönnen. 

470. Die Bandelung wegen eines Mangeld der Hauptjache erftredt ſich auch 
auf die Nebenjache. Iſt die Nebenſache mangelhaft, jo kann nur in Unfehung diefer 
Wandelung verlangt werden. 

471. Findet im Falle des Verlaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis 
die Wandelung nur in Unfehung einzelner Sachen ftatt, jo ift der Geſamtpreis in 
den Verhältniffe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit Des Verkaufs der Geſamtwert 
der Saden in mangelfreiem Buftande zu dem Werte der von der Wandelung nicht 
betroffenen Sachen ggelanden haben würde. 

472. 1. Bei der Minderung ift der Kaufpreis in dem Verhältniſſe herab- 
zufeßen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der Sache in mangelfreiem 
Buftande zu dem wirflichen Werte geitanden haben würde. 

2. Findet im Falle des Berlaufs mehrerer Sachen für einen Sefamtpreis die 
Minderung nur wegen einzelner Saden ftatt, fo ift bei der Herabjeßung des Preijes 
der Geſamtwert aller Saden zugrunde zu legen. 

473. Sind neben dem in Geld Tejtgejebten oh Leiftungen bedungen, 
die nicht vertretbare Sachen zum Gegenſtande haben, jo find dieſe Leiftungen in den 
Füllen der 88 471, 472 nach dem Werte zur Zeit des Verkaufs in Geld zu veranfchlagen. 
Die Herabjegung der Gegenleiftung des Käufers erfolgt an dem in Geld feftgefehten 
Preiſe; ift Diefer geringer als der abzufegende Betrag, jo hat der Berkäufer den 
überjchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 

8 474. 1. Sind auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, fo 
fann von jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden. 

2. Mit der Bollziehung der von einem der Käufer verlangten Minderung ift 
die Wandelung außgeihloffen. 

475. Durd die ivegen eines Mangels erfolgte Minderung wird das Recht 
des Käufers, wegen eines anderen Mangeld Wandelung oder von neuem Minderung 
zu verlangen, nicht ausgejchlofien. 

476. Eine Bereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gewährleiftung wegen Mängel der Sache erlafien oder beſchränkt wird, ift nichtig, 
wenn ber Verkäufer den Mangel argliftig verfchweigt. 

477. 1. Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung, —* 
der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Mangels einer zugeſicherten „ii haft 








verjährt, fofern nicht der Verkäufer den Mangel argliftig verfchwiegen bat, bei 
beweglichen Saden in fe? Monaten von der Ublieferung, bei Grundſtücken in 
einem Fahre von der Übergabe at. Die VBerjährungsfrift Tann durch Vertrag ver: 
längert werden. 

2. Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung bes 
Beweifes, jo wird die —A unterbrochen. Die Unterbregung dauert bis zur 


Beendigung des Verfahrens fort. Die Vorfchriften des 8 211 Ab. 2 und des 8 212 
finden entfprechende Anwendung. brechung ber Berjäh 48 Abſahenb 
. Die mung oder Unterbrechung der rung eines der im Abſatz 1 bes 
— —5 bein 
er anderen Anſprüche. 
Nadtte, Haubbuch. 4 U 47 


irkt auch die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung 





738 XH. Aus dem Bürgerlichen Ned. 


8 478. 1. Hat der Käufer den Mangel dem BBerfäufer angezeigt ober bie 
Anzeige an ihn abgejenbet, bevor ber —— auf Wandelung oder auf Minderung 
verjährt war, fo kann er auch nach der Vollendung der Verjährung die Sahlung des 
Kaufpreifes infoweit verweigern, ald er auf Grund der Wandelung oder der Minderung 
dazu berechtigt fein würde. Das gleiche gilt, wenn der Käufer vor der Bollendung 
der Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme zur Sigerung des Beweiſes beantragt 
oder in einem zwifchen ihm und einem [päteren erber der Sache wegen be 
Mangels anhängigen Hechtsftreite dem Verkäufer den Streit verfündet Hat. 

2. Hat der Verkäufer den Mangel argliftig verfchtwiegen, fo bedarf es der Anzeige 
oder einer ihr nach Abſatz 1 gleichitehenden Handlung nicht. 

479. Der Anſpruch auf Schadenerfag kann nach der Vollendung der Ber 
jährung nur aufgerechnet werden, wenn der Käufer vorher eine der im 8 478 
bezeichneten Handlungen vorgenommen hat. Dieje Beichränfung tritt nicht ein, wenn 
der Verkäufer den Mangel argliftig verichwiegen Bat. 

480. 1. Der Käufer einer nur der Dattung nach beſtimmten Sache Tann 
jtatt der Wandelung oder der Minderung verlangen, daß ihm an Stelle der mangel- 
polen Sade eine mangelfeete geliefert wird. Auf diefen Anfpruch finden die für die 

andelung geltenden Borfchriften der S 464 bis 466, des 8 467 Gab 1 und der 
88 469, 470, 474 bis 479 entiprechende Unmwendung. 

2. Fehlt der Sache zu der Beit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer über: 
geht, eine augeficherte Eigenfchaft, oder hat der Verkäufer einen Fehler argliftig ver- 
ichwiegen, ' kann der Käufer ftatt der Wandelung, der Minderung oder der Lieferung 
einer mangelfveien Sache Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 

1. Für den Berlauf von Pferden, Eſeln, Maulefeln und Maultieren, 
von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten bie Vorfchriften der 88 459 bis 
267, 469 bis 480 nur infoweit, als fich nicht aus den 88 482 bis 492 ein anderes 
ergibt. 

482, 1. Der Verkäufer hat nur beftimmte Fehler (Hauptmängel) und diele 
he —F zu vertreten, wenn fie ſich innerhalb beſtimmter Friſten (Gewähr 
riften) zeigen. 

2. Die Hauptmängel und die Gewährfriften werden durch eine mit Zuſtimmung 
des Bundesrats zu erlaffende Taiferliche Berordnung beftimmt. Die Beſtimmung 
Tann auf demfelben Wege ergänzt und abgeändert werben. 


1 Raiferlide Verordnung bom 27. 3. 1899 (R. &. Bl. ©. 219), betreffend bie 

Hauptmängel und Gewährfriften beim Viehhandel. 

8 1. Für den Verlauf von Rug- und Zuchttieren gelten als Hauptmängel: 
I. bei Pferden, Ejeln, Maulefeln und Maultieren: 

1. Rot (Wurni) mil einer Gewährfrift von 14 Tagen; 

3. Dunimkoller (Koller, Dummſein) mit einer Gewährfriſt don 14 Xagen; 
als Dummkoller iſt anzufehen die allmählich oder infolge der akuten Gehirn» 
waſſerſucht entftandene, unheilbare Krankheit des Gehirns, bei ber das 
Bewußtſein des Pferdes berabgejett ift; 

. Dänpfigleit (Danıpf, Hartfchlägigkeit, Bauchſchlägigkeit) mit einer Gewährfriſt 
bon 14 Tagen; als Damp elt iſt anzuſehen die Atenibeſchwerde, bie 
durch einen chroniſchen, unheilbaren Krankheitszuſtand der Lungen oder des 
Herzens bewirkt wird; 

4. Kehlkopfpfeifen (Pfeiferdampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer Gewähr⸗ 

it von 14 Tagen; als Kehlkopfpfeifen iſt anzuſehen die durch einen 
chroniſchen und unheilbaren a des Kehlkopfes oder ber Luft 

Pe verurſachte und durch ein börbares @eräufch gefennzeichnete Atem⸗ 
törung; 

periodiſche Au enentgünbung (Innere Augenentzündung, Mondblindheit) mit 

q 


wo 
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einer Gewährfriſt bon gen; als periodiſche Mugenentzündung tft an- 
aufehen die auf Inneren Einwirkungen berubende, entzündliche Veränderung 
an ben inneren Organen des Auges; 

6. Koppen (Krippenferen, Aufſetzen, Freikoppen, Quftfchnappen, Windſchnappen) 
nit einer Gewährftift von 14 Tagen; 


I. bei Rindvieh: 
1. tubertulöje Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung eine allgemeine 
Beeinträchtigung des Nährzuftandes des Tieres herbeigeführt ift, mit einer 
Sefährfriit von 14 Tagen; 
2. Zungenfeuche mit einer Gewährftift von 28 Tagen; 
II. bei Schafen: 
Räude mit einer Gcwährftift von 14 Tagen; 
IV. bei Schweinen: 
1. Rotlauf mit einer Gewähririft von 3 Tagen; 
2. — — (einſchließlich Schweinepeſt) mit einer Gewährfriſt bon 
agen. 

8 2. %ür ben Verkauf ſolcher Tiere, die alsbald geſchlachtet werden ſollen und 
beftinmt find, als Nahrungsniittel für Menſchen zu dienen Echlachttiere), gelten als 
Hauptmängel: 

I. dei Pferden, Efeln, Maulefeln, Dtaultieren: 

08 (Wurm) mit einer Gewährftiit von 14 Tagen; 
IH. dei Rindvieh: 
tuberfulöfe Erkrankung, fofern infolge diefer Erkrankung nmiehr als die Hälfte 
des Schlachtgewichts nicht oder nur unter Beſchränkung ald Nahrungsmiittel 
für Menfchen geeignet ift, mit einer Gewährftift von 14 Tagen; 
III. bei Schafen: 
allgenieine Waflerfucht mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als allgemeine 
Waſſerſucht iſt anzufehen ber durch eine innere Erkrankung oder durch 
ungenügende Ernährung berbeigeführte wafjerfüchtige Zuftand des Fleiſches; 
IV. dei Schweinen: 
1. tuberkulöfe Erkrankung unter der in der Nr. II bezeichneten Vorausſetzung 
mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; 
2. Trichinen mit einer Gewährftiit von 14 Tagen; 
3. Sinnen mit einer Gewährftift von 14 Tagen. 


8 483. Die Gewährfrift beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die 

Sefahr auf den Käufer übergeht. | 

Beigt fih ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfrift, jo wird ver: 
mutet, daß der Mangel ichon zu der Beit vorhanden geweien fei, zu welcher die 
Gefahr auf den Räufer übergegangen ift. 

485. Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zuftehenden Rechte, 
wenn er nicht fpätefteng zwei Tage nach dem Ablaufe der Gewährfriſt oder, falls dag Tier 
vor dem Ablaufe der Frift getötet worden oder fonft verendet ift, nach dem Tode des 
Tieres den Mangel dem Verfäufer anzeigt oder die Unzeige an ihn abjendet! oder wegen 
des Mangels lage gegen den Berfäufer erhebt oder diefem den Streit verkündet 
oder gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes — Der 
Rechtsverluſt tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 

1 Die Zuſendung erfolgt amedmäßig mittels eingeſchriebenen Briefes. 

2 —R a: N zu xp d. W. 

8 486. Die Gewährfriſt kann durch Vertrag verlängert oder abgekürzt werden. 
Die vereinbarte Frift tritt an die Stelle der gejeglichen Frift. 

8 487. 1. Der Käufer kann nur Wandelung, nicht Minderung verlangen. 

2. Die Wandelung kann auch in den Fällen der 88 351 bis 353, insbeſondere 
wenn das Tier gefchlachtet ift, verlangt werden; an Stelle der Rüdgewähr hat der 
Käufer den Wert des Tieres zu vergüten. Das gleiche gilt in anderen Fällen, in 
denen der Käufer infolge eines Umftandes, den er zu vertreten hat, inZbefondere 
einer Verfügung über das Tier, außerftande tft, das Tier zurüdzugewähren. 

3. Iſt vor der Bollziehung der Wandelung eine unmefentliche Verſchlechterung 
des Tieres infolge eines von dem Käufer zu vertretenden Umſtandes eingetreten, jo 
hat der Käufer die Wertminderung zu vergüten. 

4. Nutzungen hat der Käufer injoweit zu erſetzen, als er fie gezogen hat. 

1 Inter Wandelung ift die Ruckgüngigmachung bes Kaufes und unter Minderung 
die Herabjegung des Kaufpreiſes zu verftehen. 
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de XV IRB UI VER REHUEIGTEE SER 


3 Die 85 351 bis 353 Handeln von den Borfchriften, unter benen für gewöhnlich ber 
Nüdtritt von einen Bertrage ausgeſchloſſen ft. 


6 488. Der Berläufer bat im Falle der Wandelung dem Käufer auch bie 
Koften der Fütterung und Pflege, die Koften der tierärztlidien Unterfuchung und 
Behandlung, fowie die Koften der notwendig gewordenen Tötung und Wegſchaffunmg 
des Tieres zu erjeben. 

489. Iſt über den Unfpruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit anhängig, fo 
ift auf Antrag der einen oder der anderen Bartei die Öffentliche Verfteigerung des 
Tieres und die Hinterlegung des Erlöfes Durch einftweilige Verfügung anzuordnen, 
jobald die Beſi tigung des Tieres nicht mehr erforderlich ift. 

6 490. 1. Der Anſpruch auf Wandelung, jowie der Anſpruch auf Schadenerjag 
wegen eines Hauptmangels, deſſen Nichtoorganbenfein der Verkäufer zugefichert Bat, 
verjährt in 6 Wochen von dem Ende der Gewährfrift an. Im übrigen bleiben die 
Vorſchriften des 8 477 unberührt. 

2. Un die Stelle der in den 88 210, 212, 215 beftimmten Friſten tritt eine 
Friſt von 6 Wochen. 

3. Der Käufer Tann auch nach der Verjährung des Anſpruchs auf Wandelung 
die Zebtung des Raufpreifes verweigern. ie Uufrehnung des Anſpruchs auf 
Schadenerſat unterliegt nicht der im g 470 beftimmten —— 

491 Der Käufer eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres Tann ſtatt 
der Wandelung verlangen, daB ihm an Stelle des mangeibeiten Tiered ein mangel⸗ 
freied geliefert wird. Auf diefen Anfpruch finden die Borjchriften der SS 488 bil 
490 entiprechende Anwendung. 

492. übernimmt der Verkäufer die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu 
den Hauptmängeln gehörenden Fehlers, oder fichert er eine Eigenfchaft de Tieres zu, 
fo finden die Vorfchriften der 88 487 bis 491 und, wenn eine Gewährfrift vereinbart 
wird, auc die Vorfchriften der 88 483 bis 485 entiprechende Unwendung. Die im 
8 490 beitimmte Verjährung beginnt, wenn eine Gewährfrift nicht vereinbart wird, 
mit der Ablieferung des Tieres. 


4 Beifpiel eines Yiehkauf-Bertrags, 
Zwiſchen bem Bleghänbler Kranz Sienion zu Benshaufen und dem örfter Albert 

Nofen zu Suhl wurde heute folgender Kaufvertrag geichloffen: 
Franz Siemon berlauft an Wlbert Rofen ein Pferd, ſchwarze Stute mit weißen 
ginterfüßen, für 500 ME, zahlbar mit je 250 ME. anı 15. und 30. Noveniber 1907. Die 

blieferung bat anı 15. November 1907 in Suhl zu erfolgen. 
erfäufer leiftet für alle.gefeglicden Hauptmängel und außerdem dafür Gewährſchaft, 
daß das Pferd ftall- und beichlagfromm, galt im Zug und einfpännig in ber Gabel 
deichfel eingefahren ift und fehlerfreie Hufe Hat. Die vereinbarte Gewährfriſt beträgt vier 


ochen. 
Benshauſen, den 10. November 1907. ranz Siemon. 
Idert Rofen. 


2 Nach dieſem Beifpiel läuft alfo die Gewährfriſt am 13. Dezember und die Friſt 
zur Anmeldung etwaiger Mängel anı 15. Dezember 1907 ab ($ 485). Die Berjährung 
für den Anſpruch auf Wandelung (8 490, Erhebung der Klage) beginnt am 25. Januar 1908. 


8 493. Die Borferiften über die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewähr⸗ 
leiftung wegen Mängel der Sade finden auf andere Berträge, die auf Veräußerung 
oder Belaftung einer Sache gegen Entgelt gerichtet find, entjprechende Anwendung. 


III. Beſondere Arten bes Kaufes. 
1. Kauf na Probe. Kauf auf Probe, 
494. Bei einem Kaufe nad Probe oder nad Mufter find die Eigenfchaften 
der 44 oder des Muſters als den anzufehen. 
495. 1. Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beficht fteht die Billigung 
des gelauften Gegenſtandes im Belieben des‘ Käufers. Der Kauf ift im Zweifel 
unter der auffchiebenden Bedingung der Billigung gefchloffen. 








2. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unterfuchung des Gegenftanbes 
zu geitatten. 

496. Die Billigung eined auf Probe oder auf Beficht gefauften Gegen» 
ftandes kann nur innerhalb der vereinbarten Friſt und in Ermangelung einer folchen 
nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem Verkäufer beftimmten angemefjenen 
Ar erflärt werden. War die Sache dem Käufer zum Bwede der Probe oder der 
Belichtigung übergeben, fo gilt fein Schweigen als Billigung. 


2. Wiederkauf. 3. Verkauf. 


| — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


IV. Tauſch. 
8 515. Auf den Tauſch finden die Vorſchriften über den Kauf entſprechende 
Anwendung. ? 
2 Vgl. Fußnote auf S. 733. 
» 58 433 bis 514. Jeder der Bertragichließenden iſt in Unfehung der von ihm 
verſprochenen Leiſtung gleich einen Berfäufer und in Anſehung der {Em augelicherten 
Leiftung gleich einem Mdufer zu beurteilen. (Bland &. 281.) 


2. Titel. — Schenlung. 


— —, ——— — —— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


8. Titel. — Miete. Padıt.*) 
I. Miete, 

& 535. Durch den Dlietvertrag! wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter 
ben Gebrauch der vermieteten Sache twährend der Mietzeit zu gewähren. Der Mieter 
ift verpflichtet, dem Vermieter den vereinbarten Mietzing zu entrichten. 

4 Der Mietvertrag ift formfrei; Ausnahme $ 566 und 8 580. 

8 536, Der DBermieter Bat die vermietete Sache dem Mieter in einem zu 
dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuftande zu überlafjen und. fie während 
der Biegen in diefem Zuſtande zu erhalten. 

537. 1. Iſt die vermietete Sache zur Beit der Überlafjung an den Mieter 
mit einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem veriragsmäßigen Gebrauch. 
aufhebt oder mindert, oder entjteht im Laufe der Miete ein folcher Fehler, fo ift der 
Mieter für die Leit, während derer die Tauglichkeit aufgehoben tit, von der Ent: 
rihtung des Mietzinſes befreit, für die Zeit, während derer die Tauglichkeit 

emindert if, nur zur Entrichtung eines nach den 88 472, 473 zu bemeijenden 
led des Mietzinjes verpflichtet. 

2. Das gleiche gilt, wenn eine Augefcherte @igenfchaft fehlt oder fpäter wegfällt. 
Bei der Vermietung eines Grundſtücks fteht Die Buficherung einer beftinnnten Größe 
der Zuficherung einer Eigenſchaft gleich. 

538. 1. Iſt ein Mangel der im 8 537 begeichneten Urt bei dem Ubfchluffe 
des Vertrags vorhanden, oder entjteht ein folcher Mangel fpäter infolge eines Um: 
ftandes, den der Vermieter zu vertreten Hat, oder Tommt ber Vermieter mit der 
Bejeitigung eine! Mangels in Verzug, 4 fann der Mieter, ftatt die im 8 537 
beftimmten echte geltend zu machen, Schadenerfag wegen Nichterfüllung verlangen. 

2. Im Falle des Berzugs des Bermieterd kann der Mieter den Mangel felbit 
befeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 

559. Stennt der Mieter bei dem — 5* des Vertrags den Mangel der 
gemieteten Sache, 10 ftehen ihm die in den 88 537, 538 beftimmten echte nicht zu 
3 dem Mieter ein Mangel der im 8 537 Abſ. 1 bezeichneten Urt infolge grober 

tläffigfeit mbekannt geblieben, oder nimmt er eine mangelhafte Sache an, obfchon 
er angel Tennt, fo kann er Diefe Rechte nur unter den Borausfegungen geltend 


Miete iſt bie entgeltfige Über! „brperlichen Sa 00 Cebreauch; Leihe bi t» 
geistige —* IR b Sage anne 5344 hen Sachen oder —2— sum 
ebraud und gum Genuß ber Früchte, ſoweit fie nad den Regeln einer ordnungsmäßigen Wiriſchaft als 


Ertrag anzufehen find. 
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machen, unter welchen dem Käufer einer mangelhaften Sache nach den 88 460, 464 
Gewähr zu leiſten ift. 

Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Bermieters 
zur Vertretung von Mängeln der vermieteten Sache erlafien oder beichräntt wird, ift 
nichtig, wenn der Bermieter den Mangel argliftig verjchweigt. 

541, Wird durch das Recht eines dritten dem Mieter der vertragsmäßige 
Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teil entzogen, fo finden die Bortchriften 
ber 88 537, 538, des 8 539 Sa I und deö 5 540 entſprechende Anwendung 

542. 1. Wird dem Mieter der vertraggmäkige Gebrauch ber gentieteten 
Sache ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt ober wieder entzogen, fo kann Der 
Mieter ohne Eindaftung einer Kündigungsfriſt das Mietverhältnis Tündigen. Wie 
—— in en , on cn ohne Ki ihm nee ice me 
ang ene Frift bat verftreichen laſſen, ohne ilfe zu fchaffen. Der Beitinumung 
einer Frift bedarf es nicht, wenn die Erfüllung des —— — des die Kündigung 
rechtſertig enden Umſtandes für den Mieter kein Intereſſe hat. 

2. Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung des Gebrauchs if 
die Frag mut zuläffig, wenn fie Durch ein befonderes Intereſſe des Mieters 
gerechtfertigt wird. 

8. Beitreitet der Vermieter die Buläffigkeit der erfolgten Kündigung, weil er 
den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem Wblaufe der Frift die 
Abhilfe bewirkt Habe, fo trifft ihn die Beweislaſt. 

5438. 1. Uuf das dem Mieter nach 8 542 zuftehende Kündigungsrecht finben 
die Borjchriften der 88 539 bis 541, fowie die für die Wandelung bei dem Kaufe 
geltenden Borfchriften der 88 469 bis 471 entfprechende Anwendung. 

2. Iſt der Mietzind für eine fpätere Beit im voraus entrichtet, jo Hat ihm ber 
Vermieter na) Maßgabe des 8 847 oder, wenn die Kündigung wegen eines 
Umftandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Borfchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüdzuerftatten. 

8 544. Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von Menfchen 
beftimmter Raum fo bejchaffen, daß die Denugung mit einer erheblichen Gefährdung 
ber Geſundheit verbunden ift, jo kann der Mieter das Mietverhältnid ohne Ein⸗ 
palhıng einer Küindigungsfrift fündigen, auch wenn er die gefahrbringende Beichaffenbeit 
ei dem Mbfchluffe des Vertrag gelannt oder auf die Geltendmachung der ihm 
wegen biejet Beichaffenheit zuftehenden Rechte verzichtet hat. 

5 545. 1. Beigt fi im Laufe der Miete ein Mangel der gemieleten Sache, 
oder wird eine Vorkehrung zum Schuße der Sache gegen eine nicht vorhergejehene 
Gefahr erforderlich, fo hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich Anzeige zu machen. 
Das gleiche gilt, wenn ſich ein dritter ein Recht an der Sache anmaßt. 

2. Unterläht der Mieter Die Ungeige, fo iſt er zum Erſatze des Daraus entftehenden 
Schadens verpflichtet; . er ift, [oweit er Vermieter infolge der Unterlaffung der Anzeige 
Abhilfe zu fchaffen außerftande war, nicht berechtigt, die im 8 537 beitimmten Rechte 
eltend zu machen oder nach $ 542 Abf. 1 Sab 3 ohne Beitimmung einer Frift zu 
indigen oder Schadenerfaß wegen Nichterfüllung zu verlangen. 

& 546. Die auf der vermieteten Sache ruhenden Laften hat der Bermieier 
zu tragen. 


8 547. 1. Der Bermieter ift verpflichtet, dem Mieter die auf die Sade 
gemachten notwendigen Berwendungen zu erfegen. Der Mieter eines Tieres bat 
jedoch die Yütterungskoften zu tragen. 

2. Die Verpflichtung des Vermieters zum Erfabe fonftiger Verwendungen 
beftimmt ſich nach den Vorfchriften über die Gefchäftsführung ohne Wuftrag. Der 
Mieter ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verfehen Hat, wegzunehmen. 

& 548. Beränderungen vder Berfchlechterungen der gemieteten Sache, die 
durch den vertraggmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht zu 
vertreten. 

549, 1. Der Mieter tft one die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, 
den Gebrauch der aemieteten Sache einem dritten zu überlaflen, insbeſondere bie 
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Sache weiter zu vermieten. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, fo kann der 
Mieter dad Mietverhältnis unter Einhaltung der gefehlichen Friſt kündigen, fofern 
nicht in der Perſon des dritten ein wichtiger Grund vorliegt. 

2. Überläßt der Mieter den Gebraud) einem dritten, fo hat er ein dem dritten 
bei dem Gebrauche zur Laft fallendes Verſchulden zu vertreten, auch wenn der 
Bermieter die Erlaubnis zur Überlaffung erteilt hat. 

& 550. Macht der Mieter von der gemieteten Sache einen vertragswibrigen 
Gebrauch, und Iegt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Bermieters 
fort, jo kann der Vermieter auf Unterlaffung klagen. 

551, 1. Der Mietzins ift am Ende der Mietzeit zu entrichten.! Iſt der 
Mietzind nach Zeitabſchnitten bemefjen, fo ift er nad) dem Wblaufe der einzelnen 
Beitabjchnitte ah entrichten. 

2. Der Mietzins für ein Grundſtück ift, fofern er nicht nach kürzeren Zeit- 
abfcehnitten bemeſſen ift, nach dem Ublaufe je eines Kalendervierteljahrs am erften 
Werktage des folgenden Monats zu entrichten. 


2 d. 5. foweit nichts andere8 vereinbart. In der Megel wird Borauszahlung 
vereinbart. 


552. Der Mieter wird von der Entrihtung des Mietzinſes nicht dadurch 
befreit, daß er durch einen in feiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm guftebenden Bebrauchsrecht3 verhindert mwird.! Der Vermieter muß ſich jedoch 
den Wert der erjparten Aufwendungen fowie derjenigen Vorteile anrechnen lafien, 
welche er aus einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs erlangt. Solange der 
Bermieter Infolge der Überlafjung des Gebrauchs an einen dritten außerftande ift, 
dem Dieter den Gebrauch zu gewähren, ift der Mieter zur Entrichtung des Mietzinjes 


nicht verpflichtet. 
1 3. B. dur Krankheit, Berfegung. 


553. Der Bermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift das 
Mietverhältnis Tündigen, wenn der Mieter oder derjenige, welchem der Mieter ben 
Gebrauch der gemieteten Sache überlaffen hat,“ ungeachtet einer Atahruns des 
Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fortſetzt, der die Rechte des 
Vermieters in erheblichem Maße verletzt, insbeſondere einem dritten den ihm unbefugt 
überlafjenen Gebrauch beläßt, oder die Sache durch Vernachläſſigung der dem Mieter 
obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet. 


1 88 549, 550. 


& 554. 1. Der Bermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift das Miets⸗ 
verhältnis kündigen, wenn der Mieter für zwei aufeinander folgende Termine mit der 
Entrihtung des Mietzinfes oder eines Teiles des Dietzinfee im Berzug ift.! Die 
Kündigung ift ausgejchloffen, wenn der Mieter den Vermieter befriedigt, bevor fie erfolgt. 

2. Die Kündigung ift unwirkfam, wenn fich der Mieter von feiner Schuld durch 
Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung die Aufrechnung erklärt. 


2 Eine vorhergegangene Mahnung ift nicht erforderlich. 


8 555. Macht der Bermieter von dem ihm nach den 88 558, 554 zuftehenden 
Kündigungsrechte Gebrauch, fo hat er den für eine fpätere Zeit im voraus entrichteten 
Mietzind nach) Maßgabe des 8 347 zurückzuerſtatten. 

556, 1. Der Mieter ift verpflichtet, die gemietete Sache nach der Beendigung 
des Mietverhältniffes zurüdgugeben. 

2. Tem Mieter eined Grundſtücks fteht wegen feiner Unfprüche gegen den Ber: 
mieter ein Burüdbehaltungsrecht nicht zu. 

8. Hat der Mieter den Gebrauch der Sache einem dritten überlafjen, jo kann 
der Vermieter die Sache nach der Beendigung des Mietverhältniffes auch von dem 
dritten zurückfordern. 

557. Gibt der Mieter die gemietete Sache nach der Beendigung des Miet 
verhältniffes nicht zurüd, fo kann der Vermieter für die Dauer der Borenthaltung 
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als Entſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen. Die Geltendmachung eine 
weiteren Schadens tft nicht aus —28 

85 1. Die Erjahant de des Vermieters wegen BBeränderungen ode 
Berjchlechterungen der vermieteten Sache, fowie die Unfprüche des Mieter auf Erfah 
un a dee oder auf Beftattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähn 

naten. 

2. Die Verjährung der Erjahanfprüche des Vermieters beginnt mit dem Beitpunft, 
in welchem er die Sache zurüderhält, die Verjährung der Anſprüche des Micer 
beginnt mit der Beendigung des Mietverhältniffes. 

3. Mit der Verjährung des Anſpruchs des VBermieterd auf Rückgabe der Gar 
ie auch die Erfaganfprüche des Vermieters. 

559, Der Bermieter eines Grundſtücks! bat für feine Forderungen ans dem 
Mietverhältnis ein Pfandrecht an den eingebrachten bes Mieterb.? Für 
fünftige Entichädigungsforderungen und für den Mietzind für eine fpätere Zeit, aB 
dag laufende und das folgende ietjabt, Tann das Pfandrecht nicht geltend gem 
werden. Es erftredt fich nicht auf die der Pfändung nicht untertworfenen Sachen 

1 Was bier bem Vermieter eines Grundftüds zugefprochen, fteht nach 8 580 auf 
dent Vermieter einer Wohnung zu. 

2 Auf die Sachen ber Ehefrau erftredt ſich das Pfandrecht nur inſowen al 
zwifchen ben Ehegatten allgemeine Gütergemeinfchaft, Errungensgemeinfchaft oder Fäahrni⸗⸗ 
gemeinfchaft befteht und die Sachen zum Geſamtgut gehören. 

8 560. Das Pfandrecht des Vermieters erliſcht mit der Entfernung ber Saden 
von dem Örundftüd, es jei denn, Daß die Entfernung ohne Wiffen oder unter 
Widerfprucd des Vermieters erfolgt. Der Vermieter Tann der Entfernung nicht 
wibderfprechen, wenn fie im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des Mieters ode 
den gewöhnlichen Lebensverhältniffen entfprechend erfolgt, oder wenn die zurüd 
bleibenden Sachen zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen. 

5 1. Der Bermieter darf die Entfernung der feinem Pfandrecht unter: 
liegenden Sachen, foweit er ihr zu widerfprechen berechtigt ift, auch ohne Aurufen 
Berk rehhne verhindern! und, wenn der Mieter audzieht, Die Sachen im feinen 

efiß nehmen. 

2. Sind die Sachen ohne Wiffen oder unter Widerfpruch des Vermieters entfernt 
worden, fo kann er die Herausgabe zum Bwede ber Burüdichaffung in das Grm 
ftüd und, wenn der Mieter ausgezogen ift, die Überlafjung bes Beſitzes verlangen 
Das Pfandrecht erlifcht mit dem Wblauf eines Monats, nachdem der Vermieter von 
der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn nicht der Vermieter dieſen 
Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat. 

2 Nach Maßgabe der Beftinnmungen über Selbfthilfe, $ 229 ff. 


& 562. Der Mieter Kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vermieter⸗ 
durch Sicherheitäleiftung abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch von Den 
Piantreöke befreien, daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit Teiftet. 

8 563. Wird eine dem Pfandrechte des Wermieters unterliegende Sache fit 
einen anderen Gläubiger gepfändet, fo kann diefem gegenüber das Pfandresht nich 
wegen des Mietzinfes für eine frühere Zeit als das Iehte Jahr vor der Pfändung 
geltend gemacht werden. ua 

1. Das Mietverhältnis endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für Die es am 
gegangen ift.! 


2. Jft die Mietzeit nicht beftimmt, fo Tann jeder Teil das Mietverhältnis nad den 
VBorfchriften des 8 565 Tündigen. 

1 Hat alfo jemand eine Dehnung bon 1. Oftober 1906 ab auf ein Jahr gemielt 
jo muß umd kann er anı Ende bes Mietjahres ohne weiteres (ohne daß er u —* 
oder ihm gekuündigt iſt) ausziehen. Eine Kündigung iſt nur im Falle des zwe ten Abſahet, 
oder wenn ſie vereinbart iſt, erforderlich. 

8 565. 1. Bei Grundftüden! iſt die Kündigung nur für den sh 
eined Ralendervierteljahrs zuläffig; fie hat fpäteftens am britten Ber 
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tage des Vierteljahrs zu erfolgen. ft der Mietzins nach Monaten bemefien, 
o iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie Hat 
päteſtens am 15. des Monats zu erfolgen. Iſt der Mietzing nach Wochen bemefien, 
o ift die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläffig; fie Hat 
päteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen. 

2. Bei beweglichen Sachen Hat die Kündigung fpäteftens am dritten Tage vor 
dem Tage zu erfoigen, an welchem das Mietverhältnis endigen foll. 

8. Iſt der Mietzing für ein Grundſtück oder für eine bewegliche Sache nad) 
— emeſſen, ſo iſt die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag 
zulaͤſſſig. 

4. Die Vorſchriften des Abſatz 1Satz 1, Ubf. 2 gelten auch für die Fälle, 
in denen das Mietverhältnis unter Einhaltung der gefeglichen Frift vor» 
zeitig gefündigt werden kann. 


2 und Wohnräumen uſw., 8 580. 

2 Die Kündigung an und für fi tft formfrei; einer fchriftliden Erklärung bedarf 
es nicht. Die Kündigung wird erft in dent Beitpunfte wirkfam, in dem fie dent Vermieter 
zugeht. Sn den oben angegebenen riften muß alfo dent Bermieter die Kündigung 

ereits zugegangen fein. ird bie fchriftliche Bom gewählt, fo empfiehlt fich, bei der 
Buftellung durch bie Poſt die Sendung unter „Einfchre 


8 566. Ein Mietvertrag über ein Grundſtück, der für längere Zeit als ein 
Sahr geltoffen wird, bedarf der ſchriftlichen Form. Wird die Form nicht beobachtet, 
jo gilt der Bertrag als für unbeftimmte Zeit gejchlofien, die Kündigung ift 
jedoch nicht für eine frühere Beit als für den Schluß des eriten Jahres zuläffig. 

1 Ein auf mehrere Jahre mündlich geftoffener Bertrag iſt alfo nicht nichtig. Nach 
Schluß des eriten Jahres kann aber die Kündigung zum Schluß jedes Kalenderviertel⸗ 
jabrs Bis ſpäteſtens am dritten Werktage diefes DVierteljahrs erfolgen. (K 564 Abſ. 2.) 

2 Sin Pachtvertrag über das Rohrnutzungsrecht an einen See bedarf ber 


ben” geben zu laflen. 


ſchriftlichen Form. (M. G. dv. 30. 10. 1903, Entf. Zivilſach. n. Folge 6 ©. 83.) 


567. Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig Jahre ge- 
chloſſen, fo kann nach dreißig Jahren jeder Teil das Mietsverhältnis unter Einhaltung 
er gelebtigen Friſt Fündigen. Die Kündigung ift unzuläffig, wenn der Vertrag für 
die Lebenszeit des Vermieters oder des Mieterd gefchlofjen iſt. 

& 568. Wird nad Ablauf der Mietzeit der Gebraub der Sache von dem 
Mieter fortgejekt, jo gilt das Mlietverhältnis als auf unbe e Zeit verlängert, 
fofern nicht der Vermieter oder der Mieter feinen entgegenjtehenden Willen binnen 
einer Friſt von gänel Wochen dem anderen Teile gegenüber erklärt. Die Frift 
beginnt für den Mieter mit der —— des Gebrauchs, für den Vermieter mit 
dem Zeitpunkt, in welchem er von der Fortſetzung Kenntnis erlangt. 


2 Die endgültige Vertragsverlängerung tritt alſo erſt nad Ablauf der zweiwöchigen 
Widerſpruchsfriſt ein. 

569. Stirbt der Mieter, fo tit ſowohl der Erbe als der Vermieter berechtigt, 

das Mietverhältnis unter Einhaltung der gefehlihen Friſt zu kündigen. Die 

Kündigung kann nur für den erften Termin erfolgen, für den fie zuläflig ift (S 565). 


2 Beifpiel. Ein FFörfter, ber zur Miete wohnt, bat am 1. 4. 1905 einen Miet- 
—5 auf drei Jahre abgeſchloſſen. Stirbt er am 15. 5. 1905, fo kann bie Künbigun 
rt bon den Erben des DVerftorbenen, als auch von dem Vermieter zum eriten na 

565 gefetlich zuläffigen Ternun, d. t. bis fpäteltend am dritten Werktage des Juli 1905, 
aum 30. Septeniber 1905 erfolgen. Laſſen beide, die Erben des Mieters und der Ber» 
nıieter, biefen eriten zuläffigen Termin ohne Kündigung borübergehen, fo bleibt das Miet» 
verhältnis für die ganze vertragsmäßige Beit beftchen. 


8 570. Militärperfonen, Beamte, Geiftliche und Lehrer an Öffentlichen 
Unterrichtsanftalten können im Yalle der Berfekung? nach einem anderen Orte das 
Mietverhältnis in Unfehung der Räume, welche fie für fich oder ihre Familie an dem 
bisherigen Garniſon⸗ oder Wohnorte gemietet haben, unter Einhaltung der geſetzlichen 





u 
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Friſt? kündigen. Die Kündigung kann nur für den erſten Termin erfolgen, für den 
fie zuläffig iſt. 

1 d. h. nur öffentliche Beamte, nicht Ungeftellte privater Unternehnungen. 

2 53 macht feinen Unterfchieb, ob die a im Intereſſe des Dienftes oder auf 
eigenen Antrag des Mieterd erfolgt. Auch folche Fälle find mit einbegriffen, in denen ein 
Staatsbenniter infolge Bewerbung in Kantiige Dienfte übertritt. (Entſch. Zandger. Breslau 
b. 11.7. 1004, Diih. Seßtg. 1 . 99.) 


4 Beifpiel: Ein Förfter, der einen Mietvertrag auf unbejtimmte Zeit gejchloffen hat, 
wird zum 1. Februar verjekt. ft ihm bie Berfeßungsnachricht fo zeitig Auaegangen, aß 
er bis zum dritten Werktage int Januar, d. t., da der 1. Sanuar fein Werktag iſt, und 
wenn auf den 2., 3. und 4. Januar nit ein Sonntag fällt, der 4. Januar, Tünbigen 
kann, fo bat er die Wohnung zum Schluß biefes Bierteljahrs, 31. März, zu kündigen. 
Geht die Verſetzungsnachricht aber fpäter ein, fo hat er bis ſpäteſtens am dritten Werktage 
im April zum Schluß beö zweiten Stalendervierteljahrs, 30. uni, zu fündigen. Hält er 
die Kündigungsfriiten nicht ein, fo gebt ex des Anſpruchs auf Vergütung der Miete nad) 
8 4 des Umzugskoſtengeſetzes verluſtig. 

6 571. 1. Wird das vermietete Grundſtück nad; der Überlafjung an den Mieter 
von dem Vermieter an einen dritten veräußert, fo tritt der Erwerber an Stelle des 
Bermieters in die fi) während der Dauer feines Eigentums aus dem Mietverhältnis 
ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. 

2. Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, 8 haftet der Vermieter für 
den von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die Einrede 
der Surausfinge verzichtet Hat. Exlangt der Mieter von dem Übergange des Eigen- 
tums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, fo wird der Vermieter bon der 
Haftung befreit, wenn nicht der Mieter Dad Mietverhältnis für den erften Termin 
fündigt, für den die Kündigung zuläffig ift. 

1 Bei einen vermieteten Grundftüd! (oder Wohnraum ufw., $ 580) „bricht Kauf nicht 
Miete“, fofern ber Kauf erft nad ber Überlafjung des Grundftüds (dev Wohnung) an 
ben Mieter erfolgt. Geht der Kauf ver der Üderlaffung des Grundftüds ufw. an ben 
Mieter vor fi, fo Hat der Mieter nur Anſpruch auf Schadenerfag wegen Nichterfüllung 

egen den Vermieter, der neue Srundftüdseigentüner braucht den Mietvertrag nicht gegen 
fa gelten zu laffen. (Lande ©. 149.) 

572. Hat der Mieter des veräußerten Srundftüds dem Vermieter für die 
Erfüllung feiner Verpflichtungen Sicherheit geleiftet, fo tritt der Erwerber in Die da- 
durch begründeten Nechte ein. Zur Rückgewähr der Sicherheit ift er nur verpflichtet, 
wenn fie ihm ausgehändigt wird, oder wenn er dem Vermieter gegenüber die Ver⸗ 
pitihtung zur Rüdgewähr übernimmt. 

73. Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem nbergange des Eigentums 
über den auf Die Zeit der Berechtigung des Erwerbers entfallenden Mietzins getroffen 
bat, ift infoweit wirffam, als fie fi) auf den Mietzind für das zur Beit des 
Überganges des Eigentums Laufende und das folgende Stalendberpierteljahr bezieht. 
Eine Verfügung über den Mietzing für eine fpätere Zeit muß der Erwerber gegen 
ſich gelten Iaffen, wenn er fie zur Zeit des Überganges des Eigentums Tennt. 

5 574. Ein Nechtögefchäft, dad ziwilchen dem Mieter und dem Vermieter in 
Unjehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbefondere die Entrichtung des 
Mietzinjes, tft dem Erwerber gegenüber wirkfam, foweit es fich nicht auf den Miet- 
zind für eine fpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, in welchem der Mieter von 
dem Übergange des Eigentums Kenntnis erlangt, und das folgende Vierteljahr bezieht. 
Ein Nechtsgejchäft, das nad) dem Übergange des Eigentums vorgenommen wird, tft 
jedoch unwirkſam, wenn der Mieter bei der Vornahme des Nechtögefchäfts von dem 
Übergange des Eigentums Kenntnis hat. 

575. Soweit die Entrichtung des Mietzinfes an den Vermieter nad) 8 574 
dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, Tann der Mieter gegen die Mietzingforderung 
des Erwerbers eine ihm gegen den Vermieter zuftehende Forderung aufrechnen. Die 
Aufrechnung iſt ausgejchlofien, wenn der Mieter die Gegenforderung erworben hat, 
nachdem er von dem Ubergange des Eigentums Kenntnis erlangt bat, oder wenn die 
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Segenforderung erſt nad) der Erlangung der Kenntnis und fpäter als der M 
fällig geworden iſt. 

576. 1. Zeigt der Vermieter dem Mieter an, daß er das Eigentum c 
vermieteten Grundftüd auf einen dritten übertragen habe, fo muß er in Anfehu 
Mietzinsforderung die angezeigte Übertragung dem Mieter gegenüber gegen fich 
laſſen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirkſam iſt. 

2. Die Anzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen zurüdgenommen un : 
welcher als der neue Eigentümer bezeichnet worden ift. 

577. Wird das vermietete Grundſtück nad der Überlafjung an den ! : 
von dem Vermieter mit dem Nechte eines dritten belaftet, fo finden die Vorſe 
der 88 571 bis 576 entjprechende Anwendung, wenn durch die Uusübung des 9 
dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird. Hat die Ausübun 
Nechtes nur eine Beſchränkung des Mieter in dem vertragsmäßigen Gebraud 
Folge, fo ift der dritte dem Mieter gegenüber verpflichtet, die Ausübung zu 
lafjen, joweit fie den vertragsmäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde. 

578. Hat vor der Überlaffung bes vermieteten Grundſtücks an den | 
der Bermieter dad Grundſtück an einen dritten veräußert oder mit einem 
belaftet, durch deſſen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter en 
oder beichränft wird, fo gilt das gleiche wie in den Fällen des 8 571 Abſ. 
des 8 577, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Erfüllung der fic 
dem Mietsverhältnis ergebenden Verpflichtungen übernommen bat. 

€ 579, Wird dag vermietete Grundſtück von dem Erwerber weiter veri 
oder belaftet, Al finden die Vorfchriften des 8 571 Abſ. 1 und der 88 572 bi: 
entfprechende Anwendung. Erfüllt der nee Erwerber die ſich aus den: Mietverh 
ergebenden Verpflichtungen nicht, fo haftet der Vermieter dem Mieter nach 8 571 % 


350. Die Vorſchriften Über die Miete von Grundftüden gelten auch fi: 
Miete von Wohnräumen und anderen Räumen. 


Bol. 58 537 Abſ. 2, 544, 551 Abſ. 2, 556 Abf. 2, 559 ff., 565 ff., 871 ff. 


1. Pacht.*) 

8 581. 1. Dur den Padhtvertrag! wird der Verpächter verpflichtet, 
Pächter den Gebrauch) des verpachteten Begenflandes und den Genuß der Fri; 
joweit fie nad den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft als Er: 
anzufehen find, während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt verpfl 
dem Verpächter ben vereinbarten un zu entrichten. 

2. Uuf die Pacht finden, ſoweit fich nicht aus den 88 582 bis 597 ein anı 
ergibt, die Vorfchriften über die Miete entfprechende Unwendung.® 


1 Der Padıtvertrag iſt formfrei; vgl. 8 566. 

3 Inwieweit der —**— zum Genuſſe der Früchte berechtigt iſt, beſtimm 
zunächſt nach dem Vertrage. Mangels einer beſonderen Beſtimmung erſtreckt ſich das! 
des Pächters nicht auf alle Früchte im Sinne des $ 99. Ausgeſchloſſen find diejen 
Erzeugniſſe und Beftandteile, welche nach den Reneln einer ordnungsmäßigen Wirt 
nicht al8 Ertrag anzuſehen find, & B. bei einem Walde das wegen Windbruchs int !: 
maße gefällte Holz. (Pland II ©. 326. 

3 Bon den Borfchriften Über die Miete erfahren der 8 536 durch 8 582 und 5 
der 8 549 Abſ. 1 durch 8 596 Abſ. 1, der 8 551 Abſ. 2 durch $ 584, der 8 556 Ul 
u bie 88 591 bis 594, der 8 557 durch 8 597, die 58 559, 563 durch 8 585, der 8 
durch 8 595, die SS 569, 570 durch S 596 Äbſ. 2, 3 Änderungen oder Ergänzungen. 
5 544, 580 find unanmwendbar. Die übrigen Borfchriften gelten mit den Anderungen, 
ih aus der Übertragung auf die Pacht ohne weiteres ergeben, auch für bie Padıt. 

Herborzuheben ſiſt insbejondere, daß der Pächter bon der Entrichtung des Pachtzl 
nur nad) Maßgabe des 8 323 vr) 1 (8 325 Abſ. 1 Sat 3) und bes 8 537 (8 541) 
Geſetzes befreit wird, wenn und folange der Berpächter feine a den verpacht 
Gegenftand in einem zum Fruchtgenuſſe geeigneten Zuftande zu gewähren, nicht exj 
Dagegen gibt das B. &. B. dem Pächter wegen eines Zufall, welcher die Früchte 
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*) Bol. Fußnote auf S. 741. 


beren Entſtehung betrifft, Tein geſetzliches Necht auf Zinsnachlaß. Der Verpädter trä 
nur die Gefahr foldder Unglüdsfälle, welche, den Pachtgegenftand jelbft betreffend, bie 
Möglichkeit der Fruchtziehung ausfchliegen oder Beineäätigen nicht dagegen die sh 
folder Bufälle, infolge deren der Pächter tro der Tauglichkeit des Pachtgegenſtandes nicht 
zum wirklichen Genuſſe der Früchte gelangt. Zu den Bufällen ber lepteren Art gehört 
insbefondere Hagelihlag. Waflerfchäden werben, je nach den Umftänden, unter die erfte 
oder die zweite Kategorie von Zufällen zu zählen fein. Werben durch die Überſchwemmung 
eines verpachteten Grundſtucks Erzeugniſſe, welche, den Regeln einer or nunge mäßigen 
Wirtſchaft entfprechend, noch nicht getrennt find, gehört oder verichlechtert, jo hat ber ⸗ 
ächter das Grundſtück nicht während der zur winnung der Gene erforderlichen 
eit in tauglichem Buftande gewährt; ber Pächter wird daher von der Entritung des 
chtzinſes für dieſe ganze Zeit volljtänbig oder teilmelfe befreit. (Bland II S. 326.) 


8 582. Der Bäditer eines landwirtſchaftlichen Grundftäds hat die gewöhnlichen 
Ansbeflerungen, inzbefondere die der Wohn- und Wirtfchaftsgebäude, der Wege, 
Gräben und Einfriedigungen, auf feine Koften zu bewirken. 

8 5883. Der Pächter eines landwirtichaftlichen Grundſtücks darf nicht ohne bie 
Erlaubnis des Berpächter Anderungen in der wirtichaftlichen B ung des Grund⸗ 
ſtücks vornehmen, die auf die Art der Bewirtſchaftung über die Pachtzeit hinaus von 


Einfluß ſind. 

bei d t eines land aftlichen Gruudſtücks der ind 
naher ahren Der, To ne ac —— je eines —R Fa u 
Werktage des folgenden Jahres zu entrichten. 


ı Der Sallgteitötermin deftimmt fih aud für den Pachtzins nach ben Borfchriften 
be3 8 551. Nur bet der Bo eines landwirtſchaftlichen Grundftüds erleiden fie eine 
Gnberung für den Kal, daß der Pachtzins nach Jahren bemefien iſt; die Vorſchrift des 
S 551 Abſ. 2 wird für diefen Fall durch 8 584 erſetzt. (Bland II ©. 327.) 


8 585. Das Pfandrecht bed Verpächters eines Iandwirtichaftlichen Grumbftäds 
kann für den gefamten Pachtzins geltend gemacht werden und unterliegt nicht der im 
563 beitimmten Beſchränkung. Es erftredt ſich auf die Früchte des Grundftüds 
* auf en 8 811 Nr. 4 der Bivilprozeßordnung der Pfändung nicht unter 
worfenen Sachen. 
586. 1. Wird ein Grundflüd ſamt Inventar verpachtet, To Tiegt dem Pächter 

die Erhaltung der einzelnen Sinventarftüde ob. 

2. Der Verpächter ift verpflichtet, Inventarſtücke, die infolge eines von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umſtandes in. Ubgang Tommen, zu ergänzen. Der 
Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar gehörenden Tiere 
ent na ungen infoweit zu erjeßen, als dies einer ordnungsmäßigen Wirtjchaft 
entfpricht. 
587. Übernimmt der Pächter eines Grundſtücks das Inventar zum Schäßung® 
werte mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Pacht zum Schägungswerte 
zurüd ngeähren, p gelten die Vorſchriften der 88 588, 589. 

f) . 1. Der Bächter trägt die Beiaht des zufälligen Unterganges und einer 
zufälligen Verfchlechterung des Inventars. Er kann über die einzelnen Stüde Inner 
halb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft verfügen. 

2. Der Pächter * das Inventar nach den Regeln einer drngewaßige 
Wirtſchaft in dem Zuſtande zu erhalten, in welchem es ihm übergeben wird. 
von ihm angefchafften Stüde werden mit der Einverleibung in das Inventar Eigen 
tum des Verpächters. 

589. 1. Der Pächter Bat das bei der Beendigung der Pacht vorhandene 
Inventar dem Verpächter zurüdzugewähren. 

2. Der Berpächter kann die Übernahme derjenigen von dem Pächter angeihaffie 
Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Regein einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft 
für das Srundftüd überflüffig oder gu wertvoll find; mit ber Üblehnung geht 
Eigentum an den abgelehnten Stüden auf den Pächter über. 

8. Zit der Geſamtſchätzungswert ber übernommenen Stüde höher oder niedriger 
als der Sefamtichähungswert der zurldzugewährenden Stüde, jo bat im erſteren 






Falle der Pächter dem Berpächter, im lebteren Falle der Verpächter dem Pächter den 
Mehrbetrag zu erjeben. 

590. Dem Pächter eines Grundſtücks fteht Ib die Forderungen gegen den 
Verpächter, die fich auf das mitgepachtete Inventar beziehen, ein Bfandredit an den 
in feinen Befig gelangten Sinventarftüden zu. Auf das Pfandrecht findet die Vor: 
fchrift des $ 562 Anwendung. 

591, Der Pächter eines landwirtfchaftlihen Grundſtücks ift verpflichtet, 
das Grundftüd nach der Beendigung der Pacht in dem Zuftande zurüdzugewähren, 
der Sich bei einer während der Pachtzeit biß zur Nüdgewähr fortgejegten ordnungs- 
mäßigen Bewirtichaftung ergibt. Dies gilt insbejondere auch für die Beftellung. 

5 592. Endigt die Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks im Laufe eines 
Pachtjahres, fo Hat der Verpächter die Koften, die der Pächter auf die noch nicht 
getrennten, jedoch nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft vor dem Ende 
des Badtjabrs zu trennenden Früchte verwendet hat, injoweit zu erſetzen, als fie einer 
ordnungsmäßigen Wirtfchaft entfprechen und den Wert diefer Früchte nicht überfteigen. 


1 Na) 8 101 Nr. 1 gebühren bei der Beendigung der Pacht dem Pächter die Er- 
zeugniffe und die fonftigen zu den Krüchten gehörenden Beftandteile nur infomweit, als fie 
während der Dauer feiner Berechtigung don der Sache getrennt werden. Der Pächter 
eines landwirtſchaſtlichen Grundftüdg hat insbefondere nach 8 591 dag Brundftüd mit den 
noch nicht getrennten Früchten, deren Borhandenfein den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft entfpricht, Dual ewähren. 

Dies würde in den Fällen, in denen bie Pacht im Laufe eines Pachtjahres endigt, 
unter Unftänden zu einer Härte für den Pächter führen, wenn ihm ein — — 
wegen der auf die Früchte verwendeten Koſten verſagt bliebe. 

Ausgeſchloſſen ift ein Erfaganfprudy in Anfehung folder Früchte, die, wie der Holz» 
beitand eines neu angepflanzten Waldes, nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirts 
ichaft erft nad) dem Ende bes Pachtjahres zu trennen find. (Pland II ©. 331, 332.) 


8 593. 1. Der Pächter eines Landguts! * von den bei der Beendigung der 
Pacht vorhandenen landwirtichaftlichen Erzeugniſſen ohne Rückſicht darauf, ob er bei 
dem Antritte der Bacht folche Erzeugniffe übernommen bat, fo viel zurückzulaſſen, als 
zur Fortführung der Wirtfchaft bis zu der Zeit erforderlich tft, zu welcher gleiche 
oder ähnliche Erzeugnifje vorausfichtlich gewonnen werden. 

2. Soweit der Pächter Landioittfchaftliche Erzeugniffe in größerer Menge oder 
beſſerer —— zurückzulaſſen verpflichtet iſt, als er bei dem Antritte der Pacht 
übernommen hat, kann er von dem Verpächter Erſatz des Wertes verlangen. 

3. Den vorhandenen, auf dem Gute gewonnenen Dünger hat der Pächter zurück⸗ 
zulaſſen, ohne daß er Erſatz des Wertes verlangen Tann. 


1 Über den Begriff „Landgut” vgl. $ 98 Ann. 1. 


8 594. 1. Übernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf Grund einer 
Schägung des wirtfchaftlichen Zuſtandes mit der Beitimmung, daß nad) der Bes 
endigung der Pacht die — — auf Grund einer ſolchen Schätzung 
an erfolgen hat, fo finden auf die gewähr des Gutes die Vorfchriften des 8 589 

bj. 2, 3 entiprechende Anwendung. 

2. Das gleiche gilt, wen der Pächter Vorräte auf Grund einer Schäßung mit 
einer folchen Beftimmung übernimmt, für die Nüdgewähr der Vorräte, die er zurüd: 
zulaſſen verpflichtet tft. 

595. 1. Iſt bei ber Fat eines Grundſtücks oder eines Nechtes die Bachtzeit 
nicht beftimmt, fo it die Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahres zuläffig; 


fie hat fpäteltens am erjten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, mit deſſen 
Ablaufe die Bacht endigen joll. 

2. Dieje Vorfchriften gelten bei der Pacht eines Grundftüds oder eined Rechtes 
auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter Einhaltung der gejehlichen 
Frift vorzeitig gefündigt werden Tann. 

F 8 506, 1. Dem Pächter fieht dad im 8 549 Abf. 1 beftimmte Kündigungsrecht 
nicht zu. 





2. Der Berpächter ift nicht berechtigt, das Vachtverhältnis nad) 8 569 zu kündigen. 

3. Eine Kündigung des Pachtverhältnifies nach 8 570 findet nit ftatt. 

1 Diefe Beftimmungen gelten felbftverftändlih nur infowelt, al in dem Badıt- 
vertrage nichts anderes vereinbart tft. 

2 Er Tann aber fein Pachtrecht durch einen Verwalter ausüben laſſen. 

8 597. Gibt der Pächter den gepachteten Gegenftand nad der Beendigung 
der Pacht nicht zurüd, fo kann der Verpächter für die Dauer der Vorenthaltung als 
Entfhädigung den vereinbarten Pachtzins F dem Verhältniffe verlangen, in welchem 
die Nubungen, die der Pächter während dieſer Zeit gezogen hat oder hätte ziehen 
nen, zu den Nutungen des ganzen Bachtjahres ftehen. Die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 

1 Der 8 597 tritt für die Pacht an die Stelle des 8 557, wie diefer fegt er voraus. 
daß nicht eine ſtillſchweigende Verlängerung bes Bertragsverhältnifies vorliegt. Dr betreff 
der letzteren findet ber 8 568 auf die Pacht entfprechende Unmwendung. (Bland Il ©. 334.) 


4. Titel. — Leihe.*) 
598. Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache verpflichtet, 
dent uciper den Gebrauch unentgeltlich zu geitatten. 
8 . Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene Sache nach dem Ablaufe 
der für die Leihe beſtimmten Zeit zurückzugeben. 


5. Titel. — Darlehen. 


607, 1. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen als Darlehen empfangen 
hat, tft verpflichtet, dem Barleiher das Empfangene in Sachen von gleicher Art, 

üte und Menge zurüdzuerftatten. 

2. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde jchuldet, 
kaun mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld oder die Sachen als Darlehen 
gefchuldet werden jollen. 

608. Sind für ein Darlehen Zinſen bedungen, fo find fie, fofern nicht ein 
anderes beftimmt ift, nad) dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das Darlehen 
vor dem Ablauf eines Jahres zurüdzuerftatten ift, bei der Nüderftattung zu entrichten. 

609, 1. Sit für die Rüderjtattung eines Darlehens eine Zeit nicht beftimmt, 
fo hängt die Fälligfeit davon ab, daß der Öläubiger oder der Schuldner Tündigt. 

2. Die Rinbigunge ift beträgt bei Darlehen von mehr als dreihundert Marl 
drei Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 

3. Sind Binfen nicht bedungen, f 
Nüderftattung berechtigt. 

610, Wer die Hingabe eines Darlehens verjpricht, faun im Zweifel das 
Verfprechen widerrufen, wenn in den Vermögensverhältniſſen des anderen Teiles eine 
wefentliche Werfchlechterung eintritt, durch die der Unfpruch auf die Rüderftattung 


gefährdet wird. 
6. Titel. — Dienfivertrag.**) 


8 611. 1. Durchden Dienftvertrag wird derjenige, welcher Dienfte zufagt, zur 
Zeiftung der verfprochenen Dienfte, der andere Teil zur Gewährung der verein- 
barten ergätung verpflichtet. 

2. Segenftand des Dienitvertrags können Dienfte jeder Art jeht. 


*) Bol. Fußnote auf S. 741. Erfordernis ber Leibe tft bie Unentgeltlihkeit. Bei Uberlaffung 
von Sahen gegen Entgelt, liegt Miete vor; im Gegena zum Spradgebraud bes gewöhnlichen Lebens, 
in weldem man bie Ausdrücke: Beihbibliothel, PBferdeverleihinftitut uſw. gebraudt. 

vs Dee von Dienſtvertrag und Zeteereag Gegenſtand des Dienſtvertragzs iſt die Arbeit und 
Gegenftand des WBerfvertragd das Ergebnis der Arbeit. Bel beiden Bertragsarten ſetzt das B. G. B. bie 
Gewährung einer Vergütung voraus. 
as B. G. B. umfaßt mit feinen vertraglichen Beitimmungen nit alle vorlommenben Dienftverträge. 
Die Dienftverhättnifie newifier Arbeiter⸗ uſw. Kategorien find durch Bpezialgeiche eregelt unb werben durch 
das B. G. B. nicht berührt; fo 3. 3. gelten Über das Dienfiverhältnis: ber gewerblichen Arbeiter — Gefellen. 
Schilfen, Vehrlinge, Fabrikarbeiter — bie Beltimmungen bev Sewerbeorbnung; der Haudiungögehilfen und 
‚Beärlinge die bes Handelsgeſetzbuchs u. bat. m. 

Die Hechtsverhältnifie der (öffentlichen) Beamten unterftehen dem Ali entliden Nedte und werben 
auch burg das BG. B.n & berührt. Neben dem 3. G. B. gelten aud bie landeßgejeglichen Beftimurungen 
über die Dienftverhältniffe bes Befindet. Siehe darüber unter „Befindereht”, XII C d. W. 


o tft der Schuldner auch ohne Kündigung zur 


— En "u 7 Be "| 


1 Die für die Dienfte zu leiftende „Bergütung“ beſteht zwar in der Regel in Geld; 
fie kann aber au in anderen Sachen, In Gegendienften, beitehen. 


8 612. 1. Eine Vergütung gilt als ftillfehweigend vereinbart, wenn 
die Dienftleiftung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten: ift. 

2. Iſt die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem Beftehen einer 
Taxe die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Tare die übliche Vergütung 
als vereinbart anzufehen. 

8 613. Der au Dienftleiftung Verpflichtete hat die Dienfte im Zweifel in 
Berfon 8 leiſten. Der Anſpruch auf die Dienſte iſt im Zweifel nicht übertragbar. 

8 614. Die Vergütung iſt nach der Leiſtung der Dienſte zu entrichten. Iſt 
die Vergütung nach Beitabfchnitten bemeifen, fo ift fie nach dem Ablaufe der einzelnen 
Beitabjchnitte zu entrichten. “ 

8 615. Kommt der Dienftberechtigte mit der Annahme der Dienfte in 
Berzug, fo kann der Berpflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleifteten 
Dienite die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleiftung verpflichtet zu 
jein. Er muß fich jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er infolge des 

nterbleibens der Dienftleiftung erjpart oder durch anderweitige Verwendung feiner 
Dienfte erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 

2 In Verzug kommien beißt, bie angebotene Leiftung nicht annehmen. (F 293 B. G. B. 

Beiipiel. Ein Arbeitgeber beitellt zu einen Tage 10 Arbeiter, er braucht fchliekli 
aber nur 8 und fhidt 2 fort; er muß dieſen beiden doch den Lohn zahlen, nur kann er 
abrechnen, was fie durd) anderweitige Verwertung ihrer Arbeitskraft eriverben oder zu 
erwerben böswillig unterlafjen haben. \ 


616, Der zur Dienftleiftung Werpflichtete wird des Anſpruchs u die 
Vergütung nicht Dadurch verluftig, daß er fir eine verhältnismäßig nicht erhebliche 
Zeit! durch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne fein Verfchulden an der 
Dienftleiftung verhindert wird? Gr muß fich jedoch den Betrag anrechnen 
laſſen, welcher — für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund geſetzlicher 
Verpflichtung beſtehenden Kranken⸗ oder Unfallverſicherung? zukommt. 


2 Was als „eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit” anzuſehen iſt, iſt 
nad Lage des einzelnen Falles zu beurtetlen; in Streitfalle entfcheidet ber Richter unter 
Ward gung aller in Betracht kommenden Umſtände. 

2 3. B. durch vorübergehende und nur kurze Einziehung zum Militärdienſt, Teil⸗ 
nahme an Kontrollverſammlungen, Aushebungen und — an Reichstags⸗ 
Landtags⸗ und Kommunalwahlen und an ben Sitzungen der Gemeindeverſammlung 
Wahrnehmung des Schöffen und Gefchmorenendienftes und von Terminen als Beuge, 
Sachverſtändiger und Bormund, Beteiligung anı Feuerldſchdienſt auf Grund öffentlich" 
rechtlicher Jerpflichunß bei Todesfällen In der Familie uſw. Über die eite gewa brung 
des Lohnes an die in fiskaliſchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter ſiehe M. Erl. v. 
23. 12. 1904, Anm. 3 zu 8 66 d. Föoͤrſterdlenſtinſtr.; I. d. W. 

8 Verſicherungen, die ohne gejetliche Verpflichtung beftehen, kommen nicht in Betracht. 

617, 1. Iſt bei einem dauernden! Dienftverhältniffe, welches die 
Erwerbstätigfeit des WVerpflichteten voliftändig oder hauptfächlich in Unfpruch nimmt, 
der Verpflichtete in die Häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, fo hat der Dienft- 
berechtigte ihm im Falle der Erfranfung? die erforderliche Verpflegung und ärztliche 
Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung 
des Dienftverhältniffes hinaus, zu gewähren, fofern nicht die Erkrankung von dem 
Berpflichteten vorſagtig oder —RX grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt worden fit. 
Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann burd Aufnahme des Verpflichteten 
in eine Krankenanſtalt gewährt werden. Die Koften können auf die für die Zeit ber 


Erkrankung gefchuldete Vergütung angerechnet werden. Wird das Dienftverhältnis 
wegen der Erkrankung von dem Dienftberechtigten nad) 8 626 gekündigt, fo bleibt 
die Dadurch herbeigeführte Beendigung des Dienftverhältniiies außer Betracht. 

. Die ext tung des Dienftberedhtigten tritt nicht ein, wenn für die Vers 
pflegung und ärztliche Depanblung duch eine Verfiherung* oder durch eine Ein- 
richtung der Öffentlichen Kranke 


pflege Vorforge getroffen tft. 








ı Ein Dienftverhältnis ift a8 dauerndes zu bezeichnen, wenn e3 nidt dur 
tägliche oder wöchentliche oder fonft kurz gegriffene Lohnzahlungen gelöft werden kam 

2 Die Erkrankung muß nad) der Aufnahme in die häusliche Genieinſchaft eingetreten 
fein. Beftand bie Krankheit ſchon vorher, fo tft der Dienjtherr nicht zur Pflege verpflictet. 
Wenn vorher nur eine Dispofitton zur Krankheit beſtand, fo greift, falls fpäter eine 
wirklide Erkrankung eintritt, der S 617 Platz. egelmäßig wird aber, falls der Dienl 
rede die Sachlage verheintlicht hat, ein Kündigungsrecht nad) SS 626 bis 628 begründet 
ein; möglicderweife tft der Dienftpflichtige, wenn er den Dienftberechtigten betrügeriiher 
weiſe zur Eingehbung des Dienftverhältniffes beftimmt hat, auch nach den Grundfägen 
über unerlaubte Handlungen (8 823 ff.) haftbar. Bet fogenannten chroniſchen Krankheiten 
kann die Sache fo liegen, daß die Krankheit dauernd vorhanden ift, aber nur don Zeit zu 
Beit ſich äußert, e8 Tann aber auch lediglich eine Dispofition zu wiederholter Erfrankung 
vorliegen; die Frage ift vom mediziniſchen Standpunkte zu entfheiden. (Pland II ©. 37.) 

3 d. h. alfo, bie Verpflichtung zur Berpflegung und ärztlichen Behandlung bauer 
in a jalle über die Beendigung des Dienftverhältniffes bis zum Ablaufe der ſech 

ochen fort. 

4 Im Gegenſatz zum 8 616 (Anmerkung 2) kommen bier auch —— — in 
Betracht, welche nicht auf geſetzlicher Verpflichtung beruhen. (Konimiſſariſcher Beridt; 
Landé, B. G. B. S. 160. 

5 Der RAU 8. 6. 8. if durch das Unfellverfiierungsgeieh für Land- und Gerk 
wirtchaſt nicht abgeändert worden. 

ei der Vergleichung der Verpflichtungen, die der — 617 dem Dienſtberechtigten 
auferlegt, mit denjenigen, welche ſchon bisher landesgeſetzlich dem Dienſtherrn oblagen, 
kommt es lediglich auf die gefeßlichen Beſtimmungen als ſolche und nicht darauf an, wie 
fie bei dem einzelnen Dienjtverhältniffe nach den dafür über die Höhe der Bergütung der 
Dienfte und bergl. getroffenen ejonderen Beitimmungen wirken. 

Nachdem die Dienftmagd H. B. am 12. Dlärz 1901 einen Unfall im landwirhſchftlichen 
Betriebe des Landwirts R. zu W. (Nhbeinprovinz), ihres Dienftherem, erlitten Hatte, wurde 
fe in einem Krankenhaufe verpflegt. Die für die ärztliche Behandlung in den eriten \ed# 

ochen entitandenen Koſten mit 16 ME. bezahlte bie Gemeinde W. WUuf deren Antrag 
verurteilte der Bezirksausſchuß den R. zur Erftattung diefer 16 ME. Hierbei behielt e⸗ 
auf die eingelegte Reviſion ſein Bewenden. 

Aus den Grunden. 

Der 8 617 B. G. B. iſt durch $ 27 d. L. U. V. G. in ber Safung ber Novelle dom 
30. 6. 1900 (R. ©. BI. ©. 641) leineswegs abgeändert worden. Der Inhalt bes 82 
deckt ſich Im wefentlichen mit $ 10 des Geſetzes in feiner urfprünglichen Faſſung (R. 8.8. 
1886 ©. 132). Beide Vorfchriften begründen für die Gemeinden bie — 
Pflicht zur Gewährung der Heilbehandlung an das infolge eines Bulle im lands u 
forftwirtfchnftlichen Betriebe erkrankte Gefinde nur für den all, daß ſich dieier Pi 
die hierzu nach Reichs⸗ ober Landesgeſetz zunächſt Berpflichteten entziehen und vorbehalt 
ihres ARüdgriffs an dieſe Verpflichteten. Erſatzpflichtig find inı Sinne beider Paragrapden 
insbefondere auch bie Dienttbereignften, foweit für fie gefeglich eine privatrechtliche Pr 
zur Sürforge für das erkrankte Gefinde begründet war unb noch begründet ift. it 
bringt 8 617 B. &. 8. dadurch zum völlig giweifelöfreien Musdrude, daß hier die Pi 4 
der Dienftherifchaft zur Furſorge für das erkrankte Befinde nur dann ausgeſchoſen 
wenn für deſſen Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Verſicherung oder * 
Einrichtung der dffentlichen Krankenpflege Vorſorge getroffen if. Was bie Gemein H 
nach dem Unfallverficherungsgefege vorſchußweiſe zu leiften haben, fällt ſelbſtverſtaͤn an 
nicht unter die Verfiherung oder bie öffentliche Krankenpflege im Sinne bes 8 617. n 
die Faffung des 8 27 des 2. U. B. ©. ift eine Änderung des $ 617 nicht In De 
tommen, und fie konnte auch nad) dem erörterten Biele beider Vorſchriften gar nich 
Stage kommen. (©. 2. ©. dv. 23. 10. 1902, Jahrb. d. ann 1904 ©. 107.) 

Bgl. Nr. 21 unter „Unfallverfiherung“, XIVBb.®. 


2 0 bs 
8 618, 1. Der Dienftberechtigte hat Räume, Vorrichtungen ober Gero 
ſchaften, die er zur Verrichiung der Dienfte zu beſchaffen hat, fo einzurichten und 
a unterhalten, und Dienftleiftungen, die unter feiner Unorbnung oder fir 
eitung vorzunehmen It jo zu regeln, daß der Berpflichtete gegen Gefahr 
a und Gefunbheit fo weit geſchuht iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung 
geitattet. 
2. Zft der Verpflichtete in die Häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ‚& 
der Dienſiberechtigte in Unjehung des Wohn- und Schlafraumes, der Verpfleg 


jowie der Arbeits⸗ und Erholungszeit biegen Einriätungen und Anorbnungen zu 
treffen, welche mit NRüdficht auf die Sefundheit, die Sittlichleit und Die 
Neligton des Verpflichteten erforderlich find. 

8. Erfüllt der Dienftberechtigte die ihm in Unfehung bes Lebens und ber 
Befundheit des —— — obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo finden auf ſeine 
Verpflichtung zum Schadenerſatze bie für unerlaubte Handlungen geltenden Vor⸗ 
jchriften der 85 842 bis 846 entfprechende Anwendung. 


1 Inwieweit ber Dienftberechtigte im Falle be 8 618 Abſ. 3 auch dann 
Ichadenerfahpflichtig Bleibt, wenn bem Beſchadigten infolge eines Unfalls aus einer auf 
Grund geſetzlicher Borſchrift beftehenden Kranten- und Unfallverfierung etwas 
zukommt, entfcheidet ſich nach ben diesbezüglichen @ejegen. 

2 Die im Abſ. 3 beftimmte Schadenerfahpfliht tritt nur ein, wenn ber Dienit- 
bereditigte bie zum Schutze von Leben und Gefundheit in biefen Paragraphen 
gegebenen Vorſchriften verlegt. Verletzt er Jeine Pfliht zur Yürforge in Anjebung er 

ittlichkelt und Religion, fo kann der Dienftverpflichtete das Dienftverhältnis ohne 
zandigungsfeiit löfen — 626) und unter den in 8 628 beſtimmten Borausſetzungen 
Vergütung bzw. Schadenerfah fordern. 


5 619. Die dem Dienftberechtigten nad) den 88 617, 618 obliegenden Ver: 
pflidytungen können nit im voran durch Bertrag aufgehoben oder 
befhränft werden. 

8 620. Das Dienftverhältnis endigt mit dem Wblaufe der Zeit, für die es 
eingegangen iſt. Iſt die Dauer des ee ae weder beſtimmt, noch aus der 
Beiihaffenheit oder dem Zwede der Dienite zu entnehmen, jo Tann jeder Teil das 
Dienftverhältnis nad) Maßgabe der 88 621 bis 623 Hindigen. 


a Über ben Einfluß des Todes des Dienfiberehtigten enthält das B. ©. 2. keine 
Selttimmund: nad den jonjtigen allgemeinen Grundſätzen hat derſelbe die Beendigung bes 
Dienftverht tnifjes nur dann zur Folge, wenn nad den: Sinne bes Vertrags das Recht 
se die Leiftung der Dienfte an die Perſon bes Dienfibereiftigten hat geknüpft werben 
ollen. 

2 Bei ben durch ſchriftlichen Bertrag auf Lebenszeit angenommienen Peivatjörftern 
find bie Erben bes Dienjtbereditigten bericht, den Dienftvertrag zu erfüllen oder ben 
Hörfter zu entſchädigen. r. v. 6. 12. 1856 u. 30. 9. 1859. 

3 Arivatforfbenmte haben, um fi) namentlid) bei lebenslänglicher Unftellung gegen 
Kündigung bzw. Entlaffung aus Unlaß des Beſitz⸗ bzw. Eigentumswechſels (Erbgang, 
Rauf, Tauſch, Saenkung in) zu fidern, die Dienftverträge mit dem Dienftberechtigten 
in feiner Eigenſchaft als Eigenbeſitzer des Grunbftüds (Waldes uſw.) abau lieben, und 
da8 Srundftüd ift mit ihren Rechten zu belaften (8 873 B. &. B.). Die Belaftung bes 
Srunditüds erfolgt durch einen dinglichen Vertrag und durch Eintragung in das Grund- 
bud. In dem dinglichen Vertrage muß der Dienftberechtigte als Eigenbeſitzer ($ 872) 
des Srundftüds die Nechte bes Dienftverpflichteten „für fi und feine Eigentumdnadfolger 
im Befige anerlennen. Vor der Eintragung in das Grundbuch find bie Beteiligten 
an ben Bertrag gebunden, wenn biefer gerichtlich oder notariell beurkunbet ift 6 28). 

Betrifft der dingliche Vertrag ein Fidellommig (Majorate gehören auch dazu), fo find 
auel Fideikommißanwärter bei ber VBertragfähliegung zuzuziehen. Iſt Überhaupt nur ein 

nmwärter vorhanden, fo ift deſſen Einwilligung binreigend. Noch nicht Re 
oder geihäftsunfähigen Unmwärtern iſt gu folden Geſchäften ein Kurator zu jtellen. (Vgl. 
AU. NR Il4 SS 87 bis 94.) 

8 621. 1. ft die Vergütung nad) Tagen bemeijen, fo tft die Kündigung an 
jedem Tage für den folgenden Tag zuläflig. 

2. a die Vergütung nach Wochen bemeſſen, jo ift die Kündigung nur für den 
up einer Kalenderwoche zuläffig; fie hat fpätefteng am erſten Werktage der Woche 
zu erfolgen. 

3. ft die Vergütung nach Monaten bemeſſen, fo ift die Kündigung nur für den 
Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie hat ſpäteſtens am 15. des Monats zu 
erfolgen. 

4. Iſt die Bergfitung nach Bierteljahren oder längeren Beitabfchnitten bemefjen, 
fo ift die Kündigung nur für den Schluß eines Kalenderpierteljahre und nur unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrift von ſechs Wochen zuläffig. 
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8 622. Das Dienftverhältnis der mit feſten Bezügen zur Leiſtung von Dienſten 
höherer Art Angeſtellten, deren Exrwerbstätigleit durch das Dienftverhältni3 voll⸗ 
tändig oder Hauptjählic in Anſpruch genommen wird, inäbefondere der Lehrer, 
Erzieher, Privatbeamte, Sejellichafterinnen, kann nur für den Schluß eines Kalender 
vierteljahrd und nur unter Einhaltung einer SKündigungsfrift von ſechs Wochen 
gelündigt werden, auch wenn die Vergütung nach kürzeren Beitabfchnitten als Biertel⸗ 
jahren bemeſſen ift. | 

623. Zt die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeilen, jo Tann 
das Dienftverhältnis jederzeit gelündigt werden, bei einem die Erwerbstätigleit Des 
Berpflichteten vollitändig oder hauptfädhlich in Unfpruch nehmenden Dienftverhältnis 
ift jedoch eine Hündigungsfrift von zwei Wochen einzuhalten. 

2 Diefe Borfchrift gilt namentlich bei Dienftverträgen, bei denen nicht Beitlohn, 
fondern Stüdlohn Wehn wird. Die Kündigung kann as erfolgen, wenn jemand 
für verfhiedene Dienitberecdtigte (3. B. Geichäftshäufer) Arbeit au Städlohn Tiefert, 
befteht aber ein Dienftverbältnid nur mit einem Dienftherechtigten, welches feine Eriwerb3- 
tätigfeit volftändig oder hauptſächlich in Anfprud) nimmt, fo muß eine Küändigungsfrift 
von zwei Wochen eingehalten werden. . 

8 624. Sit das Dienftverhältnis für die Kebenszeit einer Perſon oder fü 
längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, k kann es von dem Berpflichteten nad 
dem Ablaufe von fünf Jahren gekündigt werden. Die KHündigungsfrift beträgt 
ſechs Monate. 

1 Nur der Dienftberpflichtete, nicht auch ber Berechtigte kann Fünbigen. 


625. Wird das Dienftverhältnig nach dem Ablaufe der Dienftzeit von Dem 
Berprlichteten mit Willen Des anderen Teile fortgejeßt, Ib git e8 aß anf 
zubeſtimmte Zeit verlängert, ſofern nicht der andere Teil unverzüglich wider⸗ 
ſpricht. 

8 626. Das Dienſtverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrift gelündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

1 Dienftvernadjläffigung und vertragswidrige Handlungen von gewiſſer Erheblichkeit 
und unter gewiſſen Umſtänden, fowie Veruntreuungen find an fich geeignet, ber Herrichait 
das Recht auf Entlafjung des lebenslänglich angejtellten Beamten auch ohne Entſchädigung 
zu geben. (O. Tr. vd. 17. 4. 1874.) 

3 Die auf Lebenszeit angeitellten unb auf das Beriienftahlögefeh bereidigten 
Privatföriter fönnen nicht willkürlich entlaffen werden. Die Entlaffung der lebenslänglich 
angeftellten Forſtſchutzbeamten ift aber nicht auf die im 8 25 Ubf. 2 des Forſtdiebſtahls⸗ 
gejeges vom 15. 4. 1878 (ſiehe diefes) Heftimmten zwei Fälle befchräntt, vielmehr kommt 
e3 außer biefen Fällen darauf an, ob ber Förſter feine Tontraftlichen Dienftobliegenbeiten 
in dem Grade vernachläſſigt oder ihnen dergeftalt zumiderhandelt, daß der Dienftherr um 
deshalb befugt erfcheint, ibn feines Dienstes gu entlaffen. Stets aber werden dem auf 
Lebenszeit angeitellten Beamten die Dienftbezüge bleiben müflen, wenn fich der Rüdtritt 
als ungereditfertigt herausstellt. (Müde: „Die rechtliche Stellung der Privatforftbeamten 
in ihren Verhältnis zur Dienftberrichaft.*) 

627. 1. Hat der zur Dienftleiftung Verpflichtete, ohne in einem dauernden 
Dienjtverhältnifje mit feiten Bezügen zu ftehen, Dienjte höherer Art zu 
leiften, die auf Grund befonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen, fo ift 
die Kündigung auch ohne die im 8 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläffig. 

2. Der Berpflichtete darf nur in der Urt fündigen, daß in der Dienitberechtigte 
die Dienfte anderweit bejchaffen kann, es ſei denn, daß ein wichtiger Grund für Die 
unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne foldhen Grund zur Unzeit, fo bat 
er dem Dienftberechtigten den daraus entftehenden Schaden zu erjeben. 

Geh Dieſer Paragraph bezieht ſich z. B. auf die Dienſte eines Arztes, Rechtsanwalts, 
ehrers. 

8 628. 1. Wird nad) dem Beginne der Dienſtleiſtung das Dienſtverhältnis auf 
Grund des 8 626 oder des $ 627 gekündigt, fo kann der Verpflichtete einen feinen 
bisherigen Leiſtungen entjprechenden Teil der Vergütung verlangen. Kündigt er, 
ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiled Dazu veranlaßt zu fein, 


oder veranlaßt er durch fein vertragswidriges Verhalten die Kündigung des anderen 
Zeiles, jo fteht ihm ein Unfpruch auf die Vergütung infoweit nicht zu, als feine bis» 
herigen Leiftungen infolge der Kündigung für den anderen Teil Fein Snterefje Haben. 
Iſt die Vergütung für eine fpätere Zeit im voraus entrichtet, jo hat der Verpflichtete 
jie nach Maßgabe des 8 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes 
erfolgt, den er nicht zu vertreten bat, nach den Vorfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüdzueritatten. 

2. Wird die Kündigung durch vertragdwidriges Verhalten des anderen Teiles 
veranlaßt, fo ift Diefer zum Erſatze des durch die Aufhebung des Dienftverhältnifjes 
entjtehenden Schadens verpflichtet. 


1 Auch ein auf Lebenszeit angejtellter Privatförfter Fann bon ber Gutsherrſchaft, vor⸗ 
behaltlid ihrer Pfliht zur Entfhädigung, einfeitig jofort feines Dienftes entlaffen 
und zur Räumung der Dienftwohnung gezwungen werden. (DO. Tr. v. 17. 6. 1851. 

2 Entſteht Konkurs über das Vermögen der Herrſchaft, fo kann ein in dem 
Haushalte, Wirtfchaftsbetriebe ufw. des Gemeinſchuldners angetretenes Dienftverhältnts 
bon jedem Teile gefündigt werden. Die Kündigungsirift ift, falls nicht eine Türzere Friſt 
bedungen war, die geſetzliche. 

Kündigt der Konkursverwalter, fo ift der andere Teil berechtigt, Erſatz des ihm durd) 
A — des Dienſtverhältniſſes entſtehenden Schadens zu verlangen. ($ 22 d. 

onk.Ordn. 

Soweit der Vertrag nad) der Konkurseröffnung erfüllt werden muß, tft der Dienſt⸗ 
verpflichtete Mafjegläubiger. — Lohne und ſonſtige Dienftbezüge find, ſoweit fie 
Rn * Enten 5 herrühren, von Konkursforderungen in erſter Linie zu berichtigen. 
(SS u. 0. 0. O.) 


5 629. Nach der Kündigung eines dauernden Dienftverhältniffes hat der Dienſt⸗ 
berechtigte dent Verpflichteten auf Verlangen angemefjene Beit zum Auffuchen 
eines anderen Dienftverhältniffes zu gewähren. 


a Die Herrſchaft wird hiernach dem Privatforſtbeamten angemeſſenen Urlaub zu per- 
fünlidder Borftelung gewähren müfjen, un dadurd ſich um eine andere Stelle zu bewerben. 


8 630. Bei der Beendigung eined dauernden es kann der Ber- 
pflichtete von dem anderen Zeile ein ſchriftliches Zeugnis über das Dienfi» 
verhältnis und deifen Dauer fordern. Das Beugnis ift auf Verlangen auf die 
Reiftungen und die Führung im Dienfte zu erftreden. 


ı Der Anfprud aus diefent Paragraphen ift klagbar, aud die Vermittelung der 
Folk ee Beglaubigung kann nicht gefordert werden. (Lande, 


71. Titel. — Werfvertrag. 

8 631. 1. Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herftellung des 
—— Werkes, der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung ver⸗ 
pflichtet. 

2. Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herſtellung oder Veränderung 
Pa ge als ein anderer durch Wrbeit oder Dienftleiftung herbeizuführender 

tfolg fein. 
632. 1. Eine Vergütung gilt als ftillfchweigend vereinbart, wenn die Her: 
jtellung des Werkes den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift. 

2. Sit die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, fo ift bei dem Beftehen einer 
Tare die tarmäßige Vergütung, in 5 einer Taxe die übliche Vergütung 
als vereinbart anzuſehen. 

8 653. 1. Der Unternehmer iſt verpflichtet, das Werk jo herzuſtellen, daß es 
die zugeficherten Eigenfchajten hat und nicht mit Fehlern behaftet H die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen vder dent nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufheben oder vermindern. 

2. Sit das Werk nicht von diefer Beichaffenheit, jo kann der Belleller die 
Befeitigung des Mangel3 verlangen. Der Unternehmer ift berechtigt, die Befeitigung 
zu verweigern, wenn fie einen unverhältuismäßigen Aufwand erfordert. 

48* 





3. Iſt der linternehmer mit der Befeitiguug Det Mangels im 8 , jo tom 
ber Beiteller den Mangel ſelbſt befeitigen und Exrfab ber erforberlichen Aufwendunger 
verlangen. 

6 634. 1. Zur Befeitigung eined Mangelö der im 5 633 bezeichneten Urt kam 
der Befteller dem Unternehmer eine angemehjene Friſt mit der Erklärung beftinmen, 
daß er die Befeitigung des Mangeld nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Zeigt fih 
Kon vor der Wblieferung des Werkes ein Mangel, fo Tan der Befteller die Fri 
ofort beitimmen; die Friſt muß fo bemefien werden, dab fie nicht vor der für bie 
Ablieferung beftimmten Friſt abläuft. Nach dem Ablaufe der Friſt fanın der Beſteller 
Nüdgängigmahung des Vertrags (Wandelung) oder derabiefung Der — 
(Minderung) verlangen, wenn nicht der Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; der 
Unfpruch auf Befeitiguug des Mangels ift ausgeſchloſſen. 

2. Der Beitimmung einer Friſt bebarf es nicht, wenn die Befeitiguug dei 
Mangeld unmöglich ift oder von dem Unternehmer verweigert wird, oder wem die 
fofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Minderung burg 
ein beſonderes Intereffe des Beſtellers gerechtfertigt wird. 

3. Die Wandelung ift ausgefchlofjen, wenn der Mangel ben Wert oder bie 
Tauglichkeit des Werkes nur unbe mindert. 

4. Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf geltenden 
der 88 465 bis 467, 469 bis 475 Den rar Anwendung. 

635. Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umftande, ben der Unter: 
nehmer vertreten hat, fo kann der Vefteller fintt der Wandelung oder der Min 
derung Schadenerfak wegen Nichterfüllung verlangen. 

636. 1. Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rerhtzeitig hergeſtelt Io 
finden die für die Wandelung geltenden Vorichriften des 8 634 Abf. 1 bis 3 ab 
|prechenbe Anwendung; an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt das Ich 

e3 Beſtellers, nach 8 327 von dem Bertrage zurüdzutreten. Die im Falle dei Ver— 
zugs des Unternehmers dem XVefteller zuftehenden Rechte bleiben unberüht. 

2. Beftreitet der Unternehmer die Buläffigkeit des erflärten Mirditritts, weil er 
das Werk rechtzeitig Hergeftellt habe, fo trifft ihn die Beweislaft 

8 637. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Unternehmen, 
einen Mangel des Werke⸗ vertreten, erlaſſen oder bei tönt wird, iſt nichtig 
wenn der Unternehmer den Mangel agutig verſchweigt. 

8 638. 1. Der Anſpruch des Beſtelers auf Beſeitigung eines Mangels bei 
Werkes, fowie die wegen des Mangel? dem Beiteller zuftehenden Anſprüche au 
Wandelung, Minderung oder Schadenerfah verjähren, fofern nicht der Unternehme 
den Mangel argliftig verfchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Wrbeiten an einen 
Grundftüd in einem Jahre, bei Bauwerken in fünf Jahren. Die Verjährung begim 
wit Ze Die Berläpemgakeift t durch 8 ri rde 

erk gofriſt kann Durch Vertrag verlängert werden. _ 

8 639. 1. Auf die Verjährung der im 8 638 bezeichneten Anfprüde de 
Beftellers finden die für Die Verjährung dev Unfprüche des Küufers geltenden Kor 
fchriften des 8 477 Abſ. 2, 3 und der 88 478, 479 entfprechende Anwendung. 

2. Unterzieht ſich der internehinet im Einverftändniffe mit dem Befteller ber 
Prüfung des Vorhandenfeind des Mangels oder der Befeltigung des Mangels, ſo 
iſt Die Verjährung fo lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebnis der rüfung 
dem Beiteller mitteilt ober ihm gegenüber den Mangel für befeitigt erklart ober Di 
Sortiehung ber Beſeitigung verweigert. 

8 640, 1. Der Beiteller ift verpflichtet, daS vertragsmäßig hergeftellte Werl ab 
nehment, gihferm nicht nach, Der —— — des Werkes die Abnahme aus eſchloffen 

2. Nimmt ber Beſteller ein maugelhaftes Werk ab, obſchon er den Mangel fenn 
jo neben ihm Die in den 88 683, 634 beftimmten Snjpeäche nur zu, wenn er 14 
feine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält. gfı 

641. 1. Die Bergütung if bei der Abnahme deß Werkes zu entrichten. N 
das Wert in Teilen abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Zeile beſtinm 
fo ift die Vergütung für jeden Teil bei defien Abnahme zu entrichten. 
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2. Eine in Geld feftgefchte Bergütung bat der Befteller von der Abnahme des 
Werkes an zu verzinfen, ſofern nicht Die Vergutung geftundet tft. 

642, 1. bei der tellung des Werkes eine Handlung bes Beſtellers 
erforderlich, fo Tann der Unternehmer, wenn der Befteller durch das Unterlaſſen der 
vand ung in Verzug der Annahme kommt, eine angemeſſene Entſchädigung verlangen. 

2. Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits nach der Dauer des Ver⸗ 
zugs und ber döpe der vereinbarten Bergütung, andererfeits nach demjenigen, was 
der Unternehmer infolge des Verzugd an Aufwendungen erſpart oder durch ander- 
weitige Verwendung feiner Arbeitskraft eriverben Tann. 

643. Der Unternehmer iſt im alle des 8 648 berechtigt, dem Beiteller zur 
Nachholung der Handlung eine angemeljene Friſt mit der Erflärung zu beftimmen, 
dab er den Bertrag kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablaufe der Friſt 
vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die Nachholung 
bis zum Wblaufe der Friſt erfolgt. 

644. 1. Der Unternehmer trägt Die Gefahr bis zur Abnahme bes Wertes. 
Kommt der Beiteller in Verzug der Annahme, fo gebt die Gefahr auf ihu über. Für 
den aufälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechterung des von dem Beiteller 
gelieferten Stoffes ift der Unternehmer nicht verantwortlich. 

2. Verfendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Bejtellerd nach einen 
anderen Orte, ald dem Erfüllungsorte, fo finden die für ben Kauf geltenden Vor⸗ 
fchriften des $ 477 entfpreddende Unwendung. 

645. 1. Iſt daß Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dent 
Beiteller gelieferten Stoffes oder infolge einer von den Beſteller für Die Ausführung 
erteilten Anweifung untergegangen, verjchlechtert oder unauzführbar geworden, ohn⸗ 
daß ein Umſtand mitgewirlt hat, den der Unternehmer zu vertreten hat, fo kann der 
Unternehmer einen der geleifteten Urbeit entjprechenden Teil der Vergütung und Erſatz 
der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. Das gleiche gilt, 
wenn der Vertrag in Gemäßheit bes 8 643 aufgehoben wird. 

2. Eine weitergehende Haftung des Beitellerö wegen Verſchuldens bleibt unberührt. 

646. Iſt nach der Beichaffenheit des Werled die Abnahme ausgeſchloſſen, 
R tritt in den Fällen der 88 638, 641, 644, 645 au die Stelle ber Ubnahme die 

ollendung des Werkes. 

8 647. Der Unternehmer bat für feine Forderungen aus dem Bertrag ein 
gianbreit an den von ihm hergeftellten oder ausgebeſſerten beweglichen Sachen des 
—3 en fe bei der Heritelung oder zum Biwede der Ausbeljerung in feinen 

eſitz gelangt find. 

648. Der Unternehmer eines Bauwerles oder eines einzelnen Teiles eines 
Bauwerkes kann für feine Forderungen aus dem Vertrage die Einräumung einer 
Sicherungshypothek an dem Baugrundfiüde des Beftellerd verlangen. Iſt das Werk 
noch nicht vollendet, fo Tann er die Einräumung der Sicherungshypothek für einen 
der geleifteten Arbeit entfprechenden Teil der Vergütung und für die in der Der: 
ui Frl inbegriffenen Auslagen verlangen. 





. Der Befteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Ber- 
trag Tündigen. Stündigt der Beiteller, p tft der Unternehmer berechtigt, Die vereins 
barte Vergütung zu verlangen; er muß fich jedoch dasjenige anrechnen laflen, was 
er infolge der Aufhebung des Bertrags an Aufwendungen eripart oder durch ander: 
weitige Verwendung feiner Urbeitäfraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 

650. 1. Iſt dem Bertrag ein Koftenanfchlag zugrunde gelegt worden, ohne 
daß der Unternehmer die Gewähr für die Richtigkeit des Anſchlags übernommen Hat, 
und ergibt fich, daB das Werk nicht ohne eine weientliche Überfchreitung des Anſchlags 
ausführbar ift, jo fteht dem Unternehmer, wenn der Befteller den Vertrag aus dieſem 
Grunde kündigt, nur der im 8 645 Abſ. 1 beftimmte Unfpruch zu. 

2. Iſt eine folche Überfchreitung des Anſchlags zu erwarten, jo bat der Unter- 
nehmer dem Beſteller unverzüglich Anzeige zu machen. 

— 651, 1. Verpflichtet ſich der Unternehmer, das Werl aus einem von ihm 
zu beichaffenden Stoffe herzuftellen, jo bat er dem Beiteller die Hergeftellte Sache zu 
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übergeben und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen. Auf einen ſolchen Vertrag 
finden die Vorfchriften über den Kauf Anwendung; ift eine nicht vertretbare Sache 
herzuſtellen, jo treten an die Stelle des 8 433, des 8 446 Abſ. 1 Cab 1 umd der 

88 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 die Borjchriften Über den Werfvertrag 
mit Ausnahme der 58 647, 648. 

2. Berpflichtet fi) der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zutaten oder 
fonftigen Nebenfachen, fo finden ausfchlieglich die Vorfchriften über den WBerkoeriryg 
Anwendung. 

1891. 

8. Titel. — Mäflervertrag. 

8 652. 1. Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Beriragi 
oder für Die Bermittelung eines Vertrags einen Mällerlohn verfpricht, ift zur Eur 
richtung des Lohnes nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des Rachweiſes oder 
infolge der Bermittelung des Mäklers zuftande kommt. Wird Der Vertrag unter 
einer auffchiebenden Bedingung gefchloffen, jo Tann der Mäklerlohn erft verlangt 
werden, wenn Die Sebingung eintritt. 

2. Aufwendungen find dem Mäffer nur zu erfeben, wenn es vereinbart ift. Die 
gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zuftande kommt. 

653. 1. Ein Mällerlohn gi als ftillfehweigend vereinbart, wenn die bem 
Mäkler übertragene Leiftung den Umſtänden nad) nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten ift. 

2. Iſt Die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei Dem Beftehen euer 
Taxe der tarmäßige Lohn, in Ermangelung einer Tare der übliche Lohn als prı- 
einbart Suanleden. 

8 654. Der Anſpruch auf den Mällerlohn und den Erfah von Aufwendungen 
ift außgeichloffen, wenn der Mäkler dem Inhalte des Vertrags zumider auch für ben 
anderen Teil tätig gewejen ift. 

655. Iſt für den Nachweis der Setegenheit zum Abſchluß eines Dieat 
vertragd oder für die Vermittelung eines folchen Vertrags ein unverhältnismähig hoher 
Mäklerlohn vereinbart worden, fo fann er auf Untrag des Schuldners durch Urteil 
auf den angemefjenen Betrag herabgefegt werden. Nach der Entrichtung dei 
Lohnes ift die Herabſetzung ausgeſchloſſen. 


9. Titel. — Auslobung. 


8 657. Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung für die Vor⸗ 
nahme einer Handlung, inbefondere für die Herbeiführung eines Erfolges, ausſetl 
ift verpflichtet, die Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die Handlung vr 
genommen Bat, auch wenn diefer nicht mit Rüdficht auf die Auslobung gehanbelt hat 

658. 1. Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung widerrufen 
werden. Der Widerruf ift nur wirffam, wenn er in Derfelben Weiſe wie die Aus— 
fobung befannt gemacht wird, oder wenn er durch befondere Mitteilung erfolge 

2. Auf die Widerruflichfeit kann in der Auslobung verzichtet werden; ein erziöt 
liegt im Zweifel in der Beſtimmung einer Frift für die Vornahme der Handlung 


18. Titel. — Bürgſchaft. 

8 765. 1. Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet fid) der Bürge gegenüber dem 
Släubiger eines dritten, für die Erfüllung der Verbindlichfeit des dritten einzufteher 

2. Die Bürgichaft kann auch für eine Fünftige oder eine bedingte Verbindlichlei 
übernommen werden. 

8 766, Zur Gültigkeit des Bürgfchaftsvertrags iſt ſchriftliche Erieilung In 
Bürgſchaftserklärung erforderlih. Soweit der Bürge die Hauptverbindlichle 
erfüllt, wird der Mangel der Form geheilt. 

1 Für die Gültigkeit des Buͤrgſchaftsvertrags wird wicht erfordert, daß der Bürgfäul. 
vertrag, Hormis abgefchloffen ift, fondern nur, daß die Bürgfchaftsertlärung ſqhrift 
erteilt ift. 
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Bum Zuſtandekommen bes Dertrags genügt alfo, da; der Bürge das Bürgſchafts⸗ 
verſprechen jchriftlich abgibt, und der Bläudiger dasjelbe :. ::..98 annimmt. Die Bürg- 
fhaftserflärung braucht nicht den. Ausdruck „Bürge* oder „ſich verbürgen“ gu enthalten; 
es genügt, wenn aus ber Faſſung erhellt, daß fachlich die Übernahme einer Bürgichaft 
ewollt ift. Bde Nebenabreden find zuläffig. Wer fi) auf eine ſolche mündliche 
Nebenabrede beruft, hat dieſelbe zu beweiſen. 

Wegen der fchriftlichen Form f. 8 126. 

Wenn die Bürgfchaftserflärung nicht ſchriftlich erteilt tft, fo tft der Bur IpaftEbertrag 
nidtig ($ 125 Sat 1). Ebenſo find die für die Bürgfchaft beftellten Pfandredite un 
Nachburgſchaften ungültig. Someit aber ber Bürge bie Hauptverbindlichkeit erfüllt, wird 
der Mangel nad San 2 geheilt; eine Nüdforderung des Geleiſteten ift dann alfo aus 
geſchloſſen. (Pland II ©. 511.) 


8 769, Berbürgen fich mehrere für diefelbe Verbindlichkeit, fo haften fie als 
Geſamtſchuldner, auch wenn fie die Bürgfchaft nicht gemeinjchaftlich Übernehmen. 


24. Titel. — Ungeredhtfertigte Bereicherung. 

8 812. 1. Wer durch die Leiftung eines anderen oder in fonftiger Weife auf 
defien Koften etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ift ihm zur Herausgabe ver: 
pflichtet. Diefe Derpflüchtung beftehbt auch dann, wenn der rechtliche Grund fpäter 
wegfällt oder der mit einer Leiftung nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte 
Erfolg nicht eintritt. 

2. Als Leiftung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Beftehens 
oder des Nichtbeftehens eines Schulbverhältnifjes. 

5 818. 1. Die Verpflichtung zur Herausgabe erftredt fich auf die gezogenen 
Nubungen ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines erlangten 
Rechtes oder als Erfah für die Zerftörung, Befchädigung oder Entziehung des erlangten 
Gegenſtandes erwirbt. 

2. Sit Die Herausgabe wegen der Beichaffenheit des Erlangten nicht möglich, 
oder ift der Empfänger au8 einem anderen Grunde zur Herausgabe außerftande, fo 
hat er den Wert zu erſetzen. 

3. Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Wertes ift aus: 
geichloffen, foweit der Empfänger nicht mehr bereichert tft. 

4. Bon dem Eintritte der Rechtöhängigfeit an haftet der Empfänger nach ben 
allgemeinen Borfchriften. 


25. Titel. — Unerlaubte Handlungen. 


8 823. 1. Wer vorfählicd oder fahrläſſigt das Leben, den Körper, die 
Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein fonftiges Recht eines 
anderen widerrechtlich? verlegt, ift dem anderen zum Erfage des daraus entftehenden 
Schadens ‚verpflichtet. | 

2. Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Squß eines 
anderen bezweckendes Geſetz“ verſtößt. Iſt nach dem Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß 
gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, ſo tritt die Erſatzpflicht nur im Falle 
des Verſchuldens ein. 


1 Sins, liegt dor, wenn ber Wille des Täters auf die Verlegung des fremden 
Nechtes ober Rechtsgutes gerichtet war, yahrlälfigkeit, wenn er die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer acht gelafien bat ($ 276). Ein Verſchulden ift nsge\hlofen, wenn der 
Täter die beſchädigende Handlung aus entiuldbaren Irrtum für erlaubt gehalten hat. 
Entſchuldbar ift der Irrtum, wenn er bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt möglid war. Es macht im übrigen feinen Unterfchied, ob ein Irrtum über 
Tatfayen oder ein Rechtsirrtum vorgelegen Hat. Nicht in Betracht kommt aber ein 
Irrtum über die gejetzliche Vorſchrift des $ 823. Das fchuldhafte Verhalten kann ſowohl 
in einem Tun al auch in einem Unterlafjen beitehen. 

2 Widerrehtlichfeit tft dann anzunehmen, wenn nicht ein befonderes Verhältnis 
vorliegt, durch welches der Eingriff in das fremde Rechtsgebiet gerechtfertigt wird. Wiber- 
rechtlichkeit liegt nicht dor, wenn der Täter in Selbitberteidigung oder in Ausubung 
erlaubter Selbitbilfe (SS 227 Bis 230) oder in Ausübung einer ihm rechtlich zuftehenden 
Befugnis (Waffengebrauch) gehandelt bat. 





3 Der Anuſpruch auf Schabenerfat trägt einen vein privatrechtlichen Gharakter. Die 
itrafretliche Ahndung eines Verbrechens eig lediglich nach Maßgabe des Strnigeic 
buchs; rar gibt es nah dem B. W. B. nit. Siehe Aber Schadenerich 
5 249 ff. — Bel. Pland II S. 601, 609, 610. — 

“5.8. Str. &. B. 88 234 bis 237, 239, 209, 341, 345, 366, 


8 824. 1. Wer der Wahrheit zumider eine Tatfache behauptet oder verbreite, 
die geeignet it, dem Kredit eined anderen zu gefährden oder fonftige Nachteile für 
deſſen Erwerb oder Fortkommen Berbeizuführen, hat dem anderen Den Daraus ent 
ſtehenden Schaden auch dann zu erfegen, wenn er Die Unwahrheit zwar nicht Temt, 
aber fennen muß. 

2. Durch eine Mitteilung, deren Inmwahrbeit dem Mitteilenden unbelannt if, 
wird Diefer nicht zum Schadenerfage verpflichtet, wenn er oder der Empfänger der 
Mitteiung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat. 

5 825. Wer eine Frauensperſon durch Hinterliſt, durch Drohung oder unter 
Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Geftattung der _auferehelichen Bei: 
wohnung beftimmt, ift ihr zum Erſatze des daraus entjtehenden Schaden? verpfliätt | 

26. Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe einem | 
—* vorſätzlich Schaden zufügt, iſt dem anderen zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet. 

8 827. Wer im Zuſtande der Bewußtlofigleit oder in einem die freie Willeus. 
beftinnmung augfchließenden Zuftande krankhafter Störung der Geiftestätigfeit nm 
anderen Schaden zufügt, ift für den Schaden nicht verantwortlich. Hat er ſich durd 
geiflige Getränfe oder ähnliche Mittel in einen vorübergehenden Zuftand diefer Aıt 
veriebt, jo ilt er für einen Schaden, den er in em Bujtande widerrechtlich ver 
urfacht, in gleicher Weife verantwortlich, wie wenn i nal zur Laſt fee, 
die Vergutwortichreit tritt nicht ein, wenn er ohne Verſchuiden in ben Zuhſtand 
geraten iſt. 

328, 1. Wer nit das fiebente Lebensjahr vollendet bat, ift für een 
Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. Du 

2. Wer das fiebente, aber nicht daß achtzehnte Lebensjahr vollendet Hat, ift für 
einen Schaden, ben er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei de 
Begehung der fchädigenden Sarbinng nicht Die zur Erlenntnis der Verantwortlichlei 
erforderliche Einlicht hat. Das gleiche gilt von einem Taubflummen. 

8 829. Wer in einem der in den 88 823 bis 826 bezeichneten Fälle für einen 
von ihm verurfachten Schaden auf Grund der 88 827, 828 nicht verantwortlid iſt, 
bat gleichwohl, ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem aufſichtspflichtigen 
dritten erlangt werden Kann, den Schaden infsweit gu erfeben, als die Billigfeit nad) 
den Umftänden, insbejondere nach den Verhaͤltniſſen der Beteiligten, eine Schade 
haltung erfordert, und ihm nicht die Mittel entzogen werben, beren er zum ſiandes 
mäßigen Unterbalte fowie zur Erfüllung feiner gejehlichen Unterhaltspflichten bedal- | 

5 830, 1. Haben mehrere durch eine gemeinfchaftlich begangene unerlaubte | 
Kandtung einen Schaden verurjacht, jo iſt jeder für den Schaden verantwortid 

a3 gleiche gilt, wenn fich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Betelligten den 
Schaden dur feine Handlung verurfacht hat. 

2. Anitifter und Gehilfen ftehen Mittätern gleich. 

831, 1. Wer einen anderen! zu einer Berrichtung beſtellt, ift zum Erſabe | 
des Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Berricgiung einem 
dritten widerrechtlich zufügt. Die Erfagpflidgt tritt nicht ein, wenn dev @eichäftähert 
bei der Auswahl der. beftellten Perſon und, fofern er Vorrichtungen oder Geraͤtſchaften 
zu beichaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beſchaffung | 




















oder der Leitung Die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, oder 
wenn der Schaden auch bei Anwendung diefer Sorgfalt entftanden 
jein würde? 

2. Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Geſchaͤftoherru 
bie Bejorgung eineß® der im Abſatz 1 Sah 2 bezeichneten Geſchäfte durch Verttag 
übernimmt. 


| zZ 


a Der Gefgafegerr it all nur baftpfl In ein Werſchulden teift, jedoch 
er Ge err üt aljo nur ig, wenn ihn ein Verſchu trifft. jedo 
Dat nicht der Verletzte die Saul bes — — ſondern dieſer feine Unſchu dent 
Schaden zu beweifen. 
832. 1. Wer kraft Gefeßes zur Führung der Wufficht über eine Perſon 
verpflichtet ift, Die wegen Minderjährigleit oder wegen ihres geiftigen oder körperlichen 
Buftandes der Beauffichtigung bedarf,! ift zum Erſatze des Schadens verpflichtet, den 
diefe Berfon einem dıttten widerrechtlich zufügt. Die Erfagpflicht tritt wicht ein, wenn 
er feiner Wuffichtspflicht genügt, oder wenn der Schaben auch bei gehöriger Aufſichts⸗ 
führung entitanden fein würde. 

2. Die gleiche Berantwortlichleit trifft denjenigen, welcher die Fuhrung der Auf- 
fücht durch Vertrag überninmt. 

2 3.2. ein Bater binfitlich feines minderjährigen Kindes. 


8 833. Wird durch ein Tier! ein Menſch getötet, oder Der Körper oder Die 
Gejundheit eines Menſchen verlegt, oder eine Sache beſchädigt, fo ift derjenige, welcher 
* Tier hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu 

egen. 

1 Ganz gleich, 06 wildes oder zahmes Tier. Auch Bienen find mıit eingefchlofien. 

2 8 249 ff. — Der Tierhalter haftet in jedem Kalle, alfo auch ohne fein Berſchulden. 






5 834. Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufficht 
iiber das Tier durch Vertrag Übernimmt,t ift für den Schaden verantwortlich, den 
das Tier einem dritten in der im 8 833 bezeichneten Weile zufügt. Die Verant- 
wortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Yührung der —2 die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet, oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer 
Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

2 3. DB. der Kutſcher, ber Knecht, bie Kuhmagd laut Dienſwertrag. 


8 835. 1. Wird durch Schwarz, Rot, Elch⸗ Dam- oder Rehwild oder durch 
Faſanen ein Grundſtück beichädigt, an welchem dem Eigentümer das Jagdrecht nicht 
zuftebt, fo ift der Jagdberechtigte verpflichtet, dem Verlebten den Schaden zu erfegen. 
Die Erfatpflicht erjtredt fi auf den Schaden, den die Tiere an den getrennten, aber 
noch nicht eingeernteten Erzeugnifien des Grundſtücks anrichten. 

2. Iſt dem Eigentümer die Ausübung des ihm zuftehenden Jagdrechts durch das 
Geſetz entzogen, jo hat berjentige den Schaden zu erfehen, welcher zur Ausübung des 
Jagdrechts nach dem Geſetze erechtigt tt. Hat der Eigentümer eines Srumdiiiide, 
auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des —— nur gemeinſchaftlich mit 
dem Jagdrecht auf einem anderen Grundſtück ausgeübt werden darf, das Jagdrecht 
dem Eigentümer dieſes Grundſtücks verpachtet, fo tft der Iehtere für den Schaden 
verantwortlich. 

3. Sind die Eigentümer der Grundftücke eines Bezirkes zum Zwede der gemein: 
Ichaftliden Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem Berbande vereinigt, 
der nicht als ſolcher haftet, jo find fie nach dem Berhältniffe der Größe ihrer Grund» 
ftüde erfagpflichtig. 

ı Ülber den Anſpruch auf Wilbihaden in Preußen fiehe den Abſchnitt X C 3 (8 51 ff.) 
d. W. Dort iſt auch der & 835 erläutert. 


& 836. 1. Wird durch den Einflurz eined Gebäudes oder eined anderen mit 
einem Grundftüde verbundenen Werled oder durch die Ablöfung von Teilen bes 
Gebäudes oder des Werkes ein Menjch getötet, der Körper ober die Gejundheit eines 
Menfchen verlet, oder eine Sache befchäbigt, jo it der Beſiher des Grundſtücs, 
fofern der Einfturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangel⸗ 
after Unterhaltung ift, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entftehenden Schaden 
zu erfegen. Die Erfappflicht tritt nicht ein, wenn der Beliger zum Zwecke der Ab⸗ 
wendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet bat. 

2. Ein früherer Beſitzer des Grundftüds ift für den Schaden verantiwortlich, 
wenn der Einsturz oder die Ablöjung innerhalb eines Jahres nach der Beendiguug 





uutnstin * Denim Senne Du 


feines Beſitzes eintritt, e8 fei denn, daß er während feines Befiges die im Berfek: 
erforderliche Sorgfalt beobadhtet hat, oder ein fpäterer Beſitzer durch Beobadjtım: 
diefer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden Tünnen. 

8. Beliger im Sinne diefer VBorfchriften ift der Eigenbefiger.! 

2 8 872. 

8 837. Beſiht jemand auf einem fremden Grundftüd in Ausübung eines Medhte: 
ein Gebäude oder ein anderes Werk, fo trifft ihn an Stelle des Beſitzers des Srunk- 
ftüds die im $ 836 beſtimmte Berantwortlichkeit. 

$ 838. Wer die Unterhaltung eined Gebäudes oder eines mit einem Grund 
itüde verbundenen Werkes für den Beliger übernimmt, oder das Gebäude oder da: 
Werk vermöge eines ihm zuftehenden Nugungsrecht3! zu ımterhalten hat, ift für den 
durch den Einfturz oder die Ablöſung von Teilen verurfachten Schaden in gleicher 
Weile verantiwortli wie der Beliter. | 

1 Nießbraucher, Pächter, Mieter. 

8 839. 1. Berleht ein Beamter vorfätlich oder fahrläffig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Umtspflicht, fo Hat er dem dritten den daraus entfichenden 
Schaden zu erjeen. Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Laft, fo fann er zur 
dam in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Meit: 
Erfah zu erlangen vermag. 

2. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorfählich oder fahrläffig 
unterlafien bat, den Schaden duch Gebrauch eined Rechtsmittel abzuwenden. 

a fiber ben Begriff ber Beamten fiehe $ 359 Str. &. B, XI Ab. ®. 

Es Tonımen bier nur Öffentlihe Beanıte in Frage, auf Privatbeamte findet der 8 839 
keine Anwendung. 


8 840. 1. Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entftehenden Schaden 
mehrere nebeneinander verantwortlich, fo haften fie, vorbehaltlich der Worfchrift des 
8 835 Ubf. 3, als Geſamtſchuldner. 

2. Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 831, 832 zum Erſatze des voı 
einem anderen verurjachten Schadens verpflichtet ift, auch der andere für den Schaden 
verantwortlich, fo ift in ihrem Verhältniffe zueinander der andere allein, im Falle 
des 8 829 der Auffichtspflichtige allein verpflichtet. 

3. Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88 833 biß 838 zum Erſatze be 
Schadens verpflichtet ift, ein dritter für den Schaden verantwortlich, fo ift im ihrem 
Berhätille zueinander der dritte allein verpflichtet. 

1. Iſt ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht einen anderen zur 
Geihäftsführung für einen dritten zu beftellen oder eine ſolche Gejhäftsführung zu 
beauffichtigen oder durch Genehmigung von Nechtögefchäften bei ihr mitzuwirken hat, 
wegen Berletung dieſer Pflichten neben dem anderen für den won dieſem verurjachten 
S Mi verantwortlich, jo ift in, ihrem Verhältniſſe zueinander der andere allein 
verpflichtet. 

8 812. Die Berpflihtung zum Schadenerjage wegen einer gegen bie 
erſon gerichteten unerlaubten Handlung erftredt ſich auf die Nachteile, welche die 
andlung für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten berbeiführt. 

343. 1. Wird infolge einer Berlekung de Körpers oder ber Gefundbeit 
bie erböfähigfeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert, oder tritt eine Ber: 
mehrung feiner Bebürfniffe ein, jo ift dem Verletzten durch Entrichtung einer Gelb 
rente Schadenerfah zu leiſten. 

2. Uuf die Rente finden die VBorfchriften des 8 760 Unwendung. Ob, in welder 
Art und für welchen Betrag der Erjahpflichtige Sicherheit zu Ieiften bat, beftinmt 
fi nach den Umftänden. 

3. Statt der Rente Tann der Verlebte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

4. Der Anſpruch wird nich dadurch ausgeſchloſſen, daß ein anderer dem Ber: 
legten Unterhalt zu gewähren hat. 


8 844. 1. Im Falle der Tötung Hat der Erfaßpflichtige die Koſten der 
Beerdigung demjenigen zu erjegen, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koften 
zu tragen. 

2. Stand der Getötete zur Zeit der Verlegung zu einem dritten in einem Ver- 
hältnifje, vermöge deſſen ex dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltungspflichtig 
war oder unterhaltungspflichtig werden konnte, und iſt dem dritten infolge der 
Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen, ® bat der Erfagpflichtige dem 
Dritten durch Entrichtung einer Geldrente infoiveit chadenerſatz zu leiiten, alö der 
Setötete während der mutmaßlichen Dauer feines Lebens zur Gewährung des 
Unterhalt3 verpflichtet geweien fein würde; Die Vorfchriften des 8 843 Abſ. 2 bis 4 
finden entjprechende Anwendung. Die Erfatpflicht tritt auch dann ein, wenn ber 
Dritte zur geit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

845. Im Falle der Tötung, der Deelegung des Körner oder der Geſundheit 
fowie im alle der öreiheitdentgienung bat der Erfagpflichtige, wenn der erlebte 
kraft Geſetzes einem dritten zur Leiftung von Dienften in deilen Hausweſen oder 
Gewerbe verpflichtet war, dem dritten für die entgehenden Dienfte dürch Entrichtung 
einer @eldrente Erſatz zu leiften. Die VBorfchriften des 8 843 Abi. 2 bis 4 finden 
entiprechende Unwendung. 

. Hat in den Fällen der 88 844, 845 bei der Entftehung des Schadens, 
den der dritte erleidet, ein Verſchulden des Berlekien mitgewirkt, fo finden auf den 
Unfpruh de⸗ dritten die Vorfchriften des 8 254 Unmwendung. 

7. 1. Im Falle der Verlebung des Körpers oder der Gefundheit, fowie 
im Galle der Freiheitsentziehung kann der Verletzte auch wegen bes Schadens, der 
nicht Vermögensſchaden ift, eine billige Entichädigung in Geld verlangen! Der 
Anſpruch ift nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben über, es fei denn, daß 
er durch Vertrag anerkannt, oder daß er rechtöhängig geworden ift. 

2. Ein gleicher Anſpruch fteht einer Srauenäperjon zu, gegen die ein Verbrechen 
oder Vergehen wider die Gittlichfeit begangen, oder die durch Hinterlift, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigfeit3verhältnifies zur Geftattung der 
außerehelichen Beiwohnung beitimmt wird. 

2 Sogen. Schmerzensgeld. 


8 852. 1. Der Unfprud auf Erfaß des aus einer unerlaubten Handlung 
entftandenen Schadens verjährt in drei Jahren von dem Beitpunkte an, in welchen 
der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erjatpflichtigen Kenntnis erlangt, 
— Rückſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung der 

andlung aı. 
v 2. Hat der Erjahpflichtige Durch die unerlaubte Handlung auf Koften des Ver⸗ 
legten etwas erlangt, jo tft er auch nad) ber Vollendung der Verjährung zur Heraus⸗ 
elite den Borfjchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
verpflichtet. 


Drittes Bud: 
Sachenrecht.“ 


J. Abſchnitt. — Befik. 

8 854. 1. Der Beſitz einer Sache wird durch die Erlangung der tatſächlichen 
Gewalt über die Sache erworben. 

2. Die Einigung des bisherigen Befiyerd und des Erwerber genügt zum Er- 
werbe, wenn der Erwerber in der Lage hi die Gewalt über die Sache auszuüben. 

s 855. Ubt jemand die tatfächliche Gewalt über eine Sache für einen anderen . 
in deſſen Haushalt oder Erwerbögeichäft oder in einem ähnlichen Verhältnis aus, ver- 
möge deſſen er den fich auf die Sache beziehenden Weijungen de3 anderen Folge zu 
leiften hat, fo ift nur der andere Beſitzer. 


— — — 





*, Daß Sachenrecht regelt bie unmittelbaren Rechtsbeziehungen der Perſonen zu den Sachen. (8 60 ff) 





— DE Er GE nn Bi 


2 d. b. der Hausherr bleibt bgleich der N bi de lenkt, ober ber 
Befiber be Bas Bleibe der — — ——— —— Yen Bald felbftändig 


verwaltet. 
$ 856. 1. Der Belik wirb dadurch been daß der Beſitzer die tatfächlide 
Gewalt über Die Sache aufgibt oder in anderer Weiſe verliert. 
2. Durch eine ihrer Natur nach vorübergehende Verhinderung in ber Ausũbung 
der Gewalt wird der Beſitz nicht beendigt. 
357. Der Beſitz geht auf den Erben über. 
858. 1. Wer dem Beſitzer ohne deſſen Willen den Bei entzieht oder ihn im 
Befige ſtört, handelt, fofern nicht das Geſetz die Entziehung oder die Störung geftatiet, 
wiberrechtlich (verbstene Eigenmacht) 
2. Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Beſitz ift fehlerhaft. Die Fehler 
haftigtei muß der Nachfolger im Befie gegen fich gelten Iaflen, wenn er Erbe dei 
ſihers ift oder die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes feines Worgängers bei dem 
Erwerbe kennt. 
8 859. 1. Der 





le darf fich verbsiener Cigenmacht nıit Gewalt erwehren. 
2. Wird eine bewegliche Sache Beliger mittels verbuiener Eigenmacht weg- 
genommen, fo darf er fie dem auf frifcher Tat betroffenen oder verfolgten Täter mit 
Gewalt wieder abnehmen. 

3. Wird dem Beſitzer eined Brunditüds der Bei durch verbotene Eigenmacht 
entzogen, fo darf er fofort nad) der Entziehung fich des Beſitzes Durch Eutſetzung dei 
Zäterd wieder bemächtigen. 

4. Die gleichen Rechte ftehen dem Befiter gegen denjenigen zu, welcher nad 
& 858 Abf. 2 die Fehlerhaftigleit des Beſitzes gegen fich gelten laflen muß 
s 92 ’ ne em 8 859 dem Beſitzer geftattete Seldftbilfe ift weilergehend als bie im 
S ge ta e. 

Das Wiederbemädtigun nad) Abſatz 2 richtet fi nur gegen den wirkliden Täter 
und ift nur au —5 ——— —8 

2 Wer ohne Erlaubnis und Derehtigung in einen fremden Walde Bil 
fanımelt, entzieht fie ohne den Willen des Beſitzers deſſen Beſitz und erlangt felhk 
den Belit durch verbotene Eigenmacht ($ 858). Der Waldbefiter und ber von ihm 
beftellte Stellvertreter (3. B. au ein mit dem Forſtſchutze beauftragter ort 
lebrling) ift beredätigt, die durch verbotene Einenmadt erlangten Pilze und das 
Tuch, in weldes fie gebunden find, dem auf friiher Tat betroffenen Täter mit 
Bewalt abzunehmen (8 859). Der hierbei geleitete Wideritand ift ftrafbar aus 8 117 
Str. ©. 3. (R. 6. v. 21. 4. 1903, D. %. 3. 1904 ©. 649.) 

8 S60. Zur Ausübung der dem Befiger nach 8 859 zuftehenden Rechte if 
aud) derjenige befugt, welcher Die tatfächliche Gewalt nach 8 855 für den Beſitzer ausübt. 

1 ©. 8 859 Anni. 2. 

8 861. 1. Wird der Befi durch verbotene Eigenmacht dem Befiter entzogen, 
fo kann Diefer Die Wiedereinräumung des Beſitzes von demjenigen verlangen, woeldyer 
ihm gegenüber fehlerhaft befigt. 

2. Der Unfpruch ift ausgeichloffen, wenn der entzogene Befit dem gegenwärtigen 
Beliger oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber Fehlerhaft war und in dem lebten 
Jahre vor der Entziehung erlangt worden ift. 

362. 1. Wird der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht im Beſitze geftör, 
fo kann er von dem Störer die eleitigung der Stärung verlangen. Sind weiter 
Störungen zu beforgen,? fo kann der Beſitzer auf Unterlafjung klagen. 

2. Der Anſpruch it ausgeichloffen, wenn der Befiter dem Störer ober beffen 
Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft befigt, und der Beſitz in dem legten Jahre vor 
der Störung erlangt worden ift. 

a Jemand bat 3. B., um fein Srunditüd troden zu legen, auf dem Rachbargrundſtüd 
einen Graben gezogen. 

2 Jemand iſt 3. B. bereitS wiederholt über das Grundftüd des Beſitzers gefahren. 

8 863. Gegenüber den in den SS 861, 862 beſtimmten Anfprüchen Tann ein 
Net zum Beſitz oder zur Vornahme der ftörenden Handlung nur zur Begründung 


der Behauptung geltend gemacht werben, daß die Entziehung oder die Störung des 
Beſitzes nicht verbotene Eigenmacht fei. 

364. 1. Ein nad) den 88 861, 862 begründeter Unfpruch erliſcht mit den 
Ablauf eines Jahres nach der Verübung Der verbotenen Eigenmadt, wenn 
nicht vorher der Anfpruch im Wege der Klage geltend gemacht wird. 

2. Das Erlöfchen tritt auch dann ein, wenn nach der Berübung des verbotenen 
Eigenmacht durd, vechtöfräftiges Urteil feitgeftelt wird, daß dem Täter ein Necht an 
ver Sache zufieht, vermöge deſſen er die Herftellung eines feiner Handlungsweiſe ent- 
ſprechenden Befigftandes verlangen Tann. 

8 Die Vorſchriften der 88 858 bis 864 gelten auch zugunſten desjenigen, 
weldjyer nur einen Teil einer Sache, insbefondere abgefonderte Wohnräume oder 
andere Räume, befitt. 

866. Beſitzen mehrere eine Sache a jo findet in ihren er: 
hältniſſe zueinander ein Beſitzſchutz infoweit nicht fiatt, als es fich um bie Grenzen 
de3 den — zuſtehenden Gebrauchs handelt. 

367. Iſt eine Sache aus der Gewalt des Beſithers auf ein im Beſitz 
eines anderen befindliches Grundſtück gelangt,! fo hat ihm der Befiber Des 
Grundſtücks die Auffuchımg und die Wegfchaffung zu Cieten, ſofern nicht die Sache 
inzwiſchen in Beſitz genommen worden iſt. Der Beſitzer des Grundſtücks kann 
Erſatz des durch die Aufſuchung und die Wegſchaffung entfſtehenden Schadens ver— 
langen.” Er kann, wenn die Entſtehung eines Schadens zu beſorgen iſt, Die 
Geſtattung verweigern, bis ihm Sicherheit geleiſtet wird; die Verweigerung iſt 
anzuläffig, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 

: 2 — durch Wegſchwemmen, Windſtoß, Verlaufen eines Tieres. 


8 868. Beſitzt jemand eine Sache als Nießbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, 
Mieter, Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſe, vermöge deſſen er einem 
anderen gegenüber auf Beit * Beſitze berechtigt oder verpflichtet iſt, ſo iſt auch der 
andere Beſitzer (mittelbarer Beſitz) 

869. Wird gegen den Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt, fo ſtehen die 
in den 88 861, 862 bejtimmten Unfprüche auch dem mittelbaren Befiker zu. Im 
Falle der Entziehung des Beſitzes ift der mittelbare Beſitzer berechtigt, die Wieder: 
einräumung des Belites an den bisherigen Befitzer zu verlangen; kann oder will 
* den nicht wieder übernehmen, ſo lann der mittelbare Beſitzer verlangen, 
daß ihm ſelbſt der Beſitz eingeräumt wird. Unter der gleichen Vorausſetzung kann 
er im Falle des 8 867 verlangen, daß ihm die Aufſuchung und Wegſchaffung der 
Sache geitattet wird. 

870. Der mittelbare Beſitz kann Dadurch auf einen anderen übertragen 
werden, daß dieſem der Anfpruch auf Herausgabe der Sache abgetreten wird. 

8 871. Steht der mittelbare Beliger zu einem dritten in einem Verhältniſſe 
der im 8 868 bezeichneten Urt, fo ift auch der dritte mittelbarer Beſitzer. 

8872. Ber eine Sache als ihm gehörend befikt,? ift Eigenbefiter. 

ad. 5. wer fie mit dem Willen befißt, fie wie eine ihr gehörende zu be— 
fiten. Nicht auf das Eigentumsrecht, fondern auf die dieſem echte entiprechende Stellung 
ur Sache muß der Wille gerichtet fein. Der Dieb iſt auch Eigenbefiger an der gejtohlenen 

ade. (gl. Planck IT ©. 62.) 


II. Abfchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken. 


$ 873. 1. Bur Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke, zur Be⸗ 
Ieftung eines Grundſtücks mit einem Rechte, fowie zur Übktragung oder Belaftung 
eines ſolchen Rechtes ift die Einigung des Beredjtigten und des anderen Teiles über 
den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Nechtsänderung in das 
Grundbuch' erforderlich, foweit nicht das Geſetz ein anderes vorfchreibt. 





2. Bor der Eintragung find Die Beteiligten an die Einigung nur gebunden, 
wenn die Erflärungen gerichtlich oder notariell beurfundet oder vor bez 
Grundbuchamt abgegeben oder bei dieſem eingereicht find, oder wenn Der Berechtist 
dem anderen Zeile eine den Borfchriiten der Grundbuchordnung entfprechende Ei⸗ 
tragung3bewilligung ausgehändigt hat. 

2 Die Grundbüder find öffentlide Bücher, in benen die reditlihen Berhältnifle ber 
Grundftüde nadıgewiefen werden. Die Srundbüdher werben bon den Grundbuchämten 
(den Amtsgerichten in Preußen) geführt; die Anlage erfolgt bezirföweife, in der Regel für 
er ande, auf Brund der von den Statafterämtern aufgeftellten Grund» und Gebände- 
teuer er. 

In der Regel erhält jedes Grundftüd ein beſonderes Grumdbuchblatt, welches als 
Grundbuch im Sinne des B. G. B. gilt. Über mehrere Srundftüde desfelden Eigentümerz, 
die inı Bezirke desfelben Grundbuchamts belegen find, Tann ein gemeinjhaftlicdes Bruns 
buchblatt angelegt werden. (Bal. Grundbuchordnung d. 20. 5. 188 — R. G. BL S. 75 
— und Preuß. Musführungs-Gef. v. 26. 9. 1899 — G. ©. ©. 307.) 


& S74. Bei der Eintragung eine Rechtes, mit dem ein Grundſtũck belaſtet 
wird, kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Rechtes auf die Eintragung 
ie 5 Bezug genommen werden, foweit nicht das Gefeh ein anderes vor: 

reibt. 

875. 1. Zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtück ift, ſoweit nicht 
das Geſetz ein anderes vorjchreibt, die Erklärung des Berechtigten, Daß er Das Recht 
aufgebe, und die Löſchung des Rechtes im Grundbuch erforderlih. Die Erklärung 
Fb Me Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber abzugeben, zu deſſen Gunſten 
ie erfolgt. 

2. Bor der Löſchung ift der Berechtigte an feine Erklärung nur gebunden, wenn 
er fie dem Grundbuchamte gegenüber abgegeben oder demjenigen, zu defjen Gunſten 
jie erfolgt, eine den Borfchriften der Grundbuchordnung entſprechende Löfchungs- 
bewilligung ausgehändigt Hat. " 

876, Iſt ein Recht an einem Grundftüde mit dem Rechte eineß dritten 
belajtet, fo ift zur Wufhebung des belafteten Rechtes die Zuftimmung des Dritten 
erforderlih. Steht das aufanpebenbe Necht dem jeweiligen Eigentümer eine anderen 
Brundftüds zu, fo ift, wenn dieſes Grundſtück mit dem Rechte eines dritten belajtet 
ift, die Zuftimmung des dritten erforderlich, es fei denn, daß deilen Recht durch die 
Aufhebung nicht berührt wird. Die Buftimmung ift dem Grundbuchamt oder 
demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunften fie erfolgt; fie ift unwiderruflid. 

377. Die Vorſchriften der 85 873, 874, 876 finden auch auf Andernngen 
des Inhalts eined Rechte an einem Grundſtück Unmendung. 

839. Ein Recht an einem fremden Grundftüd erlifcht nicht dadurch, daß der 
Eigentümer des Grundſtücks das Hecht oder der Berechtigte da3 Eigentum an dem 
Grundſtück erwirbt. 

890. 1. Mehrere Grundſtücke können dadurch zu einem Grundflüde ver: 
einigt en daß der Eigentümer fie ald ein Grundftüd in das Grundbuch enıs 
tragen läßt. 

i 2. Ein Grundftüd Tann dadurch zum WBeltandteil eined anderen Grundſtücks 
gemacht werden, daß der Eigentümer es diefem im Grundbuche gufchreiben läßt. 

891. 1. Sit im Grundbuche für jemand ein Hecht eingetragen, fo wird 
vermutet, daß ihm das Recht zuftehe. 

2. Iſt im Grundbuch ein eingetragenes Recht gelöjcht, fo wird vermutet, daß 
das Recht nicht beftehe. Ä 

892. 1. Zugunften desjenigen, welcher ein Recht an einem Grundſtück oder 
ein Recht an einem ſolchen Rechte durch Rechtsgeſchäft erwirbt, gilt der Inhalt des 
Grundbuchd als richtig, es fet denn, daß ein Widerfpruch gegen die Nichtigkeit ein- 
getragen oder die Unrichtigkeit dem Erwerber befannt tit. Iſt der Berechtigte in 
der Verfügung über ein im Grundbuch eingetragenes Recht zugunften einer be 
ftimmten Berfon befchränft, fo ijt die Beſchränkung dem Erwerber gegenüber nur 
wirffam, wenn fie aus dem Grundbuch erfichtlich oder dem Erwerber befannt iſt 


2. Iſt zu dem Erwerbe des Rechtes die Eintragung erforderlich, fo ift für Die 
Fenntnis des Erwerbers die Zeit der Stellung des Antrags auf Eintragung oder, 
wenn Die nach 8 873 erforderliche Einigung erft fpäter zuftande kommt, die Beit 
der Einigung maßgebend. | 

5 893. Die Vorjchriften des 8 892 finden entfprechende Anwendung, wenn 
an denjenigen, für welchen ein Recht im Grundbuch eingetragen tft, auf Grund dieſes 
Rechtes eine Leitung bewirkt, ober wenn zwifchen ihm und einem anderen in Unfehung 
dieſes Rechtes ein nicht unter die Vorſchriſten des 8 892 fallendes Rechtsgeſchäft 
vorgenommen wird, dad eine Befügung über das Recht enthält. 

8 894, Steht der Inhalt des Grundbuchs in Unfehung eines Nechtes an dem 
Grundſtück, eines Nechtes an einem folchen Nechte oder einer Verfügungsbeſchränkung 
ber im 8 892 Abſ. 1 bezeichneten Urt mit ber wirklichen Nechtölage nicht im Ein- 
fange, fo Tann derjenige, deſſen Recht nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch 
die Eintragung einer nicht beftehenden Belaftung oder Beſchränkung beeinträchtigt 
ift, die Buftimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs von demjenigen verlangen, 
deſſen Recht duch die Berichtigung betroffen wird. 

S95. Kann die Berichtigung des Grundbuchs erft erfolgen, nachdem das 

Recht des nad 5 894 Verpflichteten eingetragen worden ift, fo hat dieſer auf Ver⸗ 
fangere fein Hecht eintragen zu laffen. . 

5 896, Sit ur Derichtigun des Grundbuchs die Vorlegung eines Hypotheken», 
Srundfchuld- oder Rentenſchuldbriefs erforderlich, jo kann derjenige, zu deſſen Gunſten 
die Berichtigung erfolgen fol, von dem Befiter des Briefes verlangen, daB der Brief 
dem —— vorgelegt wird. 

8 897. Die Koften der Berichtigung des Grundbuchs und der dazu er- 
forderliden Erklärung hat derjenige zu tragen, welcher die Berichtigung verlangt, 
fofern nicht aus einem zwijchen ihm und dem Berpflichteten beftebenden Rechts⸗ 
verhältniſſe ſich ein anderes ergibt. 

Fe Die in den 88 894 bis 896 beitimmten Unfprüche unterliegen nicht 
der Verjährung. 

| 99. 1. In den Fällen des $ 894 kann ein Widerſpruch gegen die Nichtigfeit 
des Grundbuchs eingetragen werden. 

2. Die Gintragung erfolgt auf Grund einer einjtweiligen Verfügung ober auf 
Grund einer Bewilligung desjenigen, deſſen Recht durch die Berichtigung des Grund» 
buchs betroffen wird. Zur Erlafjung der einftweiligen Verfügung ift nicht erforderlich, 
daß eine Gefährdung des Rechtes des Widerjprechenden glaubhaft gemacht wird. 

900. 1. Wer al3 Eigentümer eines Grundſtücks im Grundbuch eingetragen 
if, ohne daß er das Eigentum erlangt hat, erwirbt das Eigentum, wenn 
die Eintragung dreißig Jahre beftanden und er während diefer Zeit das Grundftüd 
im Eigenbefige gehabt Bat Die breikigiährige Friſt wird in derfelben Weife berechnet, 
wie die Frift für die Erfihung einer beweglichen Sache. Der Lauf der Krift ift 
gehemmt, ſoquse ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Eintragung im Grundbuch 
eingetragen iſt. 

2. Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn für jemand ein ihm 
nicht zuſtehendes anderes Recht im Grundbuch eingetragen iſt, das zum Beſitze des 
Grundſtücks berechtigt, oder deſſen Ausübung nach den für den Beſitz geltenden 
Sul riften gefhüßt if. Für den Rang des Rechtes ift die Eintragung maß- 
geben. 

8.901 Iſt ein Recht an einem fremden Grundſtück im Grundbuche mit Unrecht 
gelöicht, fo erlifcht es, wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den Eigentümer 
verjährt iſt. Das gleiche gilt, wenn ein kraft Geſetzes entitandenes Recht an einem 
fremden Grundſtücke nicht in das Grundbuch eingetragen worben ift. 

902. 1. Die Anſprüche aus eingetragenen Rechten unterliegen nicht ber 
Verjährung. Dies gilt nicht für die Unfprüche, die auf Rückſtände wiederfehrender 
Leiltungen oder auf Schadenerfaß gerichtet find. 

2. Ein Recht, wegen deſſen ein Widerfpruch eingetragen ift (8 899), fteht einem 
eingetragenen Nechte gleich. 





III Adfämitt. — Gigentum. 


1. Titel. — Inhalt deß Eigentums. 

8 903. Der Eigentümer einer Sache! Tann, foweit nicht bad eg oder 
Rechte dritter entgegenftchen, mit der Sache nach Belieben verfahren und an von 
jedes Einwirkung ausſchließen. 

2.8 90. 

8 904. Der Eigentümer einer Sache ift nicht bereitigt, bie Einwirkung 
eines anderen auf die Sache au verbieten, eweun bie Einwirkung zur Ab⸗ 
wendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der drohende aden 
gegenüber dem aus der Einwirlung dem Eigentümer entfiehenden Schaden 
unverhältnismäßig groß ifl.! Der Eigentümer kann Erfah des ihm entftehenden 
Schadens verlangen.? 

1 Dies wird immer zutreffen, wenn das Leben eines Menfchen gefährbet oder eine 
erhebliche Beeinträchtigung ber Geſundheit desſelben zu befürchten ift. cht ſich 3. 2. 
jemand im Walde ein Bein, und die Begleiter desſelben brechen Stangen ad, um daraus 
eine Tragbahre für ben Verletzten berauitellen, jo ift der vielleicht zufällig anweſende 
Eigentümer bes Waldes nicht berechtigt, das Abbrechen ber Stangen zu verbieten. Er 
kann nur den Erſatz bes Wertes der Stangen beanfprucdhen. Syn —** Rotftandsfällen 
maden fi bie Handelnden nicht ſtrafbar megen Diebſtahls (Forſtdiebſtahls) Sad 
beihäbigung uſw., denn bie Handlungen find nicht widerrechtlich. 

"8 Haftbar für den Erſatz bes entftehenden Schadens iſt ber, der ben Schaden ans 
— und nicht ber, zu deſſen Gunſten er vorgenonimen wird. (Bgl. Planck III 


5 905. Das Recht des Eigentümers eines Grundſtücks erſtreckt ſich auf ben 
Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Der 
Eigentümer kann jedoch Einwirkungen nicht verbieten, die tn ſolcher Höhe oder Tiefe 
vorgenommen werden, daß er an der Uusfchließung Feine Intereſſe Hat. 


Nachbarrechte. 

8 906. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann die AYuführung von 
Gojen, Dämpfen, Gerüchen, Rau, Ruf, Wärme, Geräuſch, Erſchütierungen und 
ähnliche, von einem anderen Grundſtück ausgehende Einwirkungen inſoweit nicht ver- 
bieten, als die Einwirfung die Benutzung feines Srunditüice nicht oder wur 
unwejentlich beeinträchtigt oder Durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks 
herbeigeführt wird, die nad) den örtlichen nn en bei Örundftüden diefer Lage 
gewöhnlich if. Die Zuführung durd) eine befondere Leitung ift unzuläflig. 

a Der 8 906 bezieht fi au auf Srunditüde, die nicht benachbart find. 


8 907. 1. Der Eigentümer eines Grundftüds kann verlangen, daB den 
Nachbargrundſtücken nicht Anlagen! hergeftelt oder gehalten werden, von Denen 
mit Sicherheit vorauszufehen ift, daß ihr Beftand oder ihre Benutzung eine anzuläffige 
Einwirtung auf fein Grundſtück zur Folge bat? Genügt eine Unlage den landes⸗ 
gelenlinen Borfchriften, die einen beftimmten Abſtand von der Grenze oder jonftige 

hutmaßregeln vorfchreiben,® fo Tann die Beieitigung der Anlage erit verlangt 
werden, wenn die unzuläffige Einwirkung tatfächlich hervortritt. 

2. Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Unlagen im Sinne Diefer 
Borfchriften. 

1 3.3. Düngergruben, Uborte, VBiehftälle, Gräben uſw., auch aufgefchättete Schlanımi- 
und Sanbmaflen. (9. &. d. 9. 2. 1905, Entſch. in Zivilſ, neue Folge 10 ©. 138. 

2 zit eine unguläffige Wirkung bereits eingetreten, fo Zonımt 8 1004 in Anwendung. 

3 Bol. Urt. 124 des Einf.Geſ. und die babei vermerkten landesgeſetzlichen Bor⸗ 
fhriften. XII B d. W. ' 

8 908. Droht einen Srundftüde die Gefahr, daß es durch den Einfurz 
eines Gebäudes oder eines anderen Werkes, das mit einem Nachbargrundftüde ver- 
bunden iſt, oder durch die Ablöfung von Teilen des Gebäudes oder des Werkes 
befchädigt wird, fo kann der Eigentümer von demjenigen, welcher nad dem 8 836 





Abſ. 1 oder den 88 887, 838 für den eintretenden Schaden verantwortlich fein würde, 
verlangen, daß er die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Vorfehrung u 

909, Ein Srundftüäd darf nicht in der Weiſe vertieft werden, dab der 
Boden des Nachbargrundftücks die erforderliche Stütze verliert, es fei denn, daß für 
eine genügende anderweitige Befeftigung gelorgt ift. | 

910. 1. Der Eigentümer! eines Grundftüds kann Wurzeln eines Barnes 
ober eine Strauches,? die von einem Nachbargrundftüd eingedrungen find, abjchneiden 
und behalten. Das gleiche gilt von herüberragenden Zweigen, wenn der Eigentümer 
dem Beliger des Nachbargrundftüds eine angemefjene Friſts zur Befeitigung beſtimmt 
hat, und die Befeitigung nicht innerhalb der Friſt erfolgt. 

2. Dem Eigentümer fteht dieſes Recht nicht zu, wenn die Wurzeln oder 

die Zweige die Benugung des Srundftüds nicht beeinträchtigen. 

2 Ebenſo auch der Nutzungsberechtigte (Nutznießer). 

3 Namentlich auch einer lebendigen Hede. 

3 Angemeſſen nicht bloß hinfichtlid) der erforderlichen Beitbauer, fondern aud) der 
abresgeit, alfo namentlich nicht zur Beit der WachSperiode, auch nicht etwa zur Beit der 
ınte (des Früchteanhanges). — DBgl. Didel S. 367. 

4 Der zur Abtrennung der Wurzeln und Zweige Berechtigte kann fie behalten. 


5 Bgl. Urt. 183 d. Einf.-Gef., XII B d. W., wegen der an Waldgrenzen ftehenden 
Bäume während der Übergangszeit. 


5 911. Früchte, die von einem Baume oder einem Strauche auf ein Nachbar: 
rundftüd hinüber fallen,? gelten als Früchte dieſes Grundſtücks.“ Dieſe Vorjchrift 
Findet feine Unmwendung, wenn das Nachbargrundftüd dem öffentlichen Gebrauche dient. 

1 Steht der Baum oder der Straud unmittelbar auf der Grenze, dann kommt 
8 923 zur Unmwendung. 

2 Die Urſache des Abfallens (Heife, Windftoß, Einwirkung eines dritten) tft gleich. 
gültig. Abpflücken aber darf der Nachbar die Früchte nicht, und er wird nicht Eigentünter 
er don ibm abgepflüdten Seücte. Beranlaft er durch Schütteln das Abfallen, fo erwirbt 
er zwar das Eigentum, wird aber unter Uniftänden nad) 8 823 wegen unerlaubter Hand» 
lung zum Schndenerfate verpflidtet. (Pland S. 143, 144.) 

3 Bu den Krücten ift auch durres Holz zu rechnen. 

2 Die Früchte fallen dem zu, ber da8 Nutzungsrecht an dem Brunditüd bat, alfo 
nicht nur den Eigentümer, fondern auch dem Pächter, Niekbraucher ($ 954 ff.). 

5 3. B. Öffentliher Weg, Plab, Fluß. Die Früchte verbleiben alfo dem Baunı- 
oder Straucheigentümer. 

8 912. 1. Hat der Eigentümer eines Grundſtücks bei der Errichtung eines 
Gebäudes Über die Grenze gebaut, ohne daß ihm Vorſatz oder grobe Fahr- 
läſſigkeit zur Laft fällt, jo hat der Nachbar den Überban zu dulden, es fei denn, 
daß er vor oder fofort nach der Grenzüberſchreitung Widerfpruch erhoben hat. 

2. Der Nachbar ift durch eine Geldrente zu entſchädigen. Für die Höhe dev 
Rente ift die Zeit der Grenzüberfchreitung maßgebend. 

913. 1. Die Rente für den Überbau ift dem jeweiligen Eigentümer des 
Ragdargrundſtuds von dem jeweiligen Eigentümer des anderen Grundſtücks zu 
entrichten. 

2. Die Rente iſt ia im voraus zu entrichten. 

914. 1. Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem belaſteten 
Grundſtück, auch den älteren, vor. Es erlifcht mit der Befeitigung des Überbaues. 

2. Das Recht wird nicht in das Grundbuch eingetragen. Zum Verzicht auf 
das Recht, fowie zur Feftitellung der Höhe der Nente durch Vertrag ift die Ein- 
tragung erforderlid). 

3. Km übrigen finden die Vorfchriften Anwendung, die für eine zuguniten des 
jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beftehende Reallaſt gelten. 

8 915. 1. Der Rentenberechtigte kann jederzeit verlangen, daß der Renten: 
pflichtige ihm gegen Übertragung des Eigentums an dem überbauten Teile des 
Srundftüds den Wert erfeßt, den dieſer Teil zurzeit der Grenzüberfchreitung gehabt 
hat. Macht er von diefer Befugnis Gebrauch, fo beftimmen fich die Rechte und 
Verpflichtungen beider Teile nach den Borfchriften über den Kauf. 

Radike, Handbuch. 4. Aufl. 49 
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2. Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums iſt Die Rente fortzuentrichten. 

916. Wird durch den: Überbau ein Erbbaurecht oder eine Dienftbarteit au 

dem Nachbargrundftücke beeinträchtigt, fo finden zugunften des Berechtigten Die Bor: 
fchriften der 88 912 bis 914 enifprechende Anwendung. 

8 917. 1. Fehlt einem Srundftüde die zur ordnungsmäßigen Benutzung 
notwendige Verbindung mit einem Öffentlichen Wege, jo kanı der Eigen: 
tümer von den Nachbarn verlangen, dab fie bis zur Hebung des Mangels die 
Senusung ihrer Srundftüde zur Herftellung der erforderlichen Verbindung Dufden. 
Die Richtung des Netweg und der Umfang des Benubungsrecht3 werden erforder 
lichenfalls durch Urteil beitimmt. 

2. Die Nahbarn, über deren Grundftüde der Notweg führt, find Durch eine 
Beldrente zu entichädigen. Die Borfchriften des 8 912 Abſ. 2 Sa 2 und der 
88 913, 914, 916 finden entiprechende Anwendung. 

& 918. 1. Die Verpflichtung zur Duldung des Rotwegs tritt nicht eim, wenn 
bie bisherige Verbindung des Grundſtücks mit dem öffentlichen Wege durch eine 
willfürlicde Handlung des Eigentümers aufgehoben wird. 

2. Wird infolge der Seräußerung eines Teile des Grumdftüd3 der veräußerte 
oder der Aurhebebaltene Zeil von der Berbindung mit dem öffentlichen Wege 
abgefchnitten, fo hat der Eigentümer desjenigen Teiles, über welchen die Verbinduug 
bisher ftattgefunden bat, den Notweg zu dulden. Der Veräußerung eines Teiles 
Kan die a ußerung eines von mehreren demfelben Eigentimer gehörenden Grund- 

icken aleich. . 

919. 1. Der Eigentümer eined Grundftüds Tann von dem Eigentümer eines 
Nachbargrundſtücks verlangen, dab dieſer zur Erridgiung feier Grenzzeidden und. 
wenn. ein Grenzjeichen verrüdi oder unlenntlich geworden ift, zur Wiederheriiellung 
mitwirkt. 

2. Die Art der Abmarkung und das Verfahren beſtimmen fich nach deu Landes: 
gejegen;? enthalten diefe Leine Vorjchriften, fo entfcheidet die Ortsüblichkeit. 

3. Die ſtoſten der Abmarkung find von den Beteiligten zu gleichen Teilen zu 
tragen, fofern nicht aus einem zwijchen ihnen beftehenden NRechtsverhältniffe fich ein 
anderes ergibt. 

1 8 919 feßt voraus, daß die Nachbarn über die abzumarkende Grenze vollkommen 
einig find. Site können dann gemeinfchaftli die Angelegenheit regeln ohne Zuziehung 
Cole —— Eigentümer allein darf die Grenzzeichen, wenn auch auf eigene 

often, nicht ſetzen. 

Wollen die Beteiligten über die „omartung eine Urkunde aufnehmen lafjen, fo find 
EIS die Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Amtsgerichte und Notare, zuftändig. 

reuß. Gef. über bie freim. Ger. v. 21. 9. 1899 (G. S. ©. 249) Art. 31. 

it die Grenze zwiſchen den Nachbarn ftreitig, fo ift die richtige Grenze erft nad 
8 920 zu ermitteln, und das ergebende Urteil bildet dann bie Grundlage für den Anſpruch 
auf Grenzabmarkung nad) 8 919. 

Belteht ein Streit über die Notwendigkeit der Grenzerneuerung, oder beteiligen ſich 
die Beteiligten nicht freiwillig an den Verfahren, fo tft eine Entjideidung in Wege des 
Bivilprogefies (durch Klage bein Amitsgericht) Herbeizuführen. 


2 Sanbesgefehtiche Borfarifien für Preußen. 


Die Grenjſcheidungen anzulegen. 


8 362%. Somohl bei Gemeinheitsteilungen, als in allen anderen Fällen, wo eine 
Beittunung der Grenzen erforderlich ift, nıüflen dieſelben deutlich bezeichnet werben. 

8 363. Diefe Auszeichnung, fie mag durch die Grenzraine, Gräben, Steine, Pfähle, 
Bäume oder Grenzhügel beftinmt werden, muß ſo beſchaffen fein, daf fie nicht leicht 
verrüdt oder verdunkelt werden könne. 

8 364. Es iſt binlänglid, wenn die Örenagräben oder Raine zwiſchen einzeluen 
Beſitzungen einen Zuß,! zwifchen verfchiedenen Feldmarken aber vier Zuß breit find. 

1. Ein Auß = 0,31885 Meter. 


8 365. Doc kann eine Bisher bejtandene größere Breite zum Nachteile derjenigen, 
welche ein Nutzungsrecht darauf Haben, folchergeftalt nicht eingeſchränkt werben. 
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8 366. Die Mitte bes Grabens oder Rains, welcher die Grenze beſtimmt, ift für 
die eigentliche Srenzlinie zu achten. 


. üb lage b i 
bienfichen der An —F der Pen graben an ben fiskaliſchen Forſten ſiehe Anmerkung zu 8 48 ber Börfter 

8 367. Grenapfähle, Bäume und Steine müflen durch oberhalb des Bodens ein- 
gehanene oder durch untergelegte, unverwesliche Merkmale bezeichnet werden. 

368. Kin Hügel, welcher für ein Grenzzeichen angegeben wird, hat diefe Eigen⸗ 
fhaft nur algdann, wenn unter demfelben dergleichen Merkmale fih finden, oder wenn 
bie ae 8 desfeldben zu einen Grenzzeichen ans anderen Uniftänden deutlich zu 
entnehmen tft. 

369. Wege, Fußſteige und Bäche, welche ihre Lage leicht verändern, follen zur 
Deeihnung der Grenzen in der Regel nicht angenonımen werben. 

370. Wo die Bezeichnung der Grenzen nicht durch Raine oder Gräben, fondern 


durch Steine, Pfähle vder Hügel geichieht, müffen diefe Örenzgeichen fo angelegt werden, 


daß der Grenzzug durch eine gerade Linie don einem zum anderen beftimnit werde. 
371. Vorſtehende Regeln find ſowohl bei Beftimmtung Bisher ftreitig geweſener, 
al3 bei Erneuerung unjtreitiger Grenzen au beobachten. 


8 920. 1. Läßt ih im Falle einer Grenzverwirrung die richlige Grenze 
nicht ernitteln, fo tft für die Abgrenzung der Belibftand maßgebend.? Kann der 
Be igltand nicht feitgeftellt werden, fo ift jedem der Grundftüde ein gleich großes 
Stüd der ftreitigen Fläche auzuteilen. 

2. Soweit eine diefen Borfchriften entjprechende Beitimmung der Grenze zu einen 
Ergebnifje führt, da3 mit den ermittelten Umständen, insbefondere mit der feſtſtehenden 
Größe der Grundftüde, nicht übereinstimmt, ift die Grenze fo zu ziehen, wie es unter 
Berüdfichtigung diefer Umftände der Billigkeit entipricht. 

2 Bgl. Anm. zu 8 919. 

3 gwiſchen ben Grunbftüden ber Eigentüner A und B liegt ein Stück Odland, ihnen 
beiden gehörend, über die richtige Grenze beitehen aber Meinungsverfchiedenheiten. Jeder 
von beiden kann nun gegen den andern auf Srmittelung der Grenze klagbar werben. 

Nah den Seititellungen des Kataſteramts follen die Grundſtücke des A 40 ha und 
bie des B 20 ha betragen. Weiſen nun die Brundftüde in Wirflichleit nach: 

. Ir A = 35 ha, 

ür B= 19 „ und 

das Odland 6 „ 
fo ftinnmt die Summe = 60 ha mit dent Fatafteranttliden Soll überein. Die Grenze ift 
jo zu legen, daß von dem Odland A 5 ha und B 1 ha erhält, dann hat jeder feinen ihm 
zukommenden Belititand bon 40 bzw. 20 ha. Ergibt die Meſſung der Fläche aber, daß 
die 6 ha Odland über den Katalteramtlihen Sol-Befigftand vorhanden find, fo kann 
item die Hälfte davon zugeteilt werden, wenn nicht nach den ermittelten Umſtänden die 
Billigleit dafür fpricht, daß die Zuteilung im Verhältnis ber Größe der Grundftüde 
(40:20) erfolgt. A würbe dann 4 ha und B 2 ha Odland bekommen. u 


8 921. Werden zwei Grundftüde durch einen Zwiſchenraum, Rain, Winkel, 
einen Graben, eine Mauer, Hede, Planke oder eine andere Einrichtung, die zum 
Borteile beider Grundftücke dient, voneinander gelhieben, fo wird vermutet, DaB die 
Eigentümer der Grundftüde zur Benugung der Einrichtung gemeinfchaftlid, berechtigt 
feien, fofern nicht äußere Merkmale — hinweiſen, daß die Einrichtung einem der 
Nachbarn allein gehört. 

8 922. Sind die Nachbarn zur Benukung einer der im 8 921 bezeichneten 
Einrichtungen gemeinjchaftlich berechtigt, jo kann jeder fie zu.dem Zwecke, der ſich aus 
ihrer Befchaffenheit ergibt, infoweit benugen, als nicht die Mitbenugung des anderen 
beeinträchtigt wird. Die Nnterpaltungstoßen find von den Nachbarn zu gleichen 
Teilen zu tragen. Solange einer der Nachbarn an dem Fortbeſtande der Einrichtung 





ein Intereſſe hat, darf fie nicht ohne feine Zuftimmung befeitigt oder geändert werben. 
Im übrigen beftimmt. fi das Nechtsverhältnis zwifchen den Nachbarn und den Vor⸗ 
fchriften über die Gemeinschaft. (8 741 ff.) 
923. 1. Steht auf der Grenze ein Baum, fo gebühren die Früchte und, 
wenn der Baum gefällt wird, auch der Baum den Nachbarn zu gleichen Teilen. 
49* 





2. Jeder der Nachbarn kann die Befeitigung bes Baumes verlangen. Die Koften 
der Beſeitigung fallen den Nachbarn zu gleichen Teilen zur Laft. Der Nachbar, der 
die Befeitigung verlangt, hat jedoch die Koften allein zu tragen, wenn der andere 
auf fein Recht an dem Baume verzichtet; er erwirbt in dieſem Yalle mit der Trennung 
das Ulleineigentum. Der Anſpruch auf die Befeitigung ift ausgeſchloſſen, wenn ber 
Baum ald Grenzzeichen dient und den Umftänden nach nicht buch ein anderes zwed⸗ 
mäßiges Grenzzeichen erſetzt werden Tann. 

3. Diefe Borichriften gelten auch für einen auf der Grenze ftehenden Strand. 

2 Der Baum muß da, wo er aus der Erde beraußtritt, die Grenze durchſchneiden. 
xu B Sk Einf.-Gef. Urt. 183, Übergangsporjchrift für Bäume an Walßgrenzen: 

8 924. Die Unfprüche, die fi) aus den 88 907 bis 909, 915, dem 8 91: 
Abſ. 1, dem 8 918 Abſ. 2, den SS 919, 920 und dem 8 923 Abſ. 2 ergeben, 
unterliegen nicht der Verjährung. 


2. Titel. — Erwerb und Berluf des Eigentums an Grundftüden. 

8 925. 1. Die zur. Übertragung des Eigentums au einem Grundſtücke nad 
8 878 erforderliche Einigung des Veräußerers und des Erwerber (Auflafung) muß 
bei gleichzeitiger Unwejenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt! erklärt werben. 

2. Eine Uuflafjung, die unter einer Bedingung oder einer Beitbeitinunung erfolgt, 
ift unwirkfam. 

a Unıt3gericht. 

8 926. 1. Sind der Beräußerer und der Erwerber dayüber einig, DaB ſich die 
Veräußerung auf das Yubehör! de Grundſtücks erftreden foll, fo erlangt der 
Enverber mit dem Eigentum an dem Örundftüd auch das Eigentum an den zur Zeit 
des Erwerbes vorhandenen Zubehörftüden, foweit fie dem Weräußerer gehören. Im 
Zweifel iſt anzunehmen, daß fich die Beräußerung auf das Bubehör den fol. 

2. Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung den Belt? von Zubehör 
ftüden, die dem Veräußerer nicht gehören oder mit Rechten dritter belaftet find, jo 
finden die Vorfchriften der 85 932 bis 936 Anwendung; für den guten Glauben des 
Erwerbers ift die Zeit der Erlangung des Befibes maßgebend. . 


1 8 97. 
2 8 854 ff. 
3. Titel. — Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen. 


I. fipertragung. 

8 929. Zur Übertragung des Eigentums an einer beweglichen! Sache? ift 
erforderlich, Daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt und beide darüber 
einig find, dab das Eigentum übergehen fell. Iſt der Erwerber im Beige der 
Sache, fo genügt die Einigung über den Übergang des Eigentums. 

: I unbewegliche Sachen gelten die SS 873, 925. 


8 932. 1. Durch eine nach 8 929 erfolgte Veräußerung wird der Erwerber 
auch dann Eigentümer, wenn die Sache nicht dem Veräußerer gehört, es fei Denn, 
daß er zu der Zeit, zu der er nach diefen Borfchriften das Eigentum erwerben 
würde, nicht in gutem Glauben iſt. In dem Falle des 8 929 Sap 2 gilt dies 
jedoch nur dann, wenn der Erwerber den Befit von dem Beräußerer erlangt hatte! 

2. Der Erwerber if nicht in gutem Glauben, wenn ihm befannt oder infolge 
grober Yahrläffigkeit? unbekannt ift, daß die Sache nicht dem Veräußerer gebött- 

2 3. 3. als Mieter, Entleiher uſw. 


2 88 276, 277. 
u. Erfigung. 
8 937. 1. Wer eine bewegliche! Sache zehn Jahre im Eigenbefige® Hat, er⸗ 
wirbt das Eigentum (Erfigung). 


2. Die Erfihung tft ausgeichloffen, wenn der Erwerber bei dem Erwerbe bes 
Eigenbefiges nicht in gutem Glauben? ift, oder wenn er jpäter erfährt, daß ihm das 
Eigentum nicht zufteht. | 

2 Erſitzung eined Grundſtücks S 900, des Nießbrauchs an einer beweglichen 
ade $ 1033. 

2 8 90. 

3 8 872. 

48 932 Abi. 2. 


II. Berbindung. Vermiſchung. Berarbeitung. 

5 946. Wird eine beweglihe Sache! mit einem Grundflüde dergeltalt ver- 
bunden, daß fie weientlicder Beſtandteil? des Grundſtücks wird, fo erftredt ſich das 
Eigentum an dem Grundſtück auf diefe Sache. 

2890. 

2 * 93 bis 95. 

IV. Erwerb won Erzengniſſen und fonfligen Beſtandteilen einer Sache. 

& 958. Brgengnifle und fonftige Beſtandteile einer Sache! gehören auch nach 
ber Trennung dem Eigentümer der Sache, jomweit fich nicht aus den 88 954 bis 957 
ein anderes ergibt. 

1.88 93 ff, 09. 

8 954. Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden Sache! befugt ift, fich 
Erzengniffe oder ſonſtige Beſtandteile der Sache anzueignen, erwirbt das Eigentum 
an ihnen, unbefchadet der Vorfchriften der SS 955 bis 957, mit der Trennung.? 

2 3. DB. Nießbraud. 

2 Ob die Trennung bon den Berechtigten, einen anderen oder durch ein Natur» 
ereignis erfolgt, ift gleichgültig. 

& 955. 1. Wer eine Sache im Eigenbefige! hat, erwirbt das Kigentum an 
den Erzengnifien und fonftigen zu den Früchten? der Sache gehörenden Beltand- 
teifen,®? unbeſchadet der Borjchriften der 88 956, 957, mit der Trennung. Der 
Erwerb ift ausgefchlofien, wenn der Cigenbefiter nicht zum Eigenbeſitz oder ein 
anderer vermöge eines Rechtes an der Sache zum Fruchtbezuge berechtigt ift, und der 
Eigenbefiger bei dem Erwerbe des Eigenbefibes nicht in gutem Glauben* ift oder 
vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt. 

2. Dem Kigenbefiger jteht derjenige gleich, welcher die Sache zum Zwecke ber 
Ausübung eines Nutzungsrechtes an ihre beſitzt. — — — — — — — — — 

18 872. 

2899. 

u 

48 932 Abf. 2. 

956. 1. Geſtattet der Eigentümer einem anderen, ſich Erzeugnifje oder funftige 
Beitandteile der Sache anzueignen, jo erwirbt diefer das Eigentum an ihnen, wen 
der Befit der Sache ihm überlafjen ijt,! mit der Trennung, andernfalls mit der 
Befipergreifung.? it der Eigentümer zu der Geftattung verpflichtet, de fann er fie 
a errufen, folange fich der andere in dem ihm überlaffenen Befite der Sache 

efindet. 

2. Das gleiche gilt, wenn die Geſtattung nicht von dem Eigentümer, ſondern 
von einem anderen ausgeht, dem Erzeugniſſe oder fonftige Beltandteile einer Sache 
nach der Trennung gehören. 


2 3. 3. der Pächter. 
2 5 854. 


8 957. Die Vorschriften des $ 956 finden auch dann Anwendung, wenn der- 
jenige, welcher die Aneignung einem anderen gejtattet, hierzu nicht berechtigt ift, es 
jei denn, DaB der andere, falls ihm der Beſitz der Sache überlafien wird, bet der 
Überlaffung, andernfall® bei der Ergreifung des Beſitzes der Erzeugniffe oder ber 








fonftigen Beftandteile nicht in autem Glauben! ift oder vor der Trennung Den NRechte⸗ 
mangel erfährt. 

1 g 932 Abf. 2. 

V. Uneignung. 

$ 958. 1. er eine hberrenlsie beweglidde Sage! in Eigenbefig? nimmt, 
erwirbt da3 Eigentum an der Sadhe.? 

2. Das Eigentum wird nicht erworben, wenn die Aneignung geſetzlich ver- 
boten ift, der wenn durch die Beſitzergreifung das Aneignungsrecht eines anderen 
verletzt wird. 


8 83 herrenloſe Tiere $ 060. 

io. 
28 Herrenlofe Grundftüde fallen dem Fiskus des betreffenden Bundesftnntes zu 
9 


). 

4 Wohl aber der Befit ($ 854). 

5 Solche Verbote beitehen in: $ 368 Nr. 11 Str. &. B., 8 42 d. Jagdordnuimg und 
im Bogelfchutgefeg wegen Aneignung der Vögel, Eier und ungen und im Geſetz vom 
22. 2. 1867 wegen Une gung gefundenen Bernſteins. 

Geſetze, weiche bei Tieren nicht nur die Aneignung, fondern deren Xötung ver 
bieten, kommen bier nicht in Betradit. 

6 3. B. das agb» oder Fifchereirecht eine anderen. Das von einem Wilddieb 
geſchoſſene und in Beſitz genommene Tier bleibt hiernach herrenlog, und das Aneignungs- 
recht des Jagdberechtigten beiteht fort, bis das Tier der Jagdberechtigte in Befig nimmt 
oder ein gutgläubiger Eigenbefier (85 872, 932) erwirbt. Liegen die Borausſetzungen 
ber erlaubten Selbithilfe ($ 220) vor, was einen Wilddiebe gegenüber faft regelmärig 
anzunehmen fein wird, fo handelt der Jagdberechtigte nicht widerrechtlich wenn er dus 
Tier dem Wilddiebe wegnimmt und in feinen Befit bringt. Liegen diefe Borausfegungen 
nicht vor, und gibt der widerrechtliche Befiger des Tieres diefes nicht freiwillig heraus, io 
kann der Jagdberechtigte auf Grund feines Aneignungsrechts im Wege des Prozefies die 
Herausgabe des Tieres (8 249) oder Schadenerfag nad) 8 823 Abſ. 1 fordern. 

Das Aneignungsredht des Jagdberechtigten erlifcht aber, ſobald ein dritter das Tier 
in gutem Glauben (052 von dem Wilddieb erwirbt und dabon Eigentüner wird. 

Was bier vom Wilderergute gefagt, gilt auch von den Fifchen, welche fich die Fiſchdiebe 
widerrechtlich angeeignet haben. (Bgl. Bland III ©. 221 und VI ©. 153, 154.) Bgl 
Artilel 69 d. Einf.-Gef. 3. B. G. B., XII B d. W. 


$ 959. Eine bewegliche Sache wird herrenlos, wen ber Eigentümer, in der 
Abficht, auf das Eigentum zu verzichten, den Befig! Der Sade aufgibt. 

1 8 854 ff. 

8 960. 1. Wilde Tiere! find berrenlos, folange fie fi in der Freiheit 
befinden. Wilde Tiere in Tiergärten? und Fiſche in Zeichen oder anderen gefchlofjenen 
Privatgewäflern® find nicht herrenlos. 

2. Erlangt ein gefangenes, wildes Tier die Freiheit wieder, jo wird es herrenlos, 
wenn nicht der Eigentümer das Tier unverzüglich verfolgt, oder wenn er die Ber: 
folgung aufgibt. 

3. Ein gezähmted Tier wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit ablegt, an ben 
ihm beftimmten Ort zurüdzutehren."* 

2 Im Gegenfat zu zahmen (Haustieren), nicht zu gezähnten Zieren. 

Ein zahmes Tier, 3. B. Rind, das wild wird, in den Wald läuft und dort derartig 
vertvildert, daß es ſich durchaus wie ein wildes Tier benimmt, wird nicht herrenlos. Der 
bisherige Eigentümer verliert dadurch nicht fein Eigentumsredt. Ein Dritter darf das 
Tier (ohne befondere Veranlafjung, wie etwa Notitand) weder töten noch für fich ein- 
fangen. Xötet er e8, oder fängt er es ein, fo muß er e8 dem bisherigen Eigentüner 
herausgeben. Anders liegt der Fall, wenn ein „gezähntes Tier „die Gewohnheit, an 
den ihm beftinmten Ort zurückzukehren, ablegt*; dies Tier wird nach Abſatz 3 ein herren» 
loſes. (Didel ©. 494.) 

2 Inwieweit eingefriedigte Wildgehege Hierher gu rechnen find, vgl Anm. 8 zu 
& 292 Str. & B. — XI Ad. W. — Tiere, welde von der Einhegung nicht betroffen 
werden, 3. B. im Hochmwildgatter die Vögel, bleiben herrenlos. 

384 d. Sifchereigel. X I IT d. W. 


⸗ * B. ein gezähmtes Reh. 
5 fiber Aneignung herrenloſer Tauben ſiehe Artikel 130 des Einführungs- 
geſetzes, XI B d. W. 


8 961, Zieht ein Bienenſchwarm aus, fo wird er herrenfog,! wenn nicht der 
Da ihn unverzüglich verfolgt, oder wenn der Eigentümer die Verfolgung 
aufgibt. 


1 Auch wenn er das Brundftüd des Eigentünterd nicht verläßt. (Konım.-Ber. ©. 73.) 


8 962. Der Eigentümer des Bienenfchwarmes darf bei der Derfolgung fremde 
Srundftüde betreten. Iſt der Schwarm in eine fremde, nicht befehte Bienenwohnung 
eingezogen, jo darf der Eigentümer des Schwarmes zum Zwecke des Einfangens die 
Wohnung Öffnen und die Wabern herausnehmen oder herausbrechen. Er hat den 
entstehenden Schaden zu erfegen. 

3. DBereinigen fich ausgezogene Bienenfchwärme mehrerer Eigentümer, fo 
werden die Eigentümer, welche ihre Schwärme verfolgt haben, Miteigentümer des 
einngefangenen Geſamtſchwarmes, die Anteile beftinmen fich nach der Zahl. der ver- 
folgten Echwärme. 

8 964. Iſt ein Bienenfchwarm in eine fremde, befehte Bienenwohnung ein⸗ 
gezogen, fo eritreden fich da3 Eigentum und die fonftigen Nechte an den Bienen, 
mit Denen Die onnung befeßt war, auf den eingezogenen Schwarm, das Eigentum 
und die fonftigen Rechte an dem eingezogenen Schwarme erlöfchen. 


Ergänzende Grläuterungen zu den SS 961 bis 964 über das Halten non Yienen. 


Das Recht zum Einfangen der Bienen ergibt fih aus den SS 961 bis 9643. G. B., 
das zum Selten 25 pen bier folgenden Beftinnmungen des U. 2. R. und des B. G. 8. 
1 u. L. R. T. it. 9: 


118. Bienen auf feinen Eigentume zu halten, tft einen jeben erlaubt.» b. 
15 Das Recht, Bienen in der Heide zu halten, ſteht nur dem Eigentümer 
des Forſtes zu. 
Dieſem Tann auch der Hütungsberechtigte das Halten der. Bienen nicht 
unterſa en. 


Der Bienenbeſitzer ift nach 8 903 berechtigt, auf feinem Grundſtück Anlagen zu ers 
richten, wie fie zum Zwecke der Bienenzucht erforderlid find. Dem Nachbar fteht In der 
Negel nicht das Recht zu, auf Grund der SS 907 und 1004 bie Entfernung ber Bienen: 
ftöde zu verlangen. Denn aus bem Beltand der Bienenftöde folgt nicht immer eine 
un ulöffige Einwirkung auf da8 Nachbargrundftäd; in dem Hinüberflioegen der Bienen 
auf das Nachbargrundſtück und ihrer bier entfalteten Tätigfeit ijt eine von der Unlage als 
folcher ausgehende, unzuläffige Einwirfung nicht zu finden. Noch weniger hat der Grund⸗ 
eigentünter da8 Recht, auf feinem Grundftüde Giftpflanzen oder Bienenſchädlinge ein- 
zupflanzen ober vergifteten Honig aufzuftellen, um die Bienen zu vernichten. Er Tann 
fidy hierbei nicht auf $ 228 (Selbſtſchutz negen fremde Sachen) berufen; denn die Bienen 
find den Menfchen regelmäßig ungefährlid, und die Bienenjtiche find rein „aufätige” 
Sreigniffe. Es fehlt fomit an einer „drohenden Gefahr“. Auch S 904 würde den 
Eigentümer nicht rechtfertigen; denn die Einwirkung der Tätigkeit der Bienen auf bie 
Pflanzenwelt ift unbeftrittenermaßen eine durchaus förderliche. Ein jener Mittel ſich 
bedienender Grundeigentümer würde fich alſo ſchadenerſatzpflichtig machen (5 823). Dagegen 
bat jeberniann das Recht, die einzelne Biene, die ihn zu verleken droht, zu vernichten 
(8 228). Ebenfo kann von den Bienenbefiger nad 8 833 Erſatz bes Schadens verlangt 
werden, welchen die ihn gehörige Biene anrichtet. Unbenommen bleibt dem Grund» 
eigentünter natürlich, zum Schuß gegen das Eindringen der Bienen hohe Schubzäune 
oder dergleichen zu errichten. (Vgl. Dr. Strauß-Nürnberg in der Juriſten Delkun .) Unt 
fi) vor Schäden und Schadenerfataniprüden zu ſchützen, die dur ienenjtiche an 
Menfchen vder Tieren berborgerufen werden fönnen ($ 833), tft den Bienenzüchtern das 
Eingehen einer H ıftpflichtverficherung au empfehlen. 

a) Cine polizeiliche Derfügung, durd) welche einen Grundbefitzer die Befeitigung 
eines auf feinen &rundftüde gehaltenen Bienenfchwarnes oder die Erhöhung bes 


das Grundſtück umgebenden BZaunes, un die Zlughöhe der Bienen zu vergrößern, 
aufgegeben wurde, ift vom Oberverivaltungsgericht deshalb für ungerechtiertigt 
erklärt, weil nach den Umftänden bes Falles es an jedem tatfächlichen Anhalt fehlte, 
daß durch die Bienenftöde eine Gefahr für Perfonen herbeigeführt murbe, bloße 





Beläftonngen aber für ein einfenzeiten Der Bolizei nit ausreichten. (D. 3. 6. 
2. 1902, Prß. Berw. BL 24 601.) 

> Werden urch die Bienen bie Bewohner bes Nachbargrundſtüucs und Die bou 

berfehrenben Perjonen aber tatiächlich gefährdet, fo ift nah der Eutſch d. O-S. 

v. 8. 1. 1904 (D. F. 3 1%5 ©. 570) die Ortspolizei befugt, einem Eigentũmer 


die —*— des Plenentnde von ſeinem undſtae zu 
ee I 9 fchränft die auf $ 10 U. 2 en 17 ſich grũndeude 


ligemeine Eehunis der Bolizei nicht ein. 
4 Fe ggemer befteht wegen feines öffentlich⸗rechtlichen inhalt auch fenerhin gu Hecht: 


‘ 126. Die Polizeiodrigkeit jedes Ortes ift bereiitigt, Verfügungen zu treffen, 
woduer das Rauben der Bienen verhindert und diejenigen Stöde, unter denen es ein 
gerifjen ift, davon wieder entwöhnt werben. 


VI. Zum. 

8 965. 1. Ber eine verlorene Sache findet und an fih nimmt, hat Dem 
Berlierer oder dem Eigentümer oder einem fonftigen Empfangöberechtigter: un- 
verzugli⸗ Anzeige zu 3 — 

Kennt der Finder die Empfangsberechtigten nicht, oder iſt —* ihr Aufenthalt 
unbefonmt, jo hat er den Fund und die Umftände, welche für die Ermittelung ber 
Empfangsberechtigten erheblich fein können, a der ‚Patigeibehörbe anzuzeigen. 
Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark wert, fo ber Anzeige nicht. 

8 971. 1. Der Finder Tann von dem en fonasteres ten einen Finderloha 
verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem Werte der Sade bis zu breihundert 
Mark fünf vom Hundert, von dem Mehrwert eind vom Hundert, bei Tieren eins 
vom Hundert. Hat Die Sade nur für den Empfangsberechtigten einen Wert, fo ıft 
der Finderlohn nach billigem Ermeſſen zu beftimmen. 

2. Der Anſpruch ift ausgeſchloſſ ie wenn der Finder die Unzeigepflicht verlegt 
oder den Fund auf achfrage verheimlicht. 

973. 1. Mit dem Ablauf eines Jahres nach der Unzeige des Fundes bei 
der oligeibehö örbe erwirbt der Finder dad Eigentum an der Sache, es fei denn, dab 
vorher ein piangsberechtigter dem Finder befannt geworden ift oder fein Recht 
bei der PBolizeibehörde angemeldet Hat. Mit dem Erwerbe des Eigentums erlöfchen 
die Tonftigen Rechte an der Sache. 

2. Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark wert, fo beginnt die einjährige * 
mit dem Funde. Der Finder erwirbt das Eigentum” nicht, wenn er den Fund 
Nachfrage verheimlicht. Die Anmeldung eines Rechtes bei der Polizeibehörde echt 
dem Erwerbe des Eigentums nicht entgegen. 


4. Titel. — Anſprüche aus dem Eigentum. 

8 985. Der Eigentümer kann von dem Befiger! Die Herausgabe der Sache verlangen. 

15 854 ff. 

5 994. Der Beſitzer! kann für die auf die Sache gemachten notwendigen 
—** en? von dem Eigentümer Erſatz verlangen. Die gewöhnlichen 
Erhaltungsfoften find ihm jeboch für die Beit, für welde ihm die Rugungen ver 
Helen, nicht zu erjegen. 

8326 — Mieter, Pächter uſw. — 

erwenbungen find ſolche Geſchäfte, deren wirtſchaftlicher Erfolg dem Eigentünier 
in irgend einer Weife zugute kommt, namentlih den Wert der Sadje erhöht ober eine 
Berniinderung abwendet. Die Verwendungen find notwendig, wenn obne fie die Sache 
untergehen oder verſchlechtert werden würde. 

5 995. Bu den notwendigen nmenbungen im Einne des 5 994 
gehören audy die Aufwendungen, Die der Befiger zur Beftreitung von Laften der 
Sache madjt.! Für die Zeit, für welche dem See er die Nutzungen verbleiben, find 
ihm nur die Aufwendungen für foldhe ußerorbenffice Raften zu erfeßen, die als auf 
den Stammwert der Sache gelegt anzufehen find. 

1.8 103. 










8 998. gi ein Ianbwirtichaftliches Grundſtück herauszugeben, 1 hat der 
Eigentümer die Koften, Die der Beſitzer auf die noch nicht getrennten, jedoch nach 
den Regeln einer ordnungsmä igen Wirtſchaft vor dem Ende des Wirtjchafts- 
jahres zu trennenden Früchte verwendet hat,! injowelt zu erjegen, als fie einer 
u emähigen Wirtſchaft entiprechen und den Wert diefer Früchte nicht 

erſteigen. 


1-8 592. 


8 999. 1. Der Beſitzer Tann für die Verwendungen eines Vorbeſitzers, deſſen 
Nechtänachfolger er geworden ift, in demfelben Umfang Erfat verlangen, in welchen 
ihn der Vorbeſitzer Fordern fönnte, wenn er die Sache herauszugeben hätte. 

2. Die Verpflichtung des Cigentümers zum Erſatze von Verwendungen erftredt 
fi auch auf die Verwendungen, die gemacht worden find, bevor er das Eigentum 
erworben bat. 

8 1000. Der Befiter kaun die Herausgabe der Sache verweigern, 
bis er wegen der ihm zu erfegenden Verwendungen befriedigt wird. Das 
Zurüdbehaltungsrecht fteht ihm nicht zu, wenn er die Sache durch eine vorſätzlich 
begangene unerlaubte Handlung erlangt hat.! 


1.8 823 ff. 


8 1001. Der Befiger kann den Unfpruch auf den Erjag der Verwendungen 
nur geltend machen, wenn der Eigentümer die Sache wiedererlangt oder die Ber: 
wenbungen genehmigte. Bis zur Genehmigung der Verwendungen Tann fich der 
Eigentümer von dem Anfpruche dadurch befreien, daB er die wiedererlangte Sache 
zurückgibt. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn der Eigentümer die ihm von 
dent Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotene Sache annimmt. 

8 1002. 1. Gibt der pefiger die Sache dem Eigentümer heraus, fo erliſcht 
der Aufprud auf den Erſatz der Verwendungen mit dem Ablaufe eines Monats, 
bei einem Grundftüde mit dem Ablanfe von ſechs Monaten nach der Herausgabe, 
wenn nicht vorher die gerichtliche Geltendmachung erfolgt oder der Eigentümer die 
Verwendungen genehmigt. 

2. Aut dieſe Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
8S 208, 206, 207 entfprechende Anwendung. 

8 1003. 1. Der Befier kann den Eigentümer unter Ungabe des als Erfah 
verlangten Betraged auffordern, fich innerhalb einer von —* beſtimmten angemeſſenen 
Friſt Darüber zu erflären, ob er die Verwendungen genehmige. Nach dem Ablaufe 
der Friſt ift der Befiger berechtigt, Befriedigung aus der Sache nach den VBorfchriften 
über den — auf, bei einem Grundſtücke nach den Vorſchriften über die 

wang3vollitredung in das unbewegliche Vermögen zu fuchen, wenn nicht Die 
enehmigung rechtzeitig erfolgt. 

2. Beitreitet der Eigentümer den Unfpruch vor dem Ablaufe der Friſt, fo Fan 
ſich der Befiger aus der Sache erft dann befriedigen, wenn er nach rechtäfräftiger 
Beititellung des Betrages der Berwendungen den Eigentümer unter Beitimmung ciner 
angemefjenen Friſt zur Erklärung aufgefordert Hat und die Friſt verftrichen iſt; das 
Recht auf Befriedigung aus der Sache ift ausgefchloffen, wenn die Genehmigung 
rechtzeitig erfolgt. x 

8 1004. 1. Wird das Eigentum in anderer Weile als durch Entziehung oder 
Borenthaltung bed Beſitzers beeinträchtigt,! jo kann der Eigentümer von dem Störer 
die Befeitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu 
beforgen, fo kann der Eigentümer ch Unterlaffung Hagen. 

2. Der Anſpruch tft ausgeichlojien, wenn der Eigentümer zur Duldung ver: 
pflichtet ift.? 


2 3. B. durch fortdauerndes Fahren oder Gehen, durch Ableitung ber Abwäſſer, 
Halten von Bienen ufw. 
3 SS 904, 905 Sat 2, 906, 912 Abſ. 1, 1018. 








8 1005. Befindet ſich eine Sache auf einem Grundſtücke, das ein anderer al; 
der Eigentümer der Sadje befitt, fo fteht Diefem gegen den Befiger des Grundftüds 
der im $ 867 beſtimmte Anfpruch zu. 


5. Titel. — Miteigentum. 
— Miteigentun liegt dor, wenn das Eigentun an einer Sade nıehreren naß 
Bruchteilen zuſteht. — 


IV. Abſchnitt. — Erbbaurecht. 


8 1012. Ein Orb jtüd kann in der Weife befaftet werden, Daß demijenigen. 
zu deſſen Gunsten die Belaftung erfolgt, das veräußerliche und vererbliche Recht 
zufteht, auf oder unter der Oberfläche des Grundftäds ein Bauwerk zu Haben 
(Erbbauredit). 


V. Abſchnitt. — Bienfibarkeiten. 


1. Titel. — Grundbienfibarleiten. 

1018. Ein Grundftüd! kann zugunften des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtücks? in der Weife belaftet werden, daß dieſer das Srundftud iu 
einzelnen Beziehungen? benugen darf, oder daB auf dem Grundftüde gewifje Handlungen‘ 
nicht vorgenommen werden dürfen, oder daß die Ausübung eines Rechtes ausgeſchloſſen 
iſt, das Ki aus dem Eigentum an dem belafteten Grundftüde! dem anderen Grund⸗ 
ftüde? gegenüber ergibt (Grunddienſtbarkeit). 


2 „Dienendes Grunditüd.” 

2 „Herrichendes Brunditüd.“ ⸗ 

3 3. B. Gehen, Reiten, Fahren, Viehweide, Errichtung von Anlagen (Wafſerleitungs 
anlage), Ausbeutung von Ton» und Mergelgruben. 
⸗ B. Anlage von Fenſtern nach dem herrſchenden Grundſtücke. 
5 Eine Grundbienftbarkeit (Servitut) kann durch Erſitzung nur nad) Maßgabe des 
8 900 Abſ. 2 erworben werden. (Planck III ©. 302. 

6 Auf die zur Seit des Inkrafttretens des B. G. 3. beftehenden Grunddienſtbarkelten 
finden die 88 1018 und 1019 Feine Anwendung. — Einf.Geſ. Art. 184. 


1019, Eine Grunddienstbarkeit Tann nur in einer Belaftung bejtehen, Die 
für die Benutzung des Grundſtücks des Berechtigten Borteil Bietet. Über das ſich 
hieraus ergebende Maß hinaus kann der Inhalt der Dienftbarkeit nicht erſtreckt werden. 


2 Bol. Anm. 6 zu 8 1018. 

2 Bol. Einf.-Bef. Urt. 113, 115. 

6 1020. Bei der Ausübung einer Grunbbienderteit dr der Berechtigte das 
Intereſſe des Eigentümers des belafteten Grundſtücks tunlichft zu ſchoönen. Hält 
er zur Ausübung der Dienftbarfeit auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, fo 
hat er fie in orbnungsmäßigem Buftande zu erhalten, foweit das Intereſſe des 
Eigentümers es erfordert. 

8 1021, 1. Gehört zur Ausübung einer Wr ine eine Anlage anf 
dem belafteten Grunpftüde, fo kann beitimmt werden, daß der Eigentlimer dieſes 
Grundſtücks die Anlageszu unterhalten bat, ſoweit das SYnterefje des Berechtigten es 
erfordert. Steht dem Wigentümer das Recht zur Mitbenugung der Unlage zu, fo 
Tann beftimmt werden, daß der Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat, foweit es 
für das Benußungsrecht des Eigentümers erforderlich ift. 

2. Auf eine folche Unterhaltungspflicht finden die Vorfchriften über Die Reallafien 
entfprechende Unmwendung. (8 1105 ff.) 

1022. Beiteht die Grunddienftbarfeit in dem echte, auf einer baulichen 
Anlage des belajteten Grundftüds eine bauliche Anlage zu —— hat, wenn nicht 
ein anderes beſtimmt iſt, der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks ſeine Anlage zu 
unterhalten, ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Die Vorſchriſt des 
8 1021 Abf. 2 gilt auch für dieſe Unterhaltungspflicht. 


8 1023. 1. Beichränft fich die jeweilige Ausübung einer Grunddienſtbarkeit 
auf einen Teil des belafteten Grundftücks, jo kann der Eigentümer die Verlegung der 
Ausübung auf eine andere, für den Berechtigten ebenfo geeignete Stelle verlangen, 
wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle für ihn befonderd beſchwerlich ift; die 
SKoften der Verlegung bat er zu tragen und vorzufchießen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Zeil des Grundſtücks, auf den fich die Ausübung bejchränft, durch Nechts- 
geichäft beſtimmt ift. 

2. Das Recht auf die Verlegung kaun nicht durch Rechtögefchäft ausgeſchloſſen 
oder beichränft werden. 

1024. Trifft eine Grunddienftbarfeit mit einer anderen Grunddienſtbarkeit 
oder einem fonftigen Nubungsrecht an dem Grundftüde dergeftalt zufammen, baf die 
Nechte nebeneinander nicht oder nicht vollitändig ausgeübt werden können, und haben 
die Nechte gleichen Rang, fo kann jeder Berechtigte eine ben Intereſſen aller Berechtigten 
nad) billigem efien entfprechende Regelung der Ausübung verlangen. 

8 1025. Wird das Grundftüd des Berechtigten geteilt, fo beiteht die Grund⸗ 


dienſwarkeit für die en Zeile fort; die Ausübung ift jedoch im Zweifel nur in 


der Weife zuläffig, daB fie für den Eigentümer des belaiteten Srundftüds nicht 
bejchwerlicher wird. Gereicht die Dienftbarkleit nırr einem der Teile zum Borteile, fo 
erlifcht fie für Die übrigen Zeile. 

1026. Wird das belaftete Grundſtück geteilt, jo werden, wenn die Aus⸗ 
übung der Grunddienftbarfeit auf einen bejtimmten Teil des belafteten Grundſtücks 
befchräntt ift, die Teile, welche außerhalb des Bereichs der Ausübung liegen, von dev 
Dienftbarfeit frei. 

8 1027. Wird eine Grunddienſtbarkeit beeinträdhtigt, jo ftehen dem Be⸗ 
rechtigten die im 8 1004 beitimmten Nechte zu. 

n 1028. 1. it auf dem belajteten Grundſtück eine Anlage, durch welche die 
Srunddienftbarfeit beeinträchtigt wird, errichtet worden, fo unterliegt der Anſpruch 
des Berechtigten auf Beſeitigung der Beeinträchtigung der Verjährung, auch wein 
die Dienftbarfeit im Grundbuch eingetragen ift. it der Verjährung des Anfpruchs 
erlifcht die Dienftbarkeit, foweit der Beftanb der Unlage mit ihr in Widerfpruch fteht. 

2. Die Vorfchriften des 8 892 finden feine Unwendung. 

8 1029. Wird der Beſitzer eines Grundftüds in der Ausübung einer für den 
Eigentümer im Grundbuch eingetragenen Grunddienftbarkeit geftört, fo finden die für 
den Beſitzſchutz geltenden Vorfchriften! entfprechende Unwendung, foweit die Dienit- 
barten Fe eines Jahres vor der Störung, fei es auch nur einmal, ausgeübt 
worden ift. 


1 SS 859 bis 864. 
2. Titel. — Nießbrauch. 
I. Nießbraud an Sadıen. 
8 1030, 1. Eine Sache kann in der Weife belaftet werben, daß derjenige, zu 
FR bie Belaftung erfolgt, berechtigt ift, die Nutzungen der Sache zu ziehen 
eßbrauch). 
2. Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen bejchränft werden. 


1 Bei dem Nießbrauche werden dem Nießbraucher unter Ausſchluß des Eigen— 
tümers die Nupungen einer Sache eingeräumt, während die Sache ſelbſt dem Eigen» 
tümer erhalten bleibt. 

Die hauptſächlichſten Fälle des Nießbrauchs find der durch Teſtament angeordnete 
Nießbrauch des überlebenden Ehegatten und der in Gutſsübſergabeverträgen bedungene 
Nießbrauch (Leibzucht oder beeding uſw.). Bei dent Nießbrauche an Grundftüden iſt 
die Eintragung im Grundbuche erforderlich. 

Der Nießbrauch erlifcht mit dem Tode des Nießbrauchers. (8 1061.) 


Zießbrauch an Bienftwohnungen und Bienftländereien. 
3 Bei den ben Beamten, infonberbeit deu Forſtbeamten, zum Augungögebraude über: 
laſſenen Dienſtwohnungen, -ländereien ufm. handelt es fich nit um einen Niekbraud im 
Einne des 8. G. B. denn ber Anſpruch ber Beamten ift, gleichiwie bet den fonftigen 





Dienftbezügen, Tein privat», fondern ein Öffentlichsrechtlidder. Die Nechtöwerhältniffe werden 
duch Dienftvorfäriften geregelt. Bei den Staatöferfibeamten erfolgt die Regelung in bezug 
auf die Dienfiwohnungen durch die Borfchriften bon: 31. 1. 1893 (©. 101 d. WW.) und 
bezüglich der Dienflländereien durch die VBorfchriften über die Dienftländernugung, S 30 fi. 
der Förſterdienſtinſtruktion, und die VBorfchriften über die Auseinanderfegung zwiſchen ben 
anziehenden und den: abziehenden Forſtbeaniten oder deffen Erben bei den Dienftübergaben 
vom 11. 3. 1901. — 15. ®. 

Bei den Kommunalforfibeamten, infoweit fie bie Beamteneigenfchaft - befiben, gelten 
bezüglich des Nubungsrecht3 an Bien Ttnopnungen und Dienftländereien ufw. die bon ber 
betreffenden Kommunalverwaltung erlaffenen Dicnftporichriften. 

Bei allen mittels privatrechtlichen Dienivertragd angenonnenen Gtastd- und Semmunel- 
beamten und den Privatbeamten gelten die Bereinbarungen des Dienitvertrags. 


8 1036. 1. Der Nießbraucher ift zum Beſitze der Sache berechtigt. 
. 2. Er hat bei der Ausübung dei Nukungsrechtö die bisherige wirtichaftliche Be⸗ 
ach der — aufrecht zu erhalten und nach den Regeln einer ordnungsmãßigen 
aft zu verfahren. 
8 1037. 1. Der Nießbraucher ift nicht berechtigt, die Sache umzugeſtalten oder 
weienitin . 


zu verändern. 

er Rießbraucher eines Grundſtücks darf neue Unlagen zur Gewinnung vou 
Steinen, Kies, Sand, Lehm, Ton, Mergel, Torf und fonjtigen Bodenbeftandteilen 
errichten, fofern nicht die wirtichaftliche Beitimmung des Grundſtücks dadurch weſentlich 
verändert wird. 

6 1038. 1. Fit ein Wald Gegenftand des Nießbrauchs, fo kann fowohl der 
Eigentümer als der Nießbraucher verlangen, dab das Maß der Nutung und die Art 
der wirtjchaftlichen Behandlung durch einen Baietichaftöplen feftgeftellt werden. Tritt 
eine erhebliche Anderung der Umftände ein, fo kann jeder Teil eine entſprechende 
Änderung des Wirtfchaftspland verlangen. Die Koften hat jeder Teil zur Hälfte 
zu tragen. 

2. Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere, auf Gewinnung von 
Bodenbeitandteilen gerichtete Anlage Gegenftand des Nießbrauchs ift. 

1061. Der Nießbrauch erliſcht mit dem Tode bes Nießbrauchers. Steht der 
Nießbrauch einer juriftiichen Perſon zu, fo erlifcht er mit diefer. 


3. Titel. — Beſchränkte perfönliche Dienftbarleiten.*) 


1090. 1. Ein Grundſtück Tann in der Weile belaftet werden, daß derjenige, 
u deilen Gunften Die Belaftung erfolgt, berechtigt ift, da8 Grundftüd in einzelnen 
eziehungen zu benuben, oder das ihm eine fonftige Befugnis zuſteht, die den 
Snbalt einer Grunddienſtbarkeit bilden kann (beichränfte perſönliche Dienfibarkeit). 
2. Die Vorjchriften der SS 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 1061 finden ent⸗ 
fprechende Anwendung. 
G —* ung erfolgt laut Bertrag und durch Eintragung in das Grundbuch. 
ß 2 Die Belaſtung kann zugunften einer beſtimmten phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon 
erfolgen. Beiſpiel: Eine Gemeinde (jurlitifhe Perſon) verkauft ein Grundſtück unter 
der Bedingung, daß die darüber führenden Wege jederzeit von den Dlitgliedern ber Gemeinde 
benutzt werben dürfen. Dies ijt eine befchränfte perfönliche Dienftbarkeit, womit daS ab» 
berfaufte Srundftüd fo lange belaſtet bleibt, al8 die Gemeinde beſteht. Es fei denn, bat 
fpäter diefe Dienjtdarfeit wieder durch einen Vertrag aufgehoben wird. 


8 1091, Der Umfang einer befchränkten perfönlichen Dienftbarkeit beſtimmt ſich 
im Bweifel nad dem perjönlicden Bedürfniſſe des Berechtigten. 


2 Grunddienſtbarkeit. Beſchränkte perfönliche Dienſtbarkeit. Rießbrauch. 
runddienſtbarkeiten und beigränfte perfönlide Dienfidarleiten Lönnen beide ben 
gleichen Inhalt haben (88 1019 u. 1091); während aber legtere nur gugunften beftimmier Werienen (unüber- 
tragbar unb unvererblid, 5 1092) beftehen, Tönnen erftere gugunften be jeweiligen Beſigerß einet Grundftädd 

beftehen und mit leßterem übertragen und bererbt werben 5 1018). 

Bon dem Nießbrauch an einem Grundſtücke unterfcheibet ih die Befhräntte perfönlide Dienf- 
barkeit dadurch, daß ber Niekbraud bie gelamien NRukungen bes Srundiiüds umfaßt und nur einzelne auße 
eichlofjen werden Idunen, während die befchräntte perfönlihe Dienftbarfeit nur gu einzelnen beſtimmten 
gungen berechtigt. Außerdem kaun ber erftere aud bewegliche Sachen betreffen, während bie legtere nur 

bet Grundſliücken zuläffig if. (Vgl. Planck III ©. 08 u. Rofental ©. 810.) 







1 Ulfo nur im Zweifel beſtimmt ſich die befchräntte perfönliche Dienſtbarkeit nach 
den Bean den Bebürfniffen (Haushalt, Wirtſchaft, a die Feitiegung des Umfangs 
iſt zuläjfig; 3 3. Tann eine Weidedienjtbarfeit nur für eine beſtimmte Stüdzahl Vieh 
geituttet fein. 

1092. Cine befchräntte perfönliche Dienftbarkeit ift nicht übertragbar. Die 
Ausübung der Dienffbarkeit kann einem andern nur überlaflen werden, wenn die Über⸗ 


laſſun geitattet iſt. 
093. 1. Als beſchränkte perfönliche Dienſtbarkeit kann auch das Recht 
beſtellt werden, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausſchluß 
des Eigentümers al! Wohnung zu benugen. Auf dieſes Recht finden die für den 
Nießbranch geltenden Vorichriften der 88 1081, 1034, 1036, des 8 1037 Abſ. 1 und 
der 68 1041, 1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 1062 entfprechende Unwendung. 

2. Der Berechtigte ift befugt, feine Familie fowie die zur ftandeögemäßen Bes 
dienung und zur Pflege erforderlichen Perfonen in die Wohnung aufzunehmen. 

3. ft das Recht auf einen Teil des Gebäudes beichräntt, fo kann der Berechtigte 
Die zum gemeinfchaftlichen Gebrauche der Bewohner: beitimmten Unlagen und Ein⸗ 
richtungen! mitbenußen. 


2 3. 3. Brunnen, Waſchküche, Abort. 


VI. Abſchnitt. — Berkanfsrcht. 


1094. ı. Ein Srundftüd kann in der Weife belaftet werden, daß derjenige, 


zu Deilen Bunften die Belaftung erfolgt, dem Eigentümer gegenüber zum Vorkaufe 
berechtigt ift. 


2. Das Vorkaufsrecht Tann auch zugunften des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtücks bejtellt werden. 


VII Abſchnitt. — Reallaſten. 


8 1105.! 1. Ein Grundftäd kann in der Weife belaftet werden, daß an denjenigen, 


u deſſen Gunſten die Belaftung erfolgt, wieberlehrende Leitungen? aus dem Grund- 
Häde zu entrichten find (Reallaft). 


2. Die Neallaft kann auch zugunften des jeweiligen Eigentümers eines anderen 
Grundſtücks beftellt werden. 


2 Das B. G. B. behandelt nur die privatrechtlichen Reallaften und nicht auch die 
öffentlich⸗rechtlichen (Brund» und Gebäudeſteuer uſw.). 
2 Geld, Naturalien, perſoͤnliche Dienſtleiſtungen. 


VIII. Abſchnitt. — Zypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 
IX. Abſchnitt. — Yſandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten. 
Viertes Buch: 


FZamilienredt. 
Eherechſt. Berwandtfchaftsscht. Vormundſchaft⸗recht. 


Fünftes Buch: 
Erbrecht. 
Erbfolge. Erbaufprud. Teſtament. Pflichtteil. 





„v2 Anh WEI WED 


B. Einführungsaejeg zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 


I. Abſchnitt. Allgemeine Vorſchriften. 


at 1. Das Bürgerlide Gefegbuch tritt am 1. Januar 1900 — — — — 
in Kraft. | 

Art. 8. Soweit in dem Bürgerlichen Sejegbud oder in dieſem Gefege Die 
Regelung den Landesgeſetzen vorbehalten oder beitimmt ift, daß landesgefegliche 
Vorſchriften unberührt bleiben oder erlafjen werden Tünnen, bleiben die beſtehenden 
en Borfhriften in Kraft, und können neue Iandesgefegliche Borfchriften 
erlaſſen werden. 


II. Abjchnitt. — Verhältnis des 8. ©. 8. u Den Reichsgeſetzen. 


Art. 32, Die BVorfchriften der Neichsgefeße bleiben in Kraft. Sie treten 
jedoch infoweit außer Kraft, als fich aus dem Bürgerlichen Gefeßbuch oder aus diefeu: 
Geſetze! die Aufhebung ergibt. 

1 Die durch das Einführungsgefeg bedingten Abänderungen der Reichögeiete 
find, fomweit bier überhaupt don Intereſſe, bet den in dieſem Werke aufgenommenen Reichs⸗ 
geſetzen berüdlichtigt. 


IH. Abſchnitt. 
Berhältuis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Den Landesgefchen. 


Urt. 55. Die privatrechtlichen Borjchriften der Landesgeſetze treten außer Kraft, 
— ve in dem Bürgerlichen Gefegbuch oder in dieſem Gefeg ein anderes 
eſtimmt ift. 

Art. 65. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche Dem 
Waflerreht angehören, mit Einfchluß des Mühlenrechtt, des Flötzrechts und des 
Floßereirechts ſowie der Worfchriften zur Beförderung der Bewäflerung ımd Ent 
wäflerung der Grundftüde und der Vorſchriften über Anlawdungen, entjtehende 
Inſeln und verlafiene Flußbetten. 


1 fiber das Waflerrecht Preußens fiehe den Abſchnitt IX E db. W. 


Urt. 66. Unberührt bleiben die Tandesgefehlichen Vorjchriften, welche dem 
Dei: und Sielrecht angehören. 

Urt. 67. Unberührt bleiben die Tandesgefeglichen VBorfchriften, welche Dem 
Bergrecht angehören. 

Ürt. 69, Unberührt bleiben die Tandesgefeglichen Vorfchriften über Jagd und 
Fiſcherei, unbefchadet der Vorfchrift des S 958 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs? 
hab der, Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erja des Wild: 

aden?. 

2 fiber Jagdrecht fiehe X C und über Flidereireht X J d. W. 

: Ss rläuterung 6 au 8 058 B. ©. B.; XI A d. ©. 


Art. 70. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften über Die Grund⸗ 
fäße, nach welchen der Wildſchaden feftzuftellen ift, jowie die landezgejeglichen or: 
Schriften, nad) welchen der Anſpruch auf Erſatz des Wildſchadens innerhalb einer 
beſtimmten Friſt bei der zuftändigen Behörde geltend gemacht werden muß. 

Art. 71 und 72 betreffen ebenfalld Vorbehalte zugunsten der Landesgefeßgebung 
in betreff des Wildſchadens; fiehe unter Wildfchaden X C 8 (8 51 ff.) d. W. 

Nach den Artikeln 77 bis SL bleiben die Iandeögefeglichen Borfchriften über 
das Beamtenrecht unberührt. 








Art. 83. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften über Walb- 
genoſſenſchaften. 

1 Kür Preußen Gef. v. 6. 7. 1875, vgl. V AB d. W. 

Art. 89. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zum 
Schutze der Grundſtücke und der Erzeugniſſe von Grundſtücken geſtattete Pfändung 
von Sachen, mit Einſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld 
oder Erjahgelb. 

2 Bel. XIF d. W. 


Art. 92. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften, nach welchen 
Sahlungen aus! sffentl Kaflen? an der Kafje in Empfang zu nehmen find. 

a Nicht auch Bahlungen am Öffentliche Kaſſen; für biefe verbleibt es bei den Vor- 
fchriften des B. G. 2. 

2 Offentliche Kaſſen ſind nicht nur die Kaſſen des Staates, ſondern auch die Kaſſen 
anderer juriſtiſcher Perſonen des öffentlichen Rechtes, insbeſondere der Gemeinden und Der 
ſonſtigen Kommunalverbände. 

3 Fur Preußen beſtimmt der Artikel 11 des Ausf⸗Geſ. zum B. G. B. v. 20. 9. 1899 
G. S. ©. 177): Zahlungen aus öoffentlichen Kaſſen find, wenn nicht ein anderes beftinmt 
iſt, an der Kaſſe in Empfang zu nehmen. 

Urt. 95 Handelt von dem den Landesgefegen vorbehaltenen Gefinberente. 
Siebe darüber unter XO Cd. ©. 

Art. 124. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften,t welche das 
Eigentum von Grundſtücken zugunften der Nachbarn nach anderen als den im Bürger» 
lichen Gejegbuch beitimmten Befchränfungen? unterwerfen. Dies gilt indbefondere auch 
von den Borfchriften, nach welchen Unlagen fowie Bäume und Sträuder nur in 
einem bejtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen. 


2 Für Breußen Tommen von ben beflehenden landesgeſetzlichen Berichriften in Betracht: 


a) 9.2.3. 18:*) 
Bon Schweineftällen, Kloaken ufw. 
8 125. Schweineftälle, Kloaken, Dünger» und Lohgruben und andere den Gebäuden 


ſchädliche Anlagen müſſen wenigitens drei Fuß rheinlindiſch von den benadbartenı 
Gebäuden, Mauern und Scheunen entfernt bleiben. 
8 126. Auch müflen dergleihen Gruben und Behältniffe von rund auf aus: 
geiauert werden. | 
127. Bon Bäumen des Nachbars nmihffen dergleichen Anlagen wenigftens brei 
Mertihuhet zurädtreten. 
21 Wertihuh — 0,81885 m. 


. Bon Rinnen und Sanälen. 
128, Wer auf feinem &rund und Boden, jedoch an ber Seite des Nachbars 
bin, Rinnen und Stanäle an der Erde zur Abführung bes Waſſers anlegen will, muß 
gegen die Wand bes Nachbars wenigſtens noch einen Raum von einem Werfichud frei laffen. 


Bon Brunnen. 


8 131. Doc darf innerhalb dreier Werkſchuhe von des Nachbars Grenze Fein neuer 
Brunnen angelegt werden. 


Bon Gebrauche einer gemeinshaftliden Mauer. 


8 133. DBads Brenn» ober Schmelzöfen und Feuerherde Lönnen an der dem 
Nachbar gehörenden Scheidewanb ohne desjelden Bewilligung nicht angelegt werden. 


Vom Liht und von der Ausficht. 


2188. Sollen jeboch die Öffnungen In einer unmittelbar an des Nachbars Hof 
oder Garten ftoßenden Wand oder Diauer gemacht werben, fo muſſen diefelben, wo e8 bie 
Umftände geftatten, ſechs Fuß von dem Boden des Zimmers oder Behältniffes erhöht, in 
allen Fällen aber mit een nur zwei Zoll voneinander ftehenden Stäben oder mit 
einem Drabtgitter verwahrt fein. 


®) Geltungsgebiet ımter IX A db. ©. 





8 139. Neu errichtete Gebäude müflen bon älteren, ſchon vorhandenen &SBebäuden 
des angrenzenden Nachbars, wenn nicht befondere Pollzeigefege ein anderes borfchreiben, 
wenigftens drei Werkſchuhe zurüdtreten. 

140. Stöbt aber das neue Gebäude auf einen unbebauten Plab des Nachbars, 
fo ift ein Abſtand von anderthalb Werkſchuhen hinreichend. 

142, Sind feboh die Fenſter des Nachbars, vor melden gebaut werben fol 
ſchon feit zehn Jahren oder länger vorhanden, und die Bchältniffe, wo fie fich befinden, 
haben nur don dieſer Seite her Licht, fo muß der neue Bau jo weit zurüdtreten, daß der 
Nachbar noch aus den ungeöffneten Fenſtern des umteren Stodwerl3 den Himmel 
erbliden könne. 

8 143. Hat in bdiefen Kalle da8 Gebäude de3 Nachbars, in welchem die Fenſter 
fih befinden, nod von einer anderen Seite Licht, fo ift c8 genug, wenn ber neue Bau 
nur fo weit zurüdtritt, daß der Nachbar aus ben ungeöffneten Yenitern des zweiten Stod⸗ 
werts den Himntel jehen könne. 

44. Sind aber bie Fenſter des Nachbars, vor welden gebaut werden foll, nod 
nicht ſeit gehn Jahren vorhanden, fo ift der Bauende bloß an die 5 139 beſtimmte Ani- 
fernung gebunden. 

Bon Türen. 

8 148. Neue Türen, welde unmittelbar auf bes Nachbar Grund und Boben 

führen, dürfen wider dejjen Willen niemals angelegt werben. 


Bon Zäunen, PBlanten und Scheidbewänden. 


152. Wer eine neue Scheidung In einer Gegend, wo bisher noch feine vorhanden 
geweſen ift, anlegen will, muß nit nur die Anlage, ſondern aud) die fernere Unterhaltung 
nuf feine Koſten bejorgen. 

1 überhaupt Tiegt die Unterhaltung folder Scheidungen demjenigen ch, 
welchem erweislich das Eigentum derfelben gebührt. 

1 über die Anlage und Unterhaltung gemeinfamer Scheibungen ſiehe B. &. 8. 88 921, 922. 

8 155. Dagegen muß ihn aber der Nachbar, von deſſen Seite die Bretter an: 
geflogen find, den Zutritt auf feinen Grund und Boden bei notwendigen, an ber Plane 
ſich ereignenden Bauen und Reparaturen geftatten. 

56. Die Abdachung der Stiele muß nad ber Seite desjenigen Grunde: 
geſchehen, beffen Eigentüner Die Planke gehört. 

162. Bei Zäunen und Wellerwänden tft in der Negel jeder Befiter ftäbtiicher 
&rundftüde und Bärten den Zaun rechter Hand, vom Eintritt in ben Haupteingang, zu 
bauen und zu unterhalten fchuldig. 

$ 168. Hat aber jemand durch einen neuen Bau feinen Haupteingang gänzlid 
verändert, fo behält er dennoch, in Rüdficht der zu unterhaltenden Zäune, eben die Ber 
kindlichkeit, welche er vor der Veränderung gehabt hat. 

164. Hat bisher ein Gebäude die Haltung eine Zaunes unnötig gemacht, fc 
muß der, welcher die Gebäude wegnimmt, den dafür anzulegenden Baun bauen und 
unterhalten; feldft wenn er font, nach der Regel des 8 162, dazu nicht verpflichtet jein Würde. 

165, Wenn ein zur linken Hand neu anbauender Nachbar feinen Hof oder Garten 
fliegen will, fo muß er den dafelbft bereit vorhandenen Zaun feines Nachbars zur 
Unterhaltung übernehmen. 

6 Pe Die Koften der erften Anlage aber ift er dent Nachbar zu bergüten 
nicht ſchuldig. 

167. Der Quer⸗ oder Nüdzaun muß bon beiden gegeneinander ftoßenden Nachbarn 
gemeinfchaftlicd angelent und unterhalten werden. 

169. Scheidungen zwiichen Höfen müflen in ber Regel nicht unter fech8, zwiſchen 
Särten aber, ſowohl in Städten, ald auf den Lande, nicht unter fünf Fuß hoch ſein. 

1. Die Erneuerung gemeinfamer Zäune richtet fi lediglich nah 8 B. G. B. 


8 170. Wo es die Umstände zulafjen, follen Tünftig ftatt der hölzernen Zäune bei 
Bärten und geſchloſſenen Aderjtüden lebendige Heden angelegt werden. 

8 171. Auch ift der Einentünter eines hölzernen eidezaumes allzeit befugt, au 
defien Stelle eine lebendige Hede anzulegen. 

172. Er iſt aber auch fchuldig, die Anlage nach der Unmelfung des Gad;- 
berftändigen fo zu machen und zu unterhalten, daß durch die Hede da3 Eigentum des 
Nachbars ebenſogut ald durch den Zaun gefichert werde. 

8 173. Lebendige Heden, welche zwei eieloffene Grunditüde boneinander unter 
fcheiden, müfjen ſtets jo angelegt werden, daß dadurd) den Nachbar Fein Schaden gefchche. 





.. 8174. Wil alfo jemand gegen bie Grenze feines Nachbars eine neue lebendige 
—* anlegen, fo muß er, ohne Unterſchled der Holzart, welche dazu gewählt wird, andert⸗ 
alb Fuß von des Nachbars Grenze zurüdtreten. 
Bon Erhöhungen und Erniedrigungen bes Boden?. 


8 185. Wer feinen Grund und Boden erhöhen will, nıuß mit diefer Cchöhung drei 
Fuß don dent Baune, der Mauer oder Planke des Nachbars zurüdbleiben. 


1. Die Erhöhun trotz vorſchriftsmaͤßigen Abftanbs, befeitigt werben, wenn unguläffige Ein⸗ 
wirkungen en 6 *. Fet a f ißis ſt , beſeitig auläffig 


8 186. Daraus, daß der at die Erhöhung in einer größeren Nähe ohne aus⸗ 
drüdlichen Wideripruc) beide en läßt, folgt noch niet, daß er dem Erfake des daraus 
in der folge erwachlenden dens entiagt babe. | 
b) Code civil.*) 
Art. 671, 672, 674 bis 681, 


2 8 906 ff. 


Art. 127. Unberührt bleiben die Iandesgefehlichen Vorfchriften Über bie Über- 
tragung des Eigentums an einem rundftüde, das im Grundbuche nicht eingetragen 
tft und nach den VBorfchriften der Grundbuchordnung auch nach der Übertragung 
nicht eingetragen zu werden braudht. | 

2 Tür Preußen Beitimmt das preuß. Ausführungsgefe zum B. &. B. vom 20. 9. 99: 


Übertragung des Eigentums an buchungsfreien Brundftüden.! - 
n Artikel 27. 

Zur Übertragung des Eigentums an einem GÖryndftüde, das im 
Grundbuche nicht eingetragen ift und auch nach der Übertragung nicht 
eingetragen zu werden braudıt, ift die Einigung des Deräußerers und 
des Erwerbers über den Eintritt der Übertragung erforderlich. Die 
Einigung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung; wird 
einer der Beteiligten durch eine öffentliche Behörde vertreten, fo genügt 
die Beurkundung durch einen nach Artikel 12 8 2? für die Beurfundung 
des Deräußerungsvertrags zuftändigen Beamten. | 

Die Übertragung des Eigentums kann nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. ® | 

1. Vach 5 90 der Grundbuchordnung Fönnen buchungsfreie, Grundftüde fein: 
Grundftüde des Sisfus oder gewiſſer juriſtiſcher ‚Pe onen, die Öffentlichen Wege 
und Gewäſſer fowie foldhe Grundftüde, welche einem dem öffentlichen Derfchre 
dienenden Bahnunternehmen gewidmet find. Diefe Grundftüde erhalten nur auf 


Antrag ein Grundbudblatt. 

2. Dgl. Erläuterungen zu Artifel 142 % Abſchnitis. 

3. Denn eine bedingte oder befeifiete bertragung würde, wenn es fpäter zur 
Eintragung des Grundftüds in das Grundbuch fommt, zu Schwierigkeiten führen. 


Art. 180, Unberührt bleiben die Iandesgefeplichen Vorſchriften über das Hecht 
zur Aneignung der einem anderen gehörenden, im Freien betroffenen Tauben, 
1 Aneignung und Halten von Tauben. 
a) 8.2.3. Leil I Yit, 9. 
8 111. Tauben, welche jemand hält, ohne ein wirkliche Recht dazu gu haben, 
find, wenn fie im Freien betroffen werben, ein Gegenſtand bes Zierfanges, 
IB. Wer das Recht babe, Tauben zu halten, ift in den Brobinzialgefegen beſtimmt. 
118. Bo diefe nicht8 Beſonderes feitfegen, find nur diejenigen, welche tragbare 
Ader in der Feldflur eigentümlich beſitzen, oder diejelben ftatt bes Eigentümers benuten, 
nad Verhältnis des Ackermaßes, Tauben zu Halten berechtigt. 
8 114. Inſetten und andere Tiere, welche nad) 88 107 bis 111 ein Gegenſtand bes» 
Xierfanges und meber zur Jagd⸗, noch zur Fiſchereigerechtigkeit gefchlagen find, Lönnen 


von einen jeden eingefangen werben. 


®) Geltungsgebiet unter IX A db. W. J 
RNadtke, Hanbbuch. A. Aufl. 50 
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8115. Wer in der Abſicht, dergleichen Tiere zu fangen, frenıden Grund und Bode 
ohne Vorwiſſen oder wider den Willen des Eigentümers betreten bat, muß das Gefangen 
den Eigentümer auf besfelben Verlangen unentgeltlich außliefern. 

11 Hat ber Eigentümer auf feinem Grund und Boden zu einen erlaubte 


Xierfange Anftalten gemadt, fo darf kein anderer die dafelbft eingefangenen Tiere, be 
Strafe des Diebftahld, wegnehmen. 

1. Die 114 His 116 find nur mit Nüdfigt auf das Net des Taubenfanges, ai 
aud bes fonftigen freien Tierfanges, im Kraft get. (Konmiffions-Beriht des A 
georbnetenhaufes zum preuß. Ausf.-Ge. zum B. G. B. ©. 133. 

2. Wer Tauben, die dent freien Tierfange unterliegen, d. h. dte einen: Beſitzer nebören, 


der nach den vorftehenden Beitinnmungen ein Recht zum Halten von Xauben nicht bet 
fängt und fi) aneignet, begeht Teinen Diebftahl @ 242 Str. G. B.). — 2.6 
12. 2. 1903, Diſch. %. 8. 1904 ©. 620. — 

b) Jeldpolizeiueroränung vom 1. 11. 1847 (8. S. S. 376). 

Gilt für daß Geltungsgebtet d. U. 2. R. mit Ausſchluß der Kreife Rees und Tulsburg. 

40. Durch Gemeindebefchlüffe kann aber fowohl in Städten als in landlicha 
Gemeinden beftimmt werden, daB auch die Tauben desjenigen, welcher ein Recht bet 
folche zu Halten, wenn diefelben zur Saat» und Exntezeit im Freien umd befonkn 
auf den Adern betroffen werden, Gegenftand des Tierfanges Ian follen. Dergleide 
Gemeindebeſchlüſſe bebürfen jedoch zu ihrer Gültigkeit der Beltätigung der Regium. 


Sekt hat die Betätigung bei Städten durch den Bezirks⸗ und bei ben Landgeneinder 
durch den Kreisausſchuß zu erfolgen. (58 16 und 31 d. Zuſt⸗Geſ.) 


c) Segen den Schaden, der den Grimdbefigern durch fremde Tauben ertmachie 
kann, gewähren ferner und namentlich in den Gebieten, in welchen die unter b ji 
geführte SFeldpolizeiverordnung nicht gilt, Die Vorfchriften der SS 228, 229 8.6.8 
ausreichenden Schuß. 

d) Militärbrieftauben unterliegen nicht der freien Bueignung ober der Zölmg 
Auch finden auf fie etwaige Vorichriften, wonach Tauben, welche im ein frame 
Taubenhaus übergehen, dem Eigentümer des letzteren gehören, feine Anwendung 
Sperrzeiten dürfen für Militärbrieftauben nur einen zuſammenhängenden Zeitrem 
von hoͤchſtens je zehn Tagen im Frühjahr und Herbſt umfaffen. Sperrgeen TE 
aber auf die Reiſeflüge der Militärbrieftauben Leine Anwendung. ifitächref 
tauben find als folche durch einen beſonders vorgefchriebenen Stempel erlem. 
(Gef. v. 28. 5. 1894, R. ©. Bl. ©. 468.) 


Urt. 142. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Worfchriften, welche in I 
Ina der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen deh 
r die Beurkundung des im 8 318 des erden Geſetzbuchs bezeichneten 
owie für die nach 8 873 Ubf. 2 des Bürgerlichen Gefehbuchs zur Bindung du 
eteiligten erforderliche Beurkundung der Erflärungen außer den Gericht 
und Notaren auch andere Behörden und Beamte zuftändig find. — 
2 Fur Preußen beſtimmt das . Ausführungs B. G. 8. vom 2.9. 
(©.®. 3 — ben be preuß. Ausfuhrungsgeſetz zum 
Beurfundung von Grundftäksperäußerungen. 
Artikel 12. FM 
8 1. Fur einen Dertrag, durch den fi der eine Teil verpflich 
das Eigentum an einem Grundftücde gegen Übernahme einer feſten — 
rente zu übertragen (Rentengutsvertrag), genügt bei den du * 
mittelung der Seneralfommiffion eielihe &o und bei den vom > 
ausgegebenen Rentengütern die fehriftliche Sorm.! 
Das gleiche gilt für den in den 88 16, 17 des Geſetzes übe) 
Enteignung von Grundeigentum vom I1. Juni 1874 (©. >. tum 
bezeichneten Dertrag über die freiwillige Abtretung von Grundeigen 


1.8126 3.8.28. 


8 2. Wird bei einem Dertrage, durch den ſich der eine Teil ver 
pflichtet, das Eigentum an einem in Preußen liegenden Grundftüde zu 
übertragen, einer der Dertragfchließenden durch eine öffentliche 
Behörde! vertreten, fo tft für die Beurfundung des Dertrags 
außer den Gerichten und Notaren auch der Beamte zuftändig, 
welcher von dem Dorftande der zur Dertretung berufenen Be: 
hörde oder von der vorgefesten Behörde beftimmt ift. 


1. Der Artifel 12 und infonderheit diefer $ 2 bringt für die Allgemeinheit die- 
jenigen Erleichterungen, die im Gegenſatz zu $ 315 8. G. B. nah Artikel 142 des 
Ein grungsgefeges zum 3. 8. 8. zuläffig und | t find. 

Bel allen Grundffüdsveräußerungen bedarf der Dertrag, wenn der 
Staat, eine Provinz, ein Kreis, eine Stadt- oder Landgemeinde, eine Kirchen» oder 
Schulgemeinde oder eine andere öffentliche Behörde ihn Fartießt, nicht der notariellen 
oder gerichtlihen Beurfundung. Die Beurkundung kann von jedem von der zur 
Dertretung bernfenen vorgefegten Behörde dazu beftimmten Beamten vorgenommen 
werden. Der Beftimmung liegt jedoch die Dorausfegung zugrunde, daß nicht der 
den Dertrag abſchließende Beamte die Benrfundung vornehme, fondern daß durch 
den Dorftand der zur Dertretung berufenen oder vorgefehten Behörde ein zweiter 
Beamter als Urfundsperfon beftimmt werde. Dat diefe Urfundsperfonen ftets 
Perſonen find, die die Befähigung zum höheren Dermaltungsamt haben, iſt nicht 
erforderlih. &. 3. ein Föniglicher Förſter kauft eine enklavierte Parzelle unter 
Dorbehalt höherer Benehmigung (Königlihe Regierung, Minifterium), 
et mit dem Derfäufer einen Dertrag und läßt diefen fogleich von dem Ober: 
örfter oder einem anderen gorfer beglanbigen. Der Dertrag ift jet rechtsgültig 
und der Derkäufer der Behörde gegenüber durchaus gebunden. Die Behörde 
(Regierung) fann dagegen den Dertrag ohne weiteres auf Grund des Dorbehalts 
für unverbindlich erklären, indem fie die Genehmigung verfagt. 

Selbſtverſtändlich Fönnen Beamte nur dann als Käufer namens ihrer Behörden 
er An. operfonen auftreten, wenn fie von der vorgeſetzten Behörde dazu er- 
mädhtigt find. 

Derartige Derträge werden häuflg vorfommen bei Anlegung oder Regulierung 
von Wegen, Ehauffeen, Abrundung der Grenzen, Anfauf Peiner, in den Sorften bes 
legener, in privaten Bänden befindlicher Parzellen m. 

Durch diefe einfache Beurfundung wird das Derfahren wefentlich vereinfacht, 
und den Beteiligten werden die Koften der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
glaubigung erfpart. 

Kommunalbeamte werden ſolche Deriräge auch immer nur unter Dorbehalt 
höherer Genehmigung (Magiftrat, Stadtverordnetenverfammlung, Gemeindever- 
tretung ufw.) abſchließen. 

Der Artifel 12 des Ausführungsgefeges begründet aber nur die Suftändigfeit 
für die Beurkundung des obligatoriihen Deränßerungsvertrages, nicht auch die 
Suftändigfeit für die Beurfundung fonfttaer felbftändiger XIebengefchäfte, y 8. Be 
ftellung von Bypothefen, Erteilung von Dollmadten ufw. (Del K. 8. U. 8. zum 
preuß. Ausf.Geſ. zum 8. 6. 8, 5. 9 bis 11.) . 


2. Aufter zu einem Baufuerirag: 
Derhandelt Tieheim, den 20. O®Ftober 1902. 
Zwiſchen dem unterzeichneten Sörfter einerfeits und dem Büdner Hherrn Anton 
Kurz aus Neheim andererfeits iſt vorbehaltlid höherer Genehmigung nachſtehender 
Kaufvertrag verabredet worden. 
8 ı. Es verkauft p. Kur; von dem ihm gehörigen, auf der angehefteten 
Bandzeihnung dargeftellten und in dem (beigefügten) Auszuge aus der Brundftener- 


mutterrolle des Gemeindebezirks Neheim näher bezeichneten Grundſtücke, Parzelle = 
Kartenblatt 2 der Gemarkung Oberförfterei Dreisbach, Wieſe im Neſſeltal, die auf 
der Bandzeichnung mit a, b, c, d, e bezeichnete Slähe von etwa 14 a Größe (und 
einem Grundfteuerreinertrag von 0,12 Taler) an den Königlichen Forſtfiskus frei von 
Eintragungen der II. und IH. Abteilung des Grundbuchblattes, fowie von allen nicht 
eingetragenen Laſten und Abgaben zu einem Kanfpreife von 25 Me., buchſtäblich 
fünfundzwanzig Marf für ı a. 
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ür die Kaufpreisberedinung wird die durch die Sortfchreibungs noch 
zum erSittelnbe Größe der Kaufflähe zugrunde gelegt. $ür die letztere wird indefe 
feine Gewähr geleiftet. 

$ 2. Der Kaufpreis foll dem Derfäufer durdy die Königliche Sorffafe z 
Köben gezahlt werden, nachdem das Grundftüd feitens des Derfäufers für den Ser: 
* aufgelaſſen, der letztere als Eigentümer im Grundbuch eingetragen um 

ie bie em Derfäuf nach 8 ı herbeizuführende Kaftenfreiheit bis 
ie von dem er ı herbeizuführende i is zur 

Auflaſſung nicht bewirkt, ſo iſt —* berechtigt, das ganze Kaufgeld —— zuräd: 

zuhalten, bis Derfäufer feinen diesbezüglichen Verpflichtungen nadıgefommen if. 

Beide Teile verpflichten fi, die erforderlihen Anträge bei dem Grundbudan 
zu Klaren binnen längfiens drei Wochen nad Dollziehung diefes Dertrags zu 

& 3. Die libergabe der Kaufflädye findet fpäteftens vier Wochen nad 
Auflaffung und Umgemeindung fatt. 

Derfäufer haftet dafür, daß die Kaufflädye aus dem Gemeindeverbande chem 
ausgefdieben und dem Gutsbezirke der Königlichen Oberförfterei Dreisbad zugeleg 
wird. Die Koften diefer Umgemeindung fallen dem Derfäufer zur Lafl. 

$ 4. Derfäufer verpflichtet fi, die bis zum Tage der Übergabe fälligen A 
gaben und Laſten jegliher Art zu berichtigen. Sisfus übernimmt die nad 
biefem ——— fällig werdenden bezüglichen Abgaben, ſoweit er nicht gefehlt 

avon eit iſt. 

8 5, Die Koften, die aus der Einleitung, dem Abfchluß und der Durdführze 
diefes Dertrages, fowie durch die Auflaffung erwacfen, trägt Fiskus. Die Step 
Poften fallen, foweit fie bei der Stempelfreiheit des Sisfus in Anſatz kommen, dem 
Derfäufer zur Laſt. 

8 6. Derfäufer geftattet der Sorfiverwaltung, fobald die Genehmigung 
Durchführung diefes Haufgefhäfts erteilt worden if, alfo bevor die Auflafım 
Kaufflähe und die Auszahlung des Kaufgeldes erfolgt fein wird, die ihr wurde 
wert erfheinenden Deränderungen mit der Kaufflähe (Anlage von Wegen, 
führung von Kulturen ufw.) vorzunehmen. 

7. Beide Teile entfagen allen und jeden diefem Dertrage zumiderlaufenden 
Einreden, fie mögen Namen haben, wie fie wollen. 
Zu Urkund defien if diefer Vertrag von beiden Teilen unterfchriftlid vol 


30gen worden. 
Der Königliche Sörfter. Der Derfäufer. 
Raten. Anton Kurz. 


5. Auſter zur Merhandlung über die Yeurkundung eines Banfserirage. 
Derd aß Ati —— FA er 20. 23 N ärger 
or dem gem el 12 5 2 des preußifchen Ausführungsgefeges zum SU“ 
lihen Geſetzbuch vom 20. September 1899 für die Beurkundung von Derträgen über 
Grundftüdsveräußerungen von dem Aegierungs-Präfidenten zu Erfurt be 
Beamten, Oberförfter Engels zu Dreisbach, erfchienen heute von Perſon befonnt: 
a) der Königliche Sörfter Raten und 
b) der Büdner Anton Kurz, 
beide wohnhaft zu Neheim, und gaben folgende Erflärung ab: Bu 
„Wir befennen uns zu dem Inhalte des von uns am heutigen Cox 
zu Neheim abgefchloffenen und vollgezogenen :Kaufvertrags, welder biefe 
Derhandlung als Anlage beigefügt ift.“ 
Dorftehende Derhandlung nebft Anlage wurde ben beiden Vertragſchliehenden 


vorgelefen, von ihnen genehmigt und wie folgt eigenhändig Enterfchrieben. 
Raten. Anton Kurz. 


w. - 
Der Oberförfter. 
Engels. 


8 3. In dem vormaligen Berzogtume Naſſau find an Orten, di 
nicht Sig eines Amtsgerichts * auch die Bürgermeiſter zuſtndin 
Kauf- und Taufchverträge über Grundſtücke ihres Amtsbez I 
beurfunden, wenn der Kaufpreis oder der Wert der eingetauſchte 
Gegenſtände nicht mehr als fünfhundert Mark beträgt. 











8 4% Auf die Beurkundung, die ein nad) den 88 2, 3 zuftändiger 
Beamter vornimmt, finden die Dorfchriften des $ 168 Sag 2 und der 
88 169 bis 180 des Neichsgefeges, über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Berichtsbarfeit,! des 8 191 des Berichtsperfaffungsgefees? und 
des Artifel 41 des preußifchen Geſetzes über die freiwillige Gerichts: 
barkeit? entfprechende Anwendung. Iſt nach diefen Dorfchriften ein 
Dolmetfcher zuzuziehen, fo kann die erforderliche Beeidigung des Dol: 
metjchers durch den beurfundenden Beamten erfolgen. 


1. Aus diefen Paragraphen des Gefebes v. 20. 5. 1898 (R. 6. 31. S. 771) find 
bemerfenswert: 

8 168 Sah 2. Als Beteiligter im Sinne der 88 169 bis 182 ift derjenige 
anzufehen, Er Erflärung beurfundet werden foll. 

8 169. Iſt ein Beteiligter taub, blind, ftumm oder fonft am Sprechen verhindert, 
fo muß der beurfundende Beamte zwei Seugen zuziehen. 

120 bis 125. Beil der Beurkundung darf nidt mitwirfen als Urfundsperfon 
oder Seuge, wer felbft Beteiligter ifl, wer mit einem der Beteiligten verwandt oder 
verfhwägert iſt, und derjenige, zu deſſen Gunften in der Urkunde eine Derfügung 
getroffen werden foll. Als Seugen dürfen ferner nicht mitwirfen: Minderjährige, 
Gefinde oder Gehilfen der beurfundenden Beamten ufw. 

12%. Die bei der Beurfundung mitwirfenden Perfonen müffen bei der 
Dorletung, — ung und Unterzeichnung der Urkunde zugegen ſein. 

125. Über die Derhandlung muß ein Protokoll in deutſcher Sprache auf: 
genommen werden. 

& 126. Das Protofoll muß enthalten: 

1. Ort und Tag der Derhandlung, s 

2. Bert Bezeihnung der Beteiligten und der bei der Derhandlung mitwirfenden 
onen, 
5. hie Erflärung der Beteiligten. 
Wird in der Erflärung auf eine Schrift Bezug genommen und diefe dem Protofoll 
als Anlage beigefügt, jo bildet fie einen Teil des Protofolls. 

Das et foll eine Angabe darüber enthalten, ob der beurfundende Beamte 
(Richter, Xlotar) die Beteiligten Pennt oder, fofern dies nicht der Fall ift, in welcher 
Weije er fi Gewißheit über ihre Perfönlichfeit erihafft hat. Kann er fidy diefe 
Gemißheit nicht verfchaffen, wird aber gleihwohl die Aufnahme der Derhandlung 
verlangt, fo follen der Sachverhalt und dasjenige, was zur Seftftellung der 
Derfönlichfeit beigebradht ift, in das Protokoll aufgenommen werden. 

172. Das —— muß vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt und 
von ihnen eigenhändig unterſchrieben werden. Im Protokolle muß feſtgeſtellt werden, 
daß dies — iſt. Das Protokoll ſoll den Beteiligten auf Verlangen auch zur 
Dual vorgelegt werden. 

lärt ein Beteiligter, daß er nicht fchreiben könne, fo muß diefe Erflärun 
im Protofolle {ef eftellt werden. Bei der Dorlefung und der Genehmigung * 
dann der beurkundende Beamte einen Zeugen zuziehen. In den Fällen des 8 169 
—— dieſer Zuziehung nicht. 

as Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben werden. 
SS 1r78 bis 180 handeln von dem Derfahren bei Zuziehung eines Dolmetſchers, falls 
ein a ale oder der deutfhen Sprade nicht mächtig iſt. 

2. 8 191 lautet: 

Der Dolmetfher hat einen Eid dahin zu leiften, „daß er treu und gewiſſen⸗ 

haft übertragen werde”. 

5. Art. 41 des preuß. Ausf.Geſ. bezieht fih auf das Protofollieren mit 
einem Tauben. 

4. Dol. das Mufter unter 3. zu 8 2. 





Urt. 148. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen WBorfchriften, welche in 
Unfehung der in dem Gebiete des Bundesftaatd liegenden Grundftüde beftimmeıt, 
daß die Einigung der Parteien in den Fällen der 88 925,1 10153 de B. ©. B. 

vor dem Grundbuchamt 2 vor Gericht, vor einem Notar, vor einer anderen 
Behörde oder vor einem anderen 


eamten erklärt werden Tann. 





Unberührt bleiben die Inndesgefeglichen Borfchriften, nad welchen es bei ber 
Auflaffung eines Grundſtũcks der —E Anweſenheit beider Teile nicht bedarf 
wenn das Grundſtück durch ein Gericht oder einen Rotar verfteigert worben iſt, und 
die Auflafiung noch in dem Verſteigerungstermine ftattfindet. 

1 8 925, fiehe XH A d. ®. 

2 8 1015 betrifft die Beitellung des Erbbaurechts. 


1V. Abfchnitt. — Äbergangsvorſchriften. 


Art. 188, Zugunſten eines Grundftüds, das zurzeit des Inkrafttretens bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Wald beftanden di bleiben die landesgejeblichen 
Borfjchriften,? welche die Rechte des Eigentümers eines Nachbargrundftüds in Anſehung 
der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundſtücke jtehenden Bäume und Sträuder 
abweichend von den Borfchriften des $ 910 und des 8 923 Abi. 2, 3 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs beftinmen, bis zur nächſten Berjüngung de Waldes in Kraft. 

1 Kür ein Srundftüd, daß am 1. 1. 1900 nicht mit Wald beitanden war, treten bie 
88 910, 923 B. &. B. au dann in Straft, wenn das Grundſtück vorher mit Wal 
beitanden war und nachher wieder aufgeforjtet wird. (Pland VI ©. 310.) 


29.2.3.190. 
5.297. Niemand ift bie unter feinem Grund unb Boden fortlaufenden W 
— A über feine Grenze herüberhangenden Biweige eines fremben Baumes zu bu 
erpflichte 
8 288. Wil er aber felbige wegbauen, fo muß er das Holz dem Eigentümer bes 
Baumes außliefern. 

289. Duldet er hingegen biejelben, fo ift er beredtigt, biefenigen Früchte ſich 
augue Sen welche der Eigentümer nit einfamnieln Tann, ohne den Grund des Nadbers 
zu berühren. 

8 290. Dergleihen Früchte darf der Eigentümer aud nicht mit Inſtrumenten 
herüberlangen oder burch das Herüberbeugen der Alte an fich ziehen. 

291. Dagegen iſt der Eigentümer bes Baumes die auf ben Grund bes 
berüßerbangenden Zweige auf feinem eigenen rund und Boden wegzubauen wohl befugt. 

29%. Fruchte eines an der Grenze ftehenden Baumes, welche durch die Gewalt 
des Windes über die Grenze getrieben werben, ift ber Nuchbar fich zuzueignen igt. 

. Der Baunı felvft aber, weicher durch Sturmwind ganz oder zum Teil auf 
den Grund des andern geworfen worden, verbleibt bem vorigen Eigentümer. 
’ 294. Auch die Früchte, welche nad) erfolgter Wegihaffung an dem Baume no 
befeftigt find, gehören dem Eigentünter. 
7 205. Der Eigentümer iſt, bei Verluſt feines Rechts, ſchuldig, einen ſolchen 
Baum auf Berlangen des Nachbars ohne Zeitverluſt von dem Grunde desſelben 


wegzuſchaffen. 
296. Den Schaden, welcher bei dem Wegſchaffen auf dem Grunde des Nachbars 


angerichtet wird, muß der Eigentüner des Baumes allemal vergüten. 

97. Benjenigen Schaden aber, weldhen ber Yaum felbft durch feinen Umſturz 
verurſacht bat, muß er nur infofern vergüten, als ihn: dabei eine nach den Geſetzen 
verantwortliche Verſchuldung zur Laſt fällt. 


C. Geſinderecht. 


1. Derhältnis von Reichs- zum Landesrecht. 


Das privatrechtliche Dienftverhältnis des Gefindes in beaug, auf Reichs» und 
Landesrecht regelt der Artilel 95 bes Einführnungögefehes zum B. 8. B. 

Urt. 95 lautet: 

„Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borjchriften, welche dem Geſinderecht 
angehören. Dies gilt insbefondere auch von den Vorſchriften über die Schaden: 
erjagpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen Verlaſſen des Dienftes 


verleitet oder in Kenntnis eines noch beftehenden ®efindeverhältnifies in Dienft nimmt 
oder ein unrichtige8 Dienſtzeugnis erteilt. 
Die Borfchriften der 88 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, des 
S 840 Ubf. 2 und des $ 1358 des B. ©. B. finden Unwendung, die Vorfchriften 
des 5 617 jedoch nur infoweit, als die Landesgejehe dem. Geſinde nicht weitergehende 
Anfprüche gewähren. 
Ein Züchtigungsrecht fteht dem Dienftberechtigten dem Gefinde gegenüber nicht zu.” 
nn gelten für das Geſinderecht nach wie vor im allgenieinen die landes⸗ 
efeglichen Borfchriften (Befindeorduungen); von den reichsrechtlichen Beitimmungen 
And nur die der vorerwähnten Baragraphen des B. &. B. auf das Befindeverhältnis 
anwendbar. .. reichörechtlichen Vorſchriften gehen den landesgeſetzlichen aber vor. 
Ru den Gebieten, in welchen eine befondere privatrechtliche Regelung 
des Geſindeverhältniſſes durch Gefindenrdnungen bisher nicht beitanden hat, 
bringt das dort fünftig allein maßgebende Neichsrecht nicht Fortfchritte, 
weil es namentlich in den Vorfchriften über den Dienftvertrag (B. ©. 8. $ 611 ff.) 
die Eigentümlichfeiten eines Dienftverhältniffes, bei dem der Werpflichtete in Die 
häusliche Gemeinfchaft des Berechtigten aufgenommen ift, eingehender als das bisher 
geltende Recht berü 3— 
Die im Artikel 96 Abſ. 2 erwähnten Paragraphen des B. G. B. ſind, ſoweit 
von Belang, unter A dieſes Abſchnittes aufgenommen. Sie betreffen: 
88 104 bis 115 die Geſchäftsfähigkeit der Perſonen, insbeſondere die Abſchließung 
der Geſindeverträge mit minderjährigen, d. ſ. 7. bis 21jährigen Menſchen, 
8 131 die Wirkſamkeit der Willenserklärungen gegenüber Minderjährigen, 
88 N —— 840 Abi. 2 die Haftung der Herrſchaft für das Verſchulden ber 
ienftboten, 
85 617 bis 619, 624 beiondere VBorfchriften des Dienftvertrags und 
8 1358 die Einwilligung des Ehemannes zu Verträgen, durch die fich feine Ehefrau 
ala Gefinde vermietet. | 


— — — 


2. Preußiſches Candesrecht. 
a) Ausführungsgefch um 8. ©. 8. v. 20. 9. 1899. 
(8. &. ©. 177.) 


Art. 14, 

8 1 1. Die VBorfchrift des 8 616 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet auf das 
Sefindeverhältnis Unmendung.! | 

2. Die Vorfchriften der Sefindeordnungen, nad) welchen der Dienftberechtigte für 
den von dem Geſinde einem dritten widerrechtlich zugefügten Schaden in weiterem 
Umfang als nach den Vorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs verantwortlich ift, 
treten außer Kraft.% 8 | 

8. Der Dienftberechtigte Tann feine Entſchädigungsanſprüche wegen Verlegung 
der dem Geſinde aus dem Dienftverhältnis obliegenden Verpflichtungen gegen deſſen 
Lohnforderung aufrechnen.* 

4. Ein Wohnfit wird durch das Gefindeverhältnis nicht begründet. 

8 2. 1. Im Geltungsbereiche der dänijchen rn nung vom 10. Mai 1854 
werden an Stelle der bisherigen Vorfchriften über Das Gefinderecht die Schleswig» 

olfteinifche Gefindeordnung vom 25. Februar 1840 (Chronol. Samml. ©. 85), 
owie die für ihr Geltungsgebiet erlaſſenen jonftigen Vorſchriften des Gefinderecht3, 
* fie noch in Kraft find, mit den ſich aus 8 1 ergebenden Änderungen ein⸗ 
gerührt. 

2. Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftehendes 
Geſindeverhältnis beftimmt fich, wenn nicht die Kündigung nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu dem eriten Termin erfolgt, für den fie nach ben 
bisherigen Geſetzen zuläffig ift, von diefem Termin an nach ben neuen Vorfchriiten. 





8. 1. In denjenigen Teilen des Oberlandesgerichtsbezirkes Caffel, in welchen 
beſon ere Vorſchriften über das Geſinderecht nicht beſt werden die u fchriften 
des 5 7 der Hurheffiichen Verordnung, das Gefindeweien in den Landſtädten 
auf dem Lande betreffend, vom 18. Mai 1801 (Reue Samml. der SanbeSorbirangen 
Band IV ©. 368) infoweit eingeführt, ald fie privatrechtlidde Nachteile ar ben 


Vertragsbruch knüpfen. 
2. Unter dem zurückſtehenden ne im Sinne des 8 7 Abf. 5 der Berorbmung 


vom 18. Mai 1801 tft der laufende Dienftlohn, jedoch Hcbfiens ber Lohn für ein 
Bierteljahr, zu verſtehen. 

1 Der 8 616 betrifft ben Yortbezug des Lohnes während ber Dauer unverſchuldeter 
Bestberung, Sul oe, e16 ne Get human unter A dieſes Abſchnittes 

—8 — bleiben badenen die eine erweiterte Haftung der Dienf Bor» 
fehenden Beitimmungen, welde fi in vborbehaltenen befonberen Landesgeſetzen 
wie namentlich bie 88 11, 12 des — Geietes, betreffend den Sorftdiebftahl, vom 15. April 1878 
(®. ©. ©. za und der 8 5 des Feld» und Forftpolizeis®eleges vom 1. April 18% 


G. ©. ©. 230 
\ 4 Die lſchaft iſt alſo befugt zur Aufrechnung ihrer Ra re ei 


namentlich oe: welde durch Mutmwillen oder grobe Babel gleit des 
Sachen, 3. ieh der —*2 entſtehen. (Nommiſſ.⸗Ber bgeordn.«-Haufes ©. 13) 


») Gefinbesriunngen. 


1* gelten folgende Geſindeordnungen: 


r das Gebiet bes U. 8. R. (vgl. unter X A d. W.), mit Ausſchlu 
J und Duisburg, wo gie rheiniſche Geſindeordnung Kr —A 


. 11. 1810 (G. ©. ©. 101); 
2. für "Reuserpommern und 8 Gefſindeordnung v. 11. 4. 1845; 
3. für die Rheinprovinz: Geſindeordnung dv. 19. 8. 1844 (G. ©. ©. 410); 
4. für Schleßwig⸗Holſtein: Geſindeordnung dv. 25. 2. 1840 (Chronol. Samml. b. 
erord. 35) und für Zauenburg: Ebilt v. 22. 12. 1732 (Lauenb. Berord 


Samml. 1 ©. 392), — d. Nefkeipt b. 29. 12. 1741, 


ferner Befeh v. 78 (G. ©. ©. 86); 
5. für Hanns 
für bie ehem. Banfbrofteibegirte dannober, pilbesheim, m Eünebur 
om Dar Geſetz v. 15. 1844 und ord. v. 9. 10. 54 Abm 


G 161); 
für den, Canbbroftelbeir Dsnabrüd: Geſetz v. 28. 4. 1838 (Hann. G. S. II 


für die e m. Herzogtümer Bremen und Berden und das Land Habeln: 
Geſetze v. 12. 4. 1844 und 16. 2. 1853 (Hanıı. G. ©. III ©. 142); 
für Oſt rieland und arlingerlanb: ienftbotenordnung v. 10. 7. 1859 


(Hann. & ©. ©. 713); 


6. für Heffen-NRaflen: 
Kurheſſen: für die Stäbte Caſſel, Marburg, Rinteln und Hanau; Geſinde⸗ 
ordnung v. 15. 5. 1797,. für die Landſtädte und das Land: Berorbn. b. 
18. 5. 1801, beide ergänzt durch Berorbn. d. 29. 11. 1823; für das Fuldaiſche: 
Gefindeoronung v. 28. 12. 1816; 


Naſſau: Jerordn v. 15. 5. 1819; 
Frankfurt a. : @efindeorbnung b. 5. 3. 1822, abgeändert d. Geſetz v. 


9. 4. 1873; 
für ganz Heffen-Naffau ferner: Geſetz dv. 27. 6. 1886. 
7. Ds opengollern: Rgmaringiiche Dienftbotenordnung v. 31. 1. er (Si 
j 6 ©. 291) ımd heddingifche dv. 30. 12. 1843 (Hech. Berordn. Bl. S. 341). 

Es fehlen prinatrechtliche Beitinnmungen über das Geſinderecht in den vormals 
Iandgräflih und den vormals großberzogli heſſiſchen ſowie ben vormals 
bayeriſchen Gebietsteilen; dort tritt das Reichsrecht vorbehaltlos in Skraft; nur eine 
Borichrift Aber Strafen bes Bertragsbruchd bat der oben unter a aufgeführte Artitel 1483 


eingeführt. (Bgl. Weißler I 522.) 








Am en bie Bene nungen bie gleiden Be— 
ftimmungen. Nachfolgend find Daher nur die hauptſächlichſten Beftinnmungen 
der Preußiſchen Gefindeorbnung db. 8. 11. 1810 zum Ubdrud gefommen. 


Gefindeorbnung vom 8. 11. 1810. (8. S. ©. 101.) 
r — Geltungsgebiet: Vorbemerkung unter 1. — 
Bon gemeinem Gefinde. 


8 1. Das Berhältnis zwiſchen Herrſchaft und Gefinde gründet fih auf einem 
Bertrage, wodurd der eine Ei zur Leiftung gewilfer häuslicher. oder wirt» 
ſchaftlicher Dienfte auf eine beftimmte Bett, fowie Der andere zu einer dafür zu 
gebenden beftinmten Belohnung fich verpflichtet. 


2 Bum Gefinde find nur folge Perfonen zu rechnen, bie zur Berrichtung niederer 
häuslicher oder wirtſchaftlicher Dienfte gemietet, ber haͤuſslichen Gemeinſchaft angehören 
und Der Hausgewalt ber Herrichaft untergeorbnet find. Ws keine Hausgenoſſenſchaft (3. B. 
bei Aftiengefellichaften, Korporationen ufw.), gibt es Tein Geſinde. 


Wer Sefinde mieten kann. 


8 2. An der ehelichen Gefellichaft fommt es dem Manne zu, das nötige Gefind 
zum Gebrauche der Familie zu mieten. 
8 3. Weibliche Dienftboten kann die Frau annehmen, ohne daß es dazu ber 
ausdrüdlichen Einwilligung des Mannes bedarf. EN“ 
s Doch Tann der Mann, wenn ihm das angenommene Gefinde nicht an⸗ 
ftändig ift, deſſen Wegichaffung nach verfloffener gefegmäßiger Dienftzeit, ohne Rück⸗ 
fiht auf die vertragsmäßig beitimmie, nach) vorgängiger Uuffündigung verfügen. 


Wer fih als Geſinde vermieten Tann. 
— Bol. 8 104 ff. 8. ©. B., insbejondere $ 118. — Se 
89. ———— welche ſchon vermietet geweſen, muſſen bei dem Antritte eines 
neuen Dienftes die rechtmäßige Verlaſſung der vorigen Herrfchaft nachweifen. 


1 Geſinde⸗Dienſtbücher. 
eder Dienitbote, welcher in Gefinbebienft tritt oder bie geriae wechſelt, 
muß ſich mit einen Geſindebuche verſehen, welches von dem Anisvorſteher aus⸗ 
gefertigt wird. Der Landrat oder der Amtsvorſteher kann den Genieindevorſteher 
zur Ausfertigung von Gefindebücdhern ermächtigen. " 

Das Buch ift beim Dienftantritt der Herrfchaft vorzulegen. Bermeigert dies 

der Dienftbote, fo kann die Herrfchaft ihn entweder entlafien ober bie Weigerung 
bei dem Amtsvorſteher zur Do oen Beitrafung des — anzeigen. 

Bei der Entlaſſung des Geſindes iſt von der Herrſchaft ein vo * es 
eugnis in das Dienſtbuch einzutragen. Wegen der Zeugnisverweigerung kann bie 
errſchaft in Polizeiſtrafe genonimen werden. | 

Geht ein Gefindebuch verloren, fo hat ber Amtsvorſteher nach —— Anzeige 

die Ausfertigung eines neuen Buches zu veranlaſſen, in welchem ber Verluſt des 
früheren ausdrüdlicd angemerkt werben muß. (Verordnung db. 29. 9. 1846 u. Gef. 
v. 21. 2. 1872 nebit Miniſterial⸗Inſtruktion.) 


8 10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu haben angeben, müflen durch ein 
geugnis ihrer Obrigfeit dartun, daß bei Ihrer. Unnehmung als Gefinde Fein Bedenken 
obwalte. 

8 11, Hat jemand mit Berabfäumung der —— 88 9 und 10 ein Geſinde 
angenommen, jo muß, wenn ein anderer, dem ein Hecht über die Perſon oder auf 


die Dienfte ded Angenommenen zufteht, fich meldet, der Mietlontralt als ungültig 
fofort wieder aufgehoben werden. 

. Außerdem bat der Annehmende durch Übertretung diefer Vor⸗ 
genen eine Geldbuße von einem bis zehn Taler an die Armenkaſſe des Orts 





Geſindemäkler. — 88 14 bis 20. 
| Schließung des Mietvertrag3. 
Die 88 22 u. 23 der Geſ.⸗Ord. find nach dem Inkrafttreten des B. &. 3. hi⸗— 
jene geworden. Zur Gültigkeit eine Gefindedienftvertrags, felbjt wenn die Bgige 
es Gefindes 150 ME. im Jahre überfteigen, bedarf es weder der ſchriftlichen Term. 
noch bet Hingabe und Annahme eines Mietgeldes. (8. ©. v. 5. 10. 1903, Sehr. 
d. Entfh. Bi. 1 ©. 337.) 


1 Notwendig ift bie Hingabe eines Mietgeldes alfo nicht, wird es aber gegeber 
dann beitimnit fidh die rechtlihe Wirkung nad den B. ©. 3. 8 336 ff. 


Lohn und Koft des Geſindes. 


52. Der Lohn, Koftgeld oder die Beldftigung des ftäbtiichen unb ländlichen 
Sefirkes ohne Ausnahme hängt bloß von freier Übereintunft ab. 


2 Erweitert buch $ 618 8. G. B. 


34. Weihnachts⸗ Neujahrs⸗ und andere dergleichen Geſchenke Tann bes 
Geſinde auch auf den Grund eines Verſprechens niemals gerichtlich einklagen. 

36. allen Fällen, wo Weihnachtd: oder Neujahrzgeichente während eines 
Dienitiahres ſchon wirklich gegeben worden, kann die Herrichaft dieſelben anf ber 
a anrechnen, wenn der Dienftvertrag im Laufe des Jahres durch Schuld bei 
Geſindes wieder aufgehoben wird. 

87. . Bei männlichen Bedienten ift die Livree ein Teil des Lohnes und Fällt 
nach Ablauf der duch Vertrag beftimmten Zeit denfelben eigentümlich au. In & 
mangelung einer folchen Beftimmung entfcheidet die Polizei⸗Obrigkeit über die Zeit, 
binnen welcher die Livree verdient ift. 

& 38. Wird außer derfelben noch befondere Staatslivree gegeben, fo hat auf 
diefe der Bediente Leinen Anſpruch. 

8 39. Mäntel, Kutfcherpelze u. dgl. gehören nicht zur gewöhnlichen Livrer 


Dauer der Dienftzeit. 

8 40. Die Dauer der Dienftzeit hängt von freier gegenfeitiger Übereinkunft bei 
der Vermietung ab; doch kann niemand ſich zu einer Dienftzeit verpflichten, die wicht 
entweder Durch eine gewille Anzahl von Jahren oder Monaten, Wochen, Tagen and 

ebrüdt oder doch fo beftimmt iſt, daß jedem Teile freifteht, nach vorgängiger 

ndigung von dem Vertrage abzugeben. Wo dies dennoch gejchehen fein follte, au 
der Dienende nach vorgängiger einjähriger Uuffündigung jederzeit entlaffen werben 
Dienitlontralte, weldye Eltern oder Vormünder für ihre Kinder oder Pflegebefohlenen 
abjchließen, können von benfelben nach, erlangter VBolljährigleit unbedingt nach $ 112 
aufgelündigt werden. 


1 Vgl. 8 64 B. G. 2. 


— 41. Iſt nichts beſonderes verabredet worden, fo wird die Miete bei ſtädtiſchen 
na n auf ein Vierteljahr, bei Landgefinde aber auf ein ganzes Jahr für gefchloffen 
angefehen. 

8 42. Die Untrittözeit ift in Anſehung des ftädtifchen Geſindes der 2. Januar, 
April, Juli und Oktober jeded Jahres, infofern nicht ein anderes bei Vermietung 
ausdrüdlich ausbebungen worden ift. Fällt jeboch die Untrittszeit hiernach auf einen 
Sonn» oder Feittag, fo zieht das Geſinde den nächiten Werktag vorher an. 

43. Bei dem Landgefinde beruht die Antrittszeit desfelben zunächlt auf aus 
drüdlicher Übereintunit bei der Vermietung; wo diefe nicht ftattfindet, vorläufig auf 
der in der Gegend üblichen Gewohnheit. 

8 44. Die gejeglichen oder nad) $ 43 auf landüblichen Gewohnheiten beruhenden 
Antrittstage für das neue Geſinde find zugleich die Ubzugstage für das alte. Kein 
Geſinde darf den Dienft wider Willen der Herrichaft früher verlaflen, es fei denn, 
daß feine Dienftzeit nach ausprüdlicher gegenfeitiger Übereinkunft früher beendigt wäre. 








5 51. Weigert fi) das Gefinde, den Dienft anzutreten, fo muß ed dazu von 
Der Shrigkeit! durch Zwangsmittel angehalten werden. Bleiben diefe fruchtlos, und ift 
Die Herrſchaft deshalb gemdtigt, einen anderen Dienftboten zu mieten, fo muß Das 
Sefinde nicht allein den Schaden, welcher der Herrichaft hierdurch erwächſt, erjeben 
und Dad Mietgeld zurüdgeben, fondern es verfällt noch Überdies in eine Strafe, die 
nach Maßgabe der Verfchuldung auf zwei bis zehn Taler oder bei Unvermögenden 
auf verhältnismäßige Haft feitzufegen ift. 

2 Ortspolizeibehörbe. 


8 54. Erhält weibliches Gefinde vor dem Antritt der Dienftzeit Gelegenheit, 

u Heiraten, fo fteht demfelben frei, eine andere taugliche Perſon zur Verſehung des 
ienſtes an feiner Statt zu ftellen. 

8 55. Iſt es dazu nicht imftande, fo muß auch dergleichen Gefinde den Dienft 

in Städten auf ein Viertel⸗ und bei LZandwirtfchaften auf ein halbes Jahr antreten. 


Pflihten des Geſindes in feinen Dieniten. 


8 57. Gemeines Geſinde, welches nicht ausfchließend zu gewiſſen beftimmten 
Seichäften gemietet worden, muß fich allen häuslichen Verrichtungen nach dem Willen 
der ra unterzieh 


en. 
Das Gefinde tft jchuldig, feine Dienfte treu, fleißig und aufmerkſam 
zu verrichten. 
a Bol. Erläuterungen zu $ 167. 


8 65. Tügt es der Herrfchaft vorfäglich oder auß groben oder mäßigen Ber- 
fehen Schaden zu, fo muß es denſelben erjegen. | 
66, Wegen geringer Verſehen ift ein Dienftbote nur alddann zu Schaben- 
erfahe verpflichtet, wenn er wider den ausdrüdlichen Befehl der FA ehandelt hat. 
8 67. Desgleichen, wenn ex fich zu folchen Arten der — äfte hat annehmen 
laſſen, die einen vorzüglichen Grad von Aufmerkſamkeit oder Geſchicklichleit vorausſetzen. 
68, Wegen der Entſchädigung, zu welcher ein Dienſtbote verpflichtet iſt, Tann 
die Herrſchaft an den Lohn desſelben ſich Halten. 
1 Bol. Urt. 14 8 1 Abf. 3 unter 2a d. Abſchn. 


8 69. Kann der Schade weder aus rüditändigem Lohne noch ans anderen 
Sabfeligteiten des Dienftboten erſetzt werden, fo muß er benfelben durch unentgeltliche 
ienftleiftung auf eine verhältnismäßige Zeit vergüten. 

77. Reizt das Befinde bie Herrichaft Durch ungebührliched Betragen zum 

Zorn, und wird in felbigem von ihr mit Scheltworten oder geringen Tätlichkeiten 
behandelt, jo Tann es dafür feine gerichtliche Genugtuung fordern. 

2 Nach Urt. 95 d. Einf.Geſ. z. B. &. 3. bat bie Herrſchaft dem Geſinde gegenüber 

fein Süctieungsreht. ẽ ſolches beſtand aber auch nach bisherigen Rechten niet (M. J. 


v. 11. 8. 1898, M. ©. 201), und bleibt baber der 5 77 der Geflndeorbnung auch 
ferner in Sraft. 


Pflichten der Herrſchaften: 
8 82. Die Herrfchaft ift fehuldig, dem Befinde Lohn und Kleidung zu den 
beftimmten Zeiten ungefäumt zu entrichten. 


g 618. Dgl. 5 616 B. ©. B., welcher auch auf das Geſinde Anwendung findet, und 


5 86. ZFieht ein Dienftbote fit) durch den Dienft oder bei Gelegenheit 
desfelben eine Krankheit zu, jo ift die Herrichaft fchuldig, für feine Kur und 
Verpflegung zu forgen. 

1 Die Haftung feitens der Dienftberrihaft im Umfange der 88 86, 87 tritt nicht ein, 


wenn ein eigenes mähiges Bee der Dienftboten, ohne ein Berfehulben ber 
Dienſtherrſchaft, vorliegt. (O. 3. &. v. 10. 3. 1904, Jahrb. db. Entſch. Bd. 2 ©. 106. 


. “ ) 
Unter allen Umijtänden dauert die Haftung aber wie im $ 88 über die Dienftzeit nicht 
Dinaus, c8 müßte denn 8 94 vorliegen. 


5 87. Dafür darf dem Gefinde an feinem Lohne nichts abgezogen werden. 
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5 88. Außerdem iſt die Herrfchaft ge Borforge für Franke Dienftboten nur 
alsdann verpflichtet, wenn dieſelben Leine Verwandten in der Nähe haben, Die Yıdh 
ihrer anpunchuen vermögend und nach den de ne find. 
9. Weigern fi) die Verwandten diejer Pflicht, fo muß die Herrfchaft Die- 
jelbe len und bis zum Austrage der Sadye, mit Vorbehalt ihres Rechtes, 
ernehmen. 

8 90, Sind en Anſtalten vorhanden, wo dergleichen Kranke aufgenommen 
werden, fo muß das Geſinde es fich gefallen laſſen, wenn die Herrichaft feine 
Unterbringung daſelbſt veranitaltet. 

1 Der Krankenanſtalt haftet die Herrfchaft, welche das Gefinde darin hat aufnehmen 
laffen, auf die Dauer der Dienftzeit für die Koften, auch wenn 8 86 nicht vorliegt. (Reb- 
bein u. Reinde: A. L. R.) 


8 91 Sn demim 888 beitimmten Galle Tann die Herrschaft die Kurkoſten von 
dem auf diefen Beitraum fallenden Lohne des kranken Dienftboten abziehen. 

1 Bon dem auf die Kurzeit fallenden, nicht von etwa rüditändigen Lohne. 

8 92. Dauert eine folche Krankheit über die Dienftzeit hinaus, fo hört mit 
diejer die äußere Verbindlichkeit der Herrichaft auf, für die Kur und ege des 
kranken Dienftboten zu forgen. 

3. Doch muß fie davon der Obrigfeit des Ortes in Beiten Unzeige machen, 

damit diefe für das Unterfommen eines dergleichen verlajjenen Kranken jorgen Tönne. 

94. Unter den Umständen, wo ein Machtgeber einen dem Bevollmächtigten 

bei Ausrichtung der Befchäfte duch Zufall zugeftoßenen Schaden vergüten muß, ift 

auch die Herrichaft fchuldig, für das in ihrem Dienfte oder bei Gelegenheit desfelben 
zu Schaden gelommene Gefinde, aud) über die Dienjtzeit hinaus, zu jorgen. 


1 d. h. alfo, wenn die Dienftherrichaft auch nur durch geringes Verſehen ſchuld ik, 
oder wenn das Sefinde die beftinmte Vorſchrift der Herrfchaft nicht bat befolgen Tönnen, 
ohne ſich der Gefahr der Beſchaͤdigung auszufeken. 

8 95. Diefe Pflicht erjtredt fich jedoch nur auf die Kurkoſten und auf den 
notdürftigen Unterhalt des Geſindes fo lange, bis dasſelbe fich fein Brot felbft zu 
verdienen wieder in den Stand kommt. 

8 96. Iſt aber der Dienftbote duch Miphandlungen ber Herrihaft ohne jein 
grobes Verſchulden an feiner Gefundheit befchädigt worden, fo hat er von ig voll⸗ 
ſtändige Schadloshaltung nach den allgemeinen Vorſchriften der Geſetze“ zu fordern. 


Erlaͤuternug zu ben 88 86 biß 96 über Krankheit. 


4 Soweit für das Geſinde nicht durch eine Verf Iherung oder durch Einrichtung 

der Dffentlihen Krankenpflege Borforge getroffen ift, find bei Erkrankungen auch bie 

& 617 und 618 B. &. B. (fiehe XI A) in Berädlichtigung zu ziehen. Die Fürſorge bei 
anfungen regelt fich wie folgt: 

Sn Srankheitsiällen (Betriebsunfälle eingeichlofien) ift bie Herrichaft verpflichtet, His 
zum Ablauf der Dienigeit, alfo unter Umftänden länger als ſechs Wochen, den 
Geſinde die erforderliche Berpflegung und ärztliche Behandlung zu gewähren, kann aud 
diefe Koften nicht von den auf die Krankheitszeit entfallenden Lohn abziehen. 

Sit das Gefinde nicht durch den Dienft oder bei Gelegenheit desſelben, 
fondern nur während ber Dienftzeit, 3. B. auf Urlaub, bei einem Bergnügen. 
erkrankt, fo kann die Herrfchaft, falls die Krankheit länger als ſechs Wochen dauert, für 
bie Aberfchießende Zeit die zur Fuürſorge geſetzlich verpflichteten Verwandten des Dienfl- 
boten im Regreßwege in Anſpruch nehmen, auch von Lohn Abzüge machen. 

Die perriaft hat diejenigen Einrihtungen und Anordnungen zu treffen, bie er⸗ 
forderlich ſind um das Gefinde gegen Gefahr für Leben und Geſundheit zu fchüken, 
toibrigenfalls fie fi —— macht. (Nach Landrichter Dr. Delius.) 

ei Betriebsunfällen währt bie Verpflichtung zur Krankenpflege aber längſtens 
13 Wochen; dann tritt die Berufsgenoſſenſchaft ein. 

2 Bu ; 617 B. G. 2. tft im Artikel 95 Abſatz 1 des Einf.Geſ. z. B. G. B. nachdem 
im Abſatz 1 die fortdauernde Geltung ber landesgeſetzlichen Bajäniten, welche dem Gefinde- 
recht angehären, grundfäglich verordnet ift, beitimmt, daß jedoch gewiſſe Vorfchriften bes 
B. G. B, darunter die SS 617 His 619, Anwendung finden, die Borfchriften des $ 617 


C. Gefinberedt. 2797. 


aber nur infoweit, als die Landesgeſetze den Geſinde nicht weitergehende Anſprüche 
ewähren. Wenn ber Dienftverpflichtete zum Geſinde gehört, bedarf es Daher, um über- 
aupt zu einer Anwendung des 5 617 gelangen zu Tönnen, einer Bergleichung ber Ver⸗ 
pflichtungen, welche der $ 617 dem Dienftberedhtigten auferlegt, mit denjenigen, welche nach 
dem maßgebenden Landesgeſetze ſchon bisher den Dienftheren oblagen, und der Feſtſtellung, 
daß bie lehteren Verpflichtungen nicht zugunften des erkrankten Gefindes weiter gingen. 
Bei bdiefer Bergleihung kommt e8 — auf die geſetzlichen Beſtimmungen als ſolche 
und nicht darauf an, wie fie bei dem einzelnen Dienſtverhältnifſe nach den dafür über die 
Höhe ber Bergütung der Dienfte u. dergl. getroffenen befonderen Bereindarungen wirken. 
Die Deinbeorbnung vom 8. 11. 1810 (88 86 bis 96) gerührt für ihr Geltungsgebiet 
bem G@elinde bei Erkrankungen weitergehende Unfprüde als der 5 617, während in ber 
Rheinprovinz nad) der Gefindeordnung v. 19. 8. 1844 und in Schleswig-Holftein nach der 
Gefindeorönung dv. 25. 2. 1840 bzw. der Armenordnung db. 29. 12. 1841 den Tranten 
Geſinde Feine weitergehenden Anſpruche als ber $ 617 3. ©. B. gewähren. In biefen 
beiden Provinzen kommen alfo die Beitimmungen des S 617 ohne weitered zur An⸗ 
wendung (DO. 83. G. v. 23. 10. u. 27. 11. 1902, Kunze u. Kautz 1903, S. 239, 240.) 
3 Ferner Tommt bei Erkrankungen des Gefindes, ſoweit die Herrichaft nach vorſtehendem 
nicht zur Fürforge verpflichtet ift, noch der nachfolgende Paragraph des durch ae dom 
12. 3. 1894 abgeänderten Geſetzes über den Unterftügungstohnfie vom 6. 6. 1870 (R. &. BI. 
1894 ©. 262) in Betracht. ' 
F 29. Wenn Berfonen, welche gegen Lohn oder Gehalt in einen Dienft ober 
Arbeitsverhaͤltnis ftehen, oder deren ihren Unterftügungswohnfig teilende Angehörige, 
oder wenn Lehrlinge am Dienft» oder Urbeitsorte erkranken, fo hat der OrtSarmenverband 
—* Ortes die Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche Kur und Verpflegung zu 
ewähren. 
8 Ein Anſpruch auf Erftattung der entfiebenden Kur und Per bezw. 
auf Übernahme bes Hilfsbedürftigen gegen einen anderen Armenverband erwächſt in dieſen 
Fällen nur, wenn die Krankenpflege länger als 13 Wochen fortgejett wurde, und nur jür 
den über diefe Friſt hinausgehenden Beitraum. 
Schwangerſchaft an ſich iſt nicht als eine Krankheit im Sinne ber vorftehenden Be⸗ 
immung anzuſehen. 
48.8. 8.8 823 ff. | 
Aufhebung des Vertrags durch den Tod. 
8 99, Stirbt ein Dienftbote, fo können feine Erben Lohn und Koftgeld nur - 
I toeit Fall als felbiges nach Verhältnis der Zeit bis zum Krankenlager rück⸗ 
ändig ift. 
8 100. VBegräbniskoften ift die Herrfchaft für das Gefinde zu bezahlen in 
feinem Falle ſchuldig. u | 2 
101, Stirbt dag Haupt der Familie, jo find die Erben nicht gehalten, das 
Sefinde länger als bis zur nächften gie lichen Ziehzeit zu behalten, wenn aud) 
durch bejonderen Vertrag eine längere Dienjtzeit feſtgeſetzt wäre. . 
2 Bgl. die Anmerkungen zu $ 620 8. &. B, XI A d. W. | | 
Sm alle die Herrſchaft in Konkurs Tomnıt, fiehe Anmerkung 2 zu $ 623, a. a. O. 
Aufkündigung. | 
8 110, Außer diejen. Fällen fann der Mietvertrag während der Dienftzeit 
einfeitig nicht aufgehoben werben. | 
111. Welcher Teil denfelben nad, Ablauf der Dienftzeit nicht fortfegen will, 
muß innerhalb der gehörigen Friſt auffündigen. 
112, 114. Die Auflündigungsfrift wird bei ftädtiichem Geſinde auf ſechs 
Wochen und bei Landgefinde auf drei Monate vor dem Ablaufe der Dienftzeit an- 
genommen, infofern ein anderes bei der Vermietung nicht ausdrücklich verabredet 
if. I feine Auflünbigung erfolgt, jo wird der Vertrag als ſtillſchweigend verlängert 
angeſehen. 
115. Bei ſtädtiſchem Geſinde wird die Verlängerung auf ein Viertel⸗ 
und bei Landgeſinde auf ein ganzes Jahr gerechnet. | 
88 113, 116. Bei monatweije gemieteten Dienftboten findet die Auf⸗ 
fündigung noch am 15. eines jeden Monats ftatt. Bei Nichtkündigung verſteht fich 
die Verlängerung immer auf einen Monat. Bu en * 


117—135. Ohne Auflündigung Tann bie Herrſchaft ein Geſinde ſofori 
entlafjen wegen: Tätlichleiten und Beleidigungen der —8 und deren Familie. 
beharrlichen Ungehorſams, Diebftahls, Veruntreuung, wiederholter Benadhläffigeng 
im Dienſt, wiederholter Trunkenheit, wiederholentlichen Ausbleibens über Nacht 
aus dem Haufe ohne Vorwiſſen und Erlaubnis der Herrſchaft, durch liederliche Auf— 
führung zugezogener anftedender oder efelhafter Krankheiten, gefänglicher Einziehung 
auf längere Bett als 8 Tage und Vorzeigung faljicher Beugnifle 

Ferner au, wenn ein Bejinde weiblichen Gefchlecht# fchwanger wird, in welchen 
Falle jedoch der Obrigkeit Anzeige gefchehen und die wirkliche Entlafjung nicht eher 
al3 bis von diefer die gejegmäßigen Anftalten zur Verhütung alles Unglüds getroffen 
worden, erfolgen muß. 

88 143,144. Bor Ablauf der Dienftzeit, aber doch nah vorhergegangener 
Aufkündigung, kann die Herrichaft einen Dienftboten entlafen, wenn demſelben bie 
nötige Geſchicklichkeit zu den nach feiner Beftimmung ihm obliegenden Geſchäften er 
mangelt, oder wenn Die Herrihaft in ungünftige Vermögenslage gerät, Die eime 
Berringerung des Dienftperjonald zur Folge gut 

136—142, Das Gefinde Tann den Dienft ohne vorhergehende Aufflünbigung 
verlaſſen wegen jchwerer Mißhandlungen durch die Herrichaft, Verleitung zu gefeh 
widrigen und gegen die guten Sitten verftoßenden Handlungen, Berfagung des Kof- 

eldes oder der notdürftigen Koſt, eigener fchwerer Krankheit, wodurch ihm Die Fort⸗ 
Bung des Dienftes unmöglich wird. 

Ferner auch, wenn die Herrfchaft auf eine Zeit, welche die laufende Dienftzeit 
überfteigt, und in eine Entfernung, die mehr als ſechs Meilen beirägt, eine Keife 
vornimmt oder überhaupt in Ddiefe Entfernung un bisher gewöhnlichen Wahnfik 
verlegt und es nicht übernehmen will, den Dienitboten zum Ablaufe Der Dienftzeit 
koſtenfrei zurüdzufenden. 

145147. Bor Ablauf der Dienfzeit, jedoh nach vorhergegangener 
Auftündigung, können die Dienftboten den Dienft verlaffen, wenn Die Herrichaft 
den Lohn nicht terminmäßig zahlt oder das Geſinde einer öffentlichen Beſchimpfung 
eigenmädhtig ausſetzt; wenn der Dienftbote Durch Heirat oder auf andere Urt zur 
Unftellung einer eigenen Wirtfchaft vorteilhafte Gelegenheit erhält, Die er durch Au 
Dauerung der Mietzeit verfäumen müßte. 

. Sn allen Fällen, wo der Mietvertrag innerhalb der Dienftzeit, jedech 
nur nach vorhergegangener Auffündigung, aufgehoben werden Tann, muß ——— das 
laufende Vierteljahr, und bei monatweiſe gemietetem Geſinde der laufende Monat 
ausgebalten werden. 

8 149. Wenn die Eltern des Dienftboten wegen einer erft nach der Ber 
mietung vorgefallenen Veränderung ihrer Umftände * in ihrer Wirtſchaft nicht 
entbehren können, oder der Dienftbote in eigenen Angelegenheiten eine weite Reiſe 
zu unternehmen genötigt wird, jo kann er zwar ebenfalls feine Entlaffung fordern, 
er muB aber alddann einen anderen tauglichen Dienftboten ftatt feiner ftellen und 
N mit demſelben wegen Lohn, Koft und Livree ohne Schaden ber Herrichaft 
a 










nden. 
2 Bgl. 55 278, 831 und 840 Abi. 28. &. DB. und Urt. 95 Einf.⸗Geſ. 


Was alsdann wegen Lohn, Koſt und Livree Nechtens tft. 

150. In allen Fällen, wo die Herrichaft einen Dienftboten während der 
Dienitzeit mit oder ohne Wuffündigung zu entlaſſen berechtigt ift (88 117 bis 135, 
143, 144), kann ber Dienftbote Lohn und Koft oder Koftgeld nur nach Verhältnis 
der Beit fordern, wo er wirklich gedient bat. 

8 151. Gin gleiches gilt von denjenigen Zällen, wo ber Dienftbote zwar vor 
Ablauf der Dienftzeit, aber doch nach vorhergängiger Aufkündigung den Dienft ver- 
laffen kann. (8 145, 146, 147.) 

8 152. In Fällen, wo der Dienftbote fofort und ohne Auflündigung den 
Dienit zu verlafien berechtigt ift (88 136 bis 142), muß ihm Lohn und Koft auf das 
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lanfende Vierteljahr und, wenn er monatweife gemietet worden, auf den laufenden 
Monat vergütet werden. | 

8 1535. Hat die Urſache zum gejegmäßigen Austritte erft nach Wblauf der 
einfEünbignngafit fich ereignet, fo muß die Dereicaft dieje Vergütung auch für das 
folgende Bierteljahr oder für den folgenden 


Rechtliche Folgen einer ohne Grund gefchehenen Entlaffung. 

8 160. Eine Herrichaft, die au anderen als gefegmäßigen Urfachen das Ges 
finde vor Ablauf der Dienftzeit entläht, muß von der Obrigfeit! dasjelbe wieder an- 
zunehmen und den Dienftvertrag fortzufegen angehalten werden. 

a Ortspolizeibehörde. 

161. Weigert fie fich deſſen beharrlich, fo muß fie dem Dienftboten Lohn 
und Livree auf die noch räditändige Dienftzeit entrichten. 

162. Auch für die Koft muß die Herrichaft bis dahin forgen. ' 

163, Kann aber das Belinde no vor Ablauf der Dienitzeit ein anderes 
Unterlommen erhalten, fo erjtredt fi) die Vergütungs⸗Verbindlichkeit der — 
nur bis zu dieſem Zeitpunkte und weiter hinaus nur inſofern, als das Geſinde ſich 
in dem neuen Dienſte mit einem geringeren Lohn hat begnügen müſſen. 

84 Iſt die Herrſchaft das entlaſſene Geſinde wieder anzunehmen bereit, 
das Geſinde hingegen weigert ſich, den Dienſt wieder anzutreten, ſo kann letzteres 
in der Regel gar keine Vergütung fordern. 

8 165. Weiſt aber das Geſinde einen ſolchen Grund feiner Weigerung. nach, 
weswegen es feines Orts den Dienft zu verlafien berechtigt fein würde, fo gebührt 
demjelben die 8 152 ff. beftimmte Vergütung. 

166. Kann das Befinde den vorigen Dienst wegen eines inzwiſchen erhaltenen 
anbermeitigen Unterlommeng nicht wieder antreten, fo findet die Vorfchrift $ 168 
Unwendung. 







onat leiften. 


Verlaſſung des Dienftes. 
8 167. Gefinde, welches vor Ablauf der Dienftzeit ohne gefebmäßige Urfache 
den Dienft verläßt, muß durch Zwangsmittel zu deſſen Fortfehung angehalten werden. ' 


2 Geſetz v. 24. 4. 1854, beir. die Berlegungen ber Dienſtpflichten bed Gefinbes und 
ber ländlichen Arbeiter, (8. ©. ©. 214.) 

$ 1. Geſinde, mweldes bartnädigen Ungehorfant oder Widerfpenftigleit genen die 
Befehle der Herrichaft oder der zu feiner Aufſicht Beitellten Perſonen fi zuichulden 
Tommen läßt oder ohne gelegmäßige Urfache den Dienst verfagt oder verläßt, hat auf den 
Antrag der Herrichaft, unbeichadet deren Rechts zu feiner Entlaffung oder Beibehaltung, 
Gelbitrafe bis zu fünfzehn Mark oder Haft bis zu drei Tagen verwirkt. 

Diefer Antrag kann nur innerhalb vierzehn Tagen jeit Berübung der Übertretung 
oder, falls die Herrichaft wegen ber lebteren das Geſinde vor Ablauf der Dienitzeit entläßt, 
dor diefer Entlaffung gemacht werden. 

Ken Untrag auf Grund bes Geſetzes vom (14. 5. 1852) 23. 4. 1883 bei der Lolal- 
poligeibehörde anaubeingen tft nur dann zuläffig, wenn weder die Herrfchaft noch ein bon 
ihr beitellter Stellvertreter oder ein Beamter der Herrichaft bie Lokalpolizei verwaltet. Un 
Stelle der Lokalpolizei tritt in bdiefen Falle ber Landrat. 

ng zum Anfang der Vollftredung der Strafe iſt die Zurücknahme bes Antrags 
auläffig. 

$ 2. Die Beſtimmungen des 8 1 finden auch Anwendung: 

c) auf Dienftleute in der Ader- und Forſtwirtſchaft, welche gegen Bewährung einer 
Wohnung und gegen einen im voraus beſtimmten Lohn angenonmen find (Inſt⸗ 
leute, berrichaftlihe Tagelöhner, Einlieger, Katenleute u. dergl.); 

d) auf da8 Verhältnis zwiſchen folhen Handarbeitern, welche fih zu beitinmiten 
land» oder forſtwirtſchaftlichen Wrbeiten, wie Ernteardeiten auf Uder und Wieſe, 
Meliorationsarbeiten, Holzfchlagen ulw., verdbungen haben, und den Arbeitgeber 
oder den von ihm beitellten Aufſehern. 

8 3. Gefinde, Dienjtleute oder Beten der borbezeichneten Art, welche die 
Arbeitgeber oder die obrigfeit zu gewiſſen Handlungen oder Sugefänbnifen dadurch zu 
beſtimmen fuchen, daß fie die Cinftellung der Urbeit oder die Verhinderung derfelben bei 





einzelnen oder mehreren Wrbeitgebern berabreden, ober au einer folden Berabredung 
andere aufforbern, haben Ge lee bis zu einem Jahre verwirkt. 
85. Die feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Ortsarmenkafſe. 


2 Qufanbie zur zwangsweiſen Unbaltung des Sefindes zum Antritt und zur er 
ſetzung Des Dienftes ift diejenige Polizeibehörde, in deren Bezirk das Gefindbeberbältni 
beiteht, wo a der Dienft & leiten ift, und nigt diejenige, in deren Bezirk ſich ter 
Dienftbote aufhält. (DO. B. G. v. 2. 4. 1901; M. Bl. ©. 174. 

Die Polizei kann Gefinde (in Oft und Weftpreußen auch Sinftleute) zum Wutrit 
oder zur Fortſetzung eines Dienitverhältniffe® durch Unorbnungen unb Zwangsmittel am 
halten, aber nicht gegen einen dritten (Urbeitgeber) zu dem Zwecke einſchreiten 
um die Entlafiung bertengebrüchigen Sefindes aus einem Dienſt⸗ oder UrbeitSperbhältriffe 
durchzuſetzen. 6 B. G.v. 13. 3. 1903, Jahrb. d. Entſch. Bd. 1 ©. 334.) 

& Bei Feſtſe ung von Strafen wegen übertretung des 8 1 des Gef. v. 24. 4. 1854 
ift bei Perfonen, die bei Begehung der Tat noch nicht 18 Jahre alt find, bie Beftimmmung 
im $ 57 Abſ. 1 Nr. 3 des Str. G. B. zu berüdficätigen. Die feitzufehender Gelbfärafen 
dürfen für dieſe Perfonen ben Betrag von 750 ME., und bie Haftitrafen, fowehl wenn fie 
als alleinige Strafen, als auch wenn fie für den Undermögens n Stelle der Geldftrafen 
feftgefegt werben, einen Tag nicht überfteigen. (M. %. v. 29. 8. 1902, M. BI. S. 77.) 

4 Um zu ermitteln, ob etwa eine gejegmäßige Urſache zum Verlaſſen bes Dienfies 
vorliegt, darf die Polizeibehörde auch Wuskunftsperfonen borladen, und diefe haben die 
Pflicht, der Polizei bie erforderliche Auskunft zu erteilen. Andernſalls Tann die Polizei 
die im 8 133 des Landes⸗Verw.⸗Geſ. bezeichneten Zwangsmittel anwenden. D. 8.6.8 
28. 1. 1902, Kunze u. Kautz 1903 ©. 217.) 


Abſchied. 

171. Bei dem Abzuge iſt die Herrſchaft dem Geſinde einem ſchriſtlichen 
atſahe und ein der Wahrheit gemäßes Zeugnißs über feine geleifteten Dienſe zu 
erteilen jchuldig. 

2 Vgl. Anm. zu 8 9. | 

8 172. Werden dem Gefinde in diefem Abſchiede Beichuldigungen zur Laft 

gelegt, die fein weitere Fortlommen bindern würden, fo Tann es auf polizeific« 
nteruhung arggagen. 

73. Wird dabei die Beichuldigung ungegründet befunden, fo muß bie 

Dbrigleit dem Geſinde den Abſchied auf Koften der Herrjchaft ausfertigen Iaffen, und 

lebterer fernere üble Nachreden bei namhafter Gelbitrafe unterfagen. 

g 174 Hat hingegen die Herrfchaft einem Geſinde, welches fi ober Laſter 
und eruntreuungen ſchuldig gemacht hat, das Gegenteil wider ere3 Wiſſen 
bezeugt, fo muß fie für allen einem dritten daraus entitehenden Schaden haften. 

$ 175. Die folgende Herrfchaft kann fih alſo an ihr wegen des berfelben 
durch folche Lafter oder Veruntreuungen des Dienftboten verurfachten Nachteil Halten. 

176. Auch fol eine ſolche Herrihaft mit einer &eldftrafe von einem bis 
fünf Taler zum Beten der Urmenlafje des Orts belegt werden. 


e 
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D. Zivilprozeßordnung. 
Dom 20. 5. 1898. (R. ©. BI. S. 410.) 


| Einleitung. 
Die Zivilprozeßordnung regelt das Verfahren für alle bürgerlichen Rechts⸗ 
Ireitigteiten, welche vor die ordentlichen Gerichte gehören. 
Vor die ordentlichen Gerichte gehören diejenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten, 
für welche nicht durch Die Reichds oder Landesgeſetzgehung die Zuſtändigkeit von 
Verwaltungsbehörden oder Berwaltungsgerichten begründet ift, oder reichsgeſetzlich 
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befondere Gerichte zugelafien find (&Gewerbegerichte, Generalkommiſſionen in Aus⸗ 
einanderjegungsfadhen ufw.). 
Drdentlide Gerichte find die Umtögerichte, die Landgerichte, die Oberlandes- 
erichte und das Reichsg . Sn erfter Inſtanz entfcheiden, je nach ihrer fachlichen 
Furftänpdigfeit, die Amtsgerichte und Landgerichte, das nächfthöhere Gericht entfcheidet 
ist zweiter Jıftanz. In Inſtanz, über die Revifion, entſcheidet das Reichsgericht. 
Über die fachliche Supänbigteit der Gerichte fiehe den Auszug aus dem 
®erichtöverfafjungsgejebe, VIII J d. W. 
or dem Landgericht und allen ®erichten höherer Inſtanz müſſen die Parteien 
fi Durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten laſſen (8 78). r bei 
en Umtsgerichten Tann jeder felbft feinen Rechtsſtreit führen oder irgend eine prozeß- 
fähige Perfon dazu bevollmächtigen. 
Für die Zwede diefes Buches genügt e8 daher, nur diejenigen Teile der umfang» 
zeichen Zivilprozeßordnung ag zu berühren, welche das relabeen vor den Amts⸗ 
ten in den einfacheren Htechtöftreitfällen und das gerichtliche Mahnverfahren 
eifen; denn in allen Anwaltsprozeßſachen ift e8 Sache des bevollmächtigten Rechts⸗ 
anwalts, die Borfchriften der Bivilprozeßordnung genau zu beachten und feiner Bartei 
die nötigen Anweiſungen zu — 
Von den vor das Amtsgericht gehörenden Streitſachen kommen beſonders in Betracht: 
a) —— ie 6 bon Forderungen (3. B. Holzlaufgelder feitens der Privat- 
orſtbeſitzer),“) 
b) Klagen wegen Eigentums⸗ oder Beſitzſtörungen uſw. und 
c) Gewährſchaftsklagen wegen Hauptmängel beim Viehkauf. 


Gerichtsſtand: 

12. Das Gericht, bei welchem eine Perſon ihren allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, iſt für alle gegen dieſelbe zu erhebenden Klagen zuſtändig, ſofern nicht für eine 
Klage ein le licher Gerichtsſtand begründet ift. 

u wi er allgemeine Gerichtsſtand einer Berfon wird durch den Wohnfiß! 
ejtimmt. 


1878. 8. XIIAd. W. 

2 Maßgebend tft der Wohnſitz im Beitpuntt der Klageerbebung (8 263). 

8 17. Der allgemeine Gerichtsſtand der Gemeinden, der Storpsrationen, 
fowie derjenigen Geſellſchaften, Genoſſenſchaften, Vereine uſw., welche als folche 
verklagt werden können, wird durch den Sitz derſelben beſtimmt. Als Sit gilt, wenn 
nicht ein anderes erhellt, der Ort, wo die Verwaltung geführt wird. 

Behörden! haben, wenn fie als folche verklagt werden können, bei dem Gerichte 
ihres Umtsfiges den allgemeinen Gerichtsſtand. 

1 Begriff der Behörden vgl. S 415. 


8 18. Der allgemeine Gerichtisitand des Fislus wird durch den Sig der 
Behörde beftimmt, welche berufen ift, den Fiskus in dem Nechtsftreite zu vertreten. 

1 In Preußen wird ber Fiskus in der Regel burch die Bezirköregierung vertreten. 
($ 14 der Regierungs-Synitrultion dv. 23. 10. 1817.) 

8 20. Wenn Perfonen an einem Orte unter Verhältnifien, welche ihrer Natur 
nad) auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweifen, insbejondere ald Dienftboten, 
Hand» und Fabrilarbeiter, Gewerbegehilfen, Studierende, Schüler oder Lehrlinge fich 
aufhalten, fo ift das Gericht des WUufenthaltsortes für alle Klagen zuftändig, welche 
gegen dieſe Perfonen wegen vermögensrechtlicher Anfprüche erhoben werden. 

24. Für Klagen, durch welche das Eigentum,! eine Dingliche Belaftung? oder 
die freiheit von einer folchen geltend gemacht wird, für Grenzicheidungs-,? Teilungs⸗ 

*), Die Holzkaufgelder aus ben Gtaatd- und Kommunalverwaltungen Lönnen ohne Mitwirkung der @erichte 


auf dem Berwa ungßwege nad Maßgabe der Verordnung v. 15. 11. 1809, betreffend das Berwaltungs⸗ 
a fahren wegen Beitreibung von Gelbbeträgen, beigetrieben werden. Nur ſoweit e8 fi um Räufer 


It, die nicht in Preußen, foudern in den anderen deutſchen Staaten ihren Wohnfig haben, werden auch 
die Gtaats- und Kommunalverwaltungen fäumigen Holzläufern gegenüber die Mitwirkung ber Gerichte 
nit entbebren Lönnen, denn bie Verordnung v. 15. 11. 1889 gilt nur für Preußen. 
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und Beſitzklagen‘ ift, fofern es fi um unbewegliche Sachen handelt, das Gericht 
ausf er zuftändig, in defien Bezirke die Sache? belegen ift. 
ei den eine Grunddienſtharkeit, eine Reallaft oder ein Vorkaufsrecht betreffenden 
Klagen ift Die Lage des dienenden oder belafteten Grundſtücks entſcheidend. 
19. G. B. 85 985, 1004 — XIT A d. ®. 
2 B. G. B. 88 005 bis 910, 912, 015 bls 917, 928, 1012, 1018 bis 1094, 1105 — a. a. D. 
308.88 90 — and. 
43. G. 3. 88 861, 862, 869, 1029 — a. a. ©. 
5 Das Brunditüd, welches Kläger gegen einen Eingriff [hüten will. 


8 27. lagen, welche die Feſtſtelung bed Erbrechts, Auſprüche des Erben 
gegen einen Erbichaftsbefiger, Anſprüche aus Bermächtnifien oder jonftigen Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen, Pflichtteilganfprüche oder die Teilung ber Exrbichaft zum 
Gegenftande haben, Fünnen vor dem bericht erhoben werden, bei welchem der Erblaſſer 
zur Zeit feines Todes den allgemeinen Gerichtsftand gehabt Bat. 

239. Für Klagen auf Feſtſtellung bes Beckens ober Richtbeſtehens eines 
Vertrags, auf Erfüllung oder Aufhebung eines folchen, fowte auf Entſchädigung 
wegen Nichterfüllung ober nicht gehöriger Erfüllung tft das Gericht bed Ortes zu 
ftändig, wo die ftreitige Verpflichtung zu erfüllen ift. 

1 Beim Kaufvertrag tft auf Zahlung des Kanfpreiies in Ermangelung ander- 
weiter Vereinbarung am Wohnort des Käufers zu Hagen. Der Ort, wo der Berfäufer 
— der ——* ſtattgefunden und die übergabe der Ware zu erfolgen hat, iſt 
nicht maßgebend. 

Dies auch für bie Beitreibung der Holzlaufgelder zu. Der Erlaß eines Zahlungs⸗ 
befehls 688 ff.) wird alſo bei dem Amtsgericht zu beantragen fein, in deſſen Bezirk 
der Käufer feinen Wohnfit bat. 

Um bei allen anderen, aus den Holzlaufperträgen (Berfteigerungsverbandlungen) fi etwa 
ergebenden Streitigfeiten nicht vor verſchiedene Gerichte geladen zu werden, empfiehlt e8 Tich, 
in den Berfaufsbedingungen dasjenige Amtögericht, in deſſen Bezirk der Betriebsfit liegt, als 
für den Gerichtsſtand mapgebend zu bezeichnen, 4. B. „Berichtsitand fit, abgeſehen bon den 
Fällen, in denen ber Erlaß eines Zahlungsbefehls beantragt wird, das Amtsgericht zu NR.“ 


ea 


8 32. Für lagen aus unerlaubten Handlungen! ift das Gericht zuftändig, in 
defien Bezirk die Handlung begangen ift. 

18823 ff. 8. & 9. XN Ab. W. 

8 33. Bei dem Gerichte ber Klage kann eine Widerflage erhoben werden, 
wenn der Gegenanfpruch mit dem in der Klage geltend gemachten Unfpruche ober 
mit den gegen denfelben vorgebrachten Berteidigungsmitteln in Zuſanmmenhang fteht. 

8 35. Unter mehreren zujtändigen Gerichten bat der Kläger die WahL 


Prozeßbevollmächtigte und Beiftänbe, 

8 78. 1. Bor den Landgerichten und vor allen Gerichten höherer Inſtanz 
müflen die Parteien Ni durch einen bei dem Prozeßgerichte zugelafienen Rechts⸗ 
anwalt ald Bevollmächtigten vertreten laſſen (Anmwaltsprozek).! 

2. Diefe Borfchrift findet auf das Verfahren vor einem beauftragten oder 
erfuchten Richter? jowie auf Brozephandlungen, welche vor dem Gertchtsfchreiber vor 
genommen werden Tünnen, feine Anwendung. 

BI & fſ Inwoligzwang erſtreckt fich außer auf die mündliche Verhandlung auch auf 
e e. 
2 3.8. in Faͤllen der Beweisaufnahme, Beugen- und Sachverjtändigen- Bernehmmung uf. 
® «9. Inſoweit eine Bertretung buch Anwälte nicht geboten ift,! Tönen 
die Parteien den Rechtsſtreit felbft oder durch jede prozekfähige Perſon? als Bevoll⸗ 
mächtigten führen. 

ı Wie dor den Amtsgerichten. 

3 Nicht bzw. beichränkt progekfähig find: Kinder, Minderjährige, Entmünbigte. 

5 SO. 1. Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung durch eine fehriftl 
Vollmacht? nachzuweiſen und diefe zu den Gerichtsakten aDaugeben. e 


2. Eine Privaturkunde muß auf Verlangen des Gegners gerichtlich oder notariell 
beglaubigt werden. Bei der Be aubigung bedarf e8 weder der Auziehung von 
Beugen noch der Unfnahme eines Beoto 08. 

2 Es genügt eine einfache fehriftlihe Vollmacht; nur auf Verlangen des Gegners 
bedarf fie der Beglaubigung na at 2. 
val Die rogekbollmagiten find ſtempelpflichtig nach Nr. 73 bed Stenipellteuertarifß. 

8 


.XIII G d. W. 
Hat der Bevollmächtigte eine Generalvolmacht — Anlage 1 —, fo iſt eine Abſchrift 
zu den Gerichtsakten einzureichen. 

Prozeßloſten. 


91. 1. Die unterliegende Partei hat die ſtoſten des Rechtsſtreits zu tragen, 
insbejondere die dem Gegner erwachſenen Koften zu erftatten, — dieſelben nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung notwendig waren. Die Koſtenerſtattung umfaßt auch die Entſchädigung 
des Gegners für die durch notwendige Reiſen oder durch die notwendige Wahr⸗ 
nehmung von Terminen entſtandene Zeitverſäumnis; die für die Entſchädigung von 
Zeugen geltenden Borfchriiten finden entſprechende Untvendung. 

2. Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obfiegenden Partei find 
in allen Brozeflew zu erftatten, Reiſekoſten eines anßwärtigen Rechtsanwalis jedoch 
nur infoweit, al3 die Zuziehung nach dem Ermeflen des Gericht? zur zweckentſprechenden 
Fr rem oder Nechtöverteidigung notwendig war! Die Koften mehrerer 
Rechtsanwälte find nur infoweit zu erftatten, als fie die Koften eines Rechtsanwalts 
nicht überfteigen, oder als in der Berfon des Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten mußte. 

1 Die Zuziehung eined auswärtigen Rechtsanwalts iſt Dann geftattet bzw. not⸗ 
wendig, wenn am Site des zujtändigen Gericht? nur ein Rechtsanwalt ift, und dieſer 
bereit8 die Gegenpartei vertritt; denn ein Rechtsanwalt darf nicht beide Parteien vers 
treten. Iſt aber ein zweiter Nechtsanwalt am Geridhtsorte, jo wird man gut tun, dieſen 
zu nehmen, denn andernfall3 muß man die Reiſekoſten eines auswärtigen Rechtsanwalts, 
auch als obftegende Partei, immer ſelbſt tragen. 

8 92. 1. Wenn jede Partei teils objiegt, teild unterliegt, fo find die Koſten 
gegeneinander aufzuheben oder verhältnismäßig zu teilen. Sind die Koſten gegen» 
einander aufgehoben, fo fallen Die Gexichtskoſten jeder Partei zur Hälfte zur Laft. 

2. Das Gericht kann der einen Partei die gefamten Prozeßkoſten auferlegen, 
wenn Die Buvielforderung der anderen Partei eine verhältnismäßig geringfügige war 
und feine befonderen Koften veranlapt bat, oder wenn der Betrag der Forderung 
der anderen Partei von der Feſtſetzung durch richterliche8 Ermeſſen, von der 
Yusmittelung durch Sachverftändige oder von einer gegenfeitigen Berechnung ab⸗ 


bängig war. 

gs. get der Bellagte nicht durch fein Verhalten zur Erhebung 
der Klage Beranlaffung gegeben,! fo fallen dem Stläger die Brozehloften zur 
Laft, wenn der Bellagte den Anſpruch Sofort anerkennt. 

1 3.3. der Stläger leitet bie Stlage einer Beldforderung ein, ohne den Schuldner 
vorher gemahnt zu haben. Erkennt ber Beklagte gleich im eriten Termin die Forderung 
an und leiftet ſofort Zahlung, ſo hat Kläger die ganzen Koften zu tragen. 

8 94. Macht der Kläger einen auf ihn übergegangenen Anſpruch geltend, ohne 
daß er vor der Erhebung der Klage dem Beklagten den Übergang mitgeteilt und auf 
Verlangen nachgewiejen dat o fallen ihm die Prozeßkoſten injoweit zur Laft, als 
fie Dadurch entitanden find, daB der Beklagte durch die Unterlafjung der Mitteilung 
oder des Nachweiſes veranlaßt worden tft, den Anſpruch zu beftreiten. 

8 95. Die Partei, welche einen Termin oder eine Friſt verfäumt, oder Die 
Verlegung eines Termins, die Bertagung einer Verhandlung, die Unberaumuug eines 
Termins zur Fortſetzung der Berhandlung, oder die Verlängerung einer Friſt durch 
ihr Verſchulden veranfakt, Hat die dadurch verurfachten Koſten zu tragen.! 

2 Auch ſelbſt dann, wenn die Bartet im Rechtsſtreit obfiegt. 

Um bie ordnungsmäßige Ladung, auch der Gegenpartei, dor @ericht darzutun, ver⸗ 
fänme niemand, die Buftelungsnachweife zum Termin mitzubringen. 
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8 97._ Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen der 
Bartei zur Laft, welche dasſelbe eingelegt hat. 

98. Die Koften eines abgejchlofienen Vergleich! find als gegeneinander 
aufge oben anzufehen, wenn wicht die Parteien ein anderes vereinbart haben. Das» 
felbe gilt von den Koften des durch Vergleich erledigten Nechtsftreits, ſoweit nicht 
über dieſelben bereit3 rechtskräftig erkannt ift. 


1 Die VBorausfegung für einen Vergleich Liegt nad) 5 779 8. G. B. nur dann bor, 
wenn das Rechtsverhältnis ftreitig oder ungeiviß iſt, und der Streit oder die Ungewißheit 
im Wege gegenfeitigen Nachgebens Dejeitigt wird. Der Ungewigbeit über ein Rechts⸗ 
verhältnis Bi es glei, wenn bie Verwirklichung eines Anſpruchs unſicher ift. 

2 Will man qua auf einen Vergleich eingehen, die Koften aber nicht zur Hälfte 
tragen, fo muß die anderweite Vereinbarung gleih inı Termin dor dem Gericht 
getroffen werden. 


8 104. 1. Der Unfpruch auf Eritatiung der Prozeßloſten kann nur auf Grund 
eined zur Zwangsvollitredung geeigneten Titels geltend gemacht werden. 

2. Dad Geſuch um Feitfegung des zu erftattenden Betrages ift bei 
dem Bericht eriter Inſtanz anzubringen; es kann vor dem Gerichts— 
fhreiber zu Brotofoll erllärt werden. Die Roitenberechnung, die zur Mit» 
teilung an den Gegner beſtimmte Abſchrift derfelben und die zur Rechtfertigung der 
einzelnen Unjäge dienenden Belege find beizufügen. 


2 Dies Gefuh um Feitiegung der von ber unterliegenden Partei zu erftattenden 
Koſten iſt alſo bei dem Gerichtsichreiber de Amtsgerichts zu Protololl anzubringen, oder 
die Koſtenberechnung ift, ſoweit angängig belegt (durch bereit8 bezahlte Gerichtskoſten⸗ 
rechnungen, Briefumfcläge über verauslagtes Porto ufw.), in doppelter Ausfertigung 
bem Gericht mit der Bitte un Feſtſetzung einzureichen. 

Das Bericht befchließt darüber und —* den Beſchluß beiden Parteien zu. Erfolgt 
hierauf nicht die ſofortige Erſtattung, ſo übergibt man den Beſchluß dem Gerichtsvollzieher 
zur Beitreibung der Koſten. 


Das Geſuch um Feſtſetzung der Koſten iſt erſt anzubringen, nachdem das Urteil 
eher tig geivorben iſt 64— 8704 r 


ird der Prozeß durch einen Ncmanwalt geführt, ſo hat dieſer die Erſtattung der 
Koſten zu veranlaſſen. 


8 105. 1. Die Entſcheidung über das Feſtſetzungsgeſuch kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. 
2. Das Gericht Tann fi bei der Prüfung des Geſuchs der Hilfe des Gerichts: 
fchreiber8 bedienen. 
3. Zur Berüdjichtigung eines en genügt, daß derfelbe glaubhaft gemacht ift. 
4. degen den Feſtſetzungsbeſchluß Findet fofortige Beſchwerde ftatt. 
106. Sind die Prozeßkoſten ganz oder teilweife nad) Duoten verteilt, fo 
Fi die Partei den Gegner vor Anbringung des Feſtſetzungsgeſuchs aufgufordern, die 
erechnung feiner Koften binmen einer einwoͤchigen Friſt bei dem Gerichte einzureichen. 
Nah fruchtloſem Ablaufe der Frift erfolgt die Entjcheidung ohne Nüdficht auf die 
Keoften des Gegners, unbejchadet des Rechts des letzteren, den Unfpruch auf Erftattung 
nachträglich geltend zu machen. Der Gegner haftet für die Mehrloften, welche durch 
das nachträgliche Verfahren entjtehen. 


Armenrecht. 

F 114. Wer außerſtande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ihn und feine 
Familie notwendigen Unterhalt3 die Koften des Prozeſſes zu beitreiten, bat auf 
Bewilligung des Urmenrechts Unfpruch, wenn die beabfichtigte Rechtsverfolgung oder 
Rechtöverteidigung nicht mutwillig oder ausfichtslos erfcheint. 

8 118. 1. Das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts ift bei dem Prozep- 
gericht anzubringen; es Tann vor dem Gerichtsfchreiber zu Protokoll erklärt werden. 

. Dem Geluh ift ein von der obrigkeitlichen Behörde der Partei ausgeftelltes 
Zeugnis beizufügen, in welchem unter Ungabe des Standes oder Gewerbes, Der 
Bermögend- und Familienverhältniſſe der Partei, fowie des Betrags der von diefer 


D. Zivilprozeßordnung. Berfahren. 805 


u entrichtenden direkten Staatöfteuern das Unvermögen zur Beftreitung der Prozeß⸗ 
often ausbrüdlich bezeugt wird. Für Perſonen, weldhe unter Vormundſchaft oder 
Kuratel ftehen, kann das Beugnid auch von der vormundfchaftlichen Behörde aus- 
geftellt werden. 


3. In dem Geſuche ift das Streitverhältnis unter Angabe der Beweismittel 


darzulegen. 
Berfahren. 
Erhebung der Klage. 

Die Erhebung der Klage erfolgt duch Zuftellung eines Schriftſatzes. 

Derjelbe muß enthalten: ’ i hhriftſat 
1. Die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe, Wohnort 

und Parteiſtellung; die Bezeichnung des Gerichts; 

2. die beſtimmte Angabe des —*z und des Grundes des erhobenen 

Anſpruchs, ſowie einen beftimmten Antrag; 

3. die Bezeichnung der Beweismittel, welcher ſich die Partei zum Nachweiſe oder 
dur Widerlegung tatjächlicher Behauptungen bedienen will; 

4. die Ladung des Beklagten vor das Prozeßgericht zur mündlichen Verhandlung 
des Rechtsſtreits. 

Su der Slagefchrift tft ferner der Wert des nicht in einer beitinnnten Geld» 
fumme beftehenden Streitgegenftandes anzugeben, wenn die Buftändigleit des Gericht3 
von Diefem Werte abhängt (88 130, 254). 

Die Klageſchrift — vgl. Anlagen 2 und 5 — nebit etwaigen Unlagen ijt in 
dreifacher Uusfertigung dem zuftändigen Umtsgericht zum Biwede der Beitimmung 
des Termins zur mündlichen Verhandlung einzureichen. 

Die Klage kann aber auch bei dem Gerichte zum Protofolle des Gerichtsſchreibers 
angebracht werden ($ 496). | 

97. Nach erfolgter Beſtimmung des Termind zur mündlichen Verhandlung 
bat der Gerichtöjchreiber für die Zuftellung der Klage Sorge zu tragen, fofern nicht 
der Kläger in der Klageſchrift oder dem Protokoll erklärt hat, dieſes ſelbſt tun zu wollen. 

499. Die Klage wird duch Buftellung der Klagefchrift oder des die Klage 
enthaltenden Protokolls erhoben. 

500. Un ordentlichen Gerichtstagen können die Parteien zur Verhandlung 
des Nechtsitreits ohne Ladung und Ser mingbejtinmmung vor Gericht eng 

Die Erhebung der Klage erfolgt in diefem Falle durch den mündlichen Vortrag. 

8 271. Die Zurüdnahme einer Klage ohne Einwilligung des Beflagten 
ift nur biß zum Beginne der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptjache 
ſtatthaft. Sie verpflichtet den Kläger, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. 


Mündliche Verhandlung. 
& 128. Die Verhandlung der Parteien über den Rechtsſtreit vor dem er⸗ 
fennenden Gerichte ift eine mündliche. 

Die mündliche Verhandlung wird dadurch eingeleitet, daß die Parteien 
ihre Unträge jtellen. Die Vorträge der Parteien find in freier Rede zu Halten; fie 
haben das Streitverhältnis in tatfächlicher und rechtlicher Beziehung zu umfafjen. 

503, Das Gericht hat bei der mündlichen Verhandlung dahin zu wirken, 
daß die Parteien über alle erheblichen Tatfachen fich vollftändig erklären und fach- 
dienliche Unträge ftellen. 

282. Dede Partei hat unter Bezeichnung der Beweismittel, deren fie fich 
zum Nachweife oder zur Widerlegung tatfüchlicher Behauptungen bedienen will, den 
Deweiß anzutreten und über die von der Gegenpartei angegebenen Beweismittel fich 
zu erflären. 

2833. Beweismittel und Beweiseinreden können bis zum Schluſſe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, geltend gemacht werden. 

8 286. Das Gericht hat unter Berüdfichtigung des gejfamten Inhalts der 
Verhandlungen und des Ergebniljes einer etwaigen Beweisaufnahme nach freier 


Überzeugung zu entfcheiden, ob eine tatfächliche Behauptung für wahr oder für nicht 
wahr zu erachten ſei. In dem Urteile find die Gründe anzugeben, welche für Die 
richterliche Überzeugung leitend geweſen find. 


Urteil, 

300, 1. Iſt der Rechtsſtreit zur Entfcheidung reif, fo hat das Gericht 
diefelbe durch Endurteil zu erlafjen. 

2. Dasjelbe gilt, wenn von mehreren zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und 
Entfgeibung verbundenen Prozeſſen nur der eine zur Endentfcheidung reif ift. 

301. 1. ft von mehreren in einer Plage geltend gemachten Anſprüchen nur 
der eine, oder ift nur ein Teil eine Anſpruchs, oder bei erhobener Widerflage nur 
die Klage oder die Widerklage zur Endentfcheidung reif, jo Hat das Gericht dieſelbe 
durch Endurteil (Teilurteil) zu erlaſſen. 

2. Die Erlafjung eines Teilurteild kann unterbleiben, wenn das Gericht fie nach 
Lage der Sache nicht für angemefjen erachtet. 

303. Sit ein einzelnes fjelbftändiges Angriffg- oder VBerteidigungsmittel oder 
Ir Broilgpenfteeit zur Entſcheidung reif, fo kann die Entfcheidung durch Zwifchenurteil 
erfolgen. 
311. Die Verkündung des Urteils erfolgt durch —ã der Urteilsformel. 
312. Die Wirkſamkeit der Verkündung eines Urteils iſt von der Anweſenheit 
der Parteien nicht abhängig. 

Die Verkündung gilt auch derjenigen Partei gegenüber als bewirkt, welche den 
Termin verſäumt hat. 

8 317. Die Zuftellung der Urteile erfolgt auf Betreiben der Parteien. 

1 Die BZuftellung eines Urteils erfolgt alfo nicht ohne weitere von Gerichts wegen, 
fondern nur auf Antrag einer Partei. Die obſiegende oder die an ber lage beſonders 
intereffierte Partei wird daher gut tun, die Buftellung zu beantragen, denn mit der Zu⸗ 
ftelung beginnt erſt die einmonatige Frift, pahrend welcher die Berufung eingelegt 
werden kann, und wird keine Berufung eingelegt, ſo erlangt erſt nach Ablauf diet Friſt 
das Urteil Rechtskraft, und der Prozeß tft für immer erledigt. 

Der Antrag auf Zuſtellung eines amtsgerichtlichen Urteils ift auf ber Gerichts⸗ 
fchreiderei zu ſtellen. 


Berjäumnißurteil. 

8 330. Erfcheint der Kläger im Termine zur mündlichen Verhandlung nicht, 
fo ift auf Antrag das Verfäunmisurteil dahin zu erlaffen, daß der Kläger wit der 
Klage ebguveifen ſei. 

8 331. 1. Beantragt der Kläger gegen den im Termine zur mündlichen Ber: 
handlung nicht erfchienenen Beklagten das Verſäumnisurteil, jo ift das tatfächliche 
mündliche Vorbringen des Klägers als zugeltanden anzunehmen. 

2. Soweit dasſelbe den Klageantrag rechtfertigt, ift nach dem Antrage zu er: 
kennen; foweit dies nicht der Fall, ift die lage abzumeifen. 

1 Der Termin beginnt mit den Aufrufe der Sache. Der Termin ift bon einer 
Partei verfäumt, wenn fie Bis zum Schluffe desfelben nicht verhandelt ($ 220). 

2 Mer alfo, ohne durch Nuturereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
zu fein, den Termin verſäumt, hat das Verſäumnisurteil zu gewärtigen und auf alle 
Fälle die Koſten zu tragen. 

3 Um ben Untrag auf Erlaß des Verſaumnisurteils ftellen zu Tönnen, muß die ew 
ſchienene Partei den Nachweis führen, daß die Gegenpartei ordnungsmäßig und rechtzeitig 
zu den Xermine geladen iſt (9 885), e8 hat daher jeder die ihm ausgehändigten Zu⸗ 
ttellungSurfunden zu jedem Termine mitzubringen. 

5 332. US Berhandlungstermine im Sinne der vorftehenden Paragraphen 
find auch) diejenigen Termine anzufehen, auf welche die mündliche Verhandlung vertagt 
ift, oder welche zur Fortfegung derjelben vor und nach dem Erlaſſe eines Beweis⸗ 
beſchluſſes beitimmt find. 

333. Als nicht erfchtenen ift auch diejenige Partei anzujehen, welche in dern 
Termine zwar erfcheint, aber nicht verhandelt. 


$ 338. Der Partei, gegen welche ein Verſäumnisurteil erlaſſen ift, fteht gegen 
oasfelbe der Einſpruch zu. 
8 339. Die Einipruchsfrift beträgt zwei Wochen; fie tft eine Notfrift! und 
beginnt mit der Buftellung des Verſäumnisurteils. 
1 d. h. diefe Friſt wird durch die Berichtsferien nicht gehemmt ($ 228). 
8 340, 1. Die Einlegung des Einfpruchs erfolgt duch Huftellung eines 
Schriftſatzes. Derjelbe muß! enthalten: 
1. die Bezeichnung des Urteils, gegen welches der Einfpruch gerichtet wird, 
2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urteil Einſpruch eingelegt werde, 
3. die Ladung des Gegners zur mündlichen ——— über die Hauptſache. 
2. Der Schriftfah Toll? zugleich dasjenige enthalten, was zur Vorbereitung 
ber Verhandlung über die Hauptfache erforderlich ift. 
1 Beim Mangel eines ber unter 1 618 3 aufgeführten Erforberniffe ift der Einſpruch 
von Anıts wegen au berwerfen ($ 341). 
2 Soll, d. h. nicht unbedingt nötig. 


Beweismittel, 
Beweis durch Augenſchein. 
8 371. Die Untretung des Beweifes durch Augenſchein erfolgt durch die Be- 
—2 des Gegenſtandes des Augenſcheins und durch die Angabe der zu beweiſenden 
atſachen. 
Zeugenbeweis. 
8 373. Die Antretung des Zeugenbeweiſes erfolgt durch die Benennung der 
—* en un bie Bezeichnung der Tatfachen, über welche die Vernehmung der Beugen 
attjinden ol. 

376. 1. Öffentliche Beamte,! auch wenn fie nicht mehr im Dienfte find, dürfen 
über Umftände, auf welche fich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht, als 
Zeugen nur mit Genehmigung ihrer vorgefehten Dienftbehörde oder der ihnen zuleht 
vorgefeßt gewejenen Dienftbehörde vernommen werden. 

2. Die Genehmigung darf nur verfagt werden, wenn die Ablegung des Zeugniſſes 
dem Wohle des Reichs oder eines Bundesftaates Nachteil bereiten würde. 

3. Die Genehmigung ift durch das Prozeßgericht einzuholen und dem Zeugen 
befannt zu machen. 

a über ben Begriff „Öffentliche Beamte” vgl. Str. &. B. $ 359, XI A db. W. 


5 377. Die Ladung der Zeugen iſt von dem Gerichtäfchreiber unter Bezug: 
nahme auf den Beweisbeſchluß auszufertigen und von Amts wegen zuguftellen. 


Beweis durch Sachverſtändige. 
5 404. 1. Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverſtändigen und die Be— 
ſtimmung ihrer Bahl erfolgt durch das Prozeßgericht. 
2. Das Gericht Tann die Parteien auffordern Perfonen zu bezeichnen, welche 
geeignet find, als Sadjverftändige vernommen zu werden. 


Beweis durch Urkunden. 

8 415. 1. Urkunden, welde von einer öffentlichen Behörde! innerhalb der 
Örenzen ihrer Amtsbefugniffe oder von einer mit öffentlichem Glauben verjehenen 
PVerfon? innerhalb des ihr zugemwiejenen Gejchäftsfreifes in der vor— 
gefchriebenen Form aufgenomnten find (öffentliche Urkunden), begründen, wenn fie 
über eine vor der Behörde oder der Urkundsperfon abgegebene Erklärung errichtet 
Ind, vollen Beweis des durch die Behörde oder die Urkundsperſon beurfundeten 

organgs. 

2. Der Beweis, daß der Vorgang unrichtig beurkundet ſei, iſt zuläſſig. 

1 Offentliche Behörden find die unmittelbaren Staatsbehörben ber Rechtspflege und 
der Berwaltung und die Organe der Selbſtverwaltung folcher Gemeinweſen, welche 
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öffentlihe Zwecke verfolgen, wie die Bertretungen ber Gemeinden, Kreiſe, Probirnzen, 
Schulvorftände, Sparkafien ufm. 
2 Amtsrichter, Notare, Gerichtsfchreiber, Gerichtsvollzieher u. a. 


8 416. Privaturlunden begründen, fofern fie von den Wusftelleen unterfchrieben 
oder mittel gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet find, 
vollen Beweis Dafür, daß die in denjelben enthaltenen Erflärungen von den Aus⸗ 
ftellern abgegeben find. 

8 420. Die Untretung des Beweiſes erfolgt durch Die Vorlegung der Urkunde. 


Beweis durch Eid. 
8 445. Die Eideszufchiebung ift nur über Tatfachen zuläffig! welde in 
Danblnngen des Gegners, feiner Rechtsvorgänger oder Vertreter beftehen, oder welche 
egenftand der Wahrnehmung diefer Perſonen geweſen find. 


1 Staff ift die Eideszuſchlebung 3. B. über Darlehnsempfang, Eigentum, Kauf, 
Miete uſw. 


8 446. Die Eideszufchiebung über eine Tatfache, deren Gegenteil dad Gericht 
für erwiejen erachtet, iſt unzuläffig. 
447. Kine nicht beweispflichtige Partei übernimmt durch Eideszufchiebung 
nicht die Beweispflicht. 
448, 1. Die Zurüdichiebung des Eides ift nur infofern zuläffig, ald nad 
den Beitinunungen des 8 445 Die Zufchiebung desfelben zuläffig fein würde. 
2. Sie findet nicht ftatt, wenn die Partei, welcher der Eid zugefchoben ift, nicht 
ab bie, Degenpartei über ihre eigene Handlung oder Wahrnehmung zu jchwören 
aben würde. 
463. Durch Leiftung des Eides wird voller Beweis der beſchworenen Tat⸗ 
fache begründet. 
8 464. 1. Die Erlafiung des Eides von feiten des Gegners bat Diefelbe 
Wirkung, wie die Leiftung des Eides. 
2. Die Verweigerung der Eidesleiftung hat zur Folge, daB das Gegenteil der 
zu befchwärenden Tatfache als voll bewiejen gilt. 


Sicherung des Beweiſes. 

8 485. Die Einnahme des Augenſcheins und die Vernehmung von Beugen 
und Sacverftändigen Tann zur Sicherung des Beweiſes erfolgen, wenn zu 
forgen ift, daß das Beweismittel verloren oder die Benugung desfelben erjchwert 
werde. 

5 486. 1. Das Geſuch iſt bei dem Gericht anzubringen, vor welchem ber 
Ne töftreit anbängig ift;! es kann vor dem @erichtäfchreiber zu Protokoll erflärt 
werden. 

2. In Fällen dringender Oelabe fann das Gefuch auch bei dem Amtsgericht an- 
gebracht werden, in defjen Bezirke die zu vernehmenden Perjonen ſich aufhalten oder 
der in Sugenichein zu nehmende Begenttand 1a) befindet. 

3. Bei dem bezeichneten Amtsgerichte muß das Geſuch angebracht werden, wenn 
der Rechtsſtreit noch nicht anhängig ift. - 

1 Bol. über Gerichtsftand 8 12 fi. 

2 Es befteht fein Anwaltszwang ($ 78 Abſ. 2). 

8 487. Das Geſuch muß! enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gegners, 

2. die Bezeichnung der Tatjachen, über welche die Beweisaufnahme erfolgen joll, 

3. die Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu vernehmenden Zeugen 

und Sacdverftändigen,? 

4. die Darlegung des rundes, welcher die Bejorgnis rechtfertigt, daß das Beweis» 

mittel verloren oder die Benubung desfelben erjcäwert werde. Diefer Grund 
ift glaubhaft zu macheı. 


2 Andernfalls Tann Zurückweiſun erfolgen. 

2 Das Geriht muß die bon dem maglielie benannten Sachverftändigen vernehmen. 
Auswahl der Sachveritänbi en ns) daB eriht findet in diefem Berfahren keine Ans» 
wendung. (Sybow u. Buf 


8 488. 1. Die Beweisoufnafne fan, auch ohne daß Die VBorausfegungen des 
48 vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel einer Sache oder eines Werkes 
—— nd, aus denen ein Recht gegen den Gegner hergeleitet werden ſoll, oder 
wenn der Bufi stand eined Gutes feftzuftellen ift, für deſſen Beweis ein Konmiſſionär, 
Spebiteur, LZagerhalter oder Frachtführer zu forgen verpflichtet ift. 

2. Hat der erber einer Sache dem Beräußerer einen Mangel angezeigt oder 
Die nahme der Sadje wegen Mangelhaftigfeit abgelehnt, fo Tann aud) der Ver⸗ 
äußerer bie Beweisaufnahme nach Maßgabe des Ubjag 1 beantragen. In _gle icher 
Weiſe ift der Unternehmer eined Werkes zu Dem Untrage berechtigt, wenn der Beft 
ihm einen Dtangel angezeigt oder die Abnahme des Werkes wegen Mangelbaftigfeit 
verweigert hat. 

1 Dadurch tft ber Eriwerber einer Sade, der Beiteller eines Werkes in der Lage, bie 
zerjäbrung ber Anfprüche wegen eines Mangels zu unterbredden (SS 477, 493, 639 B. G. B., 
Xu A I & ) ober Km ar —* die ihm wegen eines Hauptmangelä auftehenden Rechte 

u wahren 

⸗ Hat eine Serfetun landete der Mängel ber Sache ober des Werkes innerhalb 
ober — alb —** es auf Antrag der Bartel bereits ftattgefunden, fo tft ein erneuter 
Pe au Beivelscufkaime nad Maßgabe des 8 488 unzuläffig. Nur auf 8, 17 fann 
ein folches wiederholte Geſuch noch begründet werden. (Sydow u. Buſch ©. 5 

2 Bol. bezüglich des Verfahrens bei Bichmängeln die Anlagen 3 bis u 

8 489. Mit Bu Hnmung bes Gegners Tann die beantragte Beweisaufnahme 
angeochnet werden, au wenn d ie Korausjegn ngen des 8 485 nicht vorliegen. 

90. Die Entſcheidung über das Geſuch kann ohne vorgängige münbliche 
Bergen erfolgen. 

In dem VBeichluffe, durch welchen dem Geſuch ftattgegeben wird, find die Tat» 
fachen, über welche der Beweis zu erheben ift, und die Beweismittel unter Benennung 
der zu vernehmenden Zeugen und Sachverftändigen zu bezeichnen. Eine Unfechtung 
Diefes — findet nicht ſtatt. 

1. Ser Beweisführer iſt verpflichtet, Ali e3 nach den Umftänben des 
Falles —— kann, unter Zuſtellung des Beſchluſſes und einer e des Geſuchs 
zu dem für die Beweisaufnahme beftimmten Termine den Gegner fo zeitig zu laden, 
daß bderjelbe in diefem Termine feine Mechte wahrzunehmen vermag.! 

2. Die Nichtbefolgung diefer Vorſchrift fteht der Beweisaufnahme nicht entgegen.? 

a In dem Geſuche an das Gericht iſt alſo gleich zu Deontrage n, den re 
— die zu erfolgende Beweisaufnahme und eine —*— des —2* dem Gegner zu⸗ 

uſtell 
3 a "Aber ihre Benutung, 8 493 Ubf. 2. 

8 492. 1. Die Beweisaufnahme erfolgt nach den für die Uufnahme des be- 
treffenden Beweismitteld überhaupt geltenden Vorſchriften. 

2. Das Protokoll über die Beweißaufnahme ift bei dem Gerichte, welches diefelbe 
angeordnet hat, aufzubewahren. 

493. 1. Siebe Partei hat das Recht, die Beweisverhandlungen in dem 
Pınge e zu benutzen. 

2. War der Begner in dem Termine nicht erjchienen, in welchem die Beweis- 
aufnahme erfolgte, fo ift der Beweisführer zur Benugung der Beweisverhandlungen 
nur dann berechtigt, wenn der Gegner zu dem Termine rechtzeitig! geladen war, oder 
wenn der Beweis —* glaubhaft macht, daß ohne ſein Verſchulden die Ladung unter⸗ 
blieben oder nicht rechtzeitig erfolgt ſei. 

18 491. 


494. 1. Wird von dem Beweisführer ein Gegner nicht bezeichnet, fo tft 
das Geſuch nur dann nr wenn der Beweisführer glaubhaft macht, daB er ohne 


ſein Verſchulden außeritande fei, den Gegner zu bezeichnen. 





2. Wird dem Gefuche ftattgegeben, fo Tann das Gericht dem unbelannten Gegner 
zur Wahrnehmung feiner Rechte bei der Beweisaufnahme einen Vertreter beitellen. 


Berufung. 

Wer gegen ein amtögerichtfiches Urteil Berufung einlegen will, wende fich al3- 
bald an einen Rechtsanwalt, da er in den höheren Inſtanzen ohne die Bertretung 
durch einen Rechtsanwalt nicht Hagen Tann. Vgl. 8 78. 

Die Berufungsfriſt beträgt einen Monat und beginnt mit der Buftellung Des 
Urteils. Die Einlegung vor Auftellung des Urteils tft wirfungslod. ($ 516.) 


Mahnverfahren. 
Borbemerkung. 

Neben dem eigentlichen Prozeßverfahren kennt bie Zivilprozeßordnung ein gericht⸗ 
liches Mahnverfahren. 6 K. en fehr af ns HH Berfahren, pi 
Gelbforderungen (3. B. Kaufgelder) von unbegrenzter Höhe beizutreiben. 

Umtsgericht erläßt auf das, wenn aud) nur mündliche Geſuch de Släubigers, 
der einen Anſpruch auf Bahlung von Geld ufm. (8 688) zu haben behauptet, an ben 
Schuldner einen Zahlungsbefehl ($ 689). Eine Ausfertigung des Lungebeieblß und 
die Urkunde über die erfolgte Suftellung desjelben an den Schuldner erhält der &läubiger. 
Erhebt der Schuldner binnen einer ($ 692), gerechnet vom Xage der Buftellung 
ab, Teinen Widerſpruch, fo legt Gläubiger ben Zahlungsbefehl mit der Zuftellungsurkunde 
dem Amtsgericht vor und bittet, den BZuhlungSbefehl für vorläufig bollitredbar zu erflären 
S 699), und denſelben einem Gerichtsvollzieher zur Bolliiredung zu übergeben. Der 

erichtsvollzieher treibt die Forderung zwangsweiſe (duch Pfändung) bei und ftellt bem 
Glaͤubiger das Geld zu. 

Erhebt der Schuldner Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl (8 694) oder Einſpruch 
gegen den Bollſtreckungsbefehl ($ 700), dann findet das gerichtlide Mahnverfahren fein 
Ende, e8 kommt zur lage, bei Forderungen bis einfchließlich 300 DEE. dor dent Amtsgericht 
und bei höheren Forderungen vor dem Landgericht (SS 696, 700). 

Bel. Anlagen 6 und 7. 

8 688. 1. Wegen eined Anſpruchs, welcher die Zahlung einer beftimmten 
Geldſumme oder die Leiltung einer beftimmten Quantität anderer vertretbarer Sadıen 
oder Wertpapiere zum Gegenftande hat, ift auf Geſu 2 des Bläubigers ein bedingter 
Zahlungsbefehl zur erlaffen.t Als ein Unfpruch, welcher die Zahlung einer Geldſumme 
zum Gegenitande hat, gilt auch der Unfpruch aus einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld. 

2. Das Mahnverfahren findet nicht ftatt, wenn nach Inhalt des Geſuchs die 
8 des Anſpruchs von einer noch nicht erfolgten &egenleiftung ab» 

ängig iſt. 

1 Ohne Rüdficht auf die Höhe (alſo auch auf Tauſende Mark) und auch in ſolchen 
Sachen, welche ausſchließlich der Bujtändigkeit des Landgerichts angehören. 

8 689. 1. Die Bablungsbefehle werden von den Amtögerichten erlafjen. 

2. Uusfchließlich zuftändig iſt das Umtsgericht, bei welchen der allgemeine 
perfönliche Gerichtzftand, der Gerichtsſtand des Aufenthalts G 20) oder der dingliche 
Serichtsitand für die im ordentlichen Verfahren erhobene lage begründet fein wiirde, 
wenn Die nntagerichle in erfter Snftanz fachlich unbeſchräukt zuftändig wären. 

8 690. Das Gefuh! muß? enthalten: 

1. die Bezeichnung der Parteien nad) Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort; 

2. die Bezeichnung des Gerichts; 

8. FR Ungabe des Betragd oder Gegenftandes und des Grundes des 

nipruch? 

4. dag ðeſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls. 

1 Das Geſuch kann ſchriftlich oder mündlich beim Amtsgericht angebracht werben. 

3 „muß“ enthalten, andernfalls erfolgt Burüdweifung. 

8 Bei Uniprühen aus gweifeitigen erträgen muß Frner aus bem Geſuch erfichtlich 
fein, bob nie wen Radfucen en obliegende Leiſtung erfolgt iſt. (Sydow u. Buſch ©. 646.) 

gl. Anlage 6. 


8 691, 1. Entſpricht dad Geſuch nicht den Beſtimmungen der vorftel 
hen ober ergibt fich ans dem Inhalte des Geſuchs, daß der Unfpruch 

aupt oder zurzeit nicht begründet ift, jo wird dasſelbe zurückgewieſen. 

2. Das Geſuch ift auch dann zurückzuweiſen, wenn der Bahlungsbefehl ı 
Anſehung eines Teils des Anſpruchs nicht erlafien werben Tann. 

3. Eine Anfechtung der zutüdweifenden Verfügung findet nicht ftatt. 

& 692. Der Bahlungsbefeht enthält die im 8 690 Nr. 1 bis 3 bezeit 
Erfordernijie des Geſuchs und außerdem den Befehl an den Schuldner, binnen 
vom Tage der Buftellung laufenden Friſt von einer Woche bei Vermeidung fofı 
Biwangsvollftredung den Gläubiger wegen des Unfpruchs nebft den dem Betra 
zu bezeichnenden Koſten des Verfahrend und den geforderten Binfen zu bei! 
oder bei dem Gerichte Widerfpruch zu erheben. 

8 693. Mit der Zuftellung des Bahlungsbefehls an den Schuldner tret 
Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

694. 1. Der Schuldner kann gen den Unfpruch oder einen Teil bei 
Widerjpruch erheben,t folange der Bollftretungsbefehl nicht verfü 

2. Das Gericht hat den Gläubiger von dem rechtzeitig erhobenen Wider]: 
in Kenntnis zu ſetzen und dem Schuldner auf „erlangen eine Beicheinigung do 
zu erteilen, daB er rechtzeitig Widerjpruch erhoben Habe. 

r Einer Zurückweiſung des nicht rechtzeitig erhobenen Widerfpruchs 1 
es nicht. 

a Widerjprud Tann fchriftlich oder münbdlid) erfolgen. 

3 Da der Widerſpruch bis zum Erlaß des Bollſtreckungsbefehls erhoben werben 
tut der den Zahlungsbefehl Nachfuchende gut, Togleih nad) Ablauf der einwöd 
gelte (8 692) den Erlaß des Bollitredungspefehls zu beantragen. Dadurd) wird 

Kuldner die Möglichkeit genommen, auch noch in [päterer Zeit Widerfpruch zu erl 


8 695. Durch die rechtzeitige Erhebung bes Widerſpruchs gegen den Uni 
oder einen Teil desjelben verliert der Bahlungsbefehl feine Kraft. Die Wirk : 
der Rechtshängigkeit bleiben beftehen. 

8 696. 1. Gehört eine wegen des Unfpruch® zu erhebende lage vo: 
Amtsgerichte, fo wird, wenn rechtzeitig Widerjpruch erhoben ift, die Klage al; 
der Buftellung des Zahlungsbefehls bei dem Amtsgericht erhoben angejehen, wı | 
den Befehl erlafien Hat. 

2. Jede Partei kann den Gegner zur mündlichen Berhandlung laden; die !: 
frift beträgt mindeftens drei Tage. 

697. Gehört eine wegen des Anſpruchs zu erhebende Klage vor die Xı 
erichte, fo erlöfchen die Wirkungen der Nechtshängigkeit, wenn nicht binnen : 
Iemonatigen Frift, welche von dem Tage der Benachrichtigung von der Erhe 
es Widerſpruchs läuft, die lage bei dem zuftändigen Gericht erpoben wird. 

8 698. 1. Die Koften des Mahnverfahrens find im Kalle der rechtzei: 
——— des Widerſpruchs als ein Teil der Koſten des entſtehenden Rechtsſtr 
anzuſehen. 

2. Wird im Falle des 8 697 die Klage nicht binnen der beftimmten Friſt erhı' 
fo bat der Gläubiger die Koften des Mahnverfahrens zu tragen. 

699. 1. Der Bahlungsbefeht ift nach Ablauf der darin beſtimmten Frif: 
Geſuch des Gläubigers für vorläufig vollitredbar zu erklären, fofern nicht vor 
Bollitredbarfeitserflärung von dem Schuldner Widerfprucdh erhoben ift. Die 8 
ftredbarteitserflärung erfolgt durch einen auf den Bahlungsbefehl zu fegenden 8 
ftredungsbefehl. In den Vollſtreckungsbefehl find Die von dem Gläubiger 
berechnenden Koſten des bisherigen Verfahrens aufzunehmen. 

2. Gegen den Befchluß, durch welchen das Gefuc des Gläubigers zurückgewi 
wird, findet fofortige Beſchwerde ftatt. 

2 Bol. Anlage 7. 


8 700. Der Bolfftredungsbefehl fteht einem für vorläufig vollitredbar erkläı 
auf Verſäumnis erlaffenen Endurtelle gleih. Gegen benfjelben findet der Einjp 
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nad) den Borfchriften der 58 338 bis 846 ftatt. Gehört der Anfpruch nicht vor Die 
Amtsgerichte, fo wird bei dem Amtsgerichte nur darüber verhandelt und entjchieden, 
ob der Einſpruch in der geleglichen Form und Frift eingelegt fei. Die im S$ 697 
beftinmte Friſt beginnt in diefem Falle mit der Rechtskraft des Urteils, durch welches 
der Einſpruch für zuläifis erflärt ift. 

701. Wird in dem Falle, wenn Widerſpruch' nicht erhoben ift, die Erlaffuug 
des Bollftredungsbefehls nicht binnen einer fehsmonatigen Frift, welche 
mit Ablauf der im Zahlungsbefehle beftimmten Frift begiunt, nachgefucht, jo verliert ber 
Zahlungsbefehl dergeitalt feine Kraft, daB auch die Wirkungen der Rechts igtei 
erlöfhen. Dasſelbe gilt, wenn die Erlafiung des Vollſtreckungsbefehls rechtzeitig 
nachgeſucht tft, das Geſuch aber zurüdgewiefen wird. 

702. Das Gefuh um Erlafiung eines Bahlungsbefehls oder eines Boll- 
ftredungs&befehls, fowie die Erhebung eines Widerſpruchs werden der anderen Bartei 
abſchriftlich nicht mitgeteilt; im Falle ihrer mündlichen Anbringung ift die Aufnahme 
eined Protokoll nicht erforderlich. 

703. Des Nachweiſes einer Vollmacht bedarf e3 nicht, wenn für Den 
Bläubiger die Erlaffung eines Zahlungsbefehls naqgeſucht oder für den Schuldner 
Widerſpruch gegen einen Zahlungsbefehl erhoben wird. 

2 Wohl aber für die Nachſuchung eines Bollſtreckuungsbefehls und für 
ben Einſpruch dagegen. (Sybow u. Buſch S. 650.) 


Zwangsvollſtredung. 

8 704. Die Zwangsvollſtreckung findet ſtatt aus Endurteilen, welche rechts⸗ 
Träftig! oder für vorläufig vollitredbar erklärt? find. 
2 Die Rechtskraft der Urteile tritt nach Ablauf der Berufung bzw. Einſpruchs⸗ 
friſt ein. ' 708. 

2 . 88 699, 700. 
3 Die Zwangsvollſtreckung erfolgt durch den Gerichtsvollzieher. 

803, 814. Die Bwangsvollitredung in das bewegliche Vermögen erfolgt 
durch Pfändung und Verfteigerung der gepfändeten Sachen. 


Zwangsvollfiredung in körperliche Sachen. 
8 811. Folgende Sachen find der Pfändung nicht unterworfen: 

1. Die Kleidungsftüde, die Betten, die Wäſche, das Haus⸗ und Flüchengerät, 
jomweit diefe Gegenftände für den Bedarf des Schuldners oder zur Erhaltung 
eines angemefjenen Hausſtandes unentbehrlich find; 

2. die für den Schuldner, feine Familie und fein Gefinde auf vier Wochen 
erforderlichen Nahrungd-, Feuerungs⸗ und DBeleuchtung3mittel oder, foweit 
ſolche Vorräte auf zwei Wochen nicht vorhanden und ihre Beſchaffung für 
diefen Zeitraum auf anderem Wege nicht gefichert ift, der zur Beichaffung 
erforderliche Geldbetrag ; 

3. eine Milchkuh oder nah der Wahl des Schuldners ftatt einer folchen zwei 
Biegen oder zwei Schafe nebit den zum Unterhalt und zur Streu für Diefelben 
auf vier Wochen erforderlichen Futter- und Streuvorräten oder, foweit folche 
Borräte auf zwei Wochen nicht vorhanden, dem zur A— erforderlichen 
Geldbetrage, wenn die bezeichneten Tiere für die Ernährung des Schuldners, 
feiner Familie und feines Geſindes unentbehrlich find; 

4. bei Berfonen, welche LZandwirtfchaft betreiben, da3 zum Wirtſchaftsbetrieb 
erforderliche Gerät und Vieh nebit dem nötigen Dünger, gunie die landwirt⸗ 
Tchaftlichen Erzeugnifje, joweit fie zur Fortführung der Wirtfchaft bis zu der 
Beit erforderlich find, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich 

ewonnen iverden; 


7. bei Offizieren, Beamten — — — die zur Verwaltung des Dienſtes ober 
Ausübung ded Berufs erforderlichen Öegenftände, fowie anftändige Kleidung; 
8. bei Offizieren, Beamten — — — ein Geldbetrag, welder dem ber 


Pfändung nicht unterworfenen Teile des Dienſteinkommens oder 
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der Penfion für die Zeit von der Pfändung bis zum nächften 
Termine der Gehalts» oder ge gleihfommt; 
11. die Familienpapiere, fowie Trauringe, Orden und Ehrenzeichen. 

88 810 und 824. Früchte, die von dem Boden noch nicht getrennt find, 
dürfen a früher als einen Monat vor der gewöhnlichen Beit der Reife gepfändet 
werden. Die Verfteigerung derfelben ift erft nach der Reife zuläffig. Sie kann vor 
oder nach der Trennung der Früchte erfolgen. 


Zwangsvollſtreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte. 

8 850. 1. Der Pfändung find nicht unterworfen: 

1. der Arbeit» oder Be nad den Beitimmungen des Reichsgeſetzes vom 
21. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. 1869 S. 242 und 1871 ©. 63, Reichs⸗ 
Geſehbl. 1897 ©. 159); | 

2. die auf gejeßlicher Vorfchrift beruhenden Mlimentenforderungen und die nach 
8 844 des Bürgerlichen er wegen der Entziehung einer folchen 

orderung zu entrichtende Geldrente; 

3. die fortlaufenden Einfünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder fonft 
auf rund der Fürſorge und Freigebigkeit eines dritten infoweit der 
Schuldner zur Beitreitung des notdürftigen Unterhalts für fich, feinen Ehe⸗ 
gatten und feine noch unverjorgten Kinder diefer Einkünfte bedarf; 

4. die aus Franken, Hilfs- oder Sterbefafjen, insbeſondere aus Knappſchaftskafſen 
und Kafien der Knappſchaftsvereine zu beziehenden Hebungen; 

5. der Sold und die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und der Soldaten; 

6. das Dienfteinlommen der Militärperfonen, welche zu einem mobilen Truppenteil 
oder zur Beſatzung eines in Dienst geitellten Kriegsfahrzeuges gehören; 

7. die Benfionen der Witwen und Waifen und die denfelben aus Witwen» und 
Waifenkaffen zufommenden Bezüge, die Erziehungsgelder und die Studien- 
ftipendien, fowie die Penſionen invalider Wrbeiter; 

8. das Dienfteintommen der Offiziere, Militärärzte und Dedoffiziere, der Beamten, 
der Geiftlichen, fowie der Ärzte und Lehrer an Öffentlichen Unftalten; die Penſion 
diefer Perfonen nach deren Berfegung in einftweiligen oder Dauernden Ruheſtand, 
fowie der nach ihrem Tode den Hinterbliebenen zu gewährende Sterbe- oder 
Önadengebalt. 

2. Überfteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 das Dienfteintommen, die Penfion 
oder die fonjtigen Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr, fo 
ift der dritte Teil des Mehrbetrags der Pfändung unterworfen. 

3. Die nad) 5 843 des B. ©. B. wegen einer Verlegung des Körper oder 
der Geſundheit zu entrichtende Geldrente tft nur fo weit der Pfändung unter: 
a: al8 der Geſamtbetrag die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr 

teigt. 

4. In den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze ift die Pfändung ohne 
Nüdfiht auf den Betrag zuläffig, wenn fie wegen der den Verwandten, dem Che: 
gatten und dem früheren Ehegatten für die Beit nach Erhebung der Klage und für 
das dieſem Zeitpunkte vorausgehende legte Bierteljahr kraft Belege zu entrichtenden 
Unterhaltsbeiträge beantragt wird. Das gleiche gilt in Anfehung der zugunften eines 
unehelichen Kindes von dem Vater für ben bezeichneten Beitraum kraft Geſetzes zu 
entrichtenden Unterhaltsbeiträge; dieſe Vorſchrift findet jedoch infoweit Teine An⸗ 
wendung, al3 der Schuldner zur Beftreitung feines notdürftigen Unterhalt3 und zur 
Erfüllung der ihm feinen Verwandten, jene: Ehefrau oder jene früheren Ehefrau 
gegenüber gefeglich obliegenden Unterhaltspflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden 


ausſchließlich die Leiftungen berüdfichtigt, welche vermöge ‘einer folchen Unterhaltspflicht 
für den nämlichen Beitraum oder, falls die Klage zugunften des unehelichen Kindes 
nach der Klage eines Unterhaltsberechtigten erhoben ift, für die Beit von dem 
Beginne des der Sage dieſes Berechtigten vorausgehenden lebten Vierteljahres ab 
zu entrichten find. 
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5. Die Einkünfte, melde dur Meireitung eine Dienfimufinanbed beftimmef tunD. 
und der Servis Der Offiziere ufw. find weder ber PBiändung unterworfen noch bei 
der Ermittelung ob und zu weichem Betrage ein Dienfteinlommen der Pfärnbemg 


unterliege, zu beredjnen. 


Anlagen zur Zivilprozeßordnung. 
Anlage 1. Zu 8 80 (©. 803). 


Stempel von 


1,0 IRE IR su Generalusiimant. 


Sch erteile hiermit meinem Forftverwalter Herrn N. zu 2. für die B 
meiner Zorften und für die Verwaltung der Jagd meiner gefamten Befigung umm⸗ 
ichränkte Vollmacht und ermächtige ihn, insbelondere An⸗ und Berfäufe abzuſchließen, 
Zahlungen einzuziehen und darüber gültig zu quittieren, in meinem Kamen vor 


Gericht Ichen Prozeſſe zu führen, —* auch anderen in folder Angelegenheit 


Bollm 

—  edermann erjuche, den Herrn R. ald meinen rechtlich beftellten 
Bent? —* ten anzujehen, erläre ich zugleich, daß ich alled, was derjelbe für mid 
in meinem Kamen tun wird, fo anfehen will, als fei es von mir felbft gejächen 


Bur Zenguaung deſſen habe ich dieſe Beneralvollmadit eigenhändig unterfchri 


MN 
Kittergutöbefiger. 
— Da bie gerichtliche oder notarielle Beglaubigung zu einzelnen Rechtägeichäften nötig, 
iſt es zwedmäßig, fie ausführen gu laffen. — 


— — — — — — — 


Anlage 2. Bu „Erhebung der Klage“ (S. 805). 
Blage wegen Gigentumsfärung.‘) 


Regel, den 8. Rovember 1907. 
An das Königliche Amisgericht 
in Botsdan. 


Kl 
des Rittergutsbeſi — von Koch zu Alen, vertreten durch den Forſtverwalter 
Max Müller „warge, Kläger, 


ben Beſitzer oben Salob zu Dienden, Beflagten, wegen Eigentumsftörung- 
Streitwert 100 M 
Der Bellagte hat im verioffenen Monate wiederholt den Forſtweg durch Zageı 17 
zu Wirtichaftsfuhren nach habe inter der Forſt belegenen Udergrunditüden 
obwohl er dort ein Recht zum Fahren nicht hat. Er bat dieſe Fahrten troß mehr 
fachen Berbot3 wiederholt. 
— Zeugnis des Förſters Linz zu Carm 
ch erhebe Daher Klage gegen den Johann —* wegen Eigentumsſtörung und 
jade % n vor Das Königliche Amtsgericht zu Potsdam zur mündlichen Verhandlun 
be h echtöftreitd auf den anzuberaumenden Termin. In bemfelben werde ie 
eantragen: 


24 300. B. G. B. Eigeutumsftörungsllagen jäbren erſt 
ftörungsflagen aus 9 802 8 862 N 2.68 mögen — Ablauf Inga. feit der erfolgten Beein- 


tröhtinunn AH werben, —E — fie —S ſind. 


Der Bellagte hat jede Fahrbenutzung anf dem Forſtwege durch Jagen 17 bes 
Klägers zu unterlajjen und hat die Koften des Nechtsitreitd zu tragen. Bugleich 
beantrage ih, dem Beklagten für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine angemeifene 
Geld» oder Haftftrafe anzudrohen. 

Zwei Ubfchriften der Klage und eine Ubfchrift meiner Generalvollmacht füge ich bei. 
Max Müller, 
Horftverwalter. 


Anlage 3. Bu 8 485 ff. (S. 808). 


Anzeige eines Gewährfehlers.”) 
Suhl, den 10. Oktober 1907. 


An 
Herrn Franz Siemon 
Biehhändler 
in Benshauſen. 


Die rote Kuh, weldye ich am 1. d. Mts. von Ahnen auf dem Hiefigen Viehmarkte 
r 400 ME. Taufte, ift mit dem Hauptmangel, der Tuberkulofe, behajtet, was durch 
en biefigen Tierarzt Heren Maurer heute Feftgeftelt wurde. 
Ich teile Ihnen dieſes mit dem Bemerken mit, dab ih Wandelung begehre. 
Albert Rojen, 
Böriter. 


— — — — 


Anlage 4. Bu 8 485 (S. 808). 


Antrag auf Beweisaufuahme sur Sicherung Bes Bemeiles. 
Suhl, den 1. November 1907. 


Un 
das Königliche Amtsgericht 
In Suhl. 


Klageſache 
des Förfters Albert Roſen in Suhl, Kläger, 


gegen 
den Biehhändler Franz Siemon in Benshaufen, Beklagten. 


Habe am 1. Dftober d. 38. von dem ne Franz Siemon aus 
Benshanfen auf dem Viehmarkte zu Suhl eine rote Kuh für 400 ME. gelauft. Es 
ftellte fich inzwifchen Heraus, daß die Kuh mit dem Hauptmangel, der QTuberkulofe, 
behaftet war, und heute ift fie daran eingegangen. Bur Wahrung meiner Unfprüche 
aus der Gewährleiftung beantrage ich diger atſache wegen gemäß 8 485 B. ©. B. und 
8 485 ff. der Zivilprozeßordnung die Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes 
durch Einnahme des Augenſcheins und Vernehmung von Zeugen und Sadjverftändigen. 

Als Zeugin bezeichne ich mein Dienitmädchen Rofalie Lau in Suhl und als 
Sadjverftändigen den Herrn Tierarzt Maurer in Suhl. 

Den Hauptmangel habe ich dem Belfagten bereit8 am 10. Oftober 1907 mitgeteilt. 


Albert Rofen, Förfter. 


®) Bol. 88 485, 456 u. 481 B. G. B., XII Ad. W. 


IN 





Unlage 5. Zu „Erhebung der Klage” (S. 805) und 8 488 (©. 809). 


Gewährichaftsklage beim Bichkanf.”) 
Suhl, den 2. November 1907. 


An 
das Königliche Amtsgericht 
In Suhl. 


Klage 
des Förſters Albert Roſen zu Suhl, Kläger, 
gegen 
den Biehhändler Franz Siemon in Benshanfen, Beklagten. 


Sch Taufte am 1. Oktober d. %8. auf dem Bichmarkte zu Suhl von dem Bieh- 
händler Franz Siemon aus Benshauſen eine rote Kuh für 400 ME. Die Kuh wurde 
mir am ſelben Zage übergeben. Das Kaufgeld zahlte ih am 2. Oltober d. %. 

Der Beklagte leiftete ausdrüdlich die Gewährſchaft für die Hauptmängel Am 
9. DOftober 1907 zeigte es fich, daß diefe Kuh Stark mit Tuberkulofe behaftet war. 
Dur die am felben Tage vorgenommene Unterfuchung durch den Tierarzt Maurer 

u Suhl wurde jeitgertellt, daß durch diefe Erkrankung eine allgemeine Beeinträchtigung 
3 Nährzuftandes des Tieres herbeigeführt wird. 

3 teilte diefen Sachverhalt am 10. Oktober 1907 durch eingefchriebenen Brief 
dem Beklagten mit und begehrte fofortige Wandlung von ihm. 

Der Beklagte hat mir feine Antwort gegeben. 

Geſtern ift die Kuh an diefem Hauptmangel eingegangen. 

Ich beanfpruche von dem Beklagten Wandelung des Kaufvertrages, Büdgehlung 
des Kaufgeldes von 400 Mk. nebft 4°/, Binfen vom 2. Oktober 1907 ab. eine 
Nutzung von der Kuh feit dem 15. Oktober 1907 nicht mehr gegogen ift, beanſpruche 
id) vom 16. bis 81. Oktober 1907 ein tägliches Futter- und Wartegeld von 1 RE; 
ferner auch die Erftattung der tierärztlichen Koften mit 6 ME.**) 

Ich erhebe Klage gegen den Bellagten, Iade ihn vor das Königliche Amtsgericht 

u Suhl zur mündlichen Verhandlung des Rechtsſtreits auf ben anzuberaumenden 
ermin. 

In demfelben werde ich beantragen: 

1. Der Beklagte hat im Wege der Wandelung für die am 1. Dftober 1907 ver- 
kaufte, jet Eingegangene Kuh an den Kläger 400 Mt. Kaufgeld nebft 4°), 
Binfen vom 2. Oftober 1907 ab, fowie ein tägliches Futter⸗ und on 
zu — vom 16. bis 31. Oktober 1907 und 6 ME. tierärztliche So 
u zahlen. 

2. Der Beklagte hat die Koften des Rechtsſtreits zu tragen. 

Als Zeugin führe ich mein Dienftmädchen Roſalie Lau und als Sachverftändigen 

Herrn Tierarzt Maurer, beide in Suhl, an. 

Die Kuh ift nach der heutigen Augenfcheinnahme durch Das Gericht der Abdeckerei 
in Suhl überwieſen. 

Zwei Abfchriften diefer Klage füge ich bei. 


PA Albert Rofen, Förfter. 
BL, Xxu Ad. wW 


— 
Die Klage muß, um Berjährun . verbindern, vor Ablauf von ſechs W ‚ gerefinet vom Ende 
ber Sewährktift ab, erhoben weh — G. 8 n dieſem — ne bie am 1. 10. übergeben, 
vom 2. 10. ab nete bie istägige Gewährfrifl. Sie endete am 16. 10. Bis 17. 10. mußte ber Haupt- 
mangel dem Berläufer angezeigt N 455 B. &. 8.) und bie Gewahrſchaftsklage bis 26. 11. erhoben werben. 
gar Biehmänge Broseife it ohne Rückſicht auf die Höhe bes Kaufgelbes immer das 
mtsgericht zuſtändi 
—8 Bgl. 58 v 488 % &. B., xl A b. W. 


rw rw re. 


vr. 
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Anlage 6. Zu S 688 Fi. (S. 810). 


Gefud um Erlak seines Zahlungshefchle. 
| Dahm, den 1. Dezember 1907. 


An 
das Königliche Amtsgericht 
in Liegnitz. 


Geſuch des Gutsbeſitzers Mar Orf zu Dahn um Erlaß eines Zahlungs» 
befehl3 gegen den Holzhändler — Jankel zu Wiele. 


Der Holzhändler Friedrich Jankel zu Wiele hat aus meinem Walde in der 
Verſteigerung am 28. November 1906 für 1240 Mt. Holz gekauft unter ber Be⸗ 
Dingung, das Kaufgeld bis zum 1. Juli 1907 an mich zu zahlen. Er bat biäher 
ht 740 Ka gezahlt, das Reftlaufgeld von 500 ME. trotz mehrfachen Mahnens 
nicht gezahlt. Ä 

Ich beantrage; gegen den obengenannten Jankel wegen der 500 ME. einen 
Bahlungsbefehl zu erlaſſen. - 

| Max Orf, Gutsbeſitzer. 


Anlage 7. Bu 8 699 (©. 811). 


Gefud um Griah eines Bollirekungsbefchls. 
Dahm, den 13. Dezember 1907. 


Un 
dad Königliche Amtsgericht 
in Liegnitz. 


Geſuch des Gutsbeſitzers Max Orf zu Dahm um Erlaß eines Bollitredungs- 
befehls gegen ben Holzhändler Friedrich Jankel zu Wiele. 


Der Holzhändler Friedrich Jankel zu Wiele bat gegen den anliegenden 
Zahlungsbefehl, der Taut beigehefteter Buftellungsurkunde am 5. d. Mts. zugeftellt e 
worden iſt, feinen Widerfpruch erhoben. Ich beantrage, den Zahlungsbefehl wegen N 
des Schuldbetrages von 500 ME. und wegen der Koften für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären. Bugleich bitte ich, den Bollitredungsbefehl dem &erichtövollgieher zum 
Zwede der Zwangsvollſtreckung zu übergeben. 

Mar Orf, Gutsbeſitzer. 


— Erhebt der Holzhändler gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch, dann muß zur 
Klage geſchritten werden; und zwar bei Beträgen don mehr als 300 ME. vor dem Land⸗ 
gericht. In legterem Falle muß bie Bertreiung einem Rechtsanwalt übertragen werden. — 
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E. Beurkundung des Perſonenſtandes und 


Cheichliegung. 
Gefeß dom 6. 2. 1875. (BR. ©. BL. 5. 23.) 


— Dur Urtikel 46 bes Einf.-Ge. zum B. &. B. werden vont 1. 1. 1900 ab: 
1. bie es 28 bis 40, 42, 43 und 51 bis 53 aufgehoben; 

2. die 88 41, 44, 50 und 55 anders gefaßt und 

3. die 88 67, 69 unb 75 durch Yufäte ergänzt. — 


a) Geburten. 


9 17. Jede Geburt eines Kindes ift innerhalb einer Woche dem Standes⸗ 
beamten des Bezirkes, in welchem die Niederkunft flattgefunden hat, anzuzeigen. 
®. Die Anzeige ift mündlih von dem DBerpflichteten (eheli Bater, 
Hebamme, Arzt ufw., 8 18) felbjt oder durch eine andere aus eigener Wiſſenſchaft 
unterrichtete Berfon zu machen. 
22. Die Eintragung des Geburtsfalles foll enthalten pp. 4. Bornamen des 
Kindes. — Standen die Vornamen des Kindes zur Zeit der Unzeige noch nicht feft, 
jo find Diejelben nachträglih und Tängftend binnen 2 Monaten nad) der Geburt 
anzuzeigen. 
: 23. Wenn ein Kind totgeboren oder in der Geburt verftorben ift, jo muB 
die Eintragung fpäteitend am nächjtfolgenden Wochentage (K. ©. v. 14. 4. 05, 
R. ©. Bl. ©. 251) gefchehen. 








») Eheſchließuug. 
ß 41, (Sn der Faſſung nad Art. 46 d. Einf.-Gei. 3 8. &. B.) Für Die Ehe 
ſchließgung find die Vorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend. 

44, (Ebenfalls in der neuen Fafjung.) Für die Unordnung des vor der Ehe⸗ 
ſchließung zu erlaffenden Aufgebots ift jeder Standesbeamte zuftändig, vor Dem nad 
8 1320 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Die Ehe geſchloſſen werden darf. 

. Bor Unordnung des Aufgebots find dem Standesbeantten Die zur Ehe 
fchliegung gefetlich notwendigen Erforderniffe als vorhanden nachzuweiſen. Ins⸗ 
bejondere haben die Berlobten in beglaubigter Form beizubringen: ihre Geburts⸗ 
urkunden und die zuftimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilligung nach dem 
Geſetze erforderlich ift. 

8 46. 1. Das Aufgebot ift befannt zu machen: 
1. H ae oder in den Gemeinden, wojelbit Die Verlobten ihren Wohn- 
ib haben; 
2. ent einer der Verlobten feinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb eines 
gegenwärtigen Wohnfiges hat, auch in der Gemeinde feines jegigen Aufenthalts; 
8. wenn einer der Verlobten feinen Wohnfit innerhalb der legten 6 Monate ge 
wechfelt Hat, auch in der Gemeinde feines früheren Wohnſitzes. — 
ß 2. Die Bekanntmachung iſt während zweier Wochen an dem Gemeindehauſe aus: 
uhängen. 
50. (Sn der Faſſung nach Urt. 46 d. Einf.Geſ. z. B. G. B.) Der Standes⸗ 
beamte ſoll ohne Aufgebot die Ehefchließung nur vornehmen, wenn ihm ärztlich be⸗ 
ſcheinigt wird, daß die Iebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Aufſchub 
der Eheſchließung nicht geftattet. 





Aus den nad 8 41 maßgebenden Vorſchriften des B. ©. B. find hier 
‚erwähnenswert: 


— — — — 


8 1303. 1. Ein Mann darf nicht vor dem Eintritt der Volljährigfeit,! eine 
Frau darf nicht vor Vollendung des 16. Lebensjahres eine eh eingeben. 
2. Einer Frau kann Befreiung von dieſer Vorfchrift bewilligt werden. 


2 Ein Mann wirb nach vollendetem 21. Lebensjahre volljährig. 


8 1305. Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung des Waters, ein uneheliches bedarf bis 
zum gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter. Un die Stelle des Vaters, 
tritt die Mutter, wenn der Bater geitorben if. — — — — — — — — — — 

8 1310. 1. Eine Ehe darf nicht gefchlofien werden zwiichen Verwandten in 
gerader Linie, zwijchen vollbürtigen oder halbbürtigen Gejchwiftern ſowie zwiſchen 

erfchwägerten in gerader Linie. 

2. Eine Ehe darf nicht geichlofjen werden zwifchen Berjonen, von denen die eine 
hr —* Voreltern oder Abkömmlingen der anderen Geſchlechtsgemeinſchaft ge⸗ 
pflogen hat. 

& 1313. 1. Eine Frau darf erſt 10 Monate nach der Auflöfung oder Nichtigkeits⸗ 
erhlärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen, es fei denn, daß fie inzwijchen 
geboren bat. 

2. Son biejer — kann Befreiung bewilligt werden. 

1314. Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder» unter feiner 
Bormundjchaft fteht, darf eine Ehe erſt einacden, nachdem ihm das Bormundjchafts- 
gericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im 8 1669 bezeichneten Ber: 
bitigkumgen erfüllt hat, oder daß fie ihm nicht obliegen. 

8 1315. Milittärperjonen und ſolche Landesbeamte, für Die nach den Landes⸗ 
geſetzen zur Eingehung einer Ehe eine befondere Erlaubnis erforderlich ijt, dürfen 
nicht ohne die vorgejchriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. 

13 1. Der Eheſchließung fol ein Wufgebot vorhergehen. Das Uufgebot 
verliert feine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen 6 Monaten nach der Bollziehung 
des Aufgebots geſchloſſen wird. 

2. Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkrankung 
eines der Verlobten den Aufſchub der Cheigließung nicht getahet | 

8 1320. 1. Die Ehe joll vor dem zuftändigen Standesbeamten geſchloſſen 
werden. (In Gegenwart von zwei Beugen. 8 1318.) 

2. Zuftändig iſt der Standesbeamte, in defien Bezirk einer der Verlobten feinen 
Wohnfig oder feinen gewöhnlichen Wufenthalt Hat. 

3. Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. 

$ 1321. Auf Grund einer fchriftlichen Ermächtigung des zuftändigen Standes: 
beamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eined anderen Bezirkes ge: 
ſchloſſen werden. 







e) Sterbefälle. 

‚856. Jeder Sterbefall ift fpäteftend am nächftfolgenden Wochentage anzu: 
zeigen. 

8 57. Bu der Anzeige verpflichtet ift das Samilienhaupt, und wenn ein folches 
nicht vorhanden oder an der Unzeige behindert ift, derjenige, in deſſen Wohnung 
oder ung der Sterbefall fid) ereignet hat. 

8 O. Ohne Genehmigung der ent darf feine Beerdigung vor 
der Eintragung des Sterbefalles in das Sterberegiiter ftattfinden. 


1 Damit bei Sterbefällen von den Richter geprüft werden Tönne, od eine Siegelung 
des Nachlafje8 von Amts wegen zu veranlafien fei, tft in dent $ 23 Tit. 5 Teil II ber 
allgemeinen Gerichtsordnung den int Sterbehaufe gegenwärtigen Berwandten oder Haus» 
peroflen des Berfitorbenen, ingleihen feinen Hauswirte zur Pflicht gemacht worden, Diefer- 
halb fchriftliche oder mündliche Anzeige bei dem zuftändigen Amtsgerichte zu eritatten, 
wenn fie fich gegen bie Erben oder die Gläubiger des Berjtorbenen außer Verantwortung 
jegen wollen. — Anweiſung bes Juſtizminiſters. — 
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4) Sclußbrekimmungen. 

67. 1. Ein Geiſtlicher darf erft zu den religiüfen Feierlichleiten einer Ehe⸗ 
5 een adgeniien orden it, Daß bie Ehe vor dem — 
ea chlof 
Reli —— im Falle —— — — — 
reit 

— Der 2. Abſatz iſt durch Urt. 46 d. Cinf⸗Geſ. zum B. ©. B. hinzugefs — 

0 Be si Fa Ran pandehllichten wicht nachkommt, wird wit Geibftuafe DEE zu 
5 goer behielt 


mit Haft 
und 
werdẽ Fe —— nick Berpflichtungen in Beziehung auf Taufe Zrauum 


XII. 
Bieuern. 


Tem Staat und feinen Öffentlichen Verbänden — SKorporationen — (Brovinz, 
Kreis, Stadt, Gemeinde, Kirche, Schule) Tiegen zum Wohle der Bewohner (Bürger) 
gewifje materielle und fittliche Kulturaufgaben ob, deren Durchführung große Aus⸗ 
gaben verurfadt. 

Soweit diefe Uusgaben nicht Durch die Einnahmen aus den eigenen Beirieb3- 
verwaltungen (Eifenbahnen, Forften, Domänen ufw.) gededt werden, müfjen fie durch 
Steuern (Mbgabeı) feitend der Bürger aufgebracht werden. 

Die Berteilung bzw. Erhebung der Steuern erfolgt nach gleichmäßigen, Durch 
Geſet anerkannten Grundſätzen. W 

an unterſcheidet: | u 
a) je nachdem, für weſſen Rechnung (Haushalt) . fie erhoben werben, Reiche, 
Siaatd-, Brovinz, ſtreis⸗ Gemeinde, en- und Schuiftenern; - Ä 
b) je nach der Urt und Weife der Erhebung, direlte und indirefte Steuern; erſtere 
werden unmittelbar (direkt), letztere mittelbar (indirekt) erhoben. 

Zu den direkten Steuern gehören in Preußen: 

1. bie —— —* | Ä 

. die Ergänzungsftener, 

8. die Grundftener, 
4. die Gebäudefteuer und 
5. die Gewerbeftener. Ä 


Die Steuern zu 1 und 2 bezeichnet man als Perfonalfienern, weil fie bie 
beſonderen Berhältniffe der Perfonen, und die zu 3 bis 5 als Real(Ertrags)ſteuern, 
Der fie ef äge gewiller Sachen (Objekte), unabhängig von der Perjon des 

eſitzers, treffen. | 

Die letzteren werben feit 1. 4. 1895 nicht mehr für die preußifche Staatstafje 
erhoben, fondern find den &emeinden überwielen. Zur teilmeilen Dedung des 
dadurd) entitandenen Ausfalls erhebt der Stagt die Ergänzungsfteuer, eine Steuer 
vom Vermögen. | 

Bu den indirelien Steuern gehören: 

1. die Stempelftenern, 
2. die Erbichaftsftener, 
3. die Grenzzölle und 
4. die Berbrauchäfteuern. 


Die Stempelfteuern find in der Hauptſache Verkehrsſteuern; die Urkunden des 
bürgerlichen Verkehrs unterliegen einer befonderen (Stempel-)Abgabe. 

Die Erbfchaftäftener wird bei der Erwerbung von Erbichaften erhoben. 

Die Grenzzölle werden bei der Ein-, Uuss und Durchfuhr von Waren an der 
Neichägrenze erhoben. Sie haben einen doppelten Zwed. Einmal follen fie eine 
Duelle von Einnahmen für die Reichskaſſe (Finanzzoli) bilden, und dann jollen fie 
die inländifchen Erzeugniffe gegen den ausländischen Wettbewerb auf den Märkten 
des Inlandes fchügen (Schubzoll). | 





Die Verbrauchsſſtenern werden von gewiffen Gegenftänden des Berbrauch8 erhoben. 
Hierhin find zu rechnen: die Salz-, Buder-, Wein⸗, Bier-, Branntweiu: 
und Tabaksſteuer. 

Die Grenzzölle, VBerbrauchäfteuern und ein großer Zeil der Stempelfteuern ſind 
Neichöftenern, während die Erbfchaftöftener und ein geringer Teil der Stempel- 
ftenern in die preußifche Staatskaſſe fließen. 

Den öffentlichen Verbänden it zur Deckung ihres notwendigen Steuerbedart: 
ferner die Befugnis beigelent, mit obrigfeitlider Genehmigung weitere indirekte 
Steuern zu erheben, & B. Warenfaus-, Umſatz⸗, Luftbarkeits- ufw. Steuern 
und Steuern von Gegenftänden des Lurus (Bferde, Hunde ufw.). 

Neben den Steuern beftchen noch Gebühren. Sie werden für gewiffe Amts⸗ 
bandlungen (Gerichts⸗, Berwaltungs- ufw. Gebühren) oder für die Benugung Der im 
Öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Beranftaltungen (Anlagen, Unftalten und Gin: 
richtungen) erhoben, 3. B. Boft-, Telegrapben-, Weges, Hafen» ufw. Gebühren. 

Steuern und Gebühren zufammen bezeichnet man auch ald Abgaben, ıumb 
infoweit die Geſetze das Steuer» und Gebührenweſen der öffentlichen Verbände 
gemeinjam regeln, nennt man fie Abgabengeſetze, 3. B. Kreis⸗ und Brovinzialabgaben- 
geſetz, Kommunalabgabengejeb. 


A. Einkommenfteuer. 


Geſetz vom 24. 6. 1891 (6. S. S. 175), erweitert und nen gefaft 
durch Geſetz vom 19. 6. 1906 (8. S. S. 241).” 


E. Steunerpflicht. 
A. Allgemeine Grundfäke. 
8 4. Die Steuerpflidt beginnt mit einem Einkommen von mehr als nenn 
hundert Dart. 
6 5. Bon der Beilenerung find ausgeſchlofſen: 

1. da3 Einkommen aus Befoldungen, Penfionen und Wartegeldern, welche deutſche 
Zivilbeamte ſowie deren Hinterbliebene aus der Kaffe eines anderen Bundes» 
ſtaates beziehen; 

3. dag Militäreinlommen der Perſonen des Unteroffizier- und Gemeinenftandes; 
5. die auf Grund gefeglicher Vorſchrift den Kriegd- und Sriedensinvaliden ge 
wäbrten Benfiongerhöhungen und Verftummelungszulagen, nicht auch die fonfti 
Penfionsbeträge, die durch Reichsgeſetz der Beiteuerung entzogenen Gebührnifie,! 
fowie die mit Kriegsdekorationen verbundenen Ehrenſolde. Zurzeit fallen nur 
die mit dem Befige des Eifernen Kreuzes verbundenen Ehrenjolde unter diele 

Beitinmung. — Vgl. Abſchnitt: „Ehrenzulagen“, IV N d. W. 

2 Die Berftümmelungszulage, die Kriegszulage und bie Ulterszulage bleiben 
bei der Beranlagung zu den Steuern und anderen dffentliien Abgaben jeder Art 
außer nr 6 3) Abſ. 3 des Mannfchaftsverforgungsgefeges vom 31. 5. 1906. — 


Die den Kriegsinvaliden gewährte Anſtellungsentſchädigung S den Zivil⸗ 
perſorgungeſchem darf nicht zur Steuer herangezogen werden. (O. B. G. v. 
14. 1. 1898, Selbſtverw. ©. 823.) 

. die ans einer Srankenverficherung dein Berficherten zuftehenden Leiftungen.? 

2 Krankengeld, freie Berpflegung in: Krankenhauſe. Dies tft zwar nicht für 

die Beranlagung, wohl aber im Falle des 8 63 für das Ermäßigungsperfahren 


- a) Der Tleine Drud bezieht fi, fomweit andere Quellen nicht beſonders angegeben find, auf die er- 
läuternden Beftimmungen der Ausführungsanmweifung des Finanzminifiers vom 25. 7. 1906. 


©) 








u bon Bedeutung für erkrankte und infolgebeilen verbienftlos gewordene Steuer- 
pflichtige. (Begrög.) - 
8 6. Als Einkommen gelten die gefamten Jahreseinkünfte der Steuerpflichtigen 
in Geld und Geldeswert aus: 
1. Kapitalvermögen, 
2. Orundvermögen, Pachtungen (Dienftlandsnugung der KHorftbeamten — F. M. 
v. 4. 12. 1891) und Mieten, einjchl. Des Mietwerts der Wohnung im eigenen 


Hauſe, 

3. Handel und Gewerbe, | 

4. gewinnbringender Beibäftigung, fowie aus Nechten auf periodifche Hebunge 
ri irgend welcher Urt (Jagdnutzung der Forſtbeamten — %. M. v. 
. 12. 1891). 

2 Behufs Sefiftellung bes Geſamteinkommens Tann ber bei einer Einfommensquelle 
fi ergebende Berluft bon den Crträgniffen der anderen Duellen abgerechnet werden. 
(DO. 2. ©. dv. 6. 3. 1893.) 

2 Der Befit von Kapitaldermögen und die Einnahme daraus darf für die 
Beiteuerung nur dann in Betracht gezogen werben, wenn bejtimmte tatfächliche Umftände 
Die Annahme rechtfertigen oder doch die Wahrjcheinlichkeit begründen, daß der Pflichtige, 
der den Befit bes Kapitals beftreitet, mit der Wahrheit zurüdhält. Als derartige be⸗ 
ftimmte tatfählihe Umftände Tönnen aber weder bloße8 Hörenfagen noch bie negative 
Feſtſtellung angejehen werden, daß der Benfit bie Unrichtigfeit der vom Steuergläubiger 
vorgenommenen Schätung nicht nachgewiefen habe, oder daß er den Nachweis unterlafjen 
Babe, er befite ein früher vorhanden geweſenes Kapitalvermögen zurzeit nicht mehr. 
(D. 8. G. v. 7. 7. 1897, Selbſtverw. ©. 807.) 

3 Bei den Forſtbeamten find nicht nur Die Stellenzulngen, ſondern auch der Wert 
der freien Wohnung und Feuerung, die Einnahnıen aus der Landwirtſchaft und etiwaige 
fonjtige Nebeneinnahmen, wie die Prüfung der Nachweifungen über die bon ben 
Beanten ufw. zu zahlenden Beiträge zu den Schul» und Urmenlaften ergeben haben, 
1 jehr häufig bei ittelung des heuerfiätigen Einkommens außer Anfat geblieben. Es 

wird daher darauf gehalten werden müſſen, daß in den den Beranlagungs-Kommiifionen 
auzufertigenden Nachweiſungen über die Gehaltäbezüge der Beamten nicht nur das Bar 
eintommen, ſondern auch fänıtliche Nebenbezüge (freie Wohnung, Yeuerung uf.) aufgeführt 
werden. (OÖ. R. 8. vd. 7. 2. 1898.) 


A 8 Anherordentliche Einnahmen aus Erbſchaften, Schentungen, Lebens: 

„verlicherungen uſw. gelten nicht als ſteuerpflichtiges Einkommen, fondern ald Ber- 
mehrung des Stammvermögend und kommen ebenfo wie Verminderungen des Stamm⸗ 
vermögens nur injofern in Betracht, ald die Erträge des lebteren Dadurch vermehrt 
oder vermindert werden. 

8 8. I Bon dem Rohertrage der im 8 6 bezeichneten Einkommensquellen find 
die Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrags (Werbungs⸗ 
| foften) in Abzug zu bringen. 

- Als Werbungskoften gelten auch: 

1. die von den Grundbeſitzern zu entrichtenden Deichlaften und Beiträge zu 
Öffentlichen Be» und Entwäflerungsverbänden, fowie zur Unterhaltung von 
folden Wafjerläufen, für welche befondere Gefege zur Berhütung von Hoch—⸗ 
waffergefahren erlaſſen worden find; 

2. jetehe indireften Abgaben, welche zu den Gefchäftsunfoften zu rechnen find; 
ie von dem Grundeigentume, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu ent: 

richtenden direkten Kommunalfteuern big zur Höhe der ftaatlich veranlagten 

Grund⸗, Gebäudes und Gewerbefteuer. Bis zu der gleichen Höhe werden in 

den Gutsbezirken als Werbungsfoften die realen Kommunalſteuern und Die 

neben ihnen beftehenden Sutslaften angefehen; die letzteren gelangen dabei mit 

50 ae der ftaatlich veranlagten Grund», Gebäudes und Gewerbeitener 

in Unfaß; 

— Für den Bereich eines felbftändigen Gutsbezirkes ift nach den Beitimmungen 

der Landgenteindeorbnumgen ber Befiter des Gutes zu denjenigen Pflichten und 

Reiltungen verbunden, melde den Gemeinden BI den Bereich des Gemeindebezirks 
geſetzlich obliegen. Diefe, den Gutsbeſitzer obliegenden Yutslaften werden in der 
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Weile als Werbungskoſten berüdfichtigt, daß in jedem alle ein Abzug bon 
50 Prozent ber ſtaatlich veranlagten Grund⸗ Gebäudes und Gewerbeflener ftatt- 
findet. Einer Feitftellung, auf welden Betrag im einzelnen alle bie ButSlaiten 
fi) delaufen, bedarf es mithin nicht. Reben dieſen Gutslaſten jind in Gutsbegirken 
abzugsfähige Werbungstoften auch die von dem Gutsbeſitzer zu entrichtenden, realen 
Kommunaliteuern (KHreisjteuern), indeſſen, da der gelamte bzug au in Guts⸗ 
Dezirfen den Betrag der ſtaatlich veranlagten Healfteuern nit überfteigen Darf. 
hochſtens in Höhe von 50 Prozent der ftaatlich veranlagten Grund⸗ Gebäude» und 
Gewerbeſteuer. — 

4. die regelmäßigen jährlichen Ubfehungen für Abnutzung dev Gebäude, Mafchinen, 
fowie des fonftigen toten Inventars, fofern die Koften der Beſchaffung nicht 
unter den Betriebsausgaben verrechnet find. 

— Werden bei der Einfommenfteuer-Veranlagung von den Einkommen die 
regelmäßigen jährliden Wbfegungen für Abnutzung bon Gebäuden, Mafchinen, 
Betriebögerätichaften ufw. in Abzug gebradt, fo bürfen nicht die Koften für bie 
Erneuerung ber verbrauchten Gegenftände unter den Betriebsausgaben eingejtellt 
werben. (©. B. G. d. 11. 7. 1895, Selbſtverw. 1896 ©. 132.) — 


5. Beiträge zu den Berufsfammern; 3. B. Landwirtfchaftstanmerbeiträge. 

II. Bon dem Gefamteinfommen find in Abzug zu bringen: 

1. die von dem Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinfen; 

2. Renten und dauernde Laften, die auf Privatrechtötiteln (3. B. Vertrag, Ber 
Ihreibung, legtwillige Verfügung) oder auf SKirchenpatronatsverpflichtungen 


eruhen; 
3. die von dem Steuerpflichtigen für feine Perſon geſetz⸗ oder vertragsmäßig zu 
entrichtenden Beiträge zu Kranken⸗, Unfalls, Werd» und Invalidenverſicherungs⸗ 
Witwen, Waifen- und Penfionslafjen, foweit fie zufammen den Betrag von 
600 ME. jährlich nicht Überfteigen; 
4. VBerfiherungsprämien, welche für Berficherung des Steuerpflichtigen oder eines 
nicht Jerbftänbig zu veranlagenden Hausbaltungsangehörigen auf den Todes- 
oder Lebensfall gezahlt werden, joweit fie den Betrag von 600 ME. jährlich 
nicht überjteigen; 
faht — Prämien für Ausſteuer⸗ und andere Berſficherungen find nicht abzugk⸗ 
g. — . 
. die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur allmählichen 
Tilgung eines auf jeinem Grundbeſitze —*8* Schuldkapitals zu entrichtenden 
Beiträge, inſoweit dieſelben 1%/, des Kapitals und den Betrag von 600 RE 
jährlich nicht überfteigen. 
Soweit die unter Biffer 1, 2 und 5 aufgeführten Verbindlichkeiten wirtichaftlid 
in Beziehung zu Einnahmequellen jtehen, welche bei der Beranfagung außer Betradht 
u lafen find (8 5 Nr. 1, 2), findet die Abrechnung nicht flatt. Erftredt fich die 
efteuerung nur auf das im 8 2 bezeichnete Einkommen, fo tit der Abzug der Bei⸗ 
träge und Prämien unter Biffer 3 und 4 überhaupt nicht, der Abzug der Binfen, 
Renten, Laften und ZTilgungsbeträge (Biffer 1, 2 und 5) nur infoweit ftatthaft, als 
fie zu den inländischen Quellen wirtichaftlich in Beziehung ftehen. Eine wi Wh 
Beziehung zwifchen einer Schuld und dem Grundbefig iſt insbefondere anzunehmen, 
wenn die Schuld für den Erwerb oder zum Zwecke der Verbeflerung oder Bebauung 
des Grundſtücks aufgenommen ift. Die Eintragung im Grundbuch ift nicht entfcheidend. 
II. Richt abzugsfähig find insbeſondere: 
1. Verwendungen zur Verbeiferung und —— des Bermögens,! zu Geſchäfis⸗ 
erweitecungen, apitalanlagen oder Kapitalabtragungen, foweit nicht unter 
I und II Ausnahmen zugelaffen find; 
— Die durch Gehaltsabzug einbehaltenen Beträge zur Eritattung der ben 
Yöniglichen Forſtbeamten zur erſten wirtihaftlidden Einrichtung aus der Staatskaſſe 
sindfrei gegebenen Vorſchüſſe find nicht abzugsfähig; denn es find nicht Schulden. 
zinfen im Sinne der obigen Beitinmung gu II 1, fondern Sapitalabtragungen. 
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Eine Berüdfihtigung folcher Kapitalabzahlungen kann nur auf Grund bes 5 20 
Abſ. 2A bei Feſiſetzung des Steuerjahes erfolgen. — 
2. die zur Veftreitung des Haushalts der Steuerpflichtigen und zum Unterhalt 
gie Angehörigen gemachten Ausgaben, insbejondere alle Aufwendungen zur 
erriebigum perjönlicher Bebürfniffe, wie die für Wohnung, Nahrung, Kleidung, 
Bedienung, Pflege, Erziehung, einfchließlich deö Geldwertes der zu dieſen Zwecken 
verbrauchten Erzeugniſſe und Waren des ge landwirtichaftlichen oder ge- 
werblichen Betriebes. Wufwendungen zur Erfüllung einer gejeglichen Uuter- 
Daltungäpricht gegen Ungehörige find auch dann nicht abzugsfähig, wenn fie 
diefen durch Privatrechtätitel zugefichert find; 
— Ubzüge für Dienſtkleidung find nicht ftatthaft. Vgl. $ M Anm. 7. — 

3. Bermögend- und Sapitalverlufte; 

4, bie nit auf Grund einer durch bejonderen NRechtätitel (Bertrag, Verſchreibung, 
legtwillige Berfügung) begründeten Berpflichtung, wenn auch fortlaufend geleifteten 
Unterftügungen an andere Perjonen; 

5. die Staatselnkommen⸗ und Ergänzungsfteuer, ferner bie Grund», Gebäude> und 
Gewerbefteuer und alle anderen Abgaben an kommunale und alle anderen öffent» 
liche Verbände, fomweit nicht unter I und II Ausnahmen gemadt find. 

1 Ausgaben zur Erſchließung bon Einnahntequellen, wie für Urbermadung Dam. 

Aufferkung von bisher nicht nutzbaren Flächen, wie Ödländereien, derlandeten 
en u. gl. find als Kapitalanlagen und als foldde nad) 5 8 III 1 des 
Eink⸗St.⸗Geſ. nicht abzugsfähig. ſoweit nicht „lediglich durch gute Wirtihaft gebotene 
Ausgaben“ (verhältnismäßig geringen Umfanges) in Frage Tonımen. Dagegen pehdren 
die Koſten ber Wiederanpflanzung bisher ſchon forſtlich genußter Flächen, 
ähnlich wie diejenigen der Wiederheritellung landwirtſchaftlich genubter Liegenfchaften, in 
ber Negel zu denjenigen Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung bes 
Einkommens, welde nad) 88 I von den Einkommen ($ ö) in Abzug zu bringen find. 
Ob die ber Bewirtihaftung und Benugung unterworfene Fläche einige Reit anders, als 
bergebract, benutt oder Done gehend als Brache bzw völlig unbenutt dageleyen bat, 
as kann bie Ausgaben für die Wicderberftellung einer an ſich angezeigten, borber bereits 
beitandenen Nutung nidjt zu den nichtabangafähigen Kapitalanlagen des $ 8 IIL 1 ftempeln. 
(DO. B. G. v. 2. 7. 1896, Seldftverw. 1897 ©. 387.) 


Berehnungsart. 


5 9. 1. Maßgebend für die Veranlagung der phufiichen Perſonen ift der Beltand 
der einzelnen Einkommensquellen bei Beginn des Stguerjahrs, für welches die Ver⸗ 
anlagung erfolgt, werm aber die Veranlagımg von einem fpäteren Beitpunft ab ftatt- 
findet, der Beitand der Duellen in dieſem Beitpunfte. | 

nderungen, welche in dem bei der Veranlagung (Steuererflärung) voraus» 
gefeßten Beſtande bis zum Beginne des Steuerjahrs eintreten werben, find zu berüd» 
ſichtigen. 

1 get . 32. ein Landwirt fon vor ber Veranlagung ſeine Befitung mit Wirkung 
von: 1. April oder von einen: früheren Beitpunft ab veräußert, fo erfolgt feine Beranlagung 
nicht nach dem Ertrage des Grundbeſitzes, ſondern nach dem Ergebniſſe der ihm vom 
1. April ab zuſtehenden Einkommensquellen. 

Sind dieſe Anderungen nicht berückſichtigt, oder treten 8 noch nach der Veranlagung 
bis gum Beginne des Steuerjahrs ein, fo können fie im Rechtsmittelwege geltend gemacht 
werden. Zu 


2. Soweit nicht unter Ziffer 3 und 4 etwas anderes beftimmt ift, erfolgt Die 
Beranlagung der phufiichen Berfonen nach dem Ergebnijje Des dem Steuerjahr 
unmittelbar vorangegangenen Salenderjahrs,? und, infoweit für eine Einkommens⸗ 
quelle ein Jahresergebnis nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahresertrage. 


2 Der Beranlagung für 1908 ift alfo das Ergebnis des Kalenderjahrs von: 1. Januar 
bi8 31. Dezember 1907 zugrunde zu legen. Die nach dent früheren Rechte in Geltung 
gewefene Unterſcheidung zwiſchen feititehenden und ſchwankenden oder unbeitimnten Ein- 
nahmen und Ausgaben ift für die Veranlagung fortan nicht mehr don Bedeutung. 


3. Der Geſchäftsgewinn aus Handel, Gewerbe und Bergbau wird bei phyſiſchen 
Berfonen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der 8 38 ff. des Handelsgeſetzbuchs 





führen, nad) dem Durchſchnitte der drei dem Steuerjahr unmittelbar voran: 
gegangenen Wirtfchaftd-(Beiriebs-)Iahre, wenn aber der Betrieb noch nicht fo lange 
oder nicht ohne weientliche Anderung fo lange befteht, oder die Bücher nicht fo lange 
geführt werden, nach dem Durchfchnitte der Fürzeren Beit, für welche Jahresabfchlüfte 
vorliegen, und wenn ein Jahresabſchluß überhaupt noch nicht vorliegt, nach Dem 
mutmaßlichen Jahresertrage veranjchlagt. 

Mapgebend ift für jeden Steuerpflichtigen da3 von ihm angenommene Wirtfchaft?: 
Betriebs⸗)Jahr. 

AS der Veranlagung unmittelbar vorangegangen gilt das letzte Betriebsjahr, 
deſſen Ergebniffe zur Beit der Veranlagung (Stenerflärung) feftgeftelli werden können. 

Bei der Durchfchnittsberechnung ift der etwaige Verluſt eines Sahres von dem 
Sewinne der anderen Jahre in Abzug zu bringen. 

4. Die Borfchriften der Hiffer 3 den finngemäß Anwendung auf Die Ber- 
enfhlagung des Ertrag ans Land: und Forſtwirtſchaft auf eigenem oder gepachtetem 
Grundbefite, wenn über den Betrieb geordnete, den Meinertrag ziffermäßig nad 
weiſende Bücher geführt werben. 


irgend eine beitinnmte Form der Buchführung ift hierbei nicht boraußgefegt, es 
genügen vielmehr Aufzeichnungen jeder Art, jofern fie nur geordnet geführt find und den 
Neinertrag ziffermäßig ergeben. Werden ſolche Bücher geführt, dann erfolgt die Beranlagum; 
nad den Durchſchnitte der drei, dent Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Wirtjchafts- 
jahre, andernfall8 nad dem Ergebniffe des letzten Kalenderjahrs. 


5. Über die frage, ob ausreichende Buchführung im Simme der Ziffern 3 md 4 
vorliegt, entjcheidet Die Berufungsfommiffion endgültig. Auf Verlangen des Beteiligten 
ift vorher ein Sachverftändiger zu hören. 


6. Bezieht ein Steuerpflichtiger, befien Eintonımen aus Handel und Gewerbe os 
aus Grundbeſitz gemäß den Ziffern 3 und 4 nach breijährigem Durchfchnitte zu veranlagen 
ift, neben biefem Eintommen noch Einnahmen aus irgend einer anderen Einfommensquelle 
3. DB. aus Kapitalvermögen oder aus geminnbringender Beichäftigung, fo wird dieſes 
fonftige Einkommen nit nach den Beſtimmungen zu 3 und 4, fondern nach denjenigen 
zu 2, alfo nad dem Betrage für das letzte Kalenderjahr, veranfchlagt. 


Eintommen der Haushaltungsangehörigen. 


8 10. Dem Einkommen eines Steuerpflichtigen wird das in Preußen fteuer- 
pflichtige Einkommen feiner Ehefrau hinzugerechnet, und zwar ohne Rüdfiht auf das 
zwifchen den Cheleuten geltende Güterrecht, namentlich alfo aud dann, wenn das Ein 
fonımen der Ehefrau vorbehalten oder fonft den Nießbrauche des Mannes entzogen if. 

Nur wenn bie Ehefrau dauernd von dem Ehemanne getrennt lebt, oder ihre 
Steuerpflicht ſich darauf ender daß fie aus der preußiſchen Staatskafſe Penfionen uſw. 
beziebt oder aus preußi any Grundbeſitz und aus preußifchen Gewerbe⸗ oder Hanbel* 
anlagen ein Einlommen bat, ift fie auch bei beitehender Ehe ſelbſtändig gu beranlagen. 

Soweit dent Steuerpflichtigen geſetz, oder bertragsmäßig an dem Bermögen von 
angebörigen die Nutznießung zuſteht, find die Erträge derartigen Vermögens fein eigenes 

inkommen. 
Kraft Geſetzes ſteht dem Water oder nach deſſen Ableben der Mutter die Nutznießung 
an dem Bermögen ihrer Kinder His au deren Großjährigkeit oder deren Berbeiratung zu 
Ausgenommen bierbon iſt da8 freie Bermögen der Kinder, nämlich 
1. alles, was das Sind durch feine Arbeit oder durch den felbftändigen Betrieb eine 
Erwerbsgeſchäfts erivirbt; 

2. was das Kind von Todes wegen erwirbt oder mas ihm unter Lebenden von einem 
dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn ber Erblafjer durch letztwillige Berfü 
der ‚dritte bei ber Zuwendung beitimmt bat, daß das Vermögen der Nutnießung 
entzogen fein gen (68 1650 bis 1652 B. &. 3. 

Snfoweit an Vermögen eines Angehörigen bie Nutznießung bes Haushaltungs⸗ 
vorſtandes nicht beſteht, findet bie felbitänbige Beranlagung biete Angehörigen ftatt. 

Das Einkommen bon PBerfonen, welche vom Steuerpflicdhtigen mit Gehalt oder Lohn 
zu Dienftleiftungen angenommen find, fowie das Einkommen von Koftgäugern, Unter 
mietern und Schlafftellennietern des Steuerpflictigen wird dem Einkommen desfelben 
in Keinen alle zugerechnet. 
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1 Die Zurechnung des Einkommens bon Haushaltungsangehörigen zu demjenigen 
bes Hausbaltungsporftandes wird durch den Umftand nicht begründet, daß das Einkommen 
der erfteren zu deren feldjtändigem Unterhalte nicht ausreicht, und fie darımı in dem 
Haushalte des Steuerpflichtigen unterhalten werden niüffen. (O. 8. G. b. 15. 5. 1893.) 


B. Beſondere Beftimmungen. 
a) Einfommen aus Kapitalvermögen. 


82. Us Einfommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinfen, Renten und geld- 
werte Vorteile aus Kapitalforderungen jeder Art, ſoweit ſolche Bezüge nicht bei 
Landwirtfchaft, Handel- und Gewerbetreibenden behufs Wusmittelung des fteuer- 
pflicdtigen Einkommens aus Grmdvermögen, Pachtungen, Handel oder Gewerbe 
(88 13, 14) als Teile des Gefchäftsertrags in Rechnung zu bringen find. 

Die Berechnung des Einkommens erfolgt für jede einzelne Stapitalanlage nach deren, 
Stande zur Beit der Veranlagung (Steuererklärung) und nad dem Ergebniffe des dent 
Steuerjadt unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs, fofern ein Jahresergebnis aber 
noch nicht vorliegt, nah dem mutmaßlichen Ertrage für das Stenerjahr. 

Naturalgefälle find nad) den ortsüblichen Preifen in Geld anzuſetzen. 

Sit der Binsfuß, zu welchem ein Sapital genubt wird, nicht enügend befannt, fo 
wird bei der Veranlagung, fall8 nicht ein anderer Binsfuß notoriic üblich ift, don ber 
Unnahme der Nutung zu dem Binsfuße von 4 Prozent ausgegangen, wobei jedoch dent 
Steuerpflidtigen ber Nachweis einer geringeren Einnahme überlafien bleibt. Außer 
Betracht bleibt, ſoweit e3 fi um Einfonmen aus Kapitalvermögen handelt, die Erhöhung 
oder Berminderung des Kurswerts nicht veräußerter Wertpapiere. 


b) Einfommen aus Örundvermögen. 


8 12. Das Einlommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſämtlicher 
Srundftüde, welche dem Steuerpflichtigen eigentümlic gehören, oder aus Denen ihm 
infolge von Berechtigungen irgend welcher Urt, 3. B. aus den Niepbrauchsrechte, ein 
Einfommen zufließt. 

Bon Grundjtüden, welche verpachtet oder vermietet find, ift der Pacht oder 
Mietzins, einerfeit3 unter Inautedinung der dem Pächter bzw. Mieter obliegendeit 
Naturals und fonftigen Nebenleiftungen, ſowie der dem Verpächter bzw. Vermieter 
vorbehaltenen Nubungen, andererfeit3 unter Abrechnung der dem legteren verbliebenen 
abzugsfähigen Laften, als Einkommen zu berechnen. 

Für nicht vermietete, fondern von dem Eigentümer bzw. Nubnießer jelbit be- 
wohnte oder fonft benubte Gebäude ift das Eintommen nach dem Mietwerte zu 
bemeſſen; außer Anſatz bleibt der Mietwert folder von dem Eigentümer bzw. Nuß- 
nießer zu feinem landwirtfchaftlichen oder gewerblichen Betriebe benutzten Gebäude 
oder ®ebäudeteile, deren Nubungswert in dem Einlomnen aus Landwirtſchafts⸗ oder 
Gewerbebetrieb enthalten: ift. | 

Bei Schätung des Einkommens aus nicht verpachteten Befihungen ift der Durch 
die eigene Bewirtichaftung erzielte Neinertrag zugrunde zu legen. Vie Veranlagung 
folcher Betriebe, bei welchen die Erträgniffe der Subftanz des Boden? entnommen 
werden, fowie die Beranlagung ländlicher Fabrifationszweige erfolgen nad) den 
Grundſätzen des 8 14, foweit diele Betriebe und Fabrikationszweige nicht bei der 
Ertragsermittelung des Hauptbetriebes, zu welchem fie gehören, berüdfichtigt werden. 

ei Waldftüden, die nicht nach einem forftmäßigen Plane bewirtichaftet werden, 
find die Ergebniffe von WUbtrieben nicht anzurechnen, wenn und ſoweit dieſelben ſich 
Mi einem Jahr auf mehr als den zehnten Teil des Wertes des vorhandenen Holzes 
erſtrecken. 

Der Gewinn beim pachtweiſen Betriebe der Landwirtſchaft iſt in gleicher Weiſe 
zu veranfchlagen, wie beim Betrieb auf eigenen Örundftüden, unter Hinzurechnung 
de3 Mietiverted der mitverpachteten Wohnung. 

Der Pachtzins einfchließlic) des Wertes der etwa dem Pächter vbliegenden 
Natural⸗ und fonftigen Nebenleijtungen ift davon in Abzug zu bringen.’ 

ı Die Ermittelung des Einkommens erfolgt nach den Ergebniffe des dem Steuerjahr 
unmittelbar vorangegangenen Stalenderjahre, wenn aber über den Betrieb geordnete, dei 








klar äiffermäßig nachweifende Bücher geführt werden, nad dreijährigem Durchſchnitte 
vgl. . 

(v8 2 Als Neinertrag gilt die gefamte Roheinnahme der maßgebenden Wirtſchaftsperiode 
nah Abzug ber Bewirtichaftungskoften und unter Berüdfihtigung deö bei Begimms md 
am Schlufle der Periode vorhandenen Beſtandes an Borräten. 

I. In Einnahme find zu jtellen: 

1. der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung ober auf Kredit beräußerten Erzeugnifie 
aus allen Wirtfchaftsgweigen, forwie für die Verleihung von Zugkraft ufw.; 

2. der Geldwert aller Erzeugniffe, welche zur Beftreitung des Haushalts des Beſitzers 
Hadterd), zum Unterhalte feiner Angehörigen, fowie der nicht zum Wirtichafts- 

etriebe gehaltenen Hausgenofjen verbraucht oder fonft zu ihren Nuten verwendet 
find; hierher gehört namentlich auch der Aufwand an Katuralien für die Belöftigung 
des zur perfünliden Bedienung gehaltenen Gefindes; 

3. der Mietwert ber von dem Eigentünier (Nutznießer ufw.) und feinen Angehörigen 
felöft bemohnten oder zur Fuhrung des Haushalts benukten Gebäude (Über Dicnft- 
wohnungen — jedoch 8 14); | 

4. ber Geldwert des am Schluffe der Pertode vorhandenen Beltandes an Wirtſchafts⸗ 
erzeugniffen, ſoweit dieſelben zur Berwertung durch Verkauf oder zum Berbrauch 
im Haushalte bejtimmt find Cogl. II Nr. vi 

a Pr Bon der Einnahme find als Bewirtſchaftungskoſten in Abzug zu bringen bie 
usgaben: 

1. für Unterhaltung der Wirtſchaftsgebäude und der uiibrigen dent Wirtſchaftsbetriebe 
dienenden oder denfelben fichernden baulichen Anlagen (Deiche, Mauern, Zäune, 
Wege, Brüden, Brunnen, Entwäfjerungsanlagen uſw.); m 

2. für die Erhaltung und Ergänzung — nicht auch für die Berbefferung und Ber- 
mebrung — de lebenden und toten Wirtſchaftsinventars; 

3. für die Berfiherung der Wirtfchaftsgebäude, des lebenden und toten Wirtſchafte— 
indentard, der Borräte an Wirtfchartserzeugniffen, fowie der noch ungeernteten 

ld⸗ und Gartenfrüchte — nit au) des Haushaltungsmobiliars — gegen Feuer, 
agel» und anderen Schaden; 

. für Heizung und Beleuchtung der Wirtſchaftsräume, nicht auch der für den Haushalt 
benutten Räunie; 

5. für Sanıen, Pflanzen, Futter⸗ und Dungniittel, welche für den laufenden Wirt: 
chaftsbetrieb ekauft worden ſind; 

6. für Gehalt, 8* und ſonſtige Dienſtemolumente — ſoweit dieſelben nicht ben 

irtſchaftserzeugniſſen entnommen find — an das zum Wirtſchaftsbetriebe, 
Be au an das zun Haushalt oder zu perfönlichen Dienftleiftungen angenonmene 
erfonal; . 

7. bie geleß- oder vertragsmäßig vom Eigentümer für das zum Wirtfchafts- 
betriebe angenonmene Berjonal zu leijtenden Beiträge zu Kranken⸗ uſw. Kaſſen. 
Dagegen dürfen Beiträge, welche für die zu Hausbaltungszweden angenonımenen 

Derjonen, insbeſondere für die zur perfönlihen Bedienung gehaltenen Dienftboten 
u leiften find, nicht in Abzug gebracht werden; ' 

8. die direften kommunalen Nealjteuern bis zur Höbe der ſtaatlich beranlagten 
Steuerfäte (8 8 I 3) und die Beiträge zur Landwirtfchaftskarnter ; | 

9. der Geldwert der aus der borangegangenen in die gegenwärtige Wirtfchaftäperiode 
übernommenen Beftände an VBorräten der zu 1 Nr. 4 bezeichneten Art. 

Bei denjenigen Betrieben, in welchen ber Beitand der Borräte (I Ar. 4 und U 
Nr. 9) anı Schluffe ber einzelnen — weſentlichen a een nicht zu 
unterliegen pflegt, kann ber Geldwert berielben ſowohl bei der Einnahme als auch bei ber 
Ausgabe underüdfichtigt bleiben. (Butreffend auf die meliten landiwirtichaftlicden Betriebe 
der Forſtbeamten. U 8.83) 

erner kann in Abzug gebracht werben ein der Abnutzung entjprechender Brozentiat 
des Subitanzwerte8 der zum Wirtſchaftsbetriebe notwendigen Gebäude, Mafchinen, 
Gerätichaften ufw., fomweit die Anſchaffungskoſten nicht unter den Betriebsausgaben (II Ar. 2) 
verrechnet werden. 


3 Ermittelung des Reinertrags aus den Dienflländereien ufw. ber Forſtbeamten. 


Die vorſtehenden Beitinnmungen des 8 12 finden auch Anwendung bei Ermtittelung 
bes Neinertrags, ben die Forftbeanten aus der Bewirtſchaftung de3 Dienftlandes erzielen. 
(F. M. vd. 4. 12.1891.) Bezüglich der Anrechnung der Dienitmohnung bgl. jedoch 8 14. 

Dei Berehnung und Schätung bes Reinertrags aus den Dienjtländereien ift zu 
beachten, daß, ſoweit die Forſtbeamten zur Haltung eines Dienftfuhrwerls verpflichtet find, 








md die often ber Anterpaltung desfelden aus der Dienftaufwandsentichädigung nicht 
doll Deftritten merden koͤnnen, erjenige Zeil der Nutungen, welcher zur Unterhaltung 
desfelben ober zur Beitreitung der Koften für Dasfelbe verbraucht wird, nicht zum fteuer- 
pflichtigen Einkonimen gehoͤrt. 

Bel ber Ermittelung des ſteuerpflichtigen Einkommens find auch etivaige Erträge aus 
der Jagdnutzung in Betracht zu ziehen. (F. M. v. 4. 12. 1891.) 

Die Veranlagungsregeln einerfeits: daß das vom Töniglichen Forſtbeamten bezogene 
reine Einfonımen aus fogenannten Dienftländereien fteuerpflichtig ift, andererſeits, daß als 
Dienftaufwand bei der Beſtenerung derſelben Beantten ber ausdrüdlich dazu beftimmte 
Betra eizulaſſen iſt, ſchließen nicht aus, daß ein gewiſſer, nad Bebürfnis zu 
bemefjender Teil jenes Dienftländereiertrags als aushilfsmweife zur Beitreitung von Soften 
des Dienſtfuhrwerks wegen Ungulänglichleit ber boranöbeitinmten Dienftaufwands- 
gutchad gung dienendes Emolument gleichfalls bon der Beſteuerung freigelaſſen werden 
kann. Beweisfälligkeit darf weder ohne unmittelbare Aufforderung der berufenen Inſtanz 
ur Beweisführung, noch ohne Andro ung de3 aus der Nichtberolgung fi ergebenden 

achteile8 angenonimen werben. (DO. 8. &. vn. 5..2. 1894.) 

Die Löniglihen Forſtbeamten Tönnen nicht allein bei Unzuläunglichteit ihrer 
Dienftländereien den nicht gedbedten Zeil ihres Dienflaufwandes von denn 
übrigen Eintommen abziehen, fondern aud einen bei Bewirtfhaftung des. 
Dienftlandes fi etwa ergebenden Fehlbetrag gegen die anderen Einnahme— 
quellen aufrechnen. (O. ©. ©. d. 18. 3. 1898, Selbftverw. 1899 ©. 53.) — 

Aus den Gründen: ’ 

Dadurch, dab bei einem Fönigliden Oberförfter Nubungen, d. h. Natural« 
oder Gelderträge von Ländereien zur Ergänzung der Dienjtaufmwandsentichädigung heran= 
zuziehen find (F. M. v. 4. 12. 1891 u. O. B. ©. v. 5. 2.1894; fiehe vorltehend), und 
War in vorher nicht beſtimmter und nicht. beitimmbarer Höbe, gehört der betreffende 
Sorten nit mehr zu denjenigen Beamten, welchen ausdrüdlich ein beſtimmter 

ag oder ein beſtimmter Teil der en als Dienftaufwand bewilligt ift ($ 15, 
etzt F 14 de8 Gef. und Urt. 22 Nr. 1 d. Ausf⸗Anw. v. 5. 8. 1891); er tritt vielmebr in 
ie Kategorie derjenigen, deren Dienſteinkommen ohne ausdrüdlihe Beitimmung des 
Detrags oder des Teiles zugleich bie Entichädigung für den Dienftaufwand mitenthält. 
(Art. Nr. 3 a. a. O 


Es findet alfo bei einen Zöniglicden Oberförſter, ber aushilfsweiſe deu Ertrag der 
fogenannten Dienftländerei zur ‚Dedung des Dienftaufiwandes einfchl. des —— — 
in Anſpruch nehmen muß, gemäß Artikel 22 Nr. 3 a. a. O. eine beſondere Berechnung und 
Abrechnung der Dienſtaufwandskoſten ſtatt. Es kann eine Unterſuchung über die Ver⸗ 
wendung der bar gewährten Dienſtaufwandsentſchädigung nicht unterbleiben, weil von dent 
Berbrauche der lekteren die Verwendung ber Erträge der Dienftländereien abhängig ift. 
Sn ſolchem Kalle ftehen fich alfo bei der aufzumachenden Rechnung gegenüber: 

auf der einen Seite die Einnahmen aus dem landwirtfchaftlien Betriebe und das 
Dienſtunkoſten⸗Averſum, 
auf der anderen Seite die entſprechenden Bewirtſchaftungskoſten, das für die zum 
Genuß überlaſſene Dienſtland zu entrichtende Rugungegeid und die ſämtlichen 
Dienſtaufwandskoſten. Auf dieſem Wege konmt auch bie gleichzeitige Verwendung 
von Dienſtpferden für die Bewirtſchaftung der Ländereien, ſoweit fie ſtatifindet, zu 
gebührender Berüdfichtigung. i 
Ergibt ſich Hei folcher Rechnung ein überſchuß der Einnahmen fiber die Musgaben, 
fo iſt er dem fonftigen fteuerpflicätigen Einkommen hinzuzuſetzen, ergibt fich ein Fehlbetrag, 
fo ijt diefer aber davon In Abzug zu Bringen. . 

Die vöniglien Oberförfter Hd dem 5 15 (jet 8 14) des Einkommenſt.Geſ., welcher 
lautet: „Bei... Staatsbeaniten ... iſt der zur Bejtreitung des Dienftaufmandes beitimnite 
Zeil des Dienfteintommens außer Anſatz zu laſſen“, nicht unterworfen, weil bon einent 
zur Beitreitung des Dienftaufwandes beſtimmten Teile ihres Dienſteinkommens dienft- 
pragmatifch nicht die Rede fein kann. Denſelben muB daher zugeftanden werben, daß fie 
nicht allein bei Unzulänglichfeit des Ertrags ber fogenannten Dienjtländerei den Infomneit 
und dur) das Averfum noch nicht gebedten Teil ihres Dienftaufwandes von dem übrigen 
Einkommen als abzugsfähige Ausgabe abfegen dürfen, fondern daß fie aud) einen bei 
Benktichaftung des fogenannten Dienftlandes fich etiva ergebenden Fehlbetrag gleich allen 
anderen Steuerpflichtigen gegen die anderen Quellen entſtammenden Gewinnbeträge aufs 
rechnen fönnen. Beides zujanımen rechtfertigt auch die vorhin erwähnte Nechnungsmethode, 
die den Dienftaufwandb und bie Bewirtihaftung des Dienftlandes kombiniert. — 

AUS Eintommen aus einer fruchttragenden Sade gilt nicht dasjenige Einkonimen, 
welches der Nutzungsberechtigte daraus möglicherweife erzielen kann, fondern nur dasjenige, 








welches er tatfäcdhlich erzielt. WI der Eigentünter fein Srundftüäd nit ausnuken, läßt 
3. B. ein GutSbefiger einen Teil feines Gutes unbeitellt liegen, weil ihm bie Bewirt⸗ 
ſchaftung einen lohnenden Ertrag nicht einbringen würde, fo kann ihm ein Einfonimen 
daraus nicht angerechnet werden. Nicht anders liegt die Sache, wenn ber Eigentümer. 
gleichviel aus melden: Grunde, die Benußung feines Teuäittengenben Grundftüds einen: 
anderen für beffen eigene Nutung ohne Entgelt überläßt. (Aus den NRechtögrundfäten 


Für die Durchſchnittsberechnung des Einkommens kann nur ein ſolches Einfommen 
in Frage Tonınıen, welches ber Steuerpflichtige felbft bezogen bat, aber nicht das, welches 
von einen Beſitzvorgänger aus berjelden Einkommiensquelle erzielt worden if. Zind 
mehrere Jahre, aus denen der Durchſchnitt zu ziehen ift, nicht vorhanden, fo ift ber mut⸗ 
maßliche Betrag des Steuerjahee in Unfat zu bringen. Hiernach ift e8 unzuläfiig, 
einen Gutsbeſitzer nach dent Durchfchnitt der drei dem Steuerjahre vorangegangenen TFal:re 
bes Borbefiers einzufhägen. (DO. V. G. v. 5 5 - 1896, Selbftverw. 1897 ©. 387.) 
— Sehr zutreffend auch auf die Forſtbeamten bei eintretendem Stellenwechfel. — 

Stellt fih bei einen Töniglihden Forſtbeamten bei der Bewirtfchaftung 
ber Dienftländereien ein Yehlbetrag heraus, fo iſt derjelbe von feinen jonftigen 
Einkommen, alfo auch vom baren Gehalt, abzuredjnen. (DO. B. G. v. 11. 1. 1909, 
D. 5. 8. 1903 ©. 203.) 


Beifpiel der gerechnung des Beinerirages ans bem Bienfllande einer Förfierfielle. 


Nah dem dreijährigen Durchſchnitt find: 
I. in Einnahnte zu ftellen: 





1. für Vieh und Getreide -. - > > 2 2 2 222... 600 ME 
2. „ Milch und Butter . . >» 2 2 2 2 2 2 22. .20 „ 
3. „ Obft und Gemüfe -. - . . 2. 2 2 2 2 220.0. 
4. Honig.. 30 
5. „ Wert der für die eigene Familie und ein Kinder⸗ 

mädchen entnommenen Naturalien .. . 4590, 


in ganzen . . . 1350 ME 


II. von der Einnahme als Bewirtfhaftungstoften in 
Abzug zu bringen: 
1. für die Unterhaltung der Wirtfhaftsgebäude, Ent- 
wällerungean agen uſw. (dgl. 5 7 des Bauregulatinsg) . 15 ME. 
2. für die Erhaltung und Ergänzung 

a) bes lebenden Inventar . -. - » 2 2.2... 20 „ 

b) des toten „ >22 0 2 2... 10 „ 
3. für die Verficherung des lebenden und toten Wirtichafts«- 
Inventars und der Borräte an Wirtfchaftserzeugnilfen ’ 
0 


egen Teuerfhaden - » >: 2: 2 2 nenn „ 

4, Is bie Berfiderung der noch ungeernteten Feld⸗ und 
Gartenfrüchte gegen Hagelihadten . . . x... 2, 
5. für Driginalfant, Yutter und Tünftlide Dungmittel . 80 „ 
6. Sefindelöbne . » > 2 2 2 nr nn De... 30 — 
7. jemitige Ürbeltslöhne -. > 2 > 2 22 22 et. 980 „ 
8. ÜUrbeiterverficherungsbeiträde -. - » 2 220. 8 „ 
9. Dienftlandenukungsged® - . - » 2 2 2 2... 15 „ 
‚10. für Waldweidee.4422 


im ganzen . . . 1222 Mt. 
Mitbin Bleibt Neinertrag . . -. 128 Mt. 


Anmerkung: Eine ben tatfähhliden Werhältniffen entſprechende ziffernmäkige 
Ungabe bes Neinertragg wird immer nur dann möglich fein, wenn eine regelmäßige 
Anſchreibung der Wirtichaftseinnahmen und »ausgaben, wie auch der Menge der Ratural« 
erträge ufm. jtattfindet. Die Ausführungs-Anweilung des Finanzminiſters bom 5. 8. 1891 
weiſt auch hierin in der Anmerkung 21 beſonders Dan und ift dafelbit die Vorausſetzung 
ausgeſprochen, daß auch bei Fleineren Landwirtſchaftsbetrieben die Anforderung 
der regelmäßigen Anſchreibung gejtellt werden muß. 

über die Steuerfreiheit der Jagbabmintftrattsnsloften und die Steuerpflidtigteit 
ber Überfhüfle bei der Verwaltung der hohen Jagd durch die Poriglichen Dberföriter fiehe 
Erläuterung 4 zu $ 9 der Verordnung dv. 23. 9. 1867 unter Gemeindeſteuern. X Cd. W. 


* Holzungen (Waldungen). 
a) Bei Berechnung deß fteuerpflichtigen Einfommens aus Forften 
(Holzungen) find 


eh 


. in Einnahme zu ftellen: 
der Erlös für die in dem maßgebenden Zeitraum ($ 9) aus dem regelmäßigent, 
wenn auch infolge früherer Auffparung verftärkten Abtriebe, den Zwiſchen⸗ 
und Nebennutungen erzielten Produfte, 
2. in Ausgabe: 
die Aufwendung für Auffiht und Verwaltung, Schlagen, WUufbereitung, Rüden 
und Flößen der Hölzer, fowie für Unterhaltung der Baulichkeiten (Forſt⸗ 
bäufer, Biden, Wege ufiv.). 

. Außer Anrechnung bleiben bie Ergebniſſe aller außergewöhnlichen, b. 'r ſolcher 
Abtriebe, welche als eine Verminderung des Holzbeſtandskapitals anzuſehen find. 
Bei Waldſtücken, die nicht nah einen forſtmäßigen Plane bewirtſchaftet 
werden, gelten als außergewöhnlid und bleiben daher außer Anſatz die Ergebnijie 
bon Übtrieben, wenn und fomweit fie in einen Sabre fi) auf mehr alS den zehnten 
Zeil des Wertes des vorhandenen Holzes erjtreden. 

Koften für Aufforſtungen arfen nur fo weit in Abzug gebracht werben, als es ſich 

um die Erhaltung des Forſtbeſtandes handelt, nicht aber, inſoweit Neubeforjtungen un: 

beiwaldeter Flächen behufs Erweiterung bes Yorftbeftandes in Frage ftehen. 


b) Einfommen aus nit planmäßig betriebenen Holzungen. 


Die Entftehung von fteuerpflichtigem Eintommen aus Holzungen, die ohne Befolgung 
eines beftehenden lanes oder beftimmiter forjtwirtfchaftlider Srundfäge bemirtfchaftet 
werben, feßt voraus, daß eine tatfächlicde Nutzung ftattgefunden bat, das Holz alfo in ber 
Abſicht, Ertrag aus dem Grundftüde zu erzielen, abgetrieben und bermertet worben ift, 
ferner daß das abgetriebene Holz biebreif geweſen, endlic daß durch den Abtrieb die 
weitere Benutung der Holzung als Einlonmtensquelle nicht unmöglid gemacht worden 
it. Dabei kommit e8 bei planlo8 bewirtfchafteten Holzungen nicht darauf an, ob das ge- 
nubte Holz den höchſten oder einen möglichft hohen Brad der Reife erlangt bat, wie 
vielleicht bei Aufftelung eines Bewirtſchaftungsplanes nah forftliden Grundſätzen vor⸗ 
ausgefett wird. ES fragt fich vielmehr mir, ob der Folgebeſtand für die vom Eigentünter- 
beabfichtigte Art der Nutzung. wofür ſowohl die Örtlihen, insbeſondere die Abholzungs- 
verhältniſſe, al8 auch die perfönliden und wirtfchaftlihen Bedürfniſſe des Eigentümers 
beſtimmend fein könnten, geeignet war. Es bedarf daher überhaupt nicht der Prüfung, 
welche Umtriebszeit nach allgemeinen forjtwirtichaftliien Grundfägen Hier zur Srgielung 
einer möglichſt Hohen, ſowie regelmäßigen und nachhaltigen Nußung an ich die zweck⸗ 
mäßigfte wäre. Die Nutung des abgeiriebenen Holzes als Grubenholz oder Brennholz 
ift dazu ausreichend, wobei es gleichgültig ift, od vielleicht ein Teil des abgetriebenen Be» 
ftandes noch bei längerem Wachsſtum Be in vorteilhafter Weife hätte weiter entwideln 
fönnen. Ebenſo bedeutungslos ift, daß die Nutzung durch vohftändigen Abtrieb mittels 
Kahlhiebes erfolgt ift, wenn derfelbe der Erhaltung und weiteren Bewirtſchaftung des 
Srundftüds als Holzung nicht hinderlich ift. In allen diefen Fällen ift der Erlös aus 
dent Holzverfaufe zu verſteuern. Wird dagegen ein vollftändig adgetriebenes Waldgrund- 
ftüd nit zur Wiederaufforftung, fondern zur Urbarmadung, alfo zur Umwandlung in 
eine ganz andere Kulturart, 3. B. eine Wieje, beſtimmit, fo tritt hiermit eine weſentliche 
Veränderung der Einkommensquelle ein; die Holzung iſt untergegüngen und eine andere 
Kulturgattung an deren Stelle getreten. Aus einer bei dem Beginne des Steuer: 
jahres untergegangenen Quelle darf aber ein Ertrag nicht angeredynet werben. Ob 
die Umwandlung in eine Wieje zu dieſem Zeitpunkte bereits ftattgefunden bat, ijt nicht 
entfcheidend. ES Tonınit nicht auf bie bloße Möglichkeit der Wiederaufforitung, ſondern 
auf die Beſtimmungen an, ber das abgeholzte Grundftüd nach der Abſicht des Beſitzers 
dienen fol. (O. B. ©. v. 1. 5. 1901 u. 31. 5. 1902, D. 5%. 8. 1904 ©. 1155.) 


ec) Einfommen aus Handel und Gewerbe einfhließlidh des Bergbaues. 
8 13. Us Einfommen aus Handel, Gewerbe und Bergbau gilt der Geſchäfts⸗ 
gewint. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


—2 


d) Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung und aus Rechten 
auf periodiſche Hebungen uſw. 
14. Abſ. 1. Das Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung, ſowie 
aus Rechten auf periodiſche Hebungen und Vorteile irgend weicher Urt umfaßt 





ingbefondere den Verdienſt der Urbeiter, Dienftboten und Gewerbegebilfen, Die Be⸗ 
foldung der Militärperfonen und Beamten jeder Urt, ſowie Wartegelder und Penfionen 
der Beamten und ihrer Hinterbliebenen und fonftige fortlaufende Einnahmen (Invaliden⸗ 
penfion, vgl. 8 5, 5). ° 

2 Ulle Bezüge werben nach dent Ergebniffe des letztvergangenen Kalenderjahrs in 
Anſatz gebradt. 

Außer den baren Einnahnıen ift auch der Geldwert der etwaigen Naturalbezüge ein- 
fhließlich des Mietwerts der freien Wohnung zu berüdfichtigen. 

2 Keinen Unterfchied macht e8, unter welcher Bezeihnung (Gehalt, Remuneration, 
Diäten, Wohnungsgeldzufhuß ufiv.) die Befoldung der Beamten gewährt wird; ebenjo- 
Fa Ir * Fre an, ob diejelbe etatSmäßig und bei der Penfionierung anrechnungs« 

g iſt oder nicht. 

Die Quelle bei der gewinnbringenden Beihäftigung eines Beamten tft ſtets das im 
eitpunfte der Veranlagung ober zu Beginn des Steuerjahrs befleidete Amt, db. b. 
a8 bejtinmte, dem Beamten übertragene Amt. Kommt im Laufe des Steuerjahts 

da8 Amt oder das Kommifſorium und hiermit die Einfonimenquelle in Wegfall, fo kann 
unter den Borausfegungen des 8 58 Get 8 63) Steuerermäßigung oder »befreiung verlangt 
werben. Das Beitehen -einer Quelle läßt ſich nit auf Grund bloßer Möglichkeit oder 
Wahricheinlichkeit, fondern nur als fihere Tatſache feititellen. (DO. 8. G. v. 10. 1. 1901, 
D. 5. 8. 1904 ©. 1102 Bu | 


über die Steuerfreiheit der Kommiffiens-Diäten fiche Anm. 8 zu, diefem Paragraphen. 

Die den Hinterbliebenen bon Reis» und Staatsbeamten und Penflonären 
zuftehenden Bezüge des Gnadenquartals bzw. bes Gnadenmonats find bei der Veranlagung 
der Hinterbliebenen außer Unfat zu laflen, da diefe Bewilligung als eine einmalige Bei- 
hilfe anzufehen iſt. Dasfelbe gilt bezüglich der Hinterbliebenen ber mittelbaren 
Staatsbeamten. 

Unterüßungen und andere Zuwendungen, deren Entrichtung überhaupt, oder deren 
Betrag don dem freien Willen des Gebers abhängt, und welde auch nicht als gegen. 
Leitung ür eine QTätigfeit des Empfängers gelten Tönnen, find, auch wenn fich biefelben 
tatfählich wiederholen, zur Anrechnung nicht geeignet. Hierher gehören insbeſondere bie 
an Beamte ausdrüdli als „Unterftüßung” aus den dazu beitimmten Fonds bemilligten 
Beträge. Ebenfowenig find bei den Empfängern fteuerpflichtig ſolche Leiltungen — 3. B. 
ber Eltern an ihre Kinder —, melde auf der gefetlichen Unterhaltungspflicät beruhen, 
auch wenn fie durch Privatrechtstitel zugefichert oder rate feftgeftellt find. 

3 Seinen Unterfchied madjt es, ob die Verpflichtumg des Gebers gegen den Empfänger 
ſelbſt oder gegen einen dritten vechtSperbindlich eingegangen ift. Desbald find auch Zulagen, 
welche Offiziere auf Grund der von ihren Vätern oder anderen Angebörigen gegenüber 
der Militärbehörde übernommenen Berpflidtung beziehen, diefen Offizieren als fteuers 
pflichtiges Einkommen anzurechnen. 

Nach den namlichen Grundſätzen tft zu beurteilen, ob eine derartige Leiſtung vom 
Einfommen bes Gebers in Abzug gebracht werden darf. Die Abrechnung findet unter 
ben a Borausfegungen jtatt, unter melden die Anrechnung bein Empfänger 

egrün . 


6 14. Abſ. 2. Das Einkommen aus Dienſtwohnungen iſt nach dem orts⸗ 
übligen Mietwerte, jedoch nicht höher als mit fünfzehn vom Hundert des 
baren Gehalts des Berechtigten, in Anſatz zu bringen. 


28 14 Abſ. 2 bezieht fi nur auf die Fälle, in weldden ein Beanter eine freie 
Dienftwohnung inne hat. Entrichtet der Beamte — fei e8 dur einen Abzug an der 
Beloldung, fei e8 durch den Verluſt bes ihm zuſtehenden Wohnungsgeldzuſchuſſes — bafür 
eine Bernütung, fo ift nicht der Wert der Wohnung, wohl aber ber volle Betrag des 
geſetzlichen Wohnungsgeldzufchuffes dent fteuerpflichtigen Einkommen hinzuzurechnen, und 
zwar ohne Rüdficht darauf, ob die Wohnung mehr oder weniger wert ift als der Wohnungs⸗ 
geldzufhuß. (D. 3. ©. dv. 16. 1. 1893. 

Die königlichen Korftbeanten haben freie Dienitwohnungen, weldde nad dem orts⸗ 
üblichen Mietwerte und nicht nad) dem Wohnungsgeldzufhuß der IV. Servisflaffe ober 
den bei der PBenfionierung anzurechnenden Durchſchnitts⸗Wohnungsgeldzuſchuß in Unfag 
zu bringen find. (U. d. 3.) 

Einem Töniglichen Sörfter war bei der Veranlagung der Mietwert ber freien Dienjt- 
wohnung mit 180 ME. in Anrechnung gebracht. Er hielt diefe Schätzung für zu hoch 
und begründete feine Beichwerde damit, daß der Mietwert nicht nur dur den Umfang 
und die Beichaffenbeit der Räume, fondern auch durch die Lage bes Behöftes bedingt werde, 


- n — — — 


mu EDGE — 


Da letzteres in den horliegenden Falle eine Stunde von jebem Orte entfernt 
feien hiermit bedeutende Geldausgaben verbunden, welche im Laufe eines Sch 
ganz erheblichen Minderwert ausmachen und zum Zeil durh die im Barel ı 
enthaltene Stellenzulage ausgeglichen werden Ion. Kür den Mietwert eine 
wohnung lafje fi daher ein allgemein anwendbarer Sat nicht annehmen, derfe 
vielmehr bon gel d" Tall ermittelt werden. 

Das O. 8. G. eradtete bie Beichwerde in jeiner Situng vom 11.1. 


begründet und gab bie Ungelegenheit zur anderweiten Entſcheidung an die B | 
kommiſſion zurüd. 


Aus den Gründen: 

Die Berufungslommiffion hat den Mietwert ber freien Wohnung fehäkı 
auf 180 ME bemeſſen, obgleich der Bat oe der übrigens r 
ruttobetzan Darftellt, nur 50 ME. beträgt. Möchte ſich bei der Lage des Fı 
mitten im Walde der ortSühliche Mietiwert durch Vergleichung mit anderen Wol 
nicht beſtimmen laflen, fo bot ber —— einen Anhalt für die € 
dar, e8 wäre deshalb erforderlich geivefen, ein erhebliches Hinausgehen über ben 
begründen. I ber Berufungstommilfion wird es jein, ben Mietiwert d 
Bohnung wiederholter Ermittelung zu unterziehen. (Bgl. Difch. Forſtztg. 1903 
| 5 Der Einfhähung des Mietwerts ber eigenen Wohnung de Hauseigenti 
feinem Haufe zur Eintommenfteuer hat ber bei der neuen, im Jahre 1893 vera 
Sebäudefteuer-Hevifion für die Gebäudeſteuer feitgefegte Mietwert einftwetler 
Weiſe als Grundlage zu dienen, daß die Einſchätzung des Mietwerts für die Ein 
fteuer — wenn nidt befondere tatfächlihe Uniftände für eine Höherfhäßung | 
find — keineswegs höher fein darf, als ber neue Gebäudeſteuer⸗HKutzungswert 
(DO. 3. ©. v. 27. 6. 1895, Selbftverm. 18096 ©. 276.) 


8 14. Ubi. 3. Bei unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten tft 


Senn bes Dienftaufwands beftimmte Teil des Dienſteinkommens auße 
zu laſſen. 


— — — — — — — 


6 Maßgebend zur Entſcheidung darüber, was Dienſtaufwand iſt, find ledi 
Selttegungen der borgeiebten Behörde. Iſt alfo ein beftimmter Betrag einem ! 
zur Beitreitung ber Dienftunfoften überwiefen, ein für allemal, fo ift da unn 
Dienftaufvand und wird in feinem Falle au nur zum Fleinften Teile behan 
übderfhüffiges Einfommen. Auf der anderen Seite darf er aber auch nicht ben 9 
unternehmen, daß diefer Betrag nicht ausreiche; damit wird er nicht gehört. (Ste : 
Ber. U georbnel..Dauß 1906 ©. 4754.) 

— über die Ausnahme bei Anrechnung der Dienftaufwandsentihädigung de 
lichen Oberförfter vgl. die Erläuterung 3 zu 8 12. 

7 Ausgaben für Dienftleidung find niht anrehnungsfähig. Erhält ein: 
um Zwecke der Dienftkleidung und nur zu dieſem Zwecke ein beitimmtes Duantı ' 
dem er fie zu beitreiten Hat, jo ift damit zum Ausdruck nebracht, daß er dieſen 
aufwand maden muß, und e8 wird ihm der fo gegebene Betrag nicht angerecdhn: : 
fchiedt das aber nicht, ſondern wird nur einfady die Dienftfleibung von ihm g | 
ohne daß bei der Feſtſetzung feiner Emolumente darauf irgend eine Nüdficht ger: 
wird, fo muß man annehmen, daß die Verpflichtung zur Tragung bon Dienftfleidu 
befondere Mebrbelaftung mit Ausgaben für ihn nicht mit fi) Bringt. Er kann alj' 
eine befondere Rechnung aufmaden und nun einen Zeil der Kleidung — du 
ſehr minimal fein wird — bei der Steuerveranlagung abrechnen. Das wi. 
einzelnen Kalle zu fo außerordentliden Schwierigkeiten in der Berehnung fühn 
man ſchon aus diefen Grunde nad) nieiner Auffaffung diefen Gedanken bon borı 
ablehnen muß. — Hußerung des Regierungskommiſſars bei Beratung des Untrages z' 
dem Abſatz 3 im 8 14 des Eintommenfteuergefeges folgenden Zuſatz binzuz: 
„Sonftige aus der Befoldung zu beftreitende bdienftlide Aufwendungen, insbe 
für vorgefchriebene, über das perfünliche Bedürfnis hinausgehende und nur Im Dii 
tragende Dienftfleidung, find als Werbungstoften (8 81) zu behandeln.” 

Der Untrag wurde von Abgeordnetenhaus abgelehnt. (Stenograph. Ber. Abg 
Haus 1906 ©. 4755 u. 4790.) 

s Dem Dienftaufwande werden gleichgeachtet und find bei der Befteuerut 
unnıittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten außer Anſatz zu laffen die Reif 
vergütungen und folche Tagegelder oder Nemunerationen, welche für Dienftreifen u 
die Dauer der vorübergehenden Beichäftigung außerhalb des Wohnorts (Kommiffiond 
gewährt werden. Hieran wird auch nichts geändert, wenn eine ſolche Beſchäftigun 
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längere Beit dauert, und der Steuerpflichtige feine frühere Wohnung tatfächlich nicht mehr 
inne bat. (DO. B. G. v. 2. 4. 1902, D. F. B- 1902 ©. 1030.) 

9 Die in Privatdieniten angeftellten Perſonen haben auf Erfordern den Nachweis zu 
liefern, daß die in beftinimter Höhe gewährte Dienftaufwandscntihäbigung in der Tat 
in ihren vollen Betrage für die mit ihren dienftlicden VBerrichtungen verbundenen Aus⸗ 
gaben Berwendung findet. 

Die den Privatbeamten für vertragsmäßige Verrichtungen zugebilligten Ent⸗ 
ihädigungen (3. B. Dienjtaufmandsentfhädigungen) find bei Angabe ihres fteuerpflichtigen 
Einkomniens außer Anfaß zu laflen. 

ür Ddiefe Auslegung des Geſetzes fpricht ſchon die Entfiehungsgeichichte, denn bei 
den Beratungen des Abgeordnetenhauſes iſt die Frage, ob auch die den Privatbeanıten 
zur Beitreitung bertragsmäßiger VBerrichtungen zugebilligten Entſchädigungen gleich dem 
Dienftaufwande der Staatsbenmten außer Anſatz zu lafien feien, von bem Vertreter ber 
Staatsregierung bejaht worden. Bon derfelben Anſicht geht auch die Ausführungs- 
Anmeifung des Finanzminifterd vom 5. 8. 1891 aus, in welchem den in Pıidatdieniten 
angeftellten Berfonen bie Steuerfreibeit der Dienftaufwandsentfchädigung im Prinzip 
zugebilligt und nur auf Erfordern ber Nachweis auferiegt wird, daß die in beftinmiter 
Höhe gewährte Dienftaufwandsentichädigung in der Zat in ihren vollen Betrage für 
die mit ihren bienftliden Verrichtungen verbundenen Ausgaben Berwendbuug findet. 
(8. ©. v. 17. 2. 1896, Johow Bd. 17 5. 366.) 


II. $Stenerfäke. 
1. Steuertarif. 
8 17. Die Einlommenfteuer beträgt jährli bei einem Einkommen von mehr 


als: bis einſchl.: 

ME. ME. RE. 
900 1050 6 
1050 1200 9 
1200 1350 12 
1350 1500 16 
1500 1650 21 
1650 1800 26 
1800 2100 31 
2100 2400 36 
2400 2700 48% 
2700 3000 52 
3000 3800 l 60 
3300 3600 70 
3600 3900 80 
3900 4200 92 
4200 4500 104 
4500 5000 118 
5000 5500 132 
5500 6000 146 
6000 8500 160 
8500 7000 176 
7000 7500 192 ufiv. 


2. Ermäßigung der Steuerſätze. 

6 19. 1. Gewährt ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen den Betrag von 
3000 ME. nicht überjteigt, Kindern oder anderen Familienangehörigen auf rund 
geſetzlicher Verpflichtung (88 1601 bis 1615 B. G. 9.) Unterhalt, fo wird ihm von 
dem fteuerpflichtigen Einfommen für jedes derartige Familienmitglied der Betrag von 
50 ME. in Abzug gebracht mit der Maßgabe, dab in jedem Falle eine Ermäßigung 
itattfindet um eine der im 8 17 vorgejchriebenen Steueritufen bei dem VBorhandenfein 


pon drei oder vier, um zwei Stufen bei dem Vorhandenjein von fünf ober mehr 
derartigen Yamilienmitgliedern. 

2. Bei Einkommen von mehr ala 3000 ME, aber nicht mehr als 6500 ME, wird 
der im 8 17 vorgefchriebene Steuerfag ermäßigt 

um eine Stufe, wenn ber Steuerpflichtige Drei oder vier, 

um zwei Stufen, wenn der Steuerpflichtige fünf ober mehr 
Kindern oder anderen Familienangehörigen auf Grund gefelicher Berpflichtung 
Unterhalt gewährt. 

3. Bei der Feititellung der für die Ermäßigung maßgebenden Berjonenzahl 
(Abf. 1 und 2) werden nicht mitgerechnet die Ehefrau bed Steuerpflicitigen und 
bicjenigen Kinder und Ungehdrigen, welche das vierzehnte Lebensjahr überjchritten 
haben und entweder im landwirtfchaftlichen oder gewerblichen Betriebe des Steuer- 
pflichtigen dauernd tätig find oder ein eigenes Einfommen von mehr als der Hälfte 
des ortsüblichen Tagelohnes nach ihrer Alteröflaffe und nad) ihrem Geſchlecht haben. 

4. Iſt nach Abſatz 1 Ermäßigung unter den Steuerſatz von 6 MI. begründet, 
fo tritt Befreiung von der Staatsiteuer ein. 


1 Die Beitinnmung läßt irgend welchem Ermefjen feinen Spielraum; ihre Anwenduug 
ijt geboten, fobald ihre tatfächliden Borausfegungen zutreffen, dagegen ausgeſchloſſen, 
fofern dies in dem einen oder anderen Punkte nicht der Fall iſt. 

3 Borausfegung für die Anwendung des Abſatz 1 ber Send Ir dab das 
dem Steuerpflichtigen angureehnende Geſamteinkommen höchitens 3000 ME, für bie An- 
wendung des Abſatz 2, daß das anzurechnende Geſamteinkommen böchitend 6500 ME 
beträgt Brei höheren Einkommen it die Unwendung der Beſtimnung ausgeſchloſſen. 

Die Bewährung von Unterhalt Liegt nicht fchon vor in dem Kalle der Gewährung 
von Unterftügungen, ee fett vielmehr voraus, daß der Lebensunterhalt der Kinder bzw. 
Hamilienangehörtgen in Crmangelung eines dazu ausreichenden eigenen Einkommens 
derjelben in der Hauptſache tatfächlid) von dent Steuerpflichtigen beftritten wird. 

4 Die Gewährung bed Unterhalts muß auf Grund gefchlicher Verpflichtung nad 
Maßgabe der & 1601 bi8 1615 des B. ©. 9. erfolgen. Perfonen, denen nad) dem 
yuhalte diefer Geſetzesvorſchriften ein klagbarer Anſpruch an ben Stetten auf 

ewährung von Unterhalt nicht aguftehen würde, fommen mithin nicht in Beitracht. 
Hierher gehören 3. DB. alle diejenigen, denen der Steuerpflichtige lediglih auf Grund einer 
ae Verpflichtung oder einer vertragsmäßigen Vereinbarung oder freiinillig Unter» 
alt gewährt. 

5 Wenn die Borausfegungen der Ziffern 2 bis 4 gegeben find, werden Kinder und 
andere Samtilienangehörige, welche bei Beginn des Steuerjahres das vierzehnte Lebensjahr 
noch nidyt überfchritten haben, in jedem Falle berüdfichtigt. Bon ben älteren Kindern 
und ne eo Be bleiben dagegen diejenigen außer Betracht, welche 

a) entweder im landiwirtfhaftliden oder gewerblichen Betriebe bes Steuerpflichtigen 
dauernd, d. 5. nicht nur borübergehend, tätig find ober 

b) ein eigenes Einkommen von mehr als der Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes nad) 
ihrer Altersklaſſe und nad) ihren Geſchlechte haben. 

Für die Feſtſtellung des ortsüblichen Tagelohnes (zu b) find Die nah 8 8 des 
Neichögefeges, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883 
(fr. hc Bl. 1892 ©. 417) erfolgenden Feſtſetzungen bes Negierungspräfidenten nıaß- 
gebend. 


8 20. 1. Bei der Beranlagung tft e8 geftattet, befondere, die Leiltungsfähigfeit 
der Stenerpflichtigen weſentlich beeinträchtigende wirtfchaftliche Verhältniſſe in der 
Art zu berüdjichtigen, daß bei einem ftenerpflichtigen Einfommen von nicht mehr als 
9500 ME. eine Ermäßigung der im 8 17 vorgeichriebenen Steuerfäge um höchſtens 
drei Stufen gewährt wird. 
2. Als Kerhältifie diefer Art kommen Tediglich außergewöhnliche Belaſtungen durch: 

a) Unterhalt und Erziehung der Kinder, 

b) Verpflichtung zum Unterhalte mittellofer Angehöriger, 

c) andauernde Krankheit, 

Verſchuldung und 

6) bejondere Unglüdsfälle 

in Betradht. 


_n .. 
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2 Berbältniffe anderer Art begründen eine Berüdjichtigung niemals, und auch bie 
vorſtehend aufgeführten nur, fofern dadurch eine außergewöhnliche Belaftung und eine 
weſentliche Beeinträdhtigung der Leiſtun ejabl fett herbeigeführt wird. Ob diefe Voraus» 
fegungen als borhanben anzuerkennen find, if nad) ben Umftänden eines jeden befonderen 
Faͤlles zu beurteilen. Im einzelnen tft dabei folgendes zu beachten: 

Zu a. Die Belaftung durch Unterhaltung bzw. Erziehung von Kindern und anderen 
Angehörigen findet bei den Steuerpflichtigen mit einem Einkommen von nicht mehr als 
6500 ME. Dereit3 allgemein durch die Beitinmungen zu II Berüdfictigung, und wird 
daher nur in feltenen Ausnahmefällen zu einer weiteren Ermäßigung biefer Steuer- 
pflichtigen auf Grund bes 5 20 des Geſetzes begründeten Anlak geben Tönnen. 

Zu b. Kür die Anwendung des 5 20 madt es keinen Unterſchied, ob ein Steuer- 

flichtiger, welcher den Unterhalt mittellojer er beitreitet und hierdurch nad 
Finen wirtichaftlihen Verhaͤltniſſen ungewöhnlich belaſtet ift, diefe Leiftung auf Grund 
einer rechtlichen oder ‚ur Erfüllung einer moraliſchen Verpflichtung übernommen bat. 

Zu c. Nur wirkliche Krankheit von längerer Dauer fonımt in Betracht, infofern ber 
Steuerpflichtige badur zu ungewöhnlichen Wufwendungen genötigt oder in feinen 
Erwerböverhältnifien, wenn auch nur zeitweife, zurüdgebracdht worden iſt. 

ya übrigen kann nicht nur wegen Erkrankung des Steuerpflitigen feldft, ſondern, 
fall8 die fonjtigen Borausfegungen zutreffen, auch wegen Erkrankung eines Yantilien- 
mitglied8 Ermäßigung bewilligt werben. 

Sud. Da bei Berechnung bes ſteuerpflichtigen Einkommens die vom Steuerpflichtigen 

u entrichtenden Schuldenzinfen In Abzug gebradjt werben, tt daneben eine befondere 
—— der Schuldenlaſt nur unter der Vorausſetzung ſtatthaft, daß dieſelbe — 
. B. weil hohe Kapitclabzahlungen zu leiſten find — in außergewöhnlichem Maße 
rüdend auf die Leijtun srigtel einwirkt. 

Zu e. Nur ſolche Unglädsfälle begründen eine Ermäßigung, welche — wie Berluſte 
dur Brandfchaden, Viehſeuchen, überſchwemmungen u. dgl. — als außergewöhnliche 
anzuerfennen find. 


III. Beranlagung. 


1. bis 4. Organe, Bezirke, Berfahren ufw. ber Beranlagung. 
88 21 bi 42. Die Veranlagung erfolgt durch die für jeden Preis gebildete 
Beranlagungsfommiffion bzw. durch den Vorfigenden derjelben auf Grund: 
a) der von den Steuerpflichtigen abzugebenden Steuererflärungen und 
b) der von den Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſtänden aufgeftellten und von den Bor. 
einſchätzungskommiſſionen geprüften Berfonenverzeichnifie und Einkommen: 
ſteuerliſten. 

Jeder mit einem Einkommen von mehr als 3000 ME. zur Einkommenſteuer ver⸗ 
anlagte Steuerpflichtige ift auf die jährlich durch öffentliche Befanntma ung ergebende 
Aufforderung zur Ubgabe einer Steuererllärung verpflichtet. Andere Steuerpflichtige 
find hierzu nur verpflichtet, fobald eine bejondere Uufforderung des Vorſitzenden der 
Veranlagungskommiſſion an fie ergeht. 

Wer die ihm obliegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgefchriebenen 
Friſt abgibt, hat neben der im Veranlagungs⸗ und Nechtsmittelverfahren endgültig 
feitgeftellten Steuer einen Zuſchlag von 5°/, zu derfelben zu zahlen. 

Wer die Steuererllärung nicht längſtens innerhalb zwei Wochen nad) einer noch⸗ 
maligen, an ihn zu richtenden, befonderen Aufforderung abgibt, hat einen ferneren 
Steuerzufchlag von 25°), zu entrichten. 

Auf Beichluß der Beranlagungsfommiffion ift der Steuerpflichtige verbunden, 
feine Wirtſchafts- oder Gefchäftsbücher, Verträge, Schuldverjchreibungen, Zins» 
quittungen oder andere in jeinem Beſitze befindliche Schriftftüde, welche zur Feititellung 
der für die Veranlagung wejentlichen Zatfachen dienen Tönnen, zur Einficht und 
Prüfung vorzulegen. | 

Eine Boreinfhägungstommiffion wird für jeden Voreinſchätzungsbezirk 
(eine oder mehrere Gemeinden und Guisbezirke umfaſſend) gebildet. ® 

Das Ergebnis der Veranlagung Hat der Borfigende der Beranlagungs- 
fommifjion jedem Steuerpflichtigen mittels einer Bufchrift befannt zu machen. 


5. Rechthmittel. 
8 43. I. Gegen da3 Ergebnis der Veranlagung ftehen fowohl dem Steuer» 
pflichtigen, als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion als Rechtsmittel gu: 
1. wenn die Veranlagung zu einem Einkommen von nicht mehr ald 3000 ME. 
erfolgt ift, der Einfpruh an die Veranlagungskommiſſion und gegen die auf 
diefen Einfpruch ergebende Entjcheidung der Veranlagungskommiſſion die Be 
rufung an die Berufungstommiffion; 
2. wenn die — zu einem Einkommen von mehr als 3000 ME. erfolgt 
ift, die Berufung an die Berufungstommilfion. 

H. Iſt durch die Entfcheidung der Berufungsfommiffion in dem alle I Nr. 1 
das Steuerpflichtige Einfommen auf mehr ald 3000 ME. feſtgeſetzt, jo Tteht Dagegen dem 
—— das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 

III, Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion in dem Falle von I Nr. 2 
fteht ſowohl dem Steuerpflichtigen, als auch dem Vorfigenden der Berufungstommiffion 
das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 

1 Die Nechtsmittel find jett neu geregelt. Während früher bei Der: 
anlagungen nur die Berufung an bie Berufungstommilfion und die Reviſion bein Ober; 
verwaltungsgericht beftand, iſt jet für die Veranlagungen bis zu 3000 ME. ein neues 
Nechtöniittel eingeführt, nämlich der Einfprucdh bei der Veranlagungstomniiffion. 

Alle Reklamationen bei einer Veranlagung bis zu 3000 DIE. werden jetzt als Einfprud 
behandelt und in erfter an von der Beranlagungstonmiffion erledigt. Hierdurch foll 
die Arbeit bei den Berufungstommiffionen ermäßigt und das ganze Rechtsmittelverfahren 
wefentlich befchleunigt werden. 

» In der Steuer⸗Berufungsſchrift braucht nur der angefochtene Teil des Einkommens 
Bela beflariert zu werden. Eine vollitändige — des Geſamteinkommens 
ſt nicht ee am allerwenigften Tann die Nichtermähnung des nicht angegriffenen 
Teildermögens (Einkommens) unter Strafe des 8 72 geftellt werden. (8. ©. dv. 20. 9. 
1894, Selbſtverw. 1897 ©. 519.) 

Es ift nicht erforderlich, daß bie Steucrpflidtigen Eingaben in Steuerangelegenheiten, 
insbefondere auch Berufungen gegen die Veranlagung zur Einkommen⸗ und Ergänzungs⸗ 
jteuer, fchriftlih einbringen, diefe können vielmehr in dem Bureau des Borfigenden der 
Veranlagungskommiſſion mündlich zu Protofoll angebradjt werden. Hierdurch wird den 
Steuerpflitigen Sicherheit für eine ſachgemäße Abfaſſung ihrer Unträge geboten. 
AH M.v. 18. 3. 1897, Selbitveriv. ©. 319.) 


8 414. Yen Nechtömittel ift von dem Steuerpflichtigen binnen 4 Wochen von 
dem auf die Buftellung der Benachrichtigung folgenden Tage ab einzulegen. Der 
Einfpruch und die Berufung find beim VBorfigenden der VBeranlagungstommiffion und 
die Befchwerde beim Borfitenden der Berufungskommiſſion einzureichen. 

46. Für jeden Regierungsbezirk wird unter dem Vorſitze eine von dem 
— zu ernennenden Regierungskommiſſars eine Berufungskommiſſion 
gebildet. 


IV. Oberauf ſicht. 


— Steht dem Finanzminiſter zu. — 


V. Beränderung der veranlagten Steuer innerhalb des 
Gtenerjahrs. 


8 61. Die Veranlagung der Einkonmenftener erfolgt für jedes Rechnungsjahr 
(Steuerjahr). 

62. Die Bermehrunf des Einkommens während des laufenden Steuerjahrs 
begründet feine Veränderung in der erfolgten Veranlagung. Tritt die Vermehrung in- 
folge Erb⸗ oder Fideikommißanfalls, Bermächtnifjes, Überlaffungsvertrags zwiſchen Eltern 
und Sindern, Verheiratung oder Schenkung ein, fo find die Erwerber entjprechend 
der Vermehrung ihres Einkommens anderweit zu veranlagen und zur Entrichtung 
der Steuer von dem Beginne des auf den Unfall folgenden Monat3 ab verpflichtet. 








8 63. Wird nachgewieſen, daß während des Laufenden Steuerjahrs infolge 
des Wegfalles einer Einnahmequelle oder infolge außergewöhnlicyer Unglüllsfälle 
das Einkommen eines Steuerpflichtigen um mehr als den fünften Teil vermindert 
worden ift oder das wegfallende Einkommen anderweit zur Einkommenſteuer herau⸗ 
gezogen wird, fo fan von Beginne des auf den Eintritt der Einfommensverminderung 
folgenden Monat3 ab eine dem verbliebenen Einfommen entjprecgende Ermäßigung 
der Einfommenfteuer beanfprucht werden. (Die Beitimmung dieſes Paragraphen wird 
häufig bei den Übertritt eines Beamten in den Ruheſtand — Penfionierung — in Ans 
wendung zu bringen fein. U. d. 2.) 

66. Steuerpflichtige, welche im Laufe des Steuerjahrd ihren Wohnfig ver- 
ändern, haben fich bei dem Gemeinde⸗-(Guts⸗)Vorſtande des Abzugsorts ab» und 
bei dem des Anzugsorts, binnen zwei Wochen nach erfolgten Anzuge, anzumelden 
und gleichzeitig über ihre erfolgte Veranlagung zur Einkommenſteuer auszumeijen. 


VE. Stenererhebung. 


5 67. Die veranlagte Stener ift in vierteljährlichen Beträgen in der erjten 
Hälfte des zweiten Monats eines jeden Vierteljahrs an die von der Steuerbehörde 
zu bezeichnende Empfangsftelle abzuführen. 

Ca jteht dem Steuerpflichtigen frei, die ihm auferlegte Steuer auf mehrere Viertel⸗ 
jahre bi zum ganzen Jahresbetrage im voraus zu zahlen. 

68. Die A abinng der veranlagten Steuer wird durch) die Einleguug von 
Nechtömitteln nicht aufgehalten, muß vielmehr, mit Vorbehalt jpäterer Erftattung, in 
den vorgelöriedenen Friſten erfolgen. 

8 70. Die veranlagte Steuer tft nicht zu erheben: 

von den Unteroffizieren und Mannfchaften ded Beurlaubtenſtandes, welche mit 
einem Einfommen von nicht mehr ald 3000 ME. veranlagt find, für diejenigen 
Monate, in denen fie fi in aktiven Dienfte befinden. 

1 Fällt z. B. eine vierzehntägige Übung in zwei Monate, fo ift ber Betreffende für 
beide Donate ftenerfrei. Damit die Steuer nicht zur Erhebung Tonmit, bat er der Steuer 
behörde eine entiprechende Anzeige zu eritatten. 


VII. Strafbeſtimmungen. 


8 72. Wer wiſſentlich in der Steuererkläruug oder bei Beantwortung der bon 
auftändiger Eeite an ihn gerichteten Fragen oder zur Begründung eines Rechtsmittel3 
a) über ein fteuerpflichtiges Einkommen oder über das Einfommen der von ihm 
zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollftändige Ungaben macht, 
welche geeignet find, zur Verkürzung der Steuer zu führen, 
b) fteuerpflichtiges Einfommen, welches ev nad den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
anzugeben verpflichtet tft, verſchweigt, 
wird, wenn eine Verkürzung des Staates jtattgefunden hat, mit dem vier» bis zehn- 
fachen Betrage der Verlürzung, andernfall® mit dem vier- bis zehnfachen Betrage 
der Jahresſteuer, um welche der Staat verkürzt werden ſollte, mindeſtens aber mit 
einer Geldftrafe von Hundert Mark beftraft. Lag der unrichtigen oder unvollitändigen 
Angabe nicht die Ablicht der Steuerhinterziehung zugrunde, fo tritt an die Gtelle 
diefer Strafe eine ſolche von zwanzig 513 hundert Marl. 

Wer feine Angabe an zufitändiger Stelle berichtigt oder ergänzt, bevor eine An⸗ 
jeige erfolgt oder eine Unterjuchung eingeleitet ift, und die vorenthaltene Steuer in 

er ihm gejeßten Friſt entrichtet, bleibt ftraffret. 

Ein Benfit, welcher in der Steucrerflärung eine Einmahmequelle zu ciner Zeit der: 
(meint, ald der Betrag der Einnahme noch nicht feititand und dem Benfiten unbelannt 
war, ift nicht nach 8 66 (jettt S 72) des Eint.-St.Gef. firafbar. (8. ©. v. 16. 5. 1895, 
Johow Bd. 17 ©. 364. 

Unrichtige Ungaben bes Benfiten in ber Berufungsfchrift über fein fteuerpflichtiges 
Einfonmen ohne die Abſicht der Steuerhinterziehung find nur dann ftrafbar, wenn fie 
geeignet find, zu einer Kürzung der Steuer zu führen. 
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Verbleibt ber Zenſit auch nit Hinzurechnung des in der Berufungsfchrift nicht 
angegebenen Betrags feines Einkommens in derſelben Steueritufe, zu der er veranlagt 
ift, fo liegt aud) eine Buwiderhandlung gegen Abſatz 2 des 8 66 (jetit 5 72) des Eink⸗St.⸗G. 
nicht vor. (8. G. dv. 25. 11. 1895, Johow Bd. 17 ©. 371.) 

5 73. Die Einziehung der Hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig 
von der Strafe. 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in zehn Jahren und 
geht auf Die Erben, jedoch für dieſe mit einer Berjährungsfrift von fünf Jahren und 
sur auf Höhe ihres Erbanteild, über. Die Verjährungsfrift beginnt mit Ablauf des 
Steuerjahrd, in welchem die Hinterzgiehfung begangen wurde. 

74. Wer der im 8 66 vorgefchriebenen Verpflichtung zur An» und Abmeldung 
nicht rechtzeitig nachlommt, wird mit Geldftrafe bis zu zwanzig Mark beftraft. 


B. Eraänzunasiteuer. 


Geſetz vom 14. 7. 1893 (G. S. S. 134), abgeändert und neu gefaßt 
durch Geje dom 19. 6. 1906 (©. S. 5. 241). 


Borbemerfung. Am 1.4. 1895 trat behufs Erleichterung und anderweitiger Regelung 
(Berninderung der Steuerlajt der ärmeren Bevölkerung) der Öffentlichen Laſten der 
Gemeinden eine Anderung in der bisherigen Steuergefetzgebung ein. Die bis dahin für 
die Staatskaſſe zur Erhebung gelangte Grund⸗, Gebäude» und Gewerbefteuer wird Tür 
diefe nicht erhoben, fordern den Gemeinden überwiefen (Gef. wegen Aufhebung direkter 
Stantsfteuern v. 14. 7. 1893 [G. ©. ©. 119). Zur Dedung bed Wusfalls, den die 
Staatskaſſe dadurch erleidet, wird, fomweit die Mehrerträge der Einkommenſteuer bei Durch: 
jührung des Geſetzes vom 24. 6. 1891 dazu nicht außreichen, die Ergänzungsfteuer 
erhoben. Die Ergänzungsſteuer ift eine VBermögengjteuer. 


Mapftab der Beftenerung.”) 
- 1. Steuerbares Bermögen. 


8 4. Der Beiteuerung unterliegt daS gefamte bewegliche und unbewegliche 
Vermögen nach Abzug der Schulden (8 8). 
I. Als ſteuerbares Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten insbeſondere: 

1. Grundftüde (Gebäude und Liegenjchaften, einſchließlich der Seen, Teiche 
und fonftigen Wafjerftüde) nebſt allem Zuhehör, Bergwerkseigentum, 
Nießbrauchs- und andere felbjtändige Rechte und Gerechtigkeiten, welche 
einen in Geld ſchätzbaren Wert haben; 

2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft, einjchl. der Viehzucht, 
Fiſcherei, Jagd, des Wein, Obft- und Gartenbaues, dem Betriebe des 
Bergbaucd oder eines Gewerbes dienende Anlage- und Betriebs 
fapital (8 6); 

3. da3 fonftige Kapitalvermögen (8 7). 

Ob die einzelnen Bermögensgegenftände (Nr. 1 bis 3) dem Steuer> 
pflichtigen einen Ertrag gewähren oder nicht, macht Teinen Unterjchied 
und kommt nur infofern in Betracht, als die Höhe des Ertrags auf die 
Beneffung des Wertes von Einfluß fein kann. 

11. Bon der Beitenerung find jedoch audgefchlofjen: 

1. die außerhalb Preußens belegenen Grunditüde; 

2. da8 dem Betriebe der Land⸗ oder Forftwirtichaft. des Bergbaues oder 
eined ftehenden Gewerbes außerhalb Preußens dienende Anlage- und 
Betriebstapital. 





x, Der kleine Drud bezieht fich auf bie erläuternden Beſtimmungen der Uusführungsanweifung des 
Binanzminifter8 vom 25. 7. 1900. 





III. Als fteuerbares Bermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten nicht: alle 
beweglihen Lörperlichen Sachen, welche weder als Zubehör zu einem 
Grundſtücke (IT Nr. 1), noch zu einem Anlage und Betrieböfapitale (l Nr. 2), 
no zum Sapitaldermögen (I Nr. 3) gehören: 

iernach bleiben bei der Veranlagung namentlich außer Anſatz: Möbel, Haus- 
tat, Kleidungsftüde, Schmuckſachen und andere Koftbarkeiten, Büdder, Reit⸗ und 
Wagenpferde, Equipagen, Sammlungen und Borräte aller Art, infofern dieſe 
Gegenftände nicht Erwerbszwecken bienen, fondern lebiglid zum perjönlidden 
Gebrauch oder zum Berbrauh im Haushalt, zur Ausfchhmüdung der Wohnräunie, 
zur Belehrung, Unterhaltung oder Erhöhung des Lebensgenufles beitimmt fird. 


8 5. Behufs der Steuerveranlagung werden hinzugerechnet: 

l. — — — — — — — — — — — — — — — -— — — — — — — 

2. das zu einer ungeteilten Nachlaßmaſſe gehörige Vermögen den Erben nach 
Verhältnis ihres Erbteils; 

4. dem Ehemanne das Bermögen feiner Ehefrau, infoweit ihm das Einkommen 
daraus gemäß 8 10 des Einkommenſteuergeſetzes bei der Beranlagung zur 
Einfommenfteuer hinzuzurechnen ift; 

5. dem Haushaltungsvorftande dasjenige Vermögen der Hausbaltungsangehörigen, 
an welchem ihm die Nußnießung zuiteht. 

8 6. Das Unlage- und Betriebskapital (8 4 I Nr. 2) umfaßt die fäntlichen 
dem betreffenden Betriebe dauernd ober vorübergehend gewidmeten Gegenſtände und 
Rechte, melde dem Steuerpflichtigen gehören bzw. zuftehen und einen in Geld ſchätz⸗ 
baren Wert haben. 

Unter der angegebenen Vorausſetzung gehören hierher inSbefondere: 

1. die dem Betriebe dienenden Grundſtücke, Bebäude, baulichen Unlagen, Zafferkräfte, 
Maſchinen, Berätichaften, Werkzeuge, Tiere und Yutterborräte, Vorräte an Erzeug- 
niffen bes Betriebes, fertigen Waren, Roh⸗ und Hilfsftoffen, einjchließlich ber in der 
—— auf dent Transport, auf Niederlagen ober auswärtigen Lagern 

efindlichen; 

2. die Vorräte an Geld, Bold und Silber, Papiergeld, Banknoten, Wechſeln, Schuld⸗ 
icheinen und fonftigen Wertpapieren, die aus dem Betriebe herrührenden Außen⸗ 
stände, einfchlieglich der laufenden Guthaben; 

3. Gewerbeberedtigungen, Rechte auf Gebrauch oder Nutzung fremder Gtunditüde, 
Wege, Stanäle, Privatflüffe, Seen und dergleichen und fonitige felbftändige Rechte 

Bon den Gefamtbetrage diejer Werte werden in Ubzug gebracht die zur Begründung, 
Verbeſſerung, Erweiterung und Fortführung des Betriebes aufgenommenen Sculben, 
einſchließlich der laufenden Betried8- und Gejchäftsfchulden. 


8 7. Das ſonſtige Kapitalvermögen (8 4 I Nr. 3) umfaßt: 

a) verzindliche und unverzinsliche, verbriefte und unverbriefte Kapitalforderungen 
jeder Art, einfchließlich des Wertes von Aftien oder Anteilfcheinen, Kommandit- 
anteilen, Kuxen, Sparfaffeneinlagen, Geſchäftsguthaben bei &enofjenfchaften, 
Gefchäftsanteilen und anderen Gejellfchaftzeinlagen; | 

b) bares Geld deutjcher Währung, fremde Geldforten (ausgenommen find Sanını- 
lungen bon Münzen verihiedenen Gepräges), Banknoten und Kafjenfcheine, mit 
Auz|otuh der aus den laufenden Jahreseinkünften des Steuerpflichtigen (8 6 des 
Einfonmenfteuergef.) vorhandenen Beitände, fowie Gold und Silber in Barren, 
infoweit die Werte zu a und b nicht als Zeile eines Anlage⸗ und Betrieb3: 
fapital3 ($ 6) angufchen find; 

c) den Kapitalwert der Rechte auf Apanagen, Renten, Leibrenten, Altenteiläbezüge 
und auf andere periodifche geldwerte Yebungen, welche 

1. dem Steuerpflichtigen auf feine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines 
anderen, auf beftinmmte Seit oder a die Dauer von mindeftens 
zehn Fahren und außerdem 

2. entweder vertragsmäßig als Gegenleiftung für die Hingabe von Ber: 
mögenswerten oder aus legtwilligen Verfügungen oder Familienftiftungen 
oder vermöge hausgeſetzlicher Beiimmung zuftehen. 
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Beide Vorausfegungen (zu 1 u. 2) miüffen zufammtentreffen, um die Anrechnun 
eines Nechts auf —ã nen . an f en 
Die Beitimmung zu c findet feine Anwendung auf: 

1. Anſprüche an Witwen-, Waifen- und Penfionskafien, mögen die zur Bahlung 
verpflichteten Kaſſen Öffentliche oder private fein, 

2. Anſprüche aus einer Kranken» oder Unfallverfiherung, ohne Unterfchied, ob es 
ich um geſetzlich vorgefchriebene oder um freiwillige Verficherungen handelt, 

3. Auſprüche aus der Invaliditäts- oder Witeröverficherung auf Grund bes 
ynonltben Berl penungägefehes vd. 13. 7. 1899, und zwar auch Anfprüche aus der 

elbftverfiherung (8 14 dieſes Gefetes), 

4. Anſprüche auf Benfionen, welche mit Rüdficht auf ein früheres Arbeitd- oder 
Dienftverhältnis gezahlt werden, ohne Unterfchieb, ob das Arbeitd- oder Dienft- 
verhältnis ein ofentüche oder private8 war, ob die Benfion dem ehemaligen 
Beanien, Ungeftellten uſw. ſelbſt oder deſſen Hinterbliebenen zuiteht, 

5. Renten, welche in legtwilligen Verfügungen Perſonen zugewendet find, die zum 
Hausftande des Erblaſſers gehört und in einem Dienftverhältnis zu demfelben 
geitanden haben. 

8 8. Bon dem Altivvermögen find in Wbzug zu bringen: 


1. die Dinglichen und perfönlichen Kapitalfchulden des Steuerpflichtigen mit Aus⸗ 
ſchluß derjenigen Verbindlichkeiten, welche zur Beftreitung * laufenden Haus⸗ 
haltungskoſten eingegangen ſind (Haushaltungsfchulden), 

2. der Kapitalwert der vom Steuerpflichtigen zu entrichtenden Apanagen, Renten, 
Altenteile und ſonſtigen periodiſchen, geldwerten Leiſtungen, welche die 
Vorausſetzungen in 8 7 zu c Abſ. 1 zutreffen, 

infoweit diefe Verbindlichkeiten Nr. 1 u. 2) rigt auf Vermögensteilen haften, welche 
bei der Veranlagung außer Betracht zu laſſen find ($ 4 I). 


Schulden, welche bereit3 bei Feſtſtellung bes Unlages und Betriebskapitals berüd- 
Titigt worden find (8 6), dürfen von dem Gelamtvermögen nicht nochmals in Abzug 
ge | 


racht werben. 
2. Wertbeftimmung. 

89. Bei Berechnung und Schäbung des fteuerbaren Vermögens wird der 
Beitand und gemeine Wert der einzelnen Teile desjelben zur Zeit der Veranlagung 
a zugrunde gelegt, joweit nicht im nachſtehenden etwas anderes 

eitimmt ift. 

8 10. Bei Landwirtfchaft- uud Gewerbebetrieben, bei denen regelmäßige 
jährliche Abſchlüſſe ftattfinden, Tann bei der Berechnung und Schäßung des fteuerbaren 
Vermögens der Vermögensſtand am Schluffe des letzten Wirtichaftd- oder Rechnungs» 
jahres Angrunde gelegt werden. 

8 11. Bei der Einſchätzung von Grundftüden, deren nachhaltiger Wert bedingt 
wird durch eine ordnungsmäßige land» oder forftwirtfchaftliche Bewirtichaftung, tft 
der Wert nach den Berfauföwerten und den Bachtpreifen zu bemeflen, welche ſich für 
Srundftüde gleicher Urt nach dem Durchſchnitt der lebten zehn Jahre ermitteln laſſen. 

Bei der Veranfchlagung des Wertes von Grundſtücken, welche dem Betriebe der 
Land» oder Forftwirtichaft, der Viehzucht, dem Weins, Obft- oder Gartenbau dienen, 
find auch das lebende und tote Wirtfchaftsinventar, fowie die fonft zum Anlage⸗ und 
Betriebskapital ($ 6) gehörigen Werte — einfchließlich der den gewerblichen Neben- 
betrieben dienenden Gegenftände — mit dev Maßgabe zu berüdfichtigen, daß Mehr⸗ 
oder Minderwerte des Inventars gegenüber einem wirtſchaftlich normalen Beſtande 
in Zur oder Übrechnung zu bringen find. 

Das dem Betriebe ber Land» und Forſtwirtſchaft auf eigenen, ſelbſtbewirt— 
ſchafteten Grundſtücken dienende Anlage» und Betriebskapital 08 6) des Steuerpflichtigen 


wird nicht als ein bejonderer Bermögensteil in Anſatz gebracht, jondern bei Beranjchlagung 
des Grundſtückswertes mit berüdfichtigt. 

Der Wert des ben Betriebe der Forſt- oder Landwirtſchaft auf fremden Grund» 
ftüden dienenden Betriebskapitals des Pächter Mießbrauchers) ift ebenfalls nach den in 





der Unleitung vom 26. 12. 1893*) angegebenen Grundfähen in Berbindung mit der 
Schätung des Wertes der betreffenden Grundftüde zu ermitteln, aber dem Bähter bzw. 
Nießbraucher als fteuerbares Vermögen anzurechnen. " 

Aus den wirtfchaftlihen Vorjahren noch vorhandene, zum Verlaufe beſtimmte 
Borräte kommen als felbjtändige Vermögensſtücke in Anrechnung. 

Der Wert derjenigen Grundftüde, welche einem bergbaulichen, einem Handels⸗ 
oder Gewerbebetricbe gewidmet find, ift bei der Ermittelung des dem betreffenden 
Betriebe dienenden Anlage- und Betriebskapitals zu berüdfichtigen. 

$ 12. Bares Geld deutſcher Währung, Reichskaſſenſcheine und Reichsbanknoten 
gelangen mit dem Nennwert, Silber und Gold in Barren, fowie fremde Geldforten 
nach dem Verkaufswert in Anja. 

Sm übrigen find Wertpapiere, wenn dieſelben in Deutjchland einen Börſenkurs 
haben, nach dieſem, andernfall3 nach ihren Berfaufswerte zu veranichlagen. 

Ulle jonftigen Kapitalforderungen und Schulden find mit dem Reimmpert in 
Anfat zu bringen, infofern nicht die Forderungen unbeitreiblih und als ſolche ganz 
außer Unfat bleiben, oder andere Umſtände vorliegen, welche die Annahme eines 
von dem Neunmwerte abweichenden Berfaufgwertes begründen. 

13. — Diefer Paragraph handelt von dem Verfahren bei Ermittelung des 
Kapitalwertes von Nießbrauchsrechten, Apanagcır, Renten, Leibrenten, Wltenteil3- 
bezügen und anderen periodifchen Nutzungen und Leiſtungen. — 

. Vom Sapitalwert unverzinslicyer befrifteter Forderungen und Schulden 
werden für die Zeit bis zur Fälligkeit vier Prozent Jahreszinſen in Abzug gebradtt. 

8 15. Noch nicht fällige Unfprühe aus Lebens, Kapital» und Renten⸗ 
verfigerungen kommen entweder mit zwei Dritteln der Summe der feit dent Beginne 
der Berfiherung eingezahlten Prämien» und Sapitalbeiträge, wobei die dem Ber 
fiherten vergüteten oder angerechneten Dividenden in Abzug gebracht werden bürfen, 
oder, fall3 der Betrag nachgewiefen wird, fr melchen die VBerfidherungsanftalt Die 
Bolice zurüdfaufen würde, mit diefem Rüdfaufswert in Anrechnung. 

Noch nicht fällige Anfprühe aus einer Iinfalls oder Krankenverſicherung, ſowie aus 
Berfiherungen gegen Sachbeſchädigung (Heuer, Vieh⸗, Hagelverfiderung ujw.) Tonımen 
überhaupt nicht in Anrechnung. 


3. Befteuerungsgrenze. 

8 17. Zur Ergänzungsfteuer werden nicht herangezogen: 

1. diejenigen Perſonen, deren fleuerbares Vermögen den Geſamtwert von 6000 FRE. 
nicht überfteigt; 

2. Diejenigen Perfonen, deren nad) Maßgabe des Einkommenfteuergejeged zu be⸗ 
rechnendes Jahreseinkommen den Betrag von 900 ME. nicht überfteigt, infofern 
ber „Sefamtmert ihres fteuerbaren Vermögens nicht mehr ald 20000 Mt. 

eträgt; 

3. weibliche Perjonen, welche minderjährige Familienangehörige zu unterhalten 
—* vaterloſe minderjährige Waiſen und Erwerbsunfähige, inſofern das 
teuerbare Vermögen der bezeichneten Perſonen den Betrag von 20000 Mt. 
und das nad) Maßgabe des Einfommenftenergefeßes zu berechnende Jahres-— 
einfommen derfelben den Betrag von 1200 ME. nicht überfteigt. 

1 Unter den „Jahreseinkommen“ im Sinne ber Vorſchriften zu 2 und 3 iſt das nad 
Maßgabe der Beftimmungen bes Einfonmenfteuergefeßes zu beredinende — gleicyviel aus 
welcher Quelle fließende — Jahreseinkommen nad Abrechnung der in 8 19 Ubf. 1 des 
Einfonmenfteuergefetes borgeichriebenen Abzüge für Familienmitglieder zu verſtehen. 

Im übrigen komnmit es hier auf das der Veranlagung zugrunde gelegte Einkommen, 
nidyt auf dem veraulagten Steuerjaß an. 


*) Unter dem 26. 12 1899 ift vom Yinanzminifter eine befondere Anleitung zur Feſiſtelung und 
Shäbung bet Grundvermögens, einfhlichlid der dem Betriebe der Land» und Forſtwirtſchaft dienenden 
erte, gegeben. 
a Anhalt bei Ermittelung der Juvdentarlenwerte find bdariı Einheitsfäge, ausgedrückt im 
Prozenten bes Geſamt⸗Grundſtückswertes, vermerkt. 


Steuerfähe. 
1. Stenertarif. 


& 18 und Abſatz 1 der Allerh. Verordn. v. 25. 6. 1895 (G. ©. ©. 265). 
Die Ergänzungsiteuer beträgt jährlich: 


1115: (1 E FÜRS EIER EU 
a An Stelle der Steuerfübe in Spalte 2 treten 
mäßiger 
de aa Stenerfab gemäß 5 19 Abſ. 1 des Geſetzes, wenn 


($ 18 des Eintommenfteuerjäße veranlagt find von 


Bis Geſetzes u.) O ME. | 6 Mt. | 9 Mt. | 12 ME. | 16 Mt. 
mebr als einf&ließlid | der Ber- 
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roͤnung) Ergänzungsſteuerſätze von 
ME. ME. ME [Pi ME |ME Pf. ME Pf. ME Pf. ME. |Pi. 
2 VE a el 7. 

6.000 8.000 3 20—1 »#+ | 3 || 3 20 3120] 3120 
8.000 10.000 ı ol # | a |l—-| 4 || 4 1% 4 120 
10.000 12 000 5 201 3% 4+\-|5 20) 5 |20/I 5 |20 
12 000 14 000 6 wol 3 | A — 6 40 8|a0l 6|40 
14 000 16 000 7 401 3 | a4 — 7 I 7 ı 40 7 140 
16 000 18 000 8 |a0l 3 | 4 |—| 17 |—| 8140| 8140 
18 000 20 000 9 401 37 4 |—| 1 )—| 40 9|40 
20 000 22 000 10 601 3 4 |—, 7 |—| 10 |—| 10 |60 
22 000 24.000 ıı |60| 3 | 4 |-; 7 |-| 10|—| 11 |60 
24 000 28 000 ı2 601 3 tie — 12 |69 
28 100 32 000 14 6041 3 4 || 7 |—, 10 — 14 | — 
a a s > nt Die mit j bezeichneten Steuer: 
40 000 41.000 9] || füge von 3 ME. treten nur ein, wenn dag jteuer- 
44.000 48.000 .93 [20 pflichtige Einkonimen — nad) Abrechnung der 
48.000 52.000 5 190 WUbzüge aus 8 19 Abſ. 1 des Einkommenſteuer⸗ 
59.000 56.000 97 |4u]j geleges — mehr als 900 ME. beträgt, die Frei⸗ 
56.000 60.000 29 !40 ttelung von der Einkommenſteuer alfo nur auf 
60.000 70 000 sı [60 &rund des 8 20 des Einkommenſteuergeſetzes 
70.000 80.000 36 |80 erfolgt iſt. Überſteigt das fteuerpflichtige Ein⸗ 
uſw kommen den Betrag don 900 ME. nicht, fo iſt der 


Steuerpflichtige gemäß 8 17 Nr. 2 bes Geſetzes 
bon der Ergänzungsfteuer freizuftellen. 


8 49. Die Steuerfäße fünnen durch königliche Verordnung berabgefeht bzw. 
erhöht werden. 


Die urfprüngliden Steuerfäge find durd) die Ullerh. Berordn. v. 25. 6. 1895 um 
5,2 Pf. für jede Mark erhößt. 


2. Berückſichtigung befonderer Verhältniſſe. 

8 19. WBerfonen, deren Bermögen 32000 ME. nicht überfteigt, werden, wen 
fie nicht zur Einfommenfteuer veranlagt find, mit höchſtens 3 ME. jährlich, wenn fie 
zu den erjten vier Stufen derjelben veranlagt find, höchitens mit einem um 2 ME. 
unter der von ihnen zu zahlenden Einfommenfteuer verbleibenden Betrage zur Er: 
gänzungsſteuer herangezogen. 

Steuerpflichtigen, welchen auf Grund des 8 20 des Einkommenſteuergeſetzes eine 
Ermäßigung der Einfommenfteuer gewährt wird, kann bei der Veranlagung auch eine 
Ermäßigung der Ergänzungsfteuer um höchſtens zwei Stufen gewährt werden, fofern 
das ftenerpflichtige Vermögen nicht mehr als 52000 ME. beträgt. 


Veranlagung. 


8 22. Die Veranlagung erfolgt gleichzeitig mit der Veranlagung der Ein⸗ 
fommenfteuer durch die für dieſe gebildete Veranlagungskommiſſion. 





Eine Voreinſchätzung durch die Voreinſchätzungskommiſſion findet nicht ftatt 
$ 23. Für jeden Veranlagungsbezirt wird unter dem Vorfite de Borfigendben 
der Beranlagungslommiffion ein Shäbungsausf gub gebildet. — — — — — 
24. Der Schaͤtzungsausſchuß hat die behufs Veranlagung der Steuerpflidhtigen 
erforderlichen Wertermittelungen vorzunehmen und den Wert der feuerbaren Ber» 
mögen, insbeſondere die Werte der im Veranlagungsbezirke belegenen Grundſtücke, 
fowie die Werte der gewerblichen Anlage und Betriebsfapitalien zu begutachten. — 
26. Die Steuerpflichtigen find berechtigt, behufs der Veranlagung dem Bor- 
figenden der ern ngekommiffion ihr ftenerbares Vermögen anzugeben oder Die- 
jenigen tatfächlichen Mitteilungen zu machen, derer die Veranlagungslommiffion zur 
Schagung des Vermögens bedarf (Vermögensanzeige). 
ie Vermögensanzeigen ſind unter der Verſicherung zu erſtatten, daß die Angaben 
nach beſtem Bilfen und Gewiſſen gemacht find. 
1 Eine geſetzliche Pflicht zur Abgabe der Vermögensanzeige beiteht nicht. 


Rechtsmittel. 


5 33. 1. Segen das Ergebnis der Veranlagung ſtehen ſowohl dem Stener 
pflichtigen al3 auch dem Vorfigenden der Beranlagungstommijfion als Rechtsmittel zu: 
1. wenn der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer nicht oder nach einem Einkommen 
von nicht mehr als 3000 ME. veranlagt ift, der nd an die Veranlagung 
fommilfion und gegen die auf dieſen Einfpruc ergebende Enticheidung der Ber 
anlagungstommilfion die Berufung an die Berufungstommiffion; 

2. wenn der Steuerpflichtige zur Einfommenfteuer nach einem Einkommen von 

mehr al3 3000 Mk. veranlagt ift, die Berufung an die Berufungskommiſſion. 

IL. Sit duch die Entjcheidung der Berufungstommiffion in dem Falle I Nr. 1 
ein ſteuerbares Dermdgen von mehr al3 100000 ME. feſtgeſetzt, jo fteht Dagegen dem 
Steuerpflichtigen das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 

HI. Gegen die Entfheidung der Berufungskonmiffion in dem Falle von I Ar. 2 
jredt fowohl dem Steuerpflichtigen ald auch dem Vorſitzenden der Berufungstommiffton 

a8 Rechtsmittel der Befchwerde an das Obervermwaltungsgericht zu. 

IV. Die Rechtsmittel können mit den etwaigen chim gegen die Ein⸗ 
fommenftener-Beranlagung in demfelben Schriftfage verbunden werden. Sind Recht 
mittel fowohl gegen die Einkommenſteuer-⸗ wie auch gegen die Ergänzungsſteuer⸗ 
Veranlagung eingelegt, fo können die Erörterung und Entfcheidung der Rechtsmittel 
in einem Verfahren herbeigeführt werden. 

Im übrigen finden die Vorfchriften des Einkommenſteuergeſetzes auf Das Rechts: 
mittelverfahren finngemäß Unwendung. (Vgl. 8 44 ff. des Eink.⸗St.⸗Geſ.) 


Beranlagungsperiode uud Veränderungen. 


838. Die Veranlagung der Ergänzungzfteuer erfolgt für eine Periode von 
brei ienerjahren. 

88 39, 40. Bermehrung des fteuerbaren Vermögens durch Erbanfall, 
Schenkung, Berheiratung ufw. zieht eine neue Veranlagung nach fi, Verminderung 
desjelben eine folche jedoch nur dann, wenn dadurch der vierte Teil des fteuerbaren 
Vermögens in Wegfall kommt. 


Stenererhebung. 
8 43. Die Ergänzungsſteuer wird gleichzeitig mit der Einkommenſteuer erhoben. 


Strafbeſtimmungen. 


8 44. Ber in der Abſicht der Steuer intergichung über dag ftenerbare Ber: 
mögen unrichtige oder unvollftändige tatfächliche Ungaben macht, wird mit bem 


10: bis 25 fachen Betrage der Sahresftener, um welche der Staat verkürzt worden 
4 oder verkürzt werden follte, mindeitend aber mit einer Belditrafe von einhundert 
art, beitraft. — die unrichtige Angabe nicht in der Abſicht der Steuer⸗ 
hinterziehung, ſo tritt Geldſtrafe von wangig bis einhundert Mark ein. 
Straffrei bleibt, wer * unrichtige oder unvollſtändige Angabe, bevor Anzeige 
erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt, an zuftändiger Stelle berichtigt oder 
ergänzt und bie vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Frift entrichtet. 


C. Semeindefteuern. 
Kommunalabgabengejeg dom 14. 7. 1893. (©. S. S. 182.) 


1. Die Gemeinden find berechtigt, zur Dedung ihrer Uusgaben und Be— 
dürfnifie nach Maßgabe der Beitimmungen diefes Geſetzes Gebühren und Beiträge, 
indirelte und direkte Steuern zu erheben, jowie Naturaldienfte zu fordern. 

2 Der 8 1 erftredt fi nicht auf die ſelbſtändigen Gutsbezirle. Die Unterverteilung 
bon Konımunallaften in den Gutsbezirken befchräntt fih, abgefehen von der Verteilung 
ber Streiäfteuern (55 13, 14 des Hreiß- u. Provpinz.⸗Abg.⸗Geſ. v. 23 4. 1906 — &. ©. ©. 159), 
auf die Koſten ber —— (6G 8 fi. des Geſetzes, betreffend die Ausführung des 
Reichsgeſetzes über ben Unterftüßungswohnfit, vom 8. 3. 1871 — G. ©. ©. 130) und auf 
die KriegSleiftungen (Gef. v. 13. 6. 1873 — R. &. BI. ©. 129). Im übrigen iſt für den 
Bereich eines ſelbſtaͤndigen Gutsbezirkes der Beſitzer des Gutes zu den Pflihten und 
Reiltungen, welche den Gemeinden in ihren ®enieindedezirten im öffentlihen Intereſſe 
obliegen, allein verbunden (Landgem.-Ordn. $ 122). 

8 2. 1. Die Gemeinden dürfen von der Befugnis, Steuern zu erheben, nur 
infoweit Gebrauch machen, als die fonftigen Einnahmen, insbefondere aus dem 
Gemeindevermögen, aus Gebühren, Beiträgen und vom Staate oder von weiteren 
Kommunalverbänden den Gemeinden überwiejenen Mitteln, zur Dedung ihrer Ausgaben 
nicht ausreichen. Auf Hundes und Luftbarkeitd-, fowie auf ähnliche, Durch befondere 
Rückſichten gebotene Steuern findet diefe Beſtimmung feine Anwendung. 

2. Durch Direkte Steuern darf nur der Bedarf aufgebracht werden, welcher nach 
Abzug des Aufkommens der indireftien Steuern von dem gefamten Steuer: 
bedarfe verbleibt. 

8 3. 1. Gewerbliche Unternehmungen der Gemeinden find grundfäglich fo zu 
verwalten, daB durch die Einnahmen mindestens die gefamten, Durch die Unternehmung 
der Gemeinde erwachjenen Ausgaben, einfchließlich der Verzinſung und der Tilgung 
des Unlagefapitals, aufgebracht werden. 

2. Eine Ausnahme iſt —* ſofern die Unternehmung zugleich einem öffentlichen 
Intereſſe dient, welches andernfalls nicht befriedigt wird. 


Inbirchte Gemeindeſtenern. 


8 13. Die Gemeinden find zur Erhebung indirekter Steuern innerhalb der 
durch die Reichsgeſetze gegogenen Grenzen befugt. 

14. Steuern auf den Verbrauch von Fleiſch, Getreide, Mehl, Badwerf, 
Kartoffeln und Brennftoffen aller Art dürfen nicht neu eingeführt oder in ihren 
Sätzen erhöht werden. Die Einführung einer Wildbret- und Seflügelfteuer ift zuläſſig. 

8 18. Die Einführung neuer und die Veränderung befiehender indirelter 
Semeindeiteuern kann nur durch Steuerordnnungen erfolgen. 


Direkte Gemeindeſtenern. 


8 20. Die direkten Gemeindeftenern find auf alle der Beſteuerung unter- 
worfenen Pflichtigen nach feften und gleihmäßigen Grundſätzen zu verteilen. 








5 23. 1. Die direkten Gemeindeitenern lönnen vom Grundbefi und Gewerbe⸗ 
* @ealfienern), fowie vom Einkommen der Steuerpflichtigen (Einfommenfteuer) 

oben werden. 

2. Die Einkommenftener kann zum Teil durch Aufwandöftenern erfeßt werben. 
Hufwandsfteuern dürfen grundfäglic) die geringeren Einfommen nicht verhältnis 
mäßig höher als die größeren belaften. 

3. Miets⸗ und Wohnungsftenern dürfen nicht neu eingeführt werden. 

4. Die Einführung neuer und die Veränderung beftehender direfter Gemeinde 
fteuern, welche nicht in Prozenfen der vom Staate veranlagten Steuern erhoben 
werden, kann nur durch Steuerordnungen erfolgen. 

5. Die Steuerordnungen bedürfen der Genehmigung.! 

1 Für die Benehnigung ift guftändig: bei Stadtgemeinden ber Bezirksausſchuß, bei Land» 
gemieinden der Kreisausſchuß. 


Bealfienern. 
a) Bom Grundbeik. 

8 24. 1. Den Steuern vom Grundbeſitz find die in der Gemeinde befegenen 

bebauten und unbebauten Grundftüde unterworfen, mit Ausnahme: 

c) der dem Staate, den Provinzen, den Kreiſen, den Gemeinden und fonftigen 
fommunalen Berbänden gehörigen Grunditüde und Gebäude, fofern fie zu 
einem Öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beftimmt find. 

2. Ulle fonftigen, nicht auf einem befonderen Rechtstitel beruhenden Befreiuugen 
(8 21), inäbefonbere auch diejenigen der Dienfigrundflüde und Dienſtwohnungen der 
Beamten, find aufgehoben. 

3. Iſt ein Grundftüd oder Gebäude nur teilweife zu einem öffentlihen Dienſte 
oder Gebrauche beſtimmt, jo bezieht fich die Befreiung nur auf diefen Teil. 
beſ 8 435 Den Gemeinden iſt die Einführung beſonderer Steuern vom Grund⸗ 
eſitz Jeſtattet. 

8 26. Sind beſondere Steuern vom Grundbeſitz nicht eingeführt, jo erfolgt 
die Beftenerung in Prozenten der vom Staate veranlagten Grund» und Gebäudeiteuern. 


b) Bom Gewerbebetrieb. 
28. 1. Den Gewerbefteuern unterliegen in den Gemeinden, im Denen der 
Betrieb ftattfindet: 
1. die nach dem Gerwerbefteuergefeß vom 24. Juni 1891 (©. ©. ©. 205) zu ver 
anlagenden jtehenden Gewerbe; 
. die landwirtfchaftlichen Branntweinbrennereien; 
der Bergbau; 
. die gewerbömäßige Gewinnung von Bernftein, Ausbeutung von Torfſtichen, 
von Sand», Kies⸗ Lehm, Mergel-, Ton und dergleichen Brüchen; 
5. die Gewerbebetriebe kommunaler und anderer Öffentlicher Gebäude; 
6. die Gewerbebetriebe des Staates und der Reichsbank. 

2. Diejenigen zu Nr. 2 bis 6 bezeichneten Betriebe, bei Denen weder der 
jährliche Ertrag 1500 ME., noch dad Anlage- und Betriebsfapital 3000 Mk. erreicht, 
ingleichen die nach 8 3 Nr. 4 des Gewerbeiteuergefebes vom 24. Juni 1891 feuer: 
freien &emerbebetriebe der Kommunalverbände bleiben von der Gewerbefteuer befreit. 
Auf die Betriebsſteuer findet dieſe Beitimmung feine Anwendung. 


SE) 


Genmeinde- Sinkommienflener. 
a) Steuerpflicht. 
8 35. 1. Der Semeinde-Einfommenfteuer find unterworfen: 
1. diejenigen Perſonen, welche in der Gemeinde einen Wohnfit Haben, Hinfichtlid 
ihre gejamten, innerhalb und außerhalb des Preußifchen Staatsgebiets 


gewonnenen Einlommens, injoweit dasjelbe nicht von der Beitenerung frei» 
aulafjen ift (Forenſal FEinkomnmien); 
2. diejenigen Perſonen, weld)e in der Gemeinde, ohne in derjelben einen Wohnfik 
gu haben, Grundvermögen, Handels⸗ oder gewerbliche Anlagen (einfchlieplich 
er Bergwerle) haben, Handel oder Gewerbe betreiben oder als Gefellfchafter 
an dem Unternehmen einer Gefellfchaft mit beſchränkter Haftung beteiligt find, 
ls. des ihnen aus Ddiefen Quellen in der Gemeinde zufließenden Ein- 
ommeng; 
Aktiengeſellſchaften uſw.; 
. der Staatsfiskus bezüglich ſeines Einkommens aus den von ihm betriebenen 
Eifenbahn:, Bergbau und jonftigen gewerblichen Unternehmungen, jowie aus 
Domünen und Foriten. 
2. Neuanziehende können, auch wenn fie in der Gemeinde Teinen Wohnfig haben, 
gleich den übrigen ®emeinde-Einwohnern zur Steuer herangezogen werden, jofern ihr 
Aufenthalt die Dauer von drei Monaten überfteigt. 
36. 1. Gemeindeſteuern vom Einkommen dürfen, unbejchadet der Vorſchrift 
im $ 23 Abſ. 2 und der Beitimmungen über die Veranlagung von Teileinkommen 
(88 49 bis 51 — Beiteuerung in mehreren Gemeinden), nur auf Grund der Beran: 
lagung zur Staat3-Einfommenjteuer und in der Regel nur in der Form von 
Zuſchlägen erhoben werden. Diefe Zufchläge müfjen gleichmäßig fein. Zufchläge zur 
Ergänzungsfteuer find unzuläffig. 

2. Die auf Grund der Einlegung von Nechtömitteln, ſowie die auf Grund der 
88 57, 58 des Einkommenſteuer⸗Geſetzes vom 24. 6. 1891 erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der veranlagten Staats-Einfommenjtener zieht die entfprechende Ab— 
änderung des Gemeindezurchfags nach ſich. 

7. Befondere Gemeinde-Einfonmenfteuern find nur aus befonderen Gründen 
eftattet und bedürfen der Genehmigung. Die bei der Veranlagung zur Staat3- 
Einfonmnenfeiet erfolgte eititellung des Einkommens und die Stufen des Steuer- 
tarifd der Staats-Einkommenſteuer dürfen nicht abgeändert werden. Beränderungen 
der Sätze des Steuertarif$ find nur mit der Maßgabe zuläffig, daß der Prozentſatz 
der Beiteuerung des Einkommens bei den unteren Stufen nicht höher fein darf als 
bei den oberen Stufen, und. daß das im Tarif der Staat3-Einfonmenfteuer ents 
haltene Steigerungsverhältnid der Säge nicht zummgunften der oberen Stufen geändert 
werden darf. 

8 38. 1. Steuerpflichtige mit einem Einfommen von nidyt mehr ald 900 ME. 
werden, jofern in den Steuerordnungen (8$ 23, 37) nicht abweichende Beſtimmungen 
getroffen find, zu der Einkommenſteuer nad) Maßgabe folgender Steuerfäge veranlagt: 

1. bei einem Einfommen von nicht mehr ald 420 ME. nach einem Steuerfage von 
& vom Hundert des fteuerpflichtigen Einkommens bis zum Höchftbetrage des 
teuerfages von 1,20 ME.; 
2. bei einem Einkommen von mehr als 420 Mt. bis einfchliehlich 660 ME. nach 
einem Steuerſatze von 2,40 Mk.; 
3. bei einem Einkommen von mehr al3 660 ME. nad) einem Steuerfae von 4 ME. 

2. Steuerpflichtige mit einem Einfomnen von nicht mehr al8 900 ME. künnen 
dur Gemeindebefchluß, wenn die Dedung des Bedarf der Gemeinde ohnehin 
gelichert ift, von der Beitragspflicht entbunden oder mit einem geringeren Prozentſatze 
herangezogen worden. Der Beichluß bedarf der Genehmigung Ihre Freilaſſung 
muß eeroigen, fofern fie im Wege der öffentlichen Armenpflege fortlaufende Unter- 
ftügung erhalten. 

8 41. Die Heranziehung der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, 
Beamten des Töniglichen Hofes, der Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarfchullehrer, 
fowie der Witwen und Waifen diefer Berfonen zu Einlonmens und Aufwandsfteuern 
($ 23) wird durch befonderes Geſetz geregelt. Bid zum Erlafle dieſes Geſehes 
fommen die Beſtimmnungen der (Hier nachfolgenden) Verordnung vom 23. 9. 1867 
mit der Maßgabe zur Anwendung, daB das notwendige Domizil außer Berück⸗ 
fidytigung bleibt. 


u] 





848 XUOL Steuern. 


Derordnung vom 23. 9. 1867, betreffend die Heranziehung ber Staatsdime 
zu den KHommunalauflagen in den neu erworbenen Kandestellen.”) 
(&. S. 5. 1648.) 


8 1. Don allen direften Hommunalauflagen, fowohl der einzelnen 
bürgerlichen Stadt- und Landgemeinden, als der weiteren fommunalen Körper 
fchaften (Amtsbezirke, Diftriftsgemeinden, Armendiftrifte, Wegeverbände ufw.), 
und der kreis⸗, fommunal- und provinzialftändifchen Derbände,! find voll: 
ftändig befreit: 

1. die fervisberechtigten Mlilitärperfonen des aftiven Dienftftandes? hin 
fihtlich ihres dienſtlichen Einfommens;? — — — 

4. die verabfchiedeten Beamten hinfichtlidh ihrer aus Staatsfonds oder 
fonftigen öffentlichen Haffen zahlbaren Penfionen und laufenden Unter 
ftügungsbezüge, fofern der jährliche Betrag foldher Bezüge für einen 
Empfänger die Summe von 750 ME. nicht erreicht; 

5. die Hinterbliebenen Witwen und Waifen der unter 4 genannten Perfonen 
hinfichts ihrer aus Staatsfonds oder aus einer öffentlichen Derforgungs 
kaſſe zahlbaren Penfionen und laufenden Unterftügungen;* 

6. die Sterbe- und Gnadenmonate; 

7. alle diejenigen Dienftemolumente, welche bloß als Erfaß barer Auslagen 
zu betrachten find. 


2 Bu den direkten fommunalen Auflagen gehören au bie Schuladgaben. 
Eine Ausnahme von biefer Regel beiteht nur in ber Provinz Poſen. Die Koften 
des Elementarſchulweſens find dort an fi} keine Kommunallaſt, fondern eine Sozietätslaft 
bes Schulbezirtes. Nur dann können die zur Unterhaltung einer Elementarſchule au% 
gelcirie enen Beiträge als Kommunalabgaben angefehen werden, wenn in ber en 
emeinde durch einen förnılidden Gemeindebeſchluß die Unterhaltung ber Schulen ald ein 
Laſt der Gemeinde übernommen worden ift. Iſt re der Hall, fo findet die Verordnung 
vom 23. 9. 1867 Anwendung, fonft aber nicht. gl. unter Schuliteuern.) 
3 Bu den ſervisberechtiglen Militärperfonen des aktiven Dienitftandes gehören auf: 
a) bie Feldjäger (D. 8. ©. dv. 13. 6. 1900, Kamptz II &. 360) unb 
b) die zur WProbedienitleiftung bei Bivildehörden Tommanbierten Inhaber dm 
Bibitve en — Milittäronwärtr — (O. V. G. v. 11. 10. 189, 
amptz 
c) die zur Berwendung im Forſtdienſte beurlaubten Oberjaͤger. 
3 In Beziehung der Heranziehung dieſer Militärperſonen von dem ſonſtigen (privet) 
Einkommen zu den Gemeindeabgaben find zu vergleichen: 
Geſetz v. 28. 3. 1886 (M. G. Bl. ©. 65) in Verbindung mit ber Berordnung 
v. 22. 12. 1868 (Bundes-&. Bl. ©. 571), 
eb dv. 29. 6. 1886 (®. ©. ©. 181) und 
G e8 v. 22. 4. 1892 (G. ©. ©. 103). 
4 Die Witwen- und zeiten penfionen ufw. unterliegen auch dann nicht de 
Kommunalfteuerpflict, wenn fie den Betrag von 750 ME. überfteigen. (DO. 8. 8b. 
.] 


5 Hinfichtlid der Befteuerung feiten® der Kirchengemeinden genießen die Beamten 
keine Vorrechte. 

8 2. Zu den Beamten im Sinne diefer Derordnung gehören alle M 
unmittelbarem Dienfte des Staates oder der demfelben untergeordneten Obrig 
feiten, Kollegien, fommunalen und ftändifchen Horporationen ftehende, mi 
fefter Befoldung angeftellte, beziehentlid" in Ruheſtand getretene öffentliche 
Beamte; dagegen nicht diejenigen, weldhe nur als außerordentliche Gehilfen 
vorübergehend im öffentlichen Dienfte befchäftigt waren. 


2 Bis zum 1. 4. 1808 galt in ben alten Provinzen das Geſetz vom 11. 7. 1822 (@. €. ©. 184, weldd 
Inhaltlih mit ben in biefer Berordnung angegebenen Redtsnormen übereinflimmt. 
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. 8 Derjenige, der erit im Laufe bes Steuerjahrs Staatsdiener wird, bat Teinen 
Anſpruch darauf, daß nod in biefem ae das Beamtenbenefiz zur Anwendung 
gelangt. (DO. 8. G. v. 30. 4. 1885, Stanıpg II ©. 420. 

Ein Darrmeifter laut Vertrag mit Kündigung angejtellt, ift nicht Beamter im 
Sinne der Verordnung dv. 23. 9. 1867, denn e8 handelt fi nur um ein privatrechtliches 
Bertragsverhältnis des Staates mit dem Beſchäftigten; allgemein öffentlih rechtliche 
Berpflitungen eine Beamten find bamit nicht verbunden. Lebtere8 würde zutreffen, 
wenn ihm bei der Berufung zu biejer Beihäftigung von dem berufenen ftaatlicdyen 
Drgane eine „Beitallung* erteilt werden würbe. —* O. VB. G. v. 3. 1. 1891, 
Kamptz II ©. 381.) 


& 3. Die Beamten (8 2) können von ihrem Dienfteinfommen einſchließlich 
der Warte und Ruhegehälter zu direften Kommunalauflagen ($ 1) nur info: 
weit herangezogen werden, als diefe von allen Pflichtigen nach dem Maßſtabe 
des perfönlichen Einfommens erhoben werden. Ä 


1 Da bie Gemeinde das Einlommen bes fteuerprivilegierten Beamten ſelbſtändig zu 
veranlagen Hat, Tann fie beim Zuzug eines folden im Laufe des Steuerjahrs der 
Bugangsveranlagung dasjenige (gegebenenfalls: erhöhte) Dienfteintommen zugrunde legen, 
welches er im Par des Buzugs bezieht. (DO. B. ©. v. 8. 5. 1897; Brauchitich, 
Berw.⸗Geſ. III. Bd. ©. 547.) | 


& 4. Das Dienfteintommen wird in folchen Fällen nur halb fo hoch als 
anderes gleich hohes perfönliches Einfommen der Steuerpflichtigen veranlagt. 

Wenn die Deranlagung nicht unmittelbar den Einfommensbetrag zur 
Grundlage hat, fo ift, unter Genehmigung der Auffichtsbehörde des be 
fteuernden kommunalen Derbandes, das Einfchäßungsverfahren dergeftalt 
befonders zu regeln, daß der vorftehende Grundſatz analog zur Unwendung 
fommt. 


Das Dienfteinfommen von zufälligen Emolumenten wird gleich dem feften 
Gehalte befteuert; zu diefem Behufe wird nötigenfalls der Betrag derfelben 
in runder Summe durch die vorgefeßte Dienftbehörde feftgeftellt. 


1 Neben den Vorrechten der Beamten nach biefer Verordnung find bei: der Ber- 
onlagung auch die allgemeinen Bergünftigungen nad dem Eintommenfteuergefeg vom 
24. 6. 1891 in ale zu ziehen. &8 find dies fomohl die Abzüge nad) den 
SS 9 und 19, als auch die Ermäßigung des Steuerfates nach 8 20. 

alle des 8 19, wonach bei dem Abzug von 150 ME. oder mehr für Yamilien- 
mitglieder auf jeden Fall eine Ermäßigung ber Steuer um eine Stufe zu erfolgen bat, 
tft, wenn durch dieſen Abzug nicht der Höchſtſatz der niederen Steuerftufe erreicht wird, 
diefer Höchjitfay der weiteren Veranlagung zugrunde zu legen. (Vgl. Art. 48 der Ausf.- 
Unweil., zweiter Teil, zum Eintommenit.-®ef.) 
Ein Beamter 3. B. mit lediglich 2120 ME. Dienfteintommen bat nad) 
Abzug von 40 ME. Lebensverfiherungsprämie ein fteuerpflichtiges 
— — 6006689 
Er hat drei nad) 8 19 Einkommenſt.Geſ. zu berückſichtigende Familien⸗ 
angehörige und kann hierfür weitere (3X 50) . » » . 2 2 2... 
in Abzug bringen. 


Das jteuerpflichtige Einkommen beträgt demnad . . . . . 1130 Me. 


Er bleibt damit in derſelben Steuerſtufe bis 2100 Mk.). Nach 8 19 muß er 
um eine Stufe ermäßigt werden, fein ſteuerpflichtiges Einkommen iſt daher auf den Höchſt⸗ 
detrag diefer nächitunteren Stufe = 1800 ME. feitzufegen. Bei der — — zu den 
Kommunalabgaben ift das halbe Dienſteinkommen demnach mit 900 ME. in Anſatz zu 
bringen, welches einen Steuerſatze von 4 ME. (F 38 d. Konımun.-Übgabengef.) enttpridt. 
Trifft der 5 20 des Einkommenjteuergefeges noch zu, und ift der Steuerfaß um beiſpiels⸗ 
weife zwei weitere Stufen zu ermäßigen, fo ift ber Berechnung der Kommunalabgaben 
nur ein Steuerjag bon 1,20 ME. zugrunde zu egent 

3 Beijpiel. Ein Forftauffeher bezieht 936 DIE. Tagegelder und ift unter Anrechnung 
bon 54 M I: freie8 Brennmaterial (27 rm Snüppel zu 2 ME. — 2,50 ME. Tare ab» 
züglich 0,50 ME. Werbungskoften —) = 990 ME. und Abzug von 50 ME. für ein Sind 


” 


unter 14 Jahren mit 940 ME. zur Staatseinlommenfteuer veranlagt; zur Gemeinde⸗ 
Nadtke, Hanbbuch. 4 Aufl. 54 





eintomntenfteuer ift er nıit der Hälfte = 470 ME. zu veranlagen. 470 ME entiprehe 
dem Steuerfag von 2,40 ME. (fiehe 5 38 des Kommunalabgab⸗Geſ.). Wird num in ke 
&emeinde ein Zuſchlag von 80%, der Staatseintommenjteuer erhoben, fo bat er jährih 
1,92 ME. an Gemeindeeinkommenſteuer zu entrichten. 

3 Werden durch Gemeindebeſchluß von ben Steuerpflidätigen mit einem Einlonmen 
don nicht mehr als 900 ME. überhaupt Feine Gemeinbefteuern erhoben, fo dürfen auf die 
Beamten zur Steuer nicht herangezogen werden, wenn fie durch Berüdfidhtigung der 
pälfte des Gehalts unter das fteuerpflichtige Einkommen von 900 ME. —48* 
ommen. (DO. B. G. v. 31. 10. 1896, Selbſtverwaltung 1897 ©. 134.) 

4 Die gegen Gewährung bon Xagegeldern beſchäftigten Forftaſſeſſoren können aul 
dann zu den Gemeindefteuern herangezogen iverden, wenn fie für das betrefiende Siem 
jahr noch nicht gur EtaatSfteuer veranlagt worden find. Ihnen ſteht aber Steuer 
dorredt der Beamten gemäß & 4 der Verordnung vom 23. 9. 1867 zu; denn une | 
fefter Beloldung im Sinne diefer Verordnung (8 2) iſt auch eine foldhe zu verſtehen, ie 
ihrem Betrage nad ſchwankend ift und künftig bielleicht wieder wegfätlt, fie muß nur mi 
Nüdficht auf das geſamte Dienftverhältnis und für beffen Dauer, im Gegenfate zu ben 
reinen Stüdlohn, augefichert fein. Daß die Tagegelder der Forftaffefforen mr für ik 
Tage der Anmejenheit im Dienfte gezahlt werden, und daß mit Mücdfldht bierauf dx 
Berehnung diefer Selber amtlich befcheinigt werden muß, ift unerheblich, folange d 
geſamte Dienfttätigkeit als ſolche und nicht nur die einzeln etwa geleifteten Dienfte bezahl 
werben. (DO. 8. ©. v. 28. 6. 1904, D. F. 8 ©. 1074) 


8 5. An kommunalen Auflagen aller Art ($ 1) dürfen Außerfienfals 
im ©efamtbetrage, bei Befoldungen ($ 3) unter 750 ME. nicht mer abs en 
Prozent, bei Befoldungen von 750 bis 1500 ME. ausfchließlich nicht mehr «db 
anderthalb Prozent, und bei höheren Befoldimgen nicht mehr als zwei Prod 
des gefamten Dienfteinfommens jährlich gefordert werden. 


1 Der gemäß 8 5 ber Verorbn. v. 23. 9. 1867 bei ber Beiteuerung ber Dierß 
einfommen nicht zu überfchreitende Progentfaß berechnet ſich nicht etiwa bon ber de 
Beiteuerung unterliegenden Hälfte des Dienfteinfonımens, fondern nach bem gefanien 
Dienfteinfommen. (DO. 3. ©. v. 10. 9. 1885, Kamptz II ©. 419.) Ba 

2 Die Lebensverfiherungsprämie ift bei Berechnung der 2, 1%/, Bam. 1%, biömein 
je nach der Höhe des Einkomniens die Beamten nur zu fommunalen Xuflagen baw 
gesogen werden bürfen, von dem Dienjteinkonmen nicht abzufegen. Bezieht z.B. en 

eamter ein Gefamtdienfteinfonmen von 3600 DIE, To ift der Maximalſatz bi A 
welden er zur Kommunalſteuer hesangegogen werben barf (2%,), 72 ME. und wid 
wenn er 200 ME. Lebensverficherungsprämie bezahlt, nur 68 ME. 8 B. G. v. 26. 6.18%) 

Die Derangiehung bed Dienfteinlommens ber unmittelbaren und mitielbers 
Stant8beamten zu ben Kreisabgaben ift nur nach) Maßgabe diefer Verordnung (5844) 
und nur infoweit auläffig, als die Beiträge derfelben zu ben Bedürfniffen ber Gemeinden 
ihres Wohnorts nicht bereit3 das in den gedadten Gefegesnoriäpriten beitinnmtt 
Maximum erreichen, und auch dann nur innerhalb der Grenzen letzteren. 

Vgl. unter Kreis» und Provinzialſteuern 8 15 nebſt Anmerkung. 


8 7. Die gemäß 88 3 bis 5 den Staatsdienern obliegende Beitrag 
pflicht zu den Kommunalabgaben erſtreckt ſich auf alle diejenigen Beträge dr 
legteren, welche innerhalb der Zeit, da der Pflichtige dem betreffenden 
fommunalen Derbande angehört, auf ihn verteilt und auch fällig werd, 
nicht aber auf fpäter fällige. 

(6 8. Jeder Beamte ift bezüglich der Kommunaldeftenerung feines Dienfteinkommen 
als Einwohner bes Gemeindebezirkes zu betrachten, in welchem die Behörde, ber er an 


ihren Sit; bat.) 
ab Bier Paragraph gilt nicht mehr; vgl. auch den Schlußſatz des F 41 des Komm 
8.⸗Geſ. 





8 9. Don ihrem etwaigen beſonderen Dermögen haben auch die nad 
8 3 begünftigten Staatsdiener ihre Beiträge zu den Kommunallaften 
anderen Angehörigen der betreffenden Derbände zu entrichten. 


1 Begieht ein Beamter aus befonderen Vermögen ein Einkommen ($ 9 d. Bert 
fo ift dieſes private Einkommen mit der Hälfte des Dienſteinkommens aufanımenzure 


von dieſem Betrage bie Steuerftufe feftzuftellen und die fo gefundene Steuer auf das halbe 
Dienfteintonmnen und das Privateintommen nach Berbältnis beider Beträge zu bertetlen. 
Aberſteigt der auf das eritere entfallende Abgabenteil den zugelaflenen höchiten Prozentſatz 
Des vollen Dienfteinfommens (8 5 b. en.) 1° iit derſelbe entiprechend herabzuſetzen. 

Beifptel. Iſt ein Meiiter mit 1800 ME. Dienſteinkommen (1500 TE halt, 
187,80 ME. Anrechnung für freie Wohnung und freies Brennmaterial und 112,20 ME. 
Neinertrag aus der Landwirtſchaft ufw.) und 1000 ME. Privateinkommen, im ganzen mit 
2800 ME, zur Staats-Einkommenftetier veranlagt, fo erfolgt bie Veranlagung zur 
Bemeinde-Cintommenfteuer mie folgt: Das halbe Dienfteintonmen mit 800 ME. und 
1000 ME. Privateintommen = 1900 ME. entfprecien einer Steuer bon 31 ME. (8 17 des 
Eintfonmenft.-Gef. v. 24. 6. 1891.) Bei einen Zufchlag von 150%, ber Staats⸗Einkommen⸗ 
ſteuer würde bie dem ermittelten Steuerfahe von 31 ME. entfprechende Kommunalſteuer 
46,50 ME. betragen. Hierbon entfallen nad dem Berhältnis don 1900 a 900 Bam. 1000 
auf das Dienfteintommen 22,08 DE. (die hökftzuläfiige Beiteuerung des Dienſteinkommens 
würde in dieſem alle 20%), bon 1800 = 36 Mt. (85 d. Berordn.] betragen) und auf dad 
Privateintonmen 2474 Mi. (Min-Erl. vom 2. 3. 1885, M. 8. ©. 64.) 

= Die bei der Beranlagung zur Staats-Einfonmenfteuer vom Einkommen in Abzug 
u bringenden fteuerfreien Beträge, wie BeBensverfiderungsprämien, find Iaut eines 

enntniſſes des Oberverwaltungsgerichts auch bei der SFeftitellung bes fommunalfteuer 
pflichtigen Einlommens zu berüdfichtigen. 

Das Erkenntnis führt des näheren aus, daß bon bem bollen Dienſteinkommen 
zunächſt die fteuerfreien Beträge (Lebensverficherungspränien) abzufegen find, wenn ber 
Beamzde kein Privateintommen baneben hat; don den dann verbleibenden Betrage bildet 
die Hälfte das kommunalſteuerpflichtige Einkommen des Beamten. Hat ein Beantter aber 
außer feinem Dienfteintonimen nod) ein Privateintommen, fo find bie ſteuerfreien Summen 
auf diefe beiden Einkommen verhältnismäßig zu verteilen; fo würde 3. B. bei einen: 
Dienfteintommen von 2900 ME, einen Brivateinfonmen von 31,50 ME. und einer 
fteuerfreien WUusgabe von 261,74 Mi. an Lebensverfiherungspränten die Berechnung 
folgende Geſtalt annehnıen: 

. a) Dienſteinkommen. 2229000,00 ME. 
b) Privateinkommen. . 3150 „ 
Die auf diefem Geſamteinkommen von. - > 2 2 2 2 222. .%31,50 Mi. 
haftenden, gefetzlich zuläffigen Abzuge von Insgefant . . - 2 2.2.2... 261,74 _ 
nd zunächſt nach bem Verhältnis von 31,50: 2900 ME. zu teilen, ie ergibt, dat 
as Dienfteintommen mit 258,98 ME., das Privateinlommen mit 2,81 . belaftet fit. 
Um diefe Beträge find alfo die beiden Pofitionen zu ermäßigen, fo daß das Privat» 
einfonnten nur mit . . . . 58 .. 28,69 ME 


das Dienſteinkommen nur mit 5 =... 8.2.28... .132053 „ 


zum Anſatz kommt. 

Das Steuerobjekt beträgt mithin - » > 2 2 2 2 en en. . 1349,22 ME. 
(Rundfchreiben des Preußiſchen Beaniten-Bereins zu Hannover vom März 1893.) 

5 Mas vorſtehend unter 2 bon der Art des Abzugs der Lebensperfiherungsprämien 
Bee ift, findet auch Anngemäße Anwendung auf bie fonft bet der Steuerveranlagung 
geſe u zulaſſigen züge (Schuldenzinſen und Laſten, WUbzüge für Kinder unter 
14 Jahren). 


4 Beitenerung der Überſchüſſe, weiche die Forſtbeamten aus den Dienflländereien 

und der Jagdnutzung ziehen. 

Aus den Sründen der Entfheldung des O. V. G. v. 24. 3. 1905 in der Verwaltungs⸗ 
ftreitfache eines Töniglichen Oberförfterd wider ben Magiftrat feiner Wohnſitggemeinde 
wegen Heranziehung zur Gemeinde-Eintommenfteuer ift bemerkenswert: 

Der Borbderrichter ninmt mit Recht an, daß von dem Einkommen bes Klägers bie 
jemden 851,63 ME., welche er aus dent außerhalb bes Gemeindebezirks T. gelegenen Teil 
einer Dienftländereien zieht, der Befteuerung in T. nicht unterliegen, daß Ferner die 
überſchüſſe aus den Dicnftländereien bie Sigenigaft bon Dienfteinfonmen haben, und 
daß bie 88 ME, welche der Stläger für Jagdadminiſtrationskoſten erhält, eine befondere 
Art von Dienftaufmand bdarftellen und deswegen nicht als fteuerpflichtiges Einkommen 
gelten Tönnen. Aber bei der Aufftellung feiner Veranlagungsredänung bat der Border 
richter berfäunit, die zuerſt erwähnten 851,63 ME. aus den Sejanıteintommen bes Klägers 
auszuſcheiden, und hat fie infolgedeffen zu ber Steuer mit veranlagt. Aus biefen Grunde 
mußte die Vorentfcheidung aufgehoben werben. 


54? 





Bei freier Beurteilung konnte nad) dem Slagenntrage erkannt werden, ohne daß e⸗ 
nötig war, der frage näber zu treten, ob die überſchüſſe, welche der Stläger bei der 
Abminiftrierung der hoben Jagd und bei ber Ausübung der von ihm gepadhteten niedem 
Jagd erzielt, wie er will, Dienfteinfonimen oder, wie der Vorderrichter meint, Einlomme 
aus gewinnbringendber Bejhäftigung oder etwa — wenigſtens foweit die Pachtjagd in 
Betracht Tommen kann — Eintommen aus Srundvermögen bilden, und ob fie deshall 
mit ihrem vollen oder nur mit der Hälfte oder mit einem anderen Xetlbetrage als fteue 
prichtig anzufegen find. Denn felbjt wenn fie voll angefeht werben, führt die rictig 

echnung jchon zu einer niebrigeren Steuer, als Kläger zugeitanden bat. 

Werden näntlih als der Wohnſitzgemeinde T. fteuerpflichtig angeſetzt das Einkommen 

a) aus Sapitaldermögen ganz mit. - > 2 2 22 02 2 nn ee. 546,00 Rit. 
b) aus Jagdnutzung (dorbehaltlid) der berührten Frage) ganz nıtt . . 429,0 . 
c) aus Grundvermoͤgen (den in X. gelegenen Dienftländereien) zur Hälfte mit 38,19 . 
d) an Gehalt und Wert der freien Wohnung zur Hälfte mitt . . . . 1988,00 , 
fo ergibt fi ein fteuerpflicätiges Einlommen von. . - -. . 2 2 2....3W0L,19 M 

Der Probinzialfteueriat für T. als Wohnſitzgemeinde ift zu ermitteln Durch Reduzieren 

des dem gefamten fteuerpflichtigen Einkommen entfpreddenden Sates. Das gejamte feurr: 


pflichtige Einkommen beträgt 3001,19 ME. + 851,63 ME. _ 3427 ME. und der Steuedef 


2 
don ihm 70 ME. Bon biefem Sate entfallen auf T. en ftel = 64,21 Mt, fo dab bi 


Gemeinde-Einfommenjteuer bei 235 %/, Zuſchlag 144,05 ME. betragen mürde. 
Bon biefen 144,05 ME. wieberun entfallen auf das in T. fteuerpflichtige Dien 


einfommen (bon 2026,19 ME.) a ftel = 97,25 Mt. und auf das außerdienſtliche Gir 


kommen ber Reſt von 46,80 ME. Da nun aber die auf das Dienſteinkommen treffend 
97,25 ME. mehr als 20/, des unverkurzten, für X. zu rechnenden Dienſteinkommens des 
4052,37 Mi. betragen, ſo find fie auf dieſe 20%, mit 81,05 ME. herabzuſetzen. Dur 
pinguent der uf a8 außerdienftliche Einkommen entfallenden 46,80 ME. ergibt fd ar’ 
iefe Weife eine Semeinde-Einfommenfteuer von 127,85 ME. Das ift noch weniger a 
bie 132,06 ME, welche der Kläger angeboten bat, fo daß alſo ſchon jeg der Klageantia 
gerechtfertigt erſchien. (M. L. v. 12. 5. 1905, III 5924, M. BL f. L. ©. 156.) 

8 10. Durch die nach ben vorſtehenden Beſtimmungen zu bemeſſenden @eldbeitrig 
find die Pflichtigen zugleich von perfünlichen Konımunaldienften (Hand und Spanndient, 
8 68 des Kommunalabgaben-Beleges) frei. Sind fie jedoch Beſitzer von Grunditidn 
oder betreiben fie ein ftehendes Gewerbe, jo müffen fie die mit diefem Grundbeſih oder 
Gewerbe verbundenen perſonlichen Dienſte entweder ſelbſt oder durch Stellvertreter leiſtr 

— Dieſer Paragraph tft erſetzt durch 5 68 des Kommunalabgaben⸗Geſetzes. — 


8 11. Zu den indireften Gemeindeabgaben müffen auch die nd 

3 ı bis 5 begünftigten Perfonen gleich anderen Gemeindeeinwohnern beitragtt. 

ie find nicht befugt, was fie hierauf entrichten, bei ihren direften Kommund- 
beiträgen in Anrechnung zu bringen. 








b) Berechnung des ftenerpflichtigen Einkommens ber fisfalifcden Domänen und erh 


44. 1. Das Reineinfommen aus fisfalifchen Domänen umd Forſten if ſu 
die einzelnen Liegenfchaften aus dem Grundfteuerreinertrage nach dem erhält 1 
berechnen, in welchem der in der betreffenden Provinz aus den Domäne 
Sorftgrundftüden erzielte etatsmäßige Überichuß der Einnahmen über die Auägede 
unter Berüdfichtigung der auf denfelben ruhenden Verbindlichkeiten und Verwaltung“ 
kosten zum Grundſteuerreinertrage fteht. oc, 
2. Das Verbältnis tft durch den zuftändigen Minifter alljährlich endgültig fe 
zuftellen und Öffentlich befannt zu machen. 


Verteilung des Stenerbedarfs auf die verſchiedenen Steuerarter. 


8 54. 1. Die vom Staate veranlagten Realfteuern find in der Regel minder 
zu dem gleichen und höchſtens zu einem um bie Hälfte höheren Prozentiaft 3 


Eommunaliteuer heranzuziehen, als HZufchläge zur Staatseinktonmenfteuer erhoben 
werbeit. 

2. Solange die Realjteuern 100 Prozent nicht überfteigen, ift die Freilaſſung 
der Einkommenſteuer oder eine Heranziehung derjelben mit einem geringeren als dem 
im eriten Abſatze bezeichneten Progentfage zuläffig. 

3. Werden mehr als 150 °/, der ftaatlich veranlagten Realſteuern erhoben, und 
ift Die Staatseinkommenfteuer mit 150 °/, belaftet, jo können von dem Mehrbetrage 
für jedes Prozent der ftaatlich veranlagten Realjteuern 2°%/, der Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhoben werben. 

8 55. Bufdläge über den vollen Sat der Staatseinkommenſteuer hinaus, ſowie 
WUbweichungen von den im 5 54 enthaltenen Borfchriften bedürfen der Genehmigung; 
die Abweichungen find nur aus befonderen Gründen zu geftatten. 


Zeitliche Begrenzung der Stenerpflidgt. 

8 60. 1. Soweit fich die Gemeindeiteuern den Staatsfteuern anschließen und 
etwa3 anderes nicht beſtimmt ift, gelten für den Zeitpunkt des Beginnend und des 
Erlöſchens der Steuerpflicht die für die entiprechende Staatsſteuer beitehenden Bor: 
ſchriffen. | | 

2. Im übrigen gelten Hinfichtlich der Dauer der Steuerpflicht folgende Be 
ftimmungen: | 

1. Die Steuerpflicht beginnt: 


a) joweit fie von der Begründung eines Wohnſitzes oder Sites in einer 
Bemeinde abhängt, mit dem erflen Tage des auf die Begründung des 
Vehnige oder Sitzes folgenden Monats; 

b) joweit fie von dem Aufenthalte in einer Gemeinde abhängt, mit dem 
eriten Tage des nad dem Wblaufe der maßgebenden Aufenthaltsfriſt 
($ 33 letter Abſatz) beginnenden Monats; 


Iſt in dem zu b bezeichneten Falle die Steuerpflicht infolge des Ablaufs 
der Uufenthaltsfrift oder der früheren Begründung eines Wohnfiges eingetreten, 
fo muß die Steuer feit dent eriten Tage des nach erfolgter Aufenthaltänahne 
begonnenen Monats nachentrichtet werden. 

2. Die Steuerpflicht erlifcht: 

a) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ublaufe des Monats, in 
welchen der Tod erfolgt iſt; 

b) durch das Aufgeben des Wo nfiges, Sitzes oder Aufenthalts mit dem 
Ublaufe des Monats,. in welchem der Wohnfit, Sit oder Aufenthalt 
tatfächlich aufgegeben tft, fofern jedoch bis zu dieſem Seitpunfte der 
Öemeindebehörde hiervon Teine Anzeige erftattet ift, erjt mit dent Ublaufe 
des folgenden Monats; 


Beranlagung uud Erhebung. 


8 61. Die Veranlagung erfolgt durch den Gemeindevorftand oder einen be 
Sonderen Steuerausſchuß der Gemeinde. 

. Dem Gemeindevorfitande (Steuerausfhuß) find von den zuftändigen 
Staatsbehörden Diejenigen bei der Veranlagung oder Feitfegung der Staatsiteuern 
befannt gewordenen Beſteuerungsmerkmale, deren er für die Veranlagung bedarf, auf 
Erfuchen mitzuteilen. | 

65. An Falle der Erhebung von Prozenten der vom Staate veranlagten 
Realiteuern ſowie von Bufchlägen zur Staatseinlommenftener erfolgt die Bekannt» 
machung der Steuern durch den Gemeindevorſtand für diejenigen Stenerpflichtigen, 
bezüglich deren die ftaatlich veranlagte Steuer die unveränderte Grundlage ber 





Prozente oder Zuſchläge bildet, Durch eine in ortsüblicher Weiſe zu bewirlende Ba: 
öffentlichung der zu erhebenden PBrozentfäge, für andere Steuerpflichtige durch beſonden 
n 


Mitteilung. 

8 66. Nach erfolgter Bekanntmachung (ß 65) ift die Steuer in den era 
8 Tagen eines jeden Monats zu entrichten. An Stelle de Monats Tann duch be 
meindebejchluß eine zwei⸗ oder breimgnatliche Hebeperiode eingeführt werben. Auf 
können durch Gemeindebeſchluß beſtimmte Hebungstage fejtgejegt werden. 


Jaturaldienſte. 


68. 1. Die Steuerpflichtigen können durch Gemeindebeſchluß zu Natwal 
dienften (Hands und Spanndienften) herangezogen werden. — — — — — — - 
3. Die Dienfte fünnen mit Ausnahme von Notfällen durch taugliche Stellvertwin 
abgeleiftet werden. | 
4. Die Gemeinde kann geftatten, daß an Stelle des Naturalbienftes ein angemefien 
Beldbeitrag geleiltet wird. — — — — — — — — — — — — — — —— 
6. Die in SS 40, 41, 42 aufgeführten Perſonen find von Naturaldienſten, ſower 
diefe nicht auf den ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, befreit. | 
Bu den Naturaldienjten, von melden die Beamten befreit find, gehört auch die Unter 
haltung, Reinigt ng und ba8 Beitreuen (bei Glatteis) der Bürgerfteige dor den Diet: 
wohnungen. (8. ©. D. %. 3. 1907 ©. 715.) 
0 — — — — — — — — — — — — — — — — — — -- 
84 Naturaldienſte zu leiſten, ſo iſt der Gemeindevorfiand bei Säummis kt 
Pflichtigen befugt, die Dienſte durch dritte leiſten und die entſtehenden Koſten von 
den erjieren im Verwaltungszwangsverfahren beitreiben zu lafien. 


Inndeſtener. 


—X— Die Gemeinden find befugt, das Halten von Hunden zu beſteuen 

ie Erhebung einer Hundeftener feitend der Kreiſe berührt das Recht dei 

Gemeinden zur Beiteuerung der Hunde nicht. (8 6 bes Kreis⸗ und Provinzu⸗ 

abgadengefetes.) 
. Befreiungen. 

Nach Artikel 12 der Anmweifung des F. M. v. 10. 5. 1894 zur Ausfühm 
des Konumunalabgabengefeges follen die Eigentümer von Hunden infoweit mit I 
Beſteuerung verfchont werden, als die Hunde zur Bewachung oder zum @eiverbebetritd 
unentbehrlich find. Demzufolge iſt in den Bemeinde-Htegulativen über bie € 
pebung einer Hundeſteuer zumeift folgende Beitimmung aufgenommen: 

on der Steuer find die Beſitzer folcher Hunde frei, die zur Bewachung ot 
zum Gewerbebetrieb unentbehrlich find und nur zu dieſem Zwede it 
wendet werden. 

Mit diefer Maßgabe tritt die Steuerfreiheit ein: 

a) für Hunde, weldhe auf einzeln belegenen Gehöften zur Bewachung g* 
halten werden, 
b) für Hirten- und Fleiſcherhunde, ſowie für ſolche Hunde, die entweder als hich 

hunde oder zur Bewachung von Warenvorräten benugt werden. 

1 Hundefteuerfreiheit kann nur dann eintreten, wenn neben ber allgemeinen Bor 
ausfeung ber Unentbehrlichfeit auch noch wenigſtens eine der vorſtehend unter 8 UN 
augefähtten „eionberen Borausfegungen zutrifft. (O. V. G. v. 7. 3. 1898, Gelblibem 

2 Über die Borausfegung der Steuerfreiheit bon Hirtenhunden fogt be? 
O. V. &. in den Gründen zu dem Erk. d. 15. 12. 1897: der 

„Wie aber als ber im Gewerbe regelmäßig unentbehrliche —— nur ; 
einem Fleiſcher“ für biefen feinen Beruf dienende erachtet werben Kann, fo find MM 
„Hirtenhunde“ nur folche, die von einen berufsmäßigen Hirten für die Zweit U 
Berufes gebalten werden, nicht aber alle biejenigen, bie ein Landwirt ober ein jonttig 
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—— halt und durch feine Angehörigen oder fein Geſinde auch beim Hüten des 
Biehes benutzen läßt. In dieſem Sinne ift der Ausdruck der Bumbejteureorbnungen ivie 
vor den Berwaltungsbehörden, fo aud in mehrfaden Entſcheidungen ded DO. B. G. aufs 
efaßt worden. Der Vorderrichter hat baher nıit Hecht ben von Nläger, einen Ober» 
D —2 zum Viehhüten gehaltenen Hund nicht als einen fteuerfreien Hirtenhund ans 
geſehen. 

Wenn endlich der Kläger die Steuerfreiheit noch aus ber dienſtlichen Ber— 
pflichtung der Forftbeanten, gewilfe Hunde zu halten ($ 67 der Gefchäftsanm. f. d. 
Dberf.), berleiten will, fo lit gu bemerken, daß einmal bie Befugnis, das Halten von 

unden au befteuern, den Kreifen ohne jebe Einihräntung eingeräumt tft, und daß ferner 
ern Forſtbeamten ſchon unter der Herrfhaft des bis zum 1. 4. 1895 gültigen Rechts die 
ae dee wegen der für Dienjtzwede gehaltenen Hunde nicht aufanı.” (Selbjtveriw. 

8 Hunde, welde zum Bmede der Drefjur oder des Handels gehalten werden, können 
geſetz lich von den Gemeinden zur Hunbefteuer herangezogen werden. (DO. B. G. v. 
17. 1. 1896, Selbitverm. ©. 662. 

Ebenſo find die pur gewerbsmaßig betriebenen Sunbeaühterei ebaltenen Hunde von 
Der undefteuer nicht frei; es fei denn, daß die Steuerfreiheit dieler Hunde in dem 
ÖrtlidQ gültigen Steuerregulativ ausgeſprochen ilt. (DO. 8. G. v. 5. 3. 1881, Kamptz II ©. 66.) 


Rechtsmittel. 


8 69. 1. Dem vogabepflichtigen fieht gegen die Heranziehung (Veranlagung) 
zu Gebühren, Beiträgen, Steuern und Naturaldienften der Einfprud) zu. Das Rechts⸗ 
mittel iſt binnen einer Friſt von vier Wochen bei dem Gemeindevoritande einzulegen. 

2. Einfprüce, welche fich gegen den der Beranlagung zugrunde liegenden 
Staatsfteuerfag und bei bejonderen Gemeinde⸗Einkommenſteuern gegen die Höhe des 
zur Staats⸗Einkommenſteuer veranlagten Einkommens richten, find unzuläffig. 

70. 1. über den Einfpruch befchließt der &emeindevorftand. Wegen ben 
Beſchluß fteht dem Pflichtigen binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zu⸗ 
ftellung beginnenden Friſt von zwei Wochen die Klage im Berwaltungsitreitverfahren 
offen. Buftändig in erfter Inſtanz ift für die Landgemeinden (Gutsbezirke) der 
Kreisausſchuß, für die Stadigemeinden der Bezirksausſchuß. 

2. Gegen die Entfcheidung des Bezirlsausſchuſſes bei Stadtgemeinden ift nur 
das Bectömittel der Nevifion zuläffig. 

8 72, Gegen den Beichluß des Kreis⸗(Bezirks⸗)Ausſchuſſes findet binnen einer 
Frift von zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
freitverfahren ftatt. 


. Durch Einfprud und Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung oder 
Leiſtung nicht aufgehoben. 





— 


Strafen. 


8 79. 1. Wer in der Abfidht der Steuerhinterziehung an zuftändiger Stelle 
auf die an ihn gerichteten Fragen oder bei der Begründung eines Einſpruchs un⸗ 
richtige oder unvollftändige Angaben macht, wird mit dem vier- bis zehnfachen 
Betrage der ftattgehabten oder beabfichtigten Verkürzung, mindeftens aber mit einer 
Geldſtrafe von einhundert Mark beftraft. 

2. ft eine unrichtige oder unvollftändige Angabe, welche geeignet ift, eine Ber» 
fürzung der Steuer herbeizuführen, zwar wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der 
Eteueräintergiehung erfolgt, fo tritt Geldftrafe von drei bis einhundert Mark ein. 

3. Straffrei bleibt, wer Io unrichtige oder unvollftändige Angabe, bevor 
Anzeige erfolgt oder eine Unterfuchung eingeleitet tft, an zuftändiger Stelle berichtigt 
oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt entrichtet. 








— — — — —— — 





D. Kreis- und Provinzialſteuern. 
Kreis- und Probinzialabgabengejeß dv. 23. 4. 1906. (©. S. 5. 159.) 


I. Breisabgaben. 


. Beſteuerungsrecht der Sreife. 

81. 1. Die Kreife! find berechtigt, zur Dedung ihrer Ausgaben nad) in 
Kae dieſes Geſetzes Gebühren und Beiträge, indirefte und Direkte Stenen 
zu erheben. 

2. Hinfichtlih der Chauffeegelder und anderer Verkehrsabgaben, der Fagdicein: 
abgaben, der Koſten im VBerwaltungsftreit- und Befchlußverfahren ſowie hinfichtiid 
der Erhebung der Betriebd-, der Wanderlager- und der Warenhausfteuer für Redumg 
der Kreiſe bewendet es bei den beftehenden Beftimmungen. 

1 Dieſes Geſetz bezieht fih mur auf bie Landkreiſe. Für bie Stadtkreiſe gelten nof 
wie bor bie Beitimmungen des Konmunalabgabengeſetzes. 

8 2. 1. Die Kreife dürfen von der Befugnis, Steuern zu erheben, nur injowei 
Gebrauch machen, als die ſonſtigen Einnahmen, insbefondere aus dem Kreisvermögen 
aus Gebühren, Beiträgen und aus den ihnen vom Staate oder von Bezirls⸗ ode 
Provinzialverbänden überwiefenen Mitteln zur Dedung Ihrer Ausgaben nicht aus 
reichen. Auf Qunbeiteuern findet diefe Beſtimmung feine Unwendung. 

2. Durch direkte Steuern darf nur der Bedart aufgebracht werden, welder nad 
Ab we Aufkommens der indirelten Steuern von dem gefammten Steuerbebart 
verbleibt. 
3. 1. Gewerbliche Unternehmungen der Kreife find grundfäglich fo zu ver 
walten, daß durch die Einnahmen mindeftens die gefamten, durch Die Unternehmms 
dem SKreife erwachfenden Ausgaben, einfchließlich der Verzinſung und der Tilgm 
des Anlagekapitals, aufgebracht werden. 

2. Eine Ausnahme ift zuläffia, fofern die Unternehmung zugleich einem öffentlichen 
Intereſſe dient, welches andernfalls nicht befriedigt wird. 

8 6. 1. Der Kreistag ift befugt, mittels Erlaffes von Steuerordnungen Indink 
Steuern zu legen: ' 

1. auf den Erwerb von Grundſtücken und von Rechten, für welche die auf Erw 

jtüde bezüglichen Vorfchriften gelten (Umſatzſteuer); 

2. anf die Erlangung der Erlaubnis zum ftändigen Betriebe der Gaftwirtice, 
Schankwirtfchaft oder des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus G 
der Reichs⸗Gewerbeordnung) (Konzeilionäfteuer); 

8. auf das Halten von Hunden (Hundeftener).! 

2. ne a eine Abftufung der Stenerfähe — insbeſondere auch nad Pr 

teilen — zu 

3. Die Einrüßrung einer indireften Steuer durch den Kreis berührt nicht de 
Recht der Gemeinden zur Erhebung einer entipredyenden Steuer. 


1 Siehe „Hunbefteuer” unter Gemeindefteuern. 


Berteilung der direften ſtreisſteuern. 
Oberverteilung. | 
d — 7. 1. Zur Aufbringung der direkten Kreisſtenern find Die einzelnen Gemeinde 
un 


utsbezirke verpflichtet.! 
2. US Maßftab der Verteilung der Kreisſteuern auf diefe Werbände dient dad 
Soll der Eintommenfteuer und der vom Staate veranlagten Realfteuern, einſchliehſit 
der Betriebsſteuer, wie es in Gemeinden nad) den Vorſchriften des Kommune 
abgabengejeges, nach Gemeindebeichlüffen und Vereinbarungen mit Steuerpflihtigen 


*) Die Ausführungsanwetfung ift am 28. 4 1908 erlafien (vgl. M. BI. ©. 277). 
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der Gemeindebeftenerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß 8 18 für 
die Unterverteilung zu veranlagen tft. 

3. Der Einktommenfteuer find die auf Einkommen von nicht mehr als 900 ME. 
entfallenden Steuerbeträge — 8 88 Se 1 des Kommunalabgabengeſetzes? — zuzu⸗ 
zählen; indeſſen kann der Kreistag beſchließen, dieſe Steuerbeträge insgeſamt oder 
mit einem geringeren Prozentſatz als die Einkommenſteuer heranzuziehen. 

4. Soweit in &emeinden eine Steuerart zu den Gemeindeabgaben nicht heran 
gezogen worden ift, wird das Steuerfoll durch den Kreisausſchuß veranlagt. 

5. Maßgebend für bie Verteilung ift das Steuerfoll des dem jedesmaligen 
Etatsjahre vorangegangenen NRechnungsjahrs nach dem Stande des 1. Januar, und 
zwar unter Berüdfichtigung der bis zu dieſem Zeitpunkt endgültig eingetretenen 
Berichtigungen und Veränderungen. Steuerbeträge, welche erft nad) dem 1. Januar 
für das Rechnungejahr veranlagt werden, obwohl die Steuerpflicht ſchon vor dieſem 
Zeitpunkte begonnen hatte, werden dem Steuerſoll des nächſten Rechnungsjahrs 
Dingugerehnei; Steuerbeträge, welche I Borjahre veranlagt worden find, werden 
Dem teuerjoll des Jahres, in dem die Veranlagung erfolgt it, oder dent des nächiten 
Rechnungsjahrs Hinzugerechnet, je nachdem die Veranlagung vor oder nach Dem 
1. Januar erfolgt ift. 

6. Neben den nad Abſatz 1 Verpflichteten haben diejenigen im Kreiſe wohnenden 
oder darin ein Einkommen beziehenden (8 33 Abſ. 1 gi 1 und 2 de Kommunal⸗ 
abgabengefeßes)? Berfonen, welchen, in Abweichung von dem bisherigen Kreisſteuer⸗ 
rechte, nach deur Rommınalabgabengeieh eine gänzliche oder teilweife Einkommen⸗ 
fteuerfreiheit zufteht, zu den auf die Einlommenftener gelegten Kreisfteuern infomeit 
befonders beizutragen, als ihr Einkommen nicht ſchon gemeindeiteuerpflichtig if. In 
gleicher Weife wird der Fiskus mit feinem Kinfommen aus den von ihm zu 
Anſiedlungszwecken angelauften Befigungen zu den Kreisabgaben herangezogen.? Die 
befonderen Steuerfäge jind unter ſinngemäßer Anwendung ber für die Gemeinde 
einfonmenjteuer geltenden —— einheitlich für den Kreis vom Kreisausſchuſſe 
zu veranlagen und nach deijen näherer Beitimmung von den Veranlagten unmittelbar 
zu erheben. Die Rechtsmittel der Veranlagten regeln fich nad) dem 8 14 Ubf. 2, 3 
und nad dem 8 11 Abſ. 4, 5 dieſes Geſetzes mit dev Maßgabe, dab die Friſt für 
den Untrag auf Verteilung freisftenerpflichtigen Einkommens auf verfchiedene Kreije 
zwei Donate beträgt und zur Beichlußfafjung der Bezirksausſchuß zuftändig if. Im 
übrigen findet auf die Veranlagung, Nachforderung, Verjährung und Beitreibung 
diefer Steuerbeträge 8 16. Anwendung. 


ı Während früher die einzelnen Kreiseingeſeſſenen die fteuerpflichtigen Steuerfubjelte 
waren, find jetzt die Gemeinden und Gutsbezirke Die Träger der Kreisſteuern. Das Kreis⸗ 
iteuerfoll wird den Gemeinden und Gutsbezirken In feften Sunmen überwiefen und von 
den Gemeinden al eine Gemeindelaſt aufgebradit. adurch wird die notwendige @leich- 
mäßigfeit der SreisSabgaben und der Gemeindeabgaben auf der Grundlage bes Kommunal⸗ 
abgabengefetzes herbeigeführt. 

Die Gutsbezirke werden rückſichtlich der Kreisſteuer ebenfo Mate als ob fie 
Landgemeinden wären, b. h. e8 wird ihnen ihre Kreisſteuerſoll gugewielen, und fie dringen 
es im Wege der Unterberteilung ($ 13) nach den Regeln auf, welche für die Gemeindes 
befteuerung im Kommunalabgabengeſetz gegeben find. 

3 Abgedruckt unter Gemieindeſteuern. 

8 Die früheren Beſtimmungen der Kreisordnungen, wonach: 


a) die dem Staate gehörigen, zu einem Öffentlichen Dienite oder Gebrauche beſtimmten 
Liegenidhaften und Gebäude don den Kreislaſten befreit, und 
b) der Fiskus zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grundbeſitz, Gewerbe⸗ und 
Bergbaubetried fliegenden Einfonnmens nicht herangezogen, dagegen mit der Grund⸗ 
und der Gebäubdefteuer um bie Hälfte desjenigen he ftärfer belaftet werden 
tonnte, mit weldden die Einkommenſteuer dazu herangezogen murbe, 
find jegt aufgehoben. 
Die Dienftgehöfte und Dienflländereien der Staatsforſtbeamten find jet Treisfteuer- 
pflichtig. Ebenſo ift der Fiskus mit den Reineinkommen aus feinen orten zur Kreis⸗ 
fteuer Deranzusiehen. 


88. 1. Der Kreistag kann mitteld Erxlafje einer Steuerordnung befchließen, DaB 
die der Verteilung der direkten Kreizjteuern auf Semeinden und Gutsbezirke zugrunde 
zu legende Grund» und Gebäubeftener Durch eine nad) dem Maßſtabe des Wertes zu 
veranlagende Steuer vom Grundbeſitz erfeht wird. Dabei fol der Bewertung von 
Grundftüden, welche dauernd land» oder forjtwirtichaftlichen Biveden zu Dienen 
beftimmt find, in der Regel der Reinertrag zugrunde gelegt werden, den die Grund⸗ 
ftüde nad) ihrer biöherign wirtichaftlidden Beitinmung hei ordnungsmäßiger 
Bewirtichaftung nachhaltig gewähren. 

2. Die Grundwertfteuer ift vom Sreisausfchuffe zu veranfagen. 

8 9. Die Realſteuern find in der Regel mit dem Leichen Prozentſatz beran- 
zuziehen, mit welchem die Einkommenſteuer belaftet wird; das auf Grund einer 
Örundwertfteuer (8 8) zu erhebende Steuerfoll ift nach der Steuerfumme zu benteflen, 
mit welcher die Grund» und Gebäudeſteuer im Kreiſe herangezogen werden Darf. 

8 1. Der vom Kreistage feftgeitellte Kreisfteuerbedarf wird, nach Abzug 
ber gemäß 8 7 Abſ. 6 befonderd veranlagten Steuerbeträge, auf die Gemeinden und 
Gutsbezirke verteilt. Dabei wird ihnen in den Fällen des 5 7 Ubf. 4 und des 8 8 
das Ergebnis der Beranlagung der einzelnen Steuerpflichtigen mitgeteilt. Die 
Zahlung an die SKreisfommunallaffe hat zu den von dem Kreisausſchuſſe zu 
beftinnmenden Terminen zu erfolgen. 

2. Gegen die Verteilung der Kreisſteuern fteht den Bemeinden und Gutäbezirten! 
binnen einer Friſt von vier Wochen der Einſpruch zu, über welchen der Kreis⸗ 
ausſchut beſchließt. 

. 3 


4. Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb einer Friſt von 
zwei Wochen die ſtlage bei dem Bezirkdausfchuffe ftatt. Gegen die Entfcheidung des 
Bezirksausſchuſſes ift nur das Mechtsmittel der Mevifion zuläffig. 

5. Durch Einfprud) und lage wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kreis⸗ 
fteuern nicht aufgeichoben. 

a Der Gutsbezirk wird Hierbei nicht vom Gutsporfteher, fondern vom Gutsbeſitzer 
vertreten. (Begrdg.) 

Unterverteilung. 
12. Die Gemeinden haben den auf fie entfallenden Teil bes Kreisſteuer⸗ 
bedarfs gleich den Übrigen Gemeindeausgaben aufzubringen. 

1 Wo die Sreife von ber Befugnis Gebrauch machen, die Oberberteilung nach dem 
Mapftab der Grundweriſteuer vorzunehmen, Tann aud die Unterberteilung in ben 
Gemeinden nad dieſem Maßſtabe und nicht nad) der Grund⸗ und Gebäudeſteuer erfolgen. 


8 13. 1. In den Gutsbezirken wird der auf fie entfallende Teil des Kreis⸗ 
fteuerbedarf3 von dem Kreisausſchuſſe gemäß den für die direlten Gemeindefteuern 
geltenden Beitimmungen des Kommunalabgabengejeges — mit Ausſchluß des 8 49 
Ubf. 2 und des 8 50 Abſ. 1 Sat 2: — fowie des Geſetzes wegen Aufhebung 
direkter Staatsfteuern vom 14. Juli 1893 (G. ©. ©. 119) durch Beranlagung der 
Steuerpflichtigen unterverteilt. Die Veranlagung erfolgt nach dem vom Streistage 
bejchloffenen Maßſtabe (88 9, 8).2 

2. Wo nad) den beitehenden gefeglichen Beftimmungen für die Veranlagung oder 
Erhebung von direkten Gemeindeſteuern ein Bemeindebeichluß maßgebend ift,? tritt an 
die Stelle eines folchen der Beſchluß des Kreisausſchuſſes. 


1 Diefe Beitimmungen betreffen den Vorbehalt eines Einfommenspiertelß bei ber 
Verteilung des fteuerpflichtigen Einkommens im Berhältnis von Wohnfit« und Forenſal⸗ 
gemeinden, joroie bon Wohnſitzgemeinden untereinander. 

2 In den Gutsbezirken gebt auch die Unterberteilung von den Streißorganen auß, 
und der bom Kreistag beichloflene Berteilungsmaßftab wird ohne weiteres dem einzelnen 
Gteusrpfligtigen gegenüber wirkfam. (Begrög.) 

83.8. zu 5 33 Abſ. 4 Kommunalabgabengeſetzes. 


14, 1. Der Kreisausſchuß befchließt über die Urt der Steuererhebung in 
den Gutsbezirken. 


2. Segen die Heranziehung zur Kreäsfteuer in den Gutsbezirken fteht den 
Steuerpflichtigen binnen einer Friſt von vier Wochen der Einfpruch zu, über welchen 
der Kreisausſchuß beſchließt. Hinfichtlich der weiteren Rechtsmittel Endet 8 11 Ubf. 4 
und 5 Diefes Geſetzes Anwendung. 

3. Die Verteilung fteuerpflichtigen Einfommen3 auf eine Mehrzahl fteuer- 
berechtigter Gutsbezirke und Gemeinden regelt fih nach den 88 71 bis 74 des 
Kommunalabgabengefebes. | 

15. 1. Zt in einer Gemeinde oder einem Butsbezirfe das der birelten 
Kreisbefteuerung zugrunde gelegte Sejamtfteuerfoll im Laufe eines Rechnungsjahrs 
Durch Abgänge nach Abzug der Zugänge um mehr als 10 Prozent verringert 
worden, fo ift der Mebrbetrag des Ausfalls auf Antrag vom Kreiſe zu eritatten. 
— geringerem Ausfalle kann der Kreisausſchuß auf Antrag Erſtattung ge⸗ 
währen. 

2. Das Dienſteinkommen der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamien darf 
zu den auf das Einkommen gelegten Kommunaliteuern nur mit den aus den SS 4 
und 5 Abſ. 1 der Verordnung vom 23. September 1867 (G. S. ©. 1648) fi er» 
gebenden Beſchränkungen herangezogen werden. Soweit fi) ber von dein Dienft- 
einfommen gemäß 8 4 a. a. O. berechnete Kommunalftenerbetrag zufolge der Bes 
ftimmungen der 88 12 und 13 dieſes Geſetzes über das nad dem 8 5 Abſ. 1 jener 
Berordnung zuläflige Map erhöhen würde, ift der Kreis auf Untrag der Gemeinde 
(ded Gutsbezirks) zur Erſtattung des überſchießenden Betrags verpflichtet.? 

4 Durch dieſe Beltinnmung werden Härten vermieden, wie fie nach ber früheren 
Kreisſteuerpraxis vorkamen. 

3 Die Erträge aus der Beſteuerung des Dienſteinkonimens der Beamten verbleiben 
alfo in erjter Linie, iwie auch nad) der bisherigen Gefeßgebung, den Gemeinden, und nur, 
infoweit der zuläffige Höchitprogentfab von den Geneinden nicht in Anfprud) genomnien 
wird, fallen de dem Sreije zu. 

Das Berfahren wird fi in der Weife geftalten, daß zwar bei der Unilegung ber 
Kreisabgaben das Privileg der Beanıten, worad fie nur eine Marimalfunme an Steuern 

u entrichten Haben, nicht berüdjihtigt wird. Die Bemeinden und Gutsbezirke können 
ann aber bein: Kreife die Eritattung des ihnen etwa zu viel aufgelegten Betrages bean⸗ 
tragen. (Bgl. Stenograph. Ber. Abg.Hſs. ©. 2131.) 


8 18. Das Rechnungsjahr für den Kreishaushalt beginnt mit dem 1. April 
und endigt mit dem 31. März. 


IX. YBrovinzialabgaben (Berirksabgaben). 


8 21 1. Die Provinzen (Bezirksverbände)? find berechtigt, zur Dedung ihrer 
Ausgaben nach den Beitimmungen diefes Geſetzes Gebühren, Beiträge und direkte 
Steuern zu erheben. 

2. Hinſichtlich der Chaufjeegelder und anderen Verkehrsabgaben beiwendet e3 bei 
den beitehenden Bejtimmungent. 


af 1 Bezirksverbände bzw. Bezirksabgaben gibt e8 nur in der Provinz Heſſen⸗ 
aſſau. 


8 25. 1. Zur Aufbringung der Provinzial⸗(Bezirks⸗)Steuern find Die einzelnen 
Land» und Stadtkreiſe verpflichtet. 

2. Maßgebend für die Verteilung ift in den Lanbfreifen das der Kreis⸗ 
beitenerung des jeweilig laufenden Rechnungsjahrs gemäß 8 7 Abſ. 5 zugrunde gelegte 
Steuerfoll, in den Stadtkreifen das Steuerfoll des jeweild vorangegangenen Rechnungs» 
jahr nad) dem Stande des 1. Kanuar. 

29. Die Land» und Stadtkreife haben den auf fie entfallenden Teil des 
PBrovinzial-(Bezirfs)Steuerbedarfs gleich den übrigen Kreis» bzw. Gemeindeausgaben 
aufzubringen. 

1 a den ben Genteinden und Gutsbezirken zur Aufbringung überwieſenen Sreis- 
fteuern find die Provinzialiteuern immer mitentbalten. 





III. Amts- uud Lanseskommmualabgaben 
in Den Hohengollernfhen Landen. 


5 34. Die Vorjchriften dieſes Geſetzes finden auf die Amts und Landes- 
fommunalabgaben in den Hohenzollernfchen Landen mit der Maßgabe entfprechende 
Unmendung, daß 

1. die Sefälliteuer den Grund» und Gebäudeſteuern gleichgeitellt wird, 
2. die für die Hohenzollernfchen Lande geltenden beſonderen wegerechtlichen 
Beitimmungen nicht berührt werbeit. 


E. Schulfteuern. 


Geſetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlihen Volksſchulen, 
vom 28. 7. 1906. (©. 5. S. 335.) 


Beltungsbereid. 


Diefed Geſetz gilt für den Umfang der Monarchie mit Ausnahme der Provinzen 
Weſtpreußen und Bofen.*) 
Es tritt in Kraft am 1. 4. 1908. 


Träger der Schullaſt. 


1. 1. Die Errichtung und Unterhaltung der öffentlichen Vollsſchulen liegt 
vorbehaltlich der befonderen Vorſchriften dieſes Geſetzes, insbeſondere der darin 


*) Der Ausſchluß ber Brovinzen Weftpreußen und Poſen von bem Geltungsbereiche des Seferes if 
erforderlih, um. ber berifhenden nationalen Spannung in jenen Bandesteilen eine weitergehende 
Beunzubigung au vermeiden, wie fie mit ber Dteuvegelung diefer wichtigen Verbältnifie des Öffentlihen Lebens 
infolge ber eintretenden Verſchiebung der Laften und der Veränderung ber Berwaltungsorgane untrennbar 
verbunden fein würbe. (Begründg.) 

Die Grundfäge für die Verteilung ber Volksſchullaſten in diefen beiden Provinzen find folgende: 


I, Provinz Weſtpreußen. 
Schulordnung für bie Provinz Preußen vom 11. 12. 1845. 


8 89. Sinb feine befonberen Stiftungen und Leine durch befondere Rehtägrände zur Unterhaltung ber 
Schulen und ber Bebrer verpfliätete Berfonen vorhanden, ober reihen bie Beiträge berfelden nicht auß, fo 
haben bie Drißgemeinben und bie put zur Schule gehörigen Ortſchaften bie Mittel gur Unterhaltung ber 
Schule in derfelden Weiſe wie bie gen Kommunaldebürfniffe aufzubringen. 

Anmertung: Die Schulabgaben find alfo Kommimaljteuernt 

8 0. Gehören mehrere Gemeinden gu berfelben Schule, fo wird, wenn nit Berträge oder anbere 
befondere Redhtstitel ein anderes beflimmen, ber Anteil ber einzelnen Semeinden nad ber Zahl ber 
paltungen feftgefegt und im jeber Gemeinde für fih nah 8 89 aufgebradt. Bei Regulierung er Beiträ 

erienigen Perjonen, welde auf Vormerken ober fonft außerhalb des Gemeindebezirkes wohnen, kommen b 
Vorſchriften ber 88 55 Bis 09 gur Unwendung. 

55. Fuür das Schulbeburinis ber außerhalb eines Rommunalbezirkes auf gutSherrlihem Vorwerlälanbe 
mwohnenden Dienftboten, Tagelbhner, Unuftebler und herrſchaftlichen Beamten mus entweder durch Anflug an 
eine benadhdarte Schule oder durch Errichtung einer eigenen Schule gejorgt werden. 

56. Der Srundberr iſt verbunden, die Hierzu erforberlidhen Koften, gameit bie Anwohner zu deren 
Mufbeingung nicht imftande find, ebenfo wie bie Koften der Armenpflege, zu Deflreiten. 

. Die Negierung beflimmt nad borgängiger grmittelung es Nahrungsfiandes ber Anwohner, 
wieviel ein jeber derſelben zu ben Beiträgen für ben Anſchluß an eine benachbarte Gemeindeſchule oder für 
bie Errichtung einer eigenen Säule beizufteuern bat: Den Ausfall trägt der Grundherr. 

8 — Shul-Matrifeln. -- Die Landräte baden für jede einzelne Schule unter Zuziehung ber Guts⸗ 
berren, bes Schulvorftandes, ber Gemeinden unb der a beteiligten Berfonen eine Matrikel, weide den 
Umfang bes Saulbenirieh, daß Bermögen und bie Einkünfte ber Schule und bie Gcredhtfame und Ber- 
pflidtungen der Beteiligten volfländig umfaßt, aufzunehmen und ber Regierung zur Beftätigung vorzulegen 

Spätere Beränderungen find in ber Matrikel na aut ragen. 

Anm d. V.: Die bei ber Aufnahme der Schulmatritel in ben einzelnen Gemeinden vorhandene unb 
in die Matrifel aufgenommene Zahl ber Haushaltungen iſt den Feſtſezungen nad $ 40 zugrunde zu legen 
und nicht die zur Zeit ber Feſtſezung wirklih vorhandene Zahl der Saushaltungen. 

Die 88 55, 58 und 60 finden nwenbung auf Die Inhaber ber Korftdienfigehöfte Korkifistus 
als Grundherr ber Forſtgutsbezirke bat für die über bie Leiftungsfähigleit der Inhaber binausgehenden 
Scäulunterhaltungstoften einzufretei. 

Bee: Der —63 verband X mit matrikelmäßig 88 Haushaltungen hat nach Anrechnung bes 
Staats zuſchuſſes, der Schulverſäumnisſirafen uſw. an Schulunterhaltungskoſten aufzubringen: 


geocbneten Beteiligung des Staates an der Aufbringung der Koften, den bürgerlichen 
emeinden und felbftändigen Gutsbezirken ob. 

2. Gemeinden (Gutsbezirke) bilden entweder einen eigenen Schulverband oder 
werden behufs Unterhaltung einer oder mehrerer Vollsfchulen zu einem gemeinfamen 
Schnulverbande (Bejamtjchulverbande) vereinigt. 

3. Eine Gemeinde (Gutsbezirk) kann mehreren Bejamtfchulverbänden angehören. 
Sie Tann, au wenn fie einen eigenen Schulverband bildet, zugleich einem oder 
mehreren Gefamtichulverbänden angehören. M 

. de Stadt bildet in der Regel einen eigenen Schulverband. 

3. Über die Bildung, Anderung und Uuflöfung der Gejamtfchulverbände 
befchließt bei Zuſtimmung der Beteiligten (Gemeinden, Gutsbezirke) nach Unhörung 
Des Kreisausſchuſſes, fofern eine Stadt beteiligt ift, des Bezirksausſchuſſes, Die 
Scnulauffichtsbehörde.! 

1 Schulauffihtsbehörde tft die Königliche Regierung, Abtellung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen. 

85. 1. Die Schulauffichsbehörde kann nad) Anhörung der beteiligten Schul: 
verbände Schulkinder eines Schulverbandes gaftweife der Schule eines anderen zuweifen. 

2. Die Vergütung für den gaftweifen Beſuch iſt von dem Schulverband,! aus 
welchem die Zuweifung erfolgt, zu zahlen. 

2 Die Vergütung ift vom Schulverbande, nicht bon den Vertretern ber einzelnen- 
Kinder zu zahlen. | 





Verteilung Der Bolksichnllaften. 
8 7. 1. In den Gemeinden werden die Schullaften al Semeindelaft aufgebracht.! 


2. Die Verpflichtung dee nad — — — — — — — — 8 41 des Kommunals 
abgabengefege® vom 14. Juli 1893 (©. ©. ©. 152)? von der Gemeinde- 


” 


L Gehalt ufw. für ben Behrer: bar 455,29 ME. 
Hiervon entfallen auf den Borfigutßbegirt A mit matrilelmäßig 


7 Haußhaltungen a en 8840 ERE. 


IL Raturalleiftungen. 
a) Füur Getreide, Sen und Stroh, matrifelmäßig nad dem Martini⸗Durchſchnitts⸗ 
preife in dem Marktorte B in Geld berechnet — 289,51 ME. 
289,51 .7 — 
8 


Hiervon entfallen auf bie 7 Haushaltungen des Forſtgutsbezirkes A 


b) Anfuhr des Scäulbeputatholzes. 
Vom ganzen vom Fiskus gelieferten Brennbolgquantum von 50,1 rım Rliefern- 
Kloben entfielen zur Anf auf bie 7 Haußhaltungen bes Forſtgutsbezirks A 


273 





== rund 42 rm, welde in Berbing angefahren find für. . . -. - .. 800 „ 
IL — Sind auch Bauloften aufzubringen, fo ift ber anteilige Betrag bier mit aufzunehmen. — 
Auf ben Forſtgutsbezirk A entfallen fomit im ganzen - - » 2 2 20 nenne 6418 DIE 
Hierzu Baden beigutra en — angenommen die Königliche ——— bat gemäß 


A der Schulorbnnung als Außerfte Brenze der Beiftungsfähigteit 125°|, des veranlagten 
infommenfteuerfageß Baw. bei Beamten 250°, besienigen Steuerfageß, weldher gemäß 
8 4 ber oben auigeführten Verordnung vom 39. 9. bem halben Dienfteintommen 
entipricht, feitgelent —: 

a) 5 Walbarbeiter je 1801, des veranlagten Steuer ) (8 88 des Kom⸗ 
ſatzes von 10 ME... . . > 2 2200 nen munalabgabens 7,50 
b) 6 Stüd Gefinde desgl. von 080 ME . . . . . — 6,00 
0) Revierförfter 8. 250°. bes Steuerfages von 9 DIE (Hälfte des Dienft- 

einfommens von 1088,80 nad) 8 17 bes Einkommenſt⸗Geſ. vom 
24.6: 101) © 2 2 2 ne = 2,50 Mt. 
Gemäß 8 5 ber obigen Berorb. v. 38. 9. 1867 Tann derfelbe 

aber 55 — bis 20, von 217260 ME... 200.0. = 4845 „ 


zu den gefamten Kommunalabgaben herangezogen werben. 
& bat bereits gezahlt zu den Urmenlalten . . . = 740 „ 


Mithin Tann berfelbe zu den Schulabgaben noch herangezogen werben mit . . . 88,05 





49,505 
Bom Forfifistus ala Grundherr des Tyorfigutsbezirts A Bleiben zu gablen . . . .. - 14,58 Wit. 


Hat ber Beamte (zu o) neben bem Dienfteintommen noch Brivateintommen, oder find bei ber Steuer- 
veranlagung gefegmäßlg zuläffige Abzüge (88 9 und 18 des Einkommenſt.Geſ.) ufw. zu berüdjidhtigen, fo 


eintommenfteuer befreiten PBerfonen, zu den Bolksichullaften beizutragen, wird Durch 
Geſetz geregelt.® 

ı In den Eingelgemeinden ift die Erhebung einer bejonderen Schuliteuer alſo aus» 
geihloffen. Die Schulfteuern find in den zur Erhebung komnmenden Stommunalfteuern 
mit enthalten. 

2 Yögebrudt unter „Bemeindeiteuern“. 

3 Bis zum Erlaß biejes bejonderen Geſetzes komnmen bei den Beamten bie Be 
itinımungen der Verordnung vom 23. 9. 1867, betreffend das Kommunalſteuerprivileg, 
zur Anwendung. 


8 8. 1. Anden Gutsbezirken werden die Schullaften vom Gutsbeſitzer getragen. 

2. Steht ein Gutsbezirk nicht ausschließlich im Eigentume des Gutsbeſitzers, oder 
fteht innerhalb des Gutsbezirkes einer anderen Perfon als dem Gutsbefitzer eis 
Erbbaurecht zu, oder wohnen im Gutsbezirke Steuerpflichtige, die nicht in 
einem Lohn⸗ oder Dieniverhäftnifie zum Gutsbeſitzer ftehen, fo find auf 
deifen Antrag die Schullajten mit der Maßgabe unterzuverteilen, daß Die Beitrags- 
pflidt und das Verfahren den Borfchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (&. ©. S. 152) angepaßt wird. Die näheren Borrife hierüber 
find durch ein Statut zu treffen, welches nad Anhörung der Beteiligten vom 
Kreisausſchuſſe zu erlaſſen ift und der Beitätigung durch den Bezirksausſchuß bedarf. 

3. Auf Untrag des Guitsbeſitzers ift dad Statut wieder aufzuheben. 


nen in ben Gutsbezirken find die Schulabgaben als eine Kommunalabgabe 
anzufehen. 

$ 9. 1. In Gefamtichulverbänden erfolgt Die Verteilung der Schulunterhaltungs- 
laften auf die den Verband bildenden Kommunalverbände zur einen Hälfte nach 
Verhältnis der Zahl der die Schule des Gefamtfchulverbandes aus den Gemeinden 
(Gutsbezirken) befuchenden Kinder, zur anderen Hälfte nach dem Verhältniffe des 
Steuerſolls dieſer Gemeinden (Gut3bezirke), welches der Kreisbeſteuerung zugrunde 
zu legen iſt, wobei indefjen die Grund» und Gebäudefteuer nur zur Hälfte ihrer umlage- 
fühigen Höbe und die fingierten Doemalftenerlüße vol zur Anrechnung kommen. 

2. Die Zahl der Kinder wird für die Verteilung nach dem Durchſchnitte der 
am 1. Mai und 1. November der lebten drei fahre die Volksſchule befuchenden 
Kinder. berechnet. Die Feſtſtellung der Verhältniszahl erfolgt für drei aufeinander 
folgende Rechnungsjahre. 


ergibt fih der in biefe Berechnung einzuſtellende Betrag nah ben Unmerlungen und Beifpielen au ben 
88 4 und 9 der Berorbnung vom 28. 9. 1887. 


Il. Provinz Boten 
Allgemeines Landrecht. Teil IL, Titel 12. 


828. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, Fiegt bie Unterhaltung ber 
Lehrer den fämtlidhen Hausvätern jedes Drtes ohne Unterſchied, ob fie Kinder haben oder nicht, und ohne 
Unterfchieb de8 Glaubensbekenntniſſes ob. . 

8 80. Sind jedoch für bie Einwohner verfhiebenen Blaubensbelenntuiffes an einem Orte mehrere 
gemeine Säulen errichtet, fo tft jeder Cinwohner nur zur Unterhaltung be Schullehrers von feiner 

eligionspartet Beigutragen verbunden. 

B 81. Die Beiträge, fie behe en nun in Gelde ober Natnralien, müflen unter bie ter ned 
Verhältnis ihrer Deiigungen und Nahrungen billig verteilt unb von der Ortsobrigkeit außg eben werben. 

8 82 Gegen Erlegung biefer Beiträge find dann bie Kinder ber Kontribuenten von Gutrichtung eines 
Schulgeldes für immer frei. 

HM Auch bie Unterhaltung ber Schulgebäude und Schulmeiſterwohnungen muß als eine gemeine 

Laft von allen gu einer foldhen Schule gewiejenen Einwohnern ohne Unterſchied getragen werben. 
36. Bei Bauen und Reparaturen ber Schulgebäude müffen die Magiftrate in ben Gtädten, und bie 
Sutsherrihaften auf dem Lande, bie auf bem Gute ober Kämmereieigentum, wo bie Schule ſich befindet, 
ewadfenen ober gewonnenen Materialien, foweit felbige hinreichend vorhanden unb zum Baue notwendig 
nd, unentgeltlid veraptelgen. 

Unmertung: Die Unterhaltung ber Öffentliden VBollsſchule liegt biernadh in ber Provinz Boten 
befonderen Schulfozietäten ob. Als M tglieh der Sozietät gilt jede im Schulbezirk wohnhafte, rechtlich und 
wirt ſchaftlich felbftändige Berfon, bie ein eigenes tommen bat. Die Mitgtiebfgaft iſt insbeſondere 
unabhängig von ber Volljährigkeit, vom Geſchlecht, von ber Verheiratung, von dem Beſit ſchulpflichtiger 
Kinder, von der Führung eines eigenen Haushalts, von ber Stellung tu ſremden Dienften. 

Die Koften des Vortsſchulweſens find daher an ih Feine Kommunallaft, fondern eine SozietätßlaR 
des Schulbezirkes, und bie Beamten find mit ihrem vollen @infommen heranzuziehen. Daß gemäß ber 
Beroränung vom 28. 8. 1867 beſtehende Kommunalfieuerprivileg ber Beamten findet feine Mnnenbung. 

Aue dann find die Shulbeiträge als Rommunalabgaben anzuſehen, und bei den Beamten 
kommt das Kommunalftenerprivileg zur Anwendung, wenn in ber betrfenden Semeinde buch einen 
en @emeinbebeihluß bie Unterhaltung ber Schulen als eine Laft ber Gemeinde Abernonmen 
worden ift. 


Verwaltung ber Volksfihulangelegenheiten. 


1. Stabtgemeinden. 

43. 1. Den Gemeindeorganen bleibt nach den Beitimmungen der Gemeinde: 
verfaſſungsgeſetze und dieſes Geſetzes die geltitelung des Schulhaughalts, die Be- 
willigung der für die Sur erforderlichen Mittel, die Verwaltung des Schulvermögens, 
F bermögendrechtliche ertretung nach außen und die Unftellung der Beamten vor: 
ebalten. 

2. Ym übrigen wird für die Verwaltung der der Gemeinden auftehenden 
Ungelegenheiten der Volksſchule eine Stadtichuldeputation gebildet, weiche Organ des 


Ni handen und als ſolches verpflichtet ift, feinen WUnordnungen Folge 
zu leiſten. 





2. Landgemeinden und Gutsbezirke. 

46. 1. Die Feitftellung des Schufhaushalts, die Bewilligung der fir die 
Schule erforderlichen tel, die Rechnungsentlaftung und die vermögensrechtliche 
Wertretung nach außen erfolgt in Landgemeinden, welche einen eigenen Schul⸗ 
verband bilden, durch deren verfafjungsmäßige Organe, in Gutsbezirken, die 
einen eigenen Schulverband bilden, durch den Gutsvorfteher, im Falle des 8 8 Ab. 2 
durch eine zu diejem Zwecke a bildende Gutsvertretung. 

2. Die näheren Borfchriften über die Zufammenfegung und Wahl der Guts—⸗ 
vertretung find in dem gemäß $ 8 Abf. 2 durch den Kreisausfchuß zu erlafjenden 
Statute zu treffen. 

47. 1. In Landgemeinden, welche einen eigenen Schuiverband bilden, ift 
für die Verwaltung der der Gemeinde zuftehenden Angelegenheiten der Volksſchulen 
ausfchlieplich der im 8 46 Ubf. 1 bezeichneten ein Schulverftand einzufegen. 

2. Der Schulvoritand Hat zugleich für die äußere Ordnung im Scpuimeien zu 
forgen und die Berbindung zwiſchen Schule und Elternhaus zu pflegen. Die näheren 
Unweifungen werden von der Schulauflichtöbehörde getroffen. 


3. Geſamtſchulverbände. 

8 49. Die Verwaltung der im 8 43 Ubf. 1 und 2 und 8 47 Abſ. 2 bezeichneten 
Ungelegenheiten erfolgt in Gejamtichulverbänden durch den Schulvorftand und den 
Verbandsvorſteher. Lebterer ift Die ausführende Behörde. 

9 50. Der Schuloorftand befteht aus Vertretern der zum Schulverbande 
gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke. 


F. Kirchenfteuern. 
Geſetzze. 


Geſetz vom 14. 7. 1905 (G. ©. ©. 277) und Kirchengeſetz vom 26. 5. 1905 
(Kicchliches Sejep und Verordn.⸗Bl. ©. 31), betreffend die Erhebung von Kirchen⸗ 
Jeuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evangeliiden 

andestirche der älteren Provinzen der Monarchie einfchl. der Hohenzollernjchen 
Sande. 

Geſetze vom 22. 3. 1906 (8. S. ©. 41, 46) und Kicchengefeße vom 10. 3. 1906, 
betreffend die Erhebung von Kicchenftenern in den Kirchengemeinden und Gejamt- 
(Parochials)Verbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen der Provinzen 
Bet und Schleswig-Holftein, der evangelijchsreformierten Kirche der 

rovinz Hannover und der evangeliſchen Kirchen in den Konfiftorialbezirten 
Caſſel, Wiesbaden und Frankfurt a. M. 





Geſetz vom 14. 7. 1905 (G. ©. ©. 281), betreffend die Erhebung von Kirchen⸗ 
ftenern in den katholiſchen Kirchengemeinden und Befamtverbänden. 

— Die Ausführungsanweifungen find vom $ultusminifter am 24. 3. 1906 er- 
laſſen und durch die Amtsblätter veröffentlicht. — 





Die Grundſätze, nach welchen Kicchenfteuern erhoben werben bürfen, find für 
die hriftlichen Konfeffionen glei, nur formelle Berfchiedenheiten beftehen ent⸗ 
ſprechend den befonderen Kietgenberfa ungen derfelben. Die formellen Berjchieden- 
heiten der katholiſchen Konfeſſion fin 0) vermerkt. 


I. Seftenerungsredt der Kirchengemeinden. 


1. 1. Die Kirchengemeinden find berechtigt, zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe 
Steuern zu erheben. Bon dieſer Deiugn ift nur Gebrauch zu machen, joweit Die 
fonftigen verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung der Bebürfniffe nicht ausreichen, 
insbejondere joweit die erforderlichen Geldmittel und Leiftungen nicht nach beftehendem 
Recht aus dem Kirchenvermögen entnommen werden können oder vom Patron oder 
von font Ipegiel Verpflichteten gewährt werden. 

2. Die a nie hi der Kirchengemeinden bedürfen der Genehmigung durch 
das Konfiftorium (die bifchöfliche Behörde) und die ftaatliche Aufſichtsbehörde. 

1 NMegierungspräfident, und bei Verweigerung durch biefen Tann Beſchwerde beim 
Oberpräfidenten erfolgen, der endgültig enticheidet. 


IE. Stenerpflidt. 

2. Kicchenfteuerpflichtig find alle Evangelifchen (Katholiken), welche der Kirchen⸗ 
gemeinde durch ihren Wohnfig! angehören. 

2 Wohnſitz ift erforderlich, die Kirchenſteuerpflicht kann niemals, wie 3. B. bie 
Komniunalfteuerpflicht, Iebiglih duch Aufenthalt begründet werben. 

2 Ausgeſchloſſen von der Steuerpflicht bei den Evangeliſchen und ben Katholiken find 
nad) der Schimmung des Stantsgejetzes, betreffend den Mustritt aus ber Kirche, vom 
14. 5. 1873 (©. ©. ©. 207) 8 3 — ftehe Anmerkung 1 gu Biffer 8 — diejenigen, welche in ben 

ormen, bie biefes Geſetz vorſchreibt, aus ihrer chriſtlichen Kirche ausgetreten find; ſowie 
erner bei den Evangelien die Angehörigen berjenigen evangeliichen Weligionsgeniein- 
haften, deren Gemeinden nad) Staatsgeſetz Korporationsredhte haben mit der Wirkung, 
aß die Mitglieder ihrer Gemeinden der Steuerpflidt in den Gemeinden der evangelifchen 
Landeskirche nicht unterliegen. Zu ihnen gehören die Gemeinden ber Herrenbuter, ber 
fog. Altlutberaner, ber NiederländifchReformierten (fog. Kohlbrüggianer), der Mennoniten 
und Baptijten. (Kommill.-Ber. d. Herrenhaufes ©. 5.) 

3. Die Steuerpflicht beginnt mit dem eriten Tage des auf die Degrünbing Des 
Wohnfitzes (Biffer 2) ſolgenden Monats. Sie erliſcht, unbeſchadet der Vorſchrift des 
5 a2 Etgatꝛa gehes etreffend den Austritt aus der Kirche, vom 14. Mai 1873 
(G. S. S. 207): 

a) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ablaufe des Monats, in welchem 
der Tod erfolgt iſt, 

b) durch das Yufgeben des Wohnſitzes (Biffer 2) mit dem Wblaufe des Monats, 
in welchem der Wohnſitz tatjächlich aufgegeben worden fit, fofern jedoch bis zu 
diefem Zeitpunkte Der Sirchengemeinde hiervon feine Anzeige erftattet worden 
tft, erft mit Dem Ablaufe des folgenden Monats. 

1 Aus einer driitlichen Neligionspartei Musgetretene haben bis zum Ablauf bes 
eriten und, im Falle außerordentlicher, bereit vorher als notwendig anerkannter Bauten, 
bes zweiten auf bie gerichtlihe Austrittserklärung folgenden Kalenderjahr an bie bis⸗ 
berige Parochialkirche Abgaben zu leiften. 

4. Bei Berfonen mit mehrfachen Wohnfit haben alle beteiligten Kirchengemeinden 
einen Anſpruch auf Kirchenſteuer. Die in der Vorbemerkung verzeichneten Kirchen⸗ 
gejege enthalten im 8 4 darüber nähere Beitimmungen. 


F. Kirchenſteuern. 865 


5. 1. Gehören Ehemann und Ehefrau Kirchengemeinden verfchiedener (evange⸗ 
liſcher und Tatholifcher) Konfeffion an (Miſchehe), To Hat jede Kirchengemeinde ihren 
Teil der gemilchten Ehe nur von der Hälfte des der Firchlichen Beftenerung zugrunde 
liegenden Steuerjages (Ziffer 9), zu welchem der Ehemann veranlagt ift, zur Kirchen⸗ 
fteuer heranzuziehen. 

2. Erfolgt ausnahmsweiſe eine gejonderte Veranlagung der Ehefrau zu den 
Staatsſteuern, fo findet eine Halbierung der Steuerfähe nicht ftatt. Jede Kirchen⸗ 
gemeinde kann dann nur den ihr zugehörigen Ehegatten und nur nad) Maßgabe 
feines Steuerſatzes zur Tirchlichen Beitenerung heranziehen. 

2 Der Umſtand, daß ber Ehe bie Tirchliche Zrauung nicht gewährt worden ift bzw. 
nicht Hat gewährt werden können, ift ebenfo wie die Berlegung der kirchlichen Pflicht, hr 
das Ehebuͤndnis die Trauung nadäuluden oder von einer Eheſchließung abzuſehen, für 
die Steuerpflicht eines Teiles der Ehe ohne Bedeutung. (Begrdg. ©. 60.) 

6. Smfomeit der Patron oder ein fonft fpeziell Verpflichteter als ſolcher nach 
beftehendem Rechte für einzelne kirchliche Bedürfniffe nach befonderen Grundſätzen bei- 
zutragen hat, it er als Gemeindemitglied für diefe Bebürfniffe in demfelben Umfange 
wie bisher von der Kirchenſteuer freizulaſſen. 

1. Die zur Zeit des Onfrasitreieng dieſes Kirchengeſetzes beitehenden geſetz⸗ 
lichen Befreiungen von der Staatseinkommenſteuer oder den ſtaatlich veranlagten 
Steuern haben die entſprechende Befreiung von der Kirchenſteuer zur Folge. 

2. Von der Kirchenſteuer ſind ferner befreit die Geiſtlichen und Kirchenbeamten 
hinſichtlich ihres Dienſteinkommens und ihres Ruhegehalts. 

8. Auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen zur Leiſtung von Kirchen» 
ſteuern oder Befreiungen von ſolchen bleiben unberührt. 


III. AImlegung der RKircheuſtener. 
a) Verteilungsmaßſtab. 

9, 1. Die Kirchenſteuern find für das Rechnungsjahr umzulegen. 

2. Als Maßſtab der Umlegung dient die Staatseinkommenſteuer, erforderlichen» 
falls einfchließfich der ftaatlich veranlagten fingterten Normalfteuerfäge, und, fofern 
daneben eine Heranziehung der Realſteuern erfolgen fol, die ftaatlich veranlagte 
rund», Gebäude⸗ und Gewerbefteuer. 

3. Die Ergänzungsfteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb im Umberziehen, fowie 
die Betriebsftener und die Warenhaußfteuer find bei der Umlegung der Kirchen⸗ 
ſteuern nicht heranzuziehen. | 
10. 1. Die Heranziehung der Staatseinkommenſteuer bat mit den aus den 
Biffen 2 und 4 ſich ergebenden Maßnahmen im vollen Umfange ftattzufinden. 

2. Die Heranziehung der ftaatlich veranlagten Grund», Gebäudes und Gewerbes 
fteuern ift nur infoweit zuläffig, al3 diefe Steuern für Grundbefit bzw. Betriebe ver⸗ 
anlagt find, welche in der Kirchengemeinde belegen find. 

3. Die Nealfteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentſatze herangezogen 
werben als die Stantseinkommenftener. Wie die vollftändige Freilaſſung der Neal» 
fteuern tft auch eine geringere Heranziehung aller oder einzelner diefer Steuern zuläflig. 


b) Grundfäße über die Erhebung der Flirchenftener. 

41. 1. Die Kirchenfteuern find auf alle der Beftenerung unterworfenen Pflichtigen 
nad) feiten und gleichmäßigen Grundſätzen zu verteilen. 

2. Die Erhebung erfolgt in der Form von Bufchlägen. | 

3. Die Zuſchläge zu den einzelnen, der Veranlagung zugrunde gelegten Staats» 
fteuern müſſen —— e ſein. 

4. Eine inderbelnfhung oder Freilaſſung der fingierten Normalitenerfäge und 
der fech3 unterften Stufen der Staatseinkommenſteuer ift nicht aus Fa 

5. Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege fortlanfende 
Unterftügung erhalten, find zur Kirchenſteuer nicht heranzuziehen. 
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12. Handelt es ſich um Einrichtungen oder Hufwendungen, welche in beſonders 
heroorragendem Maße einem Teile der Kirchengemeinde zugute fommen, fo Tann Die 
Kirchengemeinde für einen beftimmten Zeitraum eine entiprechende befondere Belaftung 
dieſes Teiles bejchließen. 

13. 1. In denjenigen Fällen, in welchen die ſtaatlich veranlagte Steuer nicht die 
unveränderte Grundlage der Steuerzufchläge bildet, ift der dem Zuſchlage zugrunde 
u legende Steuerfa von der Tirchlichen Beranlagungsbehdrde (Ziffer 14) nach den 
Ar die Staatliche Veranlagung geltenden Grundfägen zu ermitteln. 

2. Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln fowie auf Örund Der SS 57 
und 58 des Einkommenfteuergefeged vom 24. Juni 1891 (G. S. ©. 175), erfolgte 
Erhöhung oder Ermäßigung der veranlagten Steuern zieht die entfprechende Anderung 
der Veranlagung zur Kirchenfteuer nach ſich. 


IV. Berfahren. 
a) Ausichreibung. 

14. 1. Die Veranlagung erfolgt für jedes Nechnungsjahr durch den Gemeinde 
firchenrat (Presbyterium — Kirchenkollegium) bei den Evangelifhen und durch den 
Kirhenvorftand bei den Katholiken. 

2. Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und fchließt mit dem 31. März. 

8. Der Beſchlußfaſſung der Tirchlichen Organe bleibt es überlafjen, an Stelle 
des Ranungeiahr⸗ eine Periode von zwei oder drei Rechnungsjahren treten zu laſſen. 

15. Den kirchlichen Veranlagungsbehörden (Hiffer 14) find von den guitändigen 
Staats: und &emeindebehörden diejenigen Unterlagen, deren es für die Beitenerung 
bedarß auf Erfordern mitzuteilen. 

1. Die Erhebung der Kirchenſteuern tft durch eine in ortsüblicher Weiſe 
zu bewirfende Veröffentlihung der zu erhebenden Prozentfähe befannt zu machen. 

2. Die Offenlegung einer Heberolle findet nicht ftatt. 

3. Die Aufſichtsbehörde ift befugt, die Belanntmachung des Steuerſatzes an bie 
Steuerpftichi en durch befondere a Mitteilung anzuordnen. 

4. Bei Zugängen im Laufe des Jahres, fowie in denjenigen Fällen, im welchen 
die ftaatlich veranlagte Steuer nicht Die unveränderte Grundlage der Stenerzufchläge 
bildet, bedarf es ftet3 befonderer verjchlofjener Mitteilung. 

5. ac erfolgter Bekanntmachung ijt die Steuer in den erften acht Tagen eines 
jeden SKalendervierteljahrd zu entrichten. 

6. Un Stelle des Vierteljahr kann durch Beichluß der firchlichen Weranlagungs- 
behörde (Biffer 14) eine Halbjährlihe und, falls nicht mehr als 20°/, der Staats 
einfommeniteuer zu erheben find, eine jährliche Hebeperiode eingeführt werden. Auch 
kann tzeen werden, daß die Hebung gleichzeitig mit der Einziehung der Staats⸗ 
oder Kommunalſteuern an einem oder mehreren Einziehungsterminen erfolge. 

7. Wird im Laufe des Rechnungsjahrs eine außerordentliche Umlage notwendig, 
jo tft über die Termine der Einziehung in dem Steuerbeichluffe Beſtimmung zu treffen. 

8. Die Einziehung felbft findet auf Grund einer vorher ergangenen oder Tnätehens 
don en Bahlungsaufforderung ftatt, die, wenn fie fchriftlich gefchieht, 
verichlofjen fein muß. 

17, Die Zwangsvollitredung wegen einer von der Uuffichtsbehörde genehmigten 
Kicchenfteuer erfolgt nad) den Borfhriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
auf Erfuchen der zuftändigen kirchlichen Semeindeorgane dire die ftaatlichen 
Bollitredungsbehörden oder, ſoweit die Einziehung der Staatäftenern durch fommunafe 
Bollftredungsbehörden erfolgt, durch dieſe. 

b) Rechtsmittel. 

18, 1. Den zur Kirchenſteuer Herangezogenen fteht gegen Die Heranziehung 
bzw. Veranlagung der Einfpruch zu. 

2. Das Rechtsmittel ift binnen einer Fyrift von vier Wochen, vom Tage der 
Aufforderung zur Bahlung ab gerechnet (Biffer 16 letzter Abſah), von den Evangeliſchen 


bei dem Gemeinde⸗Kirchenrate (Presbyterium, Kircheufollegtum) und von den Katholiken 
bet dem Kirchenvorftande, einzulegen. 

3.. Einfprlüche, welche I gegen die ftaatliche Veranlagung richten, find unzuläffig. 

19. Über den Einſpruch beichließt der Gemeindekirchenrat (Kirchenvorſtand bei 
den Satholilen). 

20. 1. Gegen die Entjcheidungen des Gemeindefirchenrats (Hirchenvorftandes) über 
Einſprüche gegen Die Heranziehung oder Veranlagung zu Kirchenfteuern fteht dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Beſchwerde offen, welche binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter 
Buiftellung der Entfcheidung beginnenden Friſt von vier Wochen bei dem Konſiſtorium 
(der bifchöflichen Behörde) einzulegen if. Das Konfiftorium (die bifchöfliche Behörde) 
legt die Bejchwerde mit feiner Äußerung der Staatsbehörde (Negierungspräfident) vor. 

2. Die Enticheidung der StaatSbehörde erfolgt nach Unhörung der Kirchengemeinde. 

21 1. Gegen die Entfcheidungen und Befchlüffe der Staat3behörden (Kiffer 20) 
ſteht binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter rap beginnenden Friſt 
von zwei Wochen fowohl den Steuerpflichtigen, als auch den beteiligten Kirchen⸗ 
gemeinden die Klage bei dem Dberverwaltungsgerichte zu. 

2. Die Klage ift zu richten gegen den Steuerpflichtigen, wenn fie von einer 
Kirchengemeinde angeftellt wird, gegen die fteuerfordernde Kirchengemeinde, wenn der 
Steuerpflichtige klagt. 

22. 1. Such die Einlegung von Rechtsmitteln wird die Verpflichtung zur 
Bahlung der Kirchenſteuer nicht aufgehoben. 

2. Die Staatöbehörde ift befugt, bis zur endgültigen Entfcheidung die vorläufige 
Ausſetzung der Bollftredung anzuordnen. 


23. Hand una Spanndienſte. 


1. Die Kirchengemeinden find berechtigt, an Stelle der Leiftung von Hand» und 
Spanndienften die Erhebung eines dem Werte entiprechenden Geldbetrags im Wege 
der ee zu befchließen. 

2. Der Beichluß bedarf der Genehmigung. 


1 Die Berpflichtung zur Leiftung von Hand» und Spanndienſten kommt bier nur 
als Verpflichtung gegenüber der Kirchengemeinde in Betracht. Auf etwaige Berpflihtungen 
bem Pfarrer oder Stirchenbeanten gegenüber, 3. B. zur Geftellung von Fuhrwerk, bezieht 
fi biefe Deltimmung nicht. (Benrög. ©. 9 

2 Bei Neu⸗ und Reparaturbauten der Kirchengebäͤude müflen bei Laudkirchen bie 
Eingepfarrten in eben Te, ohne Unterfchied, die nötigen Hand: und Epannbienfte 
unentgeltlich leiſten, jofern diefelben nicht dem Patron zur Xaft fallen. 

ie Verteilung der Hand» und Spanndienfte unter bie Eingepfarrten nıuß nach eben 
bem Berhältnis geichehen, wie det Gemeindedienſten. 

Eingepfarrte, welche nicht zu ber Gemeinde des Dorfes, wo bie Kirche liegt, gehören, 
oder ans irgend einem Grunde von ben Gemeindebienfien frei find, müſſen dennoch au Deu 
Hand: und Epannbienften bei Nirchenbauten und Reparsturen beitragen. 

Ihr Verhältnis dabei wird in Anſehung der Handbienfte nach der Zahl der Familien, 
fowie in Anſehung bee Spannbienfte nach dem auf ihren Stellen angefchlagenen oder 
ewöhnlich gehaltenen Gefpanne beftimmt. Bet Stadtkirchen werden die eriorberlichen 
Ben und 7 y unblenfte zu den übrigen Koſten geichlagen. (U. 8. R. U, Tit. 11 

3 719. 


24. Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu Becht beftehender 
älterer, von den Borkhriften diefer Kirchengeſetze abweichender Ordnungen Kirchen 
fteuern umzulegen, bleibt unberührt. Die Kirchengemeinden find jedoch in allen 
Fallen berechtigt, die Aufbringung kirchlicher Umlagen nad) Maßgabe der Vorfchriften 
der Kirchengeſetze zu befchließen. 

2 Auch die nach älteren Necht vielfach beitehenden Perſonalſtenern unb kirchlichen 
Abgaben — Berfonal-Dezem, Ropfiteuer, Bierzeitengeld uſw., Einfchreißgelb für die Be 
teiligung an ber Abendmahlsfeier ufw. — können meiterhin zur Erhebung kommen. 
25. Hinfichtlih der Beſteuerung uſw. feitens der Kirchengemeinden genießen 
die Beamten Teine Borrechte. 
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G. Stempelfteuer. 
Geſetz dom 31. 7. 1895. (6. S. S. 413.) 


I. Abfıhyuitt, 
Bon der Pllicht zur Entrichtung der Stempelſtener. 
8 1. Segenftand der Stempelftener. 
Die in dem anliegenden Zarif aufgeführten Urkunden unterliegen den darin be 
zeichneten Stempelabgaben. 


8 3. Ullgemeine Örundfäge über die Stempelpflichtigfeit. 

1. Die Stempelpflichtigfeit einer Urkunde richtet fih nad ihrem Inhalt. 

2. Für die Stempelpflichtigfeit ift die Hinzufügung von Bedingungen, die Wieder- 
aufbebung und die unterbliebene Ausführung des Geſchäfts — vorbehaltlich entgegen- 
ftehender Beitimmungen des Geſetzes oder bes Tarif —, fowie die Vernichtung ber 
Urkunde ohne Bedeutung. 


8 4 Sadlide Stempelfteuerbefreiungen. 


1. Bon der Stempelfteuer find befreit: 

a) Urkunden über Benenftände. deren Wert nad) Geld Be werden kann, wenn 
diefer Wert 150 ME. nicht überfteigt, infoweit nicht der Zarif entgegenfichente 
Beitimmungen enthält; 

b) Urkunden, welche wegen Beſtimmung des Betrages Öffentlicher Abgaben und 
Einziehung derfelben und überhaupt wegen Leiftungen an ben Fiskus des 
Deutichen Reiches oder des Preußiſchen Staates infolge allgemeiner Borfchriften 
—A oder beigebracht werden müſſen, ſofern ſie allein zu dieſem 

wecke dienen; 

c) die auf die Heeresergänzung und die Befreiung von dem Heeresdienſte, ſowie 
von den Reſerve⸗ und Landwehrübungen bezüglichen amtlichen Urkunden; 

h) alle Urkunden über Segenftände, denen Durch frühere Geſetze oder Iandesherrliche 
Privilegien Stempelfreibeit bewilligt worden ift. 

2. Die Befreiung zu a findet auch auf diejenigen Vollmachten Anwendung, auf 
deren Inhalt der Wert des Gegenftandes nicht erfichtlich if, fofern nachgewieien 
wird, daß der Wert den Betrag von 150 ME. nicht überfteigt. 


2 Auch die die Befreiung bon Sontrollverfanmlungen bezwedenden Zeugniffe find 
ſtempelfrei. (M. J. v. 13. 1. 1897, M. Bl. ©. 25.) 
* 33 h fonımen unter anderem folgende Geſetze ufin. bzw. danach ausgeſtellte Urkunden 
in Betracht: 
a) alle in Deidbau, und Borfints-Oingelegenheiten bei Berwaltungsbehörben vor⸗ 
Eonnenben € ecjanblungen (A. 8. D. 2 24. 3. 1839 u. F. v. 7. 5. 1839, 


b) dle im Disziplinaverfahren verbandelten Sachen (Geſetz vom 3. 5. 1858, 
G. ©. ©. 170); 


c) da8 Verfahren in Streitfacden ber Urmenverbänbe und die Entſcheidungen in ſolchen 
Verfahren (85 56 u. 60 bes Geſetzes vom 8. 3. 1871, G. S. ©. 130); 

d) alle auf Brund des Geſetzes, betreffend ———— und Waldgenoſſenſchaften. 
vom 6. 7. 1875 (G. ©. ©. 416) in dem Berfahren vorkommenden BVerhandlungen 


— — — 


Dies iſt das preußi Stempelſtenergeſe 

Daneben 4. a here BL, 6 1008 (8. G. BL ©. 086) Hiernad werben für dat 
Reich Stempelabgaben erhoben von: 
a) Altien, Snren, Renten- und Schuldverſchreibungen; 
b) ben börfenmäßigen Kaufe und Anfhaffungsgefhäften; 
c) Lottertelofen; 
achturkunden unb Berfonenfahrkarten; 

e laubnisforten für Kraft abrgeuge und 

ben Bergfitungen ber Auffihtsratsmitglieber der Aktien⸗ ufw. Geſellſchaften. 


und Geichäfte einfchlieplich der Eintragung in die Grundbücher und der bon den 
Berichten oder anderen Behörden zu erteilenden Auskunſt (S 18); 

e) da8 geſamte Berfahren einfchließlih der Genehnigungs »Erteilungen über die 
Gründung neuer Unftedbelungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pofen, 
Schleſien, Sachſen und Weftfalen Geſeg vom 10. 8. 1904, G. ©. ©. 227), 
Hannover (Geſetz dom 4. 7. 1887, &. ©. ©. 324), SchleswigsHolftein (Belek 
— 6. „G. ©. ©. 243) und Heſſen⸗Naſſau (Geſetz vom 11. 6. 1890, 

.©. ©. 173); 

f) die bei Durchführung der Urbeiterverfiherungsgefege erforderlichen ſchiedsgericht⸗ 
lihen und außergerichtlihen Verhandlungen und Urkunden, fowie privatfchriftlichen 
Bollmachten, amtlichen Befcheinigungen, Ntachweife ufw. Bei der Krankenverſicherung 
laut @eley vom 10. 4. 1892 (MR. &. BI. ©. 417), der land⸗ und foritwirtichaftlichen 
Unfallverfiherung laut Geſetz vom 30. 6. 1900 (. G. BL. ©. er und ber In⸗ 
balidenverficherung laut Gele vom 13. 7. 1899 (R. &. BI. ©. 395); 

8) die nad) der Gewerbeordnung in der Faſſung vom 1. 6. 1891 (MR. &. BI. S. 261) 
feiten8 der Polizeibehörde erfolgende Ausftellung des Arbeitsbuchs für Arbeiter 
und Beglaubigung der darin dom Arbeitgeber gemachten — —— und die 
bon ber Bemeinbebehörbe erfolgende Beglaubigung des für einen Lehrling bon dem 
Lehrherrn außgeftellten Zeugniſſes. 


85. Perſönliche Stempelſteuerbefreiungen. 

1. Bon der Entrichtung der Stempelſteuer find befreit: 

a) der König, die Königin und die Töniglichen Witwen; 

b) der Fistus des Deutichen Neiches und des Preußiſchen Staate® und alle 
Öffentlichen Unftalten und Kaflen, welche für Rechnung des Heiches oder bes 
Preußiſchen Staates verwaltet werden oder diejen gleichgeitellt find; 

f) Gemeinden (Gutsbezirke) und Verbände von foldden in Armen, Schul und 
Kicchenangelegenbeiten. 

2. Die nach den vorftehenden Beitimmungen von der Stempelfteuer befreiten 
Perſonen, Behörden, Geſellſchaften, Anſtalten, Stiftungen, Vereine uſw. ſind nicht 
befugt, dieſe Befreiung den Privatperſonen, mit welchen ſie Verträge eingehen, ein⸗ 
zuräumen, wenn dieſe Perſonen an ſich nach geſetzlicher Vorſchrift zur Entricstumg 
des Stempels verbunden find. 

3. Bei allen zmweifeitigen ange: mit folchen Perfonen muß für den Vertrag 
die Hälfte des Stempel3 und für. Die Nebenausfertigungen außerdem der vor⸗ 
geſchriebene Stempel (8 9) entrichtet werden. 

4. Bei Verträgen über Lieferungen an den Fiskus des Deutfchen Reiches oder 
des Preußiſchen Staates und alle öffentlichen Anſtalten und Kafien, welche für 
Rechnung des Reiches oder des Preubijchen Staates verwaltet werden oder dieſen 
gieich eftellt find, hat der Lieferungsübernehmer den vollen Betrag des Stempel zu 
entrichten. 


1 Zu den Übers und Nebeneremplaren iſt zwar ein Stempel von 1 ME. 50 Pf. er⸗ 
forberlih, wenn jedoch zu ber ftemipelpflicätigen Verhandlung feldft nur ein geringerer 
Stempel nötig geweſen tft, fo bedarf e8 efen auch nur zu den Nebenerenplaren oder 
den beglaubigten Abjchriften. 
enn demnad eine jtenpelfreie Behörde einen, dem allgemeinen Bertragsitempel 
von 1 ME. 50 Pf. unterliegenden Vertrag abfchliept, zu welchem es aljo vermöge ihrer 
Stempelfreihelt nur desjelben Vertragsſtenipels in dem darftellbaren Betrage bon 1 ME. 
bedarf, fo ift aud) zu den übrigen Exemplaren kein höherer Stempel erforderlich. 
3 Sollte bei Verträgen zwiſchen einer fisfalifchen Behörde und einer Privatperjon 
Teßtere fich beſtinimt weigern, den ihr gelettich zur u fallenden Stempel aus eigenen 
Mitteln zu berichtigen, und da8 Buftandefonnmen bes Geſchäfts im fiskalifchen Intereſſe 


liegen, fo foll die fiskaliſche Behörde befugt fein, bie von der Privatperfon aus⸗ 
bedungene Leiftung um ben Betrag der bie Brivatperfon betreffenden Stempeladgabe 
% ao) Lebtere gelangt dann im gewöhnlichen Wege zur Verwendung. (A. K. O. v. 





87. Berpflihtung der Brivatperfonen, Behörden und Beamten zur 
Austunfterteilung; amtlihes Ermittelungsverfabren. 

1. Die Steuerpfliditigen find zur Erteilung der von den Stenerbehörden 

Beamten ufw. erforderten Auskunft über den Wert des Segenftandes uſw. verbunden — 

2. Ulle unmittelbaren und mittelbaren Behörden und Beamten find verbunden, 

der Steuerbehörde oder den zur Einziehung oder Berwendung des Stempeld ud 

fonft verpflichteten Behörden oder Beamten Auskunft über die für Feitfegung de 
Stenpelfteuer in Betracht kommenden tatfächlichen Verhältniſſe zu erteilen. 


59. Berfteuerung mehrerer über benfelben Gegenfttand ausgeſtellter 
rkunden. 

1. Werden fiber denſelben Gegenſtand mehrere Urkunden gleichen Inhalls an⸗ 
gefertigt, ſo wird die auf dem Gegenſtande ruhende Stener nur zu einer derſelben 
und zwar in der Regel zu derjenigen Urkunde, welche als —— 
bezeichnet iſt, verwendel; die übrigen Ausfertigungen find mit demjenigen Stempd 

verſehen, welcher nach der Tarifitelle Duplikate“ beizubringen if. Eine Aus 
—2* einer Verhandlung darf nur dann als Nebenausfertigung verſtenert werden 
— das Zorhandenſein einer als Hauptausfertigung verſteuerten Urkunde nad 
gewiefen wird. — — — — — — — — — — — — — — — — — —-- 

2. Auf jeder zweiten und weiteren Ausfertigung oder amtlich beglaubigten Abſchüit 
oder jedem amtlich beglanbigten Auszuge aus einer ftempelpflichtigen Urkunde mu 
befcheinigt werden, welcher Stempel zu ber Beuptmußferkigung oder Urfchrift ver 
wendet torden if. Alle unmittelbaren und mittelbaren Beamten find verpflicke, 
auch die von ihnen gefertigten einfachen Abfchriften ftempeipflichtiger Urkunden mil 
diefer Beſcheinigung zu —2 


8 10, Berſtenerung mehrerer in derſelben Urkunde enthaltener 
Gegenſtände. — — — — 

1. Enthält eine Urkunde verſchiedene ſteuerpflichtige Geſchaͤfte, fo iſt der Bel 
des Stempels für jedes — beſonders zu —— ——— wit der 
Summe dieſer Siempeibetzäge zu belegen. 

23. Sofern bie einzelnen in einer Urkunbe erihaitenen Geſchäfte ſich als Beſen⸗ 
teile eines einheitlichen, nach dem Tarife ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäftes bariiche, 
iſt nur der für das letztere vorgeſehene Stempelbetrag zu entrichten. 


8 11. Mindeſibetrag der Stempelſteuer und Abſtufungen derſelber 
Die Stempelabgabe beträgt, inſoweit der Tarif nicht abweichende Br 
ſtimmungen enthält, mindeitens 0,50 ME. und fteigt in Abſtufungen von F 
0,50 ME., wobei überfchiekende Stempelbeträge auf 0,50 RE. abgerundet werd 


8 18. RBerpflitung zur Zahlung der Stempeliteuer. 
1. Bur Zahlung der Stempelfteuer find verpflichtet: 

a) bei den von Behörden und Benmten aufgenommenen erhandlungen a 
erteilten Wusfertigungen, Ubfchriften, Befcheinigungen, Auszügen und 
nehmigungen aller Urt Diejenigen, auf deren Beranlafiung die Särifftäk 
aufgenommen oder erteilt find; 

b) bei einfeitigen Werpflihtungen und Erklarungen diejenigen, welche die Schri 
ftüde ausgeſtellt haben: geth 

c) bei Verträgen einfchttehtich Bunktationen alle Teilnehmer, inforrit ber 
nicht abweichende Beitimmungen enthält. 

2. Bon mehreren zur Bahlung ber Stempelftener verpflichteten Perſonen haft 
jede einzelne als Geſamtſchuldner. 


8 18. Haftbarkeit für die Stempelfteuer. 


Sür bie Entrichtung der Gtempelftener haften unter Vorbehalt ber Amchriſe 
gegen bie eigentlich Werpflichteten: 


a) Beamte, welche die von ihnen aufgenommenen Urkunden vor erfolgter oder 
nicht ausreichend erfolgter Stempelveriwendung aushändigen oder Ausfertigungen 
oder Abſchriften erteilen oder wegen der Einziehung Bea Stempels die ihnen 
nach 8 15 obliegenden Pflichten verabfäumen; — — — --- - - -- — — 

c) bei Auktionen diejenigen, für deren Rechnung oder auf deren Sean lung bie 
Berfteigerung ftattgefunden Hat, und die von diefen Perfonen zur Wbhaltung 
der Auktionen Beauftragten; i 

d) jeder Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem gefeglichen Stempel nicht ober 
nicht ausreichend wur Urkunde, welcher ein rechtliches Intereſſe an dem 
Gegenſtande derfelben bat. 


II. Abſchnitt. \ 


Bon ber Erfüllung ber Stempelpflicht und den Folgen ber Nichterfüllung. 
8 14. Art der Erfüllung der Stempelpflicht. 
Die Stempelpflicht wird erfüllt durch: 

a) Niederfchreiben der ftempelpflichtigen Erflärung auf la Papier; 

b) Verwendung von Stempelmarfen auf denjenigen Schriftftüden, zu welchen 
Stempelmarken ohne amtliche Überwachung verwendet werden dürfen; 

c) Einreichung der ftempelpflichtigen Urkunde oder, wenn ai nicht vorgelegt 
werden kann, einer den wejentlicden Anhalt der Urkunde enthaltenden Anzeige 
und Einzahlung des erforderlichen Geldbetrag bei einer zur Entwertung von 
Stempelzeichen befugten Amtsftelle; 

d) Verwendung von Stempelmarten durch zur Entwertung derſelben befugte 
Umtsftellen. — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

2 Siehe Anmerkung zu 8 15. 


8 15. Beit der Stempelverwendung bei den von Behörden und 
Beamten aufgenommenen Berhandlungen. 


Behörden und Beamte haben zu allen von ihnen aufgenommenen Verhandlungen 
oder erteilten Wusfertigungen, Wbfchriften, WBefcheinigungen, Auszügen und 
Genehmigungen aller Urt den Stempel vor deren Aushändigung, ſpäteſtens aber 
binnen zwei Wochen nach dem Tage der Uusftellung der Urkunden zu verwenden. 
Sit dev Stempel innerhalb diefer Frift von den Verpflichteten nicht beigebracht, fo 
ift die zwangsweife Einziehung des Stempels binnen einer Woche bei der zuftändigen 
Steuerſtelle von den vorbezeichneten Behörden und Beamten zu beantragen oder, 
wenn fie felbft zur zwangsweiſen Einziehung von Geldern befugt find, die zwangs⸗ 
weife Einziehung innerhalb der gleichen Frift anzuordnen. — — — — — — — 


2 Bon den Ausführungsbeftinmungen*) betreffen die SS 14 und 15: 

Nr. 10. Der ul bon Stempelmaterialien (Stenipelpapier, Stempelmarken, 
Stempeldrudformularen, Stempeldruddogen) erfolgt durch bie REN ENETE und 
Hauptzollänter und diefen nachgeordiieten Nebenzoll- und Steuerämter (Uiter- 
aͤmter). Wußerden find zum Beau! die Stempelverteiler befugt, jedoch nur inner 
alb der in ihren Anſtellungsv Agungen vorgefchriebenen Erhebungsgrenzen. Diefe 
teuerftellen — die Stempelverteiler indeflen nur in den ihnen geftatteten Grenzen — 
find ferner verpflichtet, zu fehriftlihen Urkunden jeder Urt je nach den Wünfchen ber 
Steuerpflichtigen daS erforderlihe Stempelpapier ober ftatt desfelben Stempelniarken in 
enifpredenden Werte nach der Vorſchrift der Biffer 15 AI und II Nr. 1 diefer Bekannt⸗ 
machung zu entiverten. 

Außer ben in dem vorhergehenden Abſatz bezeichneten Steuerftellen find alle anderen 
Behörden und Beamte einichliekli der Notare verpflichtet, zu ben bon ihnen auf- 
genommenen Berhandlungen, erteilten Ausfertigungen uſw. das erforderliche Stempel⸗ 


*) Zur Ausführung des Stempeliteuergefeges Ar unter dem 18. 2. 1806 vom Finanzminiſter unter 
der mHönung: „Belanntmahung, betreffend bie Ausführung des Stempelſteuergeſetzes“ Beftimmungen 
erlaffen und dur die Regierungsamtöblätter für das Jahr 1898 Bekannt gegeben worden. 

Nur ſoweit ein Interefie als vorliegend erſchien, find Bie einzelnen Nummern derfelben, zum Tell au 


ur 
nnr ansgugsweile, bei ben betreffenden Waragrapgen oder Zarifftellen aufgenommen worden. 





papier ober bie erforberlihden Marken nad ber Vorfchrift der Biffer 15 AI und I AL? 
bis 4 diefer Belanntmadhung zu entwerten. Schiedsmänner zur Entwertung von 
Stempelpapier und Stempelmarlen befugt, ohne für bie Richtigleit ber Stempelberesumm 
berantwortlih zu fein. — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

Nr. 15. Für die Entwertung ber Stempeldogen und GStempelmarfen fommen 
folgende Beitimmungen gur Anwendung: 


A. Entwertiung son Stempelbogen und Etempelmarten durch Stenerbehörden und Stenpel 
serteller, forwie andere Behörden und Beamte einſchließlich der Netare und Eitiediminue. 
1. Stempelbogen. 

Soweit bie ftenipelpflidtigen Erklärungen auf ganzen Bogen niebergefchrieben 
werben, bedarf es einer Entwertung dieſer Bogen nid. foweit eine ſolche Riederfdkift 
nicht er Bat, find die zur Darftellung des gefeblichen Betrages bes Stempels 
exforberlt Stempelbogen umzuſchlagen unb einzeln Ei entwerten, b. 5. mit einem 
Bermerk zu verſehen, welcher bie Bezeichnung des beurkundeten Gefchäfts, das Datum 
it mu den Wert des Gegenſtandes, ſowie die Namen der Urkundenausſteller ent 

alten muß, 3. B.: 


Entwertet zu dem am 1. April 1896 zwiſ dem... ... zu ........ . m 
dem ........ ebendaſelbſt geſchloſſenen Kaufvertrag über das Grundftüd .....-- 
"Berlin, den zehnten April eintau enbasehunbetfeg6unbneungig, EEE 

' nıtöttelle. 
i Amtsftempel. Unterfchrift. 
ober: 

Entwertet zu der bon dem ....... 2220000. | om 
1. April 1896 ausgeftellten Schuldburkunde über ein von den. ........- Mu.--- 
...... erhaltenes Darlehn von...... Mark. 


Berlin uſw. wie vorſtehend. 

Das Umſchlagen der Stempelbogen iſt in ber Weiſe zu bewirken, daß jeder derjelbes 
mit der Verhandlung durch Zuſammenheften und Einſiegeln ber Fadenenden (wei 
jedoch nicht vermittels gumntlerter Stegelnarten gefhehen darf) verbunden wird, Deut 
umgeſchlagene Stenipelbogen ftehen dem im $ 14 Buchſtaben a des Geſetzes erwähnten 
— Bapier gleich, auf welches bie ſtempelpflichiige Erklärung unniittelbar nieer 
geichrieben wird. — — — — — — — — — — — — — — — — — —— - 


II. Stempelmarken. 


1. Der Gebrauch von Stempelmarken ift auf Urkunden, meldhe einem Stempel ben 
nicht mehr als 300 ME. unterliegen, beichränft.e Die Marten find links auf ber eren 
Seite und, wenn diefe nicht den genünenden Raum gewährt, auf den nächitfolgenden Seiten 
der Urkunde feit und forgfältig aufzufleben. Die auf die Marken zu ferenden Entwertun 
vermerfe müſſen in allen Källen mit baltbarer Tinte in deutlichen Schriftzeichen (Bud 
ftaben und Biffern) ohne jede Raſur, Durchftreihung oder Überfchri chrieben ſein 
insbeſondere muß der Name deutlich und lesbar ſein. 

Hinſichtlich der Entwertung von Stempelmarken ſeitens der einzelnen Behoͤrden un 
Beamten iſt folgendes zu beachten: 


1. Entwertung durch Steuerbehörben und Stenpelverteiler. 


—— 
— | 
— ysy— —·c···. ———— ——— ——— — —, — — —,—— ————— ——ü—— —— — — 


2. Entwertung durch andere Behörden und Beamte. 


Die vorgedachten Behörden und Beamten Tönnen zu allen bon ihnen in anitliche 
Eigenihaft mit Privatperfonen abgeiclofjenen Verträgen, ferner zu allen von ihnen nl 
genonmenen Berfanblungen oder erteilten Wusfertigungen ufmw., ſowie zu allen bei 
Privatperfonen auf fic ausgeftellten Vollmachten ftatt des Stempelpapiers Stempelmarten 
verwenden, jebodh nur unter nachjtehenden Dedingungen: 

a) Das Auffleben der Marken auf die ftempe —5— Erklärung bat in der Weile Mi 
erfolgen, daß zwiſchen den nebeneinander befeſtigten Marfen ein geringer Buifgen- 
raum beitehen bleibt, un das Übergreifen ber unter b angeorbneten tertunge- 
bermerfe auf ba8 Papier zu geftatten. f 

b) Die Entwertung der Marken, und zwar jeber einzelnen, erfolgt bei Behörden Lt 
Beamten durch Vermerk bes Datums (in Ziffern), an welchem die Marle a 
ift, der Sefchäftsnumner und bes Ortes, an weldem bie Berwendung ei N 
und zwar in dem unteren Teil der Marke bergeftalt, baf bie Befchäftsnummer UM 


in IL CE 


da8 Datum ftetS in der Marke Keine einzutragen find, ber übrige Teil bes Ver⸗ 
iuns a das die Marke ſeitwärts umgebende Papier nad) beiden Seiten 
nübergreift. 

Beamte, welche fein Gefchäftöperzeichnis führen, haben ftatt der Geihäftsnunmer 
ihren ausgefchriebenen Namen in ben unteren Teil der Marke zu feben. 

Außerden haben die Behörden und Beamten die aufgefledten Marten jebes» 
mal mit einen: ſchwarzen oder Be Abdrud ihres Stempel3 dergeftalt gu ber: 
fehen, daß der Abdrud teils auf den oberen, mit dem Entwertungsvermerke nicht 
verjehenen Teile der Marke (ohne die vörgedadgten Schriftzeichen zu bededen), tei 
auf dem die Marke umgebenden Papiere zu ftehen kommt. 

Bur Veranſchaulichung dienen nachitehende Abdrücke: 





1.4.96 Nr. 3179 


J 1.4.96. Berlin 
erlin Dienstfertig 
— —— 


Beamte, welche keinen amtlichen Stempel führen, haben ſtatt eines Stempel⸗ 
abdrucks die Amtsſtelle auf dem oberen Teile der Marke und unter Mitbenutzung 
des die Marke umgebenden Papiers deutlich zu bezeichnen und mit Namensunter⸗ 
ſchrift zu verſehen. 

ec) Hinſichtlich der Verſteuerung der Nebenausfertigungen finden bie für Steuerbehörden 
in) temipelverteiler gegebenen Vorſchriften entjprechende Anwendungen, welche 
auten: 

Die Berfteuerung der Nebenausfertigung erfolgt in der Weife, daß nad Ent⸗ 
wertung der Stempelmarte auf ber Nebenausfertigung auf lebterer vermerkt wird, 
welcher Stempel gur Nebenausfertigung und welcher Betrag zur Hauptausfertigung 
entwertet iſt, z. B.: 

dur Nebenausfertigung 150 ME. entwertet. 

ur DAUprauBIerUgung, 105 ME. (in Worten) verivendet. 
erlin, ben 1. April 1896. 
Amtsitelle. 
Amtsſtempel. Unterſchrift. 


2. Aus den Dienſtvorſchriften zur Ausführung bes St.St.⸗Geſ., welche unterm 
14. 2. 1896 ergangen find, find bemerkenswert: 

Nr. 7. Alle Behörden und Beanten haben die Pflicht, bie Bermendung der Stempel, 
mit welchen die von Ihnen ausgefertigten Schriftftüde verfehen find, auf den Urfchriften, 
Abſchriften ufw. oder, wo dergleiden Urkunden nicht vorhanden find, durch einen 
befonderen Vermerk in den Alten au beicheinigen. Diefe Pflicht eritredt ſich nicht auf 
Gewerbelegitimationskarten, Päffe, Bahtarten und Befähigungszeugniffe ufmw. 

Sofern fich der erforderlide Stempel nicht une weiteres aus der Urkunde berechnen 
läßt, find Behörden und Beante verpflichtet, ne en Urfchriften oder Abſchriften der aus- 

efertigten Berhandlungen ufw. oder, wenn foldye Urkunden nicht vorhanden find, an ber 
Bern 


nden Stelle der Alten eine Turze Stempelderehnung aufzuftellen, auch bie 
ung auf ben Ausfertigungen uf. zu vermerken. Bei Stempeldefreiungen und 





Stenipelermäßigungen find die Befreiungsgründe, ſowie die Gründe für die Anwendun; 
eines geringeren als des hödjiten Steuerfages ſowohl an gehöriger Stelle in den Ale 
al8 au auf den Ausfertigungen uſw. zu vemierlen. — 


8 16. Zeit der Stempelverwendung bei Berhbandlungen 
der PBrivatperfonen. 

1. Bei den nicht auf Stempelpapier niedergefchriebenen Verhandlungen der Privat 
perfonen muß die Verſteuerung bewirlt fein: 

a) bei Urkunden, zu welchen die Ausſteller Stempelmarken ohne amtliche Über 
wachung verwenden bürfen, vor der Uushändigung, ſpäteſtens aber binnen zwei 
Wochen nah dem Tage der Augftellung; — — — — — — — — —— 

c) bei PBadıt-, Miet- und antichretifchen Werträgen über unbewegliche Sache 
Innergal der in der Tarifitelle „PBachtverträge* angegebenen Friſt; — — — 

g) in allen übrigen Fällen vom Ausſteller binsten zwei Wochen nad) dem Tage 
der Auöftellung. 

2. Bei Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche erft Durch die Genehmigung oder deu 
Beitritt einer Behörde oder eines dritten Rechtswirkſamkeit erlangen, beginnt den 
Ausftellern gegenüber die Frift für die Verwendung des Stempel mit Dem Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem fie von der Genehmigung oder dem Beitritt Kenntnis 
erhalten haben. 


8 17. Feſtſetzung von Seldftrafen gegen Brivatperfonen. 

1. Wer den Borfchriften bezüglich der Berpflihtung zur Entrihtung der Steupd 
fteuer zuwiderhandelt, hat eine Geldftrafe verwirkt, welche dem vierfachen Belrage 
des hinterzogenen Stempels gleichkommt, mindeftend aber drei Mark beträgt. 

2. Betreffen die gedachten Zuwiderhandlungen die in der Tarifftelle „Bat 
verträge” aufgeführten Verzeichniſſe oder Urkunden, zu welden Brio men 
Stempelmarfen ohne amtliche Überwachung verwenden dürfen, fo ift eine Geld 
verwirkt, welche dem zehnfachen Betrage des Hinterzogenen Stempels gleicylommt, 
mindeftend aber dreißig rk beträgt. — — — — — — — — — — — — 

3. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften bezüglich der WBerpflictung 

ur Entrichtung der Stempeljteuer unter a der Tarifitelle Pachwwerträge“ trifft de 
eldftrafe nur ben Verpächter, Vermieter oder Verpfänder. 


9 18. Feitfegung von Ordnungsſtrafen gegen Brivatperfonen. 

Wenn in den Fällen des vorhergehenden Baragraphen aus den Umftänden fd 
ergibt, daß eine Steuerhintergiehung nicht hat verübt werden Können oder nidt be 
abjichtigt worden ift, fo tritt ftatt der vorgedachten Geldſtrafen eine DOrbnungsftrait 
bis zu dreihundert Mark ein. — — — — — — — — — — — — — — — 


519. Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Beamte und Notare. 

1. Unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte, welche bei ihren amtlichen Ber 
handlungen oder bei den im Auftrage oder namens einer unmittelbaren oder mitte: 
baren Staatsbehbrde mit Brivatperfonen abgeſchloſſenen Berträgen die ihnen durch 
dieſes Geſetz oder die zu deſſen Ausführung erlaſſenen Vorſchriften hinſichtlich der 
Verſteuerung auferlegten Pflichten verſäumen, find, fofern nicht nach der Art de 
Vergehens wegen verietzter Umtspflicht eine höhere Strafe eintritt, mit einer Ordnung⸗ 
Kane bis zum Betrage des nicht verwendeten Stempel, jedoch nicht über einhundert: 
fünfzig Mark zu belegen. 

2. Die Brivatperfonen, mit welchen Die Verträge abgeſchloſſen find, deegleichen 
die Inhaber oder Vorzeiger bleiben von Strafe frei. 

3. Die Feſtſetzung der Strafen gegen Beamte und Notare erfolgt durch bie um 
vorgefete Auffichisbehörde; die Ermäßigung oder Niederfchlagung der Strafe Mann 
—* dasjenige Minifterium angeordnet werden, zu deſſen Verwaltung ber Beamit 
gehört. 
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2 Die nad 8 19 feftzufegenden Strafen find nicht Dissiplinare, fondern eigentliche 
Stempeliteuerftrafen. (3. M. dv. 15. 8. 1898, M. BL ©. 203.) 

2 Bemeinbevertreter gr als mittelbare Staatsbeamte anzufeben. (R. G. v. 19. 1. 1880, 
Entſch. i. Straff. Bd. I ©. 153.) 


8 20, Straffreiheit. 
1. Wenn der Stempel entfprechend der Auskunft der zur Verwaltung des Stempel- 


weſens beitellten Behörde verwendet worden iſt, fo treten die Strafen der 88 17 
bis 19 nicht ein. 


Die 88 21 bis 28 Handeln von bem Strafverfahren, der Strafoolifttedung und 
der Verjährung der Strafverfolgung und Strafvollitredung. 


ZEN. Abfdguitt, 
Beſondere Beſtimmungen. 
8 24. Erſatz für die vor deu Verbrauch verdorbenen Stempelzeichen. 
Fur Stempelzeichen, welche vor dem Verbrauche Durch Zufall oder Verſehen 
verdorben find, Tann Erfah beanfprucht werden. 


1 Der Antrag auf Erfah ift bei dem Hauptſteueramte des Bezirke anzumelden. 
(Nr. 17 der Ausfuhr.⸗Beſt.) 


8 25. Erftattung bereits verwendeter Stempel. 

1. Die entrichtete Stempelfteuer wird erftattet: 

&) wenn ein gejeglich nicht erforberlicher Stempel verwendet und der Erftattungs- 
anteog merhalb zweier Jahre nach der Entrichtung des Stempels angebracht 
worden iſt; 

b) wenn der von Behörden uber Beamten in der Erwartung ber Zahlung ver- 
wendete Stempel von den zur Entrichtung desſelben Verhflichteten nicht bei⸗ 
getrieben werden kann; | 

c) wenn ein beurfundetes Gefchäft nichtig ift oder durch rechtskräftiges gerichtliches 
Urteil für ungültig oder nichtig erllärt wird. — — — — — — — — — 

2. Außerdem kaun der Finanzminister die Erftattung bereits verwendeter Stempel 
aus Billigkeitägründen anordnen, wenn die Ausführung eines Geſchäftes unterblieben 
nnd Die Grfattung innerhalb zweier Jahre nach der Beurkundung des Geichäfts 
beantragt worden ifl. 

a Anträge au attung berivenbeter, geſetzlich nicht erforderlicher Stempel find an 
den Borftande bee ninen Stempeliteneramieh, jo. nn Be ber Stempel‘ — 
worden iſt, zu richten. 

Anträge auf Erſtattung verwendeter Stempel aus Billigkeitsgründen bei unter 
bliebener Geihäftsausjührung find Bei dennienigen Brovpinztal-Steuerdirektor anzubringen, 
im deſſen Bezirk der Stenipel verwendet worden iſt. (Nr. 18 und 19 ber Husf-Beit.) 

Der 8 36 Handelt von bem Rechtsweg, der in Beziehung auf die Verpflichtung 
zur Entrichtung einer Stempelabgabe —* tft 


4237. Berjährung ber Stempelfteuer. 
Die Stempeliteuer verjährt, wenn fie auf einen Bruchteil des Wertes des Gegen⸗ 


ftandes zu bemeſſen ift, im zehn, fonft in fünf Se nach Ablauf des Kalender- 
jahre, in welchem die Zahlung der Abgabe hätte erfolgen müfjen. — — —- -- — 


8 30. Verwaltung der Stempeliteuer. 

1. Die Hauptiteuer- und Hauptzollänter, ſowie Stempelfteneränter find verpflichtet, 
gegen Erftattung der ihnen an Schreibgebühren und Porto erwachjenden Koſten den 
zur Verwendung bes Stempels verpflichteten Berfonen Auskunft über die Höhe des 
Stempels zu erteilen. 

2. Uußer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats oder Kommunal: 
behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Poligeigewalt anvertraut ift, 








die befondere Verpflichtung, auf Befolgung der Stempelgefege zu halten und alle bei 
ihrer Amtöverwaltung zu ihrer Kenntnis Tommenden Zuwiderhandlungen gegen biefes 
Geſetz behufs Einleitung des Strafverfahrens von Amts wegen zur Unzeige zu bringen. 


6 31. Aufſichtsführung. 

1. Die nähere Aufficht über die gehörige Beobachtung dieſes Geſetzes führen die 
Borftände der Stempeljteuerämter, weldye mit befonderer Auweiſung vom YFinany 
el ehr —X find verpflichtet, den vorbezeichneten Worftänden 

2. Alle en u eamten verpflichtet, Den vor neten Vo 
behufs Brüfung der gehörigen Abgabenentrichtung die Einſicht ihrer Aklten, Bücher 
und Scriftitüde zu geftatten. 

8. Ferner find alle VBerpächter, Vermieter und Berpfänder verbunden, die von 
ihnen zu Hhrenden Verzeichniſſe den Vorſtänden auf Verlangen einzureichen. — — 

382. — — — — — Stempelmarken, welche von Privatperſonen nicht in der 
vorgeſchriebenen Weiſe verwendet worden ſind, werden als nicht verwendet angeſehen 


Stempeltarif. 
Die Tarifnummer ift an ber linken Seite ausgerüdt. Kür „bon Hundert” ift bei den 
Steuerfägen bie Mblürgung „v. H.“ gebraucht. 
1. Abſchriften, beglaubigte, unter denfelben Borausfegungen wie Beugniffe, amtlide 
in Brivatfachen, fiehe dieſe. 

2 Auf jeder amtlich beglaubigten Abſchrift muß nad 8 9 bes Geſetzes bermerlt 
werben, welcher Stempel zu ber Hauptausfertigung oder Urſchrift verwendet werden 
tft. Der Berner wird beifpielsweife lauten: 

Beglaubigte Abſchriſt ftenipelfrei, weil wegen lung eines Benflons 
erteilt. Zur Urfchrift (bzw. Ausfertigung) ME (in Worten) be 
Berlin, den 1. Apll 1896. 


Amtöftelle. 
Schwarzſtempel. Unterfchrift. 


du beglaubigten Abſchrift 1,50 ME. entwertet. 
ur Urhrift ufw. wie vor. 
(Nr. 30 der Dienſtvorſchr. v. 14. 2. 1806 3. St.St. Geſ.) 


2. Abtretung von Rechten . ME EEE . Ya. 
des Wertes der Gegenleijtung oder, wenn eine folche in der Urkunde nicht en 
halten ift, des Geldbetrages ober bed Wertes bes abgetretenen Recht 
mindeftens aber > > 2 rennen 1 
ift der Wert des abgetretenen Rechts nicht jyägbar . . . .... 5M 
Der Antrag auf Eintragung der Abtretung einer Hypothet oder Grundichud 
im Örundbuhe - > > > nn nenne Yu 
bed Betrages der Hypothek oder Grundſchuld, mindeftens aber . . 1 

8. Uftermiet- oder Afterpachtverträge, fiehe Pachtverträge. 

8. Anflafiungen (Umjchreibungen) von inländifhen Grundſtücken oder felhftändigen 
Berechtigleiten in Fällen der freiwilligen Veräußerung . . . . - 12 
des Wertes des veräußerten Gegenſtandes. 

9. Auktionen, d. 5. Beurkundungen von Berfteigerungen nicht zu den unbewegliches 
Sachen gehöriger Gegenftände durch Öffentliche Beamte, fofern diefe nicht 
Vertreter der Korporation, in deren Dienft fie angeftellt find, handeln, ode 
Durch gewerbömäßige Auktionatoren . EEE 5 d. 
des Gefamterlöfes nach Ubzug der Koften. 

1 Der innere Grund ber Beiteuerung nach Tarifftelle 9 ift der, daß zuiffen 
Käufer und Verkäufer eine Mittelöperfon tritt, welche bie Parteien gut Gindgung En 


das Nechtsgefhäft veranlaßt, die erfolgte Einigung nieberfchreibt und 
Unterfchrift gewiſſermaßen beglaubigt. (Aus dem Kommiſſionsbericht.) 


nt  w——n ne 


u 


10. 


j 3 Die in ber Anmerlung zu Tarif Nr. 4 des HeichSftempelgefege8 vom 

= — 1885 enthaltene Beſtimmung über die Steuerfreiheit von Kauf⸗ und ſonſtigen 
An chaffungsgeſchäften Tiber im Inlande bon einen der Kontrahenten erzeugte ober 
hergeftellte Mengen von Sachen oder Waren muß auch auf Auktionsprotokolle An⸗ 
wendung finden, da auch diefe als Scriftftüde über einen Verkauf fich darftellen. 
Bon der Erhebung eines Auktionsſtempels muß daher abgefehen werden, wenn bie 
verkauften Gegenitände in vertretbaren Sachen („Nengen“) beftehen, und derjenige, 
für deſſen Rechnung die Auktion abgehalten wird, als Erzeuger oder Herfteller der 
verkauften Gegenftände zu betrachten ift. 

Als Erzeuger der aut einen Brundftüde gewachſenen Bäunte, Sträucher, Bräfer uſw. 
und der auf diefen Bäunten befindlichen Früchte iſt der Eigentümer (ober je nad 
Umjtänden der Pächter) des Grundſtucks zu betrachten. 

Bäume auf den: Stanını, die zum „Abtriebe* verkauft werden, gebören nicht zu 
ben „Mengen“ von Sachen, da die einzelnen Bäume weſentlich duch Ulter, Größe, 
Stärte und Güte ſich unterfcheiden. Das namliche gilt auch dann, wenn gefällte 
Bäume verkauft werben. t wenn bie gefällten Bäume zu Balken, Brettern oder 
— Holz verarbeitet ſind, werden ſie vertretbare Sachen. Ein Auktions⸗ 





tenipel iſt daher nicht zu verwenden, wenn eine Gemeinde geſchlagenes Holz verkaufen 
äßt, das in einer Ihr jetoit gehörigen Waldung gewonnen iſt. 

Für den Berfauf von Sträuhern, Schilf, Rohr, Gras, Obſt und ähnlichen 
Bodenerzeugniffen für Nechnung des Selbſterzeugers wird ein Auktionsſtempel nicht 
verlangt werden Tönnen, gleichviel ob dieſe Bodenerzeugniffe bei der Berfteigerung 
noch mit dem Grund und Boben verbunden find und erft abgeerntet werden müſſen 
oder nicht, ba diefe Begenftände unter fich gleichartig, alfo „Mengen“ von Sachen find. 

Übrigens Tomnıt e3 in denjenigen Fällen, in denen jemand dic Gewinnun 
don Gras uſw. auf feinem Srundjtüd einem anderen gegen Entgelt überläßt, au 
bie Umftände an, ob ein Kaufvertrag über das von Käufer abzumähende Gras, 
oder ein Pacht vertrag Über das Grundſtück vorliegt; letzteres Fk der Fall, wenn der 
andere das Grunditüd zum Bmwed ber Nutung in Befig erhält. Bei Pachtans- 
olekungen bleißt die vorher erwähnte Anmerkung zu Tarifnummer 4 bes Reichs⸗ 
ftempelgefege8 außer Anwendung. (F. M. vd. 17. 12. 1891; Labus, das Preuß. 
St. St. &. ©. 133) 

— Die vorſtehend wiederholt erwähnte Anmerkung zu Zarifnummer 4 des 
Reichs⸗St.⸗G. entipricht den Inhalte der Befreiungsporfchrift 3 zu Tarifnummer 32 
bes Preuß. St. St. G. 

s ar ferner, namentli über ftempelpflichtige und ftempelfreie Hol— 
verlänfe, die Anmerkungen zur Xarifitelle 32. 


Ausfertigungen von Schriftftüden der Behörden und Beamten, fofern für 
die Schriftftüde nicht ein durch diefen Tarif beftimmter Stempel zu ent- 
richten i > en ME 50 Pe 
2 Diefe peltimmung fällt unter die Regel des 5 4a dieſes Geſetzes, und find 
die Ausfertigungen als ſolche nur dann ftenipelpfliätig, wenn die Urkunde einen 
Wert von 150 ME. überfteigt. (Berbbig. d. Abgeord.-Hf8.) 
Befreit find Ausfertigungen: 
a) von Beicheiden auf Gefuche, Anfragen und Unträge in Brivatangelegen- 
eiten, fie mögen in Form eines Untwortfchreibend, einer Berfügung. 
—— — oder einer auf die zurückgehende BVittſchrift ſelbſt 
gefebten Verfügung erlaffen werden; 
b) von Genehmigungen der zuftändigen Behörden in Banfachen. 


> Die Stenipelpfliät tft auf Ausfertigungen von bereitß vorhandenen Schrift» 
ftüden eingefhräntt, fo daß, wenn nicht eine andere Tarifitelle (3. B. Nr. 33, 39 uf.) 
Anmwenbung findet, Steuerfreiheit in allen denjenigen Hüllen eintritt, In benen e8 an 
einer Urkunde feblt, von welder die amtliche Ausfertigung entnommen if. Alle 
Behörden und Beamten find verpflichtet, auf den von ihnen Hempelfret erteilten Aus⸗ 
jet ungen, infoweit fie nicht unter die Berrelungen zu a und b fallen, den Grund 
er Stenipelfreibeit zu beicheinigen, 3.8. „Stempelfrei mangels Borhandenjeins einer 
Urfrift*. (Nr. 33 der Ausf.-Beit.) 


8 Allerhochſt vollzogene Patente über Titel” und Charakterverleihun an. 
Beanite find ſtempelfrei. IM. & ©.. 226.) dungen 


. dv. 17. 11. 1896, M. Bl. 





11. 


12. 


18, 
14. 
16. 


17. 
18, 


21. 
32. 


4 e aus den Alten, amtlich geführten Büchern, Regiftern und Rechnungen 

wenn fie für Privatperfonen auf ihr Anfuchen ausgefertigt werden LM. 
Befreit find Die auf Den PBerfonenftand (Geburten, Heiraten, Sterbefälle fm. 

bezüglihen Auszüge aus amtlich geführten Büchern und Standesregiftern. 


Behallungen für bejoldete Beamte 1RELHON, 
für unbefoldete Beamte - -. . - . 2... . frei. 
Bürgfhaften, fiche Sicherftellung von Rechten. — 
—— fiehe Abtretung von Rechten. 

upfifete von ſtempelpflichtigen Urkunden. . . 1M.0%. 


jedoch nicht über den zu der ftempelpflichtigen Urkunde ſelbſt erforderlicen 
Stempel hinaus. 





Eheverfvrehen - - - > > > > 2 ern AERO, 
Eheverttäge - - > > >22 TL 
wird durch diefelben über Bermögensgegenftände von nicht mehr als 6000 Rt. 
vd nr rn ERS 
Erbueriräge - - -. - . IR 


Kauf und Tauſchverträge und anbere läftige Beräußerungsgefchäfte enthaltende 
Rare injomweit wicht befondere Zarifftellen zur Anwendung Tommen, wen 
e betreffen: 
a) im Inlande befindliche unbewegliche Sachen ober dieſen gleichgeadte: 
Redte . . . . 15) 


vom Kauf⸗ oder Lieferungspreife ; 

c) andere Gegenftände aller Art (auch) Lieferungsverträge), falls die Berträn 
nit auf Grund ber Tarifnummer 4 des Reichsſtempel⸗Geſehes vom 
3. 6. 1906 der Reichsſtempelabgabe unterliegen vder vom biete 
befreit find . >. 2: 2 2 nn ne 
vom Kauf: oder Lieferungspreije. 


2 Stempelpflichtig find nur ſchriftlich gefchloffene und bon Beiden Teilen (der 
tragſchließenden) urterfchriftlich vollzogene Beriräge. 

Eine ftenpelpflidtige Urkunde ift trog der fehlenden zweiten Unterſchrifſt aber 
der Kaufvertrag, welcher in zwei Eremplaren angefertigt wird, don bemen jede Partri 
nur daS eine Ahr den Segentontrohenten beftimnte Erenplar unterjchreißt. 

2 Eine von beiden Teilen unterfchriebene Urkunde, welche das ſchriftliche Ane⸗ 
fenntnis eines mundlich gültig abgefchlofienen Kaufvertrags enthält, unterliegt dem 
gejeglihen Kaufivertftempel. 

8 Eine Urkunde, welche die einfeitige Buftimmung einer Partei zu einen 
abzufchlienenden Kaufvertrag enthält, iſt nicht als Kaufvertrag Stempelpflictig; bie 
Stenipripflichtigfeit wird vielmehr erſt durch die fehriftlich dofumentierte Willens 
übereinftinmung der Stontrafenten begründet. (Ob.-Trib. v. 11. 6. 1874) 

Ermäßigungen und Befreiungen: 

8. Befreit find Rau und Lieferungöverträge über Mengen von Sachen oder 
Waren, fofern diefelben entweder zum unmittelbaren Berbraud in eek 
Gewerbe oder zur Wiederveräußerung in berfelben Befchaffenheit oder 
nach vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung dienen follen oder IM 
Inlande in dem Betriebe eines der Vertzagfchließenden erzeugt ober her⸗ 
gejtellt ind. 

4 Unter „Mengen von Sachen und Waren“ fallen namentlih auf sv 
land⸗ und forftrirtfchaftlichen Erzengniffe, wie Getreide, Heu, Stroh, 20 ſowie 
aninalichen Erzeugniſſe, wie Vieh ufw., ebenſo auch die Bedürfniſſe, welche N 
Grundbeſitzer im allgemeinen Tauft, wie fünftlihen Dünger und Futtermittel, un 
find Kauf und Lieferungsneichäfte darüber fteuerfrei. 

5 Tarüber, ob bei der Beräußerung von nod nicht nbgeemteten —5 — 
3. B. von Obſt, Gras, Holz uſw., eine Verpachtung (wie im Volkaͤmunde q 
oder ein Verkauf vorliege, welcher, ba es ſich um Mengen felbfterzeugter Produ . 
handelt, nach Tarifftelle 32, 3 Steuerfreiheit beanfpruchen dürfe, erklärte ber Dina 


minifter in einer Kommttiffionsfigung, daß DVeräußerungen von ftehenden und 
hängenden Früchten nicht Pacht- fondern Kaufverträge feien, unb zwar felbjt 
dann, wenn ber Erwerber nod) nicht genau wiſſe, was er ernten werde. 
Sn der Pacht ſel meiſt nicht eine Einzel, fondern die Gefomtnugung enthalten, 
o daß 3. B. jemand, welcher eine Wieſe gepacdhtet habe, dieſelbe auch düngen und 
ewenden laffen könne, während biefe Nechte dem Käufer des gewachſenen oder bes 
zu erwartenden Graſes nicht zuftänden. (Aus den Kpnım.»Berichten.) 

© Die Stempelpflichtigfeit oder »freibeit der Verträge über Holzverläufe richtet 
ſich nach folgenden Grundſätzen: 

Bäume auf dem Stanın, bie gegen eine im ganzen bereinbarte Sunmme, wie 
beiſpielsweiſe bei der Veraͤußerung ganzer Wälder oder Waldparzellen, zum „Ub- 
trieb” verfauft werden, gehören nicht zu ben „Mengen” von Saden, da die 
einzelnen Bäunte weſentlich durch Alter, Größe, Stärke und Güte ſich unterfcheiden. 
Berträge über dieſe Geſchäfte find nad) Tarifftelle 320 niit 1/, dom Hundert zu 
verſteuern. Das gleiche trifft zu, werm es fich um ben Verkauf zwar gejällter, aber 
noch nicht aufgearbeiteter Bäume in Bauſch und Bogen Handelt. (Vgl. K. G. v. 
3. 6. 1889, Yobow B. 9 ©. 219.) 

Berträge über fonftige Holzverläufe mit Einihluß des Vorverkaufs im Wege 
be3 ſchriftlichen Aufgebots (Submijfionsperfahren) von Holz auf dem Stanını, wobei 
die Uufarbeitung bes Holzes Sache der Forſtverwaltung if, — daß dabei Wünfche 
ber Käufer in gewiſſen Grenzen berüdfichtigt werden, iſt nicht von Belang, — die 
Übergabe erſt nach geichehener Aufarbeitung erfolgt, und der Preis nach ber bei der 
WUufarbeitung fich ergebenden Feſtmeterzahl bes polae? fi beſtimmt, find ftenipelfret, 
weil da3 zum Verlauf gelangende Holz al8 „Menge* im Sinne ber Befreiungs- 
vorſchrift 3 der Tarifitelle 32 angufeben ift. (Bgl. F. M. v. 5. 3. 1897, M. Bl. ©. 87.) 

Geſchieht der Berlauf im Wege öffentlicher Auktion, fo ift bie Stempel» 
freiheit der Unttionspretstolle be Inge bei Beräußerungen: 

a) aus Statsforen durch die Stempelbefreiung des Fiskus; 

b) aus Stadte, Semeinde- ufw. Forſten, wenn Beamte diefer Korporationen 

die Auktionen vornehmen, nach Tarifftelle 9; und 

6) auß PBrivatforften, wenn ber Beſitzer felbft die Auktion abhält bzw. durch 

eine bon ihm beauftragte, nicht zu Dem Öffentlihen Beamten und gewerb3- 
mäßigen Aulktionatoren gehörige Berfon abhalten läßt, nach XTarifitelle 9 in 
Berbindung nıit Tarifftelle 32, 3. 

Laſſen Korporationen (Bemeinden ufw.) oder Pripate in Rede ſtehende Auktionen 
durch Öffentliche Beamte, 3. B. SerichtSpollzieber, oder gewerbsmäßige Hultionatoren 
vornehmen, fo find die Auktionsprotokoſle nad Tarifitelle 9 ftentpelpflichtig. 

7 über bie Anwendbarkeit ber obigen Beitimmungen über „Ermüßlgungen und 
— A entitehen nicht felten Bmeifel, da aus bem für die Stempelpflichtigkeit 
maßgebenden Inhalte der Lieferungsverträge häufig nicht nılt Sicherheit zu entnehmen 
ift, 06 es ſich bei der ausbebungenen Lieferung um Selbſterzeugniſſe der dort ge- 
decht Beleg ei folcher Zweifel hat der Here Fi inif rdnet, daß 

ur Beſeitigung ſolcher Zwe at der Herr Finanzminiſter angeordnet, Da 
ish in allen Fallen, in denen ber Unternehmer verpflichtet fein jeu, nur bon ihm 
ſelbſt im Inlande erzeugte Mengen von Sachen und Waren zu liefern, diefe Ver⸗ 
pflitung in den Sieferungsverträgen, bei deren run bie Steuerverwaltung mit- 
dere ugt in. ou zum Ausbrud zu dringen if. (M. 2. v. 31. 7. 1899, D. 5. 


1 
88. aieferungäberteäge, fiebe Ranfoerträge 
89. LSuftbarkeiten, Genehmigungen der Ortspolizeibehörden zur Beranftaltung von 
Mufilaufführungen oder fonftigen Luftbarkeiten aller Urt . . . ME . 
bei Luftbarkeiten geringfügiger Urt en . 50 BI. 
41. Miet- und U etverträge, fiehe Pacht» und Ufterpachtverträge. 
48. Pacht˖ und Afterpachtv e, Miet: und Wftermietverträge, ſowie antichretifche 





erträge:”) 
a) über unbewegliche Sachen, fofern der verabrebete, nach der Dauer eines 
Jahres zu berechnende Pachtzins (Mietzins, antichretiiche Nutzung) mehr 

als 800 ME. berät - - > > 2 22 l 
des Pachtzinſes (Mietzinfes, der antichretiichen Nutzung). 


n»f. Pfanbnugungsverträge. 


o >». ® 





Die Verſteuerung erfolgt mittels Verzeichniſſe; fiche die nachfolgenden 
Anmerkungen. 

Behörden find berechtigt, die Verfteuerung ber von ihnen zu führenden 
Berzeichnifie jelbft zu bewirken. 

Die Vorſchrift des 8 Au dieſes Geſetzes findet auf Die Berträge 
diefer Zarifftelle feine Anwendung. 

b) über bewegliche Sahen . . » . 2 2.0002 Yo. $. 

des Zinſes (Nubung). 

Der Stempel berechnet ſich nad) der Dauer der bedungenen Ber- 
tragszeit; bei Verträgen auf unbeftimmte Seit ift der Berfteuerung eine 
einjährige Dauer zugrunde zu lege. 

1. Das für die Eintragungen beftinnmte Verzeichnis (Pacht-, Miet, Antichreie 
Berzeichnis) ift nach dent Bier folgenden Muſter, weldem die für die Berfteuerung 
in Betracht fommenden Beitimmungen in Kr bon Bemerkungen borangeftellt find, 
zu führen und kann, fofern die Steuerpflichtigen dasjelbe nicht ſelbſt mit Der Feder 
anlegen wollen, von allen Hauptämtern, Bol und Steuerämtern unb Stempel 
verteilern unentgeltlich bezogen werden. 


Pacht⸗ (Miet-, Antichreſe⸗) Verzeichnis. 


betreffend d.... Grundftüd ........... 
in ...... Nr. .... D..2o 2200. Straße (Platzes) 
Bemerkungen. 


1 Der Eintragung in daS Berzeichnis unterliegen alle Bacht- und Afterpacht⸗ 
Berträge, Miet- und Aftermiet-VBerträge, fowie anticjretiiche Verträge, welche inner- 
halb eines Kalenderjabrs in Geltung geweſen find, auf Grund 

eines förmlichen fchriftlicden Vertrags, 

eines durch Briefwechſel zuftande gelonımenen Vertrags, 

einer in einem Bertrage der vorbezeichneten Urt enthaltenen Beitinnmung: 

daß das Pacht⸗, Afterpacht⸗, Miet» ufw. Verhältnis unter gewiſſen Bor 

ausſetzungen (. B. int Falle einer innerhalb einer beitimmten Frift nicht 

erfolgten Künd nung) als verlängert gelten ſoll, 
fofern ber Zins (bzw. Nubung), wenn er nach der Dauer eine Jahres Berechnet 
wird, mehr als ME. beträgt. Xrifft Iehtere Vorausſetzung zu, jo find die Ber 
träge auch alsdann ftenerpflichtig, wenn der auf die Geltungsdauer de Bertrag? 
während bes betreffenden Kalenderjahr entfallende Zins⸗ oder Rußlingöbetrng 
150 Mt. oder weniger (ogl. $ Aa des Stempeifteuergeleged vom 31. Juli 1895) 
beträgt, fo daß 3. B. ein während der Dauer eine® halben Monat3 tn Geltung 
neivefener Mietvertrag, in dem ber monatliche Mietzind auf 30 ME. verabredet ift, der 
Eintragung in das Berzeihnis und der Verſteuerung (mit 0,50 ME.) bedarf, während 
andererjeitd ein 10 Monate in Geltung geivefener Mietvertrag, in dem nıonat» 
lie Dietzins pr! 25 ME de ejebt ift, jteuerfrei Hleibt. 

Mündiih geſchloſſene eh Miet: uſw. Berträge Hub nit ſtenerpflichtig und 
deshalb in das Verzeichnis nit aufzunehmen. 

. 2 Derjenige Zeitraum, binfichtlich defien eine Beritenerung der Pacht», Miet» uf. 
Berträge, welche dor bem 1. April 1896 gefchlofien worden find, bereits ftattgefunden 
hat, bleibt für die Eintragung in das Berzeichnis außer B 

3 Wenn Berträge der unter Ziffer 1 Abſ. 1 bezeichneten Art vor Ablauf ber 
bertragsmäßig feitgejegten Zeit ihr Enbe erreichen, fo iſt der Stempel nur für bie 

eit bis zur Beendigung der nerträge zu entrichten, fo daß beiſpielsweiſe ein für die 

eit vom 1. Vanuar bi3 Ende Dezember 1897 zu einen: Aa 1807 be e bon 
6000 ME. geichlofjener Mietvertrag, welcher aber nur bis Ende i 1897 beitanben 
Bot, nur in gie von 3000 ME. (alfo mit 3 ME.) zu berfteuern ift. 

4 Die Entrichtung bes geſetzlichen Stempels ift nicht auf das betreffende 
Kalenderjahr beſchränkt, fondern es iſt nach den Belieben des Steuerpflichtigen eine 
Borausverjteuerung auf mehrere Jahre guläffig., Wegen der Berechnung bes 
Stempels bei Vorausverſteuerungen vgl. ben zweiten U Br folgenden Biffer 

5 Die Stenipelabgabe beträgt A/,, vom Hunbert bed Pachtzinſes (Mietzinfes, 
der antichretiihen Nutzung) und der Nindeftbe berfelben 50 Bf. Die Stempel 
abgabe fteigt in Abſtufungen von je 50 Pf., wobel überfchießende Steuerbeträge auf 
je 50 Pf. abgerundet werden, fo daß alfo 


wr 


bei einem Binje bzw. einer Nutzung bis zu 500 ME. der Stenipel 

betraͤggtggggg. ae DO Mk. 
bei einem Binfe bzw. einer Nutung bon mehr als 500 bis 1000 ME. 

der Stempel beträpt - - - > > 22 2 een en. ho „ 
bei einem Binfe bzw. einer Nutzung bon mehr als 1000 bis 1500 ME. 

der Stenipel beträtttgggg. 


uſw. 
Bei Vorausverſteuerungen für eine längere Vertragsdauer als das abgelaufene 
OLE DE OD! berechnet fi Der Stempel nicht nad der Geſamtſumme der für den 
} betreffenden Zeitraunt zu — Pacht, Miete uſw., ſondern er ſtellt ſich in der 
Geſamtſumme der Stempelbeträge dar, die ſich für die einzelnen Kalenderjahre ergeben. 


Soll 3.3. ein für die Zeit vom 1. Oktober 1897 bi8 Ende 1898 über eine Jahres⸗ 
miete don 400 ME. geichloffener Dtietvertrag im Januar 1898 im voraus für das 


Bahr 1898 — werden, fo beträgt der Stempel nicht! / vom Hundert der im 
i ganzen zu zahlenden Miete von (100 4 400) = 500 RE., alfo nicht 0,50 ME., ſondern 
ö er a Mk., nämlid 0,50 ME. für die auf dag adgelaufene Kalenderjahr ent- 
richtete Miete von 100 ME. und 0,50 ME. für die auf das Stalenderjahr 1898 zu 


zahlende Miete von 400 ME. 

Die Nebenausfertigungen (Nebeneremplare) der Pacht⸗ Miet» uſw. Berträge 
unterliegen einem befonderen Stempel nicht, wenn nicht etwa ein ſolcher infolge der 
nach Ziffer 14 erforderlichen befonderen Berfteuerung ber re en fällig ift. 

6 Die Aufſtellung und Verſteuerung ber Saul. durch uftragte oder 
Bertreter ift Bald: doch Bleiben die eigentlid) Verpflichteten für die gejelichen 
Stempeladgaben, jowie für die verwirkten Strafen perjönlich verhaftet. 

7 Ulle von einem Verpächter, Bernteter ufw. für ein Kalenderjahr oder im 
voraus zu berfteuernden Berträge find in ein Verzeichnis einzutragen, auch wenn 
die Verträge fi) auf mehrere Grundftüde beziehen, fofern nur diefe Grundſtücke zu 
demfelden — en gehören. Jedoch kann auch über jedes einzelne Grund— 
ftüd ein bejonderes Verzeichnis geführt werden. Sind die mehreren Grundſtücke in 
verſchiedenen Hauptamtsbezirken gelegen, fo ift für jeden Bezirk ein befonderes Ver⸗ 
. ans zu führen Werden in einen Verzeichnis die Verträge Über mehrere Grund» 
: tüde nachgewieſen, jo find die mehreren Verträge, die ein und dasſelbe Grundftüd 
betreffen, aufanımenbängend je in befonderen Abſchnitten einzutragen, fofern nicht 
von der Befugnis der Unlegung bejonderer Berzeichniffe für jedes einzelne Grundftüd 
Gebrauch geniaht wird. Die einzelnen Grundftüde find in der Überfchrift des näheren 
zu bezeichnen. Es fteht den Steuerpflichtigen frei, für jedes Kalenderjahr ein bejonderes 
Verzeichnis zu führen oder bie Beriteuerungen für die einzelnen nifeinander folgenden 
| Kalenderjahre in denifelben Verzeichnis zu bewirken. 

8 Das Verzeichnis iſt von dem Verpächter, Vermieter ufw. oder feinen Beauf- 
tragten mit folgender ah a Bi verſehen: 

Dah andere unter die Tarifitelle Nr. 48 Buchſtabe a des Stenipelftcuer- 
Geſetzes von: 31. Juli 1895 fallende Verträge, als die vorſtehend eingetragenen, 

in dieſes Bergeiäni nit aufzunehmen ——— verſichere ich. 

De ——— I EEE. >: 
(Bor= und Zuname, fowie Stand des Verpächters, Vermieter ujiv. 
oder feines Beauftragten.) 

o Tie Berfienerung des Verzeichniſſes muß bis zum Ablauf ded Januar, der auf 
das Kalenderjahr folgt, für welches die Berfteuerung geſchehen fol, bewirkt werden, 
und zwar bei denjenigen Hauptanıt oder Steueramt bzw. Nebenzollamt, in dejjen 
Geſchäftsbezirk die betreffenden Grundftüde belegen find, oder bei einem benachbarten 
Stempelverteiler. Gehören die Grundftüde zu den GejchäftSbezirfen verichiebener 
Unteräniter, fo hat der Steuerpflichtige Die Wahl, welchem diefer imter er das Ber: 
zeichnis vorlegen will (vgl. Ziff. 7). 

10 Die Stenipelpflit wird dadurch erfüllt, daß der zur Führung des Ber- 
zeichniſſes Verpflichtete oder deſſen Beauftragter einer der in Ziffer 9 bezeichneten 
Stenerftellen das Berzeihnis ausgefüllt und mit der in Ziffer 8 angegebenen Ber: 
ſicherung verfehen unter Zahlung des Stenipelbetrags entweder einreicht oder durd) 
die Poft mittels eingefchriebenen Briefes einfendet, oder daß er bie in dem Verzeichnis 
zu machenden Ungaben vor der Steuerbehörde unter Entrichtung des Stempeibetrags 
zu Protokoll erklärt. 

a2 Die zur Führung der Verzeichniſſe Berpflichteten haben die Verzeichniſſe 
fünf Jahre lang aufzubewahren. Auf Berlangen erfolgt die Aufbewahrung durch 
die Steuerbehörde. ' 
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12 Alle Berpächter, Vermieter uſw. find verbunden, die von ihnen zu führenden 
Berzeihnifie den Vorſtänden der Stempelfteuerämter auf Berlangen einzureichen 
oder, wenn fie Derzeichniffe nicht eingereicht Haben, auf Mufforberung ber Steuer: 
behörbe anzuzeigen, daß don ihnen Während des vorangegangenen Salenderjahres 
Verträge der erwähnten Art, deren Eintragung in das Verzeichnis gefeglich erforderlich 
ift, nicht errichtet worden find. 

13 Wer den Vorſchriften bezüglid der Verpflichtung zur Entridtung ber 
Stenpelfteuer für Pacht-, Miet» uſw. Verträge zumwiderbandelt, hat eine Gelditmie 
derwirft, welche den zehnfachen Betrage des Hinterzogenen Stempels gleichfomm. 
nıindeftens aber 30 ME. beträgt. Ergibt fi) aus den Umpftänden, daß eine Steun- 
binterziehung nicht hat verübt werden können oder nicht beabfichtigt worden iſt, fo tritt 
eine Ordnungsftrafe Bis zu 300 ME. ein. Cine Strafe bis zu einem gleichen Betrage it 
derwirkt, wenn den Vorfchriften bezüglich der Aufbewahrung der Verzeichniſſe zuwider⸗ 
gehandelt wird, oder die unter Ziffer 12 erwähnten Aufforderungen unbeachtet bleibe 

24 Durch die Verfteuerung der Pacht», Miet» uſw. Berzeichniffe gelten bie Ber- 
träge nur inſoweit al3 verfteuert, als in ihnen die Pacht-⸗, Miet- uſw. Abkommen 
Deurfundet find, nicht aber auch Binfichtli anderer, in ihnen etwa noch entbaltener, 
befonders ſtempelpflichtiger Rechtsgeſchäfte. Insbeſondere gelten nicht als mitverſtenert 
die von den Pacht⸗, Viet⸗ uſw. Abkonimen unabhängigen Nebenverträge, alſo beiſpielsweiſe 
die Verabredung, daß die Entſcheidung entſtehender Streitigkeiten einem Schiedsſsgericht 
oder einen: an ſich zuſtändigen Gericht übertragen werden ſolle oder die Bereinbarımg 
eines Vorkaufsrechts für den Pächter, Mieter uſw. Derartige Nebenreden find nach 5 14 
und der Tarifftelle 71 Ziffer 2 Abſ. 1 des Geſetzes in der Welfe zu veriteuern, daß die 
erforberliden Stenipelntaterialien zu der Urkunde ſelbſt durch eine Steuerftelle inner: 
halb der int 8 16 des Geſetzes bejtimmten Friſt von zwei Wochen entwertet werden 

Als befonders ftempelpflichtiger Nebenvertrag ift aber nicht anzuſehen &i: 
Verabredung, wonach der Vermieter, wenn er fein Zuruckbehaltungsrecht wegen rüd: 
ftändiger Miete ausübt, nach fruchtloſer, ſchriftlicher Zahlungsaufjorderung berechtigt 
fein fol, die zurüdbehaltenen Gegenftände freihändig zu veräußern und ſich aus text 
Erlöfe zu befriebigen, ohne daß Mieter Schadenerfag-Anfprüche geltend machen kam; 
und ferner die Vereinbarung, wonach der Mieter die eingebrachten Sachen an dei 
Bermieter während der Dauer des Vertrags für den richtigen Eingang der Miete. 
fowie für die fonftigen Unfprühe aus den: Mietvertrage verpfändet. 

. 35 Die Hührung de Verzeichniſſes erfolgt nach dem nadjjtehend abgedrudım 
Mufter. In demfelben tft eine jährliche oder monatliche Pacht, Miete uſw. vorzuss 
gelegt; in den Fällen, in denen die Pacht, Miete uſw. nad) Wochen oder Tagen 
vereinbart iſt, wird das Formular entſprechend abzuändern fein. 
















i Begeilänung | Serzugmneue: im | wercon |E38, |: 
2 Name des Ralenberjahte; bei | der Pad, Miete Bessere er 
3]. des Pachters Vertrags: verfimnerungen Nugertrage |” Sesrr =: 
3 (Mieters, m Angabe Deß u ern —— sare221®, 
5] Pfandinhabers) Datum Art im ganzen und nal ijahrlich nn BEER ei 3 
Kalenderjahren A a1. | ã las 
T 5 6 |: 
1Friedrich Rüder 15. 3. 971 Miete |1. 4. 97°—15.4.97 | — 1-30 |-1 15 
2 Johann Beftändig 20.3. 97] desgl. 1.4. 97—30.11.97| 6000 I—i — |—] 4000 
3Ernſt Unverzogen 131.1. 97} deögl. 11. 4. 97—31. 3.99 
| und zwar | 
| | 1.4. 97—31.12.97 | — |] 2250 
| 1.1. 98—31.12.98|* 3000 | — 3000 
| 1.1.9931. 3. 99 | — 750 
4Peinrich Habermanm]1s. 7. 97; Bacht [1.10.97—30. 9. 17 
| und zwar | 
1.1.98—31.12.11 i— 1114 mal! 
je 360 p! 
t.1. 12— 31.12.16 | — 5 mal 
4800 I— je 4800) — 
1.1. 17—30. 9.17 3600 
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Daß andere unter die Tarifftelle 48 Buchſtabe a des Stempelſteuer⸗Geſetzes 
von: 31. Juli 1895 fallende Beträge, als die norjtehend eingetragenen, in dieſes Ver⸗ 
zeichnis nicht aufzunehmen waren, verfichere ich. 

Ort, Datum Vor⸗ und Buname, jowie Stand des Bermieters, 
" Verpächters ufw. 


3. Behörden fteht e8 frei, in Aſhun derjenigen Verträge, welche fie als Ber- 
pächter, Vermieter u Abe abgeſch aben, die Verſteuerung der Verzeichniſſe 
ſelbſt zu bewirken. chtlich der Fall e, welche fie ald Pächter, Mieter ufw. 
abgeſchloſſen haben, eg ihnen bie Verpflichtung ob, demjenigen Stenpelfteuerantt, 
in defien Geſchäftsbezirk der Vertrag errichtet iſt, eine Abſchrift einzufenden oder ihm 
den Namen der Berpäcter, Vernieter ufm., das Grundftüd, den Bing bzw. die 
Nutzung, die Dauer des Bertrags, bie Bereinbarungen wegen ſtillſchweigender Ver⸗ 
längerungen, ſowie ſonſtige für die Stempelpflicht in Betracht kommende Abreden 
mitzuteilen. (Nr. 47 der Dienſtvorſchr. v. 14. 2. 1896 3. St. St. ©.) 

3. Die dom Fiskus als Verpächter abzufchließenden Pachtverträge bedürfen, 
falls der Pächter nicht etwa ebenfalls Befreiung von der Stempelſteuer genießt, gemäß 
Io und 8 11 des Steipefteurgefee der Hälfte des tarifmäßigen Stempel in 

bſtufungen von je 50 Pf. 

Diefer Stenpel iſt nicht, wie früher, zu dem EA des Bertragß, 
[onbern zu ben von der fisfaltichen Behörde zu führenden Pachtverzeichnifie zu 
bermwenden. 

Der fisfaliichen Behörde fteht, wenn fie den Stempel verauslagt, nach allge: 
meinen Grundjägen der NRüdgriff gegen den zur Bablung. der Abgabe gefehlic 
verpflichteten Vertragsteilnehner zu. 

Bu Nebenerenlaren bon Pacht- und Mietberträgen tft, weil eine Stenipel- 
berwendung zu dent Haupteremplare nicht ftattfindet, ein befonderer Stempel nicht 
zu zahlen. (Bgl. Tarifitelle 16), Enthält der Pachtvertrag Nebenverträge, die 
bejonder8 zu vberjteuern ‚find (3. B. einen Schledsbertrag), jo iſt der allgemeine 
Bertragsftenpel in der darftellbaren Hälfte von 1 ME. ſowohl zu dent baupereniplore 
A di dem emp are bes Vertrags zu verwenden. (M. L. dv. 18. 6. 1896, 

L. Snodpachtverträge ind als Pachtverträge über unbewegliche Sachen nach 
Tarifftelle 48a zu verſtenern. Die Serttenerung erſolgt mitten Aufnahme in ein 
Pachtverzeichnis. (F. M. dv. 9. 5. 1897 u. M. %. v. 5. 6. 1897, M. BI. ©. 125.) 


50. Bolicen, fiche Bererungeverttäge 

58. rotofofle, auch von den Parteien nicht unterjchriebene, welche in Brivat- 
. angelegenheiten von Behörden und Beamten aufgenommen find und die Stelle 
einer im ge enwärtigen Tarif beſteuerten Verhandlung vertreten, 1 ie IE 
‘ mindeftens aber . . . 50 Bi. 
Protokolle, welche nicht die Stelle einer im Tarif beſteuerten —— 
vertreten, ſind ſtempelfrei. 

57. Schiedsſprüche . Yo b. —5 
des Wertes des Streitgegenſtandes, 9— mindetens 2, hoghſens 100 — 

der Wert des Streitgegenſtandes unſchä 


| 1 Die fchtedsrichterliche Enticheidung von Meinungsretſchiedenheilen Fer 
| dem Käufer und dem Revierverwalter über Aufarbeitung ‚des verkauften Holzes durch 
den Forſtinſpektionsbeamten iſt a und e3 fällt der erjorderlide Stempel 
dem unterliegenden Zeile zur La . 10. 1895, D. 3. B. 28 ©. 22.) 


58. Sähulbverjäreibungen. 
Schuldverfchreibungen, ab pothelarifche und perjönliche aller Urt, inſoweit 
es fih nit um der eichsſtempelabgabe unterworfene Wertpapiere 
handelt . .  Yob. 9. 
des Sapitalbetrages ber Schuldverſchreibung. 


Riten 


5 11 


— — 
2 


— 
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Ermäßigungen: 
b) Schudve chreibungen über Darlehen, welche innerhalb Iapresfeit ber 
in einem fürzeren Zeitraum zurü zuzahlen find . Y/n d. 9. 
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der dargeliehenen Summe in Abftufungen von 20 Bf. für je 1000 RE. 

oder einen Bruchteil dieſes Betrags. — — — — — — — — — 
Befreiungen: 

c) Sparkaffenbüädher.. — — — — — — — — — — — — — — — 

59.. Sicherſtellung von Rechten je nach dem Werte der ſichergeſtellten Rechte (bis einſchl. 

600, 1200, 10000 ME. und darüber hinaus) 50 Bf., 1 ME, 1 ME. 50 Bi. 5 Mt. 

ı Kür Schreiben, mit welchen Käufer von Holz Wertpapiere zur Sicherheit bes 

Kaufpreiſes für adgefchloffene, an fi ſtempelfreie Kaufgeſchäfte (vgl. Annierk. 


zu den Tarifftellen d und 32) den Behörden überſenden, kann ein Stempel nicht 
verlangt werden. (F. M. v. 5. 3. 1897, M. Bl. ©. 87.) 


63. Tanſchverträge, fiehe Kaufverträge. 
70. Berfiherungsverträge, auch in der Form von Policen und deren Berlängermuigen, 
wenn fie betreffen: 
a) Lebens: und Rentenverſicherungen einfchließlich der Berficherungen auf 
den Lebensfall (Altersverſorgung, Ausſteuer, Militärdienft un dergl.) 
mod. 


der verficherten Summe in Abftufungen von 10 Bf. für je 200 DE. oder 
einen Bruchteil dieſes Betrags. Befreit find Verficherungen, bei welchen 
die verficherte Summe den Betrag von 3000 ME. nicht überfteigt. 

b) Unfall» und Haftpflichtoerficherungen rn Us v. H 
des Geſamtbetrags der verabredeten Prämien in Abſtufungen von 10 Br. 
für je 20 ME. oder einen Bruchteil diefes Betrags. Befreit find Ver⸗ 
fiherungen, bei denen die verabredeten Jahresprämien den Betrag von 
40 ME. nicht überfteigen. 

c) Berfiherungen gegen andere Gefahren (Feuer, Hagel-, Biehverficherungen 
ufw.) für jedes Jahr der VBerfiherungdauer . . . . Yon v. d. 
d. i. 1 Pf. von 1000 ME. der verficherten Summe in Abftufungen von 
10 Pf. für je 10000 ME. oder einen Bruchteil dieſes Betrags. 

Seder Bruchteil eines Verficherungsjahrs kommt bei der Jefteueruug 
als ein volles Jahr in Betracht. 
Befreit ſind: 

1. Berficherungen, bei welchen die verſicherte Summe den Betrag von 3000 Mk. 
nicht überfteigt. 

2. Verficherungen bei den auf Gegenfeitigfeit gegründeten und nicht vie 
Erzielung von Gewinn bezwedenden Verficherungsanftalten, deren Ber- 
fiherungäbeträge durch Umlage erhoben werden, und deren Geichäftsbetrieb 
über den Umfang einer -Brovinz nicht hinausgeht. 

71. Berträge, 

1. duch welche ein früherer ftempelflichtiger Vertrag Lediglich aufgehoben 
wird.. . 1M. 60 BE. 

2. über ſonſtige vermögensrechtliche Gegenftände, wenn feine andere Tarif⸗ 
ftelle zue Anwendung lommt - - - 2 2.22... 1ME 50 

Befreiungenr: 

a) Lehrverträge, 

b) Berträge, durch welche Arbeits⸗ und Dienftleiftungen auf bejtimmte 
oder unbeftinnmte Zeit gegen zu gewiſſen Beiten wiederlehrendes 
Entgelt (Lohn, Gehalt u. dgl.) verfprochen werben, wenn der 
Sahresbetrag der Gegenleiftung 1500 ME. nicht überfteigt. 


1 zu Beaniten⸗Dienſtverträgen iſt mit Rückſicht auf die Steuerfreiheit des Fiskus 

nur die darſtellbare Hälfte des allgemeinen Dertragäftentpelß bon 1,50 ME. mit 1 ME. 

zu verwenden. Werden folche Dienftverträge in die Form von Protokollen gebracht. 

Ib er A fie N npel bon 1,50 DIE. (Berf. d. Oder-Nechn.Hanımer; Labus, 
t.⸗St.⸗Geſ. ©. . 


— 


nr i 


vs. 


13. 


— 


77. 


G. Stempelſteuer. 885 


VBollmachten, Ermächtigungen und Aufträge, zur Vornahme von Geſchäften 
rechtlicher Natur für den Vollmachtgeber, bei einem Werte des Gegenſtandes 
der Vollmacht bis einſchließlich 500, 1000, 3000, 6000, 10000 Mt. ufw. — 
50 Pf. 1 ME, 1 Mt. 50 Pf. 3 ME, 5 MI, njw. 

Steht der Bevollmächtigte in einem Dienftverhältnifie zu dem Vollmacht⸗ 
geber, höchftengg. —.1 LM 59 BP. 
Bei Prozeßvollmachten treten entiprechend den Abſtufungen im 1. Abſatze — 

50 Pf., 1 Mt. 1 Mt. 50 Pf, 2 ME. 3 RE. ujw. 





.Werkverdingungsverträge, inhalt3 deren der Übernehmer auch das Material 


für dag übernommene Werk ganz oder teilweife anzufchaffen Hat, find, falls 
leßtere8 in der Herftellung beweglicher Sachen befteht wie Lieferungsverträge 
unter Bugrundelegung des für daS Werk bebungenen Geſamtpreiſes zu verſteuern. 

Handelt es ſich bei dem verdungenen Werk um eine nicht bewegliche Sache, 

jo ijt der Werkverdingungsvertrag fo zu verjtenern, als wenn über die zu dem 
Werk erforderlichen, von dem Unternehmer anzufchaffenden beweglichen &egen- 
ftände in demjenigen BZuftande, in welchen fie mit dem Grund und Boden in 
dauernde Verbindung gebracht werden follen, ein dem Steuerfah der Tarifitelle 
„Kaufs und Taufchverträge” Buchitabe c oder der Biffer 3 der „Ermäßigungen 
und Befreiungen“ diefer Tarifitelle unterliegender Lie erumgevertrag und außer⸗ 
dem Hinfichtlic des Wertes der Wrbeitgleiftung ein dem Steuerfaß der Tarif: 
ftelle „Berträge* Ziffer 2 unterworfener Arbeitsvertrag abgefchloffen wäre. 

Inſoweit eine Trennung des Geſamtpreiſes nicht vorgenommen ift, ift der 

höchſte Steuerjat zu entrichten (5 10 dieſes Geſetzes). 
Zeugniſfſe, amtliche in Privatſachen, innerhalb der Zuftändigleit der ausftellendeit 
Behörde oder des außftellenden Beamten erteilte . . ». » . LME 50 Bf. 

Befreit find: 

a) Beugniffe, auf Grund deren ein anderes amtliche Zeugnis oder ein Paß 
(Meife: oder Leichenpaß, Paßkarte) ausgeitellt werden ſoll; 

b) Seugniffe aller Urt, weldde von Geiſtlichen in bezug auf kirchliche 
Danblungen erteilt werden, insbefondere Geburt?:, Tauf⸗, Aufgebots⸗, 

he⸗, Trau⸗, Toten» und Beerdigungsſcheine; 

c) Zeugniſſe, welche zum Nachweiſe der Berechtigung zum Genuſſe von 
Wohltaten, Stiftungen und anderen Bezügen für Bilfßbebürjtige Berfonen 
dienen follen, oder welche gegen Zahlung von Wartegeldern, Penfionen, 
Unterftügungdgeldern, Sranfengeldern, Beerdigungstoften, Witwen⸗ und 
Waifengeldern und ähnlichen Koften und Geldern ald Rechnungsbelege 
bei öffentlichen oder privaten Kaſſen und Unftalten eingereicht werden müſſen; 

d) Führungszeugniſſe, infoweit fie nicht zur Erlangung der in den Tarif: 
ftellen „Erlaubnis Erteilungen” und „Auftbarfeiten” aufgeführten Ge— 
nehmigungen ufw. erforderlich find. 

Den Führungdzeugniffen ftehen gleich Zeugnifje über geleiftete Arbeiter 
in Anftalten, welche von unmittelbaren oder mittelbaren Saatsbehörden 
betrieben werden. 

In den unter a und c bezeichneten Fällen tritt die Stempelfveiheit 
nur dann ein, wenn der diejelbe begründende Zwed aus der Urkunde 
hervorgeht. Wird von den Atteſten zu anderen Zwecken nachträglich 
Gebrauch gemacht, fo ift der Stempel nachzuverwenden. 


1 Zu den Zenguiffen, welche gemäß 8 8 der Beitimmungen über Ausbildun 
und Brüfung für den Königlichen Soritnermaltungabienit bonı 1. 8. 1883 Binfichttie 
der praftifchen Worbereitungszeit der Forſtbeſliſſenen auszuſtellen find, nıuk ein 
Stempel bon 1 ME. 50 Pf. verwendet werden. (M. L. v. 18. 4. 1899, D. J. B. 31 


.) 

2 Die Äußerungen über die Leiftungen der Forſtlehrliuge ($ 7 Abſ. 3 der Be- 
ftinnmungen über Ausbildung uſw. v. 1. 10. 1905) find ftenipelfrei. (M. L. v. 
26. 7. 1899, D. J. B. 31 ©. 189.) 


3 Die zum Zwecke der Erlangung eines Jagdſcheines von den Ort3- ban 
Polizeibehörden ausgeſtellten Atteſte find al3 amtlide Zeugniſſe in Privatjache. 
anzufehen und ftempelpflidtig. (M. %. u. F. M. v. 10. 2. 1890.) 

* Die von Medizinalbeamten für Militäranwärter ausgeſtellten Sefunbbeits 
attejte Haben den Zweck, die körperliche Brauchbarkeit der unterfuchten Berfonen be 
zuß ihrer Anftellung im Staatsbienite nachzuweiſen. Sie dienen fomit überwiegen! 
ent Privatintereffe der Bewerber und unterliegen als amtliche Zeugnifie in Privat: 
ſachen einer Stenipelabgabe von 1,50ME (3. M. u. M. J. v. 6.3.1897, M. BL S. 88.) 

5 Die von den Boligeibehörden nuögeftellten Urkunden darüber, daß ber Aus» 
zahlung von Brandentichädigungsgeldern an die Berficherten Leine Bedenken entgegen- 
jteben, find nur dann ftenipelpflicätig, wenn ge Form bon Beſcheinigungen ab- 

efaßt werden. Es genügt indefjen, daß diefe Erklärungen in Form eines Erlaubnis- 
eins („zur Auszahlung wird die polizeiliche Genehmigung erteilt“) abgegeben und 
nit dem DBermerle verſehen werden: „Stempelfrei mangel3 Borbandenjeins einer 
Urſchrift?. (M. J. v. 16. 9. 1896, M. Bl. ©. 183. 

6 Die don Staatsbeamten in Anlaß ihrer Berfegung beizubringenden polizei⸗ 
lien Beicheinigungen über das Leerjtehen ihrer bisherigen Wohnungen während 
der Beit, für welche fie atietentihäbigung aus der Staatskaſſe beanjpruchen, find 
ſtempelfrei. (F. M. dv. 26. 11. 1896, M. BL. ©. 228. 

7 Bur Behebung von Biveifeln über die Frage, in welchen Fällen von Behörden 
vollzogene UnterfchriftSbeglaubigungen der Stempelpflicht unterliegen, nıadhe ich Darauf 
aufmerkſam, daß derartige Beglaubigungen, wenn fie von anderen Behörben als 
Gerichten und Notaren, inSbefondere von Polizeiveriwaltungen, Magiftraten, Dorf 
gerihten, Gemeindevorftänden, Amts⸗ und Bezirtporftehern ufw., erteilt werden, 
in der Regel ftempelfrei find. Der Zeugnisftempel für Unteriehriftsbeglaubigungen 
kann nur dann beanſprucht werden, wern entweder die Beglaubigungen don 
dur 5 8 des Geſetzes, enthaltend die Beitinnmungen über da Rotariat ufw., vomt 
15. Juli 1890 (&. ©. ©. 229) bazu berufenen Organen, den Amisgerichten ober 
Rotaren, ausgehen, ober andere Behörden durch Geſetz oder rechtsgültige Verordnungen 
zur Vornahnie von Beglaubigungen für zuftändig erklärt werden. En. J. v. 28. 10 1896.) 


18. Zuſchlagsbeſcheide, wie Raufverträge, fiehe dicfe. 


XIV. 
Hrbeiterverficherungsgefeße. 


Ginleitung. 
Die Urbeiterverjiderungsgefege gehören zu den fozialpolitifchen 


Geſetzen. 

Die ſozialpolitiſche Geſetzgebung Deutſchlands umfaßt die geſamte Fürſorge für 
die arbeitenden Klaſſen. Sie begann auf Auregung Kaiſer ee L im Jahre 1881 
und geht von dem Grundſatze aus, daß es Pflicht eines auf chriftlicher Grundlage 
ftehenden modernen Staates und zugleich eine Aufgabe ftaatserhaltender Politik ei, 
Durch beitimmte Maßregeln für feine befiglofen Mitglieder, welche zugleich die zahl: 
reichite und am mwenigiten unterrichtete Klaſſe der Devölterung bilden, zu forgen. 
Durch die direkten Vorteile jollen die Arbeiter erkennen, daß der Staat nicht bloß 
eine Einrichtung zum Schuße der beſſer geftellten Klaſſen der Bevölkerung ift, fondern 
auch ihren Bedürfniffen und Intereſſen dient. 

Die jozialpolitifche Geſetzgebung betätigt fih nad) zwei Richtungen Hin, 
Arbeiter] ji und Arbeiterverfidherung. 

Die Arbeiterſchutzgeſetze jchügen den Arbeiter (Arbeitnehmer) gegen die perfönliche 
Ausbeutung durch den Unternehmer (Ürbeitgeber). Sie verbieten die Sonntagd- 
arbeit, befchränfen die Arbeit und WUrbeitszeiten der Frauen, jugendlichen 
Arbeiter und Kinder, regeln die Ruhezeiten, Lohnzahlungen, ftaatlidhe 
Beauffihtigung ufw. - 

Die Arbeiterverſicherungsgeſetze fichern den Wrbeiter gegen die wirtfchaftlichen 
Folgen von Krankheit, Unfall, Invalidität und Ulter auf Grund einer 
öffentlich-rechtlichen Fürforge. Sie find in diefem Abſchnitte dargeſtellt. 


A. Krankenverficherung. 


Borbemerkung. 


Die Krankenverficherung für die in der Snduftrie, dem Handwerk, Handels⸗ 
gewerbe, der Land» und Forftwirtfchaft uſw. bejchäftigten Perjonen ift durch das 
Sei vom 15. 6. 1883 (R. ©. Bl. ©. 73) eingeführt; dasſelbe ift erweitert durch 
die Gefeße vom: 10. 4. 1892 (R. ©. Bl. ©. 417), 30. 6. 1900 (R. ©. Bl. ©. 332) 
und 25. 5. 1908 (R. &. BL. ©. 233). Durch das Gejeg vom 10. 4. 1892 ift das 
Krankenverſicherungsgeſetz neu gefaßt worden. 

Der nur noch gültige Abſchnitt B des Gefehes vom 5. 5. 1886 (R. ©. Bl. ©. 182), 
betreffend die Krankenverficherung der in lande und forftwirtichaftlicden Betrieben 
befchäftigten Perfonen, der auch durch das Geſetz vom 25. 5. 1903 (A. ©. BI. ©. 233) 
ergänzt ift, enthält einige die Erhaltung der Naturalwirtichaft und anderer Beſonder⸗ 
heiten der Land» und Forftwirtichaft betreffende Vorfchriften. 





Für die —— kommt beſonders die Krankenverſicherung der in ben land» 
aftlihen Betrieben befchäftigten Perfonen und der Dienftboten in 


und forftwirtf 





gu e, und find bie für ide maßgebenden Beitimmungen in der nachfolgenden kurzen 
ariteikun bes Krankenverſi erungägeiehes vornehmlich berüdfichtigt worden. 

Am Rande bes Zextes find die zutreffenden Paragraphen des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 10. 4. 1802 angegeben; iſt neben die Paragraphen⸗Bezeichnung ein K. 2. 
— jo beziehen ſich dieſe Paragraphen auf das Geſetz vom 5. 5. 1886, betreffend Die 
Infal» und Krankenverſicherung der in den land» und forftwirtfchaftlicden Betrieben 
beichäftigten —— 

Ferner find Abkürzungen gebraucht: 

G. K. B. für Gemeinde⸗Krankenverſicherung und 
O. K. K. für Orts⸗Krankenkaſſe. 


— t2— 


Zwecn der Kraukenverſichernug. 


Die Krankenverſicherung hat den Zweck, allen Verſicherten im Falle einer Er⸗ 
krankung eine Krankenunterſtützung, beſtehend in freiem Heilverfahren und 
Krankengeld, zu gewähren. Hierbei macht es keinen Unterſchied, ob der Verſicherte 
fich die Krankheit bei der verficherungsfähigen Befhäftigung oder außer: 
halb derfelben, 3. 8. bei einem Zanzvergnügen, zugezogen hat. 


Verſichernnugszwang. 


1. Nach dem Reichsgeſetz vom 10. 4. 1892 — Reanteınerfherungägeieh — 
en der VBerfiherungspfliht die gegen Gehalt oder Lohn beichäftigten 
Perſonen: 

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, Brüchen und Gruben, in 
Fabriken und Hüttenwerken, beim Eiſenbahn⸗, Binnenſchiffahrts⸗ und Baggerei⸗ 
betriebe, auf Werften und bei Bauten, 

2. im Handelsgewerbe, im Handwerk und in ſonſtigen ſtehenden Gewerbebetrieben, 

2a. in dem Gejchäftsbetriebe der Anwälte, Notare und Gerichtöpollzteher, der 
Krankenkafſſen, Berufsgenofienfchaften und Berficherungsanftalten, 

3. in Betrieben, in denen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (Wind, Wafler, 
Dampf, Gas, heiße Luft uſw.) bewegte Triebiwerfe zur Verwendung kommen, 
fofern diefe Verwendung nicht ausfchlieglich in vorübergehender Benutzung einer 
nicht zur Betriebsanlage gehörenden Kraftmafchine bejteht. 

2. Die in der Land- und Forſtwirtſchaft beichäftigten Perfonen find nach den 
Krankenverſicherungsgeſetzen der Verſicherungspflicht ohne weiteres nicht unterftellt. 
Diefe Pflicht kann jedoch durch ftatutarifche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren 
Bezirk, oder eines weiteren Sonmunalverbandes (Kreis) für feinen Bezirk oder Teile 
desjelben, für die in der Land» und Forftwirtfchaft befchäftigten Urbeiter und 
Betriebsbeamten ausgefprochen werden. Ferner können dur) Landesgeſetze 


2.2.8 na in der Land» und Forſtwirtſchaft befchäftigten Perſonen, alfo auch das landwirt⸗ 


chaftliche Befinde, die Knechte, Mägde u. dgl., der Krankenverficderungspflicht 
unterworfen werden. — Stubenmädchen, Kindermädchen und fonitige nur in der 
Häuglichkeit beichäftigte Perfonen gehören zu den Dienjtboten, nicht zum landwirt⸗ 
ſchaftlichen Gefinde. — ' 

In Preußen ift, der im Dften und Weiten der Monarchie obwaltenden 
verjchiedenen lie wegen, fol ein Geſetz bisher nicht ergangen. Der 
Ber iherungsp licht find Daher in Preußen die land- und forftwirt- 
ſchaftlichen Urbeiter und Betriebsbeamten nur unterworfen, foweit 
foldes dur Statut ausgejproden if. Sonſt find diefelben, glei den 
Dienftboten, beredtigt, der Semeinde-Krankenverficherung der Gemeinde, in deren 
Bezirk fie beichäftigt find, beizutreten. 

In jelbftändigen Gutsbezirlen ſolcher Kreiſe, in Denen eine gemeinjame Kranken⸗ 
verficherung für den Kreis nicht beſteht, und welche der Gemeindekran —A— 5 
benachbarter Gemeinden auch nicht angeſchloſſen find, beſteht häufig feine Krankenkaſſen⸗ 


einrichtung. Die in ſolchen Gutisbezirken Beichäftigten find daher von der Kranken⸗ 
verjicherung gänzlich ausgeſchloſſen. 


2 Bu den „in der Land» und Forſtwirtſchaft beſchäftigten Perfonen” 
en nur die in den land» und forftwirtfchaftlichen Betrieben beichäftigten 
rbeiter — Waldarbeiter, Tagelöhner u. dgl. mit Ausſchluß des landwirtichaftlichen 
Geſindes — und Betriebsbeamien — Nevierföriter, Föriter, Waldwärter, Inſpektoren, 
Donenace: ufw. — Zu letteren find nicht zu rechnen die ledigli oder vorwiegend in: 
ureau Beichäftigten, wie 3. B. Sefretäre, Rechnungsführer, Privatfchreibgehilfen der 
königlichen Oberföriter, Kaflenbeamte uſw. 
2 Um den fistaltihen Waldarbeitern in erweiterten Umfange als bisher die Wohl- 
taten des Krankenverſicherungsgeſetzes zuteil werden zu laſſen, mache ich die Stönigliche 
Negierung darauf aufmerkfan, daß nad) 8 83 des Krankenverſicherungsgeſetzes von 


A in forftfisfaliihen GutShezirfen den Horitfisfus als Gutsherrn dieſelbe 
Bere ung zur ftatutarifhen Einführung der Kranfenverficherungspflicht land⸗ und forit- 
twirtf licher Arbeiter zufteht, welche dur) 8 2 desjclben Geſetzes den Genieinden und 
weiteren Stommmmnalbverbänden zugejprochen worden ti. Es wird von diefer Befugnis 
j000 in der Regel nur dann Gebrauch zu machen fein, wenn die Möglichkeit nicht vorliegt, 
tie Waldarbeiter an eine beftehende Krankenkaſſe anzufchliegen, und fonftige fiskalifche 
Intereſſen nicht entgegenftehen. 

Die Folge der Ausdehnung der Verfiherungspflicht auf die fisfaliiden Waldarbeiter 
würde fein, daß die Foritverwaltung 1/, der Krankenverſicherungsbeiträge zu übernehmen 
hat. Wenn die Möglichkeit nicht vorhanden ift, die Waldarbeiter an eine bejtehende 
Krankenkaſſe anzufchliegen, wird die ftatutarifche Einführung der Kranfenverficherungspflicht 
der fistalifchen Waldarbeiter anbdererfeit8 nur dann zweckmäßig fein, wenn die Einrichtung 
befonderer Krankenkaſſen ohne erhebliche finanzielle Opfer für die Forſtverwaltung zu 
ermöglichen iſt. Sollte daher in Zukunft von Arbeitern, fei e8 unmittelbar oder nach 
Belehrung durch die Nebierberivalter, der Wunſch ausgefprochen werden, daB aud ihnen 
die Wohltaten des Krankenverſicherungsgeſetzes zuteil werden, jo veranlaffe ich die 
Köntglide Regierung, danah in Erwägung gu nehmen, ob fih die ftatutariihe Eins 
führung der Krankenverſicherungspflicht der fiskaliſchen Waldarbeiter auf Grund der 
ss 2 83 — Krankenverſicherungsgeſetzes empfiehlt. (M. L. v. 11. 8. 1898, D. J. B. 
30 S. 313.) 


3 Bon den Arbeitern und Betriebsbeamten der land» und forſtwirtſchaftlichen 
Nebenbetriebe unterliegen bie in Sägemühlen, Zorfftiden und Steinbrüchen 
beidäftigten Perfonen ohne weiteres der Verſicherungspflicht, während für die bei 


Waldeijenbahnen und Flößereien beichäftigten Perfonen die Beſtimmungen wie bei. 


den Waldarbeitern desſelben Bezirk! in Anwendung Tonmen. (M. 2. dv. 29. 9. 1887 und 
3. 10. 1887, D. 5. B. 20 ©. 3 und 40.) 


3. Die Kranfenverjicherung bezieht fich auf die befchäftigten Perſonen, 
alfo jowohl auf Männer wie auf rauen, und ift nicht an eine beftimmte Alters- 
grenze, wie bei der Invalidenverſicherung (16 Jahre), gebunden. ° 

Bei Perfonen, die ſowohl in verficherungspflichtigen als auch in nicht» 
verficherungspflichtigen Betrieben befchäftigt werden, entfcheidet über die 
Zugehörigkeit zur Verficherung der Betrieb, in dem fie ihre Hauptbeichäftigten haben. 

4. Am allgemeinen unterliegen der Srankenverficherung nur Perſonen, welche: 

1. gegen Gehalt oder Lohn bejchäftigt werden — als Lohn gelten auch Tantiemen 
und Naturalbezüge. Für die leßteren wird der Durchſchnittswert in Anſatz 
gebracht, diefer Wert wird von der unteren Berwaltungsbehörde feſtgeſetzt ; 

2. nicht auf weniger als eine Woche zur Urbeit angenonmen werden — itı- 
foweit durch Ortsftatut etwas anders nicht beftimmt ift —; und 

3. fofern fie Betriebsbeamte, Werkmeifter und Techniker find, nicht Über 2000 Mk. 

ren Urbeitsverdienft beziehen. 
ei den Arbeitern ift die Zugehörigkeit zur Verſicherung von der Höhe des 
Verdienſtes nicht abhängig. 

Durch Statut einer Gemeinde vder eined weiteren Kommunal— 
verbandes kann die Verficherungspflicht aud) auf die in Kommmnalbetrieben und 
in Kommunaldienften beichäftigten PBerfonen ausgedehnt werden, welche nach Nr. 1 
nicht verficherungspflichtig find. 
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Soweit e8 fih um Beamte handelt, können fie nur unter diefe Beſtimmung 
fallen, foweit ihr Jahreseinkommen 2000 ME. nicht überfteigt. 

Da. Tamilienangehörige eines Betriebsunternehmerd, die auf Grund eines 
Arbeitövertrags in feinem Betriebe bejchäftigt werden, unterliegen der Berlicherung 
nach den gleichen Grundjägen, wie in ſolchen Betrieben bejchäftigte fremde Perfonen. 

Findet die Befchäftigung der Samilienangehörigen aber nit auf Grund eines 
Arbeitsvertrag ftatt, jo find fie nur dann der Berfiherung unterftellt, 
wenn dies durch ftatutarifche Beitimmung der Gemeinde oder de3 weiteren Kommunal: 
verbandes zugelafjen iſt. 

6. Die Anwendung der Borfchriften des 8 1 kann auch auf ſolche in Betrieben 
oder in Dienfte ded Reiches oder eines Staates befchäftigte Perfonen! erjtredt 
werden, welche der SKranfenverficherungspflicht nicht bereits nach gefeblichen Be: 
ſtimmungen unterliegen. Die Eritredung erfolgt durch Verfügung des Reichskanzlers 
bzw. der Bentralbehörde. . 


a Auf Beamte jedoch nur, ſoweit ihr jährliches Einfonımen 2000 ME. nicht überjteigt. 

2 Das don Staatsbeaniten (Qandräte, Oberförſter, Bauinſpeltoren. Forjtrendanten uſw.) 

Cbauene Schreiberperſonal fällt nicht hierunter. (Somımn.«-Ber. zur Novelle vd. 25. 5. 1903 
. 10. 


3 Krankenfürſorge für die in Betrieben oder im unmittelbaren Dienfte des Staates gegen 
Entgelt voll beihäftigten Perſonen. 


ür bie in Betrieben oder im unmittelbaren Dienfte des Staates gegen Entgelt voll 
beichäftigten Berfonen fol eine Fürſorge in Krankheitsfällen getroffen werden, ſoweit fie 
nicht kraft Geſetzes der Krankenverſicherung unterliegen oder felbjtändige Gewerbetreibende 
find, oder foweit nicht auf Grund des 8 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes oder auf 
Grund fonjtiger Regelung eine anderweitige Fürſorge getroffen ift oder mit Zuſtimmung 
der Finanzverwaltung getroffen wird. Dieſe Krankenfärſorge erjtredt ſich nicht 
auf die im ftaatliden Borbereitungsdienjte beſchäftigten Perfonen mit 
PER at Dal ri und nicht auf die in ftaatliden Betrieben befhäftigten 
land» und foritwirtfhaftliden Urbeiter. Indem ich einen Abdruck (a) der im 
Königlihen Staatsminiſterium bereindarten Grundjäße zur Nachachtung im Bereiche der 
landwirtſchaftlichen, Gejtüt-, Domänen» und Torftverwaltung beifüge, bemerfe ih, daß 
die darin unter Nr. 1a und b bezeichneten Ausgaben bei denjenigen Fonds, und zwar 
unter einem sen Abſchnitte „Unterftügungen auf Grund der nad) 8 2a des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes erweiterten Krankenfürſorze“ zu verredjnen find, aus denen die ber» 
fiherten Berfonen ihren Lohn beziehen, während die VBereinnahmung der als Gegenleiftung 
einzuhaltenden Xeilbeträne des Lohnes (Nr. 2) bei den Fonds zu fonftigen Einnahmen, 
cbenfall3 unter einen: beſonderen Abſchnitte „Beiträge zu den Koften ber nad) 8 2a des 
Krankenverſicherungsgeſetzes ermweiterten Krankenfürſorge“, zu erfolgen bat. (M. 2. v. 
16. 4. 1901 und 31. 12. 1903, Jahrb. Bd. 33 ©. 185 und Bd. 36 ©. 15.) 


2. 

1. Den in Betrieben oder im unmittelbaren Dienfte des Stanted gegen Entgelt voll 
beichäftigten Perfonen fol im Falle der Erkrankung, foweit fie nicht Fraft Geſetzes der 
Krankenderſicherung unterliegen oder felbftändige Gewerbetreibende find, oder foweit nicht 
auf Grund des 8 3 des Krankenverlicherungsgefetzes oder auf Grund fonftiger Regelung 
eine anderweite Fürſorge getroffen ift oder mit Zuſtimmung der Finanzverwaältung 
getroffen wird, bis auf meiteres int Wege ded Vertrags folgende Unterftüßung bis zu 
26 Wochen gewährt werden: 

a) int Sale der Erwerböunfähigfeit vom dritten Tage nach dent Tage ber Erkrankung 
ab ein Krankengeld für jeden Wrbeitstag in Höhe der Hälfte des ortSüblichen 
Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter (8 8 Hr. V. G.). Das Krankengeld darf nicht 
mehr als die Hälfte des Arbeitsverdienſtes betragen; 

b) der nachgewieſene Aufwand für Urzt und Arznei bis zu einem Viertel des orts⸗ 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter, fofern nicht ärztliche Behandlung 
und Urznei unmitteldar gewährt wird. 

2. Die dorbezeichneten Perfonen haben fich hierfür einen Lohnabzug von 19/, des 
ortsübliden Tagelohns ß a) gefallen zu laſſen. 

3. Als voll beichäftigt gelten Perfonen, die während der Dauer ihrer Beichäftigung 
in Betrieben oder im Dienste des Stanted aus dieſer Beihäftigung nach deren Art und 
Umfang in der Hauptfache ihren Lebensunterhalt finden. 


4. Diefe Beftimmungen finden feine Anwendung auf Perfonen, deren Beſchäftigung 
durch die Natur ihres Segenftandes ober int voraus durch den Arbeitävertrag auf einen 
Zeitraum bon weniger als einer Woche bejchräntt ift. 


7. Perſonen des Soldatenftandes, ſowie folche in Betrieben oder im Dienfte 
des Neid, eines Staates oder Fommmnalverbandes bejchäftigte Perſonen, welche dem 
Reiche, Staate oder Kommmnalverbande gegenüber in Srankheitsfällen Anfprud auf _ 
Fortzahlung des Gehalts oder des Lohnes oder auf eine den Beftimmungen des 
$ 6 entjprechende a mindeitend für 18 Wochen! nach der Erfranfung 38 
und bei Fortdauer der Eriranlung für weitere 13 Wochen Anſpruch auf 
diefe Unterftüßung oder auf Gehalt, Penſion, Wartegeld oder ähnliche 
Bezüge mindeftens im anderthalbfachen Betrage des Krankengeldes Haben, 
find von der Verficherungspflicht ausgenommen.? 


1 Segen die einfache Erjtredung des Anſpruchs auf Fortzahlung des Gehalts von 
13 auf 26 Wochen fprechen ſchwerwiegende dienjtlihe Srünbe; fie würde die Penfionierung 
eines Beamten, der don Anfang der Erkrankung an für dauernd dienftunfähig zu erachten 
war, dor Ablauf eines halben Zahres, unter Umſtänden noch länger, und die Wieder- 
beſesung ber Stelle unmöglich machen können. (Begrd. ©. 11.) 

2 Behufs Erfüllung dieſer, die Befreiung der Beanıten von ber Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht bedingenden Porausfegungen wird durch die B. M. L. v. 17. 5. 1893 (D. J. B. 25 
S. 163) und v. 29. 4. 1904 (%. 3. 36 ©. 127) beftinimt, daß allen denjenigen Beamten 
der Stantsforftverwaltung, welche auf Grund gefeßlicher ober jtatutarifcher Vorſchrift der 
Verſicherungspflicht unterliegen oder derfelben in Zukunft unterworfen werden follten, in 
Erfrantungsfällen mindeitens die in $ 6 (vgl. Wr. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
bezeichneten Leiſtungen auf die dajelbit Horgehftienene eit zu gewähren find. 

Da die Beamten der Staatsforstverwaltung nach den beftehenden Vorfchriften während 
der Dauer des Dienftverhältniffes in Erkrankungsfällen das Dienfteintonımen in der 
Negel fortbeztehen, fo befchräntt fi) die Anwendung des 8 6 auf diejenigen Yälle, in 
welchen ihnen innerhalb 26 Wochen nad der Erkrankung das Dienjteinfonmen infolge 
von MRHESNISBENNON, Kündigung oder aus ähnlichen Gründen ganz oder teilmeife ent- 
zogen wird. 

Verlängert ſich diefe Friſt infolge einer erft im Verlaufe der Erfranfung eintretenden 
Erwerbsunfähigfeit gemäß 8 6 Abf. 2 (vgl. Nr. 25) des Krankenverſicherungsgeſetzes, To 
ift für deren Berechnung der gortbegug des Dienſteinkommens dem Bezuge don Kranken⸗ 
geld gleichzuachten. Auch it er dem Beamten im alle einer AUmtsfuspenfion oder in 
ähnlichen Fällen gewährte Teil des Dienfteinfonmıens auf das Krankengeld anzurechnen. 


S. Berechtigt, der Srankenverficherung freiwillig beizutreten, find alle Berjonen 
der in den Nrn. 1 bis 7 bezeichneten Urt, welche der Verſicherungspflicht nicht unter» s« 
liegen, und deren Jahreseinkommen 2000 ME. nicht überfteigt, ſowie die Dienftboten. 
Der Kreis der Berechtigten kann durch ftalutarifche Beitimmungen erweitert werden. 

9. Mitglieder der auf Grund des Gefehes über Die eingejchriebenen Hilfs- s 
kaſſen vom )etrichteten Kaffen find von Der Verpflichtung, 
der ©. 8. V. oder einer Krankenkaſſe anzugehören, befreit, wenn die Hilfskaſſe, 
welcher fie angehören, im Krankheitsfalle mindeftens diejelben Leiftungen gewährt, 
wie die Gemeinde den Verficherten der G. 8. 3. 

10. Auf ihren Untrag find von der Verficherungspflicht zu befreien: 

1. Berfonen, welche infolge von Verletzungen, Gebrechen, chronifchen Krankheiten 
oder Ulter nur teilweife oder nur zeitweife erwerbsfähig find, wenn der unter g 34. 
ſtützungspflichtige Armenverband der Befreiung zuftimmt, 

2. Berfonen, weldhen gegen ihren Urbeitgeber für den Fall der Erkrankung ein 
Nechtsanfpruch auf eine den nen des 8 6 entjprechende oder gleich- 
wertige Unterftüßung zufteht, jofern die Leiftungsfähigleit des Arbeitgebers zur 
Erfüllung des Anſpruchs gefichert ift. 

In dem alle zu 2 gilt die eingeräumte Befreiung nur für die Dauer des 

Arbeitsvertragd. 

Durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines a.e. g 112 
weiteren Kommunalverbandes für feinen Bezirk können PBerfonen, welche, ohne zu 
einem beftimmten Wrbeitgeber in einem dauernden Urbeitöverhältniffe zu ftehen, vor: 
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wiegend in land» und forftwirtichaftlichen Betrieben diefes Bezirkes gegen Lohn be- 
ſchäftigt find, auch für diejenige Beit, in welcher eine Befchäftigung gegen Lohn nicht 
ftattfindet, der Kranfenverficherungspflicht unterworfen und weiter zur Berficherung 
herangezogen werden. 


Organe Ber Brankennerfiderung. 


12. Die Organe der Srantenverhiherung find die Gemeindekranken— 
verjiderung, die Orts-, Betriebs-, Bau- und Innungs-Krankenkaſſe und 
die Knappſchaftskaſſe. 

Hiervon kommen für die Berficherung der in der Land- und Forftwirtfchaft be: 
Thäftigten Perfonen nur in Betracht die &emeindelrantenverfiherung, die 
Fehr Elia die Betriebstranfenfaffe, und zwar erjtere bisher vornehmlich fait 
ausſchließlich. 

Ne Einrichtungen der Orts⸗ und Betvieböfzanfentafien find im wejentlichen gleich, 
nur, während die Ortskrankenkaſſe von einer Gemeinde oder einem weiteren Kommunal: 
verbande bzw. von den Beteiligten einzelner Gewerbe, 3. B. Schneider, Tiichler uſw. 
errichtet wird, erfolgt die Errichtung der Betriebskrankenkaſſe feitend der betreffenden 
Betriebsverwaltung. Eine Betriebskrankenkaſſe für die Waldarbeiter einer Staatsforft 
würde alfo ftaatlicherfeit3 einzurichten fein. 

Es gilt demnach das nachjtehend über die Ortskrankenkaſſe Gefagte auch im 
allgemeinen für die Betriebskrankenkaſſe. ” 


Errichtung der Ortskrauksukafen (0.8. 8.) und Der Gemeinde⸗ 
krankenuerfiherung (G. 8. V.). 


13. ©. 8. 8. lönnen von den Gemeinden errichtet werden, fofern die Zahl der 
in der Kafie u verjichernden Pergonen mindeſtens einhundert beträgt. 

n egel ſollen O. K. . für die in einen Gewerbszweige oder in einer 
Betriebsart befchäftigten Perfonen errichtet werden, tft die Zahl der Ietteren- jedoch 
weniger als einhundert, fo ift die Errichtung gemeinfamer O. 8. 8. für mehrere 
Betriebsarten und Gewerbezweige bzw. für die fämtlichen verficherungspflichtigen 
Perſonen der Gemeinde autällie 

14, Eine Betriebs⸗(Fabrik⸗ſtrankenlafſe kann ein Unternehmer errichten, wenn 
er in feinem Betriebe fünfzig oder mehr dem Kranfenverficherunggzwange unter» 
liegende Perſonen befchäftigt. 

15. Die ©. 8. 3. befteht, wenn in einer Gemeinde Krankenkaſſen — Orts-, 
Betriebs⸗ uſw. — nicht errichtet find, für alle verfiherungspflichtigen Berfonen, 
andernfall nur für diejenigen, welche nicht Mitglieder der Krankenkaſſen find. 

16. arepeene Gemeinden Tönnen fich durch übereinstimmende Beſchlüſſe zu gemein- 
jamer G. K. V. bzw. zur Errichtung gemeinfaner D. 8. K. für ihre Bezirke ver- 
einigen. Ein gleiches Tann duch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes 
(3. B. Kreis) für feinen Bezirk oder für Teile desfelben angeordnet werden. 


Berwaltung. 


17. Die &. 8.8,, lediglich eine Einrichtung der Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes, wird von der Gemeinde bzw. dem Kommunalverbande (3. 2. 
Kreis) verwaltet. Die Berwaltung der Kaffe hat unentgeltlich zu erfolgen. Die 
Beiträge fließen in eine befondere Kaſſe, and welcher auch die Krankenunterſtützungen 
zu beftreiten find. Die Einnahmen und Ausgaben vieler Kaffe find getrennt von 
den fonftigen Einnahmen und Uusgaben der Gemeinde feftzuftellen und zu verrechnen. 

Reichen bie Beitände der Krankenverſicherungskaſſe nicht aus, um die fällig 
een Ausgaben derfelben zu deden, fo find aus der Gemeindekaſſe Zuſchüſſe 
zu leiſten. 


Die Gemeinde (der Kommunalverband) regelt die Verwaltung nad) einem von 
der Unffichtsbehörde genehmigten Statut. Eine Mitwirkung der Verficherten bei der 
Berwaltung findet nicht ftatt. | - 

. De O. FR. 8. wird von einem von der Generalverfanmmlung gewählten 58 943 
Borftande nad) Maßgabe des von der höheren Berwaltungsbehörde (Hegierungs- 
präfident) zu genehmigenden Kaffenftatuts verwaltet. 

Der Boritand beiteht big zu einem Drittel aus Wrbeitgebern und mit dem Heft 
aus Kaflenmitgliedern. Die Arbeitgeber können ſich durd ihre Geſchäftsführer oder 8 88: 
Betriebsbeamten vertreten laſſen. 

‚Die O. K. K. haben für ihre Zwede befondere Kafſen einzurichten. g 40 
19. Der Berwaltung der Betriebsfrantentafle tft ein von dem Betriebsunter⸗ 
nehmer nad) Anhörung der bejchäftigten Berfonen errichteteg, von der höheren 8 64. 

Berwaltungsbehörde genehmigtes Statut zugrunde zu legen. Sie erfolgt ſeitens des 
Betrieböunternehmers unentgeltlich; er bat auch unter gewiſſen Umftänden Zuſchüſſe 86 
ang eigenen Mitteln zu Teilten. 


Zugehörigkeit zu Den Kaſſen. 


20. Die Zugehörigkeit zu einer G. K. 8. oder DO. K. K. richtet fich nach dem *S 5,50, 
Beihhäftigunggort der betreffenden Perjonen. 

Für Berfonen, welche in Gewerbebetrieben befchäftigt find, deren Natur es mit 
fi bringt, daß einzelne Arbeiten an wechjelnden Orten außerhalb der Betriebsitätte 
ausgeführt werden, gilt auch für die Beit, während welcher fie mit folchen Urbeiten 8 54 
befchäftigt find, alS Beichäftigungsort der Sit des Gewerbebetriebes. 


2 Das D. B. G. Hat am 26. 3. 1896 (Entf. Bd. 29 ©. 321) enjcdjieden, daß 
der $ 5a (vorſt. Abſatz) auch auf ſolche Arbeiter Anwendung findet, bie in einen aus: 
wärtigen Gemeindebezirke nur zu einer dort außzuführenden, umfangreichen Bauarbeit 
angenoninıen worden find, ohne vorher am Site bed Gewerbebetriebes jelbft befchäftigt 
gewefen zu fein. Etwas anderes könnte nur gelten, wenn in dem auswärtigen Gemeinde⸗ 
bezirk eine befondere Betriebsitätte errichtet wäre. 

Zur Errichtung einer bejonderen Betriebsftätte im borftehenden Sinne genügt aber 
no nicht die Auszahlung des Lohnes außerhalb des DBetriebsortes, die Beſtellung 
jemanbe? zur —6 ung der Arbeiter oder ihrer Arbeiten an Ort und Stelle und 
dergleichen, ſondern es And Veranſtaltungen notwendig, die den Willen des Gciverbe- 
treibenden erfennen laſſen, daß die betreffenden Arbeiten nicht bloß Teil und Ausfluß 
des allgemeinen Gewerbebetriebes, fondern ein abgefondertes Unternehmen, einen inters 
halb des fgen einen Gewerbebetriebes felbjtändigen Betrieb für ſich bilden jollen, wie es 
3. 8. bie ihtung eines beſonderen Bauburcaus, die Errichtung einer beſonderen 
Kaſſen⸗ und Suctühtung, die Einſetzung eines bejonderen Betriebsleiter8 mit der Be⸗ 
fugnis zur Annahme und Eutlaffung der Arbeiter tun ufw. 


As Beichäftigungsort gilt für Perſonen, welche in ber Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 5 5a. 
zur Beichäftigung an wechjelnden, in verfchiedenen Gemeindebezirken belegenen Orten 
angenommen find, der Gib des Betriebes. Als Sitz eines forjiwirtfchaftlichen Be- 
triebes, welcher fich über mehrere Gemeindebezirle erſtreckt, gilt diejenige Gemeinde, 
in deren Bezirk der größte Zeil der Forſtgrundſtücke belegen ift, jofern nicht die 
beteiligten Gemeinden und der Unternehmer ſich über einen anderen Betriebsſitz einigen. 

— 8 65 d. Unf.Verſ.⸗Geſ. f. Land- u. Forſtw. v. 1900. — 


Beitritt, An- und Abmeldung, Zeitpunkt des Beginns des 
Anterſtuͤtzungs⸗Anſpruchs. 
21. Der Beitritt einer verſicherungspflichtigen Perſon zur G. K. V. oder 886, 19, 26 
D. K. K. erfolgt mit dem Augenblick des Beginns der Beſchäftigung in dem die 
Berficherungspflicht bedingenden Betriebe, und hat diefelbe von diejem Zeitpunkte ab 
ein Recht auf die in Krankheitsfällen nach Maßgabe des Geſetzes zu gewährenden 
Unterftügungen uſw. 





83 11, 25. 


85 Gn, Wa. 


817. 


Berficherungspflichtige Perfonen behalten, wenn fie aus der die Verficherung3- 
pflicht begründenden Beichäftigung ausfcheiden und nicht zu einer Beichäftigung über: 
gehen, vermöge welcher fie Mitglieder einer Krankenkaſſe werden, den Aniprudy auf 
Krantenunterftügung (d. 5. fie bleiben Mitglieder der bisher zugehörigen Kaſſen⸗ 
einrichtung), folange fie die Verjicherungsbeiträge fortzahlen. Die Abſicht, weiter bei 
der bisher zugehörigen SKaffeneinrichtung zu bleiben, muß binnen einer Woche dei 
Kafjenverwaltung angezeigt werden. 

Die Mitgliedfchaft erlifcht, wenn die Beiträge, Die von dem Verficherten allein zu 
zahlen find, an zwei aufeinander folgenden Bahlungsterminen nicht geleiftet werben. 

22. Die An- und Abmeldung hat durch dem Arbeitgeber ſpäteſtens am dritten 
Tage nad) Beginn bzw. nach Beendigung der Beichäftigung bei der Semeindebehörde 
oder der beſtimmten Meldeftelle zu erfolgen. 

Unterlaffung der Anmeldepflicht Hat die Erſtattung der Aufwendungen, welche 
in einem vor der Anmeldung dich. die nicht angemeldete Perſon veranlapten Unter: 
ſtützungsfalle entftanden find, und Beſtrafung bis zu zwanzig Mark zur Folge. 

23. Der Beitritt einer verficherung 8 berechtigten Perſon — landwirtichaftliches 


| Gefinde, Dienftboten (Nr. 8) — erfolgt durch fchriftlicde oder mündliche Erklärung 


beim Gemeindevorstand oder der Meldeftelle, gewährt aber feinen Anſpruch auf Unter: 
ſtützung im Falle einer bereits zur Zeit diefer Erklärung eingetretenen Erfranfung. 
Die Gemeinde (die Kaffe bei der D. K. K.) ift berechtigt, folche Berfonen einer ärzt« 
lichen Unterſuchung unterziehen zu laſſen und, wenn dieſe eine bereit3 beftehende 
Krankheit ergibt, von der Verficherung zurüdzuweifen. 

Die Mitgliedfchaft dieſer Berfonen erlifcht durch freiwilliges Ausſcheiden oder 
durch Nichtzahlung der Beiträge an zwei aufeinander folgenden Bahlungstermünen. 

24. Für die nichtverficherungspflichtigen, der Verlicherung nur freiwillig bei- 
getretenen Perſonen (Nr. 8) kann durch Beichluß der Gemeinde bei ver G. 8.8. 
oder durch Kaſſenſtatut bei der D. K. K. beſtimmt werden, daß fie erſt nad) Ablauf 
einer auf Höchitens fechs Wochen vom Beitritt ab zu bemefjenden Friſt — Karenz— 
friſt — Krankenunterſtützung erhalten. | 


Brankenuntertükung. 


25. Die Gemeinde gewährt denjenigen Perfonen, für welche die G. K. V. ein- 
tritt, im Falle einer Krankheit oder durch Krankheit herbeigeführten Erwerbs: 
unfähigfeit als Sranfenunterftügung: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei ſowie 
Brillen, Bruchbänder und ähnliche peilmittel; 

2. im Falle der Erwerböunfähigleit von pritten Zage nach den Tage der 
Erkrankung ab für jeden Arbeitstag — Sonn⸗ und Feiertage ausgeſchloſſen 
— ein Krankengeld in Höhe der Hälfte des ortgüblichen Tagelohn gewöhnlicher 
Zagenrbeiter. 

Die Kranfenunterftügung wird für 26 Wochen gewährt, in Yalle der Erwerbs: 
unfähigfeit für 26 Wochen vom Beginn ded Kranfengeldbezuge® ab. Endet der 
Bezug des Sranfengeldes exit nach Ablauf der 26. Woche nach dem Beginne der 
Krankheit, fo endet mit dem Bezuge des Krankengeldes zugleich auch der Anſpruch 
auf freie ärztliche Behandlung ufw. GAbſatz 1). 

- Das Krankengeld iſt nad) Ablauf jeder Woche zu zahlen. 

Sterbegeld und Wöchnerinnen-Unterftüßung gewährt die G. K. V. nicht. 

2 Unter „ähnlide” Heilmittel find zu verftehen: „den Koftenpunft nad ähn— 
lihe*, nicht aber „ähnliche dem Bwede nad”. Krücken, Stübapparate, Tünftliche 
Glieder uſw. gehören alfo nicht zu den ähnlichen Heilmitteln, auf die ein gegen Krankheit 
S 11) ohne weiteres Anſpruch erheben kann. (Sonım.»Ber. 3. Novelle dv. 25. 5. 1903 


26. Un Stelle der im S 6 (Nr. 25) vorgefchriebenen Leitungen, kann freie 
Kur und Berpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden, und zwar: 


1. für Diejenigen, welche verheiratet find oder eine eigene Un 
haben, oder Mitglieder der Haushaltung ihrer Yamilie jind 
Zuftimmung oder nnabani von derſelben, wenn die Art der 
Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ſtellt, welch 
Familie des Erkrankten nicht genügt werden kann, oder wenn die 
eine anitedende ift, oder wenn der Erkrankte wiederholt den auf ( 
8 6a Abſ. 2 — vgl. Nr. 82, 1 — erlaffenen Vorfchriften zuwidergeh 
oder wenn deſſen Yuftand oder Verhalten eine fortgefeßte Beobadjtung 

2. für fonftige Erkrankte unbedingt. 

Angehörige des in einem Kranlenhauſe Untergebrachten erhalten, w 
bisher unterhalten bat, die Hälfte ded im $ 6 (Nr. 25, 2) als Kranke 
gejegten Betrag. 

27. Der Betrag des ortsüblichen Tagelohnd gewöhnlicher Tagearb 
nad) Anhörung der Gemeindebehörde und nachdem Vertretern der bı 
Arbeitgeber und der beteiligten Verſicherungspflichtigen Geleg 
einer Uußerung gegeben worden ift, von den Regierungspräfidenter 
und durch) das Amtsblatt veröffentlicht. 

Änderungen der Feftfegung treten erit ſechs Monate nach ber Veröf 
in Kraft. Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für Perf 
und unter ſechzehn Jahren befonders ftatt. 

28. Die ©. K. 8. follen mindestens gewähren: 

1. im alle einer Krankheit oder durch Krankheit herbeigeführten 
unfähigkeit eine Re welche wie bei der G. K. V. N . 
jedoch mit der Maßgabe zu bemeſſen iſt, daß der durchſchnittliche Tax 
Berficherten, foweit er vier Mark für den Arbeitstag nicht üüberjchreit 
Stelle des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlidher Tagearbei 

2. eine Wöchnerinnen⸗Unterſtützung in Höhe des Rranfengelbes auf | 
von fechd Wochen, wenn die Wöchnerin mindeſtens ſechs Monate einer | 
fafie oder ©. K. 3. angehört hat; 

3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwanzigfache 
des durchfchnittlichen Tagelohns. 

In den Fällen, in weldhen auf Grund der Reichsgeſetze über | 
verfiherung gleichfalls ein Anſpruch auf Sterbegeld begründe 
der Kaffe bis zur Höhe des von ihr gewährten Sterbegeldes dur | 
weifung des auf Örund der Unfallverfiherungsgejege zu gewä | 
Sterbegeldes Erjaß zu leijten. « 


— Eine Doppelzahlung des Sterbegeldes bei Todesfällen infolge tinfa 
alfo nicht Statt. — 


29. Die Feſtſtellung des durchſchnittlichen Tagelohnd kann auch kle 
unter Berückſichtigung der zwiſchen den Kaſſenmitgliedern Hinfichtlich der :' 
beftehenden Verſchiedenheiten erfolgen. 


3. B.: I. Klaſſe für Waldarbeiter über 18 Jahren = 2,50 ME 
I „ „ „ unter 18 „» =) . 
I. „  „  Waldarbeiterinnen über 18 „ =150 „ 
IV. „ ., . unter 18 „» =100 „ 


Der durchſchnittliche Tagelohn einer Klaſſe darf in diefem Falle nicht : 
Belrag von fünf Mark feitgeftellt werden. 

30, Perſonen, welche infolge eintretender Erwerbsloſigkeit aus der £ 
ausjcheiden, verbleibt der Anfpruch auf die geleglichen Minpdeftleiftungen d 
in Unterftügungsfällen, welche während der Erwerbsloſigleit und innerhal 
Beitraumes von drei Wochen nach dem Ausſcheiden aus der Kalle eintretei 
der Uusfcheidende unmittelbar vor feinem Wusfcheiden mindeſtens drei 
ununterbrochen einer auf Grund dieſes Geſetzes errichteten Kranlenkaſſe angel 

2 Hat dagegen der Ausfcheldende unmittelbar vor feinen: Ausscheiden wer 
drei Wochen der gejeglichen Stranfenverficherung angehört, jo bat er keinen NV 
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auch wenn er früher einmal drei Wochen lang ununterbrodien einer Kranfenfaffe ange- 
hört hat. (©. V. ©. v. 5. 11. 1894, Selbſtverw. 1895 ©. 500.) 


Grweiterung der Araukeuuntertükung. 


31. Bei günftiger Vermögenslage der Gemeinden bzw. der Kaſſen Tönen die 
ab Nr 25, 26 und 28 aufgerührten Weindeftleiftungen erweitert werden, und zwar 
dahin, 

daß fowohl bei der &. K. ®. wie bei der D. K. K. das Krankengeld vom Tage 
des Eintritt3 der Erwerbsunfähigkeit, ſowie für Sonn, und Feittage zu zahlen 
ift, und die nicht verficherungspflichtigen Familienangehörigen von Verficherten 
ärztliche Mepandlung, Urznei, Brillen uſw. gewährt erhalten Tünnen; 

daß ferner bei der DO. K. K. die Dauer der Kranken: und Wöchnerinnens 
Unterftügung verlängert, das ſtrankengeld und da3 Sterbegeld erhöht, ein 
Sterbegeld auch bei dem Tode der Ehefrau oder eines Kindes des Berficherten 
gewährt werden kann ufw. 


Belondere Befimmungen über das Berhalten Der Srauken ufıw. 


32. Bei der ©. K. V. durch Beichluß der Gemeinde, bei der O. 8. K. durch 
Kaſſenſtatut kann beftimmt werben: 

1. daß Berficherten, welche die Kaffe durch eine mit dem Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte bedrohte ftrafbare Handlung — bierzu gehören Betrug und 
Urkundenfälfhung, 88 263, 267, 268 u. 280 d. Str. ©. B. — geſchädigt 
haben, für die Dauer von zwölf Monaten feit Begehung der Straftat, fowie 
daß Verficherten, welche fich eine Krankheit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte 
Beteiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln oder durch Trunkfälligleit zu- 
gezogen haben, für diefe Krankheit das Krankengeld gar nicht oder nur teils 
weife zu gewähren ift (freies Heilverfahren bleibt ihnen); 

2. daß erficherten, welche die Serankenunterftühung ununterbrochen oder im 
Laufe eines Zeitraumes von zwölf Monaten für 26 Wochen bezogen haben, 
bei Eintritt eines neuen Unterftügungsfalles, fofern diefer durch Die gleiche, 
nicht gehobene Krankheitsurſache veranlaßt ift, im Laufe der nächſten zwölf 
Monate Krankenunterftübung nur für die Geſamtdauer von 13 Wochen zit 
gewähren ift; | 

® _ Diefe Borfchrift fol eine Ausbeutung der Kaflen durch mehr jiehe al 
kranke verſicherte Perſonen verhindern. — 

3. daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung der Arznei und die Kur und 
Verpflegung nur durch beftimmte Ärzte, Apotheken und Kranlenhäuſer zu 
gewähren find und die Bezahlung der durch Inanſpruchnahme anderer Arzte, 
Apothelen und Krankenhäuſer entitandenen Koften, von dringenden Fällen ab» 
gejehen, abgelehnt werden Tann; 

4. daß Berfihe, welche die etwa gegebenen bejonderen Borfchriften über die 
Krantenmeldung, das Verhalten der Kranken und die Krankenaufficht nicht 

» befolgen oder den Unordnungen des behandelnden Arztes zuwiderhandeln, 
Drdnnungsftrafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen Krankengeldes für 
jeben einzelnen Übertretungsfall zu erlegen nen. 


Merfichernngsbeiträge. 


33. Um die durch Die Leiſtungen entitehenden Ausgaben beftreiten zu lönnen, 
werden Berficherungsbeiträge erhoben. 

Die Beiträge für die G. K. 8. betragen, für Wrbeitgeber und Arbeitnehmer 
zufammen, 11/, Prozent bes or tsüblichen Tagelohns und dürfen nur, falls diefelben 
zur Dedung der gejeglichen Krankenunterſtützungen nicht ausreichen, bis zu 3 Prozent 
erhöht werden. 


A. Krankenverſicherung. Beiträge, Eintrittögeld. 897 


Die Beiträge zur O. ſt. 8. find bei Errichtung derfelben, foweit fie den 
Berficherten ſelbſt zur Laft fallen, auf 3 Prozent desjenigen Betrags, von welchem 
die Unterftügungen zu bemeijen find (Nr. 28, 29), Feftzufepen: eine Erhöhung ift 
zuläffig bis zu 4 Prozent. Urbeitgeberbeitrag und ÜUrbeitnehmerbeitrag 
zufammen können bei der D. K. K. aljo 41/, bis 6 Prozent betragen. 

Durch das Statut können für die einzelnen Gattungen der Urbeiter feite Beitrags» 
ſäte beftimmt werden. 

34. Die Beiträge entfallen bei verficherungspflichtigen Perfonen zu zwei 
Dritteln auf diefe, zu einem Drittel auf ihre Urbeitgeber. 

35. Am Falle der Erwerbsunfähigfeit werden für die Dauer der Franken 
unterftügung Beiträge nicht entrichtet. Die Mitgliedfchaft dauert während des 
Bezuges von Srankenunterftühung fort. | 


Zufakbeiträge. 


36. In Fällen der Gewährung der ärztlichen Behandlung, Arznei uſw. (vgl. 
Nr. 81) an die nicht verficherungspflichtigen TFamilicnangehörigen von SKaffen- 
mitgliedern können von lebteren Quiepbeiträge erhoben werden. Die Yöbe berfelben 
ift Durch die Gemeinde (bei der ©. K. B.) oder das Kaſſenſtatut (bei der D. K. K.) 
allgemein feitzujegen. 

Die Bufagbeiträge find von den Berficherten aus eigenen Mitteln zu beftreiten. 


Gintrittsgeld. 


37. Beider G. K. 8. ift Eintrittögeld nicht zu erheben. 

Bei der O. 8. K. kann durch Statut ein Eintrittägeld eingeführt werden, da3 
en N. den Betrag des für ſechs Wochen zu leiitenden Kaſſenbeitrags über- 

en darf. 

® Wer bereit3 einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur ©. 8.2. 
geleiftet und die Beichäftigung nicht über 26 Wochen unterbrochen hat, braucht bei 
der neuen Kaffe fein Eintrittögeld zu zahlen. - 

Desgleichen find Diejenigen Stalienmitglieber vom Eintrittögelde befreit, welche 
nach Wbleiftung der Militär-Dienftpflicht wieder in ihre frühere Beichäftigung zurück⸗ 
fehren, oder, welche in periodifch wiederkehrenden Betrieben bei Wiederbeginn der 
Betrieböperiode in eine Beichäftigung zurüdtehren, vermöge welcher fie wieder 
anttglieber der früheren Kaſſen werden (Satfonarbeiter). — Hutzeifend auf die Wald- 
ehe er, fobald für den Beichäftigungsbezirt eine Orts⸗ bzw. Betriebskrankenkaſſe 
eht. — 
 Eintrittögeiber belaften nur die Berficherten, nicht auch Die Arbeitgeber. 


Einzahlung der Beiträge. 


38. Die Urbeitgeber find verpflichtet, die Beiträge und Eintrittsgelder, welche 
für die von ihnen befchäftigten Perfonen zur &. K. V. oder zu einer O. K. 8. zu 
entrichten find, einzuzahlen. Die Beiträge find an die G. K. V., fofern nicht durch 
Gemeindebefchluß andere Bahlungstermine feitgefeht find, wöchentlich im voraus, 
an die D. K. K. zu den dur Statut refigelegten Bahlungsterminen einzuzahlen. 

39. Die Si. bie Verſicherten entfallenden und von den Arbeitgebern veraus- 
logten Beiträge . 88, 84) Tönnen die lebteren bei der Lohnzahlung einbehalten. 

das Abziehen bei einer as ung unterblieben, fo darf dies von den Wrbeit- 

ebern nur noch bei der nächtten Lohnzahlung nachgeholt werden, widrigenfalls fie 
—* Nechtes verloren geben. 


Yrandung und Verjährung der Anterſtihzungen. 


40. Die Unterftügungsanfprüche verjähren in zwei Jahren vom Tage ihren 
Entitehung an. 
Rabtte, Hanbbuch. 4 Aufl. 57 
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41. Die Übertragung der dem Unterftübungsberechtigten zuftehenden Anſprüche 
auf dritte, fowie bie Verpfändung oder dung Hat nur infoweit rechtliche 
Wirkung, als fie erfolgt: \ 
1. zur Deckung eines Vorſchuſſes, welcher dem Berechtigten auf feine Anfprüde 
vor Unmwelfung der Unterftüßung von dem Wrbeitgeber oder einem Organe der 
Kaffe oder dem Mitglied eines folchen Organs gegeben worden ift; 

2. zuc Dedung der im 8 850 Abſ. 4 der Bivilprogekorbnung‘ bezeichneten 
—— der Ehefrau, ehelichen und unehelichen Kinder. 

Die Unfprüce dürfen auf gefchuldete Eintrittsgelder und Beiträge, auf gezahlte 
Vorſchüſſe, auf zu Unrecht gezahlte Unterftügungsbeträge und auf die von den 
Organen der Roffen verhängten Geldftrafen aufgerechnet werben. Die Unfprüde 
dürfen ferner aufgerechnet werden auf Erjahforberungen für Beträge, welche ber 
—— — tigte gegen entſchüdigungsberechtigte dritte oder auf Grund der 
Reichsgeſetze über LUnfallverficderung bezogen, aber an die Kaffe zu erftatten 
Dat Anſprüche auf SKrankengelb dürfen jedoch nur bis zur Hälfte aufgerechnet 
werben. 

Ausnahmsweiſe darf der Berechtigte den Anſpruch ganz oder zum Teil auj 
andere übertragen, fofern Dies von des unteren Verwaltungsbehörde genehmigt wird. 

ı XI Dd. W. 


Erkrankung infolge Unfalls. 


42. Jeder Erkrankungsfall, welcher durch einen nad) den Unfallverſicherungs⸗ 
gefegen zu entjchädigenden Unfall herbeigeführt ift, ift, forern mit dem Ablaufe der 
vierten Woche der Krankheit die Erwerbsfähigfeit des Erkranlten noch nicht wieder 
bergeftellt ift, binnen einer Woche nach diefem Beitpunfte, von den Verwaltungen 
der ©. 8. 8. oder den Vorftänden der O. K. K. dem Borftande der Berufsgenoßſen⸗ 
haft, bei Einteilung derfelben in Sektionen dem Sektionsvorſtande, bei welder ber 
Erkrankte gegen Unfall verfichert ift, anzuzeigen. BR 

43, Syn Getranungsfä en, welche durch Unfall herbeigeführt werben, it bie 
Berufsgenofjenfchaft berechtigt, das Heilverfahren auf ihre Koften zu übernehmen 
Vom Tage der Übernahme an bis zus Beendigung des Heilnerfahrens oder bis 
um Mblauf der 13. Woche nad Beginn des Krankengeldbezuges t der 

nfpruch des Erkrankten auf Krankengeld auf die Berufsgenofjenfchaft über. Auf 
diefe gehen dagegen für denfelben Beitraum alle Verpflichtungen über, welde der 
Krankenkaſſe dem Erkrankten gegenüber obliegen. 

1 Während nach der Novelle vom 25. 5. 1903 zum Krankenverſiche eſeh ſonſt 
allgemein eine Krankenunterſtützung für 26 Wochen gewährt wird, iſt eine Anderung in 
dem Verhaͤltnis dur ünfalogrigerung nicht eingetreten. . 

Bei den Erkrankungen infolge Unfalls bat die Krankenverſicherung nur für die erſten 
13 Wochen die Fürforge zu übernehmen, mit Beginn ber 14. Woche Bat die Unfall 
verficherung (Berufsgenofjienichaft) einzutreten. 


Entscheidung Der Streitigkeiten. 


" 4. Bireilgreiien a hr 8. De hen ©. R. R. vr die Zu⸗ 
gehörigkeit der in ihren Bezirken äftigten nen werden bon dem * 
praͤſidenten enlfchieden. Gegen dieſe Entſcheidung kann innerhalb zwei Wochen 
dem Miniſter für panbel und Gewerbe Belchwerde geführt werben. 

45. Streitigleiten zwifchen den zu verfichernden Berfonen oder ihren rbeik 
geben einerfeit$ und der ©. K. 3. oder der D. K. N. andererfeit3 über die Ent 
rihtung von Eintrittägeldern und Beiträgen oder über Uuterfi ung 
werden von der Wuffichtöbehörde (Landrat) entfchieden. Die Entſcheibung fanı 
inerhalb vier Wochen mitteld Sage im Berwaltungzftreitverfahren angefochten 
werben. 


‚. 
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46. Über Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und ben von ihm be» 
ſchäftigten PBerfonen über Berechnung und Anrechnung der zu leiftenden Beiträgen. 
entfcheiden die Gewerbegerichte, an Orten, an welchen Bewerbegerichte nicht beitehen, 


der Borfteher der Bemeinde Gegen die Entjcheidung Tann innerhalb zehn Tagen 8L F au 


bei dem zujtäudigen Amtagericht Klage erhoben werden. 


Beteiligung der Färſter bei der Durchführung des 
Brankenverfihernngsgefchen. 


keit Früh Bei der Durchführung des Krankenverſicherungsgeſttzes ift der Forſter bes 
eiligt: 

a) binfichtlih der Waldarbeiter und 

b) hinfichtlich feines Geſindes. 

Bu a tft feine Tätigkeit wiederum berfchteben, je nachdem bie Waldarbeiter durch 
Statut der Berficherungspflidt unterftellt find und ohne weiteres einer ©. K. B. oder 
Krankenkaſſe angehören oder nur bon den ihnen auftehenden Rechte ber freiwilligen 
Beteiligung Gebraud machen. (Vgl Nr. 2.) 

48. Am erfteren Kalle — bie Waldarbeiter unterliegen ber Berfidernnsspfliät — 
bat ber Yöriter: 

1. bie Un» und Abmeldung bes bon der Forſtverwaltung befchäftigten Perfonen zu 

bewirten (vgl. Nr. 22); 

2. eine Kontrolle über die beichäftigten erfonen zu führen, aus welcher erſichtlich ift 
ber Beginn und bie Beendigung der Beichäftigung, der Tag der he ten An» und 
Abmeldung und die Kategorie ber Urbeiter, zu welcher die betreffenden Perjonen 
gehören — männlich oder weiblih, ermachfen oder jugendlid — und 

3. die Sorberungsnachweife Aber die Verſicherungsbeiträge aufzuftellen. 


Sn der Staatsforſtverwaltun ae die Verrechnung ber Krankenverſicherungs⸗ 

beiträge mit dent Lohne bei den Lohnfonds. Der Nachweis der Beiträge wird auf den 

Goßngrttein geführt; dgl. Unlage 3 zu Abſchnitt II d. W. nebit ben dabei aufgeführten 
uftern 


Inſoweit bet den Komnmmal» und Privatforſtverwaltungen die Verrechnung ber 
Veiträge nicht mit dem Lohn erfolgt, bietet der nachfolgende Forderungsnachweis einen 
Antol für die Berechnung ber auf die Wrbeiter und den Wrbeitgeber entfallenden 

eiträge. 

Die An» und Abmelbung bat tn Anfcehung der in den 4 50 und 81 (vgl. Ar. 22 
Abſ. 2) angedrohten Nachteile bzw. Strafe pünktlich binnen drei Tagen zu erfolgen und 
—— an bewirfen (Formulare hierzu werden bon den Meldeftellen meift unent- 
eltlich geliefert). 

g Die Anmeldung muß enthalten: 
den Vor⸗ und Zunamen, das Alter, den Wohnort und bie Urt der Beſchäftigung bes 
Angumeldenden, Namen und Stand bes Arbeitgebers, Tag ber Anmeldung Tag 
bes Beginns der Beichäftigung,. 
Die Abmeldung muß enthalten: 
ben Bor- und Bunamen des Abaumeldenden und ben Tag bes Austritts aus ber 
Beichäftigung. 


bezirk 2 tbal. 
Schubbes angentha Forderungãanachweis 


über 

die an bie Kreiäfrantennerfiderung bes Kreifes —— — Meldeſtelle zu Ober⸗ 

heldrungen — für bie verficherurger ichtigen, or wirtichaft chen Arbeiter zu zahlenden 
er 198« Beiträge. 


Die wöchentliden Beiträge ber Verſicherten betragen: 


a) für erwachſene ÜUrbeiter -. -. - 2 2 220. 2A PH. 

b), „ » Arbelterinnen -. - - . 2... „ 

0) „ jugendliche Azbeiter . -. -. . » 2 158 „ 

d) _ » Arbeiterinnen - -. - 2 22.9. 
57* 


Berfiherungsbeitrag 


- der Forſt⸗ 
N pro ber Be; 
Rn. Der Arbeiter für os] Arbeiter berival» Im merkungen 
de |— 2, — tung ganzen 
die Zeit |Wo- — 1, — 
Name Wohnort] von—5is | den Pf. | ME. Pf ME. |PfI ME Pf. 
Oberhel⸗ 
1Karl Becker binden "fin" 13| 24] 2 || — |78I 3 |12 
2 gr. Sant . | sd | 5| 22] — 60) — |a0| ı 20 
1,—% unter 16 
3 1%. Schröder „ 1g99° 51 155 — 501 — I351I — 73Jahre alt 
Bertha —l _ _ _ 
Schrimm ” fs92° 4] 15 30 20 60 
+ 141 ı |5s5| 5 |6 
Zangentbal, den... ..-.- 2... 
Der Föoͤrſter. 
N. 
Der Forderungsnachweis ift richtig. Die Yorft(®utss)Eaffe zu... .. . - -. wolle 
den Berficherungsbeitrag von 5 ME. 67 S. e Routen: fünf Mark 67 Pf., an die Melde- 
eſem Zwecke: 


ſtelle zu Oberheldrungen zahlen und zu 
4 Mi. 14 Pr von ben Ürbeitern ieben und 
„ 53 „ für Redinung der Foritverivallung verausgaben. 
Heldrungen, ben ..- . 2.22.20. 


Betrag erhalten. 
Oberbeldrungen, ben... ....2.... 
Meldeitelle der Kreistrantenverfiherung des Kreifes Eckartsberga. 


Aum.: 1. Es ift angenommen, daß im Kreiſe Edartöberga eine gemeinſame Gemeinde⸗ 
franfenverficherung für den ganzen Kreis beiteht (Nr. 16). 

2. Mit Rückſicht darauf, daß die Arbeitgeber verpflichtet find, bie ganzen Beiträge 
an bie Krankenkaſſen abzuführen (Nr. 88), haben die Nachweifungen und Quittungen über 
die Krankenkaſſenbeiträge nicht nur über die Beiträge des Arbeitgebers, fondern auch über 
die Beiträge der Wrbeiter zu lauten. 

3. Die Krantentaffenbeiträge find an bie Gemeindekrankenverſicherung und die Ort 
krankenkaſſen portofrei abzuführen. (F. M. v. 22. 2. 1901.) 

49. In ben Falle, daß die Walbarbeiter der Verſicherungspflicht nicht unterftellt 
find, ift e8 bie Aufgabe des Förſters, durch ſachgemäße Belehrung der bon ihm für 
längere Zeit in Solsfäilägen uſw. befchäftigten Arbeiter über die Belonberen Wohltaten, 
welde die Kranfenverfiherung ben Verſicherien gewährt, dahin zu wirken, daß dieſelben 
möglichft insgeſamt der Serficherung reiwillig beitreten. 

Der Beitritt fchließt, außer, daß er in den Fällen gemwöhnliden Krankſeins den 
Arbeiter vor Not bewahrt, ben beſonderen Borteil für ben Staat bzw. die Forft- 
verwaltung in fi, daß bei Unfällen die SKoften der Fürſorge für den Berunglüdten 
während der eriten 13 Wochen nicht dem Staat bzw. der Foritverwaltung, fordern der 
Krankenverſicherung zur Laft fallen. Um biefen Zweck ganz zu erreichen und die Ber 
waltung auch gegen die Stojten der Fürſorge während der fogen. Karenzfriit a Nr. 24) 
zu fichern, tit den Wrbeitern der Beitritt zur Derfinerung omeit fie fi) nicht bereits 
darin befinden, um fo viel Wochen vor Beginn ber Waldbeſchäftigung zu empfeblen, als 
die Karenzfriſt bei der zuftändigen Krankenverſicherung ausmacht. 

Die Anmeldung des Beitritt3 bat der Urbeiter beim Gemeinde bzw. Guts⸗ 
vorſtand zu bewirken. 

Die Forſtverwaltung hat als Urbeitgeberin Beiträge für die Ktrankenverſicherung in dieſem 
Halle nicht zu leiſten, diejelben fallen dem Arbeiter allein zur Laft. Um den letzteren 
jedoch für diefe Ausgabe ſchadlos zu Halten, ift es vom Herrn Minifter für Landwirt⸗ 
Ihaft, Domänen und Yorften gene migt, baß in Staatsforiten ber Lohn des freiwillig 
einer Krankenverſicherung beitretenben Urbeiter8 um ben Betrag des Beitrags erhöht werde. Die 
Entridtung des Beitrags erfolgt feiten8 des Verſicherten beim Gemeinbe-Boritanbe, und ® 
hat er darüber beim Belaufsdeanten buch Borlegung der Duittung den Nachweis zu 


jühren. Es tönnen mit ber Krankenverſicherung aber auch Bereinbarungen bergeftalt getroffen 
werden, daß bie Sorftlaffe bet den Lohnzahlungen die Beiträge ber Verficherten einbehält 
und gefammelt abführt. In diefem alle Hat der Belaufsbeamte der TForftluffe ein 
namentliches Verzeichnis über die Höhe der in Abzug zu ringenden Beiträge zuzuſtellen. 
(Musgun aus den für ben Regbz. Marienwerder gültigen Beſſimmungen.) 

. Bu 4b. Das Gefinde, ſowohl londiwirtigafttiäes, al8 Hausgefinbe, 
unterliegt nicht der Berfiherungspflidht, fondern kann der 
treten. (Vgl. Ne. 2. 

Das unter 49 von Walbarbritern Befagte trifft Im allgemeinen auch bier zu. Der 
Forftbeamte wird nur, um die Leute zum Beitritt zu bewegen, häufig den Beitrag teil- 
meife oder ganz feldft entrichten müfjen, aber aud) —* dann bürfte er bei den geringen 
Beiträgen, melde die &. K. V. fordert, beffer fahren, als wenn er bei eintretender 
Krankheit des Geſindes fich verpflichtet flieht, die Gebühren und Reiſekoſten des Arztes 
und die Apothekerrechnungen aus eigenen Mitteln zu bdeden. 


erfiherung freiwillig bei- 





Üider die Pflicht der Dienſtherrſchaft, krank gewordenem Geſinde, welches einer Kranken⸗ 
kaſſe bzw. Gemeinde⸗Krankenverſicherung (Gef. v. 10. 4. 1892) nicht angehört, Kur und 
Zifrezurg in gewähren, ſiehe die Beſtimmungen der Geſindeordnung, 


B. Unfallverſicherung. 


Borbemerkung. 


Seit dem Erlaffe der Unfallverfiherungsgefche find praktiſche Erfahrungen 
geſammelt und Bebürfniffe Hervorgetreten, welche eine Abänderung diefer Geſetze und 
eine Erweiterung ihres Wirkungskreiſes angezeigt ericheinen ließen. Diefe Ubänderun 
bzw. Erweiterung erfolgte durch das —J. betreffend die Ubänderung der Unfa 
verfi erungögelche: vom 30. 6. 1900 (R. ©. Bl. ©. 335). 

n die Stelle des Geſetzes vom 5. 5. 1886, wodurch die Unfallverficherung für 
die in Dr land» gu —— Fa bef äfigten Ka — 
wurde, iſt jetzt das allv erungsgeſetz und⸗ u orſtw a 
vom 30. 6. 1900 in der Faſſung der —EE vom 5. 7. 1900 ne Bl. 
S. 641) getreten. 

Hervorzuheben ift, daß die Beitimmungen über die Schiedögerichte und über die 
Drganifation des Neichöverfiherunggamts nicht mehr in den einzelnen Unfall» 
verficherungsgefegen, fondern nur in dem Geſetze, betreffend die Abänderung der 
Unfalberficherungägejege, vom 30. 6. 1900 (Rt. &. BI. S. 335) Aufnahme gefunden 


en. 

Die für die Berufsgenofjenichaften, Sektionen und Ausführungsbehörden früher 
beftandenen Schiedögerichte der Unfallverficherung find aufgehoben, und die Scjieds- 
geriähe der AInvalidenverficherung, die jett den Namen „Schiedsgerichte für. 

rbeilerverficherung“ führen, find KM auch auftändin für die Entſcheidung von 
Streitigkeiten über Entihädigungsanfprüche aus der Unfallverficherung. 


— Am Rande find die auf den Tert bezüglichen Paragraphen des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes für Land» und Zorftwirtfchaft angegeben. — 

her den Ausführungsbeſtimmungen vom 19. 8. 1900 (Jahrb. Bd. 33 S. 56) find 

angujeben: 

1. als höhere Berwaltungsbehörben die Regierungspräfibeinten, für den Stadtkreis 
Berlin der Polizeipräfident; 

2. al8 untere Berwaltungsbehörden in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern 
und in denjenigen Städten ber Provinz Hannover, auf welche die rebidierte 
Hannoverſche Städteordnung vom 24. 6. 1858 Anwendung findet, mit Ausnahme 
der im $ 27 Abſ. 2 ber Sannoverfchen KeelBorönung bom 6. 5. 1884 benannten 
Städte, Die Gemeindebehörden, im übrigen die Landräte, in den Hohen- 
zollernſchen Landen die Oberanıtmänner; 
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3. als Ortspeligeibebörben diejenigen Beamten ober Behörben, benen bie Berwaltung 
der ortlichen Polizei obliegt (Amtsvorſteher uſw.); 

4. als ren ee der Gemeindevorſtand, in felbftändbigen Butsbezirfen 
er Gutsvotr ; 

5. als Gemeinbevertreiung die nad ben verichiebenen Stadte unb Sanbgemeinde- 
Drdnungen gebildete Bertretung ber Stadt» aber Laudgemeinden. 


Unfallverfiherungsgefeg für Land- und Zorſtwirtſchaft 
vom 30. 9. 1900. (RB. ©. Bl. S. 641.) 


Amfang der Berficherung. 


1. Berfichert find gegen bie Folgen der bei dem Betriebe fich ereignenben 
Unfälle alle in den land» und forftwirtichaftlichen Betrieben und Neben- 
betrieben befchäftigten: 


a) Arbeiter und Arbeiterinnen, einfchließlich des landwirtſchaftlichen Befindes, ohne 
NRüdficht darauf, ob fie Lohn bekommen oder nicht, ohne Ben, ihres 
Arbeitsverdienftes, alfo auch bei einem Verdienſt von mehr als 3000 Mk., und 
ohne Rüdficht auf das Wlter;! 

b) Beiriebsheamten, fofern ihr SJahresarbeitöverdienft an Gehalt oder Lohn 
3000 ME. nicht überſteigt; 

c) Familienangehörigen in dem Betriebe des Familienhaupts. 


ı 83 können auch Kinder ſelbſt ven 6 Jahren der Unfallverfiderung unterliegen, es 
kommt nur darauf an, daß die Kinder ald in der Land» oder Fo ſtwirtſchaft beichäftigt 
anzufehen find; 3. B. bein: Bänfehüten (Dorn in den Fuß treten), Heumaden, Rübens 
verziehen, Kartoffelauflefen, Maikäferſammeln ufw. (Komm.⸗Ber. S. 2). Auch Kinder, die 
im lands oder forftwirtichaftlicden Betriebe ihrer Eltern Befchäftigt find, Tönnen Urbeiter 
kin, und zwar felbft dann, wenn fie ihre Dienfte ohne Lohn oder Schalt verrichten. Bin 

rbeitSberhältnis kann auch ohne ausdrädlichen Dekra abi aufolge ſtillſchweigender 
Vereinbarung beſtehen. (O. V. G. v. 25. 6. 1903, Jahrb. d. Entſch. 1904 & 109.) 

2 qu den im landwirtſchaftlichen Betriebe „befhäftigten” Perſonen gehören auch 
bie mit dem Jagdſchutz Beauftragten, wenn die Jagd Xells oder Nebenbetrieb eines land» 
oder forstwirtichaftlihen Betriebes ift (dgl. Nr. Sg). Ebenfo kann ein Gemeinbe- Feld 
(Forfi)hüter auf Grund dieſes Unfallverjicderungsgejeßes verficdert fein. (M. B. U v. 
31. 3. 1896, Handb. d. U. V. ©. 513.) 

Auch fogenannte Bolontäre, d. h. Perſonen, welde in einen: landivirtfchaftlichen 
Betriebe die Landwirtſchaft erlernen, um fpäter Betriebsbeamte oder Betriebgunternehmer 
gu werben, find verſichert. (M. ®. A. v. 29. 10. 1894 a. a. DO.) 

Den fogenannten Bolontären ftehen nach ber Verfügung des Mi. B. U. v. 20. 1. 1891 
die Lehrlinge glei und find daher auch alle in ben forſtwirtſchaftlichen Betriehen 
beihäftigten Forſtlehrlinge des Stants-, Kommunal⸗ oder Privatdienſtes nad dem 
Unialverfiherungspeieg für Land» und KHoritwirtichaft verlichert. Die Forſtlehrlinge 
rechnen zu den „Urbeitern” im Sinne dieſes Geſetzes, und finden Bei eintretenden 
Betriebsunfällen alle für bie Arbeiter gültigen ſtimmungen in betreff des Heilberfahrens 
(auch während der eriten 13 Wochen), Der Hentengewährung ufw. auf fie Anwendung. 

Da diefe Perfonen meift einen wirklichen Arbeitsverdienſt Nberbaupt nicht haben, fo 
ft der Rentenberechnung uſw. ber durchichnittliche Jeesavbeitöberbienft land» und forft- 
San galtlicher a bes Beihäftiguugsorts (vgl. Nr. 15) zugrunde zu legen. (Bgl. 

andd. U. 8. ©. 132. 

Aus der Entſcheidung des R. V. U. v. 11. 11. 1889 ift bemerfenswert: 

Iſt ein Lehrling Aberhaupt Im Betriebe befchäftigt, fo ift er ohne Rückſicht darauf, 
ob er Entgelt bezieht oder nicht, auch in ſolchen Tätigfeiten als Arbeiter anzufehen, bie 
er dorninmt, nit um eine ihm vertragsmäßig obliegende Verpflichtung zu erfüllen, 
fondern un fi) ſelbſt durch Verrichtung der Arbeit zur einftigen Wahrnehmung oder 
Leitung ähnlicher Geſchäfte zu befähigen. (Handb. d. U. V. ©. 25.) 
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Die Schüler und Lehrer der Lehranitalten und Fachſchulen find Teine 
Arbeiter im Sinne ber Unfallverfiherungsgejeße, vorausgeſetzt, daß die In diefen Anftalten 
borgenommenen techniſchen Wrbeitsleiltungen ausjchlieglih den Lehrzweden, und nicht 
der wirtfhaftliben VBrodultion und der sgielung eine Unternehmer- 
gewinns dienen. (M. V. 4. v. 20. 10. 1892 und 28. 2. 1893, a. a. O. ©. 25.) 

Diefer en bürfte aud) finngemäß auf Forftihulen und Forſtſchüler anzumenden 
fein, desgleichen auf die Erfurfionen ufm. dergelernten Jägerder Jägerbataillone. 

Die Forſtlehrlinge auf den fiaatliden Forſtlehrlingsſchnlen find bei einer Privat» 
Berfiherungsgefellichaft gegen Unfälle im UnterrichtSbetriebe verfichert. (Bgl. 8 13 ber 
Saßungen, Abſchnitt I Unlage 1 d. W.) 


2. Die Berfiherung erftredt fih auch auf Bauswirtichaftlicde Berrichtungen 
und andere Dienfle, zu denen die nah Nr. 1 verficherten Berjonen, die haupt» 
\ählih in der Land» oder Forſtwirtſchaft oder in deren Rebenbetrieben 
befhäftigt werden, von dem Wrbeitgeber oder deſſen Beauftragten heran 
gezogen werden. | 

Durch Genofjenfchaftsftatut kann weiter die Verficherung für die unge 
in der Land» oder Forſtwirtſchaft befchäftigten und nach Nr. 8 der Verſicherungs⸗ 
pflicht unterftellten oder der Verficherung freiwillig beigetretenen Betrieböunternehmer 
anf die mit dem Betriebe im Zuſammenhange ftehenden hauswirtichaftlichen Ver⸗ 
richtungen erftredt werden. 


a Seht find 3. B. auch verfichert eine zum Kochen für bie Arbeiter angenonintene 
Köchin, die ſich gelegentlich der Zubereitung von Speiſen für die Herrichaft verbrübt, oder 
ein Kutſcher, der feine Herrſchaft zu einer F ochzeit fährt und dabei einen Unfall erleidet. 

Evenfo ift der gelegentlid) einer vorübergehenden andermeitigen Ausnutzung des land⸗ 
— — Fuhrwerks (3. B. ber Beck vermietet fein Fuhrwerk gelegentlich zu einer 
Waldfahrt) eingetretene untan dem Landwirtfchaftsbetriebe zuzurechnen. (MR. ©. U. vd. 
18. 10. 1906, Jahrb. d. Entf). 1907 ©. 173.) 

2 Die Ausdehnung der Unfallverfierung auf häusliche und andere Dienste eritredt 
fih aber nur auf ſolche Berrichtungen, weldje neben der Beihäftigung im Betriebe 
erfolgen, die Beihäftigung in dem land» oder forftwirtfhaftligden Betriebe 
muß die Haupttätigleit ausmachen. Das nur für ausge Ürbeiten angenommene 
fogenannte Haudgefinde iſt bon der Verſicherung ausgeſchloſſen. 

Auch eritredt fi) die Verfiherung nur auf ſolche Dienfte, welche 1% dent pribats 
— Intereſſenkreiſe des Arbeitgebers in Beziehung ſtehen. (MR. B. A. v. 19. 3. 1906, 
Jahrb. d. Entſch. 1907 S. 291.) 

8 Eine Arbeiterin, welche taͤglich ſechs Stunden in der Hauswirtſchaft und acht Stunden 
in der Landwirtſchaft befchäftigt war und bei der hauswirtſchaftlichen Tätigkeit einen 
Unfall erlitt, Hat als „hauptſächlich in der Landwirtſchaft“ beichäftigt zu gelten, ift 
mithin nach 8 2 bei ihrer hauswirtſchaftlichen Tätigkeit verjichert und bat Anſpruch auf 
Unfallrente. (R. V. U. v. 18. 3. 1902, Jahrb. d. Entſch. 1904 ©. 112. 

Bei er, der Trage, ob der Verficherte hauptſächlich in der Land» oder Forſt⸗ 
wirtfchaft befeyäftigt ift”, kommt lediglich feine Tätigkeit bei bemjenigen Arbeitgeber 
in Betracht, der im zu dem unfallbringenden Dienjte herangezogen bat. Die Dauer ber 
neisäftigung bei diefem Wrbeitgeber iſt bedeutungslos. Vorausſetzung iſt nur, daß ber 
Berfiherte Traft eines vorwiegend auf landwirtſchaftliche Tätigkeit gerichteten (ftändigen 
oder vorübergehenden) Arbeitsverhaltniſſes zu einem anderen Dienfte herangezogen wird. 
(R. B. U. v. 3. 11. 1903, a. a. ©. ©. 116.) 

4 Ein Betriebunternehmer fällt mit feinen hauswirtſchaftlichen Verrichtungen 
au nur dann unter die Unfallverfiderung, wenn er feine Arbeitskraft vorwiegend in 
dem landwirtſchaftlichen Betriebe verwendet, und biefer Betrieb feine und feiner 

milie Hauptjächliche Nahrungsquelle bildet. Der Verficherung bei der hauswirtſchaft⸗ 
ihen Tätigkeit entbchren 3 B. Handwerker, Rentner oder Beamte, die nur nebenbei 
einen kleinen — etrieb unterhalten, der nach feiner abſoluten Größe und dem 
Verhaͤltniſſe der aus ihm erzielten Einnahmen gu dem ſonſtigen Einkommen den Schwer⸗ 
punkt ihrer wirtſchaftlichen Eriftenz nicht bildet. (R. V. A. v. 15. 5. 1905, D. F. 8. ©. 638.) 


3. Betriebsunternehmer, deren Jahresarbeitsverdienſt 3000 DEE. nicht über⸗ 
eigt, oder welche nicht regelmäßig nen als zwei Lohnarbeiter befchäftigen, 
d berechtigt, gegen die Folgen von Betriebsunfällen ſich ſelbſt zu verljichern.! 


Durch Genoſſenſchaftsſtatut kann auch die Verſicherungspflicht auf diefe Betriebs⸗ 
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unternehmer, ſowie auf Betriebsbeamte mit einem 3000 ME. überſteigenden Jahres- 
arbeitäverdienft erjtredt werden. 

Durch Senofienfchaftsftatut Tann ferner auch beſtimmt werden, daß Die Unter⸗ 
nehmer auch mit einem 3000 Mk. überfteigenden Jahresarbeitsverdienſt ſich ſelbſt 
verjichern, und daß fie auch im Betriebe befchäftigte, aber nad Nr. 1 nicht verficherte 
Perjonen (4. B. Schreiber, Buchhalter ufw.), und nicht im Betriebe bejhäftigte, 
ie bie etriebsſtätte beſuchende Perjouen (3. B. Efienträger) gegen Unfälle ver 
ihern können. 


1 Dadingehende Anträge find bei den: Seftionsvorftande einzubringen. 


4. Reichsbeamte und Berfonen bed Solbatenflandes,? fowie preußiſche Staats 
beamte ohne Rüdficht darauf, ob fie mit oder ohne Gehalt und Beujiunsberechtigung 
angeftellt find, fallen nicht unter dieſes Geſetz. Für diefelben ift durch befondere 
(Fürſorge⸗Geſetze Sorge getragen. 

Ebenſo unterliegen Kommunalbeamte nicht der Unfallverficherung, wenn fie mit 
feftem Gehalt und Penfionsberedgtigung? angeftellt find, oder fofern ihnen durch 
ftatutarifche Beitimmung des betreffenden Scommunalverbandes eine den Staatsbeamten 
gleihe Unfallfürforge zugeſichert if. Bei eintretender Dienitunfähigfeit infolge 
Detriebsunfalld find fie auf ihr Gehalt und ihre Penfion angewiejen. 

Kommunalbeante, bei denen dieſe Borausjegungen nicht zutreffen, fallen unter 
das Unfallverficherungsgefeh. 

2 Bgl. die cingehenden Ausführungen unter „Unfallfürforge“, IV H db. W 

Beamte des Staats, der Kommunen ufio., welche binfichtlih ihrer Beanitentätigfeit 
nicht diefem Unfallverfidyerungsgeieße unterftehen, können aber im Sinne dieſes Geſetzes 
verficherungSpflichtige Urbeiter oder Betrieböbeamte fein, infomweit fie ihre Tätigkeit dem 
privaten Jurereſſen verſicherungspflichtiger, den Berufsgenoſſenſchaften unterſtehender Betriebe 
zuwenden, 3. B. Staatsforſtbeanmte oder mit Gehalt und Penſionsberechligung angeftellie 
eg oritbeanıte, Fre Betrieb» uſw. Arbeiten in Privatforften üdernehnien. (Bgl 

andb. d. U. B. S. 16. 

Ebenſo findet auf einen öffentlichen Beamten, der in eigenen landwirt— 
fhaftlihen Betrieb einen Unfall erleidet (3 3. ein Staats⸗ oder Kommunal» 
forftbeanıter bei der Bewirtfchaftung feines Dienftlandes), das Unfallverfiherungsgefeg in 
gleiher Weife Anwendung, wie bei jeder anderen im Betriebe befchäftigten Perſon. Kar 
ſolche Unfälle find fie daher von der zuftändigen Berufsgenoſſenſchaſt zu eutſchädigen 
Wenn fie auf diefe Weife eine Unfallentichäbtgung neben ihrem Gehalt oder ihrer Bention 
erlaugen, fo wird ihnen dadurch eine Doppelentfhädigung nicht gewährt, denn Gehalt umd 

enfion werben aus Anlaß der anıtliden Tätigkeit gezahlt; die Unfallrente aber ift die 
ntfhädigung für den Berluft oder die Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit, ſoweit es 
6 um e ne gqhtamtliche Tätigkeit handelt. (R. V. A. db. 22. 10. 1904, Jahrb. d. Entſch 


2 Soldaten, welche g Berrihtungen in ter Unfallverfigerung Für Lands oder Fork⸗ 
wirtfhaft unterliegende Betriche beurlaubt werben, etiva zur Wusbilfe in ber 
allen unter dieſes Bejeg. (Konın.-Ber. ©. 22.) 

3 Sie müflen aljo ein wirkliches Net auf Penſion baden; eine bloße Penſions⸗ 
anwartſchaft genügt nicht — wie bei der Invalidenverſicherung — zur Entbindung von 
der Terficherung. 


5. Wer im Sinne dieſes Geſetzes als Betriebsbeamter oder ald eine folde 
Perſon anzufehen ift, welche zum Unterſchiede von den gewöhnlichen land⸗ 
oder forftwirtfchaftlichen Wrbeitern eine, technifche Fertigkeiten erfordernde 
befondere Stellung einnimmt (3. B. Förfter; Gärtner, Gärtnereigehilfen; gewerb⸗ 
liche Facharbeiter, wie Brenner, Deafhinenführer, Heizer, Müller, Biegler, Stellmacher, 
Schmiede u. a.), wird durch ftatutarifche Beftimmung der DBerufsgenofjenfchaft für 
ihren Bezirk feftgeftellt. 

1 Nach dem von: Reich8perficherungsanıt genehmigten Statut der landwirtſchaftlichen 
Berufsgenofjenihaft für die Provinz Sachſen bon 24. 9. 1901 ift für Betriebsheamte 
unb Perfonen in dbefonderen fahliden Stellungen (Facharbeiter) folgende 
Begriffsbeſtimmung gegeben: 
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ALS Betriebobeamte find diejenigen Perſonen anzufeben, welche in den Wirtfchaft$- 
betriebe oder in einem Teile desſelben al3 Bevollmachtigte des Betriebsunternehmers tätig 
find oder vorwiegend in einer leitenden oder beauffichtigenden Stellung wirken (3. B. 
Adminiſtratoren, Inſpektoren, Verwalter, Wirtſchafter, Revierförſter, Moltereimeiiter). 

Als ſolche Perſonen, welche eine nn Fertigkeiten erjordernde befondere Stellung 
einnehmen, find, ſoweit fie nicht nach dem vorjtehenden Ubfate als Betriebsbeamte zu gelten 
haben, anzujehen: Nechnungsführer, Lagerverwalter, Vögte, Hofmeifter, aa irr⸗ 
meiſter, Foͤrſter (Forſtgehilfen, Jüger), Holzhauermeiſter, Gaͤrtner, Gärtnereigehilfen, Stärke⸗ 
meiſter, Oberſchweizer, Schafmeiſter, Wirtſchafterinnen. Meierinnen; ferner von gewerblichen 
Facharbeitern: Müller, Brenner, Brauer, Ziegler, Stellmacher, Sattler, Mühlenbauer, Zeug⸗ 
ſchmiede, Schmiede, Schloffer, Mafchinenführer, Heizer, Maurer, Binmterleute, Xijchler. 

2 Bei Berechnung der Nente für die Betriebsbeanten und Yacharbeiter wird der bon 
ihnen wirklich bezogene, verhältnismäßig höhere Jahresarbeitsverdienſt augrumde gelegt 
Dafür find auch befondere Zuſchläge zu den Beiträgen zu entrichten. (Vgl. Wr. 14 u. 31.) 


6. Alle Iand- oder forftwirtichaftlicden Betriebe, ohne Rüdficht darauf, ob fie 
die Haupterwerbsquelle bilden oder nur nebenher betrieben werden, und ohne 
Rüdyicht auf die Ausdehnung und Betriebsart, fallen unter dieſes Geſetz. 

Dasjelbe gilt mit den im nächften Abſatze aufgeführten Ausnahmen von den 
land» oder forfiwirtichaftlichen Rebenbetrieben, d. f. Betriebe, welche der Unternehmer 
eines land» oder ne Betriebs neben feiner Land» oder Foritwirtichaft, 
aber in —— Abhaͤngigkeit von derſelben betreibt. Hierzu ſind insbeſondere 
ſolche Betriebe zu rechnen, welche ausſchließlich oder vorzugsweiſe beſtimmt ſind: 


1. zur weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung von Erzeugniſſen der 
Lands oder Forſtwirtſchaft des Unternehmers, 

2. cam Befriedigung von Bedürfniſſen feiner Land» oder Forſt— 
wirtichaft, | 

3.0der zur Gewinnung oder Verarbeitung von Bodenbejtandteilen 
feines Grundftüd2. | 

Unter dieſes Geſetz fallen nicht: 

1. Bergwerfe, Salinen, Uufbereitungsanftalten, Werften, Bauhöfe, Hüttenwerle 
ſowie Betriebe, in denen Explofivftoffe oder explodierende Begenftände geiwerbs- 
mäßig erzeugt werden, 

2. folche Betriebe, welche nach näherer Beftimmung des Reichsſsverſicherungs— 
amt3 wegen ihres erheblichen Umfanges oder wegen befonderer maſchineller 
a en oder wegen der Zahl der verwendeten gewerblichen Arbeiter den 
unter das Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz fallenden Fabriken zuzurechnen find. 


1 Auf Grund ber Ziffer 2 vorjtehenden Adfatzes bat das Reichsverſicherunggamt am 
16. 10. 1901 beftimnit, daß folgende Unternehmungen dem Gewerleunfallverfiherungs- 
gefeh und nit bem Unfallverfiherungsgefege für Land- und Forſtwirtſchaft 
unterliegen: 
1. Steinbrüche und — nicht zu den unter Ziffer 2 bis 5 genannten Betrichen gehörige 
— Bräbereien (Gruben), 
a) welche unterirdifch betrieben werden, 
b) in denen die Sale der Arbeitstage der beichäftigten, verfiderungspflichtigen 
Berjonen in Jahresdurchſchnitt 1200 überfteigt; 
2. Torfgewinnungsbetriche, einſchließlich derjenigen, welche Preßtorf erzeugen, 
in denen die Bahl der Arbeitstage der beichäjtigten, verfiderungspflichtigen 
Berfonen in Jahresdurchſchnitt 1200 überjteigt; 
. Torfftreu- und Torfbrilettfabrilen; 
. (betrifft Kalkorennereien und Kalköfen); 
. Biegreleien, 
in denen im Jahresdurchſchnitt mindeſtens 500000 en (Dauerfteine, 
Dadjziegel, Hohlziegel, Platten, Drainröhren uſw.) hergeltellt werden; 
. (detuifft Mahl» und Olmühlen); 
. Schneidemühlen und Holgbearbeitungsbetriebe, 
a) in denen zur weiteren Beurbeitung der Belönkecnen Nohhölzer (Ballen, 
Bretter, Lutten ulm.) befondere maſchinelle Einrichtungen (3. B. Hobel» 
maſchinen) verwendet werden, 
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b) in benen die Zahl der Arbeitstage ber in der Mühle ober in den Fabril⸗ 
taume ſelbſt — nicht bei ber An- und Abf uf. — beichäftigten, ver 
j — a Benflähtigen Perſonen im Jahres du 1200 überfteigt; 
. gu titen; 
9. (6 Betriebe der Nahrungsmittel Induſtrie); 
10. (ei Brauereien und "Ralbereien) ie) 

7. Die laufenden Reparaturen au den zum Betriebe der Land» und Forf: 
wirtfchaft dienenden Gebäuden und bie zum Wirtfchaftsbetriebe gehörenden Bader 
Inliur- und fonftigen Bauarbeiten! insbejondere die zu dieſem Zwecke dienende Her 
ſtellung oder Unterhaltung von Wegen, Dämmen, Kanälen und Wafferläufen gelten 
als Teile des land⸗ und forfhwirtichaftlichen Betriebe, wenn fie von Unternehmern 
lands oder forftwirtfchaftlicher Betriebe ohne Übertragung an andere Unternehmer auf 
ihren Grundftüden ausgeführt werden. Die kraft öffentlich-rechtlicher Verpflichtung 
von Unternehmern land« oder for kwietihafttiger Betriebe für Gemeinde 
zwede? geleifteten Urbeiten zur Date ung oder Unterhaltung von Gebäuden, Wegen, 
Kanälen, Dämmen und Wafjerläufen werden den land» ober forftwirtfchaftliden 
Betrieben diefer Unternehmer zugerechnet. 

2 Unter „fonftige Bauarbeiten” fallen unter Umſtanden auch Reubauten von 
Schuppen oder ähnlichen einfachen Gebäuden, welche dem Zwecke der Landwirtſchaft dienen. 
Rad der zutreffenden Prarid des Reichsverſicherungsamts ift Dabei weſentliches Gewidt 
auf den Umfang folder Neubauten im Verhältnid zur Größe bes Wirtſchaftsbetriebs 
fowie darauf zu legen, ob die Arbeiten ganz oder überwiegend durch ftändig im Bir 
tchaft#betriebe befchäftigte oder durch fremde, befonder8 angenommene Ürbeiter ausgefüht 
werden. 

2 Diefe Beitimmung trifft zu, wenn bie Gemeinde den ihr fra ntlichen Rechs 
obfiegenben Ausban auf die A ierauktigen Beſitzer —E Koks die Gemeinde 
ſelbſt al8 Unternehmerin bie Wegearbeiten aus, fo unterliegen die Arbeiten ber Bauunfal, 
verfiherung. (Sommı.-Ber. S. 12.) 

8. Beiter fallen unter diefes Geſetz: 

a) Der Betrieb der gewerbliden ®ärtnerei GKunſt⸗ und Handelögärtnet, 
Baumſchule und Samengärtnerei), dagegen nicht die ausſchließliche Vewin⸗ 
ſchaftung von Haus» und Biergärten. 

Gehören Haus» und Liergärten zu einem an fich verficherungspfliätige 
land» oder forttwirtfchaftlichen Betriebe, fo fällt die Bewirtfchaftung derſ 
mit unter die Verficherungspflicht des Hauptbetriebes. 

Der Begriff des Hand. und Ziersartens jetzt im allgemeinen voraus, daß de 
Umfang der gärtnerifchen Anlagen nicht zu bedeutend tft, und daß nicht zu etheb⸗ 
liche fremde Arbeitskräfte für die Bewirtichaftung erforderlich find, diefe vielmehr 
im weſentlichen allein bon den Befiber und deifen Angehörigen ober dem regeb 
mäßig als Hauptgefinde befchäftigten Berfonen, unb zwar bon diefen nebenher, De 
forgt wird. Trifft diefe letztere Borausfegung nicht zu, fo ift die Verſicherun 
pfliht vom Reichsverſ.⸗Amt ſelbſt bei Gärten von geringem Umfange (3. B. 1.2 a) 
nen worden. (Beil. d. R. 8. 4. v. 4. 7. 1892, Handbuch d. U E. 


b) Die Imkerei, wenn fie mit einem landwirtſchaftlichen Betriebe verbunden iſ 
(Komm.-Ber. S. 14.) 

e) Der von der Forftverwaltung für eigene Rechnung geführte Betrieb von Ball 
eifenbahnen und Flüßereien. (MR. V. U. v. 12. 12. 1887.) 
d) Das UÜbernten land» und forftwirtfchaftliher Erzengniffe pie 
gehören auch Baumfällungsarbeiten, felbft wenn es fich um das Den 
zerftreut auf Iombwirtiihaftfichen Grundftüden ftehender Bäume ande Diele 
Arbeiten der Aberntung land» und forftwirtichaftlicher Erzeugniſſe find bet: 

jenigen Betriebe zuzurechnen, innerhalb deifen räumlicher Grenzen fie audg 
werden, und zwar gleichviel, ob Dies durch Arbeiter des Betrieböunternchm 
felbft oder eines anderen gefchieht. Ausgenommen find nur diejenigen 
in denen der 8 83 Abſ. B diefes Geſetzes — fiege Mr. mr u. a — in 08 
fommt. (MR. V. U. v. 2. 5. 1902, Sabeb. d. Entſch. 1904 ©. 112.) 


! Es macht keinen Unterjchied, ob die eingeernieten Erzeugniffe zu haus⸗ 
| wirtſchgit wen oder anderen Zwecken verwendet werden. (R. V. U. v. 9. 10. 1903, 
| a. a. O. S. ) | 
6) Die Bewachung und Uberntung des hängenden DObftes in Obitalleen 
und Obftbaumanlagen. (U. N. 1888 ©. 343.) 
f) Das Ubpflüden von Riefernzapfen für Rechnung und zum ausschließlichen 
Berbraud der Forfiverwaltung. (U. N. 1890 ©. 494.) Das Bilüden von 
| Kiefern und Tannenzapfen unterliegt aber nicht der Verſicherungspflicht 
| und gehört inSbefondere nicht zum foritwirtfchaftlichen Betriebe, wenn es zum 
| Bwede bes Handels mit Kiefern» oder Tannenfanıen erfolgt. (A. N. 1898 Nr. 58.) 
8) Jagd und Fiſcherei, Sofern fie von dem Unternehmer des land- oder forfiwirt- 
Ihaftliden Betriebs auf den zu diefem Betriebe gehörenden Grundſtücken 
für eigene Rechnung betrieben werden. 


4 Erleiden beiſpielsweiſe forftfisfaliiche Arbeiter Hei Ausübung bei für fisfalifche 
Rechnung verwalteten (in der Negel Höheren) Jagd oder ber an ben Oberföriter 
berpachteten niederen Jagd (Unlegung don Schneiſen zu einer aöguhaltenben Enten» 
jagd) einen Unfall, fo iſt derſelbe als im ſtaatlichen Forſtbetriebe gefchehen zu er» 
adıten. (U. N. 1891 ©. 144. 
2 Auch find als entichädigungsberecdhtigte und ber lanbwirtfchaftlichen Berufs- 
genoffenichaft zur Laſt fallende Unfälle anerkannt: 
das Erfrieren eines Fußes eines Pferdefungen bei Selegenheit einer von feinen 
Dienftheren teils auf eigenem, teil8 auf gepadhteten Grund und Boden ver⸗ 
anftalteten Treifjagb — berfelbe war mit der Führung bes Hundes eines 
Sagdteilnehmers beauftragt worden —; 
die Hüftverlegung eined Hofmeiſters, der von feinem Dienjthern beauftragt 
worden War, bei Forſtreviſionen auch die Jagd auszuüben, infolge Sturzes 
| gelegentlich ber Verfolgung eines angefchoffenen Hafen über einen Bergabhang; 
der Unfall eines Bauernjohnes beim Abſchießen von Raubbögeln zum Schube 
bes Sederviches auf den feiner Mutter gehörigen Bauernhofe (U. N. 1893 
r. 21); 
ein Unfall beim Ausnehmen von Krähen⸗ und Habenneftern zur Förderung 
| eines Imdioirtfaftt en Betriebs (R. V. U. v. 8. 10. 1890, Handb. d. U. V. 


. 510); . 

| ein Unfall Bei der Dreffur eines Jagdhundes (R. 8. U. v. 10. 10. 95, Jahrb. 

' Entihd. Bd. 3 ©. ; S 

Ä Unfälle, die den Treibern auf Treibjagden durd) bie Schulb ber „agb. 
gäfte zuſtoßen, wenn bie betreffende Jagd als Tetl- oder Nebenbetrieb eines 
lands oder forjtwirtfchaftlichen Betriebs der Berfiherung unterliegt. Hieraus 
folgt jedoch keineswegs, dag auch Unfälle, welche die zu ihrem Vergnügen 
geladenen er auf gleiche Weife erleiden, bon der Berufs» 
genoſſenſchaft zu entfchädigen find; denn diefe Perſonen können im allgemeinen, 
und fofern nicht befonders geartete Verhältnifje vorliegen, nicht al von dem 
yasdgeber in feinen „Betriebe beſchäftigt“ angefehen werden (U. N. 1897 

r. 8); 


der Un all den ein bei der örtlichen, landwirtſchaftlichen Beruftgenoflenichaft 
derficherter Unternehmer eines landwirtfchaftlichen Betriebs als Mitpächter 
der degd auf der Feldflur feiner Gemeinde erleidet, wenn für die Beteiligung 
an der Pacht der Feldjagd ausfchließli das Intereſſe an feinen eigenen 
landwirtſchaftlichen Betriebe beſtimmend fft, um dadurch den Wildichaden, 
welchen das aus den in der Nähe befindlichen Waldungen austretende Wild 
verurſacht, bon feinen Beſitztum abzuhalten. 

Nicht nur das Erjagen und Bergen bes Wildes, fondern auch die weitere 
Behandlung des erlegten Wildes, welche zur Verwertung besfelben vorgenommen 
wied, iſt als verficherte Betriehstätigfeit Pak U. N. 1901 ©. 418.) 

3 Die Ausübung ber Jagd aber, weldie auf einem fremden Jagdgebiete bes 
Berauügens halber ftattfinbet — B. auch durch den Wiriſchaftsbeamten auf dem 
Beſitztum feines Herrn), fällt nicht in den Rahmen der landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
tätigfeit, und zwar auch dann nicht, wenn die Ausbeute derſelben an den Jagdherrn 
abgeliefert wird und bnuit den Ertrag feines land» oder forftwirtfchaftlichen Betriebs 
fteigert, möchte auch die Erlaubnis de8 Jagdherrn nur unter dieſer Vorausſetzung 


erteilt worden fein. (U. N. 1895 Wr. 8.) 
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®. Unter dieſes Geſeg fallen nicht: 

a) Tie mit einem Handelögewerbe verbundenen befonderen Holz 
fällungsbetriebe. Derartige Betriebe find bisher in gewiſſen Umfange 
der Forttwirtichaft zugerechnet worden, obwohl fie einen ausſchließlich geswerb- 
mäßigen Charakter tragen. Die bei ſolchen Unternehmungen nicht felten vor- 
fommenden Unfälle Dürfen der Land» und Forſtwirtſchaft um fe weniger zur Zaft 
eleg werden, als der a ng folher Holzfällungsbetriebe weder als 

nd» nod als Forſtwirt angefehen werden Tann. (Begründ. ©. 7.) 
Bergleihe aud) die weiteren Unsführungen unter Rr. 37. 

b) Da3 Beerenfammeln im Walde, weil dasfelbe, auch wenn e3 mit einem 
von der Forſtverwaltung ausgeftellten Berechtigungsfchein erfolgt, ebenjo wie 
die Gewinnung von Laubſtreu, Brad und meift au von Raff- und 
Leſeholz außerhalb der eigentlichen wirtfchaftlichen Betriebszwede der Forſt⸗ 
verwaltung liegt. Die Frage der etwaigen Bugehörigfeit des Beerenſammelns 
al3 Teils oder Nebengewerbe zu einem landwirtichaftlichen Betriebe wirb da⸗ 
duch nicht berührt. (U. NR. 1898 Ar. 57.) 

c) Das Sammeln von „Hausforftholz” auf Grund einer den Gemeindemit- 
gliedern zuftehenden Berehtigung und das Einfammeln von Waldſtren, 
welches nicht zum Vorteil des Forſtbetriebs erfolgt, fondern anderen Perſonen 
zu ihrem Borteil, wenn auch unentgeltlich, geftattet wird. (A. N. 1891 ©. 229 
und 1895 ©. 127; Handbuch d. U V. ©. 550.) 

d) Die Gewinnung der im Walde liegenden Steine kann als mit der Forfiwirt- 
ihaft in einem gewerblichen Zuſammenhange ftehend nicht angejehen und Dem 
forftwirtfchaftlicden Betriebe nicht zugerechnet werden, wenn für den Berkauf 
bon Steinen im Walde Teinerlei forftwirtichaftliche Kulturinterefjen mitbeitinnmend 
find, und auch durch das Fortjchaffen der Steine eine Bodenverbeflerung tat- 
Ki nicht erzielt wird. (K. V. U. v. 8. 1. 1903, Jahrb. d. Entjch. 1904 

. 116.) 


Gegenfiand der Verſichernung. 


10. Gegenſtand der Verficherung ift der Erfah des Schadens, welcher infolge 
eines Betriebsunfalls (nicht auch eines Unfalls außerhalb des Betriebs) durch 
Körperverlegung oder Tötung entfteht, fofeın der Berlegte nicht felbft den Unfall 
vorſätzlich herbeigeführt hat. 

at fi der Unfall bei Begehung eines durch ftrafgerichtlicheg Urteil feitgeftellten 
Verbrechens oder vorjäglichen ergebend zugetragen, jo kann der Unfpruch des Ber 
legten, bzw. im Falle feines Todes der Unfpruch der Ungehörigen, auf Rente ganz oder 
teilweife abgelehnt werden. 


1 Körperverlegung und Tötung brauchen nicht die unmittelbare Folge des Unfalls 

u fein; auch mittelbare — unter Mitwirkung binzugetretener un Anl er Umftände — 
ih entwidelnde Folgen diefer Art fallen den vägern der Unfallve derung zur Laft. 
Überhaupt ift es nicht erforderlih, daß die bei dem Unfall erlittene Berlegung die 
alleinige Urſache der Erwerb3unfähigfeit oder des Todes bildet; e3 genügt, DaB Re 
eine don mehreren mitwirkenden Urſachen ift und als jolde ins Gewicht fällt. Folgen 
des Unfalls liegen I nicht vor, foweit die nad) dem Unfall eintretenden Nachteile bei 
pfliätniäßigem Berbalten des Verunglüdten eriweislich vermicden worden wären. 

Die Berleßten find nber nicht verpflichtet, Operationen an fi vornehmen zu 
lafien, bie in den Beitand oder bie Unverſehrtheit des Körpers eingreifen, oder die, wie 
jede die Chloroformierung erheifchende Operation, nicht ohne Lebensgefahr borgenommmen 
werben können. offmann, Unfallverf.-Gef. f. Land» u. Forſtw. ©. 74.) 

Kein Unfall iſt ein ohne jeden erkennbaren äußeren Anlaß, lediglich in natürlicher 
Be terentwidelung eines hodigeabigen Zungenleidens im Betrieb eingetietener Blutſturz 
welcher den Tod des Betreffenden zur Solge Hatte. (A. N. 1888 ©. 334. 

2 Bei dem Betriebe ereignet fi) der Unfall dann, wenn er nılt ihm und fehıen 
Gefahren in einem örtlichen, zeitlichen und urſächlichen Zuſammenhange ſteht. (R. B.I 
v. 14. 1. 1904, Jahrb. d. Eniſch. 1904 ©. 316.) 


Als Unfall bei dem Betriebe ift angujehen. wenn ein Dorfinrbeiter auf dem 


7 ae zu en vn der Beirieds Kay eine Beliebt una (Bi alfo a ne Aral H en 
= erungsp gen Betrie eine Be igun ubruch ufw.) zuzieht. (A. N. 
2: 1890 ©. 167 und 1891 ©. 195.) gung 

Sr Bei den Wegen des Urbeiterd von feiner außerhalb der Betrichsftätte be- 
er findblihen Wohnung zur Betriebsftätte und von biefer zur Wohnung muß bie 
kr eigenwirtfchaftlide Tätigleit des Arbeiters im Gegenſatze zur Betriebstätigfeit in ben 
„ı Vordergrund geitellt werden. Diefe Wege find nicht um deswillen Betriebsborgänge, 
* weil ſie im weiteren Sinne die Arbeitsverrichtung ermöglichen. Sie ſind vielmehr 
L Danblungen, bie nur zu ben Bwed erfolgen, un erft zu dem Betriebe gu gelangen und 
18: u Veendigung desjelben nach Hauje zurüdgufehren. Um den Betriebe zugerechnet 
io» werden zu können, muß ber Untftand binzutreten, daß ber Bang nad) feiner zimeifellofen 


ı und unntittelbaren Zweckbeſtimmung no im Banne bes verfiderungspflidtigen 
11 Betriebes erfolgt. (Handb. d. h. V. ©. 64 8 s 


64.) 
m Bei Iand» und forftwirtichaftlichen Arbeitern find aber Fälle denkbar, wo bei biefen 
hd Wegen ein Unfall nicht durch die Gefahr bes gemeinen Lebens verurfacht, der „jeder beim 
a Baflieren eines Weges ausgejett ift, und bie durch den Transport don Werkzeugen 
vielleicht erhöht werben mag, aber burch biefen Transport nicht hervorgerufen wirb 
ke ondern ein Unfall Tann herbeigeführt werden allein durch das Arbeitsgerät felbit, 3. 2. 
a. urch bie von dem Forſtarbeiter auf feinem Wege von und zur Arbeit mitgeführte Urt. 
8 Die Urt nad dem erlajfen der Urbeitsftele im Walde zurüdgulafien, lann ihm nicht 
ve. augemutet werden. (R. 3. U. dv. 8. 2. 05, Jahrb. d. Enife, 1907 ©. 165.) 
8: ür ben Arbeiter, der ih mit feinen Befpann in ben Dienft ber Sorftvermaltung 
get Bat, beginnt feine Tätigkeit im Intereſſe der Forſtverwaltung nicht erſt mit dem 
07 etreten des Waldbodens fondern bereit mit dem Verlaſſen bes Gehöfts, um das Ge⸗ 
Ye: ſpann dem von ber Forſtverwaltung erteilten Uuftrage gemäß zu verwenden. (R. V. U. 
av vd. 7. 6. 1902, Jahrb. d. Entſch. 1904 ©. 114) 
“. Bei Wegen und Reiſen, die ein Urbeiter oder Betriebsbeamter im Uuftrage 
12 eines Arbeitgebers und im Intereſſe des Betriebs unternimmt, iſt er gegen 
—* ie G len welche ihm aus diefen Wegen erwachſen, ebenſowohl verſichert, wie geoen 
IE bie ge ahren, bie ihm der Betrieb an der Betriebsftätte felhft bereitet. (Handb. d. U. V. 
3 Sin Unternehmer oder Arbeiter, der ſich eines Fahrrades zu Betriebszwecken bedient, 
bleidt nur fo lange innerhalb des Betriebs, als er das Fahrrad in einer durch biefen 
Zweck bedingten Weife ordnungsmäßig benutzt. Geht er z. B. während der Beichäftsfahrt 
J eine Wettfahrt ein und begibt ſich damit auf das Gebiet einer ſportlichen Veranſtaltun 
ni fo tft ein ihm hierbei augeitoßener Unfall kein Betriebs unfall. (R. 3. U. p. 16. 7. 1903, 
ke Jahrb. d. Entf. 1904 ©. 313.) 
Hr * US Betriebsunfall iſt auch bie Verlegung eines Walbarbeiterd anerfannt worben, 
bie er bei feiner Urbeit im Walde durch das verfehentlide Rosgehen des Gewehrs eines 
Pr. Fe einem dien iigen Gange befindlichen Forſtbeamten erhielt. (MR. V. U. dv. 16. 3. 1801, 
a Wine durch ag während der Betriebstätigkeit eingetretene Störper- 
8 #= Eine durc Siizſchlag während ber Betriebötätigfeit eingelretene Körper- 
‘ befhädigung einer berficherten Berion muß unter allen Umjtändben als Betriebs— 


unfall anerfannt werden, mag ber Bli im Freien oder im geſchützten Raume erfolgt 
MM fein, und mögen bie für die Richtung der Blitzbahn maßgebend gemeinen Umftände nicht 
* oder nicht mehr & erfennen fein. (U. N. d. R. V. U. 1906 ©. 268, Monatsblätter f. 
«1 Arb.-Berf. 1907 ©. 117.) 
ke 5 Unfälle beim Inſtandſetzen bes eigenen Arbeitsgeräts feltend ber Wrbeiter 
in ihren Oehanfungen vor dem Deginne (am Abend dor) der Arbeit find Feine Betriebs⸗ 
Fr unfälle. (R. 8. U. v. 4. 2. und 9. 12. 1895, Handb. d. U. ®. ©. 520. 
ir Die Anfertigung von Holzkeilen, deren ber Arbeiter zur Forſtarbeit bedarf, aus dem 
* vom Arbeitgeber dazu hergegebenen Holze gehört auch dann zum Forſt betriebe, wenn 
* fie in der Behauſung erfolgt; fie iſt nicht ber unverſicherten Eigenwirtſchaft des Arbeiters 
* zuzurechnen. (RM. ®. 4. v. 7. 6. 1904, D. $ 8. 1905, ©. 705. 
£ 6 Hat ber et ben Unfall vorſätzlich berbeigeführt, jo bat er keinen Anſpruch 
auf Entihäbigung nad) diefem Geſetze. Es kommen neben ber borjätlichen Herbeiführung 
u des Unfalls noch andere Fälle dor, in denen bie Gewährung einer Entihädigung um des» 
Ir willen nicht gerechtfertigt Ift und dem natürlichen Nechtsgefühle widerfpricht, weil das 
2* eigene ſtrafbare Verhalten des Berletzten den Unfall herbeigeführt bat, z. B. wenn ein 
Urbeiter einen Diebftahl an den VBorräten bes Betrieb oder eine vorſätzliche Sach⸗ 
| beſchadigung an Betriebseinrihtungen ober eine borfähliche Körperverlehung gegen einen 
3 Mitarbeiter begebt und aus folder Beranlafiung einen Unfall erleidet. In den melften 


Bm U U 1 


38 


823 


Den dieſer Art wird die von der Rechtſprechung ſchon biäher augewandte Rechtöaußlegung. 
aß der betreffende Arbeiter ih „außerhalb des Betriebs gelebt“ Babe und desha 
fein Unfall beim Betriebe vorliege, dazu führen, die Entfhädigung zu verfagen. Die 
gänglidye oder teilmeife Ablchnung des Anſpruchs in ſolchen Faͤllen iſt jetzt inı Geſetze 
dv eiehen, um eine gleichmäßige Nechtsauslegung berbeizuführen. (Bgrd. ©. 48.) 
Unsal e bei Begehung eines Forſtdiebſtahls gelten nicht als Vetriebsumnfälle, weill 
derſelbe nicht als eine Beiriebshandlung im Sinue bed Unfallverficherungsgefebes angejehen 

werden Tann. (U. R. 1893 ©. 436.) 


Unfaug ver Entfchädigung. 

11. Im Falle der Berlebung werden ald Schadenerfab vom Beginne 
der vierzehnten Woche nad) Eintritt des Unfall ab gewährt: 

1. freie ärztliche Behandlung, Arznei und fonftige Heilmittel, fowie die zur 
Sicherung des Erfolges des Heilverfahrend und zur Erleichterung der Folgen 
der Verlegung erforderlichen Hilfsmittel (Krüden, Stübapparate u. dgL.);! 

2. eine Rente für die Dauer der Erwerböunfähigkeit. 

Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derfelben 66?/,°/, des 
Jahresarbeitsverdienſtes (Bollrente); 

b) im Falle teilweifer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer verfelben denjenigen 
Zeil der Bollrente, welcher dem Maße der durch den Unfall berbeigeführten 
Einbuße an Erwerbsfähigkeit entfpricht (Teilrente). 

Sit der Verletzte infolge des Unfalls nicht nur völlig erwerbäunfäbig, fondern 
auch derart hilflos geworden, daß er ohne fremde Wartung und Dilege nicht beſtehen 
fann, jo ift für die Dauer diefer Hilflofigkeit die Rente big zu 100°), des jahres» 
arbeit3verdienftes zu erhöhen. ? 

Bar der Berlegte zur Zeit des Unfalls bereit dauernd völlig erwerbsunfähig, 
fo bejchräntt fi der zu leiltende Schadenerfag auf die im Abſatz 1 Fiff. 1 
bezeichneten Leiftungen. Wird ein folcher Berlebter infolge des Unfall3 derart hilflos, 
daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht beitehen kann, fo ift eine Rente bis 
zur Hälfte der VBollrente zu gewähren. 

Solange der Berlette aus Anlaß des Unfalls tatfählih und umverfchuldet 
arbeitslos iſt, kann der Genofjenfchaftsvoritand die Teilcente bis zum Betrage der 
Bollente vorübergehend erhöhen. 

. 2 Die Pflicht zur Gewährung der betreffenden Heil und Hilfsmittel fchliegt bie 
Pflicht der —— Mi Grheuerun en fi. —— * nicht —8 
(mutwillige oder fahrläſſige) Zerſtörung oder Beſchädigung vorliegt. Der Erneuerungs⸗ 
— kann ſich die Berufsgenoſſenſchaft nicht durch Bewilligung einer entſprechend höheren 

ente entziehen. (Komm.⸗Ber. 3. Gewerbe⸗Unfallverſ.Geſ. S. 23, 24.) 

Künſtliche Gliedmaßen find unter Umſtänden auch zu gewähren. (A. N. XVII S. 398, 
Hoffmann, U. B. ©. f. 2. u. Forſtw. ©. 77.) 

2 Die „frennde Wartung und Priege” kann aud don Yamilienangehörigen oder 
anderen zum Hausſtande des Verletzten gehörenden Berfonen geleijtet werden. Da bie 
Perfonen buch die Wartung und Pflege einer anderen Tätigkeit entzogen werden, fo if 
e3 für den Anſpruch auf die Mebrleiltung glei, ob die Dienfte von den bezeichneten 
Perfonen oder von einem bejonder3 angenonmenen Wärter geleiftet werben. (Komm.-Ber. 
3. Gewerbe⸗Unfallverſ.Geſ. S. 29, 30.) 

8 Vgl über die Urt der Rentenberechnung das Beifpiel zu Nr. 17. 


12, An Stelle der unter 11 aufgeführten Leiftungen kann bis zum beendigten 
Heilverfahren freie Kur und Verpflegung in einer Heilanftalt gewährt werden. Den 
Ungehdrigen ftehen in diefem Falle Renten nach Pr. 19 zu; auch Tönnen diefen, 
fowie dem in einer Ana untergebrachten Berlebten befondere Unterftügungen 
Ha en, fofern hierüber duch das Genoſſenſchaftsſtalut Beitimmung 
getroffen ift. 

Iſt begründete Unnahme vorhanden, daß der Empfänger einer Unfallrente bei 
Durchführung eines Heilverfahren eine Erhöhung feiner Erwerb fähigkeit erlangen 


% werde, fo kann die VBerufsgenofienfchaft zu dieſem Bwede jederzeit ein neues Sell- ce ou 
R verfahren eintreten lafjen. - 

tzieht fich der Verletzte den feitens der Berufsgenofienfchaft getroffenen An⸗ 
ordnungen zus Durchführung des Heilverfahrend ohne gejeßlichen oder fonft triftigen 
Grund, fo kann ihm der Schadenerfag (Nr. 11) ganz oder teilweife für gewißte 
Beit, aber nicht dauernd, verfagt werden, wenn nachgewieſen wird, daß durch fein 
Verhalten die Erwerbsunfähigleit ungänftig beeinflußt wird. 


1 Wegen der Vornahme von Operationen fiehe Anm. 1 zu Ne. 10. 


13. Der Borftand der Berufsgenofienfchaft kann einem Rentenempfänger auf 
feinen Antrag an Stelle der Rente Uufnahme in ein Invalidenhaus oder in ähnlide, ss 

tr von dritten unterhaltene Anftalten auf Koſten der Berufsgenofienfchaft gewähren. 

Auch kann die Rente, wenn die Gewährung des Lohnes ortsühlidh in Form 
b von Naturalleiftungen erfolgt uud eine ftatutarifche Beitimmung bes Kommunal⸗ «28 
23 verbandes ergangen iſt, dem Verletzten, mit ſeiner Zuſtimmung, bis zu zwei 
Dritteln in dieſer Form gewährt werben. 

Gewohnheitsmäßigen Trintern Tann die Rente in dieſer Form big zum 
vollen Betrage, aud ohne ihre Buftimmung, gewährt werben. 

14. Bei Berehnung der Rente für Betriebsbeamie und PBerfonen in 
bejonderen fachlichen Stellungen (Facharbeiter) — vgl. Nr. 5 — iſt der Jahre» 
arbeitäverbienft zugrunde zu legen, welchen der Verlegte in dem Betriebe, in welchem 
der Unfall fich ereignete, während des lebten Jahres bezogen hat. 

Als Kahresarbeitsverdienft gilt, joweit fich derfelbe nicht aus mindeſtens wochen 35% 
: weile firierten Beträgen zujammenfeht, das Dreihundertfache des durchſchnittlichen 
r "täglichen Arbeitsverdieuſtes an Gehalt oder Lohn. Für verſicherte Perſonen in 
Betrieben, in welchen die übliche Betriebsweiſe eine höhere oder niedrigere Zahl von 
Arbeitstagen ergibt, wird diefe Zahl fiatt der Zahl 300 der Berechnung des Jahres» 
arbeitsverdienfted gugrunde gelegt. 

War der Verletzte in dem Betriebe, in welchen der Unfall fich ereignet hat, 
nicht ein volles Sahr, von dem Unfalle zurüdgerechnet, befchäftigt, To tft die Rente 
nach demjenigen nen beleben 5 zu berechnen, welchen während dieſes Zeit⸗ 
raums verficherte ‘Berfonen derſelben Art in demfelben Betrieb oder in benachbarten 

leichartigen Betrieben begogen haben. Iſt dies nicht möglich, fo ift der dreihundert⸗ 

Pace Betrag desjenigen Xagesarbeitöverdienite8 zugrunde zu legen, welchen ber 
Berleßte während des letzten Jahres vor dem Unfall an denjenigen Tagen, an welchen 
er beijdjäftigt war, im Durchichnitt bezogen hat. 

Als Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen, Naturalbezüge und fonftige 
Bezüge (3. B. Schußgeld, Trinkgeld ufw.), weiche den Berjicherten, menn audy nur 
—— gewährt werden und ganz oder teilweiſe an Stelle des Gehalts 36 
oder Lohnes treten. Der Wert der letzteren ift nad) Ortsdurchſchnittspreiſen in 
Anſag au bringen. Diefelben werden von der unteren Berwaltungsbebörde feſtgeſetzt. 

eicht der nad den vorftehenden Beitimmungen berechnete Jahresarbeits⸗ 
z. verdienſt nicht das Dreihundertfache des für den Beſchäftigungsort feſtgeſetzten orts⸗- 3 12 
üblichen Tagelohns (vgl. Nr. 20 u. 27 des Abſchn. Krankenverficherung), fo iſt 
| diefer Betrag der Berechnung der Rente zugrunde zu legen. 

15. Bei Berechnung der Rente für Arbeiter, welche nicht unter Nr. 14 
fallen, kommt derjenige Jahresarbeitöverbienft in Betracht, welchen land⸗ und forft- 
wirtfchaftliche Arbeiter nach den Verhältnifien des Beſchäftigungsorts durch so. 
fehnittlich verdienen, umd welcher von der höheren Verwaltungsbehörde (Regierungs⸗ 
präfident) je befonders für männliche und weibliche, für jugendliche und erwachiene 
Arbeiter feitgejebt wird. 

Die für verlegte jugendliche Perſonen feitgejebte Rente ift vom vollendeten 
16. Lebensjahre des Berlegten ab auf den nad) dem Arbeitsverdienſt Erwachſener 8 12 
zu berechnenden Betrag zu erhöhen. 

16. Für verficherte Betrieböunternehmer (Nr. 3 Ubf. 1) und die von ihnen eu 
nah Nr. 8 Ubf. 2 noch verficherten fonjtigen Perſonen ift derfelbe Jahresarbeits- 
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verdienft zugrunde zu legen wie bei den Wrbeitern, fofern nicht durch das Genofſen⸗ 
fchaftsftatut Hiervon abweichende Beſtimmungen getroffen find. 

2 Den Betriebsbeanten, welche gleihzelte Unternehmer eines felbftändigen, ver⸗ 
fiderungspflichtigen Betriebs find, 3. B. ein Butsförfter bei Bewirtſchaftung feines ihm 
als ein Teil des Einlommens überwiefenen Dienitlandes, ift, wenn fie hierin einen Unfall 
erleiden, ber etwaigen Rentenberechnung nicht ber Jahresarbeitsverdienſt in der Eigenſchaft 
als Betriebsbenmter (Nr 14), fondern ber als Unternehmer sugrunbe zu Iegen. Diefer 
ift, wenn durch Statut nichts anderes beftimmt worben ft, bem der Arbeiter gleidh. 
(R. B. U. v. 18. 3. 1898, Diſch. Horft-Btg. S. 574.) 

17. Überfteigt der nach den Nm. 14 bis 16 zugrunde zu legende Jahresarbeits- 
verdienft den Betrag von 1500 ME., fo tft der überfHiegende Betrag nur 
mit einem Drittel anzurechnen. 

Beifpiel: Der Jahresarbeitsverdienſt eines Yörfters, nad) Nr. 14 berechnet, ftellt 

& auf 2100 Mi. Hat berfelde einen Betriebsunfall erlitten, durch ben er bauermd 
erwerbsunfäbig geworden fit, fo erhält er ald Vollrente (vgl. Ar. 11) 66%), Prozent ober 2/, 


nicht von dem ganzen Sahresarbeitsperbienft, fondern nur bon (1500 + =) 1700 DU. = 


1133,33 ME.; abgerundet (Nr. 89) monatlich 94,45 ME. 
Hätte er dur ben Unfall eine Einbuße an Erwerbsfähigkeit von nur 50 Benzent 


erlitten, fo würde er al8 Xeilrente (vgl. Nr. 11) erhalten: von 3 = 


100 
nt 2 566,67 Mk.; abgerundet (Nr. 39) monatlich 47,25 ME 


18. Soweit die Rente nach dem von der höheren Werwaltungsbehörbe feſi⸗ 
geſetzten durchſchnittlichen Kahresarbeitsverdienft land» oder forftwirtfchaftlicder Arbeiter 
oder nach dem ortSüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagenrbeiter zu berechnen ift, ift 
bei dieſer Berechnung für Perfonen, welche vor dem Unfall bereit3 teilweife erwerbs⸗ 
unfähig waren, derjenige Teil des ur j&nittlichen Jahresarbeitsverdienſtes zugrunde 
zu legen, welcher dem Maße der bisherigen Erwerbsfaäͤhigkeit entſpricht. 

9. Am Falle der Tötung find als Schadenerfat außerdem zu leiften: 
als Sterbegelb ?/,, des nach den Nrn. 14 bis 17 berechneten Jahresarbeitöperdienfteg, 
jedoch mindeftens 50 ME, und den Hinterbliebenen vom Zubetage des Ber 
ftorbenen ab eine Rente. Dieje beträgt für die Witwe und jedes binterbliebene Kind 
bis zum vollendeten -15. Lebensjahre je 20°), des Jahresarbeitsverdienſtes. 

Am Falle der Wiederverheiratung erhält die Witwe 60°), des Jahresarbeits⸗ 
verdienftes als Abfindung. 

Hinterläßt der Verjtorbene von ihm unterhaltene Verwandte ber auffteigenden 
Linie (Eltern, Großeltern) oder elterniofe Enkel, fo können diefen im Falle der 
Bebürftigkeit auch Renten von je indgefamt 20%, des Jahresarbeitsverdienſtes 
gewährt werden. 

te Renten der Hinterbliebenen dürfen indgefamt 60°), des Jahres— 
arbeitsperbienftes nicht Überfteigen. Ergibt fich ein höherer Betrag, fo werden 
die Renten gekürzt. 

Die Beltimmungen über die Renten der Sinder finden auch Anwendung, wenn 
der Unfall eine alleinftehende weibliche Perſon betroffen Hat und Diefe mit 
Hinterlafjung von Kindern verftirbt. War die Verftorbene wegen ber Erwerbs: 
unfäbigfeit des Mannes die Ernährerin der Familie, jo fünnen dem Witwer und ben 
Kindern je 20°/, ded Arbeitsverdienſtes als Rente gewährt werben. 

20. Iſt bei Betriebsbeamten und PBerfonen in befonderen fachlichen 
Stellungen (Nr. 5) der der Berechnung der Hinterbliebenenbezüge (Sterbegelb und 
Renten) zugrunde zu legende Jahresarbeitsverdienſt infolge eines früher erlittenen, 
nad) den reichögejeglichen Beitimmungen über Unfaliverfiherung entfchädigten Unfalls 

eringer als der vor biefem Unfalle bezogene Lohn, fo ift die aus Unlaß des früheren 
—* & bei Lebzeiten bezogene Rente dem Jahresarbeitsverdienſte bis zur ur des 
der früheren Nentenfeftitellung zugrunde gelegten Jahresarbeitsverdienſtes hinzu⸗ 


zurechnen. 
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2 Bei den Arbeitern Tann eine Hinzurechnung ber für einen früheren Betriebsunfall 
bezogenen Unfalleente zum Wrbeitsverdienfte nicht ftattfinden, weil als folder in allen 
Fällen — alfo au bei Mrbeitern, die ſchon teilmeife er nd — bei Be 
rechnung der Hinterbliebenenrente der Durchichnittslohn der landwirtichaftlichen Urbeiter uſw. 
in Anſatz gebradt wird. (Begründg. ©. 127.) 

21 Für die erften 18 Wochen nad) dem Unfall eined Arbeiter bat, fofern 
nicht der Tod des Verletzten die Folge des Unfalls gewefen ift, in erſter Reihe die 
Krankenkaſſe oder die Gemeindefrankenverficherung einzutreten. 

Gehörte der verlegte Arbeiter! Feiner Krankenverſicherung an, jo hat 
Die Bemeinde, in deren Bezirke der Verletzte befchäftigt war, demjelben die 
Koften des Heilverfahrene — freie ärztliche Behandlung, freie Urznei, fowie Brillen, 
Bruchbänder und ähnliche Heilmittel — zu gewähren. Diefe Verpflichtung befteht 
nicht, infoweit der Verletzte auf Grund gejehlicher® 8 Beitimmungen Unfpruch au 
eine gleiche Fürſorge Hat. Soweit aber das freie Heilverfahren von den zunäch 
Berpflichteten nicht gewährt wird, hat die Gemeinde dasſelbe mit Vorbehalt des 
Erſatzanſpruchs zu übernehmen. 

ür außerhalb der Semeinde des Beichäftigungsorts wohnhafte Urbeiter bat 
die Gemeinde ihres Wohnorts die vor ee bezeichneten nun des Heilverfahreng 
unter Vorbehalt des Unfpruchs auf Erfah der aufgewendeten Koften zu übernehmen. 

In erfter Linie hat alfo immer die Wohnfiggemeinde für den Verletzten 


zu forgen, und er hat auch dann bei diefer den Anſpruch auf die Gewährung der 


Koiten des — geltend zu machen, wenn ihr ein Erſatzanſpruch gegen die 
Beſchäftigungsgemeinde zuſteht. 

An die Stelle der Gemeinde tritt bei Gutsbezirken der Gutsherr. 

2 Der er gegen die Gemeinde des Beichäftigungsorts fteht nicht jeden nach 
S 1 diefes Geſetzes Berficherten (vgl. Nr. 1), fondern nur den nah 8 1 berficherten 
„Arbeitern“ —— er die Perfonen in 5 — beſonderen Stellungen Nr. 5) zu. 
Betriebsbeamte und Unternehmer find ausgeichloffen. Ä 

Zu den „Arbeitern“ gehören in der Regel aud die ohne Lohn und Gehalt im 
Betriebe des Kamilienhauptes Wrbeiterdienfte verrichtenden a 
* aber — die int Betriebe des anderen Ehegatten befchäftigt werden. (O. V. G. 


Ein Familienangehodriger (z. B. Hauskind) ift aber nicht fchon deshalb zum Bezuge 
der bier vorgefehenen Leiftungen — wenn er im land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen 
Betriebe des — beſchäftigt iſt, ſondern nur, wenn er dabei die Eigenſchaft 
eines Arbelters bat. Ob ihm dieſe innewohnt, iſt nach ben tatſächlichen Uniftänden des 
einzelnen Falles zu enticheiden, inSsbeſondere auch unter Mitberüdfichtigung der wirt» 
fhaftlihen und fozialen Berpältniffe ſowohl des Familienhauptes, als auch des bie 
Arbeit Ausführenden. (DO. B G. v. 12.2.u. 25.6. 1903, Kunze u. Kautz 1904 S. 227.) 

Auch Horftlehrlinge können zu den „Arbeitern“ gehören (vgl. Nr. 1 Anm. 2). 

2 Bon den gejeglihen Beitimmungen, nad welchen dem Berlebten eine gleiche 
Yürforge zuftebt, kommen bier der 8 617 de8 Bürgerlichen Geſetzbuchs und die Vor⸗ 
Ichriften der Gefindeordnungen über die krank gewordenem ®efinde zu gewährende Kur unb 
Verpflegung in Betracht. Beide Gefetesitellen finden aber eben nur dann Anwendung, 
wenn es fit un Berjonen Handelt, die bei einen dauernden Dienſtverhältnis in die 

äusliche Gemeinſchaft des Urbeitgebers win Aa find. Die bier in Frage kommenden 
ejeesitellen find bein Abſchnitt XI dieſes Werkes abgedrudt und erläutert. 

3 Zu den Borfchriften, welche die Pflicht der Be SO OungagemeinDe zur Gewährung der 
Koſten des Heilverfahrens während der eriten 13 Wochen er en Unfall eines land⸗ oder 
forftwirtfchaftlicden Arbeiters ausfchließen, — nicht auch die Vorſchriften des bürgers 
lichen Rechts (B. G. 8.8 1601 ff.) über die Unterſtutzungspflicht vermögender Eltern gegen 
bedürftige Kinder und umgekehrt. (DO. V. G. d. 9. 3. 1898, Jahrb. Band 31 ©. 102.) 

Die Koften des Heilverfahrens find niht armenrechtlicher Natur, mithin bon 
der Bedürftigfeit des Verletzten nicht abhängig. See d. U. 8. ©. 545. 

4 Die often des Heilverfahrens werden den verjicherten Arbeitern ohne Rüdficht auf ihre 
Bermögenslage oder gen eigenen Grundbefig gewährt. Der eigene Grundbefit kommt 
dann nur weſentlich in etradtt, wenn der Berliherte im eigenen landiirtichaftlichen 


Betriebe den Unfall erleidet, oder wenn ſich mit Rückſicht auf ben Grundbeſitz den Um⸗ 
ftänden nad) verneinen läßt, daß er eintretendenfalls im Iandiwirtfchaftlihen Betriebe eines 
anderen eigentliche Arbeitshilfe geleiftet hat und alfo als Arbeiter tätig gewefen ift. 
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Der verletste Arbeiter iſt egenaber ber Betriebsgemeinde nicht genötigt, bei ihr 
binnen dreizehn Wochen nad ent Unfall die @ewährungder ärztlichen Behandlung 
und der Urzeneien bei Bermeidung bes Verluſtes feines Anſpruchs zu beantragen; denn 
die Geltendmachung des Anſpruchs gegen bie Betriebsgeneinde iſt an keine Friſt ge 
bunden. Solche Beſchränkung befteht für ihn nur gegenüber der Wohnfißgemein 
wenn fie nicht al8 Betriebsgenieinde in Betracht komnit. 

Der Berſicherte bat die Wahl, ob er die Bewährung bes Heilverfahren? bon der 
Gemeinde beanspruchen ober fie ſich ſelbſt befchaffen und die Erftattung ber aufgewendeten 
angemefjenen Koſten verlangen will. 

Ein von der Gemeinde angeftellter Arnmenarzt ift nicht zur unendgeltlidien Behand! 
der Unfallverficherten verpflichtet, da bie Unterftügungen auf Grund bes Unfallperi.-Gel, 
feine Urmenunterftüßungen find. (O. 8. G. v. 22. 9. 04, Jahrb. Entſch. Bd. 3 S. 130.) 


22. Abſ. 1. Als Beichäftigungsort im Sinne dieſes Geſetzes gilt für Perſonen. 
welche in der Land» oder Sorfupietiaft zur Beichäftigung an wechſelnden, in 
verfhiedenen Gemeindebezirken belegenen Orten angenommen find, der 
Sit des Betriebs (8 65). 

Ubi. 2. Der vorerwähnte $ 65 gibt über den Eik des Betriebs, der auch für 
die Zugehörigkeit zur Seufegenoflenichaft maßgebend it — der Betrieb gehört zu 
derjenigen Berufsgenoffenfchaft, in deren Bezirk Jich der Sit des Betriebs befindet —. 
folgende Veſtimmung 

Abſ. 3. Eine Geſamtheit von Grundſtücken eines Unternehmers, für deren land⸗ 
wirtfchaftlichen Geſamtbetrieb gemeinſame Wirtfchaftögebäude beitimmt find, gilt im 
Sinne dieſes Geſetzes als ein einziger Betrieb. Als Sig eines Tandwirtfchaftlichen 
Betriebs, welcher ' über die Bezirke mehrerer Gemeinden erftredt, gilt diejenige 
Gemeinde, in deren inte die gemeinjamen Wirtichaftsgebäude belegen ind. bei 
enticheiden diejenigen Wirtfchaftsgebäude, welche für die wirtfchaftlichen Hauptzwede 
des Betriebs bejtimmt find. Die beteiligten Semeinden und Unternehmer fünnen fid 
über einen anderen Betriebsfi einigen. 

Ubf. 4. Mehrere forftwirtfchaftliche Grundftüde eines Unternehmers, welche der: 
felben unmittelbaren Betriebsleitung (Mevierverwaltung) unterjtellt find, gelten als ein 
einziger Betrieb. Forftwirtichaftliche Grundſtücke verichiedener Unternehmer gelten als 
Einzelbetriebe, au wenn fie zufammen derjelben Betriebsleitung unterjtellt find. 
Als Sig eines forftwtrtfchaftlichen Betriebs, welcher id) über mehrere Gemeindebezirke 
erftredt, gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirke der größte Teil der Forſtgrundſtücke 
belegen L fofern nicht die beteiligten Gemeinden und der Unternehmer fich über einen 
anderen Betriebsjig einigen. 

Abſ. 5. Der Ubfag 4 findet feine Unwendung auf die Beitimmung der⸗ 
jenigen Gemeinde, welche nach Nr. 21 die Koften des Heilverfahrens zu 
gewähren hat.! 

1 Die Kolten des Heilverfahrens werden in allen Fällen, in benen bie Betrlebs⸗ und 
BeihäftinungSgemeinde einen Gemeindebezirk Bilden, wie in den melften nur Staatstwald 
umfaſſenden Stöniglichen Döerförttereien, der Betriebsgemeinde zur Laſt fallen und bon 
dDiefer der Wohnortgemeinde des durch einen Betriebsunfall verlegten Arbeiters, fomelt 
dieje die Koften während der erſten 13 Wochen übernommen bat, zu erſetzen fein. lleu 
aber Betriebs⸗ und Beſchäftigungsgemeinde nicht zufanınıen, wie 3. B. In Heſſen⸗Naſſau. 
wo den Königlichen Oberförftern neben dem Staatswald gleichzeitig die Walbungen mebrerer 
Gemeinden unterftellt find, oder wenn einzelne Teile der Oberfdrfterei anderen Genteinde- 
beztifen angehören, fo Hat für biefe Koften nicht die Betriebsgemeinde, d. i. nad) der Be 
ſtimmung des Abſatzes 4 diejenige Gemeinde, in deren Bezirk die got: Unzahl von 
Hektaren Stantdwald Heat, fondern diejenige Gemeinde, in deren Bezirk der Berle 
zurzeit des Unfalls wirklich bef haftige war, aufaufonnien. (Bel. Komm.⸗Ber. ©. 36/37 
und Stenogr. Ber. der Sefflon 1898/1 ©. 5480.) 


23. Im Intereſſe einer einheitlichen und zieddienlichen Behandlung der Unfall: 
verlegten ift den Berufsgenofjenfchaften (dem Staat bei der Staatsverfiherung) frei: 
geftellt, die FZürforge für den Verletzten entweder der Krankenkaſſe auch über bie 
13. Woche hinaus bis zur Beendigung bes Heilverfahrens gegen atung der Koften zu 
übertragen oder felbft ſchon während der erften 13 Wochen auf eigene often zu übernehmen. 


24. Streitigkeiten über Unterftügungsanfprüche zwifchen den Verlebten einerjeits 
und den Gemeinden anbererfeit3 werden von der ———— entſchieden. Die 
Entſcheidung kann im Verwaltungsſtreitverfahren (Bezirksausſchuß, Allerh. Verordn. gm. 
v. 29. 8. 1900, G. ©. ©. 317), wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des Rekurſes 
nach Maßgabe der Borfchriften der 88 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werben. 

25. Die Verpflichtung von Gemeinden oder Armenverbänden zur Unterftühung 
hilfsbedürftiger Perfonen wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. Leiftungen ber 
Urmenverbände an Verlegte und deren Hinterbliebene werden von der Berufsgenoſſen⸗ g 10-2 
one diefe aufzulommen hat, aljo bei Verlegungen erſt nach Ablauf der eriten 
13 
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ochen) erftattet und dem Empfangsberechtigten von der Rente abgezogen. 


Organifation der Berficherung. 


26. Die Verfiherung erfolgt auf Gegenfeitigkeit durch den Unternehmer ber 
unter dieſes Geſetz fallenden land» und forftwirtfchaftlichen Betriebe und Nebenbetriebe 
(ogl. Nr. 6), welche p dieſem Zwecke nach örtlichen Bezirken in Berufsgenoſſen- s ss 
haften vereinigt find. Die eigentlichen Träger der Verſicherung find daher dieſe 
erufögenofjenfchaften. 
27, US Unternehmer gilt derjenige, für defien Rechnung der Betrieb erfolgt..2 6 8. 
Unfälle in fremden Betrieben hat die Berufsgenofjenfhaft dann 
| zu entjhädigen, wenn fich diefe Unfälle bei Betriebshandlungen er- 
eignen, zu welchen ein der Berufsgenofienichaft angehörender Unternehmer ben s ss wsr. 6 
Auftrag gegeben, und für welche er die Löhne zu zahlen Hat.s—t 


| 2 d. 1. derjenige, dem das wirtſchaftliche Ergebnis des Betriebs Borteil oder Nachteil 
bringt, welcher die Wirtichaft, ihrem Zwecke gemäß, um den Unternehmergeminn zu erzielen, 
| nußt, melcher insbeſondere die Urbeitleiftungen ber Arbeiter im Intereſſe feines Unter 
nehnens berwertet. Auf das Eigentum konimt nichts an. Unternehmer iſt alfo, wenn 
der Betrieb verpachtet ift, der Pächter, nicht der VBerpächter; bei im Nießbrauch befind- 
| lien Anlagen der Nutnießer. 
2 Die Entiheidung über die Frage, wer Unternehmer eines Betriebs tft, kann nur 
bon Fall zu Yall getroffen werden. Grundfätlid macht e3 feinen Unterfchied, in welcher 
Weiſe die Urbeiter gelohnt werden, ob in Tagelohn oder Stüdlohn, ob die Arbeiter 
unmittelbar durch den Unternehmer gedungen oder —— werden, oder ob die Beſchaffun 
und Bezahlung der Arbeitskräfte einer Mittelsperſon, welche nicht Unternehmer des Betrieb 
ift, überlaffen wird. Dies tft nanıentlich für die Fälle von EEG, in denen ber Unter 
nehmer die Ausführung der Urbeiten in Akkord gegeben und die Löhnung ber Arbeiter 
nicht ſelbſt beſorgt, jondern durd einen dritten bewirken läßt. (Handbuch ber Unfallveri. 
S. 198; Hoffmann, Unf. 8 f. L. u. Forſtw. ©. 117.) 

8 Durch dieſe dem Geſetze neu eingefügte Beitimmung ift bie — gegen früber 
eine andere geworden. Während früher bei den forftwirtfchaftlihen Betrieben in 
| der Sauptfade fämntliche inı Banne des Betriebs ſich ereignenden Betriebsunfälle, auch 
wenn ber Auftrag zu den Arbeiten nicht don den Unternehmer dieſes Betriebs, ſondern 
bon anderen Unternehmern gegeben war, von derjenigen Berufsgenoffenfchaft zu ent⸗ 
| ſchädigen waren, ber ber forfiwirtfchaftliche Betrieb angehörte, fallen jett diejenigen Unfälle, 
welche fich Hei Urbeiten ereignen, zu denen andere unfallverfiherungspflichtige Unternehmer 
den Auftrag gegeben haben, der Berufsgenoffenfchaft diefer Unternehmer zur Laſt. 8.8. 
a) Ein Sägeniüller kauft vom Forltbefiger einen Waldbeftand auf den Stamme zun Ab⸗ 
triede; Faͤllung, Bewaldrechtung und Abfuhr des Holzes beforgen die Arbeiter de3 
Saägemäüllers. Etwaige Unfälle fallen der Berufsgenoflenichait, welcher der Sägemüllev 
| angehört, zur Laft. b) Ein Landwirt padıtet in einem fiskaliſchen Walde eine Wiefe. 
| Ereignet fich bei der für feine Rechnung ausgeführten Gewinnung bes Grafes ein Unfall, 
o bat diefen nicht der Staat (vgl. Nr. 80), ' 


onbern die Berujsgenoffenfchaft, welcher der 
andwirt angehört, zu entichädigen. 


— Bei Abfuhr gekauften Holzes aus einen: fisfalifhen Walde ift der felbftändige 
Unternehmer int eigenen Intereſſe tätig und nicht als Arbeiter des Forſtfiskus anzufehen. 

(MR. B. U. v. 15. 11. 1902, D. F. 8. 1904 ©. 674.) — 
4 Mapgebend ift immer bie Erteilung des Auftrags zu der fraglichen 
Arbeit und die Zohnzahlung für deren Berrihtung. Diefe Beitimmung bat 
aber ausſchließlich nur den Fall im Auge, daß ein der geſetzlichen Unfaflverfiherung unter 
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itehender Betrieb in einen anderen, ebenfalls verſicherten Betrieb ſibergreift. Unberührt 
bleiben dagegen die Pal, in denen nit gegen Unfall verfiderte Berfonen Holz- 
fällungs- und Holzabfubrarbeiten in land» oder forftwirtichaftlichen Betrieben aus⸗ 
führen. Diefe Arbeiten find denjenigen Betrieben zuzurechnen, in deren räumliden 
Srenzen fie ausgeführt werden. Snjonberheit ift bei den Holzabfubrarbeiten der Abſchluß 
der forftiwirtichaftlichen Tätigkeit in Der Regel erſt dann anzunehmen, wenn das gefaufte 
re: entweder über die Waldesgrenze hinausgefchafft oder hoch bis an einen dem allgemeinen 
erfehre dienenden öffentlichen Fahrweg oder au an einen privaten, für Zaftfuhrmert 
brauchbaren Fahrweg gebradt iſt, von weldem dann bie MWeiterbeförderung ohne Die 
eigentümlichen Gefahren der Forſtwirtſchaft erfolgen Tann. (Bol. Entf. R. 8. U. v. 
17 6. 1905, Jahrb. Entf. Bd. 3 ©. 141.) 
zn die forjtwirtfchaftliche Tätigkeit beendet und das gefällte Holz an einen für die 
Abfuhr geeigneten Weg gebradt, fo kommt als Befhäftigungsort nicht der Bezirk in 
Betracht, in dem fich der Unfall ereignet bat, fondern der Bezirk, in dem der Unternehmer 
feinen Beirieb vollzieht. (DO. V. ©. vd. 24. 1. 1907, D. F. 3. 1908 ©. 145.) 


28. In Breußen bilden nach dem Geſetze vom 16. 6. 1902 (G. ©. ©. 261), 
betreffend die Wbgrenzung und Geftaltung der Berufögenofjenichaften auf Grund 
des 8 141 des Neichögejehes, die land» und forftwirtichaftlichen Unterriehmer in jeder 
Brovinz eine Berufsgenoſſenſchaft. 

Die yodenze llernſchen Lande werben der Berufsgenofienfchaft der Rheinprovinz, 
die Stadt Berlin der Berufsgenofjenfchaft der Provinz Brandenburg angeichlofien. 

über die Zugehörigkeit der einzelnen Betriebe zur Genoſſenſchaft entfcheidet 
der Sit des Betrieb! (Nr. 22.) Bei gemifchten, teild land⸗, teils forft- 
wirtichaftlichen Betrieben entjcheidet der Hauptbetrieb.! 

Jede Berufsgenofienfchaft zerfällt im Anſchluß an die landrätlicden Kreiſe 
in Sektionen. 

Sn Preußen haben die Berufögenofjenfchaften durchweg von der Ermächtigung, 
die laufende Verwaltung, foweit fie den Vorſtänden zuftehen würde, an Organe der 
Selbjtverwaltung abzugeben, Gebrauch gemacht. Demgemäß führt der Provinzial: 
ausſchuß die Befchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes und der Kreisausfchuß die 
Geſchaäfte des Seltionsvorſtandes. 

Die —— — regelt ihre Angelegenheiten und ihre Geſchäftsordnung 

ſenſchaftsverſammlung zu beſchließendes und vom Reichs⸗ 
verficherungsamt zu genehmigendes Statut. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus Vertretern der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Unternehmer. Für jede Gemeinde bezeichnet Die Gemeindevertretung oder, 
wo eine folche nicht befteht, der Semeindevorftand aus der Mitte der der Gemeinde 
angehörenden, unter dieſes Geſetz fallenden Unternehmer oder bevollmächtigten 
Betriebgleiter einen Wahlmann. innerhalb jedes Kreiſes (Oberamtsbezirks) wählen 
die demſelben angebörenben Wahlmänner aus ihrer Mitte einen Vertreter für bie 
Genoſſen. (Vgl. Urt. III des Preuß. Gef. v. 16. 2. 1902 — ©. ©. ©. 261.) 

ür jede Sektion Lönnen Bertrauendmänner und Stellvertreter derjelben als 
Örfliche Genofjenichaftsorgane gewählt werden. 

1 Als Sit des Betrieb (Mebierverivaltung) iſt in Staatsforften die Oberförfteret 
und nicht eine Yörfterei oder Nebierföriterei anzulehen, denn die OrtöperwaltungSbeaniten 
find im Sinne bes Gefetzes nur bie Oberförfter. Die königlichen Forſter find situ 
beanıte, fie haben Kein fe oftänbiges Revier und Feine eigene Reviervertvaltung. (O. B. 

v. 8. 2. 1809, D. J. 8. 32 ©. 293.) 


29. Die Berufsgenoffenfchaften führen die Wufficht über die zugehörigen Be⸗ 
triebe, jomeit dies für Die Bwede der Unfallverficherung nötig ift. 

Die Aufficht über die Berufsgenofjenfchaften führt dag Reichsverfiherungsamt. 

Das NReichsverficherungsanıt hat jeinen Sitz in Berlin und befteht aus ftändigen 
und nichtftändigen Mitgliedern. Zu den nichtftändigen Mitgliedern gehören aus dem 
Bereiche des Unfallverficherungsgeieged für Land» und Forftwirtichaft zwei Bertreter 
der WUrbeitgeber und zwei Vertreter ber Derfcherten, welche in gewiſſen Fällen als 
Beifiger zu den Entſcheidungen aus diefem Gefege binzugezogen werden. 
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2 Fur die Organifation, den Geichäftsgang und das Verfahren des Reichsverſicherungs⸗ 
amts find jebt maßgebend: bie SS 11 bis 20 des Geſetzes, betreffend die Ubänderung der 
a ee BDA b. 30. 6. 1900 (R. &. Bl. ©. 573) und die Verordnung d. 
19. 10. 1900 (R. G. Bl. ©. 983). 


Reichs und Staatsbehörden. 


80. Eine Ausnahme in bezug auf die Organiſation machen die für Rechnung 
des Reichs oder eines Bundesſtaats verwalteten Betriebe, wenn ſie nicht ausdrücklich, 


und zwar vor Errichtung der Berufsgenoſſenſchaften, an die letzteren angeſchloſſen 38 134 180 


worden find; für diefe Betriebe tritt an die Stelle der Berufsgenoifenfchaft das Reich 
bzw. der Staat.” ? 

Die Befugniffe und Obliegenheiten der &enofjenichaftöverfammlung und des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes werden durch die Ausführungsbehörben wahrgenommen und 
an die Stelle des Genoſſenſchaftsſtatuts treten die Ausführungsvorſchriften. 


2 In Breußen find von den land» und forjtwirtfchaftliden Betrieben, welche auf 
den der Berwaltung bes Minifters für Landwirtfchaft unterftellten fistalifchen 
Grunödftüden vorhanden find: 

a) den Berufgenoffenfhaften angeſchloſſen: 

1. Betriebe, welche nicht für Nechnung des Staats, fondern dritter Perfonen 
erfolgen, feien letztere Pächter (von Domänen und Pachtparzellen) oder Nieß- 
braucher (von Dienftländereien), 

2. vorübergehende Staatöbetriebe, d. h. folche Betriebe, welche ihrer Natur nad 
dauernd zum Betriebe durch dritte Perſonen (Pächter oder Nießbraucher) 
beftimmt find, jedoch aus irgend einem Anlaß vorübergehend für Rechnung 
des Staats bemwirtichaftet werden; 

b) als dauernde Staatsbetriebe ber Staatsverſicherung unteritellt: 

1. Betriebe der Staatsforftvermaltung, 

2. Betriebe auf Dünenfläden, 

3. die fiskaliſche Bewirtichaftung größerer Parkanlagen (3. B. Earlsaue bei Eajjel) 
uſw. (M. Erl. v. 29. 9. 1887, ©. J. 8. 1888 ©. 3.) 

2 Betriebe, welche für „Nechnung eines Staats“ verwaltet werben, können auch 
folde fein, deren Einkünfte nur zun Teil dem Staate zufließen, während ein 
anderer Xeil fonftigen Empfangsberechtigten (3. B. dem Landesherrn) zufteht. 

Als Staatsbetriede in dem gleichen Sinne find auch bie dom Stante verwalteten 
lands und forftwirtfchaftlihen Betriebe einer Uniderfität (von deren Ertrag bie Höhe 
des der Univerfität gewährten Stantszufchuffes abhängt) erachtet worden. (M. 3. U. v. 
2. 7. 1889 u. 13. 4. 1893, Hanbb. d. U. ®. ©. 611/12.) 

3 Ansführungsbehörden find die Regierungen innerhalb ihrer Bezirke mit folgenden 
Abweichungen. Die Regierung zu Minden ift bie Ausführungsbehörbe für die Regierungs⸗ 
bezirke Minden und Münſter und den Kreis Rinteln im Regierungsbezirk Caſſel. Die 
— zu O8nabrüd iſt die Ausführungsbehörde für die Regierungsbezirke Osnabrück 
und Wurid). 

Abgeſehen von der Oberjörfterei Münfter find alfo für bie einzelnen Oberförftereien 
diejenigen peungen bon welchen fie refjortieren, bie Ausführungsbehörden ohne Nüd- 
fiht auf die Tage ber Oberförfterei und der zu ihr gehörenden Flaͤchen. (Ausführungs- 
befiimmungen von 19. 8. 1900, Jahrb. B. 33 ©. 57.) 

4 Unfallrentenenpfänger bleiben, auch wenn fte ihren anDigen Aufenthalt in dem 
Bezirke einer anderen Aus Ahrungsbehörbe nehnten, immer unter der Kontrolle derjenigen 
AUusführungsbehörde, gegen welche der Anſpruch auf Mente rechtlich geltend gemacht worden 
ift. Die Zahlungen find auch in den Nechnungsergebniffen dieſer Ausführungshehörbe 
nachzuweiſen. (M. ©. v. 5. 8. 1904 — III 9404.) 


Aufbriugung Ber Mittel. 


31. Die Mittel zur Dedung der von den Berufsgenoſſenſchaften zu leiſtenden 
Entihädigungsanfprüche und der Verwaltungskoften werden durch Beiträge aufgebracht, 
welche auf die Mitglieder (Unternehmer) jährlich umgelegt werden. Die Koiten der 
Unfallverficherung tragen alfo nur die Urbeitgeber. 


140. 
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8 67. 
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$ 110. 
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In der Regel ſoll die Umlegung der Beiträge nach der Höhe der mit de 
Betriebe verbundenen Unfallgefahr (Befahrenllaffe), nach den Gehältern und Löhn 
der Betriebsbeamten und Perfonen in befonderen fachlichen Stellungen (Nr. 5), fow 
nach dem Maße der für die einzelnen Betriebe durchſchnittlich erforderlichen Fonftig: 
menschlichen Urbeit (Arbeitsbedarf) erfolgen. 

ie Beiträge Fünnen aber auch durch Zufchläge zu direkten Staat3» odı 
Kommunalftenern aufgebracht werden, wenn die Anwendung des geſetzlichen Beitrag: 


"maßftabes nad) Gefahrenklaſſen und Urbeitöbedarf unzweckmäßig erfcheint. In dieſer 


Falle find für die lands oder foritwirtfchaftlichen Nebenbetriebe, die Betriebsbeamte 
die Berfonen in bejonderen fachlichen Stellungen und für Betriebsuntternehmer, fofen 
für diefe der Berechnung der Rente ein höherer wie der durchichnittliche Jahres 
arbeitöverdienft lands oder forftwirtfchaftlicher Urbeiter zugrunde gelegt wird, bejonder 
Zufchläge zu den Beiträgen zu erheben. 

Über die Urt der Umlegung, ob nad) Gefahrenklaflen und Arbeitsbedarf ode 
nad Steuern, hat das Geno enthaftsftatus Beitimmung zu treffen. 

1 In Preußen erfolgt die Unilegung ber Beiträge nach dem Arbeitsbebarf in den 
Prodinzen Sqlegis hot tein und Hannover, in den anderen Provinzen nach ber 
fteuer. (Stonım.»Ber. ©. 43.) 

82. Sofern das Statut die Aufbringung der Genoſſenſchaftsmittel nad) dem 
Mapftabe der Grundſteuer anordnet, kann dasjelbe ferner beitimmen, daß die Veiträ 
als Grundftenerzufchläge von denjenigen Perſonen zu erheben find, welche nad geier 
licher Vorſchrift zur Grundfteuer für die den Betrieben der Genofjenfchaft zugehörenden 
Grundftüde veranlagt find oder veranlagt fein würden, wenn die Grundftüde nicht 
von der Srundfteuer befreit wären. 

Wenn hiernach der Beitrag von einer Perfon erhoben ift, die nicht der Betrieb 
unternehmer ift, fo Bat der leßtere dem Bahlungspflichtigen den Beitrag zu erſtatten! 

Streitigkeiten über folche Erftattungsanfprüche werben von der unteren Be: 
waltungsbehörde entichieden, in deren Bezirke fich der Sit des verſteuerungspflichtige 
Betriebs befindet. Gegen die Ei edung findet innerhalb eines Monats nad de 
— die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde ſtatt, welche endgältig 
enticheidet. 

1 Die Unternehner Iandwirtfchaftlicher Betriebe find, namentlich im Bachtverhältuift, 
yän nicht dieſelben Perjonen, denen gefehlih die Bablung der Grunödfteuer obitegt. 

uch diefes Verhältnis wird die Erhebung der Genoſſenſchaftsbeiträge in der Form von 
Srundjteuerzufchlägen erfchwert. Dies wird in der landwirtichaftlichen Berufägenofeniel 
al8 ein Übelftand empfunden, dem in diefer Weife ohne Schädinung eines Beteil 
obgeholfen werden kann. Die Einrihtung. daß der Grundfteucrpflichtige, auch wenn f 
nicht Mitglied der Genoffenfchaft iſt, und zwar in lebterem Kalle vorbehaltlich des Rüf- 
griffs auf ben Betriebgunternehnter, den als Genoſſenſchaftsbeitrag zu erhebenden Steuer 
zuichlag zu entrichten hat, ift um fo weniger bedenklich, als dieſelbe von der Lanbesgrie 
gebung in mehreren Bundesſtaaten bereit# eingeführt iſt. (Begründ. ©. 128.) 

38, Das Rehnungsjaht bei der Unfallverficherung beginnt mit dem 1. Jannar 
und endet mit dem 81. Dezember (Salenderjahr).! 

Die Einziehung der Beiträge erfolgt durch die Gemeindebehörden auf Grund 
ber ihnen zugefertigten Heberollen. Hierfür erhalten fie eine Vergütung von 2 } 
der eingezogenen Beiträge. (Ausf.⸗Beſt. v. 19. 8. 1900, Jahrb. Bd. 33 ©. 57.) 

Die Geberollen find zwei Wochen zur Einficht der Beteiligten auszulegen. Binnen 
einer weiteren Friſt von zwei Wochen kann der Betriebsunternehmer gegen Die Beitrog® 
berechnung bei dem &enofjenfchaftsporitande Wideripruch erheben. 

indet im Laufe des Rechnungsjahrs bei einen: berficherungapfltigen Ba 


1 
ein Bed bes Unternehmers ftatt, fo hat die Beiträge bis zum Tage des 


Adziehende, von da ab der Anziehende zu leiften. Findet 3. B. am 1. Oktober br 
Berfonenwechfel auf einen Forftdienftgehöfte ftatt, fo hat der Äbziehende 34 des Jah 
beitrag für die Unfallverfiherung und der Angiehenbe /, zu zahlen. in 

2 Die Gebühren en nicht dem ®emeindevorfteher, nei ber @emeinde rm 
Gutsbezirken iſt gemäß $ 165 der Gutsherr bezugsberechtigt. (M. f. 2. v. 3. 12. 
Hofmann ©. 210.) 
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84. Die Koften der Staatsverfiherung (Nr. 80) find aus ben betreffenden 
etatömäßigen Fonds der Regierungen aus der Regierungd-Hauptlaffe am Site der 
Ausführungsbehörde zu begleichen. (Musf.-Beft. v. 19. 8. 1900, Jahrb. Bd. 33 S 57.) 


Anzeige und UAnterfuchung Der Aufälle. 


85, Jeder Unfall, durch welchen eine im verficherten Betriebe befchäftigte Perſon ges 
tötet wird oder eine Körperverletzung erleidet, welche eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 
drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, iſt von dem Betrieböunternehmer oder Leiter des 
Betriebs binnen drei Tagen der Ortspofizeibehörde?. 2 fchriftlich oder mündlich anzuzeigen. *) 

Gleichzeitig ift, je nach Der Beftimmung des Genoſſenſchaftsſtatuts, davon dem Sektions⸗ 
vorftande Kreisausſchuß) direft oder durch den Vertrauensmann Mitteilung zu machen. 

In den der Staatöverficherung unterliegenden Betrieben ift die Unzeige Dem 
Betriebsvorſtande (Dberföriter) und von dieſem ber vorgefehten Dienftbehörde (Regierung), 
nach näherer Unweifung berjelben, zu eritatten.® 

2 Siebe Sordemerkungen zu dieſem Geſetz. 

3 Anzeigen über Unfälle, welche in einem anderen Ortspolizeibezirk als in dem, 
in welchem ber Betriebsfig belegen iſt, fi ereignen, find ber Polizeibehdrde des Unfall» 
ortes zu eritatten. (Handh. d. U. B. S. 307.) 

s Die en Waldarbeiter find durch die Revierverwalter darauf binzumelfen, 
daß Anſprüche auf die aus Anlaß von Unfällen im forſtfiskaliſchen Betriebe zu gemäbrenden 
Entidhädigungen, falls biefelben nicht don Amts wegen feftgeftellt werden jollten, von den 
Entfchädigungsberechtigten bei der Ausführungsbehörbe Regierung) anzumelden find. 

DM. S. v. 18. 11. 1900, Jahrb. Bd. 33 ©. 58.) 
⸗ Muſter zur Unfall⸗Anzeige. 
a) Bel Unfällen in ben Staatsforſtbetrieben: 
Königliche Regierung, Abteilung für direlte Steuern, 
Domänen und Forſten uU ........ 
Unfall-Angeige 
eu bie Konigliche Dieriürkerel DM. ' ..... ..... 


........n.n..n. — —— — ——— ae een en ae ———— — —— ———— HERE HE TERROR CO CET DE —— 







1. Wochentag, Datum, Tageszeit und 
Stunde de8 Unfalls 


en ner nee rennen 





2. a) Bezeiänung (Wegenftand) bed Bes 
trieb3 und 


b) Betriebsteil (Betriebszweig), In welchem 
°F nögUER nad) ber Begeifinung (Bier) 
— m nad der Bezeichnun 
des Gefahrentarifs, wo ven folder vor: 
handen iſt — 

0) Unfallſtelle rt. Straße, Haus: 
nummer uſw.) 














. 8) Bor und Zuname, Wohnort, 
Wohnung der getöteten oder ber» 
legten Berfon (bei minderjährigen | - 
Berfonen auch: bed Vaters ober 
Bormundß). 

b) Im Betriebe befchäftigt als (Urt 
der Beihäftigung, Arbeltspoften)? 

c) Tag, Monat, Sabre der Geburt 
(wenn unbefannt, ungeläßre Ungabe bes 
Bebensalters)? 

d) Ledig, verheiratet, verwitwet? 


24 


®) Inſowelt die Kommunal⸗ und Privatferſtbeamten Mitglieder deB Braudverficherungdvereins Preußiſcher 


Boriieamten find und feldft Unfälle et Gaben fie außer der nad dem Yinfaliverfi ngägelep vor: 
Klaren) "der Monnbeee Berfcrungsgrctiget In den vertna anfbeangenen Beiten Anarge 
echetten. Giche das Nähere unter vis» Be 8 zeise 


gm. 


920 XIV. Arbeiterverſicherungsgeſetze. 


N» 


. 8) Genaue Begeichnun ber Art berla) . 

Berlebung u. d. verletten Körper⸗ 
teile (rechts und (int au unterfdheiden). 

b) Iſt der Verletzte durch den Unfall] b)................ — 
etötet? 

c) Wird die Verletzung boraußs|c) ..... P. nn > 
fihtlich den Tod oder . 

d) eine (irgend melde) Beein-Id)..................... nun nnnnnnnenene nennen u 
trädtigung ber Erwerbs(Arbeits)⸗ 
fähigkeit von mehr als 13 Wochen ... ...... nennen 
zur folge haben? 


Benn mösitä, aa Ungaben 


5. a) Iſt —F die eitung geforgt durch a) . 
ufnahme in ein Krankenhaus 

(genaue Bezeichnung desfelden)? oder Lenun Homerannenen Hestenenaınerensenesneraennenabeennameenannenenvamnsersenneenn 
duch anderweitige ärztlihe Be⸗ 

bandlung ( u aufe e ulm. )? De se ee Se ar ee ee See .4 nn - 

behanbeinden, L ..... un: 


Name, 
Wohnort, | IL des zuerſt zugezogenen IL ...................-- ......— 


Wohnung x 
b) Urbeitet ec Verlebte trog derib) . .. 


Berlegung TDeiter? 


6. a) Gehört der Berlette einer Kranken⸗ a)....................... 
ale, and „lReraue Bezeichnung und 
b) Bericht gr t Berfepte ſchon Unfalls, Ib) ....... ....... 0.00 cu aueean nn 
Invaliden⸗ ober Altersrente? 


7. Dean aflung und SHergang des 


Un 

Fre tft eine mögliän e ein ehenbe Schilde⸗ 
rung des Unfalls gu g neb belonh ere ift 
die Wrbeitsftcle un wo erkſtaͤtte, 


Wald, Feld, Stall ufmw.), 1. fowie bie 
Wiebe ( afdine ufw.), Bei welder fi ber 
pecan ereignet bat, genau gu bezeichnen, 
eignetenfallis unter Belfügung einer er- 
Fänternden Zeichnung. 






8. a) Augenzeugen des Uns 


Bor. db 


b) ginberweitige Perfonen, Sunane 


uerſt bon dem 
—* —* er⸗ —2 


halten haben 


— 







9. Etwaige Bemerkungen ( ©. Angabe 
von Vorkehrungen zur ——— äbnliher I 
Unfälle. ar der Berlegte ſchon vor bem 
Unfalle ganz oder teilweife erwerbsunfäbig? |... 

und anberes mehr). 






Di)... ve Den... een 18... ... — 
— Bei Unfällen in allen anderen Betrieben: 
Serufögenoffenjcaft: BR un. ——— — 
Sektion: .P..... Bertrauensmann · nn 
Betrieböunternegmer: mriebs ———— — 
ne, Stra Birma, Berriebang, € nnnnnnunnnensnnsnnennennensnnsennennennn ... Genoffenfftstatae Nr. . 
(vgl. Mitgliedsfchein) 


; Uufal-Anzeige*) 
an die OrtSpolizeibehörde zu. .................. BE ee A ee ee an ch 
reis 
Für jede berlette oder getötete Perjon tft ein bejonderes Anzeige⸗Formular auszufüllen. 


Über die zu madjenden Angaben fiehe die Ziffern 1 bis 9 vorftehend unter a. 


Name bes die Anzeige eritattenden Unternehmers 
ober Betriebsleiter **) 





———2 





36. Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen eine verſicherte Perſon 
Sk ift oder eine Körperverlegung erlitten bat, die vorausfichtlih einen 
ntfhädigungsanfprud auf Grund diefes Geſetzes zur Folge haben wird, 
iſt ſobald als möglich von der Ortspolizeibehörde, in der Staatzforftverwaltung von 
dem Betriebövorftande, zu unterfuchen. 
Durch die Unterfuchung ift feitzuftellen: 

a) die Veranlafjung und Art des Unfalls, 

b) die getöteten oder verlebten PBerfonen, 

c) die Urt der vorgelommenen Verletzungen, 

d) der Berbleib der verlebten Perfonen, 

e) die Hinterbliebenen der durch den Unfall getöteten und die a ıaen der 
duch den Unfall verlegten Berfonen, welche auf Grund dieſes Geſetzes einen 
Entihädigungsanfpruch erheben können, 
die Höhe der Renten, welche der Verletzte etwa auf Grund der Unfall- 
verjicherungsgefege oder des Invalidenverſicherungsgeſetzes bezieht. 


1 Die Unterfuhung tft von derjenigen Bolizeibehörde vorzunehmen, welcher nach 
dem in Anm. 2 zu Nr. 85 Gefagten die Anzeige über den Unfall zu erftatten ift. 
Dies gilt auch für den Fall, daß etwa der Verletzte nicht In dem Bezirle diefer Polizei⸗ 
behörde wohnt oder nah dem Unfall aus demielben verzogen ift. (Beil. R. DB. A., 
Handb. d. U. 3. ©. 310.) 

2 Die Koften der Unterfuhung bat die OrtSpolizeibehörde zu tragen, weil e8 
ch um bie Erfüllung einer ihr gejetlich auferlegten Pflicht handelt. Darin ändert nichts, 
aß ihr bie Anregung zur Unterfuhung durch ein Erfuchen der Genoffenfchaft oder ber 

beteiligten Sfrantenfafje gegeben wird. (Begrög. ©. 81. 

eugengebühren werden nicht gewährt. Nur in bejonderen Fällen, wo umftändlichere 
Erhebungen unvemteidlid find, und dadurch Koften entftehen, deren Tragung Beugen in 
bedrängter mwirtfchaftlicher Lage nicht zugemutet werden Tann, Bleibt den Polizeibehörden 
die Zahlung einer Entfhädigung na On nen! Ermeljen übderlafien. Der Min.Erl. 
v. 7. 12. 1899, betreffend Gebühren bei polizetlihen Bernehmungen vice Ann. 2 zu 8 14 
der Sebührenordnung für Zeugen und Sachberftändige, IV E Anl.2 d. W.), ift finngemäß 
zu beachten. (M.Erl. v. 31. 3. 1904, M. Bl. ©. 118.) 


8 Reihenöffnung bei der Unfallunterſuchung. 


Nah 8 64 des CRD TDE UNLIO DEE IEEUNDE eier und ben entfprecddenden Be⸗ 
ſtimmungen der übrigen Unfallverfiherungsgejete liegt der OrtSpolizeibehörde bie Unter- 
ſuchung der zur Anzeige gelangten Betriebsunfälle, insbeſondere aud die Art ber dabei 
vorgekommenen Zerlegungen od. Zur Klarftellung des Unfall Tann in Falle der Tötung 
die Teichenöffnung und, ſofern die Beerdigung des Berunglüdten bereits ftattgefunden bat, 
die Ausgrabung der Leiche erforderlich werden. Die Spolizeibehörden haben baher 
fhon don Amts wegen auf Grund der erwähnten Beſtimmung die Frage nach der Not» 
wendigfeit der Ausgrabung und Offnung der Leiche, namentlich aber, wenn eine folche 
Maßnahme von den Hinterbliebenen beantragt wird, zu prüfen und erforderlihenfallß bie 
Obduktion herbeizuführen. Auf Erfuchen des Vorſtandes einer Genofienfchaft oder einer 


*) Wegen der Mitteilung von Abſchriften dieſer Anzeige an bie Organe der Berufsgenofienfhaft 


She GSeltionsvorftand, Genoſſenſchaftsvorſtand) ind bie Beitimmungen bes Genoſſenſchafts⸗ 
atuts maßgebend. 

*s) Bir den Betriebsunternehmer kann derienige, welder gur Beit bes Unfalls ben Betrieb ober ben 
Betriebsteil, in welchem fi der Unfall ereignete, zu leiten hatte, bie Ruine erftatten; tm Falle der Ab⸗ 
wefenheit oder Behinderung des Berriebsunternehmers iſt er dazu werpflichiet. 





88 71, 74. 
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‚77 
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8 81. 
58 mM 97. 
& 108. 


Sektion find gemäß 8 144 bes Sewerbertinfallverficherung®geiehes die Ortspolizeibehorden 
jedoch verpflichtet, die Öffnung und Ausgrabung ber Leiche des Berunglüdten in die Wege 
u leiten. Vorausſetzung für die Vornahme der Leihendffnung ift indeflen in beiden 
ällen die Zuſtimmung dei Hinterbliebenen und, fofern die Ausgrabung der Leiche in 
zage kommt, auch ein Zeugnis des zuftändigen Kreisarztes darüber, daß fanitätspotizeis 
iche Bedenken nicht entgegenitehen. Kann die Ortspolizeibehörde da8 eine oder daß andere 
nicht erlangen, fo muß die Offnung und Ausgrabung der Leiche unterbleiben. 

Die Koften der Obduktion find, wenn fie bon der Ortöpolizcihehörde von Amts 
wegen veranlaßt wird, bon diefer, jofern fie auf Erſuchen einer Berufsgenoſſenſchaft vor⸗ 
genonmten wird, don diefer zu tragen. (M. E. d. 3. 10. 1903, M. Bl. &. 213.) 

37. Un den Unterfuchungsverhandlungen können teilnehmen: Bertreter der Ge⸗ 
noſſenſchaft (Sektionsvorjtand oder Vertrauensmann), ein Bevollmächtigter der bes 
teiligten Krankenlaſſe, fowie der Betriebsunternehmer oder ein Vertreter desfelben. 
Bon der Einleitung der Unterfuchungen ift den betreffenden Vorftänden bzw. Perfonen 
rechtzeitig Kenntnis zu geben. 

Aber die Unterfuchung find Protokolle zu führen. 


Feſtſtellung aus Auszahlung der Gutfchädiguugen. 


38, Die Feftftelung der Entihädigungen erfolgt von Amts wegen durch Organe 
—F Genoſſenſchaft bzw. bei der Stantsperficherung durch die Austührungäbehörben 
egierungen). 

Entihädigungsanfprüche, welche nicht von Amts wegen feitgeftellt find, verjähren, 
wenn fie nicht vor Ablauf von zwei Sahren bei der Berufsgenoffenichaft oder ber 
unteren Berwaltungsbehörde angemeldet werden. Eine fpätere Anmeldung ift nur dann 
zuläjfig, wenn die einen Entichädigungsanfpruch begründende Folge des Unfalls erft 
jpäter bemerkbar geworden ift. In diefem Falle hat die Anmeldung innerhalb dreier 
Monate, nachdem die Unfallfolge bemerkbar geworden, zu erfolgen. 

_ Rad) erfolgter Feſtſtellung der Entſchädigung erhält der Berechtigte über Die 
ihm zuftehenden Bezüge einen fchriftlichen Beſcheid. 

Treten wefentliche Veränderungen in dem Buftande des Verlehten ein, fo Tann 
eine anderweite Feſtſtellung der Entichädigung erfolgen. 

89. Die Auszahlung der Entichädigungen erfolgt bei der Poftanftalt des 
Wohnort? der Empfangsberechtigten. 

Koften des Heilverfahren und Sterbegelder find binnen einer Woche nach ihrer 
Beitftellung, Renten in monatlichen, und wenn ſich der Jahresbetrag auf jehgig art 
oder weniger beläuft, in vierteljährlichen Beträgen im voraus zu zahlen, letzteres 
infoweit, al3 nicht im voraus anzunehmen ft, Daß die Nente vor Ablauf des Biertel- 
jahrs fortfält. Die Renten werden auf volle fünf Pfennig für den Monat bzw. 
das Bierteljahr nach oben abgerundet. 

Fällt das Recht auf den Nentenbezug im Laufe des Monats, für welchen die 
Rente gezahlt war, fort, fo ift von eines Nüdforderung abzufehen. Wenn für einen 
Teil des Monats die Rente für den Verletzten mit der Rente für die Hinterbliebenen 
zufammentrifft, jo Haben die Hinterbliebenen den Höheren Betrag zu beanfpruchen. 

1 Formulare zu den Quittungen werben unentge lid von den Genofjenfchaften ge⸗ 
liefert. (MR. ®. U. v. 27. 9. 1885, Jahrb. 1888 ©. 270. 

2 Die Königlichen Regierungen werben ermächtigt, in denjenigen Fällen, in welchen 
das Net auf Bezug einer nad) 8 99 Ubf. 1 des linf»Berj.-Gej. von 30. 6. 1900 in 
bierteljährlicden Beträgen im voraus aahlbaren Unfallrente von jährlid 60 Mt. ober 
weniger im Laufe bed BVierteljahrs fortfällt, von der Wiedereinziehung bed überbobenen 
Teiles der Bierteljahrsrate gemäß & 99 Abſ. 41 c. abzufehen, wenn eine Berrechnung mit 
fpäteren Zahlungen nicht erfolgen kann. (M. 2. v. 15. 8. 1902, Jahrb. B. 34 S. 189.) 

3 Bereinfahung bed Rentenauszahlungsverfahrens. Auf Grund einer mit der Reichs⸗ 
poftverwaltung getroffenen Bereindarung fol von 1. Januar 1902 ad die Auszahlung 
bon fortlaufenden Menten (Unfalls, Alters⸗, Invaliden⸗ und Srantenrenten) an auf dem 
Lande (int Zandbeftelldezirke) twohnende Empfänger in allen benjenigen allen durch die 
Landbriefträger erfolgen, in welchen die Enıpfänger durch eine Beicheinigung de3 Ger 
meindeborjteher8 oder Amtsvorſtehers nachweiſen, daß fte wegen ihres ichen Zu⸗ 


ftandes, insbeſondere wegen Alters, Krankheit oder anderer Bebrehen — u. a. ausnahms⸗ 
weile auch in beſonders gearteten Yällen beim Borliegen anderer Gründe, 3. B. bei 
Wurtung und Pflege dritter Perfonen — zur perjönlichen Abhebung ber Nentenbeträge 
bei der Poltanftalt unfähig find und die Beträge auch durch Fyamilienangehörige nicht 
abheben lafjen fünnen. 

über das bei der DELIERAUBEO TUNG in folden Fällen zu beobacdhtende Verfahren 
hat das Reichspoſtamt unter dem 17. Oftober 1901 eine Amtsblattöverfügung erlalfen, 
aus welcher folgendes hervorzuheben ift. 

Der Rentenempfänger a entweder fchriftlich oder mündlich bei der zuſtändigen 
Poftanftalt die Auszahlung feiner Rente durch den Landbriefträger. Mit dem Untrag tft 
der Poftanftalt die von denn Semeindevorfteher oder dem Amtsvorſteher ausgeitellte Bes 
ſchein gune vorzulegen, die den oben angegebenen Erforderniſſen entſprechen muß. 

erzieht ein Rentenempfänger in den Bezirk einer anderen Boftanftalt, fo bleibt ihm 
überlaffen, die weitere Auszahlung bei der neuen Poftanftalt zu beantragen. Hierbet ift 
auch einigung des Gemeindevorſtehers oder Amtsvorſtehers des neuen Wohn⸗ 
orts erforderlich. 

Kann der Rentenbetrag nach zweimaligem vergeblichen Beſtellungsverſuche nicht 
gezahlt werden, ſo muß es dem Zahlungsempfänger ſelbſt überlaſſen bleiben, den Betrag 
bei der zuſtändigen Poſtanſtalt abzuheben. Beſtellgeld kommt nicht zur Erhebung. Der 
Rentenempfänger iſt verpflichtet, Die gehörig beglaubigte Quittung bis zum üblichen Ein» 
treffen des Zandbriefträgers bereit zu halten. 

Der Landbriefträger bat dor der Auszahlung bed Rentenbetrags die vorſchrifts⸗ 
mäßige Beichaffenheit der Quittung zu prüfen und hierbei in befonderen darauf zu 
achten, daß der Betrag in Zahlen und Budhftaben richtig angegeben, der Empfänger feinen 
Wohnort und das Datum ber —— vermerkt hat, die Unterſchrift des 
Enpfängerd vorhanden und beglaubigt ift. ſowie daß die nad) der Bahlungstifte fonft 
erforderlihen Beicheinigungen ausgeftellt find. Ergibt die Prüfung, daß die Quittung 
den geitellten Unforderungen entipricht, fo ift der Geldbetrag gegen Übernahme ber 
Quittung dem Empfänger felbft auszuhändigen und die Quittung bon dem Landbriefs 
träger mit dem Bermert „Selbft” und mit feiner Namensunterfchrift zu verfehen. Andern⸗ 
falg bat der Landvriefträger die Quittung zurüdgumeijen und den Empfänger zur Ab⸗ 
jtellung der Mängel zu veranlafien; die Auszahlung des Betrags bat ſodann bei dem 
nächſten Beitellgange zu erfolgen. (M. Bi. 1902 ©. 6.) 

40. Sapitalabfindungen. Iſt bei teilweifer Erwerbsunfähigfeit eine Rente von 
fünfzehn oder weniger Prozent der Vollrente feitgeitellt, jo Tan nach Anhörung der 
unteren Verwaltungsbehörde die Berufsgenofjenfchaft den Entichädigungsberechtigten 
auf feinen — urch eine entſprechende Kapitalzahlung abfinden. 

41. Das Ruhen der Renie tritt ein: 

a) folange der Berechtigte eine die Dauer von einem Monat überfteigende Freiheits⸗ 
ftrafe verbüßt, oder folange er in einem Arbeitshaus oder einer Beſſerungs⸗ 
anftalt untergebracht iſt; 

b) in gewifjen Fällen bei dem Aufenthalt im Auslande. 

42, Die Übertragung der Entichäbigungsforberungen, ſowie deren Berpfändung 
oder Pfändung darf nur erfolgen: | 

a) zur Dedung der auf die Unfprüche von dem Betrieböunternehmer oder den 
Genoſſenſchaftsorganen gegebenen Vorſchüſſe; 

b) jur Dedung der im 8 850 Ubf. 4 der Bivilprozeßordnung (XII D d. W.) 
— Forderungen der Ehegatten und der ehelichen und unehelichen 

inder; 

c) zur Dedung der erfabberechtigten, d. h. der mit dem Unfall im urfächlichen 
Qulammenbange ftehenden Forderungen der erfahberechtigten Gemeinden, 

rmenverbände ufw. 

Mit Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde darf der Berechtigte den 
Anſpruch ganz oder zum Teil auf andere übertragen. 


Berufung gegen die Feſtſtelluug der Entschädigungen. 


43. Gegen die Üblehnung eines Entfchädigungsanfpruchs oder gegen die $ 
ſtellung ber Entjchädigung Tann innerhalb eined Monats nach der Buftellung 





8 101. 


8 102. 


86 190 bis 
2. 


Beſcheids bei dem örtlich zuftändigen Schtedögerichte für Wrbeiterverficherung die 
Berufung eingelegt werden. 

Gegen die Entjcheidung des Schiedsgerichts fteht bei einzelnen Rentenanſprüchen 
den Beteiligten noch der Rekurs an das Reichsverſicherungsamt zu. 


Fchiedsgerichte. 


44. Die früheren Schiedsgerichte für die einzelnen Berufsgenoſſenſchaften und 
Ausführungsbehörden find aufgehoben. 

Die Entfcheidung von Streitigkeiten über Entichädigungen auf Grund der Unfall» 
verficherungsgejege ift den gemäß 8 103 ff. des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
errichteten Schiedsgerichten übertragen. Dieſe führen jebt Die Bezeichnung „Schieds⸗ 
gerichte für Urbeiterverfiherung” mit Ungabe des Bezirkes und des Sitzes. 

as Schiedögericht trägt den Charakter eines Spezialgerichtshofs und befteht 
unter dem Vorſitz eines Bffentlichen Beamten zu gleichen Teilen aus Wrbeitgebern 
und Berficherten (Beifiter). 

Bei der Verhandlung über Unfälle in der Land» und Forſtwirtſchaft find Die 
Beifiger aus diefem Berufszweige zuzuziehen. 

ie Schiedbögerichte unterliegen in Preußen der Aufſicht des Regierungspräfidenten, 
in deſſen Verwaltungsbezirke der Sih des Schiedsgerichtö belegen fit. 


1 über die Beftimmungen der Schiedsgerichte vergleiche: | 

De betreffend die Abänderung der Unfallverficherungsgefehe, vom 30. 6. 1900 
(R. ©. Bl. ©. 573) SS 3 bis 10; 

Verordnung, betreffend das Berfahren vor den Schiebögerichten für Arbeiter⸗ 
verſicherung vom 22. 11. 1900 (R. G. Bl. S. 1017); 

usfuͤhrungsanweiſungen der zuſtändigen Miniſter vom 20. 12. 1900 (M. Bl. 1901 

S. 9) und 2. 2. 1901 (M. Bl. S. 83). 

2 In Preußen beſteht für jeden Regierungsbezirk am Site der Regierung und für 
Berlin in Berlin ein Schiedsgericht für Arbeiterberficherung. 


Aufallverhütungsvorſchriften. 


45. Wie die einzelnen Betriebsunternehmer, fo haben auch die Berufsgenoſſen⸗ 
ichaften als folche ein pekuniäres Intereſſe daran, durch Verhütung von Unfällen 
ihre Laften zu vermindern. Demgemäß hat das Geſetz den Berufsgenofienichaften 
die Befugnis überwieſen, Hufe’ nerpühungdvorichriften, du erlaffen und den Betrieb» 
unternehmern zur Verhütung einer Erhöhung ihrer Beiträge zweddienliche Betriebs⸗ 
einrichtungen vorzufchreiben. 

Die Unfallverhütungsvorfchriften bedürfen der Genehmigung des Reichs⸗ 
verficherungsamt3. 

n den Unfellverhütungsvorfchriften können für das Nichtbefolgen derſelben 
Gelditrafen feftgefegt werden, und zivar für die Unternehmer bis zu 1000 ME. und 
für die Verſicherten bis zu 6 ME. 

Bon den Auzführungsbehörden bei der Staatöverficherung (Nr. 30) Tönnen für 
die zugehörigen Betriebe ebenfall3 Unfallverhütungsvorfchriften feitgefegt werden. 


1 Das Neihöperficherungsamt bat in einem Aundfchreiben vom 30. 6. 1895 den 
land» und forſtwirtſchaftlichen Berufsgenoffenfchaften mit Nüdfiht auf die große Anzahl 
der vorkommenden Unfälle enıpfohlen, von der Beitinmung des Unfallverfiherungsgefetzes 
Gebrauch zu machen und nit dem Erlaß von Unfallverhiitungsporichriften vorzugeben. 
Diefem Rundſchreiben ift ein Entwurf von Normal-Unfallverhütungsporfchriften für land⸗ 
und forſtwirtſchaftliche Betriebe beigefügt worden, welcher den Berufsgenoffenfchaften hierbei 
als Richtſchnur dienen Toll. 

ndem ich Abſchrift diefer Nornal-Unfallverhütungsporfchriften, ſoweit biefelben den 
forftiwirtfchaftlicden Betrieb betreffen, bier beifüge, veranlaſſe ich die Königlichen Regierungen, 
aud die erforderlichen Anordnungen dahin zu treffen, daß diefe Vorfchriften in den forft» 


wirtſchaftlichen den Berufsgenofjenichaften nicht angeſchloſſenen Stantsbetrieben in gleicher 


Weile zur Anmenbung gebracht werben, fofern und infowelt dies nach den Berhältniiien 
un gingeinen Pgtten angezeigt und durchführbar erſcheint. (M. L. v. 17. 7. 1805, 


Rormal-Unfallverhütungsvorfäriften für land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe. 
I. Ausfübrungsbeftinnmungen. 


8 1. Die Betriebsunternehmer find dafür verantwortlich, daß die in ihren: Betriebe 
pur Verwendung kommenden Mafchinen und Geräte, fowie die fonjtigen Einrichtungen 
hres Betriebs den nachſtehend aufgeführten Borfchriften entfprechen. 

Für bie hiernach etwa erforderliden WUbänderungen bon bereits brrhandenen 
nen, Geräten und fonjtigen Berriebseinrichtungen wird den Unternehmern eine 
Friſt von einem Jahre von den Inkrafttreten diefer Borfchriften ab gewährt. 

2. Die Unfallverhütungsporichriften, welche Die Benutung der Mafchinen ufw. und 
das fonftige Verhalten der Urbeiter im Betriebe betreffen, find von den Unternehmern 
ihren Urbeitern in geeigneter Weife befannt zu geben; die Einhaltung der VBorfchriften 
feiten8 der Arbeiter ift zu überwachen. 

Außerdem find die für jeden Betrieb in Betracht Tonımenden Abteilungen dieſer 
een in einem beutlich lesbaren Abdruck oder einer deutlichen 
Abſchrift an einer allen beteiligten Urbeitern zugänglichen Stelle des Betrieb aus⸗ 
juhangen oder in anderer geeigneter Weife anzubringen. Bon der Beobachtung biejer 

are kann der Genoſſenſchaftsvorſtand einzelne Betriebe oder Betriebgarten aus⸗ 
nehmen. 

LI. 618 IV. ufw. 

V. Forſtwirtſchaft. 

8 32. In einem Holzſchlage iſt darauf zu achten, daß 

a) die einzelnen Holzhauerrotten in einer Entfernung voneinander angelegt werben, 
welche mindeſtens der doppelten Ränge der zu fällenden Stämme entjpricht, 

b) im geneigten Terrain eine Holzhauerrotte bei ber Arbeit nicht unterhalb einer 
anberen zu Stehen kommt, die einzelnen Holzhauerrotten vielmehr nebeneinander 
arbeiten. 

$ 33. Im Fallbereich eine8 Baumes, an deſſen Fällung oder Ausrodung gearbeitet 
wich, ift außer den dabei befdhäftigten und den bie Auffiht führenden Berfonen 
nientandem der Aufenthalt zu gejtatten. 

. Angerodete oder angehauene, baw. angefägte Stämme bürfen nicht berlaflen 
werben, ehe fie niedergelegt find. 

35. Das Uufeinanderwerfen mehrerer Stämmie tft tunlichit zu vermeiden. 

36. Bel dem Beginne bes Fallens eines Stammes müfjen die mit feiner Nieder⸗ 
werfung befchäftigten Arbeiter die in dem Umkreiſe bdesfelben befindlicden anderen Sr 
bauer: oder fonftigen Perſonen davon durch lautes Anrufen benachrichtigen, damit di 
fih vor den: Nieberjtürgen des Stanımes entfernen Tönnen. 

8 37. Die mit der Fällung eine Stammes befhäftigten Arbeiter haben fidh, fobald 
der Stamm zu fallen beginnt, in fchräger Richtung ſeitwärts mindeftens zehn Schritt welt 
zu entfernen. Sie dürfen ſich nicht binter oder im rechten Winkel neben dem Stamme 
aufftellen, damit fle nicht durch Ihn getroffen werden, wenn er etwa über den Stod nad 
hinten rutſcht oder feltwärtS in rollende Bewegung gelangt. 

Im geneigten Terrain müffen die Holzhauer, wenn ber Stamm bergabwärts gefällt 
wird, in der angegebenen feitlichen Richtung bergaufwärts fich entfernen. 

ns 38. Bei Beftigen: Winde dürfen Stänme nicht durch Rodung zu Fall gebradit 

werden. 

$ 39. Wenn bein Fällen ein Stanım auf einem anderen Stanıme hängen bleibt, 
We der Stamm nicht durch Aufklettern und Loshauen der haltenden Kite zu Fall 
gebracht werden. 

5 40. Gefällte Stämme, welche nicht vollftändig nufliegen, müfjen bor dem Zer⸗ 
ſchneiden in ihren bobl liegenden Teilen forgfältig unterjtüßt werben. 

41. Im geneigten Terrain ift dafür zu Forgen, daß gefällte Stämme oder Teile 
berfelben (3. B. ungefpaltene Trumme) nicht bergab rollen Tünnen, wenn unterhalb 
Berfonen befchäftigt And oder fich dort aufhalten. 

8 42. Beim Nüden bes Holzes mittel Schlitten oder Schleifen an Berghängen 


mäffen Sperrborritungen angewendet werden, 3. B. Schleifbündel von Neifern oder 

Stnüppel, welche in Ketten gebunden und mit biefen am Schlitten uſw. befeitigt find, 

oder Sperrletten, welche um die Rufen bes Sclittens oder der Schleife gefchlungen find. 
8 43. Das Rüden bes Holzes an Berghängen iſt bei Glatteis zu unterjagen. 





S 44. Das Beiteigen von ftehenden Bäunen mittels Steigeifen behufs Entäftung 
ober an anung von Sanıenzapfen bei Blattei8 an der Ninde der Bäume iſt zu 
unterfagen. 

5 45. Jeder Urbeiter, welcher einen ftehenden Baum mittels Steigeifen befteigt, hat 
ſich ſtets eines Sicherbeitsfeiles zu bedienen. 

46. Bei Sprengarbeiten, 3. B. bei der Aufarbeitung von Stodholz, müffen die 
übliden Vorſichtsmaßregeln angewendet werden. 

5 47. Bei ftarlem Froſtwetter find die zun Spalten des Holzes zu benutzenden 
a zur Verhütung ihres Aufipringens an ben Seltenflähhen mit Sand ober Aſche zu 
eitreuen. 

8 48. Die in Holzſchlägen zur Anmenbung gelangenden Arte und Beile müflen 
gut verkeilt fein, und die Helme dürfen keine ſchadhaften Stellen enthalten. 

8 49. Becgelage während der Urbeitözeit bürfen nicht gebuldet werden; betrunkenen 
Arbeitern darf das Urbeiten nicht geftattet werben. 


VL Feld» und Waldbahnen. 


850. Draeuge für Feld- und Waldbahnen müffen, wenn fie einzeln bewegt 
werden, ein Bremsmittel haben, durch welches fie auf Turze Entfernung zum Steben 
gebracht werden können. 

8 51. Werden mehrere Wagen zu einem Buge bereinigt, fo tft miindeftens ein Brems⸗ 
wagen einzufchalten. Die Breufe muß mwährend der Bewegung bedient fein. Bei dem 
Transport don Bau» und Nutzholz in Stänmen (Songnudolz) muß jeder Wagen mit 
einer Bremfe verjehen fein. 

8 52. Kommen auf der Strede Gefälle vor, fo müfjen fo viele Eräftige Bremen 
bedient fein, daß durch bie letzteren bei Neigungen der Bahn 


bis einjchließlich 1:300 der 20. Teil 
1:20 „ 15. 


„ 1:100 „ 12. 
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der Räderpaare gebremft werben Tann. Auf Gefällen von 1:30 bis 1:20 müfjen fänıt- 
liche Aapsaen e mit bedienten Bremfen verſehen fein. 

ei jtärleren Sefällen als 1:20 find beſondere Hemmborrichtungen, um ein Mbgleiten 
zu verhüten, anzubringen, wenn nicht bie Wagen durch befondere maſchinelle Einrichtungen 
(Seilbahn, Kettenbahn, en n) bewegt werden. 

53. Bei Hängebahnen, Seilbahnen, Kettenbahnen und ſolchen Anlagen, auf denen 
das Mitfahren von Bremjern verboten ift, muß mindeſtens an der Bentralitelle eine wirt 
fame Bremsvorrichtung (Setltrommel, entromniel) vorhanden fein. 

54. Bein WUufladen von Bau» und Nugbolzftänmen, bzw. Abſchnitten, müſſen 
die Wagen gebrenift fein. 

Auch müſſen dabei Ladeborrichtungen angewendet werben, welche das Legen der 
@eleife zum Unterfhieben ber Wagen unter den gehobenen Stamm (oder Abſchnitt) 
ermdglichen, ohne Daß der Arbeiter dabei unter ben gehobenen Stanım komnit. Läßt 
ſich „[ebteres nicht vermeiden, fo muß der gehobene Stamm (oder Wbfchnitt) abgeſteift 
werben. 

8 55. Falls die Fahrzeuge durch Bugtiere bewegt werben, find biefe bei fteileren 
Neigungen als 1:100 mit dem Wagen derart zu berloppeln, daß ein Aushängen ber 
Zugftränge leicht und ſicher dom FYührerftand aus bewerfitelligt werden Tann. 

. De —* en bon mehr als 1:30 muſſen die Zugtiere bei Talfahrten unbedingt ab⸗ 
gekoppelt ſein. 

8 56. Perſonen, von denen dem Arbeitgeber bekannt iſt, daß fie an Epilepfie, 
Krämpfen oder Ohnmachten leiden, oder dem Trunke ergeben find, dürfen im Fahrdienſte 
nicht verwendet werben. 

57. der Wagen oder Zug, der einen öffentlichen Weg durchquert oder mit biefem 
auf gleicher Höbe Läuft, muß bon einer Perfon begleitet werden. 

58. Un jeder Drebfcheide und Schiebebühne muß eine Vorrichtung zum Feſtſtellen 
derjelden angebracht fein, durch welche, fofern fie nicht ietöjttäti wirkt, die Drehſcheibe 
oder Schiebebühne fejtgeitellt werden muß, folange deren Gebrauch nicht ftattfindet. 

8 59. Der BZugfülrer bat fi vor der Fahrt davon zu überzeugen, daß bie 
ragen feftgefuppelt find und die Bremſen leicht und fiher in Tätigkeit geſetzt werden 

nnen. 


B. Unfallverfiderung. Mitwirken der Forſtbeamten. 927 


5 60. Der Bugführer bat die Pflicht, die innerhalb der @eleife verkehrenden Perſonen 
durch Zuruf ober durch ein deutliches Signal auf die Annaͤherung bes Zuges rechtzeitig 
aufmerkfum zu machen. 

8 61. Beim Gerannaben des Buges ift der Aufenthalt in oder bicht neben den 
Geleiſen und das Überfchreiten derfelben verboten. 

62. Das Biehen der Wagen durch Perfonen innerhalb ber Geleife ift verboten; 
beim Fortſchieben der Wagen dur) Perfonen muß ein angemeſſener Abſtand zwiſchen 
dem geichobenen und dem nächltfolgenten Wagen innegehalten werben. 

63. Das Befteigen ober Berlaſſen eines Wagens bei voller Fahrt ift verboten. 

64. Die Wagen find für die Duuer eines längeren Stillftandes durch geeignete 
Borrichtungen gegen ein unbeabfichtigtes Fortbewegen feitzuitellen. 


Au- un Abmeldung Der Betriche, 


46, Die Eröffnung eines neuen Betriebs (3. B. bei richtung einer neuen 

Hörfterftelle) iit von der SBemeindebehörde dem Selktionsvorftande ( 

anpugeiger. Dem Sektionsvorſtande find ferner Änderungen in dem Betriebe 
. B. Zw und Abgang von Dienftland) und jeder Wechjel in der Perſon des 
nternehmerd (3. 8. infolge Verjegung) von letzterem anzuzeigen. Unterbleibt in 

dem leßteren Falle Die Anzeige, jo werden die Beiträge von dem bisherigen Unter: 

nehmer weiter erhoben; der neue Unternehmer ift jedoch für diefelben mitverhaftet. 


Hartpfliht Der Setriebsunternehmer und Betrichsheamten, 


47, Unternehmer und Betrieböbeamte, denen durch ftrafgerichtliches Urteil bie 
vorfägliche oder fahrläffige Herbeiführung des Unfalls nachgewiefen wird, find dem 
Berlebten und den Hinterbliebenen für den (die Unfallentihädigung etwa über- 
fteigenden) Mebrbetrag, im übrigen den entjchädigungspflichtigen Berufsgenoſſen⸗ 
Ve zgonlenlaſſen, Gemeinden und Ortsarmenverbaͤnden in vollem Umfang 

aßpflichtig. 
ef er — gegenüber für deren Aufwendungen haften dieſelben 
Perſonen auch ohne Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urteil. 


Rechts hilfe. 


48. Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes 
an fie ergehenden Erfuchen des Reichsverſicherungsamts, der Schiedägerichte, anderer 
Öffentlicher Behörden ſowie der Senoffenfchaitd- und Seftionsvorftände zu entiprechen 
und den Organen der Berufsgenofienfchaften auch unaufgefordert alle Mitteilungen 
zulommen zu lafjen, welche für deren Geſchäftsbetrieb von Wichtigkeit find. 


Beteiligung der Förſter bei Durdhführung des Aufall- - 
verſichernugsgeſetzes. 


40. Der Forſtſchutzbeamte iſt bei Durchführung dieſes Geſetzes als Förſter, in 
feiner Beamteneigenſchaft, und in ſeiner Eigenſchaft als Nutznießer von Dienitländereien, 
als ſelbſtändiger Unternehmer, beteiligt; die dabei zu entfaltende Tätigkeit iſt im 
ganzen jedoch eine geringe. 

Als Foͤrſter hat er jeden Unfall, ber vorausfichtlich eine mehr als dreitägige Erwerbs⸗ 
uunfäbigteit des Verletzten zur Yolge hat, unberaantic dem Oberförfter fchriftlich an⸗ 
auzeigen (vgl. Nr. 85). Nimmt wider Erwarten ein Vorfall, der eine breitägige Erwerbs. 
unfäbigfeit nicht vorausfegen ließ, und befien Meldung dieferhalb unterblieb, einen 
ungünitigeren Berlauf, ee it die Anzeige nachträglich zu erftatten. 

Um das Intereſſe des Staats zu wahren, hat er auch die geringften Vorfälle in ihrer 
weiteren Entwidelung fortgefett zu verfolgen und ben Oberförfter auf dem laufenden 
zu erhalten. 

n der Eigenſchaft als feld ränbiger Unternehmer eines landwirtfchaftlichen 
Betriebs bat er die Borfchriften iiber An» und Abmeldung und Anzeige der Veränderungen 


eisausſchuß) 89 8,00 


B 149 ot 


$ 1% 


(Nr. 46) und über die Anmeldung etwaiger Unfälle (Nr. 85) zu beachten. Am JZahres⸗ 
ſchluſſe Hat er die durch die Heberolle Mr feinen Betrieb fcfigefeßten Beiträge an bi 
®emeindebehörde abzuführen. 

50. Unfälle, welche fi) in den Sommmnal- oder Privatforften ereignen, find 
der zuftändigen Ort3polizeibehörde (Nr. 85) anzuzeigen. 


—— — — — — — — 


C. Invalidenverſicherung. 


Berbrmerkung. 


Die KInvalidenverficherung, früher Inradita und Altersverſicherung genannt, 
ift im Vergleich zur Kranken» und zur Unfallverfiherung bie weit umfafjendere. 
ie knüpft nicht an die Zugehörigkeit zu beitimmten Betrieben an und beſchränkt 

nicht auf fachlich abgegrenzte Gebiete menſchlicher Tätigkeit, fondern fie ergreift die 
arbeitende Bevöflerung ſämtlicher Berufözweige, und zwar neben einigen Tleinen 
Gruppen geiftiger Arbeiter im allgemeinen alle Berfonen, die ihre Arbeitskraft in 
untergeordneter, abhängiger Stellung verwerten. 

ie Snvafidenperficherung ift am 1. 1. 1801 durch das Geſetz vom 22. 6. 1889 
in Deutichland eingeführt. Un die Stelle diefes Gefeges find am 1. 1. 1900 die 
Beitimmungen des 


Sndalidenderficherungsgefetes 


vom 18. 7. 1899 (K. ©. Bl. ©. 463) getreten. 


— Um Rande find die auf ben Xert bezügliden Paragraphen des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verzeichnet. — 


Zwek der Berficherung. 


1. Die Invalidenverficherung gewährt: 
a) eine Invalidenrente bei 
86 18, 18.18. dauernder Erwerbsunfäbigfeit und 
bei nicht Dauernder Erwerböunfähigteit im Falle einer mehr ald 26 wöchent⸗ 
lichen, mit Semerböunfäbigteit verbundenen Krankheit für die weitere 
Dauer der Erwerbsunfäbigkeit. In diefem Falle kann in gewiflen Fällen 
auch ein freie Heilverfahren gewährt werden; 
b) nad Burüdlegung des 70. Cebensjahres eine Altersrente als Bufchuß zu dem 
dann in der Regel herabgeminderten WUrbeitsverdienft. 
Das Geſetz kennt eine Verſichernungspflicht und ein Recht zur freiwilligen Ber 


ſicherung. 
Verſicherungspflicg9t. 

2. Der Verſicherungspflicht unterliegen vom vollendeten ſechzehnten Lebens 
ab die nicht ſelbſtändig ein Gewerbe uſw. ausübenden Perſonen ohne Unterſchied 
bes Geſchlechts, welche gegen Bohn (Tages, Verding⸗ oder Stücklohn) oder 

sı in der Land⸗ und Forſtwirtiſchaft, Jagd und Fiſcherei, in der Induſtrie und im Bau⸗ 
wefen mit Einfolub des Handwerks, im Handel und Verkehr, im Haushalt und in 
allen anderen Erwerbszweigen befchäftigt werden, und zwar: 

a) Perſonen, welche ald Arbeiter, Gehilfen, Gefellen, Lehrlinge oder Dienf- 
boten beichäftigt werden, ohne Rädfiht auf Die Höhe ihres Jahres» 
arbeitsverdienftes;? 

b) Betriebsbeamte, 4 Werlmeiſter und Techniter, ettngagentiien und ⸗lehrlinge 
(ausfchließlich der in Apotheken beichäftigten Gehilfen und Lehrlinge), ſonſtige 
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Angeſtellte, deren bienftliche. Beichäftigung ihren Hauptberuf bil 
Lehrer und Srgieber, fämtli nur, fofern ihr regelmäßiger Jah 
verdienft® 2000 ME. nicht überfteigt. Bel einem Jahresarbeitsver 
2000 bis einfchl. 3000 ME. find fie aber berechtigt, * ſelbſt zu 
Durch Beſchluß des Bundesrats kann die Verſicherungspflicht auch auf 
treibende und ſonſtige Betriebbunternehmer, welche nicht regelmäßig wenig! 
Lohnarbeiter befchäftigen, fowie auf Hausgewerbetreibende erjtredt wert 
Bezug auf die Land⸗ und Forſtwirtſchaft ift ein dahingehender Beſchl 
nicht ergangen. 

1 Als Gehilfen im Sinne diefed Geſetzes gelten auch — vorbehaltlich der Bi 
über Sehrelung, bei Benfionsanwartichaft, Nr. 6 — die bei Reichs- Staatss, | 
und fonftigen Behörden dder in bureaumäßig geftalteten GefchäftSbetrieben tätige 
Bedienſteten, aljo 3. B. Schreiber, Kanzliſten, Polizeidiener, Gefangenauffeher, ( 
diener, Nachtwächter, Zlur- und Feldhäter, Sirchendiener ufw. 


Invalidenverſicherung ber don ben Unterbeamten zugezogenen Hilfsperfone 

Fuür die Invalidenverſicherung derjenigen Perfonen, welche bon Unterbea 
Unterftüßung bei den diefen übertragenen Verrichtungen, insbefondere bei der 9 
und Helzung der Gefchäftsräume ujw., zugezogen werben, iſt in Bereiche ber 
ſchaftlichen, Geſtut⸗ Domänen« und Foritverwaltung fortan folgendermaßen zu ! 

1. Der Unterbeamte hat die Hilfsperfonen, die er zuzuziehen beabfichtigt, un! 
feiner vorgefeten Dienftbehörde namhaft zu machen; dies gilt auch dann, wenn | 
perjonen Angehörige des Unterbeamten find. 

2. Die Dienftbehörde hat zu prüfen, ob die Hilfsperfonen verficderungspflid 
und ob als deren Arbeitgeber der Staat anzufehen it. 

In erfterer Beziehung iſt insbefondere zu prüfen, ob bie Hilfsperfonen von 
fiherungspfliht nah den Beſtimmungen der Belanntmahung des KReichi 
v. 27. 12.1899 (MR. G. Bl. ©. 725) befreit find oder ihre Berrelung bon dieſer Pfl 
Maßgabe der Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 24. 12. 1899 (R. G. BI. 
erwirkt Haben. Für die Prüfung der Froͤge, ob der Staat als Arbeitgeber anzuf 
wird auf die Bekanntmachung im Miniftertalblatt der Königlih Preußiſchen Ber 
für Landwirtfhaft, Domänen und Forſten 1907 Nr. 9 vertiefen. 

3. Inſoweit die Prüfung ergibt, daß die Hilfsperfonen verfiderungspflicätig fi 
daß als deren Arbeitgeber der Staat anzuſehen ijt, ift der Unterbeante anzubal 
Hilfsperfonen auf die durch das Bedürfnig gebotene Zahl zu befchränfen. 

4. Inſoweit hiernach der Staat zur Entrichtung der Berficherungäbeiträge bei 
ift, ift den Unterbeamten aufzugeben, die Hilfsperfonen anzubalten, daß fie 
Duittungsfarte augftellen laſſen und fie den bon ber Dienjtbehörde zu beftim 
Beaniten borlegen. 

5. Die Hälfte der entrichteten Beiträge hat ber Unterbeantte der Stantsfafje zu e 
Dem Unterbeamten bleibt es überlafjen, die eritatteten Beträge von den Hilfsp: 
falls er ihnen eine bare Vergütung zahlt, wieder eben 

6. Inſoweit der Unterbeantte zu diefer Wiedereinziehung nicht imſtande iſt, 
an die Hilföperfonen wegen eines zwiſchen ihnen beftehenden Familienverhältniſſ 
bare Vergütung nicht Bablt, kann ihn eine dem erftatteten Betrag entiprechende € 
als Erhöhung der Entichädigung für die ihm übertragenen Berrihtungen gewährt ı 
Bur Berrehnung diefer Erhöhung genügt eine allgemeine Anmeifung durch bie Dienfid | 

7. Die Verrechnung der Ber fihernngSbeiträge erfolgt bei der Entſchädigung, ı 
Unterbeamten für die ihm übertragenen VBerrichtungen gewährt wird. (M. L. v. 19. 8 
D. F. 8 ©. 833.) 


2 Die unter a bezeichneten Berfonen müflen beſchäftigt fein. Darin liegt unter an: 
daß fie tatſächlich Arbeit leijten, nicht nur auf Unfuchen folche leiften müßten. Dent! 
iit die zur Hofarbeit verpflichtete Yrau eines Gutsarbeiter nur für die Wochen 3. 
fijern, in denen fie zur Arbeit kommt. u 

3 Der Begriff des Betrieböäbenmten erfordert das Vorhandenſein eines Betrieb: 
eine gewifle Stellung innerhalb diefes Betriebs. 

Sin Betrieb ift ein Inbegriff fortdauernder wirtfchaftlicher Tätigkeiten; unter 
fchaftlichen find dabei die auf Erwerb, b. 5. die Erzeugung bon Gütern gerichteten 
feiten zu derftehen. Der Stellung des Betrieböheanten in Betriebe ift eigentünilt 
HBürüdtreten der perfönlichen Mitwirkung bei den Heritellung& und Gewinnungsporgä 
eine gewiffe Beteiligung bei der Leitung, eine Aufſichtsſtellung gegenüber den 
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ausführenden Arbeitern und Gehilfen uſw.; ein Betrieböbeamter if denmach eine in dem 
Betriebe mit einer Über bie Tätigkeit bed Arbeiterd ober Gehilfen binaudgehenden, leitenden 
oder beaufſichtigenden Stellung beirante Perſon. 

4 Die nad) ihrem Ausſcheiden aus dem aktiven Dienft bis zu ihrer Einberufung in den 
Staatsforftdienft bei Brivatperfonen in ihrem Berufe befchäftigten Sage ber Klaſſe A find der 
moalidenverficherung unterworfen. (Berf. d. Snipeft. d. Zäg. u. Süß. v. 9. 8. 1893.) 

Desgleihen unterliegen die Inhaber des Foritverforgungsicheines bei ber Beſchäftigung 
im Brivatdienfte der Berjicherungspflicht, weil fie als reine Privatbeamte nicht unter die Be- 
freiungsvorſchrift der Ziffer 6 fallen. 

Zif Über bie BVerfiherungspflicgt der Forſtſchutzbeamten des Staates und ber Komnminalverbände vgl. 
Ziffer 6, 

5 Sonftige Angeſtellte Sind, foweit die Dienftlide Beihäftigung ihren 
Hauptberuf bildet, folhde niht in dem Betriebe beſchäftigte Hilfäperjonen 
eined? Arbeitgebers ım Haushalt oder bei fonftigen Berrihtungen und foldhe in 
Dienften von Kommunalverbänden ftehbende Beamten ohne Benfions- 
anmarifchaft, deren Tätigfeit in mwirtichaftliher und fozialer Beziehung diejenige der Lienft- 
boten bzw. des Arbeiter und Gehilfen überragt und derjenigen ber Betriebsbeamten gleich oder 
nahe fteht, 3. 8. Haugbeainte, Hausdamen, Privatfeltetäre, Forſtſekretäre, Stadtſekretäre, Kaſſen⸗ 
beamte, Regiltratoren, Hofrechnungsführer uſw. 

6 Einkünfte aus anderen Duellen al der Lohnarbeit bleiben bei der Berechnung des Jahres- 
arbeitöverbienjte ohne Berüdfichtigung (ein Werkmeiſter mit 1800 Mt. Arbeit3- und 300 ME 
Zinseinkommen ift verficherung3pflichtig). Wohl aber ift eine Zuſammenrechnung geboten, wenn 
diejelbe Berfon mehrere unter 2 b fallende Stellungen verjieht (ein für zwei Firmen befchäftigter 
Handlungsgehilfe, Der aus jeder Anjtellung 1200 ME. bezieht, ift nich t verſicherungs p Flih tig). 

7 Berſicherungspflichtige forſtwirtſchaftliche Beichäftigungen: 

a) Die Entfernung von Baumftümpfen und Wurzeln außehemaligem Wald⸗ 
boden ift al eine verfidherungspflichtige Arbeit angenommen worden in einem alle, in welchem 
die Ausrodung von dem Beſitzer der betreffenden Parzelle dem Kläger Tebiglich zu dem Zweck 
übertragen worden war, damit legterer felbit den Boden demnächſt al Aderland nuben Tonnte. 

Im entgegengeſetzten Sinne ijt in einem alle entſchieden worden, in welchem die Rodung 
arbeiten dem Kläger von der Gemeinde ohne jede Feſtſetzung der Arbeitszeit und ohne Beftimmung 
bes Endtermins gegen Überlaffung des zu robenden Holzes und gegen Tebendlängliche Nutzung des 
urbar gemachten Landes, jomweit dieſe Nutzung nicht in gewiſſem Unfange eingejchräntt wurde, über- 
tragen worden waren. 

b) Ein ehemaliger Feldhüter, dem von der Gemeinde das Brechen und Berfaufen vou 
Steinen in einem ihr gehörigen Steinbruch übertragen war, ift als verficherungspflichtiger 
Arbeiter angefehen worden, weil er nicht etwa die Lieferung einer beftinmten Menge Steine in 
vereinbarter Friſt übernommen Hatte, fondern bei der Abfuhr der Steine einen Lohn erhielt, der 
fi nad) dem Gewicht der jeweilig gebrochenen Steine bemaß. (A. N., betr. d. J. u. A. 8., Ausgabe 
vom 1. 9. 1894.) 

c) Ebenfall3 unterliegt das Einernten von Wildhen auch dann ber Verſiche ungs- 
pflicht, wenn e3 von ftändigen Waldarbeitern unter einer gewiffen Beauffichtigung und Üüber- 
wachung der Foritverwaltung nur gegen Gewährung der Hälfte des gemonnenen Heues an bie 
Arbeiter, an Stelle des Lohnes, geſchieht. Die Waldarbeiter find felbjt dann noch nicht al felb- 
jtändige Unternehmer anzufehen, wenn fie diefe Arbeit unter Zuziehung ihrer Ungehörigen ver- 
rihten. (U. N. 1897 ©. 289, D. %. B. 29 ©. 122.) 

d) Das Kiefernzapfen-(Kienäpfel-)Pflüden und -Sammeln ift dann verfiherungs3- 
pflichtig, wenn dagjelbe von Perſonen, die fich Dazu anbieten, auf Grund eines forſtfiskaliſchen 
Erlaubnisfcheing vorgenommen wird und die gepflüdten len fen nicht frei veräußert werben 
dürfen, fondern gegen einen beftimmten Sammellohn ausſchließlich dem Forſtfiskus abzuliefern 
find. Die Übertragung derartiger Arbeitsleiſtungen it, vorbehaltlich befonders gearteter Ausnahmen, 
als eine dem Wejen ber Sade entiprechende WBergebung der forſtfiskaliſchen Aberntungsarbeiten 
(Bapfen-Gewinnung) in Akkord anzujehen, mithin in bezug auf Sie Invalidenverſicherung ebenfo 
zu beurteilen, tie dies auf Dem Gebiete der Uinfallverficherung in jtändiger Rechtſprechung von 
jeher geichieht. (A. N. 1897 ©. 289.) 

e) Die mit eigenem Geſpann betriebene Holzabfuhr ift, auch wenn fie Überwiegend 
nur für einen oder wenige lmaeuen borgenommen wird, im allgemeinen als nicht verficherung®- 
pilichtige Beichäftigung anzufehen. (U. N. 1900 ©. 308.) 


3. Als Lohn! oder Gehalt gelten auch Tantiemen? und Naturalbezüge.? Für 
diefelben wird der Durchichnittäwert in Anja gebracht; dieſer Wert wird von der unteren 
Bermwaltungsbehörde (Landrat) feitgefebt.‘ 
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Freier Unterhalt allein bedingt jedoch nicht die Verficherungs p flicht, mohl aber 
die Berechtigung, ſich ſelbſt zu verfichern (vgl. Nr. 8e). 


2 AB Lohn find auch anzufehen 3. B.: Drejcherlohn in Geftalt des jo und fo vielten Scheffels 
vom Erdrufch, Hirtenlohn nach der Stüdzahl des geweideten Vieh, Sammellohn nad) der Menge 
der abgelieferten Kiefernzapfen, Heuernten gegen Überlafjung von einem Drittel des geworbenen 
Heues, Fiicherdienft gegen ein Drittel des Fangerlöſes. 7 

2 Tantieme bezeichnet im weiteren Sinne jeden Anteil am Arbeitsertrag, im engeren einen 
nach feitem Sa zu berechnenden Anteil am Reingewinn eines Geſchäftsbetriebs. F 

3 Naturalbezüge umfaßt alles, was als Gegenſtand menſchlichen Gebrauchs oder Ver⸗ 
brauchs verwendbar oder verwertbar iſt, alſo nicht nur Wohnung, Kleidung, Nahrungsmittel, 
Teuerung u. dgl. ſondern auch z. B. Landnutzung, Viehfutter, Ausſaat, Erlaubnis zum Ein- 
ſtellen von Vieh in die Herde des Dienſtherrn, ſo daß es an Futter und Weide teilnehme, während 
die Nutzungen dem Einſteller zufallen, Leiſtung von Spanndienſten, freie ärztliche Behandlung. 

* Die Wertfeftfegung durch die untere Berwaltungsbehörde hat nur bei Naturalbezügen, 
dagegen nicht bei Tantiemen zu erfolgen; denn unter Tantiemen im Sinne diefe3 Geſetzes find 
nur Tolene Geminnbeteiligungen zu verftehen, deren Gegenftand nicht Naturalbezlige bilden, 
a a jolhe, welche in Gelb gezahlt werden. (R. 8. U. v. 27. 11. 1906, D. F. 3. 

5 Sreier Unterhalt ift dasjenige Maß von wirtfchaftlihen Gütern, welches zur unmittel⸗ 
baren Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfniſſe des Arbeitnehmers erforderlich ift; erg 
gehören jedoch nicht nur Unterkunft, Beköftigung, Kleidung u. dgl., fondern auch mancherlei 
Heinere, je nach dem Alter, dem Geſchlecht und den Lebendgemohnheiten verfchiedene Leiftungen, 
welche auch.bei geringen Anſpruchen an Behaglichkeit nicht wohl entbehrt werden können. Hierher 
find auch unerheblihe Barlohnzahlungen (3. B. fogenanntes Tafchengeld) zu rechnen. | 

— U. N. 1900 ©. 283 ff. — Ä | 


4. Borübergehende Dienftleiftungen find al3 eine die Verſicherungs— 
pfliht begründende Bejhäftigung nit anzufehen, 

1. wenn fie von ſolchen Perfonen, welche berufsmäßige Lohnarbeit überhaupt nicht 
verrichten, aljo ihren Lebensunterhalt nicht durch Lohnarbeit eriwerben,! 

a) nur gelegentlich, insbefondere zu gelegentlicher Aushilfe, 

b) zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher und gegen ein 
geringfügiges Entgelt, welches für die Dauer der Beichäftigung 
zum Lebensunterhalte nicht außreicht und zu den für diefe Zeit zu zahlenden 
Berficherungdbeiträgen nicht in enktoredendem Berhältniffe fteht, 

verrichtet werden; 

2. wenn fie von ſolchen Berufsarbeitern, die in einem regelmäßigen, die oe 
rung3pflicht begründenden Arbeit3- oder Dienftverhältnijfe zu einem Arbeitgeber 
ftehen, ohne Unterbrechung dieje3 Verhältniſſes bei anderen Arbeitgebern nebenher, 
ſei es A Sr zur Aushilfe, ſei es regelmäßig, verrichtet werden. 

3jelbe gilt | | 

3. für Dienitleiftungen zur fchleunigen Hilfe bei Unglüdsfällen oder Berheerungen 
durd) Naturereigniffe, oder zur hleutisen Befeitigung von Verkehrs⸗ oder Den 
triebftörungen, jofern dieſe Dienjtleiftungen nad) ihrer Art die Dauer von zwei 
Arbeitstagen voraugfichtlicd) nicht überjteigen werden; 

4. für Dienftleiftungen in — oder ähnlichen Einrichtungen; 

5. wenn fie von Aufwärtern oder Aufwärterinnen und ähnlichen, zu niederen häus— 
lihen Dienften von kurzer Dauer an wechſelnden Arbeitöftellen? 
nen Perſonen verrichtet werden. (Bundesrats⸗Beſchl. v. 22. 12. 1891 — 
R. rg ©. 399, 24. 1.1893 — R. ©. Bl. ©. 5 und v. 27. 12. 1899 — R. ©. Bi. 
©. 725.) 


2 Verden vorübergehende Dienftleiftungen von beruf3mäßigen 
2 u a a e P% Be rn ausgeführt, fo unterliegen fie felbjtredend der Verſicherungspflicht. (Be- 
gründg. ©. 243. 

2 om allgemeinen wird das Entgelt aß ein geringfügiged anzufehen fein, wenn e3 
a * Drittel des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter (vgl. Kr.Verſ. Nr. 27) 
eträgt. 

Das Entgelt ijt nicht als „geringfüägig” anzufehen, mithin die Berfiherungspflicht anerfannt in 
folgenden Fällen: 
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a) bei der Ehefrau eines armen Handwerlers, die an zivei Stellen tägfich gegen eine Vergütung 
von jährlid, 106 Mf. Aufwattedienſte verrichtete; 
b) bei einem Arbeiter, der die Hälfte jedes Arbeittages gegen eine Elaäbigung von jährlich 
20 Mt. alß Gemeinbe-, Wald⸗ und Felohlitet tätig war und während ber übrigen Zeit 
bei jeinen lindern „ austitfemelfe ohne Bereinbarung eines bejonderen Entgelts arbeitete. 
(A. R. 1894 ©. 157.) 

3 An „wechſelnden Stellen” muſſen die Dienite von den Aufiwärtern Yufwärteriunen 
verrichtet werden. Der Gegenfat davon iſt nicht „nur bei einer Dienigerein t”, 
jonbern, „ein danerndes Dienftverhältnis, fei es zu einem oder zu mehreren Arbeit- 
gebern.’ 

Es find alfo ſolche Perſonen gemeint, die bei unbeftimmt vielen Arbeitgebern, von denen 
fie jedesmal beftellt werden, immer nur vorübergehend und auf hırge Bei des Tages befchäftigt 
werden. Steht alfo eine Aufwärterin in einem feften ftändigen Vienftverhältnis zu mehreren 
Arbeitgebern ri bh N fie auf Monate hinaus oder gar auf unbeftimmte, vielleicht nur durch 
Kündigungsfriften aller gewille häusliche Arbeiten zu verrichten übernommen ae, 
jo ift die Ge nobarteit be ber Ziffer 5 ausgefchloffen, —ã weichen Tel des Tages bie jedes- 
malige Mubeitsteiftung \ in Anſpruch nimmt, und wie groß die Zahl der Arbeiter if. 

Demgemäß werben Aufwärterinnen, dDieineinembauerndben Dienfi- 
verhältnisftehen, in ber Regel a de fein, wenn daß ihnen gemäbrte 
Entgelt nit alseingeringfügiges anzuſehen it — y ben Anm. 2 —. (Bel. A 
1892 ©. 43 u. 1894 ©. 138; Iſenbart u. Spielfagen ©. 92 


5. Außlänber, die im Inland in einem — * ſtehen, weine unter 
die Invalidenverſicherung fällt, find ——— verſichern n 8 ar lichtig, 
wenn ſie auch demnächſt in das Ausland zurüchzukehren beabſichti ber femme 
Ausſ un auf Erfüllung der Wartezeit oder den Degug, einen Rente en 

Ausnahmen kann der Bundesrat vorjchreiben. Am 21. 2. 1901 hat der Bundestat 
in betreff der Befreiung von ber Beifiderumgspriiät beichloffen: 


‚daß polniſche Urbeiter ruſſiſcher und Öfterreichiicher Staatsangehörigleit, welchen der Aufent- 
halt i im Inlande nur für eine beſtimmie Dauer behörblich geitattet ift, und welche nad) Ab⸗ 
lauf diejer KH in dad Ausland zurüdtehren müffen, der Berficherungspflicht pr dem In⸗ 
pauden Be icherungsgefege nicht unterliegen follen, fofern biefe Arbeiter in inländifchen 

land- oder forjtwirtfchaftlidhen Betrieben ober in deren Nebenbetrieben 
befchäfttgt werben”. 


Die Arbeitgeber, welche ſolche Ausländer be ee ee aber 
an die Verficherungsanftalt zu zahlen, den fie icherung d va ag 
en Mitteln würden entrichten müſſen (Nr. — Denn deren Berfiherungspfticht 
eitände. 


ı Zum Zmwede ber Entrichtung diejer Veitragähälfte hat jeder Wrbeitgeber, der Ausländer 
beichäftigt, dies binnen drei Tagen, vom Beginne der Beſchäftigung ab gerechnet, dem Borftande 
der Beriicherungsanftalt anzuzeigen. Bon diejem erhäßt er Mufter zu den zu flihrenden Ausländer⸗ 
nadhtveifungen, ie vierteljährlich abzufchliegen und dem Borftande einzureichen find. (R. 8. 4. 
v. 23 1.) 


6. Der Verſicherungspflicht unterftegen nicht: 

a) Beamie des Reichs, der Bundesftanten'* und der Kommmnalberbänbe: ® (Pro⸗ 
vinzen, Bezirke, Streife, Stadt- und Landgemeinden ufw.), folange fie lediglich 
zur Ausbildung Tür ihren rünftipen Beruf beichäftigt werden, ober ſofern 
ihnen eine Anwartſchaft auf Benjtion’ im Mindeitbettage der Invalidenrente 
nad) den Sätzen ber erſten Lohnklafje (116 ME.) gewährleiftet if. Eine 
Anwartſchaft auf bie zu erdienende Penfion im Mindeftbetrage der Invali enrente 
iſt auch dann al3 bejtehend a he & wenn Die perſion biefen Betrag erft nad) 
längerer Dienftzeit erreicht. (Begründ 

Die außerdienſtliche — —* eines Beamten? wem 
auch ſonſt verſicherungspflichtiger Art, unterliegt nicht der Berficherungapfticht. 
Dagegen find verjicherungspflichtig alle diejenigen im Staats und Kommunal- 
bene beichäftigten Perſonen (Schreiber ufw.), Die ziwar den Shamlter eines Be⸗ 
amten haben, aber nie penjionsberechtigt werden. (Komm.-Ber. ©. 21.) 


1 Siaatöbeamie, Beamteneigenichaft im Sinne ber Berfigerungügeiehe. 

Für die Beurteilung ber ag rel einer Perſon iſt das * iche Recht 
desjenigen Staates ebend, in deſſen Dienſten ſie ſteht. In den Staaten, in welchen 
ed an allgemeinen, für — Dienſtzweige gleichmäßig ee feſten Merkmalen feblt, 
ſind die Dienſtvorſchriften, d. h. die von den zuſtändigen Stellen für die einzelnen Zweige 
der Staatsverwaltung ausdrückllich aufgeſtellten Grundſätze, von entſcheidender Bedeutung. 
Dies ergibt ſich daraus, daß zu dem Begriffe des „Beamten“ in erſter Linie ſeine Anſtellung 
auf Grund öffentlichen Recht? gehört, jo daß, foweit nicht befondere Geſetze, namentlich 
die Verfaflungen, Pla greifen, dem Staate und feinen Zentralorganen bie = Beltimmung 
darüber vorbehalten bleiben muß, ob die zur Verrichtung gewiſſer Dienſte zu berufenden 
Perſonen auf Grund einer ſolchen öffentlich-rechtlichen Unftellung oder nur Kraft eines 
privatrechtlihen Bertragsverhältnifies anzunehmen find, und ob die in Dienft getretenen 
Berfonen — fei es nach beitimmten Ratten ei es im alle des gunteen⸗ gewiſſer all⸗ 

ne umenie — die Eigenfchaft ak Staatsbeamte haben follen oder nicht. (A. N. 

1 ©. 159.) 

2 Die Beitimmung zu 6a ift Durch Bundestatsbeichluß vom 18. 12. 1890 auch auf die 
Beamten der landesherrlichen Hof-, Domanial-, Kameral-, Yorft- und ähnlichen Wer: 
waltungen ausgedehnt worden. 

3 Bon den im Etaatdforfidienfte beichäftigten Jorkiichugbeamten unterliegen nad) der 
Berf. M. 2. v. 14. 12. 1899 — %. 8. 32 ©. 88 — der Berficherungspflicht nur dieneben- 
amtlih befhäftigten Waldwärter und Wärter bei den Neben- 
betrieb3anftalten, fowie diejenigen nicht zu ben auf Forſtverſorgung dienenden 
Anmärtern gehörigen Forſtſchutzgehilfen, —— eine — auf Penſion 
ie der Invalidenrente nach den Säten der erften Rohnflaife nicht gewähr⸗ 
eiftet ilt. — 

Die Forſthilfſsaufſeher bleiben von der Berficherungspflicht befreit, weil fie ak 
Tediglih zur Ausbildung für ihren zufünftigen Beruf be- 
{& äftigt” anzufehen find. : 

Die auf d angestellten Sorftlaffenrendanten unterliegen, fofern 
ihre dienftlihe Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet und ihr hieraus und aus anderer 
Lohnarbeit bezogener regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt 2000 RE. nicht überfteigt, der 
Berjiderungdpflidt (M. 2. v. 13. 11. 1905 — III 14592.) 

4 Die nach $ 18 der Beftimmungen über Augbilbung uſw. v. 1. 10. 1905 (Abjchuitt I 
diefed Werkes) zur Berwend im Staatds, Kommunal⸗ oder PBrivatforftdienfte be⸗ 
urlanbten Dberjäger (Kommandvujäger) unterliegen nicht der Verſicherungspflicht, denn 
ne Tätigkeit ift während dieſer Zeit ald eine militärdienftlicde anzufehen. (Bal. 

.8.0.4 2. 1%1, % 8. 33 ©. 110.) 

5 Kommmmalbeamte, Begriif. Als Kommumalbeamter wird berjenige angefehen 
werden können, der kraft der Gemeindeverfaffung zur Mitwirkung bei den im Intereſſe 
und unter Kontrolle des Staates von den Gemeindebehörden zu beforgenden öffentlichen 
Angelegenheiten beftellt ift. 

Die in den Kommunalforften beichäftigten Neferbejäger ber Klaffe A und Anwärter 
des königl. Forſtſchutzdienſtes unterliegen, fofern ihnen die Beamteneigenichaft zugelprochen 
werben kann, nicht der Verſicherungspflicht; denn fie find als lediglih zur Au3- 
bildung für ihren zufünftigen Beruf befhäftigt anzufehen.*) 

6 In der Praxis ilt die Frage biöher verichieden beantwortet worden, ob Kommunal: 
beamte exit dann aus der Berjicherungspflicht außicheiden, wenn fie etwa nad Burüd- 
legung der ftatutarijch vorgeſehenen Dienitzeit ein Mech t auf ſpätere Bewilligung einer 
Benfion erlangt haben, oder ſchon dann, wenn ihnen eine Anmwartichaft auf Benfion in dem 
Sinne eingeräumt ift, daß fie infolge ihrer Anftellung eine Benfion dereinft erdienen können, 
ſobald fie die hierfür vorgefchriebenen Borausfegungen erfüllt haben. Das neue J. V. ©. 
iſt der letzteren Auslegung gefolgt, da es an einem ausreichenden Anlaffe fehlt, Berjonen 
ji einige Jahre der ni ha u unterwerfen und zu Beiträgen zu nötigen, bei 

enen bon vornherein mit großer Sicherheit anzunehmen ilt, daß fie demnächſt eine aus- 
reichende Benfion beziehen und wegen ber Beltimmungen über das Ruben der Rente bei 
dem Bezuge von Benfion (vgl. Ar. 54) fchwerlich in den Genuß einer Rente treten werben. 

Es ilt ferner nicht erforderlich, dak der Benfiondaniprud der Kommunalbeamten 
notwendig gegen die fie anftellende Gemeinde gerichtet fein muß, um die Befreiung von 
der Berficherungspflicht zu begründen, e3 genügt vielmehr, wenn die Anwartſchaft auf 
Penſion gegen einen dritten, etwa gegen eine Kaſſe, ſich richtet, zu welcher die Beamten 





*) Ich verweife hierbei auf meinen Artikel in Nr. 38 der Tenitſchen Forſt⸗Zeitung 19086. 





beizutreten verpflichtet find, und deren Leiftungen im Mindeftbetrage der Invalibenrente 
ausreichend fichergeftellt erſcheinen. (Begrlindg. ©. 246 

7 Unter ton ift nur ein ſolches Ruhegehalt zu verfiehen, auf da3 der Angeſtellte 
unter beſtimmuen Vorausſetzungen einen rechtlich erzwingbaren Anſpruch bat. 

Ss Im allgemeinen iſt eine an ſich verſicherun — Beſchäftigung, welche ein 
Reichs- oder Staatsbeamter außerhalb feines Dienſtes betreibt, nicht ge- 
eignet, denfelben ungeachtet feiner Beten hart der Verſicherungspflicht zu unter- 
werfen, wenn das Amt den Kem feiner Beihäftigung ausmacht, in3befondere auch ben 
Hauptteil feines Einkommens abmwirft, während die anderweite Syitigung nur nebenher 
betrieben wid. (R. 8. 9. v. 5. 11. 1892, D. J. B. 25 S. 1 

9 Den mit enfionsanwartfdaft angeftellten inte und Kommunal- 
beamten fteht dad Recht zur Selbftperfigerung (Rr. 8) nicht zu. (A. R. 1902 ©. 391.) 


b) Die Dienftlich als Arbeiter beſchäftigten Perſonen des Soldatenſtandes. — 
Soldaten, welche beurlaubt werden, um zur Erntezeit in der Qandwirtichaft zu 
53 n, nteriogen Der Berficherung. — 
e) ige Unternehmer. 
— ae die Berechtigung der Uinternehnier, der Berficderung freiwillig beizutreten, 
fiehe Nr. 8b. (Bol. auch Nr. 2 Anm. 6.) — 
d) Strafgefaugene, Inſaſſen bon Arbeitshänjern und Beilerungsanftalten wu» 
farbeiter. Werden fie auch beichäftigt und erhalten Geld oder Geldesiwert, 
\ 0, fegt hoc) Doc kein ‚freier wirtichaftlicher Austaufch von Arbeit und Lohn vor. 
11.) 


e) Diejenigen m Berfonen) die dauernd eriwerböunfähig jind, d. h. deren Erwerb} 
fähigkeit infolge von Alter, Krankheit oder anderen Gebrechen baiernb auf weniger 
al ein Drittel herabgefegt ft. Dies ift dann anzunehmen, wenn fie nicht mehr 
imftande find, durch eine ihren Kräften und Fähigkeiten entiprechende Tätig- 
keit, die ihnen unter billiger VBerüdjichtigung ihrer Ausbildung und ihres 
bisherigen Berufs zugemutet werben kann, ein Drittel des Sjerigen zu erwerben, 
was körperlich und geiftig gefunde Berfonen derfelben Art mitähnlider 
Ausbildunginderjelben Gegend durd Arbeit zu verdienen pflegen. 

1 Eine im Fokhſtdienſte beichäftigte Perſon muß z. ®. nicht mehr imftande fein, eim 
Drittel degerigen zu erwerben, was geſunde, im Forſtienſte beſchäftigte Perſonen mit 

« ähnlicher Ausbildung in b erf elben Gegend zu verdienen pflegen. Daß biefes 
Drittel lediglich durch eine Beichäftigung im Forſtdienſte erworben werden muß, ift nicht 
erforderlich, die zugemutete Tätigkeit muß aber den Kräften und Fähigfeiten des Betreffenden 
entjprechen Aug ift Die Ausbildung und ber bisherige Beruf zu berüdjichtigen. Einem Förfter, 
der durch ein Beinleiden an der Ausübung feiner bisherigen Tätigleit ald äußerer Betriebs 
beamter behindert wird, kann mohl, falls er die Fähigkeit beſiht, eine Bejchäftigung mit 
Ichriftlicden Arbeiten in einem Bureau zugemutet werden, nicht aber, Daß er ein Hamdivert 
mit vorwiegend fibender Beichäftigung ergreift. 

2 Die Feltjtellung darüber, daß die Erwerböfähigkeit auf weniger aB ein Drittel 
zurüdgegangen ift, wird im allgemeinen folgendermaßen zu gejchehen haben: 

Zunächſt hat der Arzt feitzuftellen, ob die Erwerbsfähigfeit um zwei Drittel Herab- 
geſetzt jei; dann hat die Rentenftelle oder untere Verwaltungsbehörde feitzuitellen, ob der 
Sn aan mit dieſer Kg a noch da8 eine Drittel des Durchſchnittslohns 
feiner Berufsflafle zu verbienen imjtande fei. Die Feſtſtellung ber Reduktionsquote gegen- 
über einem Durchſchnittsarbeiter ift alfo Sache des Arztes und die Beurteilung der mirt- 
Khaftlichen Sagen Sache der Rentenitelle bzw. Der unteren Berwaltungöbehörde. (Komm.- 


2. Auf Ihren Antrag Tönnen durch die untere Berwaltungsbehörde (Landrat) 
66. ihres Beihnftiaungdorid bon der Berjiherungspflicht befreit werben: 

a) Perjonen, welchen vom Reiche, von einem Bundedftant oder einem Kommmmal: 
verbande nfionen, Wartegelder oder ähnliche Bezüge bewilligt find, oder 
welchen auf Grund der reichögejeßlichen Beltimmungen über Unfallverficherung 

3. B. wegen nur teilmweifer Erwerbsunfähigkeit oder als hinterbliebene Witwen 
oder als Aszendenten verunglüdter Arbeiter — eine Rente zufteht, und wenn dieſe 
Penfionen, Wartegelder oder Unfallrenten den Minvdeftbetrag der Invalidenrenie 
nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe (116 Mk.) erreichen 


2 Im Gegenfaß zu $ 5 Abi. 1 (Nr. 6a), wo e8 fich um Beamte mit einer Benfions- 
anmwartichaft Handelt, fommen hier Perfonen in Betracht, die ſchon eine Penſion tatfächlich 
beziehen (Benflonäre). Jene find von der Berficherungspflicht und der Berechtigung zur 
freiwilligen Verſicherung überhaupt ausgeſchlofſen, dieje find in verfiherungs- 
pflichtiger Beſchäftigung verſicherungspflichtig, können aber auf Antrag 
befreit werden. Andererſeits wird dieſen aber auch das Recht der freiwilligen Verſicherung 
(Nr. 8) trotz der Befreiung zuerkannt werden müſſen. 

2 Bu den „Penſionen oder ähnlichen Bezügen“ gehört auch das Witwengeld der 
Beamtenwitwen. (U. N. 1899 ©. 592.) 

b) Perfonen, welche dag fiebenzigjte Jahr vollendet haben, und zwar ohne Rüdficht 
darauf, ob fie bereits eine Altersrente beziehen oder nicht. — Nach dem alten Gejek 
waren die Alterärentenempfänger verjicherungspflidhtig bis zur Anerkennung zur 

Invalidenrente. 

Zu a und b. 
1 Die Befreiung beginnt im Zweifel, insbeſondere ſofern die Verwaltungsbehörde 
nicht anderes beſtimmt, mit dem Zeitpunkt der Antragſtellung. Sie erliſcht, abgelehen bon 
ne ealal! des Befreiungsgrundes, auch durch Zurücknahme des Antrags. (U. N. 1900 

; .) 
2 Wird die Nnfallrente infolge Beſſerung des Gejundheitäzujtandes des Renten- 
| empfängers gemindert, und zwar unter da3 Mindeftmaß der Inv.⸗Rente (116 ME.), jo tritt 
die Berjiherungspflicht ebenfalls wieder in Kraft. 


c) Perfonen, welche Rohnarbeit nur in bejtimmten Sahreszeiten für nicht mehr als 
zwölf Wochen oder überhaupt für nicht mehr al fünfzig Tage im Jahre über- 
nehmen, im nen aber ihren Lebensunterhalt al Betriebgunternehmer oder 
andermeit felbftändig erwerben, ober ohne Lohn oder Gehalt tätig find, folange 
IM diefelben nicht bereit3 einhundert Wochen lang Beiträge entrichtet worden 
ind. Der Bundesrat ift befugt, hierliber nähere Beltimmungen zu erlaffen. 


2 In diefer Beftimmung Handelt es ſich einmal um ſolche Perjonen, welche in be: 
jtimmten Jahreszeiten für nicht mehr ala zwölf Wochen Arbeit übernehmen (3. B. im Winter: 
Holzhauer; im Sommer: Sulturarbeiter, Erntearbeiter), und zweitens um ſolche Perfonen, 
die zwar nicht in beftimmten Jahreszeiten für mehrere Wochen, fondern für das ganze 
Jahr hindurch, aber immer nur für einzelne Tage und im ganzen für nicht mehr ala 50 Tage, 
Arbeit nehmen (3. B. weibliche Berfonen, die immer nur zum Baden, Waſchen uſw. in 
einer fremden Hauswirtſchaft außhelfen, die aber im fibrigen Tohnarbeiten nicht verrichten). 

2 Bei der Berechnung der Wochen und Tage ilt davon auszugehen, daß nicht eine 
alle Wochentage oder den ganzen Tag umfaljende Zätigfeit gefordert wird, jondern daß 
jede Beitragswoche, in der auch nur ein Tag gearbeitet wird, al volle Woche bei der 
Berechnung der zwölf Wochen, jeder Tag, an dem gearbeitet wird, aß voller Tag bei 
der Berechnung der 50 Tage zu zählen i 

8 Der Antrag auf Befreiung foll nit ge jtellt werden, wenn für die Berficherten 
bereit3 100 Wochen onß Beiträge bezahlt worden ſind. Hierdurch ſoll verhütet werden, daß 
Leute, für die ſchon viele Beiträge bezahlt find, und welche die Anwartſchaft auf eine Rente 
leicht erwerben können (fie brauchen weiter nur jährlich zehn Marken zu Heben), nicht durch 
einen unüberlegten Antrag des Rentenanfprud verloren ge 

4“ Anöfte bon Serjiherungsfreilarten. — Bundesr.Beſchl. v. 24. 12. 1899. — 
Über die Befreiung erhalten die unter c bezeichneten Berfonen eine Verſicherungsfreikarte 
in grüner Farbe. ir bie Karben: Ber Karte kann eine Gebühr von 5 Pfennig erhoben 
werden. Die Befreiung gilt für die Dauer be3 Kalenderjahrs und für den Um- 
fang des Reichs. Die Befreiung kann, wenn die Vorausſetzungen für diefelbe fortfallen, 
ſowohl von dem Befreiten aß auch von Amts wegen zurüdgenommen werden. 

— vorũbergehende Dienſtleiſtungen (Nr. 4) findet dieſe Beſtimmung keine An—⸗ 
wendung. 


Gegen den Beſcheid der unteren Verwaltungsbehörde (Landrat) iſt die Beſchwerde se 
an die zunächſt — Behörde zuläſſig, welche ang enticheidet. 

8. Die freiwillige Verſicherung kann beitehen in der Selbftberjicherung und der gıs 
Weiterverſiche rung 


—— ehe man —— in die Ben R ei« 
willig einzutreten und dieje eingegangene Selbſtverſicherung au nn fortzufeßent, 
wenn das die Selbitverficherung r D 


egründende Verhältnis zu beitehen aufgehört hat. 





Weiterberi ift das Necht der verficherungäpflicgtigen Perjonen, bein Aus- 
icheiden aus a Beruneshflichtigen Arbeitöverhältniz oder bei Unterbredyung eines 
ſolchen Berhältniffes die Verjicherung freimilig fortzufegen. 

1  Berechtigt zur Celbftverfiherung find, folange fie das vierzigfie Sebenzjahe 
nicht vollendet, und jofern fie nicht erwer unfähig find (Nr. 6e 2): 

a) Betriebsbeamte, Wertmeifter, Tehniler, Handlungsgebilfen 
und fonftige Angeftellte, deren dienftlihe Bejhäftigung ihren 

Hauptberuf bildet, ferner Lehrer und Erzieher, fämt- 

lid Pofern ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an 

Lohn oder Gehalt mehrald 2000 ME, aber nihtüber 000 Mi. 

beträgt; 

— Diefe Perfonen find bei einen Jahresarbeitsverdienft bi3 2000 ME. verficherungs- 
pflichtig. 

b) Gewerbetreibende und fonftige Betriebſuternehmer welche 
niht vegelmäßig mehr als zwei verfiherungspfl Zobn: 
arbeiter beſchäftigen (3. B. Landwirte, Bäder, aufleute, ndiwerfer, 
Schneider, Schneiderinnen uſw.), ſowie Hausgemwerbetreibende; 

c) Perjonen, welche auf Grund der Nr. 3 Abſ. 2 und Rr. 4 der Verfiheningspflicht 
nicht unterliegei. 


1 Nur der freiwillige Beginn der Verfiherung ſoll ausgeichloffen fein, ſobald das 
vierzigſte Lebensjahr vollendet ijt; mar aber die Verſicherung rechtzeitig, d. 9. vor dem 
vollendeten vierzigiten Lebensjahre, wenn auch nur durch Verwendung einer Dtarfe be- 
gonnen, fo fteht nıcht3 im Wege, deren Fortſetzung in gleicher Weife vom Lebensalter un- 
abhängig zu machen, wie die Fortſetzung der Berficherung nad; Beendigung eines früheren 
Bflichtoerhältniffes, (Bol. Begründ. ©. 251.) , 

Gelbitredend darf aber derjenige, der die Selbitverficherung beginnen will, dies nit 
mit rüdwirfender Kraft, fondern frühelteng von dem Tage ab, an bem er bie erfte Duittungs- 
Tarte ausgeftellt erhalten hat. (Iſenbart u. Spielhagen ©. 146.) 


ð 40. Die freitvillige Fortſetzung der Selbftverfiherung und bie Weiterberf " 
ſind an keine Einfommendgrenze gebunden, jie können aljo aud) bei —e—— übe 
3000 ME. Iprigeiept werden und im alle des Erlöfchend der Anwartichaft erneuert 
werden (vgl. Ver. 58). 

s 145. Ebenſo können fie im Auslande fortgejeßt werden. 


Ausführung der Berficherung. 


9. Die Berficherung wird dadurch bewirkt, daß die zu verfihernde Perſon fich eine 

es 191, 140. Duittungslarte beichafft und darin für jede Kalenderwoche, in welcher eine verficherung- 

pflichtige Beichäftigung ftattgefunden fat, von dem Arbeitgeber oder Dienftherrn eine 

Beitraggmarle mindestens derjenigen Lohnflaffe, welche der Höhe ihres Sjahres- 
arbeitsverdienſtes entſpricht, einfleben läßt. 

8 148. Perfonen, welche ſich freiwillig verfichern (Nr. 8), haben die Beitungömarten ſelbſt 
u beſchaffen und einzukleben. Die Wahl der Lohnklaſſe, für welche ſie die Beitragsmarken 
eſchaffen, ſteht ihnen frei. 

Da bei der Verſicherung in den höheren Zohnklajien die Renten auch entſprechend 
höher find, jo iſt es für jeden Berjicherten vorteilhaft, Marten möglichit der höchſten 
Lohnklaſſen zu berivenden. 


Es betragen 3. B.: in Lohnklaſſe I, Lohnllaſſe V 
die niebrigfte Invalidenrente . . . . - 116 ME. 174 Mt. 
die Invalidenrente bei 2000 Beitrags⸗ 

wochen.. 5 170 „ 30 „ 


pie Altersrente - - » > 22000 110 „ 20 „ 


is 


a Quittungskarten; 
Ausftellung, Amtauſch und Erneuerung derſelben. 


⸗ 10. Für die Quittungslarte iſt für das ganze Reich ein einheitliches Formular?) 
eingeführt. Fur die Selbſtverſicherung und deren Fortſetzumg Se 8 Ab. 3) kann vom 
Bundesrat die Verwendung befonderer Quittungskarten (3. 8. anderzfarbiger) vor- 31% 
gejchrieben und die unbefugte Verwendung anderer Quittungskarten mit Strafe bedroht 
werden. 

ı Die Kormulareder Duittungsdtarten find durd Beichluß des Bundesrats 
vom 10. 11. 1899 feftgeftellt.. Quittungsfarten in gelber Farbe (Formular A) werben für 
berfiherungspflicdtige Perfonen und foldhe Perſanen, welche, nachdem ihre Ver— 
fiherungspflicht aufgehört hat, die Berficherung freiwillig fortfegen (Weiterverfiherung), 
ö ausgeftellt. Hiernach find für Berfonen, welche entweder zu Anfang oder im ul der Ber- 
| fiherung eine gelbe Karte nad) dem Formular A erhalten haben, für bie dolge ohne Rüchkſicht, od 

fie verficherungspflichtig find oder ſich freimillig weiter verjichern, ftet3 gelbe Quittungsfarten 
N ee Quittungslarten in grauer Yarbe (Formular B) werden folden Perſonen 
ausgeitellt, welche auf Grunb des Rechts der —— Ey Lu freiwillig in die 
A Berliherung eintreten und nn fortfegen. Wird der Inhaber einer grauen Quittungskarte 
(Formular B) verſicherungspflichtig, jo hat er feine Duittungsfarte gegen eine gelbe Tre 
tarte (Yormular A) umzutaufchen und für Die Folge ftet3 gelbe Quittungskarten zu erhalten. r 
x für die Selbftverficherung und deren Foriſetzung unbefugt andere als graue Durittungs- 
karten veriwendet, Tann, jofern nicht nach anderen gejeßlichen Vorſchriften eine härtere Strafe ein- 
tritt, von ber unteren Berwaltungsbehörbe bzw. vom Borfigenden der Rentenſtelle mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig Mark belegt werden. (Anweiſg. v. 17. 11. 1899, M. Bl. 1900 ©. 16.) 

Über die Beſchaffung der Formulare fiehe Nr. 18 Anm. 2. 

11. Die Duittungsfarte enthält das Jahr und den Tag der Uusgabe; fie bietet Raum 55 13% 138. 
zur Aufnahme von mindejtens 52 Beitragsmarken. 

Die Karten find für jeden Berficherten mit fortlaufender Nummer zu verfehen, und 
müffen ſämtliche Quittungslarten eines — am Kopfe den Namen derjenigen 
Verſicherungsanſtalt tragen, welche auf der erſten Quittungskarte des Verſicherten an— 

egeben iſt. Dadurch wird die Sammlung fäntliher Quittungskarten des Verſicherten 
| ei diejer — — ermöglicht, und können dieſelben bei Anträgen auf Be— 
willigung von Renten jederzeit ohne Schwierigkeit eingeſehen werden. 

Ferner enthält die Quittungskarte die über den Gebrauch erlaſſenen Ve— 
ſtimmungen (Nr. 12) und Strafpvorſchriften (Nr. 18). 

12. Die Eintragung eines Urteils über die Führung oder die ungen des Inhabers, $ 19. 
ſowie fonftige durch Diefea Geſetz nicht vorgefehene Eintragungen oder Vermerke in oder 
an der Duittungstarte find unzuläffig. Duittungdfarten, in welchen derartige Eintragungen 
oder Vermerke jich vorfinden, find von jeder Behörde, welcher fie zugehen, einzubehalten. 
Die Behörde hat die Erfegung derjelben durch neue Karten, in welche der uläßfige Inhalt 
der erſteren nach Maßgabe der Beſtimmung der Nr. 19 zu übernehmen iſt, zu veranlaſſen. 

m Arbeitgeber, ſowie dritten iſt unterfagt, die Quittungskarte nach Einklebung 
der Marten wider den Willen des Inhabers zurüdzubehalten. Auf die Zurüd- 
behaltung der Karten feitend der Alpen Behörden und Organe zu Zwecken des 
Umtaufches, der Kontrolle, Berichtigung, Aufrechnung oder UÜbertragung findet diefe 
Beſtimmung feine Anwendung. 

Duittungsfarten, welche im Widerſpruch mit dieſer Borfchrift zurüdbehalten werden, 
find durch die Drtspoligeibehörde dem Zumiderhandelnden abzunehmen und dem Be— 
rechtigten auszuhändigen. Der erſtere bleibt dem legteren für alle Nachteile, welche dieſem 
aus der Zumiderhandlung erwachſen, veranttvortlich. 

2 In einem Einzelfalle find dem Fiskus erhebliche Koſten dadurd) erwachſen, Daß ein Förſter 
die erbetene Wiederaushändigung von Quittungskarten zur Mlterd- und Invaliditäts⸗Verſicherung, 
welche ihm von Walbarbeitern zur Aufbewahrung übergeben waren, um deswegen verzögert hat, 
weil die Schlußverlohnung der geleifteten Arbeiten noch nicht ftattgefunden hatte, und bei letzterer 
das Einkleben der Berfiherungsmarten bewirkt werben follte. 

Die betreffenden Arbeiter erjtritten jobann im Rechtswege den Erſatz des ihnen durch die 
Verzögerung der Aushändigung der Karten entgangenen Wrbeit3verdienite vom Forſtfiskus. 


e) Bon der Aufnahme eines Mufterd der Quittungsfarte iſt abgefehen, weil basfelbe allfeitig Belannt iſt 
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Ich nehme hieraus Beranlaffung, darauf hinzuweiſen, wie der Umftand, daß ein Arbeiter 
noch Anſpruch auf eine Lohnzahlung hat, bei welcher demnächſt die erforderlihen Sfnpalibitäts- 
und Ulteröverjiherungd- Marken zu veriwenden find, den Arbeitgeber nicht berechtigt, die Quittung“ 
larte wiber den Willen des Arbeiters bis zur Zahlung dieſes Lohnes zurüdzuhalten. Die Qurittungs- 
farte ift vielmehr dem Arbeiter auf fein Verlangen Tofort auszuhändigen, fie muß dann aber bei ber 
we! en im behufs Einflebeng der Marken wieder vorgelegt werden. (M. X. v. 6. 3. 18%, 

. . . ) 


2 Mit dem Einverftändnis de3 Verſicherten kann die Duittiungefarte bon 
bem Arbeitgeber oder Dienftheren in Aufbewahrung genommen werden. 


13. Wer in Quittungskarten Eintragungen oder Vermerke macht, welche nach Kr. 12 
unzuläflig find, oder wer in Quittungskarten den Vordrud oder die zur Ausfüllung des 
Vordrucks eingetragenen Worte oder Zahlen verfälſcht oder wiſſentlich von einer Demt 
verfälichten Karte Gebrauch macht, kann von der unteren Berwaltungöbehörde und 
da, wo Rentenftellen die Beitragdtontrolle übertragen if, 
von dem Borfißenden derfelben mit Geldftrafe bi zu zwanzig Marl 
belegt werden. . 

Sind die Eintragungen, Vermerke oder Veränderungen in der Abſicht gemacht 
worden, den Inhaber der Quittungskarte anderen Arbeitgebern gegenüber zu kennzeichnen, 
jo tritt Geldſtrafe big zu ein Mark oder Getängne biö zu fech Monaten ein. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo kann ftatt Der efängnistttafe auf Haft erkannt 
werden. 

Eine Verfolgung wegen Urkundenfälſchung (88 267, 268 des R. Str. G.) tritt mr 
ein, wenn die Fälſchung in der Abſicht begangen wurde, ſich oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder einem anderen Schaden zuzufügen. 

14. Jeder Verſicherte it verpflichtet, eine Quittungskarte ſich ausſtellen zu 
laſſen und ſie behufs Einklebens der Marken oder zum Entwerten der Marken borqulegen. 
Kommt er diefer Verpflichtung nicht nach, jo Tann er von der Ortöpolizeibehörde oder 
dem Borfihenden der Nentenftelle, ſoweit diefer die Kontrolle über die Beitragsleiſtumg 
übertragen ift, in eine Geldftrafe bi zu zehn Mark genommen werden. Außerdem tft der 
Arbeitgeber berechtigt, für Nehnung des Berfiherten eine Daittungsfarie 
außfiellen zu laſſen. 

Der VBerficherte ift berechtigt, auf feine Koften zu jeder Beit die ualelung eine 
neuen QDuittungsfarte gegen Nüdgabe der älteren zu beanfpruchen. Vergleiche Nr. 20. 

— Die Gelbftrafe fließt in die Kaffe der Verſicherungsanſtalt. — 
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verlorener, unbrauchbar gemwordener oder zerftörter Duittungslarten erfolgt um allge- 
meinen duch Die Ortöpolizeibehörden (Amtsvorſteher, Diſtrikts-Kommiſſarien, 
Polizeiverwaltungen uſw.), kann aber auch mit Genehmigung des Regierungspräfidenten 
j eins der Ortöpolizeibehörden den Gutd- und Gememdevorftänden übertragen 
iverden. . 

Welche Stelle zum Umtaufch ufw. der Quittungskarten für eine Gemeinde berufen 
iſt, it im Öemeindefauf e durch dauernden Aushang zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 
(Bol. M.-Eil. v. 26. 6. 18%, J. B. 22 ©. 72. 

16. Zuftändig ift diejenige Stelle, in deren Bezirk fich die Urbeitsftätte dei 
Verſicherten befindet, oder, sofern der Verficherte eine dauernde Arbeitsſtätte nicht hat, 
diejenige Stelle, in deren Bezirk er fich aufhält. Diefe Stellen find zur nsfiellung © er⸗ 
pflichtet; berechtigt dazu iſt aber auch die für den —— oder den Wohnort 
des Berficherten zuftändige Stelle. (M.-Edl. v. 17. 10. 18%, D. J. B. 23 ©. 6.) 

17. Der Umtaufcd) der Quittungskarten findet in der Regel erft dam flatt, 
wenn die zum Einkleben der Marken beſtimmten Felder gefüllt find, oder die Gültigkeit 
ber aan erlofchen ift. (M.-Erl. v. 17. 10. 18%, D. 5.8.23 ©. 6.) Bergleiche 
jedo . . 2. 

Eine Quittungskarte verliert ihre Gültigleit, wenn fie nicht innerhalb zweier Jahre! 
nach dem auf der Karte verzeichneten Ausſtellungstage zum Umtauſch eingereicht if. 
Iſt die Annahme begründet, daß der Verficherte o Te ji Verſchulden den techtzeitigen 
Umtauſch verfäumt hat, fo Tann der Vorſtand der Verfiderungsanftalt des Beſchäftigungs⸗ 


ort3 auf den Antrag des Verſicherten die fortdauernde Gültigkeit der Quittungskarte 
anerkennen. 


Der Bundesrat iſt beſugt anzuordnen, daß die Gültigkeitsdauer der Karten durch 
Abſtempelung verlängert werden kann. 


1 d. h. nicht Kalenderjahre, ſondern zwei volle Jahre vom Tage der Ausſtellung an gerechnet; 
3. B. 8. 11. 1899 bi 8. 11. 1901. 

2 Die Gültigfeitdauer der Quittungskarten Formular A Tann nach der Bekanntmachung 
bes Reichskanzlers vom 10. 11. 1899 durch Abſtempelung verlängert werden. Die Abſtempelung 
erfolgt Durch die Ausgabeſtellen (Nr. 15, 16). Die Verlängerung darf nur während der Gültigfeit- 
Dauer der Karte, und zwar einmal für ein oder zwei weitere volle Jahre nad) dem Ausftellungstage 
und nur dann erfolgen, wenn für die Zeit vom Auzftellungstage ab mindeftend zwanzig Beitrags- 
wochen, einfchließlich der denjelben gemäß $46 Abſ. 2 (Nr. 58 Abſ. 2) des Geſetzes gleich zu behandelnden 
Zeiten, nachgewiejen find. Die Entſcheidung darüber, ob dieQerlängerung für ein oder zwei Jahre 
erfolgen foll, jteht der unge behele zu. Dabei ift auf die Größe des für Einflebung von Marlen 
noch verfügbaren Raumes na u nehmen. Die Verlängerung erfolgt durch Eintragung des 
Vermerks „Gültigleit um . . . ee verlängert” auf der Innenſeite der Duittungslarte unter 
Beifügung de3 Datums ip unmittelbarem Anſchluß an die bereits geflebten Marken. Der Vermerk 
ift durch —— des Dienſtſiegels zu beglaubigen. Vor Rüdgabe der Karte find die in der 
Karte befindlichen Marken, foweit fe noch nicht entwertet find, zu entwerten; zugleich ift auf der 
Innenſeite der Harte die Gefamtzahl der in der Karte befindlichen Marien zu vermerten. Karten, 
beren fortdauernde Gültigkeit auf einer Anerkennung des Vorſtandes beruht (Anm. 8), Dürfen nicht 
verlängert werben. 

3 Wird eine Duittungslarte zum Umtauſch eingereicht, welche, weil feit dem zage der 
Ausitellung zwei Jahre verfloffen find, die Gültigkeit Verloren bat, jo ift der Werjicherte darauf 
hinzuweiſen, daß er BA t ift, die Ineztenungider fortdauernden Gültigkeit zu beantragen. 
Wird der Antrag geſtellt, ſo —* die Ausgabeſtelle (Nr. 15, 16) dieſen zu Protokoll zu nehmen, die 
Quittungstarte einzubehalten und in dieſe a der Sfnnenfeite den Vermerk einzutragen: „Ver⸗ 
ſpätet zum Umtaufch vorgelegt“. Der Antrag ift mit der Duittungdfarte dem Borftand der für den 
Beichäftigungsort zuftändigen Berficherungsanftalt fogleich zu Überfenden. Der Vorſtand ent- 
ſcheidet über den Antrag und fendet, jofern er die fortdauernde Gültigfeit anerkennt, die Duittungs- 
arte mit dem Anerfennungspermerf an die Ausgabeſtelle zur Aufrechnung und zur Erteilung der 
Aufrechnungsbeſcheinigung zurüd. Die aufgerechnete Duittunggkarte ’ift demnächſt mit ben 
Protokoll an den Borftand der Berfiherungsantalt zurüdzugeben. Wird die fortdauernde Gültigkeit 
nicht anerkannt, fo iſt der Verficherte durch Bermittelung der Ausgabeſtelle Hiervon zu benad)- 
richtigen, während die Duittungslarte zur Aufbewahrung von der Verficherungsanftalt „gurid- 
zubehalten ift. Stellt ber Berficherte den Antrag auf Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit 
der Karte nicht, jo hat die Ausgabeftelle in die Quittungskarte auf der Innenſeite den Bermerf: 
„Verſpätet zum Umtauſch et Unerfennungsantrag nicht geitellt” einzutragen. 

Wirb die fortdauernde Gültigkeit nicht anerkannt, oder der Antrag auf Unerlennung ber 
fortdauernden Gültigfeit nicht geftellt, jo ijt dem Berficherten auf Berlangen eine Beicheinigung 
über die Ablieferung der ungültigen Quittungsfarte zu erteilen. Die Aufrechnung und die Er- 
teilung der Aufrechnungsbeicheinigung unterbleibt in diefem Falle. Die neue Quittungskarte 
erhält die Nummer, welche auf die Nummer der ungültigen Karte folgt. 

Duittungslarten, welche bei ber Borlegung zum Umtauſch Marken jür weniger als zwanzig 
Beitragswochen enthalten (Nr. 58), find, jofern feit dem Tage der Auzftellung noch nicht zwei Sabre 
verflojlen find, al gültige Karten zu behandeln. Ä 

Für die Berechnung der zweijährigen Friſt it zu beachten, daß dieſelbe ihr Ende erft mit 
Ablauf des Tages erreicht, welcher durch feine Bezeichnung dem Augftellungstage entipricht. Hiernach 
net! 3. B. eine am 25. 3. 1900 außgeftellte Quittungskarte erſt mit Ablauf des 25. 3. 1902 ihre 

Yültigfeit. 

2 Eine Verlängerung der Gültigfeitödauer der Duittungsfarten Formular B ijt nicht zu- 

läſſig. (Anmeif. v. 17. 11. 1899, M. Bl. 1900 ©. 16.) 


18, Die Ausstellung der neuen Quittungsfarte erfolgt gegen Rückgabe der alten Karte. 
In der abgegebenen Karte wird Die Ba der er te bie dei getrennt nach den 
Lohnklaſſen (vgl. Nr. 21) aufgerechnet und Die Dauer der in die Zeit zwiſchen dem Aus— 
jtellungstage der zurüdgegebenen und dem Ausſtellungstage der neu ausgeftellten Karte 
fallenden, anrechnungzfähigen Krankheiten und militärifchen Pienftleiftungen (vgl. 
Nr. 42 48) angegeben. | 

Über das Ergebnis Defer Aufrechnung wird dem Inhaber der Quittungskarte eine 
Befcheinigung erteilt. Diele Befcheinigungen find auf da3 forgfamfte aufzubewahren. 
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Die ee Duittungslarten nebft ven Beicheinigungen über anrechmmge- 
— re eiten werden in dreimonatlichen Zeiträumen an die Berfiherungsanftalten 
abgeliefert. 

2 Fehlt einem Verſicherten die Duittungsfarte, weil fein Arbeitgeber bie biöherige, 
noch verwendbare Quittungskarte widerred 19 einbehalten bat, jo ift eine neue 
Karte mit der auf die Rummer der zurüdbehaltenen Karte folgenden Nummer auszuftellen und 
u Bermittelung der zuftändigen Polizeibehörde dafür Eorge zu tragen, daß dem Arbeitgeber 
die Karte abgenommen und feine Beitrafung auf Grund $ 181 Des Geſetzes herbeigeführt wird. 
Die abgenommene arte ift wie eine zum Umtauſch vorgelegte Karte zu behandeln. 

2 Die yormulare zu ben Duittungsfarten werben ben Ausgabeftellen 
von der für ihren Bezirk zuftändigen Berfiherungsanftalt loſtenlos abgegeben. Bei den Anträgen 
auf Überweifung von Yormularen find die für Duittungsfarten von den Veteifigten erhobenen 
Beträge (Nr. 20) mit ber den Ausgabeftellen für Die Austellung und den Umtaufch von Quittung 
farten zu gewährenden Bergütung zu verrechnen. 

Die Formulare zu den Befheinigungen über die Aufrechnung 
haben die Ausgabeſtellen ſelbſt zu beichaffen und die Koften hierfür zu tragen. (Anweiſung v. 
17. 11. 189, M. 81. 1900 ©. 16.) 

19. Hat der Inhaber feine Duittungslarte verloren, oder iſt die Duittung- 
farte ganz oder teilweiſe z3erftört oder aus einem anderen Grund als wegen Füllung 
mit Beitragsmarken zur weiteren Verwendung unbrauhbar geworden, fo 
kann der Inhaber die Erfebung diefer Karte durd) eine neue beanfpruchen. Bei dieſer 
Erneuerung find in die neue Quittungskarte die bis zum Verluft der Karte entri 
Beiträge, Jomweit diefelben nachweisbar geleiſtet worden find, in beglaubigter 
Form zu übertragen. 

Der Nachweis der gegahlien Beiträge wird immer mit Umftänden verbunden fein 
und häufig, zum Nachteil des Inhabers, nicht vollftändig geführt werden können; jeder 
Berjicherte muß daher die Duittungsfarte forgfältigft aufbewahren und Ir ten. 

Die Erneuerung der Quittungslarte hat ferner Yattzufinden, wenn Die wegen 
er anguläfligen Eintragung feiteng einer Behörde angehalten mird. — Vergleiche 
.1. 


20. Die Augftellung, der Umtaufch und die Erneuerung der Quittungslarte, ſowie 
die Erteilung der elceinigung erfolgen koſten⸗ und geblihrenfrei. 

Nur dann find für die Augjtellung einer Quittungskarte von dem Beteiligten Koften 
im Betrage von 5 Pf. zu erlegen, wenn 

a) der Berjicherte, bevor feine Karte mit mindeftens 30 Marken gefüllt it oder die 
gtigreit der Karte erloſchen iſt (vgl. Nr. 17), die Ausſtellung einer neuen Karte 

eantragt; 

b) der Verſicherte ſelbſt die rechtzeitige Beſchaffung einer Karte zu Unrecht unter- 
loffen Hat, und die Musftellung der Karte von dem Arbeitgeber beantragt werben 
muß. (Bol. Nr. 14.) | 

Beantragt Dagegen der Arbeitgeber Die Ausftellung einer Duittungsfarte im Auj- 
F a edesVerſicherten, fo find Koſten nicht zu fordern. (Anweiſ. v. 17. 11. 189, 


l. 1900 ©. 16.) 
Kohuklaffen. 


21. Bun Zwed der Bemeſſung der Beiträge und Renten find nach der Höhe des 
Jahresarbeitsverdienſtes funt Klaſſen der Verſicherten gebildet: 
Klaſſe bis zu 350 ME. einſchließlich, 
1 m bon mehr als 350 ME. bi3 zu 550 ME. 
Li V " L n 850 n nn 1150 n 
V 1150 „ 
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Jahresarbeitsuerdienfi. 


22. Abſatz 1. Der Jahresarbeitsverdienſt wird nicht nach den 
tatfählih gezahlten Löhnen, fondern nah gefegliden Durd- 
ſchnittsſätzen ermittelt, und zwar gilt ald Jahresarbeitsperbienft, ſofern nicht Arbeit- 
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geber und Verficherter darüber einverftanden find, daß ein höherer Betrag zugrunde 
—— — höherer Beiträge und ſomit den Bezug einer öheren 
ente zur Folge bat: 

a) für Mitglieder einer Orts⸗ oder Betriebd- uſw. Krankenkaſſe — Gemeindekranken⸗ 
berfiherung ausgejchloffen — der dreihundertfache Betrag desjenigen Tagelohns, 
von welchen fie Krankenkaſſenbeiträge entrichten; 

Beijpiel: Ein Waldarbeiter, der Mitglied einer Betriebstrantentaffe ift und 
die Beiträge zu derjelben von einem durchichnittlichen Tagelohn von 1,60 ME. ent- 
richtet, gehort mit dem Jahresarbeitsverdienſt von dreihundertmal 1,60 —= 480 Mt. 
in die II. Lohnklaſſe. 

b) für die in der Land- und Forſtwirtſchaft beichäftigten' Arbeiter 
(Rnechte, Tagelöhner, Mägde, darbeiter ujw.), foweit nicht das unter a Ge- 
ſagte Plat greift, der für jie von der höheren Verwaltungsbehörde (NRegierungs- 
präfident) feſtgeſetzte a er Jahresarbeitsverdienſt; 

c) Jar die in der Kand⸗ un 

eamten (Privatförfter, Inſpektoren ufw.) und Facharbeiter (jiehe Unfallverf. 


Nr. 5), ſoweit fich Der J— nicht aus mindeſtens wochenweiſe 30. 6. 1900, 
en zufammenfegt,® der breihunbertfache Betrag des durchſchnitt- R, &, DI 


— — 
ichen, täglichen Arbeitsverdienſtes an Gehalt oder Lohn (a. a. O. Nr. 14). Tantiemen 
und Naturalbezüge gelten als Gehalt oder Lohn (Nr. 3). 


Zub und c, 

2 d. h. beſchäftigt in den land- und forftwirtichaftlichen Betrieben im Sinne de3 
$ 1 des rg a f. Land- u. Forſtw. 

2 Beispiel: Ein Reſervejäger im Pribatdienite bezieht monatlich 75 ME. fixierte 
Hemuneration, fein Jahresarbeitsverdienſt ftellt fih auf 12mal 75 — MM Mt; er 
gehört in die IV. Lohnklaffe. 

3 Feld⸗ und Forjthüter, welche außer ihren en Dbliegenheiten ($ 62 Feld⸗ 
u. Forftpolizeigefeg) feine Arbeiten in den land- oder forftwirtfchaftlichen Betrieben ver- 
richten, find nicht al3 in der Land- und Forſtwirtſchaft befchäftigte Berfonen anzufehen. 
re Beitragsleiftung regelt ſich nicht nad) den unter b und e, jondern nad) den unter d auf- 
geführten Grundſätzen. 

d) Im übrigen, mit Ausſchluß der See- und Bergleute, für welche befondere Beſtim⸗ 
mungen beftehen, der dreihundertfache Betrag des ort3üblichen Tagelohns ge- 
wöhnlicher Tagearbeiter des Beſchäftigungsorts (vgl. Krankenverſ. 27). — Unter 
diefe Beſtimmung fallen alfe Dienftboten, welche nicht emer Ortskranken⸗ 

Nkaſſe angehören und nicht in der Landwirtichaft beichäftigt werden. 
Beifpiel: Eine Unıme erhält neben freier Station, welche mit jährlich 

300 DIE. zu veranſchlagen wäre, jährlich 180 Mk., fie würde danach (300 und 180 — 480 

in die Il. Lohnklaſſe gehören; fie ift aber verficherungspflichtig in der I. Lohnklaſſe, 

da der ortsübliche Tagelohn weiblicher Arbeiter ihres Aufenthaltsorts 80 Pf. beträgt 
und fich der in Anſatz zu bringende SJahresarbeitäverbienft nur auf 300 mal 0,80 == 

240 ME. jtellt. Die Beſtimmung des zweitnächiten Abſatzes findet auch feine Aıı- 

wendung, weil ein Teil des Lohnes in Naturalbezügen (freie Station) beiteht. 

Abſatz 2. Lehrer und Erzieher gehören, ſoweit nicht ein Jahresarbeitsverdienſt 
bon mehr als 1150 ME. nachgewieſen wird, zur vierten Klaſſe. 

Abſatz 3. Sofern ım voraus für Wochen, Monate, Viertel- 
jahre oder Jahre eine fette bave Bergütung vereinbart und 
ner iftalödernad vorftehendem, fürden Verjiderten 
maßgebende Durdhjchnittsbetrag, fo ift dieſe Vergütung zu- 
grunde zu legen. 

1 Dieſe Beſtimmung bezieht ſich alſo nit auf Berding-(Mllord-)Arbeiter 
und unjtändige Arbeiter, fonden nur auf jtändige Xrbeiter. (Verhandlg. des Reichstags 
©. 2286 und 2287.) 

Auch feht die Anwendung diefer Beſtimmung eine fefte bare Vergütung voraus; Natural 
bezüge und Tantiemen fommen nicht in Betracht. 

Beispiel: Oberförfter M. nimmt den Walbarbeiter R., der nach den Feſtſetzungen der 
höheren Verwaltungsbehörde (oben Abſatz 1 unter b) mit feinem durchichmittlichen Jahresarbeits- 
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verdienit in die II. Lohntlaffe gehört, vom 1. Juni bis auf weiten A jenen Yelb-, Ernte- ujw. 
Arbeiten gegen eine feite bare Vergütung von wödentli 13,50 ME an. Dieje wöchentlid: ve:- 
einbarte Bergütu n9 bon 13,50 ME. entipricht einem —— von 702 It; für den 

N. find alfo während diejer Befchäftigungszeit Marten der IIL —— — zu 24 Pf. zu verwe den 

Wäre die Annahme des N. an nee ah a emomm rte Vergütung von 2,25 IL, 
welcher Betrag dem Bocheniohre von 13,50 ME entfpricht, angenommen, fo würde der Beificheru: 
nur der von der een Berwaltungsbehörbe —38 — durchſchnittliche Jahresarbeitsverdien 
* ee ein, und N. hätte, nur Anfprud auf Berwendung von Marken der IL Lohn- 

e zu 
Abſatz 4. Der Berfiherte fann die Berjfiherung in einer 
eren als derjenigen Lohnklaſſe, weilde nad den vor— 
enden Befimmungen für ihn ma ebend fein würde, be 
pruchen. In diefen ift jedoch Der auf den Arbeitgeber entfallende Zeil des 
— ofern nicht die Verſicherung in der höheren Lo e von dem Arbeitgeber 
und dem Berficherten vereinbart ıft, icht nach der höheren, fondern nad) der für den Zer- 
fiherten maßgebenden Lohnklaſſe zu bemeffen. 

a Iſt alfo ber Berficherte nach den gefeplihen Beftimmungen in ber IL Lohnklaſſe zu ver- 
fihern, und beanfprucht er die Verſicherung in der IV. Lohnllaſſe, fo hat von dem Beitrage in Hobe 
von 30 Pf. der Arbeitgeber nur 10 Bf. — die Hälfte des Beitrags für die IL Lohntlaſſe — der 
eigen dagegen 20 Pf. zu zahlen. 

2 alla Fer erte eine erartige höhere Verſicherung beanjprudhen, find die figfaliichen Lohn 
rechnungen an den betreffendenStellen entfprechend zu erläutern. Dies hat aud dann zu geicjehen, 
wenn eine höhere Berfiherung aus befonderen Gründen ausdrüädlicd vereinbart worden it. 


Beiträge. 


23. Die Mittel zur Gewährung der in diefem Geſetze vorgejehenen Leiftungen 
(Renten, Koften de3 Heilverfahrens uſw.) werden vom Neiche, von den Arbeitgeben: 
und den Verſicherten aufgebracht. 

Die Aufbringung der Mittel erieigt ſeitens des duch Zufhüffe zu den in 
— —8 ta ct zu zahlenden Renten, feitens der Urbeitgeber und der Verſicherten 

urch laufende 

Die Beiträge entalten auf den Arbeitgeber und den Berficherten zu gleichen Zeilen, 
ſoweit nicht Ausnahmen | im Geſetze vorgejehen find (vgl. Nr. 22 febter Abſatz) und find 
für ide B une woche zu entrichten. 

—ã— — bezeichnet man jede Woche, in welcher der Berficherte in 
einem n bie —— — begründenden Arbeitd- oder Dienſtwerhältnis geſtanden 
hat. Die Beitragswoche beginnt mit dem Montag einer eben enderwoche. 

25. Die Beiträge fin r die ae bi3 zum 1. 12. 1910 Teilgeießt auf wöchentlich: 

für Die 7 dnllafle - - - >» > 22000. 14 Bf. 


III, 


ker u act werden vie Beiträge für je zehn weitere Jahre rk den Bundesrat 
eſtgeſetz 


Beitragsmarken. 


26. Zwecks Erhebung der Beiträge werden von den Verſicherungsanſtalten 
Marken ausgegeben und durch die Poftanftalten verlauft. Die Beitragsmarlken tragen die 
Bezeichnungen der fie außgebenden Berjiherungsanjtalt, der Lohnklaffe und des Gelb- 

wertes Ir außerdem je nach den Lohnklaſſen Ber iedenfarbig (rot — L, bfau — IL, 
grün — IL, rotbraun — IV., und gelb — V. Lo e). 
Das Reichöverf icherungsamt beftimmt die nd eh dhſchnitte, für welche die Marken 
ausgegeben werden ſollen. 

1 Fur jede der fünf Lohnklaſſen beſtehen Beitragsmarklen für eine Woche, für zwei Wochen 
und für dreizehn Wochen. 


i1 BE 


” IT, 





2 Marken, welche eriweiglich bereit einmal zur Erfüllung der Beitragspflicht gültig verwendet 

waren, darauf aus der Duittungsfarte entfernt und in die Karte eined anderen Berlicherten ein- 

eflebt worden find, ftellen in dem zweiten Verwendungsfalle ohne Rüchſicht auf den guten Glau- 
Den des Inhabers der Quittungskarte eine Beitraggleiftung nicht dar. (A. N. 1899 Pr. 2.) 


Entricdhtung Der Beiträge. 


27. Die Entrihtung der Beiträge erfolgt dergeftalt, daß der Arbeitgeber die be- 88 181, 140 


nötigten Beitragsmarken fauft und bei der Seal un jedent en welcher 
bei hm beichäftigt ift, für jede Beitragswoche (Nr. 24) eine Marke, entiprechend der Lohn- 
Kaffe, weicher der Verſicherte zuzurechnen it, in Die Quittungskarte einflebt. 

Es Im nur Marken der für ven Beichäftigungdort zuftändigen Berficherungsanitalt 
zu berivenden. | | 

Findet die Bejchäftigung eines Verſicherten nicht —— der ganzen —* bei 
demſelben Arbeitgeber ſtaft, fo iſt von demjenigen Arbeitgeber, welcher den Verſicherten 
zuerit beichäftigt, die Marke einzufleben.! | | | 

Unterläßt es diefer, den für die Beitragswoche fälligen Verſicherungsbeitrag zu 
entrichten, fo ift hierzu derjenige Arbeitgeber verpflichtet, welcher den Verſicherten weiterhin 
beichäftigt, doch fteht ihm gegen den zunächit Berpflichteten der Anſpruch auf Erfab zu. 

Der Arbeitgeber ift befugt, die Aufftellung der nach gejeglicher oder ftatutarticher 
Borfchrift erforderlihen Nachweilungen oder Anzeigen ſowie Die Verwendung 
von Marten auf bevollmädtigte Leiter feine Betrieb3 zu übertragen. 

Name und Wohnort von je! en bevollmächtigten Betriebzleitern find dem Borftande 
der Berjicherungdanftalt und da, wo die Beitragskontrolle Rentenjtellen übertragen ift, 
dem Vorſitzenden derfelben mitzuteilen. Kommt der Bevollmächtigte den gejeßlichen 
Berpflichtungen über Markenverwendung uſw. nicht nach, fo ift er an Stelle des Arbeit- 
geber3 ftrafbar. ! | 

1 Beifpiel: Ein Holzhauer beidjäftigt fih am Montag und Dienstag in feiner Häuglich- 
feit, macht am Mittwoch beim Förſter Sol Hein und arbeitet dann bis Ende der Woche im Walde; 
die Marke hat der Förfter aß erfter Arbeitgeber in der Woche zu verivenden. Sie wäre auf Red)- 
——— Forſtverwaltung zu verwenden geweſen, hätte der en am Mittwoch mit der Arbeit 
im Walde Ba und erft am Donnerstag beim Förfter Holz Hein gemadht. 

2 Für die ftändig als Foritichubgehilfen angenommenen und beichäftigten forſt- oder 
landwirtichaftlichen Arbeiter hat der Forftbefiger für fämtliche Wochen des Jahres Beitrags- 
marfen zu entrichten, wenn ber — —— auch nur gegen eine jährliche Vergütung von 
3. B. 100 ME. angeſtellt iſt und er dieſe Tätigkeit lediglich nur neben feinem eigentlichen Beruf al 
forft- oder Tanbmwirtichaftlicher Urbeiter ausübt. Denn ein Arbeitgeber, der eine berficherungs- 
pflichtige Perſon in feinen tändigen Dienft nehme, müſſe es fich gefallen laffen, daß er für 
diefelbe fortlaufend die erforderlichen Beitraggmarlen verwende, ohne Pücficht auf den Umfang 
ber dienftlichen Smanfpruchnahrfte und auf die Höhe des Lohnes oder der Befolbung. (VIER. B.. 
v. 6. 4. 1903, D. 5. 3. ©. 545.) 

3 DerBerfihertebatfelbftdiepünkttlihe&intlebungderMarten 
zu überwachen,wennerſich vor Schadenſchützen will; denn nad) dem Erf. 
d. Reichöger. v. 12. 3. 1906 befteht eine Haftung bed Arbeitgebers für die Beitragdleiftung nad) 
dem ——— eſetze nicht. Geht der Verſicherte eines Rentenanſpruchs verluſti 
weil der Arbeitgeber oder deſſen Angeſtellter uſw. die Marken nicht rechtzeitig eingeklebt hat, ß 
kann er einen geſetzlichen Schadenerſatzanſpruch gegen den beitragsſäumigen Arbeitgeber nicht 
geltend machen. Nur für den Fall, daß der Arbeitgeber die ihm geſetzlich ohnehin obliegende öffentlich- 
rechtliche Pflicht der Beitragdentrichtung noch einmal durh privatrehtlihen Bertrag 
mit dem Berficherten befonderd übernommen Hat, kann daraus bei Nichterfüllung der Vertrags- 
abrede eine privatrechtlihe Haftung des Arbeitgeberd abgeleitet werden. (Monatsbl. f. Urbeiter- 
verficherung 1907 ©. 23.) 

238. Die Verfiherungdanftalt kann beftimmen, daß und inwieweit Arbeitgeber 
befugt fein follen, die Marken zu anderen als den aus den Lohnzahlungen ſich ergebenden 
Terminen beizubringen. In allen Fällen müfjen die auf die Dauer des Arbeit oder 
Dienjtverhältniffes entfallenden Marken ſpäteſtens in der lebten Woche des Kalender⸗ 
jahrs oder, fofern da3 Arbeit oder Dienftverhältnis früher beendigt wird, bei Beendigung 
desſelben eingeflebt werden. 
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29. Die Verſicher ten find verpflichtet, bei den Lohnzahlungen Die Hälfte 
derBeiträge, in den Fällen des $ 34 Abf. 4 (Nr. 22 Abf. 4) aber, ſofern nicht die 
Verſicherung in einer höheren Lohnklaſſe wi einer Bereinbarung zwiſchen dem XArbeit- 
geber und dem Verficherten beruht, den auf jie entfallenden höheren Betrag ſich ein- 
— zu laſſen. Die Arbeitgeber dürfen nur auf dieſem Wege den auf die 
Berlicherten entfallenden Betrag wieder eingiehen. 

Die Abzüge für die Beitragsmarken find auf die Lohnzahlungsperioden, auf welche 
fie entfallen, gleichmäßig zu verteilen. 

Sind Ubzüge bei einer Lohnzahlungsperiode unterblieben, fo dürfen fie für die be 
treffende Lohnzahlungsperiode nur noch bei der nächftfolgenben Lohnzahlung nachgeholt 
werden. Dieje Beftinumung findet feine Anivendung, wenn wegen verjpäteter Fyeftftellung 
einer bisher ftreitigen Verſicherungspflicht oder aus anderen Grimden! Beiträge nad 
träglich zu verwenden find, ohne daß den Arbeitgeber hierbei ein Verſchulden trifft 

2 3. 8. wenn ber Berficherte die Borlegung der Beſchaffung der Auitiungsfazie verweigen 
oder deren Ausſtellung anderweit, wie zum —** ber Feſtſtellung der Perfonalien des , 
auf Weiterungen ftößt. 


30. Berficherungspflichtige Perjonen find befugt, die Beitragsmarken an Stelle 
der Arbeitgeber g verivenden. Ei diefem alle haben die Arbei den Berfiherten 
den anteiligen Betrag für die Marken (Rr. 29 Abſ. 1) zu eritatten. 

Bei der Geltendmadjung des Anſpruchs auf anteilige Erftattung der Beiträge gegen 
den Arbeitgeber ift jedoch die vorherige Entwertung der verwendeten Marken unerlählike 


ung. 

31. Bei freitwilliger (Rr. 8) haben die fie eingehenden Peronen 
die Marken aus eigenen Mitteln zu befchaffen und zu verwenden. Die Wahl der 
Lohnklaſſe, für welche fie die Marken verwenden, fteht ihnen frei. 

Berfonen, welche für die Dauer einer gegen Lohn oder Ber unternommene 
Befchäftigung, während der fie nad) Nr. 8 Abſ. 2 und Nr. 4 der Verſicherungspflicht nich 
unterliegen, F eitmillig fich verfichern (Nr. 8 Abf. 4) bar gegen denjenigen Arbeitgeber, 
welcher, iwenn die Berficherungapflicht beftände, nad) Pr. 27 zur Entrichtung der Vertige 
verpflichtet ſein würde, der Anſpruch auf Erſiattung der Hälfte der für die Dauer de 
Arbeitszeit entrichteten Beiträge (verwendeten Beitragämarfen) zu. 

Die Anrechnung höherer Beiträge, als fich bei Anwendung der Nr. 21 und 22 AH | 
bis 3 ergeben würden, kann der Arbeitgeber ablehnen. | 


Yuwirkfame Beiträge. 


32. Die nachträgliche Entrihtung von Beiträgen für eine verſicherungspflichtige 
Belchäftigung iſt im allgemeinen nad) Ablauf von zwei jahren feit der Fä igfeit ur 
zuläflig. Freiwillige Beiträge und Beiträge einer höheren als ber maß- 
ebenden Sohnklaite (Nr. 22 Ab. 4) dürfen für eine länger algeik 

—*8* zurüdliegende Zeit, ſowie nad eingetretener Erwerbsunfchiglei 
Nr. Se) nachträglich oder für die fernere Dauer der Erwerd⸗— 
unfähigfeit nicht entrichtet werden. 

33. Arbeitgeber und Verficherte, welche Marken in die Quittungslarten einlleben, 
find zur Entwertung fämtliher Marken verpflichtet. 

Die Entwertung der Marken liegt demjenigen ob, welcher die Marken einzulleben 
hat; ſie muß alsbald nach der Einklebung erfolgen. 


1 Die Entwertung darf nur in der Weiſe erfolgen, daß auf den einzelnen Marken handfäri" 
lich oder Durch Stempel der Entwertungstag in Biffern, 3. B. für ben 15. März 1900 „18. 3. 00 n 
für den 10. Februar 1901 „10. 2. 01”, deutlich angegeben wird. Zur Entwertung iſt Tinte oder ei 
ähnlicher feithaltender Yarbftoff zu verwenden. afien 
ei ber Entwertung dürfen die Marken nicht untenntlich gemacht werben, inabejonbert ei 
der Gelbmwert, die Lohnflaffe und der Name der Verficherungsanftalt erfichtfich bleiben. Eine n 
wertung der Dlarfen [er bei der Borlage der Quittungsfarte zum Umtauſch oder zut Berlängert 
der Gültigfeitödauer feitend der betreffenden Behörden oder Beamten zu erfolgen. Im jepte 


©. Invalidenverſicherung. Wlterörente, Invalidenrente, freies Heilverfahren. 945 


Falle ijt auch die Geſamtzahl der in der Karte befindlihen Marken im unmittelbaren Anfchluß an 
die bereit3 gellebten Marfen zu vermerten, 3. B. 25 Beitragsmarlen; auf ein Jahr verlängert. 
(Siegel) 10. 3. 1905. 
(Vgl. Bundesrat v. 9. 11. 1899.) 


Anfpruc auf Rente und Gewährung freien Heilverfahrens. 


34. Altersrente erhält, ohne daß es de3 Nachiveifes der Srrverbäunfähigfeit bedarf, 
berjenige Berficherte, welcher da8 jiebenzigfte Lebensjahr vollendet hat. 

35. Invalidenrente erhält ohne Rüdfi aut das Lebensalter derjenige Berficherte, 
welcher dauemd erwerb3unfähig (Nr. Ge) it. 

Eine durch einen Unfall in einem teichögefelich der Unfallverjicherung unterliegenden 
Betriebe herbeigeführte Erwerbaunfähigfeit begründet den Anfpruch auf Invalidenrente 
nur injomweit, al3 die zu gewährende Invalidenrente die gewährte Unfallrente überfteigt. 
— Dies wird in der Regel nicht der Fall fein. 

Die —e— tritt aber auch für diejenigen Unfälle ein, welche nicht 
durch die Unfallverſicherungsgeſetze gedeckt werden, und gewährt den vom Unfall Be- 
troffenen eine Invalidenrente und freie Heilverfahren oh 88). 

Invalidenrenten Empfängern wird die Rente entzogen, jobald eine ellerung in 
ihrem Befinden eintritt, welche fie nicht mehr al3 dauernd erwerbsunfähig erfcheinen läßt 

36. Invalidenrente (fog. Krantenrente) erhält auch derjenige nicht Dauernd eriverbö- 
unfähige VBerficherte, welcher während 26 Wochen durch Krankheit ununterbrochen eriverb3- 
unfäbig geweſen iſt, für die weitere Dauer ſeiner Erwerbsunfähigkeit. 

. Ein Anſpruch auf Invalidenrente ſteht denjenigen Verſicherten nicht zu, welche 
erweislich die Erwerbsunfähigkeit ſich vorſätzlich! zugezogen haben. 

Auch kann die Gewährung der Rente ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn 
der Verſicherte die Erwerbsunfähigkeit bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urteil 
jeſtgeſtellten Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens? ſich zugezogen hat. Sn 

ällen letzterer Art kann die Rente ſeiner von ihm unterhaltenen Familie (Frau und 
Kinder unter 15 Jahren) überwieſen werden. 


1 Eine Durch den Selbſtmordverſuch erzeugte Erwerbsunfähigkeit begründet keinen Anſpruch 
auf die Invalidenrente, weil der Verſicherte ſich eine ſolche Ormerbaunäbigteit, bon dem Fall der 
Unzurehnungsfähigfeit abgefehen, vorſätz lich sugesogen hat. (U. N. 1899 Nr. 2.) 

23. 8. Zuziehung eines Bruches beim Stehlen eines ſchweren eifernen Kaſtens. 


38. St ein Verficherter dergeitalt erkrankt, daß al3 Folge der Krankheit Erwerbs⸗ 
unfähigfeit zu bejorgen ift, welche einen Anſpruch a reichögejegliche Invalidenrente 
begründet, Ma it die Verſicherungsanſtalt befugt, zur Abwendung dieſes Nachteils ein 
Heilverfahren in dein ihr geeignet erjcheinenden Umfange eintreten zu laſſen. 

Die Verficherungsanftalt kann das Heilverfahren durch Unterbringung des Er- 
[ranften in emem Krankenhauſe oder in einer Anftalt für Genefende 

ewähren. Hat der Erfranfte eine eigene Haudhaltung, oder it er Mitglied der Haus- 
—— ſeiner Familie, ſo bedarf es hierzu ſeiner Zuſtimmung. 

ährend des Heilverfahrens iſt für ſolche Angehörigen des Verſicherten, deren 
Unterhalt dieſer bisher aus feinem Arbeitsverdienſte beſtritten hat, eine Unterſtützung 
au ieh und zwar ganz gleich, ob der Erkrankte einer Krankenverſicherung angehört 
oder nicht. 

Dieſe Angehörigenunterftütsung beträgt für Die Angehörigen derjenigen Verjicherten, 
welche bei Einleitung de3 Heilverfahrens gegen Krankheit verfichert find und ein Krankengeld 
beziehen, die Hälfte dieſes Krankengeldes, für die Angehörigen der nicht gegen Krankheit 
Berlicherten ein Viertel des für den Ort feiner legten Beichäftigung oder feines 
legten Aufenthalts maßgebenden ortüblichen Tagelohn 3 gervöpnti er Zagearbeiter. 
Wenn der Verficherte mvalidenrente erhält, kann dDiefelbe auf die Ange- 
hörjgenunterftüß .n angerechnet werden. 

Die Anträge auf Gewährung dei freien Heilverfahren? find an den Borftand 
der Berficherungsanftalt zu richten. _ 

Radtke, Handbuch. 4. Aufl. 60 
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39. (Entzieht Al der Berjicherte den von der Verficherungsanftalt getroffenen Map- 
nahmen, fo kann ihm beim Eintritt Dauernder Erwerbaunfähigfeit die Snvalidenrerte 
gan 1 ober teilweiſe verjagt werden. 

0. Durch atutariiche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Rommunal- 
verbanbes tann land- ober forftwirtichaftlichen Arbeitern, die Gehalt oder Lohn ganz 
oder teilweife in Raturralleijbungen erhalten, auch die Rente bis zu — Dritteln in Form 
von Naturralleiſtungen gewährt werden. Dieſe Beſtimmung der Genehmiguno 
des Regieru — 

Öfen tien Trunfenbolben iſt die Rente ganz ın Naballeitungen zu gewähren 

De Renten ge en in ſolchen Fällen auf die Kommunen über, welche dafür die Ratural- 
zu bein fen haben. 
Grund ftatutarifcher Beſtimmung der Berjicherungsanftalt Tarın der Borland 
einem Henterempfä er auf feinen Antrag an Stelle der Rente Aufnahme in en 
Invalidenhaus auf Stoften der Anftalt gewähren. 


Wartezeit. 


41. Die Gewährung der Invaliden⸗ oder Altersrente erfolgt erſt nach Zurüdlegung 
einer Wartezeit. 

Die Wartezeit beträgt: 

1. bei der Snvalidenrente, wenn mindeſtens 100 — Grund der 
Verſicherungspflicht geleiſtet worben find, 200 Beitragswo (vgl. Nr. 3), 
andernfall3 500 Beitragswochen;! 

2 bei der Altersrente 1200 Beitragswochen. 

Die für die freiwillige Verſicherung (Nr. 8) geleiteten Beiträge kommen auf die 
Wartezeit für die Invalidenrente nur dann zur Unrechuung, weunn miudeſtens einhundert 
Beiträge auf Grund eines die Berficherumgspflicht oder die Berechtigung zur Selbſi⸗ 
verſicherimng begründenden Verhältniſſes geleiltet worden jind 

a fm bie Binrkegeit für bie Iunalibenvente überhaupt erfälsen zu Mhunen, muß cin Grund: 
tod von mindeften® ie eiträgen nachgewieſen werben, fei es auf Grund der Berficherung: 

pflicht ober eines die Berechtigung ur Selbitverficherung begründenden Verhältniſſes oder auf 
Grund beider Berficheru hätte 

Iſt dieſer ——ſ von von Beiträgen vorhanden, fo lann die — au der die frei- 
willige Sortenung der Seriteeciherung ober die Weiterverfiherung t werben. 

Um ein Unrecht auf die kurze Wartezeit on 200 Wochen zu —B —** die 100 Beiträge 
auf Grund der Berficherungspflicht te | ein. 

2 Durch den Grundftod von 100 Beiträgen ſoll verhütet werden, daß jemand, wenn er nur 
kurze Zeit als verficherungspflichtiger Lohnarbeiter Prlichtbeiträge ader als ee fer 
willige Beiträge entrichtet hat, in ber Lage ift, Die Wartezeit einfach dadurch zu 
Verſicherun 3 der fortfegt, derm dies Tönmte u. a. bazu führen, daß kerand. um Die * 
leugba reichögefeglichen Verſicherung gu verſchaffen, nur eben zu "bieten Ywede 
af wen wenige a * ein Pflicht⸗ ober Selbinerficherumgäverhaltmis einträte. (Yenbart u. Epiel- 

en 88.) 

12 Fr die Wartezeit werben als Beitragswochen -(Nr. 24), olme daß Beiträge 
—— ae brauchen, diejenigen vollen Kochen! in Anrechnung gebracht, wãhrend 

ven 

1. behufd Erfüllung der Wehrpflicht in Tyriedenz-, obilmacpungs- oder Krieg! 
zeiten Bm Heere oder zur Marine eingezogen geweſen find, 

2. ante den oder Kriegszeiten —— milibaͤriſche Dien tleiſtungen ver⸗ 
richte 

3. wegen behemigten mit zeitwei | er Enwerböumfähigleit verbundener Kranl- 
heit an der Fortſetzung ihrer Berufdtätigleit verhindert gewejen find. 

Diefe Anrechnung erfolgt jedoch nur bei ſolchen Perſonen, weiche vor den in Rebe 
ſtehenden Zeiten berufdmäßig eine bie Derjicherungapfiiiit begrünbenbe Beſchãftigung 
nicht lediglich pnbergehen aufgenommen haben 

Die Dauer einer Krankheit iſt nicht als⸗ Beitagggeit i im Anrechnung zu bringen, wenn 
der Beteiligte fich die Krankheit vorjäßlich oder bei Begehung eines ftorfgerichtliches 


Urteil fefigeftellten Verbrechens. durch ſchuldhafte — bei Schlägereien oder 
Raufhändeln oder durch —eã ugezogen hat 
ei Krankheiten, welche ununterbr als ein Sahr währen, lommt die über 

diefen Zeitraum Hinausreichende Dauer der rankbeit als Beitragszeit nicht — 

Die an eine Krankheit ſich anſchließende Geneſungszeit wird der Krankheit dr 
geachtet. Dasſelbe gilt von einem regelmäßig verlaufenden Worhenbetie für die 
der dadurch veranlaßten Erwerbsunfähigfeit, aber höchftens für ſechs Wochen von * 
Entbindung an gerechnet. 


2 Nur volle Kalenderwocen Iommen in Anrechnung. Kommt z.B. jemand am Donnerstag 
von einer militärifchen Übung zurüd, fo ift Diefe Woche nicht mehr ald Zeit einer militärifchen Dienft- 
icitung anzurechnen. — er noch Freitag oder Sonnabend Arbeit, fo hat ber Arbeitgeber für 
diefe Woche noch eine Beitr arte für ıhn zu verwenden. (Be ©. 282.) 

Auch die Wochen der Die Dauernde oder zeitweiſe eierböuntärfntchtkerb eebeifäfhrenben Krankheit 
und welche der Anerkennung zur Invalidenrente unmittelbar en fommen in Anrechnung, 
auch Fi dann, weun da Gr die Wartezeit von 200 bezw. 500 Beitragawochen erfiilit wirb. 

Das gilt nur — fü & biefe He bei — tretenen Mann⸗ 
Icaften): Kapitulanten Dagegen, die bar Bing weiter dienen, m zur Erhaltung 
der Auwartihaft ge — ——, —— * unter allen Um⸗ 
— erechnet, —X8— er er aus Pflicht oe Yerteilie geleitet worben ift. — 

in- und ung sum a vn Saruifonort ift auf die —* einer militäriſchen 
Bienteifung — (aA. N 1.) 

Krankheiten und milirariſche Biene en von Beldftyerfi oder während ber 
(reimittigen Fortſetung des Berſi —— tommen nicht in 
Anrechnun 

Ebenſo bommen Krankheiten nicht zur Anrechnung, wenn ber Erkraulte ſeine bie lee 
ln ee Beihäftigung Hat fortichen Täunen. (Anweiſ. v. 17. 11. 1809, DE. Di. 1 
Zeite 1 

— eines Saiſonarbeiters lönnen nur dann auf die Wartezeit ie werben 
wenn jie innerhalb der Arbeitzfaifon Tiegen. Fallen fie in die * ſo haben ſie die Auf- 
nahme der verficherumgspflichtigen Tätigfeit nicht gehindert. (A. N. 18% ©. 259.) Ebenfo werben 
Krankheiten nicht gerechnet, welche in Streißeiten fallen. 


43. en ber Krankheit if bei Mitgliebern von SEEN 
für Die Dauer des Empfanges von Krankengeld durch eine Beicheinigung des Vorflandes 
je en Kaſſe off u führen, für diejenige Zeit, welde für bie Dauer ber —** 

ſdgewährung hinausreicht, ſowie für diejenigen Perſonen, welche einer Kranfentafje 
nicht angehören, durch eine Beicheinigung ber en Br 

Für die in Reichs. und Staatöbetrieben befchäftigten erfonen — Waldarbeiter 
— können die Vejcheinigungen von der vorgefegten ur ausgeſtellt werden. 

Der Nahmeis geleifteter militäriſcher tenfte erfolgt durch 
Borlegung der Militärpapiere. 

ı Die Eintragungen Über anrechnungsfähige Krankheiten und militäriſche Dienitleiftwigen 
in Die Quittungſtarten bürfen nur von orden gemadt werben, m von den Arbeit⸗ 
gebern w. ben ——— ſelbſt. (K. G. v. 21. 2. 1806, Selbverw. & . 666.) 

ufter zur Krankheitsbeſcheinigung (M. f. H. u. Gew. d. 16. 10. 1899). 


Araunkheis beſcheinigung. 

Der Schäfer Erxuſt Krauſe in Oberdorf, geboren im Jahre 1855 zu Stettin, Kreis Stettin, 
Provinz Pommern (Mitglied der unterzei Het Ortöftaufenfaffe), war vom 10. Juli 1900 bis 
zum 13. — 1900 trank und erwerbsunfähie. 

Der ua Hatte ſich die Krankheit weder vorfählich noch bei Begehung eines durch ſtraf⸗ 
gerichttiche3 Urteil feftgeftellten Verbrechens ober durch ſchuldhafte ung Se bei ee 
oder Raufhändeln oder durch Zruntfüiligleit zugezogen; er war — der Kraukheit ber 
mpalidenverfiherungspflicht unterworfen und hatte berufämäßig und Dat lediglich vorüber- 
gehend Lohnarbeit verrichtet. 

Braunshof, den 14. September 1900. 

Der Gemeindevoritand. 
chulz, 

(Siegel.) Büurgermeiſſer. 

llgemeine le) 
Herrmann. 
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Antrag anf Sewilligung von Benten und Deren Seftfielluug. 

44. Anträge auf Rentenbewilligungen jind bei der unteren Verwaltungsbehörde 
(Landrat), in deren Bezirk der Verficherte wohnt oder befchäftigt ift, oder wenn er einen 
Wohnort oder Beichäftigungsort im Inlande nicht mehr hat, in deren Bezirk er feinen 
legten Wohnort oder Be häftigungsor! hatte, anzubringen. Die Anbringung Tann jchriftlich 
oder zu Protofoll erfolgen; jie muß die Bezeichnung der Rente (Invaliden⸗ oder Alter: 
tente) enthalten. 

Dem Untrage find die zur Begründung dienenden Bermeisftüde, insbeſondere Die 
lebte Duittungslarte, die Aufrechnungsbeicheinigungen früherer Quittungskarten und, 
Imiern die Bewilligung einer Altersrente beantragt wird, der Geburtsſchein beizufügen. 

ird die Anrechnung von Krankheiten oder militäriichen Dienflleiftungen, die bei der 
Aufrechnung a Duittungdfarten noch nicht berüdfichtigt find, auf die Beitragszeit 
beanjprucht, jo find die Krantheitöbejcheinigungen und die Militärpapiere beizufügen. 

Wird bei dem Antrag auf Bewilligung einer Invalidenrente ein ausreichendes Arzt- 
liched Zeugnis von dem Berficherten nicht vorgelegt, jo hat die untere Bermwaltung3behörde 
die Unterfucdhung des Gejundheit3zuftande3 und Die Abgabe eines Gutachtens über das 
Maß der Ermwerbsfähigfeit des Anttogjtelier? herbeizuführen; dabei {mb die von der Ver⸗ 
jiherungsanftalt wegen Beichaffung isier Zeugniſſe getroffenen ßnahmen tunlichfi 
zu berüdjichtigen. Bei Anträgen auf Bewilligung einer Alterörente ift die Außftellung 
einer neuen Quittungskarte zu veranlajjen und der Rentenbewerber darauf hinzuweiſen, 
daß die Serficperungsp icht fortbefteht, folange nicht gemäß $ 6 Abf. 1 (Nr. 7) die 
Befreiung von der Berficherungspflicht erfolgt ift. 

Der Verſicherte kann Den Antrag aud) bei dem Gemeindevorſtande (Magiltrat, Bürger- 
meifter, Gut3borfteher), in Landgemeinden außerdem bei der Ortspolizeibehörde feines 
jebigen oder früheren Wohnort? oder Veſchaftigngeort rechtswirkſam anbtingen. 


Der Gemeindevorſiand (Ortspolizeibehörde) hat den Antrag mit den eingereichten Beweis⸗ 


33 35, 86, 38. 


8 41. 
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ftüden an die für feinen Bezirk zufländige untere Sermaltungäbehöt e weiterzugeben, 
vorher aber die Vollftändigfeit und Richtigkeit der Beweisjtüde zu prüfen un Soweit 
fi) Mängel ergeben, deren Be gitigung tunlichſt durch perſönliche Verhandlung mit dem 
ntragſteuer herbeizuführen. die Beſeitigung der Mängel nicht möglich, oder findet 
der Gemeindevorſtand (Ortspolizeibehörde) * Bedenken gegen den Antrag, ſo hat 
er dieſe bei der Weitergabe des Antrags an die untere Verwaltungsbehörde hervor⸗ 
zuheben. (M. f. H. u. Gem. v. 15. 11. 1904.) 

Die Feſtſtellung der Rente erfolgt durch diejenige Verſicherungsanſtalt, vori welcher 
ausmweizlih der Quittungskarte zulegt Beitragsmarken verwendet worden jind. 


Berechnung Der Beute. 


45. Die Rente wird für das Kalenderjahr berechnet und in monatlichen Zeilbeträgen 
im voraus gegadtt Diefelbe wird auf volle fünf Pfennig für den Monat nach oben abgerundet. 
Die —— er Rente richtet ſich nach den Lohnklaſſen und der Zahl der verwendeten Bei- 
tragsmarken. 

Zu jeder Rente gt das Reich einen feiten Zuſchuß von 50 Mt. Die übrigen Teile 
der Renten find.von den Verfiherungsanftalten aufzubringen. 

46. Die Invalidenrente beginnt mit dem wage, an welchem der Verluſt Der Erwerbös 
unfähigkeit eingetreten iſt. Falls diejer geipuntt nicht feflitellbur, mit Dem Zage des 
Eingangs des Antrag? auf Bewilligung Der Rente bei der zuftändigen Behörde (Nr. 44 Abj.1). 

Die Berechnung des von den —— —— aufzubringenden Teiles der 
Invalidenrenten erfolgt in der Weiſe, daß einem Grundbetrage die der Zahl der Beitrag“ 
wochen entjprechenden Steigerungsfäße hinzugerechnet werden. 

Der Grundbetrag beläu fie: 


für die Lohnllafle I... : 2: 2200 auf 60 Mt. 
In Wi H.......... „©, 
un „HH 1......222.0. „80 
un vw. WW .......2220.. „ , 


— — — — — — — — — 


C. Invalidenverſicherung. Berechnung der Renten. 949 


Der Berehnung des Grundbetragd der Invalidenrente 
werden ftet3 500 Beitraggwodhen zugrunde gelegt. Sind 
weniger al? 500 Beitragswochen nadgemwiefen, fo werden 
fürdie fehlenden Wochen Beiträge der — Anſatz 
ebracht; find mehr als 500 Beitragswochen nahgewieien, 
Po jind ſtets dieſe 500 Beiträge der Böhlen Lohnklaſſen zu- 
runde zu legen. Kommen für dDiefe 0 Wochen verſchiedene 
Yohnflaffen in Betradt, jo wird ald Grundbetrag derdurd- 
ihnitt der dieſen Beitraggwodhen entfpredenden Grund- 
beträge in Anſatz gebradt. 
Mit Rüdficht darauf, daß den obigen Grundbeträgen immer 500 Beitragswochen 
zugrunde gelegt werden, Stellt fi) der Srundbetrag für eine Beitragswoche: 
in der Lohnklaſſe J auf 12 Pf. 
" " "n 11 " 14 ” 
nm „ „ II 
ron " IV " 18 n 


rn " " V " 20 " 
Durch diefe Zurüdführung auf eine Woche gejtaltet jich die Berechnung der In⸗— 
baltbentente — Be ar far jebe 8 & 
r Steigerung? eträgt für jede Beitragswoche: 
in der Lohnklaſſe R BP 


" " ” — n 


nm n nt 8 8 
" " m. IV [ui 10 1} 
V...22 


" 


Für die als Beitraggzeit geltende Dauer befheinigter Krankheiten 9“ 
und militäriicher Dienftleiltungen wird bei Berechnung der Invaliden- und Alters- 
rente die Lohnklaſſe II zugrunde gelegt. 

Beifpiele: 

a) Wenn weniger als 500 Beitragswochen nachgewiejen werden. 

Waldarbeiter N., der zeitweife auch in anderen Betrieben gearbeitet hat, wird infolge Er— 
löfcheng feiner Sehfraft invalibe, nachdem er beigefteuert hat: 


in der Lohnklaſſe I... = 00 Wochen, 
vn 1 1... 10 „ 
HI... = 10 


außerdem: anrechnungs ähige Krankheit 10 n 


militäriſche Dienftleiftung 100° 
zufammen 360 Woden. 
ai ot Berechnung des durchſchnittlichen Grundbetrags find zu ergänzen 140 Wochen der Lohn- 
Hofe I. 
Die Invalidenrente berechnet fich wie folgt: 
1. Rihszufhuß - - - - > — 50 Mk. — Pf. 
2. Grundbetrag: 


90 + 140 = 20 Wochen zu 12 Pf. = 27 Mt. 60 Pf. 

150 + 10 +100 = 260 „ „4, =. 40, 

10 ” ” " = 1 nt 60 [2 
=65 „© „ 

3. Hierzu Steigerung: 

ür MO Wochen zu 3 TE . ... 22200. = 2, 0, 
FR. ı ee : a =15 „ &0 „ 
„U , Pr > a — — „ 8, 


Die Invalidenrente ſtellt ſich demnach auf 134 ME. 70 Bf. 
b) Wenn mehr al 500 Beitragswochen nachgemwiejen werden. 
Nrivatföriter Z. wird infolge Krankheit und anderer Gebrechen dienjtunfähig (erwerbs⸗ 


unfähig). 
Z. hat beigeſteuert in der Lohnklaſſe = 1000 Boden 


— 
— 


nn n n 


zufanmen 2000 Wochen. 


Bur Berechnung des durchſchnittlichen Grundbetrags ſind Die 400 Wochen der Lohnllafle V 
und von ber Lohnklaſſe IV noch 100 Wochen in Anfag zu bringen. 
Die afidentente berechnet ſich für Z, wie folgt: 


Reichtzuſchuß . . 5. en — 50 It. — pf. 
2. Grundbetrag: 
100 Wochen zu 18 Pf... - . . . = 18 M. — Pf. 
[nee :6 =, u 
3. Hierzu Stei | Mu 
. Hierzu Steigerun 
fü 1600 Kochen zu 10 Pf............... — 1600, — „ 
„400 „ ni nenn = 48 — „ 
Die Invalidenrente ſtellt ſich demnach auf 356 at — 12 
g ai. 47. Die Altetsrente beginnt früheftens mit dem erſten Tage des 71. Lebensjahrs. 
8 87. Der bon den Berfiherungdanftalten aufzubringende Teil der Altersrente beträgt: 
in der Lohnklaſſe . -. . 60 ME. 


n n n 11 .. % n 
nn n 1 2 120 
n n " IV — 150 ” 
" n „ V ie 180 " 
Diefen Sätzen find für die Berechnung 1200 Beitragdwochen zugrunde zu legen. 
Die Sätze für ie Woche Stellen fi) demna 
in der Lohnklaſſe TIauf 5 Pf. 
„ n " II „ ‚D " 
"nn " III " 10 " 
nn n IV " 12,5 ” 
15 


" U) " n n 
Sind mehr al3 1200 Beitragswochen nahgemielen, fo find 
bie 1200 Beiträge der höchſten Xohnflaffen der Berechnung 
zugrunde zu legen. 
Beifpiel: Privatförfter Z. hat das 70. Lebensjahr vollendet und erhebt den Anſpruch auf 
Altersrente. Er hat beigefteuert: 
in der Lohnklafſe IV für 1600 Wochen, 


V 
" " — n 
zufammen 2000 Moden. 


Sn Betracht lommen hiervon bei der Rentenberechnung 400 Wochen der V. und 800 Wochen 
der IV. Lohntlaffe. 
Die Altersrente berechnet fich folgendermaßen: 


1. Reichazufhuß (Nr. ) 2-22. 50 ME. 
2. Beitrag der Berfiherungsanftalt: 
40 Wochen zu 15 Pf......... 60 „ 
n Pa 1: 100 „ 
2. erhält demnad eine Altersrente von . - - . 2 2: 22000 .. 2i0 Mt. 


Bon obigen 2000 Beittagdwochen bleiben 800 bei Berechnung ber Witerärente außer Be- 
rüdfichtigung, fie behalten aber ihren Wert für die etiva jpäter an Stelle der Altersrente zu be- 
willigende Invalidenrente. 

Wäre Z. zu dem Beitpunfte der Erhebung des Anſpruchs auf die Witersrente aber eriwerb- 
unfähig geweſen und hätte die Invalidenrente beanfpruchen können, jo würde dieſe 856 WE. (vol 
Beifpiel b zu Nr. 46), aljo 146 Mt. mehr al3 bie Altersrente, betragen 

au. 48. Tür Zeiten, die beim Eingange de3 Antrags auf Bervilligung einer Rente (In⸗ 
validen- oder Alters) länger als ein Jahr zurüdliegen, wird die Rente nicht gewählt. 


Anusıahlung durch Die Bor. 
312190, _ 49. Ju erfolgter Seltlielung der Rente erhält der Berechtigte von der Ber- 
ficherungdanftalt einen Befcheid über die Höhe der Bezüge unter Angabe der mit der 
—5— beauftragten Poſtanſtalt. In der Regel wird die Zahlung durch diejenige 
PBoitanftalt bewirkt, in deren Bezirk der Empfangsberechtigte zur Zeit des Antrags auf 
Bewilligung der Rente feinen Wohnjig hatte. 


Berlegt der Enipfangsberedhtigte jeinen Wohnſitz, jo hat auf feinen eg vr 
der Berficherungsanftalt, welcher die Rente angewieſen hatte, die letztere an die Poſi⸗ 
anftalt de3 neuen Wohnort? zur Auszahlung zu übermweijen. 


2 fiber die Vereinfachung der Außzahlung von fortlaufendenNRentenanaufdem 
Lande (im Landbeftellbezirte) ON nDe pfänger vergleiche Nr. 89, Anm. 3 unter 
„Unfallverfiderung”, XIVBd. ®. 


Erfattung vou Beiträgen. 


50. Eine Erflattung von Beiträgen findet jtatt, nachdem folche mindeſtens für 260 
Beitragäwochen ! geleiltet worden find: 

a) an weibliche Verjicherte, welche, bevor jie in den Genuß einer Rente gelangt find, 
heiraten, in Höhe der Hälfte der für ievor&ingehbungder(&he geleifteten 
Beiträge. Der Anſpruch muß vor Ablauf eines Jahres nach dem Tage der Ver- 
nn ua gemacht werden. Wit der Erftattung erliſcht die durch das 
frühere Verſicherungsverhältnis begründete Anwartichaft; ? 

b) an Witwen und eheliche Kinder unter 15 jahren von verficherten männlichen 
Perſonen und an vaterlofe Kinder unter 15 Jahren von verficherten weiblichen 
Berjonen, welche fterben, bevor fie in den Genuß einer Rente gelangt find, in 
Höhe der Hälfte der für die Verſtorbenen geleifteten Beiträge. 

Ein gleicher Anſpruch fteht unter denſelben Vorausſ en den hinterlaſſenen, 
nod) nicht 15 Jahre alten Kindern einer ſolchen weiblichen on zu, Deren Ehemann 
ji) von der häuslichen Gemeinſchaft jerngehalten und fich der Pflicht der Unterhaltung 
der Kinder entgegen bat. War die weibliche Perſon wegen Erwerbsunfähigkeit ihres 
Ehemanns die Ernährerin der Familie, jo ſteht ein gleicher —— — dem hinter⸗ 
laſſenen Witwer zu. 

Der Erſtattungsan peuc) muß bei Vermeidung de3 Ausichluffes vor Ablauf eines 
Jahres nach dem Tode des Verſicherten erhoben werden. 

Iſt die RER Perjon infolge eines Unfalls geftorben, und erhalten die Hinter- 
bliebenen Unfalltente, fo findet diefe Beſiimmung feine Anwendung. 


a Die 200 Beiträge mäfien bis zum Tage der die Exrftattung begründenben Vorausſetzungen 
entrichtet fein. (U. N. 1895 ©. 283). 

Auf die 200 Beitragswochen kommen auch Krankheiten und militärische Dienftleiftungen in 
Anrechnung. (N. N. 189 ©. 255.) Für diefe Wochen, für die in Wirflichleit Beiträge nicht ge- 
leiftet find, findet feine Erftattung ftatt. 

2 Immerhin werden meibliche Berficherte, wenn fie eine Ehe eingehen, wohl daran tun, 
es ſich ſehr reiflich a überlegen, ob jie von dem ihnen hier eingeräumten Recht in der Tat Gebraud) 
machen follen. ebenfalls wird e3 in der Mehrzahl der Fälle vorteilhafter für fie fein, wenn fie es 
nicht tun. Dies gilt in erfter Reihe für diejenigen weiblichen Berficherten, welche auch nach der Ehe- 
ſchließung eine verjicherungspflichtige Beichäftigung fortſetzen, oder bei benen die Möglichkeit nahe 
liegt, daß fie eine foldhe in Zukunft wieder aufnehmen werden. Denn für fie beginnt dann eine 
völlig neue Wartezeit, und bei fpäterer Gewährung einer Rente erleiden fie durch die Nicht- 
anrechnung der erftatteten Beiträge einen unter Umftänden recht merflichen Ausfall. Aber auch wo 
die gedachte Vorausſetzung nicht zutrifft, jteht der meift geringfügige und bald aufgezehrte Er- 
haftıng9beicag in der Regel in feinem Berhältnis zu dem Vorteil einer Rente im Falle der In— 
validität und des Alter oder aud) nur zu dem Gefühl einer gewiſſen Beruhi ung welches die 
Anwartſchaft auf eine Rente für jene Fälle zu gewähren pflegt. Dabei iſt auch hier die Leichtigkeit 
nicht außer acht zu laffen, mit der das Berficherungaverhältitis freiwillig aufrecht erhalten werden 
fann. Bei Verwendung der nach $ 46 (Nr. 53) zuläfligen Mindeitzahl von Beiträgen und Benubung 
ber niedrigiten Lohnllaffe genügt dazu bei der Pilicht- und Weiterverficherung ein jährlicher 
Aufwand von 1 ME. 40 Pf., bei der GSelbitverficherung ein jolher von 2 MI. 80 Pf. (Iſenbart u. 
Epielhagen ©. 273.) 

Aud) die Eritattung von Beiträgen, weldye während der Dauer der erjten Ehe entrichtet 
worden find, an die fich wiederverheiratende Witwe ift zuläffig. (U. N. 1896, ©. 360.) 


51. Werden verjicherte Perjonen durch einen Betriebsunfall eriwerböunfähig im 
Einne dieſes Geſetzes (Nr. 6 e), und ſteht ihnen nach Nr. 35 Abſ. 2 für die Zeit des Bezug 
der Unfallrente ein Anfpruch auf Invalidenrente nicht zu, fo ift ihnen auf ihren Antrag 





gm 


SM. 


3 18. 


die Hälfte der für fie entrichteten Beiträge zu erftatten. Der Anfpruch muß bei Bermeidung 
des Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei Jahren nad) dem Unfall geltend gemacht werben. 

1 Wer zu zwei Dritteln erwerb3unfähig geworben ilt, aber nicht die Ausficht hat, daß ihm 
die Unfallxente in entiprechender va dauernd gelichert ijt, tut beſſer, die Erftattung der Beiträge 
nicht zu beantragen; denn hebt fich jeine Erwerbsfähigkeit wieder, und tritt eine Ermäßigung Der 
— ein, ſo hat er ſpäter, wenn er dauernd Invalide im Sinne dieſes 
Geſetzes wird, neben der Unfallrente auch Anſpruch auf die Invalidenrente, ſoweit beide Renten 
zuſammen den ſiebeneinhalbfachen Grundbetrag der Invalidenrente nicht überſteigen. (Nr. 5ta.) 


52. Anträge auf Beitragserſtattung. 

Anträge auf Erjtattung von Beiträgen find in den Fällen der $$ 42, 43 bei der unteren 
Berwaltungsbehörde, in deren Bezirfe der Antragfteller wohnt oder zulegt beichäftigt 
war, in den Fällen des $ 44 bei der unteren Verwaltungsbehörde anzubringen, in deren 
Bezirk der Antragfteller feinen Wohnfit hat oder der verftorbene männliche oder weibliche 
Verſicherte zuletzt befchäftigt war. 

Der Antrag kann aud) bei dem Gemeindevorftande (Magiftrat, Bürgermeifler, Guts- 
borjteher), in Landgemeinden auch bei ber Ortöpolizeibehörbe angebracht werden. Diele 
haben die Bollftändigteit des Antrags zu prüfen und den Antrag an die untere Verwaltungs- 
behörbe weiterzugeben. | 

Die Einreichung des Antrag kann fchriftlich oder zu Protokoll erfolgen. Dem Antrage 
jind in jedem Falle beizufügen die letzte Duittungsfarte des Verſicherten, deffen Beiträge 
eritattet werden follen, und die Aufrechnungsbeicheinigungen früherer Quittungskarten, 
jomweit der Antragiteller fie befigt, forwie der Ausweis über etiva anzurechnende, aus den 
Quittungskarten nicht erfichtliche Krankheiten und militärische Dienftleiftungen (85 30, 31), 
jofern ohne diefe Anrechnung der Nachweis der 200 Beitragswochen ($$ 42, 44) ober der 
Erfüllung der Wartezeit ($ 43) nicht geführt werden kann. Außerdem find beizufügen: 

a) fofern eine verheiratete weibliche Perſon die Rüderftattung der Hälfte ihrer Bei- 
träge verlangt ($ 42 des Geſetzes), die Heirat3urfunde, 
b) Ipiem dauernd erwverböunfüige Kerf onen, die eine Unfallrente in einem höheren 
etrag al die zu erwartende Invalidenrente beziehen, den Anſpruch auf Rüd- 
eritattung der Hälfte der Beiträge geltend machen ($ 43 des Gejebes), eine Beſchei⸗ 
nigung der Berufägenoffenicaft über die Döpe der Unfalltente und ein ärztliches 
Zeugnis tiber die dauernde Erwerbsunfähigkeit, fomweit dieſe fich nicht aus den 
kten der werufögenollenicnft ergibt, 
c) jofern die Witwe die Rüderftattung der Hälfte der für ihren verjtorbenen Ehemann 
vertvendeten Beiträge verlangt ($ 44 Abſ. 1), die Heiratsurkunde und die Sterbe- 


urfunde, 

d) fofern der Witwer die Rüderjtattung der Hälfte der für feine Ehefrau vertvendeien 
Beiträge verlangt ($ 44 Abſ. 2), die Heiratsurkunde und die Sterbeurkunde ſowie 
eine Beleinigung 6 t Gemeindebehörde des lebten Wohnorts der Verfiorbenen, 
daß diefe wegen erböunfähigfeit ihre Ehemanns die Ernährerin ihrer Familie 


war, 

e) ſofern eheliche Kinder die Rückerſtattung der Hälfte der für ihren verſtorbenen 
Bater verwendeten Beiträge verlangen ($ 44 Abſ. 1), die Sterbeurkunde bei 
Eltern, die Heiratsurkunde der Eltern, die Geburtsurkunden der Kinder unter 15 
Sahren, ſowie die Beftallung des Vormundes oder Pfleger, 

f) fofern Kinder die Nüderftattung der Hälfte der für ihre verfiorbene Mutter ver- 
wendeten Beiträge verlangen ($ 44 Abſ. 1 und 2), die Sterbeurkunde und bei ehe- 
lihen Kindern aud) die Heiratsurfunde der Mutter und die Sterbeurkunde des 
Vaters, die Geburtäurkunden der Kinder unter 15 Jahren, fowie die Beſtallung 
des Bormundes oder Pfleger, 

g) jofern eheliche Kinder, deren Vater noch am Leben ift, die Rüderftattung der Hälfte 
der für ihre verftorbene Mutter verwendeten Beiträge verlangen ($ 44 Abſ. 2), die 
Sterbeurkunde und Heiratsurkunde ſowie die Beitallung des Vormundes oder 
Pflegers, die Geburturfunden der Kinder unter 15 Jahren jowie eine Befcheini- 
gung des Gemeindevorſtands des Wohnort? der Verftorbenen, feit wann ber Ehe⸗ 


mann der Verſtorbenen vor dem Tode feiner Ehefrau jich von der häuslichen Ge- 

meinfchaft ferngehalten und der ** der Unterhaltung der Kinder entzogen hat. 

n den Fällen c bis g iſt eine Bel einigung des Gemeindevorftands des Wohnortd 
der Antragfteller darüber beizubringen, daß die Hinterbliebenen au Anlaß des Todes 
des Verſicherten eine Entihädigung aus der Unfallverficherung weder beziehen nod) 
zu erwarten haben. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat die Vollitändigfeit der eingereichten Beweis- 
jtüde zu prüfen und ihre Vervollſtändigung herbeizuführen. Sie gibt demnächſt den An- 
trag mit den Anlagen an den Vorſtand der für ren Bezirk zuftändigen Verſicherungs⸗ 
anfiatt ab. (M. f. 9. u. Gem. v. 15. 11. 1904.) 


Grlöfden der Anwartichaft. 


53. Die aus der Verficherungspflicht “ ergebende Anwartſchaft erlifcht, wenn 
während zweier Jahre nah) dem auf der Quittungskarte (Nr. 17 
Abſ. 2) verzeihneten Auzftellungdtage ein die Bericherungap icht be- 
gründendes Arbeit” oder Dienjtverhältnis, auf Grund deſſen Beiträge entrichtet find, 
oder die Weiterverſicherung (Nr. 8) nicht oder in weniger al3 inögefamt 20 Beitrags- 
wochen beftanden hat. 

g Den Beitragswochen im Sinne de3 vorigen Abſatzes werden gleicd) behandelt die 
eiten: 

1. welche nad) Nr. 42 als Beitragszeiten angerechnet werden, 

2. während deren der Anwärter eine Unfalltente für eine Verminderung der Erwerb3- 
fähigkeit um mindejtens — Prozent bezog, ohne gleichzeitig eine nach dieſem 
Geſetze verficherungspflichtige efhäftigung auszuüben. 

Bei der Selbftverjicherung und ihrer Fortſetzung (Nr. 8Abf. 3) müfjen 

ur Aufrehterhaltung der Anwartjhaft während der im Ab— 
Ps 1 bezeihneten Friſt mindeſtens 40 Beiträge entrichtet werden. 

Die Anmartfchaft lebt wieder auf, ſobald durch Wiedereintreten in eine verſiche⸗ 
rungspflichtige Beichäftigung oder durch freiwillige Beitragsleiſtung da3 Ver- 
ficherunggverhältni erneuert und danach eine Wartezeit von 200 Beitragswochen zurüd- 
gelegt ift. 

1 Berfonen, welche in ihrer Jugend a waren und die Wartezeit zurüd- 
gelegt haben, können, wenn fie in ihrem jpäteren Leben felbitändig geworden und es zur Wohl- 
habenheit gebracht haben, fich die Anwartſchaft auf eine Rente dadurch erhalten, daß fie alljährlich 
minbeitens 10 Beitragsmarken verwenden. 

aren Berfonen niemals pflichtig, fondern nur berechtigt, jo müffen fie alljährlich 
20 Beitragsmarken verwenden, wenn jie bie Anwartſchaft aufrecht erhalten wollen. 

2 Die zweijährige Frift rechnet vom Ausſtellungstag ab, aud) wenn die arte von 
einem früheren Zeitpunlt ab gültig gefchrieben ift; Beiträge, die in die Quittungskarte für eine 
frühere, vor dem Ausftellungstage Tiegende Zeit nachträglich eingeflebt find, werden auf die von 
dem Ausftellungstag ab laufenden zwei Jahre nicht mitgerechnet, fondern der früheren Anmwart- 
ſchaftsperiode zugezäblt. 


Buhen der Rente. 
54. Das Recht auf Bezug der Rente ruht: 


a) für diejenigen Perſonen, welche auf Grund der Reichsgeſ esgebung Unfalltente, 
und diejenigen in Nr. 6a und 7a bezeichneten Perfonen (Beamte, Soldaten, Ben- 


fionäre uſw.), welche Penſionen, Wartegelder oder ähnliche Bezüge beziehen, 
folange und joweit diefe Bezüge unter Hinzurechnung der ihnen nad) dieſem Geſetze 
ugeſprochenen Rente den ſiebeneinhalbfachen Grundbetrag der Inva— 
idenrente (Nr. 46 Abſ. 2) Den n 
b) während der — in einem Arbeitshauſe oder in einer Beſſerungsanſtalt 
und während der Ver 


Freiheitsſtrafe; 


üßung einer die Dauer von einem Monat überſteigenden 





8 46. 


9 4 


c) folange der Berechtigte im Auslande wohnt. — Ausnahmen für Grenzbezirke 
lönnen vom Bundesrat zugelaffen werden. — 

sm Falle zu b Ian der Familie Die Rente überiwiejen werben. 

Während des Bezugd der Invalidenrente ruht der Anſpruch auf Altersrente. 

» Der fiebeneinhalbfache Grundbetrag ber Snpafidenrente ijt für Lohnllaffe I A650 ME, für 
ale 11 525 ME, für Lohnflaffe III 600 ME., für Lohnflaffe IV 675 ME. und für Sohnklafle Y 
7 

2 Hat jemand Beiträge zu verſchiedenen Lohnklaſſen geleiſtet, fo find, ganz gleich, ob er In⸗ 
validen- Oder Altersrenie bezieht, die Borfchriften über Die Ducchichnittliche Berechnung be3 Grund» 
betrags ber Drbaliben vente (Nr. 46) finngemäß anzuwenden. 

Der fiebeneinhalbfache —— ſtellt ſich bei dem Beifpiel a über die Berechnung der 
Snvalidenrente (Rr. 46) auf 492 ME. und bei dem Beilpiel b bzw. dem Beilpiel über die Be- 
rechnung der Niterörente (Nr. 47) auf 735 ME 

Beispiele: a) Bezieht der Waldarbeiter N. nad dem Beiſpiel a zu Nr. 46 bereits eine 
Unfalltente von 300 ME, fo erhält er Daneben auch die volle Sfnvalidentente von 134,70 RL, weil 
beide Renten ujammen ben fiebeneinhalbfachen durchſchnittlichen Grundbetrag der Mmbafiden- 
vente = 4% ME nicht Überfteigen. 

b) Bezieht der Privatförhier Z . nad) dem Beifpiel b zu Nr. 46 a gemefener Soldat eine 
Invalidenpenſion von 468 DIE., fo ruht die ihm zuſtehende Invalidenrente von 3656 Mt. mit 89 RL, 
weil die Invalidenpenfion und Die Smpalibenrente zufammen (468 -+ 356) 824 ME betragen und 
jomit den fiebeneinhalbfadden durchſchnittlichen Grundbetrag der Snvalidenrente von 736 IRT. um 
89 Mt überfteigen. 

Würde Z. nur die Altersrente, Beiſpiel zu Nr. 47, mit 210 ME. beziehen, jo würde dieſe voll 
gezahlt werden können, denn Snvalidenpenfion (468 Mi.) und Wlterörente (210 ME) erreichen 
zufammengenommen (678 Mt.) nicht den fiebeneinhalbfachen durchſchnittlichen Grundbetrag ber 
Invalidenrente (735 ME.). 

8 Der Snpalibenpenfion im * —*ã Para dent een Kriegdzula gen, Zul Bulagen | fü 


vuchtbenugung bes N gengizune en im 
bed Gef. vom 22. 8. g Bl. e a, ———— en bes SHIL-Bent dei 


vom 27. 6. 1871, gleih. (R. 8. A. v. 13. 5. 1897.) 
4 Das Gehalt, welches einem —8 erwerbsunfähigen und bienftunfähigen Beamten bis 
zu leiner Benfionierung gezahlt wird, ift ein penfionsähnlicher Bezug im Sinne bieles Paragraphen 


(A. N 
5 Widerrnfliche Unterfiüätungen, melde den Hofbedienfteten eines beutichen Bundes 
Heften aut bei Kr gast neren, gelten mit als Benfionen im Sinne des 548. (N. 8.1. 
4 ) 


Berhältuis u anderen Aufpräden. 


55. Die auf ge eleblicher —— beruhende Verpflichtung von Gemeinden und 
Armenverbänden zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Perſonen, ſowie Ye ‚gelebliche, 
jtatutarifche oder auf Vertrag Deruhenbe Berpflichtungen zur Fürſorge für alte, Trante, 
erwerbsunfähige oder hilfsbedürftige Perfonen werden durch dieſes —2 — beruhti ı 

Wenn von Gemeinden oder Armenverbänden an hilfäbebürftige Perſonen Unter- 
ſtützungen für einen gekaum geleiftet werden, für welchen diefen ba ein Anjpruc 
auf Invaliden⸗ oder Altersrente zujtand oder noch zufteht, jo ift ihnen hierfür Durch Über- 
weifung von Rentenbeträgen ganz oder teiltweife Erjaß zu Ieiften. 

Der —— bei der unteren Verwaltungsbehörde (Landrat) binnen drei 
Monaten ſeit Beendigung der Unterſtützung anzumelden. 

1Beiſpiel: Ein Privatförſter bezieht von feinem Dienfiheren laut Vertrag eine Penſion 
von 300 ME., erlebt er das 71. Jahr, und wird ihm eine Altersrente von beifpielöwetje 191 IRL zu- 
geiprochen, fi bezieht er biefe neben der Penſion. 


Pfändung uſw. der Reute. 


56. Die Rente kann mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch für andere 
als die im $ 850 Abf. 4,, der Zivilprozeßordnung bezeichneten Forderungen der an 
ehelichen und unehelichen Kinder und die der erfagßerenitigten Gemeinden oder 
verbände gepfändet werden. Sie darf nur zur Dedung eines Vorſchufſes, teldjer b Dem 


Berechtigten auf feine Anjprüche por Anmweifung der Rente von feinem Arbeitgeber oder 
einem Organe der Berficherungsanftalt — worden iſt, verwendet und nur mit Ge⸗ 
nn der unteren Verwaltung auf Andere (3. B. auf ein GSiechenhaus, 
auf eine Zerforgungsanftalt) übertragen werden. 

s Siehe XI D d. ®. 


Organifatien. gs 88-111. 


57. Die Durchführung der Invalidenverſicherung erfolgt unter Mitwirfung 
der Landedberwaltungd: und der — rden durch Verſicherungsauſtalten und 
ihre Organe, durch Schiedsgerichte und das Reichsve 

58. Zur Durchführung der Invalidenverſicherung find im ganzen Reiche 31 Ver⸗ 
jicgerungsanftalten gegründet, wovon auf Preußen für Berlin und jede Provinz je eine, 
zujammen 13, entfallen. Bei jeder Berfihderungsanftalt find die in ihren 
Bezirke bei igten Perſonen verjichert. | 

Die Berfiherungdanftalten werden auf Grund bejonders feitgejekter 
und genehmigter Statuten von einem Borftande verwaltet, dem en Ausſchuß 
Ber Seite fteht. Der Ausſchuß muß je zur Hälfte aus Arbeitgebern und Berficherten be- 

eben. | 
39. Die Vorbereitung und Begutachtung der Rentenanträge uſw. liegt der unteren 

Berwaltungsbehörbe (Landrat, in Stadtkreiſen Magiftrat, Polizeibehörde) am Wohn- 

orte des Rentenbewerbers ob. 

Zu deren Obliegenheiten gehören insbejondere: 

1. Die Entgegennahme und Borbereitung von Anträgen ei Bemilligung von In⸗ 
validen- und Alterörenten oder auf Beitragderftattungen, ſowie Die Begutachtung 
der Anträge auf NRentenbemwilligungen; 

2. die Begutachtung der Entziehung von Invalidenrenten; 

3. die Begutachtung der ang von Rentenzahlungen; 

4. die Benachrichtigung des Vorſtandes der Verficherungsanftalt über die zur Kenntnis 
der Vermwaltungsbehörde kommenden Fälle, in welchen Grund zu der Annahme 
vorliegt, daß Verſicherte durch ein Heilverfahren vor baldigem Kintritte der Cr- 
werb3unfähigfeit werden bewahrt werden, daß Empfänger von Invalidenrenten 
bei Durd) ühnung eined Heilverfahrens die Erwerbsfähigkeit wieder erlangen 
werden, Daß die Invalidenrente zu entziehen ift oder 
Nentenzahlungen einzuftellen find; 

5. die Auskunftserteilung über alle die Invalidenverſicherung betreffenden Ange— 
legenheiten. 

In gewiſſen haben bei der Begutachtung gewählte Arbeitgeber und Arbeit- 

nehmer in einer g en Anzahl mitzumirken. 

60. Für die Wahrnehmung der nad Nr. 59 der unteren Ber- 
waltungsbehörde obliegenden Gefchäfte können für Heinere örtliche Bezirke al3 
Drgane der Verſicherungsanſtalten Wentenitellen eingerichtet werden. 

Die Verwaltung einer Nentenftelle erfolgt — einen beamteten Vorſitzenden 
unter Mitwirkung einer gleichen Anzahl gewählter Arbeitgeber und Wrbeitnehmer.. 

Den Rentenftellen kann auch die Kontrolle der Beitragsentrichtung für ihre Be— 
zirfe übertragen werden. 

61. Die Berficherungdanftalten unterliegen der Beauflichtigung durch das Reichs⸗ 
verficherungsamt. Dazjelbe enticheidet in allen zweifelhaften Srällen, und find dieje Ent- 
ſcheidungen endgültig. 


62. Zur Beilegung von Streitigleiten iſt für den Bezirk jeder Ver- 
fiherungsanftalt mindeftens ein Schiedsgericht errichtet. Jedes Schiedögericht befteht 
aus einem ftändigen Vorfibenden und aus Beifigern, deren Zahl aus der Klaſſe der 
— und der Verſicherten mindeſtens je zwei betragen muß. 

| 63. Die Berufung der Bertreter der A eber und Arbeitnehmer zur Mit⸗ 
wirkung bei der Verwaltung und den Schiebögerichten erfolgt — Wahlen nach näherer 
Beſtimmung der von der Landeszentralbehörde erlaſſenen Wahl 


ordnung. 





Nach diefer für Preußen erlaſſenen Wahlordunng wählen die Vorftände der Ktranlen- 
taffen und die Vertretungen der Kommunalverbände (Kreife) zuerſt diejenigen Arbeit- 
geber und Urbeitnehmer, welche bei der unteren Berwaltungdbehörde (Landrat) oder 
der Rentenftelle in den Invalidenverſicherungs Sachen mitzuwirken haben (Nr. 59 lebter 
ri Diefe wählen dann die Mitglieder des Ausſchuſſes der Seriichenungäanttalt (Rt. 38 
Ab}. 2), und der Ausſchuß beftimmt die Beiſitzer zum Schiedsgericht (Kr. 62). 


Beſchwerden und Streitigkeiten. 


88 114— 121. 64. Gegen den Beicheib, durch welchen der Anſpruch auf Rente abgelehnt bezw. Die 


g 128. 


$ 155. 


$ 157. 


8 161. 


Höhe der Rente feitgeftellt wird, ſowie gegen den Bee über den Beginn und Die Ent- 
ztehung der Rente Tann die Berufung binnen einem Monat nach der Zuftellung des Be- 
ſcheides bei dem örtlich zuftändigen Schiedgericht erfolgen. 

Gegen die Entjcheidung des Schiedsgericht3 kann binnen einem Monat die Reviſion 
beim Reiheverficherungam! eingelegt werden. 

65. Gegen den Beicheid über die Erftattung von Beiträgen (Nr. 50 bis 52) fteht 
dem Eritattungsberechtigten die Beſchwerde an das Reichöverficherungdamt zu. Dieſe 
ift innerhalb eines Monat? nach Buftellung des Beſcheides einzulegen. 

66. Streitigkeiten über die Frage, ob und zu welcher Berjicherungsanftalt oder 
in welcher Sohnflaffe Beiträge zu entrichten find, werden von der für ben Beichä tt 
zufländigen unteren Verwaltungsbehörde (Landrat) und da, wo Nentenftellen beftehen, 
von dem Vorfigenden derjelben entichieden. Gegen diefe Entfcheivung kann binnen einem 
Monat vie Beſchwerde bei der höheren Verwaltungsbehörde (Regierungs-Präfident) 
eingelegt werden, welche endgültig entfcheibet. 

67. Streitigkeiten zwiſchen dem Ra und den bon ihm bejchäftigten Rerjonen 
über die Berechnung und Anrechnung der für dieſe zu entrichtenden Beiträge werden 
bon der unteren Verwaltungsbehörde (Landrat) und da, wo Rentenftellen beftehen, von 
dem Borfigenden derjelben endgültig entichieden. 


Boutrolle. 


68. Die Verſicherungsanſtalten find verpflichtet, Die rechtzeitige und vollſtändige 
Entrihtung der Beiträge regelmäßig zu überwachen. 

Die Arbeitgeber find verpflichtet, über die Zahl der von ihnen — Perſonen 
über die gezahlten Löhne und Gehälter und über die Dauer der Beſchäftigung den Organen 
der Verſicherungsanſtalt und ihren Beauftragten (Kontrollbeamte) ſowie den die Kontrolle 
ausübenden anderen Behörden oder Beamten auf Verlangen Auskunft zu erteilen und 
denfelben diejenigen Gef anacücher oder Liſten, aus welchen jene Tatfachen hervorgehen, 
zur Einficht während der Betriebszeit an Ort und Gtelle vorzulegen. Ebenſo jind die 
Verſicherten zur Erteilung von Auskunft über Ort und Dauer ihrer VBefchäftigung ver- 
pflichtet. Die Arbeitgeber und die ur Geiorber find ferner verbunden, den bezeichneten 
Organen, Behörden und Beamten auf Erfordern die Duittungslarten behufs Ausübung 

der Kontrolle und Herbeiführung der etwa erforderlichen Berichtigungen gegen Befchemt- 
ung ausge hänbigen. Gie fünnen hierzu bon der Ortäpofigeibehörbe durch Gelſdſtrafen 


i3 zum Betrage von je einhundertundfünfzig Mark angehalten werden. 


88 176-188. Strafbeſtimmungen. 


69. Für die Nichtbeachtung der Vorſchriften dieſes Geſetzes werden Geld- bezw. 
Gefängnisſtrafen verhängt, inäbelondere: 
a) für die nicht rechtzeitige Verwendung von Beitragsmarken, für die Verwendung 
von Beitragsmarken in nicht zureichender Höhe oder von gefälſchten Marken; 
b) für die Verwendung, Veräußerung oder das Feilbalten jolcher Marken, die bereits 
einmal verwendet worden find; 


e) wenn Arbeitgeber in rechtöwidriger Abjicht für verwendete Marken bei der Lohn- 
ahlung mehr in Anrechnung bringen, als e8 nach den Beitimmungen dieſes Ge- 
—* zuläſſig iſt; 

d) wenn Eintragungen und Vermerke in Quittungskarten gemacht werden; 

e) wenn die Entwertung der Marken nicht in der vorgefchriebenen Form bewirkt wird; 

f) für das toiberrechtliche Borenthalten der Duittungsfarte uſw. 


Abergangsbeſtimmungen. 


70. Die Übergangsbeftimmungen für die Invalidenrente haben, nachdem das 
Invaliditäts- und AltersverſicherungsGeſetz ſeit 1891 eingeführt ift, fortan nur nod) 
ür diejenigen Perſonenkreiſe Bedeutung, auf welche die Verſicherungspflicht nach Nr. 2 

bj. 2 nachträglich erſtreckt worden ift, oder erjtredt werden wid. 

Bei Berlicherten, welche innerhalb der erſten 5 jahre, nachdem. die Verſicherungs⸗ 
pflicht für ihren Berufszweig in Kraft getreten ift, erwerbsunfähig werden, wird auf 
die Wartezeit für die Invalidenrente (Nr. 41) die Dauer einer früheren Beſchäftigung an- 
gerechnet, für welche die Berficherungspflicht beftand oder inzwilchen eingeführt worden ift. 

‚Die Anrechnung erfolgt aber nur, inſoweit die frühere Beichäftigung in die legten 
5 Jahre vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit entfällt, und nur dann, wenn nach dem Zeit- 
punkte, mit welchem die Verficherungspflicht für den are Berufszweig in Kraft 
getreten ift, eine die VBerficherungspflicht begründende Beſchäftigung für die Dauer bon 
mindeſtens 40 Wochen beftanden hat. 

Auf Selbitverficherer findet dieſe SED feine Anwendung. 

71. Die Übergangsbeitimmungen wegen der Altersrente behalten für alle aud) 
bisher ſchon verficherten Perſonen noch für ange ac einen erheblichen Wert, weil 
die Wartezeit für dieſe 1200 Beitragswochen (Nr. 41) beträgt. 

Den Verficherten wird, wenn fie zu der Zeit, als die Verſicherungspflicht für ihren 
Berufszweig in Kraft trat, da3 40. Lebensjahr vollendet Hatten, auf diefe Wartezeit für 
jedes volle Lahr, um welches ihr Lebensalter zu dieſem Beitpunfte das vollendete 40. Fahr 

berftiegen hat, 40 Wochen und für den überjchießenden Teil eines ſolchen Jahres die 
weiteren Wochen, jedoch nicht mehr al3 40, angerechnet. 

Die Anrechnung erfolgt aber nur dann, wenn joldhe Perſonen während der dem 
Inkrafttreten unmittelbar vorangegangenen brei ‘jahre berufsmäßig, wenn auch nicht un- 
unterbrochen, eine Beichäftigung gehabt haben, für welche die Berjicherungspflicht beſtand 
oder inzwiſchen eingeführt worden iſt. Dieſer Nachweis wird erlajfen, wenn innerhalb 
der eriten fünf Jahre, nachdem die Berficherungspflicht für den betreffenden 
Berufszweig in Kraft getreten ift, eine die Verficherungspfliht begründende Be- 
uns für die Dauer von mindeitend 200 Wochen beftanden hat. 

2. Sind bei den auf Grund der Nr. 71 zu gemwährenden Alterörenten weniger 
als 400 Beitragswochen nachgewiejen, jo werden für die fehlenden Wochen Beiträge 
derjenigen Lohnklaſſe, welche dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt des Verſicherten 
während der in Nr. 71 Ab). 3 Sat 1 bezeichneten drei Jahre entjpricht, mindeſtens 
aber Beiträge der erften Lohnklaſſe in Anſatz gebradt. Cind 
mehr al3 400 Beitragswochen nachgewiefen, jo fommen die Beitimmungen der Nr. 47 
ohne weiteres in Anwendung. 

73. Unter die Nr. 42 fallende Krankheit oder militärische Dienftleiftung wird für 
die in Anrechnung zu bringende Zeit vor der Begründung der Verjicherungspflicht einem 
Arbeit oder Dienjtverhältniffe gleichgeadhtet. 

Dasjelbe gilt für den Zeitraum von höchſtens vier Monaten während eines 
Kalenderjahrs: 

1. von Zeiten vorübergehender Unterbrechung eines ftändigen Arbeits- oder Dienft- 
verhältniffes zu einem bejtimmten Arbeitgeber; 

2. von Zeiten vorübergehender Unterbrechung einer berufsmäßigen Befchäftigung, 
jomweit e3 ji) um eine Beſchäftigung handelt, die nach ihrer Natur alljährlich für 
einige Bett vorübergehend unterbrochen zu werden pflegt (Saifonarbeit); 





8 199. 


5 18. 


$ 19. 


3. bon einer zu Zweden des Berbienfles unternommenen —— mit Spinnen, 
Striden oder ähnlichen leichten häuslichen Arbeiten, wie jie Iandesüblid, von alternden 
oder ſchwächlichen Leuten geleiftet zu werden pflegen. 


Beteiligung Der Zörfter bei Durchführung Des 
Inunlidennerfickernungsgelches. 


74. Bei Durchführung des Snbalibenverfigjerun eſetzes ift der Förfter ſowohl ii in ber 
Senn aß Dienftherr, aß auf in der gercah als Veamter beteiligt. 
N beiden allen bat er bei jeber Perſon zu ein einer Beihäftigung feſtzuſtellen: 
1. ob biefelbe ber Berficherungspfücht unterliegt (vgl. Nr. er. wenn ja, 
2. daß biejelbe im Befige einer Quittungslarte ift (vgl, Nr. 1020), und 
8. ie! r 4 au Dingen 1 (gt I 2, 2. bei Einreihung i in eine Lohnklaſſe für dieſelbe 
nſatz Ru bringen IR (vgl. Nr. 21 


Kerner 

a) aß Dient s re bei den Lohngahluugen bie entiprechenbe Zahl von Beitragsmarken 

vgl. N au u verwenden unb ben Bert berielben, joweit er bon ven seruherien 
* iragen it, bon dem Lohne des Berficherten in Abzug zu bringen (vgl Nr. 29); 

b) 47 Beamter bei den im Walde beichäftigten Perſonen die Kontrolle über die Dauer der 
Belchäftigung im Arbeiternotizbuche zu führen und in den Lohnzetteln die für jeden Ber- 
fiderten zu verwendenben Beitragsmarken und die hierfür von dem Berfidherten und 
der Sortioe nwaltung gt erftattenden Veträge auszumerfen (vgl. die Anlagen zur Foͤrſter⸗ 
dienftinftruftion — Mufter zu Dem Wrbeiternotizbud und den Lohnzetteln nebſt den Dabei 
vermerkten befonderen Beſtimmungen —). 

75. Sm ber Staatöforfiverwaltung wird Das Einklleben ber Marien durch bie Forſttkaſſen⸗ 
Renbanten bei ben Lohmzahlungen auf Grund ber Angaben in ben Lougettein beivirtt. Zu dieſem 
Zwecke haben die Arbeiter ihre Quittungslarten bei der Lohnzahlung perfönlich vorzugeigen, ober 
dem mit der Erhebung bes Lohnes beauftungten Mitarbeiter zur —— zu übergeben. Ohne 
die Borlegung der Duittungslarten jäntlicher in einem Lohnzet —— rjonen, für 
welche Marken ausgeworfen Ind, darf die Auszahlung des Lohnes feitens der Forſtkaſſen nicht 
erfolgen. (M. 2. v. 21. 11. 1891.) 

Ganz befonder3 Eu beadtenijt fernerdie Anmerfungi zu Nr. 1%. 


— — — — — — ·— — — 


Schlußwort, 
betreffend das Verhältnis der einzelnen Arbeiterderſicherungsgeſetze 
zueinander. 


Darliber, wie weit durch die „[ozialpolitiichen” oder „Arbeiterverfiherungägejege” für 
die arbeitenden Klaſſen unſeres —** Volkes, ind beſondere für die den Forſtbeamten 
intereſſierenden land- und forftwirtihaftliden Arbeiter geſorgt wich, 
und wie‘da3 Verhältnis der einzelnen Verſicherungen zueinander ſich geftaltet, fei in 
Kürze folgendes geſagt: 

Bei jeder Krankheit tritt, wenn die betreffende Perſon der —— —— an⸗ 
gehört, für die erſten 26 Wochen d ie — —— nd gewährt Freies Heil⸗ 
verfahren und bei Erimerböunfähigleit ein Krantengeld 

Wird eine Perfon, welche der Krankenverſicherun nicht an , kanl, und iſt 
zu beſorgen, daß die Krankheit Die Erwerbsunfähigkeit Erkrankten und damit einen 
begründeten Anſpruch auf eine reichsgeſetzliche ——— zur Folge haben wird, 
I kann nad) dem Invalidenverſicherungsgeſetz Treies Heilverfahren und den Ungehörigen, 

eren Ernährer der Erkrankte iſt, eine Underſtügung gewährt Weiden. 

Iſt Die Krankheit die Folge eines im Betrieb exlitienen Unfalls, fo tritt nach Ablauf 
der erſten 13 en die Unfallverjiherung ein, weiche dem —— Toeict 
weiteres Heilverfahren und bei Erwerbsunfähigleii eine Nente (Aufa ), im 


a a Todes de3 Verlegten den Hinterbliebenen ein Sterbegeld und eine 
Rente gewährt 

Iſt die anfheit nicht die Folge eines Betrieb3unfalls, ſondern eine allgemeine 
oder Die Tyolge eines Unfalls außerhalb des Betriebs und zu dauernder Erwerbs⸗ 
unfähigkeit, ſo tritt, gleichwie in den Baden, un weichen iche oder geiftige Ge⸗ 
brechlichleit zu Dauernder Erwerbsun —— die Jnvalidenverſicherung 
ein und gewährt eine Rente en 

Die Yibigfeit nicht auf Di erung ri auch eine Invalidenrente, wenn die 
— ähigleit nicht auf die Dauer ausgeſprochen werben kann, aber bereits 

26 Wochen gewährt hat (mie häufig bei Lungenleiden, Rheumatismus u. dgl. Krank⸗ 

heiten, deren —— nicht vorher zu beurteilen iſt), für die fernere Zeitder Er— 
werbsunfähigkeit (Krankenrente). 

Iſt durch einen Betriebs unfall die Erwerbsfähigkeit nicht bis zu zwei Dritteln 
— jo kann der Verſicherte bei ſpäter eintretender Juvalidität neben der Unfall⸗ 

Die idenrente oder einen Teil Derjelben erhalten. 

———— gewährt die —— auch dem Arbeiter, der noch arbeits⸗ 
fähig in das einundjiebengigfte Lebensjahr tritt, einen wohlverdienten Zuſchuß zu ſeinem 
le . * Regel herabgeminderten Arbeitsverdienſt in Geſtalt einer Rente 

ve 


D. Unfallfürſorge für Gefangene, 
Strafarbeiter uſw. 


Geſetzesſtellen: 
a wish betreffend die Unfallfürforge für Gefangene. Vom 30. 6. 1900. 
2. Preukifches Geſetz, eben die zur Leiftung der nad) r\ ee zu 


ervähtenben Entihäbigungen Verpflichteten. — . 7. 1902. 

i 3. Verordnung über die Zuftändigfeit der — * > — 
g Für Streitigkeiten, welche nach dem unter 1 —— EN Verwaltungs⸗ 

— — zu entſcheiden ſind. Vom 28. 7. 1902. 


— — — — 


Erleiden Gefangene bei einer Tätigkeit, bei deren Ausübung freie Arbeiter 
nach den Beftimmungen der Reichögefege über Unfallverficherung verfichert fein würden, 
einen Unfall, welcher eine Körperverlegung zur Folge hat, jo erhalten lie für Die Folgen 
De Unfall eine Entſchädigung (Unfallfürjorge). 

Den Gefangenen werben die in öffentlichen Beljerungsanftalten, Arbeitshäufern 
und ähnlihen Zwangsanſtalten untergebradhten Perſonen gleichgeftellt, ebenfo die zur 
Forft- oder Gemeindearbeit oder zu jonftigen Arbeiten auf 
rund gefegliher oder poligeilier Beftimmung zwangs— 
weife angehaltenen PBerfonen (3. B. Forftftrafarbeiter). 

Im Falle der Verletzung wird aß Entfhädigung außer freier ärztlicher Be— 
handlung, Arznei und fonitigen SHeilmitteln, ſowie den erforderlihen Hilfämitteln 
(Krüden, en u. dal.) für die Dauer der Erwerbäunfähigfeit dem Verletzten 
nach der Entlaſſungausder Anſtalt eine Rente gewährt. Gehört der Ver- 
legte auf Grund gejeglicher oder ftatutariicher Berpflichtung einer Krankenkaſſe oder 
der Gemeindekrankenverſicherung an, fo fällt die Entjchädigung für die Zeit % ig zum 
Ablaufe der dreizehnten Woche nad dem rn e fort 

Beipölliger&rmwerbsunfähigleit wird als Volltente der zweihundert⸗ 


fache Betrag des ortsüblichen Tageiohns gewöhnlicher Tagearbeiter, im Höchſt- 
a s: 





betrage MO ME, und bei teilmeifer Erwerbsunfähigfeit eine Teil 
rente gewährt, welche dem Maße der durch den Unfall herbeigeführten Einbuße an 
Erwerbsfähigkeit entjpricht. 

Im Falle der Tötung erhalten von dem Zeitpuntte ab, mit welchem der 
Gefangene, wenn er am Leben geblieben wäre, mfotge der Strafverbüßung oder des 
Straferlaſſes entlaffen worden wäre, die pinterhl ene Witwe und die Kinder unter 
an ahren Renten im Cinzelbetrage bi? zu O ME. und im Gejamtbetrage bis zu 
27 


Zur Leiftung der zu gewährenden Entſchädigungen jind verpflichtet: 
der Staat, fofern der Verletzte zur Zeit des Unfall in einer vom Staate 
unterhaltenen Anſtalt untergebracht, oder der Unfall bei Jmang$- 
arbeiten in ftaatlihen Betrieben erfolgt ift, 
in allen anderen Fällen diejenigen öffentlichen Körperichaften, denen die Unterhaltu 
der Anftalt obliegt, in welcher die verlegte Perſon untergebracht ift, oder 
deren Organe fie zur Gemeindearbeit oder zu fonftigen Arbeiten auf Grund 
eſetzlicher oder poligeiicher Beltimmung zwangsweiſe angehalten worden ift. 
omweit biernach Die — einem Ortsarmenverband obliegt, hat 
der Landarmenverband, welchem der verpflichtete Ortsarmenverband angehört, dieſem 
die Rente inſoweit zu erſtatten, als ſie über den Being ber Armenunterftügungen hinaus⸗ 
geht, welcher ohne den Unfall an den —5 — oder deſſen Familie zu leiſten wäre. 
Unternehmer, welche Gefangene beſchäftigen, können zu Beiträgen uſw. an diejenige 
Kaffe, welche die Entſchädigungen zu leiſten hat, herangezogen werden. Die Feſtſetzung 
der Entſchädigungen erfolgt durch die Ausführungsbehörben.! 
Die weiteren Beltimmungen über die Unterfuchung der Unfälle, da3 Verfahren 
bei Feſtſetzung der Renten, das Ruhen der Renten uſw. entjprechen im allgemeinen den 
Beitimmungen der Unfallverjicherungsgejeke. 


1 m Preußen find nach den Min.-Erl. v. 26.1.1903 (M. Bl. ©. 16) zu Ausführung: 
behörden beſtimmt: 
a) Hinfichtlid der Unfälle der in den Gerichtögefängniffen untergebracdhten Gefangenen: 
die SOberitaatsanmälte; 
b) Hinfichtlich der übrigen Unfälle, für welche eine Entichädigungsverpflichtung des Staate: 
eiteht: die Hegierungspräjidenten; 
ec) Hinfihtlih der Unfälle, für welche dem Landarmenverband eine Entichädigungs- oder 
Erftattungspflicht obliegt: die zur Verwaltung der Angelegenheiten bed Lanbamıen- 
berbandes berufenen Behörden; 
d) Fig der Unfälle, für welche eine Entſchädigungspflicht anberer allen ine Körper- 
haften begründet ift: die zur Verwaltung der Angelegenheiten diefer Körperfchaften 
berufenen Behörden. . 
Zuftändig für die Entſcheidung über Beſchwerden über die Feſtſetzung der Entſchädigungen 
find in allen Fällen die Oberpräfidenten. 


— — — — — — — —— — 


N. 
Wr 


XV. 
Verſchitoenes. 


A. Geſetz über die Landestrauer. 
Dom 14. 4. 1908. (6. S. S. 115.) 


Bei dem Ableben des Königs, der Königin und einer verwitiweten Königin bon 
Preußen findet eine Landestrauer nach folgenden Beitimmungen ftatt: 
81. Die Gloden der Kirchen werden mittag? von 12 bis 1 Uhr vierzehn Tage lang 


geläutet. 

2. Öffentliche Mufit jowie öffentliche Zuftbarfeiten und Schaufpielvorftelfungen 
I wer Tage lang vom Sterbetage (einjchlieklich) ab und am Tage der Beifebung ein- 
zujtellen. 


1 Bu den öffentlichen Luftbarfeiten gehören auch Die ohne Verwendung von Muſik ftatt- 
findenden Schüßen- und Turnerfefte, Wettrennen und dergleichen Beranftaltungen. (Begründung.) 


83. Wer den Beltimmungen dieſes Geſetzes zumiderhandelt, wird mit Geldftrafe 
von 15 bis 150 ME. beittaft. | 

54. Die A. K. O. v. 28. 11.1845, betreffend dad Trauerreglement v. 7. 10. 1797, 
und die bisher in Kraft gebliebenen Vorſchriften des letzteren werden aufgehoben. 


1 Beraltet find die Vorfchriften des Trauerreglements über die äußeren Formen, in denen 
jich die Trauer feiteng der Behörden und Beamten vollziehen foll. Da diefe Formen ihrer Natur 
nad dem Wechſel der Sitten und Anſchauungen ber Zeit unterivorfen find, fo ift von einer Feſt⸗ 
legung derfelben in dem vorliegenden Gefegentwurf Überhaupt abgefehen worden. Über das in 
diefer Beziehung Notwendige wird Tünftig in jedem eintretenden Falle bejondere Anordnung im 
Berwaltungsmwege ergehen. (Begründung.) 


— m — — — — —— 


B. Schlachtbieh- und Sleiſchbeſchau. 
Reichsgeſetz pom 3. 6. 1900. (R. ©. BI. S. 547) 


Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde und Hunde, und nach der Verordnu 

vom 10. 7. 1902 (R. ©. Bl. a 242) auch Ejel, Dlaultiere und Maulefel, deren eeiich 

zum Genufje für Menjchen verwendet werden foll, unterliegen vor und nad 

Ber ng einer amtlichen Unterfuchung durch den für jeden Befchaubezirk beftellten 
eichauer. Ä 

. Bei Notichlahtungen darf die Unterfuhung vor der Schlachtung unterbleiben. 

Der Fall der Notjchlachtung liegt dann vor, wenn zu befürchten ſteht, daß das Tier bis 


zur Ankunft de zuftändigen Beichauers verenden oder das Fleisch durch Verſchlimmerung 


des krankhaften Zujtandes mwejentlich an Wert verlieren iverde, oder wenn das Tier infolge 
eined Unglüdsfall3 fofort getötet werden muß. 
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Bei Schladittieren, deren Fleiſch ausſchließlich im eigenen Haußhalte*) des Beſitzers 
verwendet werden foll, darf, iojern fie keine Merkmale einer die Genußtauglichfeit des 
Fleiſches ausfchließenden Erkrankung zeigen, die Unterſuchung vor der Schlachtung, und 
ſoſern ſich folhe Merkmale auch bei der Schlachtung nicht ergeben, auch die Unterfuchung 
nach der Schlachtung unterbleiben. 

Eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleifch oder der Daraus hergejtellten Fette, 
Würfe und anderen Erzeu nie ift verboten, jobald die Unterfuchung auf Grund des 
vorſtehenden Abſatzes unterbleibt. 
Für Preußen iſt neuerdings bezüglich der Schlachtvieh- und Fleiſch— 
beihau bei Hausſchlachtungen durch Polizeiverordnungen folgendes angeordnet: 
1. Rindvieh im Ulter von 3 Monaten und darüber unterliegt auch dann, wenn das 
Fleifch ausfchlieglich im eigenen Haushalte des Befigerd zum Genufje für Menfchen 
—e werden ſoll, in allen Fällen vor und nach der Schlachtung der amtlichen 
nterſuchung. 
2. Rindvieh im Otter bi3 zu 3 Monaten, Schweine, Schafe, Biegen, Pferde und Hunde 
unterliegen auch bei Haugfchlachtungen vor und nach der Schladhtung einer amtlichen 
- Unterfuchung, fofern 
a) das Fleiſch nicht nur im eigenen Haushalt eine 8 Beliger, jondern in mehr 
als einem Haushalte zum Genuffe für Menſchen verwendet werden foll, 
b) das Fleiſch in einem Haushalte zum Genuffe für Menjchen verwendet werben 
foll, in dem mehr al vier nicht zur Yamilie oder zum Gefinde bes Beſitzers 
gehörige Koftgänger regelmäßig betöjtigt werden, 
c) Die Schlachtung zum Zwecke der Bewirtung eines die Bahl der jonft zum 
Haushalte gehörigeyMitglieder erheblich überjteigenden Kreijed von Perſonen 
(3.8. bei Einquartierungen und größeren feftlichleiten — Hochzeiten uftv. —) 
erfolgt. (M. BL. f. 2. 1907 ©. 361.) 

Ergibt die Unterfuchung durch den Beichauer, daß das Fleiſch zum Genuffe für 
Menfchen untaugfich oder nur bedingt taugli it b hat der Beſchauer es vorläufig zu 
beihlagnahmen und hiervon der Ortöpolizeibehörde Anzeige zu machen. Über die weitere 
Verwendbarkeit uſw. des Fleiſches enticheidet die Ortspolizeibehörde. 

Weitergehende landesrechtliche Vog criten über die Trichinenſchau uſw. —— 

Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz werden mit Gefängnis bis zu ſ naten 
und mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. beſtraft. In gewiſſen Fällen kann auf Geldſtrafe 
bis zu 160 ME. oder auf Haft erkannt werden. Neben der Strafe kann auch auf die 
Cinziehung des Fleiſches erkannt werden. 


— — — nn 


Preußiſches Geſetz vom 28. 6. 1902. (G. S. S. 229.) 


81. 1. Schweine und Wildſchweine, deren Sieiid zum le für Menſchen ver- 
wendet werden ſoll, unterliegen einer amtlichen Unterfuhung auf Zrichinen. 

2. Bei Schweinen, deren Fleiſch ausfchlieplich im eigenen Haushalte des Beſitzers 
verivendet werden foll, darf die Unterfuchung unterbleiben, foweit nicht durch Polizei⸗ 
verordnung etwas anderes bejtimmt ift oder wird. 

3. Eine gemwerb3mäßige Verwendung von Fleiſch, bei welchem auf Grund des 
Abſatz 2 die Unterfuchung unterbleibt, ijt verboten. — — — 

82. Rohes oder zubereitetes Fleiſch von Schweinen und Wildichweinen, da3 aus 
einem anderen deuffchen Bundesftaat eingeführt wird, ift amtlich auf Trichinen zu unter- 
juchen, fofern es zum Genufje für Menjchen verwendet werben foll und nicht bereit3 einer 
amtlichen eihinenichen unterlegen hat. Ausgenommen find hiervon ausgeſchmolzenes 
Fett und da3 zum Reiſeverbrauche mitgeführte Fleiſch. 

83. Die amtliche Unterſuchung auf Trichinen ($$ 1 und 2) findet indenHohen- 
zollernfhen Landen nur flatt, fomweit es durch Polizeiverordnung beftimmt 
Unterfulsung Bor unD nah der Oiadtung eiorsetig, Die Asdabe (& 6 nicht gewerbömäßtge) Tolen 

leiſches iſt nur zuläſſig in den Yällen, in deuen infolge unvorhergefegener Umftände die urfprüngliche Abficht 


er ausichließlihen Berwendung bes Fleiſches im eigenen Haushalte des Befigerß nicht hat aufrcht erhalteı 
werben —8 —æ— —A z. Merſeburg v. 12. 12. 1908, Amtsbl. S. 470.) 


wird. Eolange hiernad) eine Trichinenichau nicht allgemein erfolgt, findet die Vorſchrift 
des $ 2 auch auf dad aus den Hohenzollernſchen Landen eingeführte Fleifch von Schweinen 
und Wildſchweinen Anwendung. 

815. Die Gemeinden und felbftändigen Gutsbezirke haben ohne Verglitung einen 
geeigneten Raum zu überweiſen, in dem die unfchäbliche Beſeitigung beanftandeten Fleiſches 
borgenommen werden kann, wenn dem Beſizzer des Fleiſches ein geeigneter Ort dazu fehlt. 

8 18. Gegen polizeiliche Verfügungen, die auf Grund des Reichsgeſetzes, dieſes 
wege und der zu beiden Geſetzen erlafienen a ne ne Men ergehen, ift 
mit Ausſchluß der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren Tediglich das t3mittel der 
— zuläſſig. Die auf die Beſchwerde ergehende eidung iſt endgültig. Die 
Koſten einer unbegründeten Beſchwerde fallen dem Beſchwerdefuͤhrer zur Laſt. 


C. Viehſeuchen. 


Reichsgeſetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung don Vieh— 

fenchen, vom Z,- (R. ©. BI. 1894 S. 410); Infteuktion 

des Bundesrats über die Ausführung der Schußmaßregeln gegen 

Seuchengefahr dom 27. 6. 1895 (R. ©. Bl. S. 357) und Preußiiche 

Ausführungsaejeße vom 12. 3. 1881 (6. S. 5. 128), 22. 4. 1892 
G. S. S. 90) und 18. 6. 1894 (6. S. S. 115). 


I. Anzeigepflidgt. 
Die Anzeigepflicht erjtredt fich auf folgende Seuchen: 

Milzbrand; Soltwut: Rob (Wurm) der Pferde, Ejel, Maultiere und Maulefel; Maul⸗ 
und Klauenſeuche des Rindviehs, der Zone De en und Schweine; Lungenſeuche 
des Rindviehs; Podenfeuche der Schafe; Beſchälſeuche der Pferde und Bläschen- 
ausſchlag der Pferde und des Rindviehs; Räude der Pferde, Ejel, Maultiere, Maulefel 
und der Schafe; Schweinefeuche, Schweinepeft und Rotlauf der Schweine (Berordn. 
b. 8.9. 1898, R. G. Bl. ©. 1039); anal (Berordn. v. 17. 5. 1903, R. G. DI. 
©. 224); Hühnerpeft (Verordn. v. 16. 5.1903, R. ©. Bl. ©. 223); Gehirn- 
rüdenmarlentzündung der Pferde, nur für die Provinz Sachſen (Verordn. v. 
12. 11. 18%, R. ©. Bl. S. 713) und In ans und Drufe der Pferde, nur für die 
Provinz Oftpreußen (Berordn. v. 3. 9. 1898, R. ©. Bl. ©. 1036 und Verordn. v. 
7. 4.1%05, R.G. Bl. S. 233). Liegt Seucdhenverdacht vor, fo it der Polizeibehörde 
jofort, fpäteften3 aber binnen 24 Stunden Anzeige zu machen. (88 9, 10 u. 65 
de3 Reichsgeſ.) 


IE. Ermittelung der Senchenausbrüche uud Schutzmaßregelun 
| ‚gegen Seuchengefahr. 

Die ae läßt auf die erfolgte Anzeige fofort durch einen beamteten Tierarzt 
die fachverjtändige Ermittelung des Seuhenausbruche ausführen.*) (8 12 a. a. ©.) 

Stellt der beamtete Tierarzt den Ausbruch der Seuche feit, oder hält er den Verdacht 
eines Seuchenausbruchs für begründet, fo hat Die Polizeibehörde die in den Geſetzen und 
Verordnungen borgejehenen, den Umständen nach erforderlichen © bmaßregein zu treffen 
und für die Dauer der Seuchengefahr wirkſam durchzuführen. Auch die von dem Tierarzte 
getroffenen vorläufigen Anordnungen find zu befolgen. ($$ 12, 14 u. 66 a. a. ©.) 


— — — 


*) Die hierdurch entſtehenden Koften fallen der Staatskaſſe zur Vaſt, nicht dem Biehhbeſitzer. 
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III. Seſondere Borfhhriften Für. einzelne Seuchen. 
Ä Milzbraud. 

Perſonen, welche Verletzungen an den Händen oder an anderen unbedeckten Körper⸗ 
en haben, Dürfen a Wartung der erkrankten Tiere nicht verwendet werden. ($ 7 
d. tr. v. 27. 6. 

Tiere, welche an Milzbrand erkrankt oder ae Seuche verbächtig find, dürfen nicht 
geichlachtet werden. Jeder Verkauf oder Verbrauch einzelner Teile, der Haare, der Wolle, 
der Milch oder fonftiger Produkte von milzbrandiranfen oder der Seuche verdächtigen 
Tieren ift & verbieten. ($8 a. a. DO.) 

Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandfranfen oder der Seuche ber- 
dächtigen Tieren ift nur den Tierärzten geftattet. Eine Offnung des Kadavers darf ohne 
polizeiliche Erlaubnig nur von Tierärzten vorgenommen werden. ($ 10 a. a. OD.) 

Die Kadaver gefallener oder getöteter milzbrandfranfer oder der Seuche verdächtiger 
Ziere müſſen fofort unfchädlich befeitigt werben. 

Bur Bergrabung der Kadaver find ſolche Stellen auszuwählen, welche von Pferden, 
MWiederfäuern und Schweinen nicht betreten werden, und an welchen Biehfutter oder 
Streu weder geworben, noch vorübergehend aufbewahrt wird. Die Gruben find möglichſt 
abgelegen und von Gebäuden und Gewäſſern de 30 m, von Wegen mindeitens 
3 m entfernt und fo tief anzulegen, daß die Oberfläche der Kadaver von einer unterhalb 
des Randes der Grube mindeftend 1 m ſtarken Erdichicht bededt ift. 

Die Abhäutung der Kadaver ift verboten. Bor dem Vergraben find die Häute ber 
Kadaver durch mehrfaches Zerfchneiden unbrauchbar zu machen, und die Kadaver felbft 
mit Teer, Petroleum oder roher Karbolſäure zu übergiegen. Nach Einbringung der Kadaver 
in die Grube find die durch Blut oder fonftige Abgänge verunreinigten Stellen der Erd» 
und Raſenſchicht abzuftoßen und mit den Kadavern zu vergraben. 

Es empfiehlt fich, Die Kadaver in den Gruben in frifchgelöfchten Kalk, Zement, Aaphalt 
ea Gips eizgihetten ſofern hierdurch die Beſeitigung der Kadaver nicht verzögert wird. 

g II'q. a. O. 

Dieſe Vorſchriften finden auch beim Ausbruche des Milz— 
brandes unter Wildſtänden auf die Kadaver des gefallenen 
odergetöteten Wildes Anwendung. ($13a. a. ©. 


Tollwut. 
a) Hunde. 


Hunde, welche von der Tollwut befallen oder der Seuche verdächtig find, müſſen 
von dem Befiker oder demjenigen, unter deſſen Aufficht fie ftehen, jofort getötet oder bis 
zum boligerl en Einfchreiten abgefondert und in einem ficheren Behältniſſe eingefperrt 
werden. 

Wenn ein Menfch*) oder ein Tier von einem an der Tollwut erkrankten oder Der Seuche 
perbächtigen Hunde gebiſſen ift, jo ift der Hund, wenn ſolches ohne Setabr geichehen Tann, 
vor polizeilihdem Cmichreiten Eu, zu töten, fondern behufs tierärztlicher ellung 
ſeines Gefundheitszuftandes einzufperren. ($ 16 d. Inſtrukt. v. 27. 6. 1895.) 

Die Polizeibehörde hat zu veranlaffen, daß der wegen Verdachts der Tollwut von 
dem Beſitzer eingeſperrte Hund fofort einer Unterſuchung durch den benmteten Tierarzt 
(Kreistierarzt) unterzogen wird. 


—— — —— —— 


*) Beim Koniglichen Inſtitut für Infektionskrankheiten in Berlin NW., Chariteeſtraße Mr. 1, iR eine 
Abteilung für Schutzimp " gegen Tollwut errichtet worden. Auf derſelben können Perſonen, welche von tellen 
ober ber Tollwut verbädt ER Tieren gebi en worben find, in Behandlung genommen werben. 

Die Behandlung, melde, foweit dieſelbe ambulatoriſch fattfindet, unentgeltlich iit und in leichten Rällen 
etwa 20, bei ſchwereren Bißnerlerungen — 3. B. im Gefiht — mindeſtens 80 Tage in Anſpruch nimmt, bt 
in Einfprigungen, welde täglich einmal vorgenommen werben und daher bie Aufnahme der Berletzten in 
daß genannte Inſtitut in der Regel nicht eeforertig maden. Die Aufnahme in dasjelbe iſt vielmehr nur 
bei folden PBerfonen wünfhensiwert, welde, wie z. B. Kinder ohne Begleitung von Erwachſenen, in Berlin 
fein geeignetes Unterlommen finden. 

Im Intereſſe einer fiheren Wirkung dev Behandlung ift es erforberli, daß biefelbe möglichſt bald 
nad der Verlegung beginnen Tann. 

Berlegte, weiche ih der Behandlung unterzichen wollen, finb von ber Ort&polizeibehörbe ber Direktion 
bes Inſtituis für Infeltionsfranfpelten fehriftlih oder telegraphifh anzumelden und haben fi bei der 


©. Viehſeuchen. 965 


Läßt die tierärztliche Unterfuchung Zweifel über ven Zuſtand des Hundes, jo muß 
die Einfperrung desfelben in einem ficheren Behältnis auf den Zeitraum von 8 Tagen 
ausgedehnt werden. 

Wenn der Beſitzer vor Ablauf diefer Zeit durch fchriftliche Beſcheinigung des be- 
amteten Tierarztes nachweilt, daß der Verdacht befeitigt ift, fo fann die Sperre wieder 
aufgehoben werden. ($ 17 a. a. DO.) 

Iſt ein der Seuche verbächtiger Hund geflorben oder getötet worden, jo Tann die 
Polizeibehörde die Zerlegung ded Kadavers durch den beamteten Tierarzt anordnen. 

ieſe Anordnung muß getroffen werden, wenn der Hund einen Menfchen oder ein Tier 
gebiifen Hat. ($ 18 a. a. DO.) _ 

Iſt die Tollwut eines Hundes Teftgeitelt, jo ift die fofortige Tötung desſelben an- 
zuordnen. Auch hat die Polizeibehörde die fofortige Tötung aller derjenigen Hunde und 
Katzen anzuordnen, welche von dem wutkranken Tiere gebiſſen find, oder chic ich welcher 
der Verdacht vorliegt, daß fie von dem wutkranken Tiere gesiifen find. 

Ausnahmaweile kann die ben Toter dreimonatliche Abfperrung eine der Tollwut 
verdäcdhtigen Hundes lee werden, jofern diefelbe nach dem Ermeſſen der Polizeibehörde 
mit genügender Sicherheit durchzuführen ift, und der Befiter des Hundes die daraus und 
aus Der botigeitichen Uberwachung erwachſenden Laften trägt. ($ 19 a. a. D.) 

Iſt ein wutkranker oder ein der Seuche verdächtiger Hund frei umhergelaufen, jo 
muß von der Polizeibehörde fofort die Feitlegung (Anfettung oder Ein perrung) aller 
in dem gefährdeten Bezirfe vorhandenen Hunde für einen Zeitraum von 3 Monaten 
angeorbnet werden. Der Feſtlegung gleichzuachten iſt ba3 Führen der mit einem ficheren 
Maultorbe verfehenen Hunde an der Leine; jedoch dürfen die Hunde ohne polizeiliche 
Erlaubnis au3 dem gefährdeten Bezirke nicht ausgeführt werden. Als gefährdet gelten 
alle Ortichaften, in welchen der wutkranke oder der Seuche verdächtige Hund gejehen worden 
ift, und die bis 4 km von diefen Ortfchaften entfernten Orte einſchließlich der Gemarkungen 
derfelben. Die Benubung der Hunde zum Ziehen ift unter der Bedingung gellattel daß 
diejelben feſt angejchirtt, mit einem ficeren Maultorbe verfehen und außer der Zeit des 
Gebrauches feftgelegt werden. 

Die Verwendung von Hirtenhunden zur Begleitung der —*8 von Fleiſcherhunden 

um Treiben von Dich und von Jagdhundenbeider agb fann unter der Be- 
ta 


ingung gejtattet werden, daß die Hunde außer der Beit ded Gebrauchs (außerhalb des 
Sugbrebiers) fejtgelegt oder, mit einem ficheren Mauflorbe verfehen, an der Leine geführt 
werden. 


Wenn Hunde diefer Vorſchrift zumider frei umberlaufend betroffen werden, jo kann 
deren jofortige Tötung polizeilich angeordnet werden. ($ 20 a. a. ©) 


Tirektion unter Borlegung eines nach dem hier folgenden Mufler ausgeftellten Buweifungs-Krteich ber 
En ehörbe ihre Wohnorts vorzuftelen. (Amtsblatt für ben Regierungs-Bezirt Marlenwerder 1808 


ZBuwsifungs-QAttsf. 
Borzuzeigen im Königlichen Snftitut für Infeftiondfcanfeiten in Berlin 
Bei der Dieldung zur Behandlung gegen Tollwut. 


— ⸗ - - — — 


1. Ausſteller bes Zuweiſungs Atteſtes. ... 
2. Genaues Nationale besienigen, für ben das Atteſt ansgenelit wird: .. .... .. ... 2402 see ee 


3. Senaue Ungabe ber Zeit, wanı bie Verlegung Rattfand: . 
4. Genaue Beſchreibung des verlegenden Tiere: .. .. .... .... 
5. Angabe, ob die Wunde geblutet hat: ...... . ..... . 
6. Uingabe, waß mit der Wunde geſchah: . ..... . 
7. Name und Abrefie des Gigentiimers bes Tieres: 
8. Ungabe, ob die Unterfuchung des Tieres dor oder nad feiner Berendung oder Tötung ftattgefunden Hat 

und mit welchem Grgebnifle: .................. - De nr ee en 
9. Uingabe, waß weiter mit dem Tiere geſchah: nn 
10. Angabe, ob da8 Tier felbft gebiffen wurde, ev. dor wie langer pet: .. . ... .. 
11. Angabe, ob daß Tier fein Verhalten und fein Ausſehen ſeit der Erkrankung geänbert Hat: ... .... ... 
12, Angabe, 05 das Tier auch andere Tiere gebiffen hat, und welde: con een 
13. Angabe, ob noch andere Berfonen gebiffen find, und welde: .......... .... .... 

.... . assnsnnnsnsssemunen nsnnennnnnnmnenn man np den .......... 189.... 
(Unterſchrift.) 
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Die Polizeibehörde hat den Ausbruch der Tollwut, fowie die von ihr getroffenen 
Anordnungen jofort auf ort3übliche Weife und durch Bekanntmachung im Kreisblatt uſw. 
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. ($$ 19, 21a. a. ©.) 


. b) Katzen. 
Die über die Tollwut bei Hunden gegebenen Borjchriften finden auch auf Staßen 
finngemäße Anwendung. ($ 22 a. a. O.) 


c) Andere Haußtiere. 

Andere Haustiere, von welchen feftfteht, oder rücfjichtlich welcher der Verdacht vorliegt, 
daß fie von einem wutkranken oder einem der Seuche verdächtigen Tiere gebiſſen find, 
ohne daß fie bereits der Seudhe verdähtig geworden find, 
möüffen von der Polizeibehörde fofort und für die Dauer der Gefahr unter polizeiliche 
Beobachtung geftellt werden. Die Abichlachtung jolcher Tiere ift geftattet (vgl. jedoch 
unter d den zweiten Abſatz). In Iebterem alle müffen vor weiterer Verwertung Des 
Tieres diejenigen Körperteile, an welchen fich Bißwunden befinden, unfchäblid) bejeitigt 
werden. ($ 23a. ca. O.) 

Die Dauer der Gefahr ift für Pferde auf 3 Monate, für Rindvieh auf 4 Dionate, für 
Schafe, Ziegen und Schweine auf 2 Monate zu bemeifen. ($ 24 a. a. D.) 

Iſt die Tollwut bei einem Tiere fejtgeitellt, fo hat die Polizeibehörde die jofortige 
Tötung desfelben anzuordnen. ($ 27 a. a. DO.) 


d) Alle Arten Tiere. 

Bor polizeilidem Einfchreiten dürfen bei wutkranken oder der Seuche verdächtigen 
Tieren keinerlei Heilverfuche angeftellt werden. ($ 28 a. a. D.) 

Dad Schlachten wutkranker oder der Seuche verdädtiger 
Tiere, fowie jeder Verlauf oder Verbraud) einzelner Teile, der Milch oder jonfliger 
Erzeugniffe derfelben ift verboten. ($ 29 a. a. ©.) 

die Kadaver der gefallenen oder getöteten wutkranken oder der Seuche verdächtigen 
Tiere müfjen jofort unſchädlich beſeitigt werden. Das Abhäuten derfelben iſt verboten. 
($ 39 des Reichsgeſetzes.) 

e) Desinfeltion. 


Die Streu wutkranker oder der Seuche verdächtiger Hunde und die bon ſolchen be- 
nugten Hundehütten, ſoweit fie von Holz oder Stroh find, müſſen verbrannt werben. 
Die Desinfektion muß nach Anordnung des beamteten Tierarzted und unter polizeilicher 
Überwachung erfolgen. ($ 31 der Inſtr.) 


Rot (Wurm) der Pferde, Ejel uſw. 

Iſt der Rotz bei Pferden feftgeftellt, fo hat die Polizeibehörde, ſoweit erforderlich, 
nad) vorgängiger Ermittelung der iu leitenden tchädigung, die unverzügliche Tötung 
der Tiere anzuordnen. Aug) die Tötung verdäcdhtiger Tiere muß unter gewiſſen 
Umftänden von der Polizeibehörde angeordnet werden. 

Die Kadaver gefallener oder getöteter vogfranker Pferde find an abgelegenen 
Orten zu vergraben, nachdem die Haut Durch mehrfaches Zerichneiden unbrauchbar gemacht 
it. Die Gruben find fo tief anzulegen, Daß die Oberfläche Der Kadaver bon einer mindeitens 
1 m ftarlen Erdichicht bededt wird. Das Abhäuten der Kadaver, fowie die Benubung 
der Haare und Hufe iſt verboten. ($$ 37, 40, 41 a. a. O.) 


Maul: und Klauenſeuche. 


Das Weggeben der Milch von kranken Tieren im rohen, ungekochten 
BZuftande behufs unmittelbarer Verwendung zum Genuffe für Menſchen oder Tiere, 
oder an Sammelmolfereien ift verboten. Bei größerer Seuchengefahr ift das Weggeben von 
Milch aus einem Seuchengehöfte einer der Sperre unterworfenen Ortſchaft, Feldmarl 
oder einem Ionftigen Sperrgebiete an die Bedingung Ei Inüipfen, daß die Milch vorher 
abgetocht Au nter diefe Beftimmung fallen auch Magermilch, Käfe- und Buttermilch 
und die Molke. 
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Häute von gefallenen oder getöteten kranken Tieren dürfen nur in volltommen trodenen: 
Yuftande aus dem Seuchengehöfte audgeführt werden, fofern nicht die direkte Ablieferung 
derjelben an die Gerberei erfolgt. Rauhfutter und Stroh, welches nach dem Orte feiner 
Lagerung als Träger des Anftedungsftoffes anzufehen ift, Darf aus dem Seuchengehöfte 
nicht entfernt werden. ( 88 61, 62 a. a. DO.) 


Zungenfeuche des Rindviehs. 


Die Polizeibehörde hat die Tötung der nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes 
an der Lungenſeuche erkrankten Tiere anzuordnen und kann auch die Tötung ver⸗ 
dächtiger Tiere anordnen. | 

Auch kann eine Schugimpfung der der ung ausgeſetzten Rindviehbeftände 
polizeilic) angeordnet werden.  ($ 45 d. Reichägel.) 

Die an der Lungenfeuche erkrankten Tiere, deren Tötung bon der Polizeibehörde 
angeorönet ift, find unter polizeilicher Aufficht im Bereiche des Seuchengehöfts oder in 
anderen geeigneten Gehöften des Seuchenort3 zu fchlachten und ab hen Die Qungen 
der getöteten oder gefallenen lungenſeuchekranken Tiere müffen behu 3 ihrer unfchäblicen 
Befeitigung mindefiens 1 m tief vergraben werden. Das Fleifch folcher Tiere darf vor 
völligem Erkalten aus dem betreffenden Bot nicht ausgeführt werden. Häute lungen- 
jeucheftanfer Tiere dürfen aus dem Gehöft nur in volliommen getrodnetem Buftande 
ausgeführt werden, jofern nicht die direfte Ablieferung derjelben an eine Gerberei erfolgt. 
($$ 88, 89 der Anftr.) 


Beihhälfendhe der Pferde und Blaͤsſchenausſchlag der Pierbe und des Rindviehs. 

Die mit diefen Seuchen behafteten Tiere dürfen von dem Befiger fo lange nicht zur 
Begattung angeiailen werden, als nicht durch den beamteten Tierarzt die vollſtändige 
Heilung und Unverdädhtigfeit der Tiere feitgeitellt it. ($ 50 d. Reichsgeſ.) 


IV. Entschädigung Für getötete Tiere. 


Für die auf polizeiliche Anordnung getöteten oder nach) dieſer Anordnung gefallenen, 
jomwie für diejenigen Tiere, welche infoge einer polizeilih angeordneten Impfung (bei 
der Lungenſeuche) eingehen, wird eine Sutiepäbigung gewährt, welche fich nach dent ge- 
meinen SBerte der Tiere bemißt, bei Rot aber nur ®/,, bei Qungenfeucde nur ‘/, 
dieſes Wertes beträgt. Ergibt fich nach der Tötung, daß die Tiere feuchenfrei waren, de 
erfolgt die Sntjehäbigung aus der Staatskaſſe, waren fie aber mit a N Zungenfeuche 
behaftet oder infolge der polizeilichen Impfung eingegangen, fo kit fie Brovinzialverbänden 
zur Laft, welche zur Dedung des Bedarfs auf Grund befonderer Reglements Beiträge 
von Beſitzern von Pferden und Rindvieh erheben. Auf Beichluß diefer Verbände können 
auch Entiehädigungen für die an der Podenfeuche gefallenen Schafe (Preuß. Ausf.- 
Gef. v. 12. 3. 1881,$ 22) und für die an Mil zbrand gefallenen Pferde und Rindvieh- 
ftüde (Preuß. Ausf.-Gej. v. 22. 4. 1892) getvährt werden. ($$ 57 bis 63 d. Reichsgeſ.) 

Die Teitftellung des Wertes der Tiere wird durch eine Kommiffion bewirkt, die aus 
dem Streiötierarzte und zwei von den Kreid- und Stadtausſchüſſen gewählten Schied&- 
männern befteht. (Preuß. Ausf.Geſ. v. 12. 3. 1881 88 17 bis 21.) 


V. Strafbeſtimmungen. 


Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Beſtimmungen, die polizeilichen An— 
ordnungen und die vorläufigen Anordnungen des Tierarztes werden bis zu 160 Mk. oder 
mit entiprechender Haft beſtraft. (88 65 bis 67 d. Reichsgeſ.) 





Ä D. Beitimmungen 


über 


Prüfung der Läufe und Derjchlüfie 
an Handfeuerwaffen. 


Gejeg d. 19. 5. 1891. (R. & BL. S. 109.) 


Handfeuerwaffen jeder Art dürfen nur dann feilgehalten oder inden Berfehr 
gebradhtmwerden,! wenn ihre Läufe und Verſchlüſſe nad) den Borjchriften dieſes 
Geſetzes in amtlichen Prüfungsanftalten? geprüft und mit Prüfungszeichen verjehen rg 
oder bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes mit einem Dorn tSgeithen b berjehen worden find 

Die Prüfung beſteht in einer Beſchußprobe mit verflärkter Ladung. 

Wird an einer bereit? geprüften Waffe während oder nach ber Be ne in dem 
Kaliber oder an dem Ber —* eine Veränderung vorgenommen, ſo iſt eine erneute 
Prüfung erforderlich. 

Buriderhandlungen gene en Diejes Geſetz werden mit Gelbftrafe bis zu 1000 ME. 
oder mit Gefängnis bis zu naten befttaft, auch find Die vorſchriftswidrig bei ebaltenen 
oder in den Verkehr gebrachten Waffen, ganz gleich ob jie dem Berurteiften gehören oder 
nicht, einzuziehen. 

ı Dadinden BertehrYBringen bezieht ſich nicht nur auf Händler, fondern auf 
jede Perſon, die ein ungeprüftes bezw. ungejtempeltes Gewehr vertauft. (R. ©. 

. 21. 4. 18%, D. %. 8. 28 ©. 1% 
Bol. auch, Anmerkung 4, 4 zu 8 295 Str. ©. 8, XIAd. W. 

2 In Preußen beſteht die —— veſchußanſiali in Suhl. 


E. Poſt-Gebühren. 


a) Vortopflichtige Sendungen.“) 
Innerhalb des ODrts⸗ und er er Aufgabepoſtanftalt und des Nachbar⸗ 


Frankierte Briefe bis 250 g 5 Pf., unfrankierte 10 Pf. Alle ſonſtigen Taxen gleichen 
denen des Inlandverkehrs. 


— Die Orte des Nachbarortsverkehrs find auf jedem Poſtamt dur) Aushang bekannt gegeben. — 


Innerhalb des Deutſchen — Te ch der —— Schutzgebiete, ſowie nach 
Zuremburg und Oſterreich⸗ Ungarn. 
——5— Boftlarten 5 Pf., unfrankierte 10 Pf. mit Antwort 10 Bf. 
rankierte Briefe big 28 g 10 Pf., unfranfierte 20 Pf. 


0 

Bortopfli tige Diehitbriefe, welche bon Yniglichen Behörden ufm. in Ausübung 
dienftlicher Funktionen zur Abjendung fommen (vgl. $6 der Belt. v. 7. 2. 1894),*) werben 
mit dem für unfranfierte Briefe eingeführten Bu dlagporto bon 10 Pf. nicht baeg 
bi Drutianen ( (Frankierungszwang) bis 50 g 3 Pf. bi3 100 g 5 Pf. bid 500 Pf. 

is 1000 g 

Biersnpraben Frankierungszwang) bis 250 g 10 Pf., bi 350 g 

Geihäftspapiere (Frankierungszwang) bis 250 g 10 bie 500 g 50 u bi3 1000 g 
30 Pf. Nach Oſierreich⸗ Ungarn unzuläſſig. 


—X Belimmungen über poftfreie Sendungen ber Staatsbehörden und über bie geihäftlihe 
Sehanblung der Poftfendungen in Staatsbienftangelegenheiten find unter „Schriftverltehr" auf 
eiten 288 ff. aufgenommen. 


Patete find zuläffig bis 50 kg und koſten: 
1. biß zum Gewichte von 5 kg bis 10 Meilen 25 Pf., auf alle weiteren Entfernungen 


50 
2. beim Gewicht über 5 kg: 
a) für die erften 5 kg die Säbe unter 1, 
b) für jedes weitere Stilogramm oder den überſchießenden Teil eines Silo- 
gramms bei einer Entfernung bis 10 Meilen 5 Pf. von über 10 bi3 20 Meilen 
10 Pf., fiber 20 bis 50 Meilen 20 Pf., über 50 bis 100 Meilen 30 Pf., über 
100 bis 150 Meilen 40 Pf. und über 150 Meilen 50 Pf. 
ſht —— Pakete, bis 5 kg ſchwer, 10 Pf. Zuſchlaggebühr, ſchwerere feine Zu— 
hlaggebühr. 
— Dienſtſachen unterliegen dieſer Be nicht. 
n mit lebenden Tieren müfjen ſowohl auf der Paketadreſſe, wie auf der 
Sendung jelbft einen der nachitehenden Vermerke tragen: 
wenn unbeftellbar, zurüd, 


oder: „ — an N. in N., 
oder: , x verkaufen, 
oder: telegr. Nachricht auf meine eh 
Man kann alle bisher genannten Poſtſendungen gegen eine bejondere Gebühr von 


> Br. „Einjchreiben” laſſen; die dor eritattet für verloren gegangene Einjchreibfendungen 
42 Mt. Für verlorene oder beſch te Palkete wird der wirklich erlittene Schaden, jedoch 
niemaß mehr als 3 ME. für jedes halbe Kilogramm der ganzen UN vergütet. 

Bei Briefen und Paleten können Wertangaben gemacht werden. - 

Solche Briefe Toten bis 10 Meilen 20 Pf. weiter 40 Pf., Palete ihr gemöhnliches 
Porto, außerdem beide gleichmäßig 5 Pf. für je 300 ME., minbeftens 10 Pf. Ber- 
ſicherungsgebühr. 

oftanweiſungen ſind in den genannten Gebieten bis 800 ME. zuläſſig, fie koſten 
in Deutfchland Hr nad) den deutſchen — bis 5 ME. 10 Pf., bis 100 ME. 20 Pf., 
bi3 200 ME. 30 Pf. bis 400 ME. 40 Pf., bi3 600 ME. 50 Pf., bis ME. 60 Pf., nad) 
Oſterreich· Ungarn bis 850 ME. 7O Bf. (= 1000 Rr.), je 20 Mt. 10 Pf., mindeftend aber 
den Pf. Es gibt neuerdings Poſtanweiſungen mit angehängter Poftkarte zur Empfang3- 
ätigung. 

Kür — Poſtanweiſungen iſt die Poſtanweiſungsgebühr und die Tele- 
—— r zu entrichten, ſowie, wenn am Orte der — — nltalt kein Telegraphen- 
Betrieb it, Porto un Ein chreibgebühr für Beförderung des Telegramm zur nächſten 

Zelegraphenanftalt. biender fteht frei, ob er eintretenden Falles u die Koſten 
für die Weiterbefötberung bon der legten Telegraphenanſtalt bis zur Beſtimmung are] ſt⸗ 
anſtalt und, ſofern die Anweiſung als —A— bezeichnet iſt, das Eilbeſtellgeld 
vorausbezahlen oder die Bezahlung dem Empfänger zu überlaſſen. 

Poſtauftrãge zur Einziehung von Belbbeträgen fi ind bis 800 ME. zuläjlig. Den 
Poftauftrag ift das Feinzutöienbe apier (quittierte Rechnung u. dgl.) im Briefumſchlag 
beizufügen und beides einge Niere an die Poftanftalt, welche die Einziehung bewirken 
ſoll, mit der Aufichrift: * oſtauftrag nad) ...... abzujenden. 

Poſtnachnahmen find bei Briefen, Poftlarten, Druchachen, Warenproben, 
jowie bei Paketen bi 800 ME. anälle- Die Sendungen müffen i in der Auffchrift mit dent 
Vermerle „Nachnahme ...... Mark .... Bf.” — in Zahlen und Buchſtaben, 
Pfennigſumme nur in Zahlen) derfehen fein. Außer dem Porto kommen zur Erhebung 
eine Borzeigegebühr von 10 Pf. und die Poſtanweiſungsgebühr für die Übermittelung 
de3 eingezogenen Betrag an den Abjender. 

Durch Eilboten zu beftellende Sendungen miüfjjen den unterjtrihenen Vermerk 
„Durch Eilboten” tragen. 

Bei Vorausbezahlung kommt dazu der Vermerk, Bote bezahlt”. Es find zu entrichten: 

im apa im os ie 
I Poſtkarten, Briefe ufw. . . - - 25 P 
xPaletee 40 Br 0 Pf., 
bei Entrichtung durch den Empfänger die wirklichen Koſten. 





Die Beftellgebühr beträgt im Orisbeſtellbezirk: 

für Pakete bi? 5 kg 5 Pf., über 5 kg 10 Pf., bei Poftämtern I. Kl. 10 bzw. 15 Pf. 
in einigen großen Städten 15 bzw. 20 Pf., 

für Boftanveilungen 5 Pf., 

ne bis 1500 ME. 5 Pf., bis 3000 ME. 10 Pf. über 3000 Mi. bis 6000 ME. 


Sm Landbeſtellbezirke werden für Poltanweifungen und Wertbriefe, jomwie für Palete, 
die nicht mehr als 2!/, kg wiegen, 10 Pf. für ſchwerere Pakete 20 Pf. erhoben. 


Sendungen nad) dem Auslande. 


oftfarten, frankiert 10 Pf., unfrankiert 20 Pf., mit Antwort 20 Pf. 
riefe, frantiert, für die eriten 20 g 20 Pf. für jede weiteren 20 g 10 Pf. un- 
frantiert Doppelt fo viel wie im Frankierungsfalle. 


») Porto-Bergünftigungen. 


Die in Reih und Glied ftehenden Soldaten bis zum Feldwebel aufwärts, einſchließlich 
Büchfenmacher, jedoch ausichlieglich Einjährig-Freitvillige, genießen für an ihre Perſon 
gerichtete Sendungen folgende Porto-Vergünftigungen: 

1. Briefe bis zu 60 g, ſowie en find portefrel 
2. Für Poſtanweiſungen bis 15 ME. beträgt das Porto 10 Pf. Geldjendungen in 
dar unterliegen der vollen Pertogabtung. 
3. Für Palkete bi3 zu 3 kg einſchließlich beträgt das Porto 20 Pf. 

Die Adreſſen müſſen die Bezeichnung: „Soldatenbrief. Eigene Ungelegenheit des 
Empfänger?” enthalten. — Hierbei iſt aud) das Aufkleben Heiner, weißer oder gelber 
Zettel mit dem in Drud hergeitellten Vermerk geftattet. 

Sendungen, welche a) rein gewerbliche nterefien des Empfängers betreffen oder 
b) im re gewerblichen Intereſſe des — an eine Militärperſon gerichtet 
ſind, Haben auf Portovergünſtigungen feinen Anſpruch. (Bundeskanzler u. Fr. M. v. 
2. 1. 1868; Sielmann, Tafchenlalender für Beamte der Militärverwaltung.) 


F. Celegraphen-Gebühren. 


Innerhalb de3 Deutſchen Reiches. 

Telegramme often im Stadtverkehr 3 Pf. für dad Wort, mindeiten? 30 Pf., im 
übrigen Verkehr 5 Pf. für das Wort, mindeſtens 50 Pf. 

Die äußerfte Länge eines Taxwortes beträgt 15 ee en. Bon den Vermerken, 
welche al3 Wort mitzählen und vor der Adreſſe zu notieren jind, Jind die wichtigften: 

(RP), d. L Antwort bezahlt, 

(X P), d. h. Eilbote bezahlt, 

(Tages), d. h. nicht während der Nacht heitellen, 
(PG), d. h. poftlagernd. 

Für das bringenbe Zelegranım (D) fommt die dreifache Gebühr eined gewöhnlichen 
Telegrammd zur Erhebung. Für dad borauszubezahlende Untmworttelegramm (R P), 
jowie für eine Empfangsanzeige (C R) wird die Gebühr eine gewöhnlichen Telegramm 
von 10 Worten berechnet. 


G. Maße und Gewichte. 


Maß- und Gewichtsordnung d. 17. 8. 1868 (B. 6. B. 5. 472), 
abgeändert durch die Geſetze v. 11. 7. 1884 (R. ©. 31. 5. 115) 
und 26. 4. 1893 (R. ©. BI. 5. 151). 


A. Längenmaße. 
Einheit: das Meter (im). 
Yo m=1 Bentimeter (cm), Y/,oon m == 1 Millimeter (mm). 
1000 m=1 $ilometer (kn). 


B. Flächenmaße. 
100 Quadratmeter (qm) = 1 Ur (a). 
10000 qm oder 100 a=1 Hektar (ha). 


C. Körpermaße. 
Einheit: dag Liter (I) = !/,om Kubikmeter (cbm). 
100 1 oder !/,, ebm=1 SHeftoliter (hl), 50 1=1 Scheffel. 


D. Gewidte. 
Einheit: das Kilogramm (kg) zu 1000 Gramm (g). 
Yo 1 Milligramm (mg). 
1000 kg=1 Tome (t). 
1, kg=1 Pfund, 50 kg oder 100 Pfund = 1 Bentner. 





Hadıtrag. 


Abſchnitt I. 


au 8 65°2 der Sörferdienfiinfienktion auf Seite 168. 


Anpachtung von Jagden. 

Nachdem durch die Jagdordnung vom 15. Juli 1907 die Borfchrijten über die Bildung 
der „ägesbbegirte eine wefentliche Anderung erfahren haben, will id) die Königliche Regierung 
in Wbänderung und Ergänzung der Erlafje vom 23. Oktober 1901 — III 15 071 — und vom 
8. März 1902 — IlI 316 — ermädtigen, die Jagd auf ſolchen Grundflädhen felbitändig 
anzupadıten, die in den Fällen ber $$ 7 Ab. 5, 8 und 10 der Jagdordnung den angrenzenben 
forſtfiskaliſchen Eigenjagbbezirten angefchloffen oder der Königlichen Regierung als Vertreterin 
der legteren zum Anſchluß angeboten werben. 

Ich Me bieran jedoch die Bedingung, daß in jedem Falle vor der Enticheibung eine 
gewiſſenhafte Prüfung des fisfalifchen Intereſſes, der Angenıeffenheit der geforderten Badıt- 
entfhädigungen und ber fonftigen Zerhältniffe, insbefondere auch der etwa zu erwartenden 
Bilbfchaden-Erfat-Forberungen eintritt, und ferner, daß bie betreffenden Revierverwalter, denen, 
jofern fie ee der angrenzenden fiskaliſchen Bezirke find, die niebere Jagd im Mfterpacht 
zu geben ift, ſich ausdrücklich bereit erklären, nicht nur einen um bie bolle Sagbpadıt- 
entihädigung für Die Hinzutretenden Grundflädhen erhöhten Pachtſchilling zu achten, ondern 
aud den Erſatz bes Wildſchadens zu übernehmen, der den Geſchädigten nad) Maßgabe ber 
gejeglichen Beſtimmungen etwa zu vergüten: ift. 

In denjenigen Fällen, in denen den Oberförſtern Due) nie Übernahme diefer Ber- 
pflichtungen erhebliche Koſten entitehen follten, die durch den ag der niederen Jagd nicht 
ausgegfihen werben, ermächtige ich die SKöniglihe Regierung, den Revierverwaltern in der 
gleinen eife, wie dies für die von den lebteren angepachteten Jagden durch Erlaß dom 
1. Mai 1901 — III 6479 — zugelaffen ift, nach billigem Ermeſſen den Abſchuß von zur 
Adminiftrationgjagd gehörenden Wildarten in beftimmter Bahl auf den angeſchloſſenen Flächen 
ohne Verrechnung von Einnahmen für die Forſtlaſſe zu geftatten. 

Wenn in einzelnen Fällen die Oberförfter es ablehnen follten, die vorgedachten Ver⸗ 
pflihtungen zu übernehmen, gleichwohl aber die Anpachtung der Jagd einem dringenden 
fiskaliſchen Intereſſe entipricht, ß iſt meine Entſcheidung einzuholen, ſofern nicht etwa im Falle 
des $ 10 der Jagdordnung Fiskus als Inhaber des umſchließenden Eigenjagdbezirkes beim 
Nichtzuſtandekommen der in $ 8 Abf. 1 und 39 Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen auf Grund 
des 5 53 bafeldft auch bei Ablehnung der Anpachtung der Jagd auf den in Frage foınmenden 
Flächen zum Wildfchadenerfag verpflichtet ift. dieſem letteren Yalle bleibt die Königliche 
Regierung ermächtigt, die Jagden ohne Einholung meiner Genehmigung anzupadien und 
wegen ihrer Nutzbarmachung nad) Maßgabe der Verfügung vom 23. Dftober 1901 — 11115071 — 
Abſ. 3 zu verfahren. 

Bur Bemilligung etwaiger Pachtentſchädigungen im alle des $ 4 “el Si, 2 Abi. 1 
iſt die Königliche Regierung felbitändig befugt. (M. L. v. 31. 12. 07 — III 16766.) 


Zu Anlage 3 der Sörfterdienfiiufruktion auf Seite 199 Ziff. 6. 
Als amtliche abgefürzte Schreibweije von „Mark“ hat wie bisher das Tiegende Tateimiiche 


„A“, jedoch ohne Hinzufügung eines Punktes, zu gelten. (Bundesrats-Beſchl. v. 21. 11. 1907.) 
3u Anlage 3 der Zörfterdienftinfteuktien auf Den Selten 207,8. 


Ein zweites ausgefülltes Lohnzettel-Mufter D, auf welchem alle in ber Regel 
vorkommenden Fälle der Verrechnung ber Krankenkaſſenbeiträge dargeſtellt find. 
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Oberförſterei Rosen. 
Schutzbezirk Bludau. 


Muſter D. 
Lohnzettel. MM. ...... 


Wirtſchafisjahr 1. 10. 1907/8 
Beleg Rt. 
Nr. 32 des Hauungsplanes. 


Im Jagen (Diftrilt) 160 arbeiteten bie nachitehend verzeichneten Perſonen in ber Beit 
vom 9. Dezember bi3 zum 31. Dezember 1907 unter meiner Aufficht: 


Bezeichnung ber ausgeführten Arbeiten und Ungabe ber 
"verwendeten Sämereimengen und Pflanzenzabl. 


en 


"Der Arbeiter 


Name ' Wohnort 


1. David Seele | Belgen 
2. Carl Seele ’ 
3. Emil Nagel : „ 
Zu: 
von Nr. 1 u. 2 Eintritts- 
geld jeelAa ..... 


von Rr.2für1 Urlaubswoche 
Ertötrantenlaffe Belgen — 
4. Ernſt Zwiebel Tolgom 
5. Heinrich Brandt n 
6. Albert Dehmel: n 


) 
1 
| 
l 
} 


Zu: 

7. Rudolf Sand | n 

für freiw. Fortſetzung ber 
Kranlenverj. für 1. bis 
31. 12. 07, 

von Nr. 4 u. 5 Familienbei⸗ 
träge für Oftober/ Dezember 
107 je 1 0 AM..... 


Betriebstrantentaife 
Erenmen = 


8. Auguſt Stod | Soden 


Daß ber unter Nr. 8 aufgeführte 
Etod die Zahlung bes vollen Beitrags 
für die freiwillige Krantenverficherung 
nachgewieſen hat, befcheinigt 

Der Foͤrſter. 


Zuſammen 
Dazu Beitrag der Forft- 
verwaltung - -» » - . . - 


Summe Jfi0 


Zahl der Urbeitötage 








24 36 1 
1: Ise 1 
Unter 16 da re al 





—— — der Eichen⸗ und Buchenverjüngung. 
olz: 


Gewonnenes 


4 rm Birken-tnũppel. 

20 rm Birken⸗Reiſer II, 

500 Stilck Fichten⸗Stangen II nıit 90,00 fm, 
10,00 bunbert Fichten-Stangen IV mit 20,00 fm, 
4 rm Fichten pel und 

20 rm Fichten⸗dteiſer IL!) 








Sehens Krankenverſicherung 
N RK: A Bei ber 
8 veitrag 8 83 Beitrag Beitrag Salub: d 
der BE Rn der | . sablung fin 
3 Z=8&ls #2 im noch Beiträge 
„| I STEH Ar zu entrichten. 
* Ve #3 ganzen 
= | peiter 33813 heiter 
2 rel: |e ee | im 
w Ich 8 — Fo.| ganzen 
Br. A Er. Br. | Pf. 4 Pf. den] Ir. 
1 13145|. (90 1135| 1 |. 145 
112|„|. . u 
3 |30 


ww 9 





| 
Bu Jun 


| 
| 
| 
| 
siaıl 9eo| . 
4— freiwillig | 1 
t 
| 
| | 
| 


| 
3. 


verſichert 





124383) |.|.1.]. 
. [15129] 16129) | 8 |b8- 














Invaliden⸗ 
















ankenverſicherun 
Lohnbetrag verſicherung ar Higerung 
— — — 
o ERE © 
8 Bei d 
Der Arbeiter $ 818 Beitrag 5283 2 Beitrag... —8 
ala ga| „ Seal: FE „ |Oellranzaslung fs 
* im 3 —— u Im [nodleiträne 
en » Ts Ts entrichten 
* gan . |) F sn 58 gangen 
& | zog | „| beiter u 33 5 a | Beiter 
2 2|e 2 : für m 
Name Wohnort ei [®|,, o usE S Bo-| ganıen 
AB. FilS; 





A \gr.) den 





KA Igr. 


Lohnberechnung. | 
tözage zu 3,50.4— 52,50.4 | 


— 
— 


0 


2 ‚00 „ 
30 n „2,50, = 75,00 „ 


für Selbftver- ; | 
fiherung . .= 0,60 „ I 
101 Zage ==296,10.4 | | 


Der Arbeiter David Seele it mit der Empfangnahme und Auszahlung des Lohne: 
beauftragt. 


Bludau, den 4. Januar 1908. Der Könige Förſter. 


Der Lohnzettel iſt richtig. 

Die Revierforſtkaſſe wolle aus den ihr für 1908 zur Berfllgung 
geftellten Holzwerbungskostengeldern obigen Betrag von . . .. 
(in Worten) Zweihundertsechsundneunzig Mark 10 Pf. und zwar bar . 
und durch Untechnung der Suwalibenverficherungöbeiträge 
und der Sranfenverjicherungsbeiträge . . 


zahlen. Mit dem Lohne von 


296 4 10 Bf. 
Irralidenve chetung von . 1„6 „ 
. 2 n 43 " 


ankenverſicherung von 
300.0 21 Bf. 


296 4 10 Bf. 
281 „56 „ 









a ” 


. 2.8 „ 


it auch die aatfice —* zur 
und das ſtaatliche Beitragsdrittel zur 





zuſammen in Iſtausgabe zu ſtellen. Die Beiträge 


zur Ktrankenverſicherung find für die Orts-Strantenkaffe in Belgen mit 5 4 60 Bi. 
ınd für die Betriebs- n „ Cremmen „ I „ 69 
zu bereinnahmen. 


Rosen, den 5. Januar 1908. Der Röniglige Oberförfter. 


AußgabeSoumalNr- ...... 
Holzwerbungskostenmanual Nr. 16. 


Empfangsbefheinigung. 
Betrag erhalten. 
Belgen, den 6. Januar 1808. 
Journal⸗Nr. der Forſtkaſſe ..... 
David Seele. 
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Kaſſenanweiſung beim Schlußlohngettel. 


Yupalidenverficherung Krantenverficherung 
Sohn. — —— — — ⸗ 
Am — — 
— Sorfner- im ber gorfver- Im 
Arbeiter waltung | ganzen Arbeiter waltung | gansen 


FrER BIFTRPIFTERIET PFIFTRFIPTIRTIFT 


Auf vorftehend berechnete Beträge von. . 96 1 1 68) 3|36]12|86| 2| 43] 15) 29 


{ind bei Abſchlagẽzahlungen bereit 

angemiejen: 

olewerbungs- 

am 24ten Dezember 1907 ia 

kostenmanual Nr. 16 1180 100 1\08 2|16 5114 1\571 6171 
am...tn...19. 

„... ten. 19.. 

. 15. 


Zuſammen Irre | ılos| ı|os| 2]16| 5]24 157] 6 


Es find alfo noch zu zahlen: |716| 20) . 600. 60 ıl2ol z|rei . |sel 8|58 
in ®orten Einhundertsechsehn # 10 Bi. 
und zwar 107 M 78 Bf. bar 
und — „60 „ dur yntecinung ber Inpalidenverficherungsbeiträge 
und 7 „72 „ durch Anrechnung der Krankenverſicherungsbeiträge. Mit dem an- 
‚gewiejenen Lohne 











iſt noch ein ftaatlidher Beitrag 
zur yuvaribenverlicherung 


von 1 216 M 10 Bf. 
bon I — „ 60 „ 
von — 86 „ zur Strankenverficherung 


zufammen in Iſtausgabe zu ftellen. Die Beiträge zur ranlenverficherung find 


für die Or Orte-Rrantentaffe in Belgen mit 1.4 65 Pf. und 
Betriebs- n „ Cremmen „ 6 93 „ gu bereinnahmen 
Bosen, den "Sten Januar 1908. Der Königliche Dberförfter. 


Journal⸗Nr. der Forftlaffe.. . . . 


Erläuterungen. 
1 AB Beifpiel iſt eine im Zagelohn ausgeführte Hauung angenommen. 
In der Regel werden bie dauungen im Verding ausgeführt. Die Ausführung im Tage⸗ 
Iohn wird nur dann erfolgen, wenn bei den viel Beit in Anſpruch nehmenden Läuterungs- 
hieben die geringen Mengen bed gewonnenen, vermertbaren Holzes unter Zugrunbelegung ber 
Dauerogn erhinglühe den Arbeitern einen genügenden Verdienſt nicht fichern. 

Spalte über bie nad) dem Lohnzettel zu entrichtenden Wochenbeiträge für die 
Qnbalibenberfiherung it in allen Fällen aufkurechnen. Die Forftlafle benötigt dieſer 
ſummariſchen Angabe für die Verwendung der Beitragsmarken. 

3 Der Beitrag der Forſtverwaltung ergibt ſich ohne weiteres aus dem Unterſchiede 
zwiſchen dem von ben Arbeitern zu leiſtenden Geſamtbeitrag und ber Summe ber Spalte „Beitrag 
im ganzen". Hier aljo 15,29 — 12,86 —= 2,43 „4. Dadurch aber, Daß im Lohnzettel bie Beiträge 
der Urbeiter für diejenigen Wochen, für welche die Zorftverwaltung ein Drittel der Berjicherungs- 
beiträge trägt, für jede Krankenkaſſe bejonders ee en find, läßt Ni | die Richtigkeit Des durch 

e 


Vergleich der Schlußbeträge feſtgeſtellten Beitrags ber Forſtverwaltung leicht Tontrollieren. Man 
nimmt die Hälfte diefer befonders aufgerechneten NArbeiterbeiträge. I vorliegenden Beifpiele: 
+ 2,76 , 

== 4,86 4 


davon die Hälfte = 2,43 „ Beitrag der Forſtverwaltung. 

4 Mit Nüdjicht darauf, daß das Rechnungsjahr bei fämtlichen Rrantentafien daB 
Kalenderjahr ijt, empfiehlt es fich, foweit Strantenfafjenbeiträge zur Verrechnung fommen, zum 
Sahreswechfel für jedes Kalenderjahr befondere Lohnzettel aufzuftellen. Anderntalts 
stoßen die Mbrechnungen der Forftlaffen mit den Krankenkaſſen leicht auf Schmierigfeiten. 


Berichtigungen. 


Seite 801, im Formular letzte Spalte, der erſte Zur und Abgang muß eine Beile tiefer ftehen. 


Seite 478, eile 9 von unten, jtatt „unterftehenden“ lies „unterſtehen“. 
Seite 688, eile 8 von unten, ftatt „$ 242” lieg „$ 244 
Seite 685, Zeile 12 von unten, jtatt „Hersaußgabe" lies „Herausgabe“. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 





(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 

Abbrennen 512, 514, 515. 
Abfuhr, unbefugte — — von Holz uſw. 513. 
Abgeordnetenhaus 475; — Wahlen 475. 
Abgraben 683. 
Abhalten v. Mitbieten b. Verfteigerungen 649. 
Abhänge an Wegen verwahren 679. 
Abnahme der Holzfchläge 159. 
Abpflügen 683. 
Abraum 163, 492. 
Abraupen 680, 681. 
Abrundung der Benfionen 315; — der Löhne 

196, 198; — der Brandverf. sBeitr. 436. 
Anichlanslohnzettel 199, 204, 209. 
Abſchriften 220; — benlaubigte 870, 873, 876. 
Abzählungstabellen 158. 
Adzugsgräben 541 ff. 
Ader, Umwandlung i. Wieſe 134. 
Adergeräte, Benutzung frenider 511. 
Adler ſ. Dienftadler. 
Adoptivlinder 327. 
Adrefien 219, 223. 
Acker, Betreten 507, 681. 
Ahrenleſen 510. 
Außerung über Lehrig. 6, 37; 

frei 885. 
Agitation 83. 
Alten 185, 234. 
Altenaudzüge 878. 
Attenplan 234. 
Altenvermert 220. 
Attiengefelichaft, Beteiligung 93. 
Altenftein, Verſetzg. aus d. Bezirk 89. 
——— —2 Geltungsbereich 487, 


Altersrente 928, 945, 946, 950, 954, 957, 959. 

Alterörentenverficherun 468. 

Altersverfiderung ſ. Invalidenverſicherung. 

Ameiſen 513. 

Amtmänner 482. 

Amtsanwälte 485, 497, 516. 

Amtsausübung, diechtmaßigkeit 657, 689, 690. 

Amtsblatt 479. 

Amtsbezirte 481; — Bollgelorbmung geg. d. 
Uniherlaufen der Hunde 627 

Amtsgerichte 483. 

— — venanelung durch Waffen⸗ 
gebrauch 6 


— ſtempel⸗ 


Radtke, — 4 Aufl. 


Amtsſprache 225. 

Amtsſtil 217, 221. 
Amtsvergeben 83, u 673. 
Amtöverfchwiegenheit 86 
Amtsvorſteher 92, 482; — b. Wildſchaden⸗ 


exſatz 580 

Anbruchholz 57 

Aneignung 774. 

Angehörige 651, 664. 

Angehörigenunterflügung(inbalibenverf.)945. 

Angellagter 690. 

Angelb 730. 

Angeihuldigter 690. 

Auflauf von Holz ujm. 
beamten 95. 

Ankirrungskoften 173. 

Anlagen zu Berichten 218. 

Anlandung 539. 

Anmeldung db. Ledrlinge 2, 6, 8; — d. Res 
fervejäger 13; — der erftverforgungs, 
beredtigten 29; — don Brandfchäden 436 

Annaburg, Rrrabenerz. «Unit. 353, 360. 

Annahme-Genehmigung f. Lehrlinge 4 

Anpflanzung bon —— einftöden 
u. Schlinggemädjen 104. 

Anrehnung diätarifcher —88 252. 

Anreden 219, 223. 

Anihuldigung, falfche 659. 

Anfiedelung, Gründung und Genehmigung 
neuer 515, 527. 

Anfiedelungstommilfion 19, 476. 

Anſtaltsdienſt, veſchaftigung im 13, 30; — 
Unftellung im 32. 

Anftand 667. 

Anitifter 3. ſtrafb. eh 651. 

Antrag a. Strafverfolg. 653. 

Anwaltöprozek 302. 

Anweiſebuch ſ. — — 

Anzeigegebühr 4 

Anzeigen, Form is, 221, 231, 232; — ftraf- 
barer —— 139, 140, 249, 503, 523, 
647, 6 eren Unterlaffung ftrafbar 
674; — nad) erf. Waffengebraudy 711, 714. 

Arbeiter ſ. Waldarbeiter. 

Arbeiter⸗Rotizbuch 140, 194, 202. 

Arbeiterſchutzgeſetze 887. 

Arbeiterverfiherungsgeleke 887; — — 
nis der einzelnen zueinander 9 

Arbeitszeit d. Holzhauer 189. 


jettend ber Forſt— 


62 





Armenredt 804. 

Armenverbände 472, 480, 481, 691, 797, 954. 

Arreft, binglicher 726, 

Attefte ſ. Zeugniſſe. 

Aufenthalt i. Lehrrevier 3. 

Aufforſtung, von Odländereien 373, 825; — 
Berhütungsmaßregeln gegen Waldbrände 
143; — often 6. d. Beiteuerung 825, 831. 

Aufhebung d. Verpflichtung 11, 40. 

Auflafiung 772; — Koſten d. 735; — Stenipel- 
iteuer 876. 

Aufieber, beſtellte, Widerſtand geg. 655, 656. 

Aunfwärterinnen, Invalidenverſ. 931. 

Auftionsprototolle 876, 879. 

Ausbildung, Förderung pralt. 23. 

Auseinanderfefung ſ. Dienftauseinander- 


—— — 
Ausiertigungen d. Behörden, Stentpelfteuer 


Ausführungsbehörden b. d. Unfallverf. 917. 

Ausländer, Berhaftung 689; — Invaliden⸗ 
verſ. 932. 

Auslandaurlaub 75. 

Ausiobung 758. 

Ausnehmen d. Bogelnefter 512, 681, 688; — 
db. Jungen v. jagdb. vierfüß. Tieren 667. 

Ausiceiden d. Oberjäger aus d. alt. Milit.» 
Dienjt 13; — d. Sügerllaffe A aus ben 
Jägerkorps 35, 77, 318. 

Ausftellung db. Fuhrungsatteſte 14. 

UAnsfteuer-Berfiderung 466. 

Auswanderung 75. 

Auszüge, Stentpeliteuer 878. 

Anerfionierung d. Bortobeträge 238. 


B. 


Bad, Hofpital⸗— in Ems 362. 

Badeanlagen a. Forſtgeh. 106. 

Baume, Obſt⸗ en twılde auf Dienftländ. 126, 

; — au 
790; — Ausäften 184; — Abhauen ſtehender 
492; — Beichädigung ufw. 510, 611; — 
an Wegen 532, 533, 535. 

Bahuanlagen, Betreten 138. 

Bandflöde 153. 

Bauarbeiten, Forſt⸗ 105; — Unfallverſich. 906. 

Bauerlaubnis 515. 

Bauholz ſ. Nutzholz. 

Baumaterialien 105; — erübrigte 108; — 
Berfauf 109. 

Baumpfähle 153, 511/12. 

Baumjaft 492. j 

Baumſchulen, Vertilg. ſchädl. Bögel u. ſchädl. 
Wildes 586. 

Baurefte 108. 

Baurevifionen 105. 

Bauten, Verbot d. Übernahme d. Forſtb. 94; 
— überwachung 105. 

Beamte, Öffentliche, Zeugengebühren 305; — 
als Zeugen ufm. 684, 807; — Übertragung 
d. Horderungen 733; — Schadenerjahpflicht 
762; — Beiteuerung 832, 847, 848, 859; 


der Grenze 768, 769, 771,| 


— Krankenverſich. 891; — Unfallverfich. 
904; — Invalidenverſich. 932. 

Beamteneigenihaft 675. 

Beamtentöchter, Stiftungen 360. 

Bedingungen f. Landverpachtg. 115. 

Beeidigung auf d. Forſtdiebſt⸗Geſetz 13, 16, 
497; — als Bivilitantädiener 35. 

Beerdigung, vorzeitige 678, 679; — gefundener 
Zeichnane 691. 

Beeren 95, 97, 492; — Sammieln 514, 523; 
— linfall 908. 

Beerenfiräuder b. Uuseinanderfeß. 129. 

Beförderung zu Oberjägern 11, 13. 

Berlanbigung dv. Unterfchriften 198, 236, 719, 
720; — Stempeljteuer 886. 

Begnadigungsrecht 504. 

Begünftigung 494, 506, 507, 664. 

Behörden, Organifation 469 ff.; — Beurfög. 
d. Grundſt.⸗Vertrg. 787; — öffentliche 807. 

Beihilfe 494, 506, 664. 

Beitragsmarken f. d. Invalidenverſ. 942. 

Beleidigung 86, 658, 659%; — jeitend ber 
Beantten u. Vorgejetten 660; — Privat: 
klage 693, 694; — berechtig. nicht zum 
Waffennebraud 711. 

Belohnungen 86; — an Löihmannidaiten 
148, 438, 515; — f. auch Auslobung. 
Berechtigungen 490; — Ausübung 513, 514. 

Bereiherung, ungerechtfertigte 759. 

Berichte, Form ujw. 218, 221, 229, 231. 
Bernftein, Uneignung. 774. 
Berufsgenofienihaften 915, 916. 
Berufözweige, andere, Einarbeitung 18, 41, 72. 
Berufung in Straffach. 693. 
Berufungätommilfien in Steuerſach. 837, 844. 
Schhädigung von Bäumen, Sträudern 510, 


511. 

Beihäftigung i. Gemeinde, Anſtalts⸗ und 
PBrivatdienfte 13, 22; — 1. Eönigt. Dienft 
13, 22; — berufsmäßige 17, 72; — db. 

orftverforgungsberedtigten 30. 

Beihäftigungsort i. Sinne d. Arbeiterberfich.- 
Gef. 843, 913, 914. 

Beſchälſenche d. Pferde 963, 967. 

Beſchlagnahme, allgen. Beftinmt. 684 ff.; — 
don Frevel⸗Werkzeugen uſw. 139, 496, 505, 
510, 626, 646, 647, 682, 702; — d. Ge 
bälter 812, 813; — Beifeitefhaffung be⸗ 
ſchlagn. Sachen 658. 

Beſchlußbehörden 483. 

Beſchlußverfahren 483. 

Beſchuldigter 690. 

Beſchußanſtalt i. Suhl 968. 

Beſchwerde über Vorgeſetzte 86; — gengen: 
gebühren 306; — i. Straflad. 693; — 
über polizeil. Berfüg. 699. 

Beſenreis 153. 

Beiig 763; — »Störung 764, 801; — mittel» 
barer 765; — ⸗Klagen 802. 

Beioldung 96, 250; — bei Beurlaub. 257: 
— bein Einzieben 3. Milit.-Dienft 257; 
Beichlagnahnıe 258, 813; — Vermögens. 
rechtlicher Anfpruh 258; — Zahlungs⸗ 


tweife 259; — Berjährung 259; — Regelung 
beim Mil.⸗Rent.⸗Empfg. 260; — ber etats⸗ 
mäßigen Forſtſchutzbeamten 263; — ber 

orſthilfsaufſeher 22, 31, 269; — bei der 

uspenfion dv. Amte 283; — bei Bers 
Büßung einer ER 284; — Übers 
kragung der Zahlg. 733; — Beitenerung 


Beioldungsbienflalter 251, 253, 

Beftallung 4, 34, 878. 

Beltandedpflege 184. 

Beſtechung 86, 673. 

Beſtellgeld 241. 

Beitellungstoften 134. 

Beſtimmungen über Borbereitung ufw. db. 
1. 10. 1905 1; — über d. Verh. I. Reſerve⸗ 
verhälinis 70. 

Betreten einer en 138, 402, 420; — 
eines fremd. Jagdreviers 681, 682; — 
fremder Ader 507, 681; — der Forſtgrund⸗ 
ftüde 138, 507, 522. 

Betriebe, lands u. foritwirtfchaftliche, welche 
d. Unfallverf. unterliegen 905; — Uns u. 
Abmeldung deri. 927. 

Betriebshenamte, Krankenverſicherung 888, 889; 
— Unfallverfiherung 902, 904, 911; — 
Sahresarbeitsverdienit 911, 940; — Haft 
pflicht 927; — Invalidenverſ. 928, 929, 936. 

Betriebägemeinde, Kurkoſten f. Unfallverletzte 


Betriebötrantentafle 892. 

Betrieböregelungsarbeiten, Teilnahme 
Forſiſchutzb. 271. 

Betrieböunfälle 337, 907, 908, 909, 915; — 
b. häuslichen Dienjten 342, 903; — Uns 
meldung 344, 691, 919; — Entihädigung 
d. Beanit. 336; — Erkrankung infolge 898, 
913; — Eritattg. d. Anval.»Berf.» Beiträgen 
951; — gerichtiiche Anzeige bei Todesfällen 
691; — d. Gefindes 752, 796. 

Betrieböunternehmer } Unternehnier. 

Beurkundung, gerichtl. ober noturielle 719, 
720; — bon Grundjtüdsveräußerg. 786; 
— d. Perfonenftandeg 818. 

Beurlaubung zur Reſerve 12; — altiver 
Dberjäger 13; — zur Einarb. in and. 
Berufszweige 18. 

Bewäflerungsanlagen, Beichäbigung 512; — 
539, 540, 546. 

Beweismittel i. Zivilprozeß 807. 

Beweisftüde, Beichlagnahme 139, 684, 686; 
— Hausſuchung nad 687. 

Bezirke, geichloffene 29. 

Bezirksausſchuß 479, 480, 483. 

Bezirksbehörden 480. 

Bienen, Verſich. geg. Feuer 433; — Halten 
und Einfangen 775; — Rauben 776; — 
Selbſiſchutz geg. ſchwärmende 726; — Er 
fagpflit f. Schaden d. 761. 

Bienenlehrturfe 55. 

Bienenftöde 511. 

Bindeweiden 153. 

Biwals 142. 


der 


Bläschenausſchlag d. Pferde uſw. 963, 967. 

Bleichen u. Trodnen a. fremden Srundft. 511. 

Blitzſchlag, Unfall 909. 

Blutharnen d. Rindviehs, Mittel geg. 136. 

Bodenerzeuguiſſe, Entwendung 509; — Ber: 
tauf, Stenipelfteuer 877, 879. 

Bondenholzungen 378. 

Borke 492. 

Botſchaften 471. 

Brandenburg, Kommunalforiten 371; — Ge⸗ 
bünren f. forittechn. Beratung 381; — 
Poliz.⸗Verord. 524; — Hunde auf fremden 

agdreb. 628; — Fiſcherei⸗Vorſchr. 643; — 
and a. Sonntag 678. 

Brandihäden ſ. Brandverficherungsperein. 

Brandftiftung 512, 672. 

Brandverfiherung d. Sachen b. Borkigatee 50. 

Brandverfiherungdverin Preuß. Forſt⸗ 
beamten 112, 425; — Mitgliedfchaft 425; 
— BDerwaltung 427; — Publikations⸗ 
organe 430; — Streitigkeiten 431; — 
Eintrittsgeld, Beitrag 431, 435; — Ned)» 
nungsjahr 431; — Verſicherungsvorſchriften 
432; — Berfiherungsantrag 432; — vers 
figerungsiäbige Saden 433; — Ber 
fiherung d. Erntevorräte 433; — Dauer 
d. Berfiderung 433; — Todesfall 434, 
441; — Umzug 434, 441; — Berficherungs- 
ihein 435; — Berficherungsfchilder 435, 
442; — Bahlung der Beiträge 435, 439; 
— Nachſchuſſe 435; — Unmeldung, Feſt⸗ 
feßung u. Vergütung d. Brandſchäden 436, 
442; ortofoften 442; — Unfallver 
fiherung d. Mitglieder 443; — Vorſchriften 
f. Bezirksporftände 439; — Stempelfteuer 
poltzeil. Beicheinig. 886. 

Bratofen 102. 

Brennholz, Sortimente 154; — Schichten 154; 
— freies, fiehe Yeuerungsmaterial. 

Brüden 532, 542; — auf Dienftländereten 
1038; — Beihäbigung 672, 673. 

Brunnen 103, 108. 

Bürgerliches Geſegzbuch 487, 716; — Ein: 
führungsgeleß 782. 

Bürgerlihes Recht 487, 716. 

Bürgermeifter 481, 482. 

Bürgerfteig, Reinigung 104, 854. 

Bürgihaft 758. 

Bürgicaftserflärungen 758, 878. 

Buhnenpfähle 153. 

Bundesgebiet 469. 

Bundesrat 470. 

Buflarb 140. 


€. 


Ghaufieen 530, 537; — Jagdodrecht 554, 555. 
Chaufſeegeld⸗Freikaktten 290. 
Code civil 487, 488. 


D. 
Dachs 140. 
Dachsgraben 164; — ‚pitißbienfte 567. 
Dämme, Beichädig. 673. 
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Dämpfigleit b. Pferden 738. 

Damwild, Gewichts» u. Schußgeldtaren 170. 
Darlehen 750, 883. 

Darrmeifter, Bemeinbefteuer 849. 

Deine 544; — Jagdrecht 554; — Beichäbdig. 


Zernathlg „erlauf 664. 

Derbholz 

Diäten b Eorithilfgauffeher 269; — i. übrigen 
f. Tagegelber. 

Diebftah 662 ff., 492; — gegen Berwanbte 
u. Ungebörige 664 

Dienſtabzeichen 75, 518, 706, 711, 713, 714. 

Dienſtadler 245, 248. 

Dienftalter 253. 

Dienftanfwanböentiäbigung 266; — währ. 

d Snadenquart. 356; — Beſieuerung 829, 


Dienfauseinauderfegung 102, 112, 124; 
wirtichaftliche, |. Dienftländereien. 

Dienſtbarkeiten 778; — perfönliche 780. 

Dienftbeihädigung 26. 

Dienſtboten |. Gefinde. 

Dienſtbuch 793. 

Dienftenthebung, vorl. (Suspenfion) 282, 

Dienftentlafiung 186, 279 ff., 283. 

Dienfigebäude 99, 275; — Nie brauchsrecht 
7179; — Reinigung 102; — Beibehaltung 
währen d. Gnadengquartals 356; — Ent- 
fernung der Schober v. Gebäuden 433; — 
Wohnung, fteuerpflichtig 322, 832, 846. 

Dienfigehöfte, ung DR — Um— 
pflanzung 104, 110; — eviflon 105; — 
— Buͤrgerſteige v. d. 104, 854: — 
kreisſteuerpflichtig 857. 

Dienſtherr chaft. Pflege krank. Geſindes 795 ff.; 

a hpe der durch Waffengebraud) Ver: 
lebten 708; — Beruntreuungen gegen die 
509, 683 ‚798; Griagpfidht f. unerl. 

Hanbl b. Sefindes 7 

Sieafinfrutiiont d. niet. Preuß Foͤrſter 83. 

Dienſtjubiläum 365, 370. 

Dienftlleidung 75, 90, 244, 400, 419, 706, 
711, 713, 812; — Abzüge b. d. Steuers 
deranlagung unftatth. 825, 833; — fiehe 
auch unter Uniform. 

Dienſtkleidungszuſchuß 22, 267, 269. 

Dienflländereien 112 ff. 275, 276; — Nieß⸗ 
brauchsrecht 179; — Verpachtung 112, 
113 f.; — d. Oberförfter 118; — Pfändung 
der eibfeüdjte 87; — Bewährung 103; — 
Wildſcha envergütung 578; — Mufter- 
tl aft 118; — Drain-Anla en 120; — 

dammfulturen 121; ingatterung 
123; — wirtſchaftliche Auseinanderfekung 

130, — &renzen 133; — Jagdrecht 
Br — Beftenerum des Reinertrags 823, 
828, 851; — Buchführung 134, 826, 830; — 
Wertbeftimmung bei ber Veranlagung gut 
Ei Fa ar ;— freisfteuerpflichtig 
857; — Unfallverfiherung 904, 912, 917, 
918, 927; — Kontrolle durch b. Forſtrat, 
—e d. Benutzungsart 1%. 


Dienflleifiungen, vorübergeh. b. d. Iuvaliden⸗ 
n 931. 
Dienſtpapier 220. 
Dienfipapiere 87, 185. 
Dienkoflichten d. Forſtiſchutzbeamten 83. 
Dienkreifen, Reifefoften 288 ff., 24; — B 
d. Antritts d 
Dienftiade, boriopfliätige 241. 
Dienftunfähigleit 287, 313, 321; — durch 
Betriebsunfall 336; — bei Sonnunal- 
beamten 286, 288, 387. 
Dienfiunfäpiglettönerfiherung 485. 
Dienfivergeben |. Boeing. 


eit 


Dienfivertrag, allgem. Belt. 7 
Stempelfteuer 884; — d. Reſerve ejüger 12; — — 
d. Waldarbeiter 179, 194; — f. mmunal- 


forſtbeamte 395; 


420. 

— | Dienfiweg 137, 231. 

Sienfiwohnung f. Dienftgebäubde. 

Dienftzeit, penfionsfähige 316; — Anrechnung 
d. diätarifch. 253. 

Diftriktstsmmiffarien 482. 

Disziplinarbehörde 281. 

Disziplinarbeftrafimg 180, 185; — Gehalts⸗ 
bemefiung 256; — allgem. Geſet 277 ff. 

Disziplinarhof 282, 476. 

Disziplinarfirafen 278. 

Diszipiinarverfahren 280. 

Dohnenſtieg 573; — in Hannover 616, 617; — 
ſ. auch unter "Kranmetspogelfang. 

Dolmetfher 236, 789 

Doluß 652. 

Domänen, jteuerpfl. Eint. 852. 

Drain-Anlagen auf Dienitländ. 120. 

Draufgabe 730. 

Dreflur, Hunde, Unfall 907. 

Drohung 705, 

Druſe b —88 963. 

Dünenflächen 373, 404; — Weidefrevel 508; — 
Unfallverf. 917; 

Dünger 104, 718; — Berlauf 125, 134. 

Düngergruben 768. 


— f. Privatforfibeanne 


Düungungsmittel, kunſtliche 121, 125, 134. 


Duftbruch 149. 

Dummtoller b. Pferden 738. 

Dungftoffe, Aufſammeln 510. 

Duplifate, Stempelfteuer 870, 878. 

Durchſuchung (Hausfuhung), allgem. Beit. 
686 ff., 702; — geiner Perſon nah Werkzg-, 
Gewehr ufm. 6 


©. 


Ehe, Kirchensteuer bei gemifcht. 865. 
Ehemünbigleit 819. 

Eheſchließung 818, 820. 

Eheverträge 878. 

Ehrenfeldhüter 518. 

Ehrenzeichen ſ. Orden. 

GEbhrenzulagen 369; — Steuerjreiheit 822. 
Eid |. Beeidigung. 

Eideszufhiebung 808. 


Eier, Yusnehmen 512, 540, 573, 636, 681, 
683; — v. Kiebitz⸗ u. Möwen- 567, 573. 

Eigendefik 765, 773, 774. 

Eigenmadt, Derbotene 764. 

Eigennuß, ftrafbarer 666. 

Eigentum 768; — an getilderten Wilde 
548, 774; — Einwirkungen, zuläſſige u. 
unzuläffige 768, 778, 779; — Cunerb u. 
Verluſt 772; — beſ. Aniprüche a. d. 776; 
— Stlagen b. Störung 801, 814. 

Cinbrud 510. 

Einfriedigungen 507,511; —überfteigenb. 513. 

Cinführungsgei. 3. 2. 8. 6. 3. 782. 

&ingefriedigte Grundftüde, Ausübung der 
gJagd 553, 554, 555. 

Einjährig-Zreiwillige 2, 11; 
Porto-Bergünftigung 970. 

@inlommenftener 821; — Steuerpflicht 822; 
— Dienftland» u. Jagdnutzung f. fteuer» 
pflihtig 823; erechnung d. Rein⸗ 
ertrags aus d. Dienſtiande 830; — Buch⸗ 
führımg bei LandiwirtfchaftSbetrieven 826, 
830; — Dienitwohnun ng 582; — Dienſt⸗ 
aufwand 829, 833; — Steuerſätze 834; — 
Beranlagung 836: — Rechtsmittel 837; 
— Beränderung der Steuer 837; — Strafs 
beitimmiungen 838. 

Gimgquartierungslaft, Heranzieh. d. Dienſt⸗ 
gehöfte 111. 

Einziehung von Frevel⸗Werkzeugen uſw. 496, 
510, 514, 589, 590, 631, 642, 646, 647, 
650, 670, 682, 686; — v. Hola 496, 514; 
— d. Wild 591, 669; — v. Vögeln 637; 
— v. Fiſchen 647; — nicht geprüfter Hand« 
feuerwaffen 968. 

Eis, Entwendung 683. 

Eisbruch 149. 

Eifen 3. Fuchsfang uſw. 552. 

Eifenbahn, Betre.en 138, 402, 420; — Wald⸗ 
ſchutzſtreifen 144; — Jaodrecht 54, 560; 

— Fallwild auf 'd. 173, 555. 

Eifenbahndient 28. 

Eifenbahnen, Organifation d. Berwaltung 479. 

Eislücher, Kenntlichmachung 511. 

Elſaß⸗Lothringen 13, 27, 469. 

ne 96, 273, 315; — Beſteuerung 

Ems, Hoſpitalbad 362. 

Enburteil 806. 

Enllaven, Jagdrecht 557 ff., 996, 609; 
Wildfchaben 579; — Linpachtung 168, 972. 

Enteignung zu Wegebauzweden 533, 534. 

Enten auf Fiſchgewäſſern 640. 

Entlernung aus d. Anıte 279. 

Entfernungs⸗Feſtſtellung bei Reifen 15, 209; 
— bei Umgügen 318. 

Enttaffung aus d. Säperklaffe A 24, 74. 

Entwäflerung 542, 546. 

Erbbaurecht 778. 

Erbrecht 781; — Stlage 802. 

Erbicaitäfteuer 821. 

Erbverträge 818. 

Erde 492, 683. 


— baben Teine 


Ergängungsfteuer 821, 839; — fteuerb. Ver⸗ 
mögen 839; — Wertbeftimmung 841; 
Beit teuerungögrenge 842; — Steuerfähe 

843; — Beranlagung, Rechtsmittel, Straf: 
beftinmungen 844. 

Erfrantung d. Geſindes ufw. 751. 

Erlafle 222. 

Ernennung D. ‚tiejäger 3. Forſtaufſ. 22. 

Erntetoften 124 fi. 

Genienarräte, Berfiherung geg. Brandſchad. 


Eriaßgeld 517, 518. 

Erfifung 723 fi; — bei erundftäden 767; 
— bei beive!. Sadıen 772 

Erzeugnifle e. Sache 773. 

Erziehungsanftalten f. Waifen 353, 358 ff. 

Erziehungsrentenverfiherung 466. 

Etat d. Forſtverwaltung 212. 

Etatsjahr, Bezeichnung 197, 267; — Quar⸗ 
tal8bezeichnung 268. 

Eulen 176. 

Erefutivmittel g fäumige Beamte 288. 

Exzellenz 219, 222, 242, 


F. 

Facharbeiter b. d. Unfallverſ. 904, 911. 

Fahrlaſſigkeit 728, 759. 

Fallen 3 y ad 669, 670. 

Fallwild, erwertung 163, 173, 575, 612; — 
Eigentumsrecht 370, 548, 555, 668. 

Familie 273, 310. 

Familienongebörige, Unfallverf. 902, 913; — 
Invalidenverſ. 945; — Krankenverſ. 890. 

Familienrecht 781. 

Fangkloben 162. 

Sangmittel, verbot. — — 3. Fiſchfang 395, 
42, 646 


642, . 

Farbenanftri 99, 102. 

Farnkraut -493. 

Faſanen 169. 

Faſchiuen 153. 

Latte iogbbares, Ausnebmen db. Eier 
u ng. 6 

Seldfrevel, ende 506, 509, 663. 

Feldfrüchte 5 

Feldhüter Rt 

Feldjäger, nemeindefteuerfrei 848. 

Feld⸗ u. ——— Strafbeſtimmungen 
505; — erſchwerende Umſtände 505; 
Hafibarkeit 506; — Strafverfahren 516; 

— Feld u. Sorfthüter 517; — Schaden» 
erfah, Erfaßgelb, Pfändung. 518; — Über- 
gangsbeit. 521; — Unzeige b. Zuwiderhdl. 
523; — Boligelverordnungen 524. 

Serufprechgebühren, Quittung über 241. 

Teitmeter 152. 

Feſtnahme, von aufge, 689 ff., 703, 726. 

Feſttage 678, 493, 505; — auch Sonntag. 

Feſtungswerlke, Ja drecht 565, 571. 

Feueranmachen i. Walde 141, 514, 672, 680. 


—— 


Senerlöfchgeräte 103, 681. 
Feuerſchutzſtreifen an Eifenbahnen 143, 144 if. 





Benerbgefabt, Berhätung 512, 514, 515, 


geuerfele, Errihtung in der Nähe von 
Forſten 515, 516; — ohne Erlaubnis 680. 

Fenerungsmaterial, freies 97, 273, 283; 

d. Forſturlauber 15; — Verkauf 97, 98, 
664; — Geldentichädigung dafür 98, 274; — 
bei der Auseinande etzung 126; — Uns 
rechnung bei der Benfionierung 315; 
während des Gnadenquartals 356; — Ber 
fteerung 823. 

Seuerverfiherung 99, 112, 126; — ſ. Brand⸗ 
verficherung. 

Fenerwachen 143. 

Zeuerwert, Abbrennen 679, 680. 

Fideiksmmiß, Dienftvertrag 753. 

Finderlohn 776. 

Sinnen 739. 

sigen unberechtigtes 639, 646, 663, 671, 
683; — Cigentumßredit a.b. Fiſchen 774. 

Fiſcherei, Unfallverſ. 907. 
iſchereiaufſichtsdienſt 17, 645. 
tihereibeamte 649. 

Bifhereiberentigte, Töten und Yang. d. Fiſch⸗ 
ottern uſw. 587, 644 

Sifchereierlaubnisfceine 641. 

Fifchereigeſeg, Geltungsbereich 640; Cr 
laubnisſcheine 641; — Biicezeßilfsper onal 
641; — pues By 
zeuge nbernifie ⸗ 
wechſel 642; ——— je chadlich. 
et 642; — _Sifhjereipo ia. —E 643: 
— ,Songelten u. hut d. jung. Fiſche 

— Schonreviere 644 erunreinig. 
— —— 644; —— 3. Toten 


u. Fang. — Tiere 644; — Beauf—⸗ 
fihtigung Fiſcherei 645; — Beſchlag⸗ 
nahme Rn Pfändung bei i Bunmiberhandle, 


— GStrafdeitimmungen 646; — 
Anzeige i Zuwiderhandlg. 647; — Haft: 
barfeit 647; 


Siicheret-Behrkurfe 55. 

Fiſchereipolizet 638, 642, 647, 706. 

Fiſchereirecht 638. 

Fiſchereiſchug 560, 587, 609. 

Stihfang 62, 640; — auf überſchwenmungs⸗ 
ebiet 6 

Fiſchottern, Prämien 175, 644. 

Fiſchreiher, Prämien 175, 644. 

Fistus 716; — Gerichtsſtand 801; ge 
mieindefteuerpftichtig 847; — ſtempelſteuer⸗ 

e 


Flachſröten 511, 541, 644, 647. 

Flächenberechnung b. Sulturen 199. 

Flaggen f. Dienitgeböfte 107; — deren Ge- 
brauch 107. 

Fleiſchbeſchan 961 ff. 

Floßwinden 153. 

Flucht d. Frevler 493, 505, 709, 713, 

Flüfle, öffentliche 539; — Ufer, Bett 539; — 
Jagdrecht 539, 554, 555; — Berunreinig. 
540, 544; — Privat 540: — Borflut 541; 
— Fiſchereirecht 639. 


Sörker 478; — Rang 244; — Uniform 245, 
während "des Brobebienftes 249; — De 
foldtung 263; — Emolumente 273; 
Tagegelder u. Reiſekoſten 289; — Ungzugs- 
koſten 307; — Benfion währd. d. Probezeit 
314; — Höbe der PBenfionen, Witwen⸗ u 
Baifengelder 35% f-; — Heseneiſter⸗ Tite 
365; Diebſtahl an Holz 492; b⸗ 

egenheiten der Sranfenverf. 899, der 

Unfallperf. 927, der z „Subalibenber‘. 958. 


Sörfter ohne Revier 23, 27, 31. 
Sörfterpräfung 23, 74, 1; NReiſekoſten 
für Hin» u. Rückreiſe 82, 294, 309: — 


für Privatbeamte 405, 21. 
Förſterſtellen, Belanntmadh. erledigt. 88. 
Formen, gefetl. vorgeſchr. 719, 720. 
Formulare 220; — für fisfaliide Guts⸗ 
vorſteher 234; — zu Quittungen über 
Benf. uſw. 323, 325. 
Sorftalabemien 5, 478. 
Sorfiamtdanmwälte 497, 516. 
Forftanftellungäherechtig sung, Erwerbg. 1. 
Sorftarbeiter ſ. Waldarbeiter. 
Forſtaſſeſſoren, Portotoften 240; — NRaug 
243: — Uniforn 246; — Breunbola 27% 
agegelder u. Reiſekoſt 289, 291; — 


Romnılf ionsdiäten 201; — Bran 
425; — Ausübung d. erfticjutes 498, 
706: — Genieindefteuer 


Forfiaufſeher 22, 478; — Waldweide 135; 
— Feuerung 98; — Badhtland 113, 275; — 
Ran 244; — Uniform 245; — Befoldung 
269 ff.; — Emolumente 273, 274; — freie 
Wohnung 275; — Tage elber u. Reifekoft. 
289, 290, 291; — Enden b. Betriebs. 
unfällen 337, 343; — Fr enmonat 358; 
— Brandverficherung 425; — Kommunal⸗ 
befteuerung 8419; — Sendalidenveri. 933. 

Forfibeamte, Niekbraucksrecht an Dienft- 
wohnungen u. Rändereien 780; — Kranken 
verſicherung 891. 

Forfibeamten bu: 3, 358 ff. 

Sorftbeflifiene 5, 8, 9; — unentaeltL Jagd 
ichein 568; — Zeugn. ſtempelpflichtig 885 

Forſidiebſtahl 139, 491, 492; — Unfa 910. 

Forſtdiebſtahlsgeſetz, Strafbeit. 491; — Be 
griff des Forſtdiebſt. 492, 509, 768; 
erſchwerende Uniftände 493; — Haftdarkeit 
495; — Einziehung der Werkzeuge 496; — 
Strafverfahren 497; — Forſtſchutzeid 497: — 
Anzeige d. —E 2 —2 
verzeichniſſe 499; — Erſcheinen d. Forſt⸗ 
Gurbegun z. d. Forſtgerichtsterm. 504; — 

egnadigungsrecht 504. 

Forftdiebſtahlsverzeichnifſſe 499. 

Forſteinrichtungsbureau 478. 

Forſten, fteuerpf. Ein. d. fiskal. 852. 

Forftetat, Kapitel u. Titel 212. 

Forfigeometer, Reiſekoſten 290. 

Forfigerichtötermine 140, 270, 504. 

Sorfigrundftüde, Betre.en 507, 522; — außer: 
heiß d. öffentl. Wege mit Werkzeugen uf. 


Forſthüter, 401, 517, 688, 932. 
— Gem.⸗u Priv. Forſtdienſt 384. 
Forſtkaſſen 4 

— Ausbildung u. Prüfung 
0, 31; — Tagegelder 239; — Brand⸗ 
beiſi erung 425; — Invalidenverſ. d. a. 
Kündig. angeſt. g33; — Rang 243; 
Uniform 246, 248; — Umgugstoften "307. 

Torftfulturen 1. Kulturen 

Forſtlandpächter, Wildfhadenvergütg. 578. 

Sorfllebre ſ. Lehre. 

Forfticehrling, Freititig. Eintret. b. Jäg.⸗ 
Batl. 9; — unentgeltl. Sag fchein 568; 
— Widerſtand 4, 655; usühung d. 
Sorte h A es 4, 764; — Uniforn 

48, 50, — Un nfallverficherung 49, 902, 
913; — ——— Staaten 10: 
Äußerung üb. — NerIBeifzEt 885. 

Forſtlehrlingsprüfung 2, 

Forſtlehrlingsſchulen 6, — 478; 
Satzungen u. Bauscrönung 6, 47, 50; — 


desgl. für private 405 — Lehrpian 7, 
54; — Zuſchuüſſe an erg one mittellof. Forſt 
beamt .Beſuch derſ. 6 ‚364. 


Sorfimeifter, Rang 243; 
— Tagegelder 289. 
Sorfinebennugungen AL Nebennutzungen. 


— Uniform 246; 


Sorftpolizeifergeant 1 
Forftrat, —— u. 478; — Kontrolle 
d. Lehrl. 5; — Man 243; — Uniform 
247; — Keifekoften — Unfall bei 
Bereifg. 397. 
Forſftrecht 489. 
———— Portokoſten 240; — Rang 
— Uniform 245; — Taı gegelder u. 


* ekoſt. 289; — Brandverficherung 425; 


niit Kr 498, 706; 
— unentgelt ſchein 568 
Sorfirügendud 1 

Forſtſchulen iR Borftelingsfäuen, 


Forſtſchutz 136, 137; dem — — be 
auftragte Berfonen 20, der 655. 
Sorftihugbeamte 497; — Dienſtpflichten 83; 
— Vorgeſetzte 137; ‚Beteiligung u. Recht 
auf —A—n 96, 164 ff — Er⸗ 
uenen au den ergeht, "duo, 502, 
etreten fremb &rundftüde 508, 
3 682; — als Fiſchereiaufſichts⸗ 
beamte 645; als Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltichaft 645, 7015 — Waffen⸗ 
raus 704; — Widerftand 653 Fi 
ankenverſ. 891, 899: — Unfallve 904, 
927; — Invalidenverſ. 933, 958. 
Sorfifdhugeib 420, 497. 
Forftihußgehilfen, Uniforn 244; 
balidenverf. 933, 943. 
Sorftichugfommandos, militäriſche 16. 
Forfkihugmänner, geug gengebühren 306. 
Forſtuntererheber, nnbolz 99; — Brand⸗ 


In⸗ 


verſicherung 425. 
Forſtunterricht bei d. Jägerbatl. 10, 67; 
d. Anmarter and. Bundesſtt. 67. 
Forſturlaub d. Oberjäger 13, 14. 


Forſtverein, beuticher 405. 
DBENDEEISCHRNGEDE TEA LALE Notierung 30, 
— Beihhäftigung 30; — Unftellung 33. 

Bernerfergungsbere@tigung, Unerlennung 
25; — Berluft 34; — Berzichtleiftung 40,74. 

Sorfiverjorgungstifte 25, 27, 46. 

Forſtverſorgungsſchein 43: — Erteilung 25, 
76; — Unfprüde b. nhabers 27. 

Sorfiverwaltung, Organilation 478. 

DELMELLUEDBLENN. Lehrzeit f. d. 5. 

Forfiwaifenverein 3 

Forſtwirtſchaftsjahr 97. 

Forſtwirtſchaftsrat 405. . 

Forſtzeitung, deutfche 89, 364, 405. 

Frachtgebühren 241. 

Fraukfurt a. M., Stadtwald 379. 

Freiheitsberaubung 662. 

Freiheitsſtrafe, Nichtanrechn. 12, 26, 76; 
Befoldung uſw. 279, 284, 326; — In⸗ 
validenverſ. 953. 

Freijahre b. Rodung v. Dienſtland 126, 120. 

Fremdwörter, deutſche Bezeichnungen 225. 

Frevelhölzer 97, 162. 

Frevler, ju u gendliche 495, 499, 506, 695. 

Hriften, Anfang u. Ende 722. 

Früchte 718; — Genuß bei Pachtung 747; 
— vd. Bäum. a. d. Grenze 769, 771; 
Pfändung 813. 

Tuchs, Bergiften 634; — im em 668. 

Führungszeugniſſe 14, 71; Brivat- 
beantten 755; — d. Gefindes — 800; — 
Stempelfteuer 885. 

Bürforgeergichung 652; — d. Beamtenwalfen 


Sußrwert 493, 509; — Beleuchtung ufw. 537. 

Fund 776. 

Funddiebſtahl 663. 

Yurage-Bieferung 111. 

Bubiäger, Fonintanbierung auf die Forſt⸗ 
akademie 5 

Sußfleige 535. 

rien Wegnahme für Vieh d. Dienft- 
eren 68 


6. 


Gärten, Töten b. Sogn ufm. 586, 637; — 
Betreten ——— 

Gartenfrücht 

— a. a, Sorfgeöpen 92, 93, 9. 

Gebändebeireibung 102 

Gebäudebefiker, Säabenerfagpflcht 761. 

Gebäudefteuern 821, 839, 84 

Gebühren 822. 

Gebührenordnung f. Zeugen u. Sachver⸗ 
ftändige 303. 

Geburten, Anmeldung 818. 

Geburtdattefte, Toftenfreie 354. 

—255 — 688; — Unfallfürforge 959. 

Geflügelcholera "963. 

Gehalt, Beichlagnahme 87, 813; ber 
Foͤrſter ufm. 263; — Widerruf bewilligt. 
257. — Siehe aud) unter Befoldung. 

Gehaltsvorſchriften 250. 





Gebaltszulagen 250. 

Gebörne 173, 549. 

Gebftöde 153. 

Geldvergütung für Holz d. Forſtb. 98, 274. 

Gelegenheitsarbeiter, Invalidenverſ. 935. 

Geltungsbereich d. Allgem. Landrechts 488. 

Gemeindeämter 92. 

Gemeindebehörden 481. 

Gemeindedienft |. Konununaldienft. 

Gemeindeforftbeamte |. Ronımunalforitbeanıte. 

Gemeindeforften |. Kommunalforſten. 

Gemeindetrantenverfiherung 892. 

Gemeinden 481; — Steuern 845, 856, 858, 
861; — Einziehg. d. Unfallverj.-Beiträge 918. 

Gemeindefteuern 845; — Realſteuern 846; 
— Gemeinde⸗Einkommenſteuer 846; — 
geransiehung d. Beaniten 847, 848; — 

erehnungd. fteuerpflicht. Eink. d. fiskaliſch. 
Donänen u. Forſten 852; — Verteilg. d. 
Steuerbedarfs 852; — Zeitliche Begrenzung 
853; — Beranlagung u. Erhebung 853; 
— Naturaldienfte 854; — Hundeſteuer 854; 
Nechtsmittel 855; — Strafen 855; — 
portofreie Zufendung 241. 

Gemeindevorfieher 481, 520, 536; — als 
Jagdvorſteher 561; — Zwangsbefugniſſe 
699; — Anmieldg. d. Betriebe 3. Unfull» 
beri. 927. 

Gemeines Recht 487. 

Gendarmerie 477, 482, 688. 

Generallommilfisuen 478, 480. 

Generalitaatdlafle 476. 

Genußmittel, Entwendung 683. 

Geriätäbarteit, freim. 483. 

Gerichtsbehörden u. deren Zuſtändigkeit 483 ff. 

Gerichtsſtand 684, 801. 

Geſandtſchaften 471. 

Geſchäftsfähigtkeit 719. 

Geſchenke, Verbot d. Annahme 86, 137; — 
Strafdarfeit bei Ann. 673. 

Geſetzgebung i. Reich 470; — i. Preußen 475; 
— —— 887. 

Geſezſammlung 475. 

Geſinde, Privatforſtbeamte als 417; — all⸗ 
gem. Beſt. 790 ff.; — Pflege uſw. kranken 
151, 795, 796; — Kündigung 797; — Ber« 
jährung d. Lohnes 724; — Zeugnis 793, 
800; Züchtigungsrecht 791, 795; — 
Entihädigungsanfprüce d. Herrichaft 795; 
— Veruntreuung geg. d. Herrſchaft 509, 
683, 798; — Beftzafg, b. Verlaff. d. Dienftes 
799; — Berfiderung d. Sad). geg. Brand⸗ 
fchaden 433; — Krankenverſ. 888, 891, 89%; 
— Unfallverf. 752, 902, 903; — Invaliden⸗ 
verſ. 928, 941. 

Gefindebienftbücher 793. 

Gefindeordnungen 791, 792. 

Gefinderecht 790. 

Gewährfriften 5. Viehhandel 738. 

Gewährleiftung b. Verkauf 736. 

Gewäfler, Verunreinigung 511, 540, 644; — 
in jagdl. Begiebe. 539, 554, 560; — ges 
ichloffene i. Sinne d. Fifchereigef. 640. 







Gewehre, Einziehung 670, 682; — Wegnahnie 
beim Wildern 682, 726; — Prüfung db. 
Läufe 671, 968. 

Geweiße 173, 549, 666, 668. 

Gewerbefteuer 821, 839, 846. 

Gewidte 971. 

Giftlegen 631, 634, 679. 

Gläubiger 727. 

Gliedmaßen, künſtl. 6. Unfällen 910. 

Glückwunſch 3. Jahreswechſel unftatthaft 137. 

Gnabengebührnifie 262, 269, 273, 327; 
Duittung 327; — allgenı. Beſt. 355; — 
Pfändung 357; — Beiteuerung 832, 848. 

Börlig, Stadt, Stiftung 362. 

Gottesdienſt, Jagdausũbung 677. 

Gradierdorn 153. 

Gräben 510, 541 ff., 764, 768; — Räumung 
543, 545. 

Grand 683. 

Gras 492, 510. 

Grenzbericht 149. 

Grenzbeſſerungskoſten 150, 771; — 
lohnung 198, 200. 

Grenggräßen 150, 510, 770. 

Grenzreviſton 149. 

Grenzſtreit 770. 

Grenzüberſchreitungen 149, 150; — b. fiber- 
bau 769. 

Grenzverwirrung 771. 

Grenzwege 534, 771; — Jagdrecht 554. 

Grenzzäune 784. 

Grenzzeichen 133, 149, 150; — Bernichten ufw. 
885, 666, 683; — Errichten feiter 770 

l. 

Grenzzöfle 821. 

Gruben 511; — unberdedte 679. 

Grubenboly 156. 

Grubenholz-Kubiftabelle 156. 

Grubenwäfler 544. 

Gründung neuer Anfiedelungen 527. 

Grüßen d. Forſtbeaniten 249. 

Grunddefig, Erwerbg. d. Forſtbeanite 96. 

Grundbefber, Töten fchädlich. Tiere 586, 


Grundbuch 765, 766, 786. 
Grundbudemt 766. 
Grunddienfibarleit 717, 778, 780. 
Grundfteuern 821, 839, 846. 
Grundftüd, Beftandteile eines 717. 
Grundftüäde, Betreten ufw. fremder 507, 646. 
681; — Berunreinigung ufm. 510; — 
widerrechtl. Kahren über 681, 764, 777; 
— Vertrag 06. 729; — Berlauf 733, 735, 
772, 786; — Berpaditung 748 fi.; — 
Rechte an —n 765, 778; — Erſitzung 767: 
— unzuläffige Einwirkungen 768, 769, 777, 
83 fi; — Bubehör 717, 772; — bern: 
Iofe 774; — Dienftbarleiten 778 ff.; — 
buchungsfreie 785; — Kaufvertrag 787. 
Grundwertfteuer 858. 
Gutsbezirke 481; — Steuern 823, 845, 856, 
858, 861, 862; — Stranfenverfidderung 888; 
— Einziehung d. Unfellverf.-Beitrg. 918. 


Ber: 


Gutsvorſteher 481; Bengali 
234; — Disziplinarbe trafung 285; — als 
Sagdborjtefer 561; — Biwangsvefugniffe 
699. 


8. 
aftbarkeit 495, 506, 591, 647, 676. 
aftbefebl 689. 
aftgeld 730. 
aftpfliht 345; — Begriff 449; 
derlicherun 449. 
aftpflichtverſicherung 449. 
agelihlag 748. 
agelverfiherung 126, 454. 
andbienfte ſ. Naturaldienſte. 
andfeuerwaffen, Prüfung der Läufe uſw. 
671, 968. 
andgeld 730. 
andinngen, Schabenerjat f. unerl. 759 ff. 
andzeihen |. Schriftzeichen. 
annover, Stiftung 359; — Sommunal- 
foriten 377, 379; — Boligei-Berordn. 525; 


— Unfall» 


SEHETER Eddie Eraser 


— Jagdͤrecht 551, 593, 616; Jagd⸗ 
ordnung 616; — Uneigmung b. Kaninchen 
583, 616; — Hunde a. fremd. Jagdrev. 
621; — desgl Katzen 633; — ſherei⸗ 


recht 639; — SifchereisBerorbn. 643; 

: Wildſchaden 578, 622; — Giftlegen der 
bot. 634; — —* — a. Sonntag 878; 
Gefindeordng. 79: 
ar; 492, 493, 509. 
afenihaden 577; — in Rucheffen erſatz⸗ 
pflichtig 613; — desgl. in Hannover 623. 


aubergordnungen 378. 
re IRONDENEN 154, 159, 199, 204, 205, 
973 


auordnung 151, 186. 
auptmängel b. Viehhandel 738. 
auptquittung 267. 
aupttriebe 493, 509. 
auptverhandlung 692. 
ausfriedensbruch 507, 658. 
ausgarten, Unfallverſ. 906. 
ausgenofſenſchaft 417, 495, 506, 501. 
audordnung f. Staatliche Soritichulen 50; — 
deögl. f. private 408. 
ae Vieh- u EBENEN 962. 
ausfuhung ſ. Durchſuchung; Waffen⸗ 
gebrauch unſtatthaft 706. 
Hauungen 151, 186, 199; — Vorſchrift. üb. 
Verhütung bon Unfällen 925. 
date nn. 151. 


ee a. d Grenze 769, 784. 

enemeifter, Rang 244; — Uniform: 245; — 

Befoldung 263, 264; — Berleihg. d. Kit. 365. 
Hegejeihen 149, 511. 
rs eblerei 665, 494, 506, 507, 510. 

eide 492. 
——— 163, 514. 

—— freies 337, 338, 894, 910, 913, 
— — f. 472. 

elgoland, Jagdrecht 551, 593. 


— 475. 

errenloſe Sachen 774. 

Heſſen⸗Rafſau, Kommunalforſten 377, 379; — 
Polizei⸗Verordn. 526; — Hunde a. fremd. 
Jagdrev. 629; Sischerei-Berordn. 643; 
— Kurhefien, Söfung eines Waffenſcheins 
680; — Jagd a. Sonntag 678; — Ge- 
findeorbng. 792; f. auch Kuchefien. 

Hetzjagd 677. 

Heu 124; — Verkauf 134. 

Silieleifung 5 bei gemeiner Gefahr uſw. 676. 
ilfsheamte d. Staatsanwaltſchaft 139, 485, 
626, 645, 685, 688; — allgem. Belt. 701 
— Disziplinarbeitrafung 280; — Hei es 
often u. Tagegeld. 703; — Widerſtand 
658; — Beleidigung 660. 
ilisjäger f. Forſtaufſeher. 
iljskafſen, eingeichriebene 891. 
interbliebenenveriiherung 465 ff. 
interbliebenenverjorgung |. Witiven- und 
MWaifenderforgung. 
irihfänger 245; — b. Igrſtlehrlinge 50. 
irſchſtangen 173, 549, 

Hirt, Entlaffung wegen Weldefreveis 508. 

Hochwaſſer 148. 

Höflichleitäwendungen 218. 

Hof, ifoliert belegener 560. 

Hoijagd, Anzug 245, 249; 
fontrolle 604. 
ofjagdamt 475. 
vijagdbenmte, Uniform: 249. 

Hoftammer 1, 475. 

Hohenzollernfme Bande, — 6 


— Jagdſchein⸗ 


375; — Polizei-Verordn. 527; — Jagd—⸗ 
recht 551, 553, 593; — Wildfchadenerfat 
578; — Hunde a. fremd. agdren. 630; — 


Sifchereiverordn. 643; — Jagd a. Sonntag 
678; — Befindeordn. 7192; — Sommtunal- 
abgaben 860. 

Holz zum Wirtſchaftsbedarf 95, 97, — 
Harte 98; — zu Bauten feitens b Nut: 
nießer 100, 103, 104; — zu Wildgatter 
123; — zur Snfeltenvertilg. 162; 
Drainanlagen 121; — von Dienftländereien 
134; eingeſchlag. "bei Waldhränden uſw. 
148: — zu Rulturen ufw. 180, 200. 

Holhabfuhr, Unfälle 916; — Invalidenverſ. 


Solanögabe 158, 159, 161. 
—5 — Verbot 94. 


olzanweilung 160. 

olzbearbeitung, ungelngte in Forſten 513. 
olzbeitand, Reviſion 93. 

olzdiebſtahl f. Forſtdiebſtahl. 

olzhandel, Verbot 93. 

olzhandlung 17, 72. 

olzhauer 186 ff.; — Widerit. 656; — Forſt⸗ 
diebftahl 492. | 


— — 189. 

olzhauermeifter 151, 186, 192, 476, 482; — 

Deforierung 366. 

— ae aaa 514, 521, 523. 
olzpflanzen 492, 493. 





Holzihläge, Auszeichnung uſw. 151; — uns 
befugt. Betreten 513; — Borichriften üb. 
Berhütung v. Unfän. 925. 

—— 152. 


ee Beihädigung 512; — Abfuhr 
al 
olztaxe rg 
olatranaport 514, 
olanngen, gemeinfägftihe 378; — Be 
fteuerung 
— — 160, 161; — Duplikate 
160, 161; — Rictabgabe der 513. 
Holzverkauf 733; — Einztebg. d. Kaufgelder 
801, 802, 817; — Stenpelpflichtigfeit der 


Berhandig. und Verträge 877, 879; — ber 
Schiedsſpruche 883. 

Serena Bereil allgemeine 215,802. 
olzverfieigerung, Beteilig. d. Beanit. 94, 159; 
— Mbhalten vom Mitbieten 649; — Haus: 
friedensbruch ſeitens Hinausgewieſenet 658. 
olzwerbungslohnzettel |. Hauerlohnzettel. 
unde zum ——— 586, 630; — Ein» 

iehung bei Jagdfrevel 589, 670; — Be 
 andlung eingezog. 671; — auf fremd. 
3 drevier 621, 627 ff.; — Umpberlaufen- 
fen biffiger 679; — Selbſtſchutz gegen 
726; — Hetzen auf Menſchen 661, 677. 
nnbelperre b. Tollwut 965. 
undefteuer 854, 856. 


8. 


mierel, Unfallverſ. 906; — Haftpflicht 775. 

mmediatberichte 71, 218, 219, 222. 

Induſtriewäſſer 544. 

Smflnenza b. Pferden 963. 

Inſektenſchäden 140. 

Anjeltenvertilgung 140; — Verrechnung d 
ebrauddt. Holzes 162. 

— 108, 200, 210. 


6 d. Jäger u. Schützen 477. 
Inſtanzenweg f. Dienſtweg. 
Intereſſentenwege 531, 535. 
Invalidenpenſton 260, 953, 954; — Bes 
fteuerung 822; — Pfändung 813. 
Inygidenrente 928, 945, 946, Tas, 053, 957, 


Anvalidenverfiherung, Zweck 928; — Ver. 
— t 928; — pfliätige forſtwirt⸗ 
ISaftt eſcha tigungen — Befreiung 

— freiwillige Berf. 935, 937, 
9 946, 947, 953; — Ausftellung, Unis 
taufeh uf. d. Quittungstarten 937; 
Lohnklaſſen 940; — Fahresarbeitsverdienſt 
940; — Beiträge, Beitragsmarlen 942; — 
Berfiherung i. ein. höheren als zuftdg. 
Lohnklaſſe 942; — Entwertung d. Beitrags 
marken 944; — Unfprud auf Rente 945; 
— freies eilverfahren 945; — Wartezeit 
46; — Unrechnung einer Krankheit u. 





militär. Dienftleiftung 946; — Beantragung, 
geiftelling, Berechnun d. Rente 948; — 
iszahlung 950; tattung d. Bei- 
träge 951; — Grlöfcjen d. Ainwartichaft, 
Ruben d. Nente 953; — Pfändung DB 
Rente 954; — Organifation 955; — Be 
Ihmerden, Strafen 956; — Übergangsbeit. 
_ Obliegenheiten b. Förſter 195. 
058; — der Sommniunalforftbeanıten 398, 
932, 933; — der Privatforftbeaniten 418, 
928, 930. 
Sunafibeuberfißerungßbeiträge, Verrechnung 


—*8 der Jager 10, 12, 26; — ber 
Ürbeiter 934; — der Mitglieder d. Brb. 
B. OB. Pr. F. inf. Unfalls 446. 
Suvafibitäit. und Altersveriderung 928. 
Auventarien 99, 185; — Snabgangftellung 


185. 
Inventarienverzeichnis 185. 


3 (0). 


Jäger, borfchriftSmäßig gelernte 10; — zur 
Sagbausübung 569. 

gägertiafie A 10; — Berpflißtung zur 11; 
— Entlaffung” aus ber 18, 24; — über 
führung 3. Jagerklaſſe B 10; — unentgeul 
Jagdſcheine 11; Forfiunterricht 67; 
— Waldarbeit 60; — Berhalten in der 
Reſerve 70. 

Nügnerliafle AI 33, 36. 

Sjügerflafie B 10, 36. 

Jägerprüfung 7, 59: — fchriftlide 65; — 
eilnahme nicht preuß. u. nicht rei reich8- 
laͤndiſch. Forſtlehrlg. 9 

Jagd, Unfal berf. 907. 

Jagdaufſichtöbehörde 588. 

1 Sagbansübung der THorftichugbeamten 96, 
163 ; — im algemeinen 565, 506, 
666, 678; —  währb. Schonzett 58% 
584, 590; — währd. d. Gotteshientes 677; 
— Unfälle bei der 337, 342, 7; — ohne 
Jagdſchein 567; — ſchikandſe 658. 

Aasbansübungäreät 548 

—ã d. Tiere 552. 

agdbeamte, Waffengebraud 704; — Wider: 
ftand 655. 

Jugböereitigter ſ. Jagdrecht; — Betreten b. 

der ufw. 507; — Wideritand 655 ff. 

Jagbbegirte 553; — Berpadhtung fisfal. 167, 


Ansberfaubniökfeine 589. 

Jagdfolge 552, 620, 667, 670. 

Jagdgãſte 566. 5 ‚97. 

— Her 567. 

Jagdgerät, Einziehung 589, 590, 667, 670, 
682; — Behandlung Tonfiözierter 670. 

Iagonngung, Ertrag iſt fteuerpflichtig 823, 


a, — — lagdbare Tiere 5523; 


— — got Jagdſcheine 565; 
—R— 572: — Hdfchaden. 


erfa 576; — Wildichadenverhütung 582; 
— Behörden 587; — Streafporfchriften 588: 
— re uͤſw. Beſtimmungen 592; 
f. Hannover 616. 
Zagıpadi feitens d. Forſtbeamten 96, 168, 


Zapbpaßtuerteäge 564; Stempelſteuer 


——— Wildſchadenerſatz 579, 581. 
Jagbpolizei 624; — Ausübung 138, 588, 


612, 625. 

Jagdpolizeibeamte 588, 625, 626; — Wider 
itand 653 ff. 

Jagdpolizeibehörde 587, 624; — Straffeſt⸗ 
fegung 628. 


Jandredt 548, 551, 552, 553; — auf öffentl. 
szlüffen 539; — auf Dienftländereien 557; 
— auf Entlaven 557 ff. 

Jagdreviere, Betreten freinder 667, 681, 682. 

Yagdiheine 565, 601; — Mufter 602; 
unentgeltl. 11, 568, 571, 603; — Ber- 
fagungsgründe und Entziehung 569, 604; 
— Berweigerung d. Borzeig. 566, 588; — 
Duplikate 567; — Atteſte d. Bolizeibehörb. 
3. Bwed d. Erlangung find ftemipeipflichtig 
568, 604, 886; — beren —— nicht 
erforderl. 568; — Strafen 5 
agdſchein ebühr 567. 
gdſcheintkontrolle 138, 588, 604, 626; — 
bei Hofjagden 604. 

Jagbſchug 136, 137, 419, 612, 625; — geg. 
Hunde 627. 
aebiäukbeamte Unfallverf. 902, 903. 
adſchußpatrouiſſen 138, 712. 

————— Belohnung en 
agdteilnehmer 566, 567, 631: — Sinfall 907. 

Jagdübertretung 667, 682. 

Jagdsergehen 666 ff.; — geiwerbsnäß. 669, 


— 556, 557, 560, 563, 599. 
agdvorſteher 561, 578, 597, 598, 609. 
Jagenfteine, Beichreiben 150. 
Jahresarbeitsverdienſt 911, 940. 
Jubiläum 370. 

Juriſtiſche Berfonen 716. 


8. 


Be nunietneliungsininge 267. 
Kainit 12 
Kaiſer, Deutfiher 469. 
KRaiferögeburtätag 180. \ 
Kälber vd. Wild 170, 572. 
Kaliſalz 122. 
Kammergeridht 485. 
Kanäle, Jagdrecht 554, 560. 
— wilde 553; — Vertilgung 173, 
— Schaden d. 577; — derſelbe in 
Rucheffen erfatgpflichtig 612; — Redt zur 
neinnung 582; — Jagd am Sonntag 678. 
jleiftil 218, 221. 
— — 465. 
Kapitulantengebührniſſe 12. 


Karenzfriſt 894, 900. 

Raflen, Zahlung aus Öffentl. 783. 
einge Mer, Verbot d. Annahme uſw. 94. 
Katzen auf Jagdrevieren 621, 630, 632; 

a geg. 632, 634, 726; — Toll- 


Kauf 733. ; — a. Probe 74; — bricht 
nicht Miete 746. 
Kaufvertrag 7335; — über Grunpftüde 


Muiter) 787; — Stempeliteuer 878. 
Kehllopfpfeifen b. Pferden 738. 
ſteimproben 180. 
Kiebig 553. 
Kiebitzeier 567, 573, 574, 591, 592. 
Kiefernbaumihwamm, Vernichtung 151, 184. 
Kiefernwurzeln 153. 
Kiefernzapfenpflüden, Unfallverf. 907; 
Invalidenverſ. 930. 
Kien 493, 509. 
Kinder, Abhalten v. ftrafb. Handlg. 676. 
Kirchenamt 92. 
Kirchenſteuer 863. 
Klage, öffentliche 690; — Privat» 693, 805 ff. 
Klauenſeunche f. Maulfeuche. 
— e, Erſatz an Loſchmannſchaften 


Sieinbahnen 145, 292, 296. 

Klenganpfen als Feuerg 97. 

Kluppe 155, 

Knochen 510. 

König v. Preußen 474. 

Königliche Beamte 497, 518, 701. 

—— EN! beim Eintritt 1. d. Lehre 


Röcperneriegung, Beitrafung 658, 660 ff., 

662, 673, 674; — Privatllage 693; 

b. Wa engebtaud 7 711, 714; — Schaden⸗ 

erſatzpflicht 759, 762. 

Kohleumeiler 515. 
Kolonialamt 474. 
Kolonialdienſt 19. 
Kolonialrat 474. 

Kolsnien 469. 
Kommilfionspiäten 200, 271, 291; — Be 

fteuerung 832, 833 
Kommunal eamiengeieh v. 30. 7. 1899, 385. 
Kommunalbeamter, Begriff 385. 
Kommunaldienft 13, 22, 30, 32. 
Kommunal: Forfibeamte 337, 384; 

jtelung 385, 393; — Mufter 3. Dienft- 

bertrage 395; — Befoldung 385, 388, 

395, im Mobilmahungsfa e 258, al& 

Militärrentenempfänger 260, 261; — 

Diszipltinarbeftrafung 285, 286; — Reiſe⸗ 

toften 336; — Zeugengebühren 304, 306, 

386; — Ungugstoften 387; Ben- 

fionierung 288, 313, 322, 327, 388, 396; 

— Dienftunfäbigfeit 286, 288, 387; 

Witwen» und —— — 390, '397; 
Bnabdengebührniffe 
Stiftungen 358; — rantenberfiherung 
397, 891; — Unfaltfürfo e Fr —— 


— Un 


Unfallverficderung 336, 308, 





Invalidenverſ. 398, 932, 933; — Rang 
u. Titel 399, — Uniforn 16, 400, 713, 
714, Bortepee 401; Betret. einer 
Gifenbahn 402; — Brandverf. 425; 
Lebensverſ. 457 ff.; — iljsbeamte der 
Staatsanw. 701; — Beeidigung DR: 
D. &. 497; — Baffengebraud, 04, 71 
— Widerſtand 655; — Konımunalfteuern 
— — unentgeltl. Sagdicheine 568, 569; 
agdſcheinkontrolle 626; — Bumenbung 
* Rt ddiebsgeivehr. 671; — Nießbrauchs⸗ 
recht an Dienſtwohn. u. Dienfliander. 780. 
Kommunalforſten 490; — Verſicherung geg. 
euer 143; — Keiherabſchuß 176; — 
taatsaufficht 371 F.; — forfttechn. Beratg. 
d. Landwirt. :Famım. 381; — Konfisfate 
496, 670; — Anſpruch auf Werterſatz u. 
si Lee 494, 504; — Stenipelfteuer 


bei olzverfäufen 879; — Beitreidg. d. 
Holzfautgeld. 801; — Unfätt 928. 
Kommunalfieuern |. Gemein efteuern. 
Kommunikationswege 531. 
Kompetenz-KKonflilte, Gerichtshof 476. 
Konfiskate, Behandlung 139, 496, 670, 647. 
Konflikte, bei gerichtl. Berfolg. weg. Amts- 
bandly., Geſetz über 476, 708. 
Konkurrenz, ideale bei fteafb. Handlg. 653. 
Konkurs d. Dienfiherefgaft 755. 
Konfiftorien 479, 
Konfulate 471. 
Konventionalftrafe |. Vertragsitrafe. 
Konzeffionsſteuer 856. 
ſtorbruten 153. 
Kormorane 175, 644. 
Korrekturen |. Schreibmängel. 
Koftgeld d. Lehrlinge 49. 
Kräben, Zötung, gezeichneter 638. 
Kräuter 492, 523 
Krammetsvogel 553. 
ſtrammetavogelfang 165, 553, 573, 638; — 
gitföbienfte 567; — in Hannover 616, 
l 


Krantenfürforge 890. 
SKerantengeld 894; — fteuerfrei 822. 
Rrantentaflenbeiträge, Verrechnung 
972 ff.; — portofreie Zufendg. 197. 
SKrantenrente 945, 959. 
Krantenverfiherung 887; — Berlicherungs- 
zwang 888; — d. Beanıten d. Staatsforft- 
veripaltung 801; — Organe 892; 
Errichtung d. Prnntentaffen uſw. 892; 
Be tunh 892; — BZugehörigfeit 893; — 
Beitritt, Uns und Abnieldung 893, 899; 
Karenzfrift 894 ; Kranfenuntere 
ftüßung 894; — Verhalten d. Kranken 
806; — Verſicherungsbeitrage 896; 
Eintrittögeld 897; — Buhlung d. Bei⸗ 
traͤge uſw. 807, 899; — Pfändung und 
Verjährung d. Unterftügung 897; 
Erkrankung Infolge Unfall® 898, 913; 
Streitiglelten 898; — Obliegenbeiten ». 
drfter 195, 899; — Muiter 3. Forderungs⸗ 
achweis über Berf. „Beiträge 899; — der 


196, 


Rommmmalforftbeamten 397; — 


der Privat, 
foritbeamten 418. 

Nraukheit 91; — Gehaltszahlung 257, 2, 
291; — auf Reiſen 296; — des Geh nde⸗ 
uf, 751, 752, a: — Anrechnung 8. 

b. nv. ‚Berf. 946 
Krebie, 640; — ang. Bei Fackellicht 671. 


Kreiseusihuß 479, 480, 483. 

Kreitbehörben 480. 

Kreißblatt 479. 

Kfreislaſten 111. 

Krelötenern 821, 850; — allgem. Belt. 856. 

Kreuz, eiſernes — Ehrenzulage 369. 

Kriegserllärung 469, 470. 
ſeriegsjahre 319. 

Kriegbteiluchmer, Penſionsfeſtſetzung 2 * 

ſeriegszulage 260, 262; — ſteuerftei 82 

u. —— 954. 

Krippenſetzen b. Pferden :38. 

Kuhlhäuſer, Wildverlauf 574; — allgem. 
Beit. 606. 

Ründieung 745; der Mietverhältniie 
744 ff.; — der Pachtverhaltn. 749; — de 
Dienftverträge 751, 753; — des Ge 
findes 797; — bein Wertvertvag 151. 

Aulturen 177, 199, 508; — unbef. de 
treten 513. 

ſeulturlohnzettel 182, 199, 207. 

ſtulturvorarbeiter 178. 

Rupferfode u. »bitriol 180. 

Ruhe gehen. Ja drecht 557, 561, 59, 
61 — Wild hadenerjah 578, 5%, 
612 agdpachtverträge 59% — 
Wafenfchein 680. 

ſeurialien 217, 222. 

Kurtoften bei Berleungen durd Ball 
gebrauch 708. 

Kurtoften-Berfiherung 446, 448. 


4. 
Fänternngdbiebe 184; — im Tageloin aub⸗ 
ge 


Lagerbud bei Moordammkulturen 122. 
Lagerholz 163, 492. 
ſ. Armenverband. 


Sandarmenverband 
Landesdirettor 480. den 
Zandesherrlihe Beamte 337; — Imball 
verf. 933. 
Bandestulturgericht, Ober- 478. 
Bandesötsnomie-Kollegium 478. 
Landesrecht 488; — Konkurrenz 
recht 488, 489, 782. 
Landestrauer 961. 9 
Landesverwaltung, Organifanon —* X 
Raudforftneifter 478; ang ' 
Uniform 247. 
Bandgerihte 483, 4 
Landgut 718; — 
Landrat 480: 
befugniſſe 699. 
Sanbrentmeifter 243. 
Randftreiher, Verhaftung 689. 


mit Reich⸗ 


9, 
ubehör 718; — Badıt 1 
"aus 23; — Bmwe 


Landwehr⸗Dienſtauszeichnung 367. 
Landwirtſchaftsgeſellſchaft 121. 


— Urlaub zum Wett⸗ 


ſtreit 
Landwirtſchaftskammer 478; — forſttechniſche Mäuſe 140. 


Beratung 381. 

Laſten 718. 

Laub 492, 493, 510. 

Zanenburg, Kommunalforſtbeanmte 391; 
gunde a. fremd. Jagdrev. 6305 — desgl. 

aten 633. 

Lebensalter b. Eintritt 1. d. Forſtlehre 2 

Lebenslauf 236. 

Sebendverficherung 457; — Prämientarif 460; 
— Prämien bis 600 Mt. abzugsfähig bei 
d. Eteuerveranlag. 824, 840, 850, 851; 


Beranlagung nod) nicht fäliger Unfprüde. 


zur Ergänzungsfteuer 84 

Lebenswandel 87. 

Regislaturperiode 471. 

reg Nichtbeifichführen 514. 

Lehm 4 

— 

Lehrherr, 4; — Pflichten 4. 

Lehrlinge, Beſchränkung der Zahl 3; — An⸗ 
meldung zur Sorftlehrlingsschule 6; — An⸗ 
meldung zum Milit.-Dienft 8; — Eins 
ftelung 9; — Ausübung d. Forſt⸗ u. 
— 4; — Uniform 48, 50, 244. 

gebrplan f Sorftlehrlingsfchufen 7, 54. 

Behrrevier, Aufenthalt vor der Annahme als 
Lehrling 3. 

Lehrzeit ſ. Lehre. 

Lehrzeugnis ſ. Außerung. 

Leibjäger 17, 72. 

Zeibreutenderficherung 466. 

Leichenöffnung b. Unfallunterſuchung 921. 

Leichnam, BuTGEIANDENEL 691; — unbefugte 
Beerdigung 678 

Leibe 741, 750. 

deimruten 636, 637. 

Leſeholz 163; — Unfall b. Samm. 908. 

Lieferungsvertrag 878, 879. 

Lifte d. Reſerveſäger 25, 42; — der Forſt⸗ 
—— ngsberechügten 35, 46. 

Litewka 

Livree d. Gefinb. 794, 798. 

Rodvögel, geblendete 637. 

Löcher, Einebnung 511. 

Ba ale ee 10 515. & St 
ohn, Feſtſetzung 178, 1 Hr — Fortzahlun 
bei — d. Arb. „751; — ARE 
zahlung 192, durch d. Beh 199; — des 
Befindes 794, 796. 

Lohnbuch ber Holzhauermeiſt. 193. 

Lohntage, feſte 209. 

Lohnzettel, Ausftellung 197, 198, 972. 

Zungenfeude b. Vieh 739, 963, 967. 

Buftharleitsftener 879. 


— ——— zum Eintritt 2, 
weck 4 


Mm. 
Mällervertrag 758. 
Mängel b. Berlauf 736. 


Mahnverfahren, gerichtl, 3. Beitreibg. v. 
ordern. 810 

Dajefätibeleibigung 474. 

Majorat 7 

Mannheimer Berſich. Geſellſchaft 443. 

Mark, abgefürzt #4 199, 972. 

Maße 971. 

Materialien, erübrigte, bei Kulturen uſw. 180. 

Maul u. Klauenjeude 963, 966. 

Maulwurf 140. 

Meer, Zagdausübung 566. 

Meeredufer 539; — Sagdausübung 553, 566. 

Meilen 140. 

Meifter d. Nebendetriebsanitalten, Rang 214; 
— Uniform 248; — Gehalt uſw. 264 ff.; — 
Tagegelder 289; — Umzugskoſten 307; — 
Penſion 334; ; — Ronımunalbefteuerung 849. 

Meldungen, Korn 219, 232, 233; — d. Re⸗ 
ferbejäger 71. 

Meliorationen auf Dienftländ. 95, 120. 

Menichen, Wesſchaffung hilfloſer 691. 

Mergel 683. 

Mertpfahl 542. 

Miete, allgem. Belt. 741 ff., 750. 

Miete, Eritattung b. Verfegung. 309, 310, 886. 

Mietentſchädigung 265. 

Mr Schadenerfahpflicht 162; — Belitz« 
ſchutz 7 

PRietgeld 730, 794. 

Mietvertrag 741, 745; — Kündigung 742 ff. 
7144, — Stempeljteuer 879. 

Mietzins 743. R 

Milchkeller 106. 

Militär-Brieftauben 786. 

Militärbienft 8, 9; — Gehaltszahlung b. Ein⸗ 
giehung zum 257, 270; — Unredynung 6. 

Invalidenverſ. 946; — Übungen bes 
a Steuerfreiheit 838; — f. a. Einj.- 
rein 

Militärdienfiverficdierung 466. 

Militärfahriheine 15, 16. 

Nilitärgebührnifie 15; — fteuerfrei 822. 

Mititärifcpe Übungen, Einberufung 18; — 
Befoldung 269, 270. 

Militärkleider ufw., Verlauf ufw. 683. 

Militärpapiere, Eſetung verlorener 72. 

Militärperſonen, — d. Privateink. 848. 

Militärrentenzahlung 260. 

— — Jagdrecht 555. 

Militaria 71, 

Milzbrand hez "964, 967; — unt. Wild⸗ 
ftänden 964. 

Minderjährige 719; efeßliche Vertreter 

719; — Schadenerfat f. 760, 761. 

—* weg. Mängel b. Verkauf 736 ff. 


Trineralien, — 683. 
Minifter 242, 

Minifterien 176 ff. 

Miſchehe, Kirchenfteuer 865. 





Mißbrauch der Amtsgewalt 6. Waffengebraud 
675, 708. 


Miteigentum 778. 

Mittäter 6. ftrafb. Handlg. 651. 

Mittelbare Staatöbeamte 377, 278, 288, 675. 

Mobilmahung 257, 270, 469, 470. 

Möwe 553. 

Möweneier 567, 573, 574, 591, 592. 

Monarchie 474. 

Mondblindheit b. Pferden 738. 

Moordammkulturen 121. 

Mood 492. 

Mord 660. 

Müße, Uniform⸗ 245. 

Mufter zur Berhandlung 3. Verkauf alter 
Materialien 109, 110; — 3. Padıtvertrag 
über Dienftländerelen 114; — zur wirt. 
ſchaftlichen Auseinanberfebung 13U; 
lau Forderungsnachweis über Reiher⸗ 


chußgeld 176; — zum Dienftvertrag f 

aldarb. 104, f. Komniunalforſtbeanmite 
395, Privatforſtbeamte 424; — zur 
Dienfteinweifungsverhandlung 422; — zum 
Ürbeiternotizbud) 202; — zu fämtlihen 
Rohnzetteln 204 ff., 972: zur Nach⸗ 
wellung 0. Ergebnifje d. Brodelude nad) 
chädl. Waldinſekten 211; — zu Berichten, 

näeigen ufw. 231 ff.; — zum WUltenplan 
234; — zu Berbandlungen 236; — zum 
Lebenslauf 237; — zu ehaltsqutttungen 
der Förſter 268, der Forſtaufſeher 272; — 
zum Forberungsnachweis über Reifetuften 
u. Xagegelder 301, über Umgugstoften 
311; — zu Qulittungen über PBenfionen 
323, 327, über Witwen- u. Watfengelder 
351; — zur Berechnung des Neinertrags 
aus b. Dtenftlandsnugung 830; — zum 
— —— über bie. für ver 


herungspflichtige orftarbeiter zu zahlen 
Krankenve eiträge — zu 
Unfallanzeigen 919; — zu Sorftbienfinh 
verzeichnifien 500; — zum Anerkenntnis 
über Benub. d. Privatwege 535; — zum 
Ur Prungaigein für Wild 611; — desgl. 
[n allı u. in der Schonzeit erlegtes 
id 612; — zum Viehlaufvertrag 740; — 
zum Grunbftücefaufbertung 787 u. deifen 
Beurfundg. 788; — 3. Generalpollmacht 


814; — 2. Klage weg. Eigentungftörung | 


814: — 3. Anzeige u. Klage weg. eines 
Gewahrfehl. b. Viehverkauf 815, 816; 

3. Antrag a. gerichtl. —— 
815; — 3. Geſuch u. Erl — unge 
vefehls u. — 17; 
Krankheitsbeſcheinigung b d. Snvalidene 
verſicherung 947. 


HR. 
Rachbarrechte 768 ff., 783 ff. 790. 
Racheile 702. 

Rachlaß, Siegelung 819. 
Rachleſe 510. 


Nachtweide 508, 521. 

Nachtzeit 636, 646, 669, 687. 

Rahrungsmittell, Entwendung 
Fälfdung 679. 

Ramensöftempel 220. 

Nationale d. Forſtlehrl. 37. 

Nationale Betätigung d. Beamt. 84. 

Raturaldienfte 854, 867. 

Rebenämter |. Nebenbeicäftigung. 

Nebenbeihältigung 91, 93; Berfions- 
anf 39 316; — pflicht zur Invalliden⸗ 
verſ. 

Nebenbetriebe, land» und ſonſceftliche, 
Krankenverſ. 889; — Unfallverſ. 905 

Rebenbetriebsbeamte 244; — Uniform "248: 
— Xagegelder 239; — Ungzugsfoften 307; 


-—- Bran berfiderung 425; — Beiteuerung 
851 
Hebeneremplare, Stentpeliteuer 870, 883. 

Rebentlage 694. 


Rebennngungen zum Wirtichaftsbebarf 95; 
— Abgabe, Berfauf ufw. 162. 

Refter ſ. Bogelneiter. 

Neke 3. and 669, 670; — 3. Bogelfang 637. 


683; 


Neubauten, Borbereitun 107. 

Mießbrauch 173. I 780; — a. Dienſiwohn. 
u. Ränder. 7 

Nießbraucher, —— 762; — 
Beſitzſchutz 7 


Rifttäften 107, 11. 
Nötigung 662, 674. 
Normalgebalt 254. 
Notariat 483. 
Notierung 22, 29. 
Notierungsgeſuch 45. 
Rotweg 535, 770. 
Notwehr 651, 707, 700, 725. 
Aumerieren d. Holzes 157; — 
zum 158. 
Aummerbud 158, 159, 185. 
Aummerveränderung, unbefugte 512. 
Nutzholz. Aushalten 151; — Sortimente 152; 
— Schicht⸗ 153; — Bernteffung uſw. 154 ff 
RNutzholzgeſchäfte is, 72. 
Rutzungen 718, 779. 
Nukungsgeld f. Dienitiand 113, 126, 123, 
129, 375; — ber OÖberförfter 119. 


Mertzeuge 


@. 


Oberförfter 478; — Rang 243; — Uniform 
246; — Dienftländereien 118: — Mietent⸗ 
jeräbig ung 265; — Tagegeider u. Reife⸗ 
oſten 289, 291, als Gutsvorſteher 294; — 
Umgzugstoften 307; — Brennönlgbergätung 
274, — penfionsfäht e Dienitzeit 316; — 
Dienftaufwand b. d. Belteuerung 829, 833. 
Dpertörfiertandibat f. Gent. ı. Brio.» »Forfid. 


Oberforimeifter 476, 478, 480; — Rang 283; 
— Unifom 247; — penfionsfäh. — 8— 
254; — „Reifetoften 289; nrall bei 
Bereifg. 3 


Oberholzhauer 186, 192; — ſ. a. Holzhauer⸗ 
meilter. 

Oberjäger 11, 12, 13, 14, 23, 25, 37, 33; — uns 
entgeitl. $agdfchein 11; — Forftunterricht 
67; — Betrlebsunfall bein: Forſturlaub 335; 
— Invalidenverſicherung 16, 933; — 
penfionsfähig. Dienitz.318; — Stiftung 362; 
— auf Kommando gemeindefteuerfrei 848. 

DOberlirddenrat 479. ' 

- SOberlandesgerihte 483, 485. 

Oberlandestulturgericht 478. 

Oberlandforitmeilter 478; — Rang 242; — 
Uniform 247. - 

SOberpofidireltionen 473. 

DOberpräfident 242, 480. 

Oberrechnungstammer 473, 479. 

DODEEBEDEHNEANGERIN! 476, 483, 700, 708, 


Obſtbäume 126, 134. 

Dhfterträge b. Uuseinanderf. 130. 

Odländereien, Aufforitung 373, 825; — Wuf: 
teilung 771. 
en f. Schubhütten 180, 

Offentliche Klage 690. 

DOffentiihes Recht 487. 

Dffentlihe Wege 531, 536. 

Dperation b. Unfall 908. 

Orden u. Ehrenzeichen, allg. Beft. 365; — 
Verleihung, Weibenfolge beim Unlegen 
366; — Annahme fremder 366; — Ruͤck⸗ 
gabe ufw. ber durch Todesfall frei ge- 
mwordenen 366; — unrechtmäß. Tragen 
675; — Pfändung 813. 

Ordenslommilfion, General« 476. 

Drbnungsftrafen 161, 279, 281; — bei nicht 
erfolgt. Stempel-Berwend. 874. 

Orientaliſches Seminar 19. 

Ortsarmenverband ſ. Arnenverband. 

Ortabehörden 481. 

Ortstrankenkafſe 892. 

Ortspolizeibehöòrden, allg. Beſt. 481, 519, 
523, 536, 545; — Zeltiebung v. Strafen ufw. 
516, 695, 795, ; — Zwansgsbefugniſſe 
699, 795, 799; — zuſtaͤndig f. öffentl. 
Beglaubig. 720; — Unterſuch. d. Unfälle 


919, 921; — Zuweiſungsatteſt b. Schuß» 
impfung geg. Tollwut 964. 
Oſftfriesland, Kay auf Waſſervögel 619. 


Sftmarlenzulage 262. 

Oſtpreußen, Kommunalforſten 371; — Polizei⸗ 
Verordn. 524; — Hunde auf frenid. Jagd⸗ 
red. 627; — Fiſcherei⸗Vorſchriften 643. 


vV. 


Pacht, allgem. Beſt. 741, 747 ff.; — bei land⸗ 
wirtſch. Grundſt. 748. 

Pachtentgelt f. Dienſtld. 125, 127. 

Pachtungen, Beteiligung 95. 

Pachtveriräge 747; — Über Dienſtlandereien 
114; — Gtenipelfteuer 879, 880. 

Pächter, Schadenerjatpflicht 762; — Beſitz⸗ 
{hut 765. | 


Papier, Normıals 229; — Bedarf d. Oberförfter 
u. Horftlaffen v. d. Regierg. beziehen 230. 

Bopiergeld 474. 

— a — ah 
enfion, Beſchlagnahme 813; — Bablung b. 
Einziehg. 3. Mil»Dienit 258; es 
rechnung 314, 330, 334; — Abhebung 322; 
— Quittung 323; — Ruben 325; — Höhe 
bei d. Horitihutgbeamten 334; — Tabelle 
330; — Beiteuerung 832, 848; — Ver⸗ 
jährung 724; — bei Dienftentlaffung 280; 
— Übertrag d. Zahlg. 733; — u. Invaliden⸗ 
vente 953. 

Benfionäre, Wiederanftellung 255, 325; — 
Brandverfiherung 426; — Invalidenverſ. 


934, 935. 
— unfreiwillige 287, 326; 


Benfionierung 313; 
— an echnungsfähige Dienftzeit 73, 316; 
— Doppelrehnung d. Kriegsjahre 319; — 
Beitpunft 321, 322; — feitfegende Behörde 
321, 322; — Rechtsweg 322, 326; — d. 
Beanten aus d. 1866 erworben. Landes⸗ 
teilen 320, 327; — während d. Disziplinars 
unterj. 321; — der Kommunalforſtbeamt. 
388, 396; — bei Betriebsunfällen 336; — 
Steuerermäßigung infolge 838. 

Penſionsanſpruch aus Nebenäntern 316. 

Benfionsverfiherung f. Witwen und Walfen 
uſw. 464. 

zes lennlalien 8, 66, 71; — Abfchriften daraus 


Berjonalfteuern 821; — kirchliche 867. 
Berfonen, natürliche, juriftifche 716. 
Betitionen 84. 

Pfandrecht d. Vermieter 744; — d. Unter 
nehmer b. Werkvertrag 757. 

Pfändung, aup.nt Beit. 714; — von Bieh 
uf. 509, 520, 523, 646; — Gehälter uf. 
87, 812, 813, 897, 954; — Beifeitefchaffg. 
b. Pfandftüde 658. 

Bierde, Weiden db. 135; — Hauptmängel b. 
Verlauf 738. 

Pferdehaltungszulage 267. 

SRanIcH 509, 511; — auf verpachtet. Grundft. 
117. 

Pflanzgarten 493. 

Bilge 95, 97, 492, 523; — Wegnahme d. 
unrechtm. erlangt. 764. 

Plaggen 492, 683. 

Bodenjeude b. Schafen 963, 967. 

Bolizei, Organifation 481, 482; — Straf 
recht 695; — Verfügungen 698; — Zwangs⸗ 
befugniffe 698. 

Polizeijagden 567, 585. 

Bolizeiverorbnungen zum Feld⸗ u. Forſtpoliz.⸗ 
Geſ. 524; — d. Amtsbezirke geg. d. Uni⸗ 
berlaufen d. Hunde 627; — zur Hilfe- 
leiftung 5. Bränden 676; — über Mit- 
fihführen d. Waffen 680. 

Pommern, Rommunalforiten 371; — Polizei⸗ 
verordn. 524; — Hunde auf fremd. Jagd⸗ 
rev. 628; — Fiſchereivorſchrift 643; — Ge» 


findeoröng. 792. 





Portepee, d. Offigz.⸗ 

Portofreiheit — der bag an b. 
Deutſche Landwirtſch. ⸗Geſellſch. 239; — int 
Ortsverkehr 240; — bei Behaltsfendungen 


Bortofontrofe 238. 

Bortofoften 238, 260; — bes Brandverfiche- 
rungsdereing 239, 442: — auf Dienftreijen 
240; — der Sorftaffeff oren u. Er leennarlen 
240: — bei Tohnzahlungen 239. 

Bofen, Konımunalforften 371; — Polizei⸗ 
berordn. 525; — Hunde auf fremd. Jagd⸗ 
rev. 627; — Silchereiverordn. 643; 
Schulfieuern 848, 860, 862. 

Poſtgebühren 968. 

Poſtweſen, Organiſation 470, 43; — porto⸗ 
ſreie Sendungen Porto⸗ 
vergünſtigungen 970; — " ortopflichtige 
Sendungen, Portotarif 968. 

Bräalinfivfrift 521. 

Breubiide ie la 489. 

Brivataufträge 9 

BERNER, Beiäftigung im 13, 22, 30. 

Brivatflüfle 538; — Benutung 540; — Ver⸗ 
unreinigung 541, 45; — 543; — 

ifchereirecht 639. 

Brivaiferftbeamte, BZeugengebühren 304; 

Stiftungen 358 ff.; — Stellendermittelung 


orflut 54 


365; — Laufbahn 405; Satzungen f. 
orftlehrlingefcjulen 405; — Schul⸗ u. 
———— 408; — Forſterprufungen 


— Verhältnis ‚sur Dienftherr- 
ja A bezug auf Kündigung, — 
eſoldung, Erkrankung uſw. 417, 750 ff.; — 
Muſter 3. Dienſtvertrag 420; — desgl. z. 
—— Verhandl. 422; — Bers 
jährung d. Befoldg. 724; — Urlaub 755; 
— Dienftzeugnis 755; — 1. Geſindever 
halinis 417; — Uniform 76, 419, 713, 
714: — Titel 420; Brandverf. 495; 
— det miven } uf. "AR: — Krankenverſ. 
18, Unfaliverf. 418, 904, 
905, 912; — Invalidenverſ 418, 928, 930, 
941, 949. 950; — Beeidigung a. d. gorſi⸗ 
biebſtahisgeſ. 497; — als Ag 
497: — Forſt⸗ un hut 419, 625; 
— —E — —* 
übung d. Jagdpolizei 625; — bladet⸗ — — 
find öffentl. Beamte 654, 690; — Unter 
ichied zwiſch. beeideten und nicht beeideten 
— — 1. bezug auf die Redhtmänigfeit ihrer 
Amtshandlungen 656; — Widerſtand 654 ff., 
690; — A. ‚Qagdfeeine 5868; — 
Bumwendg. v. d. Wilddied. abgenom. Ge⸗ 
wehren 671; Nießbrauchsſsrecht an 
Wohnung. u. Landereien 180; — Bes 
fteuerung 834; — Berein I 405. 
Brivatforften 490; — Berfiherung gegen 
Heuer 143; — Reiherabfchuß 176; — forft« 
techn. Beratg. d. Yandiv.-Sanınıer 381; — 
Stantsauffiht 403; — Konfistate 496, 6:0; 
— Tared. Srevelhöfger 502; — Mitteilung 
der Strafergebniffe 503; — Unfpruch au 


Aus Rangverbältniffe 242; 


Werterſatz — Strafgelder 494, 504; 
Beitreibg. d. Holzlaufgeld. 801, 802, 817: 
— Stempelfteuer bei pen uf. Berfäufen 
879; — Unfälle 928. 

Brivatforftiehrlinge 10. 

Brivatllage 693, 803 ff. 

Privatjagben 96. 

Privatrecht 487. 

Brivatwege 531, 535, 536; — Benubg. 507, 
513, unbefug te 681. 

Probebienftgeit‘ 34, 273. 

Probelauf 740. 

— —— n. Inſelten 140, 200, 210, 


—— 235; — Stempelſteuer 883. 
rovinzen 479. 

Brovinzialausihuß 480. 

Provinzialbehörben (Kollegien) 248, 4830. 
Frovinzialrat 479, 480, 483. 
Brovinzialitenern 821; — allgem. Belt. 859. 
Frovinzialverband 480. 

Prozeßloſten 803. 

Prüfung d. Lehrlinge 2, 69. 

Rrüiungsatten 78. 

Prüfungsbeſcheid 66, 81. 

Prüfungéurteile 62, 80. 

Bunte, trigonometrifche 150. 


@. 


Dualifitationsatteft |. —— 

Quartale, Bezeichnung d. 

Quittungen über Gehalt eg 267 ff. 271; 
— Benfionens, Witwen⸗ u. Baiferge (der, 
Unterftü gungen u. Erziehungsbeibilien. 323, 
327, 351; — Borto für Zufendung ar die 
Kaſſe — über Krankenverſ.Reitt. 900. 

Quutungẽtarten b. d. Invalidenverſ. 937. 

Quittungsleiſtung db. Waldarbeiter uſw. 183; 
— vereinfachte 198. 


B. 
Radſtand 537. 
Räude b. Schafen 739, 963; — b. Pferden 963. 
Räumung der Gräben ufw. 543, 545. 
— ber Kommunal⸗ 
beanıt. 399. 
Raſen 683. 
Raub 664. 
— Vertilgung der den Brieſtauben 
gefährl. 176. 
Raubzeug⸗Vertilgung 164, 167, 174. 
Rauchen i. Walde 141, 514. 
Raummeter 152. 
Raupen 880, 681. 
Reallaften 477, 478, 778, 781. 
Realfteuern 821, 846, 853. 
Rebnungen über Lieferungen 200. 
Rechnungsbelege, Vernichtung 185. 
Rechnungseinheit für Holz 152. 
Rechnungshof 473. 
Rechnungsjahr 197. 





n 


X 


ev .£umte 


- 


Rechnungsräte, Rang 243. 
Net, Depeif u. Arten 487. 
Rechte, Sicheritellung 884. 
Rechtsanwälte 436. 
Rechtſchreibung, neue 217. 
Rechtsfähigkeit d. Menfchen 716. 
Rechtsgeſchäfte 719. 


Netsmittel I. Strafſachen 693; — gegen 


Skrafverfüg. 695; — gegen polizetl. Berfüg. 


RNechtsweg dei —— — —F d. um 
ungen 86; — über 


ang der Dienftverpfl 
efoldungs-Unfpr. 258, 200; 


über 


Benfions-Unfpr. 322; — dei Berlegung 


Dur 
Referendar |. Forſtreferendar. 
Negreßpflicht d. Beamten 185. 
Regierungen 480. 


Waffengebrauch ausgeſchloſſen 708 


Regierungspräfident 480; — Rang 242; — 


auftehende Zwangsbe ugn. 699. 
Regierungsfubelterndien . 
Nebflangen 173, 549, 668. 


Rehwild, Gewichts» u. Schußgeldtaren 171. 


Reichsämter 471 ff. 
Reichsbant 473, 474. 
Reihsbautnsten 474. 
Reichsbehörden 471. 
Reihsdruderei 473. 
RNeichſsgericht 473, 483, 485. 
Reichſgeſetzblatt 470, 489. 
Reichsſsgeſezggebung 470, 488. 


Reihägeiundbeittamt 472; — Anzeigen bon 


Schäden an Pflanzen uſw. 141. 
Reiböhauptlafle 473. 
Reichskanzlei 471. 

Reistanzler 471. 
Reihstafienidheine 474. 


RNeichſsrecht 488; — Konkurrenz mit Landes⸗ 


recht 489, 782. 
RNeichsſtempelabgaben 868. 
Reichsſteuern 821, 822. 
Reichſtag 470; — Wahlen 471. 
Reihsverfafiung 469. 


Neihsverfiderungsamt 472, 901, 916, 955. 


Reiher ſ. Sifchreiher. 
—— Mider. 


Reiſen Sr. Majeſtät des Kaiſers 137. 


Reiſerholz 154; — als Deputatholz 98. 


Reißhaken 140. 
Remunerationen, außerordentl. 276. 


Renten bei Betriebsunfällen 336, 910 ff., 


922; — SBahlung db. db. Poft 922. 
Rentenbanken 477. 
Renteugüter 477, 478. 
Rentenftelen (Invalid.⸗Verſ.) 955. 
Rentenverfiderung 466. 
Relerve, Beurlaubung zur 12. 


Refervejäger, Anmeldung 13; — Verhalten 
17, 70; — Beihäftigung in and. Berufen 
18, 41, 71; — t. Kommunaldienſt 13; — 
i. Privatdienſt unterl. d. Invalldenver⸗ 
ficherung 930, i. Kommunaldienſt nicht Schankwirtſchaft 92, 93, 94. 


933; — Waffengebrauch 705. 
Nadtte, Handbuch. 4. Aufl. 


Reſervejägerliſte 25, 42. 

Reugelb 730, 732. 

Revierförſter 473; — Rang 244; 
246, d. interimilt. 249; — Bel 
264; — Tagegelder u. Reiſe 
— Umgugstolten 307; — Benfi 
d. interimiift. 314, 316; — Höb, 
der Witwen» u. Watfengelder : 

Revifion 1. Straffadh. 693. 

Revolver b. Waffengebrauch ftatt! 

Kheinprovinz. Kommunalforſten 
Konimunal⸗Forſtbeamt. 374, 38 
maldefoldungsplan 396; — Pol 
526; — Wegebaupflicht d. Forſ 
— Hunde auf fremd. dre 
beögl. Sagen 633; — ifiher 
Bil ereisQerordn. 643; — € 


Rinde, Ruh 153; — Diebftahl a: 
Rindvieh, Hauptmängel b. Berka 
Rodungskoſten f. Dienftländb. 126, 
Rotlauf b. Schweinen 739, 963. 
Rotwild, Abſchuß 169; — Gen 
Schußgeldtaren 170. 
Nok 738, 739, 963, 966, 967. 
Rüderlohn, Gewährung 154. 
Rückfall 494, 506, 510. 
Nüdtrittsredt 730, 731. 


4 
Saatlamp 493, 508. 
Sachbeſchädigung 671, 492, 506, 73 
— 5. Tötung eines Hundes 631, | 
— nicht widerrechtliche 725. 
Saden i. Sinne b. bürgerl. Recht 
Beifeitefchaff. gepfändet. ufm. : 
„Recht 763; — Beräußerung uft 
Aneignung 774; — berrenlofe 7 7 
Sachſen, Stiftung 361; — Kommu ı 
371; — BPoligeiverordn. 525, . 
unde auf fremd. Jagdrev. 
iſchereiverordn. 643. 
Gadverfändige 87, 684; — Berne : 
Beaniten als 87, 91, 684; — | 
303, deren Derjährung 724; 
erfcheinen v. Gericht 659. 
Eaft 493, 509. 
Saiſonarbeiter, Krankenverſ. 897; 
validenverſ. 935, 947. 
Salzlecken 164. 
Sand, Entwendung 683. 
et ——— * Du jr 
eg. d. Feld⸗ und Forſtpolizei⸗Geſ 
Ane unerlaubte Handlg. 759 ff.; - 
findes uſw. 760; — f. Beſchäd! 
Tiere 761; — Klagen, Gerichtsſt 
Shähungsausihuk db. Beranlag. | 
Steuer 844. 
Schafe 135, 511; — Hauptmängel 
tauf 738, 


Scheibenſchießen i. Walbe 679. 
63 


ı 


Saiedögerihte | für Urbeiterberficherung 901, 

Ehirbimänner 486, 694. 

Schiedsſprüche 883. 

Schießbuch 163. 

Eoichen an bew. Orten 679; — i. d. Nähe 

v. Bebäuden 680; — ae Bogen u. Wild 

in Gärten ufm. 586, 68 

Schikaneverbot 725. 

Shlahtenipangen 367. 

Schlachttiere, Hauptmängel 739. 

Schlachtviehbeſchan 961 j 

Schlachtviehverſicherung 454 


Saligt ſ. zoll chläge. 
Sälefien, mmimalforften 371; — Polizei⸗ 
berordn. 525; — Hunbe auf fremd. Jagd⸗ 
rev. 628; — desgl. ben 633; — Fiſcherei⸗ 
berorön. 643, 


Sqleswig · Holſtein NKommunalforſten 377, 
378; — Polizeiverordn. 526; — Vogel⸗ 
5 592; — Hunde auf frenid. gdrev. 
630; — Fiſchereiderordn 643; — Jagd a. 
Sonntag 678; — ðefindeordng. 192. 

Shleufen, Beichädig. 673, 

Schlingenftellen * 573, 590, 669, 670. 

Ehlinggewädjie 1 

Schlüffel, raljehe, 5. Einbruch 510. 
Sämaltier 1 

——— — 763. 

Schnee, Vogelfang 5. 637. 

Schneebruch 149; — «Holz 492. 

Schneeräumung auf egen 533; 
Dienftgeböften 104. 

Schober, Entfernung dv. @ebäud. 433. 

Schöffen 434; — Forſtſchutzbeamte als 92. 

Ehöffengerichte 484. 

Ehonung 149, 493, 507, 508, 681. 

Shonzeiten 2 Wildes, ollg. Belt. 572 ff.; 
eiufbeög. B yeitblhaen 582, 58h „015. 
620 — Strafen b . Verlegg. b. 58 

— 643. 

Sähornfteine 104; — Femngung 20° 
Säreibgebilfen 17, 22, 63, 269; — 
Brennholz 273. 

Schreibmängel 159, 198, 230, 268, 323. 

Schreibperſonal., Krankenverf. 889, 890. 

Schriftlichkeit b. Willenserklärg. 719. 

Schriftverkehr 217. 

Schriftzeichen, Schreibensunfundig. 198, 236. 

Ehulauffihtshehörde 861. 

Edulbildung d. Lehrlinge 2, 55; — Jager 
mit mangelhafter 11. 

Schuldenmachen 87. 

Schuldner 727. 

Ehuldverhältniffe, allg. Belt. 727; — aus 
Verträgen 728. 

Schulvverihreibungen 883. 

Eauikeurrn 821, 848; 


off. 
Schulvorſtand 863. 
Schußgeld 163 ff. 170. 
Schutzbezirk 136. 
Schutzgebiete 256, 469. 


— bor 


— 


— allgem. Beſt. 


Schutzhütten f. Arb. 180. 

Schutzimpfung geg. Tollwut 964. 

GAukiruppe, Dienitzeit 25, 326. 

Schutgzwaldungen 371, 378, 403. 

Ehukjol 821. 

Schwanenhals 679. 

Schwarzwild 164,585; — Gewichts⸗ u. Schuf- 
gebt n 172; — Wildſchaden 585, in 

Heffen 614: — Trichmenſchau 962. 

Schweine, Gintrieb 135: Seuchen 739, 
963; — auptmängel b. . Verlauf 738; — 
Trichinen chau 962. 

Schwurgerichte 484. 

Eedantag 7. 

mat * —*— gFiſgereirech 
een, Jagdre — t 639. 

Sektionen 5. d. Unfallverf. 9 

Selbſtgeſchoß 552, 679. 

Selbſthilfe 715, 726, 744, 759, 764. 

Eelbftmerd 462, 691, 945. 


Selbſtichntz geg. Tiere ulm. 73. 
—— — 715, 25, 759. 
Eelbftverwaltung 


Eelbfitwerbuug "Berbung ohne Koſten d. 
Verwltg.) 158, 162. 

Eervistlaflen 265. 

Eervituten 4090, 778. 

Sicherheitsarreſt 726. 

Eiderfteluug v. Reken, Stempelſteuer 83}. 

Sicherungshypothel 75 
Eitten, Beritoß g nut 720. 

Soldaten, —— 934; 
fürforge 335; — Unfallverficherg. 

Goldatenbriefe 970. 

Solleinnahmebuch 185. 

Sonnenauf- bzw. -unter 

Sonntag 493, 505; — 

Sountagsflörung 677. 

Sortimente, Holy 152. 

— | Eozielpolitil 887. 

Späne 492. 

Epalierobft 104. 

Spanndienfie ſJ. Raturalbienfte. 

Spechte 140 

Gperrzeiden, Fortnahme 511. 

Epurgänge 164. 

Sinatsangehärigteit 326. 

Etanttanwaltigait 13 or 6%; — Hili* 
beamte 485, 685, — f ferner unt. 
Hilfsbeantte d. ei | 

Stanisiorken 47 — 190; — feuepft Gut 
aatsforſten u 1 | 
852; — Un aliverf. 9 | 

Gtentäminifter um 476. 

Gtastsrat 476. 

Staatsſekretäre 471. 

Gtaatöfleuern 821, 822. 

Gtaatöverfafiung 2 

Staatsverſicherung b. 

Stadtausſchuß 479, 481, 

Etebtfreiß 481, ‚550 56. toftenfreie & 
tandedämter 481; — Toitenfrele Auszuge 
aus ben Regiftern 354, 


— —W 


ang 493, 505. 
gd am 677, 


b. Anfallberf. 917. 


Standesbeamte 92, 326, 481; — Buftänbigteit' 

bei Eneichlieng. 819. 

—— — 158. 

Etare 140 

Station, fie, d. Schreibgeb. 22. 

©teddrief 7 

©teine 492, "Bas: — d. Dienftlande 134. 

Steinmarber 553 

Gteflenvermittelung f. Eu alIosnDeanite 365. 

©tellenzulage 266; — — 823 

Stempelmarken 872; — Entwertung 872. 

Stemyeiſtener 821, 868; — Befreiungen 868; 
— für bie v. Behörden u. Benmt. eigen 

Berhoͤlg. 871; — srempelotevlallen 

deren ertg. 2; — ——— 

ziehung 874; — — ges Ber 
amte 874; — Erſtattung verw tempel 

875; — Verjährung 875. 

Giempeltarif 876. 

Sterbefälle, Unzeige 819. 

©terbegelb 338, 895, 912. 

— ——— 
rbekaſſe eu N) ona 

Lebensverfiherung. en ı 
Gtenererllärung 836 
©tenuerjabr 837. 

Eteuern, Arten 821. 

Steuerordnungen 846, 856. 

©teuerveranlagung 836, 843, 853. 

Etiftungen f. Förſterwaiſen 358 

— Beihädigung 518. 

Etodflinten 679, 680. 

Etodholz 152 

Stodrodelöder 511. 

Etord, Tötung 576, 608. 

©iräuder 510, 511; — an Grenzen 768, 769, 
772, 790. 

Strafanzeigen f. Anzeigen. 

©trafarbeit 495, 505. 

Etrafarbeiter 183; — ree 934; — 

Unfallfürſorge 9 
Strafarten 6 
Etraibefehle, amtsrichterliche 695. 
Straffeſtſetzung d. Ortspolizeibehd 

des Landrats bei Verletzg. d. 

f. Wild uſw. 590, 626. 
Strafgeſetzbuch 649. 
Strafmilderungsgründe 651. 
Strafmittel geg. ſäumige Veamte 288. 
Strafprozehß 488. 

Strafprozehordnung 684. 

Strafrecht 488. 

Strafverfügung, polizeiliche 695. 

Strafverſetzung 256 , 309. 

Etraßenbahnen 207 

Straßenreinigung v. Dienftgeböft. 103, 104. 

Streil ländlicher — ſtrafbar 799. 

Etreitigleiten über d. Umfang d. Dienſt⸗ 
verpflichtungen 

Eireu 95, 96, 125, 492, 522. 

Se „gufe 

125, 128, 134. 

Stubiengeldverfiherung 466. 


örden 695; — 
—* 


t | Subalternbeamte 243, 244. 
Euperinventarien a. Dienft euren 104, 106. 
PUBUERFER v. Umte 282 ff. 318, 357, 891. 


&. 


Tabelle üb. Penf., Witw.- u. Waifengeld. 330. 
Zagegelder der Sorftauffeher ujw. 269; 
und Reiſekoſten für — zur —* 
die ung 82; — allgem. Beit. — 
oritfhußbeantten in der Eigenfehaft 
cs Hilfsbeamt. d. Staatsanw. 703; 

d. Koriturlauber 15, 269; — bei Ber 
feßungen 308, 309; — Zogegelber, d. E 
auffeber uſw. bei Begleitung 
rend. 290; — Forderungsnachweis Pl — 
für Beamte als Beugen od. Sachverſtdg. 303, 
bei Waldbrandichäden 289; — In Anfchätg. 
d. Branbichäden 437, 442; — |teuerfiei 833. 

Tagelohn, ortSüblicher 895; — durchſchnitt⸗ 
liher 895. 

Tapezierung 99, 100, 102, 103. 

Tauben, Halten, Bangen 663, 775, 785; — 
Seloſtſchutz vg 7 

Tanbflumme, dnbenefagpfi 760. 

Taubftummen-Anftalt 3 

Tauſch 733, 741. 

Taufhverträge 878. 

Taxklaſſen, Einreihung verſchiedener Holz» 
arten 154. 

Teerofen 515. 

Teiche, Jagdrecht 560; — Fiſchen i. 639. 

an u an Vereinen 85; — an ſtrafb. 

andlg. 65 

Telegramme, sebührenfeeie 241. 

Telegrammgebubren 970. 

Telegrammflil 219. 

Telegraphen-Leitungen, Schuß geg. 
bejchädigungen 151; au 
wegen 532. 

Tellereifen 679. 

Termine, allg. Beit. über 722. 

Teuerungszulage 22, 269. 

Thomasjſchlacke 121. 

Er ag — 

— milde 5 

— bösartiger 678; — Erſaboflicht 
f. Schaden b. 761; — herrenlofe 1774. 

et freier 548 ff. 774; — in Hannover 
l 


Zierhalter, Srfabpfliht f. Schaden 761. 
Tierquäl 

Tinte a 

Titel 365, 399. 

Tobesfäle, Anzeige gewifler (nicht natürlicher) 


—8 90; — während d. Suspenſion » 
Anıte 284; — Brandverf. 434, — 
Anzeige bei d. privaten Unfallverf. 444 

Tollwut 963, 964; — Schutimpfung geg. 964. 

Torf wi Feuerungsmat. 98; — Entwendung 


Torffireu 56. 


llungs⸗ 
erkehrs⸗ 


— egboare 


63* 





Zitune, Schadenerfagpfliht 5. widernehtl|' 


Tötungärehht fremder Hunde 627, 631, 034, 
Katzen 632; — ſchädlicher Tiere 586, 682. 
Istichlag 660. 
an von Holz uf. mittelö Legitimation 
l 


Transpertisfien f. Hilflofe Berfon. 691; 
f. Feftgenonmene 704. 

Transportmittel 139, 140, 
510, 670. 

Treiberbienfe 567. 

Treibjegden 164, 167, 566; — am Sonntag 
verbot. 677; — Unfälle b. 907. 

Trichinen 739; — Berlauf dv. Fleiſch mit 679; 
— — ef 962. 


—* Irrugß vol Berf des Jagd 
runlen agung Des Jagd⸗ 
fcheines 570. gung 8 
Iuberfulsie b. Vieh 739. 


u. 


fitergabetermine bei Beſetzg. d. Forſidienſt⸗ 
ftellen 88. 

Ülbergang in einen and. Bezirk 23, 30, 45, 74. 
bermaßland 134. 

flbertretuugen 650, 675, 695. 

fisungen, milit. — Steuerfreiheit 838. 

Ufer 539; — Denubung b. Fiſchen 640. 

Umlaufireiben 2 

et ng 2 Behöfte 104. 


—— cn 103, 122. 

Umsug, Anmelde: in betxeff d. Brandver⸗ 
fiderun 1. 

FRA N Me allgem. Beft. 307; 


derungsnachweis 311. 8 

Unfat L Betriebe f. Betriebsunfell; — außer 
d. Betriebe 945, 959. 

Unfalfürferge f. Beannte 335; — Höhe der 


Entihädigung 336; — — d. Hin⸗ 
—8 rich u. 
Delager — Anme ung u. a: 
hu, Unfälie 344; — Wehläneg 345; 
ür beurlaudte Oberjä er 33 
f. Gefangene, Steafarbeiter 959. 
Unfalirente 336, 343, 910, 912, 958; — und 
npalibenvente 935. 
Un an en 924, 
unn ds 


d. Beamten 904; 
908; — Umfang der Entfehäbt * 910; 
— Organijation: Berufsgeno enſchaften 
915, Sektionen 916, Staatsverſicherun 
und deren Wusführungsbehörden 917; 


— Auforin Ängung der Mittel 917; — Ane 
deigen. iß Unteriuaung D Unfälle 306, 
zu Anfallangel en 


919: — tfehung b Entfhäbigun 

— Beru ung Dagegen 923; — 

erihte 924; — Unfallberhätungspor- 
chriften 924; — Un- u. Abmeldung ber 


493, 496, 509, | Un 


Betriebe 927; 2, vertpflicht b. Imterweehjaner 
u. Beamten 927; Obliegenbeiten ber 

Forſtbeamten 927; — ber 48, 
903; — der Kommunal eanıter 308, 
904; — ber Brivatforftbeamten 418, 902, 
904; — der Mitglieder des Brandvrerſ⸗ 


Ber. Pr. Foritb. 443, Oingeige b. Um 
älle 444, 445; — u. icht 449; — 
— — Geſindes 758, 903. de 
fus, grober 676. 
— Hiffeleiftung 676. 
Uniferm d. Forſtbeamten 244; — ber Lehr⸗ 
lmge AB, 30; = gr vehtmäßi — en 
nnon — un 1 n 
249, 675; — db. Kom r 
d. Privatforftbeamten 49; — * 


auch Dienftlleidung. 
ae on he $ Dienfigehöfte 
sterhaltung, bauliche, 101. 
Unterbaltuungstokten auf d. Fo ulen 48, 44. 
Unternehmer, bei d. Unfa . 903, 911, 915, 
Angehörige 9023, Haftpflicht 937; — kei 
der Invalidenverſ. 929, 936. 
Unteroffizier⸗Vorſchulen 354, 300. 
Unterfälasung 664, 667. 
Unterfegriftäbeglaubigungen 719, 720; 
Stempelfteuer 886. 
Unterflügungen 276, 328; — f. Bitwen umd 
Waifen 329, 354; — 832. 
Unterkügungswehnft 481. 
Unterfußung, ärztliche 3, 8, 321, 450. 
Urkunden, öffentliche 807; ; — Privat» 808; 
— ftenıpeipflichtige 868. 
Urkundenfãlſchung ae b. Beamten 675. 






Urleub 15, 89; — Gehaltözahlungen 257 
269, 270; — fiberfchreitung 279; — 
Waldarbeiter 180; — dB —— — 


— Form 232. 
Urlaubspäfle 1 

——8 219, 224, 233. 
Urſprungsſchein f. Wilb 575, 610 ff. 


». 
| Balanzenlifte 32. 
Berabfalgezettel, Holz- 160, 161, 185; — 
nicht rechtzeitige Abgabe 513. 
Veräußerung bon Wa griffen feitens 
Berechtigter 514, 522. 
Beranlagungstommiiiten, Steuer 836. 
Berbraudsfienern 821, 822, 845. 
Berbreiien 649. 
Bereidigung |. Beeibigung. 


ng | Berein, ——ã ung © 85. 


Berein W 

——ã—n 8 — 6%, 702; — in einen 
and. Bunbesftant 690; — auf benachbarte 

18 hen m 298; i. eſſe d. Dienftes 
erfügungen — reſſe d. 
286; — „poligeilie 6 

Bergchen 6 

Berbaftung "580, 704. 


— 0. )_u. 38 


Verhalten b. fteferbejäger 70; — Br 
d. Beamten 883 En rgefebte u 
Publikum 85, 0 1, 224, 277. 

Berbandlungen 109, 235 

Berbereiung 73, 75, 90: — Erſtattung d. 

Fe a. weibl. "Berficerte b. d. Inv.⸗ 


—— allgem. Belt. 723; — ber Be⸗ 
jolbn en 259, 724; kon aienfbergeßen 27 277; 
traffachen ; 497, 853; — Grfab- 
— 519; — jagöpoligeil über- 
etungen 653; — der Schadenerſatz⸗ 
anfprüde b. Biehhandel 740; — b. fonftig. 
Scabenerfahanfpruh 763; — 5. verbot. 
Sigenmmacht Beftsftäcung) 765; — ber 
Nachbarrechte 7 
Berlanf ſ. Kauf. 
Verlkehrsſitte 727. 
Berk me in Pruchs 38. 
eriu oritberjorgumn Danjpru 
Bermefiung d. Rubbölzer * 
Bermietung d. Dienſtgeb. 10. 
Bermittelungsgebühren |. garlervertras. 
Vernehmungen, polizeil. 
Verordnungen 488. 
Verpagnne d. ‚ a an er eien 118 fi; ; 
— Auseinan verpachteten 
Fänbereien 125, 127; at fiskaliſcher Jagden 


Berpfictuug 3. ., grlleſfe A 11, 39. 
Seriammnißurt 
—— itnietenbes 728; — de Be- 
ſchädigt. 728; — b. Bildfchaden 579. 
Berfehung d. Jager zu and. Batl. 10; — 
d. Forſtbeamten 20 286; — Togegelber 
und Reiſekoſten 308, 311; — in and. 
Stellen 313; — Brandverficderun 434, 
441; — erbmelbung we * Unfallv . 927; 
— Kündigungsrecht er ohnung 745, 746. 
Berfiherungsanfialten 480 
Beriierungsbeiträge d. as. Berreing 196; 
8 A nkenverſ. 896; — Invaliden 
Berſ dernugtfreilarten b. d. Invalidenverſ. 


—— — Geemipelfteuer 884. 
erfleigerung vd. Holz Gras ufw., Berbot d. 
Beteilig. d. Beantt. 9; — Stempelfteuer 
— —— Mitbieten 649; 
— Zuſchla 

Berkümmelungsöulage 260, 262; — fteuer- 


Berfuß 494, 507, 681. 
Bertrag 719, 720, 721, 728; — Dienſt⸗ ber 
— 420; — über Grimd⸗ 
de 729; — gegenfeitiger 729; — Kagen 
Stempelftenex 869 884. 


Bertragäfreke 731. j 

Bertrauensmänner 5. db. Unfallverf. 916. 

Bertreter, see lide 722. 

Erwachen bon Qi 
erwe es in — nehmen bon ⸗ 
werkzeugen 685, 686. 


Berwaltungsbehörben, ſtaatliche 
479; — 5, Wusf. d. Arbeiten | 
Berweltungägeriihte 482. 
Berwaliungsitreituerfabren 482. 
Berwandtichaft 90. 
—— Fe 
erji ga. prgui 
Vieh, ohne Aufficht 508. 
Biehfutter, Entwendung 510. 
Bichhanbel Hauptmängel und 6 


Birbkaufoertrag Mufter 740. 
Biehmängel, ae gufänd 
— — F uf. 800 815 ff. 

Viehſenchen 96 
— 453, 
Bizinalwe 


ge 53 
Bögel, junge 540, 636; — unbe 
512, 636; — Tötung ae 

587, 637. 
Bogeleifen nıtt Schutzvorrichtung 
Bagellojen 592. 
Bogelnefter 512, 630. 
VSeg iut 55, 140, 512; — Gu 


Bogelwarte Roffitten 638. 
Beltsihnle, Laſten 861; — Bern | 
Bohjährigleit 716. 
Vollmacht 722, 802; — Muſter 
814; — Stempelfteuer 868, 88 . 
Bollftredungsbefehl 811, 817. 
Boreinihägungstommiifien 836. 
Bernefehte 8. Gorftiugbe 
orgeiekte d t amten | 
Borlaufäredt —* 
Borläufige Feſinahme 680. 
Vormundſchaft 92. 
—— — 818; — Felelſche Angab 
orfa 
Vorſch ſſe —— Einrichtun 
auf Reiſekoſten 30 
Boripann-Leitung 111. 


. 
Wärter der NRebenbetriebsanftalter 
Walen, Reit Tragen 680, 704; 
en, ns n 
führung 505, 510, 679; — €; 
Bee 28. 0; — bet a 
rau gi 
b. —* Gebrauch bei Rottoei| 
Waffengebrand 14, 75, 248, 249, 
759; — Gele über den 704; a 


die 1 b 
E 2 IE 
orf ⸗ 


ut er m 475. 

Bahihälzer 152. 

Wailenbäunfer 359 ff. 
Batienräte 98. 


Wallenverforgung 346; 
unfällen 338; — bei Wohnun ——A—F 
353; — Weiterzahlung von WWaifengel 
während d. Aufenth. in milit. Erziehungs» 
anft. 353; — Beantragung 354; — Höhe 
des Waifengeldes 330, 334, 357: — Auf⸗ 
bören der Ba lung | besjelben 358; — de 
fteuerung 832, — Unt fügungen 
329, 354; — gehn Beſuch d. chul. 
40; — Stif tun Pa 358. 

Wald, Betreten 507; — Saghbergeben 009 669; 
au a uc 780; — Befteuerung 8 


Waldarbeit d. oftiven Jaͤger 69. 

Baldarbeiten, Berbot d. Übernahm 

Baldarbeiter, Verwendung bei 
arbeiten 135; — — 
— Sohnfortzahlung 178; — 
179, 194; — Urlaub 180; — — 
Dienftpflichten 79; — Widerftand 654, 
56, — Krantenverf. 888, 8099; — 
Unfalloert 902, 909, 911, 913; — Jahres⸗ 
arbeitöberbienft 911, 940; — Invaliden⸗ 


——* Selbſthilfe geg. verb. Eigen⸗ 


Welbbrend 1 141, 514; — Verhũtung 142 ff.; 
— Schabenerfag b. Eiſend 145; — Bericht⸗ 
erftattung 147; — ⸗Ausgaben 148, 515; — 
Hilfeleiftung 676. 

Malbbraubfchapen, Reiſekoſten uſw. 289. 

Waldeigentümer 507, 655, 686. 

Baldenllaven |. Entlaven. 

Baldfuhrleute, Invalidenverſ. 930. 

Waldgenoſſenſchaften 371, 378, 403. 

Belgrenge, Bäume u. Sträucher a.b. 772, 


—* Berein 363. 

elbungung bei Baht 747, 749. 

Waldpflege 184. 

Baldjämereien 492; — Frufungsanſtalt f. 
181; — Minderwert 18 

Walbfguhgericht 378, 10 


5— 


Waldftreubereihtigung 521, 522. 
Baldwärter, Nang 244; — Uniform 245; 
— Beioldung ff; ;3; — ẽmoiumente 


273; — Ana uspenfion 283; — Rage 
elder u. Reiſekoſt. 289; — Umgugstoften 
7 — Höbe db. Benflon, db. Witwen- u. 
Watfenge er 334; — Yöriter-Titel 365; — 
Invalidenverſ. d. ng ebenamil, 933, 
Balbwärterftellen 30 
WBalbwege, Betreten 138. 
Waldweide 135, 149, 163. 
Bandelung iveg. Mängelb. Verlauf 736ff., 739. 
Bernung als Disziplinarftrafe 279, 280. 
Warnungszeichen, Fortnahme 511. 
et 287. Veſchadi 
aneranlagen, Beichä „gung 512, 
Waſſergenoſſenſchaften 544 
Waſſerpolizei 545. 
WBaflerreht 538. 
Waſſerſchaden 148; — auf Pachtflächen 748. | 


— bei Betriebs- | Waflerf 


Gub 547. 

Bafleröust, Hilfeletitung 545. 

Waſſerſucht 5. Schafen 739. 

Wege, Unterhaltung 149, 177, 533; — Arien 
531; — Öffentliche 53]; — Private 535; — 
verkehr auf 537, 677 7; — venutung d. 
Telegraphenverw. 532; — Einziehung u. 
Berlegung 536; — verkehr 537; — Aus 
weichen 537; — Strafbeftimmungen zum 
Schutze d. 538, 677, 683; — Bef 8 
ufw. 511, 672, 673, 677; — un 
‚| Berusung 511; — imn jagdl Begi 


Wesebaulaft 533. 

Wegebanlohnzettel 198, 200. 

Wegepolizei 536. 

Wegerecht 530. 

| Wegnahme zur Selbfthilfe 726. 

Wegweifer 532. 

Weidebuch 163. 

Weidefrevel 136, 508, 518, 521, 523. 

Weidegeld 126, 135. 

Weidmannsheil als Gruß 50. 

Weigerung d. Namens⸗ u. WohnortSnennung 
493, 505, 656. 

Beihnahtsbänme 153. 

Weihnachtsgeſchenke d. Sefind. 794. 

Weinflöde 104, 126. 

Werkvertrag 750, 755 ff.;—  Stempelitener885 
Werkzeuge, ſchneidenbe 493; erung 
der Ausantwortung 493, 505, 706; 
Einziehung u. Beichlagnahme 139, "496, 
510, 512, 513, 637, 647, 650; — Wir 
führung bei Feldentwendungen 505, 509; 

— Erfah an Loſchmannſchaften 248; 
Behandlung eingezogener 496, 647; — ge 
fährliche 661. 

Werteriak 494, 506. 

Weſifalen, Kommunalforften 374; J—— 
berorbn. 526; — Wegebaupfliczt d. 
katus 55 534; — Hunde auf emben agdreb. 

desgl. ® Katzen iſcherei⸗ 
* 639; — — € 643. 

Weftpreußen, Kommunalforſten 371; 

—— — 524; — Hunde auf fremd. 


— 


gdrev. 627 desgl Katzen 633; — 
tfchereivderordn. 643; — Schulabgab. 860. 
Widerrechtlichkeit, Begriff 759. 
Widerſtand geg. Beamte 653; — —— 
u. „Jagdbeanıte u. ger u. — 
136, ‚ ‚ 
Ausführung ber Rukarkeiten 654, ei 
Wiederanfiellung, Gehaltsregelung 255, 256; 
— Benfionsregelung 325, 326. 
Wiebereinftellung entlaffener Jager 10. 
Wiedereinziehung 17, 18, 25. 
Wieöbaden, Tomnmmal eften 379; — Fort 
beanıte 379; — Stiftung 359. 
Wieſel 140. 
Wieſen, Betreten 681. 
Bild, Eigentumsrecht des ben Wilbdieben 
abgenonm. 548, 669, 774, Heblerei 665; 
— hohes 552; — in OÖßftgärten ufw. 


586; — Töten u. Einfangen währb. d. N 265; — 


Schonz eit 590; — dom Auslande ein- 


b. d 


—38 574, 'e11:; — Milzbrand 964. | Wurzeln 493, 509; — a. d. Grei 


wW — 575, 607, 610 ff. 

Wildfutternng 164. 

Wildgärten 572, 575, 590, 595, 614, 669, 774. 

Wildgatter 122. 

Wildhen, Ginernten, berfiherungspflichtige 
Beichäftig. 

Wiltehren 585, "86, 630. 

Wildtontroſle 574 ff. 610 ff. 

Wildpark 614, 668, 774. 

Wildſchaden, —— keit des Gerichts 484. 
Wind caden⸗ ab 576 fi., 761; — i. Kurheſſen 
— i. Hannover 620, 622. 
gBilbläabenvergätung and. Korftbeamten 578. 
Wildſchadenverhütung a. Dienftländ. 122; — 
L agem, 582; — I. ehem. Kurheſſen 613, 

—i Hannover 620. 

geilbu.rtauf in der Schon naeit 574, 575, 591, 
607, 612; — aus Küh häufern 606, 611. 

Willenserflärung 719; — Auslegung 720. 

Windbruch 149; — So olz 492, 747. 

Wirtfhaftöhebarf an Holz, Streu uſw. 97. 

@stetiheftiahe bei der Dienſtlandsnutzung 
124; — ber Yorftverwaltung 197. 

Witwengelb 334; — Pfändung 352; — ges 
meindefteuerfrei 848. 

Witwenverforgung 346; — bei Betriebs⸗ 
unfällen 338; — bei Wohnungeänberung 
359; — Beantragung 354; — Höhe 330 

— Unterftüßungen 329, 354, — Aufe 
hören der — 352; — Stiftungen 358; 
— Belteuerung 83 . 

Wöchnerin 895, I 

Wohnertöveränderung bei db. Forſtbeamten 
30, 71, 89; — bei d. Penflonären, Witwen» 
u. Walfenenpfäng, 353; — Ub u. Uns 
meldung bei der Ortsbehörde 833, 853. 

Wohnfig 716; — ⸗Gemeinde, Kurkoſten der 
Unfallveriegten 913. 


3. 
Zäune ufw. auf Grenzen 784. 
on d. Gehälter uſw. 259, 2 


—— gerichtl. 810, 81 
* ‚492; — füden 90 


euiralgenoſſenchafts afle 477. 
eugen 684; — zuchtericheinen € 
Zeugengeb ren 303; — bei pı 
nehmg. 305; — bei Unfallunt« 
921; — Beſchwerde 306; — 


Zeugntd beriveigern 634. 

Zengniſſe, ailieürärgit. 3;— für 
lajjung komm. ejerbejäger ur 
Stempelfteuer 835; — a. 
eu 


aim Anpflanzung 111. 


iergärten bei Korftgehöften 110. 
terftränder 5. Wuselnanderjetg 
Beichädigung 512. 
Zinfen, gejegl. 727. 
Zivildienſt, nellung d. Forſtv 
berechti ten 27. 

ivilprogeg 488. 
ivilprogehordunng 800. 
ee 25. 


ubebör 717, 729, 772. 
üchtigungſrecht, Gefinde 791, 79: 
ulagen, Stellen», Kahnunterbalt: 


ufahfre e 494. 

uſchlagsbeſcheide, Stempeliteuer &: 
wangäbeiugnifle d. Behörden 698 
wangsvslifiredung 812. 

weige, a. d. Grenze überhäng. 7 


Dend: I. Neumann, Reubamn. 


Freier Raum 
zur 


Aufnahme der wiflenswerten Beftimmungen aus den örtlich 
gültigen Polizei-Derorönungen ze. 
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deutſchen Jäger, Hundeliebbaber und Forfimanı, für den Fiſchereitreibenden 
und Ornithologen, für Landwirte, Gärtner, Gartenfreunde und Kalteenliebhaber 
Eönnen zur Anfchaffung beſtens empfohlen werden: 


rag Anterhaltungsliteratur und Jugendſhriften. 


Gefammelte Schuſhumoresken, enthaltend die früheren Eammlungen Beſuch im 
Karzer — Katheder und Schulbank — Shulmyfierien — Stimmungsbilber 
aus dem Symnafium — Samuel Heinzerlingd Tagebud und eine Anzahl In 
Buchform noch nicht veröffentlichter Geſchichten. Bon Erf Ehfein. Preis fein geheftet 
3 JAR., bochelegaut gebunden 4 MR. 

Sofleuszuß. Wie ih mir das Bandleben date, und wie id es fand. Bon 5. Zauſen. 
Zweite Auflage. Preis fein geheftet 4 MR., hocdhelegant gebunden 5 ME. 

Aus großer Zeit. Bilder aus dem Kriegsleben eines pommerſchen Jägers. Bon 
Jaul Schmanu-Säiller. Mit erläuternden Abbildungen. Preis fein geheftet 4 MR., hoch⸗ 
elegant gebunden 5 AR. 

Aus der Walddeimst. Deutfhe Wald» und Jaägermärchen für jung und alt. Erzählt 
von Graf Zitter von Jombrowski und reich Illuftriert von 9. R. Schulze Preis hochelegant 
gebunden 4 MR. 

Das Zügerdaus am Ahein. Sungenbdberinnerungen eines alten Weidbmanns. Dem 
jägerifden Nachwuchs erzählt von Pberländer. Mit 104 Driginal-Mbbildungen vom Jagd» 
maler 6. Schulze. Preis hodelegant gebunden 8 MR. 


———Bewaͤbhrte jagdlihe Werke. ' 


Die Yürfseihen Heim Motwilde. Bon WW: Bieling, KönigL Hegemeiſter. Zweite, verbeflerte 
Auflage. Breis in grüner Segelleinentafhe gebunden 18 AR. 

Aus den Mordlandrevieren des Aayitains Zaef (Norwegiſche Elchjagden). Bon Werne 
Beupm. Preis geheftet 1 AR. 

Das Auerwild, feine Jagd, Hege unb Pflege. Bon Ebwarb Fıyuk. Mit 41 Abbildungen im 
Texte und breiboppeljeitigen Kunftbruden. Preis fein gehefter 4 MR., hochelegaut gebunden 5 AR. 

Der Wildpfieger als Kandwirt. Anleitung zur Kultur der widtigiten Afungs- 
gewächſe, zur Anlage von Wiefen, Wildädern, Nemifen, Kütterungen und 
Anweifung zur Uusfübrung aller fonfligen für unfere Wildbahn in Be: 
tradt Tommenden Wohlfabrt8einrihtungen. Bon Eubwig Bad. Mit 260 in ben 
Tert gedrndten Abbildungen. Preis fein gebeftet 15 ZAR., bodelegant gebunden 17 BAR. 

€. €. PDiegels Erfadrungen aus dem Gebiete der NRiederjagd. MWeslieile Auſsgabe. Yänfte Auf- 
lage. Mit einem Bildniſſe Diezels und vielen Abbildungen, barunter 14 ganzfeitige Tafeln. 
Rah ber britten, von C. &. Diezel felbft vorbereiteten Auflage beraußgegeben von ber 
Zebaktion ber Jentſchen Yüger-Jeitung. Preis in Beinen gebunden 6 JAR., in feinen Halb- 
frausband gebunden 7 MAR. 

Die Virſch anf Mot-, Dam-, Reh⸗, Sawarı und Gemswild. Bon ruft Bitter von Pombrewski. 
Mit at Bollbildern. Preis fein geheftet 4 MA., hochelegant gebunden 6 AR. 

Pie Treidjagd. Ein Behr: und Handbuch für Zagdherren, Berufsjäger und Jagb>» 
freunde. Bon ruf Zitter von Dombrowski. Mit einem Zitelbilde und 42 vom Berfafler 
entworfenen Plänen und Skizzen. Preis fein gebeftet 4 M., hochelegant gebunden 6 AR. 

Wildpfiege. Betrahtungen über bie winterlichen Wildverlufte und ihre Urſachen, 
über bie Degeueration des Wilbes und ihre Berhütung, ſowie über bie bezüglien 
Borihläge von Drömer, Holfeld und Neumeifter. Bon Graf Bitter von Bombramski. 
Preis geheftet 1 MAR. 20 Yf., hochelegant gebunden 1 MR. 80 Pf. 

Wilddege und Wildpfiege. Gine Anleitung zur Berhütuug von Wilbverluften, 
ſelbſt während der ftrengften Winter, und ein Beitrag, mit welden Mitteln 
wir einen an Körper und Kopfſchmuck ſtarken, fih bem Urzuftande nähernden 
Wildftand erzeugen. Bon E. Brömer, Oberförfter und Gfuüterdirektor. Preis hodelegant 
gebunden 2 ZUR. 25 Yf. 

Das Frettden (Musiela furo). Beine Zucht, Pflege und Dreffur zur Jagb auf 
Kaninchen. Praktifhe Winte für Befiger und Züchter von Fretihen. Bon Ewald Franke. 
Zweite, vollftändig umgearbeitete, verbefferte und vermehrte Auflage. Mit vielen Abbildungen 
von C. Schulze. Preis fein gehefter 1 AR. 20 Yf. 

Georg Sudwig Aartigs Ledröu für Jäger und die es werden wollen. Sechſte Auflage unter 
BZugrunbdelegung ber legten vom Berfafler ſelbſt bearbeiteten Auflage Mit einem Bilbnis 
Hartigs und erläuternden Abbildungen herausgegeben von ber Zebaktion der Jentſchen 
Jüger-Jeitung. Preis in Leinen gebunden 6 BUR., in feinen Halbfranzband gebunden 7 BAR. 
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Die zahme Saſanerie. Leitfaden für ben augehenden Faſanenzüchter und Freunde 
des Faſanenſportes. Bon Johann Hlewensky, weiland Brinzlich Byronſcher Faſanen⸗ 
meiſter, bearbeitet und erweitert von deſſen Sohn Ferthold Zlawensky, Gräflich von Wedel⸗ 
ſcher Faſauenmeiſter. Mit vielen Abbildungen. Preis fein geheftet 1 AR. 60 Yf., hoch⸗ 
elegant gebunden 2 SUR. 50 Vf. 


Die KHüttenjagd mis dem Ahn. Bon Hüttenvogel. Zweite, verbeflerte und wejentli vermehrte 
Auflage. Mit einer Tabellezum Anſprechen der in Deutfhlaubvorfommenben 
Zag-Raubvögel, einem Hüttenmodell, beu Bildern deutſcher Tag⸗Raub⸗ 
vögel und vielen anderen Abbildungen. Preis fein gebeftet 2 AR. 25 %f., hochelegant 
gebunden 3 MA. Die Tabelle auf feſtem Papier mie Stäben zum Aufhängen wird zum 
Preife von 50 Pf. auch einzeln abgegeben. 

Auſere Zagdarten. Eine kurze Anleitung für ben Jagdbetrieb bei Anftand, Birfch, 
Suche und Treibiagbd. Bon E. Bropff. Preis gebefter 8 JAR., elegant gebunden 4 ZUR. 

Waidgerete Jagd. Ein Badbemelum für jeden Jäger. Bon E. Fropff. Preis fein 
gebeftet 4 Mk., hochelegant gebunden 5 ZUR. 


Der Auchs, feine Zagd und fein Yang. Bon Zeberfizumpf. Dritte, vermehrte und verbefierte 
uflage, nad dem Tode bed Berfaflerß herausgegeben von der Zebaktion ber Beuifden Jüger- 
Zeitung. Weit 94 Wbbildungen von W. Arnold, DB v. Baffewig, H. v. Buttlar, 
&. Deiker, 3 Deiler, &.v. Dombrowsti, U. Endblider, Chr. Kröner, U Mailid, 
E. Dehme, 3. Shmigberger, & Schulze, U. Spedt, F. Specht, SH. Sperling 

u. a. Preis fein geheftet 2 AR. 50 »f., hochelegant gebunden 3 ZUR. 50 Yf. 

Wald, Bild und Zagd in den ruſſiſchen ftſeeprovinzen. Bon 9. Mertenfsu. Preis elegaui 
fartoniert 3 MR. 

Der Ledryrin. Bin Führer für angehende Jäger mit befonderer Beräd:» 
figtigung der Iutereffen bes Nevierinhabers und Jagbverwalters Bon 
Pberſlander. Mit 212 Abbildungen nad Driginalzeichnungen dev Sagbmaler B. v. Baffewig, 
8.2. Dombrowsti, U. Kull, U Mailid, a. Shmtg, E Schulze, U Sıöde uud 
N. Wecherzick. Breis in Prachtband gebunden 18 BAR. 


Quer Dura dentſche Zagdgründe. Uns ber Mappe eines pbiloſophierenden Jäger?. 
Bon Phberländer Mit 190 Originalzeichnungen von ben Sagdbmalen G. Hammer, Chr. 
Kröner, A. Richter, B.v.Baffewig, 3. Bungarg, Kiv. Dombrowskti, Fr. Batens 
dorf, U. Mailick, A. Schmitz und C Schulze. Zweite, vermehrte und verbefierte Auf 
Inge. Preis in Prachtband gebunden 15 SAR. 

Im Lande des Braunen Bären. Jagd- und Reiſebilder aus Rußlaud. Bon Pberländer. 
Mit 187 Wbbildungen nah Drigtnalgeihnungen ber Jagdmaler 8. Wagner und 
U Weczerzid, fowie nad photographifhen Driginalaufnahmen bes VBerfaflers. Preis 
bodelegant gebunden 16 ZUR. 

Durs norwegiſche Zagdggründe. Jagd⸗ und MReifebilder aus dem hoben Norden. Bon 
Gberländer. Mit 08 Abbildungen nah Driginalzeiänungen vom Zagbmaler 5. Schulze 
und nad photographiſchen Aufnahmen. Preis in Prachtband gebunden 8 BAR, 


Der gerechte Jäger. Ein praktiſcher Leitfadengur@rlernung bes Jagbbetriebes und 
der Schießkunſt. Bon Ybdenwälder. Preis fein geheftet 3 BAR., hochelegant gebunden 4 MAR. 

Emil Negeners Zagdmethoden und Sanggeheimniſſe. Ein Haudbuch fürgäger und SJagb- 
liebhaber. Wit vielen Borfhriften zur Bereitung von Witterungen und mit 
221 Abbildungen von Yangapparaten, Fährten, Spuren und Gelänufen, 
Geweihen, jagdlichen Bauten u. a. m. Zehnte Auflage. Herausgegeben von ber 
Bebaktion ber Beutfchen Jüger-Zeitung. Preis fein geheftet 5 ZAR., hochelegant gebunden 6 AR. 

Ornithofogifges Tafgensug für Jäger und Jagdbfreundbe Tabellen zurBeitimmung, 
fowte Beſchreibung aller Arten ber in Deutfhland vorlommendben Raub⸗ 
vögel, Hühner, Tauben, Stelz: und Shwimmpögel, nebſt einem Anhang. 
Rabenpögel undb.Droffeln. Bon Dr. Eraf Ichüff, Dircktor des Boologifhen Gartens 
zu Hannover und Lehrer für Zoologie an der Königl. Tierärztlichen Hochſchule ebendort. 
Mit 67 vom Berfafler gezeihneren Wbbtldungen Zwelte, vermehrte und verbefſerte Auf- 
lage. Preis geheftet 4 MAR., fein gebunden 5 MR. 

Die Birf auf den Rehboc ober fein Abſchuß mit der Büchſe auf Birfh und Anſtand 
Beim Blatten und Drüden. Aus ber Praris dargeflellt von Yarl Schneider, weilanb 
Königl. Hegemeifter und Schriftführer des Jagdſchutz-Vereins ber Rheinprovinz“. “Dritte 
Auflage, nad dem Tode bes Berfaflers herausgegeben von der Zebaktion der Yentfhen 
Jäger⸗Zeitung. Mit zahlreichen Abbildungen von W. Arnold, 3. von Baffemwip, 
G. Deider, 2.0. Dombrowsli, Shr. Kröner, U. Mailick, U. Schmitz, J. Shumip- 
berger, ©. Schulze, Sr. Waibel, G. Wolters u. a. Preis fein geheftet 2 ZRR., hoch⸗ 
elegant gebunden 3 ZUR. 
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Das Wildgatter, feine Anlage im allgemeinen nebft fpezieller Darftellung ber | 
gebräuchlichſten und empfehlenswerteften Konftruftionen, Tore und Ein» | 
| 

| 


fprünge. Zweite, durch Darftellung des vom Berfafier erfundenen Rautengatterß unb 
einen Anbang über die neueften Erfahrungen der Sattertehnil vermehrte 
Auflage. Mit 87 WUbbildungen und 2 Tafeln. Im Auftrage bed Ullgemeinen 
Ä Deutfgen Jagdfhugpereins herausgegeben. Bon Hubert Shumader, Königl. Ober⸗ 
förfter. Preis Fartoniert 4 MR. | 
\ Das Bautengatter, eine neue und Billige Satterfonftruftion zum Abflug von 
Rot, Dam, Reh⸗ und Shwarzwild, nebfi einem Anhang über neuere | 
Erfahrungen beim Bau von Drabtgattern im allgemeinen. Bon Zube | 
Schumacher, Königl Oberförfter. Mit 4 Abbildungen. Preis gehbeftet 1 BAR. 50 If. | 
| Der qualfreie Hang des KAaarraubzenges mit der Kaftenfalle und Brügelfalle in agb» 
gehegen, Barlanlagen, Särten und Gebäuden, nebft Befhreibung der zweck⸗ 
mäßigften Sinrihtung, Unfertigung und Anwenbung geeigneter Wallen. 
| Bon W. Strade, Förſter. Dritte, vermehrte und verbeflerte Auflage. Mit B4 Abbildungen. 
RE Preis fein gehefter 2 PRR., hochelegant gebunden 3 MR. 
|  Yäßrten und Spuren. Eine Anleitung zum Spüren und Anfpreden für Jäger und 
| Jagbliebhaber Bon Eugen Benwfen. Mit 163 Mbbildungen nad der Natur gezeichnet | 
von 6. Schulze Preis fein gebunden 6 ZUR. i 
ı Der Arammeisvogel und fein Fang. Bon Jäger Auverdroſſen. Mit Abbildungen von Jagd- | 
maler C. Schulze. Preis fein gehefter 1 MR. 60 Pf., hochelegant gebunden 2 AR. 50 Yf. 
| Georg Pranı Pietrigs aus dem Winkel Aandbuach für Zäger, Zagdberechtigte und Zagd⸗ 
ſfies haber. Dritte Auflage. Unter Zugrundelegung ber lepten, vom Berfafier ſelbſt bearbeiteten 
zweiten Wuflage herausgegeben von der Zebaktion der deutſchen Yüger-Jeilung. Drei 
Bände von insgefamt 1147 Seiten Tert mit 2307 Abbilbungen. Preis in Leinen gebunden 
15 — in feinen Halbfranzbaub gebunden 18 ME. Seber Band u — zen 
—* 
| 52 a Er —— 
Autdare Tiere Hafens. Pelz- und Jagdtiere, Haustiere, — Bon Emil Sraf, 
Fellow Boyal Asiatic Society. Preis fein geheftet 5 3MR., bodelegant gebunden 6 ZUR. . 
Ä Über die Yeränderung der Nofenköhe Beim Geweißwerfel der Edethirfhe. Bon Dr. oghe, 
Königl prinzl Yorftmeifter. Preis gebefter 75 Yf. I} 
| Pie frügeren und die hentigen BBildSckände der Frovin; Dfrcenfen. Das vierläufige | 
Wild Bon Barl non Fippel. Mit zwei Karten. Preis fein Fartoniert 2 PAR. 
Die Geweißfammlung der Agl. Kandwirtſchaftli chen Aochſchule in Berlin. Bon Dr. 8. Zörig. Mit 
42 Abbildungen nebſt einer ſchematiſchen Darftellung der beiden beſchriebenen 
Beweiben porbandbeuen Homologien Preis geheftet 5 MAR., gebunden 6 MA. 


2 Iagdgefhichte, Iagdphilofophie, Weidmannsiprade ıc. 


) 
Deuntſche Baldmannsſprache. Mit Bugrundelegung des gefamten Quellenmaterialß | 
für den praktiſchen Jäger bearbeitet von ruf Zitter son Yombremski. Zweite, vermehrte | 

und verbeflerte Uuflage. Preis gebeftet 3 AR., fein gebunden 4 MR. 








Die mittelalterfie Zagdlitteratur Aranüreichs. Monographiſche Studie von Gruft Bitter 
son Dombrowskt. Mit 18 vom Berfafler gezeichneten Yalfimiles alter Miniaturen und Holz» 
ſchnitte. Preis geheftet 5 MR. 

i Die Philofophie des Beidwerſs. Bon Benrad ilers. Preis fein geheftet 3 YAR., hochelegant 
gebunden 4 AR. 

Die dentſche Beidmannsſprache, nach ihrer Gigenart und ihren Wechſelbeziehungen 
zum Gemeindeutfh fprahwiffenihaftlih beleuchtet. Mit einem Schlußabſchnitt: 
Der Weidmann und fein Sinn für Scherz; und Humor. Bon Prof. Dr. Jhesdor 
Jmme. Preis fein gehefter 1 3AR. 50 Vf., fein gebunden 2 AR. 50 Yf. 

Dentſche Wald- und WBaldmanusiprüäde in Meimen. ei von M. Freiherr Zuigge⸗ 
TFereſte. Preis fein geheftet 3 MR., hochelegant gebunden 4 ZUR. 50 Pf. 

Ethin und Aſfthetin im Waidwerke. Bon Bermann Zeinrich Zoihe, Königl. Forſtmeiſter a. D. 
Breis fein gebefter 1 MR. 20 Pf. 

St. Aubert, der Schutzvatron der Yüger, und feine Legende. Bon Zeinrich Ahlenhuth, Königl. 
Bayerifher Hofbuchhändler. Mit 80 Abbildungen. Preis kartoniert 1 ZUR. 50 If. 


we Sagdfide Anterhaltungsfiteratur, Didtungen ıc. KS 


| | 
Ephenraufnen. Lieder und Bilder. Bon Garl Beiker Preis fein gehefter 4 MA., hoch⸗ | 





elegant gebunden 5 PAR. 

Bismar als Deutfder Jäger. Zum 80. Beburtstage am 1. April 1895. Herausgegeben 
von Segewald. Mit einem Driginalbildbe Bismards von Maler Arnould und 15 Ab⸗ 
Bilbungen. Preis fein gebeftet 30 Pf. 
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Die wilde Zagd oder Altes muß ruinieret fein! Gin humorvolles Lieb ländlich⸗ſchäud⸗ 


lher Sagbausübung, gefungen von Mas von Foſen mit Iuftigen Bildern von 
D. Flecken. Preis fein gebeftet 3 AR, fein gebunden 3 ZUR. 50 If. 

Der Böfe Kadbar — Gerechtſertigt. Zwei Erzählungen aus dem Zägerleben von $. Zus. 
Preis fein geheftet 2 MR., fein gebunben 2 AR. 50 Yf. 

Der alte Fape. Bilder aus dem Beben eines Lippiſchen Watbmannes. Rad Auf- 
zeichnungen von Mbelf Keyffer. Mir einem Bildniffe in Lichtbrud und zahlreichen Abbildungen 
im Terte. Preis fein geheftet 3 ME., fein gebunden 4 AR. 

Waldesraufgen, Wald» und Jagdlieder. Bon ſarl Zrefer. Preis fein geheftet 2 AR., 
hochelegant gebunden 3 AR. 

Wat en yommerfden Jäger verteilen Raun. Bon Finrich Julvervoſ. Luſtige plattdeutide 
Jagdgeſchichten und Gedichte mit 62 Abbildungen der Jagbmaler Q. v. Dombromsti, 
F. Voebel, C. Schtlke uw C. Shulze Preis fein gebeftet 2 MR., hochelegant 
gebunden 3 AR. 

Die Stiefel des Kerrn Iberſorſtmeiſters — Der verränte Keller, ſowie andere fufttge und 
ernfte Geſchichten and Gedichte aus dem Leben eines alten Forſtmannes, 
erzählt von Hscar von Kieſenthal, weiland Konigl. Oberförſter. Preis fein gehefter 8 M., 
fein gebunden 2 MR. 50 Pf. 

Memoiren des Kaſen Löffelmann, in zierliche Reime gebracht von Wilhelm Zobbers. Dritte 
Auflage Mit vielen Originalabbildungen von G. Mary. Preis fein gehefter MR. 50 If., 
fein gebunden 2 MR. . 

Ein Rudel Schelmenlieder aus dem Waldmannsieden. Vom Berfafler ber Memoiren bes Hafen 
Löffelmann, Wilhelm Zobbers, Cleve. Preis fein geheftet 1 MAR. 50 Yf. 

Das Weldwerk in Wert und Bil. Slluftrierte tagdlide Unterbaltungsblätter. 
Bisher erfhtenen 16 Bände. Preis pro Band fein geheftet 8 MR., hochelegant gebunden 5 Mi. 
Seder Band ift ein abgeihloffenes Tleines Prachtwerk und einzeln känflich. 

Dr. Aeinrich von Stepdan. Sin waibmännifhes SGrinnerungsblatt Aus dem 
handſchriftlichen Nahlak bes Berſtorbenen. Bufammengeftellt von Dr. med. 
3. Welle. Preis fein Tartontert 2 MR. 

KHiftderuklänge. Bon Fichard Vinchenbach. Zweite Auflage. Preis fein geheftet 4 ZRR., fein 
gebunden 5 ZUR. 


Sem Iagdlide Siederbüder und Notenwerke. 1EI2I 


S- FXurchhardts Zagd- und Wöaldlieder. Ullgemeineß dentſches Bieder- und 
Kommersbuh für HKorfimänner, Jäger und Sagbfreunde Zuweite, fehr ver- 
mehrte und mit Singwetfen verfehene Auflage. Bearbeitet und Herausgegeben von 
Bernhard Bompedi. Preis in Beinen gebunden 3 AR. 60 Yf., mit Biernägeln 4 AR. Ja 
Veber gebunden 4 BAR. 50 Yf., mit Biernägeln 5 AR. 

Kür Jägers Felerkunden. Ausgewählte Tonftüde klaſſiſchen und mobernen In» 
halts. Wald-, Jagd» und Zägerlieber 2c für Jagdhorn in B (Kür Pleß⸗ 
Horn) mit Begleitung bes Pianoforte Eingerichtet unb herausgegeben von 
Gufles Brieger. Preis gebunden 3 BAR. 60 Pf. 

KHöruerfhall und Lufigefang. 471 ernfie und beitere Walb-, Zagb- unb Zaägerlieder 
mit leiter Klapvierbegleitung — Im Anuſchluß an H. Burckhardts Walb- 
und Sagdlieder, LViedber- und Kommersbuch für Jäger und Forimänner, 
zweite Auflage. Bearbeitet und herausgegeben von Bernhard Jompecti. Preis feft gebeftet 
9 aR., bauerbaft gebunden 10 MR. 

Zagd⸗ und Walddorufgule (für Signalhorn, Parfortehorn, Cornet & pistens, Walbkerm) neh 
Jagd⸗Signalbach. Mit einer geſchichtlichen Abhandlung über bie Hörner im 
allgemeinen nud die Jagd» und Sägerhörner im befonderen, einer Eurzen 
@lementar-Mufillehre, vielen Übungen, Faufaren, Märfden, Jagbdb- uud 
anderen Biedern für 1-4 Hörner unb ben beutfhen, althbaunöveriden, 
öfterreihifhen und franzöftihen Jagdſignalen und ben Hanptfignalen ber 
Königligden Parforceiagb-Bquipage Kür deu Selbſtunterricht bearbeitet und 
berausgegeben von Zernhard Yompeki. Preis Fartoniert 4 BAR. 

Waldmanusgruß dem Aalfer. Bied für vierſtimmigen Männerchor. (Friſch auf, ihr beutfchen 
Säger, das Waldhorn in die Hand!) Bon Fr. Zücker, Berg⸗Ebersbach. Partitur 80 Pf. Stimmen 
aà 20 Yf. Ein Probeeremplar (Partitur und 4 Stimmen) wirb für 1 AR. 80 Pf. geliefert. 

Steingeners Walddoruklänge. Jagd» und Walblieber, uebft einer Anzahl der beliebteſten 

Baterlands-, Bolls: und Trinklieder. Gin Lieder: und Kommersbud für 
deutſche Forſtmänner und Jäger, umfaffendb 200 Lieber. Dritte Auflage. 16. bis 
BL Tauſend. Preis Fartoniert 50 Pf. In Partien billiger. (Obne Noten.) 





Alle Buchhandlungen nehmen VBeftellungen entgegen. 
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OR Zum Berzeihnen der Jagdrefultate. 


Saufk- und Alreüuungsbug, Jagdergebniſſe tn Einnahme unb Ausgabe 
großes Jagbrevier. 40 Bogen ftark, Preis dauerhaft in Halbleder gebunden 5 | 
75 Bogen ſtark, Breis dauerhaft in Halbleder gebunden 7 MAR. 50 Yf. 

Des deutſchen Weidmanns Säufßlile Mit einem Anhange für die Ergebui 
Treib- und GBefellihaftsiagden. Preis elegant gebunden 5 BAR., in 5 
Viebbaberband elegant gebunden 6 MAR. 50 Pf. 

Zagd-Gedenkönd. Tagebuch zum Aufzeihnen jagdblider Erinnerungen 
elegant gebunden 4 MR., in bochfeinen Viebhaber-Winband elegant gebunden 5 M 

Saupdnt in Taſchenformat. Preis in Leinen dauerhaft gebunden 1 ZAR., in Le 
gebunden 1 AR. 50 PT. 

SAupbuh für Wiederjsgdreniere. 50 Bogen flark, Preis in Beinen gebunden 4 MUR., — ' 
ftart, in Leinen gebunden 5 JAR. 

Wildeiunadmedud und WildausgadeBul (Formular Ida und b aus ber Böhmen fı 
Buchführung), in lofen Bogen pro Buch 1 AR. 60 %f., einzelne Bogen 8 Yf. 

Oderländers Zagbverwaltungsbüder nah den in Dberländers LBehrprinzen gı 
Anwelfungen. Zeil I: Wildverrehönungsbud. Preis fein gebunden 6 MAR. 
Kaſſabuch. Preis fein gebunden 6 UR. Teil III: Bud für Einzelrehnungen 
fein gebunden 6 MR. 

JIrobebogen, — bie nm Ma Säufliken genen wiedergeben, werden umfonf und poflfrei | 





















EEE _ Sllefmelen. ERBETEN 


Aehrſuch des — — — Nebſt einer Anleitung zur Herſtellung von Fl 
fHteßfRänden. Bon Yibert Preuß. Wiie 147 Abbildungen im Terte, 38 ganzfeitigen 
und vier boppeljeitigen Tafeln, fämtlih nah Origtmalzeichnungen von Jagdmaler 6. & 
Preis bodelegant gebunden 15 MR. 

Das Finſchießen von Zagdgewehren. Herausgegeben von ber Beriudsfistisn ber I J 
Jüger-Jeitung, Beumanuswalds-Beudamm. Preis nebefter 1 AR, 

Satungen uud Schießregeln Des Schießvereins dentſcher Jäger, nebfi einem Entwu 
Sonderbeitimmungen für Drisgruppen und kurzen Winken bei % 
von Schiegftänden Zweite Auflage. Preis geheftet 50 Pf. In Partien billige 

Das Schießgweſen. Illuſtrierte ſchieß⸗ und waffentehnifhe Blätter. Biß : 
fhienen 9 Bände. Preis pro Band ungebunden 8 ZRR., bocheleganı gebunden 4 Mi 


Scheibenbilder, herausgegeben von der BDerfuchsanflalt der Beutfchen Jäger-3 


HSgeidenbild für Surotffinte, Syſtem Preuß (Größe 100><100 om). Preiß pro Stück 
3% Stück 8 ya. 20 Pf., 50 Stüd 4 M., 100 Stück 7 AR. 50 Yf., 200 Stück 14 
300 Stüd und mehr 6 Pf. pro Stüd. Muſter gegen Sinfendung von 10 Yf. franko. 

Sueidendinder für Büyfen, Syſtem Preuß (D. R.G.M. 127022), Uusgabe A mit 
1 om-dtingen, Ausgabe B mit fünfzehn 2 om-dtingen (Größe je 0x0 om). Prı 
Stück 30 Fſ. Ausgabe A und B, gemiſcht. 10 Stüd 2 MR. 70 Yſ., S Stül 6 ME. 
50 Stück 11 UR., 100 Stüd 30 MAR, 300 Stüd 38 MR., 300 Eremplare unb mehr 
pro Stüd. Gin PBrobeerremplar der drei Scheiben gegen Ginfendung von 70 Yf. 
Fehlt Ungabe, ob Ausgabe A ober B geliefert werben fol, wirb Ausgabe B geſchickt. 

Sqeibenbiſd für Viſtole, Syſtem Preuß (D. R.G. M. 127022) mit zehn 1 om⸗Riug 
leigtem Kartonpapier gedbrudı (Größe UI om). Preis pro Stüäd 7 Pf., 10 Stült! 
3 Stüd 1 ik. 20 Yf., 50 Stud 8 MA., 100 Stück 3 MAR. 50 Yf. 

Gummierte Pflafter, zum übertleben der Shüffeauf Scheiben. Größe zirka 024 | 
Inden Karben ſchwarz, hellbraun unb weiß. Preis pro Bogen, etwa 400 | 
enthaltend, 40 Yf., 10 Bogen in beliehigen Farben gemiſcht 3 BAR. 

Ausführlicdes Verzeichnis aller Scheibenbilder, befonderß auch ber Wildfheiben, 
mit — „Neudammer Bewertung” auf Verlangen umſonſt und pof| 


* I Sunologitde Werbe. EIAFERTFERE 


Die But und Bedandlung des Shweißfundes. Bon Graf Berker Großherzogl. Forſtu 
Zweite Huflage. Preis hochelegant gebunden 1 AR. 

Pie Prefur des Luzushundes. Bon Freiherr 4. non Freyk. Mit vielen Abbildunge: 
U. Stöde u. a. Preis fein gehefter 4 MAR. 50 Yf., hodelegant gebunden 6 MR. 
Deutſches Gedraußsdund-Stammöud. Bisher erihienen 10 Bände. Band 1 ift vollſtändi 
griffen Der geringe Borrat von Band 4 wird nur noch gebunden zum Preiſe von 6 MM 
gegeben. Die Bände 2, 8,5, 6, 7 und 8 Loften ungebunden 2 BAR., in grün Leinen hoche! 
gebunden 4 AR. Band 9 und 10 Loften je ungebunden 8 ZAR., in Halbleinen gebunden ! 









Ulle Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. 
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De ORDER, Forſt- und Jagdweſen, Berlayg vom „Haud.cdag des Wiens“, HOUMIWEIENE. 





Der Schweißhund, feine Zucht, Erziehung und Ardelt. Bon F. Ferding, Köonigl. Vreußiſcher 
Forſtmeiſter a. D. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Mit erläuternden Abbildungen. 
Preis fein yedeitet 3 MMA., hochelegant gebunden 4 Mk. 

Die Dachsbracke. Kynologiih-jagdlide Studien. Bon G. Grünbauer. Mit 18 photo» 
gravbiihen Abbildungen von Dachsbracken, Bignetten. Randverzierungen und Bollbildern 
nad Federzeichnungen deö Berjaijerd. Preis fein geheftet 4 Ma., Hocheleygaut gebunden 5 AR. 

Aumorikifge Bilderdogen aus dem Beide der Zagd und Aynologie. Luftiges Theater ber 
Jagd⸗ und Hundefreunde. Bon Hegewald. Preis gehefter 1 MR. 

Die OntsikelungsgefQiäte der dentſhen Aynologie. Mit Kückſicht auf Borſteh⸗ refp. 
Gebrauhsgunde gefhriedben und duch Illuſtrationen erläutert. Bon Begemalb. 
Breis geheftet 8 ME. 

Eignet AG der euglifge Aieſdtriaſdand als vielfeitiger Gebrauchsbdand für die dentſche Züger- 
praxis Bon Gezewald. Zweite, verbeife-te, vermehrte und mit vielen Abbildungen ver» 
jehene Aujlaze. Preis fein geheftet RR., hochelegant gebunden 2 MAR. 80 Pf. 

Fotverdelen, Tolverweifen und SYweighundarbeit des Gedrauhshandes. Aufgeſtellt nad 
eigenen Erfahrungen von Wide Herd, Köıizl württ. Foritwact. Mit einem Zitelbilde 
und 11 Abbildungen. Preis fein geheitet 1 BER. 20 Pf., bohelegant gebunden 1 MA. 80 Pf. 

Der Arınle Hund. Bin gemeinverftändbliher Ratgeber für Hundebeſitzzer, ins⸗ 
befondere für Jäger. Bon Zieraryt Dr. 9. Aifireich. Buweike, ſtark vermehrte und um- 
geardeitete Auflage. Wit 8 Mbblldungen. Preis fein gebefter 1 ZUR. 20 Pf., hochelegant 
gebunden 3 MR. _ 

Der Dachshaud, feine Geſchichte, Zudt und Berwendbung zur Jagd Aber und unter 
Ber Erde Boa Emil Ilzuer. Mir einem Bilde Seiner Diajeftät des Königs Albert 
von Sachſen, drei Farbentafeln und 125 Ubiildungen Preis fein gejefter 4 ZUh., hoch- 
elegant gebunden 5 ME. 

Bwingerönd. Bufammngefelt und herausgegeben von F. Jlgner, mit ‚Abbildungen von 
6. von Reth. Preis Hodelegant gedunden 10 ZAR. 

Beitgemäde KFetrachtnagen der Die G:braufsduudfrage und Borjhläge zur Bervoll⸗ 
fommmuung dec Brüfungsordnungen Bon $. Meier. Preis gedefter 1 AR. 

Die Rracken des Dllens. Ihre Seihihre, Beihreibung und Berwendung im Weib 
wert des Hap-, Barforce- und Schießiägers Rußlands. Bon J. 3. Zaska Mit 
fünf ganzfeıtigen Abbildungen. Preis fein geheftet 1 MR. 60..Pf. 

Meiteäge zur Drefur und Aüßrung des Gebrauchs zandes. Bon G. Meier. Preis geheftet 
1 uk. 40 Yf., hochelegant gebunden 2 BAR. 

Die Drefur und Sährunzg des Gebrandshund:es. Bon Pberländer. Sechſte, vermehrie und ver- | 
befjer:e, reich illufteierte Uıflage. 24. bis 80. Taıfend. Preis hochelezant gebunden 6 ME. 

Auſer Zagdhund. Illuſtrierte jagdEyuologiihe Blätter. Bisher erfhtenen drei, Bände. 



























Preis pro Band ungebunden 8 MR., hochelegant gebunden 5 MR. 

Preisrichterbach der Vereine für VPräfung von Geßrauhshunden zur Jagd. Mit Bletkift 
feR und dauerhaft in grüu Segelleinen gebunden. Wußgabe A für höchſtens 16 Hunde “Breis 
1 AR. 89 Pf. Ausgabe B für höchſtens 25 Hunde. Preis 3 ZUR. Bereiusnoritänden wird 
je ein Eremplar zur Anſicht gefandt. 

Fichterbach für Hunde. Brauchbar für Suden, Ausſtellungen uſw. Mit Beeiſtift, feit 
und dauerhaft in grün Segelleinen gebunden. Ausgabe A für höchſtens 16 Hunde. Preis 1 AR. 
80 Yf. Uusgade B für Höhen: 25 H.nde Preis 2 DAR. Bereinsvorjtäuden wird je eim 
Eremplar zur Anficht gefandt. 

Satungen und Präfungs-Prödnung des Werdandes ber Wereine für YPrüfunz von Gebrauchs- 
Qunden zur Zazd. In legtgültiger Faſſung. Preis pro Stück 10 Pf. PBartiepreife: 
10 Stück für 75 Yf., 33 Stück für 1 MA. 60 Yf., 50 Städ für 3 MR, 100 Stüd für 
5 Mk., 800 Stüd für 9 MA., jede weiteren 100 Stück 4 uk. 

Unfer: Hunde Ein Bedr- und Handbud für Züchter, Preis richter, Dreffeure und 
Bundefreunde Unter Mitwirkung hervorra jender Hunbdelenner berausgejeben von 
Dr. 8. $tröfe. Band I: Aorm und Sehen des Bundes. Mit 147 Abbildungen. Preis fein 
gehefter 10 MA., hochelegant gebunden 12 kR. Band II: Zucht und Pfleze des Aumdes, 
Grundlehren der Hundezudt Mit 29 Zafelın vom Ruuft.naler Hans Ströfe in Mürzchen 
und 25 Abbild ingen im Texte. Zweite, unverinderte Auflage der Srundlehren der Hunbe 
zucht. Preis fein gehefter 6 MR., Hocdhelegant gebunden 8 BAR. 

UÜber einige WererbungserfGeinungen in ihrer Wedentung für Die Gebrauchs hundzucht. Bon 
DObertierarzt Dr. Ströfe. Preis geheftet 1 MR. 

Das Seele. Nritiſches aus dem Gebiete des Jagdweſens und ber Hundezudt. 
Bisher erfhienen 4 Bän)e Preis pro Band ungebunden 2 MA., Hochelegant gebunden 4 DAR. 

Gedrauchshauudzüchtung und Wierzußtlehre, ein Beitrag zur Böjung ber Gebranchs⸗ 
Bundfrage. Bon Lhiele. Preis geheftet 80 Pf. 


Ale Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. | 
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Der volländige Vorſleh- und Gedrauäshund. Seine Zühtung, Erziehung, Dreffur 
und Yührung für Haus und Zagd, in Yeld, Wald und Waffer auf bewährter 
Grundlage von $. Morz, Königl Oberförkter. Dritte Auflage. Breis fein gebunden 3 BAR. 40 Pf. 

Pie Pereins⸗Seitunz für die iagdlihen und Eynologiihen Bereine Deutfhlands , 
Dfterreih-Ungarns und der Schweiz. Bisher erfhienen 11 Binde. Preis pro Band 
ungebunden 8 ZUR., hodelegaut gebunden 4 ZAR. 

IKufirierte Aundekammbänme in Aächerform in hodeleganteiter Ausführung nach Zeichnungen 
von GC. v. Neth. Auf ber Rüdfeite Formulare für das Urfprungsattieit des Hundes. 
Blatt I für Jagdhunde. Blatt II für Burusgunde Preis pro GStüd bei feaufo 
Bufendung 15 Pf. PBarttiepreife: 10 Stück 1 ak. 80 Yl., 253 Stück 2 MR. 50 Yf. > 
5 Stũck 4 SUR. 50 Yf., 100 Stüd 8 Ma. franko. Blatt I und II auh gemiſcht 

Ginfage Aundeſtammbanm-Aormuſare in olioformat, fo eingeriihtet, daß die Schrift glatt 
untereinander einzutragen if. Brei pro Stück 15 Pf. franko. Bartiepretife: 10 Städ 
i M., 5 Stüd 8 uk. 40 Yf., 50 Stüd 4 MA., 100 Stück 7 MR. 50 Pf. franto. 

Se ein Stüd der hier genannten Hundeftimmbaum-fyormulare wird zur Brobe 
gegen Sinfendung von 30 Pl. in Briefmarken franto geliejert. 





hin Zahr als Aeldjäger Selm Armee-Dierkommande in Glchen. Nach Tazebuchnotizen ber 
Beutnauts Bogge, Wallmann und Graf Winpingerode, fowie nah eigenen Auf⸗ 
zeichnungen zuiammengeftellt und bearbeiter dur ». d. Berne, Beutnant Im Reitenden 
Belbjäger-Korps. Preis fein geheftet 1 IHR. 80 Pf. 

1866 Yr 1870/11. Erinnerungen eines alren Sarde: Zägerd. Bon Jrik Müke, 
Köuigl Förſter a. D. Preis elegant kartoniert 1 BE. 50 Pf. 

Jüger-Erleönife ans NArieg und Arteden. Geſammelt vom „BYerein Alter Garde-Jüger In 
Berlin“. Zum Beſten feinec Unterftügungstaffe berausgegeben vom Borftande bes 
Bereins. Preis fein fartoniert 8 AR. 50 Vf. gebunden 3 DAR. 

Pas Königslid Freußiſche Garde-JZägır-Bataillon, feine Geſchichte und fein Heim im 
Botsdam Mir 45 Abbildungen. Bon Sauitättrat Dr. mod. R. Welfe Preis fein 
Iartoniert 8 MER. 50 Pf., nebunden 4 MR. 

Pas Aöniglig Yreusifge Garde- Sägen - Bataillon und fein Helm. Bit einem Porträt 
Seiner Maiehär des Katfers Wilgdelm IL und 36 Abbilbdungen mach photo» 
granbiichen Aufnahmen. Bon Sanitätdrart Dr. mad. 3. Welle. Bweite Auflage. Preis fein 
Bartoniert 8 WER. 

Das Braudendurgiige JZäger-Bateillon, Feine Seſchichte und fein Helm. Mit einem Borträt 
bes Prinzen Friedrich Karl von Breußen und 38 Abbildungen nah vhotographiſch en 
Unfnahmen. Bon Santtätsrat Dr. med. J. Welle Breis fein kartoniert 3 AR. 

Das Kaunendurgiſche JZäger-Batsillon Mr. 9. Seine Geſchichte und feine Garniſonen. 
Bon Sanitätsrat De. med. R. Welle, Mit Abbildungen nad photographiihen Aufnahmen. 


Brets fein lartoniert 8 MR. 
3238 Gelehlamulungen für den Jäger und Jorſtmann. 

Pie Zagdgeſetze Preukens. Nah dem neueiten Stand ber Sejeggebung einſchließlich 
Des Wildfhongeleged vom 14 Juli 1906 ſowie der Rechtſprechung ausfüherlich 
bearbeitet von Syndikus Jofef Sauer. Dritte, vermehrte und vecbeiierte Huflage. Zweite 
Ausgabe mitdem Geſetze, betreffend die Berwaltung gemeinfhaftlidher Jagb- 
Beztrfe,vom4 Juli 19& im Anhange. Preis]jeſt geheftet 10 M., fein gebunden 11 MR. 

Zagdorduung vom 15. Zult 1907 nebſt Ausführungsanmweifung des preußiſchen 
Staatöminiteriumd vom 9. Zuli 197 und einer Giuleitung, betreffend die 
Srage, wann die neue Jagdordnung und wann bie alten Jagdgeſetze 
Anwendung erleiden, und einem ausführlichen Sachregiſter. Zweite Auflage. 
Brei! gehefter 80 Pf. 

Das preutiſche Bildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891 und die Beltimmungen ded neuen 
Bürgerlihden Geſeßbuches über Wildfhaden für Jagdpächter, Yorfimänner, 
Amtsvorftefer, Semeindevorfiefer und Juriſten. Zum vpraktiſchen Gebrauch 
erläutert von Syndikus Joſef Baner. Zweite, verbeſſerte Auflage. Preis kartoniert 2 MR. 

WildfGongefeg vom 14. Juli 1904. Für den praktiſchen Gebrauch ausführlich erläutert. Zweite, 
verbeiferte Auflage. Bon Yolef Bauer. Brei! geheitet 1 MR. 

Hefe, betreffend Die Verwaltung gemein/dartlider JZagddezirke, vom 4. Juli 1905 mit ber 
Ausführungsanweifung vom &. Auguſt 190 für den praktiſchen Gebrauch aus⸗ 
führeli erläutert von Syndikus Joſef Hauer. Preis gehefter 1 FAR. 

Sammlung Deutier Zagdgeſetze. Herausgegeben von doſef Sauer. Zweite, bis zum Jahre 1596 
ergänzte Ausgabe. Preis gehefter 8 BRA., bauerhaft kartoniert 8 ZUR. 50 Pf. 









Alle Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. 
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ISETIGGBDUMNYANDIUNG TUT ZANDWITTIHATE, DIWECTEeL, WATIEUNDE 

a. Aeumann, Forfte- und Sagdweien, Berlag vom Bausihap bes Biflens“, Arudamm. 

Das in Pentſchlaud geltende est, revierende Hunde und Aatzen zu löten. Bearbeitet unb 
mit zahlreichen außführliden Erläuterungen und Entfhbeibungenverfeben. 
Von Yofef Hauer. Dritte, verbefierte Uuflage. Preis gebunden 2 BAR. 

Pie Stellung der wilden Kaniuchen im Ginil- und Strafrecht. Bon Amtsrichter BergerBifie. 
Brei gebunden 3 MER. 

Der Zagdberetigte, der JZagbgaft und ber Jagdhüter in ihrer rechtlichen Stellung 
nach ben preußifhen Zagdgefjegen, dem Strafgefeg und ber Strafprozeß⸗ 
ordnung. Bon Zrik Mäüke, Königl. Yörfter a. D. Preis gebeftet 1 BuR. 

Per Yagdyadtuertrag. Entwurf nebſt Erläuterungen zum Ubichluß rined Privatiegb- und eines 
Gemeindejagd» Bachtvertrageß nebf den allgemeinen Bedingungen für bie Ber- 
vahıung fisfalifher Zagben. Bon Jofef Zune. Preis gehefter 1 AR. 





Betinmungen Über die Wordereiiung für den KAönigliden Forkiverwaltungssienft vom 
%. Rauısar 1008. Breis gebefter 40 Pf. 

Behimmungen üder Yorbıreitung und Anfieiung im KAönigligen Zorkfgugdienfie vom 
1. Oftober 1905. Breis nehefter 60 PT. 

Satzungen für die Königlich Freußiſchen Forfilehrlingstfagulen vom 23. Auguft 1006. Anlage: 
Hausordnung für biefe Schulen. Preis gebeitet 30 Yf. 

Borläritten für die Zageryrüſung (3 9 bis 11 der Beitimmungen über Vorbereitung und Au⸗ 
ſtelluug im Königlihen Forſiſchugzdienſt) vom 1. DOftober 1905 Preis geheitet 40 Pf. 

Ausfüßrungsteflimmungen der Inſpeltion der Jäger und Schützen vom 1. April 1006 gu ben 
Beiiimmungen über Borbereitung und Unftellung im Königliden Forſt⸗ 
ſchutzdienſt vom 1. Ottober 1906. Preis geheftet 80 Pf. 

Belkimmungen über das Werdalten in der Beferue für die Jäger ber Klaffe A vom 
1. April 19086. Preis gehefiet 30 Pf. 

Worfgriften über bie Ausbildung und Prüfung der Bewerber um Königlide 
Horfifaffen-Rendanten- Stellen. Bom 12 Bebruar 10904. Preis gehefter 20 Pf. 

Sel@äfts-Anweilfung für die Könıgiihen Yorllaifenrendanten vom 1. Zunt 19. | 
Preis gehefter 2 MAR. 50 YT. 

Bereinslaguugen, Schullatzungen und Prüfungserdbuung des Bereins für Privatforſt⸗ 
beamte Deutſchlands, eingerragener Berein zu Neudbamm. “Preis geheftet 30 Pf. 
Geſetz, Betreffeud deu Dorfidichfladfl, vom 15. April 1578. Zweite Auflage. Wit Erläuterungen 

von Friedrich Mücke, Köntgl. Förſter a. D. Preis gebunden 3 MR. 40 PT. 

Gefeg, betreffend die Penfionierung der unmittelbaren Staatsbeamien, fowie der Lehrer 
und Beamten an ben höheren Unterrihtsanftalten mit Ausſchluß der 
Universitäten, vom 7. März 18672 unter Berüdfichtigung ber Abänderungen in bem 
@efegen vom: 81. Wärz 1882, 30. April 1894, 20. März 1890, 3. Upril 1896, 81. März 1906, 
27. Mai 1907. Preis gehefitet 50 Yfſ. 

Haudbuch Tür den Preußtigen Förfter, enthaltend fämilidhe, bie Betriebs und Schug- 
beamten des Staatd-, Kommunal. und PBrivar-Yorftdienfies angebenden 
Befege, Berordnungen ufw. Bufammengeftellt und mit Erläuterungen verfehen von 
Bicheard Fadike, Köninl. Forſtlaſſenrendanten zu Suhl Vierte, gänzlich neubearbeitete und 
erweiterte Auflage. Preis feſt in Halbleinen gebunden 10 MAR. 

Der Preußiſche Fork- und Sagdidugbeamie Der Yorfl- und Zagbihugpbeamte alt 
Forſt- und Nagdpoligeibeamter und als Silfsbeamter der Stantkanwalt- 
ſchaft — Tas Geſetz über Waffengebraud der Forſt- und Jagdbeamten vom 
BL Mär, 1887. — Die gefeglihden Behimmungen über die Beftrafung der 
Sagdvergeben und über die Widerfeglihleit beit Korft- und Jagbvergehen. 
Bierte Auflage Wir Erläuterungen bearbeitet von Zriedrid Müde, König. Yörkter a. D. 
"reis gebunden 3 MR. 

Was Bieten Aranken-, Zuvaliden- und Zinfaliveriderung und Uinfallfürforge den preußtifden 
Staats-, Gemeinde- und Privatforfideamtient Bon Zihard Zadtke, Königl. Forſttaſſen⸗ 
rendant. Preis lartoniert 1 AR. 80 NT. 

Das Recht der Forfileamien zum Waffengebrauch in Deutfhland. Bine Darftellung bes 
in fämtliben deutfhen Bundeshaaten geltenben Waffenrechts der York. 
beamten mit befonderer Berüdfihtigung des Preußifhen Rechts. Ben 
Dr. jur. Grid Zeihmuth. Preis gebefter 1 MR. 50 Pf. 

Aaundbuch für deu Elſaß Aothringiſchen Dörfer, enthaltend eine Zufammenfellung 
und Erläuterung aller wichtigen Geſetze, Berordnungen, Borfhriften für 
ben Korfifaugbeamten in den Staatd« und ungeteilten Waldbungen umb in 
ben Bemeinde- und UnfaltsSwaldbungen. Herausgegeben von Dr. Auguf Babl, 
Kaiferl. Regierungs⸗ und Forſirat zu Meg. Preis dauerhaft gebunden 8 BAR. 40 Pf. 
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Alle Buchhandlungen nehmen Beſtellungen entgegen. 








FSorkverforgungstifie für Breußen, bie Königl. Hoflammer der KönigL Familien— 
güter und Gıfaß-Bothringen nah dem Stande vom 1. Jaunar 1908. Euthält: 
Winifteriat-Berfügung vom 2%. Januar 19807 wegen Schließung einiger prenußiſcher Bezirke; 
Abgange-Rahweifung für die Zeit vom 1. Januar Bid 31. Dezember 1907; Tabellariſche 
BZufammenijtellung bes Bebensalters ſämtlicher Königlich Breußifhen Revierförfter und Föriter 
mit Revier nah dem Stande vom 1. Janırar 1908; Dieuftalterslifte der Königlih Preußiſchen 
Höriier ohne Revier nad dem Stande vom 1. Janıar 1908; Alterstiite ber forſtverſorgungs⸗ 
beredhtigten Anwärter Preußens in der für die Ernennung zu Förſtern ohne Revier maß- 
gebenden Neihenfolge nah dem Stande vom 1. Januar 1908; Nachweiſung der notierten 
foritverforgungsberedtigten Anwärter; Nachweiſung der notierten Rejervejäger. Herausgegeben 
nad amtlichen Quellen von der Redaktion der Yeutfchen Sorſt-Zeitung. Preis geheftet 2 ZUR. 

Mltgliederlifte des Bereins Königl. Freutiſcher Forfideamten nad dem Stande vom 15. Sep⸗ 
tember 1907. Mit ben Sagıungen des Bereins. Wufgeitellt von ber Gelhäftsftelle der 
Beutfhem Forſt⸗Zeitung. Preis gebeftet 1 ZUR. 

Mitglicderlilie des Bereins für Privatforſtbeamte Peutfdlands nah bem Stande vom 
1. Sanuar 1908. Mit Bereindfagungen Schulfagungen und Prüfungsordnung. Aufgeſtellt 
von ber Gefhäftsftelle der Jeutſchen Zorfl-Jeitung. Preis geheftet 8O Pf. 


Iwitſgatuge Werke PTR 


Die Eutwidelung des Aorſteinrihtangsweſens in ben Vebroberförftereien Eberswalde 
und Bieſenthal ber Röntglihen Forſtakademie Ebersmwalbe fettdem Jahre 
1755 5i8 zur Gegenwart Bon Forſtaſſeſſor Dr. Bergmann, Eberdmalde. Preis geheftet 
1 uk. 50 Pf. 

Üser die Sebensjäßigkeit des Fidten- Morkenkäfers (B. typographus). Bon Dr. Fogho, 
Kgl. prinzl. Oberförfter. Preis gebeftet 50 Pf. 

Aunterſuchungen über die natürliden und Rünfkliden Berbreitungsgebiete einiger forſtlich und 
pꝓffanzengeographiſch wichtigen Kelzarten in Mord- und Mitteſdentſchland. Erſter Teil: 
Die KHortzontsluerbreitung der Kiefer (Pinus silvestris L) Wir einer arte in litho⸗ 
graphifchen Farbendruck und mehreren Tabellen. Auf Grund amtlihen Grhebungsmateriale, 
fowie ergänzender ſtatiſtiſcher und forſtgeſchichtlicher Studien bearbeitet von Dr. gifred 
Bengler, Yorftafiefior. Preis geheftet AR., gebunden 5 ZUR. 50 Yf. 

Wie findet man Parsfitien in den Maupen des Kiefernſpinners Lasiocampa pini? Bon Brof. 
Dr. 8. Edfleln,. Dritte Auflage. Preis geheftet 10 Pf. 

Die Waſde, Keide- und Moorbrände. Ubwehr, Entfteben und Böfhen. Bon 8. Gerding, 
Königl preuß. Yorftmeifter. Zweite Auflage. Preis geheitet 80 Yf. 

Die Kiefer, ihre Erziehung, Beihükung und Berwertumng, auß ber Prariß der Revier⸗ 
verwaltung betradtet von Bodberſen, Königl. preuß. Forſtmeiſter. Preis hochelegant ge- 
Bunden 6 MR. 

Der Waldwegebau im bebirge. Bon Hartmann, Kgl. Yörfter in Melſungen. Preis gehefter 50 Pf. 

Hoer Düngung im forfifiden BSetriede. Bon Dr. Marimilten Helbig, Aſſiſtenten für Boben- 
tunde an ber Techniſchen Hochſchule zu Karlsruhe. Preis gebunden 3 MR. 

Tabeken zum Beſtimmen der widtigiten Holzgewächſe des deutfhen Walbes 
und von einigen außländifden angebauten Gehölzen nad Blättern und 
Knofpen, Holz und Sämereien von E. Herrmann, Königl. Oberförfter. Preis gebeftet 
3 un. 410 Yf. 

Die Dürre des Sommers 1904 im dentſchen Walde. Bon Königl Oberföriter Junak in Ebſtorf. 
Breis geheftet 1 BAR. 

Aus Wald und Well. Wanderungen unb Studien eineß Yoriitmannes. Aus bem 
Raufafuß. Bon W. Zehler, Königl. Oberföriter. Preid geheftet 1 MR. 50 Jr. 

Die Aufforkung von 6d· und Alerländereien unter Berüdfihtigung der dem Qandwirt 
sur Berfügung ſtehenden HilfämittelL Bon 3. Beitmeier, Königl. Oberförfter. 
Preis geheftet 80 Pf. 

Ökonomih des Purchforſtungsbetriedes. National-dtonomtifhe Studie eines Forſt⸗ 
mannes. Bon ſarl Safdke, Doktor der Staatswiflenfhaften. Preis geheftet 2 BER. 

Beſchichtliche Eutwihelung des Durdforfiungsbetriedes in Wiffenfhaft und Braris Bis 
zur Gründung ber Deutfhen foritliden Berfuhsanftalten. Bon Garl Faſchke, 
Doktor der Staatswifſenſchaften. Preis geheftet 6 BAR. 

Die Betrießsregulterung in den preußifgen Staatsſorſten nebit einigen ausrein praktiſchen 
RKückſichten fi ergebenden VBorfhlägen zu ihrer Weiterentwidelung und 
einem Anhang Über einfahe Nuyganwendungen aus der foritliden Zuwachs⸗ 
kunde. Kur; aufammengeftellt von Midaelis, Forſtmeiſter und Lehrer an der Forſtakademie 
Münden. Preis gebeftet 5 MR., gebunden 6 ZUR. 
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Gute Bcfiandespflege mit Starkhefzzudt, eine ber wihtignen Aufgaben unjerer Zeit, 
Ein Kahmwort zu der 1608 erſchienenen „Herriebsregulierung in ben Preußiſchen 
Staaısforften*. Non Mideelis, Forſtmeiſter und Lehrer an der Horfialademie Viünden. 
Preis geheftet 1 MR. 

Wie Sringt Purdforficn die größere Stärke und Wertzunahme des Solzes! Nebft ber Bram- 
walder Anleitung zum Auszeichnen der Durhforfiung im Herrſchenden. Bon 

Mideelis, Forſ meiner und Lehrer der Forſtakademie Münden. Preis gehefter 25 Vſ. 


Valdhege und Waldpfiige. Neperitorium für das Zäger⸗ und KHörfierezamen und 
Hilfsbud für Privamwaldbejitger, GutSverwalter, Gemeinbebeamte. Bon 
drig Mücke, Königl. Preuß. Förſier a. D. Zweite Ausgabe. Preis gebefter 2 AR. 50 Yf., 
gebunden 3 MA. 

Aampfaaten, ihre Gefahren und deren Vorbeugung, insbefondere für bie Kiefer. Bon 
Königl. Förner Müller, Snewau, Bez Tanzig. Preis gebeftet 10 JR 


Keudammer Sörfterlehrbuh. Ein Leitfaden für Unterriht und Praris, fowie ein 
Haudbud für den Privarwaldbefiger. Bearbeitet von Profeflor Dr. 9. Jhmeryad, 
Brofefior Or. 8. EAflein, Regierungs- und Forſtrat F. Herrmann und O:berförfier Dr. 2. Zerg- 
mann. Dritte, vermehrte und verbefierte Auflage, 8. bis 12. Zaujend. Mit 20 Abbildungen 
im Zerte, ſechs farbigen, 117 Einzeldarfielungen enthaltenden Snfeltentafeln fowte einem 


Repettiorium in Frage und Antwort als Anlage Preis in Lemen gebunden 10 MB. 


Forfilige Pummßelten. Eine Bußpredigt für unfere Grünröde Bon ferl Ebuerb Bey, 
Raiferl Oberforfimeifter gu Meg. Preis fein geheſtet 4 MA., hochelegant gebunden 5 A. 


Jorflige Yundigan. Johresüberſicht über die gefamte forflide Literatur 
Teutihlands, Sflerreibs und ber Schweiz, begründet non Dr. Bertog, Königlider 
& berförfier a. D. und forfiliher Reirat der Landiwirtihaftelammer für die Provinz Branben- 
burg, jegt herausgegeben im Berein mit mehreren Fachgenoſſen vom Königl. Regierungs- 
und Korfirar Zerrmann, Danzig. Bisher erſchienen 6 Bände. Preis pro Banb geheftet 
2 MA. 50 1, je 2 Bände (1/2, Bid, 5j6, 78) in einen Band gebunden 7 MA. 

Pie Betriebs. und Eriragstegefung im KHod- und Micderwalde. Kin gemeinverſtändlicher 
Abriß für Betriebb⸗ und SEhugbeamte, Bermwalter kleiner Forſtrevytere und 
Waldbefiger Bon F. Schilling, Abnigl. Oberſörſter. Tritte, verbefierte Auflage. Mit 
85 Ubbtldungen im Terte und einer Karte. Preis gebunden 4 MAR. 

Sur BBeleifung der Privatſorſten dur die Freufiſchen Kaudſchaften. Bon Sıanaale, Königl 
Oberförfter. Preis gehefter 1 AR. 60 Yr. 

Aurge Regeln zur Erziehung, Pflege und BewirtfGaftung von Privatwaldungen für Rand: 
wirte, mit befonderer Berüdfihtigung der bäuerlihen RKleinwalbbeftger. 
Bon m. Schoepf, Rönigi. Bayer. Forſtwart. Preis gehefter 1 MAR. 

Geſchichte des ſorſtlichen Berſuchsweſens in Preußen. Bon Profefior Dr. Schwappach, Eberſswalde. 
Preis geheftet 1 MR. 

Auterſuchungen der die Zuwachsfeiſtungen von Fichenhochwaſdbeſtänden in Preußen, unter 
bejonderer Berüdfihtrigung des Einfluſſes verfhiedener wirtjhaftlider 
Behanblungsweifen Mitieilungen aus bem forfiliden Berfubsweien 
Preußens. Bon Projefior Dr. Ichwappach, Eberswalde. Preis gebeftet 4 Ma. gebumben 
4 MR. 50 Pf. 

YUinterfuguugen über Buwachs und Form der Schwarzerſe. Mitteilungen aus dem forf. 
lien Berſuchſsweſen Preußens. Bon Profefior Dr. Schwappach, Eberswalde. Preis 
gebefiet 1 MR. 

MUuteriußungen Aber Buwads und Form der 5chwarzerſe — Wachsſstum und Erirag normaler 
Sichtenbeſlände in Freußen unter befonderer Berückſichtigung bes Cinfluſſes 
verſchiedener wirtfhaftlihder Behanbliungsweifen. Mittei ungen auß dem 
forftlihden Berfudsmwefen Preußens Bon Brofefior Dr. Shwapyad, EBberswalbe. 
Preis geheftet 3 AR., gebunden 3 MA. 50 PT. 

Die Baldrente und ihre nauhaltige Erhöhung. Bon Gufan Wagener, Forſtrat in Ben. Preis 
gebeftet 10 MA., fein gebunden 1% AR. 

Natſchläge für den Aubau von Sand- und Hadelholyg unter Berüdfidtigung ber Boben- 
verhältntife Zum Gebrauch für Groß» und Kleingrunbbefig verfaßt vom 
Gräfl. Revierförfter Wegener -Schlagenthin. Preis gehefter 1 RR. 

Die wigtighien Forfiinfehten. Von 3. Will, Lehrer an der Königl. Forſtſchule zu Steinbuſch 
Dir 1185 Abbiidungen im Terte und einer Tabelle. Preis gebunden 8 RR. 50 Yf. 

Wörtertug, Zorfiliges. Ein Wörter: und Auskunftsbuch für Betriebs: und 
Schugbeamte,} Berwalter Tleiner Yorftreviere und Walbbeftiger. Heraus 
gegeben von ber Redaktion der Jentſchen ForſtJeitung. Mit vielen in ben Tert gedrudten 
Abbildungen Preis fein gebefiet 5 MMR., dauerhaft gebunden 6 RR. 
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Anleitung sur Bud- und Mehnungstäßrung für Privatforfireviere. Bon 3. Jöhm, Königl Cher- 
förfler. Preis Tartonier: 2 RR. 50 Vf. Je ein Stüd der 82 zur Böohmſchen Buchführung 
gehörigen Kormulare (Titel- und Einlagebogen) wird zum Preife von 8 DIE. frantlo geliefert. 
Ausführliches Verzeichnis der Formulare umfonft und poftfret. 

Anleitung gu einer einfaden Budfübrung für Privat: und Gemeindewaldungen 
mistıleren bis Tleinen Umfanges, mit einem Abriß ber Buhführung ber 
preußifhden Staat8forfiverwaltung, zum Gebrauh für Waldbefiger, ausi bende 
Borfimänner, Gutsverwalter. Rechnungsführer und Beflifjene ber Land⸗ und Forſtwirtſchaft, 
bearbeitet von 3. Franz, Königlicher TCherförfter zu Haus Emwig i. W. Preis dauerhaft 
fartoniert 3 MR. Se ein Sıüd der 20 zur Franzſchen Budhjührung gehörigen Yormulare 
(Zitele und Einlagebogen) wird zum Preife von 2 DE. franfo geliefert. Ausführliche Ber» 
zeichnifie der Formulare umfonft und poftfrei. 

Außer den Hormularen zur Böhmihen und Franzſchen Buchſührung iſt nch eine 
große Zahl fonfi überall eingeführter forfilliber Buhführungsformulare 
vorbanden, fo daß in Summa 90 Formulare vorrätig find. Se ein Eremplar aller dieler 
Formulare, dabei auch die der Böhm'dien und Franzſchen Buchführung, wird in lofen Bogen 
für 9 Ma., in feſten Band gebunden für 1% BER. franto geliefert, an Yorfinerwaliungen auch 
zur Auficht. Ausführlide Berzeihniffe der vorhandenen Formulare umfonft und poftfrei. 

Dienklige Shreiden des Jörflers. Eine Anleitung in Regelnund ausgeführten Bei 
fpielen zur Erlernung bes Geſchäftsſtils für Yorftlebrlinge, die gelernten 
Jäger bei den Baraillonen und angehende Horftfelresäre Mit Berüd- 
figtigung der Minifterial-Erlaffe vom X. Wiat und 19. Juni 1606 bearbeitet und 
herausgegeben von Ptto Prothe, Erftem Lehrer an ber Königl. Forſtſchule zu Groß⸗ESchönebeck. 
Zweite, vermehrte und verbefierte Auflage. Preis Tartoniert 1 ZAR. 

LKefedöud für Forfilekrlingsihutcen, aulammengefielli und herausgegeben von @tle Wroike, Lehrer 
an der König. Forftlehriingsihule zu Groß⸗Schönebeck. 886 Selten Tert. Preis in Halb» 
leinen 2 AR. Geſchenkauſsgabe in Leinen 2 AR. 50 Pf. 

Die preugifhen Forfkkarten. Zujiammenfiellung der für die preußifhe Staatsforft- 
verwaltung geltenden Beftimmungen über Unfertigung, Uufbewahrung 
und Berjendung, fowte Fortführung der Forſtkarten. Mit zebn farbigen, litho⸗ 
graphiſchen Toppeltafeln und einem Anhang Über die Tarfiellung ber Nivellemente⸗ 
profile und die Führung ber Handriffe zu ben Bermeffungsmanualen. Bon 
J. Herrmann, Königl. Oberförfter. Preis fein gebunden 6 MR. 

Die Pienfilaudwirtfdaft der preußifgen Htaats-Forfideamien. Bon 3. Schler, Königl. Forſt⸗ 
meifter. Preis geheftet 50 Pf. 

Ausbildung und Prüfung von” Privatforfidcamten in Deutſchlaud nebſt Erörterungen 
über Unftellung, Befolbung, Stellenwedfel und -»vermittelung Ein Weg» 
wetfer bei bier Berufswahl, 'ein Ratgeber während ber Au£bilbung. Bon 
Mer Finke, Herzoglich Arenbergiſcher Oberförſter. Preis gebunden 2 ZUR. 40 FL. 

Hald und Wild in der Bidel. Bon Irig Müde, Königl. Hörfier a. D. Preis geheftet 2 MR., 
fein gebunden 8 AR. 60 Pf. 

Kilfstafeln zur Berrduung des Tarwertes von Sangnughälzgern in Berbindbung mit ben 
Angaben von 709%, der Taye für fehlerhafte Hölzer. LBufammengefielt von 
9. Bauioks, Königl. Korfifefretär. Preis elegant lartoniert 1 ZUR. 50 Pf. 

Deutf-engfiiges und englifd-deutfdes Forfliwörterdug — Dictionary of German and English 
forest terms. Von Karl Philipp, Oberförſter. Preis in einen Band gebunden 3 MR. 50 Pf. 

PJormulare für forlide Yermefungsütungen. Bulammengıflellt von Dr. Schubert, Profeſſor an 
ber Forſtakademie zu Eberewalde. Zweite Auflage. Preis geheftet 80 PT. 

Birt ſafisbuch für Pramte auf dem Sande unter befonderer Berüdfihtigung de? 
Berhältnifiederfkorfibeamten. Ton $. Simon, Königl Förſter. Preis Yartonier: 2 MR. 

Hderforfimeifier Wilhelm Seife in Sann.-Münden. Diiı vielen Abbildungen. Preis gceheftet 60 Yf. 

Stadt und Akademie Tharandt. Bon Wandernogel. Mit vielen Abbildungen. Preis geheften 50 PT. 


24 7 Ornithologifhe Werke. Eu | 


Einige orte der Wahrheit über den Bogeſſchutz. Allgemeine und fpezielle Erörterungen 
von zum Teil neuen Gefihtspunftten. Bon Graf Zartert. Preis gebefter 1 AR. 
Ornitbologifdes Yademchum. Taſchenkalender und Notizbud für ornitbologifde 
&rlurfionen von P, Dr. Zr. Findner. Zweite, vermehrte und verbeflerte Ausgabe. Preis 
elegant lartoniert 8 MAR. 

Die Höhe des Yogelguges und feine Richtung zum Winde auf Grund aeronautifder 
Beobahtungen. Zwei Vorträge von Friedrich von Lucanns. Preis geheftet 1 MAR. 
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Pie Aeunzeichen der YBögel Pentſchlands. Schlüfjel zum Beſtimmen, dbeutfge umb 
wiffenfhaftlide Benennungen, geographiſche Berbreitung, Brut- unb Bug» 
seiten ber deutſchen Bögel. Bon Prof. Dr. Sat. Keidenew, Kuſtos der Ornithologtſchen 
Abteilung des Königl Zoologiſchen Mufeums in Berlin. Mit vielen Abbildungen. Preis 
gebefter 8 MR., fein gebuuben 4 MAR. 

Die Yögel Afrikas von Huten Zeihenoew. Drei ſtarke Bände in Quartformat mit einem 
Illuſtrationsatlas, enthaltend 80 Tafeln mit Abbildungen von 85 Bogelarten, brei geogra- 

phiſchen Karten und den bazu gehörigen Terten. Preis des Gejamtwertes geheftet 380 BUR-., 

in feinen Halbfranzband gebunden 350 MR. 


5 Empfehlenswerte Werke über Siſdereee.. 


Aurze Anleitung zur Siſchzucht in Teichen. Bon Mar von dem FJorne⸗Fernenchen. Bierte, ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage mit 33 Abbildungen im Zerte und einer genauen Uber- 
fiht der Berneudgener TZeihanlagen. Nach bem Tobe bei Berfafierß herausgegeben |: 
von Haus non debſchit. Preis gebunden 2 BMA. | 

Per amerikaunifge Galico-Barf (Hilder-Baril) ın Europa. Bon Mer vou dem BornBerueuden. | 
Zweite Auflage herausgegeben von Sans non Bebihig. Mit Abbildung. Preis gehefter 50 VI. 

Der amerilanifde Aundsſtſch (Doglich) In Deutshland. Bon Mar non dem Forne⸗Fernenchen. 
Mit Abbildung. Preis geheftet 30 PT. | 






Seas amerikanifge Salmoniden in Europa. Bon Mar non dem Bernn-Bernenden. Mit 2 UE- 
Bildungen. Preis gehefter 75 PT. 

Der Schwarzbarſch und der KoreKenbarf (Black Bass), zwei amerikaniſche Fiſche in 
Deutihlaud. Bon Mar non dem Borne-Bernenden,. Zweite Kuflage Mit 6 Abbildungen. 
Preis gehefter 1 AR. 

Die amerilauifgen Sonnenſiſche (Bunlish), Calieobarſch, Steinbarſch, Sonnenufifd, | 
Mondfiſch, in Deutfhland. Bon Mar von dem Forue⸗Fernenchen. Mit 4 Abbildungen. 
Preis gebefter 40 Yf. 

Der amerikanifge Steinbarſch (Bock Bass) in Deuticland. Bon Mar von dem Bornegernenches. 
Mit Ubbildung. Preis geheftet 30 Pf. 

Der amerikauifge Bwergwels (Small Cat-Finh) und der Aekenwels (Spetted Cat-Fish) is 
Deutf@land. Bon War von dem Zorne-Bernenden. Mit Abbildung. Preis gehbefter 30 I. | 

Das Wafer für Aiſcherei und Aiſchzuat. Bon Mar von dem Forne⸗Ferneuchen. Diit 4 in den |, 
Tert gebrudten Holaſchnitten. Preis geheftet 1 WAR. j 

Das Zahr des Feichwirtes und Aiſchzühters. Ein Wegweifer für den Arbeitsgang bei 
ber Bewirtfhaftung ablaßbarer Gewäſſer. Bufammengeftellt nad den Monaten 
des Jahres. Bou Jens von Jebſchitz, Fiſchereidirektor. Preis Tartoniert 1 Ma. 20 Pf. 

Die Rünftlide But der Horelle. Bon Fiſchermeiſter Bruns Bießner. Zweite, fehr vermehrte und 
verbefferte Auflage. Mit 103 Ubbildungen. Breiß fein geheftet 4 ZAR., fein gebunden & MR. | 

Die Reſetzung des Saaler Foddens und der Uinterwarnow mit Aarpfen. Bericht im Auftrage 
bes Dtedienburgiihen Fiſcherei⸗Vereins eritattet von Regierungsrat Dr. V. Bröfger Schwerin. | 
Preis geheftet 60 Pf. 

Der Arıls, feine Pflege und fein Fang. Bon Regierungsrat Dr. W. Beölder-Schwerin i. M. | 
Zweite, umgearbeitete Auflage. Weit 15 Abbildungen. Preis gebunden 3 ER. 40 Yf- 

Die Aarpfenzucht. Anleitung zum praktiſchen Betriebe unter Berüudjihstigung ber 
neueften wifienfhaftligen Erfahrungen. Unter Mitwirlung bewährter Kräfte ber 
Theorie und Praris zufammengeitellt und herausgegeben von Sarl Iuauthe, Aififtent am 
Tierphyfiologiſchen Juſtitut der Königlihen Landwirtſchaftlichen Oochſchule zu Berlin. Mit | 
68 Ubbilbungen. Preis fein gehefiet 7 BRR., fein gebunden B BAR. 

Das Süpwafler, chemiſche, biologiſche und bakteriologifhe Unterfugungs:- | 
methoden, unter befondberer Berüdiihtigung ber Biologie und der fifſcherei⸗ 
wirtſchaftlichen Praris. Bon Farl Auautge. Mit 194 Abbildungen im Xerte. Preis 
fein geheftet 18 MER., fein gebunden 20 MR. | 

Die Raſtarde Der deutſchen Rarpfenäßnligen Aiſche. Bon. Feonharbt. Breis gebunden LIAR.6O Vſ. 

Der Karpfen. Seihihte, Naturgeſchichte und wirtfhaftlihe Bedeutung unferes | 
wichtigſten Zuchtfiſches von F. Leonhardt. Preis gebunden 8 ME. 

Der Sads. Berfuh einer Biologie unferes wertvolliten Salmoniden. Bon. Sesnfarbt. Preis 
gebunden 1 MA. 60 Yſg. | 

Außer für einen Zifherei-Past-Wertrag, entworfen von bem Borftaude des „Bilderet- 
Bereins für die Provinz Bofen* Breis geheftet 25 Yf. ( 

Aus der Yraxis der BSinnenfee- und Alupfilgerei. Drei Borträge, gehalten auf dem Berliner 
Fiſchereikurſus 1907. Bon Hermann 5truck, Fruſt Mahukopf und Wilhelm Begel. Preis 
geheftet 1 AR. 60 Yf. 

Pie Brutfgädlinge der Fifde und die Mittel gu Ihrer Bernichtung. Bon Dr. Emil Wetter. h 
Mir 16 Abbildungen im Terre. Preis kartoniert 1 AR. N 
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Ge SWEET orte und Jagdweſen, Berlag vom „Hausſchag de Wiſſense, öAA 


Die Siſcherei als Nebenbetried des Kandwirtes und Forfimannes. Ausführliche Anweiſung 
zum Fiſchereibetrieb in kleineren und größeren, ſtehenden und fließenden 
Gewäffern jeder Art, vornehmlich in Seen, Bächen, Karpfen-und Forellen⸗ 
teichen. Bon Dr. (mil Walter. Mit 816 Abbildungen. Preis fein geheftet 14 MA., hoch⸗ 
elegant gebunden 16 MR. 

Die Karpſennutzung in Alecinen Felgen. Kurze Anleitung zur Ausnügung kleiner 
Dorf Haus. Held» und Waldteihe durch regelmäßtge Befegung mit ſchnell⸗ 
wädfigen Karpfen. Zweite, vermehrte nnd verheflerte Auflage von „Die Bewirt⸗ 
(Haftung und Ausnügung ber kleinen Dorf nnd Hausteiche durch Beſetzung 
mit ſchnellwächſigen Karpfen". Berfaßt im Auftrage bed Sonderqußichufies für 
Teihwirtfhaft bes Deutſchen Fiſcherei⸗Vereins von Dr.'gmil Walter. Diit 80 Möbtldungen. 
Preis gebunden 1 MR..60 Yſ. In Partien billiger. 

Die Aleinteigwirtfgaft. Rurze Unweifung zur Aufzucht von Karpfen, Yorellen, 
Shleten, Raraufden, Raubfiihen und Krebſen in kleinen TZeihen, TZümpeln, 
Seen und anderen Wafjferaufammlungen. Herausgegeben im Wuftrage bes 
Fiſcherei⸗Vereins für die Provinz Brandenburg“ von Dr, Emil Walter. Mit 24 Abbildungen 
im Terte Preis gebunden i AR. 20 Pf. 

Die Schleienzuegt. Anleitung zur Zucht und Bflege der Shleiein Teihen, TZümpeln 
und Seen. Unter Viitwirkung hervorragender Schleienzüchter. Herausgegeben von 
Dr. Emil Walter. Mit 18 Abbildungen im Texte. Preis gebunden 2 MR. 

Sur Körderung der Kleinteichwirtſchaſt. Bericht über die im Jahre 10908 burch den 
„Medlenburgifhen Bifherei-Berein" veranftaltete Befegung von 119 Klein» 
teihen mit fhnellwüdhfigen zweifünmertigen Karpfen. Im Wuftrage bed 
„Medienburgifhen Fiſcherei⸗Vereinse erfiattet von Dr. Emil Walter, Saalfeld a. Saale Mit 
einer Einleitung vom Bereinsvorfigenden. Breiß geheftet 1 PAR. 20 Yf. In Partien Billiger. 

Hilqverfaud-Aörefen zum Berihiden von lebenden GSpeifefiiden, Sasfifden, 
Fiſchbrut :c in Zweifarbendrud nah amtliher Vorſchrift. Preis 100 Stück 1 MR. 30 Yf., 

200 Stüd 2 ak. 30 Yf., 500 Stud 4 MR. 50 Yf., 1000 Stüd 8 JR. 


VER Tierzudt und Fierhaftunug. 


Selöfiunterrit in der Pferdehenntinis. Bearbeiter von 3. Srand, Dber-Robarzt a. D. Bierte, 
vermehrte und verdefferte Auflage. Mit 70 in ben Tert gedrudten Holzſchnitten. Preis 
gebunden 3 MI. 

Beitwinke für Befhäftigte Leute. Bom Grafen von Jomminges. Mit 680 Handzeichnungen von 
E Thölem. Wutorifierte Überfegung von Dr. Baul Wolbbed-Demmin Preis fein 
tartontert 8 MA. 

Praktifde Biegenzudt. Ein Handbuch zum Gchraud für Hiegenhalter und Ziegen» 
züchter. Bon Dr. 3. Seine, Hannover. Mit 40 Ubbildungen im Terte. Preis gebunden 3 SUR. 

Das Aranle Schwein. Win gemeinverfiänditder Rargeber zur Erteunung De- 
bandlung und Berbütung der Shweinelrantheiten, fowie zur Beurteilung 
bes Fleiſches Franler Schweine Bon Tierarzt Dr. 9. Filfreich. Zweite, ver- 
Defense Auflage. Mit einer Tafel in Yarbendrud und 25 Abbildungen. Breit gebunden 
1 ms. 60 Pr. 

Die Gefügelimgt. Unleitung, burg rationelle Wahl die beimifhe Geflügel— 
Baltung und ihre Erträge zu beben. Bon Dr. Super. Dritte, vermehrte und 
derbefierte Auflage. 7. bis 10. Tauſend. Herausgegeben von Gattwalt Auhle Mit einem 
Bilde von Dr. Huperz und 78 Abbildungen, darunter 56 ganzfeitige Darftellungen von 
Naffegeflügel nah Driginalzeihinungen von G. Fiebler. Preis fein geheftet 3 AR. 
50 Yf., hodhelegant gebunden 5 MA. 

Schweinezucht in mittleren und Rieinen Wirtſchaften. Ein gemeiuverftänblider Rat» 
geber, die Schweinezucht zu beben und den anftedenden Krankheiten mit 
Erfolg vorzubeugen. Bon Ludwig Lemfe, Landwirtihaftsichrer und praftifcher 
Landwirt in Lieberofe. Preis feft gebeftert 1 MA. In Barıten billiger. 

Yraktifge Mindviehjugt. Von Dr. J. Börner. Nebſt emem Unbange: Der Rinbpiehftaul, 
feine Anlage und Einrihtung. Bon Profefior Shubert-Gaflel. Mit 185 in den 
Tert gedrudten Abbildungen. Preis fein gebefter 12 MR., bodelegant gebunden 14 AR. 

Das 5qhweizer Ilehvich. Bon Dr. €. Börner. Zweite, wohlfelle Auflage mit 12 Abbildungen 
und einer Borrede von Profeſſor Yefer. Preis gebeftet 3 ER. 60 Wf., gebunden 4 BAR. 

Yraktifhe Schweinezucht. Bon Dr. J. Börner. Mit 77 in den Tert gedrudten Abbildungen. 
Breid gebunden 5 SUR. 

Schlachtvieh⸗ und Aleiſchäunde für Landwirte von Dr. J. RörnerrKauensburg. Mit 68 in ben 
Tert gebrudten Abbildungen. Preis fein geheftet 5 Ma., fein gebunden 6 ME. 

Das fGwarsöunte Miederungsvied an ber Nordbfeelüfte zwiſchen Wefer und Rhein. 

Bandwirsfhaftlide Reiſebilder. Bon Dr. Jadelt. Mit B Tafeln und 14 Abbildungen. 

Preis gehefter 3 MR., fein gebunden 4 AR. 


















Alle Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. 
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Vferde, Vſerdezucht und Sport in Ift Indien. Zweite Ausgabe Mit 8 Bollbilbern und vielen 
Tert⸗Iſluſtrationen nad Driginalzeichnungen des Berfafiert. Bon J. 9. Jeterſen. Vreis 
hochelegant gebeftet 6 MR. 

Vationeſſe Gefügelsngt als gute Sinnabmequelle für bie Körfiersfrau Bon Freiherr 
Spiegel von und zu Pehelsheim, Regierungs⸗ und Yorfirat in Danzig. Zwelte Auflage 
Preis geheftet 1 MR. In Partien billiger. 

Kurze Aulciiung zum Betriebe der Mindviehzugt. Bon Voigt, Tiergudgtinfpeltor für die Neumark 
bei der Landwirtfbaftstfanmer für bie Provinz Brandenburg. Preis geheftet 50 Pf. 

Wagenfelds Jierarzneiduch und Gefundheltspflege der CaudwirtfYafiligen Kaustiere. Reunzehute, 
verbefierte Auflage von 8. Jreufe. Mit 174 Tert⸗ Abbildungen. Preis fein gebunden 6 JRR. 

Mentadele Shweinchaltung des Landwirtes. Bon Dr. Well, Direktor der Landwirtſchaftlichen 
un zu — Bez. Frankfurt, Ober. Preis geheftet 50 Vartien —— 


RL RAR NIE 


Kurze Aufcitung jur — Anlage und Yflege der Dauerweiden. Bon Bro 1. 3. Seiler, 
Preis geheftet 50 Pf. 

Auldtung zum swedmäßigen Gebrande der Kandelsbüngemittel. Bon Yhesder Zousmenn, 
Generaljefretär. Bierte Auflage. Mit 29 Abbildingen. Preis gebeftet 2 ak. So V. 
elegant gebunden 4 BAR. 

Gevatter hriſchaus Landwirtfgafilige Brofamem. Ein Bud gemeinvernändliger und 
anregender Belehrungen aus allen Bweigen ber Laudbwirtiäaft. Preis 
fartoniert 1 MAR. 20 Yf. In Partien billiger. 

Kleines Lehröu der Bodenkunde. Bon Dr. phil. 3.39. Jaſert. Dit: zahlreichen IIuſtratienen 
im Tert. Preis gebunden 2 AR. 80 Pf. 

Keine Zutternot mehr! Eiue Bufammenftellung ber bewährtefen Mittel, bem 
Boden mehr Yutter abzugewinnen und dasſelbe höher wie bisher gu Der- 
werten. Bon Öfonomierat Dr. $. J. fisbein. Zweite Auflage. Preis gebunden 1 AR. 50 Pf. 

Pas Yufrant und die Mittel zu feiner Yertilgung. GineBeiprehung der verbreitetſten 
und dem Landwirt fhädlihfen, auf Feldern und Wieſen wilbwadfenden 
Bflanzen, fowte ber zu ihrer Befettigung bewährtefien Maßregelm Bon 
Okonomierat Dr. €. 3. Hisbein. Mit vielen Abbildungen. Preis gebunden 2 AR. 50 Vſ. 

Die Prifäiuftur, ihre Borzüge, Ihre Rentabilität und ihre vollswirtfhaftlide 
Bedeutung. Nebft einer fpeztiellen Anleitung zur Stellung und Behandlung 
der Drills und Pferdehacken. Herausgegeben von Slonomierat Dr. J. 3. Fisteln, 
unter Mitwirkung bes Ingenieurß umb Profefiord J. Zelte. Driite, vermehrte und um- 
gearbeitete Auflage. Mit 98 Abbildungen. Preis gebunden 2 MR. 50 Pf. 

Iutenver und extenfiner Vetrieß der dentſchen Sandwirtffaft. Gekrönte Breisihrift von 
Dr. Julius Sof. Preis gebeftet 3 MA., gebunden 2 ZUR. 60 Pf. 

Die Miefelfelder von Berlin und bie Sphljeuge unter befouberer Beridiiätigung 
ihrer chemiſchen Beihaffenbeit, mit zwei Plänen Bon Hans Graudhe Preis 
gebeftet 1 AA. 20 Yf. 

Die Erhößung der Aartoffelerträge dur Bekämpfung der Aartoffelkranffeit (Phytophthora 
Infestans). Bon Fravenſtein, Rittergutsbefiger auf Sydow bei Biefentbal. Preis gebefter 40 Pf. 

Die LandwirtfAaftligen Inttermittel, ihr Sutterwert und Ihre Berwendbung, nebR 
Anleitung zur Yufftellung von Zutterrationen für die lanbwirtfhaftlidgen 
Nustiere. Bon Dr. E. Zaſelhoſſ. Mit einem Borwort von Profefior Dr. J Bönig. Preis 
gebunden 3 MR. 60 Pf. 

Die Auftur der Kordweide, ber tatſächlich aus derfelben zu erzielende Ertragund 
idr Wert für ben Landwirt und Forſtmann. Bon Wilhelm Hemmerling Mit 
6 Tafeln in Dreifarbendrud und 80 Abbildungen. Preis gebunden 3 ME. 60 Yf. 

Der laudwirtfYaftlige Gartenbau. Bon 3. Herrmann, Kol. Garten-Jufpeltor. Wit B Plänen 
und 19 Abbtldungen. Preis gebunden 3 AR. 60 Yf. 

Die Audmill, ihre Erzeugung und Berwertung Bin praktiſches Handbug fr 
Biehbeſitzer, Mildwirtfhaften und Schulen. Herausgeneben von Brofefisr Dr. 
Zuge Werner, Ölonomierat Dr. 9. 3. Eisbein, Privatbogent Dr. Jamseger unb Profefior 
Dr. $tußer. Bierte, verbeflerte unb auf die Srfordernifie der Neuzeit ergänzte Auflage Wie 
88 Tert-Ubbüidungen und einem Titelbiide. Preis gebunden 8 MA. 50 Pf. 

Mutvicehlofer Betried in der Landwirtfgaft. Anleitung, buch reinen Aderban ohne 
Nutzvieh einträgliher zu wirtfhaften, nebfi Beihreidung von neunnnd» 
vierzig viehloſen Betrieben. Nah eigenen und fremden Grfabrungen verfaßt von 
8. Züſter. Wit Borwort von Ernft Ring, Könige Slonomierat, Düppel. Breis fein 
gebefiet 5 ZMR., fein gebunden 6 PAR. 










Alle Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. 
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Der OGutsertrags-Poranfglag. Kurze Anleitung zur Auffiellung eines folden für 
alle Landwirte, bie einen Betrieb für eigene Rehnung beginnen ober 
gewinnbringender gefalten wollen, tinsbefondere für unternehmungs- 
lufige Anfänger. Bugleih eine Würdigung bes vichlofen Berriebes — 
Gemeinverſtändlich dargeflellt und mit einem Beifptel aus der Praxis verſehen 
von 9. Büfter, Landwirt. Preis geheftet 1 MR. 

Der Helm Yablfrnt -Gemengeban als Aderdaufgem der Zußunfl. Bin Mittel gur 
Hebung und Siherung ber Erträge der Landwirtſchaft. — Gemeinverfiänblig 
bargeftellt von 8. Büfer, Vandwirt. Preiß geheftet 60 Vſ. 

Pas Aälkın des Aders, ein ſicheres Mittel zum Steigern des Neinertrages. Bon 
8. Büler, Landwirt. Mit Borwort von Prof. Dr. Albert Orth, Beh. Negierungsrat. 
Dritte, von der zweiten unveränderte Auflage. Preis gehrftet 1 AR. Au Partien billiger. 

Der SandarBeiter, insbefondere bie Borbenge feines Abzuges zur Stadt Nah 
meif eigenen Erfahrungen zufammengefiellt von 8. Zäfler, Landwirt. Preis gehefter 1 ZRR. 

Anleitung m ratieneen Betriebe der Ernte und zur Aufbewahrung ber Ernte⸗Er⸗ 
jeuguiffe. Bon Dr. Wiliem fübe Ditı 88 Ubbtlbungen ber neueften Erntegeräte, 
Maſchtnen und Trodeuapparate. Bweite, verbefierte und vermehrte Auflage. Reue, 
Billige Ausgabe. Preis gebunden 3 MR. 

Pie Düngung der Sandwirtigaftlihen Aufturpflaugen. Bon Mb. Wen. Yeil I, Leitfaden ber 
Pingerleäre. Sin Nahihlagebuh für Landwirte und zugleich ein Lebrbug 
für Uderbaufäulen und landbwirtfhaftlihe Winterihulen. Preiß gebunden 
1 mu. 50 Yf. — Kell II, Pie Ausführung des Püngrus in der Yrasis, veraufhaulidt an 
Brudgtumläufen Bin Ratgeber und Wegweijer für Lanbwirte Preis ge 
bunden 2 aA. 50 VPf. 

Dängerwirtfgaft. Ein Wegweifer für Mittel» und Kleinbetriebe Bon M. Freiherr 
neu Malkan. Preis nebefter 1 MAR., gebunden 1 MAR. 40 Pf. 

Der cwige Roggendan (Immergrüu), feine Bedingungen und feine Rentabilität. Auf 
Grund jehsjährigen Unbaues in Klein⸗Eichholz und fonjiiger Erfahrungen. Bor Dr. Lothar 
Meyer. Preis feft gebeftet 1 ZUR. 50 Pf.; 

Bus Pörderung der FSandwirtigaftsteamten. Feſtrede, gebalten zum Biährigen 
Stiftungsfete des Berliner Bereins deutſcher Randwirtihaftsbeamten am 
WB. November 1890. Bon Geh. Regierungsrat Brofefior Dr. phil. Albert Prih. Preis 
geheftet 25 Yf.! 

Zeigt ausführdare FIandwirtigaftfige Auterſuchungen. Bine Unlettung für Schüler 
Iandbwirtfhaftlider LBehranftalten und Tandbwirtfhaftlihe Praktiker. 
Herausgegeben von Dr. 8. Jagenfleder und Dr. 2. Jars. Mit 57 in den Tert gebrudten 
Abbildungen. Preis gebunden 5 MR. 

Das Tbomasmeßl, feine Chemie und Geſchichte. Bon Dr. War Jaſſon. Preis geheftet 
1 mn. 50 Pf. 

Pie Rentabiſität ungvichfYmwader Betriebe in der deutſchen Landwirtidaft, unter Berüd- 
fihtigung der verſchiedenen Boden», Alima- und Rirtihaftsnerhältniffe, 
nebſt Umterſuchnugen ither Wert und Preis des onimalifhen Tüngers an 
ber Hand ber Bujammenfielung von genauen Buchführungsergebnifien. Bon Dr. Jelir Keim. 
Preis fein geheftet 7 AR., fein gebunden 8 JRR. 

Die Wafcmwirtfgaft als Yorausfegung und Bedingung für Aultur und Friede. Bon 5. son 
Jamfen-Himmelfijerna. Preis gehbefter 15 JAR., in Halbfrauzband gebunden 20 MR. 

Dreigigjäßrige YWirtigafiscerfaßrungen des Nittergutsdehgers Sriedrich Shirmer-Menbans. 
Herausgegeben von Walter Müller, Wilmerkborf-Ferlin. Miı Porträt und Lebensbeichreibung 
Schirmers. Preis fein geheftieı 3 AR., elegoni gebunden 4 MA. 

Die Yerbiligung der laudwirtfgaftligen Produktion. Breisgelrönte Arbeit von Dr. grthur 
Shmekel. Preis fein geheftei 4 Ms., fein gebunden 5 AR. 

SE andwirtigattfide Yermehungsäunde. Gin Handbuch für Landwirtfihaftsiänien, 
Baufdulen und Gärtnerlehranſtalten, fowie gum Gelbfiunterridt für 
Bandwirte, Bautehniler, Yorftleute und Gärtner. Ron Dr. 3. J. Yäntert, 
a Rai und Profefior. Dis 121 Abbildungen und 8 Tafeln. Preis gebunden 

“7. 

Die Vreugengängerei zufhf- und gafizif@-polnilger Arbeiter. Ron Dr. Frit Stube. Preis 
gebeftet 8 MR. 

Der Bund der Sandwirte, feine Freunde und Feinde. EntNchungsgefhicte. Bived und Sahungen 
des ſelben nebft Aufruf des Herr Ruprecht Raniern und den grundlegenden Uusführungen 
bes Herm von Ploeg-Töllingen. Bon Sans Jheluck, Miglied des Bundes der Lanb- 
wirte. Preis geheftet 40 Pf. 

Der ration Geircideden. Mon Frofefior Dr. Sngs Werner. Zweite, wohlfeile Ausgabe 
Preis gebunden 1 A. 50 Yf. 


———— 


Alle Buchhandlungen nebmen Beſtellungen entgegen. 
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Welde Zukunft bat bie Heireibeprodufktion Peuifhlandsi Bon Dr. Juge Werner. Ureie 
geheftet 1 SUR. 20 Pf. 

Aus der Deutſchen Landwirtfdafts-Hefekidaft. Bon OÄkonomierat Berthold Woelbling, erftem 
Seichäftsführer ber Deutfhen Landwirtſchafts ⸗-Geſellſchaft. Breis gehefter 50 Pl. 


— r- - - - — 

EDEN] err Sandwirte. EIF32373732 

Was der Sandbwirt von dem DBürgerliden Gelchbude, ber FOR TESTEN sm Sambeis- 
gelegdude und ben einfhlägigen Landesgefehen wien muß. Bon Dr, jur. Ferbinaz) 
Brandis, Oberamtärichter. Bweite Auflage. Preis gebunden 2 ni. 50 Pf. 

Per Lanbwirifdaftlide Padiverirag, Ein Hanbbuch für Sursbefiger unb Pädter. 
Bon 8. Pittmar unb Dr, Fubw. Fuld. Dritte, auf Grund bes Bürgerliden Geſezbuches ver: 
mehrte unb verbefferte Auflage, Preiß gebunden 3 MR. 

Das Beids-Piechfenden-Hefeh vom 3. Juni IO/L Mail ısbi nebfi ber Bunbeßrarb- 
Anftruftion vom 2%. Auni 1895 und ben Preußiſchen Husfühbrungd-Gefegen. 
Diit Anmerkungen und einem Sadregifter verſehen von #. Böüpping, Rreißjefretär au 
Königsberg Am. Dritte Muflage. Preis gebumben 2 ak, 40 Pf. 

Anfechtung, Fanbeſung und Schadenerfah Beim Fiehkauf von Dr. P. Brükmenn, nebit Unbang: 
Weſen, Erfennung, mwirtihaftlide Bedeutung unb Gntmwidelungäöbauer 
einzelner Haupt» unb Bertragömängel von Regierungsrat Dr. 8, Ströfe. Preis 
gebumben 4 MA. 

Das Meht ber Privaldeamien in land- und forkwirtfdaftliden Belrieden nah bem 

Bürgerliden Bejegbude mit befonberer Berüdfidtigung ber Mrbeiter. 

Ihupgelege unb ber Geſinbeorbnungen. Bearbeitet von Frik Müdke. Preis gebumben 


1 ma. 20 Pr. 
Sandwirtichaftlice uud Torliche Sudhführungen. BEGELEEE 


a) Für den landwirtfhaftlihen Aleinbetrieb. 
kennt für den Bud und Fechnung führenden Sandwirt. Serausgegeben von Öfonomierat 
Dr. € 3. Eisbein und Weneraljefretär Dr. &. Birfein. — Umtlich empfohlen unb 
bereits in erwa 40000 Eremplaren verbreitet.‘ 
Qusgabe A für Kleinere Wirtfhaften. Fünfte Auflage. Preis gebunden 2 MA. | 
Ausgabe B für mitllere Wirtfchaften. Sirbente Auflage. Preis gebunden 3 ME. 
Ausgabe C für größere Wirtfchaften. Preis gebunden 4 DER. 
Hierzu erihien, bem Zagebub als Ergänzung bienenb und zur orbuungsmäßigen 
Führung beöfelben, als beftes und einfadhftes Hilismittel empfohlen: 
Anleitung jur einfahen Budführung und Selditeinfdägung für ben Landwirt. Gerans 
gegeben von Stonomierat Dr. @. 3. Eishbein und Weneralfefretär Dr. 8. Birfein, Dritter, | 
fehr vermehrte unb verbefierte Auflage, Preis kartoniert 1 MR. 


b) Für den landmwirffchaftlihen Broßbefrieb. 
I, Henumanns landwirtfdaftlidde Budführung. 
Enthält 14 verfhiebene Bücher und eine Anzahl Hilfs unb Nebenbüder, aus welchen eine 
für alle Berhältuiffe paffende Buchführung aufammengeftelt werben ann. 
Te ein Probebogen ber fämtlidhen Ju ber Buchführung gehörigen Kormur 
lare wirb zum Preife von 2 Mi. franfo geliefert. 
Proßedogen aller Formulare umfonfi und poilfrri. 

Suverläffiger beldderehner für Ullorb- und Tagearbeiten zur dbireftien Benupung 
bei Anfertigung unb Revifion von Lohnliſten, Nadweifungen cc. Bon 
Dr. Poppenhaner, Hentmeifter. Preis geheftet 1 Ak. 

Wanber-Ardeils-Bertrag, nufgeitellt auf &rund bes beute geltendben Redtt. 
Preis 25 Pf. 

Aohnabrechnungs buch für Wanderardeiter. Preis 10 Pf., in Partien 35 Stüt 2 mr. 40 $i. 
50 Srüd 4 ME 50 Pl. 100 Stüd 8 Mt. 50 Pf. franko. 

Hefinbeloßn-Adreinung nebft ben für die Dienfiboten mwidtigiten gefegliden Be» 
Rimmungen, welde im fönigreid Preußen mit Nusnahme ber Rbeinpropins, 
Hefjen-Nafiau, Hannover und Shledwig-Holftein fomobl auf bem Bande 
wie in ben Stäbten Wültigfleit haben. Huf Beranlaffung bes Deutſchen Bauern: 
Bundes herausgegeben von a. Käfer, DBanbwirt. Preis geheftet 20 Pf. An Partien 10 Srüd 
für 1 ME. 80 Pf. 5 Stüd für ML. Pf. 50 Stüd für 8 ME, 100 Stüd für 15 Mr. franto. 
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0) Für WBaldßefißer. 
Für dem forfilidhen Großbetrieb: 


Anleitung zur Fauch und Fechnungsführnng für Privatlorfireviere. Bon 5. Böhm, Königl. 
Negterungs- uud Forſtrat in Königsberg t. Pr. Preis kartoniert 2 AR. 50 Pf. 


Zür den forftlihen Aitlel⸗ und Zleinbetrieb: 


Anleitung zu einer einfagen Buchführung für Privat: und Semeindewalduugen 
mittleren bis Tleinen Umfanges, mit einem Abriß der Buchführung der 
preußifhen Staatsforftverwaltung, zum Gebrauch für Waldbefiger, ausübende 
Korfimänner, Butsverwalter, Rehnungsführer und VBeflifiene der Land» und Forſtwiriſchaft, 
bearbeitet von 3. Zranz, Königlicher Oberförfter zu Haus Ewig 1 W. Preis dauerhaft 
Yartoniert 2 AR. 

Die zu dieſen beiden Buhführungen gehörigen, fowie eine große Zahl 
fonft überall eingeführter forflider Bunfühbrungsformulare, etwa 90 an 
ber Babl, find fämtlih vorrätig. (Siehe aud Seite 11.) Je em Eremplar berfelben 
wird in loſen Bogen für 9 AR., in feiten Band gebunden für 18 ZMR. franko geliefert, au 
Sorfiverwaltungen aud zur Anſicht. 

Ausfüßrfides Berzeichnis aller Buführungsformulare umfonk und poſtfrei. 


AN LZAN Y ; nm 7 n 5 UA W AIG Vz, 
FEEGERE Gartenbau und Botanik, EERETIEEEE 
Der Bülgang der Kirſchenerträge des Dresdener Gldidals und feine Arſachen. Gin Vortrag 

von Jrik Armdt-Pberwarthe. Preis gehefter 50 Pf. 

Die Gurke, ihre Kultur im freien Bande und unter Slas, fowie die Berwertung 
ihrer Früchte Bon Joſef Zarfuß. Wii 20 Abbildungen. Preis lartoniert 1 MAR. 20 Yf. 

Die Melone, Tomate und der Speifehärbis. Shre Kultur im freien Qaude, unter Au⸗ 
wendung von Shugmitteln und unter Blaß, fowie bie Berwertung ihrer 
Früchte. Bon Jeſef Harfug. Mir 48 Abbildungen. Preis lartoniert 1 BAR. 60 Sf. 

Die Baumpflanzungen in Straßen der Städte, ihre Borbereitung und Unordnung. Bon 
6. Heike, Städt. Obergärtner. Mit 12 Ubbüldungen. Preis kartoniert 8 AR. 

Methodiſcher Leitfaden für deu Auterricht in der Botanik auf der Zinteriiufe und auf der Äber⸗ 
Aiufe. Bearbetieı von Dr. J. 8. Henniger. Zwei Teile. Preis larroniert je 1 ZMR. 

Der feldmägige Gartendan. Bon 3. Herrmann, Königl. Garten⸗Juſpektor. Dit 8 Plänen umb 
19 Abbildungen. Preis kartoniert 3 MA. 20 Yſ. 

Die Hartenanfagen am Dom gu Abln ein und jegt. Ein Beitragzur Geſchichte der Frei⸗ 
legung des Köluer Domes. Bon. 3. Jung. Mit vielen Abbildungen. Preis geb. 2 JAR. 

Gärten und Schmucplätze der Stadt Mainz ein und jegt. Bon 5. ZB. Jung und 9. Saröder. 
Mit vielen Abbildungen. Preis kartoniert 2 ZUR. 

Unfere Salatkränter. Blatt, Wurzel-, Frucht- und Blumenjfalate, ihre Kultur 
im Sausgarten und ihre Bubereitung in ber Küche. Herausgegeben von Phesdor 
Zange. Dritte, vermehrte und verbefferte Auflage. Mit 65 Mbbildungen. Preis fartontert 
1 uk. 20 Pf. 

Anleitung jur Anlage, Pflege und Fenutzung lchenbiger Heden. Bon Profeffor Dr. leranber 
von Kengerke. Bierte Huflage von Bernherb Graef, Ulit 81 Abbilbungen. Preiß Farionteri 
1 mi. 60 FI. 

Die Baumfäule und ber Bbflbau. Gin Leitfaden für Wärıner, Bandbmirte, Eehrer 
unb Gemeinbe:Berwaltungen. Bon 5. Findemulh, Königl. Garten-Anjpeftor Preis 
kartoniert 1 Muh. 30 Pf. 

Pie Erdbeere, ibre Eimieilung, Feidreibung und Aultur im Freien und unter 
Glas iZreiberei, mit Beidhreibung umub Mbbilbung ber anbauungb- 
werteiten Gorten Bon Paul Möfdke, Sarieninfpeltor, Berlin. Zweite, erweiterte und 
umgearbeitete Huflage mit Ad Mbbildbungen Preis gebunden 2 ME. 

Das Treiben ber Gehölſe umd ihre Verwendung für den Winterfor. Bon Johannes Sdiomerus. 
Preis fartonierı 1 Mal. 20 Pf. 

Der Weinfloed im Anusgarien. Praktiſche Unleitung zur erfolgreiden Aultur 
reblauswiberftänbiger MWeinreben. Bon Walther Siehe. Wii 35 Wbbilbungen. 
Preis kartoniert 1 MR. 60 Pr. 

Der Ehampiguon von der Spore bid um RKonjum. Dritie, volftänbig neu bearbeitete unb 
bebeuiend vermehrte Huflage bed Werles: Die Chbampignondlulıur in ihrem ganıen 
Umfange Bon Ermf Wendifh. Wit 108 Abbilbungen im ZTerte Preis gebunden 3 ME. 

Früfeln und Mordeln. Beihreibung, natürlide umb Fünftlide Gewinnung und 

Berwertung Die neueiten wiflenihaftliden und praftifben Erfahrungen 

berüdjibtigend. Bon Ernfl Wendifdh, Dbergärtner. Mit 15 Wbbilbungen. Preis 

fartoniert 1 ME. 50 Pi. 
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3 Atumanni, Fock. und Jagoweien, Berlag vom „Hausihag des Wiffens“, PBDIENEMENE. | 








Prahtirge Anleitung sum Spargeldau, nad den neueften Erfahrungen aufgeſtellt von 
Gral Veadiſch, Dbergäctuer. Mit 50 Asbildungen im Tert. Preis kartoniert 3 Ik. 50 IM. 

Wie Gebt man den Abftban in Kleinbäuerliden Verdältnifen! Erfahrungen ber Kreis⸗ 
verwaltung des Kreifed Weiterburg im Weiterwald, Heffen-Naffau, Bei | 
den von ihre veranftalteten Einrihtungen zur Hebun; des Obitbaues. | 
Herausgegeben von dem Freisausſchuſſe des Breifes Weherburg BZwiite Auflage. Preis 
gedeiter 1 MA. Sn Partien billiyer. 

Pie automstisge Bewäferung und Püngung der Gärten, Wieſen und Pelder. Bon Beier 
Yidalla. Mit 14 meiſt in mehrfachem Farbendruck ausgeführren Abbildungen. Preis fein 
kartoniert 3 BAR. 

Gintzägliger Gemüfeben mit Berüdfihtigung der Bor⸗ Zwiſchen und Nachfrächte 
Bearbeitet von Jhesdor Wilke. Dit 75 Abbildungen im Tert. Preis kartoniert 3 AR. 


BRZARZRRI Bienenuft. PRARASTRRE 
Der praktifge Rieneumeiſſter. Eine Kuleitung zum lobnenden Betriebe der Bienen- | 
sucht, nebit einer volkstümlichen Daritellung der Didelfhdeun Theorie und 
einer Schilderung der Breugihen Betrlebsſsweiſe, von Emil Preuß felber 
verfaßt. Herausgegeben von Kermann Melzer. Preid lartonier: 1 Ui. 80 Pf. 
Bienennähryanzen. Ihr Anbau und Rupen für deu Forſtmann, Vaundwirt, 
Gärtuerund Imker. Zugleich ein prakttiſcher Ratgeber beider Berbefferung 
der Bienenweide. Bon Germann Melzer. Preis kartoniert 1 DRK. 
Die Held teinrichtanzg einer BWienenwirtfhaft oder genaue Unmweifungen zur Selbit- 
beritellung eines Bienenjhıiercs, der Bienenwohnungen (Kitten) und ded 
unentbegriihften Wierfhaftsinventard nah eigenen Scrafrungen dargeftellt und 
Buch Jllufterationen erläuterr von M. Kolterminn, Köuigl. Forſter zu Pinnow b. Unger⸗ 
münde. Preis gebefter 1 AR. 60 Pf. 
3 


— Werke für die Hausfrau in Stadt und Sand. 


Die Pflege des gelunden und Aranleun Menſchen nebit einer Anleitung zur eritien Hilfe⸗ 
leitung bei plöglidhen Erkrankungen und Unglüdgsfällen, mit befonderer 
Berudfihtigung der Bedürfniffe und Berdhältniffe der Baudbewohner Be 
arbeitet von Dr. med, Lh. Super, prakt. Arzt. Bweite YHuflaze, neue billige Uusgabe Wi: 
Abbildungen. Preis kartoniert 3 MA., gebunden 3 DER. 50 Sf. 

Die Aleinen Feinde an den Borräten des Kandwirtes, ihre Bertilgung und Bertreibung. 
Bon Walter Müller, Deutſch⸗ Wilmersdorf. it 51 Abbildungen im Terte Preis gebunden 





— 
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8 MR. | 

Zſtuſftriertes Germania-Aohbad für alle Stände zur fparfamen Herftellung einer guten 
Hausmanns koſt, mit Berüädfigtigung aud ber feinen Küche, nebſt vielen 
Rezepten für bie Feinbäckereil, dad Einmachen und dergl., ſowie yausmitrel 
aller Art von Auna von HRJahmer. Mit 3 loloricrien Pilztafeln und 8 Tafeln in Schwarz⸗ 
drud, fowie einem 100 Seiten ftarken Notizbuch In überſt htlicher Regiiter- Sinteiluaz. 
Zweite Auflage. Preis hochelegant gebunden 3 MA. | 

Out Sürgertiß. Nochbuch für den täglihen Gebrauch, mitleihtfanlider Anleitung 
sum Selbſtkochen für junge rauen und Mädchen von Unna son Bazaer. - Mit 
8 tolorierten Bilgtafeln und 6 Tafeln in Schwargbrud. Preis elegant gebunden 3 uk. 50 Pf. | 

Die prautiſche Landwictin. Ein Handbuch für angehende Laudwirtinunen und inuge |, 
Hausfrauen auf dem Bande. Bon Minnag Peteeſen. Zweite, neubearbeitete Auflage | 
Mit 242 Abhildungen und B bunten Tafeln. Preis hochelegant gebunden 5 Mk. 1 

Aürs Aırkjaus. Ein wirtſchaftlicher Katgeber für die Feau des Forſtmannes. 
Bon Fliſe Poigt. Mit 101 Aſsbiſdunzen im Terte. Preis fein geheiter 3 Mi. 50 FYf., hoch⸗ | 
elegant gebunden 4 MR. 50 ı PT. 

Pie Wildbrsttüäge der deatſhen Weidmannszatiin. Bon Frau Üherefe Wagener, geb. hn. | 
Breis Hohelegant gebunden 8 MR. 50 Pf. 


TOT EREREREN Aateeuliteratur. [BUT ZITT A 


NK | 
Binder aus dem NAahteen-Zimmergarten. Bon Bael Jleſcht. Mit 5 Mbbildungen. weite, 
wefentlich erweiterte Auflage. Preis geheftet 1 MA. 80 Pf., kartoniert 8 WA. 20 Pf. | 





Bthdende NAaltsen (loonographia Oastaosarum). Im Auftrage der „Deutfhen Kalteen- 
Geſellſchafte Herausgegeben von Brof. Dr. Kari Shumaum, nach defien Tode fort» 
geſetzt von Prof. Dr. Mar Fürke. Erſcheint in zwangloſen Btieferunugen zum Breife 
von ie 4 MA., von denen jede vier Barbentafeln enthält (vierundzwanziz Bieferuagen And | 

. Bis Anfang 1907 erſchienen), oder in feR kartonterten Jagresbänden, zunächſt ie | 
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zwölf, fpäter je ſechzehn Tafeln enthaltend. Echter, zweiter, dritter, vierter und 
füufter Band mit je zwölf Tafeln zum Preife von je 13 Ma., fomwie ſech ter und fiebenter 
Band mit je 16 Tafeln zum Preiſe von je 17 Ma. fin) Herausgegeben. Die Tafeln 
1 bis 69 find al eriter Serienband des prädtigen Werkes in feinen Veinenband zum 
Breife von 65 R., in hochfeinen Halbfranzband gebunden zum Preiſe von 70 AR. kauflich. 
Proſpekt über da3 Tafelwerk mit einer Farbentafel und Verzeichnis aller erichieneuen Tafeln 
umfonft und poftfrei. 

Grfamibeihreidung der Aukteen (Monographia Oaetaosarum). Bon Prof. Dr. Barl Ihumann. 
Mit einer kurzen Anweiſung zur Pflege der Kakteen von Barl Kiefät. Zweite, 
um die Nadträge von 1898 biß 1902 vermehrte Auflage. Mit 158 Abbildungen. Preis ge- 
befter 30 AA., in feinen Halbfranzband gebunden 84 ZUR., auch zu beziehen in 15 Bieferungen 
sum Breife von je 8 BAR. Für die Beſitzer der erftien Auflage werden die Maäträge 1898 
Bis 1903 apart geliefert. Preis gehefrer 6 SAR., in feinen Halbfransdband gebunden 8 BAR. 

Koys of the monograph of Cactaceao translated by Karl Schumann. Preis in Beinen 
gebunden 4 AR. 

Sucenſente Beifecrinnerungen I. ans Dem Zahre 1896 (Miniera), Il. ans Dem Jahre 1901 (Aoland 
und Eugland). Bon Prof. Dr. Barl Schumana. Preis jedes der beiden Hefte 1 MR. 

Derzeichnis Der gegenwärtig in Den Kaftaren Behndligen Kakteen. Bon Brofeflor Dr. 8. 5humann. 
Breis fein geheftet 1 AR., mit Papier durchſchoſſen und kartoniert 1 BAR. 60 Pf. 

Auc Anleitung zur Bimmerkultur Der Aalteen. Bon 3 Vhomas. Bierte, vermehrte 
und verdeflerte Auflage. Mit 51 Abbildungen aller Gattungen Kakteen und Fettpflanzen, 
fowie von Kulturgeräten. Preis fein gebunden 1 Ak. 20 Pf. 


tt Au ur ” vr Ir ur ANZ u . vyr 0 AZ vr rt x 
REIT  Diverfes. Sa 
Güronik der Stast Kendamm nebft Mitteilungen aus alten Shöppen- und Grund— 

büchern ber Dorfſchaften Wittftod, Nabern, Darrmiegel, Zicher, Damm 
(früher Dorf) und Batzlow. Bon Ehrid, Bürgermeifter a. D. Preis kartoniert 1 AR. 

Klottenliederdud. Btieder- und Handbuch für Ylottenfreunde. Im Uuftrage des 
Deutihen Fylotten-Bereins herausgegeben von Bob. Persbach. Einfahe Auſsgabe: Preis 
kartoniert 40 Pf. Biebhbaber-Ausgabe: Preis gebunden 1 MR. In Partien billiger. 

Harte des Kreiſes Aönigsterg Am. Rah ber neueiten Aufnahme bes Generalſtabes 
und unter Benugung noch nit veröffentlihten Materials. In fehsfarbigem 
Gteindrude. Maßſtab 1:75000. Gezeichnet von Dr. Mar fimpriät. Preis unaufgezogen 
in Mappe 4 MAR. 50 Yl., aufgezogen auf Veinwand tn Buchform gefalzt 7 AR. 50 Pf., 
aufgezogen auf Beinwanb mit Stäben als Wandlarte 8 AR. 

Anleitung zum Faxieren Der Mezepte nad der Königl. Preugifgen Arzneitaxe. Mit 111 Muſter⸗ 
Rezepten. Für angehende Pharmaceuten bearbeitet von Y. Finde. Preis gebeftet 2 MR., 
gebunden 3 u. 

Wenzel-SQubert, Der Bau der Giskeller, Gishänfer, Katzerkeſſer und Gisigränke, Towie bie 
Anlage von Kühlräumen nebft Eis⸗ und NKählmaſchinen für Brauereien, 
Mollereien, Shlähtereien, Eiſsfabriken 2. Seqhſte, vollſtändig neu bearbeitete 
und bedeutend vermehrte Auflage von Profeſſor Ylfred Schubert, Bandwirtfhaftlihder Bau⸗ 
meifter und Koͤniglich Preußifher BaugewerksfgulsOberlehrer in Caſſel. Mit 185 Ab⸗ 
Bildungen. Preis geheftet 4 MR., fein gebunden 5 BAR. 

Sammlung der Die Berwaltung des Prouinzialuerbandes von Pommern detre fenden geſetzlichen 
Belkimmungen, Statuten, Beglements etc. Amtliche Ausgabe. Preis gebeftet 3 MR., 
gebunden 3 UA. 50 Vſ. 

Statut für die Pommerſche land- und forſtwirtſchaftliche Verafsgenoſſenſchaft. Preis geheftet 
20 Pf. Bei Bartien bedeutende PBreisermäßigung. 

Die KHeteroceren - Raupen (und Yupyen) des 9. T. Petertſchen Manuftriptwertes: 
Biologifhe Beiträge zur braſilianiſchen Shmetterlingd - Sauna. Mit 
10 Zafeln. Brei3 lartoniert 5 BAR. 

Das Studium der Braconiden nebſt Neviſton ber europätihen und benachbarten 
Arten der Battungen Vipio und Bracon. Bon Dr. 9. Ichmiedeknecht. Preis 
gebeftet 1 MR. 

atomoſogiſches Jagebach. Tyein und dauerhaft in Halbleder gebunden. Preis 25 Bogen far 
3 a8. 50 Pf., 50 Bogen Narl 5 MA., 75 Bogen flarl 6 ak. 50 Pf. 

Nummerniettel für Infehtenfammler. Preis 235 Blatt 50 Pf. 50 Blatt 90 PL, 100 Blatt 
1 ME. 70 BL., 200 Blatt 3 Mt. 20 BI. franko gegen Boreinfendbung des Betrages. 

Genuszettel für Infehten. Preis 100 Blatt, jedes Blatt halb &, Halb Q enthaltend, 50 Pf. 
frauko genen Boreinfenbung bed Betrages. 

Gerderei⸗ Anchfkähruug. Praktiſches Handbuch zur Gelbfierlernung der Buch⸗ 

führung in Gerbereien. Bon . Zobhrer, Direktor ber höheren Handelsſchule zu Calw 

in Wärttemberg. Zweite Auflage. Preis gebunden 3 AR. 
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Aalender der Dentſchen Adelsgenoſenſchaft 1908. Herausgegeben im Wuftrage der Deutſchen 
Üdelsgenofjenihaft duch das Schriftführeramt, Berlin NW. 6, Yuifenftraße 47, IV. Breis | 
fein gebeftet 2 MA., hochelegant gebunden 3 BAR. | 

Taſchensuch und Motizkalender für deu Landwirt auf das Jahr 1908. u Braun Gegelleinen 
dauerhaft gebunden, mit Bleiſtift. Shwahe Ausgabe A, mit viertelfeitiger Tage | 
anordnung im Noti;falenber. Breis 1 MAR. 30 Pf. Stärkere Ausgabe B, mit Balb- 
feitiger Tageanorduung des NRotiglalenderd. Preis 1 ZUR. 60 Pf. Bei Bezug bon 10 Grem- || 
plaren auf einmal ermäßigt fih ber Preis der Uusgabe A auf 1 M., ber Ausgabe B auf 
1 MR. 40 Pf. 

„Waſdheife«, Kalender für beutfle Korfimänner und Jäger auf das Zahr 1908. Ju grün | 

Gegelleinen dauerhaft gebunden, mit Bleiſtift. Shwade Ausgabe A. Yreis 1 AR. 50 Pf. 

Stärkere Ausgabe B, mit 160 Seiten Diillimeterpapter im Anbange Preis 1 ZUR. 80 YA. | 

Bei Bezug von 5 Bremplaren auf einmal ermäßigt fi ber Preis ber Ausgabe A anf 

1 au. 20 Yf., ber Uusgabe B auf 1 AR. 50 Pf. 
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are Briefpapier, Jagdeinladungskarten ufw. 


Zagdöriefbogen mit Auverts, Billettformat, mattgrün mit Driginal-Zagbbilbern | 
in sablreider Ubwedfelung Preis: & Stüd in feinem Karton 1 RR. 20 A, | 
50 Stüd in feinem Karıon 2 AR. 25 Yf., 100 Stüd in feinem Karton 4 ME. | 


Sagddriefkarten in Fiſſettſormat mit Auveris, mit Driginal-Sagbdbildern In zahl⸗ 
reider Abwedfelung. Yreis pro 50 Stüd in feinem Karton 8 RR. (Brobeienbung 
von 10 Brieflarten und Kuverts gegen Einfendung von 60 Bf. in Briefmarfen franto.) 

Sagdeinladungskarten in einfahen Poftlartenformat, mit weidgeredtgezeihneten :; 
Sagbbildern, als Pojtlarte au verfenben. 48 verfchiebene Muiter. Preis: 24 Stück | 

1 MR., 48 Stud 1 MR. 80 Yf., 100 Stück 3 MAR. (Brobefendung von 10 Stüd gegen 





EEE Forſtte UND Zagoweſjen, Berlag DOM „Pausſchag DES iſſens, WERE | 


Einfendung von 50 Pf. in Briefmarken franko.) Bei Beitellung Lleinerer Quanten, als wie 
48 Stüd, wird gebeten, zu vermerken, ob die Karten für hohe Jagd, für Niederjagd, für 
Enteu-, Hübner, Hafeniagb zc. ꝛc. beſtimmt fein follen. 

Sumorikifde Jagdeiuladungsharten nach Zeichnungen bed Freiherrn 5. son Yuflef. 12 ver- 
fdiedene Mufter. Als Poftlarte gu verienden Preis von je 12 Stüd fortiert 80 Pf 
24 Stüd gemiſcht 1 AR. 50 Yf., 48 Stüd gemifcht 2 ZRR. 80 Pf., 96 Stüd gemildt 5 BAR. 

3. Neumanns jagdlide Aufichtspoſtlarten. 48 verſchledene Mufter, in welden far alle 
in Mitteleuropa portommenden Wilbarten vertreten find. Preis 12 Stud 60 Pf, 
U Stil 1 MR., 48 Stüd 1 MAR. 80 Ff., 100 Stüd 83 ME. 


Anſfichtspoſtkarten der Deutſchen Zäger-Zeitung in Farbendrud. Drei Scrien je 4 Stüd. 
L Serie: uerhahu, Faſan, Hafjelhuhn, Waldfhuepfe; IL Serie: Reh mit Fig, 
Gemſe, Rehbock, Rothirſch; III. Serie: Das, Wildſchweine, Fuchs, Wolf. 
Preis 12 Stück (gemiſcht) 1 Mit., 35 Sitück 2 MR., 50 Stück 3 MR. 60 Yf., 100 Stud 7 Ak. 

Aumoriſtiſche Shucpfen-PoflRarten. Nah Beihnungen bes Freiherrn 5. von Buffeh. Für bie 
Sonntage Dculi, Lätare, Judiea, Balmarum und QDuafimobogeniti. 5 Ders 
fhiedene Mufter. Als Anfihtspoflarten und Sagbeinladungslarten zu 
verwenden. Preis je 5 Stüd fortiert 35 Pf., 25 Stüd gemtidht 1 MR. 50 Yf., 50 Stüd 
gemiiht 3 MAR. 80 Ff., 100 Stuͤck gemiſcht 5 MR. 

Menjadrs - Gratulstionsharten in Boftlartenform mit Driginal-Jagbbilbern 
Humoriftiifden Auftrihes. Bwanzig Muiter. Preis: 20 Stüd 1 ME. 50 Pf., 50 Stüd 
gemiſcht 2 FAR. 80 Pf., 100 Etüd gemiidt 5 AR. 

Henjahrs-Hratulationskarten in Billetiformat mit Driginal»Zagdbildern, Inrzem 
Slüudwunfh und Kuverts. 3 WMufler Brei: & Stüd 1 MR. 20 Yi., 0 Stüd 
2 MR., 100 Stüd 3 UA. 50 Yſ. Mit Goldſchnitt 25 Stül 2 MAR, 50 Stüd 3 ak. 
50 —* 100 Stüd 6 ak. Dit Nameneindruck von WS Gtüd an pro 100 und weniger 
1 ME mehr. 


Menu-Karten für Shäfelireiden mit jagdlihen Bignetten. 2% verihiedene Mufter. 
Preis: 0 Stüd 1 AR. 20 Yf., 60 Stüd 3 ZAR., 100 Stüd 5 AR. 


FifdRarten für die Namen der einzeluen Gäfle mit jagblihen Bignetten 48 verichiebene 
Wiufter. Preis: 865 Sıüd 1 ME., 48 Stüd 1 MR. 30 Pf., 100 Stück 2 ME 50 Pf. 


VPiftenkarten mit grünem Zägerwappen in Qäſtchen. Preis einfach 100 Stüd 1 ZUR. 3 Vſ. 


mit Goldſchnitt 100 Stück 3 MR. (Wufter gegen Einſendung von 20 Bf. franto.) | 
Alle Buchhandlungen nehmen Beftellungen entgenen. | 
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| 
Sammelwerf: 


Dausfchatz des Wiſſens. 


ve 


| TEE 
| Zur Unfhaffung kann beiten? empfohlen werben das groß angelegte 
| 
| 


Sechzehn Bände, fein in Leinen gebunden, zum Preife von je 9 Mk. Hochfein 
| in Haldleder gebunden zum Preife von je 11 Mk. 


| 
| 
| Siebzehnter Hand, Generalregifter, für die Hbnehmer der ganzen Sammlung gratis. | 


Der Dausidhatz des Wiſſens iſt eine Sammlung von gemeinverfitänd- | 
lichen, reich illuftrierten Werfen, welche die für das große Publitum wichtigften 
Bweige des allgemeinen Wiſſens umfafjen, und deren billigfte Preife, bei beiter 
Qualität des Gebotenen, jedermann die Unfhaffung ermögliden. Das General- 
vegifter ift derart angelegt, daß ber Hausſchatz? des Willens auch als Nahe 
ſchlagewerk beſtens zu benutzen ift. 


Der Preis des großen Sammelwerkes iſt, um eine wirklich allgemeine 
Verbreitung desſelben zu fördern, ein für Originalwerle bon ſolcher Gediegenheit 
und Ausſtattung beilpiellos billiger. 5 


Die Gliederung des Geſamtunternehmens iſt folgende: 


| Werke über unfer Wilfen von der Natur. 


Übtellung I. Entwickelungsgelhicte der Natur (Bd. 1 u. 2). I 
| Wbteillung IL Die Phyfik (Bd. 3 u. 4). | 
Abteilung IIL Die Chemie (8b. 5). 

| Abteilung IV. Das Mineralreib (BD. 6). 

Abteilung V. Das Pflanzenreib (Bd. 7). 

| Abteilung VI. Das Tierreib (Bd. 8 u. 9). 


| Werke über unfer Wiffen von der Menfchbeit. 


Abteilung VII. Cänder- und Völkerkunde (Bd. 10 u. 11). 
Abteilung VIII. Geſchichte der Menſchheit (Weltgelhichte) (Bd. 12 u. 13). | 
Mbteillung IX. Kunftgelbicdhte neblt Geldhidte der Mulik und Oper " 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
(Bd. 14). 


u ww m 





Zeiten und Völker (Bd. 15 u. 16). | 

Abteilung XI. Selamtregifter (Bd. 17). Gratiszugabe für die Abnehmer | 
der ganzen Sammlung. Ä 

| 


Jedes diefer Werke bildet ein vollſtändig für fi abgeſchloſſenes Ganzes mit einem 
ausführlichen Zegifler und wird zum Zreife von O k. biw. 11 Mk. pro gand 
auch einzeln abgegeben. 


| 

| 

Wbtellung X. Geldidhte der Wleltlitteratur und des Theaters aller 

| 

| 

| 

die Anschaffung des grossen Sammelwerkes wird durch die günstigsten 
Zahlungsbedingungen erleichtert. Reisebuchhandlungen geben das kom- | 
plette Werk gegen Monatsraten von je fünf Mark ab. Die Verlags» | 


| 
| buchhandlung ist auf Wunsch bereit, solche Firmen nachzuweisen. 


——— — — ————— — ——— — ——— rg sg 
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Einzelwerke vom Dauslchatz des Wilfene: 


Entwidelungsgelcdhichte der Natur. Bon Wilhelm Bölfhe. Zwei Bände, 
1646 Seiten, 785 Wbhildungen, 16 Tafeln in Schwarz und Farbendruck 
Zei in Leinen fein gebunden 18 Mk. In Halbleder hochfein gebunden 
a8 Mk. 

Die Phyfik. Bon DB. Maler, Profeſſor Dr. P. Richert und Dipl Sing. A. Kübns. 
Zwei Bände, 1745 Seiten, 1183 Abbildungen, 10 Tafeln in Yarbendrud. 
Preis in Leinen fein gebunden 18 Mk. Sin Halbleber hochfein gebunden 
223 . 

Die Chemie. Von Dr. Max Vogtberr. Ein Band, 847 Seiten, 421 Ab⸗ 
bildungen, 5 Zafeln in Sarbendrud. Preis in Leinen fein gebunden 
9 Mk. Syn Haldleder hochfein gebunden 11 Mk. 

Das Mineralreib. Don Profellor Dr. Georg Güridb. Ein Band, 754 Seiten, 
521 Abbildungen, 8 Tafeln und Beilagen in Schwarz. und Farbendrud. 
Preis in Leinen fein gebunden 9 Mk. In Halbleder bochfein gebunden 
11 Mk. 

Das Pflanzenreib. Bon Profeflor Dr. K. Shumann und Brofefior Dr. E. Gilg. 
Ein Band, 858 Seiten, 480 Mbbildungen, 6 Tafeln in Farbendruck. Preis 
in Fr fein gebunden O Mk. In Halbleder hochfein gebunden 
11 ik. 

Bas Tierreihb. Bon Profellor Dr. L. Heck, Profefior Paul Matſchie, Bruno 
Dürigen, Dr. Ludwig Staby, €. Krieghoff, Profejior Dr. v. Martens. 
Zwei Bände, 2222 Seiten, 1455 Abbildungen, 12 Tafeln in Schwarz⸗ und 
Farbendruck. Preis in Leinen fein gebunden 18 Mk. In Halbleder 
hochfein gebunden 22 UK. 

Länder- und Völkerkunde Bon Dr. f. W. Paul Lehmann. Zwei Bände, 
1646 Seiten, 1024 Abbildungen, 11 Tafeln in Farbendrud. Preis in 
Leinen fein gebunden 18 Mk. In Halbleder hochfein gebunden 33 ik. 

Weltgeldbicdte. Bon M. Reymond. Amel Bände, 1672 Seiten, 841 Ab» 
bildungen, 16 Bildertafeln und 10 bunte, Hiftorifcde Karten. Preis in 
Leinen fein gebunden 18 Mk. In Halbleder hochfein gebunden 22 MKk. 

Runftgeldicbte. Bon Profeſſor Dr. Max Schmid. Nebſt einem kurzen Abriß 
der Gefhichte ber Mufit und Oper, herausgegeben von Dr. Clarence 
Sherwood. Ein Band, 842 Seiten, 411 Abbildungen, 10 Zafeln in 
Schwarz und Farbendrud. Preis in Leinen fein gebunden 9 Mk. Sn 
Halbleder hochfein gebunden 11 Mk. 

Gelchichte der Wleltlitteratur und des Theaters aller Zeiten und 
Bölfer. Bon Julius Dart. Zwei Bände, 1886 Seiten, 825 Abbildungen, 
16 Tafeln in Schwarz und Farbendruck. Preis in Leinen fein gebunden 
18 Mk. An Halbleder hochfein gebunden 23 Mk. 

Gelamtregifter bearbeitet von der Verlagsbuchhandlung. Ein Band bon 
etiva 300 Seiten. Das Gefamtregifter wird jedem Abnehmer des Geſamt⸗ 
werkes, aljo dem Säufer aller ſechzehn XTertbände, koſtenlos geliefert; ſonſt 
wird e8 abgegeben: in feinen Leinenband gebunden, zum Preife von 6 Mk., 
in hochfeinen Haldlederband gebunden zum Preife von 8 Mk. 


Alle Werke zeichnen fich neben anerkannt vorzüglichen Tert durch ungemein 
billigen Preis, reichen, präcdtigen Bilderſchmuch und gelſchmackvolle Ein- 
bände aus. Es find Bücher, welde zu den erften Schätzen unlerer Literatur 
gehören; auf jedem Wleihnachtstifche werden fie überall Freude und Bes 
wunderung berborrufen. 











Alle Buchhandlungen nehmen Beitellungen entgegen. 
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| Deutliche Jäger-Zeitung. 
Organ für Jagd, Schielswelen, Filderei, Zuct und Dreſſur von Jagdhunden. | 


| Berausgegeben und redigliert unter Mitwirkung bervorragender 
WÜeldmänner, Bundekenner und Naturforfcer. 
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Mit den Beilagen: Das Wleidwerk in Wort und Bild. Das Schieſsweſen. 
| Unfer Jagdhund. Das Teckele. Vereins-Zeitung. j 
Erſcheint wöchentlich zweimal, alfo 104mal im Jahre. 
Abonnementspreis mit allen Beilagen pro Quartal Mik. 
Zu beziehen durch jedes Poftamt, ſowie durch jede Buchhandlung. 


| 

| 

Die Deutfche Jäger-Zeitung hat: eine Auflage von über 31500 Exemplaren uub | 

ift die befte, reichhaltigfte, weit verbreitetite unb im Verhältnis zu Ihrem Erſcheinen billigfte | 








| 

| 

| deutſche Jagdzeitung, fie wirb fih als unentbehrlich für denjenigen erweiſen, ber jagdliche 

| Belehrung in echt weidgerschter Form ſucht. Ganz befonderen Wert gewinnt bie Deutliche 
JAger-Zeitung durch ihre Beilagen: namentlih durch das rei illuftrierte und muſterhaft 

|  ausgeflattete Ulefdwerk in Ulort und Bild. Das Schleſs welen hat ſich bie Hufgabe geftellt, | 
feine Befer über alle Fortichritte und Neuerungen aus ben Gebieten bed Bchielswelens, 

! er Schiefskunft und der Waffentechnik auf dem laufenden zu halten und ihnen in biefen 

; Dingen ein unbefangener, partellofer Berater zu fein. Unfer Jagdhund erörtert alles, was 

| der Jäger von Dreffur, Bundehaltung, Bundezucht, Ralfehunden zc wiflen muß Das 
Cechele bringt Kritifches aus dem Gebiete der Bundezucht und jagdliche Tagesfragen. \ 

! Die Vereins-Zeitung ſchließlich bringt bie Vereinsnachrichten der Jagdlichen und kynologifchen | 

Vereine Deutfchlands, Ölterreichs und der Schweiz in handlichſter und fiberfihtlichfter Form. ı 

ı Durch biefe praktifche Ginrichtung der Gliederung fteht bie Deutfche JAger-Zeitung an der | 

| Spitze aller deutſchen Jagdzeitungen. 

| 


| Schuls und Waffe, 


| Illuftrierte gemeinverftändlibe Zeitfchrift für jagdliches, militärifches 
| und fportliches Schielswelen, Schielsplatz-Ainlagen, Waffentechnik, Minen- 
und Torpedowelen, Wlaffengeldicdhte ete. | 
J Derausgegeben von der Verfuchsitation Neumannswalde-Neudamm 
5 unter Mitwirkung bewährter Fachmänner. | 
| Erſcheint am 1. und 15. jebed Monats. — Abonnementspreiß pro Quartal B Wk, 

Zu beziehen durch jedes Poftamt, fowie durch jede Buchhandlung. | 
Schuts und Waffe befaßt ſich ausſchließzlich mit ber Waffen-und Schießtehnikin | 
ı teihtverfiändlich gefchriebenen Artikeln erfier Autoritäten. Schufs und Waffe fol ein Unter» 
haltungsblatt für den Waffenliebhaber und praktiſchen Shügen, fowie für den fein, | 


" Der fi mit Baffenfabrilation und beren Handhabung irgenbiwic beſchäftigt. Das Blatt wirb alle 
| intereffanten Neuheiten bes Zn» und Auslandes auf dieſem Gebiete bringen. J 


Deutſche fForft-Zeitung. 


| 

Mit den Beilagen: Forftlihe Rundſchau und Des förfters feierabende. 
Tachblatt für Forstbeamte und Waldbesitzer. ' 
| 

| 

| 


Amtliches Organ des Brandversicherungsvereins Preussischer Sorsibeamten, des Vereins Königl. Preussischer 
|  Jorstbeamten, des Vereins Waldheil, des Vereins für Privatiorstbeamte Deutschlands, des Yorstwaisen- 
vereins und des Vereins Berzoglich Sachsen-Meiningischer Jorstwarte. 
Berausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Forftmänner. 


Erſcheiut wöhentlid Sonntags. — Ubonnementspreis mit ihren Beilagen vro Duartal 3 Mk. 
Mit ber Deutſchen ZJäger-Zeitung gemeinfam bezogen 8 Mk. 50 HT. 
Zu beziehen durch jebes Poftamt, ſowie durch jede Buchhandlung. 
| Die Deutiche Forft-Zeitung hat eine Auflage von mehr al8 10 000 Sxemplaren und If 
daß gelejenfte aller forftlihen Blätter, fie erörtert alle Fragen des Ulaldbaues, des Forltihutzes 
Ä und der forltbenutzung, fie bringt Geletze, Verordnungen unb Bekanntmachungen ein- | 
|  fehlägiger Behörden, befonders ber Königl, Preufs. Zentralforftbehörde, beriätet über alle 
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Perfonal- und Verwaltungsveränderungen, ferner Bringt fie Vereinsnachrichten und Bandels- 
berichte und führt eine außführlide Vakanzenlifte. Als Organ ber genanuten Bereine if bie 
Deutiche Forft-Zeitung außerbem das berufenfte Organ des Forftbeamtenftandes. Siebehanbelt 
alle fragen, welche in das foziale Leben und in das Berufswelen der deutfchen förfterel hinein⸗ 
, greifen, ſachgemaſs unb in ruhfg abgeklärter Form. Die monatliche Beilage Forftliche Rundfchau 
gibt eine genane bericht Über die gefamte Fachprelle des In- und Huslandes, fowie Referate 
ı über alle bedeutenden Erfcheinungen der forftlichen Literatur überhaupt. Die wöchentliche 
‚ Beilage Des förfters Pelerabende bietet Belehrung auf bem Gebiete ber Landwirtichafe, des 
| Gartenbaues, der Dauswirtichaft, der Filcherei und der Bienenzucdt. Außerdem bringt fie 
| einen für dag Forfthaus beitimmten Unterbaltungsteil, gelchätzte Erzählungen, gelchichtliche 
| 
| 


| 
| 
| 
| 


und naturwillenfchaftliche Mitteilungen, eine Rätfelecke ı.a.m. &o kann bie Deutliche Forlt- 
Zeitung als das gelefenfte, berufenfte, beftgeleitete Organ ber grüuen Bilde angefehen werben. 


| es P “ 

Ä fifcherei- Zeitung. 

| - Organ des Vereins deutscher Ceichwirte. 

| Wochenschrift für die Jnieressen der gesamten deutschen Fischerei, Fischzucht und Leichwirtschaft, 

| des Fischhandels, der Fischverwertung, Sportfischerei, Zierfischzucht und Aquarienkunde. 

| Perausgegeben unter Mitwirkung hervorragender Facdhmänner der Theorie und Praxis 

| von Dr, 6. Walter, Baalleld a. Saale, und Regierungsrat Dr. Wilh, Dröfcher, Schwerin i M. 

| Erfheint wöhentlig Saonnabende. — Abonnementspreis pro Quartal 3 ik. 

| Bu beziehen durch jebe8 Poſtamt, forwie durch jede Buchhandlung. 

f Die Filcherei-Zeitung will lediglih der Praxis bienen, fie ift alfo beſtimmt für die Saub 

| bes Fifchzüchters, des Teichwirtes unb des prahktifchen Filchere, forwie bes mit bem Filcheret- 

ı  betriebe verbundenen Bandels; namentlich beachtet fie dabei die neuelten Errungenfchaften aus 

| Wiffenfchaft und Praxis und berichtet ftändig über alle bie Teichdüngung und Pifchfütterung, 

‚|  fowie über Nebenfifche gemadten Erfahrungen, aud dem Abfatz und ber Preisfteigerung 

i ſchenkt fie ftet8 ihr Augenmerk, und außerdem tritt fie beſonders für bie Intereflen des 
gelamten deutichen filchereigewerbes überall nahbrüdlid ein. Weiter gibt bie Filcherei- 

Zeitung auch durch ihre Haren Belebrungen bem, welder dem Fiſchereibetriebe ferner Recht, 

infonderheit bem Landwirte und Forftmann, Anleitung, fi in biefen in allen Fällen gewinn- 

dringenden Wirtfchaftezweig hineinzuleben. Alle deutichen Pfiicherei-Interellenten finden 

beshalb in ber Filcherei-Zeitung ein Zentralorgan für alle Fragen Ihrer Lebenseriltenz. 


Monatsfchrift für Kakteenkunde. 


Zeitschrift der Liebhaber von Kakteen und anderen TFettyflauzen. 
Drgen ber von Profeſſor Dr. Q. Schumanun gegründeten Deutichen Kaklren⸗Veſellſchaſt. 


Herausgegeben von Profefior Dr. Gürke, Steglig-Berlin. 
Erſcheint Dritte jeden Monats. — Abonnementspreis pro Halbjahr 4 Mk. 
Bu beziehen durch jebes Poſtamt, forwie durch jede Buchhandlung. 


Deutfches Adelsblatt. 


Wochenſchrift für die Aufgaben des chriſtlichen Adels. 


Organ der Deutidhen Hdelsgenofienfdhaft. 


Erſcheint wöchentlih Sonntags. — Ubonnententßpreiß pro Duartal 3 Mk. 
Bu beziehen durch jedes Boftamt, fowie burd jede Buchhandlung. 


Probenummern fämtlider bier genannter Zeitungen mit allen Beilagen 
werden wunfdhgemäfs jedem Interelfenten umfonft und poltfrei geliefert. 


Ein ausführlicher Illuftrierter Verlagskatalog wird auf Berlangen an jeben Intereflenten 
umfonft unb pofifrei geliefert. Diesbezüglicde Wünfde find gu richten an bie Berlagsbuäbenblung 
von J. Neumann in Neudamm (Proving Brandenburg). 

Die Bieferung der bier aufgeführten Werke erfolgt, fofern nicht anders angegeben iR, 
gegen Ginfendbung des Betrages franfo, unter Nachnahme mit Portozuſchlag. 
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24 Druc J. Neumann Reubamm. 
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